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Mittwoch, den 10. April 1929. 
Seite 
Geſchäftlichess z7 0 1549 
Einführung eines Senators im Hauptamt 1549 5 
Dr. Sahm, Präſident des Senats. . . 1549C 
Beſchluß über die Beratung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929 1549 C 


Antrag 
gung gegen einen Abgeordneten (Druckſache 
N 0) 1550 
Große Anfrage Nr. 31 des Abg. Dr. Ziehm u. Fr. 


Das Wort dazu hat der Herr Präfident des Ge: 
nats Dr. Sahm. 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: Nachdem in 
der letzten Sitzung des Volkstages Herr Willy 
Kunze zum hauptamtlichen Mitglied des Senats 
gewählt iſt, habe ich ihn heute in ſein Amt einzu⸗ 
führen. Ich bitte ihn, durch Handſchlag an Eides⸗ 
ſtatt zu geloben: ; 

ch werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 
obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim zu 
halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 

Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. t 
(Senator Kunze: Ich gelobe es! — Abg. Pleni- 
kowſki: So wahr mir Gott helfe! — Heiterkeit.) 

Präſident: Herr Senator, Sie haben ſomit 


über eine volniſche Denkſchriſt (Druckſache Ihr ſehr verantwortungsvolles Amt übernommen. 

Nr. Wollten 1% % E E 1550 A Ich heiße Sie im Namen des Volkstages herzlich 
TEE 550 iE J : e. 

r. Sahm, Präftdent des Senats 1551 A willkommen. Ich darf mir den Wunſch geſtatten, 


e ee 1557 B 
VVTVTTCTCTTT EE eE 1559 B 
Dr. Sahm, Präſident des Senats 1559 C 
Rache ß) 8 1559 C 
Hohnfeldt (Nat Soz.) . ... 1559D 


. 1563 A 


u. Fr. (Druckſache Nr. 6299) 1563 C 
Kreits Paul (& p ea 1563 C 
üg, 8 1564 B 


1568 C 


9 mung ae en 1568 D 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung . 1568 D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Behrend, Dr. Evert, Kunze, 
Sawatzki; Oberregierungsräte Dr. Ferber, Mundt. 

Präſident: Ich eröffne die 80. Vollſitzung. Ge: 
ſchäftlich habe ich dem hohen Haufe mitzuteilen, 
daß der Herr Abg. Dinklage einen fünfwöchigen 
Urlaub nachgeſucht hat. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch und ſtelle daher feſt, daß das Haus den Ur⸗ 
laub bewilligt hat. Weiter habe ich mitzuteilen, 
daß der Senat wünſcht, daß das Geſetz über Vil 
dung eines Eierſyndikats ſo ſchnell wie möglich 
von dem hohen Hauſe behandelt werden möchte. 
Die Vorlage liegt in Druckſache Nr. 673 auf Ihren 
Plätzen. Ich ſchlage vor, heute die erſte Beratung 
vorzunehmen, (Abg. Plenikowſti: So eilig?) und 
zwar als Punkt 2 der Tagesordnung. (Abg. 
Raſchke: Da widerſprechen wir!) Wenn wider: 
ſprochen wird, kann es natürlich nicht geſchehen. 

ann ſchlage ich weiter vor, als Punkt 2 den jetzi⸗ 
gen Punkt 6 der Tagesordnung zu behandeln. Es 
erhebt ſich kein Widerſpruch. Ich ſtelle das Ein⸗ 
verſtändnis des Hauſes feſt. Die Tagesordnung 
iſt ſomit dementſprechend geändert genehmigt. Ich 
rufe jetzt Punkt 1 der Tagesordnung auf: 


1 eines Senators im Haupt⸗ 


8 daß Ihre Tätigkeit der geſamten Danziger Bevöl— 


kerung zum Wohl gereichen möge und hoffe, Sie 
oft bei den Beratungen in unſeren Reihen be— 
grüßen zu können. Ich rufe Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung auf, den früheren Punkt 6: 
Beſchluß über die Beratung des Staats⸗ 
haushaltsplanes für das Rechnungsjahr 
1929. 

Ich habe bereits geſtern im Aelteſtenausſchuß 
mitgeteilt, daß, wenn wir eine ſchnelle Erledigung 
des Haushaltsgeſetzes wünſchen, wir es wieder ſo 
machen müſſen, wie es ſchon früher geſchehen iſt, 


daß die Etats nach ihrem Eingang beim Volkstag 
dem Hauptausſchuß zur Beratung überwieſen 


werden. Wenn die Beratungen im Hauptausſchuß 
erledigt find, kann die ſogenannte Generalaus- 
ſprache im Plenum bei der zweiten Leſung erfol- 
gen. Selbſtverſtändlich iſt zu dieſer Handhabung 
der Geſchäfte ein Beſchluß des hohen Hauſes not- 
wendig. Darum habe ich auch dieſen Punkt auf 
die Tagesordnung geſetzt. Ich eröffne die Be— 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni- 
kowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es ift ja 
ſelbſtverſtändlich, daß beſonders den Hütern der 
Demokratie an einer ſchnellen Verabſchiedung des 
Etats ſehr gelegen iſt. Es zeigt ſich nämlich immer 
deutlicher, daß ſie die Hüllen der bürgerlichen De— 
mokratie abwerfen und immer ſchärfer mit faſchi— 
ſtiſchen Methoden zu arbeiten beginnen. (Sehr 
wahr! bei den Kommuniſten.) Das geſchieht des- 
halb, weil die Erregung der Werktätigen von Tag 
zu Tag wächſt. Beweis dafür iſt das heute dem 
Volkstag vorliegende Geſetz über das Abkommen 
zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Re— 
publik Polen über die einheitliche Regelung der 
Ausfuhr von Hühnereiern. Ausgerechnet die Ver— 
treter der Demokraten bringen hier Beſtimmun⸗ 
gen hinein, die den Senat ermächtigen, ſelbſtän⸗ 
dige geſetzliche Regelungen zu treffen. Ausgerech— 
net die Sozialdemokraten find plötzlich die wärm— 
ften Verteidiger von Ermächtigungsgeſetzen. Ge- 
nau dasſelbe können wir auch in dieſem Jahr in 
bezug auf die Etats feſtſtellen. Ihre Ueberwei⸗ 
fung an den Ausſchuß fol möglichſt ſchnell erfol⸗ 
gen, damit ſie dort möglichſt ſchnell durchgepeitſcht 
werden und bei der zweiten Leſung ohne jede 


(C) 


(D) 


(A 


— 


(B) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Ausſprache abgewürgt werden können, weil Sie 
(zu den Sozialdemokraten) die Erregung der 
Werktätigen fürchten. Dieſen faſchiſtiſchen Metho- 
den ſagen wir den ſchärfſten Kampf an. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da wei- 
tere Wortmeldungen nicht vorliegen. (Zuruf bei 
den Kommuniſten.) Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
von mir gemachten Vorſchlag annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Haus 
iſt dem Vorſchlag beigetreten. Ich rufe jetzt Punkt 
3 der Tagesordnung, den früheren Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 665. Wie üblich ſchlage ich vor, 
den Antrag dem Rechtsausſchuß zur Erledigung 
zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut. Ich 
darf den Beſchluß des Hauſes feſtſtellen. Ich rufe 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 31 des Abg. Dr. 
Ziehm u. Fr. über eine polniſche Denk⸗ 
ſchrift. 

Druckſache Nr. 646. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! In einer Genfer Meldung der Telegraphen- 
Union vom 28. Februar 1929 wurde eine geheime 
polniſche Denkſchrift auszugsweiſe veröffentlicht, 
die ji) mit dem Danziger Korridor und insbeſon⸗ 
dere mit der Danziger Frage beſchäftigt. Dieſe 
Denkſchrift hat nicht nur in Kreiſen Danzigs, ſon— 
dern weit über die Grenzen Danzigs hinaus große 
Beachtung und großes Intereſſe gefunden. Das 
beweiſt ſchon, daß die in der Denkſchrift behandel- 
ten Fragen nicht nur als Danziger, ſondern mehr 
als deutſche Fragen anzuſehen ſind. Von polniſcher 
Seite wurde die Echtheit der Denkſchrift, wie es 
ja vorauszuſehen war, beſtritten. Das geſchah in 
einem Dementi des Miniſters Herrn Dr. Stras- 
burger. Man wird gut tun, dies Dementi mit 
größter Vorſicht aufzunehmen und in ihm eine 
Spekulation auf die dem deutſchen Volke im Laufe 
der Geſchichte ſo oft zum Verhängnis gewordene 
Leichtgläubigkeit der deutſchen Bevölkerung anzu— 
ſehen. Man wird gut tun, in dieſem Dementi 
ein polniſches Mittel zu ſehen, damit die Danziger 
Bevölkerung ſich weiter in Sicherheit wiegt. 

M. D. u. H., die Denkſchrift trägt die Unter— 
ſchrift des Herrn Zaleſki und ſoll in dem Büro 
des Herrn Miniſters Strasburger entſtanden ſein. 
Bemerkenswert iſt ein Brief des Herrn Zaleſki, 
der nach ſeinem Fortgang von Danzig im „Kurjer 
Warszawſki“ am 21. April 1928 veröffentlicht 
wurde. Ich werde mir erlauben, daraus einiges 
wiederzugeben. In dieſem Brief wird u. a. geſagt: 
„Die Zeit arbeitet für Polen in Danzig, und der 
Lauf der Umſtände bringt die natürliche Löſung.“ 
M. D. u. H., was man hier als natürliche Löſung 
anſieht, werden Sie ſich alle ſelbſt ſagen können. 

Das gewinnt Danzig für Polen. Die Anhäng⸗ 
lichkeit ſeiner Bewohner, die Vereinigung der Inter⸗ 
eſſen mit den unſrigen ſchaffen uns Mitarbeiter, die 
darüber zufrieden ſind, daß ſie zur Verwirklichung der 
polniſchen Möglichkeiten am Baltikum beitragen. Das 
iſt das wahre Ziel der Republik. Die Republik muß 
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ſich freigebig und nachſichtig erweiſen. Jetzt iſt es 

Zeit, um wichtige Züge für den Wohlſtand Danzigs 

und für ſeine Entwicklung zu machen, um die Klein⸗ 

lichkeit auszurotten. Wir müſſen den breiten Weg 
beſchreiten, wenn wir die Evolution der Umſtände 
beſchleunigen wollen. Da wir ſolche Leiter der Dan⸗ 
ziger Politik jetzt haben, (Hört, hört! rechts) können 
wir ihnen ohne Furcht die Schätzung überlaſſen, wie 
weit man gehen kann. (Hört, hört! rechts.) Aber 
dieje Kleinlichkeiten find nicht imſtande den natür⸗ 
lichen Lauf der Vorfälle aufzuhalten, in denen eine 
großartige Geſte ſeitens der Republik Polen, die die 
tatſächlichn Nöte der Freien Stadt befriedigt, eine 
ausſchlaggebende Rolle ſpielen muß. 
Soviel m. D. u. H., aus dieſem Brief. Auffallen 
muß die wörtliche Uebereinſtimmung des Briefes 
in verſchiedenen Sätzen mit der Denkſchrift. Noch 
mehr aber, m. D. u. H., fällt auf, daß das, was 
hier kurz in dieſem Brief geſagt wird, inhaltlich 
vollkommen mit der Denkſchrift, in der nur näher 
auf dieje ganzen Fragen und die von Polen ein- 
zuſchlagende Taktik eingegangen wird, überein⸗ 
ſtimmt. Somit kann dieſer Brief als Beweis für 
die Echtheit der Denkſchrift dienen. Auf Seite 7 
der Denkſchrift wird es als Ziel Polens bezeichnet, 
Danzig unlösbar an Polen zu ketten und dem 
Deutſchen Reich zu entfremden. (Hört, hört! 
rechts). Die Denkſchrift ſagt dann im einzelnen, 
wie dies zu geſchehen hat und ſtellt hierfür zwölf 
Leitſätze auf. Ich will jetzt hierauf nicht näher 
eingehen, das wird bei der Ausſprache, nachdem 
wir die Antwort der Regierung auf unſere Große 
Anfrage gehört haben, von einem anderen Redner 
meiner Fraktion geſchehen. 

Die Denkſchrift jagt, daß die Zeit bei der Ber- 
ſchiebung der Machtverhältniſſe zu Gunſten des 
Deutſchen Reiches arbeitet, hebt aber andererſeits 
hervor, daß die Zeit in wirtſchaftlicher Beziehung 
für Polen arbeitet. Die Denkſchrift ſtellt es als 
Ziel Polens hin, mit wirtſchaftlichen Mitteln die 
öffentliche Meinung in Danzig für Polen zu ge- 
winnen und dem Deutſchen Reich zu entfremden. 
Polen glaubt die ſchwierige wirtſchaftliche Lage 
Danzigs ſich hierfür nutzbar machen zu können 
unter der alten Parole: „Mehr Wirtſchaft und 
weniger Politik.“ 

M. D. u. H., wir haben dieſe Parole „Mehr 
Wirtſchaft und weniger Politik“ hier in Danzig 
nur zu oft von polniſcher Seite gehört. Es iſt dies 
eine gefährliche Leimrute, auf die eine leichtgläu— 
bige Bevölkerung bei den jetzigen ſchwierigen Ver- 
hältniſſen zu leicht hereinfallen kann. Was Polen 
aber unter dieſer Parole „Mehr Wirtſchaft und 
weniger Politik“ verſteht, geht daraus hervor, daß 
es in all ſeinem Handeln gegenüber Danzig, ob es 
wirtſchaftlich ausſieht oder anders, immer nur 
Politik und nur Politik treibt. Das, m. D. u. H., 
beweiſt dieſe Denkſchrift allen denjenigen, die es 
bisher noch nicht geglaubt haben ſollten. Polen 
glaubt die innerpolitiſchen Gegenſätze in der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung durch ſeine Politik vertiefen 
und für ſeine Ziele und Abſichten auf Danzig ſich 
nutzbar machen zu können. Bei der großen Bedeu⸗ 
tung, die diefe DBenkſchrift für die Zukunft Danzigs 
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und für die oſteuropäiſche Politik überhaupt hat, 


ijt es notwendig, daß die Regierung zu ihr Stel- 
lung nimmt, und daß ſie erklärt, was ſie bisher 
für Maßnahmen getroffen hat, oder welche Mak- 
nahmen fie in dieſer Angelegenheit zu treffen gea 
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denkt. Auf ſolche Auskünfte ſeitens der Regie- 
rung hat die Danziger Bevölkerung ebenſo wie 
vielleicht noch andere Kreiſe, die diefe Frage an- 
geht, ein Recht. 

M. D. u. H.! Es würde ein verhängnisvoller 
Fehler ſein, wenn die Regierung auf die Beruhi⸗ 
gungspille des Herrn Miniſters Dr. Strasburger 
hineinfallen würde und auf Grund dieſes Demen⸗ 
tis alles als in ſchönſter Ordnung befindlich an⸗ 
ſehen würde. Dies hieße unter den gegebenen 
Verhältniſſen Vogel⸗Strauß⸗Politik gefährlichſter 
Art treiben. Es handelt ſich nach unſerer Auf⸗ 
faſſung hierbei um keine parteipolitiſchen Fragen. 
Es handelt ſich hier um Angelegenheiten, die die 
geſamte Danziger Bevölkerung ohne Unterſchied 
von Partei, Stand und Konfeſſion angehen. 

Wenn das von allen Kreiſen der Danziger Be⸗ 
völkerung erkannt wird, dann wird die Denk⸗ 
ſchrift die Danziger Bevölkerung nicht aus innen⸗ 
politiſchen Gründen, wie ſie es beabſichtigt, tren⸗ 
nen, ſondern gegenüber allen Gefahren, die Dan— 
zig von außen drohen, zu einer Einheitsfront zu- 
ſammenſchmieden. Daran zu arbeiten ſehen wir 
als eine hohe Pflicht an und rufen der Danziger 
Bevölkerung zu: Seid wach! (Lebhaftes Bravo! 
rechts.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.] Auf die Große Anfrage Nr. 31 habe ich 
namens des Senats folgendes zu erklären: 

Die Denkſchrift iſt von der Telegraphen-Union, 
einer privaten, reichsdeutſchen Telegraphenagen— 
tur verbreitet worden, und zwar mit der Behaup⸗ 
tung, daß der Verfaſſer der polniſche Legations⸗ 
rat Zaleſki ſei. Demgegenüber liegen drei amt⸗ 
liche polniſche Auslaſſungen vor. Die erſte Erklä⸗ 


rung vom 2. März beſagt, daß die polniſche Tele: | 


graphenagentur zu der Feſtſtellung ermächtigt iſt, 
daß die verbreitete Denkſchrift in polniſchen maß— 
gebenden Kreiſen unbekannt ift. Die zweite Er- 
klärung vom 7. März beſagt, daß die polniſche 
Telegraphenagentur zu der kategoriſchen Erklä— 
rung ermächtigt iſt, daß dem ehemaligen Vertreter 
des Generalkommiſſars der polniſchen Republik 
in Danzig und jetzigen Abgeordneten Stanislaw 
Zaleſki nichts von der Exiſtenz eines ſolchen oder 
ähnlichen Memorandums bekannt iſt. Als dritte 
amtliche Aeußerung ift zu erwähnen eine Erklä⸗ 
rung des diplomatiſchen Vertreters der Republik 
Polen in Danzig, Miniſter Strasburger gegen- 
über einem Vertreter der „Danziger Zeitung“ 
vom 13. März. Er hat ausdrücklich folgende, von 
ihm ſelbſt als amtlich bezeichnete Erklärung abge⸗ 
geben: „Die Denkſchrift ſtammt weder von mir 
noch von einem meiner jetzigen oder früheren 
Mitarbeiter noch von einem Rat des polniſchen 
Miniſterium des Aeußeren.“ Eine weitere Stel⸗ 
lungnahme der Telegraphen-Union liegt nicht 
vor. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) ; 
Hieraus ergibt ſich für die Danziger Regie- 
rung, daß ſie keinerlei Möglichkeit hat, bei der pol⸗ 
niſchen Regierung zwecks Aufklärung vorſtellig zu 
werden. Was die Politik der Regierung gegen- 
über Polen angeht, verweiſt der Senat auf die 


Regierungserklärung vom 26. Januar 1928 und 
wiederholt heute folgenden Leitſatz aus dieſer Er- 
klärung: „Die Danziger Regierung ſtellt ſich loyal 
auf den Boden der durch den Vertrag von Verſail⸗ 
les geſchaffenen Verhältniſſe und der zur Durch— 
führung dieſes Vertrages zwiſchen Danzig und 
Polen geſchloſſenen Verträge und erwartet von 
der Regierung der Republik Polen, daß ſie die 
ſtaatliche Selbſtändigkeit und den überkommenen 
und allſeitig anerkannten deutſchen Charakter der 
Freien Stadt Danzig achtet. (Abg. Schwegmann: 
Ich beantrage Beſprechung der Großen Anfrage!) 

Präſident: Es iſt ein Antrag auf Beſprechung 
geſtellt. Wird er unterſtützt? — Die Unterjtügung 
reicht aus. Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Regierung hat fih die Antwort leicht ge- 
macht oder vielmehr, die polniſchen offiziöſen und 
offiziellen Stellen und insbeſondere der hieſige 
diplomatiſche Vertreter der Republik Polen hat 
der Regierung die Antwort leicht gemacht. Das 
Dementi, das Herr Miniſter Strasburger in der 
„Danziger Zeitung“ veröffentlicht hat, wurde uns 
hier eben von dem Herrn Präſidenten des Senats 
vorgetragen. Was das deutſche Volk von ſolchen 
offiziellen Dementis feiner Gegner in der Nam- 
kriegszeit zu halten hat, wo Worte und Taten oft 
in einem unlösbaren Widerſpruch ſtehen, iſt wohl 
allen klar geworden. (Zuruf des Abg. Leu.) Aber 
ich halte es doch für nötig, gerade auf die Erflä- 
rungen des Herrn Miniſters Strasburger näher 
einzugehen und behalte mir vor, dann auch die 
Denkſchrift ſelbſt näher unter die Lupe zu nehmen. 

Miniſter Strasburger erklärt, die Denkſchrift 
ſtamme weder von ihm, noch von einem ſeiner 
jetzigen oder früheren Mitarbeiter, noch von 
einem ſonſtigen Beamten des polniſchen Mini- 
ſteriums des Aeußeren. M. D. u. H.! Für dieſe 
kategoriſche Erklärung gibt es zwei Möglichkeiten. 
Entweder hat Herr Miniſter Strasburger veran— 
laßt, daß alle Perſonen des polniſchen Außen— 
dienſtes, wo ſie ſich auch befinden, und das ſind 
meines Wiſſens an die Tauſend, eine amtliche Er⸗ 
klärung abgeben, ob fie die Denkſchrift verfaßt 
haben. Das iſt bei dem kurzen Zeitraum, der 
zwiſchen der Veröffentlichung der Denkſchrift und 
dem Dementi des Herrn Miniſters Strasburger 
liegt, kaum anzunehmen. Die zweite Möglichkeit 
iſt, daß Herr Miniſter Strasburger weiß, wer der 
Verfaſſer iſt. Herr Miniſter Strasburger hat ja 
auch nicht erklärt, daß er es nicht weiß. Andern⸗ 
falls hätte ja Herr Miniſter Strasburger dieſe ka⸗ 
tegoriſche Erklärung unmöglich abgeben können. 
Alſo er kennt den Verfaſſer. Wir haben ihn ganz 
ſicherlich in den Kreiſen zu ſuchen, die Herrn Mi⸗ 
niſter Strasburger nahe ſtehen. 

Herr Miniſter Strasburger ſagte ferner: „Der 
veröffentlichte Text ſei aus verſchiedenen Erklä⸗ 
rungen maßgebender polniſcher Perſönlichkeiten 
zuſammengeflickt. Verſchiedene Grundgedanken 
der Denkſchrift entſprechen daher den Grundſätzen 
der polniſchen Politik gegenüber Danzig.“ (Hört, 
hört! rechts.) M. D. u. H.] Diefe Feſtſtellung, 


daß die Denkſchrift den Grundſätzen der polniſchen 
Politik entſpricht, iſt wichtiger als das Suchen 
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und die Feſtſtellung des Autors der Denkſchrift. 
(Zuſtimmung rechts.) Endlich erklärt Herr Mi⸗ 
niſter Strasburger: „Echt oder gefälſcht iſt die 
Denkſchrift ein neuer Beweis“, ich bitte auf das 
Wort „Beweis“ zu achten, „dafür, daß die pol⸗ 
niſche Regierung beſtrebt iſt, in Danzig eine Poli⸗ 
tik zu führen, welche auf Achtung der Danziger 
Rechte und der Danziger Kultur und auf Förde⸗ 
rung der Danziger Wirtſchaft beruht.“ 

Dieſe Erklärung iſt Herrn Miniſter Strasbur⸗ 
ger vielleicht etwas unbedacht entfahren; denn die 
Erklärung, daß die Denkſchrift ein Beweis für die 
Grundſätze der polniſchen Politik iſt, ſetzt doch 
logiſch voraus, daß man in dem Autor eine mit 
den Grundſätzen der polniſchen Politik vertraute 
und von der polniſchen Regierung gedeckte Perſön⸗ 
lichkeit ſuchen muß. (Zuſtimmung rechts.) Sonſt 
könnte er es unmöglich ſagen, daß die Denkſchrift 
die Grundſätze der polniſchen Politik „beweiſt“. 
M. H.! In Wirklichkeit zweifelt doch kein Menſch 
an der Echtheit dieſer Denkſchrift, (Abg. Schweg⸗ 


mann: Sehr richtig!) insbeſondere daran, daß ſie 


wie auch Miniſter Strasburger zugegeben hat, die 
Grundlagen der polniſchen Politik gegenüber 
Danzig enthält. Wir bedauern daher, 
Regierung nicht auf unſere dritte Frage einge— 
gangen iſt, und zwar die wichtigſte Frage, welche 


lautet: „Iſt ſich die Regierung darüber klar, daß 
die polniſche Regierung ihre Politik gegenüber 


Danzig nach den in der geheimen Denkſchrift ange- 
gebenen Leitſätzen wörtlich handhabt?“ 

Ich bitte, es mir zu geſtatten, auf dieſe dritte 
und wichtigſte Frage näher einzugehen; denn ich 
halte fie für eine Lebens- und Schickſalsfrage 
unſeres Staates und des Deutſchtums in unſerm 
Staat. Herr Miniſter Strasburger bezeichnet als 
die in der Denkſchrift enthaltenen Grundſätze der 
polniſchen Politik gegenüber Danzig folgende 
Punkte: 1. Aufrechterhaltung der Danziger Rechte, 
2. Schonung der Danziger Innenkultur und 3. 
Förderung der wirtſchaftlichen Entwicklung der 
Freien Stadt. 

M. D. u. H., ich möchte darlegen, wie dieſe 
Grundſätze in Wirklichkeit von der polniſchen Re- 
gierung gehandhabt werden. Ich muß aber fok- 
gendes vorausſchicken. Herr Miniſter Strasburger 
verſchweigt dabei den „Zweck der Denkſchrift“, wie 
es in der Denkſchrift ſelbſt heißt, die „pſychologiſche 
Garantie“, welche Polen 
(Hört, hört! rechts.) fih in Danzig zu verſchaffen 
ſucht. Herr Miniſter Strasburger verſchweigt, 
daß der Zweck der Denkſchrift dahin geht, — nun 
ſpreche ich mit den Worten der Denkſchrift, „Dan⸗ 
zig mit tauſend Feſſeln materieller Natur an Po⸗ 
len zu feſſeln.“ Dabei erklärt die Denkſchrift, 
„müſſe Polen darauf bedacht fein, feine Maßnah- 
men ſo einzukleiden, daß den maßgebenden Dan⸗ 
ziger Faktoren ein Eingehen darauf mit pſycho⸗ 
logiſchen auf die Maſſen wirkenden Erklärungen 
möglich gemacht wird“, oder, wie es an einer an— 
dern Stelle heißt, „pſychologiſch ſo zu verfahren, 
daß Maßnahmen, welche offenkundig ein Abbrök— 
keln der Danziger Selbſtändigkeit zur Folge haben 
müſſen, von Danziger Seite Zuſtimmung erhal- 
ten.“ (Hört, hört! rechts.) M. D. u. H.! Das iſt 


ſehr fein und teufliſch geſchickt ausgeſonnen. „Dans 
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heißt es in der Denkſchrift. Das iſt das Ziel der 
Denkſchrift, und zur Erreichung dieſes Ziels gibt 
die Denkſchrift die taktiſchen Mittel an. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Die verſtehen es beſſer als Sie früher 
mit der Oſtmarkenpolitik!) Dabei traut ſie uns 
das Maß nationaler Verlumpung zu, daß ſie ſagt, 
ein gut verdienendes Danzig fei die beſte Garan- 
tie gegen eine Rückkehr der Freien Stadt zu 
Deutſchland. Nun, m. D. u. H., mit dem guten 
Verdienen in Danzig hat es noch eine gute Weile. 
(Abg. Dr. Moczynſki: Sie haben doch nicht zu kla⸗ 
gen!) Herr Dr. Moczynſki! Auch dafür hat die 
polniſche Regierung gejorgt, wie ich gleich ausein- 
anderſetzen werde. Die Denkſchrift enthüllt die 
geheimen Gedanken der polniſchen Regierung, dar⸗ 
um war auch ihre Veröffentlichung der polniſchen 
Regierung, Herr Dr. Moczynſki, ſehr unbequem 
und ſehr peinlich. (Abg. Dr. Moczynſki: Für mich 
nicht!) Warum erſchien denn ſofort das Dementi? 
Warum bemühte ſich Herr Strasburger ſelbſt, einen 
Vertreter einer Danziger Zeitung zu ſich zu bitten 
und ihm eine amtliche beruhigende Erklärung ab⸗ 
zugeben? Die Denkſchrift ſelbſt ſagt darüber: 
„Man muß es in den polniſchen Redaktionen und 
in den Parteizirkeln verſtehen, daß der polniſche 
Außenminiſter und das polniſche Generalfommij- 
ſariat unmöglich ihre Karten aufdecken und nicht 
offen ſagen können, wie ſie in ihrem Bemühen, 
Danzig unlösbar an Polen zu ketten, ſichtbare Er⸗ 
folge erzielen.“ „Ein Aufdecken der Karten“ heißt 
es weiter, „ijt gleichbedeutend mit der Vernich⸗ 
tung jeder weiteren Ausſicht auf Erfolg“. 

M. D. u. H.! Den Deutſchnationalen liegt nun 
daran, die Karten der polniſchen Regierung klar 
aufzudecken, ihr die Maske vom Geſicht zu reißen. 
Darum richten wir an die Regierung die Bitte, 
ſie möchte für weiteſte Verbreitung der Denkſchrift 
jorgen. (Sehr gut! rechts.) Das ift bisher zweifel- 
los nicht geſchehen. Insbeſondere erſuchen wir 
darum, daß jedem Mitglied des Volkstages ein 
Exemplar dieſer Denkſchrift vorgelegt wird. (Abg. 
Plenikowſki: Die Groener'ſche auch!) 

Ich komme nun zu den bekannten Mitteln, mit 
denen die polniſche Regierung arbeiten will, um 
ihre Ziele zu erreichen. Ich will mich dabei auf 
zwei Punkte, freilich die wichtigſten, beſchränken. 
Das iſt einmal die ſchon von meinem Partei— 
freund Philipſen hervorgehobene Parole „Mehr 
Wirtſchaft und weniger Politik“, und dann zwei— 
tens die Achtung der Danziger Kultur. Die Pa- 
role „Mehr Wirtſchaft und weniger Politik“ be— 
zeichnet die Denkſchrift als eine ausgezeichnete 
Parole, und in der Tat iſt ſie vom polniſchen 
Standpunkt geſehen wirklich ganz ausgezeichnet. 
Sie ift mit feiner Pſychologie auf die Wirtſchaft 
und ihre Notwendigkeiten berechnet. Sie iſt, wie 
die Denkſchrift ſagt, das wirtſchaftliche Gewand, 
in welches die großen Ziele Polens geſchickt ver- 
hüllt werden. Ja, m. D. u. H., wenn das nicht 
der Fall wäre, wenn die Parole, was in Wirklich— 
keit nicht der Fall iſt, wirklich ernſt gemeint wäre, 
dann könnten wir Danziger mit ihr ſehr zufrieden 
fein. Die Parole iſt von Herrn Miniſter Stras- 
burger ausgegeben. Herr Miniſter Strasburger 
hat ſich gleich in den erſten Tagen nach ſeinem 
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Amtsantritt in Danzig mit dieſer Parole einge— 
führt. Ich perſönlich hatte Gelegenheit, einen Tag 
nachdem er dieſe Parole ausgegeben hatte, dem 
Amtsvorgänger des Herrn Miniſters Strasburger 
im Auftrage des Senats bei einem einfachen 
Frühſtück einige Worte des Abſchieds zu ſagen und 
dabei auch Herrn Strasburger zu begrüßen. Ich 
benutzte die Gelegenheit und ſagte zu ihm: „Herr 
Miniſter, wenn dieſe Parole, die von der Danzi— 
ger Regierung immer befolgt worden ift, in Zu- 
kunft auch von der polniſchen Regierung befolgt 
werden wird, dann werden die Streitigkeiten 
zwiſchen Danzig und Polen zweifellos ſehr viel 
weniger werden.“ (Abg. Plenikowſki: Sie waren 
ſich alſo einig!) Der jetzige Herr Senatsvizepräſi⸗ 
dent hat ja auch den polniſchen Herren bei einem 
Bankett die Worte zugerufen: „Mehr Wirtſchaft 
in die Politik“. 

Und in der Tat, jede Danziger Regierung, ins- 
beſondere auch die Rechtsregierung, hat ſich im 
wirtſchaftlichen Intereſſe unſeres Staates auf das 
eifrigſte bemüht, die Grundlagen dafür zu ſchaf⸗ 
fen, daß es den Danzigern ermöglicht wird, ihre 
wirtſchaftliche Tätigkeit auch über unſere engen 
Grenzen hinaus in dem für Danzig beſtimmten 
Hinterland auszuüben. Der beſte Beweis dafür 
iſt das Oktober-Abkommen vom 24. Oktober 1921, 
das dieſe Grundlagen ſchaffen ſollte. Es iſt doch 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß bei der Regelung, wie 
ſie nun einmal für uns im Verſailler Vertrag ge: 
ſchaffen iſt, die Danziger darauf angewieſen ſind, 
ihre wirtſchaftliche Tätigkeit auf das angrenzende 
Hinterland auszudehnen. 

Leider haben wir erfahren müſſen und müſſen 
es immer wieder feſtſtellen, daß von amtlicher pol- 
niſcher Seite den Danzigern dauernd die größten 
Schwierigkeiten bereitet werden, mit Polen in Ge⸗ 
ſchäfte zu kommen. Von polniſcher Seite iſt die 
Parole „mehr Wirtſchaft und weniger Politik“ 
und die Parole „Wirtſchaftliche Zuſammenarbeit 
zwiſchen Danzig und Polen“, wie die Denlſchrift 
ganz klar enthüllt, nichts weiter als der Dečman- 
tel zur Verhüllung der wirklichen politiſchen Ziele 
Polens. Wie oft iſt von uns Deutſchnationalen 
ausgeſprochen, daß das Verhalten der polniſchen 
Regierung gegenüber dem Freiſtaat Danzig dem 
polniſchen Ziele entſpringt, in Danzig politiſchen 
Einfluß zu gewinnen und den politiſchen Einfluß 
unſeres eigenen Staates zu Gunſten Polens zu 
ſchwächen. Ich erinnere an die Ausdehnung der 
polniſchen Poſt, an die Errichtung des Munitions⸗ 
hafens, des Munitionslagers ſowie der Garniſon 
auf der Weſterplatte. Ich erinnere an die un- 
zähligen Streitigkeiten, die zwiſchen Danzig und 
Polen ausgefochten werden mußten. In den dabei 
eingereichten Schriftſätzen der polniſchen Regie— 
rung findet man in jedem Satz beſtätigt, daß Po 
lens Ziel in Danzig auf dem politiſchem Grund— 
ſatz beruht, in Danzig feſten Fuß zu faſſen. Ich 
erinnere weiter an die vom Volkstag genehmigten 
drei Verträge vom Auguſt vorigen Jahres, bei 
denen ſich die Polen die Erfüllung eines Danzig 
an ſich klar zuſtehenden wirtſchaftlichen Rechts von 
Danziger Seite von der Opferung ſehr wichtiger 
Danziger Rechte abhängig machte, die für unſere 


ſtaatliche Unabhängigkeit und unſeren ſtaatlichen polniſchen Politit bezeichnet. Wir müſſen uns doch 
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Beſtand von größter Bedeutung ſind. Ich erinnere 
an die Verhandlungen über die Syndikate, die 
demnächſt den Volkstag beſchäftigen werden. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß auch hier 
und gerade hier von polniſcher Seite klar erkenn⸗ 
bar wird, wie Polen die Danziger Wirtſchaft zu 
fü und in Abhängigkeit von Polen zu bringen 
ucht. 

Was die „wirtſchaftliche Zuſammenarbeit von 
Danzig und Polen“ anlangt, von der die polni- 
ſchen Staatsmänner jetzt ſo viel ſprechen und von 
der auch der polniſche Miniſterpräſident bei ſeinem 
Danziger Beſuch geſprochen hat, jo find die ver- 
heißenden Worte von vielen Danzigern mit der 
Hoffnung auf endliche Beſeitigung der unerträg⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten aufgenom⸗ 
men, die bisher immer von polniſcher Seite ge- 
macht worden ſind. Aber, wie die wirtſchaftliche 
Zuſammenarbeit in Wirklichkeit ausſieht, darüber 
gibt die Denkſchrift klaren Ausdruck. Es heißt da: 
„Die Taktik der polniſchen Politik muß im Hin⸗ 


blick auf die großen Ziele dahin gehen, bedeutende 


wirtſchaftliche Gruppen immer mehr von Polen 
abhängig zu machen.“ Die Denkſchrift bezeichnet 
dies Mittel als das wichtigſte zur Erreichung der 
„großen polniſchen Ziele“ und hebt insbeſondere 
zwei Geſichtspunkte hervor. Der eine Geſichts⸗ 
punkt iſt folgender: „Die Leiter der großen, von 
polniſchen Aufträgen abhängigen Betriebe werden 
hemmend auf die Entſchlußkraft der Danziger Re— 
gierung einwirken, wenn die polniſche Quelle in 
dem Augenblick zu fließen aufhört, in dem Danzig 
der polniſchen Politik Widerſtand entgegenſetzt.“ 
Das iſt doch ein nicht zu übertreffender Zynismus, 
mit dem hier auseinandergeſetzt wird, wie die 
wirtſchaftlichen Intereſſen der großen Danziger 
Betriebe, wie es in der Denkſchrift heißt „abge— 
faßt“ werden müſſen, wie ſie ſelbſt indirekt der 
polniſchen Politik die Wege ebnen ſollen. Dieſe 
Darlegungen werden beſonders im Hinblick auf 
die „Danziger Werft“ und auf das größte Dan— 
ziger Zeitungsunternehmen, die „Danziger Neue— 
ften Nachrichten“ bis in kleinſte Einzelheiten Hin- 
ein ausgeführt. Es heißt dort: „Wenn es nach 
dem Muſter der Danziger Werft gelingt, die 
Mehrzahl der Danziger wirtſchaftlichen Betriebe 


in materielle Abhängigkeit von Polen zu brin⸗ 


gen, dann wäre ein großer Schritt zur Aufrichtung 
eines wirkſamen Bollwerks zwiſchen Danzig und 
Deutſchland vorwärts getan.“ Dieſer Weg, heißt 
es weiter, führt mit Sicherheit „von Deutſchland 
fort und zu Polen hin.“ Ueber das wiederholt ver- 
hängte Verbot der „Danziger Neueſten Nachrich— 
ten“ ſagt die Denkſchrift: „Durch die ſtändige Be— 
drohung mit Entziehung des Poſtgebiets für Po- 
len verhindert man die Zeitung an der Aufnahme 
von Artikeln von Deutſchland und gegen Polen 
und erleichtert dadurch der Volksmeinung das 
Sichfügen in die Verhältniſſe. „Die Zeitung,“ 
heißt es, „muß ſo in Schach gehalten werden, daß 
ſie es nicht wagt, offen der polniſchen Politik 
Widerſtand zu leiſten.“ (Hört, hört! rechts.) 

Dieſe Grundſätze der Denkſchrift ſind in dieſen 
beiden Punkten ganz beſonders von Herrn Mini⸗ 
ſter Strasburger als die wahren Richtlinien der 
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die klare Frage vorlegen, wohin es führt, wenn an den auf die polniſchen Akziſebeſtimmungen 


die hervorragende, von rein wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten geleiſtete Arbeit des Leiters der 
Danziger Werft, die doch insbeſondere auch für 
Polen wertvolle Arbeit leiſtet, von polniſcher Re- 
gierungsſeite ausgenutzt wird zur Erringung po- 
litiſcher Macht in Danzig, wenn das rein wirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmen der Danziger Werft zu 
einem Inſtrument der Unterjochung Danzigs ge: 
macht wird. Hinſichtlich der Preſſe haben wir in 
Danzig die freie Duldung der polniſchen Preſſe 
trotz ihrer unzähligen Ausfälle, zum Teil uner⸗ 
hörter und dreiſter Ausfälle, die unſer Deutſchtum 
in frevelhafter Weiſe angreifen und die Danziger 
Regierung und die deutſche-Danziger Bevölkerung 
manchmal unflätig mit Schmutz bewerfen. Dieſe 
freie Duldung der polniſchen Preſſe in Danzig 
wird von polniſcher Seite mit einer brutalen 
Knebelung und unerhörtem Druck der Danziger: 
deutſchen Preſſe in Polen beantwortet. Die Re⸗ 
gierung wird erwägen müſſen, ob ſie dieſem pol⸗ 
niſchen Druck nicht von Danziger Seite Repreſ⸗ 
ſalien entgegenſetzen muß. 

Der zweite Geſichtspunkt, den die polniſche 
Denkſchrift mit den Worten „Mehr Wirtſchaft“ 
verfolgt, wird durch die Worte der Denkſchrift 
charakteriſiert, in denen es heißt, „je ſtärker die 
wirtſchaftlichen Argumente in das Gewicht fallen, 
um ſo weniger werden nationale Geſichtspunkte 
bei allen Entſcheidungen der Danziger über ihre 
Stellung zu Polen eine Rolle ſpielen.“ M. D. u. 
H.! Nun wiſſen wir, in welcher Weiſe ſich die pol⸗ 
niſche Regierung bemüht, unſeren deutſchen natio⸗ 
nalen Lebensfaden abzuſchneiden. Die Politik 


Polens gegenüber Danzig, ſo hat Herr General 
Gorecki, als er hier in Danzig war, gejagt, atr- 


beitet mit den Mitteln der Wirtſchaft. 

Intereſſant find die Ausführungen der Dent- 
ſchrift über unſere Währung. Sie wird als ein 
Bollwerk der Deutſcherhaltung Danzigs bezeichnet, 
als ein Schutzwall Danzigs gegen Polen. Dabei 
gibt die Denkſchrift dann in feiner Weiſe an und 
entwickelt das Verfahren, wie die Danziger „plan- 
mäßig,“ wie es in der Denkſchrift heißt, „dahin 
gebracht werden ſollen, von ſich aus ſich ſelbſt für 
eine Vereinheitlichung der Währungen einzu— 
ſetzen.“ Wir Danziger ſollen alſo an uns ſelbſt 
Harikiri machen. So, Herr Dr. Moczynſki, ſieht die 
Förderung der Danziger Wirtſchaft durch Polen 
aus. Polen zerſtört planmäßig, Herr Dr. 
Moczynſki, ſoweit es an ihm liegt, die Danziger 
Betriebe, wenn es ihm nicht gelingt, dieſe unter 
ſeinen Einfluß zu bringen. Ich weiſe kurz auf 
die Zuckerraffinerien hin, die ſtillgelegt haben 
werden müſſen infolge des polniſchen Boykotts, 
auf die Vernichtung des einſt ſehr bedeutenden 
Danziger Zuckerhandels durch polniſche ſtaatliche 
Maßnahmen. 
des einſt hervorragenden Danziger Getreideex— 
porthandels durch polniſche ſtaatliche Zoll- und 
Wirtſchaftsbeſchränkungen und neuerdings durch 
ſtaatliche und kommunale polniſche Verſorgungs⸗ 
inſtitute, die auch im Innern den Getreidehandel 
für die Danziger faſt unmöglich machen. Die 


großen Danziger Getreideſpeicher ſind ebenſo wie 
Ich erinnere 


die großen Zuckerſpeicher faſt leer. 


Ich erinnere an die Vernichtung 
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zurückzuführenden Rückgang unſerer Likörindu⸗ 
ſtrie, die es in der Vergangenheit zu einer großen 
Berühmtheit gebracht hat und für Danzigs Han- 
del und Wohlſtand eine große Bedeutung gehabt 
hat. Ich erinnere an die Verkümmerung der unter 
Preußens Regierung zu hervorragender Entwid- 
lung gebrachten Danziger Landwirtſchaft und an 
die Verkümmerung unſeres von altersher hochbe— 
deutſamen Handwerks durch die Bindung Danzigs 
an Polen und durch das polniſche Danzig. Ich 
weiſe darauf hin, daß die in Danzig neu gegrün⸗ 
deten Induſtrien durch die polniſche Finanz⸗ und 
Wirtſchaftspolitik in kürzeſter Zeit zugrunde ge- 
richtet worden ſind. M. D. u. H., infolge der hoch⸗ 
protektioniſtiſchen polniſchen Schutzzollpolitik und 
der allen Regeln moderner Wirtſchaft widerſpre⸗ 
chenden polniſchen Reglementierung der Wirt⸗ 
ſchaft unter polniſcher Regie oder unter polniſcher 
Kontrolle, die nach dem Muſter des ruſſiſchen 
Sowjetſtaates gehandhabt wird, iſt die Entwick⸗ 
lung des auf freier wirtſchaftlicher Tätigkeit und 
freier Entwicklung beruhenden Danziger Handels 
unmöglich. 

Nun zum Danziger Hafen! In der auswär⸗ 
tigen Propaganda, die Polen in ungewöhnlich rei- 
chem Maße macht, um zu beweiſen, daß es für- 
ſorglich für Danzigs wirtſchaftliche Blüte bedacht 
iſt, findet ſich immer der eine Punkt: „Das iſt 
richtig. Aber es iſt jedem Danziger Kaufmann 
bekannt, einen wie geringen Anteil der Danziger 
Handel an den Verdienſten hat, die ſich aus der 
Steigerung des Danziger Hafenverkehrs ergeben; 
denn es handelt ſich im weſentlichen um den Ex⸗ 
port von Maſſengütern, insbeſondere der Kohle 


bei denen der Geſchäftsabſchluß nicht in Danzig 


ſtattfindet, ſondern an den polniſchen Gruben 
ſelbſt. Der Stückgutverkehr hat nicht zuge⸗ 
nommen, ſondern nimmt dauernd ab. Dazu kommt 
die Konkurrenz von Gdingen. M. D. u. H., laſſen 
Sie mich kurz darauf eingehen. Die polniſchen 
Staatsmänner und die polniſche Preſſe verkünden 
gefliſſentlich, daß der Hafen von Gdingen keine 
Konkurrenz für Danzig ſei. Nun, trotz aller pol⸗ 
niſchen Ableugnungen iſt es klar, daß die Grün⸗ 
dung des Edinger Hafens allein aus politiſchen, 
aus machtpolitiſchen Gründen erfolgt. Eine Er- 
wägung beweiſt das. Wenn Polen allein aus 
wirtſchaftlichen Gründen handeln würde, dann 
wäre es ein Nonſens, daß es den Ausbau von 
Edingen vornimmt, deſſen Koſten auf hundert 
Millionen Goldfranken veranſchlagt werden, in 
unmittelbarer Nähe Danzigs, und daß es eine 
Stadtanlage plant, die in kurzer Zeit hundert⸗ 
tauſend Einwohner zählen ſoll, in unmittelbarer 
Nähe von Danzig. Polen hätte mit dem zwan⸗ 
zigſten Teil der Mittel denſelben wirtſchaftlichen 
Effekt in Danzig erzielen können. (Sehr richtig! 
rechts) Nein, m. D. u. H., die Gründung von 
Gdingen hat eine militärpolitiſche und eine macht⸗ 
politiſche Bedeutung. (Sehr richtig! rechts.) Die 
militäriſche Bedeutung iſt 
zeichnet: „Gdingen iſt das Schwert Polens.“ Nach 
einem Ausſpruch eines polniſchen Staatsmannes 
ijt Gdingen „das Symbol für den Willen des 
ganzen polniſchen Staates, daß Polen für immer 


mit den Worten gekenn⸗ 
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Wacht an der Oſtſee halten wird. Der handels⸗ 
politiſchen Bedeutung hat der polniſche Staats⸗ 
präſident Wojciekowſki im April 1926 mit den 
Morten Ausdruck gegeben, „daß Edingen Polen 
davon befreien wird, für die Aus⸗ und Einfuhr 
ſeiner Waren fremden Vermittlern Tribut zu ent⸗ 
richten. Wer unter den fremden Vermittlern zu 
verſtehen iſt, darüber wird unter den Danziger 
Kaufleuten kein Zweifel ſein. In einem von dem 
polniſchen Miniſter für Handel und Gewerbe in- 
ſpirierten Artikel iſt das Verhältnis von Danzig 
und Edingen in die Worte gebracht: „Unjer eige- 
ner Hafen ſtärkt unſere Stellung zu Danzig. Er 
erlaubt uns, in einem Zeitpunkt, da dies not⸗ 
wendig ſein wird, — m. D. u. H., in einem Zeit⸗ 
punkt, an dem dies notwendig ſein wird, = Dan- 
zig gegenüber den Boykott anzuwenden. Während 
Polen für den Ausbau von Edingen ungezählte 
Millionen ausgibt, bereitet es dem dringend not⸗ 
wendigen Ausbau unſeres eigenen Hafens Dau- 
ernd die größten Schwierigkeiten. 

Wir Danziger müſſen aus wirtſchaftlichen Grün⸗ 
den den Ausbau des Danziger Hafens dringend 
und eiligſt fordern, damit er insbeſondere für den 
Stückgutverkehr gerüſtet iſt und dieſer nicht immer 
weiter nach Gdingen abwandert. Ich richte an 
die Regierung die beſtimmte Frage: Wie ſteht es 
mit der Ausführung des zweiten Bauabſchnitts 
des neuen Hafenbaſſins? Wie ſteht es mit der 
Verbeſſerung der Einrichtungen für den Stückgut⸗ 
verkehr, welchen Gdingen zu ſich heranzuziehen 
und von Danzig abzuziehen die größten Anſtren⸗ 
gungen macht? M. D. u. H.! So ſieht es mit der 
polniſchen Parole „mehr Wirtſchaft“ in Wirklich⸗ 
keit aus. 

Nun zur Erklärung des Herrn Miniſters 
Strasburger, die polniſche Regierung wolle Dan⸗ 
zigs eigene Kultur ſchonen. Herr Miniſterprä⸗ 
ſident Bartel hat ſich in ſeinem Trinkſpruch bei 
dem ihm zu Ehren gegebenen Bankett im roten 
Saale unſeres Rathauſes in ähnlicher Weiſe aus⸗ 
gedrückt. Er ſagte: „im Programm der polniſchen 
Regierung befindet ſich neben dem Streben nach 
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wie es mit dieſer Wirtſchaftsgemeinſchaft aus- 
ſieht, habe ich mir erlaubt, Ihnen zu entwickeln — 
die weitgehendſte Würdigung der kulturellen In— 
tereſſen der Freien Stadt ſowie das Verſtändnis 
für die Beibehaltung ihrer nationalen Eigenart. 
Der Miniſterpräſident Bartel iſt in ſeinen Aus⸗ 


drücken recht vorſichtig. Die polniſche Regierung 


wolle lediglich Verſtändnis haben und würdigen. 
Ich will Ihnen jetzt kurz entwickeln, wie es mit 
dieſem Verſtändnis und dieſer Würdigung Polens 
für die Beibehaltung unſerer nationalen Eigenart 
ausſieht. Auch darüber gibt uns die polniſche 
Denkſchrift Auskunft, indem ſie ſagt: „Nicht nur 
von amtlichen polniſchen Stellen, ſondern auch von 
der polniſchen Preſſe muß immer wieder verſichert 
werden, daß Polen den deutſchen Charakter Dan⸗ 
zigs anerkenne und nicht daran denke, Danzig zu 
poloniſieren.“ Man ſieht, die polniſchen Staats⸗ 
männer, Herr Miniſter Strasburger, Herr Mini- 
ſterpräſident Bartel, arbeiten genau nach dem Re- 
zept, das die polniſche Denkſchrift angibt. Wie 
ſehen nun dieſe Verſicherungen aus? Dafür 


hältnis noch viel auffallender. 
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brauche ich nur an die Entwickelung bei der Eiſen⸗ 


bahnverwaltung zu erinnern. Gerade zur Zeit 
gährt es unter der deutſchen Beamtenſchaft bei der 


Eiſenbahnverwaltung wegen der brutalen Ver⸗ 
drängung der Deutſchen aus dem Eiſenbahndienſt. 


Die leitenden Stellen, in denen deutſche Danziger 
bisher ſaßen, werden allmählich aufgelöſt, oder ſie 
werden polniſchen Nationalpolen anvertraut. Die 
Bahnhöfe Simonsdorf, Zoppot, Sobbowitz und 
Lappin find mit polniſchen Vorſtehern beſetzt wor- 
den, wie ich in einer Notiz, die geſtern in der 
„Danziger Allgemeinen Zeitung“ geſtanden hat, 
geleſen habe. Auch dies entſpricht der polniſchen 
Denkſchrift, die wörtlich erklärt: „Die Erneuerung 
des Beamtenkörpers bei der Eiſenbahn im Frei- 
ſtaatgebiet muß ganz nach polniſchen Geſichts⸗ 
punkten erfolgen.“ (Hört, hört! rechts.) M. D. u. 
H.! Nach einer in der Preſſe verbreiteten Ueberſicht 
gehörten am 1. Dezember 1921 von 5538 Eiſen⸗ 
bahnbedienſteten nur 258 den polniſchen Verbän⸗ 
den an. Am 1. Dezember 1928 betrug dieſe Ziffer 
1002. Bei den Direktionsbeamten iſt das Ver⸗ 
Im Jahre 1921 
waren dort 106 Deutſche und 5 Polen vorhanden 
und 1928 32 Deutſche und 516 Polen. (Lebhaftes 
Hört, hört! rechts.) Bei den Wahlen zur Eiſen⸗ 
bahnkrankenkaſſe wurden 1920 für polniſche Kan⸗ 
didaten keine Stimmen abgegeben. 1927 ſtimmen 
777 für polniſche Organiſationen. Das iſt ein 
Drittel der abgegebenen Stimmen. Ich richte an 
die Regierung im Namen und Auftrag meiner 
Fraktion die beſtimmte Frage: „Was tut ſie gegen 
dieſen offenbaren Vertragsbruch der polniſchen Re- 
gierung, wie gedenkt ſie die Rechte der deutſchen 
Danziger zu wahren? Aehnlich wie es bei der 
Eiſenbahnverwaltung ausſieht, ſieht es beim Ha⸗ 
fenausſchuß aus. Auch dort wird in letzter Zeit 
in erſchreckendem Maße poloniſiert. 

Und nun komme ich zu einem Punkte, der für 
uns Deutſche etwas überaus Trauriges hat, zu 
der Ausnutzung unſerer innerpolitiſchen Differen- 
zen durch die Polen. In der Denkſchrift heißt es: 
„Zur Erreichung der großen, von Polen verfolgten 
tele“ — dieje Worte finden fih in der Denkſchrift 
wiederholt — müſſen die inneren Gegenſätze der 
Danziger taktiſch geſchickt ausgenutzt werden. Es 
muß ein Keil zwiſchen die bisher noch einheitliche 


Front der Danziger Deutſchen getrieben werden.“ 


Die Denkſchrift ift alfo nicht ganz neueſten Da- 
tums. Denn der Keil iſt bereits in unſere Reihen 
getrieben. „Die parteipolitiſchen Gegenſätze zwi— 
ſchen den Danzigern müſſen angefacht werden in 
dem Sinn, daß die Danziger rein ſtimmungsmäßig 
auf die Seite Polens getrieben werden.“ 

M. D. u. H.! Wir wollen uns darüber klar 
ſein, in wie verheerendem Maße den Polen dieſer 
teufliſche Plan gelungen iſt. Ich erinnere an die 
erſten Jahre, in denen alle deutſchen Parteien in 
dieſem Hauſe, und überhaupt alle Deutſchen in 
Danzig über die von Danzig zu verfolgende Po- 
litik gegenüber Polen nur einer Meinung waren. 
Ich habe einmal in einem öffentlichen Vortrag 
außerhalb dieſes Hauſes entwickelt, wann, wie und 
von wem in die Einheitsfront der deutſchen poli- 
tiſchen Parteien und der ganzen deutſchen Bevöl⸗ 


kerung in Danzig eine Breſche geſchlagen worden 
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iſt. Ich habe damals entwickelt, wann und von 
wem die Forderung nach Aenderung des Kurſes 
gegenüber Polen kam, wann und von wem der 
häßliche und ſelbſtmörderiſche Vorwurf gegen un- 
ſere Regierung erhoben wurde, die eigene Regie— 
rung fei ſchuld an dem Gegenſatz und den Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Danzig und Polen. Und dies 
alles, m. D. u. H., obwohl der Danziger Regierung 
von maßgebendſter Stelle wiederholt beſtätigt 
wurde, daß die Danziger Regierung getreulich 
und gewiſſenhaft alle Pflichten gegenüber Polen 
erfüllt und daß die Polen keinerlei berechtigten 
Grund haben, über ihre Behandlung in Danzig zu 
klagen. (Na, na! bei den Polen.) Das hat Herr 
General Haking öffentlich in einem Brief an eine 
polniſche Berufsvertretung ausgeſprochen. Ich 
habe nachgewieſen, daß der Ruf nach Aenderung 
des Kurſes lange bevor er im eigenen Lager der 
Deutſchen erſchallte, von der polniſchen Preſſe ver- 
breitet iſt. Dies alles hat nicht gehindert, daß die 
Selbſtzerfleiſchung in Danzig immer mehr fort- 
ſchreitet. Ich will nicht weiter auf die Gründe ein— 
gehen. Mir liegt in der ſchweren Gefahr, in der 
ſich heute Danzig befindet, daran, nicht die Gegen— 
ſätze zu erweitern, ſondern die alte Einheitsfront 
wieder herzuſtellen. Ich bitte Sie, m. D. u. H., mit 
allem Ernſt und mit dem Bewußtſein der Berant- 
wortung, mit dem ich mit an erſter Stelle fünf 
Jahre lang die ſchwere und faſt erdrückende Ver— 
antwortung für die Führung der Geſchäfte der 
Danziger Regierung getragen habe, und im In— 
tereſſe der Erhaltung unſeres Deutſchtums, — ich 
bitte Sie, daß Sie die Grundſätze Ihrer Politik ge— 
genüber Polen einer Nachprüfung unterziehen. 

Es muß doch jedem von uns klar ſein, daß die 
größte Gefahr uns Danziger von uns ſelber und 
von unſerer Politik droht. Wollen Sie bitte an 
Hand der Denkſchrift einmal nachprüfen, wie 
ſich im Laufe der letzten Jahre die Dinge entwickelt 
haben. Ich lege dabei gar keinen entſcheidenden 
Wert auf den Anſpruch der Denkſchrift, daß der 
größte und gefährlichſte Vorſtoß in eine Zeit ver— 
legt werden müſſe, in der eine Linksregierung am 
Ruder ijt; denn m. D. u. H., ich weiß, in der Po- 
litik Polens gegenüber Danzig iſt es gleichgültig, 
ob eine Rechts- oder Linksregierung daſitzt. Po- 
len verfolgt ſeine Ziele konſequent und zäh! (Sehr 
richtig! rechts.) Ich muß auch beſonders den Herrn 
Senatspräſidenten, der doch das auswärtige Reſ— 
ſort führt, bitten, daß er ſeinen Standpunkt einer 
Nachprüfung unterzieht. Wir können es nicht bil- 
ligen, wenn Herr Sahm im Dezember 1927 nach 
einem Bericht über die Genfer Tagung im Haupt— 
ausſchuß bei der Beſprechung erklärte, wie die Po— 
litik gegenüber Polen in Zukunft geführt werden 
ſolle, — es war nach den Wahlen — darüber 
möge die neue Mehrheit entſcheiden. M. D. u. H.! 
Gegenüber Polen muß die Politik geführt werden, 
welche die richtige ift, ohne Rückſicht auf die Mehr: 
heit. Der verantwortliche Leiter muß mit allen 
Mitteln es durchſetzen, daß die Mehrheit ihm 
folgt. Die großen und wichtigen Entſcheidungen 
in der Geſchichte ſind faſt immer gegen die Mehr— 
heit von verantwortungsbewußten Männern ge— 
troffen worden. (Sehr richtig! rechts.) 


Volkstag Danzig — 80. Sitzung. 
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derte, ſolange hier an der Ditjee 


und einmütig dagegen! 


Mittwoch, den 10. April 1929. 


Die Politik Danzigs gegenüber Polen darf (© 


überhaupt nicht Parteiſache ſein. Sie ergibt ſich 
aus unſeren geſchichtlichen Aufgaben, hier für 
unſer Deutſchtum zu kämpfen. Herr Senator Dr. 
Kamnitzer hat in ſeinem Rundfunkvortrag, den ich 
mir in den Oſterfeiertagen auf einem pommer- 
ſchen Landgut angehört habe, den Satz geſprochen: 
„Die Wirtſchaftsfrage droht in Danzig eine Kul— 
turfrage zu werden.“ Er brachte dieſe Aeußerung 
in Verbindung mit dem Lohndruck, den deutſche 
Arbeiter in Danzig von polniſcher Seite erfahren. 
Das iſt an ſich richtig, aber nicht entſcheidend. Die 
Wirtſchaftsfrage droht in Danzig eine Frage des 
Seins oder Nichtſeins unſeres Staates und unſeres 
deutſchen Volkstums zu werden. (Sehr richtig! 
rechts) Polens auf Vernichtung unſeres Volks— 
tums gerichtet Politik gegenüber Danzig arbeitet 
zur Zeit mit dem Mittel der Wirtſchaft. M. D. u. 
H. Polens Politik gegenüber den Deutſchen im 
Oſten iſt unverändert durch die ganzen Jahrhun— 
und in dem 
Weichſelland Deutſche und Polen wohnen. Polen 
arbeitete auch vor fünfhundert Jahren mit den⸗ 
jelben Mitteln wie heute. Es verhieß den Deui- 
ſchen, ihre Wirtſchaft zu fördern und zu einer 
Blüte zu bringen, wenn fie fih an Polen anlehn— 
ten; es verſprach den Deutſchen, ihre kulturelle 
und nationale Eigenart zu ſchonen, und es trieb 
einen Keil zwiſchen fie und nutzte die Parteizer— 
ſplitterung der Deutſchen zu ſeinen Gunſten aus. 
Polen hatte damals mit dieſen Mitteln Erfolg. 
Die Deutſchen vertrauten ſeinen gleißneriſchen 
Verheißungen. Sobald aber die Polen die Macht 
errungen hatten, gingen ſie offen mit der Ausrot⸗ 
tung der Deutſchen vor. Nach dem Ausſpruch eines 
Tartarenfürſten aus damaliger Zeit haben ſich 
die „Deutſchen ſelbſt die Rute gebunden“, und 
über ihnen wurde die Karbatſche der polniſchen 
Staroſten geſchwungen. Deutſche Sprache und 
Sitte verſchwanden. Genau wie heute in unſerer 
unmittelbaren Nachbarſchaft jenſeits der Danziger 
Grenzen wurde damals im Weichſelland die Aus- 
rottung des Deutſchtums betrieben. Die Geſchichte 
des Weichſellandes und des deutſchen Oſtens iſt 
für unſere Gegenwart eine Quelle reicher und 
klarer Erkenntnis. Erkennen wir doch die uns 
drohende tödliche Gefahr! Kämpfen wir geſchloſſen 
Im Kampf der Völker 
untereinander entſcheidet der entſchloſſene Wille 
und der feſte Entſchluß, für ſein Volkstum kämp⸗ 
fen zu wollen, koſte es was es wolle. Wenden wir 
doch alle Mittel an, die uns gegeben ſind. Nach 
der ausgeſprochenen Abſicht der Gründer unſeres 
jetzigen Freiſtaats, an die heute erinnert werden 
muß, nach den Worten in der Note der alliierten 
und aſſoziierten Mächte vom 16. Juni 1919 ſollte 
die Lage Danzigs in ſeiner Beziehung zu Polen 
derart fein, daß es fih neben feiner Unabhängig- 
keit einer „großen Handelsblüte“ erfreut. 

M. D. u. H.! Wenn wir uns darüber klar wer- 
den, daß die Vorausſetzungen, unter denen das 
Verhältnis zu Polen geſchaffen iſt, durch Polen 
ſelbſt zerſtört werden, jo muß die Regierung er- 
wägen, ob es nicht angezeigt iſt, den Völkerbund, 
unter deſſen Schutz wir geſtellt ſind, darüber zu 
unterrichten, was Polen mit Danzig treibt. (Sehr 


on 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) ; 
richtig! Sehr gut! rechts.) Möge die Regierung fi 
von dem im Intereſſe Danzigs für richtig befun⸗ 
denen Entſchluß nicht abbringen laſſen durch Po⸗ 
lens in der Denkſchrift enthüllte Taktik, damit zu 
drohen, daß wenn Danzig es vor die Inſtanzen 
nach Genf ſchleppe, es ihm das Wohlwollen wirt⸗ 
ſchaftlicher Fürſorge entziehen werde. Wie ſich 
Polen wirtſchaftlich für Danzig ſorgt, wird wohl 
jedem klar geworden ſein. Aber Vorausſetzung 
für eine erfolgreiche Politik von Danziger Seite 
ift die Miederherjtellung einer Einheitsfront in 
der Politik gegenüber Polen. Ich erkläre namens 
meiner Fraktion: Auf dem Boden ſcharfer Ab- 
wehr polniſcher Angriffe auf unſere Rechte, auf 
dem Boden ſcharfer Zurückweiſung aller polniſchen 
Verſuche, durch wirtſchaftliche Zugeſtändniſſe, die 
meiſt nur vorübergehenden Wert haben, politiſche 
Rechte zu erlangen, auf dem Boden einer bewußten 
und klaren Politik, die bei jeder Maßnahme in 
erſter Linie daran denkt, das Deutſchtum in Dan— 
zig zu wahren und es auf dieſem für das geſamte 
deutſche Volk wichtigen Poſten zu erhalten, koſte 
es was es wolle, auf dieſem Boden müſſen ſich alle 
Deutſchen in Danzig, alle deutſchen Parteien in 
dieſem Hauſe zuſammenfinden. Das iſt das Gebot 
der Selbſterhaltung. Das ſollte uns, m. D. u. H. 
die Denkſchrift lehren. Darum hat meine Partei 
die Denkſchrift hier im Haufe zur Erörterung ge- 
ſtellt. Ich beantrage namens meiner Fraktion, 
die Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu iber- 
weiſen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. H.! 
Es ift ſchon vor Erörterung der Denkſchrift hier in 
dieſem hohen Haufe in der Danziger Oeffentlich⸗ 
keit, in der Preſſe, der Wunſch ausgeſprochen 
worden, daß in dieſem Falle die deutſchen Par⸗ 
teien möglichſt eine Einheitsfront bilden möchten. 
Wir Sozialdemokraten haben nicht die Abſicht, in 
dieſer Frage irgendeinen Streit oder eine Mei- 
nungsverſchiedenheit vom Zaun zu brechen, aber 
ſo, wie es der Herr Vorredner beſonders zum Aus— 
druck gebracht hat, mit einigen ſchönen Redens⸗ 
arten ſind die unterſchiedlichen Auffaſſungen, die 
nun einmal in dieſer Frage vorhanden ſind, nicht 
aus der Welt zu ſchaffen. Der Redner der Deutſch⸗ 
nationalen hat zwar in weiteſtem Maße dem 
Wunſch nach einer Einheitsfront Ausdruck ge⸗ 
geben, aber ſo wie er gerade die verſchiedenſten 
Fragen behandelte, zeigt fih doch, daß es natürlich 
leichter iſt, dieſen Wunſch auszuſprechen, als dieſe 
Einheitsfront in Wirklichkeit herzuſtellen. Ich 
will von vornherein betonen, daß natürlich darin 
wohl eine Einheitsfront zwiſchen allen deutſchen 
Parteien beſteht, daß alle polniſchen Eroberungs⸗ 
abſichten auf Danzig abgewehrt werden. Aber 
darüber hinaus gibt es doch eine Reihe von 
Dingen, die man nicht allein mit einigen ſchönen 
Redensarten abtun kann, ſondern die für die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft und die Danziger Bevölkerung 
von ſo einſchneidender Bedeutung ſind, daß ſi 
eben anders als nur mit einer nationalen Redens- 
art gelöſt werden müſſen. So iſt darauf hingewie⸗ 
ſen worden, daß die Parole „mehr Wirtſchaft“ von 
den Polen aufgebracht ſei. 


der Herr Abg. 


Wenn fie befolgt L 
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würde, würden keine Streitigkeiten mehr zwiſchen 
den Parteien entſtehen oder nicht in dem Maße, 
wie ſie jetzt vorhanden ſind. Herr Dr. Ziehm 
brachte dies Zitat aus der Denkſchrift zur Ver⸗ 
leſung. Wir müſſen uns darüber klar ſein, daß die 
hauptſächlichſte Grundlage einer Bevölkerung 
überall in der Geſchichte nicht eine kleine Schicht 
Beſitzender war, ſondern immer die große breite 
Maſſe des arbeitenden Volkes. Wo immer in der 
Weltgeſchichte nur eine kleine Anzahl wohlhaben- 
der Leute in irgendein anderes Volkstum verſchla— 
gen wurden, ſind dieſe in ein, zwei Generationen 
völlig im neuen Volkstum untergegangen. Wenn 
jetzt nach dem großen Weltkrieg eine Reihe von 
Völkern aus der Verſenkung emporgetaucht iſt, 
ſo waren es diejenigen, die ſo gar nicht einmal ein 
eigenes Bürgertum hatten, ſondern die in der 
Hauptſache aus Arbeitern und Bauern beſtanden 
haben. Wenn man das Volkstum erhalten will, 
muß man daher in erſter Linie darauf ſehen, daß 
man nicht für eine kleine Schicht Beſitzender ein- 
tritt oder deren Intereſſen vertritt, ſondern daß 
auch die wirtſchaftlichen Intereſſen der breiten 
Maſſe Berückſichtigung finden. Findet dieje Be- 
rückſichtigung etwa ſtatt, m. H. Deutſchnationalen, 
wenn Sie Jahr für Jahr hier einige tauſend pol⸗ 
niſche Saiſonarbeiter herholen? (Sehr richtig! 
links.) War es eine Berückſichtigung der deutſchen 
Arbeiterſchaft, als unter einer Regierung, der Sie 
angehörten, mit Polen ein Abkommen geſchloſſen 
wurde, durch welches die billigen polniſchen Ar— 
beitskräfte ungehindert nach Danzig Herein- 
kamen? Dadurch iſt erreicht worden, daß Jahr für 
Jahr zum mindeſten einige tauſend einheimiſche 
Arbeiter arbeitslos ſind, weil die Unternehmer 
natürlich, ſei es in der Induſtrie oder in der 
Landwirtſchaft, lieber die billigen polniſchen Ar⸗ 
beiter beſchäftigen. Auch dieſe Dinge muß man be⸗ 
trachten. Man muß auch auf die wirtſchaftlichen 
Intereſſen der breiten Maſſe Rückſicht nehmen, 
wenn man davon ſpricht, daß man das Deutſchtum 
ſchützen ſolle, daß man eine Einheitsfront gegen⸗ 
9 den polniſchen Eroberungsabſichten bilden 
will. 

Der Redner der Deutſchnationalen hat zum 
Ausdruck gebracht, daß man auf Dementis, die 
von polniſcher Seite erfolgt ſind, nicht zu großes 
Gewicht legen ſoll. Das iſt verſtändlich, aber m. 
H., es iſt durchaus noch nicht ſicher ſo feſtſtehend, 
daß dieſe Denkſchrift nur von den Kreiſen verfaßt 
ijt, die Sie genannt haben. Die Möglichkeit be- 
ſteht natürlich, das wollen auch wir nicht abitrei- 
ten. Aber es beſteht auch ſehr wohl die Möglich⸗ 
keit, daß dieje Denkſchrift aus andern Kreiſen ge⸗ 
kommen iſt; denn es war doch auf jeden Fall ſehr 
auffällig, daß ſie in einer Zeit verbreitet wurde, 
als gerade der polniſche Miniſterbeſuch in Danzig 
hier war, daß ſie in einer gewiſſen Zeit auch in 
Genf verbreitet wurde, um dort gegen die poli⸗ 
tiſche Linie Stimmung zu machen, die die jetzige 
Regierung eingeſchlagen hat. Im übrigen ift das, 
was in der Denlſchrift ſteht, für jeden Danziger 
durchaus nichts Neues. (Abg. Hohnfeldt: Wie 
haben Sie danach gehandelt?) Wir kennen die 
Taten der polniſchen Nationaliſten ebenſo, wie 
wir ihre Politik kennen. Beide ſind ſie in einer 
auge gewaſchen. Außerdem finden ſich in der 


— 


(O) 


D) 


(A) 


(B) 


1558 
(Loops, Abgeordneter) 


Denkſchrift Gedanken, die nicht unbedingt in dieſer 


Linie liegen. Es ſind auch Gedanken da, die, wenn 
man ſie auch nicht für glücklich halten kann, auf 
jeden Fall doch für eine ſachliche Diskuſſion geeig⸗ 
net erſcheinen. Es iſt durchaus nicht ſo, daß die 
Regierungsparteien leichtgläubig ſind und irgend⸗ 
welchen polniſchen Dementis gefolgt waren. Die 


Leichtgläubigkeit hat ja in der Vergangenheit im 
deutſchen Volke auf anderer Seite gelegen. Als ſich 


eine Art Phalanx der anderen Länder gegen 


Deutſchland gebildet hatte, erklärte damals ein 


Reichskanzler, der kein Sozialdemokrat, ſondern 
von einem Kaiſer gewählt war, öffentlich: „Der 


britiſch-franzöſiſche Vertrag hat keine Spitze gegen 
eine andere Macht, die Kontrahenten wollen nur 
Differenzpunkte beſeitigen, der Vertrag iſt alſo 
ſehr nützlich für den Weltfrieden, deſſen Aufrecht⸗ 


erhaltung auch wir wünſchen.“ Dieſe Aeußerung 
eines kaiſerlichen Reichskanzlers war vielleicht 
leichtgläubig. 


Sie ſollten ſich alſo hüten, m. H. Deutſchnati⸗ 
ſolche 


Regierungskoalition 


onalen, der jetzigen 
daß ſie leichtgläubig ſei. 


Vorwürfe zu machen, 


Das iſt ſie nicht, ſie läßt alle Möglichkeiten offen, 


Sie läßt auch die Möglichkeit offen, daß die Hin⸗ 
termänner wo anders ſitzen als Sie belieben in 
der Oeffentlichkeit anzugeben. Daß mit der Ver⸗ 
öffentlichung dieſer Denkſchrift von Ihnen (nach 
rechts) eine innerpolitiſche Agitation beabſichtigt 
wird, geht ja aus den Ausführungen und einigen 
falſchen Vorleſungen aus der Denkſchrift hervor. 
(Zuruf rechts.) Sie hätten nur etwas weiter leſen 
müſſen und vor allen Dingen dem Satz nicht einen 


falſchen Sinn unterſchieben ſollen. Mit dieſem Satz 
aus dem „Kurjer Warſzawſki“ von den Männern, 
die jetzt in Danzig ſind, waren nicht die Männer 


im Senat gemeint, ſondern der diplomatiſche Ver⸗ 
treter Polens. Das ift der Unterſchied. Aber in 
dieſen außenpolitiſchen Dingen können Sie weni⸗ 
ger gut auslegen, allerdings dem Gegner aller⸗ 
lei Schlimmes unterſtellen. Das iſt auch hier ge⸗ 
ſchehen. Das ſtimmt nicht mit der Wirklichkeit 
überein. Der Danziger Senat war nicht im ge⸗ 
ringſten gemeint, ſondern die jetzigen Vertreter 
Polens. 

M. D. u. H.! Was das Schlagwort, das hier 
bekämpft worden iſt, mehr Wirtſchaft und weniger 
Politik anbetrifft, ſo fiel mir, als ich vorhin die 
Ausführungen von Herrn Dr. Ziehm hörte, eine 


Rede ein, die vor zwanzig Jahren im Bayriſchen 


Landtag gehalten wurde und die Antwort, die 
dort gegeben worden iſt. Dort trat ein Redner der 
National⸗Liberalen für ähnliche wirtſchaftliche 
Beziehungen zu Norddeutſchland ein, und da wa⸗ 
ren es dann die überzeugten Bayern, die Diez 
jelben Ausführungen machten, wie Herr Dr. Ziehm, 
die auf die große Gefahr hinwieſen, die in einer 
ſolchen wirtſchaftlichen Verſtändigung mit Preußen 
liege. (Abg. Dr. Heinemann: Das war innerhalb 
derfelben Nation!). Vor zwanzig Jahren, Herr 
Dr. Heinemann, wurden die Norddeutſchen nicht 
als Angehörige derſelben Nation angeſehen, zu 
der die Bayern gehörten. Da gehörten ſie zu einer 
feindlichen Nation. Ueber ſolche Engſtirnigkeit iſt 
die Geſchichte ſchließlich hinweggegangen, und das 
wird auch mit den Anſichten geſchehen, ſoweit jie 
in ähnlicher Weiſe Bezug auf Danzig haben. Ge⸗ 
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wik wäre es gut, m. D. u. H., wenn die Denkſchrift 
der Danziger Bevölkerung möglichſt bekannt wür⸗ 
de. Nun, Herr Dr. Ziehm, Sie wünſchen, daß der 
Senat die Verbreitung übernehme. Die. Dent- 
ſchrift iſt ja bereits durch Ihre eigene Zeitung ver⸗ 
breitet worden. Ich weiß nicht, ob Sie Ihrer Jei- 
tung ſo wenig Verbreitung zutrauen, daß ſie nicht 
von allen Danziger Politikern geleſen würde. 


Q 
© 
= 
= 
2 
mi 
—. 
pez 

= 
2 
— 
=> 

S; 


| 
das in dieſer Art und Weiſe machen. Wenn man 


delt, dann hätte man in die deutſche Oeffentlich⸗ 
keit bei der Erörterung dieſer Frage nicht ſolche 
Meldungen lancieren dürfen, wie ſie in Ihrer 
Preſſe ſtanden, z. B. daß die Weſterplatte durch 
die jetzige Regierungskoalition den Polen ver⸗ 
ſchachert worden iſt. M. D. u. H.! Die Weſterplatte 
iſt am 14. März 1924 den Polen zugeſprochen 
worden. Daran war kein Senat, in welchem Sozi⸗ 
aldemokraten ſitzen, beteiligt, ſondern wenn ich 
mich nicht irre, ſtand damals Herr Senatsvize⸗ 
präſident Dr. Ziehm an der Spitze der Regierung. 
Das ſollten Sie dann aber auch den Leuten mit⸗ 
teilen, die Ihre deutſchnationale Preſſe bedienen, 
| und die ſolche unwahren Meldungen hinausgehen 
laſſen, einzig und allein mit der Abſicht, auch in 
Deutſchland gegen die jetzige Regierung Stim⸗ 
mung zu machen. Es iſt alles andere als wahr, 
daß etwa der jetzige Senat nur ein Vollſtrecker 
der Wünſche Polens ift, wie es auch von deutſchna⸗ 
tionaler Seite angeführt worden iſt. Nun m. D. u. 
H.! Es liegen ja auch ſehr viele Auslaſſungen 
Ihrer weißroten Brüder über die Sozialdemokra⸗ 
ten in Danzig vor, die wieder den entgegengeſetz— 
ten Vorwurf erheben. Es liegt eine Aeußerung 
vom „Dziennik Bydgoſzez“ vor, in welcher gejagt 
wird, daß die Moritaten an den Polen in Ober- 
ſchleſien während der Regierung des ſozialiſtiſchen 
Präſidenten genau ſo waren, wie vorher in Oſt⸗ 
preußen unter dem ſozialiſtiſchen Präſidenten. Auf 
jeden Fall iſt das ein kleiner Beweis dafür, daß 
es töricht iſt, wenn etwa die Danziger Sozialde⸗ 
mokratie und darüber hinaus die Parteien der 
jetzigen Regierung ſich zu einem Vollſtrecker des 


polniſchen Nationalismus gemacht hätten. 

Die jetzige Koalitionsregierung und die Sozi⸗ 
aldemokratie haben fih eben in der Politik gegen- 
über Polen von den gegebenen Tatſachen leiten 
laſſen. Und dieſe Tatſachen ſind nun einmal ſo, 
daß ſie ſich mit einigen deutſchnationalen Redens⸗ 
arten nicht aus der Welt ſchaffen laſſen. Herr Dr. 
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(Loops, Abgeordneter) 

Ziehm, Sie haben auch den Verſailler Vertrag 
nicht beſeitigen können, als Sie mehrere Jahre 
Vizepräſident des Senats waren. (Abg. Dr. 
Ziehm: Leider!) Das iſt auch dem jetzigen Senat 
natürlich nicht möglich. Aber es iſt ebenſo ſelbſt⸗ 
werſtändlich, daß der jetzige Senat die Rechte Dan⸗ 
zigs wahrnehmen wird, allerdings in der Art und 
Weiſe, wie Sie es wollen, wird es nicht möglich 
ſein. Ich glaube auch nicht, daß das immer zum 
Nutzen Danzigs wäre. Es wäre ſicher nicht für 
Danzig gut, wenn z. B. Herr Präſident. Sahm 
Ihren Ratſchlag befolgt hätte und hier in Dan⸗ 
zig eine Diktatur aufrichtete. Das war auch ſo eine 
eingeſtreute Bemerkung, die großen Entſcheidun⸗ 
gen der Weltgeſchichte, meinte Herr Dr. Ziehm, 
jeien niemals in Uebereinſtimmung mit den brei⸗ 
ten Maſſen des Volkes erfolgt, ſondern immer nur 
von einigen wenigen. In dieſem Fall iſt ja dieſe 
Feſtſtellung im Anſchluß an einige Auslaſſungen 


gegenüber dem Senatspräſidenten erfolgt. Wollte 


der Herr Senatspräſident nach dieſem Rezept han⸗ 
deln, ſo würde er, wie ich glaube, weder ſeinem 
eigenen Intereſſe noch dem Danzigs dienen. 


Die Politik der jetzigen Regierung geht, wie 


gejagt, darauf hinaus, daß Danzig in jeiner deut⸗ 


ſchen Kultur und auch in ſeiner deutſchen Bevöl⸗ 1 
Herr Abg. Raſchke. 
und was gerade die Leute, die Ihnen ſehr nahe 


kerung, was ſehr weſentlich iſt, Herr Dr. Ziehm, 


ſtehen, leider nicht immer beachten, erhalten 
werden, daß Danzig nun einmal nicht im Mittel⸗ 
punkt von Deutſchland liegt, ſondern an der Mün⸗ 
dung eines Fluſſes, der durch ein anderes Land 
fließt, daß es gewiſſermaßen an einer Völkerſcheide 
liegt, und daß es von der Natur geſchaffen wurde, 
um ein Mittler zwiſchen Deutſchen und Polen zu 
ſein. Wir hoffen, daß der Senat auch in dieſem 


Sinne die Außenpolitik Danzigs leiten wird, daß 


er es in ſeinem Deutſchtum einerſeits erhält, daß 


damit auch eine Vormacht für den Weltfrieden 
hier im Oſten. (Bravo! links.) 

Vizpräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat Herr 
Abg. Weiß. 


Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Wir 
haben unſere Anſicht über das Verhältnis zwiſchen 
Danzig und Polen wiederholt an dieſer Stelle 
dargelegt. Unſere Anſicht iſt ſtets gleich geblieben. 
(Der Kurs bleibt der alte! bei den Kommuniſten.) 
Beide Staaten ſind von Natur aus wie auch durch 
Staatsverträge aufeinander angewieſen. Damit 


ziehungen zueinander dahin gegeben, daß ſie ſich 
unter gegenſeitiger Anerkennung und Wahrung 
der ſtaatspolitiſchen Selbſtändigkeit auf Verſtändi⸗ 
gung einſtellen müſſen. Eine derartige Einſtellung 
hat zur Vorausſetzung und zur Bedingung, daß 
der ehrliche Wille dazu auf beiden Seiten vorhan⸗ 
den iſt. Schöne Worte mit inneren Vorbehalten 
dienen dem Zweck nicht, vermögen uns auch nicht 
zu täuſchen. Die praktiſche Auswirkung der wie⸗ 
derholt proklamierten Verſtändigungspolitik iſt 
bisher recht ſpärlich geblieben. Die letzte Zeit ließ 
vielleicht darin einige Beſſerung erwarten. Die 
veröffentlichte Denkſchrift, — ihre Herkunft jei da- 
hingeſtellt, — iſt nur zu ſehr geeignet, die aufge- 
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bleibt. Aber es darf andererſeits nicht verkannt 


zig ſich zwiſchen zwei 


Herrn Dr. Ziehm nicht für ſo naiv, 


Imperialismus 
Herr Dr. Ziehm weiß genau ſo wie wir, daß der 
deutſche Imperialismus ſowohl wie der polniſche 
das größte Intereſſe daran hat, Danzig in die 
= 19 Taſchen zu ſtecken bezw. ihren Staaten einzuver- 
ijt ganz logiſch die Richtung der politiſchen Be: | 
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kommenen Hoffnungen zu zerſchlagen. (Abg. 
Schilke: Sehr richtig!) ; 

Wir werden die Erklärung des polniſchen di- 
plomatiſchen Vertreters über die Echtheit der 
Denkſchrift hinnehmen müſſen. Dennoch gibt es 
ernſtlich zu denken, wenn er ſelbſt ausführt, daß 


die Denkſchrift eine Sammlung von Gedanken aus 


Reden führender und maßgebender polniſcher 
Kreiſe enthalte. Wir können die Störung der im 
Intereſſe beider Staaten liegenden Verſtändigung 
nur lebhaft bedauern. (Bravo! beim Zentrum.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 


Herr Präſident des Senats. 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: Von dem 
Herrn Abg. Dr. Ziehm iſt namens ſeiner Frak⸗ 
tion der Antrag geſtellt worden, die Vorlage dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Die Regierung 
würde einen entſprechenden Beſchluß des Volfs- 
tages begrüßen; denn es ſind in der Diskuſſion 
eine Reihe beſtimmter Fragen an den Senat ge- 
richtet worden, welche unzweifelhaft für die Freie 


Stadt Danzig von großer Bedeutung ſind. Wir 
werden gern im Hauptausſchuß auf dieſe Fragen, 


nachdem das nötige Material dafür beſchafft iſt, 
Antwort geben. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
ſich ernſtlich be⸗ 
müht, einen Eiertanz aufzuführen. (Abg. Dr. 
Moczynſki: Syndikat!) Vielleicht im Zuſammen⸗ 
hang mit dem Eierſyndikat glaubten ſie alle, auf 
Eiern tanzen zu müſſen. Auf den Kern der Sache 
iſt ſchließlich keiner der Redner eingegangen. (Abg. 
Liſchnewſki: Sehr gut!) Ich werde mich deshalb 
bemühen, den Kern dieſer Denkſchrift herauszu⸗ 
ſchälen und damit den Beweis erbringen, daß 
Danzig nicht nur ſeit heute und geſtern, ſondern 


I ſch | { ſolange es überhaupt beiteht, ein Zankapfel jein 
aber Danzig andererſeits der Mittler wird und 


muß. Weshalb m. H.? Weil dieſer Freiſtaat Dan⸗ 
imperialiſtiſchen Mächte⸗ 
gruppen befindet und ſchließlich von dem einen 
oder anderen aufgefreſſen werden ſoll. Ich halte 
daß er der 
Meinung iſt, der deutſche Imperialismus hätte 
nichts mit Danzig zu tun, und daß er weiter der 
Meinung iſt, Polen denke evtl. nicht daran, ſeinen 
nach Danzig zu verpflanzen. 


leiben. Es fragt ſich hier nur, wer der Stärkere 
iſt und wer ſchließlich von Danzig aus dem einen 
oder anderen Staat Gelegenheit gibt, die Hand 
auf Danzig zu legen und dadurch Mithelfer bei 


dieſem Streit wird. 


Wenn wir von dieſem Geſichtspunkt aus die 
Sache betrachten, ſo können wir wohl ſagen, daß 
hier in Danzig zwei Gruppen vorhanden ſind, die 
eine Gruppe für den deutſchen Imperialismus, die 
andere Gruppe für den polniſchen Imperialismus, 
natürlich unter Berückſichtigung der notwendigen 
Geſchäftemacherei. Wenn wir dieſe Geſchäfte⸗ 
macherei beſonders ins Auge faſſen, werden wir 
finden, daß die Agrarier und die oberen Beam⸗ 


ten ſich gern an Deutſchland anſchließen, weil ſie 


— 


D} 


(A) 


(B 


— 


1560 


(Raſchke, Abgeordneter) 

bei Deutſchland ein ſehr ſchönes, ein ſehr gutes 
Geſchäft machen können, die Agrarier inſofern, 
als dort Zölle beſtehen und die Agrarprodukte im 
Preiſe erheblich höher ſtehen, als die polniſchen. 
Die Gruppe, die zu Polen neigt, ſetzt ſich zuſam⸗ 
men aus Kaufleuten, und Induſtriellen. Wenn 
die Denkſchrift ſagt, daß in Danzig die polniſche 
Währung eingeführt werden muß, ſo entſpricht 
dieſe Forderung beſonders den Wünſchen der Dan⸗ 
ziger Kaufleute und Induſtriellen. Sie wiſſen 
genau, daß mit der Aufgabe der Danziger Wäh- 
rung und Einführung der polniſchen Währung 
der Arbeiter der Leidtragende iſt. Der Arbeiter 
muß für einen hundsgemeinen Lohn arbeiten, und 
dabei macht der Kaufmann bezw. der Induſtrielle 
das beſte Geſchäft. 

Natürlich ſind beide Staaten bemüht, ihre Po— 
ſitionen auszubauen. Daß dieſer Ausbau der Po- 
ſitionen dauernd Fortſchritte macht, weiß heute 
bereits jedes Kind in Danzig. Wenn wir bei- 
ſpielsweiſe die Beſtrebungen von polniſcher Seite 
einer Betrachtung unterziehen, dann finden wir, 
daß Polen bemüht iſt, hier Stützpunkte imperi— 
aliſtiſcher Natur zu ſchaffen und auszubauen. 

Die Danziger Werft unter Polens Obhut ver- 
fügt über Maſchinen, die jede Stunde auf den 
Kriegsbedarf umgeſtellt werden können. Der 
Danziger Hafen wurde von dieſer Regierung dem 
polniſchen Imperialismus inſofern ausgeliefert, 
als ſie ihm Gelegenheit gab, die polniſchen Kriegs— 
ſchiffe im Danziger Hafen jederzeit zu verankern. 
Damit hat der polniſche Imperialismus die beſten 
Stützpunkte im Freiſtaat gefunden und ift pe- 
müht, die Befeſtigungen weiter auszubauen. Der 
deutſche Imperialismus iſt natürlich auch nicht 
müßig. Auch er verſucht ſich hier Stützpunkte zu 
ſchaffen. Auch er verſucht hier feſten Boden zu faſ— 
ſen. Es ſteht ja jetzt die Frage der Sanierung der 
Schichauwerft zur Debatte. Auch ſie wird von 
Deutſchland ſaniert werden. Wir wiſſen ſchon 
heute, daß die Maſchinen der Schichauwerft, ſelbſt 
wenn der Betrieb auf den Bau von landwirtſchaft—⸗ 
lichen Maſchinen umgeſtellt wird, ſo konſtruiert 
ſind, daß ſie jederzeit für den Kriegsbedarf umge— 
ſtellt werden können. 

Es kommt noch etwas anderes hinzu. Es iſt 
bezeichnend für die einzelnen Parteien, daß ſie 
dieje Frage nicht berührt haben, nämlich die Ber- 
ſtändigung beider imperialiſtiſchen Staaten wenn 
es ſich darum handelt, gegen den Staat der Arbei— 
ter und Bauern zu Felde zu ziehen. Das iſt ja der 
ſpringende Punkt dabei. Danzig iſt ja vom Völ⸗ 
kerbund vorgeſehen, als Aufmarſchgebiet gegen 
die Sowjetunion zu dienen. Wenn heute der Kreis, 
der um Rußland geſchloſſen werden ſoll, noch nicht 
ſo lückenlos geſchloſſen iſt, wenn hier und dort 
noch eine Lücke beſteht, ſo werden ſich in dem Mo⸗ 
ment, wo dieſe Lücke geſchloſſen iſt, wo es heißt ge⸗ 
gen Rußland zu Felde zu ziehen, die beiden Im⸗ 
perialiſten hier in Danzig die Hände reichen und 
werden gemeinſam gegen den Staat der Arbeiter 
und Bauern kämpfen. Sie werden verſuchen, ihn 
niederzuknütteln. Das iſt nicht nur das Beſtreben 
des polniſchen ſondern auch des deutſchen Impe⸗ 
rialismus. Wenn Sie hier angeblich für das 
Deutſchtum in Danzig kämpfen, ſo geſchieht es, um 
für Deutſchland etwas Beſſeres herauszuholen, 
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um den deutſchen Imperialismus zu verſtärken 
und ihn noch machtvoller zu geſtalten, als es bis- 
her der Fall geweſen iſt. Aber wie geſagt, im 
Grunde find Sie fih darüber einig, daß eine Ber- 
bindung zuſtande kommt, wenn es gegen die Sow- 
jetunion geht. Daß dieſe Verſtändigung recht bald 
in Erſcheinung treten möge, iſt nicht nur der 
Wille der Deutſchnationalen, ſondern auch der So- 
zialdemokraten, überhaupt des geſamten Biirger- 
tums des Freiſtaats. 

M. D. u. H., es iſt nicht meine Aufgabe, auf 
dieſe Denkſchrift näher einzugehen; denn ſie läßt 
ſich ja in wenigen Worten zuſammenfaſſen. Meine 
Aufgabe beſteht vielmehr darin, den deutſchen jo- 
wohl wie den polniſchen Imperialiſten zu jagen, 
daß ſie bei der Arbeiterſchaft auf Granit ſtoßen 
werden, wenn fie glauben, den Freiſtaat als Muf- 
marſchgebiet gegen die Sowjetunion benutzen zu 
können. Sie werden auf Granit beißen, wenn ſie 
glauben, den Freiſtaat dem einen oder dem an- 
dern der imperialiſtiſchen Staaten in die Hände 
zu ſpielen. Die Danziger Arbeiterſchaft und ins- 
beſondere die Kommuniſtiſche Partei wird mit 
allen Mitteln dagegen ankämpfen, ſei es, daß der 
Freiſtaat dem polniſchen Imperialismus oder dem 
deutſchen ausgeliefert werden ſoll. Die Danziger 
Arbeiterſchaft wird die Verſtändigung mit den 
deutſchen Arbeitern ebenſo mit den polniſchen 
ſuchen und finden, um dieſen Beſtrebungen einen 
Damm entgegenzuſetzen, um dieſe Beſtrebungen 
illuſoriſch zu machen. Sie wird mit aller Macht 
dafür kämpfen, daß in Polen ſowohl wie in 
Deutſchland der Imperialismus ſo ſchnell wie 
möglich beſeitigt wird, und an ſeine Stelle die 
Regierungen kommen, die für das Proletariat 
unbedingt notwendig ſind, d. h. Regierungen der 
Arbeiter und Bauern. (Bravo! bei den Kommu- 
niſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.) M. D. u. 
H.! Man kann den Verfaſſern der Anfrage dant- 
bar ſein, daß ſie dieſe Denkſchrift dem Tageslicht 
überantwortet haben; denn ſie gibt Gelegenheit 
zu einer Ausſprache über die Politik der Danziger 
Regierung und der Annäherung an Polen. Nun 
iſt bei der ganzen Beſprechung nicht geklärt wor⸗ 
den, wer der eigentliche Verfaſſer iſt. Der Senat 
und die Regierungsparteien nehmen die Demen⸗ 
tis des Herrn Strasburger für voll, für echt und 
für wahr und glauben, daß ein Dementi des Herrn 
Strasburger in einer Tageszeitung allein maß— 
gebend iſt für die Deutſchen, die ſich durch die 
Denkſchrift beläſtigt fühlen. Da erinnere ich Sie 
an den letzten Aktendiebſtahl in Belgien, bei dem 
die davon betroffenen Regierungen ſofort eine 
Stellungnahme von der franzöſiſchen bezw. von 
der belgiſchen Regierung verlangten und auch er⸗ 
hielten, vor allem eine direkte Stellungnahme des 
angreifenden oder den Angriff provozierenden 
Staates verlangten. Eine derartige Stellungnah⸗ 
me des Danziger Senats fehlt in dieſer Affäre. 
Man begnügt ſich mit einem Dementi, das Herr 
5 migs in einer Danziger Tageszeitung ab⸗ 
gibt. 

Weniger ſchwierig iſt die Stellungnahme zu 
dem Inhalt der Denkſchrift. Die heutigen Debatte- 
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redner haben ohne weiteres anerkannt, daß das, 
was in der Denlſchrift enthalten ift, ganz gleich⸗ 
gültig wer der Verfaſſer iſt, mit dem tatſächlichen 
Verhalten Polens gegenüber Danzigs überein⸗ 
ſtimmt. Nun ſagte der Redner der Sozialdemokra⸗ 
tie, daß es wohl wahr wäre, daß ein Zuſammen⸗ 
gehen zwiſchen Polen und Danzig auf ſich warten 
laſſe. Der Redner des Zentrums war noch ſchärfer 
und erklärte, daß die Fraktion in ihren Hoffnun⸗ 
gen enttäuſcht ſei. Nichtsdeſtoweniger verbleibt 
aber der Senat bei ſeiner bisherigen Stellung⸗ 
nahme, die in der Art begründet iſt, wie die Aus⸗ 
ſprache ſeitens der Regierungsparteien und beſon— 
ders durch den Redner der Sozialdemokraten er⸗ 
folgte. Eingangs ſeiner Rede wies Herr Abg. 
Loops darauf hin, daß nach dem Kriege eine Reihe 
von Völkern wieder auftauchte, die ſchon lange 
aus der Geſchichte verſchwunden waren. Er ſagte, 
dieſe Völker, die wir zum Teil als geſchichtslos be— 
zeichnen könnten, ſeien nur deshalb wieder aufge— 
taucht, weil in ihnen das Proletariat, die Arbei— 
terſchaft ſtärker vertreten und auch in ihrem Be— 
ſtande geſchützt worden fei. Der Redner der Gozi- 
aldemokraten knüpfte daran die Forderung, daß 
auch in Danzig in erſter Linie für den Beſtand der 
arbeitenden Bevölkerung geſorgt werden müſſe. 
Herr Loops hat dabei vollkommen vergeſſen, das 
nicht allein das materielle Wohlergehen der Be— 
völkerung dazu beiträgt, eine Staatsneugründung 
vorzunehmen und einen Staat wieder auf die 
Beine zu ſtellen, ſondern daß dort nationales 
Denken und Trachten durch die Jahrhunderte be— 
wahrt worden iſt. In Polen wurde z. B. vor dem 
Kriege von der Geiſtlichkeit, von den führenden 
Leuten, ſogar bei deutſchen Regierungsſtellen, wo 
jene bei der verkehrten Oſtmarkenpolitik leider ein 
Ohr fanden, auf die Bewahrung nationalen Den— 
lens hingearbeitet. Wenn Herr Abg. Loops den 
Vergleich mit der Danziger Bevölkerung ziehen 
will, dann möge die Sozialdemokratie und die ihr 
angegliederten Parteien daran denken, daß ſie 


Bevölkerung auch dafür ſorgen ſollen, daß dieſe 
Bevölkerungsſchichten national erzogen bleiben. 
Das kann man allerdings nicht von einer Partei 
erwarten, die in Deutſchland ſelbſt den Landes- 
verrat als etwas Selbſtverſtändliches betrachtet 
und ihn ſogar regierungsſeitig anerkannt hat. 


unterhalte ich mich mit Ihnen auf keinen Fall. 
Ihr Vertreter hat darauf hingewieſen, daß Dan- 
gig zwiſchen zwei imperialiſtiſchen Gruppen ſtehe. 
Das hört ſich im Munde eines Deutſchen, der Sie 
doch ſchließlich auch ſein wollen, ſehr merkwürdig 
an. (Abg. Liſchnewſti: Wir find international!) 
Aber nicht, wenn es Ihre Arbeitsleiſtung und den 
Lohn angeht; dann machen Sie den Unterſchied 
zwiſchen den Lebensbedingungen der deutſchen und 
der polniſchen Arbeiter. (Abg. Liſchnewſki: Sie 
genau jo!) Es hört ſich aus dem Munde eines 
Deutſchen ſehr merkwürdig an, wenn er von einem 
deutſchen Imperialismus ſpricht und ihn zum 
polniſchen Imperialismus in Parallele bringt. 
Wer Deutſcher iſt und Anſpruch darauf erhebt es 
zu ſein, muß jagen, daß von einem deutſchen Fm- 
perialismus weder bei den deutſchen Regierungs— 
parteien noch bei den Danzigern irgend etwas zu 


die Kommuniſten befürchten, 
daß man Danzig zum Deutſchen Reiche zurückbrin— 
gen will. Da fällt mir etwas aus der Denkſchrift 
des Herrn Zaleſki ein. Er ſagt, daß der Deutſche 


wiſſen, daß Danzig weder 
noch ſonſtwie beſtehen kann; deshalb gibt es für 


Erhaltung nationaler Beziehungen. 
e Weiß ſprach davon, daß die Verbindung mit Po- 
außer für die materiellen Lebensbedürfniſſe der 
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ſpüren iſt. (Zurufe bei den Kommuniſten.) Kom- 
men Sie doch nicht mit dem alten Herrn Hinden⸗ 
burg. Der iſt am allerwenigſten der Vertreter 
eines Imperialismus. Der alte Mann kann nicht 
mehr Imperialiſt ſein. Stellen Sie doch lieber feſt, 
daß man den polniſchen Imperialismus glatt als 
Chauvinismus bezeichnen muß. Es iſt ein Unter⸗ 
ſchied, ob man für die Exiſtenz feines Volkes — 
das betonte Herr Loops mit dem Wiedererſtehen 
von Völkern, die aus der Geſchichte verſchwunden 
ſind — eintritt, oder ſeine politiſche Intelligenz 
und Kraft darauf verwendet, andere Völker zu 
unterjochen, ohne ſelbſt ein Recht zum Leben zu 
haben. Wir ſind uns darüber klar, daß der pol- 
niſche Staat nicht dieſe Lebensberechtigung hat. 
Es iſt daher Chauvinismus, wenn er einen zum 
Leben beſtimmten Volksſtamm, wie den deutſchen, 
derartig zu unterjochen verſucht. (Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Es fehlte uns vor dem Kriege die Kolo— 
nie, in die man Verbrecher deportierte, da bin ich 
mit Ihnen einig. 

Nun komme ich zu dem Imperialismus, den 
der darin beſteht, 


ſehr gern von der Politik als der Kunſt des Mög- 


lichen ſpreche. Er ſetzte dafür das Wort, daß die 


Politik die Kunſt ſei, das unmöglich Erſcheinende 
möglich zu machen. In dieſem Sinne gehen ſämt⸗ 
liche Deutſchgeſinnten mit Zaleſki einig. Wir 
wirtſchaftlich-politiſch, 


uns nur eine Möglichkeit, die Danziger Intereſſen 
durchzuſetzen, und die ſind. „Zurück zum Reich!“ 


Wenn jemand ſagt, ſo etwas ſei unmöglich, dann 


muß es auch für uns heißen, daß die Politik Kunſt 
iſt, das unmöglich Erſcheinende möglich zu machen. 
Das iſt nicht Chauvinismus, ſondern iſt für uns 
Herr Abg. 


len ſo ſchlecht abgeſchnitten habe, und daß man 
enttäuſcht ſei. Man kann von dieſer Regierung 
natürlich nicht erwarten, daß ſie den deutſchen Im— 
perialismus, wie ich ihn bezeichnet habe, in ir- 
gendeiner Form betätigen wird. 

Eigentlich hätte ich erwartet, daß die Herren 


! Inii p » bei 5 S ‘to srr 
(Abg. Liſchnewſki: So wie Ludendorff!) Darüber der polniſchen Gruppe bei dem Worte des Herrn 


Abg. Dr. Ziehm, daß man in Danzig zu Reprej- 
ſalien Polen gegenüber übergehen müſſe, gelacht 
oder gelächelt hätten. Sie haben es nicht getan. 
Wie kann ein Staat wie Danzig das Mittel der 
Repreſſalien überhaupt anwenden wollen? Seine 
Exiſtenz als Staat iſt zwar durch ſo und ſo viele 
Doktordiſſertationen bewieſen, über die man ſo 
viel geſprochen hat. Auch Herr Präſident Sahm 
betonte die Souveränität des Staates, die ja gar 
nicht exiſtiert, das iſt ein Bluff, wenn man von ei⸗ 
nem Staate wie Danzig ſpricht, der ſich in Ver⸗ 
teidigungsſtellung gegenüber Polen befindet. Die 
Bevölkerung Danzigs befindet fih in Abwehrſtel— 
lung. Da nützen keine Regierungserklärungen, 
da nützt keine Stellungnahme einer Negierungs- 
partei. Ueber den Staat Danzig lacht nicht nur 
der Völkerbund, ſondern auch unſere Gegner. Wo 
wollen Sie eine Souveränität Danzigs feſtſtellen, 
wenn man weiß, daß die polniſche Poſt ein Sou⸗ 


(©) 
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veränitätsrecht eingeſteckt hat, und daß eine Eiſen⸗ 
bahn⸗ oder Verkehrsſouveränität Danzigs gar 
nicht exiſtiert? Wollen Sie etwa vergeſſen, daß 
man zu jeder Zeit verſucht, ein Stück dieſer angeb⸗ 
lichen Souveränität nach dem andern abzubrechen, 
und daß man ſogar von der Zuſammenlegung der 
Währungen ſpricht? Ich entſinne mich, daß in eis 
nem Vortrag, in dem auch von Währungsanglei⸗ 
chung geſprochen wird, in einem Vortrage, der von 
Herrn Jewelowſki namens des Danziger Senats 
unterjchrieben wurde, Polen das Recht augewie- 
jen wurde, daß die Währung angeglichen werden 
ſollte. (Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) Ich glaube, 
Herr Abg. Liſchnewſki, gerade der Danziger Ar⸗ 
beiter würde ſich für die polniſche Währung ge⸗ 
nau ſo bedanken, wie die Danziger Kaufleute, 
und noch mehr für die polniſchen Lebensbedingun⸗ 
gen. (Abg. Liſchnewſki: Der Kaufmann würde ſich 
freuen!) Wenn Sie auch der Meinung ſind, daß 
der Danziger Arbeiter dabei ſchlecht fährt, dann 
hätten Sie die Anfrage einbringen müſſen. 
Das haben Sie nicht getan. Sie behaupten jetzt, 
daß die Kreiſe, die die Eingabe gemacht haben, 
bewußt falſch reden. (Abg. Plenikowſki: Das iſt 
nur Agitation!) Dann bedaure ich Ihre ſchlechte 
Organiſation. 

Was die Haltung Polens gegenüber Danzig 
anlangt, ſo wird davon geſprochen, daß Polen 
ſtändig einen Druck auf Danzig ausübt. Die Denk⸗ 
ſchrift ſagt es offen und ehrlich, und der Vertreter 
der Sozialdemokraten gibt es zu. Aber die Art 
und Weiſe, wie er für ſeine Partei aus dieſer 
Denkſchrift Roſinen herauszuziehen ſucht, erinnert 
mich jo an den Miſtkäfer, der überall fein Materi⸗ 
al zum Pillendrehen ſucht. Wie kann man aus ei⸗ 
ner derartigen Denkſchrift noch Roſinen für ſeinen 
Parteikuchen herausſuchen wollen. Es iſt unglaub⸗ 
lich, daß es eine ſogenannte „deutſche“ Sozialde— 
mokratiſche Partei fertigbefommt, damit ihre 
Parteiſuppe zu kochen. (Abg. Plenikowſki: Mit 
Herrn Müller gar nicht zu vergleichen!) Da iſt 
allerdings ein Unterſchied. Herr Müller ift De- 
rühmter als Herr Abg. Loops, weil er nämlich 
den Friedensvertrag unterſchrieben hat. Wer- 
geſſen Sie nicht, daß das große Elend und unſer 
Zuſtand in allererſter Linie vom Verſailler Frie— 
densvertrag abhängt. Das muß immer wieder bei 
ſolchen Fragen betont werden, daß dieſer Friedens- 
vertrag, der ſich für die ſchaffende Bevölkerung ſo 
ſchlimm auswirkt, von einem ſogenannten ſoziali⸗ 
ſtiſchen Vertreter unterſchrieben ift. Sie haben jei- 
nerzeit auch den Dawesvertrag in Deutſchland als 
den größten Sieg der Sozialdemokratiſchen Partei 
in Deutſchland bezeichnet. Die Auswirkungen da⸗ 
von hat der einzelne Arbeiter ja täglich zu ſpüren. 


Nun zu dem Druck Polens gegenüber Danzig, 
dieſem Druck, der ſich in wirtſchaftlicher Beziehung 
auswirkt, und der die politiſchen Spannungen 
zwiſchen den Parteien ausnutzt. Dieſen Druck ha- 
ben wir in den letzten Tagen wieder einmal ken⸗ 
nen gelernt. Sie geben bei dem Verbot des Stahl- 
helmtages an, daß er wegen ſeiner außenpolitiſchen 
Gefährdung Danzigs verboten werde. Die „Volks⸗ 
ſtimme“ ſchreibt ſtolz: „Das iſt nicht ein Beſcheid 
des Herrn Innenſenators,“ (Zuruf links) — ich 
will ihm gerade zu Munde reden — „ſondern des 
geſamten Senats.“ Wenn der geſamte Senat die— 
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ſen Beſchluß gefaßt haben ſoll, ſo ſoll der Senats⸗ 
präſident im Ausſchuß nähere Erklärungen geben. 
Er ſoll jagen, ob es Tatſache ift, daß der Herr Abg. 
Dr. Moczynſki, der als polniſcher Imperialiſt in 
dieſem Hauſe ſitzt, nach Warſchau gefahren iſt, und 
daß von Polen der Druck kam. Umgekehrt wurde 
noch der Völkerbundskommiſſar angeſpannt, um 
den Senat zum Verbot des Stahlhelmtages zu 
veranlaſſen. Wenn gleichzeitig die Erlaubnis für 
das Reichsbanner erteilt wird, ſo wird damit an⸗ 
dererſeits ausgedrückt, daß keine Gefährdung der 
Politik Polen gegenüber durch das Reichsbanner 
vorliegt. Das Reichsbanner als ein Ableger der 
Sozialdemokratiſchen Partei, im Sinne des Lan⸗ 
desverrats erzogen, kann ja auch gar nicht eine po— 
litiſche Gefährdung des ſozialdemokratiſchen Se— 


nats bedeuten. (Zwiſchenrufe.) 


Was den Herrn Abg. Dr. Moczynſki und ſeine 
Gruppe anbelangt, ſo weiß man ja, daß die Un⸗ 
terſtützung dieſer Gruppe erft die Wahl des jeki- 
Wenn man dann noch 
hört, daß an den politiſchen Tees in der Bülow⸗ 
ſtraße in Zoppot bei der Dame von der polniſchen 
Preſſe nicht nur die ſozialdemokratiſchen Senato⸗ 
ren, ſondern auch Herr Senator Jewelowſki und 
andere Herrſchaften teilnehmen ſollen, ſo glaubt 
man, daß die Verknüpfung der polniſchen und 
Danziger Intereſſen eine ſehr intenſive iſt. Die 
Auswirkungen merken wir, den Tee trinken die 
andern! (Zwiſchenrufe links.) Ich möchte den 
Herrn Senatspräſidenten darauf aufmerkſam ma⸗ 
chen, daß die Befürchtung beſteht, daß irgendwelche 
„Reibungen“ politiſcher Art zwiſchen den Herren 
des Senats und der polniſchen Seite bei derartigen 
Tees vorkommen können, und daß er dafür jor- 
gen möchte, daß eine Beunruhigung der Bevölke⸗ 
rung in dieſem Punkte verhindert wird. 

Man ſpricht in der Denlſchrift von der Leicht⸗ 
gläubigkeit und Gefügigkeit des jetzigen Senats. 
Herr Dr. Ziehm als Oppoſitionsredner hat er⸗ 
klärt, daß ihm nichts daran liege, einen Gegen- 
ſatz zwiſchen dem jetzigen und dem früheren Senat 
hervorzurufen. Sie haben die Unterſchiede nad) 
her von dem ſozialdemokratiſchen Redner ſelbſt 
gehört. Auch dies iſt ein Feld, auf dem der Sozial⸗ 
demokrat die innere Kluft noch etwas vergrößern 
wollte. Wir ſind darüber nicht erſtaunt. Die deut⸗ 


ſche Oppoſition iſt durch ſolche Erzählungen, wie 


Herr Loops jie brachte, nicht ohne weiteres zu Des 
ruhigen. Wir wiſſen, was wir von den Sozialde⸗ 
mokraten und Polen zu halten haben. Intereſſant 


war dagegen die Stellungnahme des Zentrums, 


und daß Herr Weiß, den man längere Zeit hier 
nicht gehört hat, eine Erklärung des Zentrums ab- 
gab, die auch ein Schwanken zu der Zugehörigkeit 
zu der jetzigen Regierung durchblicken ließ. Wenn 
die Einigkeit in der Regierungskoalition gegenüber 
Polen nicht mehr vorhanden iſt, ſo könnte man an⸗ 
nehmen, daß mit dieſer verkehrten Politik langſam 
gebrochen wird. Ich bin aber nicht der Anſicht, daß 
der jetzige Senat ſeine Richtlinien 
wird, ſchon deshelb nicht, weil er noch längere 


Zeit amtieren wird; es gibt ja Parteien, die noch 


ihre Perſonalfragen erledigen wollen! Für uns iſt 


das Ergebnis der ganzen Ausſprache das, daß der 


Senat eine ſcharfe Stellungnahme gegenüber dem 
polniſchen Verhalten nicht wagt bezw. nicht aus⸗ 


korrigieren. 
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ſprechen will. Der Herr Senatspräſident iſt bei 
ſolchen Erklärungen der übliche Vorleſer. Er 
konnte früher anders ſprechen, jetzt ſpricht er ſo 
und wird in Zukunft vielleicht wieder anders 
ſprechen. Die Folge davon iſt, daß man von den 
Perſönlichkeiten im jetzigen Senat nichts anderes 
und keinen Charakter zu erwarten hat. Man wird 
ſehen, daß ſie 7 wenn ſie einmal vor das 
„hie Rhodus, hic salta“ geſtellt werden, weder 
ſpringen noch tanzen werden können. 

Wir haben weiter feſtgeſtellt, daß eine Klage 
der einzelnen Schichten der Bevölkerung, auch der 
arbeitenden Schichten, keinen Zweck hat. Ein 


Stehenbleiben iſt auch nicht möglich. Es gibt nur 


eine einzige Löſung, und das iſt, daß Danzig ſo⸗ 
bald wie möglich wieder in die Reichsgrenzen auf⸗ 
genommen wird. Nur dann iſt es möglich, daß das 
Geſchlachtetwerden durch Polen verhindert wird. 
Allerdings haben wir nicht das Vertrauen, daß 


die jetzige Regierung einen Schritt in dieſer Be- | 
ziehung unternehmen wird. Man kann deshalb 


nur auf den Augenblick hinarbeiten, wo das Volk 
ſich eine andere und derartige Regierung geben 
wird. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
Herr Abgeordneter Jewelowſfki. 

Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. 
H.! Ich möchte nicht die Meinung aufkommen laſ— 
ſen, dieſe Denkſchrift wäre etwas Beſonderes und 


Das Wort hat 


hätte uns überrraſcht. Soweit ſich die angebliche 


Denkſchrift mit Danziger Fragen beſchäftigt, ſind 
uns die einzelnen Vorkommniſſe ſehr genau be— 
kannt, und wir handeln auch danach. Man braucht 
nicht immer zu ſchreien und zu ſagen, was man 
tut, aber das, was wir tun, entſpricht der Abwehr 
derartiger Angelegenheiten, wie ſie in der Denk— 
ſchrift angedeutet find. Dieſe iſt nach unſerer Muj- 
faſſung aus Aeußerungen einzelner Politiker, 
Parlamentarier, Preſſeſtimmen zuſammengeſetzt 
und Meinungen, die ſich hier und da feſtſetzen und 
auch uns nicht unbekannt ſind. (Abg. Liſchnewſki: 
Das glaubt Ihnen nur keiner!) Ich wünſche nicht, 
daß Sie mir glauben. (Abg. Liſchnewſki: Abſolut 
nicht!) Das iſt nicht nötig, ich lege keinen Wert 
darauf. (Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) 

Nun hat Herr Dr. Ziehm zum Ausdruck ge- 
bracht, man ſoll in der Außenpolitik eine Ein- 
heitsfront ſchaffen. Wenn er dieſen Wunſch ehrlich 
hat, dann müſſen er und ſeine Partei davon ab— 


ſehen, Entſcheidungen, die von uns einmal ge⸗ 


troffen find, die nach Pflicht und Gewiſſen ein- 
gehend beraten und begründet ſind, etwa als va- 
terlandsſchädlich anzuſehen und als Verrat an 
ſonſtigen Intereſſen hier zu bezeichnen. Gerade 
Herr Dr. Ziehm weiß genau, wie ſolche Beſchlüſſe 
gefaßt werden, wie eingehend ſie beraten werden, 
und daß es die Pflicht einer Regierung iſt, unbe— 
kümmert um die Meinungen Dritter ſo zu han⸗ 
deln, wie es das Staatsintereſſe erfordert. Man 
ſoll alſo nicht mit Verdächtigungen anderer vor⸗ 
gehen, um dann zu verlangen, daß eine Einheits- 
front gebildet wird. : 

M. D. u. H., auf Aeußerungen, die Herr Abg. 
Hohnfeldt von ſich gibt, lege ich keinen Wert. Ich 
habe nie darauf reagiert, weil ſie nach meiner 
Meinung für jeden anſtändigen Menſchen ohne 
Bedeutung ſind. (Abg. Hohnfeldt: Zählen Sie ſich 


zu den anſtändigen Menſchen? Ich tue das nicht!) 
Es wäre traurig, wenn ich mir von Ihnen beſchei⸗ 
nigen laſſen ſollte, ein anſtändiger Menſch zu ſein. 
Dann müßte ich mich wirklich ſchämen. Herr Hohn⸗ 
feldt hat unter anderm von Tees geſprochen und 
hat Behauptungen aufgeſtellt, die mit der Wahr⸗ 
heit nicht in Einklang ſtehen. An Tees, wie er ſie 
genannt hat, habe ich jedenfalls nie teilgenom— 
men. 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 


Druckſache Nr. 646 dem Hauptausihuß zu iber- 
weiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es ift jo be- 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Arbeitszeit für alle Lohn⸗ und 
Gehaltsempfänger. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 
Druckſache Nr. 629. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wir haben uns ſchon eingehend bei der erſten 
Beratung mit dieſem Geſetzentwurf beſchäftigt und 
auch die Erklärung des Herrn Senators Arczynſki 
zu der Vorlage gehört. Der geſamten Arbeiter— 
ſchaft iſt es klar, daß es die Hauptaufgabe ver— 
gangener Zeit geweſen iſt, mit allen Mitteln zu 
verſuchen, die Arbeitszeit ſo weit wie möglich zu 
verkürzen. Bei dieſen Verſuchen hat ſich niemand 
darum gekümmert, ob die Rentabilität des kapi⸗ 
taliſtiſchen Betriebes ſichergeſtellt iſt oder nicht. 
Die Ausführungen des Herrn Senators Arczynſki 
auf dieſem Gebiete ließen klar erkennen, daß die 
Sozialdemokraten immer beſtätigen, daß ſie heute 
abſolut nicht mehr in der Lage ſind, die Intereſſen 
der Arbeiterſchaft zu vertreten und daß für ſie das 
Intereſſe des kapitaliſtiſchen Staates und des ein— 
zelnen kapitaliſtiſchen Unternehmers ausſchlagge— 
bend iſt. Das müſſen wir ihr immer wieder an den 
Kopf ſchleudern und zum Vorwurf machen. 

Intereſſant waren die Ausführungen des Se: 
nators Arczynſki zu $ 1, der ſich im beſonderen mit 
der Regelung des Achtſtundentages beſchäftigt. 
Senator Arczynſti machte ſich das Leben ziemlich 
bequem und führte aus, daß der Achtſtundentag 
auf Grund der Beſtimmungen des Jahres 1918/19 
geſetzlich feſtgelegt iſt. Wir wiſſen, daß ſich kein 
Menſch, vor allem kein Unternehmer an dieſe Be— 
ſtimmungen hält. Wenn man in den einzelnen 
Betrieben Danzigs Umſchau hält, ſo kann man 
feſtſtellen, daß faſt überall Ueberſtunden geleiſtet 
werden. Es ſpielt keine Rolle, ob das große Heer 
der Arbeitsloſen auf der Straße liegt. Intereſſant 
war weiter die Angabe, daß für die untere Beam- 
tenſchaft das Arbeitspenſum ſo bemeſſen iſt, daß 
die 54⸗Stundenwoche feſtgelegt iſt, und daß der 
Senat nicht daran denkt, eine andere Regelung 
durchzuführen. Für die obere Beamtenſchaft wird 
kein Arbeitspenſum feſtgelegt. Die unteren Beam⸗ 
ten ſollen in der Woche aber 54 Stunden arbei- 
ten, trotzdem ein rieſiges Heer erwerbsloſer Ange— 
ſtellten vorhanden ift. Was kümmert fih der Links- 
ſenat und vor allen Dingen der Gewerkſchafts⸗ 
führer Arczynſki darum, deſſen Hauptaufgabe in 
der Vergangenheit es doch geweſen ſein muß, die 


chung. Es iſt beantragt worden, die Große Anfrage 
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Arbeitszeit zu verkürzen? Das läßt ihn vollſtändig 
kalt. Er erklärte, der Senat denke nicht daran, 
die 54⸗ſtündige Arbeitswoche für die Angeſtellten 
und unteren Beamten abzubauen, es bleibe alles 
beim alten. 

Eine andere Frage iſt die der Verkürzung der 
Arbeitszeit auf ſieben Stunden für diejenigen Wr- 
beitergruppen, die in geſundheitsſchädlichen Be— 
trieben beſchäftigt find. Auch für diefe Arbeiter: 
gruppen glaubte der Herr Senator abſolut nichts 
tun zu dürfen, weil ja alles geregelt iſt. Es gäbe 
in Wirklichkeit keine geſundheitsſchädlichen Be— 
triebe. In den Betrieben, die in Frage kommen, 
ſeien Verordnungen erlaſſen, die eine kürzere Ar— 
beitszeit vorſehen. Es iſt alles in ſchönſter Butter, 
bloß die Arbeiterſchaft hat davon nichts gemerkt, 
daß der acht- oder ſiebenſtündige Arbeitstag in den 
Betrieben durchgeführt wird, die als gejundheits- 
ſchädlich anzuſehen ſind. Das ſind die Erfolge, die 
die ſozialdemokratiſche Gewerkſchaftspolitik der 
Arbeiterſchaft in der Vergangenheit gebracht hat. 
Das ſind die Erfolge, die die ſozialdemokratiſche 
Koalitionspolitik in reiner Nacktkultur der Mr- 
beiterſchaft gebracht hat. An dieſen Taten wird 
die Arbeiterſchaft die Koalitionspolitik der Ge- 
werkſchaftsbonzen beſonders gut erkennen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Ausſprache zu 
§ 1 ift geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die 8 1 der Drud- 
ſache Nr. 629 annehmen wollen, ſich zu erheben. 
Das ift die Minderheit, § 1 ift abgelehnt. Ich 
rufe § 2 auf und eröffne die Ausſprache. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer für Annahme des § 2iſt, bitte ich, fiH zu er- 
heben. — Das ift die Minorität, $ 2 ift abgelehnt. 
Ich rufe § 3 auf und eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Während des 
Krieges war es die proletariſche Jugend, die der 
Bourgeoiſie als Kanonenfutter dienen mußte. Sie 
war es, die für die Habgier der imperialiſtiſchen 
Staaten ihr Leben auf dem Schlachtfelde laſſen 
mußte. Aber die proletariſche Jugend erkannte 
damals ſchon ſehr ſchnell, daß ſie den Kampf gegen 
den imperialiſtiſchen Krieg aufnehmen mußte, um 
für den Bürgerkrieg einzutreten. Als nach dem 
Krieg durch dieſen Wahnſinn die Werte vernichtet 
waren, verſuchte die Bourgeoiſie, die Arbeiter- 
ſchaft noch mehr auszubeuten, um die kapitaliſtiſche 
Geſellſchaftsordnung noch länger am Leben zu 
halten. Dazu brauchte ſie die proletariſche Jugend, 
die flinker ift als ältere Arbeiter, und die die Mr- 
beit auch für billigeres Geld verrichten muß. Wir 
ſtellen feſt, daß heute Arbeiter von 24 bis 50 Jah⸗ 
ren erwerbslos find, demgegenüber aber junge Wr- 
beiter von 14, 18 und 20 Jahren 10 und 12 Stun⸗ 
den in den Betrieben ſchuften müſſen, daß es ihnen 
nicht möglich iſt, ihre Jugend zu genießen. 

Daher wundert es uns, wenn Herr Senator 
Arczynſki bei der Begründung erklärte, zu § 3 des 
Geſetzentwurfs ſei zu ſagen, daß für Lehrlinge, 
Lehrmädchen, Jugendliche und Arbeiterinnen die 
Arbeitszeit wie für gewerbliche Arbeiter gelte. Je- 
doch ſind beſondere Schutzbeſtimmungen getroffen, 
die vom Senator bei 8 6 näher behandelt werden 
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ſollen. Aber zu § 6, wo er das näher behandeln 
will, ſagt er überhaupt nichts. Er glaubt ja doch 
ſelbſt nicht, daß für die Jugendlichen beſondere 
Schutzmaßnahmen vorhanden ſind. Betrachten 
wir das Lehrlingsweſen. Auch hier muß man 
wieder feſtſtellen, daß die kapitaliſtiſche Gefell- 
ſchaftsordnung nicht das Intereſſe hat, die Jugend— 
lichen, die Lehrlinge zu Fachleuten auszubilden. 
Ihr genügt es, daß die Lehrlinge für den Meiſter, 
für den Betrieb Profite ſchaffen. Eine wirkliche 
Lehrlingsausbildung haben wir heute nur in 
einem Staat, in Sowjetrußland. Da wird der 
Lehrling ausgebildet, damit er ſelbſt imſtande iſt, 
ſeinem Fache nachzugehen. Die Bauunternehmer 
haben hier 20 bis 25 Lehrlinge beſchäftigt und 
einen oder höchſtens zwei Geſellen. Wenn dann 
ein Streik ausbricht, iſt es ihnen möglich, 
mit den Lehrlingen zu arbeiten. Deshalb ver— 
langen wir, daß die Arbeitszeit für die Jugend— 
lichen geregelt wird, und daß die Jugendlichen 
nur ſechs Stunden am Tage zu arbeiten haben. 
Sie werden das ja ablehnen, wie ſie die andern 
Paragraphen abgelehnt haben. Wir werden die 
proletariſche Jugend aber aufrütteln und ihr den 
Weg zeigen, wie ſie ein beſſeres Leben führen 
kann. Wir zeigen ihr den Weg Sowjetrußlands. 
Nun die Arbeitszeit der Jugendlichen auf dem 
Lande. Wie ich ſchon ausgeführt habe, muß ein 
jugendlicher Arbeiter im Alter von 14 Jahren 
täglich 10 bis 12 Stunden arbeiten. Auf dem 
Lande iſt es dasſelbe. Jugendliche Arbeiter, die 
kaum aus der Schule entlaſſen ſind, müſſen 12 
Stunden arbeiten, müſſen im Herbſt bei Sturm 
und Regen 10 und 11 Stunden draußen für die 
Großagrarier ſchuften. Dann ſtellt ſich Herr Se— 
nator Arczynſki hier her und erklärt in bezug 
auf die Arbeitszeit auf dem Lande u. a. „Jedoch 
iſt durch die vorläufige Landarbeiterordnuung 
eine beſtimmte Regelung vorgeſehen, die der be— 
ſonderen Lage der Landwirtſchaft Rechnung trägt.“ 
Wie trägt man hier der beſonderen Lage der 
Landwirtſchaft Rechnung? Er hätte ſagen müſſen, 
daß man nur den Großagrariern Rechnung getra= 
gen hat, daß die mehr Profite einheimſen fonn- 
ten. Es beſteht doch kein Arbeitermangel auf dem 
Lande. Wir müſſen immer wieder feſtſtellen, daß 
tauſende Landarbeiter erwerbslos ſind. Es iſt 
aus dieſem Grunde möglich, daß in der Landwirt⸗ 
ſchaft nur acht Stunden gearbeitet wird. Es iſt 
nötig, daß der Achtſtundentag fo ſchnell wie mög- 
lich für die Landarbeiter Geſetz wird. Man will 
die Landarbeiter dadurch, daß man ſie elf und 
zwölf Stunden arbeiten läßt, nicht zur Beſinnung 
kommen laſſen. Sie follen ihr Wiſſen nicht berei- 
chern. Wenn fie ſieben oder acht Stunden arbei- 
ten würden, hätten ſie mehr Zeit und Kraft, für 
den Kampf der Proletarier zu ſorgen. i 
Trotz der Ablehnung der Regierung mit Ein⸗ 
ſchluß der Sozialdemokratiſchen Partei wird die 
Landarbeiterſchaft für diefe Forderung kämpfen. 
Sie wird es tun, trotzdem die Sozialdemokraten 
oder die Sozialfaſchiſten innerhalb des deutſchen 
Landarbeiterverbandes die Landarbeiter aus- 
ſchließen. Die reformiſtiſchen Gewerkſchaftsführer 
wollen den Landarbeiterverband zerſchlagen, da— 
mit ſie der Bourgeoiſie noch mehr Henkersdienſte 
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leiſten können. Die Landarbeiter werden 
immer mehr erkennen, daß ebenſo wie die 
Deutſchnationalen und das Zentrum auch die 
Sozialdemokraten Helfershelfer der Bourgeoiſie 
ſind. Sie werden ſie bis aufs Meſſer an⸗ 
greifen. Deshalb werden wir den Landarbei— 
tern ſagen, innerhalb des kapitaliſtiſchen Staates, 
innerhalb dieſes Volkstages, wird der Landarbei⸗ 
terſchaft niemals geholfen werden. Hört nicht auf 
die Verſprechungen der Parteien, hört nicht auf 
die Verſprechungen der Sozialdemokratie; denn ſie 
iſt keine Arbeiterpartei mehr, ſondern eine bür⸗ 
gerliche Partei, die Euch genau ſo verrät wie die 
andern. Deshalb ijt euer Platz in der Kommuni- 
ſtiſchen Partei. Die Landarbeiter haben es be⸗ 
wieſen und beweiſen es von Tag zu Tag, daß ſie 
gewillt ſind, gemeinſam mit der Kommuniſtiſchen 
Partei für die Forderungen der Landarbeiterſchaft 
zu kämpfen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung zu 
S 3 iſt geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
für die Annahme des $ 3 iſt, bitte ich, fiH zu er- 
heben. — Danke, er ijt abgelehnt. Ich rufe 8 4 auf, 
eröffne die Ausſprache, ſchließe ſie, da Wortmel— 
dungen nicht vorliegen. Wer für die Annahme des 
8 4 ift, bitte ich, fih zu erheben. — Danke, er iſt 
abgelehnt. Ich rufe § 5 auf und eröffne die Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Die Cin- 
ſtellung der Sozialdemokratie, die Einſtellung der 
Gewerkſchaftsführer zu den wichtigſten Fragen der 
Arbeiterſchaft wird klar gekennzeichnet durch ihr 
heutiges Verhalten. Sie finden es nicht einmal 
für nötig, bei der wichtigſten Frage der Arbeiter⸗ 
ſchaft, dem Achtſtundentag, hier anweſend zu ſein 
und ihren Standpunkt zu vertreten. Sie über⸗ 
laſſen das dem ſozialdemokratiſchen Senator Ar⸗ 
czynſki, demjenigen, der auch heute noch im Me- 
tallarbeiterverband die führende Rolle ſpielt, der 
auch heute noch nichts dagegen einzuwenden hat, 
daß die Schichauarbeiter zehn und zwölf Stunden 
täglich arbeiten, trotzdem der größte Teil von 
ihnen ſchon aufs Straßenpflaſter geflogen iſt. 
Ihm, der nichts getan hat, um die Löhne dieſer 
Arbeiter zu erhöhen, überlaſſen Sie es (nach 
links), ſich hier hinzuſtellen und die Ablehnung 
des Geſetzes zu verteidigen, das für die Arbeiter⸗ 
ſchaft einen Erfolg bringen ſoll. Sie ſind es, die 
einfach das Geſetz ſtillſchweigend ablehnen. Bei 
dieſer Haltung der Sozialdemokratie und der Ge— 
werkſchaftsführer zeigt ſich die ſtaatserhaltende 
Linie, die ſtaatserhaltende Politik, wie ſie von 


der Sozialdemokratie und den Gewerkſchaftsfüh⸗ 


rern durchgeführt wird. Heute gilt für ſie in der 
Regierung nicht die Frage des Achtſtundentags 
für die Arbeiter, ſondern heute gilt die Parole: 
Recht hohe Profite für die Unternehmen, mögen 
die Arbeiter recht lange arbeiten, mögen die Be⸗ 
triebe recht gut rationaliſiert und techniſiert wer⸗ 
den! Um den Profit zu erhöhen, werden wir nichts 
dagegen einzuwenden haben. Wir werden die 
Ausbeutung gegenüber der Arbeiterſchaft nicht 
hindern. Ihr Arbeiter ſeid nur willig, die Aus⸗ 
beutung ſtill hinzunehmen, damit die Linie weiter 
verfolgt werden kann, wie ſie heute von Gewerk⸗ 
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ſchaftsführern und Sozialdemokraten als Vertre— 
lern des Kapitalismus vertreten wird. 

Wenn ſchon die gewerblichen Arbeiter, wenn 
ſchon die Arbeiter überhaupt unter den heutigen 
ſchlechten Arbeitsverhältniſſen, unter der immer 
größer werdenden Ausbeutung zu leiden haben, 
ſo ſind es ganz beſonders die Arbeiterinnen, die 
in verſchärften Maße der Ausbeutung unterliegen. 
Da haben wir in unſerem $ 5 eine beſondere 
Schicht der werktätigen Frauen herausgenommen, 
die Hausangeſtellten. 1918 ging man unter dem 
Druck der Arbeiterſchaft dazu über, die Geſinde— 
ordnung aufzuheben. Aber bis heute beſteht für 
dieſe Schicht der Werktätigen noch kein Geſetz. Für 
ſie beſteht heute ein Ausnahmezuſtand gegenüber 
allen andern Arbeitern, die unter ein beſtimmtes 
Geſetz fallen. Sie haben keinen Schutz. Sie 
können heute von der „gnädigen Frau“ 10, 14, 18, 
ja, ſogar 20 Stunden ausgebeutet werden. Sie 
können von früh bis in die Nacht beſchäftigt wer- 
den. Es iſt niemand da, der ihre Arbeitszeit prüft 
und ſich um ſie kümmert. Heute haben wir eine 
Regierung, in der ſogenannte „Arbeitervertreter“ 
ſitzen; aber ſie denkt nicht daran, dieſe wichtige 
Forderung durchzuführen und den Hausangeitell- 
ten Erleichterungen zu ſchaffen. In Deutſchland 
geht man dazu über, ein Hausangeſtelltengeſetz 
oder wenigſtens ein Hilfsgeſetz vorzulegen. Was 
jagt man dort in dem Geſetz? 13 Stunden Ar- 
beitsbereitſchaft! Weiter heißt es, die Hausange— 
ſtellten ſollen mindeſtens neun Stunden zum 
Schlafen haben, d. h. die andern 15 Stunden 
können ſie ſchuften. So ſehen die Geſetze aus, die 
von denjenigen vorgelegt werden, die heute als 
„Vertreter“ der Arbeiter in der Regierung figen. 
Wir Kommuniſten ſagen, auch für die Hausange— 
ſtellten, die ebenſo, ja faſt noch mehr als die Wr- 
beiter in den Betrieben ausgebeutet werden, iſt 
der Achtſtundentag unbedingt erforderlich. Er 
läßt ſich auch gut durchführen. Entweder ſoll die 
gnädige Frau den Dreck ſelbſt reinmachen, oder ſie 
ſoll ſich zwei Hausangeſtellte nehmen, um eine ge— 
teilte Arbeitszeit durchzuführen. Wir haben ja in 
der Zeitung geleſen, daß ſelbſt führende Sozial- 
demokraten 13 Zimmer-Wohnungen haben, und 
die Hausangeſtellte dort 14 und 15 Stunden am 
Tag und noch länger arbeiten muß. Vor dem 
Arbeitsgericht wird dann einfach erklärt: „Wir 
glaubten, das war nicht zu viel Arbeit.“ Sie wer— 
den ſich ſehr gut erinnern können, daß es einer 
Ihrer früheren Vertreter war, deſſen Frau dieſe 
Ausführungen vor dem Arbeitsgericht gemacht 
hat. Wir ſehen alſo, daß kein Intereſſe vorhanden 
iſt, den Hausangeſtellten zu helfen. Genau ſo 
ſieht es in den kleinbäuerlichen Betrieben aus. 
Ueberall findet eine Ausbeutung der weiblichen 
Arbeitskraft bis aufs äußerſte ſtatt. 


Wenn man ſo den Senator Arczynſki reden 
hörte, mußte man glauben, daß im jetzigen 


Danziger Staat für die Arbeiter alles in beſter 
Ordnung fei. Die Arbeiterinnen ſind doch geſchützt, 
was ſchreien die Kommuniſten ſo, der Achtſtunden⸗ 
tag beſteht durch Verordnung aus dem Jahre 
1918. Die Arbeiterinnen ſind auch durch die Ge— 
werbeordnung geſchützt. 8 126 verbietet die Ueber: 
ſtundenarbeit. Aber es war bezeichnend, daß füh— 
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rende Sozialdemokraten ſagten, es ſei die eigene 
Schuld der Arbeiter, wenn fie Ueberſtunden ver- 
richteten. Sie könnten diefe Ueberſtunden ja ver- 
weigern. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Aber niemand anders als die ſozialdemokratiſchen 
Gewerkſchaftsführer ſchließen doch die Tarifver- 
träge ab, in denen es heißt, daß Ueberſtunden nicht 
verweigert werden dürfen. (Abg. Plenikowſki: 
Sehr wahr!) Ich erinnere an den Tarif der Hafen- 
arbeiter, worin es heißt, daß Ueberſtunden nicht 
verweigert werden dürfen. Die ſozialdemokrati— 
ſchen Führer, die in den Gewerkſchaften ſitzen, 
ſetzen die Klauſel in die Tarifverträge hinein und 
zwingen die Arbeiterſchaft dadurch, die Ueberſtun— 
den zu leiſten. Wenn auf der Schichauwerft dau- 
ernd Ueberſtunden gearbeitet werden, fo ift das 
nicht Schuld der Arbeiter, ſondern der Gewerk— 
ſchaftsführer, die nicht dazu übergehen, andere 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen zu ſchaffen. Ich 
möchte Sie daran erinnern, daß die Danziger Ar— 
beiterinnen in der Keksfabrik für 10 und 12 Pfen⸗ 
nig Stundenlohn arbeiten müſſen. Dieſe Mädchen 
von 14 bis 16 Jahren ſind aber verpflichtet, für die 
Eltern zu ſorgen. Sie find verpflichtet, die Fa- 
milie mit zu unterhalten, weil der Vater und die 
Mutter froh ſind, wenn eins ſo weit iſt, mit zu 
verdienen. Glauben Sie, daß die Betreffenden 
leben können, wenn ſie täglich acht Stunden für 
14 Pfennig die Stunde arbeiten und nicht gezwun⸗ 
gen ſind, Ueberſtunden zu machen? Der Vertreter 
dieſer Arbeiterinnen von der Freien Gewerkſchaft 
betont aber, er habe für die Süßwarenbranche 
etwas herausgeholt, die Arbeiterinnen bekämen 
len doch wenigſtens ſchon 12 Pfennig Stunden⸗ 
ohn. 

Wenn man ſolche Ausführungen hört, kann 
man es auch verſtehen, daß Sie gar kein Intereſſe 
daran haben, die Löhne zu erhöhen, und daß Sie 
diejenigen ſind, die die Arbeiterinnen durch 
niedrige Löhne zu Ueberſtunden zwingen, damit 
ſie leben können. Wenn die Ueberſtunden ver⸗ 
weigert werden, wird die Arbeiterſchaft wie bei 
Schichau aus dem Betrieb hinausgeworfen. Was 
tun die Gewerkſchaftsführer, wenn die Arbeite- 
rinnen in der Tabakbranche die Ueberſtunden ver— 
weigern? Was geſchieht beim Tabakmonopol, 
wo die Arbeiterinnen reſtlos gewerkſchaftlich orga— 
niſiert ſind? Sie werden hinausgejagt. Die 
Herren ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsführer 
können alſo hier nicht die Ausrede machen, daß ſie 
keinen Kampf führen könnten, weil unorganiſierte 
Arbeiter vorhanden ſind. Dort iſt alſo eine reſtlos 
organiſierte weibliche Belegſchaft vorhanden. 
Trotzdem iſt feſtzuſtellen, daß die Arbeiterinnen 
Ueberſtunden leiſten müſſen. Weiter können wir 
beim Tabakmonopol feſtſtellen, daß ſechs verſchie— 
dene Lohnſtufen vorhanden ſind, für Arbeiterinnen 
von 14 bis 16 Jahren, 16 bis 18 Jahren, 18 bis 
20 Jahren, 20 bis 22 Jahren und 22 bis 24 Jah⸗ 
ren. Ja, meine Herren Gewerkſchaftsführer, da- 
durch geben Sie den Beſitzenden die Möglichkeit, 
die ältere Arbeiterin auf die Straße zu werfen; 
denn die junge Arbeiterin macht an der Maſchine 
dieſelbe Arbeit. Infolgedeſſen wirft man die 


weiblichen älteren Arbeiter auf die Straße. Dort 
liegen ſie jetzt infolge der Rationaliſierung beim 
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Tabakmonopol. 
rinnen mit dem Bemerken entlaſſen worden, daß 
das wegen der Rationaliſierung geſchehen ſei. Alle 
Einwendungen der Arbeiterinnen, daß ſie Eltern 
zu ernähren hätten, daß fie kranke Mütter und Ge- 
ſchwiſter beſäßen, wurden vom Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchuß, der dort tagt, einfach nicht berückſichtigt. Die 
Arbeiterinnen wurden ohne weiteres entlaſſen. 
Heute haben fie, weil fie acht Jahre lang und län- 
ger im Tabakgewerbe beſchäftigt waren und viel⸗ 
leicht 36, 37 Jahre alt ſind, keine Möglichkeit des 
Umlernens und keine Möglichkeit, in andere Ve- 
triebe hineinzukommen. 

So ſehen die Schutzbeſtimmungen für die Be— 
triebe aus, in denen die Arbeiterſchaft reſtlos ge- 
werkſchaftlich organiſiert iſt. Bei der Einführung 
des Tabakmonopols haben wir erklärt, daß wir 
die Entſchädigung für die Arbeiterinnen geſetzlich 
feſtgelegt haben wollten. Darauf wurde geſagt, 
die Tabakarbeiterinnen ſeien ſo organiſiert, daß 
jid) dieſe Frage mit der Gewerkſchaft auf dem Ver- 
ordnungswege durch den Staat regeln ließe. Heute 
ſind die Arbeiterinnen reſtlos von der Entſchädi⸗ 
gung ausgeſchloſſen, während die Betriebsinhaber 
voll entſchädigt wurden. So ſieht die Vertretung 
der Arbeiterſchaft, ganz beſonders für die weib- 
lichen Arbeiter aus. Weiter erinnere ich Sie an 
die Schokoladenfabriken. Dort müſſen die Arbei⸗ 
terinnenen während der Saiſon, zu Oſtern und 
Weihnachten, bis in die Nacht Ueberſtunden lei— 
ſten, die nur ganz minimal vergütet werden. Das 
iſt auch in der Keksinduſtrie der Fall, in den 
Fabriken in der Reichskolonie und Schellmühl. 
Ueberall müſſen die Arbeiterinnen Ueberſtunden 
leiſten, ſelbſt wenn es ſich um ganz junge Arbei⸗ 
terinnen im 14. Lebensjahr handelt. Der Senat 
und die Gewerbeinſpektion kümmern ſich nicht dar- 
um. Noch ſchlimmer ſieht es in der Konſervenfabrik 
und in der Blechfabrik in der Reiterkaſerne aus. 
Dort werden die niedrigſten Löhne für die 
ſchwerſte Arbeit gezahlt. Dort werden Laſten bis 
zu einem Zentner von jungen Arbeiterinnen ge- 
tragen. Keine Gewerbeinſpektion kümmert ſich 
darum, ob nicht die Arbeiterin vielleicht nach zwei 
oder drei Wochen einem Kinde das Leben ſchenkt 
und trotzdem beſchäftigt wird. Unglücksfälle ſind 
lin dieſen Fabriken nichts Neues. Es kommt faſt 
täglich vor, daß ſich Arbeiterinnen Finger, aber 
auch die ganze Hand abhacken. Die Gewerbein- 
ſpektion, die davon Mitteilung bekommen hat, 
lehrt ſich nicht daran. Die Arbeitsräume in vielen 
Betrieben, namentlich auch bei den großen Firmen 
wie Fleiſcher, Murczynſki uſw. ſind ſehr ſchlecht. 
Die Ueberſtunden, die die Arbeiterinnen als 
Schneiderinnen ſchinden müſſen, ſpotten jeder Be⸗ 
ſchreibung. Plätterinnen und Schneiderinnen ar⸗ 
beiten in einem einzigen Raum. Trotzdem die 
Gewerbeinſpektion [Hon öfter darauf aufmerkſam 
gemacht worden iſt, wird nichts unternommen. 
Dann ſtellt ſich aber ein Senatsvertreter hin und 
ſagt: „Bei uns ift alles in beſter Ordnung. $ 26 
der Gewerbeordnung bietet genügend Schutz für 
die Arbeiter.“ 

Die Unternehmer nützen die Not der Arbeiter 
jans: Sie ziehen fie zu Ueberſtunden heran. Hier 
wäre es Ihre Aufgabe, die Arbeiterſchaft zuſam⸗ 


Es ift eine Reihe von Arbeite- (C). 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 

menzuſchließen. Wir Kommuniſten wiſſen, daß Sie 
den Zuſammenſchluß der Arbeiter nicht haben 
wollen, weil Sie den Kampf der Arbeiter fürchten, 
weil Sie die Arbeitsgemeinſchaft mit den bürger— 
lichen Klaſſen wollen. Sie wollen die Wirtſchafts— 
demokratie durchführen, und deshalb wollen Sie 
nicht, daß geſtreikt und gekämpft wird. Deshalb 
ſind Sie diejenigen, die dieſe Geſetze ablehnen. 
Wir werden aber die Arbeiterinnen und beſonders 
die vom Tabakmonopol, organiſieren, damit ſie 
ſich den wirklichen Achtſtundentag und die Forde— 
rungen erkämpfen, die für ſie unbedingt notwen— 
dig ſind. 

Bezüglich des § 7, der bei uns den Schutz der 
ſchwangeren Arbeiterinnen betrifft, erklärte Herr 
Senator Arczynſki: „Für die ſchwangeren Arbei⸗ 
terinnen iſt auch geſorgt. Sie dürfen eine be— 
ſtimmte Zeit, zwei Wochen vor der Geburt und 
ſechs Wochen nachher, nicht beſchäftigt werden.“ 
Nun, Herr Senator, daß dieſe Beſtimmungen auf 
dem Papier ſtehen, wiſſen wir. Aber keine Arbei— 
terin geht dazu über, dieſe Beſtimmungen einzu— 
halten. Was nützt es der Arbeiterin, wenn ſie 
zwei Wochen vorher aus dem Betrieb herausge— 
jagt wird? Sie hat keine Möglichkeit, zu leben. 
Sie muß bis zur Niederkunft mit ihrem Kind 
hungern; denn ſie bekommt das Wochengeld ja erſt 
nach der Geburt des Kindes ausgezahlt. Sie 
müßte alſo bis zur Geburt mit ihrem Kind hun— 
gern. Solche Paragraphen der Gewerbeordnung 
nützen der Arbeiterin gar nichts, wenn der Uns 
ternehmer nicht gezwungen wird, den vollen Lohn 
zu zahlen, bis die Arbeiterin wieder in den Be— 
trieb kommt. 

Es wurde weiter vom Senator erklärt, daß 
jetzt die deutſchen Beſtimmungen übernommen 
werden ſollen, daß die Arbeiterin vier Wochen 
vor und ſechs Wochen nach der Geburt aus dem 
Betrieb gehen kann. Das iſt in Deutſchland ſo, aber 
die Arbeiterin iſt doch gezwungen, auch in Deutſch— 
land bis zum letzten Moment in Arbeit zu blei— 
ben. Auch in Danzig erleben wir es, daß die Mr- 
beiterin an der Maſchine ihrem Kind das Leben 
gibt. Das kommt daher, weil fie bis zuletzt ar- 
beiten muß, wenn ſie nicht verhungern will. Des— 
halb ſagen wir Kommuniſten, was nützen ſolche 
Schutzbeſtimungen auch in Deutſchland, wenn nicht 
dafür geſorgt wird, daß die Arbeiterin Geld be— 
kommt, und zwar ſoviel, daß ſie leben kann. 
Weiter heißt es im Geſetz, daß die Arbeiterin nicht 
während der Schwangerſchaft entlaſſen werden 
darf., Nun, der Unternehmer findet ſchon einen 
Grund, fie recht bald zu entlaſſen. Er wird fie fo- 
wieſo nicht weiter beſchäftigen. Es war typiſch, 
die neuen Urteile des Arbeitsgerichts zu hören, die 
die Arbeiterinnen verurteilen und ſchuldig 
ſprechen, weil ſie eben ſchwanger waren. Man er⸗ 
klärte ihnen, weil ſie unehelich geſchwängert ſind, 
ſind ſie ſchuld an ihrer Entlaſſung. Deshalb 
haben fie auch keinen Anſpruch auf Hilfe. Es ſind 
alſo Schutzbeſtimmungen, die der Arbeiterin ab⸗ 
ſolut nichts bieten. Deshalb ſagen wir, auch die 
deutſchen Schutzbeſtimmungen nützen nichts, wenn 
die weiblichen Arbeiterinnen nicht beſonders ge⸗ 
ſchützt werden und der Unternehmer den Lohn 
zahlen muß. Auch Stillpauſen ſoll die Arbeiterin 
zu verlangen haben. Wenn es aber heißt: Still⸗ 
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pauſen müſſen vorher vereinbart werden, ſo 
nützen ſolche Beſtimmungen der Arbeiterin nichts. 

Der § 8 handelt von der Beſchäftigung der 
Kinder. Da leiſtet ſich die Sozialdemokratie Dan⸗ 
zigs ein beſonderes Werk. Die Kommuniſtiſche 
Fraktion hat ſchon zu Anfang dieſes Volkstags 
einen Antrag vorgelegt, und zwar die Druckſache 
Nr. 4, die das Geſetz betr. Verbot der Kinder- 
arbeit betrifft. Bis heute liegt dies Geſetz dem 
Sozialen Ausſchuß vor. (Hört, hört! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Trotzdem immer wieder im Sozialen 
Ausſchuß die Behandlung dieſes Geſetzes verlangt 
wird, lehnt die Sozialdemokratie geſchloſſen mit 
den Deutſchnationalen die Behandlung ab, weil 
ſie erklärt, ſie werde ein Geſetz vorlegen, (Wo 
bleibt es? bei den Kommuniſten.) das die Ar⸗ 
beiterkinder ſchützen ſoll. Ja, m. D. u. H., von der 
Sozialdemokratie, wenn Sie vom vorigen Jahr 
bis jetzt nicht Zeit gehabt haben, werden Sie die 
Zeit überhaupt nicht finden. Sie wollen auch die 
Zeit nicht finden, weil Sie die Großagrarier 


unterſtützen wollen, weil Sie weiter den Agra- 


riern die billigen Arbeitskräfte der Kinder geben 
wollen und auch der Induſtrie. Es iſt auch der 
Senat, der Kinder unter 14 Jahren beſchäftigt 
und zwar in der Bücherei Hanſaplatz uſw., dort 
werden Kinder mit der Umſtapelung der ſchmutzi— 
gen Bücher beſchäftigt. Die Angeſtellten beſchwe— 
ren ſich darüber, denn ſie ſind zu Hunderten er— 
werbslos. Der Senat nimmt Kinder unter 14 
Jahren, die die ſchmutzigen Bücher und verſtaub— 
ten Akten umſtapeln und ſo um ſo ſchneller mit 
ihrer Unterernährung der Tuberkuloſe anheim 
fallen. So ſieht der Schutz in der Induſtrie und 
auf dem Lande aus. Wir werden bei dem Geſetz 
über die Kinderarbeit genügend Beiſpiele brin— 
gen. Es war ein Vertreter der Sozialdemokrate, 
der erklärte: „Was ſind die Landarbeiter ſo dumm 
und ſchicken ihre Kinder zur Arbeit. Sie brauchen 
es doch nicht.“ (Hört, hört! bei den Kommu- 
niſten.) Im Tarif für Landarbeiter, im Tarif der 
Deputanten ſteht, die Kinder ſind mit zur Arbeit 
verpflichtet. Dann ſtellt man ſich aber hin und 
jagt: „Warum ſchickt man die Kinder zur Ar- 
beit?“ Und wie ſieht es mit den Freiarbeitern 
aus? Die Löhne der Landarbeiter ſpotten jeder 
Beſchreibung. Sie reichen nicht zum Leben. Des— 
halb ſind die Landarbeiterkinder gezwungen, bei 
den Beſitzern zur Arbeit zu gehen. Aber es werden 
nicht nur Landarbeiterkinder zur Arbeit geſchickt. 
Das Jugendamt ift auch der Anſicht, daß Qand- 
arbeit ein gutes Mittel iſt, die Kinder zu er— 
ziehen. Während der Sommermonate ſchickt man 
die Kinder aufs Land nach Otſch.-Krone, Oſtpreu— 
ßen, um ſie dort bei den Beſitzern angeblich zur 
Erholung unterzubringen. Die Arbeitszeit dieſer 
Kinder in der Landwirtſchaft dauert von früh 
morgens bis ſpät abends. Und dieſe Jungen von 
12 Jahren müſſen ſich als Knecht betätigen, was 
angeblich eine Erholung ſein ſoll. Da wünſcht 
man doch, daß die ganze Bourgeoiſie Danzigs im 
nächſten Jahr ihre Kinder zu den Beſitzern aufs 
Land ſchickt und ſolange die Danziger Proletarier⸗ 
kinder in ihre Familie zur Pflege aufnimmt. Das 
würde den Danziger Arbeiterkindern beſſer be- 
kommen als eine Erholung bei den Beſitzern als 
Scharwerker. Die Arbeiterkinder, die aufs Land 
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zur Arbeit geſchickt werden, find billige Ausbeu⸗ 
tungsobjekte für die Unternehmer unter dem 
Deckmantel der chriſtlichen Nächſtenliebe der Agra- 
rier. Einerſeits verwenden die Agrarier die pol⸗ 
niſchen Saiſonarbeiter, denen ſie nur niedrige 
Löhne zahlen, andererſeits werden billige Ar⸗ 
beiterkinder aufs Land zur Erholung geſchickt, 
und zwar von Danzig nach Deutſchland. So ſehen 
die Taten der Deutſchnationalen aus, und die 
Sozialdemokraten haben nichts dagegen einzu- 
wenden. Im Gegenteil, ſie befürworten das, ſonſt 
hätten ſie ſchon längſt das Geſetz über Verbot der 
Kinderarbeit vorgelegt. Aber weil ſie mit an dem 
Profit der Agraxier intereſſiert find, weil fie wol- 
len, daß die Arbeiterkinder weiter ausgebeutet 
werden, iſt das Geſetz in der Dunkelkammer ver— 
ſchwunden. 

Wir jagen den Arbeitern: Ihr weiblichen Ar— 
beiter, nur der Zuſammenſchluß, der Kampf der 
weiblichen im Betrieb ſtehenden Arbeiter zu— 
ſammen mit den erwerbsloſen Arbeiterinnen, die 
noch viel mehr ſchikaniert werden, als die er— 
werbsloſen Männer, der Kampf der Landarbeiter 
gemeinſam mit den Induſtriearbeitern, nur der 
Kampf der Arbeiterſchaft um den genügenden 
Schutz für Mutter und Kind wird die Möglichkeit 
ſchaffen, hier andere Geſetze durchzuführen. Wir 
rufen den Arbeiterinnen zu: Nicht hier in dieſem 
Staat wird man Euch helfen, kämpft für den 
Achtſtundentag und kämpft darüber hinaus für 
den Sturz des Syſtems. Nur dann kann Euch die 
Freiheit werden, wie Euern Schweſtern in Ruk- 
land. 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich ſchließe die Aus⸗ 
ſprache zu S 5, da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 8 
5 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
ijt die Minderheit; er ift abgelehnt. Ich rufe § 6 
auf und eröffne die Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer für An- 
nahme des 8 6 ift, Ditte ich, fih zu erheben. — 
Abgelehnt. Ich rufe S 7 auf. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe fie, da keine Wortmel— 
dungen vorliegen. Wer S 7 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
abgelehnt. Ich rufe § 8 auf und eröffne die Wus- 
ſprache. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer $ 8 annehmen will, bitte ich, fih 
zu erheben. — Abgelehnt. Ich eröffne die Aus- 
ſprache zu § 9 und ſchließe fie, weil keine Wort- 
meldungen vorliegen. Wer für Annahme des 89 
ift, bitte ich, ſich zu erheben. — Abgelehnt. Ich er- 
öffne die Ausſprache zu § 10 und ſchließe fie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer § 10 an- 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, abgelehnt. Ich eröffne die Mus- 
ſprache zu § 11 und ſchließe fie, da keine Wort- 
meldungen vorliegen. Wer $ 11 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minorität, 
er iſt abgelehnt. Ich rufe S 12 auf und eröffne die 
Ausſprache. Ich ſchließe fie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer § 12 annehmen will, 


bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Ich eröffne die Ausſprache 
zu § 13 und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer § 13 annehmen will, bitte ich, fi 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit; er iſt ab⸗ 
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gelehnt. Wir kommen zur Ueberſchrift. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung ift ges 
ſchloſſen. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Minderheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Damit 
iſt die Vorlage in zweiter Leſung abgelehnt und 
erledigt. Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 


Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes 


über Auflöſung der Einwohnerwehr. 
Drucksache Nr. 647 zu Nr. 67. Hierzu liegt in 
Druckſache Nr. 659 eine Entſchließung vor. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg, 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Nach Rüde 
ſprache mit den verſchiedenſten Parteien iſt anzu— 
nehmen, daß es bei dieſem Punkt noch zu einer 
größeren Ausſprache kommen wird. Ich würde da— 
her vorſchlagen, ihn heute zu vertagen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt vorgeſchlagen, 
die heutige Sitzung zu vertagen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es it jo beſchloſſen. Ich habe nur 
noch den Tag der nächſten Sitzung und die Tages⸗ 
ordnung zu verkünden. Ich ſchlage dem hohen 
Hauſe Donnerstag, den 18. April nachm. 3.30 Uhr 
und folgende Tagesordnung vor: 

. Erjte Beratung eines Geſetzentwurfs über das Mb- 
kommen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der 
Republik Polen vom 8. April 1929 über die einheit⸗ 
liche Regelung der Ausfuhr von Hühnereiern etc. 
Druckſache Nr. 673. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung 
des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädig⸗ 
ter. Druckſache Nr. 671 zu Nr. 645. 

„Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Geſetzes über die Erwerbsloſenfürſorge. — 
Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — Druckſache 
Nr. 670 zu Nr. 628. 

„Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. auf 
Zahlung einer laufenden Unterſtützung an Berufs- 
fiſcher. Druckſache Nr. 669 zu Nr. 658. 

Eingaben It. Druckſache Nr. 672. 

J. Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes über Auflöſung 
der Einwohnerwehr. Druckſache Nr. 647 zu Nr. 67. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abg. Dr. 

Bogdan. 


Dr. Bogdan, Abgeordneter (D.Nat.): Ich bitte 
die heute von der Tagesordnung abgeſetzte Sache 
wenigſtens an zweiter Stelle zu behandeln, damit 
es nicht wieder dazu kommt, daß wir ſie nicht mehr 
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erledigen können. 


Vizepräſident Gaikowſki: Ich bitte noch um die 
Ermächtigung für den Herrn Präſidenten, weitere 
Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen, falls es 
erforderlich wird. (Abg. Raſchke: Wir erheben 
Widerſpruch gegen die Umſtellung!) Ich laſſe 
darüber abſtimmen. Es iſt beantragt, den Punkt 
6 der heutigen Tagesordnung, Bericht des Unter- 
ſuchungsausſchuſſes über die Auflöſung der Ein⸗ 
wohnerwehr, in der nächſten Sitzung als Punkt 2 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Wer dafür iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Gegen die Feſt⸗ 
ſetzung der Tagesordnung wird kein weiterer 
Widerſpruch erhoben, ſie iſt genehmigt. Ich ſchließe 
die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6.55 Uhr.) 
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Handel und Gewerbe erklärt wurde, daß er uns 
die Abkommen für das Bacon- und das Eierſyndi⸗ 
kat vorlegen werde. Dies ſollte eiligſt geſchehen, 
da dieſe Abkommen mit dem 1. März in Kraft 
treten ſollten. Die Eile wäre geboten, da andern⸗ 
falls den Intereſſenten unermeßliche Verluſte ent⸗ 
ſtehen würden. Das Bacon-Syndifat iſt abge: 
ſchloſſen worden, ohne daß dem Hauptausſchuß Ge⸗ 
legenheit gegeben iſt, ſich darüber zu äußern (Abg. 
Plenikowſki: Ihre Methode!) Wir werden im 
Hauptausſchuß auf das Bacon⸗Syndikat jowie auf 
dieſe Art der Behandlung des Hauſes zurückkom⸗ 
men, gegen die wir ſchon heute aufs ſchärfſte pro- 
teſtieren müſſen. 


Geſetzentwurf der Regierung betr. die einheitliche 
Regelung der Ausfuhr 


für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, wie ſie im 
§ 3 des Geſetzentwurfs vorgeſehen iſt, keinesfalls 


or Vonda bade Sie Fran 81 K erteilen werden. Ungeachtet deſſen müßte diefe Er- 
ee e ec A e (d ‚mächtigung unſeres Erachtens in jedem Fall be- 
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Behrend, Dr. Evert, Jewelowſfki, Sawatzki, Dr. 
Strunk; Oberregierungsräte Dr. Ferber, Mundt, 
Dr. Schimmel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 81. 
Vollſitzung. Im Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗ 
Ausſchuß ſchlage ich vor, Punkt 7 von der Tages⸗ 
ordnung abzuſetzen. Das iſt das Geſetz betr. die 
Vermögensſteuern. Widerſpruch wird nicht laut, 
ich ſtelle den Beſchluß des Hauſes feſt. Wir treten 
in die Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über das Abkommen zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und der Republik Polen 
vom 8. April 1929 über die einheitliche Re⸗ 
gelung der Ausfuhr von Hühnereiern uſw. 

Druckſache Nr. 673. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.) M. D. u. H.! 
Ende Februar fand eine Sitzung des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes ſtatt, in welcher uns vom Senator für 


klang: Wir jino damit zufrieden, nur hat uns die 
Regierung nicht fo informiert, wie wir es erwar- 
teten. (Abg. Karkutſch: Warten Sie die Ausſchuß⸗ 
verhandlungen ab!) Wenn dieſe Kreiſe mit dieſen 
Syndikaten einverſtanden ſind, (Abg. Karkutſch: 
Abſolut nicht!) nun Herr Karkutſch, was haben 
Sie daran auszuſetzen? Sie können nicht ein ſehr 
großes Geſchäft dabei machen. Das Geſchäft wäre 
beſſer, wenn Danzig ſelbſtändig handeln könnte. 
Dann würde es etwas mehr für Sie einbringen. 
Aber trotzdem werden Sie und Ihre Kreiſe den 
Löwenanteil in Ihre Taſchen ſtecken, (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Oder nicht!) und die Arbeiterſchaft wird 
der Leidtragende dabei ſein. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt betrachtet wenden wir uns ganz energiſch 
gegen die Einführung ſämtlicher Syndikate. Schon 
die Zuſammenfaſſung dieſer Wirtſchaftskreiſe zu 
Syndikaten bringt es mit ſich, daß die Arbeiter⸗ 
ſchaft nicht nur betrogen, ſondern ganz erheblich 
ausgeplündert wird. 
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Wenn wir uns die Syndikate allgemein be- tiges Schweinefleiſch können ſich die Arbeiter 


trachten, dann ſtellen wir feſt, daß ſie dazu dienen, 
Kapitalien anzuſammeln, daß ſie das Kapital 
ſtark und kräftig machen ſollen. M. D. u. H.! Nicht 
nur wir ſtehen auf dieſem Standpunkt, ſondern er 
wird auch von bürgerlichen Kreiſen vertreten. 
Auch dieſe ſind der Anſicht, daß die Syndikate 
Kapital anhäufen und auf der anderen Seite die 
Arbeiter bis aufs Blut ausſaugen. Der National⸗ 
ökonom Dr. Adolf Wagner hat ſeinerzeit in bezug 
auf die Syndikate folgendes geſagt: 

Mir ſcheint die Entwicklung, wie wir ſie neuer⸗ 
dings gehabt haben, und wie fie fiH auch im Stahl- 
werksverband an einem ſehr richtigen Beiſpiel zeigt, 
denen Recht zu geben, die da jagen, dieje Entwick- 
lung führt zu einer immer ſtärkeren Konzentration 
von Reichtum, Vermögen und Einkommen auf der 
einen Seite und zu immer ſtärkeren Klaſſengegen— 
ſätzen auf der anderen Seite. 

(Abg. Karkutſch: Das find andere Syndikate!) 
Herr Karkutſch, wenn Sie glauben, daß dies an— 
dere Syndikate ſind, ſo mag ein kleiner Unterſchied 
dabei beſtehen, aber daß die Ware, die hierbei in 
Betracht kommt, im Preis erheblich geſteigert 
wird, darüber ſind Sie ſich doch klar. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Nein!) Nur deshalb treten Sie für Syndi- 
kate ein, weil Sie dabei das Geſchäft machen tön- 
nen. (Abg. Karkutſch: Ganz andere Synditate!) 
Wenn wir die Entwicklung des Kapitalismus be- 
trachten, der ſich heute ja zu Syndikaten, Kartel— 
len und Truſten zuſammen ſchließt, dann ſtellen 
wir fejt, daß gerade die Zuſammenfaſſung zu Syn- 
dikaten, Truſten uſw. vor dem Krieg die Gefahr 
des Krieges in ſich barg und auch den Krieg zum 
Ausbruch brachte. Wenn wir heute hier wieder 
vor der Frage der Syndikate ſtehen, jo ift es na- 
türlich ſelbſtverſtändlich, daß die Entwicklung des 
Kapitals auf dieſem Gebiet den Krieg unbedingt 
nach ſich ziehen muß, ob es ein Bierſyndikat, ein 
Kohlen-, Eiſen⸗ oder ein ſonſtiges Syndikat ift, 
ſpricht dabei nicht mit. 

Es iſt bezeichnend für die Sozialdemokratiſche 
Partei, daß ſie auch hierzu ihre Hand bietet und 
beſtrebt ift, den Wirtſchaftskreiſen entgegenzukom— 
men. Das iſt natürlich für uns nichts Neues; denn 
die Sozialdemokraten ſtehen ja heute auf dem 
Standpunkt, daß durch die Syndikate eine ge— 
wiſſe Preisregelung und Regelung der Produktion 
vor ſich geht, und daß ſchließlich auch durch die ver— 
ſtärkte Zuſammenfaſſung der Kapitaliſten über 
den Rahmen des Inlandes hinweg der Krieg un- 
bedingt verhindert werden könnte. Wenn bei der 
Sozialdemokratie eine ſolche Einſtellung vorhan— 
den iſt — und ſie iſt tatſächlich vorhanden — dann 
darf man ſich nicht wundern, daß ſie dieſen Ge— 
ſetzen Rechnung trägt und bemüht iſt, die Vor— 
lage hier zu verabſchieden. Wie aus dem uns vor- 
gelegten Geſetz hervorgeht, ſoll es ja nicht nur bei 
dem Eierſyndikat bleiben, ſondern es ſollen auch 
weitere Agarprodukte zu Syndikaten zuſammen⸗ 
gefaßt werden. Wenn wir an alle dieſe Syndikate, 
das Butterſyndikat, Roggenſyndikat, Fleiſchſyndi⸗ 
kat, die noch kommen ſollen, denken, dann ſteht 
auf der anderen Seite unumſtößlich feſt, daß die 
Arbeiter, die Werktätigen, dieſes Geſchäft bezah⸗ 
len müſſen. Schon heute iſt die Danziger Bevöl⸗ 
kerung zum größten Teil auf die Schweinsköpfe, 
Pfoten, Rippchen uſw. angewieſen, alſo alles das, 
was vom Bacon⸗Syndikat übrig bleibt. Vollwer⸗ 


Aber wenn Polen hier auf 100 kg Eier 


heute nicht mehr leiſten. Wenn man am Mittwoch 
Donnerstag und Freitag die Freibank beſucht, 
find lange Schlangen angereiht, um das minder- 
wertige Fleiſch zu kaufen. (Abg. Liſchnewſki: Das 
iſt für die Danziger gut genug!) Das ſoll für die 
Danziger Proleten gut genug ſein, während auf 
der anderen Seite die Bourgeoiſie des Auslandes 
das vollwertige Fleiſch frißt und für billigen 
Preis kauft. 

Es iſt ja ſchließlich der Sinn der Syndikate, 
mit dem Auslande konkurrieren zu können, dem 
Auslande die beſte Ware für billigen Preis zu 
liefern. Hier im Inlande muß die werktätige Be— 
völkerung das minderwertige Fleiſch für teures 
Geld kaufen. Mit den Eiern werden wir natürlich 
dasſelbe erleben. Wenn der Senator für Handel, 
Herr Jewelowſki, Beruhigungspillen austeilen 
zu müſſen glaubt, ſo wird die Bevölkerung darauf 
nicht hineinfallen. Herr Jewelowſki erklärt näm- 
lich, Danziger Eier kämen gar nicht in Frage, die 
Eier, die durch das Syndikat ausgeführt werden, 
ſind nur polniſche Eier, die hier in Danzig gehan— 
delt werden und dann im Syndikat zufammenge- 
faßt und ins Ausland expediert werden. 

Nun wir ſind ja gewöhnt, daß unſere Regie— 
rung Märchen erzählen kann. Herr Dr. Volkmann 
war ja als Märchenerzähler bekannt. In der 
neuen Regierung geſchieht nach Meinung des 
Herrn Dr. Kamnitzer ein Wunder nach dem an- 
dern. Herr Jewelowſki dagegen hält es mit Dr. 
Volkmann und iſt wieder auf die Märchen ge— 
kommen. Denn, wenn geſagt wird, daß Danziger 
Eier nicht in Frage kämen, ſo wird jeder denkende 
Menſch ſolche Anſicht nur als Märchen bewerten. 
Wenn alſo hier das Eierſyndikat eingeführt wird, 
ſo werden natürlich auch Danziger Eier vom 
Markt verſchwinden und in das Syndikat hinein⸗ 
gezogen. Die Danziger Bevölkerung hat das Ver- 
gnügen, in allernächſter Zeit die im Ort verblei— 
benden Eier ganz erheblich teurer zu bezahlen, 
als bisher. Noch ein Wort zu den Ausfuhrzöllen. 
Wie wir zu Polen ſtehen, iſt ja allgemein bekannt, 
und ich brauche darüber kein Wort zu verlieren. 
einen 
Ausfuhrzoll von 200 Zloty gelegt hat, ſo könnte 
man das im Intereſſe der Danziger werktätigen 
Bevölkerung nur begrüßen und ſagen, daß er noch 
erhöht werden müßte. Aber das iſt ja auch nur 
Spiegelfechterei der polniſchen Regierung. Durch 
dieſen Ausfuhrzoll will Polen die kleinen Erzeu— 
ger von der Ausfuhr fernhalten. Nur die großen, 
die in der Lage ſind, ſich im Syndikat zuſammen⸗ 
zuſchließen, werden zugelaſſen und haben mit dem 
Ausfuhrzoll nichts zu tun, d. h. ihre Ware unter⸗ 
liegt keinem Ausfuhrzoll. 

Wir ſtellen feſt, daß Polen mit der Erhebung 
des Ausfuhrzolls die konſumierende Bevölkerung 
abſolut nicht ſchützen will. Je mehr Eier dem Syn⸗ 
dikat zufließen, um ſo teurer werden die Eier im 
Freiſtaat Danzig werden. Genau ſo verhält es 
ſich beim Fleiſchſyndikat. Wenn wir heute ein 
Pfund Schweinefleiſch mit einem Gulden bezah⸗ 
len, und der Mittelſtand, die unteren Beamten 
und Arbeiter, die beſchäftigt ſind, ſich noch hin und 
wieder ein Pfund Fleiſch kaufen können, ſo wer⸗ 


den ſie in dem Moment, wo das Fleiſchſyndikat 


(C) 


~ 


D} 


JJ 


(B) 


Volkstag Danzig — 81. Sitzung. 


(Raſchke, Abgeordneter) 

einſetzt, nicht mehr in der Lage ſein, Fleiſch zu 
kaufen. Das Märchen des Herrn Jewelowſki zieht 
auch in dieſer Beziehung nicht, weil auch Danzi⸗ 
ger Schweine durch das Syndikat gekauft werden, 
und weil auch der Danziger Markt ganz erheblich 
von der Ware entlaſtet wird. 

Für dieſe Syndikate kann die werktätige Be⸗ 
völkerung nichts übrig haben und wird ſie be⸗ 
kämpfen. Sie wird dafür ſorgen, daß dieſe Syndi⸗ 
kate ſo ſchnell als möglich verſchwinden. Aber 
weiter m. D. u. H. iſt es bezeichnend, daß auch 
dieſe Regierung, in der ja die Sozialdemokraten 
mit 11 von 22 Senatoren ſitzen, ſich Ermächti⸗ 
gungsgeſetze geben läßt. Ich erinnere mich der 
Vorgänge im vorigen Volkstag, als die deutſch⸗ 
nationale Regierung zur Sanierung Danzigs ein 
Ermächtigungsgeſetz vorlegte. Da war es die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion, die dagegen gekämpft 
hat. Herr Abg. Mau hielt eine Fünfſtundenrede, 
und die ganze Sozialdemokratiſche Fraktion ver⸗ 
ſuchte dies Geſetz zu ſabotieren. Natürlich haben 
wir ſchon damals erklärt, daß dieſer Kampf der 
Sozialdemokraten nur ein Scheinkampf war, nur 
dazu angetan war, der Arbeiterſchaft Sand in die 
Augen zu ſtreuen. In Wirklichkeit waren Sie da⸗ 
mit einverſtanden, mußten damit einverſtanden 
ſein, weil es ja auch Ihr Wille iſt, Ermächti⸗ 
gungsgeſetze zu verabſchieden und dann den Volks⸗ 
tag und die Werktätigen überhaupt auszuſchalten. 

Wenn nun hier der Senat nicht nur in 8 3, 
wie Herr Karkutſch jagte, ſondern in allen Para- 
graphen eine Ermächtigung verlangt, ſo werden 
wir dieſer Ermächtigung den ſchärfſten Kampf an⸗ 
ſagen. Wir werden mit allen Mitteln dahin ftre- 
ben, daß dies Geſetz verhindert wird, daß dem Se- 
nat keine Ermächtigung erteilt wird. 


vorlage an den Hauptausſchuß werden wir 


Das Abkommen an und für ſich iſt ja bereits 
getroffen, und wir gehen nicht fehl in der An⸗ 
nahme, daß bereits ohne den Volkstag zu befra⸗ 
gen, Eier ausgeführt werden, genau ſo, wie man 
mit dem Bacon⸗Syndikat den Volkstag übergangen 
hat, genau ſo jetzt mit dem Eierſyndikat. Es iſt 
doch bezeichnend dafür, daß bereits vor Oſtern 
dies Syndikat angeblich ſehr dringend ſein ſollte. 


Schon vor Oſtern trat Herr Senator Jewelowſki 
an die einzelnen Parteien heran, dies Geſetz 
ſchnellſtens zu verabſchieden, ſonſt könne die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft eventuell Schaden erleiden. Dar⸗ 
aus wurde nichts. Herr Senator Jewelowſkti hat 
ſich dann beruhigt. Als der Volkstag nach den 
Oſterferien wieder zuſammentrat, war die Sache 
wieder ſehr brenzlich, und die erſte Sitzung ſollte 
ſich ja bekanntlich mit dieſem Geſetz befaſſen, und 
wenn die Kommuniſten Einſpruch erheben würden, 
ſollte die Sitzung am nächſten Tag ſtattfinden. Zu 
unſerer größten Ueberraſchung mußten wir feſt⸗ 
ſtellen, daß ſich der Volkstag wiederum um eine 
Woche vertagte, ohne daß das Geſetz verabſchiedet 
worden war, ein Zeichen dafür, daß auch dies 
Syndikat ohne den Volkstag zu befragen, verab⸗ 
ſchiedet worden iſt. Die Abkommen ſind geſchloſſen 
worden. Das iſt eine Politik, wie ſie beſſer von 
einem Muſſolini in Italien und von einem 
Horthy in Ungarn nicht durchgeführt werden 
kann. Die Arbeiterſchaft Danzigs erkennt immer 
mehr, daß mit dieſen faſchiſtiſchen Methoden von 
ſeiten der Sozialdemokratie endlich aufgeräumt 
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werden muß. Sie erkennt immer mehr, daß der 
Kampf in dieſem Parlament nicht allein genügt, 
ſondern daß der Kampf außerhalb des Parla- 
ments ganz energiſch durchgeführt werden muß. 
Die Methode der Regierung wird die ſchaffende 
Bevölkerung anſpornen, mit allen Mitteln dahin 
zu ſtreben, daß nicht nur dieſe Regierung, ſondern 
daß auch dieſer Volkstag ſo ſchnell wie möglich 
zum Teufel gejagt wird. (Bravo! bei den Kom⸗ 


muniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
M. D. u. 


Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (N.Lib.): 
H.! Der von dem Herrn Redner der Deutſchnatio⸗ 
nalen beantragten Ueberweiſung der Regierungs- 
8 aus 
ſtimmen. Ich möchte aber ſchon jetzt erklären, 
daß meine Fraktion nicht die geringſte Veranlaſ⸗ 
ſung ſieht, der Regierung eine ſo weitgehende 
Ermächtigung zu geben, wie fie im $ 3 der Regie- 
rungsvorlage vorgeſehen iſt. Wir werden des⸗ 
halb im Hauptausſchuß einer derartigen Ermäch— 
tigung widerſprechen. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da die 
Rednerliſte erſchöpft ift. Es ift der Antrag ge- 


ſtellt worden, dieſe Vorlage dem Hauptausſchuß 


zur Beratung zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 
2 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes 
über Auflöſung der Einwohnerwehr. 
Druckſache Nr. 647 zu Nr. 67. Ich eröffne die Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 

Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Unterſuchungsausſchüſſe ſind einzuſetzen, 
wenn ein Fünftel der Abgeordneten die Geſetzlich— 
keit oder Lauterkeit von Regierungs- oder Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen anzweifelt. Vorausſetzung 
für ihre Einſetzung ſind alſo nur Zweifel bei einer 
gewiſſen Anzahl von Abgeordneten. Der Zweck 
der Ausſchüſſe iſt demnach die Klärung unklarer 
Verhältniſſe. Es ſoll in ihnen Aufklärung ge⸗ 
ſchaffen werden über Hintergründe von Regie- 
rungs- und Verwaltungsmaßnahmen, die bedent- 
lich erſcheinen. Das Recht der Abgeordneten, ins- 
beſondere der Oppoſition, zu ſolchen Zweifeln uns 
terliegt nur ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen. Aus 
ſolchem heraus wurde vor Jahresfriſt von uns 
der Antrag auf Einſetzung des Ausſchuſſes geſtellt, 
und wir ſind auch heute noch, wo der abſchließende 
Bericht vorliegt, der Anſicht, daß die Einſetzung 
bei den damaligen Verhältniſſen im Gtaatsin- 
tereſſe geboten war. 

Was war vorausgegangen? Die ſeit Jahren 
beſtehende Einwohnerwehr war aufgelöſt, und 
zwar war dies eine der erſten Taten der neuen 
Regierung geweſen, und ſie war mit ganz beſon⸗ 
derer Betonung erfolgt. Ans erſcheint dieſe Auf⸗ 
löſung nach wie vor als ein ſchwerwiegender po- 
litiſcher Fehler, von dem wir nur hoffen wollen, 
daß er ſich nicht noch einmal bitter rächt; denn 
das Vorhandenſein der Wehr erſchien uns im 
Staatsintereſſe als eine unbedingte Notwendig⸗ 
keit. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtig!) Natürlich 
zog die Maßnahme in den Kreiſen der Wehr und 
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darüber hinaus erregte Erörterungen nach fid.) 


Man fragte fih nach den Gründen für eine folme 
unverſtändliche Maßnahme. Der von Regie— 
rungsſeite wiederholt erfolgte Hinweis auf Spar: 
ſamkeit leuchtete nicht ein; denn die Anſicht, daß 
unſere Schutzpolizei nicht allen in der beſonderen 
Stellung unſeres Staatsweſens liegenden Ge— 
fahrenmöglichkeiten gewachſen ſein könnte, war 
Gemeingut weiter Kreiſe. Andererſeits war es 
öffentliches Geheimnis, daß das Beſtehen der 
Wehr ein Dorn im Auge Polens war; denn die 
Animoſität gegen dieſe war zu offen in polniſchen 
Preſſeſtimmen zum Ausdruck gekommen. 

Da nun niemand glauben wollte, daß Erjpar- 
nisgründe bei fo verhältnismäßig geringfügigen 
Ausgaben und einer jo ſchwerwiegenden Maß— 
nahme ausſchlaggebend geweſen ſein ſollten, fo 
war der Weg zu Gedankengängen und Vermu— 
tungen gegeben, die den Grund zur Auflöſung pol- 
niſchen Einflüſſen zuſchrieben. Man glaubte 
nicht nur, da Beziehungen neuer Senatoren zu 
Polen bekannt waren, daß die Maßnahme mit 
aus dem Gefühl heraus erfolgt wäre, ſie werde 
von Polen bei Beginn der Verſtändigungspolitik 
gut aufgenommen werden, ſondern dieſe Gedan— 
kengänge verdichteten ſich zu Gerüchten, wie ſie in 
unſerem Antrag wiedergegeben ſind, wonach die 
Aufhebung auf direkte Beſprechungen oder Ver: 
ſprechungen gegenüber Polen erfolgt ſei. (Abg. 
Jewelowſki: Sie haben aber von dieſen Gerüchten 
nichts gewußt!) Ich ſpreche nicht von meiner Per— 
ſon. Trotzdem auf den Umlauf ſolcher Gerüchte 
im Volkstag und in der Preſſe hingewieſen wurde, 
unterblieb jede Stellungnahme der Regierung 
dahin, daß die Gerüchte jeder Begründung ent— 
behrten. Die Schaffung von Klarheit über die 
Behauptungen durfte aber nicht hinausgezögert 
werden. Bei dieſem Sachverhalt wäre es eine 
Verſäumnis der nationalen Oppoſition geweſen, 
wenn ſie nicht mit allen Mitteln auf Klärung ge— 
drungen hätte. Auch die Regierung konnte es 
nur begrüßen, daß ihr durch die Einſetzung des 
Ausſchuſſes Gelegenheit gegeben war, in aller 
Oeffentlichkeit die Gründe ihrer Maßnahmen dar- 
zutun. Was den Gang des Verfahrens anlangt, 
ſo haben wir von vornherein dahin gewirkt, daß 
ſo ſchnell als möglich auf das Ziel der Klärung 
hingearbeitet wurde. Die Mehrheit des Mus- 
ſchuſſes war jedoch nicht geneigt, dieſen geraden 
Weg zu befolgen, ſondern lenkte von dem Kern— 
punkt der Prüfung der Regierungsmaßnahmen 
und ihrer Gründe ab. 

Ganz beſonders merkwürdig haben wir auch 
das Verhalten des Senats in dieſer Angelegen- 
heit empfunden. Obwohl wir uns doch über die 
Zahl der Senatoren nicht beklagen können, hat 
die Regierung keinen anderen und keinen geeig- 
neteren Vertreter gefunden, als Herrn Senator 
Jewelowſki, der doch beteiligt war und von dem 
die nötige Objektivität gar nicht erwartet werden 
konnte, (Widerſpruch links — Sehr richtig! rechts) 
die er auch nicht aufgebracht hat. 
Aufgabe darin, unter Angriffen auf die Antrag⸗ 
ſteller dem Ausſchuß den Weg zu weiſen, den er 
haben wollte. Dies Verhalten des Senats fordert 
unſere ſchärfſte Mißbilligung heraus. 


Er ſah ſeine U 
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Was iſt nun das Ergebnis der Beweisauf⸗ 
nahme geweſen? Nach unſerer Anſicht iſt klar 
feſtgeſtellt, daß Erſparnisgründe für die Aufhe— 
bung der Einwohnerwehr, wie ſo oft verkündet 
war, nicht ausſchlaggebend waren, ſondern die 
Herren Abg. Mau und Brill haben verkündet, 
daß die Aufhebung eine langjährige politiſche 
Forderung der Sozialdemokratiſchen Partei ge— 
weſen ſei, die bei der neuen Regierungsbildung 
unbedingt hätte erreicht werden müſſen. Es lag 
alſo eine politiſche Forderung einer Partei vor, 
der ſich andere Parteien, die die Koalition zu⸗ 
ſtande bringen wollten, fügten, ohne daß die i- 
nanzfrage dabei entſcheidend ins Gewicht gefallen 
wäre. Wenn man in der Bevölkerung alſo nicht 
hatte glauben wollen, daß Sparſamkeit ausſchlag⸗ 
gebend geweſen ſei, ſo waren ſolche Zweifel nur 
berechtigt, die Suche nach anderen Gründen nur 
zu erklärlich geweſen. Daß ſie in der Richtung nach 
Polen geſucht wurden, war bei der ganzen Sach— 
lage ebenſo ſelbſtverſtändlich. Weiter hat die Be- 
weisaufnahme ergeben, daß die Gerüchte in vielen 
Kreiſen der Bevölkerung tatſächlich umliefen, und 
zwar nicht nur in den der Wehr naheſtehenden, 
ſondern auch in kaufmänniſchen und Börſen-Krei⸗ 
ſen. (Beſtellte Arbeit! links). Daß die Gedanken. 
gänge auch liberale Kreiſe nicht ferngeblieben 
jind, hat fih ebenfalls ergeben. Denn zum min- 
deſten muß angenommen werden, daß der liberale 
Zeuge Herr Dr. Funk bei dem Zeugen Jurſch je— 
denfalls den Eindruck erweckt hat, daß die Auf— 
hebung Polen zuliebe geſchehe. 

Von vornherein hatten wir betont, daß Klä— 
rung nur durch die Vernehmung der in die Ange- 
legenheit hineingezogenen Senatoren würde er— 
folgen können. Ihre Vernehmung erſchien uns er— 
forderlich, aber auch ausreichend. Nachdem ihre 
eidlichen Bekundungen erfolgt ſind, haben wir 
durch den Mund des Herrn Dr. Ziehm freimütig 
anerkannt, daß den Gerüchten der Boden entzogen 
ſei, und wir ſtellen das auch heute mit Befriedi— 
gung feſt. In dieſem Sinne haben wie gegen Ab— 
at 1 der von den Regierungsparteien eingebrach⸗ 
ten Entſchließung nichts einzuwenden. Was den Ab⸗ 
ſatz 2 anlangt, jo widerſpricht er inſofern dem Er- 
gebnis des Ausſchuſſes und auch dem vorgelegten 
Bericht, als er von „angeblichen“ Gerüchten 
ſpricht. Ein weſentliches Ergebnis des Ausſchuſſes 
war ja gerade, wie bereits vorher ausgeführt 
worden iſt, daß das Beſtehen der Gerüchte feſtge— 
ſtellt wurde. Auch die Ausführungen des Berichts, 
in dem das Wort nicht vorkommt, — den Bericht 
habe ich ja nicht allein gemacht — laſſen das klar 
erkennen. Wir müſſen dieſer den wahren Sachver⸗ 
halt eigenartig verſchiebenden Würdigung wider⸗ 
ſprechen. Wir nehmen das zum Anlaß, nochmals 
zu betonen, daß das als umlaufend feſtgeſtellte 
Gerücht bei feiner Behandlung durch die Regie- 
rung für die Oppoſition Grund genug war, den 
Ausſchuß zu fordern. (Zuſtimmung und wieder⸗ 
holtes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
nger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat.Lib.): M. V. 
u. H.! Die Verhandlungen im Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß über die Auflöſung der Einwohnerwehr Ha- 
ben mit aller Deutlichkeit bewieſen, daß bei der⸗ 


— 
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artigen Maßnahmen nichts herauskommt, und daß 
lediglich eine Verſchärfung der parteipolitiſchen 
Gegenſätze das Ergebnis derartiger Unter- 
ſuchungsausſchüſſe iſt. Gerade die Behandlung der 
Frage der Auflöſung der Einwohnerwehr nach 
parteipolitiſchen Geſichtspunkten gibt den Beweis, 
wie wenig richtig und für das Staatswohl aus 
träglich es iſt, wenn jo einjeitig parteipolitiſch 
orientiert vorgegangen wird, wie im vorliegen⸗ 
den Fall. Die Maßnahmen der jetzigen Regierung 
zeichnen ſich ganz beſonders in dieſer Hinſicht aus 
und tragen Mißſtimmung in die Allgemeinheit, 
die den Intereſſen Danzigs durchaus abträglich 
find, Wie wenig richtig die Auflöſung der Cin- 
wohnerwehr war, hat ſich beſonders in letzter Zeit 
gezeigt, als es ſich darum handelte, den Schutz 
Danzigs gegen das etwa zu erwartende Hochwaſſer 
zu organiſieren. Anſtatt ſich an bewährte und gut 
ausgebildete Einrichtungen zu halten, waren 
Maßnahmen nötig, deren Erfolg in keiner Weiſe 
gewährleiſtet war. (Zuruf des Abg. Leu.) Aller⸗ 
dings haben die letzten Ereigniſſe die Durchfüh— 
rung dieſer Maßnahme nicht notwendig gemacht. 
Das iſt als ein Glück für die Freie Stadt Danzig 
zu bezeichnen, woran die Bevölkerung ſelbſt und 
die Organiſation des Staates unſchuldig iſt. 

Die Fraktion der Nationalliberalen Bürger: 
partei kann nur nochmals ihr allergrößtes Be— 
dauern über das Fehlen der Einwohnerwehr 
ausſprechen und die ſchärfſte Mißbilligung der 
Regierung gegenüber der Behandlung dieſer 
Frage zum Ausdruck bringen. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Wir Kom⸗ 
muniſten haben immer behauptet, daß die Ein— 
wohnerwehr gegen die Kommuniſtiſche Partei 
und überhaupt gegen alle revolutionären Arbeiter 
geſchaffen worden ift, die es wagen, gegen den be- 
ſtehenden kapitaliſtiſchen Ausbeuterſtaat zu kämp⸗ 
fen. Daß die Einwohnerwehr zu dieſem Zweck 
eingeſetzt werden ſollte, ift im Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß ausdrücklich feſtgeſetzt worden. Das geht aus 


der ſtenographiſchen Aufnahme der Ausſagen des 


Zeugen Pahnke hervor. Dieſer erklärte, ihm ſei 
bekannt, daß gelegentlich einmal bei der Beraz 
tung Kritik geübt worden iſt. Andererſeits wiſſe 
er aber auch, daß der Einwohnerwehr von fozial- 
demokratiſchen Regierungsvertretern Anerkennung 
ausgeſprochen worden fei. Daß Mißſtände be- 
hauptet worden find, wäre ihm nicht bekannt ge- 
worden. Hieraus iſt zu erkennen, daß auch die 
Sozialdemokratiſche Partei als ſolche grundſätzlich 
für die Einwohnerwehr iſt. (Lachen und Wider: 
ſpruch links) Als ſeinerzeit die revolutionären Ar⸗ 
beiter Deutſchlands gegen 
Staat kämpften, waren Mitglieder der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei Mitglieder der Einwohner⸗ 
wehr in Deutſchland und auch in Danzig. Auch in 
Danzig waren noch in letzter Zeit Mitglieder der 
Sozialdemokratiſchen Partei Mitglieder der Ein⸗ 
wohnerwehr. Auch die ſozialdemokratiſchen Führer 
haben die Einwohnerwehr immer gutgeheißen. 
Das haben wir ausdrücklich feſtgeſtellt. (Unruhe 
und Zwiſchenrufe links) Genoſſen, ich möchte Euch 
bitten, Euch nicht mit dieſen Sozial⸗Faſchiſten 
auseinanderzuſetzen. (Heiterkeit.) Sie haben ja 


den kapitaliſtiſchen 
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jetzt auch eine Einwohnerwehr, nur in anderer 
Form. Das iſt das Reichsbanner, das auch keine 
weitere Aufgabe hat. 

Es ſtimmt nicht, wenn der Abg. Dr. Unger hier 
erklärte, daß die Gegenſätze in den bürgerlichen 
Parteien einſchließlich der S. P. D. groß find. Im 
Grunde genommen iſt die Einſtellung ſämtlicher 
Parteien bis zur S. P. D. dieſelbe geblieben: 
Niederknüttelung der revolutionären Arbeiter. 
Das ift das Leitmotiv dieſer bürgerlichen Var- 
teien und auch der S. P. D. Der Zeuge Pahnke 
erklärte, daß die Einwohnerwehr gegen die Kom⸗ 
muniſten gerichtet war. Ich erinnere z. B. daran, 
daß ſie vom ſozialdemokratiſchen Führer gelobt 
wurde. „Ich erinnere mich, daß in einer dienſt⸗ 
lichen Verſammlung von dem Major Wagner, 
dem Kommandeur, Mitteilung gemacht wurde, 
daß ihm von einer ſozialdemokratiſchen Stelle 
Anerkennung ausgeſprochen worden ſei.“ (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe links.) Sie können ja auch 
gar nicht anders, weil Sie kapitaliſtiſch⸗republi⸗ 
kaniſch eingeſtellt ſind. Weil Sie dieſen kapita⸗ 
liſtiſch⸗republikaniſchen Staat bejahen, daher miij- 
ſen Sie alle Methoden anwenden, die darauf Be- 
zug haben. Sie werden jeden mit der Waffe an- 
greifen, der es wagt, gegen dieſen Staat anzu: 
kämpfen. Daher die Gründung des Reichsbanners 
die weiter nichts ift als die Einwohnerwehr. Sie 
hat dieſelben Methoden, nur in anderer Form. 

Bezüglich der Abſchaffung der Einwohnerwehr, 
die hier ſo große Entrüſtungsſtürme ausgelöſt hat, 


können wir als Kommuniſtiſche Partei feſtſtellen, 


(O) 


daß Sie im Einverſtändnis mit dem Völkerbunds. (DY 


kommiſſar, der Danziger Regierung und Polen 
ſtattgefunden hat, weil alle drei Inſtanzen vom 
politiſchen Geſichtspunkt aus eingeſehen haben, 
daß andere Formationen die revolutionären Strö⸗ 
mungen der Arbeiter entgegengeſtellt werden fön- 
nen, Jungdeutſcher Orden, Stahlhelm, Reichs- 
banner uſw., die alle bereit find, gegen die revolu- 
tionären Arbeiter vorzugehen. (Zwiſchenruf des 
Abg. Plenikowſki.) Der Völkerbund hat deshalb 
eingeſehen, daß die Mittel, die für die Einwohner⸗ 
wehr in jedem Etat bereit geſtellt ſind, einge⸗ 
ſpart werden könnten. Der Völkerbund iſt nämlich 
dafür, daß auch Danzig den imperialiſtiſchen Be⸗ 
ſtrebungen der übrigen Völker gegen Sowjet⸗Ruß⸗ 
land folgt, und daß hier Stützpunkte für die Im⸗ 
perialiſten geſchaffen werden. Wir ſind davon 
überzeugt, daß die Auflöſung der Einwohnerwehr 
mit Einverſtändnis des Völkerbundskommiſſars 
erfolgt iſt. Die Mittel, die dadurch geſpart wer- 
den, werden für andere Zwecke bereit geſtellt, für 
Flugzeughäfen uſw. Dagegen hat der Völker- 
bundskommiſſar nichts einzuwenden. Im Gegen- 
teil, er hat es begrüßt, daß Flugzeughäfen ge⸗ 
ſchaffen werden, die vorläufig ziviler Natur ſind, 
die aber jeden Moment im Kriegsfall umgeändert 
werden können. Es fällt kein Apfel vom Baum 
ohne den Willen des Völkerbundskommiſſars; 
denn bei allem, was die Danziger Regierung 
macht, muß erft gehört werden, was der Völter⸗ 
bundskommiſſar dazu ſagt. Er iſt der Ausfüh⸗ 
rende des Völkerbundes, der nach der Pfeife des 
Völkerbundes zu tanzen hat. Das ſind feſtſtehende 
Tatſachen. 


(A 


(B) entrüſtet. 
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Polen iſt natürlich auch dafür geweſen, daß 
die Einwohnerwehr aufgelöſt wurde. Wir haben 
ſchon vor dem Unterſuchungsausſchuß gewußt, daß 
die Einwohnerwehr im Einverſtändnis mit Polen 
abgeſchafft wurde. Trotzdem wurde erklärt, man 
habe nicht darüber verhandelt. Ich habe nämlich 
die Deutſchnationale Partei im Verdacht, daß ſie 
einen elenden Rückzug gemacht hat, trotzdem ſie 
beſtimmtes Material in Händen hatte. Wir ſind, 
wie geſagt, davon überzeugt, daß die Einwohner— 
wehr im Einverſtändnis mit Polen erfolgt iſt. 
Polen ſagte ſich, wenn die revolutionären Arbeiter 
gegen den Danziger kapitaliſtiſchen Staat auf- 
marſchieren, wenn in Danzig von revolutionären 
Arbeitern etwas unternommen werden ſollte, wer— 
den wir ſofort einmarſchieren. 
ren, ihr Danziger Kapitaliſten braucht keine Ein— 
wohnerwehr, wir werden euch unterſtützen, wenn 
die Gefahr beſtehen ſollte, daß die revolutionären 
Arbeiter an dem Kapitalismus rütteln wollen. 
Die polniſche Denkſchrift hat mit aller Deut- 
lichkeit gezeigt, daß Polen das Beſtreben hat, Dan- 
zig politiſch zu unterjochen und es ſo zu brauchen, 
wie es im imperialiſtiſchen Weſen von Polen liegt. 
Das hat nicht nur die Denkſchrift mit aller Deut- 
lichkeit bewieſen, ſondern das liegt auch in der 
politiſchen Linie von Polen, daß es ſich von allem 
frei macht, wenn nur die leiſeſten Anzeichen vor— 
liegen, was ſeinen Beſtrebungen hinderlich iſt. 

Nun der Eiertanz von Herrn Jewelowſki als 


Die Polen erklä- 


Senator im Unterſuchungsausſchuß. Er iſt natür⸗ 


lich über die Anwürfe, die gemacht worden ſind, 
Er hat alle Urſache entrüſtet zu fein, 
weil er dieſelben Intereſſen, die die Deutſchnatio— 
nalen haben, in dieſer Beziehung wahrgenommen 
hat. Er als ausgeſprochener Kapitaliſt hat natür— 
lich die Intereſſen der Kapitaliſten, der Junker, 
hier wahrgenommen, indem er erklärte: „Wir ha— 
ben die Einwohnerwehr nicht notwendig, ſondern 
Polen ſchützt uns mit ſeinem Militär. Die Dan⸗ 
ziger Organiſationen, einſchl. Reichsbanner ge— 
nügen uns, daß wir in unſerem kapitaliſtiſch-jun⸗ 
kerlichen Beſtrebungen geſchützt werden.“ Er hat 
nichts weiter getan, als was ein richtiger Kapi- 
taliſt macht, um ſeine Machtpoſition zu ſtärken. 
Daher ſcheint das, was die Deutſchnationalen mit 
der Einſetzung des Unterſuchungsausſchuſſes ge— 
macht haben, nur ein Parteimanöver zu ſein. Das 
haben wir an dem elenden Rückzug geſehen. Die 
Deutſchnationalen wollten erklären. „Seht, wie 
wir die Kapitaliſten ſchützen,“ und Herr Jewe— 
lowſki wollte zeigen, wie er die kapitaliſtiſchen In- 
tereſſen ſchützt. Das iſt das ganze Weſen des 
Streits um die Einwohnerwehr. Ich ſage hier, 
daß Herr Jewelowſfki, iH nicht ſcheuen würde und 
auch die Deutſchnationalen nicht, wenn Polen bei 
eventuellen revolutionären Erhebungen der Arbei- 
terſchaft mit ſeinem Militär einrücken würde. 
Wenn Sie hier auch noch ſolche Komödie und 
Theater ſpielen, uns revolutionären Arbeitern 
können Sie nichts weismachen. Sie würden es 
begrüßen, wenn Polen hier einmarſchierte. Es iſt 
nicht das erſte Mal in der Geſchichte, daß man den 
ſogenannten Erbfeind herbeigerufen hat, um den 
Kapitalismus zu ſchützen. Ich erinnere z. B. an 
1871, als die franzöſiſchen Kapitaliſten den deut⸗ 


| 


jhen Imperialiſten riefen, damit der Kapitalis- (O) 


mus geſchützt wurde. Ich erinnere an die Ge— 
ſchichte des Ruhrgebietes, wo die Deutſchnationa— 
len den ſogenannten Erbfeind Frankreich riefen, 
um die Ruhr den Kapitaliſten zu erhalten. Die 
Deutſchnationalen wären die erſten, die es freudig 
begrüßen würden, wenn der polniſche Imperialis- 
mus mit ſeinem Militär in Danzig einrückte. Da 
können Sie uns nichts weismachen. Alles was 
Sie aufführen, iſt nichts weiter als eine Komödie. 

Im übrigen möchte ich ausdrücklich feſtſtellen, 
daß die Einwohnerwehr noch weiter beſteht. Die 
Sozialdemokraten tun ſo, als hätten ſie ein großes 
Werk im Intereſſe der Arbeiterſchaft getan. Das 
ſtimmt aber nicht. Die Einwohnerwehr beſteht 
genau wie früher und wird in dem Moment, wo 
ſich etwas entſpinnen follte, und die Arbeiter ver- 
ſuchen, das Joch des Kapitalismus abzuſchütteln, 
auf den Plan treten. Davon find wir feft iber- 
zeugt. Ich glaube auch annehmen zu können, daß 
die Einwohnerwehr aus ſtaatlichen Mitteln 
finanziert wird, die gar nicht im Etat vorhanden 
ſind; denn in Deutſchland ſehen wir am allerbeſten, 
daß im Etat Gelder vorhanden ſind, die von hin⸗ 
ten herum den nationaliſtiſchen Beſtrebungen die— 
nen. Es wäre alſo gar nicht verwunderlich, wenn 
wir feſtſtellen könnten, daß die Einwohnerwehr 
vom Staat finanziert wird. Offiziell weiß man 
das nicht, aber es wäre nicht das erſte Mal. Wir 
rechnen damit, daß die Einwohnerwehr beſteht und 
von der Sozialdemokratie noch heute unterſtützt 
wird, um eventuell gegen die Arbeiterſchaft einge— 
ſetzt zu werden. Daß die Einwohnerwehr als 
Schutz Danzigs gegen eventuelle polniſche Beſtre— 
bungen dienen ſoll, iſt doch ein Wahnſinn. Das 
können Sie uns als Arbeiter und Kommuniſten 
nicht weismachen. Dieſe Einwohnerwehr iſt alſo 
ausſchließlich gegen die Kommuniſten und gegen 


die revolutionären Arbeiter eingeſetzt. Davon ſind 


wir faſt überzeugt. Wenn die Stellungnahme der 
einzelnen Vereine auch in manchen Punkten von⸗ 


einander abweicht, ſo ſind doch die grundſätzlichen 


Beſtrebungen gegen den revolutionären Arbeiter 
dieſelben. Der Jungdeutſche Orden vertritt vor 
allen Dingen den Schutz des Junkertums in Dan» 
zig, der Stahlhelm will den Schutz des Kapitalis- 
mus, des Junkertums, der Großinduſtriellen. Der 
Stahlhelm will ſowohl die Großinduſtrie als auch 
das Junkertum ſchützen. Wenn das Reichsbanner 
ſo aufgezogen wird, als wenn die Beſtrebungen der 
Arbeiterſchaft geſchützt werden ſollten, ſo iſt das 
ein Unſinn. Wir haben ja in Wien geſehen, daß 
dieſelben Sozialdemokraten, die angeblich den 
Schutz der Arbeiterſchaft vertreten, in dem Mo- 
ment, als die Arbeiterſchaft gegen den Kapitalis⸗ 
mus demonſtrierte, ſofort die revolutionären Ar» 
beiter niederſchoſſen und niedermachten. 

In demſelben Moment, wo ſich etwas mit un- 
ſern Brüdern in Polen, in Danzig oder Deutſch⸗ 
land entſpinnen ſollte, werden Reichsbanner, 
Stahlhelm und Einwohnerwehr eingeſetzt werden, 
um den Kapitalismus zu ſchützen. Das iſt nicht 
das erſte Mal, das haben ſie 1918 bewieſen, das 
haben ſie während der ganzen Zeit bis zur heuti⸗ 
gen Regierung bewieſen. Sie ſchützen den kapita⸗ 
liſtiſchen Staat. Sie erklären öffentlich, daß ſie 
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| 


Volkstag Danzig — 81. Sitzung. Donnerstag, den 18. April 1929. 


(Liſchnewſki, Abgeordneter) 


(A) diejen Staat, dieſen bürgerlich⸗kapitaliſtiſch⸗im⸗ 


(B) 


perialiſtiſchen Staat mit Klauen und Zähnen ver- 
teidigen würden. Ein grundſätzlicher Unterſchied 
des kapitaliſtiſchen Staates iſt weder bei den 
Deutſchnationalen noch bei den Sozialdemokra— 
ten vorhanden. Sie haben alle das Beſtreben, den 
Kapitalismus und Imperialismus bis zum Ultra- 
imperialismus zu ſtützen. Wir ſehen keinen Un- 
terſchied zwiſchen Jungdeutſchem Orden, Stahl- 
helm und Reichsbanner. Alle ſind in einer Lauge 
gewaſchen. Wir ſtellen uns auch dementſprechend 
ein. Unſere Aufgabe ift es nun, ſowohl die Reihs- 
bannerkameraden, die heute im Reichsbanner or⸗ 
ganiſiert ſind, als auch den Mitgliedern der Ein⸗ 
wohnerwehr, die Proletarier ſind, ganz deutlich 
klar zu machen, daß ſie als Mittel zum Zweck be⸗ 
nutzt werden. Was ſie wünſchen, die Erleichte⸗ 
rung vom wirtſchaftlich-kapitaliſtiſchen Joch, wird 
nicht eintreten, ſondern das Gegenteil. Unſere 
Aufgabe wird es ſein, vor allen Dingen dieſen 
Arbeitern klar zu machen, daß ſie ſich von dieſer 
ſozial⸗faſchiſtiſchen Methode abwenden müſſen. 
Wir willen natürlich, daß Polen eine kalte Er- 
oberung von Danzig plant. Das iſt wiederholt 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion klargelegt 
worden. Wir wiſſen weiter, daß Beſtrebungen in 
Deutſchland vorhanden find, ſich in Danzig aus- 
zubreiten. Darüber brauche ich mich gar nicht mehr 
zu äußern. 

Nun noch ein paar Worte zur Deutſchnationalen 
Partei in bezug auf den Unterſuchungsausſchuß. 
Ich habe den Eindruck gewonnen, daß die Deutſch— 
nationale Fraktion mehr weiß, als im Unter- 
ſuchungsausſchuß gejagt worden ift. Aber weil fie 
erkannt hat, daß das, was ſie eigentlich wollte, 
unterbunden werden ſollte, daß Herr Jewelowſki 
das tat, was Sie auch getan hätten, wenn Sie in 
der Regierung geweſen wären, um den Kapitalis- 
mus, um das Junkertum in Danzig zu ſtärken, 
daher haben die Deutſchnationalen den Rückzug 
angetreten. 

Man iſt ſogar dazu übergegangen, Meineide 
zu ſchwören. Keine Partei von den Sozialdemo— 
kraten bis zu den Liberalen hat es für nötig ge- 
halten, dieſen Widerſpruch im Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß feſtzuſtellen. Die beiden Berichterſtatter, 
Herr Dr. Bogdan und Herr Loops erklären in 
ihrem Bericht, daß der Unterſuchungsausſchuß da- 
von Abſtand nahm, den Widerſpruch in den Aus⸗ 
lagen der Zeugen Kalähne und Klappſchoß feſtzu⸗ 
ſtellen. Ich ſtelle feſt, daß ein Meineid geleiſtet 
wurde. Meine Aufgabe iſt es aber nicht, Ihren 
Dreck im kapitaliſtiſchen Staat auszumiſten. Wir 


ſehen hier, daß die Deutſchnationale Partei, die 


ſich jo entrüſtete, ebenſo wie der Senator Jewe— 
lowſki nichts unternommen haben, um den Wider- 
ſpruch aufzuklären. Es ſollte nur ein Kommuniſt 
geweſen ſein, der ſich, wie Frau Abg. Kalähne 
eines Meineides ſchuldig gemacht hätte, dann 
hätte man den Mann ins Zuchthaus geworfen. 
Präſident: Herr Abg. Liſchnewſti, Sie haben 
einem Mitglied des hohen Hauſes vorgeworfen, 
daß es einen Meineid geleiſtet habe. Ich rufe Sie 
zur Ordnung. i 
Liſchnewfki, Abgeordneter (K. P.): Die Ko⸗ 
mödie nimmt groteske Formen an. Ich gebe ledig- 
lich das wieder, was der Unterſuchungsausſchuß 
feſtgeſtellt hat. Die Zeugen waren vereidigt, ein 
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Widerſpruch machte ſich bemerkbar, das iſt doch 
ein Meineid. (Abg. Dr. Bing: Nein, ein Irr⸗ 
tum! — Im bürgerlichen Staat iſt das kein Mein⸗ 
eid! bei den Kommuniſten.) 

Das iſt richtig. Im bürgerlichen Staat, bei den 
Kapitaliſten unter ſich, iſt es kein Meineid. Han⸗ 
delt es ſich aber um einen Arbeiter, dann iſt es 
ein Meineid. Ich ſtelle feſt, daß Herr Dr. Bing 
dieſelbe Meinung hat wie die übrigen Kapita- 
liſten. Es ift für mich ſehr wertvoll das feſtzuſtel⸗ 
len; denn man kann ſeine Brüder an den Federn 
erkennen. Sie bekleiden fih noch immer mit revo- 
lutionären Phraſen und wollen den Arbeitern 
zeigen, daß Sie für den Sozialismus ſind. In 
Wirklichkeit ſind Sie für den kapitaliſtiſchen Staat 
und im entſcheidenden Moment, darauf kommt es 
an, ſtellen Sie ſich auf die Seite des Kapitalis⸗ 
mus. Das iſt nötig feſtzuſtellen. Vor allem ſind 
uns die Phraſen der Linksſozialiſten beſonders 
gefährlich, und unſere Aufgabe wird es ſein, dieſe 
ee der Arbeiterſchaft vor Augen zu 
führen. 

Der Unterſuchungsausſchuß hat uns Kommu- 
niſten eigentlich nichts Neues gebracht. Alles, was 
im Unterſuchungsausſchuß geſagt wurde, war ein 
Herumgehen um den heißen Brei. Die erſten Wn- 
fänge zu etwas andern waren allerdings vorhan⸗ 
den. Man war beinahe dabei, die Urheber dieſer 
ganzen Parteiagitation der Deutſchnationalen 
zu bekommen. Ich erinnere an die Ausführungen 
der Zeugen v. Tobien, Jurſch uſw. Als es aber 
ſchließlich zu weit ging, deckte man den Mantel der 
Nächſtenliebe darüber, verzichtete auf weitere 
Zeugenvernehmungen, und damit war die Ge— 
ſchichte erledigt. Wir ſehen ja auch, daß die ſoge— 
nannten Denunzianten jetzt befördert worden ſind. 
Sie erfreuen ſich des Wohlwollens der ſozialde— 
mokratiſchen Regierung. Sie ſind nicht weiter in 
die Materie eingeſtiegen, Sie haben das getan, 
was Ihnen von oben geſagt worden iſt. Damit 
war für Sie die Geſchichte erledigt. Wir Kommu⸗ 
niſten ſagen Ihnen bei dieſer Gelegenheit mit 
aller Offenheit, daß wir die Beſtrebungen gegen 
die Arbeiterſchaft, die bei den Parteien von den 

Sozialdemokraten bis zu den Deutſchnationalen 
beſtehen, ganz genau erkennen. Wir wiſſen, daß es 
einen Unterſchied zwiſchen der Einwohnerwehr, 
dem Stahlhelm, dem Jungdeutſchen Orden und 
dem Reichsbanner nicht gibt. Wir ſehen, daß alle 
Organiſationen nur dazu da find, die revolutio⸗ 
nären Beſtrebungen niederzuhalten. Wir ſind uns 
darüber im klaren, daß dieſe Organiſationen im 
entſcheidenden Moment gegen die revolutionären 
Arbeiter auftreten ſollen. Die Geſchichte hat es 
bewieſen, und wir machen uns darüber keine Illu— 
ſionen. Aus dieſem Grunde werden wir unſere 
größte Aufmerkſamkeit darauf richten, wie weit 
und in welcher Richtung die Beſtrebungen gehen. 
Wir werden dann im geeigneten Moment die ge⸗ 
ſamte revolutionäre Arbeiterſchaft trotz der Ein⸗ 
heitsfront von den Deutſchnationalen bis zu den 
Sozialdemokraten betr. Bejahung des kapitaliſti⸗ 
ſchen Staates zuſammenrufen. Wir werden der 
Arbeiterſchaft ſagen, wie ſie darauf reagieren ſoll, 
mit welchen Mitteln ſie kämpfen muß, um dieſe 
Beſtrebungen niederzuſchlagen, ſie muß nämlich 
dieſelben Methoden anwenden, die gegen ſie an⸗ 
gewandt werden, wenn es darauf ankommt, den 
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heftigſten Terror. Den haben Sie früher immer 
angewandt, als die Arbeiterſchaft manches Mal 
gegen die Kapitaliſten gekämpft hat. Wir machen 
uns keine Illuſionen. Wir werden bei dieſer Ge- 
legenheit das Reichsbanner ebenſo ſchonungslos 
behandeln wie die Linksſozialiſten, die Deutjch- 
nationalen, die Großkapitaliſten uſw. Für uns iſt 
das Jacke wie Hoſe. Aus dieſem Grunde haben wir 
dazu Stellung genommen, als uns der Unter- 
ſuchungsausſchuß die Gelegenheit bot. Dieſer hat 
klar und eindeutig gezeigt, daß in dieſer Beziehung 
kein Anterſchied zu machen ift. 


Ich habe ſchon eingangs geſagt, daß es nicht 
ſtimmt, was Herr Dr. Unger meinte, der Unter- 
ſuchungsausſchuß habe die Parteigegenſätze zwi- 
ſchen den bürgerlichen Parteien verſchärft. Das 
ſtimmt nicht; denn alles, was hier gemacht wird, 
iſt nur Komödie, und heute wird der letzte Akt ge— 
ſpielt. Wenn es ſich um kapitaliſtiſche Intereſſen 
handelt, find weder Herr Jewelowſki, noch Herr 
Dr. Ziehm böſe, wenn ſie ein Geſchäft von 
100 000 Gulden machen. Ebenſo iſt es bei der 
Ausbeutung der Arbeiterſchaft mit dem Zehn— 
ſtundentag. Da iſt ein Gegenſatz zwiſchen Herrn 
Jewelowſki und der Sozialdemokratiſchen Partei 
abſolut nicht vorhanden. In dem Moment, wo es 
gilt, gegen die Arbeiterſchaft zu kämpfen und Ter- 
ror anzuwenden, ſei es in wirtſchaftlicher oder po— 
litiſcher Beziehung, ſind ſich alle bürgerlichen Par⸗ 
teien einſchließlich der Sozialdemokraten einig 
und werden ſich auch dementſprechend einſtellen. 


Das iſt im allgemeinen das, was ich zu der 
Angelegenheit zu jagen habe. Unſere Aufgabe 
wird es ſein, dies der Arbeiterſchaft klar 
und einleuchtend mitzuteilen. Trotz Ihrer Un- 
terdrückungsmethoden und trotz der Organiſati⸗ 
onen, die gegen die Beſtrebungen der Arbeiter— 
ſchaft ankämpfen ſollen, wird es Ihnen nicht mög⸗ 
lich ſein, die Revolution zu verhindern. Sie kön⸗ 
nen ſie vielleicht aufhalten. Sie können ſie viel— 
leicht in die Länge ziehen auf Monate, evtl. Af 
Jahre, aber die Gegenſätze, die zwiſchen dem Ka⸗ 
pitalismus und Arbeiterſchaft beſtehen, können 
Sie nicht aus der Welt ſchaffen. Wenn dieſe Ge— 
genſätze zum Ausdruck kommen, wird es nur zwet 
Lager geben, hier die revolutionäre Arbeiter- 
ſchaft unter Führung der Kommuniſten und dort 
den Kapitalismus evtl. unter Führung der So- 
zialdemokraten. Wir wiſſen, daß die Sozialdemo- 
kratie uns noch ſchlimmer niederknütteln wird als 
die andern, Noske und andere haben es getan. 
Sie können dieſe Auseinanderſetzung aufhalten, 
aber nicht hindern. Sie können ſie nicht aus der 
Welt ſchaffen. Dieſe Gegenſätze bleiben beſtehen, 
und wir werden alles mögliche tun, um ſie noch 
zu erweitern. Ich ſpreche mit aller Deutlichkeit. 
Wir als Kommuniſtiſche Partei ſind geſchaffen, 
die Gegenſätze zwiſchen Kapitalismus und Arbei- 
terſchaft offen und brutal aufzuzeigen . Unfere 
Aufgabe iſt es, zu ſagen, wie die Arbeiterſchaft 
dieſen Beſtrebungen der Kapitaliſten begegnen 


muß, nämlich mit denſelben Methoden, die der 
Kapitalismus gegenüber der Arbeiterſchaft 
wendet. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Je- 
welowſki. 


anz 


Donnerstag, den 18. April 1929. 


Jewelowſki, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. 
H.! Herr Dr. Bogdan hat fiH heute die Sache ſehr 
leicht gemacht. (Sehr gut! links — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Mahen Gie fie fih noch leichter!) Er ift 
auf den Kern der Gahe nicht eingegangen und 
hat geglaubt, durch juriſtiſche Spitzfindigkeiten 
von der wirklichen Sachlage abzulenken. (Abg. Dr. 
Ziehm: Wie Sie das ſo ſchön tun!) Ich bin ja 
nicht Juriſt. (Abg. Dr. Ziehm: Trotzdem lenken 
Sie von der Sache ab!) Ein Gerücht ſollte in der 
Bevölkerung beſtehen, und die Deutſchnationale 
Partei hat ſich für verpflichtet gehalten, dies Ge- 
rücht zum Gegenſtand einer Unterſuchung zu 
machen. Sie hat vorgeſchlagen, und Herr Dr. 
Ziehm hat das ſehr eingehend begründet, nur die 
drei angeſchuldigten Senatoren zu vernehmen, 
und damit ſollte die Sache erledigt ſein. Da ich in 
der Zwiſchenzeit die Methoden des Herrn Dr. 
Ziehm kennen gelernt habe, habe ich mir geſagt, 
wir werden einmal anders verfahren wie in dem 
vorigen Anterſuchungsausſchuß. (Zuruf des Abg. 
Dr. Ziehm.) Wir wollten den Herren Deutſchnatio⸗ 
nalen Gelegenheit geben, ihre Behauptungen zu 
beweiſen. Sie ſollten unter ihrem Eid ausſagen, 
wie das Gerücht verbreitet wurde oder ob ſie es 
ſelbſt produziert hätten. Die Beweisaufnahme 
hat ja auch dieſe meine Vermutung vollauf be⸗ 
ſtätigt. Als ich dieſe Vorſchläge machte, habe ich 
genau gerechnet. Ich ſagte mir, ein Richter, Land⸗ 
gerichtsdirektor, noch jung im politiſchen Leben, 
wird zweifellos die Tatſachen ſo wiedergeben, wie 
ſie ſind. Ich habe mich nicht getäuſcht. Er hat 
klipp und klar erklärt: „Ich habe von dem Gerücht 
nichts gewußt, ich habe als Zweiundzwanzigſter 
unterſchrieben, weil vor mir einundzwanzig den 
Antrag unterzeichnet hatten. (Abg. Leu: Das war 
intereſſant!) Daß Herr Dr. Ziehm die Sache an⸗ 
ders klären würde, war mir bekannt. Auf ſeine 
Ausſage komme ich noch zurück. Ich ſagte mir 
weiter, die Partei hat zwei Pfarrer in ihren Rei- 
hen, den einen kenne ich ſehr genau, auch da werde 
ich die Wahreit erfahren. Auch hier habe ich mich 
nicht getäuſcht. Herr Pfarrer Weiße hat klipp 
und klar erklärt, er habe von dem Gerücht nichts 
gehört, die Fraktion habe den Antrag geſtellt, er 
habe ihn unterſchrieben, er wiſſe von nichts. (Hei⸗ 
terkeit — Abg. Plenikowſki: Man kann auch ein 
Gerücht riechen!) Herr Pfarrer Böhm verſuchte, 
eine Erläuterung dazu zu geben. Es iſt ihm auch 
nicht gelungen. Unter dem Zwang des Eides 
mußte er zugeben, daß er abſolut nichts gehört hat. 
Ich habe mir dann noch erlaubt, zwei Kaufleute 
als Zeugen zu benennen. Beide kannte ich. Ich 
wußte, was ich von jedem einzelnen zu halten 
hatte. Herr Karkutſch gehörte früher meiner Par⸗ 
tei an und wäre auf der letzten Liſte beinahe Ab- 
geordneter geworden. (Abg. Karkutſch: Ein großer 
Irrtum! Abg. Plenikowſki: Erlaſſen Sie ein öf- 
fentliches Dementi!) Herr Karkutſch ſtand auf der 
Liſte der Partei, die ſich ſ. Zt. mit uns verſchmolz. 
Er hat mit uns zuſammen gewirkt. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Leider! — Heiterkeit links.) Warten Sie 
einmal ab. Wenn Sie mit mir anfangen wollen, 
werde ich ein klein wenig Ihre Ausſage vorleſen. 
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(A) (Heiterkeit. — Abg. Liſchnewſki: Aus der Komö⸗ 


(B) 


die wird ein Luſtſpiel! — Abg. Plenitowfti: Ach⸗ 
tung! Sender Jewelowſki!) Herr Karkutſch wurde 
gefragt, ob er das Gerücht kenne. Er antwortete 
wie gewiſſe Leute vor Gericht, die Grund haben 
ihre Ausſage zu verweigern und bezog ſich auf 
Artikel 22 der Verfaſſung. Er verweigerte alſo 
die Ausſage nicht etwa, weil er irgend etwas 
preisgeben ſollte, ſondern weil er tatſächlich nichts 
gewußt hat. Das ergibt nämlich die ganze weitere 
Ausſage. Ich habe recht behalten, daß er ſolange 
reden würde, bis der an und für fih nicht unge- 
ſchickte Vorſitzende, Herr Kommuniſt Liſchnewſki, 
die Wahrheit ermittelte. Es fiel Herrn Karkutſch 
ſehr ſchwer, die Wahrheit auszuſprechen. Er mußte 
es ſchließlich nach ſehr langen Verhandlungen tun, 
als die Zeugen immer mehr fragten. Er konnte 
auch nicht im geringſten den Beweis dafür erbrin— 
gen, daß irgend ein Gerücht vorhanden war. (Abg. 
Karkutſch: Lefen Sie doch die Ausſage vor!) Sie 
müſſen es mir ſchon überlaſſen, das vorzutragen, 
was ich für richtig halte. (Abg. Karkutſch: Aber 
immer aus dem Rahmen! Abg. Plenikowſti: Herr 
Karkutſch, Geduld, Geduld, wenn's Herz auch 
bricht! — Zurufe des Abg. Dr. Ziehm.) Herr Dr. 
Ziehm macht immer Zwiſchenrufe: „Methode Je- 
welowſfki.“ 

Präſident: Die Zwiegeſpräche dürfen nicht zu 
weit führen. (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) Herr 
Dr. Ziehm, melden Sie ſich zum Wort und Sie er- 
halten es wie jeder andere Abgeordnete. (Abg. 
Plenikowſki: Das dient ja zur Aufklärung!) 

Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): Herr Dr. 
Ziehm, Sie bringen mich nicht aus dem Konzept. 
Ich habe Sie inzwiſchen ſo durchſchaut, daß Sie 
alle Veranlaſſung haben, ſich hier ſehr ruhig zu 
verhalten. (Große Heiterkeit.) Der Vorſitzende 
fragte Herrn Karkutſch: 

Sie verweigern alſo in dieſer Beziehung die 

Ausſage, wozu Sie als Abgeordneter berechtigt ſind. 

Ich möchte Sie noch fragen, ob Sie in ihrer Eigen⸗ 

ſchaft als Abgeordneter, weil man ja ein Intereſſe 


daran hat, wie regiert wird, ſich von der Stichhaltig⸗ 
keit des Gerüchts überzeugt haben. 


Herr Karkutſch antwortete: „Das iſt das, was der 
Anterſuchungsausſchuß feſtſtellen ſoll.“ (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Das ſtimmt doch!) Der Vorſitzende fragte 
weiter: „Sie 
überzeugen?“ Herr Karkutſch weiß nicht, wie er 
das machen ſollte. (Abg. Karkutſch: Von der Rich⸗ 
tigkeit eines Gerüchts können Sie ſich auch nicht 
überzeugen!) Der Vorſitzende fragte: 


Wollen Sie damit ſagen, daß Sie im Innern 


117 ſind, daß an der Geſchichte etwas Wahres 
i 


Herr Karkutſch antwortete: 

Ich bin im Innern weder überzeugt noch nicht 
überzeugt. Das ſoll für mich durch den Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß feſtgeſtellt werden, ob es wahr iſt oder nicht. 

(Heiterkeit.) Frage des Vorſitzenden: „Können Sie 
mir mitteilen, wer zuerſt das Gerücht verbreitet 
hat?“ Zeuge Karkutſch: „Nein, darüber kann ich 
keine Auskunft geben.“ (Abg. Dr. Ziehm: Das 
wird auch ſehr ſchwer ſein, Herr Jewelowſki!) Ich 
bin der Anſicht, daß Sie das Gerücht produziert ha⸗ 
ben, Herr Dr. Ziehm! (Sehr richtig! links. — Abg. 
Dr. Ziehm: Da ſind Sie im Irrtum! — Abg. Liſch⸗ 


haben nicht verſucht, ſich davon zu 
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newſki: Sind das alles Klatſchbaſen!) Es war von 
Herrn Dr. Ziehm ſehr ſchlau ausgedacht, er wollte 
einen Reinigungseid herbeiführen, damit ſeine 
Freunde nachher verbreiten konnten, daß die drei 
Senatoren zwar geſchworen haben, man würde 
den Eid aber in irgend einer Form anzweifeln. 
Dem ſind wir entgegengetreten. Wir haben 
Ihnen allen Gelegenheit gegeben, zu ſagen, was 
Sie ſagen können. (Abg. Dr. Ziehm: Dazu waren 
Sie auch nach der Verfaſſung gezwungen!) Wenn 
man die Beſtimmungen einer Verfaſſung, an der 
man ſelbſt mitgearbeitet hat, in der Weiſe aus- 
legt, daß der Beſchuldigte ſchwören foll, er habe 
das nicht getan, ſtatt daß der Verleumder erklärt, 
hier ift der Beweis dafür, fo ift das keine Mte- 
thode, — das iſt die Methode Dr. Ziehm! (Sehr 
gut! links.) Ich habe bisher jedem Verleumder 
Gelegenheit gegeben, vor Gericht den Beweis der 
Wahrheit anzutreten. Jedes Mal, wenn mich 
einer anfaßte, find die Herrn Verleumder verur- 
teilt worden, weil ſie nichts ausſagen konnten. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sie werden ja nächſtens hof⸗ 
fentlich Gelegenheit haben!) Herr Dr. Ziehm fühlt 
ſich verpflichtet anzudeuten, daß ein Verfahren 
ſchwebt. (Abg. Dr. Ziehm: Wegen Meineid!) Ich 
bin ſehr glücklich darüber; denn dann wird ſich 
ſehr wohl ergeben, wer einen Meineid geleiſtet 
hat. Der iſt bei Ihren Freunden zu ſuchen. Sie 
kennen ja meine Briefe, die ich an den Senat ge⸗ 
richtet habe, worin ich den poſitiven Vorwurf er⸗ 
hob, daß ein Meineid geleiſtet ſei. (Abg. Dr. 
Ziehm: Sie haben allen Senatoren Meineid vor⸗ 
geworfen, nur mir nicht!) Ich habe von Ihren 
Freunden geſprochen. (Abg. Dr. Ziehm: Den 
Brief habe ich, ich bin bereit, ihn vorzulegen!) 
Als ich dann den Vorſchlag machte, Frau Ka⸗ 
lähne und Fräulein Meyer als Zeugen zu verneh⸗ 
men, geſchah das auch aus der Kenntnis der Per⸗ 
ſönlichkeiten. Ich war feſt davon überzeugt, daß 
Fräulein Meyer die volle Wahrheit ſagen würde. 
Leider konnte ſie nicht vernommen werden, weil 
ſie im Saal anweſend geweſen war. Die Ausſage 
der Zeugin Frau Kalähne iſt ja ſchon heute hier 
berührt worden. Merkwürdigerweiſe hat Frau 
Kalähne unter ihrem Eide ausgeſagt, daß das, 
was man ihr vorwarf, nicht von ihr gejagt wor- 
den iſt. Ein Polizeibeamter hat eidlich bekundet, 
daß dieſe Behauptung nicht wahr ſei. Es iſt bis⸗ 
her immer noch ſo geweſen, daß, wenn ein Poli⸗ 
zeibeamter vor Gericht unter Eid eine Ausſage be- 
kräftigt hat, gewiſſe Behörden ſofort eingeſchrit⸗ 
ten find, um fejtzujtellen, wer die Wahrheit und 
wer die Anwahrheit geſagt hat. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Hier war es doch Frau Kalähne!) Ich 
glaube, daß es in dieſem Fall noch nicht geſchehen 
iſt und warſcheinlich noch nachgeholt werden wird. 
M. D. u. H.! Auf die Ausſage des Herrn 
Abg. Jantzen brauche ich wohl nicht mehr einzu⸗ 
gehen. Herr Jantzen hat Klatſch aufgetiſcht, der 
vor Jahren verbreitet wurde. Auf eine Klatſch⸗ 
geſchichte will ich doch zurückkommen. Er behaup⸗ 
tete, bei den Verhandlungen des polniſchen Ver⸗ 
trags wäre die Kommiſſion früher außerordentlich 
groß geweſen, ſie wäre dann von Monat zu Mo⸗ 
nat kleiner geworden, zuletzt ſeien nur noch die 
Spitzen übriggeblieben, und das wäre doch ſehr 
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verdächtig. Herr Jantzen kann alſo nicht begreifen, 
daß am Anfang über wichtige Angelegenheiten 
verhandelt wurde, daß die Zahl der Unterhändler 
infolgedeſſen groß fein mußte, und daß mit der Er- 
ledigung der einzelnen Vereinbarungen zuletzt nur 
die Spitzen übrig blieben, die den Vertrag zu un⸗ 
terzeichnen hatten. Aus dieſer Tatſache ſchließt 
Herr Jantzen jetzt nach acht Jahren, das ſei ſehr 
auffällig. Das ſind klaſſiſche Zeugen, um die 
Wahrheit feſtzuſtellen. (Abg. Jantzen: Es war 
die Rede von dem Kauf Ihres Gutes, das haben 
Sie zu jagen vergeſſen! — Zwiſchenrufe links.) 
Herr Jantzen hat ſich anſcheinend im voraus gegen 
gewiſſe Vorwürfe geſichert, indem er bei ſeiner 
Ausſage erklärte, er leſe nicht viel Zeitungen und 
bekümmere ſich nicht um Politik. (Heiterkeit.) 
Die Vorgänge von früher ſeien ihm nicht bekannt. 
Derſelbe Herr Jantzen hat nicht geleſen, daß ein 
deutſchnationaler Studienrat ſchon vor ihm dieſe 
Behauptungen aufgeſtellt hat, und daß er wegen 
böswilliger Verleumdung zu 15 000 Gulden Geld: 
ſtrafe verurteilt wurde, nachdem ein Parteifreund 
von Herrn Jantzen unter Eid ausgeſagt hat, daß die 
Genehmigung zum Kauf erſt nach langen Mo- 


naten dadurch erlangt wurde, daß dafür 250 Mor⸗ 


gen Land unentgeltlich der Behörde geſchenkt wur— 
den. Das mußte ihm als Politiker bekannt ſein, ehe 
er eine neue Verleumdung ausſprach. Er Hat fih 
aber ſchon im voraus damit entſchuldigt, er habe ſich 
um Politik und Zeitungen nicht gekümmert. Er 
hält ſich aber für berechtigt, in dieſer Form Kritik 
zu üben. Das iſt deutſchnationale Kritik und Po⸗ 
litik. (Abg. Plenikowſki: Das zeigt, wie korrupt 
dieje ganze Geſellſchaft ift!) Da haben Sie ganz 
recht! (Abg. Plenikowſki: In der Sie ſelbſt aber 
leben! Abg. Karkutſch: Iſt Ihr Auftreten 
liberal?) 

M. D. u. H.! Ich habe mich nicht darauf be— 
ſchränkt, Herren der Deutſchnationalen Partei als 
Zeugen zu laden, ſondern auch Vertreter der 
Preſſe, damit fie gefragt wurden, ob fie von die- 
fem Gerücht jemals etwas gehört hätten. Die Ber- 
treter der verſchiedenſten Zeitungen haben unter 
ihrem Eid ausgeſagt, daß ſie als Beobachter der 
öffentlichen Meinung abſolut nichts von dieſen 
Gerüchten gehört haben und dieſe Herren mußten 
das doch in erſter Linie wiſſen. 

Wenn ich ſchließlich noch darauf hinweiſe, 
was ſchon in den Akten ſteht, daß die So— 


gialdemokratiſche Partei als fi ihr Koali⸗ 
tionsprogramm überreichte, die Auflöſung 
der Einwohnerwehr forderte, und wir keine 


Veranlaſſung fanden dem zu widerſprechen, weil 
nach unſerer ehrlichſten Ueberzeugung das Perſo— 
nal der Schupo unbedingt zuverläſſig und auch 
in der Lage iſt, jeden Aufruhr in Danzig (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) zu unterdrücken, lag 
für uns keine Veranlaſſung vor, das Verlangen 
einer großen Partei abzulehnen. Dieſe Tatſachen 
ſind durch Eide feſtgeſtellt. 

M. D. u. H.! Wenn ich hier das Wort ergrif— 
fen habe, jo habe ich es nicht getan, um das noch 
einmal zu wiederholen, ſondern um auch hier zum 
Ausdruck zu bringen, daß die Kampfesweiſe der 
Deutſchnationalen nicht jo aufzufaſſen ift, daß fte 
eine ſtaatserhaltende Oppoſition treiben, ſondern 
daß ſie verſuchen, einen Bürger gegen den andern 
zu verhetzen, ohne auch nur den Schatten eines 


Donnerstag, den 18. April 1929. 


Beweiſes für ihre Behauptungen zu haben. Wir 
haben uns redlich bemüht, den Herren Gelegenheit 
zu geben nachzuweiſen, daß auch nur der 
Schatten einer ihrer Behauptungen auf Wahr- 
heit beruhe. Das iſt nicht gelungen. 

Nun komme ich auf die Ausſage des Herrn 
Dr. Ziehm zurück. Herr Dr. Ziehm hat in feiner 
Einleitung unbeeidet erklärt, daß ihm die Ge- 
rüchte zugetragen ſind. Auch ein liberaler Poli⸗ 
tiker habe ihm dieſes Gerücht mitgeteilt. Es hat 
fih dann herausgeſtellt, daß ein liberaler Poli- 
tiker, der mich in meinem Büro aufſuchen wollte, 
eine Unterhaltung mit meinem Sekretär hatte 
und dieſer Sekretär wieder eine Unterhaltung mit 
einem näheren Parteifreund von Herrn Dr. 
Ziehm. Daraus iſt der Klatſch entſtanden, daß ein 
liberaler Politiker irgend etwas geſagt habe. 
(Abg. Liſchnewſki: Bei Springer wurde das zu⸗ 
ſammengetragen!) Unter Eid hat Herr Dr. Ziehm 
dieſe Behauptung nicht wiederholt. (Abg. Dr. 
Ziehm: Ich habe jedes Wort von dieſen vorher: 
gehenden Ausführungen auf meinen Eid genom- 
men!) Er war nicht in der Lage, irgend einen 
Beweis, irgend eine poſitive Unterlage dafür zu 
geben. Daß Herr Dr. Ziehm als hoher Richter 
ſehr vorſichtig iſt, brauche ich nicht beſonders zu 
erwähnen. (Abg. Dr. Ziehm: Das möchte 
ich Ihnen auch empfehlen, namentlich, wenn 
Sie unter Ihrem Eide ſprechen!) Herr 
Dr. Ziehm, ich brauche Ihre Beleh— 
rung nicht; denn wer mit dem Eide einen der⸗ 
artigen Mißbrauch getrieben hat wie Sie .. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sie haben eben geſagt, daß ich 
ſehr vorſichtig war!) Sie waren in Ihren Aus⸗ 
drücken vorſichtig, um daran immer vorbei zu 
gehen. (Abg. Dr. Ziehm: Das verſtehe ich nicht!) 
Warten Sie ab! Es ſteht feſt, daß anſcheinend das 
ganze Gerücht im Amtszimmer des Herrn Dr. 
Ziehm produziert worden iſt. (Abg. Dr. Ziehm: 
Unerhört! Das iſt eine Frechheit von Ihnen! — 
Unruhe.) Das iſt Ihnen unangenehm! (Abg. Dr. 
Ziehm: Das iſt eine Unverſchämtheit, die ich mir 
verbitte, Herr Jewelowſki!) Die Zeiten, wo Sie 
ſich etwas verbitten durften, ſind vorüber, Herr 
Dr. Ziehm! (Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) 

Ich will etwas rekapitulieren. Herr Dr. Ziehm be, 
kundet unter ſeinem Eid, daß 8 bis 14 Tage nach 
dem Tode feiner Frau Mutter Herr Regierungs- 
rat v. Tobien bei ihm war, um ihm perſönlich zu 
kondolieren, vorher habe er es ſchon ſchriftlich ge— 
tan. Der Antrag der Deutſchnationalen datiert 
vom 4. März. Nun ſtellten wir die Frage: „Wann 
iſt denn Ihre Frau Mutter geſtorben?“ Herr Dr. 
Ziehm erklärte, er könnte ſich im Moment nicht 
beſinnen, er wüßte es nicht genau. (Abg. Dr. 
Ziehm: Ich habe ſofort geſagt, ich werde den Tag, 
um genau zu ſein, gleich feſtſtellen! Abg. 
Raſchke: Sie haben ja Ihre Mutter ſehr ins Herz 
geſchloſſen! — Abg. Dr. Ziehm: Das habe ich!) 
Herr Dr. Ziehm erklärte alſo, er könnte ſich nicht 
darauf beſinnen. (Abg. Dr. Ziehm: Das habe ich 
nicht erklärt! Ich habe geſagt, ich werde das Da⸗ 
tum ſofort feſtſtellen! Ich kann doch unter meinem 
Eide das nicht ſagen, wenn mir das Datum nicht 
gegenwärtig iſt!) Sie haben geſagt, daß Sie ſich 
nicht beſinnen könnten. Sie haben hinzugefügt, 
daß Herr v. Tobien etwa 8 bis 14 Tage nach dem 
Tode Ihrer Frau Mutter zu Ihnen kam. Ich habe 
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() Gelegenheit genommen, ſofort feſtzuſtellen, daß ziehen, weiter nichts, nun die vielen Kleinen und 


(B) 


Ihre Frau Mutter am 29. Januar verjtorben 
war. Das habe ich getan, bevor Sie noch den Ver⸗ 
ſuch einer ſolchen Feſtſtellung unternommen 
haben. 8 bis 14 Tage ſpäter iſt Mitte Februar. 
Da hat Ihnen alſo Herr Regierungsrat v. Tobien 
perſönlich kondoliert und hat Ihnen die Gerüchte 
überbracht, die angeblich Herr Dr. Funk ausge- 
ſprochen haben foll. Die Ausſagen der Herren De- 
weiſen ja klipp und klar, daß es ſich um eine 
Klatſchgeſchichte allererſten Ranges handelt. Nun 
kam der Antrag auf Einſetzung eines Unter- 
ſuchungsausſchuſſes. Die meiſten Anterzeichner 
haben weder von dem Gerücht etwas gehört, noch, 
daß dieſe Angelegenheit in der Fraktion über— 
haupt zur Verhandlung kam. Mehrere Herren 
haben erklärt, daß kein Beſchluß in der Fraktion 
gefaßt war. Sie haben unterſchrieben, weil ande- 
re bereits vorher unterſchrieben haben. Ich möchte 
nur andeuten, wenn dieſer Eid von Herrn Jewe— 
lowſki geleiſtet worden wäre, jo wäre gar nicht 
auszudenken, wieviel Anzeigen ſchon erſtattet 
worden wären. Selbſt wenn ich Herrn Dr. Ziehm 
glaube, daß er im Moment den Todestag ſeiner 


Großen Anfragen dieſer Partei zeigen doch, daß 
es auch noch andere Wege gibt, als den einge- 
ſchlagenen. Man wollte Regierungsvertreter ver— 
leumden. Man wollte es ähnen unmöglich machen, 
mit Autorität aufzutreten. Man wollte in der 
Bevölkerung den Glauben erwecken, daß Regie— 
rungsvertreter bereit und in der Lage ſind, Lan⸗ 
desverrat zu üben. Das war Ihr einziger Zweck. 
Das iſt das Werk berufsmäßiger Verleumder! 
(Lebhaftes Bravo!) 

Das Wort hat der 


Vizepräſident Gaikowſki: 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Es hat mich 
eigenartig berührt, daß ſich Herr Dr. Bogdan als 
Sprecher der Deutſchnationalen Fraktion hier 
heute gewiſſermaßen entſchuldigte, daß die Deutjch- 
nationale Partei den Antrag auf Einſetzung 
des Unterſuchungsausſchuſſes in dieſer Angelegen: 
heit eingebracht hat. Es iſt das gute Recht einer 
beſtimmten Anzahl Abgeordneter, zu verlangen, 
daß derartige Unterſuchungsausſchüſſe eingeſetzt 
werden, wenn die Lauterkeit oder Geſetzmäßigkeit 
von Regierungshandlungen angezweifelt wird. 


Mutter vergeſſen hat, jo wäre es gar nicht aus=- Eine derartige Anzweifelung lag in dieſem Falle 


zudenken, wenn etwa ein Kommuniſt dieſen Eid 
geleiſtet hätte. (Abg. Raſchke: Abhilfe wollen Sie 
auch nicht ſchaffen!) Das iſt die Methode, mit der 
man Verleumdungen in die Welt ſetzt, um hier 
Parteipolitik zu treiben. 

Wenn ich mich vom erſten Tage an dagegen 
ſträubte, einen Reinigungseid zu leiſten und Sie 
bat, bringen Sie doch die Beweiſe bei, wir ſelbſt 
würden Sie unterſtützen und alles tun, um die 
Sache aufzuklären, wehrten Sie ſich dagegen mit 
einer Energie, als wenn davon das Leben ab— 
hinge. Nur die drei Senatoren ſollten ſchwören. 
Sie ſelbſt ließen ſich auf keinen Beweis irgend 
welcher Art ein. 

Nun hat Herr Dr. Bogdan geſagt, die Regie— 
rung hätte auftreten müſſen, um die hier im 
Hauſe aufgetretenen Gerüchte zu widerlegen. Ich 
weiß nicht, ob Sie jedes Wort, das irgend ein 
Abgeordneter hier ſpricht, ſo ernſt nehmen, daß 
ſofort ein Regierungsvertreter aufſtehen muß, um 
zu widerſprechen. Wenn ich im Hauſe geweſen 
wäre und die Rede des Abg. Hohnfeldt gehört 
hätte, hätte ich auch nicht widerſprochen, weil ſie 
für mich bedeutungslos war und für alle andern 
auch. Auch Herr Dr. Bogdan ſagte, er hätte nichts 
anderes gehört als dieſe eine Aeußerung, auch er 
habe darauf keinen Wert gelegt; denn er hat ja 
unterſchrieben, ohne fih um die Sache zu küm— 


mern. Herr Dr. Ziehm war lange Jahre in der 
9 


Regierung und kennt die Verhältniſſe. Wenn er 
meint, daß die Polen ſo dumm wären zu verlan— 
gen, daß die Einwohnerwehr aufgelöſt werde und 
es Regierungsvertreter gäbe, die über eine ſolche 
Frage mit einem ausländiſchen Staat verhandel- 
ten, ſo iſt das ſo unglaublich und unmöglich, daß 
ich nicht annehmen kann, Herr Dr. Ziehm habe 
jemals daran geglaubt. Ich ſelbſt habe Veran⸗ 
laſſung genommen, zu erklären, daß ich eine ſolche 
Verhandlung für ein Verbrechen halten würde. 
Wir baten: Deckt doch dies Verbrechen auf! Es ge⸗ 
ſchah aber nichts. Wenn die Deutſchnationale 
Partei heute erklärt, fie wollte ja nur die Wahr- 
heit ermitteln, um dem Gerücht den Boden zu ent⸗ 


vor. Der Deutſchnationalen Partei ſollten Ge— 
rüchte zugetragen ſein, wonach drei Danziger Se— 
natoren mit der polniſchen Regierung über die 
Auflöſung der Einwohnerwehr ſich verſtändigt 
haben ſollten bezw. mit dem diplomatiſchen 
Vertreter der polniſchen Regierung in Danzig. 
Eine politiſche Partei, die darauf Wert legt, 
ernſt genommen zu werden, hat, wenn ihr der- 
artige Gerüchte mitgeteilt werden, die Tatſache 
und die Perſonen zu prüfen, die der Fraktion 
eine ſolche Mitteilung zugehen laſſen. 

Es iſt aber das Pech der Deutſchnationalen 
Fraktion, daß ſie einen Wind, der irgendwo her— 
kommt und von dem man nicht weiß, um mit dem 
Bibelwort zu reden, wohin er geht, aufgreift. 
Sie hätte durch perſönliche Rückſprache mit den 
zuſtändigen Regierungsmännern das Gerücht 
klären können. Sie hätte aber auch die betreffen— 
den Perſönlichkeiten nennen können, die diefe Ge- 
rüchte in die Welt geſetzt haben, um der Regie— 
rung die Möglichkeit zu geben, ſtrafrechtlich die 
Beſchuldigungen und Verleumdungen der betref— 
fenden Gerüchtüberbringer einerſeits und den ge— 
ſamten Senat andererſeits verfolgen zu laſſen. 
Wenn das durch das ordentliche Gericht aufge— 
klärt worden wäre, hätte noch das parlamenta- 
riſch-gerichtliche Nachſpiel folgen können. 

Aber, weil irgendwo eine alte Dame ein Ge— 
rücht fabriziert hat, wird der koloſſale Apparat 
des Unterſuchungsausſchuſſes aufgeboten. Er for 
lediglich in den ſchwerſten Fällen eingeſetzt wer— 
den, wo die Gerichte den Staatsgeheimniſſen 
durch Nichtausfolgern von Staatsakten nicht auf 
den Grund kommen können. Auf dies Gerücht hin 
beſchuldigt man drei Senatoren, daß ſie der polni⸗ 
ſchen Regierung zuliebe die Zuſage gemacht 
hätten, die Einwohnerwehr werde aufgelöſt. M. 
H., ſind Sie fih damals, als Sie den Antrag 
ſtellten, nicht darüber klar geworden, daß Sie 
nicht nur die drei Senatoren trafen, die Sie an⸗ 
griffen? War Ihnen nicht klar, daß bei einem 
Gremium von 22 Perſonen auch die andern 19 
ſich aufs tiefſte verletzt fühlen mußten? Wir 
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und derart ſchwerwiegende Beſchlüſſe werden 
nicht von drei Senatoren, ſondern im Senats⸗ 
gremium gefaßt, deſſen Vorſitz der Präſident des 
Senats Dr. Sahm inne hat und dem die 22 Se— 
natoren angehören. Durch die Behauptung, drei 
Senatoren hätten der polniſchen Regierung zus 
liebe die Einwohnerwehr aufgehoben, haben Sie 
die übrigen 19 Herren genau ſo tief verletzt und 
gekränkt. 

Wenn das zur Zeit des Herrn Dr. Ziehm im 
Volkstag von irgend einer Seite getan worden 
wäre, wäre man mit Recht über ein derartiges 
Verfahren empört geweſen. Aber das macht man 
nicht. Wenn ſonſt Tatſachen nachweisbar ſind, wie 
im Falle des Oberſtaatsanwalts Schneider, im 
Falle der Selbſttötung einiger Beamten der Ge— 
richtsbehörden infolge Angelegenheiten des 8 175, 
wenn im Falle des Herrn Kollegen Hoppenrath 
durch Schriftſtücke bewieſen wird, daß Leute un⸗ 
rechtmäßig behandelt wurden — wobei ich dahin 
geſtellt ſein laſſe, ob er unſchuldig iſt und die 
andern Beamten an dieſem Verfahren ſchuld 
waren, aber die Schriftſtücke, die vorlagen, waren 


von Herrn Hoppenrath als Leiter des betreffenz! 


den Steueramtes unterzeichnet, wenn der⸗ 
artige Sachen vorliegen, veranlaſſen Sie nicht, 
daß das durch die Gerichte geprüft wird, ſondern 
Sie jagen, die Behauptungen feien Verleum— 
dungen, obgleich der betreffende Abgeordnete, der 
die Mitteilungen machte, jederzeit bereit war, 
die Namen anzugeben und es auch gemacht hat. 
Da waren es Verleumdungen, Sie ziehen aber 


(B) das ſchwere Geſchütz des Unterſuchungsausſchuſſes 


auf und weigern ſich dann, die Hintermänner, von 
denen Ihnen dieſe Gerüchte angeblich zugetragen 
worden ſind, bekanntzugeben. Sie verkriechen 
ſich hinter den Verfaſſungsparagraphen, der den 
Abgeordneten das Recht gibt, über ihnen anver- 
traute Dinge Stillſchweigen zu bewahren. 
Genau ſo haben Sie ſeinerzeit das Märchen 


erfunden, daß am 4. Auguſt 1921 zwei Mitglieder 


der Danziger Regierung ermordet werden ſollten. 
Als Frau Abg. Kalähne vor dem Schwurgericht 
jagen jollte, von wem fie das Gerücht habe, mußte 
ſie erklären, daß es ihr in der Großen Gerbergaſſe 
von einem großen Unbekannten übermittelt wor- 
den wäre. Es iſt hier genau dieſelbe Infamie, wie 
damals bei der Erfindung eines Mordes, der 
gegen zwei Senatoren geplant fein ſollte und an- 
geblich durch einen großen Unbekannten in der 
Gr. Gerbergaſſe mitgeteilt wurde. 

Auf dem gleichen Boden iſt das Gerücht über 
den Verkauf der Einwohnerwehr durch drei 
Danziger Regierungsmitglieder an Polen ge— 
wachſen. Derartige Methoden ſind ſo verwerflich, 
daß darüber kein Wort zu verlieren iſt, und die 
Deutſchnationale Partei verliert jedes Anrecht, 
ernſt genommen zu werden, wenn ſie mit dieſen 
Methoden nicht aufhört. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Wir bedauern nach wie vor die Auflöſung 
der Einwohnerwehr, da die Erſparniſſe, die durch 
dieſe Auflöſung gemacht werden, ſehr gering ſind 
und zu den Ausgaben, die nachher für andere 


Zwecke getätigt worden ſind, in keinem Verhältnis 


handen geweſenes Gerücht. 


Teil der Entſchließung zuzuſtimmen. 
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haben eine Kollektivkörperſchaft als Regierung, jtehen. Was den Unterſuchungsausſchuß anbetrifft (0) 


und die Ausführungen, namentlich die, die von 
Herrn Abg. Jewelowſki gemacht worden find, fo 
ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß es ſich nicht 
um angebliche Gerüchte gehandelt hat, ſoweit die 
Perſon des Herrn Jewelowſki in Frage kam, fon- 
dern daß die Gerüchte tatſächlich beſtanden. (Sehr 
richtig! rechts.) Ehe die Deutſchnationale Fraktion 
an uns herangetreten ift und uns um Unterzeich— 
nung des Antrages bat, war uns dieſes Gerücht 
ſchon bekannt. (Hört, hört! rechts.). Wenn wir 
dieſen Antrag unterſchrieben, ſo geſchah es aus der 
Erwägung heraus, daß nach unſerer Anſicht jeder 
Beamte eine reine Weſte haben muß. Wenn die 
parlamentariſchen Senatoren als ſolche auch nicht 
direkte Staatsbeamte ſind, ſo ſind ſie in gewiſſer 
Beziehung Vorgeſetzte der Beamten, und wir ver- 
langen von ſolchen Perſonen, und ſpeziell haben 
wir da wieder an Herrn Jewelowſki gedacht, daß 
fie auch eine reine Weſte haben. Es war alfo 
unſere Aufgabe als Beamte, dafür zu ſorgen, daß 
dieſem Herrn die Möglichkeit gegeben wurde zu 
beweiſen, daß dieſes Gerücht, das kurſierte, unwahr 
war. Dieſer Beweis ift jetzt durch den Unter- 
ſuchungsausſchuß erbracht worden. Nach unferer 
Anſicht war dieſer Ausſchuß vollſtändig am Platze. 

Geradeſo wie ich und meine Kollegen als Be— 
amte Veranlaſſung genommen haben, zum Zwecke 
der reinlichen Klärung und Scheidung dieſen An- 
trag zu unterſchreiben, ſtehe ich nicht an, hier 
öffentlich zu erklären, daß nachdem der Unter- 
ſuchungsausſchuß das Ergebnis gehabt hat, daß an 
dem Gerücht, das tatſächlich beſtand, kein wahres 
Wort geweſen iſt, wir auch gern bereit ſind, der 
Entſchließung zuzuſtimmen. Es iſt uns aber nicht 
möglich, bei der jetzigen Faſſung dem zweiten Mb- 
jag der Entſchließung zuzuſtimmen; denn es han- 
delte ſich, wie ſchon Herr Dr. Bogdan ſagte, nicht 
um ein angebliches, ſondern um ein tatſächlich vor- 
Sollten die Antrag⸗ 
ſteller geneigt fein, das Wort „angeblich“ zu ſtrei— 
chen, würden wir bereit ſein, auch dem zweiten 
Falls dieſe 
Streichung nicht vorher vorgenommen wird, werde 
ich beantragen, daß über die beiden Abſchnitte der 
Entſchließung getrennt abgeſtimmt wird. 

Herr Abg. Jewelowſfki ſollte ſich bei feinen 
Ausführungen nicht ſo auf das hohe Pferd ſetzen, 
wie er es hier getan hat. Er ſprach von ſeiner 
Partei. Wir ſind ſonſt gewohnt, von der Liberalen 
Partei zu ſprechen. Die Bevölkerung ſpricht aber 
auch ſehr häufig von ſeiner Partei, nämlich von 
der Jewelowſki-Partei. Wenn Herr Jewelowſkt 
hier aber erklärte: „Die Zeiten ſind vorbei, wo 
andere etwas zu ſagen haben,“ ſo können auch für 
Sie, Herr Jewelowſki, wieder die Zeiten kommen, 
in denen Sie nichts mehr zu ſagen haben. (Abg. 
Raſchke: In denen ſie alle beide nichts mehr zu 
ſagen haben, ſondern wo das Proletariat ſpricht!) 
So, wie Sie die Liberale Partei heruntergewirt⸗ 
ſchaftet haben, daß ſie heute nur noch aus vier 
Mann beſteht, können Sie es erleben, daß die Li⸗ 
berale Partei, die einſt die ſtärkſte Partei in Dan- 
zig war, gar nichts mehr zu ſagen hat. Das ſind 
die Folgen Ihrer Politik. Es iſt nicht ſchön, die 
Ausführungen ſo zu formulieren, wie Sie das 
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(Friedrich, Abgeordneter) 
gegenüber Herrn Dr. Ziehm getan haben, wenn 
Sie das Wohl Danzigs im Auge haben. Wo ſind 
Ihre Fraktionsmitglieder während Ihrer Rede ge— 
blieben? Sie ſind hinausgegangen, weil ihnen 
Ihre Ausführungen unangenehm waren. Wo ift 
der liberale Senator Dr. Strunk geblieben, der 
hier ja? Er ift aus demſelben Grunde hinaus» 
gegangen. Ich als alter Liberaler, der ich noch 
immer bin, halte es für richtig, dagegen aufzu— 
treten. Ich ſtehe nicht an, offen und ehrlich zu 
erklären, daß ich gar nicht daran gedacht habe, 
Herrn Gehl oder Herrn Dr. Kamnitzer in irgend 
einer Weiſe zu verdächtigen. Da aber das Gerücht 
von liberaler Seite ſtammte, als es uns zu Ohren 
kam, hielt ich es für meine Pflicht, dafür zu ſor— 
gen, daß auch die liberale Weſte rein blieb. (Abg. 
Plenikowſki: Glauben Sie noch an Liberalis— 
mus?) Ja! Mehr als an Ihren Kommunismus. 
Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Bogdan. 


Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Rat.): M. D. u. 
H.] Wenn es noch eines Beweiſes dafür bedurft 
hätte, ein wie ungeeigneter Regierungsvertreter 
im Unterſuchungsausſchuß Herr Jewelowſki gewe- 
fen ift, fo war es eben die Rede, die der Abg. Je- 
welowſki gehalten hat. Aber ich habe von vorn- 
herein betont, daß ſein Intereſſe verſtändlich war. 
Die Verantwortung fällt auf den Senat zurück, 
daß er einen ſolchen Vertreter in den Ausſchuß 
ſchickte, der hier jetzt offen erklärt hat, daß er den 
Ausſchuß nach der Methode Jewelowſki dirigiert 
habe. Er kann eben die Perſon nicht von der 
Sache trennen. Ich kann mich in der Charakte— 
riſtik ſeiner Ausführungen meinem Vorredner nur 
anſchließen. Ich habe nicht die Abſicht, Herrn 
Jewelowſki auf dieſem Geleiſe zu folgen. 

Herr Abg. Jewelowſki hat ſich zunächſt mit 
meiner Perſon beſchäftigt und erklärt, ich hätte 
nichts von dem Gerücht gewußt. Ich bin ſelbſt 
nicht Mitglied der Einwohnerwehr. Ich habe er— 
klärt, daß mir das Gerücht allerdings nicht auf 
der Straße bekannt geworden iſt. Ich habe im 
Volkstage von dieſem Gerücht gehört, auch in den 
Kreiſen der Fraktion. Ich habe auch mit den 
Herren der Fraktion darüber geſprochen. Es ift 
nicht nötig, daß man ein Gerücht auf der Straße 
hört. Wenn andere Leute, die vertrauenswürdig 
ſind, es einem mitteilen, genügt es. Herr Jewe— 
lowſti verſchweigt aber, daß ich im weiteren Teil 
meiner Ausführungen zum Ausdruck gebracht 
habe, daß ich die Klärung für notwendig hielt. 
Das Gerücht iſt als beſtehend feſtgeſtellt worden, 
und die Frage, woher ein Gerücht ſtammt, wird 
kaum ein Unterſuchungsausſchuß löſen können. Da⸗ 
zu war er auch nicht da. Da verkennen Sie die 
ſtaatlichen Aufgaben eines Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuſſes. Er ſoll die Regierungsmaßnahme nach⸗ 
prüfen. Im Uebrigen kann man von uns nicht 
verlangen, Namen zu nennen, wenn wir ſehen, 
wie Leute, deren Namen genannt wurden, von der 
Regierung behandelt worden ſind. Es wäre ein 
Unrecht geweſen, die Namen preiszugeben, wenn 
man nicht damit rechnen konnte, daß die Betref— 
fenden loyal behandelt wurden. Das Unter- 
ſuchungsausſchuß - Protokoll ergibt, daß der Name 
des Herrn Jewelowſki ſchon in eine allgemeine 
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Einwohnerwehr -Verſammlung hineingerufen 
worden iſt. Darin lag doch auch ſchon das Ge⸗ 


rücht, das ſich nachher weiter verdichtete. An der 
Feſtſtellung, daß es beſtanden hat, halten wir un⸗ 
bedingt feſt. Mit aller Schärfe weiſen wir zurück, 
daß uns an einem Verleumdungsfeldzug gegen: 
über den einzelnen Senatoren gelegen hat. Wir 
wollten die Klärung erreichen. Es iſt dem pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſen der einzelnen Abgeordneten 
überlaſſen, wie ſie das machen. Dabei wird uns 
niemand vorſchreiben, auch Sie nicht, Herr Jewe— 
lowjfi, welchen Weg wir für zweckmäßig erachten, 
Kleine oder Große Anfragen uſw. 

Wir haben den Unterſuchungsausſchuß für 
richtig gehalten, weil wir der Anſicht waren, daß 
dadurch eine Klärung möglich würde. Die Wahr⸗ 
heit des Gerüchts konnte überhaupt nur durch die 
Zeugenvernehmung der Senatoren feſtgeſtellt wer⸗ 
den. Das haben Sie ſelbſt zugegeben, indem Sie 
ſagten, Sie würden nicht ſo dumm geweſen ſein, 
ſo etwas zu verſprechen, nun ſo dumm würden Sie 
ſicher nicht geweſen ſein, es in Gegenwart von 
Zeugen zu verſprechen. (Sehr gut! rechts.) Ich 
wüßte nicht, wie wir ſonſt etwas über das Gerücht 
hätten feſtſtellen ſollen. (Zurufe links.) Sie 
hatten keine Pflicht, etwa einem Abgeordneten 
der Oppoſition Auskunft zu geben, ſondern nur 
vor dem Unterſuchungsausſchuß der Allgemein⸗ 
heit des Volkstages. (Zurufe.) Wir hatten keinen 
Anlaß, vorher Ermittelungen anzuſtellen. Das 
Gerücht war da, das betone ich wieder und weiſe 
es als Verleumdung zurück, daß wir das Gerücht 
fabriziert hätten. Die Umſtände berechtigten uns 
zur Stellung des Antrages auf Einſetzung eines 
Anterſuchungsausſchuſſes. Es war ein Boden da, 
auf dem Mißtrauen wuchs und dies Mißtrauen 
verdichtete ſich zu Gerüchten, die die nationale 
Zuverläſſigkeit anzweifelten. Wir werden uns in 
Zukunft auch nicht durch Ihre Perſon abhalten 
laſſen, die ſtaatserhaltende Oppoſition ſo zu trei⸗ 
ben, wie wir es für richtig halten. (Lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung! rechts. — Zuruf des Abg. Beyer.) 
Weitere Wortmel⸗ 


+ Vizepräſident Gaikowfki: 


dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über die Entſchließung in Druckſache Nr. 659: 

Der Volkstag erklärt zu dem Bericht des par⸗ 
lamentariſchen Unterſuchungsausſchuſſes: 

„Das Anterſuchungsverfahren hat nichts ergeben, 
was in der Frage der Auflöſung der Einwohner: 
wehr die Lauterkeit von Maßnahmen der Regierung 
oder einzelner Mitglieder derſelben in Frage ſtellen 


kann. 
Insbeſondere iſt feſtgeſtellt worden, daß das 
angebliche Gerücht, auf das hin die Antragſteller 


die Einſetzung des Anterſuchungsausſchuſſes veran- 
laßt haben, jeder on Grundlage entbehrt.“ 
Wert 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 
8 Schilke 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
... Frau A. Richter 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen 
Fraktion. 

Der Herr Abg. Friedrich hat beantragt, daß 
bei der Abſtimmung eine Teilung erfolgt. $ 72 
unſerer Geſchäftsordnung läßt das zu. Da kein 
Widerſpruch erhoben wird, iſt es ſo beſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den erſten Teil 
der Entſchließung. Wer für Annahme des erſten 
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Teils der Entſchließung ift, bitte ich, ſich zu er- 
heben. Das iſt die Mehrheit, angenommen. 
Wer für Annahme des zweiten Teils der Ent⸗ 
ſchließung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Majorität, die Entſchließung in Druckſache Nr. 
659 iſt damit angenommen. Nachdem nunmehr 
die Abſtimmung erfolgt iſt, kann ich wohl an⸗ 
nehmen, daß die Aufgabe des Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuſſes erfüllt iſt, und damit im Einverſtändnis 
mit dem hohen Hauſe der Unterſuchungsausſchuß 
als aufgelöſt gilt. Ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2a der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 34 des Abg. 
Philipſen und Fr. betr. Verbot der Dan⸗ 
ziger Stahlhelmtagung. 

Drucksache Nr. 676. Das Wort hat der Herr Abg. 
Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Mit Recht bemüht fih Danzig durch die Ver- 
kehrszentrale unter Unterſtützung von Regie- 
rungsſtellen, Danzig zu einer Kongreßſtadt zu 
machen. Dieſe Bemühungen ſind bei deutſchen 
Vereinen und Organiſationen auf fruchtbaren 
Boden gefallen, und ſo kann man ſchon heute von 
Danzig als von einer Kongreßſtadt ſprechen. Viele 
Deutſche, die Danzig zum Teil nicht kannten, 
kommen infolge dieſer Werbung hierher und 
lernen den rein deutſchen Charakter Danzigs und 
ſeine Bedeutung kennen. Die kulturelle Zuſam⸗ 
mengehörigkeit mit dem Deutſchen Reiche wird 
dadurch immer wieder neu belebt und vertieft. 
Darin liegt die große Bedeutung dieſer Kongreſſe. 
Aber auch ihre wirtſchaftliche Bedeutung darf 
nicht unterſchätzt werden. Es iſt von der Verkehrs⸗ 
zentrale auf Grund vorſichtiger Berechnungen 
feſtgeſtellt, daß auf dem Wege über den Frem⸗ 
denverkehr nach Danzig jährlich etwa 30 Milli⸗ 
onen Gulden fließen. Die Bedeutung dieſer 
Summe für unſere Zahlungsbilanz und unſere 
Wirtſchaft ergibt ſich aus folgendem Vergleich. 


Uebertragen wir dieſe Summe auf die Be⸗ 


völkerungszahl des Deutſchen Reiches, in- 
dem wir ſie mit 170 multiplizieren, dann kommen 
wir zu einer Summe von 5,1 Milliarden Gulden 
oder 4,2 Milliarden Mark, d. ſ. 42 Prozent des 
Wertes des geſamten deutſchen Exports, der nach 
den Vierteljahresberichten über Konjunkturfor⸗ 
ſchung 10 Milliarden beträgt. (Bewegung links.) 

Um die innige Schickſalsverbundenheit Dan- 
zigs mit dem Deutſchen Reiche kundzutun, ent⸗ 
ſchloß ſich der Gau Danzig des Stahlhelm, Bund 
der Frontſoldaten, am 4. und 5. Mai hier eine 
Stahlhelmtagung zu veranſtalten. An eine Ta⸗ 
gung größeren Ausmaßes war hierbei nicht ge⸗ 
dacht. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß wenige 
Wochen ſpäter, im Juni, der große Reichsfront⸗ 
Soldatentag in München ſtattfindet. Man war 
ſich in Kreiſen des Stahlhelms darüber klar, daß 
durch den Reichsfront⸗Soldatentag in München 
die Teilnahme am Danziger Stahlhelmtag be- 
einflußt werden würde. Man glaubte damit den 
beſonderen Verhältniſſen Danzigs Rechnung zu 
tragen. Der Stahlhelm hat vorſchriftsmäßig in 
einem Schreiben vom 16. Februar 1929 an den 
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Donnerstag, den 18. April 1929. 


Herrn Polizeipräſidenten die Stahlhelmtagung (0) 


angemeldet. Dieſe Anmeldung enthält in fünf 
Punkten das Programm und ſagt in einem beſon⸗ 
deren Abſatz auch das Notwendige über die zu er⸗ 
wartende Teilnehmerzahl. Wie mir geſagt wurde, 
haben auf Grund dieſer Anmeldung Unterreduns 
gen zwiſchen der hieſigen Stahlhelmleitung und 
der dazu berufenen Stelle, dem Herrn Polizei⸗ 
präſidenten, ſtattgefunden. Am 8. April wurde 
in der Danziger Preſſe eine Mitteilung der 
Preſſeſtelle des Senats veröffentlicht, die ein Ver⸗ 
bot der Stahlhelmtagung durch den Senat ent⸗ 
hielt. Dieſe Mitteilung der Preſſeſtelle des Se— 
nats lautete: 

Für den 4. und 5. Mai hat der Gau Danzig des 
Stahlhelmverbandes eine Danziger Stahlhelmtagung 
1929 angemeldet. Dieſe Tagung ſtellt ſich nach den 
Kundgebungen und Aufrufen des Geſamt⸗Stahlhelm- 
Verbandes nicht als eine Veranſtaltung des Danziger 
Gaues oder auch nur des Landesverbandes Djtpreu- 
ßen, dem der Danziger Gau angehört, ſondern als 
eine Veranſtaltung des geſamten Stahlhelm-Bundes 
dar. Nach den Auslaſſungen des Stahlhelm-Bundes 
in der Preſſe, beſonders in der Stahlhelm-Zeitung 
über die Bedeutung und den Zweck der Danziger Ta⸗ 
gung iſt beabſichtigt, dieſer Tagung einen ausge⸗ 
ſprochen politiſchen Kampfcharakter zu geben. Unter 
dieſen Umſtänden bedeutet die Stahlhelmtagung eine 
unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit. 
Der Senat hat deshalb im Staatsintereſſe angeord⸗ 
net, daß dieſe Tagung im geſamten Gebiet der Freien 
Stadt Danzig verhindert und verboten wird. 


M. D. u. H.! Ich komme auf die Gründe 
nachher noch zurück. Es iſt dann betannt gewor⸗ 
den, daß zwiſchen dem Landesverband des Stahl⸗ 
helms und dem Senat eine Unterredung ſtattge⸗ 
funden hat, über die der Landesverband Oſtpreu⸗ 
ßen des Stahlhelms folgendes in der Preſſe be⸗ 
kanntgegeben hat. Ich darf es wohl verleſen: 

Aus Anlaß des vom Senat der Freien Stadt 

Danzig ergangenen Verbots gegen den Danziger 

Stahlhelmtag fand geſtern — das Schreiben iſt vom 

8. April — alfo am 6., eine Beſprechung zwiſchen dem 

Senatspräſidenten Dr. Sahm und dem Senator des 

Innern Arczynſti einerjeits und dem Landesführer 

des Stahlhelms andererſeits ſtatt. Dieſer war in der 

Lage, alle auf ſeiten des Senats beſtehenden Bez 

denken zu widerlegen. ; 

Die Forderung des Stahlhelmführers, die 
Möglichkeiten zu nennen, unter denen der tahl⸗ 
helmtag ſtattfinden könne, wurde abgelehnt. Auf 
die Frage, ob der für den 18. bis 20. Mai beab⸗ 
ſichtigte Reichsbannertag, zu dem ebenfalls Zuzug 
aus dem Reich zu erwarten ſei, verboten würde, 
wurde mit Nein geantwortet. Herr Präſident 
Sahm erklärte ausdrücklich, daß Stahlhelmkame— 
raden, die zu dem Danziger Tag aus dem Reich 
kämen, das Betreten des Danziger Gebiets ver⸗ 
ſagt würde. (Hört, hört! rechts.) Reichsbanner⸗ 
mitglieder dagegen werde man zu ihrer Tagung 
zulaſſen. Dieſe Stellungnahme entſpreche auch 
ſeinem eigenen Standpunkt. (Hört, hört! rechts.) 
Danach iſt es klar, daß das Verbot des Stahlhelm⸗ 
tages durch den linksgerichteten Danziger Senat, 
die linksgerichtete Danziger Regierung, lediglich 
auf parteipolitiſche Beweggründe zurückzuführen 
iſt. Gemeint ſind damit aber die Wünſche, die in 
der Zaleſkiſchen Denkſchrift Ausdruck gefunden 


haben. Wie wir ſoeben hören, iſt der Umzug aus 
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(Philipſen, Abgeordneter) 
Anlaß des polniſchen Nationalfeiertages am 3. 
Mai genehmigt worden. 


Soweit die Erklärung des Stahlhelms und die 
Senatserklärung. Dann iſt geſtern in der Preſſe 
weiter ein Senatsbeſchluß vom 5. April veröffent⸗ 
licht worden, der fünf beſondere Punkte enthält 
und uns die Erklärung dafür gibt, weshalb der 
Ausgang der Unterredung zwiſchen Stahlhelm 
und Senat das Reſultat haben mußte, das in der 
ſoeben verleſenen Veröffentlichung des Stahl- 
helms, Landesverband Oſtpreußen, bekanntgege⸗ 
ben wurde. Dieſe fünf Punkte des Senatsbeſchluſ— 
ſes lauten: 

1. Der Stahlhelmtag wird mit allen Mitteln ver: 

hindert. 

2. Unter Vorſitz des Herrn Präſidenten des Senats 
Dr. Sahm ſoll mit der Leitung der Danziger Or: 
ganiſation verhandelt werden, um die Zurücknahme 
des Antrags auf Abhaltung des Stahlhelmtages 
in Danzig zu erreichen. z s 

3. Für den Fall, daß das Ziel zu Ziffer 2 nicht er⸗ 
reicht wird, ſind weitere Verhandlungen zu führen 
und alle Maßnahmen zu treffen, die geeignet er- 
ſcheinen, das Ueberſchreiten der Danziger Landes» 
grenzen zu verhindern. 


M. D. u. H.! Zum erſten Male ijt fremden Staats- 
angehörigen das Betreten der Danziger Landes⸗ 
grenzen verboten worden. Diejenigen, die es 
trifft, ſind Deutſche. 

4. Staatliche und Stadt-Dansiger öffentliche Gebäude, 
Plätze und Anlagen werden dem Stahlhelm nicht 
zur Verfügung geſtellt. Auf andere Gemeinden 
ſoll eingewirkt werden, daß ſie ebenſo handeln. 

5. Verſammlungen und Umzüge des Stahlhelms ſind 
im Rahmen der Verfaſſung zu verbieten. 


M. D. u. H.! Dieſe Senatsbeſchlüſſe beweiſen ganz 
einwandsfrei, daß die herbeigeführten Unter⸗ 
redungen mit dem Stahlhelm weiter nichts als 
eine äußere Form, eine Geſte nach außen waren. 
Die Beſchlüſſe des Senats waren endgültig feſtge⸗ 
legt. Wie fie lauteten, habe ich Ihnen ſoeben ge: 
ſagt. 


Die erſte Preſſenotiz auf dem Wege über die 


Preſſeſtelle ſagt in ihrer Begründung lediglich, 
daß durch Preſſenachrichten, beſonders in der 
Stahlhelmzeitung, die Tagung einen politiſchen 
Kampfcharakter habe. Vergeblich haben wir in 
der Preſſe geſucht, um etwas derartiges heraus⸗ 
zuleſen. Es kann höchſtens ein Artikel der Stahl⸗ 
helmzeitung in Frage kommen, und zwar in der 
Nummer 11 vom 17. März 1929, ein Artikel unter 
der Ueberſchrift „Um Danzig“. Dieſer Artikel be⸗ 
ſchäftigte ſich mit der politiſchen Lage Danzigs 
im Zuſammenhang mit der polniſchen Denkſchrift. 
Es wird dort an einer Stelle gerade mit Bezug 
auf die polniſche Denkſchrift geſagt: „Politiſche 
Kampfſchulung brauchen wir. Anſer Aufmarſch 
in Danzig am 4. und 5. Mai erhält damit einen 
tieferen Sinn.“ M. D. u. H.! Wenn in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang von politiſcher Kampſſchulung ge⸗ 
ſprochen wird, dann iſt damit eine geiſtige, poli⸗ 
tiſche und militäriſche Schulung gemeint. (Heiter⸗ 
keit und Zwiſchenrufe links.) Sie haben den Ar⸗ 
tikel wahrſcheinlich nicht geleſen, ſonſt m. D. u. H. 
würden Sie das ohne weiteres daraus heraus⸗ 
leſen. Mir iſt auch geſagt worden, daß dieſer Ar⸗ 
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tikel bei den Verhandlungen im Senat von dem 
Führer des Stahlhelms, Landesverband Oſtpreu— 
ßen, vorgeleſen wurde, daß jede einzelne Stelle 
durchgegangen wurde, und daß nichts herausge⸗ 
lejen werden konnte, (Rach Ihrer Meinung! 
links.) was aus der Preſſenotiz zu erkennen iſt. 
M. D. u. H.! Nach anderen Beweiſen ſucht man 
in der Preſſe vergeblich. Wenn der Senat irgend» 
welche Bedenken an der Art der Veranſtaltung, 
an dem Programm hatte, dann Hätte er fih recht— 
zeitig mit der Stahlhelmleitung in Verbindung 
ſetzen können. Dem Stahlhelm liegt nichts ferner, 
als Danzig Schwierigkeiten zu machen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Sehr richtig! — Na, na! links.) Die 
Stahlhelmleitung hätte berechtigten Bedenken des 
Senats jederzeit und nach jeder Richtung hin 
Rechnung getragen. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr 
wahr!) 

Nach Bekanntgabe dieſes Materials möchte ich 
zunächſt einige feſtgelegte Fragen an den Senat 
richten: 1. Sit es wahr, daß der Senat die Forde- 
rung des Landesführers, die Möglichkeiten zu nen⸗ 
nen, unter denen der Stahlhelmtag ſtattfinden 
könne, ablehnte? Weshalb erfolgte die Ableh- 
nung? 2. Mit welchem Recht will der Senat 
Stahlhelmkameraden das Betreten des Danziger 
Gebiets an dem Tage unterſagen? Rechtskundige 
finden hierfür keine geſetzliche Unterlage. 3. Iſt es 
richtig, daß die Reichsbannertagung vom 18. bis 
20. Mai mit Zuzug aus dem Deutſchen Reich ge- 
ſtattet wird? Ich möchte zu dieſer Frage bemer⸗ 
ken, daß die Kreiſe des Stahlhelms und anderer 
nationaler Verbände gegen die Reichsbanner⸗ 
tagung abſolut nichts einzuwenden haben, aber 
ſie fragen, weshalb das eine geſtattet wird und 
das andere nicht. (Sehr richtig rechts.) Gleiches 
Recht für alle muß die Nichtſchnur des Handelns 
einer jeden Regierung ſein, wenn ſie ſich nicht den 
Vorwurf machen laſſen will, rein parteipolitiſch 
zu handeln. 4. Iſt es es richtig, daß ein polniſcher 
Umzug am 3. Mai die Genehmigung des Senats 
erhalten hat? 5. Wie rechtfertigt der Senat die 
unterſchiedliche Behandlung von Stahlhelm, 
Reichsbanner und Polen? 6. Iſt es richtig, daß 
der Senat nicht nur jede Tagung unter freiem 
Himmel, ſondern auch unter bedeckten Räu⸗ 
men verboten hat? 7. Iſt es richtig, daß 
der Senat Kommunen angewieſen hat, dem 
Stahlhelm keinerlei Räume und dergleichen zur 
Verfügung zu ſtellen? Es iſt z. B. bekannt gewor⸗ 
den, daß Zoppot beabſichtigte, den Roten Saal, 
ſowie den Kurgarten für ein Stahlhelmkonzert 
freizugeben. Unter den Umſtänden, wie das 
Stahlhelmverbot durch den Senat erfolgte, hat es 
in weiteſten Kreiſen der Danziger und auch in der 
deutſchen Bevölkerung ungeheures Aufſehen und 
Empörung erregt. Ich erinnere an die Stellung⸗ 
nahme von Krieger- und Militär⸗Vereinen, Gaſt⸗ 
wirts⸗ und anderen Organiſationen Danzigs und 
im Deutſchen Reiche. Ein Blick in die Reichspreſſe 
genügt, um die Stimmung zu erkennen, die dies 
Verbot bis weit in die Kreiſe der Mittelparteien 
im deutſchen Vaterlande ausgelöſt hat. Schon 
jetzt ift bekannt geworden, daß Kongreßteilnehmer, 
die mit anderen Kongreſſen nach Danzig kommen 
wollten, infolge dieſes Verbots ihre Teilnahme 
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an derartigen Kongreſſen ablehnten. (Abg. Kloſ⸗ innere daran, daß ganze Landbundkreiſe geſchloſſen (O) 


ſowſki: An denen iſt auch nichts gelegen!) 

M. D. u. H.! Ich glaube, Sie haben die Bedeu- 
tung des Stahlhelms unterſchätzt. Der Stahlhelm 
iſt eine Organiſation, die weit mehr als 1 Mil⸗ 
lion Mitglieder zählt. Der Stahlhelm hat ſeine 
Vertreter in allen Orten des deutſchen Vaterlan— 
des. Auch weit über die Grenzen des Deutſchen 
Reiches hinaus, weit über die Grenzen Europas, 
iſt der Stahlhelm in zahlreichen Ortsgruppen ver— 
treten. Es gibt Ortsgruppen in New Pork, in 
Philadelphia, in Buenos Aires, in Windhuk, in 
Daresſalam uſw. Ueberall dorthin wird das 
Verbot des Danziger Senats gelangen. Ich möchte 
Ihnen einen Brief der Ortsgruppe New York des 
Stahlhelms verleſen. (Hört, hört! rechts.) 

Der Stahlhelm-Bund der Frontſoldaten. Ortsgruppe 

New Vork, Mitglied der Vereinigten Deutſchen Ge— 

ſellſchaften der Stadt New Vork. 


New Vork, den 28. März 1929. 
Journalnummer 116, St. 129. 
An den 
Stahlhelm, Bund der Frontſoldaten, 
Landesverband Oſtpreußen, Gau Danzig. 
Mit großem Bedauern muß ich heute mitteilen, 
daß Ihr Schreiben vom 1. März zu ſpät hier einge⸗ 
troffen iſt. Es iſt uns unmöglich, in einer ſolchen 
kurzen Zeit eine Reiſe vorzubereiten. (Unruhe und 
Zwiſchenrufe links.) Kamerad Wild wird gebeten, 
dort in Danzig einen Kranz im Durchmeſſer von 
1 Meter zu beſtellen und mir den Koſtenpreis ſofort 


mitzuteilen. (Zurufe des Abg. Kloſſowſki.) Die 
Schleife ſchwarz⸗weiß⸗rot habe ich bei einer 
Firma Emil Schultze, Fahnenfabrik, Dresden, 
Weißer Hirſch, beſtellt. Ich bitte Sie, Herrn 


Schultze zu ſchreiben, damit die Schleife rechtzeitig 
dort eintrifft. Die Inſchrift iſt links: „Treue um 
Treue“, rechts: „Für den Bund Frontſoldaten Orts- 
gruppe New Vork, Richter“. | 
Ich erſuche Kameraden Gauführer Wild, im 
Namen der Ortsgruppe den Kranz am Ehrenmal im 
treuen Gedenken unſerer gefallenen Kameraden 
niederzulegen. Am Tage der Weihe ſenden wir ein 
Kabeltelegramm. 
Im Geiſte mit Ihnen verbunden mit treudeut— 
ſchem Gruß und Front heil 
gez. Richter, Ortsgruppenführer. 


M. D. u. H.! Aus dieſem Brief ſehen Sie, daß das 
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ihren Beitritt zum Stahlhelm erklärt haben. Ich 
habe mir Mühe gegeben, dieſe Fragen hier rein 
ſachlich und ganz leidenſchaftslos zu behandeln. 
Wir haben geglaubt, daß es notwendig ift, ange- 
ſichts der ungeheuren Bedeutung, die dieſe Frage 
hat und wovon Sie fih in der Preſſe überall iber- 
zeugen können, hier dem Senat Gelegenheit geben 
zu müſſen, ſeine Stellungnahme eingehend zu be— 
gründen. Wir hoffen, daß der Gang der Verhand- 
lung ſo iſt, daß dadurch der Freien Stadt Danzig 
gedient wird. Das iſt der Zweck unſerer Anfrage. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Präſident des Senats Herr Dr. Sahm. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Die Große Anfrage habe ich namens der Re— 
gierung wie folgt zu beantworten: 

Für die Genehmigung von öffentlichen Ver— 
ſammlungen und Umzügen iſt Artikel 84 der Ver— 
faſſung maßgebend. Dieſer beſtimmt: 

Alle Staatsangehörigen haben das Recht, ſich 
ohne Anmeldung und ohne beſondere Erlaubnis fried- 
lich und unbewaffnet zu verſammeln. Verſammlungen 
unter freiem Himmel find anmeldepflichtig und fön- 
nen bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit verboten werden. Zum Schutze des Volfs- 
tages können beſondere Beſtimmungen erlaſſen wer> 
den. Kirchliche Umzüge ſind nicht anmeldepflichtig. 
Aus dem Wortlaut dieſer Beſtimmung geht 

klar und eindeutig hervor, daß die darin gewähr— 
leiſteten Grundrechte nur den Danziger Staats- 
angehörigen zuſtehen, (Sehr richtig! links.) daß 
fie aljo nur auf ſolche Veranſtaltungen Anwen- 
dung finden, welche einen ausgeſprochen Danziger 
Charakter tragen. Auch unſere Verfaſſung atmet 
in dieſer Beziehung einen freiheitlichen Geiſt und 
eine jede Regierung iſt bisher bemüht geweſen, 
(Abg. Hohnfeldt: Bisher!) dieſem Verfaſſungsſatz 
eine freiheitliche Auslegung zu geben. Dies konnte 
bisher geſchehen und wird auch hoffentlich in Zu— 
kunft der Fall ſein, weil wir in dem geſunden 
Geiſt unſerer Bevölkerung in allen ihren Schichten 


Verbot der Danziger Regierung auch jenſeits des- großes Vertrauen ſetzen können. 


großen Waſſers in der ganzen Welt bekannt wird. 
Drüben in New Vork wird man von dieſem Ver— 
bot des Senats, von der Einſtellung des Senats 
zu dieſer Frage, auf die Einſtellung der Danziger 
Bevölkerung fälſchlich Schlüſſe ziehen. Dadurch 
kann Danzig ungeheurer politiſcher Schaden ent- 
ſtehen. (Sehr richtig! rechts) Die Welt erhält 
ein vollkommen falſches Bild von den Verhält⸗ 
niſſen in Danzig. : 3 

Der Stahlhelm hat fih die Pflege der alten 
deutſchen Soldatentugenden, Treue, Pflichtgefühl, 
Gehorſam, Unterordnung und ſelbſtloſe Hingabe 
für Volk und Vaterland zur Aufgabe gemacht, 
Tugenden, die Preußen und Deutſchland groß und 
ſtark gemacht haben, Soldatentugenden, die auch 
im Weltkriege das deutſche Heer unbeſiegt nach 
Hauſe kommen ließen. „Für Ehr und Wehr“ 
lautet die Parole des Stahlhelms. Unter dieſer 


Parole kämpft er für die Freiheit des deutſchen 
Volkes von fremder Bedrückung von außen und 
von innen. In dieſem Sinne ijt er eine Freiheits⸗ 


bewegung, die in ſtetem Wachſen begriffen iſt. In 
immer ſchnellerem Tempo wächſt er an. 


Ich er⸗ 


Eine andere Rechtsſtellung nehmen ſolche Ver— 
anſtaltungen ein, welche keinen ausgeſprochen 
Danziger Charakter tragen. Der Senat verſteht 
darunter ſolche Veranſtaltungen, bei denen die 
Zahl der nichtdanziger Teilnehmer die Zahl der 
Danziger Teilnehmer weſentlich überſteigt. (Das 
iſt bei allen Kongreſſen ſo! rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Siehe Werwolf!) Für diefe Veranftal- 
tungen und Kundgebungen enthält die Verfaſſung 
keine Beſtimmungen, ſondern die Regierung hat 
nach eigenem Ermeſſen ſo zu handeln, wie es im 
Intereſſe des Staatswohls ihre Pflicht iſt. 

Indem die Regierung dem Geiſte der Verfaſ— 
ſung Rechnung trägt, begrüßt ſie alle Veranſtal⸗ 
tungen, welche zur Aufrechterhaltung der Kultur- 
gemeinſchaft mit dem deutſchen Volke beitragen. 
Darüber hinaus läßt die Regierung allen ſolchen 
Veranſtaltungen nachdrücklichſte Unterſtützung zu⸗ 
teil werden und iſt bemüht, möglichſt viele deutſche 
Kongreſſe und Vereinigungen nach Danzig zu zie— 
hen. Die Regierung läßt ſich hierbei von keiner— 
lei politiſchen Rückſichten beeinfluſſen, fie ift viel- 
mehr bemüht, Veranſtaltungen jeder Richtung, 


— 
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welche die Zugehörigkeit zur deutſchen Kulturge— 
meinſchaft vor aller Welt in Erſcheinung treten 
laſſen, nach beſten Kräften zu fördern. Wenn man 
die Kongreßliſte der vergangenen Jahre und dieſes 
Jahres durchſieht, ſo wird niemand dem Senat den 
Vorwurf machen können, daß er ſich bei feinen Ent- 
ſchließungen hierüber vom engherzigen Partei- 
ſtandpunkt hat leiten laſſen. (Sehr richtig! links.) 

Mit beſonderer Freude und Genugtuung tön- 
nen wir feſtſtellen, daß wir auch in dieſem Jahre 
viele Tauſende unſerer Brüder aus dem Reich in 
Danzigs Mauern und im übrigen Staatsgebiete 
begrüßen können. Ein warmer, ja ein begeiſterter 
Empfang iſt ihnen wie bisher ſicher. Die Regie— 
rung verfolgt mit dieſen Grundſätzen ja nur einen 
der hervorragendſten Punkte ihres Regierungs⸗ 
programms, die Betonung des deutſchen Charak— 
ters unſeres Staatsweſens und die Aufrechterhal— 
tung engſter Kulturgemeinſchaft mit dem deutſchen 
Volke. 

Dies vorausgeſchickt, komme ich nunmehr zu der 
„Danziger Stahlhelmtagung“, die für den 4. und 
5. Mai von dem Gau Danzig des Stahlhelmver— 
bandes angemeldet war. Es ſteht feſt, daß es ſich 
hierbei im Sinne der vorher aufgeſtellten Grund— 
ſätze nicht um eine Veranſtaltung von ausge— 
ſprochen Danziger Charakter handelte. Denn die 
Zahl der von außerhalb erwarteten Mitglieder 


des Stahlhelms ſollte um ein Vielfaches die Zahl 


der Danziger Mitglieder überſteigen. Nach uns 
gewordenen Mitteilungen iſt die Zahl der von 
außerhalb erwarteten Teilnehmer auf 13 000 ge- 
ſchätzt worden. Wenn wir heute gehört haben, 
daß fogar der Stahlhelm aus New Vork einge- 
laden wurde, ſo ſieht man, wie weit man mit den 
Einladungen gegangen iſt, und dann wäre die 
Zahl vielleicht noch um einen hohen Betrag über— 
ſchritten. (Abg. Dr. Ziehm: Aus New York wäre 
nicht mehr als einer gekommen!) Ich habe nur ge— 
jagt wie weit die Einladungen gegangen wären. Es 
iſt nicht, wie gefliſſentlich verbreitet wird, eine 
Tagung des Danziger Stahlhelms, ſondern eine 
Tagung des deutſchen Stahlhelmverbandes in 
Danzig. Bei dieſer Sachlage war es ein Gebot 
der Pflicht für den Senat, den Charakter dieſer 


Tagung näher zu prüfen, und zwar in der Rich— 


tung, ob dadurch das Staatswohl irgendwie ge— 
fährdet werden konnte. (Sehr richtig! links.) Denn 
darüber iſt ſich wohl ein jeder innerhalb und 
außerhalb unſerer Grenzen klar, daß es ſich nicht 
um eine kulturelle, ſondern um eine hochpolitiſche 
Veranſtaltung handelte, (Sehr richtig! links.) und 
zwar um eine ſolche, die entſprechend der allge— 
meinen Einſtellung des Stahlhelmverbandes einen 
ausgeſprochenen Kampfcharakter tragen ſollte. 
Für die Prüfung der hierdurch der Regierung ge- 
ſtellten Frage kommt in keiner Weiſe der Umſtand 
in Betracht, ob die Tendenzen des Stahlhelms 
dem Senat ſympathiſch ſind oder nicht. Der Senat 
hat vielmehr die Frage ſich ſo geſtellt: Kann die 
geplante Veranſtaltung nach Art der Aufmachung 
und nach ihren Zielen einen Schaden oder eine 
Gefährdung für die Freie Stadt bedeuten? Der 
Senat hat nach ſorgfältigſter Prüfung aller in Be⸗ 
tracht kommenden Umſtände dieſe Frage bejahen 
müſſen und daraufhin die in der Anfrage erwähn⸗ 
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ten Maßnahmen dem Stahlhelmverband ange: 
kündigt. In erſter Linie iſt für den Senat der 
Gedanke entſcheidend geweſen, daß die zwiſchen— 
ſtaatliche Lage der Freien Stadt Danzig eine be— 
ſonders eigenartige iſt, auf die daher von allen 
Seiten, auch ſeitens der Brüder im Deutſchen 
Reich, gebührende Rückſicht genommen 
muß. (Sehr richtig! links.) 

Wir haben oft und laut betont, daß die Be- 
völkerung der Freien Stadt gegen ihren Willen 
vom deutſchen Mutterlande abgetrennt iſt, wir 
haben aber auch unter allen Regierungen betont, 
daß die Freie Stadt die Verträge reſpektieren 
muß, die zu ihrer Entſtehung als ſelbſtändiges 
Staatsweſen geführt haben. Man ſoll uns doch 
unſere ſicherlich nicht leichte Situation nicht un— 
nötig erſchweren. And das geſchieht, das ſage ich 
mit allem Nachdruck, durch ſolche Veranſtaltungen, 
wie ſie in Danzig vom Stahlhelm geplant waren. 
Ich will den Männern, welche die Danziger Stahl⸗ 
helmtagung ins Werk ſetzen wollten, den guten 
Glauben nicht abſprechen, das Beſte für das 
Deutſchtum in Danzig zu wollen. Aber ich kann 


‚und muß für den Senat in Anſpruch nehmen, daß 


er die beſonders gelagerten Verhältniſſe in der 
Freien Stadt beſſer zu beurteilen vermag und auf 
Grund dieſer Erkenntnis feine Maßnahmen tref— 
fen muß. (Sehr richtig! links.) Und niemand 
wird beſtreiten können, daß die Verhältniſſe in der 
Freien Stadt beſonders gelagert ſind. 

Wir wiſſen alle, daß wir nur eine begrenzte 
Zahl von Schutzpolizeibeamten für die Aufrecht⸗ 


zur Verſtärkung der Polizei nicht wie in anderen 
Staaten auf eine Armee zurückgreifen können. 
Wie follen wir die Gewähr für die Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Ordnung mit unſeren weni⸗ 
gen hundert Mann Schutzpolizei übernehmen, 
wenn es ſich um öffentliche Verſammlungen und 
Aufzüge von vielen Tauſenden, vielleicht Zehn- 
tauſenden auswärtiger Teilnehmer handelt, wo: 
bei uns noch nicht einmal genau geſagt werden 
konnte, wie viele Tauſende von außerhalb fom- 
men würden. (Abg. Schütz: Das ſind doch keine 
Rowdies!) Wir wollen gerne dem Stahlhelm 
glauben, daß er gewillt iſt, muſterhafte Ordnung 
in ſeinen eigenen Reihen zu halten. Aber das 
bietet uns doch keine Gewähr dafür, daß keinerlei 
Zwiſchenfälle in Danzig vorkommen. (Sehr rih- 
tig! links.) Mit Rückſicht auf den geſchmackvollen 
Zwiſchenruf von den Rowdies: Es nützt uns nichts, 
wenn uns vom Stahlhelm erklärt wird, die Ver⸗ 
antwortung übernehmen wir. Nein, die Berant- 
wortung trägt allein die Regierung, und kein 
Menſch kann ihr dieſe Verantwortung abnehmen. 
(Sehr richtig! links.) 

Man muß auch noch bedenken, daß die Zwiſchen⸗ 
fälle ja nicht aus den Reihen der Stahlhelmleute 
heraus zu kommen brauchen, ſondern daß ſie von 
anderer, ihnen feindlich geſinnter Seite hineinge⸗ 
tragen werden können. Wir wollen unter keinen 
Umjtänden, daß ſich für den Freiſtaat außenpoli⸗ 
tiſche Schwierigkeiten und Verwickelungen ergeben. 
Wir ſind uns deſſen bewußt, daß bei Unruhen in 
Danzig Kräfte, die außerhalb unſeres Staates 
ſtehen, in Aktion treten können. Wenn der Senat 


werden 
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erhaltung der öffentlichen Ordnung einſetzen und (D) 


(A 


— 


(B) 


1586 


Volkstag Danzig — 81. Sitzung. Donnerstag, den 18. April 1929. 


(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 


nicht die Selbſtändigkeit und Sicherheit unſeres den Gedanken erwogen habe, ob ich nicht beſſer (O 


ſchwachen Staatsweſens gefährden wollte, dann 
ergab ſich für ihn die Pflicht, die Stahlhelmtagung 
in dem geplanten Umfang zu verbieten. 

Der Senat hat aber nicht von vornherein die 
Tagung verboten, ſondern er hat zunächſt durch mich 
eine Verhandlung mit dem Vorſitzenden des Gaues 
Danzig des Stahlhelms herbeigeführt um — wie 
es in dem Beſchluß des Senats heißt — die Rück— 
nahme des Antrages auf Abhaltung des Stahl— 
helmtages in Danzig zu erreichen. Auf dieſe Ver— 
handlung hat der Herr Vorredner nicht Bezug ge— 
nommen. Ich habe über diefe Verhandlung un- 
mittelbar nach dem Stattfinden einen Aktenver— 
merk in Gegenwart und mit Zuſtimmung der be— 
teiligten Regierungsvertreter diktiert. Die Situ— 
ation wird, glaube ich, am beſten dadurch beleuch— 
tet, wenn ich dieſen Aktenvermerk verleſe: 

Gemäß Senatsbeſchluß vom 5. d. Mts. hatte ich 
den Vorſitzenden des hieſigen Gauverbandes des 
Stahlhelms, Herrn Major Wild, zu einer Beſprechung 
zu mir gebeten. An der Beſprechung nahmen teil die 
Herren Senator Arczynſki, Oberregierungsrat Mundt, 
Polizeipräſident Froböß. 


Ich begrüßte zunächſt Herrn Major Wild, indem 
ich ihm die Hand gab, und ſtellte ihm dann Herrn 


Senator Arczynſki vor. Herr Senator Arczynſki 
ſtreckte ihm die Hand entgegen, die aber Herr Major 
Wild nicht annahm; (Hört, hört! und Pfui! links — 
Lebhafte Zwiſchenrufe.) ebenſo gab Herr Major Wild 
auch den beiden anderen Herren nicht die Hand. 

Ich teilte darauf Herrn Major Wild etwa fol- 
gendes mit: Der Senat habe ſich mit dem von dem 
hieſigen Gau geplanten Stahlhelmtag beſchäftigt. Was 
die Veranſtaltung des Stahlhelms ſelber, ſoweit es 
ſich um die Danziger Staatsangehörigen handele, an⸗ 


gehe, ſo wolle ſich der Senat nicht damit beſchäftigen, 


wohl aber mit dem nach den Preſſemeldungen zu er- 


wartenden großen Zuzug aus dem Reich. Der Senat 


ijt der Anſicht. daß im Intereſſe des Staates eine der- 
artige Veranſtaltung nicht erwünſcht ſei und habe 
mich daher beauftragt, zunächſt in dieſer Form mit 
ihm darüber zu verhandeln, ob der hieſige Gauvor⸗ 
ſtand nicht von ſich aus auf die Veranſtaltung in die⸗ 
ſem Rahmen verzichten wolle. 

Major Wild erwiderte darauf etwa folgendes: 
„Ich muß die Frage ſtellen, ob nicht gleiches Recht 
für alle gilt und es nicht mehr möglich ift, daß deutſch⸗ 
geſinnte Leute das dem deutſchen Volke w 
Danzig angetane Anrecht in die Welt hinauszu⸗ 
ſchreien. Oder will der Senat das Deutſchtum fabo- 
tieren?“ 

Ich erwiderte darauf folgendes: „Ich kann es 
nicht zulaſſen, daß ein derartiger Ausdruck mir gegen⸗ 
über gebraucht wird, und ich frage Sie, ob Sie bereit 
ſind, dieſen Ausdruck zurückzunehmen. Ich müßte 
ſonſt eine Verhandlung mit Ihnen ablehnen.“ Major 
Wild machte darauf eine Bewegung, als ob er auf⸗ 
ſtehen wolle. 


und auch 


Ich erklärte darauf folgendes: „Nachdem Sie es 


abgelehnt haben, dieſen Ausdruck zurückzunehmen, be⸗ 
trachte ich die Beſprechung als erledigt. Ich kann 
Ihnen aber im Namen des Senats ſchon heute mit⸗ 
teilen, daß der Senat alles tun wird, um die Veran⸗ 
ſtaltung in dem geplanten Umfange zu verhindern, 
fei es durch Verbot von Umzügen, fei es durch Nicht⸗ 
zurverfügungſtellung von ſtaatlichen und ſtädtiſchen 
Gebäuden und Plätzen, ſei es durch die Verhinderung 
des Zuzugs von auswärtigen Teilnehmern zu dieſer 
Tagung.“ : | 
Zu den äußeren Formen, unter denen fih dieje 
Beſprechung vollzogen hat, bedarf es wohl feines 
Kommentars. Perſönlich möchte ich aber hinzu⸗ 
fügen, daß ich nach Verweigerung der üblichen Be⸗ 
grüßungsförmlichkeit gegenüber Herrn Senator 
Arczynſki durch Herrn Major Wild einen Moment 


täte, mit Rückſicht auf ſeine Handlungsweiſe, 
welche ich als eine ſchroffe Beleidigung der Regie— 
rung empfand, ſofort die Beſprechung abzubrechen. 
Ich habe aber um der Sache wegen davon Abſtand 
genommen, weil ich unter keinen Umſtänden auch 
nur den Schatten eines Verdachts erregen wollte, 
als ob ich einer ſachlichen Erörterung aus dem 
Wege gehen wollte. 

Am nächſtfolgenden Tage habe ich mich dann 
bereit erklärt, den Vorſitzenden des Landesver— 
bandes Oſtpreußen zu empfangen und habe mit 
ihm und dem von ihm mitgebrachten Geſchäfts— 
führer in einer mehr als einſtündigen Beſprechung 
die geſamte Rechts- und Tatlage, ſowie die daraus 
ſich herleitenden Grundſätze des Senats eingehend 
erörtert. Zu einer Einigung iſt es nicht gekom— 
men. Ich habe dann noch weiter vermittelt, daß 


eine gleiche Beſprechung auch mit dem Senator des 


Innern ſtattfand, die damit geſchloſſen hat, daß 
dem Stahlhelmführer anheimgeſtellt wurde, neue 
Anträge zu ſtellen. Hierzu konnte ſich der Ver— 
band nicht bereit finden. 

Es muß ſchließlich noch auf den Vorwurf ein- 
gegangen werden, daß der Senat mit zweierlei 
Maß gemeſſen habe, indem er dem Reichsbanner 
Schwarz⸗Rot⸗Gold die Abhaltung einer Tagung 
in Danzig geſtattet habe. Hierzu habe ich feſtzu— 
ſtellen, da auch dieſe Veranſtaltung nicht ohne 
weiteres genehmigt iſt. Auch hier ſind Verhand— 
lungen vorausgegangen. In dieſen Verhandlungen 
hat der Verband die Erklärung abgegeben, daß 
höchſtens 200 Teilnehmer von außerhalb erſcheinen 
würden. Da die Zahl der Danziger Mitglieder 
dieſes Verbandes über 500 beträgt, fo ift die Ber- 
anſtaltung in dieſem Rahmen nach den oben dar— 
gelegten Grundſätzen als eine ausgeſprochene 
Danziger Veranſtaltung anzuſehen und daher ge— 
nehmigt worden. Wenn der Stahlhelmtagung 


von ihren Veranſtaltern ein ſolcher Charakter ge— 
geben wäre, dann würde der Senat keine Beden— 


fen getragen haben, die Tagung des Stahlhelms 
ebenſo zu genehmigen wie die Tagung des Reichs— 
banners. Was die von dem Herrn Vorredner 
erwähnte Tagung am 3. Mai angeht, die von 
polniſcher Seite veranſtaltet werden ſoll, ſo haben 
dem Senat bisher Anträge in dieſer Richtung nicht 
vorgelegen. Es kann alſo keinerlei Genehmigung 
vom Senat ausgeſprochen ſein. 

Aus alledem ergibt ſich, daß der Senat mit dem 
Verbot der Stahlhelmtagung nichts weiter als 
ſeine Pflicht getan hat, ſeine Pflicht gegenüber 
dem Staate. (Lebhaftes wiederholtes Bravo! — 
Abg. Schwegmann: Ich beantrage Beſprechung der 
Großen Anfrage!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Beſprechung unterſtützt? — Die Unterjtügung 
reicht aus. Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Es iſt im vorigen Jahrhundert von einem großen 
Politiker das Wort erhalten geblieben, daß ſich in 
der Weltgeſchichte alles wiederhole, einmal als 
Tragödie und nachher als Komödie. Der Auf— 
marſch, den ſeinerzeit einmal der Stahlhelm ge- 
macht hat, es war am 13. März 1920 war viel⸗ 
leicht als Tragödie zu werten und das, was er 
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(A) jekt in Danzig beabſichtigt hat, vielleicht mehr 
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als Komödie. Die Aufregung, die das Verbot die— 
ſer Stahlhelmtagung hervorgerufen hat, iſt ja 
zum allergrößten Teil künſtlich gemacht worden 
und ich glaube, trotzdem der Herr Senatspräſident 
hier ausführlich und ſachlich die Gründe dargelegt 
hat, die zu dieſem Verbot geführt haben, wird 
natürlich ſowohl in der Danziger Rechtspreſſe als 
auch in der deutſchen und vielleicht ſogar in der 
amerikaniſchen Preſſe weiterhin der Sturm gegen 
den Danziger Senat, der angeblich die deutſchen 
Intereſſen Danzigs verraten habe, toben. 

Der Redner der Deutſchnationalen hat zur 
Begründung geſagt, hier habe es ſich nicht um 
einen Aufmarſch des deutſchen Stahlhelms ge— 
handelt, ſondern nur um eine Danziger Kund⸗ 
gebung, zu der auch einige deutſche Stahlhelmer 
erwartet wurden. Herr Kollege Philipſen, an- 
ſcheinend ſind Sie, trotzdem Sie das Abzeichen des 
Stahlhelms tragen, mit dem Programm des 
Stahlhelms nicht ſehr vertraut; denn die Stahl- 


helmzeitungen der letzten Woche haben ausführ | 


lich über die Danziger Stahlhelmtagung berichtet 
und dauernd Aufforderungen ergehen laſſen, den 
Danziger Stahlhelmtag zu beſuchen. Die „Bewe— 
gung“ bringt zum Beiſpiel unter der Ueberſchrift 
„Danziger Stahlhelmtagung 1929“ eine Auf- 
forderung in der es heißt: „Der Tag ſoll eine ge— 
waltige Kundgebung für den geſamten deutſchen 
Oſten werden. Er ſoll der bedrohten Oſtmark die 
Macht des Stahlhelms kundtun, er ſoll zeigen, daß 
Tauſende deutſcher oſtmärkiſcher Männer im 
Stahlhelm Schulter an Schulter ſtehen.“ Alſo der 
Stahlhelm ſelbſt ſpricht davon, daß er mit Tauſen⸗ 
den hier aufmarſchieren wollte. Es iſt alſo jetzt 
nur eine Verlegenheitsausrede, wenn Sie ſagen, 
es wäre eine Kundgebung des Danziger Stahl— 
helms geplant; denn der Stahlhelm in Danzig 
hat keine Tauſende von Mitgliedern, er hat nur 
einige hundert. Die Tauſende ſollten erſt durch 


Zuzug aus Deutſchland kommen. Daß das beab⸗ 


ſichtigt war, geht auch aus den anderen Stahl— 
helmzeitungen hervor. Das 
bringt eine Aufforderung — Bilderzeitung zum 
Danziger Stahlhelmtag —: „Der Tag ſoll eine 
gewaltige Kundgebung werden für den geſamten 
deutſchen Oſten.“ Die anderen Stahlhelmzeitun— 
gen brachten in jeder Nummer im Februar und 
März dauernd Aufforderungen aus den Gauen, 
Induſtriegebiet, Rheinland-Weſtfalen und aus 
den anderen Bezirken. Sogar aus dem abgetrenn— 
ten Saargebiet wurden die Stahlhelmer erwartet. 
Es wurde ihnen allerdings der Rat gegeben, 
ſie möchten bei ihrer Abreiſe aus der Heimat 
Zivilkleidung anziehen, damit ſie nicht von den 
franzöſiſchen Beſatzungstruppen geſchnappt wür⸗ 
den. So haben Sie im ganzen Deutſchen Reich un⸗ 
ter Ihren dortigen Stahlhelmkameraden Propa⸗ 
ganda gemacht, und es iſt eigentlich, ſehr feige 
und unehrlich, wenn Sie ſich jetzt hier hinſtellen 
und ſagen, es hätte ſich hier nur um eine Dan⸗ 
ziger Stahlhelmtagung gehandelt. Sehen Sie, ich 
habe hier ein Schreiben der Deutſchen Eiſenbahn— 
direktion, in welchem es heißt: „Für Sonnabend, 
den 4. Mai, beantragt bei uns,“ das ſchreibt die 
Deutſche Reichseiſenbahngeſellſchaft, „eine Reiſe— 


„Scherenfernrohr“ 


Marienburg 


Stahlhelmtagung geſetzt war. 
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ſellſchaftsſonderzügen 3. Klaſſe von Marienburg 
nach Tiegenhof, Simonsdorf, Danzig.“ Es wird 
hier alſo der Wunſch ausgeſprochen, daß vier 
Extrazüge zum Transport des Stahlhelms aus 
zur Verfügung geſtellt werden 
möchten. (Abg. Schwegmann: Da gehen etwa 
2000 Leute hinein!) Herr Schwegmann, Sie ſind 
ja ſelbſt Mitglied des Stahlhelms, in Ihrer 
Stahlhelmzeitung iſt ja auch die Rede davon, daß 
z. B. die Gaue Brandenburg und Mecklenburg 
mit dem Dampfer kommen ſollten. Auf dieſem 
Wege ſollten auch noch einige tauſend Leute 
kommen. Jedenfalls ſteht es heute feſt, daß es 
ſich nicht um eine ähnliche Tagung wie beim 
Reichsbanner gehandelt hätte, wo einige hundert 
Leute zum Beſuch kommen, ſondern um eine Ta- 
gung, die in der Hauptſache vom deutſchen Stahl— 
helm beſchickt worden wäre. 

Aber das Wichtigſte iſt das Ziel, das dieſer 
Da iſt es außer⸗ 
ordentlich intereſſant, was da auch wieder die 
Stahlhelmzeitung ſchreibt. Herr Philipſen har 
aus dem Artikel in der Stahlhelmzeitung von 
dem bekannten Major Wagner, den wir früher 
beim Zoll hatten und der jetzt ſtellvertretender 
Bundeskanzler beim Stahlhelm in Berlin ift, et- 
was vorgeleſen. Er hat gemeint, darin wäre von 
einer Erziehung im geiſtigen Sinne die Rede ge- 
weſen. Nun Herr Philipſen, ich möchte Ihnen den 
Rat geben, daß Sie vielleicht im Stenogramm 
Ihrer Rede nachher dieſen letzten Satz ſtreichen; 
denn auf der Stahlhelmkundgebung, die vor eini- 
ger Zeit in Brandenburg ſtattfand, hat man gegen 


(©) 


ſolche Redner wie Sie ſcharf Stellung genommen. P) 


Da heißt es nämlich in einem Aufruf: 
Indem wir offene und rückſichtsloſe Gegner des 
heutigen politiſchen Syſtems ſind, bekämpfen wir 
alle diejenigen Organiſationen, Gruppen und Eins 
zelperſönlichkeiten — Herr Philipſen die zwar 
bisher auf unſerem weltanſchaulichen Boden ſtanden, 
aber jederzeit bereit ſind, für einen wirtſchaftlichen 
oder politiſchen Vorteil unter dem Vorwand, um 
ſchlimmeres zu verhüten, ihr Kompromiß mit dem von 
uns bekämpften Syſtem machen. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Das hat damit zu tun, daß hier in dieſer 
Kundgebung nicht von der geiſtigen Erziehung die 
Rede ijt, die Sie der Danziger Stahlhelmkund⸗ 
gebung unterlegen wollten. Welchen Geiſt dieſe 
Kundgebung atmen ſollte, kam auch in dem ge⸗ 
nannten Aufruf zum Ausdruck. Ich möchte nur 
einige weitere Sätze verleſen: 
Wir haſſen mit ganzer Seele den augenblicklichen 
Staatsaufbau, ſeine Form, ſeinen Inhalt, ſein 
Werden und ſein Weſen. Wir haſſen dieſen Staats⸗ 
aufbau, weil er uns die Ausſicht verſperrt, unſer 
geknechtetes Vaterland zu befreien und das deutſche 
Volk von der verlogenen Kriegsſchuld zu reinigen. 
Wir haſſen ihn, weil er es verhindert, den notwen⸗ 
digen deutſchen Lebensraum im Oſten zu gewinnen. 
Sie ſollten ſich doch klar darüber ſein, Herr 
Philipſen, wenn es erforderlich iſt, den notwendi⸗ 
gen Lebensraum im Oſten zu erlangen, handelt 
es ſich doch nicht um erzieheriſche oder geiſtige 
Fragen, ſondern wenn Sie Lebensraum gewinnen 
wollen, kann es ſich doch nur um Gewalt han⸗ 
deln. (Zwiſchenrufe rechts)) M. H. Ziehm und 
Schwegmann, ich glaube nicht, daß, wenn Sie nach 
Warſchau reifen und Herrn Pilſudſki einen Bor- 
trag halten, er Ihnen um Ihrer ſchönen Augen 


geſellſchaft die Weiterführung von etwa vier Gé- willen Land zur Verfügung ſtellen wird. Das 
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können Sie doch nur auf dem Wege der Gewalt links.) Bisher haben die polniſchen Legionäre 


erobern. Das hat auch Herr Major Wagner klipp 
und klar ausgeführt. Er macht dem preußiſchen 
Miniſterpräſidenten Braun den Vorwurf, daß er 
nicht kriegeriſch genug geſonnen ſei und meint: 

Im Weichſelkorridor liegt das preußiſche Problem. 

Der Miniſterpräſident von Preußen müßte auf den 

Reichsaußenminiſten, den Verkehrsminiſter, den 

Wirtſchaftsminiſter und den Wehrminiſter in nie 

verſagender Sorge drücken und ſie drängen, die 

preußiſchen Oſtmarken zu ſtützen. Er müßte auch zu 
dieſem Endziel ſich über alle parteipolitiſchen Schran⸗ 
ken hinweg an die Wehrverbände wenden. 

Nun m. D. u. H. (Abg. Ziehm: Haben Sie et⸗ 
was dagegen? — Heiterkeit — Abg. Dr. Ziehm: 
Das iſt ſehr vernünftig, das kann jeder deutſche 
Mann unterſchreiben! Unruhe.) Herr Dr. 
Ziehm, es ſoll nach unſerer Meinung nicht Auf— 
gabe der preußiſchen Politik fein, Oſtpolitik ge- 
meinſam mit dem Wehrminiſter und den Wehr⸗ 
verbänden zu machen. Das kann augenblicklich 


nicht die Aufgabe der preußiſchen Regierung ſein. 


Inſofern haben wir ſehr wohl etwas gegen die 
Gedanken, die Herr Major Wagner ausgeſprochen 
hat. (Abg. Dr. Ziehm: Auch nicht mit dem 
Reichsbanner?) Wir wollen auch nicht, daß mit 
dem Reichsbanner Krieg geführt wird. (Abg. Dr. 
Ziehm: Ich verſtehe kein Wort davon! — Zuruf 
des Abg. Plenikowſli.) 

M. D. u. H.! Es ift hier aljo klar zum Wus- 
druck gekommen, was mit der Stahlhelmtagung in 
Danzig beabſichtigt wurde. Es iſt natürlich typiſch, 
daß man bei dem Kampf gegen dies Verbot eine 
Reihe von Vorwürfen gegen die Parteien vorge— 
bracht hat, die jetzt in der Regierung ſind. Das 
bleibt auf der Linie, die Sie in Ihrer Partei- 
zeitung in einem Artikel entwickelt haben unter 
der Ueberſchrift „Sozialdemokratiſcher Kampf 
gegen Danzig“. Darin behaupten Sie, die Dangi- 
ger Bevölkerung ſei daran gewöhnt, daß die So— 
zialdemokratie ſich bei jeder nur möglichen oder 
unmöglichen Gelegenheit auf die Seite Polens 
ſtelle und mit Polen zuſammen einen erbitterten 
Kampf gegen die Freie Stadt führe. M. D. u. H.! 
Das iſt die übelſte Verleumdung. Es verlohnt 
ſich kaum, dieſe Verleumdung zu widerlegen, die 
Sie immer wieder in Ihren Parteiorganen zum 
Ausdruck bringen, Es zeigt aber, von welcher 
Linie Sie den Kampf führen, wenn Sie ſagen: 
„Den Polen wollen Sie den Umzug geſtatten.“ 
Es iſt ein Skandal und der ſchwerſte Schade, den 
Sie dem Deutſchtum zufügen können, wenn Sie in 
der deutſchnationalen Preſſe im Reiche jetzt die 
Nachricht verbreiten, daß der jetzige Linksſenat 
zwar dem Stahlhelm die Tagung verboten hätte, 
die polniſchen Faſchiſten aber ungehindert nach 
Danzig hineinlaſſen. Das iſt eine Lüge ſonders— 
gleichen. Gerade aus der Sorge heraus, zu ver— 
hindern, daß Danzig abwechſelnd zum Tummel- 
platz von ſchwarz⸗weiß⸗roten und weiß⸗roten Fa⸗ 
ſchiſten gemacht wird, hat der Senat diefe Stahl- 
helmkundgebung verboten. Es wäre ſehr wahr- 
ſcheinlich geweſen, wenn erſt einmal die deutſchen 
Faſchiſten hier geweſen wären und getagt hätten, 
daß es dann nicht lange gedauert hätte, und es wä⸗ 
ren auch die polniſchen Faſchiſten nach Danzig ge⸗ 
kommen. (Abg. Hohnfeldt: Die kommen ſowieſo 
nach Danzig!) Dann müſſen Sie ſie vielleicht 
nachts in Ihren Träumen ſehen. (Heiterkeit 


und Sokols in Danzig keine Tagungen abgehal⸗ 
ten. (Abg. Hohnfeldt: Werden es aber tun, ſie 
haben die Dirſchauer Kapelle mehr als einmal 
hier gehabt!) Der Stahlhelmkapelle wird das 
Muſizieren in Danzig auch nicht verboten, alſo 
kann auch irgend eine polniſche Kapelle hier 
ebenſo muſizieren. Es iſt etwas anderes, wenn 
etwa die Danziger Polen am polniſchen National- 
feiertag irgend einen Umzug machen wollen. Der 
wird ihnen nicht verboten werden, ebenſo wenig, 
wie den Danziger Stahlhelmern ein Umzug ver— 
boten wird. (Abg. Hohnfeldt: Den können ſie in 
ihrer Heimat machen!) Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß den Danzigern Staatsbürgern, gleichgültig 
ob deutſcher oder polnischer Nationalität, das Ber- 
ſammlungs- und Demonſtrationsrecht nicht ge— 
nommen wird. 

Herr Präſident Sahm hat ſchon darauf hin— 
gewieſen, daß gerade der jetzige Senat beſtrebt iſt, 
die kulturelle Gemeinſchaft mit Deutſchland zu 
pflegen, indem recht viele deutſche Kongreſſe nach 
Danzig hergeholt werden. Hier handelt es ſich 
immer um Kongreſſe, die entweder der Förderung 
der Wiſſenſchaft oder Kunſt dienen oder deren Be— 
ratungen dem deutſchen Volke und der ganzen 
Menſchheit zugute kommen. (Abg. Hohnfeldt: 
Haben Sie nicht den zioniſtiſchen Kongreß ge— 
ſehen, der war vor zwei Jahren im Schützen— 
haus!) Niemand von Ihnen wird behaupten, daß 
der vom Stahlhelm gepflegte Kommisdrill nun 
etwa eine Förderung deutſcher Kultur ift. (Abg. 
Kloſſowſki: Sehr richtig!) Ich glaube nicht, daß 
Sie das behaupten wollen. Sie haben ſchließlich 
in Ihren Reihen doch auch Anhänger des Jung— 
deutſchen Ordens, der letztens in einer Veröffent— 
lichung nachgewieſen hat, daß der Stahlhelm 
einzig und allein die Aufgabe habe, den Latrinen⸗ 
geiſt des Krieges weiter zu pflegen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Der Jungdeutſche Orden etwa nicht, das 
iſt dieſelbe Marke!) 

Daß es ſich alſo hier nicht um eine Pflege 
deutſcher Kultur handelt, daß es ſich nicht darum 
handelt, irgend welche geiſtige Förderung oder 
Erziehung vorzunehmen, wie es Herr Abg. Phi- 
lipſen ausdrückte, geht, glaube ich, am beſten aus 
dem Echo hervor, das das Verbot der Stahlhelm— 
kundgebung hier gefunden hat. Ich möchte nicht 
im einzelnen darauf eingehen. Aber man kann 
nicht daran vorbeigehen, in welcher ſkandalöſen 
Weiſe die Stahlhelmleute jetzt z. B. den Danzi⸗ 
ger Senatspräſidenten behandeln. Daran kann 
man ſehen, daß der Ausdruck der vorhin von 
deutſchnationaler Seite geprägt wurde, nämlich 
„Rowdys“ für gewiſſe Leute zutrifft. 

Es iſt ein Skandal ſondergleichen, wenn der 
Danziger Senatspräſident in der deutſchnationa⸗ 
len Preſſe öffentlich als ein Mann hingeſtellt 
wird, der angeblich das Deutſchtum verraten 
habe. Ich bitte zu bedenken, daß Danzig in ver⸗ 
ſchiedenen Fragen auch auf ein enges Zuſammen⸗ 
arbeiten mit Deutſchland angewieſen iſt und daß 
der Präſident des Danziger Senats bei manchen 
Gelegenheiten auch mit deutſchen Staatsmännern 
in Verhandlungen treten muß. Wenn nun in 
einem großen Teil der deutſchen Rechtspreſſe der 
Senatspräſident als eine geiſtige Null hingeſtellt 
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ihon kein Staatsmann geweſen fei, ſondern nur 
eine Fahne uſw., wenn Sie alſo den Danziger 
Senatspräſidenten in dieſem Tone in den Schmutz 
ziehen, ſo ſchädigt das aufs allerſchwerſte auch 
die Freie Stadt Danzig innerhalb des Deutſchen 
Reiches. (Sehr richtig! links — Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt.) Ich glaube nicht, daß er es ſich be- 
ſonders zu Herzen nehmen wird, daß die Offi- 
ziersvereinigung vom 5. Grenadierregiment ihm 
das Protektorat gekündigt hat. Bei der infamen 
Hetze handelt es fih, das muß hier offen ausge- 
ſprochen werden, um Leute, die nicht die geringſte 
Ahnung von Politik und Journalismus haben, 
ſondern nur irgendwelche Phraſen nachbeten 
können, die ſie vielleicht hier vom Führer der 
Deutſchnationalen Partei erhalten und dann an 
die deutſche Preſſe weitergeben. Es handelt ſich 
zum Teil um penſionierte Offiziere, die nun 
irgend welche deutſchen Rechtszeitungen bedienen, 
ohne den Befähigungsnachweis erbracht zu haben, 
über ernſte politiſche Dinge auch ein gereiftes 
Urteil abgeben zu können; denn als ein Urteil 
irgend eines politiſch gereiften Mannes kann 
man es nicht anſehen, wenn in der deutſchen 
Preſſe z. B. in einem Leitartikel „Was iſt mit 
Danzig“?“ geſchrieben wird: „Wie dem auch fet, 
ſoviel ſteht feſt, daß Herr Dr. Sahm durch ſeine 
Erklärung und durch ſeine Handlungsweiſe dem 
Deutſchtum nicht allein in Danzig, ſondern im 
ganzen Oſten den ſchwerſten Schlag verſetzt hat.“ 
Wenn dieſe Leute auch von Politik ſo wenig 
Ahnung haben, ſollten ſie ſich aber zum mindeſten 
ſoweit informieren, daß für das Verbot der 
Stahlhelmtagung der Senatspräſident nicht allein 
haftbar iſt, ſondern daß es ſich hier um einen 
Beſchluß des Geſamtſenats handelt und daß der 
Senatspräſident die Verhandlungen mit den 
Stahlhelmern lediglich deshalb geführt hat, weil 
er eben das Reſſort der auswärtigen Politik 
leitet. Aber über dieſe Tatſachen, über dieſe Dinge 
machen ſich die deutſchnationalen Offiziersjour⸗ 
naliſten keine Gedanken. Sie verleumden eben 
darauf los und denken, mag es Danzig, dem 
Senatspräſidenten und anderen auch zum ſchwer— 
ften Schaden gereichen, die Hauptſache iſt, daß du- 
bei unſer Stahlhelm wieder einige Agitations— 
möglichkeiten hat. 

Vor einigen Tagen hat in Mecklenburg— 
Schwerin eine Stahlhelmtagung ſtattgefunden. 
Auf dieſer hat der Gauleiter, der Brandenburger 
Stahlhelmführer, der den urdeutſchen Namen 
v. Mosorowicz führt (Heiterkeit links.) eine 
Rede gehalten, in der er fih mit Danzig beſchäf— 
tigt. Auch an dieſer Rede iſt intereſſant, Herr 
Philipſen, daß es fiH hier nicht um eine „fried- 
liche Erziehung“ handelt, ſondern um Kriegs⸗ 
vorbereitungen. Mosorowicz hat nämlich die 
Sätze geprägt, der Stahlhelm werde bei geeigne⸗ 
ter Gelegenheit beweiſen, daß er ein Wehrverband 
ſei, indem er auf die Straße gehe und dort den 
Beweis handgreiflich führe. Es ſei an der Zeit, 
daß ein Volk, das ſo verſaut ſei, wie das deutſche, 
ſeine Regierung in Ordnung bringe. (Unerhört! 
links.) Dieſe Rede ift vor einigen Tagen gehal- 
ten worden. Sehen Sie fih einmal die Hugenberg- 
preſſe in Berlin an, die berichtet ſehr ausführlich 
über dieſe Rede. In dieſem Ton wird von der Po⸗ 


litik des Stahlhelms geſprochen. Dann beſchäftigt 
iH Herr Mosorowicz (Misorowicz! links.) auch 
mit Danzig und meint, das Verbot des Danziger 
Stahlhelmtages habe bewieſen, — das wird 
Muſik für Herrn Hohnfeldt fein — daß der Se- 
nat von Danzig unter dem Einfluß polniſcher 
Judenjungens ſtehe. (Heiterkeit und Zwiſchen⸗ 
rufe.) Ich kenne ja auch einigermaßen die Zus 
ſammenſetzung des Senats. (Abg. Hohnfeldt: 
Na, na!) Mir iſt nicht bekannt, daß unter den 22 
Danziger Senatoren die Mehrheit aus Juden be- 
ſteht. Dann ift mir vor allen Dingen nicht be- 
kannt, daß im Senat auch nur ein einziger pol⸗ 
niſcher Judenjunge iſt, ſondern die beiden Herren, 
die zur jüdiſchen Konfeſſion gehören, ſind zum 
mindeſtens nicht mehr in dem Alter, daß man ſie 
als Jungen bezeichnen kann. Sie ſind viel älter 
als Sie, Herr Hohnfeldt. (Abg. Hohnfeldt: Aus⸗ 
gewachſene Jungen! — Sie ſind ein ausgewach⸗ 
jener Lümmel! links.) 

Nun meinte der Vorredner, dem Stahlhelm 
hätte nichts ferner gelegen, als Danzig Schwierig- 
keiten zu machen. Herr Philipſen, auch da muß 
ich Ihnen ſagen, daß Sie dann die Geſchichte des 
Stahlhelms und die Ziele desſelben nicht kennen. 
Sie tragen jetzt ein Stahlhelmabzeichen, viel- 
leicht ſind Sie ihm aber erſt in den letzten Tagen 
aus Entrüſtung über das Verbot beigetreten. Es 
wäre gut geweſen, Herr Philipſen, wenn Sie ſich 
etwas früher mit der Politik des Stahlhelms 
und ſeinen Zielen beſchäftigt hätten. Sehen Sie, 
hier fand ſchon einmal eine Stahlhelmtagung 
ſtatt und da ſprach Herr Dr. Stadler, ein Führer 
des Stahlhelms, es war 1926. Dort wurde, das 
ſteht wörtlich in der deutſchnationalen „Danziger 
Allgemeinen Zeitung“ drin, geſagt: „Man kann 
ſich keinen ſchärferen Gegenſatz denken als dieſen 
Stahlhelmgeiſt und den Geiſt von Genf, der 
heute durch die Welt geht, wie er durch Streſe— 
mann verkörpert wird. (Abg. Hohnfeldt: Sehr 
gut, ſehr richtig!) Genf ſei nur eine neue Feſſel 
deutſcher Knechtſchaft. (Sehr richtig! rechts.) So 
wie Wilſon handele kein ſeiner Verantwortung 
bewußter Staatsmann, ſondern ſo handele ein 
kleiner ſchmutziger Kaufmann! (Abg. Hohnfeldt: 
Sehr gut! Weiter vorleſen!) Sie ſcheinen nicht zu 
wiſſen, daß ein Teil der Stahlhelmer, die den 
Danziger Stahlhelm antelegraphiert haben, wie 
vorhin verleſen wurde, 1917 denſelben Wilſon ge- 
wählt haben. (Abg. Schwegmann: Die Reihs- 
deutſchen ſollen Wilſon wählen!) Herr Schweg⸗ 


(D) 


mann, im Stahlhelm in Amerika find ſehr viele 


Deutſch-Amerikaner, und dieſe Deutſch-Amerikaner 
haben ſeinerzeit Herrn Wilſon ihre Stimme ge— 
geben. (Fortgeſetzte Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
„Nichts anderes iſt dieſer Völkerbund, als eine 
Atrappe des weſtlichen Finanzkapitals, (Sehr 
vichtig! rechts.) Frankreichs, Englands, das mit 
ſeiner Hilfe ſich die Völker gefügig machen will.“ 
(Abg. Hohnfeldt: Sehr richtig! Weiter vorleſen!) 
Ich bringe dieſe Sache zum Vortrag, weil es ja 
allerdings, wenn Sie jetzt „Sehr richtig“ rufen, 
doch ein Skandal ſondergleichen iſt, daß dann die 
Hälfte der deutſchnationalen Reichstagsfraktion 
ſeinerzeit im Reichstag die Streſemannpolitik in 
Genf unterſtützt hat. (Sehr richtig! links.) Wenn 
Sie der Auffaſſung ſind, daß Herr Stadler recht 
hat, dann haben Ihre Parteimitglieder im 
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(Loops, Abgeordneter) 
Deutſchen Reichstag ganz pflichtvergeſſen gehan- 
delt, wenn ſie Herrn Dr. Streſemann bei ſeiner 
Genfpolitik die Stimme gegeben haben. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) 

Ich glaube, daß mit meinen Ausführungen 
über die Unzweckmäßigkeit der Stahlhelmtagung 
in Danzig auch Herr Dr. Ziehm einverſtanden 
ijt. (Widerſpruch des Abg. Dr. Ziehm.) Herr Dr. 
Ziehm, es war ſchon einmal ſolch eine Stahlhelm- 
tagung in Danzig geplant, als Sie noch Senats- 
vizepräſident waren. (Die hat auch ſtattgefunden! 
rechts) Das war erſt zwei Jahre ſpäter. Da war 
Herr Dr. Ziehm nicht mehr Senatsvizepräſident. 
Jedenfalls haben die Stahlhelmer berichtet, daß 
Herr Dr. Ziehm dem Stahlhelm nahegelegt 
hätte, in Danzig nicht zu tagen. Herr Dr. Ziehm, 
iſt das nicht wahr? Dann zeihen Sie die Danziger 
Stahlhelmer, die das öffentlich zum Ausdruck ge⸗ 
bracht haben, der Lüge. (Abg. Dr. Ziehm: Die 
haben mich niemals wegen einer Stahlhelm— 
tagung befragt!) Die Dinge liegen tatſächlich ſo, 
und die Stahlhelmer haben das damals öffent- 
lich zum Ausdruck gebracht. Herr Dr. Ziehm, nach 
Ihrer Ableugnung werden wir noch den Beweis 
dafür bringen. Es iſt für Sie nicht ſehr angenehm, 
daß Sie dieſe Tatſache ableugnen. 


M. D. u. H.! Es iſt noch ein Einwurf von 
anderer Seite über das Verbot der Stahlhelm— 
tagung gemacht worden, in welchem geſagt worden 
iſt. Die Danziger Bevölkerung, beſonders die 
Wirtſchaftskreiſe, hätten doch ein glänzendes Ge— 
ſchäft dabei gemacht. (Abg. Kloſſowſki: Die 
ganzen Erbſen hätten ſie uns aufgegeſſen! — 
Heiterkeit.) Die Ausführungen kommen von einer 
Seite, die den Deutſchnationalen und den Stapi- 
helmkreiſen durchaus nicht wohlgeſinnt iſt, die 
aber allerdings über alle politiſchen Erwägungen 
den Geſchäftsgeiſt ſtellt. Dieſe Ausführungen 
waren in der „Neuen Zeit“ des Herrn Dr. Blavier 
in einem Leitartikel der letzten Woche enthalten. 
Auch Gaſtwirte haben ſich mit dieſer Frage be— 
ſchäftigt. Wir haben vorhin ja auch einige Zah— 
len vom deutſchnationalen Redner über das ent- 
gangene Geſchäft gehört. Viele glauben, Danzig 
ſei ein großer wirtſchaftlicher Schaden durch das 
Verbot der Stahlhelmtagung erwachſen. M. H. 
von rechts, ich weiß nicht, ob das immer Ihre 
Ueberzeugung iſt, daß ſolche Kongreſſe ſelbſt 
dann, wenn ſie politiſch für Danzig irgend wie 
gefährlich werden könnten, aus wirtſchaftlichen 
Gründen immer erlaubt werden ſollten. Sie 
ſcheinen der Auffaſſung zu ſein; denn Sie haben 
das Verbot ja auch aus wirtſchaftlichen Gründen 
bekämpft und geglaubt, hier hätte dem Danziger 
Mittelſtand eine ſchöne Summe zugeführt wer- 
den können. Ja, m. H. von rechts, dann hätten 
Sie allerdings auch in früheren Jahren ſo han— 
deln müſſen. Herr Dr. Blavier war nämlich 
ſeinerzeit einmal ſtellvertretender Polizeipräſi⸗ 
dent. Er hat ja ſchon immer den Gedanken ver— 
treten: „Politik ſpielt keine Rolle, Wirtſchaft 
über alles, die Hauptſache iſt, wenn wir ein 
gutes Geſchäft machen können.“ Im Jahre 1920 
wollten 20 000 polniſche Stahlhelmer, die Sokols 
herkommen und eine große Tagung abhalten. 
Herr Dr. Blavier, der wenigſtens konſequent iſt, 
wollte dieſe Tagung erlauben. Damals aber, war 
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es Herr Senatsvizepräſident Dr. Ziehm, der dieje (O) 


Tagung verboten hat. Wenn immer nur der 
Danziger Wirtſchaft gedient und das das Leit⸗ 
motiv für die Entſcheidungen des Senats in poli- 
tiſchen Fragen ſein ſoll, dann ſehe ich nicht ein, 
warum ſeinerzeit der Beſuch von 20 000 polniſchen 
Faſchiſten hier verhindert wurde. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Das würde uns bei Ihnen gar nicht wun- 
der nehmen! — Zuruf des Abg. Kakxkutſch.) 
Sprechen Sie doch nicht, mein lieber Herr Kar- 
kutſch, von internationalem Geſchäftemachen. Wir 
beide ſind manchesmal zuſammen Gaſt bei Herrn 
Miniſter Strasburger geweſen. Sie ſollten doch 
nicht anderen Vorwürfe wegen irgendwelcher in— 
ternationaler Betätigung machen. (Zwiſchenruf 
des Abg. Karkutſch.) Sie handeln aus Geſchäfts⸗ 
geiſt, das ſtimmt! (Heiterkeit links — Zuruf des 
Abg. Brill. — Abg. Karkutſch: Sie verhandeln 
Ihr ganzes Vaterland!) Ich war noch nie Han- 
delsmann wie Sie. Doch nun weiter. Es ſind 
aljo auch in früheren Jahren ſolche Kundgebun— 
gen deutſcher oder polniſcher Faſchiſten verboten 
worden. Wir glauben, daß der Senat ganz richtig 
handelte, wenn er jetzt ebenfalls folh eine faſchi⸗ 
ſtiſche Kundgebung in Danzig verboten hat. Der 
Gedanke, den Herr Dr. Blavier vertritt, daß wir 
uns über den Zweck ſolcher Kundgebungen kein 
Kopfzerbrechen machen ſollen, erinnert daran, daß 
im Mittelalter ein Danziger Senatspräſident den 
polniſchen König Sigismund auf beide Wangen 
küßte und ihm in Wirklichkeit lieber einen Fuß— 
tritt gegeben hätte. Ich glaube nicht, daß dieſe 
Politik auch für unſere heutige Zeit ſo vorbildlich 
iſt, daß ſie nachgeahmt werden kann, ebenſo wenig 
wie der Ausſpruch des alten römiſchen Kaiſers 
Vespaſian: Geld ſtinkt nicht. Die Regierung darf 
bei ſolchen Entſcheidungen natürlich nicht die poli- 
tiſchen Momente außer Acht laſſen. In dieſem 
Fall ſprachen ſie für ein Verbot. Wir glauben 
deshalb, daß der Senat richtig gehandelt hat, 
wenn er dies Verbot erließ. 

Damit iſt, wie ſchon der Herr Senatspräſident 
jagte, in keiner Weiſe zum Ausdruck gebracht wor— 
den, daß wir den kulturellen Zuſammenhang mit 
Deutſchland irgendwie zerſtören wollen. Das hat 
der jetzige Senat bereits in feiner Regierungser- 
klärung betont. Er hat ſich darüber hinaus auch 
durch die Tat, Beſprechungen und Verhandlungen, 
dauernd bemüht, dieſen Zuſammenhang mit 
Deutſchland ſo eng wie möglich zu geſtalten. Von 
welchen großen wirtſchaftlichen Vorteilen dieſe 
Bemühungen des Senats bei den Verhandlungen 
mit Deutſchland für Danzig geweſen ſind, zeigt 
wohl am beſten die Frage der Schichau-Werft, 
die nicht allein von Danzig gelöſt werden kann 
und auch nicht allein von Deutſchland, ſondern die 
ſo gelöſt werden muß, wie es den Intereſſen beider 
Staaten entſpricht. In dieſem Sinne iſt der Senat 
dauernd tätig geweſen und hat auf dieſem Ge— 
biete manche Erfolge erzielen können. Wir wollen 
hoffen, daß ihm das auch in Zukunft noch weiter 
möglich ſein wird. 

Der Stahlhelmgeiſt, wie er hier von Herrn 
Abg. Philipſen propagiert wurde, entſpricht in 
keiner Weiſe dem Geiſt, der von den großen 
Deutſchen zum Ausdruck gebracht worden iſt. Sie 
ſprachen von der Erziehung zum deutſchen Sinn 
und deutſchen Geiſt. Der nationale Haß, den der 
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Stahlhelm predigt, m. H. von den Deutſchnatio⸗ Betreten Danziger Gebiets durch deutſche Staats- (C) 


nalen, iſt ſogar von einem Manne abgelehnt wor⸗ 
den, der von allen Volkskreiſen als der größte 
Deutſche angeſehen wird, nämlich von Goethe, der 
ein treffendes Wort geprägt hat: „Ueberhaupt iſt 
es mit dem Nationalhaß ein eigenes Ding. Auf der 
unterſten Stufe der Kultur werden wir ihn 
immer am ſtärkſten und heftigſten finden.“ (Zuruf 
des Abg. Hohnfeldt.) Deshalb iſt er auf Ihrer 
Seite jo ſtark. —“ Es gibt aber eine Stufe, wo 
er ganz verſchwindet, und wo man gewiſſermaßen 
über den Nationen ſteht, wo man ein Glück und 
Wehe des Nachbarvolkes empfindet, als wäre es 
dem anderen paſſiert.“ Das hat kein Marriit, 
kein Sozialiſt geſprochen, ſondern Goethe, Deutſch— 
lands größter Dichter hat dieſes Wort gegen den 
Nationalismus, wie er vom Stahlhelm gepredigt 
wird, geprägt. Deshalb glauben wir, daß es im 
Intereſſe Danzigs lag, daß hier das Verbot der 
Stahlhelmtagung ausgeſprochen wurde; denn 
aus all den Veröffentlichungen, die ich über das 
Ziel der Stahlhelmpolitik im Oſten vorgeleſen 
habe, geht nur das eine hervor, daß er beabſichtigt, 
in Oſteuropa, in Oſtdeutſchland einen neuen Bal- 


kan zu ſchaffen. (Abg. Hohnfeldt: Der ift ſchon da! 


— Den hat der Verſailler Vertrag geſchaffen! 


rechts.) Wir ſehen durchaus nicht den Verſailler 


Vertrag als etwas Ideales an, Herr Philipſen. 
Der Verſailler Vertrag iſt ſicherlich in ſehr vielen 
Punkten abändernswert. Aber es iſt keine Beſſe— 
rung, wenn man an die Stelle des einen Unrechts 
ein anderes ſetzt. Das aber iſt Ihr einziges Ziel. 
Sie möchten gegenüber dem polniſchen Faſchismus 
Ihren ſchwarz-weiß-roten Faſchismus herrſchen 
laſſen. Wir dagegen ſind der Auffaſſung, daß der 
Weichſelſtrom und die Stadt an der Weichſelmün⸗ 
dung anderen Zielen dienen muß, als etwa erneut 
mit Blut gefärbt zu werden. Wir ſind der Auf⸗ 
faſſung, daß es die Aufgabe Danzigs iſt, Mittler 
zwiſchen den beiden Völkern Deutſchland und 
Polen zu ſein, der Verſtändigung zu dienen und 
den Frieden in Oſteuropa fördern zu helfen. Aus 
dieſem Grunde begrüßen wir das Verbot der Ta⸗ 
gung des faſchiſtiſchen Stahlhelms. (Lebhaftes 
Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
jetzt Vertagung der Sitzung auf nächſten Mitt- 
woch. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
unterſtützt? (Zurufe des Abg. Raſchke.) Die Un⸗ 
terſtützung reicht nicht aus. Das Wort hat der 
Herr Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Antwort auf unſere Große Anfrage fei- 
tens des Herrn Präſidenten des Senats hat fo ge- 
lautet, wie ſie jetzt immer in der neuen Regierung 
zu lauten pflegt, d. h. dem Herrn Präſidenten des 
Senats wird eine fertige Antwort auf Grund 
eines Senatsbeſchluſſes in die Hand gedrückt, und 
er hat ſeinen Vers abzuleſen. Er hat aber nicht 
die Befugnis, auf die einzelnen Fragen, die von 
uns geſtellt werden, zu antworten. So hat er 


einzelne Fragen geſtreift, aber andere Fragen, die 
Herr Philipſen geſtellt hat, ausgelaſſen, insbeſon⸗ 
dere die rechtliche Frage, mit welchem Recht das 


bürger verhindert werden ſoll. (Das iſt doch geſagt 
worden! links.) Weiter iſt keine Antwort darauf 
erteilt, ob der Senat Anweiſungen an die Kom- 
munen erlaſſen hat, ſich an dieſem Verbot zu be— 
teiligen. (Präſident des Senats Dr. Sahm: Die 
Anweiſung iſt erteilt!) Wir würden es begrüßen, 
wenn hier nicht weiter ſo gehandelt würde wie 
bisher, ſondern auf die geſtellten Anfragen aus- 
führliche Antwort erteilt würde. 

Die Antwort des Herrn Präſidenten des Ge- 
nats fußte zunächſt auf Art. 84 der Danziger Ver⸗ 
faſſung. Der Herr Präſident hat mit Recht darauf 
hingewieſen, daß Artikel 84 der Danziger Verfaſ— 
ſung nur von Danziger Staatsbürgern ſpricht. Er 
flocht ein, daß Veranſtaltungen jeder Richtung, 
die der deutſchen Kulturgemeinſchaft dienen, bis- 
her in Danzig jtattfinden konnten. Das unter: 
liegt für uns keinem Zweifel. Wogegen wir uns 
aber wehren, iſt, daß zum erſten Male, ſolange 
dieſer Staat beſteht, eine Tagung, die der deut- 
ſchen Kulturgemeinſchaft in hervorragendem 
Maße dient, verboten wird. (Zwiſchenrufe links.) 
M. D. u. H.! Es iſt erwähnt worden, daß die 
Prüfung in bezug auf das Staatswohl den Senat 
in erſter Linie zu dieſem Beſchluſſe veranlaßt hat. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß das Staats- 
wohl beſtimmt in keiner einzigen Frage geſchädigt 
worden wäre, wenn eine derartige Tagung des 
Stahlhelms hier in Danzig ſtattgefunden hätte. 
Dann iſt die Anſicht aufgetaucht, Danzig ſolle die 
Verträge reſpektieren. Ja, welches ſind denn die 
Verträge, die nicht reſpektiert würden, wenn ein 
derartiger Danziger Stahlhelmtag abgehalten 
würde? Ich kenne keinen einzigen Vertrag hier 


in unſerem Staat, der dem entgegen ſtehen würde, 


daß man einen Stahlhelmtag hier auf dieſe Weiſe 
unterbindet und nicht abhält. (Sehr richtig! 
rechts.) 

Nun komme ich auf die Ungelegenheiten zu 
ſprechen, die anſcheinend dem Danziger Staat er- 
wachſen könnten. Da iſt die Furcht vor der Stärke 
dasjenige, was immer wieder betont wurde. M. 
D. u. H.! Wieviele Menſchen ſollten ſich hier ver- 
ſammeln? Es iſt von 13 000 geſprochen worden, 
andere nennen 10000. Nehmen wir den Fall, 
daß wirklich 13 000 Leute hier in Danzig aufmar⸗ 
ſchieren würden. Glauben die Danziger Bürger 
wirklich deshalb um ihre perſönliche Sicherheit 
fürchten zu müſſen? Glauben Sie, daß dieſe 13 000 
Mann nach Eroberung der Freien Stadt den Krieg 
nach Polen hineintragen würden? (Heiterkeit und 
Zwiſchenrufe rechts.) Glauben Sie, daß damit der 
Lebensraum im Oſten erkämpft würde? M. D. u. 
H.] Ohne Waffen foll das geſchehen? Glaubten 
Sie wirklich, davor Angſt haben zu müſſen? Hat 
die Regierung Angſt gehabt, daß die Schutzpolizei 
nicht ausreicht? Das ift ein ganz beſonders wich⸗ 
tiges Moment und ein Beweis dafür, daß die 
Schutzpolizei nicht ausreicht und daß das, was 
Herr Jewelowſki vorhin gejagt hat, falſch gewe- 
ſen iſt, (Abg. Hohnfeldt: Sehr richtig!) daß die 
Zahl der Schutzpolizei ausreiche, um Danzig 
zu ſchützen. (Andauernde Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) Ich bin ſelbſt zur Stahlhelmtagung in 


Königsberg geweſen und habe mich davon über⸗ 
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zeugt, daß die 14000 Stahlhelmer in Königsberg 
durch die Königsberger Polzei ſpielend vor den 
wüſten Angriffen der Rot⸗Front⸗ und ſonſtigen 
Linksverbände geſchützt wurden. Bei richtiger 
Organiſation iſt das zweifellos möglich. Der 
jetzige Linksſenat rühmt ſich immer damit, und 
Herr Jewelowſki hat es heute wieder getan, daß 
die Organiſation der Schutzpolizei eine derartig 
gute wäre, daß ſie in jedem Falle ausreicht. Alſo 
auch hier iſt die Angſt abſolut unbegründet. 

M. D. u. H.! Es iſt aber ein Unterſchied, ob 
hier eine Organiſation tagen würde, die unbe— 
kannt ift, von der man nichts kennt, eine Organi- 
ſation, von der man wirklich Grund hat zu be— 
fürchten, daß fie die beſtehende Ordung des Staa- 
tes in irgendeiner Weiſe verletzen könnte, ... 
(Abg. Kloſſowſki: Das ift doch beim Stahlhelm der 
Fall!) Das trifft beim Stahlhelm nicht zu. Er 
hat eine Tagung in Berlin abgehalten, eine Ta- 
gung mit 120000 Mann in Hamburg. Im vori⸗ 
gen Jahr war eine Tagung in Königsberg. Auch 
in bieſem Jahr wird wieder eine Tagung in Kö⸗ 
nigsberg ſein. Dann wird in dieſem Jahr auch 
noch eine Tagung in München abgehalten. Sie 
werden ſich davon überzeugen können, daß der 
Stahlhelm die Organiſation iſt, die die muſter— 
hafteſte Ordnung in ihren Reihen hält, und daß 
von dieſer Seite etwas Mißliches für den Staat 
nicht zu befürchten iſt. Der Herr Präſident des 
Senats hat darauf hingewieſen und hat betont, 
daß er dem Stahlhelm das Zeugnis ausſtellt, daß 
er Diſziplin in ſeinen Reihen hält. Ich glaube 
aber auch, daß die Angſt vor etwa eintretenden 
Tumulten nicht begründet ift, weil die Schuß: 
polizei nach Anſicht des Herrn Jewelowſki aus- 
reicht, um allen Ungelegenheiten zu begegnen. 

M. D. u. H.! Jetzt kommt ein ganz beſonderer 
Punkt. Der Herr Präſident des Senats ſagte, der 
Stahlhelmtag wäre nicht von vornherein verboten 
worden. Nach meinen Informationen ſtimmt das 
nicht; denn am 5. April hat der Senat getagt und 


hat einen Beſchluß gefaßt. Dieſer Beſchluß wurde 


von Herrn Philipſen verleſen. In dieſem Beſchluß 
ſteht ausdrücklich unter Ziffer 1: „Der Stahlhelm⸗ 
tag wird mit allen Mitteln verhindert.“ Als Zif⸗ 
fer 2 ſteht: „Unter Vorſitz des Herrn Präſidenten 
des Senats ſoll gekuhhandelt — nein verhandelt 
werden.“ (Heiterkeit rechts.) Dann ſteht unter 3: 
„Für den Fall, da das Ziel unter Ziffer 2 nicht 
erreicht wird uſw.“ Was iſt das? Entweder wird 
ein Beſchluß in einer Korporation wie dem Senat 
gefaßt und die Tagung findet nicht ſtatt oder ſie 
findet ſtatt. Durch dieſen Kuhhandel iſt ein ganz 
erheblicher Schaden entſtanden. Es trifft nicht zu, 
daß der Stahlhelmtag etwa durch dieſen Kuh- 
handel erlaubt werden konnte; denn der Herr 
Präſident hat in aller Offenheit dem Herrn Lan⸗ 
desverbandsführer von Oſtpreußen, dem Grafen 
Eulenburg erklärt, daß die Möglichkeit für die Ab⸗ 
haltung des Stahlhelmtages nicht gegeben ſei. 
(Präſident des Senats Dr. Sahm: In dieſer 
Aufmachung!) Ja, hier wird auch damit krebſen 
gegangen, daß die Tagung des Reichsbanners er⸗ 
laubt worden iſt, weil ſie in anderer Aufmachung 
vor ſich gehe. Der Stahlhelm hat in aller Offen- 
heit mit dem geſamten ihm zur Verfügung ſtehen⸗ 
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den Material den Antrag beim Senat geſtellt. 
Wenn ſich der Senat nicht feſtgelegt hätte, wie aus 
dem Senatsbeſchluß vom 5. April hervorgeht, 
dann wäre die Möglichkeit vorhanden geweſen, 
eine Aenderung herbeizuführen. Wir ſehen es 
doch immer wieder, wie dem Herrn Präſidenten 
die Hände vom Geſamtſenat gebunden ſind. So iſt 
es eine Unmöglichkeit, etwa davon abzuweichen 
und nachher durch Kuhhandel den Stahlhelmtag 
doch ſtattfinden zu laffen. Die Senatsverhand— 
lung iſt am 5. April geweſen, während die Kuh— 
handelei am 6. vor ſich gegangen iſt. 

M. D. u. H.! Jetzt komme ich zu dem berühm⸗ 
ten Händedruck des Herrn Major Wild. Der 
Führer des Gaues Danzig des Stahlhelms iſt am 
6. April vom Herrn Polizeipräſidenten antelepho— 
niert worden, er möchte doch zu ihm kommen. 
Darauf ging Major Wild zum Polizeipräſidenten. 
Der ſagte: „Herr Major Wild, Sie ~- find zum 
Herrn Präſidenten des Senats zu einer Rückſprache 
gebeten.“ Das iſt etwas Neuartiges in dieſem 
Staat. Wenn eine Organiſation an den Senat 
einen Antrag richtet, gehört es ſich nach unſerer 
Meinung, daß dieſe Organiſation aufgefordert 
wird, ſich zur Sache zu äußern. Es iſt aber nicht 
richtig und abwegig, wenn der Polizeipräſident 
als Laufburſche benutzt wird, um den Führer des 
Stahlhelms heranzuholen, um nachher mit dem 
Herrn Polizeipräſidenten zuſammen zum hohen 
Senat zu ziehen, wo der Führer des Landesver— 
bandes Danzig zur Rede geſtellt wird. Herr Ma— 
jor Wild iſt über dieſe Behandlung entrüſtet ge— 
weſen, da er ſich einer fertigen Senatskommiſſion 
gegenüber ſah, von der er zur Rechenſchaft gezogen 
werden ſollte. (Präſident des Senats Dr. Sahm: 
Es iſt nichts von Rechenſchaft geſprochen worden!) 
Er iſt gefragt worden, wie er ſich zu der Sache 
ſtelle. Der Herr Präſident des Senats hat ſeine 
Niederſchrift verleſen, ich werde gleich die Nieder— 
ſchrift des Herrn Major Wild vorleſen. Sie 
ſtimmen im übrigen genau überein. Nach der 
Niederſchrift des Herrn Major Wild eröffnete der 
Senatspräſident die Beſprechung, indem er ſagte: 
„Herr Major Wild, ich habe Ihnen im Auftrage 
des Senats die Mitteilung zu machen, daß der Se— 
nat beſchloſſen hat, auf Grund der ihm zugegan— 
genen Artikel, aus denen zu erſehen iſt, daß es ſich 
um eine große Stahlhelmtagung handelt, zu der 
der Stahlhelm aus dem Reiche in großen Maſſen 
erſcheint, dieſe Tagung aus politiſchen Gründen zu 
verbieten. (Abg. Dr. Ziehm: Na, alfo, von vorn- 
herein!) Wollen Sie dazu Stellung nehmen?“ 
Ich erwiderte, daß ich nicht einſehen könnte, war- 
um deutſchgeſinnten Männern auf Danzig⸗deut⸗ 
ſchem Boden verboten werden ſollte, ihre deutſche 
Geſinnung kundzugeben. Ich fuhr fort: „Wo 
bleibt das gleiche Recht für alle, von dem überall 
geſprochen wird, wenn von ſeiten des Senats die 
Geſinnung deutſcher Männer ſabotiert wird?“ 
Der Senatspräſident ſagte: „Ich bitte Sie, ſich in 
Ihren Ausdrücken zu mäßigen. Nehmen Sie den 
Ausdruck „Sabotage“ zurück? Ich erwiderte, daß 
ich keinen anderen Ausdruck fände, weil man 
deutſchgeſinnten Männer in den Rücken falle. 
Darauf ſagte der Senatspräſident: „Ich breche die 
Sitzung ab und möchte bekanntgeben, daß der 
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Senat mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln 
das Hereinkommen der Mitglieder des Gtahl- 
helms, alle Veranſtaltungen unter freiem Himmel 
und unter bedeckten Räumen verhindern wird.“ 
(Lebhafte Zurufe links.) Da ſich Herr Major Wild 
in Erregung befunden hat, iſt es denkbar, daß 
kleine Abweichungen vorhanden ſind. Im großen, 
ganzen ſtimmt die Darſtellung der beiden Herren. 

Nun kommt die Händedruckaffäre. (Heiterkeit.) 
Es iſt bekannt geworden, daß Herr Major Wild 
den Händedruck nicht deswegen verweigert hat, 
weil er wegen der Stahlhelmſache verhandelte, 
ſondern aus perſönlichen Gründen. Die Sache 
geht auf die Angelegenheit des Majors Schultz 
vom Danziger Rundfunk zurück. Es iſt Herrn Ma⸗ 
jor Wild zu Ohren gekommen, daß Herrn Senator 
Arczynſki vorgeworfen wurde, in dieſer Sache die 
Unwahrheit geſprochen zu haben. (Abg. Arczynſki: 
Das iſt gelogen!) Herr Senator Arczynſki hat 
nichts dagegen getan, ſich von dieſem Anwurf zu 
reinigen. Aus dieſem Grunde hat Herr Major 
Wild Herrn Senator Arczynſki die Hand nicht ge— 
geben. Hier iſt auch von Offiziersehre die Rede 
geweſen. Das iſt etwas, was Anſichtsſache iſt, und 
es handelt ſich hier alſo um eine ganz perſönliche 
Angelegenheit des Majors Wild, die mit dieſer 
Verhandlung an ſich nichts zu tun hat. Es iſt ja 
auch nicht der Zweck der Großen Anfrage, hier 
Aufklärung zu ſchaffen. (Zurufe links. — Unruhe.) 

Präſident: Ich bitte, den Herrn Redner nicht 
zu unterbrechen. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Sitzung 
iſt abgebrochen worden, weil man dem Major 
Wild den Ausdruck „Sabotage“ übelgenommen 
hat. Iſt es etwas anderes, wenn am 5. April die 
Senatsſitzung beſchließt, die Tagung ſei zu ver— 
hindern, und wenn Herr Major Wild vor vollen- 
dete Tatſachen geſtellt wird? Es war für den Se— 
nat eine gefundene Gelegenheit, die Verhandlung 
mit dieſer Begründung abzulehnen und ſo um die 
Ziffer 3 herumzukommen für den Fall, daß das 
Ziel zu Ziffer 2 nicht erreicht wird. (Zuruf des 
Abg. Kloſſowſti.) 

Herr Abg. Loops hat hier geſagt, daß das Ge— 
genſtück zum Verbot des Stahlhelms die Behand— 
lung der Tagung polniſcher Faſchiſten ſei. Es iſt 
bekannt, daß in dieſem Staate 96 Prozent 
Deutſche wohnen. Aus dieſem Grunde iſt es wohl 
richtig und zu rechtfertigen, daß man auf die 96 
Prozent Deutſche mehr Rückſicht nimmt als auf die 
4 Prozent Polen. (Sehr richtig! rechts.) Es hätte 
dem deutſchen Empfinden in dieſem Staat durch— 
aus entſprochen, wenn auch in dieſem Falle darauf 
Rückſicht genommen wäre, daß der Staat gegen 
die 96 Prozent Deutſche nicht derart engherzig 
ſein durfte, wie er es tatſächlich war. 7 

Nun wirft Herr Abg. Loops den Militär⸗ 
ſchriftſtellern vor, daß ſie von Politik keine Ah⸗ 
nung hätten. Vielleicht haben die Herren etwas 
mehr Ahnung von der Geſchichte. Ich empfehle den 
Herren von links, auch Herrn Kloſſowſki, ſich et⸗ 
was mehr mit der Geſchichte Danzigs zu befaſſen 
und daraus zu erſehen, daß die Danziger Kultur 
nur dadurch erhalten blieb und Danzig nur da⸗ 
durch wurde, was es heute iſt, daß Danzig ſeine 
deutſche Kultur gegen die polniſchen Angriffe 
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jahrhundertelang verteidigte. Und nun kommt 
das Gegenſtück. Hier trennen ſich unſere Geiſter. 
Es ift richtig, was Herr Loops ſagte, der Stahl: 
helmgeiſt iſt vom Geiſt von Genf weit entfernt. 
Eine Brücke wird hier nicht ſo leicht zu ſchlagen 
fein. (Abg. Plenikowſki: Das ſtimmt doch nicht!) 
Nun wurde von ſozialdemokratiſcher Seite ſogar 
Goethe angeführt. Ich glaube, wenn Goethe in 
unſerem Danziger und deutſchem Staat, die Hal- 
tung der deutſchen Sozialdemokrtie erlebt hätte, 
ſo hätte er ganz etwas anderes geſagt als das, 
was der Herr Abg. Loops hier vorbrachte. Eigent⸗ 
lich iſt die Antwort des Senats in dieſem Umfange 
gar nicht nötig geweſen. Das wichtigſte Dokument 
für das Verbot des Stahlhelmtages iſt und bleibt 
immer das Protokoll der Sitzung vom 5. April. 
Wir freuen uns außerordentlich, daß wir in den 
Beſitz dieſes Protokolls gelangt ſind. M. D. u. 
H.! Dieſer Beſchluß des Senats iſt ein Dokument, 
das eine Schande für die Freie Stadt Danzig in 
der ganzen Welt bedeuten wird. Es ift ungeheuer- 
lich, daß man die Freie Stadt durch dieſen Beſchluß 
in dieſer Welſe drangſaliert und ihr dadurch die 
Ausübung und Betätigung des Deutſchtums 
unterbindet. Man hätte dem Stahlhelm die 
Möglichkeit geben können, die Tagung auf Grund 
von Verhandlungen doch ſtattfinden zu laſſen. 
Aber dies Protokoll verbietet das; denn Punkt 1 
lautet: „Der Stahlhelmtag wird mit allen Mit- 
teln verhindert.“ Wenn der Beſchluß des Senats 
gelautet hätte: „Der Senat iſt bereit, mit dem 
Stahlhelm über folgende Punkte zu verhandeln: 
1. Es dürfen Teilnehmer aus dem Reich nur in 
der und der Menge herangezogen werden, 2. die 
Veranſtaltung in Danzig darf nur unter folgen- 
den Bedingungen ſtattfinden uſw.“, wenn der Be- 
ſchluß vom Senat vom 5. April ſo gefaßt worden 
wäre, dann wäre der Stahlhelmtag genehmigt 
worden und hätte ſtatfinden können. Aber durch 
dieſen Beſchluß, der uns nachträglich zur Kennt- 
nis gekommen iſt, iſt das nicht möglich. (Abg. 
Philipſen: In Oberbuſchkau geſchieht das!) In 
Oberbuſchkau werden wir aufmarſchieren, aber es 
ift lächerlich, wenn Oberbuſchkau mit Danzig ver- 
glichen wird. Es wäre doch viel erhebender ge— 
weſen, wenn die Tagung in Danzig ſtattgefunden 
hätte. 


Iſt der Stahlhelm eine feindliche Armee, die 
den Danziger Staat vernichten will? Beſtimmt 
nicht. Ich habe ſchon vorhin geſagt, was der 
Stahlhelm iſt, und das hat er in den 10 Jahren 
ſeines Beſtehens bewieſen. Der Stahlhelm iſt ein 
feſter Zuſammenſchluß von Männern, die bereit 
ſind, für ihr deutſches Vaterland zu opfern, zu 
kämpfen und auch zu ſterben. Der Stahlhelm 
rekrutiert ſich nicht nur aus Kapitaliſten und Jun⸗ 
kern, er rekrutiert ſich auch nicht bloß aus Arbei— 
tern, ſondern aus allen Teilen der Bevölkerung. 
(Zuruf des Abg. Langnau.) Ja, Arbeiter ſind zu 
ſehr erheblichem Teil drin. Er rekrutiert ſich aus 
Arbeitern bis Hohenzollernprinzen. Die geſamte 
Bevölkerung tritt für die Ziele des Stahlhelms 
ein und iſt feſt entſchloſſen, dieſe Ziele weiter zu 
vertreten und zu verteidigen. Herr Loops hat ſo 
viel von dieſen Zielen geſprochen und hat geſagt, 
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daß fie offen und agreſſiv gegen das Ausland ge- 
richtet ſind. Trifft das zu? Wenn Sie die Ver⸗ 
handlungen geleſen haben, die jetzt durch den 
Reichspräſidenten v. Hindenburg mit den Führern 
des Stahlhelms geführt werden und die die Frage 
zum Gegenſtand haben, ob der Herr Reichspräſi⸗ 
dent weiter Mitglied des Stahlhelms ſein wollte, 
ſo haben ſie zur Genüge bewieſen, daß der Stahl⸗ 
helm nur mit verfaſſungsmäßigen Mitteln ſeine 
Ziele erreichen will. Der Plan der Abänderung 
der Verfaſſung bedeutet doch nicht, daß mit Gewalt 
etwas geändert werden ſoll. 


Der Stahlhelm wollte mit feiner hieſigen Ta- 
gung nichts weiter, als ſowohl in Danzig wie in 
Deutſchland den Beweis erbringen, daß Danzig 
eine deutſche Tatſache iſt. Davon iſt auch viel ge— 
ſprochen worden. (Das wiſſen wir doch! links.) 
Die Leitung des Stahlhelms hielt es für notwen— 
dig, der infolge der Abtrennung ſchwer um ihre 
Exiſtenz ringenden Wirtſchaft hier in Danzig da- 
durch Mut zu machen, daß fie deutſche Volksgenoſ⸗ 
ſen heranholt, die ſelbſt den Mut haben, hier eine 


Aenderung herbeizuführen und das offen zu ſagen. 


Durch ihren Aufmarſch wollten ſie das deutſche 
Nationalbewußtſein hier ſtärken. (Zwiſchenrufe 
des Abg. Kloſſowſki.) Das ift nie nötiger geweſen 
als heute, wo wir über dieſe Linksregierung ver⸗ 
fügen. (Das iſt doch keine Linksregierung! Iſt 
denn Herr Sahm Sozialdemokrat? links.) Dieſe 
Kundgebung ſollte mit allen Mitteln verhindert 
und alle Maßnahmen ſollten getroffen werden, 
die geeignet erſcheinen, ein Betreten der Danziger 
Landesgrenze zu verhindern. Der Ausdruck, den 
die „Danziger Neueſten Nachrichten“ dazu gewählt 
haben, wurde ſchon erwähnt, er lautet: „Noch nie 
iſt jemand das Betreten des Danziger Bodens 
verboten worden. Diejenigen, die es trifft, ſind 
Deutſche.“ Das ift ein beſonders trauriges Ka- 
pitel. Iſt ſich der Senat darüber klar geworden, 
daß nach dieſer Handlungsweiſe Danzig ſolange 
keine deutſche Tatſache iſt, als dieſer Senat mit 
einer derartigen Handlungsweiſe am Ruder iſt? 
Iſt ſich der Senat darüber klar, daß von nun an die 
Reden der jetzt in Deutſchland rudelweiſe auf— 


tretenden Danziger Senatoren als Phraſen emp⸗ 


funden werden? (Zwiſchenrufe links — Unruhe.) 
Deutſchen Brüdern will man den Uebertritt hier⸗ 
her verwehren. Was würde der Senat aber tun, 
wenn der Retter Dft- und Weſtpreußens, der Ge- 
neralfeldmarſchall von Hindenburg, der auch 
Ehrenmitglied des Stahlhelms iſt, an dieſer Ta⸗ 
gung hätte teilnehmen wollen? Was hätte der Se⸗ 
nat dann getan? (Abg. Plenikowſti: Ihn ans 
Herz gedrückt! Herrn Arczynſki die Hand gedrückt!) 
Wer würde heute in Danzig herzlicher empfangen 
werden, der Feldmarſchall von Hindenburg in 
feiner Eigenſchaft als Ehrenmitglied des Stahl- 
helms oder der polniſche Miniſterpräſident? (Zwi⸗ 
ſchenrufe.) Wir haben auch Vorbilder, nämlich den 
Empfang der Ozeanflieger Köhl und Hünefeld, 
In der ganzen Welt wurden ſie begrüßt und ge⸗ 
feiert. Nur der Danziger Senat hat ihnen einen 
recht traurigen Empfang zuteil werden laſſen. Et⸗ 
was anders iſt eben von dieſem Danziger Senat 


nicht zu erwarten. (Abg. Plenikowſki: Aus Schmerz! 


darüber iſt er geſtorben!) Aus Schmerz über ſein 


Vaterland iſt er entſchieden ſchneller geſtorben. 

Die Art, in der der Senat gegen den Stahl- 
helm vorgeht, wird auch durch andere Vorkomm⸗ 
niſſe beleuchtet. Sogar auf perſonellem Gebiet 
kann man das erkennen. Sie wiſſen, daß in der 
letzten Zeit durch die Zeitungen eine Nachricht 
ging, in welcher Weiſe ein Oberſtudiendirektor 
beim Conradinum in Langſuhr nicht zugelaſſen 
werden ſollte. Es war ein Herr aus Oſtpreußen, 
ein Oberſtudiendirektor Dr. Czwalina, der die 
denkbar beſte Befähigung dafür hatte, die beſten 
Zeugniſſe aufweiſen konnte, und der infolge ſeiner 
großen Verdienſte um die Abſtimmung in Allen⸗ 
ſtein vom ſtädtiſchen Beamten zum ſtaatlichen ge⸗ 
macht wurde, der alſo im preußiſchen Staat trotz 
ſeiner Geſinnung Staatsbeamter geworden war. 
Nun hat ſich herausgeſtellt, daß er nicht nur dem 
Stahlhelm angehört, ſondern 1925 ein Stahlhelm— 
lied gedichtet hat. Anſcheinend iſt das der Grund, 
weshalb dieſer Herr feine Beſtätigung nicht er- 
halten hat. (Hört, hört! rechts.) Er iſt gewählt, 
aber vom Senat nicht beſtätigt worden. (Hört, 
hört! rechts.) Es liegt nahe, anzunehmen, daß dieſe 
Handlungsweiſe für den Staat maßgebend geweſen 
iſt. (Wie war es früher mit den Nachtwächtern? 
links.) 

M. D. u. H.! Bei dem Verbot des Stahlhelm— 
tages hätte der Senat würdevoller gehandelt, wenn 
er das Verbot klar ausgeſprochen und die Durch— 
führung dieſes Verbots von vornherein durchge— 
drückt, (Abg. Kloſſowſki: Unverſchämtheit! 
Zwiſchenrufe und Unruhe.) wenn er alſo nicht die 
Ziffern 2 und 3 in den Senatsbeſchluß Hineinge- 
bracht hätte. Der Stahlhelm beſitzt Diſziplin und 
Unterordnungsgefühl genug, um den Befehlen 
nachzukommen. Der Senat hätte nicht nötig ge- 


habt, ſeine Angſt zu äußern, indem er einen Be⸗ 


ſchluß darüber herbeiführen mußte, die Landes—⸗ 
grenzen gegen die etwa hereinkommenden Stahl⸗ 
helmer abzuſperren. (Unerhört! rechts.) Das wäre 
alles nicht nötig geweſen und er hätte ſich dieſe 
Blamage im Auslande wahrlich erſparen können. 
Trotz dieſes Verbots oder gerade wegen dieſes 
Verbots wird die Stahlhelm-Idee wachſen. Es 
iſt nicht richtig, daß etwa der Stahlhelm der Hetzer 
iſt. Hier ſieht man es ja, daß man den Stahl⸗ 
helmgedanken dadurch unterdrücken will, daß man 
gegen den Stahlhelm hetzt. Die Hetze iſt alſo auf 
der anderen Seite zu finden. Sie wird dazu bei⸗ 
tragen, daß der Stahlhelm weiter Wurzeln ſchlägt. 
Wir wollen hoffen, daß der Stahlhelmgeiſt mit 
dazu beiträgt, die Verhältniſſe in unſerem deut⸗ 
ſchen Vaterlande und bei allen Deutſchen, wo ſie 
auch wohnen mögen, im In- und Auslande, zu ver⸗ 
beſſern, und beſonders auch uns hier die Rettung 
bringt. 

Dem Senat rufe ich aber zum Schluß zu, und 
zwar in Verbindung mit den Ausführungen des 
Herrn Abg. Philipſen über die Angſt vor dem 
Nachbar Polen, der doch wirklich einen großen 
Anteil am Verbot hat, zu: Mehr Mut und mehr 
Offenheit! (Lebhaftes Bravo, rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 
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Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D: u. 
H.! Von dem Herrn Redner der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion bin ich ſoeben hingeſtellt worden, 
als ob ich ein willenloſes Werkzeug und eine 
Puppe in der Hand des Geſamtſenats wäre. Ich 
kann Ihnen erklären, daß die Rede, die ich vorge: 
tragen habe, von mir ganz allein gemacht iſt und 
ſo mit ganz geringen redaktionellen Aenderungen 
auch vom Senat genehmigt wurde. 

Ich komme nunmehr zu den ſonſtigen Entgeg⸗ 
nungen, die auf die Erklärung des Senats erfolgt 
ſind. Ich habe zunächſt darauf hingewieſen, daß 
die Tagung des Stahlhelms im geplanten Um⸗ 
fange wegen innerer Schwierigkeiten hat verboten 
werden müſſen. Die Beſtätigung iſt ja durch den 
Herrn Redner der Deutſchnationalen Fraktion er⸗ 
folgt, der davon ſprach, daß in Königsberg wüſte 
Angriffe gegen die dortige Stahlhelmtagung ſtatt⸗ 
gefunden hätten. (Zurufe rechts.) Er hat wüſte 
Angriffe geſagt und ich verſtehe darunter nicht 
gröhlen, ſondern daß die Ordnung geſtört war. 
(Zuruf des Abg. Hohnfeldt. Abg. Raſchke: 
Wichſe haben ſie doch in Königsberg gekriegt! — 
Abg. Schwegmann: Es ging alles abſolut in Ord⸗ 
nung zu! — Abg. Rahn: Halten Sie mal die 
Schnauze und laſſen Sie Herrn Sahm ſprechen! — 
Abg. Plenikowſki: Sie müſſen Ihre Schnauze auch 
dazu rechnen!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich muß 
bitten, den Verlauf der Verhandlungen nicht zu 
ſtören. (Zuruf des Abg. Plenikowſki. Abg. 
Rahn: Alter Zigeuner! — Große Heiterkeit.) 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Es handelt ſich darum, daß ſich der Senat die 
Frage vorlegen mußte, ob er mit den ihm zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Machtmitteln in der Lage war, 
die Sicherheit in Danzig zu garantieren, wenn 
Tauſende und Abertauſende von Stahlhelmleuten 
in Danzig erſchienen. Es waren noch 5 bis 6000 
Danziger hinzuzurechnen, da ſämtliche Krieger-und 
Regiments⸗Vereine auch dazu aufgeboten werden 
ſollten. Es entſtand die Frage, ob der Senat mit 
den ihm zur Verfügung ſtehenden Mitteln, d. h. 
mit einer Schutzpolizei von einigen hundert Mann 
in der Lage war, für Sicherheit und Ordnung zu 
ſorgen. Man ſoll dieſe Bedenken nicht dadurch 
lächerlich machen, indem man fragt, ob etwa die 
Senatoren für ihre eigene Sicherheit fürchteten, 
oder ob man annahm, daß der Stahlhelm gegen 
Polen marſchieren wolle. Für uns war die Sache 
ernſter. Wir haben uns die Frage vorgelegt: 
Können wir die öffentliche Sicherheit gewähr⸗ 
leiſten? Weil wir die Frage nicht bejahen konn⸗ 
ten, ſind wir zu dieſen Maßnahmen gekommen. 
(Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) 

Es kommen aber auch noch äußere Schwierig: 
keiten dazu. Ich habe davon geſprochen, daß eine 
jede Regierung erklärt hat, daß ſie die Verträge, 
die zur Entſtehung des ſelbſtändigen Staates 
Danzig geführt haben, reſpektieren müſſe. Wenn 
zu befürchten war, daß dieſe Verträge, und dazu 
gehört auch die Einrichtung des Völkerbundes und 
deſſen Organe, dann beſchimpft werden, wie man 
es nach den Erklärungen, die ſoeben Herr Loops 
über die Rede von Dr. Stadler verleſen hat, 
befürchten mußte, waren wir durchaus berech⸗ 
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tigt, auch wegen dieſer äußeren Schwierig: 
keiten die Tagung zu verbieten. Auch das iſt 
nicht das erſte Mal geweſen. Ich will mich 
mit der Andeutung begnügen, daß unter einer 
früheren Regierung, als ich in Genf und von Dan⸗ 
zig abweſend war, es auf gewiſſes Einreden ge⸗ 
lungen iſt, eine derartige Veranſtaltung nicht ſtatt⸗ 
finden zu laſſen. (Hört, hört! links. — Abg. Dr. 
Ziehm: Eine Verſammlung des Stahlhelms?) 
Ich habe nicht von einer Verſammlung des Stahl⸗ 
helms geſprochen, ſondern von einer derartigen 
Verſammlung. (Abg. Dr. Ziehm: Eine deutſche 
Verſammlung iſt nie verboten worden!) Sie wer⸗ 
den verſtehen, daß wir unter dieſen Umſtänden 
darauf bedacht ſein mußten, im Intereſſe der guten 
Beziehungen zum Völkerbund, auf die wir nun 
einmal angewieſen ſind und die hier im Hauſe 
auch von der Oppoſition betont werden, uns nicht 
der Gefahr auszuſetzen, daß bei einer neuen Ta— 
gung in Danzig Beſchimpfungen des Völkerbundes 
vorkommen. Ich glaube noch etwas hinzufügen zu 
müſſen. Ich hätte es ſonſt vermieden, nachdem 
aber der Name des von allen hochverehrten Reihs- 
präſidenten v. Hindenburg in die Debatte gezogen 
wurde, geſtatten Sie auch mir, dieſen Namen zu 
nennen. Als der Reichspräſident vor Jahren noch 
als Generalfeldmarſchall in Zoppot mit dem 
Schiff ankam, habe ich ihn gebeten, er möchte an 
Land gehen, weil Tauſende und Abertauſende auf 
ihn warteten. Darauf hat er mir erſt nach langem 
Zureden die Einwilligung erklärt und geſagt: 
„3 fürchte, ich könnte Ihnen Schwierigkeiten be- 
reiten.“ 

Was dieſe hochverehrte Perſönlichkeit damals 
geſagt hat, gilt für alle Deutſchen. Man ſoll uns 
nicht unnötig in unſerer ſchweren Situation 
Schwierigkeiten bereiten, wir haben ſchon Schwie— 
rigkeiten genug. Ich möchte nun noch auf das ein- 
gehen, was der Herr Redner der Deutſchnationalen 
Fraktion als Kuhhandel bezeichnet hat. Wie liegt 
die Situation? Ich war, wie Ziffer 2 des Senats⸗ 
beſchluſſes lautet, damit beauftragt, mit dem 
Stahlhelm darüber zu verhandeln, ob die Veran⸗ 
ſtaltung nicht in anderer Form möglich wäre. Von 
dem Beſchluß des Senats war den Herren des 
Stahlhelms nichts bekannt. Der iſt ihnen durch 
die Indiskretion einer Verwaltungsſtelle zur 
Kenntnis gekommen. (Unerhört! links.) Man 
hätte über die Zurücknahme des Beſchluſſes ver⸗ 
handeln können, wenn nicht durch das Benehmen 
des Herrn Wild eine Verſtändigung unmöglich ge— 
macht worden wäre. Dem Grafen Eulenburg habe 
ich den Rechtsſtandpunkt des Senats auseinander: 
geſetzt. Ein Blinder konnte mit dem Stock fühlen, 
daß wir eine Danziger Veranſtaltung genehmigt 
hätten. Die Veranſtaltung aber in dieſem Um— 
fange und Ausmaß ſtattfinden zu laffen, konnten 
wir nicht zulaſſen. Ich bin feſt davon überzeugt, 
daß die Kreiſe in Deutſchland, welche durch die 
einſeitige Darſtellung anders geurteilt haben, 
heute ein gerechteres Urteil über den Senat fällen. 
(Sehr richtig! links.) Ich proteſtiere dagegen, daß 
man unſere Anſprachen bei Veranſtaltungen in 
Deutſchland, wenn wir dort das Wort „Danzig“ 
als deutſche Tatſache ausſprechen, als Phraſen an⸗ 
ſieht. Das iſt eine Beleidigung für den Se— 
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(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 
nat, eine Beleidigung für die Freie Stadt Danzig 
und für unſer Deutſchtum. 

In unſerer ſchweren Stellung müſſen wir dar⸗ 
auf Rückſicht nehmen, daß wir uns nicht alles er- 
lauben können. Ein engliſcher Außenminiſter hat 
in den fünfziger Jahren, als die politiſchen Wel⸗ 
len in der Außenpolitik hochgingen, das ſtolze 
Wort ausgeſprochen: „England iſt ſtark genug, um 
etwas riskieren zu können.“ Wir ſind zu ſchwach, 
um etwas riskieren zu können. Das Wort „Nee 
temere, nec timide“ wird zu häufig im Munde ge- 
führt. Nec timide wird gern ausgeſprochen, nee 
temere iſt der Wahlſpruch des Senats, den er be— 
obachtet hat. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord— 
nete Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Es 
können die Meinungen darüber auseinandergehen, 
ob die beſtehenden politiſchen Kampforganiſa— 
tionen überhaupt eine Daſeinsberechtigung haben. 
(Abg. Langnau: Einerſeits und andererſeits!) Es 
iſt doch ſo, daß das Beſtehen einer ſolchen Organi— 
ſation irgend einer Richtung in den andern Qa- 
gern das Entſtehen gleicher oder ähnlicher Orga— 
niſationen auslöſt, und das führt zu der bedauer— 
lichen Verhetzung, zu der Zerfleiſchung und zu der 
Zerreißung des Volkes. Die Organiſationen ſte— 
hen in offener Gegnerſchaft zu einander, und das 
in einer Schärfe, daß es wiederholt zu ernſten 
Zwiſchenfällen gekommen iſt, zu Zuſammenſtößen, 
bei denen Bürgerblut gefloſſen ift. Wenn die der- 
zeitige Entwicklung fortſchreitet, und wenn ſie, 
wie man leider annehmen muß, an Verſchärfung 
zunimmt, dann muß am Ende dieſer Entwicklung 
ein Kampf aller gegen alle ſtehen. 

M. D. u. H.! Nach dieſen allgemeinen Erwä— 
gungen, die von den praktiſchen Auswirkungen 
ausgehen, erſcheint die Zweckmäßigkeit des Be— 
ſtehens dieſer politiſchen Kampforganiſationen 
zum mindeſten fraglich. Wenn wir das auf Dan— 
zig beziehen und dabei in ruhiger Würdigung die 
eigenartige Lage Danzigs betrachten, dann müſſen 
einem für Danzig ſchwere Bedenken über das Be- 
ſtehen dieſer Organiſationen kommen. (Abg. 
Friedrich: Das ſtimmt! Das ſtimmt aber auch für 
alle Sonder-Organiſationen von anderer Seite, 
daran erinnere ich Sie!) Sie haben ja gar nicht 
verſtanden, wovon ich ſprach. (Sehr richtig! beim 
Zentrum.) Ich ſprach von politiſchen Kampforgani⸗ 
ſationen, und Sie ſprechen von irgend welchen an— 
deren Vereinigungen oder Organiſationen. Jeden⸗ 
falls müſſen wir bezüglich dieſer Kampforganiſa⸗ 
tionen, auf Danziger Verhältniſſe angewendet, 
ſehr ſchwere Bedenken haben, und wir kommen am 
beſten zu dem Ergebnis: es wäre für uns in Dan⸗ 
zig beſſer, wir hätten ſie nicht. 

M. D. u. H.! Wir unterſtellen dem Stahlhelm 
gern den guten Willen, mit dieſer Tagung Danzig 
und ſeinem Deutſchtum zu dienen. Aber wir mif- 
ſen leider ſagen, daß die geplante Veranſtaltung in 
dem angekündigten Rahmen, daß das vorgeſehene 
Programm und die ganze Aufmachung nicht geeig⸗ 
net waren, dieſen Zweck zu erfüllen. Danzig hat 
für derartige hochpolitiſche Dinge einen heißen 
Boden, und darauf muß ſtrenge Rückſicht genom⸗ 
men werden. Gerade das bringt es mit ſich, 
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nach unſerer Anſicht die geplante Veranſtaltung (© 


des Stahlhelms hier in Danzig die ausgeſprochene 
wohlgemeinte Abſicht für Danzig und ſein Deutſch⸗ 
tum nicht nur nicht erfüllt, ſondern daß darüber 
hinaus Danzig ſchwer geſchädigt worden wäre und 
tatſächlich ſchwer geſchädigt worden iſt. 

M. D. u. H.! Ich will mir weitere Ausfüh⸗ 
rungen erſparen und in dieſem Zuſammenhang 
lediglich einige Fragen aufwerfen, die bis zu 
ihrem Ende auszudenken jedem einzelnen anheim 
geſtellt bleiben mag und zugleich auch die letzten 
Konſequenzen davon zu erwägen. Ich möchte nur 
die Frage aufwerfen: Welcher andere Staat ge- 
ſtattet auf ſeinem Boden derartige gewaltige 
Kundgebungen auswärtiger politiſcher Kampf⸗ 
organiſationen? (Sehr gut! links.) Und zum Zwei: 
ten: Welche auswärtigen politiſchen Kampforga⸗ 
niſationen ſollen für derartige Veranſtaltungen 
auf Danziger Boden zugelaſſen werden? Selbſt—⸗ 
verſtändlich, das iſt hier wiederholt ausgeſprochen 
worden, und wir vertreten dieſen Standpunkt ent⸗ 
ſchieden, müßte in jedem Fall nach dem Grundſatz 
der gleichen Behandlung verfahren werden. (Aha! 


rechts.) Nun, m. D. u. H., wenden Sie das auf 


Danzig an. 

Es geht uns nahe, daß wir in dieſem Fall 
unſeren Brüdern aus dem Reich die gaſtlichen 
Pforten nicht haben öffnen können. Unfere Be- 
ziehungen zu ihnen ſind bisher von irgend welchen 
parteipolitiſchen Beeinfluſſungen nicht beeinträch— 
tigt geweſen. Wir haben zu ihnen erfreulicher 
Weiſe die auch ſonſt immer ſo ſehr gewünſchte Ein⸗ 
heitsfront gehabt. Wir hoffen und wünſchen gern, 
daß dies Verhältnis ungetrübt weiter beſteht und 
daß dieſer Einzelfall aus unſerer beſonderen Lage 
heraus recht verſtanden und recht gewürdigt 
werde. 

M. D. u. H.! Wir ſtellen uns grundſätzlich auf 
den Boden der Erklärung, die hier von dem Herrn 
Präſidenten des Senats abgegeben worden iſt. 
Wir tun es in der beſtimmten Erwartung — und 
wir haben das Vertrauen, daß es geſchieht — daß 
in jedem Fall nach dem Grundſatz der gleichen Bez 
handlung verfahren werden wird. Wir bedauern 
es lebhaft, daß die Behandlung dieſer Frage in 
zugeſpitzter Form auf das perſönliche Gebiet ge- 
ſchoben worden iſt, und daß beſonders gegen den 
Herrn Präſidenten des Senats in offener und ver: 
ſteckter Weiſe die ſchwerſten Verdächtigungen und 
Anwürfe geſchleudert worden ſind, gegen eine 
Stelle, die, von höchſter Verantwortung getragen, 
nichts mehr und nichts weniger getan hat, als 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen die Pflicht gegen 
Staat und Volk. (Sehr richtig! links.) Wir ſind 
überzeugt, daß Herr Präſident Dr. Sahm die Laſt, 
die ihm aufgebürdet iſt, tragen wird, und wir 
wiſſen uns mit ihm eins in dem Wunſch, daß aus 
dem Ganzen nur dem Staat kein Nachteil er⸗ 
wachſe. 

Tief zu bedauern iſt es auch, daß dieſe Dinge 
zum Teil aus Unkenntnis oder Verkennung, im 
Reich in der Preſſe in einſeitiger oder in entſtellter 
Form behandelt werden. (Abg. Rahn: Nicht aus 
Böswilligkeit!) Ich ſage: zum Teil aus Unkenntnis 
oder Verkennung der Sachlage. Dieſe Art der Be- 


daß handlung dort im Reich hat nur zu ſehr dem An- 
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(Weiß, Abgeordneter) 


(A) jehen und dem Deutſchtum Danzigs geſchadet und 
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wird ihm weiter ſchaden. Hoffen wir, daß man 
dort bald die rechte Sachlage und den rechten Ber- 
lauf der Dinge erkennt. 

M. D. u. H.] Ich möchte mit dem Wunſch und 
der Hoffnung ſchließen, daß parteipolitiſche Eng⸗ 
herzigkeit und vorgefaßte Meinungen durch eine 
höhere politiſche Einſicht gründlich ausgeräumt 
werden und daß in den nationalen Lebensfragen 
unſeres Staates uns der Geiſt der Einheit und der 
Geſchloſſenheit beſeele. (Bravo! beim Zentrum.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Pleni- 
kowſki. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowfki: 

Plenikowſfki, Abgeordneter (K. P.): Man hat 
hier zu der beabſichtigten Aktion des Stahlhelms 
unter allen möglichen Geſichtspunkten Stellung 
genommen, hat es aber, und zwar mit Abſicht, ver⸗ 
geſſen, das Weſentliche herauszuſtellen. Man hat 
die wichtigſten Frageſtellungen hier nicht ange— 
ſchnitten und ſie auch nicht zu beantworten gewagt. 
Nämlich: Warum hat man dieſe Kundgebung hier 
verboten? Wer find die eigentlichen Urheber die- 
ſes Verbotes und warum verſuchte der Stahlhelm 
dieſe Aktion gerade hier in Danzig zu unterneh⸗ 
men? Hat er doch eine weit beſſere Gelegenheit, 
derartige Aktionen in verſtärktem und vergrößer— 
tem Maße unter den Fittichen der Sozialdemokra⸗ 
tie in Preußen zu unternehmen. Man hat dieſe 
Fragen gar nicht oder nur teilweiſe angeſchnitten 
und dann unter ganz falſchen Geſichtspunkten. 
Der ganze Kampf, der hier zwiſchen der Rechten 
und der ſogenannten „Linken“ tobt, iſt nur ein 
ganz raffiniert geführter Scheinkampf, um die 
wahren Ziele ſowohl der Rechten als auch der ſo⸗ 
genannten „Linken“ zu verſchleiern, nämlich die 
Vorbereitung eines neuen Krieges. Dabei geht 
die Rechte mit ihren faſchiſtiſchen Wehrorganiſa⸗ 
tionen ganz brutal vor, während die ſogenannte 
„Linke“ das verſchleiern will. 


Die beabſichtigte Aktion des Stahlhelms in 
Danzig iſt ein Kennzeichen der immer drohender 
werdenden Kriegsgefahr und es iſt von einem Red⸗ 
ner der Sozialdemokraten mit Recht erklärt wor⸗ 
den: „Will man denn hier einen Balkan ſchaffen? 
Natürlich will man das, nur daß es dem betreffen⸗ 
den Sprecher der Soziademokratiſchen Partei ſelbſt 
allzu gut bekannt iſt, daß man hier einen neuen 
Balkan ſchaffen will. Herr Müller baut dazu die 
nötigen Panzerkreuzer, und Herr Groener gibt die 
dazu notwendigen Denkſchriften heraus. Dieſem 
Sprecher der Sozialdemokraten war das ſehr gur 
bekannt, genau ſo, wie es ihm gut bekannt iſt, daß 
gerade die Widerſprüche des kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems immer ſchärfer werden, jo daß ſie 
schließlich einen Ausgleich finden müſſen, und zwar 
durch die ſogenannte Politik mit andern Mitteln, 
um mit Clauſewitz zu ſprechen. Das heißt, daß 
dieſe Austragung der Widerſprüche dann mit den 
Mitteln des Krieges erfolgt. Das ijt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich allen Parteien, auch den Pazifiſten und So⸗ 
zialdemokraten, ganz genau bekannt. Die Gegen⸗ 
ſätze beſtehen zwiſchen den imperialiſtiſchen Mäch⸗ 
ten ſehr ſcharf. Dieſe Gegenſätze drehen ſich um eine 
Neuaufteilung der bereits verteilten Erde. 


gegenüber einem andern Widerſpruch in den Hin⸗ 
tergrund. Das iſt der Hauptgegenſatz, der augen⸗ 
blicklich die ganze Weltpolitik beherrſcht, nämlich 
der Gegenſatz zwiſchen dem engliſchen Imperium 
und der Sowjetunion oder mit andern Worten 
ausgedrückt, der Endkampf zwiſchen Imperialis⸗ 
mus und Kommunismus. (Zuruf des Abg. Hohn⸗ 
feldt.) Das gehört alles dazu, genau fo wie der pol- 
niſche Imperialismus. Wenn die Zeit für ihn 
günſtig wäre, würde er ſich nicht ſcheuen, mit be⸗ 
waffneter Macht in Oſtpreußen und Danzig ein- 
zurücken. Genau ſo würde ſich auch der deutſche 
Imperialismus, geführt von Müller und Severing 
nicht ſcheuen, auch mit bewaffneter Hand in den 
Korridor einzumarſchieren. Aber, wenn die Gegen- 
ſätze nicht in dieſer Form zum Austrag gelangen, 
liegt es eben daran, daß dieſe betreffenden impe⸗ 
rialiſtiſchen Mächte den Zeitpunkt zur Klärung 
der Politik mit dieſen Mitteln noch nicht als für 
gekommen betrachten und ganz beſonders deshalb, 
weil eben dieſe Gegenſätze vor dem Gegenſatz, der 
zwiſchen den imperialiſtiſchen Mächten einerſeits 
und der Sowjetunion herrſcht, in den Hintergrund 
treten. 


Man fürchtet durch die Austragung der Wider- 
ſprüche, der Gegenſätze zwiſchen den im- 
perialiſtiſchen Staaten, die Entfachung der Revo- 
lution und den Sieg der proletariſchen Revolution 
in dieſen Ländern. Deshalb muß man zunächſt ein⸗ 
mal dieſe Gefahr beſeitigen. Man muß die Sowjet⸗ 
union durch einen Krieg vernichten und man muß 
die kommuniſtiſche, die leniniſtiſche, die bolſche— 
wiſtiſche Gefahr in den eigenen Ländern erſt ein⸗ 
mal zerſchmettern und zertreten. Wir wiſſen, daß 
es Kriege geben wird, ſolange die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsordnung beſteht. Wir wiſſen, daß es den 
Sozialdemokraten nur allzu gut bekannt iſt. Nun 
verſuchen es beſonders die Sozialdemokraten ſo 
hinzuſtellen, als ob die Beſeitigung des Krieges 
und der Kriegsgefahr möglich ſei, auch wenn der 
Kapitalismus noch nicht beſeitigt iſt. So führen 
ſie den Kampf gegen den Krieg. Sie erklären, der 
Krieg könne beſeitigt, verhindert werden, ohne 
daß der Kapitalismus und der Imperialismus 
geſtürzt wird. Sie wiſſen ganz genau, daß das nur 
Dazu dienen ſoll, um die Maſſen abzuhalten, kon⸗ 
kret und bewußt Stellung zum Krieg zu nehmen. 
Die imperialiſtiſchen Mächte betreiben fieberhaft 
Kriegsvorbereitungen. Sie bereiten ſich fieberhaft 
auf die Weiterführung der Politik mit andern 
Mitteln vor, d. h. mit den Mitteln der Gewalt, 
mit den Mitteln des Krieges. Ich brauche nicht 
näher auszuführen, in welcher Form die Kriegs- 
vorbereitungen in allen Ländern trotz der Ab: 
rüſtungskonferenzen vor ſich gehen. Dieſe Ab— 
rüſtungskonferenzen in Genf zeigen, daß man nicht 
im geringſten daran denkt, abzurüſten, ſondern 
daß man fieberhaft aufrüſtet, ſelbſtverſtändlich, um 
die Gegenſätze zwiſchen den einzelnen imperialiſti⸗ 
ſchen Mächten auszutragen. Ich erinnere nur an 
den Gegenſatz innerhalb des imperialiſtiſchen Qa- 
gers zwiſchen England und Amerika. 

Dieſe Gegenſätze treten aber gegenüber dem 
Hauptgegenſatz zurück: Hie Imperialismus, hie 
Kommunismus, hie imperialiſtiſche Mächte, und 
hier die Sowjetunion. 


Aber dieſe Widerſprüche treten zunächſt einmal (O) 
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Daß die imperialiſtiſchen Mächte ganz brutal 
erklären, jawohl, unfer Ziel ift es, den Bolje- 
wismus auszurotten, die Sowjetunion zu ſtürzen, 
dafür ein paar eklatante Beweiſe von prominen- 
ten Perſönlichkeiten. So war es der engliſche Mi— 
niſter Churchill, der in Rom in ſeiner Anſprache 
an die Faſchiſten folgendes erklärte: „Wenn ich 
Italiener geweſen wäre, ſo wäre ich ganz auf 
Ihrer Seite geweſen in dem ſiegreichen Kampf 
gegen die tieriſchen Gelüſte und Leidenſchaften des 
Leninismus. Ihre Bewegung hat das notwen— 
dige Gegengewicht gegeben gegen die ruſſiſche In— 
fektion.“ Und weiter: „Anſere Politik beſteht dar- 
in, daß Frankreich, Italien und Deutſchland zu— 
ſammenarbeiten ſollen.“ 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, dies Kapitel 
über die Weltgeſchichte iſt ja ſehr intereſſant, hat 
aber mit dem Punkt unſerer Tagesordnung nicht 
das Geringſte zu tun. Ich möchte Sie bitten, doch 
etwas zu dem Tagesordnungspunkte zu ſagen. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Der Anſicht 
ſinb Sie, Herr Präſident. 

Präſident: Ja ich muß darauf beſtehen. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie haben 
ja hier Hausgewalt, das iſt mir bekannt. Wenn 
ich aber zu der beabſichtigten Aktion des Stahl- 
helms in Danzig Stellung nehme, muß ich die 
Hintergründe dieſer Aktion aufdecken. Dann muß 
ich nachzuweiſen verſuchen, warum unternimmt 
der Stahlhelm, der in Preußen unter dem ſozial— 
demokratiſchen Miniſter jo ein breites Agitati⸗ 
onsfeld hat — es ift noch nicht jo weit, meine Her- 
ren, daß ich abgewürgt werde! Sie können ruhig 
Ihren Likör weiter trinken! — Warum unter— 
nimmt der Stahlhelm dieſe Aktion in Danzig? 
Selbſtverſtändlich iſt das ein Ereignis von außer— 
ordentlicher politiſcher Bedeutung. Man darf 
keine Kirchturmpolitik treiben, ſondern muß zu 
den weltpolitiſchen Fragen Stellung nehmen. Sie 
ſcheinen anderer Meinung zu ſein. Sie können den 
Redner zur Sache rufen, das ift Ihr gutes Recht. 
Ich werde mir mein Recht nicht nehmen laſſen, 
meinen Standpunkt ſo zu vertreten, wie ich ihn 
eben formuliert habe. 

Genau dieſelben Ausſprüche finden wir auch 
bei prominenten Staatsmännern Frankreichs, 
Amerikas und auch Deutſchlands. Sie ſind ſich eins 
in der Zuſammenarbeit gegen den gemeinſamen 
Feind, gegen die Sowjetunion. (Abg. Miſzewſki: 
Die Stahlhelmer denken nicht ſo weit, die denken 
bloß an Polen!) Ich komme auch darauf. Der ein- 
zelne Stalhelmmann kümmert fih um diefe Prob- 
leme nicht im geringſten. Genau ſo wie der einzelne 
Mann beim Militär nur als Kanonenfutter für 
den Kapitalismus dient, genau ſo werden die 
Stahlhelmer erzogen. Von der Politik will man 
ſie ablenken und von den tatſächlichen Ereigniſſen. 
Man ſucht ſie dazu zu erziehen, was Herr Burandt 
ausführte: „Wie werden auch zu ſterben wiſſen“, 
und zwar dafür zu ſterben, wofür die 2 Millionen 
deutſche Arbeiter geſtorben ſind. Wofür ſind die 
2 Millionen Arbeiter geſtorben? Für den Geldſack 
der Unternehmer in Deutſchland. Genau dasſelbe 
will man auch mit den Proleten machen, indem 
man ſie für den Stahlhelm und für die Ideologie 
des Stahlhelms heranzüchtet. Um aber dieſen Weg 
beſchreiten zu können, um den Krieg gegen die 
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Sowjetunion führen zu können, braucht man na- (C) 


türlich Ruhe im Innern. Um diefe Ruhe im Fn- 
nern zu ſchaffen, muß man natürlich ideologiſch 
und auch mit brutaler Gewalt gegen die revoluti= 
onären Arbeiter vorgehen. Man muß erſt ver⸗ 
ſuchen, mit dem Feind im eigenen Lande fertig 
zu werden, um dann in die Kampfbahn gegen den 
Feind im weltpolitiſchen Maßſtab zu treten. In 
dieſem Kampf ſtützt ſich der Imperialismus, alſo 
in dem Kampf gegen die Sowjetunion und gegen 
den Feind im eigenen Land, d. h. gegen die revo- 
lutionären Arbeiterorganiſationen, auf zwei ſtarke 
Säulen, und dieſe heißen S. P. D. und faſchiſtiſche 
Wehrorganiſationen. Die S. P. D. iſt heute näm⸗ 
lich die Macht, die Führerclique, die dem Impe— 
rialismus das Trittbrett ſchafft, um von der bür⸗ 
gerlichen Bürokratie zum Faſchismus hinüber zu 
gleiten. Wenn ich Beiſpiele aus allen Ländern an- 
führen würde, wenn ich Sie kurz auf Italien und 
Polen hinweiſen würde, dann würde ich wahre 
ſcheinlich auch wieder zur Sache gerufen werden. 
Ich begnüge mich deshalb mit dieſer Feſtſtellung. 

Nun erklärte ich bereits, daß eine der ſtärkſten 
Stützen des Imperialismus im Kampf gegen ſeine 
Feinde auch die faſchiſtiſchen Organiſationen fei- 
en. Dieſe faſchiſtiſchen Wehrorganiſationen arbei— 
ten bewußt auf den imperialiſtiſchen Krieg hin, 
erziehen die Arbeiter, die bei ihnen organiſiert 
find, erziehen das Volk bewußt für ein neues Böl- 
kermorden, und zwar für den imperialiſtiſchen 
Krieg. Vor allem benutzt man dazu den Wehrſport. 
Aber nicht nur allein der Wehrſport, ſondern vor 
allem auch durch die ideologiſche Beeinfluſſung, 
durch die ideologiſche Erziehung ſucht man dies 
zu erreichen. — Wenn hier von Herrn Abg. Bu⸗ 
randt erklärt wird: „Jawohl, wir erziehen unſere 
Organiſation auch dafür zu ſterben“, dann hat er 
nur vergeſſen zu erklären, für wen fie wieder fter- 
ben ſollen. Für den Kapitalismus und nicht nur 
für den deutſchen, ſondern den internationalen 
Kapitalismus. Wenn der Herr Abg. Burandt es 
jo hinzuſtellen beliebte, als ob fie nur für den deut⸗ 
ſchen Kapitalismus ſterben ſollten, ſo iſt das ein 
Beweis dafür, daß der gute Herr Burandt auch 
nicht einen Fetzen von politiſchem Verſtändnis, 
keine Ahnung von Politik hat; denn dann müßte 
er wiſſen, daß man von einem nationalen Kapi⸗ 
talismus beim beſten Willen nicht mehr ſprechen 
kann, alſo nicht von einem deutſchen, ſondern von 
einem internationalen Kapitalismus ſprechen 
muß. Eine Tageszeitung, ich weiß nicht welche, hat 
vor kurzem eine Notiz gebracht, inwieweit alle im- 
perialiſtiſchen Staaten bei Amerika verſchuldet 
ſeien und ganz beſonders auch Deutſchland. Alſo, 
für die Ideen des Stahlhelms ſterben heißt für den 
Imperialismus, den Kapitalismus ſterben. Dieſe 
Wehrorganiſationen verfolgen einzig und allein 
dieſen Zweck. Alles andere, was angeführt wird, 
ſind Phraſen. Man muß die wahren Ziele zu um⸗ 
hüllen verſuchen, und dazu braucht man natürlich 
die Phraſen, die der Herr Abg. Burandt hier ſo 
treffend gebraucht hat, indem er erklärte: „Der 
Stahlhelm hat es ſich zur Aufgabe gemacht, feine 
Mitglieder zur Treue, zum Pflichtgefühl, zum 
Gehorſam, zur Hingabe für Volk und Vaterland 
zu erziehen.“ Wir wiſſen, wie die Auswirkungen 
dieſer ſo propagierten Aufgabe dann ſind, daß z. B. 
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die Stahlhelmführer ihre deutſchen Arbeiter 12 bis 
14 Stunden lang ſchuften laſſen, weil ſie dann 
wahrſcheinlich beſſer ſchlafen. Sie wollen ſie zum 
Gehorſam erziehen und verſtehen darunter Ka⸗ 
davergehorſam mit Peitſche und Stock. Wenn Sie 
von einer Hingabe für Volk und Vaterland ſpre⸗ 
chen, ſo verſtehen Sie darunter nur die Hingabe 
zum Sterben für den Kapitalismus. Man denke 
nur daran, daß alle diefe faſchiſtiſchen Wehrorga— 
niſationen vom Induſtriekapital unterhalten wer- 
den. Das Induſtriekapital gibt Millionen aus, um 
dieſen faſchiſtiſchen Wehrorganiſationen erſt die 
ideologiſche Beeinfluſſung zu ermöglichen. Dafür 
nur eine kleine Illuſtration als Beweis. Da Herr 
Abg. Schütz auch Mitglied des Stahlhelms iſt, wird 
er ja ganz gut beſtätigen können, daß der Stahl⸗ 
helm geſtattet, daß ſich ſeine Mitglieder eine neue 
Kluft anſchaffen, wofür wöchentlich 20 Pfennig zu 
zahlen ſind. Wir haben Beweiſe von Mitgliedern, 
die dem Stahlhelm angehören. Davon abgeſehen 
koſtet eine Tagung, wie ſie in Danzig ſtattfinden 
jol, mit 14 bis 15000 Perſonen, eine Unmenge 
Geld. Die Arbeiter, die der Organiſation ange- 
hören, gehören ihr nicht an, weil ſie von der Wahr⸗ 
heit der Idee des Stahlhelms überzeugt ſind, ſon⸗ 
dern weil fie mit Geld und andern Mitteln gefö- 
dert werden. Wir wiſſen ja auch, wie man auf der 
letzten Stahlhelmtagung in Hamburg einzelnen 
Mitgliedern tatſächlich größere Summen Geldes 
gegeben hat. Woher kommt dieſes Geld? Gelbit- 
verſtändlich vom Induſtriekapital und es mag dar⸗ 
unter vielleicht auch manche Million des amerita- 
niſchen Kapitals ſtecken. Das beweiſt ja gerade die 
Schädlichkeit Ihres Treibens, daß Sie angeben, 
gegen den Internationalismus, und damit meinen 
Sie das internationale Kapital, zu kämpfen; ſie 
laſſen ſich von dieſem internationalen Kapital wie 
eine feile Dirne aushalten. Die kommuniſtiſchen 


Arbeiter kämpfen dagegen für eine wirkliche wahre 


Idee, von der ſie felſenfeſt überzeugt find, daß ſie 
wahr iſt. Dabei tragen die Arbeiter die Opfer und 
laſſen ſich nicht bezahlen. 

Das, was Herr Abg. Burandt hier in bezug auf 
die Aufgaben des Stahlhelms ſagte, Erziehung zur 
Treue, Pflichterfüllung uſw. ſind nur Phraſen, um 
die wirklichen Ziele des Stahlhelms zu bemänteln. 
Dafür brauche ich nicht noch mehr Beweiſe zu er- 
bringen. Man nehme nur die Zeitungen des Stahl- 
helms in die Hand, man leſe die bei Kriegerdenk— 
malsenthüllungen geſprochenen Ausführungen. 
Dann hat man ein wirkliches Bild über die wah— 
ren Ziele und Zwecke der faſchiſtiſchen Wehrver⸗ 
bände. Herr Abg. Burandt ſprach hier auch vom 
gleichen Recht für alle. Gerade ein Stahlhelmfüh- 
rer, der Herr Miniſter von Keudell, hat dies gleiche 
Recht für alle in Deutſchland durch ſein Verbot des 
Roten Frontkämpferbundes jo herrlich propagiert. 
(Abg. Langnau: Sehr wahr!) ; 

Herr Loops wollte nun anführen, daß zwiſchen 
dem Jungdeutſchen Orden und dem Stahlhelm 
ſich gewiſſermaßen eine Kluft befände. Ich machte 
den Zuruf, daß der Jungdeutſche Orden genau dte- 
ſelbe Marke ſei, wie der Stahlhelm. Da möchte ich 
dem Abg. Loops auch erklären, daß der Jungdeut⸗ 
ſche Orden ganz offen propagiert, was Sie heute 
dem Stahlhelm zum Vorwurf gemacht haben, 


Aber Ihr vielgeliebter Jungdeutſcher Orden — (O) 


(Abg. Loops: Sie ſind verrückt!) — ich erinnere 
nur an die Artikel, die Sie als verantwortlicher 
Redakteur in Ihrer „Volksſtimme“ anläßlich der 
Auseinanderſetzungen zwiſchen Jungdeutſchem 
Orden und der Deutſchnationalen Partei in Dan⸗ 
zig geſchrieben haben, Herr Loops. Da begrüßten 
Sie es, daß dieſe Auseinanderſetzung auch hier in 
Danzig einſetzte und ſprachen die verſteckte Hoff- 
nung aus: „Kommt alle an das geliebte Herz der 
einigen, ſtarken, Sozialdemokratiſchen Partei.“ Ich 
habe alſo recht, wenn ich ſage, daß der Jungdeutſche 
Orden eine von Ihnen ſehr geliebte Organiſation 
ſei. Ich weiß nicht, ob Sie mit dieſer Organiſation 
ſchon Vielliebchen gegeſſen haben. Aber, was nicht 
iſt, kann noch werden. — Der Jungdeutſche Orden 
hat alſo in einem Artikel des „Jungdeutſchen“ 
ſolgendes geſchrieben: 


Ein Volk von 70 Millionen, daß ſich ſtändig ver⸗ 
mehrt, braucht Raum und dieſer Raum liegt im Oſten 
vor uns. Dort gibt es Völker, die den Raum nicht fül⸗ 
len können, den ihre Grnzen umfaſſen. Da gibt es den 
Raum im Ueberfluß, während wir zuſammengedrängr 
in fürchterlicher Enge um jeden Fußbreit Erde kämp⸗ 
fen müſſen. Wir finden im Oſten Länder, die nicht 
fähig ſind, einen Teil des ihnen zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Landes zu kultivieren und ihn menſchlichem Fort⸗ 
ſchritt und menſchlicher Kulturarbeit dienſtbar zu 
machen. Deshalb muß es Aufgabe der deutſchen 
Außenpolitik ſein, dem deutſchen Volke den Raum, 
auf dem es leben muß, zu vergrößern. 

Das find wörtlich die Ziele des Stahlhelms. Wir 
haben ein Recht zu ſagen, daß nicht nur der Stahl⸗ 
helm, nicht nur der Jungdeutſche Orden, ſondern 
auch alle übrigen bürgerlichen Wehrverbände bis 
zum Reichsbanner heute nur einen Gedanken ha⸗ 
ben: Entfaltung nach dem Oſten. Die imperialiſti⸗ 
ſchen Miniſter, fei es ein Groener, fei es ein Chur: 
chill, fei es ein Paul Boncour und wie fie alle het- 
ßen mögen, haben es offen ausgeſprochen, daß Ne 
die Einheitsfront der imperialiſtiſchen Staaten zu- 
ſammenſchmieden wollen, um die Sowjetunion zu 
beſiegen. Die ſogenannten Pazifiſten im Jung⸗ 
deutſchen Orden machen es etwas geſchickter. Sie 
ſprechen nicht von einem Kriege gegen die Sowjet⸗ 
union, ſondern verſuchen, die deutſche Arbeiter— 
ſchaft zu ködern mit dem Hinweis: dort findet ihr 
Arbeit und Brot. Im eigenen Lande läßt man ſie 
verrecken und muß eben etwas anderes bieten. 
Man ſagt, dort im Oſten hätten ſie Raum, Arbeit 
und Brot, erkämpft es euch. So ſind es die Sozial⸗ 
demokraten, der Jungdeutſche Orden und wie die 
Pazifiſten alle heißen mögen, die in dieſer ideo- 
logiſch geſchickten Art und Weiſe den Krieg gegen 
die Sowjetunion vorbereiten, viel geſchickter als 
die Dummköpfe im Lager des Stahlhelms, den 
man ja auch mit Recht als Prahlhelm bezeichnet. 
Wir wiſſen ja auch, daß der Stahlhelm das was 
ich hier vom Jungdeutſchen Orden zitiert habe, 
ganz klar in der Zeitſchrift „Stahlhelm“ ausge- 
ſprochen hat. In der Stahlhelmbotſchaft vom 
8. Mai anläßlich des Aufmarſches in Berlin wurde 
erklärt, und man hat das noch durch die Formu⸗ 
lierung ſtark unterſtrichen, daß man Raum für 
Siedlung und Arbeit durch eine ſtarke Außenpoli⸗ 
tik ſchaffen müßte und dadurch, daß man helfen 
müſſe, den Bolſchewismus zu vernichten. Der 
Stahlhelm ſpricht das offen aus, was die übrigen 


nämlich Land im Oſten zu gewinnen, mit Gewalt. | Organiſationen nicht ſagen. 
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Wir ſehen alfo die wahren Ziele dieſer faſchiſti— 
ſchen Wehrorganiſationen. Die wahren Ziele ſind 
Vorbereitungen für ein neues Völkermorden. Man 
trifft dieſe Vorbereitungen ſowohl in techniſcher 
wie in ideologiſcher Beziehung. Die Tagung des 
Stahlhelms hier in Danzig ſollte ſelbſtverſtändlich 
demſelben Zweck dienen. Man wollte dadurch 
auch hier in ideologiſcher Beziehung helfen, den 
Krieg vorzubereiten. Nun kam hier in Danzig 
noch etwas Beſonderes hinzu. Es iſt ganz richtig, 
ich weiß nicht, ob es Herr Weiß war oder ein ans 
derer Vertreter einer Regierungspartei, der dar— 
auf hinwies, daß Danzig tatſächlich ein Brenn- 
punkt in politiſcher Beziehung iſt. Da hat er recht. 
Gegen eine Stahlhelmtagung hätte man hier 
nichts gehabt. Man hätte nichts gegen die ideo- 
logiſche Vorbereitung des Krieges gegen die 
Sowjetunion durch eine Stahlhelmtagung ge— 
habt, wenn hier nicht eine ganz eigenartige po— 
litiſche Konſtellation vorhanden geweſen wäre, 
eine politiſche Konſtellation, die ja ſogar den 
Abg. Dr. Ziehm veranlaßte, von einer in früheren 
Jahren geplanten Veranſtaltung ähnlicher Art 
auch Abſtand zu nehmen. Damals war Herr Dr. 
Ziehm verantwortlicher Leiter der Regierungs— 
politik, und ſelbſtverſtändlich nahm er dieſelbe 
Stellung ein, die heute die verantwortlichen 
Leiter der Danziger Regierungspolitik einneh- 
men. Wir müſſen nämlich bei allen dieſen Vor- 
bereitungen für den neuen Krieg in ideologiſcher 
Beziehung ſelbſtverſtändlich auch auf die Wider— 
ſprüche hinweiſen, die zwiſchen den imperialijti- 
ſchen Mächten herrſchen. Dieſe Gegenſätze, die 
zwiſchen den imperialiſtiſchen Mächten beſtehen, 
treten oft ſcharf in Erſcheinung. Solange jedoch 
noch die Sowjetunion da iſt, ſolange ſie wächſt und 
ſtärker wird, ſolange die kommuniſtiſche Bewe— 
gung in allen imperialiſtiſchen Staaten von Tag 
zu Tag wächſt, ſolange verſucht man kramphaft 
diefe Gegenſätze auf ein gewiſſes Minimum ein- 
zudämmen. So ſind ſich dann alle Parteien einig, 
daß alles verſucht werden muß, um dieſe Gegen— 


ſätze nicht noch mehr zu verſchärfen und zu ſchüren. 


Wir wiſſen, daß Danzig der Brennpunkt der Zu— 
ſammenſtöße des polniſchen und des deutſchen 
Imperialismus iſt. Es iſt bekannt, daß der 
deutſche Imperialismus dem polniſchen in nichts 


nachſteht. 


Wenn uns Kommuniſten wiederholt der Bor- 
wurf gemacht wurde, wir feien gegen einen An- 
ſchluß an Deutſchland, dann hat man es immer ſo 
hinzuſtellen beliebt, als ob Deutſchland nicht ein 
ſo arbeiterfeindlicher Staat ſei, wie Polen. Man 
hat dabei überſehen, daß ſowohl in Polen wie in 
Deutſchland die Arbeiter ausgebeutet und ge— 
knechtet werden, daß ſowohl in Deutſchland als 
auch in Polen der Arbeiter kein Recht hat, daß 
ſowohl in bezug auf Polen als auch in bezug 
auf Deutſchland der Arbeiter von einem Bater- 
land nicht ſprechen kann. Wir kennen das Wort 
des alten Marx, daß die Sozialdemokraten aller- 
dings heute vergeſſen haben, und zwar bewußt 
vergeſſen haben, daß die Proletarier ein Bater- 
land nicht haben. Nur liegt heute die Sache ein 
wenig anders. Sie haben heute ein Vaterland, 
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und dies iſt die Sowjetunion, der Staat der Ar⸗ 
beiter und Bauern. 

Dementſprechend ift auch unſere Stellung: 
nahme zu einem Anſchluß an Polen oder an 
Deutſchland. Wir erklären, es gibt für uns fei- 
nen Anſchluß an Polen, weil es hieße, ſich dem 
polniſchen Imperialismus ausliefern. Es gibt 
für uns heute auch keinen Anſchluß an Deutſch— 
land, weil das hieße, ſich dem deutſchen Imperia— 
lismus ausliefern. Dabei ſteht ſelbſtverſtändlich 
feſt, daß es die Arbeiter in Danzig auch nicht 
beſſer haben. Aber ſie werden ſich auch nicht für 
Deutſchland oder Polen entſcheiden. (Abg. Mij- 
zewſki: In Polen zahlen fie wenigſtens keine 
Steuern!) Für uns als Kommuniſten und für die 
Arbeiter wird es eine Anſchlußfrage geben, wenn 
in Polen oder in Deutſchland die Arbeiter die 
Bourgeoiſie geſtürzt und die Macht erobert haben. 
Dann werden wir dafür ſorgen, daß auch der 
Danziger Arbeiter das tut, was ſeine Brüder in 
den Nachbarreichen getan haben. Sollte die Mr- 
beiterſchaft in Polen zuerſt die Macht erobern, 
dann, das ſagen wir ganz frei und offen, werden 
wir verſuchen, daß auch die Arbeiter hier in Dan- 
zig zur Macht gelangen. Wir werden dann hier 
einen ſelbſtändigen Staat haben, nicht wie er 
heute beſteht, denn dann wird Polen wirklich et- 
was übrig haben für die Selbſtändigkeit der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung, während heute das Polen 
eines Pilſudſki für die Selbſtändigkeit Danzigs 
nicht das Geringſte übrig hat. Das iſt unſere 
Stellungnahme zu der ſogenannten Anſchluß— 
frage. Hier in Danzig ſtoßen nun die Wider— 
ſprüche und die Gegenſätze dieſer beiden imperia— 
liſtiſchen Mächte aufeinander. Ich habe bereits 
erklärt, wäre nicht der Staat der Arbeiter und 
Bauern, die Sowjet-Union, dann wären ſich die 
beiden Mächte Deutſchland und Polen wahr— 
ſcheinlich längſt in die Haare geraten, dann hätte 
der polniſche Imperialismus vielleicht ſchon mit 
bewaffneter Hand Oſtpreußen und Danzig er- 
obert. Dann hätte aber auch vielleicht ſchon der 
deutſche Imperialismus mit bewaffneter Hand, 
geſtützt vielleicht auf England, bezw. Amerika in 
dem Verſprechen, dann auch gegen die Sowjet— 
Union kämpfen zu wollen, den Korridor erobert. 
Ich habe Gründe angeführt, weshalb das nicht 
geſchehen iſt. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß 
die Gegenſätze trotzdem vorhanden ſind, nur 
kämpft man heute nicht mit den Mitteln der Ge- 
walt, ſondern man kämpft ideologiſch um Danzig, 
ſowohl Polen als auch Deutſchland. Das wird 
niemand beſtreiten können, denken wir doch nur 
an die polniſche Denkſchrift. Von allen Parteien 
iſt hier offen zugegeben worden, daß die polniſche 
Denkſchrift tatſächlich ein Dokument der polniſchen 
Regierung fei und nicht von einer Zeitung irgend- 
wie zuſammengeflickt iſt. Alle Parteien haben 
zugegeben, daß Polen ſelbſtverſtändlich das Be- 
ſtreben hat, ideologiſch Einfluß in Danzig zu ge- 
winnen, ja ſogar Danzig tatſächlich zu beſitzen. 
Der polniſche Imperialismus behauptet, daß 
Danzig dann wirtſchaftlich beſſer fahre und daß 


es die Danziger dann beſſer haben würden. Wir 


wiſſen aber, daß der deutſche Imperialismus 
ſelbſtverſtändlich dasſelbe erklärt. Nun wird 
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ſchäfte treiben zu können. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
dieſer Kampf der beiden Machtgruppen in Dan⸗J Regierung, wo ſich ausgerechnet das Zentrum, (O) 


zig ausgeführt. 

Wir ſehen, daß die bürgerlichen Parteien von 
den Deutſchnationalen bis zu den Sozialdemokra⸗ 
ten herab hier in zwei Läger geſpalten ſind. Auf 
der einen Seite ſehen wir Parteigruppierungen, 
die lieber für den deutſchen Imperialismus ſind, 
auf der anderen Seite Parteigruppierungen, die 
für den polniſchen Imperialismus eintreten, aber 
nicht wie die Vertreter des Stahlhelms und die 
Vertreter des ſogenannten Deutſchtums es hinzu⸗ 
ſtellen belieben, weil man dann hofft, beſſer für 
die Erhaltung des Deutſchtums und der natio⸗ 
nalen Eigenart kämpfen zu können, ſondern ihrer 
Geſchäfte wegen. Bei dieſen Parteigruppierun⸗ 
gen handelt es ſich einerſeits insbeſondere um die 
Junker und die höhere Beamtenſchaft, die hoffen, 
durch einen Anſchluß an Deutſchland beſſere Ge- 
ſchäfte zu machen, als durch Anſchluß an Polen. 
Alſo aus reinem Geſchäftsegoismus propagieren 
ſie: Rettet das Deutſchtum. 

Genau dasſelbe ſehen wir andererſeits auch 
bei den Parteigruppierungen, die zum polniſchen 
Imperialismus neigen und lieber den polniſchen 
Imperialismus hier haben möchten. Nebenbei 
geſagt haben wir ja ſchon den polniſchen Imperia⸗ 
lismus in Danzig. Man kann beſtimmt nicht von 
einer Selbſtändigkeit Danzigs ſprechen. Alle, die 
davon reden, ſind entweder blöde oder ſie täuſchen 
bewußt die Bevölkerung über die wahren Ver- 
hältniſſe hinweg. Danzig hat bei der Eiſenbahn, 
im Hafen und anderen Angelegenheiten nichts 
zu ſagen. Das macht der Völkerbund und der 
heißt in Danzig Polen. Darüber müſſen wir uns 
klar ſein. Aber die Parteigruppierungen, die zu 
Polen neigen, möchten den polniſchen Imperia- 
lismus hier auch nur aus Geſchäftsintereſſe ha⸗ 
ben, weil ſie hoffen, durch die engere wirtſchaft— 
liche Verbindung mit Polen noch beſſere Ge— 
Am unwürdigſten iſt 
das Spiel, das gewiſſe Parteien dabei treiben, 
insbeſondere die Zentrumspartei und die Sozial- 
demokratiſche Partei. Wir ſind uns darüber klar, 
daß die Vertreter des deutſchen Imperialismus 
die Deutſchnationalen ſind. Und die Vertreterin 
des polniſchen Imperialismus iſt die von Herrn 
Abg. Friedrich ſo bezeichnete Jewelowſki-Partei. 
Ein ganz unwürdiges Spiel ſpielen aber die Ben- 
trums⸗Leute und die Sozialdemokraten. Sie ar- 
beiten mit beiden Seiten, tun aber jedesmal ſo, 
als wenn ſie es nur einſeitig mit Polen oder mit 
Deutſchland hielten. Denken wir nur an die 
Rolle, die die Zentrums⸗Partei ſpielt. Wir 
wiſſen, daß man Danzig durch die bisher getrof⸗ 
fenen Maßnahmen immer mehr dem polniſchen 
Imperialismus ausliefert. Denken wir an die 
Preisgabe der Weſterplatte, des Hafens, der Poſt⸗ 
hoheit uſw. An allen dieſen Dingen hat die Zen⸗ 
trums⸗Partei als eine der ſtärkſten Regierungs⸗ 
parteien mitgearbeitet. Wir wiſſen, daß das 
Zentrum ſehr oft betont hat „Mehr Wirtſchaft, 
weniger Politik“. Es hat alſo die ſogenannte Ver⸗ 
ſtändigungspolitik mit Polen gefördert, iſt aber 
andererſeits bei nicht jo wichtigen Angelegenhei⸗ 
ten immer Sturm gelaufen. Ich erinnere z. B. 
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das daran mitbeteiligt iſt, daß Danzig immer 
mehr an Polen verkuppelt wurde, in dieſer 
Beziehung als Hüter des Deutſchtums hinſtellt. 
Die unwürdigſte Rolle ſpielen die Sozialde⸗ 
mokraten. Wir wiſſen, daß die Sozialdemokraten 
heute nicht mehr international ſind. Wenn die 
Deutſchnationalen der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei den Vorwurf der Internationalität machen, 
dann mögen ſie recht haben. Sie ſind interna⸗ 
tional in bezug auf das Stützen des Kapitalis⸗ 
mus und des Imperialismus. Gie find interna- 
tional, indem ſie ſich in ihrem Kampf und Haß 
gegen die Sowjet⸗Union international einig ſind. 
Aber ſonſt ſind ſie ſehr national und ich könnte 
da auch eine ganze Menge von Beweiſen anfüh⸗ 
ren, daß die Sozialdemokraten die Intereſſen 
ihrer eigenen Landes-Bourgeoiſie vertreten. Ich 
erinnere nur an die engliſchen Sozialiſten, die 
ſogar Bomben über indiſche Dörfer werfen ließen, 
als ſie in der Regierung waren, über Dörfer, in 
denen Arbeiter verſuchten, ihr Recht zu erkämpfen. 
Das geſchah im Intereſſe des engliſchen Imperia- 
lismus, der engliſchen Bourgeoiſie. Ich erinnere 
an Paul Boncour, an die franzöſiſchen Sozialde⸗ 
mokraten, die im Intereſſe ihrer Bourgeoiſie da— 
für waren, daß das Rheinland nicht geräumt 
wurde, die dafür waren, daß der Ruhreinfall tat- 
ſächlich vorgenommen wurde, die dafür waren, 
daß ein nationales Verteidigungsgeſetz geſchaffen 
wurde. Ich erinnere nur an die deutſche Sozial- 
demokratie, die ſich ja auch voll und ganz hinter 
die Groener'ſche Denkſchrift ſtellte und die heute 
auf dem Boden der nationalen Aufrüſtung 
Deutſchlands ſteht, ſiehe das Wehrprogramm der 
Sozialdemokratiſchen Partei in Deutſchland. 
Wir ſehen, daß hier in Danzig die Bourgeoiſie 
tatſächlich in zwei Lager geſpalten iſt, die ſich 
nicht grundſätzlich bekämpfen, ſondern taktiſch, 
welcher Anſchluß der Bourgeoiſie die beſten Ge- 
ſchäfte verbürgt. Grundſätzlich befinden ſie ſich 
in keinem Gegenſatz. Grundſätzlich ſind ſie für die 
Erhaltung des Privateigentums. Grundſätzlich 
ſind ſie ſich einig, dieſen imperialiſtiſchen Staat 
zu erhalten. Wir ſehen, daß die Sozialdemokra— 
ten nach beiden Seiten hin mitmachen. Wir ſehen, 
daß ein Dr. Kamnitzer nach Deutſchland fährt 
und dort Reden über die innige Verbindung Dan- 
zigs mit dem deutſchen Mutterlande hält. Ebenſo 
fahren Herr Gehl und andere Senatoren nach 
Polen und wollen Danzig dem polniſchen Impe— 
rialismus, dem Pilſudſki'ſchen Polen immer 
mehr verkuppeln. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
beide Staaten, ſowohl Polen wie Deutſchland, 
einen gemeinſamen Feind haben, die Sowjet⸗ 
union, und dementſprechend ihre Kriegsvorberei— 
tungen treffen. Wir wiſſen, daß Polen ganz 
offen rüſtet, angeblich, um ſich gegen die Sowjet⸗ 
union zu ſchützen, in Wirklichkeit, um zu einem 
Einfall vorbereitet zu ſein. Wir wiſſen, daß 
Deutſchland auch rüſtet. Ich erinnere nur an die 
Groener⸗Denkſchrift, die das ganz klar beweiſt. 
Ich erinnere an die Erörterungen, die in Deutſch⸗ 
land anläßlich des Panzerkreuzerbaues ſtattfan⸗ 
den, wo auch von Sozialdemokraten darauf hin⸗ 
gewieſen wurde, man brauche einen deutſchen 
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Panzerkreuzer in der Oſtſee, denn Rußland habe ſniſation, nämlich den Roten Frontkämpferbund, (O) 


ja bedeutend ſtärkere und beſſere Panzerkreuzer. 
So ſind ſich beide Mächte in ihren gemeinſamen 
Zielen gegen die Sowjetunion einig. Aber es 
beſtehen ſelbſtverſtändlich ſtarke Gegenſätze und 
ganz beſonders in bezug auf Danzig. Deutſch⸗ 
land möchte gern Danzig und den Korridor ha— 
ben, erſtens einmal aus rein imperialiſtiſchen Ge— 
ſichtspunkten heraus, nämlich Ausdehnung des 
deutſchen Imperialismus, Machtentfaltungsdrang 
des deutſchen Imperiums. Dazu gehört ſelbſtver— 
ſtändlich die Machtentfaltung nach Oſtpreußen, 
die Beſeitigung des Korridors und die Aufnahme 
von Danzig. Dann liegt aber noch ein anderer 
Grund vor. Wir wiſſen, daß jetzt die Verhand— 
lungen bezüglich der Reparationen ſtattfinden 
und daß dort auch Gruppierungen vorhanden ſind. 
Wir ſehen einerſeits Amerika und Deutſchland 
und andererſeits die ſogenannten Ententeſtaaten, 
die Siegerſtaaten England, Frankreich, Italien. 
Für Deutſchland ſoll nun feſtgeſetzt werden, was 
die deutſchen Arbeiter für die imperialiſtiſchen 
Mächte England, Frankreich und Italien bluten 
ſollen. Dabei ſind ſelbſtverſtändlich auch verſchie— 
dene Gruppierungen feſtzuſtellen. Nun verſucht 
man immer ſtärker, Deutſchland zu kaufen, um 
ſein Gebiet in die Front gegen die Sowjetunion 
einzureihen. Ich erinnere an die Ausführungen, 
die vor einigen Monaten in der Zeitung der 
Rheiniſchen Schwerinduſtrie gemacht wurden. 
Dort wurde ganz offen geſagt: „Deutſchland muß 
ſein Gewicht bei den Reparationsverhandlungen 
in die Wagſchale werfen als Kampfgenoſſe gegen 
die Sowjetunion.“ Da iſt es ganz klar, wenn 
Deutſchland dabei den Korridor und Danzig 
in Händen hält, kann es einen größeren Kauf— 
preis für die Teilnahme am Krieg gegen die 
Sowjetunion verlangen. Aus dieſem Grunde ſind 
für Deutſchland der Korridor und Danzig ein un- 
geheuer wichtiges Objekt, aber ſelbſtverſtändlich 
auch für den polniſchen Imperialismus nicht 
allein aus Machtentfaltungsdrang, ſondern auch 
aus dem angeführten Grunde. So kämpfen beide, 
Deutſchland und Polen, ideologiſch um Danzig. 
Wenn der Stahlhelmtag verboten wurde, ſo iſt 
es nicht etwa geſchehen, weil die Danziger Re— 
gierung fürchtet, es könne hier zu Zuſammen— 
ſtößen kommen. Das iſt hier als Hauptmoment 
in den Vordergrund geſtellt worden. Es iſt nicht 
geſchehen, weil ſich die Schupo des Herrn Arczynſki 
dabei als zu ſchwach erweiſen würde; denn wir 
wiſſen ja, daß gerade der Danziger Linksſenat 
nichts dagegen hätte, wenn die aufmarſchierenden 
Stahlhelmer die Arbeiterſchaft provozieren und 
eventuell auch ein Blutbad anrichten würden. 
Der Danziger Linksſenat hätte nicht das geringſte 
dagegen. Wir wiſſen ja, daß es deshalb Dema- 
gogie war, zu erklären, wir haben ja bisher alle 
derartigen Veranſtaltungen auch verboten. Man 


hat die Werwolf-Tagung nicht verboten, trotzdem 
das damals auch nicht Danziger waren, ſondern 
zum größten Teil Werwolf-Leute, die aus dem 
Reich kamen. Dieſe Tagung hat man damals nicht 
verboten. Man hat auch nicht die Arbeiterſchaft 
beſchützt, ſondern man hat die Provokationen des 
Werwolfs benutzt, um eine reine Danziger Orga- 
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Gau Danzig, verbieten zu wollen und teilweiſe 
vorübergehend auch verboten. 

So würde gerade die Danziger Linksregierung 
ſich freuen, wenn eine derartige Veranſtaltung 
hier ſtattfinden würde, wenn durch die Provoka⸗ 
tionen der Stahlhelmleute Herrn Arczynſki die 
Handhabe gegeben würde, tatſächlich den Roten 
Frontkämpferbund, ja vielleicht fogar die Kom- 
muniſtiſche Partei zu verbieten. Er würde dann 
auf den Spuren Pilſudſkis wandeln, deſſen nächſte 
Aufgabe es ſein wird, das in Danzig zu vollenden, 
was er in Polen verboten hat, nämlich die Kom— 
muniſtiſche Organiſation. Aus dieſem Geſichts⸗ 
winkel hätte die Danziger Regierung es ſehr gern 
geſehen. Aber hier mußte abgewogen werden, was 
iſt uns wichtiger? Ein Verbot der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei, des Roten Frontkämpferbundes oder 
ein Zerwürfnis mit Polen? Später können ja 
kleine Provokationen auch erzeugt werden, und im 
Handumdrehen ſind die Organiſationen verboten. 
Polen iſt aber daran intereſſiert, Danzig vor der 
ideologiſchen Beeinfluſſung des deutſchen Kapita⸗ 
lismus zu ſchützen. Da ift es klar, daß nicht die an- 
geführten Gründe maßgebend ſind, ſondern daß 
der Danziger Linksſenat nur das ausführte, was 
der polniſche Imperialismus verlangte. Hier hat 
fih der polnische Imperialismus als ſtärker er- 
wieſen, als das geſamte Deutſchtum. Wenn ich 
dabei ganz offen ſagte, daß die Danziger Regie— 
rung ſo tanzt, wie Herr Pilſudſki pfeift, dann 
möchte ich den jetzt im Amt ſtehenden Senatoren 
ſagen, daß auch ein Dr. Ziehm, wenn er heute in 
der Regierung wäre, jo tanzen würde, wie ein Pil- 
ſudſki gepfiffen hätte. Das kam ja auch zum Aus⸗ 
druck, indem Herr Sahm erklärte, daß auch früher 
Tagungen dieſer Art nicht gern geſehen wurden, 
ſogar von deutſchnationaler Seite wurde auf die 
Schwierigkeit der Abhaltung dieſer Tagungen 
hier in Danzig hingewieſen. Das alles beweiſt, 


~ 
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daß ich Recht habe, wenn ich erkläre, daß auch 


eine rein deutſchnationale Regierung den Stahl⸗ 
helmtag verboten hätte. Sie hätten es vielleicht 
geſchickter gemacht, indem Sie, die Sie jelbit 
Stahlhelmer ſind, ſich mit Herrn Düſterberg in 
Verbindung geſetzt und erklärt hätten: „Leute, 
macht uns nicht Schwierigkeiten, haltet die Ta- 
gung wo anders ab.“ Jetzt glaubten Sie, ein 
neues Agitationsmittel in die Hand zu bekommen, 
wenn Sie gerade dies Verbot hier herbeiführten. 
Ich gehe ſogar zu der Behauptung über, daß das 
Ganze vielleicht auch nur ein abgekartes Spiel iſt. 
Auch die Möglichkeit ſteht offen, ich ſtelle das nur 
als Letztes in Frage, aber im gemeinſamen 
Kampf aller imperialiſtiſchen Mächte gegen die 
Sowjet-Union und, um die Maſſen ideologiſch für 
dieſen Kampf in jeder Form zu beeinfluſſen, wird 
man auch zu derartigen Mitteln greifen. Gerade 
dieje verbotene Aktion wird beiden Teilen Gele- 
genheit geben, für ihre Ideen, die in Wirklichkeit 
dieſelben ſind, Kampf gegen Kommunismus, 
Kampf gegen die Sowjet-Union, zu arbeiten: die 
Deutſchnationalen, indem ſie erklärten, man wolle 
das Deutſchtum unterdrücken und die Sozialdemo⸗ 
kraten, indem ſie erklärten, ſeht einmal, wie wir 
mit dieſen rechtsgerichteten Wehrorganiſationen 
verfahren. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Nun will ich noch kurz darauf eingehen, wie 
es mit dem angeblichen Gegenſatz zwiſchen der 
Sozialdemokratiſchen Partei und dem Stahlhelm 
ſteht. Wir ſehen, daß ſich die Sozialdemokraten in 
ihrer Zeitung, in der „Volksſtimme“ ſehr ſtolz in 
die Bruſt werfen und erklären, jawohl, ſie ſeien 
die Haupturſache für das Verbot. Heute iſt etwas 
anderes erklärt worden. In den Ausführungen 
wurde geſagt: „Nein, im Gegenteil, wir ſind ja 
nicht ſo ſchlecht, wir bedauern das Verbot, gleiches 
Recht für alle, wir möchten gern, daß die Stahl⸗ 
helmer tagen“. Das ſind die Ausführungen der 
Sozialdemokraten, Sie verſuchen das mit dem 
Wort vom gleichen Recht für alle zu begründen. 
Aber das beweiſt eben nur die Zwieſpältigkeit 
und Hinterhältigkeit der Leute. Sie erklären, um 
jetzt ein bekanntes Bonmot des Abg. Weiß zu ge⸗ 
brauchen, einerſeits, jawohl, wir ſind diejenigen, 
die das Verbot des Stahlhelms herbeigeführt 
haben und andererſeits, wir haben mit dem Ver⸗ 
bot nicht das Geringſte zu tun, der Geſamtſenat 
hat das Verbot erlaſſen, wir perſönlich hätten 
durchaus nichts dagegen. 

Auch das beweiſt, daß der ganze Senat nichts 
anderes getan hat als das, was der polniſche 
Imperialismus verlangt. Daß die Sozialdemo- 
kraten durchaus nichts gegen Stahlhelmtagungen 
haben, ſieht man ja aus den Worten, die ſie in 
der Volksſtimme gebrauchen, daß die Stahlhelmer 
irgendwo in faſchiſtiſchen Gegenden Deutſchlands 
ihre Durchmärſche machen ſollen. Wir wiſſen, daß 
der ſozialdemokratiſche Innenminiſter Grzeſinſki 
ihnen geſtattet hat, in Königsberg aufzumar⸗ 
ſchieren. Der ſozialdemokratiſche Innenminiſter 
Grzeſinſti hat ein ſehr warmes Herz für die 
Stahlhelmer übrig, auch dafür, daß ſie in Danzig 
tagen ſollten. Das verkündet die Volksſtimme in⸗ 
dem ſie ſchreibt, die Reichsbahndirektion in 
Königsberg ſei in ihrem Entgegenkommen ſoweit 
gegangen, ſich mit der polniſchen Staatsbahn⸗ 
direktion in Verbindung zu ſetzen, damit dieſe 
mehrere Sonderzüge ab Marienburg für eine 
Reiſegeſellſchaft zur Verfügung ſtellen möchte. 
Alſo der ſozialdemokratiſche preußiſche Funen- 
miniſter ſetzt ſich warm dafür ein, daß ja auch 
Züge geſtellt werden, um die Stahlhelmer nach 
Danzig zu bringen, um die Danziger Bevölkerung 
ideologiſch unter dem Geſichtswinkel des deutſchen 
Imperialismus für den Krieg vorzubereiten. 

Zwiſchen dem Stahlhelm und dem Reichs— 
banner beſtehen auch wirklich keine Unterſchiede 
in ihren Zielen. Es beſteht nicht der geringſte 
Unterjchied zwiſchen einem Düſterberg und einem 
Hörſing. Wenn der Abg. Loops den Deutſchna⸗ 
tionalen aus Zeitungsartikeln vorzuwerfen ſuchte, 
ſie verſuchten, dieſen Staat mit Gewalt zu be⸗ 
ſeitigen, dann war es ja der Abg. Burandt, der 
entgegenhielt: „Meine Herren Sozialdemokraten, 
wir denken gar nicht daran, wir wollen mit ver⸗ 
faſſungsmäßigen Mitteln arbeiten, wir ſind die 
friedlichſten Leute.“ Wir wiſſen, daß das natürlich 
auch der Fall iſt. Wir wiſſen, daß die deutſchna⸗ 
tionalen Stahlhelmer und die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Reichsbannerkameraden ſich in ihrer Liebe 
zum imperialiſtiſchen deutſchen Vaterland einig 
ſind, ganz eins in ihrer Liebe zum geliebten 
Hindenburg. Das haben ſie ſogar nach außen hin 
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immer wieder in Erſcheinung treten laſſen. Ich (C) 


erinnere nur an den Empfang, der z. B. in Han⸗ 
nover ſtattfand, wo ein Severing, ein Noske tat⸗ 
ſächlich gemeinſam mit den Stahlhelmführern 
Hindenburg empfing und Stahlhelm und Reis- 
banner gemeinſam Spalier bildeten. 

Deshalb ſind die ganzen Auseinanderſetzungen, 
die hier angeblich zwiſchen Deutſchnationalen und 
Sozialdemokraten vor ſich gehen, nichts anderes 
als Täuſchungsmanöver. Wahr iſt es, daß der 
polniſche Imperialismus hier geſiegt hat, daß die 
armen Senatoren der Danziger Regierung in 
dieſer Beziehung jo unſchuldig find, wie neuge⸗ 
borene Kinder. Ich will es z. B. als wahr unter- 
ſtellen, daß Sie viel lieber geſehen hätten, daß der 
Stahlhelm hier getagt hätte. Aber hier war der 
Gegenſatz zwiſchen deutſchen und polniſchen Impe⸗ 
rialiſten vorhanden und der polniſche Imperialis⸗ 
mus hat hier eben geſiegt, weil der Völkerbund, 
was Danzig anbetrifft, voll und ganz hinter 
Polen ſteht. So ift eben das Verbot zuſtande ge- 
kommen. Der ganze Streit zwiſchen Deutſchnatio⸗ 
nalen und Sozialdemokraten ſind Verwirrungs⸗ 
und Täuſchungsmanöver. Der ganze Kampf der 
Deutſchnationalen, die den Sozialdemokraten vor- 
werfen, ſie ſeien ſchuld am Verbot, iſt nichts ande⸗ 
res, als bewußte Irreführung. Der Kopf der So⸗ 
zialdemokraten gegen die Deutſchnationalen iſt 
nichts weiter als eine Agitation und gleichfalls 
ein Verwirrungsmanöver. Die Sozialdemokraten 
mit ihrem Reichsbanner verfolgen ja dieſelben 
Ziele, die auch der Stahlhelm verfolgt. Wir 
wiſſen, daß ſowohl die Stahlhelmführer als auch 
die Reichsbannerführer, Herr Düſterberg und Herr 
Hörſing, ſich gemeinſam mit Rundſchreiben an 
führende induſtrielle Kreiſe in Deutſchland ge- 
wandt haben und um Unterſtützung ihrer Ver⸗ 
bände nachſuchten. Der deutſche Kapitalismus, 
die deutſche Induſtrie haben für beide Organiſa— 
tionen Geldmittel in Hülle und Fülle zur Ver⸗ 
fügung. Beide Organiſationen werden von der 
deutſchen Induſtrie, vom deutſchen Imperialis⸗ 
mus ausgehalten, um eben im geeigneten Mo- 
ment gebraucht werden zu können, entweder gegen 
den Feind im Innern, d. h. gegen die revolu— 
tionäre Arbeiterorganiſationen, oder gegen den 
äußeren Feind, d. h. gegen die Sowjet-Union. 

Nun iſt von dem Herrn Abg. Loops hier er⸗ 
wähnt worden, daß man derartige Veranſtal⸗ 
tungen bisher auch von polniſcher Seite nicht ge— 
duldet hat. Da möchte ich Herrn Loops und der 
Regierung ſagen, daß vor einigen Wochen, es 
können auch Monate ſein, eine Danziger Zeitung 
eine Notiz brachte, daß an der polniſch-Danziger 
Grenze gemeinſame Manöverübungen Danzig⸗ 
polniſcher Verbände und polniſcher Verbände 
ſtattgefunden haben. Wenn das nicht der Fall 
geweſen ſein ſollte, hat die Danziger Zeitung, die 
dieſe Notiz brachte, gelogen. Wir wiſſen aber, daß 
dieſe Uebungen ſtattgefunden haben. Was Herr 
5 55 zum Ausdruck bringen wollte, ſtimmt alſo 
nicht. 


Wir haben bereits nachgewieſen, daß insbe— 
ſondere die Sozialdemokraten durchaus nichts da⸗ 
gegen haben, daß der Stahlhelmtag hier ſtattge⸗ 
funden hätte, daß ſie immer wieder erklären: 
„Wir ſind an dem Verbot unſchuldig.“ Herr 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Sahm, und er ſprach ja im Namen des Geſamt⸗ 
ſenats, drückte das mit den Worten aus: „Wir 
laſſen es dahingeſtellt, ob der Stahlhelm — d. h. 
die Bewegung des Stahlhelms — uns ſympathiſch 
oder unſympatiſch ift, ſondern wir müſſen er- 
klären, daß ſich die Tagung wegen der politiſchen 
Momente ſchädlich auswirken könnte.“ Man hat 
alſo immer wieder erklärt, wir hätten den Stahl— 
helm gern tagen laſſen, wir hätten nichts dagegen 
gehabt, und das meinen insbeſondere die Sozial- 
demokraten. Da möchte ich jagen, der Stahlhelm⸗ 
rummel iſt nicht verboten, er findet am 19. Mai 
in Danzig ſtatt, nämlich durch den Aufmarſch des 
Reichsbanners. Ich habe wiederholt nachgewieſen, 
daß die Ziele beider imperialiſtiſchen Mächte die 
gleichen ſind: Kampf gegen den Kommunismus, 
Kampf gegen die Sowjet-Union, und daß es da- 
bei an und für fih gleichgültig ift, wer die ideolo- 
giſche Beeinfluſſung der Maſſen für dieſen Kampf 
herbeiführt, ob Stahlhelm oder Reichsbanner. 
Beide machen es, nur mit verſchiedenen Mitteln 
und in anderer Form. Da habe ich recht, wenn 
ich ſage, jawohl dieſer Stahlhelmrummel in bezug 
auf die ideologiſche Vorbereitung der Danziger 
Bevölkerung für ein neues Völkermorden findet 
in Danzig ſtatt, iſt nicht verboten, findet am 19. 
Mai ſtatt. Daß auch hier in Danzig die Sozialde⸗ 
mokraten ſehr gute Freunde des Stahlhelms ſind, 
wird Herr Arczynſki willen. Ich möchte an ihn die 
Frage richten, er wird ſie allerdings verneinen 
und als unwahr hinſtellen, ich werde aber Be- 
weiſe erbringen, ob ihm bekannt iſt, daß auf dem 
Langfuhrer Uebungsplatz der Polizei Schieß⸗ 
übungen des Stahlhelms ſtattfinden. (Senator 
Arczynſki: Mir völlig unbekannt!) Sie müſſen das 
ja erklären. Wenn es ſich darum handelt, Kriegs⸗ 
vorbereitungen zu verſchleiern, wird das immer 
beſtritten. Wir werden das Beweismaterial da⸗ 
für aber erbringen. Wenn ich ſagte, daß der 
Stahlhelmrummel tatſächlich dadurch ſtattfindet, 
daß am 19. Mai das Reichsbanner hier aufmar⸗ 
ſchiert, dann erklären wir, es iſt gleichgültig, ob 
ein Düſterberg oder ein Hörſing die Rede hält. 
Sie wird eine Provokation der Arbeiter-Organi- 
ſationen und der Sowjet-Union fein; denn beide, 
Düſterberg wie Hörſing, haſſen die ſoziale Revo- 
lution wie die Sünde, um mit Ebert zu ſprechen. 
Beide ſind Feinde der revolutionären Arbeiter 
und der Sowjet-Union. Es wird ja jetzt ſchon 
rege Propaganda für den Stahlhelmrummel, wie 
ich den Reichsbannerrummel nenne, getrieben. 
Ich habe hier ein Flugblatt, das beweiſt, daß 
die Regierung nicht recht hat, wenn ſie von einer 
Teilnahme von 200 Leuten aus dem Reiche 
ſpricht. Es beweiſt gleichzeitig, daß das, was ich 
zuerſt ſagte, daß man den Stahlhelmrummel ge- 
duldet hätte, wenn man etwas vorſichtiger ge— 
weſen wäre, wahr iſt. Das Reichsbanner iſt ge- 
ſchickter in ſeinem Vorgehen, und darum handelt 
es ſich eben. Ich will hier einiges aus dieſem 
Flugblatt vorleſen: 
Kameraden! Die Gründungsfei 20. 2 
hat bewieſen, daß die Defence 20 Son Bund 
das größte Intereſſe entgegenbringt und daß der 
Weg, den unſer Bund geht, der richtige iſt uſw. 
Deshalb haben wir beſchloſſen, mit einer weit 
größeren Veranſtaltung am 20. Mai an die Oeffent⸗ 
lichkeit zu treten. uſw. 
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Wenn dieſe Aufſtellung auch nur den Grundriß der 

ganzen Veranſtaltung zeigt, 

Die Leute ſind vorſichtig; denn ſie ſprechen vom 
Frühſchoppen und von der Beſichtigung der Stadt, 
dabei verbergen ſich dahinter militäriſche 
Uebungen. Sie ſprechen aber nicht von militäri⸗ 
ſchen Uebungen, ſondern vom Frühſchoppen. Die 
Stahlhelmer haben viel zu lernen in bezug auf 
die ideologiſche Vorbereitung der Maſſen für den 
kommenden Krieg. Das verſtehen die Sozialde— 
mokraten beffer. Allerdings mag die Stahlhelm⸗ 
Methode wieder für gewiſſe Kreiſe beſſer ſein. 
So arbeiten ſie beide für dasſelbe Ziel. Es heißt 
dann weiter: 

In den einzelnen Ortsgruppen des Gaues Oſtpreußen 

wird ſchon jetzt rege Propaganda für die Teilnahme 

an unſerer Veranſtaltung gemacht, ſo daß wir mit 

einer Teilnehmerzahl von 800 bis 1000 Kameraden 

aus dem Reich zu rechnen haben. 
Dann folgt die Unterſchrift: Der Bundesvorſtand 
E. Werner, das werte Mitglied des Volkstages 
und Godau und Kitſchke. Sie werden erklären, 
daß Sie Gegenparolen ausgeben werden und die 
Tauſend nicht kommen ſollen. Wir erklären, je 
mehr kommen, deſto mehr freuen wir uns. Wir 
wünſchen, daß recht viele Reichsbannerkamera— 
den aus dem Reich erſcheinen; denn wir werden 
dafür ſorgen, daß ſtatt dieſer Reichsbannerkame⸗ 
raden möglichſt viele Rotfrontkämpfer nach 
Deutſchland zurückkehren. Wir werden nichts un⸗ 
verſucht laſſen, um aus Reichsbannerleuten Rote- 
Front⸗Kämpfer zu machen. 

In dieſem Sinne werden wir auch den Kampf 
gegen die faſchiſtiſchen Wehrorganiſationen aller 
Schattierungen aufnehmen, mögen ſie einen offe⸗ 
nen brutalen Charakter tragen oder mögen ſie ſich 
mit Friedensreden einhüllen, wie es das Reichs⸗ 
banner macht. Ihre Ziele find dieſelben: Vor- 
bereitung für ein neues Völkermorden, Vorbe⸗ 
reitung für einen neuen imperialiſtiſchen Krieg. 
Durch die Auseinanderſetzungen, wie man ſie 
heute hier geführt hat, will man die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Oeffentlichkeit von der wirklichen 
Gefahr ablenken und auf völlig nebenſächliche 
Dinge hinlenken. Wir Kommuniſten erklären 
demgegenüber, daß die Proletarier, Herr Loops, 
auf einen zweiten 4. Auguſt eine andere Antwort 
geben werden. Wir führen den Kampf gegen 
alle dieſe Kampf⸗ und Wehrorganiſationen der 
Bourgeoiſie, mögen ſie von einem Düſterberg oder 
von einem Hörſing geführt werden. Die ideolo⸗ 
giſche Beeinfluſſung der Arbeiter durch dieſe Or⸗ 
ganiſationen bleibt die gleiche. Dieſer ideologi⸗ 
ſchen Beeinfluſſung ſetzen wir unſere ideologiſche 
Aufklärung entgegen, indem wir die proletari- 
ſchen Angehörigen aller dieſer Wehrverbände 
darüber aufklären, daß ſie ſich gegen ihre Klaſſen⸗ 
intereſſen für das Unternehmertum mißbrauchen 
laſſen, daß ſie ſich zu Hilfstruppen der Reaktion 
heranbilden laſſen. 

Wir werden die proletariſchen Angehörigen 
dieſer Wehrorganiſationen für gemeinſame Mf- 
tionen für proletariſche Forderungen gegen ihre 
Führer, gegen das Unternehmertum und gegen 
den Imperialismus gewinnen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dumont. 


~ 


Dann kommt das Programm und dann heißt es: (O) 


D) 


LA) 


(B) 
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Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Namens der Fraktion der Nationalliberalen 
ee habe ich folgende Erklärung abzu⸗ 
geben: 

Meine Fraktion vermag das Verfahren der 
Regierung in der Angelegenheit des Verbots 
der Stahlhelmtagung nicht zu billigen. Von den 
voraufgegangenen Rednern iſt bereits dargelegt 
worden, welche wirtſchaftlichen Nachteile das 
Verbot dieſer Tagung für Danzig im Gefolge hat. 
Noch ſchwerer aber, als dieſe Nachteile wiegt der 
Eindruck der außerhalb Danzigs durch das Ver- 
bot dieſer Tagung hervorgerufen worden iſt. Die 
zahlreichen Bekundungen ſtarker Erregung und 
Erbitterung, die vielfachen Zweifel an der Gefin- 
nung Danzigs, laſſen erkennen, daß hier Fehler 
gemacht worden ſind, die nur ſchwer wieder gutzi- 
machen ſein werden und die ſich für Danzig leider 
wohl noch lange ungünſtig auswirken werden. 

Es iſt von anderer Seite geltend gemacht 
worden, und auch die Erklärungen der Regierung 
haben dies Motiv ſtark betont — daß das Verbot 
erfolgt ſei mit Rückſicht auf die Gefahren, welche 
die Tagung einer politiſch ſo ſtark exponierten 
Organiſation, wie der Stahlhelm ſie iſt, für 
Danzig mit ſich bringen könnte, und daß derartige 
Erwägungen des Senats der Ausgangspunkt für 
ſein Verbot der Stahlhelmtagung in Danzig ges 
weſen fei, daß das Verbot mithin einen vorjorg- 
lichen Akt für Danzig darſtellen ſollte. 


Derartigen Erwägungen ſoll die Berechtigung 
keineswegs aberkannt werden; ſie ſind vielmehr 
Pflicht einer jeden verantwortungsbewußten Re⸗ 
gierung! Und es ſoll auch die Möglichkeit nicht 
überſehen werden, daß ſowohl der Freien Stadt 
Danzig, als auch dem Stahlhelmbund ſelbſt bei 
einer Tagung in Danzig durch ausländiſche Pro- 
vokateure ſehr ſtarke Schwierigkeiten und Schädi- 
gungen hätten verurſacht werden können. (Abg. 
Plenikowſki: Ihr ganzes Auftreten ift eine Pro- 
vokation!) Bei aller Anerkennung der Verpflich⸗ 
tung des Senats zur politiſchen Vorſorge müſſen 
wir indes der Regierung unſeren Tadel darüber 
ausſprechen, daß ſie es nicht verſtanden hat, zur 
rechten Zeit und an der richtigen Stelle dieſe 
Gründe ſo geltend zu machen, daß das Verbot in 
der Oeffentlichkeit ſeines verletzenden Charakters 
entkleidet und die Notwendigkeit politiſcher Rück⸗ 
ſichtnahme überzeugend nachgewieſen wurde. 

Wir ſtellen feft: Die Anmeldung der Stahl- 
helmtagung iſt Mitte Februar 1929 erfolgt. Der 
Beſchluß des Senats, die Stahlhelmtagung zu 
verhindern, iſt am 5. April 1929 gefaßt, ohne 
daß dieſem Beſchluß irgendwelche Verhandlungen 
mit der Gauleitung oder mit der örtlichen Lei- 
tung des Stahlhelms vorausgegangen wären. 
Erſt am 6. April iſt mit der örtlichen Leitung 
des Stahlhelms verhandelt worden! Wir ver⸗ 
miſſen daher rechtzeitige Bemühungen der Regie⸗ 
rung nach der vorſtehend angedeuteten Richtung 
hin, die in politiſch kluger Vorausſicht von den 
leitenden Perſönlichkeiten der Danziger Regie⸗ 
rung unbedingt an geeigneter Stelle hätten 
unternommen werden müſſen. Auch die von der 
Regierung heute hier abgegebenen Erklärungen 
laſſen richtige und rechtzeitige Entſchlüſſe nach 
dieſer Richtung hin vermiſſen. 
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Die heutigen Erklärungen der Regierung ent⸗ 
ziehen auch der innerhalb und außerhalb Danzigs 
ſehr weit verbreiteten Auffaſſung, daß bei dem 
Verbot der Danziger Stahlhelmtagung parteipo⸗ 
litiſche Erwägungen und Einflüſſe ſehr ſtark mit⸗ 
geſpielt haben, keineswegs den Boden. Es muß 
insbeſondere ſowohl bei der Danziger Bevölke⸗ 
rung als auch außerhalb Danzigs Befremden er- 
regen, daß der Senat der Freien Stadt Danzig 
die Tagung einer ähnlichen, aber auf anderem 
politiſchen Standpunkte ſtehenden Organiſation, 
nämlich die Tagung des Reichsbanners, in Dan- 
zig in nächſter Zeit geſtatten will, obwohl Ge- 
fahren für die öffentliche Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit auch von der Tagung dieſer Organi⸗ 
jarion zu beſorgen und in Rechnung zu ſtellen 
ſind. 

Die Nationalliberale Fraktion bedauert dieſe 
unterſchiedliche Behandlung, die von parteipoli— 
tiſchen Erwägungen nicht unbeeinflußt erſcheint. 
Die Folgen der von der Regierung gezeigten Hal- 
tung ſind Schäden, die für den Ruf und die Wirt⸗ 
ſchaft Danzigs außerordentlich bedenklich ſind und 


die nur ſehr ſchwer wieder gut zu machen ſein 


werden. 

Die Nationalliberale Fraktion muß aus all 
dieſen Gründen der Regierung für die Art ihres 
Vorgehens in der Angelegenheit des Verbots der 
Stahlhelmtagung und wegen der Genehmigung 
der Reichsbannertagung ihre Mißbilligung aus- 
ſprechen. (Bravo!) 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H.! In der Begründung, die der Herr Abg. 
Philipſen für die Große Anfrage der Deutſchnatio— 
nalen Volkspartei gegeben hat, hob er die Bedeu— 
tung der Kongreſſe für Danzig in kultureller und 
wirtſchaftlicher Beziehung hervor. Es kann ja 
keinem Zweifel unterliegen — der Herr Vorredner 
hat dieſe Frage auch geſtreift — daß der Ausfall 
eines großen Kongreſſes für Danzigs Wirtſchaft 
auch einen Ausfall an Verdienſtmöglichkeiten be- 
deutet. Es wäre aber vollkommen verkehrt, wenn 
man die Entſchließung der Regierung in dieſer 
Frage lediglich vom Geſichtspunkt der wirtſchaft⸗ 
lichen Ueberlegungen verlangen wollte. Es fom- 
men hierbei natürlich auch politiſche Geſichtspunkte 
in Frage, beſonders dann, wenn es ſich um eine 
politiſche Organiſation, wie der Stahlhelm han— 
delt, und wenn es ſich um eine Tagung handelt, 
bei der Nichtdanziger weit in der Ueberzahl ſind. 

An dieſer Stelle möchte ich betonen, daß wir be- 
ſonderen Wert darauf legen, daß die Grundſätze, 
die in der heutigen Regierungserklärung feſtgelegt 
und ausgeſprochen worden find, unter allen Um- 
ſtänden auch für alle ſpäteren Tagungen ange- 
wandt werden und daß die Regierung allen kom— 
menden Veranſtaltungen gegenüber Gerechtigkeit 
und Anparteilichkeit beweiſt. Daß der Stahlhelm 
nicht nur eine politiſche Organiſation, ſondern 
eine politiſche Kampforganiſation iſt, iſt hier ja 
wiederholt zum Ausdruck gekommen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Ebenſo wie das Reichsbanner!) Ich will 
nicht darüber diskutieren, ob die Ideale des 
Stahlhelms wirkliche Ideale ſind. Für die Män⸗ 
ner, die ſich dazu bekennen, ſind ſie Ideale. Ich 
kenne in den Reihen des Stahlhelms manchen 
Mann, den ich ſchätze. Deshalb brauchen ſeine 
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Ideale noch nicht die meinen zu ſein. Aber ebenſo Präſidenten des Senats zu erklären. Wenn die (O 


wenig iſt es richtig, wenn man etwa ſagen wollte, 
daß nun die Ideale des Stahlhelms die einzigen 
deutſchen Ideale ſein könnten. Es gibt noch viele 
andere Ideale, die auch deutſche Ideale ſind, die 
fih aber von den ſoldatiſch⸗kriegeriſchen Idealen 
des Stahlhelms weſentlich unterſcheiden, für die, 
wie es in der Kundgebung in Schwerin geheißen 
hat, die handgreiflichen Beweiſe geführt werden 
ſollen. Ein Mitglied der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion begleitete dieſe Verleſung mit dem Zuruf: 
„Muß auch!“ Dieſe handgreifliche Beweisführung 
iſt alſo offenbar einer der Programmpunkte des 
Stahlhelms. 

Es iſt nach unſerer Anſicht richtig und nicht zu 
beſtreiten, daß Tagungen ſolcher Organiſationen 
gewiſſe Gefahrenmomente in ſich bergen, und es 
iſt nur die Frage zu ſtellen, wie hoch man dieſe 
Gefahrenmomente veranſchlagt. Hierbei muß man 
natürlich die beſondere internationale, zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Lage Danzigs berückſichtigen. Wir geben 
der Regierung darin Recht, daß fie bei dieſer Be- 
antwortung ganz allein die Verantwortung für 
alle Folgen zu tragen hat. Dieſe Verantwortung 
kann ihr niemand abnehmen. 

Daß die Regierung bei der Bewertung der Ge- 
fahrenmomente vorſichtig vorgegangen iſt und auch 
hat vorgehen müſſen, iſt unabwendbar bei der 
leider Gottes beſtehenden Parteizerriſſenheit und 
Parteigegenſätzlichkeit innerhalb des Staates. 
Dieſe Umſtände bergen aber politiſche Gefahren 
in ſich, vor allem die Gefahr von Krawallen. Die 
wirtſchaftlichen Gefahren von ſolchen Unruhen ſind 
nicht von der Hand zu weiſen. Die Wirtſchaft 
braucht Ordnung und Ruhe, um ſich entfalten zu 
können. Es beſteht für uns kein Zweifel darüber, 
daß ein Kongreß, der durch Unruhen ernſtlich ge- 
ſtört werden könnte, wirtſchaftliche Schäden verur⸗ 
ſachen würde, abgeſehen von den politiſchen Ge— 
fahren und Folgen, die ſolche Zwiſchenfälle haben 
könnten. (Abg. Rahn: Geben Sie ſie doch an, da⸗ 
mit die Herren von rechts die politiſche Gefahr 
erkennen! — Abg. Plenikowſki: Ein Ziehm iſt 
ſchlau genug, das ſelbſt einzuſehen!) Es beſteht 
die Gefahr, daß die Kongreſſe, die ſpäter hierher 
kommen wollen, ihr Kommen nach Danzig unter- 
laſſen. Das iſt eine wirtſchaftliche Gefahr und eine 
wirtſchaftliche Schädigung Danzigs, die größer iſt, 
als wenn ein Kongreß einmal nicht kommt. Es 
würde, wenn eine ſolche Unruhe hier in Danzig 
entſtünde, ein Sturm durch die deutſche Preſſe 
gehen, der wahrſcheinlich in ſeiner Auswirkung 
nicht mit dem zu vergleichen wäre, der jetzt durch 
die deutſche Preſſe gegangen iſt. Die Darſtellun⸗ 
gen der deutſchen Zeitungen ſind zweifellos von 
einer ganz einſeitigen Einſtellung geweſen. Es iſt 
eine Unterlaſſungsfünde der Regierung, daß fie die 
Darlegung der Gründe des Verbots, die Darſtel⸗ 
lung der politiſchen Rückſichten, die ſie bei dieſem 
Beſchluß hat nehmen müſſen, nicht rechtzeitig durch 
die Preſſe hat verkünden laſſen. Es find infolge- 
deſſen im Reich, wie Herr Abg. Philipſen ſagte, 
fälſchliche Schlüſſe über die Einſtellung der Dan⸗ 
ziger oder Danzigs gemacht worden. Auf Grund 
dieſer falſchen Schlüſſe iſt auch die übermäßige 
Kritik an dem Beſchluß des Senats und an dem 


Klarſtellung über die Gründe, die den Senat zu 
ſeinem Beſchluſſe geführt haben, erfolgt wäre, oder 
jetzt erfolgt, dann kann man annehmen, daß wohl 
viele im Reich die Gründe für die beſondere Lage 
Danzigs auch einſehen werden. 

Für die Wirtſchaft bedeutet der nicht ſtattfin— 
dende Kongreß einen Ausfall. Aber wir ſind der 
Anſicht, daß die Schädigung der Wirtſchaft durch 
eine ſolche Tagung eine noch größere geweſen 
wäre, wenn ernſtliche Störungen der öffentlichen 
Ordnung paſſierten. Jede Störung der öffent- 
lichen Ordnung iſt für die Wirtſchaft von größtem 
Schaden. Und im vorliegenden Falle würde ſich 
der Schaden ſogar auch in der Zukunft auswirken. 
Wir billigen daher das Verbot des Senats. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Ich habe im 
Namen meiner Gruppe, der Bürgerlichen Arbeits- 
gemeinſchaft, eine kurze Erklärung abzugeben. 
Die Tatſache, daß das Verbot des Stahlhelmtages 
nicht nur in Danzig, ſondern weit über ſeine Gren— 
zen hinaus berechtigte Enttäuſchung hervorgerufen 
hat, iſt nicht wegzuleugnen. Der Regierung wird 
niemand das Recht abſprechen, Maßnahmen, die 
ſie im Rahmen der Verfaſſung im Staatsintereſſe 
für notwendig hält, zur Durchführung zu bringen. 
Wir müſſen aber erwarten, daß dieſe Durchführung 
ausſchließlich von ſachlichen Geſichtspunkten gelei- 
tet wird. Der Umſtand jedoch, daß man eine 
ähnliche Veranſtaltung des Reichsbanners, die 
unter ganz ähnlichen Begleitumſtänden abgehalten 
wird, genehmigt hat, läßt nun allzu leicht die An- 
ſicht aufkommen, daß für das Verbot nicht aus- 
ſchließlich ſachliche, ſondern vielmehr parteipoli— 
tiſche Geſichtspunkte mitbeſtimmend geweſen ſind. 
Auch die Tatſache, daß der Senat den Beſchluß ge— 
faßt hat, den Stahlhelmtag mit allen Mitteln zu 
verhindern, ohne vorher mit der Leitung über das 
Ausmaß der Veranſtaltung und eine eventuelle 
Einſchränkung derſelben zu verhandeln, alſo die 
ſchroffe Form der Ablehnung ohne vorherige Ver- 
handlung, hat in weiten Kreiſen große Erbitterung 
hervorgerufen. Auf der einen Seite wird dem 
Reichsbanner, das im gleichen Maße als politiſcher 
Kampfverband anzuſprechen iſt wie der Stahlhelm, 
nicht nur geſtattet, ſeine Veranſtaltung abzuhalten 
und Gäſte aus Deutſchland zu empfangen, ſondern, 
was wohl bisher noch nicht der Fall war, ſogar der 
Durchmarſch durch die Bannmeile erlaubt. (Hört, 
hört! rechts.), alſo ein beſonders großes Entgegen⸗ 
kommen gezeigt. Auf der anderen Seite wird den 
deutſchen Volksgenoſſen, die zur Stahlhelmtagung 
nach Danzig kommen wollen, angekündigt, daß ſie 
a Ueberſchreiten der Grenze verhindert werden 
ollen. 

Wir verkennen in keiner Weiſe die ſchwierige 
Situation der Regierung bei derartig heiklen An- 
läſſen, ſtehen aber auf dem Standpunkt, daß es 
durch rechtzeitiges Verhandeln bei etwas mehr 
gutem Willen und einer etwas glücklicheren Hand 
hätte möglich ſein müſſen, einen Weg zu finden, 
der beiden Seiten gerecht geworden wäre und der 
den Stahlhelm bei feiner Veranſtaltung nicht un- 
günſtiger geſtellt hätte als das Reichsbanner. Da 
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(Jahr, Abgeordneter) 

die Angelegenheit in hohem Maße 
falſche Vorſtellungen von den wirklichen Verhält⸗ 
niſſen in Danzig im Auslande zu erwecken, halten 
wir uns für verpflichtet, gegen die Art der Ent⸗ 
ſcheidung unſere ſchwerſten Bedenken zum Aus⸗ 
druck zu bringen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Ich habe nicht die Abſicht, eine lange Rede 
zu halten, und auch nicht, eine Erklärung abzu⸗ 
geben, ſondern will nur ganz kurz meine Meinung 
zu der Angelegenheit jagen. Die befte Stellung- 
nahme des heutigen Abends hat der vorvorletzte 
Redner gegeben, Herr Abg. Dumont. Er wies dar⸗ 
auf hin, daß der Senat etwas politiſcher hätte vor- 
gehen ſollen, politiſcher in dem Sinne, wie man es 
vulgär, geſprächsweiſe meint. Dieſe Erklärung 
des Herrn Abg. Dumont war nach der zweiten 
Erklärung des Herrn Senatspräſidenten dringend 
notwendig, da dieſe zweite Senatserklärung ge— 
ſchickter war als die erſte. Die erſte Erklärung hat 
den Eindruck verſchärft, daß maßgebend für das 
Verbot des Stahlhelms nicht nur die Bedenken 
aus dem allgemeinen Landrecht und ähnlichen Ge— 
ſetzen waren, ſondern daß dieſes Verbot nicht ſo 
ſchroff erfolgt wäre, wennn nicht gerade der Poſten 
des Innenſenators durch einen ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Parteigenoſſen beſetzt geweſen wäre. Dieſe 
Anſicht ſpreche ich nicht allein aus, ſondern dieſe 
Befürchtung iſt auch in der Preſſe zum Ausdruck 
gebracht worden. Bei der Wahl des Innenſenators 
wurde ſeinerzeit auch von Zentrumsſeite betont, 
daß dieſe Wahl die große Gefahr von Konflikten 
in ſich berge. 

Ganz beſonders intereſſant wurde der heutige 
Abend durch die Verleſung der Reden des Herrn 
Dr. Stadler, die Herr Abg. Loops hier vornahm. 
Ich hätte nur gewünſcht, daß er noch mehr daraus 
vorgeleſen hätte. Dann iſt auch über die Zugehö— 
rigkeit des Reichspräſidenten zum Stahlhelm und 
über die frühere Zugehörigkeit des Senatspräſi— 
denten zum „Hausregiment von Danzig“ geſpro— 
chen worden. Beide Punkte müſſen leider wieder 
berührt werden. Ich möchte, wie geſagt, nicht weit 
ausholen, muß aber noch eins feſtſtellen: Als im 
Jahre 1914 die Halbe Allee niedergelegt werden 


ſollte und man ſogar auf den Kirchhöfen, z. B. bei 


dem Grabe meiner Voreltern auf dem reformier— 
ten Kirchhof die Gräber umlegte, weil die Ruſſen 
weiter vordrangen und die Gefahr beſtand, daß 
ſie über die Weichſel ziehen könnten, war man 
dankbar und froh, daß der jetzige Ehrenbürger der 
Stadt Danzig v. Hindenburg mit dem deutſchen 
Heere den Oſten befreite. Dieſen ſelben Soldaten, 
denen man damals dankbar war, daß Danzig vom 
Ruſſeneinfall verſchont blieb, und die ſich mit 
ihrem Blute das Anrecht erkämpft haben, nach 
Danzig zu kommen, ihnen verweigert man mit 
ihren Geſinnungsgenoſſen die Einreiſe. Man pro- 
teſtiert hier nicht, daß ein ſozialdemokratiſcher Se- 
nator oder der Senatspräſident ein Verbot er⸗ 
laſſen, auch nicht gegen die Art und Weiſe, in der 
das geſchieht, ſondern daß der Senat gerade dieſe 
Leute, denen die geſamte Danziger Bevölkerung 
zum allergrößten Danke verpflichtet iſt, daran hin⸗ 


geeignet iſt, 
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dert, hierher zu kommen und hier ihre alten, frii- 
heren Erinnerungen aufzufriſchen. Vergeſſen Sie 
ferner nicht, daß ein himmelweiter Unterjchied 
zwiſchen einem politiſchen Verein, wie dem Reis- 
banner, bei dem vielleicht auch ein paar Front⸗ 
ſoldaten dabei find, und dem Stahlhelm-Verband, 
der aus Frontſoldaten beſteht, vorhanden iſt. Es 
iſt das Beſchämende in einer ſolchen Sitzung, daß 
Reichsbanner und der Stahlhelm, deſſen Leute ihr 
Blut unter der Fahne ſchwarz⸗weiß⸗rot vergoſſen 
haben, zuſammengeworfen werden. 

Wir Nationalſozialiſten haben eine ſehr ſcharfe 
Trennung zum Stahlhelm, weil wir als Partei 
nicht ohne weiteres einer Organiſation zuſtimmen 
können, die reine Politik als abträglich betrachtet. 
Man kann den Wehrverbänden nicht oft genug vor- 
halten, daß ſie zwar einen neuen Staat haben 
wollen, ihn aber ſo nicht bauen können. Wenn 
ſie den neuen Staat bauen wollen, müſſen ſie auch 
Politik treiben. Das tun ſie nicht. Inſofern iſt 
der Stahlhelm dem jetzigen Syſtem auch nicht ge- 
fährlich. Solche Befürchtungen ſind auch nicht bei 
Ihnen (nach links) aufgetaucht. Vergeſſen Sie 
nicht, daß vielmehr Briefe aus Warſchau kamen, 
und vergeſſen Sie nicht, daß der Druck alſo von 
außen kam, und dieſem Druck ſind Sie gewichen, 
weil Ihr Geiſt von Genf ſo weit vom Geiſt des 
Stahlhelms verſchieden iſt. (Zurufe und Unruhe 
links.) Gewiß, auch Stahlhelmmitglieder des 
Reichstags ſind umgefallen, z. B. in der Begnadi⸗ 
gungsſache der Femerichter, trotz des oberſten 
Stahlhelmbeſchluſſes! Im übrigen marſchiert der 
Frontgeiſt und läßt ſich weder von Severing noch 
Grzeſinſki aufhalten. Eine lächerliche Behörde des 
Freiſtaates wendet ſich da gegen das große Ziel 
und will ſich in den Weg ſetzen. Dazu wird auch 
der Senat von Danzig nicht fähig ſein. (Lebhafte 
Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt, wegen des Ausdrucks „lächerliche Behörde“ 
rufe ich Sie zur Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich gebe 
zu, daß der Ausdruck parlamentariſch nicht richtig 
iſt. Von der idealen Bewegung können Sie ſich 
aber gar kein Bild machen, Herr Abg. Sieben— 
freund. Ich gebe Ihnen recht, daß man das Bor- 
dringen eines ſolchen Ideals nicht durch papierne 
Beſchlüſſe aufhalten kann, zumal wenn dieſe pa— 
piernen Beſchlüſſe ſo komiſch ausfallen, daß man 
erſt verbietet und dann Verhandlungen einleiten 
will. Darüber muß man lachen. Der deutſche 
Idealismus des Frontſoldaten marſchiert. Er läßt 
ſich nicht niederſchießen oder niedermeucheln durch 
ſchwarz⸗rot⸗goldene Meuchelmörder und nicht auf— 
halten durch eine papierne Regierungserklärung. 


Dadurch läßt ſich der ideale Frontgeiſt wahrlich 


nicht unterdrücken. (Lärm und Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Ich möchte nur mit einigen Worten zu den 
Ausführungen des Herrn Senatspräſidenten Stel⸗ 
lung nehmen. Er hat von äußeren und inneren 
Schwierigkeiten geſprochen, die Grund zum Verbot 
des Stahlhelmtages gegeben hätten. Ich werde 
nachweiſen, daß dieſe äußeren und inneren Gründe 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

nur ſcheinbar vorhanden ſind, und vor ernſter 
Prüfung nicht ſtandhalten. Was die inneren 
Gründe angeht, ſo iſt geſagt worden, daß unſere 
Schutzpolizei nicht ausreichend ſei. Der Stahlhelm 
hat Tagungen in Berlin und Hamburg mit 
150 000 Teilnehmern abgehalten; die Schutzpolizei 
iſt dort überhaupt nicht in Aktion getreten. Der 
Stahlhelm beſitzt ſoviel Diſziplin in ſich, daß er 
ſelbſt Ordnung bei ſeinen Leuten hält, die doch 
meiſt frühere Frontſoldaten find, die ihren Füh— 
rern folgen. Diſziplin iſt einer der Grundſätze 
die der Stahlhelm von ſeinen Mitgliedern fordert. 
Für die paar Tauſend Stahlhelmer, die hier ſich 
verſammeln wollten, hätte unſere Schutzpolizei zur 
Abwehr etwaiger Beläſtigungen zehnmal ausge- 
reicht. Weiter ſind äußere Schwierigkeiten ins 
Feld geführt worden. Der Herr Senatspräſident 
hat nur auf die Schwierigkeiten hingewieſen, die 
uns vom Völkerbund drohen. Er hat auf Ausfüh⸗ 
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rungen des Herrn Dr. Stadler hingewieſen, die 


er über den Völkerbund gemacht hat. M. D. u. H.! 
Er hat die Ausführungen hier vorgetragen. Was 
Herr Dr. Stadler über den Völkerbund geſagt hat, 
empfindet jeder Deutſche mit ihm. Er hat er- 
klärt, daß im Völkerbund nicht Recht herrſche, 
ſondern Macht vor Recht gehe. Er hat weiter er— 
klärt, daß die Siegerſtaaten den Völkerbund als 
ein Inſtrument zur Durchſetzung ihrer egoiſtiſchen 
Machtintereſſen und zur Unterdrückung und Wus- 
zehrung des deutſchen Volkes benutzten. (Sehr 
richtig! rechts — Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Ich glaube, das empfindet jeder mit uns, dem der 
Sollten wir das 
nicht mehr ausſprechen dürfen? Iſt es ſoweit ge— 
kommen mit dem deutſchen Volk? (Andauernde 
Zwiſchenrufe — Unruhe.) Wenn auch der Völ— 
kerbund unſer Schutzherr iſt, bei allem Reſpekt, 
den wir ihm darum ſchulden, laſſen wir uns nicht 
das Recht nehmen, die Wahrheit zu fagen. (Fort⸗ 
geſetzte Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 

Herr Dr. Sahm hat dann von den Verhand— 
lungen mit dem Führer des Stahlhelms, Herrn 
Major Wild, geſprochen. Er hat die Niederſchrift 
über Verhandlungen mit ihm verleſen. Ich hätte 
gewünſcht, daß er auch ebenſo ausführlich die 
Verhandlungen, die er mit dem Landesverbands— 
führer des Stahlhelms, dem Grafen Eulenburg 
wie er ſelbſt ſagt, länger als eine Stunde gehabt 
hat, erwähnt hätte. Mir ſind die Verhandlungen 
aus einer Niederſchrift perſönlich gut bekannt. 
Herr Sahm ſagt, daß er gemäß dem Beſchluſſe des 
Senats beauftragt war, mit dem Stahlhelm zu 
verhandeln. Herr Sahm hatte dazu bei den Ber- 
handlungen mit dem Grafen Eulenburg Gelegen- 
heit. Graf Eulenburg verfolgte mit ſeinem Beſuch 
den Zweck, Auskunft über die Gründe des Ber- 
bots zu erfordern, und über die Möglichkeit der 
Tagung zu verhandeln. Er hat Herrn Sahm die 
Frage vorgelegt: „Herr Präſident, unter welchen 
Möglichkeiten kann die Tagung ſtattfinden?“ Der 
Präſident des Senats hat es aber abgelehnt, (Leb⸗ 
haftes Hört, hört! rechts.) darauf einzugehen. Er 
hat perſönlich erklärt: „Ich könnte dem Senat 
nicht empfehlen, daß die Tagung ſtattfindet.“ 
(Hört, hört! rechts — Zwiſchenrufe und große 
Unruhe). Er hat auch erklärt, der Senat werde 
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die Einreiſe der Stahlhelmer mit allen Mitteln ( 


verhindern. Das ift es, was im Volk die unge- 
heure Erregung in und außerhalb Danzigs gegen 
den Herrn Präſidenten Sahm hervorgerufen hat. 
(Andauernde Zwiſchenrufe.) Graf Eulenburg hat 
dann mit dem Senator des Innern, Arczynſki, 
längere Zeit verhandelt und hat auch ihm die 
Frage vorgelegt: „Unter welchen Möglichkeiten, 
Herr Senator, kann die Tagung des Stahlhelms 
ſtattfinden?“ Herr Senator Arczynſki Hat fih 
der Frage entzogen, indem er immer wieder er- 
klärte, „Herr Graf, Ihre Sache iſt es, die Mög⸗ 
lichkeit nachzuweiſen.“ (Sehr richtig! links.) Der⸗ 
jenige, der eine Tagung ſtattfinden laſſen will, 
meldet fie an. Das ift geſchehen. Dann ift es 
Sache der Polizei und des Senats, mitzuteilen, 
unter welchen Bedingungen die Tagung ftatt- 
finden kann, vorausgeſetzt, daß ſie den Willen 
haben, daß die Tagung ſtattfinde. Aber der Wille 
iſt nicht dageweſen. Der Entſchluß, die Tagung 
unbedingt zu verbieten, ſtand feſt. (Präſident des 
Senats Dr. Sahm: In dem Umfange! — Andaus 
ernde Zwiſchenrufe des Abg. Schwegmann — 
Große Unruhe.) Es iſt ja gerade der Zweck des 
Beſuches des Grafen Eulenburg geweſen, die 
Möglichkeiten zu erſchöpfen, unter denen die Ta⸗ 
gung hier nicht ſtattfinden konnte. Darauf ein- 
zugehen wurde aber abgelehnt. Graf Eulenburg 
ift mit der Ueberzeugung aus dem Zimmer von 
Herrn Senator Arczynſki und aus dem Zimmer 
von Herrn Präſidenten Sahm gegangen, daß die 
Tagung unter allen Umſtänden hier verboten 
werden ſollte. (Lebhafte Rufe links: Herunter von 
der Tribüne! Andauernde große Unruhe — Abg. 
Gerick: Herr Ziehm, was haben Sie in Danzig 
für Schiebungen gemacht!) 

Graf Eulenburg hat auch die Frage geſtellt, 
warum man das Reichsbanner geſtatte und die 
Tagung des Stahlhelms verbiete. Auf die Frage 
nach den Gründen wurde keine Auskunft gegeben. 
Herr Senator Arczynſki ift auch dieſer Frage mit 
den Worten ausgewichen: „Hier handelt es ſich 
nicht um das Reichsbanner, ſondern um den 
Stahlhelm.“ Er hat mit keinem Wort erklärt: 
„Die Reichsbannertagung wird geſtattet, weil die 
Zahl der Teilnehmer erheblich geringer iſt.“ Die 
Zahl hat erſt nachträglich eine Rolle geſpielt. Die 
Theſe von der Zahl iſt erſt nachträglich in einer 
ſpäteren Senatsſitzung aufgeſtellt. (Widerſpruch 
links.) Die wurde hineingebracht, als Sie die Er⸗ 
regung ſahen. Sie wollten einen Vorwand haben, 
weshalb die Stahlhelmtagung verboten wurde 
und die Tagung des Reichsbanners erlaubt. Eine 
Beſchränkung der Zahl hat doch auch zuvor nie- 
mals ſtattgefunden. Als vor einigen Jahren der 
Stahlhelm in Danzig mit mehreren Tauſend Mit⸗ 
gliedern tagte, hat niemand daran gedacht, die 
Zahl zu beſchränken. Im Stahlhelm beſteht die 
Ueberzeugung, daß die unterſchiedliche Behand- 
lung erfolgt iſt, weil im Reichsbanner 95 Pro⸗ 
zent Sozialdemokraten ſitzen, und der Stahlhelm 
die Sozialdemokraten bekämpft. Seien Sie über⸗ 
zeugt, m. D. u. H., (Sie haben überhaupt keine 
Ueberzeugung! Sie ſind ein Betrüger! links.) Sie 
haben dem Danziger Staat einen ungeheuer 
ſchweren Stoß verſetzt. (Abg. Kloſſowſki: Sie Ha- 


— 


D) 


‚(A 


w 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

ben es gemacht, Sie ſind es geweſen! — Große 
Unruhe.) Man verſteht es nicht und kann es nicht 
verſtehen, daß man, wie es in dem offiziellen Be- 
ſchluß des Senats heißt, Deutſchen das Betreten 
des Danziger Bodens verbieten wollte. (Andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe rechts und links.) Ich muß 
Herrn Abg. Hohnfeld Recht geben, daß das eine 
maßloſe Ungeſchicklichkeit war. Wie wollten Sie 
dieſen Beſchluß durchführen? Nehmen Sie an, der 
Stahlhelm hätte die Tagung nicht abgeſagt und 
wäre mit einem Dampfer mit Gäſten aus dem 
Reich in Zoppot angekommen, und Sie hätten ſie 
am Betreten Danziger Bodens verhindert. Vor 
dieſer Schmach und Schande hat Sie die Diſziplin 
des Stahlhelms bewahrt! (Fortgeſetzte Zwiſchen⸗ 
rufe und große Unruhe.) Der Senat hat offenbar 
die Wirkungen dieſes verhängnisvollen Be⸗ 
ſchluſſes nicht vorausgeſehen. Der furchtbare Sha- 
den, der dadurch Danzig erwachſen iſt, kann nur 
dadurch gemildert werden, daß die Danziger Be— 
völkerung vom Senat abrückt. Der Senat hat mit 
dem Verbot, wie Graf Eulenburg gegenüber Se— 
nator Arczynſki feſtſtellte, nur den Polen gedient. 


Herr Präſident Sahm hat ſeine Rede mit dem! 
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Danziger Wahlſpruch geſchloſſen: „Nec temere, 
nec timide.“ Das ift ein Wahlſpruch, der, wenn er 
richtig angewandt wird, ein .. (Große Unruhe.) 
Aber immer mehr bildet ſich in der Danziger Be- 
völkerung und im Reich die Meinung, daß die 
jetzige Linksregierung den Wahlſpruch umwan⸗ 
delt, „Temere“ gegenüber dem inneren politiſchen 
Gegner „Timide gegenüber dem auswärtigen 
Gegner. (Bravo! rechts — Zwiſchenrufe und große 
Unruhe links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte um 
etwas mehr Ruhe. Weitere Wortmeldungen lie— 
gen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung und 
ſchlage vor, die heutige Sitzung zu vertagen. Ich 
höre keinen Widerſpruch, es iſt demgemäß be— 
ſchloſſen. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 
Donnerstag, den 2. Mai abzuhalten mit der 
Tagesordnung: Reſt von heute und dem Herrn 
Präſidenten die Ermächtigung zu erteilen, even- 
tuell noch weitere Punkte auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo 
beſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 9 Uhr 55 Minuten.) 


(B) 


— 


(A) 


(B) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. $ ; 

Am Regierungstiih: Senatoren Jewelowſki, 
Dr. Wiercinſki; Oberregierungsräte Dr. Hemmen, 
Dr. Schimmel; Oberregierungs- und Forſtrat 
Nicolai. ES ; 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 82. 
Vollſitzung. Da ich diefe Sitzung auf Grund des 
§ 46 Abſatz 3 der Geſchäftsordnung einberufen 
habe, fuhe ich die Genehmigung des hohen Hau- 
ſes nach. Ich höre keinen Widerſpruch und ſtelle 
feſt, daß die Genehmigung erteilt iſt. Zu der 
Tagesordnung habe ich gemäß der Vereinbarung 
im Aelteſten-Ausſchuß folgendes vorzuſchlagen: 
1. Daß bei Punkt 1 und 2 die dritte Leſung gleich 
der zweiten folgen ſoll und Punkt 3 zuerſt ohne 
Ausſprache zur nochmaligen Beratung dem Aus⸗ 
ſchuß für Soziales überwieſen wird. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Der Kom- 
muniſtiſchen Partei iſt vom Polizeipräſidenten 
heute folgendes Schreiben zugeſtellt worden: 

Nach einer von anderen Zeitungen übernomme⸗ 


nen Ankündigung der „Danziger Arbeiter⸗Zeitung“ 
foll der deutſche Kommuniſt Max Höls an der Mai- 
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feier der Kommuniſtiſchen Partei in Danzig teil⸗ 
nehmen und als Redner auftreten. 

Max Hölz war der Führer der mitteldeutſchen 
Aufſtandsbewegung, die er gerade jetzt in einer aus⸗ 
führlichen, die gewaltſame Auflehnung gegen den 
Staat verherrlichenden Darſtellung behandelt. Nach 
dem früheren Verhalten und der jetzigen propagan⸗ 
diſtiſchen Tätigkeit von Hölz, insbeſondere nach den 
Zuſammenſtößen in Karlsruhe und Pirmaſens iſt 
bei Verſammlungen, an denen Hölz beteiligt iſt, 
von vornherein mit einem unfriedlichen Charakter 
der Verhandlungen zu rechnen. Demnach ſehe ich 
in dem Auftreten von Hölz in Verſammlungen in 
Danzig eine unmittelbare Gefährdung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Sofern Max Hölz an der angemeldeten Maifeier, 
gleichgültig, ob als bloßer Zuhörer und Mitgänger 
oder als Redner teilnimmt, verbiete ich hiermit den 
Umzug und die Verſammlung unter freiem Himmel, 
(Abg. Raſchke: Der Kerl ift wohl größenwahnſinnig!) 
Bei Verſuchen der Zuwiderhandlung würde ich zur 
Auflöſung der Verſammlung und des Umzuges ger 
nötigt ſein. 

Falls Max Hölz in Danzig getroffen wird, 
werde ich ihn ausweiſen. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß die Sozialdemo⸗ 


kraten jetzt den Deutſchnationalen gegenüber eine 


1614 5] Verbeugung machen mußten in bezug auf das 


Stahlhelmverbot. Auf Grund dieſes Schreibens 
des Polizeipräſidenten reichen wir eine Große 
Anfrage folgenden Inhalts ein: 

Die Kommuniſtiſche Partei beabſichtigt bei ihrer 
Maikundgebung Max Hölz als Referenten ſprechen zu 
laſſen. Der Polizeipräſident hat mit Schreiben vom 
25. April 1929 die Teilnahme des Genoſſen Max 
Hölz an der Kundgebung verboten, ganz gleichgültig, 
ab er als bloßer Zuhörer, Mitgänger oder als Red- 
ner daran teilnimmt. Wir fragen den Senat: Bil⸗ 
ligt er das Verbot des Polizeipräſidenten? 


Wir beantragen, daß dieſe Große Anfrage auf 
die Tagesordnung geſetzt wird. Wir beantragen, 
daß der Senator Arczynſki ſofort herbeigeholt 
wird, um zu dieſer Großen Anfrage Stellung zu 
nehmen. Die ganze Sache beweiſt, daß das, was 
wir immer wieder wiederholen und neu behaup⸗ 
ten, daß die Koalition nur das Trittbrett für den 
Faſchismus iſt, zutrifft. Ganz gleichgültig, was 
der Senat antworten wird, erklären wir heute, 
ſo gut wie die Arbeiter in Berlin es ſich nicht durch 
einen Zörgiebel verbieten laſſen werden, auf 
die Straße zu gehen, genau ſo werden wir Kom⸗ 
muniſten in Danzig am 1. Mai ſprechen laſſen, 
wen wir wollen! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: M. D. u. H.! Wenn ein Redner das 
Wort zur Geſchäftsordnung nimmt, kann ich 
natürlich nie wiſſen, was er ſagen wird. Zur 
vorliegenden Tagesordnung ijt gar nicht ge- 
ſprochen worden. Wenn eine Große Anfrage ein- 
gebracht wird, ſo muß ſie an den Präſidenten des 
Volkstages gerichtet werden, der fie dem Senat 
übermittelt. Der Senat hat innerhalb acht Ta: 
gen mitzuteilen, ob er die Große Anfrage beant⸗ 
worten will oder nicht. Wenn er nach acht Tagen 
nicht geantwortet hat, hat der Antragſteller oder 
die antragſtellende Fraktion das Recht, die Be- 
ſprechung zu verlangen. Dann muß der Punkt auf 
die Tagesordnung geſetzt werden. Heute kann 
die Große Anfrage alfo nicht auf die Tagesord⸗ 
nung kommen. Ich nehme die Große An⸗ 
frage ſo auch nicht an, ſondern ich bitte, ſie auf 
dem geſchäftsordnungsmäßigen Wege dem Hauſe 
einzureichen. Weiter erkläre ich, daß ich zu dieſer 


(D) 


(A 


(B 


— 


— 


eine ſolche, 
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(Präſident) 

Sache nicht mehr das Wort zur Geſchäftsordnung 
gebe. (Abg. Plenikowſki: Das ift ein Skandal, der 
zweite Zörgiebel!) Ich ſtelle feſt, daß gegen 
meinen Vorſchlag bezüglich Abänderung der Ta- 
gesordnung kein Widerſpruch erhoben iſt. Das 
hohe Haus hat die Abänderung genehmigt. Damit 
ſtelle ich gleichzeitig fejt, daß Punkt 3 der Tages- 
ordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 670 zur Nr. 628 — zur noch⸗ 
maligen Beratung dem Ausſchuß für Soziales 
überwieſen iſt. Ich rufe jetzt Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs über das Abkommen zwiſchen der 
Freien Stadt Danzig und der Republik 
Polen vom 8. April 1929 über die einheit⸗ 
liche Regelung der Ausfuhr von Hühner⸗ 
eiern. 

Druckſache Nr. 687 zu Nr. 673. Ich rufe 8 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Karkutſch. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Plenikowſki und Unruhe links.) Herr Abg. Ple- 
nikowſki, ich rufe Sie wegen Störung der Ver⸗ 
handlungen zur Ordnung. (Abg. Raſchke: Mau 
macht ja den Krach!) — Das Wort hat der Herr 
Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Das Danzig⸗polniſche Abkommen betr. die ein- 
heitliche Regelung der Ausfuhr von Hühnereiern 
nach dem Auslande, welches dem Volkstag zur 
Genehmigung vorliegt, iſt das erſte ſeiner Art 
und hängt mit der darin vorgeſehenen Bildung 
eines Syndikats mit den ſeit etwa zwei Jahren in 
Polen beſtehenden Beſtrebungen der Bindung der 
Wirtſchaft in Form von Syndikaten zuſammen. 
Ich halte es deswegen für notwendig, daß wir uns 
grundſätzlich über die Wirkungen der polniſchen 


Volkstag Danzig — 82. Sitzung. 


Syndikatspolitik auf Danzig im allgemeinen flar. ! 
von ſich heraus den Volkstag und die intereſſier— 


werden. 

Die Bezeichnung der polniſchen Wirtſchafts⸗ 
form als Syndikate entſpricht nicht dem in der 
Wirtſchaft üblichen Begriff der Syndikate, unter 
denen man auf freier Vereinbarung beruhende 
Zuſammenfaſſung wirtſchaftlicher Intereſſengrup⸗ 
pen verſteht, die ſich zwecks Förderung ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen zuſammentun. Während 
dieſe wirtſchaftlichen Syndikate auf rein wirt- 
ſchaftlichen Gründen und freiem Willen der Be— 
teiligten beruhen, ſind die ſogenannten polniſchen 
Syndikate Gebilde ſtaatlichen Zwanges. Der 
Staat benutzt die auf Grund ſtaatlicher Geſetze 
gebildeten und von ihm geſchaffenen Zwangs⸗ 
organiſationen dazu, um die Organiſation ganz 
von ſich abhängig zu machen und die Wirtſchaft 
nach den Intereſſen der jeweiligen polniſchen Po⸗ 
litik zu leiten. Dabei werden alle Intereſſenten, 
die in das Syndikat nicht aufgenommen werden, 
von der wirtſchaftlichen Betätigung ausgeſchloſſen. 
Die polniſche Wirtſchaft hat in den Syndikaten 
eine Waffe in der Hand, um Mißliebige auszu: 
ſchalten und ihre Günſtlinge zu begünſtigen. Ob 
den modernen Grundſätzen einer 


Freitag, den 26. April 1929. 


freien Wirtſchaft entgegenſtehende Wirtſchafts⸗ 
politik für das Gebiet der Republik Polen von 
Vorteil iſt, haben wir nicht zu entſcheiden, darauf 
haben wir auch keinen Einfluß. Die Erfahrungen 
zeigen, daß ſolche Zwangsgebilde in der Wirt⸗ 
ſchaft nicht von langem Beſtand find und der Be 
völkerung nicht zum Segen gereichen. Man denke 
an die wirtſchaftlichen Zwangsorganiſationen des 
ruſſiſchen Sowjet⸗Staates, die ja auch im Grunde 
nicht viel etwas anderes ſind, als dieſe neuen pol⸗ 
niſchen Syndikate. (Abg. Plenikowſki: Machen Sie 
ſich nicht lächerlich!) 

Für Danzig bedeutet dieſe polniſche Wirt⸗ 
ſchaftspolitik eine außerordentlich ſchwere und 
große Gefahr. Polen ſpricht ſoviel von dem Nutzen, 
den Danzig aus der wirtſchaftlichen Verbindung 
mit Polen zieht. Hier iſt Polen auf dem beſten 
Wege, den Danzigern die Betätigung in dem pol- 
niſchen Hinterlande zu unterbinden. Danzigs 
Wirtſchaft, Induſtrie und Handel kann nur in der 
freien Entfaltung der Kräfte beruhen. In der 
Zwangsjacke, die die polniſche Politik der Wirt⸗ 
ſchaft anlegt, iſt eine freie Entfaltung unmöglich. 
Dazu kommt die große Gefahr, daß durch die pol⸗ 
niſche Syndikatspolitik die Danziger Wirtſchaft 
in vollſtändige Abhängigkeit von den polniſchen 
Behörden gebracht wird. Das Syſtem der Syndi- 
kate iſt außerordentlich kompliziert. Leider hat 
die Regierung es auch unterlaſſen, in einem klaren 
Expoſé dem Volkstag die Grundlage zu geben und 
auf die Gefahren, die daraus für Danzig ent⸗ 
ſtehen, klar hinzuweiſen. Wir Deutſchnationalen 
haben im Hauptausſchuß erſt Klarheit in die 
Dinge zu bringen verſucht, indem wir uns die 
Unterlagen aus Zeitungen, insbeſondere aus dem 
Organ der Handelskammer ſelbſt verſchafften und 
die maßgebenden polniſchen Geſetzesbeſtimmungen 
heranholten und an Hand derſelben die Lage be- 
leuchteten. Bei einem ſo ungemein wichtigen 
Vorgang für das geſamte Danziger Wirtihafts- 
leben, wie es die polniſche Syndikatsbildung be- 
deutet, wäre es Pflicht der Regierung geweſen, 


ten Kreiſe der Danziger Wirtſchaft völlig aufzu⸗ 
klären. 

Worauf beruht das Syſtem? 
ſeine Ausfuhr anſtatt wie vordem durch Aus- 
fuhrbeſchränkungen und Ausfuhrverbote jetzt 
durch Ausfuhrzölle, die es in einer Höhe ſeſtſetzt, 
daß die Wirkung bei den Ausfuhrzöllen dieſelbe 
iſt wie bei den Ausfuhrverboten. Es ſind die pol⸗ 
niſchen Miniſterien aber ermächtigt, von dieſen 
Ausfuhrzöllen Ausnahmen und Befreiungen zu 
gewähren und darüber hinaus den Stellen, die 
die Befreiung erreichen, Ausfuhrprämien zu 
geben. (Sind Sie der deutſchen Sprache nicht 
mächtig? links.) Dieſe Befreiungen erlangen nun 
lediglich die Syndikate. Für Danzig ſind durch 
Entſcheidung des Völkerbundkommiſſars vom 6. 
11. 1924, welche durch den Rat des Völkerbundes 
am 13. 3. 1925 beſtätigt iſt, gewiſſe Erleichterun- 
gen gewährt, indem vorgeſchrieben iſt, daß die 
Erzeugniſſe aus Danzigs eigener Induſtrie, ſeiner 
eigenen Landwirtſchaft, ſeines eigenen Handwerks, 
von den Wirkungen des die Ausfuhrzölle regeln— 
den Geſetzes vom 31. Juli 1924 befreit ſein ſollen. 


Polen regelt 


(C) 


(D) 


(A 


(B) 
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(Karkutſch, Abgeordneter) 
Polen hat für eine Anzahl von Exportartikeln 
den Weg der Syndikatsbildung beſchritten, ſo für 
den Export von Schweinen, Eiern, Butter, Ge⸗ 
treide und ſogenannte Bacon. Es iſt alſo ein ſehr 
großer und wichtiger Teil der Waren, die für den 
Export Danzigs in Betracht kommen, auf dieſe 
Weiſe von dem freien Handel ausgeſchloſſen. 
Polen macht Danzig die größten Schwierigkeiten, 
um die Danzig vorbehaltenen eigenen Rechte 
durchzuſetzen. ; 
Wie das Syſtem auf Danzig wirkt, geht am 
deutlichſten aus der Regelung hervor, wie ſie durch 
das Protokoll vom 2. März über die Errichtung 
eines Danziger Bacon-⸗Ausfuhrverbandes gere⸗ 
gelt iſt. Dieſes Protokoll und dieſe Regelung 
haben im Hauptausſchuß den Gegenſtand ſtunden⸗ 
langer Erörterungen gebildet. Es geht daraus 
hervor, daß das Danziger Syndikat gezwungen 
iſt, die Grundzüge der polniſchen Syndikate an⸗ 
zunehmen, daß ferner für das Danziger Syndikat 
die Beſtimmungen maßgebend ſein müſſen, die vom 
polniſchen Miniſter für Handel und Induſtrie 
erlaſſen ſind. Ferner muß der Danziger Verband 
ſich auch geſchäftlich dem Verfahren des polniſchen 
Verbandes, insbeſondere für die Standards, für 
die Preiſe und ſogar für die Beſchränkung des 
Handels fügen. Er muß die gleichen Mitglieder⸗ 
beiträge wie der polniſche Verband feſtſetzen. Die 
für den Export nötigen Beſcheinigungen gibt auch 
dem Danziger Verband der polniſche Miniſter für 
Handel und Induſtrie. Ueber die Bewirtſchaf⸗ 
tung der Ausfuhrquittungen und über die aus 
ihnen erlöſten Geldſummen beſtimmt der polni⸗ 
ſche Handelsminiſter, an den die Anträge zu rich⸗ 
ten ſind, und der die Genehmigung zu erteilen hat. 
M. D. u. H.! Sie erſehen hieraus, in welchem 
Maße der Danziger Export von Bacon abhängig 
gemacht iſt von dem guten Willen der polniſchen 
Behörde. Wenn Herr Senator Jewelowſki im 
Ausſchuß in äußerſt roſiger Färbung die Sache ſo 
darſtellte, als wenn durch fein Bemühen dem Dan- 
ziger Exporthandel ein hervorragender Dienſt ge- 
leiſtet ſei, ſo können wir dieſen Optimismus nicht 
teilen. Wir ſind im Gegenteil der Anſicht, daß 
Polen genau wie es in der hier auch ſchon erör⸗ 
terten polniſchen Denkſchrift geſchrieben ſteht, 
Danzig gegenüber hier verfahren iſt, indem es 
Danzig feſter an Polen geſchmiedet und gekettet 
hat. Polen iſt in ſeinem Bemühen, die Danziger 
Wirtſchaft immer mehr in Abhängigkeit von Po⸗ 
len zu bringen, einen guten Schritt vorwärts ge⸗ 
kommen. Das Bacon⸗Syndikat foll aber erft ein 
Anfang ſein, und weitere ſollen folgen. Polen 
hat, wie es in der Denkſchrift heißt. Danzig wirt⸗ 
ſchaftlich vollkommen in das polniſche Netz ge- 
bracht und wird es mit tauſend Feſſeln materiel⸗ 
ler Natur an Polen ketten. Bezeichnend iſt, daß 
Polen dieſen gefährlichen Vorſtoß in die Zeit 
einer Linksregierung verlegt hat. Die „Baltiſche 
Preſſe“ ſchreibt über das Eier⸗ und Bacon⸗Ab⸗ 
kommen, daß Polen durch das Abkommen mit der 
Tat bewieſen hat, daß die Politik der ſachlichen 
Zusammenarbeit nicht auf dem Papier ſteht, ſon⸗ 
dern daß die Danzig⸗polniſche Verſtändigung 
zum Nutzen der gemeinſamen wirtſchaftlichen 
Entwickelung arbeitet. Der Handel erreicht allge⸗ 
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mein jene lebendige Einſchaltung in den polniſchen 
Handel, was für die Danziger wirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelung größeren Stils erſt die feſte Baſis ab- 
gibt. 

So alſo, m. D. u. H., verſtehen die Polen die 
wirtſchaftliche Zuſammenarbeit zwiſchen Danzig 
und Polen. Es läuft auf eine Zwangsorgani⸗ 
ſation hinaus, in die Danzig immer mehr hinein⸗ 
gezwängt wird, und die nach der jeweiligen Po- 
litik der polniſchen Regierung von den Macht⸗ 
habern der polniſchen Republik auch für Danzig 
gewertet und die die Danziger Wirtſchaft in voll⸗ 
ſtändige Abhängigkeit von dieſen Machthabern 
bringen wird. 

Unter dem Protokoll vom 2. März finden ſich 
die Namen Julius Jewelowſti und Henryk Stras⸗ 
burger. Es iſt dies kein Dokument, auf das der⸗ 
einſt Danzig mit Freude zurückblicken wird. Herr 
Jewelowſki hat wohl ſelbſt ein etwas unbehag⸗ 
liches Gefühl gehabt, als er ſeinen Namen neben 
den des Herrn Strasburger unter dieſes Protokoll 
ſetzte; denn er hielt es für nötig, zugleich mit dem 
Protokoll einen Proteſt aufzuſetzen, wonach die 
in dieſem Protokoll vorgeſehene Regelung der 
Zollrückerſtattungen keine Präjudiz für ſpätere 
Fälle bilden ſollte, und daß die Regierung ſich die 
Klärung der Natur der Ausfuhrprämien für ge⸗ 
gebene Zeit vorbehalte. Es iſt nach unſerer Auf⸗ 
faſſung ein Fehler, daß die Regierung die Frage 
der Ausfuhr-Prämien nicht zu einer beſtimmten 
Klärung gebracht hat. Im Hauptausſchuß hat 
auch dieſe Frage eine große Rolle geſpielt. Es 
ergab ſich, daß Polen ſeit zwei bis drei Jahren 
für die Ausfuhr ſeiner eigenen Erzeugniſſe Prä⸗ 
mien aus den gemeinſchaftlichen Danzig⸗polniſchen 
Zöllen zahlt, ohne daß es bisher die Danziger In⸗ 
duſtriebetriebe in gleicher Weiſe in den Genuß der 
Prämien geſetzt hat. Polen hat alle Zollämter 
mit Ausnahme der Danziger Zollbehörde zur 
Ausſtellung der für die Gewährung von Ausfuhr⸗ 
prämien notwendigen Beſcheinigungen ermächtigt. 
Es iſt das ein Verſtoß gegen das Danzig⸗polniſche 


Zollabkommen, gegen den ſcharf proteſtiert werden 


muß. Allein durch ſolche von Polen vorweg ge— 
nommene Prämien aus dem gemeinſchaftlichen 
Zollſchatz wird Danzig geſchädigt und Polen auf 
Koſten Danzigs bereichert. (Sehr wahr! rechts.) 
Es muß eine klare Entſcheidung herbeigeführt 
werden, daß Polen nicht das Recht hat, durch die 
Vorwegentnahme von Prämien aus dem Zollge⸗ 
fälle den Danziger Zollanteil zu kürzen und Po⸗ 
len zu bereichern. Weil Danzig ein vertraglich 
feſtgelegtes Recht auf ſeinen Anteil aus den Zöl⸗ 
len hat, unterliegt auch die Prämienzahlung aus 
den Zöllen nicht den polniſchen Behörden, ſondern 
ſoweit der Danziger Anteil in Betracht kommt, 
den Danziger Behörden. (Sehr richtig! rechts.) 
Die polniſche Regierung hat, wie die Verhand⸗ 
lungen im Hauptausſchuß ergeben haben, erſt nach 
langem Sträuben zugegeben, daß die Prämien 
aus dem gemeinſchaftlichen Zollſchatz entnommen 
werden, und es iſt der von Danziger Seite gefor- 
derten klaren Antwort, in welcher Höhe Polen 
bisher durch die Export⸗Prämien den Zollſchatz 
und damit den Danziger Zollanteil vermindert 
hat, ausgewichen. 


C) 


~ 
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(Karkutſch, Abgeordneter) 

Die Frage der Syndikate wird vermutlich den 
Volkstag ebenſo wie die ganze Danziger Wirt- 
ſchaft noch öfters beſchäftigen. Wie groß die 
Schwierigkeiten find, die Polen Danzig macht, be- 
weiſt der Umſtand, daß Polen für den Export 
von Schweinen Danzig nicht einmal die Bildung 
eines eigenen Danziger Syndikats zubilligen will. 
Wie Herr Jewelowſki im Hauptausſchuß mitteilte, 
hat Polen die Bildung eines eigenen Danziger 
Schweine-Syndikats ſchroff abgelehnt. Herr Ge- 
nator Jewelowſki wird vielleicht zu feinem Leid: 
weſen ſelbſt erfahren, daß Polen, wenn es ihm 
nicht paßt, auch ihm als Danziger Unterhändler 
jedes Entgegenkommen verweigert, und daß es ein 
Irrtum iſt, wenn Herr Jewelowſki einmal aus⸗ 
führte, der Unterhändler müſſe, um etwas bei 
Polen zu erreichen, bei Polen beliebt ſein. 

Wir ſind nicht in der Lage, dem dem Volkstag 
vorgelegten Geſetz zuzuſtimmen. Was die vom 
Senat gewünſchte Ermächtigung zum Abſchluß 
weiterer Syndikate anlangt, ſo haben auch die 
Regierungsparteien dieſe Ermächtigung zu ertei⸗ 
len abgelehnt und den dahingehenden § 3 ge- 
ſtrichen. Wir werden das Geſetz ablehnen. (Bravo! 
rechts.) 

Präſident: Es iſt hier ſoeben ein Antrag der 
Abg. Fooken, Weiß, Siebenfreund und Fraktionen 


eingelaufen, der folgenden Wortlaut hat: 
Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 687. 
Wir beantragen, einen § 3 neu einzufügen: 


§ 3. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 

Ich glaube, es iſt wohl nicht nötig, daß wir 
den Antrag noch drucken laſſen. Ich gebe es jetzt 
ſchon bekannt, bevor ich dem nächſten Redner das 
Wort erteile. Das Wort hat der Herr Abg. 
Bohner. 

Bohner, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
Herr Vorredner hat in der Tat alle die Bedenken 
angeführt, die auch wir bei der Lektüre des Ab- 
kommens über die Bildung eines Eier-Syndikats 
haben. Dieſe Bedenken ſind tatſächlich ſehr ſchwer— 
wiegend. Polen hat es in den neun Jahren ſeit 
dem Verſailler Diktatsvertrag verſtanden, die 
Danziger Wirtſchaft in zielbewußter Weiſe zu 
knechten und immer mehr in den Bereich ſeiner 
eigenen Wirtſchaft einzufügen. Polen hat es mit 
allen Mitteln verſtanden, Danzig wirtſchaftlich 
klein zu machen. Das fällt ja auch in die allge— 
meine politiſche Linie der polniſchen Regierung, 
die es auf dieſe Weiſe erreichen will, die Danziger 
Selbſtändigkeit über kurz oder lang zu beſeitigen. 
Daran ändern auch alle ſchönen Reden eines Prä- 
ſidenten Gorecki und eines Miniſterpräſidenten 
Bartel oder ſonſtige Interviews nichts. Die pol— 
niſche Politik geht darauf aus, Danzig klein zu 
machen, und das wird ihr auch über kurz oder 
lang gelingen. 

Wir haben ſchwere Bedenken gegen die Vor⸗ 
lage. Es wird uns aber nichts anderes übrig 
bleiben, als ihr zuzuſtimmen; denn auf Grund 
des Verſailler Vertrages iſt Danzig ein Teil des 
polniſchen Zollgebietes und ſomit ein Objekt der 
polniſchen Wirtſchaftspolitik geworden. (Zurufe 


des Abg. Plenikowſki.) Es kann nur unſere Auf⸗ 
gabe ſein, nach Möglichkeit alles auszunutzen, 
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was zu unſeren Gunſten ſpricht, um unſerer Wirt⸗ 
ſchaft noch einen kleinen, freien Bewegungsraum 
zu verſchaffen. Wir werden dieſem Abkommen 
unſere Zuſtimmung geben, wobei ich aber nicht 
verſchweigen will, daß das Abkommen als ſolches 
verſchiedene Schönheitsfehler enthält, die gerade 
einem Juriſten wie mir auffallen müſſen. Es iſt 
ja typiſch, daß alle Danziger Geſetze und Verträge 
recht viele Unklarheiten enthalten, (Bewegung) 
die nachher zu Streitigkeiten führen können und 
auch führen müſſen. Wir wünſchen und hoffen, 
daß es die Danziger Regierung verſtehen wird, 
bei den Beratungen über die anderen Syndikate, 
die noch folgen ſollen, recht ſorgfältig zu verfahren 
und alles zu verſuchen, um derartige prekäre Sätze 
zu vermeiden, wie ſie in dieſem Abkommen vor⸗ 
kommen, (Er teilt Ohrfeigen aus! links.) damit 
das, was Danzig zugeſprochen wird, auch tatſächlich 
feſtſteht und keine Streitigkeiten über das Abkom⸗ 
men entſtehen. (Abg. Plenikowſki: Das Zentrum 
iſt ein einziger Schönheitsfehler!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Nachdem hier 
zwei Vertreter des Bürgertums zu dieſer Frage 
Stellung genommen haben, hat ſich einwandfrei 
herausgeſtellt, daß die Herren im Grunde genom- 
men mit dem Syndikat einverſtanden ſind. Der 
Streit geht nur darum, ob man ſich dies Syndikat 
von Polen aufoktroyieren läßt oder ob man die 
Macht hat, es ſelbſt ins Leben zu rufen. Wenn 
man die Macht dazu hätte, würde man es natür⸗ 
lich tun und verſuchen, das Geſchäft noch mehr 
auszudehnen, als es bisher der Fall iſt. Ich 
möchte aber nicht unterlaſſen, auch zu bemerken, 
daß einzelne Wirtſchaftler oder beſſer gejagt, Ge- 
werbetreibende fih gegen die Syndikate aus- 
ſprechen, aber hier wiederum nicht etwa deshalb, 
weil ſie kein Geſchäft machen könnten, ſondern 
weil ſie noch nicht erkannt haben, wo das beſte 
Geſchäft gemacht werden kann. Die Fleiſcher⸗ 
meiſter von Danzig ſträuben ſich nämlich ganz 
entſchieden gegen das Fleiſchſyndikat. Sie wollen 
ſich nicht zu einem Syndikat zuſammenſchließen, 
weil fie glauben, daß dann der Umſatz des Flei— 
ſches in Danzig ſinken wird. Die Regierung hat 
erklärt, daß ſie alles daran ſetzen werde, den 
Fleiſchermeiſtern eine andere Ueberzeugung bei- 
zubringen. Wenn es ihr gelingt, dieſe Kreiſe zu 
überzeugen, daß beim Fleiſchſyndikat ein beſſeres 
Geſchäft gemacht werden kann, als beim Klein- 
handel in Danzig ſelbſt, dann werden auch dieſe 
Kreiſe dazu übergehen, in Danzig ein eigenes 
Fleiſchſyndikat zu errichten. Aber heute ſtehen 
dieſe Kreiſe dieſem Gedanken noch fern. 

Für uns iſt das Weſentliche bei dieſen Syndi⸗ 
katen immer noch: Wie ſchneidet die werktätige 
Bevölkerung hierbei ab? Wenn Herr Abg. Kar⸗ 
kutſch vorhin durchblicken ließ, daß die Syndikate 
für Danzig nicht angebracht wären, ſo geſchah das 
ſelbſtverſtändlich nur deshalb, weil ſie von Polen 
diktiert werden, das ſich beſtimmte Rechte offen 
gelaſſen hat. Herr Karkutſch und Herr Bohner 
vom Zentrum ſind mit dem Geſchäft natürlich ein⸗ 
verſtanden. Selbſtverſtändlich muß die werktätige 
Bevölkerung den Verdienſt für die Mitglieder des 
Syndikats aufbringen. Das kann doch nicht klarer 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

und deutlicher dokumentiert werden, als durch die 
Feſtſtellung, daß auf einzelne Waren, wie jetzt 
beiſpielsweiſe beim Bacon, für die ausgeführten 
Mengen Prämien gezahlt werden. Wir haben 
beiſpielsweiſe im Hauptausſchuß erfahren, daß auf 
jedes Kilogramm Bacon, das ausgeführt wird, 
1½ Zloty Ausfuhrprämie gezahlt werden, d. h. 
mit andern Worten, die heutigen Syndikatsmit⸗ 
glieder in Danzig bekommen für jedes Kilogramm 
Bacon, das ſie ausführen, aus der gemeinſamen 
Zollkaſſe 1½ Zloty. Die werktätige Bevölkerung, 
ſei es die polniſche, ſei es die Danziger, die den 
größten Teil des Zolles aufbringen muß, wird 
alſo gezwungen, einen Teil des Geldes, das ſie 
aufbringt, an die Syndikatsinhaber abzuführen. 
Aus den Ausführungen des Herrn Senators Je⸗ 
welowſki ging hervor, daß im Jahre ungefähr 
200 0000 Schweine zu Bacon verarbeitet werden. 
(Zuruf des Senators Jewelowſki.) Vorläufig, 
Herr Zewelowiti, aber Sie ſprachen die Hoffnung 
aus, daß die Zahl in allerkürzeſter Zeit auf 
200 000 geſteigert werden würde. Nehmen wir 
nun an, daß jedes Schwein 20 Kilogramm Bacon 
gibt, dann haben wir 20 mal 200 000. Dieſe 
Summe ift mit 1½ Zloty zu multiplizieren. Ich 
glaube, daß 1 Million Zloty nicht zu hoch gegrif⸗ 
fen ift, die im Jahre auf Koſten der werktätigen 
Bevölkerung an die Syndikatsinhaber gezahlt 
werden. Dieſe Gelder müſſen ſchließlich wieder 
durch die Zollabgabe hereingebracht werden. Wie 
ich ſchon bei der erſten Leſung ausführte, hat die 
werktätige Bevölkerung das Vergnügen, hier die 
Spitzbeine, das Kopffleiſch und die Rippchen ohne 
Fleiſch zu freſſen und nachzuſehen, wie die Bour⸗ 
geois in England das Bacon verzehren, wofür die 
Danziger Bevölkerung pro Kilogramm noch 11% 
Zloty drauflegt. 

M. D. u. H.! Wenn Ihre kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft ſo ausſieht, dann kann man ſie nicht anders 
als faul, korrupt und anarchiſtiſch bezeichnen. Es 
iſt ein Raubzug auf die Taſchen der Werktätigen, 
wie er ſchlimmer nicht gedacht werden kann. (Abg. 
Liſchnewſki: Sehr wahr!) Was heute auf das Ba- 
con zutrifft, wird morgen auf das Fleiſch-Syndi⸗ 
kat, auf das Getreide- auf das Butter-Syndikat 
zutreffen; denn Polen hat ein Intereſſe daran, 
feine Bevölkerung auf Koſten anderer Wirtſchafts⸗ 
kreiſe auszuhungern. Die Danziger Wirtſchaft, d. 
h. die Herren, die heute die Wirtſchaft in der Hand 
haben, haben genau dasſelbe Intereſſe; denn man 
hat kein Wort des Proteſtes von dieſen Wirtſchaft⸗ 
lern dagegen gehört, daß hier mit dem Geld der 
Werktätigen Raubbau getrieben wird, ſondern im 
Gegenteil, der Streit geht nur darum, weshalb 
nur Polen das Recht hat, dieſe Ausfuhrprämien 
zu verwalten und zu geben. Wir Danziger Wirt⸗ 
ſchaftler wollen ſie verwalten, wir wollen das 
Geld in unſere Taſchen ſtecken. Das iſt ihnen nicht 
vorenthalten; denn es heißt weiter in dem Ab⸗ 
kommen: „Wenn der Preis für Bacon fallen 
ſollte, wird aus dem angeſammelten Geld die Ent⸗ 
ſchädigung gezahlt.“ Die Herren haben alſo kein 
Riſiko, wenn der engliſche Markt heute mit Bacon 
überſchwemmt wird und der Preis fällt. Dann 
kommt der Prolet und zahlt aus dem von ihm 
aufgebrachten Zoll den Ausfall an die Syndikats⸗ 
Inhaber. Die werden alſo immer ihren Bauch 
voll kriegen, ob der Preis hoch oder niedrig iſt. 
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Dieſe Ausbeutung muß den ſchärfſten Proteſt bei 
den Werktätigen auslöjen. Sie wird der Bevölke⸗ 
rung zeigen, wie mit ihr Raubbau getrieben wird. 

Wir wundern uns gar nicht, wenn heute das 
Schreiben an die Kommuniſtiſche Partei gekom⸗ 
men iſt. Wir wundern uns nicht darüber; denn 
es iſt die Aufgabe des Zentrums, der Deutſchna⸗ 
tionalen und der Sozialdemokraten, die Arbeiter⸗ 
ſchaft niederzuknütteln, ſie mundtot zu machen, 
wenn ſie gegen dieſe wahnſinnige Wirtſchaft an⸗ 
gehen will. Deshalb glauben wir beſtimmt, daß 
Herr Froböß den Wink von Herrn Arczynſki De- 
kommen hat, (Abg. Plenikowſti: Sehr richtig!) 
Hölz hier nicht herein zu laſſen, weil Ihre Wirt⸗ 
ſchaft Schaden erleiden könnte. Aber es bedarf 
keines Max Hölz, es bedarf keiner aufreizenden 
Rede dieſes oder jenen in den Arbeiterkreiſen. 
Sie fühlen inſtinktiv, wie ſie betrogen, wie ſie 
von dem jetzigen Wirtſchaftsſyſtem ausgebeutet 
werden. Sie ſind gewillt, dieſes Wirtſchaftsſyſtem 
zu zerſchlagen, und zwar ſo, daß an ein Aufkom⸗ 
men abſolut nicht mehr zu denken iſt. 

Es ijt im Hauptausſchuß dann der 83 gefal⸗ 
len, der Paragraph, der bekanntlich die Ermächti⸗ 
gung auch gleich für weitere Syndikate dem Se- 
nat erteilen wollte. Wir haben ſchon bei der erſten 
Leſung ganz beſonders darauf hingewieſen, daß 
dem Senat keine Ermächtigung erteilt werden 
kann und erteilt werden darf. Aber die Gefahr 
der kommenden Syndikate iſt damit abſolut nicht 
beſeitigt. Es iſt auch wiederum bezeichnend für 
dieje Regierung, daß Herr Jewelowſki im Haupt- 
ausſchuß erklären konnte, er würde ſeine ganze 
Kraft daran ſetzen, ſo ſchnell wie möglich den Ab⸗ 
ſchluß über die ſchwebenden Syndikate in ſeine 
Taſche zu bekommen, d. h. ſich mit Polen dahin zu 
einigen, daß Danzig daran beteiligt wird. 

Wenn wir nun vor der Frage ſtehen: Butter⸗ 
Syndikat, — Eier⸗Syndikat foll heute abgeſchloſ⸗ 
jen werden, — Getreide-Syndikat, Fleiſch-Syndi⸗ 
kat, was ſoll die werktätige Bevölkerung dann 
überhaupt noch zu freſſen bekommen? Was bleibt 
für ſie noch übrig? Alle Ernährungsſtoffe, die un⸗ 
bedingt zum Leben notwendig ſind, werden aus 
dem Lande herausgeſchleppt. Sie werden dazu De- 
nutzt, um das Einkommen der beſitzenden Kreiſe 
zu erhöhen. Es war auch wiederum Herr Jewe— 
lowſki, der bald bei jedem dritten Satz im Aus⸗ 
ſchuß erklären konnte: „Die Syndikats⸗Inhaber 
find mit den Syndikaten ſehr zufrieden. Das Ge- 
ſchäft entwickelt ſich glänzend, der Abſatz iſt ein 
brillanter, der Verdienſt ein enormer.“ Das iſt die 
Tendenz dieſer Synidkate. Das foll hier im Frei- 
ſtaat durchgeführt werden. Auf der anderen Seite 
will man die werktätige Bevölkerung vollkommen 
mundtot machen, will ſie bis aufs äußerſte aus⸗ 
beuten. Die Sozialdemokratie denkt an keine Lohn⸗ 
erhöhung, an keine Angleichung an dieſe Teue⸗ 
rung. Schiedsſpruch, Schlichtungsordnung iſt heute 
ihre Parole. Jeder Arbeiter weiß, was dabei her⸗ 
auskommt. So ſtellen wir feſt, daß auf allen Ge⸗ 
bieten die Arbeiter die Entrechteten, die Betroge⸗ 
nen ſind. Es wird nicht allzu lange dauern, bis die 
Arbeiterſchaft endgültig erkennt, daß ſie nicht nur 
mit dem kapitaliſtiſchen Syſtem Schluß machen 
muß, ſondern in erſter Linie mit dem Verrat der 
Sozialdemokratie an der Arbeiterſchaft. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 
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Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn: Abgeordneter (D. VV. P.): M. D. u. H.! 
Geſtatten Sie zunächſt, daß ich in rein formaler 
Beziehung einige Ausführungen zu dem vorlie⸗ 
genden Geſetzentwurf mache. In dem § 2 dieſes 
Geſetzes ſoll dem Senat das Recht eingeräumt 
werden, die erforderlichen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen für die Durchführung dieſes Abkommens 
zu erlaſſen, ſoweit erforderlich durch Verordnung 
mit Geſetzeskraft. Das heißt, daß Rechtsſätze durch 
Verordnungen gegeben werden können, eine Maß⸗ 
nahme, über die wir uns hier im Plenum ſchon 
ziemlich häufig unterhalten haben und die von 
meiner Seite und auch von der Sozialdemokratie 
bisher dem Senat ſtets beſtritten wurde. Die 
Danziger Verfaſſung kennt nicht das Recht der Ge⸗ 
ſetzesverordnung, ſondern nur die Geſetzgebung, 
die durch den Volkstag erfolgt, und der der Senat 
zuzuſtimmen oder durch ſuſpenſives Veto zu begeg⸗ 
nen hat. Wenn hier geſagt wird, der Senat ſoll mit 
Geſetzeskraft Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen, 
ſo iſt die Möglichkeit gegeben, daß er dann neue 
Rechtsſätze erläßt und Strafen androht, die nur 
durch ein Geſetz konſtruiert werden können. Dann 
kann die Verfaſſungsmäßigkeit angezweifelt wer⸗ 
den, und das kann wieder zur Anrufung des Ober- 
gerichts führen und zu Zuſtänden, die wenig er⸗ 
freulich ſind. 

Ferner vermiſſe ich in dem Geſetz die Beſtim⸗ 
mungen der polniſchen Regierung, die nach dem 
Artikel 1 des Abkommens in Danzig Rechtskraft 
haben ſollen. Ein Abgeordneter des Danziger Par⸗ 
laments kann unmöglich einem Geſetz die Zuſtim⸗ 
mung geben, in dem ſteht: ae 

Der Senat der Freien Stadt Danzig übernimmt 
die polniſcherſeits erlaſſenen Verordnungen betr. 

Ausfuhr von Eiern, und zwar die Verordnungen 

vom 6. März 1928 und vom 13. November 1928 für 

das Gebiet der Freien Stadt. 
Wie kann ich einem Geſetz zuſtimmen, in dem von 
Verordnungen geſprochen wird, die mir nicht vor⸗ 
gelegen haben! Ich glaube, das iſt eine kleine 
Nachläſſigkeit, die fih bis zur dritten Leſung 
dieſes Geſetzes im Laufe des Nachmittags nach— 
holen läßt. 

Mit dem Zuſatzantrag zum § 3, daß dies Ge- 
ſetz mit dem Tage der Verkündung in Kraft tritt, 
kann man einverſtanden ſein, wie man auch in 
der Zwangslage, in der ſich Danzig befindet, die⸗ 
ſem Geſetz nicht nur ſeine Zuſtimmung geben kann, 
ſondern geben muß. ; 

Ich komme jetzt zur prinzipiellen Seite der 
Syndikatsgeſetzgebung. Sie beſteht darin, daß, 
wenn immer mehr Artikel im Sinne der pol⸗ 
niſchen Syndikats⸗Geſetzgebung hier bei uns fyndi- 
katiſiert werden, von der Danziger Gewerbeord- 
nung und der Gewerbefreiheit nicht mehr viel übrig 
bleibt. Es ſcheint mir notwendig zu ſein, mit aller 
Schärfe darauf hinzuweiſen, daß wir hier deutſches 
Recht haben und bisher die Gewerbefreiheit, aus 
der 48iger Revolution ſtammend, als eins der höch⸗ 
ſten Volksrechte aufrechtzuerhalten haben. Man 


muß prüfen, ob man die Frage der Lancierung 
und der beſſeren Exportmöglichkeit von beſtimm⸗ 
ten Artikeln nicht unter anderen Kautelen durch— 
führen kann, ohne die Gewerbefreiheit ſo zu be— 
ſchränken, wie es das polniſche Geſetz vorſieht. Wir 
haben ja in dem europäiſchen und auch im über⸗ 
ſeeiſchen Handel Anzeichen dafür, wie andere 
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Staaten ihrem Export in einzelnen Artikeln die 
Standardiſierung der Regierungsgarantie geben, 
ohne den Handel irgendwie zu beeinfluſſen, und 
es zur freien Verfügung des betreffenden Expor⸗ 
teurs ſtellen, ob er ſich den Staatsanordnungen 
fügen will und die Maßnahmen auf ſein Export⸗ 
produkt angewendet wiſſen will oder nicht. 

Ich erinnere daran, daß die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika ſeit langen Jahren dem 
Schmalz aus Chikago an jeder Tonne ein Geſund⸗ 
heitsatteſt beifügen und damit das betreffende 
Produkt auf dem geſamten Weltmarkt konkurrenz⸗ 
fähig machen. Sie geben ihm damit auch die 
Sicherheit, daß es von ſchikanöſen Unterſuchungs⸗ 
methoden verſchont bleibt. 

Infolge der durch Upton Sinclair in dem be⸗ 
rühmten Roman „Sumpf“ ſeinerzeit aufgedeckten 
Schweineſkandale jah ſich die deutſche Regierung 
veranlaßt, Spezialunterſuchungen durch die hieſi⸗ 
gen Veterinärpolizei-Organe bei den Zollämtern 
vornehmen zu laſſen. Auch andere Waren unterlie⸗ 
gen bereits ſtaatlichen Kontrollmaßnahmen und 
haben damit einen unbedingt anerkannten Markt. 
Ich erinnere daran, daß die Sardellen von der 
holländiſchen Regierung kontrolliert und mit 
einem Staatszertifikat verſehen zur Ausfuhr frei⸗ 
gegeben werden, wobei jedes Kolli durch den 
Staatskontrolleur geprüft wird. Ich weiſe darauf 
hin, daß in der Branche, in der ich arbeite, im 
engliſchen Heringshandel, die Heringe unter Auf⸗ 
ſicht der Fiſchereioffiziere genügend geſalzen wer⸗ 
den und lange genug ſtehen müſſen. Dann wird die 
Tonne mit dem Kronbrandſtempel verſehen. Das 
ijt in Schottland und Irland der Fall. Die großen 
Exporteure, die auf dieſe Bedingung nicht ein⸗ 
gehen wollen, machen es nicht. Aber der kleine Ex⸗ 
porteur iſt auf dieſe Staatsſtempelung und Kon⸗ 
trolle angewieſen. Er hat dafür eine geringe Ge- 
bühr zu zahlen und erhält für ſein fertiggeſtelltes 
Fabrikat einen aufnahmefähigen Markt in Eu⸗ 
ropa. Jeder Kaufmann kauft dieſes Produkt gern, 
weil er weiß, daß die engliſche Fiſchereibehörde 
eine Kontrolle ausübt, und die Ware, die ſtaatlich 
geſtempelt iſt, auch wirklich den vorgeſchriebenen 
Konditionen in bezug auf Größe, Salzgehalt uſw. 
entſpricht. 

Dort iſt es dem Geſchäftsmann überlaſſen, 
wenn er ſein Produkt marktfähig machen will, ſich 
den im Geſetz feſtgelegten Anordnungen zu fügen. 
Hier iſt die Sache anders. Der Handel mit Eiern 
ſoll zwangsweiſe ſyndikatiſiert werden. Es werden 
ſehr bald Beſtimmungen Platz greifen, die auf die 
Konzeſſionierung beſtimmter Firmen hinauslau— 
fen, ſelbſt wenn man jetzt jagt, jeder Geſchäfts— 
mann ſolle frei handeln können. Wir kennen die 
Geſchichte. Allzu bald ſtellen ſich kleine Schikanen 
ein. Dann wird bei den Unternehmungen ange— 
fragt, ob nicht zu viel Firmen in der Branche ſind, 
und dann haben wir bald eine Feſſelung in der 
Branche, ſo daß es nur wenigen Firmen möglich 
iſt, von der verfaſſungsmäßig garantierten Ge— 
werbefreiheit Gebrauch zu machen. 

Es müßte meiner Anſicht nach Mittel geben, 
dieſe von mir vorgezeichneten Wege auch für die 
ſogenannte Syndikatiſierung der einzelnen Artikel 
in Polen zu gehen. Die engliſche Geſetzgebung 
kommt uns hier entgegen; denn gegenwärtig iſt in 
dem Houſe of Commons ein Geſetz in Bearbeitung, 
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das gerade für den hier vorliegenden Artikel, näm- ı Geſchäft kommſt!) Die Hinweiſe der Vertreter der 


lich Eier, vorſieht, daß jedes in England zum Ver⸗ 
kauf gelangende Ei das Herkunftszeichen des be⸗ 
treffenden Exportlandes tragen muß. Es ſoll alſo 
nicht nur auf jeder Kiſte ſtehen, wo die Eier her⸗ 
kommen, ſondern auf jedem Ei. Das Geſetz ſoll am 
1. Mai in Kraft treten. Wenn dieſe Beſtimmung 
getroffen wird, kann ja durch Exportgeſetz Polens 
und damit Danzigs angeordnet werden, daß nur 
ſolche Eier über polniſche Plätze hinausgehen diir- 
fen, die dieſen Beſtimmungen entſprechen. Derar⸗ 
tige Exporteier können Beſtimmungen unterwor⸗ 
fen werden, wonach die Ausfuhrgenehmigung nur 
erteilt wird, wenn die Eier unter Staatskontrolle 
durchleuchtet, entſprechend ſortiert, alſo auf die 
Größe ausgewählt und verpackt ſind. Dadurch 
würde vermieden werden, daß der Handel unter 
Zwangsmaßnahmen geſtellt wird, wie ſie dies Ge⸗ 
jet zweifellos verlangt. Unjere Danziger Regierung 
kann für ſich mit vollem Recht in Anſpruch neh⸗ 
men, infolge der alten kaufmänniſchen Tradition 
der Freien Stadt Danzig in Handelsdingen beſſer 
Beſcheid zu wiſſen als die Kaufmannſchaft der Re- 
publik Polen, weil die polniſche Kaufmannſchaft 
ja erft neuerdings anfängt, fih mit Ueberſeehan⸗ 
del zu beſchäftigen. Es war früher das Vorrecht 
des Danziger Handels, die Verbindungen anzu⸗ 
knüpfen und den polniſchen oder preußiſchen Pro- 
dukten den Weg nach dem Auslande zu weiſen. 
Ich glaube auch, daß fih bei entſprechenden Wer- 
handlungen die überprotektioniſtiſchen Beſtrebun⸗ 
gen des polniſchen Kabinetts und der polniſchen 
Geſetzgebung zurückdämmen laſſen würden; denn 
der Erfolg, den die polniſche Regierung anſtrebt, 
iſt doch nur der, möglichſt vielen polniſchen Pro⸗ 
dukten einen guten Markt im Auslande zu ſchaf— 
fen. Wenn der Zweck mit andern Mitteln erreicht 
wird, durch die weniger Koſten entſtehen und weni- 
ger Einrichtungen notwendig ſind und bei denen 
darüber hinaus dem freien Handel weniger 
Zwangsmaßnahmen angelegt werden, bin ich da— 
von überzeugt, daß die polniſche Regierung und 
das Parlament der Danziger Regierung für der— 


artige gute Ratſchläge nur verbunden ſein wird! 


und ihnen zu folgen beabſichtigt. 

So, wie die Dinge jetzt liegen, bleibt nichts an⸗ 
deres übrig, als dieſem Geſetz zuzuſtimmen; denn 
es geht nicht, daß wir den zum großen Teil glück⸗ 
licherweiſe über Danzig gehenden polniſchen Eier: 
handel dadurch lahmlegen, daß wir uns außerhalb 
der inaugurierten Syndikatsgeſetzgebung ſtellen 
und damit den Handel in dieſem Artikel über Dan⸗ 
zig vollſtändig ausſchließen. Die Frage der Ex⸗ 
portprämie oder bei Eiern wohl zunächſt nur der 
Freilaſſung vom Exportzoll, iſt mir nicht ganz 
klar, da ich aus der Begründung dieſes Geſetzes 
darüber nichts erſehe und leider auch keine Ge— 
legenheit hatte, den Ausſprachen im Hauptaus⸗ 
ſchuß beizuwohnen. Ich wäre der Regierung des⸗ 


Kommuniſtiſchen Fraktion über Ausbeutung der 
Danziger Bevölkerung uſw. ſcheinen durch Sach⸗ 
kenntnis nicht getrübt und auch völlig abwegig 
zu ſein. Wenn der Kollege Raſchke Zeit hat, bin 
ich gern bereit, ihn nächſtens in einer freien 
Stunde einen kurzen Vortrag über das Weſen 
derartiger geſchäftlicher Transaktionen zu halten, 
damit er nicht in die Verlegenheit kommt, wie 
Don Quichotte gegen Windmühlenflügel zu ren⸗ 
nen. Wir werden, da ſich der Danziger Handel 
und die Danziger Regierung mit dem Parlament 
infolge der in die Wege geleiteten Syndikatsge⸗ 
ſetzgebung in einer Zwangslage befindet, in An⸗ 
betracht der Wirtſchaftsgemeinſchaft, die durch 
die Danzig⸗polniſchen Abkommen und die vorher- 
gehenden Verträge feſtgelegt ſind, dieſem Geſetz 
zuſtimmen und erbitten nur noch einige Muf- 
klärungen über die Frage der Ausfuhrzölle und 
der Exportprämie. 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator Je⸗ 
welowijfi. 

Jewelowſki, Senator: M. D. u. H.! Das 
Ihnen vorliegende Geſetz bezüglich des Eierer- 


ports iſt in der Hauptſache dadurch notwendig ge- 


halb außerordentlich dankbar, wenn ſie bezüglich 
der Ausfuhrzölle bei dieſem Artikel noch einige 


kurze Erklärungen machte und auch in bezug auf 


die heute angeſchnittene Ausfuhr von Schweine- 


fleiſch bezw. das ſogenannte Bacon-Abkommen, 
einiges jagte, ob dort eine Ausfuhrprämie beab- 


ſichtigt oder in welcher Weiſe das gedacht ift, da- 


mit man ſich für ſpäter ein Bild machen 


(Abg. Raſchke: Sieh mal zu, daß Du auch in das anlaſſen, ein derartiges Syndikat 


kann. 


worden, daß Polen für Eier einen Ausfuhrzoll 
von 200 Zloty per 100 Kilo erlaſſen hat. Damit 
wäre es dem Eierexport unmöglich gemacht wor⸗ 
den, das Geſchäft, das ſich nach Danzig ganz gut 
entwickelt hatte, fortzuſetzen, wenn wir nicht die 
polniſchen Beſtimmungen angenommen hätten. 
Wir waren alſo in einer Zwandslage und mußten 
dies Abkommen ſchließen, um dem Danziger Eier- 
handel die Gelegenheit zum Export zu geben. 
Wir haben dies Syndikat nicht freiwillig und 
nicht gern übernommen, aber der Danziger Han⸗ 
del und das Intereſſe des Danziger Staates er⸗ 
forderten es, Polen zu folgen, nachdem es zu einer 
Aenderung ſeiner Wirtſchaftsordnung übergegan— 
gen war. 

Bei dem Bacon-Syndikat liegt die Sache an⸗ 
ders. Da handelt es ſich um keinen Ausfuhrzoll, 
ſondern um eine Ausfuhrprämie von 15 Zloty 
für 100 Kilo. Es iſt naturgemäß, daß die Expor⸗ 
teure, die dem polniſchen Syndikat angehören, 
dieſe Ausfuhrprämie bekommen. Danzig würde 
konkurrenzunfähig geworden ſein, wenn es nicht 
ein Syndikat errichtet hätte, um den Bacon-Ex⸗ 
port bewerkſtelligen zu können. Dadurch, daß es 
uns gelungen iſt, bei Bacons und Eiern eigene 
Syndikate zu errichten, iſt das Danziger Intereſſe 
nach jeder Richtung hin gewahrt und auch das 
der ärmeren Bevölkerung, weil durch die Neben- 
produkte ſehr viel Material zu billigen Preiſen 
für die Bevölkerung bleibt und nach Danzig 
kommt. 

Es iſt dann hier nach dem Fleiſch⸗-Syndikat ge- 
fragt worden. Da iſt es richtig, daß Polen es abge⸗ 
lehnt hat, uns ein eigenes Syndikat zu gewähren. 
Wir werden es aber erſtreben, weil wir uns nichts 
davon verſprechen, wenn die Danziger Fleiſcher 
dem polniſchen Syndikat beitreten. Der Hauptaus⸗ 
ſchuß war ſich darüber einig, daß die Regierung 


verſuchen ſoll, ein Fleiſchexportſyndikat zu errich⸗ 


ten. Ich habe, weil es die einmütige Meinung des 
Ausſchuſſes einſchließlich der Deutſchnationalen 
war, mich bemüht, die Danziger Fleiſcher zu ver- 
zu errichten, 
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damit wir bei unſern Beſtrebungen, hier ein der⸗ 
artiges Syndikat zu erhalten, Erfolg haben wer⸗ 
den. Ob es gelingen wird, die ablehnende Stel- 
lungnahme der polniſchen Regierung hier zu än⸗ 
dern, vermag ich nicht zu ſagen. Jedenfalls wer⸗ 
den wir verſuchen, auf dieſem Gebiet ein eigenes 
Danziger Fleiſchexportſyndikat zu errichten. 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 8 1, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, 
die § 1 annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das ijt die Mehrheit, § 1 ift angenommen. Ich 
rufe § 2 auf. Dazu ift ein Abänderungsantrag 
folgenden Inhalts eingegangen: 

Ich beantrage, $ 2 wie folgt zu faſſen: 
„Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz 

erläßt der Senat.“ 10 

a s 


Ich eröffne die Beſprechung zu 82 und ſchließe fie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung, und zwar ſtimmen wir zuerſt 
über den ſoeben verleſenen Abänderungsantrag 
ab. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an— 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich darf 
dann wohl feſtſtellen, daß § 2 der Vorlage ange- 
nommen lift. § 3 fällt nach der Ausſchußvorlage 
fort. Wir ſtimmen jetzt über den Abänderungs⸗ 
antrag ab, den ich eingangs verleſen habe, der die 
Schaffung eines neuen § 3 haben will. Ich bitte 
diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen und ſomit in der zweiten Leſung 
ein $ 3 neu geſchaffen worden. Ich rufe die Weber- 
ſchrift und die Einleitung zum Geſetz auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte diejenigen, 
die die Ueberſchrift und die Einleitung annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
das Geſetz ift jomit in zweiter Leſung angenom- 
men. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir ſchreiten 
zur Einzelberatung. Ich rufe § 1 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich darf wohl die Annahme des 
§ 1 feſtſtellen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt 
jo beſchloſſen. Ich ſtelle ebenſo die Annahme des 
§ 2 und des $ 3 feft. Wir kommen zur Ueberſchrift 
und Einleitung. Ich ſtelle die Annahme feſt. Wir 
ſchreiten zur Schlußabſtimmung. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt ſomit in dritter Leſung 
angenommen. (Abg. Liſchnewſki: Das Geſchäft 
kann gemacht werden!) Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
Druckſache Nr. 671 zu Nr. 645. Ich rufe den ein⸗ 
zigen Artikel auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich bitte diejenigen, die den einzigen Artikel an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf 
wohl die Annahme feſtſtellen. Das Geſetz iſt ſomit 


Freitag, den 26. April 1929. 


in zweiter Beratung angenommen. Wir kommen (0) 


zur dritten Beratung. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldunen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzelberatung. 
Ich rufe den einzigen Artikel auf, eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den einzigen Artikel annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom- 
men. Ich rufe die Ueberſchrift auf und ſtelle die 
Annahme feſt. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Ich bitte diejenigen, die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich zu er— 
heben. — Das ift die Mehrheit, das Geſetz ift fo- 
mit in dritter Beratung angenommen. Ich rufe 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale An- 
gelegenheiten über den Antrag des Abg. 
Naſchke u. Fr. auf Zahlung einer laufen- 
den Unterſtützung an Berufsfiſcher. 

Druckſache Nr. 669 zu Nr. 658. Ich eröffne die Be⸗ 

N Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 

newſlki. : 
Liſchnewſti, Abgeordneter (R.B.): Die Kom- 


muniſtiſche Fraktion hat dieſen Antrag geſtellt, 


um die Demütigung der Berufsfiſcher zu bejeiti- 
gen, die man ihnen zuteil werden ließ, indem man 
ihnen eine Wohlfahrtsunterſtützung gab. Der 
Antrag hat den Ausſchuß für ſoziale Angelegen- 
heiten paſſiert, aber die Parteien konnten ſich doch 
nicht dazu verſtehen, den Berufsfiſchern bei Er— 
werbsloſigkeit die Erwerbsloſenunterſtützung zu 
zahlen. Wir Kommuniſten wiſſen genau, daß die 
Berufsfiſcher einen der ſchwerſten Berufe aus- 
üben. Wenn ſie ihrem Erwerbe nachgehen, ſehen 
ſie ſtändig dem Tod ins Auge. Um ſo unverſtänd⸗ 
licher ift es vom Volkstag, daß er dieſen Fiſchern, 
die mit ihrer Familie ihr kärgliches Leben friſten 
müſſen, nicht die Erwerbsloſenunterſtützung De- 
willigen will, wenn ſie ohne jeden Erwerb ſind. 
Wir haben den Antrag auch eingebracht, weil es 
klar iſt, daß die Fiſcher während des Sommers 
keine Kapitalien zurücklegen können und deshalb 
mittellos daſtehen, wenn der Winter an die Tür 
klopft. Beſonders in dieſem Winter habe ich in 
den Orten, die ich perſönlich beſuchte, die große 
Not der Fiſcher feſtgeſtellt. Fiſchern, denen es in 
der Vorkriegszeit und auch noch kurze Zeit nach— 
her gut ging, leiden jetzt infolge des immer wei⸗ 
teren Rückganges der Fänge große Not. Es ſcheint 
jo, daß die Oſtſee nicht mehr ſolche reichen Fänge 
ergibt, wie es früher der Fall war. 

Ich glaube allerdings, daß ſich der Volkstag 
zu einer wirklichen Hilfe für die Fiſcher auch nicht 
deswegen aufraffen kann, weil die Fiſcher es noch 
nicht verſtanden haben, einen gehörigen Druck 
auszuüben, um ihre Forderung durchzuſetzen. Wir 
Kommuniſten werden alles tun, um dieſe noch 
zur Hälfte unbewußten Proletarier zu zielbe— 
wußten Proletariern zu erziehen. Im Verein 


mit der Kommuniſtiſchen Partei ſollen die Fiſcher 


einen intenſiven Kampf gegen die Beſtrebungen 
der Regierung führen, weil dieſe ihr keine Hilfe 
zuteil werden läßt. Auch die Danziger Erwerbs⸗ 
loſen können ſich keine Erhöhung der Erwerbs- 
loſenbezüge und ein beſſeres Daſein erkämpfen, 
wenn ſie nicht hinter Volkstag und Regierung 


gehörigen Druck machen. Die 200 000 Gulden, die 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

Sie ſeinerzeit den Erwerbsloſen bewilligt haben, 
find doch das beſte Zeichen dafür. Sie ſelbſt haben 
keine Seele für die Erwerbsloſen, ſie haben nur 
Intereſſe für politiſche Auseinanderſetzungen mit 
Polen, für Schaffung von Eierſyndikaten, um den 
Kapitaliſten die Profite zu ſichern. Für die min⸗ 
derbemittelte Bevölkerung hat dieſe Regierung 
kein Gefühl und kein ſoziales Verſtändnis. Herr 
Senator Dr. Evert erklärte ſeinerzeit, ich glaube, 
es war im Ausſchuß, daß den Fiſchern nur gehol⸗ 
fen werden könne, wenn ihnen die Möglichkeit 
zum Fiſchen gegeben wird, d. h. wenn ihnen der 
Staat Netze und Geräte zur Verfügung ſtellt, da⸗ 
mit ſich der Fang ergiebiger geſtaltet. Den 
Fiſchern muß, wie in Geeſtemünde und Warne⸗ 
münde die Möglichkeit zur Ausübung der Fiſcherei 
gegeben werden, indem man ihnen Motorkutter 
zur Verfügung ſtellt, damit ſie einen ergiebigen 
Fang machen können. Bis jetzt hat man den 
Fiſchern nur leere Verſprechungen gemacht. 

Die Fiſcher, die während des ſtrengen Winters 
ihre Netze und Geräte verloren haben, haben beim 
Senat einen Antrag geſtellt, ihnen die Gerätſchaf— 
ten zu erſetzen. In den einzelnen Gemeinden haben 
Erhebungen ſtattgefunden. Die Gemeindevorſteher 
wurden aufgefordert, eine Liſte aufzuſtellen, wem 
Geräte und Netze verloren gegangen wären. Dieſe 
Erhebungen haben jtattgefunden, und das Ergeb: 
nis befindet fih im Regierungsgebäude. In per- 
ſönlicher Rückſprache mit den Regierungsſtellen 
habe ich erfahren, daß die Erhebungen im Schoße 
der Regierung ruhen und nichts weiter unter- 
nommen wird. Auch in dieſer Beziehung waren es 


(a) nur leere Worte. Man ſpeiſt die Fiſcher mit leeren 


Redensarten ab. Bis jetzt hat kein Fiſcher ein Netz 
zurückerſtattet bekommen, das ihm verloren ge— 
gangen ift. Wie ſieht es in Wirklichkeit aus? Ein- 
zelne Fiſcher haben zwar mehrere Netze zur Ver— 
fügung, aber ein großer Teil beſitzt nicht mehr als 
ein bis zwei Netze, die nun verloren gegangen 
ind. Sie ſtehen daher ohne Erwerbsmöglichkeit 
da. Hier müßte der Senat eingreifen, damit die 
Netze erſetzt werden. Die Erhebungen ſind abge— 
ſchloſſen, aber bisher iſt nichts geſchehen, obwohl 
jetzt die Fänge beginnen. Für die Fiſcher hatte 
man nur leere Redensarten übrig. 

Daher müſſen die Fiſcher zu dieſer Frage ſelbſt 
Stellung nehmen und ſich ihr Recht erkämpfen. 
Das kann nur im Kampf gegen die beſtehende 
Staatsform, gegen den kapitaliſtiſchen Staat er- 
folgen, nicht mit Pfarrer Böhm und nicht mit 
ihrer Vereinsmeierei, ſondern nur im Verein mit 
der Kommuniſtiſchen Partei. Nur wenn dieſer ver- 
fluchte, korrupte Staat geſtürzt wird und dafür 
der Arbeiter- und Bauernſtaat errichtet wird, wer, 
den die Arbeiter ſelbſt beſtimmen können, welche 
Mittel für das tägliche Leben bereitzuſtellen ſind. 
Nur ſo kann den Fiſchern geholfen werden. Eine 
beſſere Ausbeutung der Fänge kann nur durch 
den Zuſammenſchluß zu den Genoſſenſchaften ge— 
währleiſtet werden, aber nur in einem Staat der 
Arbeiter und Bauern, wo die Fiſcher vom Staat, 
wie in Sowjet⸗Rußland, materiell unterſtützt wer- 
den. Dann werden die Fänge zum Wohl ihrer 
Familie und zum Wohl des ganzen Staates ge— 
ſtaltet. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Das Wort hat der Abg. Böhm. 
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Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich habe mich über die warmen Worte gefreut, 
die der Herr Abg. Liſchnewſki für die Not der 
Fiſcher gefunden hat. Ich hatte gewünſcht, daß 
er ſie ſchon vor längerer Zeit gefunden hätte, aber 
ich muß mit dem Dichterwort ſprechen: „Man 
merkt die Abſicht und wird verſtimmt.“ (Heiter⸗ 
keit bei den Sozialdemokraten.) Dieſer Antrag, 
den der Herr Abg. Liſchnewſki jo warm vertrat, 
hat dem ſozialen Ausſchuß in der Sitzung vom 
6. April vorgelegen. Er iſt dort eingehend begrün⸗ 
det worden, wurde aber abgelehnt, nachdem der 
Regierungsvertreter klargelegt hatte, daß auf 
Grund des S 5 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
eine laufende Beihilfe oder laufende Unterſtützung 
nicht gezahlt werden könne, da ſie einer Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung gleich käme, die Fiſcher aber 
einem freien Berufe angehörten und freie Berufe 
keine Erwerbsloſenunterſtützung beziehen könnten. 

Aber damit, daß der Regierungsvertreter das 
wiederholte, was ich ſelbſt wiederholt im Plenum 
geſagt habe, iſt die Not der Fiſcher nicht beſeitigt, 
ſondern die Not der Fiſcher bleibt beſtehen. Auch 
der Weg, den der Senat in dieſem Jahr einge— 
ſchlagen hat, iſt nicht gangbar. Das iſt der Weg der 
Beihilfen. Dieſe Beihilfen hat der Senat auch 
nicht aus ſich ſelbſt heraus den Fiſchern gewährt, 
ſondern am 7. Februar iſt eine Deputation von 
Fiſchern und mir beim Senatspräſidenten gewe- 
ſen, um die Not der Fiſcher zu ſchildern und ihn zu 
bitten, umgehend für die Fiſcher einzutreten, da 
ſie ſonſt dem Verhungern nahe wären. Nun denke 
man ſich, vom 7. Februar bis zum 7. März haben 
Ermittlungen ſtattgefunden, um eine gerxrechte 
Verteilung der Beihilfen durchzuführen und nicht 
wieder in den alten Fehler zu verfallen, dem 
Pfarrer Böhm die Auszahlung der Beihilfen zu 
übergeben. Es ſollten keine Ungerechtigkeiten 
ſtattfinden und der Pfarrer nicht wieder ſeine 
Günſtlinge bevorzugen. Als ich damals die Bei⸗ 
hilfen verteilte, waren die 15 000 Gulden in drei 
Tagen vergeben. (Abg. Liſchnewſki: Ja, wem ha⸗ 
ben Sie fie gegeben? Nur Ihren Günftlingen! — 
Abg. Plenikowſki: In chriſtlichem Sinne, d. h. für 
die Günſtlinge des Herrn Pfarrers Böhm!) Wir 
haben ſie ſo verteilt, daß keine Klagen gekommen 
ſind. Ich bitte aber heute feſtzuſtellen, wieviel 
Klagen jetzt eingelaufen ſind. Viele ſagen, daß 
fie nicht berückſichtigt worden find. Erſt nachträg⸗ 
lich auf meine Vorſtellungen (Abg. Liſchnewſki: 
Das ſind Ihre Günſtlinge!) hat man es dieſen 
Leuten nachgezahlt. 

Alſo der Weg, wie ihn der Senat beſchritten 
hat, iſt auch nicht gangbar. Der einzig gangbare 
Weg ijt der, den Fiſchern wenn fie ſich in auker- 
ordentlicher Not befinden, aus öffentlichen Mit- 
teln eine Wohlfahrtsunterſtützung zu geben. (Abg. 
Plenikowſki: Geben Sie ihnen doch die Erwerbs- 
loſenunterſtützung! Sie haben ſich geweigert, für 
die Erwerbsloſenunterſtützung für die Fiſcher zu 
timmen! Freuen Sie fi, daß Sie heute nicht nie- 
dergerufen werden!) Alſo der einzig gangbare 
Weg iſt der, daß die Fiſcher aus der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege Anterſtützungen erhalten. Wer 
aber die Verhältniſſe auf dem Lande kennt, wer 
weiß, wie ſchlecht die Gemeinden daſtehen, daß ſie 
kaum ihre eigenen Armenlaſten tragen können, 
wird jagen müſſen, daß das auf dem Lande ausge- 
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ſchloſſen iſt. Infolgedeſſen wird man ſich an den ben bereitet, aber wir wijfen, daß die Fiſcher da- (O) 


Kreis wenden. Dieſer hat auch keine Mittel. Der 
Kreis wendet ſich an den Senat. Und dieſer ſagt, 
das ſei in erſter Linie Aufgabe der Gemeinden. 
So bewegen wir uns in einem ewigen Kreislauf, 
und die Fiſcher können inzwiſchen verhungern. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſki.) Darum 
muß den leiſtungsunfähigen Gemeinden ein Be- 
trag zur Verfügung geſtellt werden, aber ſofort, 
wenn die Not da ijt, damit fie den Fiſchern Hel- 
fen können. Dieſe Unterſtützungen müſſen ſofort 
gezahlt werden, weil die Gemeinden keine Mittel 
zur Verfügung haben. 

Wir haben auch im Sozialen Ausſchuß eine 
Entſchließung eingebracht, die folgenden Wortlaut 
hat. Ich darf ſie wohl verleſen, ſie iſt in Druckſache 
Nr. 669 enthalten: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
den Senat zu erſuchen, dahin zu wirken, daß den 
Fiſchern in Zeiten außerordentlicher Not aus dem 
Wohlfahrtsfonds der Gemeinde Unterſtützungen ge- 
zahlt werden und leiſtungsunfähigen Gemeinden die 
hierzu erforderlichen Mittel ſofort zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden, um den ſchleppenden und erſchwerenden 
Inſtanzenweg zu vermeiden. 


durch ihre Lage verbeſſern können. Herr Pfarrer 
Böhm, ich habe mich in der letzten Zeit öfters mit 
den Fiſchern unterhalten und kann Ihnen ſagen, 
daß die Fiſcher Sie ganz beſonders ins Herz ge— 
ſchloſſen haben. Viele Fiſcher haben erklärt, daß 
Sie, wenn Sie zu den Fiſchern gehen, mit einer 
beſtimmten Kiſte losziehen und von dem Fiſch⸗ 
fang reich geſegnet nach Hauſe kommen. (Abg. 
Böhm: Eine Gemeinheit! — Nennen Sie Namen! 
rechts.) Warten Sie, es kommt noch beſſer! (Abg. 
Senftleben: Alſo Sie wiſſen keine Namen! — Un⸗ 
erhört! rechts. — Zurufe des Abg. Plenikowſki.) 
Präſident: Ich glaube es liegt doch gar keine 
Urſache vor, ſich hier ſo aufzuregen. Soweit ich 
feſtſtelle, wollen beide Parteien den Fiſchern hel— 
fen. Sie fördern die Sache doch nur, wenn Sie 
jeden Redner ſeine Vorſchläge machen laſſen. 
Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Ein Teil 
der Fiſcher hat erklärt, daß Herr Pfarrer Böhm 
auch bei der ſogenannten Fiſcherverſicherung ein 
Geſchäft gemacht haben ſoll. (Abg. Böhm: Die 
zweite Gemeinheit! — Zwiſchenrufe rechts.) Man 


M. D. u. H.! Wenn die Fiſcher auf die Beihilfen ſieht, die Fiſcher haben auf dieſem Gebiet ſchon 
vom Senat hätten warten ſollen, dann wären ſie etwas gelernt. Wir werden den Schleier, den Sie 
glatt verhungert. Aber es Haben fih mitleidige um ſich gehüllt haben, zerreißen. Mit dieſen Phra- 
Menſchen im Werder und auf der Nehrung unter ſen, mit denen Sie ſpeziell bei den Fiſchern in der 
den Landwirten befunden, (Hört, hört! rechts) die Vergangenheit argumentiert haben, iſt es aus. 
Lebensmittel geſammelt haben, bis 500 Zentner Die Fiſcher haben erkannt, daß ſie für Sie nur das 


meinden Mittel zur Verfügung ſtellt, 


Weizen, Erbſen uſw., um die Not der Fiſcher zu 
lindern. (Abg. Plenikowſki: Sie Heuchler! Ihre 
Regierung hat dasſelbe gemacht, Sie haben beide 
nichts übrig gehabt, um die Not der Fiſcher zu be- 
heben! — Zwiſchenrufe rechts und links.) 

Ich bitte Sie, diefje Entſchließung, die im ſozt⸗ 


alen Ausſchuß abgelehnt worden iſt, anzunehmen. 


Ich behalte mir vor, da der Herr Regierungsver⸗ 
treter erklärte, daß dafür keine Mittel vorgeſehen 
ſind, beim kommenden Etat zu beantragen, daß 
hierfür eine Poſition eingeſetzt wird, die den Ge- 
um den 
Fiſchern in der außerordentlichen Not ſofort zu 
helfen. (Abg. Plenikowſki: Aber nur, wenn Sie 
nicht in der Regierung find! Wenn Sie wieder 
hineinkommen, wird die Poſition geſtrichen.) _ 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Paul 
Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Herr 
Fiſcher Böhm Hochwohlgeboren Hat es in viertel- 


ſtündiger Demagogie ſehr wohl verſtanden, die 
alte Taktik, die er in der ganzen Zeit bei den 
Fiſchern durchgeführt hat, hier weiterzuſpinnen. 
Unſer Antrag will die ſogenannte Cliquenwict⸗ 
ſchaft, die durch Herrn Pfarrer Böhm in den 
letzten Jahren bei den Fiſchern durchgeführt wur⸗ 
de, etwas durchkreuzen. Wir wiſſen, daß die 
Notlage der Fiſcher ebenſo wie die Notlage der 
geſamten Arbeiter in Zukunft nicht beffer, ſondern 
ſchlechter wird. Weil wir das wiſſen, haben wir den 
Antrag eingebracht, um eine generelle Regelung 
der Unterſtützungen für die Fiſcher durchzuführen, 
d. h. die Fiſcher ſollen in dem Moment, wo fie ar: 
beitslos werden, und im Sommer werden fie mei- 
ſtens nicht erwerbslos ſein, ſondern im Winter, 
eine Unterſtützung in Höhe der Erwerbsloſenun⸗ 


terſtützung bekommen. Wir wiſſen, daß die Er⸗ 


werbsloſenunterſtützung noch kein ſorgenfreies Le— 


Stimmvieh waren und Sie es in der Vergangen⸗ 
heit verſtanden, mit recht ſchönen, ſalbungsvollen 
Worten die Fiſcher einzufangen. Das haben die Fi⸗ 
ſcher nun erkannt. Es war ſehr intereſſant, daß 
Sie von dieſer Tribüne feſtſtellten, daß die Land- 
wirtſchaft, die doch nach den Ausführungen aus 
Ihren Kreiſen, ſich in großer Not befindet, noch ſo 
viel Lebensmittel ſammeln konnte, um ſie den Fi⸗ 
ſchern zur Verfügung zu ſtellen. (Zurufe rechts.) 
Wir kennen ja die Politik, die Sie damit beab- 
ſichtigen. Dieſe paar Zentner Lebensmittel, die 
Sie den Fiſchern zur Verfügung geſtellt haben, 
werden durch andere Maßnahmen hundertfach 
wieder herausgeholt. Das wiſſen nicht nur wir, 
ſondern auch die Fiſcher. Wir werden auf dem 


Gebiete der Fiſcherfrage noch manchmal die Klin- 


gen kreuzen müſſen. (Abg. Böhm: Was wiſſen Sie 
von den Fiſchern!) Ich ſtamme auch aus einer Fi⸗ 
ſcherfamilie und weiß von den Fiſchern mehr als 
Sie. Sie ſtehen auf dem Standpunkt, daß die 
Fiſcher nur Stimmvieh bedeuten, mit dem Sie die 
Möglichkeit haben, eine deutſchnationale Politik 
zu betreiben. Die Fiſcher haben das erkannt und 
werden auf dieſen Gebieten vorwärts ſtoßen. 

Es bietet ſich die Möglichkeit, unſerem Antrage 
zuzuſtimmen, der dahin geht, daß, ſofern der 
ſtrenge Winter einſetzt und das Gros der Fiſcher 
nicht in der Lage ift, den Lebensunterhalt zu ver- 
dienen, den Fiſchern dieſelbe Unterſtützung gezahlt 
wird, wie den Erwerbsloſen. Wir haben uns die 
Sache genau durchdacht. In dem Moment, wo 
dem Antrag zugeſtimmt wird, muß der Staat 
fünf Sechſtel tragen. Die leiſtungsſchwachen Ge⸗ 
meinden kommen alſo nicht in Verlegenheit, zu 
ſagen, daß ſie kein Geld hätten. Es bietet ſich die 
Möglichkeit, beweiſen Sie (nach rechts) praktiſch, 
daß Sie nicht nur mit Worten, ſondern auch in 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 
der Tat die Notlage der Fiſcher beſeitigen wollen. 

Präſident: Das Wort hat Herr Oberregie⸗ 
rungs- und Forſtrat Nicolai. (Abg. Plenikowſki: 
Wollen Sie auch fiſchen?) 

Nicolai, Oberregierungs⸗ und Forſtrat: M. 
D. u. H.! Lediglich zur Klärung, was bisher für 
die Fiſcher getan iſt, habe ich noch einmal die 
Zahlen anzugeben. In den Jahren 1924 bis 1926 
ſind Darlehen im Betrage von 310 000 G. gegeben 
worden, die bei weitem nicht zurückgezahlt ſind. 
Es wird auch kein Zwang beſonderer Art ausge⸗ 
übt, um dieſe Darlehen wieder einzutreiben. 
Während ſonſt die Fiſcher im Winter die Breit⸗ 
lingsfänge haben und ſo Verdienſtmöglichkeit be⸗ 
ſitzen, die dieſes Jahr nicht vorhanden iſt, hat 
ſich der Senat veranlaßt geſehen, am 1. März eine 
einmalige Notſtandsbeihilfe von 43 000 G. zu ge⸗ 
währen, der am 26. März eine zweite Beihilfe von 
43 000 G. folgte, die nach den Grundſätzen der Un⸗ 
terſtützung der Hafenarbeiter gezahlt ſind. Außer⸗ 
dem hat der Senat für die beſonders notleidenden 
Gemeinden Vogelſang, Bodenwinkel und Hinter- 
Stutthof im ſelben Rahmen, wie die erſten beiden 
Beihilfen noch eine kleinere Beihilfe zuſammen 
mit dem Kreiſe gewährt, und zwar im Betrage 
von rund 9 000 G., jo daß alfo tatſächlich 95 000 
G. à fonds perdu gezahlt worden find. Gegen- 
wärtig iſt durch Beſchluß vom 19. April noch ein 
weiterer Betrag von 50 000 G. zur Verfügung ge- 
ſtellt, der aber in der Weiſe zur Ausſchüttung 
kommen ſoll, daß nach Möglichkeit dafür Netze und 
Geräte, die verloren gegangen ſind, neu beſchafft 
werden ſollen. Der Betrag wird alſo nicht in bar 
ausgegeben, ſondern in Gutſcheinen, auf die hin 
ſich die Fiſcher in Höhe dieſer Summe neue Geräte 
kaufen können. (Abg. Raſchke: Wann werden ſie 
die Geräte bekommen? Im Auguſt, wenn die Fi⸗ 


ſcherei zu Ende ijt?) Nachdem die Regierung ins- 


geſamt in dieſem Winter 145 000 G. den Fiſchern 
à fonds perdu gezahlt hat, glaubt fie, ihnen eine 
recht erhebliche Beihilfe gewährt zu haben. 
(Sehr richtig! links — Zurufe des Abg. Pleni— 
kowſki.) 

Präſident: Das Wort hat der Abg. Friedrich. 
(Abg. Liſchnewſki: Seit wann gehören Sie zu den 
Fiſchern?) 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Der Kollege hat ganz recht, ich gehöre nicht 
zu den Fiſchern, ich will auch weder Menſchen noch 
Seelen fangen, ſondern nur ein ehrliches, deut- 
ſches Wort reden. Den Fiſchern wird nicht damit 
geholfen, daß ſich dieſer oder jener hier herſtellt 
und große Worte redet und Anträge einbringt, 
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wovon die Betreffenden in Wirklichkeit wenig 
oder gar nichts haben. — Die Regierung verſucht, 
den Fiſchern nach Möglichkeit zu helfen. Wenn 
die von uns im Ausſchuß vorgebrachte Entſchlie⸗ 
kung angenommen wird, wird der Weg gefunden 
werden, den Fiſchern auch weiterhin zu helfen. 

Daß die Fiſcher aber nicht die Hilfe haben wol⸗ 
len, die Sie beantragen, (zu den Kommuniſten) 
das habe ich unlängſt zu beobachten Gelegenheit 
gehabt, als ich Zeuge eines Geſpräches von Fi⸗ 
ſchern aus der Bodenwinkler Gegend wurde. Die 
betr. Herren erklärten, ſie wollten gar keine Al⸗ 
moſen, ſie wollten nicht Arbeitsloſe ſein, ſondern 
arbeiten und ihr Brot ehrlich verdienen. Sie 
wünſchten nur, daß ihnen über die Zeit der größ⸗ 
ten Not hinweggeholfen werde. Beſſer, als durch 
alle Redereien iſt das durch die praktiſche Hilfe 
geſchehen, die der Jungdeutſche Orden in die Wege 
geleitet hat, indem er den Fiſchern Lebensmittel 
brachte. Davon, daß hier über die Fiſcher geredet 
wird und Anträge geſtellt werden, werden die 
Fiſcher mit ihren Familien nicht ſatt, ſondern 
müſſen weiter hungern. Wenn der Jungdeutſche 
Orden oder eine andere Organiſation, mag ſie 
heißen, wie ſie wolle — den Fiſchern Lebensmittel 
bringt, iſt ihnen geholfen. Handeln Sie ebenſo 
und reden Sie nicht ſo viel! (Zurufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. (Lebhafte Unruhe.) 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag 


(C) 


des Abg. Raſchke u. Fr. annehmen wollen, fih vom (D) 


Platz zu erheben. Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Damit iſt dieſer 
Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich rufe Punkt 
5 der Tagesordnung auf: Eingaben laut Druck⸗ 
ſachen Nr. 672 zu Nr. 680. Ich ſtelle feſt, daß An⸗ 
träge und Wortmeldungen zu den Eingaben nicht 
vorliegen. Das Haus tritt alſo den Beſchlüſſen 
der einzelnen Ausſchüſſe bei. Wir ſind damit am 
Schluß unſerer heutigen Tagesordnung. Ich bin 
nicht in der Lage, Ihnen ſchon jetzt vorſchlagen zu 
können, wann die nächſte Sitzung ſein wird und 
kann Ihnen auch noch keine Vorſchläge für die 
Tagesordnung mitteilen. Ich bitte deshalb um 
die Ermächtigung, die Zeit der nächſten Sitzung 
zu beſtimmen und im Einvernehmen mit dem Mel- 
teſten-Ausſchuß die Tagesordnung feſtzuſetzen. 
Widerſpruch wird nicht laut, das hohe Haus hat ſo 
beſchloſſen. Ich ſchließe die heutige Sitzung. 


Schluß der Sitzung: 5.15 Uhr. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: at 
Behrend, Kunze, Dr. Wiercinſki; Staatsrat Dr. 
Winderlich; Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
83. Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem Hauſe 
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mitzuteilen, daß der Geſetzentwurf über die Fejt- (O) 


ſtellung des Staatshaushaltsplans der Freien 
Stadt für das Rechnungsjahr 1929 eingegangen 
iſt. Druck und Verteilung habe ich veranlaßt. Wir 
treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 1 


auf: 
Antrag der Staatsanwaltſchaft auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeord⸗ 
neten. 


Druckſache Nr. 705. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Wie üblich, ſchlage ich vor, dieſen Antrag dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 
verfolgung gegen zwei Abgeordnete. 
Druckſache Nr. 681 zu Nr. 630. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Die Strafverfolgungen, hauptſächlich gegen 
kommuniſtiſche Abgeordnete ſcheinen jetzt wieder 
mächtig zuzunehmen. Das iſt in Anbetracht der 
Gefahr, die dem kapitaliſtiſchen Staat durch die 
Arbeiterſchaft bevorſteht, eigentlich nicht verwun— 
derlich. Aber es ſcheint doch jo, als ob die Staats⸗ 
anwaltſchaft oder einzelne Behörden die Zeit für 
gekommen erachten, Kommuniſten und beſonders 
kommuniſtiſche Abgeordnete als Freiwild zu be— 
trachten. So kommt es zu Strafverfolgungen und 
Anklagen, über die man, wenn es ſich um Abge- 
ordnete handelte, einfach hinweggehen würde. 
Aus Kleinigkeiten macht man große Staatsakti⸗ 
onen. Man will den Beweis liefern, als wären 
die Kommuniſten kriminelle Verbrecher, die un⸗ 
bedingt der Klaſſenjuſtiz ausgeliefert werden 
müßten. 

Hier liegen zwei Strafverfolgungen gegen die 
Abg. Raſchke und Plenikowſki vor. Wir befanden 
uns damals in der Wahlbewegung. Der Vorgang 
ift etwa folgender: Der Genoſſe Abg. Plenikowſki 
kam aus Tiegenhof von einer Verſammlung und 
wollte ſich ſchnell zum Zuge begeben, um noch in 
einer andern Verſammlung ſprechen zu können. 
Es paſſierte ihm das, was jedem Sterblichen paj- 
ſieren kann, daß ihm die elektriſche Lampe an ſei⸗ 
nem Fahrrad infolge der ſchlechten Wegeverhält⸗ 
niſſe ausging. Er fuhr auf dem Rad ohne Licht. 
Es muß noch bemerkt werden, daß der Genoſſe 
Abg. Plenikowſki die Bundeskleidung des Roten 
Frontkämpferbundes trug, alſo eine Kleidung, 
die ſehr gut zu erkennen war. Das veranlaßte den 
Polizeiſergeanten von Tiegenhof, den Genoſſen 
Plenikowſki anzuhalten, ihn zur Rede zu ſtellen, 
ihn zu fragen, wohin er wollte, und warum er 
kein Licht hätte. Der Abg. Plenikowſki gab Mus- 
kunft, wer er wäre und ſagte, er wäre gern bereit, 
die Strafe zu bezahlen. Er wolle ſchnell mit dem 
Zug fahren, damit er in der nächſten Wahlver⸗ 
ſammlung ſein könne. Das half aber nichts, ſon⸗ 


Senatoren Arczynſki, dern der Polizeibeamte forderte den Abg. Pleni- 


kowſti auf, mit zur Wache zu kommen. Natürlich 
jah der Abg. Plenikowſki voraus, daß der Zug un- 
bedingt wegfahren würde. Durch das Eingreifen 
des Polizeibeamten konnte er alſo nicht in der 
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Verſammlung ſprechen. Es folgte Rede auf Ge- zu tun hat. Aber er muß der Wahrheit die Ehre (O) 


genrede, aber der Abg. Genoſſe Plenikowſki mußte 
zur Wache. Es iſt feſtgeſtellt, daß der betreffende 


Polizeibeamte ſtark nach Schnaps roch, aljo Alko- 


hol zu ſich genommen hatte. Wenn ein Menſch 
ſtark nach Alkohol riecht, folgert man daraus, daß 
er angetrunken iſt. 

Nun erſchien in der Danziger Arbeiterzeitung 
ein Artikel, der das Verhalten des Polizeiſer— 
geanten kritiſierte. Wenn die Staatsanwaltſchaft 
glaubte, daß der Artikel beleidigenden Inhalts 


wäre, dann hätte ſie den Abg. Raſchke vor das 


Gericht zitieren können, alſo die Genehmigung zur 
Strafverfolgung hier beim Volkstag einholen tön- 
nen. Das wäre nicht weiter verwunderlich gewe— 
ſen. Was hat aber die Strafverfolgung mit dem 
Genoſſen Plenikowſki zu tun, der auf dem Rad 
ohne Licht fuhr, der die Strafe bezahlt hat? Wie 
kann die Staatsanwaltſchaft hier um die Geneh— 
migung zur Strafverfolgung gegen den Abg. Ple— 
nikowſki nachſuchen? Das iſt ein Sück aus dem 
Tollhaus. Außerdem hat ſich das in der Wahlbe— 
wegung ereignet. Ich erinnere daran, daß es dem 
Abg. Mau auch einmal ſo ging, daß er von einem 
Polizeibeamten zur Rede geſtellt wurde, weshalb 
er ohne Licht fuhr. An fih iit es richtig. Es muß 
jeder dieſe Anordnung befolgen, damit kein Un- 
glücksfall entſteht. Die Polizeibeamten, denen die 
kommuniſtiſchen Abgeordneten perſönlich bekannt 
ſind, ſuchen aber gegen ſie vorzugehen. Früher, als 
die Sozialdemokratie noch in der Oppoſition war, 
geſchah das auch gegenüber ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten. Jetzt macht man es nur mit kom⸗ 
muniſtiſchen Abgeordneten. Es ſcheint den Polizei- 
beamten eine Freude zu ſein, die kommuniſtiſchen 
Abgeordneten anzupöbeln und ſie als Abſchaum 
der Menſchheit zu betrachten. Ich bin ja auch vor 
dem Volkstagsgebäude geprügelt und blutig ge— 
ſchlagen worden. So geht das auch den andern Ge— 
noſſen. Ich erinnere an den Abg. Opitz, von dem 
in der Zeitung ſtand, daß er den Chauffeur mit 
dem Revolver bedroht hätte. Das geſchieht nur, 
um den kommuniſtiſchen Abgeordneten ihre Arbeit 
ſchwer zu machen. 

Im Rechtsausſchuß paſſierte nun folgendes: 
Früher war es üblich, daß man für ſolche kleinen 
politiſchen Vergehen während der Wahlbewegung 
Amneſtie gewährte. Früher wurde beim Zuſam— 
mentritt des Volkstages eine Amneſtie erlaſſen. 
Diesmal iſt es nicht geſchehen. Was macht der 
Rechtsausſchuß in dieſer Sache? Trotzdem ſich der 
Vorfall in der Wahlbewegung abgeſpielt hat, 
bleiben die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten dem 
Rechtsausſchuß fern, um ſo Gelegenheit zu geben, 
daß die Strafverfolgung gegen den Abg. Pleni⸗ 
kowſki genehmigt wird. Das ift das Gemeinſte, 
was jetzt geſchieht. Die Staatsanwaltſchaft benutzt 
dieſe Angelegenheit als Machtmittel, um eine 
Klaſſenjuſtiz auszuüben. Das behaupte ich nicht 
allein, ſondern das haben fogar namhafte Rechts⸗ 
anwälte des Deutſchen Reiches geſagt, daß in der 
politiſchen Erregung nicht Recht für das Volk ge⸗ 
ſprochen wird, ſondern daß Macht vor Recht geht. 
Ich habe hier die Juriſtiſche Wochenſchrift vom 
26. Januar 1929, da iſt ein Artikel vom Rechts⸗ 
anwalt Grafen Anton Peſtalozza enthalten. Das 
iſt ein Bürgerlicher, der mit Kommunismus nichts 


geben und ſchreibt: 
In politiſch erregten Zeiten verläßt auch die 
Juſtiz ihr hohes Tribunal. Das Recht wird zu einem 
Machtmittel, und der Richter gebraucht es als ſolches, 
nicht in knechtiſcher Unterwerfung unter den Willen 
der politiſchen Machthaber, ſondern in der Ueber- 
zeugung, damit Lebensnotwendigkeiten des Staates 

zu verwirklichen. 
Das iſt ein Zugeſtändnis, daß Macht vor Recht 
geht. Daß eine Klaſſenjuſtiz herrſcht, iſt nicht ver— 
wunderlich, aber wenn Abgeordnete der Sozialde— 
mokratiſchen Partei dieſem noch Vorſchub leiſten, 
ſo haben wir Kommuniſten dafür nur ein Pfui üb⸗ 
rig. Es iſt ſoweit gekommen, daß man ſich ſchä— 
men muß, mit ſolchen Menſchen noch zuſammen 
zu arbeiten, mit ihnen tätig zu ſein. Sehen Sie 
ſich die ſogenannten Demokraten an und die Bänke 
der andern Parteien. Sie zeigen, daß aus perſön— 
licher Gehäſſigkeit alle Mittel benutzt werden, auch 


die Klaſſenjuſtiz, um unſere kommuniſtiſchen Ge— 


noſſen zu treffen. So ſieht die Demokratie aus. Es 
ijt genau dasſelbe, als wenn einem von Räubern 
niedergeſchlagenen Menſchen noch ein Fußtritt 
verſetzt wird. So klein, ſo egoiſtiſch iſt man, daß 
man ſeinem Feind, der von Räubern angefallen 
iſt, ſeinem Schickſal überläßt. So handelt die So— 
zialdemokratiſche Fraktion, die angibt, daß Recht 
vor Macht gehen ſoll. 

Wir Kommuniſten haben ſchon lange erkannt, 
daß auch das ſogenannte demokratiſche Syſtem 
nichts weiter iſt, als die Anwendung der Macht⸗ 
mittel in anderer Form. Monarchiſtiſches Syſtem, 
faſchiſtiſches Syſtem und ſogenanntes bürgerliches 
demokratiſches Syſtem reihen ſich würdig anein- 
ander, wenn es darauf ankommt, das niederzu⸗ 
knütteln, was gegen ihre Intereſſen geht. Im Auf- 
trage der Kommuniſtiſchen Fraktion nehme ich die 
Gelegenheit wahr, um Ihnen zu ſagen, daß Sie 
ſich ſchämen ſollten, ſogenannte demokratiſche 
Volksvertreter zu ſein. Natürlich werden wir mit 
allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln für die 
Rechte der Arbeiterſchaft weiter im revolutionä- 
ren Sinne kämpfen. Aber, daß Sie ſolche Methoden 
anwenden, zeigt mit aller Deutlichkeit, wie weit 
Sie gekommen ſind. Danach werden wir uns als 
revolutionäre Arbeiter einſtellen. Sie können 
ſicher fein, wenn die Zeit gekommen ijt, werden 
wir mit ſchärferen Mitteln arbeiten, als Sie ge- 
gen uns angewandt haben. (Bravo! bei den Kom- 
muniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung über den Antrag in 
Druckſache Nr. 630. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. Das Büro iſt ſich 
nicht einig. Wir müſſen zur Auszählung ſchreiten. 
Ich bitte die D. u. H., den Saal zu verlaſſen. Die 
Auszählung kann beginnen. — Ich ſchließe die 
Auszählung. Die Abſtimmung hat folgendes Er- 
gebnis: Mit Ja haben 29 Abgeordnete geſtimmt, 
mit Nein 32. Der Stimme haben ſich vier Abge— 
ordnete enthalten. Somit ift der Antrag abge- 
lehnt. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 
verfolgung gegen einen Abgeordneten. 


(D) 


Be 


{A 


— 


(B) 


Volkstag Danzig — 83. Sitzung. Dienstag, den 28. Mai. 1929. 


(Präſident) 

Drucksache Nr. 682 zu Nr. 665. Ich eröffne die Be- 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wir ſtimmen über den Antrag ab, 
der in Druckſache Nr. 665 enthalten ift. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wol⸗ 
len, ſich zu erheben. — Der Antrag iſt einſtimmig 
abgelehnt. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 


auf: 5 ; 
Eingaben laut Druckſache Nr. 713. 
Zu den Eingaben iſt jetzt ein Abänderungsantrag 
folgenden Wortlauts eingelaufen: s 
Wir beantragen, die Eingabe Landowſki (Nr. 
283) dem Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 
Plenikowſki u. d. ibr. Mitgl. der K. P. Fr. 


Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfi. EEE 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Dieje Ein⸗ 
gabe iſt inſofern von Wichtigkeit, als im Zuſam⸗ 
menhang mit ihr im Ausſchuß einige Fragen 
grundſätzlicher Art erörtert wurden, und weil im 
Anſchluß an dieſe Eingabe auch klar zutage trat, 
welcher Wechſel in bezug auf die Einſtellung zum 
ganzen Erwerbsloſenfürſorgeſyſtem bei der Sozial— 
demokratiſchen Partei eingetreten ift. 

Um was handelt es ſich? Ein Schuhmacher iſt 
gezwungen, ſeine Selbſtändigkeit aufzugeben, da 
er wirklich nicht mehr als 10 bis 15 Gulden 
wöchentlich verdiente. Da er verheiratet iſt und 
zwei Kinder hat, kann er damit ſeine Familie 
nicht ernähren. Er nimmt anderweit eine Arbeit 
gegen Lohn bei einem Schuhmachermeiſter in Ma⸗ 
rienburg an. Dort war er vom 23. Mai 1928 bis 
zum 31. November 1928 beſchäftigt und wurde 
dann wegen Arbeitsmangel entlaſſen. Er meldet 
ſich erwerbslos, erhält aber vom Gemeindevor— 
ſteher, (er wohnt in Warnau,) keine Erwerbs- 
loſenunterſtützung. War er berechtigt, Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung zu erhalten, und mußte er die 
ganze ihm zuſtehende geſetzliche Unterſtützung er- 
halten oder nur einen Teil? Das ſind die beiden 
Fragenkomplexe, um die ſich dieſe ganze Eingabe 
dreht. Nun, der Gemeindevorſteher ſelbſt ſtellt ſich 
auf den Standpunkt, Erwerbsloſenunterſtützung 
ſei hier nicht zu zahlen, da der Betreffende nur 


vorübergehend gegen Lohn gearbeitet habe und 


früher ſelbſtändig geweſen ſei. Er lehnte es des— 
halb rundweg ab, die Unterſtützung zu zahlen. 
Wie iſt nun die rechtliche Seite? Der Mann hatte 
Erwerbsloſenunterſtützung zu beanſpruchen, und 
zwar auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen! Er 
1 weit über ſechs Monate gegen Lohn und Ge- 
halt beſchäftigt und hatte keine Einnahmen ſon⸗ 
ſtiger Art. Er befand fih aljo ohne Zweifel in 
einer bedürftigen Lage. Er hatte aljo Erwerbs- 
loſenunterſtützung zu beanſpruchen, und da ihm 
dieſe nicht gegeben wurde, wandte er ſich beſchwer⸗ 
deführend durch einen Abgeordneten der Sozialde— 
mokratiſchen Partei an die nächſthöhere Verwal- 


tungsbehörde. Dieſe entſchied dementſprechend, 
aber nur auf die Gewährung einer Teilunter— 
ſtützung. 


Nun muß hierbei zunächſt eine Frage von 
Wichtigkeit erörtert werden. Ich ſehe, daß ein 
Vertreter der Abteilung des Innern nicht hier iſt. 
Es wäre ſehr gut, wenn Herr Senator Arczynſki 
gerade bei dieſen Auseinanderſetzungen dabei 
wäre, da es ſich doch um eine prinzipielle Frage 
handelt, die vielleicht auch noch bei andern Einga— 
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ben erörtert wird. Es ſteht aljo nach dem Ent- 
ſcheid der vorgeſetzten Behörde feſt, daß der Ge— 
meindevorſteher nicht dem Geſetz entſprechend ge- 
handelt hat, ſondern, und zwar ſcheinbar bewußt, 
gegen die Beſtimmungen des Geſetzes verſtoßen 
hat. Er wurde gezwungen, die Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung zu zahlen, allerdings nur einen Teil. 


Hier muß die Frage angeſchnitten werden: 
Was macht die Behörde, was macht der Staat 
dieſen Gemeindevorſtehern gegenüber, bei denen 
nachweislich feſtſteht, daß fie bewußt das Erwerbs- 
loſenfürſorgegeſetz ſabotieren? Greift hier der 
Senat ein? Nein; denn die Abteilung Soziales 
erklärt: „Unſere Aufgabe iſt nicht, zu prüfen, ob 
der betreffende Gemeindevorſteher geſetzlich oder 
ungeſetzlich gehandelt hat. Unſere Aufgabe iſt es 
nicht, zu prüfen, ob er zu beſtrafen iſt, weil er 
bewußt ungeſetzlich gehandelt hat. Das iſt Sache 
der Abteilung des Innern.“ Die Abteilung mag 
Recht haben, aber man muß die Frage anſchnei⸗ 
den, ob nicht, wenn ohne Zweifel eine bewußte 
Verletzung eines Geſetzes durch einen Gemeinde— 
vorſteher vorliegt, die Abteilung für Soziales der 
Abteilung des Innern Mitteilung machen muß, 
damit ſie eine Beſtrafung herbeiführt, zum min⸗ 
deſten eine Unterſuchung einleitet. 

Ich erinnere an einen Fall, der einmal von 
der Zentrumspartei angeſchnitten wurde, als es 
ſich um eine Beſchwerde über die Handhabung der 
Gemeindevorſtehergeſchäfte durch meine Perſon 
handelte. Man ließ die Sache nachher unter den 
Diſch fallen, weil ſich ergeben hätte, daß ich 
zweifelsohne nicht etwa zu Gunſten der Staats⸗ 
kaſſe, ſondern zu Gunſten der Arbeiter gehandelt 
hatte. Man verlangte aber von der Abteilung 
Soziales, von Herrn Senator Dr. Wiercinſki, 
daß er die Sache prüfen ſollte. Wenn ſich eine mi- 
geſetzliche Handhabung der Gemeindegeſchäfte 
durch den Gemeindevorſteher Plenikowſki ergeben 
hätte, ſollte dieſe Sache der Rechtsabteilung über— 
wieſen werden. So wurde es wörtlich von dem 
Abg. Schilke gefordert. Jetzt macht man es aber 
nicht. Ich habe eingehend mit Herrn Senator Dr. 
Wiercinſki und mit Herrn Dr. Hemmen darüber 
diskutiert. In Fällen, wo zweifellos eine Wer- 
letzung der Geſetze durch die Gemeindevorſteher 
vorlag, hat man nichts unternommen, um ein 
Eingreifen der Abteilung des Innern herbeizu— 
führen. Es ſoll nun in der Gemeinde Warnau eine 
Prüfung der Geſchäfte dieſes famoſen Gemeinde- 
vorſtehers vorgenommen werden. Wir wiſſen, daß 
dem Herrn nicht ein Haar gekrümmt wird. Er 
wird nicht eine Rüge, einen Tadel erhalten. Die 
Sache wird wie das Hornberger Schießen 
auslaufen. Aber wir werden dann auf die famo— 
ſen Verhältniſſe in dieſem „demokratiſchen“ Staat 
hinweiſen können. 

Nun weiter. Die eine Frage war geklärt, Er— 
werbsloſenunterſtützung mußte gewährt werden. 
Nun die andere Frage: Hatte der betreffende Er⸗ 
werbsloſe tatſächlich die volle Unterſtützung zu be⸗ 
anſpruchen oder nur eine Teilunterſtützung? Nun 
ſtellte ſich der Senat, an den die Beſchwerde wei- 
terging, auf den Standpunkt, es ſei nur eine Teil⸗ 
unterſtützung zu gewähren, und die Parteien im 
Ausſchuß ſchloſſen ſich dieſer Anſicht des Senats 
an, insbeſondere die Sozialdemokratiſche Partei. 


— 
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Wir wollen nun einmal den Vorgang prüfen. 
Warum erklärte der Senat, es ſei nur eine Teil⸗ 
unterſtützung zu gewähren? Auf Grund angeb⸗ 
licher geſetzlicher Beſtimmungen; denn im Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetz heißt es, daß Unter: 
ſtützung gewährt wird unter Berückſichtigung ſonſt 
vorhandener Erwerbsmöglichkeiten. Die Frage der 
Bedürftigkeit iſt gleichfalls zu prüfen. Dieſem 
Schuhmacher wurde erklärt: „Jawohl, Du biſt 
erwerbslos, aber es beſtehen für dich noch Er- 
werbsmöglichkeiten. Du kannſt noch wöchentlich 
etwa 10 bis 15 Gulden zuverdienen, wenn du 
ſelbſtändig weiterarbeiteſt.“ Der betreffende Er- 
werbsloſe erklärte: „Das ift unmöglich.“ Der Ge- 
meindevorſteher erklärte: „Ja, das iſt möglich.“ 
Nun kam es darauf an, zu prüfen, wer von dieſen 
beiden hat Recht. Selbſtverſtändlich gibt man in 
dieſen Fällen immer dem Gemeindevorſteher 
Recht, nicht dem betreffenden Erwerbsloſen. Bei 
dem heißt es natürlich, er will ſich vor der Arbeit 
drücken, er iſt faul und will natürlich die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung beziehen. So gab man 
auch hier dem Gemeindevorſteher Recht und ge— 
währte dem Erwerbsloſen nur eine Teilunter⸗ 


ſtützung. Ja, man ging ſo weit, zu erklären, es 


handele ſich hier noch um ein Entgegenkommen 
des Gemeindevorſtehers bezw. des Senats, wenn 
dem Betreffenden die Unterſtützung gewährt und 
ihm nebenbei noch geſtattet werde, ſelbſtändig 
weiterzuarbeiten. 


Da möchte ich eine andere grundſätzliche Frage 
aufrollen, und vielleicht kann der Senatsvertre— 
ter, der hier anweſend iſt, dieſe Frage ſofort 
klären, da ſie auch in bezug auf andere Fälle 
wichtig iſt. Wenn ein ſelbſtändiger Handwerker 
nicht mehr imſtande ift, durch feine Arbeit feine 
Familie zu ernähren, er ſeine Selbſtändigkeit an 
den Nagel hängt und Lohn und Gehaltsemp⸗ 
fänger wird, dann aber wegen Arbeitsmangel ent⸗ 
laſſen wird, ſo iſt die Frage zu klären, ob er einen 
geſetzlichen Anſpruch auf Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung hat. Die betreffende Behörde erklärt, er 
könne, wenn auch nur in geringem Umfange, ſeine 
ſelbſtändige Tätigkeit wieder aufnehmen. Er 
macht das und nimmt die ſelbſtändige Arbeit auf. 
Läuft er dann nicht Gefahr, daß nach einer ge- 
wiſſen Zeit, beſonders bei der Einſtellung der 
heutigen Verwaltungsbehörde, erklärt wird, er 
ſei jetzt wieder ſelbſtändiger Handwerker und habe 
daher kein Recht auf Erwerbsloſenunterſtützung? 
Für dieſe Leute beſteht alſo eine gewiſſe Gefahr, 
ihre Selbſtändigkeit wieder aufzunehmen. Bei 
den heute beſtehenden wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen iſt in der Schuhmacherei mit einer wirk⸗ 
lichen Verſorgung der Familie durch ſelbſtändige 
Arbeit auf längere Zeit nicht zu rechnen, ſondern 
nur vorübergehend. Wenn man den Betreffenden 
infolge ſeiner Selbſtändigkeit wieder aus der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ausgeſchloſſen hat, muß er 
wieder längere Zeit in Arbeit ſtehen, nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes mindeſtens ein halbes 
Jahr. Bei den heutigen Verhältniſſen auf dem 
Arbeitsmarkt wird ihm das ſehr ſchwer gelingen. 
Dann lieat er im Winter vollſtändig auf der 
Straße, bekommt keine Erwerbsloſenunterſtützung 
und hat kein ſelbſtändiges Einkommen oder viel⸗ 
leicht nur ein Einkommen von 5 bis 10 Gulden 
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wöchentlich und kann weiter hungern. Wenn ſich 
der betreffende Erwerbsloſe dies vor Augen hielt, 
hatte er ein Recht zu ſolchen Ueberlegungen. 

Nun erklärt man, die betreffende Gemeindebe— 
hörde war in dieſem Falle ſehr human und ſagte, 
der Erwerbsloſe bekäme ſeine Unterſtützung und 
könnte nebenbei noch etwas verdienen. Das wurde 
vorübergehend gemacht, aber nicht, weil die be— 
treffende Behörde human war, ſondern nur, weil 
man erklärte, die volle Bedürftigkeit werde nicht 
anerkannt. Man mußte nachträglich entſchuldigen, 
warum man überhaupt feine Erwerbslojenunter- 
ſtützung geben wollte. Weil man ſich entſchuldigen 
mußte, konſtruierte man, der Betreffende hätte 
ſelbſt etwas verdienen können. Das wurde erſt 
nachträglich konſtruiert. Bei der Einſtellung 
gerade dieſes Gemeindevorſtehers wäre zu be— 
fürchten, daß er im Laufe einiger Wochen tatſäch⸗ 
lich erklärt, die Bedürftigkeit liege überhaupt 
nicht mehr vor, der Erwerbsloſe würde dann von 
der Unterſtützung vollſtändig ausgeſchloſſen. Dann 
wäre der Betreffende auf lange Zeit, vielleicht für 
immer, vom Bezug der Erwerbsloſenunterſtützung 
ausgeſchloſſen, da es in dieſem Jahr fraglich ge— 
weſen wäre, ob er ein halbes Jahr Arbeit gefun— 
den hätte. Das möchte ich grundſätzlich zu dieſer 
Frage ſagen. 

Nun zum wahren Sachverhalt. Hatte der Er⸗ 
werbsloſe die Möglichkeit, ſich Nebenverdienſt zu 
verſchaffen? In derſelben Gemeinde war noch ein 
anderer Schuhmacher vorhanden, der mit ihm 
beim Schuhmachermeiſter in Marienburg zu 
gleicher Zeit beſchäftigt war. Er wurde gleich— 
zeitig wegen Arbeitsmangel entlaſſen und erhielt 
nach langen Kämpfen die volle Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. Hier lag die Frage ſo, daß der Ge— 
meindevorſtand ſelbſt einſah, daß der Betreffende 
keinen Nebenverdienſt haben könne. Wenn hier 
die Sache ſo gelegen hätte, wie im erſten Fall, ſo 
hätte man ſagen können, es beſtehe die Möglich— 
keit, ſich einen Teilnebenverdienſt zu erwerben. 
Aber hier wurde erklärt, ihm werde die volle Un— 
terſtützung gegeben. Die Angelegenheit iſt durch 
den Erwerbsloſenfürſorgeausſchuß des Kreiſes 
Großes Werder geprüft worden. Der erklärte, 
dieſer Schuhmachergeſelle habe die volle Unter— 
ſtützung zu bekommen. Sie wurde ihm auch nach 
langen Kämpfen gewährt. Das beweiſt, daß die 
Annahme des Gemeindevorſteher es wäre Er— 
werbsmöglichkeit vorhanden, nicht ganz zutreffend 
iſt, jedenfalls nicht in dem Umfange, wie es der 
Gemeindevorſteher angibt. 

Aus allen dieſen Gründen hätte man dieſem 
Schuhmacher unbedingt die volle Erwerbsloſen— 
unterſtützung geben müſſen. Nach langen Be- 
ſchwerden erhielt er durch den Senat 2 Gulden zu- 
gebilligt. Ihm ſtanden aber 3,55 G täglich zu und 
außerdem die Winterbeihilfe. Er iſt alſo täglich 
um 1,55 G gekommen und, da er feit November 
erwerbslos war und heute noch erwerbslos iſt um 
einen ſehr beträchtlichen Teil der Winterbeihilfe. 
Der Ausfall bei der täglichen Unterſtützung und 
der Ausfall, der durch das Wegbleiben der Win— 
terbeihilfe entſteht, iſt ſogar größer als die 
Summe, die der betreffende Schuhmacher nach 
Meinung des Gemeindevorſtehers hätte verdienen 
können, wenn er vielleicht nebenbei noch ſelbſtän— 
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dig gearbeitet hätte. Das ift das Intereſſanteſte 
dabei. Es iſt angegeben worden, er habe zur Zeit 
ſeiner Selbſtändigkeit 10 bis 15 Gulden verdient. 
Jetzt beſtand die Möglichkeit, ſagt der Gemeinde⸗ 
vorſteher, daß er wöchentlich 10 Gulden nebenbei 
verdiente. Der Betreffende beſtreitet das, und es 
iſt anzunehmen, daß er dazu ein Recht hat. Die 
Verhältniſſe werden von Jahr zu Jahr ſchlechter, 
ſo daß der Schuhmacher nicht dieſe Summe ver⸗ 
dient hätte. Der Ausfall an Unterſtützung macht 
wöchentlich 9,30 Gulden aus; die Winterbeihilfe 
käme noch dazu, jo daß der Erwerbslose wöchent⸗ 
lich 15 bis 16 Gulden Ausfall hatte. Trotzdem der 
Gemeindevorſteher zugeben muß, daß der Neben⸗ 
verdienſt vielleicht 10 Gulden betragen hätte, hat 
es der Soziale Ausſchuß abgelehnt, die Anter⸗ 
ſtützung von 2 Gulden auch nur um einen Pfennig 
zu erhöhen. 

Welche Rolle ſpielt dabei die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei? Der Beſchluß, die Unterjtügung 
nicht auf den vollen Satz zu erhöhen bezw. den 
Satz von 2 Gulden überhaupt nicht zu erhöhen, 
ijt in dieſem Falle einzig und allein auf die Pra- 
növer der Sozialdemokratiſchen Partei im Aus⸗ 
ſchuß zurückzuführen, insbeſondere des Abg. 
Selow, eines Gewerkſchaftsvertreters. Dieſer Herr 
Abgeordnete bewies eine ſehr eigenartige Taktik. 
Es iſt gang und gäbe, daß die Abgeordneten Be— 
ſchwerden bei der Gemeindevertretung, der Kreis— 
vertretung, beim Senat, beim Volkstag, kurz, bei 
allen Verwaltungsbehörden für Perſonen ein— 
reichen, die nicht ſchriftgewandt oder nicht im⸗ 
ſtande ſind, ihr Recht ſo zu verfechten, wie ſie es 
müßten. Der Senat hat bisher immer wieder er— 
klärt, daß das durchaus angebracht und zu recht— 
fertigen ſei. Letztens im Ausſchuß für Eingaben 
wurde ſogar von den Vertretern der bürgerlichen 
Parteien darauf hingewieſen, daß ohne Zweifel 
ſogar Perſonen angeſtellt werden müßten, um den 
Leuten, die nicht ſchreibgewandt ſind und ihr 
Recht nicht vertreten können, die Möglichkeit zu 
geben, bei den Verwaltungsbehörden vorſtellig zu 
werden und Eingaben zu machen. So war es 
ſelbſtverſtändlich, daß ich mich in dieſer Sache als 
Abgeordneter ohne weiteres berechtigt glaubte, 
für dieſen Erwerbsloſen eine Beſchwerde beim 
Volkstag einzureichen. Nun kommt das Ynter- 
eſſante. Es iſt wohl in der Geſchichte des Danziger 
Volkstages nicht ein einziges Mal paſſiert, daß 
ein Abgeordneter im Ausſchuß bezweifelte, ein 
anderer Abgeordneter habe nicht den Auftrag, 
eine Eingabe für den zu machen, für den er ſich 
einſetzt. Jetzt ift es geſchehen? denn der Abg. 
Selow erklärte einfach: „Ich beantrage, die ganze 
Sache zurückzuweiſen, abzulehnen, weil die Ein⸗ 
gabe nicht von dem betreffenden Erwerbsloſen 
unterſchrieben iſt, ſondern von dem Abg. Pleni⸗ 
kowſki.“ (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Er 
ſuchte nachher krampfhaft, als ihm das Nichtswür⸗ 
dige ſeines Vorſtoßes zum Bewußtſein kam, es 
abzuſchwächen, indem er erklärte, der betreffende 
Erwerbsloſe habe ſchriftlich die Erklärung abge— 
geben, er ſtehe nicht hinter dieſer Eingabe, er 
habe den Abg. Plenikowſki gar nicht beauftragt, 
die Eingabe weiter zu leiten. Er verlangte dann 
vom Senat angeblich ein Schreiben, in dem das 
drin ſtehen ſollte. Der Senat mußte erklären, daß 
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ein derartiges Schreiben nicht eingelaufen ſei. Es 
ſei nur in einem Schreiben des Landratsamts von 
einem Sekretär die Bemerkung gemacht worden, 
daß mit dem betreffenden Erwerbsloſen über 
dieſe Sache geſprochen worden ſei und daß dieſer 
ungefähr erwähnt habe, daß er noch nicht wiſſe, 
was die Sache mache und wie fie laufe. Angenom⸗ 
men, das ſtimmt, was der betreffende Verwal- 
tungsbeamte des Kreisamtes geſchrieben hat, ſo 
iſt es klar, daß die Erwerbsloſen nicht jedem 
Verwaltungsbeamten auf die Nafe hängen wer- 
den, ob dieſer oder jener Abgeordnete eine Be— 
ſchwerde beim Volkstag in ihrer Sache eingereicht 
hat. Dem Abg. Selow wurde in der nächſten 
Sitzung der Beweis erbracht, daß ich tatſächlich 
den Auftrag hatte, dieſen Erwerbsloſen zu ver— 
treten, und zwar wurde dieſer Beweis ſchriftlich 
gebracht. 

Warum aber dieſer Vorſtoß des Abg. Selow? 
Weil die dortige Ortsgruppe der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei mit ihrer geſamten Mitgliederzahl 
von ungefähr 25 bis 30 Perſonen geſchloſſen zur 
Kommuniſtiſchen Partei übergetreten iſt, (Bravo! 
bei den Kommuniſten) nicht dieſes Vorfalls 
wegen, ſondern aus der allgemeinen politiſchen 
Situation heraus. Der Herr Abg. Hohnfeldt ſuchte 
den Nachweis zu führen, daß es ſich um den Streit 
zweier Parteien, um die Ausnutzung einer Er— 
werbsloſenangelegenheit handele. Wir haben 
allein im Werder in den letzten Monaten den 
Uebertritt von vier oder fünf Ortsgruppen, und 
zwar geſchloſſen, zur Kommuniſtiſchen Partei zu 
verzeichnen. Darunter iſt eine ganze Anzahl von 
Gemeindevertretern und auch ein Gemeindevor— 
ſteher. Für die Uebertritte maßgebend iſt die ge— 
ſamte politiſche Situation, wenn die Arbeiter— 
maſſen, den politiſchen Kurs der Sozialdemokra— 
tie erkennend, zur Kommuniſtiſchen Partei über— 
treten, der einzigen Führerin im Kampf des Pro- 
letariats gegen den Klaſſenfeind. Wenn man das 
aber in Betracht zieht, dann wirkt das Vorgehen 
des Abg. Selow um ſo gemeiner, daß er aus 
dieſem Grunde, verhindert, daß ein Erwerbsloſer 
in den Bezug der ihm geſetzlich zuſtehenden Er- 
werbsloſenunterſtützung kommt. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
einem Abgeordneten eine gemeine Handlung vor— 
geworfen. (Abg. Plenikowſki: Ich habe es auch De- 
wieſen!) Ich rufe Sie deshalb zur Ordnung. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Raſchke.) 

Plenikowſfki, Abgeordneter (K. P.): Wir ſehen, 
daß aus dieſem Grunde die Ablehnung oder die 
Berückſichtigung dieſer Eingabe ganz eingehend 
geprüft werden muß. Es handelt ſich hier um 
einen Vorſtoß der Sozialdemokratiſchen Partei 
aus rachſüchtigen Motiven heraus, weil ihr eine 
Ortsgruppe verloren gegangen iſt. Deshalb ſoll 
ein einzelner Erwerbsloſer das büßen. Den grund⸗ 
ſätzlichen Sachverhalt habe ich klargelegt. Nach 
dieſen Darlegungen hat der betreffende Erwerbs- 
loje in Warnau feine volle Erwerbslofenunter- 
ſtützung zu erhalten. Deshalb haben wir den An⸗ 
trag auf Berückſichtigung der Eingabe geſtellt. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über 
den Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 
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(A) die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 


(B 


— 


iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle nun feſt, daß das hohe Haus den Beſchlüſſen 
des Ausſchuſſes beitritt. Ich rufe Punkt 5 der 
Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Ausbildung der Volksſchullehrer. 
— Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
Druckſache Nr. 699 zu Nr. 416. Ich rufe $ 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. (Zwiſchenrufe links. — 
Unruhe.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Jeder ar- 
beitet nach ſeiner Art und Weiſe. (Zwiſchenrufe.) 
Wenn ich angepöbelt werde, pöble ich zurück. 
(Abg. Liſchnewſki: Sie verſaufen die 150 Gulden 
und tun nichts! Abg. Gerick: Wer ſoll ſich Ihr 
Gequaſſel anhören?) Sie ganz beſtimmt nicht. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich bitte 
Sie, zur Sache zu kommen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn ich 
angepöbelt werde, muß ich mich verteidigen. Das 
wäre ja eigentlich Ihre Aufgabe, aber bei Kom- 
muniſten legen Sie keinen Wert darauf. Bei 
dieſer Angelegenheit haben ſich im Ausſchuß zwei 
Sachkomplexe herausgeſchält. Hier noch länger zu 
diskutieren, iſt tatſächlich zwecklos, weil die jetzige 
Koalition nicht das geringſte unternehmen wird, 
um die Ausbildung der Lehrer hier im Freiſtaat 
vornehmen zu laſſen. Zunächſt der Werdegang 
dieſes Geſetzes. Der Volkstag hat ſich auch in frü— 
heren Jahren wiederholt mit der Berufsausbil- 
dung der Volksſchullehrer befaßt. Es wurden auch 
ſchon Entſchließungen eingebracht, allerdings 
immer abgelehnt. Getan wurde nichts. Nun hat 
unſere Fraktion im vergangenen Jahr einen 
neuerlichen Geſetzentwurf eingebracht, und zwar 
bereits im Sommer vergangenen Jahres. Dieſer 
Geſetzentwurf kam damals in der Sitzung vom 26. 
September 1928 in der erſten Leſung zur Ber- 
handlung. Wenn man bedenkt, daß unterdeſſen 
faſt ein Jahr verfloſſen iſt, ſieht man ſchon daraus, 
daß das eine Materie iſt, für die die jetzigen Koa— 
litionsparteien ſich nicht ſo ſehr begeiſtern kön— 
nen, und daß ſie es am liebſten geſehen hätten, 
wenn diefe ganze Materie hier nicht wieder er- 
örtert würde. Nun, wir werden hin und wieder 
dieſe Materie hier zur Eröterung bringen, nicht 
etwa in der Hoffnung, daß dadurch etwas geän- 
dert wird, wie es wahrſcheinlich einige bürgerliche 
Abgeordnete annehmen, ſondern um der Bevölke— 
rung die Augen über das Parlament zu öffnen, 
über die Republik, über die jetzige Staatsform 
und über die jetzige Geſellſchaftsform. 

Ich ſprach von zwei Sachkomplexen, um die es 
ſich hier handelt, und zwar erſtens um die Berufs- 
ausbildung der Volksſchullehrer überhaupt und 
zweitens um die Behandlung der Frage: Wie iſt 
die Berufsausbildung der Lehrer hier in Danzig 
zu geſtalten? Die erſte Frage bildet bei den Leh- 


rern, nicht insgeſamt, aber beim überwiegenden 
Teil der Lehrer keine Streitfrage mehr; denn die 
Lehrer ſind grundſätzlich für Hochſchulausbildung. 
Wir wiſſen ja auch, daß die Zentrumsleute mehr 
oder weniger nichts dagegen haben würden, wenn 
man die Hochſchulen und Univerſitäten etwa fon- 
feſſionell geſtaltete, d. h. katholiſche und evange- 


liſche Unverſitäten ſchüfe, evtl. noch jüdiſche uſw. 
Aber die Stellung des größten Teils der Lehrer- 
ſchaft ſpiegelt ſich in den Forderungen des Preu⸗ 
ßiſchen Lehrervereins in bezug auf die Berufs- 
ausbildung der Volksſchullehrer wider. Deshalb 
will ich dieſe Forderungen hier noch einmal in 
Erinnerung bringen. Sie geſtatten, Herr Präſi⸗ 
dent, daß ich es verleſe. (Abg. Gerick: Du biſt ja ſo 
höflich geworden!) Ich bin immer höflich, aber 
auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil. 
Die Grundſätze lauten: 

1. Die Neugeſtaltung der Lehrerbildung iſt nötig aus 
Bedürfniſſen der Schule und Volksbildung heraus 
und iſt nicht im Zuſammenhang mit Standes- und 
Beſoldungsfragen zu behandeln. Sie ſtellt auch keine 
Uebertragung des jetzigen Bildungsganges der 
Lehrer an höheren Schulen auf die Volksſchullehrer 


ar. 

2. Die Allgemeinbildung wird auf jeder anerkannten 
höheren Schule erworben, die bis zur Erlangung des 
Reifezeugniſſes durchlaufen werden muß. 

3. Die Berufsausbildung erfolgt auf beſtehenden Hom- 
ſchulen, mit deren pädagogiſche Inſtitute zwecks wiſ— 
ſemſchaftlicher Einführung in die Berufspraxis ver- 
bunden ſind. 

4. Die Berufsausbildung beſteht: 

a) in dem Studium der Pädagogik, Philoſophie und 
der Grenzgebiete, ſowie eines weiteren wijfen- 
ſchaftlichen oder techniſch —künſtleriſchen oder gym⸗ 
maſtiſchen Wahlfaches, . 14 84 

b) in der wiſſenſchaftlichen Einführung in die Be- 
rufspraxis. = 

5. Für die theoretiſche und praktiſche Berufsausbil⸗ 
dung ift insgeſamt ein Studium von mindeſtens 6 
Semeſtern erforderlich. 

6. Nach der Prüfung am Schluß des Studiums folgt 
mindeſtens ein praktiſches Jahr. 

7. Mit der Bewährung früheſtens am Schluſſe des 
praktiſchen Jahres wird der Befähigungsnachweis zur 

N endgültigen Anſtellung erworben. e 

Hinzugefügt ſei noch, daß dieſe Grundſätze für 
Lehrende beiderlei Geſchlechts gelten. Bei der Be- 
handlung dieſer Materie hat anläßlich der erſten 
Leſung auch Senator Dr. Strunk das Wort ge⸗ 
nommen und gejagt, daß man ſich über die jpeziel- 
len Fragen, insbeſondere die Koſtenfrage, im 
Ausſchuß unterhalten werde. Da die Behandlung 
ſich immer verzögerte, habe ich mich wiederholt 
an den Vorſitzenden des Ausſchuſſes gewandt, den 
Abg. Klingenberg, der mir erklärte, Senator Dr. 
Strunk wolle eingehendes Material zuſammen⸗ 
tragen, um im Senat einen ausführlichen Vor⸗ 
trag zu halten und die Frage in Danzig grund- 
ſätzlich zu klären. Man wundert ſich nur, daß es 
der Senator Dr. Strunk nicht für nötig gehalten 
hat, den Abgeordneten des Volkstages im Aus- 
ſchuß dieſen Vortrag zu halten und ihnen dieſe 
e : Í 

Informationen zu geben. Herr Senator Dr. 
Strunk iſt auch heute nicht anweſend. (Er ift De- 
urlaubt!) Dann hätte man dies Geſetz bereits 
früher verhandeln müſſen. Es iſt wirklich notwen- 
dig, daß der betreffende Senator bei dieſer Mate— 


(0) 


(D) 


tie anweſend ift. Der Urlaub ſcheint ihm aber 


näher zu liegen als die Behandlung dieſer Frage. 

Das iſt die Stellung der geſamten Lehrerſchaft 
mit wenigen Ausnahmen zur Lehrerausbildung. 
Ich will gar nicht auf die Streitfragen eingehen, 
die zwiſchen der Lehrerſchaft, gewiſſen politiſchen 
Parteien, der Wirtſchaft und anderen Perſonen— 
kreiſen toben, ob dieſe Berufsausbildung die rich⸗ 
tige ſei oder nicht. Für uns iſt es eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit, daß es hier eine Streitfrage nicht 


geben darf. Deshalb werde ich ſie auch nicht be— 
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rühren. Die einzelnen Lehrerorganiſationen mit der Sprache heraus. Man wollte nicht die 
haben ſich auch tatſächlich in aller Oeffentlichkeit Summen nennen, die notwendig ſind, um tatſäch⸗ 


für die Berufsausbildung der Volksſchullehrer in lich die Ausbildung der Volksschullehrer an un- 


dieſer Art ausgeſprochen, Reſolutionen gefaßt, ſerer Hochſchule übernehmen au können. Man tat 
Denkſchriften verfaßt, Eingaben gemacht. Aber es es deshalb nicht, weil dieſe Summen beweiſen, 
blieb bei dieſen Eingaben und Reſolutionen. Ein daß die Berufsausbildung der Lehrer an der Hoch— 
wirklicher Kampf um die Durchführung der Be ſchule tatſächlich vorgenommen werden kann, daß 
rufsausbildung an Hochſchulen iſt nicht geführt es ſich nicht um Rieſenſummen. handelt. Man 
worden. Man ließ die Tat nicht folgen und hat es kann darüber allerdings verſchiedener Meinung 


auch ſehr an Aktivität fehlen laſſen. 

Ich will nur kurz die Hauptwiderſtände gegen 
die Berufsausbildung der Volksſchullehrer an der 
Hochſchule andeuten. Sie liegen zunächſt einmal 
grundſätzlich im heutigen Geſellſchaftsſyſtem, dem 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem. Es ſind die 
Wertſchaftler, die dieſes Syſtem ſchützen und ver⸗ 
teidigen und die politiſchen Parteien, die das 
gleichfalls tun, von den Deutſchnationalen bis zu 
den Sozialdemokraten. Größten Widerſtand 
leiſten die Akademiker, die auf ihren Berufs⸗ 
fimmel nicht verzichten wollen, die glauben, daß 
ihnen etwas genommen wird, wenn die Volks— 
ſchullebrerſchaft gleichfalls Hochſchulbildung hat 
und zu den Akademikern zählt. Wir kennen dieſe 


Abgrenzung insbeſondere der Philologen gegen- 
über der Volksſchullehrerſchaft. (Zuruf rechts.) 


Herr Abg. Müller, Sie mögen noch ſo mit dem 
Kopf ſchütteln, Ihnen perſönlich mag dieſer Be- 
rufsfimmel fehlen, aber Ihrem Stande nicht. Sie 
dürfen nur die Denkſchriften und Stellungnahmen 
der Akademiker durchſehen, die in Ihren akademi— 
ſchen Organiſationen vertreten ſind, dann werden 
Sie die Stellungnahme dieſer Herren zur Genüge 
kennen. Dann iſt aber auch die Kirche dagegen, 
und zwar aus Gründen, auf die ich nachher noch 
eingehe. 

Dieſe Widerſtände bewirken, daß das Beſtre— 
ben der Volksſchullehrerſchaft nach Hochſchulbil— 
dung tatſächlich auf einen Seitenpfad gedrängt 
wurde, nämlich auf die Ausbildung in ſogenann⸗ 
ten pädagogiſchen Akademien. Ich will nicht die 
Streitfrage aufrollen, ob die pädagogiſchen Ata- 
demien den Univerſitäten gleichzuſetzen ſeien. Das 
iſt für uns überhaupt keine Streitfrage; denn die 
pädagogiſchen Akademien ſind nichts anderes als 
moderniſierte Seminare. Aber ſie bleiben Semi— 
nare, Anſtalten, in denen die Lehrer eine beſon— 
dere Ausbildung bekommen, weil man die Jer- 
ſplitterung in der Ausbildung der Lehrerſchaft 
beibehalten will, und zwar aus ganz beſtimmten 
Gründen. Es ift ſelbſtverſtändlich, daß wir für die 
Ausbildung der Lehrer an der Hochſchule und da— 
mit für die Ausbildung eines einheitlichen Leh— 
rerſtandes ſind, auch aus Gründen eines einheit⸗ 
lichen Schulaufbaues. Das eine iſt vom andern 
ſelbſtverſtändlich nicht zu trennen. 


Ich will auf die erſte Frage nicht mehr ein- 
gehen, ſondern zum zweiten Sachkomplex Stellung 
nehmen. Das iſt die Frage: Bedürfen wir hier in 
Danzig einer eigenen Berufsausbildung der 
Lehrer und muß dieſe Berufsausbildung hier an 
unſrer Hochſchule vorgenommen werden? Man 
hat erklärt, daß man die Berufsausbildung der 
Lehrer an der Hochſchule wegen der Koſten abge- 
lehnt hat. Man hat Zahlen genannt, man mußte 
ſchließlich Zahlen nennen. Man wollte nicht recht 


ſein. Einer faßt etwas als Rieſenſumme auf, was 
ein anderer eine Bagatelle nennt. Da möchte ich 
die Worte einer Zentrumsabgeordneten wieder— 
holen, die da ſagte, für gewiſſe Zwecke müßte Geld 
vorhanden ſein. Wenn man das als Maßſtab an⸗ 
legt, dann muß man ſagen, daß die vom Senat ge— 
nannte Summe, die notwendig iſt, um eine Be— 
rufsausbildung der Volksſchullehrer an der Hoch— 
ſchule durchzuführen, nicht ſo groß iſt. Die Zahl, 
die der Senat genannt hat, ſpricht für die Shaf- 
fung dieſer Berufsausbildung. Ich habe die Zahlen 
nicht zur Hand, fie find im Ausſchuß gegeben wor- 
den. Es handelt ſich wohl um 1½ Millionen, ich 
weiß es nicht genau. Ich behaupte aber, daß dieſe 
Zahl zu hoch gegriffen iſt. Das Zentrum erklärte, 
daß man hier pädagogiſche Akademien er— 
richten müßte. Man würde darüber reden müſſen, 
wenn im Reich Danziger nicht mehr unentgelt- 
lich aufgenommen würden. Da wurde vom Senat 
zugegeben, daß die Schaffung einer pädagogiſchen 
Akademie bedeutend mehr koſte, als die Berufs— 
ausbildung an der Techniſchen Hochſchule. Aber 
ich betone, daß die Zahlen entſchieden zu hoch ge— 
griffen ſind und daß derartige Summen nicht ge— 
braucht werden. 

Um aber völlige Klarheit zu ſchaffen, ob die 
Möglichkeit der Berufsausbildung beſteht und 
gleichzeitig einige Einwände hiergegen zu wider— 
legen, will ich im Zuſammenhang hiermit auf 
einige Ausführungen antworten, die anläßlich der 
erſten Beratung hier im Plenum von ſeiten des 
Senats gemacht worden ſind. So erklärte z. B. der 
Herr Senator Dr. Strunk: „Die Zeit iſt noch nicht 
reif.“ Er begründete es damit, daß wir uns hier 
in Danzig ſelbſtändige Experimente, insbeſondere 
ſchulpolitiſcher Art nicht leiſten können. Er wies 
auf die Ausführungen des Herrn Abg. Hoppe hin, 
der in bezug auf die Lehrerausbildung in Deutſch— 
land von einer Buntſcheckigkeit ſprach, was ja zu— 
trifft. Er erklärte, weil dort eine einheitliche Re— 
gelung noch nicht vorhanden ift, weil in Deutſch— 
land in dieſer Beziehung noch nichts Einheitliches 
geſchaffen worden ſind, deshalb können wir dazu 
auch noch nicht Stellung nehmen. Er ſagte alſo, 
daß die Zeit noch nicht reif wäre. Die Koſtenfrage 
ſpielte erſt die zweite Rolle, das heißt, wäre die 
Zeit reif, müßte auch die Koſtenfrage geregelt 
werden. Dabei widerſprach ſich Herr Senator Dr. 
Strunk ziemlich tüchtig; denn er erklärte, die ein- 
zelnen Länder im Deutſchen Reich wären gezwun⸗ 
gen, ſelbſtändig vorzugehen, da ſie es ſich nicht 
leiſten könnten, nach acht Jahren immer noch auf 
eine einheitliche Reichsregelung zu warten. Das, 
was auf die einzelnen Länder in Deutſchland zu— 
trifft, trifft nämlich auch auf Danzig zu. Danzig 
kann es ſich auch nicht leiſten zehn Jahre darauf 
zu warten, was Deutſchland eigentlich machen 
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wird. Das kann vielleicht noch 20 Jahre dauern. 
Ich behaupte hier, das wird eben ſolange 
dauern, bis ſich die Arbeiterſchaft in Deutſch— 
land den Arbeiterſtaat geſchaffen hat. Wenn 
wir uns in Deutſchland den 
geſchaffen haben, wird auch in dieſer Beziehung 
der gordiſche Knoten durchhauen werden. Dann 
wird es keine Streitfrage um die einheitliche 
Ausbildung des Lehrerſtandes geben, dann ſind 
dieſe Streitfragen ſofort gelöſt. (Dann wird es 
noch 30 Jahre dauern! links.) Ich bin der Ueber— 
zeugung, daß es nur noch einige Jahre dauern 
wird, und ich ſpreche dabei die Hoffnung aus, daß 
es möglichſt kurze Zeit dauern möge, auch im In⸗ 
tereſſe der Schule und der Volksſchullehrer. 

Wenn aſo einzelne Länder nicht warten konn⸗ 
ten bis zur einheitlichen Regelung, warum ſoll 
dann Danzig warten, bis tatſächlich die einheit— 
liche Löſung in Deutſchland geſchaffen iſt? Die 
Zelt iſt reif. Man braucht keine Experimente zu 
machen. Wenn man ſich grundſätzlich darüber 
einig iſt, daß die Berufsausbildung der Volks⸗ 
ſchullehrer nur an der Hochſchule zu erfolgen hat, 
wir haben ja auch bereits Vorbilder in Hamburg 
und Sachſen, dann ſoll man das auch auf Danzig 
übertragen, ohne daß man Experimente zu 
machen braucht. 

Dann ſprach aber Herr Senator Dr. Strunk 
von einer Inzucht und erklärte, daß dieſe Inzucht 
zu einer kulturpolitiſchen Gefahr für Danzig wer— 
den könnte. Nun ich wundere mich, daß ein Sena- 
tor, und zwar gerade Herr Senator Dr. Strunk, 
dieſes Wort in bezug auf die Berufsausbildung 
der Lehrer an Hochſchulen brauchen konnte. Es 
iſt doch eigenartig; denn wenn man in bezug auf 
eine wiſſenſchaftliche Ausbildung von einer In— 
zucht ſprechen kann, dann müßte man auch in 
bezug auf alle andern Berufe, deren Ausbildung 
hier an der Techniſchen Hochſchule erfolgt, von 
einer Inzucht reden. Dann noch etwas ſehr Eigen— 
artiges. Herr Senator Dr. Strunk ſprach ſich 
grundſätzlich für die akademiſche Berufsbildung 
aus, aber gleichzeitig ſang er ein Loblied auf die 
pädagogiſchen Akademien. Das heißt, daß auch er 
als Akademiker nicht ganz frei von den Worur- 
teilen ſeines Standes iſt, und daß das vielleicht 
unbewußt bei ſeinen Ausführungen hier mitge— 
klungen hat. 

Nun noch ein paar Erwiderungen auf die 
Ausführungen des Vertreters der Zentrumspar— 
tei, des Abg. Hoppe. Er erklärte, es ſei hier in 
Danzig auf jeden Fall beſſer, man ſchicke die 
Danziger Zöglinge nach Preußen. Dort ſei eine 
unentgeltliche Ausbildung garantiert, und das 
erſpare dem Danziger Staat auch Ausgaben. Man 
könnte dieſen Perfonen ja wirtſchaftliche Beihil— 
fen geben, damit ihre Berufsausbildung dort 
nicht unter den wirtſchaftlichen Verhältniſſen all— 
zuſehr leide. Da ſchnitt ich bereits die Frage an: 
Wielange wird Preußen die unentgeltliche Aus- 
Bildung der Danziger Lehrkräfte übernehmen? 
Vielleicht eine ganz kurze Zeit noch, ſolange man 
in Preußen noch Lehrerüberfluß hat. Hat man 
dieſen nicht, und das kann bald eintreten, kann 
auch vielleicht noch einige Zeit dauern, dann wird 
man das entſchieden in Preußen nicht mehr un⸗ 
entgeltlich machen und ganz beſonders nicht 
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befindet. Dann werden dem Danziger Staat auch 
die Ausgaben nicht erſpart bleiben. 

Nun zu der Frage der Beihilfen. Wie dieſe 
Beihilfen ausſehen, haben wir bei der Verabſchie— 
dung des Etats geſehen. Es waren ganze 2000 
Gulden für zehn Zöglinge eingeſetzt. Das macht 
pro Jahr 200 Gulden für einen Zögling. Stellen 
Sie fih vor, es handelt fih größtenteils um Per- 
ſonen, die dem Mittelſtande, teilweiſe vielleicht 
auch dem Arbeiterſtand angehören und deren 
Eltern beſtimmt nicht die Unterhaltung in vollem 
Maße übernehmen können. Wenn man dieſe Bei— 
hilfen in dieſer geringfügigen Form weiter ge— 
währt, ſo wird die Lehrerfrage in Danzig eine 
Angelegenheit der beſſeren Schichten und des 
Mittelſtandes ſein; denn die werden nur imſtande 
ſein, ihren Kindern die Lehrerausbildung zu 
geben. Für die einfachen Arbeiter mit niedrigen 
Löhnen und die Erwerbsloſen iſt dieje Frage voll- 
ſtändig ausgeſchaltet. Nun wurde erklärt, in Dic- 
ſem Jahre ſeien höhere Beihilfen eingeſetzt. Es 
wurde die Summe von 10000 Gulden genannt, 
die man einſetzen will. Die Koalitionsparteien 


ſcheinen ſich immer noch nicht darüber einig zu 


wurde, ſollen 
höhere Beihilfen bereitgeſtellt werden. Dabei hat 
man ganz vergeſſen, daß die Zahl der Zöglinge 
unterdeſſen gewachſen ift, und zwar um das Drei- 
fache, ſo daß pro Kopf ein höherer Unterſtützungs— 
ſatz doch nicht herauskommen wird. Wahrſcheinlich 
wird man in dieſem Jahr pro Kopf den Unter- 
ſtützungsſatz kürzen. Aber ſo iſt die Frage ent— 
ſchieden nicht zu klären. Die Frage der Berufs- 
ausbildung der Danziger Volksſchullehrer an der 
Hochſchule mit der Begründung abzulehnen, man 
müſſe mehr Beihilfen zur Verfügung ſtellen, iſt 
abwegig. 

Nun etwas anderes. Der Abg. Hoppe erklärte: 
„Nur eine Seite in dieſer Frage werden wir nie— 
mals außer acht laſſen, das iſt die konfeſſionelle.“ 
Das iſt das Typiſche bei der Stellungnahme der 
Zentrumspartei. Sie lehnt ja nicht die Berufs— 
ausbildung der Lehrer an der Hochſchule wegen 
der Koſtenfrage ab, ſondern fie jagt klar und offen, 
das geſchehe aus konfeſſionellen Gründen, weil 
wir keine konfeſſionellen Univerſitäten hätten, 
darum werde das Zentrum mit aller Macht dafür 
kämpfen, daß die Berufsausbildung der Volfs- 
ſchullehrer nicht an die Univerſitäten verlegt wird, 
ſondern daß beſondere, konfeſſionelle Inſtitute ge— 
ſchaffen werden. Es iſt eigenartig, daß Sie hier 
gerade für einen Berufsſtand etwas beſonderes 
verlangen. Wenn Sie konſequent wären, müßten 
Sie es nämlich auch in bezug auf die Aerzte und 
die übrigen Schichten der Bevölkerung verlangen. 
Dort machen Sie es nicht, weil Sie genau wiſſen, 
daß in bezug auf die Beeinfluſſung der Jugend der 
Lehrerſtand die Hauptrolle ſpielt. Aber einen Wi— 
derſpruch bei den Herren vom Zentrum möchte ich 
aufdecken. Sie betonen ſo ſehr ihr Deutſchtum und 
vergeſſen ganz, daß gerade fie es find, die tatſäch⸗ 
lich in dieſer Beziehung durch die beſondere kon— 
feſſionelle Ausbildung der Kinder, durch Schaf— 


fung von Konkordaten uſw. immer neue Streit- 
in fragen in die deutſche Bevölkerung hineinwerfen. 


ſein, wie das Defizit der Etats zu beſeitigen iſt, 
aber, wie im Ausſchuß verſichert 


bezug auf die Geldkalamität, in der ſich der Staat (O) 
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Dieſe Streitfragen werden manchmal ſehr gewalt⸗ 
fam ausgekämpft. Hierbei wahrt das Zentrum 
nicht ſein Deutſchtum, ſondern hier iſt ihm Rom 
maßgebend. Sie (zum Zentrum) führen die kon⸗ 
feſſionelle Frage an, weil Sie ſagen, es ſei für Sie 
eine Gewiſſensfrage und keine Machtfrage. Gerade 
der Geſinnung wegen verlangen Sie, daß jeder ſei— 
ner Geſinnung entſprechend auch an einer beſonde— 
ren Schule vorgebildet wird. Das gilt insbeſon⸗ 
dere für die Volksſchullehrer. Daß das nicht in 
Wahrheit der Grund für die konfeſſionelle Aus⸗ 
bildung iſt, ſondern daß es der katholiſchen Kirche 
und den Zentrumsleuten nur auf die Machtfrage 
ankommt, beweiſen die Ausführungen eines ta 
tholiſchen Theologen, der das offen zugibt. Sie 
geſtatten, Herr Präſident, daß ich das hier ver⸗ 
leſe. Dieſer Theologe macht folgende Asuführun— 
ir Daß der Leiter der katholiſchen Stuhlorganiſa— 


tion in Deutſchland, nämlich der Abg. Wildermann, 


mit allem Kraftaufwand für die Bekeuntnisſchule 
eintritt, ift ſein gutes Recht und feine Angeſtellten— 
pflicht. Seine Theſe aber, daß die Bekenntnisſchule 
aus den letzten Gründen, aus dem Kern, Weſen und 
Gewiſſen des Katholizismus erwachſen und darum 
eine Lebenfrage jei, daß die Forderung der Bekennt⸗ 
nisſchule eine grundſätzliche katholiſche Angelegenheit 
jei und daß darum von jedem Katholiken als Krite⸗ 
rium ſeiner Katholität der Einſatz für die Bekenntnis⸗ 
ihule gefordert jei, diefe Theſe glauben wir „aus 
Gründen katholiſcher Ehrlichkeit ablehnen zu müſſen. 
Er ſagt weiter: 

Würde die Kirche ſo ſtarr an der Bekenntnis⸗ 
ihule feſthalten, wie Uebereifrige von ihr behaupten, 
dann müßte die Haltung der Kirche auch gegenüber 
den Simultanſchulen, Mittel- und Hochſchulen eine 
andere ſein. Und warum hat die Kirche den Religi⸗ 
onslehrer ſo ohne weiteres auch in die Gemeinſchafts⸗ 
ſchule geſchickt, als ſolche eingerichtet wurden? 

Weiter ſagt er: ; 

So ift für uns Katholiken die Bekenntnisſchule 
ſchule weder eine dogmatiſche noch zeitbedingte Not- 
wendigteit. Wir deutſchen Katholiken können außer⸗ 
dem in Anſehung unſerer beſonderen Verhältniſſe und 
geſtützt auf die Liberalität des kirchlichen Geſetzbuches 
nicht ſtarr auf der Bekenntnisſchule beſtehen, wenn 
wir nicht den Schulkampf und konfeſſionellen Unfrie⸗ 
den hinaustragen wollen aufs letzte Dorf, und wenn 
wir nicht mit dem in ſeinen letzten Folgen ſo gefähr⸗ 
lichen „Elternrecht“ die Erziehung unſerer Kinder 
dem unreifen, der Demagogie ſo leicht zugänglichen 
Arteile der einzelnen Eltern überantworten wollen. 
Wenn aber die Bekenntnisſchule kein Poſtulat des 
katholiſchen Gewiſſens, die Gemeinſchaftsſchule aber 
ein Poſtulat des deutſchen Gewiſſens iſt, dann iſt die 
Bokenntnisſchule bei denen, die ſozial an ihr feſthal⸗ 
ten, eine durch Tradition und Erziehung tief einge⸗ 
wurzelte fixe Idee oder aber eine kirchenpolitiſche 

„ Machtfrage. 

dich will auf die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der 
Ausführungen dieſes Herrn nicht eingehen, jon- 
dern führte ſie nur als Beweis dafür an, daß Ihr 
Eintreten (zum Zentrum) für die Bekenntnis⸗ 
ſchule tatſächlich nur der Machtfrage entſpringt. Sie 
ſagen, Ihr Bekenntnis zur konfeſſionellen Schule 
entſpringe aus den letzten Gründen, aus dem Kern, 
Weſen und Gewiſſen des Katholizismus. Daraus 
erwachſe nicht nur die Pflicht katholiſcher Erziehung 
bei den Volksſchulkindern, ſondern auch der Leh⸗ 
rer. Ich will nachweiſen, daß das nicht der Fall, 
daß das nicht grundlegend ift, ſondern die Maht- 
frage. Deshalb treten Sie ebenſo für die Bekennt⸗ 
nisſchule und die konfeſſionelle Schule ein, ganz 
beſonders auch für die konfeſſionelle Ausbldung der 
Volksſchullehrer. Damit Sie übrigens den Namen 


dieſes Herrn hören und nicht ſagen, es iſt einer von 


den ſogenannten roten Katholiken, die in der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei organiſiert find, will ich 
erwähnen, daß es fih um den Theologen Dr. Els- 
ner handelt. 

Nun eine andere Frage. Herr Abg. Dr. Hoppe 
hat hier wörtlich erklärt: „Sowohl die praktiſche 
Erziehertätigkeit, als auch die philoſophiſch⸗pä⸗ 
dagogiſchen Wiſſenſchaften ſind innerlich auf das 
engſte mit Fragen der Weltanſchauung verknüpft.“ 
Was beweiſen dieſe Ausführungen? Nun, das, 
was wir immer behaupten, daß tatſächlich die Er— 
ziehungsfrage eine Frage der Weltanſchauung iſt, 
und daß man deshalb auch von einer ſogenannten 
neutralen Erziehung beſtimmt nicht ſprechen kann. 

Man hat nun den Geſetzentwurf, den wir Kom- 
muniſten eingereicht haben, von bürgerlicher Seite 
beſonders deswegen kritiſiert, weil wir in dieſem 
Geſetzentwurf die Faſſung des § 3 hineingearbei— 
tet haben. Dieſer § 3 beſagt: 

Durch die Einrichtung einer Aufbauſchule, die 

70 Prozent Arbeiterkinder aufweiſen muß, durch völ⸗ 

lige Unterhaltung dieſer Schüler iſt begabten prole⸗ 

tariſchen Kindern die Möglichkeit zur Wahl des Leh— 

rerberufes zu geben. 
Deshalb muß ich auch in bezug auf dies Geſetz 
gleichzeitig das Verhältnis dieſes Geſetzes zur 
Aufbauſchule anſchneiden, weil Herr Abg. Fried— 
rich da etwas Falſches herausgeleſen hat, was in 
Wirklichkeit nicht beſteht, indem er es ſo formu— 
lierte, als ob wir die Aufbauſchule nur geſchaffen 
haben, damit die Kinder dieſer Aufbauſchule dann 
alle den Lehrerberuf erwählen. Ich habe bereits 
grundſätzlich erklärt, warum wir die Aufbauſchule 
fordern und dafür kämpfen. Die Aufbauſchule ſoll 
als Beweis dafür dienen, daß Mittel- und höhere 
Schulen ganz überflüſſige Möbelſtücke ſind. Sie 
ſoll als Beweis dafür dienen, daß die einheitliche 
Erziehung ohne weiteres auch unter den jetzigen 
Verhältniſſen möglich ijt. Selbſtverſtändlich foll 
die Aufbauſchule auch benutzt werden, den 
Kindern des Proletariats die Möglichkeit zu 
geben, auch den Lehrerberuf zu ergreifen, nicht nur 
das ſoll möglich ſein, ſondern ſie ſollen auch die 
Reife für das Hochſchulſtudium erhalten. Das war 
bisher ſo gut wie gar nicht in Danzig möglich, 
trotz des Förderſyſtems und was ſonſt noch auf die- 
jem Gebiet vorhanden ift. Wir haben die Aufbau— 
ſchule deshalb hier hineinverankert. Nun wurde 
geſagt, daß das eine einſeitige Stellungnahme für 
eine Schicht der Bevölkerung bedeutet. Das ſtimmt 
nicht. Wir verſuchten nur durch die Forderung 
dieſes Paragraphen zu verhindern, daß, wie es 
immer üblich iſt, die Arbeiterbevölkerung von ſol⸗ 
chen Inſtituten völlig ausgeſchloſſen wird. Des- 
halb erfolgte die Hineinnahme der Forderung, 
daß dieſe Kinder völlig freien Unterhalt auch in 
bezug auf Kleidung uſw. erhalten. 

In dieſem Zuſammenhang verdient auch die 
Frage der Neutralität der Erziehung angeſchnit⸗ 
ten zu werden; denn wir verlangen auch gerade 
auf dieſem Gebiet der Erziehung und haben das 
ja auch gerade in bezug auf die Aufbauſchule in 
unſerem Geſetzentwurf hineingearbeitet, daß dieſe 
Kinder nur von Lehrern unterrichtet werden diir- 
fen, die tatſächlich mit der Arbeiterbewegung ver— 
traut ſind und auf freigewerkſchaftlichem Boden 
ſtehen. Das wurde hier ſo heftig angegriffen. Es 
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wurde ſo hingeſtellt, als ob dies eine völlig ab— 
ſurde Idee wäre. Sogar von ſozialdemokratiſcher 
Seite wurde das als eine Unmöglichkeit bezeich— 
net, und zwar nicht nur als eine Unmöglichkeit, 
ſondern es wurde geſagt, daß es überhaupt nicht 
ihre Aufgabe ſei, ſo etwas zu fordern; denn auch 
ſie ſeien für die ſogenannte neutrale Erziehung. 
Wir ſehen, daß der Herr Abg. Hoppe und die Zen— 
trumspartei viel konſequenter ſind; denn ſie er— 
klären: „Sowohl die praktiſche Erziehertätigkeit, 
als auch die philoſophiſch-pädagogiſchen Wiſſen— 
ſchaften ſind innerlich auf das engſte mit Fragen 
der Weltanſchauung verknüpft. Das iſt dasſelbe, 
was wir behaupten, daß die Erziehung keine neu— 
trale Frage iſt und dementſprechend auch behan— 
delt werden muß. 


Gerade die Rolle, die die S. P. D., die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei, in bezug auf dieſen Geſetz— 
wurf und auch auf den Geſetzentwurf btr. die Muj- 
bauſchule geſpielt hat, iſt nicht nur ſehr eigenartig 
geweſen, ſondern ihre Stellungnahme hat lich di- 
rekt als kulturfeindlich erwieſen. Wir wiſſen ja, 
daß die Sozialdemokratiſche Partei heute alle 
Grundſätze über Bord geworfen hat, daß ſie nicht 
etwa ſoziale Fürſorge betreibt, ſondern abbaut. 
Sie ſtellt fih mit allen Mitteln dieſem Staat, die- 
ſem Syſtem zur Verfügung, um gegen die Arbei⸗ 
terſchaft zu kämpfen. Daß fie aber auch kulturfeind⸗ 
lich iſt, hat beſonders die Stellungnahme der So— 
zialdemokratiſchen Partei zu dieſem Geſetzentwurf 
gezeigt. Das zeigt beſonders ihre Neutralität auf 
dieſem Gebiet. Ich möchte auf einen Artikel eines 
bekannten Pädagogen, Wilhelm Lamßus⸗Ham⸗ 
burg hinweiſen, der in einer Zeitung abgedruckt 
iſt, die von der Gewerkſchaft deutſcher Volksſchul⸗ 
lehrer und Volksſchullehrerinnen herausgegeben 
wird. Wir wiſſen, daß dieſe Zeitſchrift unter dem 
Einfluß der Sozialdemokratiſchen Partei ſteht. 
Man kann alſo nicht ſagen, daß das kommuniſtiſche 
Ausführungen wären. Ich führe nur das an, 
um zu beweiſen, wie weit ſich die Sozialdemo— 
kratiſche Partei von dem Gedanken der Erziehung 
auf marxiſtiſcher Grundlage, wie das hier oft z.B. 
von Herrn Klingenberg betont wurde, entfernt 
hat. Dieſer Pädagoge Lamßus ſagt in bezug auf 
die neutrale Erziehung folgendes. Sie geſtatten 
Herr Präſident, daß ich es verleſe: 

Aber ein neuer Staat iſt erſtanden; ſeine Schule 
verherrlicht einen neuen Herrſcher, das Kapital. Ein 
Blick in unſere Schulbücher illuſtriert die Sachlage an 
Stelle der Fridericus und Wilhelm J. und II. ſtehen 
da: Krupp, Siemens, Stinnes und viele andere. Da— 
neben finden wir Rationaliſierung, Scheindemokratie 
und Philanthropie, und auf die geſamte Schule fällt 
der Schatten des Götzen Berechtigungsweſen. Mit dem 
Gottes⸗Gnaden-Fürſtentum ſchwang die Suprematie 
der Religion, nicht mehr braucht der Lehrer vater— 
ländiſch zu erziehen, er darf neutral-demokratiſch ſein, 
genau ſo „neutral“ wie unſere ſonſtigen öffentlichen 
Bildungsmittel. f 
> Beiſpiel: Radio. Hausfrauenrundfunk. Vortrag 
über Seife. Es wird über Seife in fabrikatoriſcher 
und chemiſcher Hinſicht geſprochen, und am Schluß 
heißt es: Daß die Seife jo teuer ift, liegt an der 
mißlichen Lage Deutichlands überhaupt. Hätten wir 
erft, wieder unſere Kolonien mit ihren Nohproduk⸗ 
ten — — — uſw. a 

Nicht anders ift es im Filmweſen und ebenjo in 
Schule und Lehrerſchaft. So finden wir als ſchönes 
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Lehrerzeitung anläßlich des Leſſing-Rummels ein 
Gedicht abgedruckt, in dem geſchildert wird, wie der 
ſterbende Fridericus Leſſing, dem deutſchen Dichter, 
huldigt. Kann man ſich groß wundern, daß ſo etwas 
widerſpruchlos hingenommen wird, wenn es noch 
zahlloſe hiſtoriſche und literariſche Wiſſenſchaftler 
gibt, die nichts von Franz Mehrings „Leſſinglegende“ 
wiſſen, oder denen die Tatſache zur Nichtachtung ge⸗ 
nügt, daß dies von „irgend ſo einem Sozialiſten“ ge— 
ſchrieben iſt. Und doch iſt dies Werk das Vorzüglichſte, 
das über die Zeit Friedrich II. exiſtiert. 

Man ſteht immer wieder vor der Alternative; 
Bejahrung des heutigen Staates oder Marxismus. 
Kann es eine dritte Möglichkeit geben? 

Wir ſehen, daß dieſe Frage Bejahung des heuti— 
gen Staates oder Marxismus auch von der Go- 
zialdemokratiſchen Partei beantwortet wird. Wir 
wiſſen ja, wie ſie hier und wie ſie offiziell beant⸗ 
wortet wird, was auch dem Weſen der Sozialde— 
mokratiſchen Partei entſpricht, Mitarbeit an dem 
Syſtem, Mitarbeit am Staat. Ihre „linken“ Füh— 
rer ſagen aber etwas ganz anderes. Uebrigens be— 
weiſt die Stellungnahme der linken Sozialdemo— 
kraten, daß ſie noch viel erbärmlicher ſind als die 
rechten. So finden wir, daß in bezug auf dieſe 
Frage nach den Angaben der heutigen „Volks⸗ 
ſtimme“ der „linke“ Sozialdemokrat Seidewitz— 
Zwickau folgendes erklärt: 

Dieſe Koalitionspolitik hat den Maſſen die Aus 
gen über den Charakter der deutſchen Republik geöff— 
net. Der deutſche Staat iſt auch infolge der Form 
der Republik nur das Werkzeug der derrſchenden 
Klaſſe gegen die Arbeiterklaſſe. 

(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Das ſtimmt. 
Das zeigt aber nur, daß die linken Sozialdemo— 
kraten viel erbärmlicher ſind; denn durch ihre 
Taten unterſtützen ſie das, was die rechten tun, 
Staatsbejahung, Exiſtenzbejahung dieſer Geſell— 
ſchaft uſw. Das alles beweiſt auch, daß Lamßus 
recht hat, wenn er zum Schluſſe folgendes ſagt: 

So ſtehen heute dort dem Lehrer drei Formen ſei⸗ 
ner Wirkſamkeit zur Wahl: Der Kinderpoliziſt, — 
das ift der knüppelſchwingende Lehrer, den es heute 
leider noch ſehr viel gibt — dann der „neutrale“ Er- 
zieher, der auf eine feinere, pſpchologiſcheve Art den 
kritiſchen Geiſt des Kindes narkotoſiert, auf das es 
ein treuer Diener unſeres Wirtſchaftsſyſtems werde, 
— 3. B. der Abg. Klingenberg — und ſchließlich der 
Berater, der die Kinder des arbeitenden Volkes be- 
wußt zur Erkenntnis ihrer Klaſſenlage führt, alſo 
der ganz bewußt iagt, jawohl, die Erziehungsfrage 
iſt keine Frage der Neutralität, ſondern eine Frage 
des Klaſſenkampfes, und die Kinder ſind auch dem— 
entſprechend zu erziehen. 


Daraus ergibt fih, daß heute auf fulturpoli- 
tiſchem Gebiete nicht auf die Sozialdemokratiſche 
Partei zu zählen ift. Die ſozialdemokratſche Par- 
tei unterwirft ſich in kulturpolitiſcher Beziehung 
unbedingt allen Forderungen der ſchwarzen Re— 
aktionäre, d. h. der Zentrumspartei und auch 
dem Kapitalismus, den Wirtſchaftlern. Dieſe 
Frage wird deshalb nicht mit der Sozialdemokra— 
tiſchen Partei gelöſt werden können, ſondern ge— 
gen die bürgerlichen Parteien und auch gegen die 
Sozialdemokratiſche Partei. Alſo Kampf für Ein⸗ 
heitlichkeit des Schulweſens, Kampf für eine ein- 
heitliche Regelung der Volksſchullehrerausbil— 
dung bedeutet Kampf gegen die bürgerlichen 
Parteien, bedeutet Kampf gegen die Sozialdemo— 


Beiſpiel „neutraler Geſchichte“ in der Hamburger kratiſche Partei, bedeutet Kampf gegen das ganze 
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Syſtem. Innerhalb dieſes Syſtems kann dieſe 
Frage nicht gelöſt werden, ſondern nur durch 
einen Arbeiterſtaat. (Bravo! bei den Kommu— 
niſten.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Friedrich. 
Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Meine 


ſehr verehrten D. u. H.! Der Kollege Plenikowſki 
hat die Gelegenheit benutzt, um im Zuſammen⸗ 
hang mit dieſer Frage ſein Programm zu entwik⸗ 
keln. Das iſt ſchon mit ein Grund, in der von ihm 
vorgelegten Faſſung abzulehnen. Er ſieht es ja 
ſelbſt ein, daß der 8 3 feiner Vorlage keineswegs 
am richtigen Platze ift, ſonſt hätte er es nicht nd- 
tig gehabt, dieſem Paragraphen eine Auslegung 
zu geben, die einerſeits das Geſetz auch für An⸗ 
dersdenkende annehmbar machen ſoll, und es ihm 
andererſeits möglich macht, feine kommuniſti— 
ſche Weltanſchauung zu begründen, beſonders 
ſeine Lehren über Lehrerausbildung und Jugend— 
erziehung. 

In dieſem Zuſammenhange mit der Pleni— 
lowſkiſchen Vorlage möchte ich die Frage der Leh- 
rerausbildung im Freiſtaat Danzig nicht ein- 
gehend behandeln. Ich werde bei der Beratung 
des Etats für Wiſſenſchaft, Kunji und Volksbil⸗ 
dung Gelegenheit nehmen, auf dieſe Frage näher 
einzugehen. Vorweg möchte ich nur erklären, daß 
es zutrifft, wenn der Kollege Plenikowſki ſagt, 
daß der überwiegende Teil der deutſchen Lehrer— 
ſchaft und auch der überwiegende Teil der Dan— 
ziger Lehrerſchaft die Ausbildung der kommenden 
Lehrergeneration an den Univerſitäten und Hoch— 
ſchulen für die einzig richtige hält und die Nus- 
bildung, wie ſie jetzt an den pädagogiſchen Aka— 
demien erfolgt, die leihweiſe auch von Danzig 
benutzt wird, im Prinzip ablehnt. 

Herr Kollege Plenikowſki geht auch fehl, wenn 
er ſagt, man lehne in Preußen die Ausbildung 
der Polksſchullehrer an den Univerſitäten und 
Techniſchen Hochſchulen lediglich aus wirtſchaft— 
lichen Gründen ab. Das kann nicht der Fall ſein, 
ſonſt wären weite Wirtſchaftskreiſe nicht zur Durch— 
führung dieſer Form der Lehrerbildung in Sach— 
ſen, Braunſchweig, Thüringen und anderen Staa— 
ten gekommen. Wenn die Ausbildung der Volts- 
ſchullehrer an Univerſitäten und Techniſchen 
Hochſchulen in Preußen abgelehnt wurde, ſind 
Gründe dafür maßgebend, wie ſie der Kollege 
Hoppe in ſeinen Ausführungen zur erſten Leſung 
dieſes Geſetzentwurfs anführte, nämlich Gründe 
politiſch⸗konfeſſioneller Art und Gründe, wie ſie 
Herr Plenikowſki zum Schluß ſeiner heutigen 
Ausführungen angegeben hat, durch die er ſich in 
Widerſpruch zu ſeiner eigenen Geſetzesvorlage 
ſetzt. Er will die Kinder nicht nur zum allgemei- 
nen Menſchentum erzogen haben, ſondern eben— 
ſo wie die Lehrer im Geiſte des kommuniſtiſchen 
Klaſſenſtaates erziehen. (Abg. Plenikowſki: Sehr 
richtig!!) Das ſtimmt zwar von Ihrem Stand— 
punkt aus, aber nicht von unſerem. Solange die 
Zeit noch nicht für das Reifwerden des kommu⸗ 
niſtiſchen Programms gekommen iſt, iſt es Auf— 
gabe der Lehrerſchaft, für eine Lehrerbildung 
und Erziehungsform einzutreten, die die Kinder 
zu Gemeinſchaftsmenſchen erzieht. Vorausſetzung 
dafür ift, daß der Lehrer ſelbſt einmal zum Ge- 


meinſchaftsmenſchen erzogen wird. Das kann 
nicht an konfeſſionell getrennten Akademien ge- 
ſchehen, ſondern nur an der Univerſität oder an 
der Techniſchen Hochſchule, die jede Trennung 
nach Konfeſſion und auch nach ſonſtigen Weltanz- 
ſchauungen ausſchaltet; denn die Folge der fon- 
feſſionell getrennten Akademien iſt die Forderung 
nach Lehrerbildungsanſtalten, die die kommenden 
Lehrer für ganz beſtimmte politiſche Weltanſchau— 
ungen und beſtimmte Klaſſen erziehen. Denn mit 
demſelben Recht, wie man eine evangeliſche und 
katholiſche Akademie fordern kann, wird ſchon 
heute von gewiſſen politiſchen Parteien eine Wta- 
demie für freidenkeriſch oder kommuniſtiſch aus- 
zubildende Lehrer gefordert. Nach den Ausfüh- 
rungen des Herr Abg. Plenikowſfki ift es klar, daß 
er, wenn er es verwirklichen könnte, eine Ausbil⸗ 
dungsanſtalt für kommuniſtiſche Lehrer fordern 
würde. Mit andern Worten, er will die Lehrer— 
bildung kurz und klein ſchlagen und die Ausbil⸗ 
dung der Lehrer ſoll an Anſtalten erfolgen, in 
denen ſie dazu angehalten werden, gegebenenfalls 
ebenſo zu verfahren. (Zurufe bei den Kommu- 
niſten.) 

Wir ſehen heute ſchon die Ergebniſſe einer ſo 
getrennten Erziehung. Sie hat ih ſchon ausge- 
wirkt. Sie durchſetzt zum Teil unfer ganzes Bolts- 
leben bis in die Spitzen der Regierung. Wer in 
den letzten Tagen in Deuſchland war, hat es mit 
Weh und Schmerz empfunden, wie unheilvoll ſich 
der Danziger Stahlhelmſtreit im Deutſchen Reiche 
ausgewirkt hat und wie er beurteilt worden iſt. 
Wer hier kurz vor den Pfingſtferien im Volkstag 
geſeſſen und geſehen hat, wie Männer wie Herr 
Abg. Dr. Ziehm und der Präſident unſeres Staa⸗ 


tes Dr Sahm einander gegenüber ſtanden, dem 
mußte das Herz bluten. Die durch ein falſches Er- 
ziehungsideal hereingebrachte Trennung führt 
ſo weit, daß Männer, denen man beiden nicht die 
Achtung verſagen kann, eine ſolche Stellung ein— 
nehmen. Das hat weit über die Grenzen unſeres 
engen Vaterlandes nach außen gewirkt. Es war 
eine Ungeſchicklichkeit unſerer Staatsregierung, 
die Stahlhelmtagung in dieſer Form zu verbieten. 
Was aber dieſe Ungeſchicklichkeit gezeitigt hat, 
nämlich die Rede des Stahlhelmführers in Kö— 
nigsberg und die Ausführungen gegenüber Dan- 
zig und die Danziger Regierung und Bevölke— 
rung, war nicht nur eine Ungeſchicklichkeit, jon- 
dern ich möchte faſt ſagen eine Unverſchämtheit. 
Aber ich will es mildern und ſagen, es war eine 
grobe Ungehörigkeit, die ſich, wie ich andeutete, 
weit über die Grenzen unſeres kleinen Landes 
ausgewirkt hat. 

Man ſollte meinen, die Bevölkerung und die 
Staatsregierung als ſolche ſollten doch aus dieſen 
Ereigniſſen gelernt haben. Aber auch das ſcheint 
nicht der Fall zu ſein. Wenn wir richtig unter⸗ 
richtet find, ift neuerdings eine Umfrage des Se- 
nats durch die Beamtenſchaft gegangen, um feſt⸗ 
zuſtellen, welche Leute an der Stahlhelmtagung 
teilgenommen haben. Die Zeitung hat es ſo be— 
zeichnet, wie es der Kollege Plenikowſki tat. Wir 
nennen es auch ſo. Es iſt eine Geſinnungsſchnüffe⸗ 
lei. Es iſt aber auch eine weitere Ungeſchicklich— 
keit, da ſie Ungehörigkeiten, wie ſie in Königsberg 
geſchehen ſind, einen Schein der Berechtigung ver— 
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(Friedrich, Abgeordneter) 
leiht. Alles das, was dazu führen kann, ſolchen 
Aeußerungen auch nur den Schein der Berechti— 
gung zu verleihen, ſollte der Senat vermeiden. 
Man hat dem Senat vorgeworfen, er meſſe 
mit zweierlei Maß, einerſeits verbiete er die 
Stahlhelmtagung — ich ſtehe auf dem Stand— 
punkt, daß es richtig war, eine Stahlheltagung 
in dieſem Ausmaß in dem fie in Danzig ſtattfin— 
den ſollte, mit Rückſicht auf die Danziger Verhält— 
niſſe zu unterſagen — andererſeits genehmigte 
er unter beſonderen Vergünſtigungen das Statt- 
finden der Reichsbannertagung Schwarz-Rot⸗ 
Gold. Der Senat hat auch in dieſer Beziehung 
nichts gelernt. Er macht wieder zwei ganz ver- 
ſchiedene Dinge zu gleicher Zeit. Auf der einen 
Seite fragt er an, welche Beamte an der Stahl— 
helmtagung teilgenommen haben. Auf der ande— 
ren Seite gibt er eine Verfügung heraus, daß 
denjenigen Beamten und Angeſtellten, die zum 
Arbeiterſängerfeſt fahren wollen, Urlaub zu er- 
teilen ſei. Man weiß nicht, welche ſollen befördert 
werden, diejenigen, die zum Stahlhelmtag gefah— 
ren ſind, oder die, die zum Arbeiterſängerfeſt fah— 
ren? Welche ſollen ein höheres Gehalt bekom— 
men, reſp. eine Gehaltskürzung erfahren? 
(Zwiſchenrufe.) Der Senat ſcheint ſchwere Sorgen 
zu haben, wenn er fih mit ſolchen Dingen ein- 
gehend beſchäftigt, und wenn er es für nötig hält, 
ſolche Verfügungen an die einzelnen Behörden 
hinausgehen zu laſſen. Wir wollen doch auch an 
Papier uſw. ſparen. Dem Senat fehlt das Geld, 
um ſeinen Etat zu balancieren. Auch an Streich— 
hölzern kann man ſparen. Man ſpart aber hier 
nicht an Papier, ſowohl bei der Rnudfrage betr. 
der Teilnahme am Stahlhelmtag, wie bei der 
Durchgabe betr. Teilnahme am Arbeiterſänger⸗ 
tag. Wenn jemand beim Stahlhelmtag geweſen 
iſt, ſo können Sie das nicht mehr verhindern, er 
ift eben dort geweſen, wenn er nach Ihrer Anſicht 
verſeucht iſt, werden Sie ihm durch ſolche Anfra- 
gen für die Zukunft die Teilnahme nicht verlei— 
den, ſondern ihn noch feſter an den Stahlhelm 
ketten. Und wer jo muſikaliſch ift, daß er zum Mr- 
beiterſängerfeſt fahren will, wird es auch ohne 
beſondere Anregung tun. Sie haben ihm nur 
großzügig Urlaub zu erteilen und nicht die Er— 
füllung kleiner Wünſche der Beamten zu verwei⸗ 
gern, wie ſie das neulich bei der Einziehung der 
Beamtenbeiträge taten. Warum machten Sie es? 
Weil Sie anſcheinend aus eigener Initiative 
nichts unternehmen wollen, und weil Sie war- 
ten müſſen, bis der Allgemeine Danziger Beam: 
tenbund Ihnen die Anregung gibt. (Abg. 
Naſchke: Plenikowſki wäre ſchon dreimal zur 
Sache gerufen worden, das will ich nur feſtſtellen!) 
Ich bin ja auch nicht Plenikowſki. Ich bin älter 
als Herr Plenikowſki und kann mir ſchon etwas 
mehr leiſten, Herr Abg. Raſchke. (Abg. Raſchke: 
Ich habe nichts dagegen, ich bewundere nur die 
Geduld des Präſidenten oben!) Ich werde bewei- 
ſen, daß das was ich ſage, zur Erziehung zum 
allgemeinen Menſchen gehört. (Abg. Raſchke: Sie 
können fein auslegen!) Nun wollen wir auf die 
Sache zurückkommen. Der Senat ſcheint Anregung 
vom Allgemeinen Danziger Beamtenbund zu 
brauchen, denn wie er uns in der Antwort auf 
unſere kleine Anfrage beſtätigt hat, iſt das Ver— 
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bot der weiteren Einziehung der Beiträge zur 
Beamtenorganiſation ergangen. 

Präſident: Sie haben die freundſchaftlichen 
Bemerkungen des Herrn Abg. Raſchke nicht be— 
achtet. Ich rufe Sie jetzt zur Sache. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Ich werde 
den Beweis liefern, daß meine Ausführungen 
mit der Materie, die wir behandeln, in Zuſam— 
menhang ſtehen. Um auf die Einziehung der Bei- 
träge für den Beamtenbund zurückzukommen, bin 
ich der Meinung, ... 

Präſident: Herr Abg. Friedrich, ich mache 
Sie darauf aufmerkſam, daß das Einziehen der 
Beiträge für den Beamtenbund nicht zur Bera— 
un ſteht. Ich rufe Sie zum zweiten Male zur 


ache. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Ich will 
den Beweis liefern, daß der Senat nicht die 
Trennung der Beamtenorganiſation von ſich aus 
fördern ſollte. Wenn er das nicht getan hätte, 
hätte er in dem Sinne gehandelt, wie ich es hier 
als wünſchenswert dargelegt habe. Dadurch 
glaube ich, liefere ich den Beweis, daß ich zur 
Sache geſprochen habe. (Heiterkeit) Wir wollen 
die Kinder zum gemeinſamen Dienſt am Staate 
erziehen. Dieſem Ziele dient es nicht, wenn die 
Beamtenſchaft ſich trennt. Das ſollte aber durch 
das Verbot, das ich erwähnte, geſchehen. Weil 
wir die Kinder in dieſem Geiſt erziehen wollen, 
wollen wir die Lehrerſchaft zuerſt dazu erziehen. 
Sie ſoll nicht an konfeſſionellen oder an freiden— 
keriſchen pädagogiſchen Akademien erzogen wer— 
den, ſondern dort, wo alle freien Geiſter erzogen 
worden find, an Univerſitäten oder Techniſchen 
Hochſchulen. 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die D. u. H., 
die § 1 annehmen wollen, fiH zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich bitte 
diejenigen, die $ 2 annehmen wollen, fih zu er- 
heben. — Das iſt die Minderheit. § 2 ift abge- 
lehnt. § 3; abgelehnt, $ 4; abgelehnt. Ich rufe 


die Ueberſchrift auf und bitte diejenigen, die ſie 


annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, das Geſetz iſt ſomit in der zweiten 
Beratung endgültig abgelehnt. Ich rufe Punkt 6 
der Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. 
auf Aufhebung einiger Beſtimmungen 
der Ausführungsbeſtimmungen zum 
Kleinrentnergeſetz. 

Druckſache Nr. 683. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Lemke. 

Lemke, W., Abgeordneter (M.u. G. P.): M. D. 
u. H.! Der Antrag, der Ihnen vorliegt zur Be- 
ſchlußfaſſung über die Aufhebung einiger Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zum Kleinrentnerfürſorgege— 
ſetz vom 23. Februar 1923 iſt ein Appell an die 
Vernunft und das Gerechtigkeitsgefühl. Dieſe 
Ausführungsbeſtimmungen ſind ſeinerzeit unter 
ganz anderen Verhältniſſen und Auſpizien ge- 
ſchaffen worden. Zu der damaligen Zeit, als das 
Kleinrentnerfürſorgegeſez und diefe Ausfüh⸗ 


rungsbeſtimmungen erlaſſen wurden; war zwar 
die Inflation ſchon ganz ungeheuer groß, aber es 
waren nur wenige darüber informiert und daran 
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(Lemke, W., Abgeordneter) 

intereſſiert, die aus dieſer Inflationsgeſchichte 
etwas erhofften, Bereicherung uſw. Das waren 
nur diejenigen, die Herr Reichsbankpräſident 
Schacht ſeinerzeit als die wirtſchaftlich Geſchulten 
hingeſtellt hat. Dieſe Ausführungsbeſtimmungen, 
die den Rückgriff auf die gebliebenen Vermö⸗ 
gensteile, ſoweit ſie 5000 Gulden, vorher waren 
es 4000, jetzt ſind es 5000 Gulden, überſchritten, 
geſtatten, find meiner Ueberzeugung nach ein Un: 
recht gegen die gewaltſam Enteigneten. Ich 
würde es für verſtändnislos erklären, wenn nicht 
jeder davon überzeugt wäre, daß es ein Unrecht 
iſt, nachdem man den Leuten das Vermögen ge⸗ 
nommen und fie zu Proletariern gemacht hat, 
daß man dann alſo noch einen Rückgriff auf die 
verbliebenen Vermögensteile macht. Ich faſſe es 
dahin auf, daß dieſer Rückgriff, der unter ganz 
anderen Verhältniſſen geſchaffen worden iſt, in⸗ 
dem man nämlich damals noch nicht orientiert 
war, daß Abwertungs- oder wie die genannt 
werden, Aufwertungsgeſetze geſchaffen würden, 
heute ganz anders beurteilt werden muß. Früher 
hat man, wie mir ein Mitarbeiter aus dem 
Reichsminiſterium auf meine Frage geantwortet 
hat, doch nicht daran gedacht, daß die Vermögen 
nicht wieder hergeſtellt werden könnten. Das iſt 
nicht geſchehen, ſondern man hat große Teile des 
Vermögens, wie man jagt, für das Allgemein— 
wohl einer beſtimmten Maſſe der Volksbürger 
genommen und anderen zugeführt. Wenn man 
heute bedenkt, daß man das Geld, was man als 
Kleinrentnerfürſorge erhält, evtl. zurückgeben 
muß, wenn man mehr als 5000 Gulden beſitzt, 
ſo faſſe ich das nicht als eine Fürſorge, ſondern 
nur als ein Darlehen auf, welches den Kleinrent⸗ 
nern gegeben wird und wie ein Damoklesſchwert 
über ihnen ſchwebt. Nicht die materielle Not, die 
am Körper geſpürt wird, ijt das Schwerſte, fon- 
dern die Seelenqualen, die ſich durch dieſe Ver— 
fügungen im Volke feſtgeſetzt haben. 

Ich bitte die verehrten Kollegen und Kol- 
leginnen, ſich einſtimmig für Aufhebung dieſer 
Paragraphen einzuſetzen und beantrage nament- 
liche Abſtimmung darüber. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Darf ich Sie 
darauf hinweiſen, Herr Abg. Lemke, daß dies 
eine Finanzvorlage iſt, über die nicht ſofort ab— 
geſtimmt werden kann, ſondern die erſt an einen 
Ausſchuß überwieſen wird. Meiner Anſicht nach 
müßten Sie alſo Ausſchußüberweiſung beantra— 
gen. Die Wirkung dieſes Antrages iſt für den 
Staat eine finanzielle. Es ſollen Beſtimmungen 
aufgehoben werden, die dem Staate ein Rück— 
griffsrecht geben. Daher müßte erft eine Weber- 
weiſung an den Ausſchuß erfolgen 

Lemke, Abgeordneter (M. u. G. P.): Geſtatten 
Sie, daß ich ein Wort dazu ſpreche. Dieſer Rück— 
griff iſt nach Ausſage des Herrn Regierungsver— 
treters von ganz minimalem Erfolge. Er hatte 
damals angegeben, daß es noch nicht 3000 Gulden 
ſeien. Ich frage Sie alle, ob das eine finanzielle 
Störung des Staates bedeutet. Jeder wird mir 
zugeben, daß das ausgeſchloſſen iſt; denn es iſt 
ein Quark, der daraus reſultiert. Ich bitte dar— 
über abſtimmen zu laſſen, ob mein Antrag auf 
namentliche Abſtimmung fiir dieje Sache zuläſſig 
iſt. 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſtehe auf dem 
Standpunkt, daß es ſich hier um eine finanzielle 
Vorlage handelt. Die Geſchäftsordnung macht 


keinen Unterſchied, ob nur 1000 Gulden oder 
Hunderttauſende in Frage kommen. (Abg. 
Lemke: Ich ſtelle offiziell den Antrag auf 


namentliche Abſtimmung über den von uns ein⸗ 
gereichten Antrag!) Den Antrag auf Ueberwei⸗ 
jung an den Ausſchuß ſtellen Sie nicht? (Abg. 
Lemke: In zweiter Linie, wenn es abgelehnt 
wird, würde ich es tun!) Namentliche Abſtim⸗ 
mung auf Ueberweiſung einer Vorlage an den 
Ausſchuß iſt ſo wie ſo nicht zuläſſig. Ueber den 
Antrag ſelbſt abſtimmen zu laſſen, ſehe ich mich 
außerſtande. Infolge der Geſchäftsordnungsbe— 
ſtimmungen kann ich nur vorſchlagen, den Antrag 
dem Ausſchuß zu überweiſen. (Abg. Schwegmann: 
Richtig! — Abg. Lemke: Wenn das unzuläſſi 
iſt, beantrage ich natürlicherweiſe Ueberweiſung 
an den Sozialen Ausſchuß.) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- 
trage Ueberweiſung des Antrages des Herrn Abg. 
Lemke an den Ausſchuß. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Lemke 
hat das ſchon ſelbſt beantragt. Das Wort hat jetzt 
Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Der Antrag des Herrn Abg. Lemke und 
ſeiner Freunde, Druckſache Nr. 683, der hier zur 
Beratung ſteht, verlangt genau dasſelbe, was 
wir bereits im Februar 1928 beantragt haben. 
(Abg. Liſchnewſki: Was Sie alles ſo getan 
haben!) Ich bedaure, daß die Herren Abgeordne— 
ten der Linken den Geſetzesvorlagen, die wir 
bearbeiten, ſo wenig Aufmerkſamkeit ſchenken, 
denn ſonſt würden Sie wiſſen, was hier im Fe⸗ 
bruar 1928 verhandelt worden iſt. Wir haben 
vor 114 Jahren die Materie genau durchge— 
ſprochen. Sie wurde damals dem Ausſchuß über⸗ 
wieſen. Ich bedaure nur, daß damals Herr Abg. 
Lemke erklärte, daß das eine ſolche Kleinigkeit 


ſei, mit der er fih nicht befaſſe. Er verlange die 


Schaffung eines Kleinrentner-Verſorgungsgeſetzes, 
das dieſen Kreiſen einen Rechtsanſpruch auf 
Verſorgung zubillige. Herr Abg. Lemke, wir ſind 
darin genau einer Meinung. Es iſt auch unſere 
Anſicht, daß das, was Sie im vorliegenden An— 
trag verlangen, nur Stückwerk iſt und nicht das 
ſchafft, was wir für die Kleinrentner erreichen 
müßten, wenn wir ihnen zu dem ihnen zuſtehen— 
den Recht verhelfen wollen. Ich freue mich aber, 
daß Sie heute mit uns dahin übereinſtimmen, 
daß dieſer Punkt vorweg genommen werden 
muß und daß der Rückgriff auf das Vermögen 
der Kleinrentner eine Härte iſt, die erſt einmal 
zu beſeitigen iſt, ehe man die ganze Frage regelt. 
Die beiden andern Punkte der Tagesordnung 
verlangen ja eine grundſätzliche Regelung der 
ganzen Kleinrentnerfrage. 

Das Vermögen der Kleinrentner, das ihnen 
blieb, kann nur ein ganz beſcheidenes ſein, da ſie 
ſonſt nicht in den Genuß der Unterſtützung kämen. 
Die Hinterlegung desſelben, oder Zurückzahlung 
der Rente, oder Beſchlagnahme der Hinterlaſſen— 
ſchaft beim Tode eines Rentners, all das ſind 
Härten, die ſich nur rechtfertigen ließen, wenn 
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(Kalähne, Frau, Abgeordnete) 

der Staat daraus eine Einnahme zöge, die eine 
namhafte Summe darſtellte. Herr Abg. Lemke 
hat bereits vorher betont, daß dies nicht der 
Fall iſt. Und der Senat hat damals in einer 
Ausſchußſitzung auf meine Anfrage, wieviel Geld 
im Laufe eines Jahres durchſchnittlich durch die 
Verpfändung von Möbeln oder durch die Ver- 
pfändung von Werten der Kleinrentner in die 
Kaſſen des Staates gefloſſen iſt, mitgeteilt, daß 
dieje Summe im Jahre 1927 2734 Gulden Detra- 
gen hätte, und daß im Laufe von drei Jahren für 
7000 Gulden Hypotheken bei den Wohlfahrts- 
ämtern hinterlegt worden ſeien. M. H. u. D.! 
Wenn hier anläßlich der Beratung der Aus- 
bildung der Lehrer der Herr Abg. Plenikowſki 
ſagte, eine Summe von 1½ Millionen ſei keine 
ſolche, die man als eine Rieſenſumme bezeichnen 
könne, dann muß ich ſagen iſt die Summe von 
noch nicht 3000 Gulden eine ſolche Kleinigkeit, 
duß man fie kaum erwähnen kann. Ich möchte nur 
an die Beträge erinnern, die als Luxusaufwand 
von ſeiten des jetzigen Senats verbraucht werden, 
da kann eine derartig kleine Summe nicht ins 
Gewicht fallen. Wenn eine ſolche Beſtimmung 
trotzdem aufrecht erhalten wird, dann bedeutet 
ſie nichts als eine Schikane oder eine bodenloſe 
Härte gegen dieſe Kreiſe, die beſeitigt werden 
muß. Ich ſehe ein, daß wir das durch einfache 
Abſtimmung nicht machen können. Wir werden 
darüber noch im Sozialen Ausſchuß beraten und 
dann hoffentlich dazu kommen, die unwürdige 
Beſtimmung fallen zu laſſen. 

Da die drei Punkte der Tagesordnung über 
dieſe Frage nicht verbunden ſind, wie es wohl 
das einfachſte geweſen wäre, werde ich das, was 
ich zu unſerer großen Anfrage zu ſagen habe, 
nachher erwähnen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Gerade die Frage des Rückgriffs auf das Eigen— 
tum der Kleinrentner hat von jeher in den Krei— 
jen der Kleinrentner ſtets böſes Blut hervorge— 
rufen. Ich weiß, daß die Kleinrentner dieſe Be- 
ſtimmung ſtets auf das ſchärfſte bekämpft haben, 
und zwar unſerer Anſicht nach mit Recht; denn 
diejenigen Kleinrentner, die Unterſtützung be— 
kommen, die früher ein erhebliches Kapital be— 
ſaßen, die dann alles verloren haben, haben nur 
gerade ſoviel übrig behalten, daß ſie mit Mühe 
und Not ihr Leben friſten. Wenn dann noch auf 
die alten Möbel, die ihnen lieb und wert gewor— 
den ſind, zurückgegriffen werden ſoll und viel— 
leicht auf Teppiche, die ſie ihren Kindern gerne 
erhalten möchten, (Abg. Liſchnewſki: Die brauchen 
ſie nicht!) — meiſtens ſind keine da — ſo iſt 
dieſes für die Betroffenen bitter ſchwer, denn 
es handelt ſich meiſtens um Gegenſtände, die, 
wenn ſie auch ſonſt keinen Wert haben, einen 
hohen Andenkenwert haben. Wenn die Rentner 
ſolchen Familienbeſitz behalten wollen, ſo iſt das 
verſtändlich und wenn der Kampf darum jo 
heftig geführt wird, ſo iſt das zu verſtehen. Man 
ſollte deshalb ein Einſehen haben und dieſe harte 
Beſtimmung aus dem Geſetz beſeitigen. Es iſt ſo, 
daß dieſe Härte, die das Geſetz zweifellos enthält, 
viel böſes Blut hervorgerufen hat aber dem 
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Staat wenig oder gar keinen Nutzen bringt; 
denn die kleinen Summen, die durch Verkauf der 
Gegenſtände wieder hereinkommen, ſpielen doch 
keine große Rolle. Meiſtens kann man es nicht 
einmal einen Verkauf nennen; es iſt vielmehr ein 
Verſchleudern, denn die Sachen ſind für einen an⸗ 
deren wertlos und es wird deshalb auch nur 
ein niedriger Preis erzielt. Es kommt alſo nichts 
ein. Aber dem Beſitzer eines ſolches Gegenſtandes 
ſind ſie mehr wert, und er möchte ſie gern be— 
halten. 

Ich bitte dem Antrag auf Ausſchußüberwei— 
ſung zuzuſtimmen, Vielleicht ſagt uns die Regie— 
rung auch dort, welche finanziellen Ausfälle ent- 
ſtehen würden, wenn dem Antrag entſprochen 
werden ſollte. Ich perſönlich bin der Meinung, 
daß ſie ſo gering ſind, daß man keine Bedenken 
haben ſollte, die an und für ſich wirklich ſehr 
harte Beſtimmung ſo ſchnell wie möglich aufzu— 
heben. (Sehr gut!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es 
mutet etwas komiſch an, wenn man ſieht, daß 
Herr Abg. Lemke und Frau Abg. Kalähne, die 
doch beide im ſchönen Oliva dicht zuſammen 
wohnen, und von denen man annehmen muß, daß 
ſie beide die Lage der Kleinrentner verbeſſern 
wollen, ſich hier gegenſeitig um die Gunſt der 
Kleinrentner bewerben. Wir alle ſind darüber 
im Bilde, daß die Inflationsopfer, dazu gehören 
in erſter Linie die Kleinrentner, von ihren 
Klaſſengenoſſen übervorteilt worden ſind. Das ge— 
ſchah nicht aus purer Gemeinheit, ſondern weil 
man die Kapitalien brauchte, damit die Entwick— 
lung in der neuen Form erfolgen konnte. Das 
war die Urſache. Weiter haben wir immer zum 
Ausdruck gebracht, daß wir denjenigen Kreiſen, 
die ſich in der Vorkriegszeit auf Koſten der Mr- 
beiterſchaft, das iſt einwandfrei feſtgeſtellt, 
Kapital anſammeln konnten, (Abg. W. Lemke: 
Nicht alle!) nicht wieder zubilligen können, in 
den Genuß dieſer Kapitalien zu kommen. Dieſe 
Gelder ſind aus der Arbeiterſchaft herausgezogen 
worden. (Abg. W. Lemke: Irrtum!) 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
Kleinrentner nichts beſonderes ſind, ſondern 
ebenſo wie alle notleidenden Kreiſe, alſo auch 
die Arbeiterſchaft, bewertet werden müſſen. Es 
muß alſo eine Zuſammenfaſſung der geſamten 
Fürſorgeeinrichtungen erfolgen, und darunter 
müſſen auch die Kleinrentner fallen. Das iſt das 
Weſentlichſte. Wir ſtehen auch auf dem Stand— 
punkt, daß man bei einem Kleinrentner, der ein 
kleines Vermögen übrig behalten hat, dies eben— 
ſo wenig wie bei einem Arbeiter in den Vorder— 
grund ſtellen darf. Es gibt viele Kleinrentner, 
die heute noch eine recht wertvolle Wohnungs— 
einrichtung haben, von der ſie ſich nicht trennen 
können. Die Arbeiterſchaft hat keine reichen Ver- 
wandten. Der Nachlaß des Arbeiters beſteht 
meiſtens in einem verfaulten Stuhl und in einem 
alten Bett. Daran kann ſich der Staat nicht be⸗ 
reichern. Auf der anderen Seite befinden fih aber 
die Kinder der Kleinrentner in einer fieren 
Lebensſtellung und können auf den Nachlaß ver- 
zichten. Der Staat kann ſich alſo bis zu einem 
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beſtimmten Grade ſchadlos halten. Das Wich⸗ 
tigſte iſt, daß die Lebenslage der Kleinrentner 
zuſammen mit der der Arbeiter gebeſſert wird. 
Man ſoll nicht, wie es die Abgeordneten Lemke 
und Frau Kalähne immer tun, die Kleinrentner 
als Stimmvieh benutzen. Wir als Arbeiter wer⸗ 
den das nicht zulaſſen, weil jede Verbeſſerung für 
die Kleinrentner nur auf Koſten der Invaliden— 
rentner, der Arbeiter erfolgt. (Abg. W. Lemke: 
Furchtbarer Irrtum!) Die Koſten können letzten 
Endes nur aus den Knochen der Arbeiter heraus— 
geholt werden. EINE 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſchließe die 
Beſprechung, da keine Wortmeldungen mehr vor- 
liegen. Es iſt beantragt worden, den Antrag dem 
Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß demgemäß 
beſchloſſen iſt. Ich rufe den nächſten Punkt der 
Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 33 der Frau Abg. 
Kalähne u. Fr. betr. geſetzliche Regelung 
der Kleinrentnerfürſorge. 

Druckſache Nr. 667. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort die Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): Läßt 
ſich nicht dieſer Punkt in der Beſprechung mit 
Punkt 8 der Tagesordnung verbinden? 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Der Inhalt iſt 
der gleiche. Das eine iſt ein Antrag, das andere 
eine Große Anfrage. Wird Widerſpruch gegen die 
Verbindung erhoben? Das iſt nicht der Fall. 
Die Punkte 7 und 8 werden alſo verbunden. Ich 
rufe noch Punkt 8 auf: 

Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. 
auf Auskunft über den Stand der Vorbe⸗ 
reitung eines Kleinrentnerfürſorgegeſetzes. 

Druckſache Nr. 684. Das Wort zur Begründung 
der Großen Anfrage hat die Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. 9. 
u. D.! Es iſt ein trauriges Zeichen unſerer Zeit, 
daß auf unſerer Tagesordnung drei Punkte über 


die Hilfe für Kleinrentner ſtehen, daß man in all 


den Jahren, in denen man ſich mit der Klein- 


rentnernot beſchäftigt hat, noch nicht Mittel und 


Wege gefunden hat, dieſe Not ſo zu beheben, daß 
den Kleinrentnern das Recht wird, auf das ſie 
Anſpruch haben. Wir haben nun am 5. April eine 
Große Anfrage geſtellt. Wir fragen den Senat 
darin, was er zu tun gedenkt, um die Löſung, die 
jetzt im Reich in Bearbeitung iſt, auch hier wirk— 
ſam werden zu laſſen. Dieſe Löſung bringt eine 
Beſſerſtellung für die Rentner gegenüber der 
augenblicklichen Lage in Danzig. Herr Abg. 
Lemke fragt in ſeiner Anfrage vom 10. April an, 
wann der Senat nun die Vorlage über die Ber- 
ſorqung der Kleinrentner, die er auf unſere Wn- 
frage im vorigen Jahr verſprochen hat, zu brin- 
gen gedenke. Alſo gedanklich wollen dieſe beiden 
Tagesordnungspunkte dasſelbe. Sie wollen eine 
andere geſetzliche Regelung der Verſorgung der 
Kleinrentner. Wir haben uns des öfteren dar— 
über unterhalten und ſind uns darin einig ge— 
worden, daß wir mit einer Neuregelung, mit 
einem ganz neuen Geſetz über die Hilfe für Klein- 
rentner in Danzig warten wollten, bis uns das 
Reich mit einem derartigen Geſetz vorangegangen 
wäre. Inzwiſchen haben ſich aber, wie wir ſchon 
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bei der Behandlung der Kleinrentnerfrage im 
Februar des Jahres feſtſtellten, die Verhältniſſe 
im Reich ganz und gar geändert gegenüber dem 
damaligen Beſchluß des Volkstages, der im 
Februar vor einem Jahr gefaßt wurde. Man 
ſieht ziemlich klar, daß man bei der augenblick⸗ 
lichen Zuſammenſetzung des Reichsparlaments 
nicht erreichen wird, daß den Kleinrentnern ein 
geſetzliches Recht auf Verſorgung zugeſprochen 
wird. Wohl aber hat ſich die jetzige Reichsregie— 
rung bereit erklärt, die Fürſorgeverordnung 
reichsgeſetzlich zu löſen. Und zwar ſind die Sätze, 
die da genannt werden, erheblich höher, als die 
Sätze, die in Danzig unſeren Kleinrentnern zu— 
gebilligt werden. Wir verlangen nun, daß man 
erſt einmal die Sätze, die im Reiche in Ausſicht 
1 90 ſind, auch unſeren Danziger Rentnern 
zahlt. 

Wie ſind denn die Verhältniſſe in Danzig? 
Unjer Geſetz ift im März 1923 gemacht worden 
und entſprach den damaligen Verhältniſſen, wie 
Herr Abg. Lemke ſehr richtig ſagte. Man wußte 
damals noch nicht, wie die Aufwertung ausfallen 
würde, es war noch Inflationszuſtand. Einige 
der Hauptparagraphen im Geſetz, nämlich die 
Paragraphen, die von der Höhe des Unter— 
ſtützungsſatzes ſprechen, find den Inflationsver— 
hältniſſen angepaßt. Sie ſprechen von einer 
Gleichſtellung mit den Sozialrentnern, wie ſie 
damals wohl möglich war, wie ſie heute aber 
unmöglich iſt, da ja die Sozialrente kein feſter 
Begriff mehr iſt. Wir haben alſo eigentlich einen 
ungeſetzlichen Zuſtand. Herr Oberregierungsrat 
Dr. Hemmen hat uns vor einem Jahr bereits 
im Ausſchuß geſagt, daß das beſtehende Geſetz 
über die Fürſorge für Kleinrentner in einigen 
Paragraphen heute einfach undurchführbar ſei. 
Wenn der Senat das einſieht, ſoll er endlich dazu 
kommen, das Geſetz ſo abzuändern, daß es durch— 
führbar iſt. Vorſchläge haben wir damals ge— 
macht, ſie wurden abgelehnt. Wir ſind jedoch 
gern bereit, neue Vorſchläge einzubringen. Jetzt 
find die Verhältniſſe jo, daß der Senat Verfü- 
gungen auf dem Verordnungswege erläßt, teils 
mit, teils ohne Zuſtimmung des Volkstages, wie 
es ihm gerade genehm iſt. Das iſt ein Zuſtand, 
der auf die Dauer unhaltbar iſt. Der Senat ſieht 
ja durch die ewigen Anfragen und Anträge über 
die Not der Kleinrentner, daß er mit einer ein- 
fachen Ablehnung, Ueberſtimmung oder Mund— 
totmachung, wie es in dieſem Volkstag vom Be— 
ginn an Mode geweſen iſt, die Kleinrentnerfrage 
nicht zum Schweigen bringt und daß immer 
wieder neue Anträge und Anfragen kommen, ſo 
daß man ſich ſchließlich doch bereit finden muß, 
irgend eine Regelung zu ſchaffen. 

Der Senat möge dabei bedenken, daß es ein 
Kreis von Menſchen iſt, der kleiner und nicht 
größer wird. Wir haben vor kurzem noch 2200 
Rentner gezählt, heute zählen wir 2130. Sie 
ſehen alſo, daß der Zuwachs zu den Rentnern 
durch die jüngeren, die in das unterſtützungs— 
fähige Alter kommen, viel geringer iſt, als die 
Zahl derer, die durch Tod ausſcheidet. Hinzu 
kommt, daß die Kreiſe in einer unendlichen Ver— 
bitterung und Not ſterben. Wir müſſen auch pe- 
denken, daß diefe Unterſtützung, die für die Klein- 
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rentner gezahlt wird, eine Unterſtützung iſt, die 
zeitlich begrenzt iſt. Man kann ja ziemlich vor⸗ 
ausſehen, wann die ganze Kleinrentnerfrage ihr 
Ende erreicht. 

Wir möchten nun die Antwort des Senats 
hören, und ich glaube auch im Sinne des Herrn 
Abg. Lemke zu ſprechen, wenn ich beantrage, ſo— 
wohl die Große Anfrage als auch den Antrag des 
Herrn Abg. Lemke dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen, wo die ganze Frage durchgeſprochen 
werden kann. Ich hoffe, daß wir dort zu einer 
Klärung kommen, die endlich eine geſetzliche Re— 
gelung bringt, die beſſer iſt, als die augenblid- 


liche. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur 
Nr. 684 


Begründung des Antrages Druckſache 
hat der Herr Abg. Lemke. f 

Lemke, W., Abgeordneter (M. u. G. P.): M. D. 
u. H.! Wir haben den vorliegenden Antrag ein- 
gereicht, weil wir vom Senat eine Auskunft be- 
kommen haben — ich habe ſie bekommen — die 
uns nicht befriedigen kann. Die Entſchließung 
über das Kleinrentnerfürſorgegeſez wurde am 
13. Februar d. Is. einſtimmig vom ganzen Volfs- 
tag, 92 Abgeordnete waren anweſend, angenom— 
men. Es war aljo ganz klar, daß das Parteipoli— 
tiſche ausgeſchieden war und nur die ſozialen Be- 
weggründe zur Geltung kamen. Ich habe den 
Herrn Senator Dr. Wiercinſki vor einigen 
Wochen gefragt, wie es mit dem Kleinrentner— 
verſorgungsgeſetz ſteht. Da hat mir Herr Senator 
Dr. Wiercinſki erwidert, es ſei noch nichts, in 
Deutſchland werde es ja auch noch nicht. Darauf 
habe ich nichts erwidert, ich habe nur aufrichtiges 
Bedauern gehabt, daß man mir dieſe Antwort 
zuteil werden ließ. Ich habe Herrn Senator Dr. 
Wiercinſki gegenüber, das muß ich ihm aufrichtig 
ſagen, er iſt ja anweſend, viel Sympathie und 
habe es nicht verſtehen können, daß die Regie- 
rung, nachdem ein einmütiger Beſchluß des 
Volkstages vorlag, die ganze Angelegenheit ſozu— 
ſagen dilatoriſch behandelte. Wenn man derartig 


gegenüber einem einmütigen Beſchluß des Volks- 


tages verfährt, 92 Mitglieder des Volkstages 
waren anweſend und haben einmütig zugeſtimmt, 
da möchte ich faſt ſagen, daß die Autorität des 
Parlaments Schaden leidet. (Abg. Plenikowſki: 
Beſteht gar nicht mehr!) 

Ich habe den Antrag mit Hilfe der unter— 
ſtützenden Parteien bezw. Herren eingebracht, um 
die Regierung zu veranlaſſen, klaren Wein ein- 
zuſchenken, was fie beabſichtigt oder ob fie jtill- 
ſchweigend weiter beobachten will. Es geht nicht 
an, daß man die Sache auf ſich beruhen läßt. 

äre es eine nebenſächliche Sache, ſo würde ich 
weiter abwarten. Es iſt aber eine dringende und 
ſehr wichtige, ernſte Angelegenheit. 

Die Kleinrentner haben gehofft, als die Frau 
Abg. Richter zum Senator gewählt wurde, daß 
nun die Morgenröte aufgehen würde. (Heiterkeit) 
Sie haben ſich darin getäuſcht. Ich habe keine 
Hoffnung in dieſer Beziehung gehabt, ſondern 
habe mir geſagt, daß keine Aenderung eintreten 
wird. (Zwiſchenrufe.) Die Kleinrentner haben 
aber geglaubt, daß die Frau Abg. Richter, ſich im 
Senat, wo fie einen kuruliſchen Seſſel im Gre- 
mium einnimmt, ſich bemühen würde, daß die 
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Sache nicht einſchläft. Ausgeſchloſſen, man weiß 
nichts davon! Ich habe, wie geſagt, bei dieſer 
Senatorenwahl keine Hoffnungen gehabt. Ich 
muß es aufrichtig ſagen, wenn man mit 42 von 
120 Stimmen gewählt wird, dann iſt das kein 
Vertrauen. Dann iſt das Vertrauen nur ſehr 
mangelhaft. (Abg. Liſchnewſki: Herr Lemke, das 
iſt ja nur eine Schiebung!) Aber ſie ſoll ſich hübſch 
im Senat eingeſpielt haben, wie man mir ſagte. 
Das iſt keine perſönliche Anklage, nein, durchaus 
nicht, aber es hat doch ſchon ein gewiſſes Echo ge— 
geben, indem man die Frau Abg. Richter als 
Senator nach Breslau zur Danzig -Ausſtellung 
geſchickt hat. Da bin ich überzeugt, daß ſie als 
Danziger Spezialität eine gute Beachtung ges 
funden haben wird. (Heiterkeit und Zwiſchen⸗ 
rufe.) Ich bin weit davon entfernt, die ſozialen 
Beſtrebungen der Frau Abg. Richter in den Dreck 
zu ziehen. Im Gegenteil, ich erkenne ſie an. (Abg. 
Liſchnewſki: Komm den Frauen zart entgegen!) 
Ich erkenne ſie an, aber ich möchte ſagen, daß es 
keine perſönliche, ſondern eine wirklich freund— 
ſchaftliche Ermahnung iſt, daß ſie die ſoziale Toga 
recht feſt zuſammenſpannt, damit nicht ein Wind— 


ſtoß die Toga lüftet. (Heiterkeit.) 


M. D. u. H.]! Als ich meine Ausführungen 
am 13. Februar machte, da habe ich wirt 
lich mit meinem Herzen geſprochen, aus meinem 
Herzen, und ich habe gehofft, daß es einen 
Widerhall, einen dauernden Widerhall, finden 
würde. Ich habe auch dazu kein Vertrauen. 
Ich muß ſagen, ich bin recht enttäuſcht wor— 
den. Es geht mit dieſen Ausführungen, die 
ich damals wirklich aus treuer Ueberzeugung 
gemacht habe, und von denen ich hoffte, ſie 


würden Eindruck machen, jo wie mit einem 
Gebirgswäſſerchen; wenn es herunter läuft, 
wird es beachtet. In dem Moment, wo es 


in die flache Ebene kommt und als ſanfter Bach 
weiter läuft, beachtet es kein Menſch mehr. So 
iſt es auch meinen Ausführungen gegangen. M. 
D. u. H.! Es ijt daher meine Pflicht, meine Wus- 
führungen vom 13. Februar noch etwas zu er⸗ 
gänzen. Ich werde mich möglichſt kurz faſſen. Ich 
möchte ſagen, daß ſchon bei der Inflation, von 
der man nach der Theorie Schacht annahm, daß 
es eine Erdbebengeſchichte war, daß man das 
nachher als einen Irrtum feſtgeſtellt hat; denn 
der Reichsbankpräſident Dr. Schacht hat Ende 
des Jahres 1927 in Wien vor Hunderten von 
prominenten Leuten angeführt, daß die Infla— 
tion nichts anderes geweſen wäre als ein Theater. 
Ungefähr einen Monat ſpäter hat er in einer 
internationalen Verſammlung in Brüſſel auch 
über die Inflation geſprochen. Da wurde er noch 
deutlicher und ſagte: „Die Inflation ift ein Be- 
trug, indem diejenigen, die in der Lage waren, 
daraus Vorteile zu ziehen, ſich dieſe beſchafft 
haben und andere beraubt wurden.“ Damit, m. 
D. u. H., iſt die Erdbebentheorie, das Naturereig- 
nis, erledigt. 

Der Herr Reichsgerichtspräſident Dr. Simons 
hat vor einem Jahr in München vor einem 
großen Kreiſe von ungefähr 500 Juriſten und 
prominenten Leuten ſich folgendermaßen über die 
Inflation geäußert: „Die Inflation iſt das 
größte Münzverbrechen aller Zeiten.“ Ich glaube, 
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es iſt wohl eine Autorität, die das geſagt hat, 
und daß er es geſagt hat, iſt verbürgt. Als im 
Jahre 1923, im November, ein Reichsgerichts⸗ 
Senat es ausgeſprochen hat, Mark iſt nicht gleich 
Mark, da hat er allerdings vorſichtigerweiſe ge⸗ 
jant, daß der § 242 die Richtſchnur geben ſoll. 
Jeder Juriſt wird mir zugeben, ich bin keiner, 
aber jeder Juriſt wird ſagen, daß das nur eine 
halbe Wahrheit war, indem der § 607 unterge⸗ 
pflügt wurde, und jeder Juriſt weiß, daß der 
§ 242 eigentlich nur die Ueberſchrift für die fol⸗ 
genden Artikel der Schuldverhältniſſe iſt, und 
daß der § 607 turmhoch über dem § 242 ſteht, 
und zwar nach dem alten juriſtiſchen Lehrſatz 
lex spezialis derogat generali, daß alſo der 8607 
der bei weitem wichtigere und maßgebendere iſt. 
Ich bin in der glücklichen Lage genau orientiert 
zu ſein, denn geſtern hat mich ein Richter des 


Reichsgerichts beſucht. Er hat mit mir Rück⸗ 
ſprache genommen und mir über viele Sachen 
Aufklärung gegeben. Als der Reichsgerichts— 


ſenat das getan hatte, wurde der Präſident des 
Reichsgerichtsſenats auf Veranlaſſung des Reihs- 
kanzlers Dr. Luther nach Berlin zitiert. Der 
Juſtizminiſter nahm ihn vor und hat ihm Vor⸗ 
haltungen gemacht. Der Reichsgerichtsſenats— 
präſident hat zu ihm geſagt: „Was wollen Sie? 
Sie können nicht ein Diſziplinarverfahren gegen 
einen Senat anſtrengen. Das können Sie viel— 
leicht gegen eine Perſon, einen Richter, aber nicht 
gegen einen Senat.“ 

Die Sache iſt im Sande verlaufen, man hat 
nichts mehr gehört. (Abg. Plenikowſki: Eine 
feine Republik!) Jedenfalls ift das ſehr zu be- 
achten. Man hat dem Richter alſo ſozuſagen 
wegen feines gerechten Urteils Vorwürfe ge- 
macht. Der ſchon häufig angeführte Rechtsge— 
lehrte Geheimrat Profeſſor Dr. Triepel nennt 
dieſe Aufwertungsgeſetze in ſeinen Ausführungen 
ein Staatsverbrechen. Niemand hat ſich daran ge— 
kehrt, es ijt verklungen. Wenn man nun dieje Muf- 
wertungsgeſetze betrachtet, ſo muß man ſich fragen 
— ich werde immer, wenn es möglich iſt, meine 
Gewährsleute anführen —: War das ganze Vor- 
gehen der Regierung ſeinerzeit ein abſichtliches 
oder nur ein unbewußtes? Ich bin nicht in der 
Lage, Ihnen das hier vorzulegen. Ich habe aber 
die Abſchrift des Originals eines Beſchluſſes der 
Reichsregierung hier. Es iſt mir vertraulich zu⸗ 
geſchickt. Ich durfte es leider vor Jahren nicht be⸗ 
nutzen, meine Bitten an den Gewährsmann ſind 
abſchlägig beſchieden worden, ſonſt würde ich 
Ihnen hier etwas darlegen, was Sie geradezu 
konſternieren würde. 

M. D. u. H.! In bezug auf meine ſeinerzeitige 
Rede halte ich mich als anſtändiger Menſch ver⸗ 
pflichtet, auch auf das, was ich damals geſagt 
habe, daß die Richter bewußt Unrecht geſprochen 
hätten, zurückzukommen. Es könnte daraus ent- 
nommen werden, daß ich den Richtern die Abſicht⸗ 
lichkeit vorwerfen wollte. Das liegt mir fern, das 
habe ich nicht beabſichtigt. Ich habe keinen Richter 
damit kränken wollen. Wenn man die Wahrheit 
ſpricht, kann man niemand beleidigen oder frän- 
ken. Daß die Richter es gewußt haben, daß ihnen 
nicht alles unbekannt war, iſt die Wahrheit. Da 
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ſchaft, indem mir der Reichsgerichtspräſident i. R. 
Dr. Simons zur Seite ſteht, der erklärt hat: „Die 
Richter ſind gezwungen, ſtatt Recht — Unrecht zu 


ſprechen.“ Es ijt ungefähr dasſelbe. Ich hielt mich 


für verpflichtet, das zu ſagen, da ich auf keinen 
Fall wünſche, daß die Richter annehmen, ich 
wollte fie anrempeln. Das tue ich nicht, diefe Ab- 
ſicht habe ich nicht gehabt. (Abg. Plenikowſki: 
Aber es bleibt doch dabei, eine feine Juſtiz!) 
Nun komme ich zu dem Geſetz, wie es dem So— 
zialen Ausſchuß, dem Sozial-politiſchen Ausſchuß 
in Berlin und dem Plenum des Reichstages vor— 
gelegen hat. Ich will mir erlauben, einige Sachen 
vorzuleſen. Zuerſt das, was der Vizepräſident 
Eſſer, der auch zugleich Vorſitzender des Sozial- 
politiſchen Ausſchuſſes iſt, geſagt hat. Nachdem er 
über die Sache ſprach, führte er wörtlich aus: 

Im übrigen faſſe ich den Beſchluß des Sozial⸗ 
politiſchen Ausſchuſſes ſo auf, daß der Rechtsanſpruch 
der Kleinrentner auf eine geſetzliche Verſorgung ges 
ſichert werde. Wir werden von der Reichsregierung 
verlangen, daß ſie das Geſetz ſehr bald bringt und 
wir werden darüber wachen und dahin ſtreben, daß 
die Zuſagen, die die Regierung den Kleinrentnern 
gegeben hat, in dieſem Geſetz reſtlos erfüllt werden. 

Ich glaube, es dürfte Ihnen doch intereſſant ſein, 
das zu hören. Dann will ich anführen, was die 
Beamten geſagt haben: 

Wir verlangen, daß die Kleinrentner aus dem 
Rahmen der Fürſorge herausgenommen werden. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß unſere Kleine 
rentner ihre Vermögen dem Staat und dem Volte 
geopfert haben und genau ſo verbriefte Rechte haben, 
wie unſere Beamten. 

Das iſt auch ehrenhaft. Dann eine andere Partei, 
die Deutſche Volksrechtpartei: 
Die Rentner ſind nicht Almoſenempfänger, ſon⸗ 
dern Opfer eines unerhörten Rechtsbruches. Wenn 
auch Zehntauſende den mörderiſchen Aufwertungsge- 
ſetzen erlegen ſind, ſo werden Hunderttauſende den 
Kampf fortſetzen, bis ſie ihr Recht erkämpft haben. 
Ich könnte Ihnen noch eine Menge anderer Ur- 
teile und Ausſprüche mitteilen, möchte Sie aber 
nicht zu lange aufhalten. Noch eins möchte ich er- 
wähnen. Bei der Einführung des zweiten Piir- 
germeiſters von Dresden, der den Namen Schulz 
trägt und Sozialdemokrat iſt, hat ſich dieſer auch 
für die Kleinrentner eingeſetzt. — Ich bedaure 
nur, daß jo wenig Kollegen der Sozialdemokrati— 
ſchen Partei hier ſind. — Er hat erklärt, daß im 
Jahre 1928, das Jahr war noch nicht abgelaufen, 
15 000 Selbſtmorde geſchehen ſind, darunter weit 
über ein Drittel aus Kleinrentner- und Gläubi⸗ 
gerkreiſen. Das hat der Sozialdemokrat geſagt. 
Den Namen habe ich Ihnen genannt. 

In bezug auf die Kleinrentnerſache möchte ich 
noch anführen, daß der württembergiſche Staat 
gegen die Reichsregierung aufgetreten iſt und er- 
klärt hat, daß er gegen dies Fürſorgegeſetz Ein— 
ſpruch erhebe und verlange, daß der geſetzliche 
Rechtsanſpruch auf Renten geſchaffen werde. Er 
hat auch einen Erfolg erzielt, indem — ich bitte 
die Herren Regierungsvertreter, recht aufmerk— 
ſam zuzuhören — die Stadt Stuttgart den Rück⸗ 
griff und die Verpfändung fallen gelaſſen hat. 
Ferner hat die Rente folgende Höhe bekommen: 
Für den einzelnen Mann und die einzelne Frau 
55 Mark, für ein Ehepaar 86 Mark, für Kinder 
die noch in der Erziehung ſind, 21 Mark. Dazu 
treten noch gewiſſe Zuſchläge, und zwar für den 


finde ich mich gleichfalls wieder in guter Geſell- einzelnen Mann oder die einzelne Frau bei nach— 
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gewieſenem verlorenen Kapital von 20 000 Mark 
10 Prozent Zuſchlag. Bei Ehepaaren müſſen 40 000 
Mark nachgewieſen werden, für jede ſteigende 
10 000 Mark treten gleichfalls 10 Prozent Zus 
wachszulage. Der Höchſtbetrag darf aber nur 200 
Prozent betragen, aljo 100 Prozent Zuſchlag. Da- 
zu treten eventuell Mietzulagen, eine Winterbe— 
darfszulage, weiter freier Arzt, freie Apotheke 
und freie Krankenbehandlung. Das ſieht anders 
aus, das iſt ſozial. 

Ich bin der Ueberzeugung und hoffe, daß die 
Regierung davon nicht nur Kenntnis nimmt, fon- 
dern ſich auch demgemäß einſtellt. Es darf nicht 
geantwortet werden, daß für dieſe ſoziale Sache 
kein Geld da iſt. Dann müſſen eben andere Sachen 
zurücktreten. Es iſt ein kolloſſaler Unterſchied, ob 
man die Leute beraubt hat und nun mit der Be— 
raubung das Allgemeinwohl, insbeſondere In— 
duſtrie, Handel uſw. lebensfähig erhalten hat, 
oder ob man alle beraubt, die Kapital beſitzen. 
Das iſt nicht geſchehen, ſondern man hat ſich nur 
an diejenigen, die wehrlos waren, gehalten. Das 
iſt aufs äußerſte zu verurteilen. Ich behalte mir 
vor, einen Antrag auf Abſtimmung oder auf 
Ueberweiſung an den Ausſchuß zu ſtellen und 
bitte Sie, ihm zuzuſtimmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ein Antrag auf 
Ueberweiſung an den Ausſchuß iſt bereits ſeitens 
der Frau Abg. Kalähne geſtellt worden. Das 
Wort hat Herr Senator Dr. Wiercinifi. 

Dr. Wiercinſti, Senator: M. D. u. H.! Auf 
die Große Anfrage Nr. 33 der Frau Abg. Ka⸗ 
lähne habe ich folgende Antwort zu erteilen, wo— 
durch auch gleichzeitig die in dem Antrag des 
Herrn Abg. Lemke enthaltene Frage ihre Beant- 
wortung findet. Dem Senat iſt bekannt, daß der 
Reichstag am 19. Februar einen Beſchluß gefaßt 
hat, in dem die Vorlage eines Rentner-Fürſorge⸗ 
geſetzes von der Reichsregierung verlangt wird, 
ohne daß eine Friſt geſetzt wurde, während der 
die Einbringung erfolgen ſoll. Ferner iſt beſchloſ— 
ſen worden, daß weſentliche Einſchränkungen er— 
folgen ſollen. Dem Senat iſt nicht bekannt, ob 
und in welchem Umfang die Reichsregierung 
dieſem Verlangen entſprechen wird. Sobald ſich 
überblicken läßt, in welcher Weiſe die Materie im 
Reich geregelt wird, wird der Senat Beſchluß 
faſſen, ob ſich die Uebernahme der gleichen Be— 
ſtimmungen auch für Danzig empfiehlt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat die 
Frau Abg. Richter. 

Richter, Frau, Abgeordnete (D. Lib.): M. H. 
u. D.! Nach der Antwort des Senats möchte ich 
auf die Materie nicht weiter eingehen. Ich 
möchte nur erwähnen, und zwar tue ich das auf 
die Angriffe, die von ſeiten des Herrn Lemke 
gegen mich gerichtet worden find, daß ich von An- 
fang an für die Schaffung eines Rentnerverſor—⸗ 
gungsgeſetzes eingetreten bin. Wenn fie noh nicht 
durchgeführt werden konnte, jo liegt das tatſäch⸗ 
lich nicht an meiner Perſon. Schließlich machen 
die Geſetze nicht bloß einzelne Perſonen, ſondern 
ſämtliche Inſtanzen, die damit befaßt werden. 
Im übrigen möchte ich noch ſagen, daß die Aus⸗ 
führungen, die Herr Abg. Lemke hier über meine 
Perſon gemacht hat, jedenfalls in Rentnerkreiſen 
nicht ſo beifällig aufgenommen werden, wie das 
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Herr Lemke erwartet. (Sehr richtig! Mitte.) Es 
iſt nicht notwendig, daß ich den Rentnern Auf- 
ſchluß über das gebe, was ich in Zukunft für die 
Kleinrentner zu tun gedenke, ſondern ich habe mir 
ein Anſehen in Kleinrentnerkreiſen bereits da— 
durch erworben, daß ich verſchiedentlich und ſchon 
ſeit Jahren Hilfsmaßnahmen für die Kleinrentner 
durchgeführt und erledigt habe. Dieſes Anſehen 
wird mir auch Herr Abg. Lemke nicht ſtreitig 
machen können, auch wenn ſeine Ausführungen 
noch in einem gehäſſigeren Ton ausfallen ſollten, 
als dem heutigen. (Abg. W. Lemke: Iſt nicht der 
Fall!) Meinen Beziehungen zu den Kleinrentnern 
werden diefe Ausführungen ganz gewiß nicht Hin: 
derlich ſein. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel- 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt worden, die 
beiden Punkte dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich höre keinen Widerſpruch und kann 
feſtſtellen, daß es fo beſchloſſen ift. Ich rufe nun⸗ 
mehr Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Eroße Anfrage Nr. 36 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. über Nichtbeſtätigung als Ge⸗ 
meindevorſteher und Schöffe. 

Druckſache Nr. 691. Das Wort zur Begrün⸗ 


dung hat Herr Abg. Plenikowſfi. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Vor einem 
halben Jahr fanden die Kommunalwahlen ſtatt, 
und bei der Wahl der Gemeindevorſteher und 
Schöffen ſtellte ſich heraus, daß einigen Gemeinde— 
vorſtehern und Schöffen die Beſtätigung durch den 
betr. Landrat verſagt wurde. Außerdem hat man 
noch eine andere Sache durchgeführt, daß man die 
Gemeindevorſteher, die von gewiſſen Parteien 
vorgeſchlagen waren, erſt prüfte, ob ſie auch fähig 
ſeien, das Amt auszuüben. Man hat nicht etwa 
Perſonen, von denen man annehmen konnte, daß 
ſie nicht fähig wären das Amt auszuüben, zur 
Prüfung zitiert, ſondern einſeitig Perſonen, die 
einer beſtimmten Partei angehören. Damit hat 
man gleichzeitig dokumentiert, daß man anſchei⸗ 
nend Perſonen dieſer Partei für geiſtig minder: 
wertiger hält als vielleicht Angehörige anderer 
Parteien. Die Wirklichkeit hat natürlich etwas 
anderes bewieſen, daß nämlich gerade ein Teil 
der Angehörigen einer gewiſſen anderen Partei, 
nämlich der Partei der Großagrarier, nicht allzu- 


ſehr mit Wiſſen belaſtet ift. Gerade bei dieſen 
Perſonen hätte man eine Prüfung veranſtalten 
müſſen, ob ſie auch fähig ſind, das Amt auszu⸗ 
üben. Wir haben die Frage nicht geſtellt, aber 
vielleicht kann ſie im Zuſammenhang hiermit an— 
geſchnitten werden. Warum hat man die Prü⸗ 
fung vorgenommen und warum erfolgte fie fo ein- 
ſeitig? Warum hat man nicht grundſätzlich alle 
Gemeindevorſteher geprüft? 

Nun hat man aber einigen Gemeindevor— 
ſtehern und Schöffen die Beſtätigung verſagt, an⸗ 
geblich deshalb, weil ſie vorher Strafen gehabt 
haben. Es beſteht keine Beſtimmung in irgend⸗ 
einem Geſetz oder in der Landgemeindeordnung, 
die beſagt, daß, wenn jemand Strafen gehabt hat, 
er nicht Schöffe oder Gemeindevorſteher ſein dürfe. 
Die Landräte haben da anſcheinend ganz eigen- 
mächtig gehandelt. Durch dieſe Große Anfrage 
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fragen wir den Senat, ob er das Vorgehen der 
Landräte billigt. Es iſt uns bekannt, daß wir im 
Senat einen Senator ſitzen haben, der gleichfalls 
Gefängnisſtrafe gehabt hat. Wir möchten einmal 
fragen, ob man bei den Senatoren anders ver- 
fährt als bei den Gemeindevorſtehern und Schöf— 
fen. Aber hier handelt es ſich um Angehörige 
politiſcher Parteien, die man nicht gern in dieſe 
Aemter hineinhaben will. Da wird natürlich 
anders verfahren. Deshalb frage ich, ob es dem 
Senat bekannt iſt, daß das, was bei einem Gena- 
tor geduldet iſt, nicht auch bei den Gemeindevor— 
ſtehern und Schöffen geduldet werden kann. Be⸗ 
vor ich die zweite Frage unterbreite, möchte ich 
fragen, wievielen Gemeindevorſtehern endgültig 
auch durch die Gerichtsbehörde die Beſtätigung 
verſagt worden iſt. Wieviel Schöffen iſt die Be⸗ 
ſtätigung endgültig verſagt worden bezw. iſt die 
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Plenikowſki.) Wenn Prüfungen in ein oder zwei 
Fällen geſchehen ſind, ſo möchte ich Ihnen zu Ihrer 
Beruhigung ſagen, daß das in Zukunft nicht er⸗ 
folgt und dieſe falſch verſtandene Verfügung be— 
reits nach einer Richtung hin revidiert worden iſt. 
(Abg. Raſchke: Ich beantrage Beſprechung der 
Großen Anfrage!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Beſprechung unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht aus. Die Beſprechung findet ſtatt. Das 
Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die Antwort 
des Herrn Senators Arczynſki hat uns bewieſen, 
daß es gleich iſt, ob man in der Monarchie oder in 
der „freien“ Republik lebt. Es iſt alles beim 
alten geblieben. So wie der alte Senat gehandelt 
hat, handelt auch der neue. So, wie man in allen 
Fragen mit zweierlei Maß mißt, hat man auch bei 


Verſagung der Beſtätigung durch das Gericht ge- der Beſtätigung der Gemeindevorſteher und Schöf— 


billigt worden? Iſt der Senat bereit, durch irgend⸗ 
eine Maßnahme dafür zu ſorgen, daß die Beſtäti— 
gung trotzdem erfolgt? 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Senator Arczynſki. 
Arczynſki, Senator: Meine ſehr verehrten 


D. u. H.! Die Landräte find nach § 84 Abſ. 3 der 
Landgemeindeordnung zur Verſagung der Beſtä— 
ligung eines gewählten Gemeindevorſtehers und 
Schöffen nur unter Zuſtimmung des Kreisaus— 
ſchuſſes berechtigt. Gegen den die Beſtätigung ver- 
ſagenden Beſchluß des Kreisausſchuſſes iſt gemäß 
S 121 des Landesverwaltungsgeſetzes innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an das Verwal— 
tungsgericht zuläſſig, welches endgültig entſcheidet. 
(Zwiſchenrufe der Abg. Dr. Moczynſki und Pleni— 
kowſti.) Der Senat iſt nicht dazu berechtigt, in 
das Beſchlußverfahren des Kreisausſchuſſes oder 
des Verwaltungsgerichts einzugreifen. (Abg. Ple— 
nikowſki: Der Landrat iſt Staatsbeamter!) oder 
deren rechtskräftige Beſchlüſſe abzuändern. Fälle, 
in denen Landräte ohne die erforderliche Zuſtim— 
mung des Kreisausſchuſſes die Beſtätigung ver— 
ſagt hätten, ſind dem Senat nicht bekannt. (Abg. 
Dr. Moczynſki: Armes Vaterland!) Das iſt Er— 
füllung der beſtehenden Geſetze. Solange ein Ge— 
ſetz beſteht, hat niemand das Recht, es zu brechen, 
auch nicht der Senat. (Abg. Plenikowſki: Sie 
haben den Landrat angewieſen, ſo zu handeln!) 

Was die ſoeben erweitert geſtellte Anfrage 
anlangt, daß die Kandidaten für einen Gemeinde— 
vorſteher oder Schöffen vorher einer Prüfung 
unterzogen worden ſind, ſo möchte ich Sie, m. D. 
u. H., im wohlverſtandenen eigenen Intereſſe 
Ihrer Auftraggeber dringend bitten, ſich vorher 
genau zu informieren, weil bei der Antwort, die 
der Senat gezwungenermaßen erteilen muß, die 
betreffenden Perſonen nicht geſchont werden kön⸗ 
nen. Es liegt im Intereſſe der Betreffenden, daß 
man über gewiſſe Dinge lieber nicht ſpricht. Es iſt 
leider Gottes eine recht erhebliche Lifte von Amts: 
vergehen bei einigen Gemeinden feſtgeſtellt wor- 
den. Nachdem der Senat dieſe Feſtſtellung qe- 
macht hat. war es feine Pflicht und Schuldigkeit, 
eine Verfügung an die Landräte zu erlaſſen. ſich 
bei Beſtätigung oder Nichtbeſtätigung genau iiber 
das Vorleben zu informieren. (Zuruf des Abg. 


ind 


fen gehandelt. Erſtens waren es die Großagrarier 
und insbeſondere die Deutſchnationalen, die ver— 
ſuchten, den Gemeindevorſtehern, die von Arbeiter— 
kreiſen gewählt wurden, die größten Hinderniſſe 
in den Weg zu legen, die verſuchten, Unterſchrif— 
ten zu ſammeln und diefe Unterſchriften der Auf- 
ſichtsbehörde, dem Landrat, zu unterbreiten, daß 
der und der Gemeindevorſteher nichts habe und 
bei ihm nichts zu pfänden ſei. Aus dieſem 
Grunde ſollte der Landrat die Beſtätigung ver— 


ſagen. Aber der Landrat kam auch noch den 
Großagrariern mit den Prüfungen zu Hilfe. Es 


ſteht feſt, daß insbeſondere die Gemeindevorſteher 
geprüft worden ſind, die von den Arbeiterparteien 
gewählt wurden, die Gemeindevorſteher der Kom— 
muniſtiſchen Partei. Wir haben Nachforſchungen 
angeſtellt, ob auch ein deutſchnationaler Gemein— 
devorſteher geprüft worden ijt und mußten feft- 
ſtellen, daß das nicht der Fall war. Wir ſtellen 
jedoch feſt, daß die Großagrarier dämlicher als die 
Arbeiter find. (Abg. Plenikowſki: Unterſchlagun— 
gen!) Man ſieht das ja in den Gemeindever— 
treterſitzungen. Ich perſönlich habe in meiner Ge— 
meinde erkannt, daß die Großagrarier nicht im- 
ſtande ſind, die Geſetze zu erfaſſen. Sie wiſſen 
überhaupt nicht, was los iſt. Der deutſchnationale 
Gemeindevorſteher meiner Gemeinde hat es ab— 
gelehnt, den Punkt Beſchlußfaſſung über den ſtell— 
vertretenden Gemeindevorſteher auf die Tages— 
ordnung zu ſetzen. Er ſagte, das ſei der älteſte 
Schöffe, und die Gemeindevertretung habe nichts 
darüber zu beſtimmen und zu beſchließen. Aber 
die Regierung glaubt, wenn ein deutſchnationaler 
Großagrarier auch dumm ift, wenn er auch Unter⸗ 
ſchlagungen macht, ſo ſchadet das nichts. Die 
Hauptſache iſt, daß er gegen die Arbeiterſchaft 
Stellung nimmt, daß er den Arbeitern Schikanen 
in den Weg legt. Das kann jeder Großagrarier, 
wenn er auch noch ſo dumm iſt. Aber wenn viel— 
leicht ein Arbeiter aus wirtſchaftlicher Not etwas 
begangen hat, wenn er vielleicht eine kleine Strafe 
bekommen hat, z. B. ein Arbeiter aus Walddorf, 
da bat man den Schöffen nicht beſtätigt. 

Mein Fraktionsgenoſſe machte ja ſchon darauf 
aufmerkſam, daß auch ein Senator beſtraft iſt und 
nicht wegen kleiner Sachen, ſondern er hat im Ge- 
fängnis wegen Körperverletzung geſeſſen. Es ift 


(O) 


(D) 


(A 


— 


(B) 


1642 


(Langnau, Abgeordneter) 

der Senator Formell, der beſtraft worden ift. Zu 
ihm hat man nicht geſagt: „Du darfſt nicht Sena⸗ 
tor werden, weil Du beſtraft biſt.“ Man hat 
ihm die Würde eines Senators verliehen, nicht 
weil er ſich für die Arbeiterſchaft eingeſetzt hat, 
ſondern weil er ſeit Jahren bewieſen hat, daß er 
mit der bürgerlichen Klaſſe einverſtanden iſt. 
Unſer Standpunkt iſt nicht der, daß nur derjenige 
Senator werden ſoll, der keine Strafe erhalten 
hat, aber wir verlangen, daß auch ein Arbeiter 
Gemeindevorſteher werden kann, wenn er ein 
paar Monate Strafe erhalten hat. Wir müſſen 
deshalb feſtſtellen, daß es ganz gleich iſt, ob es eine 
Monarchie oder eine Republik ift, ob fih der Se- 
nat aus Deutſchnationalen zuſammenſetzt oder 
aus Sozialdemokraten, ſie meſſen alle mit zweier⸗ 
lei Maß. Die Arbeiterſchaft wird erkennen, daß 
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nur dann ein Recht und eine Demokratie für die 


Arbeiter beſtehen wird, wenn das kapitaliſtiſche 
Syſtem geſtürzt und die Diktatur des Proletariats 
errichtet iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Moczyüſki. 

Dr. Moczyüſti, Abgeordneter (P): M. D. u. 
H.! Es iſt eine Ironie des Schickſals, was wir 
ſoeben erlebt haben, daß der frühere ſozialdemo— 
kratiſche Abgeordnete Arczynſki ſich hinter die 
deutſchnationalen Landräte in der Freien Stadt 
ſtellen muß. (Sehr wahr!) Ich entſinne mich noch 
ganz genau an einen Vorgang, Herr Senator 
Arczynſki. Ich habe in einer der Debatten im 
vorigen Jahr das ſchwerwiegende Wort von der 
„Reaktion“ geſprochen. Da fühlte ſich der da⸗ 
malige Senatsvizepräſident, Herr Dr. Ziehm, be: 
müßigt, mir dilatoriſch die Frage entgegen zu 
werfen: „Herr Dr. Moczynſki, was verſtehen Sie 
denn eigentlich unter Reaktion?“ Darauf habe ich 
geantwortet: „Herr Senatsvizepräſident Dr. 
Ziehm, unter Reaktion verſteht man z. B., wenn 
man überlebte Geſetze, die ſowohl durch den Kreis— 
lauf der Jahre, wie durch die dazwiſchengetretene 
ſoziale und politiſche Entwicklung überaltert ſind, 
anwendet“. Sie, Herr Senator Arczynſki — ich 
entſinne mich deſſen ganz genau — haben damals 
dazu „Bravo“ gerufen. Das war damals. Heute 
iſt es ja Ihre Pflicht, ſich hinter den Landrat zu 
ſtellen. Deswegen iſt auch Ihre Erklärung nicht 
ſo überzeugend ausgefallen, wie ſie vielleicht unter 
andern Umſtänden ausgefallen wäre. 

Die Große Anfrage des Herrn Abg. Pleni— 
kowſki iſt ein typiſches Beiſpiel für das, was man 
allgemein, und auch Sie, Herr Arczynſki, als Re⸗ 
aktion zu verſtehen pflegt. Ich habe ſeinerzeit 
zwei Kleine Anfragen in einer ganz ähnlichen 
Angelegenheit wie Herr Plenikowſki eingereicht, 
aus dem einfachen Grunde. weil ich nicht in der 
glücklichen Lage bin, über ſieben Unterſchriften zu 
verfügen wie Herr Plenikowſki, und es mir wider- 
ſtrebt, bei den einzelnen Parteien um die fehlen- 
den vier Unterſchriften zu betteln. Ich habe aber 
die Gelegenheit ergriffen, um bei Beſprechung der 
Großen Anfrage des Abg. Plenikowſti auch die 
beiden Fälle, die ich vorgebracht habe, zur Sprache 
zu bringen. In der Gemeinde Poſtelau iſt der 


Gemeindevorſteher, der von der polniſchen Mehr⸗ 
heit dort gewählt wurde, nicht beſtätigt worden. 


Dienstag, den 28. Mai. 1929. 


Ich habe das in Form einer Kleinen Anfrage vor— 
gebracht. In derſelben Sache habe ich betreffs der 
Störung der Gemeindevertreterverſammlung durch 
Leute mit Knüppeln und Schlagringen eine wei— 
tere Kleine Anfrage eingereicht. Beide Anfragen 
ſind ſeinerzeit vom Senat beantwortet worden. 
Die Verſagung der Beſtätigung des Gemeindevor— 
ſtehers in Poſtelau erfolgte auf Grund des S 84 
der Preußiſchen Landgemeindeordnung, die aus 
dem vorigen Jahrhundert ſtammt, wie Ihnen 
allen bekannt iſt. Sie ſtammt nicht nur aus dem 
vorigen Jahrhundert, ſondern darüber ſind die 
Kriegs- und Revolutionszeit, der Umſchwung und 
die andere Einſtellung von ſozialen und politiſchen 
Geſichtspunkten hinweggegangen, und noch immer 
beſteht dieſe Landgemeindeordnung. Dieſe Land— 
gemeindeordnung iſt aber noch aus einem anderen 
Geſichtspunkt reaktionär, weil ſie der früheren 
preußiſchen Geiſtesrichtung freien Spielraum ließ. 
Sie ließ den Spielraum deswegen, wie wir aus 
dem § 84 ganz genau ſehen, weil konkrete Be- 
ſtimmungen fehlen. Es ſind alles Kannvorſchrif— 
ten, die dem Landrat und den aufſichtsführenden 
Behörden vollkommen freie Hand laſſen und die 
darum die Interpretation, die Deutung der ver— 
ſchiedenen Geſetzesvorſchriften vollkommen will— 
kürlich geſtalten. Ich will hier nicht den ganzen 
§ 84 vorleſen, Sie können alle in der Landge— 
meindeordnung nachſchlagen. Ich habe ihn vor 
mir. Jedenfalls können Sie mir glauben, daß in 
dem Paragraphen nichts davon ſteht, daß ein vor— 
beſtrafter Menſch nicht zum Gemeindevorſteher 
oder Schöffen gewählt werden kann. Es ſteht nur 
da: „Die gewählten Gemeindevorſteher bedürfen 
der Beſtätigung durch den Landrat.“ Ausgerechnet! 

Nun ſieht die Geſetzgebung zweierlei Strafen 
vor. Wie die Statiſtik ausweiſt, iſt jeder ſechſte 
Menſch vorbeſtraft. Es gibt Strafen des alltäg: 
lichen Lebens und Strafen, welche an die Ehre 
gehen, welche die Abſprechung der allgemeinen 
bürgerlichen Ehrenrechte nach fih ziehen. Es ift 
ganz ſelbſtverſtändlich, und es wird auch niemand 
widerſprechen, daß Leute, die mit ſolchen ehren— 
rührigen Strafen belegt worden ſind, natürlich 
nicht zu einem öffentlichen Amt zugelaſſen werden 
können. Darüber beſteht kein Zweifel. Wenn 
jedoch, wie die Herren Vorredner ausführten, im 
Senat, in der höchſten Behörde der Freien Stadt, 
Leute ſitzen, die vorbeſtraft ſind und nicht mit 
Geldſtrafen, wie das hier der Fall iſt, ſondern 
mit Gefängnis wegen ſchwerer Körperverletzung, 
wenn ſolche Leute an der Spitze der Freien Stadt 
ſtehen und andererſeits die Beſtätigung eines Ge- 
meindevorſtehers in einer kleinen Gemeinde ver— 
weigert wird, weil er ſeinerzeit 300 Gulden Geld— 
ſtrafe bezahlen mußte, ſo iſt das nicht nur unfaß— 
bar, ſondern eine Unkorrektheit ſeitens der aus— 
führenden Organe des Senats, ſeitens des Land— 
rats, weil er dadurch gleichzeitig ſein Mißtrauen 
gegen die auflihtsführende Behörde ausſpricht, 
worin Leute ſitzen, die ſchwerer vorbeſtraft ſind 
als der nichtbeſtätigte Gemeindevorſteher. 

M. D. u. H.! Wobei Handelt es fih bei der 
Vorſtrafe des Herrn Tiſſler? Es ſind einmal 
zwei Fürſorgezöglinge zu ihm gekommen und 
haben ihm ein Paar geklaute Stiefel zum Kauf 
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angeboten. Sie haben zu ihm geſagt: „Wenn du haus einberufen wurde, wobei ich angegeben 


die geklauten Stiefel nicht kaufſt, werden wir es 
dir in deinem abgelegenen Gehöft beſorgen.“ Da 
hat er die geſtohlenen Stiefel gekauft. Die Leute 
jind gefaßt worden. Man hat ſie gefragt, wo ſie 
die Stiefel verſcheuert hätten. Die Antwort war: 
„Bei Tiſſler!“ Den hat man gefragt, ob er gewußt 
habe, daß die Verkäufer Fürſorgezöglinge waren. 
Das hat er natürlich zugegeben. Flugs wird der 
Mann vor Gericht geladen und ihm wird der Pro- 
zeß gemacht. Er maß ihm keine weitere Bedeutung 
bei; denn er nahm ſich nicht einmal einen Rechts⸗ 
anwalt. Es erfolgte die Verurteilung. Die Be⸗ 
rufung wurde eingelegt, ſie iſt zwei Tage zu ſpät 
eingelegt worden und deswegen iſt die Geldſtrafe 
auf ihm ſitzen geblieben. Sehen wir uns dieſen 
Herrn Tiſſler an. Er war acht Jahre lang Ge- 
meindevertreter und viereinhalb Jahre Schöffe. 
Acht Jahre lang war er als Gemeindewaiſenrat 
tätig. Ein halbes Jahr hat er den kranken Ge- 
meindevorſteher vorher vertreten. Das ſind alles 
Gemeindeehrenämter. Jetzt mit einmal wird er 
von der polniſchen Lifte aus gewählt. Die Auf- 
ſichtsbehörde, der Landrat, verweigert ihm die 
Beſtätigung. Hören Sie weiter zu, was geſchehen 
iſt. Es wird ein kommiſſariſcher Gemeindevor— 
ſteher eingeſetzt, ein deutſchnationaler Hanswurſt, 
irgend ein Schulmeiſter, Krauſe glaube ich, heißt 
er. Fünf Polen und vier Vertreter deutſcher 
bürgerlicher Parteien, im ganzen neun ſind ge— 
wählt worden. (Zuruf des Abg. Mau.) Es wird 
der kommiſſariſche Gemeindevorſteher Krauſe ein— 
geſetzt und eine neue Gemeindeverſammlung ein- 
berufen, welche nun den Gemeindevorſteher zum 
zweiten oder dritten Male wählen ſoll. Bei die— 
ſer Gemeindeverſammlung verſucht natürlich auf 
höheren Befehl ſeines Landrats der kommiſſariſch 
eingeſetzte Gemeindevorſteher Herr Krauſe mitzu— 
wählen, um dadurch Stimmengleichheit und nach— 
her die Ausloſung herbeizuführen. Das ſind Ma— 
növer, die abſolut nicht in einen geordneten 
Rechtsſtaat und das Rechtsverhältnis innerhalb 
der Freien Stadt Danzig hineingehören. Natür— 
lich wurde dagegen Beſchwerde erhoben. Da in— 
zwiſchen meine Kleine Anfrage kam, wodurch die 
Sache an die große Glocke gelangte, hat der Land— 
rat natürlich dieſer Mitwahl des kommiſſariſchen 
Gemeindevorſtehers widerſprochen. Von Ihnen, 
Herr Senator Arczynſki, iſt die Antwort auf die 
Kleine Anfrage unterſchrieben. Sie antworten 
unter anderem, daß andere Gründe außer ſeiner 
Vorſtrafe, insbeſondere ſolcher politiſcher Art für 
die Verſagung der Beſtätigung des Tiſſler nicht in 
Frage gekommen ſind, geht ſchon daraus hervor 
uſw. (Senator Arczynſki: Iſt ja Tatſache!) Wenn 
ich nicht darauf zurückkommen wollte, würde ich 
das nicht vorleſen. Da ich das vorleſe, habe ich die 
Abſicht, darauf zurückzukommen. Alſo warten Sie 
ab, bis ich geſprochen habe, dann werden Sie ſich 
vielleicht äußern können — in Verteidigung des 
deutſchnationalen Landrats! 

Ich habe gleichzeitig mit der einen Kleinen 
Anfrage eine zweite eingebracht, welche bemän⸗ 
gelt, daß die Gemeindeverſammlung, bei der die 
Wiederwahl ſtattfinden ſollte, anſtatt. wie es vor- 
geſchrieben iſt, in die Schulräume, in das Gaſt⸗ 


habe, daß der kommiſſariſche Gemeindevorſteher, 
der Lehrer Krauſe, aufgefordert hat, daß ſeine 
Leute, ſeine Vertrauten, mit Knüppeln und 
Schlagringen zu dieſer Gemeindeverſammlung 
erſcheinen ſollten. (Abg. Hoppe: Das wird ein 
Lehrer tun?) Die Antwort auf diefe Kleine An- 
frage iſt auch von Ihnen, Herr Senator Arczynſki, 
unterſchrieben und lautet unter anderem: 

Die in der Anfrage erwähnte Verſammlung war 
eine von Krauſe einberufene ordentliche Gemeinde- 
vertreter-Sitzung. Die Sitzung mußte im Gaſthaus 
ſtattfinden, weil die Schulräume ungeheizt und ge— 
ſchloſſen waren. 

Alſo, der Lehrer Krauſe beruft die Gemeindever— 
ſammlung ins Gaſthaus, weil die Schule unge- 
heizt und geſchloſſen iſt. (Heiterkeit.) Der Lehrer 
Krauſe hat den Schlüſſel zur Schule natürlich in 
ſeiner Taſche und kann ſie aufſchließen. Er kann 
auch Holz anfahren laſſen und die Schule für die- 
ſen Tag heizen. Alſo Herr Arczynſki, auf derartige 
Mätzchen ſollten Sie in einer offiziellen Antwort 
des Senats an einen Abgeordneten nicht herein⸗ 
fallen. Weiter ſagt die Antwort des Herrn Se— 
nators Arczynſki: 

Es trifft nicht zu, daß es in dieſer Sitzung zu 
Tätlichkeiten gegen polniſche Gemeindeangehörige ge— 
kommen iſt, und daß Krauſe vorher dazu aufgefordert 


hätte, zu der Sitzung Knüppel und Schlagringe mit- 
zubringen. 


Wenn Sie ſich genau informiert hätten und ſich 
nicht vom Landrat Hinz an der Naſe herumführen 
ließen, würden Sie erfahren, daß dem Landrat 
Hinz eine Beſchwerde vorliegt, worin ſich ſechs oder 
ſieben Perſonen namentlich erbieten, dafür Zeuge 
zu ſein, daß Herr Krauſe dieſe Aeußerung wörtlich 
verſchiedentlich gebraucht hat, und daß der Ueber— 
fall der Gemeindevertreter durch den kommiſſa— 
riſchen Gemeindevorſteher, Lehrer Krauſe, direkt 
organiſiert war. Wenn Sie dies Schreiben, 
welches ich in Abſchrift beſitze und auf Wunſch 
gern zur Verfügung ſtelle, gekannt hätten, würden 
Sie nicht ſolch eine Antwort geben können, ohne 
daß die Zeugen inzwiſchen weder vom Landrat 
noch von Ihnen, noch von ſonſt irgend jemand 
vernommen worden wären. Alſo iſt es klar, Herr 
Senator Arczynſki, daß der Gemeindevorſteher 
und der Landrat — ich ſage nicht Sie, Sie können 
falſch informiert fein — aber daß der deutſchnatio— 
nale Hinz und der deutſchnationale Krauſe in der 
Gemeinde Politik treiben. Das unterliegt gar 
keinem Zweifel. 

Ich habe dies alles deswegen vorgebracht, um 
den irrigen Antworten des Senats entgegenzu— 
treten und eine Minderheitenpolitik an den Pran⸗ 
ger zu ſtellen, die wohl um wirtſchaftlicher Vor- 
teile willen nach dem Nachbarn die Hand aus— 
ſtrecken kann, aber, wenn es dazu kommt, den pol⸗ 
niſchen Minderheiten in Danzig entgegenzufom- 
men, keinen Sinn dafür an den Tag legt. (Bravo! 
bei den Polen.) er 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Antwort des Herrn Senators Arczynſki iſt in⸗ 
ſofern bezeichnend, als fie lediglich ein demago- 
ciles Spiel darſtellt. Wenn Herr Arczynſki den 
Mut hätte, die Wahrheit zu ſagen, dann müßte er 
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erklären, daß er fih auf die Verordnungen feines damals die größten Schwierigkeiten. (Abg. Pleni- 


kowoſti: Grauſame Ironie des Schickſals!) Heute 
werden diefe Beſtimmungen nicht nur gegen Kom- 
nung herausgab, daß „unliebſame“ Perſonen nicht munijten, ſondern von den Sozialdemokraten 
in die Gemeindegeſchäfte hineinkommen dürften. gegen Sozialdemokraten angewandt. Das iſt eine 


Freundes Severing in Deutſchland bezieht. = 
Die Landräte dürften nicht zulaſſen, daß diefe | des Schickſals, die wir hier unbedingt feft- 


Sozialdemokrat Severing war es, der die Verord— 


liebſamen Perſonen in die Geſchäfte einen Ein⸗ ſtellen müſſen. (Abg. Plenikowſki: Sogar gegen 
blick bekämen. Das iſt nämlich der Grund, wes— Minderheiten!) 5 
halb man auch hier dieſen oder jenen Arbeiter Es wäre die Aufgabe der Regierung geweſen 
von der Ausübung des Mandats ausſchaltet und und insbeſondere des ſozialdemokratiſchen Sena⸗ 
ihm die Ausübung des Amtes unmöglich macht. tors Arczonſti, dahin zu wirken, daß diefe reaktio— 
Wenn aljo Herr Arczynſki hier dieſen Standpunkt nären Beſtimmungen ausgemerzt werden, und 
eingenommen hätte, wäre er ein ehrlicher Mann zwar ſchnellſtens. Aber die Herren haben kein 
und ſpielte mit offenen Karten. Aber das hat er Intereſſe Daran. „Genau jo wie man in Deutſch— 
nicht getan. Er hat ſich hinter demagogiſchen land den Roten⸗Front⸗Kämpferbund auf Grund 
Kniffen, hinter demagogiſchen Begründungen des wilholminiſchen Vereinsgeſetzes verboten hat, 
verkrochen. Ganz erheblich erſchwerend wirkt es, (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) genau ſo 
wenn Herr Senator Arczynſki die Nichtbeſtätigung hindert man hier die Arbeiterſchaft mit wilhelmi⸗ 
damit begründet, daß in der letzten Zeit erhebliche niſchen Beſtimmungen an der Ausübung ihres 
Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſind. Es mag Mandats. (Zwiſchenrufe links.) Wenn ich auf 
zugegeben werden, und es ſteht ja auch einwand fautſden ue eingehen foll, müſſen Sie fie etwas 
frei fejt, daß von deutſchnationalen und ſozial⸗ guter machen. Wir erleben dasſelbe Schauſpiel 
demokratiſchen Gemeindevorſtehern geklaut wor- ne in Danzig in bezug auf die Behandlung der 
den ift. Aber diefe Kreiſe hat man ſehr geſchont. 3 PEN In Deutſchland brauſen die Go- 
Auf Herz und Nieren hat man nur die kommu⸗ e n e und das Bürgertum geſchloſſen 
niſtiſchen Gemeindevorſteher bezw. Schöffen unter- dagegen ul daß man den. deutſchen Minder⸗ 
ſucht. Wenn nun Herr Arczynſti jagte oder lo⸗ heiten in Polen Schwierigkeiten macht, daß man 
giſcher Weiſe jagen wollte, daß durch diefe Feſt⸗ NE ene und unterdrückt. Hier in Danzig 
ſtellungen die Unregelmäßigkeiten ausgeſchaltet wird genau dasſelbe Schauſpiel von denen infze- 
werden ſollen, jo möchte ich ihm jagen, daß das KE Ree ſich in Deutſchland dagegen wenden. 
kindiſch iſt; denn ſeine Freunde, die in letzter Zeit 1 oo eine Ironie des Schickſals, und es ift 
Gemeindegelder unterſchlagen haben, haben vor— 9 mend dafür, daß die Sozialdemokratie mit 
her derartige Unterſchlagungen nicht begangen, darin verflochten iſt. 85 
ebenſo nicht die deutſchnationalen Gemeindevor-⸗ _ Ich 897 zuſammenfaſſend ſagen, daß Herr 
ſteher. Erſt als ſie das Geld in Händen hatten N Arczynſki völlig vorbeigehauen hat, wenn 
und die Verwaltung, haben ſie ſich dazu verleiten 5 hier erklärte, man habe diefe Beſtimmungen in 
laſſen. Man kann deshalb nicht mit 100-prozen⸗ nenden gebracht, um Anregelmäßigkeiten 
tiger Beſtimmtheit vorausſagen, daß ein Ge- Ui d und wenn er weiter erklärt, daß ſich 
meindevorſteher, der Arbeiter ijt, zu Anterſchla⸗ leit e nur von dieſem Geſichtspunkt habe 
gungen neigt. Gegen dieſe Feſtſtellung müſſen pilhe laſſen. Ich ſtelle im Gegenteil fejt, daß die 
wir uns ganz entſchieden wehren. Wir bezeichnen wi helminiſchen Verordnungen, die dazu angetan 
es als eine Gemeinheit, wenn ſyſtematiſch der waren, unliebſame Perſonen zu beſeitigen, hier 
Arbeiterſchaft Unterſchlagungen untergeſchoben Dan der Sozialdemokratie angewandt worden ſind. 
werden, und zwar von einem Mann, der angibt, Ste werden benutzt, um dem kapitaliſtiſchen Staat 
aus Arbeiterkreiſen hervorgegangen zu ſein. keine Schwterigkeften zu machen. Genau wie wir 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Raſchke, A Senator Arczynſti, daß ein gewählter 
Sie haben Herrn Senator Arczynſki Gemeinheit di a auf dem Lande in erſter Linie 
vorgeworfen, ich rufe Sie zur Ordnung. ; 195 Sn le feiner Klaſſe vertritt. Die Pro- 
Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Es tut mir = en Lande wiſſen, wo fie der Schuh 
leid, ich habe keinen anderen Ausdruck dafür. Inte 5 Sie willen, daß fie in erſter Linie ihre 
Wenn hier alfo von Unregelmäßigkeiten geſprochen "Teilen zu vertreten haben. Deshalb auch nur 
wird, die fi evtl. im Laufe der Verwaltungsge⸗ 0 die „anrüchigen“ Sozialdemokraten und 
ſchäfte einſtellen können, ſo iſt das natürlich eins SS SULUT]TEN ausgeſchaltet werden. Das ift be- 
der demagogiſchen Spiele, um die Wahrheit ver— zeichnend für die Sozialdemokratie, daß ſie die 
decken zu können. Ganz beſonders intereſſiert uns Arbeiterſchaft hindert, ihre Intereſſen wahrzu⸗ 
aber die Feſtſtellung, daß man heute noch, und nehmen, und mit allen Mitteln beſtrebt iſt, die 
wiederum ſind es Sozialdemokraten, die das tun, Intereſſen der Großagrarier und der beſitzenden 
von Beſtimmungen Gebrauch macht, die im wil— Kreiſe auch auf dem Lande zur Geltung zu brin- 
helminiſchen Staat geſchaffen worden find. (Abg. gen. Das ift Ihre Politik, da laſſen Sie ſich nicht 
Plenikowſki: Sehr richtig!) Die Beſtimmungen hineinreden, da laſſen Sie nichts anderes auf— 
nämlich, auf die fih Herr Senator Arczynſki be- kommen. Wenn es notwendig iſt, dazu alte reaf- 
ruft, ſind ſeinerzeit von der wilhelminiſchen Re- tionäre Beſtimmungen aus dem Jahre 1840 und 
gierung geſchaffen worden, um unliebſame Per- noch weiter zurück anzuwenden, dann wird eben 
fonen, und das waren damals die Sozialdemo- davon Gebrauch gemacht. 
kraten, (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) nicht zu Dieſe Ausſprache und vor allem die Antwort 
beſtätigen. Den Sozialdemokraten machte man des Senators Arczynſki werden der Landarbeiter— 
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ſchaft zeigen, welchen Weg ſie zu gehen hat. Sie 


werden der Landarbeiterſchaft endlich die Augen 
öffnen und ihr klar machen, daß mit dieſem Gy- 
ſtem ſo ſchnell wie möglich gebrochen werden muß. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſti. 

Arczynſti, Senator: M. D. u. H.! Die letzten 
Ausführungen des Herrn Vorredners haben den 
Beweis erbracht, daß die Große Anfrage mehr der 
Agitation als der Klärung etwa beſtehender Miß⸗ 
ſtände dienen ſollte. Ich habe in der Zwiſchenzeit 
den Akten die Zahl der Verſagungen entnommen. 
(Zuruf des Abg. Dr. Moczyüſki.) Ich habe Sie 
nicht unterbrochen, Herr Abg. Dr. Moczyüfſki. Ich 
bitte, auch mir Gelegenheit zu geben, das zu ſagen, 
was ich zu ſagen für notwendig halte. Herr Abg. 
Plenikowſki hat die Frage geſtellt, wieviel Fälle 
im geſamten Freiſtaatgebiet vorliegen, in denen 
eine Verſagung der Beſtätigung zu verzeichnen iſt. 
Ich will es Ihnen ſagen und bitte, ſich das genau 
zu merken. 

Im Kreiſe Großes Werder erfolgten drei Ver— 
jagungen, davon zwei wegen formaler Fehler, im 
Niederungskreiſe 15, davon 
Fehler, im Höhenkreiſe 6, davon 3 wegen forma— 
ler Fehler und in einem Falle, weil der Gewählte 
71 Jahre alt war und wohl ſelbſt bat, ihn nicht zu 
beſtätigen, da er wohl nicht mehr die Fähigkeit 
hat, das Amt auszuüben. Wenn Sie ſich dieſe 
Zahlen vergegenwärtigen, bleibt von der großen 
Kritik jaft gar nichts übrig. Dem Herrn Abg. 
Dr. Moczyüſki möchte ich jagen, daß, wenn die 
Minderheiten überall ſo gut wie in der Freien 
Stadt Danzig behandelt würden, (Abg. Dr. Moc⸗ 
zynſki: Alte Kamellen, die haben wir von Dr. 
Ziehm auch gehört!) es in der ganzen Welt keine 
Minderheitenfrage mehr gäbe. (Sehr gut! links. 
— Abg. Dr. Moczynſki: Darauf werden Sie die 
Antwort kriegen!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Mau. 


Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir haben nicht ganz ſo viel Vertrauen zu den 
Berichten eines Landrates wie der Senat. Es iſt 
ja das Bedauerliche, daß der Senat in feinen Ant- 
worten an Berichte der Landratsämter gebunden 
iſt. Auch wir wünſchen dem Senat etwas mehr 
Mißtrauen, beſonders dem Landrat des Kreiſes 
Danziger Höhe und auch dem Landrat des Kreiſes 
Niederung gegenüber. Abg. Dr. Moczynjfi: 
Bravo!) Wir haben wiederholt bei Beſchwerden 
anderer Art feſtſtellen müſſen, daß nicht immer die 
Auskünfte der Landratsämter vollkommen der 
Wahrheit entſprachen. (Abg. Loops: Sehr richtig!) 
Aus dieſem Grunde wird es dem Senat, Abteilung 
Inneres, ſehr ſchwer werden, ſich dort durchzuſetzen. 
Es wird einer gewiſſen Zeit bedürfen, um die 
Praxis dieſer Landratsämter richtig kennen zu 
lernen und zu durchſchauen. (Bravo!) Es iſt aber 
ein Irrtum, wenn hier geſagt wurde, daß die 
Nichtbeſtätigung der Gemeindevorſteher und Schöf⸗ 
fen auf Grund einer Verfügung geſchehen wäre, 


10 wegen formaler 


haben verſucht, eine völlige Reform der Landge— 
meindeordnung herbeizuführen, um den einzelnen 
Landräten und den Kreisausſchüſſen das Beſtäti— 
gungsrecht zu nehmen. Dieſe Reform kam nicht 
zu Stande, weil ſie im preußiſchen Landtag keine 
Mehrheit fand. Infolgedeſſen mußten unſere 
Parteifreunde ſich mit einer Teilreform begnügen, 
die zunächſt die Auflöſung der Gutsbezirke brachte. 
(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Wir bedauern es 
außerordentlich, daß die Reform der Landge— 
meindeordnung in Preußen nicht zu Stande kam, 
weil die Kommuniſtiſche Fraktion für das Zus 
ſtandekommen dieſer Landgemeindereform damals 
ausſchlaggebend war. (Abg. Loops: Sehr richtig! 
— Abg. Fooken: Hört, hört!) An ihren zu weit 
gehenden Forderungen iſt die ganze Reform der 
Landgemeindeordnung geſcheitert. Das ſind jetzt 
drei Jahre her. Wäre das damals in Preußen 
Geſetz geworden, ſo wäre auch hier eine Reform 
der geſamten Landgemeindeordnung nach preußi- 
ſchem Muſter gefolgt, ebenſo, wie wir im Frei- 
ſtaat Danzig bei der Auflöſung der Gutsbezirke 
dem preußiſchen Vorbild folgten. 

Das iſt das Bedauerliche, und es muß hier 
feſtgeſtellt werden, daß der Senat hier wegen einer 
Sache angeklagt wird, die er nicht ändern kann. 
Es iſt leider ſo, daß auf Grund der Beſtimmungen 
der Landgemeindeordnung der Kreisausſchuß ſo— 
wohl wie der Landrat das Recht der Verſagung 
der Beſtätigung haben. Wenn dann die Ge- 
meindevertretung oder der betreffende Gemeinde— 
ſchöffe dagegen Beſchwerde erheben will, muß 
dieſe Beſchwerde auf Grund der Beſtimmungen 
der Landgemeindeordnung an das Verwaltungs- 
gericht geſandt werden. Alſo der Senat, Abteilung 
Inneres, kann, auch wenn er wollte, dann an 
dieſen Dingen nichts ändern, ſondern ſo, wie das 
Verwaltungsgericht entſcheidet, bleibt es. Aus 
dieſem Grunde können wir die Dinge nur ändern, 
wenn wir künftig eine Mehrheit zu Stande brin- 
gen für eine vollſtändige Reform der Landge— 
meindeordnung. Das iſt eine alte Forderung, die 
die Sozialdemokratie immer und immer wieder 
erhoben hat. (Sehr richtig! links.) 

Es ift auch falſch und irrig, wenn die Kom- 
muniſten meinen, daß ſie allein durch dieſe Be— 
ſtimmungen betroffen würden. Nein, auch Sozial: 
demokraten iſt die Beſtätigung zum Gemeindevor— 
ſteher und Schöffen bei dieſer Wahl verſagt wor- 
den, weil die Landräte und Kreisausſchüſſe in 
ihrer Mehrheit bürgerlich ſind. Wir haben uns 
ſelbſt bemüht, dieſe Dinge über den Senat zu be— 
ſeitigen. Das ſcheiterte aber an den beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen der Landgemeindeord— 
nung. Glauben Sie, daß die Sozialdemokratiſche 
Fraktion die Dinge billigt, die ſich da in Poſtelau 
abgeſpielt haben? Man müßte ja geradezu Gegner 
des Selbſtverwaltungsrechts der Gemeinden ſein, 
wenn man derartige Dinge überhaupt noch billigte. 
In dieſem Fall hätten wir wirklich gewünſcht, daß 
den Auskünften und Antworten, die der Landrat 
des Kreiſes Höhe dem Senat gegeben hat, etwas 
mehr Mißtrauen entgegengebracht worden wäre. 


die der frühere preußiſche Innenminiſter Severing Das wäre am Platze geweſen. Wir hoffen, daß 


erlaſſen hat. Das trifft nicht zu, ſondern im Ge— 
genteil, gerade die Sozialdemokraten in Preußen 


| 


in Zukunft etwas vorſichtiger und auch etwas ein- 
gehender auf die Dinge eingegangen wird. 
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(Mau, Abgeordneter) 


In der Beſtätigungsfrage kranken wir alſo an 


den beſtehenden Geſetzen, die leider eben noch vor- 
handen ſind. Wir werden jederzeit dazu bereit 


ſetzen und verſuchen, eine Mehrheit für eine Re— 
form der Landgemeindeordnung zu ſchaffen, die 


ſein, unſere Hand dazu zu bieten, diefe Geſetze zu iſt. (Bravo! links.) 


beſeitigen. Wir begrüßen beſonders in der Ant⸗ 
wort des Senats, daß eine Aenderung der erlaſ— 
ſenen Verfügungen herbeigeführt worden iſt. Wir 
begrüßen es deshalb, weil dieſe Verfügung von 
einzelnen Landratsämtern mißbraucht und in 
einem Sinne angewandt worden iſt, den der Se— 
nat gar nicht beabſichtigt hat. Auch das iſt ein 
Beweis dafür, daß man dieſen Herren eben nicht 
weiter trauen kann, als man ſie ſelbſt ſieht oder 
man auf ihre Verwaltung ſelbſt einen Einfluß 
ausüben kann. 

Aber eins lehnen wir Sozialdemokraten ganz 
entſchieden ab, daß die Landratsämter die von 
den Parteien vorgeſchlagenen Gemeindevorſteher 
nach dem Landratsamt zur Prüfung beſtellen. Das 
iſt ein unwürdiger Zuſtand, der einfach in die 
heutige Zeit nicht mehr hineinpaßt. Man foll ge- 
fälligſt den Parteien die Verantwortung für die 
von ihnen vorgeſchlagenen Gemeindevorſteher— 
Kandidaten ſelbſt überlaſſen. 
über informiert, daß in den letzten Jahren in ca. 
50 Fällen ſehr erhebliche Unterſchlagungen in den 
Gemeinden vorgekommen find, die aber zu 95 Pro- 
zent von deutſchnationalen Gemeindevorſtehern be— 
gangen worden ſind. Wir haben ja das Material 
in Händen. Wir wollen nicht, daß derartige 
Dinge benutzt werden, um ſchließlich Beſtimmun⸗ 
gen der Landgemeindeordnung eine Auslegung 
zu geben, die einzig und allein gegen die Arbei— 
tervertreter der Gemeinden angewandt wird. 
Auch einige unſerer Vertreter ſind zu Prüfungen 
geladen worden, und das müſſen wir als Sozial- 
demokratiſche Partei uns ganz energiſch verbitten. 
Die offiziellen Vertreter der Partei dürfen nicht 
wie die Schulbuben auf Grund der alten Beſtim— 
mungen der Landgemeindeordnung aufs Land— 
ratsamt beſtellt werden. Wenn wir dann noch feft- 
ſtellen müſſen, daß die Vertreter der Deutſchnatio— 
nalen Partei, die Beſitzer, die ebenfalls neue Ge— 
meindevorſteher geworden ſind, nicht zu ſolchen 
Prüfungen herangezogen wurden, dann liegt eine 
parteiliche Handhabung des betr. Landrats vor. 
Wir fordern den Senat auf, gegen ſolche partei— 
iſche Handhabung Front zu machen, dieſen Herren 
die Leviten zu leſen und ihnen zu ſagen, in welcher 
Weiſe ſie objektiv ihre Amtsgeſchäfte zu führen 
haben. Die größte Sicherung für die in den 
Landgemeinden vorgekommenen Unregelmäßig⸗ 
keiten ift es, daß man den Parteien, die ihre Ber- 
treter für die Gemeindevorſteherpoſten vorſchlagen, 
ſelbſt die Verantwortung überläßt, weil die Par⸗ 
teien dann eben in jeder Beziehung für derartige 
Vorkommniſſe die Verantwortung tragen und ge- 
rade ſtehen müſſen. Die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei ijt gerne bereit, diefe Verantwortung zu traz 
gen. Deswegen werden die Parteien aus freien 
Stücken jhon bei der Auswahl der Gemeindenor- 
ſteher diejenigen heranziehen, die die Sicherheit 
dafür bieten, die der Senat durch feine vorher qe- 
gebenen Verfügungen wünſchte. Ich glaube alſo, 
daß wir dieſen Mißſtand beſeitigen können, wenn 
wir das Uebel an der Wurzel anfaſſen, uns hin⸗ 


Auch wir find dar⸗ 


den heutigen modernen Verhältniſſen angepaßt 
Vizepräſident Dr. Bogdan: 


Das Wort hat 
Herr Senator Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Gegenüber 
den letzten Ausführungen des Herrn Abg. Mau 
in bezug auf die Gemeinde Poſtelau möchte ich 
ſagen, daß die Feſtſtellungen amtlich erfolgt ſind. 
Ich bitte, das, was ich gejagt habe, als eine amt- 
liche Erklärung hinzunehmen. Der Senat konnte 
gegen den ſtellvertretenden Gemeindevorſteher 
nicht einſchreiten. Was er getan haben ſoll, iſt 
auf Dichtung und Entſtellung zurückzuführen. 
Was er getan hat, mußte er tun, da in der Heiz— 
periode nicht die Möglichkeit gegeben war, die 
Vertreterſitzung in dem Schulgebäude abzuhalten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Der Herr Senator hat erfreulicher Weiſe einen 
Teil der irrigen Ausführungen des Abg. Mau 
zurückgewieſen. Ein anderer Teil ift unwider⸗ 
ſprochen beſtehen geblieben. Der Vertreter der 
größten Regierungspartei hat hier Ausführungen 
gemacht, die nicht ſo in die Welt hinausgehen 
dürfen. Er hat nichts mehr und nichts weniger 
behauptet, als daß die Landräte bezw. die dort 
tätigen Beamten, insbeſondere der Landrat des 
Kreiſes Danziger Höhe, falſche Berichte an den 
Senat erſtattet hätten, und daß auf Grund dieſer 
falſchen Berichte der Senat ſeine Antwort erteilt 
habe. (Abg. Loops: Das haben Sie doch früher 
geſagt!) Das iſt mir nicht eingefallen. Wenn der 
Vertreter der größten Regierungspartei derartige 
Ausführungen machen kann, ohne daß ihm vom 
Senat widerſprochen wird, ſo iſt das ſehr bedauer— 
lich. Wir müſſen doch annehmen, daß der Senat 
die Sachlage ſehr eingehend geprüft hat, bevor er 
die Antwort erteilte, und daß er die Unterlagen, 
die er für die Antwort benutzte, nach Prüfung als 
wahr und richtig befunden hat. Das Vorgehen 
des Abg. Mau auf die Beamten zu ſchimpfen und 
ihnen ohne jeden Beweis vorzuwerfen falſche Be— 
richte erſtattet zu haben, iſt etwas, was in keinem 
Parlament der Welt möglich geweſen wäre, ohne 
daß die Regierung ſolche Ausführungen gebührend 
zurückgewieſen hätte. 

Ich hoffe, daß nach dieſen Ausführungen der 
Senat erklären wird, daß ſeine Antwort, die er 
gegeben hat, nicht auf falſchen Grundlagen beruht 
und weiſe die Ausführungen des Abg. Mau ent⸗ 
ſchieden zurück. : 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Der Senat wird gar nichts tun, er wird das 
nicht widerrufen, was Herr Abg. Mau hier ge- 
ſprochen hat. Was wir geſehen haben, iſt ein 
typiſches Beiſpiel dafür, wie die Sozialdemokra— 
tiſche Partei mit allen Mitteln und Methoden 
verſucht, Verwirrung über ihre eigene Politik zu 
ſchaffen. Das iſt die Politik der S. P. D., das 
find nur Verwirrungsmanöver. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Loops.) Hier hat ſich dasſelbe abgeſpielt, was 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

ſich augenblicklich in Magdeburg abſpielt, mein 
lieber Herr Loops. (Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe.) Herr Selow, Sie ſind zu dumm und un⸗ 
fähig dazu, als daß ich mich mit Ihnen über Sta⸗ 
lin und Trotzki unterhalte. Wir ſehen aber, daß 
ſich hier genau dasſelbe abzuſpielen beginnt, was 
wir in Magdeburg ſehen, wo Müller, Severing 
und Wiſſell dieſen Staat und das Syſtem bejahen, 
und wo ein Seidewitz ſich hinſtellt und ſagt, die 
Politik eines Severing, eines Müller — hier ſagt 
man die Politik eines Arczynſki, allerdings in 
etwas anderer Form — wird den meiſten Leuten 
den Charakter dieſer Republik zeigen, daß die 
deutſche Republik nur ein Werkzeug des Kapita⸗ 
lismus gegen die Arbeiter iſt. (Zwiſchenrufe.) 
Wir haben offen und ehrlich erklärt, wir ſtehen 
zur Diktatur des Proletariats. Wir leugnen nicht 
ab, daß die Arbeiterklaſſe in Rußland herrſcht und 
eine Diktatur ausübt. Das bejahen wir. Aber 
Sie ſtehen doch auf dem Boden der ſogenannten 
Demokratie, Recht und Freiheit für alle. 

Es war vorauszuſehen, daß dieſer fadenſcheini— 
gen Begründung des Senators Arczynſki eine Er- 
widerung von ſeiten der Sozialdemokratiſchen 
Partei gegeben werden mußte. Dieſe Erwiderun⸗ 
gen, dieſe Verwirrungsmanöver werden immer 
dann durchgeführt, wenn die Gefahr beſteht, daß 
durch die Regierungsmaßnahmen ſozialdemokra⸗ 
tiſcher Senatoren oder Miniſter zu offenſichtlich, 
zu frak und brutal das wirkliche Geſicht der Sozial- 
demokratiſchen Partei in Erſcheinung tritt. Immer 
dann ſetzen diefe Täuſchungsmanöver ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Abgeordneter ein. Die Arbeiterſchaft 
und Bevölkerung weiß zur Genüge, was ſie darauf 
zu geben hat. Ich ſagte bereits, daß der Senat 
wieder nichts tun werde. Dazu will ich einige 
Ausführungen machen. 

Die Begründung, die der Senator Arczynſki 
gab, war ſo fadenſcheinig, daß ſogar ſein eigener 
Fraktionsgenoſſe ihn desavouieren und erklären 
mußte: „Lieber Herr Arczynſki, warum glaubſt 
Du dieſe Berichte?“ Da möchte ich fragen, wer der 
Dümmere iſt, derjenige, der dieſe Berichte verfaßt 
oder derjenige, der ſie lieſt. Das hat Herr Mau 
mit denſelben Worten geſagt und er verſuchte da— 
durch feinen Senator Arczynſki zu entſchuldigen. 
Warum ſetzen Sie ſo unfähige Leute an dieſe Stel— 
len, die ſolchen Berichten Glauben ſchenken? Viel— 
leicht hätten Sie ſich dahin ſetzen ſollen. Wir wiſſen 
aber, daß die Berichte, gleichgültig, ob fie ein 
ſozialdemokratiſcher oder deutſchnationaler Bür⸗ 
germeiſter verfaßt, immer gegen die Arbeiterſchaft 
verfaßt ſind und ohne Prüfung der Verhältniſſe 
von der Regierung geglaubt werden. Hier haben 
wir ein kraſſes Beiſpiel. Nur, weil das, was wir 
hier behauptet haben, von Vertretern der bürger— 
lichen Parteien aufgegriffen worden iſt, fühlen 
ſich die Sozialdemokraten veranlaßt, ihren Sena— 
tor zu desavouieren. 

Wir haben die Große Anfrage eingebracht. 
Wir hätten noch ſchwerwiegenderes Material er- 
bringen können für das, was vorgefallen iſt in 
bezug auf die Beſtätigung der Gemeindevorſteher. 
Ein Mau oder ein anderer Sozialdemokrat hätte 
ſich nicht bemüßigt gefühlt, hier gegen feinen eige- 
nen Senator zu Felde zu ziehen. Aber weil hier 
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jedoch die Behandlung der Minderheitenfrage 
mitſpielt, fühlen ſich die Sozialdemokraten veran⸗ 
laßt, hier zu ſprechen, nicht etwa um uns zu be⸗ 
ruhigen, ſondern um die Polen zu beruhigen. (Be⸗ 
wegung.) Es geſchah nicht, um den Kommuniſten 
gegenüber den Nachweis zu führen, daß die Sozial- 
demokraten die Verteidigung für „Freiheit und 
Recht“ führten. Sie wiſſen genau, daß Sie nur 
ein Lächeln von uns ernten, weil wir daran nicht 
mehr glauben und die Arbeiter auch nicht. Wir 
ſehen, daß die Ausführungen des Abg. Mau auf 
die Vertreter der Polen gewirkt haben. Sie ſchrieen 
Bravo. Sie ſind wirklich der Anſicht, daß das, 
was Herr Mau ſagte, tatſächlich die Meinung 
der Partei ſei. (Abg. Loops: Darüber ärgern Sie 
fih jo!) Durchaus nicht. Ich ſchätze den Abg. Dr. 
Moczynſki nicht ſo ein, anzunehmen, daß er das 
glaubt, daß der Senat in Poſtelau etwas unter- 
nimmt. Es iſt auch eine Ironie des Schickſals, daß 
die Sozialdemokraten, die immer als Verteidiger 
der Minderheit aufgetreten ſind, mit einem Male 
ſo national geworden ſind, daß ſie die nationalen 
Minderheiten auch vergewaltigen und nicht be— 


ſchützen. Wenn Herr Senator Arczynſki in bezug 


auf Danzig ſagte, das Minderheitenproblem wäre 
überall gelöſt, wenn die Minderheiten wie in 
Danzig behandelt würden, dann ſprechen hier die 
verſchiedenen Verhältniſſe mit. Danzig iſt von 
Polen abhängig, und wir wiſſen, daß die Herren 
Senatoren ſo tanzen, wie Pilſudſki pfeift. Des⸗ 
halb behandeln fie die Polen als Minderheit et- 
was beſſer als ſie es machen würden, wenn Dan— 
zig ein unabhängiges Land wäre wie Deutjch- 
land, Frankreich oder Italien. Wenn Sie z. B. 
ſo unabhängig wie Italien wären, würden Sie die 
Polen hier beſtimmt ſo behandeln wie Muſſolini 
die Deutſchen in Italien. Davon feien Sie iber- 
zeugt. Aber wenn die Minderheiten überall ſo be— 
handelt würden wie in Rußland, in der Sowjet⸗ 
Union, dann hätten wir keine Minderheiten- 
probleme. (Lebhafte Bewegung.) Sie haben alle 
keine Ahnung von der Diktatur des Proletariats. 
( Heiterkeit.) Sie wiſſen beſtimmt nichts von dic- 
ſen Fragen, maßen ſich aber Urteile darüber an. 
Beſchäftigen Sie ſich ein wenig mit dem Problem, 
dann werden Sie vielleicht nicht ſolche blödſinnigen 
Zurufe machen, durch die Sie ſich ſelbſt lächerlich 
machen. 

Wenn der Senator Arczynſki darauf hinweiſt, 
daß im Werder drei, in der Niederung 15 und im 
Kreis Höhe ſechs Fälle von Verſagung der Beitä- 
tigung, darunter mehrere wegen formeller Ver— 
ſehen, zu verzeichnen ſind, dann möchte ich Herrn 
Arczynſki ſagen, daß es daran liegt, daß nicht mehr 
Vertreter der Minderheit und nicht mehr Vertre— 
ter der Kommuniſtiſchen Partei in dieſe Aemter 
hineingewählt worden ſind. Wenn wir erſt ein⸗ 
mal ein ſtärkeres Anwachſen der kommuniſtiſchen 
Bewegung und damit ein Hineinkommen in die 
Gemeindevertretungen und Gemeindevorſteher⸗ 
ämter haben, dann werden Sie, Herr Arczynſki, 
derjenige fein, der genau wie Severing ein Rund- 
ſchreiben an die Herren Landräte erläßt, daß Kom- 
muniſten nicht zu beſtätigen ſeien. Dann werden 
Sie hier machen, was Severing drüben gemacht 
hat. Sie berufen ſich, und Herr Mau verſuchte 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

das zu unterſtreichen, auf die Beſtimmungen 
eines reaktionären Geſetzes. Man muß ſich wun⸗ 
dern, was das für eine feine Demokratie und Re- 
publik ijt, die bis zur Decke mit derartigen reaktio— 
nären Geſetzen angefüllt iſt. Das iſt Ihr Staat. 
Sie verteidigen und ſchützen dieſe Geſetze und 
reaktionären Beamten. Das iſt auch ein Beweis 
dafür, was es mit dem „Volksſtaat“ auf ſich hat. 
(Zuruf des Abg. Loops.) Ach Herr Loops, Sie ſind 
ein ſogenannter „Linker“. Sie wiſſen, daß die 
Frage des Staates nicht von der jeweiligen Re— 
gierung abhängig iſt. Wer hat das Heft in bezug 
auf die Wirtſchaft in der Hand? Eigenartig, daß 
Sie noch dieſe Zurufe machen. 

Was beweiſen die Ausführungen des Abg. 
Mau? Daß tatſächlich der Senat ſchuld har. 
Herr Abg. Dr. Moczynſki hat ganz richtig ange- 
führt, daß es dem Landrat tatſächlich geſtattet iſt, 
laut Landgemeindeordnung die Beſtätigung zu 
verſagen, allerdings mit der Zuſtimmung des 
Kreisausſchuſſes. Herr Dr. Moczynſki ſagte ganz 
recht, daß aber nicht darin ſtehe, daß ſie zu ver— 
ſagen ſei, wenn jemand vorbeſtraft iſt, beſonders, 


wenn es ſich um geringfügige Geldſtrafen handelt. 


Worum handelt es ſich nun? Ich ſage, wer hält 
den ganzen Verwaltungsapparat für ſo dumm, 
daß der Landrat etwas machen wird, was dem 
Senat, ſeiner vorgeſetzten Behörde, nicht angenehm 
iſt. Darauf kommt es nämlich an. Entweder hat 
die Sozialdemokratiſche Partei vorher nichts ge— 
tan, um den von ihr gewählten Gemeindevor— 
ſtehern tatſächlich die Möglichkeit zu geben, das 
Amt anzutreten. Dann kann man ſagen, ſie habe 
kein Intereſſe daran, daß Arbeiter in ihr Amt 
kommen, wenn ſie zum Gemeindevorſteher ge— 
wählt ſind. Denn wenn Sie die reaktionären Ge— 
ſetze kennen, müßten Sie wiſſen, daß bei dieſer reak— 
tionären Einſtellung der Landräte damit zu ret- 
nen iſt, daß ſie dieſe oder jene Perſon nicht be— 
ſtätigen werden. Alſo muß man ſagen, daß die 
Sozialdemokratie nicht wollte, daß Arbeiterele— 
mente in die Gemeindevorſteherämter kamen. 
Wenn ſie das gewollt hätte, hätte ſie ſich vorher 
mit dem Senat in Verbindung geſetzt und der 
hätte an die Landräte Anweiſungen herausge— 
geben, wann zu beſtätigen iſt und wann nicht. 
Man hätte die Beſtimmung der Landgemeinde— 
ordnung damit illuſoriſch machen können. Der 
Landrat iſt ein Beamter des Staates und wird 
hübſch und brav das machen, was dieſer Senat 
ihm jagt, davon feien Sie überzeugt. Aber an- 
ſcheinend haben Sie das nicht gemacht. Oder es 
bleibt noch eine andere Vermutung übrig, näm- 
lich, daß man vorher Anweiſungen A la Severing 
herausgegeben hat, daß die Landräte dieſen Pa- 
ragraphen anwenden ſollen, um Kommuniſten 
bezw. ſozialdemokratiſche Arbeiter, die von So— 
zialdemokraten gewählt worden ſind und tatſäch⸗ 
lich proletariſche Politik durchführen würden, 
nicht zu beſtätigen. (Zwiſchenrufe des Abg. Loops) 


Ja, denn dieſe Arbeiter ſind zu uns in den letzten 


Monaten immer zahlreicher übergetreten. Dieſe 
Arbeiter werden erkennen, daß die Senatoren und 
die ganze Sozialdemokratiſche Partei rein bürger⸗ 
liche Politik treiben. Sie werden zur Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei kommen. Aus Furcht davor haben 
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Sie alles laufen gelaſſen oder vielleicht ſogar be— 
antragt, daß die Landräte dementſprechend zu 
handeln haben. 

Es iſt alſo Demagogie, wenn ſich ein Mau hier 
hinſtellt und jagt, ändert dieſen Paragraphen, än- 
dert dieſe Beſtimmungen, dann wird alles in 
Butter ſein. Das iſt nicht wahr, denn innerhalb 
dieſes Syſtems werden die Minderheiten immer 
vergewaltigt werden. Man wird auch die Ar— 
beiterbewegung unterdrücken, ganz gleich, ob dieſe 
oder jene Landgemeindeordnung beſteht oder nicht. 
Man wird noch raffiniertere Methoden entſinnen. 
Ich habe nur nachgewieſen, ich glaube es handelt 
fih um den $ 84 der Landgemeindeordnung, daß 
er dadurch unſchädlich gemacht werden kann, daß 
der Senator Anweiſungen herausgibt, daß die 
Landräte zu beſtätigen haben. Sie ſagen doch 
immer, die Beamten haben zu parieren. Dann 
hätten Sie es doch machen können, und ich bin 
überzeugt, daß die Landräte das durchgeführt 
hätten. 

Nun noch etwas anderes. Der Herr Abg. Mau 
zog über die reaktionären Landräte her; er er— 
klärte: Wir fordern den ſchärfſten Kampf gegen 
dieſe Landräte, und wir ſagen deshalb dem Senat 
offen: Schenkt dieſen Berichten nicht ſoviel Glau— 
ben, ſondern prüft die Verhältniſſe. Es wird na- 
türlich nichts gemacht. Aber wie das Mißtrauen 
oder Vertrauen der Sozialdemokratiſchen Partei 
den Landräten gegenüber ausſieht, dafür ein Be— 
weis. Die Herren Landräte bekommen anſtändige 
Gehälter als Staatsbeamte, und die Kreiſe geben 
ihnen noch eine beſondere Aufwandsentſchädigung, 
wahrſcheinlich als Kompenſation dafür, daß ſie ſo 
ſchön für die Kreisbevölkerung arbeiten. So be— 
kommt der Landrat des Kreiſes Danziger Niede— 
rung eine jährliche Aufwandsentſchädigung von 
6000 Gulden. Nun müßte man doch folgendes 
annehmen: Wenn die Sozialdemokratiſche Partei 
tatſächlich dieſen Landräten Mißtrauen entgegen- 
bringt, ſie der Reaktion bezichtigt, wie der Herr 
Abg. Mau geſagt hat, dann müßte doch eigentlich 
die beſondere Entſchädigung nicht bewilligt wer- 
den. Die Kommuniſten haben in der letzten Kreis- 


tagsſitzung des Kreiſes Danziger Niederung den 


Antrag geſtellt, die 6000 Gulden zu ſtreichen. Es 
war ein ſozialdemokratiſcher Kreistagsabgeord— 
neter, der ſich warm für die Entſchädigung ein— 
ſetzte. Der Abg. Senator Rehberg und der Abg. 
Rohde waren auch dabei. Sie haben dadurch, 
daß ſie nichts ſagten, die Sache gebilligt. Bei der 
Abſtimmung über die Entſchädigung haben die 
Sozialdemokraten zuſammen mit den Deutſchna— 
tionalen für die 6000 Gulden geſtimmt. Dann 
kommt Herr Mau und ſagt, daß die reaktionären 
Landräte bekämpft werden müſſen. Wir wiſſen, 
daß es der Landrat im Kreiſe Niederung geweſen 
iſt, der den Gemeindevorſteher in Walddorf nicht 
beſtätigt hat. Das alles beweiſt nur die Heuchelei 
und Verlogenheit in den Ausführungen der ſo— 
zialdemokratiſchen Abgeordneten hier. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.! Herr Senator Arczynſki hat eine gute Eigen— 


Iſchaft. Er wird ja noch mehrere gute Eigenſchaf— 
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(Dr. Moczynſki, Abgeordneter) 

ten haben, aber er kommt nicht ſo richtig aus ſich 
heraus. Er hat aber wenigſtens die gute Eigen⸗ 
ſchaft, daß er das, was er einmal niedergeſchrie— 
ben hat, auch aufrechterhält. Er hat behauptet, 
daß die Sache mit den Knüppeln und Schlagrin⸗ 
gen nicht ſtimmt. Nachdem ich von der Tribüne 
heruntergegangen war, iſt er hinaufgegangen und 
hat das hier wiederholt. Es ſteht alſo Beweis 
gegen Beweis. Nun bin ich in der glücklichen 
Lage, — ich habe es auf meinem Platz liegen ge- 
laſſen, aber ich gebe es Ihnen nachher, — noch 
etwas weiteres hinzuzufügen, und zwar das 
Schriftſtück, worin die Beſchwerden an den Land⸗ 
rat über die Verſammlungen in der Schule nie⸗ 
dergelegt ſind und worin auch die Zeugen ange— 
geben ſind, welche nicht vernommen wurden. Dar⸗ 
auf iſt eine Antwort des Landrats eingegangen: 
„Auf die Beſchwerde von dem und dem erhalten 
Sie zum Beſcheid, daß ich nach dem Ergebnis der 
angeſtellten Ermittlungen keine Veranlaſſung 
habe, gegen den kommiſſariſchen Gemeindevor— 
ſteher Krauſe im Dienſtaufſichtswege einzuſchrei— 
ten.“ (Abg. Plenikowſki: Der Mann muß belohnt 
werden!) Wenn ich in einem Strafverfahren vor 
einem ordentlichen Gericht, einem unparteiiſchen, 
wie man ſagt, Zeugen nenne, ſo werden dieſe ver— 
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geweſen iſt. Sie ſollten jetzt nicht mit dem Kopf 
nicken, Herr Senator Arczynſki, Sie ſollten, wenn 
Sie konſequent wären, weiter abſtreiten und ſa⸗ 
gen, es iſt nichts geweſen. Aber deswegen bin ich 
nicht aufgetreten. Wenn Sie das Schreiben nicht 
kennen, gebe ich Ihnen die Abſchrift. Ich hoffe, 
daß Sie ſoviel Einfluß auf Ihren Landrat haben, 
daß er Ihnen das einſchickt. 

Aber Sie haben auch eine olle Kamelle von 
Herrn Dr Ziehm aufgefriſcht, Sie haben über die 
Minderheitenrechte geſprochen. Es war eine Ant- 
wort, die keine Antwort iſt. Herr Arczynſki, Min⸗ 
derheitenrechte ſind ein feſtſtehender ethiſcher Be— 


Weitere Mort- 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be— 
ſprechung. Ich ſchlage vor, die heutige Sitzung 
jetzt zu vertagen. Widerſpruch wird nicht laut, es 
iſt demgemäß beſchloſſen. Ich ſchlage weiter vor, 
die nächſte Sitzung morgen, Mittwoch, den 
mit folgender 


men, daß der aufſichtsführende Landrat, der ſich Tagesordnung abzuhalten: 


einer beſonderen Unparteilichkeit befleißigen 
ſollte, die ihm aufgegebenen Zeugen vernimmt. 
Wenn er trotzdem feſtſtellen zu können glaubt, 
daß ſeine Ermittlungen auch ohne dieſe Zeugen 
auskommen, ſo iſt das ein Irrtum. Wenn der 
Senat und damit Herr Senator Arczynſki darauf 
hineinfallen, ſo iſt das zum mindeſten ein Unfug, 
der in der Beantwortung einer Kleinen Anfrage 
nicht vorkommen ſollte 


Aber noch eins. Um dem kommiſſariſchen Ge- 
meindevorſteher erſtens, dem Landrat zweitens, 
dem Senator Arczynſki drittens den Beweis zu 
liefern, daß die eingezogenen Ermittlungen trotz 
zweimaliger Behauptung falſch geweſen ſind, iſt 
vor dem ordentlichen Gericht ein Strafprozeß 
ſeitens der körperlich Mißhandelten angeſtrengt 
worden. Da wird ſich ja ergeben, was tatſächlich 


1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuerge⸗ 
ſetzes. (Druckſache Nr. 709.) 

Es ſoll nur die Begründung der Vorlage durch 
den Senat erfolgen. Für die Beſprechung des Ge- 
ſetzentwurfs iſt der 5. Juni in Ausſicht genommen. 

2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung 
des Vermögensſteuergeſetzes. — Urantrag des Abg. 
Brenner u. Fr. — (Druckſache Nr. 677.) 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Forſtdiebſtahlgeſetzes. (Druckſache Nr. 704.) 

4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über Aende⸗ 
rung der Poſtgebühren. (Druckſache Nr. 716.) 

5. Reſt von heute, nämlich die Große Anfrage Nr. 37 
des Abg. Plenikowſki u. Fr. über Aufenthaltsverbot 
für Max Höls. (Druckſache Nr. 692.) 

Ich höre keinen Widerſpruch, das Haus hat dem— 
gemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Arczynſki, Behrend, Dr. 
Kamnitzer, Kunze, Dr. Wiercinſki; Oberregie— 
rungsrat Dr. Gallaſch, Oberregierungs- und Fi- 
nanzrat Winter, Regierungsrat Burmeiſter, Re— 
gierungs- und Kaſſenrat Stuntz; Regierungsober— 
inſpektor Brockſch. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 84. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Einkommen- und Körper⸗ 
ſchaftsſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 709. Das Wort zur Begründung 
hat Herr Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H.! Durch 
den generellen Beſchluß des Volkstages, den vom 
Senat herübergegebenen Etat in erſter Leſung 
ohne Ausſprache in den Hauptausſchuß zu ſchicken, 
ſind die Etatsreden formell an den Beginn der 
2. Leſung des Etats im Volkstag verwieſen wor- 
den. Für die politiſche Rede des Präſidenten des 
Senats hält der Senat es für zweckmäßig, es 
hierbei bewenden zu laſſen. Für die Finanzrede 
würde dieſer Zeitpunkt ſehr verſpätet ſein, weil 
dann praktiſch der Bericht über die Finanzlage 
im Hauptausſchuß als Grundlage für die Etats- 
beratung hätte gegeben werden müſſen, es aber 
richtig und notwendig erſcheint, daß das Plenum 
des Volkstages zuerſt und ſobald als möglich die— 
ſen Bericht entgegennimmt. Der Volkstag wird 
mit mir darin einig ſein, daß der vorliegende Ge: 
ſetzentwurf ein zwingender Anlaß ijt, den Bericht 
über die Finanzlage bei der Beratung dieſes Ge- 
ſetzentwurfs zu geben, da die Exträge dieſes Ge⸗ 
ſetzes zum Ausgleich des Etats erforderlich ſind 
und die Erörterung daher ohne Kenntnis der ge⸗ 
ſamten Finanzlage ſchlechthin unmöglich iſt. 
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Niemand bedauert mehr als der Senat, daß 
die Vorlegung der Etats ſich auch in dieſem Jahre 
erheblich verſpätet hat, und es kann weder für den 
Volkstag noch für den Senat einen Troſt bedeuten, 
daß bisher im Freiſtaat immer mit einem Notetat 
gewirtſchaftet worden iſt. Niemals aber war die 
Verſpätung wohl leichter zu begründen als dieſes 
Mal. Die perſonelle Umbildung des Senats zu 
Beginn dieſes Jahres machte es den neueintreten⸗ 
den hauptamlichen Senatoren zur Pflicht, ſich in 
ihre Etats, für die ſie nunmehr die Verantwor— 
tung tragen ſollten, einzuarbeiten, und auch die 
neueintretenden nebenamtlichen Senatoren muß— 


B ten eine erneute Beratung des Etats unter ihrer 


Mitwirkung verlangen. So ergab es ſich zwangs⸗ 
läufig, daß die Etatsberatung im Senat erſt zu 
einer Zeit beginnen konnte, in der die Etats nor- 
maler Weiſe bereits hätten im Volkstag fein mij- 
ſen. Eine weitere Verſpätung ergab ſich aus der 
Schwierigkeit, die gegenüber dem Vorjahre erheb⸗ 
lich geſtiegenen Mehranforderungen des Etats zu 
decken. Wie groß dieſe Schwierigkeiten waren, 
glaube ich Ihnen im Laufe meiner Darlegungen 
klarlegen zu können. (Abg. Plenikowſki: Ein Wun⸗ 
der iſt in dieſem Jahre nicht eingetreten!) 

Bevor ich jedoch zu Einzelheiten und Zahlen 
komme, bitte ich Sie, mir einige Ausführungen 
allgemeiner Art zu geſtatten. Bei der Bedeutung, 
die die Führung der Finanzgeſchäfte für den 
Staat, die Wirtſchaft und in letzter Auswirkung 
für jeden einzelnen Staatsbürger hat, erſcheint es 
mir unerläßlich, daß ich die Gelegenheit der erſten 
Einführung eines Etats durch mich benutze, um 
dem Volkstag einiges darüber zu jagen, in wel- 
chem Sinn ich das Amt des Finanzſenators zu 
führen gedenke. Dabei bin ich mir vollkommen be- 
wußt, daß Volkstag und Allgemeinheit von mir 
nicht Morte hören, ſondern Taten ſehen wollen. 
(Abg. Plenikowſki: Die ſehen wir ſchon, Steuer- 
erhöhung!) Aber auch gerade deshalb erſcheint es 
mir richtig, Prinzipielles auszuſprechen; denn nur 
dann, wenn es mir gelingt, im Senat, im Volks⸗ 
tag und in der Oeffentlichkeit Verſtändnis zu wek⸗ 
ken für das, was ich will, wird es mir möglich 
ſein, wirklich und wirkſam zu handeln. Der Fi⸗ 
nanzſenator der Freien Stadt bedarf dieſer Un— 
terſtützung um ſo mehr, als die beſtehenden Be— 
ſtimmungen ihm im Rahmen der Geſamtverwal⸗ 
tung keinerlei Sonderrechte einräumen, wie dies 
etwa im Deutſchen Reiche der Fall iſt, wo dem 
Reichsfinanzminiſter ein weitgehendes Vetorecht 
zuſteht. Ich beklage dieſen Zuſtand keineswegs, 
aber es ergeben hieraus Folgerungen, die ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſind, aber doch ausgeſprochen werden 
jollen: (Abg. Liſchnewſki: Dann wenden Sie ſich 
an Ihre eigene Partei!) jede finanzielle Vorlage, 
die hier beraten wird, beruht auf einem Beſchluß 
des Geſamtſenats. Bei dieſer Beſchlußfaſſung kann 
der Finanzſenator überſtimmt worden ſein. Ich 
treffe dieſe Feſtſtellung nicht, um mir die Verant⸗ 
wortung zu erleichtern, denn ich werde es als 
meine Pflicht betrachten, das fehlende Vetorecht 
durch das Gewicht meiner Gründe zu erſetzen. 


Wenn dieſe Pflicht aber erfüllt worden iſt, er⸗ 
ſchiene es mir unbillig, dem Finanzſenator — wie 
es früher wohl zuweilen geſchehen iſt — mehr 
Verantwortung aufzubürden, als man ihm Ein⸗ 
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(Dr. Kamnitzer, Senator) 
fluß gewährt. Ich treffe dieſe Feſtſtellung auch des⸗ | 
halb, weil es mir dadurch möglich wird, in mei- 
nen ſpäteren Ausführungen Finanzmaßnahmen 
aus früherer Zeit kritiſch zu betrachten, ohne da⸗ 
mit eine Kritik an Perſonen verbinden zu müſſen 
und zu wollen. 

Die Stellung des Finanzſenators wird da- 
durch erſchwert, daß er nach der Verfaſſung als 
hauptamtlicher Senator nicht vom Vertrauen 
des Volkes abhängig iſt. Keine Verwaltung be— 
darf dieſes Vertrauens mehr als die Finanzver⸗ 
waltung. Es kann aber pſychologiſch leicht dazu 
führen, daß man dem Leiter einer Verwaltung, 
dem man nicht zu gegebener Zeit das Mißtrauen 
ausſprechen kann, dieſes Mißtrauen gleich von 
vornherein entgegenbringt. Dieſe unglückliche Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung bedeutet aljo nach meiner per- 
ſönlichen Ueberzeugung in Wirklichkeit eine Er- 
ſchwerung für die hauptamtlichen Senatoren; ſie 
ſollte recht bald fallen. Sie ſoll mich jedoch nicht 
hindern in dem ernſthaften Beſtreben, auch als 
hauptamtlicher Senator das Vertrauen des Volfs- 
tages zu erlangen. Ich ſchließe hierin mit beſon— 
derer Betonung die ſachlich gerichtete Oppoſition 
ein, deren Wert für den Parlamentarismus ich 


ſelbſt einmal von dieſer Stelle aus als Abgeord- hat 


neter eingehend begründet habe. Aber die Oppo- 
ſition muß bereit fein, auch den politiſch Anders- 
gerichteten den ehrlichen Willen zuzuerkennen 
und darf nicht jede vorgeſchlagene Maßnahme 
nur unter dem Geſichtspunkt der Parteiagitation 
betrachten. (Abg. Liſchnewſki: Vorausgeſetzt, daß 
der ehrliche Wille vorhanden iſt!) 

Nun mag dies leichter geſagt ſein als getan; 
denn ich bin ja als Parteimann zum hauptamt⸗ 
lichen Senator gewählt worden und — brauche 
ich wohl kaum hinzuzuſetzen — bin es noch und 
werde es auch bleiben. Es ſoll aber noch bürger- 
liche Wirtſchaftskreiſe geben, die in einem Sozi⸗ 
aliſten als Finanzſenator einen Amokläufer ſehen. 
Wenn es darauf überhaupt eines Eingehens be— 
darf, ſo iſt dazu folgendes zu ſagen: Es iſt richtig, 
daß ich als Sozialdemokrat eine neue und beſſere 
Wirtſchaftsform erſtrebe. Für jeden Politiker, der 
praktiſche Politik betreiben will, bedeuten die 
Grundſätze ſeiner Partei Richtlinien und Wegwei⸗ 
ſer; ſie dürfen aber nicht zu Scheuklappen werden. 
So weiß ich denn auch, daß wir von der Erreichung 
dieſes Ziels der neuen Wirtſchaftsform noch ein 
gutes Stück entfernt ſind und das Ziel nur dann 
gewiß und ſicher erreichen werden, wenn die jetzige 
Wirtſchaftsform in einem unaufhaltſamen Ent⸗ 
wicklungsprozeß allmählich überwunden wird. So⸗ 
lange aber die jetzige Wirtſchaftsform beſteht, muß 
derjenige, der an verantwortlicher Stelle ſteht, 
(Abg. Plenikowſki: Panzerkreuzerbau, Steuerer⸗ 
höhung!) dieſer Tatſache Rechnung tragen, wenn 
er nicht der Wirtſchaft, der ich Unternehmer und 
Arbeiter als gleich wichtige Faktoren zuzähle, 
Schaden zufügen will. Ich habe ſtets und überall 
den Standpunkt vertreten, daß die Erhaltung der 
Selbſtändigkeit der Freien Stadt Danzig weſent⸗ 
lich davon abhängt, daß ſie ſich wirtſchaftlich le⸗ 
bensfähig erhält. Dazu gehört vor allem Beſchaf⸗ 
fung von Erwerbsmöglichkeiten, Beſchaffung von 
Arbeit. Dies ijt aber im heutigen Wirtſchafts⸗ 


ſyſtem ohne Bildung und Heranziehung von Kapi- 
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tal nicht möglich. Ich weiß, daß ſich hieraus ſehr 
wichtige finanzpolitiſche Folgerungen ergeben, 
denn Finanzpolitik und Wirtſchaft ſtehen im eng- 
ſten Zuſammenhang. Der Staat als Ganzes, und 
im beſonderen die Finanzverwaltung, hat das 
größte Intereſſe am Wohlergehen der Wirtſchaft. 
Ich glaube, der Senat hat auch bereits Beweiſe 
genug geliefert, daß er die Wirtſchaft ernſtlich zu 
fördern beſtrebt ift. Aber ebenſo groß wie das Yn- 
tereſſe des Staates an der Wirtſchaft iſt auch das 
Intereſſe der Wirtſchaft an geordneten Verhält— 
niſſen im Staate, insbeſondere an geordneten Fi— 
nanzen. Von dem Kredit des Staates hängt auch 
der Kredit der Wirtſchaft ab. Es kann für die 
Wirtſchaft unter dieſem Geſichtspunkt richtiger 
ſein — und ich denke hierbei auch gerade an den 
vorliegenden Geſetzentwurf — gewiſſe Laſten zu 
übernehmen, als mit dem Kredit des Staates 
ihren eigenen Kredit zu ſchädigen. Ich bin mir 
aber darüber klar, daß die Allgemeinheit nur dann 
ſich bereit finden wird, neue Laſten zu überneh— 
men, wenn es der Finanzverwaltung gelingt, ihr 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die Ueber— 
nahme dieſer Laſten unumgänglich notwendig iſt, 
kurz, wenn ſie Vertrauen zur Finanzverwaltung 


at. 
Als die Grundbedingungen für dieſes Ver— 
trauen erſcheinen mir Klarheit und Offenheit bei 
der Führung der Finanzgeſchäfte, Sparſamkeit bei 
der Verwaltung der öffentlichen Mittel und Er— 
haltung der Ordnung im Staatshaushalt. 

Es erſcheint mir ſelbſtverſtändlich, daß die Mh- 
gemeinheit, die die öffentlichen Mittel aufbringt, 
einen Anſpruch darauf hat, die Verwaltung der 
Finanzen ſo geführt zu ſehen, daß jederzeit über die 
Verwendung dieſer Mittel Rechenſchaft abgelegt 
werden kann und bereitwilligſt abgelegt wird. Jede 
Zahl, die die Finanzverwaltung gibt, muß jeder 
Kritik ſtandhalten. Man mag über die Bewer— 
tung der Zahlen ſtreiten, aber die Richtigkeit der 
Zahlen muß außer Zweifel ſtehen. Die Finanz 
verwaltung ſoll und darf keine Geheimverwaltung 
ſein. Sie muß vielmehr wünſchen, daß die Oeffent⸗ 
lichkeit mehr als dies bisher der Fall iſt, Anteil 
daran nimmt. Es liegt nur im Sinne dieſer Aus⸗ 
führungen, wenn dem Volkstag jetzt auf Vorſchlag 
der Finanzverwaltung die Etatsüberſchreitungen 
vierteljährlich zur Prüfung überſandt werden, 
wie ich überhaupt den Rechnungsprüfungsausſchuß 
des Volkstags und das Rechnungsprüfungsamt 
keineswegs als Gegenſpieler, ſondern als die beru— 
fenen Helfer der Finanzverwaltung anſehe, mit 
denen ich vertrauensvoll zuſammenarbeite, und 
die mich gerade im Beſtreben nach Sparſamkeit 
wirkſam unterſtützen können. 

Zur Sparſamkeit im Staatshaushalt geſtatten 
Sie mir einige prinzipielle Ausführungen. Man 
weiſt hier oft vergleichsweiſe auf den Privathaus— 
halt hin, wo beim Fehlen entſprechender Einnah— 
men auch notwendigſte Ausgaben geſtrichen wer- 
den müſſen. Der Staatshaushalt unterſcheidet ſich 
aber vom Privathaushalt weſentlich dadurch, daß 
ein erheblicher Teil ſeiner Verpflichtungen auf ges 
ſetzlicher Grundlage beruht, und daß der Staat 
auch beim Willen zu größter Sparſamkeit ſich der 
Erfüllung wichtiger kultureller und ſozialer Muj- 
gaben nicht entziehen kann und darf. Wer wollte 
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die Mittel für die Neueinſtellung von Lehrern und 
die Erweiterung von Schulen ablehnen, wenn der 
Schulſenator berichtet, daß auf dem Lande in einer 
ganzen Anzahl von Orten über 60 Kinder in einer 
Klaſſe zuſammengepfercht ſitzen? Wieviel Mit⸗ 
glieder dieſes hohen Hauſes würden bereit ſein, 
den recht erheblichen Zuſchuß für die Techniſche 
Hochſchule zu ſtreichen! Wer könnte es verantwor⸗ 
ten, Mittel für die Krankenanſtalten, Heilſtätten, 
die Jugendpflege und Blindenfürſorge zu verwei— 
gern? Und ſelbſt wenn man Bauten und andere 
Arbeiten ſtreicht (Abg. Liſchnewſki: Kirchenetat!l) 
— und dies iſt im vorliegenden Etat ſehr aus⸗ 
giebig geſchehen — ſo muß man ſich doch ſagen, daß 
man mit etwa der Hälfte der Summe den Staat 
in Form von Erwerbsloſenunterſtützungen und 
Ausfall an Steuern belaſtet, ohne daß irgend ein 
Wert geſchaffen wird. Gewiß muß es auch für den 
Staat ein ökonomiſches Prinzip geben. Er darf 
keine unnötigen Ausgaben machen und muß ſich 
nach der Decke ſtrecken. Aber ich ſehe die Möglich— 
keit erheblicher Erſparniſſe für den Staatshaus⸗ 
halt vor allem darin, daß in der Verwaltung da— 
nach geſtrebt wird, mit den gemachten Aufwen— 
dungen den größtmöglichen Nutzeffekt für die All— 
gemeinheit zu erreichen. Und hier kann der Staat 
allerdings viel vom Privat- und Geſchäftshaus⸗ 
halt lernen. 


Der oberſte Leitſatz der Staatswirtſchaft muß 


jedoch ſein: die Staatsfinanzen müſſen in Ord⸗ 
nung bleiben. Soll dies erreicht werden, ſo darf 
es nicht vorkommen, daß in den Etat Einnahmen 
eingeſetzt werden, deren geſetzliche oder vertragliche 
Einbringung nicht vorher geſichert ift. Im nter- 
eſſe der Betriebsmittelſicherheit dürfen Ausgaben, 
die in einem Jahr geleiſtet werden, nicht etats— 
mäßig auf mehrere Jahre verteilt werden, und ſo 
werden Sie in dieſem Etat außer den zwangsläufig 
weiterlaufenden Raten keine neuen erſten Raten 
mehr finden. Wenn man neue laufende Ausgaben 
einſetzt, muß man daran denken, daß ſie in jedem 
Jahre zu leiſten ſind. Unſere Finanzen kranken 
noch heute unter dem Irrtum des Jahres 1924, 
(Sehr richtig! links.) als man glaubte, die hohen 
Einnahmen dieſes Jahres auch für die Zukunft 
erwarten zu können und daher die Beamtenge— 
hälter um 10 Millionen Gulden erhöhte. Hätte 
man damals Reſerven angeſammelt, ſo wären uns 
der Gang nach Genf und die Anleihe des Jahres 
1927 erſpart geblieben. (Sehr richtig! links.) Bei 
der Anſicherheit unſerer wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, die zum Teil durch die Anſicherheit in der 
Weltwirtſchaft, im weſentlichen aber durch die noch 
keineswegs vor Rückſchlägen geſicherte Wirtſchaft 
Polens bedingt wird, bedürfen wir der Reſerven 
ebenſo notwendig, wie einer gewiſſen Vorſicht in 
der Schätzung unſerer Einnahmen. Bei dieſer 
Schätzung befindet ſich der Finanzſenator in einer 
faſt tragiſchen Situation. Seine Pflicht verlangt 
es, daß er ſich gegen zu hohe Schätzungen wendet. 
Er muß aber aufs ſehnlichſte wünſchen, daß die 
Einnahmen ſeiner Schätzung unrecht geben, indem 
ſie den Anſatz überſteigen. Nun, ich will dieſe 
Tragik weit lieber auf mich nehmen, als daß durch 
Nichterreichung der Anſätze der Etatsausgleich ins 
Wanken gebracht würde. (Abg. Liſchnewſki: Ihr 
dickes Fell iſt ja bekannt!) 
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Als Beiſpiel einer Etatsentwicklung, wie ich jie 
mir nicht wünſchte, mag ihnen der Etat des letzten 
Jahres dienen. Dieſer Etat weicht in der Red- 
nung um nicht weniger als 9,6 Millionen von den 
Etatsanſätzen ab. Ich habe die näheren Ausführun⸗ 
gen hierzu bereits im Hauptausſchuß gemacht, ſie 
ſind damals in allen Einzelheiten durch die Preſſe 
gegangen und auch von dem Herrn Abg. Dr. Ziehm 
in einer Rede hier wiederholt worden. Es handelt 
ſich im weſentlichen um den Nichteingang veran- 
ſchlagter Einnahmen und die Leiſtung nicht vorher- 
geſehener Ausgaben. Es iſt hocherfreulich für den 
Staat, daß es im vorigen Jahre durch beſondere 
Glücksumſtände, unter denen die Mehreinnahmen 
an Zöllen für das letzte Vertragsjahr der wid- 
tigſte iſt, möglich war, den Fehlbetrag in der Rei- 
nung zu decken. (Abg. Liſchnewſki: Siehe das Wun- 
der!) Ich habe hier im Ausſchuß von einem Wun- 
der geſprochen, um damit die Einmaligkeit dieſer 
günſtigen Konſtellation zu bezeichnen und davor zu 
warnen, daß man bei der Etatsgebarung auf eine 
Wiederholung rechnet. Im übrigen iſt im vorigen 
Jahre der Ausgleich nur durch einen Rückgriff auch 
auf die Ueberſchüſſe des Jahres 1927 möglich ge- 
weſen. 

Wenn ich nunmehr auf den Ihnen vorliegen- 
den Etat 1929/30 übergehe, ſo werden Sie aus der 
vergleichenden Ueberſicht über die reinen Einnah— 
men und Ausgaben im Haushaltsplan 1929 zu 
1928, die Ihnen gedruckt im vorliegenden Vermerk 
zum Haushaltsplan, und zwar unter Ziffer VII 
gegeben iſt, entnehmen, daß die Mehranforderun- 
gen der Verwaltungen insgeſamt 9,77 Millionen 
(Spalte 8 der Ueberſicht) betragen, denen die Min- 
dereinnahmen in Spalte VII der Ueberſicht mit rd. 
0,83 Millionen hinzuzurechnen find, jo daß der 
Mehrbedarf gegenüber 1928 ſich auf rd. 10,6 Mil⸗ 
lionen Gulden beläuft. Dieſen Mehrbedarf habe 
ich Ihnen zu begründen Dieſe Aufgabe wird mir 
erleichtert werden, wenn Sie mir an Hand der 
Ihnen vorliegenden erwähnten Ueberſicht folgen. 
Ich glaube, daß ich darauf werde verzichten können, 
jede kleine Zahl beſonders zu erläutern, und daß 
wir die Erörterungen hierüber in den Ausſchuß 
verweiſen. (Abg. Liſchnewſki: Beſonders den Kir- 
chenetat!) Ich möchte näher nur auf die größeren 
Poſten eingehen, die allgemeines Intereſſe her— 
vorrufen. Die größte Mehrausgabe ergibt ſich 
beim Etat Soziales mit rd. 3,1 Millionen Gul⸗ 
den Dieſe Steigerung erklärt ſich im weſentlichen 
daraus, daß der Ausgabenanſatz beim Erwerbs- 
loſenunterſtützungsfonds, der im Vorjahre in Er— 
wartung der einzuführenden Erwerbsloſenverſiche— 
rung um 1.6 Millionen gemindert worden war, 
in dieſem Jahre um dieſen Betrag höher veran— 
ſchlagt werden mußte, da mit der Einführung der 
Erwerbsloſenverſicherung in dieſem Jahre nicht 
zu rechnen iſt. Ferner haben ſich die Ausgaben 
durch geſetzliche Erhöhung der Sätze in der Invali⸗ 
denverſicherung um 1,2 Millionen Gulden erhöht. 
Der kleine Reſtbetrag find Erhöhungen für Be- 
amtenbeſoldungen und einmalige Anforderungen 
der Wohlfahrtsanſtalten. 

An zweiter Stelle der Mehranforderungen 
ſteht der Etat für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung mit rd. 1,8 Millionen G. Hier iſt der 
Hauptpoſten das Mehr an perſönlichen Koſten. 85 
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neue Lehrerſtellen und entſprechende damit im Zu- das Mehr im weſentlichen aus dem Wegfall des (C) 
ſammenhang ſtehende Steigerung der Vertretungs. Notopfers und der Neuregelung der Bejoldungs- 
koſten erfordern 540 000 G. Der Wegfall des Not⸗ ordnung. 
opfers und die ſonſtigen Auswirkungen der Beſol— Einer beſonderen Aufmerkſamkeit bedarf die 
dungsneuregelung koſten in dieſem Etat rd. 1 Mil- Steigerung der Anforderungen des Hafenaus— 
lion Gulden. Weiter werden mehr gefordert: ſchuſſes von 450 000 G im Jahre 1928 auf rd. 1,1 
85 000 © als Baubeihilfen zur Verbeſſerung der Millionen Gulden in dieſem Jahre, und zwar 
Schulen auf dem Lande, für notwendige techniſche handelt es fih hier lediglich um den Danziger An- 
Einrichtungen an der Hochſchule einmalig 50 000 | teil. Dieſe Steigerung iſt in der Hauptſache be- 
G, Staatszuſchüſſe für kommunale Fachſchulen dingt durch die erſtmalige Einſetzung der Koſten 
mehr 37 000 G, 16 000 G für die unumgängliche für den Eisaufbruch der Weichſel, für den im | 
Einrichtung der Tertia der Aufbauſchule. Der letzten Jahre allein 300 000 G nachbezahlt werden 
Reſt erklärt ſich aus Mehranforderungen für klei- mußten, und für die Beſeitigung der Hochwaſſer— 
me Poen ſchäden. | 
ie Zollverwaltung fordert 947000 G mehr] Eine nähere Erläuterung ſcheint mir für den | 
an. Hierin jteden 470 000 © mehr für Beſoldun⸗ Etat der Schuldenverwaltung erforderlich. Hier | 
gen, die in der Hauptſache durch Wegfall des Not- erſcheint in dieſem Jahre zum erſten Male, und | 
opfers bedingt werden. Ferner erſcheint in dieſem zwar für ein halbes Jahr die Verzinſung und Til- 
Etat zum erſten Male die Verzinſung für den gung der 15 Millionen G, die aus der Tabakmo⸗ 
Schatzwechſelkredit in Höhe von 105 000 Pfund nopolanleihe an die Reparationskommiſſion und 
Sterling oder 2,6 Millionen Gulden, der aufge- die Botſchafterkonferenz abgeführt wurden, und 
nommen werden mußte, um die Tabakmonopol⸗ für die bisher die Verzinſung aus der Anleihe 
entſchädigungen bezahlen zu können, und auf den ſelbſt gedeckt wurde. Ich darf an die Ausführun⸗ 
ich bei der Erörterung des Extraordinariums noch gen erinnern, die ich |. It. von dieſer Stelle aus 
zurückkommen werde. Weitere Anforderungen ſind als Abgeordneter gegen die Anleihe und die Art 
notwendig geworden durch Ausdehnung des Zoll⸗ der Zinſentilgung gemacht habe und ſehe mich | 
dienſtes. Im Laufe diejes Jahres iſt ſowohl das nicht in der Lage, als Finanzſenator meine dama— 
neugeſchaffene Maſſengutbecken in Weichſelmünde, lige Anſicht zu ändern. (Sehr gut! Mitte). Infolge 
als auch das für den Schiffsverkehr nunmehr frei⸗ der aus der bisherigen Etatsaufſtellung'ſich erge- 
gegebene Munitionsbecken in Betrieb genommen benden Verrechnung zwiſchen den einzelnen Poſten | 
worden. Die Mehraufgaben, die hierdurch für die des Etats ergibt ſich für dieſes Jahr im Abſchnitt 
Zollverwaltung erwachſen, ſind ohne Mehreinſtel⸗ der Schuldenverwaltung nur ein Mehrbedarf von 
lung von Perſonal übernommen worden. Es iſt 183 000 G. Zieht man die Verrechnung ausein- (D) 
(B) jedoch erforderlich, im Ausgleich hierfür die Zoll⸗ ander, fo find es in Wirklichkeit aber 572000 G, 
verwaltung durch techniſche Verbeſſerungen perſo⸗ die ſich im nächſten Jahre verdoppeln. Die Ge— 
Ka zu entlaſten. Durch Zuſammenlegung des ſamtbelaſtung aus dieſer Anleihe, die mit 47,5 
Verkehrs- und Verbrauchsſteueramtes werden ber | Millionen Gulden zurückzuzahlen ijt, von der wir 
der Zollverwaltung ſogar 8 Beamte, darunter 2 nur 40,47 Millionen G erhalten haben, von denen 
höhere, erſpart werden. Die beabſichtigte Ver⸗ wir 15 Millionen G für Reparations- und Be- 
einfachung der Stempelgeſetzgebung läßt weitere ſatzungskoſten abführen mußten, und von der nur 
Erſparniſſe erhoffen. i 14,33 Millionen G für produktive Verwendung 
9 Die Poſtverwaltung muß infolge Wegfalls des übrig geblieben ſind, beträgt auf 20 Jahre hinaus 
otopfers und der Beſoldungsneuregelung 324 000 jährlich rd. 4,4 Millionen Gulden. Es beläuft fith 
G mehr aufwenden. Die weiteren Mehranforde⸗ hiernach die Geſamtmehranforderung auf 9,77 
tungen ergeben fih aus der Notwendigkeit, die Millionen G. Dazu treten 835 000 G Minderein⸗ 
poſtaliſchen Einrichtungen den Bedürfniſſen des nahmen. Auch hierbei erörtere ich nur die we— | 
1 955 ne auf dem Gebiete der Tele- ſentlichſten Poſten. 
graphie, anzupaſſen. a Et", s 
Bei der Verwaltung des Innern entitehen rd. , Sehr se S ijt der ſtarke Rückgang der | 
5 ] i⸗ ia í ; : 
380 000 © höhere perſönliche Koſten aus dem glei- Einnahmen bei der Poftverwaltung um 550 000 
chen Grunde wie bei den anderen Verwaltungen. G. Dies erklärt ſich zum Teil daraus, daß in frü⸗ 
Der übrige Betrag ſetzt ſich im weſentlichen aus heren Jahren die Einnahmen bei der Poſtverwal⸗ 
einmalige Ausgaben zufammen, wie z. B. für Neu-| tung zu hoch eingeſetzt worden find, und wir dies⸗ 
bauten von Wachen und Polizeirevieren in Zop⸗ mal die Schätzungen den vorausſehbaren wirl⸗ 
pot, Bröſen und Weichſelmünde, Verbeſſerung des lichen Iſteinnahmen angepaßt haben. Hinzu 
Feuerſchutzes in der Kaſerne und ſonſtige unab⸗ kommt der Wegfall eines großen Teils der Brief- 
weisbare Verbeſſerungen 7 815 tranſitgebühren, die einen Ausfall von 220 000 
erbeſſerungen des Polizeidienſtes. 7 
Der Etat für Arbeit erſcheint in dieſem Jahre G verurſachten, und die nicht zu verkennende Kon⸗ 
zum erſten Male. Da es ſich hier aber im weſent⸗ F 
lichen um Verwaltungszweige handelt, die bisher | Auch die Juſtiz hat ihre Einnahmen auf 
in anderen Etats enthalten waren, und dort jetzt Grund der Iſt⸗Ergebniſſe berichtigen müſſen. Ich 
fortfallen, werden die hierfür erforderlichen Be- möchte darauf hinweiſen, daß die geplante und 
träge faſt alle bei anderen Etats geſpart. Die auch meiner Anſicht nach unumgängliche Herab- 
Neueinrichtung des Arbeitsgerichts erfordert ſetzung der Gerichtsgebühren auf die preußiſch— 
einen perſonellen Aufwand von 38 000 G. deutſchen Sätze einen Ausfall von etwa 700 000 G 
Bei der Juſtiz und den anderen Sachverwal- bringen würden, für den z. Zt. keine Deckung vor⸗ 
tungen, die kleinere Beträge anfordern, erklärt fi | handen iſt. 
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Es ergibt ſich ſomit, wie Sie aus der vor 
Ihnen liegenden Aufſtellung erſehen, ein Geſamt⸗ 
mehrbedarf von rd. 10,6 Millionen Gulden. Dieſe 
Summe erſcheint außergewöhnlich hoch. Zum 
weſentlichen Teil iſt aber dieſer Mehrbedarf nur 
ſcheinbar, da es ſich darin teilweiſe um Mehraus⸗ 
gaben handelt, die bereits im Vorjahre geleiſtet, 
aber nicht etatiſiert waren, und um Minderein⸗ 
nahmen die als Einnahmen zwar etatiſiert, aber 
nicht aufgekommen ſind. Ich nenne Ihnen hier 
als weſentliche Beiſpiele den Wegfall des Not- 
opfers, das vom 1. Oktober 1928 ab den Staat 
belaſtete, ohne daß er nachträglich etatiſiert wor- 
den iſt. Ich nenne weiter das Ausbleiben der 
etatiſierten Beträge für die Erwerbsloſenverſiche— 
rung und die Erhöhung der Invalidenverſiche⸗ 
rung. Zieht man — was billigerweiſe geſchehen 
muß — dieſe Poſten, die eigentlich nur eine Be⸗ 
richtigung des vorhergehenden Etats ſind, ab, ſo 
ergibt ſich der wirkliche Mehrbedarf dieſes Jahres 
mit etwa 4 Millionen Gulden. Es ijt jedoch Muf- 
gabe dieſes Etats, die geſamten Beträge zu decken, 
in denen dieſer Etat vom vorigen abweicht, alſo 
10,6 Millionen G. 

Sie können ſich denken, daß es ein weiter Weg 
war, ehe es möglich wurde, eine Einigung über 
die Deckung dieſes Betrages herbeizuführen. War 
auch ein Teil dieſer Deckung durch ohne weiteres 
vertretbare Mehreinnahmen leicht zu finden, ſo 
ergab ſich doch eine recht erhebliche Reſtſumme, für 
die die Deckung außerordentlich ſchwierig war. 

Nunmehr liegt Ihnen ein ausgeglichener Etat 
vor. Wie kommt dieſer Ausgleich zuſtande? Ich 
bitte Sie auch hier wieder, mir an Hand der 
ſchon erwähnten Aufſtellung zu folgen. Ich möchte 
mit den Weniger-Ausgaben (Spalte 9) beginnen. 

Die Beihilfen an notleidende Gemeinden ſind 
um 100 000 G gekürzt worden. Ein weiterer Fi- 
nanzausgleich an die Gemeinden, für den im vori— 
gen Jahre 1,7 Millionen G durch beſonderes Ge- 
ſetz bereitgeſtellt wurden, ſoll überhaupt nicht er— 
folgen. Nur die große Notlage des Staates kann 
dieſen Beſchluß des Senats rechtfertigen. Aller— 
dings findet ein gewiſſer Ausgleich für die Ge— 
meinden dadurch ſtatt, daß durch Erhöhung der 
Steuereingänge ihnen erhebliche Mehrbeträge zu— 
fließen, jedoch bleibt immer noch ein erheblicher 
Betrag übrig, der den Gemeinden weniger zu⸗ 
fließt, als im Vorjahre. So wird der Stadt Dan⸗ 
zig allein ein Betrag von etwa 500 000 Gulden 
fehlen. Dieſe Tatſache ift durchaus unbefriedigend 
und kann nicht als Löſung des Problems des 
Finanzausgleichs zwiſchen Staat und Gemeinden 
angeſehen werden. (Abg. Plenikowfki: Sie wiſſen 
doch, daß die Ausgaben größer geworden find!) 
Sobald die Etatslage des Staates es irgendwie 
geſtattet, muß hier eine neue und endgültige Re— 
gelung erfolgen. (Abg. Plenikowſki: Die im 
Monde liegt!) 

Die Minderausgabe beim Etat für Handel 
und Gewerbe erklärt ſich vor allem aus dem 
Uebergang wichtiger Verwaltungszweige aus die— 
ſem Etat auf den Etat Arbeit. Weitere Minder— 
ausgaben ſind auf Reduzierung von Ausgabe⸗ 
poſten bei den einzelnen Verwaltungen zurückzu⸗ 
führen. Es erſcheinen allerdings in dieſer Auf⸗ 
ſtellung dieſe Abſtriche nur zum kleinſten Teile, 


denn bei den anderen Verwaltungen wirken ſie 
ſich als Minderungen des Mehrbedarfs aus. 
Solche Abſtriche ſind in ſehr erheblichem Ausmaße 
erfolgt und oft bis zu einer Grenze, die wohl 
allen Senatsmitgliedern die Zuſtimmung ſehr 


ſchwer gemacht hat. i 

Weſentlicher als die Minderausgaben, die 
insgeſamt nur rd. ½ Million ausmachen ſind 
die Mehreinnahmen (Spalte 6 der Ueberſicht). 
Auch hier beſchränke ich mich auf die Erörterung 
der größeren und weſentlichen Poſten, und zwar 
ſind dies Zölle, Steuern und Ausgleichsmaſſe. 
(Abg. Liſchnewſki: Volkmann'ſche Finanzpolitik!) 
Die Zolleinnahmen find gegenüber dem Etatsan- 
ſatz 1928 von 15,5 Millionen Gulden erheblich ge— 
ſtiegen. (Abg. Plenikowſti: Ei, wenn ein Wunder 
eintritt, und Sie bekommen die Zölle nicht?) Zu 
Beginn des Etatsjahres war das ſogenannte Qon- 
doner Abkommen noch in Kraft. Die Auswirkung 
der mit dem Etatsjahr in Kraft tretenden Valori- 
ſierung der polniſchen Zölle konnte ebenſo wenig 
vorausgeſehen werden wie die Entwicklung der 
Wirtſchaft in Polen in dieſem Jahre. Gegen den 
Widerſtand der Finanzverwaltung wurde damals 
der Etatsanſatz von 14 auf 15,5 Millionen Gulden 
erhöht. Dieſer Betrag iſt infolge der ſtarken Ein- 
fuhr zu den erhöhten Zöllen in dieſem Jahre um 
rd. 5 Millionen überſchritten worden; denn nach 
den erſt in den letzten Tagen eingegangenen amt— 
lichen Zahlen wird unfer Zollanteil für das Rech— 
nungsjahr 1928 — 20,6 Millionen G betragen. 
Bei der Frage, welcher Betrag für das nächſte 
Etatsjahr eingeſtellt werden kann, wird es dar— 
auf ankommen, ob man an eine weitere günſtige 
Entwicklung der Wirtſchaft Polens glaubt oder 
ob man der z. Zt. zweifellos vorhandenen ſtarken 
Kreditnot in Polen mit ihren unvermeidbaren 
Auswirkungen auf die Einfuhr Rechnung tragen 
will. Der Anſatz im vorliegenden Etat mit 21 
Millionen Gulden entſpricht der optimiſtiſchen 
Auffaſſung. Beachtenswert iſt hierbei, daß im 
polniſchen Etatsentwurf das polniſche Finanz- 
miniſterium einen Zollertrag von 335 Millionen 
Zloty eingeſetzt hatte, bei dem der Danziger An— 
teil den geſchätzten Betrag bei weitem nicht er— 
reichen würde. Mit dieſen 335 Millionen Zloty 
bleibt der polniſche Finanzminiſter bewußt unter 


dem Iſtaufkommen des Jahres 1928. Der Haus- 


haltsausſchuß des Sejm hat aber dieſen Betrag 
auf den Iſtbetrag 1928, nämlich 425 Millionen 
Zloty erhöht, bei dem Danzig etwa 201, Mil- 
lionen bekommen würde. Bei der Beratung des 
Zolletats erſcheint mir eine Erörterung der noch 
immer offenen Frage nach einer gerechteren Be— 
teiligung Danzigs an den gemeinſamen Zoll— 
einnahmen von Bedeutung. Die proviſoriſche z. Zt. 
noch geltende Löſung dieſes Problems im Mar- 
ſchauer Abkommen iſt deshalb unzureichend, weil 
die gewaltigen direkten und indirekten Aufwen⸗ 
dungen, zu denen Danzig durch die Zollgemein- 
ſchaft mit Polen gezwungen iſt, damals nicht in 
dem Maße vorausgeſehen und berückſichtigt wer- 
den konnten, wie fie tatſächlich ſpäter eingetreten 
ſind. Ich erinnere hier nur an die eine Tatſache, 
daß nahezu 1⁄4 der geſamten Zolleinnahmen des 
polniſchen Zollgebiets durch die Danziger Zoll— 
verwaltung aufgebracht wird, und daß Danzig zur 
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(B) eingejegten Betrag des gemeinſamen Solls 
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Erfüllung dieſer Aufgabe eines außerordentlich 
koſtſpieligen Verwaltungsapparates bedarf, der 
zur Größe der Freien Stadt Danzig in keinem 
Verhältnis ſteht. 

An einer für Danzig befriedigenden Löſung 
dieſes Problems haben ſeit der im Juni 1924 er⸗ 
folgten Kündigung des im Warſchauer Abkommen 
feſtgelegten Verteilungsmodus alle Regierungen 
ohne Erfolg gearbeitet. Wenn auch der Ablauf 
des Warſchauer Abkommens im Jahre 1931 
zwangsläufig ſpäteſtens in dieſem Zeitpunkt zu 
einer endlichen Entſcheidung in der Frage des Zoll- 
verteilungsſchlüſſels führen muß, ſo iſt die gegen— 
wärtige Regierung doch bemüht, noch vor dieſem 
Zeitpunkt durch Verhandlungen mit der polniſchen 
Regierung einen den berechtigten Danziger Wün⸗ 
ſchen mehr entſprechenden Verteilungsſchlüſſel zu 
erreichen. Gleichfalls ſchenkt die Regierung dem in 
letzler Zeit von Polen immer ſtärker ausgebauten 
Syſtem der Exportprämien auch aus dem Ge— 
ſichtspunkt einer Verminderung der Zolleinnah— 
men heraus ernſte Beachtung und iſt an die polni⸗ 
fhe Regierung wegen eines entſprechenden Mus- 
gleichs herangetreten. 

Bei der Steuerverwaltung finden Sie eine er- 
freuliche Mehreinnahme. In der Ihnen vorliegen- 
den Ueberſicht iſt dieſe Mehreinnahme als reine 
Einnahme für den Staat nachgewieſen, d. h. ins⸗ 
beſondere nach Ausſcheidung der den Gemeinden 
zufließenden Anteile. In dem Ihnen vorliegenden 
Etatsentwurf der Finanzverwaltung finden Sie 
Bruttozahlen, und ich möchte der Klarheit halber 
von dieſen Zahlen ausgehen. Von dem im Etat 
in 
Höhe von 33,2 Millionen müſſen Sie jedoch für 
die nachfolgenden Erörterungen zunächſt den Be— 
trag der erſt neu zu beſchließenden Steuern mit 
1,2 Millionen Gulden abziehen. Es bleibt dann 
ein Betrag von rd. 32 Millionen aus den alten 
Steuern. Dieſer iſt rd. 4,7 Millionen Gulden 
höher als der Etatsanſatz des Vorjahres. Läßt ſich 
nun dieſe Höherſetzung nach dem Ergebnis der 
Rechnung 1928 rechtfertigen? Hierbei ergibt ſich! 
als Vorteil der ſpäten Vorlegung des Etats, daß 
uns die endgültige Einnahmeziffern für das 
Etatsjahr 1928 bereits abgeſchloſſen vorliegen. 
Dieſe Einnahmeziffern weiſen beim gemeinſamen 
Soll eine Mehreinnahme gegenüber dem Etats— 
anſatz 1928 von rd. 6,5 Millionen auf. Aus dieſer 
hohen Zahl dürfen jedoch keine Trugſchlüſſe ge- 
zogen werden. Zunächſt muß hierbei die Lohne 
ſteuer getrennt von den Veranlagungsſteuern be— 
trachtet werden, da die Lohnſteuer ſich nach der 
Entwicklung des laufenden Kalenderjahres ſelbſt 
richtet, während die Veranlagungsſteuern die 
wirtſchaftliche Entwicklung des vorausgegangenen 
Kalenderjahres erfaſſen. Bei der Lohnſteuer für 
1928 zeigt ſich das befriedigende Ergebnis, daß ſie 


von 9,6 Millionen G auf 11 Millionen G ge- 
ſtiegen iſt, trotz der ſtarken Arbeitslosigkeit des 
letzten Winters. (Abg. Liſchnewſki: Alſo gut aus- 
gebeutet!) Selbſt in den Monaten der ſtärkſten 
Arbeitsloſigkeit hat ſich kein weſentliches Abſin⸗ 
ken bemerkbar gemacht. Dies erklärt ſich außer 
durch die erfolgten Lohnſteigerungen im weſent⸗ 
lichen wohl daraus, daß die arbeitsloſen Arbeiter 
niedrigen Lohnklaſſen angehören und infolgedeſſen 
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entweder wenig oder gar keine Steuern bezahlen (C) 


würden. (Aha! bei den Kommuniſten.) Es iſt des⸗ 
halb zu rechtfertigen, wenn auch in dieſem Etat 
11 Millionen als Ertrag der Lohnſteuer eingeſetzt 
werden. 

Anders liegt es jedoch bei einem weſentlichen 
Teile der Steuern des gemeinſamen Solls. Um 
Ihnen dies zu erklären — wobei ich die Erörte— 
rungen der komplizierten aber genau nachweis⸗ 
baren Zuſammenſetzung der einzelnen Poſten des 
gemeinſamen Solls der Ausſchußberatung vorbe- 
halten möchte — greife ich die wichtigſte Steuer, 
nämlich die veranlagte Einkommenſteuer, heraus. 
Hierbei verwende ich der Klarheit halber nicht ge— 
naue, ſondern nur runde Zahlen. 

Wenn die Veranlagung eines Jahres gegen- 
über dem Vorjahre um 1 Million Gulden ſteigt, 
ſo wird dieſe Million in dieſem Jahre zweimal 
vereinnahmt, und zwar einmal als Nachzahlung 
für die bisher zu gering geleiſteten Vorauszah— 
lungen des Vorjahres, und ferner als erhöhte Vor— 
auszahlungen im laufenden Jahre. Wenn nun im 
folgenden Rechnungsjahr die Höhe der Beran- 
lagung gleich bleibt, jo gehen jetzt nicht 2 Millio- 
nen mehr ein, ſondern nur noch 1 Million Gulden, 
da Nachzahlungen nicht mehr in Frage kommen. 
Es muß alſo von den genannten 6,5 Millionen 
nach den Berechnungen des Landesſteueramtes 
allein für die veranlagte Einkommenſteuer ein 
Betrag von 1,3 Millionen Gulden als einmalige 
Nachzahlung abgeſetzt werden. Bei den übrigen 
Steuerarten des gemeinſamen Solls ſind die ent- 
ſprechenden Abſetzungen auf 900 000 Gulden be— 
rechnet worden. Ferner mußte der 3-prozentige 
Zuſchlag, der zunächſt weggefallen iſt und deſſen 
Neueinführung Sie erſt noch beſchließen ſollen, 
mit 500 000 © abgejett werden. Berückſichtigt man 
hierbei auch noch die durch die Geldflüſſigkeit des 
letzten Jahres verſtärkte Abdeckung der Reſte, ſo 
müſſen hiernach rd. 3 Millionen als einmalige 
und nicht wiederkehrende Einnahmen des Vor- 
jahres von den 6,5 Millionen G abgezogen wer— 
den. Wenn nunmehr der vorliegende Etat bei den 
Steuern mit einer Steigerung der alten Steuern 
von 4,7 Millionen G rechnet, fo iſt dies nur mög- 
lich, falls die Veranlagung dieles Jahres die Ver- 
anlagung des Vorjahres überſteigt, und die Zah: 
lungsfähigkeit der Zenſiten dieſelbe bleibt wie im 
Vorjahre. Auch hier ſtellt fih der Etat optimiſtiſch 
ein. 

Ich glaube hiernach Ihre Zuſtimmung zu fin- 
den bei der Feſtſtellung, daß die Deckungsmöglich⸗ 
keit aus den beſtehenden Einnahmequellen bis an 
die äußerſte Grenze angeſpannt worden iſt. Trotz⸗ 
dem bleibt immer noch ein Fehlbetrag von 2,9 
Millionen Gulden. 

Hiervon ſollen 1,7 Millionen © aus der Aus⸗ 
gleichsmaſſe gedeckt werden, wobei ich mir voll⸗ 
kommen klar bin, daß die Einſetzung eines ſo 
hohen Betrages aus der Ausgleichsmaſſe recht be- 
denklich ift. Eigentlich ſollte die Ausgleichsmaſſe 
überhaupt nicht zur Balancierung des Etats, ſon⸗ 
dern ſollte zur Abdeckung des Extraordinarxiums 
und als Reſerve für unvorhergeſehene Rückſchläge 
verwendet werden. Wenn der Senat trotzdem auf 
die Ausgleichsmaſſe zurückgegriffen hat, ſo geſchah 
dies aus dem Wunſche, zur Deckung dieſes Etats 
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die Bevölkerung ſo wenig wie möglich mit neuen 
Steuern zu belaſten. Weitere Deckungsmöglichkei⸗ 
ten für den verbleibenden Reſtbetrag von 1,2 
Millionen aus Mehreinnahmen ſtehen dem Senat 
nicht zur Verfügung, da die Einnahmen aus dem 
Tabakmonopol mit dem vertragsmäßigen Betrage 
von 6 Millionen Gulden in den Etat eingeſetzt, 
und die Verbrauchs- und Stempelabgaben fogar 
zurückgegangen ſind. S B 

Nach reiflicher Erwägung des Für und Wider 
ſchlägt Ihnen der Senat als Maßnahme zur Dek⸗ 
kung des Defizits den vorliegenden Geſetzentwurf 
vor. Wir kennen ſehr wohl die Gründe, die in 
Danzig zu einer vorſichtigen Steuerpolitik führen 
müſſen. Die Belaſtung der Bevölkerung mit 
Steuern findet ihre Grenze dort, wo ſie Erwerbs⸗ 
möglichkeiten nimmt und Arbeitsmöglichkeiten 
hindert oder zerſtört. Wir glauben aber, daß durch 
dieſes Geſetz dieſe Grenze noch nicht überſchritten 
wird. Die Vorlage erfaßt bei der Einkommenſteuer 
ſchärfer als bisher die Einkommen über 20 000 G, 
alſo immerhin Einkommen, die ſchon zu den höhe— 
ren gerechnet werden können und bei denen eine 
mäßige Erhöhung nicht ſo ſehr fühlbar wird. Für 
die Körperſchaftsſteuer, die ja nichts weiter als 
die Einkommenſteuer der Körperſchaften iſt, gilt 
dasſelbe. Eine Erhöhung um 2½ Prozent kann die 
Wirtſchaft nicht gefährden. An der Aufbringung 
des Reſtbetrages ſollen ſämtliche Bevölkerungs- 
kreiſe beteiligt werden, und es lag daher nahe, den 
ſ. Zt. als Notmaßnahme eingeführten 3-prozen⸗ 
tigen Zuſchlag zur Einkommerſteuer, der billiger— 
weiſe auch auf die Körperſchaften auszudehnen iſt, 
bei der wiederum vorhandenen Notlage des Staa- 
tes wieder aufleben zu laffen. (Abg. Liſchnewſki: 
Genau ſo, wie Volkmann!) 

Im Intereſſe des Gleichgewichts im Staats— 
haushalt bittet Sie der Senat um möglichſt bal⸗ 
1 5 Verabſchiedung des vorliegenden Steuerge— 
etzes. 

Wenn der Etat ſich mit Hilfe dieſer neuen 
Steuern nunmehr als ausgeglichen darſtellt, ſo 
werden Sie nicht verkennen, daß die Deckung des 
Etats ſehr knapp iſt. Jeder Staatshaushalt De- 
darf aber eines gewiſſen Spielraumes, um Ueber: 
ſchreitungen und außerplanmäßige Ausgaben, die 
auch bei ſtärkſter Beſchränkung im Laufe eines 
Etatsjahres unvermeidbar ſind, leiſten zu können. 
(Abg. Plenikowſki: Dann treten Wunder ein!) 
Ich brauche Sie nur darauf hinzuweiſen, daß wir 
im letzten Jahre wegen der ungewöhnlichen Kälte 
erhebliche Summen für Schneeräumung im 
Staatsgebiet, allein 300 000 G für den Eisauf⸗ 
bruch auf der Weichſel und 590 000 © als Unter- 
ſtützungen für erwerbsloſe Hafenarbeiter und 
Fiſcher aufgewendet haben. Das laufende Etats⸗ 
jahr muß ſich ſchon recht günſtig entwickeln, wenn 
irgendwelche Mittel für ſolche oder ähnliche 
Zwecke zur Verfügung ſtehen. Dieſe knappe Decke 
iſt auch unter dem Geſichtspunkt der Betriebsmit⸗ 
tel bedenklich. Ich brauche hier als Beiſpiel nur 
auf die letzten Vorgänge im Reiche hinzuweiſen. 

Eine vorſichtige Finanzpolitik darf ſich aber 
nicht damit begnügen, den Etat eines Jahres 
ſchlecht und recht auszugleichen, ſondern der Etat 
muß als Warnung und Lehre für die Zukunft 
dienen und dazu führen, rechtzeitig Vorſorge zu 
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treffen. Unter dieſem Geſichtspunkt muß ich Sie 
darauf hinweiſen, daß wir im nächſten Jahre zum 
erſten Male, wie bereits erwähnt, den vollen An⸗ 
leihedienſt für die Tabakmonopolanleihe einſetzen 
müſſen, und daß im Außerordentlichen des Etats 
4 Millionen Gulden ſtehen, die wir über die von 
der Monopol A.-G. geleijteten 3 Millionen Gulden 
hinaus für die leider ſtark unterſchätzten Entſchädi⸗ 
gungen aus der Einführung des Tabakmonopols 
aufzuwenden haben. Dieſer Betrag ift als ſchwe— 
bende Schuld aufgenommen worden und muß 
eines Tages, und zwar ſehr bald, durch ordentliche 
Einnahmen abgedeckt werden. (Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Die etwaigen Ueberſchüſſe des Tabakmo— 
nopols über die vertraglichen 6 Millionen hinaus 
werden hierzu keineswegs ausreichen. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sie erſcheinen mir in lauter Nebel!) 
Dieſe und die ſtändigen Sorgen, die ſich bei der 
Aufſtellung jedes Etats im Freiſtaat ergeben, 
werden aber nur dann beſeitigt werden können, 
wenn man ſich mit aller Energie damit beſchäf⸗ 
tigt, wie die ſtändigen Ausgaben der Staatsver⸗ 
waltung für die Dauer herabgemindert werden 
können. Hier ſind es zwei Poſten die den Etat be⸗ 
ſonders ſtark belaſten. Wir wenden bei einem 
reinen Ausgabe-Etat von 82 Millionen allein 
40,4 Millionen, alſo 49,21 Prozent für Perſonal⸗ 
bedürfniſſe auf. (Abg. Loops: Hören Sie, Herr 
Hennke!) Hiermit ift nichts gegen die Beamten- 
ſchaft geſagt, denn kein Beamter ſtellt ſich ſelbſt 
an oder beſtimmt den Umfang ſeiner Tätigkeit und 
ſeiner Bezüge. Es iſt das Intereſſe des Staates, 


das dieſe Feſtſtellung erfordert. Es iſt zweifellos 


richtig, daß ein kleiner Staat, wie Danzig es iſt, 
im Verhältnis teurer arbeiten muß als ein größe— 
rer. Aber auch unter Berückſichtigung dieſer Tat⸗ 
ſache erſcheint der Perſonalaufwand in der ge— 
nannten Höhe für den Staat untragbar. Um hier 
Wandel zu ſchaffen, genügt es nicht, daß man hier 
und dort einen Arbeiter, einen Angeſtellten, oder 
einen Beamten abbaut, ſondern man wird an das 
Problem einer grundlegenden Reform unſerer 
Verwaltung nicht nur mit allem Ernſt und aller 
Schnelligkeit, ſondern vor allem auch mit aller 
Energie herangehen müſſen. (Abg. Plenikowſki. 
Und die hohen Gehälter der oberen Beamten?) 
Hierbei müſſen Senat und Vokstag Hand in Hand 
gehen. Man wird ſich dabei überlegen müſſen, ob 
wir uns bei dem Aufbau der Behörden überall das- 
ſelbe leiſten können wie ein großer Staat, und ob 
nicht durch Abbau der Aufgaben und der Inſtan⸗ 
zen eine weſentliche Vereinfachung herbeizuführen 
iſt. Es iſt dies ſchon oft geſagt, auch manches getan, 
aber noch nicht genug getan worden. (Abg. Pleni- 
kowſki: Darum der neue hauptamtliche Senator!) 

Die zweite ſtarke Belaſtung liegt in den Mus- 
gaben für Soziales und hier insbeſondere für die 
Erwerbsloſenfürſorge. Niemand im Senat will 
den Erwerbsloſen ihre kargen Bezüge ſchmälern. 
Die Löſung des Probems heißt: Schaffung von 
Arbeit und Freimachung von Arbeitsſtellen. Es 
iſt unerträglich, zu wiſſen, daß in Danzig nach Er⸗ 
hebungen der Abteilung Arbeit 21000 auslän- 
diſche Arbeiter ihr Brot finden, wobei die Saiſon⸗ 
arbeiter noch nicht einmal mitgezählt ſind, (Hört, 
hört! links.) während in Danzig auch jetzt noch in 


der guten Jahreszeit über 11000 Arbeiter er- 
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werbslos ſind. Die Freie Stadt Danzig 1 
ſich hier in einem Notſtand, dem auch ein Ver⸗ 
tragspartner Rechnung tragen muß. Soweit Ver⸗ 
handlungen notwendig find, müßten fie jchnell- 
ſtens geführt, und die hierfür erforderlichen Ge— 
ſetze, die vorbereitet ſind, müſſen ſchnellſtens in 
Kraft geſetzt werden, denn es handelt ſich hier um 
eine Lebensfrage für Danzig. (Abg. Plenikowſki: 
Wieviel Danziger ſind im Auslande? Abg. 
Loops: In Rußland keine, da werden keine rein- 
gelaſſen!) 

Ich habe den Etat und die Finanzlage mit den 
daraus ſich ergebenden Problemen ſo offen geſchil— 
dert, wie ich es als Finanzſenator für meine 
Pflicht halte. Wo ich auf Schwierigkeiten hin- 
wies, habe ich dies nicht getan, um Ihnen vor dem 
finanziellen Schickſal Danzigs Bange zu machen, 
ſondern aus der Ueberzeugung heraus, daß es 
möglich ſein wird, in ſachlicher Zuſammenarbeit 
von Senat und Volkstag der Schwierigkeiten Herr 
zu werden. Vorausſetzung hierfür iſt allerdings, 
daß wir über alle Unterſchiede der Auffaſſung der 
Dinge hinweg einig ſind in dem Grundſatz, daß 
für die Freie Stadt Danzig die Ordnung in den 
Staatsfinanzen von noch größerer Bedeutung iſt 
als für andere Staaten. Denn ſie iſt einer der 
Grundpfeiler ſeiner ſtaatlichen Selbſtändigkeit. 
(Lebhaftes, wiederholtes Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Damit iſt Punkt 
1 der Tagesordnung erledigt. Zu Punkt 2 liegt 
folgender Antrag vor: 

Mit Rückſicht auf die Erkrankung des Abg. 
Brenner beantragen wir, Punkt 2 der heutigen Taz 
gesordnung: Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Vermögensſteuergeſetzes (Uran 
trag des Abg. Brenner u. Gen., Druckſache Nr. 677) 
von der Tagesordnung abzuſetzen. 

Dumont 
und die übrigen Mitglieder der Nat. Lib. Fr. 


(Abg. Loops: Kann doch an den Ausſchuß gehen!) 
Punkt 1 wird doch am nächſten Mittwoch be— 
ſprochen. Die Etats ſind ja ſowieſo ſchon an 
den Ausſchuß überwieſen. — Punkt 2 ſoll von der 
Tagesordnung abgeſetzt werden. Ich höre keinen 
Widerſpruch, es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 3 auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Forſtdiebſtahlgeſetzes. 
Druckſache Nr. 704. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Ich ſchlage vor, den 
Geſetzentwurf dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch; es ift demgemäß be- 
a Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 
auf: 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Aenderung der Poſtgebühren. 
Druckſache Nr. 716. Ich eröffne die Beſpre— 
chung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich ſchlage vor, die Vorlage dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe nunmehr 
Punkt 5 auf: 
Große Anfrage Nr. 37 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. über Aufenthaltsverbot für 
Max Hol. 
Druckſache Nr. 692. Das Wort zur Begrün- 
dung hat der Herr Abg. Raſchke. 


Mittwoch, den 29. Mai 1929. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ms fiğ die 
Kommuniſtiſche Partei mit den Vorbereitungen 
zur Maifeier beſchäftigte, war es auch ihre Auf— 
gabe, den Genoſſen zu beſtimmen, der evtl. in Dans 
zig am 1. Mai zu der revolutionären Arbeiter- 
ſchaft ſprechen ſollte. Sie kam zu dem Entſchluß, den 
Genoſſen Max Hölz mit der Anſprache an das 
Danziger Proletariat zu beauftragen. Natürlich 
waren es die bürgerlichen Kreiſe, die dies als An— 
laß nahmen, um ſofort eine ſyſtematiſche Hetze 
gegen den Genoſſen Max Hölz zu inſzenieren. Die 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ als beſonderer 
Schmierfink bekannt, brachten als erſte die Mel- 
dung, daß Max Hölz hier am 1. Mai ſprechen 
ſollte. Sie knüpften daran die Aufforderung an 
den Polizeipräſidenten, dies zu verbieten, und 
zwar ſchrieben ſie folgendes: 

Der Kommuniſtenführer Max Hölz Soll 
reichsdeutſchen Blättern die Abſicht haben — 


Natürlich iſt das ein großer Schwindel, kein 
reichsdeutſches Blatt hat dieſe Meldung gebracht, 
ſondern nur die „Danziger Arbeiterzeitung“ hat 
berichtet, daß Max Hölz am 1. Mai in Danzig 
ſprechen würde. 


nach 


. . . in einer großen Verſammlung am 1. Mai in 
der Meſſehalle in Danzig zu ſprechen. Von der Ge— 
nehmigung einer Rednertätigkeit oder eines Beſuches 
dieſes berüchtigten Kommuniſtenführers iſt in Danzig 
nichts bekannt. 


Das heißt mit anderen Worten: Polizeiprä— 
ſident und Senat willſt du zulaſſen, daß dieſer 
Kommuniſt hier in Danzig überhaupt ſprechen 
ſoll? Allen Danzigern iſt bekannt, daß eine Ge— 
nehmigung für eine Perſon, die in einer Kund— 
gebung ſprechen ſoll, nicht erforderlich iſt. Nur 
die „Neueſten Nachrichten“ in ihrer Spitzfindig— 
keit fragen beſcheiden beim Polizeipräſidenten 
an, ob die Genehmigung erteilt iſt. Ich glaube, 
jeder wird ſich darüber klar ſein, daß derartige 
Gemeinheiten einer bürgerlichen Zeitung keine 
Grenze finden. Wir ſind es ja gewöhnt, daß es 
gerade die „Neueſten Nachrichten“ ſind, die einen 
beſonderen Wert darauf legen, auf die Kommu- 
niſten zu hetzen und den Polizeipräſidenten 
immer wieder auf dies oder jenes, was ſich im 
kommuniſtiſchen Lager abgeſpielt hat, aufmerk— 
ſam zu machen. 

Es ging dann eine kurze Zeit ins Land. Die 
Vorbereitungen der Kommuniſtiſchen Partei zum 
1. Mai nahmen ihren Fortgang, ohne auf die 
Denunziation der „Neueſten Nachrichten“ Rück— 
ſicht zu nehmen. Die Vorarbeiten waren getrof⸗ 
fen, als ſich im letzten Moment der Herr Poli- 
ßzeipräſident veranlaßt fühlte, einzugreifen und 
das Redeverbot für den Genoſſen Max Hölz am 
25. April ausſprach. Der Brief, den die Kom- 
muniſtiſche Partei, Bezirk Danzig, vom Polizei- 
präſidenten erhielt, ift hier bereits in der Volks: 
tagsſitzung vom 26. April bekanntgegeben wor⸗ 
den. Ich möchte mich deshalb nur auf einige 
Stilblüten dieſes Briefes beſchränken, und zwar 
heißt es hier: 

Nach einer von andern Zeitungen übernomme⸗ 


nen Ankündigung der „Danziger Arbeiterzeitung“ 
ioll der deutſche Kommuniſt Max Hölz uſw. uſw. 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
„Von andern Zeitungen übernommen“ dieſer 
Schwindel muß aufgedeckt werden. Keine Bei- 
tung hat das übernommen. Der Polizeipräſident 
brachte damit zum Ausdruck, daß er die „Neueſten 
Nachrichten“ inſofern beſonders in Schutz nimmt, 
als er es nicht für nötig befindet, poſitiv zu ſagen, 
welche Zeitung die Meldung übernommen hat. Es 
heißt dann: 3 
Nach dem früheren Verhalten und der jetzigen 
Propagandatätigkeit von Hölz, insbeſondere nach 
den Zuſammenſtößen in Karlsruhe und in Pirma⸗ 
ſens iſt in Verſammlungen, bei denen Hölz beteiligt 
iſt, von vornherein mit einem unfriedlichen Charak⸗ 
ter der Verſammlung zu rechnen. 
Dieſe Feſtſtellung eines Polizeipräſidenten ent⸗ 
behrt doch ſchließlich jeder Begründung. Es iſt in 
der Geſchichte der Arbeiterſchaft noch nicht vorge⸗ 
kommen, daß ſich Provokateure am 1. Mai in die 
Veranſtaltungen der Arbeiterſchaft hineingewagt 
haben. Wenn der Herr Polizeipräſident hier die 
Vermutung ausſpricht, daß ſich die Verſammlung 
zu unfriedlichem Charakter hätte auswirken 
können, ſo hat er ſicher dabei im Auge gehabt, 
mehrere Hundert ſeiner Achtgroſchenjungen dort— 


hin zu ſchicken. Wenn er diefe Abſicht gehabt hat, 


dann allerdings wäre eventuell, aber auch nur 
eventuell, damit zu rechnen. Ich behaupte, daß 
die Anhänger der Kommuniſtiſchen Partei auch 
mit den Achtgroſchenjungens, die dort eventuell 
provozieren wollten, ſehr gut fertig geworden 
wären. Die Kundgebung auf dem Dominikaner— 
platz hat ja bewieſen, daß der Polizeipräſident 
über eine reichliche Anzahl dieſer Achtgroſchen— 
jungens verfügt. Aber wir haben keine Angſt, 
beſonders, wenn die Verſammlung im geſchloſſe— 
nen Raume ſtattfindet. Wenn das Verbot hier— 
mit begründet wird, iſt es deshalb an den Haaren 
herbeigezogen. Es wird nur ein Vorwand geſucht, 
um die Veranſtaltung der Kommuniſtiſchen 
Partei unmöglich zu machen. Der Herr Polizei- 
präſident ſagte dann weiter: | 
Dazu fehe ich in dem Auftreten von Hölz in 
Verſammlungen in Danzig eine unmittelbare Ge- 
fährdung der öffentlichen Sicherheit. 

Mit anderen Worten, er wird feine Provofa- 
teure hinſchicken, die ſchon dafür ſorgen werden, 
daß die Verſammlung nicht ſo friedlich verläuft. 
Er als Polizeipräſident wird dieſe Zuſammenſtöße 
heraufbeſchwören. Das kann nur der Sinn dieſes 
Verbotes fein und das hat dem Herrn Polizei- 
präsidenten ſicher auch vorgeſchwebt, das iſt ſeine 
Abſicht geweſen. Wenn er dann weiter ſagt: „Bei 
Verſuchen der Zuwiderhandlung würde ich zur 
Auflöſung der Verſammlung und des Umzuges 
gezwungen ſein“, dann beweiſt das nur, wie 
reaktionär dieſer Herr Polizeipräſident einge⸗ 
ſtellt iſt. Es beweiſt weiter, wie dieſe Regierung 
dieſe Maßnahmen billigt und gutheißt. Wir 
ſind darüber informiert, daß der Polizeipräſident 
nicht aus ſich heraus, ſondern mit Genehmigung 
des Senats dieſes Verbot ausgeſprochen hat. Da 
die Sozialdemokraten wieder einmal im Senat 
vorherrſchend ſind, iſt es angebracht, dieſe Herren 
daran zu erinnern, was ein Genoſſe Max Hölz iſt 
und was er will, um damit den Beweis zu er- 
bringen, daß die Sozialdemokratie von ihrem 


Prinzip, von ihrer Einſtellung nichts mehr bei! 
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ſich zu verzeichnen und alles über den Haufen 
geworfen hat. Ich möchte von der Vorkriegszeit 
ausgehen. Da war es der Genoſſe Bebel, der er— 
klärte: „Ich bin der Todfeind dieſer Geſellſchafts— 
ordnung und werde der Todfeind dieſer Geſell— 
ſchaftsordnung bleiben, ſolange ich lebe.“ Nichts 
anderes iſt ein Genoſſe Max Hölz. Auch er hat 
ſich als Todfeind dieſer Geſellſchaftsordnung er⸗ 
klärt, wie wir uns alle als Todfeinde dieſer Ge— 
ſellſchaftsordnung erklären. Heute läßt die SGo- 
zialdemokratie die Ausſprüche eines Auguſt Bebel 
nicht mehr gelten. Das beweiſt nur, wie tief ſie 
geſunken iſt. Aber noch etwas anderes, was für 
die Vorkriegsſozialdemokratie bezeichnend war, 
möchte ich nicht unterlaſſen, Ihnen bekannt zu ge⸗ 
ben. Auf dem Jenaer Parteitag im Jahre 1905 
hat Bebel in der Maſſenſtreikdebatte geſagt: 
„Schließlich gibt es noch eine Politik, wo man 
nicht mehr nach dem Schaden fragen darf.“ 
Schiller ſagt: „Nichtswürdig die Nation, die nicht 
ihr Alles ſetzt an ihre Ehre!“ (Bravo! rechts.) 
Bebel ſagt: „Nichtswürdig, erbärmlich iſt auch die 
Arbeiterklaſſe, die ſich wie Hundsfötter behandeln 
ließe und ihren Bedrängern nicht die Spitze zu 
bieten wagte — Stürmiſcher Beifall. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sehr wahr!) Da ift Rußland, da iſt die 
Juniſchlacht, da ift die Kommune. Bei dem Na- 
men dieſer Märtyrer ſolltet Ihr nicht einmal ein 
paar Wochen hungern, Eure höchſten Menſchen— 
rechte zu verteidigen. — Stürmiſcher Beifall und 
Händeklatſchen. Da kennt Ihr die deutſche Arbei— 
terſchaft ſchlecht, wenn man ihr das nicht zutraut. 
— Erneuter Beifall. Was hätte denn Heine 1880 
in Wien geſagt, als ich den Antrag ſtellte, das 
Wort geſetzlich in unſerem Programm zu ſtrei⸗ 
chen. Das iſt damals — Herr Arczynſki, ich bitte 
Sie, das zu beachten — einſtimmig und ohne De: 
batte beſchloſſen worden.“ Heute kommt Herr 
Arczynſti und mit ihm der Polizeipräſident im 
Brief an die Kommuniſtiſche Partei verſteckt zu 
der Anſicht, daß das, was die Kommuniſten hier 
machen wollen, das was eventuell Max Hölz reden 
würde, geſetzlich unzuläſſig ſei. Wir glauben und 
ſind feſt davon überzeugt, daß ein Verbot für Max 
Hölz in Danzig abſolut nicht begründet werden 
kann. Auf der anderen Seite läßt man die Stahl⸗ 
helmführer, die, wenn man ſo ſagen ſoll, genau 
ſo gemein gegen den jetzigen Staat eingeſtellt ſind, 
wie angeblich die Kommuniſten, ihre Nusführun- 
gen machen. Ich erinnere an die Verſammlung 
im Schützenhaus, wo Herr Dr. Stadler auch kein 
gutes Haar an dem Senat gelaſſen hat. Auf 
Grund der Vorgänge in Königsberg mußte doch 
dem Senat bekannt ſein, daß Herr Stadler ihn 
nicht mit ſanften Handſchuhen anfaſſen würde. 
Trotzdem hat man dieſem Herrn die Einreiſeer— 
laubnis bewilligt, hat man ihn hier reden laſſen. 
(Abg. Liſchnewſti: Auch Hörſing hat man reden 
laſſen!) Das ift ja für diefe Regierung ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Er iſt es, der dieſen Staat mit Fuß und 
Hand verteidigt und mit dem Maul noch mehr, 
ſo daß das weniger in Frage kommt. Aber es iſt 
bezeichnend, daß man dem Stahlhelmführer keine 
Schwierigkeiten macht, inſofern bezeichnend, als 
die Sozialdemokraten mit den Stahlhelmern 
ſympathiſieren, mit ihnen durch dünn und dick 
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gehen und ſchließlich, wie Herr Severing ja auch 
einmal erklärt hat, genau ſo wie der Stahlhelm 
bereit ſind, die Diktatur aufzurichten, ja ſelbſt die 
Diktatur durchzuführen. Das iſt bezeichnend da⸗ 
für, und uns nimmt es nicht Wunder. Wir ver⸗ 
ſtehen es, wenn dem Stahlhelmführer hier alle 
Freiheiten gewährt werden, und wenn man auf 
der andern Seite die Kommuniſten mit den ges 
meinſten Mitteln bekämpft. Darüber ſind wir 
uns einig. Wenn wir hier die Frage formuliert 
haben, ſo nur deshalb, um wieder einmal der 
Oeffentlichkeit klar zu machen, daß auch diefe Re- 
gierung nicht daran denkt, die Intereſſen der Ar⸗ 
beiter wahrzunehmen, daß ſie diejenigen, die für 
die Intereſſen der Arbeiter kämpfen, genau ſo be⸗ 
handelt, wie diejenigen, die die Arbeiterſchaft 
blutig niederſchlagen wollen. Es ſteht feſt, daß 
der Stahlhelm auf ſeine Fahne geſchrieben hat: 
Die revolutionäre Arbeiterſchaft, die gegen dies 
Staatsgebilde anrennt, muß niedergeſchlagen 
und beſeitigt werden, und nach ihr dann noch 
der äußere Feind, der vom Stahlhelm ja in den 
feindlichen Kapitaliſten anderer Länder und 
beſonders im Sowjetſtaat geſehen wird. Auf der 
einen Seite werden der Arbeiterſchaft Schwierig— 
keiten bereitet, auf der andern wird Elementen 
gedient, die bereit ſind, die Arbeiterſchaft im ge— 
gegebenen Moment blutig niederzuſchlagen. 

Wir wijfen jetzt ſchon, wie die Antwort des 
Senats ausſehen wird. Um aber auch die Oef— 
fentlichkeit mit dieſer Anfrage vertraut zu 
machen, dieſe Antwort des Senats öffentlich be— 
kannt zu geben, haben wir uns veranlaßt geſehen, 
die Große Anfrage einzubringen und den Senat 
zu fragen, ob er das Verbot des Polizeipräſiden⸗ 
ten will. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator 
Arczynſki. 

Arczynſti, Senator: M. D. u. H.! Die Große 
Anfrage Nr. 37 der Kommuniſtiſchen Fraktion 
habe ich namens des Senats folgendermaßen zu 
beantworten. 

Dem Polizeipräſidenten war bekannt gewor- 
den, daß es bei kommuniſtiſchen Agitationsver— 
ſammlungen in größeren Städten Deutſchlands, 
bei welchen Hölz als Redner aufgetreten war, 
z. B. in Pirmaſens und Karlsruhe, zu ſehr er— 
heblichen Ausſchreitungen und Störungen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung gekommen 
war. Wegen dieſer Vorgänge haben deutſche Be— 
hörden das Auftreten von Hölz in Verſamm⸗ 
lungen mit Hölz als Redner verboten. 

Die Beſorgnis, daß es zu Ausſchreitungen 
kommen werde, beſtand auch bei dem Auftreten 
von Hölz in Danzig. Der Polizeipräſident hat 
deshalb die Maikundgebung der Kommuniſtiſchen 
Partei nur unter der Bedingung zugelaſſen, daß 
Max Hölz an dieſer Kundgebung nicht teilnimmt. 
Er hat zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung für den Fall der 
Teilnahme des Hölz die Auflöſung der Verſamm⸗ 
lung und des Zuges und die Ausweiſung des 
Hölz für den Fall, daß er in Danzig getroffen 
werden ſollte, angedroht. Der Senat billigt die 
Maßnahmen des Polizeipräſidenten. (Aha! 
Unerhört iſt das! bei den Kommuniſten.) 


7 


Ich möchte meinerſeits noch gegen die Beleidi⸗ 
gungen, die der Vorredner gegen Polizeibeamte 
und den Polizeipräſidenten ausgeſprochen hat, 
nachdrücklich proteſtieren. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Es iſt Beſprechung der Großen 
Anfrage beantragt. Wird dieſer Antrag unter— 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Ich er- 
öffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Liſchnewſfki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Die Wus- 
führungen des Senators Arczynſki zeigen mit 
aller Deutlichkeit, daß die Sozialdemokraten zu 
Sozial-Faſchiſten geworden find und die Arbei— 
terſchaft mit denſelben Machtmitteln bekämpfen, 
wie die reaktionäre deutſchnationale Regierung 
mit ihren Helfershelfern Stahlhelm uſw. Das 
iſt der Weg der Sozialdemokratie, das iſt der 
Weg des Senators und Gewerſkſchaftsführers 
Arczynſki, der mit mir in einer Gewerkſchaft orga— 
niſiert war und jetzt offen gegen ſeine eigenen 
Kollegen auftritt, um ſie evtl. mit Maſchinenge— 
wehren niederſchlagen zu laſſen. Das iſt ein 
Werdegang der Weltgeſchichte, aber Sie, Herr 
Senator Arczynſki, find gekennzeichnet. Die Mr- 
beiterſchaft wird dereinſt auch über Sie das Urteil 
ſprechen, und Sie werden ebenſo zur Verantwor- 
tung gezogen werden, wie die Feinde des Prole— 
tariats in Sowjetrußland. 

Warum erfolgte das Verbot für Max Hölz? 
Wegen evtl. Ausſchreitungen, die in der Ber- 
ſammlung in Karlsruhe ſtattgefunden haben, die 
aber direkt von der Polizei propagiert ſind, um 
das Proletariat zu treffen, das in Max Hölz ſei⸗ 
nen Klaſſengenoſſen anerkennt, der ſehr, ſehr viel 
im Intereſſe des Klaſſenkampfes getan und ge— 
litten hat, und zwar unſchuldig gelitten hat, 
der den Darbenden Brot beſorgt hat, der den 
Klaſſenkampf geführt hat, um den kapitaliſtiſchen 
bürgerlichen Staat zu zertrümmern und dafür den 
ſozialiſtiſchen Staat zu errichten, in dem die Mr- 
beiterſchaft ſelbſt über die Arbeitszeit beſtimmt 
und über die ſonſtigen ſozialen Angelegenheiten. 
Darum wird er verfolgt, darum wurde er hinter 
Zuchthausmauern geſteckt mit dem Makel eines 
Mordes, den man heute fallen laſſen muß. Leſen 
Sie das Buch des Max Hölz, der ebenſo rein 
und gut war wie Roſa Luxemburg. Von der hat 
man geſagt, ſie ſei eine Hure und ein verdam— 
menswertes Geſchöpf. Der „Vorwärts“ riet, daß 
ſie ermordet werden ſolle. Roſa Luxemburg iſt 
auch nicht im Gedicht im Vorwärts dabei. Man 
ſagte ihr nach, ſie ſei eine verdammenswürdige 
Erſcheinung. Hiſtoriſch muß aber anerkannt wer- 
den, daß ſie eine der edelſten Menſchen war, eben— 
ſo wie Max Hölz, der niemand etwas zuleide tat, 
ſondern nur den Beſitzenden nahm, um es den 
Darbenden zu geben. Das war ein Verbrechen in 
den Augen der bürgerlichen Klaſſe und in den 
Augen der ſozialdemokratiſchen Führer, die an— 
geben, die Intereſſen der arbeitenden Schichten 
wahrzunehmen. Das iſt die Würdigung der So⸗ 
zialdemokratie und eines Senators Arczynſki. 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 
Heute, wo er ein monatliches Gehalt von 2000 G 
erhält, würde er, ohne mit der Wimper zu zucken, 
Proletarier hinrichten laſſen, wenn es ſein muß. 
Darauf iſt das Verbot zurückzuführen. Auf 
den Machtſpruch des Senators Arczynſki, um die 
Arbeiterſchaft Danzigs zu provozieren und ein 
ſolches Blutbad anzurichten, wie man es am 1. 
Mai in Berlin angerichtet hat. Das war die Ten- 
denz des Polizeipräſidenten, das war die Tendenz 
des Senators Arczynſki, um die Danziger revo- 
lutionäre Arbeiterſchaft zu provozieren. Jetzt 
haben wir noch nicht den Zeitpunkt für gekommen 
erachtet, Ihnen den Fehdehandſchuh hinzuwerfen. 
Aber einſt wird und muß der Tag anbrechen, wo 
wir Ihnen und der geſamten bürgerlichen Gefell- 
ſchaft einſchließlich der Sozialdemokratie den 
Fehdehandſchuh hinwerfen und Sie zur Rechen— 
ſchaft ziehen werden. > 
Was ift die Perſönlichkeit von Mar Hölz? Sit 
er wirklich der Verbrecher, als den man ihn hin- 


ſtellt? Nein, das habe ich ſchon einmal geſagt, er 


iſt einer der edelſten Menſchen, die je auf der 
Erde gelebt haben. Man verbot die Verſammlung, 
um dieſelben Methoden anzuwenden, wie ſie die 
deutſchen ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsführer 
anwenden, Zörgiebel uſw. Wir ſind uns darüber 
klar, und beſchweren uns auch nicht darüber. 
Wir ſind uns bewußt, daß wir von der Sozialde— 
mokratie mit denſelben Mitteln bekämpft wer- 
den, wie von den Deutſchnationalen. Wir benutzen 
die Gelegenheit, um der Bevölkerung zu ſagen, 
was Sie ſind: Sie ſind ein Schweinehund in den 
Augen der revolutionären Arbeiterſchaft. 
Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie haben 
einen Senator Schweinehund genannt, ich be— 
trachte das als einen groben Verſtoß gegen die 
Ordnung. Ich ſchließe Sie von der weiteren 
Teilnahme an der Sitzung aus und fordere Sie 
auf, den Saal zu verlaſſen. (Frau Abg. Kreft: 
Das ijt ja treu, das ift was Neues! — Er 
geht! bei den Sozialdemokraten. — Abg. Liſch⸗ 
newſki: Meine Aufgabe iſt erledigt! — Abg. 
Plenikowſki: Er hat keine Urſache, 
ben!) Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Herr Abg. Raſchke hat eingangs ſeiner 
Rede auf die Verhältniſſe hingewieſen, denen 
früher die ſogenannte revolutionäre Arbeiterſchaft 
in ihrem Kampf für ihre Ideale ausgeſetzt war, 
und einen Vergleich zu den Verhältniſſen gezogen, 
wie ſie heute in Deutſchland und auch in Danzig 
fih breitmachen. Er hat auch auf eine Aeußerung 
hingewieſen, die damals im Reichstag fiel, wenn⸗ 
gleich er den, der ſie tat, nicht genannt hat. Es 
iſt der Hinweis auf den Satz, daß jeder Eſel mit 
dem Ausnahmezuſtand regieren könne. Das iſt 
ein Ausſpruch von Bebel. Severing erwiderte 
heute: „Das kann jeder Eſel behaupten.“ Mit 
andern Worten hat Herr Severing ſelbſt geſagt, 
daß ſeine früheren Parteigrößen von ihm als 
Eſel betrachtet werden. Sehen wir uns die Gtel- 
lungnahme des Senators Arczynſki einmal an. 
Er bezieht ſich in ſeiner Erklärung nur auf das, 
was ihm der Polizeipräſident geſchrieben hat. 
Das Schreiben iſt bereits in der Zeitung bekannt 
gegeben und die Begründung des Berbots ift Herz- 


hier zu blei- 


1661 


lich kurz. Weil die Verſammlungen in Deutſch⸗ 
land unruhig waren (Zuruf des Abg. Loops), 
deshalb wird in Vorausſetzung, daß hier auch Un- 
ruhen ſtattfinden, die Verſammlung verboten. 
Wenn Sie der Meinung find, daß fih die Haten- 
kreuzler mit den Kommuniſten ſchlagen, dann 
müßten Sie ja gern ſehen, daß ſie ſich gegenſeitig 
die Schädel zerſchlagen. Daß Sie aber den 
Staatsapparat aufbieten, um das zu verhindern, 
dürfte dann nicht in ihrem Parteiintereſſe liegen. 
Ich glaube, daß die Kommuniſten auch entſchloſſen 
genug waren, um die Sozialdemokraten hinaus⸗ 
zuprügeln. Im übrigen bin ich der Meinung, daß 
Sie (zu den Sozialdemokraten) zu feige wären, in 
die Verſammlung zu gehen. Ich meine Sie, Herr 
Abg. Klingenberg, nicht perſönlich, ſondern Ihre 
Partei. Der Beweis dafür iſt angetreten. Wenn 
eine öffentliche Aufforderung an Ihre Partei- 
größen ergeht, in unſeren nationalſozialiſtiſchen 
Verſammlungen zu erſcheinen, kommen Sie nicht 
etwa, weil Sie fih die Reden nicht anhören tön- 
nen, ſondern weil Sie zu feige ſind. (Abg. Klin⸗ 
genberg: Weil Sie noch zu unerfahren ſind!) 

Ich habe erwartet, daß auch heute jemand aus 
Ihrer Partei (zu den Sozialdemokraten) vorge- 
treten wäre, und geſagt hätte, daß das, was der 
Senat mache, nicht den Tendenzen und Idealen 
Ihrer Partei entſpreche; dagegen nähmen Sie 
ſelbſt Stellung. Das wurde geſtern von Ihnen 
bezüglich eines Landrats getan, aber bezüglich der 
Grundtendenzen demokratiſcher Geſinnung, da gibt 
es das von Ihnen nicht mehr. Wenn Sie in der 
Regierung ſind, ſind Sie Diktatoren, wozu ſich 
Herr Welz mit ſeiner Partei ja auch angeboten 
hat. Wenn eine kommuniſtiſche Parteiverſamm— 
lung mit Max Hölz hier verboten wird, liegt der 
Erfolg jedenfalls auf der Gegenſeite. Daß Sie eine 
gewiſſe Furcht vor dieſer Seite haben, iſt unbe— 
ſtreitbar. Was man nicht fürchtet, braucht man 
nicht zu verbieten. (Zuruf des Abg. Loops.) Sie 
fürchten für die Ruhe und Ordnung, die Sie ſich 
wünſchen. (Abg. Loops: Liſchnewſki wollte Ihnen 
den Schädel einſchlagen, das wollten wir verhin— 
dern!) Ich bin Manns genug, mich dagegen zu 
wehren. Im übrigen bin ich vielleicht verſichert, 
das dürfte alſo nicht Ihre Sorge ſein und auch 
nicht die Sorge des Polizeipräſidenten. (Abg. 
Klingenberg: Die Schädel der Hakenkreuzler ſind 
zu ſchade!) Die ſind zu hart! Ich freue mich, wenn 
Sie mich als wertvolle Perſon hinſtellen. Ich ver⸗ 
zichte aber auch auf Ihr Urteil hierin. Ich wollte 
nur beweiſen, daß Sie ganz anders denken, wenn 
Sie die Hand am Staatsruder haben, als wenn 
Sie Oppoſitionspartei ſind. 

Bei der geſtrigen kleinen, ſehr netten Unter— 
haltung, die die Herren Loops und Weber im Er- 
friſchungsraum mir gegenüber von ſich gaben, 
wurde ich vor die Frage geſtellt, was die Nativ- 
nalſozialiſten dazu jagen würden, wenn Ihre Re. 
gierung Reichswehr gegen uns Nationalſozialiſten 
und die Kommuniſten verwenden würde, ob ich 
das für richtig hielte oder nicht. Die Frageſtellung 
beweiſt, daß Sie Ihre Grundtendenzen auf den 
Kopf ſtellen. Ich habe Ihnen, Herr Weber, vor- 
gehalten, daß man das mit der Jeſuitenpolitik: 
„Der Zweck heiligt die Mittel“ vielleicht gleich— 
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(Hobnfeldt, Abgeordneter) 

ſtellen kann. Wenn Sie das behaupten, ſind Sie 
aber nicht mehr Demokraten, ſondern Diktatoren. 
Dann ſagen Sie das doch offen und ich würde 
mich freuen, wenn ſich Herr Senator Arczynſki 
hier hinſtellte und ſagte, er verbiete als Diktator 
Verſammlungen, die ihm nicht paffen. Er ver- 
bietet aber heute angeblich eine Verſammlung 
deshalb, weil die öffentliche Ruhe und Ordnung 
geſtört werde. Weſſen Ruhe und Ordnung wird 
geſtört, wenn Proleten auf der Straße aufmar— 
ſchieren? Iſt das Ihr Syſtem, das Sie jetzt ver— 
teidigen? Ihre Wirtſchaftsordnung? Glauben 
Sie, daß nicht Grund genug vorliegt, auch von 
Ihrer Seite gegen dies Wirtſchaftsſyſtem vorzu— 
gehen? Da ſtellen Sie ſich hin und ſagen, die 
öffentliche Ruhe und Sicherheit dürfe nicht geſtört 
werden, und erinnern an das Wort: „Ruhe iſt die 
erſte Bürgerpflicht.“ (Zuruf des Abg. Loops.) 
Was heute die Proleten der linken Seite machen, 
können die der rechten mit demſelben Rechte auch 
tun. Vergeſſen Sie ferner nicht, daß man den 
Kommunismus nur dadurch beſeitigt, daß man ge— 
ordnete Verhältniſſe ſchafft. Was Sie tun, iſt 
alles andere als Ordnung im guten, ſozialen 
Sinne zu ſchaffen. Herr Dr. Kamnitzer hat heute 
von dem Maß geſprochen, in dem Sie hier Steuer- 
quellen bis zur erträglichen Grenze heranziehen. 
Man weiß, daß man über dieſe Grenze nicht hin— 
ausgehen kann, weil dann die Beſchaffung von 
Arbeit verhindert wird. Sie ſagen, daß Sie be— 
reits bis zur Grenze gegangen ſind; ich behaupte, 
daß dieſe Grenze ſchon überſchritten iſt. Und da 
glauben Sie nicht, daß Gründe zum Proteſtieren 
vorliegen? Ob das nun Max Hölz tut oder ein 
anderer, es foll und muß gegen die Mißverhält— 
niſſe unter Ihrer Regierung proteſtiert werden. 
In einem demokratiſchen Staat, wie Sie ihn an— 
geblich errichten, muß man von Ihnen erwarten, 
daß Sie als Regierungsvertreter das auch als 
ſelbſtverſtändliche Meinungsäußerung zulaſſen. 
Das tun Sie nicht. Entweder haben Sie dann 
früher geheuchelt, oder was gleich ſchlimm iſt, Sie 
ſind heute etwas anderes als eine 
ſtarke Partei. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple- 
nikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ift er- 
heiternd, daß die Sozialdemokraten immer ſo aus 
dem Häuschen geraten, wenn Sie ein paar Wahr— 
heiten von bürgerlicher Seite an den Kopf ge— 
worfen bekommen. Ich erinnere an die Artikel, 
die in der „B. Z.“, in dem „Acht Uhr-Abendblatt“ 
uſw. über die Beſtialitäten der Schupo in Berlin 
erſchienen ſind. Da gerieten die Sozialdemokraten 
auch aus dem Häuschen. Genau ſo iſt es heute, 
weil ein bürgerlicher Abgeordneter Ausführungen 
macht, die ohne Zweifel richtig ſind, inſofern als 
es ſich bei Ihnen oder bei Ihrer Politik nicht ein- 
mal mehr um bürgerliche „Demokratie“ handelt, 
ſondern um eine rein faſchiſtiſche Diktatur. Des- 
halb geraten Sie aus dem Häuschen und wollen 
eine Einheitsfront zwiſchen Stahlhelm und Kom- 
muniſten und zwiſchen Hakenkreuz und Sowjet⸗ 
ſtern feſtſtellen. 

Um auf dieſe Einheitsfront zurückzukommen, 
will ich den Nachweis führen, wer dieſe Einheits— 


geſinnungs⸗ 
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front bildet. Sie werden noch nie geſehen haben, 
daß Rote Frontkämpfer mit dem Stahlhelm zu— 
jammen ein Oberhaupt eines kapitaliſtiſchen 
Staates empfangen. (Abg. Loops: Sie haben 
doch verhandelt!) Wenn Sie den Zwiſchenruf 
machen, daß wir verhandelt haben, (Große 
Unruhe. — Zwiſchenrufe der Abg. Loops 
und Hohnfeldt.) wenn ſie behaupten, daß ich 
irgendwie verhandelt habe, dann möchte ich er— 
klären, daß uns natürlich ſehr viel daran lag, daß 
die Sache hier wirklich zur Verhandlung kam. 
Herr Senator Arczynſki, der geſtern ſogar von 
einem bürgerlichen Abgeordneten als Hampel— 
mann hingeſtellt wurde, der allen Berichten ſeiner 
Untergebenen Glauben ſchenkt, hat das auch heute 
wieder zum Ausdruck gebracht. Wir geben es zu 
daß wir verſucht haben, einmal zu dieſer Frage 
ſprechen zu können. Wenn wir die nötige Anzahl 
von Abgeordneten nicht haben und wenn uns 
dann ein anderer Abgeordneter unterſtützt, dann 
iſt das kein Beweis einer „Einheitsfront“, Herr 
Abg. Weber. Aber die Einheitsfront zwiſchen 
Stahlhelm und Reichsbanner iſt vorhanden. Sie 
wiſſen doch ganz genau, daß Stahlhelm und 
Reichsbanner friedlich nebeneinander Herrn Hin- 
denburg empfangen haben. Das iſt wirklich eine 
Einheitsfront. Weiter ein paar Beweiſe. Ich 
habe wiederholt darauf hingewieſen, es kommt 
nicht auf äußerliche Tatſachen an, nicht darauf, 
daß Stahlhelmer rechts,radikal“ find und wir 
links, radikal“, ſondern es kommt auf die Taten 
an. Der Stahlhelm ſchützt das klapitaliſtiſche 
Syſtem mit ſeinem Blut und Leben, und Herr 
Hörſing vom Reichsbanner tut es auch; denn wol- 
len Sie etwa den Bau eines Panzerkreuzers zur 
Verteidigung des deutſchen „Vaterlandes“ als 
eine proletariſche Tat hinſtellen oder etwa die 
Ausführungen eines Hörſing, wir müßten mit 
Polen gemeinſam gegen Sowjetrußland eine Ein— 
heitsfront bilden? Iſt das nicht ein Ausſpruch, 
der beweiſt, daß Sie mit der Tat eintreten wollen 
für den Kapitalismus? Hier ſehen Sie die wirk— 
liche Einheitsfront. 

Nun erklärte Herr Hohnfeldt ſehr richtig, Sie 
ſprechen heute immer von der Wirtſchaft und dem 
Staat, als ob tatſächlich dieſe Wirtſchaft und dieſer 
Staat eine andere Wirtſchaft oder ein anderer 
Staat ſeien als vor Jahrzehnten. Oh nein, dieſe 
Wirtſchaft iſt immer noch die kapitaliſtiſche Wirt- 
ſchaft, und dieſer Staat iſt immer noch der kapi— 
taliſtiſche Staat. Deshalb dürfen Sie ruhig zu 
den Worten „Wirtſchaft und Staat“ das Wört⸗ 
chen „kapitaliſtiſche“ hinzuſetzen, nur daß Sie jetzt 
dieſen kapitaliſtiſchen Staat und die Wirtſchaft 
ſchützen und alle diejenigen, die etwa gegen dies 
Syſtem kämpfen, mit Maſchinengewehren nieder— 
ſchießen. Wir ſind überzeugt, daß auch Herr Se— 
nator Arczynſki die Maſchinengewehre hätte hier 
auffahren laſſen, wenn Hölz geſprochen hätte. Von 
Herrn Arczynſki iſt ſicher der Befehl ausgegeben 
worden, daß gegenüber der Meſſehalle zwei Schu— 
pohundertſchaften einzuquartieren waren. Man 
dachte, vielleicht kommt es zu einem kleinen Zu— 
ſammenſtoß, und vielleicht rechnete man auch da 
mit der Hilfe des Stahlhelms. Dann hätte man 
das zum Anlaß genommen, um genau ſo ein Blut— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 


(A) bad anzuzetteln, wie es Ihre Freunde in Berlin 


(B) 


angezettelt haben. 

Es ift nun die Frage nach der Urſache des Ver- 
bots angeſchnitten worden. Die Urſache des Ver— 
bots iſt auch von Herrn Abg. Hohnfeldt richtig an— 
gegeben worden, nämlich Furcht vor uns und 
Furcht vor dem Anwachſen unſerer Bewegung. 
Wenn Herr Hohnfeldt ausführte, durch das Ver— 
bot geben Sie uns nur Oberwaſſer, dann beweiſt 
das eben auch wieder, daß der Abg. Hohnfeldt 
ſehr viel für die Sozialdemokratiſche Partei übrig 
hat und daß ihm ſehr viel daran gelegen iſt, daß 
ja nicht die Sozialdemokratiſche Partei dem tapi- 
taliſtiſch-bürgerlichen Staat als Stützpunkt ver- 
loren geht. Da ſehen wir wieder eine wirkliche 
Einheitsfront, und dieſe Einheitsfront iſt ſchließ— 
lich auch dokumentiert durch einen Ausſpruch des 
Abg. Loops, der Herrn Hohnfeldt erklärte: „Wir 
wollten Sie nur davor ſchützen, daß Ihnen der 
Schädel eingeſchlagen wird.“ Das ſind wirkliche 
Beweiſe für eine tatſächlich vorhandene Einheits— 
front. 


Das Verbot iſt erlaſſen worden. Man fragte 
ſich: Wie verhindert man die Stärkung der kom— 
muniſtiſchen Bewegung? Durch Verbot oder da— 
durch, daß man Hölz ſprechen läßt? Da ſind Sie 
wahrſcheinlich zu der Ueberzeugung gekommen, 
daß Sie lieber ein Verbot erlaſſen. Das erſchien 
Ihnen als das Richtigere; denn das Verbot der 
Demonſtration am 1. Mai in Berlin gründete ſich 
auch auf Furcht. Das ift Ihnen von bürgerlichen 
Blättern x-mal entgegengehalten worden, und 
nicht nur von bürgerlichen Blättern, ſondern Sie 
ſelbſt haben das in einigen Zeitungen, z. B. in 
ſächſiſchen Zeitungen zugeben müſſen, daß nur die 
blaſſe Furcht, die Angſt Ihrer Partei vor dem 
Wachſen der kommuniſtiſchen Bewegung Sie in 
Berlin veranlaßte, die Demonſtration am 1. Mai 
zu verbieten und dabei zugleich dem kapitaliſtiſchen 
Staat gefällig zu ſein. 

Nun zu den Angaben des Herrn Senators 
Arczynſki. Es wurde geſtern ſchon darauf Hinge- 


wieſen, daß es ſehr eigenartig von einem jozial- 
demokratiſchen Senator iſt, daß er den Berichten 
und den Angaben ſogenannter reaktionärer Be— 
amten bedingungslos Glauben ſchenkt, und daß er 
ſich reſtlos hinter dieſe Berichte ſtellt, ſie ſchützt, 
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und gegen Angriffe verteidigt, die gemacht wer⸗ 
den. Da ſagte Herr Dr. Moczynſki von der Pol- 
niſchen Fraktion: „Der Mann iſt wenigſtens ton- 
ſequent, er wird von der zuerſt eingenommenen 
Stellung nicht abweichen.“ Geſtern hielten es die 
Sozialdemokraten für notwendig, dieſen Herrn zu 
desavouieren, heute nicht, weil geſtern noch die 
Minderheitenfrage eine Rolle ſpielte, und weil 
dieſe Frage für den Danziger Senat eine ſehr 
heikle Sache iſt. Es handelt ſich um die Polen, 
und Danzig iſt wirtſchaftlich und politiſch von Po⸗ 
len und von der polniſchen Regierung abhängig. 
Deshalb ſagte ich bereits geſtern, wenn es ſich nur 
um kommuniſtiſche Gemeindevorſteher gehandelt 
hätte, denen man die Beſtätigung verſagte, dann 
hätte die Sozialdemokratiſche Partei nicht den Se- 
nator desavouiert. Heute hat fie es nämlich nicht 
getan. Wenn nun vielleicht einer Minderheit 
gegenüber, eventuell anläßlich einer Parteiver— 
ſammlung ein Zwiſchenfall eingetreten wäre, oder 
es wäre irgend einem polniſchen Redner verboten 
zu ſprechen, aus irgend welchen Gründen und der 
Senat hätte dieſes Verbot begründen müſſen, dann 
hätte fih auch wieder ein Abgeordneter der Sozial- 
demokratiſchen Partei hierhergeſtellt als Verfech— 
ter der „wahren“ Demokratie und erklärt: Wir 
desavouieren den Senator. Das iſt heute wieder 
ein Beweis dafür geweſen, wie bedingungslos 
auch die ſozialdemokratiſchen Senatoren Berichten 
reaktionärer Beamten Glauben ſchenken. Wir ru- 
fen allen dieſen Geſellen zu: Einſt kommt der Tag, 
da werden wir uns rächen, dann werden wir die 
Richter ſein! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
find damit am Schluſſe unſerer heutigen Tages- 
ordnung angelangt. Ich ſchlage vor, die nächſte 
Sitzung am Mittwoch, den 5. Juni 1929, 3,30 Uhr, 
mit der Tagesordnung abzuhalten: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abs 
änderung des Einkommen- und Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes. (Druckſache Nr. 709.) 

Außerdem erbitte ich die Ermächtigung, even- 
tuell noch notwendig werdende Sachen auf die 
Tagesordnung ſetzen zu dürfen. Ich ſtelle feſt, daß 
meinem Vorſchlage nicht widerſprochen wird und 
das Haus ſomit dieſen Beſchluß gefaßt hat. Ich 
ſchließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 5 Uhr 30 Minuten.) 
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Erite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Vornahme einer Volkszählung im Jahre 1929 
(Drückſache Nr 2 8 . 1687A 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 


über Aenderung der Poſtgebühren (Druck- 
ſache Nr 720 zu Nr ß 1868/ B 
Erfte Beratung eines dritten Geſetzes über den 


Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. (Druck⸗ 


ſache Nr. 75 1687 D 
Vertagung 1687 D 
ie Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 


den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Arczynſki, Dr. Kamnitzer, Sawatzki; Staatsrat 
Lademannn; Oberregierungs- und Finanzrat 
Winter; Oberregierungsräte Dr. Gallaſch, Dr. 
Hemmen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
85. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesord— 
nung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Einkommen⸗ und Kör⸗ 
perſchaftsſteuergeſetzes. — Fortſetzung. 
Druckſache Nr. 709. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Es liegt im Plane der heutigen Ausſprache, 
fie im weſentlichen auf die finanz- und wirtſchafts⸗ 
politiſchen Fragen zu beſchränken, die mit dem 
Staatshaushaltsplan und dem Geſetzentwurf, der 
ſich auf die Erhöhung der Einkommen- und Kör- 
perſchaftsſteuer bezieht, in Verbindung ſtehen. 
Die Deutſchnationale Fraktion wird dieſer Tat— 
ſache Rechnung tragen und ihre Kritik an der all— 
gemeinen Politik des Senats bis zur zweiten Be⸗ 
ratung des Staatshaushaltsgeſetzes zurückſtel⸗ 
len, bei der ja eine allgemeine Ausſprache ſtattfin— 
den ſoll. Sie beſchränkt ſich heute auf die Bemer— 
kung, daß ihr die allgemeine Politik des Senats 
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nach jeder Richtung in reichſtem Maße Gelegen— 
heit zu allerſchärfſter Kritik geben wird. 

Der größte Teil der Haushaltspläne und das 

Haushaltsgeſetz ſind dem Hauſe erſt am vorigen 
Mittwoch zugegangen. Schon dieje Tatſache for- 
dert zu ſcharfer Kritik heraus. Seit Jahren, ſeit⸗ 
dem nach der Beendigung der Inflation über⸗ 
haupt eine ordnungsmäßige Etatsgebarung mög- 
lich war, iſt nicht eine derartige Verſpätung zu 
verzeichnen. In den vorhergehenden Jahren ſind 
die Haushaltsgeſetze meiſt jhon im Mai oder 
Juni im Geſetzblatt verkündet und geraume Zeit 
vorher dem Volkstag vorgelegt worden. Dieſe 
Verſpätung iſt auch durch die Ausführungen, die 
der Herr Finanzſenator hier gemacht hat, feines- 
wegs ausreichend entſchuldigt. Jetzt ſind mehr als 
fünf Monate des Jahres verſtrichen, während der 
reichlich Zeit war, die Haushaltspläne vorzube— 
reiten. Es kann auch nicht außer Betracht bleiben, 
daß die Hauptarbeit zur Aufſtellung der Haus⸗ 
haltspläne längſt durch die Vorarbeiten der Be— 
hörden erledigt war, ſo daß es doch wohl möglich 
war, innerhalb weniger als fünf Monaten die 
Haushaltspläne beim Volkstag zur Vorlage zu 
bringen. Jedenfalls führt ſich der neue Finanz⸗ 
ſenator mit einer derart verſpäteten Vorlegung 
des Haushaltsgeſetzes nicht gut ein. Es kommt 
hinzu, daß Herr Dr. Kamnitzer bereits dem frühe— 
ren Senat angehört hat und gewiſſermaßen mitten 
in der Materie drin iſt. Jedenfalls iſt es eine ſehr 
bedauerliche Tatſache, daß die Haushaltspläne jo 
ſpät eingebracht find. Das führt zu vielen Webel- 
ſtänden. Die Behandlung der Haushaltspläne 
hier in dieſem Hauſe iſt völlig auseinanderge— 
riſſen. Infolgedeſſen gibt auch die Ausſprache hier 
ein ſehr zerſplittertes Bild, keine einheitlich 
grundlegende Ausſprache über die Politik des Se- 
nats. Die Verhandlungen finden teilweiſe heute 
ſtatt; dann haben wir bei der zweiten Beratung 
wieder eine Ausſprache. Jedenfalls können wir 
nicht in ſolchem Maße eine Ueberſicht über die 
Politik der Regierung bringen, wie es früher 
möglich war. 
Es kommt hinzu, daß durch die ungeheuer 
ſpäte Verabſchiedung der Haushaltspläne die 
ganze Verwaltung erſchwert wird. Namentlich 
müſſen wir es beklagen, daß offenſichtlich im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem vorliegenden Geſetz die 
Steuerveranlagungen zurückgehalten ſind, auch 
über den 15. Mai, dem Termin zur Zahlung der 
Vorausleiſtungen hinaus. Das iſt für die Steuer⸗ 
zahler, namentlich für diejenigen, die Beträge 
überzahlt haben, ein ſchwer tragbarer Zuſtand, 
aber auch für diejenigen, die gezwungen ſind, 
Nachzahlungen zu leiſten. Es hätte doch ſchließlich 
möglich ſein müſſen, die Steuerveranlagungen 
herausgehen zu laſſen und die Zuſchläge bejonders 
zu erheben. Jedenfalls müſſen wir fordern, daß in 
Zukunft die Haushaltspläne rechtzeitig vorgelegt 
werden. 3 Sa 

Der Finanzſenator hat dann ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen einige allgemeine Betrachtungen voraus⸗ 
geſchickt. Dieſe allgemeinen Betrachtungen ſind 
zum großen Teil Selbſtverſtändlichkeiten. Soweit 
ſie das nicht ſind, ſind es vielfach nur Worte, de— 
nen wirkliche Taten nicht folgen werden. Man 
ſoll doch im Senat nicht glauben, daß durch der— 
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artige Ausführungen ein Vertrauen bei der Be— 
völkerung erweckt wird, am allerwenigſten bei 


uns; denn die Ausführungen ſind doch zu einem 


ſehr großen Teil Gemeinplätze, die von jedem hier 
ausgeſprochen werden könnten. Das Volk will Ta⸗ 
ten ſehen. Als bedenklich möchten wir es bezeichnen, 
wenn der Finanzſenator von einem Optimismus 
der Etatsaufſtellung ſpricht. Der Senat ſoll einen 
Haushaltsplan vorlegen, der nicht optimiſtiſch 
und nicht peſſimiſtiſch iſt. Wir müſſen fordern, daß 
die Ausführungen eines Finanzſenators ſachlich 
abgewogen find, weder optimiſtiſch noch peſſi— 
miſtiſch. Sie ſollen uns ein wahres Bild geben. 
Das ift in erſter Linie die Aufgabe des Finanz— 
jenators und des Senats in feiner Geſamtheit. 
Durch ſolche Ausführungen wird weder der 
Staatskredit, noch der Privatkredit der Wirtſchaft 
geſtärkt. 

Das hervorſtechendſte Merkmal des Haushalts 
ijt die Erhöhung der Ausgaben- und Einnahmen: 
ſätze. Daß dieſe Abſicht des Senats in der breiten 
Oeffentlichkeit einen ſehr wenig guten Eindruck 
gemacht hat, dürfte ſchon durch die Preſſe klar ge— 
worden ſein, wo die Rede nicht nur in Zeitungen, 
die außerhalb der Koalition ſtehen, ſondern auch 
in den Blättern innerhalb der Regierungskoali⸗ 
tion ſcharf kritiſiert wurde. Jedenfalls werden wir 
dieſem Haushaltsplan unſere ganz beſondere Muf- 
merkſamkeit zuwenden, und genau prüfen, ob die 
Angaben bezüglich der Ausgaben gerechtfertigt 
ind. Wir werden dieje Sätze ganz beſonders ſcharf 
unter die Lupe nehmen. Im Rahmen meiner Aus⸗ 
führungen kann dieſes nur in großen Zügen ge: 
ſchehen. Wenn wir auch nicht beabſichtigen, die 
Beratungen im Ausſchuß aufzuhalten, ſo werden 
wir uns doch die einzelnen Poſitionen außeror— 
dentlich genau anſehen müſſen und prüfen, ob ſie 
gerechtfertigt ſind. Wenn in einem Haushaltsplan 
wie dem gegenwärtigen eine Mehrforderung von 
10,6 Millionen enthalten iſt, ſo iſt das eine Tat⸗ 
ſache, die zu ernſten Bedenken Anlaß gibt. Ich 
muß auch beanſtanden, daß in den Ausführungen 
des Finanzſenators vielfach die Zahlen recht reich— 
lich durcheinander geworfen wurden. Ich will nicht 
ſagen, daß eine Abſicht dahinter ſteht, aber ein 
klares Bild wie früher haben wir aus den Aus- 
führungen des Herrn Dr. Kamnitzer nicht zu ge⸗ 
winnen vermocht. Das wird vielleicht im Ausſchuß 
noch nachgeholt werden können. Wir werden Ge— 
legenheit nehmen, dort weitere Fragen zu ſtellen. 

Ich darf dann vielleicht mit einigen Worten 
auf diejenigen Punkte eingehen, die zu Mehraus— 
gaben Veranlaſſung gegeben haben. Da iſt zu: 
nächſt vom Herrn Senator das Notopfer genannt 
worden. Dazu wäre zu jagen, daß das Notopfer 
von vornherein nur als eine vorübergehende Not- 
maßnahme gedacht war, lediglich dazu beſtimmt, 
den durch frühere Vorgänge erſchütterten Aus⸗ 
gleich des Etats wieder herzuſtellen. Es war not⸗ 
wendig, ſich von vornherein darauf einzuſtellen, 
daß dies Notopfer wieder in Fortfall kam. Das 
hat auch die frühere Regierung getan. Sie hat 
von vornherein ihr Augenmerk darauf gerichtet, 
daß dies Notopfer bald wegfallen würde (Abg. 
Loops: Da find die Millionen dann zurückgelegt!) 
Die haben Sie ja ausgegeben. Die Regierung 
glaubte, durch ein einfaches Geſetz die Rechte der 


Beamten beſeitigen zu können. 
rächt ſich das bei der Finanzgebarung. Man hätte 
ſich rechtzeitig auf die Sachlage einſtellen müſſen, 
dann hätte man nicht ſo ſchwere Sorgen zu haben 
brauchen. 

Daß wir mit erhöhten Aufwendungen für den 
Hafen zu rechnen hatten, iſt für jeden im Hauſe 
klar. Wir können auch damit einverſtanden ſein, 
daß für den Hafen neue Aufwendungen gemacht 
werden. Es ijt gut, wenn er neuzeitlich ausgeital- 
tet wird. Das iſt eine Lebensfrage des Danziger 
Handels, der Danziger Schiffahrt und überhaupt 
der Danziger Wirtſchaft. Wir werden daher dieſen 
Ausgaben keinen Widerſtand entgegenſetzen. Wir 
ind aber der Meinung, daß fie ſehr wohl geleiſtet 
werden können, ohne daß der Haushaltsplan die 
gegenwärtige Geſtaltung gewann und vor allem, 
daß neue Steuern notwendig wären. 

In der Perſonalfrage bedeutet natürlich die 
Erhöhung von Anforderungen etwas, was ganz 
beſonders unſere Aufmerkſamkeit erfordert. Wir 
müſſen vor allen Dingen ſtets genau prüfen, ob 
namentlich neue Stellen, die erfordert werden, 
irgendwie notwendig ſind. Es iſt unſere Aufgabe, 
darin waren fih alle Parteien einig, die Perſo— 
nalgeſtaltung im Staat ſo billig wie nur möglich 
einzurichten, damit die Belaſtung der Bevölkerung 
ſo gering iſt, wie es nur ſein kann. Bei dieſem 
Haushaltsplan iſt es nun Aufgabe, ganz beſonders 
ſcharf zu prüfen, welche Stellen notwendig ſind 
und welche nicht. 

Lehrreich iſt es, wenn man in dieſer Beziehung 
die Entwicklung der Ergebniſſe des Perſonalab— 
baues vergleicht, wie ſie auch vom Senat gegeben 
worden iſt. Ich darf auf Seite 3 der Tabellen ver⸗ 
weiſen. Da ergibt ſich folgendes eigenartiges Bild. 
Der Minderbedarf an Stellen iſt in der Zeit von 
1924 bis 1929 gegenüber 1923 von 17,4 Prozent 
auf 28,87 Prozent geſtiegen. Die Hundertſätze ſind 
am höchſten zur Zeit der bürgerlichen Regierun— 
gen, am geringſten zu Zeiten des ſozialdemokra— 
tiſchen Einfluſſes auf die Regierung geweſen. Nach 
der Tabelle iſt der Prozentſatz jetzt auf 0,90 ge- 
ſunken. Wenn man ſich allein auf die letzten Jahre 
bezieht, jo ergibt fich, daß 1926 der Hundertſatz 
255 war. Damals beſtand ein Senat, in dem die 
Sozialdemokratie herrſchenden Einfluß ausübte. 
Im Jahre 1927, zur Zeit der bürgerlichen Regie— 
rung, ſtieg die Zahl wieder auf 5,43, um 1928 
unter der Herrſchaft des jetzigen Senats auf 2,95 
vom Hundert und jetzt auf 0,90 vom Hundert zu 
fallen. Es iſt beachtenswert, daß die ſtärkſte Ver⸗ 
minderung des Perſonals immer dann ſtattgefun⸗ 
den hat, wenn eine bürgerliche Regierung am 
Ruder war. 

Dieſe Zahlen beweiſen klar und deutlich, daß 
das Gerede, das Schlagwort, welches die Linke jo 
gern im Munde führt, vom aufgeblähten Ver- 
waltungsapparat und ähnlichen Dingen ſich als 
bloßes Schlagwort erwieſen hat und nichts mehr. 
Allerdings paßt zu dieſen Tatſachen ganz beſonders 
ſchlecht, daß die Sozialdemokratie dauernd beſtrebt 
iſt, neue Stellen und neue Einrichtungen zu ſchaf⸗ 
fen. Ich darf nur darauf hinweiſen, daß eine neue 
Senatorſtelle eingerichtet iſt, neue Aemter geſchaf— 
fen werden und anderes mehr. Bei dieſer Gele— 
genheit muß Ihnen auch geſagt werden, daß Sie 
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von der Linken es geweſen find, denen die Sabo⸗ 
tierung der Verfaſſungsvorlage zur Laſt fällt und 
die es zu verantworten haben, daß der Volkstag 
nicht verringert worden iſt, wie es möglich ge⸗ 
weſen wäre. Wenn Sie unſere Anträge angenom⸗ 
men hätten, ſo würde ein ganz anſehnlicher Be⸗ 
trag der Summe gedeckt worden ſein, die Sie jetzt 
in Form neuer Steuern fordern. (Dann hätten 
Sie unſere Anträge auch annehmen müſſen! links.) 
Wir haben unſere Anträge an keine Bedingungen 
geknüpft. Es iſt kein Geheimnis, daß man einen 
Antrag von vornherein zu Fall bringen kann, in⸗ 
dem man ihn mit unannehmbaren Bedingungen 
verknüpft. Eine Partei, die ehrlich iſt, beſchränkt 
ſich auf die Anträge allein. Das wiſſen Sie ganz 
genau, und Ihr Zwiſchenruf beweiſt mir, daß 
Ihnen meine Ausführungen unangenehm ſind. 
Einen weiteren Grund für den erhöhten Aus⸗ 
gabebedarf erblickt der Senat in den Anforderun⸗ 
gen für ſoziale Zwecke. Es ergibt ſich, daß die 
Ausgaben aus verſchiedenen Urſachen dauernd 
ſteigen. Hier auf Einzelheiten einzugehen, iſt nicht 
der Zweck meiner Ausführungen. Bei der Behand⸗ 
lung dieſer ſozialen Ausgaben, kommt der Senat 
niemals auf den Gedanken, zu prüfen, ob es nicht 
möglich iſt, durch Reformen auf dieſem Gebiete 
Erſparniſſe zu erzielen. Und doch kann es keinem 
zweifelhaft ſein, daß manches auf dieſem Gebiete 
reformbedürftig iſt. Ich verweiſe insbeſondere auf 
die Erwerbsloſenfürſorge, das Krankenkaſſen⸗ 
weſen und ähnliches. An dieſen Reformen iſt die 
Bevölkerung, und zwar ſowohl Arbeitgeber wie 
Arbeitnehmer, in gleichem Maße intereffiert, ohne 
daß den notleidenden Kreiſen die notwendige, auch 
von uns gewünſchte Hilfe, verſagt werden foll. Je— 
denfalls iſt es unbedingt richtig, daß hier manches 
geſchehen könnte. Sie kümmern ſich jedoch nicht um 
dieſe Dinge, Sie wollen das nicht. Aber ich glaube, 
daß die Zeit kommen wird, wo Sie gezwungen ſind, 
ſich näher mit dieſen Fragen zu befaſſen. Es iſt 
ja bekannt, daß auch im Deutſchen Reiche die Er- 
örterung dieſer Fragen in Fluß gekommen iſt. Es 
ſind dort mancherlei Vorſchläge gemacht worden, 
die geeignet fein können, dieje oder jene Verbeſſe— 
rung herbeizuführen. Hierbei muß bemerkt wer⸗ 
den, daß an der Einrichtung der Verwaltung ge— 
rade hier im möglichſt billigen Sinne nicht nur der 
Arbeitgeber, ſondern auch der Arbeitnehmer ein 
Intereſſe hat. Beide ſind an der Aufbringung der 
Koſten beteiligt und wünſchen und hoffen, daß ſie 
entlaſtet werden. An dieſen Dingen dürfen wir 
nicht vorübergehen, ſondern müſſen unſere Auf⸗ 
merkſamkeit darauf lenken. Es iſt kein Geheim⸗ 
nis, daß manches auf dieſem Gebiete geändert 
werden muß. Sie ſcheinen manchmal Sorge zu 
haben, daß das, was geſchehen muß, Ihnen doch 
nicht gelingt und anderen Regierungen vorbehal— 
ten bleibt. (Umgekehrt! bei den Kommuniſten.) 
Eine außerordentliche Belaſtung des Haus- 
Frage der Anleihezinſen⸗ 
dienft, von dem der Herr Finanzſenator geſprochen 
hat. Nach den Zahlen müſſen wir mit lich ſteigern⸗ 
den Summen rechnen. Dieſe Ausgaben müſſen ge⸗ 
leiſtet werden, und wir können uns dieſer Tatſache 
nicht entziehen. Der Herr Senator hat aber ver— 
geſſen, zu ſagen, für welche Zwecke die ſogenannte 
Tabakmonopolanleihe aufgenommen worden ijt. 


(Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Die habe ich nicht 
bekommen, es wäre ja ſehr ſchön geweſen. Jeden⸗ 
falls muß ich feine Ausführungen etwas ergän- 
zen — Ihr Gedächtnis ſcheint in dieſer Beziehung 
recht kurz zu ſein. Die Anleihe wurde notwendig, 
um das große Loch zu ſtopfen, das unter dem erſten 
von der Sozialdemokratie beherrſchten Senat im 
Staatshaushaltsplan trotz vorheriger Ordnung 
der Finanzen entſtanden war. (Lachen links.) 
Wenn der Finanzſenator dieſes Loch auf die Er- 
höhung der Beamtengehälter vom Jahre 1924 zu⸗ 
rückführt, ſo iſt zu ſagen, daß das nur eine Anpaſ⸗ 
ſung an die damaligen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
nijje war. Die Angaben des Herrn Senators be- 
deuten alſo eine grobe Täuſchung der Oeffentlich⸗ 
keit. Die damalige Annahme des Senats auf fi⸗ 
nanziellem Gebiet, namentlich die Schätzung der 
Einnahmen aus den Zollerträgen, hat den Ver⸗ 
hältniſſen entſprochen. 

Die Urſachen für die finanzielle Miſere von da- 
mals liegen ja, das wiſſen alle, auf ganz anderen 
Gebieten begründet. Neben anderen Dingen be— 
ruhen ſie in erſter Linie auf den Maßnahmen, die 
Polen getroffen hat, insbeſondere auf der Ab— 


droſſelung der Danziger Einfuhr und der außer⸗ 


ordentlichen Verringerung der Zolleinnahmen, die 
damit in Verbindung ſtand. Da diefe Amſtände 
damals eintraten, war es von vornherein die 
Aufgabe des Senats, dieſen Tatſachen Rechnung 
zu tragen. Der damalige Senat unter jozialdemo- 
kratiſchem Einfluß hat ſich viel zu ſpät mit dieſer 
Frage befaßt. Es gereicht dem damaligen Senat 
zum Vorwurf, daß er nicht rechtzeitig Gegenmaß— 
nahmen traf und nicht ſofort gegen die unge- 
heuerliche Ausbeutung Danzigs durch Polen 
Front machte und Danzig den ihm gebührenden 
Anteil an den Zöllen ſicherte. (Sehr richtig! 
rechts.) Es iſt Aufgabe des nächſten, bürgerlichen 
Senats geweſen, die Dinge unter erſchwerten Ver⸗ 
hältniſſen zu regeln. Das bleibt unter allen Am: 
ſtänden eine Sache, die anerkannt werden muß, 
während Sie ſich von der Linken nicht von dem 
Vorwurf reinigen können, daß Sie die Dinge 
haben laufen laſſen und jedenfalls nicht richtig 
eingegriffen haben. 

Es darf in dieſem Zuſammenhange auf die 
Berichte hingewieſen werden, die von der Finanz⸗ 
kommiſſion des Völkerbundes niedergelegt ſind. 
Sie beſtätigen das, was wir immer geſagt haben. 
Im übrigen brauche ich nur darauf hinzuweiſen, 
was Herr Dr. Ziehm von dieſer Stelle wieder⸗ 
holt geſagt hat. Davon iſt nicht ein Wort zurückzu⸗ 
nehmen. Alles das, was er ausgeführt hat, iſt 
durch den jetzigen Haushaltsplan und durch die 
Ausführungen des Finanzſenators mehr als reich⸗ 
lich beſtätigt worden. Daß bei der Geſtaltung des 
Etats von damals die ſozialdemokratiſche Wirt⸗ 
ſchaft ſchuld hatte, kann man bei jeder Gelegen⸗ 
heit feſtſtellen. 


Wir verkennen durchaus nicht, daß unſere ge- 


genwärtigen Verhältniſſe Ausgaben erfordern, die 
früher nicht zu leiſten waren. Aber dennoch ſind 
wir der Meinung, daß dieſe Ausgaben keine aus⸗ 
reichende Begründung für die jetzige Etatsgeſtal⸗ 
tung, insbeſondere für die Forderung nach neuen 
Einnahmen enthalten. Es darf auch an einer Tat⸗ 
ſache, die, ſoviel ich mich entſinne, nur nebenbei in 
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den Ausführungen des Finanzſenators erwähnt 
worden iſt, nicht vorübergegangen werden. Es iſt 
der Umſtand, daß Sie den Ausgleich des Haus⸗ 
halts in erheblichem Umfange dadurch herbeizu— 
führen ſuchen, daß Sie den Betrag ſtreichen, der 
zum Finanzausgleich für die Gemeinden beſtimmt 
war. Das bedeutet für die Gemeinden, insbejon= 
dere die leiſtungsſchwachen Gemeinden, eine 
außerordentlich unangenehme Sache. Man kann 
ſagen, daß der Senat geradezu auf dem Rücken 
der leiſtungsſchwachen Gemeinden feinen Staats- 
haushalt in Ordnung bringt. Das ijt nun fhón 
etwas, was in das Gebiet hineingehört, wie die 
Ausgaben gedeckt werden ſollen. In erheblichem 
Umfang kommt aber der Geſichtspunkt in Be- 
tracht, daß der Senat mit erheblichen Mehrein— 
nahmen rechnet, und zwar in erſter Linie mit 
Mehreinnahmen an Steuern, die hier näher dar— 
gelegt ſind. Ob die erwarteten Mehreinnahmen 
zu recht angeſetzt ſind, iſt doch durchaus fraglich. 
Durch die Wirtſchaftslage ſind ſie ſchwerlch ge— 
rechtfertigt. Möglicherweiſe ſtehen ſie zum Teil 
nur auf dem Papier. Wenn wir unſere Wirt⸗ 
ſchaftslage in Betracht ziehen, ſo weiß man nicht, 
ob dieſe Beträge wirklich in Zukunft eingehen 
werden. Die Lage iſt nicht ſo, daß man mit Sicher— 
heit darauf rechnen kann. Wenn hier nach dem 
Bericht an Steuern im vergangenen Jahr in er- 
heblichem Maße Mehreinnahmen erzielt ſind, ſo 
beruht das zum Teil darauf, daß Rückſtände ein⸗ 
getrieben find. Zum Teil ift das in den Ausfüh- 
rungen des Senats geſagt worden. Aber es wäre 
wichtig, wenn uns gejagt würde, wieviel Rück- 
ſtände in dieſen Zahlen liegen, die man mit ziem- 
licher Härte eingetrieben hat. Wir können dem 
Senat auf dieſem neuen Wege nicht folgen. Wir 
werden uns mit Entſchiedenheit dieſen Plänen 
entgegenſtellen. 

Dann ſind zum Ausgleich des Haushaltsplans 
1,4 Millionen aus dem Ausgleichfonds genom— 
men. Schon im vorigen Jahr hat der Senat mit 
Hilfe des Ausgleichfonds ſeinen Etat zum Aus— 
gleich gebracht. Wir müſſen ſagen, daß dieſe Tat— 
ſache außerordentlich bedenklich iſt. Dieſer Aus— 
gleichsfonds ſollte doch für noch größere Notlagen 
zurückgehalten werden. Im Hinblick auf die erhöh— 
ten Zolleinnahmen iſt dieſe Maßnahme vom 
Standpunkt einer geordneten Finanzverwaltung 
überhaupt nicht zu rechtfertigen. 

Schon mit Rückſicht auf die erhöhten Zoll— 
einnahmen ſollte man den Ausgleichsfonds nicht 
in Anſpruch nehmen, ſondern er muß zur Verfü— 
gung ſtehen, wenn ſich auf dem Gebiet die Dinge 
anders geſtalten als wir und der Senat es er— 
hoffen. Jedenfalls iſt es ſchwer bedenklich, daß der 
Ausgleichsfonds in dieſer Weiſe angegriffen wird. 
Er wird, ſoweit ich es überſehe, dann wohl bald 
verbraucht ſein. 

Mit aller Entſchiedenheit müſſen wir uns aber 
dagegen wehren, daß durch Erhöhung der Einkom⸗ 
men- und Körperſchaftsſteuer der Bevölkerung 
neue Laſten auferlegt werden Wir ſind erſtaunt 
darüber, daß der Senat dieſe Belaſtung der Be— 
völkerung zuzumuten wagt. 

Damit komme ich zu dem Geſetz, das heute zur 
Ausſprache ſteht, dem Geſetz über die Erhöhung 
der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer, das wir 


Mittwoch, den 5. Juni 1929. 


verabſchieden ſollen. Wir ſind tatſächlich darüber (C) 


erſtaunt, daß der Senat den Mut aufbringt, bei 
den heutigen Verhältniſſen vorzuſchlagen, die 
Einkommen- und Körperſchaftsſteuer zu erhöhen. 
In der Begründung iſt wohl geſagt worden, daß 
eine Entlaſtung der Wirtſchaft eingetreten wäre. 
Ja, m. D. u. H., dieſe Entlaſtung haben wir wirk— 
lich nicht allzuſehr gemerkt. (Sehr richtig! rechts.) 
Was zunächſt die Lohnſummenſteuer anlangt, ſo 
iſt keine Rede davon, daß dadurch eine Entlaſtung 
eingetreten wäre. Die Lohnſummenſteuer, die, das 
kann nebenbei gejagt werden, gegen unſern Wil- 
len eingeführt ift, war durch die frühere Regie- 
rung befriſtet. Sie ift vor geraumer Zeit auf 1% 
Prozent ermäßigt worden und ſeit April 1928 
ganz fortgefallen. Die Lohnſummenſteuer muß, 
wenn man davon ſpricht, daß eine Entlaſtung der 


Bevölkerung eingetreten wäre, außer Betracht 
bleiben. 
Dann haben Sie von der Aufhebung des 


Frachturkundenſtempels und der Beförderungs— 
ſteuer geſprochen. Dies bedeutet keine allzuſehr 
ins Gewicht fallende Entlaſtung der Danziger 
Wirtſchaft, zumal durch Maßnahmen Polens, 
über die bei anderer Gelegenheit zu ſprechen ſein 
wird, dieſe Entlaſtungen zum großen Teil para- 
lyſiert ſind. Auf die geringfügigen Ermäßigungen 
auf dem Gebiet des Stempelweſens braucht wirk— 
lich nicht eingegangen zu werden. 

Demgegenüber hat uns der jetzige neue Senat 
andere neue Laſten gebracht. Es muß darauf hin— 
gewieſen werden, daß Sie es geweſen ſind, die im 
verfloſſenen Jahr die Umſatzſteuer, für die bereits 
ein Geſetz in dem Sinne ergangen war, daß ſie 
wegfallen ſollte, wieder eingeführt haben. (Sehr 
richtig! rechts.) Das beweißt klar, daß Ihre Be— 
hauptungen von der Entlaſtung der Wirtſchaft 
nicht richtig find. (Zwiſchenrufe des Abg. Raſchke.) 
Sie haben die Wirtſchaft neu belaſtet, indem Sie 
die neue Kraftfahrzeugſteuer eingeführt haben, 
die ſich, wie das heute ſchon erkennbar iſt, zu einer 
ſchweren Belaſtung der Wirtſchaft auswachſen 
wird. Ich führe nur einige Beiſpiele an. Jeden— 
falls kann man nicht davon ſprechen, daß eine 
nennenswerte Entlaſtung der Bevölkerung auf 
ſteuerlichem Gebiet eingetreten wäre. 

Wenn man demgegenüber die Lage unſerer 
Wirtſchaft betrachtet, ſo kann man nicht ſagen, daß 
ſie eine Mehrbelaſtung durch Erhöhung der Ein— 
kommen⸗ und Körperſchaftsſteuer ertragen könnte. 
Sehen Sie ſich die Landwirtſchaft an, die ſich 
unter der polniſchen Konkurrenz nur ganz mühſelig 
durchs Leben ſchlägt. Die kann doch keine höhere 
Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer zahlen. In 
der Induſtrie, im Gewerbe und in vielen Zweigen 
des Handels ſieht es kaum viel beſſer aus. Da 
kann man nicht ſagen, daß heute eine neue Er— 
höhung der Steuern berechtigt wäre oder auch nur 
irgend wie tragbar. Bei dieſer Sachlage muß das 
Biel, einer vorſorglichen Regierung fein, die 
Wirſchaft zu entlaſten und nicht zu belaſten. Wenn 
Sie beiſpielsweiſe davon geſprochen haben, daß 
Sie neue Arbeitsgelegenheit ſchaffen wollen, dann 
werden Sie durch die neuen Steuern keine neue 
Arbeit ſchaffen, ſondern Arbeitsmöglichkeit ver— 
nichten und die Zahl der Erwerbsloſen noch ver— 
mehren. Indirekt belaſten Sie dadurch weiter den 
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Staat. Mir ſcheint, daß eine weitſichtige Finanz⸗ 


und Wirtſchaftspolitik unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen danach trachten müßte, auf dem Gebiet 
abzubauen, ſtatt aufzubauen. Man müßte danach 
trachten, durch eine ſchonendere Geſtaltung dieſer 
Steuern die Möglichkeit zu ſchaffen, mehr Kapi- 
talien anzuſammeln. Das iſt jetzt der einzige Weg, 
uns allmählich von der wucheriſchen Ausbeutung 
durch das Auslandskapital zu befreien. (Sehr 
richtig! rechts.) Auf dieſem Wege iſt es möglich, 
allmählich der Landwirtſchaft und anderen Krei⸗ 
ſen einen vernünftigen Realkredit zu gewähren. 
Das beweiſt alles deutlich, daß dieſe Steuervorlage 
jo unangebracht, fo unzeitgemäß wie möglich iſt. 
Sie werden ſchwerlich von uns erwarten, daß wir 
dieſer Steuer unſere Zuſtimmung geben. Zur 
Balancierung des Etats darf die Regierung nicht 
neue Steuern vorſchlagen, ſondern es müſſen 
Mittel und Wege gefunden werden, mit den vor— 
handenen Steuern auszukommen. Jedenfalls wer— 
den wir uns der Verabſchiedung des Geſetzes nach— 
drücklich widerſetzen. 

Die Regierung täte beſſer, ihr Augenmerk dar— 
auf zu richten, wie Danzig Polen gegenüber zu 
ſeinem Recht kommt. Es muß mit allem Nachdruck 
gefordert werden, daß die Erhöhung des Danzi— 
ger Anteils an den Zöllen erfolgt. Auch ſonſt muß 
der Ausbeutung der Danziger Bevölkerung durch 
Polen entgegengearbeitet werden. Die Verhand— 
lungen müſſen mit allem Nachdruck geführt wer— 
den. Wenn Sie ſachgemäß dieje Verhandlungen 
führen können Sie darauf rechnen, daß wir als 
ſachlich arbeitende Oppoſition Sie dabei unter— 
ſtützen werden. Wir richten die Bitte an die Re— 
gierung, vor allem dafür zu ſorgen, daß Danzig 
ſeinen gegebenen Anteil an den Zolleinnahmen 
erhält. Auch auf anderen Gebieten findet eine 
Ausbeutung der Danziger Bevölkerung jetzt ſchon 
ſtatt. Das iſt ſchon einmal geſagt worden, aber ich 
will auch heute daran nicht vorbeigehen. Danzig 
wird durch die Poſt- und Eiſenbahn im ſtärkſten 
Maße ausgeſogen. Die Summen, die uns durch 
die polniſche Poſt entzogen werden, wachſen an— 
dauernd. Die Eiſenbahn entwickelt ſich immer mehr 
als ein Mittel in der Hand Polens, um Danzig 
auszuſaugen und zu ſchädigen. Es ſollte anders 
ſein. Die Eiſenbahn müßte ein Mittel zum Nutzen 
des Staates und der Wirtſchaft ſein. Durch die 
Eiſenbahn wird aber heute die Bevölkerung und 
die Wirtſchaft Danzigs in erheblichem Umfang 
geſchädigt. Im Eiſenbahnweſen haben ſich ja die 
Dinge ſeit Beendigung der Inflation grundlegend 
geändert. In früherer Zeit, namentlich während 
der Inflation, konnte man nicht davon ſprechen, 
daß die Eiſenbahnen beſonders gut daſtanden. In 
neuerer Zeit, ſeitdem die Tarife in feſter Mäh- 
rung gelten, erhöhten ſich die Einnahmen aus der 
Eiſenbahn dauernd, jedenfalls in Danzig. Wenn 
man den Dingen ſtatiſtiſch auf den Grund geht, 
ergibt ſich, daß Polen erhebliche Beträge aus Dan— 
zig zieht. Deshalb iſt es ein Unding, daß die 
großen Erträge, die Polen aus dem Eiſenbahn— 
weſen in Danzig hat, nichts für die Finanzge⸗ 
barung Danzigs bedeuten und daß Polen keinen 
Pfennig Einkommenſteuer für die großen Ein— 


nahmen aus der Eiſenbahn zahlt. Wir mijjen die 
Forderung erheben, daß Polen in irgend einer 
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Weiſe herangezogen wird. Wir ſehen in dieſer 
Beziehung aber nicht die geringſten Anſätze zu 
einer Aenderung. Im Gegenteil, Polen ift dau- 
ernd bemüht, die Danziger Wirtſchaft immer mehr 
zu knebeln und zu knechten. Täglich erleben wir, 
daß immer neue Maßnahmen ergriffen werden, 
die geeignet ſind, die Danziger Wirtſchaft zu 
ſchädigen. (Abg. Liſchnewſki: Setzen Sie doch den 
Stahlhelm ein!) Es ſcheint faſt, daß noch weitere 
Maßnahmen Polens bevorſtehen, um die Danzi— 
ger Wirtſchaft zu beeinträchtigen. Der Senat 
müßte hiergegen energiſch Front machen. Polen 
will Danzig letzten Endes zu einer reifen Frucht 
machen, die dann, wie man auf der andern Seite 
hofft, von ſelber Polen zufällt. Jedenfalls ſcheint 
mir eine der wichtigſten Aufgaben zu ſein, daß der 
Senat dauernd auf dem Poſten iſt und dafür 
ſorgt, daß alles geſchieht, damit Danzig zu ſeinem 
Rechte kommt. Offen geſtanden haben wir aber 
nicht allzuviel Hoffnung, daß der jetzige Senat den 
in neuerer Zeit an ihn herangetretenen Aufgaben 
auf dieſem Gebiete gewachſen ift. Er hat fo viel 
andere Sorgen und muß ſich darum kümmern, daß 
die nationale Bewegung in Danzig nicht ſo ſtark 
wird und ähnliche Dinge mehr. Das erſcheint ihm 
offenbar viel wichtiger als die Fürſorge für die 
geſamte Danziger Bevölkerung durch Abwehr die— 
ſer Angriffsmaßnahmen von polniſcher Seite. Der 
Senat ſollte ſich weniger um andere Dinge küm— 
mern als um die Fragen, die Polen betreffen und 
die wir als Ausbeutung der Danziger Bevölkerung 
durch Polen bezeichnen müſſen. Leider ift das Bild 
vielfach anders. Wir müſſen daran zweifeln, daß 
eine von der Sozialdemokratie beeinflußte Re— 
gierung die Fähigkeit und den Willen aufbringt, 
mit allem Nachdruck die Rechte Danzigs zu 
wahren. Es ſcheint eine eigenartige Tragik zu 
ſein, daß in dem Augenblick, wenn die Sozialde— 
mokratiſche Partei ans Ruder kommt, die Finanz⸗ 
wirtſchaft des Staates in Unordnung gerät. Wir 
haben es ſelbſt erlebt, wie die Bevölkerung vor 
einigen Jahren dafür einen Denkzettel bekam, 
daß ſie es duldete, daß die Sozialdemokratie ans 
Ruder gelangte. (Zuſtimmung rechts.) Es ſcheint, 
als ob die neue Wirtſchaft des Senats erſt ein— 
ſetzen muß, um manchen Leuten die Augen dar— 
über zu öffnen, was geſchieht, wenn man der So— 
zialdemokratie die Verwaltung eines Staates und 
insbeſondere der Finanzen anvertraut. Eine 
eigentümliche Parallele beſteht in dieſer Be— 
ziehung zwiſchen dem Reiche und uns. In dem 
Augenblick, wo dort die Sozialdemokratie zur Re— 
gierung kommt, dasſelbe Bild, eine große Finanz— 
kriſis, während vorher unter weit ſchwierigeren 
Verhältniſſen die Dinge geordnet waren. Es 
ſcheint beinahe ſo zu ſein: Ob ein Doktor der 
Medizin Hilferding oder ein Landgerichtsdirektor 
Dr. Kamnitzer hier in Danzig die Finanzen leiten, 
iſt überall dasſelbe. Das Ergebnis iſt ſtets eine 
ſozialdemokratiſche Mißwirtſchaft. Es wird höchſte 
Zeit, daß ſich die geſamte nationale, die deutſche 
Bevölkerung Danzigs aufrafft, um dieſer Mik- 
wirtſchaft ein Ende zu bereiten. Es iſt höchſte 
Zeit! (Bravo! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki. 
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Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): In Wirk 
lichkeit liegt die Situation natürlich ganz anders, 
als es der Abgeordnete Schwegmann hier dazu⸗ 
ſtellen beliebte. Immer dann, wenn eine bürger⸗ 
liche Regierung keinen Ausweg aus dem Chaos 
mehr ſieht, geſtattet fie, daß die Sozialdemokra— 
ten mit den Bürgerlichen zuſammen eine Koali- 
tionsregierung bilden, um auf Koſten der wert- 
tätigen Bevölkerung den Karren aus dem Dreck 
zu ziehen. (Abg. Raſchke: Sehr richtig!) Den Be- 
weis dafür will ich zu erbringen verſuchen. „Die 
Macht in der bürgerlichen Demokratie hat nicht 
das Volk und nicht die Regierung, die Macht in 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft hat das Kapital. 
Die Geſetze des Kapitalismus außer Kraft ſetzen 
kann nur die proletariſche Revolution, aber nicht 
ein Mann, auch kein Finanzminiſter.“ Derjenige, 
der dieje Worte ſchrieb, war nicht etwa ein Kom- 
muniſt ſondern ein Sozialdemokrat, und zwar der 
Sozialdemokrat Claus Zweiling, der dieſen Satz 
vor zwei Wochen in einem Artikel ſchrieb. Er 
wollte damit aber durchaus nicht ein Bekenntnis 
zum revolutionären Klaſſenkampf abgeben, fon- 
dern den ſozialdemokratiſchen 
Hilferding gegen die Angriffe anderer Parteige— 
noſſen und die Angriffe der Arbeiter in Schutz 
nehmen, indem er erklärt, ein Mann, ein Finanz⸗ 
miniſter könne nichts tun, er könne doch nicht das 
ganze Syſtem ändern. Dieſer Sozialdemokrat ge— 
hört fogar zu den ſogenannten „Linken“, ein Be- 
weis dafür, daß fih dieje „Linken“ von den 
„Rechten“ in nichts unterſcheiden, es ſei denn, daß 
fie eine viel raffiniertere Täuſchungs- und Ver- 
wirrungspolitik betreiben. Wir unterſtreichen in 
dieſen Ausführungen die Worte: „Die Macht hat 
in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft das Kapital, die 
Geſetze des Kapitalismus außer Kraft ſetzen kann 
nur die proletariſche Revolution“. Dementſpre— 
chend iſt auch unſere Stellungnahme zum Etat und 
zu den ſogenannten „Taten“ des ſozialdemokra— 
tiſchen Finanzminiſters. Dieſe unſere Stellung— 
nahme zu den Taten des ſozialdemokratiſchen Fi- 
nanzminiſters und zu den uns vorgelegten Etats 
bedeutet aber auch gleichzeitig eine Auseinander- 
ſetzung mit dem Syſtem, mit dieſer Geſellſchafts⸗ 
ordnung, insbeſondere aber auch eine Auseinan— 
derſetzung mit der Sozialdemokratiſchen Partei. 
Ein Sozialdemokrat als Finanzminiſter hat ge- 
ſprochen, — das erſte Mal in der Geſchichte des 
jungen Freiſtaates. Die Sozialdemokraten, ins- 
beſondere auch der hochwohllöbliche Finanzminiſter 
Dr. Kamnitzer ſtellen es ſo hin, als ob dadurch et— 
was Grundlegendes geändert ſei, als ob etwas Un- 
geheures geſchehen wäre. Nicht mehr der deutſch— 
nationale Dr. Volkmann hält hier die Finanz⸗ 
reden, ſondern ein Sozialdemokrat! 

Bedeutet diefe Aenderung tatſächlich eine Wen- 
derung der Politit, eine Aenderung des Syſtems, 
wenn auch nur im Sinne von geringfügigen Re⸗ 
formen? Herr Finanzſenator Dr. Kamnitzer hat 
ja ſelbſt die Antwort darauf gegeben, indem er 
erklärte, die bürgerlichen Kreiſe dürften nicht be⸗ 
fürchten, daß er nun zum Amokläufer in der 
Finanzverwaltung werde. Sie könnten zu ihm 
Vertrauen haben. Wenn ſie noch Mißtrauen hät⸗ 
ten, würde es ſein Beſtreben ſein, ſie möglichſt 
ſchnell davon zu überzeugen, daß ſie zu ihm Ver⸗ 


Finanzminiſter 
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trauen haben können. Darin fegt ein ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Miniſter heute ſeine größte Ehre, das 
Vertrauen dieſer Wirtſchaft er ſagte Allge⸗ 
meinheit — zu erwerben, d. h. der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft. 

Wir wollen nun einmal unterſuchen, was das 
Grundlegende, das Neue der Situation iſt, das 
äußerlich darin beſteht, daß nicht mehr der deutſch— 
nationale Dr. Volkmann ſeine Rede vom Stapel 
läßt, ſondern der ſozialdemokratiſche Senator Dr. 
Kamnitzer. Die Deutſchnationalen ſuchten es 
allerdings jo hinzuſtellen, als ob das ein Zugrun— 
derichten der Wirtſchaft bedeute, ein Zurfolge— 
haben von Wirtſchaftskataſtrophen, von einem 
Durcheinander in der Finanzwirtſchaft. Ich gab 
gleich zu Beginn meiner Ausführungen darauf 
eine Antwort und möchte dieſe Antwort noch ein 
wenig verſchärfen. Das Neue in der Situation iſt 
nur ein Beweis für die Verſchärfung des Gegen— 
ſatzes zwiſchen Kapital und Arbeit. Das Kapital 
iſt nicht mehr mit den alten Methoden imſtande, 
die Arbeiterſchaft zu unterdrücken. Es bedarf 
neuer Methoden dafür, neuer Stützen. Im welt— 
wirtſchaftlichen Maßſtab werden die Gegenſätze 
zwiſchen Kapital und Arbeit immer ſchärfer. Der 
Kapitalismus birgt ungeheuere Widerſprüche in 
ſich, und dieſe Widerſprüche werden das Ende des 
Kapitalismus herbeiführen. In den letzten Fah- 
ren ijt eine ungeheuere Verſtärkung dieſer Wider- 
ſprüche eingetreten. Ich erinnere nur an das 
Wachstum der Erwerbsloſigkeit in allen Ländern, 
weiter daran, daß eine ungeheure Produktivität 
eingetreten iſt, der aber nicht eine entſprechende 
Marktlage gegenüber ſteht. Dieſe Widerſtände 
haben eine Verſchärfung des revolutionären 
Klaſſenkampfes zur Folge. Die Gegenſätze zwiſchen 


Kapital und Arbeit werden immer größer. Daher 
muß ſich das Kapital nach immer neuen Stützen 
umſehen. Heute iſt die ſtärkſte Stütze des Kapitals 
die ſozialdemokratiſche Führerſchaft in Partei 
und Gewerkſchaft. Das iſt der Grund dafür, daß 
heute nicht mehr der Finanzſenator Dr. Volkmann 
hier ſpricht, ſondern der Sozialdemokrat Dr. 


Kamnitzer. Die Koalitionspolitik ift eine Politik 


des Arbeiterverrats. Die Politik der Sozialdemo- 
kratiſchen Partei iſt eine Politik der Stützung des 
kapitaliſtiſchen Syſtems, der Verwirrung der Ar— 
beiter, der Verſchleierung des revolutionären 
Klaſſenkampfes. Dementſprechend find auch Ihre 
Reden (nach links) zugeſchnitten, und dement— 
ſprechend iſt auch die Rede des Finanzſenators Dr. 
Kamnitzer zu bewerten. 

Was ſagt uns der Etat? Was ſagen uns die 
hier vorgelegten Geſetzentwürfe? Der Kurs bleibt 
der alte, er bleibt nicht nur der alte, ſondern er 
wird noch verſchärft in bezug auf die Ausplünde⸗ 
rung der Arbeiter und die Begünſtigung der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaftskreiſe. Der Redner der 
Deutſchnationalen Partei hat ſelbſt zugeben miij- 
ſen, daß nicht einmal die bürgerliche Regierung 
imſtande war, derart brutale Maßnahmen zu 


treffen, wie ſie von den Sozialdemokraten, von 
den Koalitionsregierungen immer getroffen wer- 
den. Damit wird nur das unterſtrichen, was 
Tatſache iſt, daß eine bürgerliche Regierung ſich 
derartige Maßnahmen in bezug auf die Herab⸗ 


minderung der Lebenshaltung der Arbeiter nicht 
erlauben darf wie eine Koalitionsregierung. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Was ergibt die Geſamtüberſicht der uns vorge⸗ 
legten Etats? Was beweiſt die Geſamtüberſicht 
über die vom Finanzſenator uns vorgelegten 
Zahlen? Daß auch in dieſem Jahr verſchärft eine 
neue Ausplünderung der breiten Maſſen, der be— 
ſitzloſen Bevölkerung, eingetreten iſt, daß man 
ſchärfſte, ja brutale Sparmaßnahmen bei den 
Ausgaben für die minderbemittelten Kreiſe vor- 
genommen hat; und demgegenüber verſtärkte Zu— 
wendungen für die „Wirtſchaft“, für den Ausbau 
des ſtaatlichen Machtapparats zur Unterdrückung 
der Arbeiterklaſſe. Um rund 10 Millionen ſoll die 
Ausplünderung der Werktätigen in dieſem Jahre 
wieder geſteigert werden. Um hier eine ent⸗ 
ſprechende Erklärung zu geben, ſetzen verſtärkt die 
Verwirrungsmaſchine und die Täuſchungsmanö⸗ 
ver der Sozialdemokratiſchen Partei ein, hier dar⸗ 
geſtellt durch die Rede des Finanzſenators Dr. 
Kamnitzer. Herr Dr. Kamnitzer ſucht es ſo hinzu— 
ſtellen, als ob die weſentlichſten Mehrausgaben 
für ſoziale und kulturelle Zwecke gemacht würden. 
Er ſucht es ſo hinzuſtellen, als ob tatſächlich gegen— 
über den früheren Jahren in dieſem Jahr Milli— 
onen gerade für ſoziale und kulturelle Zwecke 
mehr zur Verfügung ſtehen. (Abg. Liſchnewſki: 
Dabei iſt die Schupo zu erwähnen!) Es iſt deshalb 
notwendig, gerade auf dieſe Seite ſeiner Aus— 
führungen ein wenig mehr einzugehen. In beiden 
Fällen, ſowohl bei den Ausgaben für ſoziale wie 
für kulturelle Zwecke, handelt es ſich durchaus 
nicht um eine Verbeſſerung der ſozialen und kultu— 
rellen Fürſorge. Es handelt ſich nur um die Er— 
haltung des status quo, und nicht einmal um die 
Erhaltung des status quo, ſondern um die Ver— 
ſchlechterung desſelben. Das beweiſt, daß der Red— 
ner der Deutſchnationalen Partei darin recht 


hatte, wenn er ſagte, daß man jetzt tatſächlich bru- 


taler vorgeht, als es ſelbſt die bürgerliche Regie— 
rung ſich erlauben durfte. 

Was ſagen die Zahlen? Die Zuſchüſſe des 
Staates für die ſozialen Ausgaben und für 
Kirchenausgaben betragen im Jahre 1927 48,94 
Prozent der Geſamtzuſchüſſe, im Jahre 1928 41,35 
Prozent der Geſamtzuſchüſſe und im Jahre 1929 
gleichfalls 41,35 Prozent. Es ſtimmt alſo, daß es 
in bezug auf die Geſamtzuſchüſſe des Staates bei 
der ſozialen Fürſorge beim status quo geblieben, 
daß nicht die geringſte Verbeſſerung eingetreten 
iſt. Nun ſagte ich bereits, daß es nicht einmal da— 
bei geblieben iſt, ſondern daß jogar noch eine Ber- 
ſchlechterung eingetreten ſei. Ich werde auch dieſe 
Verſchlechterung nachweiſen. In den Ausgaben für 
Soziales ſind ſelbſtverſtändlich auch die Ausgaben 
für die Kirche enthalten. Wenn man die Zuſchüfſe 


für die Kirche in Abzug bringt, ergibt fich in bezug f 


auf die ſozialen Ausgaben nicht einmal die Er— 
haltung des status quo. Nun verſucht man aber 
nicht etwa, mit dieſen wahren Tatſachen zu operie— 
ren, ſondern man nimmt die nackten Zahlen, in- 
dem man auf folgende Tatſache hinweiſt: Die ge- 
ſamten Ausgaben für ſoziale Zwecke betrugen im 
Jahre 1927 34 290 880 Gulden, im Jahre 1928 
34 325 730 Gulden und im Jahre 1929, alſo jetzt, 
36 399 210 Gulden. Damit erweckt man den An: 
ſchein, als ob man von Jahr zu Jahr mehr 
Mittel für ſoziale Zwecke einſetzt. Bekannt iſt, daß 
wir im vergangenen Jahre bereits darauf hin— 
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wieſen, daß die Zuſchüſſe dieſes Staates für 
ſoziale Zwecke um rund 4½ Millionen abgenom⸗ 
men hätten: daß der Staat im Jahre 1927 für 
ſoziale Zwecke rund 21 Millionen Zuſchüſſe 
machte, während dieſe Zuſchüſſe im vergangenen 
Jahre nur noch 168 Millionen betrugen. Man 
ſuchte das dadurch abzuſchwächen, indem man 
ſagte, daß die Ausgaben aber doch zahlenmäßig 
geſtiegen ſeien. An und für ſich trifft man damit 
etwas ganz Unweſentliches. Das Weſentliche iſt, 
wieviel Prozent der Geſamtzuſchüſſe dieſer Staat 
für diefe und jene Zwecke verwendet. Demgegen⸗ 
über wird die Erkärung abgegeben werden können, 
wenn wir die Frage der Zuſchüſſe anſchneiden, 
müſſe zugegeben werden, daß wir in dieſem Jahre 
gegenüber 1928 eine Erhöhung der Zuſchüſſe 
haben. Während im vergangenen Jahre die 
Summe der Zuſchüſſe 16 731870 Gulden betrug, 
beträgt fie in dieſem Jahre 19 611 630 Gulden. 
Das führte ja auch der Finanzſenator in ſeiner 
Rede an, indem er erklärte, daß ſich die größte 
Mehrausgabe mit 3 Millionen beim Etat für 
Soziales ergäbe. Wenn man nur dieſe eine Zahl 
ins Auge faßt, ſo wird ſie natürlich von den 
Deutſchnationalen, den ſchlimmſten Reaktionären, 
agitatoriſch ausgenutzt, indem ſie erklären, in 
dieſem Jahre „verſchludere“ man die Einnahmen 
des Staates, indem man allein für ſoziale Zwecke 
3¼0 Millionen „mehr“ in den Etat einſetze. 

Der Finanzminiſter war in dieſer Beziehung 
vorſichtiger, weil er weiß, daß man ſeine Zahlen 
ein wenig unter die Lupe nehmen wird. Er er⸗ 
brachte gleich den Beweis, daß es fih in Wirklich— 
keit nicht um irgend welche Mehraufwendungen 
handelt, ſondern im Gegenteil nur um Ausgaben, 
die bereits getätigt worden ſind, nämlich um die 
1% Millionen, die man im vergangenen Jahre 
für den Fall eingeſetzt hat, daß das Erwerbslojen- 
verſicherungsgeſetz Wirklichkeit wird und 1¼85 
Millionen in Anbetracht der Erhöhung der Inva— 
lidenrente. Nun erklärt man ſtolz: allein die 
Erhöhung der Invalidenrente um 1¼ Millionen 
beweiſt doch tatſächlich, daß es nicht beim status 
quo geblieben ſei, ſondern daß eine Verbeſſerung 
der ſozialen Fürſorge eingetreten iſt. Um auch das 
zu widerlegen, einige Beweisführungen. Sehen wir 
uns einmal den Lebensſtandard der werktätigen 
Bevölkerung an. Unterſuchen wir einmal die In⸗ 
derziffern, die vom Statiſtiſchen Landesamt Her- 
ausgegeben werden. Man kann dieſen Zahlen be— 
ſtimmt nicht vorwerfen, daß ſie irgendwie zu Un⸗ 
gunſten des Staates verbogen ſeien, ſondern im 
Gegenteil: wir wijfen, daß diefe Ziffern ſehr vor- 
ſichtige Schätzungen darſtellen und eher mit Vor⸗ 
icht zu genießen ſind, weil man Urjache hat, dieſe 
Zahlen herunterzudrücken und nicht etwa zu er⸗ 
höhen. Wir kennen die Art und Weiſe, in der die 
Indexziffer für Lebens- und Haushaltskoſten be⸗ 
rechnet wird. Man greift eine Familie von vier 
Köpfen, Mann, Frau und zwei Kindern heraus, 
nimmt Lebensmittel, die augenblicklich den billig⸗ 
ften Preis haben und errechnet fo die Inderziffer, 
jo daß fie entſchieden zu niedrig berechnet iſt. Das 
Steigen dieſer Indexziffer ift ein Beweis dafür, 
daß die Erhöhung der Invalidenrente durchaus 
nicht eine Verbeſſerung des Lebenshaushalts der 
Arbeiterklaſſe bedeutet, ſondern nur ein Nachklet⸗ 
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tern an die ſteigende Teuerung. Das letzte Heft, eben die Folge der Koalitionspolitik. Eine bür⸗ 


welches wir vom Statiſtiſchen Landesamt erhiel- 
ten, reicht mit ſeinen Ausführungen bis zum 
Monat März d. Is. Im Monat März 1927 betrug 
die Indexziffer für Lebenshaltungskoſten 135%, 
im Jahre 1928 betrug fie im Monat März 141/10 
und im Monat März d. Is. betrug die Index⸗ 
ziffer bereits 144 /. 

Man könnte ſagen, es ſei kein Beweis, wenn 
man einen Monat willkürlich herausgreift. Des- 
halb möchte ich mehrere Monate herausgreifen, 
und zwar die Monate, in denen die Not der Werk— 
tätigen im allgemeinen am ſtärkſten iſt, Januar, 
Februar und März. Nehmen wir ein Vierteljahr 
als Vergleich, dann merken wir auch hier dasſelbe 
Steigen. Das beweiſt, daß die Steigerung nicht 
nur bei einem willkürlich gewählten Monat zu 
verzeichnen, ſondern allgemein vorhanden iſt. In 
den genannten Monaten Januar, Februar und 
März betrug die Indexziffer 1927 135 ¼0, im 
Jahre 1928 140 ½56, im Jahre 1929 143. Das 
ift ein eklatanter Beweis dafür, daß der Lebens- 
ſtandard der werktätigen Kreiſe von Jahr zu Jahr 
ganz enorm ſteigt und daß der Ausgleich durch die 
paar Pfennige Lohnerhöhung oder die paar 
Pfennige höhere Rente völlig unzureichend iſt. 
Dieſe Erhöhungen bedeuten nicht im geringſten 
die Erhaltung des status quo. Sie als Sozialde— 
mokraten betonen immer wieder, daß Sie gerade 
deshalb in die Regierung gegangen ſind, um 
wenigſtens dieſen status quo in bezug auf die 
ſoziale Fürſorge zu erhalten. Auf Grund von Be— 
weiſen ſtellen wir feſt, daß das nicht der Fall iſt, 
ſondern daß das wahr iſt, was ich bereits eingangs 
ſagte: Immer dann, wenn die bürgerlichen Kreiſe 
es nicht fertig bekommen die Staatsfinanzen in 
Ordnung zu halten, wenn ſie zu neuen Angriffen 
auf den Lebensunterhalt der werktätigen Kreiſe 
übergehen müſſen, geht die Sozialdemokratiſche 
Partei in die Regierung, um dieſe Maßnahmen 
bereitwillig durchzuführen. 

Hinzu kommt, daß wir heute eine von Jahr zu 
Jahr größer werdende Invalidität beobachten 
können. Das iſt darauf zurückzuführen, daß die 
Arbeitskräfte durch die Maßnahmen des kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems, durch die Techniſie— 
rung, durch die Rationaliſierung der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaft früher ausgepumpt und früher 


verbraucht werden als es in der zurückliegenden 


Zeit der Fall war. Selbſtverſtändlich bedeutet das 
gleichzeitig eine Steigerung der Ausgaben für 
dieſe Kreiſe. Wenn wir weiter in Betracht ziehen, 
daß die Zahl der Anfälle von Jahr zu Jahr 
wächſt, durch die verſchärfte Ausbeutung des kapi— 
taliſtiſchen Syſtems, dann werden wir um ſo mehr 
feſtſtellen können, daß man die ſoziale Fürſorge 
trotz ſogenannter Mehrausgaben für ſoziale 
Zwecke nicht im geringſten verbeſſert hat, ſondern 
daß man nicht einmal das gehalten hat, was be⸗ 
dar in bezug auf die ſoziale Fürſorge vorhanden 

Die Zahlen, die ich anführe, beweiſen alſo, daß 
keine Verbeſſerung eingetreten iſt, ſondern eine 
Verſchlechterung, und zwar dadurch, daß die pro⸗ 
zentualen Aufwendungen, die prozentualen Zu⸗ 
ſchüſſe des Staates, für dieſe Zwecke die gleichen 
geblieben ſind wie im vergangenen Jahr. Das iſt 


gerliche Regierung hätte es nicht wagen dürfen, in 
derart brutaler Weiſe gegen die ſoziale Fürſorge 
anzukämpfen. Daß dieſe Anſicht durchaus von So⸗ 
zialdemokraten geteilt wird, allerdings auch nur, 
um die Arbeiter über die wirkliche Politik der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei zu verwirren und zu 
täuſchen, dafür ein Beweis. Wir leſen hier in 
einer ſozialdemokratiſchen Zeitſchrift folgende 
Notiz: ; f 
Wenn die San in der Negierung 
itzen. 
Der Vorwärts ſchreibt in einem Leitartikel vom 
27. April über Wiſſells Programmrede im Reichstag 
u. a.: Dr. Brauns hatte in der letzten Zeit ſeiner 
Amtstätigkeit den Vorteil einer günſtigeren Konjunk⸗ 
tur und einer beſſeren Finanzlage für ſich, und durch 
die Beteiligung der Deutſchnationalen an der Regie⸗ 
rung waren die ſozialreaktionären Energien dieſer 
Parteien bis zu einem gewiſſen Grade in Schach ge- 
halten worden. 2 
Dazu kommentiert die 
Zeitſchrift: E 3 . : 

Die letztere Feſtſtellung ift ſehr intereſſant, fie ent⸗ 
ſpricht auch den Tatſachen. Im alten Reichstag war 
es der Sozialdemokratie auch in der Oppoſition mög⸗ 
lich, gerade auf dem Gebiet der Sozialpolitik mancher⸗ 
lei Vorteile zu erreichen. Wenn die Beteiligung der 
Deutſchnationalen an der Regierung die ſozjalreak⸗ 
tionären Energien in Schach gehalten hat, ſo iſt 
daraus auch zu ſchlußfolgern, daß die Beteiligung 


nun ſozialdemokratiſche 


der Sozialdemokratie an der Regierung die Ener⸗ 


gien dieſer Partei für eine Verbeſſerung der ſozialen 

Verſicherung in Schach hält. 
Wir ſehen, daß das, was hier die ſozialdemokrati— 
ſche Zeitſchrift gegen die Koalitionspolitik der So⸗ 
zialdemokraten im Reich polemiſiert, auch für die 
Koalitionspolitik der Sozialdemokraten hier in 
Danzig zutrifft. Genau ſo groß wie die Täuſchung 
über die angeblichen Mehrausgaben für ſoziale 
Fürſorge ſind, genau ſo groß iſt die Täuſchung in 
bezug auf die Ausgaben für kulturelle Zwecke, 
insbeſondere die Ausgaben für die Schule. Da 
möchte ich dem Herrn Finanzſenator, auch auf die 
Gefahr hin, einen Ordnungsruf zu bekommen, er- 
klären, daß er, ob bewußt oder unbewußt, will ich 
zunächſt dahingeſtellt ſein laſſen — da er jedoch 
als Parteimann ſprach und auch offen erklärte: 
„Ich ſpreche als Parteimann“, auch ſagen, daß die 
Behauptung eine bewußte Unwahrheit iſt — daß 
85 neue Lehrerſtellen eingerichtet find. Sie wer- 
den zugeben müſſen, Herr Senator Dr. Kamnitzer, 
daß das nicht den Tatſachen entſpricht. Sie hätten 
ein wenig vorſichtiger ſein müſſen. Sie hätten er— 
klären ſollen: Es ſind im Etat Ausgaben für 85 
Hilfslehrkräfte enthalten. Das hätten Sie auch 
gut benutzen können, um draußen in der Oeffent⸗ 
lichkeit zu agitieren und zu ſagen: Wir haben 85 
neue Lehrerſtellen geſchaffen. Aber wenn Sie hier 
zum Etat ſprechen, dann bemühen Sie ſich, ein 
wenig vorſichtiger zu ſein; denn es ſtimmt nicht, 
daß 85 neue Lehrerſtellen geſchaffen ſind. Es ſind 
ungefähr 40 zu den ſchon vorhandenen hinzuge— 
kommen. Wir wiſſen, daß das aber nicht etwa eine 
Verbeſſerung der Schule bedeutet, ſondern daß die 
Neuſchaffung dieſer Lehrerſtellen zur Erhaltung 
des status quo notwendig war. Alſo auch in bezug 
hierauf kann man nicht im geringſten von einer 
Verbeſſerung reden. 

Um bei den Schulausgaben zu bleiben, ſo 
haben Sie hier an die Mitglieder des Hauſes die 
Frage gerichtet, wieviele Mitglieder des hohen 
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Hauſes bereit ſein würden, den recht hebl 
Zuſchuß für die Techniſche Hochſchule zu ſtreichen. 
In bezug auf dieſe Frage hätten Sie ebenfalls ein 
wenig vorſichtiger ſein müſſen und ſich den Etat 
für die Techniſche Hochſchule anſehen ſollen; denn 
es find Ausgaben darin enthalten, die nicht ein- 
mal von Ihrer Fraktion im Ausſchuß gebilligt 
ſind. Ich erinnere z. B. an die ungeheuren Auf⸗ 
wendungen für Geſchäftsbedürfniſſe, daß von 
Ihrer Fraktion ſogar das Einſetzen ſo hoher Sum⸗ 
men für Geſchäftsbedürfniſſe getadelt, als Unfug 
bezeichnet und erklärt wurde, daß man unbedingt 


dieſe Geſchäftsbedürfniſſe kürzen müſſe. Sie wer⸗ 


den erklären, daß das im Verhältnis zu den Ge⸗ 
ſamtausgaben für die Techniſche Hochſchule gering— 
jügige Summen find. Aber Sie geben ja immer 
an, ſelbſt bei den geringſten Kleinigkeiten ſparen 
zu wollen. Ich erinnere an die Herabſetzung der 
Mitgliederzahl dieſes Hauſes. Es ſind aber außer 
den ominöſen Geſchäftsbedürfniſſen, die von den 
Mitgliedern Ihrer Fraktion kritiſiert worden 
ind, noch andere intereſſante Ausgaben in dem 
Etat enthalten, die beweiſen, wie man Gelder ver— 
ſchludert. Aus vielen Beiſpielen dafür will ich 


nur eins anführen. 1927 wurde unter der deutſch-⸗ 


nationalen bürgerlichen Regierung u. a. in den 
Etat die Summe von 20 800 Gulden für Unter- 
haltung der Hochſchulgebäude und Inſtandſetzung 
der Hochſchulgärten eingeſetzt. Die damalige 
deutſchnationale Regierung hielt die Summe von 
20 800 Gulden für dieje Zwecke für angemeſſen. 
Im vergangenen Jahr wurde dieſe Summe auf 
60 800 Gulden erhöht. Unter den Erläuterungen 
wurde das natürlich begründet; denn wenn man 
40000 Gulden mehr verlangt, muß man eine 
Begründung geben. 
feien einige ſpezielle Veränderungen notwendig. 
In dieſem Jahr hat man dieſe Summe aber wie— 
der ſtehen laſſen, alſo wieder 60 800 Gulden, 
ohne jedoch in den Erläuterungen den im ver- 
gangenen Jahr gebrauchten ominöſen Satz anzu- 
führen. Sie ſehen, wie mit den Geldern gewirt— 
ſchaftet wird. Der Vertreter des 
nur antworten: „Die Bauverwaltung hat dieſe 
Summe angefordert und wir haben ſie eingeſetzt.“ 
Da möchte ich an den Finanzminiſter die Frage 
richten, ob vielleicht auch die Bauabteilung höhere 
Summen für die Inſtandſetzung der Schulgebäude 
oder für neue Schulbauten gefordert hat. Ich bin 
überzeugt, daß das geſchehen iſt. Wenn nicht, dann 
wäre das um ſo eigenartiger, daß man keine 
Mittel anfordert, um die Schulen auf dem alten 
Stand zu halten, daß man aber hier höhere Mit⸗ 
tel fordert. So ſieht es mit den Ausgaben für 
„kulturelle“ Zwecke aus. Es ſtimmt alſo auch in 
bezug hierauf nicht, daß man irgendwie eine Ver— 
beſſerung herbeigeführt hat. 

Nun noch die Frage des Schullaſtenſyſtems. 
Die Frage der Schullaſten kann ſelbſtverſtändlich 
nur in Verbindung mit der Finanznot der Ge— 
meinden erörtert werden Wir ſtehen auf den 
Standpunkt, daß der Staat nicht nur die perſön⸗ 
lichen, ſondern auch die ſächlichen Schullaſten zu 
übernehmen hat. Als wir im Hauptausſchuß die 
Frage anſchnitten, wurde uns von einem Ber- 
treter der Sozialdemokratiſchen Partei geantwor— 
tet, daß auch ſie dafür ſeien, daß man aber die 


erheblichen 


Man erklärte es damit, es 


Senats konnte 


Frage der Uebernahme der ſächlichen Schullaſten 
nicht ohne weiteres durch Erhöhung einiger Etats 
vornehmen könne. Dazu ſei die Aenderung einiger 
Geſetze notwendig, und die Sozialdemokratie jei 
auch gerade deshalb in die Regierung hineinge— 
gangen, um dieſe Geſetze dementſprechend abzuän— 
dern. Wir möchten den Soziademokraten erklären, 
daß ſie nicht etwa in die Regierung hineingegan— 
gen ſind, um dieſe Geſetze entſprechend abzuändern, 
um durch Abänderung des Schullaſtengeſetzes, 
etwa durch Uebernahme auch der ſächlichen Schul— 
laſten durch den Staat eine Erleichterung der 


Finanznot der Gemeinden herbeizuführen oder 
eine Erleichterung des Lebenshaushaltes werk— 


tätiger Kreiſe in Form der Uebernahme der Koſten 
für die Lernmittel. Im Gegenteil, wenn Sie Maß— 
nahmen dieſer Art durchführen, werden Sie es 
nur in der Form tun, daß die Finanznot der Ge— 
meinden heſtehen bleibt und die neu aufzubrin— 
genden Laſten durch erneute Ausplünderung wert- 
tätiger Kreiſe herbeigeſchafft werden. 


Nun gibt man an, man könne die ſächlichen 
Schullaſten zur Zeit nicht übernehmen, weil die 
Mittel fehlen. Ich will hier nicht näher auf die 
Frage eingehen, ſondern werde ſie bei der Be— 
ratung des Schuletats anſchneiden. Aber auf eine 
Tatſache möchte ich noch eingehen, auf die der ſozi— 
aldemokratiſche Finanzſenator ebenfalls rühmend 
hinwies. Das find die 85 000 Gulden, die in die- 
ſem Jahr für Schulneubauten mehr eingeſetzt ſind. 
Dieſe 85 000 Gulden ſind im Verhältnis zu den 
notwendigen Ausgaben, um tatſächlich einmal die 
verwahrloſten und heruntergekommenen Schulge— 
bäude in Ordnung zu bringen, ein Pappenſtiel. 
Die Gemeinden ſind nicht imſtande, ihre Schulge— 
bäude in Stand zu ſetzen, weil ihre Finanznot 
durch den famoſen Finanzausgleich, der auch hier 
in Danzig zwiſchen Staat und Gemeinden beiteht, 
nicht beſeitigt worden iſt. Die 85 000 Gulden, die 
man mehr eingeſetzt hat, hat man zudem an die— 
ſer oder jener Stelle einzuſparen verſucht, ſo daß 
auch in dieſer Hinſicht nicht von einer Verbeſſerung 
geſprochen werden kann. Trotz der mehreingeſetz— 
ten 85000 Gulden wird es beim alten Zujtand 
bleiben, der ſo ausſieht, daß die Einrichtungen ver— 
kommen und die Schulhäuſer weiter verfallen. 
Um dieſe Tatſachen zu verſchleiern, baut man dann 
allerdings Prunkanſtalten, z B. die Peſtalozzi⸗ 
ſchule, in der dann alles vorhanden iſt, von einer 
wunderbar eingerichteten Turnhalle bis vielleicht 
zum Bilde des Herrn Senatspräſidenten Sahm. 
Ich weiß allerdings nicht, ob in der Peſtalozzi— 
ſchule ein derartiges Bild vorhanden iſt. Wenn 
nicht, ſollte es mich wundern. 

Man macht in Danzig dasſelbe, wie in den 
übrigen kapitaliſtiſchen Staaten. Den ſtaunenden 
Beſucher führt man dann in ſolch ein Schulhaus, 
I den Beweis zu ‚erbringen, was die bürgerliche 
emoria, was die Republik für die Kinder des 
Volkes übrig hat. In Wirklichkeit ſind die Pracht⸗ 
bauten nichts anderes als Potemkin'ſche Dörfer. 
Gerade dieſe Prunkanſtalten bringen die unge— 
heure Differenz, die heute zwiſchen den verfalle— 
nen Schulbauten auf dem Lande, die vielfach 
ſchlechter ſind als die Viehſtälle der Großagrarier, 
und den Prachtbauten beſtehen, zum Ausdruck. Die 
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Differenz zwiſchen dieſen Schulhäuſern iſt noch nie 
ſo groß geweſen, wie gerade heute. 

So zeigt fih aljo, was es mit den „Mehraus— 
gaben“ für ſoziale und kulturelle Zwecke auf ſich 
hat. Die Deutſchnationalen mußten allerdings ge— 
rade dieſe Ausgaben kritiſieren und darauf hin— 
weiſen, daß hier gewiſſe Reformen notwendig 
ſeien. Dieſe Ausgaben hätten bewieſen, daß hier 
„Reformen“ eingeführt werden müßten, um Men- 
derungen zu ſchaffen. Die Deutſchnationalen kön— 
nen darüber beruhigt ſein. Es iſt Demagogie, die 
Frage überhaupt anzuſchneiden. Sie wiſſen zur Ge- 
nüge, daß die „Reformen“ kommen werden. Der 
Redner der Deutſchnationalen erklärte ja auch, 
daß dieſe Reformen kommen werden müſſen. Die 
Deutſchnationalen wiſſen genau, daß man dieſe 
„Reformen“ nicht mit Hilfe einer deutſchnationa— 


len Regierung wird durchführen können, ſondern 
nur durch eine Koalitionsregierung, insbeſondere 
die Reformen in bezug auf die Erwerbsloſenfür— 
ſorge. 

Nun möchte ich ganz kurz auf einige andere 
Tatſachen hinweiſen, die lediglich beweiſen, für 
welche Zwecke dieſer Staat und dieſe Koalitions— 
regierung Geld übrig haben. Wir haben hier wie— 
derholt die Frage der Kirchenausgaben angeſchnit— 
ten, und zwar gerade deshalb, weil es die Sozial- 
demokratiſche Partei iſt, die durch ihre Koalitions— 
politik der Zentrumspartei, der Kirche erſt ermög⸗ 
licht, die Ausgaben für kirchliche Zwecke von Jahr 
zu Jahr derartig zu ſteigern. Die Ausgaben für 
kirchliche Zwecke ſtiegen jährlich in folgendem Um⸗ 
fange: Im Jahre 1927 wurden für die Kirchen 
1 261 820 Gulden ausgegeben, im Jahre 1928 be- 
trugen dieje Ausgaben ſchon 1337 630 Gulden. 
Im Jahre 1929, alſo in dieſem Jahr, betragen 
dieje Ausgaben bereits 1508 790 Gulden. Der Zu⸗ 
ſchuß vom Jahre 1927 bis heute iſt allein von 
1221 400 Gulden auf 1457 350 Gulden geſtiegen. 
Für dieſe Zwecke iſt ſelbſtverſtändlich Geld vor- 
handen. Wenn die Sozialdemokraten etwa be— 
haupten wollen, daß man die Steigerung der Aus⸗ 
gaben für kirchliche Zwecke mit einer Steigerung! 
der Ausgaben für ſoziale Zwecke erkauft habe, jol 
glaube ich den Nachweis erbracht zu haben, daß 
das nicht ſtimmt. Die Mehrausgaben in bezug auf 
die ſoziale Fürſorge bedeuten durchaus nicht eine 
Verbeſſerung der Fürſorge, ſondern bleibt noch 
hinter der Fürſorge der früheren Jahre zurück. Die 
Zuſchüſſe für kulturelle Zwecke ſind prozentual ſo— 
gar geſunken. Während im Jahre 1928 die Zu— 
ſchüſſe für den Schuletat 25,42 Prozent betrugen, 
betragen ſie in dieſem Jahr noch 25,38 Prozent. 
Der Unterſchied iſt zwar nur gering, beweiſt aber 
doch, was es mit den ſogenannten „Mehrausga⸗ 
ben“ für kulturelle Zwecke, mit der „Neuſchaffung“ 
von 85 Lehrerſtellen auf ſich hat. 

Es iſt auch bekannt, daß dieſer Etat ebenfalls 
bedeutende Mehrausgaben für Polizei und Juſtiz 
bringt. Im vergangenen Jahr waren die Mehr— 
ausgaben dieſer Koalitionsregierung gerade für 
Polizei und Juſtizzwecke ganz enorm und ſind in 
dieſem Jahr wiederum geſtiegen. Das iſt ein Be— 
weis für die Richtigkeit meiner vorhin aufgeſtell— 
ten Behauptungen, daß dieſer Etat gleichfalls be— 
weiſt, daß dieſer Staat nur Mittel zur Stärkung 
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drückung der Werktätigen hat. Das Symbol der 
bürgerlichen Republik, das Symbol auch des Dan— 
ziger Staates iſt der Gummiknüppel, gekreuzt vom 
Krummſtab. 

Nun iſt hier die Rede von Kürzungen geweſen. 
Man hat es ſo darzuſtellen beliebt, als ob von 
dieſen Kürzungen nur ganz harmloſe Verwal⸗ 
tungsapparate, Verwaltungszweige im weſent— 
lichen getroffen werden, als ob z. B. bei der ſozi— 
alen Fürſorge nichts gekürzt worden ſei, als ob 
auch beim Schuletat nichts gekürzt worden ſei. In 
wie beträchtlichem Maße man gerade Dei der fozi- 
alen Fürſorge Kürzungen vorgenommen hat, dafür 
will ich den Beweis erbringen. Die Ausgaben für 
die Erwerbsloſenfürſorge betrugen im Jahre 
1927, alſo unter der deutſchnationalen Regierung, 
unter der Bürgerblockregierung, 8 580 000 G. Im 
Jahre 1928, unter dem ſegensreichen Wirken der 
Koalitionsregierung, wurden in den Etat für 
dieje Zwecke eingeſetzt 7 424 600 G und in dieſem 
Jahr betragen die Ausgaben nur 7175 000 G. 
Im vergangenen Jahr erklärte Herr Senator 
Dr. Wiercinſki bereits bei der Beratung der Etats, 
daß die Herabſetzung der Ausgaben darauf zurück— 
zuführen ſei, daß die Erwerbsloſenziffer abnehmen 
werde. Er wollte ſich als Prophet aufſpielen. Sein 
Prophetentum hat elend Schiffbruch gelitten. Es 
ijt das eingetreten, was wir, nicht etwa um Pro- 
pheten zu fein, ſondern auf Grund unſerer Erfah- 
rungen, auf Grund der marriltiichen Lehre, be- 
hauptet haben, daß nämlich die Erwerbsloſigkeit 
zunehmen werde. Wenn ſie in irgend einem Jahr 
vorübergehend ſinkt, dann bedeutet das durchaus 
nicht ein dauerndes Sinken, ſondern dann ſchwillt 
ſie im nächſten Jahr umſo ſtärker an. Wenn wir 
die Erwerbsloſenzahlen der letzten Jahre verglei— 
chen, dann werden unſere Behauptungen durch die 
nüchternen, kalten Zahlen nur unterjtrichen. Die 
Zahl der Erwerbsloſen betrug im März 1927 
15 954 Perſonen, im Jahre 1928 14 193 und in 
dieſem Jahr 18 027. Nun könnte man jagen, ja 
der eine Monat März iſt nicht ausſchlaggebend. 
Deshalb habe ich auch den Durchſchnitt der Mo— 
nate Januar, Februar, März genommen, und 
dann ſind die Zahlen wie folgt: 1927 hatten wir 
eine Erwerbsloſenzahl von 17250, 1928 15 748 
und 1929 17423. Wir ſehen aljo, daß die Er- 
werbsloſenziffern dieſer drei Monate jetzt im 
Jahre 1929 ſogar die Zahl der Erwerbsloſen des 
Jahres 1927 übertrifft. Das beweiſt auch, wie 
furchtbar ſich das Herabſetzen der Summe für die 
Erwerbsloſenfürſorge auswirken muß, die vom 
Jahre 1927 bis jetzt um faſt 1½ Millionen abge— 
nommen hat. In zwei Jahren hat es alſo dieſe 
Regierung verſtanden, rund 1½ Millionen bei der 
Erwerbsloſenfürſorge abzubauen. Ich habe den 
Beweis erbracht, daß die Erwerbsloſigkeit nicht 
etwa geringer, ſondern ſtärker geworden iſt. Dieſe 
Zahlen find der befte Beweis für das jegens- 
reiche“ Wirken der Koalitionsregierung, für das 
„ſegensreiche“ Arbeiten der Sozialdemokraten in— 
nerhalb der Koalition. Die ſtärkſte Kürzung hat 
man vorgenommen bei den Ausgaben für die Er- 
werbsloſenfürſorge. 

Ungefähr genau fo ſtark, noch ein wenig ſtär⸗ 
ker, hat man die Ausgaben für die Gemeinden 
zuſammengeſtrichen. Wenn man z. B. in der Ueber— 
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ſicht, die uns der Herr Finanzſenator hier zur 
Verfügung ſtellt, ſieht, daß der prozentuale Zu— 
ſchuß für die Beihilfen an die Gemeinden von 
0,69 Prozent im Jahre 1928 auf 0,39 Prozent im 
Jahre 1929 geſunken iſt, dann weiß jeder hier im 
Hauſe, daß dieſe Zahlen nicht ſtimmen, weil man 
ja im vergangenen Jahr den Gemeinden nicht 
300 000 Gulden Beihilfen zur Verfügung geſtellt 
hat, ſondern 2000 000 G. In dieſem Jahr ſtellt 
man dieſe 2 Millionen den Gemeinden nicht mehr 
zur Verfügung, trotzdem alle Parteien haben zu- 
geben müſſen, daß ſogar mit den 2 Millionen die 
Finanznot der Gemeinden nicht beſeitigt werden 
konnte. Der Herr Finanzſenator Dr. Kamnitzer 
erklärte da, daß die in dieſem Jahr in den Etat 
eingeſetzten 200000 Gulden auf keinen Fall 
irgendwie erhöht werden ſollen, d. h., daß in die⸗ 
ſem Jahr keinesfalls beſondere Mittel bereit ge— 
ſtellt werden, um die Notlage der Gemeinden tat⸗ 
ſächlich zu lindern. Gerade darauf muß man ſein 
Hauptaugenmerk richten. Es iſt Tatſache, daß die 
Ausgaben der Gemeinden ſteigen. Iſt es ein Be— 
weis dafür, daß man „verſchwenderiſcher“ in den 
Gemeinden wird? Nein, die allgemeine Situation, 
das immer größer werdende Elend weiter Kreiſe 
in der Bevölkerung bringt es mit ſich, daß die 
Ausgaben der Gemeinden immer größer werden. 
Es kommt allerdings hinzu, daß gerade durch die 
letzten Gemeindewahlen in ſehr vielen Gemeinden 
die Arbeiter einen ſtärkeren Einfuß gewonnen ha— 
ben, und daß ſich dieſer ſtärkere Einfluß auch bei 
den Etatsberatungen der Gemeinden bemerkbar 
machte, indem man in einer ganzen Reihe von Ge— 
meinden endlich mit dem Zuſtand aufräumte, daß 
man die nicht arbeitsfähigen Bevölkerungskreiſe, 
die Invaliden, die Armen, einfach verrecken läßt. 
Jetzt hat man ein wenig mehr Mittel zur Ber- 
fügung geſtellt, um die Not dieſer Leute etwas zu 
lindern. Wir wiſſen daß in einer ganzen Reihe 
von Gemeinden auch die Sozialdemokraten gerade 
durch die letzten Gemeindewahlen eine Mehrheit 
gewonnen haben, daß in einer ganzen Reihe von 
Gemeinden ſozialdemokratiſche Gemeindevorſteher 
gewählt worden ſind. Dieſer Tatſache gibt man 
die Quittung, die ſo ausſieht, daß man im ver— 
gangenen Jahr noch 2 Millionen für die Notlage 
der Gemeinden übrig hatte, aber in dieſem Jahr 
dieſe Summe auf 200 000 Gulden herabſetzt. Das 
ijt ein Beweis für die Gemeindepolitik der So- 
zialdemokratiſchen Partei. 

In bezug hierauf kann man auch nicht im ge⸗ 
ringſten jagen, daß die Koalitionspolitik etwa eine 
e een der Lage der Arbeier hervorrufe. 
Die 2 Millionen, die man in dieſem Jahre den Ge— 
meinden nicht zur Verfügung ſtellt, werden auch 
der ſozialen Fürſorge entzogen. Wenn die Gemein— 
den trotzdem gezwungen ſind, höhere Steuern zu 
erheben, um die Ausgaben zu decken, ſo trifft das 
faſt durchweg nur minderbemittelte Kreiſe. Wir 
ſehen, daß in den leiſtungsfähigen Gemeinden, d. 
h. in den Gemeinden, in denen vielleicht Kauf— 
leute mit einem an und für ſich beſſeren Einkom— 
men wohnen, bedeutend weniger Zuſchläge an 
Grund⸗ und Gemeindeſteuern erhoben werden. 
Gerade in dieſen Gemeinden iſt der notleidende 


Teil der Bevölkerung an und für ſich nicht allzu 


groß, prozentual zur Geſamtbevölkerung betrach— 


itet. Sogenannte Arbeitergemeinden haben jedoch 
ſo gut wie keine andere Einnahmequellen. Des— 
halb ſind ſie gezwungen, das wird dem Senator 
Or. Kamnitzer auch bekannt ſein, Zuſchläge in 
Höhe bis zu 4100 Prozent zu erheben, und zwar 
von Beſitzern, die durchaus nicht leiſtungsfähig 
ſind. Ich erinnere an die Gemeinde, in der tat— 
ſächlich 4100 Prozent Zuſchlag erhoben wird. Der 
größte Beſitzer in dieſer Gemeinde hat 60 Morgen 
Land. 

Dieſe Kataſtrophenpolitik der Gemeinden wird 
durch die Finanzpolitik der Koalitionsregierung 
bedingt. Sie treiben die Gemeinden zur Verzweif— 
lung, zur Kataſtrophe. Wir werden auch gerade in 
bezug hierauf den ſchärfſten Kampf gegen die 
Maßnahmen des Senats aufnehmen und werden 
in allen Gemeinden die werktätigen Kreiſe 
zum Kampf gegen dieſen Etat aufrufen. 
Trotz der verſtärkten Ausplünderung der be— 
ſitzloſen Bevölkerung, der werktätigen Kreiſe 
werden neue Steuern erhoben. Wir wiſſen 
ja auch, daß der uns hier vorliegende 
Geſetzentwurf derartiges bezweckt. Der Etat be— 
weiſt ja zur Genüge, daß man gerade die Maſſen— 
ſteuern von Jahr zu Jahr erhöht, daß man die 
Steuerſchraube in dieſer Beziehung immer mehr 
anzieht. Wenn der Redner der Deutſchnationalen 
Partei hier dagegen polemiſierte, daß die Umſatz— 
ſteuer noch nicht beſeitigt ſei, dann möchte ich den 
Deutſchnationalen antworten, daß es ihnen mit 
der Beſeitigung der Umſatzſteuer nicht ernſt iſt. 
Seit etwa 9 Monaten liegt dem Haufe ein Antrag 
der Deutſchnationalen vor, die Umſatzſteuer zu be— 
ſeitigen. Seit 9 Monaten haben die Deutſchnatio— 
nalen noch nichts unternommen, um eine Bera- 
tung dieſes Geſetzentwurfs zu erzwingen. Jedem iſt 
bekannt, daß die Deutſchnationalen auf Grund 
ihrer Fraktionsſtärke in den Ausſchüſſen eine fo- 
fortige Beratung dieſer Geſetzesvorlage erzwingen 
können. Aber das beweiſt zur Genüge, daß die 
Ausführungen des Abg. Schwegmann, feine Po- 
lemik gegen die Nichtbeſeitigung der Umſatzſteuer, 
tatſächlich auch nur ein Täuſchungs- und Vermir- 
rungsmanöver iſt. Wir wiſſen ja, daß auch vom 
ſozialdemokratiſchen Senator begrüßt wurde, daß 
die Erträge der Lohnſteuer ſich im vergangenen 
Jahre beträchtlich erhöht haben. Er freute ſich wie 
ein Kind, daß die Erhöhungen eingetreten waren, 
trotzdem wir doch „eine jo große Erwerbsloſigkeit 
zu verzeichnen hatten.“ Wie ſich ausgerechnet ein 
Sozialemokrat darüber freuen kann, daß die Er— 
träge aus der Lohnſteuer jährlich ſteigen, wird 
natürlich nur dem Arbeiter ein Räſel bleiben, der 
nicht mit der Politik der Sozialdemokratiſchen 
Partei vertraut iſt. Statt die Mehrerträge aus der 
Lohnſteuer zu verwenden, um eine Senkung dieſer 
Steuer für die minderbemittelte Bevölkerung her- 
beizuführen, geht man einen anderen Weg. Man 
iſt mit dieſen Erträgen aus der Lohnſteuer noch 
nicht zufrieden, ſondern erhöht ſogar die Lohn⸗ 
ſteuer durch den 3⸗prozentigen Zuſchlag. 
der vorliegende Geſetzentwurf ift ja, wie der 
ſozialdemokratiſche Finanzſenator rühmend Hervor- 
hob, eine „Tat“, eine ſeiner erſten Taten. Es geht 


dem Herrn Finanzſenator genau ſo, wie ſeinem 
Kollegen Hilferding in Deutſchland. Beide befin- 
den ſich in Nöten, weil ſie ja verſuchen müſſen, den 
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Karren flott zu machen, das kapitaliſtiſche Schiff— 
lein flott zu machen, damit es durch den Anſturm 
der revolutionären Arbeiter nicht zerſtört wird. 
Wir kennen ja zur Genüge den Weg, den der 
Freund des Herrn Dr. Kamnitzer, Herr Hilfer— 
ding, gegangen iſt. Wir wiſſen ja auch, wie ſogar 
bürgerliche Zeitungen dieſen Weg kritiſierten. Ich 
denke da nur an einige Ausführungen in der piir- 
gerlichen „D. A. Z.“, die zu dieſen Maßnahmen des 
Herrn Hilferding ſchreibt, es ſei ein Treppenwitz 
der Geſchichte, daß es ausgerechnet einem ſozialde— 
mokratiſchem Finanzminiſter vorbehalten blieb, 
eine Anleihe anzukündigen, die mit ihren Steuer— 
erleichterungen ein ſo weitgehendes Entgegenkom— 
men gegenüber den „Kapitaliſten“, den „Großver— 
dienern“ zeigt. Wie feine eigenen Parteifreunde 
dieſen Weg kritiſieren und ihn beurteilen, dafür 
gleichfalls ein Beweis. Der Parteifreund des Herrn 
Hilferding, Herr Paul Levy, ſchreibt: „Wir be— 
reiten mit aller Entſchiedenheit, daß das was 
der Reichsfinanzminiſter tut, irgendetwas mit 
Klugheit zu tun hat. Es iſt in Wirklichkeit der 
größte Skandal der deutſchen Finanzgeſchichte.“ Er 
urteilt weiter: „Die Berliner Börſe lächelt (Was 
kann Dr. Kamnitzer dafür? rechts.) Ich komme 
darauf zurück — fröhlich und vergnügt angeſichts 
der Regierungstätigkeit des Finanzminiſters und 
jagt, noch hundert Jahre!“ — 

Dasjelbe, was die bürgerlichen Zeitungen, 
was Paul Levy in bezug auf die Finanzmaßnah— 
men des Herrn Hilferding ſagt, paßt voll und ganz 
auch für die Maßnahmen des Herrn ſozialdemo— 
kratiſchen Finanzſenators. In bezug auf die Maß— 
nahmen eines anderen ſozialdemokratiſchen Sena— 
tors führte ein polniſcher Abgeordneter aus, daß 
ſeine Maßnahmen tatſächlich wie eine „Ironie des 
Schickſals“ anmuten, daß ausgerechnet die Leute, 
die ſonſt immer erklärt haben, nicht „mit dem 
Rüſtzeug der Barbaren“ zu kämpfen, jetzt ver⸗ 
ſuchen, die Beſtätigung von gewählten Gemeinde— 
ſchöffen und Gemeindevorſtehern zu verhindern 
und Kundgebungen einer politiſchen Partei ver- 
bieten und ſie mit dem Gummiknüppel auseinan⸗ 
derjagen. Jawohl, das iſt eine „Ironie des Schick⸗ 
jals“, Herr Arczynſki. Es ift ein „Treppenwitz der 
Weltgeſchichte“, daß die ſozialdemokratiſchen Fi- 
nanzminiſter zu Maßnahmen gezwungen werden, 
die ſich nicht einmal bürgerliche Finanzminiſter 
erlaubt hätten. Das gilt auch in bezug auf Herrn 
Finanzſenator Dr. Kamnitzer. 

Gewiß, Herr Dr. Kamnitzer geht andere Wege. 
Herr Dr. Kamnitzer hat nicht eine Anleihe in die— 
ſer Form aufgenommen. D. h., was nicht iſt, kann 
noch werden. Auch Herr Dr. Kamnitzer hat es ja 
verſtanden, die Anleihe des Herrn Dr. Volkmann 
zu kritiſieren. Herr Dr. Kamnitzer, die Sozialde⸗ 
mokraten im Beutſchen Reich haben ſehr oft die 
Anleihen bürgerlicher Regierungsmänner kriti— 
ſiert, und Sie wiſſen, daß Herr Hilferding ſelbſt ge- 
zwungen war, eine Anleihe aufzunehmen, die als 
„Treppenwitz der Weltgeſchichte“ bezeichnet wurde 
und von Ihren Freunden ſogar als der größte 
Skandal der Weltgeſchichte“. Herr Dr. Kamnitzer, 
Sie haben die Anleihe des Herrn Dr. Volkmann ſo 
kritiſiert, vielleicht werden Sie gezwungen ſein, 
im nächſten Jahr eine Anleihe aufzunehmen, die 
noch ſchlechter ſein wird als die Anleihe des Herrn 
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Dr. Volkmann. (Senator Dr Kamnitzer: Wünſchen 
Sie mir das?) Nein, ich wünſche es nicht! Aber 
ich kann mit Beſtimmtheit ſagen, daß, wenn Sie 
in der Regierung bleiben um das kapitaliſtiſche 
Syſtem zu ſtützen, Sie noch ganz andere Sachen 
machen werden als eine ſolche Anleihe aufzuneh— 
men. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 

Herr Dr. Kamnitzer geht andere Wege, er er— 
hebt „Zuſchläge“. Gerade dieſer Zuſchlag zur Cin- 
kommenſteuer, gerade dieſer Zuſchlag von 3 Pro— 
zent wird in dem ſozialdemokratiſchen Wahlhand— 
buch als „Diktatur des Bürgerblock-Senats“ De- 
zeichnet. Sie ſehen, ich ſchlage Sie immer mit 
Ihren eigenen Waffen. 

Sie rücken dann als wichtigſte Aufgaben die 
grundlegende Reform unſerer Verwaltung in den 
Vordergrund und die Aenderung der Erwerbs— 
loſenfürſorge. Nun, was bedeutet das, eine grund— 
legende Reform unſerer Verwaltung? Der Redner 
der Deutſchnationalen ging auch auf dieſe Reform 
in der Verwaltung ein und erklärte, daß die So— 
zialdemokraten gezeigt hätten, daß ſie tatſächlich 
nicht im Ernſt daran denken, eine derartige Ver— 
waltungsreform durchzuführen. Er führte ganz 
bejonders die Stellungnahme der Sozialdemokra— 
ten in bezug auf die Abänderung unſerer Verfaſ— 
ſung an. Er täuſcht natürlich über die Wirklichkeit 
hinweg, wenn der Redner der Deutſchnationalen 
hier als Sparſamkeitsmaßnahme den „Abbau“ 
des Volkstags anführt. Es iſt ſogar von Biirger- 
lichen ohne weiteres zugegeben worden, daß eine 
Herabſetzung der Zahl der Abgeordneten auch auf 
72 keine Erſparniſſe bringen wird. Nehmen wir 
bloß die nackten Zahlen. Eine Herabſetzung der 
Zahl der Abgeordneten auf 72 würde eine Erſpar⸗ 
nis von ungefähr 150 000 Gulden bedeuten, d. h. 
wenn es bei den jetzigen Ausgabenpoſitionen blet— 
ben würde. Sie wiſſen aber ganz genau, daß die 
Herabſetzung der Zahl eine ſtärkere Inanſpruch⸗ 
nahme der Kraft der Abgeordneten zur Folge 
haben würde. Das würde dann bald eine Er- 
höhung der Diäten zur Folge haben. Das würde 
die notwendige Konſequenz jein. Es iſt alſo Un⸗ 
ſinn, immer wieder zum Ausdruck zu bringen: 
Spart an der Mitgliederzahl des Volkstages, dann 
ſpart Ihr an den Ausgaben. Es könnte vielleicht 
gerade das Gegenteil eintreten, daß ſich durch eine 
Erhöhung der Diäten die Ausgaben erhöhen wiir- 
den. Warum will man den Volkstag abbauen? 
Nun, man hat keine Urſache, eine noch größere 
Zahl von Arbeitervertretern zu dulden, weil man 
derartige Schandetats möglichſt ſchnell verabſchie— 
den will. 

Wenn in bezug auf die Verabſchiedung der 
Etats der Redner der Deutſchnationalen das 
ſpäte Vorlegen des Etats zu kritiſieren wußte, 
dann möchte ich den Deutſchnationalen in bezug 
hierauf erwidern, daß ſich die deutſchnationale, 
die Bürgerblock-Regierung allerdings über die 
Ausgeſtaltung der Etats ſchneller einig war. Aber 
die Durchführung hier war ſchwieriger, weil eine 
ſtärkere Oppoſition der Verabſchiedung der Etats 
entgegenſtand. Heute iſt die Sache natürlich 
weſentlich einfacher. Die Differenzen, die hier bei 
den Parteien bei der Beratung des Etats in Er— 
ſcheinung traten, dieſe Differenzen, werden jetzt 
bei der Aufſtellung der Etats durch die Regie— 
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rungskoalition „ausgekämpft“. | 
nicht in der Form vor fih, daß dieje oder jene Par- 
tei dieſe oder jene Etatspoſition in bezug auf ſo⸗ 
ziale oder kulturelle Zwecke ausgeſtalten möchte, 
aber dieſe oder jene Partei möchte doch etwas Ber 
jonderes für ihre Zwecke haben. So verzögert ſich 
ſelbſtverſtändlich das Vorlegen der Etats hier im 
Hauſe, Aber deſto ſchneller werden dann die Etats 
hier durchgepeitſcht, dafür haben wir ja genug Be⸗ 
weiſe. 

Die grundlegende Reform der Verwaltung 
wird alſo nicht etwa in dem Sinne durchgeführt, 
daß man durch Abbau höherer Beamter, durch 
Zuſammenlegung von Verwaltungszweigen ſpa⸗ 
ren wird. Ich erinnere an eine grundlegende Re⸗ 
form, die von den Sozialdemokraten immer wie⸗ 
der „angeſtrebt“, aber beſtimmt nicht durchgeführt 
wird, das iſt das Zuſammenlegen der Landrats⸗ 
ämter, insbeſondere der Aemter Danziger Höhe 
und Niederung. Da wird man beſtimmt nichts un⸗ 
ternehmen. Man wird eine Reform einführen, 
aber eine, die die Beamten ſpüren werden, wie ſie 
es bei der Verabſchiedung des neuen Beamtenbe— 
ſoldungsgeſetzes geſpürt haben. Das Beamtenbe— 
ſoldungsgeſetz hat eine ungeheure Verſchlechterung 
für die untere und mittlere Beamtenſchaft gebracht 
und eine ſehr große Verbeſſerung für die obere 
Beamtenſchaft. Dieſe Tatſache zeigt ih von Mo- 
nat zu Monat immer ſtärker, wo wir die Auswir⸗ 
lungen des Beamtenbeſoldungsgeſetzes ſehen. Aber 
die Ausführungen des Finanzſenators betreffend 
eine grundlegende Reform unjerer Verwaltung 
bedeuten eine Kampfanſage, wir müſſen abbauen 
an dem Verwaltungsapparat, nicht in bezug auf 
eine Vereinfachung der Verwaltung, nicht in be⸗ 
zug auf den Abbau höherer Beamtenſtellen, ſon— 
dern einen neuen Angriff auf die Gehälter der 
mittleren und unteren Beamten. Wir ſehen, daß 
dieſelben Maßnahmen ſchon in Deutſchland ge— 
troffen werden. Ich habe anläßlich der Beratung 
des Beamtenbeſoldungsgeſetzes erklärt, daß d 
Angleichung der Beamtengehälter an die preußi— 
ſchen Gehaltsſätze nur der erſte Stoß gegen die 
Lebenslage der unteren und mittleren Beamten 
ſei, daß man bald erklären wird, wir in Danzig 
können uns nicht den „Gehaltsluxus“ — ſelbſtver— 
ſtändlich meint man damit immer das Gehalt der 
unteren Beamten — erlauben, wie in Preußen. 
Die Ankündigung des Finanzſenators beſtätigt 
nur das, was ich damals geſagt habe. Man wird 
nicht Aenderungen grundſätzlicher Art durchfüh— 
ren, man wird die Gehälter der unteren und mitt— 
leren Beamten noch mehr abbauen. 

Weiter der Abbau der Erwerbslojenfürjorge. 
Es iſt eigenartig, wenn ein Sozialdemokrat hier 
das Märchen auftiſcht: beſchäftigt nur Danziger, 
keine Ausländer, dann wird die Arbeitsloſigkeit 
hier in Danzig beſeitigt werden. Ich möchte zu⸗ 
nächſt auch darauf hinweiſen, daß ſogar von den 
Freunden des Herrn Dr. Kamnitzer beſonders in 
Deutſchland immer darauf bingewieſen wird, daß 
Ihre Regierungsmänner, Ihre Koalitionsregie⸗ 
rungen tatſächlich nur das ausführen, was die ka⸗ 
pitaliſtiſche Wirtſchaft Ihnen befiehlt. Dieſe kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft wird ſich nicht danach richten, 
ob die Arbeitskräfte deutſch, polniſch oder Danzi⸗ 
ger ſind, ſondern immer danach, wer am billigſten 
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Das geht zwar arbeitet. 
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Dementſprechend wird die Wirtſchaft 
handeln. Und wenn dieſe kapitaliſtiſche Wirtſchaft 
es für notwendig erachtet, aus irgend welchen 
Gründen heraus das Arbeitsnachweisgeſetz zu brin— 
gen, dann wird dies Geſetz beſtimmt nicht geſchaf— 
fen, um die Erwerbsloſenzahl herabzumindern, 
ſondern nur weil das Intereſſe der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft es erfordert. Aber es iſt eine Täuſchung, 
den Arbeitern zu jagen, die Einführung des Ür- 
beitsnachweisgeſetzes bedeute eine ſtarke Herab— 
minderung der Erwerbsloſenzahl. Die Erwerbs— 
loſenziffer wird beſtehen bleiben. So wie wir mit 
unſeren Ausführungen gegenüber den Ausfüh— 
rungen des Senators Dr. Wiercinſki im vergange— 
nen Jahre recht behalten haben, werden wir auch 
in dieſem Falle recht behalten. 

Wenn man das Arbeitsnachweisgeſetz hier ein— 
führt, glauben Sie dann den Arbeitern ſagen zu 
können, daß ſich das Arbeitsloſenverſicherungsge— 
jeg dann für die Erwerbsloſen nicht jo hart aus- 
wirken werde? Ob es vor oder nach Einführung 
des Arbeitsnachweisgeſetzes eingebracht wird, es 
bleibt doch eine brutale Maßnahme gegen die 
Werktätigen, gegen die Erwerbsloſen. Wir wiſſen 
ja auch, daß das Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz 
noch nicht von Ihnen vorgelegt worden iſt, nicht 
etwa weil ſich die Sozialdemokraten geweigert 
haben, innerhalb der Koalition ein derartiges Ge- 
ſetz vorzulegen, ſondern weil die Bürgerlichen zur 
Zeit noch nicht ein ſo reges Intereſſe an der Ein— 
führung des Verſicherungsgeſetzes haben, wie viel— 
leicht vor einem Jahre. Sie wollen nämlich erſt 
die Regelung im Reiche abwarten. Sie wollen 
ſehen, welche Verſchlechterungen das Erwerbs- 
loſenverſicherungsgeſetz im Reiche erfahren wird, 
um dann dieſe Verſchlechterungen, die man im 
Reiche durchführen will, auch mit Hilfe der ſozial⸗ 
demokratiſchen Senatoren, nicht nur hier zu über- 
nehmen, ſondern ſie noch zu verſchlechtern. 

Zu dieſen nächſten Aufgaben kommt noch eine, 
die der Finanzſenator noch gar nicht geſtreift hat, 
die Erhöhung der Mieten. Wenn wir uns dieſe 
Aufgaben, die die Koalitionsregierung in der 
nächſten Zeit durchzuführen gedenkt, vor Augen 
halten, können wir nur ſagen, daß ſie den arbei— 
terfeindlichen Kurs der bürgerlichen Regierung 
nicht nur fortſetzt, ſondern ſogar verſtärkt. Dieſer 
Etat iſt und bleibt ein Etat des Hungers und 
Elends der Werktätigen. Herr Dr. Kamnitzer, Sie 
künden Taten an, dieſe Taten liegen vor uns: Der 
neue Etat, das neue Steuergeſetz und Ihre ange— 
kündigten Aufgaben. Wir ſagen dieſen Ihren 
Taten den ſchärfſten Kampf an. (Bravo! bei den 


Kommuniſten!) 
Das Wort hat 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 
der Herr Abg. Dr. Unger. 

Dr. Unger (Nat. Lib.) M. D. u. H.! Sämt⸗ 
liche Angehörige dieſes Hauſes und auch die Def- 
fentlichkeit ſind ſich darüber klar, daß die ſteuer⸗ 
liche Belaſtung der Wirtſchaft eine Grenze er- 
reicht hat, die ſchlechthin nicht mehr überſchritten 
werden ſollte. Beſonders die Verſicherungen der 
jetzt an der Regierung beteiligten Parteien lie— 
zen wohl erwarten, daß dieſem dringenden Er- 
fordernis gebührend Rechnung getragen würde. 
Wurden doch ſowohl in Wahlverſammlungen als 
auch bei Uebernahme der Regierung durch die 
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dieſer Hinſicht gemacht und wurde doch immer 
wieder die Finanzpolitik der früher am Ruder 
befindlichen Parteien mit Rückſicht auf dieſen 
Punkt einer ſcharfen Kritik unterzogen und ſtets 
bewieſen, daß es unverantwortlich ſei, der All— 
gemeinheit weitere Steuerlaſten zuzumuten und 
daß es unbedingt notwendig wäre, eine Spar: 
ſamkeit durchzuführen, die eine Entlaſtung auf 
dieſem Gebiete zur Folge hätte. (Abg. Raſchke: 
Beherrſchen Sie nicht mehr die deutſche Sprache, 
Herr Dr. Unger?) Das werden Sie mir über⸗ 
laſſen, wie ich rede, ich unterbreche Sie auch nicht. 
(Abg. Raſchke: Sie reden ja gar nicht, ſie leſen!) 
Reden kann ich auch und ſicher ſo gut und viel 
wie Sie. Mir kommt es darauf an, meine Aus— 
führungen ſo zuſammenzufaſſen, daß ich ſie nicht 
unnötig lange ausdehne und 120 Abgeordnete 
gezwungen ſind, ſtundenlang zuzuhören. z 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich weiſe darauf 
hin, daß es nicht geſtattet iſt, Reden vorzuleſen. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.) Daß ich 
auf mein Manuſkript ſehe, werden Sie mir ge- 
ſtatten, das tut jeder und nicht ich allein. (Abg. 
Raſchke: Wo ſoll man die Augen laſſen!) Natür⸗ 
lich, Ihnen in Ihr böſes Geſicht zu ſehen. — 
Die Wirtſchaftskreiſe Danzigs find in dieſer Hin- 
ſicht ſchwer enttäuſcht. Statt einer Erleichterung 
müſſen wir eine Vergrößerung der ſteuerlichen 
Laſten feſtſtellen. In dem vorgelegten Entwurf 
der Regierung wird geſagt, daß die Wirtſchaft 
ſteuerliche Erleichterungen erfahren habe und daß 


(B) diefe Abnahme der Laſten auch eine Erhöhung 


rechtfertige. Wie ſieht nun dieſe Abnahme der 
Laſten aus? Es ſind die Lohnſummenſteuer und 
der Frachturkundenſtempel abgebaut worden. 
Dafür ſind uns das Kraftfahrzeugſteuergeſetz und 
andere vermehrte Ausgaben aus der Invaliden— 
fürſorge aufgebürdet worden, ſo daß das Saldo 
nicht zu Gunſten der Wirtſchaft, ſondern zu Laſten 
der Wirtſchaft geht. 

Die dem Hauſe heute vorliegende Geſetzesvor— 
lage bedeutet ebenfalls keine Entlaſtung ſondern 
eine neue Belaſtung der Wirtſchaft, gegen die wir 
uns aus den angeführten Gründen mit aller 
Energie wenden. Wir können es nicht zulaſſen, 
daß die Gründe, die in der allgemeinen Oeffent— 
lichkeit bekannt find und ohne weiteres aner- 
kannt werden, nicht mehr gelten ſollen und daß 
jetzt eine ſchwere und auch für die unteren Klaſ— 
ſen der Bevölkerung recht ſpürbare weitere Be— 
laſtung eintreten ſoll, um den Etat zu balancie— 
ren. Der Herr Finanzſenator hat dieſen Etat 
reichlich ſpät vorgelegt, was bereits die Herren 
Vorredner, insbeſondere der Redner der Deutſch⸗ 
nationalen, ſehr ſtark bemängelt haben. Meine 
Freunde können ſich dieſer Kritik nur anſchließen 
und können und müſſen verlangen, daß in Zukunft 
von dieſem Verfahren abgegangen wird. Denn, 
m. D. u. H., wie jollen wir in der Oppoſition die 
Möglichkeit haben, uns dazu zu äußern, wenn der 
Etat in der Mitte des Jahres vorgelegt wird und 
ſchon die Hälfte der Ausgaben gemacht ſind, die 
der Etat ausweiſt. Das iſt ein Geſchäftsgeba⸗ 
ren, das für die Zukunft nicht angewendet wer- 
den darf. Dadurch kommt alles in Unordnung, 
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Juni 1929. 


und kein Menſch weiß, wo er Kritik üben ſoll und (0) 


wie Vorſchläge gemacht werden können, die in 
dieſer Hinſicht zu einer Beſſerung führen. 

Wenn als Grund für die verſpätete Vorlage 
angegeben wird, daß ſich die neuen Herren, die 
in den Senat eingetreten find, erſt mit der Ma- 
terie hätten bekannt machen müſſen, ſo iſt dieſer 
Grund doch recht fadenſcheinig. 8 Jahre lang iſt 
beſonders die Sozialdemokratie in der Oppoſition 
geweſen und hat wohl Gelegenheit gehabt, ein 
Programm auszuarbeiten, das die Reformen be— 
handelt, die Grund zu ihrer oppoſitionellen Stel— 
lungnahme waren und die geeignet geweſen wä— 
ren, dieſe Mängel, die feſtgeſtellt waren, abzu— 
ſtellen. Wenn wirklich ſachliche Kritik geübt 
worden wäre, wenn nur Sachlichkeit der Grund 
für eine Oppoſition geweſen wäre, wäre unbe— 
dingt notwendig geweſen, fih vorher ein Programm 
zu machen, damit es bei Uebernahme der Regie— 
rung möglich war, ſofort mit den Reformmaß— 
nahmen vorzugehen. (Abg. Raſchke: Was find Re- 
formen ohne Geld?) Sie brauchen doch kein Geld! 
Wenn der finanziellen Seite der Staatswirtſchaft 
genügend Rechnung getragen wäre, wäre es leich— 
ter, heute über den Etat zu ſprechen, und es wäre 
nicht nötig, eine derart ſcharfe Kritik am Etat 
zu üben. 

M. D. u. H.! Dieſe verſpätete Vorlage macht 
es uns auch unmöglich, Gegenvorſchläge zu 
machen, die nun eine grundlegende Aenderung 
in der Finanzgebarung der Regierung herbei— 
führen können. Wir ſind von dem Herrn Finanz— 
ſenator zu einer ſachlichen Oppoſition aufgerufen 
worden. M. D. u. H.! Mit der ſachlichen Oppo— 
ſition und der ſachlichen Mitarbeit iſt es im 
Augenblick außerordentlich ſchwer. Wie ſoll man 
ſachliche Mitarbeit leiſten, wenn alle Vorſchläge, 
auch die beſten, niedergeſtimmt werden, und wenn 
niemand von der Oppoſition Gelegenheit hat, 
ſeinen Einwendungen Gehör zu verſchaffen! Im 
Ausſchuß wird einfach geſagt: „Wir haben das 
vorher ſo beſchloſſen.“ Es wird abgeſtimmt, im 
Plenum wird ebenfalls abgeſtimmt, und die Op— 
poſition hat eben nichts zu jagen, fie ift zur Nuk- 
loſigkeit verurteilt. (Abg. Liſchnewſki: Das war 
früher auch jo!) Ich weiß nicht, ob es früher auch 
ſo war. Ich habe mir ſagen laſſen, daß die frü— 
here Regierung den Einwendungen, die von der 
Oppoſition gemacht wurden, nachgekommen iſt, 
und daß es infolge dieſer Einwendungen möglich 
war, daß Entſchlüſſe gefaßt wurden. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Gewalt geht vor Recht!) Ich führe keine 
Unterhaltungen mit Ihnen, Herr Liſchnewſti, ich 
habe zum Haufe zu ſprechen. (Abg. Langnau: Re- 
den Sie nur weiter!! — Heiterkeit — Abg. Lang⸗ 
nau: Da ſtaunen Sie!) Ich kann ja warten, bis 
Sie fertig ſind. (Abg. Langnau: Wir bringen 
Sie doch aus dem Konzept!) Das wird Ihnen 
nicht gelingen. (Abg. Langnau: Sie machen wirt- 
lich eine gute Figur!) 

Die verſpätete Einbringung des Etats iſt das 
Erſte, was wir an der Vorlage des Etats zu be— 
mängeln haben. Die Art und Weiſe, wie die 


Etats bearbeitet ſind, iſt das Zweite. Wenn man 
die Zahlen, die ſich in den Voranſchlägen befin— 
den, mit den Zahlen vergleicht, die uns im Jahre 
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1928 vorgelegt wurden, dann müſſen wir 
ſtellen, daß die Zahlen, die in ſachlicher Hinſicht 
aufgeführt ſind, genau die gleichen ſind wie im 
vergangenen Jahr, daß alfo hier eine Nachprü- 
fung zum mindeſten nicht ſtattgefunden hat. Die 
einzelnen Verwaltungen haben genau wie in fri- 
heren Jahren ihre ſachlichen Ausgaben angege— 
ben, und man hat dieſe Zahlen als unbedingt not- 
wendig hingenommen, ohne ſie einer näheren 
Kritik zu unterziehen. Und wie es in einer Ver⸗ 
waltung in dieſer Beziehung gemacht wird, weiß 
die Allgemeinheit, die es beſonders angeht, ganz 
beſonders gut. Es iſt der Etatspoſten ausgewor⸗ 
fen, und dieſer Poſten muß unter allen Umſtänden 
verarbeitet werden. Wenn es ſich am Ende des 
Jahres herausſtellt, daß noch ein paar tauſend 
Gulden da ſind, dann wird darüber nachgedacht, 
wie man dieſes Geld verbrauchen kann. Es iſt 
Pflicht einer jeden Verwaltung, ſich von der Höhe 
des Poſtens nichts abhandeln zu laſſen. Es iſt 
hier in der Gerichtsverwaltung paſſiert, daß man 
im letzten Jahr, am Ende des Etatsjahres, die 
Beamtenſchaft mit wunderbaren Schreibunter— 
lagen bedacht hat, die ganz erhebliches Geld koſten, 
die noch nicht einmal praktiſch ſind, und die ein 
Teil der Beamten als unpraktiſch ablehnt. 
Auſterdem hat man Schreibtiſche hinausgeworfen, 
und auf den Boden gebracht, die noch gut waren 
und hat neue Schreibtiſche aufgeſtellt. Ich weiß 
auch von andern Verwaltungszweigen, daß dieſe 
Reſtſummen verbraucht ſind, nur um ſie zu ver— 
brauchen, und daß auf die angeſpannte Finanz⸗ 
lage keinerlei Rückſicht genommen iſt. Wir von 
der Wirtſchaft verdenken es den Beamten nicht, 
wenn ſie ſich modern einrichten und wenn ſie es 
ſich in ihren Räumen, in denen ſie ſich täglich auf— 
halten, gemütlich machen. Aber wir meinen, daß 
das Bewußtſein der Not des Staates nicht in alle 
Kreiſe hineingedrungen iſt, daß ſich jeder auch bei 
der kleinſten Ausgabe überlegen muß, ob der 
Staat oder die Finanzen es erlauben. Sie müſſen 
ſich fragen: Können wir es verantworten, daß 
dieſes Geld ausgegeben wird? 

Dieſe Art der Verwaltung iſt aus dem Kriege 
übernommen. Ich habe ſelbſt als Reſervemann 
Einblick in die Verwaltung genommen und habe 
bei meiner Mitarbeit geſehen, wie dort verfahren 
wurde. Auch im Frieden wurden dieſe Etats— 
poſten unter allen Umjtänden verarbeitet. Und 
als ich ſagte: „Warum laßt ihr dieſe Reſte nicht 
ſtehen und verwahrt ſie für das nächſte Jahr?“ 
Da wurde geſagt: „Wenn wir im nächſten Jahr 
mit geringeren Anforderungen kommen, ſo ſteht 
das abſolut feft, und wir können auf eine Erhö⸗ 
hung nicht mehr rechnen.“ Aehnliche Erwägun— 
gen werden auch hier maßgebend fein. Wir ver- 
langen, daß die Verwaltungen fih in ihren Mus- 
gaben Zwang auferlegen, ſolange bis es uns mög— 
lich iſt größere Einnahmen zu erzielen. Wir 
werden uns dem nicht verſchließen, wenn nachher 
Erhöhungen der Etatspoſten eintreten, aber zur 
Zeit darf eine ſo opulente Wirtſchaft nicht Platz 
greifen. 

Es wird dann auch geſagt, die Ausgaben ſind 
da, die Summen müſſen aufgebracht werden. Das 
iſt nicht die richtige Art und Weiſe, wie vorge— 
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gangen werden muß. Man muß erſt ſeine Ein⸗ 
nahmen beſehen, und dann die Ausgabepoſten 
fixieren. Feſtſtehende Ausgaben gibt es weder 
in der Staatsverwaltung, noch in der privaten 
Wirtſchaft. Wir in der Privatinduſtrie, in der 
Privatwirtſchaft können nicht ſagen: Wir haben 
dieſe Ausgaben und müſſen nun auch die Cinnah- 
men haben. Wenn wir dieſen Grundſatz auf— 
ſtellten, würden wir längſt Pleite ſein. Wir 
müſſen ſagen: Wir haben dieſe Einnahmen, wie 
bringen wir ſie mit den Ausgaben in Einklang? 
Dann wird etwas Gedeihliches und Vernünftiges 
herauskommen. 

M. D. u. H.! Der Herr Finanzſenator ſagte 
dann weiter, es fei unter den obwaltenden Ber- 
hältniſſen nicht möglich geweſen, einen andern 
Etat vorzulegen, weil der Apparat in der augen- 
blicklichen Form ſchon eingeſpielt iſt und ſich die 
Ordnung nicht ſo plötzlich ändern laſſe. Es müſſe 
eine Reform durchgeführt werden, ehe wir zu 
einem anderen Zahlenergebnis als dem vorge— 
legten kämen. M. D. u. H.! Das Zahlenergebnis 
iſt vernichtend. Die Reform iſt ſchon ſehr viel 
und ſehr oft angekündigt worden und wurde auch 
jetzt in den Vordergrund geſchoben. Ob die Re— 
form kommen wird, iſt nach dem, was wir bisher 
erlebt haben, füglich zu bezweifeln. Dieſe Re— 
formen ſollten auch nicht von unten nach oben, 
ſondern von oben noch unten gehen. Zuerſt ſollten 
ſich Volkstag und Senat mit einer Reform be— 
faſſen, die eine Ermäßigung der bisherigen Aus— 
gaben zur Folge hat. Was ſehen wir aber? Ge— 
ſetzesvorlagen, die dem Volkstag zugehen und 
ſeine Verkleinerung anſtreben, die Koſten auf 
dieſem Gebiete erſparen, werden vom Volkstag 
abgelehnt. Der Senat wird umkriſtalliſiert. Drei 
hauptamtliche Senatoren werden in Penſion ge— 
ſchickt, dafür werden drei neue hauptamtliche Se— 
natoren eingeſetzt. Außerdem wird eine Stelle 
mit erhöhter Beſoldung geſchaffen und ein Sena— 
torenpoſten neu beſetzt, der bisher eingeſpart und 
kommiſſariſch verwaltet wurde. Die jährliche 
Ausgabe, die hierdurch entſteht, beträgt rund 
150 000 Gulden. Das ift eine Ausgabe, die man 
ſich wohl leiſten kann, wenn man einer opulenten 
Finanzwirtſchaft gegenüberſteht. Aber bei einer 
ſolch knappen Finanzlage hätte man es ſich wohl 
überlegen müſſen, ob es nicht richtig war, mit 
dieſer Reform zurückzuhalten; denn das Ergebnis 
iſt derſelbe Etat wie früher. Alſo was haben 
wir durch die Reform gewonnen? 

Es muß mehr darauf Rückſicht genommen wer— 
den, daß wir die Mittel in Danzig nicht zur Ber- 
fügung haben und daß die Auffaſſung über die 
Finanzen und das Aufkommen der Steuern nicht 
als allzu roſig geſchildert wird. Wir befinden 
uns in Danzig augenblicklich in einer finanziellen 
Kriſe. Wann ſie aufhören wird, ob wir nur im 
Anfang oder in ihrem Ende ſtehen, wiſſen wir 
nicht. Die Situation iſt ähnlich wie im Jahre 
1924. Auch damals, als ich im Senat ſaß, befand 
ſich die Danziger Wirtſchaft in einer Kriſe und 
hatte Schwierigkeiten, deren Schärfen in der 
Privatwirtſchaft auf allen Gebieten ſpürbar wa⸗ 
ren. Der Staat, die Staatswirtſchaft als letzte 
in der Folge der wirtſchaftlichen Dinge ſpürte 
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davon noch nichts. Die leitenden Staatsmänner, 
die damals an der Spitze ſtanden, glaubten, mit 
den optimiſtiſchen Zahlen, die ſich ergaben, rechnen 
zu dürfen und Ausgaben machen zu können, die 
ſich dieſen optimiſtiſchen Zahlen anpaßten. (Abg. 
Loops: Das müſſen Sie einmal Herrn Schweg— 
mann ſagen!) Alle Abgeordneten können ſich das 
zunutze machen und aus der Lehre Vorteil ziehen. 
— Die Wirtſchaft machte bei den Verhandlungen, 
die damals beſonders in bezug auf Erhöhung der 
Beamtengehälter geführt wurden, auf das drin— 
gendſte darauf aufmerkſam, daß es nicht angängig 
ſei, mit dieſen hohen Zahlen zu rechnen und daß 
man ſich unbedingt Reſerve auferlegen müßte. 
Dieſe Bedenken wurden in den Wind geſchlagen. 
Es wurde geſagt, das Geld ſei da, man könne es 
auch ausgeben. Es wäre ſehr viel beſſer geweſen, 
und es hätte auch im gegebenen Moment dieſer 
Erörterungen nicht bedurft, wenn man ſich da— 
mals einer vorſorglichen Finanzpolitik befleißigt 
hätte, da es ſich nicht um feſtſtehende Zahlen 
handelt, ſondern ſolche, die immer einem Wechſel 
unterworfen ſind, wir in Danzig unterliegen ge— 
rade dieſem Wechſel auf das ſchärfſte. Hätten 
wir damals der Wirtſchaft Gehör verſchafft, dann 
hätten wir alle Erörterungen nicht gehabt, die in 
bezug auf die letzte Beſoldungserhöhung geführt 
worden ſind und hätten die Erbitterung nicht in 
die Bevölkerung hineingetragen, die dadurch ent- 
ſtanden iſt, daß die Allgemeinheit fordert, daß 
eine Reduzierung der Einnahmen der Beamten— 
ſchaft erfolgt. Die Beamtenſchaft hat es mit 
Recht als eine Brüskierung ihrerſeits angeſehen, 
wenn nun in dieſe Kritik ſcharfe Worte hinein— 
getragen worden find und wenn an der Ehrlich— 
keit und ehrlichen Mitarbeit der Beamten 
zweifelt wurde. Wir bedauern das ganz außer— 
ordentlich, warnen aber auch an dieſer Stelle vor 
einer Ueberziehung der Forderungen in dieſer 
Hinſicht und erheben immer wieder unſere Beden— 
ken dagegen, daß allzu optimiſtiſch auf einkom— 
mende Einnahmen gerechnet wird. Auch meine 
Vorredner haben auf dieſen Punkt aufmerkſam 
gemacht, und die jetzige wirtſchaftliche Situation 
rechtfertigt das in erhöhtem Maße. 

Die jetzige wirtſchaftliche Situation und die 
augenblicklich herrſchende Geldknappheit zwingt 
eine ganze Reihe von Betrieben zu Maßnahmen, 
die weder dem Betrieb angenehm ſind, noch den- 
jenigen gefallen, die in den Betrieben beſchäftigt 
ſind. Die Kapitalknappheit bedingt Abbau und 
der Abbau geht natürlich auf den Arbeitnehmer 
über. Die Arbeitnehmer ſind auf Gedeih und 
Verderb mit den Anternehmungen verbunden, in 
denen ſie beſchäftigt ſind. Sie haben das drin⸗ 
gendſte Intereſſe daran, daß es den Unternehmern 
gut geht, und daß ſie nicht mit allzu hohen ſteuer⸗ 
lichen Laſten belegt werden, daß keine Maßnah⸗ 
men ergriffen werden, die die Aktionsfähigkeit 
der einzelnen Firmen bedenklich ſchmälern. 

M. D. u. H.] Der Herr Finanzſenator hat ge— 
ſagt, daß dieſe Steuern beſonders auch die neue 
Steuer, wohl zu tragen ſind, weil ſie auch in 
Deutſchland eingeführt ſind und weil die Höhe 


der Steuern in Deutſchland noch nicht an dieje— 
Es iſt ein Unfug, 


nige für Danzig heranreicht. 
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die deutſchen Wirtſchaftsverhältniſſe mit den 
Danzigern zu vergleichen. Deutſchland, das weite, 
große Wirtſchaftsgebiet, hat eine ganz andere 
Möglichkeit, den Unternehmungen Hilfe zu leiſten, 
die Unternehmungen zu alimentieren und ſich 
auch bei eintretenden Schwierigkeiten nach beiden 
Seiten hin zu entwickeln und einen Ausgleich zu 
ſchaffen. Wir in Danzig ſind zwiſchen die Kon— 
kurrenz von Polen und Deutſchland eingeteilt. 
Wir haben in Polen ein Wirtſchaftsgebiet, das 
durch die niedrige Valuta ſehr billige Arbeits— 
löhne beſitzt. Für Danzig beſteht außerdem be— 
ſonders durch den Ausbau von Gdingen eine Kon- 
kurrenz, die unerträglich ift und deren endgültige 
Wirkungen abſolut noch nicht abzuſehen ſind. 
Dieſer Unſicherheitsfaktor, der im ganzen wirt- 
ſchaftlichen Leben liegt, muß ganz bedeutend auf 
bie Danziger Unternehmungen einwirken und 
muß jeden bedenklich ſtimmen, der eventuell die 
Abſicht hat, ſich hier in Danzig anzuſiedeln. 

Es iſt die Aufgabe einer vorſorglichen Finanz⸗ 
gebarung, gerade auf dieſen Umſtand Rückſicht zu 
nehmen. Im Hafen Gdingen wird den dort ſich 
anſiedelnden Unternehmungen ſeitens des polni— 
ſchen Staates das allergrößte Entgegenkommen 
auf ſteuerlichem Gebiet bewieſen, auf dem Gebiet 
der Anſiedlung, der Finanzgebarung uſw., jo daß 
es für jeden einen großen Anreiz bietet dorthin 
zu gehen. Wir haben hier in Danzig die ver— 
ſchiedenſten Kreiſe, die notwendigerweiſe aus der 
Lage ihrer Unternehmungen heraus ſich entſchlie— 
ßen, dorthin zu gehen. Man kann den Unterneh: 
mungen keinen Vorwurf machen, daß ſie dieſen 
Weg beſchreiten; denn letzten Endes ſind ſie dazu 
gezwungen. Wenn ſie eine Rentabilität ihrer 
Exiſtenz nicht mehr finden, mijjen fie ſich nach an- 
deren Städten begeben, wo es noch möglich iſt, er— 
folgreich und gedeihlich zu arbeiten. Nehmen wir 
auf dieſen Umſtand nicht genügend Rückſicht, dann 
iſt es auch nicht möglich, das Ventil zu ziehen, 
welches in der Rede des Herrn Finanzſenators in 
bezug auf die Entlaſtung der Finanzen, in bezug 
auf die Schaffung von Arbeit angegeben wurde. 
Wir bekommen dann niemals die Kreiſe her, die 
Arbeit und Energie aufbringen, wenn von vorn— 
herein feſtſteht, daß jedes Unternehmen über Ge— 
bühr ſteuerliche Laſten zu tragen hat, daß die Be— 


dingungen, unter denen man hier in Danzig ar- 


beitet, ſehr wohl ſchlechter ſind als im benach— 
barten Edingen. Wollen Gie alfo diefe Mittel 
der Arbeitsbeſchäftigung anwenden, dann iſt es 
dringend erforderlich, eine Erleichterung des 
Steuerdrucks durchzuführen. Dieſer iſt nur durch 
eine Begrenzung der Ausgaben möglich, da die 
Einnahmen zur Zeit eine Aenderung nicht erwar- 
ten laſſen. 

Das zweite Argument, das vom Finanzſenator 
angeführt wurde, waren die 21000 ausländiſchen 
Arbeitnehmer, die hier im Danziger Staatsgebiet 
vorhanden ſein ſollen, nicht eingerechnet die Sai— 
ſonarbeiter. M. D. u. H., mit dieſer Zahl, die 
durchaus nicht feſtſteht, muß doch vorſichtig umge— 
gangen werden. Ich glaube nicht, Herr Senator 
Arczynſki, daß es fo viele fein werden. Außer- 
dem find in dieſer Zahl 9000 polniſche Arbeit- 
nehmer enthalten, die überhaupt nicht z. Zt. ent⸗ 
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fernt werden können. Dann ſind 3 000 deutſche 
rejp. fremde Arbeitnehmer da, die in Firmen 
tätig ſind, wo ſie ſchlecht erſetzt werden können, 
wie das ſchon oft erwieſen iſt. Es bleibt dann 
ein Reit, deſſen Aufteilung auch noch nicht erfen- 
nen läßt, ob eine große Erſparnis gemacht wer⸗ 
den kann oder nicht. Jedenfalls ift es beim Be- 
ſchreiten dieſes Weges, um die Staatsfinanzen 
zu erleichtern, dringend nötig, ſehr vorſichtig zu 
operieren, damit nicht die getroffenen Maßnah— 
men das Gegenteil hervorrufen, nämlich daß ſtatt 
einer Vermehrung der Arbeitsmöglichkeit eine 
Verminderung eintritt und dadurch die Zahlen, 
die für die ſozialen Ausgaben zur Verfügung ge— 
ſtellt werden, noch mehr anſchwellen. 


Die Arbeitgeberſchaft in Danzig möchte auch 
den dringenden Appell an die Regierung richten, 
wenn irgend welche Maßnahmen in dieſer Hin⸗ 
ſicht unternommen werden ſollen, auch die Arbeit— 
geberſeite zu hören und auf die Einwendungen 
zu achten, die gemacht werden. (Senator 
Arczynſki: Geſchieht dauernd!) Herr Senator 
Arczynſki, ich bedaure es ausſprechen zu müſſen, 
daß die Arbeitgeberſeite nicht beſonders gehört 
wird, daß leider Gottes viel zu ſehr agitatoriſche 
Gründe bei den Entſcheidungen, die letztens ge— 
troffen ſind, maßgebend geweſen ſind. Es wird 
immer darauf hingewieſen, daß unſere Einwen— 
dungen von Profitgier und eigennützigen Zielen 
diktiert ſeien. Ich behaupte und werde es immer 
wieder behaupten, daß der Arbeitgeber, wenn er 
ſeine Aufgaben und ſeine Stellung recht verſteht, 
von dieſem Vorwurf abſolut zu befreien iſt. Er 
ſchenkt auch heute gerade den ſozialen Aufgaben 
ſeine beſondere Aufmerkſamkeit und denkt dar- 
über nach, wie es ihm in ſeiner Wirtſchaftsfüh— 
rung möglich iſt, dieſen Aufgaben gerecht zu wer— 
den. Die Kalkulationen, die wir heute in unſe— 
ren Betrieben aufzuſtellen haben, nehmen gerade 
ganz beſondere Rückſicht auf den Poſten der ſo— 
zialen Aufgaben auch in den Betrieben ſelbſt. 
Wir ſind ſchon dazu erzogen, dieſem Gebiet beſon— 
dere Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Wir warnen 
aber den Bogen zu überſpannen; denn wenn die 
Mittel von der Wirtſchaft nicht mehr aufgebracht 
werden können, um dieſe feſtſtehenden Ausgaben 
zu beſtreiten, kommen wir in Situationen, deren 
letzte Auswirkung wir in der verfloſſenen Infla- 
tion geſehen haben. Da waren auch Ausgaben in 
einer rieſigen Höhe aufgeſammelt. Man wußte 
ſich damals nicht zu helfen und hat einfach Pa⸗ 
piergeld gemacht. Was da erzielt wurde, brauche 
ich Ihnen nicht mehr zu ſagen. Das haben wir 
alle am eigenen Leib erlebt. 


Deswegen erheben wir immer wieder unſere 
Stimme: Seien Sie vorſichtig mit Ihren Ausga— 
ben, balancieren Sie den Etat und brauchen Sie 
nicht alles bis auf den letzten Reſt auf! Es kom— 
men Zeiten, wo man zu Reſerven zurückgreifen 
muß. Wenn ſie nicht da ſind, kann es paſſieren, 
daß der Staat zuſammenbricht. Davor wollen 
wir unſere Wirtſchaft und auch unſern Staat be— 
wahren. Aus dieſer Rückſichtnahme heraus müſſen 
wir immer wieder davor warnen und müſſen es 


ſcharf kritiſieren, daß die letzten Reſerven aus dem 


Ausgleichsfonds, die hier vorhanden waren, zur 
Balancierung des Etats herangezogen werden. 
Es kann und darf nicht fein, daß wir unſere Wus- 
gaben fo knapp balancieren. Wir müſſen Re- 
ſerven haben auch auf die Gefahr hin, daß die 
Decke, mit der wir uns augenblicklich bedecken, et— 
was kurz iſt. Es iſt aber viel beſſer, jetzt etwas 
vorzuſorgen, als nachher ganz in Schwierigkeiten 
zu kommen. Das Ausmaß dieſer Schwierigkei— 
ten iſt nachher nicht abzuſehen. Wie geht es einem 
privaten Unternehmen, wenn in Notzeiten keine 
Reſerven da ſind? Dann werden die Zahlungen 
eingeſtellt. Es kommt der Konkurs oder der Ver: 
gleich, und das Unternehmen wird auseinander- 
geſchlagen. Die Sache in Danzig liegt ſo ähnlich. 
Wenn wir unſere Ausgaben nicht balancieren 
können, kommt ein Größerer, der über unſer Schick— 
ſal beſtimmt, und zwar das, was wir nicht haben 
wollen; wir wollen in Danzig aber unſere Gelb- 
ſtändigkeit bewahren. 

Aus dieſen Erwägungen heraus iſt es uns 
nicht möglich, von ſeiten unſerer Fraktion dem 
vorgelegten Geſetz unſere Zuſtimmung zu geben. 
Wir müſſen uns auch vorbehalten, in bezug auf 
unſere Stellungnahme zu dem Etat etwas Ab— 
ſchließendes zu ſagen. Es wird von den Verhand— 
lungen in den Ausſchüſſen abhängen, ob wir den 
Etats zuſtimmen können oder nicht. Wir ſind uns 
durchaus bewußt, daß eine prinzipielle Ableh— 
nung nicht richtig ift, daß aber auch eine prinzi- 
pielle Ablehnung den Zwecken, denen wir hier 
unterworfen ſind, nicht dient. Wir ſollen und 
wollen mitarbeiten und haben dieſe ſachliche Mit— 
arbeit auch immer in den Vordergrung geſtellt. 
Wir haben immer wieder zum Ausdruck gebracht, 
daß wir hier die beſte Abſicht haben, mit den re— 
gierenden Parteien, mit der Koalition zuſammen 
zu arbeiten und ſie in ſachlicher Kritik zu unter— 
ſtützen. Aber m. D. u. H., ich habe es ſchon ein— 
gangs erwähnt, es wird uns ſo außerordentlich 
ſchwer gemacht. Wir werden durch das bisherige 
Verhalten dazu gezwungen, Schritte zu unterneh— 
men, bezw. Entſcheidungen zu treffen, die nicht 
mehr auf der ſachlichen Linie liegen. Wir wiſſen 
genau, daß ein Staat ohne den Etat, ohne einen 
Etatsvoranſchlag nicht wirtſchaften kann. Wir 
wiſſen genau und haben es betont, daß es nicht 
richtig iſt, mit Notetats zu arbeiten. Es muß uns 
aber auch Gelegenheit gegeben werden, an dieſen 
Vorarbeiten des Etats mitzuwirken. Es gilt nicht 
bloß dieſen Etat zu balancieren, ſondern der 
nächſte muß jetzt ſchon zu bearbeiten angefangen 
werden. Da iſt es auch erforderlich, daß die Ge— 
ſamtheit der Arbeitgeber, der Wirtſchaft heran— 
gezogen wird, um letzten Endes zu einer Balan— 
cierung zu kommen, damit die knappe Wirtſchaft, 
die wir augenblicklich haben, aus der Welt ge⸗ 
ſchafft wird. Es muß dafür geſorgt werden, daß 
wir nicht mit derart angeſpannten Finanzver⸗ 
hältniſſen daſtehen. Die Behandlung unſerer 
Fraktion in den Ausſchüſſen und die Behandlung 
der Etats in den Ausſchüſſen ſelbſt wird davon 
Zeugnis ablegen, ob es uns möglich iſt, mitzuar⸗ 
beiten, ob wir unſere Zuſtimmung zu den Etats 
geben können, oder dieſe Zuſtimmung rein oppo⸗ 
ſitionell verſagen müſſen. 
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(Dr. Unger, Abgeordneter) 

Ich bitte Sie, den Argumenten der Wirtſchaft, 
die wir vorgebracht haben, Ihr Ohr zu leihen 
und ſie mehr als bisher zu berückſichtigen, damit 
es dem Danziger Staatsweſen auch in Zukunft 
möglich iſt, gedeihlich zu arbeiten. (Bravo!) 

Vizepräſident Gaitowjfi: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Der Regierung muß man die Worte 
Goethes aus Fauſt entgegenhalten: „Im Anfang 
war die Tat“ Es iſt betrüblich, feſtzuſtellen, daß 
jetzt wirklich einundeinviertel Jahr der neuen Re— 
gierung verfloſſen ſind, daß eigentlich nichts Neues 
geſchehen iſt. Wenn man die Sache etwas luſtig 
betrachten wollte, könnte man ſagen „Es wird 
weiter gewurſtelt“. Seit den Zeiten des Herrn 
Dr. Ziehm hat ſich tatſächlich in der Haupt- und 
Kardinalfrage unſeres Staatsweſens nichts geän— 
dert. Dieſe Kardinalfrage lautet: Verfaſſungsän⸗ 
derung und Behördenabbau. Der Redner der 
Deutſchnationalen, Herr Abg. Schwegmann, hat 
ſehr ſchön und richtig geſagt, es gehe nicht ſo weiter 
mit den Ausgaben. (Wie ſtellen Sie ſich zu den 
Etats? bei den Kommuniſten.) Das werde ich 
Ihnen gleich ſagen, ſeien Sie nicht ſo neugierig. 
(Heiterkeit) Der nationalliberale Redner meinte 
ebenfalls ſehr richtig, das Bewußtſein der Not des 
Staates müßte nun eigentlich jedem dämmern. 
Genau fo meinte Herr Abg. Schwegmann, die Re- 
gierung hätte ſich ſchon lange auf die kataſtrophale 
Lage einſtellen müſſen. Das ſtimmt, das unter⸗ 
ſtreichen wir, aber nun kommen wir zu der ent- 
ſcheidenden Tat, zu der Frage nach den Abſtrichen 
der Etats, an die Frage der Verringerung der 
Ausgaben. Da ſchweigen ſich leider die beiden 
Herren aus. Den Kleinrentnern des Herrn Abg. 
Lemke können Sie die Unterſtützung nicht nehmen. 
Sie können ebenſowenig die große Maſſe der 
Armen verhungern laſſen. Sie können ſelbſtver⸗ 
ſtändlich durch eine Neuregelung der Erwerbs— 
loſenunterſtützung Erſparniſſe machen. Ich glaube 
ſchon, daß das geht. (Abg Raſchke: Die Erwerbs- 
loſen können hungern!) Das habe ich gar nicht ge— 
jagt, ſondern nur, ich glaube, daß es ginge, die Un- 
terſtützung neu zu regeln. Wenn man fie verhun— 
gern läßt, ſchlagen ſie die Fenſterſcheiben ein und 
ruinieren alles. So vernünftig iſt ſogar Herr Dr. 
Unger, daß er das nicht will. 

Aber über eins müſſen wir uns unterhalten. 
Das große Geheimnis das keiner zu berühren 


wagt, find die Ausgaben bei den Staatsbeamten- 


gehältern und Gemeindebeamtengehältern. (Abg. 
Liſchnewſki: Wie ijt es mit Ihrem Gehalt?) Wenn 
ich nicht mehr den hohen Poſten eines Demobil— 
machungskommiſſars bekleide, werde ich Rechtsan— 
walt und verdiene ebenſo mein Geld. Mein Brot 
finde ich Gott ſei Dank immer, daran werden Sie 
mich nicht hindern. — Eins iſt klar, jeder kennt 
das Geheimnis, keiner wagt aber, es anzurühren. 
( Zuruf des Abg. Plenikowfki.) Herr Schwegmann 
ſchweigt fih aus, Herr Dr. Unger ebenfalls. Unſer 
Vorſchlag iſt ſonnenklar und zielt dahin, daß wir 
uns im Volkstag von links bis rechts an den Tiſch 
legen und ernſthaft daran gehen, die Berein- 
fahung der Verwaltung und Verringerung der 
Zahl der Staatsbeamten durch ein verfaſſungs⸗ 
änderndes Geſetz durchzuführen. Der Vorſitzende 
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des Beamtenbundes, Landgerichtsrat Jochim, 
hat ja ebenfalls erklärt, die Behördenorganiſation 
ſei die Hauptſache. Die Neuorganiſation der Be— 
hörden iſt aber nur möglich, wenn wir mit ver⸗ 
faſſungsändernder Mehrheit für kurze Zeit das 
Obergerichtsurteil, welches die wohlerworbenen 
Rechte bezüglich der Gehaltshöhe feſtgelegt hat, 
hier einmal abändern. Sonſt wird es Herrn Dr. 
Unger und Herrn Schwegmann nie gelingen, die 
Staatsausgaben zu verringern. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Dann bleibt doch alles beim alten!) Dann 
ſind Sie ja dazu da, Herr Plenikowſki, die Sache 
zu ſchmeißen. (Heiterkeit) Aber einen Wider- 
ſpruch muß ich aufdecken. Ich verſtehe nicht, daß 
Herr Dr. Unger auf der einen Seite angeblich für 
Reduzierung der Staatsausgaben eintreten will, 
und ausgerechnet ſein Fraktionsführer Dumont in 
der Frage des Notopfers den Prozeß der Beamten 
gegen den Saat geführt hat. Wenn wir uns hier 
herſetzen und die Staatsausgaben mit verfaſſungs— 
ändernder Mehrheit reduzieren wollen, wie kann 
dann die Nationalliberale Fraktion dafür eintre— 
ten, das Urteil umzuwerfen, das der Herr Frak— 
tionsführer erſtritten hat. (Abg. Dr. Heinemann: 
Das hat der Rechtsanwalt erſtritten, Privatange— 
legenheit!) Machen Sie das einmal jemandem 
klar, daß es Menſchen mit zwei Seelen in einer 
Bruſt gibt, die eine gehört dem Rechtsanwalt Du— 
mont und die andere dem politiſchen Führer. Ich 
glaube, Sie werden das außerhalb dieſes Hauſes 
im Ernſt nicht zu ſagen wagen. Dann verleugnen 
Sie jede Moral eines politiſchen Führers. (Zuruf 
des Abg. Dr. Heinemann.) Ich ſtelle feſt, daß dem 
jo iſt, wenn Ihre Aeußerung ſtimmt. (Abg. Liſch⸗ 
newjti: Sie find ſehr vernünftig! — Heiterkeit.) 
Auch die Deutſchnationalen werden daran 
gehen müſſen, das Problem an dieſer Stelle anzu— 
faſſen. Wir wiſſen, daß es zweifellos ſehr ſchwierig 
ſein wird und daß die Situaton ernſt liegt; denn 
ſämtliche Parteien ſind ja beamtenmäßig durchſetzt. 
Mir ſcheint, daß es außerordentlich ſchwer ſein 
wird, auf parlamentariſchem Wege tatſächlich et— 
was zu veranlaſſen. Ich nehme aus der Fülle der 
Beiſpiele untragbarer und ungerechter Gehalts- 
verteilung eins heraus, das evident zeigt, wie in 
der Gehaltsfrage tatſächlich geſündigt wird. Ich 
gebe zu, daß bei gewiſſen Gruppen eine jtarfe Ber- 
nachläſſigung eingetreten iſt und bei anderen 
11 ne ein e der Ge- 
älter auf das Drei- und Vierfache. Ich glaube, 
Herr Kollege Weiß wird es mir nicht übel neh⸗ 
men, wenn ich fage — ich glaube, die ganze Bez 
amtenſchaft ijt jih darüber klar, —daß bei den Ge- 
haltserhöhungen und Einſtufungen die Lehrer- 
ſchaft als erſte durch das Ziel gegangen iſt und das 
Rennen durch ihre glänzende Organiſation weit- 
aus gewonnen hat. Es iſt ſonnenklar: Wer die 
Lehrer hat, hat die Jugend und damit die Zu— 
kunft. Wenn bei den Gehaltsberatungen die Leh- 
rer etwas haben wollten, ſagten fih die Sozialde⸗ 
mokraten, ſie müßten zuſtimmen, ſonſt erziehen die 
Lehrer die Jugend nicht ſozialiſtiſch. Das Zentrum 
bewilligte mit Rückſicht auf die kirchliche Gefin- 
nung der Lehrer noch etwas mehr und die Deutſch— 
nationalen ſagten, die Jugend müſſe ſchwarz-weiß⸗ 
rot erzogen werden, alfo bewilligten fie am mei- 
ſten. Das iſt das Geheimnis, das nur niemand zu 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

jagen wagt. (Abg. Plenikowſki: Darum wurden 
die Lehrer auch im Endgehalt um 132 Gulden ab⸗ 
gebaut!) Wenn Ihre Zwiſchenrufe mehr Geiſt hät⸗ 
ten, wäre es beſſer. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 
Ebenſo unſinnig iſt auch zweifellos die Gleichſtel⸗ 
lung der männlichen und weiblichen Lehrer. Da 
iſt beiſpielsweiſe in einer Familie folgendes feſt⸗ 
zuſtellen: Es find dort zwei Damen faſt im glei- 
chen Alter. Die eine iſt Lehrerin, die andere iſt bei 
einem Induſtrieunternehmen Buchhalterin. Sie 
haben zum mindeſten eine gleiche Beſchäftigung, 
vielleicht iſt ſogar die Tätigkeit der Buchhalterin 
eine angeſtrengtere; denn ſie arbeitet oft 9 auch 
10 Stunden. Das Gehalt der Lehrerin betrug bei 
faſt gleichem Alter etwa 620 Gulden mit Pen⸗ 
ſionsberechtigung und das der anderen 175 Gul⸗ 
den. Da werden Sie mir recht geben, daß das eine 
Ungerechtigkeit it und ſoziale Gefahren in ſich 
birgt, über die wir uns klar werden müſſen. Da 
muß Staat und Wirtſchaft zu Grunde gehen. Die 
Lehrerin war viel zu vernünftig, um nicht ſelbſt 
zu ſagen: „Ich ſehe ja ein, daß ich viel bekomme. 
Aber wenn ich bekomme, wäre ich ja dumm, wenn 
ich es nicht nehmen würde.“ So müſſen wir die 
Sache betrachten. Ich weiß, daß es faſt gar nicht zu 
ändern geht. Die Parteien find da gebunden. We- 
der die Sozialdemokratie, noch die Deutſchnatio— 
nalen, noch die Zentrumspartei können dazu kom⸗ 
men; denn ſie zerſetzen und verhetzen ſich große 
Maſſen ihres Beſtandes. (Abg. Plenikowſki: Sie 
erzählen ja Märchen!) Sie wiſſen ja ſelbſt am 
beſten, daß das ſtimmt. Wir müſſen uns darüber 
unterhalten. Ich nehme ein Beiſpiel aus der 
Mitte. (Abg. Plenikowſki: Fragen Sie doch bei 
den höheren Betriebsbeamten an!) Ich kann mich 
jetzt nicht in eine Debatte über das Paradies und 
die Schlange verlieren, wie Sie es gewöhnlich 
machen. (Abg. Plenikowſki: Sie ſcheinen ein De- 
ſonderer Freund der Lehrerinnen zu ſein! Sie ſind 
da wohl mal ſtark abgefallen!) 

Die Rede des Herrn Finanzſenators hat nichts 
Neues geboten, ſie hat nur dasſelbe feſtgeſtellt, 
was auch die Oppoſition feſtgeſtellt hat, daß wir 
nämlich nicht auskommen. Die Ausgaben ſind zu 
groß, die Einnahmen ſind zu klein; helft uns, ſo 
ſagt die Regierung! Es muß etwas geſchehen. Das 
geht aber nur, wenn wir ernſthaft mit verfaſſungs⸗ 
ändernder Mehrheit tabula raſa machen und die 
Freie Stadt vor andere Verhältniſſe ſtellen. Ich 
habe nur eins der zahlloſen Beiſpiele herange— 
zogen, zweifellos liegt es bei anderen Gehalts- 
gruppen und Kategorien noch viel ernſter. (Abg. 
Plenikowſki: Ich habe es niemals beſtritten!) 

Nun zum Behördenaufbau. Da liegt mir die 
fachmänniſche Auskunft eines Forſtmannes über 
den Forſtetat aus Deutſchland vor. Ich habe es 
mir erlaubt, unſern Forſtetat als einen von den 
vielen Etats herauszugreifen, und habe dieſen 
Etat einem Forſtmann in Deutſchland überſandt. 
Bei den andern Etats bin ich überzeugt, daß es 
genau jo liegt. Intereſſant ift es, daß der Forſt⸗ 
mann zunächſt einmal über die reinen Verwal⸗ 
tungsbeamten im Forſtreſſort erſtaunt iſt und ſie 
für überflüſſig erklärt. Er ſchildert die Verhält⸗ 
niſſe im Reich und weiſt an ihnen nach, daß wir 
mit ungefähr 75 Prozent unſerer Ausgaben aus⸗ 


kommen könnten. Ich will nur eins fagen. Es iſt Plenikowfki: 
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heute nicht die Aufgabe einer grundſätzlichen Er- 
klärung, auf die Details einzugehen. Es iſt aber 
immer ſo, wenn man den Leuten aus dem Reich 
Unterlagen gibt, dann ſagen ſie: „Bei uns kommt 
man mit viel weniger aus.“ Warum muß bei uns 
immer aus dem Vollen geſchöpft werden? Da 
nutzen auch die ſchönen Reden von Herrn Schweg— 
mann und Herrn Dr. Unger nichts. Wir gehen vor 
die Hunde. 

Es iſt höchſte Zeit, daß ſich der Volkstag ein— 
mal aufrafft, um etwas zu tun. In der Frage der 
Verfaſſungsänderung iſt nichts geſchehen. Seit 
einem Jahr warten wir auf die zweite Tat, die 
Löſung des Wohnungsproblems. Es iſt nicht einen 
Schritt weiter gekommen. Es geſchieht nun ein- 
mal nichts. Aber die Bevölkerung erwartet vom 
Volkstag, daß etwas geſchieht. Sonſt hat die Be- 
völkerung kein Vertrauen zum Volkstag. Nach 
unſerer Ueberzeugung, muß, wenn fih der Bolts- 
tag nicht ſchleunigſt zu Taten aufrafft, einmal auf 
dem Wege eines neuen Volksentſcheides auf brei- 
teſter Baſis die Bevölkerung die Entſcheidung in 
die Hand nehmen, bevor es zu ſpät iſt. Wir wollen 
hoffen, daß eine Verwaltungsreform bald kommt, 
wie der Herr Finanzſenator geſagt hat. Wir glau- 
ben aber nicht, daß es ſo ſein wird: Die Worte hör 
ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. (Abg. Pleni⸗ 
fowjfi: Der Geiſt fehlte! — Abg. Liſchnewſki: Das 
war Ihre beſte Rede, Herr Doktor! — Heiterkeit.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Ich hatte eigentlich nicht die Abſicht, auf die Aus⸗ 
führungen des Abg. Dr. Blavier einzugehen. 
Aber ich ſehe mich doch genötigt einige Worte 
dazu zu ſagen. Herr Dr. Blavier ſieht das Heil 
des Staates darin, daß die Beamtengehälter un⸗ 
gefähr um die Hälfte herabgeſetzt werden (Abg. 
Dr. Blavier: Wer hat das geſagt? Erfinden Sie 
nichts!) und daß auch die Zahl der Beamten un⸗ 
gefähr um die Hälfte herabgeſetzt wird. (Abg. Dr. 
Blavier: Wann habe ich das geſagt?) Was wol⸗ 
len Sie denn eigentlich, Herr Dr. Blavier? Sie 
haben mit anderen Worten geſagt, daß dem Staat 
nur geholfen werden kann, wenn weniger Beamte 
da ſind und die Gehälter erheblich herabgeſetzt 
werden. (Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Dann 
nennen Sie doch die Zahlen, Herr Dr. Blavier. 
(Abg. Dr. Blavier: Mindeſtens 25 Prozent kön⸗ 
nen wir ſtreichen!) So, ſo, alſo nicht 50 ſondern 
mindeſtens 25 Prozent ſollen geſtrichen werden. 
Herr Dr. Blavier, Sie wiſſen ganz genau, daß 
dies Experiment nicht durchgeführt wird, und daß 
Sie deshalb, da Sie ja ſelbſt Beamter ſind, nichts 
zu fürchten haben. Sonſt würden Sie wahrſchein⸗ 
lich dieſe Ausführungen nicht gemacht haben 
(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) i 


Es ſei daran erinnert, daß Herr Dr. Blavi 

im Jahre 1924, als die 915 en Se 
große Beſoldungserhöhung erfolgte, ſelbſt eine 
Kleine Anfrage an den Senat gerichtet hat, in der 
er fordert, die Gehälter ſchleunigſt zu erhöhen. 
(Abg. Dr. Blavier: So eine alte Ente iſt noch 
nicht herumgeflattert! — Heiterkeit.) Wir werden 
Ihnen die Kleine Anfrage bekanntgeben. (Abg. 


Schießen Sie die Ente tot!) und 
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(Senuke, Abgeordneter) 
nachweiſen, daß Sie ſelbſt damals derjenige wa⸗ 
ren, der die Erhöhung der Gehälter verlangt hat. 
(Widerſpruch des Abg. Dr. Blavier.) - 
Auch der Herr Finanzſenator hat in feinen 
Ausführungen auf die Beſoldungserhöhung von 
1924 zurückgegriffen. Es iſt deshalb notwendig, 
da ſich die Oeffentlichkeit mit dieſen Zahlen be- 
faßt hat und ſich auch die vorhergehenden Redner 
damit beſchäftigt haben, etwas näher auf die 
Ziffer einzugehen. Nach dem Abkommen zwiſchen 
Danzig und Deutſchland dürfen die Beamtenge— 
hälter in Danzig nicht unter die Gehälter im 
Reiche und Preußen herabſinken. Das Beſol— 
dungsgeſetz in Danzig iſt ſeinerzeit am 21. No- 
vember 1924 zuſtande gekomen. In Deutſchland 
erfolgte gleich darauf, und zwar Ende November 
bezw. Anfang Dezember 1924 eine ähnliche Be— 
ſoldungserhöhung wie in Danzig. Es wurden 
damals in Preußen und Deutſchland die Gehäl— 
ter bis Gruppe VI um 12½ Prozent und über 
Gruppe VI hinaus bis 10 Prozent erhöht. Das 
gleiche Verhältnis und dieſe Anpaſſung auf Dan— 
zig angewandt, hätte eine Summe von ungefähr 
6 Millionen ausgemacht. Wenn man alſo die 
richtige Zahl ermitteln will, muß man dieſe 6 
Millionen von den 10 Millionen zunächſt einmal 
in Abgang bringen. (Abg. Dr. Moczynſki: Das 
kann nicht ſtimmen!) Doch, die Zahlen ſind rich— 
tig. — Es würden dann ca. 4 Millionen übrig 
bleiben. Nach der heute geltenden Beſoldungs— 
ordnung haben wir in Danzig noch einen Aus— 
gleichszuſchlag in Höhe von 6 Prozent. Damals 
wurde dieſer Ausgleichszuſchlag durch eine Höher— 
gruppieruung der Beamten um eine Gruppe er- 
ſetzt. Die Beamten wurden durchſchnittlich eine 
Gruppe höher eingeſtuft als in Preußen. Bei 
der ſpäteren Regelung durch das Notopfer hat es 
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ſich erwieſen, daß ſich die Danziger Beamten da— 


mals um etwa 2,6 Millionen beſſer geſtanden 
haben. Das iſt die wahre Summe, die von den 
10 Millionen übrig bleibt. Das muß einmal mit 
aller Klarheit in der Oeffentlichkeit geſagt wer— 
den. (Abg. Liſchnewſki: Immerhin ſind es 48 
Prozent der geſamten Ausgaben!) Darauf komme 
ich auch gleich. — 

Es iſt nun wie auch aus dem Zwiſchenruf her— 
vorgeht, vielleicht mit Recht, vielleicht auch mit 
Unrecht die hohe Zahl der perſönlichen Ausgaben 
bemängelt worden. Es iſt notwendig, auch hierzu 
unſere Stellungnahme bekannt zu geben. Zu— 
nächſt müſſen wir feſtſtellen, daß die hohen Koſten 
in der Hauptſache in der Kleinheit unſeres 
Staatsweſens begründet liegen, das gezwungen 
iſt, große und koſtſpielige Einrichtungen zu unter- 
halten, wie wir dies bei anderen großen Staaten 
gewohnt find. (Abg. Liſchnewſki: z. B. das Ober- 
gericht!) Das ſind Einzelfragen, auf die ich nicht 
eingehen will. Vielleicht unterhalten wir uns 
beim Juſtizetat darüber. — Aber notwendig iſt 
es zu jagen, daß die Ziffer von 40 433 000 G 
eine Aufklärung erfordert. Wenn man dieſe 
Zahl ſo roh vor ſich ſieht, wie ſie die Zuſammen⸗ 


ſtellung hier gibt, ſo kann man wohl die Meinung 


teilen, daß ſie zu hoch ſei. Deshalb iſt es not⸗ 


wendig, diefe Zahl einmal etwas näher zu be- 
leuchten. In der Summe von 40 433 000 G Tiegen 
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nämlich auch die Löhne für die Arbeiter und An- (O) 


geſtellten mit ungefähr 6 Millionen, ſo daß ins— 
geſamt für reine Beſoldungsausgaben für die 
Beamten eine Summe von rund 34 Millionen 
übrig bleibt. Wenn man jetzt noch dabei in Be- 
tracht zieht, daß die Beamten von dieſen 34 Mil- 
lionen ca. 2 Millionen — ich habe die Zahl nur 
roh gegriffen — Steuern zahlen, ſo bleibt nur 
ein Betrag von 32 Millionen übrig. Das iſt die 
Summe, die die Beamten ausgezahlt erhalten. 
Nun kommen aber noch verſchiedene andere Um- 
ſtände in Betracht, die man bei Beurteilung der 
Zahl von 32 Millionen in Rechnung ſtellen muß. 
Da iſt z. B. die Zollverwaltung. Sie wiſſen alle, 
m. D. u. H., daß die Zollverwaltung nur in einem 
ganz eng begrenzten Kreiſe für Danziger Inter— 
eſſen arbeitet und daß die Hauptlaſt auf die Ar- 
beiten entfällt, die Danzig für Polen zu leiſten 
hat. Ich veranſchlage dieſe Summe auf ungefähr 
5 Millionen. Rechnen Sie dieſe Summe von den 
32 Millionen ab, ſo iſt der Perſonalaufwand für 
Danziger Verhältniſſe ganz erheblich niedriger. 

Dann müſſen Sie auch noch für die Geſtaltung 
des Staatshaushaltsplans die Schulen in Be— 
tracht ziehen. Die Schule iſt mit ihren geſamten 
Perſonalausgaben im Staatshaushaltsplan auf- 
geführt. In Preußen ift das anders. Dort ent- 
fallen etwa 60 Prozent der geſamten Schullaſten, 
der Volks- und Mittelſchulen auf die Gemeinden. 
Die perſönlichen Ausgaben für Lehrerbeſoldung 
uſw. erſcheinen mit ca. 60 Prozent in den Etats 
der Gemeinden, alſo nicht voll im Staatshaus— 
haltsplan, wie das bei uns der Fall iſt. Sie 
müſſen alſo von der Summe, die hier mit 
10 720 000 G in Abſatz gebracht ift, etwa 6 Milli- 
onen abziehen, die nach preußiſchem Recht in den 
Gemeindeetats erſcheinen müßten. Rechnen Sie 
Zoll und Schule zuſammen, (Penſionen! beim 
Zentrum.) Penſionen auch, ſo ſind es wiederum 
11 Millionen, die von den 32 Millionen abge— 
rechnet werden müßten, ſo daß tatſächlich für 
Staatsausgaben in perſoneller Hinſicht an Be— 
amte nur ca. 21 Millionen übrig bleiben. So ge- 
rechnet ſind es alſo nicht 49, ſondern nur 25 Pro— 
zent der Staatsausgaben die auf die Beamten— 
gehälter entfallen. Hinzukommt ferner noch, daß 
ſich in der Nachkriegszeit eine Reihe von Behör— 
den herausgebildet haben, die vor dem Kriege 
nicht vorhanden waren. Ich greife nur den Etat 
Arbeit heraus. Auch dieſer Etat erfordert für 
Perſonenaufwand Koſten in Höhe von 254 897 
Gulden. Vor dem Kriege war das nicht der Fall. 
Wir wollen durchaus nicht jagen, daß dieſe Ein- 
richtung verſchwinden müſſe, das liegt uns voll- 
kommen fern. Aber wenn wir objektiv bleiben 
wollen, muß die Zahl in Rechnung geſtellt wer— 
den. Dazu kommt weiter, daß die Poſt im Reiche 
aus den Staatsetats herausgenommen iſt. Die 
Verwaltung hat einen eigenen Etat. Die Poſt 
wird im Reiche als eine werbende Anlage be— 
trachtet, die ſich ſelbſt unterhalten muß und noch 
Ueberſchüſſe abwirft. In Danzig iſt die Poſt in 
den Staatshaushalt eingerechnet, was ſich in per- 
ſoneller Hinſicht, ſoweit es ſich um die Errechnung 
der perſönlichen Ausgaben handelt, für die Etats- 
geſtaltung ungünſtig auswirkt. Es muß bei der 
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Poſt, das iſt auch ſchon von meinem Vorredner 
erwähnt worden, in Betracht gezogen werden, 
daß ſich die polniſche Poſt in Danzig recht breit 
gemacht hat. Mindeſtens eine Million geht dem 
Danziger Staat dadurch verloren. 

Wenn wir alſo alle dieſe Poſten zuſammen⸗ 
faſſen, müſſen wir doch zu der Ueberzeugung ge- 
langen, daß die Zahl, die im Etat mit 40 433 000 
G angegeben ift, nicht das richtige Bild gibt. Da 
ſie auch wiederholt zu Mißverſtändniſſen Anlaß 
gegeben hat, habe ich mich veranlaßt geſehen, mich 
mit der Sache näher zu befaſſen, damit die Oef⸗ 
fentlichkeit darüber ein beſſeres Bild bekommt. 

Nun ein paar Worte zu der Verwaltungsre— 
form. Es iſt heute wieder viel über die Ver⸗ 
waltungsreform geredet worden. Man ſtellt ſich 
offenbar bei der Verwaltungsreform immer in 
der Hauptſache vor, die Beamten abzubauen. So 
geht das nicht. . 
ſeiner Etatsrede den richtigen Weg gezeigt. 
hat geſagt, die Verwaltungsreform kann nur durch 
Abbau der Ausgaben und der Inſtanzen durchge— 
führt werden. Wenn dies geſchieht, ſo iſt das der 
richtige Weg. Es muß hier aber ganze Arbeit ge— 
macht werden. Glauben Sie nicht, daß ſich die 
Beamtenſchaft gegen eine Verwaltungsreform in 

ieſem Sinne wehrt. Das fällt der Beamten— 
ſchaft nicht ein. Auch auf dem kürzlich abgehal— 
tenen Beamtentag ift mit Nachdruck darauf Hin- 
gewieſen worden, daß die Beamtenſchaft ſelbſt 
eine Verwaltungsreform wünſcht, und wir wollen 
das ausdrücklich feſtſtellen. 

Nun geſtatten Sie mir, noch etwas über den 
Etat zu ſagen. Der Etat in ſeiner Aufmachung, 
wie er vorliegt, gibt in perſoneller Hinſicht nicht 
das richtige Bild. Er berückſichtigt nicht das Be— 
ſoldungsgeſetz, das im November v. Is. in Kraft 
getreten iſt, ſondern bringt noch alle alten Grup— 
penbezeichnungen und Anſätze aus dem Rechnungs— 
jahr 1928. Das iſt ſicherlich ein Manko und zu— 
gleich bedauerlich. Bei der Beratung im Hauptaus⸗ 
ſchuß iſt uns gejagt worden, daß die Beſoldungs— 
anſätze im Etat ſchon die richtigen ſind. Geſtatten 


Sie mir aber, daß ich leiſe Zweifel daran hege, 


denn ich nehme an, daß der Stellenplan, der trotz 


vieler Münjche der Beamten noch nicht herausge- 


bracht iſt, und den das Beſoldungsgeſetz ja doch 
vorſieht, wahrſcheinlich die Stellenzahl in den 
einzelnen Verwaltungen erheblich verändern wird. 
Die preußiſche Beſoldung iſt in Danzig erſt dann 
eingeführt, wenn die nach dem preußiſchen Recht 
vorhandenen Beförderungsmöglichkeiten in Dan- 
zig geſchaffen ſind. Und dieſe Beförderungsmög⸗ 
lichkeiten ſoll der Stellenplan bringen. Das neue 
Beſoldungsgeſetz ſieht ferner eine Reihe von Stel— 
lenbezeichnungen vor, die das alte Geſetz nicht 
kennt, und es gibt eine Reihe von Bezeichnungen 
auf, die das alte Geſetz enthielt. Jetzt ſtehen nur 
die alten Bezeichnungen im Etat, die neuen ſind 


darin nicht enthalten. So gibt alſo der Etat kein 


richtiges Bild. Das ſchlimmſte aber iſt, daß die Be⸗ 
amtenſchaft, nachdem jte nun jeit November vori- 


gen Jahres auf den Stellenplan gewartet hat, um | 
eine große Summe an Gehältern gebracht wird, 


und dies trifft leider wieder die unteren Gruppen. 
Es find ſchätzungsweiſe 70 000 Gulden, die auf 
dieſe Weiſe geſpart werden! 


Der Herr Finanzſenator hat a 
Er 


Wir haben wiederholt Kleine Anfragen an den (0) 


Senat gerichtet und gebeten, den Stellenplan ſo 
ſchnell wie möglich herauszubringen. Das erſte 
Mal wurde uns geantwortet: „Der Stellenplan 
wird nach Weihnachten, jobald wie möglich er- 
ſcheinen.“ Der Stellenplan kam aber bis heute 
noch nicht. Wir haben uns deshalb genötigt ge- 
ſehen, erneut eine Kleine Anfrage an den Senat 
zu richten und um beſchleunigte Bekanntgabe des 
Stellenplanes zu bitten. Es iſt leider bis jetzt 
immer noch keine Antwort darauf eingegangen. 
Wir werden nunmehr veranlaſſen, dieſe Kleine 
Anfrage auf die nächſte Tagesordnung zu ſetzen, 
damit die Regierung ſie hier beantworten kann. 
Hoffen möchten wir aber, daß die Regierung noch 
vorher die Antwort gibt. Morgen ſteht der Etat 
der Allgemeinen Verwaltung zur Beratung im 
Hauptausſchuß an. Vielleicht gibt uns hier die 
Regierung eine klare Antwort. Sollten alle un— 
ſere Bemühungen keinen Erfolg haben, müßten 
wir noch Anträge zu den Etats in der zweiten 
Leſung ſtellen. Wir würden dann ſämtliche An— 
träge hier im Plenum begründen müſſen. Das 
würde naturgemäß eine bedauerliche Verzögerung 
der Arbeit bedeuten. Wir bitten Sie alſo, uns 
nicht zu zwingen, ſo zu verfahren, ſondern der 
Senat möge den Stellenplan ſo ſchnell wie mög— 
lich herausbringen. 

Eine andere Frage betrifft den Einſatz der 
Unterſtützungen in den Haushaltsplan. Der 
Kopfſatz für Unterſtützungen hat bis dahin immer 
30 Gulden betragen. In Deutſchland betrug er 
25 Mark. Im neuen Haushaltsplan 
dieſer Satz erheblich niedriger. Er beträgt für 
die Beamten 22,50 Gulden und für die Tarifan— 
geſtellten nur 11,25 Gulden. Durch dieſe Nied— 
rigerſetzung der Unterſtützungen wird insgeſamt 
eine Summe von zirka 60 000 Gulden geſpart. 
Ich weiſe ganz ausdrücklich darauf hin, daß die 
Unterſtützungen doch in der Hauptſache an die un— 
teren Gruppen der Beamten gezahlt werden, und 
daß dieſe Herabſetzung wieder die unterſten Grup— 
pen am allerſchwerſten trifft. Wir bedauern das 
ganz außerordentlich. 

Nun noch ein paar Worte zu der Frage der 
Notſtandsbeihilfen. M. D. u. H., der Senat hat 
in dieſem Jahre ebenſo wie das im Reich und 
Preußen längſt geſchieht, Notſtandsbeihilfen in 
den Etat eingeſetzt. Leider iſt dieſer Satz ſo gering, 
daß damit nicht viel anzufangen iſt. In Preußen 
werden auf den Kopf eines jeden Beamten 45 
Reichsmark bezahlt. In Danzig zahlt man nur 
für 1000 Beamte 25 Gulden, das iſt eine erheb— 
liche Schlechterſtellung der Danziger Beamten 
gegenüber denen im Reich. (Abg. Dinklage: Was 
ſind Notſtandsbeihilfen?) Das ſind Beihilfen die 
auf geſetzlicher Grundlage im Reich geregelt ſind 
für beſtimmte Notfälle. 3 ; 


I ~ 

aal geloten Sie mir noch ein paar Einzel⸗ 
* gen, die die Beamtenſchaft betreffen, zur 
Sprache zu bringen. Die Telegraphenbau- und 
Störungsbeſeitigungsbeamten haben früher ſtets 
nach einem alten Tarif ihre Entſchädigung für 
Arbeiten im Außendienſt erhalten. Dieſe Ent⸗ 
ſchädigung iſt jetzt neu geregelt worden, und zwar 
ſo, daß ſie jetzt in Form eines Pauſchquantums 
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gezahlt wird. Aber auch hier iſt die Berechnung Senat das Gegenteil verfügt. Die Beamten haben 


wieder ſo vorgenommen worden, daß die Beamten 
durchſchnittlich nur 50 Prozent von dem bekom⸗ 
men, was ſie früher erhalten haben. Die Höhe 
der alten Entſchädigung wurde noch im Jahre 
1926 nachgeprüft und nicht für zu hoch befunden. 
Niemand im Hauſe wird ſagen wollen, daß ſich die 


Verhältniſſe gegenüber dem Jahre 1926 gebeſſert 


haben. Die Kürzung iſt alſo zu Unrecht erfolgt 
und wir bitten, es bei den alten Bezügen zu be— 
laſſen. 

Ein weiterer Wunſch der Beamtenſchaft geht 
dahin, daß möglichſt Gelegenheit gegeben wird, 
die Beamtenſchaft in Danzig hinſichtlich ihrer 
Ausbildung ſo auf dem Laufenden zu halten, daß 
jte ihren Kollegen im Reich gegenüber nicht zus 
rückbleiben. Die Bildungsmöglichkeiten ſind in 
Danzig nicht ſo mannigfach und groß, daß hier 
das Notwendige getan werden kann. Es iſt des- 


halb erforderlich, recht viele Beamte nach Deutſch—⸗ 


land zu ſchicken, um dort an Fachkurſen und Vor⸗ 
trägen teilzunehmen. Natürlich müſſen die Be- 
amten dann dafür entſprechend entſchädigt wer⸗ 
den; denn aus ihrer eigenen Taſche werden ſie 
die teuren Reiſekoſten uſw. nicht zahlen können. 
Schließlich verwerten fie die Kenntniſſe, die fie er- 
werben, doch wieder im Intereſſe des Staates. 

Dann ein paar Worte zu der Ueberführung 
der Beamten, die ihren Dienſt in Uniform tun, 
in den Zivildienſt. Sie wiſſen, daß die Zahl der 
Beamten, die zur Ueberführung in den Zivildienſt 
heranſtehen, ſehr groß iſt. Der Senat wird Mittel 
und Wege ſuchen müſſen, dafür zu ſorgen, daß hier 
Abhilfe geſchaffen wird. Vielleicht iſt es möglich, 
durch Verhandlungen mit dem Reich hier einen 
Ausgleich zu ſchaffen. 

Noch eine andere Frage beſchäftigt uns. Das 
it die Einziehung der Beiträge für den Beam- 
tenbund. Der Beamtenbund hat bis dahin ſeine 
Beiträge durch die Beamten, die im Kaſſendienſt 
tätig ſind, einziehen laſſen. (Eine Schweinerei war 
das! links.) Nein, das war keine Schweinerei, im 
Gegenteil, es geſchah dieſes im Intereſſe der Be— 
amten und zwar nach preußiſchem Muſter. Die 
Arbeit hat darunter nicht gelitten, es war Orga- 
niſationsarbeit. Sie treten doch ſonſt ſo ſtark für 
die Organiſation der Arbeiterſchaft in gewerk⸗ 
ſchaftlicher Richtung ein. So dürften Sie eigent⸗ 
lich auch nichts dagegen haben, daß die Beamten 
ſich in Danzig organiſieren. Dazu kommt, daß der 
Beamtenbund für das Einziehen dieſer Beiträge 
eine größere Summe an den Staat abführen 
wollte. Es wären ca. 6—8000 Gulden dafür in 
Frage gekommen. Dieſe 6—8000 G hat die Re- 
gierung abgelehnt, fie gehen nunmehr der Staats- 
kaſſe ‚verloren. (Oho! Stellen Sie Arbeitsloſe 
ein! links.) Das kommt doch im Ernſt nicht in 
Frage. Aber ich muß die Feſtſtellung machen, 
daß den Beamten Schwierigkeiten gemacht wer: 
den, wo es nur geht. Ich will auf dieſe Fragen 
nicht weiter eingehen, ſie würden zu ſehr auf⸗ 
halten. 

Kürzlich iſt ein Erlaß des Senats herausge: 
geben worden, wonach es verboten iſt, die Ur⸗ 
laubsübertragung von 1928 auf das Rechnungs⸗ 
jahr 1929 vorzunehmen. Im Februar hatte der 


| 


daraufhin zum Teil ihren Urlaub in das Rech— 
nungsjahr 1929 verlegt. Im Mai 1929 aber hat 
der Senat dieſe Verfügung zurückgezogen und auf 
dieſe Weiſe ſind die Beamten zum Teil um ihren 
Urlaub gekomen. Das iſt eine Ungerechtigkeit und 
verſtößt gegen Treu und Glauben. Wir hoffen, 
daß der Senat ſich korrigieren wird und bald ein— 
ſieht, daß dieſer Erlaß das Mißtrauen gegen ami- 
liche Anordnung auszulöſen geeignet iſt. 

Zum Schluß bitten wir den Senat noch drin— 
gend, nunmehr daran zu denken, daß das Beam- 
tenvertretungsgeſetz dem Volkstag immer noch 
nicht vorgelegt iſt. Die Beamtenſchaft hat ein 
Recht auf dieſes Geſetz, denn die Verfaſſung for— 
dert es. Wenn die Beamtenſchaft in voller Treue 
ihren Dienſt am Staate verſieht, ſo wird ſie wohl 
erwarten können, daß ihre wohlberechtigten und 
durch die Verfaſſung garantierten Wünſche erfüllt 
werden. Wir bitten dringend, dieſes Geſetz dem 
Volkstage ſo ſchnell wie möglich zuzuleiten. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Mortmel- 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung ift ge- 
ſchloſſen. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, dieſe 
Vorlage dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. 
Zur perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Herr Abg. Hennke hat mit der Behauptung 
operiert, daß ich im Jahre 1924 in einer Kleinen 
Anfrage für eine Erhöhung der Beamtengehälter 
eingetreten bin. Die Bemerkung könnte mißver— 
ſtanden werden. Daher leſe ich den Wortlaut der 
Kleinen Anfrage vor, aus der hervorgeht, wel— 
chen Sinn meine damalige Anfrage hatte. Sie 
lautet: 

Entſpricht es den Tatſachen, daß die ſtaatlichen 
Einnahmen weit das veranſchlagte Einnahmeſoll der 
Staatshaushaltspläne überſteigen? 

Gedenkt der Senat, einen Teil dieſer wirtſchaft⸗ 
lich nicht genutzten Mehreinnahmen ſofort zur An- 
gleichung der Danziger Beamtengehälter an die 
deutſchen zu verwenden, um die Kaufkraft der Bevöl⸗ 
un im Intereſſe des Handels und der Wirtſchaft 
zu heben. 


Hier handelt es ſich um eine 
niedrigeren Danziger Gehälter an die reichs⸗ 
deutſchen. Was wir augenblicklich feſtſtellen 
müſſen, ift, daß die Danziger Gehälter die deut- 
ſchen um 35 Prozent überſteigen. 
Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort zur per- 
ſönlichen Bemerkung hat der Herr Abg. Hennke. 
Hennke, Abgeordneter (B. A., G.): M. D. u. H.! 
Ich muß die Feſtſtellung machen, daß ich nichts 
weiter geſagt habe, als Herr Dr. Blavier eben be— 
hauptet hat. (Abg. Dr. Blavier: Dann bin ich Be: 
amtenfreund!) Sie haben in Ihrer Rede aber et- 
was anderes geſagt, das muß ich auch feſtſtellen. 

Vizepräſident Gaikowfki: Ich rufe jetzt Punkt 
2 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Erſtattung von Nechtsanwaltsge⸗ 
bühren in Armenſachen. 

Druckſache Nr. 721. Ich eröffne die Ausſprache 


Angleichung der 


und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. 


Ich ſchlage vor, dieſe Vorlage dem Rechts⸗ 
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ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider- 
ſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Damit ſind wir am 
Schluß der heutigen Tagesordnung. Bevor ich die 
Sitzung ſchließe, habe ich dem hohen Hauſe noch 
mitzuteilen, daß im Einvernehmen mit dem Ael⸗ 
teſtenausſchuß anſchließend eine zweite Sitzung 
ſtattfindet. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo 
beſchloſſen, und zwar ſoll die 86. Vollſitzung um 
7 Uhr 5 Minuten mit folgender Tagesordnung 
ſtattfinden: 

1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Vornahme 

einer Volkszählung, Druckſache Nr. 724. 

2. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Aenderung der Poſtgebühren. Bericht des 
Hauptausſchuſſes. Druckſache Nr. 726. 

Erſte Beratung eines dritten Geſetzes über den Aus⸗ 

bau der Angeſtelltenverſicherung. Druckſache Nr. 725. 

Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr). 


86. Sitzung. 
Mittwoch, den 5. Juni 1929. 

Die Sitzung wird 7 Uhr 5 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: — 

Vizepräſident Gaikowſki: Die 86. Vollſitzung 
iſt eröffnet. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Vornahme einer Volkszählung im 
Jahre 1929. 


Druckſache Nr. 724. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Ich ſchlage vor, dieſe Vorlage dem Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch; es ift jo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über Aenderung der Poſtge⸗ 
bühren. 

Druckſache Nr. 726 zu Nr. 716. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
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Wortmeldungen vorliegen. Ich rufe § 1 auf, er- 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmel— 
dungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die $ 1 annehmen wollen, fih zu erheben. 
— Danke, § 1 ift angenommen. Ich rufe § 2 auf, 
eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort- 
meldungen nicht vorliegen. Wer § 2 annehmen 
will, bitte ich, iH zu erheben; — er ijt angenom⸗ 
men. Ich rufe die Ueberſchrift auf und eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Ausſprache. Ich bitte diejenigen, die 
die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, die Vorlage iſt in der 
zweiten Leſung angenommen. Wir kommen zur 
dritten Leſung (En bloc!) Ich eröffne die Aus- 
ſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Es ijt En bloc-Abſtimmung beantragt 
worden. Ich rufe die SS 1, 2 und die Ueberſchrift 
auf. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, ſie ſind angenommen. Wer 
das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
will, bitte ich, fih zu erheben. — Das ift die Mehr- 
heit, das Geſetz ijt in der Schlußabſtimmung an- 
genommen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 


Erſte Beratung eines dritten Geſetzes 
über den Ausbau der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung. 


Druckſache Nr. 725. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Ich ſchlage dem hohen Haufe vor, diefe Vor— 
lage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Wir 
iind am Schluſſe der heutigen Tagesordnung. Ich 
ſchlage dem hohen Hauſe vor, dem Herrn Präſi⸗ 
denten die Ermächtigung zu geben, im Einver— 
nehmen mit dem Aelteſtenausſchuß die nächſte 
Sitzung und die Punkte, die beraten werden ſollen, 
feſtzuſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt 
ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten). 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 55 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Arczynſki; 
Staatsrat Dr. Winderlich; Oberregierungsrat 
Dr. Gallaſch. 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich eröffne die 87. 
Vollſitzung. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
habe ich folgendes bekannt zu geben: Im Einver- 
nehmen mit dem Aelteſtenausſchuß ſchlage ich 
Ihnen vor, heute noch zwei Punkte zu unſerer 
übrigen Tagesordnung zur Beratung hinzuzu⸗ 
nehmen, und zwar als Punkt 9 die zweite Be- 
ratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung der 
Einkommen- und Körperſchaftsſteuer, Bericht des 
Steuerausſchuſſes, Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709 
und als Punkt 10 die zweite und dritte Bera- 
tung eines dritten Geſetzes über den Ausbau der 
Angeſtelltenverſicherung, Bericht des Ausſchuſſes 
für ſoziale Angelegenheiten, Druckſache Nr. 752 
pu Nr. 725. Die Druckſachen finden Sie auf 


macht hat, daß dies Geſetz nämlich ein 
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Ihren Plätzen. 
iſt ſo beſchloſſen. 
Wir treten nunmehr in die Tagesordnung 
ein. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Beſchäftigung der Saiſonarbeiter. 
Druckſache Nr. 727. Ich eröffne die Ausſprache. 

Das Wort hat Herr Senator Arczynſki. 


Ich höre keinen Widerſpruch, es 


Arczynſti, Senator: Meine ſehr geehrten D. 
u. H.! In der Druckſache Nr. 727 legt Ihnen der 
Senat das Geſetz über Beſchäftigung ausländi- 
ſcher Saiſonarbeiter in landwirtſchaftlichen Be— 
trieben vor. Indem ich auf die ſchriftliche, ein- 
gehende Begründung hinweiſe und annehme, daß 
die wiederholte Diskuſſion in dieſem Hauſe und 
auch außerhalb des Hauſes die unbedingte Not— 
wendigkeit dieſes Geſetzes nachgewieſen hat, ver— 
ſage ich es mir, die Notwendigkeit dieſer Vor— 
lage in längeren Ausführungen noch beſonders 
zu begründen. 
Von vornherein aber möchte ich der Agita— 
tion, die ſich in den letzten Tagen ein S 
us⸗ 
nahmegeſetz gegen die Landwirtſchaft ift, entge— 
gentreten, und zwar mit allem Nachdruck. Dies 
Geſetz ſoll kein Ausnahmegeſetz gegen die Land— 
wirtſchaft oder überhaupt gegen einen Stand un— 
ſerer Bürger fein, ſondern vielmehr ein Hilfs- 
mittel, um die ſchwierige Arbeitsmarktlage im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig zu regeln. Wir 
wollen aljo den Zuzug ausländiſcher Saiſonar⸗ 
beiter, der landwirtſchaftlichen Wanderarbeiter, 
nicht verhindern, ſondern regeln. 


Dieſe Regelung iſt auch als eine Schutzmaß— 
nahme für den einheimiſchen Arbeiter gedacht, 
d. h. der einheimiſche landwirtſchaftliche Arbeiter 
ſoll dem ausländiſchen gegenüber bei der Ein— 
ſtellung den Vorzug haben. Andererſeits aber 
ſoll dieſes Geſetz auch den Saiſonarbeitern ſelbſt ge— 
wiſſen Schutz inſofern bieten, als ſie nicht durch 
gewiſſenloſe Anwerber ausgenutzt werden; denn 
auch auf dieſem Gebiet ſind ſehr viele Beſchwer— 
den und kraſſe Mißſtände zu verzeichnen geweſen. 
Ich möchte Sie daher, m. D. u. H., unter dieſem 
Geſichtspunkt bitten, das Geſetz zu beraten. 

Daß der heimiſche landwirtſchaftliche Arbeiter 
in der Vergangenheit nicht immer den notwen- 
digen Schutz gegenüber dem ausländiſchen ge— 
noſſen hat, möchte ich an einigen wenigen Zahlen 
beweiſen. Ich beginne mit dem Jahr 1924 nach 
der Inflation und laſſe alles, was vor der Infla— 
tion lag, unberührt. Im Jahre 1924 hat der Se- 
nat 9 843 ausländiſche Saiſonarbeiter zugelaſſen. 
Zu der Zeit, als dieſe ins Land kamen, nämlich 
am 1. April d. Is., haben wir in drei Landkreiſen 
2 179 eigene Staatsbürger arbeitslos gemeldet 
gehabt. 1925 wurden 10 230 zugelaſſen und zu 
gleicher Zeit wieder am 1. April waren 2644 
Arbeitsloſe in den drei Landkreiſen vorhanden. 
1926 wurden 8537 zugelaſſen, zu gleicher Zeit 


waren an dem Tage, als die Arbeit aufgenom⸗ 
men wurde, 5 248 Danziger arbeitslos. 1927 wur⸗ 
den 7967 zugelaſſen und zu gleichen Zeit waren 
5 533 arbeitslos. 1928 wurden 11 141 beantragt, 
genehmigt wurden 7 116 und zu gleicher 


Zeit 
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waren 5310 Danziger arbeitslos. 1929 find von; 


14135 beantragten 8872 genehmigt worden. 

Die Gegenüberſtellung der Zahlen beweiſt, 
daß wir ſehr wohl in der Lage ſind, unſere land— 
wirtſchaftlichen, arbeitsloſen Arbeiter in der 
Landwirtſchaft zu beſchäftigen, zum mindeſten 
aber zum allergrößten Teil. Auch ſelbſt wenn 
man in den drei Landkreiſen unter den Arbeits— 
loſen, deren Ziffer ich genannt habe, hin und 
wieder einen Facharbeiter, einen ſogenannten In— 
duſtriearbeiter auf dem Lande annimmt, der ar— 
beitslos iſt, dann bleiben immer noch ſolche 
hohen Zahlen landwirtſchaftlicher Arbeiter übrig, 
daß wir veranlaßt ſind, das Problem der Be— 
ſchäftigung ausländiſcher Saiſonarbeiter zu re— 
geln. Im Deutſchen Reiche iſt bereits vor Jah— 
ren eine Regelung getroffen worden, die ſich dort 
außerordentlich gut bewährt. Wir haben uns 
bisher mit einer Polizeiverordnung geholfen, die 
Ihnen allen ja wohl bekannt iſt. 

Wenn ich durch dieſe Zahlen die Notwendig— 
keit dieſes Geſetzes nachgewieſen und gezeigt habe, 
daß die einheimiſchen Arbeiter mehr als bisher 


in der Landwirtſchaft beſchäftigt werden können, 


ſo haben wir dabei natürlich auch im Auge be— 
halten, daß eine ſehr ſorgfältige Prüfung für die 
Zulaſſung der Saiſonarbeiter notwendig iſt. Da 
bietet der vorliegende Geſetzentwurf in ſeinem 
§ 5 die Möglichkeit, daß die beiderſeitigen Orga— 
niſationen in der Landwirtſchaft, der Landbund 
und die Landarbeiterorganiſationen ſich der Auf— 
gabe unterziehen, in paritätiſchen Ausſchüſſen zu— 
ſammen unter Vorſitz der Leiter der jeweiligen 
Arbeitsämter vor Beginn der Saiſon zu prüfen, 
wieviel Arbeiter für die einzelnen Gemeinden 
und Kreiſe zugelaſſen werden können, ſo daß alſo 
Vorſorge getroffen worden ift, daß keinerlei Mik- 
brauch bei der Bewilligung der ausländiſchen 
Wanderarbeiter getrieben werden kann. Auf der 
andern Seite ſoll dieſer Geſetzentwurf, wie ich ſchon 
vorhin ſagte, der Rahmen dazu werden, damit die 
Saiſonarbeiter ſelbſt den heimiſchen Arbeitern 


im Lande keine Konkurrenz bieten. Es iſt bisher 


leider ſo geweſen, daß der Danziger Arbeiter den 
ausländiſchen als den Eindringling angeſehen 
hat und ihn vielleicht auch anſehen mußte, weil 
er ihm die Arbeitsſtelle wegnahm und er mit 
ſeiner Familie monatelang, vielleicht jahrelang 
auf die Arbeitsloſenunterſtützung angewieſen 
war. Dies ſoll dadurch verhindert werden, daß 
auch die Lohn- und Arbeitsbedingungen der aus- 
ländiſchen Wanderarbeiter durch die Organiſa⸗ 
tion der Arbeiter und Unternehmer durch ges 
meinſame Vereinbarungen geregelt werden. Es 
ſollen ſowohl die Lohn- als auch die Arbeitsbe⸗ 
dingungen, Akkordverträge uſw. von fachmänni⸗ 
ſcher Seite geprüft werden. 

Ich glaube, mich auf diefe wenigen Worte be- 
ſchränken zu ſollen und Sie dringend zu bitten, 
dies Geſetz ſachlich zu prüfen, die Staatsnotwen- 
digkeiten dabei im Auge zu behalten und ſie an 
erſter Stelle bei Ihrer Kritik zu berückſichtigen 
und dann bitte ich um eine möglichſt raſche Ver: 
abſchiedung dieſes Geſetzes, das zum Wohl des 
Volkes und des Staates erlaſſen werden ſoll. 
(Bravo!) 


Mittwoch, den 12. Juni 1929. 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Vollerthun. 

Vollerthun, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Trotzdem vom Landbund der Staatsregie— 
rung immer wieder die Forderung unterbreitet 
worden iſt, im Intereſſe der Erhaltung des 
Zuckerrübenbaus jede Beſchränkung oder Er- 


(©) 


ſchwerung der Einſtellung ausreichend gejhulter . 


Arbeitskräfte zu vermeiden, (Geſchulter? links.) 
— Ja, geſchulter! (Abg. Kloſſowſki: Wer 
ſchult die?) hat der Senat doch unter dem 3. Juli 
dem Volkstag den Entwurf eines Geſetzes über 
die Beſchäftigung ausländiſcher Saiſonarbeiter 
in der Landwirtſchaft als Druckſache zugehen 
laſſen. 

Das dem Volkstag zugeleitete Geſetz muß als 
ein Ausnahmegeſetz gegen die Landwirtſchaft be— 
zeichnet werden, (Heiterkeit links.) gegen das ich 
im Namen der geſamten Landwirtſchaft des Frei— 
ſtaates den ſchärfſten Einſpruch erhebe. (Oho! 
Zwiſchenrufe links.) Laſſen Sie mich doch aus— 
reden, ich komme auf alle Punkte zurück. Das 
Geſetz iſt geeignet, der Beſchäftigung der allernot— 
wendigſten Arbeitskräfte ganz ungerechte Feſſeln 
anzulegen. Der Zuckerrübenbau verlangt vor 
allem in der Entwickelungsperiode der Pflanzen 
jugendliche Facharbeiter, die mit der Arbeit voll— 
kommen vertraut ſind. Das tagelange Verziehen 
der Pflanzen, teils in gebückter Stellung, teils 
auf den Knien liegend, (Abg. Plenikowſki: Das 
müſſen Sie ein paar Jahre machen! — Zwiſchen— 
rufe und Unruhe.) das Herausnehmen der Rüben 
im Herbſt iſt eine der körperlich ſchwerſten Ar— 
beiten, die die Landwirtſchaft überhaupt kennt 
und kann nur von Leuten ausgeübt werden, (Die 
gut bezahlt werden! bei den Kommuniſten.) die 
von jung auf daran gewöhnt ſind und neben 
großer körperlicher Widerſtandskraft ſich eine 
große Geſchicklichkeit im Herausnehmen der Rü— 
ben angeeignet haben. (Unruhe.) Ein Anerfah— 
rener wird meiſtens nur die obere Kopfhälfte der 
Pflanze zum Schaden des Rübenbauern heraus— 
befördern, auch zum Schaden der Fabrik. (Abg. 
Plenikowſki: Bezahlen Sie die Leute ſo, daß ſie 
gut eſſen können, dann werden ſie auch anders 
arbeiten!) Daß Sie der größte Feind der Land— 
wirtſchaft ſind, weiß ich. Der vorliegende Geſetz— 
entwurf iſt den deutſchen Beſtimmungen über die 
Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter angeglichen, 
weiſt aber doch ſo kraſſe Abweichungen von dieſen 
auf, daß die Befürchtung nicht von der Hand zu 
weiſen iſt, daß in abſehbarer Zeit bei Annahme 
desſelben der geſamte Zuckerrübenbau im Frei— 
ſtaat erdroſſelt wird. (Widerſpruch links.) 

Alle Staaten der Welt bemühen ſich, der 
ſchwer um ihre Exiſtenz kämpfenden Landwirt- 
ſchaft, ſei es durch Zollmaßnahmen, ſei es durch 
Kreditgewährung oder Hilfsmittel, unter die 
Arme zu greifen. Nur der Regierung des Frei— 


ſtaats ſcheint es vorbehalten zu ſein, dieſem ſehr 
wichtigen und unter den ungünſtigſten Verhält— 
niſſen kämpfenden Erwerbsſtand den 
zu verſetzen. 

Laſſen Sie mich kurz die wichtigſten vonein— 
ander abweichenden Beſtimmungen des deutſchen 
und des uns hier 


Todesſtoß 


vorliegenden Geſetzentwurfs 
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(A) streifen. 
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Dort iſt die Beſchäftigungsfriſt für 
Wanderarbeiter der 15. Dezember. Hier iſt der 
15. November vorgeſehen, ein Zeitpunkt, der in 
ganz normalen Jahren vielleicht, in anormalen 
Jahren aber niemals zureichen wird. (Alles 
hängt von den armen Polen ab!) Nach 8 8 des 
vorliegenden Entwurfs foll die Arbeitsverpflich— 
tung durch Unternehmer bewirkt werden, welche 
vom Senat oder von einer hierzu ermächtigten 
Behörde zugelaſſen ſind, während nach den deut— 
ſchen Beſtimmungen mit Genehmigung der deut— 
ſchen Landarbeiterzentrale die Arbeitgeber bzw. 
ihre Beauftragten ſich die für fie paſſenden Leute 
ſelbſt ausſuchen dürfen. Nun hat ſich aber die 
bisher ſeitens der Danziger Landwirtſchaft er— 
folgte Art der Leuteanwerbung durch Unterneh- 
mer durchaus bewährt, und das muß auch in Zu— 
kunft jo bleiben, da wir uns in den landwirt- 
ſchaftlichen Betrieben, ſowohl was die Unterneh: 
mer als auch die Leute anbetrifft, ein ſogenann— 
tes Stammpublikum herangezogen haben. Wir 
haben Unternehmer, die zehn Jahre und mehr 
dieſelben Leute haben, ſoweit ſie ſich nicht verhei— 
ratet haben, und junge Mädchen, die immer wie— 
der zu derſelben Stelle zurückkehren. (Sie woll— 
ten doch Jugendliche haben! links.) Das iſt ein 
Zeichen, daß ſich die Saiſonarbeiter bei uns wohl 
fühlen. (Machen Sie ſich doch nicht lächerlich! 
links.) 

Bei der in Ausſicht genommenen Zentraliſie— 
rung iſt zu befürchten, daß abgeſehen davon, daß 
die Saiſonarbeiter niemals rechtzeitig eintreffen 
werden, der durch das neue Geſetz erforderliche 
Verwaltungsapparat der Danziger Landwirt— 
ſchaft ganz erhebliche Mehrkoſten aufbürden wird. 
Alſo anſtatt Abbau erfolgt ein Aufbau des Be- 
amtenkörpers. (Zwiſchenrufe bei den Kommuni— 
ſten. — Unruhe.) Laſſen Sie mich doch ausreden! 
Es gehört wirklich nicht zum guten Ton, immer 
zu unterbrechen. (Zwiſchenrufe des Abg. Qang- 
nau.) Außerdem iſt im S 9 eine Beſtimmung 
vorgeſehen, die befürchten läßt, daß die jetzt vor— 
geſehene Freiheit in der Gewerkſchaftsbetätigung 
dahin ausgenutzt wird, daß nur ſolche Kräfte an- 
geworben werden, die den Landarbeiterverband 
mit der Wahrnehmung ihrer Intereſſen von 
vornherein beauftragen. Das bisherige Verfah— 
ren, wonach die Arbeitsverträge für die Saiſon— 
arbeiter zwiſchen dem von der polniſchen Re— 
gierung dazu beauftragten Herrn Attaché und 
dem Danziger Landbund aufgeſtellt wurden, hat 
ſich bis jetzt in jeder Beziehung bewährt, und es 
muß deshalb gegen die Vorſchrift des 8 5, nach 
dem ausländiſche Saiſonarbeiter nur auf Grund 
der von den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bänden aufgeſtellten Arbeits- und Akkordverträge 
eingeſtellt werden dürfen, ſchärfſter Proteſt erho- 
ben werden. 


Aus der ganzen Geſetzesvorlage würden 
zweifellos die ſchwerſten Schäden für die Land— 
wirtſchaft und für die mit ihr verbundene 
Zuckerinduſtrie entſtehen. Es gibt doch wohl 
niemand in dieſem hohen Hauſe, der letzterer als 
ſehr wichtigen Faktor einer aktiven Handelsbi— 
lanz im Freiſtaat die ihr zukommende Bedeu— 
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tung abſprechen würde. Bei dieſer Gelegenheit 
möchte ich betonen, daß infolge der unzureichen— 
den Zuteilung von Saiſonarbeitern und infolge 
der Ungewißheit über den Ausfall der Entſchei— 
dung auf die eingereichte Anforderung von Ar— 
beitskräften die Zuckerrübenanbaufläche in dieſem 
Jahr um 500 Hektar zurückgegangen iſt. Ohne 
mich hier als Prophet aufſpielen zu wollen, kann 
ich jetzt ſchon behaupten, daß bei Annahme dieſer 
Geſetzesvorlage der Rückgang der Anbaufläche in 
den nächſten Jahren ein außerordentlich hoher 
ſein wird. (Warum wollen Sie die arbeitsloſen 
Landarbeiter aus Danzig nicht nehmen? links.) 
Ich komme noch darauf zurück. Die Vorbedin— 
gung, um überhaupt Saiſonarbeiter zugewieſen 
aut erhalten, it, daß man zuerſt die Landarbeiter, 
die in der Gemeinde ſind, beſchäftigt. Die Leute, 
die hier aufgeführt ſind, ſind in der Mehrzahl 
Induſtriearbeiter geweſen. (Widerſpruch links.) 
Ich verweiſe auf die Ausführungen des Herrn Dr. 
Woermann in der kürzlich erſchienenen Schrift: 
„Lebensfragen des Danziger Zuckerrübenbaues.“ 
Erfahrungsgemäß nimmt mit einer Verſtärkung 
des Zuckerrübenbaues auch die Einſtellung in— 
ländiſcher Arbeiter zu, während eine Einſchrän— 
kung des Hackfruchtbaues ſtets einen Rückgang der 
Beſchäftigung einheimiſcher Arbeitskräfte zwangs⸗ 
weiſe zur Folge hat. (Sehr wahr! rechts — Zu⸗ 
rufe des Abg. Liſchnewſfki.) 

So ſoll als Beiſpiel nur darauf hingewieſen 
werden, daß bei der Verladung der eingemieteten 
Rüben ausſchließlich einheimiſche Arbeitskräfte 
verwendet werden, nämlich in den Monaten De— 
zember und Januar, nachdem die polniſchen Sai— 
ſonarbeiter bereits das Freiſtaatgebiet verlaſſen 
haben. Zum Schluß muß ich es noch mit Ent- 
rüſtung zurückweiſen, daß, wie vielfach behauptet 
wird, die Landwirtſchaft durch Einſtellung von 
Saiſonarbeitern einer Poloniſierung Danzigs 
Vorſchub leiſtet. (Natürlich! links.) Dieſe müſſen 
zum Schluß der Kampagne an einem beſtimmten 
Tag — hier iſt der 15. November vorgeſehen — 
das Freiſtaatgebiet verlaſſen, während in der 
Stadt Danzig viele Tauſende Polen das ganze 
Jahr hindurch beſchäftigt werden. (Hört, hört! 
rechts.) Hier heißt es, wie fo oft in Danzig: „Quod 
licet jovi, non licet bovi.“ Ebenſo erhebe ich 
ſchärfſten Proteſt gegen die im § 4 des Gejegent- 
wurfs vorgeſehene Freiheitsſtrafe bei Zuwider— 
handlung gegen die geſetzlichen Beſtimmungen. 
Die Landwirtſchaft muß ſich ganz energiſch dage— 
gen verwahren, bei jeder Gelegenheit als minder— 
wertiges Glied im Wirtſchaftskörper des Frei— 
ſtaates angeſehen und behandelt zu werden. (Abg. 
Kloſſowſki: Die Danziger Landarbeiter auch!) 

Mit meinen Ausführungen glaube ich darge— 
tan zu haben, daß dieſe Geſetzesvorlage in jeder 
Hinſicht wirtſchaftsfeindlich iſt. (Widerſpruch des 
Abg. Kloſſowſti.) Ich bitte alle Mitglieder dieſes 
Hauſes, die es mit der Wirtſchaft, mit der ſter— 
benden Wirtſchaft, möchte ich eigentlich ſagen, des 
Freiſtaates ehrlich meinen, dieſer Geſetzesvorlage 
ihre Mitwirkung zu verſagen. (Bravo! rechts. — 
Zwiſchenruf links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 


Herr Abg. Langnau. 


O 
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Langnau, Abgeordneter (K. P.): Am vergan- 
genen Sonntag marſchierten in Tiegenhof die 
Großagrarier auf, um wieder das Gelöbnis für 
das Deutſchtum abzulegen. Heute kann man feft- 
ſtellen, daß die Großagrarier wieder dafür ein— 
treten, daß die polniſchen Saiſonarbeiter hier 
nach Danzig kommen. Wenn der Herr Abg. Vol⸗ 
lerthun von der Landwirtſchaft ſpricht, ſo muß 
man erneut feſtſtellen, daß die Großagrarier, 
wenn ſie von der Landwirtſchaft reden, nicht an 
die Kleinbauern und mittleren Bauern denken, 
ſondern nur an ſich ſelbſt. Bewieſen hat das eine 
Gemeindevertreterſitzung in Brunau. Da waren 
es die Kommuniſten, die dafür eintraten, daß die 
Kleinbauern nicht ſo viel Zuſchläge zur Grund— 
und Gebäudeſteuer geben ſollten. Dagegen iie- 
fen die Großagrarier Sturm. Sie gingen zu den 
Kleinbauern, die als Gemeindevertreter tätig 
ſind und verlangten von denen, gegen den kom— 
muniſtiſchen Antrag zu ſtimmen. Daraus erſieht 
man, daß die Großagrarier nur in ihrem eigenen 
Intereſſe arbeiten. 

Wir Kommuniſten ſtehen grundſätzlich auf 
dem Standpunkt, daß es überhaupt keine Grenze 
geben foll, daß jeder arbeiten foll, wo er will. 
Aber der Grundgedanke ift ja der, daß kein Ar- 
beiter, ſei es ein polniſcher oder ein franzöſiſcher, 
in ein anderes Land kommt, um dort ein Lohn— 
drücker zu ſein. Aber dies Geſetz will ja nicht die 
Lohndrückerei abſchaffen. § 5 beſagt, daß man für 
die polniſchen Saiſonarbeiter einen Extra-Tarif 
abſchließen will. Es müßte grundſätzlich heißen, 
daß die polniſchen Saiſonarbeiter denſelben Lohn 
bekommen wie die einheimiſchen Landarbeiter. 
Dann würde man ſehen, daß die Großagrarier 
nicht mehr von Fachleuten ſprechen und die pol— 
niſchen Saiſonarbeiter nicht mehr einſtellen wiir- 
den. Die Großagrarier ſtellen die polniſchen Sai— 
ſonarbeiter ein, weil ſie billiger arbeiten. Mit 
welchen Mitteln es die Großagrarier verſtehen, 
die Geſetze zu umgehen, zeigt folgender Fall. Ein 
Großagrarier in Brunau hatte die Erlaubnis er- 
halten, vier Saiſonarbeiter, und zwar Mädchen zu 
beſchäftigen, aber er beſchäftigt acht. Er nennt 
ſie allerdings nicht Saiſonarbeiter, ſondern Ange— 
ſtellte, und zwar iſt einer der Saiſonarbeiter, der 
im Jahre 1888 geboren iſt, als Wirtſchaftseleve 
angemeldet. Der ſoll jetzt die Landwirtſchaft 
auslernen; was aber kein Landarbeiter glaubt. 
Zwei weitere Saiſonarbeiter find als Ackerbur⸗ 
ſchen eingeſtellt, dann noch ein Hausmädchen und 
als letzte vier Saiſonarbeiterinnen. Grundſätzlich 
ſind aber alle acht Saiſonarbeiter. Die Acker— 
burſchen können nicht einmal mit den Pferden 
umgehen, ſondern müſſen die Rübenarbeit machen. 


Durch dies Geſetz wird man den Zuzug pol⸗ 
niſcher Saiſonarbeiter auch nicht verhindern. Es 
zeigt ſich ja ſchon im § 12, daß der Prüfungsaus⸗ 
ſchuß unter dem Vorſitz der Leiter der öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe gleichmäßig zuſammengeſetzt ſein 
ſoll. Wenn man eine Kontrolle haben wollte, 
müßte der Prüfungsausſchuß in den einzelnen Gez 
meinden eingeſetzt fein, denn die einzelnen Ge- 
meinden können am beſten feſtſtellen, ob noch Ar⸗ 
beiter fehlen oder nicht. Insbeſondere ift es grund- 
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verkehrt, wenn im Prüfungsausſchuß die Arbeit- 
geber mit vertreten find. Dann werden die Ar- 
beitnehmer immer in der Minderheit ſein und 
man wird fih zum großen Teil der Majorität fii- 
gen, weil abgejtimmt werden muß. Es wird fo- 
mit doch kein ſogenannter Schutz für die einhei— 
miſchen Landarbeiter ſein. Gerade ſo, wie es jetzt 
die Großagrarier verſtehen, die Geſetze zu um— 
gehen, werden ſie es auch zukünftig machen. 

Wenn man von vornherein erklärte, alle hier 
beſchäftigten Saiſonarbeiter erhielten den gleichen 
Lohn wie die heimiſchen Landarbeiter, ſo würde 
dies ſchon eine grundſätzliche Regelung ſein. Es 
würden dann nicht fo viel Saiſonarbeiter beſchäf— 
tigt werden, weil die Großagrarier davon Ab— 
ſtand nehmen würden. Aber auch die Regierung 
hat durch den § 5 bewieſen, daß ſie die in der 
Landwirtſchaft Beſchäftigten in zwei Lager fpal- 
ten will. Auch hierdurch wird man arbeitsloſe 
Landarbeiter auf dem Lande haben, weil ja die 
Arbeitsloſigkeit im kapitaliſtiſchen Syſtem be— 
gründet liegt. Es iſt deshalb die Aufgabe der 
polniſchen und Danziger Landarbeiter, zuſammen 
mit den Induſtriearbeitern, dieſen kapitaliſtiſchen 
Staat zu ſtürzen. Dann wird man ſich nicht mehr 
um ſolche Geſetzentwürfe hier herumſtreiten dür— 
fen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Höhn. 

Höhn, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Wie 
die Ausſprache zeigt, ſcheint dieſer Geſetzentwurf 
bei einigen Parteien dieſes hohen Hauſes nicht 
Zuſtimmung zu finden. Wenn ich auch nicht mit 
allen Worten meines Vorredners von der Deutſch— 
nationalen Fraktion übereinſtimme, ſo möchte ich 
als Landwirt doch bemerken, daß das Benehmen, 
daß das hohe Haus dieſem Herrn bei ſeinen Aus— 
führungen entgegenbrachte, nicht dazu angetan iſt, 
daß man in der Oeffentlichkeit annehmen kann, 
daß hier im Hauſe das richtige Verſtändnis für 
die wirtſchaftliche Not und für die Landwirtſchaft 
vorhanden iſt. (Sehr richtig! beim Zentrum.) 

Ich möchte zunächſt feſtſtellen, daß uns eigent- 
lich dieſer Geſetzentwurf in Wirklichkeit nichts 
Neues bringt; denn das, was er bringt, iſt eigent- 
lich dem Sinne nach dasſelbe, was die in dieſer 
Beziehung geltende Polizeiverordnung beſagt. 
Man kann höchſtens darüber ſtreiten, ob es prak⸗ 
tiſch wäre, in dieſer Frage länger mit der Poli- 
zeiverordnung zu arbeiten, oder ob es beſſer wäre, 
dieſe Frage in eine geſetzliche Form zu kleiden. 
Da möchte ich erklären, daß meine Fraktion und 
ich zu der Anſicht neigen, daß es beſſer iſt, wenn 
eine für das Wirtſchaftsleben ſo wichtige Frage 
durch Geſetz geregelt wird. Dadurch werden klare 
Verhältniſſe geſchaffen. Wenn der Geſetzentwurf 
von dem Herrn Vorredner der Deutſchnationalen 
Fraktion als ein Ausnahmegeſetz bezeichnet wor— 
den iſt, ſo ſtehe ich durchaus nicht an zu erklären, 
daß ich dieſer Auffaſſung nicht beitreten kann. 
Ich glaube, der Herr Vorredner verkennt dabei 
auch, daß dieſe Frage infolge ihrer beſonderen 
Eigenart auch einer ganz beſonderen Behandlung 
und Regelung bedarf. Aus dieſer Auffaſſung her— 
aus iſt ſeinerzeit auch die Polizeiverordnung ge— 
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ſchaffen worden, die auch die Herren der Oppoſi-JWer für die Annahme des Artikels I ift, bitte ich, 


tion ſeinerzeit ohne Widerſpruch 
haben. i 

Die weiter erwähnte Gefahr der Verteuerung, 
ſowie der Benötigung eines beſonderen Verwal⸗ 
tungsapparats vermag ich ebenfalls nicht zu er- 
kennen, da die bisherige Form, insbeſondere auch 
beim Anwerben der Leute beibehalten worden iſt. 
Neu hinzugekommen iſt doch nur, daß der betref- 
fende Unternehmer vor der Anwerbung um eine 
diesbezügliche Erlaubnis bei der betreffenden Be⸗ 
hörde nachſuchen muß. Ich glaube nicht und wage 
es zu bezweifeln, daß die Prüfung bezw. Behand⸗ 
lung eines ſolchen Geſuchs beſondere Mühe koſtet 
oder vielleicht eine Vermehrung oder die Beſchaf— 
fung eines beſonderen Verwaltungsapparats her⸗ 
vorruft. Bezüglich der in die Debatte geworfenen 
Vermehrung der Erwerbsloſenzahl, die von dem 
Herrn Vertreter des Senats gezeigt wurde, neige 
ich zu der Anſicht, daß dieſe Frage mit der Sai⸗ 
ſonarbeiterfrage wenig oder faſt nichts zu tun hat. 
Soweit ich auch aus der Rede des Deutſchnatio— 
nalen Vertreters erfahren habe, ſind ſich Freund 
und Gegner des Geſetzes dahin einig, daß die 
Saiſonarbeiter erſt angeſtellt werden, wenn die 
ortseingeſeſſenen, erwerbsloſen, geeigneten Land— 
arbeiter beſchäftigt ſind, ſo daß die Intereſſen der 
einheimiſchen Arbeiter nach meiner Anſicht nicht 
beeinträchtigt ſind. 

Im übrigen möchte ich bemerken, daß es wohl 
allen Parteien des hohen Hauſes bekannt iſt, wie 
notwendig der Zuckerübenbau für das wirtſchaft— 
liche Leben unſeres Staates iſt. Deshalb kann 
kein verantwortungsvoller Parlamentarier daran 
denken, der Wirtſchaft in einer ſolchen Frage un— 
gerechte Feſſeln anzulegen, die ſich für alle Bevöl— 
kerungsſchichten und beſonders für einen Teil der 
ländlichen Arbeiter unheilvoll auswirken; denn 
daß heute die Arbeit in den Zuckerfabriken wäh— 
rend der Kampagne vielleicht noch die einzige 
lohnende Arbeit unſerer ländlichen Freiarbeiter 
in einzelnen Gegenden iſt, dürfte wohl von nie— 
mand beſtritten werden können, der die Arbeits- 
verhältniſſe in den ländlichen Gegenden kennt. 

Meine Fraktion wird deshalb für die Ueber— 
weiſung dieſer Vorlage an den Ausſchuß ſtim⸗ 
men. Da ja nun die Saiſonarbeiterfrage für 
dieſes Jahr bereits durch die Polizeiverordnung 
geregelt iſt, dürften die Parteien im Ausſchuß 
reichlich Zeit haben, um ſachlich zu prüfen, ob in 
dieſem Geſetz tatſächlich Härten vorhanden ſind 
und wie ſie beſeitigt werden können. (Bravo!) 
Vizepräſident Gaitowſti: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor, die Beſprechung ijt ge- 


angenommen 


ſchloſſen. Ich ſchlage dem Hohen Haufe vor, dieſen 


Geſetzentwurf dem Wirtſchaftsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich höre keinen Widerſpruch, es it jo be: 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes betreffend 

den Forſtdiebſtahl. 
Druckſache Nr. 729 zu Nr. 704. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzelberatung. 
Ich rufe Artikel I auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 


ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Artikel I ijt angenommen. Ich rufe Artikel II 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf woht 
annehmen, daß der Artikel II mit gleicher Majo- 
rität angenommen ift. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer die Weber- 
ſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, ſie iſt angenommen. Damit iſt die 
zweite Beratung des Geſetzentwurfs beendet. Zur 
Gen hat das Wort der Herr Abg. 
erick. 

Gerič, Abgeordneter (S. P. D.): Wir bean- 
tragen dritte Beratung. 

Vizepräſident Gaikowſti: Es ift dritte Bera- 
tung beantragt. (Abg. Liſchnewſki: Wir wider: 
ſprechen! Im Galopp dürfen Geſetzentwürfe nicht 
gemacht werden! Das iſt ein grundſätzlicher 
Standpunkt von uns!) Es ift Widerſpruch erho- 
ben worden, die dritte Beratung kann nicht ſtatt⸗ 
finden. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 

Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 
verfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 730 zu Nr. 705. Ich eröffne die 

Aussprache. Das Wort hat der Herr Abg. Bohner. 

Bohner, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Zentrumspartei wird dem Antrag der Staatsan⸗ 
waltſchaft auf Genehmigung der Strafverfolgung 
gegen den Herrn Abg. Raſchke zuſtimmen. (Das 
wiſſen wir, das brauchen Sie nicht zu ſagen! bei 
den Kommuniſten.) Sie werden mir geſtatten, das 
etwas näher zu begründen. Wir werden nachher 
auch hören, was Sie dazu zu ſagen haben. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß ein Abgeordne⸗ 
ter in erſter Linie dazu verpflichtet iſt, die Geſetze 
zu beachten und ſich nicht gegen die Geſetze zu ver- 
gehen. Die im Volk herrſchende unleugbare Mik- 
ſtimmung gegen das Parlament hat einen ihrer 
Gründe darin, daß wir uns in jeder Woche mit 
Strafverfolgungen gegen Abgeordnete zu beſchäf⸗ 
tigen haben. Wegen der geringfügigſten Vergehen 
wird die Strafverfolgung verſagt. Der Geſetzgeber 
hat den Abgeordneten eine ausreichende politiſche 
Betätigung geſtattet. Wegen Vergehen, die Hier- 


bei begangen werden, follen fie nicht ſtrafverfolgt 


werden. Der Volkstag hat bisher dieſe Praxis 
nicht befolgt, ſondern im Gegenteil in allen Fäl⸗ 
len, auch wenn es ſich weder um politiſche Betäti⸗ 
gung des Abgeordneten handelte, noch wenn er in 
ſeiner Eigenſchaft als Abgeordneter durch die 
Strafverfolgung irgendwie hätte behindert wer- 
den können, die Genehmigung zur Strafverfolgung 
verſagt. Konſequent iſt der Volkstag dabei in 
einem Falle nicht geweſen. Wir haben einmal die 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten ge⸗ 
nehmigt. der unter der Beſchuldigung des Mein- 
eides ſteht, und zwar ſoll der Meineid gerade in 
n dr a d Angelegenheit geleiſtet 
wor ein. Da hätte die Str folau er⸗ 
ſagt werden dürfen. e 

Wir dürfen hier aber nicht von dem Geſichts⸗ 
punkt ausgehen, daß wir nur dann die Strafver⸗ 
folgung verſagen dürfen, wenn von vornherein 


feſtſteht, daß es zu einem Freiſpruch des Ange- 
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klagten kommt. Wir müſſen in allen Fällen, wo 
es ſich nicht um den Abgeordneten als ſolchen 
handelt, die Strafverfolgung genehmigen. Sie 
wiſſen, daß der Reichstag, nach deſſen Vorbild 
wir uns ja immer richten, jetzt die Strafverfol— 
gung in allen Fällen genehmigt. Ihnen iſt auch 
bekannt, daß im Reiche ein Geſetzentwurf vorbe— 
reitet wird, wonach es unterſagt iſt, daß ein Ab— 
geordneter als verantwortlicher Redakteur zeich— 
net, um auf dieſe Weiſe gegen das Preſſegeſetz 
verſtoßen zu können. Ich würde es begrüßen, wenn 
mit der Praxis, die wir bisher geübt haben, ge— 
brochen wird. Wir müſſen der Bevölkerung zeigen, 
daß wir uns nicht ſelber einen Freibrief für Ver 
gehen irgendwelcher Art gewähren wollen, ſon— 
dern uns als Abgeordnete in erſter Linie dazu be— 
rufen fühlen, die Geſetze zu beachten. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich um die 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten, der 
in der Zeitung einen Gemeindevorſteher öffentlich 
beleidigt haben foll. (Abg. Raſchke: Gemeinde- 
vorſteher? Gemeiner Vorſteher und mit 


Recht!) 
Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchle, 
(Abg. Raſchke: Ein 


ich rufe Sie zur Ordnung. 
ganz gemeiner Vorſteher!) 

Bohner, Abgeordneter (Z.): Zu entſcheiden, 
ob das eine Beleidigung iſt oder nicht, dazu ſind 
wir nicht berufen, das iſt Sache der ordentlichen 
Gerichte. Wir können einem Volksgenoſſen nicht 
den Schutz des Geſetzes verſagen. Wenn jemand 
hier perſönlich in ſeiner Ehre angegriffen wird, 
müſſen wir ihm den Schutz des Geſetzes gewähren 


(B) und dürfen der Behörde, die dazu berufen ift, die 


Staatsbürger gegen Rechtsbrüche zu verteidigen, 
nicht in den Arm fallen. Ich bitte daher, die 
Strafverfolgung zu genehmigen. (Bravo! beim 
Zentrum.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Zu der Strafverfolgung gegen den Abgeord— 
neten Genoſſen Raſchke möchte ich allgemein fol: 
gendes jagen. Herr Abg. Bohner fühlte ſich ver- 
anlaßt, darüber zu ſprechen, daß man der Geſetzes— 
maſchinerie freien Lauf laffen folle, um fo den Ge- 
richten Gelegenheit zu geben, Recht oder Unrecht 
zu ſprechen. (Sonſt würde er doch brotlos! bei den 
Kommuniſten.) Es ift ein typiſcher Fall, daß ge- 
rade der Abg. Bohner, der ein Klaſſenrichter in 
dieſem Klaſſenſtaat ift, (Abg. Raſchke: Gute Be- 
ſchäftigung für ſeine Freunde!) verſucht, den Ab— 
geordneten plauſibel zu machen, daß hier die 
Strafverfolgung gegen den Abg. Raſchke geneh— 
migt wird. Die Tendenz der Klaſſenrichter — 
und auch die Zentrumspartei macht davon keine 
Ausnahme, ſondern marſchiert mit den deutſch— 
nationalen Klaſſenrichtern Hand in Hand — geht 
dahin, gegen die Beſtrebungen der Arbeiterſchaft 
anzukämpfen. Wir ſagen frei und offen, auf 
Herrn Bohner und Genoſſen, auf die Klaſſen⸗ 
richter, ihre Urteile, ihre Meinungen und ihre 
Stellungnahme im Volkstag pfeifen wir Kommu- 
niſten. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Aber es muß hier offen ausgeſprochen werden, 
daß wir als Kommuniſtiſche Partei natürlich jede 
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rung vor Maßnahmen der deutſchnationalen Ge— 
meindevorſteher auf dem Lande zu ſchützen. Wir 
haben Veranlaſſung, in unſerer Preſſe, ſoweit ſie 
uns zur Verfügung ſteht, eine ſolche Stellung- 
nahme der deutſchnationalen Gemeindevorſteher 
zu brandmarken. Daß wir dabei nicht mit Glacé— 
handſchuhen vorgehen, iſt vom Klaſſenſtandpunkt 
der Arbeiterſchaft verſtändlich. Machen wir uns 
kein X für ein U vor: Der Klaſſengegenſatz zwi— 
ſchen Kapital und Arbeit, zwiſchen Juſtiz und 
werktätiger Bevölkerung iſt vorhanden. Ihr ſo— 
genanntes demokratiſches Syſtem oder Ihr foge- 
nannter Parlamentarismus wird an der Situa— 
tion nichts ändern. Sie kämpfen, und das iſt von 
Ihrem Standpunkt zu verſtehen, um die Klaſſen— 
herrſchaft im bürgerlichen Staat und wir lehnen 
uns dagegen auf und kämpfen um die Erleichte— 
rung unſerer Ziele, (Zuruf) um politiſche, um 
Klaſſenherrſchaft — ſelbſtverſtändlich — nur mit 
dem Unterſchied, daß wir unſeren Klaſſenſtand— 
punkt offen und ehrlich einnehmen, indem wir er— 
klären, daß wir die Diktatur des Proletariats 
bis zur Erreichung des vollkommenen Sozialis— 
mus erſtreben. Sie erklären, daß dieſer Staat 
ein ſogenannter demokratiſcher Staat ſei, daß alle 
Menſchen vor dem Geſetz gleich wären. Das iſt 
die Lüge, die Sie ſich nicht abwaſchen können, das 
iſt das Verbrechen, das Sie an der werktätigen 
Bevölkerung ausüben. Sie erklären, daß Sie 
Freunde der Klaſſengegner wären, und doch ſind 
Sie es nicht, ſondern Sie ſind die Klaſſengegner 
der werktätigen Bevölkerung, die ſich mit ihrer 
Hände Arbeit mühſelig ernährt und den Kampf 
ums Leben aufnehmen muß. 


Nun zur Sache ſelbſt. Meine Ausführungen 
gelten nicht für unſere Klaſſengegner; denn deren 
Standpunkt iſt klar. Unſere Ausführungen von 
dieſer Stelle ſollen klar machen, wie die Gegenſätze 
ſind, und wie der bürgerliche Staat Mittel anwen— 
det, um unſere Klaſſenkämpfer mundtot zu machen 
und ſie hinter Kerkermauern zu ſtecken. Der Vor— 
gang iſt folgender. Der deutſchnationale Gemein— 
devorſteher von Klein Walddorf, ein überaus 
eifriger, reaktionärer Beamter, der in ſeinen Be— 
ſtrebungen zur Bekämpfung der Arbeiterſchaft 
vom Landrat des Kreiſes Danziger Niederung 
unterſtützt wird, hat ſich Maßnahmen zuſchulden 
kommen laſſen, die wirklich zu einer Kritik Ver— 
anlaſſung geben. Anter anderem iſt die arme Be— 
völkerung von dieſem Menſchen ſehr ſchikaniert 
worden. Ich will darauf aber nicht näher einge— 
hen, ſondern nur ſagen, daß die Bevölkerung von 
Klein Walddorf bei den Neuwahlen zur Gemein- 
devertretung darüber ihr Urteil gefällt hat. Sie 
hat den früheren Gemeindevorſteher nicht wieder 
gewählt, weil der Druck dieſes Menſchen, der kaum 
leſen und ſchreiben kann und in früheren Jahren 
Zeichen feiner reaktionären Geſinnung gab, Tät- 
lichkeiten gegenüber der Bevölkerung ausübte 
uſw. von der werktätigen Bevölkerung von Klein 
Walddorf als ſo unerträglich empfunden wurde, 
daß ſie die Wiederwahl ablehnte. Es wurde ein 
Kandidat der Sozialdemokratiſchen Partei aufge— 
ſtellt, der auch zum Gemeindevorſteher gewählt 
wurde. Als erſter Schöffe ſollte ein Kommuniſt 


Veranlaſſung haben, um die werktätige Bevölke- fungieren. Es war alſo in dieſem Dorf eine Ar- 
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beitermehrheit vorhanden. Daher ſetzte der Kampf 
gegen die Arbeiterſchaft ein. Der Abg. Genoſſe 
Raſchke nahm Veranlaſſung, dazu in der Arbei⸗ 
terzeitung vor der Wahl und nach der Wahl Stel⸗ 
lung zu nehmen. Dieſe Zeitungsartikel haben 
natürlich dem deutſchnationalen früheren Gemein⸗ 
devorſteher Fadenrecht nicht gepaßt, und er hat bei 
der Staatsanwaltſchaft Klage eingereicht. Es 
würde zu weit führen, Ihnen diefe Artikel vorzu⸗ 
leſen. Ich will nur ſagen, daß von anderer Seite 
geſagt worden iſt, daß in Anbetracht der Tätigkeit 
des Gemeindevorſtehers von Walddorf die Artikel 
ziemlich ſanft verfaßt waren und durchaus im 
Rahmen einer ſcharfen, aber ſachlichen Kritik 
lagen. Dieſe Artikel wurden nun zur Veranlaſ⸗ 
jung genommen, um zum Kadi zu laufen, zum 
Klaſſenrichter, damit der Gemeindevorſteher als 
Klaſſenbruder geſchützt werde. Die Staatsan⸗ 
waltſchaft nimmt nun Veranlaſſung, wegen Be— 
leidigung die Strafverfolgung vom Volkstag ge⸗ 
nehmigt zu bekommen. Ich erinnere ausdrücklich 
daran, daß dieſe Kampfmethode des Gemeindevor— 
ſtehers und die Zeitungsartikel vor und nach der 
Wahl getätigt wurden. Das iſt alſo im Wahl⸗ 
kampf vor ſich gegangen. Früher war es im Volks⸗ 
tag üblich, daß ſolche im Wahlkampf vorgekom⸗ 
menen ſogenannten Vergehen ſtraffrei waren. Die 
Immunität wurde dann nicht aufgehoben. Beim 
Antritt einer neuen Legislaturperiode des Volfs- 
tages wurde meiſtens eine Amneſtie für ſolche 
Vergehen erlaſſen. 

Nun ſtellt ſich mit einemmal der Zentrums⸗ 
abgeordnete, Klaſſenrichter Bohner hier hin und 
will eine Lanze dafür brechen, daß tatſächlich die 
Strafverfolgung genehmigt werden ſoll. Er er⸗ 
klärt, es handle ſich um kein politiſches Vergehen, 
ſondern um eine einfache Beleidigung, und das 
Gericht müſſe ein Urteil darüber fällen, ob der 
Abg. Naſchke iH gegen den deutſchnationalen Ge— 
meindevorſteher vergangen habe oder nicht. Das 
iſt der Vorgang. Nun überlaſſe ich es jedem ein⸗ 
zelnen Abgeordneten, dafür oder dagegen zu ſtim⸗ 
men. Aber ich will noch hervorheben, ſollte der 
Volkstag, was wir zum mindeſten annehmen 
müſſen, bei der Sachlage der Dinge und weil wir 
uns in einem bürgerlichen Klaſſenſtaat befinden, 
die Immunität aufheben, ſo wird der Genoſſe 
Raſchke das als Klaſſengenoſſe in Kauf nehmen 
und mit Befriedigung feſtſtellen, daß er ſeinen 
Teil beigetragen hat im Kampf gegen den Kapi- 
talismus, im Kampf gegen die reaktionären Be⸗ 
ſtrebungen der Deutſchnationalen und der Klaſſen⸗ 
richter. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Wortmeldungen Tie- 
gen nicht mehr vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für den An⸗ 
trag des Staatsanwalts, der in Druckſache Nr. 
705 wiedergegeben iſt, iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — 
Danke, das Büro iſt ſich nicht einig, wir müſſen 
auszählen. Ich bitte die Abgeordneten, den Saal 
zu verlaſſen. Die Auszählung beginnt. — Die 
Auszählung ijt geſchloſſen. Sie hat folgendes Cr- 
gebnis gehabt: Es haben 90 Abgeordnete abge— 
ſtimmt, davon 48 mit Nein, 42 mit Ja. Der An⸗ 
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trag in Druckſache Nr. 705 iſt damit abgelehnt. Ich 
rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 
Vorlage eines Geſetzes betr. Elternbeiräte. 
Druckſache Nr. 700. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Heu- 
tige Schule, die Schule im kapitaliſtiſchen Staat 
iſt eine Anſtalt zur Erziehung der Jugend für die 
bürgerliche Geſellſchaftsordnung, für das kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaftsſyſtem. Es gibt auf dem Ge- 
biete der Erziehung keine Neutralität. Es gibt 
gerade auf dem Gebiet der Schule nur die klare 


Entſcheidung: Erziehen wir die Jugend für die 


heutige bürgerliche Geſellſchaftsordnung, d. h. für 
das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem, oder erziehen 
wir die Jugend für die ſozialiſtiſche Wirtſchafts— 
ordnung, d. h. erziehen wir ſie zu proletariſchen 
Klaſſenkämpfern? Dementſprechend iſt auch unſere 
Stellungnahme zur Frage der Schule und Erzie— 
hung. Wir erklären, daß wir für die proletariſche 
weltliche Einheits- und Arbeitsſchule ſind. Die 
Aufgabe der Arbeiterſchaft iſt es, den Kampf um 
dieſe Schule aufzunehmen, und zwar eng verbun⸗ 
den mit dem Kampf um die Befreiung der Arbei⸗ 
terklaſſe überhaupt. Die Arbeiterſchaft führt den 
Kampf für die Erziehung der Jugend des wert- 
tätigen Volkes im Sinne des Gemeinſchafts- und 
Solidaritätsgefühls, im Sinne des proletariſchen 
Klaſſenkampfes gegen die kapitaliſtiſche Ausbeu— 
tung. 

Um den Einfluß der Arbeiterſchaft bereits 
jetzt auf die heutige Schule in unſerem Sinne zu 
verſtärken, deshalb unſere Forderungen in bezug 
auf Reform der heutigen Schule und der Shuler- 
ziehung. Und zu dieſen Forderungen gehört un⸗ 
ſere Forderung bezüglich Schaffung der Eltern⸗ 
räte, die Forderung, die wir hier durch unſeren 
Antrag betr. Schaffung eines Geſetzes zur Ein- 
führung von Elternräten ſtellen. Um was geht 
es uns bei der Schaffung dieſer Elternräte? Nicht 
etwa nur darum, die ſogenannten Beziehungen 
zwiſchen Elternhaus und Schule zu vertiefen, um 
eine gemeinſame Arbeit aller am Erziehungswerk 
Beteiligten zu fördern. Ich erklärte ſchon, es gäbe 
keine ſogenannte „gemeinſame Arbeit aller am 
Erziehungswerk Beteiligten“. In dieſen Worten 
ſteckt die ſogenannte Neutralität. Wer dieſe Neu⸗ 
tralität verneint, verneint gleichzeitig den Gedan— 
ken der ſogenannten gemeinſamen Arbeit aller am 
Erziehungswerk Beteiligten. 

Ein typiſches Beiſpiel für die Mitwirkung der 
Eltern an der Erziehung der Kinder und auf die 
Schule, wie ſie nicht ſein ſoll, iſt der Erlaß des 
Senats über ein engeres Zuſammenwirken von 
Elternſchaft und Schule an den höheren und mitt- 
leren Schulen, ſowie verſuchsweiſe an denjenigen 
Volksſchulen, die von einem Rektor oder Haupt- 
lehrer geleitet werden, der in dieſem Jahre her— 
ausgegeben worden iſt. Dies Dokument iſt ein 
Beweis dafür, wie weit wir es mit unſerer Kultur 
im 20. Jahrhundert gebracht haben. Feſt ſteht, 
daß von vornherein bereits 10—15 000 Volks⸗ 
ſchulkinder durch dieſen Erlaß ausgeſchloſſen wer- 
den, da ja nur die Volksſchulen in Frage kommen, 
die von einem Rektor oder von einem Haupt- 
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lehrer geleitet wird. Außerdem ſoll es da auch 
nur verſuchsweiſe durchgeführt werden. Wenn 
wir uns dieſen Erlaß anſehen, ſo kommen wir zu 
dem Ergebnis, daß die jetzige Koalitionsregierung 
ſich mit einem derartigen Erlaß blamiert hat. Die— 
ſer Erlaß iſt ſogar in bürgerlichen Zeitungen ſehr 
ſcharf kritiſiert worden. Sehen wir uns nur einige 
Merkmale dieſes Erlaſſes über ein „Zuſammen— 
wirken von Elternſchaft und Schule“ an. 

In der Begründung finden wir hier verankert, 
was wir heute in der ſogenannten „ſozialen“ Ar⸗ 
beitergeſetzgebung, dem Arbeitsgerichtsgeſetz, dem 
Arbeitnehmerausſchußgeſetz und wie alle dieſe fa— 
moſen Geſetze heißen mögen, verankert finden. 
Herr Arczynſki, wir wiſſen ja, daß ſpeziell Sie der- 
jenige geweſen ſind, der mit daran gearbeitet hat, 
daß dieſe Geſetze geſchaffen wurden. Sie verzich— 
ten darauf, ein paar Details zu hören. Aber wir 
finden in allen dieſen Geſetzen den Gedanken der 
„gemeinſamen Arbeit“ zwiſchen zwei Klaſſen ver— 
ankert, die ſich in unverſöhnlichem Kampfe gegen— 
überſtehen und ſo finden wir auch den Gedanken 
dieſer „gemeinſamen Arbeit“ hier auf dem Ge— 
biete der Schulerziehung verankert. Es heißt in 
§ 1 dieſes Erlaſſes: „Eltern vertretungen follen der 
freien Verſtändigung zwiſchen Elternſchaft und 
Lehrkörper dienen, um die Beziehungen zwiſchen 
Elternhaus und Schule zu vertiefen, die gemein— 
ſame Arbeit aller am Erziehungswerk Beteiligten 
zu fördern und den wünſchenswerten Einfluß der 
Eltern auf die Schule und umgekehrt zu gewähr— 
leiſten.“ 

Das iſt ein Salm, ein Brei, eine bewußte Irre— 
führung der Arbeiter, wie er ſogar in den ſoge— 
nannten ſozialen Arbeitergeſetzen in dieſer Formu— 
lierung nicht einmal in Erſcheinung tritt. Es heißt 
hier in dieſem Erlaß weiter, daß es Aufgabe der 
Elternvertretungen ſei, irgendwelche Wünſche und 
Anregungen, allerdings nicht ſpeziell auf irgend 
einen Fall gemünzt, ſondern nur allgemein an- 
gedeutet, der Schulbehörde zur Kenntnis zu brin- 
gen. Das iſt etwas, was bis jetzt auch ſchon be— 
ſtand. Jeder Vater, jede Mutter hatte das Recht, 
irgend einen Wunſch der Schulbehörde mitzutei— 
len, d. h. zur Kenntnis zu bringen. Ob irgend 
etwas geändert werden ſollte, war eine zweite 
Frage. Wir wiſſen, daß es nicht im geringſten ge— 
ſchah. 

Am ſchönſten iſt die Art und Weiſe, in der die 
Elternvertretung in Funktion treten ſoll. Man 
ſpricht hier von ſogenannten Elternverſammlun— 
gen, die einen Sprecher wählen. In welcher Form 
das geſchehen ſoll, iſt in undurchdringliches Dun— 
kel gehüllt. Man wird ſagen, daß es dazu beſon— 
dere Ausführungsbeſtimmungen gibt. Es iſt 
eigenartig, daß zu den Erlaſſen des Senats noch 
beſondere Ausführungsbeſtimmungen gegeben 
werden müſſen. Jedenfalls iſt es ein Wuſt von 
Unmöglichkeiten, der hier paragraphiert worden 
iſt, daß man als Fachmann nur ſtaunend den Kopf 
ſchütteln kann und fragen muß, wer bloß der Wer- 
faſſer all dieſer Unſinnigkeiten ſei. Auf die nähe⸗ 
ren Formulierungen dieſes famoſen Erlaſſes 
werde ich nicht eingehen. Wir werden das deſto 
ausgiebiger im Ausſchuß tun. Jedenfalls werden 


wir gegen dieſen Erlaß den ſchärfſten Kampf füh⸗ 
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ren. Warum hat man dieſen Erlaß herausge— 
geben? Weil man jetzt fühlte, daß die augenblick— 
lichen Verhältniſſe gleichfalls eine Unmöglichkeit 
ſind. Man beruft ſich ſo gern auf die kulturelle 
Verbindung mit Deutſchland. Wir wiſſen, daß 
wir in Deutſchland ſeit Jahren die Elternräte 
haben. Sonſt hat man fih immer beeilt, alle mög- 
lichen Geſetze, Arbeitsgerichtsgeſetz uſw. von 
Deutſchland zu übernehmen. Man wartet in be- 
zug auf die Elternräte von Jahr zu Jahr und 
denkt, daß dieſe Beſtimmungen und Verhältniſſe 
drüben vielleicht noch reaktionärer und ſchlimmer 
werden. Dann ſei es immer noch Zeit, die Ver— 
hältniſſe auf Danzig zu übernehmen. Der jetzt De- 
ſtehende Zuſtand auf dem Gebiete des Erziehungs— 
weſens in bezug auf die „Zuſammenarbeit“, El— 
ternhaus und Schule, iſt kennzeichnend für den 
„Fortſchritt“, den die Volksſchule in den letzten 
Jahrzehnten gemacht hat. Erinnern wir uns nur 
daran, daß für dieſe Frage noch immer die Be— 
ſtimmungen der preußiſchen Schulordnung mak- 
gebend find, die im Jahre 1845 erlaſſen worden 
ſind. Man fußt alſo auf einem Geſetz von 1845 und 
führt noch Maßnahmen der darin vorgeſchriebenen 
Art in der Schule durch. 

Zu all dieſen Maßnahmen und dieſen Einrich— 
tungen gehört auch der famoſe Schulvorſtand, wie 
er jetzt beſteht. Der Schulvorſtand iſt eins der 
älteſten Möbelſtücke der geſamten Verwaltung. 
Man hat allerdings in den letzten Jahren verſucht, 
einige unweſentliche Aenderungen herbeizuführen, 
ſo z. B. eine Neuregelung der Zuſammenſetzung 
des Schulvorſtandes. Als nämlich die Gefahr be— 
ſtand, daß auch innerhalb des Schulvorſtandes die 
Arbeiter einen maßgebenden Einfluß gewannen, 
änderte man die Zuſammenſetzung des Schulvor— 
ſtandes derart, um von vornherein den Einfluß 
der bürgerlichen Kreiſe zu ſichern. Man verfügte, 
daß neben den von der Gemeinde gewählten Ver- 
tretern bezw. Elternvertretern in den Schulvor— 
ſtand hauptamtliche Perſonen ohne weiteres zum 
Schulvorſtand gehören. Das waren vor allem der 
betr. Schulrat, der betr. Gemeindevorſteher und 
die Geiſtlichen aller Konfeſſionen, die in der betr. 
Gemeinde Angehörige ihres Glaubensbekennt— 
niſſes hatten. Durch dieſe amtlichen Perſonen 
wurde von vornherein der Einfluß der bürger- 
lichen Kreiſe gewährleiſtet. Welche Zuſtände 
haben ſich gerade in den letzten Jahren aus dem 
Beſtehen des Schulvorſtandes in ſeiner jetzigen 
Form ergeben? Wir wiſſen, daß der Schulvor— 
ſtand für ſechs Jahre gewählt wird, aber nicht in 
ſeiner Geſamtheit, ſondern daß jedes Mal, wenn 
ein Mitglied ausſcheidet, ein neues wieder auf 
ſechs Jahre gewählt wird. Das führt zu einem 
furchtbaren Durcheinander. Die bürgerlichen 
Kreiſe, die faſt in allen Gemeinden die Mehrheit 
haben, verſtehen es auf dieſe Weiſe, ſich immer 
wieder ihren Einfluß im Schulvorſtand zu erhal— 
ten. Die Zuſammenſetzung des Schulvorſtandes 
entſpricht nicht der Zuſammenſetzung der Gemein— 
devertretung. Man ſpricht immer von einem 


Selbſtverwaltungsrecht der Kommunen in bezug 
auf die Schulverwaltung. Dieſes Recht der Selbſt— 
verwaltung beſteht nicht; denn die Gemeinde hat 
innerhalb des Schulvorſtandes ſo gut wie keinen 
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fünf hauptamtliche Perſonen im orj 
vorhanden find und die Gemeinde zwei, höchſtens 
vier Vertreter durch die Gemeindevertretung dort 
hineindelegiert. Mit einem Wechſel der Gemein- 
devertretung tritt nicht ein Wechſel im Schulvor⸗ 
ſtand ein. So haben wir oft ſonderbare Zuſtände. 
Fälle aus Gemeinden ſind mir bekannt, wo unſere 
Partei, die genau ſo viel Stimmen bei der Wahl 
zur Gemeindevertretung aufbrachte, wie die übri⸗ 
gen bürgerlichen Parteien einſchließlich der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, im Schulvorſtand nicht 
einen Vertreter hat. Beiſpiele dieſer Art haben 
wir in Dutzenden von Gemeinden, wo die ſtärkſten 
Parteien tatſächlich nicht durch einen einzigen 
Vertreter im Schulvorſtand vertreten ſind, ande⸗ 
rerſeits aber Parteien, die vielleicht ein Zehntel 
oder vielleicht ein Zwanzigſtel der Stimmen zur 
Gemeindevertreterwahl auf ſich vereinigten, die 
überwiegende Mehrheit im Schulvorſtand haben. 
Das ſind Zuſtände, die tatſächlich kataſtrophal 
ſind und auf jeden Fall beſeitigt werden müſſen. 
Die Arbeiterſchaft wird den Kampf um die Beſei— 
tigung dieſer Zuſtände mit aller Energie zu führen 
wiſſen. j 

Ich erinnere dann weiter an die Geheimnis- 
krämerei, die im Schulvorſtand herrſcht. Ich erin- 
nere daran, daß die Landratsämter den Abgeord— 
neten verweigern, ſich danach zu erkundigen, ob 
die betr. Schulvorſtände in irgend einer Gemeinde 
auch rechtmäßig gewählt ſind, oder ob deren Wahl— 
periode nicht ſchon abgelaufen iſt. Das iſt alles 
in Dunkel gehüllt. Ich will nur darauf hinweiſen, 
daß die Schulvorſtände nicht einmal durch die Ge— 
meindevertretung gewählt werden, ſondern daß oft 
die Gemeindeſchulvertreter von den Kirchenvor— 
ſtänden in den Schulvorſtand hineingewählt wer— 
den. 

So ſieht das Selbſtverwaltungsrecht der Ge— 
meinden in bezug auf die Schulverwaltung aus. 
Ein unhaltbarer Zuſtand! Deshalb erklären wir: 
Weg mit dieſem Zuſtand, Kampf dieſem Zuſtand! 
Kampf aber auch derartigen Erlaſſen, wie fie uns 
jetzt von der Schulverwaltung vorgelegt werden. 
Wir verlangen Einfluß der Eltern auf die Erzie— 
hung der Kinder im Sinne des proletariſchen 
Klaſſenkampfes. Daher fordern wir: Her mit den 
Elternräten! Im Ausſchuß fühlten ſich einige 
deutſchnationale Abgeordnete zu erklären be— 
müßigt: „Jawohl, wir ſind dagegen, daß die Kin— 
der in der Schule von kommuniſtiſchen Lehrern 
Unterrichtet werden“. Sie erhielten zur Antwort: 
Die proletariſchen Eltern werden kämpfen um die 
Forderung: Weg mit allen reaktionären Lehrern“. 
Sie werden dieſen Kampf ſcharf führen. Gerade 
weil wir auf dem Standpunkt ſtehen, daß die pro⸗ 
letariſche Erziehung der Kinder gewährleiſtet wer- 
den muß, darum verlangen wir maßgebenden Ein— 
fluß der Eltern auf die Erziehung der Kinder. 
Die Eltern ſollen nicht durch die ſogenannte El— 
ternvertretung bei der Erziehung mitwirken, fon- 
dern ſollen tatſächlich voll verantwortlich mitar- 
beiten in allen Fragen der Schulerziehung. Die 
Eltern ſollen nicht nur als Anhängſel bei der 
Schulerziehung mitwirken, ſondern volles Recht in 
allen Fragen der Erziehung haben, insbeſondere 
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daß vier bezw. in folgenden: Es muß ihnen das Recht zugeſtanden 
Schulvorſtand 


werden, jederzeit unangemeldet Zutritt zum Un- 
terricht zu erhalten. Es muß ihnen geſtattet ſein, 
ſämtliche Einrichtungen zu beſichtigen, die Zuſam⸗ 
menſtellung der Schulbücher zu kontrollieren, den 
ärztlichen Unterſuchungen und den Schulſpeiſun— 
gen beizuwohnen. Wenn ausgerechnet Herr Pfar— 
rer Weiße in Lachen ausbricht, möchte ich ihn dar— 
auf hinweiſen, daß kein Spießbürger etwas dabei 
gefunden hat, wenn in früheren Zeiten die Geijt- 
lichen in den Unterricht hineingingen und ihn ſich 
anhörten. Sie waren Schulinſpektoren. Sie fin- 
den es jetzt aber ſonderbar, wenn die Eltern ſich in 
der Schule erkundigen, ob die Kinder in ihrem 
Sinne erzogen werden. Wir fordern, daß die ge— 
wählten Vertreter der Elternſchaft mit vollem 
Stimmrecht an den Lehrerkonferenzen teilnehmen. 
Sie ſollen Einſicht nehmen können in alle Rund: 
ſchreiben der Schulorgane. 

Wir verlangen ferner die Mitwirkung der El- 
tern bei der Einſtellung und Entlaſſung von Lehr: 
kräften und Schulleitern. Das ſind Forderungen, 
die wir erheben, um den Einfluß der Arbeiter in 
dem Sinne bei der Schule zu ſichern, wie ich es 
eben erwähnte. Die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft 
wird den Kampf um dieſe Forderungen, insbe— 


ſondere um die Forderungen, wie wir fie in un- 


ſerm Geſetzentwurf, der jetzt vorliegt, verankert 
haben, und zwar in enger Verbindung mit den 
proletariſchen Schulorganiſationen, insbeſondere 
mit dem Jung⸗Spartakusbund unter Führung der 
Kommuniſtiſchen Partei führen. Für uns iſt rich⸗ 
tunggebend für die Schularbeit nicht das Lied 
„Deutſchland, Deutſchland über alles“ oder „Noch 
ijt Polen nicht verloren“, ſondern für uns ift maß⸗ 
gebend bei der Schulerziehung die Loſung: „Wacht 
auf Verdammte dieſer Erde!“ 

Wir beantragen, daß dieſer Geſetzentwurf dem 
Unterrichtsausſchuß überwieſen wird. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Staatsrat Dr. Winderlich. 

Dr. Winderlich, Staatsrat: M. D. u. H.! Der 
Senatserlaß vom 19. April bezweckt in der Tat 
das, was der Herr Vorredner als ein Unding be— 
zeichnet hat, nämlich daß Eltern und Schule ſich 
mehr als bisher gegenſeitig kennen lernen und 
vertrauensvoll miteinander arbeiten. Deshalb 
wurde abſichtlich die in dem kommuniſtiſchen Ge— 
ſetzentwurf vorgeſchlagene Form der Elternvertre— 
tung auf Grund von Wahlliſten nach dem Ver— 
hältniswahlſyſtem hier fallen gelaſſen. (Abg. Ple- 
nikowſki: Das iſt in Preußen ſo!) Gerade die Er— 
fahrungen in Preußen haben gelehrt, daß ſolche 
Elternvertretungen nicht zu einer vertrauens⸗ 
vollen Zuſammenarbeit der beiden Erziehungs— 
mächte führen, ſondern daß im Gegenteil durch 
dieſe Elternvertretungen, die in Preußen gewählt 
worden ſind, dauernd Konflikte in die Schule hin⸗ 
eingebracht worden ſind. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
lowſti.) Es haben politiſch oder weltanſchaulich 
irgendwie eingeſtellte Kreiſe dieſe Gelegenheit be— 
nutzt, um durch dies Wahlſyſtem Einfluß auf die 
Schule zu gewinnen. (Hört, hört!) 

Eine ſolche Politiſierung der Schule will der 
Senat vermeiden. Der neue Erlaß des Senats iſt 
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(Dr. Winderlich, Staatsrat) 
in dieſen Wochen gerade in der Durchführung be⸗ 
griffen. Ueberall in den Danziger Schulen finden 
die Klaſſen-Elternverſammlungen ſtatt, übrigens 
auch in den ein- und zweiklaſſigen Schulen auf dem 
Lande, für die dieſer Erlaß an und für ſich nicht 
gilt. Der Senat iſt der Anſicht, man ſolle erſt 
einmal der Schule und den Eltern Gelegenheit 
geben, ihre Erfahrungen mit dieſem neuen Se— 
natserlaß zu machen, (Abg. Plenikowſki: Sie 
werden Ihr blaues Wunder erleben!) bevor man 
mit neuen Aenderungen kommt, die nur dazu an- 
getan ſind, eine unerwünſchte Unruhe in den 
Schulbetrieb zu bringen. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wie mir 
mitgeteilt worden iſt, iſt beantragt worden, die 
Vorlage dem Anterrichtsausſchuß zu überweiſen. 
(Abg. Gaikowſki: Wir widerſprechen!) Es iſt 
widerſprochen worden, wir kommen daher zur Ab— 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
der Ueberweiſung an den Unterrichtsausſchuß zu— 
ſtimmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men jetzt zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 32 des Abg. Raſchke 
u. Fr. betr. Religionsunterricht in den 
Schulen. 
Druckſache Nr. 661. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Freidenfer- 
eltern, die feſtgeſtellt haben, daß ihre Kinder, trotz— 
dem ſie vom Religionsunterricht abgemeldet ſind, 
noch immer mit religiöſem Geiſt verſeucht werden, 
haben ſich an uns gewandt. (Zurufe beim Zen— 
trum.) Jawohl, verſeucht, haben Sie etwas an— 
deres verſtanden? Ich habe gejagt: mit religi- 
öſem Geiſt verſeucht. Wir fühlen uns veranlaßt, 
auf Grund dieſer dauernden Klagen eine Große 
Anfrage an den Senat zu richten, worin es heißt: 

Immer häufiger werden die Klagen, daß Lehrer 
an Schulen, in denen von der Teilnahme am Religi- | 
onsunterricht abgemeldete Kinder vorhanden 
auf das Empfinden der Kinder nicht die allerge— 
ringſte Rückſicht nehmen Mit Vorliebe werden ge— 
rade an dieſen Schulen Leſeſtücke mit mehr oder 
weniger religiöſem Inhalt behandelt, in der Geſang⸗ 


find, | 


was dann?) Dieſe Rückſichtnahme darf, wenn es 
ſich nur um eine kleine Minderheit handelt, nicht 
zu einer Beeinträchtigung der großen Mehrheit 
führen. Für die große Mehrheit der Schüler und 
Schülerinnen der Danziger Schulen wird von den 
Erziehungsberechtigten die religiöſe Kindererzie— 
hung in unſeren Schulen gewünſcht. Denn von 
der Teilnahme am Religionsunterricht waren im 
vergangenen Schuljahr nur befreit: an den höhe— 
ren Schulen 41 Kinder = rund 0,6 Prozent, an 


Volksſchulen der Stadt Danzig 350 Kinder = rund 


1,5 Prozent, an den Volksſchulen des Landgebietes 
122 Kinder = rund 0,6 Prozent. Wenn daher im 
Unterricht die in den Schulbüchern vorhandenen 
wenig zahlreichen Leſeſtücke mit religiöſem Inhalt 
behandelt werden, wenn im Geſangunterricht reli- 
giöſe Lieder eingeübt und gelegentlich eine häus— 
liche Arbeit mit religiböſem Thema geſtellt wird, 
kann der Senat darin keinen Verſtoß gegen die von 
der Verfaſſung gebotene Duldſamkeit erblicken. 

Material über Verſtöße gegen dieſe Grundſätze 
iſt dem Senat nicht bekannt gegeben, ſo daß er 
auch nicht in der Lage war, Einzelfällen nachzu⸗ 
gehen. (Abg. Raſchke: Ich beantrage Beſprechung 
der Großen Anfrage.) 

Präſident: Wird dieſer Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Es ift ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß von dieſer Regierung eine andere 
Antwort nicht zu erwarten war. Es wäre wirk⸗ 
lich auch ein Schlag ins Geſicht für dieſe Regie— 
rung, wenn ſie in dieſer Beziehung den Anders— 
denkenden gegenüber loyal handelte. Das darf 
ſie nicht, das kann ſie nicht; denn in der Loyalität 
liegt natürlich eine Gefahr für den kapitaliſtiſchen 
Staat, für die kapitaliſtiſchen Belange. Deshalb 
muß die Regierung eben mit allen Mitteln ver— 
ſuchen, die Andersdenkenden in ihren Rahmen 
einzuſpannen und dahin zu ſtreben, daß andere 
Meinungen abſolut nicht aufkommen. Wenn der 
Herr Vertreter des Senats hier erklärt hat, daß 
die Freidenkerkinder wenig vertreten ſind, ſo hat 
er die Allgemeinheit, die große Zahl der Schulfin- 
der dabei herangezogen. Feſt ſteht aber, daß der 
Prozentſatz der Freidenkerkinder in einigen Schu— 


ſtunde nur religiöſe Lieder geſungen und häusliche 
Arbeiten aufgegeben mit religiöſen Themen. 

Was gedenkt der Senat gegen dieſen Unfug zu 
unternehmen? 


Ich will mich nicht weiter über dieſe Frage aus— 
laſſen. Wir ſind begierig zu erfahren, was der 
Senat darauf zu antworten hat und werden dem- 
entſprechend erwidern. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regie— 
tungspertreter, Staatsrat Dr. Winderlich. 

Dr. Winderlich, Staatsrat: Auf die Große 
Anfrage des Abg. Raſchke habe ich im Namen des 


len, 5, ja 10 Prozent beträgt. Selbſt in dieſen 
Schulen wird abſolut nicht auf deren Geſinnung 
Rückſicht genommen. Ganz allgemein wird das 
Leſebuch bezw. der Stundenplan durchgearbeitet 
und die Kinder, die mit Religion nichts zu tun 
haben, haben ſich dem eben zu fügen. Wollen ſie 
es nicht, dann ſind ja noch genug Gewaltmittel 
gegeben, um es den Kindern beizubringen. 
Wir haben dauernd Klagen entgegennehmen 
müſſen, daß gerade die Freidenkerkinder auf das 
rigoroſeſte mit dem Stock behandelt wurden. Sie 


Senats zu antworten: Die Lehrkräfte der Dan— 
ziger Schulen ind wiederholt, zuletzt im vergan- 
genen Jahre unter Ueberſendung der bei der vor- 
jährigen Etatsberatung gehaltenen Rede des Se— 
nators für Kunſt, Wiſſenſchaft und Volksbildung 
auf den Artikel 107 der Verfaſſung hingewieſen 
worden, nach dem beim Unterricht auf die Emp⸗ 
findungen Andersdenkender Rückſicht zu nehmen 
iſt. (Abg. Plenikowſki: Wenn es nicht geſchieht, 


wurden blutig geſchlagen und die Hände ſo bear— 
beitet, daß ſie die Finger nicht gerade machen 


konnten. (Na, na! im Zentrum.) Ach, m. H. vom 
Zentrum, es iſt doch Ihr Prinzip, den Kindern die 
Religion und beſonders Ihre Religion mit dem 
Knüppel beizubringen. (Abg. Hoppe: Unſinn, Sie 
haben keine Ahnung!) Genau jo, wie Sie im Mit- 
telalter die Leute, die nicht Ihrem Glauben nach- 
kamen, auf den Scheiterhaufen ſchickten, 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
Liſchnewſki: Sehr wahr! Märchen! beim Zen⸗ 
trum.) wenden Sie auch heute Zwangsmaßnahmen 
an. Dieſen Zwang von Ihrer Seite abzuſtreiten, 
iſt das Demagogiſchſte, was es bisher gegeben hat. 
Aber wenn der Senatsvertreter nun der Meinung 
iſt, daß dieſen wenigen Kindern und ihrer Ge— 
ſinnung nicht Rechnung getragen werden kann, fo 
iſt das eben ein vollſtändig falſcher Standpunkt. 
Wir ſind der Meinung, daß man auch dieſen 

Kindern und ihrer Geſinnung ſehr gut Rechnung 
tragen kann, und daß die Lehrer bei einigermaßen 
gutem Willen derartige Themen und Leſeſtücke 
vermeiden könnten. Sie dürfen den Zwang nicht 
ausüben, der hier unbedingt ausgeübt wird. 
Wenn ich mir die einzelnen Leſeſtücke und Unter⸗ 
richtsthemen anſchaue, dann muß ich ſagen, daß 
derartig rückſtändige Stoffe verarbeitet werden, 
wie man es von einem demokratiſch vorwärtsſtre— 
benden Staat nicht erwarten ſollte. Was haben 
z. B. neben der Religionsſtunde die Kinder in 
ihrem ſonſtigen Unterrichtsſtoff überhaupt mit 
dem lieben Gott und der chriſtlichen Lehre noch zu 
tun? Man kann es vielleicht verſtehen, daß den 
Kindern in 
tun? Man kann es vielleicht verſtehen, daß den 
Kindern in der Religionsſtunde etwas vom lieben 
Gott erzählt wird, aber in den allgemeinen Stun- 
den muß dieſer liebe Gott, muß das auf den Reli: | 
gionsunterricht Abzielende vermieden werden. 
Wenn man ſich z. B. ein Leſebuch aus dem dritten 
und vierten Schuljahr anſieht, dann findet man 
auf der erſten Seite: „Zum Geleit“ als Ueber— 
ſchrift, und dann geht es los: „Das walte Gott“. 
Das erſte Stück iſt ein Gedicht, das zweite ebenſo: 
„Gott grüße dich“. So zeigt ſich, daß ſelbſt in den 
allgemeinen Fächern die Religion noch einen 
großen Einfluß hat, und daß beſonderer Wert auf 
chriſtliche Lehre gelegt wird. Ich erinnere auch 
daran, daß im erſten Schuljahr bereits den Kin⸗ 
dern im allgemeinen Unterricht Verschen religi- 
Sen und göttlichen Inhalts beigebracht werden. 
Sie ſind dazu angetan, den Kindern die Religion 
zu erhalten. Daneben iſt, wie gejagt die Schul: 
verwaltung bemüht, auch den Kindern, die von der 
Religion abſolut nichts wiſſen wollen, diefe zu er⸗ 
halten. Sie hat deshalb auch Pflichtgedichte ein- 
geführt, die wahllos von Kindern, die Religions- | 
unterricht nehmen und von ſolchen, die keinen 
nehmen, gelernt werden müſſen. Da finden wir 
auch in dieſem Leſebuch für das dritte und vierte 
Schuljahr ein Gedicht, das als Pflichtgedicht an⸗ 
geſehen wird, alſo von allen Kindern gelernt 
der d das die Ueberſchrift trägt: „Der Jung' auf 
der See.“ Es heißt dann in der letzten Strophe: 

D Mutter, forg dich nicht zu ſehr 

Wie wild auch Wind und Wetter ſind 

Wir ſteh'n doch in derſelben Hand, 


Die feſt uns hält, uns auf dem La d 
Und den Jungen auf der See. . 


Natürlich iſt da unumwunden und ungeſchminkt 
der Gedanke drin, daß derjenige, der den Jungen 
ſowohl auf dem Lande wie auf der See beſchützt, 
der liebe Gott iſt. | 

Man geht jogar jo weit, die Kinder mit der 
Religion und mit dem lieben Gott zu ſchrecken. 
Das tut man wiederum nicht nur mit den Kin⸗ 
dern, die am Religionsunterricht teilnehmen, fonz | 
dern auch mit denen, die ſich vom Religionsunter⸗ 
richt losgelöſt haben. In dieſem Zuſammenhang 


Religion abſolut nicht zu kurz kommt. 


Frage kommt. 


richt teilnehmen. 


möchte ich einiges aus meiner Jugend erzählen. 
Als ich ſelbſt noch zur Schule ging, habe ich das 
Gedicht auswendig lernen müſſen, das ich Ihnen 
jetzt vor Augen führen will. Iſt es nicht typiſch, 
daß man heute noch in einem demokratiſchen Staat 
den Kindern Gedichte einimpft, die wir vor 40 
Jahren haben lernen müſſen! Es iſt ein Gedicht, 
das wie geſagt den Kindern den Schrecken gegen 
Gott beibringen foll, und zwar ift es „Die wan- 
delnde Glocke“. Auch dieſes Gedicht müſſen die 
Freidenkerkinder lernen. Die rechte Seite des 
Hauſes wird das Gedicht nicht kennen, weil ſie 
nicht die Volksſchule beſucht hat. Ich glaube, bis 
in die Mitte des Hauſes hinein werden nur we⸗ 
nige das Gedicht kennen. (Widerſpruch rechts. — 
Abg. Hohnfeldt: Sie können es vorleſen!) Es ift 
nicht notwendig, wenn Sie es alle kennen. Es 
wäre Zeitverſchwendung. Aber wenn Sie das Ge— 
dicht kennen, werden Sie ſelbſt ſagen müſſen, daß 
es ein Wahnſinn iſt, Kinder dieſes Gedicht lernen 
zu laſſen, die mit der Kirche und der Religion ge- 
brochen haben. Es iſt eine Unverſchämtheit, wenn 
Sie glauben, daß die Kinder gezwungen werden 
müſſen, dieſes Gedicht in ſich aufzunehmen. (Abg. 
Liſchnewſki: Das ift eine Vergewaltigung!) Genau 
ſo ſieht es mit den Leſeſtücken aus. Auch dieſe 
haben einen gewiſſen religiöſen Inhalt. Auch 
diefe Leſeſtücke werden den freireligibſen Kindern 
aufgezwungen, ſo z. B. das Leſeſtück „Der alte 
Gott lebt noch“. Wir glauben, daß er ſchon lange 
tot iſt, ſonſt wäre nicht ſo ein Wahnſinn auf der 
Welt vorhanden. In dem Stück heißt es: „Er 
lächelte zum erſtenmal wieder nach langer Zeit, 
und er dankte ſeinem frommen lieben Weibe für 
die Liſt, die ſie angewandt hatte, um ſeinen toten 
Glauben an Gott zu beleben und das Zutrauen 
zu ihm hervorzurufen.“ So ein Quatſch! Das iſt 
natürlich angetan, daß ein Freidenkerkind ſich mit 


etwas beſchäftigen muß, wofür es abſolut kein Ber- 


ſtändnis hat. 

Aber nicht allein im Anfangsſtadium des 
Schulbeſuches, ſondern bis in die oberen Klaſſen 
hinauf findet man, daß in den Leſebüchern die 
Ich habe 
hier ein Leſebuch für die Oberſtufe. In nicht we- 
niger als 27 Seiten wird da das Problem „Gottes 
Walten in der Natur und im Menſchenleben“ be— 
handelt. Sie wollen doch nicht etwa ſagen, daß 
dieſer Abſchnitt für die Freidenkerkinder nicht in 
Sie werden genau ſo damit be— 
einflußt wie die Kinder, die am Religionsunter- 
In dieſem Abſchnitt finden wir 
u. a. ein Kapitel „Deutſche Sonntagsfeier“. Ob 


es nun auch eine engliſche oder franzöſiſche Sonn- 


tagsfeier gibt, entzieht ſich meiner Kenntnis. Aber 
Sie werden ſelbſt zugeben müſſen, daß es doch ein 
bißchen blödſinnig iſt, ſich nun beſonders auf eine 


deutſche Sonntagsfeier zu berufen. Wenn es viel- 


leicht eine Danziger Sonntagsfeier wäre, könnte 
man ſchließlich vom Standpunkt der Religion 
nichts dagegen haben. Aber hier zeigt ſich, daß 
auch der Chauvinismus bei den Kindern nicht ver⸗ 
loren gehen ſoll. Deshalb legt man beſonderen 
Wert darauf, daß die Kinder auch etwas von einer 
deutſchen Sonntagsfeier erfahren. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Das gehört alles zur Demokratie!) 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Schließlich die Lieder. Auch hier iſt es lächer— 
lich, wenn man den Freidenkerkindern die religi— 
öſen Lieder in den weltlichen Geſangſtunden vor- 
ſetzt und ſie zwingt, dieſe Lieder mitzuſingen und 
in ſich aufzunehmen. Was ſoll ein Freidenkerkind 
mit dem Liede „Harre meine Seele, harre des 
Herrn“ anfangen? Das hat für andere Sachen 
Intereſſe und nicht für derartige Lieder. Genau 
ſo iſt es mit dem Liede „Der beſte Freund iſt in 
dem Himmel“. Das mag für Sie maßgebend ſein. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der beſte 
Freund hier auf Erden iſt. Natürlich ſind dieſe 
Lieder nicht nur für die Freidenkerkinder, ſondern 
auch für diejenigen, die Religionsunterricht neh— 
men, ein ſehr großer Quatſch. Nebenbei geſagt 
habe ich alle Lieder, die ich anführte, auch gelernt. 
Ich will Sie noch auf ein Lied hinweiſen, auf das 
Lied „Wem Gott will rechte Gunſt erweiſen“. Sie 
haben vergeſſen, hinzuzufügen, daß der liebe Gott 
nur denen die rechte Gunſt erweiſt, die genug Geld 
haben, um in die Welt per Eiſenbahn oder per 
Auto zu reiſen. Aber alle diejenigen, die ohne 
Geld reiſen, verrecken im Chauſſeegraben, gehen 
zugrunde und verhungern. Die werden ſehr oft 
im Chauſſeegraben verhungert gefunden. Wenn 
Sie ganz objektiv ſein wollten, müßten Sie dies 
auch den Kindern ſagen und nicht von einer Gunſt 
Gottes ſprechen, die abſolut nicht vorhanden iſt. 

So iſt nicht nur für die Kinder der freireligi— 
öſen Richtung, ſondern auch für die Kinder, die 
ſich noch am Religionsunterricht beteiligen, der 
heutige Unterricht ein derartig rückſtändiger, daß 
es unbedingt notwendig iſt, ihn zu reformieren, 
ihn auf neuzeitlicher Grundlage aufzubauen. 
Aber hieran geht unſere Schulverwaltung vorbei. 
Sie ſagt, neben dem Religionsunterricht müßten 
auch die allgemeinen Stoffe ſo gehalten ſein, daß 
den Kindern immer wieder die Religion vor 
Augen geführt wird und ihnen immer wieder klar 
gemacht wird, daß es einen Gott gibt. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Der dümmſte Arbeiter ift ihnen am lieb— 
ſten!) Noch ein kurzes Wort über die häuslichen 
Arbeiten. Da müſſen wir auch feſtſtellen, daß die 
Lehrer unbeſchadet der Religionseinſtellung der 
Kinder allgemeine Themen aufgeben. So hat es 
ein Lehrer ganz einfach gewagt, ſeine Kinder den 
Aufſatz ſchreiben laſſen: „Wie ſieht es in unſerer 
Kirche aus.“ Ein Freidenkerkind, das nie zur 
Kirche geht, kann natürlich dieſer Aufforderung 
nicht Folge leiſten. Die Folge iſt, daß es geſtraft 
wird, daß es vom Lehrer, wenn er fanatiſch ein— 
geſtellt iſt, leider gibt es noch viele Lehrer, die 
es ſind, links liegen gelaſſen wird, überhaupt nicht 
mehr beachtet wird und demgemäß nicht vorwärts 
kommt. Aber erfreulicher Weiſe können wir feit- 
ſtellen, daß die Freidenkerkinder auch dieſen Mn- 
forderungen gewachſen ſind. Solch ein Kind hat 
die richtige Antwort gefunden und in feinem Auf— 
ſatz geſchrieben, es wiſſe nicht, wie es in der Kirche 
ausſieht, weil es nicht hineingehe. Ob ſich der 
Lehrer damit zufrieden gegeben hat, weiß ich nicht, 
aber das Kind hat richtig gehandelt und es wäre 
zu wünſchen, daß die Lehrerſchaft in ſolchem Falle 
immer eine derartige Antwort erhielte. Aber 
nicht allein an den allgemeinen Unterrichtstagen 
ſondern heute wittern auch die Pfaffen wieder 


Mittwoch, den 12. Juni 1929. 


Morgenluft und erlauben ſich, jedes Rechtes bar, 
einfach in den Schulen beſonders den Religions 
unterricht zu überwachen. 
det worden, und vielleicht nimmt der Herr Senats- 
vertreter davon Notiz, daß in der Knabenſchule 
Schidlitz der Pfarrer bei der Erteilung des Reli- 
gionsunterrichts teilnimmt und ſelbſt verſucht, an 
die Kinder Fragen zu ſtellen. Er ſtellt den Lehrer 


aljo einfach beiſeite. Wer dem Pfarrer dies Recht! 


einräumt, iſt unerfindlich. Es iſt keine Verord— 
nung bekannt, die das zuließe. (Abg. Liſchnewſki: 
Der katholiſche oder evangeliſche Pfarrer?) Ich 
will noch bemerken, daß nicht nur der katholiſche, 
ſondern auch der evangeliſche Pfarrer, alfo beide 
in Schidlitz bemüht ſind, dem Religionsunterricht 
beizuwohnen und dort ihr Unweſen zu treiben. 
(Abg. Liſchnewſki: Sie ſaufen auch zuſammen!) 
Ebenſo verhält es ſich in den Landſchulen und in 
den Landgemeinden. Da drängen ſich die Pfarrer 
einfach in den Schulvorſtand hinein. Auch hier 
iſt feſtzuſtellen, daß das zu unrecht geſchieht. Sie 
haben in den Schulvorſtänden nichts zu ſuchen. 
Die Vorkriegsbeſtimmungen gelten nicht mehr, 
und es wäre an der Zeit, daß der Senat hierauf 
ſein Augenmerk richtete und dafür ſorgte, daß die— 
ſer Unfug aufhört. 

Zuſammenfaſſend möchte ich ſagen, daß unſere 
Große Anfrage in dieſer Beziehung, d. h. in bezug 
auf den allgemeinen Unterricht in der Schule das 
bezweckt und erreichen will, daß den Lehrern An— 
weiſung gegeben wird, ſich etwas objektiver mit 
der Einſtellung der Kinder auf dem Gebiet der 
Religion zu befaſſen. Wir können es nicht zu— 
laſſen, daß dem Freidenkerkind in den allgemeinen 
Stunden die Religion vor Augen geführt wird, 
daß ihm die Religion, der ſie entſagt haben, bei— 
gebracht werden ſoll. Es würde deshalb auch den 
Kindern, die Religionsunterricht nehmen, nicht 
ſchaden, wenn die Leſebücher bezw. der Lehrſtoff 
ſo eingerichtet ſind, daß die Religion aus den all— 
gemeinen Fächern ausgeſchaltet wird. Das iſt der 
Sinn und der Zweck unſerer Großen Anfrage. Wir 
ſind uns darüber klar, daß der jetzige Senat genau 
ſo wie der deutſchnationale auf dieſem Gebiet 
nichts unternehmen wird. Wir ſind uns darüber 
klar, daß der Senat im Gegenteil die Beſtrebun— 
gen, die von den fanatiſch eingeſtellten Lehrern 
beſonders gepflegt werden, noch unterſtützt. 
Wir ſagen deshalb von dieſer Stelle aus den El— 
tern, die ſich über dieſe Maßnahmen beſchwert 
haben, daß ſie mit uns gemeinſam den Kampf 
gegen dieſe Kulturreaktion zu führen haben, daß 
ſie dafür arbeiten müſſen, daß nicht nur, wie der 
Vertreter des Senats hier erklärte, einige Hundert 
Kinder nicht mehr am Religionsunterricht teil- 
nehmen, ſondern daß in nächſter Zeit einige Tau— 
ſend Kinder aus dem Religionsunterricht, der die 
Kinder verſeucht, ausſcheiden und daß dann der 
Senat gezwungen wird, andere Maßnahmen in 
bezug auf den allgemeinen Unterricht zu ergreifen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen weiter vorliegen. Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 35 des Abg. Klein u. 
Fr. betr. Durchführung des Geſetzes betr. 


(C) 


Es iſt uns auch gemel- 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Präſident) 

Arbeitnehmerausſchüſſe bei 

bahn. 

Druckſache Nr. 686. Zur Begründung hat das 
Wort der Herr Abg. Rogozinfti. 

Nogozinſti, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Das Arbeitnehmerausſchußgeſetz wurde im ver⸗ 
gangenen Jahr mit der Maßgabe geſchaffen, daß es 
für alle Arbeitnehmer, auch für die Arbeiter des 
Hafenausſchuſſes, ſowie der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung Anwendung finden ſollte. Beide Ver⸗ 
waltungen lehnten jedoch die Einführung dieſes 
Geſetzes ab. Auf eine diesbezügliche Kleine Anz 
frage hat der Senat geantwortet, daß das Geſetz 
grundſätzlich auch für die Betriebe der polniſchen 
Eiſenbahnverwaltung, ſowie des Hafenausſchuſſes 
Anwendung finden ſoll. Bis heute hat jedoch die 
polniſche Eiſenbahnverwaltung das Geſetz nicht in 
Anwendung gebracht. Weiter haben wir feſtge⸗ 
ſtellt, daß deutſchſprechende Danziger bei der Ein⸗ 
ſtellung von Arbeitern bei der polniſchen Eijen- 
bahnverwaltung grundſätzlich nicht berückſichtigt 
werden, ſondern nur dann, wenn ſie Mitglied der 
Polniſchen Berufsvereinigung geworden ſind, was 
den Vereinbarungen zwiſchen Danzig und Polen 
widerſpricht und auf eine ſyſtematiſche Poloniſie— 
rung der Danziger Eiſenbahner hinausläuft. Aus 
dieſem Grunde haben wir daher folgende Große 
Anfrage eingebracht: 

Iſt dem Senat bekannt, daß die polniſche Eiſen⸗ 
bahnverwaltung trotz der Antwort des Senats vom 
16. November 1928 auf eine Kleine Anfrage, daß das 
Arbeitnehmerausſchußgeſetz vom 31. Auguft 1928 
grundſätzlich auch auf die Betriebe der Eiſenbahn und 
des Hauptausſchuſſes Anwendung finde, die polniſche 
bbb das Geſetz heute noch nicht 

efolgt. 

Was gedenkt der Senat zu tun, um die Anwen⸗ 
dung dieſes Geſetzes auch bei den Betrieben der pol⸗ 
niſchen Eiſenbahn und des Hafenausſchuſſes gemäß 
der in ſeiner Beantwortung zum Ausdruck gebrachten 
grundſätzlichen Auffaſſung durchzuſetzen? Se 

Iſt dem Senat weiter bekannt, daß bei Einſtel⸗ 
lung von Arbeitskräften die polniſche Eiſenbahnver⸗ 
waltung ſyſtematiſch Mitglieder der polniſchen Be- 
rufsverbände bevorzugt? 

Was gedenkt der Senat zu tun, um durchzuſetzen. 
daß den Danzigern deutſcher Zunge in einem ihren 
Anteil an der Bevölkerungszahl entſprechenden Maße 
bei Einſtellung von Arbeitskräften für die Eiſenbahn 
berückſichtigt werden? 

Präſident: Das Wort hat Herr 
Arczynſki. 

Arczynſti, Senator: Meine ſehr geehrten D. u. 
H.] Die Große Anfrage Nr. 35 habe ich namens 
des Senats wie folgt zu beantworten. 

Dem Senat ijt bekannt, daß die Anwendung 
des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes vom 31. 8. 1928, 
ſoweit es ſich um die Wahl der Arbeitnehmeraus- 
ſchüſſe handelt, im Bereich der Eiſenbahnverwal— 
tung, ſowie beim Hafenausſchuß auch inſofern auf 
Schwierigkeiten ſtößt, als es keine Möglichkeit gibt, 
die Verwaltungen und die in Frage kommenden 
Arbeitnehmer des erwähnten Geſchäftsbereichs zur 
Vornahme der im Geſetz vorgeſehenen Wahlen 
für die Arbeitnehmerausſchüſſe zu zwingen. Der 
Senat hat dieſe Frage einer eingehenden Prüfung 
unterzogen, mit dem Ergebnis, daß der $ 61 des 
Geſetzes über die Arbeitnehmerausſchüſſe in der ge⸗ 
genwärtigen Faſſung keine genügende Rechts⸗ 
grundlage gibt, eine Perordnung zu erlaſſen, wie 


der Staats⸗ 


Senator 
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fie im Deutſchen Reich für die deutſche Eiſenbahn— 
geſellſchaft ergangen iſt. Dieſes läßt ſich auch nur 
im Wege der Geſetzesänderung erreichen. Eine 
ſolche Aenderung des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes 
wird zur Zeit geprüft, und ich will hoffen, daß 
Ihnen bald eine Vorlage zugehen wird. 

Was den weiteren Abſatz der Großen Anfrage 
anlangt, jo ift zu jagen, daß zur Zeit ein Arbeits- 
vermittlungszwang bei der Einſtellung von Mr- 
beitnehmern auch bei der Eiſenbahnverwaltung 
nicht beſteht. Der Senat iſt bemüht, die berech⸗ 
tigten Wünſche und Beſchwerden der Danziger Ei— 
ſenbahner nach Kräften zu beheben. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (3.): Ich beantrage Be- 
ſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt. — 
Die Anterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir begrüßen dieſe Große Anfrage, die geeignet 
iſt, die Verhältniſſe zu klären und die Dinge beim 
rechten Namen zu nennen. Wir ſind von der Er— 
klärung des Senats nicht befriedigt. Wenn jetzt 
der Senat feſtſtellt, daß der Wortlaut der geſetz— 
lichen Beſtimmungen nicht ausreicht, ſo hätte er 
dieſe Feſtſtellungen ſicher ſchon vor einem halben 
Jahr machen können und müſſen. In einem Au⸗ 
genblick, wo es ſich um die Durchführung Danziger 
Geſetze im Freiſtaat handelt, wo die paritätiſche 
Anwendung dieſer Geſetze zur Notwendigkeit wird, 
müſſen die Meinungsverſchiedenheiten über den 
Wert des Geſetzes an ſich ſchweigen. Das Geſetz iſt 
nun einmal vom Danziger Volkstag verabſchiedet 
worden und muß auf alle Betriebe innerhalb des 
Freiſtaats Anwendung finden. Es iſt erſtaunlich, 
mit welcher Laſchheit der Senat den Dingen den 
Lauf läßt, ohne poſitv einzugreifen, und die Dinge 
ſofort zu klären. Wir fragen, mit welchem Recht 
ſträubt fih die polniſche Eiſenbahndirektion gegen 
die Anwendung dieſes Geſetzes, zumal doch, wie 
wir unterſtreichen müſſen, das Geſetz von der 
Linksregierung ſtammt und gerade die Linksre⸗ 
gierung immer das gute Einverſtändnis mit Po⸗ 
len hervorhebt. Es iſt daher erſtaunlich, warum 
gerade die polniſche Regierung der Linksregierung 
in dieſer Frage ſolche Schwierigkeiten macht. 
(Sehr gut! rechts.) Gönnt man der Linksregie⸗ 
rung nicht die Früchte dieſes Geſetzes? Es wäre 
1558. feſtzuſtellen, ob dieje Vermutung zu- 
rifft. 

Wie begründet nun die polniſche Eiſenbahndi⸗ 
rektion ihre ablehnende Haltung in bezug auf das 
Geſetz für die Direktion der polniſchen Eiſenbahn 
wie auch für den Hafenausſchuß ſelbſt? Es wurde 
hier bereits darauf hingewieſen, daß der Mort- 
laut des Geſetzes nicht ausreiche. Beſonders der 
S 61 ift genannt worden. Sit das richtig, jo hätte 
der Senat längſt eine Aenderung des Geſetzes, 
und zwar eine unzweideutige Klärung und Faj- 
ſung des Geſetzes herbeiführen müſſen. Des weite— 
ren beruft ſich die polniſche Eiſenbahndirektion 
auf die Entſcheidungen des Völkerbundskom⸗ 


miſſars vom 15. Auguſt 1921 und 5. September 
1921. Dieſe erſte Entſcheidung ſagt, daß der Schutz 
den bei der polniſchen 
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(©) 


(D) 


u in ee 


(A 


(B) 


— 


Volkstag Danzig — 87. Sitzung. 


1702 


Mittwoch, den 12. Juni 1929. 


(Mayen, Abgeordneter) 

Eiſenbahndirektion befindlichen Danziger Dele⸗ 
gierten genügend geſichert ſei. Wenn nun dieſer 
Delegierte die Einführung des Geſetzes auch bei 
der Eiſenbahndirektion fordert und die polniſche 
Eiſenbahndirektion fegt fih dem entgegen, jo tjt 
doch damit der Beweis erbracht, daß dieſer Schutz 
nicht ausreicht. Es wird weiter auf die tariflichen 
Beſtimmungen hingewieſen, die hier maßgeblich 
ſein ſollen. Aber auch im Tarif war es nicht mög— 
lich, die weitergehenden Beſtimmungen ſozialer 
Natur, wie ſie das Arbeitnehmerausſchuß-Geſetz 
bringt, zu verankern. Die zweite Entſcheidung be- 
ſagt, daß Danzig keine Geſetze erlaſſen darf, die die 
Betriebsführung unmöglich machen. Auch der Dit- 
terſte Gegner dieſes Geſetzes wird nicht behaupten 
wollen, daß durch die Durchführung dieſes Ge— 
ſetzes die Betriebsführung der polniſchen Eiſen— 
bahndirektion, des Eiſenbahnbetriebes überhaupt 
an ſich unmöglich gemacht wird. Das wäre doch 
etmas ſehr weit hergeholt. Die gemachten Ein- 
wände ſind alſo nicht ſtichhaltig. Schließlich weiſt 
man auf die Haltung der polniſchen Gewerkſchaft 
hin, die ſich gegen das Geſetz ausgeſprochen haben. 
Man verſchweigt dabei, daß es nur ein geringer 
Teil von Arbeitnehmern iſt, der in den polniſchen 
Gewerkſchaften Unterſchlupf gefunden hat, und daß 
diefe in ihren Entſchließungen nicht frei find. Der 
Senat kennt all dieſe Einwände, er kennt ſie ſchon 
ſeit geraumer Friſt, hat ſich aber bisher nicht zu 
einer poſitiven Handlung aufraffen können, er 
hat nicht einmal auf dem Wege der Verordnung 
zum mindeſten verſucht, die Dinge zu läutern und 
zu klären. 


Die Arbeiter ſind zum Selbſtſchutz übergegan— 
gen und haben einen Wahlvorſtand gebildet, um 
den Beſtimmungen des Geſetzes Rechnung zu tra— 
gen. Leider mußte dieſer an dem rückſichtsloſen 
Widerſtand der polniſchen Eiſenbahndirektion 
ſcheitern. Daher müſſen ſofort alle Wege beſchrit— 
ten werden, die Beſtimmungen des Geſetzes auch 
bei der polniſchen Eiſenbahndirektion maßgeblich 
zu machen. Die Frage iſt von höchſter kultureller 
und wirtſchaftlicher Bedeutung. Sie hängt innigſt 
mit der Einſtellung und Entlaſſung von Arbet- 
tern und Angeſtellten zuſammen. Das iſt Ihnen 
auch bekannt. Es iſt eigentümlich, wenn die Polen 
im Wahlkampf mit der Parole „Danzig den 
Danzigern“ ins Feld zogen, daß man jetzt gerade 
die Danziger rückſichtslos an die Wand drückt und 
die Unterbringung der Danziger überhaupt hin— 
tertreibt. Gegen alle Abmachungen und Verträge 
werden Polen in der weitgehendſten Weiſe bevor— 
zugt. Sie werden aus Groß-Polen hergeholt. Man 
ſtellt nur ſolche Leute ein, 
polniſchen Berufsgenoſſenſchaft angehören oder 
ſich im polniſchen Sinne politiſch betätigen, oder 
die ihre Kinder auf die polniſche Schule ſchicken. 
Dieſe Leute finden Anſtellung. Alle andern wer⸗ 
den zurückgewieſen, ja ſelbſt Danziger, die ſich 
einer chriſtlichen anderen Gewerkſchaft anſchließen 
und aus der polniſchen Organiſation austreten, 
werden rückſichtslos entlaſſen. (Abg. Dr. Moczyn⸗ 
jti: Woher wiſſen Sie das?) Ich begreife nicht, 
daß der Senat ſolche Zuſtände duldet, und ich 
ſpreche es offen aus: Die Duldung ſolcher Zu— 
ſtände durch den Senat bedeutet Verrat an der 
Freien Stadt Danzig. (Sehr richtig! rechts.) 


die entweder einer |j 


Erkennt der Senat nicht die furchtbare Gefahr, 
die in dieſem Verhalten ſteckt? Gerade Herr 
Senator Arczynſki war es, der darauf hinwies, 
daß in Danzig ſchon jetzt etwa 21 000 ausländiſche 
Arbeitnehmer tätig ſind, ohne die Saiſonarbeiter. 
Das iſt doch der höchſten Beachtung wert. Und die 
Danziger, die kerngeſund ſind und arbeiten wol— 
len, müſſen ſtempeln gehen und belaſten die 
Finanzen des Freiſtaates. Wir ſtellen demgegen— 
über feſt, daß die polniſche Eiſenbahn in Danzig 
ein Verkehrskörper im Rahmen der polniſchen 
Verwaltung iſt. Sie unterliegt alſo den geſetz— 
lichen Beſtimmungen der Freien Stadt. Sie hat 
ſich an die Verträge zu halten, die erſtens beſagen, 
daß in erſter Linie der Danziger Bürger einge— 
ſtellt werden muß, zweitens daß die Erſchwerniſſe, 
die die polniſche Eiſenbahndirektion den Danzi— 
gern durch die Forderung der polniſchen Sprach— 
kenntniſſe macht, weiter die Erſchwerniſſe der pol— 
niſchen Gewerkſchaftszugehörigkeit für Danziger 
Staatsbürger und die Erſchwerniſſe in bezug auf 
die polniſche Kindererziehung an ſich ungeſetzlich 
find. In Danzig ijt die deutſche Sprache maßgeb— 
lich, und die polniſche Eiſenbahndirektion iſt für 
Danzig nichts weiter als ein privates Unter- 
nehmen, eine techniſche Betriebsverwaltung und 
nichts mehr, die ſich keinerlei Sonderrechte oder 
gar Hoheitsrechte anmaßen darf. (Zuſtimmung 
rechts) Sie hat Steuern zu bezahlen, wie ſie jeder 
Betrieb zu zahlen hat. Die Hoheitsrechte liegen 
allein bei Danzig, wie zum Beiſpiel die Polizei- 
hoheit, die ja auch von Danzig bei der Eiſenbahn 
ausgeübt wird, genau ſo wie bei unſerer Klein— 
bahn. 

Die Erklärung des Senats hätte dieſe Mo— 
mente ganz beſonders unterſtreichen müſſen. Sie 
hätte dem deutſchen Danzig damit einen mann— 
haften Dienſt erwieſen. Aus allen dieſen Gründen 
fordern wir ein energiſches Vorgehen des Senats 
gegenüber der Eigenmächtigkeit Polens. Dem 
Senat fällt hier die Aufgabe zu, klare Verhält⸗ 
nijje zu ſchaffen und polniſche Anmaßungen zu- 
rückzuweiſen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Ich möchte 
mit allem Nachdruck und aller Schärfe zurückwei— 
ſen, daß der Senat bezichtigt wird, Verrat an den 
Staatsintereſſen begangen zu haben. Ich nehme 
an, daß der Herr Präſident die Ausführungen des 
Herrn Mayen überhört hat. Wir ſind ſchon aller— 
hand gewöhnt, und ich wundere mich tatſächlich 
auch nicht, daß die Regierung von dieſer Stelle, 
und zwar diesmal von der rechten Seite des Hau— 
es, des Verrats an den Staatsintereſſen bezich— 
tigt wird. 

Die Ausführungen des Herrn Vorredners 
haben inſofern etwas Erfreuliches, als er als 
Sprecher der Deutſchnationalen Fraktion aner- 
kannte, daß das Arbeitnehmer-Ausſchuß⸗Geſetz ein 
ſozialer Fortſchritt ſei. Ich möchte nun wünſchen, 
daß kein Arbeitgeber mehr im Freiſtaat Danzig 
Schwierigkeiten bei der Wahl der Ausſchüſſe 
macht. (Zuruf rechts)) Was nun die Gonder- 
ſtellung der Eiſenbahnverwaltung angeht, ſo ge— 
ſtatten Sie mir, noch darauf hinzuweiſen, daß 
unſer Arbeitnehmer-Ausſchuß⸗Geſetz ſich an das 
deutſche Betriebsräte-Geſetz anſchließt. 


Der § 61 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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des deutſchen Betriebsräte-Geſetzes iſt auch wört— 


lich in unſerem Geſetz enthalten, d. h. alſo, daß die 
Regierung im Reiche reſp. der Senat in Danzig 
nur für Verwaltung des Staates und der Ge⸗ 
meinden Sonderordnungen erlaſſen kann. Dieſe 
verſchiedenartige Stellung, die zwiſchen Staatss, 
Gemeindebetrieben und Eiſenbahnverwaltungen 
privaten Charakters beſteht, glaube ich, dürfte 
doch auch mein Herr Vorredner beſtimmt erkannt 
haben. Es ift aljo durchaus dem Senat kein Bor- 
wurf zu machen, wenn nach Schaffung dieſes Ge— 
ſetzes Mißſtände aufgetreten ſind, die wir natür⸗ 
lich zu beheben trachten werden. Ich glaube, daß 
meine Erklärung jedenfalls die Grundlage für 
eine Regelung der Verhältniſſe ift, die ſich Her- 
ausgebildet haben. Ich möchte hoffen, daß es uns 
gelingen wird, in enger Zuſammenarbeit mit den 
wirtſchaftlichen Intereſſenverbänden, und auch 


den Arbeitgebern, dieſe Schwierigkeiten zu be— 
heben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Klein. 


Klein, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Unjere 
Große Anfrage wäre nicht notwendig geweſen, 
wenn wir unſer Geſetz einige Jahre vorher be— 
kommen hätten. Nach der Abtrennung vom deut— 
ſchen Vaterland hat ſich Danzig ſelbſt eine Ver— 
faſſung geſchaffen, die noch heute Gültigkeit hat. 
Schon im Artikel 115 iſt klar und deutlich ausge— 
drückt, daß die Bildung von Arbeiter- und Ange— 
ſtelltenausſchüſſen zu erfolgen hat. Wörtlich heißt 
es in dieſem Artikel: „Die Arbeiter und Ange— 
ſtellten bilden aus ihrer Mitte, für Arbeiter und 
Angeſtellte getrennt, Betriebsausſchüſſe.“ In 
Deutſchland hat man bereits vor acht Jahren nach 
Fertigſtellung der Verfaſſung ein Betriebsräte— 
geſetz geſchaffen. Wenn der Volkstag ebenſo wie in 
Deutſchland ſchneller gearbeitet hätte, ſo wäre, 
wie ich bereits ſagte, meine Anfrage nicht not— 
wendig. In Danzig hat man nach hartem Kampf 
am 15. Auguſt vorigen Jahres dies Geſetz unter 
dem Namen „Arbeitnehmerausſchußgeſetz“ verab— 
ſchiedet. Ich kann feſtſtellen, daß ſämtliche Par- 
teien an dem Zuſtandekommen dieſes Geſetzes mit— 
gearbeitet haben, und ich möchte bei dieſer Gele— 
genheit betonen, daß auch die drei polniſchen Ab— 
geordneten mitgewirkt haben. Aber auf die Durch— 
führung des Geſetzes bei der Eiſenbahnverwal— 
tung legen ſie keinen Wert, ſondern wehren ſich 
dagegen, weil ihnen das Geſetz bei der Eiſenbahn 
nani in den Kram pakt. (Schr richtig!) Sogar 
die de e Delegation beim Hafenausſchuß 
wurde mobil gemacht, um auch dort die Einfüh⸗ 
2195 des Geſetzes zu unterbinden. In privaten 
Betrieben hat die Polniſche Berufsvereinigung 
eigentümlicherweiſe Liſten aufgeſtellt und hat jo- 
gar Flugblätter verteilt, um Kandidaten zu er⸗ 
halten. Es berührt eigenartig, wenn man nun 
feſtſtellen muß. daß gerade bei der Eiſenbahn und 
beim Hafenausſchuß von dieſer Seite Schwierig⸗ 
keiten gemacht werden. Wenn der Herr Senats⸗ 
vertreter hier erklärt, daß er alles tun werde, was 
zu einer Durchführung oder Einführung bei die— 
ſen beiden Verwaltungen getan werden kann, jo 
wollen wir dies anerkennen und hoffen, daß es 
auch zu einer günſtigen Löſung führen wird. 
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Wir haben alles unternommen, um auch hier 
bei der Eiſenbahn gleich bei der Fertigſtellung, 
das Geſetz zur Durchführung zu bringen. Dagegen 
hat es der Präſident der Staatsbahn abgelehnt. 
Dies geht aus folgendem Protokoll hervor, das 
der damalige Wahlvorſtand ſelbſt verfaßt und 
den Gewerkſchaften überreicht hat. Herr Präſident, 
Sie geſtatten wohl, daß ich es verleſe: 

Tagesordnung: Beſprechung der Maßnahme betr. 
die Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen auf 
ſämtlichen Dienſtſtellen der polniſchen Staatsbahn 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. Nach eingehen- 
der Beratung ſtellt der Wahlvorſtand feſt, daß er 
nur als zu recht beſtehend anerkannt werden kann, 
wenn der Eiſenbahnbetrieb innerhalb der Freien 
Stadt Danzig gemäß des § 9 Abſatz 2 des Arbeit⸗ 
nehmerausſchußgeſetzes als ein geſchloſſener Betrieb 
im Sinne des Paragraphen zu betrachten iſt. Der 
Wahlvorſtand ift nach Prüfung des Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchußgeſetzes einſtimmig zu der Anſicht gekommen, 
daß dem Sinne und der Tendenz des Geſetzes ent⸗ 
ſprechend jede einzelne Dienſtſtelle der polniſchen 
Staatsbahn im Gebiete der Freien Stadt Danzig als 
ein geſchloſſener Betrieb zu betrachten iſt. Hieraus 
ergibt ſich, daß die Bildung von Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchüſſen bzw. Betriebsobleuten bei ſämtlichen Dienſt⸗ 
ſtellen erfolgen muß. Es wird einſtimmig beſchloſſen, 
bei der heutigen Unterredung dem Herrn Präſiden⸗ 
ten gegenüber obige Auffaſſung zu vertreten. 

Gemäß Beſchluß vom 9. Oktober 1928 wurde der 
Präſident von der Bildung des Wahlvorſtandes in 
Kenntnis geſetzt und um feine Mithilfe zur Durch⸗ 
führung aller ſich aus dem Geſetz ergebenden Mak- 
nahmen gebeten. Der Herr Präſident erklärt nach 
Anhörung des Wahlvorſtandes, daß die Bildung von 
Arbeitnehmerausſchüſſen nach den Beſtimmungen des 
Geſetzes für die Betriebe der polniſchen Staatsbahn⸗ 
direktion nicht in Frage kommen könne. Er berief ſich 
hierbei auf die ſich bei einer Einführung des Geſetzes 
ergebenden Schwierigkeiten, außerdem wies er auf 
das Fehlen der Ausführungsbeſtimmungen des Ge- 
ſetzes hin. 

Die Ausführungen des Präſidenten ergeben, daß die 

Staatsbahndirektion ſich in ihrer ablehnenden Hal- 

tung auf den § 62 des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes 

ſpitzt. Der Wahlvorſtand hielt ſich nicht für befugt, 

in Verhandlungen über die Auswirkungen des 8 62 

einzutreten. Seitens des Wahlvorſtandes wurde dem 

Präſidenten erklärt, daß ſich der Wahlvorſtand jede 

weiteren Schritte in dieſer Angelegenheit vorbehält. 


Der Wahlvorſtand beauftragt den Kollegen 
Wichmann, den Gewerkſchaften über die geſamte 
Tätigkeit des Wahlvorſtandes Bericht zu erjtatten 


und ſie zu erſuchen, alle weiteren Schritte, die die 

Einführung des Arbeitnehmerausſchuſſes gewährlei- 

ſten, zu ergreifen. Hierauf ſchließt der Vorſitzende die 

Sitzung uſw. Es folgen die drei Unterſchriften. 
Es iſt alſo alles getan worden, um dem Geſetz 
Rechnung zu tragen. Es wird mir vielleicht der 
Vorwurf gemacht werden, wir hätten unter allen 
Umſtänden die Wahl durchführen müſſen, um 
einen Streitfall zu ſuchen und vor den Schlich— 
tungsausſchuß zu gehen. M. D. u. H.! Es iſt nicht 
ſo einfach, einen Fall herauszukriſtalliſieren, um 
einen Streitfall zu finden und ihn dem Schlich— 
tungsausſchuß zur Entſcheidung vorzulegen. Jeder 
Arbeiter oder Handwerker, der es gewagt hätte, 
einen Zettel am Anſchlagbrett anzukleben, würde 
beſtimmt auf der Stelle entlaſſen worden ſein. 
Daher wollten wir uns lieber nicht in dieſe Ge⸗ 
fahr hineinbegeben, weil an für ſich ſchon genug 
Leute auf die Straße fliegen, ohne daß eine 
Schuld vorliegt. 

Am 16. November vorigen Jahres hat der 
Senat auf die Kleine Anfrage des Abg. Geisler 
geantwortet, daß dieſes Geſetz arundſätzlich für 


[die Eiſenbahn und den Hafenausſchuß Anwendung 


(D) 


(A) 


(B) 
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finde. Alſo hieraus geht wieder hervor, daß ſich 
der Senat auf den Standpunkt geſtellt hat, das 
Geſetz findet Anwendung, es muß aber dafür ge⸗ 
ſorgt werden, daß wenn ſich nun Schwierigkeiten 
ergeben, dem Geſetz auch zur Durchführung ver⸗ 
holfen wird. Dazu muß der Senat ſeine Hand 
bieten, und dafür muß er ſorgen. Wir haben des 
öfteren Verhandlungen mit dem Senat ge⸗ 
pflogen und haben gebeten, auf gütlichem Wege 
die Sache in Ordnung zu bringen. Wir haben 
lange gezögert, ehe wir dieſe Große Anfrage ein— 
reichten. Wenn wir aber ſehen, wie es hin und 
wieder von der polniſchen Staatsbahndirektion 
getrieben wird, dann waren wir notgedrungen 
gezwungen, dieſe Große Anfrage einzureichen. 
Somit iſt der Beweis erbracht, daß die Eiſen— 
bahnverwaltung die Danziger Geſetze ſabotiert. 

Nun haben wir auf der Eiſenbahndirektion 
einen Dr. Marczalek und beim Hafenausſchuß 
einen Dr. Modrow, die ſogar zur diplomatiſchen 
Vertretung gehören. Auch dieſe lehnen die Ein— 
führung des Geſetzes ab, weil ſie dann ihre Polo— 
niſierungsbeſtrebungen nicht durchführen können. 
Die Polniſche Berufsvereinigung lehnt anſchei— 
nend auf höheren Befehl die Durchführung dieſes 
Geſetzes ab. Soweit kann der $ 62 nach Anſicht 
der Eiſenbahnbedienſteten keine Rolle ſpielen 
und nicht der wahre Grund hierfür ſein. 

Hierzu möchte ich einige kleine Einzelheiten 
vortragen. Und zwar hat ſich jemand um Einſtel— 
lung aus der Gmina Polſka . . . (Zuruf des Abg. 
Dr. Moczyüſki) das ift polniſch, das kann ich nicht 
leſen, das überlaſſe ich Ihnen. 

Wir beſcheinigen, daß Herr Leo Slomianſki Mit- 
glied der Gmina Polska iſt. Der Antragſteller ſelbſt 
ſowie ſeine Familie ſind aufrichtige Polen, die das 
Vertrauen und die Berückſichtigung ihres Antrages 
um Verſetzung nach Danzig verdient haben. 

(Hört, hört! rechts. — Abg. Dr. Moczyüſki: 
Bravo!) Des weiteren möchte iich bei dieſer Ge- 
legenheit ausführen, daß in Polen ſeit Jahren 
ein Bahnmeiſter beſchäftigt iſt, der Deutſch-Dan⸗ 
ziger iſt und ebenfalls die Danziger Staatsange— 
hörigkeit beſitzt. Er war kurze Zeit vertretungs— 
weiſe nach Gdingen kommandiert worden, weil der 
dortige Bahnmeiſter erkrankt war. An und für 
ſich war das nicht ſchlimm, denn bei Geſundung 
des kranken Bahnmeiſters hätte er wieder zurück— 
kommen können. Das iſt aber eine Täuſchung. Der 
Betreffende heißt Wagner und hat mindeſtens 5 
oder 6 Anträge um Rücküberführung nach Danzig 
an die Staatsbahndirektion gerichtet. Dieſe Ge— 
ſuche hat man dauernd abgelehnt. So liegt mir 
ein Schreiben vom 21. März 1929 vor, worin die 
Staatsbahndirektion folgendes antwortet: 

Das Geſuch des Bahnmeiſters 2. Kl. Bruno 
Wagner um ſeine Verſetzung in das Gebiet der 
ich Stadt Danzig berückſichtigt die Direktion 
W. ift von obigem Beſcheid in Kenntnis zu ſetzen. 

9 


des Bau- und Unterhaltungsamts 
Anterſchrift. 
( Hört, Hört! rechts.) Weiter rollt man bei den 
Beamten auch die Feſtſtellung der Nationalität 
auf. Ich will aber nicht dazu reden, ſondern mich 
lediglich auf die Einführung des Arbeitnehmer: 
ausſchußgeſetzes beſchränken. Notwendig iſt es 
aber, ſolche Zuſtände durch die Betriebsräte zu 
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unterbinden, die in ſolchen Fällen nach dem 
Rechten zu ſehen haben. 

Welche Folgen erwachſen nun aus dieſen Mik- 
ſtänden für die Danziger Arbeiter? Ich möchte 
zunächſt den § 74 heranziehen, in dem wörtlich 
folgendes geſagt iſt: 

Wird infolge von Erweiterung, Einſchränkung 
oder Stillegung des Betriebes oder infolge von Ein⸗ 
führung neuer Fabriken oder neuer Betriebe oder 
Arbeitsmethoden die Einſtellung oder Entlaſſung 
einer größeren Anzahl von Arbeitnehmern erforder- 
lich, ſo iſt der Arbeitgeber verpflichtet, ſich mit dem 
Arbeitnehmer-Ausſchuß, an deſſen Stelle, wenn da⸗ 
bei vertrauliche Mitteilungen gemacht werden mäiſſen, 
der etwa vorhandene Betriebsausſchuß tritt, mög⸗ 
lichſt lange Zeit vorher über die Art und den Umfang 
der erforderlichen Einſtellungen und Entlaſſungen 
und über die Vermeidung von Härten ins Benehmen 
zu ſetzen. Der Arbeitnehmer-Ausſchuß oder Beiriebs- 
ausſchuß kann eine entſprechende Mitteilung an den 
zuſtändigen Arbeitsnachweis verlangen 

Die Einſtellung von Arbeitskräften geht aus die— 
ſem Paragraphen deutlich hervor; auch daß die 
Betriebsvertretungen mitzuſprechen haben, damit 
ſolche Verhältniſſe nicht einreißen, wie ſie heute 
tatſächlich eingeriſſen ſind. Es kann nicht ſo weiter 
gehen, daß nur die polniſche Gewerkſchaft als 
Arbeitsamt in Danzig gilt. Letzens ſprach ich mit 
einem Arbeiter, der nicht Mitglied meines Ver— 
bandes, ſondern Mitglied des Einheitsverbandes 
iſt. Er iſt Familienvater und hat drei Kinder. Er 
hat im vorigen Jahre ſchon gearbeitet und mußte 
nun zuſehen, wie Leute aus Lamenſtein eingeſtellt 
wurden. Als er deswegen vorſprach, wurde ihm 
einfach in meiner Gegenwart erklärt, es fei Wn- 
weiſung von der Direktion ergangen, nur Leute 
von der Polniſchen Berufsvereinigung einzuſtel— 
len. (Unerhört! rechts.) Aus der ganzen Umge— 
gend werden die Leute herangeholt, ja fogar aus 
feſten Stellen der Landwirtſchaft herausgeriſſen 
und nehmen hier den Arbeitsloſen die Stellen 
fort. Es werden Karten, ſogar Telegramme an 
dieſe Leute geſchickt, ſich morgen auf der Dienſt— 
ſtelle ſowieſo zu melden zwecks Einſtellung. Auch 
heute noch wird in polniſchen Verſammlungen 
nie vergeſſen, zu betonen: „Wer Mitglied wird, 
bekommt ſofort bei der Eiſenbahn Arbeit“. In 
Prangnau hat man ſogar einen jungen Mann von 
einem Dorf zum andern geſchickt, um Aufnahmen 
zu machen. Dieſer läßt ſich 2 Gulden von den Leu— 
Auch der Mann iſt mir bekannt. 
(Abg. Dr. Moczynſki: Namen heraus! — Zurufe 
rechts.) 

In der Bahnmeiſterei ll wurden im Winter 30 
Leute zum Schneeaufräumen eingeſtellt. Sie wur- 
den, weil Arbeit vorhanden war, auch noch ſpäter 
beſchäftigt. Die Polniſche Berufsvereinigung hatte 
damals keine Arbeitsloſen. Als ſie aber ihre Tä— 
tigkeit weiter auf dem flachen Lande einſetzte, 
hatte ſie natürlich nach einigen Wochen 30 Leute 
zuſammenbekommen und verlangte von jener 
Dienſtſtelle die Einſtellung der 30 Arbeiter. Da⸗ 
mit es aber nicht auffiel wurden die 30 Leute, 
die vorher eingeſtellt waren und aus Danzig 
ſtammten, einer anderen Bahnmeiſterei im 
Kaiſerhafen überwieſen, damit ſie von dort aus 
ſchneller auf die Straße flogen. Wieviel heute 
noch da ſind, kann ich im Moment nicht ſagen. 
Die 30 Leute der Polniſchen Berufsvereinigung 


wurden tatſächlich bei der Bahnmeiſterei einge— 
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(A 
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ſtellt. Es ließ mir keine Ruhe, daß ſolche Machina⸗ 
tionen betrieben wurden, und ich zog dieſerhalb 
Erkundigungen ein. Mir wurde klipp und klar 
erklärt: „Wir haben Anweiſung, nur Leute von 
der Polniſchen Berufsvereinigung einzuſtellen. 
(Hört, hört! rechts.) Ich werde dieſe Angaben 
nachher noch amtlich belegen können. Dieſe An- 
weiſung hat der Leiter für die Bahnunterhal⸗ 
tung, Direktor Pekel, erlaſſen. Ich werde fi 
nachher verleſen. Als ich im vorigen Jahre mit 
dieſem Direktor Pekel eine Unterredung hatte, 
und zwar wegen dieſer Angelegenheit, erklärte er: 
„Wir müſſen das frühere Unrecht wieder gut 
machen.“ (Zurufe rechts. — Abg. Loops: Wenn 
Sie Witze machen wollen, müſſen Sie zu einem 
Witzblatt gehen!) Als ich ausführte, Danzig habe 
noch niemals ein Ausnahmegeſetz gegen die polni— 
ſche Bevölkerung erlaſſen, erfolgte keine Antwort. 
Ich wußte, worauf der Direktor Pekel anſpielte 
und hatte bereits das Oſtmarkengeſetz genannt. 
(Zuruf des Abg. Dr. Moczynſki.) Herr Doktor, ich 
werde Ihnen nachher noch etwas zu ſagen haben, 
worauf Sie es vielleicht vorziehen werden, ſtill 
zu ſein. Ich habe weiter ausgeführt, in Zoppot 
ſeien ſieben Leute, die zirka ſechs bis acht Jahre 
als Zeitarbeiter beſchäftigt werden und die polni⸗ 


ſche Sprache beherrſchen. Trotzdem ſind ſie nicht in 


ein ſtändiges Arbeitsverhältnis überführt wor- 
den. Ich habe ferner ausgeführt, daß dieſe Leute 
zu deutſcher Zeit nicht berückſichtigt wurden, weil 


ſie polniſch-verdächtig waren. Heute aber werden 


ſie nicht berückſichtigt, weil ſie Deutſche ſind. Sie 
kommen auch bei der polniſchen Eiſenbahnver— 


waltung nicht vorwärts. Schließlich habe ich dem 


Direktor Pekel die Frage vorgelegt: „Welch ein 
Staat muß nun noch geſchaffen werden, damit 
dieje Leute zu ihrem Recht kommen?“ Eine Ant: 
wort erhielt ich nicht. Die Antwort blieb er mir 
allerdings ſchuldig. 

In ſolchen Fällen brauchen wir das Geſetz bei 
der Eiſenbahn. Wir wollen keine Bevorzugung, 
ſondern nur Gerechtigkeit bei der Einſtellung von 
Leuten. Wir find nicht dagegen, wenn Leute ein- 
geſtellt werden, die polniſch können. Wir haben 
nichts dagegen: wenn fie die Danziger Staatsan- 


gehörigkeit beſitzen, ſollen ſie eingeſtellt werden. 


Es ſoll aber keiner bevorzugt werden; denn wir 
ſind jo chriſtlich eingeſtellt, daß wir ein Verſtänd⸗ 
nis dafür haben, daß jeder Familienvater leben 
will und ſeine Familie ernähren muß. Wir ſehen 
aer dauernd, daß Leute aus der Landwirtſchaft 
Lai DRI werden. Die Landwirtſchaft wird die 
Dar e los, und hier werden fie eingeſtellt. Die 

zangiger werden nicht beſchäftigt, trotzdem wir 
hier eine nicht geringe Zahl von Arbeitsloſen 
aufzuweiſen haben. Ich möchte bei diefer Gelegen- 
heit etwas in Erinnerung bringen. Als wir in 
der letzten Hauptausſchußſitzung den Etat Mr- 
beit“ behandelten, hat uns Herr Senator Arczyn⸗ 
ſki ziemlich genaue Zahlen geben können und 
den, der bei dieſer Arbeit tätig iſt, überlief ein 
Gruſeln, daß dieſe Erwerbsloſigkeit möglich iſt, 
während auf der andern Seite ausländiſche 
Arbeiter in Danzig beſchäftigt werden. Das ganze 
Gefühl muß ſich in einem aufbäumen. Die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft leidet, die Danziger Arbeiterſchaft 
geht zu Grunde, und auf der andern Seite werden 


die Maßnahmen nicht bekämpft, die dazu führen, 
noch weitere Verſchlechterungen auf dieſem Ge— 
biet hervorzurufen. Im Jahre 1927, als wir eben⸗ 
falls eine große Arbeitsloſigkeit aufzuweiſen 


hatten, konnte die „Gazeta Gdanſka“ melden: 
„Die Polen ſind alle in Beſchäftigung, wir 
haben keine Erwerbsloſe.“ M. D. u. H., dies 


zeigt deutlich, wie gearbeitet worden iſt, und noch 
zum Nachteil der Deutſch-Danziger Arbeitnehmer: 
ſchaft gearbeitet wird. > 

Wenn früher die Anweiſungen und Berfü- 
gungen auf telephoniſchem Wege an die einzelnen 
Dienſtſtellenvorſteher erledigt wurden, ſo wird 
das heute nicht mehr ſo gehandhabt, ſondern heute 
wird das in aller Oeffentlichkeit deutlich Heraus- 
gegeben. Die Beamten werden angewieſen, ihre 
Schweigepflicht nicht zu mißbrauchen. Sie dürfen 
zuſehen, wie ihre Familien weiter herunterkom⸗ 
men. Die Dienſtſtellenvorſteher haben nicht die 
Möglichkeit, etwas anderes zu unternehmen. 
Allerdings iſt es jetzt etwas geändert worden. 
Wenn früher geheime Verfügungen an die einzel⸗ 
nen Dienſtſtellen herauskamen, ſo wird es jetzt 
öffentlich gemacht. Wir ſind einem Dr. Marczalek 
dafür dankbar, daß er es anders macht als ſein 
Vorgänger. Er hat in aller Deutlichkeit den 
Schleier gelüftet. Wir ſind ihm außerordentlich 
dankbar, gerade dieje Feſtſtellung machen zu fön- 
nen. Er geht allerdings in allen Fragen ſo vor, 
wie es einem anſtändigen Menſchen nicht geziemt. 

Die Einſtellung erfolgt durch die Direktion ge— 
meinſchaftlich mit der Polniſchen Berufsvereini⸗ 
gung. Eine Verfügung beſagt, daß die Leute, die 
von der Direktion eingeſtellt ſind, nicht entlaſſen 
werden dürfen. Die Gelder, die einer Dienſtſtelle 
monatlich überwieſen werden, werden dann na- 
türlich gekürzt. Die Folge davon iſt, daß die 
Deutſch-⸗Danziger entlaſſen werden, weil die 
Leute, die durch die Direktion von der Polniſchen 
Berufsvereinigung eingeſtellt werden, nicht ent— 
laſſen werden. Im Januar wird einer Dienſtſtelle 
Anweiſung gegeben, einen Arbeiter X ſofort der 
Bahnmeiſterei zurückzuüberweiſen. In der Bahn⸗ 
meiſterei angelangt, wird die Entlaſſung ausge- 
ſprochen, trotzdem die Entſcheidung des Hohen 
Kommiſſars vom 5. 9. 1921 wörtlich etwas ande- 
res ſagt. Es handelt ſich bei dieſer Frage nämlich 
gerade um den Sohn eines Eiſenbahners. In 
dieſer Entſcheidung heißt es, wenn bei der Eiſen⸗ 
bahn Stellen frei werden, ſoll den Danziger 
Bürgern der Vorrang gegeben werden, ganz be- 
ſonders denjenigen Familien, die jahrelang bei 
der Eiſenbahn beſchäftigt ſind und bei denen die 
Kinder den Beruf der Vorfahren ergreifen wollen. 
Wenn brauchbare Danziger Staatsangehörige 
fehlen, hat Polen das Recht, andere hereinzu⸗ 
holen, alſo nur, wenn Danziger fehlen. In Wirk⸗ 
lichkeit iſt es natürlich anders. 

Als ich beim hieſigen Bauamt vorſtellig 
wurde, ſollte die ſofortige Einſtellung erfolgen, 
weil erklärt wurde, dieſe Entlaſſung könne nur 
irrtümlich erfolgt ſein. Vielleicht hat der Dienſt⸗ 
ſtelleninhaber nicht gewußt, daß der Mann Sohn 
eines Eiſenbahners iſt. Aber die Sache wurde 
anders geſchoben. An demſelben Tage, als er ein⸗ 
geſtellt werden ſollte, war bereits eine polniſche 
Geheimverfügung erlaſſen, in der die Miederein- 


1705 


(C) 


~ 


D) 


{B) 


1706 


Volkstag Danzig — 87. Sitzung. 


Mittwoch, den 12. Juni 1929. 


(Klein, Abgeordneter) 

ſtellung unterſagt wurde. Sie iſt ſogar im Amts⸗ 
blatt veröffentlicht. Es heißt, daß die Wiederein⸗ 
ſtellung nicht erfolgen darf, wenn ſich der Betref⸗ 
fende melden ſollte. Es war nun ſelbſtverſtänd— 
lich unſere Aufgabe, der Sache auf den Grund zu 
gehen. Die Folge war, daß Herr Dr. Marczalek 
mir folgendes jagte: „Der X iſt zu recht entlaſſen, 
weil er in einer Frühſtückspauſe, als ein anderer 


Kamerad einen Zeitungsartikel vorlas, der Mus- 


führungen über den Namenstag des Marſchalls 
Pilſudſki machte, eine abfällige Redensart ge— 
äußert hat.“ Ich habe ſofort gewußt, daß dahinter 
etwas anderes ſtecken müßte. Wir hatten bereits 
vorher erforſcht, ob der Mann vielleicht etwas 
Abfälliges geäußert hatte; denn wie ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß ſo etwas nicht vorkommen 
darf. Wir wollen keine Beleidigungen aus— 
ſprechen. Wir wollen unjere Arbeit machen, ver- 
langen aber gute Entlohnung. Da ich aber bei 
den Arbeitskollegen des Betreffenden nichts er— 
fahren konnte, habe ich ſofort die Vorgeſetzten ge- 
fragt. Die haben mir geſagt: „Es iſt der ruhigſte 
Menſch, der in der Bahnmeiſterei iſt.“ Noch dieſer 
Tage wurde er auf der Direktion vernommen, und 
der Beamte, der das tat, ſagte: „Aus dem iſt ja 
nicht ein Wort herauszubekommen.“ Vor ſechs 
Wochen wurde mir alerdings zugemutet, daß ich 
eine Erklärung in der Staatsbahndirektion ab— 
geben ſollte, daß ſich Krauſe jeglicher Aeußerungen 
enthalten würde. Dann ſollte er ſofort einge— 
ſtellt werden. (Hört, hört!) Mit andern Worten, 
ich ſollte die Tat, die der Mann nicht begangen 
hat, decken und ſollte ihn zum Verbrecher machen. 
Das habe ich allerdings abgelehnt. 

Sie werden ſich nun nicht wundern, daß wir 
die Einführung des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes 
fordern. Wir werden natürlich ſehen, wieweit ſich 
dieſe Frage jetzt klären läßt. Ich habe die beſtimm— 
te Hoffnung, daß der Mann wieder eingeſtellt 
wird, ohne daß es notwendig iſt, eine Erklärung 
abzugeben. Wie man aber mit zweierlei Maß 
mißt, möchte ich auch an dieſer Stelle zum Aus— 
druck bringen. Ein gewiſſer Hans Paſchke, ich 
nenne ſogar den Namen, war im Jahre 1922 in 
Danzig im Kaiſerhafen beſchäftigt. Paſchke ging 
nach Gdingen und wurde fogar in Gdingen Beam- 
ter. Die Herrlichkeit dauerte nur bis 1928, dann 
ließ er ſich eine Fahrkartenunterſchlagung, wie 
mir geſagt wurde, zuſchulden kommen, und wurde 
jortgejagt. Man hatte ihn aber in Danzig gebrau— 
chen können, weil er den polniſchen Verbänden an- 
gehört und die polniſchen Beſtrebungen unter— 
ſtützt. Er iſt jetzt beim Eiſenbahnbauamt auf der 
Dienſtſtelle Zoppot eingeſtellt. 

Anders aber iſt es, wenn ſich ein Danziger eine 
Kleinigkeit zuſchulden kommen läßt. Ich möchte 
auf einen Fall hinweiſen, der vor einigen Wochen 
in Danzig paſſierte. Auf dem Güterbahnhof Leege- 
tor war ein Familienvater mit fünf Kindern 
tätig, der als Packer beſchäftigt wurde. Er ift elf 
Fahre im Eiſenbahndienſt tätig und hatte eine 
Vertrauensſtellung inne. Er verlud einmal Ro- 
linen. Die gehen waggonweſſe jede Woche von dort 
weg, Bei einer Verladung platzte der unterſte 
Sack. Der ganze Waggon kann nicht noch einmal 
ausgepackt werden, ſondern die Ware wird, ſoweit 
es geht, hineingeſtopft und der Sack zugenäht. 


Jetzt blieb vielleicht ein halbes Pfund übrig. 
Weil der Mann chriſtlich eingeſtellt iſt, ſagte er 
ſich, es ſei ſchade, daß die Roſinen zertreten wür— 
den. Richtig wäre es in dieſem Fall geweſen, dann 
wäre er nämlich nicht entlaſſen worden. Wir 
ſtehen aber auf dem Standpunkt, daß Roſinen 
kein Gegenſtand ſind, der mit Füßen getreten wer— 
den kann. Es iſt zweifellos beſſer, ſie aufzuheben. 
Zweckmäßig wäre es vielleicht geweſen, daß der 
Betreffende dem Dienſtſtellenvorſteher geſagt 
hätte: „Ich habe die Roſinen aufgehoben, wo ſoll 
ich ſie laſſen?“ Das hat er nicht getan. Warum? 
Weil die Leute pro Tag etwa 15 bis 20 000 Ton- 
nen mehr verladen müſſen, als vor dem Kriege. 
Daher reicht die Zeit nicht aus. Dieſer Mann 
wurde ſofort auf die Straße geſetzt, trotzdem ich 
mindeſtens zwanzig Mal in dieſer Sache vor— 
ſprach. Als ich einmal beim Präſidenten vor— 
ſprechen wollte, hieß es, der Präſident könne mich 
nicht empfangen, weil an dem Tage kein Sprech- 
tag war. Damit habe ich mich abfinden müſſen. 
Am Freitag, dem Sprechtag, lag der Mann be— 
reits auf der Straße und iſt heute noch entlaſſen. 
Seine Frau hat die Frau des Präſidenten aufge— 
ſucht, um nochmals zu verſuchen, ob nicht eine 
Wiedereinſtellung erfolgen könne. Auch das hat 
nichts gefruchtet. Wenn das auch nicht mit meiner 
Einwilligung geſchehen iſt, kann man daraus 
doch die Notlage der Familie erſehen, die die 
Frau dazu trieb, dieſen Bettelgang anzutreten. 
Der Eine, der eine Anterſchlagung gemacht hat, 
wird eingeſtellt, und dieſer Mann, dem die Be— 
legſchaft und die Vorgeſetzten Vertrauen ent— 
gegenbrachten, der elf Jahre lang eine Vertrau— 
um gehabt hat, wird auf die Straße ge— 
ſetzt. 

Eine weitere Frage, die ebenfalls intereſſant 
ijt: Man hatte Leute in Simonsdorf beſchul⸗ 
digt, ſie hätten im Fahrkartenweſen eine Unter— 
ſchlagung unternommen. Der Dienſtſtellenvor— 
ſteher, der gerade an dem Tage die Dienſtſtelle 
übernommen hatte, wurde von Neufahrwaſſer 
nach Simonsdorf verſetzt. Man hat ihn verhaften 
laſſen und eingeſteckt. Ebenſo drei Kollegen, die 
gleichfalls im Fahrkartenbetrieb tätig waren. Das 
Urteil iſt letztens verkündet worden. Es hat ſich 
herausgeſtellt, daß die Sache anders war. Die 
Leute ſind wieder eingeſtellt. Aber dieſer Ver— 
leumder, der gerade dieſe Leute denunziert hat, 
hat es fertig bekommen, als Schaffner junge 
Mädchen während der Fahrt im Dienſt zu be⸗ 
läſtigen. Dieſen Leuten ſchenkt man Glauben. 

Noch eine weitere Angelegenheit. Man hat jetzt 
wieder einen Rottenführer ſiebzehn anderen vor— 
gezogen. Auch dies wäre nicht möglich, wenn man 
das Arbeitnehmerausſchußgeſetz einführte. Aber 
ein weiteres Protokoll gibt doch vielleicht manche 
Klarheit. Vielleicht hat Herr Dr. Moczyäſki hier 
ſeine Hand im Spiel. Ich habe ihm ja geſagt, daß 
ich noch etwas anführen würde. Ans iſt auch De- 
kannt, Herr Doktor, daß von Warſchau eine Un⸗ 
terſuchungskommiſſion nach Danzig kam, die die 
Perſonalakten revidierte. Mir iſt auch der Name 
deſſen bekannt, der dieſe Feſtſtellungen in die 
Wege geleitet hat. (Hört, hört! rechts.) Es liegt 
mir fern, irgendeine Sache vortragen oder be— 


haupten zu wollen, die der wahren Grundlage 
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dann werden Sie es verſtehen, daß ich als Vertre— 
ter von Eiſenbahnbedienſteten auf dem Boden 
der Gerechtgkeit ſtehe und jede Ungerechtigkeit be— 
kämpfe, ſolange ſie vorhanden iſt. Der Bahn⸗ 
unterhaltungsarbeiter X. wurde am 24. April d. 
Is, in der Bahnmeiſterei Y. mit etwa 12 Leuten 
eingeſtellt. Von ihnen wurden fünf zur Vorprü⸗ 
fung zugelaſſen, worunter ſich auch X befand. Als 
aber die weitere Ausbildung herankam, wurde 25 
zurückgeſetzt, trotzdem er ebenfalls Mitglied der 
polniſchen Berufsvereinigung war. Als dieſer 
Mann bei der Polniſchen Berufsvereinigung, 
Herrn Abg. Lendzion, vorſtellig wurde, erklärte 
dieſer, daß X im vorigen Jahre falſch gewählt 
habe und er beinahe nicht in den Volkstag Hin- 
eingekommen wäre. Lendzion ließ ſich davon nicht 
abbringen, und deswegen ift die Zurückſetzung er- 
folgt. Als der Mann am 5. d. Mts. aus dem 
Nangierdienſt zurückgezogen wurde, hat er ge- 
beten, ihn doch im Dienſt zu belaſſen. Er iſt ſeit 
1927 bei der Eiſenbahn beſchäftigt und mit jämt- 
lichen Arbeiten vertraut, was man von den an- 
deren nicht ſagen kann. Jetzt wurde er noch aus 
dem Rangierdienſt herausgezogen. Auf ſeine 
Frage, warum, erklärte ihm der Rangiermeiſter, 
daß ſich der polniſche Verband beſchwert, daß er 
deshalb herausgezogen werden müſſe. Ich habe 
den Brief nicht genau dem Wortlaut nach vorge— 
leſen, weil ſonſt vielleicht Fingerzeige da wären, 
um dieſen Mann auf die Straße zu ſetzen. Dieſer 
Brief iſt auch nachher nicht ins Protokoll gekom— 
men, ſondern als ein Brief von der Gewerkſchaft 
aus an die Staatsbahndirektion gerichtet. Daraus 
ſehen Sie, daß ich nicht einſeitig bin, ſondern ge— 
recht urteile. Dieſer Mann iſt Freiſtädter und 
kann polniſch fließend ſchreiben und leſen. Er iſt 
Danziger Bürger, hat ſich um die Einſtellung be- 
worben und wurde eingeſtellt. Jetzt wird er den 
andern gegenüber zurückgeſetzt. Als man der Sache 
auf den Grund geht, ſtellt ſich heraus, er ſolle 
nicht richtig gewählt haben. Was ſoll man zu 
ſolchen Handlungen ſagen! Es iſt empörend, wenn 
man den Dingen auf den Grund geht. Ich habe 
dies Schreiben bereits im Januar an die Staats- 
bahndirektion gerichtet und hätte keine Veran— 
laſſung gehabt, es heute zur Verleſung zu brin— 
gen, wenn ich bis heute wenigſtens eine Antwort 

erhalten hätte. Aber das iſt nicht geſchehen. 
une in Die einzelnen Verfügungen be- 
beitern an en 1 
gangen find. zelnen Dienſtſtellen herausge— 
Dante m enep Teelen im Gebiet der Freien Gadi 
GStaatsbabndireftion Nr. 42070 Dom. 5. b. Ats Hi 
die Uebernahme von Bedienſteten des Bah Unter 
haltungsdienſtes auf den ſtändigen Perſonaletat des 
Betri pa Tom, 1 nro tenies von der jedesmali⸗ 
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tion abhüneie, 5 iS a der Staatsbahndirek⸗ 
ges wird zur Kenntnis er 
Jeder lead enntnis und Beachtung bes 
Ja, m. D. u. H., wenn man ſich 
nur die Verfügung ſo im Wortlaut durch den 
Kopf gehen läßt, wird man ſofort verſtehen kön— 
nen, was man mit dieſer Verfügung vorhat. Wir 
willen, was folh eine Verfügung für eine Bedeu- 
tung hat. Es find ſchon mehrere derartige Ver- 


28 an das Bahn- 
Danzig: : 
Mit Verfügung der Staatsbahndirektion vom 
4. Mai d. Is. wurde angeordnet, daß ſämtliche über⸗ 
zähligen ſtändigen Arbeiter zuſammen mit den Zeit⸗ 
arbeitern von den Bahnmeiſtereien mit Eintritt der 
Winterperiode zu entlaſſen find. 3 K. 
Unter Hinweis auf die oben erwähnte Verfü⸗ 
gung wird das Amt angewiejen, die in Frage kom⸗ 
menden überzähligen ſtändigen Arbeiter tarifmäßig 
(§ 23 L. T. V.) zu entlaſſen. Es wird hierbei pe- 
merkt, daß in erſter Linie die ledigen, dann die ver⸗ 
heirateten kinderloſen Arbeiter uſw. zu entlaſſen ſind. 
Gleichzeitig ſind ſämtliche Zeitarbeiter ſofort zu 
entlaſſen. Der ſofortigen Entlaſſung unterliegen nicht 
diejenigen Arbeiter, die bei den Neubauarbeilen und 
beim Gleisumbau beſchäftigt werden, ſowie dieieni⸗ 
gen, die auf beſondere Verfügung der Staatsbahn⸗ 
direktion eingeſtellt wurden. 
Ausführungsbericht ift der Staatsbahndirektion 
innerhalb 14 Tagen vorzulegen. 
Auch hier ſehen Sie wieder, daß immer mit 
dreierlei Maß gemeſſen wird. Auch hier werden 
die Arbeiter entlaſſen, aber diejenigen, die durch 


und Bauunterhaltungsamt 


die Staatsbahndirektion angeſtellt werden, dür— 


fen nicht entlaſſen werden. 
Wenn wir nicht vom Senat die Erklärung er— 


halten hätten, daß alles gemacht werden ſoll, was 


im Intereſſe der Eiſenbahnbedienſteten liegt, hät— 
ten wir vielleicht noch etwas anderes unternom— 
men. Aber wir wollen hoffen, daß Herr Senator 
Arczynſki als Regierungsvertreter es ſich zur 
Aufgabe macht, auch wirklich die Aenderung des 
Arbeitnehmerausſchußgeſetzes nicht nur zu prüfen, 
ſondern durchzuführen. Wenn das der Fall iſt, 
werden die Eiſenbahner Ihnen dankbar ſein. Wir 
wollen keine Hetze, ſondern nur Gerechtigkeit, und 


das glauben wir von dieſer Stelle aus verlangen 


zu müſſen. 
M. D. u. H., wie weit das führen kann, beweiſt 
ein Artikel, der vor einiger Zeit durch die Preſſe 
ging. Ich will es vortragen, weil ſich das auch auf 
Danzig auswirken kann. Es iſt vielleicht notwen— 
dig, zu beleuchten. Sie geſtatten wohl, Herr Prä— 
ſident, daß ich es verleſe. 
Der Deutſche in Polen ift recht- und ſchutzlos. — Wie 
Polen deutſche Eiſenbahner behandelt. — Martyrium 
deutſcher Eiſenbahner in Dirſchau. — Ein Hohn auf 
jedes Menjchenrecht. 

Vor einigen Tagen traf in Marienburg ein Zug 
des Jammers ein, ſechs deutſche Eiſenbahner polni- 
iher Staatsangehörigkeit aus Dirſchau mit ihren Fa- 
milien. Sie waren trotz ihrer Beamteneigenſchaft 
und trotz aller Verträge mit Polen friſtlos entlaſſen 
worden und mußten mittellos ihre Heimatſtadt Dir- 
ſchau verlaſſen. Die deutſche Wohlfahrtspflege hat 
ſich ihrer angenommen, ſie mit dem Notwendigſten 
verſehen und fie dem Flüchtlingslager in den ehema— 
ligen Schneidemühler Albatros-Werken, das ſchon io 
manchen Elendzug aus den entriſſenen Gebieten ſah, 
zur weiteren Betreuung überwieſen. 

Die Eiſenbahnbeamten ſchilderten unſerem Mit: 
arbeiter ausführlich ihre Erlebniſſe und Leiden unter 
der polniſchen Herrſchaft: „25 Jahre war ich deutſcher 
Eiſenbahnbeamter, immer in Dirſchau. — Der Mann 
iſt mir perſönlich bekannt. — Da hängt man an ſeiner 
Heimat, und Dirſchau war immer eine gute deutſche 
Stadt. Wir hätten nie gedacht, daß Polen ſie ein⸗ 
mal in ſeine Hand bringen würde. Ja, und dann 
kam der Februar 1920. Dirſchau mußte trotz aller 
Proteſte der Einwohnerſchaft übergeben werden. Die 
Polen erfanden den „ſchönen“ Namen „Tezew“ für 
Dirſchau. Viele, viele Tauſende ließen ſich ins Reich 
verſetzen. Dann hieß es, das Reich kann die vielen 
Beamten gar nicht unterbringen, wir würden alle auf 
Wartegeld geſetzt werden. 
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Die Polen kamen und bettelten, wir ſollten da 
bleiben. Alle Dienſtverträge würden anerkannt, die 
Dienſtjahre angerechnet, wir jollten befördert werden. 
Zwiſchen Deutſchen und Polen ſollte Freundſchaft. 
herrſchen. Unſere Sprache würde nicht angetaſtet. 
Das waren alles ſehr ſchöne Worte, die man uns 
ſagte. Und wir waren ſo dumm und fielen darauf 
hinein, wir blieben. 

Zuerſt ging alles gut. Dann kamen aus dem 
Reiche Eiſenbahnbeamte, die Polen waren und wur⸗ 
den befördert und uns vor die Nafe geſetzt, Weichen⸗ 
ſteller als Oberbahnhofsvorſteher, Rottenarbeiter als 
Bahnmeiſter. Natürlich hatten dieſe neuen Vorge⸗ 
ſetzten keine blaſſe Ahnung vom Dienſt. Den mußten 
wir machen. Wenn die polniſchen Dienſtanfänger, die 
wir anlernen mußten, Dienſt machten, gab es manch- 
mal ſchöne Situationen. Oft genug konnte nur im 
letzten Augenblick ein Unglück verhütet werden. 
Manche Entgleiſung kam vor.“ . 

Und dann erzählen ſie weiter. Wie allmählich 
immer mehr polniſche Eiſenbahner ausgebildet waren 
und über ſie hinweg befördert wurden, während ſie 
ſelbſt ewig auf die verſprochene Beförderung, die ſie 
unter deutſchem Regime längſt hätten erhalten müjjen,— 
warteten, wie man ſie immer ſchlechter behandelte, ſie 
ſchikanierte bis aufs Blut, wie der galisiſche Ober⸗ 
bahnhofsvorſteher ſie beſchimpfte und überall zurück⸗ 
ſetzte. Das deutſche Element in Dirſchau, dem wich⸗ 
tigen Eiſenbahnknotenpunkt, wurde immer mehr zu⸗ 
rückgedrängt. Man verſetzte die Beamten nach In- 
nerpolen, wies Beamte aus und zog Kongreßpolen 
dafür nach Dirſchau. 3 

„Wir lernten polniſch und ſprachen deutſch nur 
noch in unſerer Wohnung,“ erzählte der eine. Das 
half alles nichts. Ein ſogenanntes „Komitee“ des 
reinen polniſchen Geiſtes ſandte ihnen Drohbriefe ins 
Haus, in denen ihnen ſchreckliche Foltern angedroht 
wurden, falls ſie es noch weiter wagen ſollten, durch 
Gebrauch der deutſchen Sprache auch in ihrer Woh⸗ 
nung den volniſchen Geiſt zu beleidigen. Sie wurden 
außerdem aufgefordert, Dirſchau ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich zu verlaſſen. Als die Deutſchen ſich weigerten, 
ihre Kinder in die polniſche Schule zu ſchicken, wurden 
die Kinder eines Tages gewaltſam aus der deutſchen 
Schule geholt und unter wüſten Beſchimpfungen durch 
die Straßen zur polniſchen Schule getrieben. Die 
Beamten wurden abends mehrfach überfallen und ſo 
verprügelt, daß ſie aus vielen Wunden bluteten. 

(Das iſt die Verſtändigung! rechts.) . 
Die Unterſuchung verlief immer ergebnislos, ja die 
Leute wurden verhöhnt und verdächtigt, ſich ſelbſt 
gegenſeitig verprügelt zu haben, um die polniſche Be⸗ 
völkerung, das „kultivierte“ polniſche Volk verdäch⸗ 
tigen zu können, daß ſie ſich die Finger an einem 
kulturloſen barbariſchen Hunnen“ ſchmutzig gemacht 
hätten. 


M. D. u. H., es geht noch weiter, ich möchte aber 
nicht den ganzen Artikel vorleſen. Vielleicht wäre 
noch das eine oder andere zu ſagen, aber ich will 
das hohe Haus nicht ſolange aufhalten. Ich möchte 
nur erwarten, daß auch der Senat einſieht, daß ſo 
etwas einreißen kann, wenn von polniſcher Seite 
Danziger Geſetze, die wir hier haben, von jedem 
Bürger, der in Danzig wohnt, anerkannt werden, 
und daß wir nicht darüber zu klagen brauchen, 
daß ſie von irgend einer Stelle ſabotiert werden. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan. 
Herr Abg. Werner. 


; Werner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Als vorhin der Herr Abg. Klein hier ſprach, 


Das Wort hat der 


machte der Abg. Mayen den blödſinnigen Zwi— 
ſchenruf, die Sozialdemokraten wären alle hinaus— 
gegangen, fie hätten kein Intereſſe am Betriebs- 
rätegeſetz (Es war auch keiner drin! rechts.) Ie- 
denfalls hielten es die Sozialdemokraten für rich— 
tiger, in der Zwiſchenzeit eine Fraktionsſitzung 
abzuhalten, als die bombaſtiſchen Redensarten des 
Abg. Mayen mit anzuhören. (Er hat doch Recht 
gehabt! rechts.) Im übrigen hat Herr Abg. 
Mayen, glaube ich, als Gewerkſchaftsvertreter nur 
deshalb ſo ſprechen können, weil es zufällig gegen 
die polniſche Staatsbahn ging. Ich bin der feſten 
Ueberzeugung, daß die Deutſchnationale Fraktion 
den Abg. Mayen hier nicht hätte ſprechen laſſen, 
wenn es ſich um deutſchnationale Unternehmer ge— 
handelt hätte, die ſich der Durchführung des Be— 
triebsrätegeſetzes widerſetzten. Denn es gibt noch 
eine große Anzahl deutſchnationaler Unternehmer, 
Herr Mayen, die auch heute noch den größten Wi— 
derſtand bei der Durchführung des Betriebsräte— 
geſetzes ihrer Arbeiterſchaft entgegenſetzen. (Abg. 
Kloſſowſti: Klawitter!) Sie haben auch heute noch 
nicht die Wahl der Arbeitnehmerausſchüſſe in 
ihren Betrieben vornehmen laſſen. Alſo ſollten Sie 
etwas vorſichtiger ſein, und dieſe Rede lieber in 
Ihrer Fraktion oder in Ihren Wählerkreiſen hal 
ten, in Ihren Arbeitgeberkreiſen, damit ſich die 
Herrſchaften auch daran gewöhnen, das Geſetz 
durchzuführen. (Sehr richtig! links.) Im übrigen 
begrüße ich es, daß die Angelegenheit einmal be— 
rührt worden iſt. Wir haben den Ausführungen 
des Senats entnommen, daß er alles tun wird, um 
dem Geſetz bei der polniſchen Staatsbahndirektion 
und dem Hafenausſchuß zur Durchführung zu ver- 
helfen. (Schichau hat auch keine Arbeitnehmeraus— 
ſchüſſe gewählt! links.) Jedenfalls werden die Ge- 
werkſchaften dem Senat hilfreich zur Seite ſtehen, 
um das Geſetz auch bei der polniſchen Staatsbahn⸗ 
direktion und beim Hafenausſchuß zur Durchfüh⸗ 
rung zu bringen. (Bravo! links. — Abg. Loops: 
Ich wollte vorſchlagen, um 7 Uhr Schluß zu 
machen!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Nach Vereinbarung 
mit dem Herrn Präſidenten wollte ich vorſchlagen, 
jetzt die Sitzung zu vertagen, weil wir mit der De— 
batte doch nicht zu Ende kommen. Es erfolgt kein 
Widerſpruch, es ift demgemäß beſchloſſen. Ich 
ſchlage, vor, die nächſte Sitzung, morgen, Donners- 
tag, nachmittags 3.30 Uhr mit folgender Tages⸗ 
ordnung abzuhalten: 


1. Reſt von heute. 

2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände— 

rung des Geſetzes über den Forſtdiebſtahl, Druckſache 

Nr. 729 zu Nr. 704. 

3. Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schwegmann und 
Fraktion betr. Teilnahme der Beamten an Stahlhelm 
tagungen, Druckſache Nr. 718. 

4. Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 
Verbot einer Proteſtkundgebung. Druckſache Nr. 722. 

5. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrech⸗ 

nung 1927. Druckſache Nr. 750. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 50 Minuten.) 
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(A) 
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88. Sitzung 


Donnerstag, den 13. Juni 1923. 


Geſchäftlich s 8 
Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 35 des Abg. 
Klein u. Fr. betr. Durchführung des Geſetzes 
betr. Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſe bei der Staats- 
bahn. — Fortſetzung. — (Druckſache Nr. 686) 
Kreft Paul a a a a 
Miſzewſki (P.). 


Sende d,; 8 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 
Geiler d Er er, 
ME SHE SF SIE 
Arczynſki, Senator. 2 
Se ee e a 
Ordnungsruf für den Abg. Schütz (D. Nat.) 
Eingaben. (Druckſache Nr. 72) 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Einkommen- und Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes. (Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709) 
Böckeß DN); N 
Opitz KP); 8 
Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. zu Ar- 
tikel I der Druckſache Nr. 709 (Druckſache 
Nr. 5000 ; 
Namentliche Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Opitz u. Fr. zu Artikel I 
Namentliche Abſtimmung über Artikel I der Druck— 
ſache Nr 009 8 
Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. zu Ar⸗ 
tikel la der Druckſache Nr. 709 (Druckſache 
HEN ED RNERR 3 
Namentliche Abſtimmung über Artikel II der Drud- 
ach err 999. 8 
Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit . 


89. Sitzung. 


Donnerstag, den 13. Juni 1925. 


Zweite und dritte Beratung eines dritten Geſetzes 
über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung 
„(Druckſache Nr. 752 zu Nr. 725) 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes betr. den Forſtdiebſtahl 

) 


(Druckſache Nr. 729 zu Nr. 704) 
Namentliche Abſtimmung über Artikel 1 der 
Druckſache Nr. 704 č 


Vertagung infolge Beſchlußunfähigteit ` 


90. Sitzung. 
Donnerstag, den 13. Juni 1929. 


Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 
Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schwegmann u. 
Fr. betr. Teilnahme der Beamten an Stahl: 
helmtagungen. (Druckſache Nr. 7189) 
Schwegmann (D. Nat.). 
Gehl, Stellv. Präſident 
Philipſen (D. Nat.) 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) ER} 
PEN S PP) 8 
Philipſen (D. Nat) 2... 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, Dr. 
Kamnitzer, Sawatzki; Staatsrat Claaſſen; Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Gallaſch; Landgerichtsrat Dr. 
Bode. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 88. 
Vollſitzung. Der Herr Abg. Fritz Klawitter erſucht 
um einen dreiwöchigen Urlaub. Ich ſtelle feſt, daß 
ſich Widerſpruch nicht erhebt. Der Urlaub ift fo- 
mit genehmigt. Wir treten in die Tagesordnung 
ein. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 

35 des Abg. Klein u. Fr. betr. Durchfüh⸗ 

rung des Geſetzes betr. Arbeitnehmeraus⸗ 

ſchüſſe bei der Staatsbahn. — Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 686. Das Wort hat der Herr Abg. 
Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wir haben im vorigen Jahr anläßlich der Be- 
ratung dieſes Geſetzes unſere grundſätzliche Stel— 
lungnahme zu dieſem Geſetz klar und präziſe zum 
Ausdruck gebracht. Wir haben beſonders immer 
betont, daß es zwiſchen Kapital und Arbeit keine 
Gemeinſchaft geben kann, daß alle die ſchönen 
Gedankengänge von einer Wirtſchaftsdemokratie 
leere Worte ſind, die niemals in die Tat umgeſetzt 
werden können. Da wir aber wiſſen, daß ſich 
viele Arbeiter noch davon einfangen laſſen, haben 
wir verſucht, dieſem Geſetz die größten Giftzähne 
auszureißen. Wir haben uns auf den Standpunkt 
geſtellt, daß alle die Erfahrungen, die in Deutſch— 
land ſeit 1920 mit dieſem Geſetz gemacht worden 
ſind, hier in Danzig verwertet werden müſſen. 
Dementſprechend ſollte das Geſetz umgeändert 
werden. Wir haben zunächſt einmal nachgewieſen, 
daß die Vergangenheit in Deutſchland gezeigt hat, 
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ſchutz haben, in den meiſten Fällen von den Unter- 
nehmern auf die Straße geſetzt worden ſind. 

M. D. u. H.! Ich will an Hand der Begrün⸗ 
dung, die wir ſeinerzeit gegeben haben, ſpeziell 
meinen Freunden vom Zentrum beweiſen, wie 
notwendig gerade dieſer Entlaſſungsſchutz des 
Wahlausſchuſſes iſt. Der Herr Abg. Klein führte 
1725 C[geſtern aus, Sie hätten wohl verſucht, das Ar- 
beitnehmerausſchußgeſetz zur Durchführung zu 
bringen, aber ohne verhindern zu können, daß ein 
Teil der Arbeiter, die in den Wahlausſchuß ge⸗ 
wählt werden, auf die Straße fliegen können. Er 
hat alſo klar zum Ausdruck gebracht, daß unſere 
Gedankengänge die richtigen waren. Es iſt weiter 
erwieſen, daß im vorigen Jahr in andern Be— 
trieben viele Arbeiter, die in den Wahlausſchuß 
gewählt worden ſind, aufs Straßenpflaſter geſetzt 
wurden. Wir ſehen daraus, daß auch hier das ein— 
getreten iſt, was wir damals über die Verhält⸗ 
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1726 K | nijfe in Deutſchland zum Ausdruck brachten, Ein 


anderes wichtiges Problem, das wir damals in 


1726 K den Vordergrund ſchoben, ift, daß man der Arbei- 


terſchaft, die laut Geſetz verpflichtet iſt, für den 
Betrieb zu ſorgen, allergnädigſt das Recht zubil- 
ligt, bei Entlaſſungen zu erklären, ob man erſt die 
Verheirateten oder die Unverheirateten entläßt. 
Wir haben geſagt, daß man auch dem Arbeitneh⸗ 
merausſchuß das Recht zubilligen muß, bei der 
Einſtellung der Arbeiter ein Wort mitzureden. 
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Donnerstag, den 13. Juni 1929. 


(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

M. D. u. H.! Wir kommen jetzt zu einem der 
wichtigſten Probleme und das iſt das, was geſtern 
von allen Rednern mit Behagen in den Vorder⸗ 
grund geſtellt wurde, das iſt das Problem der 
Polniſchen Berufsvereinigung. Wenn wir uns die 
Entwicklung ſpeziell in der Vorkriegszeit vor 
Augen führen, haben wir immer feſtgeſtellt und 
ſtellen es auch heute feſt, daß ſich immer wieder 
die geſamte Unternehmerſchaft bei der Auswahl 
der Arbeiter von beſtimmten Richtlinien leiten 
läßt, und daß fie dazu meiſtens die beſtimmten Or- 
ganiſationen bevorzugt. Sie weiß, daß dieſe Or- 
ganiſationen auf dem Standpunkt des reinen 
Arbeiterfriedens ſtehen. So haben wir in der Ber- 
gangenheit geſehen, daß man mit allen Mitteln 
die Hirſch-Dunckerſchen, die gelben, die chriſtlichen 
Gewerkſchaften ſeitens der Arbeitgeber unterſtützt 
hat, und daß man den freien Gewerkſchaftlern die 
Arbeitsſtellen abgejagt hat. Wir haben in der 
Vorkriegszeit oft geſehen, daß ein freier Gewerk- 
ſchaftler keine Arbeit bekommen konnte, ſondern 
fein Ränzlein ſchnüren und in die weite Welt Hin- 
auswandern mußte. Die Polniſche Berufsvereini⸗ 
gung verjucht, bei den Unternehmern, in dieſem 
Fall der Eiſenbahndirektion, ihre Anhänger in 
die Betriebe hineinzubekommen. Sie will dadurch 
erreichen, daß die Arbeiterſchaft erſtens mit den 
Methoden im Betriebe einverſtanden iſt, und 
zweitens will ſie die nationalen Gegenſätze, die 
beſtehen, kräftig ſchüren. Wenn wir feſtſtellen, daß 
das nicht nur die Polniſche Berufsvereinigung, 
ſondern alle andern tun, ſo ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß, ſolange ſich die Arbeiterſchaft 
von dieſen nationalen Leuten an ihren Karren 
ſpannen läßt, ſie immer im Nachteil ſein wird. 
Wir haben geſehen, daß alle Leute, die ſich geſtern 
ſo entrüſtet haben, nichts in den Fällen getan 
haben, wo z. B. deutſchnationale Arbeitgeber die 
Wahlen der Betriebsausſchüſſe nicht durchgeführt 
haben. Ich erinnere an die Firma Klawitter und 
viele andere. Bezeichnend iſt auch, daß in der 
Frage der Saiſonarbeiter der Nationalismus 
nicht exiſtiert. Aber in dieſer Frage haben Sie 


(nach rechts) Morgenluft gewittert. Es war inter: | 


eſſant, daß bei allen Ausführungen, auch bei 
denen des Herrn Klein, auf der rechten Seite mit 
einem Schmunzeln quittiert wurde. Alle dieſe 
Leute benutzen dieſen Punkt, um ihren Chauvi— 
nismus hochzuzüchten. 

Wir als freie Gewerkſchaftler, 
Kommuniſten, ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
man mit dieſen Methoden die Lebenslage der 
organiſierten oder unorganiſierten Arbeiterſchaft 
nicht verbeſſern kann. Die Eiſenbahner müſſen er⸗ 
kennen, daß es eine dringende Notwendigkeit iſt, 
ihre Organiſation nicht bloß national, ſondern 
international auszubauen. Sie müſſen erkennen, 
daß fie nur gemeinſam mit ihren polniſchen Be- 
rufskollegen die Lohn- und Arbeitsbedingungen 
regeln und beſſern können. Sie müſſen erkennen, 
daß auch dies Geſetz. wie es heute beſteht, keine 
grundſätzliche Beſſerſtellung ihrer Lebenslage ge— 
währleiſten kann. Sie müſſen an Hand dieſes Ge- 
ſetzentwurfs klar erkennen, daß die Nationaliſten 
beider Richtungen verſuchen, die Arbeiterſchaft 
noch mehr zu verhetzen. Deshalb ſtehen wir auf 
dem Standpunkt, wenn die Regierung und das 


ſpeziell als 


Zentrum in dieſer Frage etwas abgeändert haben 
wollen, hätten ſie ſchon lange einen entſprechenden 
Geſetzentwurf einbringen müſſen. Dann hätte ſich 
die Eiſenbahndirektion niemals auf die SS 60 oder 
61 ſtützen können. In dieſem Geſetz muß klipp und 
klar zum Ausdruck gebracht werden, daß auch in 
dieſen Betrieben das Arbeitnehmerausſchußgeſetz 
in Anwendung gebracht werden muß. Ich kann es 
nicht verſtehen, daß ſich heute noch die Leute vom 
Zentrum hinſtellen und nach einer beſtimmten 
Methode gegen das Geſetz loswettern. Sie haben 
ein beſtimmtes Intereſſe, den Anhängern ihrer 
Gewerkſchaft zu beweiſen, daß ſie recht tüchtig für 
ſie eintreten. Sie benutzen die Tribüne als Mittel 
zum Zweck. Sie haben aber die Möglichkeit, durch 
eine Geſetzabänderung das Geſetz zu verändern. 
Solange ſie davon nicht Gebrauch machen, müſſen 
wir die Ausführungen von geſtern als Demagogie 
bezeichnen. 

Wir willen auch ganz genau, daß ein Teil die- 
ſer Ausführungen über die Arbeitsvermittlung 
ſtimmt. In einem Fall beim Hafenausſchuß har 
man dem Betreffenden mitgeteilt, wenn er Mit- 
glied der Berufsvereinigung wäre, könnte er ohne 
weiteres Arbeit bekommen. Das ſind keine Einzel- 
fälle. Der Mann wurde eingeſtellt, als er mit dem 
Mitgliedsbuch der Polniſchen Berufsvereinigung 
kam. Als Mitglied des Verkehrsbundes hat man 
ihn nicht eingeſtellt. Wir ſehen, daß dieſe Metho- 
den noch heute ausgeübt werden. Dagegen wehren 
wir uns ganz beſonders. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß man die Not der Arbeiterſchaft 
nicht ausnutzen darf, um letzten Endes einen be— 
ſtimmten Druck auf die Arbeiter auszuüben. Da⸗ 
gegen wehren wir uns. Wir wiſſen aber, daß dieſe 
Methoden durchgeführt werden. Uns iſt bekannt, 
daß die Deutſchen genau dasſelbe taten, als ſie 
ihre Oſtmarkenpolitik verfolgten. Es wurden alſo 
dieſelben Methoden auch von denen durchgeführt, 
die ſich geſtern hier als berufene Vertreter des 
Deutſchtums hinſtellten. Dieſelben Methoden wer— 
den von allen denen, die ihre chauviniſtiſchen Ziele 
verwirklichen wollen, ohne weiteres zur Durch— 
führung gebracht. Die Arbeiterſchaft muß klipp 
und klar erkennen, daß ſie ſich niemals vor den 
nationalen Karren der beſitzenden Kreiſe ſpannen 
laſſen darf. In dieſem Falle werden die Methoden 
auf ihrem Rücken ausgekämpft und ſie ſind dabei 
der Leidtragende. 

Wenn die Ausführungen der Abg. Klein und 
Werner und des Senators Arczynſki ernſt genom- 
men werden ſollen, müſſen ſie in den nächſten 
Tagen einen Geſetzentwurf einreichen, der dieſe 
Beſtimmungen im Arbeitnehmerausſchußgeſetz ſo 
ſchnell als möglich beſeitigt, damit in den Betrie⸗ 
ben, wo heute noch keine Arbeitnehmerausſchüſſe 
beſtehen, die Wahlen ohne weiteres in fürzefter 
Zeit durchgeführt werden. 

Präſident: Das Wort 
Miſzewſfki. 


hat der Herr Abg. 


Miſzewſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Vor einigen Monaten wurde an die prominenten 
deutſchen Führer in Danzig eine Broſchüre ver- 
ſchickt, betitelt: „Danzig am Abgrund“. Die Bro- 
ſchüre ſtammte angeblich aus Oſtpreußen, die tat- 
ſächliche Quelle liegt aber in Danzig. In dieſem 
[Schriftſtück wird der Abgrund geſchildert, vor dem 
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(Miſzewſki, Abgeordneter) 
Danzig ſtehe. Die Regierung gebe Hoheitsrechte 
preis, der Hohe Kommiſſar arbeite zum Schaden 
der Freien Stadt, Miniſter Strasburger erobere 
einen Teil Danzigs nach dem andern. Der Schluß: 
ſatz klingt dann in einen Appell aus, zu erwachen 
und zu wachen, daß ſich polniſche Einflüſſe und 
Eroberungsbeſtrebungen nicht mehr in Danzig 
geltend machen. r j 
Seit dieſer Zeit merkt man wieder einmal in 
Danzig eine gewiſſe Gereiztheit, und zwar eine 
größere Gereiztheit gegen alles, was polniſch iſt. 
So hat denn der Abg. Klein auch im zweiten Teil 
ſeiner Großen Anfrage an den Senat die Frage ge⸗ 
richtet, ob dem Senat weiter bekannt ſei, daß bei 
Einſtellung von Arbeitskräften die polniſche 
Eiſenbahnverwaltng ſyſtematiſch Mitglieder der 
polniſchen Berufsverbände bevorzuge. Dieſer Teil 


der Anfrage des Herrn Abg. Klein ift nichts ande- 


res als ein politiſches Propagandatreiben und 
eine Verhetzung der Nationalitäten in Danzig. 
Die polniſchen Arbeitnehmer, um die es ſich Hans 
delt, find doch genau jo Danziger Staatsange- 
hörige und haben dieſelben Rechte auf Anſtellung, 
wie die deutſchen. Solange den Danziger Polen 
Anſtellungen in Dienſtſtellen und Betrieben des 
Senats, der Kommunen und anderer Arbeitgeber 
ſyſtematiſch vorenthalten werden, ift es nicht wun- 
der zu nehmen, daß die Danziger Polen eine Ver- 
jorgung in den Betrieben der polniſchen Eifen- 
bahndirektion zu erwiſchen ſuchen. Ihre Kinder 
ſchreien genau ſo nach Brot, wie die Kinder der 
deutſchen Danziger Bürger. Wenn es Herrn Klein 
gelingt, eine prozentuale Anſtellung nach der Zah— 
lenſtärke der einzelnen Berufsverbände in ſämt— 
lichen Betrieben und Arbeitsſtätten durchzuführen, 
dann ſoll Herr Klein von polniſcher Seite aus 
keinen Anlaß zu Klagen haben, daß ſeine Berufs— 
vereinigung von den Polen übervorteilt wird. 
Dies Problem zu löſen iſt unmöglich. Daher wäre 
es für Herrn Klein weit richtiger, wenn er ſeine 
überſchüſſige Kraft darauf verwendete, um neue 
Arbeitsſtätten zu ſchaffen, damit alle, ganz gleich 
ob polniſch oder deutſch, Arbeit und Brot finden. 
Weiter möchte ich zu den Ausführungen des Herrn 
Abg. Klein nichts ſagen. Es iſt weiter nichts als 
wirkliches Propagandatreiben und Parteipolitik. 
Das ſollte jhon daraus zu folgern ſein, daß 
eine Partei der Koalitionsregierung dieſe Große 
0 einbringt. (Abg. Dr. Moczynſki: Sehr 
Ves ig!) Die Regierungsparteien haben doch ihre 
ertreter in der Regierung. Sie erfahren das 
was die Regierung weiß, aus erſter Quelle durch 
unlogisch Bertreter, Mir ift es wenigitens 
rohen Anfragen eien DER 
un zur Stellungnahme | i 
Große Anfrage Hat 1555 de Ae L l be 
trifft die Durchführung des Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchußgeſetzes und der zweite Teil eine angeblich 
ſchlechtere Behandlung der deutſchen Danziger 
vor den Polen. Den erſten Teil hat der Herr Se⸗ 
nator des Innern geſtern beantwortet der Sena⸗ 
tor der Arbeit. Der zweite Teil wurde von ihm 
faſt übergangen. Aber der Senat hat am 22. April 
durch ſeine Preſſeſtelle eine amtliche Antwort er- 
teilt. Es ſcheint wirklich ſo, als ob der Senatskör⸗ 
per noch zwei Seelen hat. Die Beantwortung des 
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erſten Teils war ſachlich kurz, die Beantwortung 
des zweiten Teils ſcheint von einer anderen Seele 
herzuſtammen, vielleicht von der früheren, der 
alten Seele des ancien regime. Uns iſt nämlich 
ganz und gar die Stellungnahme des Senats, die 
durch die Preſſeſtelle gegeben wird, unverſtändlich. 
In dieſer Antwort ſtellt ſich der Senat ganz und 
gar auf den Standpunkt des Herrn Klein. Dieſe 
Stellungnahme iſt zunächſt unklug. Es iſt ſicher⸗ 
lich vom Standpunkt des Staates aus nichts dabei 
gewonnen, wenn er die Unzufriedenheit einer Na- 
tionalität erzeugt. Oder will der Senat folge- 
richtig die Konſequenz ziehen, das Geſetz der Pari- 
tät in allen Betrieben durchzuführen, wie ich das 
ſchon eingangs ſagte und in den eigenen Betrieben 
damit anfangen? Wir wünſchten nichts anderes. 
Aber das wäre wohl eine müßige Arbeit, und da⸗ 
her dünkt uns, die Schaffung lohnender Arbeit 
und Beſchäftigung wäre eine beſſere und poſitive 
Löſung. Dann würden alle Staatsbürger zufrie⸗ 
dengeſtellt, ſowohl deutſche als polniſche. 

Dieſe Stellungnahme des Senats iſt aber auch 
verletzend. Sie verletzt die polniſchen Staatsbür⸗ 
ger in ihrer Gleichberechtigung, die durch die Ver: 
faſſung garantiert wird. Wir ſtellen feſt, daß der 
Senat eine unterſchiedliche Behandlung der pol— 
niſchen und deutſchen Danziger ausübt. Der Se- 
nat ſtützt ſich nämlich auf die Entſcheidung des 
Hohen Kommiſſars vom 5. 9. 1921 und ſpricht von 
Danziger Staatsbürgern polniſcher Nationalität 
und Staatsangehörigen deutſcher Nationalität. 
Was ſoll dieſer Unterſchied in wirtſchaftlichen Fra— 
gen? Der Hohe Kommiſſar ſpricht in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung einzig und allein von Bürgern Danzi⸗ 
ger Staatsangehörigkeit, ohne den Unterſchied zu 
machen, ob ſie polniſch oder deutſch ſind, und ſtellt 
deren Schutz gegenüber etwaigen Uebervortei— 
lungsbeſtrebungen von feiten fremder Staatsan⸗ 
gehöriger feſt. Wir proteſtieren dagegen, daß der 
Senat dieſen Unterſchied zwiſchen polniſchen und 
deutſchen Staatsbürgern macht. Sache des Senats 
wäre es, darüber zu wachen, daß die Danziger 
Bürger, ganz gleich ob polniſche oder deutſche, den 
Vorzug vor andern Staatsangehörigen haben. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) Aber verletzend iſt 
es, die eine Nationalität gegen die andere aus: 
zuſpielen. Wenn ſich der Senat ſchon als Hüter 
und Beſchützer der deutſchen Staatsbürger vor der 
polniſchen Eiſenbahndirektion berufen fühlt, dann 
müßte er vor allen Dingen ſelbſt rein daſtehen. 
Oder will der Senat für ſich das Recht in Anſpruch 
nehmen, daß er in feinen Betrieben und Dienit: 
ſtellen die Parität den Polen gegenüber nicht zu 
gewähren braucht? Es ſind in Danzig nach An⸗ 
gabe des Senats 687 polniſche Unterrichtskinder. 
Wir fragen den Senat, wieviel Polen im Schul⸗ 
verwaltungskörper ſind. Iſt ein Schulinſpektor 
da, ein Schulrat? Wie ſteht es mit den Reviſionen 
der polniſchen Schulkinder? (Abg. Schwegmann: 
Unerhörte Verdrehungen! — Unruhe rechts.) Sie 
haben polniſche Bürger, und dieſe Bürger ſind die 
gleichen wie alle andern, ob ſie polniſch ſind oder 
nicht. (Widerſpruch rechts.) Warum werden keine 
Reviſionen in den polniſchen Schulen ausgeübt? 
Und wenn ſie ausgeübt werden, ſind ſie mangel⸗ 
haft. Ich glaube aber, es finden überhaupt keine 
ſtatt. Das iſt auch nicht möglich, wenn im Ver⸗ 


(D) 
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waltungskörper keine Verwaltungsbeamten pol⸗ teilgenommen. Der Senat hat den 


niſcher Zunge ſind. Warum ſtellt man nicht hieſige 
polniſche Lehrkräfte an, ſondern importiert ſie aus 
Schleſien, während hier doch auch welche vorhan— 
den ſind. Iſt das nicht eine Benachteiligung der 
polniſchen Bevölkerung? Der Senat unterhält 
polniſche Unterrichtskurſe an deutſchen Bezirks⸗ 
ſchulen. Der Unterricht wird aber ausſchließlich 
von deutſchen Lehrern und Rektoren gegeben. 
Kein Lehrer, der dem polniſchen Schulverein an— 
gehört, wird in dieſen Kurſen beſchäftigt. Iſt das 
nicht eine Benachteiligung der polniſchen Lehrer? 
Haben dieſe Lehrer nicht in erſter Linie das Recht, 
durch dieſe Kurſe einen kleinen Nebenverdienſt zu 
haben, zumal ſie eine weit ſchwerere Arbeit für 
den Staat dadurch leiſten, daß fie an zweiſprachi— 
gen Schulen beſchäftigt ſind? (Abg. Raſchke: Es 
gibt ſchwerere Arbeit!) Gewiß, es gibt noch 
ſchwerere Arbeit, die Frage ſteht aber nicht zur 
Verhandlung. 

In Poſtelau find ca. 30 Schulkinder zum pol- 
niſchen Schulunterricht angemeldet. Ein Teil von 
dieſen iſt kurzerhand vom Schulleiter zurückge— 
wieſen. Einem zweiten Teil wird polniſcher Un- 
terricht gegeben. Polniſcher Religionsunterricht 
wird niemand erteilt. Iſt das nicht eine Benach— 
teiligung? Das ſind Beiſpiele aus der Schulab- 
teilung, und ich muß, um objektiv zu ſein, geſtehen, 
daß eigentlich der Schulſenator noch den polniſchen 
Poſtulaten am gerechteſten entgegenkommt. In 
anderen Abteilungen ift es noch viel ſchlimmer. 
Ein Forſtbeamter erklärte den Forſtarbeitern, ſie 
brauchten nicht mehr zur Arbeit zu kommen, wenn 
ſie ihre Kinder zum polniſchen Unterricht gehen 
ließen. (Zuruf des Abg. Schwegmann.) Wenn Sie 
noch eine ſolche Ethik verfolgen, dann gönne ich 
Ihnen das. Bauern, die kümmerlich ihr Leben 
friſten, wird das Kiesfahren zu Chauſſeebauten 
nicht gegönnt, wenn ſie der polniſchen Geſinnung 
verdächtig find. Polniſche Bewerber, die in Wirt- 
ſchaftsbetrieben ankommen wollen, werden zurück- 
gewieſen, wenn ſie polniſcher Abſtammung ſind. 
Iſt das nicht eine Benachteiligung der polniſch 
ſprechenden Volksteile? Und da hat der Senat den 
Mut, ſich zum Beſchützer der deutſchen Bürger auf— 
zuſpielen. (Abg. Liſchnewſki: Es iſt alles Jacke 
wie Hoſe!) Man darf aber dann nicht ſchreien: 
Ich bin der Beſchützer, ich muß von Staats wegen 
einſchreiten, damit die deutſchen Bürger nicht be— 
nachteiligt werden. 

Soviel im allgemeinen zu der Senatserklä— 
rung. Auf recht ſchwachen Füßen ſteht auch die Er⸗ 
örterung zu den einzelnen Ausführungen in der 
Sprachenfrage. Da ſpricht die Preſſeſtelle des Sc- 
nats von einer unzuläſſigen Methode ſeitens der 
Eiſenbahndirektion. Hat denn der Senat eine 
beſſere angewandt, als es hieß, Lehrer für den 
polniſchen Unterricht in den polniſchen Senats- 
ſchulen einzuſtellen? (Zurufe rechts.) Weiter be⸗ 
ſtehen nach den Etats Stipendien für Lehrer 
zwecks Fortbildung. Das iſt gut und in Ordnung. 
(Fallen die auch unter das Betriebsausſchußgeſetz? 
beim Zentrum.) Das ijt Ihre Antwort zur Gro- 
Ben Anfrage. Im vorigen Jahr hielten es einige 
polniſche Lehrer für notwendig, ſich für ihren 
Beruf in der Sprache zu vervollkommnen. Sie 
haben an einem Unterrichtskurſus in Krakow 
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Urlaub ge- 
währt, aber Stipendien erhielten ſie nicht. Ja, 
eine Lehrkraft mußte ſelbſt die Vertretung bezah— 
len. Alſo Teilnahme an Fortbildungskurſen, um 
an polniſchen Senatsſchulen im ureigenſten In⸗ 
tereſſe des Staates zu arbeiten, muß von den 
Lehrern ſelbſt beſtritten werden. 

Präſident: Herr Abg. Miſzewſki, ich mag nicht 
gern irgend einen Redner einengen. Ich muß aber 
doch ſagen, daß ſich Ihre Ausführungen mit dem 
Punkt der Tagesordnung abſolut nicht im Ein⸗ 
klang befinden. Daher muß ich ſchon bitten, ſich 
in Ihren Ausführungen an die Große Anfrage 
zu halten. 

Miſzewſki, Abgeordneter (P.): Darf ich dazu 
etwas ausführen? Es heißt im zweiten Teil der 
Großen Anfrage, daß bei Einſtellungen in den 
Betrieb der polniſchen Staatsbahndirektion ... 

Präſident: Da ſind doch keine Lehrer be— 
ſchäftigt. 

Miſzewſki, Abgeordneter (P.): Ich muß den 
Beweis erbringen, daß der Senat mit zweierlei 
Maß mißt. Einmal ift er der Beſchützer der deut- 
ſchen Mitglieder, zweitens will ich ihm ſagen, 
daß er genau jo verfährt, wie die Staatsbahn- 
direktion. Das gehört doch zum Beweismaterial. 
(Abg. Schwegmann: Sie ſollen ſich mit den Ver⸗ 
trägen befaſſen!) Das iſt wieder eine andere 
Sache. Verwenden Sie einmal Ihre Kraft dazu, 
Sie ſind ja auch ein Danziger Staatsbürger. Ich 
behaupte, daß der Senat ſich als Beſchützer der 
deutſchen Mitbürger hinſtellt, aber gegenüber pol- 
niſchen Statsbürgern anders handelt. Oder iſt 
dem Senat nicht bekannt, daß im ſtärkſten Maße 
ältere Bewerber, wenn ſie polniſch ſind zurückge— 
wieſen werden? Ich erinnere an die Beſetzung 
der Stelle in Wernersdorf. Es waren ältere 
Bewerber da. Die wurden aber gegenüber den 
jüngeren zurückgeſetzt. Das iſt wiederum ein Be— 
weis dafür. Ich bin überhaupt neugierig, ob der 
Augenblick eintreten wird, daß ein polniſcher 
Geiſtlicher vom Senat die Präſente bekommt. 
(Bravo! bei den Polen.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, wir ſind uns in dieſem Haus wohl 
alle einig, daß bezüglich der Nichteinführung des 
Betriebsrätegeſetzes ſeitens der polniſchen Staats- 
bahndirektion (Abg. Kloſſowſki: Die deutſchnatio— 
nalen Arbeitgeber Karkutſch und Genoſſen neh— 
men Sie dazu!) das überlaſſe ich Ihnen — nicht 
ſachliche Momente, ſondern politiſche Momente 
beſtimmend geweſen ſind. Denn die Argumente, 
die ſeitens der polniſchen Staatsbahndirektion bei 
den Unterhandlungen angeführt worden find, der 
Mangel an Ausführungsbeſtimmungen und daß 
durch die Einführung des Betriebsrätegeſetzes 
eine Beeinträchtigung der dienſtlichen Tätigkeit 
ſtattfinden ſollte, dürfte doch nicht zugkräftig ſein, 
wenn man berückſichtigt, daß auch die deutſche 
Reichsbahn das Betriebsrätegeſetz eingeführt hat 
und es ſich nach Angaben beider Seiten durchaus 
bewährt hat. (Abg. Liſchnewſki: Legen Sie ſich 
keinen Zwang auf, ſprechen Sie ſo, wie Sie den— 
ken!) Auch grundſätzliche Bedenken dagegen, daß 
man den Bedienſteteten eine beſtimmte Mitarbeit 
an den Geſchehniſſen in der Verwaltung zubilligt 
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wahr, Abgeordneter) 
ſcheinen die polniſche Staatsbahndirektion nicht 
geleitet zu haben; denn durch den beſtehenden 
Lohn- und Tarifvertrag vom Jahre 1925 jind ja 
bereits Arbeiterausſchüſſe geſchaffen worden, die 
bisher, ſoviel ich gehört habe, einwandfrei gear- 
beitet haben, und die ähnliche Aufgabe haben 
wie die Betriebräte, nur nicht in dem weiten Um- 
fange, der dieſen durch das Betriebsrätegeſetz zu⸗ 
gebilligt wird. Der Haken liegt, wie ich ſagte, und 
wie Herr Abg. Klein geſtern ausführte, lediglich 
in dem § 78, der bekanntlich den Arbeitnehmer⸗ 
ausſchüſſen eine ausſchlaggebende Mitwirkung 
bei der Einſtellung, Anjteuung und Entlaſſung 
von Angeſtellten und Arbeitern zubilligt. 3 
Wenn ſich der Senat in jeiner gejtrigen Er⸗ 
klärung auf den Standpunkt ſtellte, daß er keine 
Zwangsmittel habe, um die Eiſenbahndirektion 
zu zwingen, das Betriebsrätegeſetz einzuführen 


und ferner erklärt wurde, daß dies nur durch die 


Aenderung des beſtehenden Geſetzes möglich ſet, 
ſo möchte ich den Wunſch ausſprechen und mich in 


dieſer Beziehung ausnahmsweiſe auch einmal den 
Vertreters 


Ausführungen des kommuniſtiſchen 
anſchließen, daß dieſe geſetzliche Neureglung nicht 
allaulange auf ſich warten laſſen möge. Möge der 
Senat dieſe Geſetzesänderung ſobald als möglich 
einbringen. Bei der Einſtimmigkeit des Hauſes 
in dieſer Frage iſt wohl ohne weiteres anzuneh— 
men, daß ein derartiges Geſetz ohne große Schwie— 
rigkeit alle drei Leſungen in dieſem Hauſe paſſie— 
ren könnte, und daß bei dem nötigen guten Wit- 
len der Senat dieſe Regelung noch vor den großen 
Ferien in Kraft treten laſſen könnte, um dadurch 
den deutſchen Eiſenbahnern das Recht zu geben, 
in Zukunft bei Einſtellungen ihrer Arbeitskol— 
legen mitreden zu können. (Abg. Raſchke: Daß 
Sie von den Deutſchnationalen nur nicht ver- 
dreſcht bekommen, wenn Sie ſolche Reden halten!) 
Da brauchen Sie keine Angſt zu haben, ich ver- 
ſtehe, mich meiner Haut zu wehren. 

Was den zweiten und wichtigſten Teil dieſer 
Großen Anfrage anbetrifft, bezüglich der Unge— 
rechtigkeiten bei der Einſtellung, ſo möchte ich be— 
tonen, daß das, was man hier im Volkstag gehört 
hat, noch wenig gegen das iſt, was man bei der 
großen Proteſtverſammlung der Eiſenbahner im 
April d. Is. im Schützenhaus hören konnte. Ich 


glaube, ich gehe nicht zu weit, wenn ich behaupte, 


191 yur derjenige, der an dieſer Verſammlung 
en Dar, fih von der ungeheuren Gr- 
deuten Gi Vorſtellung machen kann, die die 
keiten beherlſch wegen dieſer Ungerechtig- 
a ichti K h enen ſie ſtändig ausgeſetzt find. 
en e E CEON Angerechtigkeiten nicht auf 

dienſtlicher Belange, ſon⸗ 


Grund beruflicher oder 

dern Ungerechtigkeiten deshalb, weil dieſe Beam⸗ 
ten und Arbeiter Deutſche ſind und an ihrem 
Deutſchtum feſthalten. Aus der ganzen Verſamm⸗ 
lung, auf den Geſichtern der Anweſenden, die zum 
Teil 20 und 30 Jahre lang im Eiſenbahndienſt 
ſtehen, aus den Reden, die gehalten wurden; 


zitterte immer wieder die große Erregung heraus, 


die Empörung darüber, daß hier Unrecht ge- 

ſchieht, gegen das man ſich nicht wehren und nicht 

ſchützen kann. 
Wenn der Herr Abg. Miſzewſki eben erklärte, 
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ſchaft wäre eine künſtlich hineingetragene, propa⸗ 
gandiſtiſche, chauviniſtiſche Aufmachung, jo ſtehe 
ich doch auf einem ganz andern Standpunkt. Die 
deutſchen Beamten und Arbeiter, die ſeinerzeit 
in den polniſchen Dienſt übernommen wurden, 


| find von jeher daran gewöhnt, nach geſetzlichen Be- 


ſtimmungen und nach den vorliegenden Anord- 
nungen behandelt zu werden. Hier aber erfahren 
Sie eine Behandlung entgegengeſetzt den geſetz— 
lichen Beſtimmungen und geltenden Regelungen. 
Wenn Herr Abg. Miſzewſti dem Herrn Abg. Klein 
vorwarf, er hätte eine einſeitige Bevorzugung des 
deutſchen Elements in der Eiſenbahn verlangt, ſo 
habe ich den Abg. Klein ganz anders verſtanden, 
wie ich auch damals die Eiſenbahner in der Pro— 
teſtverſammlung dahin verſtand, daß fie keine Be- 
vorzugung für das deutſche Element verlangen, 
ſondern lediglich eine einwandfreie Durchführung 
der geltenden Anordnungen und beſtehenden ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen fordern. Auf dieſen 


Standpunkt ſtelle ich mich auch heute und bringe 


dieſe Forderung auch heute wieder zum Ausdruck. 
Es iſt bekannt, daß die deutſchen Eiſenbahner in 
der Oeffentlichkeit auf Grund ihres verantwor⸗ 


tungsvollen Dienſtes ein ganz beſonderes Inter— 


ejje und eine ganz beſondere Anteilnahme ge- 
nießen. Dieſe Anteilnahme in dieſer Frage iſt 
beſonders groß, weil die Bevölkerung es mit den 


Eiſenbahnern empfindet, wie fie feit der Ueber- 


nahme der Eiſenbahn durch die polniſche Staats- 
bahn behandelt werden. (Unruhe.) 


Präſident: M. D. u. H.! Die Privatunterhal— 
tungen laſſen ſich im Erfriſchungsraum viel beſſer 
führen. (Abg. Liſchnewſki: Was hier verhandelt 
wird, ijt alles parlamentariſch!) 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Wenn Herr 
Abg. Miſzewſki die Forderung aufſtellte, daß eine 
gewiſſe Parität eingeführt werden ſolle, ſo können 
wir uns nicht auf dieſen Standpunkt ſtellen, fon- 
dern müſſen fordern, daß ſich die Einſtellungen 
bei der Eiſenbahn nach den vorliegenden geſetz— 
lichen Regelungen und abgeſchloſſenen Verträgen 
zu richten haben und nach keinen anderen Beſtim— 
mungen. Wenn der Herr Abg. Miſzewſki an den 
Senat die Bitte richtete, die Unzufriedenheit bei 
den deutſchen Eiſenbahnern nicht dadurch zu be⸗ 
ſeitigen, daß in Zukunft die polniſchen Eiſenbah⸗ 
ner Grund zur Unzufriedenheit hätten, ſo möchte 
ich die Bitte an den Senat richten, fih durch der- 
artige Redensarten nicht beeinfluſſen zu laſſen, 
ſondern ſich die Forderungen zu eigen zu machen, 
die wir alle erheben, nämlich ſich mit allem Nach⸗ 
druck und ohne jede falſche Rückſichtnahme dafür 
einzuſetzen, daß den Eiſenbahnern das Recht wird, 
das ihnen auf Grund der Verträge zukommt. 
Wenn die Bevölkerung einen ſo großen Anteil an 


den Schickſalen der deutſchen Eiſenbahner nimmt 


und ſich mit aller Sympathie hinter den Kampf 
den die Eiſenbahner um ihre Rechte führen stellt, 
jo tut fie das aus dem Grunde, weil man allent- 
halben das Schickſal der Eiſenbahner mit dem 
Schickſal des geſamten Freiſtaats vergleicht. So⸗ 
wohl die Eiſenbahner wie der Freiſtaat ſind ſtän⸗ 
dig den mehr oder weniger verſteckten Poloniſie⸗ 
rungsverſuchen der Polen ausgeſetzt. Bei den 
Eiſenbahnern kommen dieſe etwas offener, rück⸗ 


die ganze Erregung in der deutſchen Eiſenbahner- ſichtsloſer und brutaler zum Ausdruck, dagegen 
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bei den Poloniſierungsverſuchen im übrigen Frei⸗ 
itaat etwas verſteckter, im Wege friedlicher Durch— 
dringung. 

Wir möchten im Gegenſatz zum Abg. Miſzewſki 
an den Senat die Bitte richten, all dieſen Ver⸗ 
ſuchen, zunächſt auf dem Gebiet der Eiſenbahner, 
mit allem nur denkbaren Nachdruck, geſtützt auf 
die beſtehenden Beſtimmungen und Geſetze, ent- 
gegenzutreten, und zwar ſo, daß ſie ein für alle— 
mal beſeitigt ſind. Wir verlangen nichts weiter, 
als daß ſich die polniſche Eiſenbahndirektion nach 
den beſtehenden Geſetzen richtet. (Zwiſchenrufe 
des Abg. Miſzewſfki.) 

Der Herr Abg. Miſzewſki hat dann die Er- 
klärung des Senas zu dem zweiten Teil der 
Großen Anfrage, nämlich bezüglich der ungerech— 
ten Behandlung des deutſchen Elements bei der 
Einſtellung kritiſiert. Ich habe aus dem Munde 
des Herrn Senators Arczynſki gehört, daß fih der 
Senat „bemühen“ wird, die beſtehenden Unge— 
rechtigkeiten zu beſeitigen und fih dafür einzu— 
ſetzen, daß in Zukunft nach den beſtehenden 
Rechtsgrundlagen vorgegangen wird. Ich möchte 
den Wunſch ausſprechen, daß dieſes Bemühen 
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hingehend, daß all dieſe Ungerechtigkeiten beſei— 
tigt werden. Ich bin feſt überzeugt, daß die ge— 
ſamte Bevölkerung geſchloſſen hinter dem Senat 
ſtehen wird und dabei die Hoffnung und das 
Vertrauen ſchöpft, daß der Senat nicht nur die 
polniſchen Verſuche bei der Eiſenbahn mit allem 
Nachdruck abweiſt, ſondern daß er mit derſelben 
Schärfe auch allen Poloniſierungsbeſtrebungen 
in Danzig auf allen anderen Gebieten entgegen— 
tritt. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Lendzion. (Abg. Liſchnewſki: Heute kommen die 
Minderheiten heran!) 

Lendzion, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Klein verlangt vom Senat die 
Einführung des Betriebsrätegeſetzes in den Be— 
trieben der polniſchen Staatseiſenbahn und des 
Hafenausſchuſſes. Meiner Auffaſſung nach iſt die 
Einführung des Betriebsrätegeſetzes für dieſe Be— 
triebe nicht erforderlich, (Kennen Sie die Dan— 
ziger Geſetze? rechts.) da doch dort nur Danziger 
Staatsangehörige eingeſtellt werden. Durch das 
Arbeiterrätegeſetz wird die polniſche Minderheit 
in Danzig boykottiert. Jawohl, wenn auch die 
Preſſe ſchreibt, daß es in keinem andern Staat 
der Welt einer Minderheit ſo gut geht, wie der 
polniſchen in Danzig, (Das iſt richtig! rechts.) 
muß man, wenn man auch nur ganz oberflächlich 
die Dinge beobachtet, ſagen, daß dieſes nicht auf 
Wahrheit beruht. Gerade durch die Einführung 
des Arbeiterbetriebsrätegeſetzes prägt ſich das 
Wohlwollen der Danziger für die polniſche Min- 
derheit aus. In den Betrieben, wo das Arbeiter⸗ 
rätegeſetz bereits eingeführt ift, wird kein Dan- 
ziger Staatsangehöriger polniſcher Nationalität 
engagiert; denn die Obmänner laſſen dies nicht 
zu. Wodurch erlangen wohl die Arbeiter ihren 
Wohlſtand, wenn nicht durch Arbeit? Aber wo 
ſollen ſie Arbeit finden, wenn die Obmänner im⸗ 
mer wieder nur eine Bemerkung haben, daß die 
Polen in Danzig nicht arbeiten dürfen, trotzdem 
dieſe Polen Danziger Bürger ſind. 
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Herr Abg. Klein wirft der Polniſchen Berufs- (C) 


vereinigung vor, daß von dieſer in den letzten 
fünf Jahren nicht weniger als 800 Mitglieder 
Anſtellung bei der Eiſenbahn gefunden haben. 
(Abg. Klein: Das habe ich nicht geſagt!) Sehen 
Sie doch in Ihrer Zeitung nach! Sie können doch 
deutſch lejen! (Heiterkeit) Sie werden das lejen 
können. Dieſem widerſpreche ich ganz energiſch, 
denn mir iſt es nicht bewußt, daß 800 Mitglieder 
der Polniſchen Berufsvereinigung Anſtellung bei 
der Eiſenbahn gefunden haben. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Ein Moment, immer 
langſam! Es kann aber fein, daß einige Mitglie- 
der von andern Gewerkſchaften, die doch ſicherlich 
polniſch fühlen, zu uns herübergetreten ſind. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Es ſollte doch allgemein De- 
kannt ſein, daß die Gewerkſchaft des Herrn Abg. 
Klein zum größten Teil aus polniſch ſprechenden 
Mitgliedern beſteht, die im Grunde genommen 
durch den Drang der Verhältniſſe in ihrer Auf: 
faſſung und ihren Gefühlen anders denken 
müſſen. 

Herr Abg. Klein, jetzt kommt das Beſte. Sie 


de haben geſagt, daß 30 deutſchſprechende Arbeiter 
ſeitens des Senats eine mannhafte Tat wird, da- 


in der Bahnmeiſterei II polniſchen organiſierten 
Arbeitern Platz machen mußten. Ich erlaube mir 
Ihnen, m. D. u. H., eine kleine Darſtellung der 
Verhältniſſe zu geben, welche in der Bahn⸗ 
meiſterei II an der Tagesordnung find. Es haben 
ſich polniſch organiſierte Arbeiter, auch Arbeiter 
aus anderen Gewerkſchaften, in der Bahn— 
meiſterei II zwecks Einſtellung gemeldet. Im Bii- 
ro wurden ſie gefragt, welcher Organiſation ſie 
angehören. (Warum?) Auf die Antwort, der 
Polniſchen Berufsvereinigung bezw. anderen Ge— 
werkſchaften erklärten die Büroſchreiber, daß 
keine freien Stellen vorhanden wären. Am Nach— 
mittag desſelben Tages jedoch wurden 12 Arbei— 
ter, welche Mitglieder der katholiſchen Arbeiter— 
vereine ſind, eingeſtellt. Es iſt ſehr traurig, daß 
gerade in dieſer Bahnmeiſterei Mitglieder des 
katholiſchen Arbeitervereins und der chriſtlichen 
Gewerkſchaft bevorzugt werden. Eine Perſönlich—⸗ 
keit des Eiſenbahnbauamts machte uns darauf 
aufmerkſam, daß die Bahnmeiſterei grundſätzlich 
nur Katholiken einſtellt. Iſt dies etwa Nächſten— 
liebe, Herr Klein? Ich frage Sie, ift das etwa 
Nächſtenliebe? (Zwiſchenrufe.) Dann müſſen 
Sie zuhören und während der Zeit nicht ſchlafen. 
(Heiterkeit.) Ich habe auch genau darauf geachtet. 
was Sie geſtern ſagten. In der Bahnmeiſterei 
Hohenſtein ſind beſſere Verhältniſſe. Auch dort 
berückſichtigt man in erſter Linie Mitglieder der 
katholiſchen Arbeitervereine oder der chriſtlichen 
Gewerkſchaften. Die anderen Gewerkſchaften 
werden gänzlich ausgeſchaltet. Es darf ſich keiner 
von den freien Gewerkſchaften melden. Da iſt auch 
keine Stimme bei der Wahl für die Kranken- 
kaſſen und den Arbeiterrat für die freien Ge— 
werkſchaften gefallen. (Abg. Liſchnewſki: Das ſind 
ſchwarze Seelen!) Herr Abg. Klein ſpricht von der 
Poloniſierung der polniſchen Staatseiſenbahndi⸗ 
rektion. Nennt man das Poloniſierung, wenn un⸗ 
ter 220 ſtändigen Arbeitern bei den Bahn- 
meiſtereien nur ſieben polniſcher Nationalität be- 
ſchäftigt werden? (Abg. Klein: Früher waren es 
2000 ſtändige!) 
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Auf die Angabe des Herrn Klein, daß ſich die 
Direktion bei Neueinſtellungen mit der Polniſchen 
Berufsvereinigung in Verbindung ſetze und die 
Einſtellung gemeinſam mit ihr vornehme, ſo daß 
die Polniſche Berufsvereinigung keine Arbeits⸗ 
loſen habe, möchte ich einen Fall anführen. Sie 
werden alle m. D. u. H., geleſen haben, daß in der 
Nähe von Prauſt ein junges Menſchenleben durch 
Freitod ſein Ende gefunden hat. Dieſer junge 
Menſch iſt der Sohn eines unſerer Mitglieder, 
welcher Eiſenbahner iſt und eine elfköpfige Fa⸗ 
milie beſitzt. Der Tote hat ſich bei der Eiſenbahn 
um Arbeit beworben, wurde aber immer wieder 
abgewieſen. (Abg. Schilke: Mit den Toten haben 
Sie bisher viel Pech gehabt!) Er hat ſich dann 
aus Not das Leben genommen. Iſt dies etwa ein 
Zeichen dafür, daß die Mitglieder der Polniſchen 
Berufsvereinigung berückſichtigt werden und die 
Polniſche Berufsvereinigung keine Arbeitslojei 
habe? Bei der Eiſenbahn ſind viele Arbeiter, 
welche ſieben und mehr Jahre im Eiſenbahndienſt 
ſtehen und, trotzdem ſie Mitglieder der Polniſchen 
Berufsvereinigung ſind, noch immer nicht ſtändige 
Arbeiter ſind. Ich perſönlich habe bei der zuſtän⸗ 
digen Behörde Schritte unternommen, daß alle 
Arbeiter, nicht nur die Mitglieder der Polniſchen 
Berufsvereinigung, welche viele Jahre bei der 
Eiſenbahn tätig find, in das ſtändige Dienſtver⸗ 
hältnis aufgenommen werden ſollen. Es wurde 
immer abgelehnt. Ich war ſelbſt, Herr Klein, in 
Warſchau und habe das polniſche Miniſterium 
gebeten, daß die Leute, ganz gleich ob ſie polniſch 
oder deutſch geſonnen ſind, (Abg. Klein: Da iſt 
keiner dabei!) in das feſte Verhältnis überführt 
werden. Wenn es Ihnen Spaß macht, Herr Kein, 
können wir zuſammen hinfahren und ich werde 
die Frage zu jeder Zeit ſtellen. 

Ich bin kein Arbeiterfeind, ob es deutſche oder 
chriſtliche oder freie Gewerkſchaftler ſind. Alle 
ſind wir Menſchen und müſſen alle als Arbeiter 
an einem Strang ziehen. (Abg. Schilke: Haben 
Sie Ihre Rede auch aus Warſchau mitgebracht?) 
Ich bin Danziger Bürger und brauche vom Zen— 
trum keine Belehrung. Herr Abg. Klein, wie ich 
ſehe, ſind Sie in alle Sachen gut eingeweiht. Da⸗ 
her müſſen Sie auch wiſſen, daß die Polniſche Be⸗ 
kuſsvereinigung mit der polniſchen Staatsbahn- 
direktion einen harten Kampf führt. Das werden 
1802 die beiden Abgeordneten beſtätigen können. 
EN aljo die polniſche Eiſenbahndirektion 

"t der Berufspereinigung bei der Neueinitel- 
lung Hand in Hand arbeiten! Im G i 
wenn wir von Nenenn oe Im egenteil, 
8 on Neueinſtellungen erfahren ge⸗ 
ſchieht das nur durch das Bauamt 9 Klei 
welches uns beauftragt vorgeſchiebe SAT E 

i ; ; Ir, Dore ene Arbeiter 
zur Arbeit zu beſtellen. Dadurch paſſiert es oft 
daß wir Arbeiter, welche während ihrer Arbeits- 
loſigkeit bei ihren Eltern bezw. bei Verwandten 
auf dem Lande wohnen, zur Arbeit beſtellen Je⸗ 
doch werden wir niemals Arbeiter aus ihrer 


Brotſtelle bringen, um ſie der Eiſenbahn zu emp⸗ 
fehlen. Ich wünſche, Herr Abg. Klein, daß Sie 
mir den Nachweis erbringen, daß die Polniſche 
Berufsvereinigung Arbeiter aus andern Betrie— 
ben herausgezogen hat, um ſie der Eiſenbahn zu 
vermitteln. (Zurufe beim Zentrum.) Ich glaube, 
wenn man ſich gerade von Ihrer Seite, Herr 


Klein, ſo für die Danziger deutſcher Nationalität 
um Arbeit bei der polniſchen Staatsbahndirektion 
bewirbt, müßte man gerade aus chriſtlicher Näd)- 
ſtenliebe gerecht handeln. (Abg. Klein: Das wol⸗ 
len wir auch!) Auch die Danziger polniſcher Na- 
tionalität haben Anſpruch auf Gleichberechtigung 
und müſſen daher bei den Behörden beſchäftigt 
werden. Aber gewiß, es wird hier bei uns und 
gerade bei den Danzigern deutſcher Nationalität 
mit zweierlei Maß gemeſſen. (Abg. Liſchnewfki: 
Ihr ſeid die richtigen Chriſten!) Dieſer Brauch 
beſtand ſchon, als die Eiſenbahn noch in deutſchen 
Händen war. Damals wurde kein Arbeiter, wel⸗ 
cher polniſch fühlte oder einen polniſch klingenden 
Namen hatte, eingeſtellt. Was hätte man mit den 
Arbeitern gemacht, welche damals ſo gegen 
Deutſchland geſchimpft hätten, wie die jetzigen 
Bedienſteten der polniſchen Staatsbahndirektion 
gegen Polen? Ich glaube, man hätte den Mann 
damals an die Mauer geſtellt. Dieſer Fall dürfte 
Ihnen wohl allen bekannt ſein. 

Daß man aber auch heute Arbeiter ihres pol- 
niſchen Namens wegen von deutſcher Seite boy⸗ 
kottiert, iſt wohl nicht allgemein bekannt. Da⸗ 
her erlaube ich mir, Ihnen folgenden Fall zu be: 
richten. Der Fahrdienſtleiter in Zoppot ſoll, weil 
er Arczynſti heißt, vom Dienſt entfernt werden. 
So wollen einige Herren beſtimmen. Herr 
Arczynſki gehört keiner polniſchen und keiner deut- 
ſchen Organiſation an. Nur, weil er Arczynſki 
und nicht Klein heißt, (Heiterkeit.) ſoll der Mann 
entfernt werden. Vielleicht ſoll er für ein Mit⸗ 
glied der katholiſchen Arbeitervereine oder der 
chriſtlichen Gewerkſchaften Platz machen. Iſt das 
Gerechtigkeit? Ich glaube wohl kaum. Es iſt 
lachhaft, wenn der Herr Abg. Klein ſagt, daß der 
Arbeiter Brunke aus Prauſt unter meinen In— 
trigen zu leiden hat. Herr Klein, iſt Ihnen nicht 
bekannt, daß ca. ſechs Mitglieder der Polniſchen 
Berufsvereinigung in Prauſt vom Rangierdienſt 
zurückgezogen wurden, weil ſie nicht lange genug 
im Eiſenbahndienſt ſtehen, aber doch ſo lange bei 
der Eiſenbahn arbeiten, wie Brunke? Wer ſchika— 
niert alſo dieſe Leute, die immer wieder vom 
Rangierdienſt entfernt werden? Etwa auch ich, 
Herr Klein? Das glauben Sie doch kaum. Ich 
ſehe, Herr Klein, daß Sie ſchlecht informiert ſein 
müſſen, falls Sie behaupten, daß ich Brunke aus 
dem Verbandsbüro gewieſen habe, und zwar ſoll 
ich es getan haben, weil er ſeine Stimme nicht für 
die polniſche Liſte abgegeben hat. Wie kann ich 
feſtſtellen, wen Brunke gewählt hat? Halten Sie 
uns, Herr Klein, für ſo kleinlich, daß wir nur mit 
den Leuten ſprechen, die uns auch gewählt haben? 
O, Herr Klein, Sie irren ſich! Ich habe Brunke 
dafür die Tür gewieſen, weil er die Katholiken 
und den katholiſchen Glauben beſchimpft hat. 
Habe ich da als Pole und Katholik in dieſem Fall 
recht gehandelt? Ich glaube ja, Herr Klein. 

Herr Abg. Klein wirft der polniſchen Staats⸗ 
bahndirektion vor, daß dieſe auf die deutſchſtäm⸗ 
migen Eiſenbahner direkt bezw. indirekt einen 
Druck dahingehend ausübt, ihre Kinder bei den 
polniſchen Schulen anzumelden. Mir iſt ſolch ein 
Fall nicht bekannt. Jedoch muß ich, wenn es mir 
auch ſchwer fällt, ſagen, daß mir entgegengeſetzte 
Fälle bekannt ſind, und zwar wurden Danziger 
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Staatsangehörige polniſcher Nationalität, welche 
ihre Kinder in die polniſche Schule ſchickten, durch 
ihre Arbeitgeber gezwungen, ihre Kinder in deut⸗ 
ſchen Schulen anzumelden. Als ſich die Arheiter 
weigerten, die Forderung ihrer Brotgeber in die 
Tat umzuſetzen, wurden fie von der Arbeit enr- 
laſſen. Iſt das etwa ein gutes Zeugnis für den 
Wohlſtand der polniſchen Minderheit in Danzig? 
Wieder führe ich Ihnen m. D. u. H., einen 
ähnlichen Fall an. Ein Danziger polniſcher Na— 
tionalität ijt im Polizeipräſidium im Polizei- 
dienſt tätig geweſen. Er hat ſich offen als Pole 
bekannt, aber ſeinen Dienſtobliegenheiten in jeder 
Beziehung Genüge getan. Ich frage Sie nun, m. 
D. u. H., aus welchem Grunde hat man dieſen 
Mann entlaſſen? Ganz leiſe werde ich Ihnen das 
ins Ohr flüſtern, damit die Welt nicht ſoviel da— 
von erfährt. Alſo die Entlaſſung erfolgte mit der 
Begründung, — ich habe die Abſchrift — (Sie 
wollten doch leiſe ſprechen!); „auf Grund der po- 
litiſchen Betätigung als Pole zum Polizeidienſt 
im Freiſtaat ungeeignet.“ (Sehr richtig! rechts.) 
Das iſt richtig, das erkennen Sie an. Ich kann 
Ihnen aber noch verſchiedene Fälle anführen. Iſt 
das Gleichberechtigung? Iſt das Nächſtenliebe? 
Das frage ich gerade Sie, m. H. von der Zentrums- 
partei. O nein, ſicherlich nicht! Wie ſagt doch das 
Gebot: „Liebe Deinen Nächſten wie Dich ſelbſt!“ 
Was die Poloniſierung des Hafenausſchuſſes 
betrifft, ſo kann ich auch da ein Liedchen ſingen. 
Der Hafenausſchuß ſtellt grundſätzlich nur Dangi- 
ger Staatsangehörige ein. Wie ſteht es aber mit 
der Poloniſierung, wenn in dem Betrieb des 
Hafenausſchuſſes in Krakau nur ein einziger Dan⸗ 
ziger Pole arbeitet, in Einlage auch nur einer, in 
Plehnendorf ebenfalls nur einer. Ich glaube, 
Herr Klein, Sie ſehen ſich die Verhältniſſe durch 
ein Vergrößerungsglas an. Und wie behandelt 
man dieſe Danziger Polniſcher Nationalität? 
Nur einen Fall will ich hier anführen, damit Sie 
m D. u. H. davon ein Bild bekommen. Der Arbei— 
ter polniſcher Nationalität, welcher in Plehnen— 
dorf beſchäftigt wird, arbeitet beim Reinigen eines 
Prahms. Als ſein Dienſt beendet war und er ſich 
nach Hauſe begeben wollte, bemerkte er, daß man 
die Leiter vom Prahm entfernt hatte. Aber aus 
welchem Grunde? Weil er der Polniſchen Berufs- 
vereinigung angehörte. Auf welche Art ſollte der 
Arbeiter aus dem Prahm herauskommen? Er 
befeſtigte eine Leine und wollte ſich an derſelben 
herunterlaſſen. (Ganz ſchaurig! rechts.) Die 
Leine riß aber, und der Arbeiter ſiel aus einigen 
Metern Höhe herab. (Abg. Liſchnewſki; Polniſche 
Leine!) Der Senat bezieht vielleicht polniſche 
Leinen, das kann möglich ſein, daß die Danziger 
nichts taugen. Der Arbeiter fiel aus einigen Me— 
tern Höhe herunter, wobei er ſich mehrere Rippen 
brach. Fit das auch zu dem Wohlſtand der pol- 
niſchen Minderheit in Danzig zu rechnen? Ich 
will Ihnen m. D. u. H. noch ein paar Fälle nen— 
nen. Die Firma Wayß & Freytag bekam beim 
Hafenbau Arbeiten für den Hafenausſchuß auszu— 
führen. Dieſe Firma hat ungeachtet der Nationa— 
lität Arbeiter engagiert. Doch als ſich heraus— 
ſtellte, daß unter den beſchäftigten Arbeitern auch 
Arbeiter polniſcher Sprache waren, proteſtierten 
die deutſchen Arbeiter und wollten mit den pol— 


Donnerstag, den 13. Juni 1929. 


niſchen Kollegen nicht zuſammen arbeiten. Abg. 
Liſchnewſki: Iſt das auch ſchrecklich!) Die Firma 
mußte dem Zwang ſtattgeben, weil die Arbeiter 
den Streik proklamiert hatten, und die polniſchen 
Arbeiter wurden friſtlos entlaſſen, trotzdem ver— 
ſchiedene von ihnen große Familien hatten. Wie 
die Danziger Behörden handeln und damit der 
Allgemeinheit das Beiſpiel geben, handeln auch 
die Mitbürger deutſcher Nationalität. Ich nehme 
an, daß das Monopol im Hafen nur die deutſchen 
Arbeiter haben. Wenn polniſch organiſierte Ar- 
beiter nach Arbeit anſtehen, werden ſie von den 
Hafenarbeitern, welche der chriſtlichen bezw. an- 
deren Organiſationen angehören, zurückgedrängt 
und Bemerkungen wie „polniſche Schweine, ihr 
habt hier nichts zu ſuchen“ werden gemacht. (Das 
ſtimmt ja nicht, ei die ganzen Schrottladungen! 
rechts.) Sie haben keine Ahnung davon. Sie ſind 
doch kein Stauer, oder ſind Sie heute Stauer ge— 
worden? (Zurufe.) Dann kann er Dir auch die 
Hoſen zuſchneiden und fie werden Dir paſſen. (Hei⸗ 
terkeit.) Gelingt es noch jemand, im Hafen Arbeit 
zu erwiſchen, ſo wird er blutig geſchlagen, damit 
er nicht weiter arbeiten kann. Hierüber könnte 
der Herr Polizeipräſident den Frageſtellern Aus- 
kunft geben. Es ſind auch Fälle vorgekommen, daß 
das Arbeitsamt Mitglieder der Polniſchen Be— 
rufsvereinigung vermittelt hat. Was ſtellt ſich 
heraus? Kommen die durch das Arbeitsamt ver— 
mittelten Arbeiter auf die Arbeitsſtelle, ſo werden 
ſie gefragt, wie es unter den Arbeitern üblich iſt, 
ob ſie einer Gewerkſchaft angehören. Die Antwort 
lautet dann: „Der Polniſchen Berufsvereini- 
gung.“ Was tun dann die Mitglieder der chriſt— 
lichen bezw. anderen Organiſationen? Sie er— 
klären der Bauleitung, nicht eher weiter arbeiten 
zu wollen, bis das „polniſche Schwein“ vom Ar⸗ 
beitsplatz gewieſen wird. Beim Bau der Grünen 
Brücke iſt ſo ein Fall paſſiert. Es iſt traurig, aber 
wahr. Man muß ſich ſchämen, daß ſich Arbeiter 
gegenſeitig zerfleiſchen. (Abg. Liſchnewſki: Das 
ſtimmt!) 

So ſtellt ſich alſo die Gleichberechtigung der 
polniſchen Minderheit dar. Die Polniſche Berufs- 
vereinigung iſt in einem hieſigen Unternehmen 
alleiniger Tarifkontrahent. In dieſem Unterneh— 
men ſind Mitglieder aller Organiſationen be— 
ſchäftigt. Man hat noch niemals gehört, daß ſich 
ein Arbeiter polniſcher Nationalität gegen die 
deutſch denkenden Arbeiter empört habe, trotzdem 
die polniſch organiſierten Arbeiter in der Mehr— 
zahl ſind. Wer handelt alſo gerechter, die Polen 
oder die Chriſten? (Heiterkeit) Die Zentrums- 
partei hat uns in der Wahlagitation dauernd 
vorgeworfen, daß wir nicht genügend katholiſch 
ſeien. Sie behaupten, daß die deutſchſtämmigen 
Leute bei der Eiſenbahn immer zurückgedrängt 
werden. Herr Klein, kommen Sie zu uns in eine 
Verſammlung und hören Sie ſich die Reden an. 
(Polniſch kann er nicht! rechts.) Die Leute werden 
es Ihnen ſofort ins Deutſche überſetzen. Auch die 
Angehörigen der Polniſchen Berufsvereinigung 
werden von den Dienſtvorſtehern immer ſchika— 
niert. Die Dienſtvorſteher ſind heute ſo ſchlau zu 
fragen, welcher Gewerkſchaft der Arbeiter ange— 
hört. Gehört er der polniſchen Gewerkſchaft an, 
dann ift er ſchon am nächſten Tage von der Dienit- 
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(Lendzion, Abgeordneter) 
ſtelle entfernt und muß wieder als Arbeiter 
gehen, trotzdem er eine verantwortungsvollere 
Tätigkeit auszuführen vermag. Wo iſt da die Ge⸗ 
rechtigkeit. Wir verlangen vom Senat, daß er da— 
für Sorge trägt, daß die polniſche Minderheit in 
Danzig ſo wie die deutſche behandelt wird. Wir 
ziehen alle an einem Strang. Wir müſſen als 
Arbeitervertreter für alle Arbeiter eintreten, 
ganz gleich ob ſie deutſch oder polniſch organiſiert 
jind. Wir müſſen dafür Sorge tragen, daß die Ar- 
5 gewahrt werden. (Betriebsräte! 
links. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): (Abg. 
Liſchnewſti: Sporen anſetzen, Herr Hohnfeldt!) — 
Herr Abg. Lendzion hat einen Gegenſatz zwiſchen 
Polen und Chriſten konſtruiert. Dieſer Vergleich 
iſt ihm ſo entglitten. Zur Illuſtration hätte er 
noch auf das Bild hinter ihm verweiſen können: 
Die Gründung der Marienburg. Ich habe kaum 
jemals in einer Debatte im Volkstag ſoviel von 
chriſtlichem Mitgefühl ſprechen hören, wie heute. 
Das Zentrum hat die Große Anfrage mit der 
Begründung eingebracht, man müſſe chriſtlich han- 
deln. Es fordert die gleiche Behandlung der 
Danziger Staatsangehörigen deutſcher und pol- 
niſcher Nationalität. Der Verteidiger der Polen, 
Herr Abg. Miſzewſki, hat ebenfalls vom Chriſten⸗ 
tum geſprochen und Herr Abg. Lendzion auch. 
Andere Redner machten den Unterſchied zwiſchen 
den arbeitsrechtlichen Bedingungen und den na- 
tionalen. Hier iſt aber beſtimmt nicht eine Tren- 
nungslinie zu ziehen. Es iſt weiter nicht eine 
Frage des Chriſtentums und der Behandlung 
dieſer Arbeiter nach den Geſichtspunkten dieſer 
Ethik, ſondern es iſt eine reine Frage der Staats: 
notwendigkeit und der nationalen Belange, wie 
man ſich zu der polniſchen Staatsbahndirektion in 
Danzig ſtellt. Die Arbeiterfrage bei der Staats— 
bahndirektion iſt nicht nur, wie Sie es getan 
haben, unter dem Geſichtswinkel des Arbeitsrechts 
zu betrachten, ſondern ſie ift unſtreitbar als Wus- 
9 ys 805 Friedensvertrages und der 
olgenden Bedingungen als nationale Frage 
zu c 5 nn 
Ich kann es verſtehen, wenn Herr Präſident 
17577 den Herrn Abg. Miſzewſki an feinen Aus: 
fü en hinderte, weil die Debatte zu weit 
pig i ch ſage aber nicht, daß ich es billige. Ich 
elmehr der Mei 10 e 
grundlegend ijt. da einung, daß dieſe Frage ſo 
leuchten muß. R man ſie von allen Seiten be- 
die Gro zu den Polen) führten an, 
ße Anfrage ſei weiter nichts 
fluß einer Verhe eiter nichts als der Aus⸗ 
ie er Verhetzung unter den Arbeitern, al 
eine politiſche Agitati F 
ar grafion. Sie ſelbſt treiben aber 
am Anfang Ihrer Rede ebenfalls angle 
tife Agitation, als fie auf eine Och rnanonalpol⸗ 
; 91 „als ſie auf eine Schrift hinwieſen 
die an die prominenten deutſchen Führer ; 2 
175 ; en Führer in Dan- 
dig verteilt worden fei, als deren Arſprungsort 
Oſtpreußen bezeichnet würde, in Wirklichkeit aber 
Danzig ſei. Das war doch politiſche Agitation 
die Sie ganz bewußt trieben. Ich nehme zu Ihren 
Gunſten als überzeugte Polen an, daß Sie es 
bewußt getan haben. Ich nehme auch zu Ihren 
Gunſten und zugunſten der polniſchen „Baltiſchen 
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Preſſe“ an, daß Sie ſolche Tendenzartifel wie den 


über Archivdirektor Recke als politiſche Propa- 
ganda betrachten. 
Herr Abg. Lendzion ging auf die Stellung- 


nahme des Senats ein, und auf den Ausſpruch des 
Herrn Senators Arczynſki, daß die polniſche Mi— 
norität hier beſſer behandelt würde als die deut— 
ſche in Polen. Sie haben ſich dagegen gewandt, 
aber können Sie beſtreiten, daß die Verhältniſſe 
für die Deutſchen in Oberſchleſien ſchwieriger lie— 
gen als hier? (Zuruf bei den Polen) Das iſt der 
Punkt, bei dem ich einhake. Wir können das nicht 
trennen. Der Gegenſatz in der Behandlung der 
Deutſchen in Polen und der Polen in Danzig iſt 
auch von uns nicht außer Acht zu laſſen, weil un⸗ 
ſere Staatsgrenzen ſo eng gezogen ſind. Wir 
ſehen, wie die deutſchen Landsleute in Polen be— 
handelt werden. Daraus ziehen wir die Ber- 
gleiche, nicht nur aus den Dingen, die bei der 
polniſchen Eiſenbahndirektion in Danzig paſſieren. 


Andere Vergleichsmomente ſind darin gege— 
ben, wie Sie die Verträge achten. Es handelt 
fih doch um Verträge, vor allem um den Verſail— 
ler Vertrag, die von Ihnen ebenſo anerkannt 
werden, wie von den anderen Staaten, die ſie an— 
geblich freiwillig unterſchrieben. Da ſind Bedin— 
gungen drin enthalten, nach denen der deutſche 
Danziger Staatsangehörige zum mindeſten gleich 
behandelt werden muß auf der polniſchen Eiſen⸗ 
bahndirektion. Aber nun kommen die Forderun— 
gen, die Sie ſelbſt ſtellen. Da kommt Herr Abg. 
Lendzion mit der Bemerkung, auf dem Polizeiprä⸗ 
ſidium in Danzig wäre ein Mann als Beamter 
beſchäftigt und dann wegen feiner polniſchen Ge- 
ſinnung entlaſſen. Ich möchte Sie fragen, ob Sie 
im Polizeipräſidium in Warſchau oder ſonſt wo 
auch nur einen einzigen Mann als Geldzähler 
oder Bote anſtellen würden, der Deutſcher wäre. 
Das würden Sie nicht tun, und zwar aus der Not- 
wendigkeit heraus, ſich ſtaatspolitiſch verteidigen 
zu können. Sie fagen, daß Sie nicht Staatsver— 
räter erziehen wollen. Dieſer Mann, der ſich ſo 
bewußt als Pole bezeichnete, täte beſſer, nach Po- 
len zu gehen. 

Was tut aber umgekehrt die polniſche Eifen- 
bahndirektion und der polniſche Staat? Letzterer 
verweigert Eiſenbahnern, die als Danziger 
Staatsbürger polniſcher Nationalität in Polen 
beſchäftigt waren, die Gewährung der polniſchen 
Staatsangehörigkeit und ſchiebt ſie nach Danzig 
ab, um ſie aufs Danziger Kontingent der Eiſen— 
bahn verrechnen zu können. Dieſe Momente ver— 
geſſen Sie. Da ſpielt nicht das Arbeitsrecht mit, 
ſondern die reine nationale Frage, und die iſt 
nur durch den Verſailler Friedensvertrag geregelt 
und vielleicht auch durch den Raub der Eiſenbahn— 
direktion. Sie werden mir doch zugeben, daß die 


Beſetzung der Eiſenbahndirektion durch die Polen 


bewußt als Raub bezeichnet werden muß. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts und bei den Polen.) Ich habe von 
dieſer Stelle aus einmal dem Staatsrat den Vor- 
wurf gemacht, daß er nicht die Eiſenbahndirektion 
von ſich aus beſetzt hat, ſondern zuließ, daß die 
Polen kamen. Wir betrachten das alles nach den 
Geſichtspunkten, wie uns unſer nationales Hemde 
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nach dem Friedensvertrag von Verſailles zuge- 
ſchnitten ift. 

Kommen Sie nicht mit Klagen über die Be- 
handlung der Polen in Danzig. in den Staatsbe⸗ 
trieben und bei der Eiſenbahndirektion! Sie fa- 
gen, Ihre Freunde werden nicht bevorzugt. Ich 
kann ein Beiſpiel aus dem Kreiſe meiner Partei 
anführen, wo ein Mann auf dem Lande auf 
Grund feines polniſchen Namens das Angebot be- 
kam, ſich bei der Eiſenbahn einſtellen zu laſſen. 
Das hat man ganz bewußt getan. Denken Sie, 
nur ein einziges Mitglied dieſes Hauſes außer 
Ihnen dreien ſollte Ihnen glauben, daß die Ver- 
hältniſſe ſo ſind, wie Sie ſie geſchildert haben? 
Es hörte ſich ja ſo an, als ob Sie die Beſchwerde— 
führenden waren. Das ſoll es aber nicht ſein. 
Was Sie, Herr Abg. Lendzion, als zweiter pol- 
niſcher Redner ſprachen, bedeutet, daß Sie Denun: 
zieren wollen und ſagen: „Hier ſind Beamte, die 
können das polniſche Dreckſchwein, wie Sie es 
nennen, nicht beſehen.“ Es handelt ſich nicht um 
Klagen. Sie wollen noch der polniſchen Eiſen— 
bahndirektion und dem Herrn Bironjt, dem ge- 
borenen Birnbaum, klar machen, wie die Ber- 
hältniſſe nach Ihrem Willen weiter von ihm ge- 
ſtaltet werden ſollen. In der Beziehung wollen 
Sie ihm das Rückgrat ſtärken. 

Das, was hier die Zentrumspartei in ihrer 
Zentrumsart und Weiſe mit viel Mitgefühl vor⸗ 
gebracht hat, war leider Gottes ein Proteſt, der 
viel ſchärfer gefaßt hätte werden müſſen. Ich 
verſtehe es, daß eine Regierungspartei wie das 
Zentrum, eben weil ſie Regierungspartei iſt, nicht 
aus ihrer Haut heraus kann; daß aber überhaupt 
eine Regierungspartei es fertig bekommt, dieſe 
Frage anzuſchneiden, das bedeutet, daß hier haar⸗ 
ſträubende Dinge getrieben werden. Wir haben 
jetzt in Madrid die berühmte Konferenz über die 
Minderheitenfrage. Sie hätten ſich ja mit all 
den Punkten nach Madrid wenden können. Daß 
Sie es als Minorität in Danzig nicht tun, iſt ein 
Beweis für die Unwahrheit Ihres Vorgehens. 


Sie kommen wieder mit Behauptungen, die wir 


früher ſchon von Herrn Dr. Kubacz gehört haben. 
Da ſpielte die polniſche Schule eine große Rolle. 
(Sie ſind damals ja noch nicht einmal volljährig 
geweſen! bei den Polen.) Sie kennen wohl die 
Perfaſſung nicht, ſonſt müßten Sie wiſſen, daß 
ich dann nicht hier wäre. Sie, Herr Dr. Moczynifi, 
haben ſeinerzeit in deutſchen Schulen ſehr gut 
deutſch gelernt. Sie können Ihre Stellung hier 
nicht damit begründen, daß man Ihren Vater ſei⸗ 
nerzeit unter deutſcher Herrſchaft anders behan⸗ 
delt hat als Staatsbürger. Sie haben keine Ur⸗ 
ſache, über Oſtmarkenpolitik zu ſprechen. Gerade 
Sie, Herr Dr. Moczyäſki, find es geweſen, der, als 
die Große Anfrage angeſchnitten wurde ſagte: 
„Da habt Ihr das, was Ihr uns früher getan 
habt.“ Damit beweiſen Sie das, was hier berührt 
wurde, daß es von den Polen Abſicht iſt, Hetze zu 
treiben. Das nehmen wir der polniſchen Nation 
in keiner Weiſe übel, aber wir haben dann die 
Möglichkeit zu jagen, was man uns in Danzig an- 
getan hat. Unſere Souveränität wird noch nicht 
einmal von einem polniſchen Betrieb anerkannt, 
der hier ſtationiert und beheimatet iſt. Der Senat 
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beſteht wie „Rumpelſtilzchen“, der Herr Major 
Stein ſeinerzeit geſagt hat, zwar nicht aus Pro⸗ 
pheten, ſondern aus Leuten, die von Propheten 
abſtammen. Der Senat hat behauptet, daß er 
ſouverän ſei. Hier hat er die Beweiſe, daß die 
Souveränität eines Staates von Gnaden des 
Völkerbundes mit Füßen getreten wird. Deshalb 
haben wir Danziger damals auf dem Heumarkt 
gegen den Friedensvertrag und gegen die ganze 
Wendung der Dinge proteſtiert. 

Wenn wir auch an dem guten Willen des Se- 
nats bei der Beantwortung der Großen Anfrage 
nicht zweifeln, ſo möchte ich doch den Worten des 
Herrn Abg. Jahr folgen und hoffen, daß der Se⸗ 
nat mit einem Geſetzentwurf kommt, der die Mög- 
lichkeit gibt, einen Zwang auf die polniſche Eiſen⸗ 
bahndirektion auszuüben. Für uns iſt dieſe Große 
Anfrage nichts weiter als der Ausfluß einer be- 
wußten Provokation der Polen, die man hier dem 
Herrn Klein gegenüber bewieſen hat. Er iſt pro⸗ 
voziert worden, und wir danken dafür; denn heute 
iſt Gelegenheit, dagegen zu proteſtieren, daß man 
uns in ſolche Verhältniſſe gebracht hat. Geiner- 
zeit haben wir gegen die Abtrennung Danzigs 
auf dem Heumarkt proteſtiert und heute verlangen 
wir: „Heim nach dem Reich.“ (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Geisler. 

Geisler, Abgeordneter (B.k. F.): M. D. u. H.! 
Wenn die Tribüne größer wäre, hätte ich ge— 
wünſcht, daß alle Danziger Eiſenbahner hier 
verſammelt geweſen wären und ſich die Reden von 
dem Hakenkreuzler oder von den gelben Gewerk⸗ 
ſchaftsführern, wie es die Abg. Klein reſp. Lend⸗ 
zion ſind, angehört hätten. Dann würden ſie ge⸗ 
ſagt haben, daß ſie den nationaliſtiſchen Trubel, 
der hier bei der Beratung betreffs Einführung 
des Betriebsräte-Geſetzes getrieben wird, ableh— 
nen. Das haben auch die Wahlen zur Betriebs- 
krankenkaſſe wie zum Arbeiterrat bewieſen, daß 
die Arbeiter es ablehnen, ſich von den gelben, wie 
von den chriſtlichen Gewerkſchaften einfangen zu 
laſſen, und daß fie langſam auf den Weg des 
Klaſſenkampfes kommen. Sie werden auch dafür 
1 daß das Betriebsrätegeſetz eingeführt 
wird. 

Die Erklärung des Senats ſagt ja, daß es bei 
der Eiſenbahn eingeführt werden ſoll. In 
Deutſchland hat ja auch die Einführung des Be— 
triebsrätegeſetzes bei der deutſchen Reichsbahn ein 
Jahr länger gedauert. So wird es auch hier ſein. 
Das aber das Betriebsrätegeſetz ſo verherrlicht 
wird, leuchtet nicht allen Danziger Eiſenbahnern 
ein. Die große Mehrheit der Eiſenbahner weiß, 
daß das Betriebsrätegeſetz nur in der einen Frage 
helfen kann, und zwar bei der Einſtellung und 
Entlaſſung von Arbeitern. Heute haben wir den 
Arbeiterrat, eine Einrichtung, die in der Revolu- 
tionszeit 1918/19 in einer viel günſtigeren Situa- 
tion als heute geſchaffen wurde. Selbſtverſtänd⸗ 
lich werden Schikanen ausgeübt ſeitens der Ver⸗ 
waltung aber doch nicht ſo, wie es der Herr Abg. 
Klein angeführt hat. Letzten Endes wird kein 
Eiſenbahner mehr den Herrn Abg. Klein ernſt 
nehmen. Es ſind etwa ſechs Monate her, als er 
ganz keß bei ſeinem Gegner, gegenüber dem er ſich 
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heute als Polenfeind aufſpielt, ein gemeinſames 
Vorgehen bei der Betriebsrätewahl beantragte, 
weil die Mitglieder der polniſchen Gewerkſchaft 
doch auch nach ſeiner Meinung katholiſch waren, 
zum Zwecke des gemeinſamen Vorgehens gegen die 
roten, die freien Gewerkſchaften. Aber die Eiſen— 
bahner haben ſich trotzdem nicht darauf einge— 
laſſen und haben das frivole Spiel des Abg. Klein 
entlarvt und ſich zu den freien Gewerkſchaften be— 
kannt. 

Es ſind ſelbſtverſtändlich Beſchwerden über die 
polniſche Eiſenbahndirektion vorhanden. Man 
kann es einem Arbeiter, der vielleicht jahrelang 
erwerbslos auf der Straße liegt, und nicht klaſ⸗ 
ſenbewußt iſt, nicht verdenken, wenn er der Pol⸗ 
niſchen Berufsvereinigung beitritt, um Arbeit zu 
bekommen. Es handelt fih häufig um ſolche Ele- 
mente, wie in einem Falle, wo ein entlaſſener 
Schupobeamter eingeſtellt war. Er konnte bei 
den Deutſchnationalen nichts mehr erben, alſo 
trat er ſchnell in die Polniſche Berufsvereinigung 
ein, er ſagte ſich: Na, dann werde ich einmal 
Eiſenbahnbeamter.“ Auch dieſe Sorge iſt jetzt be— 
hoben. Auch der Abg. Lendzion muß zugeben, 
daß auch die Mitglieder ſeiner Gewerkſchaft ihm 
den Rücken kehren, wenn ſie in Arbeit kommen. 


In der augenblicklichen Situation würden es die 


Eiſenbahner daher begrüßen, wenn das Betriebs— 
rätegeſetz eingeführt würde, und zwar auch bei der 
polniſchen Eiſenbahndirektion. Die Eiſenbahner 
lehnen aber den nationaliſtiſchen Rummel ab, ſie 
fordern beſſere Lohn- und Arbeitsbedingungen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Klein. 

Klein, Abgeordneter (Z.) M. D. u. H.! Die 
Rede des Herrn Abg. Miſzewſki gibt mir Beran- 
laſſung, noch etwas zu den geſtrigen Ausführun⸗ 
gen hinzuzuſetzen. Ich kann jedenfalls feſtſtellen, 
daß Sie mit keinem Wort auf den Kern der Tat: 
ſachen eingegangen ſind. Das möchte ich unter 
allen Umſtänden feſtnageln. Sie haben weiter 
die Frage geſtellt, wie es komme, daß der Senat 
in den Senatsſtellen und Kommunen nicht pro— 
zentual auch Arbeiter der Polniſchen Berufsver— 
einigung einſtelle. Wenn das die polniſche Eiſen— 
bahndirektion ſo machte, hätten wir ja keinen An⸗ 
laß, uns zu beſchweren. (Abg. Miſzewſki: Sie Ha- 
ben mich nicht verſtanden!) 

0 wundern Sie ſich, daß dieſe Anfrage 
ſtehe SE er Regierungspartei kommt. Ich 
partei dena Standpunkt, daß jede Regierungs- 
das Recht hat wie jede andere Oppoſitionspartei 
beiter u at, Anfragen zu ſtellen, wenn die Ar⸗ 
d die 8 einzelnen Bedienſteten darauf dringen, 
aß die Sache einmal vorwärts kommt. Darüber 
müßte ſich jeder klar ſein. Jede Regierungspartei 
wird auch die andere an der Regierung beteiligte 
von dieſem Schritt benachrichtigen Wir 9690 
als Partei oder Fraktion keine Urfache, zu allem 
Ja und Amen zu ſagen, was der Senat vorſchlägt 
Die Fraktionen ſind dazu da, um zu den einzel 
nen Etats Stellung zu nehmen. Wenn Sie ferner 
ſagen, die Sache ſollte für uns nur eine Propa⸗ 
ganda- und parteipolitiſche Frage fein, jo lehnen 
wir eine ſolche Einſtellung ab. Wir ſtehen auf 


dem Standpunkt, daß die Eiſenbahner nicht unter 
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eine Knute gebracht werden; wie es in früheren 
Zeiten einmal der Fall war. Dem muß eben 
vorgebeugt werden. Wir wollen weiter nichts als 
eine gerechte Behandlung bei der Eiſenbahn und 
keine Bevorzugung (Sehr richtig! im Zentrum.) 
Stellen Sie die Leute durch das Arbeitsamt ein, 
dann wird kein Grund zur Beunruhigung vorhan- 
den ſein. 

Herr Abg. Lendzion hat von dieſer Stelle aus- 
geführt, daß das Arbeitnehmerausſchußgeſetz den 
polniſchen Volksteil boykottieren würde. Daher 
lehne er es ab. Ich habe geſtern in meiner Rede 
ausgeführt, daß Ihnen dort, wo es in Ihren 
Kram paßt, das Geſetz gut genug ift. Wenn ge- 
ſagt wurde, meine geſtrigen Ausführungen, daß 
800 Mann Ihrerſeits bevorzugt würden, ſtimmten 
nicht, jo haben die letzten Wahlen bei der Eijen- 
bahn dieſes bewieſen, daß in einer kurzen Beit- 
ſpanne 800 Arbeiter der Polniſchen Berufsverei⸗ 
nigung eingeſtellt jind, die Zahlen haben es er- 
wieſen. Dazu braucht man keinen Ton mehr zu 
ſagen. Ich möchte aber von dieſer Stelle aus 
weiter feſtſtellen, daß die katholiſchen Arbeiterver- 
eine mit der Einſtellung von Arbeitern nichts zu 
tun haben, weil ſie ſich mit ganz anderen Fragen 
beſchäftigen. (Zurufe bei den Polen) Ich gehöre 
nicht dem Arbeiterverein, ſondern dem kath. Ge— 
ſellenverein an. Herr Lendzion beſchwert ſich dar— 
über, daß unter 200 beſchäftigten Arbeitern nur 
ſieben Polen ſeien. Das zeugt davon, daß die 
ſieben bereits andere Leute herausgedrängt ha— 
ben. Mit Einführung des neuen Tarifvertrages 
wurde das Verhältnis der ſtändigen Arbeiter be— 
ſeitigt. Die Einführung der Zeitarbeiter iſt Ihr 
Verdienſt. Daher befinden ſich nur 200 Arbeiter 
im ſtändigen Arbeitsverhältnis. 

Weiter wurde ausgeführt, ich wüßte in allen 
Dingen gut Beſcheid. Daß ich eingeweiht bin, 
hat meine geſtrige Rede bewieſen. Dankbar bin 
ich aber dem Abg. Lendzion für eine Dummheit, 
durch die er verriet, von wo er die Einſtellungen 
bewerkſtelligt. Dann wurde weiter die Fahr- 
dienſtleiterfrage in Zoppot angeführt. Ich möchte 
ſie nur kurz ſtreifen. Es iſt richtig, daß ein Staats⸗ 
bahnſekretär namens Arczynſki dort hingekommen 
iſt. Wenn Herr Lendzion den Vorfall feines Vor: 
gängers nicht behandelt hat, ſo muß ich dazu aus⸗ 
führen, daß man den Danziger Dienſtſtellenvor⸗ 
ſteher Bendikowſki aus Zoppot deswegen ſtrafver— 
ſetzt hat, weil fih ein polniſcher Beamter betrank 
und drei Stunden im Keller lag. Es wäre an- 
ſtändig geweſen, wenn Herr Lendzion dieſes Her- 
vorgehoben hätte. 

Ich möchte mich jetzt mit dem Hafenausſchuß 
nicht beſchäftigen. Vorhin habe ich geſagt, es 
komme vielleicht der Zeitpunkt, wo ich etwas dar⸗ 
über vortragen würde. Ich will es mir heute 
verſagen, da ich die Regierungsparteien und den 
Senat nicht in Verlegenheit bringen möchte. 

Wenn weiter angeführt wurde, und zwar vom 
Abg. Lendzion, daß wenn jemand von der Polni- 
ſchen Berufsvereinigung beim Bau als Bauarbei⸗ 
ter oder im Hafen als Hafenarbeiter eingeſtellt 
wird und die anderen Gewerkſchaften verlangen, 
daß das nicht geſchehen ſoll, dann kann ich das 
verſtehen. Dieſe beiden Berufsverbände ſind 
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Standesverbände und laſſen ſich durch ſolch eine 
polniſche Vereinigung, die alle Stände bei ſich 
aufnimmt, ſomit keine ſtandesgemäße Vertretung 
iſt, nicht hineinreden. Aus dieſem Grunde lehnen 
die Bau- und Hafenarbeiter diefe Einſtellung der 
Kollegen ab. Dabei ſpielt keine chriſtliche Ueber- 
zeugung und keine freigewerkſchaftliche Ueberzeu— 
gung eine Rolle. (Zwiſchenrufe bei den Polen.) 
Der Abg. Lendzion hat weiter bewußt oder unbe— 
wußt geſagt, daß die Deutſchen zurückgedrängt 
werden. Darin ſtimmen wir überein. Jedenfalls 
hat er dieſe Aeußerung aus Unkenntnis gemacht. 
Dabei möchte ich hervorheben, daß die Arbeits- 
loſen nicht ohne Arbeitsamt in Arbeit gebracht 
werden. Geſtern habe ich die Erwerbsloſen-Frage 
angeſchnitten und habe ebenfalls geſtern noch feft- 
geſtellt, daß im vorigen Jahr ein Schloſſer Kra- 
kowſki aus Schidlitz in Graudenz Arbeit ſuchte. 
Er ſollte von einer Arbeitsſtelle eingeſtellt wer: 
den, aber es wurde erft bei drei oder vier Städ⸗ 
ten angefragt, ob dort noch Arbeitsloſe ſeien. Er 
wurde nicht eingeſtellt, erſt kamen die Polen 
heran. Er bekam ſomit überhaupt keine Arbeit 
und mußte zurück nach Danzig. : 

Ich möchte noch an einen anderen Fall erin- 
nern. Als die Eiſenbahn von Polen zur Be— 
triebsführung übernommen wurde, ſagte der Herr 
Präſident Czarnowſki, den ich allerdings ſehr 
hoch ſchätze, wegen ſeiner Einſtellung, der von 
Ihnen ja mehr bekämpft wird als von uns: 
„Meine Herren, haben Sie keine Befürchtung, 
Ihre Rechte ſollen nicht geſchmälert werden, Ihre 
Perſonalakten werden von einer Danziger Unter- | 
abteilung bearbeitet werden.“ Was iſt aber ge— 
ſchehen? Man hat die Abteilung aufgelöſt, den 
Gruppenleiter hat man abgeſetzt. Es wäre not⸗ 
wendig geweſen, dies hier vorzutragen. Das ha— 
ben Sie vergeſſen. 

Auf die Ausführungen des Abg. Geisler ein- 
zugehen, gereicht mir nicht zur Ehre. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Senator Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Ich möchte 
gegenüber den Ausführungen des Abg. Miſzewfki 
ſagen, daß in den Betrieben des Staates und der 
Gemeindeverbände grundſätzlich alle Arbeiter 
und Angeſtellten durch die zuſtändigen ſtädtiſchen 
Arbeitsämter vermittelt werden, und daß die 
Leiter dieſer Aemter geſetzlich verpflichtet ſind, 
dabei weder nach der Zugehörigkeit zu einer Or⸗ 
ganiſation, noch zu einer Partei zu fragen. Auch 
darf weder die religiöſe, noch die nationale Ein- 
ſtellung eine Rolle ſpielen. Die Einſtellung in 
den ſtädtiſchen Betrieben erfolgt natürlich nach 
Bedarf. Eine Zurückſtellung der Danziger Staats- 
bürger polniſcher Nationalität findet nicht ſtatt. 
Wenn hier der Wunſch ausgeſprochen iſt, daß eine 
Regelung der Arbeitsvermittelung eintreten ſoll, 
ſo werde ich den Wunſch dem zuſtändigen Senator 
für ſoziale Angelegenheiten, Herrn Dr. Wier⸗ 
cinſki, weiterleiten. Soweit einzelne Beſchwer⸗ 
den vorgetragen ſind, iſt das eine Angelegenheit 
der Abteilung Verkehr. Auch dorthin werde ich 


| 


t 


die hier vorgetragenen Wünſche weiterleiten, Ich 
habe lediglich zu erklären, daß für mich das Ar⸗ 
beitsrecht als ſolches in Frage kommt. 


Das Ge⸗ 


ſetz wird Ihnen beſchleunigt vorgelegt werden. 
Wenn der Wunſch ausgeſprochen wird, daß das 
noch vor den Ferien geſchehen ſoll, werde ich ver— 
ſuchen, noch vor den Sommerferien dies Geſetz 
dem Hauſe zuzuleiten. 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schütz. 

Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wenn man die Ausführungen des Herrn Abg. 
Lendzion hier richtig verfolgt hat, ſo fühlte man, 
daß er zitterte, weil alles aufgedeckt wird, was 
ſich in der letzten Zeit gerade bei der Polniſchen 
Berufsvereinigung ereignet hat. Wer Gelegen— 
heit hat, in einem Betrieb beſchäftigt zu ſein, der 
die Verpflichtung übernehmen mußte, einen be— 
ſtimmten Prozentſatz Polen zu beſchäftigen, hat 
beſtimmte Studien machen können. Ich wage zu 
behaupten, daß gerade das Betriebsausſchußgeſetz 
bei der Eiſenbahndirektion und beim Hafenaus⸗ 
ſchuß unbedingt nötig iſt, weil dann vielleicht den 
polniſchen Arbeitern etwas mehr von ihren eige— 
nen Kollegen auf die Finger geklopft werden 
kann. (Zuruf des Abg. Lendzion.) Ich komme auf 
alles zurück. 

Herr Abg. Lendzion, Sie führten hier einen 
Fall an, der fih beim Maſchinenbauamt in Kra- 
kau ereignet haben fol, wo ein polniſcher Arbei- 
ter in einen Prahm geſtürzt iſt, weil ihm nach 
Ihrer Ausſage das ſogenannte Sicherungstau 
weggenommen iſt. Ich kenne den Fall nun ganz 
genau. Es handelt ſich um den Arbeiter Lippke. 
Sie werden zugeben müſſen, daß das ſtimmt. Ich 
werde auch auf Ihre berühmten Schreiben zurück— 
kommen, die Sie immer an den Hafenausſchuß 
ſenden, Herr Lendzion. Dieſer polniſche Arbeiter 
Lippke iſt nicht in den Prahm gefallen, weil kein 
Sicherungstau dageweſen iſt, ſondern weil er bei 
ſeiner Arbeit geſtolpert iſt. Das Fahrzeug lag in 
der Reparatur. Es befindet ſich dort nur eine 
Leiter, und jeder Arbeiter muß dieſe Leiter her— 
auf und herunter gehen. Wenn dieſem Mann 
nun das Unglück paſſiert, daß er ſtolpert, fo kann 
die Verwaltung nichts dafür und er auch nicht. 
Sie können dies aber nicht auf Schikanen der 
deutſchen Arbeiter zurückführen. Uebrigens möchte 
ich fragen, ob Sie fih die Unfallaufnahme durch— 
geleſen haben. Es ſind die Ausführungen des 
Lippke, die durch Zeugen beſtätigt ſind, die der 
Unfallverſicherung eingereicht ſind und worin 
ſteht, auf welche Art und Weiſe er verunglückt iſt. 
Ich weiß, daß dieſe Arbeiter zu ihren Gewerk— 
ſchaften kommen und allerhand erzählen, und daß 
ſie natürlich in ihrer blinden Wut ſagen: „Da 
ſind Danziger Arbeiter deutſcher Nationalität, 
dieſe deutſchen Arbeiter müſſen entlaſſen werden.“ 
Es ift bezeichnend, wenn diefe Arbeiter ſelbſt jr 
gen, und das hat auch Lippke getan, ich habe mit 
ihm ſehr viel zu tun gehabt: „Wir werden es 
ſchon den Deutſchen zeigen. Wir brauchen nur 
zu unſerer Polniſchen Berufsvereinigung zu ge⸗ 
hen, die macht die Sache ſchon beim Hafenausſchuß 
klar. Und wenn ich zu unjeren polniſchen Borge- 
ſetzten gehe mit denen ich ſogar untergehakt längs 
der Straße gehe, können uns die Danziger nichts 
tun.“ 
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Die Polen gehen weiter in unſerem Betrieb ren. Er fei vom Baurat im Altſtädtiſchen Graben 


dazu über, daß ſie ſagen: „Kauft euch doch in die 
Polniſche Berufsvereinigung ein, dann braucht 
ihr nicht zu befürchten, daß ihr entlaſſen werdet. 
Aber wenn ihr in chriſtlichen Gewerkſchaften oder 
in nationalen Verbänden ſeid, werdet ihr ent— 
laſſen.“ Sie haben ſelbſt zu einem Arbeiter, der 
beim Hafenausſchuß beſchäftigt iſt und zu einem, 
der in Ohra bei der Bahn tätig iſt, geſagt: „Wenn 
ihr nicht aus den nationalen Verbänden Heraus- 
geht, werdet ihr in kurzer Zeit entlaſſen werden.“ 
(Abg. Lendzion: Den Namen möchte ich wiſſen!) 
Ja, damit Sie ihn auf die Straße ſchmeißen, ich 
werde es bleiben laſſen. Dieſe Leute ſind zu mir 
gekommen und haben mich gefragt, was ſie tun 
ſollten, Herr Lendzion habe das und das geſagt. 
Ich habe überlegt und habe ihnen geſagt: „Sie 
find Familienväter, gehen fie aus unſerem 
Verband heraus. Ihr Inneres werden Sie nicht 
verlieren.“ „Ja,“ ſagte der Mann „ich ſoll aber 
in den polniſchen Verband eintreten, ſie wollen 
meine Beiträge haben.“ Glauben Sie, daß dieſe 
Leute poloniſiert werden, wenn Sie in Ihren pol- 
niſchen Verband hineingehen?“ Es iſt ja bekannt, 
daß Sie auf dem Lande agitieren und ſich zwei 
Gulden bezahlen laſſen. 

Nun die Behandlung. Wir kennen uns ſchon 
lange, Herr Abg. Lendzion. Sie wiſſen ganz ge- 
nau, daß Ihnen das unangenehm iſt. (Zuruf des 
Abg. Lendzion.) Nun beklagt ſich Herr Lendzion 
darüber, daß dieſe Arbeiter ſo ſchlecht behandelt 
werden. Im Gegenteil! Mit dieſen Arbeitern 
wird mit aller Vorſicht umgegangen, damit man 
fih nicht Unannehmlichkeiten ausſetzt. Sie wiſſen 
ja, daß diefe Arbeiter immer auf ihre gute Wol- 
niſche Berufsvereinigung pochen, ſtets zu Ihnen 
gelaufen kommen und Ihnen etwas erzählen, was 
Sie gar nicht einmal richtig verſtehen. Sie 
ſchicken dann ihre Schriftſtücke zum Hafenausſchuß. 
Sie kennen ja den Fall des Arbeiters Wirbicki, 
der bei mir an Bord iſt, Sie haben für ihn auch 
ein Schreiben gemacht, es iſt vom Hafenausſchuß 
zu uns gekommen ‚worin Sie mitteilen, daß ein 
Danziger Arbeiter ein Scherzwort gebraucht habe, 
wenn ich mich recht entſinne war es: „Anti hol den 
Degen vor!“ Das gab für die Polniſche Berufsver⸗ 
einigung Anlaß, ein Beſchwerde-Schreiben zu 
ſchicken. Vom Maſchinenbauamt Krakau mußte 
nun der Baurat Schokelt vier bis ſechs Mann 
neemen und von Krakau nach Neufahrwaſſer 
115 8155 Selen fahren. Nachher ſtellte ſich alles 
Lendzio t itt A Sie ſehen, alſo, Herr 
und Sie unterftüken Dion anen gearbeitet wird, 

un zu dem Lippke, der au i 
beſchäftigt war. Es war fein 10 an 
wenn er auch ſehr oft nicht Luſt hatte. Im In⸗ 
tereſſe der Sache mußte ich Rüdficht nehmen weil 
zu befürchten war, daß mir ſonſt der Hafenaus⸗ 
ſchuß auf den Kopf kam. Trotzdem ich mit dem 
Mann immer Geduld hatte, und verſuchte, mit 
ihm im Guten auszukommen, habe ich doch Mer- 
ger mit ihm gehabt. Er blieb ein, zwei Tage 
vom Dienſt fort. Als ich ihn fragte, welches der 
Grund war, erwiderte er, er habe zu Hauſe zu 
tun gehabt. Ich fole mich beim Baurat heſchwe⸗ 


angehalten worden, er ſolle zum Büro kommen. 
Aehnlich war die Sache mit Deutſchendorf. Der 
ſollte die Gräben aufſchaufeln und kam mit Lack⸗ 
ſtiefeln, fein — im Anzug und einer wunderba— 
ren Blume zur Arbeit. Als der Baurat fragte, ob 
das ein Arbeitsanzug fei, reagierte er nicht dar- 
auf. Lippke ſagte, er würde noch dafür ſorgen, 
daß der Baggermeiſter von Bord komme. 
fragte den Baurat, ob es der Fall ſei, daß er mit 
Lippke in der Olivaerſtraße untergehakt gegangen 
iſt. Ich fände das komiſch, wenn Lippke das er⸗ 
zähle. Da ſagte der Baurat, die Sache ſei ihm 
unbekannt. Ich fragte den Baurat nun, ob er 
das Verhalten dieſes Arbeiters unterſtütze. Da 
ſagte er: „Nein.“ Ich erwiderte, er folle den Leu- 
ten beibringen, daß ſie nicht ein ſolches Gerede 
aufbrächten. Hieraus ift zu erſehen, mit welchen 
Schikanen die polniſchen Arbeiter gegen uns und 
unſere Vorgeſetzten arbeiten. Außerdem faulenzte 
der Betreffende und verweigerte die Arbeit, ſo 
daß er von Bord abgelöſt werden mußte. Wegen 
Diſziplinloſigkeit ift er mit 2 Gulden beſtraft 
worden. Dann ging der Mann dazu über, ſchrift⸗ 
liche Denunziationen beim Hafenausſchuß einzu- 
reichen, in denen mir große Betrügereien und 
ähnliches vorgeworfen wurde. Ich glaube, es wa- 
ren acht oder neun Punkte. Der Hafenausſchuß 
bekam den Eindruck, als ob alles bei uns drunter 
und drüber ginge. Es entſtanden große Verhand⸗ 
lungen. Es wurden ungefähr acht Mann ver- 
nommen. Schließlich ſtellte ſich heraus, daß an der 
Sache nichts Wahres geweſen iſt. Die Sache ging 
zum Hafenausſchuß, weil der Baurat nicht das 
Recht hatte, eine ſolche Streitfrage ſelbſt zu regeln. 
Ich bin der Meinung, daß ein Baurat, wenn in 
ſeinem Betrieb ſolche Diſziplinloſigkeiten vorkom⸗ 
men, das Recht haben müßte, den Mann auf der 
Stelle hinauszuwerfen. Einen Danziger oder 
deutſchen Arbeiter hätte man ſchon zehnmal zum 
Teufel gejagt. Weil es ſich aber um polniſche 
Arbeiter handelt, blieb der Vorgang vier Monate 


beim Hafenausſchuß liegen. Dann kam ein Schrei— 


ben, in dem geſagt wurde, daß ſich der Arbeiter 
Lippke eine große Diſziplinloſigkeit habe zuſchul⸗ 
den kommen laſſen. Die Zeit ſei aber ſchon ſehr 
verſtrichen, eigentlich müßte der Arbeiter entlaj- 
ſen werden, er werde nun aber mit acht Gulden 
beſtraft. Es iſt ihm mitgeteilt worden, daß er 
entlaſſen werde, wenn noch einmal etwas mit ihm 
vorkomme. 


Wenn man ſieht, wie in ſolchen Fällen gear- 
beitet wird, ſo fragt man ſich, ob überhaupt ein 
Vorgeſetzter, der ſich Deutſch-Danziger nennt, es 
wagen darf, einem polniſchen Arbeiter etwas zu 
ſagen. So ſieht die Sache aus, Herr Lendzion, 
und Sie unterſtützen dieſe Dinge, indem Sie mit 
Ihren blödſinnigen Anträgen und Beſchwerden an 
den Hafenausſchuß gehen. (Glocke des Präſiden⸗ 
ten.) Ich meine die Anträge, die er privat ſtellt, 
nicht hier. Dort ſind es dämliche Anträge. Von 
einem Antrage im Volkstage habe ich nicht ge- 
ſprochen. Aber ſonſt waren ſeine Anträge ſehr 
dämlich. (Heiterkeit.) Ein anderer Arbeiter na- 
mens Deutſchendorf ſagte alle Augenblick, er müſſe 
zum Baurat gehen. Ich ſagte ihm, er ſolle mir 
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eine Beſcheinigung bringen, darauf erwiderte mir 
Deutſchendorf, wenn ich nicht glaube, was er mir 
ſage, ſo ſolle ich den Baurat antelephonieren. Das 
habe ich getan und ſtellte dabei feſt, daß Deut— 
ſchendorf anſtatt beim Baurat in Bröſen am 
Strande geweſen wir. Daher zog ich ihm den ent— 
ſprechenden Lohn ab. (Die Polen ſind alle faul! 
bei den Polen.) Ich habe auch einige, die fleißig 
ſind. Da war noch keine Gelegenheit, daß Sie ſie 
verhetzen konnten. 

Bei Einſtellung von Arbeitern in einem Be— 
trieb muß auch auf die Fähigkeit der Arbeiter 
Rückſicht genommen werden, Für die Schiffahrt 
kann man nicht einen x-beliebigen Mann brau- 
chen, der vom Waſſer keine Ahnung hat. Mir 
iſt es paſſiert, daß einige Leute nicht wiſſen, wie 
wie weit der Bordrand geht. Sie ſind in den 
Schlick hineingefahren. Solche Leute ſchicken Sie 
uns von der Polniſchen Berufsvereinigung. Der 
Hafenausſchuß ſtellt ſie den Aemtern zu, und nur 
dieſe Leute dürfen eingeſtellt werden. Bevor die 
Liſte, die Sie aufgeſtellt haben, nicht erſchöpft iſt, 
darf kein Danziger Arbeiter eingeſtellt werden. 


Es werden uns aber ſelten Leute geſchickt, die im 


Betrieb zu brauchen ſind. Für mich als Vorge— 
ſetzten kommt es darauf an, daß ich einen Arbeits— 
kollegen erhalte, der gut zu arbeiten verſteht. 
Aber Sie ſchicken uns Leute, der eine z. B. ſteckt ſich 
den Hacken gegen die Bruſt und den Stiel an 
Land. Hauptſache iſt, daß dieſe Leute polniſch 
find. (Heiterkeit.) Sie ſehen, daß es bei dieſer Be- 
hörde nicht nach der Brauchbarkeit geht. (Zuruf 
des Abg. Lendzion.) Sie verſtehen nicht zu ar- 
beiten, weiter nichts. Ich kann meine Arbeit 
leiſten. 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Schütz, 
wegen dieſes Ausdrucks rufe ich Sie zur Ordnung. 

Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): Danke, Herr 
Präſident, das war der erſte Ordnungsruf, den 
ich in ſechs Jahren bekommen habe. Endlich habe 
ich es auch erreicht. 
Wir ſehen, daß das Betriebsrätegeſetz bei der 
Eiſenbahn und auch im Hafenausſchuß ſehr not⸗ 
wendig iſt. Ich bitte, daß ſich die Regierung der 
Sache annimmt und dafür ſorgt, daß in dieſen 
Betrieben das Betriebsrätegeſetz eingeführt wird, 
damit dort Ordnung hineinkommt. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung ijt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Damit iſt die Druckſache Nr. 686 als er⸗ 
ledigt zu betrachten. Ich rufe Punkt 2 der Tages- 
ordnung auf: 
Eingaben. 

Druckſache Nr. 728. Dazu habe ich zu bemerken, daß 
unter Nr. 6 der Druckſache Nr. 728 ein Schreib- 
fehler vorgekommen iſt. In der laufenden Num⸗ 
mer 6 der Druckſache muß es nicht heißen „zur Be— 
rückſichtigung“ ſondern „zur Erwägung“. Ich 
bitte, davon Kenntnis zu nehmen. Soweit zu den 
Berichten der Ausſchüſſe keine Abänderungsan⸗ 
träge eingelaufen ſind, gelten ſie als angenom- 
men. Ich rufe Nr. 1 bis 10 auf. Da Wortmel⸗ 


dungen und Abänderungsanträge nicht vorliegen, 


darf ich wohl annehmen, daß ſie angenommen 
ſind. Ich rufe Nr. 11 bis 17 auf. Abänderungsan⸗ 
träge ſind dazu nicht geſtellt, Wortmeldungen 
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liegen nicht vor. Sie find ſomit angenommen ein- (C) 


ſchließlich der Berichtigung. Punkt 2 iſt damit er⸗ 
ledigt. Ich rufe Punkt 3 auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommen⸗ und 
Körperſchaftsſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. Ich eröffne die 
Ausſprache zu Artikel 1. Das Wort hat der Herr 
Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Seit Jahren iſt man ſich in allen politiſchen und 
wirtſchaftlichen Kreiſen darin einig geweſen, daß 
die Belaſtung der Wirtſchaft an Steuern und Ab⸗ 
gaben eine Höhe erreicht hat, die hier in Danzig 
ſchon mit Rückſicht auf die allgemeine Wirtſchafts— 
lage wegen ihrer Sonderſtellung unter keinen 
Umſtänden eine Steigerung verträgt. (Sehr rich— 
tig! rechts.) Gerade die Parteien, die in der Re— 
gierungskoalition an führender Stelle ſtehen, 
waren es, welche vor Jahren auf dieſen Tatbe— 
ſtand ſelbſt hingewieſen haben und immer wieder 
eine ſparſamere Wirtſchaft, immer wieder Ber- 
waltungsmaßnahmen gefordert haben, um den 
Etat zu balancieren. 

Als vor 1½ Jahren die jetzige Regierung 
ihre Tätigkeit begann, erklärte ſie ja auch, daß 
eine weitere ſteuerliche Belaſtung der Wirtſchaft 
unter keinen Umſtänden in Frage kommen könne, 
ſondern daß man vor allen Dingen verſuchen 
müſſe, die Lage der Wirtſchaft zu verbeſſern und 
den ſteuerlichen Druck zu erleichtern. Leider hat 
man dieſe Verſprechungen nicht eingehalten, ſon— 
dern es iſt das Gegenteil eingetreten. Die erhoff— 
ten, teilweiſe ſchon ſichergeſtellten Erleichterungen 
— ich erinnere nur an die damals geſetzlich be— 
ſchloſſene Beſeitigung der Umſatzſteuer — fielen 
weg. Die Umſatzſteuer wurde aufs neue eingeführt. 
Von weiteren jteuerlichen Erleichterungen für 
die Wirtſchaft hat man nichts gemerkt. Ueber die 
Paradeponnys, die man da reitet, iſt ſchon ge— 
nügend geſprochen worden, Lohnſummenſteuer 
uſw. Jedenfalls iſt von einer ſteuerlichen Erleich— 
terung für die Wirtſchaft nicht zu reden. 

Um ſo mehr iſt es zu bedauern, daß bei Ein— 
bringung des diesjährigen Etats die Regierung 
mit einer Vorlage kommt, die eine weitere Stei- 
gerung der ſteuerlichen Belaſtungen bringt. Wie 
die neuen Belaſtungen heißen, in welcher Form 
ſie kommen, iſt all denen, die davon betroffen 
werden, ſchließlich ganz egal. Welche Namen Sie 
ihr geben, iſt egal. Es kommt auf die Auswirkung 
an, und die Auswirkung iſt die, daß in den 
meiſten Fällen eine weitere Erhöhung der Ab— 
gaben untragbar ift. Die Wirtſchaft iſt 
ſehr oft nicht in der Lage, ein Mehr aus 
ihren Betrieben herauszubringen. Es geht da 
eben um die Gefahr einer weiteren Verſchlechte— 
rung der Wirtſchaft. Es geht eben darum, daß 
letzten Endes der Beſtand der Wirtſchaft hier 
ganz außerordentlich ſchwer gefährdet wird. Ge- 
rade augenblicklich befinden wir uns doch wieder 
in einer Zeit der ganz beſonderen wirtſchaftlichen 
Flaute, und zwar einer Flaute, die faſt durch alle 
Branchen und Berufe geht. Alle diejenigen, die 
etwas Einblick in die Dinge haben, die ſich nicht 
nur in ihrem enaſten Kreis umſehen, ſondern dar⸗ 
über hinaus die Dinge betrachten, wiſſen ja, daß 


~ 


D) 


| / 


Volkstag Danzig — 88. Sitzung. Donnerstag, den 13. Juni 1929. 


(Böcker, Abgeordneter) 


(A) wir augenblidlich wieder eine Zeit Der wirtſchaft⸗ 


(B) 


lichen Depreſſionen haben, wie wir fie feit langem 
nicht gehabt haben, und von der wir nur anneh⸗ 
men und wünſchen wollen, daß ſie recht ſchnell 
vorübergeht und ſich nicht etwa noch weiter ver- 
tieft. 5 

Gerade in einer Zeit jo ſchwerer wirtſchaft— 
licher Depreſſion wird es natürlich beſonders 
ſchmerzhaft empfunden, wenn man mit dem Vor⸗ 
ſchlag einer neuen weiteren ſteuerlichen Mehrbe⸗ 
laſtung kommt. Die Gründe, die der Herr Finanz- 
ſenator bei ſeinen Abſchlagsausführungen zum 
Etat, wie ſie genannt werden, gemacht hat, haben 
uns keineswegs überzeugen können, daß hier ein 
neues Steuergeſetz notwendig war. Der Herr Fi⸗ 
nanzſenator hat ſelbſt darauf hingewieſen, daß 
man für die Folge dazu übergehen müſſen wird, 
im Wege der Verwaltungsreform Erſparniſſe zu 
erzielen. Das ſind olle Kamellen. Sie (nach links) 
waren es, die als Sie in der Oppoſition waren, 
dieſe Verwaltungsreform immer gefordert haben. 
Jetzt kommen Sie wieder und ſagen, wir müſſen 
eine Verwaltungsreform bringen. Weshalb 
haben Sie in den 115 Jahren nichts gemacht? Wo 
iſt nur ein Pfennig geſpart worden? Entweder 
fehlt es am guten Willen, oder man muß zu der 
Ueberzeugung kommen, daß Anfähigkeit vorhan⸗ 
den iſt. 

Ganz eigenartig iſt nun aber die Stellung⸗ 
nahme der Koalitionsparteien zu dieſem Steuer⸗ 
geſetz. Ich glaube, es iſt kaum jemals dageweſen, 
daß zu einer Vorlage von ſolcher Bedeutung, die 
in den Kreiſen der geſamten Wirtſchaft für außer⸗ 
ordentlich wichtig gehalten wird, von den Regie— 
rungskoalitionsparteien überhaupt niemand 
ſpricht. Weder ein Vertreter der Sozialdemokra— 
ten, noch ein Vertreter des Zentrums oder der 
Liberalen Partei hat zu dieſer Vorlage hier in 
der erſten Leſung Stellung genommen. Haben Sie 
fih dieſes Ihres Kindes geſchämt? Das ſcheint bet- 
nahe ſo. Aber dieſe Sachlage bekommt noch ein 
etwas deutlicheres Ausſehen, wenn man feſtſtellt, 
daß bei der Ausſchußberatung dieſer Vorlage 
weder vom Zentrum, noch von der Liberalen Par- 
ac 1 jemand da war. Da ſtimmt doch etwas 
nicht! 

Wir haben bei der erſten Leſung erklärt, daß 
wir aus den angegebenen Gründen die Vorlage 
ablehnen. Wir werden Ihnen durch den Antrag 
der namentlichen Abſtimmung, den ich hiermit 
Ion anfündige, Gelegenheit geben, klar und 
deutlich feſtzuſtellen, wer für dieſe Vorlage ein- 
i rechts.) 

izepräſident Gai ie 5 
Sor op Dpi Gaikowſki: Das Wort hat der 

pih, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Den Punkt 8 der en haben et 
einem regelrechten nationaliſtiſchen Rummel aus- 
genützt. Aller Wahrſcheinlichkeit nach ſoll er ſich 
bei der jetzigen Vorlage wiederholen. Meinem 
Vorredner Böcker möchte ich ſagen, daß er ſich in 
einem großen Irrtum befindet, wenn er ſagt, daß 
die Wirtſchaft durch dieſe Geſetzesvorlage eine Be⸗ 
laſtung erfahren würde. Wenn irgend jemand 
das Recht hat, hier eine Forderung zu ſtellen, ſo 
iſt es die Arbeiterſchaft, die in erſter Linie durch 
den Geſetzentwurf in Druckſache Nr. 709 betroffen 
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wird. Für die Arbeiterſchaft hat Herr Abg. Böcker 
kein Wort übrig gehabt. Herr Böcker hat ganz und 
gar vergeſſen, daß die Wirtſchaft während der 
Zeit der jetzigen Regierung große Geſchenke be- 
kommen hat. Ich erinnere an die Aufhebung ver⸗ 
ſchiedener Steuerarten. Der Senat weiſt ja in 
ſeiner Begründung darauf hin, daß Steuern auf⸗ 
gehoben bezw. geſenkt ſeien, wie z. B. die Lohn⸗ 
ſummenſteuer, die Beförderungſteuer, der Fracht⸗ 
urkundenſtempel, die Stempelſteuer uſw. Das ſind 
Geſchenke an die beſitzende Klaſſe. Iſt damit etwa 
der Arbeiterſchaft gedient worden? Das Zentrum 
ſtellte ſeinerzeit die Behauptung auf, daß die 
Wirtſchaft dadurch mehr Geld bekomme, und ein 
größerer Teil der Arbeiter Beſchäftigung erhalte. 
Niemand kann ſagen, daß das eingetroffen iſt. 
Die Abnahme der Erwerbsloſigkeit ift lediglich 
auf die jetzige Jahreszeit zurückzuführen. Man 
kann es verſtehen, daß Herr Abg. Böcker für die 
großen Geldſäcke eintritt. Das iſt uns als Arbeiter 
bekannt. 

Aber wir wollen den Geſetzentwurf jo betrach- 
ten, wie ihn die Arbeiterſchaft im allgemeinen 
und im großen und ganzen betrachtet. Ich ſagte 
ihon, daß für die beſitzende Klaſſe eine weitere 
Belaſtung gar nicht in Frage kommt, ſondern 
lediglich die kleineren Einkommen bis 10 000 G 
mit 10 v. H. belaſtet werden. Das wäre dasſelbe 
geblieben, wie im alten Einkommenſteuergeſetz. 
Bei weiteren 5000 G find 12,5 v. H. zu zahlen, 
bei den nächſten 5000 G erhöht ſich der Betrag 
wieder, um bei 40 000 G 35 v. H. zu betragen. 
Dann iſt Schluß. Die gewaltig größeren Einkom⸗ 
men, werden geſchont. Ein größeres Einkommen 
verträgt doch die größere Belaſtung viel eher als 
das kleinere Einkommen. Die Ereigniſſe, wie fie fih 
in der Wirtſchaft, ſei es der kleine Landbeſitz oder 
der kleine Gewerbetreibende, abſpielen, ſind kata— 
ſtrophal. Ich kenne verſchiedene Kleinbauern mit 
17 Morgen Land, die die Steuern nicht aufbrin⸗ 
gen können. Sie find wiederholt gepfändet wor- 
den, und man hat ihnen immer wieder gedroht, 
daß man ihnen Grund und Boden wegnähme, 
falls ſie nicht zahlten. Die kleineren Einkommen 
werden alſo voll und ganz getroffen. 

Zu dieſem Geſetzentwurf haben wir einen Mp- 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 753 einge- 


bracht. Wir wünſchen, daß für die erſten angefan⸗ 


genen und vollendeten 4000 G 5 v. H. Steuern 
gezahlt werden ſollen. Wir beabſichtigen Hier- 
mit, daß das Lohnabzugsverfahren für die ge— 
ſamte Arbeiterſchaft endgültig beſeitigt wird. Es 
muß doch zugegeben werden, daß das Lohnabzugs⸗ 
verfahren als Ausnahmegeſetz gegen die Arbei— 
terſchaft anzuſprechen iſt. Die Behörde weiß auf 
Heller und Pfennig, was der Arbeiter verdient, 
und ihm werden die Steuern vom Arbeitslohn 
abgezogen. Den Selbſteinſchätzern ſtehen aber ſo 
viel Mittel zur Verfügung, ihre Ausgaben jo einzu- 
richten, daß die Steuerbehörde nicht in der Lage 
iſt, ihre Einkünfte ſo zu erfaſſen, wie es bei den 
Arbeitern geſchieht. Es iſt alſo ein grundſätzlicher 
Anterſchied vorhanden. Auf der einen Seite 
Selbſteinſchätzung, auf der andern rabiates Weg⸗ 
nehmen des Einkommens. Mit gutem Recht for- 
dert die Arbeiterſchaft, daß dies Ausnahmegeſetz 


beſeitigt wird. 


(D) 


(A) 


(B 
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Wir gehen ſogar ſo weit, zu behaupten, daß 
der Staat als Geſamtkapitaliſt gegenüber der Ar- 
beiterſchaft auftritt, der verſucht, die Arbeiter 
auszuplündern. Nach § 58a der Vorlage Drud- 
ſache Nr. 709 tritt vom 1. Juli 1929 ab zu den 
gemäß § 58 errechneten Steuerbeträgen ein Zu: 
ſchlag von 3 v. H., der gleichfalls vom Arbeits- 
lohn einbehalten wird und mit den Steuerbeträs 
gen, von denen er berechnet wird, zu entrichten iſt. 
Sie ſehen alſo, daß nicht diejenigen betroffen 
werden, die den fetten, großen Geldſack beſitzen, 
ſondern diejenigen, auf denen bereits die größten 
und gewaltigſten Laſten liegen. Wenn der Staat 
nicht vorwärts kommt, muß die Arbeiterſchaft den 
Finanzkarren des Staates aus dem Dreck ziehen. 
ebenſo die kleinen Gewerbetreibenden und Klein— 
bauern. 

Der Zentrumsabgeordnete Klein ſagte geſtern, 
er ſtehe auf dem Boden der Gerechtigkeit. Es wird 
ſich bei der Abſtimmung über die Druckſache Nr. 
753 zeigen, ob er tatſächlich auf dem Boden der 
Gerechtigkeit ſteht. Wenn das tatſächlich der Fall 
iſt, ſo iſt es ſeine Pflicht, dafür einzutreten, daß 
auch die Arbeiterſchaft zu dem Recht kommt, wel- 
ches die Selbſteinſchätzer bereits genießen. Es iſt 
nicht nur Pflicht der Zentrumsfraktion, ſondern 
auch Pflicht der Sozialdemokraten, die heute eine 
ausſchlaggebende Rolle in der Regierung ſpielen, 
dafür einzutreten. Bezeichnend iſt es, das muß 
hier feſtgeſtellt werden, daß es ein ſozialdemokra⸗ 


tiſcher Finanzminiſter iſt, der dem Haufe dieſen 


Geſetzentwurf vorlegt, wodurch die Arbeiterſchaft 
wiederum um 3 v. H. mehr belaſtet wird als bis- 
her. Wir werden dieſem Geſetzentwurf unſeren 
ſchärfſten Kampf anſagen und ihn ſelbſtverſtänd— 
lich ablehnen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Ausſprache iſt ge⸗ 
ſchloſſen, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
(Abg. Böcker: Ich beantrage namentliche Abſtim— 
mung über Artikel I der Vorlage!) Wird der An- 
trag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte die D. u. H., ihre Plätze einzunehmen. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. (Abg. 
Raſchke: Sie müſſen erſt über den Abänderungan— 
trag über Artikel I abitimmen laſſen, Herr Präſi⸗ 
dent!] Richtig, hier iſt noch der Abänderungsan⸗ 
trag Drucksache Nr. 753 eingelaufen, über den wir 
zuerſt abſtimmen müſſen. 

Artikel 1 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 

S 49 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: 


für die erſten angefangenen oder vollendeten 
4 000 5 Prozent v. H. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
8 000 G 10 Prozent v. H. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
12 000 G 15 Prozent v. 9. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 

„16 000 6 20 Prozent v. 9. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 

20 000 G 25 Prozent v. 9. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
25 000 G 30 Prozent v. 9. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
30 000 G 35 Prozent v. H. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
35 000 G 40 Prozent v. H. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
40 000 G 45 Prozent v. 9. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
50 000 G 50 Prozent v. H. 
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für die erſten angefangenen oder vollendeten 
60 000 G 55 Prozent v. H. 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
75 000 G 60 Prozent v. 9 

für die erſten angefangenen oder vollendeten 
100 000 G 65 Prozent v. H. 0 

Einkommensteile über 100 000 Gulden werden ein- 
gezogen. 

(Abg. Schwegmann: Ich bantrage nament⸗ 


liche Abſtimmung auch über dieſen Antrag!) 
Wird der Antrag auf namentliche Abſtim⸗ 
mung unterſtützt? Die Vnterſtützung reicht 
aus. (Abg. Gehl: Worüber ſtimmen wir ab?) 
Ueber den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
753 des Abg. Opitz und der übrigen Mitglieder 
der Kommuniſtiſchen Fraktion. Die Abſtimmung 
beginnt. Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Mithin iſt die 
Abſtimmung geſchloſſen. An ihr haben ſich 84 
Damen und Herren beteiligt. Davon ſtimmten 
ſieben mit Ja, 75 mit Nein, außerdem wurden zwei 
Stimmenthaltungskarten abgegeben.“) Mithin 
iſt der Antrag in Druckſache Nr. 753 zu Artikel I 
abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über Artikel I der Druckſache 
Nr. 709. Ich bitte die Plätze einzunehmen, die 
Abſtimmung beginnt. — Münſcht noch jemand 
von den Damen oder Herren eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 
ijt geſchloſen. Es haben fih 84 Damen und Her- 
ren an ihr beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 50, 
mit Nein 34 Abgeordnete.“) Artikel I der Drud- 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 84, 7 Ja, 75 Nein, 2 Stimmen Enthaltung. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Geisler, Hohnfeldt, 
Kreft. Paul, Langnau, Liſchnewſki. Opitz, Raſchke. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Berger, Bergund, 
Bertling, Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Bock, Böcker, Dr. 
Bogdan. Brennert, Dyck, Eiſerloh, Fr. Falk, Falkenberg, 
Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Hack⸗ 
bardt, Hallmann, Rob., Hallmann, Rud., Höhn, Hoog, 
Hoppe, Jantzen, Kaiſer, Fr. Kalähne, Karkutih, Kar- 
ſchewſki, Klein, Klingenberg, Kloſſowſti, Knauſt, Kruppke, 
Lemke, Bruno, Lendzion, Loops, Fr. Malikowſki, Mans 
thieu, Mau, Mayen, Fr. Meyer, Miſzewſki, Dr. Moczyn⸗ 
ſki, Moritz, Fr. Müller, Müller, Paul, Müller, W. Papke, 
Fr. Pauls, Philipſen, Prillwitz, Raap, Regier, Rehberg, 
Fr. Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rhode, Schmidt, Ed., 
Schmidt, Fr., Schütz, Schwartz, Schwegmann, Selow, Fr. 
Dr. Semrau, Stukowfki, Vollerthun, Weber, Wierſchewſki, 
Zarske, Fr. Zuper. 

Der Stimmen enthalten haben ſich: Abg. W. Lemke, 


Mroczkowſki. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Beſſer, Böhm 
Bohner, Brenner, Brill, Burandt, Cierocki, Dinklage, 
Heinemann, Hennke, 


Doerkſen. Dumont, Friedrich, Dr. 
Joſeph, Klawitter, 


Dr. Hoppenrath, Jahr, Jewelowſki, 

Fr. Kreft, Kurowſti, Leu, Müller, Bernhard, Neubauer, 
Plenikowſki, Plettner, Rahn, Schilke, Senftleben, Sie⸗ 
benfreund, Spill, Dr. Unger, Wahl, Weiß, Weiße, Wer⸗ 


ner, Dr. Ziehm. 


) Endgültig feſtgeſtelltes Ergebnis: 
Stimmen 84, mit Ja 50, mit Nein 34. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Brennert, Eiſerloh, Frau Falk, Fiſcher, Foo⸗ 
ken, Gaikowſti, Gehl, Gerick, Grodnick, Hackbarth, Rob. 
Hallmann, Höhn, Hoog, Hoppe, Kaiſer, Karſchewſki, 
Klein, Klingenberg, Kloſſowſti, Knauſt, Kruppke, B. 
Lemke W. Lemke, Loops, Frau Malikowſti, Mathieu, 
Mau, Moritz, Mroczkowſki, Gertrud Müller, Frau Pauls, 
Frau Prillwitz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Noga- 


Abgegebene 


lewſki, Rogozinſki., Rohde, E. Schmidt, F. Schmidt, Se⸗ 
low, Frau Dr. Semrau, Stukowſki, Weber, Wierſchowſti, 
Frau Zuper. 


(©) 


(D) 


(A) 


{B) 
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(Vizepräſident Gailomjfi) 
ſache Nr. 769 ift angenommen. Zur Druckſache Ne. 
709 liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 753 vor: i 
Hinter Artikel 1 ift ein Artikel 1a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: Die §Ẹ 56—73 werden ge— 
ſtrichen. 


Opitz 

u. die übrigen Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für die An⸗ 
nahme dieſes Antrags iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. Das ift die Minderheit, der An- 
trag iſt abgelehnt. Ich rufe Artikel II der Drud- 
ſache Nr. 709 auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. (Abg. Böcker: Ich beantrage auch über 
Artikel II namentliche Abſtimmung!) Wird der 
Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. 
Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung über 
Artikel II. Ich bitte die Damen und Herren ihre 
Plätze einzunehmen. Die Abſtimmung beginnt. 
Wünſcht noch jemand von den Damen und Herren 
ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben 
ſich 50 Damen und Herren beteiligt. Das Haus 
iſt beſchlußunfähig. Ich ſchlage dem hohen Hauſe 
vor, die nächſte Sitzung (Abg. Rahn: Sie haben 
nicht vorzuſchlagen, ſondern nur anzuordnen.) am 
Donnerstag, den 13. Juni, 6,20 Uhr mit folgen⸗ 
der Tagesordnung abzuhalten: 

1. Zweite und dritte Beratung eines dritten Geſetzes 
über den Ausbau der Angeſtellten-Verſicherung. 
Druckſache Nr. 752 zu Nr. 725. 

2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 
derung des Geſetzes über den Forſtdiebſtahl. Druck⸗ 
ſache Nr. 729 zu Nr. 704. 

3. Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schwegmann u. Fr. 
betr. Teilnahme der Beamten an Stahlhelmtagun— 
gen. Druckſache Nr. 718. 

4. Abſtimmung über Artikel II des Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Einkommen- und Körperſchafts— 
ſteuergeſetzes Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. 

5. Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 

Verbot einer Proteſtkundgebung. Druckſache Nr. 722. 

6. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrech— 

nung für 1927. Druckſache Nr. 750. 

(Zurufe bei den Kommuniſten.) 
(Schluß der Sitzung 6.15 Uhr.) 


89 Sitzung. 
Donnerstag, den 13. Juni 1929. 
Die Sitzung wird 6 Uhr 20 Minuten 
den Vizepräſidenten Gaikowſfki eröffnet. 


Im Regierungstiſch: Senator? 5 ` 
gerichtsrat Dr. 5 enator Arczynſki, Lan 


Vizepräſident Gai 75 
89. Vollſitz it Gaikowſti: 


S 


durch 


5 Ich eröffne die 
ung und rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 


ler, Rud. Hallmann, Hohnfeldt 8 
Karkutſch, Paul Kreft, Jantzen, Frau K 


Manthei, Mayen, Frau Meyer, Dr, M De 11 
ler, W. Müller, Opit, Papke, Philipien Jah e 
Regier, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Vollerthun, 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bohner. Bi 
Beſſer, Brenner, Brill, Burandt, Cierocki, Dinklage Dun 
mont, Doerkſen, Friedrich, Dr. Heinemann, Hennke, Dr. 
Hoppenrath, Jahr, Iewelowiti, Jofeph, Klawitter, Frau 
Kreft. Kurowſki, Leu, Miſzewſki, B. Müller, Neubauer, 
Plenikowſti, Plettner, Schilke, Senftleben, Siebenfreund, 
Sul Dr. Unger, Wahl, Weiß, Weiße, Werner, Dr. 

iehm. 


t 
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nung auf, der in der vorigen Sitzung Punkt 4 
war: 

Zweite und dritte Beratung eines drit⸗ 
ten Geſetzes über den Ausbau der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung. 

Druckſache Nr. 752 zu Nr. 725. Ich rufe Artikel I 
auf und eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache. Wer 
Artikel I annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das ift die Mehrheit, Artikel I ift angenommen. 
Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel II und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich ſtelle fejt, daß Artikel II mit derſelben Mehr- 
heit angenommen iſt. Wir kommen zur Ueber— 
ſchrift. Die Ausſprache iſt geſchloſſen, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle die Annahme 
der Ueberſchrift feft. Wir treten in die dritte Be- 
ratung ein. Wortmeldungen zu Artikel I liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich bitte 
diejenigen, die Artikel I annehmen wollen, fih zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, angenommen. 
Zu Artikel II liegen keine Wortmeldungen vor, 
die Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich ſtelle feſt, daß 
Artikel II mit gleicher Mehrheit angenommen ift. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf und eröffne die Be- 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldun— 
gen vorliegen. Ich darf wohl annehmen, daß die 
Ueberſchrift mit der gleichen Mehrheit angenom— 
men iſt. Wer den Geſetzentwurf in der Schlußab⸗ 
ſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Mehrheit, die Druckſache Nr. 
725 ilt damit in dritter Leſung angenommen. Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf, vorher 
Punkt 5: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes betr. den 
Forſtdiebſtahl. 

Druckſache Nr. 729 zu Nr. 704. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun— 
gen vorliegen. Ich rufe Artikel I auf. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Wir beantragen namentliche Abſtim— 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die Unter— 
ſtützung reicht aus. Ich bitte die Damen und Her— 
ren, die Pätze einzunehmen. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung über Artikel I beginnt. Wünſcht noch 
jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
An ihr haben ſich 39 Damen und Herren beteiligt. 
Das Haus iſt beſchlußunfähig. Ich ſetze die nächſte 
Sitzung auf Donnerstag, den 13. Juni, 6,35 Uhr 
an, mit folgender Tagesordnung: 

1. Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schwegmann u. Fr. 
betr. Teilnahme der Beamten an Stahlhelmtagun⸗ 
gen. Druckſache Nr. 718. 

2. Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 
Verbot einer Proteſtkundgebung. Druckſache Nr. 722. 


3. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrech— 
nung 1927. Druckſache Nr. 750. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 30 Minuten.) 


90. Sitzung. 
Donnerstag, den 13. Juni 1929. 


Die Sitzung wird 6 Uhr 35 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des 


Senats Gehl; Senatoren Arczynſki, Sawatzki. 


(D) 


(A) 


(B 


— 


1726 


Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 90. Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
angeſichts der vorgerückten Zeit Vertagung der 
Sitzung bis Mittwoch, den 19. Juni, und zwar 
mit folgenden Tagesordnungspunkten: 1. Große 
Anfrage des Abg. Raſchke u. Fr., 2. Große An⸗ 
frage des Abg. Schwegmann u. Fr., 3. Abände⸗ 
rung des Einkommen- und Körperſchaftsſteuerge— 
ſetzes, 4. Abänderung des Geſetzes über den Forſt⸗ 
diebſtahl. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Vertagung unterſtützt? Die Anterſtützung 
reicht aus. Wer für Vertagung iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. Das iſt die Minderheit. 
Der Vertagungsantrag iſt abgelehnt. Ich rufe 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. Teilnahme der Beamten 
an Stahlhelmtagungen. (§ 39 der Ge- 
ſchäftsordnung.) 

Druckſache Nr. 718. Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Es iſt noch nicht lange her, daß wir uns 
hier in dieſem hohen Hauſe aus Anlaß einer Gro— 
ßen Anfrage der Deutſchnationalen Fraktion mit 
dem durch den Danziger Senat erfolgten Verbot 
des Stahlhelmtages zu beſchäftigen hatten. Wir 
hatten geglaubt, daß die ſchwere Niederlage, die 
ſich der Senat in dieſer Angelegenheit geholt hat, 
und daß die ſchweren Schädigungen, die das Ber- 
bot des Danziger Senats der deutſchen Sache ge— 
bracht hat, dazu führen würden, daß der Senat 
alles getan hätte, um dieſe Angelegenheit der Ver— 
geſſenheit anheim zu geben. Wir haben uns leider 
darin getäuſcht. Der Senat hat ſeinen großen Un— 
geſchicklichkeiten in dieſer Frage neue Ungeſchick— 
lichkeiten hinzugefügt. 

Wir haben uns veranlaßt geſehen, an den Se— 
nat die Große Anfrage zu richten, die Ihnen in 
Druckſache Nr. 718 vorliegt. Der Erlaß, der an 
die Dienſtſtellen gerichtet wurde, hat folgenden 
Wortlaut. Mit Zuſtimmung des Herrn Präſiden— 
ten möchte ich ihn verleſen. 

Danzig, den 18. Mai 1929. 
Wir erſuchen um Mitteilung an die Präſidialab⸗ 
teilung bis zu 1. 6. 1929, welche Beamte, Angeſtellte 
und Arbeiter an den Danziger Stahlhelmtagungen 
in Königsberg und Lauenburg mit oder ohne Urlaub 
teilgenommen haben. 
gez. Gehl. 
Nun hat der Senat zwar dieſen Erlaß durch einen 
nach Einreichung unſerer Großen Anfrage an die 
Dienſtſtellen gerichteten und öffentlich befannt- 
gemachten Erlaß zurückgezogen. (Na alſo! links.) 
Er iſt wohl offenbar der Meinung, daß damit die 
ganze Angelegenheit erledigt ſei und hat auch im 
gleichen Sinne an die Deutſchnationale Fraktion 
geſchrieben. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) Dem⸗ 
gegenüber müſſen wir erklären, daß wir mit dieſem 
Zurückzieher des Senats dieſe ganze Angelegenheit 
keineswegs als erledigt betrachten. Zunächſt for- 
dert der neue Erlaß ſelbſt zu neuer Kritik heraus. 
Er iſt mehr als merkwürdig abgefaßt. Damit Sie 
ſich ſeiner erinnern, werde ich den Wortlaut eben⸗ 
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falls mit Zuſtimmung des Herrn Präſidenten 
verleſen. 

Der Erlaß des Senats über die Beurlaubung 
zur Stahlhelmtagung iſt vielfach falſch verſtanden 
worden. Der Grundgedanke des Erlaſſes war, daß 
ſolche Beamten, die bereits an der Tagung in Königs⸗ 
berg teilgenommen hatten, bei der die Danziger Re- 
gierung in ſchärfſter Weiſe beſchimpft worden war, 
ſich deſſen bewußt ſein mußten, daß ähnliche Vor⸗ 
gänge ſich bei der anſchließenden Tagung in Lauen⸗ 
burg wiederholen konnten. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt mußte eine Teilnahme an der Tagung mit dem 
Treueverhältnis zwiſchen Regierung und Beamten- 
ſchaft als unvereinbar angeſehen werden. Da aber 
der Erlaß zu Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben hat, 
hat ji) der Senat veranlaßt geſehen, den Erlaß su- 
rückzuziehen. er . 

M. D. u. H.! Wenn der Senat in dieſem ſehr ge⸗ 
wundenen Erlaß von Mißverſtändniſſen ſpricht, 
ſo können wir darüber nur in höchſtem Maße un⸗ 
ſere Verwunderung ausſprechen. Der Erlaß ent⸗ 
hält zunächſt eine ganz falſche Behauptung. Die 
Kundgebungen in Königsberg und Lauenburg 
haben genau zur ſelben Stunde ſtattgefunden. In⸗ 
folgedeſſen ſind die hieran geknüpften Schlußfolge⸗ 
rungen des Senats vollkommen falſch. (Hört, hört! 


rechts.) Im übrigen war der Erlaß des Senats 


nach unſerem Dafürhalten ſo unmißverſtändlich, 
er enthält einen jo großen Eingriff in die verfaj- 
ſungsmäßigen Rechte der Beamten, daß von Miß⸗ 
verſtändniſſen wirklich nicht die Rede ſein kann. 

Zunächſt iſt noch die Frage aufzuwerfen, ob der 
erſte Erlaß, ſchließlich der zweite auch, mit der 
Unterſchrift des Herrn Gehl, auf einem Senatsbe— 
ſchluß beruht, oder ob Herr Gehl dieſen Erlaß aus 
eigener Machtvollkommenheit an die Dienſtſtellen 
gerichtet hat. Wir bitten um Auskunft darüber. 
Der Erlaß ſelbſt bedeutet einen unzweifelhaften 
Verſtoß gegen Artikel 93 der Danziger Verfaſſung. 
Dieſer Artikel 93 gewährleiſtet den Beamten aus- 
drücklich die Freiheit ihrer politiſchen Geſinnung 
und Vereinigungsfreiheit. Sie dürfen hierin nicht 
beeinträchtigt werden. So ſteht es wörtlich im Mr- 
tikel 93. Der Erlaß des Senats hat aber den offen 
kundigen Zweck, die dem Stahlhelm angehörigen 
Beamten wegen ihrer Geſinnung zur Verantwor— 
tung zu ziehen. Gegen dieſes Verfahren müſſen 
wir mit aller Entſchiedenheit den ſchärfſten Wi- 
derſpruch erheben. Wir werden uns mit allen uns 
zu Gebote ſtehenden Mitteln gegen ein derartiges 
Vorgehen des Senats zur Wehr ſetzen. Es nimmt 
ſich mehr als eigenartig aus, daß gerade der von 
der Sozialdemokratie beherrſchte Senat dauernd 
die Worte Freiheit und Demokratie im Munde 
führt, während ſein Handeln davon rein gar nichts 
merken läßt. (Sehr gut! rechts.) Es zeigt ſich hier 
wieder einmal, daß Freiheit und freiheitliche Ge- 
Geſinnung nirgends ſchlechter aufgehoben ſind, als 
bei der Sozialdemokratie, und daß im Gegenteil die 
Unduldſamkeit gerade bei der Sozialdemokratie 
zu Hauſe iſt. Was für Lärmſzenen würden wir 
wohl hier im Hauſe erlebt haben, wenn die 
frühere bürgerliche Regierung eine ähnliche Mağ- 
nahme getroffen hätte. 

Aus dem Vorgehen des Senats ſpricht auch 
deutlich feine Parteilichkeit und völlig parteipo— 
litiſche Einſtellung. Der Senat verhält ſich hier 
nicht als unabhängiges Organ des Staates, fon- 
dern als ein Organ der Sozialdemokratiſchen War- 
tei. Dies wird noch klarer, wenn man einen an⸗ 


O) 


~ 


D) 
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(A) deren Erlaß mit heranzieht, den fih auch Herr lichen Teile entwertet, man kann jagen, von innen 


(8) 


Gehl geleiſtet hat. Dieſer Erlaß, an die gleichen 
Behörden gerichtet, hat folgenden Wortlaut: 

Wir erſuchen, ſämtlichen Beamten und Angeſtell⸗ 
ten, die aktive Mitglieder des „Arbeiter-, Turn⸗ und 
Sportverbandes Freie Stadt Danzig“ ſind und an 
dem vom 18.—21. Juli d. Is. in Nürnberg ſtattfin⸗ 
denden zweiten Bundesfeſt des „Arbeiter-, Turn- und 
Sportbundes Deutſchlands“ teilzunehmen beabſich⸗ 
tigen, den hierzu erforderlichen Urlaub, ſoweit es 
der Dienſt zuläßt, unter Anrechnung auf den Erho- 
lungsurlaub zu erteilen. 

gez. Gehl. 


Es darf bemerkt werden, daß dieje Turnvereini⸗ 
gung ſozialdemokratiſchen Charakter hat, wie all⸗ 
gemein bekannt ſein wird. Hier ſpringt flat in 
die Augen die völlig verfaſſungswidrige Partei⸗ 
lichkeit des Senats. Den Danziger Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeitern, die ſich zum Stahlhelm 
bekennen, wollte man Hinderniſſe in den Weg 
legen. Zu Gunſten der ſozialdemokratiſchen Orga⸗ 
niſationen dagegen ſetzt man den Apparat in Be⸗ 
wegung und veranlaßt die Behörden zur Ertei— 
lung von Urlaub. Hier ift doch wahrlich eine Par- 
teilichkeit allerſchlimmſter Art feſtzuſtellen. Wir 
können hier unſer Erſtaunen darüber nicht ver- 
hehlen, daß die bürgerlichen Parteien, die in der 
Regierung ſitzen, ein derartiges parteiliches Vor— 
gehen des Senats geduldet haben. (Abg. Moritz: 
Kurzes Gedächtnis!) Es iſt klar, daß auch die 
hauptamtlichen Senatoren ſich keineswegs als ver— 
antwortliche Staatsbeamte fühlen, ſondern nur 
als Beauftragte der Sozialdemokratiſchen Partei. 
Das haben wir ja kürzlich auch aus dem Munde 
des Herrn Senators Dr. Kamnitzer hier gehört. 
Seine parteiiſche Einſtellung zu Gunſten der ſo— 
zialdemokratiſchen Parteipolitik iſt klar und deut⸗ 
lich zum Ausdruck gekommen. In noch viel ſtärke— 
rem Maße beſtätigt ſich das bei Herrn Senator 
Arczynſki. (Zurufe.) Wenn Sie es wollen, werde 
ich es Ihnen gleich beweiſen. Ihre parteimäßige 
Einſtellung und Auffaſſung Ihres Amtes als 
Funktionär zu Gunſten der Sozialdemokratiſchen 
Partei haben Sie recht deutlich in einem Schrei— 
ben an den Reichsbannerführer Hörſing zu erken⸗ 
nen gegeben. Dies Schreiben iſt um ſo mehr zu be— 
anſtanden, als Herr Hörſing in Danzig Ausfüh⸗ 
rungen gemacht hat, die geeignet ſind, das Deutſch— 
tum in Danzig ſchwer zu ſchädigen. Was ſoll es 
heißen, wenn auf dem gefährdeten Boden Dan— 
zigs nur vom Selbſtbeſtimmungsrecht des pol— 
AROS Volkes geſprochen wird, wenn auf der an- 
kan Fe fein Wort von dem ſchweren Abwehr⸗ 
ampf die Rede iſt, den das deutſche Volkstum in 
Danzig zu führen Hat! Es zeigt fih auch hier wic- 
derum, daß die Sozialdemokraten nirgends über 
die Enge ihres Parteihorizontes hinauskommen 
können. Auch dann nicht, wenn Sie in verantwort⸗ 
licher Stellung ſind. Jedenfalls muß auch geſagt 
werden, daß ſich die hauptamtlichen Senatoren der 
Sozialdemokratie, wie ſie zu erkennen gegeben 
haben, in keiner Weiſe der Pflichten bewußt ſind, 
die ihnen die Stellung als hauptamtliche Sena⸗ 
toren laut Verfaſſung auferlegt. Sie haben in jeder 
Beziehung die Zurückhaltung vermiſſen laſſen, die 
ihnen nach dem erkennbaren Willen der Verfaſ⸗ 
jung obliegt. Sie haben damit die ganze Einrich⸗ 
tung des hauptamtlichen Senats zu einem erheb- 


ausgehöhlt. 

Auch ſonſt ſcheint der Senat dauernd beſtrebt 
zu ſein, durch ſein Verhalten mit allen Mitteln 
zu verhindern, daß dieſe Angelegenheit zur Ruhe 
kommt. Wir müſſen leider hierzu auch das Ver⸗ 
halten des Herrn Herrn Präſidenten des Senats 
Sahm rechnen. — Glaubt Herr Präſident Sahm, 
daß es die Achtung der nationalen Kreiſe vor ihm 
erhöhen wird, wenn er ſich von dem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Reichskanzler Müller beſcheinigen läßt, 
daß er richtig gehandelt hat? Glaubt er, daß er 
irgendwie zur Beſeitigung der Gegenſätze beiträgt, 
wenn er in einer Rede, die kürzlich bei dem Beſuch 
der Fachpreſſe des deutſchen Beamtenbundes ge⸗ 
halten wurde, davon ſprach, daß es dem deutſchen 
Volkstum und der deutſchen Einheit ſchade, wenn 
jemand aus Unkenntnis, Fahrläſſigkeit oder böſem 
Willen den Intereſſen Danzigs zuwiderhandele. 
So richtig das an ſich iſt, iſt es in dieſem Zuſam⸗ 
menhang ganz anders gedacht, und wir wiſſen ſehr 
wohl, auf wen dieſe Bemerkungen gemünzt ſind. 
Die beteiligten Kreiſe werden ſich das merken. 


Dadurch wird der Gegenſatz vertieft und das An- 


ſehen, das Herr Sahm noch hat, in den nationalen 
Kreiſen noch mehr verringert. Das will ich ruhig 
ausſprechen. Gegen eins müſſen wir mit aller Ent— 
ſchiedenheit Verwahrung einlegen und bei der Ge- 
legenheit feſtſtellen, wenn hier ſo getan wird, als 
ob eine Kritik gegen das Verhalten der Regierung 
ein Angriff gegen die Danziger Bevölkerung 
wäre. Demgegenüber ziehen wir einen tiefen 
Trennungsſtrich zwiſchen dem Danziger Deutſch⸗ 
tum und dem gegenwärtigen Senat, der längſt 
das Recht verwirkt hat, ſich als Wortführer des 
Deutſchtums in Danzig hinzuſtellen. Wir möchten 
bei dieſer Gelegenheit, das iſt außerordentlich 
wichtig, an das Deutſchtum im Deutſchen Reiche 
die dringende Bitte richten, Danzig nicht das zu 
vergelten, was eine ſchlecht beratene Regierung 
am Deutſchtum geſündigt hat. Wir bitten unſere 
Volksgenoſſen, erſt recht nach Danzig zu kommen 
und Danzig in dem ſchweren Abwehrkampf zu 
unterſtützen, den es zu führen hat. Dies iſt um ſo 
notwendiger, als unzweifelhaft Anzeichen dafür 
vorhanden ſind, daß einzelne Organiſationen 
wegen der Vorgänge bereits beſchloſſen haben, 
nicht nach Danzig zu kommen. (Widerſpruch am 
Regierungstiſch.) Beweiſe liegen vor. Wir bitten 
die deutſchen Organiſationen, nun erſt recht nach 
Danzig zu kommen. Der bei weitem größte Teil 
der Bevölkerung will ſein Deutſchtum behaupten 
und ſteht dem Verhalten des Senats ablehnend 
gegenüber. Solche Bemerkungen, wie Sie ſie ge⸗ 
macht haben, müſſen wir mit aller Entſchiedenheit 
zurückweiſen. Wir alten Frontſoldaten, die wir 
mit unſerem Blute die Oſtmark verteidigt haben, 
brauchen keine Belehrung darüber, was wir der 
deutſchen Sache in Danzig ſchulden. (Fortdauern⸗ 
der Lärm links.) Den Senat fragen wir, wie er 
fein Verhalten vor dieſem Hauſe rechtfertigen 
will. (Bravo! rechts. — Lebhafte Zwiſchenrufe 
links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Stellv. Präſident des Senats. 

Gehl, Stellv. Präſident des Senats: M. D. u. 
H. Dem Herrn Abg. Schwegmann iſt zunächſt ein 
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(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 

formaler Irrtum paſſiert, den ich richtigſtellen 
möchte. Er ſagte, der Senat hätte an die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion geſchrieben. Das ſtimmt nicht. 
Der Senat hat ſeine Antwort an den Präſidenten 
des Volkstages gerichtet, mit dem er nur zu tun 
hat, und der Präſident hat die Antwort des Se- 
nats an die Deutſchnationale Fraktion weiterge— 
geben. (Das iſt doch dasſelbe! rechts.) Dem mag 
ſein wie ihm wolle, aber wenn eine derartige 
Behauptung hier aufgeſtellt wird, bin ich wohl 
berechtigt, ſie richtigzuſtellen. 

Dann hat Herr Abg. Schwegmann noch etwas 
zu ſagen vergeſſen. Er führt hier aus, daß den— 
jenigen Beamten, Angeſtellten und Arbeitern, die 
nach Nürnberg fahren wollen, um an den dorti— 
gen Turn- und Sportveranſtaltungen teilzuneh⸗ 
men, Urlaub erteilt wäre. Das iſt richtig, aber 
der Urlaub wird nur erteilt werden, ſoweit es 
der Dienſt zuläßt, (Abg. Schwegmann: Das habe 
ich ja vorgeleſen!) und die Zeit wird auf den 
Urlaub angerechnet. Sie haben aber vergeſſen, 
darauf komme ich jetzt zu ſprechen, auch mitzutei— 
len, daß den Beamten, die an der Beamtentagung 
teilnehmen wollten, ebenfalls Urlaub erteilt 
wurde. Das hätten Sie ſagen müſſen, Sie haben 
es aber nicht getan. Wenn Sie das geſagt hätten, 
hätte Ihre Agitation keinen rechten Boden mehr 
gehabt; (Zwiſchenrufe rechts.) denn dann hätten 
Sie nicht ſagen können, daß der Senat mit zweier— 
lei Maß meſſe. 5 ; 

Sie jagten weiter, Herr Schwegmann, daß Sie 
und Ihre Partei zwiſchen ſich und dem Senat 
einen tiefen Graben gezogen hätten. Das iſt durch— 
aus nichts Neues. Sie haben im vorigen Jahr, 
als ſich die Regierung vorſtellte und die Regie— 
rungserklärung abgab, geſagt, daß Sie dieſer Re— 
gierung gegenüber in ſchärfſte Oppoſition treten 
würden. Sie dürfen ſich alſo nicht wundern, wenn 
Sie zu interfraktionellen Beſprechungen uſw. nicht 


hinzugezogen werden. Sie haben weiter gejagt, | 


daß einige Kongreſſe, die nach Danzig kommen 
wollten, ihre Teilnahme abgeſagt hätten. Soweit 
ich unterrichtet bin, iſt das nicht der Fall. 

M. D. u. H.! Durch die Zurückziehung des be— 
kannten Runderlaſſes, der zu der vorliegenden 
Anfrage geführt hat, iſt dieſe Angelegenheit nach 
Anſicht des Senats ſachlich erledigt. Dieſe Art der 
Erledigung ſcheint dem Agitationsbedürfnis der 


Deutſchnationalen nicht zu entſprechen. Sie haben 


darauf beſtanden, daß die Große Anfrage auf die 
Tagesordnung des Volkstages geſetzt wird. Die 
Tendenz der deutſchnationalen Anfrage wird auch 
dadurch klar, daß ſie dem Runderlaß von vorn— 
herein einen andern Inhalt gegeben haben, als 
beabſichtigt war und aus dem Wortlaut hervor⸗ 
ging. Die Verfügung des Senats geht von der 
Vorausſetzung aus, daß die Stahlhelmtagung in 
Lauenburg nach der Stahlhelmtagung in Kö⸗ 
nigsberg ſtattgefunden hätte. Wenn nun ein 


Danziger Beamter, der an dieſer Tagung teilge- 


nommen hatte, unmittelbar darauf zu einer an- 
dern Tagung desſelben Verbandes gefahren wäre, 
auf der ſich eine Wiederholung der Beſchimpfun⸗ 


gen ſeiner vorgeſetzten Behörde erwarten ließ, ſo 
mußte dies als unvereinbar mit dem Treuever⸗ 


hältnis zwiſchen Senat und Beamtenſchaft ange— 
ſehen werden. Ich bin hier noch lange nicht ſoweit 


und 
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gegangen als einer meiner Vorgänger in 
Leitung der Perſonalabteilung, der den Anfra⸗ 
gern nahe ſtand. Dieſer hat Jogar einen Abgeord⸗ 
neten darauf aufmerkſam gemacht, daß er ſich als 
Beamter trotz der beſonderen verfaſſungsmäßigen 
Garantien als Abgeordneter einer Mäßigung in 
der Kritik des Senats zu befleißigen hätte. (Hört, 
hört! Was ſagen Sie jetzt? links.) 

Der Senat hat nicht die Abſicht gehabt, das 
möchte ich ausdrücklich betonen, die Freiheit der 
politiſchen Geſinnung und die Vereinigungsfrei— 
heit der Beamten zu beeinträchtigen. Der Senat 
wird ſich aber auch nicht durch die Anfrager be— 
einträchtigen laffen, von den Beamten zu verlan— 
gen, daß ſie ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde, die 
für die Aufrechterhaltung eines geordneten Dienſt— 
betriebes erforderliche Achtung entgegenbringen 
ſich an Beſchimpfungen nicht beteiligen. 
(Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Man muß wohl jagen, daß der Senat in der 
Behandlung des Stahlhelms keine beſonders 
glückliche Hand gehabt hat. Das trifft beſonders 


Das Wort hat 


auf das Verbot der Stahlhelmtagung zu. Das 
trifft aber auch für die hier zur Beſprechung 


ſtehende Große Anfrage betr. die Verfügung des 
Senats über die Beteiligung von Beamten an der 
Lauenburger Tagung zu. M. D. u. H., es iſt ſei⸗ 
tens des Senats beſtritten, daß durch das Verbot 
der Stahlhelmtagung andere Kongreſſe, die nach 
Danzig kommen wollten, davon abgeſehen haben. 


(Beſtellte Arbeit! links.) Mir liegt augenblicklich 


ein Zeitungsausſchnitt vor, der das Gegenteil be— 
weiſt. Ich darf ihn mit Zuſtimmung des Herrn 
Präſidenten wohl verleſen: 

Wie groß die Schäden ſind, die Danzig durch 
das Verbot der Stahlhelmtagung, das der ſozialiſti⸗ 
ſche Linksſenat herausbrachte, davonträgt, beweiſt ein 
Vorfall auf der letzten Tagung des 5000 Mitglieder 
umfaſſenden Verbandes der deutſchen Eiſenwaren— 
händler, auf der Danzig als nächſter Tagungsort vor- 
geſchlagen, aber infolge des Stahlhelmtag-Verbots 
abgelehnt wurde. Das Verbandsorgan der Eiſen— 
warenhändler ſchreibt darüber — Sie dürfen es nach⸗ 
leſen, Herr Beyer, dann werden Sie ſehen, ob es be— 
ſtellte Arbeit ift: — Die 32. ordentliche Hauptver- 
ſammlung erhielt den Vorſchlag, den nächſten Ver⸗ 
bandstag in Danzig abzuhalten. Hier wurde die 
Verbandstagung darauf aufmerkſam gemacht, daß 
Danzig als Tagungsort ſolange leider nicht in Frage 
kommen könne, als die Verwaltung dieſer Stadt 
gute deutſche Verbände, welche ihre Tagung in Danz 
zig abhalten wollten, nach unwiderſprochen geblie⸗ 
benen Berichten der Tagespreſſe abgelehnt hat. Der 
Verband deutſcher Eiſenwarenhändler hat das deut⸗ 
ſche Gefühl ſtets in den Vordergrund geſtellt. Er 
iſt treudeutſch allewege. 

Hier iſt weiter noch eine Notiz, nach der Lübeck 
erwägt, ob es auf die Danzig⸗Ausſtellung ver⸗ 
zichten ſoll, wegen des Verbots der Stahlhelm⸗ 
tagung durch den Senat. M. D. u. H.! Dies ſind 
Beweiſe für die Schäden, die Danzig durch das 
Verhalten des Senats erlitten hat. Dieſe ſind 
nicht wegzuleugnen, das ſind Tatſachen. Es ſteht 
weiter feſt, daß die Zahl der Kongreßteilnehmer 
an ſolchen Kongreſſen, die hier ſtattfinden, durch 
das Stahlhelmverbot ganz weſentlich beeinträch⸗ 
tigt wurde. (Auf Ihre Geſinnungsgenoſſen ver⸗ 
zichten wir! links.) Ich möchte dazu folgendes 
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(Philipſen, Abgeordneter) 

ſagen: (Abg. Langnau: Alle Stahlhelmer aus 
Danzig raus!) Wir möchten in dieſer Stunde an 
unjere Brüder im Deutſchen Reiche die Bitte ridh- 
ten, die Freie Stadt Danzig und die Danziger Be⸗ 
völkerung nicht das Ungeſchick des Senats entgel⸗ 
ten zu laſſen. (Zurufe links.) Der Senat hat in 
ſeiner Antwort die verfaſſungsrechtlichen Ausfüh⸗ 
rungen meines Fraktionsfreundes Schwegmann 
nicht widerlegen können. In der Antwort iſt auch 
nicht geſagt worden, weshalb eigentlich die Ver⸗ 
fügung des Senats erlaſſen wurde. Es hat in 
vielen Zeitungen geſtanden, daß gleichzeitig mit 
der Königsberger Tagung des Stahlhelms zur 
ſelben Stunde an vielen Orten — unter anderem 
in Lauenburg — Stahlhelmtagungen waren. Das 
iſt wochenlang durch die ganze Preſſe veröffentlicht 
worden. Darüber durfte wohl auch kein Zweifel 
beſtehen. (Zuruf links.) M. D. u. H., der Stahl⸗ 
helm iſt eine Organiſation, mit der man heute 
rechnen muß. Wer den Aufmarſch in München 
oder in früheren Jahren in Hamburg oder in 
Berlin erlebt hat, wird das nicht abſtreiten tön- 
nen. Und gerade, weil es ſich um eine ſo gewaltige 
Organiſation handelt, eine Organiſation, die in 
immer ſchnellerem Tempo im Wachſen begriffen 
iſt, ſind ja dieſe Auswirkungen, die ich Ihnen vor— 
hin durch das Verleſen der Zeitungsartikel be— 
kannt gab, entſtanden. 

In der Bevölkerung ſieht man in dem Verbot 
des Senats eine gewiſſe Schnüffelei und einen 
Druck auf die Beamtenſchaft, ſich dieſer Organi⸗ 
ſation nicht anzuſchließen. (Zuruf links.) Dieſe 
Verordnung entſpringt ausſchließlich parteipoli— 
tiſchen Gründen. Sie beweiſt deshalb aber auch, 
daß das Verbot der Stahlhelmtagung ebenfalls 
parteipolitiſchen Gründen entſprang. Damit fallen 
alle anderen Rechtfertigungsverſuche des Senats 
bezüglich des Stahlhelmverbots ohne weiteres 
weg. (Abg. Langnau: Wegtreten! — Heiterkeit 
bei den Kommuniſten.) Wir möchten nochmals an 
die Bevölkerung im Deutſchen Reich die dringende 
Bitte richten, Danzig nicht das entgelten zu laſſen, 
was durch das Ungeſchick der Regierung Hervor- 
gerufen wurde. (Bravo! rechts. — Zurufe links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Der Herr Senatsvizepräſident hat in feiner 


Erklärung geſagt, daß dieſer Erlaß zurückgezogen 


ſei, weil er vielfach mißverſtanden worden wäre. 
ue pmen wir einmal an, es wäre Tatſache, daß 
= Senat das gemeint hätte, was er heute nach: 
täglich in feiner Erklärung zum Ausdruck 
brachte. Dann müßte man fih doch darüber wun- 
dern, daß die Befürchtung dem Senat überhaupt 
nicht aufkommen konnte, daß dieſer Erlaß partei— 
politiſch ausgelegt werden konnte. Ich entſinne 
mich, daß ich die Zeitungsnachrichten über dieſe 
Stahlhelmfrage ſpäter las, als ich ſchon Kennt⸗ 
nis hatte von dem Erlaß, der von der Behörde 
kam. Jedenfalls wurde von dieſem Erlaß in den 
Behörden ſchon geſprochen, bevor etwas in der 
Zeitung ſtand. Es mag durch Indiskretion ge⸗ 
ſchehen ſein, aber tatſächlich war man über den 
Erlaß bis zu den Boten orientiert, und da ein 
Teil dieſer Beamten als frühere Frontſoldaten 
Stahlhelmleute waren und an der Tagung teil- 


— 
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genommen hatte, fürchteten ſie, daß Maßrege⸗ 
lungen in irgendeiner Form erfolgen würden. 
Daraus können Sie erſehen, daß der erſte Erlaß 
reichlich ungeſchickt war. 

Als ich zum erſten Male davon hörte, war ich 
der Meinung, daß es ſich hier nicht um eine par⸗ 
teipolitiſche Sache handele, ſondern um das Rück⸗ 
greifen auf ein Verbot, daß der Beamte ohne be⸗ 
ſondere Erlaubnis der Behörde ſeinen Wohnſitz 
nicht verlaſſen dürfe. Dieſe Domizilpflicht der Be- 
amten ſpielte früher eine große Rolle. Ich glaubte 
aljo zuerſt, daß der Senat auf diefe alte Wor- 
ſchrift aus dem allgemeinen Landrecht zurückge- 
griffen habe. Nachher iſt mir erklärt worden, daß 
der Senat nicht an dieſe Vorſchrift gedacht habe. 
Parteipolitiſch hätte er ſchlau verfahren, wenn er 
geſagt hätte, daß er dieſe Domizilpflicht gemeint 
habe. Da der Senat aber keine Erklärung abgab, 
daß er dieſe erſte Verfügung zurücknehme, weil 
ſie mißverſtanden worden ſei, und daß man aus 
dem Treueverhältnis des Beamten zur Regierung 


verlangen müſſe, daß der Beamte nicht an der 


Stahlhelmtagung teilnehme, mutet diefe Erklä⸗ 
rung etwas komiſch an, und der Zweifel wird rege. 
Sie ſprachen, Herr Senatsvizepräſident, von dem 
Treueverhältnis, das der Beamte gegenüber dem 
Staat haben müſſe. Dieſes Treueverhältnis muß 
unſtreitbar auch zwiſchen Senat und der geſamten 
Bevölkerung beſtehen. Es iſt aber auch nur dann 
vorhanden, wenn ſich die Bevölkerung darüber 
klar iſt, daß die Regierung auch tatſächlich ihre 
deutſchen, nationalen Intereſſen vertritt. Hat die 
Bevölkerung das Empfinden, daß das nicht der 
Fall iſt, ſo dürfen Sie ſich nicht darüber wundern, 
daß das Treueverhältnis in die Brüche geht. 
Wenn die Bevölkerung in einzelnen Teilen nicht 
das Vertrauen, das im Treueverhältnis begründet 
iſt, beſitzt, muß man fragen, wer die Schuld daran 
hat. Vielleicht hat der Senat eine unglückliche 
Hand gehabt, vielleicht iſt er bewußt andere 
Wege gegangen. Man traut ihm in dieſer Be— 
ziehung in nationalen Kreijen eine Zuverläſſig— 
keit in dieſer Frage nicht mehr zu. Weil man das 
nicht mehr tut, deshalb das Mißtrauen gegen⸗ 
über den Verfügungen, die der Senat in einer 
derartig ſchleierhaften Form herausbringt. 


Herr Abg. Philipſen gebraucht den Ausdruck 
„Schnüffelei“. Sie werden zugeben, Herr Se 
natsvizepräſident, daß Beſtrebungen im Gange 
ſind, Schnüffelbogen einzurichten. Ich weiß nicht, 
ob dieje Sache nur von einzelnen Behörden aus- 
geht, oder vom Senat direkt. Ich bin Mitglied 
des Beamtenausſchuſſes meiner Behörde und 
erfahre, daß bei uns Fragebogen in veränderter 
Form, wie ſie ſchon beim Zoll eingeführt worden 
ſeien, eingeführt werden ſollen. Nach meiner eige— 
nen Kenntnis ſind bei den Beamten nicht nur die 
üblichen Perſonalliſten vorhanden, ſondern es 
exiſtieren auch die ſogenannten Schwarzliſten, 
gegen die die Sozialdemokratie früher immer ange— 
gangen iſt. (Zurufe links.) Dies zweite und dritte 
Aktenſtück exiſtiert bei der Steuerbehörde, und 
zwar auf Anordnung des Senats. Wir haben eine 
eigentliche Perſonalliſte, die dem Beamten zur 


Einſicht vorgelegt wird, eine zweite Liſte, die die 
Prüfungsvorgänge enthält, und eine dritte Liſte, 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 
die perſönlich verſchloſſen iſt. Das iſt einem jeden 
Beamten unſerer Verwaltung bekannt. 

Nun kommt hinzu, daß in Vorſchlag gebracht 
wird, Perſonalfragebogen einzurichten. Welcher 
Grund liegt dafür vor, wenn ſchon drei Perſonal⸗ 
akten da ſind? Bei der Zollverwaltung hat man 
es fertig gebracht, auch die perſönlichen und Fa- 
milienverhältniſſe hineinzuſetzen. Da wird das 
Verhältnis zur Frau, zu den Kindern, zu den 
Eltern, das Verhalten außer Dienſt und im Dienſt 
— das Letztere könnte man verſtehen — angege— 
ben. (Ladenhüter! links.) Das ſind neue Sachen. 
Die Bogen ſind in dieſem Jahre neu eingeführt 
und jollen auch in der Steuerverwaltung inner- 
halb des Jahres eingeführt werden. Daß es eine 
neue Sache ſein muß, iſt daraus zu folgern, daß 
der Beamtenausſchuß die Sache zur Stellung- 
nahme bekommen hat. Der Beamtenausſchuß 
ſollte ſich dazu äußern. Wie das ausgefallen iſt, 
kann ich nicht ſagen. Wenn die vorige Regierung 
das nicht getan hat, und Sie bringen es erit, 
dann taucht bei dieſen Leuten ein gewiſſes Mik- 
trauen gegen den Senat auf, namentlich bezgl. der 
nationalen Fragen. Hier in dieſe Fragebogen 
wird die Zugehörigkeit zum Stahlhelm und zu 
andern Kampforganiſationen eingetragen. Man 
will wiſſen, wer in einem Kampfverhältnis zum 
Senat ſteht, wir wollen es doch offen ausſprechen. 
Und dieſes Kampfverhältnis wird bleiben, jo- 
lange der Senat nicht von ſich aus wieder das 
Treueverhältnis ausdrückt. Der Senat muß ſoviel 
Vertrauen zu ſeinen Beamten haben, daß ſie ihre 
Pflicht tun, und daß ſie in ihrem Urlaub machen 
können, was ſie wollen, ohne daß ſie verfolgt wer— 
den. Sie ſetzen voraus,, daß jeder Beamte ein 
Staatsſaboteur iſt. (Stellv. Präſident des Senats 
Gehl: Das habe ich nicht geſagt!) Das hat in der 
„Volksſtimme“ geſtanden. Ich leſe heute keine 
andere Zeitung als dies offizielle Organ. Es iſt 
intereſſant, daß der Senat, in dieſem Fall die 
„Volksſtimme“ die Aeußerung ableugnete. Der 
Ausdruck iſt gebraucht worden, und daß er von 
Ihnen nicht genügend zurückgewieſen iſt, hat das 
Vertrauen nicht gefördert. Die Stahlhelmangele— 
genheit iſt auch ein Mißtrauensverhältnis, das 
von Ihnen hervorgerufen wurde. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. 9. 
Ich möchte zuerſt einige Behauptungen richtigſtel— 
len, die von dem Vorredner vorgetragen ſind. Von 
Herrn Abg. Hohnfeldt iſt als Beweis dafür, daß der 
jetzige Senat Methoden anwendet, die früher die 


Sozialdemokratie bekämpft habe, angeführt wor- 


den, daß jetzt ſogenannte Schnüffelliſten heraus— 
gegeben würden. Ich muß hier erklären, daß we— 
der im Geſamtſenat, noch in der Perſonalkom— 
miſſion ein diesbezüglicher Beſchluß gefaßt wor— 
den iſt. (Abg. Hohnfeldt: Dann greifen Sie 
durch!) Iſt das Tatſache, was Sie vorhin geſagt 
haben, ſo wäre es höchſtens ein Beweis dafür, daß 
vielleicht einige höhere Beamte mit Abſicht darauf 
hinarbeiten, den jetzigen Senat durch beſondere 
Verfügungen gegenüber den Beamten und Ange: 
ſtellten in Mißkredit zu bringen, indem ſie ſagen, 
die ſeien vom Senat beſchloſſen worden, was in 


tun! 


Hohnfeldt.) Es wäre dann nur konſequent, m. D. 
u. H., wenn Sie nicht nur ſolche Behauptungen 
vorbringen würden, ſondern wenn Sie dann auch 
den Senat ſpäter unterſtützen würden, wenn er 
gegen dieſe Beamten vorgehen will. Das werden 
Sie allerdings nicht tun; denn Ihnen ſind dieſe 
Methoden gerade recht. Sie wollen auch nicht 
deren Abſchaffung, ſondern Sie hoffen, daß der 
Senat dadurch in Mißkredit gebracht wird. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Hohnfeldt.) Es iſt das allerdings 
nur ein Beweis dafür, wie notwendig es iſt, daß 
von Senatsſeite gegen ſolche Beamte, die dem 
Stahlhelm naheſtehen, ganz energiſch vorgegan— 
gen wird. (Zwiſchenrufe rechts.) Es geht doch 
nicht an, m. D. u. H., daß Sie ſich einerſeits dar- 
über beklagen, daß den Beamten die politiſche Be— 
tätigung genommen werde, daß Sie anderſeits ſich 
hinſtellen und dieſe ſelbe politiſche Betätigung 
brandmarken. Sie wollen dem Linksſenat eine 
ungerechte Tat zuſchieben und (Stellv. Präſident 
des Senats Gehl: Der Senat hat damit nichts zu 
Zwiſchenrufe und Unruhe rechts). Sie 
bringen daher Sachen vor, die gar nichts mit der 
heutigen Frage zu tun haben, das kritiſiert Ihre 
Methode. 

Dann wurde von Herrn Philipſen geſagt, und 
Herr Schwegmann hat auch dieſelbe Behauptung 
aufgeſtellt, daß der Senat Danzig geſchadet hätte, 
indem er andere Organiſationen abgehalten hat, 
Danzig zu beſuchen. Sie ſtellten es ſo dar, als 
ob der Senat entweder anderen Organiſationen 
den Zutritt nach Danzig verboten hätte (Abg. 
Philipſen: Habe ich nicht geſagt!) oder dieſen vom 
Beſuch abgeraten hätte. Was Sie als Beweis 
vorbrachten, nämlich die Stellungnahme der 
Eiſenwarenhändler, iſt in Wirklichkeit kein Be— 
weis. (Abg. Schwegmann: Das iſt ein großer 
Verband!) Herr Philipſen meinte, man ſollte im 
Reich das Verbot der Stahlhelmtagung dem deut- 
ſchen Danzig nicht entgelten laſſen. Sie hätten 
nicht erſt die Verhetzung ſchreiben ſollen, meine 
Herren von rechts, dann hätten Sie dieſe ſchein— 
heilige Bitte nicht auszuſprechen brauchen. Wenn 
bei den Eiſenwarenhändlern dieſe Stellungnahme 
wirklich erfolgt ſein ſollte, dann wird es vielleicht 
aus dem Grunde geſchehen ſein, weil die Eiſen— 
warenhändler mit dem Stahlhelm aus geſchäft— 
lichen Gründen zuſammengehen. (Widerſpruch 


rechts.) Erfreulicherweiſe iſt dieſer Beſchluß der 


Eiſenwarenhändler nicht maßgebend für andere 
deutſche und wirklich große Organiſationen, die 
im Laufe der nächſten Wochen und Monate Dan- 
zig beſuchen werden. 

Nun noch ein anderer Vorwurf, der wieder 
von dieſer Stelle aus gegen den Senatspräſiden⸗ 


(©) 


(D) 


ten erhoben worden iſt. Es iſt die Redewendung, 


Sahms Anſehen wäre durch ſeine Stellungnahme 
in den nationalen Kreiſen noch weiter vermindert 
worden, und der Senat mit dem Senatspräſiden⸗ 
ten an der Spitze hätte kein Recht, ſich als Hüter 
des Deutſchtums aufzuſpielen. Aehnliche Be- 
ſchimpfungen ſprachen in Königsberg die Herren 
Düſterberg und Seldke aus, nämlich, daß die 
Leute, die jetzt in Danzig an der Spitze ſtehen, 
kein Gefühl für das Deutſchtum hätten. Nun, m. 
D. u. H., was vorhin Herr Schwegmann gegen 


Wirklichkeit nicht geſchehen iſt. (Zuruf des Abg. Herrn Sahm und was in Königsberg gegen den 


(B) 
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Geſamtſenat vorgebracht wurde, das iſt in andern 
Stadten gegenüber andern Körperſchaften auch 
geſchehen. Es wurde hier vorhin, auf den großen 
Aufmarſch des Stahlhelms in München Hinge- 
wiejen. Da hat ja der Stahlhelm denjelben Kon⸗ 
flikt provoziert, wie Sie es vorher in Danzig ge⸗ 
tan haben. Dort haben Sie ja auch dem dortigen 
Magiſtrat oder Stadtrat, wie er ſich nennt, den⸗ 
ſelben Vorwurf des Volksverrats gemacht, weil er 
nicht dafür geſorgt hatte, daß München ſchwarz⸗ 
weiß⸗rot flaggte. Dort iſt dann der Oberbürger⸗ 
meiſter, der ebenſo wie Herr Sahm kein Sozialde⸗ 
mokrat iſt, im Münchner Stadtrat gegen dieſe 
Verleumdungen eingeſchritten und hat zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß der Stahlhelm ſelbſt dieſen 
Konflikt heraufgeſchworen hätte. Da iſt alſo et⸗ 
was Aehnliches geſchehen wie in Danzig. Man 
hat den Stadtrat von München erſt in letzter 
Stunde eingeladen, ſo daß er es natürlich ableh⸗ 
nen mußte, zu dieſer Veranſtaltung des Stahl⸗ 
helms zu erſcheinen. Natürlich kam der Stahlhelm 
ſofort wieder mit der Verleumdung des Verrats 
am Deutſchtum uſw. 

Solche Vorwürfe beſchränken ſich aber nicht 
nur auf die Links⸗Kreiſe. Weil Sie von der 
Münchner Tagung ſprechen, habe ich hier einen 
Bericht über dieſelbe, erſchienen im „Montag“, 
einer deutſchnationalen Zeitung. Darin wird nicht 
nur nachgewieſen, daß der Stahlhelm mit den 
Sozialdemokraten, dem Zentrum, den Demokra— 
ten, Herrn Sahm oder dem Münchner Oberbür⸗ 
germeiſter in Konflikt gerät, ſondern daß es heute 
faſt keine Organiſationen mehr gibt, keine poli- 
tiſch maßgebende Perſönlichkeit, mit der der 
Stahlhelm ſich nicht zankt. Sogar mit den politiſch 
Rechtsſtehenden, mit den monarchiſtiſchen Kreiſen 
iſt man in München ſehr hart zuſammengeraten. 
Im „Montag“, Ihrer deutſchnationalen Zeitung, 
wird von dem Oberhaupt des bayeriſchen Monar— 
chismus, dem früheren Kronprinzen Rupprecht ge— 
ſchrieben, nachdem er aus beſtimmten Gründen 
die Teilnahme an der Stahlhelmtagung abge— 
lehnt hatte: „Es gebe in München eine Hofhal— 
tung, die über die nächſten Berge nicht hinweg⸗ 
gucken könne. Dort werde man recht bedenkliche 
Geſichter machen, wenn man eingeſehen habe, daß 
man ſich die Gunſt des Stahlhelms verſcherzt habe. 
Der Stahlhelm bot dem Kronprinzen Rupprecht 
das Protektorat über den Frontſoldatentag an. 
Der Kronprinz ſagte zu und widerrief dann. 
Wäre man beim erſten Wort geblieben, der Kron— 
ea Sa Saper hätte hinter der Standarte des 
schreiten ont der 100 000 Stahlhelmer ab- 
8 ein wäre mehr geweſen, als das 

t ſelbſt de dn Nachmittags.“ Darauf 
hat ſe er Kronprinz von Bayern verzichtet. 
(Abg. Schwegmann: Das ijt anders geweſen!) 
Wenn Sie das alles als Märchen erklären, jo 
charakteriſieren Sie damit allerdin i ſch⸗ 

A S dings die deutſch 
nationale Preſſe, die ſolche Märchen in die Welt 
ſetzt. (Abg. Schwegmann: Fällt ihr gar nicht 
ein!) Es wird ja auch an anderen Stellen in 
Deutſchland in dieſer Weiſe gegen führende Per⸗ 
ſönlichkeiten vorgegangen. Es iſt dieſelbe üble 
Kampfesmethode des Stahlhelms, die ſeinerzeit 
gegen den Polizeipräſidenten Grzeſinſki ange- 
wandt wurde. Sie liegt auf derſelben Linie, wie 
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die Beſchimpfungen des Präſidenten Sahm und 
des ganzen Senats. Vom preußiſchen Innen⸗ 
miniſter haben Sie geſchrieben: pes ; 
Sie dürfen den preußiſchen Innenminiſter nicht 
als zugewanderten Djtiuden oder Pollacken beſchimp⸗ 
fen. Er iſt nach unſeren Ermittelungen ein Sohn 
der unverehelichten Tochter des Ratsdieners Ehlert 
Treptow am Tollenſee, die damals bei einem 
Kaufmann in Stellung war. Erſt mehrere Jabre 
ſpäter hat feine Mutter den Schnitter Grzeſinſki ge- 
heiratet. Es dürfte demnach anzuſehen ſein, daß der 
jetzige Innenminiſter kein polniſches Blut in den 
Adern habe. 3 f 
Das find die Methoden, mit denen Sie arbei- 
ten. Die ſchäbigſten Beſchimpfungen und Ver⸗ 
leumdungen, mit denen Sie arbeiten. Die ſchäbig⸗ 
ſten Beſchimpfungen und Verleumdungen ſind 
Ihnen recht. Ich ſprach von Monarchiſten, mit 
denen Sie ſich verfeindet haben. Es gibt nicht nur 
einen Senatsvizepräſidenten Gehl, es gab auch 


einmal einen Senatsvizepräſidenten Riepe. Der 
war kein Sozialdemokrat, Kommuniſt, De- 


mokrat oder Zentrumsmann. Er war von den 
Deutſchnationalen gewählt. Seinerzeit hielt auch 
der Stahlhelm in Danzig eine Kundgebung ab. 
Das war auf dem Dominikanerplatz im Juli 
1927. (1926! rechts) Dabei erklärte der Redner 
des Stahlhelms, daß der Vizepräſident Riepe 
ebenſo wie vorher der Sozialdemokrat Gehl das 
Deutſchtum in Danzig verraten habe. (Hört, hört! 
und Lachen links.) Als Beweis dafür führte er 
an, daß am Dienstag zwei deutſche Kriegsſchiffe 
nach Danzig kämen. Der Stahlhelm kreidete es 
dem Rechtsſenat als ſchlimmſtes Verbrechen an, 
daß dieſer nicht die Bevölkerung Danzigs zu einem 
ſchwarz-weiß-roten Empfang der deutſchen Flotte 
aufgerufen hatte. Es iſt alſo faſt niemand mehr 
vor der Beſchimpfung des Landesverrats und 
Verrats am Deutſchtum ſicher. Nicht nur Monar⸗ 
chiſten und Ex⸗Kronprinzen ſondern ſelbſt deutſch⸗ 
nationale Vizepräſidenten werden vom Stahl— 
helm in dieſer Weiſe in der Oeffentlichkeit in 
Mißkredit gebracht oder es wird wenigſtens der 
Verſuch gemacht. Wenn alſo die Behauptung vom 
Landesverrat oder Verrat am Deutſchtum gegen— 
über Sozialdemokraten vorgebracht wird, ſo habe 
ich ja nachgewieſen, daß wir uns dabei in einer 
nach Ihrer Meinung guten Geſellſchaft befinden, 
nämlich mit Ex⸗Kronprinzen und anderen natio- 
nalen Leuten. 

Als letzten Beweis dafür, daß die ganze Agita⸗ 
tionsmethode des Stahlhelms nur in ſchäbiger 
perſönlicher Verleumdung und in Vorwürfen des 
Landesverrats und Verrats am Deutſchtum be— 
ſteht, diene die Art und Weiſe, wie der Stahlhelm 
gegen die anderen nationalen Großorganiſa— 
tionen, z. B. den Jungdeutſchen Orden vorgegan— 
gen iſt. (Das iſt eine Kleinorganiſation! rechts.) 
M. H. von den Deutſchnationalen, es iſt noch gar 
nicht ſo lange her, da waren, wenn man mit der 
Eiſenbahn, mit dem Auto oder ſonſtwie durch 
das Danziger Landgebiet fuhr, an den Scheunen 
uſw. (Heute noch! links) Plakate geklebt, die den 
„Jungdeutſchen“ als nationale Zeitung empfah⸗ 
len und zum Beitritt zum Jungdeutſchen Orden 
aufforderten. Mit einemmal haben Sie kein In⸗ 
tereſſe mehr am Jungdeutſchen Orden. Er iſt 


nämlich dem Stahlhelm eine etwas unbequeme 
Konkurrenz geweſen. Der Stahlhelm konnte gegen 


— 


D) 


(A) 


(B 


— 
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dieſe unbequeme Konkurrenz nicht 
gehen als daß er beim Reichsgericht einen Antrag 
auf Einleitung eines Verfahrens wegen Landes— 
verrats gegen den Hochmeiſter Mahraun vom 
Jungdeutſchen Orden einbrachte. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Das haben ganz andere Leute gemacht! — 
Abg. Schmidt: Scheiden Sie aus dem Verein aus, 
Herr Schwegmann!) Das ijt die einzige Kampfes- 
methode, die dem Stahlhelm möglich ift. Des- 
halb kann man die Angriffe, die von Ihnen im 
Auftrage des Stahlhelms vorgebracht ſind, gar 
nicht ernſt nehmen, weil ſie auf derſelben Linie 
liegen, wie die ganze Kampfesmethode des Stahl— 
helms die auch im Reich von bürgerlichen und 
politiſch rechtsſtehenden Leuten aufs allerſchärfſte 
gebrandmarkt worden iſt. 

Sie jagen nun, durch die Verfügung des Se- 
nats würde die Frage der politiſchen Betätigung 
der Beamten eingeſchränkt, es würden ihnen po- 
litiſche Rechte genommen, und es werde gegen die 
Beſtimmungen der Verfaſſung verſtoßen. M. H. 
von rechts, wenn der Beſchluß des Senats durch— 
geführt worden wäre, dann wäre nur etwas gut- 
gemacht, was gerade von Leuten des Stahlhelms 
jahrzehntelang in der deutſchen und auch in der 
Danziger Verwaltung geübt worden iſt, nämlich 
ein ausgeſprochener Terror gegen politiſch anders— 
denkende Beamte. M. D. u. H. von rechts, Sie 
haben doch wirklich kein Recht, ſich hier als Ver— 
teidiger der politiſchen Freiheit der Beamten hin— 
zuſtellen. Sehen Sie, wie war es im alten 
Preußen? Da kamen die Sozialdemokraten in der 
Verwaltung nicht nur nicht vorwärts, ſondern 
wurden gar nicht eingeſtellt. Vor wenigen Tagen 
hat man auch im Deutſchen Reichstag dieſe Frage 
behandelt, und da hat der preußiſche Innenmini— 
ſter Severing ein paar Beiſpiele angeführt, wie 
früher in Preußen das Sie, d. h. die Stahlhelm— 
kreiſe, die Konſervativen, beherrſchten, gegen poli- 
tiſch anders geſinnte Beamte, gegen ſolche, die 
nicht konſervativ geſonnen waren, vorgegangen 
wurde. Herr Severing hat einen Fall angeführt, 
der ſich noch kurz vor dem Krieg in Preußen er- 
eignet hat, daß man nämlich in der Provinz 
Schleſien ſogar einen Beamten von ſeinem Amt 
ſtrafverſetzte, weil er nationalliberal gewählt 
hatte. Alſo ſelbſt die Nationalliberalen galten 


Deutſchnationalen, beherrſchten, als ſo ſchlimme 
Staatsverbrecher, daß ſie aus der Verwaltung 
nach Möglichkeit ausgeſchloſſen wurden. Ich habe 
geſtern durch Zufall eine alte Zeitſchrift aus den 
80er Jahren in die Hand bekommen, in der ſteht, 
daß die Hauptaufgabe auch der Bismarckſchen 
Politik fein müßte, die Römlinge aus der Wer- 
waltung zu entfernen; denn das ſeien keine 
Deutſche. weil fie immer nach Rom ſchielten. Das 
waren Terrormethoden, die Sie immer verteidig— 
ten. Gegenüber dieſem jahrzehntelangem Terror 
in der Verwaltung iſt es allerdings notwendig, 
daß auch jetzt einmal in der Verwaltung ein an- 
derer Kurs eingeſchlagen wird. (Sehr gut! links.) 
Ich möchte erwähnen, daß man noch bis vor weni— 
gen Jahren auch hier in Danzig Beamte, die ſich 
nicht in deutſchnationalem Sinne oder im Sinne 
einer anderen Koalitionspartei betätigten, ſon⸗ 
dern ſozialdemokratiſch, mit Abſicht von jeder Be— 


anders vor- förderung ausgeſchloſſen hat. 
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(Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt.) Dazu komme ich noch, warten Sie nur 
ab. Ich habe z. B. zwei eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rungen vor einigen Tagen erhalten, wo Behörden— 
leiter den Betreffenden erklärt haben: „Solange 
Sie ſich ſozialdemokratiſch betätigen, ſolange Sie 
die Wünſche der Sozialdemokraten erfüllen und 
den Verzicht auf das Notopfer nicht unterſchrei— 
ben, ſolange mein lieber Herr können Sie nicht 
damit rechnen, daß Sie bei Beförderungen berück— 
ſichtigt werden.“ Das waren Methoden, die noch 
vor zwei oder drei Jahren in Danzig üblich 
waren. Das war ein ausgeſprochener Terror, ein 
Mißbrauch der Staatsgewalt, die damals in 
Ihrer Hand lag. Gegenüber dieſem Terrorr, der 
jahrzehntelang von Ihrer Seite getrieben wurde, 
möchte ich die Worte anführen, die, wie ich vor— 
hin ſchon ſagte, der Reichsminiſter Severing bei 
einer ähnlichen Angelegenheit vor wenigen 
Tagen im Reichstag geſprochen hat. Er ſagte: 
Heute ſollen vorzugsweiſe diejenigen herange— 
zogen werden, die mit freudigem Herzen den Staat 
bejahen. Darum ſollen keinesfalls die alten andern 

Beamten ſchlechter behandelt werden. Allerdings 

müſſen Sie ſich inner- und außerhalb des Dienſtes 

als Beamte der Republik fühlen und betrachten. (Zu⸗ 
ſtimmung auf der linken Seite.) Mit aller Deutlich- 
keit ſpreche ich aus, der Abſchluß der Unterredung der 

Stahlhelmführer mit dem Reichspräſidenten ift fei- 

nesfalls ein Freibrief für den Stahlhelm und die 

ihm angehörenden Beamten, wenn ſie entgegen den 

Verſprechungen an den Reichspräſidenten immer neue 

Beſchimpfungen gegen den Staat richten. — Der 

Miniſter verlieſt mehrere ſolcher Hetzreden. — So 

werden die Behörden zu prüfen haben, ob das Geſetz 

über die Beamtenpflichten die Teilnahme an der⸗ 
artigen Kundgebungen des Stahlhelms überhaupt 
geſtatte. 

M. D. u. H., was dort für Deutſchland gilt, 
das würde auch ſehr im Intereſſe unſerer Freien 
Stadt Danzig liegen. (Abg. Schwegmann: Das 
könnte Ihnen ſo paſſen!) Ja, natürlich, dazu 
haben Sie kein Recht, weil Sie früher jahrzehnte— 


lang in Preußen und jetzt noch einige Jahre in 


Danzig regiert haben, zu verlangen, daß die Ver— 
waltung dauernd im deutſchnationalen und 
Stahlhelmgeiſt zuſammengeſetzt ſein ſoll. Es iſt 
notwendig, daß auch hier eine Aenderung eintritt, 
daß auch die Beamten, vor allen Dingen diejeni— 


gen, denen politiſche Pflichten auferlegt worden 
damals in dem Preußen, das der Stahlhelm, die f p ige PiS 3 


find, mit der jeweiligen Regierung zuſammen 
arbeiten. Sehen Sie, in England hat man ganz 
andere Methoden. Als dort jetzt die konſervative 
Regierung. die engliſche Stahlhelmregierung, 
eine jo große Niederlage erlitt und die Arbeiter: 
regierung ans Ruder kam, da war die erſte Tat 
des neuen Miniſterpräſidenten der Arbeiterpartei 
die, daß er eine ganze Anzahl von alten konſerva— 
tiven Beamten an die friſche Luft geſetzt hat. 
(Abg. Schwegmann: Das ijt hier auch jo! — Abg. 
Hohnfeldt: Ein politiſcher Beamter, den Sie ein⸗ 
geſetzt haben, blieb bei den Deutſchnationalen!) 
Sie müßten doch wiſſen, daß an dieſer Rechtsre— 
gierung auch die Partei beteiligt war, der Herr 
Dr. Wagner naheſtand. (Widerſpruch des Abg. 
Hohnfeldt.) Alſo nicht immer. (Abg. Hohnfeldt: 
Nehmen Sie ſich daran ein Beiſpiel!) Das iſt kein 
Beiſpiel, das hier als Gegeneinwand gelten 


könnte. (Der tut ſo wie ſo nichts, ob er da iſt oder 


nicht! links.) 


(0) 


(D) 


(A) 
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haben, wenn ich an einem 
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Wenn ich hier alſo klipp und klar zum Aus⸗ 
druck gebracht habe, daß die Stahlhelmkreiſe und 
die Deutſchnationalen kein Recht zur Kritik 
Beiſpiel nachgewieſen 
habe, daß dieſe üble Methode auch in Deutſchland 
von ſehr vielen Kreiſen abgelehnt wird, wenn ich 
dann hier die Schlußfolgerung gezogen habe, daß 
unſerer Verwaltung in Danzig eine Erneuerung 
notwendig iſt, und daß ſie von dem ſtaatsfeind⸗ 
lichen Stahlhelmgeiſt mehr und mehr freigemacht 
wird, dann, m. D. u. H., iſt durchaus nicht dem 
das Wort geredet, daß der jetzige Senat zu den 
Methoden zurückkehren ſoll, die Sie ſeit Jahr⸗ 
zehnten in Danzig geübt haben. Die Freiheit der 
Beamten und ihre politiſche Betätigung ſoll in 
keiner Weiſe angetaſtet werden. Das iſt auch 
immer unſere Auffaſſung geweſen, und dieſe Auf⸗ 
faſſung haben wir auch heute noch. Die freie poli— 
tiſche Betätigung darf allerdings den Beamten 
noch kein Recht zur Sabotage des Staates geben. 
So ſehr wir deshalb die Freiheit der politiſchen 
Betätigung auch bei der Veamtenſchaft gewahrt 
wiſſen wollen, ſo ſehr wünſchen wir, daß der 
Stahlhelmgeiſt energiſch in Danzig bekämpft 
wird. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Zunächſt möchte ich darauf hinweiſen, daß 
mein Fraktionsfreund Schwegmann bei der Be⸗ 
gründung der Großen Anfrage an den Senat die 
Frage richtete, ob der Erlaß, der jetzt Gegenſtand 
der Großen Anfrage iſt, vom Geſamtſenat beſchloſ⸗ 
ſen ſei, oder ob ihn lediglich eine einzelne Dienſt⸗ 
ſtelle herausbrachte. Auf die Entſtellungen des 
Herrn Loops, die offenſichtlich der Linkspreſſe ent⸗ 
nommen ſind, im einzelnen einzugehen, lohnt ſich 


nicht. Ich glaube, der Hinweis auf die Ehrenmit⸗ 


gliedſchaft des Reichspräſidenten von Hinden- 
burg, des Generalfeldmarſchalls Mackenſen und 
anderer Perſönlichkeiten genügt, (Zuruf links) 
um ſie zu widerlegen. Was Sie über München 
geſagt haben, Herr Loops, iſt mit dem Hinweis 
auf den Empfang des Stahlhelms durch den Mi⸗ 
niſterpräſidenten Heldt abzutun. Wenn Sie uns 
den Vorwurf machen wollen, wir hätten in dieſer 
Angelegenheit Verhetzung getrieben, dann kann 
uns dieſer Vorwurf nicht treffen. Ich möchte aber 
ausdrücklich bemerken, daß wir aus dem Deutſchen 
Reiche mit Fragen beſtürmt und überſchüttet wur⸗ 
den. (Abg. Gerick: Dafür ſind Papierkörbe!) Wir 
haben allen Einfluß aufgeboten, um beruhigend 
zu wirken und die Freie Stadt Danzig vor irgend 
welchen Schäden zu behüten. Als die Große An- 
frage über das Stahlhelmverbot behandelt wurde, 
habe ich Ihnen ſchon geſagt, wenn Sie wirklich 
wichtige außenpolitiſche Gründe für das Stahl— 


I 
| 


dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
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helmverbot hätten, ſo hätte der Stahlhelm dafür 
volles Verſtändnis gehabt. Nichts lag dem Stahl⸗ 
helm ferner, als Danzig irgendwelche Schwierig: 
keiten zu machen. Aber die Art und Weiſe, wie 
der Senat ſeinen Beſchluß, der ja einen Tag vor 
den Verhandlungen mit den Herren des Stahl⸗ 
helms gefaßt war, dem Führer des Stahlhelms 
bekannt wurde, gab, mußte ſtark brüskieren. Was 
am Deutſchen Reiche ganz beſonders ſtark mißfal⸗ 
len hat, iſt der Beſchluß des Senats, der ſagt, je⸗ 
dem Stahlhelmkameraden wird mit Waffenge— 
walt das Betreten der Danziger Grenze verboten 
werden. (Zuruf links. — Abg. Loops: Wo ſteht 
das?) Herr Präſident Sahm ſoll nach den Preſſe— 
nachrichten bei den Beſprechungen mit dem Gau- 
führer Major Wild erklärt haben: „Ich werde 
mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln zu 
verhindern wiſſen, daß auch nur ein einziger 
Stahlhelmer die Grenze überſchreitet.“ (Mit Waf- 
fengewalt? beim Zentrum.) Ich will mich berich— 
tigen, aber was unter „mit allen Mitteln“ zu ver- 


ſtehen iſt, das können Sie ſich ja alle ſelbſt ſagen. 


Das iſt es, was man im Deutſchen Reiche nicht 
verſtehen kann, daß man Frontſoldaten, die für 
die Freiheit Danzigs in den Kämpfen bei Gum⸗ 
binnen, Tannenberg, Maſuren, Lodz, vor 
Warſchau und in der Winterſchlacht von Maſu⸗ 
ren, Danzig vor dem Ruſſeneinfall bewahrt ha— 
ben, denen Sie es zu danken haben, wenn Sie 
heute im Senat fiken, daß Sie denen den Ueber- 
tritt auf Danziger Gebiet verbieten. Das ver- 
ſteht im Deutſchen Reiche niemand. (Sehr richtig! 
rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel- 
Beſpre⸗ 
chung und ſchlage vor, die Sitzung nunmehr zu 
vertagen. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt 
demgemäß beſchloſſen. (Zuruf des Abg. Schmidt.) 
Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am Freitag, 
den 14. Juni, 3.30 Uhr mit folgender Tagesord⸗ 
nung abzuhalten: 

1. Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 
Verbot einer Proteſtkundgebung. Druckſache 
Nr. 722. 

(Abg. Ed. Schmidt: Ich habe mich zur Geſchäfts— 
ordnung gemeldet!) Ich habe jetzt die Tagesord— 
nung bekannt zu geben. 

2. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrech— 
nung 1927. — Druckſache Nr. 750. 

3. Fortſetzung der dritten Beratung eines Geſetzent— 
wurfs betr. Aenderung des Geſetzes über den Forſt— 
diebſtahl. — Druckſache Nr. 329 zu Nr. 704. 

4. Fortſetzung der zweiten Beratung eines Geſetzent⸗ 


wurfs zur Abänderung des Einkommen- und Körper⸗ 

ſchaftsſteuergeſetzes. — Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es ift demgemäß be- 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. (Zurufe des Abg. 
Ed. Schmidt.) 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 50 Minuten. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Behrend, Dr. Kamnitzer; Landgerichtsrat Dr. Bode. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne die 91. 
Vollſitzung. Vor Eintritt in die Tagesordnung hat 
der Abg. Hohnfeldt um das Wort zur Geſchäfts— 
ordnung gebeten. Ich erteile es ihm. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Ich habe mit Unterjtügung der Kollegen 
Dyck II, Schwarz, Lemke, Mroczkowſki, Papke, 
Zarſke, Wahl, Hennke und Walter Müller dem 
Präſidium und dem Büro folgenden Antrag zu 


übergeben, den ich heute noch auf die Tagesord⸗ 


nung zu ſetzen bitte: 
E yi 28. Juni dieſes Jahres jährt ſich zum zehn- 
Kriegsſch poer Tag der Unterzeichnung des auf der 
ſäille⸗ lee beruhenden Vertrages von Ver- 
ijt das S 1b dieſen ſogenannten Friedensvertrag 
5 Se ſtbeſtimmungsrecht der deutſchen Bevöl⸗ 


kerung Danzigs mit Fü i 
Füßen getreten und Danzi 
ſelbſt nach Abtrennung vom i de Solis 


tiſchen Willkür Polens Mutterlande der poli— 


überantwortet worden. Der 


28. Juni bedeutet einen Trauertag für alle Deutſchen 


unſeres Freiſtaates. 
Es wird deshalb beantragt: 


1. Der Volkstag wolle aus dieſem Anlaß eine Trau- 
d 


erfundgebung veranjtalten un 

2. gleichzeitig den Senat zu erſuchen, in allen Schu: 

rer des Freiſtaatgebietes Trauerfeiern abhalten zu 

aſſen. 
Ich bitte nochmals, dieſen Antrag nach Erledigung 
der heutigen Tagesordnung auf die Tagesord- 
nung zu ſetzen. 

Vizepräſident Gaikowſki: M. D. u. H.! Sie ha- 
ben den Antrag des Herrn Abg. Hohnfeldt ver- 


nommen, der die Tagesordnung durch einen wei- 
teren Punkt ergänzen will. (Abg. Raſchke: Wir 
widerſprechen!) Es iſt Widerſpruch erhoben wor⸗ 
den. Der Punkt kann nicht auf die Tagesordnung 
geſetzt werden. Ich rufe nunmehr Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Raſchke 

u. Fr. betr. Verbot einer Proteſtkundge⸗ 

bung des Rotfrontkämpferbundes 

Druckſache Nr. 722. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Unſere Große 
Anfrage Druckſache Nr. 722, die heute zur Bera— 
tung ſteht, hat ein kleines Vorſpiel, das ich Ihnen 
nicht vorenthalten möchte. Die Große Anfrage 
hätte dem Hauſe ſchon am 16. Mai zugeleitet wer— 
den müſſen. Wenn fie erſt am 28. Mai eingegan— 
gen iſt, ſo iſt das darauf zurückzuführen, daß ſich 
der Präſident des Hauſes eine Zenſur an dieſer 
Großen Anfrage erlaubt hat. Die Große Anfrage 
ſollte urſprünglich folgenden Wortlaut haben: 

Die Kommuniſtiſche Partei und der Rote Front⸗ 
kämpferbund hatten am Montag, den 6. Mai 1929, 
abends 6,30 Uhr, zu einer Proteſtkundgebung auf 
dem Dominikanerplatz aufgerufen. Die Kundgebung, 
die ein Proteſt gegen das Wüten der Polizeiſolda⸗ 
teska in Berlin und Polen ſein und der Danziger 
Arbeiterſchaft die Wahrheit über die Maivorgänge 
in Berlin und Polen bringen ſollte, wurde vom Po- 


lizeipräſidenten wegen Gefährdung der „Sicherheit“ 
am Montag 12,45 Uhr verboten. 

Trotz des Verbotes hatten ſich mehrere tauſend 
Arbeiter zur Kundgebung auf dem Dominikanerplatz 
eingefunden. Von der aufgehetzten Polizei wurde 
trotzdem mit dem Gummiknüppel auf die Arbeiter 
eingeſchlagen. Selbſt Greije, Frauen und Kinder 
wurden nicht verſchont. 

Wir fragen den Senat: Billigt er das Verbot 
der Proteſtkundgebung? Welches waren die Gründe 
für das Verbot? 


Aus dem urſprünglichen Text dieſer Großen Mn- 
frage mußte dann auf Geheiß des Herrn Präſiden— 
ten folgendes geſtrichen werden: „Wüten der Po— 
lizeiſoldateska in Berlin und Polen“ und zwei- 
tens „aufgehetzte“, das vor „Polizei“ ſteht. Wir 
haben uns dieſem Diktat nur deshalb gefügt, um 
dieſe Frage in aller Oeffentlichkeit aufrollen zu 
können und der Oeffentlichkeit zu zeigen, wie die 
demokratiſchen Rechte der Freiſtaatbevölkerung ge— 
wahrt werden. 

Nun zum Verbot und ſeinen Urſachen. Wie aus 
der Großen Anfrage hervorgeht, hatte die Kom— 
muniſtiſche Partei die Abſicht, eine Proteſtkund— 
gebung auf dem Dominikanerplatz abzuhalten. 
Und zwar ſollte ſich dieſe Proteſtkundgebung, wie 
auch weiter die Große Anfrage jagt, mit den Vor- 
gängen am 1. Mai in Berlin und Polen und über- 
haupt in den lapitaliſtiſchen Staaten beſchäftigen. 
Die Kommuniſtiſche Partei hatte die Abſicht, der 
werktätigen Bevölkerung klar und deutlich vor 
Augen zu führen, was ſich am 1. Mai beſonders 
in Berlin zugetragen hat. Sie wollte der Bevöl— 
kerung zeigen, wie die bürgerliche Preſſe und mit 
ihr die Maitreſſe des Kapitals, der „Vorwärts“, 
die Bevölkerung ſyſtematiſch belogen und be— 
ſchwindelt haben, und nicht nur die Preſſe Deutſch— 
lands, ſondern natürlich auch die Danziger Preſſe. 
Es war eine beſondere Aufgabe der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei in Danzig, der werktätigen Bevölke— 
rung zu fagen, wie geſchwindelt wurde und zu zei- 
gen, mit welcher Raffineſſe die bürgerliche Preſſe 


(©) 


(D) 


(A 


— 
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bemüht iſt, die Schuld auf die Kommuniſtiſche 
Partei in Berlin bezw. in Deutſchland abzuwäl⸗ 
zen. Es war die Aufgabe der Kommuniſtiſchen 
Partei in Danzig, zu zeigen, daß auch die Danzi⸗ 
ger bürgerliche Preſſe auf die Lügenmeldungen 
eingegangen iſt. 

Sie werden ſich alle entſinnen, daß es bei— 
ſpielsweiſe die „Landeszeitung“, das Organ des 
Zentrums, war, die in großer Aufmachung die 
Schwindelmeldung brachte, daß in Berlin den Gi- 
poleuten 14 Karabiner aus der Hand geſchoſſen 
worden wären, ohne daß einer der Träger dabei 
verletzt worden iſt. Dieſe Meldung hat natürlich 
die Landeszeitung aus dem „Vorwärts“, aus der 
Hure des kapitaliſtiſchen Staates, übernommen. 
(Abg. Liſchnewſki: Sehr wahr!) Der Vorwärts 
hat ſich nicht geſcheut, dieſe Lügenmeldungen zu 
übernehmen. 

Es war aber nicht nur die Aufgabe der Kom- 
muniſtiſchen Partei, dieſe Preſſelügen richtigzu— 
ſtellen, ſondern es war die Aufgabe der Kommu- 
niſtiſchen Partei, auch nachzuweiſen, daß der „linke 
Sozialdemokrat“ Künſtler das Geſchäft nicht mehr 
in Seife, ſondern mit den gemeinſten Lügen De- 
treibt. Dieſer Künſtler, dieſer linke Sozialdemo— 
krat, war es ja, der in Berlin erklärte: „Die Kom— 
muniſten wollen 200 Tote am 1. Mai.“ Dieſe ge- 
meinen Lügen feſtzuſtellen und der Wahrheit die 
Ehre zu geben, war die Aufgabe der Kommuniſti— 
ſchen Partei in Deutſchland und Danzig, war über— 
haupt die Aufgabe jedes revolutionären Arbeiters. 
Nun kam die Danziger Polizei und fühlte ſich be— 
müſſigt, die deutſchen Sozialdemokraten Zörgiebel 
und Grzeſinſki darin zu unterſtützen, daß dieſe 
Wahrheiten in Danzig nicht verbreitet werden 
durften. 

Wir können das verſtehen, weil in Danzig auch 
ein Sozialdemokrat als Innenminiſter tätig iſt, 
der ſeinen Brüdern in Deutſchland die größten 
Sympathien entgegenbringt. Wir können es auch 
verſtehen, wenn derſelbe Mann, hervorgegangen 
aus der Partei, die heute noch vorgibt, für die De— 
mokratie zu kämpfen, die Demokratie mit Füßen 
tritt. Wenn alſo Herr Arczynſki der Meinung iſt, 
daß dieſe Lügen, die in Deutſchland über den 1. 
Mai verbreitet worden ſind, immer weiter vertei— 
digt werden müſſen, jo beweiſt das nur den Heroi- 
ſchen“ Kampf, den dieje Partei für die „Demokra— 
tie“ führt. Unſere Aufgabe iſt es aber, dieſen ge— 
meinen Lügen den ſchärfſten Feldzug anzuſagen 
und dafür zu ſorgen, daß die Bevölkerung die 
Wahrheit erfährt. Es ſteht feſt, und, ſoweit ein- 
zelne bürgerliche Blätter ſich noch eine gewiſſe Ob— 
jektivität bewahrt haben, haben ſelbſt dieſe Zei— 
tungen geſchrieben, daß die Todesopfer des Ber- 
liner Blutmais lediglich und allein auf das Wii- 
ten der Polizeiſoldateska in Berlin, auf die Ber- 
hetzung der Berliner Sipo zurückzuführen ſei. Es 
ſteht einwandfrei feſt, daß dieſe Hetze in erſter Li— 
nie von der Sozialdemokratiſchen Partei, von den 
freien Gewerkſchaften betrieben wurde, deshalb De- 
trieben wurde, weil ſie Angſt hatten, daß ihre 
Schäfchen, die ſie noch unter ihrem Terror halten, 
ſich an der Demonſtration der Kommuniſten betei= 
ligen würden. Die Führer der freien Gewerk— 
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ſchaften hatten ein Intereſſe daran, daß die De- 
monſtration am 1. Mai in Berlin verboten wurde, 
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und daß die Arbeiterſchaft, die es dennoch wagte, 
auf die Straße zu gehen, blutig niedergeſchlagen 
wurde. 

Wenn man nun auch in Danzig dazu überge— 
hen will, ſolche Maſſakres herbeizuführen, ſo liegt 
das ſelbſtverſtändlich auf der gleichen Linie. Was 
in Deutſchland möglich ift, das muß nach der Mei- 
nung des Herrn Innenminiſters, oder des Innen— 
ſenators von Danzig, auch hier möglich fein. Um 
dieſen Beweis zu erbringen, hat Herr Arczynſki 
viele ſchlafloſe Nächte gehabt. Immer und immer 
wieder quälte ihn der Gedanke: wie kannſt du 
Deinem Freunde Zörgiebel nacheifern, wie kannſt 
du ihm beweiſen, daß es hier in Danzig nicht 
ſchlechter beſtellt iſt als in Berlin, wie kannſt du 
ihm beweiſen, daß du vielleicht noch über ihn hin— 
ausgeht, daß du noch ſchlimmer als ein Bluthund 
Noske — jawohl, Herr Senator Arczynſki! — 

Präſident: Herr Abgeordneter Raſchke, wegen 
dieſes Ausdrucks rufe iſt Sie zur Ordnung. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): So war es denn 
die „Pflicht“ des Danziger Senats und ganz bejon> 
ders die des Innenſenators Arczynſki, dafür zu 
ſorgen, wie ich ſchon ſagte, daß die Wahrheit nicht 
an den Tag kam, und daß nicht in aller Deffent- 
lichkeit dargeſtellt wurde, was ſich am 1. Mai in 
Berlin wirklich zugetragen hat. Deshalb bekam 
der Polizeipräſident Frobös den Wink, die De- 
monſtration, die am 6. Mai auf dem Dominikaner: 
platz ſtattfinden ſollte, zu verbieten. Man durfte 
hier in Danzig nicht zulaſſen, daß die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei gegenüber der Kommuniſtiſchen 
Partei in Berlin ein Vorrecht hatte, und man 
durfte es nicht geſtatten, daß die Kommuniſtiſche 
Partei in Danzig der werktätigen Bevölkerung 
das ſagte, was ſich tatſächlich am 1. Mai in Ber⸗ 
lin zugetragen hatte. 

Aber nicht das Verbot als ſolches, ſondern die 
ganze Art und Weiſe, wie es zuſtande kam, iſt be— 
zeichnend für den Geiſt der Danziger Polizei bzw. 
den des Danziger Senats. Wir meldeten am 
Sonnabend, den 4. Mai, vormittags, beim Poli⸗ 
zeipräſidenten an, daß am Montag, den 6. Mai, 
abends 6,30 Uhr eine Demonſtration ſtattfinden 
ſollte. Am Montag, 11 Uhr vormittags, fragte 
ich telephoniſch beim Polizeipräſidenten an, wie 
es mit der Genehmigung zur Demonſtration wäre. 
Man ſagte mir nur, der Herr Polizeipräſident oder 
ſein Vertreter käme gleich, und ich würde gleich 
einen Brief erhalten. Schließlich mußte ich dann 
noch bis 341 Uhr warten, bis es dem Polizeiprä⸗ 
ſidenten endlich gefiel, uns die Mitteilung zukom⸗ 
men zu laſſen, daß unſere Kundgebung verboten 
ſei. 

Nun, meine Herren, was geht daraus hervor? 
Daraus geht hervor, daß auch der Danziger Poli- 
zeipräſident abſichtlich und bewußt das Verbot ſo 
ſpät ausgeſprochen hat, um einmal Arbeit für 
ſeine Schupo zu erhalten, damit ſich die überſchüſ⸗ 
ſige Kraft ſeiner Schupoleute einmal austoben 
konnte; denn was mitzuteilen um 341 Uhr möglich 
war, das hätte auch ſchon um 11 Uhr oder noch 
früher mitgeteilt werden können. Dann hätte evtl. 
die Bevölkerung von dem Verbot der Demonſtra⸗ 
tion in Kenntnis geſetzt werden können. Aber das 
wollte man gerade bei der Polizei vermeiden, 


man wollte hier eben einmal ein Exempel ſtatuie⸗ 
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ven, man wollte einmal zeigen, wie ſchneidig man 

auch in Danzig gegen die werktätige Bevölkerung 

vorgehen kann. Und daß man hier analog den 

Berliner Vorgängen ſehr ſchneidig vorgegangen 

iſt, das haben die Ereigniſſe dann auch bewieſen. 
Die Bevölkerung ſagte ſich mit Recht, dieſe von 


der Kommuniſtiſchen Partei einberufene Proteit- 


(B) 


kundgebung, kann und darf nicht verboten wer⸗ 
den, wir wollen die Wahrheit erfahren über das, 
was in Berlin vorgegangen ift. Wir wollen wiſ⸗ 
ſen, weshalb man unſere Arbeitsbrüder in Berlin 
hingeſchlachtet hat. Die Danziger Bevölkerung 
ging trotz des Verbotes auf die Straße, dies Recht 
ließ ſie ſich nicht nehmen, ſondern ſagte, ein Ar⸗ 
czynſki kann uns ſonſt was, aber keine Demonſtra⸗ 
tion verbieten. Natürlich hat die Danziger Schupo 
dies als Anlaß benutzt, um in der gemeinſten 
Weiſe auf die werktätige Bevölkerung loszuſchla⸗ 
gen, genau ſo, wie in Berlin, nur daß hier noch 
die Geſchoſſe gefehlt haben, aber was das Schlagen 
mit den Gummiknüppeln anbetrifft, da iſt abſolut 
kein Anterſchied. (Sie haben auch ſchon die Revol⸗ 
der gezogen gehabt! bei den Kommuniſten) Ja, 
ſie hatten ſchon die Revolver in der Hand, bejon- 
ders die la-Leute hatten ſchon den Finger am 
Hahn. Es bedurfte der ganzen Diſziplin der Mr- 
beiterſchaft, um ein Blutbad zu vermeiden, denn 
dieſer blutdürſtigen Geſellſchaft wäre am meiſten 
dadurch gedient geweſen, wenn fie von der Shuk- 
waffe hätte Gebrauch machen können. Herr Mr- 
Jynſki, Ihnen möchte ich dazu folgendes fagen: 
Im Ausſchuß hat Herr Frobös erklärt, man ſollte 
ihm ſolche Fälle bekanntgegeben. Da möchte ich 
ihm nur raten, er möge ſich einmal bei einer ſol⸗ 
chen Demonſtration unter die Menge miſchen, er 
ſoll ſich aber einen falſchen Bart ankleben, damit 
er nicht erkannt wird und dann ſoll er einmal auf 
ſo einen blindwütenden Schupo losgehen und nach 
dem Namen fragen. Vielleicht verſuchen Sie es 
auch, Herr Arczynſki. Dann wird es Ihnen be— 
ſtimmt ſo gehen, wie Ihrem Freund, Herrn Weiß, 
in Berlin, der von ſeiner eigenen Schupo mit dem 
Gummiknüppel bekam. Ich wünſchte, Sie machten 
einmal den Verſuch, und ich wäre in dem Moment 
Schupo, ( Heiterkeit.) dann würden Sie nicht ge- 
ſund aus meinen Händen herauskommen. (Sena— 
tor Arczynſki: Das könnte Ihnen ſo paſſen!) An 
Ihnen mein Mütchen zu kühlen, da gehe ich noch 
einmal 14 Tage oder meinetwegen auch zwei 
Jahre ins Gefängnis. Aber vielleicht iſt in dieſer 
Jeziehung noch nicht das letzte Wort geſprochen. 
Ich hoffe, wir leben noch länger und halten noch 
einmal Abrechnung. 

Ar Wenn man alſo die Beſtialitäten dieſer Schupo 
feſtſtellen will, dann muß mindeſtens die Schupo 
lo gekennzeichnet fein, daß man ſie auch erkennt. 
Vor Jahren war es die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei in dieſem Haufe, die verlangt hat, daß jeder 
Schupomann eine Nummer tragen ſoll, an der 
nachher feine Perſonalien, ſein Name feſtgeſtellt 
werden kann. (Abg. Hohnfeldt: Das wurde ja 
von der Republik aufgehoben!) Aber ſolange das 
nicht in Erſcheinung tritt, ſolange das nicht durch⸗ 
geführt wird, wird es keinem Sterblichen möglich 
ſein, den Namen eines Schupomannes feſtzuſtellen, 
der in beſtialiſcher Weiſe gegen die Bevölkerung 
vorgeht. 
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Alſo, Herr Arczynſki, wenn Sie Ihre Aufgabe 
löſen wollen, dann legen Sie darauf Ihr Mugen- 
merk, und wir werden Ihnen, Fälle nennen, wo 
feſtgeſtellt iſt, daß die Schupo über ihren Rahmen 
hinaus die werktätige Bevölkerung mißhandelt. 
Da die Schupo zum Teil weiß, daß ihr nichts ge⸗ 
ſchieht, weil ſie zum andern Teil gegen die Ar⸗ 
beiterſchaft aufgehetzt ift, geht fie jo vor. Ich erin- 
nere an den Streik bei Degner und Ilgner, wo 
die Streikbrecher geſchützt und die Streikenden 
Prügel bekamen und niedergeſchlagen wurden. Das 
ſind alles Momente, die beweiſen, daß die Schupo 
nicht mit der werktätigen Bevölkerung ſympathi⸗ 
ſiert, ſondern daß der größte Teil der Schupo einen 
Haß auf die werktätige Bevölkerung hat und die— 
ſem Haß freien Lauf läßt. 

„Auch bei dieſer Kundgebung hat jih wieder ge- 
zeigt, daß die Schutzmannſchaft von Danzig ihre 
ganze Wut an der werktätigen Bevölkerung aus⸗ 
läßt und rückſichtslos auf Mann, Frau oder Kind 
losſchlägt, unbeſchadet, ob es angebracht iſt oder 
nicht. Ich ſelbſt habe auf dem Dominikanerplatz 
beobachtet, wie ein alter Mann in dem Gedränge 
an die Erde geſtoßen wurde, und wie ein Schupo⸗ 
mann zuſprang und dieſem alten Mann noch zwei 
Schläge mit dem Gummiknüppel verſetzte. Ich 
ſelbſt habe beobachtet, wie zwei Schupoleute eine 
Frau, die ein Kind auf dem Arm hatte, geſtoßen 
haben, und wie der Dritte hinzuſprang und der 
Frau mit dem Gummiknüppel eins über das Kreuz 
ſchlug. Sie werden mir jagen: „Beweiſe! Ihre 
Angaben ſind nicht maßgebend.“ Leider iſt es uns 
nicht möglich geweſen, dieſe Leute dazu zu brin⸗ 
gen, daß ſie ihre Angaben durch eidesſtattliche 
Verſicherungen erhärten. Sie ſagen, beſonders der 
alte Mann: „Ich bin Wohlfahrtsrentenempfänger, 
mein lieber Herr Raſchke, wenn mein Name dort 
genannt wird, dann weiß ich beſtimmt, daß ich 
keine Wohlfahrtsunterſtützung bekomme, daß ich 
verhungern muß. Wenn die Verhältniſſe ſo ſind, 
daß man mich geſchlagen hat, werde ich es ertra— 
gen, das iſt noch nicht ſo ſchlimm, als auf der 
Straße verrecken zu müſſen.“ Leider muß ich feft- 
ſtellen, daß, wenn ſolche Namen hier genannt wer- 
den, ſie auch von dieſer Regierung ausgenutzt wer- 
den, daß dieſen Leuten auch von dieſer Regierung 
dann die größten Schwierigkeiten gemacht werden. 
Das iſt eine hundsföttiſche Handlungsweiſe dieſer 
Regierung, die über die der verfloſſenen Regie— 
rung hinausgeht. 


Vizepräſident Gaikowfki: Herr Abg. Raſchke 
wegen Verletzung der Würde dieſes Hauſes 
ſchließe ich Sie von der heutigen Sitzung aus. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Weshalb? Wo- 
rin liegt die Verletzung? Das möchte ich einmal 
feſtgeſtellt haben. Das iſt mir neu. Wenn ich hier 
einen Ausdruck brauche, der vielleicht nicht ganz 
parlamentariſch iſt, dann können Sie mich zur 
Ordnung rufen. Wenn Sie mich aber deshalb 


ausſchließen, ſo verbitte ich mir das ganz energiſch. 
(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchke, 
Sie ſind von der heutigen Sitzung ausgeſchloſſen. 
(Abg. Raſchke macht weitere Ausführungen. — 
Vizepräſtdent Gaikowſki verläßt ſeinen Platz. — 
Die Sitzung iſt damit unterbrochen.) 
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Die Sitzung wird 5 Uhr 05 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 

Vizepräſident Gaikowſti: M. D. u. H.] Ich 
eröffne die unterbrochene Sitzung wieder. Wegen 
ſeiner Aeußerung „hundsföttiſche Regierung“ 
habe ich vorhin den Herrn Abg. Raſchke von der 
heutigen Sitzung ausgeſchloſſen. Da er gemäß 
§ 57,2 unſerer Geſchäftsordnung nach ſeinem Aus⸗ 
ſchluß nicht den Saal verließ, ſondern weiter 
ſprach, iſt Herr Abg. Raſchke laut Abſatz 2 des 
§ 57 von acht Sitzungen des Volkstages ausge- 
ſchloſſen. Während dieſer acht Sitzungstage ift ihm 
das Betreten dieſes Hauſes verboten. Auch die 
Teilnahme an Ausſchußſitzungen iſt ihm nicht ge⸗ 
ſtattet. — Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
folgendes zu bemerken und zur Geſchäftsordnung 
zu beantragen. Der Abg. Raſchke iſt auf acht 
Sitzungstage ausgeſchloſſen. Die Veranlaſſung da- 
zu hat der amtierende Herr Präſident gegeben. Im 


Aelteſtenausſchuß wurde feſtgeſtellt, daß der erſte 


Ordnungsruf unberechtigt war und nicht mit den 
Ausführungen des Abg. Raſchke in Zuſammen⸗ 
hang gebracht werden konnte. Der Herr Abg. 
Raſchke hat den Innenſenator Arczynſki jeden⸗ 
falls nicht mit Bluthund bezeichnet. Daraus iſt zu 
erkennen, daß die Geſchäftsführung in letzter Zeit 
reichlich nervös gehandhabt wird. Ich möchte das 
Haus fragen, ob es nicht angezeigt und nötig iſt, 
dem Präſidenten ein Exempel zu ſtatuieren. Was 
dem einen paſſiert, kann dem andern auch paſſie— 
ren und es kommt zu immer ſchärferen Auffaſſun— 
gen. Es iſt doch möglich, daß das Haus beſchließt, 
daß der Abg. Raſchke entgegen der Meinung des 
Herrn Präſidenten an den Sitzungen teilnimmt. 
Ich beantrage die Teilnahme des Abg. Genoſſen 
Raſchke an der Sitzung. 

Vizepräſident Gaikowſki: Unſere Geſchäftsord— 
nung jagt im $ 58 weiter, daß gegen den Ord⸗ 
nungsruf bezw. gegen den Ausſchluß durch den 
Präſidenten gemäß $ 57, Abſatz 2 der betroffene 
Abgeordnete ſpäteſtens am folgenden Tage, d. h. 
innerhalb 24 Stunden, ſchriftlich beim Volkstag 
zu Händen des Hern Präſidenten Einſpruch er⸗ 
heben kann. Das iſt Hern Abg. Liſchnewſti als 
Vertreter der Kommuniſtiſchen Partei im Mel- 
teſtenausſchuß auch mitgeteilt worden. Wir kön⸗ 
nen heute alſo nicht über den Antrag des Herrn 
Abg. Liſchnewſki abſtimmen, ſondern es ſteht 
Herrn Abg. Raſchke frei, auf Grund der Geſchäfts⸗ 
ordnung innerhalb 24 Stunden ſeine Beſchwerde 
einzureichen. Wir treten nunmehr in die Tages- 
ordnung ein und kommen zum erſten Punkt: 


Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Raſchke 


u. Fr. betr. Verbot einer Proteſtkund⸗ 


gebung. 


g 
Druckſache Nr. 722. Das Wort hat der Herr Se- 
natsvertreter Senator Arczynſki. 


Arczynſki, Senator: Namens des Senats habe 


ich auf die Große Anfrage Nr. 39 folgendes zu 
antworten. Die Proteſtkundgebung der Kommu— 
niſtiſchen Partei am 6. Mai 1929 ift verboten wor- 


den, weil fie nach der Ankündigung und den ver 


breiteten Flugblättern bezweckte, zur Auflehnung 
gegen die Staatsgewalt aufzufordern. Sie ſtellte 
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deshalb eine unmittelbare Gefahr für die öffent— 
liche Sicherheit dar. Entgegen dem Verbot hatten 
ih) auf dem Dominikanerplatz zirka 400 Ange- 
hörige der Kommuniſtiſchen Partei und ein große 
Zahl Neugieriger eingefunden. Hier brachte der 
Volkstagsabgeordnete Plenikowſki ein Hoch auf 
die dritte Internationale aus und hielt eine Rede 
in der er den Polizeipräſidenten Zörgiebel be— 
ſchimpfte. Er rief: „Hinaus auf die Straße, laßt 
euch das nicht gefallen!“ Nachdem dem Abg. Ple— 
nikowſki vergeblich das Weiterſprechen unterſagt 
worden war, mußte ſeine Feſtnahme erfolgen. 
Hierbei leiſtete er erheblichen Widerſtand. 
(Schwindel! bei den Kommuniſten.) Zu gleicher 
gleicher Zeit ſtürzten ſich mehrere Demonſtranten 
auf zwei Polizeibeamte, ſchlugen mit Fäuſten auf 
fie ein und verſuchten, den Abg. Plenikowſki zu 
befreien. Es entſtand ein allgemeiner Tumult, wel- 
cher die Beamten nötigte, von ihren Gummiknüp⸗ 
peln Gebrauch zu machen, um den Dominikaner— 
platz zu ſäubern. Die in der Großen Anfrage auf— 
geſtellte Behauptung, Greiſe, Frauen und Kinder 
ſeien mit den Gummiknüppeln nicht verſchont ge— 
blieben, iſt frei erfunden. (Waren Sie dabei? 
rechts.) Wenn bei dieſer Gelegenheit neugierige 
Zuſchauer etwa in Mitleidenſchaft gezogen ſein 
ſollten, ſo iſt das zwar bedauerlich, aber beim 
beſten Willen nicht immer zu vermeiden. — Ich 
füge perſönlich hinzu: Man ſoll ſolche Zuſammen— 
ſtöße und verbotene Kundgebungen nicht provozie= 
ren, dann wird es ruhig hergehen. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sie haben provoziert! — Ich beantrage 
Beſprechung!) 

Präſident: Wird der Antrag auf Beſprechung 
unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Das 
Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Ant: 
wort des Senats zeigt uns mit aller Deutlichkeit, 
daß der Herr Innenſenator Arczynſki gegen die 
Arbeiterſchaft mit denſelben Methoden arbeitet, 
wie der deutſchnationale Senat. Das, was bei der 
Kundgebung zum Proteſt herausfordert, iſt die 
Tatſache, daß der Herr Innenſenator die Proteſt— 
kundgebung im Einvernehmen mit dem Herrn 
Polzeipräſidenten vier bis fünf Stunden vor 
ihrem Stattfinden verboten hat. Unſere Verfaſ— 
ſung ſagt, daß die Einwohner ſich friedlich und un— 


bewaffnet verſammeln können. Es ift dazu nur die 


vorherige Anmeldung notwendig. Es iſt aber nicht 
möglich, eine Proteſtkundgebung abzuſagen, wenn 
alle Vorbereitungen zu einer Maſſenverſammlung 
ihon getroffen find. Man kann doch nicht die ganze 
Stadt in dieſer kurzen Zeit darauf aufmerkſam 
machen, daß die Polizei die Kundgebung verbo— 
ten hat. Dies Kunſtſtück wird keine Partei fertig 
bringen. 

So kam es, daß eine große Anzahl Menſchen 
infolge der Aufforderung der Kommuniſtiſchen 
Partei auf dem Dominikanerplatz erſchien. Nun 
trat die Polizei in Aktion. Zunächſt möchte ich den 
Herrn Innenſenator fragen, welche Handhabe hat 
er, die Demonſtration auf dem Dominikanerplatz 
überhaupt zu verbieten? Sie ſagten, das Verbot 
ſei in der Staatsgefährdung durch die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei begründet. In welcher Richtung 
liegt die Staatsgefährlichkeit? Hat die Kommu- 
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niſtiſche Partei etwa aufgerufen, bewaffnet zu 
erſcheinen, hat die Kommuniſtiſche Partei aufge: 
rufen, Maſchinengewehre aufzufahren und Shu- 
pobeamte oder den Innenſenator zu verhaften? 
Nichts von alledem, ſondern die Proteſtkundgebung 
war als Proteſt gegen das Blutbad vom 1. Mai 


in Berlin gedacht. Welche Staatsgefährdung liegt 


(B) 


darin? Der Herr Innenſenator erklärte, daß die 
Kommuniſtiſche Partei die Polizei provoziert 
habe. Wir erklären, daß infolge der kurzen Friſt 
des Verbotes ſo ein ähnliches Blutbad wie am 
1. Mai angerichtet werden ſollte, um ein Exempel 
zu ſtatuieren, damit die Arbeiterſchaft jede Luſt 
zum Demonſtrieren verliert. Das war der Sinn 
des ganzen Verbots, und daß es nicht zu außer⸗ 
ordentlichen Zwiſchenfällen gekommen, das iſt auf 
die Beſonnenheit der Kommuniſtiſchen Partei zu⸗ 
rückzuführen. Wir werden den Zeitpunkt ſelbſt 
wählen, wenn wir die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Kapital und Arbeit herbeiführen werden, wir 
laſſen uns dieſen Zeitpunkt weder von Herrn In⸗ 
nenſenator Arczynſki, noch von dem Polizeipräſi⸗ 
denten vorſchreiben. Ich ſage es noch einmal, den 
Tag der Entſcheidung im Klaſſenkampf den wählt 
die revolutionäre Arbeiterſchaft und die Kommu- 
niſtiſche Partei als ihre Führerin ſelbſt. 

M. D. u. H., ich möchte noch auf den Werde— 
gang der Polizei an ihrer Spitze der Herr Innen— 
ſenator, und ihre heutige Stellung zur Arbeiter— 
ſchaft etwas eingehen. Wir Mitglieder der Kom- 
muniſtiſchen Partei wiſſen, daß die Schunobeam⸗ 
ten unſerer Klaſſe angehören, ſoweit ſie nicht Offi— 
ziere find, ſondern aus dem Proletartat Hervor- 
gegangen ſind, wo der Vater oder die Mutter mit 
dem Meſſer herumlaufen und das Brot nicht fin: 
den können. Es ſind auch bereits ein großer Teil 
der Schupobeamten, das ſtelle ich hiermit aus— 
drücklich feſt, die ſich auch auf den Klaſſenkampf 
einrichten, die allmählich zu unterſcheiden begin— 
nen zwiſchen Kapital und Arbeit. Aber ein großer 
Teil der Schupobeamten läßt ſich auch heute noch 
durch die Offiziere, an ihrer Spitze der Herr 
Innenſenator, ſyſtematiſch gegen die Arbeiterſchaft 
aufhetzen. Der Herr Arczynſki erklärt als Sozial— 
demokrat im Ausſchuß, die Schupo iſt das beſte 
und ſicherſte Machtmittel des Staates. Dieſe reak— 
tionäre Einſtellung der Offiziere der Schupo, ich 
erinnere nur da an Herrn Jahr, an Herrn Schwahn, 
Schlieckriede und wie ſie alle heißen, die duldet 
der Junenſenator Arczynſki, diefe Offiziere erkennt 
er als beſtes und ſicherſtes Machtmittel des Staa- 
a jald Deswegen haben wir die Einſtellung der 
Es it die Ane gegen die Arbeiterſchaft erkannt. 

s ift die Aufgabe jedes revolutionären Arbeiters, 
ganz beſonders auf die Stellungnahme der Sozial— 
demokratie in dieſem bürgerlichen Staat hingu- 
weiſen und ſie gebührend zu kennzeichnen. Aber 
gemach, m. H. Sozialdemokraten! Daß Sie die 
revolutionäre Arbeiterſchaft genau jo wie die Fa— 
ſchiſten bekämpfen werden, wenn die Entſchei⸗ 
dungsſchlacht fällt zwiſchen Kapital und Arbeit, 
iſt uns hinreichend bekannt. Es iſt uns bekannt, 
daß Sie ſich gegen die revolutionäre Arbeiterſchaft 
ſtemmen werden genau ſo, wie Sie es ſchon 1918 
getan haben, wo ſie dieſer reaktionären Clique, 
dieſen Offizieren ans Ruder geholfen haben. Sie 


werden dann genau ſo gegen die revolutionäre 
Arbeiterſchaft vorgehen, wie es Zörgiebel in Ber⸗ 
lin getan hat und Noske 1918. Ihrem Radikalis⸗ 
mus, den Sie durch den ſogenannten linken Flügel 
der Sozialdemokratie zum Ausdruck bringen, 
glaubt die Arbeiterſchaft tatſächlich noch zu einem 
großen Teil, daß Sie noch eine Arbeiterpartei 
ſind. Aber Ihr Werdegang und Ihr Eintritt in 
die Koalitionsregierung werden der Arbeiterſchaft 
allmählich zum Bewußtſein bringen, daß ſie Sie 
ebenſo bekämpfen muß, wie die faſchiſtiſchen Par- 
teien Stahlhelm, Jungdeutſcher Orden uſw. uſw. 
Erklären Sie mir, m. H. Sozialdemokraten, wenn 
die Entſcheidungsſchlacht zwiſchen Kapital und 
Arbeit fällt, werden Sie dann auf der Seite der 
revolutionären Arbeiterſchaft zu finden fein, wer- 
den Sie eintreten für die Einführung des Sozia— 
lismus, werden Sie für die Diktatur des Prole— 
tariats ſein? Nein! ſage ich, Sie ſelbſt geben ja 
ſchon die Antwort, wenn Sie erklären, dieſer fa- 
pitaliſtiſch-bürgerliche Staat, diefe Republik ift 
unſer Staat und den werden wir verteidigen mit 
Klauen und Zähnen. Verteidigen Sie ihn, aber 
Ihre Stimmenverluſte werden und müſſen Ihnen 
zeigen, daß die Arbeiterſchaft erkennt, daß fte 
Ihnen nicht mehr Gefolgſchaft leiſten kann. Die 
Arbeiterſchaft muß ſich von Ihnen abwenden, 
wenn ſie die großen Ziele von Karl Marx und 
Friedrich Engels im Auge hat, den Sozialismus 
einzuführen. 

Und nun noch ein paar Worte zu der Erklärung 
des Herrn Innenſenators, daß die Schupo das beſte 
Machtmittel des Staates iſt. Wie ſieht nun dieſe 
Schupo aus? Als Abgeordneter hat man natür⸗ 
lich die Pflicht, m. H. u. D., an der Spitze der Ar— 
beiterſchaft zu ſein und darüber zu wachen, daß die 
Führung in den richtigen Händen bleibt. Das iſt 
die Aufgabe eines jeden Abgeordneten der kom— 
muniſtiſchen Partei, um ein unnötiges Blutbad zu 
vermeiden, damit die Polizei, die nur darauf aus- 
geht, die Arbeiterſchaft zu provozieren, keine Ge— 
legenheit zum Eingreifen hat. Ich erklärte Ihnen 
bereits, daß wir Führer des Proletariats den Zeit— 
punkt für die Auseinanderſetzung zwiſchen Kapital 
und Arbeit beſtimmen werden und nicht ein Se— 
nator Arczynſki. Es iſt alſo vorgekommen, daß 
eine Anzahl Abgeordneter, weil ſie von der Schupo 
erkannt werden, man muß annehmen, daß die 
Schupobeamten Photographien ſämtlicher fom- 
muniſtiſcher Abgeordneten beſitzen, denn wir fom- 
muniſtiſchen Abgeordneten ſind durchweg alle 
außerordentlich gut bei der Schupo bekannt, von 
den Schupos ſofort aufs Korn genommen wurden. 
Wo ſie ſich nur ſehen ließen, wurde ſofort blind— 
lings mit dem Punktroller drauflosgegangen, auch 
ſelbſt dann, wenn die Abgeordneten ſofort weiter— 
gingen. ( Heiterkeit.) Aber das ſcheut uns nicht. 
Wir als klaſſenbewußte Arbeiter wiſſen, daß nur 
immerwährender Kampf gegen den bürgerlichen 
Staat unſere Exiſtenz rechtfertigt, daß nur immer- 
währender Kampf uns die Auseinanderſetzung 
zwiſchen Kapital und Arbeit näher bringt. Des— 
halb dulden wir dieſe Schläge, und deshalb 


ſchmachten wir hinter Gefängnis- ja ſelbſt hinter 
Zuchthausmauern und ertragen die ungeheuren 
der Klaſſenjuſtiz gegen die Arbeiter— 
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ſchaft. (Zuruf links.) Wenn Ihnen das unange⸗ 
nehm iſt, wenn ich Ihnen das ſage, ſo kann ich das 
verſtehen, denn unſere Meinungen über die Ziele 
der Arbeiterſchaft gehen ſehr weit auseinander. 
Nun zu der Stellungnahme der Schupo. Der 
Herr Innenſenator erklärte hier, daß Kinder nicht 
geſchlagen worden ſind, daß es nur eine Propa- 
ganda der Kommuniſtiſchen Partei ſei, wenn ſo 
etwas verbreitet würde. So erkläre ich von dieſer 
Stelle aus, weil mir andere Mittel nicht zur Ber- 
fügung ſtehen, auf mein wahres Wort, ſo wahr 
ich hier ſtehe! — daß ich mit eigenen Augen ge- 
ſehen habe, daß Frauen mit einem Kind auf dem 
Arm von den Schupobeamten geſchlagen worden 
ſind. Es müßte Ihnen doch auch bekannt ſein, daß 
eine Anzahl Arbeiter, die von der Arbeit kamen, 
von der Schupo geſchlagen worden find. Die Re- 
cherchen hierüber laufen noch. Ich glaube auch, 
daß einige Schupobeamte verwarnt werden fol- 
len. Daß ſie nicht beſtraft werden, das nehme ich 
als ſelbſtverſtändlich an, aber ſie werden einen der 
bekannten Verweiſe erhalten, das iſt ſchon möglich. 
Daß eine Anzahl Beſchwerden vorhanden iſt, daß 
z. B. ein Arbeiter, der vom Holzfeld gekommen iſt, 
in das Handgemenge hineinkam und außerordent⸗ 
lich ſtark geſchlagen wurde, ſind Tatſachen. Das 
können Sie nicht abſtreiten, das müſſen Sie wiſſen. 
Der Beſonnenheit der revolutionären Arbeiter 
war es zuzuſchreiben, daß überhaupt nicht ein 
großes Blutbad angerichtet wurde, weil die Schu⸗ 
pobeamten ſchon die Revolver gezogen hatten und 
blindlings hineinſchießen wollten. Da ſind die 
Abgeordneten hinzugeſprungen und haben dieſes 
Blutbad verhindert. Sonſt hätten die Schupobe— 
amten ohne weiteres in die Menſchen hineinge— 
ſchoſſen. Das ſind Tatſachen. Man hat nun Ver⸗ 
fahren gegen Schupobeamte eingeleitet, um ſie 
reinzuwaſchen. Demnächſt ſollen Termine ſtatt⸗ 
finden. Wir ſind uns klar, daß dies Klaſſengericht 
auch die Arbeiter beſtrafen wird, davon ſind wir 
überzeugt. Als der Innenſenator früher noch in 
der Oppoſition ſtand, hat er immer geſagt, daß 
dieſe Juſtiz eine Klaſſenjuſtiz iſt. Dieſe 
Innenſenator jetzt geſchützte Schupo und Klaſſen— 
juſtiz wird jetzt Urteile ſprechen. Oder iſt es jetzt, 
wo die Sozialdemokratie in der Koalitionsregie⸗ 
rung iſt, keine Klaſſenjuſtiz? Man dreht den Spieß 
um und wird die Arbeiter beſtrafen, die es gewagt 
haben, von der Arbeitsſtelle evtl. durch die Stra- 
ßen zu gehen, wo die Schupo blindlings in die 
Menge hineingeſchlagen hat. : 
Uns bleibt nichts übrig, als die Angelegenheit 
hier zur Sprache zu bringen. Ans bleibt weiter 
nichts übrig, als hier vor dem Forum der Oeffent— 
lichkeit dagegen vorläufig zu proteſtieren. Aber 
unſere erſte Aufgabe wird es ſein, und das muß 
auch die Aufgabe der Arbeiterſchaft ſein, zu erken— 
nen, was mit dieſem kapitaliſtiſch-bürgerlichen 
Staat mit Einſchluß der Sozialdemokraten los iſt. 
Sie müſſen erkennen, daß dieſer Klaſſenſtaat ihr 
Gegner iſt, und daß ſie alles Intereſſe darauf ver— 
wenden müſſen, dieſen Klaſſenſtaat zu beſeitigen 
und damit auch die Sozialdemokratie. Die Arbei— 
terſchaft muß ſich bewußt ſein, daß ſie bei der Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Kapital und Arbeit auch 
einen Innenſenator Arczynſki nicht anders zu be— 
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vom 


Freitag, den 14. Juni 1929. 


handeln hat als einen Senator Dr. Ziehm. 
iſt abſolut kein Unterſchied vorhanden. Beide wer⸗ 
den, wenn der Zeitpunkt gekommen ſein wird, und 
wenn ſie es für nötig erachten, mit denſelben Mit⸗ 
teln gegen die revolutionäre Arbeiterſchaft vorge— 
hen. Daß die Arbeiter mehr als bisher aufgeklärt 
werden, ſoll unſere Aufgabe ſein. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: 
Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung für 1927. 

Druckſache Nr. 750. Ich ſchlage vor, dieſen An— 
trag dem Rechnungsprüfungsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch erhebt ſich nicht, es iſt ſo be— 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes über den 
Forſtdiebſtahl. — Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 729 zu Nr. 704. Wir find neu: 
lich bei der namentlichen Abſtimmung über Ar— 
tikel 1 ſtehen geblieben. (Abg. Karkutſch: Wir zie- 
hen den Antrag auf namentliche Abſtimmung zu— 
rück!) Der Antrag iſt zurückgezogen worden. Wir 
ſtimmen ſomit wie gewöhnlich ab. Ich bitte die— 
jenigen, die Artikel I annehmen wollen, ſich zu er— 
heben. — Das ift die Mehrheit. Artikel I ift an- 
genommen. Ich rufe Artikel II auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich darf wohl annehmen, daß 
Artikel II ebenfalls angenommen iſt. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf und ſtelle ihre Annahme ſeſt. 
Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. 
Da Aenderungen nicht erfolgt ſind, ſchreiten wir 
zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die D. u. H., die 
das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
das Geſetz iſt ſomit in dritter Beratung erledigt. 
Ich rufe Punkt 4 auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommen- und Kör- 
perſchaftsſteuergeſetzes. — Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. Wir ſind auch 
da bei der namentlichen Abſtimmung ſtehen ge— 
blieben, und zwar bei Artikel II. Wir ſchreiten 
zur namentlichen Abſtimmung über Artikel II. Die 
Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
dann ſchließe ich die Abſtimmung. Das vorläufig 
ſeſtgeſtellte Abſtimmungsergebnis iſt folgendes: 
Es haben ſich 60 Damen und Herren daran betei— 
ligt.) Alle ſtimmten mit Ja, Artikel II iſt ſomit 


Ich ſchließe die Beſprechung, da 
Ich rufe 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmen 60, davon mit Ja 60. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Bohner, Beſſer, Brennert, Brill, Eiſerloh, 
Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki. Gehl, Gerick, 
Grodnick, Hackbarth, Hallmann-Robert, Höhn, Hoog, 
Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaifer, Karichewiti, Klein, 
Klingenberg, Kloſſowfki, Knauſt, Kruppte, 
Lemke⸗W., Leu, Loops, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, 
Mroczkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Frau 
Prillwitz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, 
Rogozinſti, Rhode, Schilke, Schmidt⸗Ed., Schmidt⸗Friedr., 
Selow, Frau Dr. Semrau, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, 


Abgegebene 


Weiß, Werner, Wierſchowſki, Frau Zuper. 


~ 
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(Präſident) a 
angenommen. Ich rufe Artikel II auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 


namentliche Abſtimung darüber. 


Präſident: Wird der Antrag auf namentliche 
Abſtimmung unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 
aus. Wir ſchreiten zur Abſtimmung über Ar⸗ 
titel III. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Plätze einzunehmen, die Abſtimmung beginnt. 8 
Münſcht noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich verkünde das vorläufige Abſtim⸗ 
mungsergebnis. Es find 60 Karten“) abgegeben, 
alle mit Ja. Artikel III ift ſomit angenommen. 
(Zuruf des Abg. Rahn.) Ich kann nur mitteilen, 
was mir gemeldet wird. Ich betone ja auch aus⸗ 
drücklich, daß es das vorläufig feſtgeſtellte Ab⸗ 
ſtimmungsergebnis iſt. Ich rufe Artikel IV auf. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wir ſchreiten zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel IV annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das ift die Mehrheit, Artikel IV ijt angenommen. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe fie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Ich bitte diejenigen, die die Ueber— 
ſchrift annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. 
Somit iſt das Geſetz in zweiter Beratung ange— 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bu⸗ 
randt, Cierocki, Dinklage, Dumont, Dyck, Doerkſen, Fal⸗ 
kenberg, Friedrich, Geisler, Hallmann-Rud., Dr. Heine- 
mann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, 
Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Frau Kreft, Kreft⸗ 
Paul, Langnau, Lemke⸗Bruno, Lendzion, Liſch⸗ 
newſti, Manthei, Mathieu, Mayen, Frau Meyer, 
Miſzewſki, Dr. Moczynſki, Müller⸗Bernh., Müller⸗Paul, 
Müller⸗Walter, Neubauer, Opitz, Papke, Philipſen, Ple- 
nikowſki, Rahn, Raſchke, Regier, Schütz, Schwartz, 


Schwegmann, Senftleben, Siebenfreund, Spill, Dr. Un- | 


ger, Vollerthun, Weiſſe, Zarske, Dr. Ziehm. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmen 60, davon mit Ja 60. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Bohner, Beſſer, Brennert, Brill, Eiſerloh, 
Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſti, Gehl, Gerid, 
Grodnick, Hackbarth, Hallmann⸗Robert, Höhn, Hoog, 
AN Jewelowſti, Jofeph, Kaiſer, Karihewiti, Klein, 
Lemke Kloſſowſti, Knauſt, Kruppke, Kurowſti, 
Mr A „Leu, Loops, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, 
roczkowſti, Frau Miller, Frau Pauls, Plettner, Frau 
Prillwitz Raap, Rehberg, Frau Richter, Nogalewſti, 
Nogosiniti, Rhode, Schilke, Schmidt⸗Ed., Schmidt⸗Friedr. 
Selow, ) Frau Dr. Semrau, Stukowſti, Wabl, Weber, 
Weiß Werner, Wierſchowſti, Frau Zuper. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bus 
randt, Cierocki, Dinklage, Dumont, Dyck, Doerkſen, Fal⸗ 
kenberg, Friedrich, Geisler. Hallmann⸗Nud., Dr. Heine- 
mann, Hennte, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, 
Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Frau Kreft, Kreft⸗ 
Paul, Kurowſki, Langnau, Lemfe-Bruno, Lendzion, Liſch⸗ 
newſti, Manthei, Mathieu, Mayen, Frau Meyer, 
Miſzewſki, Dr. Moczyäſki, Müller⸗Bernh., Müller⸗Paul, 
Müller⸗Walter, Neubauer, Opitz, Papke, Philipſen, Ple- 
nikowſki, Rahn, Raſchlke, 
Schwegmann, Senftleben, 


Abgegebene 


Regier, Schütz, Schwartz, 
Siebenfreund, Dr. Un- 


ger, Vollerthun, Weiſſe, Zarske, Dr. Ziehm. 
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nommen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Liſchnewſfki. 


Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): (Zuruf 
links.) Mit betrunkenen Menſchen unterhalte ich 
mich ungern. (Abg. Plettner: Wer iſt betrunken?) 
Der Abg. Werner. (Abg. Plettner: Du guckſt ſo 
betrunken!) Das kann bei mir nicht vorkommen, 
ſondern nur bei den Abg. Plettner oder Werner. 
(Abg. Werner: Du haſt wohl vor Schreck einen 
genommen!) — Ich möchte folgendes vortragen. 
Zur dritten Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über den Forſtdiebſtahl 
hatte die Kommuniſtiſche Fraktion geſtern nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt. Die Deutſchnationale 
Fraktion fühlte ſich heute veranlaßt, zu beantra- 
gen, daß die namentliche Abſtimmung zurückzu⸗ 
ziehen ſei. (Heiterkeit.) Die Deutſchnationale 
Fraktion iſt unſer ſchärfſter Klaſſengegner. (Sie 
ſtimmen doch zuſammen! beim Zentrum.) Wir 
lehnen es ab, uns von der Deutſchnationalen Frak— 
tion bevormunden zu laſſen. (Heiterkeit) Dem 
Präſidenten möchte ich ganz beſonders ſagen, daß 
er wiſſen muß, daß die Kommuniſtiſche Fraktion 
geſtern namentliche Abſtimmung verlangt hatte. 
An dieſem Beiſpiel möchte ich zeigen, daß dem 
Präſidenten Irrtümer unterlaufen können. Er 
iſt der Auffaſſung, daß er in ſeiner Geſchäftsfüh⸗ 
rung ſo rein ſei, wie der Papſt. Bei dieſer Ge— 
legenheit möchte ich ganz beſonders ſagen, daß er 
nicht ſchlafen ſoll. Wir betonen alſo, daß nur die 
Kommuniſtiſche Fraktion berechtigt ift, dieſen Wn- 
trag auf namentliche Abſtimmung zurückzuziehen. 
Die namentliche Abſtimmung müßte alſo erfolgen. 


Präſident: Ich nehme jede Belehrung dankbar 
an, ganz beſonders von meinem alten Freunde 
Liſchnewſki. (Abg. Liſchnewſki: Ich lehne Ihre 
Freundſchaft ab! — Heiterkeit.) Ich habe es gut 
gemeint. Ich muß erklären, daß mich kaum ein 
Vorwurf treffen kann, da ich geſtern gar nicht im 
Hauſe anweſend war. Im Protokoll ſteht, daß in 
der geſtrigen Sitzung namentliche Abſtimmung be- 
antragt wurde. Nun iſt der Antrag auf nament⸗ 
liche Abſtimmung zurückgezogen worden. Welche 
Koalitionspartei dazu berechtigter als die andere 
war, konnte ich nicht feſtſtellen; denn ich war 
geſtern nicht hier. (Heiterkeit.) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Fooken. 


Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich beantrage dritte Leſung des Geſetzes über die 
Abänderung des Einkommen- und Körperſchafts— 


ſteuergeſetzes. (Abg. Liſchnewſki: Wir wider: 
ſprechen!) 
Präſident: Die dritte Leſung kann wegen 


Widerſpruchs alfo nicht ſtattfinden. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort Herr Abg. Böcker. 


Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir haben die Abſicht, bei der dritten Leſung noch 
längere Ausführungen zu machen. Wir hoffen 
ganz zuverſichtlich, daß von den 60 Stimmen, die 
ſoeben abgegeben ſind, bei der dritten Beratung 
doch noch einige abbröckeln werden. Wir glauben, 
daß diefe Abgeordneten doch noch inzwiſchen ein- 
ſehen werden, daß alle Kreiſe der Bevölkerung, 


(C) 


(D) 


(A 


— 
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(Böcker, Abgeordneter) 

einerlei, welcher Gruppe fie angehören, ob Ar- 
beiter, Beamte oder Angeſtellte, ganz beſonders 
aber die Kreiſe der Wirtſchaft, keine weitere ſteu— 
erliche Belaſtung vertragen können. Wir wider⸗ 
ſprechen deshalb der dritten Beratung, um noch 
weitere Ausführungen machen zu können. 


Präſident: Dem Antrag ift widerſprochen wor- 
den, die dritte Beratung kann alſo nicht ſtattfin⸗ 
den. Wir ſind am Schluß der heutigen Tagesord— 
nung angelangt. Ich ſchlage dem Hauſe vor, die 
nächſte Vollſitzung am 16. Juni, nachmittags 3,30 
Uhr mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 

1. Einſpruch des Abg. Raſchke gegen ſeinen Ausſchluß 

gem. S 58,2 der Geſchäftsordnung. Druckſache Nr. 767. 

2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände— 
rung des Einkommen- und Körperſchaftsſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. 


Freitag, den 14. Juni 1929. 


3. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. auf 
Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen des Klein- 
rentnerfürſorgegeſetzes. Druckſache Nr. 683. 

4. Große Anfrage Nr. 33 der Frau Abg. Kalähne u. 
Fr. betr. Fürſorge für Kleinrentner. Druckſache Nr. 
759 zu Nr. 767. 

5. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. auf 
Vorbereitung eines Kleinrentnerverſorgungsgeſetzes. 
Druckſache Nr. 761 zu Nr. 684. 


Weiter bitte ich um die Ermächtigung, etwa noch 
einlaufende Sachen auf die Tagesordnung ſetzen 
zu dürfen. Ich höre keinen Widerſpruch und ſtelle 
den Beſchluß des Hauſes feſt. Ich ſchließe die heu— 
tige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 55 Minuten.) 
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(A) 
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92. Sitzung. 


Dienstag, den 18. Juni 1929. 


Mitteilung vom Austritt des Abg. Dr. Heiner 


mann (Nat. Lib.) 835 ENT, 1743 C 
\ Lemke W. (Mau. G. P.) zur Geſchäfts⸗⸗ 
ordnung.. . 1743 C 


Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1743 D 
Eiuſpruch des Abg. Raſchke gegen feinen Ausſchluß 
von den Sitzungen des Volkstages. (Druck- 
ſache Nr 0 8 . 1744 A 
Liſchnewſti (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1744 B 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 1744 C 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Einkommen⸗ und Körperſchaſts⸗ 
ſteuergeſetzes. (Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709) 1744 C 
Dr. Sahm, Präſident des Senats. 1744 C 
Karkutſch (D. Nat.) . 1747D 
Di f)) a e ASA 
Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. der Kom- 
muniſtiſchen Fr. zu Artikel 1 der Druckſache 
Nr. 709. (Druckſache Nr. 776) 
Namentliche Abſtimmung über 
Drückſache Rr 00 . 
Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit 


93. Sitzung. 


Dienstag, den 18. Juni 1929. 


148 B 

Artikel I der 
ln 

. 1748 C 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes. — Fortſetzung. — (Druckſache 
Ni i ü nr . e 

über Artikel 1 der 
ase 

1748 C 


Namentliche Abſtimmung 
Druckſache Nr. 7000000 
Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit 


94. Sitzung 


Dienstag, den 18. Juni 1929. 


Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. auf Aende⸗ 
rung der Ausführungsbeſtimmungen des 
Kleinrentnerfürſorgegeſetzes. (Druckſache Nr. 
683.) Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Ans 
gelegenheiten . 

Dr. Bogdan 
nung . 
Damit verbunden: 

Große Anfrage Nr. 33 der Frau Abg. Kalähne 
u. Fr. bir, Fürſorge der Kleinrentner. (Druck⸗ 
ſache Nr. 759 zu Nr. 667.) Bericht des Aus⸗ 

%% ſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 1749 A 

Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. auf Vorbe- 
reitung eines Kleinreutnerverſorgungsgeſetzes 
(Druckſache Nr 761 zu Nr. 684.) Bericht des 
Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 1749 A 

Kalähne Frau (D. Nat.) 1749 A 

Lemke W. (Mu. G. P.) 2% 

Hohnfeldt (Nat. Soz.) N 

ARPS aii e,, S 

Müller, Paul (D.Nat.) zur Geihüfts- 
Dronunnßngngngns 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes. — Fortſetzung. — (Druckſache 
Nr. 751 zu Nr. 709) . 

Namentliche 
Drückſgche Nt 0 0 5 

Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit 


S en er NEED 
(D. Nat.) zur Geſchäftsord— 
r TAIR 


„ ne 
über Artikel I der 
1755 0 


Abſtimmung 
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Dienstag, den 18. Juni 1929. 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Einkommen⸗ und Körperſchaſts⸗ 
ſteuergeſetzes. — Fortſetzung — (Druckſache 
Nr i zu Nr. 0 0 e a a e A. 

Namentliche Abſtimmung über Artikel I der 
Druckſache Nr. 709 2 en ae: 

Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. d. Kom⸗ 
muniſtiſchen Fr. zu Artikel la der Druckſache 
Nr. 709. (Druckſache Nr. 77) x»... 

Namentliche Schlußabſtimmung über die Drud- 
ſache r 9999... 456 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung . 1756 C 

Müller, Paul (D. Nat.) zur Geſchäfts⸗ 
Drönunfsns 588 

Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung . . 1756 C 

Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord— 
Rüngss Kare 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Arczynſki, Behrend, Dr. 
Kamnitzer, Kuntze, Sawatzki, Dr. Wiercinſki; 
Staatsrat Lademann, Dr. Wagner, Oberregie— 
rungsrat Dr. Hemmen; Regierungsamtsrat Voß. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
92. Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem Hauſe 
mitzuteilen, daß der Herr Abg. Dr. Bruno Heine: 
mann durch Schreiben vom 15. Juni hier ange- 
zeigt hat, daß er ſein Mandat niedergelegt hat. 
(Zwiſchenrufe links.) Ich habe die Einberufung 
ſeines Nachfolgers veranlaßt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Lemke. 

Lemke, W., Abgeordneter (M. u. G. P.): Ich 
ſtelle den Antrag, Punkt 3 mit Punkt 2 zu ver⸗ 
tauſchen und Punkt 3 vor Punkt 2 auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. 

Präſident: Ich weiß nicht, was das für einen 
Zweck haben ſollte. Wird Widerſpruch dagegen er— 
hoben? (Mir widerſprechen! bei den Kommu— 
niſten.) Die Tagesordnung bleibt alſo beſtehen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- 
trage, Punkt 1 von der Tagesordnung abzuſetzen 
und als erſten Punkt auf die nächſte Tagesord- 
nung zu ſetzen. Zur Begründung folgendes: Die 
Abſtimmung gerade über dieſen Punkt ift von uns 
geheurer Wichtigkeit. Wir wollen deshalb den 
Parteien noch einmal Gelegenheit geben, zu dieſer 
Sache heute Stellung zu nehmen; denn es handelt 
ſich bei der Stellungnahme für oder gegen den 
Ausſchluß des Abg. Raſchke, um die Stellungnahme 
für oder gegen eine weitere Faſchiſierung der Ge— 
ſchäftsordnung des Volkstages. Wir wiſſen, daß 
man alle Mittel benutzen wird, um die Oppoſition, 
die hier noch vorhanden iſt, mundtot zu machen, 
Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) und daß man 
deshalb mit der größten Brutalität gegen die 
Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion vor— 
geht. Wr wiſſen, daß ſchon der erſte Ordnungsruf 
gegen den Abg. Raſchke ein Hohn auf die ſoge— 
nannten Ordnungsbeſtimmungen der Geſchäfts⸗ 
ordnung war, und wir wiſſen, daß es noch uner— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
mit dem ſofortigen Ausſchluß bedrohte und ihn 
auch vollzog, weil Raſchke hier eine Handlungs⸗ 
weiſe der Regierung mit einem derben, aber durch⸗ 
aus zutreffenden Beiwort gebrandmarkt hat; 
denn der Abg. Raſchke hat wörtlich nach dem Ste- 
nogramm folgendes erklärt: „Das iſt eine hunds⸗ 
föttiſche Handlungsweiſe dieſer Regierung.“ 
Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie ſprechen 
jetzt aber zur Sache und nicht zur Geſchäftsord⸗ 
nung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich kann 
fünf Minuten zur Begründung ſprechen, zur Sache. 
Das ſteht in der Geſchäftsordnung. Ich habe die 
fünf Minuten noch nicht überſchritten, und ſpreche 
auch zur Sache, zu meinem Antrag. 

Präſident: Sie haben den Antrag auf Ab⸗ 
ſetzung des Punktes geſtellt. Dazu können Sie 
ſprechen, aber nicht zur Sache ſelbſt. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Arbeiten 
Sie weiter ſo brutal! Wir werden genau ſo brutal 
vorgehen und Ihren Maßnahmen den ſchärfſten 
Widerſtand entgegenſetzen. 

Präſident: Es iſt der Antrag auf Abſetzung 
des Punktes 1 von der Tagesordnung geſtellt. 
Darüber hat die Mehrheit des hohen Hauſes zu 
eutſcheiden. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Punkt 1 abgeſetzt haben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. — Das iſt die Minderheit. 
(Abg. Plenikowſki: Unerhört!) Die Tagesord⸗ 
nung bleibt ſo beſtehen. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Einſpruch des Abg. Raſchle gegen feinen 
Ausſchluß von den Sitzungen des Volks⸗ 
tages. (§ 58 der Geſchäftsordnung.) 

Druckſache Nr. 767. Der Abg. Raſchke hat rechtzei⸗ 
tig gegen ſeinen Ausſchluß Einſpruch erhoben, und 
das Haus hat nun zu entſcheiden, ob dem ent⸗ 
ſprochen werden kann oder nicht. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich Dean- 
trage, da die faſchiſtiſchen Methoden des Präſiden⸗ 
ten immer weitere Folgen annehmen, daß der 
Präſident mindeſtens das Proteſtſchreiben des 
Abg. Raſchke verlieſt. 

5 Präſident: Das Schreiben kann verleſen wer- 
en. 

Frau Malikowſti, Schriftführerin: 

Danzig, den 14. Juni 1929. 


An den Herrn Präſidenten des Volkstages 


hier 

In der 91. Vollſitzung vom 14. Juni 1929 
wurde ich von dem amtierenden Präſidenten 
Gaikowſki wegen angeblich „gröblicher Ber- 
letzung der Würde des Hauſes“ von der 
Sitzung ausgeſchloſſen. 

Nach den bürgerlich-parlamentariſchen Re- 
geln und der dementſprechenden Geſchäftsord— 
nung hätte ich wohl einen zweiten Ordnungs⸗ 
ruf erwarten können, aber niemals den Aus— 
ſchluß aus der Sitzung. 

Ich proteſtiere ganz entſchieden dagegen, 
daß die Geſchäftsordnung ſo ausgelegt wird, 
wie ſie in der fraglichen Sitzung gegen mich 
ausgelegt wurde und beantrage einen Be— 
ſchluß des Volkstages darüber herbeizuführen, 
ob der gegen mich verhängte Ausſchluß vom 
Präſidenten Gaikowſki zu Recht beſteht. 
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Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Ein⸗ 
ſpruch beitreten wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. — Das ijt die Minderheit. (Abg. Pleni- 
kowſki: Unerhört! — Glauben Sie ja nicht, daß 
wir tot find!) Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe Sie 
wegen fortgeſetzter Störung zur Ordnung. (Hei⸗ 
terkeit bei den Kommuniſten. — Abg. Liſchnewſki: 
Dieſe Sozialfaſchiſten!) Ich rufe Punkt 2 der Ta- 
gesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommen- und Kör- 
perſchaftsſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. Das Wort hat der 
Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Die Gründe, welche den Senat veranlaßt haben, 
die üblichen allgemeinpolitiſchen Ausführungen 
erſt nach der erſten Leſung des Staatshaushalts⸗ 
plans zu geben, darf ich als bekannt vorausſetzen. 
Die Gliederung des Stoffes, die gewiſſermaßen 
ſchon traditionell geworden iſt, ergibt ſich von 
ſelbſt aus der völkerrechtlichen Struktur, die dem 
Freiſtaat aus den Verträgen, die zu ſeiner Grün⸗ 
dung geführt haben, gegeben iſt. Die Richtlinien 
der Politik der Danziger Regierung gegenüber 
dem Völkerbund und den ausländiſchen Staaten, 
namentlich gegenüber der Republik Polen, ſind in 
der erſten Regierungserklärung bei Antritt des 
gegenwärtigen Senats und bei der außenpoli⸗ 
tiſchen Rede zur Einführung des Staatshaushalts⸗ 
plans für 1928 eingehend dargelegt. Das Pro- 
gramm der Regierung hat ſich in dieſer Beziehung 
nicht geändert, ſondern die Regierung ſieht auch 
heute noch die damaligen Richtlinien als richtig 
und bindend an. 

Unſer Verhältnis zum Völkerbund hat dadurch 
eine neue Note erhalten, daß in dem abgelaufenen 
Jahre keinerlei Streitfragen dem Rate des Böl- 
kerbundes zur Entſcheidung vorlagen, wenn man 
von der rein formalen Erledigung einiger Fragen 
abſieht. (Abg. Liſchnewſki: Speichellecker!) Der 
Senat hat deshalb auch davon abſehen können, 
die letzten Tagungen des Rates des Völkerbundes 
mit einer Delegation zu beſchicken. Wenn auch 
vom Standpunkt der Sparmaßnahmen das Unter: 
bleiben dieſer Reiſen zu begrüßen iſt, ſo darf dies 
doch nicht dazu führen, daß die lebendige und per- 
ſönliche Fühlungnahme mit den Organen des 
Rats und des Sekretariats unterbunden wird, 
daß die ſonſtmögliche Unterrichtung und Aus⸗ 
ſprache über die ſchwebenden Probleme, die die 
Freie Stadt innerhalb der Staatengemeinſchaft 
berühren, unterbleiben. Denn ſonſt ijt zu befürch⸗ 
ten, daß das Intereſſe für die doch immer noch ſehr 
ſchwierige Situation, in der ſich die Freie Stadt 
befindet, erlahmt, wenn die Danziger Vertreter 
keinerlei Gelegenheit haben, ſich über alles das 
auszuſprechen, was ihnen Sorge und Mühe macht, 
und davon gibt es noch fider recht viel, in wirt⸗ 
ſchaftlicher und wirtſchaftspolitiſcher Hinſicht viel- 
leicht noch mehr als früher. Es muß deshalb un— 
ſere Sorge ſein, dieſen lebendigen Kontakt bei der 
nächſten fih bietenden Gelegenheit wieder Herzu- 
ſtellen. Die Regierung hat vor kurzem die not⸗ 
wendigen Schritte unternommen, um ſich neben 
ihrem Verhältnis zum Völkerbund aktiv als Ver— 
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(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 
tragspartei an den Beſtrebungen zu beteiligen, 
welche in Ergänzung der Ziele des Völkerbundes 
der Sicherung des Weltfriedens und dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenarbeiten der Völker zu die⸗ 
nen beſtimmt find. Es ijt dies die Herbeiführung 
des Beitritts der Freien Stadt zum Kelloggpakt, 
zum Litwinoff⸗Protokoll und zum Internatio⸗ 
nalen Arbeitsamt in Genf. Ich freue mich, feſt⸗ 
ſtellen zu können, daß die Regierung dieſe Schritte 
mit einmütiger Zuſtimmung des Hauptausſchuſſes 
des Volkstages unternommen hat. (Schwindel! 
bei den Kommuniſten.) Bei der hervorragenden 
Bedeutung dieſer Angelegenheiten erſcheint es mir 
aber geboten, auch an dieſer Stelle ausführlich 
darauf einzugehen. i \ 
Hinſichtlich des Kelloggpaktes möchte ich vor 
allen Dingen darauf hinweiſen (Abg. Plenikowſki: 
Schwindelpakt!), daß alle Mittel, die darauf hin⸗ 
zielen, den Krieg auszuſchalten, gerade für die 
Freie Stadt, die durch ihre eigenartige geo⸗ 
graphiſche wie rechtliche Lage beſonders gefährdet 
erſcheint, von beſonderer Bedeutung ſind. Die Re— 
gierung muß deshalb darauf bedacht ſein, dem Kel— 
loggpakt beizutreten und ſich dadurch den Stand— 
punkt zu eigen zu machen, der in einer Cirkular⸗ 
note der Vereinigten Staaten von Amerika beſon⸗ 
ders treffend zum Ausdruck gekommen iſt. Es 
heißt darin: 

Kein Staat ſollte ſich der Möglichkeit beraubt 
ſehen, dem neuen Vertrage baldigſt beizutreten, um 
ſich hierdurch nicht nur förmlich und feierlich dieſer 
neuen Kundgebung für die volkstümliche Forderung 
nach dem Weltfrieden anzuſchließen, 

(Hört, Hört dieſen Schwindel! bei 
niſten.), ; = 
ſondern ſich auch dieſelben Vorteile ſichern zu können, 
deren die urſprünglichen Unterzeichner teilhaftig find. 

In enger Verbindung mit dem Kelloggpakt ſteht 
das Litwinoff⸗Protokoll. (Abg. Plenikowſki: Rich⸗ 
tig! Zur Wahrung des Friedens! — Heiterkeit 
links. — Abg. Plenikowſki: Sie ſcheinen politiſch 
ziemlich rückſtändig zu ſein, ſonſt würden Sie an 
Genf denken!) Dieſes Protokoll, das in Moskau 
im Februar dieſes Jahres von einer Reihe von 


den Kommu⸗ 


Staaten, insbeſondere Uferſtaaten der Oſtſee, un 


terzeichnet ijt, bezweckt die ſchleunigſte Verwirk⸗ 
lichung der Idee des Kelloggpaktes im Oſten und 
ſteht dem Beitritt aller Länder offen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Das glauben Sie ja ſelbſt nicht! Por- 
niſche Rüſtungen!) 

In Würdigung der ſoeben näher dargelegten 
Umſtände und nach ſorgfältiger Prüfung hat ſich 
1a Regierung entſchloſſen, den Beitritt des Frei- 
Sate herbeizuführen. Zu dieſem Zweck hat der 
Senat gemäß dem Pariſer Vertrage ſich an die 
polniſche Regierung gewandt, damit dieſe der Re⸗ 
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika, 
bezw. der Regierung der Anion der ſozialiſtiſchen 
Sowjetrepublifen, die Mitteilung zugehen laſſe, 
daß die Regierung der Freien Stadt beſchloſſen 
habe, den Beitritt zu den beiden genannten Ver⸗ 
trägen anzumelden. (Rußland weiß trotzdem, was 


es von uns zu halten hat! bei den Kommuniſten.) 


= Die Antwortnote der polniſchen Regierung 

möchte ich bei der großen Bedeutung der Ange⸗ 
legenheit wörtlich verleſen: 

. In den angemeldeten Verträgen erblickt die pol- 

niſche Regierung den Willen des Senats und der gan⸗ 

zen Bevölkerung der Freien Stadt, das Streben nach 
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Konſolidierung kundzugeben und alle auf eine Stö⸗ 
rung oder Verletzung des Friedens abzielenden al- 
toren zu verurteilen. Die obigen Abſichten der Freien 
Stadt bilden nach Anſicht der polniſchen Regierung 
einen wichtigen Schritt vorwärts auf dem Wege zu 
der auf den beſtehenden Friedensverträgen geſtützten 
Stabiliſierung und demnach auch zur weiteren Ent⸗ 
wicklung der polniſch-Danziger Beziehungen, und 
darum begrüßt die polniſche Regierung dieſelben mit 
Befriedigung. 
(Abg. Plenikowſti: Das neuerbaute Munitions- 
lager vergeſſen Sie nicht!) 
In der Erwägung, daß in der Verfaſſung der 

Freien Stadt und in den Entſcheidungen des Völker: 

bundes ſchon beſondere Garantien der Sicherheit ent⸗ 

halten und die Grundlagen des Beſtehens der Freien 

Stadt feſtgeſetzt ſind, und daß alle anderen grund⸗ 

ſätzlichen Akte ihnen in jedem Falle koordiniert wer⸗ 

den müſſen, bringt die polniſche Regierung die Abſicht 
und Bereitwilligkeit zur mündlichen Verſtändigung 
mit dem Senat der Freien Stadt zum Ausdruck. 

Aus dieſer Note iſt zunächſt mit Befriedigung 
feſtzuſtellen, daß die Anmeldung des Beitritts der 
Freien Stadt zu den beiden Verträgen auch von 
der polniſchen Regierung als im Intereſſe der 
Wohlfahrt der Freien Stadt liegend, angeſehen 
wird, und daß ſie nicht der Politik der Republik 
Polen entgegengeſetzt iſt. Auf dieſer Grundlage 
hat fih der Senat zu der von der polniſchen Re- 
gierung angeregten Beſprechung bereit erklärt. 
Dieſe Beſprechung hat geſtern ſtattgefunden. Es iſt 
zu erwarten, daß die Angelegenheit auf dem 
ſchnellſten Wege in dem von Danzig gewünſchten 
Sinne erledigt werden wird. Nach Ausführung 
der erforderlichen Formalitäten werden die Ver- 
träge dem Volkstag zur Ratifikation vorgelegt 
werden. 

In einem ähnlichen Stadium des Verfahrens 
befindet ſich die Anmeldung der Freien Stadt zum 
Beitritt zur Internationalen Arbeitsorganiſation 
in Genf. Die Motive, die die Regierung zu dieſem 
Schritt veranlaßt haben, laſſen ſich wie folgt kurz⸗ 
gedrängt zuſammenfaſſen: 

Die Freie Stadt iſt ein induſtriell wichtiges 
Gebiet, in welchem bedeutſame Induſtrien, zum 
Teil ſchon ſeit Jahrhunderten, heimiſch ſind. Die 
Bevölkerung iſt zu einem ſehr großen Teil in der 
Induſtrie beſchäftigt. Für die Arbeitnehmerſchaft 
beſteht eine hochentwickelte Arbeiterſchutzgeſetzge— 
bung. (Abg. Plenikowſki: Wo? Seit wann denn? 
Die Arbeiter merken nichts davon!) Es be⸗ 
ſteht deshalb der Wunſch, im Intereſſe der Wirt⸗ 
ſchaft und der Arbeitnehmerſchaft, verſchiedenen 
vom Internationalen Arbeitsamt geſchloſſenen 
Uebereinkommen beizutreten. Dies kann aber nur 
durch den Erwerb der Mitgliedſchaft der Inter⸗ 
nationalen Arbeitsorganiſation geſchehen, da eine 
Ratifikation der vom Internationalen Arbeits⸗ 
amt geſchloſſenen Uebereinkommen durch einen 
Nichtmitgliedsſtaat unmöglich iſt. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Man nicht, daß Sie noch der zweiten In⸗ 
ternationale beitreten! Abg. Plenikowſki: Wann 
kommt der Achtſtundentag?) 

Ich möchte hierbei der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß bald die Meldung zum Beitritt ausge- 
führt werden wird, damit nach vollzogenem Ein⸗ 
tritt die in Betracht kommenden Organiſationen 
die Möglichkeit haben, an den fie beſonders inter- 
eſſierenden Fragen mitzuwirken; ich erinnere ins- 
beſondere an die für den Herbſt angekündigte Kon- 


(D) 


(A 


= 


(B) 


1746 


(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 
ferenz über die Fragen des Arbeitnehmerſchutzes 
in der Seeſchiffahrt. 

Die Freie Stadt Danzig kann auf Grund der 
beſtehenden Beziehungen zu der Republik Polen 
erwarten, daß dieſe, welcher durch den Vertrag 
von Verſailles die Führung der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten des Freiſtaates anvertraut ift, ge- 
rade in den vorher erörterten wichtigen Fragen 
den wiederholt verkündeten Willen in die Tat um- 
ſetzt, die Intereſſen der Freien Stadt zu fördern, 
was in dieſen Fällen um ſo leichter ſich verwirk— 
lichen laſſen dürfte, als es ſich hier um eine wirk— 
liche Intereſſengemeinſchaft, um eine Gleichheit 
hoher, völkerverbindender Ideale handelt. 

Die beſtehenden freundſchaftlichen Beziehun— 
gen zu der Republik Polen haben durch den im 
Frühjahr erfolgten Beſuch des polniſchen Mi— 
niſterpräſidenten und des Verkehrsminiſters eine 
weſentliche und, wie wir hoffen, nachhaltige För- 
derung erfahren. (Abg. Plenikowſki: Hoch die De- 
mokratie in Polen!) Die bei dem Beſuch gewechſel— 
ten Trinkſprüche verdienen, ſoweit fie das wirt- 
ſchaftliche Gebiet betreffen, gerade in der heutigen 
Zeit beſonders hervorgehoben zu werden. 


Ich darf mir geſtatten, ja, ich fühle mich ver⸗ 


pflichtet, zwei beſonders markante Stellen heute 
beſonders wiederzugeben. 

Im Namen der Danziger Regierung habe ich 
die Erklärung abzugeben, daß die Freie Stadt 
Danzig ſich bewußt iſt, welche wichtige Rolle ihr 
im polniſchen Wirtſchaftsleben obliegt, und daß ſie 
bereit iſt, dieſe Aufgabe zu erfüllen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Arbeiter merken das ſchon!) Dieſem 
Worte ſetzte der polniſche Miniſterpräſident fol- 
gendes Wort gegenüber: 

Die polniſche Regierung iſt bereit, die berechtigten 
Intereſſen der Freien Stadt, insbeſondere die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen, zu fördern und zu verteidigen. 
Bei anderen Verhandlungen hat die polniſche 

Regierung wiederholt den Wunſch und die Er- 
wartung ausgeſprochen, daß der Danziger Kauf— 
mann im Außenhandel eine größere Aktivität ent— 
falten möge, um durch ſeine Mitwirkung die Be— 
ſtrebungen der polniſchen Regierung auf Hebung 
und Steigerung des Exportes wirkſam und weit— 
gehendſt zu unterſtützen. (Abg. Plenikowſki: Ueber 
Edingen!) Der Danziger Kaufmann ijt ich 
glaube dies mit Fug und Recht verſichern zu kön— 
nen — ſich dieſer hiſtoriſchen Aufgabe, die für ihn 
lebenswichtig iſt, durchaus bewußt und ihr auch ge— 
wachſen. (Abg. Plenikowſki: Sie ziehen alle nach 
Gdingen!) 

Ich muß zu meinem Bedauern feſtſtellen, daß 
die großen Hoffnungen, welche wir auf die Erfül- 
lung ſolcher gern gehörten Worte der polniſchen 
Regierung geſetzt haben, bisher ihre Erfüllung noch 
nicht gefunden haben. (Hört, hört! rechts. — Ge- 
nau ſo, wie im Deutſchen Reich! rechts.) Es iſt 
lediglich gelungen, eine Reihe kleinerer wirtſchaft— 
licher Fragen im Wege der Verſtändigung zu 
regeln. Aber es hat ſehr, ſehr langwieriger und 
ſchwieriger Verhandlungen bedurft, und nur mit 
großer Mühe iſt es gelungen, daß die alteinge- 


ſeſſene Induſtrie und die ſeit Jahrhunderten be- 
ſtehenden Handelszweige nicht nur nicht verküm⸗ 
mern, ſondern daß ſie auch in Danziger Händen 
an 


ungeſchwächt verbleiben. Ich erinnere nur 


einige wenige beſonders markante und in 
letzten Zeit beſonders in den Vordergrund des 
Intereſſes getretene Wirtſchaftszweige: die Müh— 
leninduſtrie, den Getreide- und den Heringshan— 
del. Ein gleiches gilt für die noch immer ſchwer 
darniederliegende Danziger Landwirtſchaft. Das 
uns wiederholt zugeſicherte Verſtändnis für die 
Beibehaltung unſerer nationalen Eigenart ver⸗ 
langt, daß man auch dem anſäſſi deutſchen 
Kaufmann, Induſtriellen, Landwirt und Hand⸗ 
werker, ſowie nicht minder den Arbeitnehmern 
die Möglichkeit zum Leben beläßt. 

Die Frage des Hafens von Gdingen erfüllt die 
Regierung mit beſonders ſchweren Sorgen. Nach 
dem Inhalt der über den Hafen von Gdingen 
herausgegebenen Proſpekte wird der Hafen in 
Gdingen 1929 bereits 8000 Meter Kai und 1931 
13500 Meter Kai beſitzen. Die Umſchlagfähigkeit 
des Hafens von Gdingen wird 1929 8 Millionen 
Tonnen betragen, das ift die gleiche Umſchlags— 
menge, wie ſie der Danziger Hafen im letzten Jahr 
geleiſtet hat. (Hört! hört! rechts. — Abg. Pleni- 
kowſki: Zum Kriegführen notwendig!) 1931 wird 
die Leiſtungsfähigkeit des Hafens von Gdingen 
auf 16 Millionen Tonnen geſteigert ſein. Die von 
polniſcher Seite aufgeſtellte Theſe geht zwar da— 
hin, daß der Hafen von Gdingen lediglich eine Er- 
gänzung des Danziger Hafens ſei. (Abg. Pleni⸗ 
kowſti: Natürlich!) Die Danziger Bevölkerung 
und die Danziger Wirtſchaftskreiſe betrachten aber 
Gdingen als eine ſchwere Konkurrenz für Danzig. 
Schon jetzt macht ſich dieſe Konkurrenz des Hafens 
von Gdingen für Danzig ſehr fühlbar. Einzelne 
Warenzweige ſind ganz nach Gdingen übergegan— 
gen. In anderen Warenzweigen gehen weſentliche 
Mengen des Geſamtumſchlages über Gdingen. 
Ich nenne den Kohlenverkehr, für welchen in 
Gdingen umfangreiche Umſchlagsanlagen herge— 
ſtellt ſind und werden, obwohl Danzig mit ſeinen 
modernen Umſchlagseinrichtungen die geſamte 
Kohleneinfuhr zu bewältigen vermag. Hervorzu— 
heben iſt auch das Bemühen der polniſchen Regie— 
rung, neue Schiffahrtslinien zu eröffnen, welche 
unter Ausſchaltung Danzigs von Gdingen ihren 
Ausgang nehmen. Vor wenigen Tagen iſt eine 
derartige Linie von Gdingen nach Nordamerika 
eröffnet worden, und zwar von einer Geſellſchaft, 
die in früherer Zeit Schiffe nach Danzig hat laufen 
laſſen. Eiſenbahntarifariſche Maßnahmen der pol- 
niſchen Regierung bezwecken, dieſer neuen Linie 
auf Koſten des Danziger Hafens Warenverkehr 
zuzuwenden. 

Die Regierung der Freien Stadt Danzig hat 
Verhandlungen mit polniſcher Seite eingeleitet, 
um im Hafenproblem eine für Danzig gedeihliche 
Löſung herbeizuführen. Zu einem Ergebnis haben 
die Verhandlungen bisher nicht geführt. Die Re— 
gierung wird bemüht ſein, die Intereſſen Danzigs 
in einer für die wirtſchaftliche Entwicklung unſeres 
Freiſtaates entſcheidenden Frage mit aller Energie 
zu wahren, in dem Bewußtſein, daß nach den Ver— 
trägen und Entſcheidungen Polen die Verpflich— 
tung übernommen hat, den Hafen von Danzig voll 
auszunutzen und mit dem Willen, dieſes Grund- 
recht Danzigs zu ſchützen, und zugleich in der 
Ueberzeugung, daß auch die polniſche Regierung in 
Würdigung der Leiſtungsfähigkeit des Danziger 
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(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 

Hafens und des engen Zuſammenhanges der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft mit den Gebieten des polniſchen 
Wirtſchaftslebens fih der Möglichkeit und Not- 
wendigkeit einer Löſung dieſer für beide Länder 
bedeutſame Frage nicht verſchließen wird. (Abg. 
Plenikowſki: Polniſche Löhne!) 5 
Die Kulturgemeinſchaft mit dem deutſchen 
Volke aufrechtzuerhalten und alle darauf gerich— 
teten Beſtrebungen zu unterſtützen, hat die Re⸗ 
gierung als ihre ſelbſtverſtändliche Pflicht an⸗ 
geſehen, Wir können mit Genugtuung feſtſtellen, 
daß auch in dieſem Jahre zahlreiche deutſche Ver— 
bände ihre Tagungen in Danzigs Mauern abhalten 
werden, ſie alle ſind uns herzlichſt willkommen. 
Mit beſonderer Freude möchte ich hervorheben, daß 
wir Tagungen begrüßen können, die an Umfang 
alle bisherigen Veranſtaltungen weit übertreffen 
und Tauſende deutſcher Brüder zu uns nach Danzig 
führen werden. Als dieſen Tagungen gleichberech— 
tigte Veranſtaltung iſt die vom Deutſchen Mus- 
landsinſtitut in Stuttgart ins Werk geſetzte Wan- 
derausſtellung Danzig anzuſehen, die bisher in 
ſechs deutſchen Großſtädten gezeigt worden iſt, 
überall das größte Intereſſe hervorgerufen hat 
und ſicherlich den werbenden Gedanken für das 
Deutſchtum der Freien Stadt in den Herzen unge— 
zählter Deutſcher entzünden wird. Dank dem deut- 
ſchen Auslands-Inſtitut auch von dieſer Stelle 
aus für ſein wahrhaft nationales Wirken. 

So können wir hoffen, daß das Verſtändnis für 
den Freiſtaat und ſeine Bedeutung für das 
Deutſchtum Gemeingut aller Deutſchen werden 
wird. Hierzu dürften ſehr weſentlich auch ſolche 
Beſuche beitragen, wie der der oſtpreußiſchen Wirt— 
ſchaftsführer, der Vertreter der führenden deut | 
ſchen Zeitungen und der Vertreter der Fachpreſſe 
des Deutſchen Beamtenbundes. 

Aber nicht nur in Wort und Schrift wird von 
den deutſchen Brüdern betont, daß Danzig nicht 
allein ſteht. Wir können nicht dankbar genug an- 
erkennen, daß unter Aufwendung ſehr erheblicher 
Mittel Reich und Preußen trotz eigener ſchwerer 
Lage das Weiterbeſtehen der Schichauwerft in 
Danzig ermöglicht haben. (Abg. Plenikowſki: 
Kriegswerft!) Eine ſeit vielen Monaten ſchwer 
auf uns laſtende Sorge iſt damit leichter geworden, 
wenn auch noch nicht ganz von uns genommen. Es 
iſt eine Arbeitsſtätte für Tauſende von Danziger 
Arbeitern und Angeſtellten damit erhalten, eine 
Werft, deren Erzeugniſſe zu den Ruhmestaten 
der deutſchen Schiffbauinduſtrie gehören. Es iſt 
mir bei meinem letzten Beſuch in Hamburg von 
kompetenter Seite die Erklärung abgegeben, daß 
die in letzter Zeit abgelieferten Schiffe in ihrer 
Ausführung den Erzeugniſſen jeder großen, Iet- 
ſtungsfähigen Werft ebenbürtig zur Seite ſtehen. 
(Abg. Plenikowſti: Länger arbeiten zu den Hun- 
gerlöhnen!) Danzigs alte Schiffbauinduſtrie hat 
es verſtanden, ſich ihren Weltruf zu bewahren. 
Aber nun gilt es, neue Bauaufträge hereinzu⸗ 
holen; denn bald ſtehen alle Hellinge der 
Schichauwerft leer. Nachdem Reich und Preußen 
allgemeine Mittel für die Aufrechterhaltung des 
Betriebes bereitgeſtellt haben, dürfte es nunmehr 
eine Ehrenpflicht der großen deutſchen Reedereien 
ſein, Aufträge nach Danzig zu geben. Hoffentlich 
verhallt mein Appell nicht ungehört. Es wird 


Sache der Regierung und der Verwaltung der 
Stadtgemeinde Danzig ſein, auch zu ihrem Teil 
alle Beſtrebungen wirkſam zu unterſtützen, die den 
Danziger Werften Arbeit verſchaffen. 

Im Zuſammenhang hiermit iſt beſonders her- 
vorzuheben, daß der älteſten Danziger Werft, der 
Firma Klawitter, von der Regierung der Union 
der Sozialiſtiſchen Sowjet-Republiken ein Auf⸗ 
trag für den Bau eines Schiffes erteilt worden 
iſt. Wir erblicken darin einen Beweis, daß dieſe 
Regierung bereit iſt, ihr Intereſſe dem Wirt— 
ſchaftsleben des Freiſtaates zuzuwenden. (Heiter— 
keit. Abg. Plenikowſki: Ihr lacht doch ſonſt 
nicht, es gibt Leute, die über ihre eigene Dumm— 
heit lachen, weil ſie die politiſchen Verhältniſſe 
nicht kennen!) Ich hoffe, daß dies erſt der Anfang 
einer weiteren Belebung unſerer Wirtſchaftsbe— 
ziehungen zu dem Rieſenreich Rußland ift. (Abg. 
Liſchnewſki: Dazu find die Bolſchewiſten gut ge- 
nug! — Heiterkeit.) Es ſind bereits neue Ver— 
handlungen eingeleitet, um für die Werft Muf- 
träge für Neubauten und Reparatur von Schiffen 
hereinzubekommen. 

Doch nicht nur die Förderung unſerer Indu— 
ſtrie, ſondern auch die des Handels liegt in aus- 
ſichtsreicher Zukunft. Schon jetzt können wir feſt⸗ 
ſtellen, daß namentlich der ruſſiſche Holzhandel 
immer mehr an Bedeutung zunimmt. Wir hoffen, 
dadurch neue Möglichkeiten für Danzigs Handel 
und Induſtrie zu ſchaffen und die alten Wirt- 
ſchaftsbeziehungen zwiſchen Danzig und Rußland 
wieder aufleben zu laſſen. 

Was die Beziehungen zu den übrigen Staten 
angeht, ſo zeigt ſich immer mehr, welche Bedeu— 
tung die in Danzig beſtehenden auswärtigen Ver⸗ 
tretungen für unſer Wirtſchaftsleben haben, und 
es ijt mir deshalb eine beſondere Freude, Hervor- 
zuheben, daß das Verhältnis zu den konſulari⸗ 
ſchen Vertretungen, deren Zahl ſtändig wächſt, ein 
ganz ausgezeichnetes iſt. ! 

So ſehen wir denn, daß auf dem Gebiet der 
Außenpolitik, ſoweit es die dem Freiſtaat eng ge— 
zogenen Vertragsgrenzen zulaſſen, reges Leben 
herrſcht, welches erhoffen läßt, daß die ſchwere 
wirtſchaftliche Lage in der Zukunft einer Beſſe⸗ 
rung entgegengeführt wird. Die Regierung darf 


hierbei der wirkſamen Anterſtützung auch des 
Volkstages gewiß ſein. (Bravo!) 
Präſident: Gemäß der Vereinbarung im 


Aelteſtenausſchuß findet die Beſprechung der eben 
gehörten Rede zu Beginn der morgigen Sitzung 
ſtatt. Wir treten jetzt in die dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs der Abänderung des Einkommen- 
und Körperſchaftsſteuergeſetzes ein. Ich eröffne 
die allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H. Da nach den getroffenen Vereinbarungen die 
Parteien zu der Rede des Herrn Präſidenten 
Sahm erſt in nächſter Sitzung Stellung nehmen 
wollen, beſchränken wir uns heute darauf, zu dem 
vorliegenden Steuer-Geſetzentwurf folgende Er⸗ 
klärung abzugeben: 

Die Fraktion der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei weiſt die Regierung auf die großen Ge- 
fahren hin, die die Annahme dieſes Geſetzes zur 
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(Karkutſch, Abgeordneter) 
ſteuergeſetzes unbedingt mit ſich bringen wird. Die 
Deutſchnationale Fraktion hat die Erhöhung der 
Einkommen- und Körperſchaftsſteuer ſchärfſtens 
bekämpft, da jede neue Belaſtung für die ſchwer 
darniederliegende Wirtſchaft, ſowie für die geſamte 
Bevölkerung in Stadt und Land untragbar iſt. 
Unter Hinweis auf die eingehende Begründung, 
die wir bei der zweiten Leſung gegeben haben, er⸗ 
klären wir den Geſetzentwurf für unannehmbar. 
Wir beantragen namentliche Abſtimmung. 
(Bravo! rechts.) ; 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 
Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
möchte nur noch einmal ſagen, daß wir unſern 
Abänderungsantrag auch in der dritten Leſung 
noch einmal vorgelegt haben, um den Regie— 
rungsparteien Gelegenheit zu geben, noch einmal 
darüber nachzudenken, ob es möglich ijt, die Ge- 
ſetzesvorlage, wie fie vorgelegt worden ijt, zur 
Durchführung zu bringen. Ich habe bereits bei 
der zweiten Leſung des Geſetzes betont, daß die 
Vorlage eine Mehrbeſteuerung des Lohnabzuges 
bedeutet, ſomit eine Mehrbeſteuerung für die Arbei— 
terſchaft. Das habe ich illuſtriert. Die Einſtellung der 
Sozialdemokratiſchen Partei iſt derart, daß ſie wenn 
fie außerhalb der Regierung ſteht, gegen die Mehr- 
belaſtung der Arbeiterſchaft iſt. Wenn ſie in der 
Regierung iſt, iſt ſie für eine Mehrbelaſtung. Wir 
werden auch bei den kommenden Beratungen den 
Kampf aufnehmen und ihn ſo führen, wie wir es 
als Kommuniſten für richtig halten. 
Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be- 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht mehr vor— 
liegen. Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe 
Artikel I auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Mortmeldungen nicht mehr vorliegen. Zu 
Artikel I liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 
Opitz und der Komm. Fr. vor. enthalten in Drud- 
ſache Nr. 776. 
Artikel I Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 
§ 49 erhält folgenden Wortlaut: 
ie Einkommenſteuer beträgt jährlich 
f. d. erft. angefang. od, vollendeten 4000 G 5% 
8 000 C 10 % „ 
12006 5% „ 
160006 20% „ 
20 000 G 25% „ 
25 000 G 30% „ 
30006 35% „ 
35006 40% „ 
40.0006 45 % 


Kom 


50 000 G 50% „ 

60 000 G 55 % „ 
55 75 000 G 60% 
100 000 G 65 % 


5 n n „ 70 * 
. über 100 000 Gulden werden einge- 
en. 

(Abg. Karkutſch: Ich möchte nur wiederholen, daß 
wir über Artikel I namentliche Abſtimmung be- 
antragen!) Wir ſtimmen zuerſt über den in 
Drucksache Nr. 776 geſtellten Abänderungsantrag 
ab. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
ſind, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men nun über den Artikel I ſelbſt ab. Da ift 
namentliche Abſtimmung beantragt. Wird der 
Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. 
Ich bitte die Damen und Herren die Plätze einzu— 
nehmen. Die Abſtimmung beginnt. — Wünſcht 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 


mung beginnt. (Abg. Hohnfeldt: 


nicht der Fall, dann ſchließe ich die Abſtimmung. 
Das Ergebnis iſt folgendes: Es ſind 54 Stimmen 
abgegeben worden. Das Haus iſt beſchlußunfähig. 
Ich ſetze die neue Sitzung auf heute nachmittag 
4.30 Uhr feſt mit der Tagesordnung, wie ſie heute 
verteilt worden iſt. 


93. Sitzung. 
Dienstag, den 18. Juni 1929. 


Die Sitzung wird um 4 Uhr 30 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Staatsrat Lademann. 

Präſident: Ich eröffne die 93. Vollſitzung. Wir 
ſind ſtehen geblieben bei Punkt 2 der bisherigen 
Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommen⸗ und Kör⸗ 
perſchaftsſteuergeſetzes. — Fortſetzung. — 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709, der jetzt Punkt 
1 der Tagesordnung iſt. Wir ſchreiten zur 
namentlichen Abſtimmung über Artikel J. M. D. u. 
H., ich bitte, die Plätze einzunehmen. Die Abſtim— 
Es ſind zwei 
Karten zuſammen abgegeben worden, eine für 
einen Abgeordneten, der gar nicht im Hauſe an— 
weſend ift. Das Ergebnis wird angezweifelt wer- 
den! — Unruhe. — Zurufe bei den Kommuniſten. 
— Abg. Hohnfeldt: Ich habe es geſehen und ich 
kann noch einen Zeugen dafür ſtellen! — Das iſt 
richtig, das ift das Neueſte! bei den Kommuni- 
ſten.) M. D. u. H., das vorläufig feſtgeſtellte Er- 
gebnis iſt folgendes: abgegeben ſind 59 Stimmen; 
das Haus iſt beſchlußunfähig. Ich ſetze die nächſte 
Sitzung an auf 4 Uhr 40 Minuten mit folgen⸗ 
der Tagesordnung: 

1. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. auf Aen⸗ 
derung der Ausführungsbeſtimmungen des Kleinrent⸗ 
nerfürſorgegeſetzes. (Druckſache Nr. 683.) Hierzu Ab⸗ 
änderungsantrag Druckſache Nr. 766. 

2. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über die Große Anfrage Nr. 33 der Frau Abg. Ka⸗ 
lähne und Fr betr. Fürſorge für die Kleinrentner. 
(Druckſache Nr. 759 zu Nr. 667). 

3. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Abg. Wi Lemke u. Gen. auf Vor- 
bereitung eines Kleinrentnerverſorgungsgeſetzes. 
(Druckſache Nr. 761 zu Nr. 684.) 

4. Dritte Beratung eines Geſetzes zur Abänderung des 
Einkommen- und Körperſchaftsſteuergeſetzes. Drud- 
ſache Nr. 751 zu Nr. 709. 


(Abg. Plenikowſti: Das kriegen Sie doch nicht 
durch!) 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 40 Minuten.) 


94. Sitzung. 
Dienstag, den 18. Juni 1929. 


Die Sitzung wird 4 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Staatsrat Lademann, 
Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 
Präſident: Ich eröffne die 94. Sitzung und 


rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale An⸗ 
gelegenheiten über den Antrag des Abg. 
W. Lemke u. Gen. auf Aenderung der Mus- 
führungsbeſtimmungen des Kleinrentner⸗ 
fürſorgegeſetzes. 
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(Präfident) 
Druckſache Nr. 683. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): Ich De- 
antrage die Punkte 1, 2 und 3 der Tagesordnung 
in der Ausſprache zu verbinden. 8 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt, die 
Punkte 1, 2 und 3 in der Ausſprache miteinander 
zu verbinden. Widerſpruch höre ich nicht, das 
Haus hat ſo beſchloſſen. Wir treten in die Be— 
ſprechung ein: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale An⸗ 
gelegenheiten über die Große Anfrage Nr. 
33 der Frau Abg. Kalähne u. Fr. betr. 
Fürſorge für Kleinrentner. 
Druckſache Nr. 759 zu Nr. 667. 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale An⸗ 
gelegenheiten über den Antrag des Abg. 
W. Lemke u. Gen. auf Vorbereitung eines 
Kleinrentnerverſorgungsgeſetzes. 
Druckſache Nr. 761 zu Nr. 684. Wir treten in die 
Beſprechung ein. Das Wort hat Frau Abg. Ka⸗ 
lähne. 

Kalähne, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Als wir vor kurzem hier im Hauſe die heute 
zur Beſchlußfaſſung ſtehenden drei Punkte der 
Tagesordnung über Kleinrentnerfragen be— 
ſprachen, da war eigentlich in der erſten Leſung 
ſchon klar, welches Schickſal dieſe Anträge und die 
Große Anfrage haben würden. Die Regierungs- 
parteien hüllten ſich damals in eiſiges Schweigen, 
wie ſie es ja meiſt bei ſolchen Fragen, die die 
Kleinrentner betreffen, tun. Das tat auch das 
Zentrum. Die liberale Frau Abg. Richter, die frü— 
her ein warmes Herz für die Kleinrentner be— 
zeigte, beſchränkte ſich einzig darauf, Worte des 
perſönlichen Vorwurfs, den Herr Abg. Lemke ihr 
gemacht hatte, zurückzuweiſen. Für die Kleinrent⸗ 
ner ſelber fand fie keine Worte und keine Hilfe. 
Als dann im Ausſchuß die Beratung ſtattfand, hat 
ſogar die Liberale Fraktion es nicht einmal für 
nötig gehalten, überhaupt einen Vertreter zu der 
Sitzung des Ausſchuſſes zu entſenden. Der Vertre⸗ 
ter des Senats gab zu dieſen Fragen eine Erklä— 
rung ab, die ſehr gewunden war und aus der zu 
erſehen war, daß die Erklärung nur das ſcharfe 
„Nein“, welches der Senat den Forderungen ent— 
gegenſetzte, verſchleiern ſollte. M. H. u. D. von den 
Regierungsparteien, ich glaube, es wäre vielleicht 
ehrlicher geweſen, wenn man den Kleinrentnern 
ganz offen von Anfang an geſagt hätte: „Meine 
verehrten Kleinrentner, ſolange wir in der Re— 
gierung ſitzen, ſolange haben Sie eine Hilfe nicht 
zu erwarten, auch wenn wir noch ſo viel unſern 
guten Willen im Munde führen.“ Das wäre ehr— 
lich und aufrichtig geweſen. (Zuruf des Abg. Liſch⸗ 
newſki.) Es wäre ja zu verſtehen, daß die Regie— 
rungsparteien Bedenken hätten und erft ernſte Er- 
wägungen Platz griffen, wenn eine Aenderung der 
Kleinrentnerfürſorge beantragt worden wäre, die 
große finanzielle Auswirkungen hat. Wir ſind 
lange genug Regierungspartei geweſen, um nicht 
Verſtändnis dafür zu haben, daß es Grenzen für 
die Leiſtungsfähigkeit des Staates gibt, und daß 
auch bei gutem Willen manches nicht durchführbar 
iſt. Wenn aber, wie das diesmal geſchehen iſt, 
Maßnahmen abgelehnt werden, die ohne oder mit 
ganz verſchwindender geldlicher Aufwendung die- 
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ſen Kreiſen Erleichterung gebracht hätten, ſo gibt 
es dafür eben nur eine Antwort: Der gute Wille 
zur Hilfe iſt nicht vorhanden. 

Zu ſolchen Maßnahmen, die lediglich auf 
gutem Willen beruhen, gehören die Verände⸗ 
rungen des beſtehenden Kleinrentnergeſetzes in 
einigen Punkten, wie wir ſie gefordert haben. 
Man lehnt dieſe Aenderungen einfach ab mit Hilfe 
der Abſtimmungsmaſchine verſchiedener Regie- 
rungsparteien, obgleich der Senat durch ſeinen 
Vertreter im Ausſchuß wiederholt hat erklären 
laſſen, daß das Kleinrentnergeſetz, das jetzt noch 
in Geltung iſt, einfach praktiſch nicht durchführ⸗ 
bar wäre, weil es eben durch die Zeit überholt iſt, 
weil es aus der Inflationszeit ſtammt und mit 
Inflationsbeträgen rechnet. Die Regierung wei— 
gerte fih fogar, unſerer Forderung nachzukom⸗ 
men, zu welcher der Abg. Hohnfeldt die erſte An⸗ 
regung gab, nämlich das ſtatiſtiſche Material zu 
ſammeln, daß man eine Ueberſicht erhalten hätte 
über die finanzielle Auswirkung einer Neurege— 
lung des beſtehenden Kleinrentnergeſetzes. Wenn 
ſo etwas möglich iſt, ſo nenne ich das eben Mangel 
an gutem Willen. (Sehr gut! rechts.) Man lehnt 
es auch ab, die Ausführungsbeſtimmungen ſo zu 
ändern, daß die Härte wegfällt, die in dem Nid- 
griff der Wohlfahrtsämter auf das Vermögen der 
Kleinrentner nach ihrem Tode beſteht. Dieſe Aen— 


derung der Ausführungsbeſtimmungen koſtet dem 


Staat ſo gut wie nichts. Das iſt lediglich wieder 
eine Sache des guten Willens, und die Abände— 
rung dieſer Beſtimmung wäre eine große Erleich— 
terung und Beruhigung, für die alten Leute ge— 
weſen, für die wir hier ſorgen wollen. 

Wir legen Ihnen heute noch einmal die Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 769 vor, die von 
Ihnen im Ausſchuß abgelehnt wurde. Ich gebe 
mich aber, wenn ich ehrlich ſein ſoll, nicht der 
Hoffnung hin, daß ſie hier eine Mehrheit findet 
und angenommen wird. Aber ich würde mich 
freuen, wenn ich unrecht gehabt hätte. Die Ent- 
ſchließung, die die Regierungsparteien einbringen, 
it vollſtändig nichtsſagend. Sie verlangt gar 
nichts Poſitives und iſt als Hilfe wertlos. Man 
will eben wieder nur den Anſchein erwecken, als 
ſei irgendwo in einer Ecke noch ſo etwas wie guter 
Wille vorhanden. Die Kleinrentnerfrage im 
Freiſtaat Danzig wird nicht zum Schweigen kom⸗ 
men, wenn auch Herr Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen glaubte, im Ausſchuß ſagen zu müſſen, 
es kämen nur wenig Klagen von feiten der Klein- 
rentner vor. Ich wünſchte, m. H. von der Regie: 
rung, dieje Aeußerung ſeitens eines Regierungs- 
vertreters wäre nicht gefallen. Ich will zu Ihrer 
Ehre annehmen, daß ſie nicht ſo gemeint geweſen 
iſt, wie ſie verſtanden werden mußte. Denn man 
muß ſich dabei doch fragen, was erwartet eigentlich 
der Senat von den Kleinrentnern, wenn eine 
derartige Aeußerung gemacht werden kann? Er- 
wartet er, daß ſie ſich zuſammenrotten und auf die 
Straße gehen, um nach Brot zu ſchreien? Oder er- 
wartet er, daß fie ſonſt irgend wie öffentlich Wn- 
ruhe ſtiften, (Dazu haben Sie gar nicht die Kraft! 
rechts) um ihre gerechten Forderungen durchzu— 
ſetzen. Iſt es nicht genug, wenn ihre Vertreter auf⸗ 
treten, wenn der Rentnerbund dauernd um Hilfe 
bittet und fordert, oder wenn wir Abgeordnete, 
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die wir mit dieſen Kreiſen in Fühlung ſtehen, hier 


ihre Forderungen vorbringen. Es klingt faſt wie 
Hohn, wenn ſo etwas von Regierungsſeite geſagt 
werden konnte. 

Es gab einmal eine Zeit, wo wir glaubten, 
daß dieſe Frage der Verſorgung und der Hilfe für 
dieſe armen alten Leute keine Frage der Welt— 
anſchauung ſei, daß es einfach eine Frage ſei, in 
der ſich das ganze Haus einig ſein könnte aus dem 
Gefühl der Menſchen- und Chriſtenpflicht heraus. 
Man hat uns mit der Zeit aber doch eines ande— 
ren belehrt durch die Art der Behandlung dieſer 
Frage. Jetzt heißt es für die Rentner nichts ande— 
res als: Warten, bis einmal eine andere Mehr— 
heit in dieſes Haus einzieht. Dann kann euch viel- 
leicht geholfen werden. (Abg. Plenikowſki: Es 
war doch ſchon ein paar Jahre eine deutſchnatio— 
nale Mehrheit!) Wir haben ihnen damals auch 
geholfen, ſo gut es eben ging. Diejenigen aber, die 
bis dahin, in Erbitterung, Enttäuſchung und Not 
zugrunde gehen, ſchreiben Sie meine Herren von 
den Regierungsparteien auf Ihr Schuldkonto. 
(Abg. Plenikowſki: Vergeſſen Sie nicht die 
Deutſchnationalen!) 

Wir werden weiter ſuchen, den Kleinrentnern 
zu ihrem Rechte zu verhelfen. Ob dieſer Kampf 
erfolgreich ausgehen wird, wird die Zukunft 
zeigen. Wir beantragen zu der Entſchließung, die 
wir eingebracht haben, namentliche Abſtimmung. 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Wil- 
helm Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M.u. G. P.): 
M. D. u. H.! Zu dem Antrag Druckſache Nr. 683 
habe ich mit Unterſtützung von einigen Kollegen 
noch einen Abänderungsantrag eingebracht, der 
präziſe Forderungen aufſtellt. Als ich am 28. 
Mai den Antrag, die Druckſache Nr. 683 begrün— 
dete, haben auch andere Abgeordnete hier das 
Wort ergriffen. Es ijt mir unmöglich, ganz ftill- 
ſchweigend darüber hinwegzugehen. Ich habe 
mich gewundert, daß der Herr Abg. Kreft, der 
ſonſt im allgemeinen einen ruhigen Eindruck 
macht, ſich derartig äußern konnte, wie er es ge— 
tan hat. Er hat zunächſt konſtatieren wollen, daß 
zwiſchen der Frau Abg. Kalähne und mir ein 
Wettbewerb um die Gunſt der Kleinrentner ſtatt⸗ 
findet (Abg. Liſchnewſki: Herr Lemke, das ſtimmt 
doch!) Ich ſpreche nur für mich und erkläre, da ich 
ſelbſt Kleinrentner bin, habe ich es nicht nötig, 
um die Gunſt der Kleinrentner zu buhlen. Wer 
von den Kleinrentnern nicht davon überzeugt iſt, 
daß ich ſeine Intereſſen voll und ganz vertrete, der 
mag abſeits bleiben. Aber ich bin überzeugt, daß 
die große Maſſe der Kleinrentner, gleich welcher 
politiſchen Einſtellung, wohl zu beurteilen im— 
ſtande iſt, daß ich mich für ihre Belange einſetze, 
ſoweit es mir möglich iſt. Dann hat Herr Abg. 
Kreft weiter geſagt, auch wieder in bezug auf 
Frau Kalähne und mich, wir behandelten die 
Kleinrentner als Stimmvieh. Darauf antworte 
ich gar nicht; denn es iſt geradezu komiſch, ſo etwas 
zu äußern, daß es gar nicht lohnt, darauf zurück⸗ 
zugreifen. Ich möchte ſagen, daß der Ausſpruch 
des Herrn Abg. Kreft, den ich aufrichtig bedauere, 
doch eigentlich für die Straße berechnet war. Hier 


hat es jedenfalls keinen Eindruck gemacht. Aber 
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das ſchlimmſte war, daß Herr Abg. Kreft erklärt 
hat, daß die Kommuniſten niemals einer Wieder- 
herſtellung der Vermögen oder dergleichen zu— 
ſtimmen würden, auch nicht teilweiſe der ver— 
loren gegangenen Vermögen. Ich ſage immer, 
fie find geraubt, verſchoben .. . (Abg. Liſchnewſki: 
Aber die Kommuniſten haben ſie nicht geraubt!) 
Herr Abg. Liſchnewſki, ich greife Sie ja nicht an, 
aber ich führe Tatſachen an und nicht Unſinn. Es 
wundert mich, daß Herr Abg. Kreft hier behauptet 
hat, daß die Vermögen aus der Arbeit und aus 
den Knochen der Arbeiter gewonnen ſeien. Es 
tut mir leid, daß ſo etwas behauptet wurde. Das 
klang wie eine Fanfare, ich möchte beinahe ſagen 
wie eine Hetzrede. Das geht nicht, Herr Kreft. 
Ich habe Ihnen geſagt, daß ich Sie ſtets als einen 
ruhigen Mann geachtet habe. Sie haben verſagt, 
Sie ſind falſch orientiert geweſen. (Widerſpruch 
des Abg. Kreft.) Ja, lieber Herr Kreft, wenn man 
die Wahrheit zur Unwahrheit ummodelt, kann 
man alles machen. 

Als ich meine Ausführungen machte, da hat 
mir, das muß ich einmal einem Kollegen der Kom— 


muniſtiſchen Partei jagen, der Herr Abg. Liſch— 


newſti zugerufen: „Komm den Frauen zart ent- 
gegen!“ Ja, verehrter Herr Abgeordneter und 
Kollege, ich habe mich gefreut feſtſtellen zu können, 
daß Sie ein ausgezeichneter Goethekenner ſind. 
Aber ich vermute, daß Sie die ganze Tendenz nicht 
kennen; denn ſonſt würden Sie wiſſen, daß dieſer 
Spruch von Goethe nur in erotiſcher Hinſicht aus— 
geſprochen iſt. Aber wenn Sie es wünſchen, werde 
ich Ihnen den ganzen Vers nachher außerhalb des 
Sitzungsſaals zur Kenntnis geben. Meine Anſicht 
iſt die, daß hier im Volkstag Frauen und 
Männer die gleichen Rechte haben. Ich erkenne 
durchaus nicht für die Frauen Prärogative an, 
ſondern gleiches Recht für alle. Ich ſchätze mich in 
der Lage, mich richtig gegen Frauen benehmen zu 
können, allerdings unterſcheide ich Sitte und Ein⸗ 
ſtellung. Nach meiner Rede iſt neulich noch Frau 
Abg. Richter an dieſe Stelle getreten. Ich hatte 
fie etwas ſanft geſtreichelt. (Heiterkeit) Das hat 
ſie ſehr empfindlich berührt, und ſie hat geſagt, ich 
wäre gehäſſig. Das bin ich gar nicht, durchaus 
nicht. (Abg. Plenikowſti: Sie haben nicht genug 
geſtreichelt! — Heiterkeit.) Ja, das kann ſchon ſein. 
Frau Abg. Richter hat aber den Wagen mit den 
Belangen, die verhandelt wurden, ſozuſagen auf 
das Nebengleis geſchoben. Sie hat ihre Tätigkeit 
hervorgehoben und über ihre Anhängerſchaft ge— 
ſprochen. Ich laſſe es dahingeſtellt, ob das richtig 
war oder nicht. Aber ich muß mich doch wundern, 
daß die Frau Abg. Richter mir entgegenſchleu— 
derte: „Unverſchämt“. Da habe ich mir doch geſagt: 
„Willſt du wiſſen, was ſich ziemt, ſo frage nur bei 
edlen Frauen an“. Ich laſſe dieſe Sache jetzt abge- 
tan ſein und ſage ihr nur noch: „Tief hinab ſenkt 
ſich der Keller, und der Menſch fällt leicht hinein“. 

Nun hat man dieſen Antrag am 28. Mai dem 
Sozialen Ausſchuß überwieſen. Im Ausſchuß haben 
ſich eigentlich die Sozialdemokratiſche Partei und 
das Zentrum ausgeſchwiegen und nur kurze Be— 
merkungen gemacht. Sie überließen die Rede— 
ſchlacht der Oppoſition und mir. Zu meinem Be— 
dauern habe ich die Empfindung gehabt, daß der 
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(Lemke, W., Abgeordneter) 

Herr Regierungsvertreter nicht auf unſerer Seite 
ſtand. (Das kommt vor! links.) Der Bericht des 
Sozialen Ausſchuſſes beſagt eigentlich gar nichts. 
Da iſt von dem Für und Wider gar nichts bekannt 
gegeben, und das iſt das Weſentliche. (Abg. Pleni⸗ 
lowſki: Beſchweren Sie ſich doch!) Es ift jo, daß 
nichts zu machen ift. Wenn in der Interfraktio— 
nellen Sitzung bereits eine Marſchroute feſtgelegt 
ift, dann wird die Regierungskoalition im Sozia⸗ 
len Ausſchuß auch niemals anders ſtimmen oder 
in eine andere Marſchlinie eintreten. Das iſt 
meiner Anſicht nach ausgeſchloſſen. 


Ich komme jetzt auf die Ausführungen der Frau 
Abg. Kalähne. Ich brachte im Ausſchuß einen An- 
trag ein: abgelehnt; Frau Kalähne und ich brad- 
ten gemeinſam einen Antrag ein: abgelehnt; der 
Antrag der Deutſchnationalen Fraktion: abge— 
lehnt; es iſt eigentlich alles abgelehnt, und dann 
kam eine ſehr wäſſerige Entſchließung der Regie— 
rungsparteien, die wohl ein paar freundliche 
Worte enthielt, aber dabei auch ſein Bewenden 
hatte. Wir wollen aber keine freundlichen Worte 
hören, (Abg. Plenikowſki: Kein Streicheln mehr!) 
ſondern wir wollen Taten ſehen. Wir wollen et- 
was erreichen, wir wollen nicht nur kaſcheliert 
werden, ſondern wir auch endlich den wirklichen 
Erfolg ſehen! (Auf die Schulter klopfen, das koſtet 
nichts! bei den Kommuniſten.) 

M. D. u. H., die Maſſe der Kleinrentner iſt, 
wie ich bereits mehrmals von dieſer Stelle aus ge— 
jagt habe, das Produkt der Aufwertungs- und 
Ablöſungsgeſetze uſw., auch die Inflation hat ihren 
Teil dazu beigetragen. Ich möchte aber folgendes 
ſagen: vor ein paar Monaten war am Rhein eine 
große Verſammlung des Zentrums, und aus dieſer 
kam ein Entſchluß, an den früheren Reichskanzler 
Marx zu ſchreiben und um eine Aeußerung zu der 
Aufwertungsſache zu bitten. Das hat man getan, 
und der hohe Herr Marx hat auch geantwortet, er 
ſchreibt — perſönlich unterzeichnet! — daß eine 
Aufwertung von 50 Prozent des Goldwertes ohne 
jede Schwierigkeiten und Verwirrung ſpielend 
leicht hätte geſchehen können. Ja, das iſt nach dem 
Eſſen, vor dem Eſſen war es anders. Das ſind alles 
Worte, die jetzt ganz wertlos find. Andere Autori— 
täten find fogar der Anſicht, daß damals eine Muf- 
wertung auf 100 Prozent nicht nur möglich, fon- 
dern ſogar leicht war. Da führe ich die erſte Auto— 
rität, die wir im Deutſchen Reich auf dieſem Ge— 
biet haben an, und zwar den Profeſſor Lutz-Mün⸗ 
chen, ferner Dr. Buſch-Frankfurt a. M. Ich habe 
den Herrn Präſidenten bereits um die Erlaubnis 
gebeten, hier etwas verleſen zu dürfen: 

Juriſtiſch und wirtſchaftlich war es ein Irrtum, 


anzunehmen, daß ruhende Vermögenswerte durch die 
Inflation vernichtet ſind. : 
Ich kann das ſo ſchwer leſen, ich ſehe ſo ſchlecht und 
es iſt ſo undeutlich geſchrieben. (Zur Schriftfüh⸗ 
terin gewandt: Vielleicht find Sie jo liebenswür⸗ 
dig, das für mich zu verleien?) 

Mein Grundgedanke iſt der, daß es ein juriſtiſcher 
und wirtſchaftlicher Irrtum war anzunehmen. daß 
ruhende Vermögenswerte ebenſo durch die Inflation 
entwertet ſeien, wie umlaufende Zahlungsmittel. 

Der zweite Gedanke iſt der, daß der maßgebendſte 
Faktor in der Wirtſchaft der Verbraucher iſt, und daß 
bei einer Entrechtung des Verbrauchers der Erzeuger 
zu Grunde gehen muk. 
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Drittens iſt noch zu beachten, daß es nicht möglich 
iſt, ohne Kataſtrophenzuſtände hervorzurufen, ſämtliche 
Reichs- und Gemeindeſchulden, ſowie den erheblichſten 
Teil der Privatſchulden durch eine einzige Generation 
ablöſen zu laſſen, da mit Vernichtung von Schuldver⸗ 
hältniſſen Eigentum und Kredit vernichtet wird. 
Die Frage, ob noch heute der Fehler wenigſtens teil⸗ 
weiſe wieder gut gemacht werden kann, iſt zu bejahen. 

Sie hören alſo, was eine Autorität hierzu ge⸗ 
äußert hat, und andere Autoritäten ſprechen ſich 
ſehr ähnlich aus. Doch die ganze Aufwertungs— 
und Ablöſungsfrage war nur der erſte Akt, der 
zweite Akt, der noch dazu ſo wenig beachtet wird, 
das iſt die Aktienzuſammenlegung, die der Staat 
ganz willkürlich geſtattet hat. Ich glaube, die 
meiſten von Ihnen werden ja darüber orientiert 
ſein, weshalb man das getan hat, wie die Aktien 
zuſammengelegt ſind, und wie die Aktiengeſellſchaf— 
ten bei der Zuſammenlegung ihrer Aktien ihr Ka— 
pital bewertet haben und wie es heute ſteht. Das 
bitte ich zu beachten. Ich habe hier auch weitere 
Gutachten von Lehrern des Rechtes, die als erſte 
Autoritäten auf dieſem Gebiete bekannt ſind, 
ferner Gutachten von drei höheren Richtern im 


[Amt, die die Aufwertungsgeſetze als ein Schand— 


werk der Regierungen und der Juſtiz bezeichnen. 
(Doch etwa nicht von Dr. Bogdan! bei den Kom- 
muniſten.) Ein Richter, und zwar ein höherer, hat 
an dreißig ſeiner Kollegen im Amt geſchrieben und 
ihnen drei Fragen zur Beantwortung geſtellt, die 
ich Ihnen mitteilen möchte: 

Sind die Aufwertungsgeſetze, Anleiheablöſungs⸗ 
geſetze und Zuſammenlegung der Aktien uſw., die dazu 
gehörigen Verordnungen und Ausführungsbeſtim- 
mungen 
1. verfaſſungswidrig, 

2. geſetzeswidrig, 

3. falls Frage 1 und 2 mit Ja beantwortet wird, hat 
eine gerichtliche Anfechtung Ausſicht auf günſtigen 
Erfolg? 

Von den dreißig Richtern haben 27 geantwortet 
und haben alle die Fragen 1 und 2 mit Ja beant- 
wortet. Die dritte Frage iſt nur von vier Richtern 
beantwortet worden, und zwar faſt gleichlautend: 
„Bei der heutigen Zwangsrechtſprechung erſcheint 
ein Erfolg recht zweifelhaft.“ Das ſpricht Bände, 
meine Herren. 

Es haben aber nicht nur Deutſchland und Dan⸗ 
zig Aufwertungsgeſetze, ſondern auch andere Staa— 
ten. So wertet nach der Stabiliſierung Belgien 
mit fünfzehn und Frankreich mit zwanzig Prozent 
auf. Nun hat das höchſte belgiſche Gericht vor ganz 
kurzer Zeit entſchieden, daß, wer Gold gegeben hat, 
auch denſelben Wert zu empfangen hat, daß nie— 
mals dafür die ſogenannten Aufwertungs- und 
Stabiliſierungsgeſetze maßgebend ſein können. 
Aehnlich ſind Entſcheidungen in dieſer Frage in 
Frankreich ergangen. Aber auch noch etwas an— 
deres gehört hierzu: ich muß Ihnen hier den 
Streitfall zwiſchen Frankreich und Japan anfüh- 
ren, damit Sie fih ein Bild machen können. Franf- 
reich hat Japan vor dem Kriege acht Millionen 
Pfund Sterling geliehen, und von dieſer Anleihe 
war die erſte Rate von 4 Millionen Pfund Ster— 
ling im vorigen Jahr fällig. In dem Anleihever— 
trag ſtand, daß der Schuldner 75 Prozent in Gold— 
pfunden zu leiſten hätte. Der reſtliche Betrag ſollte 
in Landesmünze nach Belieben des Schuldners zu— 
rückgezahlt werden. Was taten nun die Japaner? 
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Die Japaner ſchickten den franzöſiſchen Bankiers 
75 Prozent in Gold und 25 Prozent in Papier. 
Das ließen ſich die Bankiers in Frankreich und in 
Paris nicht gefallen, ſondern verklagten in Tokio 
den japaniſchen Staat. (Abg. Plenikowſki: Weil 
ſie die Macht haben!) Der japaniſche Staat berief 
feine größte juriſtiſche Autorität, den Profeſſor Sa- 
tuka. Dieſer hat in ſeinem Gutachten entſchieden, 
daß die Auszahlung der 25 Prozent in Papiermark 
ungültig wäre. Genau ſo, wie das belgiſche Gericht, 
genau ſo wie das franzöſiſche Gericht hat auch das 
japaniſche Gericht, (und zwar gegen ſeinen eigenen 
Staat entſchieden. (Abg. Plenikowſki: Die franzö⸗ 
ſiſchen Kanonen, wenn Sie als Kleinrentner Ka- 
nonen hätten!) Dann mögen Sie Herr Abg. Ple- 
nikowſki, beffer orientiert fein, ich weiß es nicht. 
Jedenfalls muß man ſagen, daß ſolches im Aus⸗ 
lande geſchieht. 

In Deutſchland, in Danzig, habe ich keine Hoff— 
nung, daß jo etwas geſchehen kann. Ich habe vor- 
her Herrn Reichskanzler i. R. Marx angeführt. Ich 
zitiere wörtlich, was er von der Enteignung ſagt: 

Nach der verfaſſungsmäßigen Ueberwindung der 
Revolution müſſen die Grundlagen des Rechtsſtaates 
unverſehrt bleiben. Zu ihnen gehören Rechtsgleich— 
heit aller Staatsbürger und Unantaſtbarkeit des Pri- 
vateigentums. 

Das iſt wörtlich. Das hat dieſer Mann geſagt, und 

— gehandelt hat er anders. Ich habe nicht die Mp- 
nar etwas zu entjtellen, ſondern wörtlich vorge- 
efen. 

Nun komme ich nochmals auf den Sozialen 
Ausſchuß zurück. Da habe ich bedauert, daß der 
Vorſitzende, Herr Abg. Moritz, folgendes ſagte: Er 
erkenne zwar den Rechtsanſpruch der Rentner an, 
aber der Rechtsanſpruch könne nicht gegen den 
Staat erhoben werden, ſondern nur gegen die In⸗ 
flations- und Kriegsgewinnler. Da habe ich auch 
ein Gutachten: Das iſt erwieſen und unverrückbar 
feſtgeſtellt, daß der Staat der Veranlaſſer dieſer 
Sache ſei. Ein ſehr hoher Richter macht mich auf 
den § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuches aufmerk— 
ſam, daß jeder, der Maßnahmen treffe, auch für die 
Folgen verantwortlich ſei. Damit iſt erwieſen, daß 
der Rechtsanſpruch nicht etwa gegen den Inflati— 
ons⸗ und Kriegsgewinnler zu richten iſt, ſondern 
gegen den Staat. Der Staat iſt verpflichtet, ſeine 
Schuld zu ſühnen. Als im Jahre 1923 die Infla⸗ 
tion bereits kolloſſal hoch war, hat die Reichsbank 
folgenden Geheimerlaß herausgegeben: 

Streng geheim! 

Es darf den Privaten kein Kredit gewährt wer— 
den, in keiner Höhe, wohingegen den Ländern, Kom- 
munen, Induſtrie, Banken uſw. jede Kreditſorderung, 
in welcher Höhe wäre gleichgültig, zu bewilligen ſei. 
Einer Prüfung bedürfe es nicht. 

Ein Reichsbankdirektor hat den Inhalt dieſes Er— 
laſſes feinem Bruder, der Regierungsrat war, mit- 
geteilt. Der war unvorſichtig genug, zu plaudern. 
Das Ergebnis war, daß der Reichsbankdirektor ſo— 
fort ſeiner Stellung enthoben wurde, er ſoll ohne 
Penſion entlaſſen ſein. Es iſt feſtſtehend, daß die 
Reichsbank die Reichsſchatzwechſel, ſämtliche Bücher 
und Belege dafür verbrannt hat. Wer das ange- 
ordnet hat, iſt ja ſehr durchſichtig. Ich glaube nicht, 
daß der Staat daran unbeteiligt iſt; denn er war 
die Aufſichtsbehörde. Ich möchte einmal wiſſen, 
ob einem Kaufmann, der ſeine Bücher und Belege 
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verbrennt, nicht im juriſtiſchen Sinne das Genick 
umgedreht würde. (Abg. Plenikowſki: J wo, den⸗ 
ken Sie an die Schiebungen bei Schichau!) 

Aus all dieſen Tatſachen ift die Not der Klein- 
rentner entſtanden. Dadurch find erft die Klein- 
rentner geworden. Man hat ihnen eben das Ber- 
mögen fortgenommen oder verſchoben. Ich hoffe, 
daß die Regierungsparteien, nachdem ich Ihnen 
dies alles geſagt habe, ſich in ihrem Beſchluß um— 
ſtellen werden . Ich klopfe erneut an Ihr Gewiſſen. 
Aus dem Inhalt eines Schreibens eines prominen— 
ten ſozialdemokratiſchen Führers aus Deutſchland 
muß ich noch etwas mitteilen. (Abg. Plenikowſki: 
Die verſtehen den Schwindel genau ſo gut!) Ich 
glaube, daß es ein ehrlicher Mann ift. (Abg. Ple- 
nikowſki: Da glauben Sie viel!) Das Schreiben 
iſt übrigens einigen Herren der Sozialdemokra— 
tiſchen Partei bekannt. Dieſer Mann ſteht mit mir, 
das möchte ich ſagen, in der Beurteilung ganz iden— 
tiſch. (Abg. Plenikowſki: Das verſtehen die Leute 
ſehr gut! — Heiterkeit.) Ich möchte auch der ande- 
ren Regierungspartei etwas ſagen. Vor ein paar 
Monaten erhielt ich einen Brief aus München, in 
dem mir der Kardinalerzbiſchof Faulhaber bekannt 
gibt, daß es weit bekannt ſei, daß er ſich immer für 
die Abänderung der Aufwertungsgeſetze einſetze 
und ji für die Belange der beraubten Kapital- 
rentner intereſſiere. M. D. u. H.! Sie werden zu- 
geben, daß das alles Angaben ſind, die Sie doch ein 
klein wenig zum Nachdenken anregen müſſen. Biel- 
leicht werden Sie dadurch veranlaßt, Ihre Ent— 
ſchlüſſe und Beſchlüſſe zu ändern. Sagen Sie nicht, 
Sie ſeien jetzt in der Regierung und bilden die 
Mehrheit. Schon vor 3000 Jahren galt der Satz: 
To »sarloro åcyeTv &örı das heißt frei überſetzt: 
„Wer die Macht hat, herrſcht.“ Ja, wenn Sie ſo 
urteilen, ſich nur von der Machtfrage leiten laſſen, 
dann haben wir keine Hoffnung, nicht die geringſte. 

Ich erwarte auch, daß zu dieſer Sache noch 
andere Abgeordnete ſprechen werden, und ſpeziell 
fordere ich Frau Abg. Richter dazu auf. Da möge 
ſie bekennen, daß ſie voll und ganz dafür eintritt, 
was ich hier vorgebracht und beantragt habe: 
„Hic Rhodus, hie salta“, Jetzt muß das Bekennt⸗ 
nis von ihr abgelegt werden, es darf nicht rechts 
oder links gegangen werden. (Abg. Plenikowſfki: 
Worte ſind billig!) Wir wollen nicht mehr mit 
freundlichen Worten abgefunden werden, ſondern 
wir wollen Taten ſehen. Der Rückgriff und die 
Zwangseintreibung der gewährten Bezüge bedeu— 
tet eigentlich nichts anderes, als daß der Schuld: 
ner den Gläubiger pfändet; denn wenn der 
Schuldner nachher noch von dem, den er beraubt 
hat, etwas wegnehmen will, dann iſt das ein 
völlig verkehrtes Verhältnis. Heute foll jeder be- 
kennen, was er tun will. Heute foll jeder gewo- 
gen werden. Wir werden regiſtrieren, was jeder 
ſagt und tut und wie er ſich einſtellt. Ich bitte, 
meinen Abänderungsantrag einſtimmig anzu⸗ 


nehmen und beantrage auch namentliche Abſtim— 
mung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Ich will mich nach der eben gehörten Rede 
des Herrn Abg. Lemke ganz kurz faſſen. M. D. 
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u. H., die vorliegenden Anträge bezw. die An⸗ 
träge, die hier als Entſchließung vorgebracht ſind, 
betreffen Anregungen zur Einbringung eines ver⸗ 
beſſerten Kleinrentnerfürſorgegeſetzes. Ueber die 
Kleinrentnerfürſorge iſt hier ſchon in jedem Jahr 
in einem Viertel der Sitzungen geſprochen worden. 
Auch der Senat iſt ſich darüber klar, daß die be— 
ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht aus⸗ 
reichen, daß ſie im Gegenteil eine Beläſtigung der 
betroffenen Kreiſe bedeuten. Ich kann den Herrn 
Regierungsvertreter, Oberregierungsrat Dr. Hem⸗ 
men, bemitleiden, daß er die Aufgabe hatte, im 
Sozialen Ausſchuß die Stellungnahme der Regie— 
rung zu begründen und zu vertreten. Das, was 
dort über die Klagen der Kleinrentner vorgebracht 
wurde, und die Bemerkung der Frau Abg. Ka⸗ 
lähne, daß die auszuwerfenden Summen ja ſo 
gering wären, hätte ſchließlich genügen müſſen, um 
auch die Regierungsparteien und vor allem das 
Zentrum, das in dieſer Frage früher ſehr oft mit— 
geſprochen hat, zu bewegen, dieſe kleine Ausgabe 
für die Kleinrentner herzugeben. Es wurde aber 
gejagt, eine Aenderung des Kleinrentnerfürſorge— 
geſetzes wäre erſt für Danzig beſprechungsreif, 
wenn. in Deutſchland eine Aenderung eintreten 
würde. M. D. u. H., wir warten in Danzig immer 
darauf, daß im Reichstag oder im Preußiſchen 
Landtag irgendeine Geſetzesänderung eingebracht 
wird, um dann dieſe Aenderung hier zu überneh— 
men. Das iſt ein ſehr leichtes Verfahren. Es iſt 
beinahe ſo leicht, wie das Zahlenexperiment, das 
uns Herr Dr. Hemmen über die Auswirkung eines 
geſtaffelten Geſetzes im Ausſchuß vorlegte. Im 
Ausſchuß wurde geſagt, daß es, ich weiß nicht wie— 
viel, aber ich glaube zirka 300 Millionen Mehr: 
ausgaben in Deutſchland erfordern würde, wenn 
ein Geſetz eingebracht würde, wie es von den 
Kleinrentnerkreiſen gefordert wird. An Hand einer 


X⸗Rechnung wurde uns ausgerechnet, daß diefe Be- 


träge dann in Danzig, ich weiß nicht mehr wieviel, 
ich glaube ziemlich 1½ Millionen ausmachen ſoll— 
ten. Ich muß fagen, daß man aus ſolchen Reh- 
nungen nicht gerade viel Vertrauen zu der Ar- 
beitsmethode des Senats ſchöpft. Wenn dort die 
Verhältniſſe auch nur ein klein wenig anders ge- 
lagert ſind, dann kann man doch nicht das, wie 
ich hoffe, in Deutſchland mit Sorgfalt zuſammen— 
gebrachte Zahlenmaterial einfach auf die Danzi— 
ger Verhältniſſe umlegen. Man kann auch nicht, 
wie es Herr Lemke an einem Beiſpiel tat, die Ber- 
hätniſſe der Stadtgemeinde Stuttgart ohne wei— 
teres auf die Verhältniſſe in Danzig umrechnen. 
Das geht nicht an; denn Stuttgart iſt eine ſehr 
reiche Stadt geweſen, und die Zahl der Rentner 
deren verlorenes Vermögen über 12000 Mark, 
glaube ich, liegt, würde eine viel größere ſein als 
in Danzig. Die Frau Abg. Kalähne, die die 
Stuttgarter kannte, behauptete im Gegenteil, 
Stuttgart wäre eine arme Stadt. 

Wenn der Senat alſo ſolche Rechnungen auf— 
ſtellt, ijt das erſte Erfordernis, daß er die Unter⸗ 
lagen zu feiner Rechnung vorlegt und auch be- 


weiſen kann. Herr Dr. Hemmen ſprach davon, daß 


es 11, Millionen Gulden, „jo glaube er“, mehr 
ausmachen würde. An einer anderen Stelle 
ſagte er: „Ich bin der Ueberzeugung, daß das nicht 


beſſere Erfolge haben würde wie in Deutſchland.“ 
Aber er ſoll uns dieſe Behauptungen und den 
Glauben beweiſen. Dazu ijt notwendig, daß Er- 
hebungen in Danzig gemacht werden und erſt ein⸗ 
mal an Hand dieſes Zahlenmaterials nachgeſehen 
wird, wieviel eine ſolche Aenderung des Klein— 
rentnerfürſorgegeſetzes für den Staat Danzig aus- 
machen würde. Gewiß kann man überſchlägige 
Berechnungen machen an Hand der Bevölkerungs— 
ziffer in Deutſchland. Das läßt ſich hier aber nicht 
als ausreichend bezeichnen. Man kann auch nicht 
eine Verhältnisrechnung über die verlorengegan— 
genen Vermögen anſtellen. Man kann aber das 
Material verarbeiten, das ſchon in Danzig vor⸗ 
liegt. Frau Kalähne hat mit Recht darauf Hin- 
gewieſen, daß jeder Kleinrentner, der eine Unter— 
ſtützung bekommt, eidesſtattlich verſichern muß, 
wie hoch das Vermögen geweſen iſt, das er gehabt 
und verloren hat. Wenn von ſeiten der Regie— 
rungsparteien geſagt wurde, man könne mit die⸗ 
ſen Erklärungen nichts anfangen, man müſſe erſt 
ſehen, ob das wahr ſei, — wozu ſind dann die 
eidesſtattlichen Erklärungen abgegeben? Wollen 
Sie mit Abſicht dieſe Leute als Betrüger, als 
Eidesverletzer erklären? (Bei den Steuererklä— 
rungen iſt es auch jo! links.) Ja, jede Steuererklä⸗ 
rung erhält die eidesſtattliche Verſicherung auch; 
aber ſie enthält auch die Bemerkung, daß die Leute 
beſtraft werden, wenn ſie falſche Angaben machen. 
Man ſchiebt den Beweis damit der Behörde zu, 
nachzuweiſen, daß die Betreffenden gelogen und 
betrogen haben. Hier will man das nicht machen. 
Anſere ſtatiſtiſche Landesſtelle macht jo viele Er- 
hebungen und hat ſo viel ſtatiſtiſches Material 
aufgeſtellt über die unmöglichſten Sachen, die die 
Allgemeinheit kaum etwas angehen. Sie hat aber 
a ausreichende Erhebungen über die Erwerbs- 


loſigkeit in der Freien Stadt angeſtellt. Warum 
ſollte es der Landesſtelle nicht möglich ſein, auch 
für die Kleinrentnerfrage dies ſtatiſtiſche Mate- 
rial, das einen viel kleineren Umfang als das der 
Erwerbsloſenfrage hat, aufzubringen? Erſt wenn 
das vorliegt, würde ich dem Beweis glauben, daß 
eine Aenderung des Geſetzes tatſächlich 1½ Milli 
onen erfordert. Solange Sie nicht den Beweis 
bringen, müſſen wir an der Richtigkeit der Sum⸗ 
me zweifeln. Herr Oberregierungsrat Dr. Hem- 
men war es, der im Ausſchuß eine Auskunft über 
dieſe Sache geben ſollte. Ich bin aber überzeugt, 
er müßte erſt monatelange Erhebungen machen, 
um feſtzuſtellen, was tatſächlich für die Klein- 
rentnerfürſorge ausgegeben wird bezw. wie hoch 
die Vermögen find, da der Staat alles verloren- 
gegangen wieder gutmachen ſoll. 

Ich habe das Empfinden, als befände ſich der 
Staat in der Frage der Kleinrentnerfürſorge in 
einer Abwehrſtellung gegenüber den berechtigten 
Forderungen dieſer Leute, die durch die Inflation 
geſchädigt ſind. Im Ausſchuß wurde dazu geſagt, 
diesmal wurde nicht das Wort von der „Natur⸗ 
kataſtrophe“ des Herrn Schacht zitiert, ſondern 
dort hat der Abg. Moritz darauf hingewieſen, daß 
der Staat doch nicht verpflichtet wäre, das wieder 
gutzumachen, was einzelne Schieber verbrochen 
hätten. Die Nationalſozialiſten haben ſeinerzeit 
im Reichstag ein Geſetz eingebracht betr. Beſchlag— 
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nahme der Inflations- und Börſengewinne. Als 
das Geſetz aber zur Beſchlußfaſſung ſtand, haben 
Sie reſtlos dagegen geſtimmt. Sie haben aber 
jetzt durch Ihre Antwort im Ausſchuß zugegeben, 
daß durch eine ganz beſondere Sorte von Men- 
ſchen, die dieſe Schiebungen begangen haben, die 
Kleinrentner um ihren Beſitz gebracht worden 
ſind, und daß der Staat das zugelaſſen hat. Die 
logiſche Folgerung iſt daraus, daß dann heute 
aber auch der Staat für die Schäden haftbar zu 
machen und verpflichtet ift, die berechtigten An- 
ſprüche der Kleinrentner zu befriedigen. Dieſer 
Staat, der mitgewirkt hat an der Entwertung, 
der ſie durchgeführt hat, der ſtellt ſich heute in eine 
Abwehrſtellung gegen die berechtigten Forderun— 
gen der Kleinrentner. Es iſt geſagt worden, daß 
die Kleinrentner ſich nicht beklagen. Ja, der Herr 
Regierungsvertreter hatte ſchon recht, wenn er im 
Ausſchuß erklärte, daß er wenig Klagen gehört 
hat. Die Kleinrentner erheben viel zu wenig 
Widerſpruch gegen die Behandlung, die ihnen zu— 
teil wird. Sie ſind zum größten Teil aus einer 
anderen Erziehungsſchicht gekommen, ſie ſind es 
nicht gewohnt, auf die Straße zu gehen oder ſonſt! 
wie laut ihr Recht zu fordern. Auch ihre Organi— 
ſationen find inſofern wenig wert, weil fie iiber- 
altert ſind in ihrem Beſtande und vielleicht auch 
in ihren Führern. Ich bin feſt überzeugt, wenn 
Herr Abg. Lemke Gelegenheit gehabt hätte, ſein 
Wiſſen zu Gunſten der Kleinrentner bereits in 
früheren Lebensjahren zu verwerten, daß er dann 
bedeutend mehr erreicht hätte. Die Kleinrentner 
ſind ja aber durch das Fortſchreiten der Zeit in 
das hohe Alter gekommen. 

Eine Beſtimmung, die ich für die aller— 
ſchlimmſte halte, iſt dieſes Zugriffsrecht des Staa— 
tes, die Erſtattungspflicht der Hinterbliebenen ge— 
genüber dem Staat für empfangene Kleinrentner— 
fürſorge. M. D. u. H., es iſt vom Staat ſehr 
zweckmäßig gedacht, daß, wenn jemand Schmuck— 
ſachen beſitzt und dabei die Hilfe des Staates in 
Anſpruch genommen hat, weil ſeine Kinder ihn 
nicht unterſtützt haben, daß dann der Staat das 
Recht eingeräumt erhält, daß er hinterlaſſene 
Koſtbarkeiten für ſich beanſpruchen dürfe. Es iſt 
verſtändlich, wenn der Senat und die Regierung 
in Deutſchland ſagen, wir wollen ein Druckmittel 
auf die Erben haben. Wer ſich heute ſeiner Un— 
terhaltspflicht gegenüber Eltern oder anderen 
Anverwandten entzieht, der muß es ſich dann auch 
gefallen laſſen, daß der Staat, wenn er dieſe 
Unterhaltspflicht übernimmt, den Nachlaß be— 
ſchlagnahmt. Aber überzeugen Sie ſich einmal, 
in welcher Art und Weiſe nachher geſchnüffelt 
wird. Ich will durch meine Worte keinen Vor— 
wurf gegen den betreffenden Beamten erheben. 
die erfüllen ja nur ihre Pflicht. Aber es iſt doch 
ein beleidigendes Verfahren, ich möchte ſagen, es 
iſt eine Niederträchtigkeit gegen die betroffenen 
Leute, wie da herumgeſchnüffelt wird. Wer ſich 
von dieſen Unterſtützungsempfängern noch im Be⸗ 
ſitz einiger Schmuckſachen befindet, der muß be⸗ 
weiſen, daß es tatſächlich Andenken ſind. Wer 
von dieſen Enteigneten der Inflation tatſächlich 
noch irgend ein Schmuckſtück beſitzt, der hat es 
ſicher nur als Andenken behalten, oder wollen Sie 
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etwa behaupten, daß er damit prunken 
Wenn der Staat dieſe Andenken für ſich bean- 
ſprucht, dann muß man verſtehen, daß das nicht 
nur Erbitterung, ſondern Vergrämung bei den 
Betroffenen hervorruft. Daher müßte man ſchon 
aus rein menſchlichem Gefühl dazu übergehen, 
dieſe Beſtimmungen aus dem Geſetz herauszu— 
laſſen, vor allen Dingen aber dann, wenn der 
geldliche Erfolg zu Gunſten des Staates ein ſo 
geringer ift, wie das die Angaben des Senatsver— 
treters gezeigt haben. Gewiß, dieſe Einnahmen 
des Staates werden ſteigen, wenn erſt noch mehr 
Kleinrentner unter die Erde gegangen ſind, dann 
wird der Staat fein Recht auf Rückerſtattung gel- 
tend machen, bezw. ſein Zugriffsrecht ausüben und 
dadurch zu größeren Einnahmen kommen. Dar— 
auf ſoll man aber nicht warten, daß dieſe bedau— 
ernswerten Leute unter die Erde kommen, fon- 
dern man ſoll ſich mit der Feſtſtellung begnügen, 
daß dieſe Beſtimmungen dem Staat bisher ſehr 


wenig eingebracht haben, und ſoll aus dieſem 
Grunde dieſe beſchämenden Beſtimmungen aus 
dem Geſetz herauslaſſen. Ich bitte Sie daher 


ebenfalls, die Entſchließung und die Anträge, die 
hier geſtellt worden ſind, anzunehmen. (Bravo! 


rechts.) 
Das Wort hat 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 
Frau Abgeordnete Richter. 

Frau Richter, Abgeordnete (D. Lib.): M. H. u. 
D.! Auch ohne die liebenswürdige Aufforderung 
des Herrn Abg. Lemke hätte ich zu dieſer Ange— 
legenheit einige Worte geſagt, und zwar möchte 
ich folgendes hervorheben: Frau Abg. Kalähne 
hat kritiſiert, daß in der in Frage ſtehenden Mus- 
ſchußſitzung von der Deutſch-Liberalen Fraktion 
niemand anweſend geweſen ift. Frau Abg. Ka: 
lähne wird genau ſo gut wie ich wiſſen, daß die 
Deutſch-Liberale Fraktion augenblicklich im Gozi- 
alen Ausſchuß nicht Sitz und Stimme hat. Ich 
möchte aber zur Charakteriſierung der Lage ſelbſt 
noch etwas ſagen, was ungemein wertvoll iſt. Als 
vor etwa zwei Jahren — ich weiß den Zeitpunkt 
heute nicht mehr ſo genau, aber es war bei der 
vorhergehenden Erhöhung der Kleinrentnerbe— 
züge — eine Abänderung des $ 9 der Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zum Kleinrentnerfürſorgege— 
ſetz von mir angeregt worden war und ich darum 
gebeten hatte, gleichzeitig mit der Erhöhung der 
Kleinrentnerbezüge dieſe Abänderung der Mus- 
führungsbeſtimmungen des 8 9 vorzunehmen, 
war es gerade ein Vertreter der Deutſchnatio— 
nalen Partei, der eine gleichzeitige Erledigung 
der beiden Fragen ablehnte. Ich muß mich des— 
halb außerordentlich wundern, daß nunmehr, 
nachdem die Deutſchnationalen nicht mehr die 
Verantwortung für die Regierung tragen, dieſe 
Forderung ſo prägnant und ausdrücklich hier vor— 
getragen wird, und es drängt ſich einem dabei 
unwillkürlich der Gedanke auf, da man eben nur 
dann etwas unternimmt, wenn man nicht verant- 
wortlich für die Sache zeichnet. Das ift das Be- 
trübende bei dieſer Angelegenheit. Es iſt leider 


bisher immer ſo geweſen, daß die Parteien ſich der 
Rentner angenommen haben, die nicht in der Re— 
gierung waren, und dieſen Fehler machen Sie m. 
D. u. H. von rechts, jetzt auch wieder. 


will? (C) 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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(Richter, Frau, Abgeordnete) 

Ich bin hier beſonders apoſtrophiert worden 
und ſoll erklären, wie ich zur Kleinrentnerfrage 
ſtehe. Perſönlich bin ich immer für die Schaf— 
fung eines Kleinrentnerverſorgungsgeſetzes ein— 
getreten. Aber genau ſo wenig, wie Sie, Frau 
Abg. Kalähne allein etwas fertig bringen, genau 
ſo iſt es mir ergangen. Wir ſind nur einzelne 
Perſonen im großen Gremium. Ich möchte daher 
bitten, daß man nicht gegen einzelne Abgeordnete 
aus dieſen Tatſachen Vorwürfe konſtruiert. Ich 
betone wiederholt, daß ich perſönlich und auch die 
Deutſch-Liberale Fraktion immer für eine Ab- 
änderung des $ 9 der Ausführungsbeſtimmungen 
eingetreten bin, und daß es gerade die Deutſch— 
nationalen waren, die früher eine Abänderung 
abgelehnt haben. (Hört, hört! links.) Ich möchte 
bitten, m. H. u. D., daß dieſe Angelegenheit noch 
einmal an den Sozialen Ausſchuß zurückverwieſen 
wird. Ich halte es für unbedingt notwendig, daß 
man ſich über dieſe Fragen noch einmal eingehend 
unterhält, beſonders da ich den Anträgen des 
Herrn Abg. Lemke einen großen Wert beimeſſe. 
Ich bitte Sie daher, den Antrag Druckſache Nr. 
683, ſowie die Druckſache Nr. 766 und die Ent— 
ſchließung Druckſache Nr. 769 an den Sozialen 
Ausſchuß zurückzuverweiſen. (Bravo! Mitte.) 


Vizepräſident Gaikowſkti: Es ift der Antrag 
geſtellt worden, die Druckſachen Nr. 667, 683, 684 
716 u. 766 noch einmal an den Sozialen Ausſchuß 
zur Beratung zu überweiſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Als Redner iſt noch Herr Pleni— 
kowſki vorgeſehen. Ich muß erſt über den Antrag 
abſtimmen laſſen, Herr Abg. Plenikowſki. Ich 
laſſe über den Zurückverweiſungsantrag abſtim⸗ 
men. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich von 
ſeinem Platz erheben zu wollen. — Der Antrag 
ift angenommen. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Paul Müller. 


Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Im Namen von Abgeordneten ſämtlicher 
bürgerlichen Parteien außer dem Zentrum bean— 
trage ich, heute folgenden Geſetzentwurf auf die 
Tagesordnung zu ſetzen: 


Geſetz betr. Erklärung des 28. Juni 1929 zum 
Volkstrauertag. 
Artikel 1. 


Der 28. Juni 1929 wird zum geſetzlichen Feiertag 
(Volkstrauertag) erklärt. 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Ich beantrage, dieſen Antrag auf die heutige 


Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. Brill: Wir wider- | W 


ſprechen!) 


Vizepräſident Gaikowſki: Dieſem Antrag kann 
ich nicht ſtattgeben, da Widerſpruch erhoben wor- 
den ijt. Die Wortmeldung des Herrn Abg. Ple- 
nikowſki ijt durch die Abſtimmung erledigt. Die 
Punkte 1, 2 und 3 der Tagesordnung ſind durch 
die Ausſchußüberweiſung erledigt. (Abg. Pleni- 
kowſki: Glauben Sie, im Ausſchuß wird es beffer, 
Sie ſollen jetzt mithelfen das Geſetz durchzubrin— 
gen! — Noch immer nichts gelernt!) Die Große 
Anfrage ijt wohl nicht dem Sozialen Ausſchuß zu- 
rückgewieſen. (Doch! rechts.) Ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommen⸗ und 
Körperſchaftsſteuergeſetzes. — Fortſetzung. — 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. Wir ſind bei der 
namentlichen Abſtimmung über Artikel 1 der 
Vorlage ſtehengeblieben. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. Ich bitte die Stimmkarten 
einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An der Abſtim⸗ 
mung haben ſich 59 Damen und Herren beteiligt. 
Das Haus iſt beſchlußunfähig. Ich ſetze die nächſte 
Sitzung auf Dienstag, den 18. Juni nachmittags 
6.15 Uhr mit der Tagesordnung Reſt von heute 
feft. (Abg. Liſchnewſki: Auflöſung des Volkstages!) 
(Schluß der Sitzung 5 Uhr 55 Minuten.) 


95. Sitzung. 
Dienstag, den 18. Juni 1929. 


Die Sitzung wird 6 Uhr 15 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Staatsrat Dr. Lade⸗ 
mann; Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich eröffne die 95. 
Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommen⸗ und 
Körperſchaftsſteuergeſetzes. — Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 751 zu Nr. 709. Wir find bei der 
namentlichen Abſtimmung über Artikel J ſtehen 
geblieben. Ich bitte die Abgeordneten, die Plätze 
einzunehmen, die Abſtimmung beginnt. Wünſcht 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
An ihr haben ſich 61 Damen und Herren beteiligt. 
Alle haben mit Ja gejtimmt.*) Artikel I ift ange- 
nommen. (Abg. Plenikowſki: Dafür gibt es jetzt 
die Mietserhöhung! — Eine richtige Kuhhande— 
lei!) Ich rufe Artikel Ia auf, Abänderungsantrag 
= Abg. Opitz und der Kommuniſtiſchen Frak— 
ion: 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen: 61, alle mit Ja. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, Eiſerloh. Frau 
Falk, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Had- 
bardt, Hallmann⸗Rob. Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowſfki, 
Joſeph, Kaiſer, Karſchewſki, Klein, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Lemke-Bruno, Lemke⸗ 
„Leu, Loops, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, Moritz, 
Mrocszkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Frau 
Prillwitz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, Rogo- 
zinſki, Rohde, Schilke, Schmidt⸗Eduard, Schmidt-Friedr., 
Selow, Frau Dr. Semrau, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, 
Weiß, Werner, Wierſchowſki, Frau Buper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Beſſer, 
Bertling, Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Bohner, 
Brenner, Burandt, Dinklage, Doerkſen, Dumont, Dyck II. 
Falkenberg, Fiſcher, Friedrich, Geisler, Hallmann-Rud., 
Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, Frau 
Kalähne, Karkutſch, Klawitter-Fritz, Frau Kreft, Kreft- 
Paul, Langnau, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mayen, 
Frau Meyer, Miſzewſki, Dr. Moczyüſki, Müller⸗Bernhard, 
Müller⸗Paul, Müller⸗Walter, Neubauer, Opitz, Papke, 
Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Regier, Schütz, 
Schwartz, Schwegmann, Senftleben, Siebenfreund, Dr. 
Unger, Vollerthun, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Vizepräſident Gaikowſfki) 

Hinter Artikel I ijt ein Artikel Ia mit folgendem 

Wortlaut einzufügen: 

Die SS 56 bis 73 werden geſtrichen. 
Wer für die Annahme dieſes Abänderungsantra⸗ 
ges iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe Artikel II 
der Druckſache Nr. 709 auf. Ich eröffne die Mus- 
ſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer Artikel II der Druckſache Nr. 709 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
ijt die Mehrheit, Artikel II ift angenommen. Ich 
rufe Artikel III auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich darf wohl annehmen, daß Artikel III mit 
gleicher Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe 
Artikel IWauf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf 
wohl annehmen, daß Artikel IV mit gleicher 
Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe die Ueber— 
ſchrift auf, eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Ueberſchrift anneh— 
men wollen, fiH zu erheben. — Das ift die Mehr- 
heit, ſie iſt angenommen. (Abg. Böcker: Ich bitte 


die Schlußabſtimmung namentlich vorzunehmen!) 


Es iſt namentliche Schlußabſtimmung beantragt. 


Wird der Antrag unterſtützt? Die Unterjtügung: 


reicht aus. Ich bitte die Plätze einzunehmen. Die 
Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 
61 Damen und Herren beteiligt, alle ſtimmten 


mit Ja.“) Damit iſt das Geſetz Druckſache Nr. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 


Stimmen: 61, alle mit Ja. 


Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 


Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, Eiſerloh. Frau 
Falk, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Had- 
bardt, Hallmann-Rob. Höhn, Hoog, Hoppe, Iewelowiti, 
Joſeph, Kaifer, Karſchewſki, Klein, Klingenberg, Kloſ— 


ſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Lemke-Bruno, Lemke⸗ 


Leu, Loops, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, Moritz. 
Mrocskowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Frau 
Prillwitz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, Rogo- 
ainiti, Rohde, Schilke, Schmidt⸗-Eduard, Schmidt⸗Friedr., 
Selow, Frau Dr. Semrau, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, 
Weiß, Werner, Wierſchowſki, Frau Buper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Beſſer, 
Bertling, Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Bohner, 
Brenner, Burandt, Dinklage, Doerkſen, Dumont, Dyck II. 
Falkenberg, Fiſcher, Friedrich, Geisler, Hallmann-Rud., 
Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath. Jahr, Jantzen, Frau 
Kalähne, Karkutſch, Klawitter-Fritz, Frau Kreft, Kreft⸗ 
Paul, Langnau, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mayen, 
Frau Meyer, Miſzewſki, Dr. Moczyniti, Müller⸗Bernhard, 
Müller⸗Paul, Müller⸗Walter, Neubauer, Opitz, Papke, 
Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Regier, Schütz, 
Schwartz, Schwegmann. Senftleben, Siebenfreund, Dr. 
Unger, Vollerthun, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 
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709, in dritter Leſung angenommen. Unfere 
Tagesordnung iſt damit erledigt. Ich ſchlage vor, 
die nächſte Sitzung morgen, Mittwoch, den 19. 
Juni mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 


1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1929. (Druckſache Nr. 749 und die 
dazu gehörigen Etats.) 

2. Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes über die 
Entlaſtung der Jahresrechnung für 1926. (Druck⸗ 
ſache Nr. 750.) 


3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Vermögensſteuergeſetzes. (Druckſache Nr. 


756.) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Müller. 
Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 


bitte, den eingebrachten Antrag betr. den Volfs- 
irauertag als Punkt 1 der Tagesordnung anzu: 
ſetzen. 


Vizepräſident Gaikowfki: Es ift beantragt wor- 
den, den Antrag des Herrn Abg. Müller u. Fr. 
morgen als erſten Punkt auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. § 29 unſerer Geſchäftsordnung ſagt: 

Der Volkstag kann bei der Feſtſtellung der 

Tagesordnung beſchließen, die Friſt zwiſchen der 
erſten und der zweiten Beratung zu kürzen oder auf- 
zuheben. Bei den Friſten vor der einmaligen, der 
erſten und der dritten Beratung darf dies nicht ge- 
ſchehen, wenn ein dahingehender Widerſpruch von 
ſieben anweſenden Abgeordneten unterſtützt wird. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich wider- 
ſpreche, daß dieſer Punkt morgen als erſter auf die 
Tagesordnung geſetzt wird. 


Vizepräſident Gaikowſki: Wird der Wider- 
ſpruch unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. 
Der Antrag kann nicht als Punkt 1 auf die Tages- 
ordnung geſetzt werden. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich De- 
antrage, daß der Antrag als Punkt 4 auf die 
Tagesordnung geſetzt wird. 


Vizepräſident Gaikowſti: Widerſpruch dagegen 
wird nicht laut. Die Tagesordnung wird dann 
noch durch den Antrag des Abg. Müller und Frat- 
tion ergänzt, der an die vierte Stelle kommt. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 25 Minuten.) 


~ 


(C) 


D) 


(A) 


(B) 
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96. Sitzung. 


Mittwoch, den 19. Juni 1929. 
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durch 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten 
den Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Dr. Althoff, Arczynſki, 
Dr. Kamnitzer, Ramminger, Dr. Wiercinſki; 
Regierungs- und Medizinalrat Dr. Roſenbaum. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne die 96. 
Vollſitzung. Gemäß der Vereinbarung im Aelte— 
ſtenausſchuß ſoll bei der zweiten Leſung der Etats 
eine allgemeine Ausſprache ſtattfinden. Ich rufe 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929. 
Druckſache Nr. 749 zu Nr. 720. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Ich glaube, es iſt das erſte Mal, daß zwiſchen 
einer Rede des Herrn Senatspräſidenten über die 
Außenpolitik und der Ausſprache in dieſem Hauſe 
nur ein einziger Tag liegt. Es ſcheint uns ſo, als 
ob die Aussprache über diefe Frage dieſes Mal 
etwas kurz fortkommen ſoll. Das ſcheint uns aber 
nicht der Bedeutung gerade dieſer Angelegenheit 
zu entſprechen. Wer als Außenſtehender die 
geſtrige Rede des Herrn Senatspräſidenten gehört 
hat oder ſie lieſt, muß den Eindruck erhalten, als 
wenn hier in Danzig in außenpolitiſcher Be- 
ziehung alles in ſchönſter Ordnung ſei. Die Richt— 
linien der Außenpolitik ſind die alten. Genf 
brauchten wir nicht zu bemühen. Die an ſich ſchon 
freundſchaftlichen Beziehungen zu Polen ſind 
durch Miniſterbeſuche noch freundſchaftlicher ge⸗ 
worden. An ſchönen Miniſterworten konnte man 
ſich berauſchen. Man hörte zwar einen Hinweis 
auf Gdingen, tröſtete ſich aber mit der Ausſicht 
auf Verhandlungen und hoffte im übrigen auf 
beſſere Zeiten. Das, m. D. u. H., iſt ungefähr der 
Tenor der geſtrigen Rede des Herrn Senatsprä⸗ 
ſidenten. Meinen politiſchen Freunden erſcheint 
dies als eine gefährliche Selbſttäuſchung. Wir 
ſind der Auffaſſung, daß die Lage Danzigs noch 
niemals bedrohlicher, noch niemals gefährlicher 
war, als gerade heute. Wer ſich über die Lage 
Danzigs auf lange Sicht geſehen ein Arteil bil⸗ 
den will, wird nur mit banger Sorge in die Zu⸗ 
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kunft blicken können. Die ſtaatliche Stellung Dan⸗ 
zigs, wie ſie der Verſailler Vertrag feſtlegte, iſt 
in Gefahr, wenn die Entwicklung unſeres Vers 
hältniſſes zu Polen weiter in der Bahn läuft, in 
der wir uns befinden. Das muß einmal offen aus⸗ 
geſprochen werden, damit diejenigen Stellen, 
denen der Schutz des Verſailler Vertrages zur 
Pflicht gemacht wurde, der Völkerbundkommiſſar 
und der Völkerbund ſelbſt ihr Augenmerk auf dieſe 
Dinge richten und damit die Danziger Bevölke— 
rung die Gefahren erkennt, in denen ſich unſer 
Staat befindet. Durch die Mantelnote und durch 
zahlreiche Entſcheidungen iſt Danzig als ein ſelb⸗ 
ſtändiger Staat innerhalb der Staatenorganija= 
tion Europas anerkannt worden, was Herr Prä⸗ 
ſident Sahm in einer Rede im Volkstag einmal 
ausdrücklich vor mehreren Jahren ausſprach. 
Dieſe unumſtößliche Tatſache muß für Danzig Ziel 
und Richtung ſeiner Politik ſein. 

Wenn man in Danzig von Außenpolitik 
ſpricht, ſo denkt man dabei meiſt nur an unſer 
Verhältnis zu Polen. Das zeigt aber, wo der 
Gegenſpieler ſitzt. Man hat früher einmal ge- 
glaubt, daß die Streitfälle mit Polen aufhören 
werden, ſobald durch eine Anzahl von Entſchei⸗ 
dungen die Stellung Danzigs und ſein Verhält⸗ 
nis zu Polen in den Grundzügen geklärt ſind. Das 
könnte ſein, iſt aber leider nicht ſo. Es iſt nicht 
ſo, weil Polen die Fundamente, auf denen Danzig 
ruht, zu zerſtören trachtet. Wir kommen mit 
Polen aus dem Stadium der Verhandlungen 
nicht heraus. Bei jedem Verhandlungsgegenſtand 
befindet ſich Danzig in der Verteidigung und 
Polen im Angriff. Nur dort, wo Verhandlungen 
von Danzig angeregt werden und ſolche im Inter— 
eſſe Danzigs liegen, kommen ſie nicht in Fluß. 
Ein Beweis hierfür iſt z. B. die Frage über eine 
anderweitige Regelung des Zollverteilungsſchlüſ— 
ſels. In unſerer Erinnerung iſt wohl noch die 
Zeit, als eine Danziger Delegation nach vorheri— 
ger Anmeldung durch Herrn Miniſter Strasbur- 
ger in dieſer Angelegenheit nach Warſchau fuhr. 
Die Delegation erfuhr in Warſchau, daß das zu⸗ 
ſtändige Miniſterium von der Anmeldung nichts 
wiſſe. Später war der zuſtändige Dezernent be— 
urlaubt. Dann war einer krank und ſo ging es 
weiter. Im wirtſchaftlichem Gewande verſucht 
Polen, politiſch in Danzig vorzudringen. Weil für 
den einzelnen Verhandlungsgegenſtand die poli— 
tiſche Seite geringfügig erſcheinen mag, gibt die 
Linksregierung in dem Willen, zu einem Ab- 
ſchluß zu kommen, nur zu leicht nach. Summiert 
man aber alle angeblich kleinen politiſchen Zuge— 
ſtändniſſe, ſo wird daraus innerhalb eines länge— 
ren Zeitraums ein verhängnisvolles, gefährliches 
Ganzes. 

Das iſt die große Gefahr für Danzig. Zu dieſer 
Erkenntnis muß man kommen, wenn man alle 
mit Polen geſchloſſenen Verträge der letzten 
Jahre von dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet. 
Polen benutzt die ihm im Verſailler Vertrag und 
der Pariſer Konvention zugeſtandenen Wirt⸗ 
ſchaftsrechte als Einbruchsſtellen, die es im ziel— 
bewußten Kampfe zu erweitern ſucht. Das gilt für 
die Beſtimmungen über die Eiſenbahn, über die 
Poſt, über Hafenausſchuß, über die Zollunion, 


über die Zollverwaltung uſw. So lockert Polen 
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das Fundament, das Danzig trägt. Ich behaupte, geglichen wurden, ſo muß das auch hier geſchehen. 


und es iſt zu beweiſen: 1. Danzigs Finanzlage iſt 
bedroht durch Polen. 2. Danzigs Wirtſchaftslage 
iſt bedroht durch Polen. 3. Danzigs politiſche 
Selbſtändigkeit iſt aufs höchſte gefährdet durch 
Polen. (Abg. Plenikowſki: Reden Sie noch immer 
von einer Selbſtändigkeit?) Der Herr Finanz⸗ 
ſenator ſagte in ſeiner Rede, daß eine geſunde 
Finanzlage Danzigs die Vorausſetzung für ſeine 
politiſche Selbſtändigkeit ſei. Darin geben wir 
ihm recht; er wiederholt damit aber nur das, was 
wir ſeit Jahren behauptet haben. Ich möchte nun 
einmal die Frage aufwerfen, warum Danzigs 
Finanzlage ſchwierig iſt. Wer die Verhandlungen 
im Hauptausſchuß bei der Beratung des Haus: 
haltsplanes mitgemacht hat, muß mir gerechter— 
weiſe zugeben, daß in faſt allen Fällen bei den 
meiſten Parteien das Bemühen nach Sparſamkeit 
hervortrat. Auf der anderen Seite ſteht aber feſt, 
daß die Danziger Bevölkerung ungeheure öffent- 
liche Laſten zu tragen hat: Die Belaſtung durch 
Zölle für nahezu alle Bedarfsartikel des täglichen 
Gebrauchs iſt faſt untragbar und erheblich höher 
als im Deutſchen Reich. Außer dieſen Laſten iſt 
die Steuerſchraube bedenklich angezogen. (Wer 
hat Ihnen das aufgeſchrieben? links.) Man wird 
ſich nun fragen müſſen, woran liegt es, daß die 
Finanzlage Danzigs geſpannt bleibt, wenn auf 
der einen Seite Sparſamkeit geübt wird und auf 
der anderen Seite die Bevölkerung große Laſten 
zu tragen hat? Hinzu kommt noch, daß Danzig 
keine Mittel für militäriſche Zwecke aufzubringen 
hat. Danzig ſelbſt hat eine überwiegend ſtädtiſche 
Bevölkerung; die Steuerkraft ſolcher Staaten iſt 
eine allgemein höhere als in Staaten mit mehr 
ländlichem Charakter. Das beweiſt auch die vom 
Senat vorgelegte Nachweiſung bei den Bera- 
tungen über den Finanzausgleich. Hinzu kommt 
noch, daß Danzig eine Hafen- und Seehandels— 
ſtadt iſt und einen ſtarken Fremdenverkehr hat. 
Wenn trotz aller dieſer Umſtände die Finanzlage 
Danzigs geſpannt iſt, ſo liegt die Fehlerquelle wo 
anders. Ich wiederhole, was ich ſchon ſo häufig 
geſagt habe: auf dem Wege über die Eiſenbahn, 
über die Zölle und über die polniſche Poſtkonkur— 
renz fließen aus Danzig Beträge nach Polen, die, 
auf den Kopf der Bevölkerung berechnet, höher 
ſind als die Laſten des Deutſchen Volkes nach den 
Dawes-Geſetzen. (Hört, hört! rechts.) Allein aus 
den Bahnen zieht Polen jährlich Ueberſchüſſe von 
20 bis 25 Millionen Gulden, das iſt das Doppelte 
des Aufkommens der Einkommenſteuer. Die polni⸗ 
ſche Poſtkonkurrenz entzieht Danzig jährlich Cin- 
nahmen von 2 Millionen Gulden, und an Zöllen 
erhält Danzig noch bei weitem nicht das, was ihm 
zuſteht. Eine derartige Blutentziehung kann Dan⸗ 
zigs Staatsweſen auf die Dauer unmöglich tra- 
gen, es muß daran verbluten. Jedes Suchen nach 
neuen Einnahmequellen und alles Streben nach 
Sparſamkeit ſind letzten Endes Schläge ins 
Waſſer, wenn dieſen von mir angeführten Dingen 
nicht nachgegangen wird. Die entſchädigungsloſe 
Aebertragung der Verwaltung der Danziger 
Eiſenbahnen an Polen muß als ein Irrtum der 
Inflation angeſehen werden. Ebenſo wie bei 
Privatforderungen in den meiſten Staaten die 
Irrtümer der Inflation durch Aufwertung aus⸗ 


Es iſt ganz unbegreiflich, daß Polen für die Eiſen⸗ 
bahn nicht einmal Einkommenſteuer zahlt. Ich 
halte dieſe Dinge für ſo bedeutſam, daß der 
Völkerbund, dem der Schutz Danzigs zur Pflicht 
gemacht wurde, ihnen einmal nachgehen muß. Die 
Väter des Verſailler Vertrages, die uns wider 
unjeren Willen von unſerem Mutterlande losge— 
riſſen und zu einem ſelbſtändigen Staat gemacht 
haben, haben damit auch die Verpflichtung iber- 
nommen, uns vor Ausplünderungen zu ſchützen 
und uns lebensfähig zu erhalten. Daß der heute 
geltende Zollverteilungsſchlüſſel Danzig nicht das 
gibt, was ihm zuſteht, hat der Herr Finanzſena⸗ 
tor in ſeiner Rede ſelbſt anerkannt. Möge es der 
Regierung gelingen, hier in kürzeſter Friſt Wan- 
del zu ſchaffen. Scheuen Sie dabei den Weg nach 
Genf nicht, und nehmen Sie Gelegenheit, das 
ganze Finanzproblem, ſoweit es die Verhältniſſe 
mit Polen betrifft, dabei aufzurollen. 

Auf eines möchte ich hierbei noch eingehen: 
Eine der Haupturſachen des Zuſammenbruchs der 
Danziger Finanzen im Jahre 1926 war der Rück⸗ 
gang der Zolleinnahmen auf nur vier Millionen 
Gulden jährlich. Nicht durch die Entwicklung der 
Danziger Verhältniſſe war der kataſtrophale 
Rückgang dieſer wichtigen Einnahmequelle einge— 
treten. Die Urſache lag bei Polen und nur bei 
Polen. Der Rückgang des polniſchen Zlotys 
ſchwächte die Kaufkraft Polens, Ausfuhrbeſchrän⸗ 
kungen, die nach den Worten des polniſchen Mi- 
niſters einer Erdroſſelung der Einfuhr für Polen 
gleichkamen, ließen die Zolleinnahmen in dem 
polniſchen Zollgebiet auf nahezu ein Nichts her— 
abſinken. Danzig dagegen hatte Kontingente für 
die Einfuhr von Waren, die ausſchließlich in 
Danzig vertrieben wurden und für die die Danzi- 
ger Bevölkerung den Zoll zahlte, der dann aller— 
dings in die Kaſſen Polens floß. Dadurch iſt der 
Teil der Sanierungsanleihe, der zur Abdeckung 
der ſchwebenden Schuld diente, von Polen verein— 
nahmt worden. Danzig dagegen trägt die Schul— 
denlaſt, muß ſie verzinſen und muß ſie amorti⸗ 
ſieren. Die gewaltige Blutentziehung Danzigs 
durch die Eiſenbahn, die Zölle, die Poſtkonkurrenz 
iſt die Urſache dafür, daß unerträgliche Laſten 
unſere Bevölkerung bedrücken und unſere Wirt- 
ſchaft zu erſticken drohen. 7,6 Millionen Steuer: 
reſte, von denen der Herr Finanzſenator im 
Hauptausſchuß ſprach, beweiſen, daß die Wirt— 
ſchaft die ihr auferlegten Laſten einfach nicht zu 
tragen vermag. Dieſe Blutentziehung durch 
Polen iſt im weſentlichen mit die Urſache für die 
inneren Kämpfe der einzelnen Berufsſtände ge- 
geneinander in unſerem Staat. Das iſt es aber, 
was Polen nach der polniſchen Denkſchrift will 
und für feine Zwecke braucht. Hält dieſe Ausbeu⸗ 
tung an, ſo wird Danzig auf die Dauer eine ge— 
junde Sozialpolitik nicht tragen und feine Kultur- 
aufgaben nicht erfüllen können. Ein Wirtſchafts⸗ 
zweig nach dem anderen wird zuſammenbrechen 
und darum muß ſchon heute die Aufmerkſamkeit 
des neuen Völkerbundskommiſſars auf dieſe Dinge 
gelenkt werden. Nirgends ſteht es geſchrieben, daß 
Danzig Polen gegenüber tributpflichtig iſt. In 
dieſen Dingen liegt eine ſchwere Gefahr für die 
Zukunft Danzigs. 
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Nun zur Wirtſchaft im allgemeinen. Wohl iſt 
es richtig, wenn heute von einer europäiſchen 
Wirtſchaftskriſe geſprochen wird, in die auch Dan⸗ 
zig einbezogen iſt. Das allein rechtfertigt aber 
das Ausmaß der Danziger Wirtſchaftskriſe nicht. 
Die Konkurrenz der billiger produzierenden pol- 
niſchen Landwirtſchaft droht unſere Landwirt⸗ 
ſchaft zu erſticken. Die ſtändig wechſelnden Ein⸗ 
und Ausfuhrbeſtimmungen Polens, die Politik 
der Syndikate und Ausfuhrprämien ſteht der für 
eine Handels- und Seehafenſtadt, wie Danzig es 
iſt, notwendigen Wirtſchaftspolitik direkt entge— 
gen. Wohl kann Polen für ſein Gebiet Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Zollpolitik nach eigenem Ermeſſen 
treiben. Der Sinn aller Verträge mit Danzig iſt 
aber, daß Polen den wirtſchaftlichen Belangen 
Danzigs Rechnung trägt. Polen muß Danzig jo: 
viel wirtſchaftliche Freiheit laſſen, daß ſein Cha— 
rakter als Hafen- und Handelsſtadt nicht ver— 
loren geht. Das aber will Polen nicht. Es ſpricht 
in der Denkſchrift ſehr offen aus, daß die Danziger 
Wirtſchaft in Abhängigkeit von Polen gebracht 
werden ſoll. Der unter vielem Aufwand betrie— 
bene Ausbau von Edingen iſt eine ausgeſprochen 
gegen Danzig gerichtete Maßnahme. Bis zum 
Jahr 1931 ſteigert nach den Worten des Herrn 
Senatspräſidenten Polen den Ausbau von Gdin⸗ 
gen auf eine Leiſtungsfähigkeit von 16 Millionen 
Tonnen. Das ift das Doppelte der Umſchlags— 
menge im Danziger Hafen im letzten Jahr. 250 
Millionen Goldzloty läßt Polen ſich das koſten. 
Um Danzig aber ganz ſchachmatt zu ſetzen, be— 
günſtigt die polniſche Regierung Gdingen noch 
durch bevorzugte Eiſenbahntarife. Damit nützt 
Polen die ihm übertragene Verwaltung der Dan- 
ziger Bahnen zum Kampf gegen den Lebensnerv 
Danzigs aus. (Sehr richtig! rechts.) Polen errich— 
tet Schiffahrtslinien unter Ausſchaltung von 
Danzig und betreibt zielbewußt die Verdrängung 
des Danziger Handels. So geht es weiter. Das iſt 
der Vernichtungskampf auf der ganzen Linie. Ich 
empfehle den Herren von der Regierung und den 
Verfechtern der Verſtändigungspolitik dringend, 
Heft 1 der Oſtlandſchriften, Herausgegeben vom 
Oſtlandinſtitut in Danzig, zu leſen, in dem ein 
gewiſſer Johannſen ſehr wertvolles und unan— 
fechtbares Material über Gdingen bringt. Dieſes 
Heft enthält als Motto einige Zeilen aus dem 
Kurjer Poznanſki vom 26. 9. 1928: „Vielleicht 
ſind ſich nicht alle genügend klar darüber gewor— 
den, daß das, was in Edingen geſchieht, Geſchichte 
iſt.“ Die polniſche Zeitung hat recht; denn die Ge— 
ſchichte Gdingens iſt gleichzeitig auch die Ge— 
ſchichte des Untergangs von Danzig, die von 
Polen bewußt und gewollt erſtrebt wird. Dieſe 
Schrift bietet eine unerſchöpfliche Fundgrube für 
die Abſichten des polniſchen Volkes, der polniſchen 
Wirtſchaft und der polniſchen Regierung in bezug 
auf Danzig und Gdingen. Der namhafte polniſche 
Schriftſteller Baginſti ſchreibt im 66. Kapitel 
ſeines Buches: „Das Problem des polniſchen Zu— 
gangs zum Meer.“ 

Wenn wir aber die Häfen Gdingen und Dirſchau 
bauen, ſo können wir nicht unſeres gegenwärtigen 
und noch mehr unſeres zukünftigen Einfluſſes auf 
Danzig entſagen; denn die uralte Tendenz der pol- 
niſchen Geſchichte ſtrebt auf die gänzliche Beſitzergrei— 
fung der Weichſelmündung, alſo Danzigs, hin. 
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Eine Arbeit von Bodan: „Die Seewirtſchafts⸗ 
politik Polens“, die eine dem Miniſter naheſte⸗ 
hende Wochenſchrift beſonders empfahl, äußert ſich 
wie folgt: ; 

Gerade unfer eigener Hafen ſtärkt unſere Gtel- 
lung in Danzig, da er uns in bohem Maße unabhän⸗ 
gig macht von der Haltung ſeiner Politik und uns 
erlaubt, in Zeiten, da dies notwendig ſein wird, 
Danzig gegenüber den Boykott anzuwenden zu 
einem beſtimmten Zeitraum, in dem wir unſern Um- 
ſchlag über Gdingen leiten. 

Die Einrichtung des Danziger Hafenausſchuſſes 
wurde getroffen, um Polen die Benutzung des 
Danziger Hafens ſicherzuſtellen. Andererſeits 
übernahm Polen die Verpflichtung, den Danziger 
Hafen voll auszunutzen. Nun hat Polen in Gdin- 
gen einen Konkurrenzhafen. Es iſt ein Unding, 
daß der Beſitzer des Konkurrenzhafens im Dan— 
ziger Hafenausſchuß ſitzt und dort den Ausbau des 
Danziger Hafens lähmt, wie es z. B. bei dem 
Kampf Polens gegen das Recht des Hafenaus— 
ſchuſſes zur Aufnahme von Anleihen zum Aus- 
druck kommt. Betrachtet man nun noch die Wirt- 
ſchaftsverhandlungen mit Polen aus letzter Zeit, 
ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß Polen auf 
der ganzen Linie zum Angriff vorgeht. Polen 
treibt eine Wirtſchaftspolitik, die die wirtſchaft⸗ 
liche Struktur Danzigs als Hafen und Seehan⸗ 
delsplatz bedroht. Durch die polniſchen Ein- und 
Ausfuhrbeſtimmungen ſind wir gegenüber dem 
übrigen Ausland im Nachteil. Auf der andern 
Seite verſucht Polen, wo es ihm in den Kram 
paßt, noch eine Wirtſchaftsgrenze gegen Danzig zu 
ziehen, wie wir das bei der polniſchen Forderung 
auf Uebernahme des polniſchen Lebensmittelge— 
ſetzes für Danzig im Hauptausſchuß hörten. 

So jehen wir Schwierigkeiten über Schwierig 
keiten. Wie Polen die politiſche Stellung Danzigs 
zu untergraben trachtet, dafür nur einige wenige 
Beiſpiele. Die Forderung auf Einführung der pol- 
niſchen Eiſenbahnverkehrsordnung iſt eine politi— 
ihe Forderung. Die Weigerung, fih für die Eijen- 
bahnverwaltung dem Geſetz über die Arbeiteraus- 
ſchüſſe zu unterwerfen, hat politiſche Gründe. 
Polen will ſich auf Danziger Gebiet nicht den 
Danziger Geſetzen unterwerfen. Das iſt der Sinn 
der Weigerung. Auch ſonſt verſucht Polen durch 
die Beſchäftigung von nur in polniſchen Gewerk⸗ 
ſchaften organiſierten Arbeitern in ſeinen Betrie— 
ben Danzig zu poloniſieren. Wie erinnerlich, 
brachte Polen in einer Nacht an zahlreichen Stel— 
len in Danzig rechtswidrig polniſche Briefkäſten 
an. Polen betreibt heute noch rechtswidrig in 
Danzig einen Poſtdienſt außerhalb der ſogenann⸗ 
ten grünen Linie. Es ſei auch darauf hingewieſen, 
daß wir mit Polen, mit dem wir doch ein Wirt- 
ſchaftsgebiet bilden ſollen, noch immer keinen 
Poſtüberweiſungs-, Nachnahme- und Poſtanwei⸗ 
ſungsverkehr haben. Es iſt ein Stück aus dem 
Tollhaus, daß durch die Danziger Poſt nicht ein⸗ 
mal eine Poſtanweiſung nach Dirſchau befördert 
werden kann, während Danzig nach allen Län⸗ 
dern des Weltpoſtvereins und allen Erdteilen 
einen ſolchen Verkehr hat. Hierin erkennen wir 
polniſche Abſichten. Hierin erkennen wir das Ziel 
der polniſchen Politik gegenüber Danzig. 

Im Hafenausſchuß verſucht Polen ſtändig, 
ſeinen Einfluß zu vergrößern. So haben wir auch 
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in letzter Zeit einen polniſchen Zotjenfommandans ; 


ten, einen Hafeninſpektor ujw. bekommen. Heute 
verſucht Polen, ſelbſt die Finanzverwaltung des 
Hafenausſchuſſes einem Polen zu unterſtellen. Be- 
kannt iſt, daß Polen auch ſeinen Einfluß in der 
Danziger Zollverwaltung immer mehr und mehr 
zu ſtärken verſucht. Bei allen Verhandlungen 
kommt immer wieder die polniſche Forderung auf 
größeren Einfluß innerhalb der Zollverwaltung, 
3. B. bei der Anſtellung von Beamten ujw. zum 
Ausdruck. Wenn wir in jüngſter Zeit hörten, daß 
Polen in Danzig die Einführung des polniſchen 
Lebensmittelgeſetzes verlangt, ſo ſind dafür nicht 
ſachliche, ſondern politiſche und nur politiſche 
Gründe maßgebend. Dieſe wenigen Beiſpiele 
mögen genügen, um zu beweiſen, wie Polen 
immer mehr und mehr in Danzig vorzudringen 
ſucht und Danzigs Finanzen, Danzigs Wirtſchaft 
und Danzigs politiſche Stellung zu untergraben 
trachtet. Polen will den Danziger Hafen ab⸗ 
ſtechen, Danzigs Wirtſchaft töten, Danzigs poli- 
tiſche Selbſtändigkeit unterbinden und bereichert 
ſich als Mittel zum Zweck an dieſem kleinen Dan⸗ 
zig. Das iſt die wahre Lage. Wenn man alle dieſe 
Dinge im ganzen betrachtet, ſo muß man zu der 
Ueberzeugung kommen, daß Danzigs Poſition 
durch Polen außerordentlich ſchwer bedroht iſt. 
Aus dieſer Erkenntnis heraus richten wir an den 
Völkerbund, der im Verſailler Vertrag zum 
Schutzherrn Danzigs ernannt wurde und an den 
neuen Völkerbundkommiſſar die dringende Bitte, 
allen dieſen Dingen nachzugehen, um Danzig nicht 
diejenige Stellung zu nehmen, die es auf Grund 
des Verſailler Vertrages haben ſoll. Wenn Polen 
Danzig auf allen Gebieten immer wieder Schwie— 
rigkeiten und nur Schwierigkeiten macht, dann 
muß man doch einmal die Frage aufwerfen, ob es 
nicht Zeit iſt, die Frage des Korridors auch von 
Danziger Seite aufzurollen. Schon ſeit langem 
tauchen in neutralen, ja fogar in ehemals feind- 
lichen Ländern immer wieder und wieder Stim— 
men auf, die den Korridor als die größte Gefahr 
für den europäiſchen Frieden bezeichnen. Dieſe 
Stimmen werden ſich mehren, wenn in der Welt 
bekannt wird, wie Polen die Eroberung Danzigs 
und damit eine Verbiegung des Verſailler Ver— 
trages im Oſten planmäßig betreibt. (Zuruf des 
Abg. Rahn.) So, m. D. u. H., ſind die wirklichen 
Abſichten Polens. Ich nehme an, daß die von mir 
erwähnte Schrift dem Herrn Senatspräſidenten 
und wohl auch manchen der Herren Senatoren 
bekannt iſt. Wie man angeſichts dieſer Worte und 
angeſichts der unendlich vielen Tatſachen, die die 
Worte nach jeder Richtung hin unterſtützen, noch 
ſagen kann, daß die Regierung ihr Programm, 
wonach ſie eine Verſtändigung mit Polen er⸗ 
reichen will, noch für richtig und bindend hält, iſt 
uns ſowie dem größten Teil der Danziger Bevöl- 
kerung vollkommen unverſtändlich. (Zuruf des 
Abg. Rahn.) Ich glaube, es iſt müßig. fih in theo- 
retiſchen Erörterungen über die Richtlinien oder 
über einen beſtimmten Namen, den man ſeiner 
Politik geben will, zu verlieren. Es kommt in der 
Außenpolitik darauf an, den Gegenſpieler zu er- 
kennen, ſeine Abſichten, ſeine Ziele, ſeine Taktik, 
ſeine Waffen, aber auch ſeine Blößen. Danach 
muß man ſeine Politik einrichten. Man kann ſich 


auch in politiſchen und wirtſchaftlichen Dingen 
irren. Wenn die Regierung erklärt hätte: „Wir 
ſehen nunmehr ein, daß wir trotz unſerer größten 
Bemühungen, mit Polen zu einer Verſtändigung 
zu kommen, nicht weitergekommen ſind und wir 
müſſen in Zukunft unſer Verhalten Polen gegen— 
über danach einrichten, ſo hätte man dieſe Erklä— 
rung als mannhaft und berechtigt empfunden und 
in der gemeinſamen Gefahr und im Abwehrkampf 
gegen Polen wäre die Einigkeit erzielt worden, 
die früher in der Danziger Bevölkerung und in 
der Danziger Regierung über die polniſche Frage 
und 95 polniſche Gefahr vorhanden war. (Zuruf 
links. 

Eine ſolche Einheitsfront erſtreben wir. Wenn 
wir heute an der Hand erdrückenden Materials 
der Regierung den vollkommenen Fehlſchlag 
ihrer Außenpolitik nachweiſen, ſo tun wir es nicht 
aus der hämiſchen Freude der Oppoſition, einen 
Mißerfolg feſtzuſtellen, ſondern aus dem ernſthaf⸗ 
ten Beſtreben heraus, die große Gefahr, die Dan— 
zig droht, rechtzeitig zu bannen und abzuwenden. 
Es liegt nicht im Intereſſe Danzigs, wenn die 
Regierung immer wieder und wieder verſucht, die 
Wahrheit über die immer unhaltbarer werden— 
den Beziehungen zwiſchen Danzig und Polen der 
Bevölkerung und dem Auslande gegenüber zu 
verhüllen. Sit die Regierung fih nicht klar dar- 
über, daß das Vortäuſchen einer nicht vorhande— 
nen Gefahr bei dem Vorliegen einer rieſengroßen 
Gefahr das Schlimmſte iſt, was man überhaupt 
tun kann? Wie ſoll der Wille zum Widerſtand 
gegen die vertragswidrigen polniſchen Beſtre— 
bungen Danzig gegenüber in der Danziger Be- 
völkerung geſtärkt werden? Wie foll die öffent- 
liche Meinung und die Politik im Auslande Danz 
zig gegenüber den polniſchen Angriffen und An⸗ 
maßungen ſchützen, wenn die Danziger Regierung 
immer und immer wieder erklärt, daß alles in 
Ordnung ſei, daß keinerlei Streitfragen dem Rat 
des Völkerbundes zur Entſcheidung vorliegen? 
Danzig allein kann ſich mit ſeinen ſchwachen Kräf— 
ten gegenüber dem ſtarken polniſchen Eroberungs— 
willen nur behaupten, wenn es bei dem Völker— 
bund und in der öffentlichen Meinung der Welt 
den Schutz findet, auf den es nach dem Friedens- 
vertrag und den ſonſtigen Verträgen und Ab— 
machungen einen berechtigten Anſpruch hat. 

Ich will es unterlaſſen, noch auf vieles andere 
einzugehen, was in den Erklärungen des Herrn 
Senatspräſidenten angreifbar und leicht wider⸗ 
legbar iſt. Nicht verfehlen möchte ich aber, noch 
darauf hinzuweiſen, daß auch wir, ebenſo wie der 
Senat, die beiten Beziehungen zu unſeren Nat- 
barſtaaten zu haben wünſchen. 
willens und bereit, auf Grund der beſtehenden 
Verträge dieſe loyal und gewiſſenhaft zu erfüllen. 
Wir verlangen allerdings auch, daß unſere Ver— 
tragsgegner ebenſo handeln. Auch wir legen 
keinen Wert darauf, unnötigerweiſe Streitfragen 
mit Polen vor den Völkerbund zu bringen, und 
auch wir würden uns freuen, wenn uns das 
loyale Verhalten Polens davor bewahrte. Wir 
erklären es aber noch einmal für eine große Ge- 
fahr, wenn die Regierung aus ihrem reſtloſen 
Verſtändigungswillen heraus von vornherein cr- 
klärt, daß ſie Streitigkeiten mit Polen nicht vor 
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den Völkerbund bringen will. Eine ſolche Taktik 
fordert doch gerade die gegneriſchen Wünſche her⸗ 
aus. (Zuruf des Abg. Dr. Moczynſki.) Wir ſehen 
mit jedem Tag, daß das Verhältnis zwiſchen Dan- 
zig und Polen ſeit dieſer Regierung nicht beſſer, 
ſondern trotz aller ihrer Liebenswürdigkeiten, 
trotz aller Beſuche und Zuſicherungen ſchlechter 
geworden iſt. (Abg. Schwegmann: Sehr richtig!) 

Alle ſogenannten Erfolge in Verhandlungen 
mit Polen ſind erreicht durch bedauerliche und 
verderbliche wirtſchaftliche und politiſche Zuge- 
ſtändniſſe an unſeren unerſättlichen Nachbar. 
Dieſe Tatſache kann keine noch ſo ſchöne und wohl— 
geſetzte Senatsrede aus der Welt ſchaffen. Dem 
Kellogg⸗Pakt, dem Littwinoff⸗Protokoll und dem 
Internationalen Arbeitsabkommen ſtehen wir an 
ſich nicht ablehnend gegenüber, ſchon weil Danzig 
hierbei als Vertragspartei auftritt. Ich möchte 
aber bei dieſer Gelegenheit an den Herrn Senats⸗ 
präſidenten die Frage richten, ob es richtig iſt, 
was in der Preſſe ſteht, daß Amerika eine Auf— 
forderung an Danzig über Polen geleitet hat, dem 
Kellogg⸗-Pakt beizutreten. Angeblich ijt dieje Auf— 
forderung Amerikas nicht in die Hände Danzigs 
gelangt. Iſt das richtig? (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Wundern müſſen wir uns auch, daß Polen die An⸗ 
träge nicht ohne Verzug weiterleitet, ſondern erſt 
von Verhandlungen, Beſprechungen und allen 
möglichen Dingen abhängig macht. Wieder poli- 
tiſche Abſichten, nur politiſche Abſichten! 

Wert legen wir auf die Pflege und Förderung 
unſerer Handelsbeziehungen mit der Regierung 
der Union der Sozialiſtiſchen Sowjet-Republiken, 
indem wir der Anſicht ſind, daß bei den wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen der Länder untereinan— 
der die Staatsform keine Rolle ſpielt, ſondern daß 
dieſe lediglich die Sache des eigenen Landes iſt, 
um die ſich das andere Land nicht zu kümmern 
braucht. Zu den Worten, die der Herr Senats— 
präſident über unſere Beziehungen zu unſerem 
deutſchen Mutterlande ſagte, haben wir bedauert, 
daß fie erſt an dem Schluß und nicht an dem Mn- 
fang feiner Rede ſtanden. Lediglich der Mrono- 
logiſche Aufbau meiner Rede veranlaßt mich, auch 
erſt jetzt auf unſere Beziehungen zu unſerem alten 
Vaterlande einzugehen. Was der Herr Senats— 
präſident darüber ſagte, findet unſere volle Billi- 
gung. Wir fühlen uns durch Bande des Blutes, 
Bande der Kultur, durch eine herrliche Vergan— 
genheit, durch eine ſtolze Geſchichte mit unſeren 
Brüdern im deutſchen Vaterlande unlösbar ver: 
bunden. Dieſe Bande ſind ſtärker als Zollſchran— 
ken und Grenzfähle, nichts vermag ſie zu zerrei— 
ßen! Schickſalsverbunden fühlen wir uns in aller 
Zukunft mit dem deutſchen Vaterlande. Wir be— 
grüßen es dankbar und erkennen es dankbar an, 
daß Deutſchland und Preußen Danzig trotz ihrer 
ſchwierigen Lage durch die Sanierung des Schi— 
chauunternehmens geholfen haben. Wir glauben, 
daß einmal das Rad der Weltgeſchichte einen anz 
deren Gang nehmen wird, wir glauben, daß die 
Schande von Verſailles einſt eine Sühne finden 
wird, wir glauben, daß wir einſt wieder zurüd- 
kehren werden zu unſerer Mutter Germania! 


(Bravo! rechts.) M. D. u. H.! In ihrer ſchwerſten 
Schickſalsſtunde hat Mutter Germania ihr Kleinod 
Danzig uns zu 
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müſſen. Wir haben damit eine geſchichtliche Muf- 
gabe, eine geſchichtliche Sendung übernommen, 
wir haben eine Aufgabe zu erfüllen, die unge— 
heuer ſchwer und groß iſt. Aber, m. D. u. H., um 
dieſe Aufgabe zu erfüllen, dürfen wir uns nicht 
in gegenſeitigem Kampf zerreiben und unſere 
Kräfte im Kampfe gegeneinander verbrauchen, 
ſondern dazu gehört, daß die geſamte deutſche 
Danziger Bevölkerung einmütig zuſammenſteht, 
beſeelt von einem einzigen Willen. Damit, wenn 
ſpätere Geſchlechter einſt im Buche der Weltge— 
ſchichte die Seiten über Danzig aufſchlagen, wir 
mit reinem Gewiſſen und mit blankem Ehrenſchild 
daſtehen und ſie über uns ſagen können: „Sie 
haben ihre Pflicht getan!“ (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Deutſch⸗ 
nationalen ſcheinen bei dieſer Etatsberatung ihre 
Taktik dahin geändert zu haben, daß ſie, entgegen 
ihrer früheren Einſtellung, die Schuld diesmal 
nicht dem Senat, ſondern einer anderen Stelle zu— 
ſchieben. Bisher verfolgten die Deutſchnationalen 
die Taktik, daß ſie für all das, was nicht nach 
ihren Wünſchen erfüllt wurde, den Senat und 
hauptſächlich die Sozialdemokratie dafür verant⸗ 
wortlich machten. Wenn Sie heute von dieſer 
beſtimmte und 
wichtige Gründe dahinter liegen. Sie erkennen 
jetzt ſelbſt an, daß die Danziger Bevölkerung im— 
mer mehr einſieht, daß die ſchlechte Wirtſchafts— 
lage, in der wir uns befinden, nicht auf der heu— 
tigen Zeit allein beruht, ſondern daß 
Deutſchnationalen waren, die damals, als ſie den 
Staat aufbauten, nicht erkannten, unter welch un- 
geheuer ſchwierigen Verhältniſſen Danzig zu 
kämpfen haben würde, ſondern lediglich für ſich 
und ihre Clique ſorgten und ſo eine Ueberorgani— 
ſation ſchufen, durch die das ganze Staatsleben 
erdrückt wird. (Sehr gut! links.) Wir waren es, 
die die Bedeutung des Gdinger Hafens von vorn— 
herein erkannten. (Aha! rechts.) Sie waren es, 
wir auf die Gefahr hinwieſen, 
lachten. Erſt jetzt, da Sie ſehen, daß der Gdinger 
Hafen denn doch etwas anderes iſt, als das, was 
Sie früher annahmen, ſorgen Sie ſich und ſehen 
ebenfalls die Gefahr. Nun helfen ja über all das 
nicht ein paar ſchöne Phraſen hinweg, wie es hier 
der Herr Philipſen beliebte, ſondern man muß ſich 
ſchon auf den Boden der Tatſachen ſtellen und die 
Dinge ſo nehmen, wie ſie ſind. Darum wird nie— 
mand von mir verlangen können, daß ich die Vor— 
ſchläge, die der Abg. Philipſen hier gemacht hat, 
ernſt nehme. Denn dieſe Vorſchläge ernſt nehmen, 
ſie diskutieren, hieße ohne weiteres die Wirt— 
ſchaftslage Danzigs noch mehr verſchlechtern. Weil 
wir aber durchaus kein Intereſſe daran haben, die 
Lage der arbeitenden Bevölkerung noch weiter zu 
verſchlechtern, müſſen wir dieſe Vorſchläge ſchon 
Vorſchläge der Deutſchnationalen ſein laſſen. 

M. H., wenn Sie nun an Deutſchland appel- 
lieren, wenn Sie den Völkerbund und das übrige 
Ausland anrufen, da legen Gie fih doch erſt ein- 
mal die Frage vor, ob Sie durch den Stahlhelm: 
rummel und alles das, was ſich darum drehte, 
nicht Danzig ſelbſt ungeheuer geſchadet haben. Sie 
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haben in dieſer Frage genau jo gehandelt, wie nicht!) Das müſſen Sie mir überlaſſen, ob ich et- (O) 


Hugenberg mit ſeinem berühmten Brief an Ame⸗ 
rika, mit dem er der deutſchen Regierung in den 
Rücken fiel. In derſelben Weiſe haben Sie den 
Stahlhelmrummel aufgezogen, und dann ſtellen 
Sie ſich nachher hier hin, gebrauchen ein paar 
Phraſen und wollen ſo über alles hinwegtäuſchen. 
(Abg. Karkutſch: Reden Sie doch nur über das, 
was Sie wirklich verſtehen!) Sehen Sie an, Herr 
Karkutſch! Ich ſage Ihnen, ob ich etwas davon 
verſtehe, iſt ſchließlich meine Sache, aber ich 
möchte Ihnen doch raten, ſich zu ſagen, wenn ich 
über jemand ſchimpfe, ihn für minderwertig halte, 
dann lehne ich es als ehrlicher Menſch ab, mich 
von ihm freihalten und einladen zu laſſen. So iſt 
meine Auffaſſung. Wenn ich aber etwas anderes 
tue, dann muß ich mich ſchon als Charakter hin- 
ſtellen laſſen, den man im allgemeinen als un- 
ehrenhaft bezeichnet. (Abg. Karkutſch: Das ver⸗ 
ſtehen Sie ſchon wieder nicht!) Nein, das kann ich 
auch als Arbeiter nicht verſtehen, ſolch einen Cha— 
rakter muß ich dann erſt ſtudieren. 

D. u. H., nun zu den Etats, die am heuti— 
gen Tage hier im Volkstag beraten werden ſollen. 
Die Danziger Oeffentlichkeit hat lange warten 
müſſen, bis ihr die Etats bekannt wurden. (Gut, 
daß Sie das einſehen! rechts.) Durch die Beratung 
des Etats wird den politiſchen Parteien die er— 
wünſchte Gelegenheit gegeben, zu der Geſamtpoli— 
tik des Freiſtaates Stellung zu nehmen. Vor 14 
Tagen hat der Herr Finanzſenator die Gründe 
der verjpäteten Einbringung des Etats und einen 
Ueberblick über die Finanzlage der Freien Stadt 
von dieſer Stelle aus gegeben und dabei die zum 
Ausgleich des Etats beſtimmten Erhöhungen der 
Einkommen- und Körperſchaftsſteuer begründet. 
Die Sozialdemokratie iſt es, die die Sünden ver— 
antworten muß, die die frühere Rechtsregierung 
durch ihr Verhalten begangen hat. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Man ſcheut nicht davor zu— 
rück, die ſchlechte Finanzlage der heutigen Regie— 
rung zuzuſchieben. (Abg. Plenikowſki: Wer hat 
denn nun eigentlich ſchuld?) Man behauptet kühn 
und dreiſt, daß die alte Regierung, als ſie abtrat, 
eine gute Finanzlage hinterlaſſen hat. M. H. von 
rechts, Sie müßten doch wiſſen, daß der Haupt- 
krankheitskeim unſerer 
den Perſonalausgaben liegt. (Abg. Liſchnewſki: 
Denen Sie zugeſtimmt haben!) Die Deutſchnatio— 
nalen haben während ihrer ſiebenjährigen Regie— 
rungstätigkeit für die Freie Stadt mit ca. 380 000 
Einwohnern einen Beamtenapparat aufgezogen, 
der 55 Prozent der Geſamteinnahmen des Frei— 
ſtaates verſchlingt. (Abg. Liſchnewſki: Den höheren 
Beamten haben Sie noch zu höheren Gehältern 
verholfen!) Dieſe Laſt, die infolge der Steigerung 
der Ruhegehälter immer größer wird, kann auf 
die Dauer nicht getragen werden. (Abg. Pleni⸗ 
kowſti: Was macht der neue Oberſtleutnant?) 
Aber zur Zeit beſteht wenig Ausſicht, eine wefent- 
liche Verminderung der Zahl der Beamten herbei: 
zuführen. (Abg. Plenikowſti: Was macht der 


neunte Senator?) Deshalb iſt es notwendig, daß 
eine großzügige Verwaltungsreform durchgeführt 
werden muß. (Zwiſchenrufe rechts und links. — 
Abg. Manthei: So ein Quatſch, das verſtehen Sie 
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was davon verſtehe oder nicht, aber die Erwäh— 
nung deſſen muß Ihnen natürlich unangenehm 
ſein, (Widerſpruch rechts.) ſonſt würden Sie dieſe 
Ausführungen ruhig mit anhören. 

Mit der Verfaſſungsänderung wollten wir 
nicht nur den Volkstag und den Senat verkleinern 
(Die wollten Sie ja gar nicht haben! rechts.), fon- 
dern wir wollten den Geſamtetat vom Vertrauen 
des Volkstages abhängig machen, (Das glaubt 
Ihnen niemand! rechts.) und wir wollten der 
Stadtgemeinde Danzig die Selbſtändigkeit geben, 
die man der kleinſten Gemeinde ließ. Die Ver— 
faſſungsänderung konnte nicht durchgeführt wer— 
den, weil die Oppoſition von rechts und links die 
Stimmabgabe verweigerte. (Abg. Plenikowſki: 
Wie war das mit Jewelowſki im Senat?) Es fehl- 
ten fünf Stimmen an der verfaſſungsmäßigen 
Zweidrittelmehrheit. Nach dieſem Verhalten der 
Oppoſition kann die Bevölkerung nicht mehr da— 
ran glauben, daß dieſer Volkstag eine großzügige 
Verwaltungsreform durchführen wird, durch die 
die Zahl der Beamten verringert und umfaſſende 
Erſparnismaßnahmen und Steuererleichterungen 
durchgeführt werden. (Zwiſchenrufe bei den Kom- 
muniſten.) 

Durch den Fortfall des Notopfers, das man 
dieſer Regierung verweigerte, ſind die Perſonal— 
ausgaben um 2,6 Millionen geſtiegen. (Abg. 
Liſchnewſki: Denen Sie zugeſtimmt haben!) Ich 
weiß, daß es Abgeordnete gibt, die Sparmaßnah— 
men nur deshalb fordern, weil Sie glauben, daß 
dadurch Arbeiter und Angeſtellte entlaſſen oder in 
ihren Bezügen gekürzt werden. Solche Sparmaß— 
nahmen lehnen wir natürlich ab, weil ſie weder 
die Wirtſchaft, noch den Staat auf die Beine brin- 
gen. (Abg. Liſchnewſki: Die Staats- und Gemein⸗ 
dearbeiter bekommen 2 P Zulage bei dieſer wirt- 
ſchaftlichen Not!) Wollen wir die Zahl der Beam— 
ten verringern, dann müſſen wir einen großzügi— 
gen Behördenabbau vornehmen. (Warum nehmen 
Sie ihn nicht vor? rechts.) Was haben wir noch 
notwendig, in unſerem kleinen Gebiet drei Land— 
kreiſe zu unterhalten? (Heiterkeit und Zwiſchen— 
rufe rechts. — Abg. Plenikowſki: Sie haben unſere 
Entſchließung auf Schaffung eines Groß-Danzig 
abgelehnt!) Herr Plenikowſki, bringen Sie die 
Entſchließung ſo ein, daß wir ſie vorher kennen, 
dann werden wir unſere Zuſtimmung dazu geben. 
Wir haben in Deutſchland Städte, die größer an 
Einwohnerzahl und ebenſo an Flächeninhalt ſind 
und von einer Zentralſtelle regiert werden. Wir 
ſehen, daß dieſe Städte immer größere Eingemein⸗ 
dungen vornehmen, und nicht zu ihrem Schaden, 
ſondern zu ihrem Nutzen. Wir haben hier eine 
Zentralregierung, vier Stadtverwaltungen, drei 
Kreisverwaltungen und 253 Landgemeinden. Das 
iſt ein bißchen ſehr viel Verwaltung. Die Land— 
kreiſe können ruhig aufgelöſt werden. Werden ſie 
nicht aufgelöſt, dann können Landkreiſe zuſammen— 
gelegt werden. Weiter können die Landrats— 
ämter mit den Kreisverwaltungen zuſammenge— 
legt werden, weil der größte Teil der Aufgaben 
den Landratsämtern durch die heutigen Verhält⸗ 
niſſe genommen worden ſind. Das Landratsamt 
mit dem Landrat hatte in der Vorkriegszeit eine 
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Anzahl Aufgaben zu erfüllen. Die meiſten davon 
beſtehen heute nicht mehr. Das bißchen Arbeit, 
das heute noch den Landratsämtern übrig geblie⸗ 
ben iſt, könnte durch die Kreisverwaltung erledigt 
werden. Aber ich habe mich ja ſeit langer Zeit 
nicht nur in der Preſſe, ſondern auch von dieſer 
Stelle aus hauptſächlich mit den Deutſchnatio⸗ 
nalen ausgiebig über dieſe Fragen unterhalten. 
Sie haben immer beweiſen wollen, wie notwendig 
dieſe Einrichtungen ſind, und daß ſie nicht ver— 
ſchwinden dürfen. 

Als die Tabakmonopol-Anleihe hier zur 
Sprache kam, war es der jetzige Finanzſenator, 
der im Auftrage meiner Fraktion gegen die Anz 
leihe und die Art der Zinſentilgung ſprach. Sie 
hörten damals nicht auf ihn und haben dadurch 
zu der ſchlechten Finanzlage beigetragen. Infolge 
der dauernden ſchlechten wirtſchaftlichen Lage ſind 
in dieſem Etat die ſozialen Ausgaben höher in 
Anſatz gebracht als im Vorjahr. 

Es wird außerhalb dieſes Hauſes behauptet, 
die Wirtſchaft könne die ſozialen Laſten nicht tra— 
gen. Aber Sie wiſſen, daß in den Einnahmen des 
Haushalts zu einem großen Teil auch die Lohn— 
ſteuer enthalten iſt. Dieſes Wirtſchaftsſyſtem, das 
wir heute haben, wird doch als höchſte Weisheit 
geprieſen. Und dieſes Wirtſchaftsſyſtem iſt nicht 
imſtande, Bedarf und Produktion in Einklang zu 
bringen. Dieſes Wirtſchaftsſyſtem iſt nicht auf 
Befriedigung des Bedarfs aufgebaut. Nicht eine 
Streichholzſchachtel wird des Bedarfs wegen her— 
geſtellt, ſondern ſie wird nur hergeſtellt, um Ge— 
winne zu erzielen. (Unruhe rechts.) Dieſe Speku— 
lation macht es unmöglich, daß ſich der Bedarf rei— 
bungslos vollziehen kann und verurſacht, daß Kon- 
junktur- und Kriſenerſcheinungen folgen müſſen, 
wobei die Kriſen für die Arbeiterſchaft länger und 
ſchwerer werden. Es iſt erſchütternd, von einer 
induſtriellen Reſervearmee zu reden. Eine mili— 
täriſche Reſervearmee wird ernährt und behauſt, 
während man der induſtriellen Reſervearmee 
nichts geben will, dieſe Armen ihrem Schickſal 
überlaſſen will. Das geht nicht. Wer ſchuldlos 
arbeitslos geworden iſt, der kann nicht ſeinem 
eigenen Schickſal überlaſſen bleiben, ſondern er 
muß von der Allgemeinheit unterhalten werden. 

Wir verlangen vom jetzigen Staat, daß er alle 
unſozialen Handlungen unterläßt, die an Maß— 
nahmen des alten Staates erinnern, um ſo mehr, 
als die Danziger Kapitaliſten und Großgrundbe— 
ſitzer trotz der ſchlechten Wirtſchaftslage in Danzig 
noch 21000 ausländiſche Arbeiter beſchäftigen. 
(Abg. Jantzen: Es iſt doch nachgewieſen, daß das 
falſch ijt, das hat Senator Arczynſki ſelbſt wider- 
rufen! — Senator Arczynſki: Nein! Abg. 
Jantzen: Ausländer, aber nicht ausländiſche Ar— 
beiter!) Das Abſtreiten beſeitigt nicht die Tat- 
ſachen. Sie haben eben gehört, daß Herr Senator 
Arczynſki durch einen Zwiſchenruf bekundete, daß 
das, was Sie ſagen, unwahr war. (Abg. Bertling: 
Das ſtimmt trotzdem nicht!) Ich glaube, daß die 
Zahlen bei Ihnen nicht ſtimmen. Die Lage der 
kleinen Gewerbetreibenden, die mit am meiſten 
über die Erwerbsloſenunterſtützung ſchreien, 
würde noch viel ſchlechter ſein, wenn die Erwerbs— 
loſenunterſtützung nicht gezahlt werden würde; 


denn die Beträge, die die Erwerbsloſen bekommen, 
fließen doch nur in die Kaſſen der Gewerbetrei— 
benden. (Zuruf des Abg. Dinklage.) Der Staat 
hat die Verpflichtung, für ausreichende Fürſorge 
invalider, kranker und alter Perſonen zu ſorgen. 
(Zuruf rechts.) Das ſage ich Ihnen deshalb, weil 
Sie behaupteten, daß in den Sozialen Etat neue 
Laſten hineingekommen ſind, die nicht getragen 
werden können, die aber getragen werden 
müſſen. (Abg. Plenikowſki: 50 000 Gulden bei den 
Invaliden geſpart!) Wir bedauern außerordent- 
lich, daß der Finanzausgleich für die Gemeinden 
von 2 Millionen auf 300 000 Gulden herabgeſetzt 
worden ift. (Abg. Plenikowſki: Sagen Sie 200 000 
Gulden, das ſtimmt beſſer!) Dieſe Kürzung wird 
ſich bei der Wohlfahrtspflege am deutlichſten be— 
merkbar machen. Durch das heutige Steuerſyſtem 
ſind die Gemeinden gegenüber der Vorkriegszeit 
ſchlecht weggekommen. Dagegen haben die Ge— 
meinden gegenüber der Vorkriegszeit größere Auf— 
gaben zu erfüllen. Wirtſchaftlichkeit iſt, wie der 
Finanzſenator ſagte, der erſte Leitſatz jeder Fi— 
nanzpolitik. (Abg. Liſchnewſki: Daher die Gehälter 
der höheren Beamten!) Aber ſchon bei der kleinen 
Gemeinde iſt die Durchführung dieſes Grundſatzes 
nicht mehr leicht. Viel ſchwerer iſt die Durch— 
ſetzung dieſes Grundſatzes im Haushalt des Staa— 
tes mit ſeinen vielen Problemen, Kompromiſſen, 
Konfliktsſtoffen und politiſchen Funktionen. Wir 
verkennen nicht die Notlage der Bauern und der 
Gewerbetreibenden. Wir ſind bereit, ihnen nach 
Möglichkeit zu helfen. 

Was die auswärtige Politik anlangt, über die 
der Herr Präſident des Senats geſtern ſprach, ſo 
begrüßen wir es, daß der Senat trotz der Beſchimp⸗ 
fung durch den Stahlhelmführer zur Verſtändi⸗ 
gung mit andern Völkern bereit iſt. Es ſollen 
nicht nur die Beziehungen zum Völkerbund beſſer 
werden, ſondern auch Beziehungen zum Inter— 
nationalen Arbeitsamt aufgenommen werden. 
Dieſe Beſtrebungen werden wir auf das entſchie⸗ 
denſte unterſtützen. (Abg. Plenikowſti: Iſt der 
Stahlhelmrummel ein Grund, die Beziehungen 
mit andern Ländern abzubrechen!) Gewiß iſt der 
Völkerbund noch nicht das, was wir wünſchten. 
Aber er dehnt von Jahr zu Jahr ſeine Tätigkeit 
aus, und wir dürfen niemals vergeſſen, daß die 
Sicherung des Weltfriedens die Hauptſorge des 
Völkerbundes fein muß. (Abg. Plenikowſki: Hei: 
liger Völkerbund, komm ſteh uns bei!) 

Ueber die Aufrechterhaltung der kulturellen 
Beziehungen zu Deutſchland bei jeder Gelegenheit 
zu ſprechen, halte ich für überflüſſig. Das ift ſelbſt— 
verſtändlich. Wir wünſchen aber ebenfalls von 
Deutſchland, daß unſeren Junggeſellen, die nach 
Deutſchland auswandern wollen, ermöglicht wird, 
dort zu arbeiten, um ſich im Fach auszubilden und 
nicht als Ausländer angeſehen werden und des— 
halb arbeitslos gemacht werden. (Zuruf des Abg. 
Bertling.) Dieſe weitere Ausbildung iſt notwen⸗ 
dig. Unfere Junggeſellen können dieſe weitere 
Ausbildung nirgends anders als in Deutſchland 
finden. (Abg. Plenikowſki: Beſonders an den 
Akademien!) Daß Deutſchland uns helfen will, 
hat es durch die Aufrechterhaltung des Schichau— 
unternehmens bewieſen. Wir danken der deutſchen 
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Reichsregierung und dem deutſchen Reichstag für 
diefe Tat. Wäre dieſer Arbeitsplatz Danzig ver- 
lorengegangen, ſo wäre dadurch die Zahl der Er— 
werbsloſen um weitere 3 bis 4000 geſtiegen. Was 
das bedeutet hätte, weiß jeder. 

Daß Polen ſich jetzt auch mit Danzig in Wirt- 
ſchaftsfragen verſtändigen will, beweiſt am beſten 
der Beſuch des polniſchen Miniſterpräſidenten in 
Danzig. Die durch den Verſailler Friedensvertrag 
geſchaffenen beſonderen Verhältniſſe zwingen beide 
Staaten, da ſie aufeinander angewieſen ſind, ſich 
in vielen Fragen zu verſtändigen und verpflichten 
den wirtſchaftlich Stärkeren, alſo Polen, dem wirt— 
ſchaftlich ſchwächeren Danzig zu helfen. Das ſollte 
Polen niemals vergeſſen. 

Mit der Inſzenierung des Stahlhelmrummels 
ſind die Deutſchnationalen gründlich hineingefal— 
len. Wenn Sie glaubten, damit Deutſchland ge— 
gen Danzig hetzen zu können, ſo mußten Sie er— 
leben, daß man in Deutſchland viel zu klug iſt, um 
einer verrückten nationaliſtiſchen Hetze zu folgen. 
(Trotzdem ſcheint Ihnen das doch ſchwer auf die 
Nerven zu fallen! rechts.) Sie wiſſen genau ſo gut 
wie wir, daß, wäre die Stahlhelmparade hier in 
Danzig durchgeführt worden, daraus ſchwere wirt— 
ſchaftliche Nachteile für Danzig entſtanden wären. 
Danzig darf unter keinen Umſtänden ein Tummel- 
platz für nationaliſtiſche Heißſporne werden. (Nur 
für die Reichswehr! rechts.) Wir ſtellen uns 
ſchützend vor den Staat, wenn irgendwie verſucht 
werden ſollte, ihn im reaktionären Sinne umzu⸗ 
wandeln. Es ſoll niemand glauben, daß wir durch 
die Teilnahme an einer Koalitionsregierung 
unſer Programm aufgegeben haben. Das iſt nicht 
der Fall. (Heiterkeit bei den Kommuniſten.) Die- 
fer Staat ift gewiß nicht jo, wie wir ihn uns wiin- 
ſchen. (Hört, hört! rechts.) Er iſt noch im Rohbau, 
den wir erſt wohnlich geſtalten wollen, aber dieſer 
Rohbau darf nicht zerſtört werden; denn dadurch 
würden ſchwere Schäden für die Arbeiterſchaft ent— 
ſtehen. (Abg. Plenikowſki: Ein verfaulter Bau iſt 
das, kein Rohbau!) Wir wollen nicht Abbau, fon- 


dern Aufbau der ſozialen Fürſorge des Arbeiter— 


ſchutzes, wir fordern eine weitſchauende Woh— 
nungs- und Bodenpolitik und treten dafür ein. 
daß die Schule eine gute Bildungsſtätte für alle 
ſein ſoll. Tauſende Familien ſind heute noch 
immer ohne Wohnung, tauſende befinden ſich in 
überfüllten Wohnungen und tauſende in Wop- 
nungen, die verfallen ſind und längſt hätten abge— 
brochen werden müſſen. Die Wohnungsnot, die 
wir heute in Danzig haben, iſt durchaus nicht nur 
eine Folge des Krieges und der Inflation, ſondern 
zum Teil ein Ueberbleibſel der Vorkriegszeit, in 
der die freie Wirtſchaft den Wohnungsbau voll⸗ 
kommen und uneingeſchränkt beherrſchte, aber zum 
Teil verſagte. In dieſem Jahr ſcheinen die Aus⸗ 
ſichten auf einen ergiebigen Wohnungsbau recht 
ſchlecht zu fein. Obgleich die augenblickliche Jah- 


reszeit für den Wohnungsbau überaus günſtig iſt, 
gibt es immer noch ſehr viele arbeitsloſe Bauar⸗ 
beiter, und es iſt damit zu rechnen, daß in etwa 14 
Tagen bis 3 Wochen die Arbeiten ſoweit fertig⸗ 
geſtellt ſind, daß Maurer und Zimmerer entlaſſen 
werden und dann monatelang arbeitslos ſind. 
(Zuruf rechts.) Vom Wohnungsbau, Herr Tiſchler⸗ 
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meiſter Bertling, und von der Wirtſchaft glaube 
ich wenigſtens ſoviel zu verſtehen wie Sie! Wenn 
Sie als Unternehmer einen großen Ton riskieren, 
hätten Sie wenigſtens die Beiträge, die Sie Ihren 
Arbeitern als Krankenverſicherungsbeiträge abge— 
zogen haben, an die Krankenkaſſe abführen müſſen, 
damit die Krankenkaſſe ihre Verpflichtungen den 
Mitgliedern gegenüber ebenfalls erfüllen kann. 
(Hört, hört! links.) Sie haben ja nicht zu mir im 
allgemeinen geſprochen, deshalb muß ich Sie auch 
ſchon über perſönliche Fragen unterrichten, wenn 
Ihnen das auch unangenehm ſein ſollte. (Abg. 
Bertling: Das iſt mir durchaus nicht unange— 
nehm!) Nein, das weiß ich! 

Die Zahl der Unfälle nimmt immer mehr und 
mehr zu. Die Regierung darf dieſen Zuſtand nicht 
ſtillſchweigend dulden. (Die Baukontrolle haben 
Sie nicht erhöht! bei den Kommuniſten. — Das 
Rauchen auf den Bauten muß verboten werden! 
rechts.) Solange die Unternehmer mit der bren— 
nenden Zigarre auf den Bau kommen, ſolange 
wird keinem Bauarbeiter das Rauchen verboten 
werden. Solange die Unternehmer das nicht unter- 
laſſen, werde ich keinem Bauhandwerker das Rau— 
chen auf dem Bau verbieten. (Abg. Plenikowfki: 
Iſt das ein Niveau bei der Diskuſſion!) Ja, ich 
gebe hier die Antworten auf Fragen, die an mich 
gerichtet werden. (Herr Brill, meinetwegen können 
Sie das Rauchen ſofort verbieten, ich bin nämlich 
Nichtraucher! rechts. — Heiterkeit.) Die Verletzten 
bekommen zwar Rente, aber keine Rente iſt in der 
Lage, der Frau den Mann wiederzugeben, keine 
Rente iſt imſtande, den Kindern den Vater zu er— 
ſetzen. Ich will gar nicht weiter über das große 
Elend ſprechen, das durch die vielen Betriebsun— 
fälle hervorgerufen wird. Wir verlangen, daß 
ein durchgreifender behördlicher Schutz gegen Be— 
triebsunfälle erfolgt. Wir verlangen, daß auf 
dem Gebiete des Arbeiterrechts, der Arbeitsrege— 
lung und der Arbeitsgerichtsbarkeit, des Schlich— 
tungsweſens, des internationalen Arbeitsrechts, 
ſowie in den geſamten Lohn- und Arbeitsbedin— 
gungen kein Stillſtand erfolgt. Es iſt ein Skandal, 
daß die Kinderarbeit noch nicht beſeitigt iſt! (Abg. 
Plenikowſki: Das fagen Sie?) Jawohl! (Abg. 
Plenikowſti: Seit über einem Jahr liegt unfer 
Geſetzentwurf im Ausſchuß, wo bleibt dieſes Geſetz 
Herr Brill!) Nicht nur, daß die erwachſenen Wr- 
beiter ausgebeutet werden, es müſſen darunter 
auch unſchuldige Kinder leiden. (Abg. Plenikowſki: 
Dieſe Demagogie iſt unerhört!) Die Kinderarbeit 
nimmt immer mehr und mehr zu, bis zu ſechzig 
Stunden in der Woche werden Kinder auf dem 
Lande beſchäftigt. Es iſt daher kein Wunder, 
wenn die Kinder dann dem Schulunterricht nicht 
folgen können. 

Daß die Ausgaben für den Schuletat geſtiegen 
ſind, iſt nicht zum Schaden der Danziger Bevöl⸗ 
kerung. (Abg. Plenikowſki: Das ſtimmt ja gar 
nicht, prozentual zu den Geſamtzuſchüſſen im Vor⸗ 
jahre ſtimmt das nicht!) Wir legen großen Wert 
darauf, daß der Schulunterricht in den Fach- und 
Fortbildungsſchulen, ſoweit das bisher noch nicht 
geſchehen iſt, auf die Tagesſtunden verlegt wird. 
Ein Lehrling, der tagsüber angeſtrengt körperlich 
gearbeitet hat, kann in den Abendſtunden nicht 
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(Brill, Abgeordneter) 
mehr mit voller geiſtiger Friſche dem Unterricht 
folgen. 

Bei der Juſtizverwaltung find noch viele durch— 
greifende Reformen durchzuführen. Nach Anſicht 
weiter Kreiſe der deutſchen Strafrechtler hat die 
Staatsanwaltſchaft in ihrem jetzigen Aufbau keine 
Exiſtenzberechtigung mehr. Das Nebeneinander- 
arbeiten von Staatsanwaltſchaft und Polizei im 
gleichen Ermittlungsverfahren wird als ſchädlich 
erachtet. Ich ſelbſt halte die Staatsanwaltſchaft 
überhaupt für überflüſſig. Für das Jugendgericht, 
ich möchte es als das wichtigſte Gericht anſehen, 
kann nicht genug getan werden. Die Jugendge— 
richte haben über das Schickſal junger Menſchen zu 
entſcheiden, die wieder auf den richtigen Lebens— 
weg gebracht werden ſollen. Daß das Anſehen der 
Danziger Gerichte ſchwer gelitten hat, iſt eine be— 
kannte Tatſache. Es wird Ihre Aufgabe ſein, ſich 
in jedem Fall einer objektiven Rechtſprechung zu 
befleißigen, um in Zukunft nicht mehr als reaktio— 
när bezeichnet zu werden. (Abg. Weiße: Unſinn!) 
Ob das Unſinn iſt, iſt eine andere Frage. Daß Sie 
es ſagen, Herr Abg. Weiße, iſt beſonders wichtig. 
(Abg. Plenikowſki: Aber daß Sie Vertrauen haben 
zur Klaſſenjuſtiz, ift nicht mehr ſonderbar!) Go- 
lange wir die heutige Geſellſchaftsordnung haben, 
wird es eine Klaſſenjuſtiz geben. Selbſt Rußland 
hat die Klaſſenjuſtiz nicht abgeſchafft. Dort wird 
die größte Klaſſenjuſtiz getrieben. (Abg. Liſch— 
newſki: Sehr richtig! Das haben wir nie geleug— 
net! — Abg. Plenikowſki: Nur ein Unterſchied iſt 
dabei, dort wird die arbeitende Klaſſe vertreten 
und hier die Kapitaliſten!) Wenn Sie, Herr Ple— 
nikowſki, in Rußland wären und dort nur den 
99. Teil deſſen fagen würden, was Sie hier zum 
Beſten geben, dann wären Sie ſchon längſt erſchoſ— 
fen. (Abg. Liſchnewſti: Unfere Genoſſen haben Sie 
auch hinter Kerkermauern gebracht, vergeſſen Sie 
Zörgiebel nicht! — Unruhe.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
hat das Wort. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube, daß 
es heute vielleicht nicht an der Zeit iſt, über die 
Dinge zu reden. Ich bin aber gern bereit, wenn 
es notwendig iſt, ebenfalls etwas darüber zu ſagen. 
(Abg. Plenikowſki: Sie drücken ſich ja feige vor 
allen Verſammlungen draußen!) 

Wir werden dem Staatshaushaltsplan zuſtim— 
men, obwohl uns viele Abſtriche im Etat nicht ge— 
nehm ſind. Wir ſtimmen ihm zu, weil wir zu die— 
ſem Staat ſtehen, weil er beſſer iſt als der Obrig⸗ 
keitsſtaat. Wir verteidigen dieſen Staat, weil 
ſeine Beſeitigung die Bahn freimachen würde für 
alle diejenigen, die aus dem Staat ein Herrſchafts⸗ 
inſtrument für eigene Zwecke machen möchten. Wir 
geloben, den Staat zu einem guten Gemeinweſen 
auszubauen, und aus dieſem Grunde werden wir, 
wie ich bereits erwähnte, dem Etat unſere Zuſtim⸗ 
mung geben. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! Durch 
die Verzögerung der Einbringung der Haus— 
haltspläne, die von der Regierung eingehend be— 
gründet worden iſt, iſt unſerer diesjährigen 


Herr Abg. Brill 


Ausſprache zum Etat, ſoweit ſie allgemeinpoliti⸗ 
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ſcher Natur ift, vieles vorweggenommen worden. 
Wir haben vor kurzem die ausgedehnte Be— 
ſprechung zu einem Antrag auf Entziehung des 
Vertrauens, zur polniſchen Denkſchrift und zum 
Stahlhelmverbot gehabt. Bei dieſen Gelegen- 
heiten dürfte im großen und ganzen alles geſagt 
worden ſein, was zu ſagen iſt. Wir wollen uns 
deshalb darauf beſchränken, zur allgemein-poli⸗ 
tiſchen Lage rückſchauend und zuſammenfaſſend 
einige Bemerkungen zu machen. (Abg. Plenikow⸗ 
jti: Aber immer Jeſuit dabei bleiben!) In un- 
ſerer Außenpolitik iſt in letzter Zeit mit dem 
Worte Verſtändigungspolitik etwas reichlich 
operiert worden. (Hört, hört! rechts.) Das Wort 
fängt an aufreizend zu wirken, obgleich es nach 
ſeinem Inhalt doch eigentlich das Gegenteil ſein 
ſollte. M. D. u. H.! Wer politiſche Realitäten 
ſieht und ſehen will, der kann gar nicht anders 
als anerkennen, daß uns etwas anderes nicht 
übrig bleibt, als Verſtändigungspolitik zu trei- 
ben. (Sehr gut! beim Zentrum.) Wenn heute hier 
und da gegen die Verſtändigungspolitik Sturm 
gelaufen wird, ſo mögen dieſe Stellen ſich erin— 
(nern, daß ſie einſt, als ſie mit an verantwort⸗ 
licher Stelle ſtanden, auch nichts anderes getan 
haben und nichts anderes tun können, als Ver- 
ſtändigungspolitik zu treiben. (Sehr richtig! 
beim Zentrum.) Freilich kommt es darauf an, 
was man unter Verſtändigung verſteht. (Das 
iſt richtig! rechts.) Einen Augenblick, m. H., ich 
komme auch darauf. — Es muß zugegeben wer— 
den, daß gewiſſe Formen geändert werden können 
und tatſächlich wohl auch geändert worden ſind. 
Es muß zugegeben werden, daß in einzelnen Fra- 
gen die Meinungen vielleicht auch materiell aus— 
einandergehen können. In den Zielen aber iſt die 
jederzeit getriebene Verſtändigungspolitik die 
gleiche geweſen und die gleiche geblieben. (Sehr 
richtig! beim Zentrum.) 

M. D. u. H.! Es geht daher nicht an, ein- 
zelnen Regierungsmitgliedern oder gar der gan— 
zen Regierung Mangel an nationaler oder 
ſtaatserhaltender Geſinnung vorzuwerfen. Dieſer 
Vorwurf iſt ſowohl von rechts wie ſeinerzeit von 
links gekommen. Es geht nicht an, ſich gegenſeitig 
wegen der unzulänglichen Erfolge oder wegen 
der tatſächlichen oder angeblichen Mißerfolge zu 
befehden. Es geht nicht an, ſich gegenſeitig die 
Preisgabe von Hoheitsrechten an den Kopf zu 
werfen. M. D. u. H.! Unſere außenpolitiſche 
Ernte iſt immer ſehr dürftig geweſen. Unſere 
außenpolitiſche Ernte iſt nicht allein von dem 
guten Boden und von der guten Beſtellung ab— 
hängig, ſie iſt nicht allein abhängig von unſerm 
guten Recht und von unſerm guten Willen, ſi 
iſt vielmehr abhängig von dem Segen, der von 
anderwärts herkommt. (Der von oben kommt! 
bei den Kommuniſten.) Eine ſelbſtloſe, ſtaatser⸗ 
haltende und ſtaatsfördernde Politik, die den 
Parteivorteil ausſchaltet, muß zunächſt jeder Re⸗ 
gierung die gute Abſicht und den guten Willen 
zubilligen, (Abg. Plenikowſki: Das jagt ausge- 
rechnet ein Zentrumsmann, die Zentrumspartei 
hat es immer verſtanden, die Parteivorteile in 
den Vordergrund zu ſchieben!) ſofern ſie nicht 
einwandfreie Beweiſe für das Gegenteil hat. 
Dieſe Beweiſe find nicht da, ganz ſicher nicht. 
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(Weiß, Abgeordneter) 
(Abg. Plenikowſfki: 
bauer, der drängte ein bißchen recht ſcharf 
Futterkrippe!) 


Mit dieſer Einſtellung iſt die notwendige 
Einheitsfront möglich, zu der Herr Dr. Ziehm 
kürzlich aufgerufen hat und die heute auch Herr 
Abg. Philipſen hier mit warmen Worten an- 
regte. (Abg. Plenikowſki: Sie find der prominen- 
teſte Verteidiger der Verſtändigung von rechts 
bis zu den Sozialdemokraten!) Wenn ich ſage, 
daß ich das Gleiche ſchon vor zwei oder drei 
Jahren von dieſer Stelle aus auch getan habe, 
ſo will ich damit nicht um die Priorität des Ge⸗ 
dankens rechten. Ich möchte nur Herrn Dr. Ziehm 
und Herrn Philipſen mehr Glück und mehr Erfolg 
wünſchen, (Sehr gut! beim Zentrum.) als ich 
ſeinerzeit gehabt habe. Bedingung und Voraus- 
ſetzung wird allerdings dafür fein, bei fih ſelbſt 
die notwendigen inneren Vorausſetzungen zu 
ſchaffen, ſelbſt guten Willens zu ſein. Aber m. H., 
wenn ich Sie an die ſchweren Vorwürfe erinnern 
muß, die bei Beſprechung des Mißtrauensantra⸗ 


Wo iſt eigentlich Herr Neu— 
zur 


ges am 30. Januar d. Is. Ihr Fraktionsredner 
Herr Abg. Weiße gegen die Regierung geſchleudert 


hat, dann will mir der Glaube an die kommende 
Einheitsfront nicht werden. M. D. u. H., die 
Worte, die Herr Abg. Weiße hier ſprach, ließen 
an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig. Aber ſie 
waren ſo ungeheuerlich, daß Herr Präſident Gehl 


zur Behebung etwaiger Zweifel und zur vollen gen verpflichtet, die Leiſtungsfähigkeit des Dan⸗ 


Klarſtellung ſich veranlaßt ſah, an den Redner 
die Frage zu richten: „Ich habe den Redner ſo 
verſtanden, als ob er der jetzigen Regierung den 
Vorwurf machen wollte, daß ſie ihre Haltung in 
gewiſſen auswärtigen Fragen von den Wünſchen 
Polens abhängig machte. Stimmt, das, Herr Abg. 
Weiße?“ Abg. Rahn gab damals wohl der Auf— 
faſſung des ganzen Hauſes Ausdruck, wenn er mit 
einem Zwiſchenruf antwortete: „Nur ſo war es zu 
verſtehen.“ Herr Abg. Weiße antwortete ſelbſt 
mit einem Zwiſchenruf: „In einer Beziehung ja.“ 
M. D. u. H., ſolange ein ſolcher Geiſt in Ihren 
Reihen umgeht (Abg. Gehl: Sehr richtig!), jo- 
lange werden Sie die Einheitsfront nicht fertig 
bekommen. (Zuſtimmung links.) Machen Sie erſt 
Ihre eigene politiſche Seele reif für den Gedan— 
len der Einheitsfront, dann werden wir Ihnen 
gern folgen. Und wir erwarten von der Regie— 
rung, gleichwie ſie immer zuſammengeſetzt iſt, 
daß ſie dieſe Einheitsfront begrüßen und ihre Ar— 
beit fördern wird. (Abg. Rahn: Das wäre ein 
Unglück für Danzig! — Heiterkeit.) Wie ſehr 
dieſe Geſchloſſenheit notwendig iſt und wie ſehr 
ſie geeignet wäre, die Stellung unſerer Regierung 
zu ſtärken, das wollen wir aus der polniſchen 
Denkſchrift erkennen, die gerade dieſen Mangel 
als einen überaus günſtigen Faktor für die pol- 
niſche Regierungspolitik kennzeichnet. 


Man hat von einer Verſtändigung um jeden 
Preis geſprochen. Das iſt ein neuer Vorwurf, ein 
neues Schlagwort, weiter nichts. So etwas hat 
es nie gegeben, und ſo etwas darf es nie geben. 
Und ſollte, gleichviel von welcher Seite, nur der 
leiſeſte Verſuch dazu gemacht werden, ſo würde 
er bei uns auf ſchärfſten Widerſtand ſtoßen. Aber 
auch das leere Schlagwort iſt bedenklich. 


Es iſt wiederholt betont worden, daß Verſtän⸗ 
digungspolitik nur bei gegenſeitiger Bereitwillig— 
keit möglich iſt. Ich glaube ſagen zu dürfen, daß 
wir in dieſer Beziehung und darüber hinaus auch 
darin unausgeſprochen der Einheitsfront nahe 
ſind, daß uns von der Gegenſeite der gute Wille 
etwas reich in klingenden Worten entgegenge— 
bracht worden iſt, daß aber die Wirklichkeit immer 
recht karg gebieben iſt, die Ausführungen des 
Herrn Senatspräſidenten von geſtern haben uns 
dieſe unſere Auffaſſung, die wir hier immer wie— 
der vertreten haben, nur zu ſehr beſtätigt. M. D. 
u. H., wir haben im Februar d. Is. die Spitzen 
der polniſchen Staatsregierung bei uns gehabt. 
Was haben wir alles für ſchöne Worte gehört. 
Halten wir dem nur aus letzter Zeit einiges 
gegenüber! Denken wir an die Handhabung der 
Sprachenbeſtimmung bei der Eiſenbahn! Es hat 
ja den Anſchein, als wenn man nunmehr eine 
Löſung gefunden hat. Hoffen wir, daß man auch 


den guten Willen aufbringt, wenigſtens das, was 
hier vereinbart worden iſt, in loyaler Weiſe durch— 


zuführen. Welche Schwierigkeiten, welche Verzöge— 
rungen haben wir bei der Einführung der Syndi— 
kate erleben müſſen! Denken wir an die Bevor— 
zugung Gdingens gegenüber Danzig. Die Frage 
Danzig — dingen ift überhaupt eine Frage für 
ſich, ein Problem, das an die Grundakte der 
Gründung des Freiſtaates überhaupt rührt. Nun 
einige Fragen dazu: Iſt Polen nach den Verträ— 


ziger Hafens reſtlos auszunutzen? (Ja! rechts.) 
Wir ſagen: Ja. Iſt die Leiſtungsfähigkeit des 
Danziger Hafens erſchöpft? (Nein! rechts.) Wir 


jagen: Nein. Steht die Schaffung eines Kontur- 


renzhafens, wozu zudem eine Notwendigkeit nicht 
vorliegt, im Einklang mit den beſtehenden grund— 
legenden Staatsverträgen? (Nein! rechts.) Sie 
geben ſelbſt die Antwort. Und dann eine beſondere 
Frage hierzu, die auch ſchon von anderer Seite 
in etwa berührt worden iſt. Iſt es vornehm, daß 
der leitende Mann der polniſchen Delegation im 
Danziger Hafenausſchuß ſein beſonderes Inter— 
effe der Gründung und dem Ausbau des Konkur— 
renzhafens zuwendet? (Abg. Weiße: Nein!) Wir 
erwarten, daß der Senat dem Problem des Dan— 
ziger Hafens und dem Problem der Gründung 
des Konkurrenzhafens feine beſondere Aufmerk— 
ſamkeit zuwendet, da diefe Fragen von entſchei— 
dender Bedeutung für die Zukunft Danzigs ſind. 

Wir erinnern ferner an den Kellogg-Pakt. Ob 
an Danzig die Aufforderung zum Beitritt ergan— 
gen iſt, hat nicht einwandfrei feſtgeſtellt werden 
können. Nach den Begleitumſtänden müßte man 
die Frage wohl bejahen. Von Polen iſt ſie in 
etwas eigenartiger Weiſe verneint worden. Wir 
begrüßen es, daß der Senat von ſich aus den Bei— 
tritt zum Kellogg-Pakt, wie auch zum Littwinoff— 
Abkommen, wie auch neuerdings zum Internatio— 
nalen Arbeitsamt geſtellt hat, und wir erwarten 
mit Zuverſicht, daß Polen die geſtellten Anträge 
möglichſt ohne Verzögerung weiterleiten wird. 
(Abg. Plenikowſki: Sonſt könnte Danzig noch einen 
Krieg beginnen!) 

Angeſichts dieſer Haltung der polniſchen Regie— 
rung klingen ſchöne Worte wie tönernes Erz. Man 
mag zu der Echtheit der polniſchen Denkſchrift fte- 
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hen, wie man will; aber das eine muß man doch 
ſagen, daß wir die Auswirkung ihrer Richtlinien 
täglich an uns erfahren, und angeſichts dieſer Tat⸗ 
ſache liegt zu der vorhin erwähnten „Verſtändi⸗ 
gung um jeden Preis“ auch nicht der geringſte An⸗ 
laß vor. Wir werden jeden beſonderen Fall mit 
außerordentlicher Sorgfalt und Vorſicht zu prüfen 
aben. 

; M. D. u. H.! Wenigſtens zum Teil in aupen- 
politiſchem Lichte iſt auch die geplante Stahlhelm⸗ 
tagung zu ſehen, und das inſofern, als ſie geeignet 
iſt, unſer gutes Verhältnis zu unſeren deutſchen 
Brüdern im Reiche zu beeinträchtigen. Wir be⸗ 
dauern es, daß in weiten Schichten des deutſchen 
Volkes die Gemüter aufgewühlt worden ſind und 
daß das bisher ungeteilte warme Intereſſe des ge⸗ 
ſamten deutſchen Volkes am deutſchen Danzig durch 
parteipolitiſche Beeinfluſſung abgeſpalten worden 
iſt. Wir hoffen zuverſichtlich, daß ruhige ſachliche 
Ueberlegungen, insbeſondere auch die Warnung 
des Reichskanzlers vom 17. Mai in Stuttgart zu 
„Takt und Rückſicht auf das Auslandsdeutſchtum“ 
den Riß heilen werden. Vor allem aber müſſen 
wir zunächſt innenpolitiſch ſelbſt mit dieſen Dingen 
fertig werden. An den Tatſachen ſelbſt iſt nichts 
mehr zu ändern, und wenn man rückſchauend auch 
zugeben wollte, daß die Regierung vielleicht nicht 
immer rein formell eine glückliche Hand gehabt 
hätte, (Hört, hört! rechts.) ſo müßte man ihr doch 
das eine zubilligen, daß ſie jederzeit aus wohler⸗ 
wogenen Gründen im Staatsintereſſe gehandelt 
hat. Die Tagung in Königsberg hat der Regie: 
rung recht gegeben. Wir ſtimmen der mehrfach 
geäußerten Anſicht zu, daß nach dieſen Vorgängen 
die Reichsbannertagung für uns eine ſchwere 
innenpolitiſche Belaſtung bedeutet hat, auch wenn 
hier die Verhältniſſe anders lagen als bei der 
Stahlhelmtagung. (Warum haben Sie das denn 
zugelaſſen? rechts.) Es wäre zweifellos taktiſch 
klug geweſen und hätte ausgleichend und beruhi— 
gend gewirkt, wenn die Reichsbannerleitung das 
Opfer gebracht und die Tagung abgeſagt hätte und 
wenn führende Reichsbannerleute in Danzig lich 
dafür eingeſetzt hätten. (Unruhe links.) Man 
darf aber an den Opferſinn der anderen nicht allzu 
große Anforderungen ſtellen, wenn man ſelbſt nicht 
verzichten kann. (Da habt ihr es wieder anders! 
links.) Wir haben mit Dr. Stadtler eine Erſatz— 
ſtahlhelmtagung gehabt. Aber nun ſollten wir 
uns endlich auf uns ſelbſt beſinnen und Schluß 
machen mit dieſen unglückſeligen Dingen. Es iſt 
Schaden genug angerichtet worden, es leidet das 
ganze Danziger Volk darunter. 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich zum 
Ausdruck bringen, daß wir die Regierung in allem 
unterſtützen werden, was darauf abgeſtellt iſt, die 
Ordnung und Sicherheit zu erhalten. Insbeſon⸗ 
dere billigen wir auch die vorbeugenden Maßnah— 
men der Regierung gegen die geplante fommu- 
niſtiſche Demonſtration, ſo daß es hier nicht erſt, 
wie in Berlin, zu Blutvergießen gekommen iſt. 
(Uns können Sie den Buckel runterrutſchen! bei 
den Kommuniſten.) 

Wenn wir unſerer Brüder im Reiche gedenken 
(Abg. Plenikowſki: Welcher Brüder?) — Sie mit 
eingeſchloſſen! — fo muß es uns im Augenblick 
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ein Herzensbedürfnis ſein, ihnen Dank zu ſagen 
für die tatkräftige Mithilfe bei der Sanierung der 
Schichauwerft. Gie ift für uns nicht nur eine ma- 
terielle, ſondern ebenſo ſehr eine kulturelle und 
nationale Hilfe. Wenn ich in Verbindung damit 
auf die Erwerbsloſenfrage zu ſprechen komme, ſo 
dürfen wir nicht erwarten, daß durch dieſe Aktion 
etwa die Zahl der Erwerbsloſen herabgemindert 
werden wird. Aber das eine dürfen wir anneh— 
men, daß wenigſtens ein weiteres Anſteigen der 
Erwerbsloſenzahl verhindert werden wird. Das 
Erwerbsloſenproblem ſpielt bei uns wegen der un— 
gewöhnlich hohen Zahl eine ganz andere Rolle als 
in anderen Ländern, einmal wegen der überſtar— 
ken Beanſpruchung des Staatsſäckels, zum andern 
auch in bezug auf eine etwaige endgültige Löſungs— 
möglichkeit. (Abg. Plenikowſki: Jetzt ſpricht 
Pfarrer Eltermann!) Unſere Erwerbsloſenfrage iſt 
in gewiſſem Sinne eine Art Erbe aus deutſcher 
Zeit. Die früher ausgedehnte Rüſtungsinduſtrie 
beſchäftigte eine hohe Zahl von Arbeitern aller 
Art. Die im Krieg erfolgte ſtarke Zuwanderung 
für diefe Betriebe fand nicht durch eine entſpre— 
chende Abwanderung einen Ausgleich. Die Ab— 
wanderung war nicht mehr möglich, einmal wegen 
der Grenzziehung, zum andern aber auch wegen 
der inzwiſchen eingetretenen Wohnungsnot. Unter 
dieſem Geſichtswinkel bekommt die Schichauſanie— 
rung mehr den Charakter der Erfüllung einer 
moraliſchen Pflicht gegen Danzig. Die umgeſtellte 
und die neuentſtandene Induſtrie vermochte die 
Zahl an Arbeitskräften nicht aufzunehmen, zumal 
der Zuzug fremder, beſonders polniſcher Arbeits— 
kräfte nicht gehindert werden durfte. Es iſt eine 
Ungeheuerlichkeit, wenn hier bei uns in Danzig 
heute noch 21000 ausländiſche Arbeitskräfte Mr- 
beit finden, während 11000 Danziger erwerbslos 
auf der Straße liegen. Wir fordern vom Senat 
mit allem Nachdruck, daß er nichts unverſucht laſſen 
möge, hier eine Aenderung herbeizuführen. Eine 
beträchtliche Zahl von Arbeitskräften dürfte vor- 
ausſichtlich immerhin noch arbeitslos bleiben. Wir 
kommen nicht daran vorbei, unſere Erwerbsloſen— 
verſorgung in eine andere Form zu kleiden. Sie 
muß auf eine andere Grundlage geſtellt weren. 
(Aha! bei den Kommuniſten.) Wir haben dabei 
an die Erwerbsloſenverſicherung gedacht, ähnlich 
wie fie im Reich beſteht. (Aha! bei den Kommu- 
niſten.) Allerdings hat man dort nicht gerade die 
beſten Erfahrungen damit gemacht; aber das ſind 
Kinderkrankheiten, das find Mißbräuche und Wus- 
beutungen, das alles tut dem Gedanken an ſich 
keinen Abbruch. Wir halten auch heute noch die 
Erwerbsloſenverſicherung für die beſte Form der 
Erwerbsloſenfürſorge. Wir werden ſie immer 
wieder fordern und ſind durchaus nicht der Mei— 
nung des Finanzſenators, der ſie ſo leichter Hand 
glaubte abtun zu können. (Abg. Liſchnewſki: Hier 
ſpricht einer, der in feſtem Gehalt ſteht.) Die be— 
ſtehende Form der Erwerbsloſenfürſorge iſt auf 
die Dauer unhaltbar, ſowohl für die Regierung 
wie für die Erwerbsloſen ſelbſt. (Abg. Liſchnewfki: 
Wieviel Gehalt haben Sie denn?) 

Neben der Erwerbsloſenfrage iſt zweifellos der 
Wohnungsbau am dringendſten. Wir bedauern 
es lebhaft, daß ein neues Wohnungswirtſchaftsge— 
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ſetz immer noch nicht vorgelegt worden iſt, und daß 


wir in den letzten zwei Jahren wohl kaum einen 
Schritt weiter gekommen find. (Abg. Plenikowſki: 
Unterdeſſen ſammeln Geiſtliche Arbeitergelder, um 
ſich Luxuswohnungen anzuſchaffen! Siehe Hohen— 
ſtein — 56 000 © für eine Wohnung!) Wir richten 
an den Senat das dringende Erſuchen, endlich ein 
neues Wohnungswirtſchaftsgeſetz einzubringen. 
An den neuen Senator richten wir ebenfalls das 
dringende Erwarten, alle feine Tatkraft einzu— 
ſetzen, um uns auf dieſem Gebiet vorwärts zu 
bringen. In der Wohnungspolitik iſt der Bau 
von Arbeiterwohnungen in erheblich ſtärkerem 
Maße als bisher durchzuführen. Ganz beſondere 
Aufmerkſamkeit ift künftig dem Problem der Woh- 
nungsnot der kinderreichen Familien zuzuwenden. 
(Abg. Liſchnewſki: Alles ſchöne Worte!) Es müſſen 
nicht nur entſprechend große Wohnungen gebaut 


werden, deren Mieten durch öffentliche Zuſchüſſe! 


auf erträglicher Höhe gehalten werden, ſondern 
es müſſen vom Staat auch Maßnahmen getroffen 
werden, daß die kinderreichen Familien auch bei 
der Zuweiſung von Altwohnungen bevorzugt be— 
handelt werden. 

M. D. u. H.! Nun noch einiges über die Stel⸗ 
lung der Parteien zum Senat. Wir können es 
verſtehen, daß die Oppoſition die Haltung des 
Senats und alle ſeine Maßnahmen beſonders 
ſcharf unter die Lupe nimmt, ſeitdem die Re- 
gierung in etwa der parteipolitiſchen Konitella- 
tion der gegenwärtigen Koalition entſpricht. Das 
iſt die beſondere Pflicht der Oppoſition. Aber wir 
dürfen dabei erwarten, daß ſie ohne Vorurteil an 
die Prüfung herangeht, daß ſie nicht aus einer 
engherzigen Voreingenommenheit gegen die Der- 
zeitige parteipolitiſche Zuſammenſetzung der Re- 
gierung von vornherein zum wenigſten als ver- 
dächtig anſieht, daß ſie nicht immer in erſter Linie 
nach der parteipolitiſchen Zugehörigkeit des De— 
zernenten fragt, ſondern daß fie objektiv die jtaats- 
politiſche Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit er⸗ 
wägt. Wir ſelbſt werden verantwortungsbewußt 


allen Dingen die ſorgfältigſte Aufmerkſamkeit zu⸗ 


wenden, um auch nicht den Anſchein einer irgend⸗ 
wie gerichteten Parteibeeinfluſſung von Verwal- 
tungsmaßnahmen aufkommen zu laſſen. (Abg. 
Plenikowſki: Siehe Beſetzung des Leiters des 
Krankenhauſes! — Unerhört! — Siehe Privat- 
ſchule Wotzlaff!) Wir ſtehen nicht an, zu erklären, 
daß die Verfügung des Senats auf namentliche 
Feſtſtellung von Beamten an der Stahlhelm— 
tagung in Königsberg und Lauenburg nur zu ſehr 
geeignet iſt, den Eindruck parteipolitiſcher Rück— 
ſichten zu erwecken. Wir rücken auf das entſchie— 
denſte von ihr ab. (Abg. Plenikowſki: Fallen Sie 
beim Abrücken nur nicht um!) Man kann nichts 
gegen die Verfügung betr. Urlaub für den Deut⸗ 
ſchen Arbeiter-Turn⸗ und Sportbund ſagen; aber 
mit der obigen Umfrage ſteht ſie in keinem guten 
Zuſammenklang. (Zuruf des Abg. Rahn.) Herr 
Abg. Rahn, wir können uns nachher unterhalten. 
Ich muß jetzt zu allen ſprechen, nicht zu einem 
allein. Wir bedauern es, daß Gerüchte aufkommen 
können, es würden Behörden-Berichte, die in eine 
gewiſſe parteipolitiſche Linie nicht hineinpaſſen, 


an dieſen Gerüchten auch nur ein Körnchen Wahr- 
heit ſein, ſo wäre das aufs ſchärfſte zu verurteilen. 
(Zuruf der Abg. Hohnfeldt und Hennke.) Miler- 
dings, und jetzt komme ich auf das, was Sie Herr 
Hennke durch den Zwiſchenruf betonen, ſolche Ge— 
rüchte bekommen eine willkommene Nahrung, 
wenn hier am 28. Mai der Abg. Mau ſeinem 
Parteigenoſſen Senator Arczynſki eine Art par- 
teiamtliche Mahnung zurufen zu ſollen glaubte, 
den Berichten der Landräte nicht allzuviel Ber- 
trauen entgegenzubringen. (Senator Arczynſki: 
Waren dieſe Ausführungen an mich gerichtet? 
Dann möchte ich ſie zurückweiſen! — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Das war nur ein Scherz!) Wir können 
den ſcharfen Proteſt des Abg. Hennke gegen den 
Vorwurf verſtehen, und wir bedauern es mit ihm, 
daß dieſe Verdächtigungen nicht von Vertretern 
des Senats zurückgewieſen worden ſind. 

M. D. u. H.! Wenn wir nun zum Haushalts- 
plan ſelbſt kommen, werden wir nicht umhin kön⸗ 
nen, der Finanzpolitik unſeres früheren Finanz⸗ 
ſenators zu gedenken. Wir ſind nicht immer mit 
ihm in allem einverſtanden geweſen. Wir haben 
manche Meinungsverſchiedenheit mit ihm auszu⸗ 
fechten gehabt. Aber am Ende müſſen wir doch 
jagen, daß er uns aus dem finanziellen Nichts un- 
jerer ſtaatlichen Anfänge durch die Inflation hin- 
durch zu einer geordneten und geſunden Staats- 
finanzwirtſchaft geführt hat. (Abg. Plenikowfki: 
Ja, er war ein guter Steuermann! — Unruhe.) 
Wir zollen ihm gern unſere Anerkennung, daß er 
in der letzten Sitzung vor ſeinem Ausſcheiden am 
28. Dezember 1928 mit Befriedigung hat feſtſtel⸗ 
len können, daß ſeit Einführung der Feſtwährung 
alle Rechnungsjahre mit Ausnahme des Jahres 
1926 mit Ueberſchüſſen abgeſchloſſen haben, und 
daß das gleiche auch für das damals laufende Rech⸗ 
nungsjahr 1928 zu erwarten war, was auch in⸗ 
zwiſchen eingetreten iſt, und was wir nicht als das 
vielgenannte Wunder bezeichnen, weil wir nicht 
wundergläubig genug ſind. (Heiterkeit. — Abg. 
Plenikowſki: Das Zentrum wird modern! Es gibt 
aber auch in Danzig noch immer Prozeſſe gegen 
Gottesläſterer! — Abg. Schilke: Sie können alle 
noch von uns lernen!) M. D. u. H.! Vor allem 
müſſen wir Herrn Dr. Volkmann Dank wiſſen für 
die Einführung des Danziger Guldens, die auf 
immer mit ſeinem Namen verknüpft bleiben wird. 
Neben der wirtſchaftlichen Bedeutung des Dan- 
zigers Guldens dürfen wir feine hohe politiſche 
Bedeutung nicht vergeſſen. Ich möchte Sie wieder 
auf die polniſche Denkſchrift hinweiſen, die die 
Danziger Währung geradezu als das ſtärkſte Boll- 
werk bezeichnet. (Abg. Plenikowſki: Ihr Kopfbild 
muß noch auf die Gulden hinauf! — Abg. Liſch⸗ 
newſki: Auf die Rückſeite natürlich!) Neben Herrn 
Dr. Volkmann wollen wir auch den anderen aus— 
geſchiedenen Senatoren danken für die wertvolle 
Arbeit, die ſie unſerm Staat bei ſeinem Aufbau und 
Ausbau geleiſtet haben. Wir bedauern es ſchwer, 
daß ſie infolge der veränderten parteipolitiſchen 
Konſtellation gewiſſen politiſchen Notwendigkeiten 
haben weichen müſſen, und wir bedauern es eben⸗ 
ſoſehr, daß es nicht möglich geweſen iſt, ihre Kraft 


mit gewiſſen Vorbehalten aufgenommen. Sollte! anderweit dem Dienſte des Staates zu erhalten. 
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M. D. u. H.! Wir ſind mit dem Finanzſenator 
einig, (Abg. Langnau: Sie ſind mit jedem einig!) 
daß der vorliegende Haushaltsplan mit einem ges 
wiſſen Optimismus angeſehen werden muß. Er 
iſt in ſeinen Einnahmen ſo ziemlich bis an die 
Grenze geſpannt. In ſeinen Ausgaben iſt er eng, 
ſchmal bis aufs äußerſte. (Abg. Langnau: Bloß 
beim Kirchenetat nicht!) Es fehlt manches, was 
wohl notwendig iſt, was aber zur Zeit noch gerade 
zur Not entbehrt werden kann. Weitere Strei⸗ 
chungen werden kaum noch möglich ſein, ebenſo 
wenig irgendwelche namhafte Erhöhungen. Aber 
wir glauben, daß der Ausgleich auf einer Linie 
herbeigeführt worden iſt, die immerhin eine ge⸗ 
wiſſe Bewegungsfreiheit läßt. Wir hoffen, daß er 
elaſtiſch genug iſt, auch außergewöhnlichen, unvor⸗ 
hergeſehenen Anſprüchen gewachſen zu ſein, ſofern 
die außerordentlichen Anforderungen nicht ein uns 
gewöhnliches Maß erreichen oder überſchreiten. 

Man wird nicht ſagen können, daß die Finanz⸗ 
verwaltung bei dieſem Etat viel Seide wird ſpin⸗ 
nen können. Aber von einer tragiſchen Lage des 
Finanzſenators zu reden liegt auch kein Grund 
vor. Die Etatsanſätze der Einnahmen find teil- 
weiſe bis auf die Höhe des letzten Iſtaufkommens 
herangeholt, ſoweit darin nicht einmalige Poſten 
enthalten find. Man wird dieſen Schritt verani- 
worten können aus den engen Wechſelbeziehungen 
zwiſchen der allgemeinen Volkswirtſchaft und der 
öffentlichen Finanzwirtſchaft. Trotz mannigfacher 
Schwierigkeiten und trotz ſchwerer Rückſchläge 
geht die Danziger Wirtſchaft, wenn auch langſam, 
ſo doch ſicher, einer inneren Erſtarkung entgegen. 
(Abg. W. Lemke: Wenn es nicht eine Täuſchung 
iſt!) Das Sinken der Erwerbsloſenziffer insge— 
jamt, die Verminderung der Konkurſe (Abg. Pie- 
nikowſki: Unerhört!), die nachweisliche Kapital- 
bildung ſind unverkennbare Zeichen dafür. (Abg. 
Karkutſch: Die Leute verſchwinden ſo!) Freilich, 
zu einer blühenden Wirtſchaft, wie ſie für Danzig 
durch ſeine geographiſche Lage vorherbeſtimmt iſt, 
und wie Danzig ſie in feiner Vergangenheit gezei— 
tigt hat, ſind es nur die erſten ſchwachen Anfänge. 
Ob Danzigs Wirtſchaft je zu einer Blüte gelan— 
gen wird, das kann mit Rückſicht auf die mannig⸗ 
fachen politiſchen Belaſtungen mit gutem Recht 
bezweifelt werden. (Abg. Plenikowſki: Das Pa- 
radies war immer nur ein Trugbild!) Wir ſind 
aber zweifellos auf dem Wege einer gewiſſen Ge— 
ſundung und Weiterentwicklung. 

Selbſtverſtändlich dürfen wir die Hoffnung 
auf die Zukunft nicht überſpannen, um vor Rüde 
ſchlägen geſichert zu ſein. Aber das iſt ja auch bei 
der Aufſtellung des Etats in keiner Weiſe ge— 
ſchehen; denn es ift bei dem Anja der Etatsziffern 
nicht die ſtändig ſteigende Tendenz in Rechnung 
gezogen, ſondern es iſt lediglich mit einer gewiſſen 
Konſtanz, mit einer gewiſſen Stabilität der Wirt⸗ 
ſchaft gerechnet worden. Wir ſehen in dieſer Tat- 
ſache einen gewiſſen Sicherheitsfaktor für die 
Etatsbilanz. 

M. D. u. H.! Wir ſtimmen dem Finanzſenator 
zu, daß eine geſunde Wirtſchaftsentwicklung die 
natürliche Grundlage für eine geordnete Staats- 
wirtſchaft iſt. Unſer wirtſchaftliches Werden und 
Anſteigen iſt mit ſoviel politiſchen Belaſtungen 
von außen her beſchwert, daß manchmal der: 
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Atem recht knapp wird. Aber wenn wir dazu dann 
ſelbſt noch neue Schwierigkeiten ſchaffen, iſt uns 
nicht zu helfen. (Sehr richtig! beim Zentrum.) 
Wer im politiſchen Unmut von Staatsbankrott, 
von Leiſtungsunfähigkeit des Staates, von finan⸗ 
ziellem Zuſammenbruch und ähnlichen Dingen 
ſpricht und ſie in die Welt hinausſchreit, — (Abg. 
Plenikowſki: Da ſteht Ihr Schulmeiſter, Herr 
Gehl, jo ein alter Knabe hat noch einen Schul: 
meiſter!), ſo iſt das nicht dazu angetan, um unſer 
wirtſchaftliches Anſehen zu heben und unſere Kre- 
ditfähigkeit zu ſtärken. Beſſer iſt es dadurch nicht 
geworden, wohl aber ſchlechter. Wir haben die 
Auswirkungen für Wirtſchaft und für Staat 
mehr denn einmal erfahren. (Abg. Plenikowſfki: 
Auch Schulmeiſter können mit dem Stock bekom—⸗ 
men! — Das wiſſen Sie aus eigener Erfahrung! 
beim Zentrum. — Abg. Plenikowſki: Diesmal 
konnte man es nur auf einen andern münzen!) 

Einen gewiſſen Gefahrenpunkt für den Etat 
ſieht der Finanzſenator mit Recht in den Zollein- 
nahmen. Auch Herr Senator Dr. Volkmann weiſt 
in ſeinem Schlußbericht auf dieſe Tatſache hin, 
„daß gegenüber dem unſicheren und bisher ſtets 
ſchwankenden Faktor der Zolleinnahmen keine 
Regierung vor Ueberraſchungen in der Etatsge— 
ſtaltung ſicher ſei.“ Freilich kann man von einer 
feſten Wirtſchaftslage in Polen noch weniger 
reden als anderwärts. Das liegt in der Natur 
der Dinge begründet. Aber ebenſowenig hat man 
einen beſonderen Anlaß, beſonders ſchwarz zu 
ſehen. Die leichte Kriſe der letzten Monate, von 
der auch der amerikaniſche Finanzberater Polens 
ſpricht, war eine Erſcheinung, die nicht auf Polen 
beſchränkt blieb, eine Erſcheinung, die weitere 
Grenzen zog, die vielleicht für Polen infolge der 
Verknappung der Barmittel beſonders empfindlich 
war, die aber inzwiſchen als beſeitigt angeſehen 
werden kann. Augenblicklich kann man wohl die 
wirtſchaftliche Lage Polens als relativ ſtabil De- 
zeichnen. (Zuruf des Abg. Rahn.) Wenn ſomit 
zum Peſſimismus kein Grund vorliegt, ſo iſt nach 
der andern Seite das Moment der anhaltend ſtei— 
genden Einnahmen auch hier nicht in Rechnung 
geſetzt worden, ſondern es iſt auch hier lediglich 
eine Konſtanz der Wirtſchaft angenommen wor— 
den. f Dieſe Vorausſetzung läßt fih auch halten 
gegenüber etwaigen Befürchtungen, die Zollein⸗ 
nahmen könnten abſinken infolge Abſchluſſes neuer 
Handelsverträge. Die Verhandlungen werden 
wohl Zollvergünſtigungen, dieſe aber ſicher auch 
böhere Umſätze bringen. Es iſt zu erwarten, daß 
zum mindeſten ein Ausgleich herbeigeführt wer— 
den wird. Es kommt hinzu, daß auch der Geld— 
markt in Polen in gewiſſen Formen flüſſiger ge— 
worden iſt, (Na, na! rechts.) als er war. Damit 
kann auch der zunehmende Import den Waren— 
hunger in Polen ſtillen. Meine Herren, leſen Sie 
doch die polniſchen Wirtſchaftsberichte, die ſind 
für mich maßgebend. Es kommt hinzu, daß beſon— 
ders hochzollpflichtige Waren ſtändig in größerem 
Ausmaß eingeführt werden. Auch die polniſche 
Etatsgeſtaltung geht mit größter Vorſicht an die 


Bewertung der Zolleinnahmen. (Zurufe, Glocke 


des Präſidenten.) Darüber läßt ſich ſtreiten, wer 
davon mehr verſteht. Sie haben nachher Zeit und 
Gelegenheit, Ihre Meinung hier zum Ausdruck 
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(Weiß, Abgeordneter) 

zu bringen und mich zu widerlegen. M. D. u. H., 
auch die polniſche Etatsgeſtaltung (Abg. Lemke: 
Mein Gott, wir ſprechen doch zum Danziger Etat!) 
Herr Lemke, wenn Sie den Zuſammenhang 
zwiſchen dem polniſchen und dem Danziger Etat 
nicht verſtehen, dann tut es mir leid (Abg. Lemke: 
Ja, das verſtehe ich ſchon, ſo dumm bin ich nicht! 
— Abg. Plenikowſki: Der maßregelt hier alte 
Knaben! Unruhe links. Glocke des Präſidenten.) 
Auch die polniſche Etatsgeſtaltung geht mit größ— 
ter Vorſicht an die Bewertung der Zolleinnahmen 
für ihren Etat. Auch ſie hat jede ſteigende Ten— 
denz für die Zukunft bei ihrem Etat unberückſich⸗ 
tigt gelaſſen. Sie hat auch nur, wie ſchon in den 
Vorjahren, das tatſächliche Iſtaufkommen in den 
Etat eingeſetzt, ſie hat auch, genau wie in den 
Vorjahren, eine gleichbleibende Wirtſchaftslage 
angenommen, obgleich die Entwicklung der letzten 
Jahre eine ſteigende Tendenz gezeigt hat. M. D. 
u. H., angeſichts dieſes äußerſt wichtigen Abwä— 
gens brauchen wir wohl nicht ungünſtiger über 
die polniſche Wirtſchaftslage zu denken als Polen 
es ſelbſt tut. Wir glauben nach allem, in den vor- 
ſichtigen Anſätzen aus dem Zollaufkommen einen 
weiteren Sicherheitsfaktor für die Etatsbildung 
ſehen zu können. Wenn Ausfuhrprämien der Syn- 
dikate eine Verminderung des Zollaufkommens 
bringen ſollten, oder das zu befürchten wäre, ſo 
wird es Aufgabe des Senats ſein, auf jchleunig- 
ſtem Wege Klarheit darüber zu ſchaffen, um die 
Ausfuhrprämien nicht vom Zollaufkommen vor- 
wegnehmen zu laffen. Bei der jetzigen Hand- 
habung gehen die Ausfuhrprämien zu einem Teil 
zu Laſten Danzigs. Es ift auf die Dauer iber- 
haupt ein unhaltbarer Zuſtand (Unruhe bei den 
Kommuniſten, Glocke des Präſidenten.) M. D. u. 
H., es iſt auf die Dauer überhaupt ein unhalt⸗ 
barer Zuſtand, daß Polen bereits ſeit 1925 Aus⸗ 
fuhrſyndikate mit dem Prämienſyſtem aus den 
Zolleinnahmen hat, ohne daß Danzig ſelbſt an 
den Syndikaten irgendwie beteiligt war und wohl 
auch in Zukunft nicht begünſtigt werden wird. 
Danzig hat einen Anſpruch auf den anteiligen 
Zoll von dem Bruttoertrag der Zolleinnahmen. 
Im übrigen iſt es höchſt eigenartig, daß Danzig 
nicht die Gelegenheit hat, ſich die Beſchaffenheit 
der Zahl, die für die Verteilung der Zolleinnah- 
men zu Grunde gelegt wird, irgendwie anzuſehen. 
Wir wünſchen dringend, daß auch hier ein Weg 
gefunden wird, vielleicht im Rahmen der Ver— 
handlungen über den neuen Zollverteilungs— 
ſchlüſſel. 

Leider hat trotz der ſtarken Einengung auf der 
Ausgabenſeite und trotz der ſchärfſten Anſpan⸗ 
nung der Einnahmen die ſteuerliche Mehrbe— 
laſtung nicht vermieden werden können. Wir glau⸗ 
ben, daß die erhöhte Steuerzahlung dorthin ge— 
legt worden iſt, wo ſie am eheſten getragen wer— 
den kann. Wir glauben auch nicht, daß durch die 
Erhöhung die bisherige attraktive Steuerpolitik 
in ihrer Wirkung irgendwie beeinträchtigt wer⸗ 
den wird, da wir immer noch beträchtlich hinter 
den deutſchen Tarifſätzen zurückbleiben. M. D. u. 
H., daß die bevorſtehende Steuererhöhung von 
den Steuerzahlern nicht freudig aufgenommen 


werden wird, iſt ſelbſtverſtändlich. Wir werden 
den Unmut tragen müſſen. Aber wir wollen es in 
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dieſem Zuſammenhange offen ausſprechen, daß wir 
es für untragbar und für unverantwortlich Hal- 
ten, daß die Bevölkerung monatelang vorher mit 
neuen Steuerankündigungen beunruhigt wird, 
in einer Zeit, da ihre Notwendigkeit noch gar nicht 
überſehen werden konnte. Wir möchten derartige 
Sondertouren für die Zukunft auf jeden Fall 
vermieden wiſſen. 

M. D. u. H., mit den Grundſätzen des Finanz— 
ſenators über die Etatgeſtaltung find wir einver- 
ſtanden. Wir begrüßen es, im Sinne des Etats— 
rechts des Parlaments, wenn Ueberſchreitungen 
fortan vierteljährlich dem Rechnungsprüfungs— 
ausſchuß des Volkstages vorgelegt werden müſſen. 
Wir erwarten vom Senat, daß er bei Ueberſchrei— 
tungsanträgen fortan mehr Widerſtand aufbrin- 
gen wird, als das bisher geſchehen iſt. Wir halten 
es mit der Klarheit des Etats und mit dem Etats— 
recht des Parlaments für unvereinbar, wenn aus 
den Erſparniſſen eines Etatspoſtens Ueberſchrei— 
tungen für andere Zwecke bewilligt werden. Wir 
erwarten aus der Zuſammenarbeit des Rech— 
nungsprüfungsausſchuſſes mit der Finanzverwal— 
tung Erſprießliches für unſere Staatsfinanzen. 

Auf Einzelheiten des Etats einzugehen, will 
ich mir gegebenenfalls vorbehalten. (Bravo! beim 
Zentrum.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple— 
nikowſki. 

Plenikowſkti, Abgeordneter (K. P.): Es haben 
hier bereits die Redner der ſtärkſten Fraktionen 
geſprochen, und alle haben etwas äußerſt Wichti— 
ges bei ihren Reden außer Acht gelaſſen, und zwar 
bewußt. Das iſt die Stellung Danzigs zur Kriegs⸗ 
frage, überhaupt die Kriegsfrage ſelbſt. Wenn 
hier der Senatspräſident einige Probleme, die 
beſonders in Danzig akut ſind, angeſchnitten hat, 
dann will ich von dieſen Problemen hier einmal 
zu den wichtigſten, die angeſchnitten wurden, Stel- 
lung nehmen, und zwar unter dem Geſichtspunkt 
des revolutionären Klaſſenkampfes. Es ſind dies 
die Fragen der Stellungnahme zur Wirtſchaft, 
der Stellungnahme zur „Sicherung des Weltfrie— 
dens“, d. h. richtig ausgedrückt zur Kriegsfrage, 
und der Selbſtändigkeit Danzigs, in Verbindung 
damit das Problem des Verhältniſſes Danzigs 
zum Völkerbund, zu Deutſchland und zu Polen. 
In jedem Lande kann man heute die wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Probleme nur aufrollen, 
wenn man ſie in Verbindung bringt mit den wirt- 
ſchaftlichen und unpolitiſchen Problemen der ge- 
ſamten Weltlage. Und was in bezug auf andere 
Länder zutrifft, trifft doppelt und dreifach auf die 
Freie Stadt Danzig zu. Was beſagte die Rede 
des Präſidenten Sahm in bezug auf dieſe Fra- 
gen? Nun, es war eine der üblichen Reden, um 
über den wahren Sachverhalt hinwegzutäuſchen, 
eine der alten, üblichen Kunſtreden, nur diesmal 
in einer viel kürzeren Form gehalten, um gleich— 
falls zum Ausdruck zu bringen, daß auch dieſe Re— 
gierung alle Maßnahmen zu treffen gewillt iſt 
zur Vorbereitung der Durchführung der imperia— 
liſtiſchen Politik auch hier in Danzig, zur Vorbe— 
reitung der Durchführung des konterrevolutionä— 
ren Krieges gegen die Sowjet-Union auch in bezug 
auf die Freie Stadt. Wenn der Herr Abg. Brill 
hier, allerdings nur in ganz beſcheidenem Um- 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
fang, an den marxiſtiſchen Gedankengang an- 
tippte, ſo hat das nur bewieſen, daß dieſe Leute, 
einige ſozialdemokratiſche Funktionäre der Par⸗ 
tei, heute ideologiſch mit Waffen „kämpfen“, die 
vor 30 Jahren von den Arbeitern benutzt wurden. 
Marxiſtiſch haben fie in den 30 Jahren nichts zu- 
gelernt. Mit allen Mitteln der Phraſeologie 
ſtützen ſie jetzt dieſen kapitaliſtiſchen Staat. ; 
Wenn der Herr Abg. Brill hier verſuchte, weil 
er zu den „Linken“ der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei zählen will, ſo ein wenig in „Marxismus“ 
hier Reklame zu machen, dann möchte ich gerade 
in bezug darauf ein wenig näher auf die wirk⸗ 
lichen Verhältniſſe und auf die wirklichen Tat⸗ 
ſachen eingehen, die ſich im internationalen Maß— 
ſtab innerhalb der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft ab- 
ſpielen. Die Danziger Wirtſchaft ift durchaus kein 
ſelbſtändiges Faktotum, ſondern ſelbſtverſtändlich 
eng mit der übrigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaft 
verquickt und verknüpft, viel enger wie vielleicht 
die Wirtſchaft eines andern großen kapitaliſtiſchen 
Landes, ganz beſonders mit der polniſchen Wirt— 
ſchaft. Will man deshalb die Danziger Wirtſchaft 
betrachten, dann muß man überhaupt zu der ka— 
pitaliſtiſchen Weltwirtſchaft Stellung nehmen. 
Was können wir in bezug heute darauf feſt— 
ſtellen? Eine Beſchleunigung der Entwicklungs⸗ 
tendenzen. Wir können weiter feſtſtellen ein unge— 
heures Anwachſen der Produktionsmöglichkeiten, 
eine von Jahr zu Jahr immer kraſſer werdende 
Kontrolle einzelner monopolitiſcher Organiſati— 
onen. Aber demgegenüber hält die Produktion 
ſelbſt mit dem Wachſen der Produktionsmöglich— 
keiten nicht im geringſten Schritt. Wir können 
weiter einen immer ſtärker werdenden Kartellie— 
rungs- und Vertruſtungs⸗Prozeß 
heute alle Zweige umfaßt. Wir wiſſen, 
daß das jetzt auch ſchärfer innerhalb der polniſchen 
Wirtſchaft und damit auch in der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft in Erſcheinung tritt. Ich erinnere nur an 


die Bildung der Syndikate, die jetzt unter jtaat= | 


licher Protektion vor ſich geht. Dieſen Konzen— 
trationsprozeß, dieſen Kartellierungs- und Ber- 
truſtungsprozeß können wir auf dem geſamten Ge— 
biet der kapitaliſtiſchen Weltwirtſchaft feſtſtellen. 


Wir wiſſen, daß dieſer Konzentrationsprozeß oft 


ſtürmiſche Formen angenommen hat. Ich erinnere 


nur an die Zeiten der Inflation in Deutſchland. 
Deutſchland, 


Die ganze Inflation nicht nur in 
ſondern auch in Polen, in Frankreich war ja nichts 
anderes als eine Erſcheinungsform dieſes Kon— 
zentrationsprozeſſes. Wir können alſo heute tat— 
ſächlich eine Vertruſtung, eine Kartellierung der 
geſamten Produktion feſtſtellen, eine Kontrolle 
der geſamten Produktion und auch der Zirkula— 
tion durch einige wenige monopolitiſche Organi— 
ſationen. Nun ſuchen die Sozialdemokraten feſt— 
zuſtellen. daß das den Uebergang zum Sozialis— 
mus bedeutet. Es bedeutet den Uebergang von 
den kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsformen zu den ge— 
bundenen Wirtſchaftsformen. Sie berufen ſich in 
ihren Gedankengängen auf Ausführungen rein 
deutſchnational eingeſtellter Wirtſchaftspolitiker, 
unter anderm auf den 
der in bezug auf dieſen Wirtſchaftsprozeß folgen— 
des erklärte: „Was erleben wir denn heute an— 
ders als die Verwirklichung der Vorausſagen des 


feſtſtellen, der 
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großen Sozialiſten Marx. Seine Vorſtellungen 
von der Wirtſchaft der Zukunft ſind es, die vor 
unſern Augen zur Wirklichkeit werden.“ Gerade 
dieſen Ausſpruch des Herrn Schmalenbach De- 
nutzen heute führende ſozialdemokratiſche Theore— 
tiker, um den Nachweis zu erbringen, daß man 
heute auf dem beſten Wege ſei, den Sozialismus 
einzuführen. Deshalb müſſen wir uns mit den 
Sozialdemokraten auseinanderſetzen. Handelt es 
fih wirklich bei den Uebergängen der Formen der 
früheren Wirtſchaftspolitik in die Form der Heu- 
tigen Wirtſchaftspolitik um den Uebergang zum 
Sozialismus, oder bedeutet das etwas ganz an- 
deres? Wir müſſen feſtſtellen, daß dieſer Konzen— 
trationsprozeß, der oft ſtürmiſche Formen ange— 
nommen hat, den man unter dem Schlagwort Ra- 
tionaliſierung zuſammengefaßt hat, zunächſt ein- 
mal ein ſehr ungleichmäßiger war. Dieſer Prozeß 
führte nicht zu einem Hineinwachſen in den So— 
zialismus, ſondern zu einer Verſchärfung des all⸗ 
gemeinen Wettkampfes auf dem Weltmarkt. Wel⸗ 
ches find die neuen Merkmale der imperialiſti— 
ſchen Wirtſchaftsperiode zum Vergleich gegenüber 
den früheren Merkmalen? Zunächſt einmal das 
Vorhandenſein des immer ſtärker in die Erſchei— 
nung tretenden Finanzkapitals, vor allen Dingen 
des angelſächſiſchen und amerikaniſchen Finanzka⸗ 
pitals. Man ſpricht heute ſogar in der breiteſten 
Oeffentlichkeit von der Macht der ſogenannten öf- 
fentlichen“ Finanzmänner. Weiter müſſen wir 
eine wachſende Kapitalausfuhr feſtſtellen. Nun 
hat man dieſe Kapitalausfuhr ja bereits in der 
Vorkriegszeit gehabt. Aber es tritt in der jetzigen 
Periode, gerade in der heutigen Zeit noch etwas 
ganz beſonderes dazu, nämlich eine wachſende Ka— 
pitalausfuhr nach hochentwickelten Induſtrielän— 
dern und vor allen Dingen nach Deutſchland. Das 
iſt das neue, während ſich in früheren Zeiten die 
Kapitalinveſtierung auf die kolonialen und Halb- 
kolonialen Länder erſtreckte, heute nach den Jn- 
duſtrieländern, vor allen Dingen nach Deutſch— 
land. Was geſchieht dadurch? Eigentlich etwas 
ganz Paradoxes. Die Kapitalausfuhr Amerikas 
nach Deutſchland nährt doch ſelbſtverſtändlich 
den induſtriellen Rivalen. Das ſcheint paradox 
zu ſein, it aber ohne weiteres verſtändlich, wenn 
man weiß, daß ſich der Kapitalismus auf Gegen— 
ſätzen aufbaut, an denen er zugrunde gehen wird 
und muß. Ein Beweis für die Richtigkeit meiner 
Angaben: Bis Ende 1927 betrugen nach amerika— 
niſcher Angabe die Inveſtierungen in Europa 
3671000 Dollar und die Inveſtierungen Ameri- 
kas in Aſien, Afrika und Auſtralien zuſammen 
nur ein Drittel dieſer Summe, nämlich 1070 000 
Dollar. Was ergibt ſich aus dieſer Tatſache als not— 
wendige Folgeerſcheinung? Daß ſelbſtverſtändlich 
auf dieſe Weiſe die europäiſche, ſchon vorhandene 
AUeberproduktion genährt wird und daß gleich— 
zeitig mit dieſer Nährung der Ueberproduktion in 
Europa eine Einſchränkung der Abſatzmöglichkeit 
eintritt. Ein gleichfalls beſonderes Kennzeichen 
der heutigen Wirtſchaftsperiode, welches gleich— 
falls hinweiſt auf die Verſchärfung der Gegen— 
ſätze des kapitaliſtiſchen Syſtems iſt die durch 
nichts gehemmte Börſenſpekulation, die ganz be— 
ſonders in Amerika ungeahnte Dimenſionen an— 
genommen hat. Man wird jagen, die Börſenſpeku— 
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lation habe es ſchon immer gegeben. Aber was iſt 
das Neue bei dieſen Börſenſpekulationen? Wir 
konnten in Amerika eine ungeheure Anhäufung 


von Kapital, eine ungeheure Kapitalakkumula⸗ 
tion feſtſtellen. Es iſt bekannt, daß z. B. Amerika 
über die Hälfte aller Bankmittel und Goldvor⸗ 
räte der Welt beſitzt und trotzdem auf dem Welt— 
markt Kapital gebraucht wird. Wir wiſſen aber, 
daß trotz dieſer Anhäufungen von Kapital Ber- 
wendungsmöglichkeiten für dies Kapital nicht be⸗ 
ſtanden, auch auf Grund der heutigen kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsweiſe und auf Grund der beſon— 
deren politiſchen Verhältniſſe in der kapitaliſti— 
ſchen Wirtſchaftsweiſe und auf Grund der beſon— 
deren politiſchen Verhältniſſe in den kapitaliſti⸗ 
ſchen Ländern. So ſucht naturgemäß dies akku— 
mulierte Kapital nach Verwendungsmöglichkeiten 
und tobt ſich aus in noch nie dageweſenen Dimen— 
ſionen an der Börſe. Der relative Kapitalüber— 
fluß führte eben zu dieſen Spekulationen. Wir 
wiſſen, daß diefe Spekulationen oft derartige For- 
men annahmen, daß im Laufe von wenigen 
Tagen die Börſenpapiere um das Doppelte, ja um 
das Dreifache anzogen und ſtiegen. Dieſer Tat⸗ 
ſache gegenüber ſtehen die engen begrenzten Mög⸗ 
lichkeiten für die induſtrielle Verwendung dieſer 
Kapitalien. Was wird die Folge dieſer Tatſachen, 
dieſer ungeheueren Börſenſpekulation ſein? 

Von den Rednern der übrigen Parteien, ins⸗ 
beſondere auch vom Redner der Zentrumspartei, 
wurde die Frage eines roſigen Dämmerſcheins 
und einer aufblühenden Wirtſchaft in Danzig an⸗ 
geſchnitten. Wir geben ohne weiteres zu, daß die⸗ 
ſer roſige Dämmerſchein für die Wirtſchaft nur an⸗ 
brechen kann, wenn die Weltwirtſchaftslage 
gleichfalls einen ſo roſigen Dämmerſchein zeigt, 
ſonſt nicht. Aber wenn die Sache angeſchnitten 
wurde, dann haben die übrigen Redner zum 
Ausdruck gebracht, daß wir ganz geringfügige Ver⸗ 
beſſerungen feſtſtellen können, die darauf ſchließen 


laſſen, daß es mit dieſer Wirtſchaft noch beſſer 


gehen wird. Das ſind nicht nur fromme Täu⸗ 
ſchungen, das iſt die bewußte Unwahrheit, die hier 
bewußt geſagt wird, um die Arbeiter über das 
Faule dieſes Syſtems hinwegzutäuſchen, um ſie 
noch weiter vor dieſen verfaulten Karren zu 
ſpannen. Wenn wir die Gründe der Börſenſpeku⸗ 
lation beſonders in Amerika kennen, deren Ur— 
ſache die Gegenſätze innerhalb dieſes kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaftsſyſtemes ſind, dann werden wir 
daraus ſchlußfolgern müſſen, daß die Folge nicht 
nur ein Zuſammenbruch dieſer Spekulation in un- 
erhörtem Ausmaße ſein wird, ſondern daß ſich 
dieſer Zuſammenbruch auch in Form von Deprej- 
tonen für die übrigen Länder auswirken wird. 

Auch heute läßt ſich in bezug auf die kapitali⸗ 
ſtiſche Wirtſchaft eine Steigerung der Produktion 
ſeſtſtellen. Allerdings hält ſie nicht mehr den 
gleichen Schritt wie vor einigen Jahren. Es iſt 
eine gewiſſe Labilität eingetreten, die wahrſchein— 
lich beſtehen bleiben wird. Das alte Bild iſt auch 
heute vorhanden: Entwicklung der Technik, Fort⸗ 
ſchreiten des Rationaliſierungsprozeſſes, dann 
weitere Fortſchritte in bezug auf die Konzentra⸗ 
tion, verſchärfte Maßnahmen zur Verſtärkung des 
Finanzkapitals. Das ſind alles Tatſachen, die be⸗ 
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reits ſeit Jahren ſcharf in die Erſcheinung getre— 
ten ſind und die heute alſo durchaus nichts abſolut 
Neues bedeuten. Die Steigerung der Produktion 
iſt bereits in Labilität übergegangen. Entſpre— 
chend der Technik und dem Rationaliſierungspro⸗ 
zeß iſt ein Fortſchritt in der Konzentration und 
Vertruſtung eingetreten. Dieſe Tatſachen benutzen 
die Reformiſten aller Schattierungen, benutzt die 
bürgerliche Geſellſchaft, um den Nachweis zu er— 
bringen, daß die bürgerlich-kapitaliſtiſche Wirt: 
ſchaft auf dem Wege der Geſundung und der Ver— 


beſſerung der Verhältniſſe fortſchreitet. Dieſelben 


Tatſachen, die von den Bürgerlichen angeführt 
werden, machen ſich die Sozialdemokraten und 
Reformiſten zunutze. Was ift aber das Entſchei— 
dende, das Bedeutſame? (Der Panzerkreuzer! 
links.) Nun, ich hoffe, daß ich die Zeit noch erlebe, 
wo Euer Panzerkreuzer tatſächlich von deutſchen re— 


volutionären Matroſen geführt, den Kampf führen 


wird gegen die übrigen kapitaliſtiſchen Staaten. 
— Das Entſcheidende für uns iſt, daß zuſammen 
mit dieſem Prozeß Hand in Hand geht eine 
ungeheure Verſchärfung der Gegenſätze des fapita- 
liſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems, der antagoniſtiſchen 
Elemente innerhalb der kapitaliſtiſchen Entwick— 
lung. Und gerade dieſe Gegenſätze, dieje Verſchär— 
fung der antagoniſtiſchen Elemente innerhalb der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft bilden den tiefen Sinn 
der heute fih vollziehenden Ereigniſſe. Was ijt 
für das Geſamtbild der Entwicklung des Kapita⸗ 
lismus das Entſcheidendſte? So ſteht die Frage. 
Iſt das Entſcheidende die enorme Entwicklung 
des Kapitalismus, die Steigerung der Produk⸗ 
tion, die Entwicklung der Technik, die Rationali⸗ 
ſierung, die Vertruſtung und Kartellierung, oder 
iſt es etwas anderes? Das Entſcheidende der heu— 
tigen Entwicklung des Kapitalismus iſt, daß alle 
Gegenſätze des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 
ſich ungeheuer zuſpitzen und daß gleichzeitig die 
allgemeinen zentralen Gegenſätze der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsweiſe in den Vordergrund treten 
und die lokalen Gegenſätze verdrängen. Das iſt 
das Maßgebende. Das beweiſt, daß nicht etwa 
dieſer heutige Entwicklungsgang der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaft ein Geſundungsprozeß iſt, wie das 
von den übrigen Rednern hier dargeſtellt und be— 
hauptet wurde, ſondern daß dieſer „Entwicklungs— 
prozeß“ ein verfaulter iſt, der immer mehr und 
mehr verfault und ſchließlich zu Grunde gehen 
muß. Dieſe Taſachen können wir feſtſtellen, nicht 
nur auf wirtſchaftlichem, ſondern auch auf inter⸗ 
nationalpolitiſchem und ſozialem Gebiet. Das 
Verſchärfen der Gegenſätze, das Zuſpitzen der Ge- 
genſätze, das In⸗den⸗Vordergrund⸗dringen der all- 
gemeinen zentralen Gegenſätze und das Verdrän— 
gen der lokalen Gegenſätze durch die zentralen 
Gegenſätze. Mit Bezug darauf bildet gerade unſer 
Treiſtaat Danzig ein geradezu klaſſiſches Beiſpiel. 
Das Grundlegende iſt die neue Verſchärfung des 
allgemeinen Wettkampfes um die Abſatzgebiete, 


um den Weltmarkt. Was ſagt ſchon Marx in bezug 
auf die Gegenſätze innerhalb des Kapitals? Marx 
erklärte, daß die Tendenz zu elementarer Steige- 
rung der Produktion und die Sicherſtellung der 
entſprechenden Abſatzmöglichkeiten der natürlichſte 
und konſtanteſte Widerſpruch innerhalb der kapi— 
Dieſer Gegenſatz iſt 
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heute in einem noch nie dageweſenen Ausmaß frage auf dem Weltmarkt. Die Rationalifierung 


vorhanden. Worin beſtand die hiſtoriſche Miſſion 
des Kapitalismus? Sie beſtand in der Entwick— 
lung der materiellen Produktionskräfte und des 
ihnen entſprechenden Weltmarktes. Das war die 
hiſtoriſche Miſſion des Kapitalismus. Dieſe 
Million iſt beendet, weil der Kapitalismus tat- 
ſächlich mit dieſem Gegenſatz nicht fertig geworden 
ift. Das erſtere ift erfüllt, nämlich die Entwid- 
lung der materiellen Produktionskräfte. Sie ſind 
entwickelt worden in einem ungeheuren Ausmaß, 
aber dagegen iſt tatſächlich die Entwicklung des 
entſprechenden Weltmarktes zurückgeblieben. In— 
folge dieſes Gegenſatzes tritt eine ungeheure 
Ueberproduktion ein. Marx erklärte ſchon vor 
Jahrzehnten, „Ueberproduktion des Kapitals De- 
deutet nichts anderes als eine Ueberproduktion 
der Produktionsmittel.“ Das was Marx vor 
Jahrzehnten erklärte, das trifft heute zu, wie noch 


niemals in den letzten Jahren. Ich erklärte bes | 


reits eingangs meiner Ausführungen, daß das 
Produktionsvermögen heute rieſenhaft angeſtie— 
gen iſt und weiter wächſt, ganz beſonders auf 
Grund einer von Jahr zu Jahr immer ſchärfer 
werdenden Arbeiterausbeutung und der von Jahr 
zu Jahr ungeheuer geſtiegenen und noch jteigen- 
den techniſchen Fortſchritte. Selbſtverſtändlich hat 
dieſes ungeheure Anſchwellen des Produktions- 
vermögens zur Folge das krampfhafte Suchen nach 
Abſatzmärkten, um die rieſenhaft geſteigerten Pro- 
duktionsmöglichkeiten auszunutzen. 


So ſehen wir auf allen Gebieten der Welt- 
wirtſchaft dieſes krampfhafte Suchen nach dem 
Abſatzmarkt und wir ſehen, wie die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft beſtrebt und bemüht iſt, ſich durch 
immer neue Methoden dieſe Abſatzmöglichkeiten zu 
ſchaffen. Wir wiſſen, daß der ganze Rationaliſie⸗ 
rungsprozeß in feinen Urſachen eigentlich nur auf 
das Streben der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft nach 
neuen Abſatzmöglichkeiten zurückzuführen iſt, die 
die kapitaliſtiſche Wirtſchaft durch eine Ver- 
billigung der Produktionskoſten zu erzielen hoffte. 
Das ſollte der Zweck der Rationaliſierung ſein, 
und was erreichte die kapitaliſtiſche Wirtſchaft 
durch den Rationaliſierungsprozeß? Durchaus 
nicht die Ausdehnung des Abſatzmarktes, ſondern 
es trat etwas anderes ein. Die Rationaliſierung 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft erzeugte nur noch 
mehr geſteigerte Produktionsmöglichkeit und da— 
durch wurde der Gegenſatz zwiſchen der Produk— 
tionsmöglichkeit auf der einen Seite und dem ent⸗ 
ſprechenden Abſatzmarkt auf der anderen Seite 
nur um ſo rieſenhafter, die Schwierigkeiten wur⸗ 
den nur um ſo größer. Es entſtand alſo bei 
dieſem krampfhaften Suchen der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft aus dieſem Dilemma, aus dieſem Ge— 
genſatz herauszukommen, das Entgegengeſetzte, ein 
circulus vitiosus, Nun ift noch etwas anderes feft- 
zuſtellen. Durch den Rationaliſierungsprozeß, da— 
durch, daß die Kapitaliſten mit aller Energie ver- 
ſuchen, eine Konzentration der Produktion herbei— 
zuführen, daß ſie immer neue Produktionsmöglich— 
keiten ſchaffen wollen, ihren Produktionsapparat 
immer weiter ausbauen und verbeſſern, geraten 
ſie in eine immer ſchwierigere Lage in bezug auf 
die Anpaſſung an die Schwankungen der Nach— 


1 


führte alſo direkt mit zu einer geſteigerten Ueber⸗ 
produktion, Dazu führt noch eine andere Tatſache, 
nämlich der Kampf der kapitaliſtiſchen Unterneh⸗ 
mer untereinander um die Gewinnquote. Wir 
wiſſen, daß dieſer Kampf der zu Syndikaten und 
Truſten zuſammengeſchloſſenen kapitaliſtiſchen Ge- 
ſellſchaften und Unternehmungen, der Weg um 
eine Erhöhung ihrer Quote und der Kampf um 
die Quote zur Folge hat, daß der einzelne Unter- 
nehmer, die einzelne Geſellſchaft rückſichtslos eine 
Erweiterung des Produktionsapparates vor- 
nimmt, ohne Rückſicht auf die Möglichkeit auch 
der Abſatzſteigerung. Maßgebend ift nur ihr Ge- 
winn, nicht etwa die Möglichkeit, tatſächlich dann 
auch eine dementſprechende Abſatzſteigerung zu er- 
reichen. Das ift es, was, allerdings in ganz alters- 
grauen Formulierungen, der Abg. Brill hier aus- 
ſprach, indem er erklärte, die Kapitaliſten produ- 
zierten nicht etwa des Bedarfs wegen, ſondern 
nur wegen ihres Profits. Nur glaube ich, daß dem 
Abg. Brill dieſe Gedankengänge heute völlig 
fernliegen; die Streichholzſchachtel führt er heute 
als Beweis ſeiner „marxiſtiſchen“ Einſtellung an. 

Was beweiſen alle dieſe Tatſachen? Sie be— 
weiſen, daß tatſächlich die Gegenſätze innerhalb 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft immer größer wer- 
den. Sie beweiſen, daß der Kapitalismus mit die⸗ 
ſen Gegenſätzen nicht fertig wird, daß er der 
Schwierigkeiten trotz des krampfhaften Bemühens, 
aus den Feſſeln herauszukommen, nicht Herr 
wird. Die Gegenſätze müſſen auch immer ſchärfer 
in Erſcheinung treten, weil wir das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem auf der Grundlage des Kapitalismus 
aufgebaut ſehen. Zu dieſen Schwierigkeiten und 
zu dieſen Gegenſätzen kommen noch ein paar be- 
ſondere Merkmale hinzu. Die Schwierigkeiten, die 
Gegenſätze werden verſchärft, werden größer, wer- 
den komplizierter durch den ſozialrevolutionären 
Charakter des Kampfes in den Kolonien und 
Halbkolonien und durch die Tatſache, daß ein 
Sechstel der Erde durch die Revolution vom tapi- 
taliſtiſchen Wirtſchaftsorganismus der übrigen 
Welt abgeſchnitten worden iſt. Selbſtverſtändlich 
tritt dadurch eine Verengung des Marktes für 
die kapitaliſtiſche Wirtſchaft ein. Jede Verengung 
bedeutet ſelbſtverſtändlich eine Steigerung der 
Schwierigkeiten und der Gegenſätze innerhalb der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. Zu dieſen Schwierig⸗ 
keiten, die ich hier aufgezählt habe, treten die 
Wirkungen der modernen kapitaliſtiſchen Entwick⸗ 
lung. Dieſe Auswirkung der modernen kapi⸗ 
taliſtiſchen Entwicklung ſehen wir auch hier 
in Danzig von Tag zu Tag ſchärfer in Er⸗ 
ſcheinung treten. Sie gleicht fih hier den Auswir- 
kungen in den übrigen kapitaliſtiſchen Ländern an 
und beſteht 3. B. in einer verſtärkten Preisſteige⸗ 
rung. Ich erinnere nur an die Zahlen, die ich vor 
einiger Zeit hier im Plenum anführte, daß die 
Indexzahl für den Lebensunterhalt eines Dan- 
zigers von 132 im Jahre 1926 auf 144 in dieſem 
Jahr geſtiegen iſt. Weiter machen ſich die Wir— 
kungen in einem verſtärkten Lohnabbau bemerf- 
bar, in einer Verlängerung der Arbeitszeit und 
dem Steigen der Erwerbsloſigkeit. Das ſind die 
immer ſtraffer in Erſcheinung tretenden Auswir⸗ 
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kungen der modernen kapitaliſtiſchen Entwicklung, der Gelder frei, um einen Produktionsanteil auf 


die zur abſoluten Verelendung geführt haben. 

Es iſt klar, daß ich dieſe Auswirkungen nur 
ganz kurz ſtreife, gar nicht darauf hinweiſe, was 
dieſe Auswirkungen in bezug auf Preisabbau, 
ſtärker werdende Erwerbsloſigkeit uſw. zur Folge 
haben. Die Ausführungen der Bürgerlichen und 
der Reformiſten: „Wir gelangen zu einer Geſun⸗ 
dung, wir ſehen die „Morgenröte“ einer wirklich 
„geſunden“ Wirtſchaft heraufſteigen, wir nähern 
uns dem Sozialismus, werden dadurch auf das 
ſchlagendſte widerlegt. All das beweiſt, daß der 
Gegenſatz zwiſchen den Produktionsmöglichkeiten 
und den Marktperſpektiven ſich in jeder Beziehung 
verſchärft. Der grundlegende Gedanke iſt der, daß 
die Möglichkeit beſteht, die Menſchen mit Bedürf— 
niſſen aller Art in ungeahntem Ausmaß zu ver- 
ſorgen, in einem Umfang, wie es niemals der 
Fall geweſen ift; denn die Produktionsmöglich⸗ 
keiten ſind vorhanden. Trotz dieſer Tatſache ſtei— 
gert ſich das Elend, die Not der Werktätigen 
immer mehr. Das iſt der Gegenſatz, der hier von 
mir aufgerollt worden iſt. Dieſer Gegenſatz wird 
nicht geringer, er wird immer ſchärfer und damit 
auch die Folgeerſcheinungen. Eine Folge iſt nur 
das, was ich eben anführte, ein weiteres Verelen— 
den der geſamten werktätigen Bevölkerung, der 
Bevölkerung überhaupt, ſondern eine Folge dieſes 
Gegenſatzes iſt auch eine ungeheuere Verſchärfung 
des internationalen Wettkampfes um den Abſatz⸗ 
markt, und gerade das hat man hier durchaus 
nicht angeſchnitten. Und darin beſteht gerade das 
Verwirende, die bewußte Täuſchung in den 
Reden des Präſidenten und der übrigen Frat- 
tionsredner über die wahre außenpolitiſche Lage. 
Sie erklären, es beſtehen keine Gegenſätze, im 
Gegenteil, dieſe Gegenſätze werden von Jahr zu 
Jahr gemildert und verdeckt durch alle möglichen 
Kongreſſe, durch alle möglichen Schiedsgerichte, 
durch Völkerbund, durch internationale Abkom— 
men, durch den Kellogg⸗Pakt und wie die Dinge 
alle heißen mögen. Alſo entgegengeſetzt den wah— 
ren Verhältniſſen wagt man, die Bevölkerung be⸗ 
wußt über den wahren Sachverhalt hinwegzu⸗ 
täuſchen, der tatſächlich darin beſteht, daß diefer 
wirtſchaftliche Hauptgegenſatz eine ungeheuere 
Verſchärfung des internationalen Wettkampfes 
zur Folge hat. 


Worin beſtand das Eigenartige der Periode 
der Nachkriegszeit? Wir konnten feſtſtellen, daß 
gerade in der Periode der Nachkriegszeit ein 
Ueberhandnehmen auf dem Innenmarkt in bezug 
auf Abſatz der Produktion vorhanden war. In der 
Nachkriegszeit konnte der Innenmarkt tatſächlich 
in ziemlich geſteigertem Maße Produkte aufneh- 
men. Warum? Das iſt leicht zu erklären. In der 
Nachkriegszeit konnten wir einen Zerfall der in⸗ 
ternationalen Beziehungen feſtſtellen, hervorge— 
rufen durch den Weltkrieg, ſo daß an und für ſich 
ſchon jedes Land ſtärker auf den Innenmarkt an⸗ 
gewieſen war. Denken wir weiter an den unge⸗ 
heuren Verbrauch der Rentner, alſo an die In⸗ 
flationspolitik der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft und 
des kapitaliſtiſchen Staates, wo Hunderttauſenden 
von kleinen Sparern und Rentnern ihr Ver⸗ 
mögen geſtohlen wurde. Dadurch wurde ein Teil 


den Innenmarkt zu übernehmen. Gleichzeitig ent- 
ſtand die Schicht der Neureichen, die auch eine ge- 
wiſſe Aufnahmefähigkeit für den inneren Markt 
bedeutete. In dieſer Zeit entwickelten ſich gewiſſe 
„neue“ Induſtrien. Ich denke nur an die Automo⸗ 
bilinduſtrie. Es ſetzte ein ſtärkerer, ein forcierter 
Wohnungsbau ein, nicht etwa, weil man Gelder 
bereitſtellte, um neue Wohnungen für die Werf- 
tätigen zu ſchaffen, ſondern weil den ganzen Krieg 
hindurch nichts getan war und nun unbedingt 
etwas getan werden mußte. Alle dieſe Tatſachen 
ſind ein Beweis dafür, warum wir in der Nach— 
kriegszeit tatſächlich einen gewiſſen geſteigerten 
Produktionsabſatz auf dem Innenmarkt hatten. 


Aber dieſe Tatſachen beweiſen auch, daß wir 
heute die Möglichkeit zum Produktionsabſatz auf 
dem Innenmarkt nicht mehr haben, daß dieſe Mög- 
lichkeit verſchwunden ift. Die Abſatzmöglichkeiten 
ſind gewaltig verringert; denn die von mir ange⸗ 
führten Tatſachen ſind heute nicht mehr vorhan⸗ 
den. Andererſeits ſind aber auch in den letzten 
Jahren die Produktionsmöglichkeiten ungeheuer 
geſtiegen und angewachſen. Deshalb der Kampf 
um die Außenmärkte. Was nicht mehr auf dem 
Innenmarkt abgeſtoßen werden kann, ſollte auf 
dem Außenmarkt verkauft werden. So iſt der 
Kampf um den Weltmarkt in den Mittelpunkt des 
Intereſſes getreten. Es iſt ganz klar, daß wir den 
Kampf um die Eroberung des Weltmarktes auch 
in Danzig und Polen verſpüren. In bezug auf 
Polen können wir auch feſtſtellen, daß es in der 
letzten Zeit krampfhafte Bemühungen macht, um 
gleichfalls konkurrenzfähig zu werden. Es hat den 
Kampf um den Weltmarkt in verſchärfter Form 
aufgenommen. Ich erinnere an die Bildung der 
Syndikate, die ein Beweis dafür find. Hand in 
Hand mit allen dieſen Erſcheinunngen geht noch 
etwas anderes vor ſich, nämlich die Verquickung 
der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft mit dem Ge- 
ſamtmechanismus des modernen Staates. Wir 
dürfen gar nicht auf die Verquickung der privat⸗ 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft mit dem Geſamtmecha— 


nismus des modernen Staates in bezug auf 
Amerika, England, Deutſchland und die übrigen 
kapitaliſtiſchen Länder hinweiſen, ſondern wir 


können das hier in Danzig gleichfalls feſtſtellen. 
Wenn man hier die Börſenſteuern und andere 
reine kapitaliſtiſche Steuern abſchafft, ſo beweiſt 
das nur die Zuſammengehörigkeit, das Zuſam⸗ 
mengehen der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft in 
Danzig mit der Regierung. | 


Weiter fann man eine ungeheure Verſchlechte⸗ 
rung der ſozialen Fürſorge feſtſtellen. In zwei 
Jahren iſt die Erwerbsloſenunterſtützung um 1½ 
Millionen abgebaut, trotzdem die Erwerbsloſen⸗ 
ziffer zunimmt. Es war eine bewußte Unwahrheit 
des Abg. Weiß, wenn er hier erklärte, daß ſtück⸗ 
weiſe von Jahr zu Jahr ein Abſenken der Er- 


werbsloſenziffer eingetreten ift. Er weiß ganz ge- 
nau, daß ein Steigen der Erwerbsloſenziffer vor- 
handen iſt und die Preſſeſtelle des Senats ſogar 
vor einigen Tagen die Nachricht herausgab, daß 
in dieſem Jahre die niedrigen Ziffern des vergan- 
genen Jahres nicht erreicht worden ſind und auch 
nicht erreicht werden. Wenn ſich der Abg. Brill 
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hier herſtellt und erklärt, man müſſe den immer 
mehr zunehmenden Unfällen größere Aufmerkſam⸗ 
keit zuwenden, ebenſo der ſozialen Fürſorge, und 
wenn dann dieſer Staat bei den Aufwendungen 
für dieje Zwecke z. B. bei der Invalidenrenten⸗ 
unterſtützung 50 000 G auf Antrag gerade der Go- 
zialdemokraten abbaut, dann kann man daraus 
die Lehre ziehen, daß die Sozialdemokraten tat— 
ſächlich in immer ſchärferer Weiſe verſuchen, die 
Arbeiter über den wahren Sachverhalt hinwegzu— 
bringen. Dieſes krampfhafte, verſchärfte Suchen 
nach neuen Täuſchungsmanövern beweiſt gleich— 
falls eine Verſchärfung des Gegenſatzes zwiſchen 
Kapital und Arbeit. Es beſteht eine ſehr enge 
Verquickung der privatkapitaliſtiſchen Unterneh— 
mer mit dem geſamten Staatsapparat. Die Mah- 
nahmen der Unternehmer lauten: Abbau der jo: 
zialen Fürſorge in der brutalſten Form. Das 
führt dieſer Staat durch. Wenn wir z. B. an die 
Steuerrückſtände der kapitaliſtiſchen Großbetriebe 
denken, — Schichau hat allein 1 Million Steuer- 
rückſtände — wenn wir daran denken, daß in der 
Volksſtimme erklärt wird, man müſſe diefe Steuer- 
rückſtände auf jeden Fall „bereinigen“, d. h. dieſe 
Summen in Höhe von 7—8 Millionen den Dan- 
ziger Großkapitaliſten zum Geſchenk machen, dann 
beweiſt das gleichfalls ein Zuſammenarbeiten der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft mit dem Staatsapparat. 
Betrachten wir nun einmal im Zujammen- 
hang mit dieſen Verhältniſſen die politiſche Welt- 
lage. Es iſt klar, daß dieſe wirtſchaftlichen Er— 
ſcheinungsformen nicht von den politiſchen Çr- 
ſcheinungsformen und der politiſchen Weltlage zu 
trennen ſind. Ich erklärte ſchon, daß das Merkmal 
der heutigen Periode ein Heraustreten der zen- 
tralen Gegenſätze des kapitaliſtiſchen Syſtems iſt. 
Aber gerade dieſe Tatſache des Heraustretens der 
zentralen Gegenſätze innerhalb des Wirtſchafts— 
ſyſtems, des Weltwirtſchaftsſyſtems iſt immer ein 
Zeichen einer kritiſchen Periode, ift ſtets der Vor: 
bote kommender Stürme geweſen. Erinnern wir 
uns nur an die Vorgeſchichte des Weltkrieges. Wer 
die geſchichtlichen Verhältniſſe einigermaßen kennt, 
wird feſtſtellen können, daß, je näher der Zeit⸗ 
punkt des Weltkrieges heranrückte, der zentrale 
Gegenſatz zwiſchen England und Deutſchland auch 
in den Vordergrund trat. Wir konnten ſehen, daß 
in den Jahrzehnten vor dem Weltkrieg eine Un— 
menge von lokalen und untergeordneten Gegen— 
ſätzen vorhanden waren, daß dieſe Gegenſätze aber 
allmählich zurücktraten, daß ſich jeder bemühte, 
Anſchluß zu finden, ſei es an England, ſei es an 
Deutſchland. Wir mußten ſchon in der Vorkriegs— 
zeit feſtſtellen, daß es dabei keine Neutralität gab. 
Wir können feſtſtellen. daß fogar bis in den Welt- 
krieg hinein bei gewiſſen Staaten Schwankungen 
vorhanden waren, ich erinnere dabei nur an 
Italien, aber das Grundlegende war, daß alles 
ſich drehte um dieſen Hauptgegenſatz England — 
Deutſchland. das war das Zentrale, dabei traten 
tatſächlich die lokalen Streitigkeiten in den Hin- 
tergrund. Eine ähnliche Entwicklung ſehen wir 
auch heute. Wir können feſtſtellen in bezug auf 
die Priode der Nachkriegszeit ein Chaos. ein 
Durcheinander, ein Vorhandenſein von unzähligen 
ntagonismen. Daß dieſes Chaos fih aber jetzt 
allmählich lichtet, daß tatſächlich die zentrale 
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Gegenſätze im weltpolitiſchen Maßſtabe in den 
Vordergrund und die lokalen in den Hintergrund 
treten, tritt klar zu Tage. Aber wir haben heute 
eine andere Situation als in der Vorkriegszeit. 
Wie war es in der Vorkriegszeit? Da konnte man 
außenpolitiſch das Vorhandenſein einer Barri- 
kade feſtſtellen, auf der einen Seite davon Eng⸗ 
land auf der anderen Deutſchland. Heute haben 
wir nicht mehr eine Barrikade, ſondern drei, und 
ſelbſtverſtändlich erſchwert das Vorhandenſein 
dreier oder mehrerer Barrikaden die Ueberſicht 
und die Klarheit der Situation. Welches ſind nun 
dieſe Barrikaden, wie ich ſie nennen möchte? Das 
iſt zunächſt der Gegenſatz, der zwiſchen den führen— 
den imperialiſtiſchen Staaten beſteht und ganz De- 
ſonders dort der Gegenſatz zwiſchen den imperi- 
aliſtiſchen Ausbeutern einerſeits — mit den Wor- 
ten des Herrn Weiß zu ſprechen — und den Kolo— 
nien andererſeits; der dritte zentrale Gegenſatz iſt 
der Gegenſatz zwiſchen der kapitaliſtiſchen Welt 
und der ſozialiſtiſchen Welt, zwiſchen den kapita⸗ 
liſtiſch⸗imperialiſtiſchen Staaten und der Sowjet⸗ 
Union. Wir wiſſen, daß tatſächlich dieſe Gegenſätze 
die zentralen Gegenſätze ſind und wir wiſſen wei- 
ter, daß diefe zentralen Gegenſätze die übrigen Io- 
kalen Gegenſätze in den Hintergrund drücken. Ich 
werde Ihnen ganz beſonders in bezug auf Danzig 
den Nachweis hierfür erbringen, weil gerade 
Danzig hierfür ein klaſſiſches Beiſpiel ift. Es find 
aber auch gewiſſe hemmende Momente vorhanden, 
jie beſtehen z. B. in der Anbeſtändigkeit der 
innerpolitiſchen Entwicklung in den einzelnen 
Ländern. Es ijt klar, daß die bürgerlichen Poli- 
tiker, daß die Reformiſten in den einzelnen Län— 
dern Rückſicht nehmen müſſen auf die Stimmung 
der Maſſe. Am ſchärfſten iſt dieſe Rückſichtnahme 
auf die Stimmung der Maſſe bei den letzten eng- 
liſchen Wahlen in die Erſcheinung getreten. Wir 
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wiſſen, daß vor mehreren Monaten weder Mac- a 


donald noch Henderſen daran dachten, irgendwie 
die Forderung aufzuſtellen: Wiederherſtellung der 
Beziehungen mit der Sowjet-Union. Aber am 
Vorabend der Wahlſchlacht, da haben ſie, und 
zwar gezwungen durch die Stimmung der Maſſen, 
dieſe Parole als Wahlparole ausgegeben, nicht 
etwa weil ſie ehrlich daran denken, dieſe Verſtän⸗ 
digung mit Sowjetrußland herbeizuführen, fon- 
dern lediglich um dieſe Wahlparole als neues 
Täuſchungsmanöver für ihre wirklichen Ziele zu 
benutzen. Wenn ich hier von der Rückſichtnahme der 
Imperialiſten, der Reformiſten auf die Stimmung 
der Maſſen ſprach, jo glaube ich, im Zujammen- 
hang damit auf die Rolle hinweiſen zu müſſen, die 
der demokratiſche Pazifismus ſpielt. Dieſer Pa⸗ 
zifismus, dieſe von den Sozialdemokraten ver- 
herrlichte Demokratie, iſt nichts anderes als der 
übelſte und gefährlichſte Betrug an den Arbei— 
termaſſen und gerade durch dieſen demokratiſchen 
Pazifismus iſt die ſozialdemokratiſche Partei, iſt 
der Reformismus überhaupt zu einer Partei des 
bewaffneten Kampfes gegen die ſozialiſtiſche Re- 
volution geworden. Die Anbeſtändigkeit inner⸗ 
halb der imperialiſtiſchen Länder in bezug auf 
die innerpolitiſche Entwicklung wirkt ſich aller— 
dings nicht aus auf den Gegenſatz zwiſchen den 
imperialiſtiſchen Ausbeutern und den Kolonien. 
Wir wiſſen, daß in bezug darauf die bürgerlichen 
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Parteien bis zu den Reformiſten herab mit der 
größten Brutalität vorgehen, daß der Völker- 
bund dabei ſekundiert, daß der Kellogg⸗Pakt 
nichts dagegen hat, daß die kapitaliſtiſchen Staa⸗ 
ten den ſchärfſten Kampf gegen die Kolonialvölker 
führen. Wir wiſſen, daß bei dieſen Beſtrebungen 
ſich die Sozialdemokraten nicht im geringſten 
von den Bürgerlichen unterſcheiden, wir wiſſen, 
daß ein Macdonald genau jo, wie ein Chamber- 
lain Regierungstruppen nach Indien ſchickte, um 
dort den Aufſtand der Kolonialvölker niederzu— 
ſchlagen. Aber das ſtärkſte Element der Hemmun— 
gen bildet die Angſt der Bourgeoiſie vor der 
Arbeiterklaſſe, die Furcht vor der Revolution und 
dieſes Zugeſtändnis müſſen ſogar die Reformiſten 
machen. So erklärte vor einigen Monaten Eduard 
David, einer der übelſten Reformiſten, folgendes: 
„daß jeder zukünftige Krieg zwiſchen den Grok- 
mächten ſich ſchnell und unvermeidlich in allen 
Staaten in einen blutigen Bürgerkrieg verwan— 
deln würde“. Das ſind die Hemmniſſe in bezug 
auf die Austragung der Gegenſätze, die ich hier 
angeſchnitten habe. Gewiſſe Hemmniſſe liegen auch 
in der Unbeſtändigkeit der heutigen Lage im 
Vergleich zu der Lage vor dem Krieg. Doch ſind 
all dieſe Momente nur von relativer Bedeutung 
und wir Kommuniſten erklären, daß wir frei 
ſind von allen Illuſionen, als ob irgend eine 
dieſer Hemmungen ſtark genug ſein könnte, die 
Austragung der Gegenſätze irgendwie zu ver— 
hindern. Darin ſind eben die Sozialdemokraten 
und die Reformiſten Meiſter, indem fie die vor- 
handenen Hemmungen dazu benutzen, um den 
Arbeitern vorzutäuſchen, dieſe Hemmungen wer— 
den einen neuen Krieg, werden die Austragung 
der Gegenſätze verhindern. Es iſt das, was die 
Sozialdemokraten propagieren unter der Formel: 
„Nie wieder Krieg!“ Sie ſuchen dadurch bei der 


Arbeiterſchaft die Illuſion zu erwecken, als ob 


tatſächlich die Angſt vor der Revolution und die 
Angſt vor dem Proletariat die Bourgeoſie be- 
wegen könnte, dieſe Gegenſätze, die ich hier auf— 
gedeckt habe, nicht auszutragen. Und da er⸗ 
klären wir, unſere Aufgabe iſt es, gerade in 
bezug auf dieſe vorhandenen Hemmungen dem 
Proletariat und den Arbeitern zu erklären: 
„Macht euch in bezug darauf von jeder Illuſion 
frei. Die reformiſtiſchen und imperialiſtiſchen 
Staaten, beſonders dann, wenn diefe imperiali- 
ſtiſchen Staaten demokratiſche Regierungen haben, 
ſchwindeln in dieſer Beziehung auf das gewiſſen⸗ 
loſeſte. Die tollſten Täuſchungskunſtſtücke werden 
durchgeführt, um die Illuſion bei den Arbeitern 
zu erzeugen, es gebe keine Auseinanderſetzung. 
Sie wiſſen, daß die militäriſchen Sachverſtändigen 
darin anders denken! Die Aufgabe der Refor⸗ 
miſten beſteht eben darin, die Maſſen zu täuſchen 
Und ſich unterdeſſen um ſo intenſiver auf die Aus⸗ 
tragung dieſer Gegenſätze vorzubereiten. Nehmen 
Sie nur die „Volksſtimme“ und ſehen Sie, wie die 
heute wieder in einem Artikel die Täuſchungs⸗ 
kunſtſtücke durchzuführen verſucht, wenn ſie er⸗ 
klärt, Macdonald und Dawes, England und 
Amerika, reichen ſich die Hand, die Verſtändigung 
iſt da, weiter unten aber wird ſelbſt zugegeben, die 
Militariſten denken an keine Verſtändigung. Wir 
können heute eine völlige Verſchmelzung der Be- 
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die alte Clauſewitz'ſche Formulierung „Der Krieg 
ijt die Fortſetzung der Politik mit andern Waf- 
fen.“ Dieſe Formulierung könnte man heute an- 
ders herauskriſtallieren. Was ſagt in bezug auf 
dieſe beiden Begriffe ein amerikaniſcher Autor? 
Er erklärt: „daß der Krieg nicht nur ein bewaff⸗ 
neter Konflikt, ſondern auch ein wirtſchaftlicher 
Kampf geworden ift. Unter dieſem Geſichtspunkt 
iſt der Krieg eine vertiefte Form der Handelskon— 
kurrenz.“ Dieſe Formulierung bedeutet die neueſte 
Einkleidung der Clauſewitz'ſchen Formel. Man 
könnte in Erweiterung ſagen, daß der Frieden 
heute eigentlich nur eine abgeſchwächte Form des 
Krieges iſt. Wir erleben heute den tollſten Wett⸗ 
eifer um eine neue Verteilung der immer enger 
werdenden Welt, daß tatſächlich in bezug darauf 
mitten im Frieden ſchon der Kriegszuſtand vorhan— 
den iſt. Selbſtverſtändlich iſt dieſer Kampf der 
Imperialiſten untereinander durch das Auftreten 
der Kolonialvölker als aktiver hiſtoriſcher Faktor 
komplizierter geworden, ebenſo durch den Sieg des 
Sozialismus in Rußland. Wenn ich hier von den 
Gegenſätzen ſprach, die heute innerhalb des impe⸗ 
rialiſtiſchen Lagers vorhanden ſind, dann müſſen 
wir feſtſtellen, daß aber der ſchärfſte Gegenſatz der 
zwiſchen der kapitaliſtiſchen Welt und der Sowjet⸗ 
union iſt, und zwar deshalb, weil alle übrigen 
Gegenſätze in dieſem Gegenſatz zuſammenſtoßen. 
Nehmen wir den Kampf um die Erweiterung des 
Weltmarktes, der den Gegenſatz zwiſchen den im- 
perialiſtiſchen Staaten, insbeſondere zwiſchen 
England und Amerika zur Folge hat. Nun, der 
Gegenſatz iſt hier gleichfalls verſchärft vorhanden, 
nämlich der Kampf der kapitaliſtiſchen Staaten 
um die Eroberung Rußlands als Abſatzmarkt. 
Nehmen wir den zweiten Hauptgegenſatz zwiſchen 
den imperialiſtiſchen Ausbeutern und den Kolo- 
nialvölkern, der auch in dem Gegenſatz inſofern 
eine Grundlage hat, als tatſächlich die Kolonien 
ihren Stützpunkt in ihrem revolutionären Kampf 
in der Sowjetunion finden, nicht etwa in der 
Form, wie alle Reformiſten und die bürgerlichen 
Politiker es hinzuſtellen verſuchen, als ob jetzt 
eine ungeheuere Propaganda entfaltet wird, als 
ob Rußland Millionen „verſchwendet“, um dort 
Propaganda zu entfalten, nein, eine natürliche 
a1 f. ik es, uten 1 Anlehnung 
an die Sowjetunion ſuchen, und daß ſi ſächli 
dort Hilfe finden. e 
Am eine ungehemmte Ausbeutung der Kolo— 
nien zu gewährleiſten, muß deshalb von den Im⸗ 
perialiſten der Kampf gegen die Sowjetunion ge⸗ 
führt werden. In dieſem Gegenſatz zwiſchen Im⸗ 
perialiſten und Sowjetunion ſpiegelt ſich aber vor 
Epo Dingen >er ne der heutigen 
poche wider, der Kam er Bourgeoiſie geq 
das Proletariat. i a Be 
Es genügt, wenn ih im Zuſammenhang damit 
nur ganz kurz auf die Tatjachen hinweiſe, die 
dieſen Gegenſatz in der breiteſten Oeffentlichkeit 
klarſtellen, auf die Einkreiſungspolitik Englands, 
auf die Maßnahmen, die die Imperialiſten gegen 
die Sowjetunion in allen Staaten treffen. Ich 
könnte Dutzende von Beweiſen dafür anführen, 
wie tatſächlich dieſer Gegenſatz immer ſchärfer 
wird, wie die Imperialiſten mit allen Methoden 
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eine Austragung dieſes Gegenſatzes herbeizufüh⸗ 
ren trachten. Es iſt heute ſo, daß jeder Krieg, auch 
der kleinſte, zu einem Weltkrieg ausarten kann, 
daß auch der kleinſte Krieg ſofort den großen 
Gegenſatz zwiſchen Imperialiſten und Sowjet⸗ 
union zum Austrag bringt. Sie wiſſen, daß zu den 
Vorbereitungen der Austragung der Gegenſätze 
zwiſchen Imperialiſten und Sowjetunion die Pro⸗ 
pagierung der Friedensphraſen der Imperialiſten 
gehört, daß die Frage der Abrüſtungskonferenzen 
eine große Rolle dabei ſpielt, ebenſo die Frage 
des Kellogg⸗Paktes und anderer ſchöner „Frie⸗ 
dens“pakte. Wir wiſſen, wie kläglich die Ab⸗ 
rüſtungskonferenzen geſcheitert ſind. Wenn geſtern 
der Herr Präſident auf die Tatſache hinzuweiſen 
verſuchte, daß ja auch Rußland Kanonen baue, 
dann überſieht er wiſſentlich das elende Komö⸗ 
dienſpiel, das die Diplomaten der kapitaliſtiſchen 
Länder auf den Abrüſtungskonferenzen getrieben 
haben. Er vergißt, daß diefe Komödie auf der MWp- 
rüſtungskonferenz tatſächlich durch die Vertreter 
der Sowjetunion entlarvt wurde. Ich will dazu 
keine weiteren Ausführungen machen, um dieſen 
Abrüſtungsſchwindel auch hier anzuprangern, er 
iſt weltbekannt. i 

Wir willen auch, daß der Kellogg-Pakt durch⸗ 
aus nicht eine Sicherung des Friedens bedeutet. 
Ich erklärte ſchon, daß es ſchon vor dem Kriege 
hieß: keine Neutralität! und daß das heute noch 
verſchärft worden ijt. Der Kellogg-Pakt dient 
eigentlich nur dazu, die Frage der Sammlung 
aller Kräfte für die kommenden Konflikte angu- 
ſchneiden. Der „Friedensſtörer“ ſoll beſtraft wer⸗ 
den. Wer kann der „Friedensſtörer“ anders ſein 
als die Sowjetunion! Wer kann denn anders 
„Friedensſtörer,, fein als die Arbeiterſchaft! Der 
Kellogg⸗Pakt iſt deshalb nichts anderes als eine 
Sammlung der imperialiſtiſchen Kräfte, um gegen 
dieſe „Friedensſtörer“, gegen die revolutionäre 
Arbeiterſchaft und gegen die Sowjetunion ein um 
ſo feſteres inneres Band ſchmieden zu können. 

Welche Rolle ſpielt Danzig in dieſen Ausein⸗ 
anderſetzungen. Man hat alle möglichen Fragen 
angeſchnitten, nur nicht die, welche Rolle Danzig 
in bezug auf die Auseinanderſetzung zwiſchen den 
Imperialiſten und der Sowjetunion ſpielen ſoll. 
Darüber ift man mit Stillſchweigen hinweggegan⸗ 
gen. Und gerade das ift das Wichtigſte, das Be- 
deutungsvollſte für uns! Wir wiſſen, daß in Dan⸗ 
zig ein Antagonismus zwiſchen Deutſchland und 
Polen beſteht. Wir kennen den Kampf, den 
Deutſchland um Danzig geführt hat und noch 
führt. Wir wiſſen, daß für Deutſchland die Frage 
des Korridors immer noch eine der wichtigſten iſt. 
Zu dem Kampf Deutſchlands um Danzig gehörte 
u. a. auch der Beſuch der deutſchen Kriegsſchiffe in 
Danzig, gehörte der Beſuch Hindenburgs, gehören 
die Ausführungen des Zentrumsabgeordneten 
Alitzkta im Reichstag, gehören die Hinweiſe in 
bezug auf die Auseinanderſetzungen kriegeriſcher 

rt, die hier im Oſten noch kommen werden, 
durch führende deutſche Politiker und führende 
deutſche Tageszeitungen. 

Deutſchland hat den Kampf um Danzig und 
den Korridor nicht aufgegeben. Es denkt nicht 
daran, ſondern wartet nur auf die günſtige Ge⸗ 
legenheit, um die Auseinanderſetzungen in aller 
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Schärfe führen zu können. Wir wiſſen, daß Polen 
gleichfalls den Kampf um Danzig nicht aufgege⸗ 
ben hat, ſondern in verſchärfter Form führt. In 
bezug auf Polen können wir heute ſagen, Danzig 
beſitzt keine Selbſtändigkeit. Es iſt ein Unding, 
von einer Selbſtändigkeit Danzigs zu ſprechen. 
Die deutſchnationalen Helden verſuchen immer, 
der Bevölkerung weis zu machen, Danzig ſei ein 
„ſelbſtändiges“ Gebilde und ſuchen dadurch für 
ihre Politik Kapital zu ſchlagen, um den Kampf 
für ein „Etwas“ zu führen, das gar nicht vor⸗ 
handen iſt. Die Danziger Selbſtändigkeit iſt nicht 
da. Wir können von ihr nicht ſprechen. Danzig iſt 
polniſches Zollgebiet. Vor einigen Jahren machte 
ein Vertreter der polniſchen Fraktion ungefähr 
folgende Ausführungen: „Danzig iſt polniſches 
Zollgebiet. Es iſt doch ein Unding, etwa ein Zoll⸗ 
gebiet von einem Wirtſchaftsgebiet trennen zu 
wollen. Das heißt, wenn ein Land mit einem an⸗ 
deren zollpolitiſch vollſtändig verankert iſt, kann 
man dieſe beiden Länder wirtſchaftspolitiſch auch 
nicht trennen. Sie ſind ein Ganzes.“ Damit hat 
er recht. Um die Selbſtändigkeit Danzigs zu fhil- 
dern, erinnere ich nur daran, daß Polen freiſteht: 
Die Benutzung aller Waſſerſtraßen, Docks, Kais, 
aller übrigen Einrichtungen, die Benutzung der gez 
ſamten Eiſenbahnanlage, die telegraphiſchen, telefo- 
niſchen Verkehrs verbindungen zwiſchen Polen und 
dem Hafen, das Recht, ſämtliche Hafenanlagen auszu⸗ 
bauen und dazu Land zu kaufen und zu mieten. 
Polen hat die Vertretung aller auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten Danzigs. Es iſt Miteigentümer des 
Hafens, der Hafengelände und Einrichtungen. 


(C) 


Polen hat feinen eigenen Poſtdienſt, von Jahr zu (D) 


Jahr können wir eine immer ſtärker in die Er⸗ 
ſcheinung tretende vollſtändige Poloniſierung des 
Danziger Wirtſchaftslebens feſtſtellen. Polen iſt 
für Danzig beim Zoll der glänzend bezahlte Kon— 
trolleur. Immer wieder wird darauf hingewie— 
fen, daß Polen Danzig in bezug auf die Jollein- 
nahmen fortwährend beraubt. Man kann alſo 
tatſächlich ſagen, daß Polen in bezug auf den Dan⸗ 
ziger Zoll ein glänzend bezahlter Kontrolleur ſei. 
Bei allen Hafenangelegenheiten iſt Polen der 
Miteigentümer. Ueber die Eiſenbahn verfügt 
Polen als vollkommener Alleineigentümer und 
beſitzt die unumſchränkte Herrſchaft über Danzig 
auf wirtſchaftspolitiſchem Gebiete. Die Schluß— 
folgerungen daraus hat niemand gezogen. Gerade 
daß Danzig nämlich von Polen ſyſtematiſch benutzt 
wird als Stützpunkt für kriegeriſche Maßnahmen, 
für kriegeriſche Maßnahmen gegen die Sowjet⸗ 


union. Danzig ift nichts anderes als ein polni- 
ſcher Militärſtützbunkt. Die urſprünglichen 


Wünſche Polens ſind uns bekannt. Seinerzeit 
leiſtete England noch in gewiſſer Weiſe Wider⸗ 
ſtand. Dieſer Widerſtand Englands iſt heute 
vollkommen beſeitigt. Wir wiſſen, daß Polen es 
verſtanden hat, ſich Frankreich gegenüber als un⸗ 
entbehrlich Deutſchland gegenüber hinzuſtellen. 
Polen hat es verſtanden, ſich in England wegen 
ſeiner Politik gegen die Sowjetunion unentbehr⸗ 
lich zu machen. Gerade weil England Polen für 
dieſe Auseinanderſetzungen braucht, findet Polen 
heute bei allen ſeinen Maßnahmen die ſtärkſte 
Unterſtützung nicht nur von Frankreich, ſondern 
jetzt auch von England. Ich erinnere an eine alt⸗ 
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bekannte Tatſache. Der franzöſiſche General 
Lerond, der Kriegsorganiſator der Imperialiſten 
in Polen gegen die Sowjetunion, iſt mit engliſcher 
Hilfe zum Aufſichtsratsvorſitzenden der Danziger 
Werft gewählt worden. 

Wenn wir uns alle dieſe Maßnahmen und 
Tatſachen vor Augen halten, können wir beſtimmt 
nicht von einer Selbſtändigkeit Danzigs ſprechen. 
Danzig wird vollſtändig von Polen beherrſcht. 
Das iſt eine Notwendigkeit für Polen. Polen 
braucht Danzig als Militärſtützpunkt für die trie- 
geriſchen Auseinanderſetzungen mit der Sowjet— 


union. Nicht nur Polen braucht dieſen Stütz— 
punkt, nein, auch die Imperialiſten, vor allen 
Dingen England und Frankreich brauchen den 


Danziger Hafen, brauchen das Gebiet der Freien 
Stadt Danzig als Aufmarſchgebiet, als Stütz— 
punkt für die Maßnahmen gegen die Sowjet— 
union. Das ift hier von keinem der Redner an- 
geſchnitten worden; denn alle Redner haben keine 
Urſache, das Proletariat und die Werktätigen auf 
die drohende Kriegsgefahr und die Konflikte auf— 
merkſam zu machen, die hier gerade im Oſten der 
Reife entgegengehen. Wenn wir uns den Muni- 
tionshafen anſehen, ſo können wir feſtſtellen, daß 
die Größe des Munitionslagerplatzes, die Größe 
des Munitionsbaſſins im Danziger Hafen durch— 
aus nicht ſo beſcheiden iſt, daß man ſagen könnte, 
ſie ſeien tatſächlich nur für Munitionstransporte, 
für Friedenszwecke hergeſtellt. Nein, der Umfang 
des Munitionslagerplatzes, der Umfang des Mu- 
nitionsbaſſins iſt derart, daß man nur ſchlußfol⸗ 


(B) gern kann, daß fie in dieſem Umfange mit Rück⸗ 


ſicht auf den kommenden Krieg hergeſtellt ſind, um 
in bezug auf die Größe den Anforderungen eines 
Krieges der Imperialiſten gegen die Sowjetunion 
gewachſen zu fein. Nun zu Edingen. Der Dan- 
ziger Hafen genügte Polen nicht für die kommende 
Auseinanderſetzung. Es war ein weiterer Stütz⸗ 
punkt notwendig. Gerade deshalb, weil Gdingen 
der eigentliche Flottenſtützpunkt ſein ſollte für die 
polniſche Marine, für die polniſche Flotte. So hat 
Polen zwei Häfen. Polen braucht ſie in bezug auf 
die kriegeriſchen Auseinanderſetzungen im Oſten, 
weil dieſe Auseinanderſetzungen nicht etwa lokal 
ſein werden, ſondern tatſächlich weltpolitiſch. Der 
geſamten imperialiſtiſchen Welt, die in unſerem 
Gebiet gegen die Sowjetunion aufmarſchieren 
wird, war ein Hafen wie Danzig zu klein, darum 
noch der Gdinger Hafen. 

Was der Abg. Brill hier erklärte in bezug auf 
die früheren Ausführungen der Deutſchnatio⸗ 
nalen, das trifft natürlich zu. Wir wiſſen, daß 
damals, als Polen daranging, den Gdinger Ha- 
fen zu bauen, die Deutſchnationalen ſehr oft dar- 
über gelacht haben, daß Polen den Verſuch machte, 
das Fiſcherdorf Gdingen zu einem modernen Ha⸗ 
fen umbauen zu wollen. Heute ſehen Sie nun, 
daß es tatſächlich geſchehen iſt und jetzt ſprechen 
Sie von einer angeblichen „Gefahr“ für den Dan⸗ 
ziger Hafen. Eine Konkurrenz iſt natürlich vor⸗ 
handen, aber das iſt nicht das Grundlegende, daß 
man Gdingen geſchaffen hat, nur um Danzig 
Konkurrenz zu bieten. Man brauchte für künf⸗ 
tige kriegeriſche Auseinanderſetzungen hier im 
Oſten zwei Häfen. Das iſt das Grundlegende, das 
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iſt das hauptſächlichſte Moment dabei. In welcher 
Art und Weiſe Polen hier in Danzig feine Mak- 
nahmen durchführt, dafür zeugen auch die um- 
fangreichen Spionageeinrichtungen der Polen 
hier in Danzig. Es iſt allgemein bekannt, daß 
Polen hier in Danzig einen ungeheuer umfang— 
reichen Spitzel- und Spionagedienſt eingerichtet 
hat. Man kam ein wenig dahinter, als hier in 
Danzig ſich mehrere polniſche Offiziere erſchoſſen. 
Es iſt ganz klar, daß durch den Kampf Deutſch— 
lands um Danzig und den Korridor und den 
Kampf Polens um Danzig und den Korridor eine 
Spannung zwiſchen dieſen beiden Staaten ent- 
ſteht. Nun erklärte ich bereits, daß die zentralen 
Gegenſätze bei den weltpolitiſchen Auseinander- 
ſetzungen in den Vordergrund treten. Der Anta⸗ 
gonismus zwiſchen Polen und Deutſchland iſt je— 
doch lokal und müßte alſo in den Hintergrund 
treten gegenüber dem Gegenſatz: Imperialismus 
— Sowjetunion. And das iſt bereits der Fall! 
In beiden Ländern ſind Beſtrebungen vorhanden, 
um zu einer Einigung zu gelangen. Zum Beweis 
dieſer Beſtrebungen, eine Einigung herbeizufüh— 
ren, nenne ich nun ein paar Tatſachen: die argen- 
tiniſche Völkerbundliga hat dem Völkerbund eine 
Reſolution unterbreitet, nach der Polen und Li— 
tauen ſich darüber einigen ſollen, daß Polen in 
Litauen einen Zugang zum Meer erhält, wogegen 
der Danziger Korridor wieder beſeitigt und die 
Freie Stadt Danzig wieder mit Deutſchland ver- 
einigt werden ſoll. Das heißt alſo: Einigt Euch 
mit Litauen und ſchafft den Konfliktsſtoff zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Polen an der Weichſel aus 
der Welt, denn dieſer Konflikt könnte eine Gefahr 
bei der Auseinanderſetzung mit der Sowjetunion 
werden. Ja, wir können hören, daß bereits in 
Polen ſelbſt dieſe Stimmen laut werden. Ein 
franzöſiſcher Kommandant, Mitglied der franzö⸗ 
ſiſchen Militärkommiſſion in Polen, ſchlägt den 
Polen in dieſem Jahre vor, auf Danzig und den 
Korridor zu verzichten, Freundſchaft mit Deutſch⸗ 
land zu ſuchen, damit es bei dem kommenden Kon⸗ 
flikt im Oſten dann im Weſten freie Hand habe. 
Im Zuſammenhang damit bekommt die Aufrol⸗ 
lung der Frage Polen und Litauen eine welt— 
politiſche Bedeutung. Käme diefe Einigung zwi- 
ſchen Litauen und Polen zuſtande, ſo bedeutet das 
die Beſeitigung der beſtehenden Gegenſätze zwi- 
ſchen Polen und Deutſchland und damit einen 
Schritt vorwärts auf dem Wege zum Kampf 
gegen die Sowjetunion. Wir wiſſen, daß auch 
bereits in Deutſchland Stimmen laut werden, die 
zu dieſer Verſöhnung mit Polen raten. Ich er- 
innere nur an die Rede, die Hörſing in Danzig 
hielt, in der er erklärte, daß die Gegenſätze zwi- 
ſchen Deutſchland und Polen zurücktreten müßten 
vor dem Gegenſatz aller gegen die bolſchewiſtiſche 
Gefahr. Dieſe Tatſachen beweiſen ein Zurüd: 
drängen des lokalen Gegenſatzes zwiſchen Deutſch— 
land und Polen gegenüber dem zentralen Gegen- 
ſatz: Imperialiſtiſche Länder gegen Sowjetunion. 
Sie beweiſen ferner, daß es tatſächlich keine Frage 
der Neutralität geben kann, weder für Deutjch- 
land noch für irgend ein anderes Land, fie bewei- 
ſen, daß Alle ſich einreihen werden in dieſen 


Kampf diesſeits oder jenſeits der Barrikade. Daß 


(D) 
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(A) man ſehr bemüht iſt, diefe Einigung herbeizufüh⸗ Regierung verſchärft dazu über, um die Politik 


(B 


— 


ren, iſt verſtändlich, denn wir wiſſen, daß gerade 
Polen bei der Auseinanderſetzung mit der Gow- 
jetunion der Konzentrationspunkt Europas ſein 
wird. Deshalb dieſe ſtarken Kräfte, die am 
Werke find: Denken Sie an die argentiniſche Böl- 
kerbundliga, denken Sie an die franzöſiſche Mili- 
tärkommiſſion in Polen, denken Sie an die Stim- 
men in Deutſchland, an Hörſings Ausführungen, 
bedenken Sie alle dieſe Tatſachen und Sie werden 
feſtſtellen können: Jawohl, es ſind ſtarke Kräfte 
am Werke, um die deutſch-polniſchen Beziehungen 
ſo zu geſtalten, daß im Kriegsfalle, d. h. im 
Kampfe der imperialiſtiſchen Staaten gegen die 
Sowjetunion, die polniſche Front im Weſten voll: 
kommen geſichert iſt. Unterdeſſen gehen natürlich 
die Vorbereitungen für den Krieg munter fort 
und dieſe Vorbereitungen werden unterſtützt und 


werden gedeckt von der Danziger Regierung. Die 


Frage der Vorbereitung des Krieges gegen die 
Sowjetunion, die hat hier niemand angeſchnitten, 
es iſt niemand auf die polniſchen Kriegsbündniſſe 
eingegangen mit Frankreich, mit Rumänien, mit 
den übrigen Randſtaaten. Man konnte hier nur 
anhören, daß die Unterſchreibung des Littwinoff— 
protokolls durch die Randſtaaten als ein „unge— 
heurer“ Fortſchritt auf dem Wege zur Völkerver— 
ſöhnung bezeichnet wurde. Der Littwinoffpakt 
war nichts anderes als ein Entlarvungsmanöver 
der Sowjetunion gegen die Kriegspolitik der Jm- 
perialiſten, beſonders gegen die Kriegspolitik Po- 
lens und weiter nichts. Rußland, die Sowjet⸗ 
union hat dadurch nur dokumentiert, wir ſuchen 
nach allen Maßnahmen, um alle Möglichkeiten zu 
erſchöpfen, um tatſächlich unſere Friedensliebe 
kundzutun, aber die Sowjetunion ift fih vollkom— 
men darüber klar, daß das Unterſchreiben des 
Littwinoffpaktes durch die Randſtaaten und Polen 
nicht eine Sicherung des Friedens bedeutet, ſon⸗ 
dern nur enthüllt, daß Polen ſich ſkrupellos über 
alle Bedenken hinwegſetzt, daß es ſein wahres Ge— 
ſicht verdeckt. Während Polen den Littwinoffpakt 
unterzeichnet, führt es gleichzeitig geheime Ber: 
handlungen mit Rumänien, mit Ungarn, mit den 
übrigen Randſtaaten und mit Frankreich und 
England. Alles geſchieht nur, um den Block gegen 
die Sowjetunion noch feſter zu ſchmieden. Unter— 
deſſen werden unermüdlich Munitionstransporte 
über den Danziger Hafen und über Gdingen nach 
Polen und Rumänien geleitet. So ſieht die rie- 
denspolitik“ dieſer Staaten in Wirklichkeit aus. 
Ich behaupte, daß auch heute in verſchärftem Maße 
Verhandlungen mit der Danziger Regierung ge— 
pflogen werden und daß ſich gerade die Danziger 
ſozialiſtiſche Regierung würdig zeigt für den Ab⸗ 
ſchluß von Verträgen mit Polen für die Vorberei— 
tungen eines Krieges gegen die Sowjetunion. 
Wenn man bedenkt, daß es die ſozialdemokratiſche 
Regierung war, die kürzlich das Abkommen in be— 
zug auf den Danziger Hafen als port d’attache 
für Polen erneuerte und die bereits ausgeſprochene 

ündigung zurücknahm, dann müſſen wir feſtſtel⸗ 
len, daß ſich dieſe Tat der Danziger Regierung 
würdig an die Seite des Panzerkreuzerbaues in 
Deutſchland ſtellt. Gerade jetzt geht die Danziger 


der Täuſchung durchzuführen. Wie man verſucht, 
den Mantel über die Maßnahmen zu decken, die 
man für den kommenden Krieg durchführt, dafür 
nur das Beiſpiel des Dampfers Egon. Da wurde 
gejagt, der Dampfer Egon hätte harmloſe Güter— 
ſendungen an Bord. In Wirklichkeit handelte es 
ſich nicht um harmloſe Güterſendungen, ſondern 
um Exploſivmaterial. Man verſucht alſo in un⸗ 
geheuerem Umfang Kriegsmaterial heranzu— 
ſchleppen. Das iſt die Rolle, die Danzig in dem 
kommenden Krieg ſpielen ſoll. r 


Noch iſt Polen zu einer Einigung mit Deutjch: 
land nicht gekommen. Noch ift die Frage für Po- 
len nicht akut. Noch hofft Polen Danzig und den 
Korridor behalten zu können, während Deutſch— 
land das Entgegengeſetzte hofft. Aber eins kön— 
nen wir heute feſtſtellen, und das ijt, daß der Ge- 
genſatz Deutſchland-Polen völlig in den Hinter- 
grund getreten ift gegenüber dem Gegenſatz Impe- 
rialismus und Sowjetunion. Was iſt nun die 
Aufgabe auch der Danziger Regierung? Die 
Aufgabe der Danziger Regierung iſt es, Hand in 
Hand mit dem Völkerbund, Hand in Hand mit 
dem polniſchen Imperialismus Danzig als Stütz⸗ 
punkt im Kampf gegen die Sowjetunion auszuge— 
ſtalten, und zwar in immer ſchärferem Maße. 
Unſere Aufgabe iſt es, die Maſſen gegen dieſe 
Maßnahmen zu mobiliſieren. Wenn damals, als 
Polen den Kampf gegen die Sowjetunion führte, 
ein Flugzeug von Danziger Arbeitern zerſtört 
wurde, ſo können wir erklären, daß es bei der 
kommenden Auseinanderſetzung der Imperialiſten 
mit der Sowjetunion nicht allein bei der Zerſtö⸗ 
rung eines Flugzeuges durch die Danziger Arbei- 
terſchaft ſein Bewenden haben wird, ſondern daß 
die Danziger Arbeiterſchaft weiter vorſtoßen wird. 
Wir wiſſen, daß bei dem von dem Kapitalismus 
hervorgerufenen Gemetzel das kapitaliſtiſche Sy- 
ſtem zuſammenbrechen wird, wenn nicht vorher 
die Arbeiterklaſſe dieſem Syſtem ſchon ein Ende 
bereitet. So rufen wir den Imperialiſten zu: 
Mögen ſie dieſes Gemetzel beginnen, unſere Auf⸗ 
gabe wird es ſein, in dieſem Gemetzel die ganze 
kapitaliſtiſche Wirtſchaft und das kapitaliſtiſche 
Syſtem untergehen zu laſſen. Und wir werden 
nicht darauf warten, ſondern wir werden alles 
verſuchen, um dieſen Zuſammenbruch ſchon früher 
hervorzurufen. Aber ſei es ſo oder ſo, ob das 
kapitaliſtiſche Syſtem durch ein vom Kapitalis- 
mus hervorgerufenes neues Gemetzel geſtürzt 
wird oder ſchon vorher, in beiden Fällen wird die 
Danziger Arbeiterklaſſe ihre Pflicht tun. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 


Präſident: M. D. u. H.! Ich ſchlage vor, die 
heutige Sitzung jetzt zu vertagen. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Ich ſchlage dann vor, die nächſte Sitzung 
morgen, Donnerstag, den 20. Juni, nachmittags 
3,30 Uhr mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 

Fortſetzung von heute, dann 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

über die Vornahme einer Volkszählung in der Freien 

9 Donis im Jahre 1929. Druckſache Nr. 783 zu 
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(A) Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs Präſident: Gegen die dritte Leſung dieſes (B) 


betr. die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Punktes iſt Widerſpruch 


Armenſachen. Druckſache Nr. 784 zu Nr. 721. erhoben worden. Sie 


3 kann dann morgen nicht ſtattfinden. Im übrigen 
Abd, Pau Mil 8 ſtelle ich feſt, daß Ginori gegen meine Vor⸗ 
Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Der ||Hläge nicht gemacht worden find. Ich ſchließe die 
dritten Leſung des Geſetzes betr. Rechtsanwalts⸗ Sitzung. 
gebühren widerſprechen wir. (Schluß der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten.) 
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Geſchäftliches 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs für die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für 
das Rechnungsjahr 1929. — Fortſetzung. — 


Druckſache Nr. 749 zu Nr. 720) . 1781 B 
Berger ate) a a a 1781 B 

Rahn SIT) Ar 8 1782D 
Ordnungsruf für den Abg. Rahn (D. V. P.) 1785 C 
Jewelöwſti di,; . 1789 A 
Mett ß, ee 1790 C 

Dr. Sahm, Präſident des Senats 1797 B 

Bahr BA Mann re 1798 B 
JOHN Te DTN OES Ne E er, 1802 B 
Ordnungsruf für den Abg. Cierocki (3.) . . . . 1806D 
TEIL BAUER) ee a a 1807 C 


Abg. Opitz u. Fr. zu 

Druckſache Nr. 733 (Druckſache Nr. 774) 
Abänderungsantrag der Abg. Fooken, Weiß, Fr. 
Richter u. Fr. zu Druckſache Nr. 733 (Druck⸗ 
ſache Nr. 790) . 


d r ad ha ee Elle Nie 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Dr. Evert, Dr. Kamnitzer, 
Kunze, Ramminger, Dr. Wiercinſti; Oberregie⸗ 
rungsräte Mundt, Dr. Schimmel; Landgerichts⸗ 
rat Dr. Bode. ; 

Vizepräſident Gaikowſti: Die 97. Vollſitzung 
iſt eröffnet. Ich habe zunächſt bekanntzumachen, 
daß der Wahlleiter mir mitgeteilt hat, daß an 
Stelle des Herrn Dr. Bruno Heinemann, der ſein 
Mandat niedergelegt hat und ausgeſchieden iſt, 
als Nachfolgerin Frau Gerta Waechter in dies 
Haus eingetreten iſt. Ich frage, ob Frau Waechter 
anweſend iſt. (Nein!) Wir treten nunmehr in 
unſere Beratung ein. Ich rufe Punkt 1 auf. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929. — 
Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 749 zu Nr. 720. Wir fahren in der 
allgemeinen Ausſprache fort. Das Wort hat der 
Herr Abg. Berger. 

Berger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Im Mittelpunkt der Ausführungen der auken- 
politiſchen Rede des Herrn Präſidenten des Se— 
nats ſtehen feine Mitteilungen über die Be: 
ziehungen der Freien Stadt Danzig zur Republik 
Polen. Die Offenheit, mit der der Herr Senats⸗ 
präſident hier bekundet hat, daß die von der 


jetzigen Regierung ſo viel geprieſene Verſtändi⸗ 
gungspolitik mit Polen bisher zu einem nennens⸗ 
werten Erfolg nicht geführt hat, iſt recht bemer⸗ 
kenswert. Der Herr Senatspräſident hat hier klar 
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ausgeſprochen, daß ſich bisher eine Verſtändigungs⸗ 
bereitſchaft praktiſch nur auf der Danziger Seite 
gezeigt hat, während ſich Polen bisher in großen 
Worten erſchöpfte. Wir können ſeinem Appell an 
die polniſche Republik, nunmehr den ſchönen Wor⸗ 
ten auch Taten folgen zu laſſen, durchaus zuſtim⸗ 
men. Wir vermögen aber ſeine Hoffnung, daß ſich 
eine wirkliche Verſtändigungsbereitſchaft und 
Verſtändigungstätigkeit ſeitens der Republik 
Polen bald auswirken wird, durchaus nicht zu 
teilen. Wir haben vielmehr aus den geſamten 
Vorgängen der letzten 1½ Jahre den beſtimmten 
Eindruck erhalten, daß Polen die Freie Stadt nur 
mit kleinen Zugeſtändniſſen hinhält. Etwas wirk⸗ 
lich Durchgreifendes und Grundſätzliches geſchieht 
aber nicht. Die Verhältniſſe ſtaatsrechtlicher und 
wirtſchaftlicher Art verſchlimmern ſich vielmehr 
von Vierteljahr zu Vierteljahr. Es iſt nun höchſte 
Zeit, daß man endlich zu entſcheidenden Taten 
kommt; denn Worte ſind reichlich genug geſprochen 
worden. Geſchieht aber jetzt nichts, ſo wird Dan⸗ 
zig zur Sicherung ſeiner letzten Lebensnotwendig⸗ 
keiten einen dringenden Appell nach Genf richten 
müſſen. Wir bedauern mit dem Herrn Senats⸗ 
präſidenten, daß der lebendige Kontakt mit Genf 
verloren gegangen iſt. Da Polen wie die meiſten 
andern Staaten eine ſtändige Vertretung in 
Genf unterhält, iſt es für Danzig notwendig, 
durch perſönliche Zuſammenkünfte dieſe Fühlung 
aufrechtzuerhalten. 

Mit Recht hat der Herr Senatspräſident die 
Angriffe auf die Tätigkeit der Danziger Wirtſchaft 
zurückgewieſen. Es läßt fih mit hunderten von 
Beiſpielen belegen, in welch ungewöhnlichem Um- 
fang in Danzig Verſuche gemacht worden ſind, ſich 
auf die neuen wirtſchaftlichen Verhältniſſe umzu⸗ 
ſtellen. Dieſe Umitellungen find zum Teil geglückt, 
zum Teil ſind ſie es nicht. Wenn ſie nicht geglückt 
ſind, ſo hat zu derartigen Mißerfolgen nicht zum 
wenigſten die einſeitige Bevorzugung der polni⸗ 
ſchen Wirtſchaft durch die Geſtaltung der Steuer⸗ 
und Zollpolitik beigetragen. Man darf aber bei 
der Bewertung der Leiſtungen der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft nicht vergeſſen, daß gerade die Danziger 
Wirtſchaft nicht nur einmal wie andere Volks⸗ 
wirtſchaften unter einem Währungsverfall beſon⸗ 
ders ſtark gelitten hat, ſondern dreimal, nämlich 
einmal unter dem Verfall der reichsdeutſchen 
Mark, dann der polniſchen Mark und ſchließlich 
noch des polniſchen Zloty. 

Aber auch der von Polen im Uebermaß geför⸗ 
derte Ausbau des Hafens von Gdingen bedrückt 
die Danziger Wirtſchaft aufs ſchärfſte, jo daß die 
Konkurrenz durch den Gdinger Hafen ſchon jetzt 
zur wichtigſten Lebens- und Schickſalsfrage für 
Danzig geworden iſt. Das Beſtreben Polens, den 
Danziger Hafen auszuſchalten, iſt heute bereits 
offenkundig. Es werden nicht nur wichtige Wirt⸗ 
ſchaftszweige nach Gdingen verlegt und direkte 
Schiffahrtslinien nach allen Weltteilen einge⸗ 
richtet, ſondern auch auf eiſenbahntechniſchem Ge⸗ 
biet wird Danzig bewußt in Nachteil geſetzt. Den 
Hauptexportartikel in Danzig bildet 3. B. zur Zeit 
die polniſch⸗oberſchleſiſche Kohle. Danzig hat ſeine 
Amſchlagsanlagen für Kohlen unter Aufwendung 
ſehr erheblicher Geldmittel neuzeitlich ausgebaut 
und die Leiſtungsfähigkeit ſoweit gefördert, daß 
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auch den höchſten Anforderungen des polniſchen 
Kohlenexports genügt werden kann. Trotzdem hat 
Polen auch in Gdingen gewaltige Umſchlagsan⸗ 
lagen für Kohlen geſchaffen und ſieht ſie weiter 
vor, ſo daß ſchon in abſehbarer Zeit der geſamte 
polniſche Kohlenerport über Gdingen geleitet 
werden muß, wenn die dort geſchaffenen und vor- 
geſehenen Anlagen ausgenutzt werden ſollen. 


Für Danzig wäre eine Verbeſſerung zu erzie— 
len durch die Schaffung einer ſchnelleren Zulei— 
tung nach dem Hafen. Das könnte erreicht wer— 
den durch den Ausbau des Verſchiebebahnhofs 
Liebenhof bei Dirſchau und vielleicht auch durch 
den Bau einer zweigleiſigen Eiſenbahnlinie von 
Dirſchau nach dem Danziger Hafen. Polen baut 
aber nur Eiſenbahnen nach Gdingen und umgeht 
dabei Danzig völlig und abſichtlich. Die wirt- 
ſchaftliche Feſſelung und die friedliche Eroberung 
iſt das wahre und klare Ziel Polens. Der Weg, 
auf dem es erreicht werden ſoll, befindet ſich in der 
umſtrittenen und bekannten Denkſchrift vorge— 
zeichnet, wobei es gleich bleibt, ob dieſe Denk— 
ſchrift echt oder unecht iſt. Polen befolgt jeden— 
falls die Methoden, die in dieſer Denkſchrift vor- 
geſehen ſind. Danzig muß auf der Hut ſein und 
darf ſeinen Gegner nicht unterſchätzen. Auch der 
weitgehendſte Verſtändigungswille muß ſeine 
Grenzen finden, und dieſer Zeitpunkt iſt unſeres 
Erachtens ſehr nahe. Danzig wird ſich ſchon 
heute darauf einſtellen müſſen, dem Verſtändi— 
gungswillen rechtzeitig ein Ziel zu ſetzen, um, 
wenn es ſein muß, auch auf dem Wege über Genf 
ſein Recht zu wahren. (Abg. Plenikowſki: Glau- 
ben Sie, Genf wird etwas ändern?) Uns will es 
aber ſcheinen, daß die jetzige Regierung ſelbſt 
Wege beſchreitet, die durchaus nicht geeignet ſind, 
Danzigs Wirtſchaft zu ſtärken, damit fie iH er- 
halte und auch noch der Konkurrenz in Gdingen 
die Stirn biete. 


„Das Abänderungsgeſetz zur Einkommen- und 
Körperſchaftsſteuer, das am Dienstag nach meh— 


reren Mißerfolgen nur mühſam in der dritten 


Leſung verabſchiedet worden iſt, ſteht der wirt— 
ſchaftlichen Erſtarkung durchaus entgegen. Bei 
den ſchwierigen Danziger Verhältniſſen kann die 
Erhöhung der Körperſchaftsſteuer keinen Anreiz 
bieten, in Danzig Unternehmungen zu gründen. 
Will man Unternehmungen nach Danzig ziehen, 
ſo hätte man eher an die Herabſetzung dieſer 
Steuer gehen müſſen. Die neue Staffelung der 
Einkommenſteuer ſieht in der höchſten Stufe be— 
reits ein Erfaſſen von mehr als einem Drittel der 
Einkommen vor. Welcher fremde Unternehmer 
mag Luſt verſpüren, dem Steuerfiskus in Danzig 
ſolche Geſchenke zu machen. Die Kapitalflucht 
fremder Unternehmungen wird eine natürliche 
Auswirkung dieſes neuen Steuergeſetzes ſein. An⸗ 
geſichts der vor den Danziger Toren liegenden 
Konkurrenz bedeutet die getroffene Regelung des 
Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuergeſetzes eine 
direkte Schädigung und Schwächung der Danziger 
Wirtſchaft. Die jetzige Regierung, der die Ver⸗ 


antwortung für dieſe neue Schwächung der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft allein zufällt, muß ſich darüber 
klar ſein, daß ſie ſo die Danziger Wirtſchaft in 


ihrem Konkurrenzkampf 
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gegen Gdingen nicht 
ſtärkt, ſondern ihr eher noch in den Rücken fällt. 

In dieſem Zuſammenhang kann die Hilfe, die 
Danzig durch das Deutſche Reich bei der Sanie— 
rung der Schichau-Werft erfahren hat, nicht hoch 
genug gewertet werden. Wieviel Not über die 
Danziger Arbeiterſchaft gekommen wäre, und 
welche Rückwirkungen auf das Danziger Hand— 
werk und den Handel die Schließung dieſer be— 
deutenden Schiffswerft hätte haben müſſen, läßt 
ſich ja gar nicht überſehen. Die Regierung wird 
aber auch jetzt mit dafür Sorge tragen müſſen, 
daß dieſem Unternehmen, das nunmehr auf eine 
neue Grundlage geſtellt iſt, weiterhin gute Be— 
ſchäftigung zufließt. 

Neben der kulturellen Bedeutung, die die Ta— 
gungen deutſcher Verbände in Danzig für Danzig 
haben, muß aber auch die wirtſchaftliche Auswir— 
kung ſolcher den Fremdenverkehr ſtark belebenden 
Unternehmungen genügend beachtet werden. Auch 
der Fremdenverkehr iſt ein ſehr weſentlicher Fak— 
tor im Danziger Wirtſchaftsleben. Der jetzige 
Senat hat bei der Behandlung dieſer Frage ge— 
rade in der letzten Zeit eine wenig glückliche Hand 
gehabt. Wir wünſchen ihm, daß er in Zukunft 
mit mehr Geſchick auf dieſem Gebiete die Inter— 
eſſen Danzigs wahrnehmen möge. 

Die Anbahnung wirtſchaftlicher Beziehungen 
zu Rußland iſt an ſich begrüßenswert; eine be— 
ſondere Belebung der Danziger Wirtſchaft vermö— 
gen wir uns aber durch Rußland nicht zu ver— 
ſprechen. Der ſchwache Danziger Staat, der ſich 


zudem jetzt noch in einer Finanzkriſe befindet, O) 


dürfte kaum in der Lage ſein, das ſtarke Geldbe— 
dürfnis, das Rußland hat, zu befriedigen. 

Dem Beitritt zum Internationalen Arbeits— 
amt ſtehen wir nicht entgegen. Die Mitglied— 
ſchaft iſt an ſich verhältnismäßig koſtſpielig, und 
ob Danzig davon einen entſprechenden Vorteil 
haben wird, iſt immerhin zweifelhaft. Aber man 
darf ja nicht vergeſſen, daß die ſtaatsrechtliche 
Stellung Danzigs die Teilnahme an derartigen 
internationalen Inſtituten bedingt. Im Inter: 
eſſe einer liberalen Wirtſchafts- und Verfehrspo- 
litik verlangen wir aber, daß die Regierung auch 
die Mitgliedſchaft bei denjenigen weltwirtſchaft— 
lichen Organiſationen unterſtützt, die ſich mit der 
Wirtſchaftspolitik im allgemeinen beſchäftigen 
und auf dieſe ihren Einfluß ausüben. 

Bei ſummariſcher Betrachtung der außenpoli⸗ 
tiſchen Rede des Herrn Senatspräſidenten glau⸗ 
ben wir als Erwiderung an die Danziger Regie⸗ 
rung die Aufforderung richten zu müſſen, in Zu⸗ 
kunft die Wahrung und Förderung Danziger 
ſtaatsrechtlicher, kultureller und wirtſchaftlicher 
Rechte tatkräftiger als bisher zu vertreten. 
(Bravo Mitte.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich hätte ge- 
wünſcht, daß eine Regierung die ſich ausſchließlich 
aus Parteien zuſammenſetzt, die auf dem Boden 
der parlamentariſtiſchen Regierungsweiſe ſtehen, 
den Parlamentarismus etwas ſorgfältiger beob— 
achtet hätte, als das hier bei der Behandlung des 
Etats geſchehen iſt. An ſich iſt es üblich, daß in 
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parlamentariſch regierten Staaten bei der Ein— 
bringung von Etats in der erſten Leſung die Rede 
des Chefs der Regierung gehalten wird und nicht 
in der zweiten Leſung. Man iſt gewohnt, dann 
nicht nur einen außenpolitiſchen Ausſchnitt zu 
hören, wie wir das hier in der Rede des ſehr ver— 
ehrten Herrn Senatspräſidenten gehört haben, 
ſondern über die allgemeine Lage des Staates 
ausführliches aus dem Munde des Repräſentan— 
ten der Regierung zu vernehmen. 

Abgeſehen von dieſem kleinen Schönheitsfeh— 
ler, von dem wir hoffen, daß er in Zukunft korri⸗ 
giert werden wird, waren die Ausführungen des 
Herrn Senatspräſidenten, ſoweit ſie die Danziger 
Außenpolitik betrafen, an ſich zufriedenſtellend. 
Wenn Herr Sahm uns ſagte, daß wir mit dem 
Völkerbund im letzten Jahre keine direkte Füh— 
lung gehabt haben, weil keine Danziger Fragen 
auf den Tagesordnungen der Ratstagungen ſtan⸗ 
den, ſo begrüße ich es, daß Danziger Fragen ſeit 
einem Jahre nicht mehr zur Debatte ſtanden, und 


daß es möglich geweſen iſt, im Wege der freien 


Verſtändigung mit unſerem Vertragspartner Po- 
len alle Fragen zu bereinigen. Ich verſtehe nicht, 
wie man von den einzelnen Rednern dieſes Mo- 
ment ungünſtig beurteilen kann. Man unter⸗ 
ſtellt doch dabei, daß die Danziger Regierungs- 
leute dolos gehandelt haben, wenn lediglich die 
Danziger Seite der nachgebende Teil geweſen iſt. 
Ich nehme von unſerer Regierung nicht an, daß 
ſie nachgegeben hat, ſondern ich bin der Ueberzeu— 
gung, daß ſie das herausgeholt hat, was herauszu— 


(B) holen war, und daß fie, wenn ſie nach Genf ge⸗ 


gangen wäre, höchſtwahrſcheinlich noch weniger 
herausgeholt hätte. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt auch die Frage der 
Entſendungen von Delegationen angeſchnitten wor- 
den. Ich möchte unſerer Regierung anheimgeben, 
ſich auch etwas mehr in die Frage zu vertiefen. 
Wenn ein Staat, wie Danzig, Repräſentanten 
entſendet, hat der Staat Danzig die Pflicht, die- 
ſen Repräſentanten die Mittel an die Hand zu 
geben, die ſie für ihre Reiſe brauchen, oder aber 
ſind die Vertreter verpflichtet, aus ihrem Privat⸗ 
vermögen oder ihren Bezügen für die Reiſekoſten 
noch etwas zuzulegen? An ſich iſt es ja gut, daß 
die Delegationen nicht ſo oft in ſo großer Anzahl 
erfolgen, aber wenn man Herren von der Regie- 
tung entjendet, dann ſollte man ihnen Reiſeſpeſen 
bewilligen, mit denen ſie auch auskommen können. 

Was nun unſer Verhältnis zur Republik Po⸗ 
len anbetrifft, ſo iſt das erfreulich, daß Danzig 
dem Kelloggpakt und dem Litwinoffprotokoll beige- 
treten iſt und daß wir auch dem Internationalen 

rbeitsamt beitreten wollen. Ein Redner der 

eutſchnationalen hat hier bereits die Frage an- 
geſchnitten, die ich ebenfalls an die Regierung 
richten wollte, ob es tatſächlich zutrifft, was der 

erireter des „Berliner Tageblattes“ aus Waj- 
hington berichtet hat, daß eine Einladung an die 
polniſche diplomatiſche Vertretung in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika für Danzig ergan⸗ 
gen iſt, dem Kelloggpakt beizutreten. Es wäre doch 
eigenartig, wenn die polniſche Regierung die Wei- 
tergabe dieſes Antrages der Vereinigten Staaten 


unterlaſſen hätte, um ſo mehr, als durch die Ver⸗ 
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faſſung und das Pariſer Abkommen Polen dazu 
verpflichtet iſt, derartige an Danzig gerichtete An⸗ 
fragen weiterzuleiten. Die Republik Polen hat 
unſere auswärtigen Angelegenheiten im Sinne 
der Danziger Regierung zu führen. Sollten da⸗ 
bei Kolliſionen mit den polniſchen Intereſſen ein⸗ 
treten, ſo iſt es verſtändlich, daß man im Wege 
der Verhandlungen dieſe Differenzen ausgleicht. 
Einfach eine ſolche Sache ohne weiteres ad acta 
zu legen und ſie nicht weiter zu leiten, iſt, wenn 
es geſchehen wäre, zweifellos ein eigenartiges 
Verhalten. Ich bin intereſſiert, zu erfahren, ob 
tatſächlich etwas derartiges paſſiert iſt, oder ob 
ſich das alles auf irrtümliche Informationen der 
Preſſe gründet. 

Wenn nun ausgeführt wurde, daß unfer Ber: 
hältnis mit Polen außerordentlich unter den 
Schwierigkeiten leidet, die dadurch entſtehen, daß 
Polen ſich einen neuen Hafen baut, ſo wollen wir 
gerecht ſein und uns an die Bruſt ſchlagen und 
ſagen: „Jeder iſt ein Sünder vor dem Herrn.“ 
Wir dürfen nicht vergeſſen, wenn wir bei einem 
Hauswirt wohnen, von dem wir uns dauernd 


ſchikaniert fühlen, daß wir dann eines Tages aus- 


ziehen und uns eine andere Wohnung ſuchen. 
Wir dürfen ſomit auch nicht vergeſſen, daß in den 
erſten Jahren nach Abſchluß der Verträge die Re— 
publik Polen derartig viel Differenzen mit Dan— 
zig hatte, nach der polniſchen Auffaſſung, daß es 
an ſich verſtändlich ſein konnte, wenn man gerecht 
urteilen will, wenn Polen auf den Gedanken kam, 
ſich ſelbſt einen Hafen zu bauen. (Zuruf.) Herr 
Senator Unger, Sie waren damals noch nicht in 
der Politik und kennen die früheren Verhältniſſe 
nicht. Sie wiſſen nicht, wie die damalige deutſch— 
nationale Regierung ſich mit Händen und Füßen 
dagegen geſträubt hat, der polniſchen Regierung 
für die Wintermonate das Anlegen der zwei oder 
drei alten Torpedoboote, die zu jener Zeit Po— 
lens Kriegsflotte bildeten, im Danziger Hafen zu 
geſtatten. Sie wiſſen nicht, daß die damalige 
deutſchnationale Regierung es der polniſchen Re- 
gierung unmöglich machte, ſelbſt Kriegsſchiffe, die 
auf der Danziger Werft zur Reparatur lagen, hier 
liegen zu laſſen. Aus dieſem Grunde iſt Polen 
erſt auf den Gedanken gekommmen, nach Gdingen 
zu gehen und fih einen Hafen auszubauen. (Mi: 
derſpruch rechts.) 

Wenn Herr Sahm ausführte, daß der Gdinger 
Hafen im Jahre 1929 etwa 8000 Meter Kais und 
1931 13 500 Meter Kais haben wird, ſo iſt das 
ein Irrtum. Die Verhältniſſe liegen vielmehr 
jo, daß der Gdinger Hafen im Jahre 1931 eine 
Kailänge von 8000 Metern haben wird und im 
Jahre 1935 über eine ſolche von 13 500 verfügen 
wird. Es iſt alſo nicht nötig, ganz ſo ängſtlich 
zu ſein und ganz zu ſchwarz zu malen, wie das 
vorgeſtern hier der Fall war. Trotzdem iſt die 
Konkurrenz eine ſchwere, und ſie macht ſich für 
Danzig außerordentlich bemerkbar. Aber auch da 
werfe ich die Frage auf: Sind wir daran ſchuld⸗ 
los? (Ja! rechts.) Ich werde Ihnen mit Ziffern 
dienen, die Ihnen beweiſen werden, wo die 
Schuldloſigkeit liegt. Man treibt Firmen, die 
ihre Staatsangehörigkeit in Danzig beantragen, 
dadurch mit Gewalt nach Gdingen, daß man die⸗ 
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ſen Leuten, die fünf, ſechs, ſieben Jahre in Danzig 
und gute Steuerzahler ſind, die teilweiſe Beträge 
von 14 bis½ Million an Zöllen an die Danziger 
Staatskaſſe abführen und die in der Vorkriegs— 
zeit Ehrenbüuger von Moskau waren, nach denen 
Polen ſich reißt, denen man Steuerfreiheit an- 
bietet, nicht die Einbürgerung gewährt. Wenn 
dieſe Perſonen ſich vier, fünf Mal bemühen 
müſſen, um ihre Einbürgerung zu erhalten, und 
immer grundlos abgelehnt werden, dürfen Sie 
ſich nicht wundern, wenn dieſe Firmeninhaber 
ihren Betrieb nach Gdingen verlegen wollen. 
Wenn Sie ſich über den großen Verkehr in 
Gdingen wundern, müſſen Sie fih doch einmal die 
Frage vorlegen, ob wir nicht ſelbſt an dieſen Ver— 
hältniſſen die Schuld tragen. Ich habe hier die 
beiden Abgabetarife für Gdingen und Danzig zur 
Hand. Da finde ich, daß Schiffe in Danzig, die 
mehr als die Hälfte ihrer Ladefähigkeit geladen 
haben, pro Netto-Regiſtertonne 14 Guldenpfennig 
bezahlen müſſen. Hören Sie, was man dafür in 
Gdingen bezahlt: Dort zahlt man für jeden Ku- 
bikmeter 4 Groszy, alſo 2 Pfennig, in Danzig 14 
Pfennige. Wenn das Schiff weniger als 40 % 
geladen hat, zahlt man in Edingen 2 Groszy, 
alſo 1 Pfennig, und in Danzig zahlt man dafür 12 
Pfennig. Wenn ein Schiff mit Ballaſt ankommt, 
ſo zahlt es in Danzig 6 Pfennige und in Gdingen 
einen Guldenpfennig, alſo 2 Groszy. (Zurufe 
rechts.) Wenn die Danziger Regierung, die im 
Danziger Hafenausſchuß ſitzt, duldet, daß eine der— 
artige Bewucherung der Schiffahrt ſtattfindet, und 
ſich nicht durchſetzt, iſt ſie nicht wert, daß ſie Re— 
gierung ſpielt. Wenn man dieſe Unmaſſe Schiffe 
im Danziger Hafen ſieht, die den Danziger Hafen 
berühren, die eine Unmenge Hafenbeiträge auf- 
bringen müſſen, und wenn immer noch Zuſchüſſe 
zum Hafen geleiſtet werden müſſen, muß man ſich 
die Frage vorlegen, wo das Geld bleibt. Das 
iſt das Hafengeld. Ich will nicht auf die Lotſen— 
gelder eingehen, wo ſich die Dinge ähnlich ver— 
halten. Man zahlt auch in Gdingen eine Reihe 
Abgaben anderer Art in viel geringerer Höhe als 
bei uns. Eisbrechergebühren kennt man in Gdin- 
gen gar nicht. (Zurufe rechts.) Ich will nur auf 
die Abgabe Bezug nehmen, die der Empfänger 
der Güter zu zahlen hat. Der Danziger Hafen 
erhebt pro Gewichtstonne, die entlöſcht wird, 72 
Guldenpfennig. In Gdingen werden 75 Groszy 
erhoben, das ſind zum Kurſe von 60 umgerechnet, 
ungefähr 42 Guldenpfennig. Für Maſſengüter 
erhebt Danzig 23 des Satzes von 72, alfo 48 
Pfennige, während in Edingen 40 Groszy zum 
Kurſe von 57 erhoben werden. Ich überlaſſe es 
den verehrten Mitgliedern des Hauſes, es ſich 
ſelbſt umzurechnen. Das macht alſo etwas weni⸗ 
ger als die Hälfte. Für Maſſengüter, wie Eiſen⸗ 
erze uſw. ſind in Danzig 20 Guldenpfennig zu 
zahlen, in Gdingen 20 Groszy. Für Kohlen wer- 
den in Danzig 20 Guldenpfennige und in Edingen 
20 Groszy erhoben. Bei dieſen Maſſenartikeln, 
bei denen Kalkulationen mit ½ Pfennig einen 
Ausſchlag geben, kann man, wenn die Tonne 10 
Pfennig mehr koſtet, wenn nicht gerade die Platz⸗ 
frage dabei eine Rolle ſpielt, nicht verlangen, daß 
das Schiff nach dem Hafen geht, wo mehr bezahlt 
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werden muß. Der Reeder verchartert ſeine Schiffe 
um einige Pence per Tonne billiger, wenn er in 
bezug auf die Hafengebühren ſo günſtig geſtellt 
wird, wie es in Gdingen gegenüber Danzig der 
Fall iſt. In Danzig wundert man ſich, daß die 
Schiffe in Gdingen anlegen und nicht in Danzig. 
Ich muß annehmen, daß die Danziger Regierung 
alle dieſe Dinge kennt. Sie hat doch ihren Ver— 
treter im Hafenausſchuß ſitzen. 

Es iſt mir unklar, wie man dieſe Zuſtände 
Jahr und Tag dulden kann. Ich habe vor Mona- 
ten in dieſer Beziehung eine Große Anfrage ein— 
gebracht. Da gerade Verhandlungen gepflogen 
wurden, habe ich die Sache ruhen laffen. um un- 
ſerer Regierung etwaige Schwierigkeiten, die aus 
der Behandlung dieſer Materie entſtehen könn— 
ten, zu erſparen. Dieſe Dinge müſſen aber geklärt 
werden. Die Verhandlungen müſſen dahin gehen, 
daß der Danziger Hafen dadurch wieder konkur— 
renzfähig gemacht wird, daß wir uns entweder mit 
Polen verſtändigen, daß die Edinger Gebühren 
heraufgeſetzt oder die Danziger Sätze den Gdinger 
Sätzen angeglichen werden. Hinzu kommt noch die 


Frage der Löhne. In Danzig zahlen wir Gulden— 


löhne. In Gdingen werden nominell etwas höhere 
Zlotylöhne als hier Gulden gezahlt. Ich bin 
überzeugt, daß die Gewerkſchaften fih einer dant- 
baren Aufgabe unterzögen, wenn ſie ſich mit den 
polniſchen Gewerkſchaften dahin verſtändigten, 
daß der Goldwert und die Kaufkraft der in Gdin- 
gen gezahlten Löhne an die Danziger Löhne ange— 
glichen werden, damit die dortigen Arbeitskollegen 
kein Arbeitsdumping mehr ausüben können. 
Wenn ſo eine Angleichung aller entſtehenden 
Koſten herbeigeführt wird, wird zweifellos der 
Danziger Hafen nach wie vor ſeinen alten Umſatz 
behalten und kraft der Tüchtigkeit der in Danzig 
anſäſſigen in- und ausländiſchen Kaufmannſchaft 
ſehr ſchnell wieder einen großen Teil derjenigen 
Transporte an ſich ziehen, die gegenwärtig über 
Edingen geführt werden. Aber dazu ift es not- 
wendig, daß man nicht den Kopf in den Sand 
ſteckt, wie das unſere Regierung in dieſer Frage 
anſcheinend feit längerer Zeit zu tun beliebt, fon- 
dern daß man endlich zu Handlungen übergeht 
und ſich mit dieſem Problem ſehr ernſt befaßt. 
Wenn der Herr Präſident des Volkstages vor 
Beginn der Sitzung hier anweſend geweſen wäre, 
hätte ich mit ſeiner Genehmigung draußen in der 
Veranda zwei Pläne angeheftet, damit die Mit⸗ 
glieder des hohen Hauſes Gelegenheit haben, ſich 
an Hand einer Karte zu vergegenwärtigen, was in 
Gdingen geſchaffen werden ſoll, und wie wichtig 
es iſt, daß man dieſes Problem ernſtlich ſtudiert 
und Maßnahmen trifft, um den Danziger Hafen 
wieder konkurrenzfähig zu machen. Der Herr 
Präſident war noch nicht da, ich hoffe, daß er noch 
kommen wird und werde dann ſeine Genehmigung 
erbitten. Ich ſtelle ergebenſt anheim, ſich alles, 
was dort an Hand amtlicher Karten, gezeigt wird, 
anzuſehen. Der eine Plan zeigt Gdingen 1931 


und der andere 1935. 

Damit kann ich die Gdinger Frage verlaſſen, 
um mich zu den Ausführungen des Herrn Senats⸗ 
präſidenten über die deutſche Kulturgemeinſchaft 
zu wenden. Wir begrüßen es ebenfalls, daß das 
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Band mit Deutſchland, wie es ſelbſtverſtändlich 
iſt, aufs beſte gepflegt wird. Wir begrüßen es 
auch, wenn die deutſchen Verbände und Vereini— 
gungen hier nach Danzig zu ihren Tagungen tom- 
men. Wie ich ſchon bei anderer Gelegenheit aus- 
geführt habe, ſehen wir es aber nicht gern, daß 
für jede kleine unwichtige Gruppe, die nach Dan— 
zig kommt, gleich Regierungsmitglieder oder etwa 
der Herr Senatspräſident in Bewegung geſetzt 
wird. Die Reden, die anläßlich ſolcher Tagungen 
gehalten werden, ſind häufig geeignet, die Bezie— 
hungen zum Ausland nicht günſtig zu beeinfluſſen. 
Wir haben allen Grund, nicht noch mehr Differen— 
zen in die Danziger Politik hineinzutragen, als 
wir ſchon gegenwärtig haben. Daß die Schichau— 
Werft Danzig erhalten bleibt, iſt ſehr erfreulich. 
Daß ſie in der allernächſten Zeit mit ruſſiſchen 
Aufträgen ebenſo wie die Klawitterwerft beehrt 


werden wird, zunächſt ift der Bau von zwei Schif⸗ 


fen geplant, ift auch ſehr ſchön. Es wäre zu wün⸗ 
ſchen, daß auch die Danziger Werft mit ruſſiſchen 
Aufträgen beſchäftigt würde. Allerdings ſpielt da 
die Finanzierungsfrage eine Rolle, da der deutſche 
Ruſſenkredit dafür nicht in Anſpruch genommen 
werden kann. Es iſt auch erfreulich, daß die ganz 
rechts ſtehende Oppoſition ihrer Zufriedenheit dar⸗ 
über Ausdruck gibt, daß ruſſiſche Aufträge nach 
Danzig kommen. Das iſt immerhin ein kleines 
Zeichen dafür, daß auch auf jener Seite etwas 
Vernunft einzuziehen beginnt. Daß der ruſſiſche 
Handel Danzig not tut, iſt nicht zu beſtreiten, jeder 
Handel tut Danzig not, beſonders in der gegen- 
wärtigen Zeit. Ich würde es begrüßen, wenn die 
Regierung neben dem polniſchen Eierſyndikat und 
andern Syndikaten auch die Ruſſen dazu veran- 
laffen könnte, mit ihren Produkten, z. B. mit Hüh⸗ 
nereiern, in Konkurrenz zu treten, damit dies 
ruſſiſche hochwertige Produkt ſich den Danziger 
Markt erobert und einen weiteren Zweig im Dan- 
ziger Handel bildet. Des ferneren wäre vielleicht 
die Anregung ganz gut, daß man auch den ruſſi— 
ſchen Export von Butter über Danzig in Erwä⸗ 
gung ziehen möge. 
Butter zu konſervieren. find in Danzig vorhanden 
dank der von Herrn Sahm gerühmten Voraus- 
ſicht der Danziger Kaufleute. And wenn dieſe 
Einrichtungen nicht ausreichen ſollten, dann ſind 
Kühlhäuſer im Laufe von drei bis vier Monaten 
vergrößert oder neu gebaut. Man braucht alſo 
keine Angſt zu haben, daß die Einrichtungen hier 
in Danzig nicht vorhanden wären. 

Wenn ich nun noch etwas erwähnen möchte, 
was ich vorhin vergeſſen habe, fo war es die Ta- 
gung des Stahlhelms in Danzig, die in der De— 
batte häufig angeſchnitten wurde. Wir billigen 
die Haltung der Regierung in der Frage des 
Stahlhelms vollſtändig. In dieſem Fall ſind die 
deutſchen Stahlhelmer für uns Ausländer, und 
niemand hat das Recht, im Ausland politiſche 
Veranſtaltungen abzuhalten, die dem betreffenden 


Staat Angelegenheiten bereiten können. Ich bin 


überzeugt, und ich wette 10 gegen 1, daß wenn die 
deutſchen Stahlhelmer nach Danzig gekommen 
wären, dann die polniſchen Aufſchriften in den 
Eiſenbahnwaggons beſchädigt worden wären. Das 
wäre wohl das geringſte geweſen. Ebenſo hätte 
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ren, die leider in Danzig noch immer hängen. Ich 
ſehe ſie nicht gern, ich benutze ſie auch nicht gern 
im Gegenſatz zu Kaufleuten, die der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei angehören. (Namen nennen! — 
Zwiſchenrufe und Unruhe rechts.) Ich ſchließe mich 
in dieſer Beziehung den Praktiken der Deutſchna⸗ 
tionalen Fraktion an. Als Sie aufgefordert wur⸗ 
den, die Namen der Leute zu nennen, die die 
Herren Senatsvizepräſident Gehl und die Senato⸗ 
ren Jewelowſki und Dr. Kamnitzer beſchuldigt hat- 
ten in der Frage der Auflöſung der Einwohner: 
wehr den Willen des polniſchen diplomatiſchen 
Vertreters in Danzig befolgt zu haben, was mach— 
ten Sie da, Herr Karkutſch? Was taten Ihre 
Herren? Was tat Frau Kalähne vor dem Schwur⸗ 
gericht 1921, als ſie die Leute namhaft machen 
ſollte, die ihr geſagt hatten, daß zwei Senatoren 
ermordet werden ſollten!? Da ſchwieg man ſich 
(Abg. Karkutſch: Das iſt etwas ganz anderes! 
— Unruhe.) auf den Rat eines gemeinen Bor- 
ſitzenden des Gerichts dahin aus, daß man in der 
Beziehung die Ausſage verweigern könne. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Rahn, we- 
gen dieſes Ausdruckes rufe ich Sie zur Ordnung. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Das ift par- 
lamentsnotoriſch. Natürlich bleibt mir nichts an- 
deres übrig, wenn wir in einem Mädchenpenſionat 
angelangt ſind und die Dinge nicht mehr bei dem 
richtigen Namen nennen dürfen, was ich bedaure, 
als dieſen Ordnungsruf einzuſtecken. Es würde 
mich auch nicht wundern, wenn man mich wegen 
angeblicher gröblicher Verletzung der Ordnung 
aus dem Haufe weiſen würde. (Abg. Plenikowſki: 
Einen Rahn nicht mehr!) 

Ich ſagte, niemand hat das Recht in einen an⸗ 
dern Staat zu gehen und in dieſem politiſche Ver: 
anſtaltungen abzuhalten. (Und das Reichsbanner! 
rechts.) Auf einem ganz anderen Blatt Papier 
ſteht es, wenn die Verbände, die hier wirtſchaft⸗ 
liche Veranſtaltungen und Jahrestagungen abhal- 
ten, die mit Politik nichts zu tun haben, hier her: 
kommen. Darüber freuen wir uns. Wenn aber 
Leute hierherkommen, die uns Ungelegenheiten 
bereiten wollen, iſt es die verdammte Pflicht der 
Regierung, einzuſchreiten, und es ift ein Unver⸗ 
ſtand, wenn Sie (nach rechts) ſich dagegen wehren. 
Wir haben ja geſehen, Herr Karkutſch. was die 
Königsberger Tagung gebracht hat. Wir haben 
die Ausführungen gehört. Eine Staatsregierung 
iſt verpflichtet, eine Organiſation, die den deut⸗ 
ſchen Staat auf das ſchlimmſte bekämpft, die die 
Beſeitiaung des Staates mit illegalen Mitteln 
herbeiführen will. einen ſolchen Verband hier nicht 
bineinzulaſſen. Ich gehe noch weiter. Wenn die 
Regierung ihrer Beamtenſchaft verbietet, an fol- 
chen Tagungen teilzunehmen, ſo iſt das richtig; 
denn das Treueverhältnis und das Empfangen 
von Geld von einem Staat bedingen es. daß der 
betreffende Beamte nicht aagreſſiv gegen feine Re- 
oierung wird. (Sehr gut! links. — Was machten 
Sie in der Revolution? rechts.) Ich will Ihnen 
ſagen, wie es in der Revolution war. Wenn ich 
damals nicht dageweſen wäre, wäre es Ihnen 
(nach rechts) ſchlecht gegangen. Ich habe, ohne 


mir ein Verdienſt zuzurechnen, verhindert, daß dem 
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Danziger Bürgertum etwas getan wurde. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts. — Unruhe.) Ich habe Zeit, ich 
kann warten, reden Sie ſich ruhig rein aus. 

Wenn nun damit die Außenpolitik, die die Re- 
gierung uns hier vorgeführt hat, erſchöpft iſt, ſo 
habe ich mich, wie ich eingangs ſchon ausführte, ge- 
wundert, warum der Herr Senatspräſident nicht 
auch etwas auf die Innenpolitik einging. In der 
Innenpolitik vermag ich unſerer Regierung die 
gute Note, die ich ihr in der Außenpolitik zu ertei— 
len die Ehre hatte, leider nicht zu geben. In der 
Innenpolitik habe ich den Eindruck, daß die letzten 
1½ Jahre, um mit einem Wort der Frau Abg. 
Kreft zu ſprechen, ſo ziemlich alles beim alten ge— 
blieben ift. Ich hatte von der gegenwärtigen Re- 
gierung gerade erwartet, daß ſie innenpolitiſch in 
den 1½ Jahren wenigſtens zu reformieren ange— 
fangen hätte. 

Allerdings bin ich nicht ſo perfide, der Regie— 


rung Vorhaltungen zu machen, daß ſie nichts getan 


hat, wie es von ganz rechts geſchieht, von Leuten, 
die verhindert haben, daß die Regierung wirklich 
durchgreifende Maßnahmen ergreifen konnte, um 
die innerpolitiſchen und die finanziellen Verhält- 
niſſe zur Geſundung kommen zu laſſen. Es iſt ja 
das alte Lied bei den Deutſchnationalen, ſie ſtellen 
ſich hier hin und ſagen, wir haben ja die Umſatz— 
ſteuer aufheben wollen, dieſe Regierung tut das 
aber nicht. (Unruhe, Zurufe rechts und links.) Es 
ſind Leute, die ſich hier hinſtellen und der Regie— 
rung Vorwürfe machen, während ſie, wenn ihnen 
Gelegenheit geboten wird, die Verhältniſſe zu än- 
dern, das nicht tun. (Unruhe rechts.] Herr Präſi— 
dent, reden die oder ich? (Glocke des Präſidenten.) 
Es ſind Leute, die bei jeder Gelegenheit das Tor 
vermauern und verrammeln, damit die Regie— 
rung nicht durchkommt und dann nachher ſagen: 
ſeht nur einmal, die Regierung tut ja nichts. Dieſe 


Leute weigerten fih, in ein verfaſſungsänderndes 


Geſetz einzutreten, das dem Staat die Möalichkeit 
gegeben hätte, die überzählige Beamtenſchaft in 
den Ruheſtand zu verſetzen oder aus dem Staat zu 
entfernen. 
der 55 Prozent ſeiner Einnahmen für Gehälter 
ausgibt, iſt nicht lebensfähig. Der Staat iſt nicht 
dazu da, lediglich die Beamtenſchaft zu unterhal— 
ten, ſondern er hat die Aufgabe, das höchſte Wohl 
aller Staatsbürger zu erſtreben und erſt in letzter 
Linie oblieot ihm die Beſoldung von Staatsfunk— 
tionären. Aber hier wird das Tor verrammelt. 
Es nimmt nicht weiter Wunder. wenn in einem 
Parlament 40 oder 45 Beamte ſitzen. daß dieſe 
Herren es nicht zum Abbau kommen laſſen wollen. 
Mir werden uns nicht anders helfen können, als 
daß mir den Schnitt einmal machen. Es muß eine 
größere Anzahl Behörden abgebaut werden und 
damit eine Anzahl Beamter. und es muß dieſer 
Schnitt gemacht werden, wenn Danzig überhaupt 
lebensfähig bleiben ſoll. 


Daß der Herr Finanzſenator uns richtige Etats⸗ 
zahlen genannt hat, glaube ih. und ich begrüße es, 
daß Dr. Kamnitzer ein ehrlicher und aufrichtiger 
Mann. ift. ganz im Gegenſatz zu feinem verehrten 
Voraänger. Der beliebte ſtändig, uns Märchen zu 
erzählen. Der Nekrolog des Herrn Abg. Weiß war 
nach meiner Anſicht völlig deplaciert. Nekrologe 


Herr Brill hat ganz recht. ein Staat, 


| 


pflegen ja immer nur das Befte zu fagen, aber Dr. 
Volkmann iſt Gott fei Dank ja noch nicht tot und 
deshalb wäre es zur Steuer der Wahrheit vielleicht 
zweckmäßiger geweſen, wenn man all die Gründe, 
die fih für den Staat kataſtrophal ausgewirkt ha- 
ben, an dieſer Stelle noch einmal aufgezählt hätte. 
Ich will es mir verſagen, einem gefallenen Löwen 
noch einen Fußtritt zu geben, das wäre nicht beſon— 
ders vornehm. Was dieſer Mann in den ſieben 
Jahren für Unheil angerichtet hat, das läßt ſich 
auf keine Kuhhaut ſchreiben. 

Ich vermiſſe in den Ausführungen des Herrn 
Finanzſenators einen Ueberblick über die in Dan: 
zig betriebene Bankpolitik. Ich habe das Gefühl, 
als wenn man hier in dieſer Frage ſich zu ſehr an 
das Deutſche Reich anklammert und alles das, was 
in Deutſchland gemacht wird, in bezug auf Diskont⸗ 
erhöhung und Diskontreduktion einfach nachmacht 
oder mitmacht. Es ſtimmt doch nicht, daß die in 
Deutſchland, infolge der Verknappung der deut— 
ſchen Reichsbankmittel notwendig gewordene Dis- 
konterhöhung auch in Danzig notwendig war. Es 
trifft auch nicht zu, daß die in Danzig vorhandenen 
ausländiſchen Gelder wegen des etwas höheren 
Kreditzinsſatzes, der durch die Erhöhung des Dis- 
kontſatzes gezahlt werden kann, von Danzig ab- 
wandern würden. Die Kaufleute werden mir 
wohl recht geben — in einer Zeit, in der man in 
Paris wochenlang verhandelt, um die deutſchen 
Reparationsleiſtungen herabzuſetzen, und wo man 
in Deutſchland um die ſtaatlichen Mittel bangt, 
weil man befürchtet, am ultimo des vorigen Mo— 


(C) 


nats oder dieſes Monats nicht mehr genügend D) 


flüſſige Mittel zu haben, um die Verpflichtungen 
zu erfüllen, in dem Moment, wo der deutſche 
Reichsfinanzminiſter Hilferding ſich als Sozial— 
demokrat gezwungen ſieht, durch Steuerprivilegien 
eine inländiſche Anleihe aufzunehmen, um dieſes 
betrübende Moment zu beſeitigen, daß zu ſolch 
einem Zeitpunkt kein Ausländer, ſelbſt wenn er 
Prozent mehr Zinſen bekommen kann, feine 
Gelder aus Danzig wegziehen wird; er wird die 
Beruhigung der Verhältniſſe abwarten. Für die 
Danziger Wirtſchaft bedeutet aber jedes halbe 
Prozent, das willkürlich auf die Kredite geſetzt 
wird, eine weitere Belaſtung. Der Danziger Han- 
del kann zu der ſchweren Belaſtung, die ich vorhin 
angeführt habe, und die fih aus dem Schiffsver⸗ 
kehr und Warenumſchlag ergibt, nicht noch höhere 
Sa zahlen als gegenwärtig ſchon gezahlt 
werden. 


Ich hätte bei dieſer Gelegenheit von Herrn Dr. 
Kamnitzer auch gern gehört, was die Regierung 
in der Frage der Aufwertungs⸗-Hypotheken unter- 
nommen hat. Dieſe werden bekanntlich Ende 1931 
fällig, und da die Danziger Hypothekenbank nicht 
leiſtungsfähig genug iſt, um alle fällig werdenden 
Hypotheken — die Summe ſchwankt zwiſchen 20 
und 50 Millionen Gulden — aufzutreiben und 
unterzubringen, ſo wird es notwendig ſein, zu die⸗ 
ſem Zweck Mittel aus dem Auslande zu beſchaffen, 
da die nach Deutſchland abfließenden Hypotheken 
zurückgezahlt werden müſſen, die nach dem deut⸗ 
ſchen Verſicherungs- und Bankgeſetz nicht länger in 
Danzig bleiben dürfen, ſonſt bekommen wir eine 
Kataſtrophe. Ich erwarte eine präziſe Erklärung, 
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um welche Beträge es ſich dabei handelt. Es iſt 
ein Unterſchied, ob man 20 Millionen beſchaffen 
muß oder ob eine Bank 50 Millionen beſchaffen 
muß. (Präſident des Senats Dr. Sahm: Die Sta⸗ 
tiſtik iſt in Arbeit!) Das Geld jedenfalls iſt zu 
haben und zu günſtigeren Sätzen als die, zu denen 
die Danziger Hypothekenbank gegenwärtig ihre 
Hypothekenkredite erhält. Ich würde mich freuen, 
wenn recht bald das Ergebnis der Statiſtik be- 
kanntgegeben würde, damit die betreffenden Bank⸗ 
inſtitute, die auf meine Anregung hin vor Mona⸗ 
ten mit auswärtigen Banken in Verbindung ge- 
treten find, mit größter Beſchleunigung den Mb- 
ſchluß dieſer Transaktion perfektionieren und den 
beſorgten Hypothekenſchuldnern verſichern können, 
daß Sie die Mittel zu erträglichen Zinsſätzen er- 
halten können. 

Ueber die Rechtspflege haben wir, da darüber 
keine Ausführungen gemacht wurden, auch nichts 
erfahren. Es iſt ein erfreuliches Zeichen, daß im 
Deutſchen Reich eine Beſſerung in dieſer Beziehung 
eingetreten iſt. Dazu war es aber notwendig, daß 
man wirklich Ernſt machte mit der Nachprüfung 
und Aufdeckung von Vorkommniſſen, die zu der 
Juſtizkriſe, zu den Juſtizſkandalen in Deutſchland 
geführt haben. Wenn man den Prozeß des Reichs— 
anwalts Jorns aufmerkſam verfolgt hat, der der 
Begünſtigung der Mörder Roſa Luxemburgs und 
Karl Liebknechts beſchuldigt war, und dem man 
jetzt durch Urteilsſpruch in einem Beleidigungs— 
prozeß gegen den Redakteur des Tagebuchs bewie— 
ſen hat, daß er eine Begünſtigung begangen hat, 


(B) ſich alſo der bewußten Rechtsbeugung ſchuldig ge— 


macht hat; wo man ferner den Schwurgerichtspro— 
zeß Jakubowſki oder beſſer gejagt den Prozeß unter 
dem Rubrum Nogens u. Genoſſen verfolgt hat, wo 
jetzt bewieſen wurde, daß ein deutſcher Landge— 
richtspräſident namens Buſchka — bitte merken 
Sie ji) das, Herr Präſident — manchmal auch be- 
wußt irren kann, in dieſem Sinne hatte ich 
meine Ausführungen in bezug auf den Gerichts— 
vorſitzenden 1921 gemeint — wenn man feſtſtellt, 
entweder aus Dummheit oder aus Niedertracht — 
ich will bei den alten Herren gar nicht 
ſagen aus Rechtsbeugung, daß Leute, die Mein— 
eide zugeſtanden hatten und die dringend des 
Mordes verdächtigt waren, in Freiheit gelaſſen 
wurden, ſo daß ſie Zeit hatten, ſich ihre Zeugen— 
ausſagen zurechtzulegen, ſo gibt das zu denken. 
Das nach meiner Ueberzeugung, nachdem ich den 
Fall eingehend ſtudiert habe, zweifellos an Jaku— 
bowſki zu unrecht vollzogene Todesurteil konnte 
noch nicht durch gerichtliche Feſtſtellung gebrand— 
markt werden. Es bleibt das dem Miederaufnah: 
meperfahren vorbehalten. Wir haben hier doch 
auch ähnliche Dinge! Von dieſer Stelle aus wurde 
ein Danziger Richter beſchuldigt, daß er in dem 

rozeß meines Kollegen Dr. Blavier unter Beu- 
gen erklärt hat, er werde ſchon dafür ſorgen, daß 
Dr. Blavier als Betrüger ins Loch käme. Der 


Name Dr. Draeger iſt genannt worden. Weshalb 
wird nicht in Danzig, damit endlich auch hier eine 
Ordnung der Verhältniſſe eintritt und wieder 
Vertrauen zur Juſtiz einziehen kann, auf Grund 
derartiger ſchwerer Anſchuldigungen unter Nen- 
nung von Zeugennamen ein Verfahren eingelei— 
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tet? Weshalb wird nicht gegen den Herrn Ober⸗ 
ſtaatsanwalt Dr. Schneider, der hier beſchuldigt 
wurde, daß er Sachen gemacht habe, die mit der 
Ehre und der Anſtellung eines Staatsanwaltes 
nicht vereinbar ſind, ein Verfahren eröffnet? Wes⸗ 
halb unterdrückt man dieſe Anſchuldigungen? Eine 
Beſchuldigung ſolcher Perſönlichkeit durch einen 
Volksvertreter iſt doch nicht durch Redensarten ab⸗ 
zutun, ſondern muß durch ein ordnungsgemäßes 
Verfahren unterſucht werden. Da mag ſich heraus: 
ſtellen, ob der Mann rein daſteht oder geſündigt 
hat. Wir ſind alle Sünder vor dem Herrn und 
kein Menſch iſt frei von ſchlechten Taten und 
Handlungen. (Lebhafte Zurufe.) Jeder kann im 
Leben in die Verhältniſſe kommen, daß er gezwun⸗ 
gen iſt, etwas zu tun, was gegen den Buchſtaben 
des Strafgeſetzbuches verſtößt. Aber es geht nicht 
an, daß man das einfach totſchweigt. (Zuruf des 
Abg. Plenikowſki.) Herr Abg. Plenikowſki, ich 


möchte Ihnen gern das Schickſal Ihres Kollegen 


Raſchke erſparen. Es amtiert der Vizepräſident 
Gaikowſki, der in dieſer Frage außerordentlich 
empfindlich ijt. Wenn Sie acht Tage ausgeſchloſ— 
ſen würden, (Abg. Plenikowſki: Bei mir kriegt er 
das nicht fertig!) verlieren Sie einmal Ihre Diä⸗ 
ten, an denen Ihnen zwar nicht viel liegt, da Sie 
ja als Beamter Ihr Gehalt bekommen, zweitens 
verlieren wir aber die Freude, anzuſehen, wie 
kaſperlemäßig Sie ſich benehmen. (Abg. Loops: 
Sehr richtig! — Heiterkeit. — Zwiſchenruf des 
Abg. Friedrich. — Abg. Plenikowſki: Sie werden 
noch einmal deutſchnational!) 

Daß die Wiedereinrichtung der alten Schwur— 
gerichte immer noch nicht in Danzig durchgeführt 
worden iſt, nimmt mich reichlich wunder, da die 
Sozialdemokratiſche Partei und meines Wiſſens 
auch das Zentrum und die Liberalen im Deutſchen 
Reiche wenigſtens auf dem Boden dieſer Inſtitu— 
tion ſtehen. Da wir die deutſche Rechtsgleichheit 
doch behalten wollen, man in Deutſchland die glei- 
chen Beſtrebungen hat und in Oeſterreich die 
Schwurgerichte ja ſowieſo beſtehen, und man wird 
ſie dort auch nicht beſeitigen können, ſelbſt um den 
Preis der Rechtseinheit und -gleichheit, wäre es 
ſehr wünſchenswert, wenn die Strafprozeßord⸗ 
nungsparagraphen, die diefe Fragen regeln, wie- 
der in Kraft geſetzt und die Emmingerſchen Be— 
ſtimmungen, die durch Verfaſſungsbruch in Deutſch⸗ 
land und in Danzig zuſtande gekommen find, end- 
lich wieder beſeitigt werden. Das würde ſehr er- 
heblich dazu beitragen, in der Bevölkerung das 
Vertrauen zu unſerer Rechtſprechung wieder her⸗ 
beizuführen, das jetzt in weiten Kreiſen des Bol- 
kes wirklich nicht vorhanden iſt. Die Beeinfluſſung 
von ſechs Schöffen durch drei gelehrte Richter iſt 
eine ſo große, daß nicht die Majorität von ſechs 
das Urteil fällt (Sehr wahr! links.), ſondern daß 
immer die Meinungen der gelehrten Richter aus— 
ſchlaggebend ſein werden. Ich bitte alſo, die Frage 
eingehend der Prüfung zu unterziehen und mit 
möglichſter Beſchleunigung eine Aenderung in dem 
von mir ſkizzierten Sinne herbeizuführen. 

Wenn ich mich nun der Polizei zuwende, ſo 
haben wir ja kürzlich hier eine Debatte gehabt, die 
zweifellos ſehr wichtig war, da ſie uns vor Augen 
führen ſollte, daß Verbote, wenn fie von der Poli- 
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zei erlaſſen werden, auch beachtet werden müljen. ] 
Ich möchte bei dieſer Gelegenheit aber eine Frage 
aufwerfen. Wenn Frau Sahm oder wenn eine 
Frau eines Mitgliedes der Deutſchnationalen 
Fraktion, wenn meine Frau oder eine Frau der 
anderen Herren zufällig am Dominikanerplatz an 
dem Tage vorbeigekommen wäre, (Abg. Pleni- 
kowſki: Hätte ſie natürlich auch Haue bekommen!) 
wenn ſie dann, wie der Redakteur Stein vom 
„Berliner Tageblatt“ ſich ſo ſchön ausdrückte, von 
der Polizei verhaftet und mit dem Migräneſtift 
behandelt worden wäre, bin ich neugierig, was 
dann die Herren dieſer Damen über die Haltung 
der Polizei geſagt hätten. Gehört die Straße der 
Polizei oder den Bürgern? Friedlich daherzie— 
hende Bürger, ſelbſt wenn ſie langſam ſpazieren 
gehen, mit dem Punktroller zu behandeln, wie ſich 
Herr Raſchke ausdrückte, gehört zweifellos nicht zu 
den Aufgaben der Polizei. Man kann mit Herrn 
Weiß vollſtändig der Meinung ſein, daß es die 
höchſte Aufgabe der Polizei ift, Ruhe und Ord- 
nung aufrechtzuerhalten. Aber es iſt nicht Auf⸗ 
gabe der Polizei, auf friedliche Bürger, die die 
Straße entlang gehen, einzuſchlagen und es kann 
niemals Aufgabe der Polizei ſein, blindwütig auf 
Menſchen einzuſchlagen. M. H. von der Sozialde⸗ 
mokratie, ſie kennen die Dinge von 1907 aus Moa⸗ 
bit. Sie wiſſen, was damals den ſozialdemokrati— 
ſchen Demonſtranten paſſiert iſt. Damals fanden 
ſich Richter in Moabit, die erklärten, daß derart 
von der Polizei behandelte Paſſanten berechtigt 
geweſen wären, ſogar in Notwehr zu handeln und 
ſich angriffsweiſe gegen die rechtswidrig vor⸗ 
gehenden Polizeibeamten zu verteidigen. Es iſt 
kürzlich im Hydepark in London einigen jungen 
Damen, die ſich dort in Anbetracht der Dunkelheit 
und der lauſchigen Gegend Ruheplätzchen ausge⸗ 
ſucht hatten, paſſiert, daß ſie von einigen Beamten 
der Londoner Kriminalpolizei beläſtigt worden 
ſind. Dieſe Beläſtigung einiger Damen hat dem 
Chef von Scotland Yard in London den Poſten ge- 
koſtet. Etwa 500 Kriminalbeamte wurden aus 
den Stellungen gejagt und der Innenminiſter onz] 
ſon Hicks hätte beinahe gehen müſſen. Obwohl ich 
Herrn Senator Arczynſki noch recht lange auf fei- 
nem Poſten ſehen möchte, habe ich nicht gehört, 
daß man die oberen Polizeiorgane und die aus⸗ 
führenden Polizeiorgane wegen dieſer Maßnahme, 
auf friedliche Leute einzuſchlagen, zur Verantwor⸗ 
tung gezogen hat. 

Erſt in dem Moment, wo ſich Widerſtand pe- 
merkbar macht und die Anordnungen der Polizei 
nicht befolgt werden, hat ſie das Recht und die 
Pflicht einzugreifen. Aber ſolange ſich die Leute 
friedlich auf der Straße bewegen, geht es der Po⸗ 
lizei einen Dreck an, ob die Perſonen laufen oder 
gehen. Ich hoffe, daß derartige Zuſtände in Dan- 
zig nicht mehr Platz greifen werden, und daß un- 
ſere Polizei endlich Achtung vor dem Bürger be- 
kommt, ſich nicht über ihn hinwegſetzt, und jagt, 
wir haben die Macht, und der Bürger ift unfer 
dummer Junge, wenn wir pfeifen, hat er zu lau⸗ 
fen. Wenn man bei den Behörden etwas mehr die 
Menſchenrechte beobachten würde, wäre es beſſer 
um uns beſtellt. Ich bitte die Regierung ernſtlich, 
die ihr unterſtellten Organe beſſer anzuleiten, da- 
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mit die Maßnahmen der Polizei nicht in fo rigo- (C) 


roſer Form durchgeführt werden. 

Wenn ich jetzt noch als letztes die Frage der 
Wohnungswirtſchaft anſchneide, ſo geſchieht das, 
weil wir daran ein beſonderes Intereſſe haben. 
Wir bedauern es, daß das Geſetz noch nicht getom- 
men iſt. Aber wir hätten gern geſehen, wenn die 
Regierung die Wege, die ſeinerzeit in Vorſchlag 
gebracht worden ſind, und die ja auch von den lei— 
tenden Männern der Sozialdemokratie als richtig 
akzeptiert worden ſind, in die Tat umgeſetzt hätte. 
Wir wünſchen, daß die Wohnungsnot, die in der 
Kriegs- und Nachkriegszeit entſtanden iſt, auf 
breitere Schultern verteilt wird, und daß einige 
Generationen an ihrer Beſeitigung mittragen 
müſſen, daß nämlich im Wege einer Auslandsan— 
leihe großzügig gebaut wird, damit wir in ein bis 
zwei Jahren die Wohnungsnot beſeitigt haben. 
Dann muß den Beſitzern der Grundſtücke das zuteil 
werden, worauf ſie nach Recht und Geſetz Anſpruch 
haben. Ich vermiſſe in dieſer Beziehung jegliche 
Initiative. Geld iſt für dieſe Zwecke doch zu ha⸗ 
ben. Es wird doch mit ausländiſchen Mittel wo 
anders gebaut. Man erhält die Mittel, man 
kann ſie erhalten, aber man hat aus irgend⸗ 
welchen Gründen Angſt davor. Es iſt mir nicht 
klar, weshalb man den großzügigen Wohnungs- 
bau verhindert und dieſen Weg nicht geht. Die 
kleinlichen Mittel der Wohnungsbauabgabe füh- 
ren doch nicht zum Erfolg. Deshalb ſoll man doch 
nun endlich dieſen Weg beſchreiten. Ich bin be— 
gierig, zu erfahren, was uns die Regierung auf 
dieſe Frage zu antworten hat. 

Wenn ich nun meine Ausführungen ſchließe, ſo 
werden Sie von uns, die wir dieſer Regierung an 
ſich nicht unſympathiſch gegenüberſtanden, nach 
allem was wir in innenpolitiſcher Beziehung an 
ihr auszuſetzen haben, nicht erwarten können, daß 
wir unſere Zuſtimmung zu dieſem Etat geben wer⸗ 
den. Wir wollen damit demonſtrierend zum Aus- 
druck bringen, daß, ſo gern wir dieſe Koalition im 
Gegenſatz zu einer Rechtskoalition ſehen, doch nach 
dem, was ich in bezug auf die innenpolitiſche Seite 
geſagt habe, wir der Regierung kein Vertrauen 
entgegenbringen können. Wir haben 1½ Jahre 
verſtreichen ſehen, in denen nichts, aber auch gar 
nichts geleiſtet worden ift, mit Ausnahme einzel⸗ 
ner kleiner Fragen in bezug auf die Handelspoli- 
tik. Das ſollte ſich doch eine jede Regierung, die 
auf ſo ſchwachen Füßen ſteht wie die gegenwärtige, 
überlegen. Es war zweifellos kein ſchöner An- 
blick, daß bei der Abſtimmung über die Einkom⸗ 
men- und Körperſchaftsſteuer das Haus mehrfach 
beſchlußunfähig wurde, und das bei einer Koali- 
tion, die über 63 Abgeordnete verfügt. Entweder 
ijt da ein Kompagnie⸗Exerzieren notwendig, da⸗ 
mit die Sache klappt, oder es iſt etwas faul. Und 
wenn ſich noch Koalitionsmitglieder der Stimme 
enthalten, iſt es doppelt faul. Deshalb haben Sie 
allen Grund, Vertrauen zu erwerben. Zeigen Sie, 
daß Sie den feſten Willen zu Aenderungen haben. 
So lange Sie aber ſo wie bisher weiter arbeiten 
und alles beim alten bleibt, werden wir Ihnen 
feinen Etat bewilligen helfen. (Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jewelowſki. 
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Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u.‘ 
H.! Der Präſident des Senats hat in einer auken- 
politiſchen Rede die Gedanken zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, die heute unſer Staatsleben beherrſchen. 
Wir ſtimmen den Ausführungen in allen Teilen 
zu und möchten auch unſererſeits der Hoffnung 
Ausdruck geben, daß der an Polen gerichtete Appell 
diejenige Beachtung findet, die im Intereſſe des 
Zuſammenlebens der durch eine Wirtſchaftsein— 
heit verbundenen Staaten unbedingt notwendig 
iſt. 
Der uns vorliegende Etat ſpiegelt in ſeiner End— 
wirkung die heute auch von jedermann erkannte 
unrichtige Finanzpolitik der Zeit ab 1924 wider. 
Hätte man damals vorausſchauend Finanzpolitik 
getrieben, dann wären wir nicht in die jetzige Gi- 
tuation gelangt. Der Finanzſenator hat den Etat 
als optimiſtiſch bezeichnet. Nach unſerer Auffaſ— 
ſung iſt dieſer Ausdruck ſehr milde gewählt. Tat⸗ 
ſächlich ſind, lediglich um den Ausgleich des Etats 
herbeizuführen, die Einnahmen aus den Zöllen 
und Steuern derart hoch angeſetzt, daß ſchon eine 
ſehr weſentliche Beſſerung ſowohl der polniſchen 
wie der Danziger Wirtſchaft eintreten muß, wenn 
die Etatszahlen erreicht werden ſollen. Nun ſind 
wir ja erſt geſtern durch die Rede des Abg. Weiß 
darüber belehrt worden, daß die Danziger Wirt- 
ſchaft einer inneren Stärkung entgegengeht, daß 
ferner Polens Wirtſchaft ſtabil geworden iſt, und 
daß es daher berechtigt ſei, die Summen, die für 
Zölle und Steuern angeſetzt ſind, als vorhanden 
anzunehmen. (Weiß, weiß! links.) Die Wirklich⸗ 
keit ſieht leider ganz anders aus. Ich weiß nicht, 
wo Herr Abg. Weiß ſeine Feſtſtellungen getroffen 
hat, wonach unſere Wirtſchaft derart iſt, daß man 
glaubt, ihr ſogar noch neue Laſten aufbürden zu 
können. Ich muß leider erklären, daß diefe An- 
nahme auf einem ſchwerwiegenden Irrtum beruht, 
die Danziger Wirtſchaft kämpft außerordentlich 
ſchwer um ihre Exiſtenz und hat allen Anſpruch, 
ſo ſchonend wie möglich behandelt zu werden. 
(Sehr richtig! rechts.) Das Staatsintereſſe erfor- 
dert es, daß man der Wirtſchaft alle möglichen Er- 
leichterungen ſchaffen muß, nicht im Intereſſe der 
Wirtſchaft allein, ſondern im Intereſſe des Staats- 
ganzen. Die Freie Stadt Danzig kann nur durch 
die Wirtſchaft exiſtieren, und dieſe Tatſache ſcheint | 
leider völlig verfannt zu werden, 

Die noch immer ſehr hohe Erwerbsloſenziffer, 
etwa 2000 mehr als im Vorjahr, läßt es nicht ge- 
rechtfertigt erſcheinen, den für die Erwerbsloſen 
beſtimmten Betrag zu kürzen, und es muß befürch— 
tet werden, daß hier die tatſächlichen Ausgaben 
weſentlich höher ſein werden, als der Etatsanſatz 
annimmt. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Wenn der Optimismus, der anſcheinend an einzel⸗ 
nen Stellen vorhanden iſt, ſich als nicht berechtigt 
erweiſen ſollte, und wir auch bei Zöllen und Steu— 
ern nicht die Summen erreichen, die als Einnahme 
eingeſetzt ſind, ſo wird im Etat ein nachträglich 
zu deckendes Defizit entſtehen, während meine 
Freunde der Anſicht ſind, daß eine geſunde Finanz⸗ 
politik verpflichtet iſt, für derartige Fälle recht⸗ 
zeitig vorzuſorgen. Aus dieſem Grunde hätten 
wir es gern geſehen, wenn eine die Geſamtheit 
nicht übermäßig drückende Erhöhung einer indirek⸗ 
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ten Steuerabgabe eingeführt worden wäre, die 
den etwaigen Ausfall unbedingt hereingebracht 
hätte, und es iſt ein Verdienſt meiner Partei, daß 
ſie rechtzeitig auf dieſe Steuer aufmerkſam gemacht 
hat. Es muß tief bedauert werden, daß entgegen 
den Wünſchen der Mehrheit dieſe Steuer vorläu⸗ 
fig noch nicht zur Einführung gelangt. Ich will 
hoffen, daß die Schäden, die meine Freunde und 
ich hierdurch befürchten, nicht eintreten werden. 
Sollte dieſe Hoffnung aber getäuſcht werden, ſo 
tragen diejenigen hierfür die Verantwortung, die 
in völliger Verkennung der wirtſchaftspolitiſchen 
und finanzpolitiſchen Lage Danzigs nicht recht: 
zeitig für einen ſoliden Haushalt geſorgt haben. 

Der Finanzſenator hat bereits angekündigt, 
daß vom nächſten Jahre ab die volle Verzinſung 
der ſogenannten Tabakanleihe eintreten wird, und 
daß hierfür im nächſten Etat etwa 2 Millionen 
mehr aufgebracht werden müſſen. Auch iſt noch ein 
Fehlbetrag von etwa 4,25 Millionen vorhanden, 
der an die Tabakintereſſenten mehr als Entſchädi⸗ 
gung gegeben werden mußte, als die damalige 
Regierung bei Einführung des Tabakmonopols 
angenommen hat. 

Wenn man zu dem Mittel gegriffen hat, Zölle 
und Steuern in der Einnahme zu erhöhen, den 
Betrag für Erwerbsloſe aber zu mäßigen, um dann 
den noch fehlenden Betrag durch neue direkte 
Steuern aufzubringen, ſo halten wir dieſe Art des 
Etatsausgleiches für unrichtig, wie es auch un- 
richtig war, mit einigen weiteren Steuerprojekten 
zu ſpielen, die eine ſchwere Schädigung des Haus⸗ 
beſitzes mit ſich gebracht hätten. Dieſe Gefahr iſt 
glücklich endgültig beſeitigt worden. 

Für die Erhöhung der Einkommenſteuer haben 
auch Redner der Regierungsparteien hervorgeho— 
ben, daß dieſe Steuern dann immer noch niedriger 
ſind als in Deutſchland. Vergleicht man aber, 
welche Erwerbsmöglichkeiten in Deutſchland vor- 
handen ſind, gegenüber Danzig, jo wird jeder Ein- 
ſichtige zugeben müſſen, daß gerade hier der Hin- 
weis auf Deutſchland deplaciert iſt. (Unruhe, Zu⸗ 
rufe links und Mitte.) In Danzig müſſen die 
Steuern weſentlich niedriger ſein, weil die Er⸗ 
werbsmöglichkeiten in Danzig gegenüber dem 
Deutſchen Reich außerordentlich geringer ſind. 
Hiervon aber abgeſehen, hat Deutſchland ſo große 
Reparationslaſten aufzubringen, daß die dortigen 
Steuern erklärlich ſind, während gleiche Steuern 
in Danzig eben unerklärlich wären. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Herr Präſident, ſehen Sie denn nicht, daß 
die Rede abgeleſen wird?) 

Wenn man aber immer wieder damit ſpielt, 
daß einzelne Steuern in Danzig niedriger ſind als 
in Deutſchland, ſo verſtehe ich nicht, wie man ſeit 
Jahren aus der Danziger Wirtſchaft 700 000 Gul⸗ 
den an höheren Gerichtskoſtengebühren mehr her⸗ 
auspreßt als in Deutſchland. (Abg. Hohnfeldt: 
Herr Präſident! Der Mann lieſt ab!) Es muß 
gefordert werden, daß noch in dieſem Etatsjahr 
die Vorlage auf Herabſetzung der Gerichtskoſten 
dem Volkstage zugeht. Es geht nicht an, daß man 
der Wirtſchaft jährlich auf dieſem Wege weitere 
700 000 Gulden entzieht und ſo das Prozeßweſen 
Danzigs gewaltſam einengt. (Unruhe bei den 
Kommuniſten, Abg. Plenikowſki: Ein deutſchnatio⸗ 
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naler Präſident duldet das!) Ebenſo müſſen die 
Anwalts- und Notariatskoſten weſentlich herab— 
geſetzt werden. Es ift unerträglich, daß diefe Ge- 
bühren in Danzig fo viel höher find als in Deutjch- 
land, ein vielfaches der polniſchen Gebühren be— 
tragen und ſomit Danziger zwingen, wichtige No- 
tariatsakte außerhalb Danzigs beurkunden zu laj- 
ſen, weil die Koſten hier unerträglich ſind. Wir 
erwarten, daß die Vorlage bezüglich der Ermäßi⸗ 
gung der Gerichtskoſten ſo bald als möglich dem 
Hauſe zugeht. Man ſage nicht, daß hierfür keine 
Deckung vorhanden iſt. Dieſe muß eben ander— 
weitig beſchafft werden, und die Möglichkeit dazu 
iſt vorhanden. 


Zuſammenfaſſend muß ich ſagen, daß ein Etat, 
der in dieſer Weiſe friſiert iſt, und der auch nur 
dadurch ausgeglichen werden konnte, daß dem Mus- 
gleichsfonds 1600 000 Gulden entnommen wur- 
den, kein Lob verdient, ſondern geeignet iſt, ſchwere 
Beſorgnis hervorzurufen. (Alſo lehnen Sie ihn ab! 
rechts.) Wir treiben keine Oppoſition der Oppo⸗ 
ſition wegen, ſondern wir denken in erſter Reihe 


an den Staat! Wenn wir trotz der außerordentlich, 


ſchweren Bedenken dieſem Etat zuſtimmen, fo des- 
halb, weil wir hoffen, daß die Einſicht und die 
Verantwortlichkeit für das Staatsganze im Laufe 
des Jahres das wieder gut machen wird, was nach 
unſerer Auffaſſung zur Zeit verſäumt worden iſt. 
Bet allen neuen Projekten muß aber darauf geam- 
tet werden, daß, nachdem der Wirtſchaft jetzt ſo 
große neue Steuern auferlegt werden, dieſe an der 
Grenze der Leiſtungsfähigkeit angelangt iſt und 
neue Belaſtungen nicht mehr tragen kann. 

Herr Abg. Philipſen hat durch ſeine Rede 
wiederholt den Senat zu Taten aufgefordert. Ich 
glaube, daß es auch Herrn Abg. Philipſen bekannt 
iſt, daß der Senat in all dieſen Fragen weniger 
nach außen fpricht, aber dafür handelt. Der Senat 
iſt, ſoweit wir informiert find, bei allen Verhand⸗ 
lungen dauernd bemüht, das Intereſſe des Staates 
und des Wirtſchaftslebens in jeder Beziehung zu 


ſichern. Wenn dieſe Bemühungen nicht den Erfolg 


gezeitigt haben, den wir glaubten erwarten zu 
können, darf der Senat ſeine Bemühungen nicht 
unterbrechen, ſonder muß in angeſtrengter Arbeit 
das tun, was das Staatsganze erfordert. (Das iſt 
doch eigentlich ſelbſtverſtändlich! rechts.) 

Wenn ſchließlich der Abg. Weiß davor warnte, 
von neuen Steuerankündigungen zu ſprechen, ſo 
muß ich ihm erwidern, daß es Pflicht eines Abge- 
ordneten iſt, der Oeffentlichkeit das zu ſagen, was 
er im Intereſſe des Staates glaubt vorſchlagen zu 
können, und daß es den Kopf in den Sand ſtecken 
hieße, wenn man über Dinge, über die ſehr ein⸗ 
gehend und dauernd beraten wird, nicht ſprechen 
ſollte, weil ſie irgend einer Gruppe nicht genehm 
ſind. Das iſt falſch und für die Wirtſchaft uner⸗ 
träglich; denn die Wirtſchaft muß weitausſchauend 
wiſſen, was die Zukunft gerade auf ſteuerlichem 
Gebiete bringt. (Abg. Weiß: Ein Senator muß den 
Mund halten!) Ich weiß nicht, was der Abg. 
Weiß damit meint. Wenn ein Parteiverteter für 
ſeine Partei ſpricht, dann ſpricht er als Parteiver⸗ 
treter und Abgeordneter. (Abg. Weiß: Er darf 
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Meine Freunde und ich wünſchen von ganzem 
Herzen, daß der in dieſem Etat zum Ausdruck 
kommende Optimismus ſich im Laufe des Jahres 
als berechtigt erweiſen möge, und wir mit unſeren 
Befürchtungen unrecht behalten. Nachdem der 
Wirtſchaft durch dieſen Etat neue große Opfer auf⸗ 
erlegt werden, muß ſie erwarten, daß ſie von wei⸗ 
teren Eingriffen, die an ihrer Subſtanz zehren, für 
Jahre hinaus verſchont bleibt. (Bravo! Mitte.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Moczyüſki. 

Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.! Ich muß ſchon einem der Herren Vorredner, 
nämlich dem Abg. Rahn recht geben (Aha! 
rechts), die Diskuſſion — (Wo ift Rahn? Er foll 
hereinkommen. Eine große Ehre für Rahn! rechts.) 
— Nein, ich komme weiter auf Herrn Rahn nicht 
zurück, er kann ruhig ſeinen Kaffee trinken. Es 
kommt mir nur darauf an, feſtzuſtellen, daß die 
Diskuſſion über den Etat und die Regierungser⸗ 
klärung in dieſem Jahre tatſächlich unter ganz 
veränderten Umſtänden ſtattfindet. Wir haben 
vor zwei Wochen die zweite Beratung der Steuer— 
geſetze gehabt, der Einkommen- und Körperſchafts⸗ 
ſteuer. Bei der Gelegenheit wurde die Etatsrede 
des Herrn Finanzſenators Dr. Kamnitzer einge- 
ſchoben. Wir erlebten geſtern die dritte Beratung 
dieſer Geſetze, dort wurde wieder die Regierungs- 
erklärung des Herrn Senatspräſidenten eingeſcho⸗ 
ben. Heute haben wir die zweite Beratung des 
Etats und jetzt kommt die Beſprechung, die Gene⸗ 
raldebatte hier im Plenum heran. Das iſt tat⸗ 
ſächlich ungewöhnlich; denn wir pflegten doch ge— 
wöhnlich, genau wie das auch in anderen Parla- 
menten üblich iſt, dieſe hochpolitiſche Regierungs⸗ 
erklärung und auch die Rede des Finanzſenators 
hören. bei der erſten Beratung des Etats anzu⸗ 

ören. 

Die Stellungnahme der Parteien iſt durch die 
Ausſchußberatungen, die inzwiſchen ſtattgefunden 
haben, teilweiſe getrübt, getrübt inſofern, als ſie 
nicht mit der gewiſſen Unvoreingenommenheit, die 
bei der erſten Beratung des Etats herrſchen würde 
an die Materie herangehen. Aber trotzdem iſt 
natürlich bei der Scheidung der Gemüter, wie ſie 
in dieſem Parlament im Gegenſatz vielleicht zu 
anderen Parlamenten herrſcht, die reinliche Schei— 
dung in Regierungsparteien und in Oppoſition, 


natürlich klar, daß ein Regierungsvertreter, der 


Senatspräſident oder der Finanzſenator, auf die 
Tribüne kommen und allerhand erzählen können. 
Er kann das Vaterunſer dreimal herunterbeten, 
und die Regierungsparteien werden ihm zuſtim⸗ 
men, die Oppoſition wird ſich dagegen auflehnen. 

In einer vollkommen andern Lage iſt die 
Gruppe der Polen, welche weder Regierungspar⸗ 
tei noch Oppoſitionspartei ift. Wir waren bisher 
von dem einzigen Finanzſenator der Freien Stadt 
Danzig, Herrn Dr. Volkmann, gewohnt, allerhand 
zu hören, was in dieſem Hauſe oft mit „Mär⸗ 
chenerzählen“ bezeichnet wurde. Ich bin einer ent- 
gegengeſetzten Anſicht als der geſtrige Redner des 
Zentrums, (Das kann man verſtehen! im Zen⸗ 
trum.) welcher glaubte, für den früheren Finanz⸗ 
lenator eine Lanze brechen zu müſſen. Wir haben 
ihn immmer mitoptimiſtiſchen Gefühlen gehört, wie 


aber nicht erzählen, was der Senator gehört hat!) ber von dem Silberſtreifen geſprochen hat, der nie- 
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mals eingetreten iſt. Wir haben aber andererſeits 
immer geſehen, auch noch beim letzten Etat, wie 
der Etat nur durch Zufälle ausbalanciert wurde. 
Wenn ich von Zufällen rede, meine ich in erſter 
Linie die Zollmehreinnahmen, die beinahe 5 Mil- 
lionen ausmachen, die Mehrſteuereinnahmen, die 
annähernd 3 Millionen ausmachen und einen 
Ausfall, der natürlich auch nur durch Zufall ein⸗ 
getreten iſt, nämlich der Wegfall des Notopfers, 
mit dem damals nicht gerechnet wurde. Im Gegen— 
ſatz dazu müſſen wir anerkennen, daß die Vorle— 
gung des Etats vom neuen Finanzſenator Dr. 
Kamnitzer vollkommen nüchtern und klar vor ſich 
gegangen iſt. Natürlich konnten dieſe Darlegungen 
unter den gegebenen Verhältniſſen wenig erfreulich 
ſein. Das iſt ſelbſtverſtändlich. Aber jedenfalls 
waren dieſe Darlegungen nicht widerſpruchsvoll. 
Uns in die Einzelheiten des Etats einzulaſſen, 
wäre an dieſer Stelle vollkommen verfehlt. Dazu 
ſind die Ausſchüſſe da. Im Plenum hat eine Dis- 
kuſſion über die Prinzipien ſtattgefunden, und ſo 
ſtehen wir vor dem neuen Etat und namentlich vor 
verſchiedenen Tatſachen, die ſozuſagen Prinzipien- 
fragen aufrollen. 

Wir ſtehen vor der Tatſache, daß im letzten Ge— 
ſchäftsjahr tatſächlich Steuermehreinnahmen ein— 
gegangen ſind. Als Erwiderung darauf legt der 
neue Finanzſenator als einen weſentlichen Be— 
ſtandteil des neuen Etats gleich neue Steuergeſetze 
vor. Es mag ja dahingeſtellt fein, aus welchen Ge- 
ſichtspunkten dieſe neue Vorlage eingetreten iſt. 
Ich würde jedoch vor dem Trugſchluß warnen, 
daß aus der Steuermehreinnahme des vorigen 
Jahres auf eine erſtarkte Wirtſchaft in Danzig 
geſchloſſen werden könnte. Wenn wir auch prin- 
zipiell gegen eine Mehrbelaſtung der hohen Ein- 
kommen nichts einzuwenden haben, ſo müſſen wir 
es doch ablehnen, wie wir es bereits geſtern taten, 
den dreiprozentigen Zuſchlag zu allen Einkommen, 
alſo auch zu den geringſten Einnahmen, und auch 
eine Erhöhung der Körperſchaftsſteuer zu billigen. 
Ich brauche mich darüber nicht weiter auszulaſſen, 
da Herr Abg. Rahn das treffend geſchildert hat. 

Wir vermiſſen in den Darlegungen des Herrn 
Finanzſenators vollkommen ein Moment, welches 
ſolange die öffentliche Meinung in Danzig bean⸗ 
ſprucht hat, namentlich vermiſſen wir jegliches 
Wort über das Spiritusmonopol. Es wäre zweifel⸗ 
los am Platz geweſen, wenn über dieſe Sache, die 
die Gemüter ſolange bewegt hat und in Atem 
hielt, irgendetwas geſagt worden wäre, damit ſich 
die Volksvertetung ſchließlich darüber aussprechen 
könnte, welches von den Uebeln — denn beides 
ſind zweifellos Uebel, ſowohl die ſteuerliche Mehr- 

elaſtung wie das Spiritusmonopol — das klei⸗ 

nere Uebel iſt und welches zu wählen wäre, um 
den Finanzausgleich in Danzig zu ſchaffen. (Das 
kommt noch! rechts. — Abg. Plenikowſki: Senato- 
ten haben den Schnabel zu halten, jagt der Prü- 
ident! — Abg. Loops: Das hätte er zu Ihnen 
ſagen ſollen, da wäre es beſſer geweſen!) 

Bei Prüfung der einzelnen Etats fallen natur⸗ 
gemäß die ganz enorm hohen perſönlichen Aus⸗ 
gaben in allen Etats auf. Sie reichen weit über 
die perſönlichen Ausgaben irgendwelcher andern 
Länder hinaus. Zuſammengefaßt mit der Zu⸗ 


die ſchon ſeit langem 


verſprochene großzügige 
Verwaltungsreform durchaus notwendig ijt. Ich er⸗ 
innere nur an einen Zweig, deſſen Beſeitigung ich 
ſchon vor ſechs Jahren, glaube ich, von dieſer 
Stelle forderte, und wobei mir die Parteien der 
augenblicklichen Regierungskoalition, die damals 
in der Ooppoſitoin waren, vollkommen beiſtimm— 
ten, nämlich die Aufhebung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts. Es iſt tatſächlich ein Uebel, welches von 
Jahr zu Jahr ſtillſchweigend übernommen wird 
und mit dem aufzuräumen keiner recht Luſt und 
Mut in Danzig hat. Dies Uebel muß endlich ange— 
faßt werden. Es kommt vielleicht pekuniär nicht 
viel dabei heraus, ich glaube, es ſind 80 oder 
100 000 Gulden, die durch den Wegfall des Ober— 
verwaltungsgerichts erſpart würden. Aber in un⸗ 
ſeren kleinlichen Verhältniſſen ſind dieſe 80 oder 
100 000 Gulden ſicher auch einen Pappenſtiel wert. 

In einem Punkte möchte ich die Ausführungen 
des Herrn Finanzſenators Dr. Kamnitzer für zu 
optimiſtiſch halten, nämlich bei den Zolleinnah⸗ 
men von 21 Millionen. So dringend wünſchens⸗ 
wert es auch wäre, daß dieſe Quote erreicht würde, 
ſo glaube ich doch wohl rechtzubehalten, daß bei 
der augenblicklichen Wirtſchaftslage nicht nur in 
Polen, ſondern auch in der ganzen Welt dieſe 
Quote ſicher nicht erreicht werden wird. Es ſollte 
mich natürlich ſehr freuen, wenn ich mich in dieſer 
Beziehung täuſchte. 

Wenn ich nun kurz zur Rede des Herrn Senats⸗ 
präſidenten übergehe, ſo möchte ich mich inſofern 
glimpflich faſſen, als ich tatſächlich im Gegenſatz 
vielleicht zu dem früheren Finanzſenator Herrn 
Dr. Volkmann, manches für Herrn Senatspräſi⸗ 
denten Sahm entgegenſtelle, der auch unſere 
Stimme bekommen hat, den wir als einen ehr⸗ 
lichen und aufrichtigen Charakter achten. (Abg. 
Liſchnewſki: Mjo geben Sie ihm eine Zwei, wie 
Herr Abg. Rahn es machte!) Eigentlich hat Herr 
Senatspräſident Dr. Sahm nichts geſagt, wenig⸗ 
ſtens nichts in parlamentariſchem Sinne, d. h. 
nichts Neues. Aber der ganze Unterton ſeiner Rede 
war aus Kontraſten zuſammengeſetzt. Es war 
neben dem Ton, welcher von Größenwahnſinn ge- 
tragen wurde, ein anderer Unterton, welcher in 
Kleinlichkeiten, in kleinen Sachen aufging. Wenn 
man der Rede zuhörte, wenn man den Herrn Ge- 
natspräſidenten vom Kellogg-Pakt, vom Littwi⸗ 
noff⸗Protokoll reden hörte und das verbindliche 
Lächeln zu den Kommuniſten hin und auch zu 
Ihnen, Herr Liſchnewſki, jah, dann konnte man 
ſich des Gefühls einer mitleidigen Demagogie nicht 
erwehren. Was ſoll uns der Krempel in Danzig 
in unſern kleinlichen Verhältniſſen? Die Berfaj- 
ſung der Freien Stadt und die Garantie dieſer 
Verfaſſung ſeitens des Völkerbundes ſind doch 
ſicherlich weit größere Garantien als der Beitritt 
zu dieſen Mätzchen. Daß Danzig Krieg führen 
wollte, Krieg führen möchte, das wird uns Herr 
Hohnfeldt auf Wunſch gern beſtätigen. (Heiter⸗ 
keit.) Daß Danzig aber Krieg führen könnte, dar⸗ 
an denkt wohl niemand hier. Und wenn es dazu 
kommt, m. D. u. H., ſo können wir uns doch noch 
alle an das Jahr 1914 erinnern, wo irgendein 
preußiſcher General, in dieſem Fall war es wohl 
Herr von Bethmann-Hollweg, (Der war nicht Ge⸗ 


rückziehung des Notopfers ift es ganz klar, daß neral!) er war nicht General damals, ſondern 
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Reichskanzler, der damals ja auch ſchon die Neu— 
tralität Belgiens als einen Fetzen Papier er- 
klärte. Der Einmarſch preußiſcher Truppen ging 
ohne weiteres durch Belgien hindurch. 

Kleinlich in der Rede des Herrn Senatsprä— 
ſidenten war die Erwähnung der zweifellos 
ſehr begrüßenswerten Aufträge auf einzelne 
Kähne, die von ſeiten der Sowjetregierung nach 
Danzig gegeben wurden und hier gebaut werden 
ſollen. Aber dieſe Ausführungen, m. D. u. H., 
hätten doch ſicher inhaltlich beffer in die General 
verſammlung als Ausführungen eines Geſchäfts—⸗ 
führers einer G. m. b. H. gepaßt als in die politi⸗ 
ſchen Ausführungen des Senatspräſidenten bei 
einer großen politiſchen Rede. 

Durch die ganze Rede zieht ſich aber wie ein 
roter Faden der eine Gedanke, das eine Moment 
des Unwillens gegen Polen, natürlich wohl weni- 
ger ſcharf zum Ausdruck gebracht als bei den vori- 
gen Regierungen, aber inhaltlich vollkommen un— 
verändert, wie wir es vor Jahren immer zu hören 
gewohnt waren. Es wäre doch wohl ſicher beſſer 
geweſen, und hätte inhaltlich in den Rahmen 
einer großen politiſchen Rede beſſer hineingepaßt, 
die ganze lange Reihe von Verträgen aufzuzählen, 
die feit der letzten politiſchen Rede des Herrn Se- 
natspräſidenten mit Polen abgeſchloſſen wurden, 
angefangen von der Vereinheitlichung der Eiſen— 
bahntarife, die damals in aller Mund geweſen iſt, 
— ich kann mich deſſen noch ganz genau entſinnen, 
— bis zu den Syndikatsverträgen, welche nicht nur 
der ganzen Wirtſchaft, ſondern auch jedem einzel— 
nen perſönlich zweifellos große Vorteile gebracht 
haben. Doch von alledem haben wir nichts gehört. 
Nichts haben wir vernommen von den polniſchen 
Aufträgen an die hieſigen Werften. Nichts haben 
wir davon gehört, daß z. B. die Danziger Werft, 
welche doch 4000 Arbeiter beſchäftigt, zu 80 Pro- 
zent von polniſchen Aufträgen lebt, d. h. 3200 Ar⸗ 
beiter in Danzig allein von Polen aus beſchäftigt. 
Statt deſſen, ſtatt der Betonung einigender Mo- 
mente, haben wir die Betonung trennender Mo— 
mente gehört und das Problem Gdingen. 

Das Problem Edingen wird wieder in alter 
Faſſung neu aufgefriſcht. Es wird wieder verſucht, 
es gegen Polen auszubeuten. M. D. u. H.! Dies 
könnte doch wirklich nur der Fall ſein, wenn 
Polen gleichzeitig mit dem Ausbau von Edingen 
den Danziger Hafen boykottieren würde. Dagegen 
ſehen wir gleichzeitig mit dem Ausbau des Gdin- 
ger Hafens, daß Polen im Hafenausſchuß für eine 
Anleihe für den Hafenausſchuß, für den Ausbau 
des neuen modernen Hafenbeckens in Danzig ein- 
tritt. Wir ſehen die Vereinheitlichung der Eiſen— 
bahntarife, um den Danziger Hafen mit dem pol⸗ 
niſchen konkurrenzfähig zu machen. Der beſte Be- 
weis iſt, daß wir keinen Rückgang des Verkehrs in 
Danzig ſehen. (Abg. Liſchnewſki: Zu welchem 
Zweck ift überhaupt der Hafen von Edingen ge- 
baut worden?) Zu welchem Zweck? Ja, wiſſen 
Sie, Herr Liſchnewſki, ich weiß ja nicht, ob der 
Herr Präſident ein Zwiegeſpräch zwiſchen uns bei- 
den zulaſſen wird. Ich glaube auch, daß Sie ſich da 
an eine falſche Adreſſe wenden. Sie müſſen ſchon 
einmal in Warſchau anfragen, wozu der Gdinger 
Hafen gebaut wird, oder zum mindeſten die 


wie Herr Rahn ganz richtig ausführte, mit die 
Urſache an dem Bau des Gdinger Hafens geweſen 
ſind. M. D. u. H.! Sie wollen Danzig eine Mono— 
polſtellung als Hafen für Polen geben, bedenken 
aber nicht, daß dieſe Monopolſtellung vor dem 
Bau Gdingens immer mehr und mehr aus Ihren 
Händen entglitt zugunſten Königsbergs, Stettins, 
Bremens und Hamburgs. Damals haben Sie nicht 
geklagt. M. D. u. H.! Sie ſind, wie Sie oft in die— 
ſem Hauſe hervorgehoben haben, und nicht nur die 
Oppoſitionsparteien, ſondern auch Sie, Herr 
Rahn, und Ihre Freunde, Anhänger des Freihan— 
delsprinzips, welches Sie gegenüber der protektio— 
niſtiſchen Zollgeſetzgebung ſo oft hervorgehoben 
haben. Hier haben Sie die freie Konkurrenz. Kal- 
kulieren Sie ſcharf, wie Herr Rahn geſagt hat, und 
Sie werden Gdingen auf die Knie zwingen. (Abg. 
Hohnfeldt: Protektion!) Was iſt Protektionswirt⸗ 
ſchaft und was iſt keine Protektionswirtſchaft? 
Von Protektionswirtſchaft könnten Sie reden, 
wenn der Hafen Gdingens fertig gebaut iſt, und 
wenn dann beſtimmte Maßnahmen im Gegenſatz 
zu Danzig protektioniſtiſch behandelt werden ſoll— 
ten. In dieſem Falle handelte es ſich doch nur um 
den Ausbau eines neuen Hafens neben dem alten 
bereits fertigen in Danzig. (Unrentabel für Polen 
und nur für nationaliſtiſche Zwecke! rechts) Un⸗ 
rentabel für Polen? Na, wenn der Hafen für 
Polen unrentabel iſt, dann verſtehe ich nicht das 
große Geſchrei, dann wird doch dieſe ganze Propa⸗ 
gandawirtſchaft binnen kurzem in ſich zuſammen⸗ 
fallen und über die Hafenanlagen Gdingens wird 
bald wieder Gras wachſen. (Wollen wir hoffen! 
rechts.) Das glaube ich aber nicht. Aber eines ver- 
geſſen Sie nicht, m. D. u. H., wenn es Polen unter 
veränderten Verhältniſſen einmal wirklich einfal: 
len ſollte, das früher von Ihnen ſo verhöhnte 
Gdingen als Kampfmittel zu benutzen, wie Sie 
das mit dem damals einzigen Hafen Polens — 
Danzig — im Jahre 1920 während des Krieges 
glaubten tun zu müſſen, ſo wird Danzig in dieſem 
Falle zweifelsohne den Kürzeren ziehen. Und 
darum ift gerade eine friedliche Zuſammenarbeit 
zwiſchen Danzig und Gdingen eine Hauptnotwen- 
digkeit für Danzig. 

M. D. u. H., wir ſtehen ja formell in der 
Etatsdebatte, und Etatsdebatten ſind nach altem 
parlamentariſchen Brauch dazu da, um die Hal— 
tung der einzelnen Parteien zu der Regierung zu 
begründen. Hierbei liegt die Begründung der zu⸗ 


ſtimmenden oder der ablehnenden Haltung der. 


einzelnen Parteien vielfach nicht in der Stellung⸗ 
nahme zu den einzelnen Poſitionen des Etats, als 
vielmehr zu der Haltung der einzelnen Reſſorts 
oder der geſamten Regierung zu beſtimmten 
Fragenkomplexen, welche die eine oder andere 
Partei ganz beſonders intereſſieren und aus deren 
1 5 Einſtellung heraus beſonders wichtig 
ind. 

M. D. u. H., ich meine das ſogenannte Min⸗ 
derheitenproblem, das mehr oder weniger alle 
Reſſorts des vorliegenden Etats und den geſamten 
Etat berührt. Ich komme zu dieſem Punkt aus 
verſchiedenen Gründen, vor allen Dingen deshalb, 
weil der Herr Senatspräſident es nicht für not⸗ 
wendig erachtet hat, dieſen Punkt zu berühren und 


Deutſchnationalen, die Rechte des Hauſes, welche, Lih daher in dieſer Beziehung ein wenig nachhelfen 
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muß. Ich nehme an, daß das mehr oder weniger 
mit Abſicht geſchehen iſt, denn es ſind in der letzten 
Zeit wieder Nachrichten durch die Preſſe gegangen, 
die das Minderheitenproblem, das „ſogenannte“ 
Minderheitenproblem in Danzig als beſonderes 
Intereſſengebiet des Herrn Senatspräſidenten 
ſtempelten. Ich erlaube mir dazu eine kurze Zei⸗ 
tungsnachricht herauszugreifen, auf die der Senat 
damals auch mit einer offiziellen Erklärung ein⸗ 
gegangen iſt. Danach hat der Herr Präſident des 
Senats der Freien Stadt Danzig an den General- 
ſekretär des Völkerbundes ſich mit dem Erſuchen 
gewandt, der Generalſekretär möge dem Danziger 
Senat den Beſchluß des Völkerbundsrats vom 7. 
März — es handelt ſich um den bekannten Dreier— 
ausſchuß, von dem im Zuſammenhang mit der 
Madrider Tagung fo viel zu leſen war — über 
mitteln, da nach Anſicht des Senats der von uns 
oben erwähnte Punkt 5 dieſes Beſchluſſes auch auf 
die Freie Stadt Danzig Anwendung findet. Der 
Präſident des Senats ſoll auch ſchon eine ent⸗ 
ſprechende Denkſchrift fertig geſtellt haben. Ich 
ſpreche hier zweifelsohne auch im Sinne des Herrn 
Senatspräſidenten, wenn ich dieſe Frage an— 
ſchneide, die er wahrſcheinlich nur in ſeiner Rede 
anzuſchneiden vergeſſen hat. 

Aber noch ein anderer Punkt zwingt mich, das 
ſogenannte Minderheitenproblem in Danzig anzu⸗ 
ſchneiden. M. D. u. H., Sie wiſſen, ich habe in die— 
ſem Hauſe bisher wenig geredet und wenn ich von 
dieſer Stelle aus geſprochen habe, dann habe ich 
ſelten über das Minderheitenproblem geredet. Ich 
habe es deshalb unterlaſſen, weil mir z. Zt. der 
alten Regierung mein Mund zu ſchade war, das 
Problem hier aufzurollen, da es doch nur vergeb— 
liche Mühe geweſen wäre. Nach Antritt der neuen 
Regierung habe ich zwei Jahre hindurch geduldig 
wie ein Lamm gewartet, ob endlich in dieſer Hin— 
iht eine Aenderung eintreten würde. Aber noch 
andere Geſichtspunkte zwingen mich zur Aufrol— 
lung dieſes Problems. Das Problem iſt namentlich 
jetzt ſehr populär, nachdem Herr Streſemann in 


Genf mit der Fauſt auf den Tiſch geſchlagen hat! 


nach dem berühmten Muſter des Generals Hofi- 
mann in Breſt⸗Litowſk. Wenn auch die Theſe des 
Herrn Streſemann in Madrid jetzt kläglich Schiff— 
bruch erlitten hat, ſo iſt das Problem doch aufge— 
rollt worden und es lohnt ſich auch, in Danzig 
darüber zu diskutieren. Die Haupturſache, wes— 
halb ich das Problem hier aufrolle, iſt jedoch die 
Aeußerung des Herrn Senators Arczynſki, die da— 
hin lautete: wenn es den Minderheiten überall ſo 
gut erginge, wie in Danzig, ſo würde es keine 
Minderheitenfrage geben. (Sehr richtig! rechts.) 
Dieſe Aeußerung des Herrn Arczynſki iſt aus⸗ 
ſchlaggebend geweſen für unſere Einſtellung zum 
tat. Herr Senator Arczynſki hat wieder einmal 
ungewollt recht behalten, eine Minderheitenfrage 
in modernem Sinne gibt es tatſächlich in Danzig 
nicht. Ich meine im modernen Sinne des interna⸗ 
tionalen Rechts, im modernen Sinne des Völker⸗ 
undes, einen ſogenannten internationalen Min- 
derheitenſchutz. (Selbſtbeſtimmungsrecht! bei den 

ommuniſten.) Was ſoll das im Zuſammenhang 
mit dieſer Frage? (Das Selbſtbeſtimmungsrecht 
der Minderheiten, wie wir es in Sowjetrußland 


haben, das werden Sie nicht fertig bringen, weder! 


der Freien 
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in Polen noch in Danzig! bei den Kommuniſten.) 
Es kommt bei uns in dieſem Falle nur auf die 
Danziger Verhältniſſe an, Polen mag mit ſeinen 
Minderheiten allein fertig werden, ebenſo wie 
Deutſchland allein damit fertig werden muß, und 
die Ausführungen, die man von dieſer Stelle zu 
den dortigen Problemen machen würde, wären 
vollkommen zwecklos. Die Minderheiten im 
engeren Sinne des Wortes unterſtehen ja, wie ge— 
ſagt, dem Schutze des Völkerbundes, der ſich nota 
bene, wie wir aus dem Bericht des Dreieraus— 
ſchuſſes in Madrid geſehen haben, dieſer Aufgabe 
gern entledigen möchte, wo hingegen die polniſche 
Minderheit in Danzig unter ganz anderen Ber: 
hältniſſen zu leben gezwungen iſt, da man hier 
unter der polniſchen Minderheit nicht nur die ein— 
heimiſche, ſondern auch die zugezogene verſteht. Sie 
unterſteht den vertraglichen Beſtimmungen des 
Artikels 33 der Warſchauer Konvention, und aus 
dieſem Grunde hat ſie ein vertragliches Recht auf 
Schutz, nicht durch den Völkerbund, ſondern durch 
die polniſche Republik und nebenbei natürlich, ſo— 
weit der Völkerbund der Garant der Verfaſſung 
Stadt Danzig iſt, natürlich auch durch 
den Völkerbund. Nun, Herr Abg. Klein, möchte ich 
auf Ihren damaligen Zuruf zurückkommen. Sie 
ſagten, der Abg. Dr. Moczynſki fei derjenige ge- 
weſen, welcher nach Warſchau gefahren iſt, um die 
Rechte der polniſchen Minderheit zu wahren. Ya- 
wohl, Herr Abg. Klein, ich bin in Warſchau gewe- 
ſen. Es iſt kein Hochverrat, ſondern ein mir geſetz⸗ 
lich, vertraglich garantiertes Recht, welches aus 
dem 8 33 der Pariſer Konvention entſpringt. Da- 
gegen iſt es Hochverrat, wenn ein Abgeordneter 
von dieſer Stelle ſeine Rede mit den Worten: 
„Zurück zum Deutſchen Reiche“ ſchließt. die Sie 
widerſpruchslos entgegennehmen. (Zurufe rechts.) 

Von einer ſogenannten Minderheit im eigent- 
lichen Sinne des Wortes können wir in Danzig 
auch wegen folgender Geſichtspunkte nicht ſprechen. 
Die Danziger Verfaſſung kennt keine ſogenannte 
Minderheit, ſie kennt nicht dieſen Begriff, ſondern 
nur einen polniſch ſprechenden Bevölkerungsteil. 
(Als Minderheit! rechts.) Das Wort „Minder⸗ 
heit“ ijt in allen andern ſtaatsrechtlichen Verträ⸗ 
gen als Minorität aufgeführt. In der Danziger 
Verfaſſung finden Sie von dem Wort Minder- 
heit, keinen Ton. (Abg. Schwegmann: Pariſer 
Konvention!) Ich weiß genau, was Sie antworten 
wollen. Sie glauben, daß in der Pariſer Konven— 
tion und anderen Verträgen das Wort Minder- 
heit“ gebraucht wird. Ich gebe es gern zu. Aber 
aus dem Sinn der einzelnen Artikel der Konven- 
tion geht hervor, daß in dieſem Fall nicht nur die 
eingeſetzte Minderheit, ſondern auch die zugezogene 
Minderheit, wie in Artikel 33 der Pariſer Kon⸗ 
vention, gemeint ift, während als eigentliche Min- 
derheit im internationalen Sinne wo anders nur 
die einheimiſche Minderheit gegolten hat. Als 
dritter Punkt, welcher das Fehlen einer ſogenann— 
ten Minderheitenfrage im internationalen Sinne 
in Danzig bekräftigen könnte, könnte man ja auch 
anführen, daß man kaum wohl in Danzig von 
einer polniſchen Minderheit reden könnte, wo die 
Mehrzahl der Danziger Familiennamen, wir 
brauchen uns nicht allzu weit umzuſehen, von der 
polniſchen Abſtammung Kunde ablegen. (Lachen 
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im Zentrum.) Unter veränderten Verhältniſſen, 
Herr Klein, könnte dieſe Minderheit gerade in 
Ihrer Partei leicht in eine Mehrheit umſchlagen. 
Wir brauchen uns dabei nur die Hälfte der Se— 
natoren, wir brauchen uns auch nur die Hälfte 
der Volkstagsmitglieder anzuſehen und wir fin⸗ 
den die Bekräftigung auch dieſer meiner Theſe. 

Wir wollen doch aber noch zu den Worten des 
deutſchſtämmigen Senators Arczynſki zurückkom⸗ 
men, welcher in ſeiner Regierungserklärung die 
Behauptung aufſtellte, daß es der ſogenannten 
polniſchen Minderheit in Danzig beſonders gu 
ginge. Dieſe Behauptung darf nicht unwider⸗ 
ſprochen widerhallen, — Herr Weiße, haben Sie 
irgend einen Wunſch, dann können Sie lauter 
ſprechen. Ich bin gern bereit, Ihnen immer zu 
antworten, — zumal Sie aus dem Munde eines 
ſozialiſtiſchen Senators ſtammten, welcher wirklich 
für die Minderheitenfrage ein größeres Verſtänd— 
nis und weniger Oberflächlichkeit aufbringen 
ſollte. (Zuruf: So ſchlecht geht es ihnen noch nicht, 
fie find noch nicht im Gefängnis! — Abg. Pleni- 
kowſki: Warten Sie vielleicht darauf?) Ich habe 
die Danziger Schießſtange und andere Gefängniſſe 
aus der Preußenzeit hinter mir. (Abg. Plenikow⸗ 
fi: Das kann wiederkommen! — Heiterkeit.) 
Darin gehen wir wahrſcheinlich einig. Wollen wir 
uns einmal dieſe Behauptung ein bißchen näher 
anſehen und unſere kritiſche Haltung zur Regie⸗ 
rungserklärung und zum jetzigen Etat begründen. 
Vor mir liegt die Abſchrift eines Schreibens des 
Delegierten der Freien Stadt Danzig für die 
Eiſenbahnangelegenheiten. Darf ich bitten es ver- 
leſen zu dürfen! Darin beſchwert ſich Herr Staats— 
rat Büttner über die Anſtellung dreier Danziger, 
die volniſcher Nationalität find. Es heißt da un- 
gefähr wörtlich: 

Die Staatsbahndirektion hat die Poſten des 
Dienſtſtellenvorſtehers im Bahnhof Zoppot. Oliva. 
Simonsdorf mit drei Beamten beſetzt. bei denen nicht 
zweifelhaft ilt, daß fie Danziger nolniſcher Nationali⸗ 
tät ſind. Ich erhebe gegen die Beſetzung der Bahnhöfe 
Zoppot, Oliva und Simonsdorf mit den Staatsbahn- 
ſekretären Arczynſki — wieder der ominöſe Name — 
Doering und Kulczik Einſpruch uſw. 


Ich habe mir allerlei Material mitgebracht, 
3. B. einen Bericht über die Sitzung des Deutſchen 
Sprachvereins im Artushof mit der Rede des 
Herrn Kultusſenators Dr. Strunk. Ich könnte die 
ganze Rede als Schulbeiſpiel dafür vorleſen, wie 
die offizielle Stellung des Senats zu der ſoge— 
nannten polniſchen Minderheit iſt. Ich werde mich 
aber nur mit dem Paſſus begnügen, wo ein aus⸗ 
ländiſcher Verein, alſo der Deutſche Sprachverein, 
als Bundesgenoſſe in der Abwehr der Beſtre— 
bungen der polniſchen Minderheit angerufen wird, 
der Beſtrebungen der polniſchen Minderheit, deren 
Rechte in der Verfaſſung geſetzlich garantiert ſind. 
Ich würde nichts ſagen, wenn das irgend ein 
untergeordneter Beamter, z. B. Herr Hohnfeldt 
(Heiterkeit), mit dem die Zunge manchmal durd)- 
geht, ſagen würde. Aber wenn dies ein hauptamt⸗ 
licher Senator ausſpricht, der wirklich ſeine Zunge 
meiſtern ſollte, wenigſtens äußerlich, — ins Herz 
kann ja keiner ſehen, — ſo kann ich das nicht für 
verſtändlich und entſchuldbar halten. M. D. u. H.! 
Sie werden noch alle die Ausſchußberatungen des 
Schuletats im Gedächtnis haben, wo der Bolts- 


ſchuletat beraten wurde. Dort wurde feſtgeſtellt, 


daß die Zahl der Volksſchüler im ganzen Freiſtaat 
zirka 42 000 und die Zahl der polniſchen Volks- 
ſchüler zirka 620 beträgt. Es wurde dann vom 
Regierungsvertreter weiter ausgeführt, daß etwa 
61 Prozent dieſer Kinder, alfo dieſer 620 polni- 
ſchen Kinder in den Volksſchulen, in irgend einem 
polniſchen Abhängigkeitsverhältnis ſtehen. (Das 
ſtimmt! beim Zentrum.) Ich werde Ihnen darauf 
die Antwort geben, wie es ſtimmt und ich glaube, 
Sie werden darauf den Mund halten. Den Mund 
können Sie ja nicht halten, den kann ich Ihnen 
nicht verbieten. 

M. D. u. H.! Sehen wir uns die Zahlen an. 
Im ganzen Freiſtaat ſind zirka 42 000 ſchulpflich⸗ 
tige Kinder. Nach den Feſtſtellungen des Regie— 
rungsvertreters im Ausſchuß ſind zirka 620 polni⸗ 
ſche Kinder darunter. Davon ſind etwa 120 Kinder 
von polniſchen Staatsangehörigen, die die hieſigen 
Volksſchulen beſuchen. Demnach ſind nach den 


Ausführungen des Herrn Regierungsvertreters 


Wie liegt die Rechtslage? Der Delegierte des Se: noch zirka 500 Kinder Danziger Polen darunter. 


nats erhebt Einſpruch gegen die Anſtellung Dans 
ziger Staatsangehöriger. — Herr Präſident. es iſt 
ein Schreiben vom 28. März unter Nr. 432/29, — 
weil ſie polniſcher Nationalität oder Abſtammung 
find. (Zurufe der Aha. Klein und Hohnfeldt.) Die 
ſchlechteſten Früchte ſind es nicht. woran die 
Weſpen nagen. Ich will Ihnen kein Kompliment 
machen. Ste machen weniger den Eindruck einer 
Weſpe als einer Hummel. (Heiterkeit.] Mber trog- 
dem würde ich Ihnen doch raten. mich in dieſer 
Beziehung nicht zu provozieren. (Abg. Hohnfeldt: 
Sie haben mich falſch verſtanden, ich gebe Ihnen 
recht!) Wenn ich Sie verſtehen ſoll. müſſen Sie 
langſamer ſprechen. dann verſtehe ich und werde 
auch auf Ihre Zwiſchenrufe eingehen. Wenn ich 
Sie nicht verſtebe, können Sie es nicht verlangen. 
(Abg. Liſchnewſti: Menſchen jüdiſcher Abſtam⸗ 


mung ſprechen immer ſchnell! — Heiterkeit.) Es 
it mirklich eigenartig. wenn der Delegierte gegen 
die Anſtellung von Danziger Staatsbürgern, auch 
2365 ſie polniſcher Nationalität ſind, Einſpruch 
erhebt. 


Sehen wir uns das Verhältnis nach den letzten 
Volkstagswahlen an, wo die polniſchen Stimmen 
zirka 3 Prozent der geſamten ausmachten. über 3 
Prozent, denn es fehlten nur noch einige Stimmen 
für den vierten Abgeordneten. Wenn wir nun 
42 000 Schulkinder insgeſamt haben, ſo würden 3 
Prozent davon zirka 1260 polniſche Kinder aus⸗ 
machen, es gehen jedoch nur 620 Kinder in die 
volniſchen Volksſchulen. Herr Abg. Klein, heben 
Sie den Kopf und hören Sie zu. wenn ich zu 
Ihnen rede. ( Heiterkeit.) Wenn anſtatt 1260 nur 
500 Danziger Kinder die volniſchen Volksſchulen 
beſuchen, fo zeugt das doch davon, daß das Abhän⸗ 
gigkeitsgefühl gegenüber den deutſchen Arbeitge- 
bern bedeutend größer ſein muß als gegenüber den 
nolniſchen. ſonſt würden 1260 polniſche Kinder die 
Volksſchulen beſuchen. Man braucht dazu kein 
Rechenkünſtler zu ſein. Der Regierungsvertreter. 
der darüber im Ausſchuß referiert hat. kann ſich 
diefes Exempel doch an ſeinen fünf Fingern, er 
braucht meines Erachtens nur zwei dazu, aus⸗ 
rechnen. Er brauchte nicht dieſe bodenloſe Inſinua⸗ 
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tion in die Welt zu werfen, daß 61 Prozent der” 
polnischen Kinder in einem polniſchen Abhängig⸗ 
keitsverhältnis ſtehen, daß alſo ein Druck ausgeübt 
werde, wogegen das Rechenexempel das Gegenteil 
ergibt. (Zuruf des Abg. Schilke.) Herr Schilke, ich 
gebe Ihnen ganz gern zu, daß auch dort Chauvi⸗ 
niſten figen, ebenſo wie auf Ihrer Seite. Ich 
nenne Ihnen aber Ziffern, woraus Sie ſehen 
können, daß zweifelsohne von einem polniſchen 
Druck, den Sie überall in nationaliſtiſchen Kreiſen 
finden werden, den alle verurteilen, den ich eben- 
falls werurteile, nicht zu reden iſt. Sie ſehen dar⸗ 
aus aber auch, daß der Druck von der Gegenſeite 
weſentlich größer iſt, und daß der kleinere Druck 
immer als ein Gegendruck aufzufaſſen iſt. M. D. 
u. H. Ich werde Ihnen dafür auch ein Beiſpiel 
geben. Ich nenne einen Beamten aus dem Pen⸗ 
ſionsamt, aus dem Wohlfahrtsamt, ich glaube, er 
heißt Kelch, der ſagte: „Wehe dem Penſionsberech— 
tigten, der ſeine Kinder in eine polniſche Schule 
anmeldet!“ Iſt das kein Druck, Herr Schilke? Ich 
nenne Namen, und Sie haben die Möglichkeit, 
nachzuforſchen. Ich werde Ihnen Zeugen nennen, 
wenn ſich der Senator an mich wenden ſollte. Ich 
nenne weiter den Förſter Hallmann aus Gr. 
Trampken, welcher geſagt hat: „Wer die Anmel⸗ 
dung feiner Kinder für die polniſchen Schulen 
nicht zurückzieht, bekommt keine Arbeit mehr in 
den Danziger Forſten.“ Der Druck an und für ſich 
ift ſchließlich erklärlich, aber einen Arbeiter, — 
und auf der Danziger Höhe ſind alle Landarbei⸗ 
ter, — mit der Entziehung der Arbeitsmöglichkeit 
zu bedrohen, das iſt der höchſte Druck und nach 
meiner Anſicht der unmoraliſchſte. Sehen wir uns 
z. B. die Rede des Rektors Fordach in Langfuhr 
bei der Abſchiedsfeier, bei der Entlaſſung der 
Schüler an. Er ſagte: „Ihr ſeid deutſch und ſollt 
deutſch bleiben!“ (Sehr gut! rechts.) Ich nenne 
Ihnen Namen, damit Sie, wenn Sie wieder zur 
Macht kommen, den Mann eine Stufe höher be— 
fördern können. 

Der polniſchen Minderheit ift der Schul⸗ 
unterricht in polniſcher Sprache garantiert. 
Wenn man fiH dieſen Schulunterricht anhört, jo] 
iſt es ungefähr ſo, na. ich will hier weiter nichts 
fagen. der Präſident ift ſehr ſtreng, (Abg. Pleni- 
kowſki: Dieſer zufällig nicht!) es ift aber kein pol- 
niſcher Unterricht. Es iſt für einen Polen ſchwer, 
die Worte, die die Lehrer im Unterricht brauchen, 
zu verſtehen. Es find hauptſächlich Leute als Leh— 
rer herangezogen worden, die niemals polniſch ge- 
konnt haben. Es ſind Lehrer, die ſeinerzeit in dem 
preußiſchen Teilgebiet wohnten, für Deutſchland 
optiert haben, nach Danzig gekommen ſind, hier 
jetzt die Danziger Staatsangehörigkeit bekommen 
haben und jetzt an polniſchen Schulen unterrich— 
ten. (Zuruf des Abg. Weiße.] Sie find ſogenannter 
Seelſorger, für Sie ſollten doch ſolche moraliſchen 
Geſichtspunkte beſonders ins Gewicht fallen. Sie 
ſollten doch wirklich die Gelegenheit benutzen, um 
etwas zu lernen, um es dann Sonntaas ſpäter wie⸗ 
der in der Predigt vortragen zu können. (Abg. 
Plenikowſki: Er ſpielt in Ausſchüſſen den Beicht⸗ 
vater! — Das iſt der größte Chauviniſt hier in 
Danzig! — Abg. Weiße: Gott fei Dank! — Abg. 
Liſchnewſti: Der liebe Gott wird Ihnen ſchön auf 
den Kaſten geben!) Wir wollen doch nicht bei den 
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kleinen Beamten bleiben, die ſpäter natür⸗ 
lich, wenn Herr Weiße zur Regierung kommt, 
große Beamte ſein werden. Wir wollen uns die 
heutigen großen Beamten anſehen: Jetzt alſo ein 
Fall von der oberſten Schulbehörde. Der Herr 
Oberſchulrat Berend hat einer Lehrerin, welche 
ſich um eine Stelle an der polniſchen Minderhei⸗ 
tenſchule bewarb, geſagt: „Sie können nur ange⸗ 
ſtellt werden, wenn Sie in deutſchem Geiſt unter⸗ 
richten.“ (Zwiſchenrufe beim Zentrum.) Der Herr 
Oberſchulrat kann wohl nicht weiter avancieren, 
ſonſt würde es der Fall ſein, aber darauf kommt 
es nicht an. (Abg. Schilke: Waren Sie dabei?) 
Ich glaube Ihnen das hier ſagen zu müſſen. 
(Waren Sie dabei? beim Zentrum.) Nein, ich war 
nicht dabei. Ich nenne Ihnen ja hier die Namen, 
ich will Ihnen auch den Namen der betreffenden 
Lehrerin nennen, zu der das geſagt wurde, und 
ſchließlich iſt Herr Oberſchulrat Behrend gewiß 
kein Mann, der nicht für ſeine Worte einſtehen 
wird. Ich traue ihm das zu, daß er das verant⸗ 
worten wird, was er geſagt hat. Es handelt ſich 
hier um den Geiſt, der in der ganzen Lehrerſchaft 
an den polniſchen Schulen und bei der Anſtellung 
an den polniſchen Schulen herrſcht. M. D. u. H., 
Sie lachen darüber und freuen ſich, wenn irgend 
ein Beamter ſich im deutſchen Geiſte hervorgetan 
hat. Sie ſind es doch geweſen, die ſo oft die Ent⸗ 
ſcheidung des Hohen Kommiſſars Haking angeru⸗ 
fen haben, und gerade Herr Faking hat doch das 
ſchöne Wort von dem „Danziger Geiſt“ geprägt. 
Dieſer Danziger Geiſt iſt doch wohl ſpezifiſch etwas 
anderes als der nationaliſtiſch verhetzende tren— 
nende deutſche Geiſt. Wenn Sie auf der Grundlage 
des Danziger Geiſtes mit uns arbeiten wollen, ſo 
finden Sie unſere Mitarbeit zu jedem gegebenen 
Zeitpunkt. j 

Sehen wir uns z. B. die Zuſtände an der Dans 
ziger Hochſchule an. Es ſind verſchiedene polniſche 
Studenten Danziger Staatsangehörigkeit zu mir 
gekommen, die mich auf die unhaltbaren Zuſtände 
an der Techniſchen Hochſchule hingewieſen haben. 
Es beſteht da eine von dem Rektor genehmigte 
Vereinigung, die ſogenannte „Latte“. Dieſe wirt⸗ 
ſchaftliche Vereinigung hat in ihren Statuten 
einen Paragraphen, nach dem Polen und Franzo- 
ſen nicht als Mitglieder aufgenommen werden 
dürfen. Ja, m. D. u. H., 10 Jahre nach dem Ber- 
ſailler Friedensvertrag iſt das doch wirklich die 
Höhe, wenn derartige völkertrennende Momente 
ſogar in das Leben der Studenten von Vereinen, 
die vom Rektorat gebilligt und deren Statuten 
durchgeſehen worden ſind, hineingetragen werden. 
Das iſt aber nur nebenſächlich, die Hauptſache iſt, 
daß dieſe Vereinigung, die weder Polen noch 
Franzoſen in ihren Reihen duldet, das Monopol 
über die Zeichenſäle hat. Sie können ſich denken, 
wenn dieſe 30 Polen den 200 Mitgliedern der 
Latte“ gegenübertreten, wie dieſe in den Zeichen⸗ 
ſälen behandelt werden! Es ift neulich einem pol- 
niſchen Danziger Studenten kurz vor dem Examen 
paſſiert, daß ſeine lange Wochen in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Zeichnungen von den andern ausge- 
löſcht und verwiſcht wurden, der Mann verliert 
ein volles Semeſter dadurch. Das ſind arme Leute, 
die der nationaliſtiſchen Hetze voll und ganz aus⸗ 
geliefert ſind. Ich erinnere an die Zeiten der 
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Rechtsregierung, wo mir täglich von der Schupo de einer der Regierungsparteien, nämlich wieder 


vor meinen Fenſtern das ſchöne Lied geſungen 
wurde „Siegreich wollen wir Polen ſchlagen“. Ich 
habe damals eine Kleine Anfrage an den Senat 
gerichtet und darauf die Antwort erhalten, es ſei 
nicht feſtzuſtellen geweſen, ob das Lied geſungen 
worden iſt. 120 Leute ſingen täglich vor meinem 
Hauſe das Lied, meine Frau, meine Hausange⸗ 
ſtellten hören es, aber es kann nicht feſtgeſtellt 
werden. Durch Vermeidung von unnützen Worten 
könnte man ſehr viel Aerger vermeiden. (Zuruf 
rechts.) Laſſen Sie mich in Ruhe, ich habe mich mit 
Ihnen ſchon lange genug unterhalten, es ſind doch 
nur Albernheiten, was Sie hier vorbringen. 

Ich möchte auf die Worte des neuen Bauſena⸗ 
tors Dr. Althoff zurückkommen, der bei ſeinen 
Darlegungen über das Bauprogramm von der 
Weichſel als dem größten Strome Oſtdeutſchlands 
geſprochen hat. Ich möchte gerade Herrn Weiße 
und Herrn Hohnfeldt einmal fragen, was fie mir 
erwidern würden, wenn ich von dieſer Stelle aus 
vom Rhein als dem größten Strome Frankreichs 
ſpräche. (Abg. Hohnfeldt: Das würde mich gar 
nicht wundern.) Dann möchte ich an den Herrn 
Senatspräſidenten die Frage richten, die ganz im 
Dunkeln liegt und die ich doch ein bißchen gelüf⸗ 
tet haben möchte. Ich möchte aus dem Munde des 
Senatspräſidenten hören, wie es mit dem Rück— 
trittsrechte der Danziger Beamten iſt. Ich habe 
den Beweis dafür in der Taſche, daß ein großer 
Teil der höheren Beamten auf folgender Urkunde 
thr Rücktrittsrecht baſieren. Die Herren haben 
ein Schreiben, nach dem ſie bis auf weiteres für 
den Dienſt der Freien Stadt Danzig beurlaubt 
ſind. Wenn ſchon beurlaubte preußiſche Beamte als 
Danziger Beamte auftreten wollen, ſo ſpreche ich 
Ihnen hier mit vollem Recht — und keiner von 
Ihnen wird mir dieſes Recht abſtreiten können — 
das Recht ab, im Danziger Geiſt in Danzig wirken 
zu können. 

M. D. u. H., ich bin nun einmal bei den joge- 
nannten Minderheitsfragen. Ich bin erft heute ſeit 
ſechs Jahren dabei, alſo haben Sie ſchon ein wenig 
Geduld mit mir und hören Sie mich an, mit der 
Zeit werde ich ſchon fertig werden, je weniger Sie 
mich unterbrechen. deſto eher höre ich auf. Ich 
möchte da einen Fall, der vollkommen eine Mis- 
nahmevofition für die Polen ſchafft. erwähnen. 
Ich möchte den Fall des Häuſerkaufs in Pieckel in 
die Erinnerung bringen. Ich weiß nicht. — Herr 
Senatvizepräſident Gehl. Sie horchen güf, ob 
Sie das im Gedächtnis haben. Es iſt damals ein 
Haus zu geſellſchaftlichen Zwecken für die polniſche 
Minderheit des Ortes gekauft worden, es ift pe- 
zahlt worden und der Kauf wurde von der Ge- 
meinde in Anſpruch genommen. Es ift der zweite 
Fall ſolange Danzig heiteht, der erſte Tall war 
zweifelsohne klar, daß der Kaufpreis durch einen 
fiktiven Kaufpreis umgangen werden ſollte. wo 
alſo ein Schwindel verhütet wurde, daß der Kauf⸗ 
vertrag angefochten und rückgängig 
wurde. Hier handelt es fih aber darum, der vol- 
niſchen Minderheit das Recht zu nehmen. Häuſer 
für ihre eigenen Zwecke zu erwerben und ſie für 
die ihr verfaſſungsmäßig garantierten Ziele zu 
benutzen. Das iſt hahnebüchen, hahnebüchen um 
fo mehr, als dieſes Haus nachher von der Gemein- 
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einmal der Zentrumspartei, überlaſſen worden ijt. 

M. D. u. H.! Ich möchte nicht auf die vielen 
Eiſenbahnproteſte eingehen. Ich möchte nur noch 
den Terror erwähnen, der auf den Arbeitsſtellen 
herrſcht. Ich möchte auch noch die allgemeine Ge— 
häſſigkeit hervorheben, die gerade in der letzten 
Zeit wieder ſehr im Zunehmen begriffen iſt, die 
wirklich nicht völkerverſöhnend, ſondern völker⸗ 
verhetzend wirkt. Wenn Sie ſchon damals hervor: 
heben zu müſſen glaubten, daß der polniſche Ar- 
beiter an der Eiſenbahn und an dem Hafenaus⸗ 
ſchuß beſonders bevorzugt wird, ſo liegt das natür⸗ 
lich daran, daß er nirgend anders unterfommen 
kann, ſelbſt da nicht, wo er es naturgemäß müßte. 
Sehen wir uns z. B. das Tabakmonopol an, ſehen 
wir uns die Bank von Danzig an, ſehen wir uns 
andere Gründungen an, bei denen das polniſche 
Kapital einen ganz beträchtlichen Anteil aus- 
macht. Beim Tabakmonopol iſt nicht ein einziger 
polniſcher Arbeiter und bei der Bank von Danzig 
nicht ein einziger polniſcher Beamter beſchäftigt. 
Das iſt keine Gleichberechtigung, das ſind alles 
Zuſtände, welche wirklich zum Himmel ſchreien. 
Sie dürfen ſich nicht wundern. wenn dann bei 
irgend einer Dienſtſtelle der Eiſenbahn, wo das 
volniſche Element überwiegt, entſprechendes ge⸗ 
ſchieht. Ich habe mich vor kurzem mit der Frage 
befaßt. wo die ganzen Danziger Polen bleiben. 
Sie gehen ins Ausland. nach Deutſchland. nach Ar⸗ 
gentinien. In Polen allein wohnen mehr Danzi⸗ 
ger Polen als in Danzig ſelbſt. Warum, weil 
ihnen hier die Arbeitsmöglichkeit fehlt, weil ſie 
auf Schritt und Tritt von ihren Arbeitsplätzen 
verdrängt werden, weil ihnen das liebe Brot für 
Frau und Kinder und der Unterhalt fehlt. (Abg. 
Hohnfeldt: Marum werden ſie nicht polniſcher 
Staatsangehöriger?) Das iſt eine ganz dumme 
Frage. Warum werden Sie nicht deutſcher Staats- 
angehöriger. warum werden Sie nicht lettiſcher 
Staatsangeböriger, wenn Sie dort mit der Ehr- 
hardt-Brinnde geweſen find. (Abg. Liſchnewſki: 
Er ift ein Neufahrwaſſerer Staatsangehöriger! — 
Aba. Hohnfeldt: Gott fei Dank!) 

Die Verhetzung der Bevölkerung ſehen wir auf 
Schritt und Tritt. Ich war Augenzeuge, wie bei 
einem Ausflug polniſcher Schulkinder mit dem 
Meſſer auf die Kinder losgegangen wurde, weil es 
ſich um polniſche Kinder handelte. Herr Lemke. 
Ihnen erſcheint das unglaublich. Kommen Sie 
und ſetzen Sie ſich mit mir in die Straßenbahn in 
Gegenwart eines volniſchen Herren. Ich werde mit 
dem Herrn polniſch ſprechen und Sie ſollen ſehen, 
es vergeben keine 5 oder 10 Minuten. bis wir an- 
nenähelt merden. (Zurufe rechts. — Abg. Pfeni⸗ 
fomifi: Das it der notionaſe Geit auf heiden 
Seiten Es it nicht mahr Herr Plenikomſki, mas 
Sie eben ſagten. (Wha. Klein: Die deutſchen Ar⸗ 
beiter ſollen Gros freſſen. eher werden ſie nicht 
eingeitelft.) Es iit wirklich nicht wahr, was Herr 
Pfenikomſki vom nationalen Geiſt auf beiden 


(Aba Plenikomſki: Sie ſind nicht verſönlich ac- 
meint!) Aber ich ſpreche für mich verſönlich. (Aba. 
Plenikowſki: Der nationale Geiſt in beiden Qa- 
gern!) Mit dem habe ich Gott ſei Dank nichts zu 


tun. Wenn ich das zu verteidigen ſuche, obgleich 
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ich kein Hypernationaliſt bin, jo können Sie mir mell an den Generalſekretär des Völkerbundes 


glauben, daß es auf Wahrheit beruht. Es iſt wirk⸗ 
lich nicht meine Art, nationaliſtiſch zu wirken. 
Aber nationale Eigenart und Selbſterhaltung iſt 
irgend etwas anderes als nationaliſtiſcher Aggreſ— 
ſivismus. Wenn Sie mit mir an dieſer Stelle 
nicht fertig werden, der immer viel Sinn für 
friedliche Zuſammenarbeit, für Völkerverſöhnung 
und viel Sinn für fortſchrittliche freiheitliche 
Probleme gehabt hat, der ebenſo die ruſſiſche 
Nagajka perſönlich auf ſeinen Rücken kennen ge— 
lernt hat, wie auch in der Schießſtange ſaß, der 
auch für ſittliche freiheitliche Probleme und Pro- 
bleme ſozialer Art viel übrig hat, der über Neu- 
garten zu gehen weiß, ohne nach rechts oder nach 
links zu ſehr zu dienern, wenn es Ihnen nicht ge- 
lungen iſt, mit mir in dieſem Hauſe fertig zu wer⸗ 
den, ſo unterliegt es gar keinem Zweifel, daß Sie 
auch mit niemand anders von dieſer Stelle aus 


fertig werden; denn die andern, die nach mir an 


dieſer Stelle kommen, werden vielleicht nicht mehr 
dieſes Verſtändnis für Völkerverſöhnung und frei— 
heitlich fortſchrittliche Dinge haben, wie ich. 

Warum habe ich das Problem aufgerollt? 
Ich habe es aufgerollt, weil ich es meinen Wäh⸗ 
lern ſchuldig war, und auch Ihnen, m. H., ſpeziell 
dem Herrn Senatspräſidenten, der in feinem vori- 
gen politiſchen Expoſé das ſchöne Wort von do 
ut des gebraucht hat, d. h. Polen foll nicht allzu- 
viel fordern, weil ſich Danzig zu leicht veraus— 
gaben könnte, Danzig als kleiner Staat würde 
vielleicht bald nichts mehr haben, um Gegendienſte 
oder Gegenleiſtungen zu machen. Ich habe hiermit 
gerade auf ein Gebiet hingewieſen, wo dieſe Ge— 
genleiſtungen in Hülle und Fülle ohne Aufgabe 
irgendwelcher Danziger Hoheitsrechte noch wohl 
und gut möglich ſind. Außerdem aber habe ich das 
Problem aufgerollt, weil ich die Verſtändigungs— 
politik für die einzig richtige und einzig mögliche 
unter Danziger Verhältniſſe halte. Ich glaube 
aber doch. daß dieſe Verſtändigungspolitik höchſt 
einſeitig ſein wird, ſolange ſie mit blauen Strie— 
men auf unſeren Rücken gezeichnet ſein ſoll. Aus 
dieſen Geſichtspunkten heraus werden wir dies— 
mal dem Etat unſere Stimme verſagen. (Bravo! 
bei den Polen.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senat. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Die Ausführungen des Herrn Vorredners über das 
Minderheitenproblem in Danzig nötigen mich zu 
einer Erwiderung, damit nicht in der Oeffentlich— 
keit der Eindruck entitehen könnte, als ob die pol⸗ 
niſche Minderheit in Danzig in dem Sinne be— 
handelt würde, wie der letzte Satz des Herrn Abg. 
Dr. Moczuynſki lautete. Auch wenn es nicht wört- 
lich, ſondern nur in übertragenem Sinne gemeint 
ift, muß ich dagegen Stellung nehmen. Es iit von 
dem Herrn Abgeordneten auf eine Preſſenotiz He- 
zug genommen worden, die in dem in deutſcher 
Sprache erſcheinenden polniſchen Organ enthalten 
ilt, wonach ich eine Denkſchrift über das Minder- 
heitenproblem in Danzig verfaßt haben ſoll. Diefe 
Notiz entſpringt der freien Phantaſie der „Balti⸗ 
ſchen Preſſe“. (Lebhaftes Hört, hört!) Ich habe 
keine Denkſchrift über das Minderheitenproblem 
verfaßt, ſondern ich habe mich lediglich rein for— 
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gewandt, damit die Freie Stadt mit Rückſicht auf 
die vertraglichen Bindungen, welche ſie im Artikel 
33 der Pariſer Konvention eingegangen iſt, auch 
an den Beratungen über das Minderheitenpro- 
blem in der gleichen Weiſe beteiligt iſt, wie andere 
Staaten, die gleichfalls die Minoritätenverträge 
haben unterſchreiben müſſen. Eine Denkſchrift über 
die Lage der polniſchen Minderheit iſt von mir 
nicht verfaßt worden, ſie war auch nicht nötig. 

Ich werde das Minderheitenproblem ſachlich 
ruhig und objektiv behandeln und mich auch nicht 
durch einzelne Aeußerungen, die von dem Herrn 
Vorredner getan ſind, zu Antworten in ähnlicher 
Form hinreißen laſſen. Der Herr Vorredner hat 
darauf hingewieſen, daß unſere Verfaſſung in 
Artikel 4 nicht nur eine Beſtimmung über die 
Minderheiten hat, ſondern noch etwas anderes. 
Ganz klar ſind ſeine Ausführungen nicht geweſen. 
Eins iſt aber ſicher. Wenn man dem polniſch 
ſprechenden Teil der Bevölkerung, der nur etwa 
3 Prozent ausmacht, beſondere Vorteile in der 
Verfaſſung gewährleiſtet, ſo nenne ich das die Be— 
vorzugung einer Minderheit; denn anders geht es 
ja gar nicht. Die Faſſung dieſes Artikels iſt durch 
den Rat des Völkerbundes mit beeinflußt worden, 
der ſich gerade wegen des Minoritätenproblems 
mit dieſer Verfaſſungsbeſtimmung ganz beſonders 
befaßt hat. Im übrigen iſt es wohl gleichgültig, 
ob man dies als Minoritätenbeſtimmung bezeich— 
net. Tatſächlich ift es eine durchaus gewollte Be- 
ſtimmung der Verfaſſung zum Schutz der polni— 
ſchen Minderheit. 

Wenn der Herr Vorredner. vielleicht nicht ganz 
geſchmackvoll. darauf hingewieſen hat, daß unter 
den Mitaliedern der Danziger Regierung einige 
Herren find, deren Namen polniſch lauten, jo 
könnte ich darauf hinweiſen, daß bei dem letzten 
Miniſterbeſuch aus Polen, den wir hier hatten. 
Herr Bartel und Herr Kuhn waren, und daß 
ihnen zur Seite Herr Miniſter Strasburger ſtand. 
Man ſoll aus ſolchen Namen nicht auf die Natio- 
nalität ſchließen. Ich ſage dies, weil ich von dem 


Herrn Vorredner dazu gereizt worden bin. 


Es iſt dann von dem Herrn Abg. Dr. Mocaynifi 
ein Schreiben des Danziger Delegierten bei der 
Staatsbahndirektion zitiert worden. Ich glaube, 
es wäre gut, wenn das Schreiben ganz vorgeleſen 
worden wäre. Der Herr Delegierte hat ſich nicht 
genen die Anſtellung Danziger Staatsangehöriger 
volniſcher Nationalität gewandt. ſondern dagegen, 
daß diefe bevorzugt werden (Sehr richtig!) gegen- 
über andern Danzigern deutſcher Nationalität, die 
lange darauf warten. eine Stelle zu bekommen. 
(So klinat es anders! rechts. — Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) Ich kann im übrigen nicht auf alle Cin- 
zelfragen eingehen, wie z. B. auf die Erzählung 
von dem Schulrat Berend. der irgend etwas zu 
einer Lehrerin geſagt haben ſoll. Sie werden es 
veritehen, daß es mir unmöglich ift, auf ſolche 
Sachen einzugehen. Aber das eine möchte ich noch 
erwähnen. Wenn von der Aeußerung des früheren 
Hohen Kommiſſars Haking geſprochen worden iſt, 
der das Wort vom Danziger Geiſt geprägt haben 
ſoll — ich weiß nicht, ob er es getan hat, — aber 
wenn er es getan hat, (Dann hat er eine Dumm⸗ 
heit gejagt! rechts.) dann hat er noch etwas ande- 
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res geſagt. Er hat in ſeiner Entſcheidung bezüglich 
der Danziger Eiſenbahner darauf hingewieſen, 
daß man Rückſicht auf das Empfinden der Danzi⸗ 
ger in der ganzen Frage nehmen müßte. (Zuruf 
des Abg. Dr. Moczynjki.) Er ſpricht von der Dan- 
ziger Bevölkerung, und die iſt deutſch, ich kenne die 
Stelle beinahe auswendig. Er hat weiter davon 
geſprochen, daß man die Stellen bei der Danziger 
Eiſenbahn den Danziger Eiſenbahnern und ihren 
Kindern freimachen ſollte. 

Wenn darauf hingewieſen wurde, daß bei der 
Bank von Danzig und bei dem Tabakmonopol pol⸗ 
niſches Kapital beteiligt ſei, und daß es deshalb 
verwunderlich ſei, wenn man dort keine Polen 
beſchäftige, jo glaube ich, daß man doch in die Er- 
innerung zurückrufen muß, daß die Beteiligung 
des polniſchen Kapitals von uns gar nicht gewollt 
iſt, ſondern daß wir gezwungen ſind, dieſes polni⸗ 
ſche Kapital anzunehmen. (Sehr gut! rechts.) Daß 
es ſich im übrigen um rein Danziger Inſtitute 
handelt, daran kann kein Zweifel ſein, und an 
dieſen Danziger Inſtituten werden wir die Danzi⸗ 
ger anſtellen. (Sehr richtig! rechts.) Es iſt weiter 
geſagt worden, daß die 
ſchlecht behandelt worden wären. Es iſt ein Fall 
angeführt worden. Ich will daran nicht zweifeln. 
Es geht aber nicht an, dieſen Einzelfall jo zu ver- 
allgemeinern, ſo als ob man hier in Danzig fort⸗ 
geſetzt auf polniſche Schulkinder mit Meſſern los⸗ 
geht. M. D. u. H.! Wir ſehen hier doch jetzt jeden 
Tag ungezählte Mengen von polniſchen Jungen 
und Mädchen. Sie kommen hierher, und wir ge- 
währen ihnen gern Gaſtfreundſchaft. Ich habe 
noch nie geſehen, daß man dieſe Ausflügler irgend⸗ 
wie ſeitens der Danziger Bevölkerung angepöbelt 
hat. (Sehr richtig! rechts.) Wir haben ſie alle täg⸗ 
lich geſehen, und mit demſelben Wohlverhalten, 
mit dem die Kinder hier durchgehen, werden ſie 
auch behandelt. 

Der Herr Abg. Dr. Moczynſki behauptete wei- 
ter, daß die Danziger Polen genötigt wären, hier 
auszuwandern, weil ſie in Danzig keine Arbeit 
fänden. Ja. m. D. u. H.! Woher kommt denn der 
Andrang der polniſchen Staatsangehörigen zu den 
Danziger Arbeitsſtellen? Woher kommt es, daß 
wir die große Zahl von polniſchen Arbeitern hier 
haben? Doch ſicherlich. weil es ihnen hier ausge⸗ 


zeichnet geht, und fie fih hier wohl fühlen. (Sehr ! 


richtig! rechts.) Infolgedeſſen iſt die Behauptung, 
die Herr Senator Arczynſti hier aufgeſtellt hat, 
richtig, daß es in keinem Lande der Welt der Min- 
derheit fo gut geht, wie hier in Danzig. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.)? M. D. u. H.! 
Ausgehend von der Auffaſſung, daß die Etatsbe⸗ 
ſprechung mit dazu dienen ſoll, Aufſchluß darüber 
zu geben, welche grundſätzliche Einſtellung die ein⸗ 
zelnen Parteien zur Regierung einnehmen, habe 
ich eingangs meiner Ausführungen die Erklärung 
abzugeben, daß ſich an unſerer Stellung zur Regie⸗ 
rung, die wir gelegentlich der vorjährigen Etats⸗ 
beratungen dahin präzifierten, daß wir nicht 
grundſätzlich Oppoſition treiben, ſondern daß wir 
die Vorlagen der Regierung ſoweit unterſtützen, 
ſoweit ſie nicht im Gegenſatz zu unſern Beſtrebun⸗ 
gen ſtehen, nichts geändert hat. Was unſere Stel⸗ 
lungnahme zu dem diesjährigen Etat anbetrifft, 


polniſchen Schulkinder 


ſo haben wir bereits gelegentlich der Debatte über 
die Finanzrede des Herrn Finanzſenators unſere 
Stellung vorgetragen. Mir liegt heute lediglich 
ob, kurz auf die Ausführungen des Herrn Senats: 
präſidenten einzugehen und auf einige beſondere 
Punkte des Etats, die wir für beſonders wichtig 
halten. 

Als im vorigen Etat bei der Abgabe der 
Regierungserklärung erklärt wurde, daß man in 
Zukunft nicht mehr ſo oft nach Genf gehen und den 
Rat des Völkerbundes nicht mehr fo oft in Ans 
ſpruch nehmen wolle wie bisher, haben wir gegen 
ein ſolches Verfahren unſere größten Bedenken ge— 
äußert. Bedenken deshalb, weil wir gerade in der 
Inanſpruchnahme des Völkerbundes den einzigen 
Weg ſahen, um die Weltöffentlichkeit dauernd über 
die Danziger Fragen zu orientieren und fortgeſetzt 
auf dem Laufenden zu halten. Wir ſehen in der 
Teilnahme an den Genfer Beratungen das einzige 
Mittel, ſelbſtändig, ohne Inanſpruchnahme der 
polniſchen Vermittelung außenpolitiſch aktiv wer: 
den zu können, zumal durch den Beitritt Deutſch— 
lands zum Völkerbund die dortige Lage für Danzig 


günſtiger erſcheint als bisher. Wir ſcheinen recht 


behalten zu haben mit unſern damaligen Befürch— 
tungen, wenn wir uns die Worte des Herrn Ge- 
natspräſidenten in dieſer Frage anſehen. Sagt 
doch der Herr Senatspräſident in ſeiner Rede wört⸗ 
lich: i 
daß durch das Fehlen der perſönlichen Fühlungnahme 
mit den Organen des Völkerbundes zu befürchten iſt, 
daß das Intereſſe für die noch immer ſehr ſchwierige 
Situation, in der ſich die Freie Stadt befindet, er⸗ 
lahmt. Es muß deshalb unſere Sorge ſein, dieſen 
lebendigen Kontakt bei der nächſten ſich bietenden 
Gelegenheit wieder herzuſtellen. 


Das iſt mit anderen Worten dasſelbe, was wir 
befürchtend im vorigen Jahre bei der Etatsbera⸗ 
tung zum Ausdruck brachten. Auch die unſerer An⸗ 
ſicht nach viel zu oft und viel zu laut gebrauchte 
Redensart von der Verſtändigungspolitik ſcheint 
nicht den erwarteten Erfolg gebracht zu haben und 
iſt wohl zurückzuführen auf das mangelnde Ent: 
gegenkommen unſeres Vertragsgegners und auf 
das Nichtvorhandenſein des nun einmal erforder⸗ 
lichen Verſtändigungswillens. Der Herr Präſident 
führte in dieſem Zuſammenhang folgendes aus: 
Ich muß zu meinem Bedauern feſtſtellen, daß die 

großen Hoffnungen, welche wir auf die Erfüllung 
ſolcher gern gehörten Worte der polniſchen Regierung 
geſetzt haben, bisher ihre Erfüllung noch nicht gefun⸗ 
den haben. Es iſt lediglich gelungen, eine Reihe 
kleinerer wirtſchaftlicher Fragen im Wege der Ver: 
ſtändigung zu regeln. Aber es hat ſehr, ſehr lang⸗ 
wieriger und ſchwieriger Verhandlungen bedurft, und 
nur mit großer Mühe iſt es gelungen, einen gewiſſen 

Grad der Selbſtändigkeit der Danziger Eigenwirtſchaft 

zu bewahren. 

M. D. u. H., aus dieſen Worten klingt meines 
Erachtens doch eine ſehr große Reſignation. In 
ſtarkem innerem Widerſpruch dagegen ſtehen die 
Ausführungen, die der Herr Präſident eingangs 
ſeiner Rede gebrauchte, und die zum Ausdruck 
brachten, daß die bisher eingehaltenen Richtlinien 
als richtig befunden wurden und für die Zukunft 
als bindend betrachtet werden ſollen. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß es in der Außenpolitik 
nicht richtig ift, fih feft an eine einmal geſtellte 
Richtſchnur zu halten, ſondern daß man ſich viel⸗ 
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(Jahr, Abgeordneter) 
mehr den Methoden des Vertragsgegners anpaſſen 
und ſich von den Erfolgen bezw. Mißerfolgen, die 
man mit den bisherigen Mitteln erreicht hat, 
leiten laſſen muß. 

Kurz berühren möchte ich noch die Frage des 


Edinger Hafens, die jeden, der fi mit dieſen 


Dingen befaßt, mit größter Sorge erfüllen muß. 
Ich möchte den ſehr intereſſanten Zahlen, die uns 
der Herr Senatspräſident in dieſem Zuſammen⸗ 
hang gebracht hat, nur noch eine hinzufügen, die 
ich vor kurzem von einem Fachmann hörte. Das 
ift, daß der Schiffsverkehr im Vorjahre, und zwar 
im Mai und Juni eine Rekordzahl von 165 Schif⸗ 
fen pro Woche erreichte. Dieſe Rekordzahl iſt in 
dieſem Jahre auch nicht annähernd erreicht wor⸗ 
den, ſondern wir ſind nur auf eine Zahl von etwa 
125 Schiffen gekommen, obwohl die Umſchlags⸗ 
möglichkeiten im Danziger Hafen infolge Schaf⸗ 
fung des Weichſelmünder Hafens, ſowie der teil⸗ 
weiſen Freigabe des Munitionshafens auf der 
Weſterplatte, größer geworden ſind. Wir ſtehen 


vor der vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus ge⸗ 


ſehen außerordentlich betrübenden Tatſache, daß 
die Umſchlagsmöglichkeiten unſeres Hafens größer 
werden, und der Umſchlag ſelbſt geringer wird. 
Das iſt ungefähr dasſelbe Verhältnis, als wenn 
ein Kaufmann, deſſen Geſchäft ſich in abwärts 
bewegender Konjunktur befindet, mit ungeheuren 
Mitteln ſein Geſchäft ausbaut und vergrößert. 
Daß dieſer ſtarke Rückgang des Umſchlags aus⸗ 
ſchließlich auf die Konkurrenz Gdingens zurückzu⸗ 
führen iſt, braucht wohl nicht beſonders erwähnt 
zu werden. Wir möchten den Wunſch ausſprechen, 
daß die Regierung aus dieſer Tatſache die einzige 
Konſequenz zieht, die man daraus ziehen kann, 
nämlich nunmehr mit allem Nachdruck zu ver- 
langen, daß, nachdem Edingen nicht nur einen 
Handelshafen, ſondern auch einen Kriegshafen er⸗ 
halten hat, das Munitionsbecken von der Weiter: 
platte einſchließlich des dort ſtationierten polni- 
ſchen Militärſchutzes zu verſchwinden hat. Die 
zweite Forderung muß die fein, daß der Hafen- 
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zwar ebenfalls nicht auf Grund chauviniſtiſcher 
Einſtellung, ſondern vom Standpunkt, unſeres 
nationalen Selbſterhaltungstriebs. (Zuruf bei 
den Kommuniſten). Liegt erft einmal die Verwal⸗ 
tung des Hafens ausſchließlich in Danziger Hän⸗ 
den, dann werden auch die Sorgen verringert 
werden und verſchwinden, die Herr Rahn bezüg⸗ 
lich der hohen Hafengebühren in Danzig vorge⸗ 
tragen hat. Daß ein Hafen, wie Edingen, der 
vom Staat in ſo unerhörter Weiſe ſubventioniert 
wird und der auch tarifmäßig bevorzugt wird, 
viel leichter in der Lage iſt, billige Gebühren zu 
erheben, als der Danziger Hafen, iſt doch ſelbſt⸗ 
verſtändlich, zumal in der Verwaltung unſeres Ha⸗ 
fens die Polen mit ausſchlaggebender Stimme 
ſitzen und die Gefahr nur allzu nahe liegt, daß 
dieſe ſich nicht ausſchließlich von Danziger Inter⸗ 
eſſen leiten laſſen, ſondern nur allzu leicht Rück⸗ 
ſicht auf Gdingen nehmen. 

Ich möchte nur noch kurz auf zwei wichtige 
innerpolitiſche Fragen eingehen. Die erſte iſt die 
Wohnungsfrage. Ich muß hierzu ſagen, daß wir 
aufs äußerſte überraſcht ſind, von der geſtern von 
Herrn Abg. Weiß aufgeſtellten Behauptung, daß 
das Wohnungswirtſchaftsgeſetz in den beiden 
letzten Jahren nicht um einen Schritt vorange⸗ 
kommen iſt. (Abg. Weiß: Nicht das Geſetz, ſon⸗ 
dern der Wohnungsbau, habe ich gejagt!) Ich 
habe es wohl auf das Geſetz bezogen und bin mir 
wohl mit allen, die am Wohnungsbau inter⸗ 
eſſiert ſind, darin einig, daß dieſe Feſtſtellung 
eine ungeheure Enttäuſchung hervorgerufen hat, 
da wir alle das Vertrauen zu der Regierung Hat- 
ten, daß dieſes Geſetz ſchon ſo weit gediehen iſt, 
daß es nach der Verabſchiedung der Etats dem 
Volkstag zugehen kann. Sollte es zutreffen, daß 
dieſes Geſetz immer mehr und mehr hinausge⸗ 
zögert wird, dann müßte man die Befürchtung 
hegen, daß bei der Bearbeitung dieſes Geſetzes 
nicht ſachliche Momente ausſchlaggebend ſind, ſon⸗ 
dern parteidogmatiſche Rückſichten, die ſich Dda- 
gegen wehren, Forderungen an die Bevölkerung 


ausſchuß, d. h. die paritätiſche Verwaltung des zu ſtellen, die unpopulär, aber vom ſozialen wie 


Hafens, nunmehr keine Berechtigung mehr hat, 
nachdem Polen ſich ſeinen eigenen Hafen, und 
zwar als ausgeſprochenen Konkurrenzhafen er⸗ 
richtet hat. Es iſt ſchon ein eigenartiges Ding, 
wenn in der Verwaltung unſeres Hafens, der doch 
letzten Endes der größte Faktor unſeres geſamten 
Wirtſchaftslebens iſt, derjenige eine ausſchlagge— 
bende Stimme beſitzt, der ſich auf der anderen 
Seite als unſer ſchärfſter Konkurrent auffpielt. 
Ich glaube, daß dieſe Forderung durchaus nicht 
chauviniſtiſch oder völkerverhetzend iſt, ſondern 
daß ſie, um mit den Worten des Herrn Dr. 
Moczynſki zu ſprechen, lediglich getragen ift von 
dem Wunſche der Erhaltung unſeres nationalen 
Seins, unſerer nationalen Eigenart. Sie iſt ein 
Ausfluß unſeres natürlichen Nationalbewußtſeins, 
dem es zuwiderläuft, daß am Eingang unſeres 
Hafens, der dem friedlichen Warenumſchlag 
dient, ſich ein militäriſcher Munitionshafen be⸗ 
findet, der jedem der unſeren Hafen betritt, als 
erſtes in die Augen ſpringt. Das Gleiche gilt von 
der Beſeitigung des Hafenausſchuſſes, der dieſel⸗ 
ben nationalen Empfindungen erwecken muß, und 


auch vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus 
nun einmal notwendig ſind. Dieſe Notwendig⸗ 
keit iſt die Erhöhung der Mieten. Ich bin ſelbſt 
Mieter und die größte Zahl meiner Wähler auch, 
aber trotzdem ſtehen wir auf dem Standpunkt, 
daß der bisherige Zuſtand noch ungünſtiger iſt 
als eine Erhöhung der Mieten. Dem Mieter wird 
auch nach Erhöhung der Mieten ſein Recht gegen 
den Hausbeſitzer erhalten bleiben; aber der jetzige 
Zuſtand hat doch allenthalben dazu geführt, daß 
man durch Uebernahme ſämtlicher Reparaturen 
eine viel höhere Miete zahlt, als es ſonſt der Fall 
wäre. (Zuruf links.) Nein, das ift kein reaktio⸗ 
närer Standpunkt, ſondern ich bin der Anſicht, 
daß es gerade vom ſozialen Standpunkt aus auf 
die Dauer ein gänzlich unhaltbarer Zuſtand iſt, 
daß wir zwei Sorten von Mietern haben, nämlich 
Wohnungsinhaber der billigen alten Wohnungen 
und Wohnungsinhaber der teuren neuen Woh- 
nungen, (Zurufe links.) Dieſe ſoziale Ungerech⸗ 
tigkeit wird gerade in Ihren Kreiſen doppelt emp⸗ 
funden. Es kann und will den Leuten nicht ein⸗ 


leuchten, gerade auch in Arbeiterkreiſen, daß bei- 
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1800 
(Jahr, Abgeordneter) 


(A) ſpielsweiſe zwei Arbeiter, die gemeinſam an der 


(B 


— 


Drehbank bei Schichau ſtehen und dasſelbe Ein- 
kommen haben, daß der eine für ſeine Wohnung 
im alten Hauſe 15 Gulden bezahlt, während der 
andere 30 und 35 Gulden bezahlen muß. Das iſt 
eine ſoziale Ungerechtigkeit, die unbedingt beſei— 
tigt werden muß. Wir werden auf dieſem Gebiete 
nicht eher zur Ruhe kommen, bis alle Mittel er— 
ſchöpft ſind, um beide Mieten, die alten und die 
neuen, gegenſeitig anzugleichen. Erſt ein Mus- 
gleich der Mieten wird dazu führen, die Woh— 
nungszwangswirtſchaft zu beſeitigen, weil dieſer 
Ausgleich den Wohnungsbau in dem Maße för— 
dern wird, das wir brauchen. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Ich glaube, daß das eine ſehr ge- 
funde Wohnungspolitik ift, Herr Plenikowſfki. 

Ich möchte in dieſem Zuſammenhange auch an 
den Senat die Forderung ſtellen, von ſich aus 
alles zu tun, um die neuen Mieten herabzuſetzen. 
Es iſt mir und jedem, der ſich mit dieſer Frage 
befaßt, vollkommen klar, daß ein Eingreifen in den 
teuern Herſtellungsprozeß von Wohnungen in 
Danzig ſchon dadurch nicht möglich iſt, weil ſich 
die teuerere Herſtellungsweiſe des Wohnungs: 
baus nicht nur auf Danzig beſchränkt, ſondern zur 
Zeit wohl in allen Ländern vorhanden iſt. Den 
Herſtellungsprozeß können wir alſo kaum verbil— 
ligen. Dieſe Verbilligung ift nur dadurch mög- 
lich, daß der Senat, bezw. die Stadtverwaltung 
ihrerſeits von ſolchen Forderungen ablaſſen, die 
unſeres Erachtens abgelaſſen werden können, ohne 
den Staat weſentlich zu ſchädigen. Das iſt in 
erſter Linie die Befreiung von beſtimmten 
Steuern, die Hergabe niedrig verzinslicher Dar— 
lehen aus der Wohnungsbauabgabe, die Rege- 
lung der Anliegerkoſtenfrage und Befreiung des 
Wohnungsbaus von allen unnötigen behördlichen 
Einſchränkungen und Hemmungen. Das ſind 
Münſche und Forderungen, auf die wir bei der 
Beratung des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes noch 
eingehend zurückkommen werden. 

Wir hätten gewünſcht, daß das Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz bei dieſer Etatsberatung einen 
größeren Raum eingenommen hätte, als es tat— 
ſächlich der Fall war. Wir möchten insbeſondere 
die Hoffnung ausſprechen, daß das jetzt dem Senat 
von anderer Seite zugegangene Heimſtättengeſetz, 
das ſeine Berechtigung in dem § 111 unſerer Ver⸗ 
faſſung hat, in Danzig eingeführt wird, und zwar 
möglichſt bald, weil es auch die Grundlage für 
das Beamtenheimſtättengeſetz bildet, das ſich in 
Preußen ſchon ſeit Jahren vorzüglich bewährt und 
den Vorteil hat, daß es Spargelder der Beamten— 
ſchaft dem Wohnungsbau zuführt. Ich glaube, 
daß ſpeziell auch die Sozialdemokratiſche Partei 
dieſem Gedanken ſympathiſch gegenüberſtehen 
muß, wenn man ſich der Reden entſinnt, die der 
ſozialdemokratiſche Führer Peus vor einigen Mo⸗ 
naten in der Hochſchule über das Wohnungspro⸗ 
blem hielt. der fih dabei auch auf den Standpunkt 
ſtellte, daß man ohne einen planmäßig und groß⸗ 
zügig organiſierten Sparbetrieb aller Arbeit— 
nehmer nicht das nötige Geld zur Finanzierung 
der Bauten aufbringen kann. Ich möchte aus 


dieſem Grunde nochmals den Wunſch ausſprechen, 
daß das Heimſtättengeſetz und damit auch das Be- 


Volkstag Danzig — 97. Sitzung. Donnerstag, den 20. Juni 1929. 


amtenheimſtättengeſetz in Danzig recht bald Wirk- (C) 


lichkeit werden möge. 

Bevor ich nun auf den letzten Teil meiner 
Ausführungen, die beamtenpolitiſchen Fragen ein- 
gehe, halte ich mich für verpflichtet, kurz die An— 
griffe zurückzuweiſen, die der Abg. Rahn ſoeben 
gegen die Polizei ausſprach. Wenn Herr Abg. 
Rahn von einer Polizei ſprach, die blindwütig 
auf friedliche Bürger losgelaſſen wird und die auf 
harmloſe Spaziergänger einſchlägt, wenn er ſagte, 
daß die Polizei keine Achtung vor dem Bürger be— 
ſäße, ſo habe ich das Vertrauen zur Regierung 
und zu den Regierungsſtellen, das 
ſchwerwiegende Vorwürfe jo gründlich unterſucht 
werden, daß ſchließlich ſolche Angriffe unmöglich 
ſind. (Abg. Plenikowſki: Was jagen Sie zu den 
Lügen der Polizeibeamten?) Dazu ſage ich gar 
nichts, weil ich nicht annehme, daß ein Beamter 
in ſolchen wichtigen Fragen lügt. 

Ich möchte jetzt kurz auf die beamtenpolitiſchen 
Fragen übergehen. Wenn Herr Abg. Brill in 
ſeinen geſtrigen Ausführungen als Redner der 
Sozialdemokratiſchen Partei ein Bekenntnis fei- 
ner Partei zum beſtehenden Staate abgab, ſo 
ſollte er ſich auch darüber klar ſein, daß einer der 
Pfeiler dieſes Staates das Berufsbeamtentum iſt, 
und daß es im Widerſpruch zu dieſem Bekenntnis 
ſteht, bei jeder Gelegenheit gegen dies Berufs- 
beamtentum vorzuſtoßen. Es iſt weder klug noch 
richtig vom Redner der ſtärkſten Regierungspartei, 
an den Anfang feiner Ausführungen immer mie- 
der den abgedroſchenen Satz vom aufgeblähten 
Beamtenapparat zu ſtellen und die Beamtenſchaft 
immer wieder zum Prügelknaben für politiſche 
Schäden zu machen. Das hat Herr Abg. Brill ge⸗ 
tan, denn es iſt und muß ihm bekannt ſein, daß 
die von ihm aufgeſtellte Behauptung, daß die Be- 
amtenſchaft durch Verweigerung des Notopfers die 
Miſere in dieſem Haushalt verurſacht habe, und 
daß die Beamtengehälter allein 55 % der Ge— 
ſamtausgaben des Haushaltsplans ausmachen, 
nicht zutrifft. Wir haben gelegentlich der Dez 
batte über die letzte Finanzrede mit Zahlen auf⸗ 
gewartet, die der Herr Abg. Brill beſtimmt nicht 
wird widerlegen können, und die darauf hinaus⸗ 
laufen, daß an tatſächlichen Beamtengehältern 
nicht mehr als 25 % gezahlt werden. Das iſt 
eine Summe, die ſich durchaus im Rahmen der 
Zahlen hält, die ein normaler Kulturſtaat für 
ſeine Beamten aufbringt. 

Wenn der Herr Abg. Brill dann das Wort 
von der Verwaltungsreform in die Debatte warf, 
dann möchte ich an die Ausführungen meines 
Freundes Hennke anknüpfen, der ſeinerzeit aus- 
ſprach, daß die Beamtenſchaft einer Verwaltungs- 
reform durchaus nicht unſympathiſch gegeniiber- 
ſteht. Eine Verwaltungsreform ift aber nur 
möglich, wenn Aufgaben abgebaut werden und 
nicht neue Aufgaben geſchaffen werden. Gerade 
ich als Polizeibeamter kann das in beſonderem 
Maße beurteilen, in welch hohem Grade der Poli— 
zei und damit der Beamtenſchaft immer wieder 
neue Aufgaben zugeteilt werden, die letzten Endes 
natürlich auch eine ſtärkere Beanſpruchung der 
Beamtenzahl nach fih ziehen. (Abg. Plenikowſki: 
Siehe Verbot von Kundgebungen!) 
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Ich glaube, ich gehe nicht zu weit, wenn ich 
hier ausſpreche, daß die überwiegende Mehrheit 


der geſamten Beamtenſchaft viel zu unpolitiſch 
eingeſtellt iſt, um ſich in die politiſchen Fragen, die 
die Regierung angehen, einzumiſchen. Um ſo we— 
niger kann die Beamtenſchaft die Nadelſtichpolitik 
verſtehen, die gegen ſie geübt wird. Ich möchte 
dabei nur an einige kleinere Vorfälle erinnern, 
die bereits genügend beſprochen ſind und die vor 
allen Dingen zu unſerer großen Freude von einem 
Redner der Regierungskoalition in aller Schärfe 
zurückgewieſen wurden. Das iſt der ſogenannte 
Beamten-Stahlhelmerlaß, der letzten Endes auf 
nichts anderes als die Beſpitzelung der politiſchen 
Geſinnung der Beamten hinausläuft; dann die 
Urlaubsverfügung, die den Beamten einmal 
ſchon erhaltenes Recht wieder rückgängig machte, 
ferner der Fall Alter und ähnliches mehr. (Abg. 
Gerick: Wo ſitzt Machholtz?) 


Ich glaube, daß die Ausführungen des Herrn 
Abg. Weiß die Hoffnung geben, daß man in der 
Regierung dazu übergehen wird, in allen beamten⸗ 
politiſchen Fragen die parteimäßige Voreingenom— 
menheit nun endgültig abzuſtellen. Leider ſind 
einige Zuſtände, die noch immer beſtehen, nicht an- 
getan, dieſe Hoffnung beſonders zu bekräftigen. 
Das iſt die Entziehung des Rechtes, das die Be— 
hördenleiter bisher hatten bezüglich der Beförde— 
rungen und bezüglich von Unterſtützungen. Es ift 
nun einmal nicht wegzuleugnen, daß der Behör— 
denleiter am beſten über die ſachliche und beruf- 
liche Fähigkeit ſeiner Beamten orientiert iſt, um 
die Beförderung tatſächlich nach ſachlichen Geſichts— 
punkten zu tätigen. Es kann uns nicht einleuchten, 
warum diefe Beförderung auf den Senat über: 
gehen ſoll, wo letzten Endes, was doch nun einmal 
in der Eigenart einer parlamentariſchen Regie— 
rung liegt, mehr oder weniger parteipolitiſche Mo- 
mente zum Durchbruch kommen müſſen. Das 
gleiche gilt von der Zahlung von Unterſtützungen. 
Es war bisher das Recht der Behördenleiter, bis 
zu einer beſtimmten Höhe die Unterſtützungen 
ſelbſt zu zahlen. Auch dieſes Recht hat der Senat 
auf ſich abgezogen, was von der Beamtenſchaft als 
eine unverſtändliche Maßnahme angeſehen wird. 
Unverſtändlich deshalb, weil die Erledigung der— 
artiger Sachen nur verzögert wird. Es kommen bei 
der Zahlung von Unterjtügungen derart ſchleunige 
Fälle vor, wo es gar nicht mehr möglich iſt, die Ge— 
nehmigung des Senats herbeizuführen. Auch hier 
liegt allzu leicht die Befürchtung vor, daß nicht 
allein ſachliche Momente zur Erledigung ſolcher 
Fragen ausſchlaggebend ſein können, ſondern auch 
parteipolitiſche! (Stellv. Präſident des Senats 
Gehl: Kommt nicht in Frage!) Ich hoffe, daß das, 
was Sie ſagen, Herr Vizepräſident, zutrifft, und 
möchte es auch glauben, wie überhaupt der weit- 
aus überwiegende Teil der Beamtenſchaft das Ver— 
trauen zur Regierung haben möchte, daß bei allen 
derartigen Fragen das parteipolitiſche Moment 
ausgeſchaltet wird. Nur dadurch wird die Beam— 
tenſchaft das nötige Vertrauen zur Regierung ges 
winnen, das erforderlich iſt, um ſie zu dem Werk⸗ 
zeuge im Dienſte des Staates zu machen, das ſie 
in dem Gefüge desſelben darſtellen muß. 
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Ich möchte noch kurz auf eine andere für uns 
äußerſt wichtige Frage eingehen, das iſt die Frage 
des Stellenplans. Dieſer iſt bekanntlich ein Teil 
des Beſoldungsgeſetzes, das im Oktober vorigen 
Jahres verabſchiedet wurde. Das Beſoldungsgeſetz 
hat nur Sinn, wenn der Stellenplan eingeführt 
wird. Was nützen uns die preußiſchen Beſoldungs⸗ 
ſätze, wenn wir nicht die Stellen haben und in 
ähnlichem Maße Aufrückungsmöglichkeit wie unſere 
Kollegen im Reich und in Preußen. Ich muß offen 
geſtehen, daß die Hinauszögerung der Herausgabe 
dieſes Stellenplans das Vertrauen der Beamten- 
ſchaft auf eine harte Probe ſtellt. Die Beamten— 
ſchaft will und kann es nicht verſtehen, daß es Dis- 
her nicht möglich geweſen iſt, dieſen Stellenplan 
in irgendeiner Form zu verabſchieden; denn es iſt 
der Beamtenſchaft doch bekannt, daß bei der Be- 
ſprechung zur Aufitellung des Stellenplans die Re- 
gierung ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, daß 
man das preußiſche Verhältnis im Laufe von fünf 
Jahren erreichen will. Dreiviertel Jahr ſind nun 
ſchon vergangen, und die Beamtenſchaft fragt ſich, 
wann denn das erſte der fünf Jahre eigentlich 
einſetzt. Das iſt eine Hoffnung, die wohl in jeder 
Weiſe vollkommen gerechtfertigt iſt. Wir müſſen 
infolgedeſſen die Forderung ſtellen, daß der Gtel- 
lenplan in eine beſtimmte Verbindung mit dem 
vorliegenden Etat gebracht wird, und zwar derart, 
daß bei der Verabſchiedung des Etats die Stellen 
des Stellenplans zu etatsmäßigen Stellen des 
Etats werden. Nur dadurch wird die berechtigte 
Hoffnung erfüllt, die die Beamten auf das Beſol⸗ 
dungsgeſetz geſetzt haben. 

Wenn Herr Senatsvizepräſident Gehl im 
Hauptausſchuß die Veröffentlichung des Stelen- 
plans wohl in Ausſicht ſtellte, dabei aber die Ein⸗ 
ſchränkung machte, daß eine tatſächliche Beſetzung 
der Stellen fraglich ſei, ſo muß geſagt werden, daß 
der Stellenplan der Beamtenſchaft nichts nützt, 
wenn die darin enthaltenen Stellen nicht beſetzt 
werden können. Es iſt eine Vorenthaltung der den 
Beamten durch das Beſoldungsgeſetz in Ausſicht 
geſtellten Bezüge, wenn man die Stellen, die das 
Beſoldungsgeſetz vorſieht, nicht beſetzt. Auch der 
heute verteilte Abänderungsantrag der Regie- 
rungsparteien, der ſich mit dem Stellenplan pe- 
faßt, kann uns nicht befriedigen, da er mit andern 
Worten dasſelbe ſagt, was Herr Senatsvizepräſi⸗ 
dent Gehl im Hauptausſchuß einſchränkend geſagt 
hat, indem er wohl die Veröffentlichung des Stel⸗ 
lenplans in Ausſicht ſtellt, aber die Beſetzung der 
Stellen nur in dem Umfang zubilligen will, in 
dem es dem Senat beliebt. Damit iſt der Beam⸗ 
tenſchaft gar nichts gedient; denn der Senat hat 
es in der Hand, den Umfang des Inkrafttretens 
beliebig zu beſtimmen, ihn alfo evtl. an keiner 
Stelle in Kraft zu ſetzen. Es weiß alfo niemand, 
woran er iſt. Wir können alſo dieſem Abände⸗ 
rungsantrag nicht zuſtimmen, wenn nicht die ein⸗ 
ſchränkenden Worte „in dem Umfange“ geſtrichen 
werden. Wir müſſen klar und eindeutig fordern, 
daß die Stellen des Stellenplans Stellen des Etats 
werden und im Laufe des Rechnungsjahres auch 
beſetzt werden können. Seien Sie ſich doch darüber 
klar, m. D. u. H. von der Regierung, welche berech— 
tigte Verärgerung bei den Beamten darüber 
herrſcht. (Stellv. Präſident des Senat Gehl: Es 
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kommt doch nicht auf den guten oder böſen Willen 
an!) Ich hoffe, daß das zutrifft, Herr Vizepräſi⸗ 
dent, aber dann hat es die Regierung doch in der 
Hand, dieſen Stellenplan zu veröffentlichen und 
zu einem Teil des Etats zu machen, zumal die 
Etatsanſätze auf die Stellen des Stellenplans Be⸗ 
zug nehmen und Mehrausgaben nicht entſtehen. 
Ich möchte es dem hohen Hauſe nicht vorenthalten, 
daß durch dieſe Vorenthaltung des preußiſchen 
Stellenplans in den Kreiſen der Beamtenſchaft, 
vor allem der unteren, eine große Unzufriedenheit 
beſteht, und zwar iſt dieſe Unzufriedenheit immer 
dann groß, wenn Beamte Gelegenheit haben, in 
irgendwelcher Eigenſchaft in Deutſchland oder 
Preußen geweſen zu ſein. Ich kann es immer dann 
beobachten, wenn ſportliche Veranſtaltungen in 
Elbing, Marienburg uſw. ſtattgefunden haben 
und unſere Leute von der Poſt, vom Zoll oder der 
Polizei zurückkommen und jedesmal feſtſtellen, daß 
dort junge Leute, die erſt nach dem Krieg in den 
Staatsdienſt eingetreten ſind, bereits Hauptwacht⸗ 
meiſter oder ähnliche Stufen erreicht haben, wäh- 
rend in Danzig alte Leute, die bereits den Krieg 
mitgemacht haben, alſo alte Soldaten ſind, noch als 
Wachtmeiſter oder in ähnlichen Stellungen herum: 
laufen. Sie werden fih den Gründen dieſer Ber- 
ärgerung nicht verſchließen können, wenn Sie ſich 
in die Seele dieſer Leute hineinverſetzen. Das iſt 
kein geſunder Zuſtand, und zwar von beiden Gei- 
ten aus betrachtet, ſowohl vom Standpunkt der Be- 
amten, wie vom Standpunkt des Staates. Ich 
habe vorhin gejagt, daß die überwiegende Mehr- 
heit der Beamten das Bedürfnis hat, im Dienſte 
des Staates vertrauensvoll mit der Regierung zu- 
ſammenzuarbeiten. Meines Erachtens kann auch 
die Regierung nur den Wunſch haben, eine Beam- 
tenſchaft zu haben, die vertrauensvoll hinter ihr 
ſteht. Ich möchte daher den Wunſch ausſprechen, 
daß die Regierung aus dieſen Erwägungen heraus 
ſich recht bald entſchließen möge, den Stellenplan 
in der von uns geforderten Weiſe zum Teil des 
Etats zu machen und damit der Beamtenſchaft das 
zu geben, was ihr durch das Geſetz zuſteht. 

Ich habe am Schluß meiner Rede die Erklä- 
rung meiner Gruppe abzugeben, daß wir für den 
Etat ſtimmen werden, daß wir aber unſere Zu⸗ 
ſtimmung davon abhängig machen werden, ob der 
Stellenplan in der von mir angedeuteten Weiſe 
in den Etat hineingearbeitet wird oder nicht. 

i 1 hipent; Das Wort hat der Herr Abg. Hohn- 
e 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Die Ausführungen der heutigen Debatte⸗ 
redner auch aus den Regierungsparteien, haben 


eigentlich erkennen laſſen, daß ſogar innerhalb der 


t 


Regierungsparteien eine unterſchiedliche Auffaſ— 


ſung über die Etats und deren Stellen vorhanden 
ijt. Die einzige Rede, die man als poſitiv von 
Regierungsſeite anſehen konnte, war die des Abg. 
Veiß. Sie war derartig poſitiv, daß man ſie eigent⸗ 
lich als die dritte Etatsrede bezeichnen könnte. 
Wir haben mithin die drei Etatsreden des Finanz⸗ 
ſenators, des Präſidenten des Senats und des 
Abg. Weiß zu beſprechen. Der Finanzſenator hat 
eingangs ſeiner Abſchlagsrede in ſehr erfreulicher 
Weiſe darauf hingewieſen, daß er ſich auch als 
hauptamtlicher Senator parteipolitiſch gebunden. 


Donnerstag, den 20. Juni 1929. 


fühle. Dieſe Offenheit war erfreulich, und zeigt, 
daß von der Seite mit offenen Waffen gekämpft 
wird. Im zweiten Teil bewegte er ſich auf dem 
recht hohen Kothurn der Unfehlbarkeit eines be— 
amteten Finanzſenators. Alles, was er dort vor- 
trug, wurde mit derſelben Ueberzeugung und der 
fachmänniſchen Autorität vorgebracht, wie es ſei⸗ 
nerzeit der Herr Senator Volkmann getan hat. Es 
war eigenartig zu hören, daß Herr Dr. Kamnitzer 
von einem Wunder in dieſem troſtloſen Gebiet 
der Zahlen des Etats ſprach, und noch intereſſanter 
war dann der Gegenſpieler des Herrn Senators 
Kamnitzer, der Abg. Weiß, der trotz ſeiner neuteſta— 
mentariſchen Anſchauungen dieſes Wunder für 
ſeine Perſon nicht in Anſpruch nahm. Hier möchte 
ich in dieſem kleinen Punkte einhaken. Ich glaube, 
Herr Weiß hat nicht nur gegen ſein Bekenntnis 
der Wundergläubigkeit verſtoßen, ſondern auch 
gegen die Lehre der Prädeſtination. Was Herr 
Abg. Kamnitzer hier ſprach, war ausgeſprochener 
Fatalismus. Der Herr Abg. Jahr betonte bereits, 
daß auch die Rede des Senatspräſidenten ſehr fata- 
liſtiſch bezgl. unſerer Lage war; am meiſten trat 


dieſe Anſicht zutage bei den Ausführungen des 
Abg. Weiß. Herr Weiß hat ſowohl vom außenpoli⸗ 


tiſchen, als auch vom wirtſchaftspolitiſchen Stand⸗ 
punkt darauf hingewieſen, daß der politiſche Kurs 
in keiner Weiſe geändert werden könne, weil nun 
einmal die Verhältniſſe ſo wären, und an der 
jetzigen außenpolitiſchen und wirtſchaftlichen Lage 
wäre nun einmal nichts zu ändern. Ja, wenn man 
hört, was der Herr Abg. Weiß in wirtſchafts⸗ 
politiſcher Hinſicht angenommen hat, daß unſere 
Verhältniſſe abhängig von den polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſen ſeien, und er glaubt, für die 
Zukunft eine Beſſerung prophezeien zu können, 
weil in Polen eine Befeſtigung der Verhältniſſe 
eingetreten ſei, dann muß man auch die Folgerich⸗ 
tigkeit ſeiner übrigen Ausführungen bezweifeln. 
Es iſt dem Abg. Weiß in keiner Weiſe gelungen, 
uns den Beweis über die Konſtanz der Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe Polens hier zu erbringen. Dazu braucht 
man aber nicht nur polniſche Zeitungen zu leſen 
— die der Abg. Weiß anſcheinend falſch verſtanden 
hat —, jondern da genügt es ſchon, Leute, die aus 
Polen kommen und die Verhältniſſe dort genau 
kennen, nach der Höhe des Zinsfußes zu fragen. Der 
Zinsfuß in Lodz beträgt z. B. in dieſem Jahre pro 
Monat 3 Prozent, für Wechſeldiskont im vorigen 
Jahre waren es 2 Prozent; die Konſtanz iſt in 
Wirklichkeit alſo eine dauernde Verſchlechterung. 
Soweit man von einer Konſtanz ſprechen kann, 
haben ſich die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Polens 
verſchlechtert. Hätte der Abg. Weiß dieſe Feſt⸗ 
ſtellung getroffen und hätte er davon ausgehend 
geſagt, daß man damit rechnen muß, daß auch 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich in Danzig 
noch weiter verſchlechtern können, dann hätte ich 
ihm zugeſtimmt. 

Der Herr Finanzſenator hat eine neue Steuer 
gebracht, und zwar als erhöhte Einkommenſteuer, 
und dabei Zahlen aufgeſtellt, deren Soll⸗Ergebnis 
wir nicht als tatſächliches oder hoffentlich zu er⸗ 
wartendes bezeichnen können. Wie werden ſich dieſe 
Zahlen, die man in den Etat aus der Einkommen⸗ 
ſteuer eingeſetzt hat, in Wirklichkeit beziffern, 
wenn auch bei uns dieſelben kataſtrophalen Ver⸗ 
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hältniſſe eintreten werden, wie wir fie bereits bei kann doch nicht einfach zuſehen, wie der Danziger (O) 


der polniſchen Wirtſchaft erleben? Wenn man 
ſieht, wie ein Kleinbetrieb nach dem andern ſich 
wirtſchaftlich zurückziehen muß, dann kann man 
nicht aus dem Aufbringen der Einkommenſteuer 
ein derartiges Soll in den Etat einſetzen, ſondern 
da muß man befürchten, daß die Zahlen des Etats 
bei weitem nicht erreicht werden können und dann 
ſteht man vor der Frage, wie das Defizit zu decken 
iſt. 

Der Herr Finanzſenator hat in ſeiner Rede 
auf die Urſachen des Defizits hingewieſen, ver— 
ſchiedene Gründe angeführt und dabei einen 
Punkt erwähnt, auf den bisher keiner der Redner 
eingegangen iſt, der aber eigentlich an erſter Stelle 
hier hätte beſprochen werden müſſen. Das iſt der 
Punkt der Anleiheverzinſung. Es hat ſehr, ſehr 
lange gedauert, ehe dem Volkstag überhaupt Zah- 
len bekannt wurden, wie ſich die Höhe der Verzin⸗ 
jung geſtaltet. Ich erinnere daran, daß ich im vori- 
gen Jahre an den Senatspräſidenten die Frage 
geſtellt habe: wie hoch ijt der Ausgabekurs der An- 
leiheſtücke und wie hoch iſt die Verzinſung? In die⸗ 
fem Jahre wird vom Herrn Finanzſenator ganz ver 
ſchämt zugegeben, und dieſen Teil muß man in jei- 
ner langen Rede erſt ſuchen, daß die Verzinſung 4,4 
Millionen jährlich beträgt. Dieſer Satz hätte in 
der Tagespreſſe ſo dick wie irgend möglich gedruckt 
werden müſſen. Wenn man ſieht, daß der Geſamt⸗ 
ertrag aus dieſer Anleihe von nominell 47,5 Mil- 
lionen nur 40,5 Millionen beträgt, und wir allein 
für Reparations- und Beſatzungskoſten 15 Milli- 
onen abführten und nur 14 Millionen für produk⸗ 
tive Verbeſſerungen angewandt haben, wenn wir 
dann auf zwanzig Jahre hinaus die jährliche Ber- 
zinſung von rund 4,4 Millionen aufbringen 
müſſen, wenn man ſich da die Frage vorlegt, was 
bedeuten 88 Millionen Verzinſung — abzüglich 
der Amortiſation — für eine Anleihe, die 47,5 
Millionen auf dem Papier und in Wirklichkeit 
nur 40,5 Millionen — nicht einmal — betragen 
hat, dann muß uns das Grauen packen! Es iſt aber 
nicht richtig, daß eine Summe von 14,33 Millionen 
der Wirtſchaft zugeführt worden iſt, ſondern in 
Wirklichkeit von den 8 Millionen für den Woh- 
nungsbau nur die Hälfte, das übrige wurde aus- 
gegeben für Löhne, die zum Teil noch an das Mus- 
land gezahlt wurden. Nur ein ganz verſchwindend 
geringer Prozentſatz dieſer Rieſenanleihe, die mit 
derartigem Zinsfuß von uns 20 Jahre lang ver⸗ 
zinſt wird, iſt alſo in Danzig verblieben. Man 
wird ſich bei dieſer Ueberlegung vorſtellen, daß es 
auch im nächſten Jahr nicht gelingen wird, das 
Loch zuzuſtopfen, ſondern daß allein die Anleihe- 
verzinſung es fertig bringen wird, jeden Etat über 
den Haufen zu werfen. 

Da kommt die Kardinalfrage: Wie können un- 
ſere Ausgaben verringert werden? Darüber hat 
der Finanzſenator bereits auch einiges geſagt. Ich 
möchte ihm da aber ein paar Zahlen vorhalten, 
bei denen die Ausgaben ganz beſonders in die 
Höhe geſchraubt ſind. Es iſt hier viel vom Hafen⸗ 
ausſchuß geſprochen worden und über die Finanz- 
gebarung des Hafenausſchuſſes ſelbſt. Wie ſteht 
die Danziger Regierung zu dieſer Finanzpolitik 
des Hafenausſchuſſes? Die zweite große Frage 
lautet: Gdingen und der Danziger Hafen. Man 


Hafen aufs beſte ausgebaut wird, und Danzig 
ſeine ihm daraus erwachſenden finanziellen Ber: 
pflichtungen aufs genaueſte erfüllt, während man 
von der polniſchen Gegenſeite nicht weiß, wie weit 
ſie gewillt iſt, auch ihrerjeits den vertraglichen 
Verpflichtungen nachzukommen. Dieſe Frage bleibt 
auch nach der langen Ausſprache über den Hafen 
in Danzig und Gdingen offen. Ich zweifle wenig- 
ſtens daran, daß in punkto Munitionshafen Polen 
ſeinen finanziellen Verpflichtungen voll nachge- 
kommen iſt. (Präſident des Senats Dr. Sahm: 
Das iſt ordnungsmäßig nachgewieſen!) Ja, man 
kann das ja zu Papier bringen. Ich bezweifle 
aber weiter, daß der Ausbau des jetzigen Umſchlag⸗ 
hafens für ſchwediſche Erze uſw. anteilig von 
Polen gedeckt worden ift: Ich bin der feſten Ueber- 
zeugung, daß Polen ein Schuldner iſt, der ſeinen 
Verpflichtungen gegenüber dem Danziger Staat 
nicht nachkommt. Ich ſpreche das hier offen aus 
und nehme für mich das Recht in Anſpruch, Aus⸗ 
kunft darüber zu verlangen, wie das Geld verbaut 
wird. Ja, Herr Senatspräſident, Sie ſagen, es ſei 


alles in Ordnung. (Zuruf des Präſidenten des Se- 


nats Dr. Sahm.) Es iſt aus der Anleihe bezahlt, 
für die Danzig gerade ſteht. (Präſident des Senats 
Dr. Sahm: Anleihebedingungen!) Die Anleihebe— 
dingungen, auf die Sie hinweiſen! Aber die Er: 
füllung wird bezweifelt. Es ſteht auf dem Papier, 
ſchön. Sie haben ſelbſt vor Jahr und Tag, als wir 
über den Munitionshafen ſprachen, zugeben 
müſſen, daß die 3 Millionen für Danzig ſchon be⸗ 
zahlt waren, obwohl Polen gar nicht daran dachte, 
ſeinen Verpflichtungen nachzukommen. Warum 
ſoll das jetzt auch nicht der Fall ſein? Dieſe Be⸗ 
fürchtungen hat man. Wenn das der Fall iſt, kann 
man ſich denken, daß man derartige Bedingungen 
zugelaſſen hat, wie ſie aufgeſtellt wurden. Finden 
Sie, daß unſere Hafeneinrichtungen praktiſch aus⸗ 
genutzt ſind und einen beſonderen Wert für den 
Amſchlag haben? Im Hafen von Neufahrwaſſer 
liegen eine Reihe von Einrichtungen, die Sie ge⸗ 
baut haben, die jetzt ſchon nicht mehr zu gebrau⸗ 
chen ſind. Die Kräne ſind für den Bedarf zu klein. 
Jetzt geben Sie die Gelder für den neuen Hafen 
aus, ſtatt daß Sie den alten Teil zweckentſprechend 
ausgebaut hätten. Im alten Hafen liegen ein oder 


zwei Dampfer. Was liegt aber im tatſächlichen 


Hafen, an den Stellen, wo am bequemſten gelöſcht 
werden kann? Wer in Neufahrwaſſer beheimatet 
iſt, ſtaunt, wie leer dieſer Teil iſt. Es werden aber 
neue Anlagen geſchaffen, obwohl die alten noch 
nicht einmal richtig ausgenutzt werden. Man ſchafft 
ein neues Hafenbecken, obwohl das alte noch nicht 
einmal ausgenutzt werden kann. Nehmen wir nur 
die Pläne des Hafenausſchuſſes betreffs Ankauf 
der Zuckerfabrik und Bau eines zweiten Frei⸗ 
hafens. ; 

Ich möchte ferner darauf hinweiſen, daß ein 
großer Teil der Unkojten, die der Hefe ena 
hat, mit ſeiner eigenartigen Finanzpolitik zuſam⸗ 
menhängen, deren einer Teil die Ausgaben für 
überhohe Gehälter iſt. Die Gehälter ſind in keiner 
Weiſe angemeſſen. Auch in dieſem Punkte könnte 
der Senat mitreden, da er hierzu die Möglichkeit 
hat. Iſt es richtig, daß Danziger Staatsbeamte 


(die dorthin delegiert ſind, eine Zuſchuß⸗Aufwands⸗ 
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entſchädigung bekommen? (Präſident des Senats 
Dr. Sahm: Es iſt nicht richtig!) Es iſt nicht richtig, 
ſoweit der Staatsrat und der Oberregierungsrat 
in Betracht kommen; aber auf jeden anderen Be- 
amten trifft es zu. Von der Steuer iſt z. B. ein Be⸗ 
amter hingekommen, der jetzt ein doppelt ſo hohes 
Gehalt hat, wie früher bei der Steuer. Yit es rih- 
tig, daß mit dem Gelde derartig gewirtſchaftet 
wird? Sie ſagen ſelbſt, daß es für den Senat nicht 
angängig ſei, derartig hohe Gehälter zu zahlen, 
oder daß die Gehälter einen zu großen Teil un⸗ 
ſerer Staatsausgaben ausmachen. Gleichzeitig 
werden aber für den Hafenausſchuß Gelder gege— 
ben, die dort verſchleudert werden, wenn die Ge— 
hälter dort doppelt ſo hoch ſind, wie die anderer 
Beamten. In manchen Fällen bekommt der Be- 
amte das Dreifache von dem, was der Beamte bei 
der Staatsbehörde erhält. Sie ſagen, das ſtimmt 
nicht. (Abg. Klein: Ich führe doch die Verhand- 
lungen! — Abg. Plenikowſki: Was bekommen Sie 
davon ab?) Ich kann nachweiſen, daß der Baurat, 
der früher beim Hafenbauamt in Neufahrwaſſer 
war und jetzt beim Hafenausſchuß tätig ift, Bewe- 
gungsgelder bekommt, die faſt dasſelbe ausmachen, 
wie ſein poſitives Gehalt. Das iſt Verſchwendung. 
In dieſer Beziehung hätte Danzig ganz beſtimmt 
etwas mitzureden. Die Regierungsparteien 
brauchten ſich nicht über die hohen Gehälter der 
Staatsbeamten aufzuhalten, ſondern ſollten lieber 
über das reden, was in der Zubilligung der Dan— 
ziger Delegation beim Hafenausſchuß an Gehältern 
ausgeworfen wird. 

Vom Hafenausſchuß und deſſen Finanzpolitik 
will ich zu der Finanzpolitik des Senats über- 
gehen, wie ſie bei der Anleihe ſelbſt und beim Ta- 
bakmonopol getrieben worden ijt. Der Finanzſena— 
tor hat in feiner Rede angeführt, daß vom Tabat- 
monopol 3 Millionen Gulden eingegangen ſind. 
Ich weiß, daß die etatsmäßig angeſetzten Zahlen 
6 Millionen betragen ſollten. Sie ſagen, für die 
Entſchädigung wäre ein Mehrbedarf benötigt; 
aber glauben Sie, daß nicht auch hier eine Miß— 
wirtſchaft des Tabakmonopols mitſpielt? Man 
bedenke, daß dort fünf Direktoren beſchäftigt wer⸗ 
den. Seinerzeit wurde auch noch der Abg. Rhode, 
der ein anſtändiges Gehalt bei der Bauernbank 
bekam, ins Tabakmonopol genommen. Dort wird 


mit dem Gelde herumgewirtſchaftet. Aber daß der 


Danziger Staat ſeine Pachtgelder bekommt, die 
er auf Grund der Gründungsakte erhalten müßte, 
iſt nicht der Fall. Hier müßte mit Ueberſchüſſen zu 
rechnen ſein, wenn man nicht nachweiſen kann, 
daß der Tabakverbrauch nach Einführung des Ta- 
bakmonopols geringer geworden iſt als früher. 
Ein Vergleich muß zur Annahme führen, daß das 
Tabakmonopol beſſere als gute Geſchäfte macht. 
Der Staat hat aber von dieſer Aktion nichts, ſon⸗ 
dern hat eine Reihe von Steuerzahlern kaputt 
gemacht, Exiſtenzen vernichtet, Einnahmequellen 
zugeſchüttet, er hat eine Aktiengeſellſchaft geſchaf⸗ 
fen, vor der er ſelbſt noch ſchützend ſteht und zu- 
läßt, daß ſie mit den Gehältern in der von mir er⸗ 
wähnten Weiſe herumſchleudert. 

Herr Dr. Kamnitzer ſprach dann von der Geld- 
wirtſchaft und von der Stütze des Staates im 


Danziger Geld. Ich befürchte nicht, daß wir in 
nächſter Zeit etwas Aehnliches erleben wie in 
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Deutſchland, wo der Kollege von Herrn Dr. Kam⸗ 
nitzer, Herr Hilferding, es glücklich nahe bis zu 
einer zweiten Inflation gebracht hat. Ich hoffe, 
daß Herr Dr. Kamnitzer nicht die Probe mit einer 
ähnlichen Anleihe machen wird, wie ſie Herr Hil⸗ 
ferding vergeblich gemacht hat. Wir haben unſere 
Stütze noch in den engliſchen Pfunden. Ich möchte 
Sie aber darauf hinweiſen, wie man in Danzig 
ſelbſt die Reichsmark behandelt. Es wäre eine 
lohnende Aufgabe für den Finanzſenator, wenn 
er gegen die eigenartigen Manipulationen der 
Straßenbahn bei Annahme und Umwechſelung 
von deutſchem Reichsgeld auftreten würde. Die 
Straßenbahn verneint zwar, an die Schaffner 
eine Verfügung herausgegeben zu haben, daß 
Reichsmark gleich Gulden umgewechſelt werden 
müſſe. In einem Brief ſagt ſie, es ſei ein privates 
Entgegenkommen des Schaffners, dem man wohl 
dieſen „kleinen Verdienjt“ gönnen könne. Das 
zeugt von einer eigenartigen Auffaſſung, wenn 
man ſo den Druck auf die deutſche Mark in Danzig 
zuläßt. Nachdem Zeit und Nummer des Schaff— 
ners angegeben wurde, hätte man annehmen 
können, daß dagegen eingeſchritten würde. Der 
Senat hätte die Verpflichtung, ſich aus nationalen 
Gründen hier ſchützend vor die deutſche Mark zu 
ſtellen. 

Nun zu der Rede des Herrn Senatspräſidenten 
Sahm. Ich ſprach vorher von einer fataliſtiſchen 
Auffaſſung, die der Senat bezüglich unſerer außen⸗ 
politiſchen Lage gehabt hätte. Ich möchte gleich 
anfügen, daß man Fatalismus in einer demo⸗ 
kratiſchen Regierung faſt immer mit Pazifismus 
gleichſetzen kann. Dieſe beiden Worte decken ſich in 
der Demokratie faſt immer. Der Senatspräſident 
ſagte, der Senat wiſſe, daß wir uns in einer 
ſchlechten Lage befinden, daß wir von den Polen 
in der Eiſenbahnfrage ſchlecht behandelt werden, 
daß wir in der Poſtfrage finanziellen Schaden 
erleiden, und daß man uns unſere Souveränität 
nicht zuerkennen will, indem man uns außenpoli⸗ 
tiſche Akten, die für unſere Adreſſe beſtimmt ſind, 
vorenthält. Aber wir könnten daran nichts ändern. 
Dies Nichts-daran-ändern⸗können bezeichnet man 
als Fatalismus. Dieſer Fatalismus iſt durch 
nichts berechtigt, ſolange man irgendeinen Aus- 
weg noch ſieht. Herr Abg. Dr. Moczynſki jagte, als 
er vorhin auf ſeinen angeblichen Landesverrat zu 
ſprechen kam, es fei Landesverrat, wenn ein Dan- 
ziger Abgeordneter ſeine Rede mit den Worten 
ſchließe: „Heim zum Reich.“ Es iſt vom Abg. Dr. 
Moczynſki eine ſehr ſchöne Wendung, wenn er 
jagt, er fahre als Nationalpole in fein Mutter- 
land und ſuche deſſen Unterſtützung für die Mino- 
ritätenfrage in Danzig zu gewinnen. Ueber die 
Minoritätenfrage will ich nicht ſprechen. Ich will 
einem nationalen Menſchen, wie der Kommuniſt 
jagte, dies chauviniſtiſche Recht nicht beſtreiten. 
Aber ich verlange von Leuten, die fih den natio- 
nalen Mantel umgehängt haben und mit nationa⸗ 
len Worten groß ſprechen, daß ſie ſich auch in ähn⸗ 
licher Art und Weiſe für den Danziger Staat und 
die deutſche Bevölkerung zu denken bemühen. Der 
Danziger Grund und Boden iſt, wie ich in einem 
Zuruf ſagte, deutſch. Wenn die Bevölkerung des 
deutſchen Danzigs in eine derartige Notlage ge⸗ 
bracht wird, und eine Beſſerung durch Kriechen 
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und Paktieren mit Polen nicht eintritt, dann 
bleibt immer noch die Frage da, in welcher Weiſe 
wir nach Deutſchland wieder zurückgelangen 
können. 

Wir haben in dieſem Jahr am 28. Juli den 
Tag, an dem vor 10 Jahren der Friedensvertrag 
abgeſchloſſen wurde. Gegen den Friedensvertrag 
hat nicht allein die Danziger Bevölkerung, ſon— 
dern haben auch Regierungsſtellen proteſtiert. Es 
wäre in Rückerinnerung an jenen Tag des Pro— 
teſtes auf dem Heumarkt darauf hinzuweiſen, in 
welcher Form man damals recht gehabt hat, als 
man das deutſche Danzig vor der Abtrennung vom 
Deutſchen Reich und vor der Ueberlieferung an 
Polen zu behüten verſuchte. Damals wollte man, 
daß Danzig zurück nach Deutſchland kam, heute 
will die Regierung nicht den Mund aufmachen 
und verlangen: zurück nach Deutſchland. 

Sie werden aber nicht vor einer Bankrott— 
politik Halt machen können, wenn Sie ſich weiter 
in dieſe Verhandlungen mit Polen einlaſſen. Es 
genügt nicht, daß Sie Ihre Souveränität damit 
begründen, daß Sie den Kellogg-Pakt unter⸗ 
ſchreiben. Wenn der Kellogg-Pakt an den Volfs- 
tag kommt, werden drei Tage dazu erforderlich 
ſein, und es wird keine Einſtimmigkeit bei den 
Parteien darüber herrſchen. Der Kellogg-Pakt be⸗ 
deutet nichts weiter als ein Verlogenheitsprodukt, 
ein Entwaffnungsvertrag, an dem wir ganz unin- 
tereſſiert ſein können; denn bei uns will keiner 
Krieg führen. (Zuruf links.) Ich will den Krieg 
nicht führen, das wäre ein Irrſinn, der nur bei 
Herrn Dr. Moczynſki exiſtieren kann. Wir wiſſen 
aber, daß der Kriegsächtungspakt auch von den 
Sozialdemokraten nicht ernſt genommen wird. 
Auch bei den Deutſchnationalen war man ſich 
noch vor der Annahme im Reichstage nicht einig. 
Erſt bei der Abſtimmung, die namentlich bean- 
tragt wurde, war man gezwungen, Farbe zu be— 
kennen. Da haben fünf führende Deutſchnationale, 
gerade die Vorſitzenden, für den Kellogg-Pakt ge- 
ſtimmt, während der Reſt der Fraktion ſich gegen 
den Pakt ausſprachen. Was wird nun in Danzig 
zur Begründung der Annahme des Vertrages 
vorgebracht? Der Senatspräſident und die Regie⸗ 
rungsparteien bringen nichts weiter vor, als daß 
zum erſtenmal wieder ein Vertrag angenommen 
wird. bei dem Danzig als gleichberechtigter Fak— 
tor fungiert. Das kann uns herzlich gleichgültig 
jein, wenn Danzig auf dem Papier feine Sou- 
veränität anerkannt bekommt. Wenn es nur tat⸗ 
ſächlich der Fall wäre! Aber da nimmt uns Polen 
die Eiſenbahnſouveränität ab, ein Teil der Poſt 
iſt verloren gegangen, — bei der Souveränität der 
Freien Stadt bleibt wirklich ſehr viel zu wünſchen 
übrig. Wir können ruhig darauf verzichten, auf 
dem Papier als ſouverän bezeichnet zu werden, 
wenn nicht die tatſächlichen Verhältniſſe etwas an⸗ 
deres erweiſen. 

Zu den einzelnen Etats wird ja hier noch ge— 
nügend geſprochen werden. Ich möchte zu den ein- 
zelnen Etats nicht ſprechen, möchte nur einiges 
zum Juſtizetat und zum Schuletat erwähnen. 
Beim Juſtizetat habe ich im vorigen Jahr die 
Sache Heuſterberg angeſchnitten. Ich möchte be— 
tonen, daß ich in keiner Weiſe etwa für Heuſter— 
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berg Partei nehme, in keiner Weiſe an dem Er— 


gebnis der Gerichtsverhandlung Kritik üben will. 
Aber ich habe ein Intereſſe feſtzuſtellen, ob man 
etwa den ehemaligen Senator Fuchs oder den 
Sparkaſſendirektor Heyn anders behandelt als den 
verurteilten Heuſterberg. Ich habe eine Reihe von 
Abſchriften der ſeinerzeitigen Meineidanzeigen, 
die Heuſterberg an den Senat oder an die Staats⸗ 
anwaltſchaft gerichtet hat. Ich habe auch Abſchrif— 
ten von all den Schreiben, die die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft im Einſtellungsverfahren erlaſſen hat. 
Schon im vorigen Jahr wurde eine Reihe von 
Verfahren eingeſtellt. In dieſem Jahr wurde im 
Februar eine Reihe von dieſen Verfahren durch 
den Staatsanwalt wieder aufgenommen, als 
Heuſterberg Proteſt erhob und ſagte, da müßte 
nachgeprüft werden. Ich habe auch Beweiſe, daß 
ſich der Rechtsanwalt Weiſe, der Verteidiger 
Heuſterbergs, ebenfalls auf den Standpunkt 
ſtellte, daß mindeſtens recht fahrläſſige Behaup— 
tungen in den Ausſagen der Herren Heyn und 
Fuchs vorkämen. Nach anderthalb Jahren iſt man 
nicht in der Lage, eine Verhandlung gegen die be— 
treffenden Herren Dr. Bieſchke, Heyn und Fuchs 
vorzunehmen auf Grund der Erhebungen der 
Staatsanwaltſchaft. Man wartet immer noch und 
übt einen Druck auf Heuſterberg aus, daß er feine 
Anzeigen zurücknehmen foll. Ich habe das Urteil 
des vom Zentrum nach Danzig verpflanzten Pro- 
feſſor van der Reis geſehen, der Heuſterberg mehr- 
fach unterſucht hat und acht und neun Prozent 
Zucker bei ihm feſtgeſtellt und ſeine Haftunfähig⸗ 
keit nachgewieſen hat. Trotzdem Heuſterberg mehr— 
fach zur Unterſuchung war, auch ſelbſt in Apothe⸗ 
ken Unterſuchungen hat vornehmen laſſen, auch 
vom Gericht mehrfach unterſucht wurde, hat man 
ihn vor einiger Zeit wieder in Polizeigewahrſam 
genommen. (Aber wie lebt er da!) Die Art und 
Weiſe, wie man es gemacht hat. iſt bezeichnend. 
Weil er auf Grund des neuen Haftbefehls opn- 
mächtig wird und eine Erhöhung ſeiner Fieber⸗ 
temperatur bekommt. wird er auf eine Bahre ge⸗ 
legt und ins Gefängnis gebracht. Der Mann wird 
nun nicht in eine gewöhnliche Zelle gebracht. fon- 
dern in Krankenbehandlung. So koſtet er dem Staat 
ein Stück Geld. Sie glauben doch nicht, daß Heu— 
ſterberg unter dieſen Umſtänden von fih aus Wert 
darauf legt, geſund zu werden. Ich zweifle daran, 
daß er den Willen dazu hat, und ohne den Willen 
wird er nicht geſund werden. Heuſterberg verlangt, 
daß er entlaſſen wird, und wenn das nicht ge⸗ 
ſchießt. wird er auch nicht geſund. Welche Koſten 
verurſacht das dem Staat! Man glaubt, Heuſter⸗ 
berg wird ſich kleinkriegen laſſen und ſeine Anzei⸗ 
gen gegen Heyn, Fuchs und Konſorten zurück⸗ 
nehmen. Er wird das nicht tun. Es hat aber den 
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Anihein, als ob man alle Druckmittel gegen ihn 


ausübt. Dagegen muß ich proteſtieren. Ich ver⸗ 
lange, daß man einen ehemaligen Senator und 
einen Sparkaſſendirektor genau jo zur Unter- 
ſuchung bringt, wie jemand anders, der der Eides- 
verletzung bezichtigt wird. Es geht doch nicht an, 
daß Heyn einfach gefragt wird, ob er nichts getan 
hat. Neben dem Rechtsanwalt Heuſterbergs hat 
aber eine Stenotypiſtin geſeſſen, die ein Steno⸗ 
gramm aufgenommen hat. Das läßt man jedoch 
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nicht gelten. Maßgebend ſei nur das, was der 
Staatsanwalt ſelbſt gehört habe. Man vernimmt 
vor allem nicht die Zeugen, die von Heuſterberg 
genannt ſind. Ich habe das Gefühl, als ob man 
vor beſtimmten Perſonen Halt macht. 

Von dieſer Ausnahmebehandlung kann man 
beſonders bei der Perſonalpolitik ſprechen, die in 
Danzig zur Zeit getrieben wird. Ich komme jetzt auf 
das, was Herr Abg. Weiß geſtern geſagt hat, 
nämlich, das Zentrum würde niemals die Partei 
benutzen, um Perſonalpolitik zu treiben. Ich 
glaube, Herr Weiß war der ſchlechteſte Behaupter 
für dieſe Sache, er, der gegen den Willen des 
Lehrerkollegiums zum Rektor beſtimmt wurde. 
Wer da weiß, wie die Zentrumsleute ihre Ange— 
hörigen in alle möglichen Staatspoſitionen Hin- 
einzuziehen ſuchen. (Wo? beim Zentrum) der 
mußte über die Behauptung lachen. Ich habe hier 
einen Antrag. den wir heute auf den Tiſch gelegt 
bekommen haben. Da ſoll der katholiſche Amtsge— 
hilfe des Volkstages Beamter werden, aber den 
dritten nehmen Sie nicht hinein. Ich erwarte, daß 
alle drei hineinkommen. (Abg. Cierocki: Wie 


können Sie behaupten, daß unſerer dabei ift!) Es 


iſt eine offene Parteipolitik, die getrieben wird. 
Warum laſſen Sie denn den Rietz heraus, etwa 
deshalb weil er erſt kürzere Zeit beim Volkstag 
iſt? (Parteivpolitik! links.) Ich war vorſichtig ge- 
nua. mich erit mit der Frau Aba. Richter in Ver: 
bindung zu ſetzen und mir die Auskunft geben zu 
laſſen. Sie brauchen mir da nichts zu ſagen. Ich 
brauche Sie nur an die Angelegenheit des Herrn 


(B) Profeſſors van der Reis zu erinnern. (Der tüchtig⸗ 


ſte Arzt, den Sie hier haben! beim Zentrum.) 
Was die Schulpolitik des Zentrums anlangt, 
ſo möchte ich Sie nur fragen, ob es in Ihrer Frak— 
tion einen Lehrer gibt. der nicht bereits nach ganz 
kurzer Zeit Rektor wird? Er muß ſchon ſehr be— 
ſchränkt ſein. wenn er es nicht wird. und wird er 
nicht in ſeinem Heimatsort Rektor, dann wird er 
eben an eine andere Schule verſetzt. Man geht ſo— 
gar ſo weit, bisherige evangeliſche Rektorſtellen in 
katholiſche umzuwandeln. 
Schule in Brentau. (Abg. Weiß: Wie iſt die Kin⸗ 
derzahl?) Die Kinderzahl ift überwiegend fatho- 
liſch. (Na alfo! beim Zentrum.) Sie wollen eine 
konfeſſionelle Schule daraus machen. Herr Weiß. 
Sie vertreten ſonſt den Standpunkt: halb und 
halb. Wo aber noch eine evangeliſche Rektorſtelle 
iſt, da beſeitigen Sie ſie einfach. Was hat denn an 
ſich die Konfeſſion der Schüler mit der Konfeſſion 
des Rektors zu tun? Einen Dreck! Es kommt hier 
genau ſo wie anderswo auf die Fähigkeiten des 
Betreffenden als Beamter an und auf nichts 
weiter. (Ihr alter Herr hat anders geſprochen! 
beim Zentrum.) Ja, mein alter Herr hat mit dem 
Zentrum ſehr lange zuſammengeſeſſen, aber ich 
glaube, daß er mit manchem von Ihnen heute doch 
nicht mehr zuſammenſitzen würde. (Zurufe beim 
Zentrum.) 
Präſident: Herr Abg. Cierocki, ich bit i 
die Sitzung nicht zu ſtören. . 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir 
Splett 


brauchen hier von dem Fall nicht zu 


Ich erinnere an die. 
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niſche Sprache erlernte: „Man kann nie wiſſen, 
wozu es gut iſt.“ Ich würde Ihnen lieber raten, 
Ihr früher ſchon ſo oft betontes deutſches Geſicht 
in kulturellen Fragen zu zeigen. Nehmen Sie vor 
allem einmal das Stadttheater. Wo bleibt da 
Ihre moraliſche Entrüſtung? Was hier an 
Schmutz aufgeführt wird, das nenne ich un— 
deutſch. Sie haben Gelegenheit genug gehabt, daz 
gegen zu proteſtieren. Auch hier ſpricht wieder Ihre 
berühmte Perſonalpolitik unleugbar mit. Ich er⸗ 
innere nur an den Fall Kun. Da hat „Der neue 
Weg“ das internationale Organ der Gemeinſchaft 
deutſcher Bühnenangehöriger folgende Bekannt— 
machung erlaſſen: 

Der Kartellverband Deutſcher Bühnen-Angehöri⸗ 
gen teilt mit: 

Der deutſche Chorſängerverband und Tänzerbund 
erſucht, den Zuzug zum Stadttheater Danzig einſt⸗ 
weilen fernzuhalten. 

Er ſchreibt: „Dieſe Maßnahme war nötig, weil 
das genannte Theater ihon feit Jahren in einen foz 
genannten Abbaurummel verfallen iſt und in rück⸗ 
ſichtsloſeſter Weiſe ältere Mitglieder ohne Anſpruch 
auf Altersverſorgung auf die Straße ſetzte. Nun ſollen 
von 27 Chormitgliedern wiederum 13 abgebaut wer⸗ 
den, darunter unſer vorjähriger Obmann, der wegen 
ſittlicher Verfehlungen des Ehordirektors Kun im 
vorigen Jahre gegen dieſen einſchreiten mußte. Er 
wurde damals friſtlos entlaſſen, erzwang aber unter 
dem Rechtsſchutz unſeres Verbandes durch Urteil des 
Schieds⸗ und Oberſchiedsgerichts ſeine Wiederein⸗ 
ſtellung für die Spielzeit.“ 

Das, was hier geſagt iſt, bedeutet, daß der Mann, 
der die Anſtellungen vornimmt, ſich an ſeinen An⸗ 
geſtellten vergangen hat. Sie ſprechen immer von 
einem geſunden Abbau, warum verſucht denn hier 
der Senat nicht Remedur zu ſchaffen? (Der iſt ja 
deutſch⸗ſozial! Mitte.) Ich wüßte nicht, daß Juden 
in dieſer Partei ſind, ich würde Ihnen raten, nicht 
wieder ſolche dummen Zurufe zu machen! (Herr 
Hohnfeldt, wo iſt eigentlich Ihre Partei? Mitte.) 
Die hätten Sie ſehen können, wenn Sie am Sonn- 
tag mit mir in Sobbowitz geweſen wären. Herr 
Weber, weil Sie mir gerade einen Zuruf machen, 
Sie ſind doch auch jo künſtleriſch angehaucht, 
warum verſuchen Sie nicht, etwas gegen den Fall 
Kun zu unternehmen? Können Sie es mit Ihrer 
Moral vereinbaren, einen ſolchen Menſchen weiter 
zu behalten, oder ſtehen Sie auf dem Standpunkt, 
daß nur allein das Künſtleriſche ausſchlaggebend 
ſein darf? Man kann darüber ſehr im Zweifel 
ſein, ob das der gegebene Mann für Danzig iſt. 
Ich mache nur dieſe Ausführungen, weil das Zen⸗ 
trum gerade wieder hier verſagt hat. (Abg. Cie⸗ 
rocki: Iſt das Zentrum denn dafür verantwort⸗ 
lich?) Ja. m. D. u. H., Sie ſind der Turm, um den 
ſich alles dreht, Sie ſind die angeblich einzige feft- 
ſtehende Partei, — ſagen Sie. (Abg. Eierocki: 
Hoffentlich drehen Sie ſich nicht mit um den 
Turm!) O, nein! (Abg. Cierocki: aber in der Zeit, 
als Sie befördert werden wollten, da haben Sie 
ſich auch um den Turm gedreht, da kamen Sie 
hin und haben gebettelt!) 


Präſident: Ich bitte, die Zwiegeſpräche einzu- 
ſtellen. Herr Abg. Cierocki, ich rufe Sie wegen 
fortgeſetzter Störung der Sitzung zur Ordnung! 
Herr Abg. Hohnfeldt, ich muß Sie bitten, das 


ſprechen. Ich erinnere nur daran, daß Herr Splett perſönliche Gebiet zu verlaſſen und ſachliche Mus- 
es war, der die Worte gebrauchte, als er die pol- führungen zu machen. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 97. Sitzung. Donnerstag, den 20. Juni 1929. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich gehe 
nur auf die Zwiſchenrufe ein und mache dem 
Zentrum den Vorwurf, daß es zum mindeſten 
eine ſehr unehrliche Politik treibt, und daß es un- 
ehrlich vom Zentrum iſt, hier zu behaupten, daß 
es nicht die Partei dazu benutzt, um Perſonalpoli⸗ 
tik zu treiben, oder daß es moraliſch ehrlich und 
ſtark ſei. Der dritte Punkt, zu dem die Haltung 
des Zentrums zweifelhaft iſt, betrifft den ſozialen 
Haushalt. Herr Plenikowſki hat hier bereits ge- 
ſagt, wie von Jahr zu Jahr die Zahlen der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge geſunken ſind. Ich wiederhole 
das, damit es Ihnen allen wirklich klar wird. 
Jedenfalls können Sie nicht behaupten, daß das 
falſch iſt, was Herr Plenikowſki hier jagte. Gerade 
die Abteilung Soziales unterſteht Ihrem Partei⸗ 
mann, und der Etat beweiſt doch, daß Sie nicht 
gerade ſehr viel für die erwerbsloſen Maſſen übrig 
haben. Was Sie in der Abteilung Soziales unter— 
laffen haben, daß müßte eigentlich von den So- 
zialdemokraten wieder gutgemacht werden. 


Da haben Sie aber immer die Entſchuldigung 
bei der Hand: es iſt nicht genügend Geld vorhan— 
den, deshalb haben Sie angeblich auch all die Wb- 
änderungsanträge ablehnen müſſen, die im Mus- 
ſchuß von den Deutſchnationalen und den Kommu- 
niſten eingebracht worden ſind. Die Deckungsfrage 
ijt aber ſehr einfach zu löſen. Sie haben eine Be- 
ſteuerung der Börſenumſätze mit 34 pro Mille. 
Auf der anderen Seite beſteuern Sie das arbei⸗ 
tende Kapital in unerhörter Weiſe, während Sie 
das händleriſche Kapital leer ausgehen laſſen. 
Finden Sie nicht, daß beim Einziehen dieſer 
Steuer noch Erkleckliches für den Staat Heraus- 
zuholen wäre? Schon vor 1900 wandte fih die 
Sozialdemokratie gegen jede Börſenſteuer und 
jede Aenderung des Börſenſteuergeſetzes. Dieſe 
Anſchauungen haben ſich bei Ihnen nicht geändert. 
Sie haben ſeinerzeit die Warenhausſteuer aufge— 
hoben. Sie war vielleicht praktiſch nicht durch— 
führbar und hatte nicht genügenden Ertrag. Ein 
Geſchäft wie Sporthaus Rabe wurde z. B. als 
Warenhaus betrachtet und Freymann und Nathan 
Sternfeld nicht. Aber glauben Sie nicht, daß es 
eine andere Möglichkeit gibt, dieſe Warenhaus— 
ſteuer in anderer Form noch ſchärfer heranzuzie— 
hen? Nach meiner Ueberzeugung könnte eine er- 
hebliche Summe Geldes bei ſachgemäßer Beſteue— 
rung herausgeholt werden. 


In der Zollfrage kann man ſich den Wünſchen 
anſchließen, daß die Frage des Zollverteilungs— 
ſchlüſſels möglichſt bald aufgerollt wird, und daß 
dabei ein günſtiger Erfolg für Danzig heraus⸗ 
kommt. Ich bin allerdings im Zweifel darüber, 
daß der jetzige Senat in dieſer Frage genügend 
Rückgrat haben wird. Er hat ſonſt als Unterhänd— 
ler meiſtens Herrn Jewelowſki geſchickt. Die Er- 
gebniſſe dieſer Verhandlungen ſehen oder hören 
Sie aus den Reden des Senatspräſidenten Dr. 
Sahm und des Finanzſenators Dr. Kamnitzer. Sie 
ſind ſehr mager. Herr Abg. Weiß mußte auch zu— 
geben, daß dieſe Verhandlungen keine poſitiven 
Gewinne gebracht haben. Weil aus der jogenann- 
ten Erfüllungspolitik, die ich als Fatalismus be— 
zeichnete, nichts Gutes herauskommt, bleibt dem 
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Senat und der Regierung nichts anderes übrig, 
als ſeinen Weg zu ändern. 

Der Weg iſt einfach. Solange der Friedens⸗ 
vertrag von Verſailles und die Abtrennung von 
Deutſchland beſteht, iſt an eine Beſſerung der wirt⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe in Danzig 
nicht zu denken. Sie iſt nicht durch Angliederung 
an Polen zu erreichen, ſondern nur durch einen 
näheren Anſchluß an Deutſchland. Wir hoffen, daß 
der Tag kommt, an dem die deutſche Regierung in 
Danzig als erſte die Forderung ſtellen wird: Auf- 
hebung des Verſailler Friedensvertrages und zu— 
rück nach Deutſchland! 

Í Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Paul 
Kreft. : 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wir haben ſonſt immer das beſondere Ber: 
gnügen, vor leerem Hauſe zu ſprechen. Heute ſind 
ein paar Abgeordnete mehr da. Ich ſetze ſelbſt— 
verſtändlich voraus, daß ein Teil der Abgeordne⸗ 
ten ſo ſchnell wie möglich das Haus verläßt. Wenn 
wir jetzt zum Schluß noch einmal zum gegenwär⸗ 
tigen Etat Stellung nehmen, jo müſſen wir jelbit- 
verſtändlich noch einmal die Stellungnahme ſämt⸗ 
licher Parteien vor unſerm Auge vorüberziehen 
laſſen und feſtſtellen, welche grundſätzliche Stel- 
lung ſämtliche Parteien in der Frage des Haus— 
haltsplans eingenommen haben. Wir Kommu- 
niſten nehmen ſelbſtverſtändlich den Standpunkt 
des revolutionären Proletariats ein und beurtei⸗ 
len den Haushaltsplan vom Standpunkt des Klaſ— 
ſenkampfes. Wir haben aber feſtgeſtellt, daß alle 
Parteien, von rechts angefangen, die nicht anders 
können, Zentrum und, was das Weſentliche iſt, 
auch die Sozialdemokraten, denſelben Standpunkt, 
wie die Deutſchnationalen zum Haushaltsplan 
einnahmen. Wir ſtellen zunächſt feſt, daß der 
Haushaltsplan darauf baſiert, den beſitzenden 
Kreiſen im Intereſſe der Kapitalneubildung und 
im Intereſſe der Wirtſchaft Entlaſtung zuteil wer- 
den zu laſſen. Das iſt die Grundtendenz, das iſt 
die Stellungnahme, die die Sozialdemokratie zu 
dieſem Etat eingenommen hat. In der Vergan— 
genheit hat ja auch der ſogenannte Linksſenat 
ſeine größte Aufgabe darin geſehen, die Steuer— 
Handhabung immer nur im Intereſſe der beſitzen— 
den Kreiſe durchzuführen. Wir haben feſtgeſtellt, 
daß alle Steuern, die ſich ſpeziell mit der Frage 
des Beſitzes beſchäftigten, in der Vergangenheit 
abgebaut wurden. Eins der beſten Beiſpiele da— 
für war ja die Geſetzesvorlage, die hier vor eini— 
gen Tagen verabſchiedet worden iſt, die ſich auf 
einer neuen Mehrbelaſtung der werktätigen Be— 
völkerung aufbaute. 

Aber noch etwas Weſentlicheres iſt bei dieſem 
Etat zum Ausdruck gekommen. Das iſt zunächſt 
die Stellungnahme der Deutſchnationalen. Die 
Deutſchnationalen benutzen jede Gelegenheit, um 
ihre chauviniſtiſchen Probleme an den Mann zu 
bringen. So war es die Hauptaufgabe des Red- 
ners der Deutſchnationalen, hier zu beweiſen, daß 
die Behandlungsmethoden, die von Polen einge: 
ſchlagen werden, gegenüber Danzig unrichtig ſind 
‚up zum Ruin Danzigs führen. Sie haben ſelbſt⸗ 
verſtändlich vergeſſen, daß dieſelben Methoden von 
allen anderen kapitaliſtiſchen Staaten eingeſchla— 
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gen werden und in der Vorkriegszeit von 


den gegengeſetzt gebracht hat. 
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Das Weſentliche war, 


Deutſchnationalen in der Oſtmarkenpolitik ſelbſt daß der Danziger Arbeiter billiger arbeiten ſoll. 


durchgeführt wurden. Die Deutſchnationalen 
glauben nach dem Sprichwort zu handeln: „Wenn 
zwei dasſelbe tun, ſo iſt das nicht dasſelbe.“ Wenn 
die Deutſchnationalen dieſe Politik durchführten, 
geſchah es lediglich in ihrem Intereſſe, weil ſie 
für die Kapitaliſten dienlich und nützlich war. 
Aber in dem Moment, wo von der anderen Seite 
dieſelben Methoden angewandt werden, werden 
ſie als politiſch verwerflich bezeichnet. 

Die meiſten Parteien haben die Frage der Zu— 
ſammenarbeit mit Polen und die Frage des pol— 
niſchen Kapitalismus nur oberflächlich betrachtet 
mit Ausnahme einiger Abgeordneter, die es nicht 
wagten, tiefer in dies Problem einzuſteigen. Ich 
glaube, es wird keinen Danziger Wirtſchaftler 
und auch keinen Danziger Politiker geben, 
der heute vielleicht glaubt, den polniſchen Staat 
mit ſchönen Worten oder ſchönen Reden zu über⸗ 
zeugen, um mit dieſen Mitteln etwas Beſſeres für 
Danzig herauszuholen. Es iſt noch niemals in 
der Weltgeſchichte eingetreten, daß man mit fö- 
nen Reden oder andern Mittelchen Geld heraus— 
geholt hat. Aber alle Parteien, auch die Rede 
des Präſidenten Dr. Sahm, gingen letzten Endes 
darauf hinaus, dem polniſchen Bundesgenoſſen 
mit ſchönen Worten zu zeigen, er ſoll die ſchöne 
Stadt Danzig doch nicht ſo rückſichtslos und brutal 
behandeln. Das war der Unterton ſämtlicher 
Redner, die hier auftraten, mit Ausnahme der 
Deutſchnationalen, die ihre chauviniſtiſchen Ziele 
noch beſſer zum Ausdruck brachten. Eins ſteht feſt, 
daß Danzig eine wirtſchaftliche Einflußſphäre für 
Polen iſt und daß dieſe Einflußſphäre ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur im Intereſſe der polniſchen Wirtſchaft 
durchgeführt wird. 

Es wurde hier die Frage des Hafens von Gdin- 
gen angeſchnitten. Dabei kam die Stellungnahme 
der einzelnen Parteien zum Ausdruck, die ſie ſei⸗ 
nerzeit einnahmen, als die Frage überhaupt akut 
wurde. Es ſtimmt, daß einzelne Redner in der 
Vergangenheit die Gefahren geſchildert haben, die 
durch einen polniſchen Hafen entſtehen würden. 
Die Deutſchnationalen ſtellten ſich auf den Stand⸗ 
punkt, das ſei Unſinn, dieſer neue Hafen, der Mil- 
lionen und Milliarden koſten wird, werde nie- 
mals mit dem Danziger Hafen konkurrieren tön- 
nen. Sie vergaßen aber dabei, daß ein Kontur- 
renzhafen in der Nähe von Danzig ein Machtmit⸗ 
tel zur wirtſchaftlichen Abdroſſelung von Danzig 
iſt. Sie vergaßen weiter dabei, daß ein Hafen in 
der Nähe von Danzig für die zukünftige Ausein⸗ 
anderſetzung mit der Sowjetunion eine Notwen⸗ 
digkeit iſt. Das iſt kein Märchen. Die ganze Po⸗ 
litik läuft auf die Auseinanderſetzung zwiſchen der 
proletariſchen und der kapitaliſtiſchen Welt Hin- 
aus. Alſo auch von dieſem Geſichtspunkt aus muß 
man die Dinge betrachten. 

Wenn man ſich auf den Standpunkt ſtellt, wie 
ſpeziell der Abg. Rahn, der da ſagte, die Freie 
Stadt müſſe ihre Frachtraten, ihre Tarife auf den 
100. Teil des Pfennigs kalkulieren, ſo ſagte er in 
ſeiner Begründung ganz klipp und klar, daß der 
Danziger Arbeiter auch zu polniſchen Löhnen ar⸗ 
beiten ſoll, wenn er dieſe Formulierung auch ent⸗ 


Wir haben auf dieſem Gebiet praktiſche Erfah— 
rung. Typiſch iſt das Lohnabkommen der Hafen— 
arbeiter, das im Gegenſatz zu anderen Lohnab— 
kommen ein einhalb Jahre läuft. Der Lohn iſt 
gering, wenn man bedenkt, daß der größte Teil 
der Hafenarbeiter Gelegenheitsarbeiter ſind und 
höchſtens ein bis zwei Tage die Woche arbeiten. 
Das Weſentlichſte iſt, daß kein Hafenarbeiter Er— 
werbsloſenunterſtützung bekommt. Wenn man das 
in den Vordergrund ſtellt, muß man feſtſtellen, daß 
dieſe Politik die Einführung polniſcher Löhne in 
Danzig bedeutet. 

Weiter darf man ſelbſtverſtändlich die mili— 
täriſche Rolle Gdingens nicht außer acht laffen. 
Wenn hier die Unterſtützung der polniſchen Regie— 
rung gegenüber den polniſchen Häfen angeſchnit— 
ten wurde, ſo haben wir ſchon immer erlebt, daß 
man beſtimmte Kolonien und Länderſtriche mit 
bedeutenden Zuſchüſſen verſehen hat, weil die Ge— 
währ dafür beſtand, daß ſich in abſehbarer Zeit 
dies Kapital rentiert. Genau dieſelbe Politik 
ſchlägt Polen gegenüber Danzig ein. Intereſſant 
waren vor allem geſtern die Ausführungen des 
Abg. Brill. Ich kenne den Abg. Brill ein paar 
Jahrzehnte. Ich kenne auch ſein Hauptargument 
von der Streichholzſchachtel. Man muß feſtſtellen, 
daß es ein fauler Boden ift, wenn man den Mar- 
xismus mit der Streichholzſchachtel begründen 
will. Das Weſentliche aber war, daß der Abg. 
Brill geſtern klipp und klar zum Ausdruck brachte, 
daß Ihr Staat ſchon im Rohbau fertig iſt. Er 
ſagte alſo klipp und klar, daß dies ſchon ein Stück 
Sozialismus iſt, und daß auf dieſem Wege allmäh⸗ 
lich das Endziel verwirklicht werden kann. Wir 
wiſſen, daß dies die Plattform der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei iſt. 

Wenn wir uns weiter die Taten anſehen, die 
ſpeziell in den letzten Jahren von der ſogenannten 
Linksregierung durchgeführt find, müſſen wir feſt⸗ 
ſtellen, daß noch ein ſehr weiter Weg bis zum all- 
mählichen Hineinwachſen in den Sozialismus iſt. 
Wir müſſen zuerſt einmal kurz daran erinnern, 
daß auf der ganzen Linie eine ſyſtematiſche Ber- 
elendung der Arbeiterſchaft durchgeführt wird. 
Das liegt ſelbſtverſtändlich in der Linie der So— 
zialdemokratiſchen Partei: Dieſer Staat iſt unſer 
Staat, den müſſen wir geſund machen, wieder auf⸗ 
päppeln, und dann wird etwas für die Arbeiter- 
klaſſe abfallen. 

Aus dieſer Einſtellung heraus ift es verſtänd— 
lich, daß die Sozialdemokratie es wagt, allein bei 
der Invalidenverſicherung 50000 Gulden abzu- 
ſtreichen. Bei dieſer Einſtellung ift es ſelbſtver— 
ſtändlich, daß die Sozialdemokratie, trotzdem ſie 
weiß, daß die Zahl der Erwerbsloſen bedeutend 
höher iſt als im vorigen Jahr, zu behaupten wagt, 
daß die Zahl der Erwerbsloſen kleiner geworden 
ſei. Es iſt aber nur die Zahl der Erwerbsloſen, 
die eine Anterſtützung bekommen, kleiner gewor- 
den. Im Verwaltungswege hat es die Linksre⸗ 
gierung fertig gebracht, einer großen Zahl von er— 
werbsloſen Arbeitern die Unterſtützung zu ſperren. 
Auf der anderen Seite wird argumentiert, die 
Zahl der Erwerbsloſen ſei kleiner geworden. M 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

D. u. H.! Es gehört ſelbſtverſtändlich ein Stück 
Unverfrorenheit dazu, um alle dieſe Argumente 
mit dem Bruſtton der Ueberzeugung von dieſer 
Tribüne zum Ausdruck zu bringen. Der Abg. Brill 
hat auch nicht vergeſſen für die Arbeiter drau— 
ßen ein paar ſchöne Brocken zu bringen. Es war 
intereſſant, daß er ſpeziell auf die Unfallgefahr 
einging und ſagte, daß es Aufgabe des Staates 
ſei, die Unfallgefahr zu beſeitigen. Typiſch iſt 
aber, daß kleine Verbeſſerungen auf dieſem Gebiete, 
die dahin gingen, die Summe um 9000 Gulden zu 
erhöhen, um noch zwei Baukontrolleure anzu— 
ſtellen, vom Ausſchuß abgelehnt wurden. 

So können wir auf allen Gebieten feſtſtellen, 
daß die Regierungstätigkeit der Sozialdemokraten 
gemeinſam mit dem Zentrum eine ſyſtematiſche 
Verelendung der Arbeiterſchaft bedeutet. Typiſch 
iſt ja, daß gerade in der Erwerbsloſenunterſtützung 
in den letzten fünf Jahren, trotzdem die Teuerung 
ganz gewaltig geſtiegen iſt, nichts geleiſtet worden 
ijt. Typiſch ift auch weiter, daß in der Zeit, wo die 
Sozialdemokratiſche Partei in der Oppoſition ge— 
weſen iſt, ſie mit ihren Anträgen aufgewartet hat, 
die eine 50-, eine 25⸗prozentige Erhöhung der Er- 
werbsloſenunterſtützung forderten. Heute ſtellt ſie 


ſich rückſichtslos auf den Standpunkt, trotzdem in 


den letzten Jahren keine Erhöhung eingetreten iſt, 
daß im Intereſſe des Staates kein Pfennig an Er- 
werbsloſenunterſtützung mehr gezahlt werden 
kann. 

Weiter in der Frage der Wohnungsnot, des 
Wohnungselends ift genau die gleiche Stellung- 
nahme zu verzeichnen. Es wird heute mit allen 
Mitteln verſucht, auf Koſten der Arbeiterſchaft die 
Wohnungsmieten entſprechend zu ſteigern. Das 
iſt letzten Endes dasſelbe Argument wie bei der 
Erwerbsloſenfürſorge. Dabei iſt ein großer Teil 
der Arbeiter überhaupt nicht in der Lage, die Mie— 
ten zu bezahlen. Sie müſſen in engen Löchern Hau- 
ſen. Intereſſant waren auch die Ausführungen 
des Abg. Weiß vom Zentrum. Er brachte mit fei- 
nem „einerſeits und andererſeits“ — das iſt eine 


der typiſchen Parolen beim Zentrum — immer 


einerſeits etwas für die Arbeiterſchaft und ande— 
rerſeits etwas für die beſtehende Wirtſchaftsord— 
nung. Alle dieſe Phraſen, die vom Abg. Weiß hier 
aufgetiſcht wurden in bezug auf die Wohnungsnot 
uſw. ſind nur für die Arbeiterſchaft beſtimmt, die 
heute noch Anhänger des Zentrums iſt. Für dieſe 
Kreiſe der Arbeiterſchaft muß dies „einerſeits“ im— 
mer wieder in den Vordergrund geſchoben werden 
um zu beweiſen, daß das Zentrum gewillt iſt, für 
die arbeitende Klaſſe etwas herauszuholen. Wir 
kennen ja die Stellungnahme des Zentrums und 
wiſſen, daß es in allen Fragen, die das Lebens— 
intereſſe der Arbeiterſchaft angehen, eine ableh— 
nende Stellung einnehmen wird. Aber wir wiſſen, 
daß in allen Fragen, die im Intereſſe der Papſt— 
kirche liegen, immer ſoviel Mittel wie irgend mög- 
lich gegeben werden. 

M. D. u. H.! Unſere Stellung zum Etat habe 
ich kurz zum Ausdruck gebracht, indem ich ſagte, 
daß unſere Stellungnahme die der revolutionären 
Arbeiterſchaft iſt. Trotzdem haben wir einen Teil 
Anträge zum Etat eingereicht. Die Anträge ſind 
im Ausſchuß alle der Ablehnung verfallen und 
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werden ſelbſtverſtändlich auch in dieſem hohen 
Hauſe durch die Abſtimmungsmaſchine abgelehnt 
werden. Die Anträge, die wir geſtellt haben, ſind 
aber ſo gehalten, daß ſie dieſen Staat noch gar nicht 
ſtürzen, daß ſie die finanziellen Möglichkeiten die— 
ſes Staates nicht erſchöpfen, ſondern die Anträge 
ſind ſo gehalten, daß ſie immerhin innerhalb dieſer 
Staatsform durchgeführt werden können. 

Wir haben uns vor allen Dingen die Argu— 
mente aller Parteien, die hier zum Ausdruck ge— 
bracht worden ſind, zu eigen gemacht und haben 
bei dieſem verflucht großen Beamtenapparat dabei 
angefangen, was auch vom Abg. Brill hier zum 
Ausdruck gebracht worden iſt. Dieſe Argumente 
haben wir uns zu eigen gemacht und haben bei 
unſeren Anträgen ſpeziell das Hauptgewicht dar— 
auf konzentriert, einen Abbau der höheren Beam: 
ten durchzuführen und dementſprechend haben wir 
auch unſere Anträge geſtellt. Wir wiſſen ſelbſt⸗ 
verſtändlich genau, daß Sie gar nicht daran den- 
ken, dieſe Anträge anzunehmen. Wenn aber die 
einzelnen Parteien hier immer wieder zum Aus— 
druck bringen, daß 45 Prozent, daß 55 Prozent 


ſämtlicher Einnahmen des geſamten Freiſtaates 


für die Beſoldung der Beamten verbraucht werden, 
dann ſoll man nicht Ausreden gebrauchen und nicht 
ſagen, wir können nicht abbauen, ſondern da muß 
man energiſch vorgehen. Unſere Anträge bieten 
dazu die Möglichkeit. Wir verlangen den Abbau 
der oberen Beamtenſchaft, die ja letzten Endes doch 
nichts tut, die Arbeit wird ja von den mittleren 
und unteren Beamten geleiſtet. Wir fordern bei 
dieſer Etatsfeſtſetzung, die oberen Beamtenſtellen 
zu ſtreichen und die dadurch erzielten Erſparniſſe 
für die Erhöhung der Erwerbsloſenfürſorge zu ver⸗ 
wenden und für die anderen ſozialen Einrichtun⸗ 
gen. Die ſozialen Einrichtungen ſind überhaupt 
ein ganz beſonderes Gebiet, die der vorliegende 
Etat auch nur ſehr ſpärlich bedacht hat. Alle Ein⸗ 
richtungen, die im Intereſſe der Arbeiterſchaft lie- 
gen, ſind in dem vorliegenden Etat ſehr ſpärlich 
bedacht. 

Alle dieſe Einwendungen zu dem Geſamtetat 
will ich hier kurz zuſammenfaſſen und ſagen, daß 
dieſer Etat noch ein viel reaktionäreres Geſicht 
zeigt als der im vergangenen Jahre und daß ſämt⸗ 
liche Etats, die in den vergangenen Jahren hier 
dem Haufe vorgelegt und von den Deutſchnatio— 
nalen vertreten, damals aber von den Sozialdemo⸗ 
kraten bekämpft wurden, nicht beſſer und nicht 
ſchlechter ausgeſehen haben, als dieſer Etat. Dieſer 
Etat iſt genau fo brutal und rückſichtslos gegen: 
über der arbeitenden Bevölkerung. Es muß hier 
zum Ausdruck gebracht werden, daß auch die Links⸗ 
regierung, daß ſpeziell die Sozialdemokraten, alle 
Laſten auf die Schultern der Arbeiterſchaft abzu⸗ 
wälzen verſuchen. Es zeigt ſich hier wieder einmal 
deutlich. wie weit ſchon die Sozialdemokratie mit 
dieſer Staatsform verfilzt und verwachſen iſt, und 
daß ſie rückſichtslos und brutal mit allen Mitteln 
verſucht, auf Koſten der Arbeiterſchaft dieſen Staat 
zu halten und zu ſichern. Wir ſagen aber, daß die⸗ 
ſer Staat nicht unſer Staat iſt und daß all die 
Worte, die hier von der Sozialdemokratie, ſpeziell 
geſtern vom Abg. Brill hier gebraucht worden ſind, 
nichts mit Marxismus und nichts mit Sozialis⸗ 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

mus zu tun hatten, daß das höchſtens pazifiſtiſch— 
demokratiſche Reden find, die man hier zum Wus- 
druck bringt, die aber keine Gemeinſchaft mit dem 
Marxismus oder dem Sozialismus haben. Aus 
dieſem Grunde werden wir ſelbſtverſtändlich dem 
vorliegenden Etat den ſchärfſten Kampf anſagen. 
Wir werden dabei aber nicht nur zu den einzelnen 
Etatspoſitionen unſere prinzipielle Stellungnahme 
bekanntgeben, ſondern wir werden darüber Hin- 
aus auch unſere Hauptaufgabe erfüllen, nämlich 
der arbeitenden, der ſchaffenden Bevölkerung ſa— 
gen, auch dieſe Linksregierung, dieſer ſogenannte 
Linksſenat denkt gar nicht daran, auch nur die 
kleinſte Verbeſſerung im Intereſſe der Arbeiter: 
ſchaft durchzuführen, denn ſein Standpunkt iſt die 
Rationaliſierung, der Erhalt dieſer Wirtſchaft auf 
Koſten der Arbeiterſchaft. (Bravo! bei den Kom: 
muniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre— 
chung. Wir ſchreiten nun zur Einzelberatung. Ich 
rufe den 

Haushaltsplan des Volkstages, (Druck⸗ 
ſache Nr. 733.) 


auf. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 


der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Bei der Etatsberatung des Volkstages im 
Hauptausſchuß (Wilhelm, wie lange willſt Du re- 
den? links.) Das hängt ganz vom dem Willen der 
Koalitionsregierung ab. — Wir haben als Kom- 
muniſten ein Intereſſe daran, zu verhindern, daß 
die vorliegenden Etats in dieſer Faſſung hier in 
Bauſch und Bogen angenommen werden. Wir ha— 
ben die Aufgabe, hier dafür einzutreten, daß die 
Etats im Sinne der werktätigen Bevölkerung hier 
angenommen werden und daher werden Sie uns 
verſtehen, wenn wir die Etats nicht wie Sie in 
Bauſch und Bogen annehmen, ſondern dagegen 
kämpfen. Wir tun das nicht etwa nur aus reiner 
Oppoſition, ſondern weil wir der zum Teil ſchwer 
um ihr Daſein ringenden Bevölkerung helfen wol— 
len, und deshalb verſuchen wir, hier unſere Ab— 
änderungsanträge durchzubringen, die 
ſind, der werktätigen Bevölkerung zu helfen. Sie 
werden es uns deshalb auch nicht verdenken tön- 
nen, wenn wir eingehend zu den Etats hier im 
Plenum Stellung nehmen. 

Bei der Beratung des Volkstagsetats im 
Hauptausſchuß kam auch zur Sprache, daß vor allen 
Dingen die Kräfte des Volkstagsperſonals ſehr 
angeſpannt werden. Auch heute, wo Sie wieder 
die Nacht hindurch tagen wollen, kann man wieder 
einmal feſtſtellen, daß mit der Arbeitskraft der Be⸗ 
amten und Angeſtellten des Volkstages Raubbau 
getrieben wird. Wir haben bereits des öfteren 
feſtſtellen können, daß tatſächlich die Kräfte der Be- 
amten und Angeſtellten des Volkstages im höchſten 
Maße beanſprucht wurden. Dagegen wenden wir 
uns mit aller Entſchiedenheit. Es liegt in Ihrer 
Macht, hier Abhilfe zu ſchaffen, indem Sie die 
entſprechenden fehlenden Arbeitskräfte einſtellen 
und zweitens das Arbeitspenſum ſo bemeſſen, daß 
die Angeſtellten tatſächlich damit fertig werden 
können. Wir haben es wohl alle ſchon erfahren, 
daß die Beamten und Angeſtellten uns mit Be⸗ 


geeignet j 
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Arbeiten überhäuft waren, daß fie uns nicht mit 
Rat und Tat zur Seite ſtehen konnten. Ich denke 
dabei an das Ausſuchen von Zeitſchriften, Büchern 
uſw. uſw. Es liegt in Ihrer Macht, hier Abhilfe 
zu ſchaffen, indem Sie den Kreis der Angeſtellten 
des Volkstages vergrößern. 

Wir verlangen weiter, daß alle Angeſtellten 
des Volkstages in das Beamtenverhältnis über— 
führt werden, und zwar aus dem Grunde, weil 
eben der Arbeitskraft des einzelnen ſehr enge 
Grenzen gezogen ſind und weil jede Arbeitskraft 
hier bis aufs äußerſte beanſprucht wird. Wenn 
man heute wieder einen Antrag vorlegt, der nur 
beſtimmte Angeſtellte des Volkstages zu Beamten 
macht, ſo ſoll man doch gleich alle Angeſtellten feſt 
anſtellen, ſo wie ſie gehacken und gebacken ſind, 
man muß doch auch vermeiden, daß nun ein Ange— 
ſtellter auf den anderen ſcheel ſieht. Das kann aber 
nicht geſchehen, wenn ein Teil der Angeſtellten ins 
Beamtenverhältnis übernommen wird, ein ande- 
rer aber zurückgeſtellt wird und zuſehen muß, wie 
die Kollegen, die dieſelbe Arbeit leiſten, in der 
Beſoldung wie auch in der Amtsbezeichnung beſſer 
geſtellt ſind als früher. Daher verlangen wir, daß 
alle Angeſtellten ins Beamtenverhältnis übernom— 
men werden, damit jedes Mißverhältnis im Bolts- 
tag zwiſchen Angeſtellten und Beamten beſeitigt 
wird. Bei dieſer Gelegenheit möchte ich darauf 
aufmerkſam machen, daß für die Amtsgehilfen, die 
in der Telephonzentrale beſchäftigt ſind, inſofern 
ſchlechte Arbeitsverhältniſſe vorliegen, als ſie ent⸗ 
gegen den polizeilichen Vorſchriften ihre Stunden 
in einer engen Kammer abzuſitzen haben und dort 
ihren Dienſt verrichten. Wir wiſſen, daß ein Teil 
der Amtsgehilfen oder Angeſtellten ſchon heute 
krank und tuberkulös ſind. Das iſt Tatſache, denn 
der eine Amtsgehilfe war bereits in Jenkau, in der 
Tuberkuloſenheilſtätte. Die andern werden dem- 
nächſt folgen, wenn nicht Abhilfe geſchaffen wird, 
daß die Telephonzentrale den polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften bezüglich der Raumverhältniſſe entſpre⸗ 
chend umgeſtaltet wird. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſti.) Wenn wir die Ausſtattung des Büros 
des Präſidenten, das Senatorenzimmer und die 
Zimmer des Herrn Präſidenten und des Herrn Di- 
rektors anſehen, die allerdings Repräſentations⸗ 
zwecken dienen, muß die Telephonzentrale als 
Stall bezeichnet werden. Wir verlangen, daß die— 
ſen unteren Angeſtellten ein Raum zur Verfügung 
geſtellt wird, wo ihre Geſundheit nicht gefährdet 
iſt. Sonſt ſtellen die Polizei und die Gewerbein— 
ſpektion Recherchen an. Ich mache ganz beſonders 
die Gewerbeinſpektion auf die Raumverhältniſſe 
der Telephonzentrale aufmerkſam, die direkt ge- 
ſundheitsſchädlich ſind, umſomehr als in der Nähe 
dieſer Räume Säuren ſind, die ſich ſchädlich für 
die Geſundheit auswirken. 

Unter den Einnahmen finden wir 137 Gulden 
als verſchiedene Einnahmen bezeichnet. Was heißt 
verſchiedene Einnahmen? Die verſchiedenen Ein- 
nahmen, ich bitte mich zu berichtigen, wenn das 
nicht zutreffen ſollte, ſind darauf zurückzuführen, 
daß man kommuniſtiſche Abgeordnete mit Gewalt 
aus dem Hauſe entfernt. Wir wenden uns da⸗ 
gegen mit allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln 


dauern abweiſen mußten, weil fie derartig mit bund erheben ſchärfſten Proteſt gegen diefe Çin- 
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(Liſchnewſti, Abgeordneter) 
nahmen und gegen die Handhabung 
Hauſe. 

Bisher beſtand ein großes Mißverhältnis, weil 
die Stenographen nicht ins Beamtenverhältnis 
überführt wurden. Nach großen Kämpfen und ein- 
eingehender Ausſprache, ſowohl im Hauptausſchuß 
als auch im Vorſtand des Volkstages, iſt es ge— 
lungen, dieſe beiden Stenographen ins Beamten: 
verhältnis zu übernehmen. Solange war es ein 
unerhörter Mißſtand, weil die Stenographen in 
Preußen, dem Deutſchen Reiche und allen parla— 
mentariſchen Ländern zum größten Teil ſchon 
längſt im Beamtenverhältnis ſind. Nur Danzig 
ſtand in faſt ganz Europa in dieſer Beziehung 
einzig da, daß die Stenographen ſich nicht im Be— 
amtenverhältnis befanden. Jetzt endlich iſt es 
nach langen Beratungen und Kämpfen auf Grund 
der Stellungnahme der Kommuniſten, die einen 
entſprechenden Antrag einbrachten, gelungen, die 
Uebernahme der Stenographen ins Beamtenver— 
hältnis vorzuſehen. Wir begrüßen das um ſo mehr, 
als wir uns darüber im klaren ſind, daß dieſe An— 
geſtellten, dieſe Stenographen, beſonders durch die 
Maßnahmen der jetzigen Koalitionsregierung zu 
leiden haben, weil fie die Arbeitseinteilung jo ein- 
richten, daß dieſe Stenographen ſtundenlang, ja 
man kann ſagen, Tag und Nacht angeſtrengt ar— 
beiten müſſen, um den ſtenographiſchen Bericht tat— 
ſächlich ſo aufzunehmen, wie es notwendig iſt. 

Wir Kommuniſten legen ganz beſonderen Wert 
auf gute ſtenographiſche Berichte, weil wir ſie be— 
nutzen können. Ich ſpreche es ganz offen und ehr— 
lich aus, daß wir ſie als Propagandamittel be— 
nutzen, um zu zeigen, wie die Maßnahmen der 
reaktionären Regierung, beſonders auch der jetzi— 
gen Koalitionsregierung, gegenüber der werktäti⸗ 
gen Bevölkerung vor ſich gehen. Bei der Beratung 
des Etats des Volktages hat ſich Herr Abg. Weiß 
im Hauptausſchuß nicht geſcheut, zu bemängeln, 
daß dieſe ſtenographiſchen Berichte zu viel Geld 
koſteten. Sie koſten ungefähr 17 000 Gulden, mit 
Druckkoſten uſw. 30 000 Gulden, in dieſem Jahr 
immerhin noch ein Mehr von 1600 Gulden. Er 
ſagte, an der Länge der ſtenographiſchen Berichte 
ſeien die Ausführungen der Kommuniſtiſchen 
Fraktion ſchuld. Die Ausführungen der Kommu— 
niſtiſchen Fraktion bezeichnete er als ödes Ge— 
ſchwätz. Wenn man aber die Ausführungen des 
Herrn Abg. Weiß von der Zentrumsfraktion in 
ſeiner Etatsrede nach der Rede des Senatspräſi⸗ 
denten verfolgte, ſo kann man tatſächlich ein ödes 
Geſchwätz feſtſtellen. Es war nichts weiter als die 
Aufführung eines Eiertanzes. Aber wirklich 
außenpolitiſche und innenpolitiſche Fragen hat der 
Herr Abg. Weiß grundſätzlich nicht berührt. Ent- 
weder iſt er dazu nicht fähig, ſeine Geiſteskräfte 
reichen nicht zu, oder es liegt im Weſen der Zen- 
trumsfraktion, daß fie alle Fragen von ihrem je- 
ſuitiſchen Standpunkt betrachtet und dementfpre- 
chend Winkelzüge macht, wie es die Jeſuiten wol- 
len, denen vorgeſchrieben iſt, es mit niemand zu 
verderben und immer das Wohl der Kirche im 

uge zu haben. Das wiſſen wir. Gemeſſen an der 
grundſätzlichen Einſtellung zu innen- und auken- 
politiſchen Fragen, waren die Ausführungen des 
Herrn Abg. Weiß tatſächlich nur ödes Geſchwätz. 


in dieſem 
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Hält man die Ausführungen des Genoſſen Pleni- 
kowſki demgegenüber, ſo kann man feſtſtellen, daß 
die Kommuniſtiſche Fraktion durch die Ausführun⸗ 
gen des Abg. Plenikowſki grundſätzlich die Frage 
berührt hat und ſie auch von unſerem politiſchen 
Standpunkt löſte, wie die innen- und außenpoli⸗ 
tiſche Frage im Intereſſe der werktätigen Bevölke— 
rung, für die wir uns einſetzen, durchzuführen iſt. 
Das iſt eine Wiſſenſchaft nach Karl Marx und 
Friedrich Engels. Nur wer in der Lage iſt, dieſe 
Wiſſenſchaft folgerichtig zu beherrſchen, kann An— 
ſpruch darauf erheben, von der Geſchichte und den 
wirtſchaftsökonomiſchen Problemen eine Ahnung 
zu haben. i 

Die Parlamentariſche Union, zu der der Bolts- 
tag ſeinen Beitritt erklärt hat, bedeutet weiter 
nichts als Spritzfahrten einzelner Vertreter dieſer 
Parlamentariſchen Union. Sehen wir uns die 
parlamentariſchen Gepflogenheiten im interna— 
tionalen Maßſtabe an. Gie find doh weiter nichts 
wie ein Deckmantel der kapitaliſtiſch-demokratiſchen 
Tendenzen, um der werktätigen Bevölkerung vor- 
zugaukeln, als wäre tatſächlich dieſes bürgerlich— 
kapitaliſtiſche Syſtem das beſte, um der werktäti— 
gen Bevölkerung zu ihrem Recht zu verhelfen. 
Die ganze Parlamentariſche Union trifft Maß— 
nahmen, die fih ausſchließlich gegen die Kommu- 
niſten richten, die in ſchärfſter Oppoſitionsſtellung 
gegen dies demokratiſch-parlamentariſche Syſtem 
ſtehen. Das hat der Schriftſteller, ich glaube er 
hieß Nordau, ſchon im Jahre 1883 in ſeinem Buch 
als eine parlamentariſche Lüge bezeichnet. Dieſe 
parlamentariſche Lüge, die der bürgerliche Schrift⸗ 
ſteller Nordau ſchon 1883 in einem Buch ſcharf ge⸗ 
geißelt hat, iſt auch heute noch in ſchärfſter Form 
vorhanden. Wir haben keine Urſache, dieſe Lüge 
zu unterſtützen, ſondern wir erheben dagegen 
ſchärfſten Proteſt und richten dementſprechend auch 
unſeren Kampf ein. 

Was iſt überhaupt Parlamentarismus? Dieſe 
Frage muß beim Etat des Volkstages berührt wer- 
den. Parlamentarismus iſt das Machtmittel, das 
im kapitaliſtiſch-bürgerlichen Staat gegen die wert- 
tätige Bevölkerung mit verſteckten Methoden an⸗ 
gewandt wird. Früher, als das feudaliſtiſche und 
das monarchiſtiſche Syſtem die Diktatur der Mo⸗ 
narchie war, durfte man die parlamentariſchen 
Mittel, wie ſie heute breitgetreten werden, nicht 
anwenden. Man konnte ſtärker gegen die Oppo⸗ 
ſition vorgehen. Ich erinnere an die Maßnahmen 
der franzöſiſchen und der engliſchen Regierung. 
Wenn es ihnen nicht in den Kram paßte, machten 
fie ihren Laden zu und machten ihren Dred alleene, 
wie der ſächſiſche König geſagt hat. Heute wendet 
man dieſelben Methoden an. Ich erinnere an die 
Methoden von Muſſolini, von Pilſudſki, ich erin⸗ 
nere an die Länder Bulgarien, Rumänien uſw. 


(C) 


(D) r 


Präsident: Herr Abg. Liſchnewſki, ich erinnere 


daran, daß die allgemeine Ausſprache erledigt iſt, 
ich muß darum bitten, nur zum Etat des Bolts- 
tags zu ſprechen. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Wir ſehen, 
unter den Ausgaben z. B. Aufwandsentſchädigung, 
Reiſekoſten und Fahrgelder für Abgeordnete. Dieſe 
Poſition wurde von den Abgeordneten der bürger⸗ 


lichen Parteien mit aller Entſchiedenheit als zu 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

hoch bezeichnet. Wir möchten demgegenüber hal— 
ten, daß es jedem Abgeordneten unbenommen 
bleibt, auf ſeine Koſten zu fahren, wenn er nach 
Tiegenhof oder ſonſt wohin fährt. Wäre ich ein 
Abgeordneter mit den Einnahmen, die die Hälfte 
der Abgeordneten hier hat, dann würde ich es 
unter meiner Würde halten, auf Kojten des Staa- 
tes Spritzfahrten zu machen. Aber ich ſtelle feſt, 
daß beſonders die bürgerlichen Abgeordneten die 
Fahrten benutzen, um ihre perſönlichen Angelegen— 
heiten zu erledigen. Dann kommen Sie aber in 
den Ausſchuuß und erklären, daß z. B. die Fahr- 
gelder, die Reiſekoſten ſo enorm hoch ſeien. Die 
Aufwandsentſchädigung beträgt 230 000 Gulden, 
die Reiſekoſten und Fahrgelder 12 000 Gulden. Es 
bleibt, ſowohl was die Aufwandsentſchädigung 
als auch die Reiſekoſten anbelangt, jedem Abgeord- 
neten unbenommen, ich habe Gehalt genug, ich 
verzichte und bezahle meine Fahrten und meinen 
ſonſtigen Aufwand allein. Aber nichts von ale- 
dem iſt zu bemerken. Wir ſehen hier Abgeordnete 
mit einem Einkommen von über 1000 Gulden mo⸗ 
natlich, und doch nehmen ſie jeden Pfennig noch 


mehr wahr, als die kommuniſtiſchen Abgeordneten.“ 


Ganz anders iſt es, wenn ein Arbeiter hier im 
Intereſſe ſeiner Wähler tätig iſt. Er iſt wie ein 
gehetztes Stück Wild, er bekommt keine Arbeit, er 
wird nicht eingeſtellt. Er iſt alſo gezwungen, von 
dieſen 150 Gulden zu leben. Dann kommen Sie 
noch her und bemängeln die hohen Koſten. Wir 
müſſen dies als demagogiſches Spiel bezeichnen, 
als Manöver. Es gibt Abgeordnete, die ſich nicht 
ſcheuen, jede Gelegenheit wahrzunehmen, um 
neben ihren Gehältern noch mehr Einnahmen zu 
haben. 

Es war auch eine ziemlich hohe Summe für die 
Inſtandſetzung dieſes Hauſes, vor allem der Außen— 
front in den Etat eingeſetzt. Der Herr Präſident 
glaubte fagen zu müſſen, daß die Innen-, ſowohl 
wie die Außenausſtattung des Volkstages nicht 
beſonders gut wäre und verlangte eine ziemlich 
hohe Summe, die ihm aber von der Regierung ge- 
ſtrichen worden iſt. Wir legen nicht allzu großen 
Wert auf die Ausſtattung. Wir legen mehr Wert 
darauf, daß uns hier unſere Rechte als Volksver⸗ 
treter, als Vertreter der Kommuniſtiſchen Partei 
nicht genommen werden. Darauf werden wir uns 
am meiſten konzentrieren. Leider ſtellen wir in 
letzter Zeit fejt, daß die Handhabung der Ge- 
ſchäftsordnung gegen die kommuniſtiſchen Abge⸗ 
ordneten immer ſchärfere Formen annimmt. Ge⸗ 
mach meine Herren, ſowohl die Präſidenten, als 
die Volkstagsabgeordneten, die Kommuniſtiſche 
Partei läßt fih weder verbieten, noch drangſalie— 
ren, ſondern ſie wird getreu ihrem Prinzip und 
getreu ihren Aufgaben gegenüber der revolutio⸗ 
nären Arbeiterſchaft ihre Pflicht und Schuldigkeit 
tun, wie es im Intereſſe der Werktätigen liegt, 
trotz der Stellungnahme der Präſidenten und trotz 
der Stellungnahme der Sozialdemokratiſchen 
Partei. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Zum Volkstagsetat 
ſind zwei Anträge eingebracht. Druckſache Nr. 774 
und Nr. 790: 


Druckſache Nr. 774. 

Im Abſchnitt II, Stelle 1 
ſtatt 1 Aſſiſtent zu ſetzen 5 Aſſiſtenten, 
ſtatt 1 Amtsgehilfe zu ſetzen 4 Amtsgehilfen. 
Stelle 2 in den Erläuterungen ſind zu ſtreichen 

1 Steindrucker (VD, 2 Stenotypijtinnen (VI), 
2 Stenotypiſtinnen (V) und 2 Amtsgehilfen (V). 

Im Abſchnitt II, Stelle 2 wird die Zahl 37 800 Gul- 
den geſtrichen und die Zahl im Abſchnitt II, Stelle 
1, 63 046 Gulden dementſprechend geändert. 

Im Abſchnitt II, Stelle 1 neu aufzunehmen: 

2 Stenographen (IX). 
Der eingeſetzte Betrag von 63 046 ift um 16 000 G 
zu erhöhen. 

Abſchnitt III, Stelle 1. Die Erläuterung zu III, 1 und 
der eingeſetzte Betrag von 16000 Gulden ſind zu 
ſtreichen. 

Im Abſchnitt VI, Stelle 1. Für die Interparlamen⸗ 
tariſche Union und die Handelsunion wird die Zahl 
2000 Gulden geſtrichen. 


Opitz 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Druckſache Nr. 790. 
7 der Ausgabe ſind bei Abſchnitt II, Stelle 1 zu 
etzen: 
ſtatt 1 Drucker 2 Maſchinenmeiſter, 
ſtatt 1 Amtsgehilfe 2 Amtsgehilfen. 
Hinzuzuſetzen: 2 Stenographen. 
Bei Abſchnitt II, Stelle 2 iſt in den Erläuterungen 
zu ſtreichen: 
1 Steindrucker, 
ſtatt 2 Amtsgehilfen ift zu ſetzen 1 Amtsgehilfe. 
Abſchnitt III. Stelle 1 iſt zu San ba 
Die Abſchlußziffern in dem Haushaltsplan ſind ent⸗ 
ſprechend zu ändern. 
A. Fooken und Fraktion. 
Weiß und Fraktion. 
Frau A. Richter und Gruppe. 


Wir ſtimmen zuerſt über die Abänderungsanträge 
in Druckſache Nr. 774 ab. (Abg. Plenikowſti: Zur 
Geſchäftsordnung!) Ich bitte die D. u. H., die die- 
ſem Abänderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: 
Unerhört!) Das iſt die Minderheit, die Anträge 
ſind abgelehnt. Wir ſtimmen nun ab über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 790. Ich 
bitte die D. u. H., die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Wir ſtimmen jetzt 
über den Etat des Volkstages ab. (Abg. Böcker: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 
nicht aus. (Abg. Plenikowſki: Sie ſcheinen nicht 
zählen zu können, 17 ſtehen und einer ſteht noch 
da oben! — Zwiſchenrufe und Unruhe.) Herr Mb- 
geordneter, ich habe mir Ihre Rüpeleien ſchon eine 
ganze Weile gefallen laſſen, ich warne Sie, die 
Dinge nicht auf die Spitze zu treiben! Ich bitte die 
D. u. H., die den Antrag unterſtützen, noch einmal 
aufzuſtehen. — Ich bitte mitzuzählen. (Zuruf: 
Herr Schwarz ſteht doch auch da oben!) Entſchul⸗ 
digen Sie, das habe ich nicht beachtet. Ich bitte 
die Beiſitzer jedoch, mich in meiner Geſchäftsfüh⸗ 
rung zu unterſtützen, ſich in ſolch einem Falle ſelbſt 
bemerkbar zu machen und die Geſchäfte nicht zu 
ſtören. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abgeordnete Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Es ift nicht üblich, wenn der Präfident des Hauſes 


infolge der Erregung der Maſſen einen Irrtum 


(C) 


(D) 


(A) 


Volkstag Danzig — 97. Sitzung. Donnerstag, den 20. Juni 1929. 


(Rahn, Abgeordneter) 
begeht oder etwas überſieht, ihn anzupöbeln. (Un⸗ 
ruhe bei den Kommuniſten.) Das iſt nicht uner⸗ 
hört, ein Präſident kann ſich im Moment der Ge⸗ 
ſchäftsführung nicht irren und er irrt auch nicht, 
Sei müſſen ſich ihm fügen! 

Präſident: Es iſt nicht nötig, Herr Abg. Rahn, 


daß Sie mich in meiner Geſchäftsordnung unter⸗ 
ſtützen, ich werde mir ſchon allein zu helfen wiſſen. 
Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt worden. 
Wir ſchreiten alſo zur namentlichen Abſtimmung 
über den Haushaltsplan des Volkstages. Ich 
bitte die D. u. H., die Plätze einzunehmen. Die 
Abſtimmung beginnt. Nach dem vorläufig feſtge⸗ 
ſtellten Ergebnis ſind 57 Stimmen abgegeben 
worden; das Haus iſt ſomit beſchlußunfähig. Ich 
ſetze die nächſte Sitzung auf morgen, Freitag, den 
21. Juni, nachmittags 3 Uhr 30 Minuten mit fol⸗ 
gender Tagesordnung an: 


S n 


N 


1813 


— 


„Fortſetzung der zweiten Beratung eines Geſetzent⸗ (B) 
wurfs über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929. (Druckſache Nr. 
749 zu Nr. 720.) 

Dazu folgende Haushaltspläne: 
„Namentliche Abſtimmung über den Haushaltsplan 
des Volkstages. (Druckſache Nr. 733.) 
Haushaltsplan der Allgemeinen 
(Druckſache Nr. 734.) 


— 


Verwaltung. 


w 


3. Haushaltsplan für Soziales und Geſundheitsweſen. 
(Druckſache Nr 735.) 

4. Haushaltsplan für Kirchenweſen. (Druckſache 
Nr. 736.) 


Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung. (Druckſache Nr. 737.) 

Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern. 
(Druckſache Nr. 738.) 

„Haushaltsplan der Handels- und Gewerbeverwal— 
tung. (Druckſache Nr. 739.) 


8. Haushaltsplan für Arbeit. (Druckſache Nr. 740.) 
9. Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. (Druckſache 
Nr. 741.) 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 30 Minuten.) 


| 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 98.199. Sitzung. Freitag, den 21. Juni 1929. 


98. Sitzung. 


Freitag, den 21. Juni 1929. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1929. — Fortſetzung. — 
(Druckſache Nr. 749 zu Nr. 720) . . 

Haushaltsplan des Volkstages (Druck 
ſache Nr. 733) 

Namentliche Abſtimmung über Drucksache Nr. 733 

Vertagung wegen Beſchlußunfähigkeit und . 
ſetzung der nächſten 8 ; 


99. Sitzung. 
Freitag, den 21. Juni 1929. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplaus für 


das Rechnungsjahr 1929. — Fortſetzung. — 
(Drucksache Nr. 749 zu Nr. 720) 
Haushaltsplan des Volkstages. (Drut 


ſache Nr. 733) 
Namentliche Abſtimmung über Druchſache Nr. 739 
Haushaltsplan der Allgemeinen Verwal⸗ 
tung (Druckſache Nr. 734) 5 
Plenikowſki (K. P.) 
Ordnungsruf für den Abg. Plenitowſti (K. B.) 
Abänderungsantrag des Abg. Naſchke u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 734 (Drudiahe Nr. 763) 
Haushaltsplan für Soziales und u 
heitsweſen ee Nr. 735) 
Plenikowſki (K. P.) 
Ordnungsruf für den Abg. Bleni kowſti (RB) 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
zu Drucksache Nr. 735 (Druͤckſache Nr. 798) 5 
Abänderungsantrag der Abg Fooken, Weiß, Frau 


Richter zu Druckſache Nr. 735 (Drucksache 
Nr. 788) 
Haushaltsplan für K Kiedenweien (Orudjace 


Nr. 736) te 
Langnau (K. P.) Feen 
Plenikowſki P) 

Ordnungsruf für den Abg. Plenfkowſti (K. P.) 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft. Kunſt und 
Volksbildung ee Nr. 737) ; 
Loops (S. P. D 
Plenikowſki (N 5) zur Geſchäftsordnung 
Müller, Paul (D. Nat.) zur Geſchäfts⸗ 

ordnung ; 
Liſchnewſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Gehl (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 

Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 

Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philip- 
ſen, Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 737 1 
ſache Nr. 77011) 

Abänderungsantrag der Abg. Fooken, Weiß, Frau 
Richter zu Drucksache Nr. 737 (Druckſache 
Nr. 789) 

Abänderungsantrag des Abg. Bienitowifi u. Fr. 
(Druckſache Nr. 799) .. 

Haushaltsplan der Berwaltung v des Innern 
(Druckſache Nr. 738) 
Lopps (S. P. D.) 
Liſchnewſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 

Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philip⸗ 
jen, Dyck zu Druckſache Nr. 738 (Druck⸗ 
ſache Nr. 770) 

Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 
zu Drucksache Nr. 738 (Druckfache Nr. 777) 

Haushaltsplan der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
verwaltung (Druckſache Nr. 739) 
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A (K. P) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philip⸗ 
fen, Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 739 (Druck⸗ 
ſache Nr. 770 IV) 
Abänderungsantrag des Abg. Paul Kreft u. Fr. 
zu Drucksache Nr. 793 (Druckſache Nr. 782) 
Haushaltsplan me: Arbeit ls, Nr. 
740) 1 
Schilke 3) h 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, 
Dyck u. Fr. zu Drucksache Nr. 740 (Druck⸗ 


ie , E Ne E a ON 
des Abg. Paul Kreft u. Fr. 
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Abänderungsantrag 
zu Drucksache Nr. 740 (Druckſache Nr. 780) . 
Haushaltsplan der eee Drut 
ſache Nr. 741) 5 
Loops (S. P. D.). 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſti u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 741 (Druckſache Nr. 775) 
Haushaltsplan für . 
(Druckſache 1400 N 
Loops (S. P. D.) 
Liſchnewfki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, 
Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 742 (Druckſache 
Ny. 7700 
Abänderungsantrag des Abg. Paul Kreft u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 742 (Druckſache Nr. 781). 
Haushaltsplan der Grundbefibnerwaltung 
(Druckſache Nr. 743) . : 
Schilke (3.) ; 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung einſchl. Fiſcherei und Do⸗ 
mänen verwaltung (Druckſache Nr. 744) 
Schilke (3) . 
Dr. Blavier (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, 
Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 744 re 
Nr. 770 VII) . 
Abänderungsantrag des Abg. Langnau u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 744 (Druckſache Nr. 779). . 
Haushaltsplan der eee Drud: 
ſache Nr. 745) 
Loops (S. P. D.) 
Liſchnewſki AR) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 745 (Druckſache Nr. 771) 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Selenranhen: 
verwaltung 9 Nr. 746) 
Loops (S. P. D 
Abänderungsantrag des Abg. Ovitz u. Fr. zu Drud: 
ſache Nr. 746 (Druckſache Nr. 803). .. 
Haushaltsplan der Finanzverwaltung Drut- 
ſache 7470 
Ordnungsruf für den Abg. Eiicnewiti (K. . P.) 
Schilke (3,) 
Plenikowſti (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. zu Druck⸗ 
ſache Nr. 747 (Drucksache Nr. 802). 
i (Druckſache Nr. 748) 
Schilke (Z.) 
Abänderungsantrag' der Abg. Jahr, Friedrich und 
Hennke zu Druckſache Nr. 748 (Drudi. Nr. 793) 
Abänderungsantrag des Abg. Paul Müller u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 748 (Druckſache Nr. 792). 
Abänderungsantrag der Abg. Fooken, Weiß, Rid- 
ter zu Druckſache Nr. 748 (Druckſache Nr. =) 
Loops (S. P. D.) 
Gerick (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. 
Kurowfki (3.) zur Geihäftsordnung . 
Müller, Paul (D.Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
nung 7 
Friedrich (V.A.G) zur Geſchüftsordnung 
Gehl (S. P. D.) zur Geihäftsordnung . 
Kreft. Paul (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minnuten 
den Präſidenten Spill eröffnet. 
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Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Dr. Wiercinſki; Oberregierungsräte Grunert, Dr. 
Hemmen, Brieſewitz; Oberregierungs- und Mes 
dizinalrat Dr. Roſenbaum. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
98. Vollſitzung und rufe den Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929. Fort⸗ 
ſetzung. 

Druckſache Nr. 749 zu Nr. 720. 

Haushaltsplan des Volkstages. 
Druckſache Nr. 733. Wir waren ſtehen geblieben 
bei der namentlichen Abſtimmung über den Haus⸗ 
haltsplan des Volkstages. Wir ſetzen die Abſtim⸗ 
mung fort. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Plätze einzunehmen, die Abſtimmung beginnt, 
— wünſcht von den D. u. H. noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? (Geſchieht.) Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt jetzt geſchloſſen. Das vorläufig 
feſtgeſtellte Ergebnis der namentlichen Abſtim— 
mung iſt folgendes: Abgegeben ſind 59 Stimm⸗ 
karten. Das Haus iſt beſchlußunfähig. Ich ſetze 
die nächſte Sitzung auf heute 4 Uhr nachmittags 
mi der Tagesordnung: „Fortſetzung von heute“ 
eſt. 

(Schluß der Sitzung 3 Uhr 50 Minuten.) 


99. Sitzung. 
Freitag, den 21. Juni 1929. 


Die Sitzung wird um 4 Uhr durch den Präſi⸗ 
denten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Dr. Wiercinſti, Oberregierungsräte Brieſewitz, 
Dr. Hemmen, Oberregierungs- und Medizinal⸗ 
rat Dr. Roſenbaum. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
99. Vollſitzung. Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
ſehun für das Rechnungsjahr 1929. Fort⸗ 
ſetzung. 
Druckſache Nr. 749 zu 720. Wir fahren fort mit 
der namentlichen Abſtimmung über den 
Haushaltsplan des Volkstages. 
Druckſache Nr. 733. Ich bitte die Damen und 
Herren die Plätze einzunehmen, die Abſtimmung 
beginnt. — Das vorläufig feſtgeſtellte Stimm— 
ergebnis iſt folgendes. Abgegeben ſind 64 Stimm⸗ 
karten,“) davon 62 mit Ja, 2 mit Nein. Der 


„Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmen 64, davon 62 mit Ja, 2 mit Nein. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, Eiſerloh, Frau 
Falt, Fooken, Friedrich, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grod⸗ 
nick, Hackbardt, Hallmann⸗Robert, Hennke, Höhn, Hong, 
Hoppe. Jahr, Joſeph, Kaiſer, Karſchewſti, Klein, Klin⸗ 
genberg. Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Lemke⸗ 
Bruno, Lemke⸗Wilhelm, Leu, Loops, Frau Malikowſfi 
Mathieu, Mau, Moritz, Frau Müller, Frau Pauls, 
Plettner, Frau Prillwitz, Naay, Rehberg, Frau Richter, 
Rogalewifi, Nogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt⸗Eduard, 
Schmidt⸗Friedrich, Selow, Frau Dr. Semrau, Spill, Stu⸗ 
kowſki. Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki, 
Frau Zuper. 


Abgegebene 


Volkstag Danzig — 98./99. Sitzung. 


Freitag, den 21. Juni 1929. 


Etat mit ſeinen Ueberſchriften iſt ſomit angenom⸗ 
men. Ich rufe Ziffer 2 auf: 
Haushaltsplan der Allgemeinen Ver⸗ 
waltung. 

Druckſache Nr. 734. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Beim Etat 
der Allgemeinen Verwaltung intereſſieren uns 
einige Punkte, und zwar deshalb, weil dieſe 
Punkte in urſächlichem Zuſammenhang mit grund— 
ſätzlichen Fragen ſtehen. (Zuruf im Zentrum.) — 
Es kann 10 Stunden, 20 Stunden, es kann aber 
auch nur 10 Minuten dauern, abſchätzen kann ich 
es nicht. — Und zwar ſind es die Poſitionen betr. 
die Ausgaben für die Senatoren, dann die Mus- 
gaben für die obere Beamtenſchaft, dann Poſitio⸗ 
nen, deren Ausgaben ich als Kriegsausgaben be— 
zeichnen müßte, dann andere Poſitionen, die das 
ungeheure Wohnungselend um ſo kraſſer in Er— 
ſcheinung treten laſſen, ſchließlich noch einige Be— 
merkungen zu den Ausgaben für das Statiſtiſche 
Landesamt. 

Zunächſt die Ausgaben für den Senat. Wir 


kennen den ſcheinbaren Kampf, der hier ſeit Jah— 


ren um eine „Abänderung“ der Verfaſſung tobte. 
Jahrelang hat man immer wieder hinauspoſaunt, 
daß man den Senat abbauen wolle. Aber alle 
Parteien, die den Abbau von den Deutjchnatio- 
nalen bis zu den Sozialdemokraten herab bean- 
tragten, waren gar nicht daran intereſſiert, tat— 
ſächlich einen Abbau des Senats vorzunehmen. 
Ich erinnere nur an die Stellungnahme der 
Deutſchnationalen. Als ſie in der Oppoſition 
ſtanden, haben ſie auch Anträge auf Herabſetzung 
der Zahl der Senatoren geſtellt. Aber dieſe An— 
träge waren tatſächlich ein Hohn auf die frühere 
Stellungnahme der Deutſchnationalen Fraktion, 
da ja gerade die Deutſchnationale Partei feiner- 
zeit die rieſengroße Anzahl der Senatorenpoſten 
hier geſchaffen hatte. Ihr jetziges Manöver in der 
Oppoſition iſt alſo tatſächlich nur ein Agitations⸗ 
und Täuſchungsmanöver. Dann die einzelnen 
bürgerlichen Parteien, Sozialdemokratie, Zen— 
trum und Liberale. Dieſe drei Parteien hatten 
keine Urſache, die Zahl der Senatoren abzubauen, 
weil gerade dieſe drei Parteien unter dem heu— 
tigen Syſtem eine ausgeſprochene Futterkrippen⸗ 
wirtſchaft treiben. In bezug darauf hat der Abg. 
Hohnfeldt ganz richtige Bemerkungen über die 
Zentrumspartei gemacht. 

Es iſt wirklich ſchon ein Hohn, wenn ſich der 
Abg. Weiß hierherſtellt und erklärt, daß Politik 
ſich von der ſogenannten „Futterkrippenpolitik“ 
freihalten müſſe, daß man die Perſönlichkeitsfrage 


Abg. Müller⸗Walter, 
Nahn. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bert⸗ 
ling, Dr. Blavier, Bohner, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, 
Beſſer, Brenner, Burandt, Dinklage, Dumont, Dyck, 
Doerlſen, Falkenberg,“ Fiſcher, Geisler, Hallmann⸗Ru⸗ 
dolf, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jantzen, Jewelowſfki, 
Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Frau Kreft, Kreft⸗ 
Paul, Langnau, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mayen, 
Frau Meyer, Miſzewſki, Dr. Moczynſki,, Mroczkowſki, 
Müller⸗Bernbard, Müller⸗Paul, Neubauer, Opit, Papke, 
Philipſen, Plenikowſki Raſchke, Regier, Schütz. Schwartz, 
Schwegmann, Sentleben, Siebenfreund, Dr. Unger, Vol⸗ 
lerthun, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 


Geſtimmt haben mit Nein: 


(C) 


~ 


D} 


(A) 


(B) 
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ausſchalten müſſe, trotzdem es dieſem Herrn be— 
kannt iſt, daß gerade die Zentrumspartei in dieſer 
Beziehung — ich möchte ſagen — die beſte Politik 
getrieben hat. Ich möchte nicht ſoweit gehen und 
ſagen, auch in Deutſchland und Preußen, denn 
dort teilen Sie fi in dieſer Beziehung mit den So- 
zialdemokraten, was wir allerdings auch bereits 
in Danzig in verſchiedenen Fällen feſtſtellen tön- 
nen. Ich erinnere nur daran, wie Herr Abg. 
Weiß fi) krampfhaft bemüht hat, einen Schul⸗ 
ratspoſten zu erhalten und ihn nur aus tafti- 
ſchen Gründen nicht erhalten hat, weil das Zen— 
trum es für richtig hielt, einen anderen vorzu— 
ſchieben. Sie, Herr Abg. Kurowſki find dafür be- 
kannt, daß Sie bei allen Staatsgeſchäften gut ab- 
ſchneiden in bezug auf die Prozente, die für Sie 
abfallen. Das gehört auch zu dem Thema „Fut⸗ 
terkrippenpolitik“, ſo daß Sie allerdings keine Ur⸗ 
ſache hatten, ſich hierher zu ſtellen und die Sena⸗ 
toren aufzufordern, ſich nicht von parteipolitiſchen 
Geſichtspunkten leiten zu laſſen. Es ift ferner be- 
kannt, daß Sie auch gar nicht daran dachten, die 
Verfaſſung abzuändern, ſondern Sie ſabotierten 
Ihre eigenen Anträge auf Abänderung der Ver— 
faſſung. 

Was ich von dieſer Stelle aus gegen den Abg. 
Jewelowſki behauptet habe, iſt hier noch nicht 
widerlegt worden. Als ich meine Ausführungen 
hier machte, wurde mir von einem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Abgeordneten zugerufen: „Ach, Sie er- 
zählen ja Märchen!“ Durch dieſen Zuruf wollte 
man zu verſtehen geben, daß man das, was ein 
Kommuniſt von dieſer Stelle aus behauptet, nicht 
zu widerlegen braucht, weil es ſich um einen 
„Märchenerzähler“ handelt. Trotzdem hat Ihnen 
dieſer „Märchenerzähler“ bewieſen, daß feine Be- 
hauptungen ſich auf Tatſachen gründen. Deshalb 
möchte ich das hier noch einmal wiederholen, 
weil es in dieſem Zuſammenhange tatſächlich von 
Bedeutung iſt. Es wurde der Verſuch gemacht, 
die beiden Abſtimmungen über den Volksentſcheid 
zu trennen, es ſollte jede Abſtimmung über die 
Verfaſſungsänderung auf einen anderen Sonntag 
gelegt werden. Der Senator Jewelowſki hat dann 
aber in einer Senatsſitzung erklärt, es wäre gar 
nicht notwendig, daß irgend eine Verfaſſungs— 
änderung durchkäme; es wurden dann tatſächlich 
die beiden Abſtimmungen auf einen Sonntag ge— 
legt und es weiß jeder, daß dadurch der Zweck er— 
reicht werden ſollte, daß überhaupt keine Verfaſ— 
ſungsänderung durchkam. Aber das beweiſt Ihre 
wahre Einſtellung in bezug auf die Herabminde— 
rung der Zahl der Senatoren. 

Dann kommt noch ein anderes Moment hinzu, 
daß man nämlich zu den bisher acht hauptamt⸗ 
lichen Senatoren noch eine neunte hauptamtliche 
Senatorenſtelle geſchaffen hat. Ob man dieſe 
Stelle auch „nebenamtlich“ nennt, darauf kommt 
es hierbei nicht an, denn wir wiſſen, daß gerade 
die bürgerlichen Parteien und beſonders wieder 

ie Zentrumspartei hier immer erklärt haben, 
es komme nicht auf die Bezeichnung „hauptamt⸗ 
lich“ und „nebenamtlich“ an, ſondern es käme 
auf die Sparſamkeit an. Sie ſind ja dafür ein⸗ 
getreten, das Syſtem der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren hier zu befeſtigen, trotzdem bei der Grün⸗ 
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dung des Freiſtaates einer Ihrer prominenteſten 
Vertreter, nämlich der Abg. Schümmer anderer 
Anſicht war. Sie haben ſich heute anders einge⸗ 
ſtellt, weil ſich Ihrer Anſicht nach die Situation 
geändert hat. Es ſteht feft, daß gerade Sie an- 
geblich dafür eingetreten ſind, die Senatoren ab⸗ 
zubauen, weil man „Sparſamkeit“ üben wollte. 
Aber Ihr Vertreter hat den neueſten Poſten ge— 
fordert. Es ijt gleich, ob man den neunten Sena- 
tor hauptamtlich nennt, oder ob man ihm das 
Gehalt eines hauptamtlichen Senators gibt und 
ihn nebenamtlich nennt. Das ift das Bezeich⸗ 
nende. Wenn darüber herumgeſtritten wird, ob 
nicht dieſer Poſten entſprechend der Arbeit, die 
er verlangt, auch bezahlt werden müſſe, dann 
hätten Sie auch in anderer Weiſe handeln tön- 
nen und hätten den Herrn Senatsvizepräſidenten 
Gehl, um den es fih hier handelt, auch als Haupt- 
amtlichen Senator in den Senat hineinnehmen 
können, oder Sie hätten einen hauptamtlichen 
Senator zurückziehen und an deſſen Stelle den 
Senatsvizepräſidenten in den Senat aufnehmen 
ſollen. Alſo, Mittel und Wege gab es; aber das 
hätte bedeutet, daß Ihre Futterkrippenpolitik ver⸗ 
hütet worden wäre. Gerade die Haltung des 
Zentrums war ſehr intereſſant, weil ein Mitglied 
des Zentrums ſich hierher ſtellte und den Antrag 
dann begründete. Und nun kommen Sie als 
Zentrumsleute noch mit Sparmaßnahmen. Die 
ganzen Anträge bezüglich der Verringerung des 
Senats, von den Deutſchnationalen bis hinab zu 
den Sozialdemokraten, ſind nichts als Schwindel 
geweſen. 

Wir wijfen, daß gerade mit Bezug auf die Be- 
amtenpolitik in dieſem Hauſe ſonſt immer der 
Abg. Blavier eine ſcharfe Attacke reitet. Heute 
fehlt der Abg. Blavier. Er hat fih nur zu Be- 
ginn der heutigen Sitzung ſehen laſſen, um die 
jetzige Koalition wieder vor einer neuen Bia- 
mage zu retten, was ihm aber nicht gelang. Das 
beweiſt die eigenartige Poſition der Blavier— 
Partei, die ſich in aller Oeffentlichkeit hinſtellt 
und den Kampf gegen die jetzige Regierung zu 
führen vorgibt, weil noch immer das Wohnungs⸗ 
geſetz nicht vorliegt. Gerade der Abg. Rahn hat 
doch immer erklärt: „Wir werden gegen den Etat 
kämpfen, wir werden ihn nicht annehmen.“ Doch 
kaum war ihm das Wort entfahren, da kamen er 
und Dr. Blavier zur Tür hereingeſprungen, um 
die Koalition zu retten. Es gelang ihnen leider 
nicht, die Beſchlußunfähigkeit war ja doch wie— 
der vorhanden. Heute fehlt der Abg. Blavier, 
heute erſcheint er hier nicht. Es ſtimmte ſchon, 
was der Herr Abg. Blavier hier ſonſt ſagte, nur 
daß er natürlich mit ſeinen Worten nicht ernſt zu 
nehmen iſt, weil er gar nicht daran denkt, wirklich 
Oppoſition zu treiben und den Kampf zu führen. 
Wir ſchaffen uns auch Agitationsmöglichkeiten, 
aber wir bleiben konſequent dabei und machen 
es nicht ſo wie der Abg. Blavier, den ich ſchon 
wiederholt einen wildgewordenen Spießbürger 
genannt habe. 

Man kann tatſächlich bei der allgemeinen Ver⸗ 
waltung eine ganze Unmenge von Beamten ab: 
bauen. Wir ſehen, daß der kleine Freiſtaat neun 
hauptamtliche Senatoren und eine ganze Menge 


(D) 


(A 


(B) 
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. habe auf die 
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nebenamtliche Senatoren hat, die eine ganz nette 
Aufwandsentſchädigung bekommen, oft neben 
einem ſchönen Beamtengehalt. Oft haben ſie auch 
noch Nebenpöſtchen. Man ſieht, daß das Geld 
tatſächlich zum Fenſter hinausgeworfen wird. 
Wenn wir alſo feſtſtellen, daß in der Präſidial⸗ 
abteilung ein Dutzend höhere Beamte ſind, die 
nicht am Platze ſind, um die Stullen in ihren 
Verwaltungszimmern zu verzehren, dann merkt 
man, daß gerade bei dem Etat der Allgemeinen 
Verwaltung ungeheuere Summen verſchlungen 
werden. Wenn man aber diefe Fragen in öffent: 
lichen Gewerkſchaftsverſammlungen anſchneidet, 
dann drücken ſich die Gewerkſchaftsſekretäre. Auch 
Herr Abg. Cierocki denkt nicht daran, etwas zu 
ändern. Dann ſchimpfen ſie auf die Juſtiz und 
ſagen, wir können die Beamten nicht abbauen, wir 
müſſen dann erſt die Geſetze umändern, und das 
können wir nicht. Sie vergeſſen aber, daß auch 
nach dem neuen Stellenplan wieder ein paar Po- 
ſitionen ſind, die man direkt als Kriegsausgaben 
bezeichnen könnte. Das iſt die Poſition „Anteil 
der Freien Stadt Danzig an den Koſten für den 
Vorſitzenden des Deutſch-Polniſch-Danziger Eijen- 
bahnſchiedsgerichts.“ Wir wiſſen, daß im vergan- 
genen Jahr die Summe für dieſen Poſten 700 
Gulden betrug, und daß ſie in dieſem Jahr auf 
4000 Gulden, alſo um 3300 Gulden erhöht iſt. 
Ich habe hier geſtern das Verhältnis der Freien 
Stadt zu Deutſchland und Polen näher ausgeführt 
und ganz beſonders in bezug auf die Kriegsgefahr 
gegen die Sowjetunion. Ich habe bereits darauf 
hingewieſen, daß der lokale Gegenſatz, der tat- 
ſächlich zwiſchen Deutſchland und Polen beſteht, in 
den Hintergrund gerückt wird, und zwar von Tag 
zu Tag in immer ſtärkerem Maße durch den zen— 
tralen Gegenſatz, der zwiſchen den imperialiſtiſchen 
Staaten einerſeits und der Sowjetunion anderer— 
ſeits beſteht. Ich habe bereits auf Stimmen aus 
dem polniſchen und deutſchen Lager hingewieſen, 
die da erklären, Deutſchland und Polen müſſen ge— 
gen die Sowjetunion zuſammen vorgehen. Ich 
Ausführungen eines polniſchen 
Kommandanten in der franzöſiſchen Militärkom— 
miſſion hingewieſen. Ich wies auch auf die Wus- 
führungen deutſcher führender Politiker hin. Ich 
erinnere an den Beſuch Loebes in Warſchau, der 
entſchieden nichts mit dem „Völkerfrieden“ zu tun 
gehabt hat, ſondern nur dazu dient, um die Kluft, 
den lokalen Gegenſatz, der zwiſchen Deutſchland 
und Polen beſteht, zu überbrücken, um dieſe bei⸗ 
den Völker zuſammenzuſchweißen, nicht im Sinne 
des Völkerfriedens, ſondern zu einem Block gegen 
die Sowjetunion. Hoerſing hat das ganz offen 
erklärt. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, über die 
allgemeine Politik konnte ſehr gut bei der allge⸗ 
meinen Beſprechung geredet werden. Die iſt lange 
geſchloſſen. Ich bitte Sie, ſich jetzt an den vorlie⸗ 
genden Etat zu halten. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Im Zu: 
ſammenhang damit ſteht auch die Erhöhung dieſer 
Poſition. Es handelt fih um ein Deutſch⸗Polniſch⸗ 
Danziger Eiſenbahnſchiedsgericht. Dies Schieds- 
gericht dient nur dazu, um die lokalen Gegenſätze 
zwiſchen Danzig und Polen gegenüber dem zen— 
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union zu beſeitigen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
je näher der Zeitpunkt der Auseinanderſetzung 
mit der Sowjetunion heranrückt, deſto mehr Ar- 
beiten geleiſtet werden müſſen, auch von dem Ei- 
ſenbahnſchiedsgericht. Ich kann auch mit poſitivem 
Material dienen, daß nämlich zwiſchen Polen und 
Deutſchland tatſächlich Verhandlungen über die 
Frage der Militärtransporte durch dieſe Länder 
ſtattfinden. Nun wird man ſagen, daß ſei früher 
auch ſchon geweſen. 

Präſident: Da Sie meinen Rat nicht gefolgt 
find, Herr Abg. Plenikowſki, rufe ich Sie zur Drd- 
nung. (Abg. Plenikowſki: Das gehört entſchieden 
zu dieſer Poſition!) Das müſſen Sie mir ſchon 
überlaſſen. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man kann 
ſich dagegen nicht wehren, ſonſt wird man über— 
haupt am Sprechen gehindert. Aber die Poſition 
dient dazu, um dem Vorſitzenden die Gelegenheit 
zu geben, die Vorbereitungen für den Krieg inten— 
fiv zu führen. Er hat mehr zu tun, er muß mehr 
herumreiſen, und daher bezahlt man ihn beſſer. 
So haben wir recht, daß dieſe Poſition tatſächlich 
eine reine Kriegsausgabe iſt. 

Man kann zu dieſen Poſitionen, die eigentlich 
dieſen genannten Zwecken dienen ſollen, und die 
ſehr verſteckt in allen Etats vorhanden ſind, auch 
noch einige andere Poſitionen rechnen. Ich er— 
innere daran, daß wir auf Seite 4 unter A I 
Stelle 4 bei den Erläuterungen folgende Bemer— 
kung finden: 

In dem obigen Betrage ſind 1000 Gulden für 


Hilfskräfte zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen, 
7 300 Gulden für Beamtenanwärter und 7000 Gul- 


den Werbemittel für induſtrielle Zwecke mitent— 
halten. 
Nun, bei den Werbemitteln für induſtrielle 


Zwecke wird der Bürgerblock fagen: „Wir unter- 
ſtützen die Wirtſchaft, und die 7000 Gulden ſind 
für dieſen Zweck notwendig. Eigenartig iſt es aber, 
daß man dieſe 7000 Gulden unter der Rubrik 
Vergütungen und Löhne einſchl. Verſicherungs— 
beiträge einſetzt. 7000 Gulden für rein indu- 
ſtrielle Zwecke ſetzt man ein unter der Poſition 
Vergütungen und Löhne! Das iſt auch ein Be— 
weis, wie man es verſteht, verſchiedene Poſten ge— 
ſchickt hineinzulancieren, und zwar in einer Art 
und Weiſe, daß ſie nicht etwa allzu große Auf- 
merkſamkeit erregen ſollen. Auch dieſe 7000 Gul⸗ 
den ſind für dieſen Staat nur ein Mittel, nicht 
um eine Verſtändigungspolitik im Sinne der 
Völkerverſöhnung zu führen, ſondern im Gegen— 
teil eine Kriegspolitik durchzuführen. Zu dem 
gleichen Zweck gehören auch die Poſten auf Seite 
6 unter A II 6, 7, 8. Wir finden da folgende Po- 
ſten: „Für Preſſe- und Werbeangelegenheiten 
100 000 Gulden, zur Verfügung des Senats 10 000 
Gulden, für Repräſentation des Senats 25 000 
Gulden.“ Ich habe bereits ausgeführt, daß auch 
die Danziger Regierung nur ein ausführendes 
Organ der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft iſt und vor 
allen Dingen auch ein Organ der polnifch-deut- 
ſchen Imperialiſten, um die Front dieſer Länder 
gegen die Sowjetunion zuſammenzuſchweißen, und 
alle Gelder, die der Danziger Senat deshalb für 
Preſſe- und Werbeangelegenheiten, für Repräſen⸗ 


— 


tralen Gegenſatz dieſer Staaten gegen die Sowjet⸗ (C) 


D) 


(A 
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tationszwecke uſw. ausgibt, dienen tatſächlich nur! 


dazu, um die Vorbereitung zu einem Krieg gegen 
die Sowjetunion in Danzig zu treffen. 


Wenn wir alle dieſe Mittel allein bei der All— 
gemeinen Verwaltung zuſammenzählen, dann ſe— 
hen wir, daß Hunderttaufende allein bei dieſem 
Etat zuſammenkommen, die man tatſächlich zu den 
reinen Kriegsausgaben rechnen kann, und zwar 
als Ausgaben für den kommenden Krieg. Biel- 
leicht werden wir zuſammenſtellen, was im Frei— 
ſtaat für den verlorenen und für den kommenden 
Krieg ausgegeben wird. Es werden beſtimmt 5 
bis 10 Millionen ſein. 


Ich ſprach ſchon über das Wohnungselend hier 
in Danzig. Auf Seite 7 finden wir nun unter 
A VII, 3 eine Poſition „Herrichtung des Feſtſaales 
im Senatsgebäude zum Senatsſitzungsſaal 12 000 
Gulden“ und unter Erläuterungen: 

Der kleine Sitzungsſaal im Senatsgebäude iſt als 
Senatsſitzungsſaal zu klein. Dieſer Mangel macht 
ſich ganz beſonders bemerkbar, wenn zu den Sitzungen 
die Vorführung von Anſchauungsmaterial notwendig 
iſt. Durch die Nutzbarmachung des Feſtſaales wird 
gleichzeitig einem dringenden Bedürfnis nach weite 
ren Sitzungsräumen Rechnung getragen. 

Man kann feſtſtellen, daß die Herren Senatoren 
einen großen Sitzungsſaal brauchen, ſie müſſen 
dort auch die Möglichkeit haben, ſich Anſchauungs⸗ 
material vorführen zu laſſen, ſie müſſen bequem 
ſitzen können, es müſſen daher neue Sitzungsräume 
geſchaffen werden. Allein für dieſen Zweck, für 
einen Saal, werden 12000 Gulden ausgegeben, 
trotzdem der Saal natürlich auch ſo zu benutzen iſt, 
ohne daß er renoviert wird. Wenn man dann 
feſtſtellt, daß auf der andern Seite Tauſende von 
Arbeitern in Höhlen wohnen, dann muß man ſa⸗ 
gen: „Jawohl, auch bei der jetzigen Regierung 
bleibt der Kurs der alte.“ Pfennige nur für den 
Wohnungsbau, und dieſe Pfennige zwackt man 
dem Arbeiter noch durch die Wohnungsbauabgabe 
ab, aber Tauſende und Zehntauſende gibt man 
für die Renovierung von Feſtſälen aus. Solange 
das Wohnungselend in dieſer furchtbaren Form 
beſteht, darf es keinen Pfennig zur Renovierung 
und Umgeſtaltung derartiger Feſträume geben. 
die Herren Senatoren ſollen ſich beſchränken oder 
ſich Kiſten holen und ſich darauf hinſetzen, aber 
nicht Tauſende Jahr für Jahr für dieſe Zwecke 
ausgeben. 

Eine Poſition, die uns gleichfalls Anlaß zu 
ſcharfer Kritik gibt, ift die Poſition auf Seite 6 A 
I 5, nämlich die Geſchäftsbedürfniſſe des Senats 
in Höhe von 140 200 Gulden. Das iſt in dieſem 
Jahr 1928 ein Plus von 14750 Gulden. Dann 
noch die Geſchäftsbedürfniſſe für das Statiſtiſche 

andesamt auf Seite 8 B II Stelle 1 in Höhe von 
8 000 Gulden in dieſem Jahr. Wenn wir uns 
die Höhe der Geſchäftsbedürfniſſe allein für die 

lgemeine Verwaltung anſehen, dann müſſen wir 
uns wirklich ſagen, daß hier auch wieder Geld mit 
vollen Händen zum Fenſter hinausgeſtreut wird. 
eigenartig war es nur, daß bei einem anderen 
tat, und zwar ausgerechnet beim Schuletat, Ab- 
geordnete im Ausſchuß die Höhe der Geſchäftsbe⸗ 
ürfniſſe des Schuletats kritiſterten und fogar 
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dementſprechend Anträge auf Herabſetzung der Ge— 
ſchäftsbedürfniſſe im Schuletat ſtellten. Dieſelben 
Sozialdemokraten ſtellen aber keinen Antrag und 
unternehmen auch nichts, um auch diefe Geſchäfts⸗ 
bedürfniſſe zu reduzieren. Aber hier handelt es 
ſich um Geſchäftsbedürfniſſe für den Senat, auch 
für ihren Senat. Sie können ihren Senatoren doch 
nicht die Möglichkeit nehmen, darauf loszuſchrei— 
ben, darauf loszutelephonieren, mit dem Auto 
darauf loszufahren uſw. und nebenbei noch Gel— 
der aus dieſen Geſchäftsbedürfniſſen zu allen mög⸗ 
lichen Sachen zu verwenden. Selbſtverſtändlich 
kommt noch hinzu, daß, je höher dieſe Geſchäfts⸗ 
bedürfniſſe ſind, deſto mehr auch aus dem Vollen 
gewirtſchaftet wird, ſo daß von Sparſamkeit in der 
Verwaltung keine Rede ſein kann. 

Die Bürgerlichen und Sozialdemokraten ſpre⸗ 
chen immer wieder von der Sparſamkeit in der 
Verwaltung. Aber ſie denken nicht daran, dieſe 
Sparſamkeit auch in die Tat umzuſetzen; denn das 
würde bedeuten, daß man mit dem Sparen bei 
den Geſchäftsbedürfniſſen anfängt. Im Kreistag 
Großes Werder waren es die Sozialdemokraten, 
die den Antrag ſtellten, ſämtliche Geſchäftsbedürf⸗ 
niſſe des Kreistages um 25 Prozent zu kürzen. 
Der Antrag ging durch und wurde angenommen. 
Hier denken die Sozialdemokraten nicht daran, 
etwas derartiges zu tun, trotzdem prozentual zur 
Ausgabeſumme die Geſchäftsbedürfniſſe im Wer⸗ 
der ganz bedeutend kleiner als hier bei der All— 
gemeinen Verwaltung des Senats ſind. Das 
zeigt das doppelte Geſicht der Sozialdemokraten, 
die gar nicht daran denken, irgend eine Verbeſſe⸗ 
rung durchzuführen, wenn es ſich um Sparmaß⸗ 
nahmen dreht, die vielleicht irgend einen Verwal— 
tungszweig dieſes Staates treffen könnten. Sie 
führen nur Verbeſſerungen durch, wenn es ſich um 
Sparmaßnahmen bei Ausgaben für ſoziale Zwecke 
für die Arbeiterſchaft handelt. 

Nun noch etwas in bezug auf das Statiſtiſche 
Landesamt. Da möchte ich ſagen, daß wir zwar 
ein Statiſtiſches Landesamt haben, daß dies Gta- 
tiſtiſche Landesamt aber ſo gut wie gar nichts 
leiſtet; denn die Berichte, die uns gegeben wer⸗ 
den, ſind zu allen möglichen Zwecken zu verwenden, 
nur nicht als ſtatiſtiſches Material für Auseinan⸗ 
derſetzungen im Volkstag, in Gemeinden, in den 
Kreiſen oder in der Oeffentlichkeit. Ja, als ich im 
Ausſchuß einige Fragen an einen Vertreter der 
Regierung richtete und über gewiſſes ſtatiſtiſches 
Material Aufklärung haben wollte, wurde mir 
von ſeiten des Senats überhaupt keine Antwort 
erteilt. Die Leute ſchweigen ſich aus und denken, 
was brauchen wir den Kommuniſten irgend wel— 
ches Material zu geben. Auf meine neuerlichen 
Anzapfungen wurde gleichfalls nicht geantwortet. 
Deshalb möchte ich in bezug auf das Statiſtiſche 
Landesamt ſagen, was uns an Material geliefert 
wird, taugt ſo gut wie gar nichts und iſt viel zu 
wenig. Wir brauchen viel umfangreicheres Ma⸗ 
terial. Aber es iſt ja klar, warum man nicht dies 
Material liefert; denn ſtatiſtiſches Material über 
alle Verwaltungszweige, über alle Angelegenhei⸗ 
ten innerhalb dieſes Staatsſyſtems würde nur 
zeigen, wie faul und korrupt dies Staatsſyſtem iſt. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 
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Volkstag Danzig — 99. Sitzung. 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung, und zwar ſtimmen wir 
über die Abänderungsanträge des Abg. Raſchke 
u. Fr. in Druckſache Nr. 763 ab. 

Ausgabe: 
1. In Abſchnitt A I, 1b ift zu ſtreichen 
„1 Staatsrat, 1 Oberregierungsrat“, 
für „3 Regierungsräte“ ift zu ſetzen „4 Regierungs- 


für „1 Kanzleioberſekretär“ iſt zu ſetzen „2 Kanzlei— 
oberſekretäre“. 
In Abſchnitt A I, 1c ift zu ſtreichen „1 Leiter ( XIII)“. 
In Abſchnitt A (II) 6 ift zu ſtreichen „für Preſſe⸗ 
und Werbeangelegenheiten 100 000.“ 
In Abſchnitt B I, 
(XII/XII J.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Abän— 
derungsanträge annehmen wollen, ſich zu erheben. 
Das iſt die Minderheit, die Anträge ſind abge— 
lehnt. Wir ſtimmen nun über den Haushaltsplan 
der Allgemeinen Verwaltung einſchließlich ſämt— 


Ds rs 


1 iſt zu ſtreichen „1 Direktor 


licher Ueberſchriften ab. Ich bitte diejenigen, die 


ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, der Haushaltsplan iſt angenommen. 
(Abg. Hennke: Zu Ziffer 2 liegen noch Abände— 
rungsanträge in Druckſache Nr. 793 vor, darüber 
ijt nicht abgeſtimmt!) Es liegen noch zwei Ent- 
ſchließungen vor, über die erft in der dritten Qe- 
ſung abgeſtimmt wird. (Abg. Hennke: Es ſind 
keine Entſchließungen, ſondern es iſt ein Abände— 
rungsantrag in Druckſache Nr. 7931) Es liegen 
hier nur zwei Entſchließungen vor, über die bei 
der dritten Leſung abgeſtimmt werden wird. Nun 
hatte Herr Abg. Plenikowſki ſich ſchon fo gefreut, 
und die Freude war wieder umſonſt. (Abg. Ple- 
nikowſki: Sie find ja heute jo liebenswürdig Herr 
Präſident!) Ich rufe auf Ziffer 3 der Tages— 
ordnung: 

Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 

heitsweſen. 

Druckſache Nr. 735. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.: Gerade 
dieſer Etat iſt es, der am kraſſeſten und ſchärfſten 
zum Ausdruck bringt, inwieweit die Sozialdemo- 
kratiſche Partei ſich losgelöſt hat, und zwar ganz 
beſonders auf Grund ihrer Koalitionspolitik von 
all ihren früheren Grundſätzen. Aber dieſer Etat 
beweiſt natürlich genau ſo kraß, genau ſo deutlich 
das Geſicht des kapitaliſtiſchen Staates, beweiſt, 
was dieſer kapitaliſtiſche Staat für die ſoziale 
Fürſorge übrig hat. Unſere Grundſätze zur Wohl⸗ 
fahrtsfürſorge, zur ſozialen Fürſorge ſind bereits 
von uns hier dargelegt worden. Wir fordern vor 
allem Einheitlichkeit des geſamten Verſorgungs⸗ 
weſens und dementſprechend Vereinfachung der 
Verwaltung. Wir kämpfen gegen die Zerſplitte— 
rung im Wohlfahrtsweſen, gegen die private Für⸗ 
ſorge im Wohlfahrtsweſen und für die öffentlichen 
Einrichtungen ſozialer Art und in bezug auf die 
allgemeine Wohlfahrtspflege. Entſprechend dieſen 
unſeren Grundſätzen haben wir auch unſere An- 
träge gehalten. Anſere Anträge bezwecken aljo 
zunächſt einmal Wege zu weiſen für eine Verein⸗ 
heitlichung des Wohlfahrtsfürſorgeweſens und da- 
mit auch für eine Vereinheitlichung des geſamten 
Verwaltungsapparates. Es waren ja auch Be— 


amtenvertreter, die hier zum Ausdruck brachten: 


Freitag, den 21. Juni 1929. 


Jawohl, wir ſind für eine Verwaltungsreform in 
bezug auf eine Vereinfachung der Verwaltung 
durch Abbau gewiſſer Aufgaben. Wenn wir uns 
dieſe Stellungnahme vor Augen halten und damit 
die ungeheure Zerſplitterung vergleichen, die ge— 
rade auf dem Gebiet des Wohlfahrtsweſens und 
des Verſorgungsweſens herrſcht, dann können wir 
ſagen, hier iſt die Möglichkeit gegeben, durch eine 
Vereinfachung tatſächlich eine Verwaltungsreform 
durchzuführen. Vereinfachung des Verſorgungs— 
weſens, das bedeutet eine Verwaltungsreform, 
das bedeutet die Vereinfachung der Verwaltung. 
Aber gerade dieſen Weg will man nicht gehen 
und weshalb will man ihn nicht gehen? Weil 
eine Vereinfachung der Fürſorge eine Beſeitigung 
der Zerſplitterung in der Fürſorge bedeutet und 
damit die Möglichkeit eines ſchärferen Kampfes 
um eine Verbeſſerung der Fürſorge für die Ar— 
beiterklaſſe. Weil man das erkannt hat, denkt man 
nicht daran, irgendwie hier eine Vereinheit— 
lichung herbeizuführen — ich komme auf die ein- 
zelnen Punkte noch zu ſprechen, ſondern man iſt 
im Gegenteil beſtrebt, die Zerſplitterung noch zu 
vergrößern. Durch eine noch größere Zerſplitte— 
rung im Fürſorgeweſen kann man nämlich die 
einzelnen hilfsbedürftigen Kreiſe noch beſſer 
gegeneinander ausſpielen. So ſpielt man die 
Landarmen gegen die Ortsarmen, die Erwerbs— 
loſen gegen die Kleinrentner, die Angeſtellten— 
rentner gegen die Invalidenrentner, alſo eine 
Kategorie gegen die andere aus, und der lachende 
Dritte iſt die kapitaliſtiſche Wirtſchaft, der kapi— 
taliſtiſche Staat. 

Wir haben nun einen Antrag geſtellt, um 


wenigſtens im gewiſſen Sinne eine Vereinfachung 
herbeizuführen, und zwar 


i handelt es ſich vor 
allen Dingen um eine Vereinfachung bei der Ge— 


währung von Unterſtützungen an Landarme. Ich 


freue mich ſehr, daß mein „Freund“, der Senator 


Wiercinſki, jetzt erſcheint, das wird ihn ſicher in- 
tereſſieren. Ich habe bereits im Ausſchuß ſehr ein— 
gehend zu der Frage der i 
Freien Stadt Stellung genommen. Es waren auch 


Landarmenſätze der 


die Deutſchnationalen, die angeblich gegen die Art 
und Weiſe, in der die Landarmenunterſtützung 
gewährt wird, Kritik übten, es war beſonders 
Frau Abg. Kalähne, ohne zu bedenken, daß ſie 
in der ganzen Zeit ihrer Regierungstätigkeit auch 
nichts daran geändert haben. Sie (nach rechts.) 
treiben hier durchaus keine Oppoſition, ſondern 


auch Sie freuen ſich, wenn Sie ſehr raſch in die 


Ferien fahren können und laſſen die Landarmen 
Landarme ſein. Wie ſieht es nun in bezug auf das 
Landarmenweſen aus? Wir haben hier auf Seite 
9, unter A I, 21 eine Poſition: Koſten der Land- 
armenverwaltung in Höhe von 1457 700 Gulden. 
Wir beantragen durch einen unſerer Abände⸗ 
rungsanträge dieſe Poſition auf 2 Millionen Gul⸗ 
den zu erhöhen. Warum? Wir wiſſen, daß das ge- 
ſamte Wohlfahrtsweſen ein wirres Durcheinander 
bildet. In jeder Gemeinde werden andere Unter- 
ſtützungsſätze gezahlt. Es gibt Gemeinden, die das 
Exiſtenzminimum gewähren, dann gibt es ſehr 
viele Gemeinden, die nicht daran denken, ihren 
Ortsarmen das Exiſtenzminimum zu gewähren, 
und darunter gibt es Gemeinden, die den Ortsar⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

men nicht einen einzigen Pfennig Unterjtügung 
gewähren, ja den Ortsarmen ganz einfach erklä⸗ 
ren: Seht zu, wie Ihr Euch ernährt! Gerade dieſe 
Tatſachen wurden im Ausſchuß von der deutſch⸗ 
nationalen Abg. Frau Kalähne kritiſiert, die auch 
darauf hinwies, daß in den einzelnen Gemeinden 
Unterſtützungen von nur zehn Gulden gezahlt 
werden. Nun, wenn die Frau Abg. Kalähne das 
bereits bedauerte, dann ift fie über die Verhält⸗ 
niſſe auf dem Lande noch nicht genügend infor⸗ 
miert. Ich ſagte bereits, daß wir Gemeinden ha— 
ben, die nicht einen einzigen Pfennig Unter: 
ſtützung zahlen, daß wir Gemeindevorſteher auf 
dem Lande haben, denen es vollkommen gleich— 
gültig iſt, ob dieſe Ortsarmen von ihren Anver⸗ 
wandten unterſtützt werden, oder ob ſie langſam 
zu Tode hungern. 


Wenn die Frau Abg. Kalähne dieſe Tatſache 
kritiſiert, dann ift ihr das natürlich nicht unbe- 
kannt, ſondern ſehr bekannt. Aber gerade dieſe 
Tatſache, daß ihr die Zuſtände ſehr bekannt ſind, 
beweiſt, wie ehrlich die Kritik der Frau Abg. Ka— 
lähne iſt, da dieſe 10, 5 oder 15 Gulden, die auf 
dem Lande den Ortsarmen pro Perſon und Mo— 
nat gewährt werden, von den deutſchnationalen 
Gemeindevorſtehern und von bürgerlichen Ge— 
meindemehrheiten gegeben werden. Nun wollte 
die Frau Abg. Kalähne ſich aus der Schlinge 
ziehen. indem fie erklärte, die Gemeinden wären 
zu leiſtungsſchwach, fie könnten Höhere Unter- 
ſtützungen nicht zahlen. Auch das iſt ein ganz be— 
wußtes Täuſchungsmanöver der Frau Abg. Ka- 
lähne; denn fie muß wiſſen, daß gerade die Mr- 
beitergemeinden, die eine kommuniſtiſche Mehr- 
heit in der Verwaltung haben, und die das 
Erxiſtenzminimum gewähren. Zuſchläge von 
1800 bis 4100 Prozent zur Grundſteuer erheben 
müſſen, während die Gemeinden, die den Orts— 
armen nicht einen Pfennig oder nur 10 oder 5 G 
monatlich gewähren, nicht einmal 100 Prozent 
Zuſchläge zur Grund- und Gebäudeſteuer erheben. 
Das beweiſt die Demagogie in den Ausführungen 
der Frau Abg. Kalähne; denn ſelbſtverſtändlich 
haben einige Gemeinden die Möglichkeit, dieſe 
Hungerunterſtützungen heraufzuſetzen. 

So ſehen wir alfo in bezug auf die Ortsarmen- 
Unterſtützung ein wahres Tohuwabohu von Un— 
terſtützungsſätzen, keine Einheitlichkeit. Da möchte 
ich einmal an den Senat von dieſer Stelle aus 
die Frage richten, vielleicht wird man denn wenig— 
tens Antwort erhalten. wann der Senat eine Ver⸗ 
einheitlichung der Anterſtützungsſätze in der Frei— 
en Stadt durchzuführen gedenkt. Dem Senat muß 
es bekannt ſein, daß in Deutſchland dieſe hier in 
Danzig beſtehenden Verhältniſſe nicht mehr 
exiſtieren. daß in Deutſchland bezw. Preußen 
andere Beſtimmungen vorhanden find, aller- 

ings auch reaktionärer Art, aber vereinheitlichte 

eſtimmungen. Während alſo in Deutſchland das 
Fürſorgeweſen auf der Fürſorgepflicht der Kreiſe 
aufgebaut ijt. iſt das Wohlfahrtsfürſorgeweſen 
ter auf die Beſtimmungen des Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützungsgeſetzes von anno dazumal aufgebaut. 
bir werden nach wie vor gerade in bezug auf 
dieje Anterſtützungsſätze einen Kampf um ihre 
ereinheitlichung führen, Hand in Hand damit 
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den Kampf um die Gewährung von Mindeſt⸗ 
ſätzen, die das Exiſtenzminimum darſtellen. 

Nun hat in bezug auf die Wohlfahrtsfürſorge 
für Ortsarme der Senat in jedem Jahr noch die 
Erklärung abgegeben, wir können an dieſen Zu⸗ 
ſtänden nichts ändern, weil das der Geſetzgebung 
nicht unterliegt. Wir müſſen die Geſetze ändern. 
Allerdings haben Sie nichts getan, um eine ge— 
ſetzliche Regelung herbeizuführen. Sie werden 
vielleicht dazu übergehen, eine Vereinheitlichung 
zuſtande zu bringen, aber nicht, um eine Fürſorge 
in unſerm Sinne durchzuführen, ſondern weil in 
vielen Gemeinden nach Ihrer Meinung eine zu 
gute Fürſorge getrieben wird. Ihre Vereinheit— 
lichung wird dann nicht eine Beſſerung bedeuten, 
ſondern eine Verſchlechterung. Aber in bezug auf 
die Landarmenverwaltung haben Sie es in der 
Hand, einheitliche Sätze zu ſchaffen. Hier beſteht 
die Möglichkeit, die Sätze einheitlich für das ge— 
ſamte Gebiet der Freien Stadt zu regeln. Nun 
hat der Senat in den letzten Jahren hier im Ple- 
num und auch im Ausſchuß immer wieder er— 
klärt: „In bezug auf die Unterſtützung für 


[Landarme richten wir uns nach dem, was in den 


einzelnen Orten die Ortsarmen an Unterſtützung 
erhalten.“ Der Senat gibt hier alſo eine offizielle 
Erklärung ab, wenn ein arbeitsunfähiges Frau— 
chen, ſagen wir in der Gemeinde Ließau, eine 
monatliche Unterſtützung von 40 Gulden erhält, 
dann bekommt ein arbeitsunfähiges altes Mütter⸗ 
chen, wenn ſie landarm iſt, von uns auch 40 
Gulden monatlich. Wenn aber ein ortsarmes 
altes Mütterchen in der Nachbargemeinde Kl. 
Lichtenau vielleicht nur 15 Gulden monatlich be— 
kommt, dann erklärt der Senat, geben wir einem 
erwerbsunfähigen alten Mütterchen, das landarm 
iſt, in dieſer Gemeinde auch nur 15 Gulden 
Unterſtützung. Alſo Gemeinden, die dicht beiein— 
ander liegen, weiſen derartige Verhältniſſe auf. 
Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſind völlig die 
gleichen; denn wir willen, daß gerade bei den 
Auseinanderſetzungen über das Beamtenbeſol— 
dungsgeſetz die Frage des einheitlichen Wirt— 
ſchaftsgebiets und damit auch der einheitlichen Be— 
ſoldung hier eine große Rolle ſpielte, und daß man 
gerade eine einheitliche Beſoldung ohne Orts— 
klaſſenunterſchiede für das Gebiet der Freien 
Stadt forderte, weil überall die gleichen wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe vorlagen. Hier auf dem 
Gehiet des Landarmenweſens liegen die Verhält⸗ 
niſſe wahrſcheinlich anders, ſonſt würde man 
nicht immer wieder erklären, man richte ſich nach 
den örtlichen Verhältniſſen und müſſe ſich nach 
dieſen richten: denn in dem einen Ort ſeien die 
Verhältniſſe ganz anders als im andern. Biel- 
leicht will man damit dokumentieren. daß die 
Butter in Gr. Lichtenau billiger ſei als in Ließau 
oder vielleicht der Kaffee oder ſonſtetwas. In 
Wirklichkeit iſt es jo, daß in Gemeinden, die ab- 


ſeits von den Autobuslinien, von der Bahn uſw. 


liegen, die Kolonialwaren z. B. teurer find. Trotz⸗ 
dem erhalten die Unterſtützungsempfänger weni- 
ger als in Orten. wo die Lebenshaltung nicht fo 
teuer iſt. Wer die Verhältniſſe objektiv prüft, 
muß ſagen, daß das ein unhaltbarer Zuſtand iſt. 
Das wird in der Wahlkampagne auch von allen 
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Parteien zugegeben, und alle Parteien brüſten ſich 
damit, wir werden kämpfen, um dieſe Tatſache zu 
beſeitigen, um hier die Verhältniſſe zu ändern. 
Aber niemand legt Hand daran. Der Senat 
denkt nicht daran, dementſprechende Vorlagen ein— 
zubringen, die eine Vereinheitlichung und Ver— 
einfachung herbeiführen. 

Es iſt alſo eine Notwendigkeit, daß man in 
bezug auf die Landarmen-Unterſtützungsſätze 
jetzt endlich einmal einheitliche Mindeſtſätze ſchafft, 
die das Exiſtenzminimum darſtellen. Von einer 
Seite wurde bei der Frage der Kleinrentner— 
fürſorge auch die Frage eines beſonderen Mus- 
gleiches für einzelne Orte angeſchnitten. Da er- 
klärte der Vertreter des Senats, ich glaube, es 
war Dr. Hemmen, man könne für Kleinrentner in 
den einzelnen Kreiſen und in den einzelnen Ort— 
ſchaften nicht verſchiedene Unterſtützungsſätze ſchaf⸗ 
fen, man müſſe gerade in bezug auf die Klein⸗ 
rentner einheitliche Sätze einführen. Bei der Po- 
ſition der Landarmenverwaltung nimmt der Ge- 
nat aber eine entgegengeſetzte Stellung ein und 
erklärt, man müſſe ſich da den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen anpaſſen. Sie nehmen die jeweils entgegen- 
geſetzte Stellungnahme ein, weil Gie fich ſelbſt⸗ 
verſtändlich auf den Boden der Realitäten ſtellen. 
Sie ſind für eine einheitliche Regelung, wenn 
dieſe günſtiger iſt vom Standpunkt der Sparſam⸗ 
keit im Staatshaushalt. Iſt aber unter dieſem 
Geſichtspunkt der Sparſamkeit für den Haushalt 
geſehen eine örtliche Regelung beſſer, dann wer- 
den Sie nach fünf Minuten ſofort eine andere 
Stellung einnehmen, ohne Rückſicht darauf, daß 
Sie ſich dadurch im höchſten Grade lächerlich 
machen. Ich erklärte. daß man Mindeſtſätze 
ſchaffen ſoll, die zugleich das Exiſtenzminimum 
darſtellen ſollen. Man hörte gerade von bürger⸗ 
licher Seite und gerade auch von ſeiten der Regie- 
rungsſtellen immer wieder die Entgeanuna auf 
unſere Forderungen in bezug auf die Gewährung 
eines Exiſtenzminimums. die Unterſtützungsſätze 
dürften doch nicht höher ſein als die Lohnſätze in 
der betreffenden Gemeinde. Man dürfe mit Un— 
terſtützungsſätzen doch nicht Löhne überſchreiten. 
das wäre ein höchſt „ungeſunder“ Zuſtand. Xa- 
wohl. es iſt ein „ungeſunder“ Zuſtand für die 
kanitaliſtiſche Wirtſchaft, weil dann die kapita⸗ 


liſtiſche Wirtſchaft nicht mehr To billige Ausbeu— 


tungsobfekte finden würde. Aber wir kümmern 
uns dabei nicht um die Anpaſſung an die Hunger— 
ike. die diefe fapitaliſtiſchen Mirtſchaftler der 
Arbeiterſchaft zahlen. ſondern für uns ſteht die 
Frage des Eriſtenzminimums auf der Tagesord— 
nung. Mir mifen. daß dies Griſtenzminimum 
hne meiteres berechenbar it. Menn wir das 
Eriſtenzminimum fir Damia berechnen, und 
war nicht auf Grund irgend welcher non uns 
feſtgeſtellter ſtatiſtiſcher Zaßlen. ſondern auf 
Grund der uns vom Statiſtiſchen Landesamt ge⸗ 
lieferten Zahlen. dann werden wir feſtſtellen 
können. daß dies Exiſtenzminimum eigentlich fo 
gut wie non keinem Fürſorgekreis erreicht wird. 
daß alle Bevölkerungsſchichten, die der Fürſorge 
unterliegen, das Exiſtenzminimum nicht erreichen. 

Deshalb werden wir alſo gerade in bezug auf 
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ſätze kämpfen, um die einheitliche Regelung, um (0) 


die einheitliche Feſtſetzung von Mindeſtſätzen zu 
erreichen, und daß dieſe Mindeſtſätze auch das 
Exiſtenzminimum darſtellen. Weiter iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß mit dieſer Vereinfachung der 
Landarmenunterſtützungsſätze ohne weiteres auch 
eine Vereinfachung des Verwaltungsapparats 
eintritt. Stellen Sie ſich einmal vor, wie der 
Zuſtand heute iſt. Jede Gemeinde ſtellt andere 
Anforderungen. Eine Gemeinde fordert 10 Gul⸗ 
den, die andere 30, die andere 20, die andere 
25 Gulden für die Landarmen. Alſo jede Ge- 
meinde kommt mit einer anderen Forderung. 
Will der Senat tatſächlich ſeinen bisherigen 
Grundſatz wahrnehmen, nämlich nicht mehr und 
nicht weniger zu zahlen, als in dieſen einzelnen 
Ortſchaften tatſächlich gezahlt wird, dann iſt es 
doch auch Pflicht der betreffenden Verwaltungs⸗ 
ſtelle, aljo der Sozialverwaltung, ſich auch da- 
nach zu erkundigen, was in dieſen Orten an Un: 
terſtützung gezahlt wird. Das iſt eine notwendige 
Folge Ihres Grundſatzes. Wenn das fo iſt, dann 
ſtellen Sie ſich einmal vor, was das für eine un⸗ 
geheure Arbeitsbelaſtung für Ihre Verwaltung 
bedeutet. Aber niemand von den bürgerlichen 
Parteien, auch nicht der Verwaltungsreformer 
Dr. Blavier denkt daran, ernſthaft dieſe Frage 
aufzurollen. Sie treten nur hin und wieder auf, 
um ein paar Phraſen vom Stapel zu laſſen. 
Sonſt kann alles laufen und gehen wie es will. 
Hauptſache iſt für Sie, Sie ſchaffen ſich einige 
Agitationsmöglichkeiten, um neue Wähler einzu⸗ 
fangen. (Abg. Dr. Blavier: Sie auf keinen Fall, 
Sie machen keine Agitation!) Doch, nur daß wir 
dabei konſequent find und uns nicht als Hans- 
wurſt aufſpielen, wie Sie! 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki. Sie 
haben einen Abgeordneten als Hanswurſt bezeich⸗ 
net. Das iſt ein unparlamentariſcher Ausdruck, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 

Plenikomſti. Abgeordneter [(K. P.): Es tritt 
alſo eine bedeutende Vereinfachung in der Ber- 
waltung der ſozialen Abteilung ein, eine bedeu— 
tende Arbeitsentlaſtung, wenn Sie einheitliche 
Sätze feſtſetzen. Wer die Frage ganz objektiv an- 
ſchneidet, muß das zugeben. Ich erklärte. daß ſich 
unſere Anträge auf der Grundlinie der Schaffung 
einer Pereinheitlichung in der Fürſorge bewegen. 

Auf dieſer Linie liegt auch unſere Stellung- 
nahme in unſern Anträgen zur Krüppelfürſorge. 
Wir werden gerade in bezug auf die Krüppel⸗ 
fürſorge eine beſondere Entſchließung einbringen. 
Wir ſehen auf Seite 19 BI Stelle 16 im Etat 
für Krüppelfürſorge die Summe von 2500 Gul- 
den eingeſetzt. Das iſt ein Beweis dafür, wie die 
jetzige Regierung von Jahr zu Jahr gerade die 
Ausgaben für die ſoziale Fürſorge „ausbaut“. 
Während die Koalitionsregierung im vergange- 
nen Jahr für Beihilfen zur Krüppelfürſorge noch 
die Summe von 4000 Gulden ausſetzte, ſetzt die 
Regierung in dieſem Jahr 2 500 Gulden ein, 
ſpart alſo bei der Krüppelfürſorge 1500 Gulden. 
Durch dieſe Erſparniſſe werden die Kreiſe mehr 
belaſtet. Wir wiſſen, daß die Kreiſe ſchwer zu 
kämpfen haben. Eine Ueberhäufung der Aufgaben 


die Ortsarmen- und Landarmenunterſtützungs- und Ausgaben in den Kreiſen bedeutet gleich— 
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zeitig eine Belaſtung der Gemeinden, da die 
Kreiſe ja die Steuern von den Gemeinden ein- 
ziehen müſſen. Die Kreisſteuern werden durch 
Gemeindeſteuern aufgebracht und jede neue Be⸗ 
laſtung der Kreiſe bedeutet eine neue Belaſtung 
der Gemeinden. Spart man an den Beihilfen für 
die Krüppelfürſorge, d. h. gibt man den Kreiſen 
nicht mehr Zuſchüſſe in der bisherigen Art, dann 
müſſen die Kreiſe dieſe Summe aufbringen und 
damit ſind ſie vor neue Aufgaben geſtellt und 
haben neue Mehrausgaben zu leiſten. Wie wird 
die Krüppelfürſorge heute gehandhabt? Wir 
ſehen, daß auch in der Krüppelfürſorge nicht etwa 
eine einheitliche Regelung vorhanden iſt, ſondern 
die Krüppelfürſorge wird durch die Kreiſe durch⸗ 
geführt. Wir fordern, daß die Krüppelfürſorge 
vom Staat übernommen wird. Die Ausgaben 
für Krüppelfürſorge bedeuten eine ungeheure Be- 
laſtung für die Gemeinden. Die Ausgaben für die 
Krüppelfürſorge ſind zu einem Drittel von der 
betreffenden Gemeinde und zu zwei Dritteln von 
den Kreiſen aufzubringen. Der Staat gibt, wie 
ich bewies, nur ganz geringfügige Beihilfen. 
Selbſtverſtändlich müſſen die geſamten Ausgaben 
für die Krüppelfürſorge in Wirklichkeit von den 
Gemeinden getragen werden, da, wie ich ſchon 
ſagte, die Kreiſe die Steuern von den Gemeinden 
einziehen. 

Nun war es der Abg. Brill von der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Fraktion, der geſtern in ſeinem nicht 
gerade ſehr intereſſanten, aber in manchen Teilen 
ſehr erheiternden Referat auch die Frage der von 
Jahr zu Jahr geſteigerten Mehrbelaſtung der Ge— 
meinden anſchnitt. Das ſtimmt! Es ſtimmt, wenn 
erklärt wird, die Gemeinden brechen unter der 
Laſt ihrer Aufgaben zuſammen. Weil man tat- 
ſächlich hier Abhilfe ſchaffen kann, ſo möge man 
auch die Krüppelfürſorge durch den Staat über— 
nehmen. Durch die Krüppelfürſorge werden 
manchmal in ſchärfſten Maße gerade die Arbei⸗ 
tergemeinden bedroht, die an und für ſich ſchon 
ungeheuere Ausgaben haben. Wenn in einer Ar⸗ 
beitergemeinde noch zwei oder drei Krüppel vor⸗ 
handen ſind, dann hat die Gemeinde Ausgaben, 
die tatſächlich nicht tragbar ſind, oder die auf der 
anderen Seite eine Herabſenkung der Ausgaben 
für die übrige Fürſorge zur Folge haben, ſo daß 
dann andere minderbemittelte Perſonen mehr 
oder weniger unter dieſer Tatſache zu leiden 
haben. Man denkt natürlich gar nicht daran, die 
Krüppelfürſorge auf den Staat 
Das würde ja eine neue „Belaſtung“ des Staates 
bedeuten. Das zu tun denkt dieſer Staat nicht 
einen Augenblick, er braucht ſein Geld zu anderen 
Zwecken. Nicht nur, daß er dieſe Aufgaben nicht 
von den Gemeinden auf ſich übernimmt, kürzt er 
im Gegenteil von Jahr zu Jahr brutal die Ju- 
wendungen an Gemeinden; er geht dabei ſo 
rückſichtslos vor, daß z. B. die im vorigen Etat 
eingeſetzten 2 Millionen Zuſchüſſe an Gemeinden 
in dieſem Jahre auf 200 000 Gulden zuſammen⸗ 
geſtrichen ſind. Gerade in bezug auf die Krüppel⸗ 
fürſorge hat ſogar der Vertreter des Senats im 
Ausſchuß zugegeben — hören Sie einen Augen⸗ 
blick zu, Herr Dr. Hemmen, nachher können Sie 


daß eine Lücke im Geſetz beſteht, 


zu übernehmen. | 


Frage tatſächlich nicht ganz „ablehnend“ gegen- 
überſtehe, aber, wie geſagt, das bedeutet ja eine 
Mehrbelaſtung für den Staat und deshalb kann 
die Frage „jetzt“ nicht in ein akutes Stadium 
eintreten. Es iſt als feſtſtehend zu betrachten, daß 
die Frage der Uebernahme der Krüppelfürſorge 
durch den Staat nie in ein akutes Stadium 
treten wird, es ſei denn, daß man dadurch noch 
eine weitere Erſparnis auf dieſem Gebiete Herbet- 
führen kann. 

Desgleichen haben wir beantragt, in bezug auf 
die Familienbeihilfe und die Wochenbeihilfe 
höhere Mittel in den Etat einzuſetzen. Da wurde 
im Ausſchuß von dem Senatsvertreter die Er— 
klärung abgegeben, ja, die Familienbeihilfe und 
die Wochenfürſorge ſeien vollſtändig durch die 
geſetzlichen Beſtimmungen geregelt, da können 
wir keine Mittel mehr einſetzen, Wochenfürſorge 
und Familienbeihilfe werden in jedem einzelnen 
Falle gewährt, es ſei völlig zwecklos, irgendwie 
zu verſuchen, die Etatspoſitionen zu erhöhen, 
praktiſche Bedeutung habe das doch nicht. Aber, 
der Vertreter des Senats mußte mir zugeben, 
daß nämlich 
Perſonen, die nicht beitragspflichtig bezw. die auch 
nicht eintrittsberechtigt bei den Krankenkaſſen 
ſind, nicht in den Genuß der Familienbeihilfe 
und der Wochenfürſorge kommen bezw. erſt einen 
Antrag ſtellen müſſen, der erſt befürwortet wer— 
den muß. Nur im Falle der Befürwortung wird 
dann die Familienbeihilfe und die Wochenfür— 
ſorge gewährt. Zu den Perſonen, die auf dieſem 
Wege verſuchen müſſen, in den Genuß der Fami- 
lienbeihilfen und der Wochenfürſorge zu gelan⸗ 
gen, zählen die breiten Schichten der ſelbſtändigen 
Handwerker und die kleinen Gewerbetreibenden 
uſw. Wir weiſen darauf hin, daß dieſe Schichten 
der Bevölkerung, wie Handwerker, Kleinbauern, 
werktätige Bauern und Kleingewerbetreibende 
gleichfalls unter dem Druck des kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems ungeheuere Not leiden. Bei 
all dieſen Perſonen wird erft die Frage der Befür⸗ 
wortung geregelt und Familienbeihilfen und 
Wochenfürſorge erſt dann gewährt, wenn das 
jährliche Einkommen 1200 Gulden nicht über⸗ 
ſchreitet. Es beſteht alſo hier die Möglichkeit, die⸗ 
ſen Kreiſen der Bevölkerung mehr entgegenzukom— 
men, ihnen mehr zu helfen. dadurch. daß man 
eben die Etatspoſition um einen entſprechenden 
Betrag erhöht. 


nalidenrentnerfürſorge. Gerade in bezug auf die 
Invalidenrentner ſehen wir die Zerſplitterung 
des heutigen Fürſorgeweſens. Auf der einen 
Seite ſind die Angeſtelltenrentner und auf der 
anderen Seite ſind die Invalidenrentner. Wenn 
wir uns nur den Anterſchied dieſer beiden Rent- 
nerarten anſehen. dann müſſen wir feſtſtellen. ia, 
wohl, man behandelt dieſe Bevölkerungsſchichten 
ziemlich ungleichartig. Nicht etwa, daß man den 
Angeſtelltenrentnern zu viel zahlt, o nein, die 
Angeſtelltenrente reicht auch noch nicht aus, um 
das Leben einigermaßen friſten zu können und 
wir willen ja auch. daß man entſprechend der 
höheren Rente der Angeſtellten ihnen auch höhere 


ſich weiter unterhalten — daß der Senat dieſer Beiträge in Abzug bringt, aber die Tatſache der 
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höheren Angeſtelltenrenten beweiſt nur, welche 


Hungerrenten man den Invalidenrentenempfän⸗ 
gern zahlt. Vor kurzem hat man wiederum eine 
geringe Verbeſſerung in der Angeſtelltenverſiche— 
rung durchgeführt. Der Senat hat auf die An— 
frage der Kommuniſtiſchen Fraktion, wann denn 
nun dieſelben Beſtimmungen auch für die Invali⸗ 
denrentner übernommen werden ſollen, noch 
immer nicht geantwortet. Man wird darauf auch 
nicht antworten, es ſei denn, daß man durch irgend 
eine Beitragserhöhung eine geringfügige Ver— 
beſſerung der Invalidenrenten herbeizuführen in 
der Lage iſt. Eine ſehr intereſſante Tatſache zu 
den Ausgaben der Invalidenrenten iſt hier unter 
A VIII. 8 vorhanden. Dort find die Ausgaben für 
die geſetzlichen Staatszuſchüſſe zu den Renten der 
Invalidenverſicherung eingeſetzt, und zwar in 
Höhe von 1700000 Gulden. Man hat hier be— 
reits 50 000 Gulden weniger eingeſetzt als im 
Jahre 1928 und hat das ſonderbarerweiſe oder 
vielmehr erklärlicherweiſe mit der Erläuterung 
begründet, die Abnahme des Rentnerzuganges be— 
gründe die Herabſetzung, d. h. alſo, man gibt die 
Erklärung ab. die Rentenzugänge ſind im Ab— 
nehmen begriffen und deshalb geben wir in die— 
fem Jahre nicht mehr ſoviel für die Invaliden— 
renten aus wie im vorigen Jahre. Ja, im Haupt- 
ausſchuß hat man es ſogar fertig gebracht, trok- 
dem man bereits gegenüber 1928 ſchon 50 000 
Gulden geſtrichen hat, zu beantragen, weitere 
50 000 Gulden zu ſtreichen. Dieſe Regierung hat 
aljo allein bei der Invalidenverſicherung in die- 
ſem Jahre 100 000 Gulden weniger eingeſetzt als 
im vergangenen. Das beweiſt auch am beſten das 
„ſoziale“ Geſicht der jetzigen Koalition. 

Stimmt es nun, daß man annehmen kann. 
daß die Rentenzugänge im Abnehmen beariffen 
iind? Selbſtverſtändlich nicht. wenn man fih die 
Auswirkungen des kfapitaliſtiſchen Mirtirhafts- 
kampfes gerade im Zeitalter der Rationaliſierung 


nor Augen hält. Mas können wir heute feſt— 
ſtelſen? Zunächſt einmal einen ungeßheueren 
Arbeitsverbrauch der einzelnen Arbeitskröfte. 


Das ift zu bekannt. als daß ich es hier ausführ⸗ 
licher zu wiederholen brauchte. Der gewöhnliche 
Arbeiter findet beute mit 45 Jahren keine Auf— 
nahme mehr in den Arbeitsprozeß. Mit 40, 45 
Jahren iſt er aus dem Arbeitsprozeß herausge— 
ſchleudert. Er bleibt die ganzen Jabre bis zu 
feiner Invalidität. bis zum arbeitsunfähigen 
Alter in der Ermerbsloſenfürſorge. Aber weiter. 
dieſe Arbeitskräfte werden nicht nur früher wie 
hisher aus dem Arßeitsprozeß herausaejchleudert. 
ie werden auch früher verbraucht, und nicht nur 
die Arbeiter, ſondern auch die Angeſtellten. 
Nehmen wir nur ein Mädel. das in irgend einem 
Trößeren Betrieb acht Stunden hindurch an die 
Schreibmaſchine gebunden ift. Sechs, ſieben, 
höchſtens acht Jahre ununterbrochene Schreib- 
maſchinenarbeit von täglich acht Stunden, und 
das Mädel iſt verbraucht, die Arbeitskraft ift 
verſchwunden, iſt weg. Aber kein Arzt, der vom 
Staat angeſtellt iſt, wird ſich dann finden, um 
die Invalidität feſtzuſtellen. Jawohl, die Mr- 
beitskraft der Perſon iſt verbraucht, aber die 
Invalidität wird der Staat nicht anerkennen. 


Freitag, den 21. Juni 1929. 


In verſchärftem Maße finden wir das jelbit- 0) 


verſtändlich bei den Arbeitern. Wir haben in ſo 
ausgeprägtem Maße wie in Amerika das Ratio- 
naliſierungsprinzip noch nicht. Gehen wir aber 
einmal durch die „Danziger Werft“, ſchauen wir 
uns einmal den Arbeitsbetrieb dort an, dann 
werden wir feſtſtellen müſſen, daß die Arbeitskraft 
des einzelnen furchtbar verbraucht wird, daß 
heute tatſächlich in viel früheren Jahren eine In— 
validität eintritt. Trotz dieſer feſtſtehenden Tat— 
ſache hat man nichts getan, um die Altersgrenze 
für die Invalidität herabzuſetzen. Gerade dieſe 
Forderung wird ſeit Jahren, und zwar immer 
ſtürmiſcher von den Arbeitern verlangt. 1½ 
Jahre Koalitionsregierung, und doch iſt die 
Altersgrenze noch nicht um ein Jahr herabge— 
ſetzt, trotzdem man gerade in bezug hierauf vor 
der Wahl Verſprechungen über Verſprechungen 
gemacht hat. Beſonders waren es die Sozialde— 
mokraten, die mit dieſen Verſprechungen hauſieren 
gingen mit der Herabſetzung der Altersgrenze für 
die Gewährung der Invalidenrente. Arbeiter im 
Alter von 50 Jahren, die tatſächlich kein organi- 


i ihes Leiden haben, find verbraucht, können keine 


Arbeit mehr leiſten, trotzdem der vom Staat be— 
ſoldete Arzt erklären wird, Invalidität liegt 
nicht vor. Trotzdem iſt die Invalidität vorhanden. 
Der Mann kann nicht mehr Arbeit leiſten, er 
kann nicht mehr in den Arbeitsprozeß eingereiht 
werden, er iſt wirklich Invalide. Dieſe Tatſache 
hat ſogar der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Dr. 
Bing im Ausſchuß zugeben müſſen. Er hat ſich 
ſelbſtverſtändlich im großen und ganzen mit den 
Maßnahmen des kapitaliſtiſchen Staates einver- 
ſtanden erklärt, was nicht verwunderlich iſt, da 
er auch zur Regierungspartei gehört, und ſelbſt⸗ 
verſtändlich alle Maßnahmen dieſer Regierungs⸗ 
partei verteidigen muß. Er wagt vielleicht im 
Ausſchuß ganz leiſe Kritik an dieſem oder jenem 
Zuſtand zu üben, aber darüber hinaus wird er 
natürlich nichts unternehmen, um dieſe Zuſtände 
durch energiſchen Kampf zu beſeitigen. Auch er 
hat beſtätigen können, jawohl es iſt ſo, daß hin 
und wieder Rentenanträge abgewieſen werden, 
weil Invalidität in bezug auf organiſche Leiden 
uſw. nicht vorhanden ijt. Aber der Körper iſt ſo 
molſch, jo verbraucht, daß man tatſächlich von 
einer Invalidität reden kann. So iſt die Ab⸗ 
nahme der Rentenzugänge Tatſache. Sie nehmen 
ſchon ab, aber die Invalidität nimmt nicht ab, 
die nimmt zu. j 

: Wenn man nun hier erklärt, es 
dieſe Poſition zu erhöhen, weil hier ja geſetzliche 
Beſtimmungen maßgebend ſeien, man werde dieſe 
erit ändern müſſen. um dann entſprechend höhere 
Sätze einſetzen zu können, ſo iſt das nur eine 
Irreführung über den wahren Sachverhalt. Die 
betr. Aerzte werden immer fo arbeiten, daß die 
Poſition nicht überſchritten wird. Wir haben den 
beſten Beweis für dieje Annahme in den Mus- 
führungen. die von Herrn Senator Dr. Wiercin⸗ 
ifi gemacht worden find. Er erklärte, jawohl die 
Poſitionen, die wir für die Erwerbsloſenfürſorge 
eingeſetzt haben, ſind ſo ziemlich aufgebraucht 


ſei zwecklos, 


worden, d. h. man hat ſich immer nach der Decke 
geſtreckt. Man hat nicht mehr ausgegeben. War 
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weniger eingeſetzt, hat man eben brutale Spar⸗ 
maßnahmen eingeführt. Ich werde den Beweis bei 
der Erwerbsloſenfürſorge bringen und nicht nur 
leere Worte brauchen, ſondern auch Zahlen ans 
führen. Auch bei der Invalidenfürſorge werden 
deſto mehr Rentenanträge abſchlägig beſchieden, 
je weniger Geld man eingeſetzt hat. Ich geſtehe, 
daß ich hier wirkliches Material nicht habe, daß 
das aber daran liegt, daß das Statiſtiſche Lan— 
desamt ebenſo famos arbeitet, daß es uns zwar 
mitteilt, wie die Kühe auf irgend einem Feld in 
der Höhe beſſer gedeihen als im Werder, was ja 
auch ſehr intereſſant iſt, aber andere wichtige 
ſtatiſtiſche Mitteilungen uns nicht gemacht wer— 
den. Ich verlangte ſtatiſtiſche Mitteilungen in 
bezug auf die Gewährung von Armenfürſorge. 
Ich verlangte, daß einmal Erhebungen darüber 
angeſtellt werden, was alle Gemeinden für Ar— 
menunterſtützung ausgeben und welche Sätze ſie 
haben, weil eine derartige Zuſammenſtellung 
ſehr intereſſant wäre. Da erklärte der Senats— 
vertreter, eine derartige Erhebung könne nicht 
durchgeführt werden, trotzdem ja genau bpe- 
kannt war, daß die Kreiſe eine ſolche Erhebung 
bereits im vergangenen Jahre oder vor zwei 
Jahren gemacht haben, und daß es nur notwendig 
geweſen wäre, dieſe Ziffern im ſtatiſtiſchen Blatt 
zu veröffentlichen. Wir ſehen, wie hier das ſtati⸗ 
ſtiſche Material fehlt. 


In bezug auf die Invalidenverſicherung 
möchte ich auch von dieſer Stelle an den Senat 
einige Fragen richten und ihn erſuchen, dieſe 
Fragen an das Statiſtiſche Landesamt weiterzu⸗ 
leiten, damit dieſes entſprechende Erhebungen 
macht, die dann aber auch veröffentlicht werden 
müſſen! Wieviel Beiträge zur Invalidenverſiche⸗ 
rung ſind in den letzten Jahren entrichtet worden, 
jeweils für die einzelnen Jahre? Wir ſehen, daß 
die Herren von der Regierung natürlich nicht im 
geringſten daran denken, ſich Notizen zu machen. 
Sie denken, der Kommuniſt ſoll nur ruhig Fragen 
ſtellen, morgen ſind ſie vergeſſen und man wird 
ſich nicht darum kümmern. (Senator Dr. Wircin⸗ 
jfi: Alles im Hauptausſchuß!) Im Hauptausſchuß 
habe ich die Fragen geſtellt, man hat ſich aber 
nicht im geringſten darum gekümmert. Man hat 
gar keine Antwort gegeben, ob man dieſe Fragen 
beantworten will oder nicht, Wir werden den 
ſchärfſten Kampf gegen die Art und Weiſe füh⸗ 
ren, in der man uns antwortet. Wir werden 
Große Anfragen, und wenn es ſein muß, zu jeder 
Volkstagsſitzung drei einbringen, um Antwort zu 
erhalten. (Nicht ſo gehäſſig! links.) — Wenn man 
ſanft ſtreichelt, wird man entſchieden nichts er⸗ 
reichen. — Wir fragen weiter: Wie hoch ſind die 
Einnahmen aus dieſen Beiträgen für Invaliden⸗ 
verſicherung in den letzten Jahren geweſen, und 
zwar für jedes Jahr geſondert? Wir fragen 
ferner, wieviel Rückſtände noch vorhanden find, d. 
5. wieviel Arbeitgeber ihre Gelder nicht an die 
Verſicherungsanſtalt abgeliefert haben. Wir fra⸗ 
gen ferner, wieviel Rentenanſprüche pro Jahr 


geſtellt werden und wieviel dieſer Rentenan⸗ 
ſprüche zurückgewieſen werden. Die gleiche Frage 
wünſchen wir auch in bezug auf die Angeſtellten⸗ 
verſicherung beantwortet zu wiſſen. Wenn wir 


dieſe Zahlen haben, werden wir ſehen, daß da⸗ 
durch die Wahrheit meiner Ausführungen be— 
ſtätigt wird, daß man von einer Abnahme des 
Rentenzuganges nicht ſprechen kann, ſondern daß 
man von einer verſchärften Zurückweiſung be— 
antragter Invaliden- und Angeſtelltenrenten 
wird ſprechen können. 5 
Weiter haben wir uns bei dieſem Etat mit der 
Schaffung von Kinderheimen zu beſchäftigen; 
ferner mit dem Bau von Siechenhäuſern, Miters- 
heimen, Tuberkuloſenanſtalten uſw. Wir wiſſen, 
daß ein Abänderungsantrag der Koalitionspar⸗ 
teien vorliegt, der verlangt, daß in den Etat 
50 000 Gulden als Zuſchuß zum Bau einer Kin- 
derheilanſtalt in Zoppot eingeſetzt werden ſollen. 
Ich möchte von vornherein ſagen, daß man dieſe 
50 000 Gulden den Invaliden abgezwackt hat und 
jetzt auf der andern Seite damit vortäuſchen will, 
„Wohlfahrtspflege“ zu üben. Sie werden nicht 
daran denken, diefe 50 000 Gulden beim Etat der 
Allgemeinen Verwaltung zu ſtreichen, indem Sie 
vielleicht einen Rat abbauen, ſondern Sie wer: 
den die ſoziale Fürſorge auf der einen Seite 


ſchmälern und abbauen, um dann auf der andern 


Seite zu ſagen, ſeht einmal, was für eine ſoziale 
Politik wir treiben. Wir Kommuniſten erklären, 
daß wir gegen dieſen Abänderungsantrag der 
Koalitionsparteien ſtimmen werden, aljo da- 
gegen, daß man 50 000 Gulden für dieſe Zwecke 
in den Etat einſetzt, und zwar aus unſerer grund⸗ 
ſätzlichen Einſtellung heraus, weil wir gegen 
find an private Wohlfahrtsanſtalten 
ind. 

Es iſt ja bekannt, daß die Sozialdemokraten 
ſogar vor einem Jahr noch angaben, denſelben 
Standpunkt zu vertreten: Oeffentliche Fürſorge, 
nicht private Wohlfahrtspflege. Nun haben Sie 
gerade bei der Verabſchiedung der jetzigen Etats 
faſt in allen einzelnen Etats ſolche Mittel in 
Hülle und Fülle der privaten Wirtſchaft zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Aber dieſer Bau der Kinderheil- 
ſtätte hat noch eine ganz andere Bewandtnis. Es 
ſteht hier im Abänderungsantrag, daß auch die 
Stadt Zoppot zur Einrichtung der Heilſtätte 
150 000 Gulden bereitgeſtellt hat. Das ſtimmt 
nicht. Zoppot hat dieſe 150 000 Gulden noch nicht 
bereitgeſtellt, ſondern will ſie nur bereitſtellen, 
und zwar hatte Zoppot beabſichtigt, dieſe 150 000 
Gulden für den Bau der Kinderheilſtätte aus 
Mitteln der Wohnungsbauabgabe bereitzuſtellen, 
alſo aus Mitteln zum Bau von Arbeiterwoh⸗ 
nungen. Hier nimmt man alſo Summen weg, um 
ſie der privaten Wohlfahrtsfürſorge zu übermit⸗ 
teln. (Senator Dr. Wiercinſti: Geſchieht ja nicht!) 
Bis jetzt noch nicht, und zwar deshalb, weil es 
abgelehnt wurde. (Senator Dr. Wiercinſki: Soll 
auch nicht geſchehen!) Ich habe auch nicht behaup⸗ 
tet, daß es ſchon geſchehen iſt, ich habe lediglich 
behauptet, daß man in Zoppot die Abſicht hatte, 
150 000 Gulden für dieſe Zwecke aus Mitteln der 
Wohnungsbauabgabe zu nehmen. Wenn Sie 
ſagen, es geſchieht nicht, dann erkläre ich, es wird 
geſchehen. Man wird es in Zoppot bei der dort 
vorhandenen famoſen deutſchnationalen Verwal⸗ 
tung ſchon verſtehen, die 150 000 Gulden aus 
Mitteln der Wohnungsbauabgabe zu entnehmen, 
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ohne daß die Zoppoter Stadtverwaltung dann 
irgend etwas davon erfährt. Und zwar wird das 
auch unter Billigung und Zuſtimmung des Senats 
geſchehen; denn eine Hand wäſcht bekanntlich die 
andere. Wir werden deshalb gegen dieſen Abänz 
derungsantrag ſtimmen. Wenn man tatſächlich 
etwas ſchaffen will, dann foll man ſolche Kin- 
derheimſtätten von Staats wegen ſchaffen, darauf 
läuft unſere Forderung von Schaffung von Kin- 
derheimen hinaus. Schafft Kinderheime, Sieden: 
häuſer, Altersheime und Tuberkuloſenanſtalten; 
denn was wir bisher auf dieſem Gebiete haben, 
iſt ſo gut wie nichts, und beweiſt, daß man eben 
nur Flickwerk leiſten will. Man denkt nicht daran, 
auch auf dieſem Gebiete etwas Großzügiges zu 
ſchaffen, ſondern will nur ein bißchen „ſoziales“ 
Empfinden dokumentieren, um bei der Wahl pro- 
pagieren zu können: „Seht einmal, wir haben noch 
50 000 Gulden Zuſchuß zum Bau einer Kinder- 
heilſtätte gegeben.“ Man benutzt alſo die ſoziale 
Fürſorge nicht etwa, um tatſächlich Beſſerung für 
die Arbeiterklaſſe zu ſchaffen, ſondern man will 
im Gegenteil die Arbeiterklaſſe mit dieſen Manö— 
vern abhalten, den Kampf verſchärft gegen dies 
Syſtem zu führen. So wirkt man nicht für, ſon⸗ 
dern durch eine derartige „ſoziale“ Fürſorge gegen 
die Arbeiterklaſſe. 


„Wie man gerade die private Fürſorge unter- 
ſtützt, dafür haben wir in dieſem Etat eine Reihe 
von Beweiſen. Wir haben auch dementſprechende 
Anträge geſtellt, die darauf hinauslaufen, dieſe 
Mittel zu ſtreichen. Wenn wir irgend eine For- 
derung erheben, nehmen wir z. B. die Forderung 
des Erweiterungsbaues der Lungenheilſtätte in 
Jenkau, dann heißt es, es ſtehen keine Mittel zur 
Verfügung, wir können das nicht machen, aber 
hunderttauſende von Gulden ſind hier der priva- 
ten Fürſorge zur Verfügung geſtellt. Dieſe Mittel 
follen nur dazu verwandt werden, um durch die 
Wohlfahrts vereine politiſche Propaganda für den 
bürgerlichen kapitaliſtiſchen Staat und für die 
bürgerliche Geſellſchaftsform zu treiben. Dieſe 
Propaganda wird durch Staatsmittel unterſtützt, 
und die Sozialdemokraten ſind es, die das mit 
ermöglichen, die es alſo erſt möglich machen, daß 
dieſe von Jahr zu Jahr geſteigerten Mittel dieſer 
reaktionären Wohlfahrtsvereinigungen verwandt 
werden, um reaktionäre politiſche Propaganda zu 
treiben. Wir erinnern in bezug hierauf nur an die 
Poſitionen A I, 8 „Zuſchüſſe für gemeinnützige 
Anſtalten und Vereine“, wozu wir erwähnen 
möchten, daß dieſe Anſtalten manchmal mehr im 
Sinne von gemein aufzufaſſen ſind als im Sinne 
von nützlich, und ebenſo die Poſition B I, 18 „Un- 
terſtützungen von privaten Einrichtungen auf dem 
Gebiete der Geſundheitsfürſorge“ und ſo könnte 
ich Ihnen hier noch viele andere Poſitionen nen⸗ 
nen. Nicht nur in dieſem Etat allein, ſondern auch 
in jedem einzelnen Etat find eine Unmenge ſolcher 
Poſitionen enthalten und wenn man ſie zuſam⸗ 
menzählt, wird man annähernd eine Million zu⸗ 
ſammenbekommen, die ausgegeben wird, nicht 
etwa, um wirklich ſoziale Fürſorge zu treiben, 
ſondern um dieſe privaten Wohlfahrtsorganiſa⸗ 
tionen zu erhalten, damit dieje bürgerlich⸗kapita⸗ 


liſtiſche Propaganda treiben können. 
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Ein Teil unſerer Anträge bewegt ſich außerdem 
in der Richtung der Verbeſſerung der Jugendfür⸗ 
ſorge. Nun, auch das Kapitel der Jugendfürſorge 
zeigt kraß und deutlich die Schäden des heutigen 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems. Auch die 
Jugendfürſorge wird nicht etwa im Sinne einer 
Beſſerung der Jugend aufgefaßt, ſondern im 
Sinne einer Beſtrafung der Jugend dafür, daß 
ſie nicht geboren iſt als Kinder reicher Eltern, 
ſondern als Kinder von Proletariern, und daß ſie 
durch die Schäden und Demoraliſierungserſchei— 
nungen des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems oft 
auf einen Weg gedrängt wird, wo dann der Staat 
eingreift, aber nicht, um die Schäden und De⸗ 
moraliſationserſcheinungen dieſer Geſellſchaft an 
einer Einzelperſon wieder gut zu machen im Sinne 
einer Verbeſſerung und Beſſerung, ſondern da— 
durch, daß er dieſe Perſon noch beſtraft. Sehen 
wir uns die ganze Jugendfürſorge an und wie die 
Jugendfürſorge in den Erziehungsanſtalten be— 
trieben wird, dann finden wir, daß das Haupt- 
gewicht in dieſen Anſtalten gelegt wird auf 
ausreichenden Gottesdienſt und geiſtliche Verſor⸗ 
gung, und dak fich auch unter der jetzigen Koali- 
tionsregierung nichts geändert hat. Auch der 
heutige Senat, in dem doch eine ganze Menge 
ſozialdemokratiſcher Senatoren ſitzen, ſieht als 
ſeine erſte und heiligſte Pflicht der Erziehung 
dieſer jugendlichen Zöglinge immer noch den 
Gottesdienſt und die geiſtliche Verſorgung an, des- 
gleichen hat man noch immer das Syſtem der 
Arbeitsprämien beſtehen laſſen. Noch immer wer— 
den Arbeitsprämien gezahlt, d. h. daß die einzel- 
nen Fürſorgezöglinge gegeneinander aufgehetzt 
werden, daß ſie aufeinander aufpaſſen müſſen, daß 
fie durch das Syſtem der Arbeitsprämien gegen- 
einander ausgeſpielt werden. Dieſe Arbeitsprä⸗ 
mien find auch nichts anderes als Korruptionser⸗ 
ſcheinungen am Syſtem der Fürſorgeerziehung. 
Wir verlangen Arbeitslöhne, und zwar Tarif- 
löhne für jede von den Fürſorgezöglingen gelei⸗ 
ſtete Arbeit. Noch immer legt man bei der 
Jugendfürſorge in den Erziehungsanſtalten mehr 
Wert auf Aufſeher als auf Erzieher. Erzieher 
Nebenſache, Aufjeher alles! Aufſeher bedeutet, daß 
die Zöglinge beaufſichtigt werden, um für jedes 
Vergehen beſtraft zu werden, daher auch die Wn- 
menge von Aufſehern. Lehrer ſind nur vorhanden, 
wo ſie nun einmal unumgänglich notwendig ſind. 


Da will ich als Beweis nur heranziehen die Po- 


ſition AIV, 1, wo z. B. in der Erziehungsanſtalt 
Tempelburg zwar 10 Aufſeher aber nur drei 
Lehrer eingeſetzt ſind, das umgekehrte Verhältnis 
wäre richtiger; das richtige Verhältnis wäre kein 
Aufſeher, da die Zöglinge imſtande ſind, ſich ſelbſt 
zu beaufſichtigen, aber 10 oder 12 Lehrer, das 
würde eine Aenderung in der Fürſorgeerziehung 
bedeuten, ſchon rein äußerlich geſehen, aber dieſe 


Aenderung wird bei den heute beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſen nicht Tatſache werden. 55 
Wenn ich außerdem noch kurz hinweiſe auf die 


Poſitionen A III, 10 und A IV, 9, dann nur des- 
halb, um auch wieder hinzuweiſen auf den Beköſti⸗ 


gungsſatz für Zöglinge. 1,10 Gulden ſetzt man 


hier täglich für jeden Zögling als Beköſtigungs⸗ 
ſatz feſt, da haben ſogar die ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten erklärt, der Satz reicht vollkommen 
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aus, die Zöglinge wollen ja nicht mehr effen, fie j 


erhalten doch ſoviel, daß ſie tatſächlich vollkommen 
befriedigt ſind. Das mag auch ſtimmen, wenn ich 
3. B. die Möglichkeit hätte, den ganzen Senat 
einen Monat lang auf eine derartige Ration zu 
ſetzen, dann würden die Herren natürlich auch 
platt“ werden, wenn man ihnen für 1,10 G täglich 
die entſprechenden Lebensmittel zur Verfügung 
ſtellte. Aber nicht darauf kommt es an, ſondern 
auf den Wert der Nahrungsmittel in bezug auf 
Kalorien. Den Bauch kann man ſich bald voll- 
hauen, wie man im volkstümlichen Ausdruck ſagt, 
aber wie und auf welche Art, das iſt die zweite 
Frage. Ich glaube beſtimmt nicht, daß die Her— 
ren Senatoren, die Herren oberen Beamten mit 
1,10 G pro Kopf Beköſtigungsgeld auskommen. 
Wenn Sie nun ſagen, wir ſind andere Leute, wir 
haben uns nichts zuſchulden kommen laſſen, dann 
möchte ich erwidern, daß es eben nur daran liegt, 
daß Sie zufällig als Kinder anderer Eltern ge— 
boren und in anderen Verhältniſſen aufgewachſen 
ſind, ſonſt hätte es Ihnen vielleicht auch paſſieren 
können. Schuld an dieſen Zuſtänden haben nicht 
die Perſonen, ſondern das Syſtem. Der Beköſti⸗ 
gungsſatz von 1.10 G ijt zu niedrig. Ich erinnere 
3. B. daran, daß man als Beköſtigungsſatz für die 
Blinden 1,50 G. feſtgeſetzt hat. Hier liegt ein 
Widerſpruch. Nun könnte man darauf hinweiſen, 
die Blinden ſind eine ganz andere hilfsbedürftige 
Gruppe als die Fürſorgezöglinge; denn diefe Ban- 
diten haben ſich ſtrafbar gemacht und können nicht 
ſo behandelt werden wie anſtändige Elemente. 
Aber das beweiſt nur das Ausſpielen der einzel- 
nen Fürſorgegruppen gegeneinander. Wir fordern, 
daß gleiches Recht für alle beſteht; denn für die 
heute vorkommenden Schäden find nicht die ein- 
zelnen Perſonen verantwortlich zu machen, fon- 
dern das Syſtem. Deshalb verlangen wir die 
Heraufſetzung des Beköſtigungsſatzes pro Tag auf 
1,50 Gulden. 


Nun hat bereits der Herr Abg. Brill auf das 
Verhältnis zwiſchen Staats- und Gemeindeetat 
hingewieſen, und gerade der Herr Abg. Cierocki 
wird zugeben müſſen, daß der Zuſammenhang ein 
ſehr intenſiver iſt, wenn man ganz beſonders den 
Zuſammenhang zwiſchen dem Etat der Stadtge— 
meinde und des Staates Danzig hier ins Auge 
faßt. Es ift tatſächlich fo, wie der Herr Abg. Brill 
ſagte. Die Gemeinden werden von Jahr zu Jahr 
mit immer größeren Aufgaben belaſtet. Nicht 
allein dadurch wird der Aufgabenkreis ein größe: 
rer, daß durch die geſetzlichen Beſtimmungen den 
Gemeinden neue Aufgaben zugewieſen werden, 
ſondern ſchon allein aus der Tatſache heraus, daß 
das Elend der weiteſten Bevölkerungsſchichten von 
Jahr zu Jahr zunimmt. Je größer Elend und Not 
der werktätigen Schichten ſind, deſto größer ſind 
ſelbſtverſtändlich auch die Aufgaben der einzelnen 
Gemeinden, weil ja gerade die Wohlfahrtsfür⸗ 
jorge eine Aufgabe der einzelnen Gemeinden ift. 

o wie wir dies feſtſtellen, können wir anderer- 
ſeits feſtſtellen, daß der Staat den Gemeinden zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nur Bettelpfennige zur 
Verfügung ſtellt, daß der Staat für die Aufgaben, 
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müſſen, nur ganz geringfügige Unterſtützungs⸗ 
ſummen einſetzt. 

Da will ich aus der ganzen Flucht der Er⸗ 
ſcheinungen dieſer Art nur eine herausgreifen, die 
unter Poſition B I, Stelle 10 ſteht. Es handelt 
fih hier um Beihilfen, die der Staat zur Verfü⸗ 
gung ſtellt zu allgemeinen Verhütungs- und Be- 
kämpfungsmaßnahmen, Waſſerverſorgung uſw. 
Wir wiſſen, daß gerade diefe Frage der Waſſerver— 
ſorgung in den Kommunen eine außerordentlich 
bedeutſame Rolle ſpielt. Sie wiſſen aber auch, 
daß die einzelnen Gemeinden, beſonders die klei— 
nen, nicht imſtande ſind, tatſächlich für eine tat⸗ 
kräftige Waſſerverſorgung einzutreten. Eine kleine 
Gemeinde, die ſich einen Tiefbrunnen anſchaffen 
will, der immerhin im Werder 5 bis 7 000 Gulden 
koſtet, in der Höhe bedeutend mehr, wäre gezwun— 
gen, allein um die Koſten für die Brunnenherſtel—⸗ 
lung zu decken. 300, 400 Prozent zur Grundſteuer 
zu erheben. Das iſt für die meiſten Gemeinden 
untragbar. Daher ſehen wir, daß ſich die meiſten 
Gemeinden gar nicht um eine gute Waſſerverſor⸗ 
gung bekümmern. Und was dieſe tatſächlich für 
die Erhaltung der Geſundheit bedeutet, das 
brauche ich hier beſtimmt nicht näher auszuführen. 
Wir kennen die Zuſtände, die auf dem Lande herr— 
ſchen, wo gerade die Sammelbrunnen oft Seuchen— 
herde bilden. Es wird immer wieder kritiſiert 
und geſagt, man ſolle dieſe Sammelbrunnen nicht 
benutzen ſondern ſie beſeitigen, aber tatſächlich 
hier durchzugreifen denkt niemand. Die Gemein⸗ 
den, die größtenteils von bürgerlichen Mehrheiten 
verwaltet werden, tun es nicht, weil es für ſie 
eine Steigerung der Zuſchläge zur Grund- und 
Gebäudeſteuer bedeuten würde. Der Staat tut 
es nicht, weil er die Gelder für andere Zwecke 
braucht, z. B. um die Säle für den Senat zu reno- 
vieren, um neue hohe Beamtenſtellen zu ſchaffen. 
Wir haben deshalb gerade in bezug auf die Waf- 
ſerverſorgung beantragt, die Poſition von 7500 
auf 50 000 Gulden zu erhöhen. Wenn man be- 
denkt, daß der Staat für die Waſſerverſorgung die 
Summe von 7500 Gulden anſetzt, und wir min⸗ 
deſtens noch hunderte von Gemeinden haben, wo 
Tiefbrunnen mit einwandfreiem Grundwaſſer 
nicht vorhanden ſind, dann wirkt die Poſition 
direkt lächerlich. Der Senat gab uns auf unſeren 
Antrag, dieſe Summe von 7500 auf 50 000 Gulden 
zu erhöhen, die Antwort: „Ja, glauben Sie, daß 
durch die 50 000 Gulden etwas geändert wird“ 
Damit mag er recht haben. Aber dann wirkt es 
um ſo lächerlicher, daß er für dieſen Zweck 7500 
Gulden einſetzt. Dann ſoll er lieber gar nichts 
einſetzen. Gewiß, 50 000 Gulden ſind eine ganz 
geringfügige Summe, wenn man bedenkt, daß von 
dieſer Summe auch noch ein Teil für allgemeine 
Verhütungs⸗ und Bekämpfungsmaßnahmen in be: 
zug auf übertragbare Krankheiten benutzt werden 
ſoll. Dann bleibt wirklich nur ein ganz gering⸗ 
fügiger Satz für die Waſſerverſorgung übrig. Wir 
erklären aber, daß wenigſtens der Anfang gemacht 
werden muß, daß in größerem Maße wie bisher 
Beihilfen an die Gemeinden gewährt werden fol- 
len, um Tiefbrunnen herzuſtellen. 

Wenn nun die Gemeinden dazu übergehen, 


die die einzelnen Gemeinden aus fiH heraus löſen I tatſächlich beſtehende Mängel auf dem Gebiete der 
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dann kommt 
der Senat und macht den Gemeinden und Kreiſen 
einen Strich durch die Rechnung. Wenn z. B. in 
bezug auf die Verbeſſerung der Erwerbsloſenfür— 
ſorge und der Kleinrentnerfürſorge im Kreiſe 
Werder Mittel bereit geſtellt worden ſind, dann 
iſt das zu begrüßen. Wir wiſſen, daß dieſe Ver— 
beſſerung auf Grund des verſchärften Kampfes der 
Arbeiter gegen die Verwaltungskörperſchaften 
herbeigeführt worden iſt. Es war vorauszuſehen, 
daß dann der Senat kommen und erklären würde, 
eine derartige beſondere Fürſorge dürfe nicht ge— 
trieben werden. 

Ich habe bereits wiederholt darauf hingewie— 
jen, daß die Mittel, die man hier in den Etat ein- 
geſetzt hat, für alle minderbemittelten Bevölke— 
rungsſchichten tatſächlich Hungerbeträge ſind, ſelbſt— 
verſtändlich auch in bezug auf die Erwerbsloſen— 
und Kleinrentnerbezüge. Auf Grund dieſer Hun— 
gerbezüge ſind die Kreiſe und Gemeinden gezwun— 
gen, beſondere Mittel für dieſe Zwecke einzuſtellen. 
Das wird dann beanſtandet. Hier habe ich ein 
Schreiben des Senats, Abteilung für Soziales, 
worin die Abteilung darauf hinweiſt, der Kreis- 
tag möchte doch noch einmal dazu Stellung neh— 
men, ob nun wirklich auch Mittel für dieſe Zwecke 
und in dieſem Umfange tatſächlich zur Verfügung 
geſtellt werden ſollen. Allerdings drückt ſich der 
Senat ſehr vorſichtig aus. Aber aus dieſer vor— 
ſichtigen Formulierung lieſt man doch den Appell 
an den Landrat heraus, derartige Mittel dürfen 
nicht zur Verfügung geſtellt werden. Ich werde 
bei der nächſten Kreistagsſitzung alles tun, damit 
die Beſchlüſſe in der alten Form beſtehen bleiben. 

Das ſchwerwiegenſte Problem beim ganzen ſo— 
zialen Etat ift entſchieden das Problem der Er- 
werbsloſenfürſorge. Wenn wir einen ſcharfen 
Kampf gegen die Etats führen, dann hat das 
ſelbſtverſtändlich ſeine Urſachen. Es find Etats, 
die vom kapitaliſtiſchen Staat aufgeſtellt werden. 
Sie ſind ſelbſtverſtändlich ſo aufgebaut, daß ſie ſich 
gegen die werktätige Bevölkerung auswirken. 
Wenn man hinzunimmt, daß dieſe arbeiterfeind— 
liche Einſtellung der Etats von Jahr zu Jahr 
ſchärfer in die Erſcheinung tritt, dann muß man 
gegen die Etats und ihre Verabſchiedung den 
ſchärfſten Kampf führen. Die Arbeiterfeindlich— 
keit der Etats, die von Jahr zu Jahr wächſt, kann 
man beſonders an den Ausgaben nachweiſen, die 
in die Etats für die Erwerbsloſenfürſorge einge— 
ſetzt ſind. Die Zahlen, die ich jetzt bringe, werden 
den Senator intereſſieren, um einmal Vergleiche 
zu ziehen, was im Jahre 1926 und was in dieſem 
Jahre für die Erwerbsloſenfürſorge ausgegeben 
wurde. Das Ziehen dieſer Vergleiche bedeutet 
das Zugeſtändnis einer ungeheuren Verſchlechte⸗ 
rung gegenüber 1926. Es wird die Bevölkerung 
auf die von Jahr zu Jahr ſteigende Arbeiterfeind⸗ 
lichkeit der Etats aufmerkſam machen. Im Jahre 
1926 ſind nicht nur in den Etat eingeſetzt, ſondern 
auch laut Rechnung für die Erwerbsloſenfürſorge 
wirklich ausgegeben, 9 788 803 Gulden und für die 
produktive Erwerbsloſenfürſorge die Summe von 
750 000 Gulden. Im Jahre 1927 ſind laut Rech⸗ 
nung für die Erwerbsloſenfürſorge ausgegeben 
9379 008 Gulden. Im Jahre 1926 iſt mir ein 
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Fehler unterlaufen. Es waren für die produktive 
Erwerbsloſenfürſorge zwar 750 000 Gulden einge- 
fegt, in Wirklichkeit find aber 1 223 355 Gulden 
und im Jahre 1927 712 142 Gulden ausgegeben. 
Die Rechnung für das Jahr 1928 liegt uns noch 
nicht vor. Da der Senat aber erklärt hat, die in 
den Etats eingeſetzte Poſition decke ſich annähernd 
mit der wirklichen Ausgabe, kann man auch die 
in dieſem Jahre eingeſetzten Summen als die aus— 
gegebenen annehmen. Wir können alſo feſtſtellen, 
daß 1928 für die Erwerbsloſenfürſorge in den Etat 
7 425 600 Gulden eingeſetzt find und für die pro- 
duktive Erwerbsloſenfürſorge 720 000 Gulden. 
Im Jahre 1929 ſind für die Erwerbsloſenfürſorge 
in den Etat 7 175 000 Gulden eingeſetzt und für 


die produktive Erwerbsloſenfürſorge 500 000 Gul, 


den. 

Nun wollen wir einmal den Vergleich ziehen. 
Es wurden insgeſamt für die Erwerbsloſenfür— 
jorge ſowohl wie für die produktive Erwerbsloſen— 
fürſorge ausgegeben: im Jahre 1926 11 021 758 
G, im Jahre 1927 9 071 150 G, im Jahre 1928 
8 145 600 G und im Jahre 1929 7 675 000 G. Wir 
ſehen, daß fih die Ausgabe für die Erwerbsloſen— 
fürſorge von Jahr zu Jahr ſenkt. Seit 1926 iſt in 
der Erwerbsloſenfürſorge eine Senkung der Wus- 
gaben von 3½ Millionen eingetreten. Herr Dr. 
Wiercinſki nickt beſtätigend mit dem Kopf. Jawohl 
das ſtimmt. Nun wollen wir Ihrer Ausſage die 
Behauptung von der angeblichen „Beſſerung“ der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe zugrunde legen und 
uns damit ein wenig beſchäftigen, um zu ſehen, 
wer recht hat. Wir wollen ſehen, ob Sie bei Ihrem 
Nicken bleiben werden. Ich habe ſchon ſo manch— 
mal in bezug auf das Nicken einen Herrn von der 
Regierung in Verlegenheit gebracht. Sie geben 
zu, daß alſo auch wie 1928 im Jahre 1929 eine 
Beſſerung der Wirtſchaftslage eingetreten iſt. Ich 
bringe den Herrn Senator tatſächlich ſchon mit dem 
Nicken in Verlegenheit. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Für die rückliegende Zeit kann ich Auskunft ge- 
ben!) Es iſt nicht daran zu zweifeln, wer eigent⸗ 
lich recht hat. (Senator Dr. Wiercinſki: Ich natür: 
lich!) Dann paſſen Sie auf, Herr Senator! Vor 
einiger Zeit wurden die Zahlen für die Erwerbs: 
loſenfürſorge in dieſem Jahr von der Preſſeſtelle 
des Senats herausgegeben, und da hat die Preſſe— 


ſtelle des Senats ſelbſt zugeben müſſen, daß in die- 


ſem Jahr noch in keinem Monat die niedrige Er- 
werbsloſenziffer des vergangenen Jahres erreicht 
worden iſt. Stimmt es, daß tatſächlich in dieſem 
Jahr für jeden Monat die Ziffern der Erwerbs- 
loſenfürſorge höher waren als für andere Jahre? 
(Senator Dr. Wiercinſki: Das ſtimmt!) Stimmt 
es, daß aljo tatſächlich in dieſem Jahr faſt in je- 
dem Monat die Ziffern für Erwerbsloſe höher 
waren als im vergangenen Jahre? (Senator Dr. 
Wiercinſki: Stimmt!) Dann beweiſt das, daß in 
der jetzt zurückliegenden Zeit mehr Erwerbsloſe in 
Danzig vorhanden waren, als in den gleichen Mo— 
naten des Jahres 1928. Alſo, um noch kraſſer und 
deutlicher zu ſprechen: 1928 waren im erſten Halb- 
jahr nicht ſoviel Erwerbsloſe vorhanden, wie im 
erſten Halbjahr des Jahres 1929? (Senator Dr. 
Wiercinſki: Das ſtimmt!) Stimmt es aber auch, 
daß man die Erwerbsloſenunterſtützungsſumme 
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abbaut in dieſem Jahre gegenüber dem vergange— 
nen Jahre? (Senator Dr. Wiercinſki: Wir hoffen 
auf ein weiteres Zurückgehen!) Sie haben auch be— 
reits im vergangenen Jahre darauf gehofft, und 
da habe ich recht gehabt. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Nein, damals habe ich recht gehabt!) In unſerem 
Antrage auf Erhöhung der Exwerbsloſenunter— 
ſtützung werde ich Ihnen das ſtatiſtiſche Material 
bringen. Aber haben Sie ſich einmal die Kreis— 
tagsberichte angeſehen? (Senator Wiercinſki: Ja- 
wohl!) Gut! Alle drei Kreistagsberichte, und zwar 
Höhe, Niederung und Werder bringen die ſtereo— 
type Formel: in dieſem Jahre, nämlich im Rech— 
nungsjahre 1928, im Gegenſatz zu 1927, hat die 
Erwerbsloſenziffer zugenommen. Stimmt das? 
(Senator Dr. Wiercinſki: Hier kommt nur die Ge— 
ſamtzahl vom ganzen Freiſtaat in Frage.) Sie ja- 
gen alſo, in Danzig iſt die Erwerbsloſenzahl um 
ſoviel geringer? Das ſtimmt auch nicht. Es ſtimmt 
tatſächlich, daß im Rechnungsjahr 1928 durd- 
ſchnittlich die Erwerbsloſenziffer eine höhere war 
als im Rechnungsjahre 1927. Das jtimmt, Herr 
Senator Dr. Wiercinſki, das ift durchaus nicht „et= 
was anderes“. 
ungefähr gleichgeblieben iſt, dann müſſen Sie aber 
auch zugeben, daß die Erſparniſſe 1928 gegenüber 
1927 faſt 1 Million betrugen, faſt eine Million 
mit der produktiven Erwerbsloſenfürſorge zuſam— 
men. 

In dieſem Jahre hoffen Sie genau ſo, wie im 
vergangenen Jahre auch wieder darauf, daß es 
beſſer werden wird. Sie müſſen aber bereits jetzt 
feſtſtellen, daß im erſten Vierteljahr, wo man aljo 
ihon den Beweis hat, es nicht beffer geworden ift, 
ſondern ſchlechter. Aber Sie hoffen wieder auf das 
Wunder der Zukunft, und da ſage ich: dieſes Wun— 
der wird nicht eintreten, die Wirtſchaftslage im 
Freiſtaat Danzig wird nicht von Jahr zu Jahr 
beſſer, wie das der Abg. Weiß hier hinzuſtellen be— 
liebte, ſondern Sie alle, die hier geſtern über den 
Konkurrenzhafen Gdingen Ausführungen gemacht 
haben, werden zugeben müſſen, daß man von einer 
Verbeſſerung des Arbeitsmarktes nicht ſprechen 
kann. Wenn Sie vielleicht glauben, daß durch die 
Sanierung der Schichauwerft jetzt mehr Arbeiter 
in den Arbeitsprozeß eingreifen werden, ſo iſt das 
ein Irrtum. Sie haben ſelbſt zugeben müſſen, zu— 
nächſt bedeutet das nur, daß nicht noch mehr Ar— 
beiter erwerbslos werden, aber weiter auch nichts. 
Wir behaupten aber, und zwar deshalb, weil wir 
dieſen Sanierungsrummel des kapitaliſtiſchen 
Staates zur Genüge kennen auf Grund der 
Ereigniſſe in Deutſchland und Amerika, daß die 
Sanierung fih dahin auswirkt, daß noch mehr Mr- 
beiter aufs Straßenpflaſter fliegen, daß die Sanie— 
rung eine Moderniſierung der Betriebe in tehni- 
ſcher Hinſicht, eine Rationaliſierungsmethode be— 
deutet. (Senator Dr. Wiercinſki: Iſt aber immer 
noch beſſer. als wenn fie ganz ſchließen!) Wenn Sie 
hier die Frage der Schließung der Schichauwerft 
berühren: Sie haben doch dem Deutſchen Reich den 

ank ausgeſprochen für die Sanierung der Schi— 
chauwerft. Wenn Deutſchland die Schichauſanie— 
rung nicht vorgenommen hätte, dann hätte Polen 
die Schichauwerft ſaniert. Es handelt ſich bei der 
Schichauwerft nicht um ein Unternehmen, das ſich 


Wenn Sie nun zugeben, daß das 


irgendwie rentieren foll, ſondern das aufrechter— 
halten werden muß, weil man die Schichauwerft 
für den Kriegsfall braucht, für die bevorſtehende 
Auseinanderſetzung der imperialiſtiſchen Staaten 
mit der Sowjetunion. Der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft und dem kapitaliſtiſchen Staat iſt es an ſich 
vollkommen gleichgültig, ob dieſer Betrieb geſchloſ— 
fen wird oder nicht, ob die Arbeiter brotlos wer- 
den oder nicht, ſondern einzig und allein iſt für 
ſie maßgevend ihr Profit oder daneben noch andere 
Rückſichten, z. B. Vorſorge für drohende Kriegs— 
gefahr oder ähnliche Erſcheinungen. 

Sie werden mir alſo die ſehr wichtige Tatſache 
beſtätigen müſſen, daß in dem erſten Vierteljahr 
des Rechnungsjahres 1929, das hinter uns liegt, 
die Erwerbsloſenziffer beträchtlich höher als in 
dem gleichen Zeitabſchnitt 1928 iſt. Das hat man 
zugeſtehen müſſen, trotzdem hat man aber auch in 
dieſem Jahre die Summe für die Erwerbsloſen— 
unterſtützung wieder ganz beträchtlich herabgeſetzt. 
Die Herabſetzung im Jahre 1928 gegenüber 1927 
betrug eine Million, fie beträgt in dieſem Rech— 
nungsjahr gegenüber 1928 wieder eine halbe Mil— 
lion. Man hat im Jahre 1928 als Durchſchnitts— 
ſatz für die Erwerbsloſen die Zahl von 8 500 Er: 
werbsloſen eingeſetzt. In dieſem Jahre hat man 
diefe Durchſchnittszahl auf 8 160 Erwerbsloſe her- 
abgeſetzt. Nimmt man nun die Tatſache, daß in 
dem erſten Vierteljahr bereits die Erwerbsloſen— 
zahl beträchtlich höher iſt als im vergangenen 
Jahre, dann muß der Arbeitsmarkt ſchon wirklich 
ſehr ſehr gut werden, Herr Senator Wiercinſki, 


(C) 


wenn irgendwie dieſe Ziffer erreicht werden ſoll. (D) 


Aber ferner müſſen Sie noch etwas anderes feft- 
ſtellen: Sie müſſen mir zugeben, wenn man eine 
Verbeſſerung des Arbeitsmarktes erhofft, ſo kann 
man ſie doch nur vom Sommerhalbjahr erwarten, 
und doch ganz beſonders von dem erſten Viertel— 
jahr des Rechnunagsjahres, denn jetzt tritt bereits 
die rückläufige Erſcheinung ein. jetzt ſteigert ſich 
wieder die Zahl der Erwerbsloſen. (Senator Dr. 
Wiercinſki: O nein!) Es mag vielleicht noch ein 
Monat kommen. wo vielleicht noch eine fallende 
Tendenz der Arbeitsloſenziffer zu verzeichnen ſein 
wird, aber im Auguſt wird die Erwerbsloſenzahl 
ſchon wieder anſchnellen. i 
Wenn man all dieſe Tatſachen berückſichtigt, 
dann muß man zugeben, daß dies ein Etat ift. der 
aufs ſchärfſte bekämpft werden muß. Das wären 
in großen Umriſſen die wichtigſten Mängel, die 
wir hier in bezug auf dieſen Etat feſtſtellen können. 
Aber ſchon die Mängel, die wir hier bei dieſen we— 
nigen Poſitionen aufgedeckt haben, laſſen doch be— 
reits erkennen. wie weit die Sozialdemokratie von 
ihren Grundzügen abgerückt iſt, ja, daß ſie über- 
haupt keine Grundſätze mehr hat — jawohl, Herr 
Aba. Stukowſki. Sie mögen darüber lachen — feft 
ſteht. daß Sie keine Grundſätze mehr haben. (Zu- 
ruf links: Haben Sie Grundſätze gehabt?) Etwas 
feſtere Grundſätze als Sie, denn deshalb bin ich ja 
gerade zur Kommuniſtiſchen Partei übergegangen, 
um meinen Grundſätzen treu bleiben zu können. 
Sie haben aber Ihre Grundſätze längſt verleugnet, 
das beweiſt ja auch wieder Ihre Mitwirkung bei 
der Verabſchiedung dieſer Etats. Meine Ausfüh- 
rungen beweiſen aber aufs neue, daß Sie in die 
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Regierung hineingegangen ſind, nicht etwa um die 
ſoziale Fürſorge in dem beſtehenden Maße wenig- 
ſtens aufrechtzuerhalten, ſondern um es der Bour- 
geoilie, den bürgerlichen Parteien überhaupt erft 
zu ermöglichen, die ſoziale Fürſorge derart brutal 
abzubauen. Denn wenn man in Betracht zieht, 
daß ſeit 1926 die Erwerbsloſenfürſorge um 3½ 
Millionen abgebaut iſt, dann iſt das nur möglich 
geweſen durch die Mithilfe der Sozialdemofrati- 
ſchen Partei. Gerade in bezug auf den radikalen 
Abbau bei der ſozialen Fürſorge in dieſer brutalen 
Art kann man es verſtehen, wenn die bürgerlichen 
Parteien eine Oppoſition treiben, die in Wirklich— 
keit natürlich keine Oppoſition iſt. Sie denken nicht 
im geringſten daran, irgendwie Oppoſition zu trei— 
ben. Eine bürgerliche Regierung, die auf ſo ſchwa— 
chen Füßen ſtände wie die heutige Koalitionsregie— 
rung, wäre latſächlich unhaltbar. Aber wir er— 
leben gerade das Schauſpiel bei der Koalitionsre— 
gierung, daß beinahe in jeder Volkstagsſitzung jetzt 
die Beſchlußunfähigkeit feſtgeſtellt wird, daß aber 
die bürgerlichen „Oppoſitionsparteien“ jetzt ſchon 
ein bißchen Bange haben, vielleicht könnte der La— 
den jetzt nicht klappen. So ſehen wir, daß die Abg. 
Blavier und Rahn ſchnell herbeieilen und ihre 
Karten abgeben, um die Durchführung dieſer Etats 
zu ermöglichen. Dasſelbe Spiel ſehen wir bei den 
Deutſchnationalen. Sie denken nicht im geringſten 
daran, Oppoſition zu treiben. Wenn fie Oppo- 
ſition treiben wollten, wäre es nicht möglich, die— 
ſen Etat in ſechs Monaten zu verabſchieden. (Sehr 
richtig! rechts.) Ihr Zwiſchenruf beweiſt, daß Sie 
mit dieſem Etat einverſtanden ſind, daß Sie gar 
nicht daran denken, etwas gegen die Etats einzu— 
wenden, und daß den Kampf gegen die Etats nur 
die Kommuniſtiſche Partei führt. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikawſki: Die Ausſprache ift ae- 
ſchloſſen. da weitere Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung über die Mh- 
änderungsanträge in Druckſache Nr. 798, die von 
dem Abg. Plenikowſki und den übrigen Mitalie— 


dern der Kommuniſtiſchen Partei eingebracht find: | 


Ausgabe: 

Abſchnitt A J. Stelle 6: Der Betrag von 6000 G iſt a 
30 000 G zu erhöhen. W 

Abſchnitt A J. Stelle 8: Jit zu ſtreichen. 

Abſchnitt A J. Stelle 9: Der Betrag von 7 175 000 G 
iſt auf 10 000 000 © zu erhöhen. 
Unter Erläuterungen iſt zu ſtreichen: „9. u. 10. ge⸗ 
genſeitig deckungsfähig“. 

Abſchnitt A I, Stelle 10: Ift zu ſtreichen. 

Abſchnitt A J. Stelle 17: Der Betrag von 11000 G ift 
auf 15 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt A I, Stelle 21: Der Betrag von 1457 700 G 
iſt auf 2 000 000 G zu erhöhen. ; 
Abſchnitt A I, Stelle 9: Die Worte „und Gottes- 
dienſt“ ſind zu ſtreichen. Unter Erläuterungen ſind 
zu ſtreichen: Geiſtl. Verſorg, 80 G. Der Betrag für 
Fortbildung iſt um dieſen Vetrag zu erhöhen. 

Abſchnitt A III, Stelle 12: Die Worte „und Gottes⸗ 
dienſt“ find zu ſtreichen. Unter Erläuterungen find 
die Poſitionen 12 a und b zu ſtreichen. Der Betrag 
für Unterricht wird von 1600 G auf 2500 G erhöht. 

Abſchnitt A IV, Stelle 9: Der Betrag von 84600 G 
wird auf 99 125 G erhöht. Unter Erläuterungen ift 
ſtatt „ie 1,10 G täglich“ zu ſetzen „ie 1,50 G täglich“ 
und ſtatt 53 000 G der Betrag von 67 525 G. 

Abſchnitt A IV, Stelle 11: Die Worte „und Gottes⸗ 
dienſt“ ſind zu ſtreichen. Unter Erläuterungen iſt zu 
ſtreichen: Geiſtl. Verſorg. 700 G. Der Betrag für 
Unterricht iſt auf 2700 G zu erhöhen. 


Abſchnitt A VII, Stelle 7: Der Betrag von 100 000 G 
ift auf 200 000 © zu erhöhen. 

Abſchnitt A IX, Stelle 3: Der Betrag von 1850 © ift 
auf 4000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 9: Der Betrag von 6700 G ift auf 
15 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 10: Der Betrag von 7500 © ift 
auf 50 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 12: Der Betrag von 3000 G ift 
auf 10 000 © zu erhöhen. h 

Abſchnitt B I, Stelle 13a (neu): Erweiterungsbau der 
Lungenheilſtätte Jenkau — 100 000 G. À 

Abſchnitt B I, Stelle 14: Der Betrag von 5000 © ift 
auf 20000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B II, Stelle 2: Unter Erläuterungen iſt zu 
ſetzen ſtatt: „2 Aſſiſtenzärzte“ „3 Aſſiſtenzärzte“ und 
ſtatt „54 Schweſtern uſw.“ „70 Schweſtern uſw.“ Die 
Summe für Vergütungen und Löhne iſt dement⸗ 
ſprechend zu erhöhen. 5 

Abſchnitt B II, Stelle 13: Iſt zu ſtreichen. ; 

Wer für diefe Anträge ift, bitte ich, fih vom 
Platz zu erheben. — Das ift die Minderheit; fie 
ſind abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 
Liſchnewſkti, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- 
trage namentliche Abſtimmung über den Etat. 

Vizepräſident Gaikowſki: Wir haben zunächſt 
noch über einen Abänderungsantrag abzuſtimmen. 
Er liegt in Druckſache Nr. 788 vor und iſt unter⸗ 
ſchrieben von den Abg. Fooken, Weiß, Frau Rich⸗ 


ter: 


Unter Abſchnitt B I der Ausgabe iſt eine neue 
Stelle 21 aufzunehmen mit dem Etatstext: 
„Zuſchuß zum Bau einer Kinderheilſtätte“. 
In den Etatsvoranſchlag 1929 find 50 000 Gulden 
einzuſtellen. 
Die Erläuterung zu dieſer Stelle iſt wie folgt zu 


faſſen: 

„Die Heilſtätte iſt Eigentum des Vereins für Kinder⸗ 
heilſtätten im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Sie 
war vom Kriegsbeginn bis jetzt anderweitig verwen 
det. Zu ihrer Einrichtung als Heilſtätte hat die Stadt 
Zoppot 150 000 Gulden, die Verſicherungsanſtalt für 
Invalidenverſicherung ein Darlehn von 150 000 Gul⸗ 
den hergegeben. Aus Staatsmitteln werden 50 000 
Gulden zur Verfügung geſtellt. 

Danach Brutto-Abſchluß: 


Einnahme 16 787 580 © 
Ausgabe 36 399 210 G 
Zuſchuß 19 611 630 © 


Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Es iſt nunmehr namentliche Abſtimmung 
über den Etat beantragt worden. Wird dieſer An— 
trag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht nicht 
aus. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Haushaltsplan für Soziales und Geſundheits— 
weſen annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe 
jetzt Punkt 4 auf: 

Haushaltsplan für Kirchenweſen. 
Druckſache Nr. 736. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Langnau. (Abg. 
Hoppe: Der Sachverſtändige für Kirchenweſen!) 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In den letzten 
Tagen haben wir von den Sozialdemokraten bis 
zu den Deutſchnationalen weiter nichts gehört als 
von den großen Staatsunkoſten, und daß das Ge⸗ 
bot der Stunde die größte Sparſamkeit fein müßte. 
Wenn man die einzelnen Etats durchſieht, ſo muß 
man feſtſtellen, daß nur bei den Etats, die im In⸗ 


tereſſe der Arbeiterſchaft liegen, geſpart worden iſt. 


Leider kann man dieſe Sparſamkeit nicht beim 


Kirchenetat feſtſtellen. Kein Abgeordneter, auch 


(©) 


(D) 


(A) 


das evangeliſche Konſiſtorium den Betrag von 


(B) 
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kein Mitglied der Regierung hat bei den Etats⸗ 
reden hier darauf hingewieſen, daß man das Geld 
der Steuerzahler, und das ſind doch die Arbeiter, 
hier verſchleudert. Es iſt deshalb die Aufgabe der 
Kommuniſtiſchen Partei, gerade wie im vergan⸗ 
genen Jahr, der Arbeiterſchaft klar vor Augen zu 
führen, was hier geſpielt wird. 


In Ausgabe unter Abſchnitt B I hat man für 


31 700 Gulden eingeſetzt, 2 237 Gulden mehr als 
im Vorjahr. Wenn wir in Betracht ziehen, daß 
dieſer Etat von Herrn Dr. Kamnitzer unterſchrie— 
ben iſt, der in ſeiner Finanzrede erklärte, daß er 
als Parteimann zum Senator gewählt ſei und dies 
auch bleiben werde, dann können die Deutſchnatio⸗ 
nalen und das Zentrum ſtolz auf ſolch einen ſozial⸗ 
demokratiſchen Senator fein. Wenn wir die Ge- 
ſchichte der Arbeiterbewegung betrachten, ſo müſſen 
wir feſtſtellen, daß der beſte Kern innerhalb der 
Arbeiterſchaft den Kampf gegen die Kirche als In⸗ 
ſtrument der Volksverdummung immer geführt 
hat. Der rechte Flügel der Sozialdemokratiſchen 
Partei war es ſchon vor dem Kriege, der mit der 
Kirche liebäugelte. Aus dieſem Grunde ſchrieb 
Marx ſchon im Jahre 1875 in ſeinen „Randgloſſen 
zum Gothaer Programm“: 

Jeder muß ſeine religiöſen, wie ſeine leiblichen 
Bedürfniſſe verrichten können, ohne daß die Polizei 
ihre Naſe hineinſteckt, aber die Arbeiterpartei muß 
doch bei dieſer Gelegenheit ſich bewußt darüber aus⸗ 
ſprechen, daß die bürgerliche Gewiſſensfreiheit weiter 
nichts iſt außer der Duldung aller möglichen Sorten 
von Gewiſſensfreiheit, und daß ſie die Gewiſſen vom 
religiöſen Spuk zu befreien ſtrebt. 


Hier jagt Marx klar und deutlich, daß die bürger- 
liche Gewiſſensfreiheit nichts weiter iſt als die 
Duldung aller möglichen Sorten religiöſer Gewiſ— 
ſensfreiheit, und daß es die Aufgabe der Arbeiter: 
ſchaft ift, ih von dieſem Spuk zu befreien. Aber 
die Sozialdemokratie bewilligt immer wieder der 
Kirche Tauſende von Gulden, damit die Arbeiter⸗ 
ſchaft noch mehr verdummt wird. Uns Kommu- 
nijten wundert das niht, wenn wir die Worte f 
eines führenden Sozialdemokraten, und zwar des 
Sozialdemokraten Stampfer betrachten, der auf die 
Frage, ob ein gläubiger Chrift auch Sozialdemo- 
krat ſein könne, die Antwort gab: „Ja, das kann 
er, und eigentlich müßte er das auch ſein.“ Ver⸗ 
geſſen hat man die Worte Auguſt Bebels, daß 
Chriftentum und Sozialismus fih wie Feuer und 
Waſſer gegenüberſtehen. Wir als Kommuniſten 
ſagen, daß es keine Gemeinſchaft zwiſchen Religion 


und Sozialismus geben kann. Aber die Sozialde⸗⸗ 
höht. Es iſt das Gehalt der Geiſtlichen. Wir haben 


mokratiſche Partei und das Zentrum ſind ein Herz 
und eine Seele. (Abg. Gehl: Das ſtimmt nicht!) 
Nur daß das Zentrum es meiſterhaft verſteht, mit 
jeder Partei die Regierung zu bilden, wenn der 
Kirche Millionen in den Rachen geworfen werden. 
Die Sozialdemokratie demgegenüber tritt nicht für 
ihre Wähler ein, ſondern fie verrät die Arbeiter: 
ſchaft. (Abg. Gehl: Das ſtimmt nicht!) Sie liefert 
die Arbeiterſchaft der Kulturreaktion aus, wie wir 
es ja bei allen Fragen geſehen haben. Ueber die 
andere Frage ſchreibt der Abg. Sollmann. (Abg. 
Gehl: Der iſt ja gar nicht hier!) und hier iſt zu 
ſehen, daß die Sozialdemokratie und insbeſondere 
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die führenden Freidenker der Sozialdemokratie 
ſelbſt nicht wiſſen, was ſie wollen. Er ſchreibt: 
Der Atheismus iſt genau ſo vieldeutig und un⸗ 
wiſſenſchaftlich wie der Gottesbegriff. Der Sozialis⸗ 
mus iſt ein Problem der Organiſation, der Erzeugung 
und der Verteilung. Er iſt auch ein höchſt kulturelles 

Problem. Er will aus der Tiefe des Egoismus zur 

höchſten Höhe des Gemeinſchaftsgeiſtes führen. Aber 

Gemeinſchaftsgeiſt kann ebenſowohl aus dem Atheis⸗ 

mus fließen, wie aus der chriſtlichen Weltanſchauung. 

Wir Kommuniſten und mit uns die proletari⸗ 
ſchen Freidenker fragen: Worin unterſcheiden ſich 
die heutigen Sozialdemokraten von den Liberalen? 
Sie ſind eins mit den religiöſen Sozialiſten, eins 
mit der Kirche und aus demſelben Grunde auch 
gegen die Arbeiterſchaft. Anſtatt den Kirchenetat 
abzubauen, wird von Jahr zu Jahr mehr bewil⸗ 
ligt. Unter Abſchnitt B find in dieſem Jahre für 
die katholiſche Kirche 15375 Gulden bewilligt, 
2972 Gulden mehr als im vorigen Jahr. Es iſt 
deshalb ganz ſelbſtverſtändlich, daß der Abg. Weiß 
dann ſagen kann, einerſeits könne man mit den 
Sozialdemokraten und andererſeits mit den 
Deutſchnationalen regieren. „Wir bekommen im⸗ 
mer unſer Geld, mag auch die Arbeiterſchaft dabei 
verrecken, Hauptſache iſt, daß die Kirche dabei gut 
abſchneidet.“ 

Aber nicht allein, daß die Bewilligung von 
Geldmitteln an die katholiſche Kirche gegen die 
proletariſchen Freidenker verſtößt, gegen die Ar⸗ 
beiterſchaft, ſondern es iſt auch gleichzeitig ein 
Verbrechen an der Wiſſenſchaft. Es iſt doch Tat⸗ 
ſache, daß die katholiſche Kirche die Wiſſenſchaft 
hemmt. Die Geſchichte hat uns doch überliefert, 
daß diejenigen, die verſuchten, auf Grund der Wif- 
ſenſchaft der Menſchheit etwas Beſſeres beizubrin⸗ 
gen, ſie zu vervollkommnen, auf den größten Wi⸗ 
derſtand der katholiſchen Kirche ſtießen. All die 
Hexenverbrennungen uſw. erinnern uns doch da- 
ran. Im Jahre 1927 konnte man in der fatho- 
liſchen, kirchlichen Geſetzgebung folgendes Tefen: 

Alle Gläubigen ſind von Kindheit an ſo zu unter⸗ 
weiſen, daß ihnen nicht nur nichts beigebracht wird, 
was der katholiſchen Religion und ehrbaxer Sitte 
widerſtreitet, ſondern daß die religiöſe und ſittliche 

Unterweiſung den erſten Platz einnimmt. 

Was ſagt uns dieſes Zitat? Jeder, der es wagt, 
gegen die katholiſche Religion aufzutreten, der der 
Menſchheit, der Geſellſchaft ſagt, daß die Welt nicht 
von Gott geſchaffen ſei, begeht ein Verbrechen. Die 
Kinder ſollen alſo nicht das wiſſen, was wahr iſt. 


Hier ift der Beweis, daß die katholiſche Kirche 


gegen die Wiſſenſchaft, gegen alle Kuturfortſchritte 
eintritt, und für ſolche Elemente kann die Arbei— 
terſchaft aus dieſem Grunde kein Geld übrig haben. 
Auch Abſchnitt C III, Stelle 1, ift bedeutend er- 


geſehen, daß man bei den Erwerbsloſen abgebaut 
hat. Für die Geiſtlichkeit iſt Geld da. Im vorigen 
Jahr waren es 305 000 G. Dies Jahr ſind es 
371 000 G, alfo 66 000 © mehr. ohne die kirchlichen 
Mittel. Dieſer Betrag iſt das Gehalt für 35 Pfar⸗ 
rer und 3 Hilfsgeiſtliche. Betrachten wir einmal 
das Gehalt eines Arbeiters, eines Erwerbsloſen. 
Wenn dann die katholiſche Geiſtlichkeit auftritt 
und insbeſondere der Arbeiterſchaft zuruft: „Wenn 
es Euch hier auf Erden ſchlecht geht, dann wird 
es Euch im Himmel beſſer gehen“, dann ſagen wir 
als Kommuniſten und mit uns die Arbeiterſchaft: 


(D) 
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„Den Himmel überlaſſen wir den katholiſchen 
Geiſtlichen, der Zentrumspartei und den Spatzen. 
Wir wollen aber hier auf Erden den Himmel ha— 
ben.“ 


Dann iſt auch der Abſchnitt C II, Stelle 2, Bau- 
koſtenbeiträge, an 32 Kirchengemeinden mit 
45 000 G ſehr wichtig. Wir ſehen, daß kein Geld 
da iſt, Arbeiterwohnungen zu bauen. Wir ſehen, 
daß die Arbeiterſchaft mit 5 und 6Kindern in einem 
kleinen Zimmer wohnen muß, daß dort die Krant- 
heit hauſt. Für den Kirchenbau hat man aber 
45 000 G da, für die Kirche ift das Geld nicht zu 
ſchade. Es wird auch baldige Aufgabe der Dan— 
ziger, der deutſchen Arbeiter ſein, aus den Kirchen 
das zu machen, was unſere ruſſiſchen Brüder ge— 
macht haben, die die Kirchen zu Klubs, Kinos 
und Verwaltungsräumen eingerichtet haben. 
Wenn Sie (zum Zentrum) heute noch die Kirchen 
von den Geldern der Arbeiterſchaft bauen, ſo wird 
die Arbeiterſchaft die Kirchen auch dereinſt für 
ihre Zwecke übernehmen. In Stelle 6 ſind für 
Neubauten 65 000 G eingeſetzt, als ob man im 


Freiſtaat noch nicht genug Kirchen hätte, als ob 


die Arbeiterſchaft nicht ſchon Geld genug für die 


Kirche ausgeben muß. Anſtatt daß man Kinder: 
heime baut, die doch viel beffer find. (Abg. Lild. 


newſki: Sehr richtig!) Anſtatt für 
Spielplätze herzuſtellen, wird das Geld hier für 
die Verblödung des Volkes vergeudet. 

Wenn wir dann den Geſamtetat betrachten, 
der in dieſem Jahre mit 1510000 G abſchließt, 
aljo mit einem Mehr von 172 370 G als im Bor- 
jahre, dann muß man ſagen, daß dies die Taten 
der Sozialdemokratie find; denn ohne die Sozial— 
demokratie wäre es dem Zentrum niemals gelun— 
gen, dieſen Etat ſo hoch zu bekommen: denn pro— 
zentual hat kein Etat eine ſolche Steigerung er— 
fahren, wie der Kirchenetat. Das Geld für die 
Kulturreaktion iſt da. Da wird das Zentrum 
auch niemals ſagen, das Staatsintereſſe ließe es 
nicht zu, daß wir ſoviel Mittel auswerfen. Wenn 
das Zentrum vielleicht 10 Millionen für die Kirche 
bekäme, würde ſie ſie auch annehmen und nicht an 
das Staatsintereſſe denken. Wenn wir dann dar- 
an denken, daß innerhalb der Sozialdemokratie 
Abgeordnete ſind, die Freidenker ſind, die ſich von 
dieſem Opium losgelöſt haben und dann dies Geld 
bewilligen, dann muß man ſich doch vor den Kopf 
ſchlagen und ſagen, daß die Sozialdemokraten 
zwei Seelen haben. Wir ſehen es ja in Deutſch— 
land. Diejenigen Freidenker, die gegen den Kir⸗ 
chenetat im Reichstag kämpfen, werden von dem 
enen Freidenkervorſtand ausge- 

oſſen. 

Wenn wir als Kommuniſten allein zu dieſem 
Etat ſprechen und dazu keine Abänderungsanträge 
geſtellt haben, ſo aus dem Grunde, weil es unter 
unſerer Würde ſteht, als Kommuniſten auch nur 
einen Pfennig für dieſe Volksverdummung zu be⸗ 
willigen. Wenn wir hier als Kommuniſten 
ſprechen, dann tun wir es nur aus dem Grunde, 
um der Arbeiterſchaft zu beweiſen, daß für die 
Kirchen Gelder vorhanden ſind, daß aber hunderte 
Wohlfahrtsempfänger hungern und nicht mehr 
wiſſen, was ſie anziehen ſollen. Aber hier iſt 


die Kinder 
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Geld für Einrichtungen vorhanden, die der Be— 
völkerung keinen Nutzen bringen. Es müßte doch 
eigentlich der Kirche gar nicht gut genug ſein, vom 
Staat für ihre Zwecke Geld anzunehmen. Wenn 
jemand in einem Verein iſt, dann muß er auch 
ſeine Beiträge zahlen, und ſo müßten auch die 
Gläubigen handeln. Wenn ſie fromm ſind, wenn 
ſie an Gott glauben, wenn ſie zur Kirche gehen 
wollen, dann ſollen ſie das auch alles ſelbſt be— 
zahlen. Deshalb iſt es wünſchenswert, daß wir 
auch hier bei uns dem Beiſpiel Rußlands folgen, 
wo jeder, der zur Kirche geht, Eintrittsgeld bezah— 
len muß, und kann er das nicht, dann muß er eben 
draußen bleiben. Das müßte auch hier ſein. 
Wir Kommuniſten haben zum Kirchenetat zwei 
Entſchließungen eingebracht und ich glaube, wenn 
die Sozialdemokratie auch nur noch ein Zehntel 
ihrer Grundſätze hat, die ſie vor dem Kriege ver— 
trat, dann muß ſie unſere Entſchließung anneh— 
men. Aber es ſtimmt ſchon, was hier der Genoſſe 
Plenikowſki bereits ſagte, daß die Sozialdemokra⸗ 
tie überhaupt keine Grundſätze mehr hat. In 
unſerer erſten Entſchließung erheben wir nur eine 
ganz ſelbſtverſtändliche Forderung, nämlich völ— 
lige Trennung von Staat und Kirche. Der Staat 
hat mit der Kirche nichts zu tun, Staat und Kirche 
ſind zweierlei. Es iſt ja auch eine alte Forderung 
der Sozialdemokratiſchen Partei, daß der Kirche 
im Staat keine Vorrechtſtellung eingeräumt wer- 
den ſoll, wenn verlangt wird, daß ſich die Kirchen 
allein zu unterhalten haben. Wenn ſie nicht mehr 
ſoviel Gläubige haben, nun, dann mag man eben 
ein paar Geiſtliche entlaſſen, dann können die auch 
einmal ſtempeln gehen, man wird ihnen ſchon die 
Arbeitsbeſcheinigung ausſtellen, daß ſie wegen 
Mangel an Arbeit entlaſſen worden ſind. Ferner 
verlangen wir das Verbot von ſtaatlichen Unter— 
ſtützungen an Religionsgemeinſchaften. Warum 
erhält die Kirche auch hier wieder eine Extraver— 
gütung? Nur mit Hilfe der Steuergroſchen gelingt 
es der Zentrumspartei. ihre Wähler und Schäfchen 
zu ſammeln. Das Geld, das der Staat von der 
Arbeiterſchaft auf der einen Seite herauspreßt, 
gibt er auf der anderen Seite den ſogenannten 
Religionsgemeinſchaften, und die tun fih damit 
dick, wie ſie für die Arbeiterſchaft ſorgen. Sie, 
die gläubigen Chriſten ſind es dann angeblich, die 
alle Not lindern, aber die Arbeiterſchaft, von der 
das Geld doch herſtammt, die kommt dabei gar 
nicht in Betracht. Mit dieſen Religionsgemein⸗ 
ſchaften iſt es ſo, wie ein Bibelſpruch ſagt: „Sie 
ſäen nicht und ernten doch.“ Die Arbeiterſchaft 
erhält vom Staat für die Zwecke ihrer Organi- 
ſationen keinen Pfennig und trotzdem hat die Ar⸗ 
beiterſchaft beſſere Organiſationen und verficht 
edlere Ziele, als all dieſe Religionsgemeinſchaften 
zuſammengenommen. Ich erinnere dabei nur an 
die „Rote Hilfe“. 
oanilation. die für jeden Proletarier eintritt, der 
für ſeine Ideale im Zuchthaus oder im Gefängnis 
leidet; aber die „Rote Hilfe“ wird niemals vom 
Staat irgendwelche Zuwendungen erhalten. Die 
„Internationale Arbeiterhilfe“ ift eine Organi- 
ſation, die für alle eintritt, die für ihre Ideale 
kämpfen, auch fie erhält keine ſtaatlichen Unter- 
ſtützungen, fie leiſtet aber ein größeres Werk als 


Die „Rote Hilfe“ ift eine Or- 
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die Kirchen und die ſogenannten Religionsges 
meinſchaften. 

Wir verlangen in unſerer Entſchließung noch 
weiter, daß endlich der Gottesläſterungsparagraph 
aufgehoben wird; denn es iſt doch eine Lächerlich— 
keit, mit welchen Maßnahmen man in unſerem 
Zeitalter noch vorgeht. Die Gottheit iſt geſchützt, 
man darf doch den lieben Gott nicht beleidigen, 
aber das Zentrum mitſamt ſeinen Heiligen, ſowie 
die Bourgeoiſie haben Menſchen, die vieles für die 
Allgemeinheit geleiſtet haben, einfach hinmorden 
laſſen. Ich erinnere nur an Roſa Luxemburg und 
Karl Liebknecht, an Lenin und andere. Wenn Sie 
dieſe Menſchen beleidigen, dann fragt niemand 
danach, da können Sie tun, was Sie wollen. Wenn 
man aber jemanden beleidigt oder läſtert, der 
überhaupt nicht exiſtiert, dann wird man vor das 
Gericht geſchleppt und verurteilt. Man hat z. B. 
vor kurzer Zeit auch unſeren Genoſſen Stachel mit 
dem Gottesläſterungsparagraphen beſtrafen wol— 
len. Was hatte denn der Genoſſe Stachel getan? 
Er hat vor der Freidenkerjugend einen Vortrag 
gehalten über Jefus und die Armen, Archriſten⸗ 
tum und Sozialismus. Dieſer Vortrag war rein 
wiſſenſchaftlich gehalten. Die Staatsanwaltſchaft 
leitete aber ein Verfahren gegen den Genoſſen 
Stachel ein, und es erlaubten ſich da ein paar ſehr 
Heilige zu erklären: „Wenn ein Lehrer die Wun- 
dergläubigkeit leugnet, dann begeht er ſchon Got⸗ 
tesläſterung!“ (Abg. Plenikowſki: Alſo Herr Weiß 
iſt Gottesläſterer!) Es zeigt ſich hier, daß ſogar 
der Abg. Weiß dann auch ein Gottesläſterer iſt; 
denn auch er hat die Wunder geleugnet. (Das 
Kamnitzerwunder! links.) Nur der Finanzſenator 
Dr. Kamnitzer iſt noch kein Gottesläſterer, weil er 
noch an Wunder glaubt. Das Verfahren gegen 
unſeren Genoſſen Stachel mußte dann zwar einge— 
ſtellt werden. Aber typiſch iſt doch dabei, daß die 
Staatsanwaltſchaft zu jeder Zeit immer auf der 
Seite der katholiſchen Kirche zu finden iſt, auf 


ſeiten des bürgerlichen Staates ſteht und jedem, 
der die Arbeiterſchaft aufklären will, den Garaus 
macht. 

Eine andere ſelbſtverſtändliche Forderung, der 
auch die Sozialdemokratie ohne weiteres zuſtim— 
men müßte, iſt das Verbot des Religionsunter— 
richtes in den Schulen. Wenn die Chriſten und 
Gläubigen ihren Kindern Religionsunterricht er— 
teilen laſſen wollen. dann mag dieſes in Extra— 
ſtunden geſchehen, aber nicht in den Schulſtunden, 
wo etwas anderes gelehrt werden ſoll, als dieſer 
Unſinn. Es ift auch eine Phrafe. wenn man faat, 
es find bisher noch ſehr wenig Kinder vom Reli- 
gionsuntericht abgemeldet. Aber aus welchem 
Grunde? Weil nämlich ein großer Teil der Ar- 
beiter, die ihre Kinder gern vom Religionsunter⸗ 
richt befreien laſſen möchten, mit Recht die großen 
Schikanen. die dann ſofort gegen die Kinder ein- 
ſetzen. befürchten. Wir haben Beweiſe genug da- 
für, daß das zutrifft. (Kommen Sie doch einmal 
mit einem Beweis! beim Zentrum.) Die Menſch⸗ 
heit hat ja ſelbſt kein Intereſſe mehr daran, in die 

irchen zu gehen. Selbſt die, die ſich noch als 
Mitglieder der Kirche ausgeben, glauben ja nicht 
mehr an Gott. Ein Pfarrer ſchreibt in der Zeit⸗ 
ſchrift „Religion und Sozialismus“ folgendes: 


aus der Kirche austreten würde. 
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„Wer geht in die Kirche?“ Da hat er folgendes 
Beiſpiel aus Berlin genommen und das ergibt 
folgendes Bild: „Beſucherzahl an den gewöhn⸗ 
lichen Sonntagen des Jahres 1920: 7 509, durch⸗ 
ſchnittlich: 94, prozentual: 0,31 Prozent, im Jahre 
1923 6 686, durchſchnittlich 77, prozentual 0,26 
und im Jahre 1926 jährlich 6 121, durchſchnittlich 
81 und prozentual 0,27.“ „Es kommen“, ſchreibt 
er weiter, „von den 30 000 betreuten Seelen im 
beſten Fall 930, im ungünſtigſten 660 im ganzen 
Jahr zur Kirche.“ Das beſagt mit anderen Wor- 
ten, daß von tauſend Großſtadtmenſchen zwei das 
Bedürfnis hatten, eine Predigt anzuhören. Für 
ſo wenig Gläubige gibt der Staat ſo viel Geld 
aus! Deshalb ift es erforderlich, daß der Religi- 
onsunterricht ſo ſchnell wie möglich aus der Schule 
verſchwindet, und daß beſonders die Arbeiterkinder 
dafür etwas beſſeres lernen, was fie für ihr ferne- 
res Leben brauchen können. 


Die zweite Entſchließung, die wir eingereicht 
haben, verlangt auch nichts, was dem Staat Geld 
koſtet. Es heißt da 

Der Senat wird erſucht, einen Geſetzentwurf vor⸗ 
zulegen, der die Regelung des Kirchenaustritts nach 
folgenden Grundſätzen vorſieht: 

a) die ſchriftliche dem Amtsgericht eingeſchrieben 
überſandte Kirchenaustrittserklärung genügt zur 
Rechtswirkſamkeit, 

b) jede Amtsperſon hat außerdem die Befugnis, 
auch mündlich eine gültige Kirchenaustrittserklä⸗ 
rung entgegen zu nehmen, 

e) die Befreiung von der Kirchenſteuer tritt mit 
Aue Tage der Kirchenaustrittserklärung in 

raft. 

Warum verlangen wir das? Damit endlich die 
Hinderniſſe hinweggeräumt werden. Jetzt muß 
derjenige, der aus der Kirche austreten will, zum 
Amtsgericht gehen. Dann muß er einen Paß ha— 
ben oder ein anderes amtliches Papier. Es iſt 
nicht möglich, daß ſich heute ein Arbeiter extra 
einen Paß kauft, damit er aus der Kirche aus- 
treten kann. Es ſpielt aber noch etwas anderes 
dabei mit. Er muß die Arbeit verſäumen. Aus 
dieſem Grunde iſt es beſſer, wenn man es ſo macht, 
wie wir es verlangen. Wir fordern auch, daß jede 
Amtsperſon die Befugnis hat, mündlich eine Kir— 
chenaustrittserklärung entgegenzunehmen. Man 
würde dann die Gerichte von der Arbeit entlaſten, 
und derjenige, der aus der Kirche austreten will, 
brauchte nicht den weiten Weg zu machen, brauchte 
ſich keinen Paß zu beſorgen und nicht die Arbeit 
zu verſäumen. Er würde dann zu dem Gemeinde- 
vorſteher in ſeinem eigenen Ort hingehen und ſich 
beſcheinigen laſſen, daß er aus der Kirche austritt. 
Ich bin aber überzeugt, daß das Zentrum und die 
Sozialdemokraten dem nicht zuſtimmen werden, 
weil dann die Arbeiterſchaft in größerem Maße 
; i Sie würde ſich 
dann ſagen, wir haben es jetzt näher, es koſtet 
10 kein Geld und wir verſäumen die Arbeit 
nicht. ; 


Als letztes verlangen wir in unſerer Entſchlie⸗ 


Bung, daß die Befreiung von der Kirchenſteuer 
mit dem Tage der Kirchenaustrittserklärung in 
Kraft tritt. Wir verlangen weiter nichts, als daß 
es ſo gehandhabt wird, wie es in jedem Verein 
iſt. Wenn jemand aus einer Partei oder aus 
einem Verein austritt, darf er keinen Beitrag 


(C) 


(D) 
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(B) 
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mehr bezahlen. Aber die Kirche verlangt von dem, 
der ſchon aus ihr ausgetreten iſt, noch eine Zeit⸗ 
lang die Kirchenſteuer, und nicht nur eine Beit- 
lang, ſondern es ſind ſchon ſehr viele Arbeiter zu 
uns gekommen, die ſchon vor zwei oder drei Jah- 
ren aus der Kirche ausgetreten find und noch im- 
mer Kirchenſteuer bezahlen ſollen. Dies muß auf— 
hören. Sie ſehen, daß wir weiter nichts verlan⸗ 
gen, als daß die Kirche nicht mehr Rechte hat als 
die andern. Wir haben dem Volkstag und der 
geſamten Oeffentlichkeit unſere Einſtellung zum 
Kirchenetat klargelegt. Auf Grund unſerer mar— 
riſtiſchen Einſtellung werden wir den Kirchenetat 
ablehnen. Es iſt höchſte Zeit, daß die Arbeiter— 
ſchaft erkennt, daß mit dieſem Kirchenunweſen 
Schluß gemacht werden muß. Wenn man auf die 
Straße geht, trifft man die Heilsarmee, aber ſelbſt 
hier im Volkstag iſt man nicht vor der Kirche 


ſicher. Als wir geſtern nach Schluß der Vollſitzung. 


im Fraktionszimmer noch arbeiten wollten, wur— 
den wir durch kirchlichen Geſang geſtört. Es war 
uns nicht möglich, unſere Arbeit zu vollenden. Es 
ijt ein Glück, daß wir Kommuniſten gegen Reli- 
gion geimpft ſind, daß uns dies nichts ausmacht. 
Aber es wäre Pflicht des Zentrums, mit dem Frat- 
tionszimmer mit uns zu tauſchen, damit wir in 
dem Fraktionszimmer der Zentrumspartei ſitzen 
können und die Zentrumsfraktion in unſerem 
Zimmer; denn das Zentrum intereſſiert ja der 
kirchliche Geſang mehr als uns. 

Wir Kommuniſten werden deshalb den Kampf 
gegen den Kirchenetat, gegen die Kulturreaktion 
und gegen den Kapitalismus mit allen uns zu 
Gebot ſtehenden Mitteln aufnehmen, mit dem Be— 
wußtſein: Es rettet uns kein höheres Weſen, kein 
Gott, kein Kaiſer noch Tribun. Uns aus dem 
Elend zu erlöſen, können wir nur ſelber tun.“ Dies 
wird die Arbeiterſchaft erkennen. Wenn ſie es 
jetzt noch nicht alle erkannt haben, dann aus dem 
Grunde, weil Ihnen (zum Zentrum) ja noch ſo 
viele Mittel zur Verfügung ſtehen, mit denen Sie 
die Arbeiterſchaft verdummen können. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
uns noch mit einer andern intereſſanten Sache 
beim Kirchenetat zu beſchäftigen, und zwar mit 
den von Jahr zu Jahr ſteigenden Ausgaben für 
die Kirche ganz beſonders in bezug auf die Ge— 
hälter der Geiſtlichen. Wir können feſtſtellen, daß 
die Ausgaben des Staates für die Gehälter der 
Geiſtlichen in dieſem Jahr die Summe von 
1042 728 Gulden betragen. Dieſe Summe wirft 
der Staat, wirft die ſozialdemokratiſche Regierung 
für die Gehälter von ſage und ſchreibe 142 Geiſt⸗ 


lichen aus. Wir haben laut Etatsanſatz hier im 


Freiſtaat 77 evangeliſche und 65 katholiſche Geiſt⸗ 
liche. Das ſind zuſammen 142 Geiſtliche. Wenn 
man nun hier die einzelnen Poſitionen, die für 


dieſe Zwecke hier eingeſetzt ſind, zuſammenzählt, 


dann kommt man tatſächlich zu der wirklich be⸗ 
ſcheidenen Summe von 1042728 Gulden für 
geiſtliche Gehälter. Man darf da nicht allein die 
hier unter der Poſition „Beiträge zum Gehalts- 
ausgleich der Pfarrer“ eingeſetzten Summen neh⸗ 
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men, ſondern man muß auch die andern Summen, 
die verſteckt in anderen Poſitionen auftreten, Hin- 
zuzählen. Da ſehen wir z. B. perſönliche Bedürf⸗ 
niſſe des Konſiſtoriums, und zwar ſowohl des 
evangeliſchen als auch des katholiſchen Konſiſtori⸗— 
ums. Da ſteht die „beſcheidene“ Summe von 
13 536 Gulden, und zwar dient dieſe Summe für 
perſönliche Bedürfniſſe des Generalſuperinten— 
denten und zweier Geiſtlicher, die eben auch im 
Konſiſtorium ſitzen, die alſo außer ihren Gehäl⸗ 
tern noch monatliche wunderſchöne beſondere Zu— 
ſchüſſe erhalten. Der Abg. Hohnfeldt kritiſierte 
hier geſtern ſehr ſcharf, daß einzelne Beamte mit 
einem an und für ſich ſehr anſtändigen Gehalt 
noch irgendwohin zum Hafenausſchuß oder zur 
Eiſenbahn delegiert werden und auf Grund ihrer 
Delegation zu ihren hohen Gehältern noch ſehr 
ſchöne Aufwandsentſchädigungen bekommen. Wir 
wiſſen, daß dies Syſtem ja auch in dieſem Staat 
von Jahr zu Jahr ausgebaut wird. Je mehr 
die Partei-Futterkrippenwirtſchaft einreißt, deſto 
mehr ſuchen natürlich die einzelnen Parteien ihre 
Leute, die bereits in hohen Beamtenſtellungen 
figen, noch zu dieſen und jenen Poſten zu delegie— 
ren, um ihnen die Aufwandsentſchädigung zutom- 
men zu laffen. Der Kampf einiger ſozialdemokra⸗ 
tiſcher Gemeinde- oder Kreisvertreter gegen diefe 
Aufwandsentſchädigung iſt alſo dann wirklich ein 
Kampf Don Quichotes gegen Windmühlenflügel. 
Ich erinnere daran, daß der Kreistag im Werder 
den Antrag ſtellt, die Aufwandsentſchädigung 
des Landrats zu ſtreichen. Hier ſtimmen dieſelben 
Leute aber zu, daß auch der Staat noch dem 
Landrat Aufwandsentſchädigung gibt; dieſe Tat⸗ 
ſache verdient vollſte Verachtung. So ſehen wir 
auch hier, daß es ſich um perſönliche Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen für Beamte handelt, die wirklich an 
und für ſich ein ſehr gutes Gehalt haben. Eigen⸗ 
artig iſt. daß dieſe perſönlichen Bedürfniſſe und 
Aufwandsentſchädigungen in dieſem Jahre noch 
geſteigert worden ſind. 


Ich bin der Ueberzeugung, daß der größte Teil 
der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten nicht einen 
einzigen Blick in die Etats hineingeworfen hat. 
Ich habe die Probe aufs Exempel bereits mehrere 
Male machen können, wenn ich draußen in irgend 
einer Verſammlung auf einen ſozialdemokrati— 
ſchen Abgeordneten ſtieß. dem die einfachſten Dinge 
des Etats einfach böhmiſche Wälder waren. Er ver⸗ 
ſuchte dann einfach abzuleugnen oder erklärte, „er 
habe nicht jo viel Zeit“, um ſich grundlegend über 
die Einzelheiten zu informieren. Aber es liegt 
nicht daran, daß Sie keine Zeit haben, Sie wollen 
ſich mit dieſer Sache nicht beſchäftigen. Sie bil⸗ 
den eine Linie, was die führenden Bonzen ſagen. 
führen Sie durch. Dabei iſt Ihnen bewußt, daß 
Sie arbeitsfeindliche Politik treiben. 


(C) 


(D) 


Drei Perſonen erhalten hier für ihre perſön⸗ 
lichen Bedürfniſſe zu ihrem Rieſengehalt noch 


ganz nette Zuſchüſſe. die in dieſem Jahre noch um 
2040 Gulden erhöht worden ſind. Mit welcher 
Begründung? Mit der Begründung: Mehr in⸗ 
folge Erhöhung der Dienſtaufwandsentſchädigung 
für die geiſtlichen Räte wie in Preußen.“ Jawohl. 
hier merkt man die „innige“ Kulturgemeinſchaft 


mit dem Deutſchen Reich und Preußen. Wenn 


(A) 


(B) 
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die Herren Geiſtlichen Räte in Deutſchland oder 
in Preußen mehr Aufwandsentſchädigung erhal⸗ 
ten, darf der Freiſtaat ſelbſtverſtändlich nicht 
zurückſtehen. Wir werden bald auch noch die Zei⸗ 
ten des Konkordats in Danzig erleben, das jetzt 
noch nicht ſo aktuell iſt, weil die Kirche hier im 
Freiſtaat alles hat, was fie braucht, und auch von 
Jahr zu Jahr mehr bekommt. Aber ſie wird auch 
ſelbſtverſtändlich hier noch dazu übergehen, feſte 
Bindungen zu ſchaffen, genau wie ſie es in Preu⸗ 
ßen verſtanden hat, ſich dieſe Bindungen zu ver⸗ 
ſchaffen. Deshalb werden auch in Danzig die 
Zeiten des Konkordats kommen. Wir ſehen alſo, 
die Erhöhungen der perſönlichen Bedürfniſſe dieſer 
Herren geiſtlichen Räte erfordern pro Perſon 
Tauſende von Gulden pro Jahr, dafür hat die 
famoſe ſozialdemokratiſche Regierung Gelder 
übrig. Aber wenn man mit Forderungen für die 
Erwerbsloſen kommt und nur ein paar Pfennige 
Erhöhung haben will, dann hat dieſe Regierung 
nichts übrig. Die Herren bekommen höhere Gehäl⸗ 
ter, die Herren bekommen ſteigende Aufwands⸗ 
entſchädigungen, weil das Leben zu teuer iſt. Die 
Proleten bekommen es nicht. Es ift ja jelbjtver- 
ſtändlich, daß das den übrigen bürgerlichen Par⸗ 
teien und den Deutſchnationalen ſehr angenehm iſt. 
(Den Herren Lehrern auch!) Die Herren Lehrer 
profitieren von dieſer ſteigenden Aufwandsent⸗ 
ſchädigung nichts. Der Zwiſchenruf war hier nicht 
angebracht, im Gegenteil, Sie wiſſen ja ganz ge— 
nau, daß es die ſozialdemokratiſche Regierung 
war, die den Lehrern das Gehalt im Endgehalt 
um monatlich ca. 150 G kürzte. Die Beſtätigung 
können Sie ſich von Ihren Lehrern geben laſſen, 
daß Sie bei andern Beamtengruppen dieſe radi- 
kale Kürzung nicht vorgenommen haben. Wir wer: 
den uns in bezug auf die Lehrerbeſoldung noch an 
anderer Stelle ausſprechen. Wahrſcheinlich werden 
Ihnen die Lehrer noch einmal die Quittung für 
Ihre Politik geben. (Zuruf links.) Es wäre ſehr 
ſchön, wenn das geſchähe. Wir werden kämpfen, 
und mit dieſen Volkskreiſen zuſammen werden wir 
entſchieden einen weiteren Schritt vorwärts kom⸗ 
men. Aber Sie ſcheinen die Lehrer nicht ſo hoch 
einzuſchätzen, ſonſt würden Sie den Zwiſchenruf 
nicht gemacht haben. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die bürgerlichen 
Parteien, die Deutſchnationale Partei, keine Ur- 
ſache haben, dafür zu ſtimmen, daß über dieſe 
Etats namentlich abgeſtimmt wird. Was würde 
es bedeuten, über den ſozialen Etat namentlich 
abzuſtimmen? Die Deutſchnationalen müßten 
Ja⸗Karten abgeben, weil fie damit zufrieden find. 
Das würde bedeuten, daß die Einheitsfront von 
den Deutſchnationalen bis zu den Sozialdemokra⸗ 
ten mit der Ja-Karte auch äußerlich entſtände. 
Dasſelbe wäre beim Kirchenetat der Fall. Da 
werden die Herren von rechts genau ſo wie die 
Sozialdemokraten mit Ja jtimmen. Dabei würde 
der elende Schwindel der ſogenannten „Gemein- 
ſchaft“ zwiſchen Deutſchnationalen und Kommuni⸗ 
ſten kläglich in die Brüche gehen. Man würde 
tatſächlich in aller Oeffentlichkeit erkennen, daß 
hier die Einheitsfront iſt, daß ſich hier Sozialde⸗ 
mokraten und die Deutſchnationalen gemeinſam 
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volkswohlfahrt. (Zuruf des Abg. Moritz.) Das iſt 
uns Nebenſache. Wir haben die Frage der nament⸗ 
lichen Abſtimmung nicht geſtellt, weil wir anneh⸗ 
men, die Herren würden mitſtimmen, ſondern um 
auch dieſe Leute zu entlarven, um zu zeigen, was 
ſie für eine Politik treiben, daß ſie nicht in „Oppo⸗ 
ſition“ ſtehen, ſondern mit dieſen Etats einver⸗ 
ſtanden ſind. Der Beweis iſt geliefert worden. 
(Abg. Liſchnewſti: Einheitsfront zwiſchen Deutſch⸗ 
nationalen und Sozialdemokraten!) So finden 
wir nicht nur die Vergütungen für die Herren 
evangeliſchen Geiſtlichen Räte, ſondern finden 
ſelbſtverſtändlich dieje Vergütungen auch für die 
Herren Katholiſchen Räte, und zwar natürlich 
mit derſelben Begründung. Die perſönlichen Be- 
dürfniſſe für das katholiſche Konſiſtorium ſind 
ſogar noch höher als die für das evangeliſche. 
Während die Summe beim evangeliſchen Konſiſto⸗ 
rium 15 372 G beträgt, beträgt ſie beim katholi⸗ 
ſchen Konſiſtorium 17536 G. Während die Er⸗ 
höhung bei den Proteſtanten 2040 G in dieſem 
Jahre beträgt, beträgt ſie bei den Katholiken 


2973 G. Das find an und für ſich Nebenſächlich⸗ 


keiten, die aber im Zuſammenhang damit ſtehen, 
daß die Zentrumsleute in der Regierung aus⸗ 
ſchlaggebend ſind. Wären die Deutſchnationalen 
in der Regierung, ſo hätte Pfarrer Weiße ſchon 
dafür geſorgt, daß er als Geiſtlicher nicht über— 
vorteilt wird. Er hätte wahrſcheinlich prozentual 
der Bevölkerungsziffer für fi) eine Erhöhung der 
Bedürfniſſe verlangt. Nun muß er warten, bis er 
wieder einmal in die Regierung hineinkommt. 
Wenn die friedlichen Sozialdemokraten mit den 
Zentrümlern und auch Deutſchnationalen in der 
Regierung ſitzen, würde das natürlich etwas an— 
ders werden. 

So find tatſächlich auch die 15 372 Gulden für 
die perſönlichen Bedürfniſſe der Kirchenverwal— 
tung um 2972 Gulden in dieſem Jahre erhöht 
worden, und zwar auch wieder deshalb, weil ja 
in Preußen die Bezüge der Geiſtlichen Räte er- 
höht worden find. Sie ſehen, jo kommt ein Gul- 
den nach dem anderen zuſammen und ergibt all- 
mählich die Summe von 102 728 Gulden, die 
alljährlich vom Staat für die perſönlichen Ge- 
hälter der Geiſtlichen ausgegeben wird. Nun 
erſcheinen ein Teil dieſer Beihilfen noch unter 
der Poſition „Pfarrwohnungsbeihilfen auf 
Grund der Pfarrwohnungsgeſetze von 1898 und 
1909“, alfo auf Grund von Geſetzen, die im fo- 
genannten Obrigkeitsſtaat geſchaffen worden 
find, legt man nach wie vor dem Staat die unge- 
heuren Verpflichtungen gegenüber der Kirche 
auf und wirft der Kirche ſolche großen Summen 
in den Hals. Alle diefe Summen zuſammen erge⸗ 
ben dann den Betrag von einer Million Gulden. 
Aber damit iſt nun noch lange nicht geſagt, daß 
dieſe 142 Geiſtlichen von dieſem Gehalt leben, 
denn dann müßten dieſe Herren verhungern, 
dann könnten dieſe Herren tatſächlich nicht ſo 
äußerlich in Erſcheinung treten, wie ſie das jetzt 
tun, dann würden fie vielleicht das äußere Aus- 
ſehen von Proleten, von Arbeitern annehmen, 
wenn ſie nämlich nicht dieſe hohen Staatszuſchüſſe 


die Hand reichen zum gemeinſamen Angriff gegen bekämen, ſondern nur die Beträge, die der Arbei- 
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ter erhält, wenn er erwerbslos iſt. Alſo das geht 
nicht, das reicht natürlich nicht aus, und ſo ge— 
währen denn die einzelnen Kirchengemeinden 
dieſen Herren noch beträchtliche Mittel, und wir 
ſehen dieſe Poſitionen auch hier im Etat in die 
Erſcheinung treten. Es iſt dabei ſehr intereſſant, 
daß die Regierung dem Volkstag dabei fogar fo- 
weit herzlich entgegengekommen iſt, um dieſe 
Summen und Zuſchüſſe der Kirchengemeinden 
überhaupt zu veröffentlichen. Wahrſcheinlich wird 
die Regierung im nächſten Jahre etwas vorſich⸗ 
tiger ſein und nicht in der Oeffentlichkeit be— 
kannt geben, was die Herren Geiſtlichen noch von. 
den Kirchengemeinden zugeſchoſſen erhalten. Von 
vornherein möchte ich dazu bemerken, daß die hier 
eingeſetzte Summe zu niedrig angegeben iſt. Wenn 
hier z. B. ſteht: „Zuſchuß an katholiſche Geiſtliche 
aus kirchlichen Mitteln 226000 Gulden für 
Pfarrer und 124 000 Gulden für Hilfsgeiſtliche“, 
ſo ſtelle ich die Behauptung auf, daß dieſe Summe 
viel zu niedrig gegriffen iſt. Das iſt nur erſt der 
Anſatz und wir wiſſen genau, daß dieſe Anſätze 
ſehr niedrig gehalten ſind. 

Gerade die katholiſche Geiſtlichkeit hat zum 
großen Teil ſehr gute Pfründe. Wir haben 
Kirchengemeinden, wo der Geiſtliche vier, fünf, 
ſechs Hufen hat: das iſt alſo ſchon ein Großbauer, 
es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Einkünfte hier 
nicht richtig eingeſetzt worden ſind, während man 
dem kleinen Bauern von 30 Morgen mit allen 
möglichen Steuern das Fell über die Ohren zieht 
und dabei ſein Einkommen zu Grunde legt, das er 
angeblich haben muß. Man rechnet aus. was er 
beſitzen muß wenn er eine Kuh und ein Pferd im 
Stall hat. Bei den Herren Geiſtlichen geht man 
aber bei der Einſchätzung ſehr ſehr vorſichtig vor. 
Wenn man ſieht. daß gerade die katholiſche Geiſt— 
lichkeit dieſe großen Güter hat, dann kann man 
wohl die hier angegebenen Zuſchüſſe als ſehr nie— 
drig bezeichnen. Das gleiche. wenn auch nicht ge⸗ 
nau dasſelbe, aber doch annähernd, trifft auch zu 
auf die eingeſetzten Zuſchüſſe für die evangeli- 
ſchen Geiſtlichen. Wir ſehen hier, daß für die 
evangeliſchen Geiſtlichen aus kirchlichen Mitteln 
aufgebracht werden für rund 75 Pfarrer 343 000 
Gulden und für 2 Hilfsgeiſtliche 6700 Gulden. 
Wenn man alle diefe Summen zuſammenzieht. 
dann erhält man ſchon einen ſchönen Betrag. Dieſe 
142 Geiſtliche ſchlucken alſo an Gehalt die Summe 
non 1042 728 Gulden und von den Gemeinden 
die runde Summe von 699 700 Gulden, das Ge— 
halt der 142 Geiſtlichen macht alſo die Summe 
von 1742428 Gulden aus. 

Wenn man dazu die Frage ſtellt: Was leiſten 
denn dieſe Geiſtlichen der Allgemeinheit für einen 
Nutzen?. dann muß man ſagen. in Wirklichkeit 
leiſten fie überhaupt keinen Nuten, ſondern durch 
ihre Tätigkeit bringen fie der menſchlichen Ge⸗ 
ſellſchaft nur Schaden. Die Sozialdemokraten 
wiſſen das nur allzu genau. Kommt man in Frei⸗ 
denker⸗Verſammlungen, dann find es gerade die 
Sozialdemokraten, die Zeter und Mordio ſchreien 
über die Tatſache, daß Millionen hier von Leuten 
verſchlungen werden, die ſich für die Entwicklung 
der Menſchheit nur ſchädlich auswirken. Kommt 
man aber in den Volkstag, dann erlebt man das 
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Schauſpiel, daß Sie es ſind, die es überhaupt erſt 


ermöglichen, daß dieſe Summen dieſen Leuten 
zur Verfügung geſtellt werden. Das iſt das 
doppelte Geſicht der Sozialdemokratiſchen Partei, 
und wir werden und müſſen immer wieder auf 
dieſes Geſicht hinweiſen. Wir haben beſonders 
in der letzten Zeit geſehen, daß auch die Bevölke— 
rung das gleichfalls erkannt hat und die breiten 
Maſſen in immer ſteigendem Maße der Sozial⸗ 
demokratie den Rücken kehren und der revolu— 
tionären Partei des Proletariats, der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei, ihr Vertrauen ſchenken. 

Im Zuſammenhang mit dieſen Ausführungen 
iſt auch noch etwas anderes von ungeheurer Wich⸗ 
tigkeit, daß nämlich dieſe Ausgaben für die Geiſt⸗ 
lichen, wie überhaupt die Ausgaben für den 
Kirchenetat ſich von Jahr zu Jahr ſteigern, wie 
ich bereits wiederholt nachgewieſen habe, wäh⸗ 
rend man auf der anderen Seite feſtſtellen kann, 
daß die Ausgaben für die Erwerbsloſenfürſorge 
von Jahr zu Jahr abgebaut werden. Es muß trotz 
aller Ableugnungsverſuche doch von der Regie- 
rung zugegeben werden, daß trotz ſteigender Er- 
werbsloſenziffer die Erwerbsloſenfürſorge ſeit 1926 
um 31, Millionen jährlich abgebaut iſt. Man 
ſetzt aber ſteigende Ausgaben für die Kirchen und 
die Gehälter der Geiſtlichen in den Etat, für 
Mehrausgaben infolge ſteigender Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen der Herren geiſtlichen Räte. Nehmen 
Sie doch einmal 142 Erwerbsloſe und rechnen 
Sie einmal aus, was dieſe im Monat für Ein⸗ 
nahmen haben. Sie können das ſehr leicht erre- 
nen, wenn Sie den Erwerbsloſen pro Kopf mit 
40 Gulden monatlich in Anſatz bringen. Da haben 
wir aber bei proteſtantiſchen Geiſtlichen noch 
Frauen und Kinder, deshalb können wir den 
Durchſchnittsſatz pro Erwerbsloſen mit 50 Gul⸗ 
den monatlich annehmen. Das würde für 100 
Erwerbsloſe 5000 Gulden und für 150 Erwerbs⸗ 
loſe 7500 Gulden monatlich ergeben. Alſo 150 
Erwerbsloſen ſteht ein monatliches Einkommen 
von 7500 Gulden und 142 Geiſtlichen ein Ge- 
ſamteinkommen von ſage und ſchreibe monatlich 
rund 142 000 bis 150 000 Gulden zur Verfügung. 
Nun vergleichen Sie einmal die beiden Ziffern, 
150 Proleten, Erwerbsloſe. 7 500 Gulden Ge: 
ſamteinnahme zum Leben, 150 Geiſtliche dagegen 
150 000 Gulden, und das iſt wenig gerechnet. 
Man ſieht ſchon rein äußerlich, wie fih das aus, 
wirkt. Der Erwerbslofe, der von Jahr zu Jahr 
immer mehr zuſammenklappt auf der einen Seite 
und dagegen auf der andern Seite die Geiſtlichen, 
deren Woblbeleibheit von Jahr zu Jahr immer 
mehr in Erſcheinung tritt. Ich muß mich vorſichtig 
ausdrücken, ſonſt könnte ich evtl. gezwungen wer: 
den, meine Rede zu unterbrechen. 

Nun die Zahl der von Jahr zu Jahr ſteigen⸗ 
den Ausgaben für die Kirche. Ich habe bereits 
bei der allgemeinen Beratung der Etats auf dieſe 
ſteigende Tendenz hingewieſen. habe nachgewie⸗ 
ſen, daß prozentual zu den Geſamtzuſchüſſen, die 
der Staat für die einzelnen Verwaltungszweige 
leiſtet, wir bei der ſozialen Fürſorge den status 
quo feſtſtellen können. Die Geſamtzuſchüſſe ſind in 
dieſem Jahr dieſelben wie im vergangenen. Bei 


der Schule konnten wir ein Sinken feſtſtellen und 


(©) 


(D) 


(B 


— 
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(A) bei der Kirche und den kirchlichen Ausgaben ein 
Steigen der Zuſchüſſe. Wenn wir uns allein auf 


die Gehälter der Geiſtlichen beſchränken, wenn 
wir die Ausgaben für die Gehälter der Geiſtlichen 
in dieſem und im vergangenen Jahr vergleichen, 
dann müſſen wir feſtſtellen, daß dieſe Steigerung 
15 Prozent beträgt. Merken Sie ſich das, m. D. 
u. H. Sozialdemokraten. Die Gehälter der Geiſt⸗ 
lichen ſteigern Sie als Sozialdemokratiſche Par: 
tei in einem einzigen Jahr um 15 Prozent. Aber 
die Bezüge der Erwerbsloſen haben Sie ſeit drei 
Jahren nicht um 1 Prozent geſteigert. Das zeigt 
die Früchte Ihrer Koalitionspolitit. Das beweiſt, 
daß durch dieſe Koalition die Arbeiterſchaft nichts 
gewinnt ſondern verliert, daß es die Bourgeoſie 
ift, die fih auf Grund der Koalitionspolitik die 
Hände reibt, daß es die bürgerlichen Kreiſe ſind, 
die die Früchte der Koalitionstätigkeit einheim— 
jen und ganz beſonders ſelbſtverſtändlich die Re- 
aktionäre im ſchwarzen Kittel. 

Nun hat der Abg. Langnau bereits auf die 
Schwierigkeiten hingewieſen, die auch heute 
immer noch in bezug auf die Abmeldung von 
einer Religionsgeſellſchaft beſtehen. Die Sozial— 
demokraten waren es, die immer wieder geſagt 
haben, daß ſie in die Regierung hineingingen, 
um eine andere Handhabung der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen herbeizuführen. Man hätte denken 
können, daß die Freidenker-Abgeordneten der 
Sozialdemokratiſchen Partei dafür geſorgt hätten, 
daß in den 11% Jahren den Gerichten einmal 
klargemacht würde, welche Rechte und Pflichten 
in bezug auf die Abmeldung von einer Religions- 
geſellſchaft beſtehen. Aber nichts iſt geſchehen. Den 
Herren Amtsgerichtsräten und nicht nur dieſen, 
ſondern auch den Regierungsvertretern mangelt 
es in bezug auf dieſe Materie ſehr an Kennt- 
niſſen. Dafür diene zur Illuſtration nur ein 
Beiſpiel. Der Vorſitzende des Freidenkerverban— 
des richtete vor längerer Zeit einmal an den 
Herrn Kultusſenator die Anfrage, ob auch in 
Danzig eine geſetzliche Verfügung in bezug auf 
die Abmeldung der Kinder vom Religionsunter— 
richt beſtehe. Da teilte ihm der Kultusſenator 
telephoniſch mit: „Nein, eine geſetzliche Beſtim— 
mung exiſtiert für Danzig nicht.“ Erſt nachdem 
ich Herr Senator Dr. Strunk in ſeinem Reſſort 
erkundigt hatte, konnte er nach einiger Zeit dem 
Vorſitzenden des Freidenkerbundes telephoniſch 
Mitteilung machen, daß feit 1922 ein Geſetz De- 
ſtehe, das die Abmeldung der Kinder vom Reli— 
gionsunterricht regele. Das beweiſt, das eine 
Kenntnis dieſer Materie bei dieſen Herren nicht 
vorhanden iſt. 


Das Gleiche kann man in bezug auf die Ge- 
richte ſagen. Was dort für eine Unkenntnis in 
dieſer Beziehung herrſcht, iſt ſkandalös. Die Mr- 
beiter, die die Kinder vom Religionsunterricht 
abmelden, werden ſchikaniert. Ich will dafür ein 
paar draſtiſche Beiſpiele anführen. Es muß doch 
dem Gericht und der Verwaltung bekannt ſein, 
daß die Abmeldung von einer Religionsgeſell⸗ 
ſchaft auch bei einem Beamten vollzogen werden 
kann, der das Recht hat, urkundliche Handlungen 
vorzunehmen, alſo z. B., daß ein Amtsvorſteher 
die Abmeldung von einer Religionsgeſellſchaft 
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entgegennehmen kann. Dann hat der betr. Amts⸗ 
vorſteher die verdammte Pflicht und Schuldig⸗ 
keit, dieſe in ſeiner Gegenwart vollzogene unter⸗ 
ſchriftliche Abmeldung von der Religionsgeſell⸗ 
ſchaft dem betreffenden Amtsgericht mitzuteilen. 
Was ſagen die Herren Amtsvorſteher? „Das gibt 
es nicht, das iſt uns nicht bekannt, wir machen es 
nicht.“ Es iſt ebenſo bekannt, und zwar mußte 
das ſehr bekannt ſein, daß alle Perſonen über 14 
Jahre ſelbſt über die Zugehörigkeit zu einer Re⸗ 
ligionsgeſellſchaft entſcheiden können. Das bedeu⸗ 
tet alſo, daß alle Perſonen über 14 Jahre ohne 
weiteres berechtigt ſind, beim nächſten Amtsge⸗ 
richt ihre Abmeldung von der Religionsgeſell— 
ſchaft vollziehen zu können, ohne die Genehmi— 
gung der Eltern, des Vormundes oder einer er⸗ 
ziehungsberechtigten Perſon zu haben. Die Ge- 
richte erklären, das ſei nicht richtig. Man ſchickt 
im Gegenteil die Perſonen einfach weg. Ja, man 
geht noch weiter. Wenn erwachſene Kinder von 
18 oder 19 Jahren in Gegenwart ihrer Eltern 
beim Amtsgericht erklärten, aus der Religions- 
geſellſchaft austreten zu wollen und ihre Unter⸗ 
ſchrift gaben, verlangte man vom Vater, vom 
Erziehungsberechtigten, gleichfalls die ſchriftliche 
Erklärung. Solche Zuſtände herrſchen noch, trok- 
dem wir eine Regierung haben, in der die Go- 
zialdemokratie am ſtärkſten vertreten iſt. Aber die 
denken nicht daran, hier etwas zu ändern. Sie 
könnten ja jagen, in 1½ Jahren kann man noch 
nicht ſo viel ändern, das Typiſche iſt aber, daß ſie 
gar nichts ändern wollen, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten heute anfangen, immer religiöſer zu wer- 
den. Ich erinnere nur an den Abg. Loops, deſſen 
Steckenpferd es wiederholt auf Parteitagen war, 
der Sozialdemokratiſchen Partei in Danzig eine 
religiöſe Seele einzuflößen. Ich erinnere an die 
Beſtrebungen der ſogenannten roten ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Katholiken und wie ſie alle heißen 
mögen, die es von Jahr zu Jahr in immer ftei- 
gendem Umfang der Kirche ermöglichen, die 
Schäflein mehr an ihren Karren zu 

Nun ein typiſcher Fall. Ein Freidenkergenoſſe, 
der ſich verheiratete, erhielt mit einem Male die 
Steuererklärung der Kirche zugeſtellt. Seine 
Eltern waren Mennoniten, aber aus der Kirche 
ausgetreten, und zwar zu einer Zeit, als der be— 
treffende Freidenkergenoſſe noch nicht geboren 
war. Die Kirche ſchickt ihm nach ſeiner Vermäh⸗ 
lung die Steuererklärung, trotzdem er feit ah- 
ren Freidenker war. Er erkundigt ſich bei der be— 
treffenden Behörde, die erklärt: „Ihre Eltern 
waren ja tatſächlich aus der Kirche ausgetreten, 
aber Ihr Großvater war Proteſtant, und deshalb 
müſſen Sie heute noch die Steuern zahlen; denn 
Sie ſind aus der proteſtantiſchen Kirchengemeinde 
noch nicht ausgetreten. Ihr Austritt iſt von Ihren 
Eltern damals nicht erklärt worden, und Sie 
ſelbſt ſind auch noch immer nicht ausgetreten, 
ergo Sie müſſen Steuern zahlen.“ Auf Grund 
dieſer Tatſachen könnte man weiter folgern, viel- 
leicht iſt der Urgroßvater Katholik geweſen, dann 
könnte die katholiſche Kirche Steuern erheben, 


und iſt der Urgroßvater ein Heide geweſen, dann 
kann eine Heidenorganiſation aus Afrika kom⸗ 
men und Steuern verlangen. Das ſind Verwal⸗ 
tungsblüten im 20. Jahrhundert 


unter einer 


ſpannen. 
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— 
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Kircheninſtandſetzungsarbeiten ausgeſetzt. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Regierung, die fih in der Mehrheit aus Sozial- 
demokraten zuſammenſetzt. Sie duldet dieſe Zu⸗ 
ſtände, die geradezu hahnebüchen ſind. Wenn die 
Eltern aus der Kirche oder der Religionsgemein⸗ 
ſchaft ihren Austritt erklären, dann ſind damit 
die Kinder durchaus noch nicht ausgetreten. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſti, das Kir⸗ 
chenaustrittsgeſetz ſteht nicht zur Debatte, ſondern 
der Etat. Ich bitte ſich nunmehr an den Etat zu 
halten und werde ein weiteres Abſchweifen nicht 
mehr dulden. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Her- 
ren Geiſtlichen, die Herren Konſiſtorialbeamten 
werden jo ſchön bezahlt, darauf wollte ich hinwei⸗ 
fen, damit fie nach allen möglichen Schlichen und 
Winkelzügen ſuchen, um die Seelen an ſich zu ket⸗ 
ten. Deshalb werden ſie auch von dieſem Staat 
ſo wunderbar ſchön bezahlt. Selbſtverſtändlich iſt 
es, daß die Sozialdemokraten dabei helfen müſſen. 


Wenn mon außerdem ſich noch einige Poſitio⸗ 
nen anſieht, Geſchäftsbedürfniſſe, Mieten, bauliche 
Unterhaltung von Gebäuden uſw. dann kann man 
feſtſtellen, daß die Kirche nicht nur einen Magen 
hat, der alles verträgt, ſondern daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei auch tatſächlich die Partei 
iſt, die es bisher am beſten verſtanden hat, dieſen 
Magen zu füllen. Sie ſehen hier z. B. verſchiedene 
Poſitionen, die folgenden Wortlaut haben: 
„Staatliche Baukoſtenbeiträge infolge laſten⸗ 
pflichtigen Kirchenpatronats an 11 Gemeinden 
15.000 G.“ Wir ſehen dann weiter, daß es bei 
der evangeliſchen Kirche genau jo heißt. Es mwer- 
den alſo Zehntauſende für Koſtenbeiträge für 
Wenn 
man aber bedenkt, daß faſt in jedem Dorfe eine 
Kirche, aber nicht in jedem Dorfe eine Schule vor⸗ 
handen iſt, dann wirken dieſe Baukoſtenbeiträge 
noch viel eigenartiger. Es iſt heute tatſächlich 
ſchon fo, daß wir bald den Zeitpunkt erreicht Ha- 
ben werden, wo nicht nur jede Gemeinde bald eine 
ſondern zwei Kirchen haben wird, ich meine auch 
die ganz kleinen Gemeinden von 100, 200, 300 
Einwohnern, abgeſehen von den größeren Gemein⸗ 
den, die ſchon zwei Kirchen haben. Wir leben 
tatſächlich in einer Blüte des verſtärkten Kirchen 
baues. Das ijt auch auf das Mitwirken der So- 
zialdemokraten in der Koalitionsregierung gu- 
rückzuführen, weil dadurch die Religionsgeſell— 
ſchaften in immer ſtärkerem Maße Mittel zum 
Kirchenbau erhalten. Wenn feſtgeſtellt wird, daß 
die Kirchen an und für ſich auf dem Lande trotz 
ihres ehrwürdigen Alters immer noch ſehr gut 
ausſchauen, daß fie alle noch ein ſehr ſtabiles Wus- 
ſehen haben im Vergleich zum Ausſehen der 
Schulgebäude auf dem Lande, wo der Dreck durch 
die Balken den Kindern auf die Köpfe fällt, dann 
beleuchtet das die Situation der ſtaatlichen Bau: 
koſtenbeiträge noch viel eigenartiger. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Wie ijt es mit den Spinngeweben in der 
Marienkirche?) Wie ich ausführte, ſucht man in 
verſtärktem Maße Kirchen zu bauen und benutzt 
dazu alle möglichen Quellen. Eine Quelle ſteht 
hier im Etat. Aber ſie reicht natürlich nicht aus. 
Die Zeit wird kommen, meines Erachtens im 


nächſten oder übernächſten Jahr, wo auch dieſe Po⸗ 
ſition vergrößert wird. Aber eine andere Quelle 
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find natürlich die Proletarier, die Arbeiter, denen (O) 


man dabei das Fell über die Ohren zieht. Es 
gehen Sammelliſten herum, und die einfachen Mr- 
beiter ſind gezwungen, in dieſem Fall durch reli— 
giöſen Druck, 25 und 50 Gulden in dieſe Liſte ein— 
zuzeichnen, damit eine Kirche gebaut werden kann. 
Nicht nur eine Kirche, ſondern gleich ein Häuslein 
für den Herrn Geiſtlichen das auch einige 10 000 
Gulden koſtet. Ich erinnere an das Haus 
des Geiſtlichen in Hohenſtein, das 56 000 
Gulden koſtet, die aus den Arbeitern herausge— 
preßt find. So gibt man nicht nur beſondere Bau- 
koſtenbeiträge zur Inſtandſetzung dieſer Kirchen, 
um Neubauten zu unterſtützen, ſondern auch, um 
die „alten ehrwürdigen Denkmäler“ der Kirche zu 
erhalten. Siehe das Kloſtergebäude in Oliva und 
die Marienkirche, wofür man Jahr für Jahr ganz 
beträchtliche Mittel einſetzt. 

Wenn man uns vielleicht den Vorwurf macht, 
daß wir Kommuniſten in der Beziehung „kunſt⸗ 
feindlich“ ſeien, ſo möchte ich erwidern, daß wir, 
ſolange das ungeheure Elend und die Not brei— 
teſter Volksſchichten beſtehen, keinen Pfennig für 
dieſe Zwecke übrig haben. Ich ſage nicht für dieſe 
Gebäude; denn wir verlangen, daß dieſe Gebäude 
anderen Zwecken zugeführt werden, als die Zwecke 
wofür ſie jetzt verwandt werden. (Sehr gut! bei 
den Kommuniſten.) Für die Zwecke, für die die 


Gebäude jetzt verwandt werden, haben wir keinen 


Pfennig übrig und werden dagegen ſtimmen, mag 
man uns noch ſo ſehr „Kulturfeindlichkeit“ vor⸗ 


werfen, daß wir keinen Sinn und kein Intereſſe 


für die Erhaltung ſo ehrwürdiger Baudenkmäler 
menſchlicher Geſchichte hätten, um uns unſere Kul⸗ 
turfeindlichkeit nachzuweiſen. Wenn aber Arbeiter 
verhungern und verrecken und keinen Pfennig Un⸗ 
terſtützung mehr erhalten, ſo iſt das ein Beweis 
Ihrer Kulturfreundlichkeit und kulturfreundlichen 
Einſtellung. Wir ſehen tatſächlich, daß für die Fn- 
ſtandſetzung des Kloſtergebäudes in Oliva als 
zweite Rate 25 000 G eingeſetzt find und daß für 
die Inſtandſetzung der Marienkirche als zweite 
Rate der Betrag von 50 000 G eingeſetzt ift. Von 
beſonders orthodox-nationaliſtiſchen Kreijen ift 
bei der Inſtandſetzung der Marienkirche der 
Wunſch geäußert worden, ja nicht die Spinnge⸗ 
webe der Marienkirche zu entfernen, und zwar 
deshalb, weil es ſich um „hiſtoriſche“ Spinnge- 
webe handelt. Als von Jahrzehnten die Kaiſerin 
Viktoria durch das ſchöne Danzig fuhr, und auch 
in die Marienkirche hineingeführt wurde, da 
glaubte fie, jedenfalls erzählt es die Annekdote .. 

Präſident: Es ſteht nicht dieſe Geſchichte zur 
Debatte, ſondern der Kirchenetat. Ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Jedenfalls 
handelt es ſich hier um die Inſtandhaltungskoſten 
der Marienkirche, und wenn man dazu Ausfüh⸗ 
rungen macht und dabei auf Ausführungen, die 
im Ausſchuß gemacht worden ſind, Bezug nimmt, 
dann verſtehe ich nicht, wie ich zur Sache gerufen 
werden kann. Anſcheinend will man hier wieder 
gewiſſe Abwürgungsmethoden verfolgen, und 
deshalb will ich dem Herrn Präſidenten entgegen⸗ 
kommen und ſagen, dieſer Kirchenetat beweiſt, 
daß heute die Sozialdemokraten keine Vertreter 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
des Freidenkertums mehr ſind, ſondern daß ſie 
übergegangen ſind in das Lager der Orthodoxie. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. (Großalarm! bei den 
Kommuniſten.) Ich bitte die Damen und Herren, 
die den Haushaltsplan für Kirchenweſen, Druckſ. 
Nr. 736 mit ſämtlichen Ueberſchriften annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
der Etat iſt angenommen. Ich rufe Anlage 5 auf: 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. 

Druckſache Nr. 737. Ich eröffne die Beſpre— 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Ihnen vorgelegte Etat iſt im Ausſchuß aus- 
führlich beraten worden. Von der Oppoſition 
find auch die verſchiedenen Wünſche dort vorge- 
bracht und eingehend beſprochen worden. Es iſt 
dort auch feſtgeſtellt worden, daß dieſer Etat das 
Beſtreben der Regierung zeigt, ſoweit es unſere 
beſchränkten finanziellen Mittel erlauben, die kul⸗ 
turellen Verhältniſſe in unſerem Staatsweſen zu 
verbeſſern. Ein Beweis dafür iſt die Summe, die 
für den Neubau von Schulen eingeſetzt iſt. Ferner 
iſt im Etat eine Summe für die Schaffung neuer 
Lehrerſtellen eingeſetzt, (Abg. Plenikowſti: Lächer⸗ 
licher Schwindel!) und es iſt Ihnen ein Antrag 
vorgelegt worden, der eine Ausbildung der Lehrer 
in größerem Rahmen will. Der Etat beweiſt 
ferner — auch das iſt im Ausſchuß eingehend be⸗ 
ſprochen worden — daß der Senat beſtrebt iſt, den 
völkiſchen Minderheiten in unſerem Staatsleben 
ihre kulturelle Selbſtändigkeit zu gewähren, 
(Stimmt auch nicht! bei den Kommuniſten), ſoweit 
fie darauf Anſpruch haben. (Abg. Plenikowſki: 
Sie ſind der zweite Künſtler hier in Danzig, ſiehe 
Künſtler⸗Berlin!) Jedenfalls hat ſich die Regie⸗ 
rung bei der Aufſtellung dieſes Etats von dem 
Beſtreben leiten laſſen, nach Möglichkeit das zu 
tun, was zu einer kulturellen Hebung unſeres Vol⸗ 
kes notwendig iſt. Wenn dabei nicht alle Wün⸗ 
ſche erfüllt werden konnten, ſo liegt das an den 
betrüblichen finanziellen Verhältniſſen, unter 
denen wir nun einmal hier zu leiden haben. Der 
Senat war bemüht, das zu ſchaffen, was möglich 
war, und er wird auch in den nächſten Jahren um 
einen weiteren Ausbau und um eine Förderung 
des kulturellen Aufſtieges bemüht ſein. Ich bitte 
Sie deshalb, m. D. u. H., dem Etat, wie er Ihnen 
vorliegt, zuzuſtimmen. 

Präſident: Es iſt der Antrag auf Schluß der 
Debatte zu Anlage 5 der Tagesordnung eingegan— 
gen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Plenikopſti. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.) zur Ge- 
ſchäftsordnung: Ich beantrage, daß die Debatte 
weitergeführt wird. Wir haben eine ganze Menge 
von Abänderungsanträgen eingereicht, und wenn 
der Abgeordnete Loops hier auch erklärte, daß dar⸗ 
über im Ausſchuß lang und breit geſprochen wor⸗ 
den iſt, ſo muß es den Abgeordneten doch wenig⸗ 
ſtens geſtattet werden, auch im Plenum ihre Ab⸗ 
änderungsanträge zu begründen. Ich bin bereit, 
unſere Abänderuͤngsanträge hier zu vertreten, ich 
habe auch in meinen Reden nichts anderes getan. 
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Anträge beſprochen, ſondern nur einzelne heraus⸗ 


gegriffen. 
Präsident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 


hat der Herr Abg. Müller. 

Müller, Abgeordneter (D. Nat.): Von deutſch⸗ 
nationaler Seite ſind wir gegen jede Abwürgung 
der Debatte im Plenum. (Seit wann denn? links.) 
Wir ſind durchaus der Meinung, daß hier im 
Plenum zur Sache geſprochen werden kann. Wenn 
hier nur Dauerreden gehalten werden, ſo iſt das 
einzig und allein die Schuld der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion, die im Geſchäftsordnungsaus⸗ 
ſchuß immer noch nicht den Antrag auf Kürzung 
der Redezeit durchberaten hat. (Abg. Plenikowſki: 
Wir haben nur zur Sache geſprochen, das möchte 
ich betonen!) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Liſchnewſki. - 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Sie führen hier jetzt nach dem Antrage des 
Abg. Loops Methoden ein, die einzig in der Ge⸗ 
ſchichte des Danziger Parlaments daſtehen, d. h. 
daß Sie auch bei den Etatsberatungen die Abwür⸗ 
gung der Oppoſition vornehmen und den Abgeord- 
neten nicht einmal Gelegenheit geben wollen, hier 
eingehend zu den von ihnen geſtellten Abände⸗ 
rungsanträgen Stellung zu nehmen. Wir haben 
verſchiedene Anträge eingebracht, von denen ſogar 
Sie zugeben mußten, daß es keine Agitationsan⸗ 
träge waren; aber rückſichtslos haben die jetzigen 
Koalitionsparteien unſere Anträge niederge— 
ſtimmt. Sie haben jeden einzigen Antrag, der im 
Sinne der werktätigen Bevölkerung lag, abge- 
lehnt. Es iſt uns ferner bekannt, daß ein Teil 
der Mitglieder dieſes Hauſes gar nicht an den 
Ausſchußſitzungen teilgenommen haben, z. B. ein 
Teil der Abgeordneten gar nicht in dem Ausſchuß 
vertreten ſind. An dieſe wollen wir gerade von 
dieſer Stelle aus noch einmal den Appell richten, 
unſeren Abänderungsanträgen zuzuſtimmen. Da⸗ 
zu müſſen wir aber als Abgeordnete das Recht 
haben, damit wir dieſen Abgeordneten, die an den 


Ausſchußberatungen nicht teilgenommen haben, 


plauſibel machen können, daß ſie nicht ſo handeln 
dürfen, wie hier der Redner der Regierung es ge- 
fordert hat. Gerade durch die allgemeine Wus- 
ſprache hier im Plenum ſoll doch den Abgeord— 
neten Gelegenheit gegeben werden, ſich ſelbſt ein 
klares Urteil zu bilden, ob ſie für den Etat in der 
vorliegenden Form ſtimmen wollen oder nicht. 
Wenn Sie uns aber jetzt jede Möglichkeit nehmen, 
vor dem Parlament zu ſprechen, ſo wird hier ein 
Parteidogmatismus getrieben, der wirklich nicht 
im Sinne der geſamten Bevölkerung und vor 
allem nicht im Sinne der werktätigen Bevölkerung 
liegen kann. Das iſt kein Parlamentarismus 
mehr, der hier angewandt wird, das find Dikta⸗ 
turmaßnahmen, wie ſie Pilſudſki in Polen und 
Muſſolini in Italien anwenden, wo die Diktatur 
einzelner Perſonen vorhanden iſt. Jetzt ſoll hier 
die Diktatur der Koalitionsparteien errichtet wer- 
den, dagegen wehren wir uns mit aller Entſchie— 
denheit. ’ 

Uns als Kommuniſtiſche Partei werden Sie 
damit natürlich nicht kaputt machen. Ich erinnere 


Ich habe beim Sozialen Etat nicht einmal alle daran, daß das parlamentariſche Syſtem zu Boden 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

getreten iſt. In Polen iſt es gelungen, daß unſere 
Liſte 70 000 Stimmen auf ſich vereinigte. Dies 
werden Sie durch Ihre Abwürgungsmethode auch 
erreichen. Jawohl, Sie haben die Macht, aber die 
Ausübung Ihrer Macht bedeutet nichts weiter als 
daß Sie das, was Sie geſchaffen haben, achtlos 
beiſeite werfen. So ſchlagen Sie ſich mit Ihren 
eigenen Methoden ins Geſicht. Tun Sie es, aber 
wir richten an die Bevölkerung den Appell, mit 
dieſem verfluchten Parlamentarismus aufzuräu— 
men und dafür die Arbeiter- und Bauernräte-Re⸗ 
gierung einzuſetzen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Es kommt wirklich nicht darauf an, hier jemand 
im Parlament mundtot zu machen. Ich betone 
das ausdrücklich. Die Tatſache, daß bis jetzt, es 
iſt 348 Uhr, niemanden das Wort abgeſchnitten 
wurde, beweiſt die Richtigkeit meiner Behauptun⸗ 
gen. M. D. u. H., es iſt heute, glaube ich, der letzte 
Tag, den wir für die zweite Beratung dieſes Etats 
zur Verfügung haben, (Abg. Plenikowſki: Sie!) 
wenn wir ihn noch vor den Ferien verabſchieden 
wollen. Wenn der Redner der Kommuniſtiſchen 
Fraktion ſeine Anträge hier kurz und ſachlich be— 
gründet hätte, wäre auch kein Schlußantrag ge— 
ſtellt worden. Aber m. D. u. H. von den Kommu⸗ 
niſten, wenn Sie hier z. B. zum Kirchenetat zwei 
Redner vorſchicken, die zuſammen etwa zwei Stun- 
den reden, ſo iſt der Beweis erbracht. Sie wiſſen 
doch genau, daß Sie den Etat nicht ändern können, 
daß Sie Obſtruktion machen und die Verabſchie— 
dung des Etats verhindern wollen. Sie dürfen 
nicht glauben, daß ſich die Mehrheit des Hauſes 
von einer kleinen Gruppe terroriſieren laſſen 
kann. (Sehr richtig! links.) Wenn Sie ſolche 
Methoden anwenden, wie Sie es heute getan ha- 
ben, bleibt nichts anderes übrig, als ſo zu han⸗ 
deln, wie wir es getan haben. 

Präfident: Es iſt ein Antrag auf Schluß der 
Geſchäftsordnungsdebatte eingegangen. Der An⸗ 
trag muß erſt entſchieden werden. (Abg. Pleni⸗ 
kowſti: Ich bitte ums Wort zur Geſchäftsordnung!) 


Das kann ich jetzt nicht mehr erteilen. Ich bitte 


diejenigen, die für Schluß der Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte ſind, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Geſchäftsordnungsdebatte iſt geſchloſſen. 
(Abg. Plenikowſti ruft dauernd: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!) Es liegt jetzt ein Antrag auf Schluß 
der Debatte über den Etat vor. Ich gebe die Red⸗ 
nerliſte bekannt, die noch vorliegt. Eingezeichnet 
ift noch der Abg. Plenikowſki. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die D. u. H., die für Schluß 
der Debatte über den Etat ſind, ſich zu erheben. — 
Das ift die Mehrheit. (Abg. Plenikowſki: Zur Ge- 
ſchäftsordnung!) Wir kommen zur Abſtimmung. 
(Abg. Plenikowſti: Ich beantrage namentliche Ab⸗ 
ſtimmung! — Anruhe.) Herr Abg. Plenikowſfki, 
ich rufe Sie zur Ordnung, ich glaube, das iſt ſchon 
der dritte oder vierte Ordnungsruf, den Sie heute 
erhalten haben. Wir kommen zur Abſtimmung 
zunächſt über die Abänderungsanträge, die in den 
Druckſachen Nr. 770, 789 und 799 vorliegen. Dann 
liegt noch eine Entſchließung in Druckſache Nr. 800 
vor, über die erſt bei der dritten Beratung abge⸗ 
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ſtimmt wird. Wir ſtimmen über den Abände⸗ 
rungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, Dyck 
u. Fr. in Druckſache Nr. 770 ab: 
II. Zum Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung. 

1. Zu E l, 16: Ausgabe: Für Kindergärten, Kinder: 

horte u. a. ſtatt 1400 : 3 000 zu ſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an— 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men jetzt über die Abänderungsanträge der Abg. 
15 Weiß, Frau Richter in Druckſache Nr. 789 
ab: 


Bei Abſchnitt D V, Stelle 6 „Beihilfen an Abi⸗ 
turienten uſw.“ find einzuſetzen 20.000 Gulden ſtatt 
bisher 10 000 Gulden. 

Die Abſchlußziffern des Haushaltsabſchnitts Aus⸗ 
gabe D V — Höheres Schulweſen — die Vergleichs: 
ziffern und die Abſchlußzahlen des Haushaltsplans 
ſind entſprechend zu ändern. 

Danach Brutto-Abſchluß 


Einnahme 2 787 030 © 
Ausgabe 15 730 190 G 
Zuſchuß 12 943 160 G 


Ich bitte diejenigen, die ſie annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ſie ſind ange⸗ 
nommen. Wir ſtimmen jetzt über die Abände— 
rungsanträge des Abg. Plenikowſti u. Fr. in 
Druckſache Nr. 799 ab: 


Ausgabe. 

Abſchnitt A I, Stelle 4: 

Es find die Worte zu ſtreichen: „und Funktionszu⸗ 
lage für den Rektor“. Der Betrag von 475 048 G 
ift auf 471448 G herabzuſetzen. Unter Erläuterun⸗ 
gen ijt die Poſition A I 4 f zu ſtreichen. 

Abſchnitt A I, Stelle 5: 

Hinter „Stipendien“ iſt neu hinzuzufügen: „und 
Wirtſchaftshilfen für Studenten“. Der Betrag iſt 
von 76 870 G auf 150 000 G zu erhöhen. Unter Er- 
läuterungen A I 5b) ift hinzuzufügen: „in einem 
ſolchen Ausmaße, daß allen minderbemittelten Stu⸗ 
denten eine Jahresſumme von 1800 G geſichert ift.“ 
Der Betrag unter Erläuterungen A I 5b) iſt von 
9 560 G auf 82 690 G zu erhöhen. 

Abſchnitt A II, Stelle 6: 

Der Betrag ijt von 26000 G auf 18 000 G herab⸗ 
zuſetzen. Unter Erläuterungen iſt die Poſition A II 
6 a zu ſtreichen. 

Abſchnitt A III, Stelle 1: 

Der Betrag von 60 800 G ift auf 20 800 G herab: 
zuſetzen. 

Abſchnitt D 1, Stelle 2: 

o Betrag von 6593 G ift auf 4305 G herabau- 
etzen. 
Aufwendungen für den kath. Chorgeſang, jüdiſchen 
Religionsuntericht und Kaſſenführung. 

Abſchnitt D II, Stelle 1: 

Die Bezeichnung „Kronprinz⸗Wilhelm⸗Realgym⸗ 
naſium“ ift zu ſtreichen und zu erſetzen durch „Reals 
gymnaſium“. 

Abſchnitt D II, Stelle 2: 
Der Betrag von 4328 G iſt auf 500 G herabzu⸗ 
legen. Unter Erläuterungen find die Vergütun⸗ 
gen für kath. Chorgeſang, kath. und jüdiſchen Re⸗ 
ligionsunterricht und für Kaſſenführung zu ſtrei⸗ 


chen. 

Abſchnitt D III, Stelle 3: 
Der Betrag von 4348 G ift auf 2 260 G herabzu⸗ 
ſetzen. Unter Erläuterungen ſind die Vergütungen 
für kath. Chorgeſang, kath. Religionsunterricht und 
Kaſſenführung zu ſtreichen. 

Abſchnitt D IV, Stelle 4: s 

Ac urn) 17 ſind zu ſtreichen. 
ſchnitt „Stelle 6: ) 
55 Betrag ift von 10 000 G auf 25 000 G herauf⸗ 
zuſetzen. Unter Erläuterungen iſt hinzuzufügen: 
Wirtſchaftsbeihilfen find in ſolchem Ausmaße zu ge- 
währen, daß allen minderbemittelten Studierenden 
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Unter Erläuterungen find zu ſtreichen die 
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beamten ſtellt. 
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(Präſident) 
eine Jahresſumme von 1800 © geſichert iſt. 
Abſchnitt E 1, Stelle 4: 
Der Betrag iſt von 2000 G auf 50000 © au er⸗ 
höhen. 
Abſchnit E l, Stelle 12: 
Der Wortlaut der Stelle iſt zu ſtreichen und ſtatt 
deſſen zu ſetzen: „Für unentgeltliche Hergabe von 
Lernmitteln an alle Schüler und Schülerinnen der 
Mittel- und Volksſchulen.“ 
1 Betrag ift von 4000 G auf 400 000 G zu erz 
öhen. 
Abſchnitt E l, Stelle 13: Die Poſition wird geſtrichen. 
Abſchnitt F I, Stelle 5: Der Betrag von 9 400 G wird 
auf 25 000 G erhöht. 
Abſchnitt G I, Stelle 1: Der Betrag von 4 500 G wird 
auf 10 000 G erhöht. 
Abſchnitt G I, Stelle 2: Der Betrag von 11000 G 
wird auf 25 000 G erhöht. 
Abſchnitt G I, Stelle 2 (neu): Für die Freidenker⸗ 
organiſation 5 000 G. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ab⸗ 
änderungsanträge annehmen wollen, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Minderheit, ſie ſind abgelehnt. 


Wir ſtimmen nun über den ſo veränderten Etat 
gere Ausführungen zum Etat machten. Er glaubte 


für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung mit 
ſämtlichen Ueberſchriften ab. Ich bitte die D. u. 
H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt angenommen. 
Ich rufe Punkt 6 auf: 
Haushaltsplan 
Innern. 

Druckſache Nr. 738. Ich eröffne die Beſpre— 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Loops. (Abg. 
Liſchnewſki: Ich habe mich zuerſt gemeldet! — 
Zwiſchenrufe und Unruhe.) Die Wortmeldungen 
werden nach der Stärke der Fraktionen verteilt. 
Das iſt bisher ſo üblich geweſen, und davon können 
wir heute nicht abgehen. (Abg. Plenikowſti: Nicht 
einmal zur Geſchäftsordnung bekommt man das 
Wort! — Heiterkeit links. — Zwiſchenrufe des 
Abg. Plenikowſki.) 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Auch über dieſen Etat iſt im Ausſchuß ausführlich 
geſprochen worden, und es ſind auch dort eine 
Menge von Abänderungsanträgen geſtellt worden, 
— (Gwiſchenrufe und Unruhe.) 


der Verwaltung des 


Präſident: Ich erſuche um etwas mehr Ruhe. 


Loops, Abgeordneter (S. P. D.): über die ein- 
gehend verhandelt wurde. Die größte Rolle ſpielte 
die Frage der Schupo. Von feiten des Regierungs- 
vertreters iſt dort mitgeteilt worden, daß es das 
Beſtreben der Regierung fein muß, die Polizei- 
beamten beruflich möglichſt auszubilden, weil die 
Entwicklung des Verkehrs, des modernen Straßen— 
weſens immer höhere Anſprüche an die Polizei- 
Deshalb iſt auch die Verwaltung 
bemüht, für eine Ausbildung der Polizeibeamten 
zu ſorgen, und es ſind dafür Mittel in den Etat 
eingeſtellt worden. Es wurde dann weiter davon 
geſprochen, ob eine Umorganijation der Verwal⸗ 
tung durchgeführt werden kann, und es wurde 3. 
B. die Frage der Zuſammenlegung der Landrats⸗ 
ämter erörtert. Es wurde geſagt, daß es nicht 
möglich ſein wird, dieſe Frage jetzt ſchon bei die⸗ 
ſem Etat zu entſcheiden. (Abg. Liſchnewſki: Sie 
machen eine unglückliche Figur, Herr Loops!) 

Präſident: Dieſe Bemerkungen kann ich nicht 
dulden. ; 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Wie ſchon fei- 
nerzeit von der Regierung angekündigt wurde, 
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wird ſie bemüht ſein, in nächſter Zeit dem Volkstag 
diesbezügliche Vorſchläge zu machen. Da alſo, 
wie geſagt, die von einigen Abgeordneten ge- 
wünſchte große Umorganiſation der Verwaltung 
nicht bei dieſem Etat möglich iſt, ſondern erſt in 
der Zukunft durchgeführt werden kann, nachdem 
vom Senat diesbezügliche Vorſchläge eingehend 
geprüft ſind, möchte ich Sie bitten, den Etat in der 
Form, wie er Ihnen vorliegt, anzunehmen. 
Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte über dieſen Etat vor. Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Durch die Ausführungen des Herrn Vizeprä⸗ 
ſidenten (Abg. Gehl: Ich habe als Abgeordneter 
geſprochen!) — werden Sie nicht nervös, Sie ſind 
nervöſer als alle andern zuſammen, — in feiner 
Eigenſchaft als Abgeordneter fühlte er ſich be⸗ 
müßigt, darauf hinzuweiſen, daß es nicht richtig 
wäre, wenn die Abgeordneten der Oppoſition län⸗ 


es damit begründen zu müſſen, daß die Etats noch 
vor den Ferien zu Ende beraten werden ſollen. 
Bei dieſer Gelegenheit erinnere ich daran, daß die 
Regierung fünf bis ſechs Monate Zeit gehabt hat, 
die Etatsberatungen in den einzelnen Kommiſſio⸗ 
nen beim Senat vorzunehmen. Die Volkstags— 
abgeordneten als ſolche haben noch nicht einmal 
vier Wochen Zeit gehabt, nur 14 Tage, denn die 
letzten Etats liefen vor 14 Tagen ein. Die höchſte 
Inſtanz des Volkes beſchäftigt ſich alſo damit noch 
nicht einmal 14 Tage. Der Senat, der durch die 
Volkstagsabgeordneten beauftragt iſt, braucht 
mehr als ſechs Monate. Jetzt beantragt derſelbe 
verantwortliche Mann, der fünf bis ſechs Monate 
für die Etats gebraucht hat, eine Abwürgungsme— 
thode. Das ift ein Zeichen der faſchiſtiſchen Metho- 
den. (Heiterkeit links.) Die Abgeordneten, die das 
parlamentariſche Recht als höchſtes Recht des Bol- 
kes in Anſpruch nehmen, möchte ich daran erin— 
nern, daß die Sozialdemokratiſche Partei bei Bera- 
tung des Geſetzes um die Vollmacht, (Des Ermäch— 
tigungsgeſetzes! rechts.) des Ermächtigungsge— 
ſetzes, eine Nacht lang Oppoſitionsreden hielt, 
die abſolut nicht zur Sache gehörten. Ich erinnere 
an die Rede des Abg. Mau, der alles mögliche zu: 
ſammengequatſcht hat. 


} Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, Abgeordnete 
dieſes Hauſes quatſchen nicht. (Heiterkeit.) 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Weil es zu- 
fällig ein Fraktionskollege des Präſidenten iſt, 
glaubt er, ihn in Schutz nehmen zu müſſen, daß er 
nicht quatſche. (Abg. Loops: Er ſagt das doch für 
alle!) Das war nur wegen feines Fraktionsge— 
noſſen. Wir kennen die Methode des Herrn Prä— 
ſidenten. — Es iſt geſagt worden, wir hielten Ob— 
ſtruktionsreden. Das beſtreiten wir. Wir als 
Vertreter der werktätigen Bevölkerung befinden 
uns in der Oppoſition und ſprechen vor dem No- 
rum des Plenums im Intereſſe des Volkes. Wir 
ſprechen zur Sache, und darin ſollen wir jetzt ge: 
hindert werden. Machen Sie es, Sie werden die 
Quittung erhalten. Ich mache Sie auf Ihre Me- 
thoden aufmerkſam, die Sie angewandt haben, 
als Sie in der Oppoſition waren. Ich mache auf 
die Methode der Regierung aufmerkſam, die fünf 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 


Monate gebraucht hat, um die Etatsberatung zu 


Ende zu führen. Die höchſte Inſtanz, der Bolts- 
tag ſoll nur 14 Tage dafür haben und es ſoll im 
Plenum bei der Etatsberatung keine eingehende 
Ausſprache ſtattfinden. Das zeigt uns mit aller 
Deutlichkeit die Anwendung Ihrer Methoden. 
Machen Sie es, Sie tragen die Verantwortung, 
und die Rache des Volkes wird Sie hinwegfegen, 
wie Sie auf der Bildfläche erſchienen ſind. (Hu, 
hu! links.) 

Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Antrag auf Schluß der Debatte zu dieſem 
Etat. Ich bitte die D. u. H., die für Schluß der 
Debatte find, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr: 
heit, der Antrag iſt angenommen. Wir ſchreiten 
zur Abſtimmung und ſtimmen über die Abände- 
rungsanträge ab, die in Druckſache Nr. 770 und 
Nr. 777 vorliegen. Wir ſtimmen zuerſt über den 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philip⸗ 

b 


jen, Dyck in Druckſache Nr. 770, I, ab. 


Zum Haushaltsplan für die Verwaltung des 
Innern. 
1. Zu Einnahme. D III, 4. Aus dem Unterbringungs⸗ 
weſen: Statt 145 715 zu ſetzen: 120 715 G. 


Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
fih zu erheben. — Das ift die Minderheit, der MWp- 
änderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über den Abänderungsantrag des Abg. Liſch⸗ 


newſki u. Fr. in Druckſache Nr. 777 ab: 

1. Einnahme Abſchnitt B: 
i und Bezirksausſchuß 

reichen. 

2. Einnahme Abſchnitt E: 

Techniſche Nothilfe iſt zu ſtreichen. 

3. Ausgabe Abſchnitt A I, Stelle 1: 
Beſoldungen: Es ſind zu ſtreichen: 1 Oberregie— 
rungsrat, 1 Regierungsamtsrat. 

4. Ausgabe Abſchnitt B: 

Oberverwaltungsgericht und Verwaltungsgericht iſt 
zu ſtreichen. 

5a. Ausgabe C, Abſchnitt I: 
erhält die Ueberſchrift: 

5b. Ausgabe C, Abſchnitt I 
ſind die Stellen 4, 5 und 6 (Reiſekoſten, Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung, 
ſtreichen. 

6. Ausgabe C, Abſchnitt II: 

Landratsamt Niederung iſt zu ſtreichen. 

7. Ausgabe C, Abſchnitt III: 


iſt zu 


„Landratsamt Danzig.“ 


Landratsamt Großes Werder: Es ſind die Stellen : ; > . int: 
Dienſtaufmandseniſchädisung Fragen nicht eingehen, ſondern nur bezüglich des 


3, 4, 5 (Reiſekoſten, 
und Fahrkoſtenentſchädigung) zu ſtreichen. 
8. Ausgabe Abſchnitt D I: 
Polizei, Beſoldungen: Es ſind zu 
1 Staatsrat, 2 Polizeiamtsräte, 2 Polizeioberin⸗ 
ſpektoren, ferner in Zeile 2 die Worte: „in geho⸗ 
bener Stellung“. 
9. Abſchnitt D J. Stelle 1: 
d) Außendienſt ift zu ſtreichen, dafür ift einzusetzen: 
d) Außendienſt durch eine freigewerkſchaftlich orga- 
niſierte Wachmannſchaft. 
10. Abſchnitt (D) (1) Stelle (1): 
Polizeiſchule iſt zu ſtreichen. 
11. Abſchnitt D I, Stelle 8: 
Reiſekoſten pp. iſt zu ſtreichen. 
12. Abſchnitt D III, Stelle 2: 
„Polizeigefangene“: Der eingeſtellte Betrag von 
7000 G ift auf 10 000 G zu erhöhen. 
13. Abſchnitt D IV, Stelle 5: i 
Dienſtkleidungszuſchuß für Offiziere ift zu ſtreichen. 
14. Abſchnitt D VI, Stelle 1—4: 
iſt zu ſtreichen. 
15. Abſchnitt D IX, Stelle 4: 
Unterhaltung und Ergänzung der Munition und des 
Geräts für den Schießdienſt iſt zu ſtreichen. 


Fahrkoſtenentſchädigung) zu 


ſtreichen: 


Volkstag Danzig — 99. Sitzung. Freitag, den 21. Juni 1929. 


16. Abſchnitt D X: 


(C) 
„Kraftfahrzeuge und Motorboote“: Es find herab- 


zuſetzen: Stelle 1 Unterhaltung und Ergänzung der 
Kraftfahrzeuge von 69 000 G auf 34 500 G. Stelle 2 
Unterhaltung und Ergänzung der Motorboote von 
62 000 G auf 18 000 G. Stelle 3 Betriebsſtoff von 
38 000 G auf 14000 G. Stelle 4 Kraftfahrzeugſteuer 
von 7500 G. auf 3 750 G. 

17. Abſchnitt D XI, Stelle 5: 

Unterhaltung und Ergänzung der Gonderbeflei- 
dung für die Leibesübungen iſt zu ſtreichen. 

18. Abſchnitt D XI, Stelle 6: 
Leibesübungswettkämpfe, Ehrenpreiſe, Beteiligung 
an öffentlichen Wettbewerben iſt zu ſtreichen. 

19. Abſchnitt D XIII: i 
Unterhaltung der Muſikkapelle der Schutzpolizei iſt 
zu ſtreichen. ; 

20. Ausgabe Abſchnitt E: 

Techniſche Nothilfe iſt zu ſtreichen. 8 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Abän— 
derungsantrag annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— (Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Ueberzeugen Sie ſich davon, 
daß vorhin die Minderheit ſtand. Der Antrag iſt 
abgelehnt. (Abg. Liſchnewſki: Es iſt unſere Sache, 
ob wir uns überzeugen, da brauchen wir Sie nicht 
als Vormund!) Herr Abg. Liſchnewſfki, ein klein 


wenig ruhiger arbeitet es ſich viel beſſer. Wir ſtim⸗ 


men nun über den Etat der Verwaltung des In⸗ 
nern mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. Ich bitte 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, fih zu er- 
heben. — Das ift die Mehrheit, er ift angenom- 
men. Ich rufe Anlage 7 der Tagesordnung auf: 
Haushaltsplan der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbeverwaltung. 
Druckſache Nr. 739. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
Etat für Handel und Gewerbe iſt im Hauptaus- 
ſchuß mit als wichtigſter Etat ſehr eingehend be— 
handelt worden. Man kann wohl ſagen, daß das 
ein Zeichen dafür iſt, daß trotz der Kürze der Zeit, 
in der der Hauptausſchuß in dieſem Jahr ſeine 
Arbeit leiſten mußte, doch ſehr wertvolle Arbeit ge— 
leiſtet worden iſt. Der Herr Handelsſenator hat 
dabei oft Gelegenheit ergriffen, politiſche Fragen 
zur Debatte zu ſtellen und alle Parteien, die im 
Hauptausſchuß vertreten waren, haben ſich an die— 
ſer Debatte beteiligt. Ich will deshalb auf dieſe 


Handwerks noch einen Punkt erwähnen. Das 
Handwerk ift heute als ein Zweig des Mittelſtan— 
des mit am ſchwerſten belaſtet. Es iſt deshalb 
bedauerlich, daß der Staat wegen der ſchwachen 
finanziellen Lage heute nicht imſtande iſt, dem 
Handwerkerſtand zur Zeit mehr zu geben, als er es 
augenblicklich kann. Wir bedauern es ganz beſon— 
ders und werden verſuchen, innerhalb des Etats- 
jahres mit den zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
evtl. noch weitere Hilfe zu gewähren. 


Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte zu Anlage 7 der Tagesordnung vor. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſki. % 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich höre, 
daß wieder ein Antrag auf Schluß der Debatte 
geſtellt worden iſt. Von unſerer Fraktion hat ſich 
Herr Abg. Kreft zum Wort gemeldet, der beſtimmt 
nicht als Dauerredner bekannt ift. Wenn Sie be- 


(D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 99. Sitzung. Freitag, den 21. Juni 1929. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
haupten, daß wir Obſtruktion trieben, ſo möchte 
ich folgendes fagen: Ich habe nur zur Sache ge: 
ſprochen. Niemand wird behaupten können, daß 
ich etwa derartige Obſtruktionsreden gehalten 
habe, wie es der Abg. Mau früher tat. Wir Ha- 
ben unſere Abänderungsanträge begründet und 
zur Sache geſprochen. Es iſt richtig, wenn der Herr 
Abg. Liſchnewſti erklärte, daß hier viele Parteien 
ſind, die gar nicht im Ausſchuß vertreten ſind, 
denen ſelbſtverſtändlich der größte Teil der Abän⸗ 
derungsanträge und die Gründe, weshalb wir ſie 
geſtellt haben, gar nicht bekannt ſind. Mit Ihren 
Methoden würgen Sie die Begründung dieſer Ab— 
änderungsanträge ab. Ich wundere mich auch gar 
nicht, daß ſich die andern Parteien das gefallen 
laſſen und mit dieſer Abwürgemethode einver⸗ 
ſtanden ſind. Es iſt tatſächlich ſo, daß z. B. bei 
dieſem Etat eine große Anzahl von Abänderungs: 
anträgen vorhanden iſt. Sie laſſen uns dieſe nicht 
begründen; das beweiſt aufs beſte, daß Sie nicht 
erklären wollen, wir ſprächen zu lange, ſondern 
uns überhaupt die Möglichkeit nehmen wollen, 
Ihnen von dieſer Stelle aus die Wahrheit zu ſagen. 
Präſident: (Abg. Gehl: Ich bitte ums Wort 
zur Geſchäftsordnung!) Ich kann das Wort zur 
Geſchäftsordnung nicht mehr erteilen. Hier liegt 
ein Antrag auf Schluß der Geſchäftsordnungs—⸗ 
debatte vor, der erſt erledigt werden muß. (Abg. 
Gehl: Ich ziehe zurück!) Ich bitte die D. u. H., die 
für Schluß der Geſchäftsordnungsdebatte ſind, ſi 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, die Geſchäfts— 
ordnungsdebatte iſt geſchloſſen. Wir ſtimmen jetzt 
über den Antrag auf Schluß der Debatte zu An— 
lage 7 ab. Ich bitte die D. u. H., die dieſen An— 
trag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
ſtimmen jetzt über den Etat und wie üblich zuerſt 
über die Abänderungsanträge ab, die in der Druck— 
fahe Nr. 770 und 782 enthalten find. Zuerſt ftim- 


men wir über den Abänderungsantrag der 
eee Fraktion in Druckſache Nr. 
770 ab: 


IV. Zum Haushaltsplan der Handels- und Ge⸗ 
werbeverwaltung. 
1. Zu Ausgabe B I, 2: 
Zur Förderung von Handel, Induſtrie 
werbe: Zu ſetzen: 10 000 G. 
2. Zu Ausgabe Abſchnitt B II. Stelle 2: 
ſtatt 17 200 Gulden zu ſetzen: 12 000 Gulden. 
3. Zu Ausgabe Abſchnitt C I, Stelle 3: 
ſtatt 12 500 Gulden zu ſetzen: 9 500 Gulden. 
4. Zu Ausgabe Abſchnitt C I, Stelle 4: 
ſtatt 6400 Gulden zu ſetzen 4500 G. 
5. Zu Ausgabe Abſchnitt C I, Stelle 6: 
ſtatt 5 000 G zu ſetzen 4 200 G. 
6. Zu Einnahme Abſchnitt B II, Stelle 1: 
ſtatt 90 000 © zu ſetzen 45 000 G. 
7. Zu Einnahme Abſchnitt C I, Stelle 1 
ſtatt 74000 G zu ſetzen 38 060 G. 
Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über die kommuniſti⸗ 
ſchen Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 782 
ab: 


und Ge⸗ 


Wir beantragen: Unter Ausgabe: 
Abſchnitt A I, Stelle 1: 2 Regierungsräte als Refe⸗ 
renten ſind zu ſtreichen. 
Abſchnitt B II: Stelle 2: Für beſondere Dienſtleiſtun⸗ 
gen iſt zu ſtreichen 


Abſchnitt D V, Stelle 2: Zuſchuß für die Seemaſchi— | 


niſtenſchule Möller iſt zu jtreichen. 


Das Wort hat der Herr Abg. L 
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Ich bitte diejenigen, die diefe Abänderungsan⸗ 
träge annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, ſie ſind abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über den Etat der Handels- und Gewerbever⸗ 
waltung mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. Ich 
bitte die D. u. H., die den Etat annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit der Etat 
einſchließlich ſämtlicher Ueberſchriften ift angenom- 
men. Ich rufe Anlage 8 der Tagesordnung auf: 
Haushaltsplan für Arbeit. 

Druckſache Nr. 740. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
Etat für Arbeit iſt derjenige Etat, der in dieſem 
Jahre zum erſten Male dem hohen Hauſe vorge— 
legt wird. Er iſt neu, und dieſe Neuheit bringt 
es mit ſich, daß er vielleicht der umſtrittendſte Etat 
war. Man konnte der Auffaſſung ſein, daß in 
dieſem Etat Stellen vorhanden ſind, über die ſich 
ſtreiten läßt und deren Ausgaben man verringern 
könnte. Bei der Durchberatung des Etats ſind wir 
aber zu der Anſicht gekommen, daß die Ausgaben 
für dieſen Etat durchaus im Rahmen des Sach⸗ 
lichen liegen. Sollte ſich im Laufe des Etatsjahres 
ergeben, daß an der einen oder der andern Stelle 
noch Erſparniſſe erzielt werden können, ſo werden 
wir bei der nächſtjährigen Etatsberatung ſolche 
Erſparniſſe auch anſtreben. 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte vor. Ich bitte die D. u. H., die für Schluß 
der Debatte ſind, ſich von ihren Plätzen zu erhe— 
ben. — Geſchieht. — Das iſt die Mehrheit, die 
Debatte zu Anlage 8 der Tagesordnung ift ge- 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wir 
ſtimmen zuerſt über die Abänderungsanträge, ent⸗ 
halten in den Druckſachen Nr. 770 und 780 ab. 
Wir ſtimmen zuerſt über den Abänderungsantrag 
der Deutſchnationalen Fraktion Druckſache Nr. 
770 ab: 

Zum Haushaltsplan für Arbeit: 
1. Zu Ausgabe A I, 6 zu ſtreichen 35 000 G. und dafür 
zu ſetzen 5 000 G. 

2. Zu Ausgabe A II, 1 bis 3 ſtreichen. 

Ich bitte die D. u. H., die dieſen Abänderungsan— 


trag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 


die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über den Abänderungsantrag des Abg. 


Paul Kreft u. Fr. in Druckſache Nr. 780 ab: 


Wir beantragen: 
Ausgabe: Stelle 1 „1 Regierungsamtsrat in geho— 
bener Stellung“ iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt II. Stelle 2 zu ſetzen ſtatt „9 990“ „18 360“. 
Abſchnitt (B) I, Stelle 3 zu ſetzen ſtatt „6 000“ „10 000“. 
Ich bitte die D. u. H., die dieſen Abänderungsan⸗ 


trag annehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Wir ftim- 


men jetzt über den Etat für Arbeit einſchließlich 


der Ueberſchriften ab. Ich bitte die D. u. H., die 
ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 


die Mehrheit. Der Etat iſt angenommen. Ich rufe 


Ziffer 9 der Tagesordnung auf: 


Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 741 Ich eröffne die Beſprechung. 
oops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Bei dieſem Etat iſt im Ausſchuß eingehend über 
die Probleme geſprochen worden, die für die zu⸗ 
künftige Ausgeſtaltung unſeres Juſtizweſens von 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Loops, Abgeordneter) 

Bedeutung ſind. Das iſt einmal die von einer 
Oppoſitionspartei angeregte Anpaſſung unſerer 
Juſtiz an Deutſchland, und andererſeits war es 
dann eine Reihe von Wünſchen, die vorgebracht 
wurden, um unfer Juſtizweſen zu moderniſieren. 
Es iſt dort auch bei der Ausſchußberatung zuge— 
geben worden, daß es auch heute noch in unſeren 
Strafanſtalten Einrichtungen gibt, die nicht der 
neuen Zeit entſprechen. Der Senat ift auch be- 
müht, hier Reformen durchzuführen. Es war na⸗ 
türlich nicht möglich, daß all die Wünſche, mögen 
ſie nun berechtigt ſein oder mögen ſie zum Teil 
auch nur als Agitationsanträge geſtellt worden 
ſein, im Hauptausſchuß angenommen werden konn— 
ten. Auch bei dieſem Etat konnte der Senat nur 
im Rahmen der zur Verfügung ſtehenden Mittel 
Verbeſſerungen durchführen. Das iſt geſchehen. 
Wenn Sie hier widerſprechen, ſo erinnere ich nur 
an den großen Gefängnisneubau, der im Haff— 
kreiſe vorgenommen wird. Sie ſehen, daß der 
Senat bemüht iſt, hier fortſchrittlich zu handeln, 
aber Sie wiſſen doch ſelbſt, m. H., daß es nicht 
möglich iſt, alles in einem Jahre zu erreichen. 
(Abg. Plenikowſti: Sehr ſchwach, Herr Loops!) 
Ich möchte daher bitten, den Etat ſo anzunehmen, 
wie er Ihnen hier vorliegt. 

Präſident: Es liegt der Antrag vor auf Schluß 
der Debatte über Anlage 9, Ich bitte die D. u. 
H., die für Schluß der Debatte find, fiH zu er- 
heben. — Das iſt die Mehrheit, die Debatte über 
Anlage 9 der Tagesordnung iſt geſchloſſen. Wir 
ſtimmen jetzt über die Abänderungsanträge ab, 
enthalten in der Druckſache Nr. 775. Weiter liegt 
noch eine Entſchließung des Senats in Druckſache 
Nr. 772 vor. Ueber die Entſchließungen wird erſt 
in der dritten Leſung abgeſtimmt. Wir ſtimmen 
nunmehr über den Abänderungsantrag des Abg. 
Liſchnewſki u. Fr. in Druckſache Nr. 775 ab: 

Unter Ausgabe Abſchnitt A J. Stelle 1 find zu ſtrei⸗ 
chen: 1 Gerichtspräſident. 2 Senatspräſidenten beim 
Obergericht, 1 Oberſtaatsanwalt, 5 Obergerichts⸗ 
räte. 4 Landgerichtsdirektoren, 1 Erſter Staatsan⸗ 
walt, 20 Gerichtsräte. 3 Staatsanwaltſchaftsräte. 
1 Qand- und Amtsrichter, 1 Anwaltſchaftsrat, 1 
Amtsanwalt, 1 Juſtizamtsrat, 1 Rechnungsreviſor 
5 Juſtizoberinſpektoren. 

Unter Abſchnitt B I, Stelle 1 iſt zu ſtreichen: 1 Straf⸗ 
anſtaltsdirektor. 

Abſchnitt B J, Stelle 8 iſt zu ſetzen ſtatt: 265 000 G. 
„300 000 G. 

Abſchnitt B J, Stelle 11 erhält folgende Faſſung: 
Bewilligung an die Gefangenen und deren Ange: 
hörigen aus dem Arbeitsverdienſt. Der eingeſetzte 
Betrag von 15 000 G. iſt auf 200 000 G. zu erhöhen. 
(Tariflöhne.) 

Abſchnitt B J, Stelle 12, Entſchädigung der Gefange— 
nen und deren Angehörigen im Falle der Verletzung 
oder der Tötung der Gefangenen durch einen bei 
der Beſchäftigung erlittenen Unfall iſt der einge- 
fekte Betrag von 1000 G. auf 2 000 G. zu erhöhen. 

Abſchnitt B J, Stelle 13, Förderung der Fürſorge für 
die aus der Strafhaft Entlaſſenen iſt der eingeſetzte 
Betrag von 15 000 G. auf 50 000 G. zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 18 wird die Summe von 13 075 

G. auf 30 000 G. erhöht. 
Ich bitte die D. u. H., die dieſem Abänderungs— 
antrag zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über den Etat der Juſtizverwaltung mit 
ſämtlichen Ueberſchriften ab. Ich bitte die D. u. 
H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
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Das iſt die Mehrheit; der Etat iſt angenommen. 
Ich rufe Ziffer 10 der Tagesordnung auf: 
Haushaltsplan für Oeffentliche Ar⸗ 
beiten . 
Druckſache Nr. 742. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H., 
wenn es einen Etat gibt, der eigentlich wenig zu 
parteipolitiſchen Auseinanderſetzungen Anlaß gibt, 
dann ift es dieſer Etat. (Abg. Plenikowſki: Das 
denken Sie!) Hier handelt es ſich in der Haupt— 
ſache um Ausgaben für den Straßenbau. Die 
Wünſche, die im Ausſchuß ſowohl von den Regie- 
rungsparteien als auch von der Oppoſition zum 
Ausdruck gebracht wurden, ſtimmten zum Teil 
überein. Sind wir doch alle bemüht, unſer hiſto— 
riſches Straßenbild in Danzig zu erhalten, ſoweit 
das in der heutigen Zeit möglich iſt und anderer— 
ſeits auch, wie das vom Herrn Bauſenator erklärt 
wurde, den Anforderungen des modernen Ver— 
kehrs beim Straßen- und Wohnungsbau Rechnung 
zu tragen. Wir konnten bei dieſem Etat allerdings 
nur wenig Wünſche erfüllen, weil gerade hier die 


[Einnahmen außerordentlich gering und dafür die 


Ausgaben außerordentlich hoch ſind. Es war alſo 
hier dem Senat zwangsweiſe eine große Beſchrän— 
kung auferlegt und deshalb glaube ich, daß eine 
Erfüllung der Wünſche der Oppoſition nicht mög> 
lich iſt, und ſelbſt Ihnen, meine Herren von der 
Oppoſition nicht möglich wäre; denn auch Sie 
könnten nicht die Mittel beſchaffen, die dazu erfor- 
derlich ſind. (Erſt müßten wir Sie zum Teufel 
jagen! bei den Kommuniſten.) Meine Anſicht wird 
wohl auch bei der Mehrheit des Hauſes vorhanden 
ſein, ſodaß daher der Etat in der Form, in der er 
Ihnen hier vorliegt, auch verabſchiedet werden 
wird. 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte zu Ziffer 10 der Tagesordnung vor. Das 
Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Liſchnewſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Der Herr 
Abg. Loops hat zum Schluß ſeiner Ausführungen 
Bemerkungen gemacht, daß die Oppoſitionspar⸗ 
teien bei Einbringung ihrer Anträge auch gleich 
Mittel und Wege zu weiſen haben, wie dieſer kapi— 
taliſtiſche Staat ſie finanzieren kann. Ich möchte 
dazu bemerken, daß man auch die Korruption hier 
beſeitigen muß, wenn man tatſächlich einen wirk— 
lich werktätigen Staat ſchaffen wollte. Dann al— 
lerdings würden wir auch die Aufbringung der 
Mittel nachweiſen, die notwendig ſind, um die 
werktätige Bevölkerung vor Not und Elend zu 
ſchützen. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit gleich 
erwähnen, daß wir namentliche Abſtimmung be— 
antragen werden, und zwar über den Haupthaus- 
haltsplan, über den geſamten Etat, ſchon aus dem 
Grunde, um Sie doch noch einmal zu entlarven, 
wie Sie gegen die werktätige Bevölkerung im In⸗ 
tereſſe des kapitaliſtiſchen Staates arbeiten. Ich be- 
antrage namentliche Abſtimmung. 

Präſident: Wir ſtimmen über den Antrag auf 
Schluß der Debatte zu Punkt 10 der Tagesordnung 
ab. Ich bitte die D. u. H., die dieſen Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Mehrheit, die Debatte zu Punkt 10 iſt geſchloſ— 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 


darauf hin, daß die Mietverträge in ſtaatlichen 
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(Präſident) 

jen. Es liegen zu dieſem Etat Abänderungsan— 
träge in Druckſache Nr. 770 und 781 vor. Wir 
ſtimmen zuerſt über den Abänderungsantrag der 
Deutſchnationalen Fraktion in Druckſache Nr. 
770 ab: 

Zum Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten: 

Ausgabe. II 20 bis 27 zu ſtreichen. 

Ich bitte die D. u. H., die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über die Ab⸗ 
änderungsanträge des Abg. Paul Kreft u. Fr. in 
Druckſache Nr. 781 ab: 

Wir beantragen: Ausgabe: 

Abſchnitt I, Stelle 1 zu ſetzen ſtatt „2 Regierungs- 
amtsräte“ „1 Regierungsamtsrat“. 

Abſchnitt (II), Stelle 10 zu ſetzen ſtatt „3500“ „1 500“. 

Abſchnitt II! Stelle 6 zu Teken ſtatt „30 000“ 
„400 000 G.“ 

Abſchnitt (IV) Stelle 8 iſt zu ſtreichen, Stelle 9 iſt zu 
ſtreichen, Stelle 10 iſt zu ſtreichen, Stelle 11 iſt zu 
ſtreichen, Stelle 12 ift zu ſtreichen. 

Abſchnitt VII, Stelle 3 iſt zu ſtreichen, Stelle 5 iſt zu 
ſtreichen. 

Ich bitte diejenigen, die dieſe Anträge annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
ſie ſind abgelehnt. Wir haben nun über den Etat 
für Oeffentliche Arbeiten abzuſtimmen. Es iſt na⸗ 
mentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht nicht aus. Wir ſtimmen jetzt über den Etat 
mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. Ich bitte die D. 
u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe 
Anlage 11 auf: 

Haushaltsplan der Grund beſitzverwaltung. 
Druckſache Nr. 743. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Bei 
dieſem Etat iſt eine Neubeſetzung der Stellen im 
Reſſort erfolgt. Wir begrüßen es, daß es bei dieſer 
Beſetzung gelungen iſt, den geſamten ſtaatlichen 
und ſtädtiſchen Beſitz in eine Hand zu legen und 
die Verwaltung dadurch zu vereinfachen. Wir 
ſind der Auffaſſung, daß durch dieſe Zuſammen⸗ 
legung auch Erſparniſſe erzielt werden können, und 
daß insbeſondere der Senat dadurch vielleicht die 
Möglichkeit hat, mit ſeinen Pächtern und Mie⸗ 
tern in der nächſten Zukunft auf beſſerem Fuß zu 
leben als in der Vergangenheit. Die große Zahl 
der Prozeſſe, die heute vor Gericht ſchwebt, weiſt 


und ſtädtiſchen Häuſern und Grundſtücken nicht die⸗ 
jenige Klarheit haben, die ſie haben müßten, wenn 
die Prozeſſe vermieden werden ſollen. Wir haben 
deshalb bereits im Ausſchuß darauf hingewieſen, 
daß es gut ſein wird, die Verträge dieſer Art einer 
Reviſion zu unterziehen und evtl dadurch auf 
gütlichem Wege eine Einigung zwiſchen Pächtern 
und Mietern zu erzielen. Wir glauben dadurch 
der Allgemeinheit dienen zu können. Wir ſtimmen 
dieſem Etat zu. 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte zu Punkt 11 vor. Ich bitte diejenigen, 
die für Schluß der Debatte ſind, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ab⸗ 
änderungsanträge ſind zu dieſem Etat nicht ge⸗ 
ſtellt. Wir ſtimmen alſo über den Etat der Grund⸗ 
beſitzverwaltung mit den Ueberſchriften ab. Ich 
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bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe Anlage 12 auf: 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung einſchl. Fiſcherei und Domä⸗ 
nen verwaltung. 
Druckſache Nr. 744. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Landwirtſchaftskriſe iſt zu einer Weltkriſe ge— 
worden. Kein Stand liegt heute international ſo 
darnieder wie augenblicklich die Landwirtſchaft. 
Deshalb erkennen wir von ſeiten des Zentrums 
die Schwierigkeiten der Landwirtſchaft voll und 
ganz an. (Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) In der 
Freien Stadt Danzig tritt aber die Not der Land- 
wirtſchaft noch viel ſtärker in Erſcheinung, weil 
Danzig als kleines Wirtſchaftsgebiet zwiſchen den 
großen Staaten Deutſchland und Polen liegt und 
unter ganz anderen Verhältniſſen als in großen 
Staaten produzieren muß. Leider iſt es bei der 
furchtbar ſchwierigen wirtſchaftlichen Lage des 
Staates nicht möglich, das für die Landwirtſchaft 
zu tun, was z. B. das Deutſche Reich heute für die 
Landwirtſchaft aufbringen kann. Wir haben des⸗ 
halb unſer Beſtreben darauf gerichtet, wenigſtens 
bei dieſem Etat keine Erſparniſſe und Abſtriche zu 
machen. Wir werden verſuchen, für den nächſten 
Etat Gelder flüſſig zu machen, um der Landwirt: 
ſchaft nach Kräften zu helfen. Wir begrüßen es, 
daß auch der Senat beſtrebt iſt, die Siedlung auf 
dem Lande weiter zu unterſtützen und insbeſondere 
auch die Aufteilung und Parzellierung von Do— 
mänen vorzunehmen. Wir erachten die Siedlung 
auf dem Lande als mindeſtens ebenſo wertvoll wie 
in der Stadt und werden dieſe Beſtrebungen mit 
allen Mitteln unterſtützen. ; 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte vor. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Wir können das Verfahren doch nicht für 
richtig halten. Ich muß feſtſtellen, daß eigentliche 
Obſtruktionsreden von den Kommuniſten in der 
Form nicht gehalten worden find, Obſtruktions— 
reden find doch anders. Ich erinnere an die Ob- 
ſtruktionsreden gelegentlich der Beratung der Um- 
ſatzſteuer. Da war die Rede von Butterbrötchen, 
die der Herr Präſident Sahm gegeſſen hat, und in 
einer anderen Obſtruktionsrede, die ein Abgeord- 
neter gehalten hat, ſagte er: „Ich habe hier eine 
Kiſte mit Eiern. Ich nehme das eine Ei, ſchlage 
es auf, es iſt faul, ich nehme das zweite Ei, ſchlage 
es auf, es iſt auch faul uſw. Ich glaube, das iſt 
eine Obſtruktionsrede. Es iſt wirklich nicht richtig, 
im gegenwärtigen Moment ſo zu verfahren, wie 
Sie es hier tun. Wenn die Reden auch einiger⸗ 
maßen überflüſſig waren, ich halte ſie auch für 
überflüſſig, ſo waren es doch aber keine nachge— 
wieſenen Obſtruktionsreden. Die Leidtragenden 
bei dem Verfahren ſind aber die Redner, die nicht 
zur Sache ſprechen können. Wir haben beijpiels- 
weiſe bei der zweiten Rednergarnitur zum Etat 
nicht geſprochen. Ich wollte es aufſchieben, hatte 
aber verſprochen, mich noch mit Herrn Dr. Althoff 
auseinanderzuſetzen. Das fällt nun ins Waſſer. 


(©) 
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(Zuruf.) Ich glaube, das Verfahren wird folgen— 
des fein, es ift nun einmal jo Herr Cierocki, ent: 
weder haben wir ein parlamentariſches Syſtem 
oder wir haben es nicht. Auf die Dauer führt die- 
ſes Verfahren zur Diktatur. Dann müſſen wir uns 
einen Diktator holen, der das auch machen kann. 
Ich glaube, das Verfahren, das Sie anwenden, iſt 
zu ſchroff. Es wäre doch nicht ſo ſchlimm geweſen, 
wenn wir wirklich bis 12 Uhr hier geſeſſen und 
uns manche überflüſſige Rede angehört hätten. 
Dann hätten auch die anderen Parteien die Mög⸗ 
lichkeit gehabt, ihre Wünſche zum Ausdruck zu 
bringen. Ich glaube, wenn Herr Rahn hier wäre, 
würde er ſeinem Unwillen auch Ausdruck geben. 
Es iſt doch eigenartig, daß Herr Schilke hier auf⸗ 
tritt und über Landwirtſchaft ſpricht, der genau 
ſo viel Ahnung davon hat, wie ich. Sachverſtändig 
find Sie nicht. Das ijt dann auch eine Obitruf- 
tionsrede. Es iſt aber nicht richtig, daß man uns 
bei der zweiten Leſung das Wort abſchneidet, 
wenn wir auch bei der dritten Beratung reden 
können. Es iſt ſchon unangenehm, wenn man bei 
der zweiten Rednergarnitur ausfällt, und jetzt 
haben wir auch nicht Gelegenheit, zu ſprechen. 
(Abg. Gehl: Zur Geſchäftsordnung!) 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Geſchäftsordnungsdebatte vor. Darüber muß zu⸗ 
erſt abgeſtimmt werden. Ich bitte die D. u. H., 
die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Die Geſchäftsordnungsdebatte 
iſt geſchloſſen. Wir ſtimmen jetzt über den Antrag 
auf Schluß der Debatte zu Anlage 12 ab. Ich bitte, 
diejenigen, die für Schluß der Debatte ſind, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, die Debatte 
über Anlage 12 iſt geſchloſſen. Es liegen dazu Ab⸗ 
änderungsanträge vor, enthalten in den Druck— 
ſachen Nr. 770 und 779, Wir ſtimmen ab über die 
Abänderungsanträge der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 770: 


Zum Haushaltsplan Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung 


Zu Ausgabe Abſchnitt B J. Stelle 1 ſtatt 11000 G. 
15 000 G., Stelle 2 ſtatt 11000 G. 15 000 G., Stelle 3 
ſtatt 3000 G. 15000 G., Stelle 4 ſtatt 3000 G. 
5 000 G., Stelle 6 ſtatt 2000 G. 5 000 G., Stelle 11 
ſtatt 6000 G. 10 000 G., Stelle 12 ſtatt 3000 G. 
10 0006. zu ſetzen. 

Zu Ausgabe Abſchnitt B II, Stelle 1a neu einzuſetzen: 
Zur Förderung des Abſatzes landwirtſchaftlicher Er- 
zeugniſſe 100 000 Gulden. 

Zu Ausgabe Abſchnitt C II, 5 (neu) 

Beihilfe zur Neubeſchaffung von Fiſchereigeräten 

für unverſchuldet in Not geratene Fiſcher: 15 000 G. 
Ich bitte diejenigen, die dieſe Anträge annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
ſie ſind abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über die 
Abänderungsanträge des Abg. Langnau u. Fr. in 
Druckſache Nr. 779 ab: 

Wir beantragen, in dem Haushaltsplan der 
Landwirtſchaftlichen Verwaltung einſchl. Fiſcherei 
und Domänenverwaltung bei Einnahmetitel 
Abſchnitt C Il zu ſetzen ſtatt „19 800 G.“ „9 000 G.“ 

Unter Erläuterung iſt zu ſetzen: 

Die Darlehen, die im Einzelfalle an Berufsfiſcher, 
d. h. an ſolche Fiſcher, die keine anderen Arbeits⸗ 
kräfte beſchäftigen, bis zum Betrage von 500 G. aus⸗ 
gegeben worden ſind, ſind niederzuſchlagen und höhere 
Darlehen um dieſen Betrag zu kürzen. 

Bei Ausgabe: 

1. Abſchnitt A I, Stelle 1: „1 Regierungsrat als Re⸗ 

ferent“ zu ſtreichen, 


der 
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2. zu ſetzen ſtatt „2 Regierungsoberinſpektoren“ „1 Rez (C) 


gierungsoberinſpektor“. 

„Abſchnitt B 1, Stelle 12 zu ſetzen: ſtatt „3000 G.“ 

„10 000 G“. 

. ift einzuſetzen 13 a: 

Beihilfe für Kleinbauern bis zu einer Ackernahrung 

100 000 G. 

„Unter Erläuterung ift zu ſetzen: Die unter Wus- 

gabe I, Stelle 1 Pferdezucht, Stelle 2 Rinderzucht, 

Stelle 4 Schweinezucht, Stelle 5 Kleintierzucht, 

Stelle 6 Obſt⸗ und Gemüſebau, Stelle 12 Einrich⸗ 

tung von Bullenſtationen eingeſetzten Beträge wer- 

den nur an Kleinbauern bis zu einer Ackernahrung 

verausgabt. 

Abſchnitt B II, Stelle 1 zu ſetzen ſtatt „80 000 G.“ 

150 000 G.“ 5 

. Unter Erläuterung ift zu ſetzen, der eingeſetzte Be- 

trag wird nur an Kleinbauern bis zur Ackernah— 

rung verausgabt. 

Abſchnitt B Il, Stelle 2 zu ſetzen ſtatt „50 000 
0 G.“ 


„150 000 G. 4 
Abſchnitt C II, Stelle 4 zu ſetzen ſtatt „300 G. 
00 G.“ 
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10. Abſchnitt C I ift einzuſetzen 4a: Beihilfe für 
Fiſcher 50 000 G. à 
Ich bitte diejenigen, die fie annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, fie find ab- 
gelehnt. Wir ftimmen nun über den Etat mit 
den Ueberſchriften ab. Ich bitte diejenigen, die 
den Etat der Landwirtſchaftlichen Verwaltung 
einſchl. Fiſcherei und Domänenverwaltung an- 


nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, der Etat ift angenommen. Ich rufe An- 
lage 13 auf: 


Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 
Druckſache Nr. 745. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 


Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Um nicht noch 
einmal vielleicht den Vorwurf zu erhalten, daß ich 
als Nichtfachmann zu einer Sache ſpreche, von der 
ich nicht genügende Ahnung habe, möchte ich hier 
erklären, daß das hier nicht zutrifft. Auch ich habe 
ſchon manchen Bock geſchoſſen. (Abg. Liſchnewſfki: 
Förſter!) Das bin ich allerdings nicht. Deshalb 
möchte ich zu dieſem Etat auch keine weiteren Aus⸗ 
führungen machen, da er ausführlich im Ausſchuß 
beraten worden iſt. Ich empfehle dem Volkstag, 
ihn in der vorliegenden Faſſung anzunehmen. 


Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß 
der Debatte zu Ziffer 13 vor. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 


Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Gerade bei 


dieſem Etat habe ich im Ausſchuß eine Korrup⸗ 
tionsaffäre aufgedeckt. Jeder Abgeordnete, dem es 
mit den Steuergroſchen der Steuerzahler ernſt iſt, 
jeder, der noch nicht in den Korruptionsſumpf 
verſunken iſt und ſich von der Kapitaliſtenklaſſe 
nicht ſeine Gehälter zahlen läßt, alſo nicht ein 
Wohlleben auf Koſten der werktätigen Bevölke⸗ 
rung führt, müßte ſich das zum Exempel nehmen. 


Er müßte fragen, wie es möglich iſt, daß einzelnen 


Angeſtellten Verdienſte zugeſchanzt werden, durch 
die der Staat einen ungeheuren Schaden erleidet. 
Ich habe feſtgeſtellt, daß dem Staat dadurch ein 
Schaden von wenigſtens 30 000 Gulden entſtan⸗ 
den iſt. Sie müßten alſo geſtatten, daß dem Abge— 
ordneten zu ſolchen Ausführungen das Wort er⸗ 
teilt wird. Wenn Sie der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion nicht das Wort geben, ſtelle ich feſt, daß Sie 
Korruptionsangelegenheiten im Freiſtaat dulden 


(D) 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 


und ſich an einer Korruptionsaffäre mitſchuldig jetzt über den Etat der Poſt- und Telegraphen⸗ 


machen, die weitere Kreiſe zieht. 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Geſchäftsordnungsdebatte vor. Ich bitte die D. u. 
H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Er iſt angenommen, die Geſchäftsordnungsdebatte 


iſt geſchloſſen. Wir ſtimmen jetzt über den Antrag 


(8) 


auf Schluß der Debatte zu Anlage 13 ab. Ich 
bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das war die Mehrheit, der An— 
trag iſt angenommen. Wir ſtimmen zuerſt über die 
Abänderungsantäge des Abg. Liſchnewſti u. Fr. 
in Druckſache Nr. 771 ab: 
Unter Ausgabe 
Abſchnitt I, Stelle 1 1 Oberregierungs- und Forſtrat 
iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt II, Stelle 8 Iſt die Summe von 500 Gulden 
auf 1000 Gulden zu erhöhen. 
Abſchnitt IN, Stelle 2 Unterſtützung für Waldarbeiter, 
Waldarbeiterinnen und ihre Hinterbliebenen iſt die 


Summe 450 Gulden auf 4500 Gulden zu 


erhöhen. 

Ich bitte die D. u. H., die diefe Abänderungsan⸗ 
träge annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, die Anträge ſind abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Etat der Forſtverwaltung 
einſchließlich Ueberſchriften ab. Ich bitte die D. 
u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das ijt die Mehrheit, der Etat nebſt Ueber- 
ſchriften iſt angenommen. Ich rufe Anlage 14 auf: 

Haushaltsplan der Poſt⸗ und Tele- 

graphenverwaltung. 

Druckſache Nr. 746. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
In Poſtfragen find wir ja z. T. alle Sachverſtän⸗ 
dige, weil wir mit der Poft alle in näherem Ber- 
kehr ſtehen. (Heiterkeit) Ein Teil von uns De- 
tätigt ſich als Briefmarkenſammler, ich ſelbſt 
kaufe und ſammle Briefmarken, ſo daß ich zu die— 
ſem Etat allerlei Ausführungen machen könnte. 
Sachlich geredet ift aber bei dieſem Haushalts- 
plan im Ausſchuß zur Genüge. Ich möchte Sie 
deshalb bitten, den Etat, wie er vorliegt, anzu— 


von 


nehmen. (Abg. Plenikowſki: Noch kürzer, Herr 
Loops!) 
Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß 


der Debatte zu Ziffer 14 vor. Ich bitte die D. u. 
H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit. Der Antrag auf Schluß der 
Debatte iſt angenommen. Zu dieſem Etat liegt 
eine Entſchließung in Druckſache Nr. 795 und ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 803 vor. 
Ich laſſe über den Abänderungsantrag des Abg. 
Opitz u. Fr. in Druckſache Nr. 803 abſtimmen: 


Ausgabe. 

Zu Abſchnitt I, Stelle 1: Es find zu ſtreichen: 3 Ober: 
pofträte, 3 Poſtſchaffner, 2 Amtsgehilfen. Für „9 
Oberpoſtſchaffner“ find zu ſetzen: „14 Oberpoſt⸗ 
ſchaffner“. à i 

Zu Abſchnitt Il, Stelle 1: Es find zu ſtreichen: 4 Ober⸗ 
poſtdirektoren, Poſtdirektoren, 1 Telegraphen- 
direktor. 

Zu Abſchnitt II, Stelle 5: Es ſind zu ſetzen ſtatt 
„21 000“ „40.000“. 

Zu Abſchnitt telle 1: Es ſind zu ſetzen ſtatt 
„130 000“ „2 0 

Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
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verwaltung nebſt Ueberſchriften ab. Ich bitte die 
D. u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt ange— 
nommen. Ich rufe Anlage 15 auf: 

Haushaltsplan der Finanzverwaltung. 
Druckſache Nr. 747. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Herr Abg. Schilke. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Der neue Finanzſenator! — Abg. Liſch⸗ 
newſki: Richtige Clowns!) Herr Abg. Liſchnewſti, 
Sie haben einen Abgeordneten als Clown bezeich— 
net, ich rufe Sie zur Ordung. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) 

Schilke, Abgeordneter (3): Der Etat der Fi- 
nanzverwaltung könnte Veranlaſſung geben, eine 
Finanzdebatte nochmals aufzurollen. Das iſt in 
der allgemeinen Ausſprache hier ja ſehr eingehend 
geſchehen. Das hohe Haus hat ſich eigentlich in 
zwei Lager geteilt, in das Lager der Optimiſten 
und in das der Peſſimiſten. Wir haben in langer, 
mehrmonatiger Arbeit dieſen Etat durchgearbeitet 
und ſind dazu gekommen, was jetzt der Etat Ihnen 
bietet. Wir hoffen, daß unſere Prognoſe richtig 
ſein wird, und daß der Danziger Freiſtaat auch 
nach dieſem Etat in dieſem Jahre wirtſchaften 
wird können. Selbſtverſtändlich iſt jeder Etat 
nur ein Anſchlag. Jeder Koſtenanſchlag, das ijt 
ja heute ein geflügeltes Wort, iſt natürlich ſehr 
oft variabel. Hoffen wir, daß der Etat der Fi- 
nanzverwaltung in dieſem Jahr zum mindeſten 
das bringt, was er im vorigen Jahr gebracht hat, 
ſo daß unſer Staat mit dieſem Etat auch bis zum 
Ende des Etatsjahres arbeiten kann. 

Präſident: Es liegt auch hier ein Antrag auf 
Schluß der Debatte zu Anlage 14 vor. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Ple- 
nikowfki. A 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Der Fi- 
nanzetat iſt einer der wichtigſten Etats. Die bür⸗ 
gerlichen Parteien nahmen dieje Abwürge— 
methode auch gerade beim Finanzetat ruhig hin. 
Ich erinnere aber nur daran, daß z. B. die Deutſch⸗ 


-nationalen angeben, feit Jahren einen wütenden 


Kampf gegen die Umſatzſteuer zu führen. Sie 
denken gar nicht daran, dieſen Kampf auch wirt- 
lich zu führen. Gerade bei dieſem Etat, der ſo 
ungeheuer wichtig iſt, iſt Ihre Abwürgungs⸗ 
methode für Sie kennzeichnend. Da wir nun nicht 
die Möglichkeit haben, zu unſeren Abänderungs⸗ 
anträgen zu ſprechen und ſie zu begründen, bean⸗ 
trage ich, daß über die einzelnen Abſchnitte unje- 
rer Abänderungsanträge, aljo über jeden einzel- 
nen Abänderungsantrag geſondert abgeſtimmt 
wird und daß gleichzeitig der Abänderungsantrag 
auch vorgeleſen wird. (Zwiſchenruf.) Macht 
was Ihr wollt! — 
R Präſident: Solange der Volkstag exiſtiert, 
ſind die Dinge in folgender Weiſe gehandhabt 
worden: Der Haushaltsplan galt als Geſetz und 
die einzelnen Etats als Paragraphen. Der Etat 
iſt deshalb auch ſtets und ſtändig in ſich geſchloſſen 
behandelt worden. Da der Antrag geſtellt iſt, will 
ich das Haus entſcheiden laſſen, ob ihm ſtattge⸗ 
geben werden ſoll. Ich bitte die D. u. H., die dem 
Antrag des Herrn Abg. Plenikowſki ſtattgeben 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
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(A) Heit, der Antrag ift abgelehnt. Es bleibt aljo beim abſchiedet worden ift als mit Ablauf des Rech- 


alten Verfahren. Wir kommen jetzt zur Abſtim⸗ 
mung. Die Abänderungsanträge ſind in den 
Druckſachen Nr. 770 und 802 enthalten. Wir ſtim⸗ 
men über den Abänderungsantrag der Deutſch⸗ 
liberalen Fraktion in Druckſache Nr. 770 ab. (Er 
ſoll als Entſchließung gelten!) Ueber Entſchließun⸗ 
gen ſtimmen wir erſt in der dritten Leſung ab. 
(Abg. Plenikowſki: Es wird ſchon ſpät!) Wir 
kommen dann zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. in Druckſache 
Nr. 802: 


Einnahme. 0 

Abſchnitt B I Stelle 1 wird die Zahl 10% tige Lohn- 
abzug gejtrichen. 

Abſchnitt B I Stelle 2. Die Zahl 1840 000 wird ge- 
ſtrichen und die Zahl 3 Millionen eingeſetzt. 

Abſchnitt B I Stelle 3. Die Zahl 1540000 wird ge⸗ 
ſtrichen und die Zahl 4 Millionen eingeſetzt. 

en B I Stelle 5 wird die Zahl 5 000 000 ge⸗ 
ſtrichen. 

Abſchnitt B I Stelle 6. Die Zahl 30000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 

Einnahme Zollverwaltung. 


Zölle. 
Abſchnitt C II Stelle 1. Die Zahl 2 800 000 wird ge- 


ſtrichen. x 
Abſchnitt C II Stelle 2. Die Zahl 500 000 wird ge- 


ſtrichen. 

Abſchnitt C II Stelle 5. Die Zahl 85 000 wird ge⸗ 
Kaden 5 

Abſchnitt C II Stelle 9. Die Zahl 35 000 wird ges 
ſtrichen. 

Ausgabe. 

Abſchnitt A I Stelle 1. 1 Oberregierungsrat wird ge- 
ſtrichen, 1 Finanzdirektor wird geſtrichen. 

Abſchnitt A II Stelle 1. 1 Direktor wird geſtrichen. 

Abſchnitt B II Stelle 1. 1 Staatsrat, 1 Oberregie⸗ 
rungsrat, 1 Regierungsrat, 2 Steueramtsräte und 
5 Oberinſpektoren. 

Abſchnitt B IIc) Vermiſchte Ausgaben Stelle 1 wird 
die Zahl 5 000 geſtrichen. 

Abſchnitt C La. Zentralverwaltung Stelle 1 wird ge⸗ 
ſtrichen 1 Staatsrat, 1 Regierungsrat in gehobener 
Stellung, 1 Regierungsrat, 1 Zollrat, 1 Zollamts⸗ 
rat, 1 Oberzollinſpektor, 2 Oberzollinſpektoren. 

b. Zölle. 

Abſchnitt C I Stelle 1 wird geſtrichen 1 Oberregie⸗ 
rungsrat in gehobener Stellung, 1 Regierungs- und 
Chemierat, 1 Zolldirektor, 1 Oberzollkommiſſar, 
2 Zoll räte, 2 Zollamtsräte. 

Abſchnitt C J. c. Verbrauchsabgaben und Verkehrs⸗ 
ſteuern werden geſtrichen 2 Oberregierungsräte, 


(B) 


1 Regierungsrat in gehobener Stellung, 1 Regie- | 


rungsrat, 1 Zollrat. 
C II Stelle 1. Die Zahl 72 000 wird geſtrichen und die 
Zabl 40 000 eingeſetzt. 


Ich bitte die D. u. H., die dieſen Antrag an— 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Etat der Finanz⸗ 
verwaltung mit den Ueberſchriften. Ich bitte die 
D. u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu er— 
heben. — Das ift die Mehrheit. Der Etat ift ange- 
nommen. Ich rufe Anlage 16 auf: 


Haupthaushaltsplan. Druckſache Nr. 748. 
Infolge der Veränderungen der einzelnen Etats 
hat ſich der Haupthaushaltsplan entſprechend ver— 
ändert. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H., zu 
dem Haupthaushaltsplan liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag der Koalitionsparteien vor, der ſich 
darauf gründet, daß der Stellenplan ſpäter ver⸗ 


nungsjahres 1928. Sie wiſſen, daß gemäß § 37 des 
Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 dieſem 
Geſetz ein Stellenplan beizufügen iſt. Leider war 
es nicht möglich, dieſen Stellenplan innerhalb des 
vorigen Etatsjahres fertigzuſtellen. Es mußte 
deshalb dieſer Stellenplan in einen gewiſſen Ein- 
klang mit dem Etat gebracht werden. Das ſieht 
der Abänderungsantrag vor, der Ihnen hier vor— 
liegt, und der von den Koalitionsparteien unter- 
zeichnet iſt. Ich bitte um Annahme des Antrages 
und des Etats. 


Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Es 
liegen Abänderungsanträge in den Druckſachen 
Nr. 786, 792 und 793 und eine Entſchließung in 
der Druckſache Nr. 801 vor. Wir ſtimmen ab über 
den Abänderungsantrag der Abg. Jahr, Fried— 
rich und Hennke in Druckſache Nr. 793: 


Im Haupthaushaltsplan iſt in Spalte „Erläu⸗ 
terungen“ folgende Anmerkung aufzunehmen: 

„Die in den Einzelhaushaltsplänen enthaltenen 
Amtsbezeichnungen und Beſoldungsgruppen gründen 
ſich auf das nicht mehr in Kraft befindliche Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz vom 23. Dezember 1921 in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 14. März 1924 
und des Geſetzes vom 21. November 1924. Geſetzbl. 
für 1924 S. 68 und 515); ſie haben nur nachrichtlichen 
Charakter. Die Einweiſung der Beamtenſtellen in die 
aus dem Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. Oktober 
1928 (Geſetzbl. S. 329) jih. ergebenden Bezüge und 
Amtsbezeichnungen erfolgt vom Senat im Verwal⸗ 
tungswege nach Maßgabe des dem Etat beigegebenen 
Stellenbeſetzungsplanes. 

Gleiches gilt ſinngemäß für die Angeſtellten.“ 


Ich bitte die D. u. H., die für Annahme dieſes Mp- 
änderungsantrages ſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. — das iſt die Minderheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen über den 
Abänderungsantrag des Abg. Paul Müller u. 
Fr. in Druckſache Nr. 792 ab: 


Im Saupthaushaltsplan ift in Spalte „Erläus 
terungen“ folgende Anmerkung aufzunehmen: 

„Die Einweiſung der Beamtenſtellen in die aus 
dem Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. Oktober 1928 
(Geſetzbl. S. 329) ſich ergebenden Bezüge und Amts⸗ 
bezeichnungen wird vom Senat im Verwaltungswege 
nach Maßgabe des dem Hauptausſchuß bekanntge⸗ 
gebenen Stellenbeſetzungsplanes erfolgen. Die Hin⸗ 
weiſe auf die früheren Beſoldungsgruppen haben 
lediglich nachrichtlichen Charakter.“ 


Ich bitte die D. u. H., die dieſen Abänderungs⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen ab über den Abänderungsantrag Druck⸗ 
ſache Nr. 786: 


Im Haupthaushaltsplan ift in Spalte „Erläu⸗ 
terungen“ folgende Anmerkung aufzunehmen: 

„Die in den Einzelhaushaltsplänen enthaltenen 
Amtsbezeichnungen und Beſoldungsgruppen gründen 
ſich auf das nicht mehr in Kraft befindliche Beamten⸗ 
Dienſteinkommsgeſetz vom 23. Dezember 1921 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 14. März 1924 und 
des Geſetzes vom 21. November 1924 (Geſetzbl. für 
1924 S. 68 und 515); fie haben nur nachrichtlichen 
Charakter. Die Einweiſung der Beamtenſtellen in die 
aus dem Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. Oktober 
1928 (Geſetzbl. S. 329) ſich ergebenden Bezüge und 
Amtsbezeichnungen wird vom Senat im Verwal⸗ 
tungswege nach Maßgabe des dem Hauptausſchuß 
bekanntgegebenen Stellenbeſetzungsplanes in dem 
Umfange erfolgen, in dem dieſer vom Senat in Kraft 
geſetzt wird. 
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Volkstag Danzig — 99. Sitzung. Freitag, den 21. Juni 1929. 


(Präſident) i 
Gleiches gilt ſinngemäß für die Angeſtellten.“ 
A. Fooken 
und die übirgen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 
Weiß 3 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Frau A. Richter ; 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen 
Gruppe. 


Ich bitte die D. u. H., die dieſen Abänderungs⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 
Es hat alſo jetzt der Haupthaushaltsplan in der 
Erläuterung eine Veränderung erfahren. Wir 
ſtimmen jetzt ab über den Haupthaushaltsplan. 
Ich bitte die D. u. H., die den Haupthaushalts⸗ 
plan annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, der Haupthaushaltsplan iſt an⸗ 
genommen. Wir kommen zu dem Etatsgeſetz ſelbſt. 
In dem Geſetz über die Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1929 ſind 
die Summen der Einnahmen und Ausgaben ge- 
mäß den gefaßten Beſchlüſſen entſprechend gleich: 
falls abzuändern. Ich ſtelle das Geſetz zur Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Aenderungen, die vorhin beſchloſſen wurden, 
ſind eingehend bei den einzelnen Etats erörtert 
worden. Die Zuſammenſtellung bringt ja auch 
nur eine Zuſammenfaſſung der Summen. Ich bitte 
Sie deshalb, das Geſetz anzunehmen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 


hot der Herr Abg. Gerick. 


Gerick, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 


(5) Schluß der Debatte. 


Präſident: Es ift Schluß der Debatte bean- 
tragt worden. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Kurowſki. 

Kurowfti, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H., ich 
habe den Wunſch, hier im Rahmen der Geſchäfts— 
ordnungsdebatte ein paar Worte zu ſagen, wes— 
halb dieſes Verfahren von uns geübt worden iſt. 
Ich tue das beſonders deshalb, weil Herr Abg. 
Dr. Blavier dieſes ganze Verfahren als Farce be— 
zeichnet hat und hier geſagt hat: entweder treibt 
man Parlamentarismus oder nicht. Ja, der An- 
ſicht bin ich auch, aber es kommt doch darauf an, 
m. H., ob man dann noch geſunden Parlamenta- 
rismus treiben kann, wenn man die Farce, die 
von der anderen Seite gegen den Parlamentaris— 
mus eingeleitet worden iſt, erlebt. Wir haben 
immer den Standpunkt vertreten , daß wir eine 
tatkräftige Mitarbeit der Oppoſition gern ſehen, 
aber wir haben auch immer wieder geſagt, daß 
wir eine Obſtruktion und beſonders eine unge— 
ſunde Obſtruktion mit allen Mitteln, die uns die 
Geſchäftsordnung bietet, bekämpfen werden, denn 
das Staatswohl geht voran. Gerade an die Herren 
von der Rechten, die das Verfahren hier gemiß— 
billigt haben, möchte ich ein paar Worte richten. 
Es ſind im Anſchluß an die Worte Ihres Herrn 
Geſchäftsordnungsredners einige Bemerkungen ge— 
macht worden, die darauf abzielten, einige Fraktio⸗ 
nen gegeneinander auszuſpielen. Für uns handelt 
es ſich darum, den Etat heute in zweiter Leſung 
zu Ende zu bringen. Wenn das nicht möglich ge— 
weſen wäre, dann wäre eine Verabſchiedung des 
Etats vor den Ferien überhaupt nicht zu denken 
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geweſen. Welche Schäden durch eine derartige Ber- 
zögerung für uns und für den Staat erwachſen 
wären, das wiſſen wir alle, das wiſſen auch die 
Herren Kommuniſten. Wenn Sie ſich mit anderen 
Fraktionen des Hauſes in Verbindung geſetzt hät⸗ 
ten, dann hätte man ſich in angemeſſener Weiſe 
über dieſe Frage und über die Geſchäftsführung 
auch ausſprechen können. Im übrigen möchte ich 
nur darauf hinweiſen, daß wir in der nächſten 
Woche ja noch die dritte Leſung haben. Wir wer- 
den dann gern bereit fein, in angemeſſenem Um- 
fange das, was Sie zu den Etats vorzubringen 
haben, entgegenzunehmen und wir werden dann 
auch dazu Stellung nehmen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Müller. 

Müller, Abgeordneter (D. Nat.): Auf die 
Worte des Herrn Abgeordneten Kurowſki möchte 
ich im Namen der Deutſchnationalen noch einiges 
erwidern. Die Etats ſind in dieſem Jahre außer— 
ordentlich ſpät vorgelegt worden, und die vorge— 
rückte Zeit hat an die Arbeitskraft eines jeden ein- 
zelnen Abgeordneten ganz außerordentliche An— 
forderungen geſtellt. Sie haben ſich an die ſach— 
liche Mitarbeit der Oppoſition gewandt und nie— 
mand von Ihnen wird es wagen, zu beſtreiten, 
daß im Hauptausſchuß von unſerer Seite durch⸗ 
aus nur ſachliche Ausführungen gemacht worden 
ſind und wir in jeder Weiſe Ihre Arbeit beim 
Zuſtandebringen der Haushaltspläne unterſtützt 
haben. Wir müſſen aber zum Ausdruck bringen, 
daß die Art des Verfahrens hier in dem hohen 
Haufe heute weit über das gebotene Maß Hinaus- 
gegangen iſt. An der Situation hat nach meinem 
Dafürhalten die Regierung ſelbſt die Schuld, in- 
dem fie die Haushaltspläne außerordentlich Hin- 
ausgezögert hat und infolgedeſſen nun ins Ge— 
dränge gekommen iſt. Es iſt zu einem Teil den 
Abgeordneten bei den Beratungen der Haushalts- 
pläne im Hauptausſchuß nicht möglich geweſen, 
ſachlich Stellung zu nehmen. Ich erinnere nur an 
die Beratung des Stellenplans. Der Stellenplan 
-ijt nicht in der gehörigen Form vorgelegt worden. 
Sie haben einen Stellenplan von 1928 vorgelegt, 
der nicht im Einklang mit dem Haushaltsplan 
von 1929 ſteht. Es iſt im Hauptausſchuß nicht mög⸗ 
lich geweſen, in ſachliche Erörterungen darüber 
einzutreten; daher hätten Sie uns wenigſtens 
hierzu im Plenum Gelegenheit geben müſſen. Sie 
hätten ja die Redezeit beſchränken können, Sie 
hätten die Möglichkeit, dahin zielende vorherige 
Verabredungen zu treffen. Aber von vornherein 
die ſachlich gerichtete Oppoſition von der Dis- 
kuſſion abzuſchneiden, nur weil andere Abgeord— 
nete des Hauſes hier Dauerreden halten, das iſt 
ein Verfahren, das wir in keiner Weiſe billigen 
können. Vir müſſen die Schuld an der Farce, die 
heute hier geſpielt worden iſt, den Regierungs⸗ 
parteien und der Regierung ſelber zuſchieben. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Friedrich. 


Friedrich, Abgeordneter 


(B. A. G.): Meine 


ſehr verehrten D. u. H.! Auch wir können nicht um⸗ 
hin, gegen die Methode, die hier geübt wird, un⸗ 
jere Bedenken auszuſprechen. Die Herren Kom- 
muniſten beſchweren ſich über das Verfahren, das 
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gegen ſie angewandt wird. Meiner Anſicht nach 
hat ein Kommuniſt keinen Grund, ſich über dieſes 
Verfahren zu beſchweren; denn Sie wollen in 
Wirklichkeit nicht den Parlamentarismus, ſon⸗ 
dern Sie wollen ihn zerſchlagen. Uns aber, die 
wir auf dem Boden der Demokratie ſtehen, über— 
kommt ein eigenartiges Gefühl, wenn wir die 
Methode, die heute hier angewandt wird, be— 
trachten. 

Ich werde unwillkürlich an einen Vortrag er— 
innert, den ich vor kurzem in Dresden gehört 
habe. Dort ſprach ein Kollege über Volks- und 
Völkerverſöhnung, und in der Debatte wurde er 
auch von den Kommuniſten angegriffen. Es wurde 
dort auch auf die Demokratie geſcholten. Der 
Redner ſagte in ſeinem Schlußwort: „Ich ver— 
teidige die Demokratie der Idee, ich verteidige 
nicht die Parlaments-Spielerei, wie ſie heute in 
den deutſchen Parlamenten vielfach geübt wird.“ 
Mir als Demokraten ſchnitten dieſe Worte ins 
Herz. Heute habe ich aber in unſerem kleinen Par- 
lament die Beſtätigung dafür gefunden, daß der 
Kollege recht hat. Ich befürchte, daß für uns 
alle die Stunde kommen wird, in der das, was 
heute in dieſem Hauſe geſchehen iſt, uns allen, 
auch denen, die daran mitgearbeitet haben, alſo 
auch den Herren von der Sozialdemokratie und 
vom Zentrum, recht leid tun wird. Wir ſind nicht 
Vertreter beſtimmter Intereſſengruppen, ſondern 
Vertreter des Volkes, und das Volk wird von uns 
ſein Recht fordern. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wenn hier im Volkstag darüber Klage geführt 
wird, daß der Etat reichlich ſpät dem Volkstag zu— 
gegangen iſt, ſo iſt die Klage berechtigt. Aber es 
war nicht böſe Abſicht, dem Volkstag den Etat ſo 
ſpät vorzulegen. Sie wiſſen alle, daß nach dem 
Finanzausgleich geſucht werden mußte, daß neue 
Steuern in Frage kamen, und daß die Meinungen 
darüber, welche Steuern in Anſpruch genommen 
werden ſollten, ſehr weit auseinander gingen. Es 
mußte alſo vom Senat und dem Volkstag bezw. 
den Ausſchüſſen auch über die Art der Steuern 
eine beſtimmte Vorlage gemacht werden. Das iſt 
geſchehen. Sie wiſſen aber auch, daß die hauptamt— 
lichen Senatoren erſt Ende Dezember vorigen 
Jahres gewählt wurden, daß ſie ſich erſt einmal in 
ihre Reſſorts einarbeiten mußten, daß dann die 
Etats, die wir ſchon im vorigen Jahr vorgelegt 
bekommen hatten, den Abteilungen zurückgegeben 
werden mußten. Neue Bearbeitungen waren not- 
wendig. All das zuſammengenommen hat es ver— 
urſacht, daß die Etats jo ſpät an den Volkstag ge- 
kommen ſind. (Nach ſechs Monaten! rechts.) Nein, 
ſechs Monate ſind es nicht. Ich habe immer geſagt, 
daß wir uns im Senat vier bis fünf Monate mit 
dem Etat beſchäftigen mußten, und das iſt richtig. 
Ich habe das ſelbſt ſehr übel empfunden, kann es 
aber nicht ändern. Daß der Volkstag bezw. der 
Hauptausſchuß ſehr fleißig an den Etats gearbeitet 
hat, möchte ich von dieſer Stelle aus ausdrücklich 
konſtatieren. Dies war eine Leiſtung, die noch 
kein Hauptausſchuß fertig gebracht hat. (Abg. 
Plenikowſki: Um die Etats durchzupeitſchen!) Nein 
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es iſt ſachlich gearbeitet worden. Ich habe ſelbſt 
an einigen Beratungen teilgenommen. Das be— 
weiſt aber auch, wie den Mitgliedern des Haupt- 
ausſchuſſes, bezw. dem geſamten Volkstag daran 
gelegen war, den Etat rechtzeitig auch hier im 
Plenum zu verabſchieden. Wir befinden uns doch 
hier, das möchte ich beſonders dem Demokraten 
Friedrich ſagen, in einer gewiſſen Zwangslage. 
M. D. u. H.! Wenn die Debatte ſo weiter gegan— 
gen wäre, wie ſie von Hauſe aus eingeſetzt hat, 
dann wäre die Folge geweſen, daß wir bis mor— 
gen früh hier bleiben mußten, ob wir dann fertig 
geworden wären, iſt auch noch ſehr fraglich. Wir 
müſſen den Etat heute verabſchieden; denn das 
wir morgen noch eine Sitzung zu Stande bringen, 
glaubt doch niemand. Wenn wir den Etat heute 
nicht verabſchieden, dann kommen wir in der näch⸗ 
ſten Woche nicht rechtzeitig zur dritten Leſung. 
Wenn wir wirklich dazu kommen ſollten, und dann 
in derſelben Weiſe zum Etat Stellung genommen 
wird, wie es heute hier der Fall war, dann wür— 
den wir die Arbeit nicht mehr ſchaffen. Und was 
dann? Dann würde der Etat erſt in der zweiten 


Hälfte des Auguſt verabſchiedet werden können. 


Dann wäre eine Menge Zeit vertrödelt, und alles, 
was der Etat vorſieht, würde nicht ausgeführt 
werden können, weil eben dem Senat die Mittel 
nicht zur Verfügung ſtänden. Ob das im Intereſſe 
der Arbeiterſchaft liegt, möchte ich entſchieden be— 
ſtreiten. 3 

M. D. u. H.! Es wurde dann noch von dem 
Herrn Abg. Müller die Behandlung des Stellen— 
plans kritiſiert. Ich gebe gern zu, daß auch in die— 
ſer Beziehung eine Kritik berechtigt iſt. Sie wiſſen 
aber, Herr Abg. Müller, was ich darüber im 
Hauptausſchuß ausgeführt habe. Ich habe dort 
geſagt, daß wir große Schwierigkeiten haben, und 
daß wir deshalb mit dem Stellenplan nicht fertig 
werden konnten. Wir haben dem Hauptausſchuß 
den Stellenplan vorgelegt, obwohl dies der Se— 
nat nach § 37 des Dienſteinkommens-Geſetzes nicht 
nötig hatte. Wir haben auch bei der allgemeinen 


Beratung unſern Standpunkt vertreten. Ich finde, 


daß der Vorwurf doch nicht ganz berechtigt iſt, der 
uns hier gemacht wurde. Wir befanden uns eben 
in einer Zwangslage und konnten nicht anders 
handeln, wenn wir nicht die Verabſchiedung des 
Etats gefährden wollten. Herr Kollege Kurowfki 
hat ſchon geſagt, daß wir in der nächſten Woche die 
dritte Beratung zu erledigen haben. Ich hoffe, 
daß der Herr Präſident die nächſte Sitzung ſchon 
auf Dienstag nächſter Woche anſetzen wird. Dann 
haben Sie Zeit genug, zu den einzelnen Etats 
Stellung zu nehmen. Wenn dann wieder die Re— 
deritis ſteigt wie heute, was wir nicht verhindern 
können, dann werden Sie es uns auch nicht ver- 
denken können, zu Methoden zu greifen, die wir 
ſelbſt nicht wünſchen. (Bravo! links.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Nachdem fih die Vertreter der anderen Par— 
teien bemüßigt gefühlt haben, von dieſer Stelle 
beſtimmte Entſchuldigungsreden vom Stapel zu 
laſſen, muß ich im Namen der Kommuniſtiſchen 
Fraktion auch einige Erklärungen abgeben. Wir 
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haben nicht daran gedacht, bei der zweiten Bera— 
tung zum Etat Obſtruktion zu treiben. Wir 
haben uns von dem Gedanken leiten laſſen, das 
was im Intereſſe der Arbeiterſchaft unbedingt 
notwendig iſt, hier zu ſagen. Sie wiſſen ganz ge— 
nau, daß unſere Redner, die hier geſprochen haben, 
zu den einzelnen und wichtigſten Etats Stellung 
genommen haben und ſich immer ſachgemäß an die 
einzelnen Etatspoſitionen gehalten haben. Wenn 
dies nicht eingetreten wäre, hätte der Präſident 
ſtets ſofort eingegriffen, (Abg. Plenikowſki: Sehr 
richtig!) und hätte dem betreffenden Redner das 
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haben, ſtimmt, daß nämlich dieſer Parlamentaris- 
mus in abſehbarer Zeit von faſchiſtiſchen Methoden 
diktiert wird. Sie haben die erſte Phaſe bereits 
erreicht und werden mit dieſen Mitteln auch in 
Zukunft weiter arbeiten müſſen. Arbeiten Sie ſo 
weiter, die Arbeiterſchaft wird Ihnen die Quit- 
tung ausſtellen! 

Präſident: Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über den § 1. Ich bitte die D. u. H., die ihn an- 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Ich darf wohl auch 


Wort entzogen. Wir glauben ja, daß Sie unter be- die Annahme des §2 feſtſtellen, ebenſo die An- 


ſonderen Verhältniſſen, 


um den Verelendungs- nahme der Ueberſchrift; es ijt jo beſchloſſen. So- 


prozeß der Arbeiterſchaft noch beſſer durchzu⸗ mit iſt das Geſetz in der zweiten Beratung er- 


führen, bei dieſer Etatsgeſtaltung ein beſonderes 
Stück Arbeit haben leiſten müſſen. Aber m. H., 
wenn dies von Ihnen gilt, gilt es auch von uns, 
daß wir genau dieſelbe Arbeit leiſten. Wir ſitzen 
ſelbſtverſtändlich auch nicht die ganze Nacht gern 
in dieſer Bude, ebenſowenig wie Sie, aber, um 
unſere Pflicht gegenüber der Arbeiterſchaft zu er— 
füllen, würden wir auch gern bis morgen früh ge— 
ſeſſen haben, und morgen früh wären die Etats 
verabſchiedet worden. Mit Ihrer Methode haben 
Sie uns vom agitatoriſchen Standpunkt den beſten 
Gefallen getan. (Abg. Gehl: Freuen Sie ſich doch!) 
Sie haben klipp und klar zum Ausdruck gebracht, 
daß das, was wir im letzten Jahr, in den letzten 


ledigt. Ich ſchlage jetzt dem hohen Hauſe vor, ſich 
zu vertagen. Widerſpruch wird nicht laut. Ich 
ſchlage weiter vor, die nächſte Vollſitzung am 
Dienstag, den 25. Juni, nachmittags 3.30 Uhr 
abzuhalten mit der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshausbaltsplans für das Rech⸗ 
nungsjahr 1929 (Druckſache Nr. 749 zu Nr. 720). 
Reſt von heute. 
Eingaben. 
Ich höre keinen Widerſpruch und ſtelle den Be— 
ſchluß des Hauſes feſt. Ich ſchließe die heutige 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 9 Uhr.) 
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Rechnungsjahr 1929. (Druckſache Nr. 807) . 1853 C 
Müller, Paul (D. Nat. 1853 
Ordnungsruf für den Abg. Liſchnewſki (K. P.) . 15583 D 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſti (K. P.) . 1853D 
Rahn (D. V. P.) 1860A 
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Plenikowſki (K. P. 1861 B 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 1863 C 


Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1866 C 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 733 (Druckſache Nr. 820) . 1866 D 
Eventualantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. zu 
Drache r ; 8 
Namentliche Abſtimmung über den Eventualan⸗ 
trag des Abg Plenikowſki u. Fr. zu Abſchnitt 
II Stelle 1 der Druckſache Nr. 7333. . 1867A 
Eventualantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. zu 
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Haushaltsplan der Allgemeinen Verwal⸗ 

tung (Druckſache Nr. 733) ũl . 1867C 

Kreft, Paul (& PpBPßPßß 1867 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

zu Druckſache Nr. 734 (Drucksache Nr. 818) . 1868 C 


Entſchließung der Abg. Karkutſch. Philipſen, Dyck 
u. Fr. zu Druckſache Nr. 734 (Druckſache Nr. 
7701) Nee A -1868D 

Entſchließung der Abg. Hennke, Friedrich, Jahr zu 


Druckſache Nr. 734 (Drucksache Nr. 794) 1868 D 
Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
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Plenikowſbi (R.P) 1869 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

zu Druckſache Nr. 735 (Druckſache Nr. 814) . 1875 B 

Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung . 1875C 


Plenikowſti (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1875 C 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung . 1875D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Dr. Kamnitzer, Sawatzki; Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen; Landgerichtsrat Dr. Bode. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 100. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich mitzuteilen, daß 
der Entwurf eines Geſetzes über das Schlichtungs— 
weſen eingegangen iſt. Druck und Verteilung habe 
ich veranlaßt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſti. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
vor Beginn der heutigen Sitzung an den Präſi⸗ 
deten des Volkstages das Erſuchen gerichtet, im 
Namen und Auftrag der Kommuniſtiſchen Partei 
vor Beginn der Sitzung eine Erklärung zu ver⸗ 
leſen. Die Geſchäftsordnung jagt in $ 55 folgen- 

es: 

Außerhalb der Tagesordnung kann der Präſident 
das Wort zu einer tatſächlichen oder perſönlichen Er⸗ 
sirung erteilen. Gie ijt ihm vorher ſchriftlich mii- 
suterlen. 


Es iſt hier nicht gejagt, daß die Erklärung ſtun— 


[Sie wegen Störung der 


den- oder tagelang vorher eingereicht werden 
muß. Es iſt hier lediglich geſagt, daß die Erklä— 
rung vor ihrer Abgabe einzureichen iſt. Das habe 
ich getan, ſogar vor Eröffnung der Sitzung, als 
der Präſident das Haus betrat. Der Präſident 
erklärte, er nehme jetzt die Erklärung nicht an, es 
ſei bereits viel zu ſpät. (Abg. Liſchnewſki: Solch 
eine faſchiſtiſche Methode!) Ich erſuche der Kom- 
muniſtiſchen Fraktion zu geſtatten, dieſe Erklä— 
rung trotzdem zur Verleſung zu bringen, da ich 
die Beſtimmungen der Geſchäftsordnung erfüllt 
habe, d. h. bereit war, dem Präſidenten die Er- 
klärung vorher zu übermitteln. 

Präſident: Ich kann das nicht geſtatten. Die 
Geſchäftsordnung ſagt ausdrücklich, daß die Er— 
klärung dem Präſidenten ſchriftlich vorgelegt 
werden muß. Mir iſt keine vorgelegt worden. Ich 
nehme auf der Straße oder unterwegs auch keine 
in Empfang. Daher kann ſie jetzt auch nicht ver— 
leſen werden. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die ſchrift⸗ 
liche Erklärung iſt Ihnen jetzt zugegangen. 

Präſident: Ich kann ſie jetzt nicht durchſehen. 
Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
Punkt 1 auf. (Abg. Plenikowſki: Unerhört dieſe 
Methode! Fahren Sie damit nur fort!) 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929. 
Druckſache Nr. 807. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Müller. 

Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Die Haushaltsberatungen dieſes Jahres 
haben der Deutſchnationalen Fraktion Gelegen— 
heit gegeben, (Andauernde Zwiſchenrufe des Abg. 
Liſchnewſki.) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, ich rufe Sie 
zur Ordnung. (Abg. Plenikowſki: Ihre Fraktions⸗ 
genoſſen machen beleidigende Aeußerungen! Un— 
erhört ift das!) Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe 
Ruhe zur Ordnung. 
(Abg. Plenikowſki: Nur immer weiter jo! — Un- 
ruhe.) 

Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Die Haushaltsberatungen dieſes Jahres 
haben der Deutſchnationalen Fraktion Gelegen- 
heit gegeben, ihre grundſätzlichen Anſchauungen 
über die Finanzwirtſchaft des Staates und über 
die Gefahren, die der Selbſtändigkeit und der 
Freiheit der Stadt Danzig von außen drohen, 
auseinanderzuſetzen. In engſtem Zuſammenhang 
ſteht die Finanzkraft des Staates mit der Politik, 
die Polen gegenüber Danzig betreibt. Es darf 
nicht verkannt werden, daß die Haltung der 
deutſchnationalen Oppoſition gegenüber dem der— 
zeitigen Senat in den ernſten Sorgen begründet 
liegt, die die Erhaltung der Selbſtändigkeit un⸗ 
ſerer Freien Stadt Danzig macht. Waren die 
Ausführungen der Redner der Deutſchnationalen 
Fraktion bisher vornehmlich auf die Schickſals— 
frage für Danzig, das Verhältnis zur Republik 
Polen, gerichtet, ſo hat doch Herr Abg. Schweg— 
mann bereits zu Beginn der erſten Leſung Aus— 
führungen gemacht, die die Regierung hätten ver- 


(©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 


1854 


(Müller, Paul, Abgeordneter) 


anlaſſen ſollen, auch über gewichtige Fragen der 


Innenpolitik ihre Stellungnahme zu kennzeichnen. 
Ich nenne nur die Fragen der Verwaltungsre— 
form, der Erwerbsloſenfürſorge, des Finanzaus⸗ 
gleichs der Gemeinden und des Wohnungswirt— 
ſchaftsgeſetzes. 

Obwohl dieſe Fragen im Kampf gegen die 
frühere Regierung, in der die Deutſchnationalen 
vertreten waren, den breiteſten Raum eingenom— 
men haben, müſſen wir feſtſtellen, daß die der— 
zeitige Regierung zu einer Löſung nicht gekommen 
ift. Nach 1½ Jahren iſt fie nicht in der Lage, der 
Oeffentlichkeit gegenüber irgendeine feſte Stel— 
lung in den Fragen der Innenpolitik einzuneh— 
men. Wir erkennen nur, daß die Vertreter der 
bürgerlichen Regierungsparteien ſich vielfach 
den Gründen der deutſchnationalen Oppoſition 
gar nicht verſchließen können, daß aber der politi- 
ſche Wille nach wie vor bei der Sozialdemokratie 
ſtärker iſt und ſeine Anziehungskraft auf die 
bürgerlichen Koalitionsparteien ausübt. 

Das Zentrum und die Liberale Fraktion hätten 
in mancher Hinſicht ebenſogut ihre Reden zum 
diesmaligen Haushaltsplan als Oppoſitions⸗ 
parteien halten können. Von dem Willen, die 
Politik des derzeitigen Senats der Bevölkerung 
gegenüber zu verteidigen, war in den Ausfüh— 
rungen der Abgeordneten Weiß und Jewelowſfki 
wenig zu ſpüren. Beſonders auffallend war die 
Schärfe, mit der ſich Herr Senator Jewelowſfki 
als liberaler Abgeordneter gegen den Senat 
wandte, dem er doch ſelber angehört. Er ſprach 
als ein Vertreter des Handels gegen den Geiſt, 
der auf die Vernichtung des Kapitals bedacht iſt. 
Er ſtellte feſt, daß ein Etat, der in dieſer Weiſe 
friſiert iſt, und der auch nur dadurch ausgeglichen 
werden konnte, daß dem Ausgleichsfonds 
1600 000 Gulden entnommen wurden, kein Lob 
verdient, ſondern geeignet iſt, ſchwere Beſorgnis 
hervorzurufen. Schärfer kann auch von der Oppo- 
ſition das Urteil nicht gefällt werden; nur daß 
die Oppoſition aus ihrer Stellungnahme die not- 
wendigen Folgerungen zieht und den Etat ablehnt, 
während der Leiter des Wirtſchaftsreſſorts, der 
doch einen beſonderen Einfluß auf die Geſtaltung 
der Haushaltspläne gehabt haben muß, als Ab- 
geordneter und Sprecher der Liberalen Fraktion 
des Volkstages jo konſequent nicht ift. Er verur- 
teilt als Abgeordneter, was er als Senator ge— 
billigt hat oder hat billigen müſſen. Nimmt man 
hinzu, daß auf der anderen Seite Herr Abg. Brill 
als Vertreter der ſtärkſten Regierungspartei eine 
Rede hielt, die auf Vernichtung privaten Unter— 
nehmergeiſtes hinzielte ich erinnere nur an 
ſeine Ausführungen über 
Streichhölzern — ſo muß der Bevölkerung deut— 
lich werden, daß ein derartig zuſammengeſetzter 
Senat aufs Stärkſte in ſeinen Entſchlüſſen da— 
durch gehemmt wird, daß zu verſchiedene Wirt— 
ſchafts- und Weltanſchauungen, zu verſchiedene 
Willensſtrömungen in ſeinem Schoße durchein— 
anderwirbeln. Aus den bisherigen Beratungen 
hat ſich klar und deutlich die innere Schwäche der 
Regierungskoalition und des Senats ergeben. 

Herr Senator Dr. Kamnitzer hat von der 


Tragik ſeiner Stellung geſprochen. Wir können 
es nachempfinden, daß ein Vertreter der marri- 


die Fabrikation von 
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ſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung es als Tragik emp⸗ 
findet, wenn er in der Regierung erkennt, daß er 
nicht durchzuführen vermag, was er Jahre hin— 
durch als Heil verkündet hat. Bitterer aber iſt 
die tragiſche Lage des Danziger Volkes, das er- 
kennen muß, wie ſchwer in einem infolge der Zer— 
ſplitterung der bürgerlichen Parteien vorwiegend 
ſozialiſtiſch beſtimmten Senat Entſcheidungen her— 
beigeführt werden können, die das Wohl des ge— 
ſamten Volkes betreffen. Tragiſch iſt auch das 
Los der Wirtſchaft in Stadt und Land, wenn ſie 
unter den Steuerlaſten, die der Ausgleich des 
Etats den Bürgern auferlegt, dahinſiecht. Dem 
Optimismus des Zentrums vermag die deutſch— 
nationale Fraktion nicht beizupflichten. 

Es iſt ein magerer Troſt für die Koalitions— 
parteien, wenn ſie zu ihrer eigenen Entlaſtung 
gegenüber der Bevölkerung die Schuld an der 
mißlichen Lage der Freien Stadt Danzig den 
Deutſchnationalen beimeſſen. Die Behauptung des 
Redners der Sozialdemokratiſchen Fraktion, daß 
die Zerrütterung der Finanzen der Freien Stadt 
Danzig aus dem Jahre 1924 herrühre, und der 


aufgeblähte Beamtenapparat fie verurſacht habe, 


iſt weder neu noch wahr. Es läßt ſich doch nicht 
leugnen, wie ja auch der Sprecher des Zentrums 
anerkannte, daß die Finanzen des Staates mit 
Ausnahme des Jahres 1926 geordnet waren und 
Ueberſchüſſe erzielt wurden. Es läßt ſich nicht leug— 
nen, daß der Zuſammenbruch der Finanzen der 
Freien Stadt Danzig mit der Erhöhung der Be— 
amtengehälter im Jahre 1924 nichts zu tun hat, 
wohl aber mit dem Zuſammenbruch der polni— 
ſchen Währung im Jahre 1926. Die dahingehen— 
den Vorwürfe gegen die Deutſchnationalen ſind 
vollkommen abwegig. 

Ein anderer Vorwurf, der gegen die Deutſch— 


nationalen von ſeiten der Sozialdemokratiſchen 


Partei immer aufs Neue gerichtet wird, betrifft 
den Verwaltungsapparat des Staates. Die Regie— 
rung hat ihre Anſchauungen über die großzügige 
Verwaltungsreform, die die größte Regierungs- 
partei mit ſolcher Entſchiedenheit gefordert hat 
und noch fordert, noch nicht bekanntgegeben. Wir 
können nur feſtſtellen, daß die Vorſchläge des 
Sprechers der Sozialdemokratiſchen Fraktion uns 
merkwürdig geringfügig erſcheinen. Er fordert 
Beſeitigung der Staatsanwaltſchaft und Aufhe- 
bung der Landratsämter. In den Hauptausſchuß⸗ 
verhandlungen bedauerte Herr Abg. Mau, daß 
eine Aenderung beim Oberverwaltungsgericht 
noch nicht habe durchgeſetzt werden können, ferner 
wurde davon geſprochen, daß man daran denke, 
die Polizeiſchule und die Techniſche Nothilfe aui- 
zuheben. Bei der Juſtiz find ein Landgerichts— 
direktor, ein Amtsgerichtsrat und ein Staatsan— 
waltſchaftsrat eingeſpart worden, obwohl ihre 
Stellen weiter durch Hilfsrichter beſetzet und 
verwaltet werden müſſen. Wohin zielt ſolche Ver⸗ 
waltungsreform? Auf den erſten Blick iſt zu 
erkennen, daß große und weſentliche Erſparniſſe 
auf dieſem Wege nicht gemacht werden können. Es 
leuchtet andrerſeits aber jedem ein, daß dieſe 
Verwaltungsreform mit beſtimmten Tendenzen 
verknüpft iſt. Die Beſeitigung der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wie des Richterwahlausſchuſſes kann nur 
gefordert werden, wenn der Blick durch die Propa⸗ 
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ganda gegen die Klaſſenjuſtiz getrübt iſt. Der Ge⸗ 
danke an die Aufhebung der Techniſchen Nothilfe 
kann nur bei denen erwogen werden, die die 
gleiche Einſtellung gegenüber der Techniſchen 
Nothilfe, wie gegenüber der Einwohnerwehr 
haben. Der maßgebenden Regierungspartei gilt 
Leben und ihr 
Eigentum ſelbſt zu ſchützen, nicht eben viel; an die 
Stelle freier bürgerlicher Betätigung ſollen die 
gewerkſchaftlichen Organiſationen geſetzt werden. 
Wir aber warnen dringend vor der Aufhebung 
der Selbſtſchutzeinrichtungen oder ihrer Politi- 
ſierung. Sie führt nicht zu einer Entlaſtung des 
Verwaltungsapparates, ſondern zu einer Be— 
laſtung. Eine großzügige Verwaltungsreform wird 
immer das Moment der ehrenamtlichen Eigen— 
tätigkeit der Bürger berückſichtigen müſſen. 

Es iſt im Hauptausſchuß geſagt worden, daß 
der Senat bis zum 17. Juni die Vorſchläge der 
hauptamtlichen Senatoren über die Verwal- 
tungsreform erwartet. Wir fordern, daß der 
Senat recht bald die Fragen der Verwaltungs- 
reform prüfen und dem Volkstag Gelegenheit 
geben wird, zu den Vorſchlägen der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren Stellung zu nehmen. In dieſem 
Zuſamenhange muß erneut darauf hingewieſen 


werden, daß Senat und Volkstag die Pflicht 
haben, dem Willen der Danziger Bevölkerung 


endlich nachzukommen und eine Verfaſſungsände⸗ 
rung herbeizuführen, die die Verringerung der 
Zahl der Volkstagsabgeordneten und der Sena⸗ 
toren bringt. (Abg. Rahn: Das könnte Ihnen ſo 
paſſen!) 

Mit der Frage der Verwaltungsreform hängt 
die Behandlung der Beamtenfragen durch den 
Senat eng zuſammen. Es muß als eigenartig 
empfunden werden, daß der Senat in den langen 
Monaten vor der Herausgabe der Etats nicht die 
Dringlichkeit der Aufgabe erkannt hat, in perjo- 
neller Hinſicht die Haushaltspläne den durch das 
neue Beſoldungsgeſetz geſchaffenen Verhältniſſen 
anzupaſſen. Volle acht Monate nach der Verab⸗ 
ſchiedung des neuen Beſoldungsgeſetzes wurde erſt 
der Stellenplan dem Hauptausſchuß vorgelegt, zu— 
gleich mit der Erklärung, daß der Senat noch nicht 
wiſſe, ob er im laufenden Rechnungsjahr danach 
werde verfahren können. Praktiſch bedeutet die 
Tatſache, daß der Stellenplan nicht in den Haus⸗ 
haltsplan für 1929 hineingearbeitet worden iſt, 
eine weitere Anſtellungs- und Beförderungs— 
ſperre. Dies ift um jo bedauerlicher, als vor- 
nehmlich die unteren Beamtengruppen darunter 
zu leiden haben, die ſowieſo durch die Herab— 
ſetzung der Unterſtützungsſätze und die vergleichs⸗ 
weiſe niedere Höhe der Notſtandsbeihilfen 
ſchlechter geſtellt ſind, als ihre Amtsgenoſſen in 
Preußen und im Reich. Es geht nicht an, die 
Ueberführung der Beamten in die neue Beſol⸗ 
dungsordnung nur teilweiſe vorzunehmen, wie es 
ein Abänderungsantrag der Regierungsparteien 
bezweckt, der einen Hinweis auf den Stellenplan 
im Hauptausſchuß verankert. Unter allen Um- 


ſtänden muß eine ungleichmäßige Beſoldung der 
Beamtenſchaft der gleichen Gruppen für die ver⸗ 
ſchiedenen Verwaltungszweige vermieden werden. 
Z. B. werden für die Regierungsräte der Ver- 
waltung durch den Stellenplan beſondere Zu— 
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lagen geſchaffen, die die Räte der Juſtiz⸗ und 
Schulverwaltung nicht erhalten. Ebenſo iſt es für 
die mittleren Beamten der Fall. Gegen ſolche un- 
gleichmäßige Behandlung der verſchiedenen Ver⸗ 
waltungszweige müſſen wir Einſpruch erheben. 
Dagegen haben die Beamten jahrzehntelang Cin- 
ſpruch erhoben und jetzt leben dieje Dinge mit 
Hilfe des Stellenplanes wieder auf. 

Hier macht ſich deutlich bemerkbar, daß der 
Senat den Stellenplan ohne Fühlungnahme mit 
der Vertretung der Beamtenſchaft ausgearbeitet 
hat. Es iſt unſer dringender Wunſch, daß die Ver— 
tretung der Beamtenſchaft zu jo wichtigen Vor- 
lagen gehört wird, wie es dem Sinn des Artikels 
91 der Verfaſſung entſpricht. (Abg. Rahn: Es gibt 
ja noch keine geſetzliche Vertretung der Beamten— 
ſchaft!) Wir wünſchen, daß nicht nur einzelne Be— 
amte als Vertrauensmänner einzelner Senatoren 
gehört werden, ſondern daß die durch das Ver— 
trauen der geſamten Beamtenſchaft gewählten 
Vertreter zur Mitarbeit herangezogen werden. 
Eine Mitarbeit der Beamtenausſchüſſe iſt ferner 
notwendig in der Frage der Unterſtützungen und 
der Gewährung von Notſtandsbeihilfen. Der Se- 
nat tut nicht gut daran, die Tätigkeit des Beam⸗ 
tenbundes auszuſchalten. Wir haben im Ausſchuß 
auf die Ueberſpannung der Arbeitskraft der Zoll⸗ 
beamten, auf die unhaltbaren Zuſtände der Ueber— 
alterung der Schutzpolizei und auf die mangeln⸗ 
den Ausbildungsmöglichkeiten für andere Beam- 
tengruppen hingewieſen. In einer Entſchließung 
bringen wir erneut zum Ausdruck, daß es in dem 
Intereſſe des Staates liegt, die Aufſtiegsmöglich⸗ 
keiten für die Beamten der Freien Stadt Danzig 
denen ihrer preußiſchen und deutſchen Amtsge⸗ 
noſſen anzupaſſen. 

Die materielle Lage der Danziger Beamten 
iſt nicht ſo günſtig, wie die Agitation es hinſtellt. 
Auch in ideeller Hinſicht fühlt fiH das Beamten- 
tum eingeengt. Die Freiheit der politiſchen Mtei- 
nungsäußerung ſcheint gefährdet; mehr als früher 
ſteht der Beamte unter dem Eindruck, daß nicht 
ſeine Arbeitskraft, ſeine Begabung, ſeine Perſön⸗ 
lichkeit mehr gewertet werden, ſondern daß die 
„Geſinnung“ einzig entſcheidend iſt. Herr Abg. 
Brill hat ſeine Ausführungen mit der Erklärung 
geſchloſſen, daß ſeine Partei dem Etat zuſtimme, 
weil dieſer beſtehende Staat beſſer ſei, als der 
„Obrigkeitsſtaat“. Ich nehme an, daß die ſozi⸗ 
aliſtiſchen Mitglieder der Regierung inzwiſchen 
den Sprecher der Sozialdemokratiſchen Partei 
darüber aufgeklärt haben, daß ein Staat ohne 
Obrigkeit die Anarchie bedeutet. Es iſt der Wunſch 
der deutſchnationalen Fraktion, daß die Freiheit 
der Perſönlichkeit vom heutigen Staat ebenfo ge- 
achtet werde, wie es ehedem geſchah. Es liegt im 
Intereſſe des Staates, daß den Beamten die 
Möglichkeit der Rechtfertigung vor einem Diizi- 
plinargericht gegeben werde, wenn ihnen der Vor- 
wurf der Verletzung der Amtspflichten gemacht 
wird. Recht und Freiheit der Beamten ſollten auch 
in der Freien Stadt Danzig nicht eingeſchränkt 
werden. Eine Diſziplinierung ohne Diſziplinar⸗ 
verfahren, wie es im vergangenen Jahr geſchehen 
iſt, ſollte künftig ausgeſchloſſen ſein. 

Recht und Freiheit fordert die deutſchnationale 
Fraktion ebenſo auf dem Gebiet des wirtſchaft⸗ 
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lichen Lebens. Die Einrichtung der Abteilung Ar⸗ 
beit und die Verabſchiedung des Geſetzes über die 
Arbeitnehmerausſchüſſe haben mancherlei Befürch⸗ 
tungen in den Kreiſen der Erwerbstätigen, des 
gewerblichen Mittelſtandes wie in der Großin— 
duſtrie und dem Handel hervorgerufen. Hinzu 
kommt, daß in unſeren Tagen die Freiheit von 
Handel und Gewerbe durch die Einführung der 
Syndikate und der mit ihnen verbundenen Ber- 
änderungen der wirtſchaftlichen Struktur in ge⸗ 
wiſſer Weiſe eingeſchränkt wird. Es wird abzu⸗ 
warten ſein, wie das Syſtem der Syndikate in 
ſeiner wirtſchaftlichen Auswirkung ſich bewähren 
wird. Man hätte erwarten ſollen, daß die Reaie- 
rungserklärung des Herrn Senatspräſidenten auch 
auf dieſe Fragen eingegangen wäre und dem 
ſchwer ringenden gewerblichen Mittelſtande ge— 
zeigt hätte, daß der Senat ſeinen Sorgen und 
Nöten ſeine beſondere Aufmerkſamkeit widmete. 
Seltſam erſcheint es in dieſem Zuſammenhange, 
daß in der Abweſenheit des Herrn Handelsſena— 
tors der Beſchluß der Koalitionsparteien gefaßt 
wurde, die Summe zur Förderung von Handel, 


Induſtrie und Gewerbe von 10 000 Gulden auf 


3000 Gulden herabzuſetzen, während auf der an- 
dern Seite nicht verkannt werden darf, daß ſich 
die Erhöhung der Steuern auch gerade für den ge⸗ 
werblichen Mittelſtand auswirkt. Erbitternd 
wirkt ferner die Art, wie manche Gewerbeauf— 
ſichtsbeamte ihr Amt ausüben. Die deutſchnatio— 
nale Fraktion verkennt nicht die Notwendigkeit 
einer geordneten Gewerbeauflicht, doch ſcheint es, 
als ob die Gewerbepfleger mit ihrer anderen Be⸗ 
zeichnung „Gewerbekontrolleure“ auch einen an⸗ 
dern Geiſt erhalten hätten. Die Gewerbetreiben— 
den fühlen ſich bisweilen Aufſichtsbeamten aus⸗ 
geliefert, deren ſachliche Eignung ſie beſtreiten 
müſſen. 

Unfaßbar in einem Rechtsſtaat, der nur durch 
freie Arbeit ſeiner Bürger ſeine Exiſtenz erhalten 
kann, iſt es, daß der Meiſter in ſeinem eigenen Be- 
triebe nicht arbeiten darf, wann er will, ſondern 


dafür gegebenenfalls mit Gefängnis beſtraft wird. 


Hier iſt die Freiheit der Unternehmer ſowohl wie 
der Arbeiter bedroht. Mit dem Rechtsempfinden 
des größten Teils der Bevölkerung ſteht es nicht 
im Einklang, wenn die Arbeit mit Strafe belegt 
wird. Gewiß ſoll niemand gezwungen ſein, länger 
als acht Stunden zu arbeiten, das Verbot frei- 
williger Arbeit aber von ſeiten des Staates muß 
früher oder ſpäter den wirtſchaftlichen Ruin her- 
beiführen. Herr Senator Arczynfki, der mit gro⸗ 
kem Ernſt und eijerner Folgerichtigkeit ſeines 
Amtes waltet, geſteht offen zu, daß es für ihn per- 
ſönlich keinen Achtſtundentag gibt. Der Leiter der 
Zollverwaltung gibt unumwunden zu, daß die Be⸗ 
amten im Notfall weit über ihre Dienſtzeit Hin- 
aus tätig ſein müſſen. Im Privatbetrieb aber, 
wo auch die Geſchäfte drängen, wo ſich auch die 
Notwendigkeit ergeben kann, Ueberſtunden zu 
machen, wird die Ueberſchreitung der Arbeitszeit, 
die die höchſten Staatsbeamten in der Staatsver⸗— 
waltung als natürlich und notwendig erkennen, 
ſchwer geahndet. Die deutſchnationale Fraktion 
iſt der Anſicht, daß die Arbeitsfreude der Gewerbe— 
treibenden, die Steuerkraft ihrer Betriebe und 
das Anſehen der Staatsautorität nicht durch die 


Tätigkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten beeinträch⸗ 
tigt werden darf. Wir wenden uns gegen den Wus- 
bau der Aemter, die eine zu ſtarke Bevormundung 
der freien Wirtſchaft bezwecken. Ueber die Wärme— 
wirtſchaftsſtelle und das Anwachſen der Geſamt— 
koſten der Demobilmachungsausſchüſſe ſowie über 
die Stellung des Demobilmachungskommiſſars 
hat Herr Abg. Jantzen im Hauptausſchuß im Muf- 
trag der deutſchnationalen Fraktion eingehende 
Darlegungen gemacht. Wir halten unſere Anträge 
auch in der dritten Leſung aufrecht und verweiſen 
auf die Notwendigkeit, die Gebühren der Außen⸗ 
handelsſtelle und des Eichamts herabzuſetzen. 
Auf einen Fall, in dem es die Regierung an 
der nötigen Rückſicht auf die beſonderen Verhält⸗ 
niſſe des Handels und Gewerbes hat fehlen laſſen, 
muß noch beſonders eingegangen werden. Nachdem 
in der Oeffentlichkeit von dem Senator für Handel 
und Gewerbe die Einführung des Spritmonopols 
befürwortet worden war, hätten wir erwartet, 
daß die Regierung von ſich aus eineklare und un— 
zweideutige Stellung zu dieſer wichtigen Frage 
eingenommen hätte. Es gehört ja zu den Seltſam⸗ 
keiten unſeres parlamentariſchen Lebens, daß ſich 
verantwortliche Senatoren die Freiheit nicht neh— 
men laſſen, als Abgeordnete auszuführen, was ſie 
als Regierungsvertreter im Auftrage des Senats 
nicht ſagen dürfen. Aber immerhin muß geſagt 
werden, daß dadurch eine ſtarke Beunruhigung in 
den intereſſierten Kreiſen des Handels und Ge— 
werbes verurſacht worden iſt. Schäden und Ge- 
ſchäftsverluſte find dadurch entſtanden. Wenn 
Herr Abg. Dr. Moczynſki im Namen der pol- 
niſchen Fraktion die Einführung des Spritmono— 
pols befürwortete, ſo iſt durchaus bemerkenswert, 
daß die Koalitionsparteien mit Ausnahme der 
liberalen Fraktion ſcharf von der Stellungnahme 
des Herrn Handelsſenators abrückten. Um ſo mehr 
wäre es am Platze geweſen, daß die Regierung zu 
der Frage des Spritmonopols Stellung genommen 
hätte, als wir aus den Erfahrungen mit dem Ta- 
bakmonopol doch wiſſen, daß die Entſchädigungs— 
anſprüche weit die urſprünglichen Schätzungen 
überſchreiten. Einen Segen ſtellt das Monopol 
nicht dar, weder für die Gewerbetreibenden, deren 
ſelbſtändige Unternehmungen zum Erliegen kom— 
men, noch für die Angeſtellten und Arbeiter, die 
längſt nicht in der Höhe für den Verluſt ihrer 
Stellung entſchädigt worden ſind, wie man billig 
hätte erwarten können. (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Wenn zur Zeit die Geſamtaufwendungen für Eni- 
ſchädigungen infolge Einführung des Tabakmono⸗ 
pols auf 7 Millionen geſchätzt werden, jo ergibt ſich 
aus dieſer enormen Höhe der Summe allein die 
Mahnung, mit der Einführung eines neuen Mo⸗ 
nopols doch ſehr vorſichtig zu ſein. Jedenfalls ſoll⸗ 
ten die Mitglieder der Regierung es vermeiden, 
vorzeitig eine derartige Aufregung und Unruhe 
in den Intereſſentenkreiſen zu verurſachen. i 
Handel und Gewerbe der freien Stadt Danzig 
haben ſchwer zu ringen. Kein Stand erſcheint aber 
ſo gefährdet, wie die Landwirtſchaft. Das iſt im 
Hauptausſchuß von allen Seiten des Hauſes aner- 
kannt worden. Weitausgreifende Erörterungen 
darüber, daß ſich die Landwirtſchaft in bitterſter 
Not befindet, erübrigen h, da die Hilfsmaßnah⸗ 
men im Deutſchen Reiche und Preußen ja bekannt 
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die Landwirtſchaft der Freien Stadt Danzig dar- 
um ſchlechter als die Landwirtſchaft im Deutſchen 
Reiche geſtellt iſt, weil fie infolge der höheren 
Lohne und der schweren ſozialen Laſten mit der 
polniſchen Landwirtſchaft auf die Dauer nicht kon⸗ 


turrieren kann. Die einzige Möglichteit für jie be- 
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ſteht in der Steigerung der Produktion und He⸗ 
bung der Qualitat der Erzeugniſſe. Wenn ich in 
dieſem Zuſammenhang auf die Not der Landwirt- 
ſchaft und der Fiſcher mit wenigen Worten ein⸗ 
gehe, ſo tue ich es, um die Aufmerkſamkeit aller 
parteien des Hauſes nochmals auf die Anträge der 
veutſchnationalen Fraktion zu lenken. Wir wollen 
mit unſeren Anträgen insbejondere den kleineren 
Landwirten helfen, die nicht aus eigener Kraft in 
der Lage find, ſich das nötige Zuchtmaterial zu 
beſchaffen. Wir wollen, daß der Unterricht der 
Wanderhaushaltsſchulen und die Fachberatung im 
Molkereiweſen ausgebaut werden. Wir halten die 
Aufwendungen zur Förderung der Landesmelio⸗ 
ration für zu gering bemeſſen und meinen, daß im 
Zeitalter der Standardiſierung der Erzeugniſſe 
erhöhte Mittel zur Förderung des Abſatzes land⸗ 
wirtſchaftlicher Erzeugniſſe dringend benötigt 
werden. Wir ſind wohl davon überzeugt, daß 
Sparſamkeit das erſte Erfordernis für jeden 
Haushaltsplan ſein muß; aber die Ausgaben, die 
für die Landwirtſchaft gemacht werden, können 
durch künftige vermehrte Einnahmen wieder ein⸗ 
gebracht werden. Dieſe Ausgaben erhöhen die Lei⸗ 
ſtungskraft der landwirtſchaftlichen Betriebe. 
Dem ganzen Volke kommt es zugute, wenn der 
Bauer in den Stand geſetzt wird, mehr und beſſer 
zu produzieren als vordem. Ein beſonderer An⸗ 
trag, der auf die Anregung des Herrn Abg. Böhm 
zurückgeht, betrifft eine Beihilfe für unverſchuldet 
in Not geratene Fiſcher zur Anſchaffung von Netzen 
und anderm Gerät. (Der fängt keine Fiſcher mehr! 
bei den Kommuniſten.) 

Es iſt von den Regierungsparteien ausgeführt 
worden, daß ſchon dadurch etwas für die Land⸗ 


wirtſchaft getan worden fei, daß man ihr im Haus- einba 
ſchweigen der Oppoſition. Unvereinbar iſt die Dul⸗ 


haltsplan nicht die Beträge gekürzt habe. Die 
deutſchnationale Fraktion iſt der Anſicht, daß darin 
allein eine eigentliche Hilfe nicht zu erblicken iſt. 
Weſentlicher wäre, wenn unſerer Anregung, die 
geſetzlichen Vorbedingungen für die Umwandlung 
der 4400 ha Moorflächen vor den Toren der 
Stadt in fruchtbares Ackerland zu ſchaffen, ſtatt⸗ 
gegeben würde und die Regierung mit allem Ernſt 
an dieſe Meliorationen heranginge, die unmittel⸗ 
baren Erfolg verſprechen. Es wäre wohltuend 
empfunden worden, wenn der Vertreter der Re⸗ 
gierung ein verſtändnisvolles Wort über die Not 
der Landwirtſchaft geſprochen hätte. Vielleicht hat 
die Regierung es für die Behandlung des Geſetzes 
über die Saiſonarbeiter aufgeſpart. Ein Schwei⸗ 
gen der Regierung in allen dieſen die Bevölkerung 
tief bewegenden Fragen der Innenpolitik, der 
Hebung des Mittelſtandes, der Monopol wirtſchaft, 
der Not der Landwirtſchaft, iſt unverſtändlich. 
(Abg. Plenikowſti: Sie ſchweigt, denn bald ruht 
fie aus!) Die deutſchnationale Fraktion kann es 
nicht billigen, daß mehr und mehr die Entſchei⸗ 
dungen lediglich in die interfraktionellen Bo- 
ſprechungen verlegt werden und die Regierung es 


daß 1 


1857 


dann nicht mehr für ihre Pflicht hält, in aller 
Oeffentlichkeit zu den Problemen der Wirtſchaft 
und des Staates Stellung zu nehmen, das Für 
und Wider zu erwägen und die Entſcheidung des 
Senats zu rechtfertigen. Das Volk will die Stel⸗ 
lungnahme der Regierung kennen lernen. Faſt 
aber macht ſich das Gefühl breit, daß wir in einer 
Zeit der Diktatur leben. Mit dem Parlamenta⸗ 
rismus, deren überzeugte Vertreter doch zur Zeit 
die Regierung bilden, hat ein ſolches Verfahren 
nichts mehr zu tun. Ich komme damit auf Gedan⸗ 
kengänge, die das Verhältnis der Oppoſition zur 
Regierung betreffen, und die in den Debatten der 
zweiten Leſung über die innere Lage des Staates 
eine gewiſſe Rolle geſpielt haben. 

Als der Herr Stellv. Präſident des Senats bei 
der Einführung der neuen Regierung am 2. Fe⸗ 
bruar 1928 das Schlußwort nahm, ſagte er unter 
anderm: „Der Parlamentarismus wird immer die 
Form ſein, in der der Wille eines freien und po⸗ 
litiſch mündigen Volkes ſeinen vollkommenſten 
Ausdruck findet.“ Er hat in der gleichen Rede von 
der „ſchweren und verantwortungsvollen Aufgabe 
der Oppoſition“ geſprochen. Zu ſeinen damaligen 
Erklärungen habe ich im Auftrage der deutſch⸗ 
nationalen Fraktion folgende Ausführungen zu 
machen. Es liegt im Weſen des Parlamentaris- 
mus, daß die Oppoſition von der Regierung ge⸗ 
hört wird, daß ihre Darlegungen bei den Ent⸗ 
ſchlüſſen der Regierung mit in Betracht gezogen 
werden. Wir haben den Eindruck, daß dies nicht 
immer geſchehen iſt. Es liegt im Weſen des Parla⸗ 
mentarismus, daß die jeweilige Mehrheit ſich mit 
den Argumenten der Oppoſition auseinanderſetzt. 
Sie wiſſen, welch heroiſches Schweigen in den Wus- 
ſchußſitzungen und in den Vollſitzungen gewöhnlich 
herrſcht. Es liegt im Weſen des Parlamentaris⸗ 
mus, daß die Regierung ſich bewußt bleibt, daß 
jederzeit eine oppoſitionelle Minderheit ſich in 
eine Mehrheit verwandeln kann. (Abg. Rahn: 
Sieben Jahre haben die Herren das von Ihnen 
gelernt, jetzt machen ſie Ihnen das nach!) Unver⸗ 
einbar mit dem Parlamentarismus iſt das Tot⸗ 


dung der Dauerreden in der Geſchäftsordnung, 
unvereinbar iſt es, der ſachlichen Oppoſition dar⸗ 
um das Wort abzuſchneiden, weil ein einzelner 
Abgeordneter der Kommuniſtiſchen Fraktion die 
Geduld des Hauſes zu lange in Anſpruch nimmt. 
Das Syſtem des Parlamentarismus fordert die 
Zuſammenarbeit aller Parteien. Wir haben aber 
in den vergangenen 1½ Jahren oftmals die Wn- 
erkennung unſeres Willens zur Mitarbeit an den 
Aufgaben des ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens ver⸗ 
miſſen müſſen. Herr Senatsvizepräſident Gehl hat, 
wenn ich nicht irre, in einer der letzten Sitzungen 
die Behauptung aufgeſtellt, daß eine Berückſichti⸗ 
gung der nationalen Oppoſition nicht in Frage 
komme, weil Herr Abg. Schwegmann einen tiefen 
Graben zwiſchen der Regierung und den Deutſch⸗ 
nationalen gezogen habe. 

M. D. u. H., der tiefe Graben tut ſich auch auf 
im Herzen eines ſozialiſtiſchen Finanzſenators, 
der ſich mit einer kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsord⸗ 
nung abfinden muß. (Sehr gut! rechts.) Ein tiefer 
Graben beſteht auch in allen Kultur- und Welt⸗ 
anſchauungsfragen zwiſchen der Sozialdemokratie 
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und dem Zentrum, ein tiefer Graben trennt in 
prinzipieller Hinſicht, wie ich annehme, Herrn 
Jewelowſki von Herrn Arczynſti. (Zwiſchenxufe.) 
Man ſieht aber doch, daß der tiefe Graben allein 
die Zuſammenarbeit nicht unmöglich macht. Un⸗ 
überbrückbar wird der Graben erſt, wenn nicht 
mehr die gleiche Wahrheit hüben wie drüben an— 
erkannt wird. Vergiftet wird der unausbleibliche 
Kampf der Parteien erſt, wenn unwahre Behaup⸗ 
tungen in den Vordergrund der Betrachtungen 
geſtellt werden. Und dies iſt geſchehen hinſichtlich 
der Behauptungen über den ſchlechten Stand der 
Finanzen bei der Uebernahme der derzeitigen Re⸗ 
gierung und hinſichtlich der Behauptung, daß 
lediglich die deutſchnationalen Verhandlungs⸗ 
methoden ſchuld ſeien an dem Gegenſatz zwiſchen 
der Republik Polen und der Freien Stadt Dan⸗ 
zig. Vergiftet wird der Kampf auch dann, wenn 
der Wille zur Gerechtigkeit nicht mehr Leitſtern 
der Regierenden iſt. 

Es iſt in der Debatte von verſchiedenen Seiten 
nochmals der Gegenſatz der Meinungen in der 
Frage der Stahlhelmtagung in den Kreis der Er⸗ 
örterung gezogen worden. Die deutſchnationale 
Fraktion hat ihre Anſicht darüber deutlich genug 
sum Ausdruck gebracht, und es erübrigt ſich, er- 
neut darauf einzugehen. Es darf aber nicht ver⸗ 
kannt werden, daß die Empörung, die weite Shih- 
ten der deutſchen Bevölkerung Danzigs und des 
Deutſchen Reiches erfaßte, von allem andern abge- 
ſehen, auch darin ihren Grund fand, daß dem 
Reichsbanner geſtattet wurde, was man dem 
Stahlhelm verſagte. Verletztes Rechtsgefühl 
bäumt ſich auf. Der innere Friede wird geſtört, 
wenn Recht und Freiheit bedroht ſind. Im übri⸗ 
gen haben wir den Willen zu gemeinſamer Arbeit 
oft genug getätigt und nicht zuletzt bei den Bera⸗ 
tungen über den diesjährigen Haushaltsplan. 

In meinen letzten Darlegungen habe ich ſchon 
hier und da das außenpolitiſche Gebiet geſtreift. 
Die Fragen, die ſich auf unſer Verhältnis zur Re⸗ 
publik Polen beziehen, ſind ausführlich von Herrn 
Abg. Philipſen im Auftrag der Deutſchnationalen 
Fraktion behandelt worden. Es bleiben noch ei⸗ 
nige grundſätzliche Bemerkungen übrig, zu denen 
die Reden des Zentrums, des Vertreters der 
Deutſch⸗Danziger Gruppe und der Polniſchen 
Fraktion Veranlaſſung geben. 

Am Schluſſe ſeiner Rede hat Herr Abg. Phi⸗ 
lipſen mit folgenden Worten ſich an alle deutſchen 
Abgeordneten dieſes Hauſes gewandt: „Nicht im 
innerem Streit und Hader dürfen wir uns zer⸗ 
fleiſchen und unſere Kräfte verzehren, ſondern in 
einmütigem Zuſammenſtehen alle Gefahren von 
Herr Abg. Weiß 
hat gemeint, hinter dieſe von erſtem Willen ge⸗ 
tragene Aeußerung ein Fragezeichen ſetzen zu fol- 
len. Ich bedaure das; denn es iſt ihm ſehr wohl 
bekannt, daß die Anſchauungen des Zentrums mit 
denen der Deutſchnationalen in der Frage 
der Außenpolitik nicht auseinandergehen. Er 
hat ſelbſt ausgeführt, daß der Kurs der alte 
bleibt, als die Deutſchnationalen darüber aufs 
tiefſte empört waren, daß von den Führern der 
Sozialdemokratiſchen und der Demokratiſchen 
Fraktion eine völlige Aenderung des Innen- und 
Außenkurſes gefordert wurde. Es iſt ſo dargeſtellt 
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worden, als ob die Deutſchnationalen gegen eine 


Verſtändigung mit Polen wären. Dies iſt nicht der 
Fall; ſie haben ſich immer nur dagegen gewandt, 
daß eine Verſtändigung unter Preisgabe Danziger 
Rechte erfolge. Unſer Mißtrauen gilt lediglich 
einer Verſtändigungspolitik, deren oberſter Grund⸗ 
ſatz die Behauptung iſt, daß die deutſchnationalen 
Verhandlungsmethoden fuld an den Mißerfol⸗ 
gen in der Außenpolitik waren. 

Die Rede des Herrn Senatspräſidenten Sahm 
hat wohl jeden davon überzeugen müſſen, daß die 
Erfolge in der Danziger Außenpolitik auch dann 
ſpärlich ſind, wenn die Deutſchnationalen nicht in 
der Regierung ſitzen. Wir halten es allerdings 
nicht für erſpießlich, wenn der Hauptunterhändler 
des Danziger Senats mitten in ſchwierigen Ver⸗ 
handlungen mit den Bevollmächtigten der Re⸗ 
publik Polen ſich rühmt, er habe in vier Wochen 
mehr erreicht, als die Deutſchnationalen in acht 
Jahren, wobei er vergißt, daß er ja ſelbſt vier 
Jahre hindurch für dieſe Politik der Deutſchna⸗ 
tionalen mit verantwortlich war. Wir halten es 
ebenſo für verderblich, wenn im Volkstage erklärt 
wird, daß man zu unbefriedigenden Vergleichen 
ſeine Hand reiche, weil man der Anſicht ſei, in 
Genf hätte vermutlich der Völkerbundsrat noch 
eine ungünſtigere Entſcheidung gefällt. Solche 
Aeußerungen zeugen von geringem Vertrauen zur 
eigenen Sache und zur Gerechtigkeit des Völker⸗ 
bundes. Das heißt doch gefährliche Waffen dem 
Gegner in die Hand ſpielen. Wir verurteilen nicht 
die Verſtändigungspolitik, ſondern dieſe Metho⸗ 
den, vor dem Willen des Gegners zu rückzuweichen, 
ehe die letzten Mittel der Verteidigung Danziger 
Rechte erſchöpft ſind. 

Einen breiten Raum nahmen die Auseinan⸗ 
derſetzungen über die Konkurrenz von Edingen 
in Anſpruch. Leider iſt auch in dieſe für Danzig 
lebenswichtige außenpolitiſche Frage der innere 
parteipolitiſche Zwiſt hineingetragen worden. Dan⸗ 
ziger Politiker haben ſich die Argumente der polni⸗ 
ſchen Unterhändler zu eigen gemacht und behaup⸗ 
ten, daß Polen erſt durch die Deutſchnationalen ge- 
nötigt worden ſei, ſich einen eigenen Hafen zu 
bauen. Sie beziehen dies nicht auf den Bau des 
Munitionshafens auf der Weſterplatte, den die pol⸗ 
niſche Regierung in zähem Ringen mit der Danzi⸗ 
ger Regierung beim Völkerbund durchgeſetzt hat, 
ſondern auf Gdingen. Es wäre eigentümlich, wenn 
die Regierung eines großen Staates wie der Repu⸗ 
blik Polen ihre Entſchlüſſe abhängig machen wollte 
von der Abſicht einer einzelnen Partei der kleinen 
benachbarten Freien Stadt Danzig. In einer ſol⸗ 
chen Annahme liegt eine gewaltige Unterſchätzung 
der urſprünglichen Abſichten derer, welche die Re- 
publik Polen geſchaffen haben. Die Pläne zur An⸗ 
legung eines beſonderen polniſchen Hafens gehen 
ohne Zweifel in die Zeit zurück, als Polen erfuhr, 


daß Danzig im Verſailler Friedensvertrage als 


eine Freie Stadt mit eigener Regierung und eige⸗ 
ner Geſetzgebung geſchaffen worden war. Nicht 
die Deutſchnationalen haben Polen zur Gründung 
eines rein polniſchen Hafens erft anzuregen brau- 
chen, hier wirkt ſich der elementare Drang der Po⸗ 
len zum Baltiſchen Meer aus. Die romantiſche 
Sehnſucht nach dem Meer, der politiſche Wille der 
Polen, Danzig als deutſche Tatſache zu beſeitigen, 
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das Streben von dem Willen der fremden Dan⸗ 
ziger Regierung in ihren Entſchlüſſen unabhängig 
zu ſein, vermögen mehr als internationale Ver⸗ 
pflichtungen und nationale Danziger Beſtrebun⸗ 
gen. Es iſt gefährlich, wenn Danziger Politiker 
ſich die Argumente Polens zu eigen machen. Sie 
werden erfahren, daß Polen im Kampf um die 
Entwicklung ſeiner Macht eine Rückſicht auf ein⸗ 
zelne Perſönlichkeiten und einzelne Parteien nicht 
kennt, ſondern unbeirrt ſeine ſtaatspolitiſchen 
Ziele verfolgt. Gründe ſind billig wie Brom— 
beeren und die Polen ſind klug genug, ihre 
Gründe jo zu formulieren, daß ein Streit inner- 
halb der Mauern Danzigs entfacht wird und in- 
nere Zwietracht der Selbſtändigkeit Danzigs ein 
Ende bereitet. Wenn Herr Abg. Rahn auf die 
hohen Hafengebühren hingewieſen hat und dem⸗ 
gegenüber die Zahlen nannte, welche für dingen 
gelten, ſo iſt es ihm ſehr wohl bekannt, daß ge⸗ 
rade die polniſchen Mitglieder der Hafendelega— 
tion die Rentabilität des Danziger Hafens in den 
Vordergrund ſtellen, während in Edingen es kei⸗ 
nem Mitglied der polniſchen Regierung einfällt, 
die Frage der augenblicklichen Rentabilität auch 
nur im Ernſt zu ſtellen. Die Deutſchnationale 
Fraktion weiſt auch mit allem Nachdruck darauf 
hin, daß der Danziger Hafen bei weitem nicht die 
Förderung durch die polniſchen Mitglieder der 
Hafendelegation erfährt, wie ſie Gdingen von 
ſeiten der polniſchen Regierung zugute kommt. 
Wir richten an die Regierung die Frage, ob es 
wahr iſt, daß ſelbſt das neue großzügig angelegte 
Hafenbecken für den Maſſengutverkehr und den 
Kohlenumſchlag darum nicht ſeine volle Leiſtungs⸗ 
kraft erlangen kann, weil die rückwärtigen Eiſen⸗ 
bahnverbindungen ganz unzureichend ſind und es 
der polniſchen Eiſenbahnverwaltung an Mitteln 
fehlt, ſie zu beſſern. Mit bitterem Hohn hat Herr 
Abg. Dr. Moczyüſki die Liberalen auf den Grund- 
ſatz des Freihandels verwieſen. Er glaubt ſelbſt 
nicht, daß von einer freien Konkurrenz der beiden 
Häfen in irgendeiner Weiſe die Rede ſein kann. 
Die wirtſchaftlichen Hilfsquellen der großen Re⸗ 
publik Polen ſpeiſen den Hafen Edingen, wäh⸗ 
rend in Danzig die Vertreter Polens trotz aller 
vertraglichen Verpflichtungen der Entwicklung des 
Danziger Hafens die größten Schwierigkeiten be⸗ 
reiten. Hier kann von einem freien Spiel der 
wirtſchaftlichen Kräfte nicht mehr die Rede ſein. 
Der Vertreter der Polniſchen Fraktion iſt dann 
auf das Minderheitenproblem eingegangen. Zu⸗ 
nächſt hat Herr Abg. Dr. Moczyünſki beſtritten, 
daß die Polen in Danzig überhaupt eine Minder- 
heit darſtellen. Er hat fih darüber beklagt, daß 
in der Danziger Verwaltung deutſcher Geiſt 
herrſche. Er hat erklärt, daß den Danziger Polen 
die Verſtändigung mit blauen Striemen auf den 
Rücken geſchrieben würde. Von Herrn Senatsprä⸗ 
ſidenten Sahm iſt bereits darauf hingewieſen wor- 
den, daß nirgends in der Welt eine Minderheit 
ſoviel Rechte genieße, wie die Polen in der Freien 
Stadt Danzig. Die Deutſchnationale Fraktion er⸗ 
kennt in den Ausführungen des Vertreters der 
Polen das Beſtreben, den deutſchen Geiſt der 
Freien Stadt Danzig in Zweifel zu ziehen. Damit 
rührt Abg. Dr. Moczynſki an den Grundlagen, auf 
die ſich die Selbſtändigkeit der Freien Stadt Dan⸗ 
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Der deutſche Charakter 
Danzigs iſt bisher unbeſtritten geweſen; ohne den 
deutſchen Geiſt Danzigs wäre es gar nicht zur 
Schaffung eines eigenen Danziger Staatsweſens 
gekommen. Die Amtssprache iſt deutſch. Die Polen 
ſtellen eine zahlenmäßig geringe Minderheit dar. 
Der Artikel 33 des Pariſer Vertrages vom 9. No⸗ 
vember 1929 ſpricht ausdrücklich im Hinblick auf 
die Danziger Polen von einer Minderheit. In ihm 
wird beſtimmt: j i 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, auf die 

Minderheiten der Raſſe, Religion oder Sprache 

Beſtimmungen anzuwenden, die denjenigen äbnlich 

ſind, welche von Polen in Ausführung des Kapitels I 

des in Verſailles am 28. Juni 1919 zwiſchen Polen 

und den alliierten und aſſozierten Hauptmächten ge- 
ſchloſſenen Vertrages auf dem polniſchen Gebiet an- 
gewendet werden. 

Es iſt bekannt, daß die Republik Polen aus 
Artikel 33 des Pariſer Vertrages weitergehende 
Rechte herleitet, und ſie hat ihrer Anſchauung in 
Artikel 229 des Warſchauer Abkommens bezüglich 
des Umfangs der Minderheitenrechte der pol⸗ 
niſchen Staatsangehörigen in der Freien Stadt 
Danzig Ausdruck verliehen. Jedenfalls geht aber 
aus den Verträgen hervor, daß die Republik Po- 
len an dem Ausdruck „Minderheit“ früher keinen 
Anſtoß genommen hat. Wenn Herr Abg. Dr. 
Moczyünſti es jetzt tut, jo erkennen wir darin das 
Beſtreben, zu einem Angriff gegen die Grundla⸗ 
gen der Danziger Verfaſſung und der mit Polen 
geſchloſſenen Verträge überzugehen. Polen iſt 
durch internationale Verträge zum Schutze der 
deutſchen Minderheiten verpflichtet. Es wäre ſehr 
gut, wenn es ſich an dieſe vertraglichen Bindun⸗ 
gen ebenſo gewiſſenhaft hielte, wie die Freie 
Stadt Danzig hinſichtlich der polniſchen Minder⸗ 
heit. Nachdem aber von ſeiten der Polniſchen 
Fraktion in letzter Zeit zu wiederholten Malen 
Klagen über die Behandlung der polniſchen Min⸗ 
derheit in Danzig und insbeſondere über die Be⸗ 
einträchtigung des polniſchen Schulweſens in 
Danzig laut geworden ſind, wäre es die Aufgabe 
der Regierung, nachzuweiſen, daß dieſe Klagen 
unberechtigt ſind, und daß Danzig ſich gewiſſen⸗ 
hafter des Schutzes der Minderheiten annimmt, 
als es die Republik Polen auf ihrem Staatsge⸗ 
biete tut. 

M. D. u. H.! Die Verabſchiedung des Haus⸗ 
haltsplans halten wir für eine dringende Not⸗ 
wendigkeit im Intereſſe der arbeitenden Bevölke⸗ 
rung. Wir meinen, daß die Staatsordnung ſchon 
genügend durch die verſpätete Einbringung der 
Haushaltspläne geſtört iſt. Wir erheben aber nach 
wie vor Einſpruch gegen die Art, in welcher durch 
Erhöhung von Steuern der Ausgleich des Etats 
zuſtande gebracht worden iſt. Wir ſind der Anſicht, 
daß eine Löſung auf dem Papier wohl erfolgt iſt, 
in Wirklichkeit aber die Steuerkraft der Bevölke— 
rung weit überſchätzt iſt. Die Deutſchnationale 
Fraktion verweiſt nochmals mit allem Nachdruck 
darauf, daß die Danziger Regierung mit allen 
ihren Kräften bemüht fein muß, von der Re- 
publik Polen die Summen zurückzuerhalten, die ſie 
dem Danziger Staat durch ihren Poſtbetrieb in 
Danzig, durch die Danziger Eiſenbahn und durch 
den Zoll entzieht. Die Deutſchnationale Fraktion 
mahnt dringend, in der Frage des Zollvertei⸗ 
lungsſchlüſſels nicht zu ruhen und zu raſten, bis 
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eine gerechtere Löſung für Danzig mit Hilfe des 
Hohen Kommiſſars des Völkerbundes und des 
Völkerbundsrates herbeigeführt iſt. Den vorlie⸗ 
genden Haushaltsplan lehnt die Deutſchnationale 
Fraktion ab. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Pleni⸗ 
fowjti. (Zurufe des Abg. Plenikowſki.) Das Wort 
hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. D. V.): Die Vorle⸗ 
ſung des Herrn Abg. Müller von der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion war zweifellos ſtiliſtiſch gut aus⸗ 
gearbeitet, aber ſachlich hieb ſie häufig vorbei, was 
darauf zurückzuführen ſein dürfte, daß Herr Abg. 
Müller entweder von ſeinen im früheren Volkstag 
anweſend geweſenen Kollegen falſch informiert 
wurde, oder er ſich nicht die Mühe gegeben hat, die 
früher gehaltenen Ausführungen und Abſtim⸗ 
mungsergebniſſe nach den amtlichen Stenogram⸗ 
men durchzuleſen. Es befremdet außerordentlich, 
wenn ſich ein Vertreter der Deutſchnationalen 
Fraktion hier herſtellt und auf die Erfahrungen 
des Tabakmonopols exemplifiziert. Als ich ihm 
den Zuruf machte, erwiderte er nichts, aber ſein 
Fraktionskollege, Herr Jantzen, erlaubte ſich die 
Bemerkung. „Wir haben das Geſetz abgelehnt.“ 
Das ſtimmt nicht. Die Deutſchnationale Fraktion 
hat nach dem Rücktritt der erſten Koalition Gehl 
und Genoſſen ein Ermächtigungsgeſetz gebracht 
und hat unter Ausſchaltung des Volkstages das 
Geſetz über das Tabakmonopol und verſchiedene 
andere Sachen diktatoriſch durchgeführt. (Unruhe.) 
Wir haben zu jener Zeit kategoriſch gefordert, daß 
dieſe Geſetze dem Volkstag vorgelegt werden 
möchten und daß dieſer die Geſetze über das Tabat- 
monopol, über die Strafprozeßordnung, über die 
Aufhebung der Schwurgerichte uſw. die keinen 
wirtſchaftlichen Charakter tragen, beraten und be- 
ſchließen ſollte. Sie haben damals das Tabakmo⸗ 
nopol durchgepeitſcht. Wir haben damals vor der 
Durchführung gewarnt und Sie auf die Entſchä⸗ 
digungsanſprüche der Gewerbetreibenden hinge⸗ 
wieſen. Aber ein Dr. Volkmann in ſeiner Ver⸗ 
blendung und Sie in Ihrer Nacheiferung dieſes 
Mannes haben dies Geſfetz verabſchiedet. Sie 
tragen die volle Verantwortung. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Schwindel!) 

Daß Sie ſich heute von dieſer Schuld rein 
waſchen wollen, nimmt mich nicht wunder. Sie 
gehen in dieſer Beziehung genau ſo vor, wie Ihre 
Deutſche Reichstagsfraktion. Das Dawes-Abkom⸗ 
men kam zuſtande, indem die Deutſchnationale 
Partei 48 ihrer Mitglieder von etwa 100 mit⸗ 
ſtimmen ließ, ſonſt wäre das Geſetz nicht zuſtande 
gekommen. Jetzt ſtellt ſich Graf Weſtarp im 
Reichstag hin und ſchmäht den Reichsaußenmi⸗ 
niſter Dr. Streſemann deswegen, weil er es nach 
wochenlangen Verhandlungen der deutſchen Sach⸗ 
verſtändigen in Paris erzielt hat, daß das Dawes⸗ 
Abkommen zu Gunſten Deutſchlands abgeändert 
werden ſoll, wodurch eine weſentliche Erleichte⸗ 
rung für die Wirtſchaft eintreten wird. (Abg. 
Schwegmann: Unwahr! — Heiterkeit links.) Vor 
kurzem ſchrieb der deutſche Parteivorſitzende der 
Deutſchnationalen, Herr Hugenberg, an eine 
Gruppe amerikaniſcher einflußreicher Leute den 
bekannten Brief, worin er davor warnte, Deutſch⸗ 
land Kredite zu gewähren. (Abg. Schwegmann: 
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Lauter Schwindel!) So ſehen die Handlungen der 
Deutſchnationalen Partei aus. Sie können, Herr 
Abg. Schwegmann, mit dem Stahlhelm an der 
Bruſt durch den Zuruf: „Lauter Schwindel!“ keine 
Tatſachen aus der Welt ſchaffen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Zeigen Sie mal vor, was Hugenberg ge- 
ſchrieben hat!) Ich habe den Brief im Moment 
nicht hier, weil ich auf die Rede des Herrn Abg. 
Müller nicht präpariert war, wie er ſich für den 
Etat präpariert hat. Hätte ich den Inhalt der 
Rede gekannt, ſo könnten Sie ſicher ſein, daß ich 
der Deutſchnationalen Fraktion, bildlich geſpro— 
chen, mit dem Hugenbergſchen Erlaß um die Ohren 
geſchlagen hätte. So ſieht die deutſchnationale 
Tätigkeit in dieſer und in anderer Beziehung aus. 

Auch hier in Danzig glaubt die Fraktion Sün⸗ 
den, die fie in den ſieben, acht Jahren ihrer Re- 
gierungstätigkeit begangen hat, dadurch aus der 
Welt lügen zu können, indem ſie hier einfach er— 
klärt, die Sache ſei nicht ſo geweſen. Die Sache war 
aber ſo. Die Deutſchnationalen haben hier derar— 
tige Verhältniſſe geſchaffen, daß die Regierung 
heute die überflüſſige Beamtenſchaft nicht abbau⸗ 
en kann. (Abg. Schwegmann: Auch Schwindel! — 
Lachen links.) Die Regierung iſt heute nicht in der 
Lage, die ſogenannten wohlerworbenen Rechte 
der Beamten zu beſeitigen, weil eine verfaſſungs⸗ 
ändernde Mehrheit gegen ihren Willen nicht zu⸗ 
ſtandekommt. Da die Dinge ſo liegen, haben Sie 
abſolut kein Recht, das abzuſtreiten, ſelbſt wenn 
Sie tauſendmal Schwindel rufen. Sie bezeugen 
damit nur, daß Ihnen plötzlich der Verſtand ab⸗ 
handen gekommen iſt. (Heiterkeit links.) 

Wenn Sie tauſendmal ſagen, das ſei Schwin⸗ 
del, werden Sie nicht aus der Welt ſchaffen, daß 
Sie daran ſchuld find, wenn der Volkstag nicht 
abgebaut wird, daß der Senat nicht verkleinert 
werden kann, und es nicht möglich iſt, die über⸗ 
zählige Beamtenſchaft abzubauen, ſo daß der Senat 
den Staatshaushalt nicht um die rieſengroßen Aus⸗ 
gaben für die Beamtenſchaft erleichtern kann und 
der Staat wieder lebensfähig wird. Es wurde 
darauf hingewieſen, daß ich in bezug auf Gdingen 


einige Ausführungen gemacht habe, die ſich die 
polniſchen Verhandlungsführer oder Staatsmän⸗ 


ner zunutze machen könnten. Ich vertrete die An— 
ſicht, daß es beſſer iſt, die Wahrheit zu ſagen, und 
den Tatſachen ins Geſicht zu ſehen, als den Kopf 
in den Sand zu ſtecken, wie es die Deutſchnationa— 
len tun und getan haben und ſich auf Dinge ein⸗ 
zulaſſen, von denen man ſpäter die Erfahrung 
machen muß, daß man töricht gehandelt hat. Sie 
mußten ſich vorher ſagen, daß die Schikanierung 
Polens zu Ungunſten Danzigs ausſchlagen mußte 
und hätten Ihre Handlungen in weiſer Voraus⸗ 
ſicht anders einrichten müſſen. Statt deſſen haben 
Sie in Ihrer nationaliſtiſchen Verblendung 
Dummheiten gemacht und den Bau des Hafens 
von Gdingen damit verſchuldet. Wenn der pol⸗ 
niſche Staat ſich über die Behandlung durch Dan- 
zig verletzt gefühlt hat, jo mußte das zu Maßnah⸗ 
men führen, die unſerem Staatsweſen außeror— 
dentlich unangenehm ſind. 10 

Wenn Herr Abg. Müller noch ausführte, es 
ſei im parlamentariſchen Leben Sitte, daß die Re⸗ 
gierung die Oppoſitionsparteien verſtändige und 
ſie zur Mitarbeit heranziehe, ſo wundere ich mich 
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über dieſen Antiparlamentarier, der parlamen— 
tariſche Lehren erteilt. Intereſſant iſt das aber! 
Er hätte ſich bei ſeinen Fraktionskollegen, die von 
Anfang an im Volkstag ſind, erkundigen und ſich 
belehren laſſen können, ob die Deutſchnationale 


Fraktion, die ſechs, ſieben Jahre in den Regie- 


(B 
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rungsſeſſeln geſeſſen hat bezw. ihre Repräſentan— 
ten, ſo verfahren haben. Ich habe das zweifel— 
hafte Vergnügen, dem Volkstag feit Anbeginn an- 
zugehören und habe mich ſtets zur Regierung in 
Oppoſition befunden. Zeitweiſe habe ich in dem 
Fraktionsvorſitz einer der größten oder der größten 
Fraktion dieſes Hauſes geſeſſen, ich habe aber nie— 
mals erlebt, daß die Deutſchnationalen in den Ko- 
alitionen, in denen ſie führend waren, auch nur 
jemals eine der Oppoſitionsparteien eines 
Wortes gewürdigt, noch viel weniger zu Beratun— 
gen hinzugezogen hätten, wenn auch nur, um die 
Meinung zu hören. Das erſte Mal geſchah das, 
als die Sozialdemokratiſche Partei mit den bei- 
den andern Parteien in der Regierung ſaß. Da 
wurden wir zu einer interfraktionellen Sitzung 
zugezogen, wo man unſere Meinung anhörte, un- 
ſeren Rat haben wollte und auf unſere Stimmen 
Wert legte. Niemals in den ſieben Jahren, als 
Sie in der Regierung ſaßen und Herr Dr. Ziehm 
und Herr Riepe die Rechtskoalition führten, 
haben Sie es für nötig gehalten. die Chefs der 
großen Oppoſitionsparteien zu einer Mitteilung 
zu rufen oder in irgendeiner Frage ihre Mei⸗ 
nung zu hören. Wenn Sie mit dem Bruſtton der 
Entrüſtung ausführen, die gegenwärtige Regie- 
rung handele nicht ſo, wie es parlamentariſch 
notwendig oder üblich iſt, ſo ſteht das auf dem 
gleichen Blatt Papier, wie Ihre übrigen Aus⸗ 
führungen, die grundfalſch ſind und denen gegen— 
über Sie direkt anders gehandelt haben. (Wieder— 
holtes Bravo!) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da keine Wortmeldungen mehr vorliegen. 
Wir kommen zu den Einzeletats. Ich rufe auf: 

Haushaltsplan des Volkstags. 
Druckſache Nr. 806, I zu Nr. 733. Das Wort hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Was uns 
hier eben vorgeführt wurde, ſowohl von dem Red- 
ner der Deutſchnationalen Fraktion, als auch von 
Herrn Abg. Rahn, war ja nichts anderes als ein 
Scheinkampf, um die Bevölkerung über den wah- 
ren Sachverhalt wegzutäuſchen, der eben darin 
liegt, daß die Deutſchnationalen und Sozialdemo⸗ 
kraten die gleiche Politik treiben. Es beſteht tat- 
ſächlich kein Unterſchied zwiſchen dieſen Partei⸗ 
gruppen. Wir haben das ja gerade anläßlich der 
zweiten Beratung hier aufgedeckt. Wir können 
das auch feſtſtellen in bezug auf den Volkstags⸗ 
etat und in bezug auf die Stellungnahme zum 
Parlamentarismus überhaupt. Sowohl die 
Deutſchnationalen als auch die Sozialdemokraten 
erklären Verteidiger des „Parlamentarismus“ zu 
ſein. Es iſt nicht wahr, wenn die Sozialdemokra⸗ 
ten den Deutſchnationalen den Vorwurf machen, 
daß dieſe den „Parlamentarismus“ ablehnen. 
Wir haben geſehen, daß immer dann, wenn die 
Deutſchnationalen in der Regierung ſaßen, ſie den 
Parlamentarismus in Bauſch und Bogen mitge— 
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macht haben, daß auch ſie zum Völkerbund gegan— 
gen find, ihn um Rettung und Hilfe angefleht Ha- 
ben, daß auch ſie verſucht haben, mit den Polen 
zu einer ſogenannten „Verſtändigung“ zu gelan- 
gen, daß es alſo wirklich nur ein Manöver der 
Sozialdemokratiſchen Partei iſt, der Bevölkerung 
plauſibel zu machen, die Deutſchnationalen ſeien 
„Antiparlamentarier.“ Wir wiſſen ja auch, daß 
die Deutſchnationalen dementſprechend hier im— 
mer erklären, wir wollen ja gar nicht das parla⸗ 
mentariſche Syſtem beſeitigt wiſſen, ſondern im 
Gegenteil, wir ſind nur gegen die „Auswüchſe“ 
des Parlamentarismus. Wir wiſſen ja auch, daß 
die Sozialdemokraten gerade in den letzten Tagen 
zur Genüge bewieſen haben, daß ſie ſich bemühen, 
dieſe ſogenannten „Auswüchſe“ des Parlamenta— 
rismus zu beſeitigen, und daß es gerade Sozialde— 
mokraten ſind, die ſich in dieſer Beziehung derart 
brutale Maßnahmen geleiſtet haben, wie es bis- 
her nicht einmal die Deutſchnationalen gewagt 
haben. 

Nun die Ausgaben für den Volkstagsetat. Es 
ſind Ausgaben für den ſogenannten Parlamen⸗ 


-tarismus, und zwar möchte ich jagen, reine Wus- 


gaben für den Parlamentarismus. Wenn der 
Redner der Deutſchnationalen Fraktion bei der 
allgemeinen Ausſprache die Frage des Parlaments 
und des Parlamentarismus geſtreift hat, möchte 
ich darauf gerade hier beim Volkstagsetat ein- 
gehen und einmal klar und deutlich unſere Gtel- 
lungnahme zum Parlamentarismus hier formu- 
lieren, und zwar deshalb, weil uns ja gerade die 
Sozialdemokraten den Vorwurf zu machen ver⸗ 
ſuchen: Ihr wollt Nutznießer des Parlamentes 
jein, aber euch den parlamentariſchen Gepflogen— 
heiten nicht unterordnen. Damit wollen die So— 
zialdemokraten zum Ausdruck bringen, als ob 
wir als Kommuniſten jemals erklärt hätten, für 
den Parlamentarismus zu ſein; denn nur dann 
kann man auf den abſurden Gedanken kommen, 
wir ſollten uns den Anordnungen des Parla- 
ments fügen. 

Was erſtreben wir als Kommuniſten? Wir 
erſtreben den Sozialismus und propagieren im 
Sinne des revolutionären Marxismus als einzi— 
gen Weg zu dieſem Ziel den revolutionären Klaſ— 
ſenkampf, den Sturz der bürgerlichen Klaſſenherr— 
ſchaft, die ſoziale Revolution, d. h. die revolutio- 
näre Erhebung der arbeitenden Klaſſe und die Er- 
richtung der Diktatur des Proletariats. Wir 
bekämpfen deshalb den bürgerlichen Klaſſenſtaat, 
und deshalb ſtehen wir auch dem bürgerlich-for⸗ 
mal⸗demokratiſchen Parlamentarismus in unver⸗ 
ſöhnlicher Kampfſtellung gegenüber. Warum? 
Der bürgerlich-formal-demokratiſche Parlamenta- 
rismus verhüllt ja nur die Diktatur der Bour— 
geoiſie. Wir willen, daß es in der klaſſengeſpal⸗ 
tenen Geſellſchaft eine „Demokratie“ nicht geben 
kann. Es gibt in der klaſſengeſpaltenen Geſell— 
ſchaft eben nur die Herrſchaft einer Klaſſe, fei es 
die Klaſſe der Bourgeoiſie oder die Klaſſe des 
Proletariats. Wir werden erſt dann ein Recht, 
Freiheit und Gleichheit für alle haben, wenn die 
klaſſengeſpaltene Geſellſchaft beſeitigt iſt. Wir 
wiſſen, daß wir dieſe klaſſengeſpaltene Geſellſchaft 
mit all ihren Gegenſätzen und Widerſprüchen nur 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

beſeitigen können, wenn wir die Herrſchaft der 
Bourgeoiſie zerſtören und die Herrſchaft der Ar⸗ 
beiterklaſſe aufrichten, weil nur auf dem Wege 
über die Diktatur des Proletariats diefe klaſſen— 
geſpaltene Geſellſchaft beſeitigt wird. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich bot 
Ihnen das Wort in der allgemeinen Beſprechung 
an, da hätten Sie alle dieſe Ausführungen machen 
können. Die allgemeine Beſprechung iſt jetzt ge— 
ſchloſſen. Ich bitte, jetzt nur zu dem Etat zu re⸗ 
den und die allgemeinen Betrachtungen beiſeite 
zu laſſen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn man 
hier zum Volkstagsetat Stellung nimmt und da⸗ 
mit zu den Mitteln, die für den reinen Parlamen⸗ 
tarismus ausgeſetzt find, müßte man es den Mb- 
geordneten eigentlich geſtatten, zur Frage des 
Parlaments Stellung zu nehmen, zu erklären, 
warum man für das Parlament iſt und warum 
man Antiparlamentarier iſt. Ich ſehe nicht ein, 
daß ich hiermit meine Befugniſſe überſchreite. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, wenn die 
allgemeine Beſprechung eröffnet iſt, dann dürfen 


die Redner nicht nur zu dem Haupthaushalts⸗ 


plan ſprechen, ſondern ſie können auch zu jedem 
Einzeletat Stellung nehmen. Ich muß Sie jetzt 
nochmals bitten, zu dieſem Etat zu ſprechen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es ift 
früher üblich geweſen, daß man bei der Einzel⸗ 
beratung in der letzten Leſung zu jedem Etat auch 
allgemeine Ausführungen machte, inſoweit ſie Te- 
diglich auf den Inhalt dieſes Etats bezug nahmen. 
Ich füge mich aber, um mich nicht vielleicht Hin- 
auswerfen zu laſſen. Der Zweck wird durch den 
Präſidenten doch nicht erreicht, nämlich zu ver- 
ſuchen, meine Ausführungen abzukürzen. 

Wir haben auch zu dieſem Etat Abänderungs⸗ 
anträge eingebracht, die in Druckſache Nr. 820 vor⸗ 
liegen. Es wird uns wahrſcheinlich nun geſtattet 
werden, dieſe Abänderungsanträge zu begründen 
und darauf einzugehen, was uns veranlaßt hat, 
dieſe Abänderungsanträge einzubringen. Wir 
ſehen hier in Ausgabe Abſchnitt J, Stelle 1 die 
Aufwandsentſchädigung in Höhe von 238 000 Gul- 
den für die Abgeordneten des Volkstages einge— 
ſetzt. Wir haben nun zu dieſer Poſition einen Ab⸗ 
änderungsantrag eingebracht, der folgendermaßen 


lautet: 
Unter Erläuterung ift zu ſetzen: Die Sonderver⸗ 
gütungen der Volkstagspräſidenten ſind zu ſtreichen. 


Wenn wir uns die Höhe der Diäten der Volfs- 
tagsabgeordneten anſehen, dann können wir feſt⸗ 
ſtellen, daß ihre Höhe tatſächlich im großen und 
ganzen nicht als allzu unangemeſſen zu bezei- 
nen iſt. Aber trotzdem verſucht man immer wie- 
der in der Oeffentlichkeit Kritik zu üben an der 
Höhe der Diäten für die Volkstagsabgeordneten, 
indem man erklärt, man müſſe gerade bei den 
Diäten eine Erſparnis herbeiführen. Man er- 
klärt, daß die Anzahl von 120 Abgeordneten und 
die Höhe ihrer Diäten eine ſchwere Belaſtung des 
Freiſtaates in finanzieller Beziehung bedeute. 


Wenn man ſich jetzt dieſe Summe von 238 000 


Gulden anſieht, ſie mit den Geſamtausgaben die⸗ 
ſes Staates in Höhe von 82 Millionen vergleicht 
und man dabei noch bedenkt, welche „Wichtigkeit“ 
doch dem „Parlamentarismus“ von allen Par⸗ 
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teien bis herab zu den Sozialdemokraten beige— 
meſſen wird, dann kann man nur erſtaunt den 
Kopf ſchütteln über dieſe Demagogie der Parteien 
von den Deutſchnationalen bis zu den Sozialde— 
mokraten. 

Ich habe bereits bei der zweiten Leſung dar— 
auf hingewieſen, warum man immer wieder ver— 
ſucht, die Aufmerkſamkeit der Bevölkerung auf 
die ſogenannten „hohen Diäten“ zu lenken. Nicht 
etwa, weil man hier tatſächlich Erſparniſſe Her- 
beiführen will, ſondern nur um die Zahl der Ap- 
geordneten herabzuſetzen, aber nicht um an dieſer 
Summe etwas abzuſparen, ſondern lediglich und 
allein, um einen Teil des Arbeiterelements hier 
auszuſchalten, um dieſem Arbeiterelement die 
Möglichkeit zu nehmen, auch hier die Tribüne des 
Volkstages zu benutzen für den revolutionären 
Klaſſenkampf. Wir haben wirklich eine andere 
Meinung als die Sozialdemokratie, wenn ſie er⸗ 
klärt, Koalition ſei Klaſſenkampf. Koalition iſt 
nicht Klaſſenkampf, ſondern Arbeiterverrat. Die 
Tribüne des Volkstages gibt uns auch Gelegen— 
heit, im Sinne des revolutionären Klaſſenkampfes 
den Kampf gegen die Bourgeoiſie aufzunehmen. 
Wenn man Erſparniſſe machen will und alle Her- 
ren von der Sozialdemokratiſchen Partei bis her— 
auf zu den Deutſchnationalen erklären, die Ber- 
kleinerung des Volkstages, die Verringerung der 
Zahl der Abgeordneten bedeute eine Erſparnis an 
der Summe, die hier eingeſetzt iſt, ſo erkläre ich 
Ihnen, es gibt dann doch noch andere Wege, um 
eine Erſparnis zu erzielen. Wir haben dieſe Mit- 
tel und Wege dem Hauſe ſchon des öfteren gewie— 
ſen. Wir haben gerade bei den Parteien von den 
Deutſchnationalen angefangen bis herab zu den 
Sozialdemokraten eine ganze Unmenge von Volks- 
vertretern, die ein monatliches Gehalt von 500 
Gulden und mehr haben. Wenn dieſe Herren 
wirklich ſoviel für dieſen Staat übrig haben, 
wenn es ihnen wirklich ernſt iſt, mit ihren Spar- 
maßnahmen, dann ſollen doch dieſe Leute, deren 
Einkommen das Exiſtenzminimum infolge der 
Einnahmen, die ſie als Wirtſchaftler oder als hö— 
here Beamte haben, erheblich überſchreitet, auf 
ihre Diäten verzichten, dann werden wir hier Er— 
ſparniſſe machen können. Ich gehe nicht fehl, wenn 
ich annehme, daß von den Abgeordneten, die bei 
den Sozialdemokraten bis zu den Deutſchnatio⸗ 
nalen ſitzen, mindeſtens 60 bis 80 ſind, die nicht 
nur 500 bis 600 Gulden monatliches Einkommen 
haben, ſondern deren Einnahmen dieſen Betrag 
bei weitem überſteigt. Aber dieſes Opfer werden 
ſie natürlich nicht bringen, denn ſie ſprechen nur 
von den Opfern, die für den Staat, für die „All: 
gemeinheit“ und für die Wirtſchaft gebracht wer- 
den müſſen, wenn es gilt, die Arbeiterſchaft noch 
mehr zu belaſten. Dann kommen Sie mit Ihrer 
Phraſe vom Opfer. Auf der anderen Seite müſſen 
wir aber feſtſtellen, daß wir eine ganze Reihe von 
Abgeordneten haben, deren Einkommen nicht ent⸗ 
fernt an den Betrag von 500 Gulden monatlich 
heranreicht. Wir haben eine ganze Anzahl von 


Abgeordneten, die ſtempeln, die erwerbslos ſind, 
die aber trotzdem gezwungen ſind, ganz beſonders 
durch Ihre Brutalität anläßlich der jetzigen Etats- 
beratungen faſt täglich ſich den ganzen Tag hier 
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aufzuhalten und die mit den Diäten in dieſer 
Höhe nicht im mindeſten auskomen, beſonders 
dann nicht, wenn fie noch eine. Familie haben. 
Wenn Sie, m. H., ſoviel auf den Parlamentaris⸗ 
mus geben, wenn Sie immer erklären: Jawohl, der 


Parlamentarismus iſt der Weg zur Befreiung der 


(B 


— 


Menſchheit, dann ermöglichen Sie es doch den Ab⸗ 
geordneten, die dieſem Parlament angehören, daß 
ſie entſprechend wirken können. Sie denken gar 
nicht daran, Sie haben Ihren Abgeordneten ſchon 
die entſprechenden Poſten verſchafft, daß fie un- 
ter Hinzunahme der Diäten ein Einkommen von 
500 Gulden monatlich und darüber haben, aber 
Sie wollen dadurch eben vermeiden, daß das Arbei— 
terelement hier in den Volkstag hineingelangt. 
Das zur Frage der Aufwandsentſchädigungen der 
Abgeordneten überhaupt. 

Nun zur Frage der Sondervergütungen der 
Volkstagspräſidenten. Die Herren Volkstagsprä⸗ 
ſidenten erhalten — wahrſcheinlich deshalb, weil 
fie es fo wunderbar verſtehen, die Geſchäftsord⸗ 
nung zu handhaben — ich will mich nicht ſchär⸗ 
fer ausdrücken, ſondern nur erklären, man möchte 


das Wörtchen handhaben in Gänſefüßchen ſetzen — 


eine Sondervergütung, die doch eine ganz nette 
Bezahlung dafür darſtellt, daß man bloß auf die⸗ 
ſem Poſten ſitzt und nur Ordnungs- und Zur⸗ 
Sache-Rufe erteilt und fih auch hin und wieder 
der Mühe unterzieht, mit der Glocke zu läuten 
und dafür 200 Gulden bezw. 150 Gulden monat⸗ 
lich mehr erhält. Wenn der Volkstag hier im 
Etat dieſen Herren eine Sondervergütung zuge⸗ 
ſteht, dann wird es mir wahrſcheinlich doch auch 
erlaubt ſein, ein wenig Kritik zu üben an der 
Geſchäftshandhabung dieſer Präſidenten, das wird 
doch wahrſcheinlich zur Sache gehören. 

Präſident: Es tut mir außerordentlich leid, 
Herr Abg. Plenikowſki, aber Kritik an der Hand- 
habung der Geſchäftsführung des Präſidenten 
darf ich nicht geſtatten, ſondern ich muß ſie auf 
den geſchäftsordnunasmäßigen Weg verweiſen, 
den ja nach Ihrer Anſicht die Präſidenten ſo gut 
wiſſen; vielleicht kennen Sie ihn auch. 

Plenikowſki. Abgeordneter (K. P.): Ja, Herr 
Präſident, ich kenne den Weg auch. Wir finden 
in § 51 der Geſchäftsordnung folgendes: 
Der Präſident eröffnet. leitet und ſchließt die 
Sitzung. Eine Erörterung über Recht und Zweck⸗ 
mäßigkeit ſeiner Anordnungen kann er entweder ſo⸗ 
fort zulaſſen oder auf die nächſte Sitzung verſchieben. 
Als ich mich hier vorhin geſchäftsordnungsmäßig 
gemeldet hatte, um tatſächlich in eine Erörterung 
über die Handhabung der Geſchäftsführung durch 
Sie einzutreten, da ſind Sie ganz brutal einfach 
zur Tagesordnung übergegangen. Ich habe nicht 
einmal Gelegenheit gefunden. zu beantragen, daß 
eine Erörterung über Ihre Maßnahmen wenig— 
ſtens in der nächſten Sitzung erfolgen ſoll. Sie 
geben uns ja gar nicht Gelegenheit, irgendwie zu 
Ihren Maßnahmen Stellung zu nehmen, auch jetzt 
nicht. Ich habe allerdings keine Urſache, nachdem 
ich tatſächlich nur zur Sache geſprochen habe, jetzt 
weiter fortzufahren, weil ich vermeiden möchte, 
daß ich vorzeitig abgewürgt werde. 

Wenn ich nunmehr auch hier beim Volkstags⸗ 
etat Methoden anſchlage, die der Herr Präſident 
mir wird geſtatten müſſen, weil ſie zur Sache ge- 
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hören, die aber dasſelbe bezwecken, was meine an⸗ 
deren Ausführungen auch bezweckt hätten, nämlich 
ein wenig länger zu ſprechen, ſo hat ſich das der 
Präſident ſelber zuzuſchreiben. Ich könnte jetzt z. 
B. ausrechnen, wieviel hier weniger eingeſetzt 
werden müßte, wenn der Volkstagspräſident mo⸗ 
natlich 200 G weniger erhält; dann macht das in 
einem Jahr die Summe von 2400 G aus. (Abg. 
Gerick: Schade um Ihre Kinder in der Schule!) 
Die Kinder ſind entſchieden gebildeter und klüger 
wie Sie. (Als Sie! im Zentrum.) Wenn man 
außerdem weiß, daß die Vizepräſidenten des 
Volkstags monatlich je 150 G extra erhalten, 
dann macht das im Jahr die Summe von 3600 
G aus. Wenn man diefe Summen zuſammen⸗ 
zählt, dann kommt tatſächlich ein ganz nettes 
Sümmchen heraus. Ich habe vorhin geſagt, daß 
einzelne Abgeordnete tatſächlich kein Einkom⸗ 
men haben, ſtempeln gehen müſſen und nicht im 
entfernteſten mit ihren Diäten ausreichen. Man 
kann alſo ohne weiteres die Frage aufwerfen, 
ob es nicht richtiger wäre, wenn man die Beträge 
für die Präſidenten, die ihr Amt wirklich „ord⸗ 
nungsgemäß“ verwalten, ordnungsgemäß im 
Sinne der Bougeoiſie, im Sinne des Truſtkapi⸗ 
tals, dieſen Abgeordneten zur Verfügung ſtellen 
könnte. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
durch Ihre jetzigen Ausführungen den Präſiden— 
ten Parteilichkeit vorgeworfen. Ich weiſe Ihren 
Vorwurf zurück und rufe Sie zur Ordnung. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Langnau.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.: Man könnte 
alſo tatſächlich erklären, es wäre beſſer, wenn man 
dieſe Summen tatſächlich den Abgeordneten zur 
Verfügung ſtellte, die ſtempeln gehen. Wenn wir 
beantragen, daß dieſe Sondervergütungen für die 
Volkstagspräſidenten zu ſtreichen ſind, ſo iſt das 
ſelbſtverſtändlich, daß wir damit mit aller Klar⸗ 
heit, mit aller Deutlichkeit dieſen Volkstagsprä⸗ 
ſidenten unfer Mißtrauen ausſprechen. Wir wif- 
ſen, daß das beſonders auf Grund der Vorfälle 
und Ereigniſſe, die ſich gerade in den letzten Wo- 
chen abgeſpielt haben, berechtigt iſt. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) 

Wir haben außer dem Antrag folgende Abän⸗ 
derungsanträge geſtellt: „Abſchnitt II, 1 unter 
Ausgabe ſind zu verändern: ſtatt 1 Aſſiſtent iſt zu 
ſetzen 5 Aſſiſtenten, ſtatt 2 Amtsgehilfen iſt zu 
ſetzen 3 Botenmeiſter. Dementſprechend ſind in 
Abſchnitt II, Stelle 2 die ganze Poſition und auch 
die dazu gehörigen Erläuterungen zu ſtreichen.“ 
Gerade dieſe Poſition hat hier im Volkstag ſchon 
eine ganze Menge Erörterungen hervorgerufen. 
Wir wiſſen, daß hier im Volkstag bereits ſeit 
Jahren der Kampf geführt wird, um die Ange— 
ſtellten des Volkstags in das Bamtenverhältnis 
zu überführen. Wir wiſſen, daß alle Parteien auch 
Verſprechungen gemacht haben, aber niemals 
daran dachten, ſie in die Tat umzuſetzen; wenn ſie 
die Möglichkeit dazu als Regierungspartei hatten. 
Wir haben hier beim Volkstag immer noch eine 
ganze Menge von Angeſtellten, die noch nicht ins 
Beamtenverhältnis überführt worden ſind, zur 
Zeit noch ſechs Angeſtellte. Warum ſind gerade die 
jetzt in der Regierung ſitzenden Parteien dagegen, 
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Angeſtellte ins Beamtenverhältnis zu 
ren? Weil gerade dieſe Parteien Gegner des Be— 
rufsbeamtentums ſind, und zwar ſowohl die Zen— 
trumspartei als auch die Sozialdemokratiſche Par- 
tei. Herr Abg. Hoppe, Sie mögen mich noch ſo er— 
ſtaunt anſehen. Wenn Sie perſönlich einen an- 
deren Standpunkt einnehmen, dann hat das nichts 
mit dem Standpunkt Ihrer Partei zu tun. Wenn 
Ihre Partei angeblich auch immer wieder zu do— 
kumentieren verſucht, fie fei Vertreterin und An- 
hängerin des Berufsbeamtentums, ſo iſt auch das 
nur eine Täuſchung. Ich möchte bei dieſer Gele— 
genheit auf den berüchtigten Brief Stegerwalds 
hinweiſen, den Sie nun einmal nicht aus der 
Weltgeſchichte ausmerzen können. Sie wiſſen, daß 
dieſer Stegerwaldſche Brief klar und kraß zum 
Ausdruck brachte, daß man tatſächlich beſſer führe, 
wenn man ſtatt 300 000 Beamte 100 000 Ange⸗ 
ſtellte hätte. Das werden Sie nicht leugnen kön— 
nen. Dieſe Stellungnahme haben Sie als Zen— 
trumspartei auch bei den Beratungen des Etats 
im Kreiſe Großes Werder eingenommen. Ihr Ber- 
treter, Dr. Zielinſki, ſträubte ſich dagegen, daß die 


Angeſtellten des Kreiſes ins Beamtenverhältnis 


übernommen würden. Herr Dr. Zielinſki erklärte, 
dann laſſe die Arbeitsfreudigkeit dieſer Leute nach. 
Die gleiche Erklärung gab der Herr Senator Reek 
namens der Sozialdemokratiſchen Partei im 
Kreistag ab. Alſo dort im Kreistag haben So— 
zialdemokratie und Zentrumsleute ſich gegen den 


Antrag der Kommuniſtiſchen Partei geſträubt, die 


Angeſtellten des Kreiſes ins Beamtenverhältnis 
zu überführen, und zwar beide mit der gleichen 
Begründung. Sie erklärten, die Arbeitsfreudig— 
keit dieſer Leute würde nachlaſſen. Das iſt nicht 
wegzuleugnen. (Eine andere Begründung, nicht 
dieſe! im Zentrum.] Dieſe Begründung iſt gegeben 
worden, wenn Sie fie auch abzuleugnen verſuchen, 
weil die Worte im Kreistag nicht ſtenographiſch 
feſtgehalten werden wie hier. Sie haben als So— 
zialdemokraten gemeinſam mit der Zentrumspar— 


tei gegen den Antrag der Kommuniſtiſchen Partei 


geſtimmt, die Angeſtellten ins Beamtenverhältnis 
zu überführen. (Aus anderen Gründen! im 
Zentrum.) Wenn Sie jetzt Bauchſchmerzen bekom— 
men, ſcheint die Sache doch nicht ſo einwandfrei zu 
fein. Es ift nun einmal Tatſache, daß Sie Geg- 
ner des Berufsbeamtentums find, daß Sie kein 
Intereſſe daran haben, daß dieſe Leute innerhalb 
des kapitaliſtiſchen Staates eine geſicherte Stel— 
lung haben, denn Sie brauchen nur Leute, die we— 
deln, die Ihnen die Hände küſſen, die das tun, was 
Sie haben wollen. Wir wiſſen ja auch, daß Sie 
dieſen Kurs ganz brutal in der Verwaltung durch⸗ 
führen, wer nicht pariert, der fliegt. Es wirkt 
dann um fo kraſſer, wenn Sie auf der andern 
Seite Ihr demokratiſches Geſicht zeigen und an⸗ 
geblich für Recht und Freiheit eintreten. 

Gerade auf dieſen Widerſpruch weiſen wir hin, 
daß Sie ſich auf der einen Seite als die Vertreter 
der „wahren Demokratie“ hinzuſtellen belieben 
und auf der anderen Seite in Wirklichkeit Dikta⸗ 
toren find. So ift es auch in bezug auf die Ange- 
ſtellten des Volkstages. In bezug auf dieſe An⸗ 
geſtellten möchte ich einmal auf die Ziele der Par⸗ 
teien in dieſer Frage ein wenig näher eingehen. 


p 


überfüh⸗ 
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Es handelt ſich hier tatſächlich um ein Komödien— 
ſpiel, das allerdings für die Beteiligten tragiſche 
Folgen hat. Man hat ſich jetzt bemüßigt gefühlt, 
einige Angeſtellte ins Beamtenverhältnis zu iber- 
führen. Aber gerade die Tatſache, daß man nur 
einige Angeſtellte ins Beamtenverhältnis über— 
führt und von den drei Amtsgehilfen einen ein- 
zigen herausläßt, beweiſt aufs deutlichſte, daß 
Sie von Ihren Beamten verlangen, ſie ſollen nach 
Ihrer Pfeife tanzen. Wer eine ſelbſtändige Mei- 
nung hat, wird eben nicht befördert, er wird eben 
nicht ins Beamtenverhältnis überführt. Nehmen 
wir aber die Frage der Umwandlung der Ange- 
ſtelltenſtellen in das Beamtenverhältnis, jo fön- 
nen wir feſtſtellen, daß Sie damit durchaus noch 
nicht irgend etwas für die Angeſtellten getan ha- 
ben. Sie wiſſen, daß Sie dadurch, daß Sie die 
Amtsgehilfen in die neue Beſoldungsgruppe XI 
eingereiht haben, für dieſe Angeſtellten nicht eine 
Verbeſſerung, ſondern eine Verſchlechterung ge— 
ſchaffen haben, und zwar eine ganz bedeutende 
Verſchlechterung. Sie haben ſie gegenüber der 
Lage, in der ſie ſich bis jetzt befanden, zurückge— 
ſtellt. Sie wiſſen außerdem, daß die Sozialdemo— 
kraten immer propagiert haben, daß für die Ar— 
beit auch der entſprechende Lohn zu zahlen iſt. 
Wir wiſſen, daß die Amtsgehilfen hier Telephon- 
dienſte leiſten müſſen. Trotzdem ſetzt man ihr Ge— 
halt wie das der Amtsgehilfen feſt, denkt nicht 
daran, mindeſtens eine Zwiſchengruppierung 
zwiſchen Amtsgehilfen und Telephoniſten zu ſchaf— 
fen. Wir wiſſen, daß Sie die Frage der Beſol— 


dung nach der Beſoldungsſtufe der Telephoniſten 


ablehnen, weil Sie erklären, die Amtsgehilfen 
ſeien nicht Nur-Telephoniſten, deshalb könne man 


‚fie nicht in die Gruppe der Telephoniſten einrei— 


hen. Aber Sie müſſen zugeben, daß ſie auch nicht 
Nur-Amtsgehilfen ſind, ſondern daß ſie neben die— 


ſer Arbeit auch noch den Telephondienſt zu ver— 


richten haben. Sie hätten alſo eigentlich in eine 
Zwiſchengruppe eingereiht werden müſſen. Sie 
denken nicht daran. Wenn es ſich darum handelt, 
irgend einen armen Schächer in der unteren Ver— 
waltung ein wenig beſſer zu ſtellen, dann ſchneiden 
Sie die Frage der Sparſamkeit an. Wenn es ſich 
aber darum handelt, einem Vizepräſidenten die 
Aufwandsentſchädigung von 350 auf 2 000 Gulden 
monatlich zu erhöhen, dann iſt man nicht ſo ſpar⸗ 
ſam, dann hat man dazu Gelder zur Verfügung. 
Es iſt alſo notwendig, daß man die Frage der 
Amtsgehilfen hier löſt. So wie Sie die Frage ge⸗ 
löſt haben, bedeutet das für die Betreffenden 
keine Verbeſſerung, für die zwei, die man ins Be⸗ 
amtenverhältnis übernommen hat, nur inſofern, 
als ſie jetzt feſt angeſtellt ſind und nicht mehr den 
Launen der jeweiligen Mehrheit des hohen Hau- 
ſes unterworfen ſind. Es iſt aber notwendig, daß 
man hier die Frage der Beſoldung anders regelt. 
Sie haben eine andere Arbeit wie die Amtsgehil- 
fen im ſonſt üblichen Sinne. Sie müſſen neben⸗ 
bei Telephondienſt verrichten, und deshalb müſſen 
ſie in eine andere Gruppe eingereiht werden. 
Wir wiſſen, daß Sie auch beim Stellenplan mit 
Abſicht nicht die Gruppe der Telephoniſten für den 
Volkstag geſchaffen haben. Es iſt aber die Gruppe 
der Botenmeiſter vorhanden. Wir haben deshalb 
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beantragt, um wenigſtens einen Ausgleich herbei— 
zuführen, daß man die Amtsgehilfen zu Boten- 
meiſtern macht. Irgend eine bemerkenswerte Ber- 
beſſerung wird auch nach der Annahme unſerer 
Anträge, d. h. wenn das Menſchenunmögliche ein⸗ 
treten würde, auch nicht erreicht. Wenn man die 


Amtsgehilfen zu Botenmeiſtern macht, dann find 


(B) 


fie nach der neuen Beamtenbeſoldung ungefähr in 
die Gruppe eingereiht, in der ſie ſich jetzt befin— 
den. Deshalb unſer Abänderungsantrag, daß die 
Amtsgehilfen in die Beſoldungsordnung als Bo- 
tenmeiſter eingereiht werden. 

Nun noch zu der Frage des Amtsgehilfen, den 
man noch nicht in das Beamtenverhältnis iber- 
nommen hat. Wir haben, um alle Parteien zu 
zwingen, hier offen Farbe zu bekennen, einen 
Eventualantrag geſtellt, den wir jetzt einbringen 
werden. Wir werden gerade bei dieſem Eventual— 
antrag namentliche Abſtimmung beantragen, um 
zu dokumentieren, wer mit der Methode einver— 
ſtanden iſt, daß man nach der Gunſt der Parteien 
zwei Amtsgehilfen ins Beamtenverhältnis über— 
nimmt, während man den dritten noch im Ange— 
ſtelltenverhältnis läßt. Wir haben deshalb fol— 
genden Eventualantrag zur dritten Beratung des 
Haushaltsplans des Volkstags geſtellt: 

Ausgabe Abſchnitt II, Stelle 1 ſtatt 2 Amtsge- 
hilfen iſt zu ſetzen 3 Amtsgehilfen. Unter Exläute⸗ 
rungen ijt in II, 2 zu ſtreichen ein Amtsgehilfe. Die 
entſprechende Etatpoſitionen ſind umzuändern. 

Ich müßte eigentlich jetzt ſchon namentliche Mb- 
ſtimmung beantragen; denn nach den Methoden 
des Herrn Präſidenten Spill iſt es möglich, daß 
er mir nachher nicht das Wort zur Geſchäftsord— 
nung gibt, wenn ich einen entſprechenden Antrag 
ſtellen will. Das haben wir am Freitag bereits 
einige Male erfahren müſſen. Wenn wir hier 
dieſe Frage ſo eingehend angeſchnitten haben, ſo 
haben wir es getan, um das Geſicht der Parteien 
zu zeigen. Die Parteien befördern nicht etwa, 
weil die Beförderung im Intereſſe des Dienſtes 
notwendig ift, weil durch die Beförderung die ent- 
ſprechende Arbeit bezahlt werden ſoll, ſondern nur, 
um parteipolitiſche Ziele zu verfolgen. Wir ha— 
ben erklärt, daß wir das verſtehen, daß wir aber 
alles tun werden, um dann ihre Phraſen von der 
„wahren Demokratie“, von dem „Aufſtieg der 


Tüchtigen“ in aller Oeffentlichkeit zu brand— 
marken. 
Wir haben außerdem noch einen anderen 


A eingebracht, der folgendermaßen 
autet: 

Die Beamten und Angeſtellten des Volkstages 
erhalten eine monatliche Sonderzulage von je 50,— 
Gulden. 

Was haben wir bei dieſem Abänderungsantrag 
verlangt? Daß die Angeſtellten ins Beamten— 
verhältnis zu übernehmen ſind, und zwar ſo, daß 
ſie tatſächlich eine Verbeſſerung erfahren. Wir 
wiſſen, daß dieſe Verbeſſerung notwendig iſt, denn 
es iſt uns bekannt, daß gerade die Volkstagsbe— 
amten unter beſonderen Zuſtänden und Verhält⸗ 
niſſen zu arbeiten haben. Wir wiſſen, daß gerade 
die letzten Monate es gezeigt haben, daß die 
Kräfte der Volkstagsbeamten und Angeſtellten in 
unerhörter Weiſe in Anſpruch genommen worden 
ſind, und zwar nicht aus dem Grunde, wie man 
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es immer hinzuſtellen beliebt, durch die ſogenannte 
Obſtruktion der Kommuniſten, ſondern durch die 
Methoden der Koalition, durch die Methoden, mit 
der die Koalitionsparteien hier die einzelnen Ge- 
ſetze und auch jetzt wieder den Haushaltsplan ver⸗ 
abſchieden. Wir wiſſen, daß auch bei den Aus- 
ſchußberatungen die Angeſtellten des Volkstages 
bis ſpät in die Nacht hinein, bis 2 und 3 Uhr hier 
ſitzen mußten, und wir wiſſen, daß das durchaus 
nicht nur einmal geſchah, ſondern drei- bis vier⸗ 
mal in der Woche. Wir wiſſen, daß niemand dar- 
auf Rückſicht nimmt, daß die einzelnen Parteien 
ſich den Volkstagsbeamten und Angeſtellten ge— 
genüber damit entſchuldigten, Schuld daran wären 
die Kommuniſten, die ſoviel ſprechen, Schuld wä— 
ren die Kommuniſten mit ihrer „Obſtruktion.“ Da⸗ 
bei hat ſelbſt der Abgeordnete Gehl zugeben müſ— 
jen, daß in den Ausſchüſſen nur ſachliche Arbeit ge- 
leiſtet worden iſt. Dadurch hat er ſelbſt zugege— 
ben, daß es die Schuld der Regierungsparteien 
war, wenn man die Volkstagsangeſtellten und 
Beamten zwang, auch die ganzen Nächte hier auf- 
zuſitzen. Wenn die Vertreter der einzelnen Par— 
teien hier auch ſolange ſaßen, ſo wiſſen wir ja, 
daß die Vertreter der einzelnen Fraktionen für 
dieſe Ausſchußſitzungen noch ihre beſonderen Diä— 
ten beziehen, daß ſie ja zu ihrem Gehalt auch noch 
eine beſondere Aufwandsentſchädigung beziehen. 
Aber bekommen nun auch die Beamten und Ange— 
ſtellten des Volkstages für diefe langen Nacht: 
ſitzungen eine beſondere Entſchädigung? Daran 
denkt niemand. Denken Sie endlich daran, bei 
dieſen Angeſtellten den Achtſtundentag in die 
Wahrheit umzuſetzen? Sie denken nicht im ent— 
fernteſten daran. Sie denken auch nicht daran, 
den Volkstagsbeamten und -Angeſtellten eine pe- 
ſondere Entſchädigung für ihre Arbeit zu geben 
und gerade deshalb haben wir den Antrag einge— 
bracht, den Beamten und Angeſtellten des Volks⸗ 
tages mit Rückſicht auf die außerordentlichen Ver- 
hältniſſe, die hier vorhanden ſind, einen monat⸗ 
lichen Sonderzuſchlag von 50 Gulden zu gewähren. 
Wir werden auch für dieſen Antrag namentliche 
Abſtimmung beantragen, um das wahre Geſicht 
der einzelnen Parteien zu erkennen. 


Nun haben wir beantragt, auch den Beitrag 
für die interparlamentariſche Union und Handels- 
union in Höhe von 2000 Gulden zu ſtreichen. Die- 
ſen Antrag hat ſchon mein Fraktionskollege, der 
Abg. Opitz, begründet, und ich will deshalb nur 
ganz kurz noch einmal dazu Stellung nehmen. 
Wozu iſt die interparlamentariſche Union da? 
Sie iſt dazu da, daß die Vertreter des Parlamen— 
tarismus, der „wahren Demokratie“ miteinander 
beratſchlagen können über dieſe Hülle und Deck— 
mantel der Diktatur des Kapitals. Deshalb ſind 
hier dieſe 2000 Gulden eingeſetzt und auch nur zu 
dieſem Zwecke ſollen fie verwandt werden, aljo 
für einen rein arbeiterfeindlichen Zweck. 

„Dann finden wir hier zur Verfügung des Prä- 
ſidenten die Summe von 3000 Gulden eingeſetzt. 
Wenn wir uns gerade dieſen Präſidenten an⸗ 
ſchauen, dem die Verfügung über dieſe 3000 Gul⸗ 
den zuſteht, dann können wir von vornherein er- 
klären, daß der Herr Präſident dieſe Mittel nur 
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verwenden wird, um damit faſchiſtiſche Zwecke zu 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
verfolgen, daß er dieſes Geld bereitſtellen wird für 
ſolche Zwecke, die ſich arbeiterfeindlich auswirken. 
Wir ſehen alſo, daß der Volkstagsetat tatſächlich 
auch das Geſicht der herrſchenden Klaſſe trägt, der 
Klaſſe der Bourgeoiſie, wir ſehen, daß auch der 
Volkstagsetat den Nachweis erbringt, daß in der 
klaſſengeſpaltenen Geſellſchaft das Kapital und 
ſeine Beauftragten die Macht ausüben und daß 
es Phraſe iſt, von einer Volksvertretung hier zu 
ſprechen, und gerade die letzten Ereigniſſe haben 
dies ſtark unterſtrichen. Wir wiſſen, daß gerade 
durch die Maßnahmen des Präſidiums des Volks⸗ 
tages in der letzten Zeit die demokratiſch-pazifiſti⸗ 
ſche Fratze des Parlamentarismus entlarvt iſt, 
daß man hier überging zu faſchiſtiſchen Methoden. 
Man will eben mit aller Gewalt den Vertretern 
der revolutionären Arbeiterſchaft das Sprechen 
hier im Volkstag verweigern, und zwar deshalb 
verweigern, weil gerade dieſer Etat reaktionärer 
und ſozialfeindlicher iſt als alle bisherigen Etats, 
und weil man es gerade in dieſem Jahre verſtan— 
den hat, ſchärfer noch als in den verfloſſenen Jah- 
ren, das arbeiterfeindliche Geſicht dieſes Etats zu 
verdecken. Wir Kommuniſten werden dagegen 
den ſchärfſten Kampf führen, um diefe Arbeiter- 
feindlichkeit ſämtlicher Etats nachzuweiſen, um 
hier zu zeigen, wie in Wirklichkeit die Sozialdemo— 
kratiſche Partei abgewichen iſt von ihren Wahlver- 
ſprechungen, wie gerade die Sozialdemokratiſche 
Partei gezeigt hat, daß fie nach 11% Jah- 
ren Koalition nicht im geringſten ihre Verſprechen 
erfüllt hat. Wenn Sie, Herr Loops, von Dauer⸗ 
reden ſprechen, ſo möchte ich darauf nur erwidern, 
ich wäre beſtimmt in einer Viertelſtunde fertig 
geworden, wenn nicht wieder Ihr Präſident in 
dieſer brutalen Art und Weiſe verſucht hätte, mich 
mundtot zu machen. Sie haben ſich das ganz 
allein zuzuſchreiben. Ich hatte keine Urſache, hier 
ſtundenlang zum Etat zu ſprechen. 

Wenn wir außerdem unter Abſchnitt II, 3 eine 
Poſition eingeſetzt ſehen als Reiſekoſten in Höhe 
von 375 Gulden. fo weiß ich wirklich nicht, welchem 
Zweck dieſe Reiſekoſten denn noch dienen ſollen. 
Die Aufwandsentſchädigungen, die Reiſekoſten 
und die Fahrgelder für die einzelnen Abgeordne— 
ten ſind doch bereits feſtgelegt im Abſchnitt I, 1 
und 2 der Ausgaben. Nun ſtellt man erſtaunt feſt, 
daß außer dieſen Reiſekoſten und Fahrgeldern in 
Höhe von 25 000 Gulden noch 375 Gulden ertra 
als Reiſekoſten eingeſetzt ſind. Warum? (Abg. 
Hohnfeldt: Für den Direktor!) Wahrſcheinlich 
auch für den Präſidenten. Ich weiß nicht, vielleicht 
erlaubt ſich der Präſident öfter Extratouren, wir 
wiſſen ja auch, daß über dieſe Extratouren auch 
die bürgerlichen Zeitungen ſchon berichtet haben. 
Wenn dem Herrn Direktor ſeine Reiſeſpeſen extra 
vergütet werden, dann müſſen wir fragen, ob 
dieſer Herr ſeine Reiſen bei ſeinem ſehr hohen 
Gehalt nicht ſelbſt bezahlen kann. Ich kann mir 
nicht denken, welche Reiſen dieſer Herr im „In⸗ 
tereſſe“ des Volkstages zu unternehmen hat. Ich 
kann das beim beſten Willen nicht feſtſtellen, es 
ſei denn, daß dieſer Herr Direktor der Zwiſchen— 
träger zwiſchen den einzelnen Parteien iſt und von 
einem Fraktionsführer zum andern fährt, um die 
Abwürgungsmaßnahmen des 


Präſidiums des 
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Volkstages gegenüber der Kommuniſtiſchen Par- 
tei vorher zu beſprechen. In dieſem Zuſammen⸗ 
hange können wir tatſächlich feſtſtellen, daß dieſe 
in den Etat eingeſetzten 375 Gulden tatſächlich 
eine Summe ſind, die ſich einzig und allein gegen 
die Kommuniſtiſche Partei auswirkt. 

Ich erklärte vorher, daß die Gewaltmaßnah⸗ 
men, die ganz beſonders der ſozialdemokratiſche 
Präſident Spill anwendet, das wahre Geſicht des 
Parlamentarismus zeigen und beweiſen, daß der 
Parlamentarismus nur nichts anderes iſt, als eine 
Farce. Wir erklären, daß wir trotz dieſer Gewalt: 
maßnahmen unſeren Kampf weiterführen werden. 
Wenn alle bürgerlichen Parteien und auch die So— 
zialdemokratiſche Partei erklärt haben, wir trie— 
ben hier Obſtruktion, dann ſagen wir, daß wir uns 
trotz dieſer Erklärung der bürgerlichen Parteien 
und der Sozialdemokratie nicht abhalten laſſen 
werden, den Kampf für die Intereſſen des Prole— 
tariats in der Form weiterzuführen, wie bisher. 
Deshalb werden wir zu allen Etats in der Form 
ſprechen, die notwendig ift, um hier für die Jnter- 
eſſen des Proletariats zu kämpfen. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, iſt ſchließe die Beſprechung 
zum Volkstagsetat. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
den Antrag bereits in meinen Ausführungen ge- 
ſtellt und möchte ihn wiederholen, damit er nicht 
vergeſſen wird. Ich beantrage, daß über unſeren 
Eventualantrag in Druckſache Nr. 820 namentlich 
abgeſtimmt wird, nachdem über den Eventualan- 
trag abgeſtimmt iſt, den ich dort eingereicht habe. 
Es wäre dann alfo zuerſt über unſeren Abände⸗ 
rungsantrag in der Druckſache Nr. 820 abzuſtim⸗ 
men, dann über den Abänderungsantrag, den ich 
dem Präſidium eingereicht habe und zuletzt über 
den Eventualantrag in Druckſache Nr. 820. 

Beim Eventualantrag beantragen wir nament— 
liche Abſtimmung. Die Begründung dafür habe 
ich bereits gegeben. Die Parteien ſollen hier offen 
erklären, ob fie mit der Ungerechtigkeit einver— 
ſtanden find, daß man alle Amtsgehilfen ins Be- 
amtenverhältnis übernimmt, aber den einen im 
Angeſtelltenverhältnis läßt, weil er ſich den Par⸗ 
teien gegenüber nicht ſo „lieb Kind“ zeigt, wie 
vielleicht die übrigen Angeſtellten. 


„Vizepräſident Dr. Bogdan: Wir kommen zu: 
nächſt zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
1155 in Druckſache Nr. 820, ſoweit er Hauptantrag 
iſt: 


Ausgabe: 
Abſchnitt I, Stelle 1: 
Unter Erläuterungen find zu ſetzen: Die Sonder- 
vergütungen der Volkstagspräſidenten ſind zu 
ſtreichen. 
Abſchnitt II, Stelle 1: 
Statt „1 Aſſiſtent“ ift zu ſetzen „5 Aſſiſtenten (VII)“. 
Statt „2 Amtsgehilfen“ ift zu ſetzen „3 Botenmei⸗ 
fter (VI) “. 
Abſchnitt II, Stelle 2: 
Iſt mit den Erläuterungen zu ſtreichen. 
Abſchnitt VI, Stelle 1: 
wird geſtrichen. 3 
Die Abſchlußziffern im Haushaltsplan find 
ſprechend zu ändern. 


ent⸗ 
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(Bizepräfident Dr. Bogdan) ; 
Wer für diefen Abänderungsantrag ift, bitte ich, 
ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit; er iſt ab⸗ 
gelehnt. Dann iſt der erſte Eventualantrag einge⸗ 
gangen, ich bitte ihn zu verleſen. 
Malikowſti, Frau, Schriftführer: 
Ausgabe: Abſchnitt II, Stelle 1: , 
Statt „2 Amtsgehilfen (Y)“ ift zu ſetzen „3 Amts⸗ 
gehilfen (V)“. Unter Erläuterungen ift in U, 2 zu 
ſtreichen: „1 Amtsgehilfe (J)“. x 
Die entſprechenden Etatspofitionen find umzuändern. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Bezüglich dieſes 
Eventualantrages iſt namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt worden. Wird der Antrag auf namentliche 
Abſtimmung unterſtützt? (Abg. Plenikowſki: Zäh⸗ 
len Sie mal erft!) Die Anterſtützung reicht aus. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. Ich bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Das vor⸗ 
läufig feſtgeſtellte Ergebnis iſt folgendes: Es ſind 
83 Stimmfarten*) abgegeben, 56 mit Nein, 27 mit 
Ja. Der Eventualantrag iſt abgelehnt. (Abg. 
Plenikowſki: Beamtenfeindlichkeit des Zentrums!) 
Wir kommen nunmehr zum zweiten Eventualan⸗ 
trag, der in Druckſache Nr. 820 enthalten iſt: 
Abſchnitt II, Stelle 1: 
Die Beamten und Angeſtellten des Volkstages er⸗ 
halten eine monatliche Sonderzulage von je 50,00 
Gulden. 
Auch bezüglich dieſes Antrages iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. (Abg. Plenikowſki: Ausbeu⸗ 
tung der Volkstagsbeamten!) Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht nicht aus. 
Namentliche Abſtimmung kommt daher nicht in 
Frage. Ich laſſe nun über den Eventualantrag in 
Druckſache Nr. 820 abſtimmen. Wer dafür iſt, 
bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr 
zur Abſtimmung über den Volkstagsetat ſelbſt. Wer 
den Etat in der vorliegenden Faſſung annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr— 
heit, der Etat iſt angenommen. Ich rufe die An— 
lage 2 auf: 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Zuſammen 
abgegebene Stimmen 83, davon mit Ja 27, mit Nein 56. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Dr. Blavier, Dinklage, 
Dyck II. Falkenberg. Geisler, Hennke. Hohnfeldt. Dr. 
Hoppenrath, Jahr, Jantzen, Frau Kalähne, Kreft Paul, 
Langnau. Lemke W. Liſchnewſki, Frau Meyer, Mrocz- 
kowſti, Müller Bernhard, Müller Paul, Müller Walter, 
po Papke, Plenikowſki, Rahn, Schütz, Schwartz, Vol⸗ 
erthun. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergund, Beyer, 
Bock, Bohner, Brennert, Brill, Eiſerloh, Frau Falk, Fi⸗ 
iher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Hackbardt, 
Hallmann Robert, Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowſki, Jo- 
ſeph, Kailer, Karſchewſti, Klein, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Knauſt, Kruppke, Lemke Bruno, Leu, Loops, Frau Ma⸗ 
likowſti, Mau, Moritz, Frau Müller, Frau Pauls, Plett- 
ner, Frau Prillwitz, Raap, Frau Richter Rogalewii, 
Rogozinifi, Rohde, Schilke, Schmidt Eduard, Schmidt 
Friedrich, Selow, Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, 
Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Beſſer, 
Bertling, Dr. Bing, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, 
Burandt, Cierocki, Doerkſen, Dumont, Friedrich, Hall⸗ 
mann Rudolf, Karkutſch, Klawitter F., Frau Kreft, Ku⸗ 
rowſti, Lendzion, Manthei, Mathieu, Meyen, Miſzewſki, 
Dr. Moczynſki, Neubauer, Philipſen, Raſchke, Regier, 
Rehberg, Schwegmann, Senftleben, Dr. Unger, Weiße, 
Zarſke, Dr. Ziehm, Frau Zuper. 
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waltung. 
Druckſache Nr. 734. Dazu Entſchließungen in 
Druckſache Nr. 770, I und 794. Ich eröffne die 
a Das Wort hat der Herr Abg. Paul 
reft. 


Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Durch die Ausſchußberatungen zog ſich wie ein 
roter Faden immer wieder die Aeußerung ſämt⸗ 
licher Vertreter, daß unbedingt Sparmaßnahmen 
innerhalb des Staates durchgeführt werden müß⸗ 
ten. Es zog ſich immer wieder durch alle Reden 
die Behauptung, daß unbedingt in abſehbarer Zeit 
beſtimmte Maßnahmen durchgeführt werden miij- 
ſen, weil 55 Prozent der geſamten Einnahmen 
des Staates für Beamtengehälter verwandt wer- 
den und auf dieſem Gebiet unbedingt etwas ge- 
ſchehen müſſe. Wer unſere Abänderungsanträge 
geleſen hat, muß feſtſtellen, daß ſie ſich im Grunde 
auf dieſer Linie bewegen, d. h. unſere Anträge 
wollen alles das, was in den letzten Tagen zum 
Ausdruck gekommen iſt, ſie wollen die Parteien 
vor die Probe ſtellen, ob ihre Ausführungen nicht 
bloß ein leeres Gerede ſind, ſondern ob ſie etwas 
von einer realen Tatſache an ſich haben. Aus dieſem 
Grunde haben wir in dieſem Etat beſtimmte 
höhere Beamtengruppen geſtrichen und beantra— 
gen, entſprechend unſerm Abänderungsantrag zu 
verfahren. 

Weiter haben wir feſtgeſtellt, daß an einzelnen 
Poſitionen ohne weiteres Kritik geübt werden 
muß. Das ſind die ſogenannten Notſtandsbeihil⸗ 
fen. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man 
ſpeziell der unteren Beamtenſchaft eine ſolche Ge- 
haltsregelung zubilligen ſoll, daß ſie auf be⸗ 
ſtimmte Notſtandsbeihilfen verzichten kann. Wei⸗ 
ter wiſſen wir an Hand der Erfahrungen, das iſt 
uns von mittleren Beamten mitgeteilt worden, 
daß die Beihilfen nicht denjenigen zuteil werden, 
die wirklich bedürftig ſind. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß die ſogenannten Notſtandsbei⸗ 
hilfen ohne weiteres aus dem Etat verſchwinden 
müſſen. Wir hatten geglaubt, daß ſpeziell die 
jetzige Koalitionsregierung mit beſtimmten Po⸗ 
ſitionen im Etat, die ſelbſtverſtändlich auch in der 
Vergangenheit drin ſtanden, ohne weiteres auf— 
räumen würde. ö 

Weiter müſſen wir feſtſtellen, daß eine Summe 
von 45 000 Gulden für Vorſchüſſe für Bauzwecke 
für die Beamtenſchaft bereitgeſtellt worden iſt. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man das 
Bauproblem mit dieſer Art von Zuſchüſſen nicht 
löſen wird. Wir haben an Hand von Erfahrun⸗ 
gen feſtgeſtellt, daß ſich mit dieſen Zuſchüſſen 
meiſtens höhere Beamte unter Hinzuziehung von 
mittleren und unteren Villen gebaut haben. Ich 
erinnere nur an die Schupoſiedlung und eins beim 
andern, ſodaß alſo dieſe Vorſchüſſe meiſtens den 
Zweck erfüllt haben. daß beſtimmte höhere Be- 
amtengruppen zu billigen Villen gekommen ſind. 
Da dadurch bis zu einem gewiſſen Grade die Er- 
werbsloſigkeit noch weiter hochgehalten wird, kön⸗ 
nen wir es nicht verſtehen, daß man noch immer 
oieſe Methoden anwendet, um das Wohnungs- 
elend zu beſeitigen. Auch hier müſſen wir feſtſtel⸗ 
len, daß alles beim alten geblieben iſt. 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

Etwas fällt uns bei dieſem Etat beſonders 
auf, und das ſind die 100 000 Gulden für die 
Preſſe. Wir Kommuniſten und auch die Sozialde⸗ 
mokraten in ihrer Vergangenheit haben immer 
den Standpunkt vertreten, daß die Preſſe be— 
ſtimmte Funktionen innerhalb des kapitaliſtiſchen 
Staates hat. Das beweiſen uns die 100 000 Gul- 
den. Wir wiſſen, daß die Preſſe beſtimmte Maht- 
aruppierungen innerhalb des kapitaliſtiſchen 
Staates vertritt. Wir haben feſtzuſtellen, daß ver- 
mittels dieſer 100 000 Gulden aller Unſinn und 
aller Unfug, den letzten Endes der Senat und die 
Regierung vollbringen, durch dieje Geldzuwen— 
dungen an die Preſſe verheimlicht wird. Weiter 
wird vermittels dieſer Geldzuwendungen das 
Volk ſyſtematiſch in Dummheit gehalten. Wer in 
dieſer Beziehung die letzten Volkstagsberichte 
durchgeleſen hat, muß feſtſtellen, daß die 100 000 
Gulden von der geſamten Preſſe verdient worden 
ſind. Ich nehme an, daß die Redaktionen ihre Auf⸗ 
merkſamkeit darauf konzentrieren werden, um in 
Zukunft noch mehr zu erhalten. Dem Senat wer- 
den außerdem 25 000 Gulden zur Verfügung ge- 
ſtellt. Wir Kommuniſten ſtehen auf dem Stand— 
punkt. daß in dieſer Zeit der Wohnungsnot und 
der Erwerbsloſigkeit wirklich kein Geld da ſein 
ſollte, um im Artushof oder in einem anderen 
Reſtaurationsbetrieb große Feſteſſen zu veran⸗ 
ſtalten. Wir ſehen, daß dieſe Summe genau wie 
in den vergangenen Jahren auch wieder im Etat 
enthalten iſt. In der Vergangenheit hat beſonders 
der Herr Abg. Rahn und die Sozialdemokratiſche 
Partei, als diefe Summe 5 oder 10 000 Gulden 
betrug, dieſe Poſition überaus ſcharf kritiſiert. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man heute 
kein Geld für ſolche Aufwendungen auszugeben 
braucht. 

Was mir perſönlich in den Etats auffällt, ſind 
die verſchiedenen Poſitionen für die ſogenannte 
Geodätiſche Konvention. Da glauben wir, daß es 
in Zukunft möglich ſein wird, daß man ſämtliche 
Ausgaben für dieſen Zweck auf eine Etatspoſi⸗ 
tion bringt. Ich ſehe in dem jetzigen Verfahren 
eine Verſchleierung. Wir als Arbeiter möchten das 
ſo überſichtlich wie nur möglich haben, da wir uns 
auch noch mit andern Sachen zu beſchäftigen 
haben. 

Dann das Statiſtiſche Landesamt. Ich wage 
dabei erſtens ſehr ſtark zu bezweifeln, ob wir da 
einen Direktor brauchen. Ich nehme wohl an, daß 
wir tüchtige Kräfte haben müſſen, die in Zukunft 
die Inderziffern. die bei allen Lohnverhandlun⸗ 
gen ſo wichtig ſind, nach andern Geſichtspunkten 
aufſtellen. Man kann nicht weiter nach dem alten 
Modus verfahren, d. h. daß man für eine Familie 
mit vier Köpfen die Preiſe der billigſten Lebens⸗ 
mittel feſtſtellt und dementſprechend die Teue⸗ 
rungszahlen ermittelt. Darauf bauen ſich dann die 
Löhne für die Arbeiter auf. Es wird unbedingt 
notwendig jein, daß man beim Statiſtiſchen Lan⸗ 
desamt den Direktor abſchafft. Dann muß eine 
Anweiſung gegeben werden. daß ſo genau wie 
möglich eine Berechnung der Indexzahlen durchge⸗ 
führt werden muß. Meiner Meinung nach kann die 
alte Methode nicht mehr beibehalten werden. Ich 
glaube, es wird Aufgabe der Regierung ſein, dies 
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durchzuführen. Ich wage allerdings, dies ſtark zu 
bezweifeln, Wenn die Regierung ein beſtimmtes 
Intereſſe gehabt hätte, hätte ſie ſchon auf dieſem 
Gebiet beſtimmte Arbeitsleiſtungen durchgeführt, 
indem man vor allen Dingen den Direktor ab— 
ſchafft und für andere Berechnungsmethoden auf 
dem Statiſtiſchen Landesamt ſorgt. Ich nehme 
alſo an, daß auch die jetzige Regierung ein be— 
ſtimmtes Intereſſe daran hat, nicht eine richtige 
Feſtſtellung der Indexzahlen durchzuführen. weil 
dadurch nach Ihrer Auffaſſung eine größere Be— 
laſtung der Wirtſchaft eintreten würde. Die Ar: 
beiterſchaft würde an Hand der höheren Index⸗ 
ziffern einen höheren Lohn beanſpruchen. Das 
Weſentliche bei dieſem Etat iſt, daß keine von den 
Parteien, die ſoviel vom Beamtenabbau, von der 
Belaſtung der Wirtſchaft reden, zu all dieſen wich— 
tigen Poſitionen, vor allem zum Abbau der höhe— 
ren Beamten keine Stellung genommen und auch 
keine diesbezüglichen Abänderungsanträge geſtellt 
haben. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre— 
chung über den Haushaltsplan der Allgemeinen 
Verwaltung. Es liegt zunächſt der Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 818 vor: 
Ausgabe: 
1. In Abſchnitt A I, 1b ift zu ſtreichen 
„1 Staatsrat, 1 Oberregierungsrat“, für „3 Regie⸗ 
rungsräte“ iſt zu ſetzen „4 Regierungsräte“, für 
„1 Kanzleioberſekretär“ iſt zu ſetzen „2 Kanzleiober⸗ 
ſekretäre“. 
2. In Abſchnitt A I, 1c ift zu ſtreichen „1 Leiter 
(XIID“ 


3. In Abſchnitt A (I)) 6 ift zu ſtreichen „Für Preje- 
und Werbeangelegenheiten 100 000“. 
4. In Abſchnitt B I, 1 iſt zu ſtreichen „1 Direktor 
(XII / XIII)“. 
Ich bitte die D. u. H., die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Abänderungsantrag ift abgelehnt. Wir ftim- 
mm nunmehr über den Etat der Allgemeinen Ver⸗ 
waltung ab. Wer ihn annehmen will, den bitte ich, 
ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt 
angenommen. Es liegen nunmehr noch zwei Ent⸗ 
ſchließungen zu dieſem Etat vor, zunächſt die Ent⸗ 
ſchließung der Deutſchnationalen Fraktion in der 
Druckſache Nr. 770, I: 

Der Senat wird erſucht, in dem durch die Neu— 
ordnung der Beſoldung notwendig gewordenen Gtel- 
lenplan für 1929 die Aufſtiegsmöglichkeiten für die 
Beamten den preußiſchen bezw. deutſchen Verhält⸗ 
niſſen möglichſt anzupaſſen. 

: Wer für die Annahme dieſer Entſchließung ift, 
bitte ich ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit, 
die Entſchließung iſt abgelehnt. Dann kommen wir 
zru Abſtimmung über die Entſchließung in der 
Druckſache Nr. 794: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wolle auf Grund der Härtemilderungs⸗ 
beſtimmung im § 51 des Beſoldungsgeſetzes diejenigen 
Kanzleiaſſiſtenten, die mindeſtens feit dem 1. Januar 
1924 als Beamte im Kanzleidienſt tätig ſind, nicht 
ſchlechter behandeln als diejenigen, die am 31. 3. 20 
Kanzleianwärter waren. 

Hennke, Friedrich, Jahr. 

Wer für Annahme dieſer Entſchließung iſt, den 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit. 
(Abg. Plenikowſki: Die Deutſchnationalen ſtim⸗ 
men nicht einmal für ihre eigenen Anträge, eine 
Komödie!) Ich rufe Anlage 3 auf: 
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Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 


heitsweſen. 
Druckſache Nr. 735. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. ; i 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wie die 
Oppoſition gerade der Deutſchnationalen ausſieht, 
das beweiſt die Abſtimmung über die letzte Ent⸗ 
ſchließung. Die Deutſchnationalen bringen dieſe 
Entſchließung zu dieſem Etat ein und nicht ein ein⸗ 
ziges Mitglied der Deutſchnationalen Partei do— 
kumentiert durch Aufſtehen, daß es für feinen An- 
trag ſtimmt. (Abg. Schwegmann: Sie haben ſich 
geirrt, Herr Plenikowſti!) Ich habe ziemlich genau 
aufgepaßt, es war der Antrag, der eingebracht 
worden war von Hohnfeldt und der Beamtenpar⸗ 
tei und von Ihnen mit unterſchrieben iſt. Das 
beweiſt die Art und Weiſe, in der Sie hier arbei— 
ten. Es beſteht nämlich keine Oppoſition bei den 
Bürgerlichen. ; 

Der ſoziale Etat gehört mit zu den Etats, die 
für uns die wichtigſten find. Wir haben nun be- 
reits anläßlich der zweiten Beratung zu dieſem 
Etat Stellung genommen. Es iſt aber nicht wahr, 
wenn gerade in bezug auf die Ausführungen, die 
ich zum ſozialen Etat gemacht habe, die bürger⸗ 
lichen Zeitungen und auch die „Volksſtimme“ von 
ſtundenlangen Ausführungen ſprachen, die gar 
nicht zur Sache gehörten. Ich habe zu dem ſozi⸗ 
alen Etat ungefähr 114 Stunde geſprochen, und 
wenn man ſich den ſozialen Etat anſieht mit allen 
ſeinen vielen wichtigen Poſitionen und wenn man 
als Vertreter der werktätigen Bevölkerung hier 
ſpricht, dann muß man ſchon wirklich ſagen, wenn 
man eine Stunde zu dem ſozialen Etat ſpricht, 
dann iſt das das mindeſte, was man tun kann. 
Ich habe bei der zweiten Beratung unſere Abände⸗ 
rungsanträge zu Gruppen zuſammengefaßt und 
habe an Hand dieſer Gruppen dann unſere Abän⸗ 
derungsanträge erläutert. Ich will heute einen 
anderen Weg gehen, ich will auf die einzelnen Ab⸗ 
änderungsanträge ſelbſt eingehen, vor allen Din- 
gen ſchon deswegen, um nicht vielleicht zur Sache 
gerufen zu werden. 

Wir haben zunächſt einmal verlangt, daß die 
Poſition in Abſchnitt A J, 6 von 6000 Gulden auf 
30 000 Gulden zu erhöhen ift. Um welche Poſition 
handelt es ſich dabei? Wir finden hier als außer— 
ordentliche über den Rahmen der Wohlfahrts- 
pflege hinausgehende Anterſtützungen zur Behe- 
bung beſonderer Notſtände und der Milderung der 
Folgen von Unglücksfällen 6000 Gulden eingeſetzt. 
Ich habe im Ausſchuß bereits zur Genüge die Ge- 
ringfügigkeit dieſer Summe ſtark kritiſiert, ebenſo 

ei der zweiten Beratung. Wir ſehen, daß ſich 
nichts geändert hat, daß man dieſe Poſition nicht 
um einen Pfennig erhöht, ſondern daß die Mus- 
gaben gegenüber 1928 für dieſe außerordentlichen 
Fälle um 4000 Gulden gekürzt find, Iſt die heutige 
Situation etwa ſo, daß man erklären kann, die 


1869 


durch die Rationaliſierungsmethoden, dann mif- 
ſen wir gleichfalls eine ungeheure Steigerung von 
Unglücksfällen feſtſtellen und auch ſolcher Unglüds- 
fälle, für die nicht infrage kommt die Gewährung 
von Invalidenrente. Alſo wir werden feſtſtellen 
können eine von Jahr zu Jahr fih ſteigernde Mn- 
zahl von Unglücksfällen, bei denen die Behebung 
der Folgen auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen 
nicht in Frage kommt. Das ſind die wahren nackten 
Tatſachen und trotzdem hat man die Poſition für 
dieſen Zweck um 4000 Gulden in dieſem Jahre ge: 
kürzt und hat die Summe von 6000 Gulden ein⸗ 
geſetzt. Nehmen wir nun an, wie ein ſolcher Un⸗ 
glücksfall in der heutigen Zeit entſtehen kann: Ein 
Haus brennt ab, in dem mehrere Proletarierfami— 
lien wohnen. Wir wiſſen, daß die Proletarier am 
wenigſten dazu in der Lage ſind, ihre Möbel und 
ihre Kleidungsſtücke, ihr geſamtes Hausmobiliar 
zu verſichern, wir wiſſen, daß die Kleinkätner auch 
nicht in der Lage ſind, ihre Häuſer zu verſichern. 
Brennt nun ein derartiges Haus ab, ſo erhält der 
betreffende Hausbeſitzer, wenn er Kätner iſt, und 
ſein Grundſtück nicht hat verſichern können, keinen 
Pfennig aus der Feuerverſicherung ausbezahlt. 
Auch die Proletarierfamilien bekommen ihr Haus⸗ 
mobiliar nicht erſetzt. Wer kommt nun für den 
Schaden auf? Wer ſorgt dafür, daß der Kätner 
im Stande iſt, ſein Häuschen wieder aufbauen zu 
können. Wer ſorgt dafür, daß die Proletarier⸗ 
familien in den Stand geſetzt werden, tatſächlich 
wieder ein neues Wohnhaus, das für ſie in Be⸗ 
tracht kommt, zu beziehen und daß ſie in den Stand 
geſetzt werden, ihr Hausmobiliar zu erneuern. 
Niemand ſorgt dafür. Wir haben geſehen, daß 
ſich mehrere ſolcher Fälle gerade im letzten Jahre 
ereignet haben. Eine Behörde ſchiebt die Berant- 
wortung auf die andere. Die Gemeindebehörde 
erklärt, ſie habe kein Geld. Die Kreisbehörde er: 
klärt, ſie habe kein Geld und der Staat erklärt 
gleichfalls, er habe kein Geld, die Unterſtützung 
und Durchführung der Linderung der Not in ſol⸗ 
chen Anglücksfällen ſei Aufgabe der Kommunal⸗ 
verwaltungen. So ſetzt man dann großzügig die 
Summe von 6000 Gulden ein, um vielleicht zu er⸗ 
klären, wenn ſolche Unglücksfälle eintreten, werden 
wir den Kommunalverwaltungen Beihilfen ge- 
währen. x 
Wir wiſſen, daß dieſe Sume von 6000 Gulden 
nicht einmal zureichen würde, wenn einem kleinen 
Kätner das Haus abbrennt. Sie würde nicht ein⸗ 
mal ermöglichen, daß er wieder ein Dach über dem 
Kopf bekommt. Die von uns für dieſe Zwecke be⸗ 
antragte Summe von 30 000 Gulden iſt natürlich 
auch viel zu gering. Sie iſt aber ein Beweis dafür, 
daß wir durchaus nicht Forderungen ſtellen, die 
„nicht erfüllt“ werden können. Unfere zum Etat 
beantragten Erhöhungen bewegen ſich durchaus 
auf der Linie des Tragbaren. Aber auch, wenn es 
nicht ſo wäre: die kapitaliſtiſche Wirtſchaft iſt an 


Unglücksfälle, die für diefe Poſition in Betracht 
ommen, ſind geringer geworden? Wir wiſſen, 
daß die Zahl der Unglücksfälle von Jahr zu Jahr 
ich ſteigert, denken wir nur an den ungeheuer ge- 
ſteigerten Verkehr, denken wir nur an den unge⸗ 
euer verſtärkten Ausbeutungsprozeß der Wirt⸗ 
ſchaft gegenüber der menſchlichen Arbeitskraft 


allem Unglück, aller Not und allem Elend ſchuld. 


Deshalb hat dieſe Wirtſchaft und dieſe Geſellſchaft 
die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, für die 
Linderung von Not und Elend und ihre Beſeiti⸗ 
gung zu ſorgen. 

Weiter haben wir beantragt, daß die Poſition 
in Abſchnitt VIII J, Stelle 8, zu ſtreichen iſt. Es 
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handelt ſich hier um eine Summe von 30 000 Gul⸗ 


den, die als widerruflicher Zuſchuß für gemein⸗ 


nützige Anſtalten und Vereine gewährt wird. Man 
hat hier ſchon wenigſtens etwas geſpart und 20 000 
Gulden weniger als 1928 eingeſetzt. Aber man 
geht nicht dazu über, eine grundſätzliche Scheidung 
derart herbeizuführen, daß privaten Anſtalten und 
Vereinen kein Pfennig gewährt wird. Wir wiſſen, 
daß dieſe privaten gemeinnützigen Anſtalten und 
Vereine innerhalb der heutigen Geſellſchaft nur 
den Zweck verfolgen, dieſe Geſellſchaftsordnung zu 
ſtützen und zu verteidigen. Die Mittel, die man 
für dieſe Zwecke einſetzt, ſind arbeiterfeindliche 
Mittel. Deshalb beantragen wir die Streichung 
der ganzen 30.000 Gulden. Wenn demgegenüber 
bürgerliche naive Seelen erklären, es ſei doch ſehr 
ſchön, wenn gemeinnützige Verbände, Anſtalten 
und Vereine vorhanden ſind, die ſich um Not und 
Elend der Menſchheit bekümmern, dann erklären 
wir, daß der Zweck ja auch erreicht wird, wenn die- 
ſelben Summen, die dieſe gemeinnützigen Vereine 
angeblich zur Minderung von Not und Elend aus⸗ 
geben, von der Staatsverwaltung verwandt wer⸗ 
den und daß dabei noch eine Erſparnis eintritt, da 
dieſe Anſtalten und Vereine ſich ihre Verwaltungs⸗ 
maßnahmen ſehr ſchön bezahlen laffen. Allein 
durch die Verſtaatlichung dieſer Anſtalten könnte 
ein ſchöner Batzen Geld geſpart werden, der mehr 
für die Linderung von Not und Elend ausgegeben 
werden könnte. 


Wir haben außerdem beantragt, daß in Ab⸗ 
ſchnitt A I, Stelle 9, die Summe für Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützungen von 7 175 000 auf 10 000 000 her- 
aufgeſetzt wird. Die Notwendigkeit dieſer von uns 
geforderten Erhöhung brauche ich wohl nicht wei⸗ 
ter zu begründen. Wir benutzen jede Gelegenheit, 
um auf die ungeheure Not der Erwerbsloſen hin- 
zuweiſen und auf die Tatſache, daß auch die jetzige 
Koalitionsregierung nichts für die Not der Er- 
werbsloſen übrig hat. Die Unterſtützung wird im 
Gegenteil von Jahr zu Jahr abgebaut. Wenn ich 


darauf nicht näher eingehe, ſo beweiſt das, daß wir 


tatſächlich nur unſere Abänderungsanträge kurz 
begründen, allerdings in einer Form, die notwen⸗ 
dig iſt, damit jeder Arbeiter dieſe Begründung 
verſteht, und mit einer Deutlichkeit, die zeigt, daß 
der ganze Etat, die Einzeletats und auch der ſoziale 
Etat arbeiterfeindlich und nicht etwa „ſozial“ find. 
Ich will nur auf die Formulierung eingehen, die 
hier unter Erläuterungen vorhanden iſt. Es heißt 
da, daß die Poſitionen 9 und 10 gegenſeitig dek— 
kungsfähig ſeien. Es handelt ſich um die Poſitionen 
Erſtattung auf die von den Gemeinden zu zahlen- 
den Erwerbsloſenunterſtützungen und für produk⸗ 
tive Erwerbsloſenfürſorge. Wir Kommuniſten ha⸗ 
ben bisher und auch in dieſem Jahr beantragt, die 
Mittel für die produktive Erwerbsloſenfürſorge zu 
ſtreichen. Als ich dieſen Antrag im Ausſchuß be⸗ 
gründete, erklärten die Sozialdemokraten dumm 
lachend: „Dann bauen wir doch die Mittel ab, die 
für die Erwerbsloſenunterſtützung eingeſetzt ſind.“ 
Es wurde geſagt, die Mittel ſeien doch gegenſeitig 
deckungsfähig, d. h. alfo, wenn die 7 175 000 Gul- 
den nicht ausreichen, dann wird man aus der pro⸗ 
duktiven Erwerbsloſenfürſorge von den 500 000 
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Gulden noch etwas für die reine Erwerbsloſenfür⸗ (C) 


ſorge nehmen. 

Wie ſteht es nun in Wirklichkeit? Die Poſition 
für die produktive Erwerbsloſenfürſorge dient im 
großen ganzen nur zur Subvention an die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft. Vor drei Jahren, im Jahre 
1926 find allein für die produktive Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge Ausgaben bis 1½ Millionen nicht etwa 
zur Linderung der Not der Erwerbsloſen, ſondern 
als Geſchenke an die kapitaliſtiſche Wirtſchaft ge- 
macht worden. Man kommt natürlich mit famoſen 
Begründungen und erklärt, man müſſe die Be⸗ 
triebe, die vor dem „Zuſammenbrechen“ ſtehen, 
leiſtungsfähig erhalten. Erhalte man die nicht 
leiſtungsfähig, dann müßten ſie geſchloſſen werden, 
dann würden Arbeiter brotlos, und dann werde 
das Elend der Erwerbsloſen noch größer. Wir 
wiſſen, daß dieſe Begründungen nur immer Dro⸗ 
hungen der kapitaliſtiſchen Arbeitgeber ſind, um 
immer mehr Subventionen von dieſem Staat zu 
erhalten. (Abg. Müller: Sie leben doch auch von 
den Kapitaliſten. Wenn keine Kapitaliſten wären, 
würden Sie auch nicht Ihr Gehalt bekommen!) Es 
wäre natürlich ſehr intereſſant, wenn ich mich mit 
Ihnen darüber unterhalten könnte, ob die Arbeiter 
von den Kapitaliſten leben, ob ich von den Kapi- 
taliſten lebe. Aber ich würde dann wohl zur Sache 
gerufen werden. Das Gehalt, das ich bekomme, 
ſtammt einzig und allein aus dem Arbeitsertrag, 
und der Arbeitsertrag wird durch den Arbeiter ge— 
ſchaffen. (Abg. Langnau: Sehr wahr!) Die Kapi⸗ 
taliſten ſind nur Nutznießer des heutigen Syſtems, 
indem ſie den größten Teil des Arbeitsertrages 
einzig für ſich, für ihr Wohlleben verwenden. So 
iſt die Situation. Mein Gehalt verdanke ich nicht 
etwa dem kapitaliſtiſchen Staat, ſondern es iſt ein 
Teil des Arbeitsertrages der Werktätigen. 

Wenn wir deshalb hier beantragen, die Mittel 
für die produktive Erwerbsloſenfürſorge zu ſtrei⸗ 
chen, ſo tun wir es, weil wir in dieſer Poſition nur 
eine Summe ſehen, einen Etatspoſten, der dazu 
dient, der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft Subventionen 
zukommen zu laſſen. Deshalb haben wir auch 
unter Erläuterungen beantragt, zu ſtreichen, daß 9 
und 10 gegenſeitig deckungsfähig ſind. Denn es 
wird auf Grund dieſer Formulierung nicht fo tom- 
men, daß man von den Mitteln der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge Mittel für die reine Er- 
werbsloſenfürſorge verwendet, ſondern es wird das 
Umgekehrte eintreten und iſt auch ſchon eingetre— 
ten, daß man von den Mitteln für die reine Er⸗ 
werbsloſenfürſorge noch Mittel für die produktive 
Erwerbsloſenfürſorge abzweigt, d. h. Zuwendun⸗ 
gen in Geſtalt von Subventionen an die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft macht. Daß wir bereits in den 
vergangenen Jahren dafür Beweiſe bekommen ha⸗ 
ben, dafür dient uns das Jahr 1926. Im Jahre 
1926 waren für die produktive Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ca. 750 000 Gulden ausgeſetzt, in Wirklichkeit 
find aber 114 Millionen damals ausgegeben. Man 
ſieht alſo, daß man aus den Mitteln der reinen 
Erwerbsloſenfürſorge eine Summe für die produk⸗ 
tive Erwerbsloſenfürſorge abgezweigt hat. Wenn 
man außerdem noch bedenkt, daß man in früheren 
Jahren Notſtandsarbeiten hat durchführen laſſen, 
und daß man für die Durchführung dieſer Arbeiten 
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Mittel aus dieſem Fonds genommen hat, in dieſem 
Jahre aber erklärt, es würden keine Notjtands- 
arbeiten durchgeführt, ſo haben wir doppelt und 
dreifach das Recht, zu ſagen, die 500 000 Gulden 
find nichts anderes als ein Geſchenk an die kapita— 
liſtiſche Wirtſchaft. Deshalb haben wir beantragt, 


dieſe Summe zu ſtreichen, desgleichen daß die Po— 


ſitionen 9 und 10 gegenſeitig deckungsfähig ſind. 

Wer haben ferner beantragt, in A I, Stelle 17, 
den dort eingeſetzten Betrag von 11000 Gulden 
zu erhöhen. Es handelt ſich um folgende Poſition: 
„Unterſtützung von in Not geratenen Danziger 
Staatsangehörigen im Ausland.“ Im vergangenen 
Jahr hatte man dafür die Summe von 6000 Gul⸗ 
den eingeſetzt. Im Rechnungsjahr 1927 ſind für 
dieſen Zweck laut Rechnung 10 486 Gulden ver- 
ausgabt. Man hat deshalb unter Erläuterungen 
hinzufügen müſſen: „Der eingeſetzte Betrag, näm- 
lich in Höhe von 6000 Gulden hat ſich als zu ge- 
ring erwieſen.“ Ich möchte im Zuſammenhang dar⸗ 
auf hinweiſen, daß wir Kommuniſten bereits im 
vergangenen Jahr bei dieſer Poſition den Antrag 
ſtellten, die damals eingeſetzte Summe von 6000 
Gulden auf 15 000 Gulden zu erhöhen. Man hat 
uns damals im Ausſchuß erklärt, daß die Erhö— 
hung nicht notwendig ſein würde. Jetzt beweiſen 
uns die nackten Tatſachen, daß unſer Antrag rich— 
tig war, daß die Summe, die man da eingeſetzt 
hat, nicht ausreicht. In dieſem Jahr hat man nun 
11.000 Gulden eingeſetzt. Wir erklären, daß auch 
dieſe Summe zu gering iſt. Will man wirklich 
einigermaßen die in Not geratenen Danziger 
Staatsangehörigen im Ausland unterſtützen, dann 
muß man den Mindeſtbetrag von 15 000 Gulden 
einſetzen ohne auch damit große Sprünge machen 
zu können. Man wird dann aber wenigſtens die 
ſchlimmſte Not beſeitigen können. Wenn wir uns 
die Verhältniſſe anſehen, wie ſie ſich gerade in den 
letzten Jahren herausgebildet haben, dann werden 
wir um ſo mehr die Notwendigkeit einer Erhöhung 
anerkennen müſſen. 

In Deutſchland droht eine Verſchlechterung der 
Erwerbsloſenfürſorge, damit droht gleichzeitig den 
in Deutſchland wohnenden Danziger Staatsange— 
hörigen verſchärfte Not und allein hieraus ergibt 
ſich ſchon die Notwendigkeit, dieſe Poſition zu er: 
höhen. Denken wir ferner daran, daß außerdem 
noch eine Unmenge Danziger ſich im Auslande, in 
den außereuropäiſchen Ländern befinden, — ich 
denke nur an Argentinien — und wir werden 
gleichfalls anerkennen müſſen, daß die Summe 
von 11000 Gulden zu gering iſt und daß das min⸗ 
deſte, was man hier einſetzen muß, die Summe von 
15 000 Gulden ift. Wir verlangen außerdem in 
bezug hierauf, daß man nicht, wie man es bisher 
getan hat und noch tut, die gezahlten Unterſtützun⸗ 
gen nachher wieder in der brutalſten Weiſe dieſen 
Leuten abknöpft. 

Wir finden dieſe Wohlfahrtsunterſtützungen 
auch hier in der Form von Sonderunterſtützungen 
an in Not geratene Danziger Staatsangehö⸗ 
rige im Ausland. Werden wirklich ſolche Unter: 
ſtützungen gewährt, dann iſt man aber nachher 
um ſo kräftiger bemüht, ſie den Unterſtützungs⸗ 
empfängern wieder abzuzwacken, wenn ſich nur 
irgendwie die Gelegenheit dazu bietet, ohne Rück⸗ 
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ſicht darauf, ob dieſe Leute, die die Unterſtützung 
dann bekommen haben, auch wirklich zur Rückzah⸗ 
lung in der Lage find. Wir wiſſen. daß dieje Ge- 
ſellſchaft und dieſer Staat der Meinung ſind, wenn 
jemand vielleicht ein Einkommen von monatlich 
30 Gulden bezieht außer freier Station, daß er 
dann bereits ohne weiteres im Stande iſt, ihm 
früher einmal gewährte Wohlfahrtsunterſtützung 
wieder zurückzahlen zu können und daß man dieſer 
Methode folgend einfach ganz rigoros früher ge: 
zahlte Unterſtützungen vom Verdienſt abzieht. 
Alſo gerade in bezug auf die Gewährung von Un⸗ 
terſtützungen für dieſe Perſonen verlangen wir, 
daß die einmal gezahlten Unterſtützungen nicht 
mehr zurückgezahlt zu werden brauchen. 

In Abſchnitt A I, Stelle 21, haben wir den An: 
trag geſtellt, die Koſten der Landarmenverwal— 
tung von 1457 7000 Gulden auf 2 Millionen zu 
erhöhen. Die Begründung für unſeren Antrag 
auf Erhöhung dieſes Poſtens habe ich ebenfalls 
ſchon in meinen Ausführungen bei der zweiten 
Beratung gegeben, und ich möchte hier nur noch 
einmal erneut die Forderung aufſtellen: einheit- 
liche Zahlung der Fürſorgeunterſtützungsſätze an 
Landarme. Ich habe bei der zweiten Beratung 
darauf hingewieſen, daß es Frau Abg. Kalähne 
war, die im Hauptausſchuß eingehend für dieſe 
Forderung eingetreten iſt. Ich habe gleichzeitig 
darauf hingewieſen, daß dann bei der zweiten Be⸗ 
ratung dieſes Geſetzes die deutſchnationale Frau 
Abg. Kalähne gar nicht anweſend war, die im 
Ausſchuß ſo eingehend für dieſe Forderung einge⸗ 
treten iſt. Ich habe gleichzeitig darauf hingewie⸗ 
ſen, daß man deshalb die Gelegenheit, hier im 
Plenum noch einmal nachdrücklich ſeine Forde⸗ 
rung zu vertreten, nicht ergreift; denn es iſt ſchon 
einmal ſo, daß Sie tatſächlich Ihre Forderungen 
hier durchdrücken könnten, auf Grund Ihrer Stärke, 
wenn ſie auch dementſprechend den Kampf führen. 
Aber Sie denken ja gar nicht daran, den Kampf 
hier zu führen, im Gegenteil, wenn es dann heißt: 
Hart auf hart, wenn es heißt: den Kampf führen, 
wenn es heißt: die beſtehenden Möglichkeiten für 
eine Verbeſſerung auszunutzen, dann weichen Sie 
zurück, weil 
daß irgendwie eine Verbeſſerung für die werk⸗ 
tätige Bevölkerung durchgeführt wird und dann 
würden Sie ſogar zu dem Mittel greifen, das auch 
die Rahn-Rartei hier gebraucht hat, nämlich dieſe 
Koalition dadurch zu ſtützen, daß man durch Ab⸗ 
gabe von Karten die Beſchlußfähigkeit herbeiführt. 
So iſt die Situation und deshalb hat auch der 
Abg. Müller von dieſer Stelle zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß die Schwierigkeiten dieſer Regierung 
ſchon ſo groß ſeien und daß man deshalb doch nicht 
noch verſuchen dürfe, dieſe Schwierigkeiten zu ſtei⸗ 
gern. Sie wiſſen nämlich ganz genau, daß es eine 
ungeheuere Steigerung der Schwierigkeiten für 
diefe Regierung bedeuten wirde, wenn man es 
ſoweit brächte, daß dieſe Regierung dieſen Etat 
nicht vor den Ferien verabſchieden könnte. Das 
würde eine ganz bedeutende Steigerung der 
Schwierigkeiten ſein. Sie wiſſen ferner, daß es 
eine ganz bedeutende 
gierung wäre, wenn ſie durch dauernde nament⸗ 


liche Abſtimmung über jede einzelne Poſition der 


Sie gar nicht daran intereſſiert ſind, 
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Etats diefe Regierung in der Oeffentlichkeit un⸗(ſchaffen werden. Sie haben doch immer wieder 


möglich machten. Aber Sie denken ja gar nicht 
daran, durch ſolche Methoden dieſe Regierung 
irgendwie auseinanderzuſprengen und ſie dadurch 
zu veranlaſſen, die Etats dann doch nicht in dieſer 
Form durchzuführen. Sie find ja mit allem ein- 
verſtanden, Sie ſind nur damit nicht einverſtan⸗ 
den, daß Sie nicht mit an der Futterkrippe ſitzen 
und dieſe Maßnahmen nicht ſelbſt durchführen 
können. So iſt die Situation. 


Wir müſſen deshalb hier auch nochmals die 
Forderung erheben, gleiche Unterſtützungsſätze für 
alle Landarmen in allen Gemeinden. Es geht 
nicht weiter, daß der Zuſtand beſtehen bleibt, daß 
man in einer Gemeinde einer Landarmen viel— 
leicht 10 Gulden monatlich an Unterſtützung ge— 
währt, während in einer anderen Gemeinde 40 
Gulden gezahlt werden. Dieſer Zuſtand muß be- 
ſeitigt werden und es iſt eigenartig gerade für die 
Sozialdemokratiſche Partei, daß ſie dieſen Zuſtand 
beizubehalten wünſcht und nicht im geringſten dar- 
an denkt, ihn zu beſeitigen, denn gerade die Go- 
zialdemokraten erklären immer, daß fie in den Ge- 
meinden den Kampf führen müßten um eine Ber- 
beſſerung der Unterſtützungsſätze für die Wohl— 
fahrtsunterſtützungsempfänger. Und jetzt, wo Sie 
hier die Möglichkeit haben, eine Beſſerung für die 
Landarmen herbeizuführen, denken Sie nicht 
daran, das in die Tat umzuſetzen. Sie, meine 
Herren Sozialdemokraten find es, die darüber her- 
ziehen, daß die deutſchnationalen Gemeindevor— 
ſteher auf dem Lande die Ortsarmen mit 5 und 10 
Gulden monatlich abſpeiſen, aber dadurch, daß Sie 
unſere Forderung auf Vereinheitlichung der Land— 
armenunterſtützungsſätze nicht annehmen, dulden 
und billigen Sie es ja, daß auch Ihre Regierung 
in den Gemeinden genau ſo den Landarmen 5 und 
10 Gulden monatlich Unterſtützungen zahlt. 


Wir beantragen ferner, daß in Abſchnitt A II, 
9 die Worte: „und Gottesdienſt“ zu ſtreichen ſind 
und daß unter Erläuterungen die dort eingeſetzte 
Summe in Höhe von 80 Gulden für „geiſtliche 
Verſorgung“ zu ſtreichen iſt. Wir beantragen 
gleichzeitig, daß in Abſchnitt A III, 12 gleichfalls 
die Worte und „Gottesdienſt“ zu ſtreichen ſind und 
unter Erläuterungen die Summe von 900 Gulden 
geſtrichen wird gleichfalls für die „geiſtliche Ber- 
ſorgung.“ Es iſt an und für ſich eine geringe 
Summe, die wir zu ſtreichen beantragen. Zunächſt 
geht es hier um eine grundſätzliche Frage, näm— 
lich die Trennung von Kirche und Staat. Wir 
wiſſen ja, daß die Sozialdemokraten heute einen 
andern Standpunkt einnehmen, daß ſie bemüht 
find, nicht nur innerhalb ihrer Partei die Reli- 
gion zu fördern und zu pflegen, — ja, Herr Stu⸗ 
kowſti, Sie lachen, durch die Propagierung des 
religiöſen Sozialismus, — ſondern daß Sie auch 
die Religion fördern und pflegen durch die Mittel, 
die Sie in immer ſtärker werdenden Umfange 
durch den Etat den Religionsgeſellſchaften zur 
Verfügung ſtellen. Es iſt doch wirklich ſonderbar, 
daß auch jetzt nach 11% Jahren Koalition immer 
noch jo intenſiv in den Blindenanſtalten, Für: 
ſorgeanſtalten uſw. für die „geiſtliche Verſorgung“ 
geſorgt wird, Nebenverdienſte für Geiſtliche ge⸗ 


die Frage der beſonderen Aufwandsentſchädigung 
hoher Beamten angeſchnitten, immer wieder dar⸗ 
auf hingewieſen, wie es dieſer Staat verſteht, wie 
es die hohen Verwaltungsbeamten verſtehen, ſich 
zu ihren Nieſengehältern nebenbei noch beſondere 
Einnahmen zu verſchaffen. Herr Stukowſki war 
es, der auch im Kreistag Großes Werder ſo ſcharf 
gegen die beſonderen Aufwandsentſchädigungen 
des Landrats proteſtierte. (Abg. Langnau: Das 
ift nicht ehrlich gemeint!) Das ift ſelbſtverſtänd— 
lich, alles was dieſe Leute ſagen, iſt niemals ehr— 
lich gemeint. Hier findet niemand ein Wort dafür, 
daß man der katholiſchen und evangeliſchen Geiſt— 
lichkeit noch tatſächlich eine ganz beträchtliche 
Summe Geld ſo extra nebenbei zur Verfügung 
ſtellt. Ich habe bereits beim Kirchenetat die Frage 
der rieſigen Gehälter der Geiſtlichen angeſchnit— 
ten. Ich habe den Nachweis geführt, daß dieſer 
Staat und dieſe Geſellſchaft 142 Geiſtlichen 134 
Millionen Gulden zum Lebensunterhalt zur Ver⸗ 
fügung ſtellt. Das iſt nur die Summe, die im 
Kirchenetat enthalten iſt. Wenn man noch die 
Summen hinzuzählt, die der Geiſtlichkeit und den 
Religionsgeſellſchaften durch beſondere Poſitionen 
in andern Etats zugeſchanzt werden, dann werden 
wir außerdem noch 100 000 Gulden zuſammenbe⸗ 
kommen und die Gehaltsſätze dieſer Herren wer- 
den ſich ganz beträchtlich ſteigern. 

Wir wiſſen ja, daß die Sozialdemokraten 
nicht im geringſten daran denken werden, dieſe 
Poſition zu ſtreichen. Wenn Sie ſich heute noch 
auf Koalitionsbindungen berufen, dann erklären 
wir, wenn Sie allein in der Regierung ſäßen 
und die Mehrheit im Parlament hätten, würden 
Sie fogar das Doppelte für die geiſtliche Verſor⸗ 
gung einſetzen. Wir beantragen, daß dieſe Sum⸗ 
men, die für die geiſtliche Verſorgung eingeſetzt 
ſind, zu einer verſtärkten Ausbildung der Für⸗ 
ſorgezöglinge und überhaupt aller in Anſtalten 
untergebrachten Zöglinge eingeſetzt werden. Es 
iſt weit notwendiger, daß man für die geiſtige 
Verſorgung Summen in den Etat hineinſetzt und 
nicht für die geiſtliche Verſorgung. 

Warum ſetzt dieſer Staat ſo hohe Mittel für 
die geiſtliche Verſorgung und nicht für die geiſtige 
Verſorgung ein? Ich werde den Beweis dafür in 
beſonders eklatanter Weiſe beim Schuletat füh— 
ren. Es geſchieht aus dem einfachen Grunde, weil 
dieſe Geſellſchaft Ausbeutungsobjekte braucht, die 
ihre Lage nicht erkennen. Geiſtige Heranbildung 
und geiſtige Verſorgung bedeutet aber für die Ar- 
beiterklaſſe ein immer ſchärferes und beſſeres Er- 
kennen ihrer Klaſſenlage. Das darf nicht geſchehen 
und darum muß man etwas anderes zu tun be⸗ 
ſtrebt ſein, nämlich durch die Einſetzung von 
Mitteln für die geiſtliche Verſorgung ein Erkennen 
der Klaſſenlage der Arbeiter verhindern. Denn 
wozu dienen die Mittel für die geiſtliche Verſor⸗ 
gung durch Kirche und Religionsgeſellſchaften? 
Doch nur dazu, um den Arbeitermaſſen den Ge⸗ 
danken der „Liebe“ und der „Verſöhnung“ einzu⸗ 
impfen und den Gedanken zu propagieren, es 
gäbe nur ein Volk und darüber ſei nur ein Gott 
geſetzt, wir ſeien alle Brüder in Chriſto und hätten 
nur ein gemeinſames Ziel, den Himmel. Dafür 


(C) 


(D) 


Volkstag Danzig — 100. Sitzung. Dienstag, den 25. Juni 1929. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
werden die Mittel eingeſetzt. Die geiſtliche Ver— 
ſorgung dient aljo tatſächlich dazu, um das 
Klaſſenbewußtſein der Arbeiterſchaft zu unters 
drücken. 

Deſto bedeutungsvoller iſt heute die Stellung— 
nahme der Sozialdemokratiſchen Partei zu dieſen 


Poſitionen. Sie ift mit der geiſtlichen Verſorgung 
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einverſtanden, d. h. einverſtanden mit der Ver⸗ 
dummung der Arbeiter und hat nichts dafür übrig, 
um für eine ſtärkere geiſtige Verſorgung und Auf- 
klärung der Arbeiterklaſſe zu ſorgen. Sie hat 
Angſt, daß das Klaſſenbewußtſein der Arbeiter: 
ſchaft ſtärker wird. Wir beantragen ferner, daß in 
A IV, Stelle 9 der dort eingeſetzte Betrag von 
84 600 Gulden auf 99 125 Gulden erhöht wird. 
Warum? Es handelt ſich hier um die Zöglinge 
der Erziehungsanſtalt Tempelburg. Man hat als 
Beköſtigungsſatz pro Kopf die Summe von 1.10 
Gulden eingeſetzt. Ich habe ſchon bei der zweiten 
Beratung die Frage angeſchnitten, ob die Herren 
Senatoren mit dieſem Beköſtigungsſatz auskom— 
men würden. Wir ſtellen feſt, daß die Regierung 
dieſe Summe bei der dritten Beratung nicht er— 
höht hat. Es iſt alſo damit dokumentiert, daß die 
Zöglinge mit dieſem Beköſtigungsſatz von 1,10 
Gulden auskommen können. Es wurde erklärt, die 
Beköſtigung ſei ſogar ſehr reichlich, die Zöglinge 
ſeien zufrieden uſw. Da habe ich ſchon darauf Hin- 
gewieſen, daß man allerdings in der Blindenan- 
ſtalt den Beköſtigungsſatz auf 1,50 Gulden feſtge— 
ſetzt hat, daß man alſo damit zugegeben hat, der 
Satz von 1,10 Gulden würde für die Blinden 
nicht ausreichen. Wenn man aber dort den Satz 
von 1,50 Gulden einſetzt und für die Zöglinge der 
Anſtalt Tempelburg 1,10 Gulden, dann beweiſt es, 
daß auch dieſe Regierung nicht etwa daran denkt, 
die Frage der Beſſerung der Zöginge anzuſchneiden 
unter dem Geſichtspunkt einer wirklichen Erzie— 
hung, ſondern einer Beſtrafung. Es iſt eine Be— 
ſtrafung, wenn man durch dieſe Verſchiedenheit 
der Poſitionen dokumentiert, daß man für die 
Zöglinge der Blindenanſtalt 1,50 Gulden pro Tag 


übrig hat und für die Zöglinge der Anſtalt Tem 


pelburg nur 1,10 Gulden täglich. Damit dokumen⸗ 
tiert man das Syſtem der Beſtrafung. Es ſind 
eben räudige Elemente der Geſellſchaft, die be— 
ſtraft werden müſſen. Ich ſehe eben, daß die Po— 
ſitionen, die man hier für die geiſtliche Ver— 
ſorgung eingeſetzt hat, nicht zu zählen ſind, d. h. 
daß ich vorhin nicht alle genannt habe, ſondern 
daß man tatſächlich auf jeder Seite immer wie— 
der die Poſition „und geiſtliche Verſorgung“ 
findet. Das geht ſo den ganzen Etat hindurch. 
Da möchte ich doch noch ein wenig bei dieſer 
Poſition verweilen, um auch auf das ſogenannte 
chriſtliche Gefühl, das chriſtliche Mitgefühl der 
Herren Geiſtlichen einzugehen. Wir wiſſen, daß ſich 
die Geiſtlichen jede Handhabung ſehr gut bezah⸗ 
len laſſen. Wir wiſſen außerdem, daß ſie ein ſehr 
anſtändiges Gehalt beziehen. Herr Dr. Blavier 
hat zwar verſucht, die Lehrergehälter hier zu fri- 
tiſieren. und zwar ganz ſcharf, er hat aber die 
Frage der Gehälter der Geiſtlichen nicht ange- 
ſchnitten, trotzdem dieſe doppelt ſo hoch ſind, ja 
noch höher, als die Lehrergehälter, und trotzdem 
ſich die Geiſtlichen tatſächlich noch außerdem jeden 


Handſchlag bezahlen laſſen. 
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Wenn die Herren 
Geiſtlichen wirklich ſo viel übrig haben für ihre 
„Brüder in Chriſto“ in dieſen Anſtalten, dann 
kann man doch die Frage aufwerfen, warum ſie die 
Tätigkeit in den Anſtalten aus „Barmherzigkeit 
und Liebe“ zu ihren Brüdern dort nicht umſonſt 
machen, und warum ſie die Mittel, die ſie für dieſe 
geiſtliche Verſorgung erhalten, nicht lieber zu 
Linderung der Not und des Elends der Zöglinge 
in dieſen Anſtalten verwenden. Wir wiſſen, daß 
auch bei dieſen Leuten die Frage der chriſtlichen 
Barmherzigkeit und der Nächſtenliebe immer nur 
bis an den Geldbeutel reicht. 

Weiter haben wir beantragt, in Abſchnitt A 
VII, Stelle 7 den Betrag von 100 000 Gulden auf 
200 000 Gulden zu erhöhen. Es handelt ſich hier 
um Ausgaben für die Heilbehandlung, Berufsbe— 
ratung, Berufsausbildung und Arbeitsvermitt⸗ 
lung für Kriegsbeſchädigte und deren Hinterblie— 
bene. In bezug hierauf möchte ich darauf hin— 
weiſen, daß nicht nur wir Kommuniſten, ſondern 
auch Bürgerliche, auch Sozialdemokraten, von 
dieſer Stelle aus ſchon oft erklärt haben, daß die 
Heilbehandlung der Kriegsbeſchädigten nicht ſo 
iſt, wie ſie ſein müßte. Wir haben erklärt, daß 
manchmal in völlig unverſtändlicher Weiſe An- 
träge von Kriegsbeſchädigten auf Heilbehandlung 
abgewieſen werden. Dieſer Zuſtand hat ſich durch— 
aus noch nicht geändert. Man erklärt ſehr oft, 
daß die Konſtitution, der organiſche Befund der 
Kriegsbeſchädigten eine beſondere Heilbehandlung 
nicht notwendig mache. Maßgebend für das Ab— 
weiſen iſt durchaus nicht die gegebene Begrün— 
dung, ſondern maßgebend iſt, daß dieſer Staat 
und dieſe Geſellſchaft für dieſe Zwecke eben nicht 
genug Mittel zur Verfügung ſtellen. Weiter fön- 
nen wir es oft erleben, daß Waiſenkinder, Kin- 
der von Kriegsgefallenen, ſich oft krampfhaft be— 
mühen, eine Lehrlingsſtelle zu bekommen. Sie 
bemühen ſich auch oft um eine beſſere Berufsaus- 
bildung. Wir wiſſen, daß die betreffenden Ver— 
waltungsbehörden in dieſer Beziehung ziemlich 
abgebrüht ſind und ſich durchaus nicht dieſer 
Waiſenkinder, dieſer Kriegshinterbliebenenkinder 
annehmen. Wenn dann doch hin und wieder ein— 
mal etwas getan wird, dann gewährt man zwar 
eine kleine Beihilfe, die aber bei weitem nicht aus- 
reicht, um wirklich die Berufsausbildung zu 
garantieren, um zu gewährleiſten, daß der betref— 
fende Junge oder das Mädchen nicht Hunger 
leiden. Ich erinnere mich an Dutzende von Anträ— 
gen, die auch ich für Kriegswaiſen geſtellt habe, 
um Mittel für dieſe zur Verfügung geſtellt zu 
bekommen. Man hat immer auf Herz und Nieren 
geprüft, ob auch beſondere Aufwendungen gemacht 
werden müßten, ob auch der Junge die Lehrlings- 
ſtelle antreten könnte. Man hat immer nachge— 
prüft, ob auch wirklich ein Hemde oder ein Paar 
Stiefel für das betreffende Kind gekauft ſind. 
Warum? Aus dem einfachen Grunde, weil dieſe 
Poſition ſo gering iſt. 

Man ſetzt in dieſem Etat, der uns jetzt vor— 
liegt, tatſächlich Millionen für den verfloſſenen 
Krieg aus, zur Abdeckung der Schulden, die da— 
durch verurſacht ſind. Auch für den kommenden 
Krieg gibt man viel Geld aus. Alle Poſitionen, 
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die ich beim Etat der Allgemeinen Verwaltung 
in bezug auf die drohende Kriegsgefahr genannt 
habe, dienen tatſächlich der Vorbereitung des fom- 
menden Krieges. Dafür hat man Gelder in Hülle 
und Fülle zur Verfügung. Aber, um die Schäden 
des letzten kapitaliſtiſchen Gemetzels zu beſeitigen, 
dafür ſetzt man ganz geringe Summen an. Wenn 
wir fordern, daß die Poſition von 100 000 auf 
200 000 Gulden erhöht wird, dann iſt das auch 
nur eine an und für ſich nicht zu große Summe und 
gewährleiſtet nur, daß man den geſtellten An— 
trägen gegenüber jetzt etwas zuvorkommender 
ſein wird, etwas bereitwilliger Mittel zur Verfü⸗ 
gung ſtellt. Auch mit dieſer erhöhten Summe wird 
man das Elend und die Not der Kriegsbeſchädig— 
ten und der Kriegshinterbliebenen nicht be— 
ſeitigen. 

Im Zuſammenhang damit möchte ich dann 
noch auf die Frage der Zuſatzrenten der Kriegs— 
beſchädigten und Kriegshinterbliebenen eingehen. 
Wir haben gerade in der letzten Zeit feſtſtellen 
können, daß man Kriegerwitwen, die Zuſatzrente 
in der brutalſten Art und Weiſe einfach zieht. 


Man erklärt dieſen Kriegerwitwen, daß fie im- 


ſtande ſeien, jede Arbeit zu verrichten, daß ſie ſich 
allein ernähren könnten. So wird die Zuſatzrente 
einfach geſtrichen. Man kümmert ſich nicht darum, 
ob dieſe Kriegerwitwen tatſächlich die Möglichkeit 
haben, Arbeit zu finden, ſondern man erklärt ganz 
einfach: es ſind Arbeitsmöglichkeiten vorhanden — 
was ſchon an und fir fih ein Rätſel bleibt bei 
einer Erwerbsloſenziffer ſelbſt im Sommer von 6 
bis 8000 —. Man jagt ganz einfach: Sucht Euch 
Arbeit, Zuſatzrente gibt es nicht mehr, natürlich 
auch nur zu dem Zweck, dieſe Mittel für den Staat 
zu ſparen, um mehr Mittel frei zu haben für Sub⸗ 
ventionen an die kapitaliſtiſche Wirtſchaft. Wir 
haben ferner beantragt, in Abſchnitt A IX, 3 die 
dort eingeſetzte Poſition für Reiſekoſten der Ver— 
ſicherten, ſowie Zeugen- und Sachverſtändigenge— 
bühren und die Koſten für auswärtige Beweis⸗ 
termine von 1850 Gulden auf 4000 Gulden zu 


erhöhen. Warum? Wir wiſſen, daß gerade in der 


letzten Zeit ſehr oft Anträge auf Gewährung von 
Invalidenrenten zurückgewieſen werden. Wir ver- 
langen, daß jeder Fall ganz eingehend bis zur 
letzten Inſtanz geprüft wird, daß deshalb mehr 
Mittel zur Verfügung geſtellt werden, um durch 
Zeugen und Sachverſtändige eine wirkliche Klä— 
rung des Sachverhalts herbeizuführen. 

Wir beantragen ferner ‚in Abſchnitt B, I; 9 die 
dort eingeſetzte Summe für die geſundheitliche 
Aufklärung der Bevölkerung von 6700 Gulden 
auf 15000 Gulden zu erhöhen. Wir wiſſen, das 
gerade in der heutigen Zeit 
Maßnahmen in bezug auf Seuchen und Krant- 
heiten eine außerordentliche Bedeutung haben. 
„Vorbeugen“ ijt heute tatſächlich die Loſung und 
die Loſung der geſamten ärztlichen Wiſſenſchaft 
und man ſieht, daß die Freie Stadt Danzig mit 
ihrer Bevölkerung von ca. 360 000 Einwohnern 
für den Zweck der geſundheitlichen Aufklärung 
der Bevölkerung, d. h. in bezug auf vorbeugende 
Maßnahmen, nur die Summe von 6 700 Gulden 
eingeſetzt hat. Das kennzeichnet gleichfalls das 
wahre Geſicht auch dieſer Regierung. 


die vorbeugenden 
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Wir haben ferner beantragt, in Abſchnitt 
B, I Stelle 10 die dort eingeſetzte Summe für all— 
gemeine Vergütung für Waſſerverſorgung uſw. 
von 7 500 Gulden auf 50 000 Gulden zu erhöhen. 
Die Begründung dazu habe ich bereits bei der 
zweiten Leſung gegeben. Es iſt tatſächlich dringend 
notwendig, daß endlich einmal den Gemeinden 
die Möglichkeit geboten wird, ſich wirklich friſches 
Trinkwaſſer zu beſchaffen. 

In Abſchnitt B I, 12 fordern wir, daß die dort 
eingeſetzten 3000 Gulden für Geſchlechtskranken— 
fürſorge auf 10 000 Gulden erhöht werden. Wir 
wiſſen, daß gerade die Frage der Geſchlechtskrank— 
heiten eine Frage des heutigen kapitaliſtiſchen 
Syſtems iſt, daß eine Löſung dieſer Frage auch 
nur möglich ift unter der ſozialiſtiſchen Gefeli- 
ſchaftsordnung. Wir wiſſen, daß gerade die heutige 
kapitaliſtiſche Wirtſchaft, die heutige kapitaliſtiſche 
Geſellſchaft die Schuld an dem immer weiteren 
Umſichgreifen der Geſchlechtskranken trägt und 
daß infolge dieſer beſonderen eigenartigen Ber- 
hältniſſe im kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem dieſe 
Krankheiten auch immer weiter umſichgreifen 
müſſen. In Verbindung damit könnte ich hier die 
Frage der Proſtitution innerhalb der kapitali— 
ſtiſchen Wirtſchaft aufrollen. Wir wiſſen, daß die 
Frage der Proſtitution innerhalb der kapitali— 
ſtiſchen Geſellſchaft gleichfalls nicht zu löſen, daß 
auch dieſes Problem nur in der ſozialiſtiſchen Ge— 


ſellſchaft zu löſen iſt. Wenn man hier 3000 Gul- 


den einſetzt zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank— 
heiten, dann beweiſt uns das gleichfalls, was 
dieſer Staat übrig hat, um die Folgeerſcheinungen 
dieſes Syſtems ernſthaft zu bekämpfen. 

Wir verlangen ferner, daß in Abſchnitt B I die 
Stelle 13a neu geſchaffen wird, daß dort nämlich 
die Summe von 100 000 Gulden eingeſetzt wird 
für den Erweiterungsbau der Lungenheilſtätte 
Jenkau. Wir müſſen feſtſtellen, daß eine ganz be- 
trächtliche Anzahl von lungenkranken Perſonen 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig infolge der 
Wohnungsnot und des Wohnungselends mit 
ihren Familienangehörigen zuſammengepfercht 
leben, daß 10, 12 und ſogar noch mehr geſunde 
Perſonen mit Schwerlungenkranken in einem 
Raum zuſammengepfercht ſind. Dieſe Tatſache iſt 
der beſte Beweis für die Notwendigkeit eines Er⸗ 
weiterungsbaues der Lungenheilſtätte in Jenkau. 

Weiter verlangen wir, daß der in Abſchnitt 
B I, Stelle 14 eingeſetzte Betrag von 5000 Gulden 
zur Unterſtützung der Tuberkuloſebekämpfung 
auf 200 000 Gulden erhöht wird; denn wir wiſſen, 
daß gerade die Tuberkuloſe eine Volkskrankheit 
iſt, die von Jahr zu Jahr immer weiter um ſich 
greift, daß aber bei dem heutigen Stand der 
ärztlichen Wiſſenſchaft dieſe Krankheit zu heilen 
it. Daher erſcheint uns die Summe von 5 000 
Gulden tatſächlich lächerlich gering. 

Wir verlangen ferner, daß in Abſchnitt B II, 
Stelle 2 die dort eingeſetzte Poſition unter „Er 
läuterungen“ abzuändern iſt, und zwar verlan⸗ 
gen wir, daß in der Staatlichen Frauenklinik die 
Anzahl der Aſſiſtenzärzte auf 3 erhöht wird und 
die Anzahl der dort vorhandenen 54 Schweſtern 
auf 70 Schweſtern, das iſt eine Notwendigkeit im 
Intereſſe der dort ſtationierten Kranken. 
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Den Abſchnitt B II, 12 beantragen wir zu 
ſtreichen. Wir finden hier die Poſition: „Vergü⸗ 


tung für geiſtliche Verſorgung und für Unterricht 


in der Säuglingspflege 1300 Gulden“. Man do⸗ 
kumentiert das nach außen hin, ſo, als ob auch für 
in der Säuglingspflege dieſe 
Summe eingeſetzt wird. Wenn wir aber unter 
„Erläuterungen“ nachleſen, ſo finden wir: „Da 
1929 ein Lehrgang nicht ſtattfindet, fällt der 
Unterricht in der Säuglingspflege aus.“ Da 
müſſen wir feſtſtellen, daß die geſamten 1300 
Gulden ausgeſetzt werden als Vergütung für die 
geiſtliche Verſorgung. Wir ſehen alſo auch hier 
wieder eine der ominöſen Poſitionen, durch die 
Mittel bereitgeſtellt werden für die geiſtliche Ver- 
ſorgung und ſo ſieht der ganze ſoziale Etat aus, 
Summen über Summen für die geiſtliche Verjor- 
gung, demgegenüber aber nur Bettelpfennige für 


die wirkliche ſoziale Fürſorge. Gerade deshalb be- 


kämpfen wir dieſes Syſtem und dieſen Staat. Die 
Frage der ſozialen Fürſorge iſt nur zu löſen im 
Staat der Arbeiter und Bauern unter der Dik— 
tatur des Proletariats, in der ſozialiſtiſchen Ge- 
ſellſchaftsordnung. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. (Abg. Liſchnewſki: Das ſollte 
ein Kommuniſt jein! — Abg. Plenikowſki: Dem 
hätten Sie das Wort entzogen, ſo wird es gehand— 
habt, das werden wir uns als Beiſpiel nehmen!) 
Herr Abg. Rahn iſt nicht anweſend. Ich ſchließe 
die Beſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 814 des 
Abg. Plenikowſki und der übrigen Mitglieder der 
Kommuniſtiſchen Fraktion: 

Ausgabe: 

Abſchnitt A I, Stelle 6: Der Betrag von 6 000 © ift 

auf 30 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt A I, Stelle 8: Iſt zu ſtreichen. 


Abſchnitt A J, Stelle 9: Der Betrag von 7175 000 G | 


iſt auf 10 000 000 G zu erhöhen. 
Unter Erläuterungen iſt zu ſtreichen: 
„9. u. 10. gegenjeitig deckungsfähig“. 
Abſchnitt A J, Stelle 10: Iſt zu ſtreichen. 3 - 
Abſchnitt A I, 17: Der Betrag von 11000 © ift auf 
15 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt A J, Stelle 21: Der Betrag von 1457 700 G 
ijt auf 2 000 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt A II, Stelle 9: Die Worte „und Gottes- 
dienſt“ ſind zu ſtreichen. 
Unter Erläuterungen find zu ſtreichen: Geiſtl. 
Verſorg. 80 G. Der Betrag für Fortbildung iſt 
um dieſen Betrag zu erhöhen. 

Abſchnitt A III, Stelle 12: Die Worte „und Gottes- 
dienſt“ ſind zu ſtreichen. Í 
Unter Erläuterungen find die Poſitionen 12a u. b 
zu ſtreichen. Der Betrag für Unterricht wird von 
1600 © auf 2500 G erhöht. 

Abſchnitt A IV, Stelle 9: Der Betrag von 84 600 G 
wird auf 99 125 G erhöht. 
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Unter Erläuterungen ift ſtatt „ie 1,10 G täglich“ 
zu jegen „je 1,50 G täglich“ und jtatt 53 000 G 
der Betrag von 67 525 G. 

Abſchnitt A IV, Stelle 11: Die Worte „und Gottes⸗ 
dienſt“ ſind zu ſtreichen. 

Unter Erläuterungen iſt zu ſtreichen: Geiſtl. Ver⸗ 
ſorg. 700 G. Der Betrag für Unterricht iſt auf 
2 700 G zu erhöhen. 

Abſchnitt A VII, Stelle 7: Der Betrag von 100 000 G 

iſt auf 200 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt A IX, Stelle 3: Der Betrag von 1850 G ift 

auf 4000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 9: Der Betrag von 6 700 © ift 

auf 15000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 10: Der Betrag von 7 500 © ift 
auf 50 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 12: Der Betrag von 3 000 G 
ijt auf 10 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 13a (neu): Erweiterungsbau der 
Lungenbeilſtätte Jenkau 100 000 G. 

Abſchnitt B I, Stelle 14: Der Betrag von 5 000 © ift 
auf 20 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt B II, Stelle 2: Unter Erläuterungen iſt zu 
ſetzen ſtatt: „2 Aſſiſtenzärzte“ „3 Aſſiſtenzärzte“ 
und ſtatt „54 Schweſtern uſw.“ „70 Schweſtern 
uw.“ Die Summe für Vergütungen und Löhne ift 
dementſprechend zu erhöhen. 

Abſchnitt B II, Stelle 13: Ift zu ſtreichen. 

Wer für Annahme dieſes Antrages iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag ift abgelehnt. Wir ' kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Haushaltsplan für Soziales und 
Geſundheitsweſen nebſt Abänderungsanträgen, die 
bereits in der zweiten Beratung angenommen 
ſind. Wer dieſen Etat mit ſeinen Ueberſchriften 
auf Grund der Vorlage annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, der 
Etat iſt in dritter Leſung angenommen. Zur Ge- 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
jetzt Vertagung der Sitzung. ö 

Vizepräſident Gaikowfſki: Es ijt Vertagung De- 


antragt. Ich höre keinen Widerſpruch, es ift jo be- 


ſchloſſen. Ich ſetze die nächſte Sitzung auf Mitt⸗ 
woch, den 26. Juni 1929 nachm. 3.30 Uhr feſt. 
Tagesordnung: Reſt von heute. Zur Geſchäftsord— 
nung hat das Wort Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- 
trage, daß Punkt 7 der Tagesordnung, zweite Be— 
ratung eines Geſetzentwurf betr. Aenderung des 
Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge als zweiter 
Punkt auf die morgige Tagesordnung geſetzt wird. 
Vizepräſident Gaikowſki: Wer dafür ift, daß 
die von Herrn Abg. Plenikowſki beantragte Um- 
ſtellung vorgenommen wird, bitte ich, ſich zu erhe- 
ben. — Danke ſchön, das iſt die Mehrheit, die 
Tagesordnung iſt ſo umgeſtellt, daß dieſer Punkt 


in der morgigen Tagesordnung als Punkt 2 be— 
handelt wird. Ich ſchließe die Sitzung. 
| (Schluß der Sitzung 7 Ahr 10 Minuten.) 
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101. Sitzung. 


Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


Geſchäftliches : 
Plenikowfti (K. P.) Erklärung 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 

Feſtſtellung des Staatshaushaltsplaues für 
das Rechnungsjahr 1929 (Druckſache Nr. 807) 
Haushaltsplan für . Deuts 

Nr. 786) de 

Liſchnewfki (RB) 3 
Entſchließung des Abg. Langnau u. Fr. zu Drud: 

ſache Nr. 736 (Druckſache Nr. 796) . . 
Entſchließung des Abg. Langnau u. Fr. zu Druck⸗ 
ſache Nr. 736 (Druckſache Nr. 797) 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung e Nr. 806 HI 

zu Nr. 737) 

Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Antrag auf Herbeirufung eines Senators (§ 66 

der G. O.) F 
lenitowfki (K. P.) 
ſemke (M. . G. B.) zur Geidättsordnung 

Plenikowſki (K. P.) 5 

Müller, emban (D. V. P.) ` 

Plenikowſti (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, 

Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 737 (Druckſache 
Nr. 811) A 
(B) Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſti u. Fr. 
zu Drudiahe Nr. 737 (Druckſache Nr. 815) 

Entſchließung des Hauptausſchuſſes zu N 

Nr. 720 IV (Drucksache Nr. 73777 

Entſchließungen des Abg. Plenikowſki u. Fr. zu 

Druckſache Nr. 737 (Druckſache Nr. 800) 
Haushaltsplan für die Verwaltung des 

Innern unge Nr. 738) | 

Brill (S. P. D 3 

Liſchnewſki AP) zur Geſchäftsordnung 
Ordnungsruf für den Abg. Liſchnewſki (K. P.) 
Abänderungsantrag des Abg. Karkutſch, Philipſen, 

Dyck u. Fr. zu N Nr. 738 (Druck⸗ 
ſache Nr. 811 I) : 

Abänderungsanträge des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 

zu Druckſache Nr. 738 (Drucksache Nr. 813) . 

Entſchließung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu 

Druckſache Nr. 738 (Druckſache Nr. 804) 
Entſchließung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 738 (Druckſache Nr. 805) 
Haushaltsplan der Handels- und Gewerbe- 

verwaltung (Druckſache Nr. 789) 

Loops (S.. D.) 

Kreft, Paul (K. P.) zur Geschäftsordnung 
Abänderungsankräge der Abg. Karkutſch, Philip⸗ 

jen, Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 739 (Druck- 
ſache Nr. 811) . 
Abänderungsantrag des Abg. P. Kreft (K. P.) u. 
Fr. zu Drucksache Nr. 739 (Druckſache Nr. 822) 
Entſchließung des Abg. P. Kreft u. Fr. zu Druck⸗ 
ſache Nr. 739 (Druckſache Nr. 72) . 
Haushaltsplan 85 e (Srudjade 3 Nr. 

740) j. 

Loops (S. P. D.) 

Plenikowſki AR) zur Geſchäftsordnung 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 
Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, 

Dyck u. Fr. zu Drucksache Nr. 740 8 
Nr. 811 IV) ; 
Abänderungsantrag des Abg. P. Kreft u. Fr. zu. 
Druckſache Nr. 740 (Druckſache Nr. 824) 
Haushaltsplan der e St 
ſache Nr. 741) . ; 


. 1904A 


Seite 

Loops (S. P. D.) 1904 A 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſti u. Fr. 

zu Druckſache Nr. 741 (Druckſache Nr. 812) 1904 A 
Entſchließung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu Druck⸗ 


ſache Nr. 741 (Druckſache Nr. 772) 1904 B 
Entſchließung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu Drud- 

ſache Nr. 741 (Druckſache Nr. 773) 1904 C 
Haushaltsplan für * Arbeiten 

A (Druckſache Nr. 742) . 1904 C 

Seite Dr. Blavier (D.V. P.) . 1904C 


Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipfen. 
1878 Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 742 ae 


1878 Nr. 811V) 1905 C 


1878 C | Abänderungsantrag des Abg. P. Kreft u. Fr. zu 


Druckſache Nr. 742 (Druckſache Nr. 823) 1905 
Entſchließung des Abg. P. Kreft u. Fr. zu Druck⸗ > 

1879A ſache Nr. 742 (Drudiahe Nr. 781) 1906 A 
Haushaltsplan der Grundbefißvermaltung 

1879 A (Druckſache Nr. 743) „ RALI A: 

1879A Müller, Bernhard (D. V. P.) . 1906 A 
Haushaltsplan der Lanbwiriſchaftlichen 
1881C Verwaltung einſchl. Fiſcherei und Domä⸗ 

nenverwaltung (Druckſache Nr. 744) 1907 D 

18810 Müller, Walter (D. V. P.) 1907 D 


Abänderungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, 
Dyck u. Fr. zu Druckſache Nr. 744 (Druckſache 
18810 Nr. 811 VI 370 19088 
1881 C! Abänderungsantrag des Abg. Langnau u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 744 (Druckſache Nr. 821) 1908 B 
18810 Entſchließung des Hauptausſchuſſes (Druckſache 


1882 A Nr. 744) , 1908 C 
1883 A Haushaltsplan der Forfivermaltung (Drud: 

1883 B ſache Nr. To IA . 1908 D 
1897D Loops (S. P. D 1908 D 


1899 A Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu 


Druckſache Nr. 745 (Druckſache Nr. 810) . . 1908 D 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 

1899 A verwaltung 199 Nr. 7460) 1909 K 

Loops (S. P. D. 1909 A 


1899 A Abänderungsantrag. = Abg. Plenitowſti u. Fr. 
zu Drucksache Nr. 746 (Druckſache Nr. 819) . 1909A 
1899 0 Entſchließung der Abg. Jahr, Friedrich, Hennke zu 


Druckſache Nr. 746 (Druckſache Nr. 795) . . 1909 K 

1899 D Haushaltsplan der e (Drud 
jahe Nr. 747) 3 ; . 1909 A 
900D Loops (S. P. D.) 1909 B 


1900 5 Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. zu 
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1878 Volkstag Danzig — 101. Sitzung. 


Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Arczynſki, Dr. Evert, Dr. Kamnitzer; Staatsrat 
Dr. Winderlich; Direktor Dr. Funk; Landgerichts— 
rat Dr. Bode; Regierungsrat Dr. Schimmel. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich eröffne die 
101. Vollſitzung und habe zunächſt geſchäftlich mit⸗ 
zuteilen, daß Frau Gerta Waechter die Wahl zum 
Mitglied des Volkstages nicht angenommen hat. 
Der Wahlleiter hat deshalb den nächſten Kandi- 
daten der Wahlliſte, den Wohlfahrtsdirektor 
Herrn Sturm, Zoppot aufgefordert, ſich binnen 
einer Woche über die Annahme oder Ablehnung 
der Wahl zu erklären. (Abg. Plenikowſki: Was iſt 
bei den Nationalliberalen los?) Das Wort zu 
einer Erklärung hat Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Im Namen 
und im Auftrage der Komuniſtiſchen Fraktion 
habe ich folgende Erklärung abzugeben: 

Die Zuſpitzung des zentralen Gegenſatzes zwiſchen 
Kapitol und Arbeit und die damit verbundene ge— 
ſteigerte Verſchärfung aller Widerſprüche innerhalb 
des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems drücken auch den 
von den kapitaliſtiſchen Regierungen verabſchiedeten 
Haushaltsplänen ihren Stempel auf. Immer fauler 
und ſchwankender wird dieſes Syſtem und ſucht krampf— 
haft nach neuen Auswegen aus der Feſſel der immer 
ſtärker werdenden Widerſprüche. Die Regierungen in 
den kapitaliſtiſchen Staaten als ausführende Organe 
des Kapitals unterſtützen die Stabiliſierungsverſuche 
der faulenden Wirtſchaft mit allen dem Staatsappa⸗ 
rat zur Verfügung ſtehenden Machtmitteln. Der 
Haushaltsplan auch der Freien Stadt Danzig zeigt 
deshalb gleichfalls ein von Jahr zu Jahr immer 
kraſſer in Erſcheinung tretendes reaktionäres, ſozial— 
feindliches Geſicht. Gleichzeitig mit dieſer Tatſache 
geht Hand in Hand der verſchärfte Verſuch der 
Bourgeoiſie, ihre brutalen Ausbeutungsmethoden zu 
verſchleiern, wobei ſie ſich ganz beſonders der Hilfe 
der Sozialdemokratiſchen Partei und der Koalitions⸗ 
regierung bedient. Trotz aller Täuſchungsmanöver der 
Bourgeoiſie und der ſozialdemokratiſchen Partei- und 
Gewerkſchaftsführer, gelingt es dem Kapital nicht, 
der, infolge der heute ſchon vorhandenen abjoluten 
Verelendung, wachſenden Empörung der Arbeiter- 
klaſſen Herr zu werden. Sie werfen deshalb ihre 
bürgerlich⸗demokratiſch-pazifiſtiſche Fratze ab und 
gehen zu offen faſchiſtiſchen Methoden über. Die 
Arbeiterklaſſe foll ihr Elend nicht erkennen, die trevo- 
lutionäre Arbeiterſchaft foll mit allen Mitteln nie- 
dergehalten werden. So verbietet man revolutionä⸗ 
ren Arbeiterführern in Danzig das Sprechen, ja ſogar 
den Aufenthalt; jo werbietet man Kundgebungen 
und treibt die Demonſtranten mit Gummiknüppeln 
auseinander. So geht man jetzt dazu über, der 
Kommuniſtiſchen Partei die Möglichkeit zum Reden 
auch im Parlament zu beſchneiden. Gerade weil die- 
ier Etat reaktionärer, ſozialfeindlicher ift wie alle vor- 
hergehenden, gerade weil man in dieſem Jahre noch 
geſchickter als im verfloſſenen es verſtanden hat, das 
arbeiterfeindliche Geſicht zu verdecken, war es Muf- 
gabe und Pflicht der Kommuniſtiſchen Fraktion, der 
Oeffentlichkeit das wahre Geſicht der Einzeletats zu 
zeigen, das Verhalten gerade der Sozialdemokra— 
tiſchen Partei im Gegenſatz zu ihren Wahlverſpre— 
chungen nach 1% Jahren Koalition mit der Bour⸗ 
geoiſie zu brandmarken. Die Furcht vor der Wahre 
heit, die Angſt vor der auch hier in Danzig anſteigen⸗ 
den Empörungswelle der werktätigen Bevölkerung 
gegen den Koalitionsſchwindel veranlaßte das Volks⸗ 
tagspräſidium zu ſeinen brutalen Maßnahmen gegen 
die Kommuniſtiſche Fraktion. Der Hinauswurf des 
Genoſſen Raſchke auf die ganze Dauer der Etatsbe- 
ratungen war der Auftakt zu dieſem Vorgehen. Das 
geſchäftsordnungswidrige Abwürgen der Ausſprache 
bei der zweiten Beratung war die Fortſetzung dieſer 
Methode. Der Antrag, die geſtellten Abänderungs⸗ 
anträge zu begründen, wurde abgelehnt, trotzdem § 69 
Ziffer 3 der Geſchäftsordnung folgendes beſagt: „Ein 


f 


Schlußantrag ift erft zuläſſig, nachdem mindeſten ein (C) 


Abgeordneter, abgeſehen vom Antragſteller und Be— 
richterſtatter, das Wort erhalten hat.“ Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß die angewandten Methoden den 
Zweck haben, dieſen arbeiterfeindlichen Haushalts- 
plan in aller Stille zu werabſchieden. Um dieſes zu 
erreichen, bedient man ſich faſchiſtiſcher Gewaltmaß⸗ 
nahmen. Dieſe Gewaltmaßnahmen zeigen aber zu⸗ 
gleich das wahre Geſicht des Parlamentarismus, zei⸗ 
gen, daß der Parlamentarismus zur Farce wird, wenn 
das Kapital ſchonungsloſe Entlarvungen fürchtet. 
Die Kommuniſtiſche Fraktion proteſtiert aufs ſchärfſte 
gegen dieſe Vergewaltigungsmaßnahmen. Wenn die 
bürgerliche Preſſe und die bürgerlichen Parteien 
einſchl. der Sozialdemokratiſchen Partei unſern 
Kampf als Obſtruktion bezeichnen, ſo erklären wir, 
daß auch das uns nicht abhalten wird, den Kampf 
für die Intereſſen des Proletariats in derſelben Form 
weiterzuführen. Wir werden deshalb 11 05 bei der 
dritten Leſung das jagen, was zu dieſem Etat zu jaz 
gen für uns notwendig iſt. 
Außerdem beantragen wir, daß ſich der Volkstag 
auf ½ Stunde vertagt, damit der Aelteſtenaus— 
ſchuß zu den eigenartigen Geſchäftsmethoden des 
Präſidenten Spill Stellung nehmen kann. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
auf Vertagung geſtellt. Wird er unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht nicht aus. Zur Gejchäftsord- 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage dann, daß der Volkstag wenigſtens in eine 
Erörterung über die Zweckmäßigkeit der von dem 
Herrn Präſidenten Spill anläßlich der zweiten 
Beratung und geſtern getroffenen Maßnahmen 
eintritt. Dieſe Erörterung ift zuläſſig; denn § 51 
der Geſchäftsordnung lautet: 

Der Präſident eröffnet, leitet 
Sitzung. Eine Erörterung über Recht und Zweck⸗ 
mäßigkeit ſeiner Anordnungen kann er ſofort zu⸗ 
laſſen oder auf die nächſte Sitzung verſchieben. 

Es iſt ja hier eine Kannvorſchrift, aber jeder Prä- 
ſident, der wenigſtens einigermaßen auf fein Pre⸗ 
ſtige in bezug auf Wahrung der Demokratie et— 
was gibt, würde ſchon eine Erörterung zulaſſen, 
zum mindeſten doch in der darauffolgenden 
Sitzung. Nachdem der Antrag auf Vertagung und 
Stellungnahme im Aelteſtenausſchuß vom ganzen 
Hauſe von den Parteien bis zu den Sozialdemo⸗ 
kraten nicht unterſtützt worden ift, kann ich nur 
annehmen, daß alle Parteien mit dieſen Abwür⸗ 
gungsmethoden einverſtanden ſind und daß der 
Proteſt, den die übrigen, auch die bürgerlichen 
Parteien anläßlich der zweiten Leſung zum Mus- 
druck gebracht haben, gleichfalls nur ein Schein⸗ 
proteſt war. Wenn Sie nicht vertagen wollen und 
nicht im Aelteſtenausſchuß zu den eigenartigen 
Methoden Stellung nehmen, die der Präſident 
Spill auch geſtern mir gegenüber anwandte, trotz⸗ 
dem ich nur zur Sache ſprach, zeigen Sie, daß Sie 
mit dieſen Methoden einverſtanden ſind. Dann 
verlange ich, daß wenigſtens jetzt in eine Erörte— 
rung dieſer Methoden eingetreten wird. 
Vinzepräſident Dr. Bogdan: Ob die Erörterung 
ſtattfinden darf, hat lediglich der Präſident zu be⸗ 
ſtimmen. ne 
mung darüber nicht zuläſſig. Es erſcheint auch 
nicht zweckmäßig, daß dieſe Erörterung innerhalb 
der laufenden Etatsberatungen vorgenommen 
wird. Ich rufe nunmehr den erſten Punkt der Ta⸗ 
gesordnung auf: 


und ſchließt die 


Nach meiner Anſicht iſt eine Abſtim⸗ 


(D) 


(A) 


Volkstag Danzig — 101. Sitzung. Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1929. Fort⸗ 
ſetzung. 

Druckſache Nr. 807. Anlage 4: 
Haushaltsplan für Kirchenweſen. 


Druckſache Nr. 736. Das Wort hat der Herr Abg. 
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Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Religion und Sozialismus ift wie Feuer und 
Waſſer. Dies Wort von Auguſt Bebel gilt auch 
heute ebenſo wie es in der Vorkriegszeit gegolten 
hat. Und es iſt unvereinbar mit einem Menſchen, 
der ſich für den Sozialismus einſetzt, daß er ſich 
mit dem gleichen Atemzug für die Religion 
einſetzen kann und Etatsbewiligungen vornimmt, 
die im außergewöhnlichen Rahmen liegen. Es 
hat keinen Zweck in dieſer Frage zu den bürger⸗ 
lichen Abgeordneten zu ſprechen. Meine Worte 
richte ich an die Kollegen, die im Freidenkerver⸗ 
band organiſiert ſind. Die Kirche war ihr Preſtige, 
ſie ſucht immer mehr Machtbefugniſſe an ſich zu 
reißen. Das liegt im Weſen der Kirche und der 
kirchlichen Verhältniſſe. Daß aber Abgeordnete, 
die im Freidenkerverband organiſiert ſind, mit- 
helfen, der Kulturreaktion Mittel zu bewilligen, 
iſt natürlich etwas ſehr ſchlimmes. Bei dieſer Ge— 
legenheit möchte ich ein paar Worte an dieſe Kol— 
legen richten. Was fol es heißen, wenn im vori- 
gen Jahr ſchon von der Koalitionsregierung 
einſchl. der Sozialdemokraten, einſchl. der Kolle— 
gen, die im Freidenkerverband organiſiert ſind, 
73 300 Gulden mehr bewilligt wurden als im 
Jahre 1926, als die Deutſchnationale Regierung 
am Ruder war. 

Was ſoll es nun heißen, wenn in dieſem Jahre 
wiederum ein Mehr von 70296 Gulden in dem 
Etat ſteht. Es iſt alſo gegenüber dem Jahre 1926 
ein Mehr von insgeſamt 173 563 Gulden vorhan⸗ 
den. Sie werden natürlich jagen, das iſt nicht all- 
zuviel und doch, bedenken Sie, das iſt eine Summe 
von über 100 000 Gulden, die doch ſehr gut im 
Intereſſe der Armut verwandt werden könnte, im 
Intereſſe unſerer Klaſſe, in der wir groß geworden 
ſind. Sehen Sie denn nicht die ungeheuren Ge— 
fahren, die gerade durch die Stellungnahme der 
Sozialdemokratie, gerade durch die Stellungnahme 
unſerer Kollegen aus dem Freidenkerverband, die 
heute in der Koalitionsregierung ſitzen, heraufbe— 
ſchworen werden. Sehen Sie denn nicht, wie in dem 
Trubel der Geſchehniſſe tauſende Exiſtenzen von 
Kleinbauern zugrunde gehen müſſen, weil die ſteu— 
erliche Belaſtung ſo groß iſt, daß ſie einfach nicht 
weiter zu tragen iſt. Sehen Sie nicht, wie die 
Kleingewerbetreibenden, Tiſchler, Stellmacher und 
Schmiede uſw. ungeheuer ſchwer um ihre Exiſtenz 
ringen müſſen, daß Menſchen, die Jahrzehntelang 
auf ihrer Scholle geſeſſen haben und heute ihr 
Handwerkszeug verkaufen müſſen und in die Rei- 
hen des Proletariats eingereiht werden, ja, daß 
fie heute in die Reihe der Erwerbsloſen 
eingereiht werden, die heute nur noch als 

kenſchen vegetieren können. Sehen Sie nicht 
die ungeheure Zahl des Proletariats, das 
ſchon jahrelang unter den Laſten des Kapitals 
geſeufzt hat und jetzt durch die Rationaliſierung 
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der Wirtſchaft erwerbslos geworden iſt und das 
jetzt ungeheuer ſchwer um ihre Exiſtenz ringt. 
Denken Sie nicht an all die unzähligen unſchuldi⸗ 
gen Opfer des Kapitalismus, die unſchuldig ins 
Leben treten und durch die Methoden der jetzigen 
Regierung dem Untergang geweiht ſind. Sehen 
Sie nicht, daß tauſende und abertauſende Prole— 
tarierkinder nicht einmal das nötigſte zum Leben 
haben, daß nicht einmal die Ernäherung dieſer un— 
ſchuldigen Kinder geſichert iſt und Sie bewilligen 
hier der Kirche über 100 000 Gulden mehr als 
im Jahre 1926! Sie lachen manchmal über die 
Kommuniſtiſche Partei und glauben, daß Ihre 
Partei die richtige iſt im Sinne der werktätigen 
Bevölkerung. Halten Sie es ſich vor Augen: über 
100 000 Gulden ſind kein Pappenſtiel. Dieſes 
Geld wird doch aus den Broletariern herausgeholt 
und in das große Maul der Kirche geworfen. Was 
ſoll uns eine Kirche, was ſoll uns ein Gottesgna— 
dentum, was ſoll uns die Seligkeit im jenſeitigen 
Paradies, wenn wir hier elend krepieren müſſen 
durch Tuberkuloſe uſw. Sie fügen nicht uns einen 
Schabernack zu, wenn Sie dieſe Mittel bewilligen, 
ſondern Sie fügen dem Proletariat ein ungeheu— 
res Unrecht zu, der Klaſſe, aus der Sie alle her— 
vorgegangen ſind. 

Das Weſentlichſte dabei iſt aber, daß alle die 
vielen Proletarier, die Ihnen ihr Vertrauen mit 
dem Bewußtſein geſchenkt haben: nun werden uns 
die Sozialdemokraten, nun werden uns unſere 
Klaſſengenoſſen helfen, denen wir vertrauen, die 
ſollen jetzt in die Regierung hineingehen, um für 
uns wirtſchaftliche und politiſche Vorteile Heraus- 
zuholen, — elend betrogen worden ſind. Nichts von 
alledem haben Sie erfüllt. Schämen Sie ſich denn 
nicht Ihrer Handlungsweiſe? Sie müſſen ſich doch 
ſagen, unſer Ziel geht doch darauf, der Menſchheit 
das Paradies auf Erden zu ſchaffen, das Jenſeits 
überlaſſen wir, wie Adolf Hoffmann ſagt, ruhig 
den Spatzen. Warum bewilligen Sie der Kirche 
dieſe Tauſende von Gulden? Man kann doch nicht 
in einem Atemzug dieſer oder jener Sache dienen, 


ſondern man kann doch grundſätzlich nur einer 


Sache beiſtimmen und einer Sache dienen und 
dann muß man auch dementſprechend handeln, 
aber Sie tun das nicht und bewilligen hier der 
Kirche eine Summe, die wirklich enorm hoch iſt 
und die vollkommen nutzlos hinausgeworfen wird, 
nur um der Pfaffenherrſchaft, nur um der fwar- 
zen Kulturreaktion dieſe Vorrechte zuzubilligen, 
dieſen Leuten, die doch wirklich ſchon ein Wohl— 
leben führen und deren leibliches Wohl durchaus 
geſichert iſt. Dieſes Geld wollen Sie dieſen Pfaf— 
fen nachwerfen und es dem Proletariat nehmen. 
Das iſt nicht richtig! Daher richte ich noch einmal 
die Aufforderung an Sie, ſich zu beſinnen und kon— 
ſequent gegen die ſchwarze Kulturreaktion zu ftim- 
men und dieſe Mittel nicht zu bewilligen. 

Daß das Zentrum für den Kirchenetat iſt und 
daß es innerhalb der Koalitionsregierung für 
ſeine Beſtrebungen kämpft, das iſt eine alte Ge— 
ſchichte, eine hiſtoriſche Tatſache. Die Kirche hat 
es immer meiſterhaft verſtanden, ihre Profite zu 
wahren und die Mittel von dort zu bekommen, wo 
es nur irgend möglich war. In dieſer Hinſicht war 
der Kirche jedes, aber auch jedes Mittel recht. 


(©) 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

Sie hat es im Guten erreicht und fie hat mit Ter- 
ror gearbeitet, nur um ihre Macht zu erweitern. 
Ich erinnere nur an die Vorkommniſſe in Mexiko, 
wo die chriſtliche katholiſche Kirche Terror ausübt, 
wo die katholiſche Kirche von Rom aus gezwungen 
wurde, die Aufſtände zu inſzenieren und wo die 
Kirche die Revolution durchgeführt hat. Das war 
Ihr Werk und dann hat man Mexiko gezwungen, 
Frieden mit Rom zu ſchließen. Sie lachen darüber 
und doch iſt Ihre Kirche die Drahtzieherin ge— 
weſen. Es iſt dort paſſiert, daß ſogar Geiſtliche ihre 
Hand zu Eiſenbahnattentaten und anderen Atten— 
taten hergegeben haben. Das können Sie nicht ab- 
ſtreiten. 

Sie haben es meiſterlich verſtanden, ſich alle 
Staaten gefügig zu machen. Nur ein Staat unter- 
wirft ſich Ihnen nicht, das iſt Sowjetrußland, das 
keinen Frieden mit der Kirche macht und die Tren— 
nung des Staates von der Kirche durchgeführt hat. 
Wir wiſſen ſehr gut, daß es nach der jahrtauſende 
alten Tradition nicht ſehr leicht möglich iſt, das 
Volk von dem ſchwarzen Nebel zu befreien. Sow- 
jetrußland bewilligt der Kirche keine Mittel, ſon— 
dern wendet ſie dort an, wo ſie wirklich notwendig 
ſind, zum Aufbau des Sozialismus. 

Nun noch ein paar Worte zum Zentrum. Ich 
möchte hier an eine Rede des Herrn Gröber aus 
der Nationalverſammlung erinnern vom 13. ğe- 
bruar 1919. Er ſagte folgendes: 

Nach unſerer Ueberzeugung leitet ſich alle öffent- 
liche Gewalt mag ſie monarchiſch oder republikaniſch 
oder ſonſtwie fein, im letzten Grunde aus der Weis- 
heit und dem Willen Gottes her, der in der Natur der 
Menſchen und der Völker die Notwendigkeit gelegt 
hat, ſich zu Stämmen zuſammenzuſchließen und in 
Staaten eine öffentliche Gewalt einzuſetzen uſw. 
Und wenn Sie an den, deſſen Weisheit leitet 

und der die Regierungen einſetzt, glauben, da 
möchte ich Sie nur fragen, weshalb Sie denn in 
Mexiko zu den äußerſten Mitteln gegriffen und 
den Staat Mexiko durch Terror gefügig gemacht 
haben? Warum kämpfen Sie in Sowjetrußland, 
wo der Sozialismus aufgebaut werden ſoll, warum 
üben Sie auch dort Terror aus, uſw. uſw. (Abg. 
Cierocki: Ei, Ihr Terror?!) Ja, wir ſagen, der 
Staat hat mit der Kirche nichts gemein und wer 
durch die Kirche ſelig werden will, mag ruhig ſelig 
werden, aber keine Mittel der Kirche bewilligt. 
Sie erklären ja immer, daß das Reich Gottes Ihre 
Welt iſt. 

Wenn Sie alſo glauben, daß das Reich Gottes 
Ihre Welt iſt, warum verſuchen Sie dann, eine 
Kulturreaktion auszuüben, warum vollführen Sie 
Attentate, warum kämpfen Sie gegen Sowjetruß— 
land? Sie kämpfen gegen den Staat, der den Go- 
zialismus einführte. Warum tun Sie es? Sie 
wiſſen doch, daß das, was Sie angeben, nur eitel 
Lug und Trug iſt. Wenn Sie glauben, daß das 
Reich Gottes nicht von dieſer Welt iſt, warum 
laſſen Sie ſich dann von den Aermſten der Armen, 
von den Werktätigen, die Steuern zum Beſtand 
der Kirche geben? Wenn ich glaube, daß das Reich 
Gottes nicht von dieſer Welt iſt, dann verzichte ich 
auch auf das Irdiſche und verſuche, auf anderem 
Wege vorwärts zu kommen und bereite das Him— 
melreich auf andere Art vor. Aber Sie laſſen ſich 
von den Steuergroſchen des Proletariats und der 
Kleingewerbetreibenden, die um ihre Exiſtenz 
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ringen, die Mittel für Ihre Kirche 
Das iſt das Schäbige an Ihrer Handlungsweiſe. 
Sie haben das immer getan in Jahrtauſenden 
und Jahrhunderten. Darüber ſind wir längſt zur 
Tagesordnung übergegangen. Aber das Proleta- 
riat darauf aufmerkſam zu machen und es loszu⸗ 
löſen von Ihrer ſchwarzen Kulturreaktion, das iſt 
unſere Pflicht, denn wir wiſſen, daß das Reich 
nicht drüben iſt, ſondern hier, das Reich, das wir 
ſchaffen wollen, indem wir den Sozialismus ein⸗ 
führen, wo Freiheit und Frieden wirklich vorhan⸗ 
den ſind. (Abg. Cierocki: Die Arbeiterſchaft hat 
das ſchon erkannt.) Wir haben erkannt, daß durch 
die Bewilligung der Mittel für die Kulturreak— 
tion es Ihnen tatſächlich gelingt, die Arbeiter— 
ſchaft und große Teile der Bevölkerung zu bene— 
beln. (Abg. Cierocki: Das ſowieſo!) Sie glauben 
ja ſelbſt nicht daran, denn wenn ſie wirklich daran 
glaubten, wäre Ihre Stellungnahme als Menſch 
etwas anders. Sie tun nicht das, was Ihre Lehre 
für die Chriften vorſchreibt. Aber Schwamm dar- 
über, auch an Ihren Taſchen bleibt etwas von den 
Mitteln kleben, die hier durch den Volkstag be— 
willigt werden. (Widerſpruch des Abg. Cierocki.) 
Wir möchten bei dieſer Gelegenheit ganz beſonders 
auf die Freidenker zurückkommen und Ihnen an— 
heimgeben, Ihre Stellung hier klar kundzutun, 
indem ſie den Etat ablehnen. Das iſt notwendig; 
denn in die Taſchen der Kulturreaktion fließen 
reiche Mittel, ſo daß ſie nicht durch den Etat zur 
Verfügung geſtellt werden brauchen. 


Die Stellungnahme der S. P. D. im Ausſchuß, 
wo der Kirchenetat beraten wurde, iſt kennzeich— 
nend dafür, wie Sie fih gegenüber den Ynter- 
eſſen der Bevölkerung einſtellen. Kein Wort war 
zu hören, daß Streichungen in dieſer Beziehung 
vorgenommen werden ſollten, ſondern man hat 
alles in Bauſch und Bogen bewilligt, weil man 
wieder auf andere Art Hilfe von dem Zentrum 
erhält. Wir wenden uns bei dieſer Gelegenheit 
ganz beſonders gegen die Erhebung der Kirchen— 
ſteuer. Ein ſehr großer Teil der Bevölkerung wird 
gezwungen, Steuern an die Kirche zu zahlen. 
Späterer Zukunft wird es vorbehalten bleiben, 
daß wir einen entſprechenden Geſetzentwurf dem 
Volkstag unterbreiten, damit endlich einmal die— 
ſer Zwang der Steuerzahlung an die Kirche auf— 
hört. Wir wenden uns auch dagegen, daß daneben 
noch ſogenannte Dezemgelder gezahlt werden. Ich 
erinnere daran, daß eine Gemeinde monate, ja 
jahrelang einen Prozeß um die ſogenannten De- 
zemgelder geführt hat, die von ihr noch gezahlt 
werden ſollen. Das iſt eine völlig veraltete 
Methode, und wir wenden uns mit Entſchiedenheit 
dagegen. Wir ſehen, daß die Kirche nicht nur aus 
den Einnahmen aus dem Etat befriedigt wird, 
ſondern daß fie es noch verſteht, fih von den Ge- 
meinden Mittel bewilligen zu laſſen. In bezug 
auf die Sozialdemokraten trifft ein Zitat aus 
Goethes Fauſt ausgezeichnet zu. 

Sie brauchen ſich nicht zu wundern, daß der 
Faſchismus durch die jetzige Regierungskoalition 
großgezogen wird. Die Wahlen in Mecklenburg 
und Sachſen zeigen Ihnen mit aller Deutlichkeit, 
wohin der Weg des Proletariats geht. Sie trei⸗ 
ben durch das Anziehen der Steuerſchraube, durch 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

die Bewilligung dieſer Mittel, das Proletariat 
in die offenen Arme der Nationalſozialiſten. Das 
iſt die Arbeit, die Sie heute in der Koalitionspo⸗ 
litik leiſten. (Zuruf beim Zentrum.) Das über⸗ 
laſſen Sie mir, ob ich weitere Ausführungen 
mache oder nicht. Jedenfalls iſt es eine ſchäbige 
wenn die Sozialdemokraten in 
dieſer Beziehung die Mittel bewilligen. An die 
Deutſchnationalen braucht man ſich nicht zu wen- 
den. Daß ſie den Etat bewilligen, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Sie haben ein Intereſſe daran, daß die 
Kirche die Mittel bewilligt bekommt. Ich möchte 
es aber beſonders den Freidenkerkollegen anheim 
geben, mit uns gegen die Etats zu ſtimmen, Da- 
mit nicht die notwendige Mehrheit zuſtande 
kommt. 

Ich möchte nur noch ein paar Worte jagen. Sie 
wundern ſich darüber, daß wir hier im Volkstag 
ausführlich zu den Etats Stellung nehmen und 
vor allem beim Kirchenetat in der zweiten Be- 
ratung und auch jetzt bei der dritten Leſung ge- 
ſprochen haben. Ich möchte Sie aber daran erin- 
nern, daß, nachdem die faſchiſtiſche Abſtimmung 
vorgenommen wurde, ein Artikel in der Danziger 
Volksſtimme am Sonnabend erſchienen iſt. Darin 
Sie ſchreiben: „Zur Beratung ſtand geſtern ein 
Geſetz, daß die Maſſe nicht belaſtet, oder die Volks⸗ 
vertretung entrechtet.“ Glauben Sie denn, daß 
143 000 Gulden ein Pappenſtiel ſind, mit dem wir 
uns zufrieden geben ſollen? Das iſt ein Etat, der 
die Maſſen außerordentlich ſtark belaſtet. Dieſe 
Mittel könnten unſeres Erachtens beſſer ange— 
angewandt werden, wenn man ſie für ſoziale 
Zwecke verwenden würde. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich gleich erwäh⸗ 
nen, daß wir namentliche Abſtimmung verlangen, 
um das Geſicht der Sozialdemokratie, vor allem 
der Abgeordneten, die in der Freidenkerorgani— 
ſation find, der Bevölkerung zu zeigen. Sie ſoll 
erkennen, daß tatſächlich die jetzige Koalitionsre⸗ 
gierung genau dieſelben Mittel bewilligt wie die 
Deutſchnationalen, und nicht nur dieſelben Mit⸗ 
tel, ſondern noch mehr als die frühere deutſchna— 
tionale Regierung. Um das Geſicht der Abgeord— 
neten offen zu zeigen, beantragen wir namentliche 
Abſtimmung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung über den Haushaltsplan für Kirchen⸗ 
weſen. Abänderungsanträge liegen zu dieſem 
Haushaltsplan nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Haushaltsplan ſelbſt. Es iſt 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht 
aus, es findet namentliche Abſtimmung über den 
Haushaltsplan für Kirchenweſen ſtatt. Die Ab— 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Dann erkläre ich die Ab⸗ 
ſtimmung für geſchloſſen. Das vorläufig feſtge— 
ſtellte Ergebnis iſt: Abgegeben ſind 78 Stimmkar⸗ 
ten“), davon 70 mit Ja, ſieben mit Nein, eine 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 


78 Stimmkarten, davon 70 mit Ja, ſieben mit Nein, eine 


Abg. Bergund, Bertling, 
Brill, 


Stimmenthaltung. 
Geſtimmt haben mit Ja: 
Beyer, Dr. Bing, Böcker, Dr. Bogdan, Bohner, 


1881 


Stimmenthaltung. Der Etat iſt demgemäß ange⸗ 
nommen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Entſchließung des Abg. Langnau u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 796: 

Der Senat wird erſucht, einen Geſetzentwurf vor⸗ 
zulegen, der die Regelung des Kirchenaustritts nach 
folgenden Grundſätzen vorſieht: 

a) die ſchriftliche dem Amtsgericht eingeſchrieben 
überſandte Kirchenaustrittserklärung genügt zur 
Rechtswirkſamkeit, 

b) jede Amtsperſon hat außerdem die Befugnis, 
auch mündlich eine gültige Kirchenaustrittserklärung 
entgegenzunehmen, 

c) die Befreiung von der Kirchenſteuer tritt mit 
dem Tage der Kirchenaustrittserklärung in Kraft. 
Wer für dieſe Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu 

erheben. — Das iſt die Minderheit, die Entſchlie⸗ 
zung ijt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über die 
Entſchließung aus Druckſache Nr. 797 ab: 

Der Senat wird erſucht, alsbald einen Geſetzent⸗ 
wurf vorzulegen, zur Neuregelung des Verhältniſſes 
von Staat und Kirche und Kirche und Schule nach 
folgenden Geſichtspunkten: 

a) völlige Trennung von Staat und Kirche, 

b) Verbot der ſtaatlichen Unterſtützungen von Re- 
ligionsgeſellſchaften, 

c) Aufhebung der Gottesläſterungsparagraphen, 

d) Verbot des Religionsunterrichts in den Schulen. 

Wer für dieſe Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das ift die Mehr- 
heit, die Entſchließung iſt gleichfalls abgelehnt. 
Ich rufe nunmehr Anlage 5 auf: 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, 
und Volksbildung. 
Druckſache Nr. 806 III zu Nr. 737. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir bean- 
tragen, daß bei Beratung dieſes Etats der zuſtän— 
dige Senator Dr. Strunk herbeigeholt wird. Wenn 
Herr Senator Dr. Strunk auf Urlaub iſt, ſoll der 
Senator herbeigerufen werden, der ihn vertritt. 
Gleichzeitig beantrage ich, daß in eine Beſprechung 
über dieſen Antrag eingetreten wird. 


Nach der Geſchäftsordnung muß zunächſt ge— 
prüft werden, ob in eine Beſprechung eingetreten 
werden foll. Das muß erfolgen, wenn ſieben Ab- 
geordnete für den Antrag eintreten. 


Kunſt 


Cierocki, Eiſerloh, Frau Falk, Falkenberg, Fiſcher, Fooken, 
Gaikowfki, Gehl, Gerick, Grodnick, Hackbarth, Hallmann⸗ 
Rob., Hennke, Höhn, Hoog, Hoppe, Dr. Hoyppenrath, 
Jantzen, Jewelowſki, Joſeph, Frau Kalähne, Karkutſch, 
Karſchewſki, Klein, Klingenberg, Kloſſowſti. Krupple, 
Kurowſki, Lemke⸗W., Leu, Loops. Frau Malikowſli, Mans 
thei, Mathieu, Mau, Frau Meyer, Moritz, Mrocskowſki, 
Frau Müller, Müller⸗P., Frau Pauls, Philipſen, Plett⸗ 
ner, Frau Prillwitz. Rahn, Rehberg. Frau Richter, Roga⸗ 
fewiti, Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schwartz, Selow Frau 
Dr. Semrau, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Werner, 
Wierſchowſki, Frau Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Kreft⸗P., Langnau, 
Liſchnewſki, Opitz, Plenikowſki, Schmidt⸗E., Shmidt. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Hohnfeldt. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Beſſer, 
Dr. Blavier, Bock, Böhm, Brenner, Brennert, Burandt, 
Dinklage, Doerkſen. Dumont, Dock II, Friedrich, 
Geisler, Dr. Heinemann, Jahr, Kaijer, Klawitter, 
Knauſt, Frau Kreft, Lemke⸗B., Lendzion, Mayen, 
Miſzewſki, Dr. Moczyniti, Müller⸗B., Müller⸗W., Neu- 
bauer, Papke, Raſchke. Regier, Schütz, Schwegmann, 
Senftleben, Siebenfreund, Dr. Unger, Vollerthun, Weiz, 
Weiſſe, Zarſke, Dr. Ziehm. 
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(D) 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich muß zunächſt ſamte werktätige Bevölkerung ift, wir wiſſen auch, 
fragen, ob ſieben Abgeordnete den Antrag auf Be- daß gerade auf dem Gebiet der Volksbildung, ge⸗ 
ſprechung des Verlangens auf Herbeirufung eines rade auf dem Gebiet der Erziehung das Zentrum, 
Senators unterſtützen. (Heiterkeit. — Abg. Gai⸗ die geſamte Schulreaktion immer größere Fort- 
kowſki: Lemke ijt nicht aufgeſtanden! — Abg. ſchritte macht, wie die Schule und die Erziehung 
Plenikowſki: Jawohl, die ſtanden!) Die Unter⸗ von Jahr zu Jahr immer mehr dem Zentrum 
ſtützung reicht aus. Das Wort hat Herr Abg. ausgeliefert wird. Dagegen macht dieſe „Links⸗ 
Plenikowſki. regierung“ nicht im geringſten Front, trotzdem der 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Man muß Schulſenator ja angeblich „Demokrat“ ift, aller- 
ſich wirklich über die Art und Weiſe wundern, in dings Demokrat in Anführungsſtrichen. Dieſer 
der fih diefe Regierung über die einfachſten par- Herr Schulſenator Strunk, diejer „demokratiſche“ 
lamentariſchen Regeln hinwegſetzt. Gerade dieje | Herr Strunk hat es auch nicht nötig, wenigſtens 
Tatſache beweiſt die Richtigkeit unſerer Behaup- einige Worte zum Schuletat zu jagen, Er verreiſt 
tung, daß der Parlamentarismus nur eine Maske ſeinfach — ich weiß nicht, ob er ſchon zurückgekehrt 
fei für unumſchränkte Herrſchaft der Truſtbourge- | ift von feiner Reife. (Zuruf) Mjo, nachdem ich 
oilie, des Kapitals. Wir haben gerade bei den jetzt beſtimmt gehört habe, daß er noch gar nicht 


letzten Beratungen geſehen, daß der eigentliche 
Drahtzieher all dieſer Sachen der Abg. bezw. Se— 
nator Jewelowſki war. Der Senator Jewelowſfki 
beſtimmte, wie lange getagt werden ſollte. Der Se— 
nator Jewelowſki beſtimmte, ob abgewürgt wer- 
den ſollte. Der Senator Jewelowſki beſtimmte, 
wie hier der Laden zu klappen hat. Deshalb haben 
wir ein Recht, zu erklären, daß der ganze Parla- 
mentarismus eine Farce iſt, was ſich anläßlich der 
Beratungen dieſes Etats abermals zur Genüge ge— 
zeigt hat. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni- 
kowſki, ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß nur 
die Beſprechung des Antrages auf Herbeirufung 
eines Senators zuläſſig iſt. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Was ich 
ſagte, war notwendig, vorausgeſchickt zu werden. 
— Abgewürgt bin ich noch nicht, Sie können ruhig 
noch einen Augenblick hinausgehen. — Das be— 
weiſt auch das Intereſſe, daß die Regierung und 
die einzelnen Herrn Senatoren der Beratung die— 
ſer Etats entgegenbringen. Die Herren ſind wahr— 
ſcheinlich ſchon in die Ferien gereiſt. Die Herren 
Senatoren verlaſſen ſich eben auf ihre Parteien, 
die es ſchon verſtehen werden, die Sache hier zu 
ſchmeißen, die Beratungen hier abzuwürgen und 


zurück iſt, erſcheint mir dieſe Angelegenheit in 
einem noch ſeltſameren Licht. Das heißt alſo, die 
Herren von der Koalitionsregierung reifen ein- 
fach fort und die Etats ſollen ruhig beraten und 
verabſchiedet werden. Wenn früher unter dem 
Zepter des Bürgerblocks ein Senator während der 
Etatsberatungen hätte verreiſen wollen, ich 
glaube nicht, daß er das gewagt hätte, weil dann 
die Oppoſition dagegen zu ſtark proteſtiert hätte. 
Wenn zu Zeiten der Regierung des Bürgerblocks 
ein Senator während der Etatsberatungen hier 
im Plenum verreiſt wäre und die Sozialdemokra⸗ 
ten hätten den Antrag geſtellt, daß dieſer Senator 
herbeizuholen fei, ich glaube, dann hätten die Go- 
zialdemokraten hier ſolange Alarm geſchlagen, bis 
er feine Reife unterbrochen und hierher zurückge⸗ 
kehrt wäre. Das heißt, das wäre noch vor einigen 
Jahren geſchehen, jetzt wäre das auch nicht mehr 
zu befürchten. Wenn die Sozialdemokraten jetzt 
wieder in die Oppoſition zurückkehren ſollten, 
wenn ſie wieder aus der Regierung hinausflogen, 
dann durften ſie es ja gar nicht wagen, hier wie 
früher einmal Oppoſition zu machen, denn dann 
würden ſie ſich ja nur lächerlich machen. Meine 
Ausführungen beweiſen wohl zur Genüge, wie 
dringend notwendig es iſt, daß wenigſtens ein Se- 


legen deshalb kein Gewicht darauf, hier zu er-Inator während der Beratungen des Schuletats 


ſcheinen. Es iſt doch notwendig, daß die Herren 
erſcheinen, daß ganz beſonders jetzt, beim Schul— 
etat, Herr Senator Strunk anweſend wäre. Herr 
Senator Strunk war während der Beratungen 
des Schuletats im Hauptausſchuß verreiſt. Die 
Beratungen des Schuletats ſind ſehr wichtig und 
es wäre notwendig geweſen, daß die einzelnen 
Senatoren ihre Ferien ſo legten, daß ſie nicht in 
die Zeit der Beratungen des Etats fallen. Daß 
das trotzdem geſchieht, das beweiſt, was dieſer Re— 
gierung und die betreffenden Herren im Senat 
übrig haben für die Beratungen der Etats im 
Ausſchuß und hier im Plenum. Wenn der betref— 
fende Senator während der Beratungen des Etats 
im Hauptausſchuß verreiſt war, dann wäre es um 
ſo notwendiger geweſen, daß dieſer Herr wenig⸗ 
ſtens jetzt hier zu den Beratungen im Plenum 
erſcheint. Wir haben ja geſehen, daß man aller- 
dings keine Gelegenheit hatte, Stellung zu den 
einzelnen Etats zu nehmen, daß wir beſonders bis- 


her keine Gelegenheit hatten, zum Schuletat Stel— 
lung zu nehmen. 

Wir wiſſen aber, daß gerade der Schuletat von 
einer außerordentlichen Bedeutung für die ge⸗ 


im Haufe anweſend ift. Wenn der zuſtändige Se- 
nator verreiſt ift, mit dieſer eigenartigen Gitu- 
ation mögen ſich die Koalitionsparteien abfinden, 
aber wenn Herr Strunk nicht kommen kann, dann 
ſoll man wenigſtens den Senator herbeizitieren, 
der Herrn Dr. Strunk vertritt, ganz beſonders des⸗ 
halb, weil wahrſcheinlich noch einige Parteien 
Wünſche und Forderungen hier vorbringen werden. 
Wenn wir unſere Wünſche und Forderungen 
im Ausſchuß äußern, dann nimmt die Regierung 
ſie zur Kenntnis, aber kein Menſch erfährt, was 
dann aus dieſen Wünſchen und Forderungen ge— 
worden iſt, ob man dieſen Wünſchen und Forde— 
rungen entſprochen hat, ob man beiſpielsweiſe die 
ſtatiſtiſchen Erhebungen gemacht hat oder nicht. 
Die Verhandlungen über den Schuletat im Haupt- 
ausſchuß find bereits feit Wochen vorbei. Es wur: 
den damals nicht nur von der Kommuniſtiſchen 
Partei, ſondern ſogar von den Sozialdemokraten 
— ich glaube der Abgeordnete Leu ſtellte den An⸗ 
trag in bezug auf die Trinkerfürſorge ſtatiſtiſches 
Material herbeizuſchaffen — und den übrigen bür⸗ 
gerlichen Parteien Anträge auf ſtatiſtiſche Erhe⸗ 
bungen geſtellt, aber niemand hat bisher erfahren 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
können, ob tatſächlich diefe ſtatiſtiſchen Erhebun⸗ 
gen gemacht worden ſind. Gerade aus dieſem 
Grunde iſt es daher notwendig, daß der betref⸗ 
fende Senator oder ſein Vertreter hier erſcheint, 
um wenigſtens im Plenum von dieſer Stelle aus 
noch einmal die Wünſche und die Forderungen 
der einzelnen Parteien entgegenzunehmen. Wenn 
wir jetzt über den Antrag auf Herbeirufung des 
Vertreters des Herrn Strunk — ich glaube, es iſt 
Herr Senator Wiercinſki — abſtimmen laſſen 
werden und wenn dann die bürgerlichen Oppo⸗ 
ſitionsparteien den Koalitionsparteien wieder 
Sekundantendienſte leiſten werden, dann beweijt 
das auch wieder Ihre Oppoſition. Warum wir 
dieſe Taktik einſchlagen, das bekennen wir ganz 
offen: unſere Taktik dient nur dazu, um auch die⸗ 
ſen bürgerlichen Parteien die Maste vom Geſicht 
zu reißen in bezug auf ihre Scheinoppoſition. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Wir kommen zur 
Abſtimmung auf Herbeirufung des für dieſen Etat 
zuſtändigen Herrn Senators. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 


Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Zur Ge— 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Lemke. 

Lemke, Abgeordneter (M.u. G. P.): Zur Ge- 


ſchäftsordnung habe ich folgendes zu erklären: Als 


vorher die Frage nach der Unterſtützung des kom— 
muniſtiſchen Antrages auf Herbeirufung eines Se- 
nators durch den Präſidenten geſtellt wurde, habe 
ich geſtanden, weil ich durch den Abg. Hohnfeldt 
in ein Geſpräch gezogen worden war. Ich erkläre 
hiermit, daß ich nicht die Abſicht gehabt habe, für 
dieſen Antrag zu ſtimmen. (Abg. Plenikowſti: Sie 

waren ja der Achte!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
G der 


Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter 
Lemke, Sie hätten gar keine Bauchſchmerzen hier 
zu äußern brauchen, denn Sie waren der Achte. 
Wenn Sie das trotzdem getan haben, — (Wider— 
ſpruch rechts.) nein, der Abg. Geisler ſtand auch, 
der Abg. Hohnfeldt war der ſiebente und Sie der 
Achte, — ſo haben Sie ſich nur wieder einmal de⸗ 
maskiert als treue Stütze der Koalition. Mein 
Fraktionskollege Kreft hat recht: Auch Sie wol⸗ 
len hier nur mit Ihren Reden die Wählermaſſen 
vor Ihren Karren ſpannen. 

Wenn der ſozialdemokratiſche Abgeordnete 
Rudolf Breitſcheid auf dem Sozialdemokratiſchen 
Parteitag am 29. Mai folgendes äußerte: „Auf 
jeden Fall hatten wir aber in der Oppoſition das 
große Plus, daß wir im großen und ganzen die 
auf den Abbau der Sozialpolitik gerichteten Pläne 
der Sozialreaktionäre zum Scheitern bringen 
konnten“, ſo hat er damit in gewiſſer Hinſicht die 
Wahrheit geſprochen. Daß, was er über die Poli⸗ 
tik in der Oppoſition oder in der Koalition zur 
Sozialpolitik äußerte, trifft auch zu auf die ge⸗ 
ſamte Schulpolitik. Wir können auch hier feſtſtel⸗ 
len, daß in dieſem Fall, auch in bezug auf die 
Schulpolitik, die Sozialdemokraten, ſolange ſie in 
der Oppoſition ſtanden, noch in gewiſſem Sinne tat⸗ 
ſächlich manche auf die Verſchlechterung der Schul— 
errungenſchaft gerichtete Pläne der Zentrumspar⸗ 
ei, wenn auch nicht zum Scheitern, ſo doch wenig— 
ſtens zum Aufhalten bringen konnten. Ich erinnere 
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da z. B. an den Vorſtoß der Zentrumsleute die 
Ohraer Schule konfeſſionell zu geſtalten. Solange 
ſich die Sozialdemokraten in Oppſition befanden, 
konnte das die Zentrumspartei nicht durchſetzen. 
Mit einigen anderen Plänen der Zentrumspartei 
ſtand es genau ſo. Erſt als die Sozialdemokraten 
ihre Oppoſitionspolitik verließen und in die Ko- 
alition hineingingen, da wurden dieſe Pläne der 
Zentrumspartei reſtlos durchgeführt. i 

Die Sozialdemokraten find hin und wieder ein- 
mal von brutaler Offenheit, allerdings nur hin 
und wieder, wenn ſie glauben, daß dieſe Offenheit 
der Partei nichts ſchadet. Wenn alſo die Sozialde— 
mokraten, wenn auch der Abg. Brill in ſeinen 
Ausführungen hier die Erklärung abgab, ſie ſeien 
in die Regierung gegangen, um innerhalb der 
Regierung, innerhalb dieſes Staates, für die 
werktätige Bevölkerung ganz beſonders in bezug 
auf die Sozial- und Kulturpolitik zu wirken, dann 
werde ich jetzt den Nachweis führen, daß fie tat- 
ſächlich etwas erreicht haben, nämlich eine bedeu— 
tende Verſchlechterung nicht nur der Sozialpolitik, 
wie ich geſtern nachgewieſen habe, ſondern auch 
eine Verſchlechterung der Schulpolitik, eine Wus- 
lieferung der Schule in immer ſtärkerem Maße 
an die Schulreaktion. Die Schule, die Erziehung, 
iſt eigentlich nur das Spiegelbild der jeweiligen 
Geſellſchaftsordnung. Die beſtehenden Verhält- 
niſſe wirtſchaftlicher, ſozialer, politiſcher Art der 
jeweiligen Geſellſchaftsordnung innerhalb einer 
Epoche ſpiegeln ſich klar und deutlich in der Schule 
überhaupt im geſamten Erziehungsweſen wieder. 
Es ſteht außerdem feſt, daß der geſamte geiſtige 
Ueberbau einer jeweiligen Zeitepoche nur be— 
ſtimmt wird durch die vorhandenen wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe. 

Dieſe wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſind maßge— 
bend für den geiſtigen Ueberbau der menſchlichen 
Geſellſchaft, nicht irgendwelche losgelöſt von dieſen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen gewonnenen abjtraf- 
ten geiſtigen Anſchauungsideen. Man kann nun 
innerhalb des beſtehenden augenblicklichen Wirt— 
ſchaftsſyſtems auch gewiſſe Reformen in bezug 


auf dieſen geiſtigen Ueberbau und damit auch in 


bezug auf Schule und Erziehung durchführen, 
aber dieſe Reformen werden immer nur Flickwerk 
bleiben und diefe Reformen, die dann nur Flid- 
werk bleiben, werden um ſo kraſſer das Ungeſunde, 
Faule dieſer Zuſtände in Erſcheinung treten laſſen. 
Dieſe Reformen, die ſich dann im Laufe der Zeit 
als notwendig erweiſen, werden umſo kraſſer, um— 
ſo klarer, umſo deutlicher die Notwendigkeit einer 
grundlegenden Aenderung der Verhältniſſe zeigen. 
Jede Reform, mag ſie auch in gewiſſem Sinne 
eine Verbeſſerung des bisherigen Zuſtandes be— 
deuten, wird nur Flickwerk bleiben, wenn das 
Wichtigſte nicht grundlegend geändert wird, wenn 
nicht die geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
geändert werden. Solange werden die Reformen 
nur Waſſer ſein, das man in ein Sieb gießt, ganz 
abgeſehen davon, daß ein großer Teil der joge- 
nannten „Reformen“ niemals eine Verbeſſerung 
an den bisherigen Zuſtänden innerhalb eines 
Wirtſchaftsſyſtems darſtellen, ſondern im großen 
und ganzen noch Verſchlechterungen bringen. 
Wenn wir das ins Auge faſſen, und von dieſer 
Grundlage, von dieſer Plattform aus Stellung 
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nehmen zu der geſamten Schulpolitik, zu den Fra- 
gen der Erziehung und der Schule, dann wird man 
verſtehen, warum wir ganz beſonders in bezug 
auf dieſe Fragen die Beſeitigung des heutigen 
Geſellſchaftszuſtandes und die Schaffung der Klaſ— 
ſenloſen kommuniſtiſchen Geſellſchaft fordern. Das 
iſt unſer Ziel. Wir wiſſen auch, daß dieſes Ziel 
auf der Grundlage des revolutionären Warris- 
mus erreicht werden kann und durch den gewalt— 
jamen Sturz der Klaſſenherrſchaft der Bourgeoijie, 
durch die Uebernahme der Macht durch die Arbei— 
ter und werktätigen Bauern, durch die Errichtung 
der Diktatur des Proletariats. Das iſt unſer Weg 
zum Ziel. Unſere nächſte Etappe ift die ſoziale 
Revolution, an der wir mit allen Kräften arbei⸗ 
ten werden. — Gehen Sie ſchon nach Hauſe Herr 
Cierocki? Sonſt mache ich gleich Schluß, wenn Sie 
nicht weiter tagen wollen. (Das wäre ſehr nett! 
beim Zentrum.) — Wir können außerdem feſtſtel— 
len, daß alle Werte, auch die geiſtigen, immer 
nur herauswachſen aus der jeweiligen produktiven 
Arbeit der Welt. 

Es ſteht gleichfalls feſt, daß der Kapitalismus 
heute bereits zu einem furchtbaren Hemmſchuh der 
wirtſchaftlichen Entwicklung geworden ift und da- 
mit auch gleichzeitig zu einer ebenſo furchtbaren 
Feſſel der geiſtigen Entwicklung. Will man dieſe 
Feſſel der geiſtigen Entwicklung ſprengen, dann 
muß man auch den Kampf um die Befreiung von 
dem Joch des Kapitalismus führen, und zwar auf 
dem Weg über den Sturz der Klaſſenherrſchaft, 
auf dem Weg über die prolatirſche Revolution für 
die Diktatur des Proletariats. Damit müſſen wir 
den revolutionären Klaſſenkampf führen. Wir 
ſtehen mitten in der Auseinanderſetzung zweier 
Welten auch in bezug auf Erziehung und Schul— 
fragen. Wir ſehen, daß überall, wo wir hinſchauen, 
auf allen Gebieten des politiſchen, ſozialen und 
Mirtſchaftslebens ſich die Kräfte um dieſe beiden 
Pole immer ſtärker guppieren, um die Arbeit auf 
der einen Seite und das Kapital auf der andern. 
Bourgeoiſie und Proletariat ringen heute mit 
aller Schärfe um den Sieg. 

Wir wiſſen auch, daß es bei dieſem Ringen 
keine Neutralität geben kann, daß es in dieſem 
Kampf auch innerhalb der Schule, innerhalb des 
Erziehungsweſens keine Neutralität geben darf. 
Es iſt töricht. wenn man gerade in bezug auf 
Schule und Erziehungsfragen von Neutralität 
ſpricht. Gewiß gibt es eine ganze Menge libera— 
ler, bürgerlicher Schulpolitiker, die erklären, ihr 
könnt ja außerhalb der Schule, außerhalb der Er— 
ziehung dieſen Klaſſenkampf führen. Ihr könnt 
außerhalb der Schule eure Kräfte meſſen., aber 
kommt uns nicht mit dem Klaſſenkampf, mit dem 
Meſſen der Kräfte in die Schule hinein. Man 
tut gerade ſo als ob mit dieſer Formulierung tat— 
ſächlich der Klaſſenkampf aus der Schule gebannt 
werden könnte. Dieſe liberalen Politiker wiſſen ja 
ſelbſt am beſten, daß das, was ſie ſagen, nur im 
gelindeſten Sinne, eine fromme Selbſttäuſchung 
üt, ein Selbſtbetrug und daß die Wirklichkeit ganz 
anders ausſieht. Ich werde nachher, wenn ich zu 
dem Chauvinismus in den Schulen ſpreche, noch 
ein wenig mehr auf dieſe ſogenannte Neutralität 
eingehen. Dieſe Liberalen, bürgerlichen Politiker 
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geben ja mit der Formulierung, die ich erſtens (O) 


anführte, ſelbſt zu, daß der Klaſſenkampf, das 
Meſſen der Kräfte zwiſchen Proletariat und Bour— 
geoiſie tatſächlich vorhanden iſt. Wenn Sie das 
zugeben, werden Sie ebenſo auch zugeben müſſen, 
daß man dieſen Kampf nicht aus der Schule fern- 
halten kann. Wenn man außerdem feſtſtellt, daß 
innerhalb einer klaſſengeſpaltenen Geſellſchaft De- 
mokratie, Gleichheit, Freiheit und wie diefe ſchö— 
nen Worte heißen mögen, nichts weiter als leere, 
hohle Begriffe ſind, ohne jeden Inhalt, dann ſteht 
eben fo feſt, daß nur eine Klaſſe herrſchen kann, fo- 
lange die klaſſengeſpaltene Geſellſchaft vorhan— 
den iſt, und daß dieſe eine Klaſſe, die dann 
herrſcht, die die geſamte Macht beſitzt, dieſe Macht 
ſelbſtverſtändlich auch anwenden wird, wo ſie die 
meiſte Möglichkeit dazu hat, nämlich beim 
Staatsapparat und damit auch bei der Schule. 

Aus dieſen Erwägungen heraus wird man 
nicht leugnen können, daß auch in der Schule und 
auch im Erziehungsweſen dieſer Kampf geführt 
wird. Selbſtverſtändlich iſt es, daß die jeweils 
neu entſtehenden Situationen auf dem Gebiete 
des geſamten Wirtſchaftslebens ſich auch wieder 
im Schul- und Erziehungsweſen abſpiegeln. Tre⸗ 
ten im weltwirtſchaftlichen Maßſtabe neue Gitu- 
ationen auf, dann ſpiegeln ſich dieſe Ereigniſſe ſo— 
fort im Erziehungsweſen wieder. 

Wir wiſſen, daß ſolche neuen Situationen be— 
reits eingetreten ſind. Ich erinnere nur an das 
gewaltige Zuſpitzen der Gegenſätze zwiſchen Ka- 
pital und Arbeit. Selbſtverſtändlich bedeutet 
dieſes gewaltige Zuſpitzen der Gegenſätze zwiſchen 
Bourgeoiſie und Proletariat auch eine Zuſpitzung 
des Klaſſenkampfes innerhalb der Schule und der 
Erziehung. Wenn jemand noch dieſe immer ſchär— 
fer in die Erſcheinung tretende Zuſpitzung der 
Gegenſätze leugnen will, ſo möchte ich ihn auf die 
Ereigniſſe aufmerkſam machen, die ſich gerade in 
den letzten Monaten im weltwirtſchaftlichen Mak- 
jtabe abjpielen. Ich erinnere an die ungeheuren 
Streiks in Polen, an die Ausſperrung von vielen 
Zehntauſenden von Arbeitern in Polen, an die 
ungeheuren Streiks in Deutſchland. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Der Haushalts- 
plan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
ſteht zur Erörterung. Ich möchte Sie darauf hin- 
weiſen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Soviel ich 
weiß, iſt es ſo, daß man beim Haushaltsplan auch 
allgemein zu den Fragen der Schule ſprechen kann. 
Ich glaube, daß ich das tatſächlich mache. Die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſpiegeln fih im Shul- 
und Erziehungsweſen wieder. Man kann zu den 
Schul- und Erziehungsfragen nur Stellung neh- 
men, wenn man tatſächlich auch die wirtſchaftlichen 
Fragen kennt und über die wirtſchaftlichen Situa- 
tionen genau informiert ift. Ich kann mir be- 
ſtimmt nicht denken, daß man beides voneinander 
trennen kann. Das iſt ja das Eigenartige, daß 
man verſucht, die Schule von der Wirtſchaft zu 
trennen und daß das, was die bürgerlichen Schul⸗ 
politiker erklären, daß wir den Kampf draußen, 
außerhalb der Schule, aber nur nicht innerhalb 
der Schule führen könnten, bewußte Täuſchung 
der Arbeitermaſſen iſt. Man tut ſo, als ob inner⸗ 
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halb der Schule der Klaſſenkampf nicht geführt 
wird, als ob die ganzen Fragen der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaft nichts mit den Schul- und Er⸗ 
ziehungsfragen zu tun haben. Unſere Aufgabe 
als Kommuniſten iſt es, auf dieſe Tatſachen auf- 
merkſam zu machen. Ich will nicht den Verſuch 
unternehmen, dieje Ausführungen weiter zu füh- 
ren, weil ich fürchten müßte, zur Sache gerufen 
zu werden. Jedenfalls werde ich aber, wenn wir 
heute in eine Erörterung über die Geſchäftshand⸗ 
habung des Präſidiums eintreten, auch zu dieſen 
Maßnahmen Stellung nehmen. Ich habe bis jetzt 
wirklich zur Sache geſprochen. Man kann nicht 
ſagen, daß ich dieſe Dinge an den Haaren herbei⸗ 
gezogen hätte, um ſie irgendwie mit den Schul⸗ 
und Erziehungsfragen in Verbindung zu brin⸗ 
gen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß man die Frage 
ſo aufrollen muß. J ; 

Ich erklärte, daß diefe Kämpfe, dieſe Gegen- 
ſätze innerhalb der heutigen Geſellſchaft immer 
ſtärker anwachſende und anſchwellende Wider⸗ 
ſprüche innerhalb des kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems erzeugen, die ſchließlich das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem hinwegreißen, hinwegſpülen werden. 
Dieſe Kämpfe und Tatſachen werden auch der 
Schule den Stempel aufdrücken. Wir können feſt⸗ 
ſtellen, daß nicht nur in bezug auf Wirtſchafts⸗ 
und Staatsapparat ein immer engeres und feſte⸗ 
res Bündnis eintritt, ſondern daß dies feſte Bünd— 
nis immer kraſſer, immer offener, immer brutaler 
auch in bezug auf das Bündnis zwiſchen Erzie— 
hung und kapitaliſtiſchem Staatsapparat in die 
Erſcheinung tritt. Die Schule wird in immer 
ſtärker werdendem Umfange zum Stützpunkt der 
Stabiliſierungsverſuche dieſer Geſellſchaftsord— 
nung ausgebaut. Die Haupttendenz des Kapita- 
lismus iſt ja das Beſtreben, mit den Widerſprü— 
chen fertig zu werden und ſich durch die Beſeiti⸗ 
gung dieſer Widerſprüche zu feſtigen und dafür zu 
ſorgen, daß es auch, um dieſe Widerſprüche austra— 
gen zu können, gewappnet für die Austragung der 
Gegenſätze iſt. Gerade in bezug darauf ſucht dieſes 
Syſtem, ſucht der Kapitalismus die Schule immer 
ſtärker auszugeſtalten zu einem Teil des Macht— 
apparats in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. 

Die Stellungnahme der einzelnen Parteien zur 
Frage der Schule, zur Frage der Erziehung er— 
gibt ſich demnach ſelbſtverſtändlich auch aus der 
Stellungnahme zur Wirtſchaftsordnung, zur Ge— 
ſellſchaftsordnung. Wir ſehen auch hier wieder 
die enge Verbundenheit der Wirtſchaft mit den 
Fragen der Erziehung und Schule. Gerade des— 
halb iſt es eigenartig, wenn Ausführungen dieſer 
Art immer wieder als nicht zur Sache gehörig 
hier feſtgeſtellt werden. Die Grundeinſtellung 
der bürgerlichen Parteien, bis herab zu den Go: 


zialdemokraten in bezug auf die Frage der Kul— 


turpolitik ergibt ſich ſelbſtverſtändlich aus ihrer 
Stellungnahme zur Wirtſchaftsordnung. Sie 
find für die Verhältniſſe der kapitaliſtiſchen Pro- 
duktions⸗ und Wirtſchaftsordnung und find des- 
halb auch für die Verhältniſſe der Schule und des 
Erziehungsweſens in der heutigen Form verant⸗ 
wortlich. Wir können ſelbſtverſtändlich gewiſſe 
Meinungsverſchiedenheiten in bezug auf den 
Kampf um die Schule und innerhalb der Schule 
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zwiſchen den Bürgerlichen feſtſtellen. Ich habe 
bereits eingangs meiner Ausführungen auf einen 
dieſer Scheinkämpfe hingewieſen und ich möchte in 
dieſem Zuſammenhang auch noch auf einen ande— 
ren Scheinkampf hindeuten. Wir wiſſen, ein Teil 
der bürgerlichen Politiker vertritt die reine Kon- 
feſſionaliſierung der Schule. Wir wiſſen auch, 
daß ein anderer Teil der bürgerlichen Politiker 
dieſe Konfeſſionaliſierung der Schule ablehnt, daß 
ſie eintreten für die Simultanſchule, ja, daß einige 
bürgerliche Politiker fogar eintreten für die Welt- 
lichkeit der Schule. Wir wiſſen aber, daß dieſe 
letzte Gruppe der bürgerlichen Politiker durchaus 
immer noch die Religion als einen wertvollen Er— 
ziehungs⸗ und Bildungsfaktor im Schulleben an- 
ſehen. Sie negieren, ſie leugnen nicht die Reli- 
gion als Erziehungs- und Bildungsfaktor der heu— 
tigen Jugend und ſind deshalb im großen und 
ganzen auch immer damit einverſtanden, daß die 
Religion eigentlich der Unterbau für die geſamte 
Erziehung der werktätigen Jugend iſt. Beide, 
weder die Vertreter der reinen Konfeſſionaliſie— 
rung der Schule, noch die Vertreter der Simul— 
itan- und weltlichen Schule, verlaſſen aber nicht 
den Boden der kapitaliſtiſchen Ordnung. Im 
Gegenteil, durch dieſen Scheinkampf, den ſie füh— 
ren, und den wir hier haben oft ausfechten ſehen, 
ſtützen und verſtärken ſie nur die heutige Geſell— 
ſchaftsordnung. 

Wer hier das Schauſpiel erlebt hat, wie ſich 
die beiden Politiker Weiß und Friedrich bekämpft 
haben in bezug auf Erziehungsfragen dieſer Art, 
der mußte die Feſtſtellung machen, daß dieſe Her— 
ren beſonders darauf bedacht waren, daß durch 
ihre beſondere Stellungnahme und durch die 
Durchführung ihrer Anträge die heutige Geſell— 
ſchaftsordnung nur nicht gefährdet oder erſchüttert 
werde, ſondern im Gegenteil, ihre Stellungnahme 
diente erſt recht dazu, dieſe Ordnung zu ſtützen 
und aufrechtzuerhalten. Wenn ich im Zuſam⸗ 
menhang damit die Ausführungen eines promi⸗ 
nenten Zentrumsvertreters hier anführe, fo bez 
weiſen diefe Ausführungen das, was ich geſagt 
habe, aufs Deutlichſte, daß nämlich die Formulie⸗ 
rung, man wolle durch dieſe oder jene Maßnahme 
nur die „Ordnung“ aufrechterhalten, bedeutet die 
Aufrechterhaltung des Profits der kapitaliſtiſchen 
Klaſſe, die Aufrechterhaltung des Profitſyſtems 
der heutigen Geſellſchaftsordnung. Dieſer Zen⸗ 
trumsmann Muckermann erklärte nämlich wört⸗ 
lich folgendes — es handelt ſich um Aeußerungen 
anläßlich der Auseinanderſetzungen in Deutſchland 
auch zur Frage der Konfeſſionaliſierung der Schule: 

Man ſollte von den Kreiſen der alten National: 
liberalen erwarten, daß ſie ſchon des eigenen Nutzens 
wegen die konfeſſionelle Schule gewähren ließen, ha⸗ 
ben ſie doch ein Intereſſe, wenn nicht am Chriften 


tum, ſo doch an der Sicherheit, die eine riſtliche 
Weltordnung ihren Geſchäften bringt. Saa 


Das jagt ein Vertreter der Zentrumspartei, das 
jagt ein Vertreter des Chriſtentums, indem er 
erklärt, wir können von den Nationalliberalen, 
von den bürgerlichen Politikern nicht erwarten, 
daß ſie für eine Konfeſſionaliſierung eintreten, 
damit die Jugend zum Chriſtentum erzogen wird, 
das wollen wir auch gar nicht. Wir wiſſen, daß 
dieſe Herren ja ſelbſt nicht an die Märchen glau— 
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ben, die ſie in der Jugend eingetrichtert erhielten, dern ein Hervorkehren des Trennenden. Dann 
aber ſie ſollen doch an ihre Geſchäfte denken, ſie ſprechen Sie aber von der gemeinſamen Erziehung 
jollen doch daran denken, daß eine chriſtliche Welt- aller Deutſchen zu gemeinſchaftlichem Ziel. Wir 
anſchauung ihren Geſchäften dienlich ift. Das wiſſen, daß zu dieſen Schlagworten, dieſen leeren 
zeigt das wahre Geſicht der Vertreter des Zen- hohlen Begriffen von Verſtändigung, Völkerver— 
trums, der Vertreter der Hrijtlihen Weltordnung. ſöhnung und Gemeinſchaftsgefühl etwas anderes 
Alle Ihre Methoden und Maßnahmen ſind nicht in den Schulen propagiert wird, und zwar ſehen 
etwa darauf gerichtet, die Menſchheit zu läutern, wir heute auf dem Gebiet der Erziehung in der 
zu befreien, ſie zu beſſern, ſondern ſie einzuſpannen Schule die verſtärkte Propagierung der neuen 
für die Ausbeutung durch das Kapital. imperialiſtiſchen Entwicklung. Wir ſehen, daß in 
Wenn man nun immer wieder erklärt, man den deutſchen Schulen Propaganda für die Ent- 
müſſe den Klaſſenkampf von der Schule fernhalten, AS Des ae nd perinti Be et 
man müſſe in der Schule neutral fein, innerhalb | WILD. - 05 e n een ou 
der Schule die Neutralität wahren, dann propa⸗ len die Entwi lung des poliſchen dee amis 
iert man ebenſo intenſiv — wenigſtens nad betrieben. Dann treten die Vertreter dieſer beiden 
Ales e x : Nationen hier auf die Tribüne, bekämpfen ſich 
außen hin — in allen Verbänden und Vereinen 11 k Ren ch 
1 kr Norſeznd e MNölkernerſzh- und denken gar nicht daran, daß fie als Verteidi- 
die Frage der Verſtändigung, der Völkerverſöh- A . 5 100 . 
nung, des Gemeinſchaftsgefühls, ganz beſonders ger des heutigen Wirtſchaftsſyſtems, als Vertei⸗ 
a 8 . g) "orkfärt ge- diger der heutigen Geſellſchaftsordnung für all 
in bezug auf das Erziehungsweſen und erklärt, ge- das verantwortlich find, was fie in bezug auf den 
rade der Jugend müſſe eingeimpft werden das Haß und die Bekäm fun dieſer Nati an 
Gefühl der Verständigung der Völker, > 9 1 gender kritiſteren Pane ONE AEBEN: 
ſtändigung der beiden Klaſſen innerhalb der heu— Mir toho 5 E 8 ME 
tigen Gefelfajtsoronung, das Gefühl der Böle (rgart ble aite derlag ae Dorom ot 
kerverſöhnung, des eie ee e Dee neue Kriege trifft. Das iſt für uns durchaus kein 
mülje eingeimpft werden das Gefühl, daß wir leerer Begriff, kein Schlagwort, wenn wir dieje 
alle Angehörige einer Nation ſind, eingeimpft Behauptung hier aufſtellen, ſondern Wahrheit 
werden das Gefühl, wir find alle Brüder und Pirklichkeit. In bezug darauf will ich ein wenig 
Schweſtern. Wir willen, daß auf dem Gebiete des die Keje- und Lehrbücher in den Danziger Shu- 
Erziehungsweſens dieje Phraſen beſonders propa⸗ len unter die Lupe nehmen, um nachzuweiſen, daß 
giert werden von der Zentrumspartei. Es ift wie alle die ſchönen Worte, die auch Herr Senator Dr. 
derholt ſogar von bürgerlichen Politikern darauf Strunk hier vom Stapel ließ, und die die 
hingewieſen worden, was es für eine Bewandnis einzelnen bürgerlichen Parteien in bezug auf Völ⸗ 
hat, wenn man diefe Zentrumsworte mit den ferverſöhnung brauchten, nicht andere waren, als 
wirklichen Taten der Zentrumspartei vergleiche. leere, hohle Begriffe, um die Arbeiterſchaft über 
Das Zentrum predigt auf dem Gebiete der Schule die Wirklichkeit hinwegzutäuſchen. Dieſe Propa⸗ 
Gemeinſchaftsgefühl, Verſtändigung. Und wie ſe⸗ ganda für die neu⸗imperialiſtiſche Entwicklung, 
hen die Taten aus? Sie verlangen ſtrengſte Kon- dieſe Vorbereitungen kulturideologiſcher Art für 
feſſionaliſierung, verlangen, daß die einzelnen neue Kriege finden wir in den Lehr- und Leſe⸗ 
Kinder nach religibſen Anſchauungen, nach Welt- büchern nicht nur der höheren Schulen, dort aller- 
anſchauungen getrennt werden. Das beweilt Ihr dings beſonders ſtark ausgeprägt, ſondern auch der 
Gemeinſchaftsgefühl. Ja, Sie verlangen, daß Volksſchulen. Ich erinnere an das Leſebuch 
Knaben und Mädchen von der Grundſchule bis zur „Mein Vaterland“, das in den oberſten Stufen 
Fortbildungsſchule und bis zur Aniverſität ge⸗ der Volksſchule gebraucht wird. In dieſem Leje- 
trennt werden ſollen. Wir wiſſen, daß Sie noch buch iſt ein Leſeſtück enthalten, betitelt „Verlore⸗ 
immer darüber entrüjtet find, daß man auf der nes Land“, worin in einer ſentimental ſtark ge⸗ 
Univerſität Mädchen und Jungen zuſammen tus fühlsmäßigen Art geſchildert wird, wie ein Bauer 
dieren läßt. Sie haben neulich im Hauptaus⸗ ſo furchtbare Sehnſucht hat nach dem verlorenen 
ſchuß ſich mißbilligend darüber geäußert, daß man Land, nach dem Land jenſeits der Grenze. Wenn 
in der Niederung in einigen Fortbildungsſchulen man dieſe Gefühle in den Kindern hochzüchtet, 
Knaben und Mädchen gemeinſam unterrichtet. züchtet man ſelbſtverſtändlich damit auch den 
Wir haben das begrüßt. Es ift wahrſcheinlich dar⸗ Drang hoch, das verlorene Land wieder zu be⸗ 
auf zurückzuführen, daß die betreffenden Schul- ſitzen. Wir wiſſen, daß das neue Kriege bedeutet, 
meiſter in dieſen Dörfern geſunden Menſchenver- denn freiwillig werden die Völker ſich nicht über 
ſtand haben und deshalb Jungen und Mädels zu- die Rückgabe dieſer Länder einigen. Das iſt der 
ſammen unterrichten, die aus der Schule entlaſſen Sinn dieſer Leſeſtücke. Es ſoll in ganz unverfäng⸗ 
waren. Gerade die Zentrumspartei erklärte, man licher Art und Weiſe, durch das Appellieren an 
müſſe nach Wegen ſuchen, um das irgendwie zu das Gefühl, dieſe Stimmung den werktätigen 
verhindern. Ich fürchte ſehr, daß der Oberſchulrat Maſſen übermittelt werden. Da habe ich Recht, 
Behrendt von der Zentrumspartei den Kopf ge- wenn ich ſage, daß das die Vorbereitungen kultur⸗ 
waſchen erhält, daß er ſich um dieſe Sache nicht ges | ideologiſcher Art für neue Kriege find. 
kümmert hat. Die Zentrumspartei wird von ihm Ich will auch darauf hinweiſen, was es mit 
verlangen, daß die Trennung nach Geſchlechtern der Völkerverſöhnung auf ſich hat, wenn man ſich 
an der Fortbildungsſchule durchgeführt wird. das Leſeſtück „Bei den deutſchen Stammesbrüdern 
So ſehen wir bei der Zentrumspartei in bezug im Oſten“ durchlieſt. Es handelt ſich da um den 
auf die Durchführung aller Maßnahmen auf dem Bericht eines Kriegers, der 1918 die Invaſion 
Gebiet der Schule nicht Gemeinſchaftsgefühl, ſon- lin Rußland mit den deutſchen Truppen mitge⸗ 
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macht hat. Da heißt es wörtlich: „Noch vor weni— 
gen Tagen waren ſie von der „Roten Garde“ 
heimgeſucht worden.“ So etwas duldet man in den 
Leſebüchern, und dann ſtellt ſich der Senatspräſi⸗ 
dent Sahm hier hin und ſpricht von der Verjtän- 
digung mit der Sowjetunion. Selbſtverſtändlich 
wird der betreffende Lehrer, und es iſt leider zu 


; verzeichnen, daß wir eine ſehr große Anzahl reat- 


(B) 


tionär eingeſtellter Schulleute haben, daran ſeine 
Bemerkungen knüpfen; denn was heißt das von 
einer Roten Garde“ heimgeſucht zu werden. 
Daß ſich aber dieſer Berichterſtatter mit der 
„Heimſuchung“ ſelbſt um die Ohren ſchlägt, dafür 
dienen ein paar Ausführungen gleich darunter, 
wo es heißt: „Wie ſchmeckte uns nach dem Kohl- 
rüben⸗Winter, dem geſtreckten Brot und der ewi- 
gen Marmelade das herrliche weiße Brot, der 
ſaftige Schinken, der Oſterkuchen und die köſtliche 
Butter“. Alſo wird die Heimſuchung durch die 
„Rote Garde“ nicht ſo ſchwer geweſen ſein, nicht ſo 
ſchwer jedenfalls, wie die Heimſuchung der bel— 
giſchen und franzöſiſchen Zivilbevölkerung durch 
deutſche Truppen. (Sie ſollten ſich ſchämen! 
rechts.) Das iſt eine Feſtſtellung von Tatſachen, die 
Sie nicht abſtreiten werden. (Abg. Bertling: Sind 
Sie dabei geweſen?) Ja, ich habe 34 Jahr dort 
gekämpft, bin dort verwundet worden und habe 
ſogar das eiſerne Kreuz nachgeworfen bekommen, 
wenn Sie es wiſſen wollen. Aber ich möchte fra— 
gen, ob Sie dabei geweſen ſind. (Abg. Bertling: 
Ja, ohne Ihre gütige Erlaubnis und nicht 34, ſon⸗ 
dern 41% Jahre!) Aber jedenfalls hat man Sie 
nicht mit 17 Jahren hinausgeſchleppt, wie man 
das mit mir gemacht hat. 

Jedenfalls ſind das Tatſachen, die man hier 
feſtſtellt. Es ijt ganz klar, daß einigen Unentweg— 
ten Chauviniſten dieſe feſtgeſtellten Tatſachen 
auf die Nerven gehen. Die Wahrheit will man 
nicht hören. Aber die Rote Garde hat ſich ſehr 
anſtändig benommen ſonſt würden dieſe heimge— 
ſuchten Bevölkerungskreiſe nicht die Okkupations⸗ 
truppen mit derartigen herrlichen Sachen bewir— 


ten können. Jedenfalls beweiſt das Leſeſtück auch, 


die Tendenz, gegen Sowjetrußland Stimmung zu 
machen. Die Herren Verfaſſer werden dies Leſe— 
ſtück gerade deshalb in das Leſebuch aufgenom— 
men haben, um den Lehrern wenigſtens auf Grund 
eines Leſeſtückes die Handhabe zu bieten, auf die 
Herrſchaft der Roten Garde, Bolſchewiſtenſchreck— 
herrſchaft uſw. nach ihrer Einſtellung eingehen zu 
können. Es ſind noch andere Formulierungen in 
dieſem Leſeſtück, die ich aber nicht zitieren will, 
die in dieſem Sinne der „Heimſuchung“ von der 
„Roten Garde“ berichten. 

Aber die Formulierungen, die ich bis jetzt ge— 
braucht habe, die Hinweiſe auf die beiden Leſe— 
ſtücke muten gegenüber gewiſſen Gedichten, die in 
den Leſebüchern der Volksſchule vorhanden ſind, 
noch harmlos an. Man erklärt, es ſeien doch 
ſchließlich Gedichte von Klaſſikern. Das Gedicht, 
das ich anführe, iſt von Dahn, das beweiſt nicht, 
daß es zu rechtfertigen iſt, derartige Gedichte jetzt 
in den Leſebüchern hineinzunehmen. Vor 100 
Jahren, als das deutſche Volk den nationalen Bes 
freiungskampf führte, der in gewiſſer Beziehung 
auch eine Befreiung von gewiſſen Feſſeln bedeu- 
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tete, da war es vielleicht angebracht, derartige 
Gedichte in die Leſebücher aufzunehmen. Aber 
was damals revolutionär war, ift heute in höch— 
ſtem Grade reaktionär. Wir wiſſen ja, daß das auch 
in bezug auf gewiſſe Forderungen der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei zutrifft, die Sie vor 30, 40 
Jahren aufſtellte, z. B. das allgemeine, geheime, 
gleiche Wahlrecht. Wir erinnern uns an die 
ſchöne Formulierung: „Das gleiche Wahlrecht iſt 
das Zeichen uſw., in dem wir kämpfen, mit dem 
wir ſiegen werden.“ Heute iſt dieſe Forderung in 
bezug auf die entwickelten kapitaliſtiſchen Länder 
eine reaktionäre, denn die Forderung lautet 
heute: Diktatur des Proletariats, Diktatur der 
Arbeiterklaſſe. Heute benutzt man die Forderung 
des gleichen, geheimen direkten Wahlrechtes, um 
in reaktionärer Art und Weiſe gegen die heutige 
Forderung der Arbeiterklaſſe auf Diktatur des 
Proletariats Stellung zu nehmen. 

Das trifft auch auf die Dinge zu, die ich hier 
angeführt habe. So leſen wir denn ein Gedicht 
mit der Ueberſchrift: „Deutſches Glauben und 
Hoffen, das im Leſebuch enthalten iſt. Es lautet 
bekanntlich folgendermaßen: 

Es muß in den Sternen ſtehn geſchrieben, 

Daß Deutſchland nicht darf untergehn, 

Der Gott der Völker muß es lieben, 

Es muß vielleicht eine ganze Anzahl von Göttern 
geben, (Abg. Liſchnewſki: Wotan!) Gott der Kon⸗ 
feſſionen, Gott der Völker, Gott der Tiere uſw. — 

Sonſt wär es längſt um uns geſchehn. 

Mein Volk, nicht rückwärts darfſt du ſchaun, 
natürlich nicht, ſonſt würden die Arbeiter aus den 
rückwärts liegenden Ereigniſſen die notwendigen 
Lehren ziehen. 

Daß Gram dir nicht das Herz verzehrt, 

Nein, vorwärts und auf Gott vertraun, 

Und auf dein Recht und auf dein Schwert. 
Das ift offener Chauvinismus, Reaktion in Höh- 
ſtem Grade. Dahn iſt ſchließlich „Klaſſiker“, wird 
man erklären, und deshalb von gewiſſer Seite 
Wert darauf legen, den Kindern ſolche „klaſſiſche“ 
Gedichte zu übermitteln. Wenn dann ſo ein ganz 
beſtimmt eingeſtellter Lehrer dies Gedicht in der 
Schule erläutert und beſpricht, dann wird es na— 
türlich um ſo eigenartiger wirken. Wir erinnern 
uns ja der entwickelnden Methode, bei der das 
Gedicht als Schlußeffekt, als Endkonſequenz einer 
vorhergehenden Beſprechung gegeben wird. Dann 
muß man vorher die dementſprechende Stimmung 
ſchaffen. Dieſe Stimmung werden beſtimmt einge— 
ſtellte Lehrerkreiſe ſchon hervorrufen. Die Be— 
ſprechung wird ſo ausklingen: „Wir müſſen, um 
uns zu befreien, zum Schwert greifen gegen einen 
alten Erzfeind, gegen die Bolſchewiſtenſchreck— 
herrſchaft.“ Dann kommt zum Schluß: „Darum 
vertrau auf dein Recht und auf dein Schwert.“ 


Es iſt ganz natürlich, daß das, was in den 
deutſchen Schulen ſo propagiert und gepredigt 


~ 
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wird, in den polnischen Schulen genau fo geſchieht. 


Wir kennen ja das Lieblings- und Leiblied der 
Polen: „Noch iſt Polen nicht verloren.“ Wenn in 
deutſchen Schulen erklärt wird, das deutſche Volk 
dürfe nicht untergehen, der Gott der Völker muß 
es lieben, ſo wird in Polen genau dasſelbe be— 
hauptet, nur, daß die Polen nicht ſo ſehr den Gott 
der Völker zitieren, ſondern die Jungfrau der 
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Völker. Wir wiſſen ja auch, daß das in einer der; 


polniſchen katholiſchen Litaneien tatſächlich zum 
Ausdruck gebracht wird: „Heilige polniſche Jung- 
frau Maria bitte für uns“. Was bei den Deut— 
ſchen der Gott der Völker tun ſoll, ſoll in Polen 
die Jungfrau Maria tun. 

So wird die Jugend in dieſen Ländern tat— 
ſächlich gepeitſcht und gehetzt zu neuen Kriegen. 
So wird die Stimmung für neue Gemetzel vorbe— 
reitet. Dann faſelt man von Völkerverſöhnung. 
Man ſollte doch ehrlich und offen die Maske vom 
Geſicht nehmen und erklären, eine Völkerverſöh— 
nung iſt nicht möglich, ſolange wir die kapita— 
liſtiſche Wirtſchaft haben und damit den Kampf 
der Nationen, den Kampf der Völker um Abſatz— 
märkte, um Erweiterung ihrer Macht. Solange 
wir den Imperialismus haben, iſt Völkerverſöh— 
nung unmöglich. Wir müſſen uns auf die kriege— 
riſchen Auseinanderſetzungen vorbereiten und 
müſſen deshalb die Jugend in dieſem Sinne er— 
ziehen. Dann wäre es ehrlich gehandelt. Aber 
wir wiſſen, daß dieſe Ehrlichkeit ein viel ſchnel— 
leres Zugrundegehen der imperialiſtiſchen Staa— 
ten, der kapitaliſtiſchen Mächte bedeuten würde; 
denn durch diefe Ehrlichkeit würde die Arbeiter: 
ſchaft in viel ſchnellerem Maße zur Erkenntnis 
ihrer Klaſſenlage geführt werden. 

Daß man nicht im geringſten daran denkt, die 
Idee der Völkerverſöhnung tatſächlich in den 
Schulen zu propagieren, habe ich nachgewieſen. 
Man kann außerdem feſtſtellen, daß gerade die 
prominenteſten Vertreter der Sozialdemokra— 
tiſchen Partei, der Partei, die doch immer pro- 
pagiert „Völkerverſöhnung, Völkerfrieden“, in 
Wirklichkeit etwas ganz anderes erklären. Wir 
ſagen, die Schule im kapitaliſtiſchen Staat, die ge— 
ſamte Erziehung innerhalb des kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems dient nicht der Völkerverſöh— 
nung, ſondern der Vorbereitung zu neuen Ge— 
metzeln, zu neuen Kriegen. Das wird beſtätigt 
und unterſtrichen durch die Worte eines Severing, 
der erklärte, „Wehrloſigkeit, Schutzloſigkeit der 
Grenzen, davon könne keine Rede ſein und wenn 
wirklich in meiner Partei oder anderen politiſchen 
Gruppen Leute der Auffaſſung ſein ſollten, man 
könne die Reichswehr bei uns in Deutſchland ab— 
ſchaffen und dafür einzelne Erwerbsſtände mit 
Waffen verſehen, dann habe ich für derartige 
Dinge nur ein mitleidiges Lächeln.“ Der Mann 
iſt offen, der ſagt wenigſtens, was iſt, der ſagt 
wenigſtens, was in Wirklichkeit die Sozialdemo— 
kratiſche Partei nicht nur denkt, ſondern auch wirk— 
lich handelt. 

Nun, das waren ein paar Probeſtücke aus den 
Lehrbüchern der Volksſchüler für dieſe verhetzende 
chauviniſtiſche Erziehung der Jugend. Noch ſchlim— 
mer ſieht es in dieſer Beziehung in den Lehr— 
büchern der höheren Lehranſtalten aus. Wenn wir 
unterſuchen, warum hier tatſächlich ein Unterſchied 
zu finden iſt, da können wir folgendes feſtſtellen: 
in der Volksſchule wird die Tätigkeit der Kinder 
und die Arbeit der Schule in gewiſſem Sinne ton- 
trolliert von den Eltern, die ſich größtenteils aus 
klaſſenbewußten Arbeitern zuſammenſetzen, die 
bereit ſind, einer derartigen Erziehung der Ju— 
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tige Geſellſchaftsordnung ſchon reichlich zu tun hat, (C) 


um mit all den vielen Widerſprüchen und Kon- 
fliktsſtoffen, die täglich neu in die Erſcheinung 
treten, fertig zu werden. Bei den höheren Lehr— 
anſtalten iſt dieſe Furcht nicht angebracht, denn der 
größte Teil der Schüler ſetzt ſich zuſammen aus 
Elementen, deren Elternſchaft durchaus dieſen 
Staat anerkennen und mit der Geſinnung, die in 
dieſen Leſeſtücken zum Ausdruck kommt, einver— 
ſtanden ſind. Außerdem ſpricht hier noch folgendes 
mit: die Schüler der höheren Lehranſtalten und 
ſpäter der Hochſchulen ſind es ja, die nachher die 
Offiziersgarde der Bourgeoiſie in Wirtſchaft und 
Politik ſtellen ſollen und die auch die kommenden 
Führer ſein ſollen in politiſcher und wirtſchaft— 
licher Beziehung in dem Kampf zwiſchen 
Kapital und Arbeit. Daher muß man dieſe 
Schüler in den höheren Schulen gleich viel ſchär— 
fer auf ihre Zukunftsaufgaben vorbereiten. So 
finden wir z. B. in einem Leſebuch der höheren 
Lehranſtalten für Knaben ein Leſeſtück, das auch 
wieder Ausſprüche von „Klaſſikern“ enthält. Man 
iſt dabei ſehr vorſichtig zu Werk gegangen, man 
hat durchaus verſucht, in gewiſſem Sinne neue 
Methoden anzuwenden, nämlich, das Leſebuch zu 
einem Quellenleſebuch auszugeſtalten. Aber dabei 
bleibt natürlich ein weiter Spielraum für den 
Verfaſſer des Leſebuches, der ſich nun gerade ſolche 
„Quellen“ ausſucht, die nationaliſtiſch verhetzend 
wirken müſſen und die die Stimmung vorbereiten 
ſollen bei der Jugend für neue Gemetzel. So ſehen 
wir hier den uns alle von der Schule her bekann— 
ten Ausſpruch: „Die Liebe zu Deutſchland iſt da— 
her auch wirklich eine andere Liebe als die andere 
Nationen für ihr Vaterland haben.“ Wenn die 
Polen etwas derartiges erklärten, dann würde 
man das als polniſchen Hochmut bezeichnen, wenn 
ein Franzoſe das ſagte, dann würde man das als 
franzöſiſchen Hochmut bezeichnen, aber hier ſpricht 
doch wirklich ein Hochmut, der ganz beſonders in 
Schulbüchern nicht zu ertragen iſt. (Abg. Falken⸗ 
berg: Den hat jedes Volk, Doſtojewſki hat den 
auch!) Jawohl, das iſt mir durchaus bekannt, Herr 
Rektor Falkenberg. Mir iſt es tatſächlich nur all— 
zugut bekannt, daß nämlich jeder für ſich in An— 
ſpruch nimmt, fein „Vaterland“ am meiſten zu 
lieben, aber die Tendenz, die dahinter ſteht und 
die man abſichtlich in den Schulen propagiert, daß 
man für dieſes Vaterland auch alles opfern müſſe, 
auch das Leben, ohne dabei etwa den Proletarier— 
kindern zu erklären, daß es für fie ein Bater- 
land“ nicht gibt, ſolange die klaſſengeſpaltene Ge— 
ſellſchaft in dieſem „Vaterlande“ vorhanden iſt 
und ſolange innerhalb dieſer klaſſengeſpaltenen 
Geſellſchaft die Macht und Herrſchaft das Kapital 
hat. Für dieſes „Vaterland“ kämpfen und ein— 
treten heißt eintreten für den Feind von dem wir 
am ſchlimmſten bekämpft werden. 

Wenn man zugibt, jawohl, das erklären die 
Franzoſen auch, das erklären auch die Polen, dann 
führe ich das hier an, um die Hohlheit Ihres Be— 
griffs „Völkerverſöhnung“ zu zeigen, daß Sie vor- 
geben, diefe Verſtändigung in der Schule zu pro- 
pagieren, die Sie ſogar in Ihrer Verfaſſung ver⸗ 
ankert haben. Nun ich ſagte bereits, dieſe Koſt⸗ 


gend entgegenzutreten. Es iſt auch ſo, daß die heu- proben, die ich Ihnen hier aus den Leſebüchern 


— 
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für höhere Lehranſtalten gebracht habe, die find | 


natürlich abhängig von dem betreffenden Lehrer, 
der hier ſehr wohl die Grundtendenz entwickeln 
kann, von der ich bereits ſprach: auch für das Ba- 
terland zu ſterben, ohne Rückſicht darauf, wer 
ſchließlich im Lande herrſcht. Aber die Koſtproben, 


die ich Ihnen jetzt bringe, die beweiſen klar und 


offen und brutal die Tendenz, gerade die höheren 
Lehranſtalten als Grundlage für neue Kriege zu 
benutzen, den neuen deutſchen Imperialismus zu 
unterſtützen. Dieſe Leſebücher ſind auch hier in 
Danzig eingeführt und für die hieſigen Schulen 
bearbeitet. Da finden wir denn ſolch ein Leſe— 
ſtück mit der Ueberſchrift: „Deutſches Volk in aller 
Welt.“ Und dort heißt es: 

Wir find aus der Liſte der Weltmächte, der aro> 
ben Mächte geſtrichen, aber unſere innere Kraft iſt 
viel größer als unſer neuer Machtbereich. Was auch 
geſchehen mag draußen, es wirkt auf uns zurück, es 
hemmt oder fördert den Wiederanſtieg zu der Größe 
und Weltbedeutung, die unſerer inneren Kraft ent— 
ſpricht. 

Was heißt das nun? Nun, das könnte man 
auch ganz harmlos machen, man könnte die For 
mulierung des Abg. Falkenberg gebrauchen, es ſei 
eine Selbſtverſtändlichkeit, daß jedes Volk verſucht, 
zur Größe und Macht zu gelangen. Jawohl, das 
könnte man auch ſagen, aber der Sinn dieſer gan— 
zen Geſchichte iſt doch der, daß dort in ganz feiner 
und ſchlauer Weiſe aufmerkſam gemacht wird, daß 
tatſächlich alles, was draußen geſchieht, auf uns 
zurückwirkt, uns hemmt oder fördert. Dann wird 
man alſo auch die Jugend dazu erziehen, daß das 
Land ſich der Gruppierung anſchließt, durch die es 
einen Vorteil erlangen kann, und hierbei werden 
ganz beſtimmte Kreiſe im Erziehungsſyſtem er— 
klären: Darum Anſchluß an England zum Kampf 
gegen die Sowjetunion, gegen den Bolſchewismus, 
weil das für Deutſchland eine Erweiterung des 
Machtbereichs nach dem Oſten hin bedeutet und 
wenn man im Zuſammenhang hiermit die Propa- 
qanda der nationaliſtiſchen Verbände, des Stahl- 
helms, des Jungdeutſchen Ordens gerade in bezug 
auf die Machterweiterung Deutſchlands im Oſten 
berückſichtigt, dann wird man erkennen, daß ſolche 
Formulierungen Gift für die Jugend der werk— 
tätigen Bevölkerung ſind. Ganz abgeſehen davon, 
daß man in den Schulen ganz offen die Forderung 
nach der Eroberung der Kolonien ausſpricht. ſo 
3. B. in einem Leſeſtück „Deutſchland in der Welt— 
wirtſchaft“: 

Es iſt wahr, daß uns weſentliche Stoffe fehlen, 
ſolange wir keine großen kolonialen Ergänzungen 
finden. Uns fehlt zuerſt die Baumwolle, dann Schaf⸗ 
wolle, dann etwas Getreidenahrung und viel Vieh— 
futter. Uns fehlen Kupfer, Eiſenerz. Kaffee, Reis, 
Leder, auch Holz, Jute, chemiſche Stoffe und mancher⸗ 


lei anderes. Uns fehlt mehr als Groß-England und 
Nordamerika. 


Das iſt doch die ſelbſtverſtändliche Aufforde— 
rung, ſich auf den Kampf für alle dieſe Dinge vor— 
zubereiten. In dieſem Sinne wird die Jugend 
ſpeziell in den höheren Schulen erzogen. Wenn 
hier bei uns derartige Leſeſtücke auch geleſen wer— 
den, kann man es verſtehen, daß vor einiger Zeit 


ſich hier ein Zentrums-Abgeordneter hinſtellte und D 


die Forderung ausſprach, Danzig möge auch ein 
olonialmandat erhalten. Wenn hier von einem 
polniſchen Abgeordneten Kritik daran geübt 
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wurde, daß der Oberſchulrat Behrendt angeblich 
einer Lehrerin zu verſtehen gegeben habe, auch in 
der polniſchen Schule müſſe man die Jugend na⸗ 
türlich auch in deutſchem Geiſt erziehen, dann kann 
das der betreffende Lehrer, wenn er Nationaliſt 
und Chauviniſt ijt, auch tun. Er kann es auch an 
Hand dieſes Leſeſtücks tun, indem er ſagt, was die 
Leute in Deutſchland ſchreiben, gilt auch für 
Polen; denn Polen fehlt genau dasſelbe. 

Aber nicht nur in den Lehrbüchern der höheren 
Knabenſchulen finden wir dieſe Formulierung, die 
Aufforderung, ſondern auch in den Lehrbüchern 
der Mädchenbildungsanſtalten. Dort finden wir 
gerade in bezug auf die Aufforderung „Erobert 
Kolonien“ dieſe Forderung noch viel kraſſer aus— 
gedrückt. Man benutzt allerdings „Quellen-Worte“ 
von bekannten politiſchen Größen, und zwar aus- 
geſprochen bekannte politiſche Größen der Vor— 
kriegs- und der Nachkriegszeit, und verſteht es 
allerdings, diefe Ausſprüche fo geſchickt miteinan⸗ 
der zu verflechten, daß ſie zuſammengeſetzt tatſäch— 
lich die Aufforderung für den Kampf um Kolonien 
in der ſchärfſten Art und Weiſe ergeben. Z. B. iſt 
dort die Forderung vorhanden: „Die Aufrechterhal— 
tung unſeres Kolonialbeſitzes iſt ein Gebot unſerer 
nationalen Ehre und ein Zeichen unſeres natio— 
nalen Anſehens. Wir werden ihn zu verteidigen 
wiſſen.“ Der Ausſpruch erfolgte, bevor wir die 
Kolonien verloren hatten „Außerdem der Aus- 
ſpruch einer politiſchen Größe der Nachkriegszeit: 
„Möge ein jeder Deutſcher nach ſeinen Kräften da— 
für arbeiten, daß Deutſchland die ihm nach ſeiner 
kolonialen Vergangenheit gebührende Stellung 
unter den kolonialen Nationen der Erde wieder 
erlangt.“ Dann faſelt man von Völkerverſöhnung 
in den Schulen, dann ſpricht man von Neutralität 
in den Schulen. Hier iſt nicht im geringſten von 
einer Neutralität zu ſpüren, im Gegenteil von 
einer offenen brutalen Einſtellung der Geſinnung 
in bezug auf die Vorbereitung zu neuen Gemetzeln 
und neuen Kriegen. 

Wir haben eineinhalb Jahre Koalitionspolitik 
hinter uns. In dieſen eineinhalb Jahren iſt nichts 
geſchehen, um diefe reaktionären, völkerverhetzen⸗ 
den Stücke aus den Leſebüchern zu entfernen. Man 
läßt dann hier ſchöne Erklärungen abgeben von 
der friedlichen Verſtändigung mit den Nachbar- 
völkern, von der friedlichen Verſtändigung auch 
mit der Sowjetunion. Beim Unterricht aber läßt 
man alles beim alten, da denkt man nicht daran, 
dieſe Worte in die Tat umzuſetzen. Wir haben 
recht, wenn wir erklären, daß der ganze Parla— 
mentarismus und alle Erklärungen, die hier ab— 
gegeben werden, nur dazu dienen, die nackten, 
wahren Tatſachen zu verdecken und zu verhüllen. 
Das iſt die „Neutralität“ in den Schulen. Wenn 
man ſagt, in bezug auf die Nation“ muß man ſo 
denken und ſo fühlen, ſo wiſſen wir ja, daß in der 
letzten Zeit dieſes nationale Gefühl immer ſtärker 
geworden iſt. Dieſe gleiche verhetzende Tätigkeit 
können wir auch auf dem Gebiet der Wirtſchafts⸗ 
politik feſtſtellen. Die Sozialdemokraten erklären, 
wir denken und fühlen national, und auch die 
anziger Sozialdemokraten erklären, wir fühlen 
gleichfalls deutſch. Die Deutſchnationalen haben 
keine Urfache, fih als die einzigen nationalen 
Hüter des Deutſchtums aufzuſpielen. Wir ſind 
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gleichfalls dieſelben nationalen Hüter in dem⸗ 
ſelben Umfang. Sie erklären, wir wollen ja nur 
Neutralität in den Schulen in bezug auf den Klaſ— 
ſenkampf und in wirtſchaftlicher Beziehung. Das 
ſind Formulierungen, die der Abg. Klingenberg 
gebraucht hat. Ich habe genügend den Beweis er— 
bracht, daß von Neutralität in der Schule keine 
Rede ſein kann. 

Nun eine Koſtprobe aus einem Leſebuch einer 
höheren Schule. Da finden wir ein Leſeſtück: 
„Das Wirtſchaftsleben der Gegenwart.“ Da heißt 
es: 

Iſt dieſe Zeit des Kapitalismus als Glück oder 
als Unglück zu betrachten? Weite Kreiſe der Bevöl- 
kerung neigen heute zu letzterem Urteil. Da iſt es 
wohl angebracht, darauf zu verweiſen, wie Großes die 
11 Volkswirtſchaft dem Kapitalismus zu danz 
Jetzt kommt ein Loblied auf den Kapitalismus. 

Weshalb denn? Man weiß ganz genau, daß einige 
Kreiſe auch ſchon in den höheren Schulen revolu— 
tionär denken und wiſſen, daß die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsordnung der Menſchheit Unglück über 
Unglück bringt, zu einem Hemmſchuh der wirt— 
ſchaftlichen und geiſtigen Entwicklung geworden 
iſt. Da muß man eben verſuchen, in geſchickter Art 
und Weiſe die Geſinnung zu beeinfluſſen, daß der 
Kapitalismus nicht Unglück, ſondern Glück für die 
Menſchheit bedeutet. Dieſe Koſtprobe davon, und 
dann ſpricht man noch von Neutralität in den 
Schulen. Wenn außerdem noch als Tatſache hin— 
zukommt, daß die geſamte Schulverwaltung heute 
faſt ausſchließlich in Händen chriſtlicher und natio- 
nal⸗reaktionärer Schulmänner liegt, dann tritt all 
das, was ich hier erklärt habe, nur noch ſchärfer in 
Erſcheinung. Wenn an Stelle dieſer chriſtlichen und 
nationalen Schulmänner etwa Sozialdemokraten 
treten würden, ſo würde das an den beſtehenden 
Verhältniſſen auch nicht das geringſte ändern, es 
ſei denn, daß im Gegenteil auch auf dem Gebiet 
der Schule, der Erziehung eine noch ſtärkere Fa— 
ſchiſierung herbeigeführt würde. 

Wir wiſſen, daß gerade die Sozialdemokraten 


auch auf dem Gebiete des Schul- und Erziehungs 


weſens ſtärker als bisher ſyſtematiſch die Schule 
in den Dienſt der Wirtſchaftsdemokratie und des 
Wirtſchaftsfriedens ſtellen würde, daß gerade die 
ſozialdemokratiſchen Schulmänner ihre ganze Tä— 
tigkeit darauf erſtrecken würden, auch in der Schule 
den Gedanken der Klaſſenverſöhnung, der wirt— 
ſchaftsfriedlichen Einigung zwiſchen Arbeit und 
Kapital zu propagieren. Im Zuſammenhang da— 
mit ein paar Worte zur S. P. D., der ja tatſächlich 
alle dieſe Ausführungen ſehr, ſehr ſchmerzhaft ſind 
gerade in bezug auf die Schulpolitik. Die Sozial- 
demokratiſche Partei befindet ſich heute bei allen 
kulturpolitiſchen Fragen im Schlepptau des Zen— 
trums. Wir wiſſen, daß das Zentrum immer 
offen und ehrlich erklärt hat, für die Konfeſſiona⸗ 
liſierung mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Macht— 
mitteln einzutreten. So leſen wir z. B. in einem 
Flugblatt, das die Zentrumspartei zur Wahl her- 
ausgegeben hat: „Die Zentrumspartei wird ſtets 
ohne jede Rückſicht und ohne alle Nebenabſichten 
für Erhaltung und Pflege der Religion, Familie 
und Schule eintreten. Da mögen die Sozialdemo⸗ 
kraten und Kommuniſten noch ſoviel geifern und 
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zetern.“ Wir möchten dieſen Herren von der 
ſchwarzen Reaktion erklären, daß wir gar nicht ſo 
viel geifern und zetern, ſondern daß wir arbeiten. 
Unfere Arbeit trägt von Tag zu Tag beſſere 
Früchte. Von Tag zu Tag nehmen die Abmeldun⸗ 
gen der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft aus der Re⸗ 
ligionsgemeinſchaft zu. In immer ſtärkerem 
Maße erfolgen die Abmeldungen der Kinder vom 
Religionsunterricht. Der Stein kommt immer 
ſtärker ins Rollen und wird ſchließlich zur Lawine 
anwachſen. Wir Kommuniſten ſchimpfen und 
zetern nicht. Das überlaſſen wir den Sozialdemo⸗ 
kraten, wenn ſie gezwungen ſind, einen ihrer 
Scheinkämpfe auszuführen. Wenn aber die Zen⸗ 
trumsleute hier dokumentieren wollen, daß die 
Sozialdemokraten den Kampf um die Trennung 
von Kirche und Staat irgendwie ernſthaft führen, 
Trennung von Kirche und Schule, dann wiſſen 
die Zentrumsleute durch ihre 1½ jährige Ehe mit 
der Sozialdemokratiſchen Partei doch, daß die So— 
zialdemokraten heute nicht einmal einen Verſuch 
machen, in dieſer Beziehung einen anderen Zu— 
ſtand herbeizuführen. Sie haben ſich mit der Er— 
klärung des Senatspräſidenten Sahm abgefunden, 
daß auf dem Gebiete der Schule und Kirche alles 
beim alten bleibt, d. h., ſolange wir die Koalition 
haben, darf die werktätige Bevölkerung nicht Hof- 
fen, daß die Sozialdemokraten auch nur einen 
Schritt auf dem Wege der Trennung von Kirche 
und Staat und Schule und Kirche tun werden. 
Wir haben ja hier bei der Abſtimmung des Kir— 
chenetats geſehen, wie die Sozialdemokraten, die 
noch draußen ſtanden, die es eigentlich gar nicht 
nötig hatten, ihre Ja-Stimme zum Kirchenetat ab— 
zugeben, ſich mit wilder Haſt drängten, ihre Ja— 
Stimme zum Kirchenetat abgeben zu können. Wir 
wiſſen auch und haben es in den 1½ Jahren der 
Koalitionsregierung geſehen, daß ſich die Zen— 
trumspartei manchmal den Dreck um Koalitions— 
bindungen kümmert und mit den rechten bürger— 
lichen Parteien ganz offen und brutal gegen die 
Sozialdemokratie ſtimmen. Wir haben das auch 
ſchon oft im Ausſchuß erleben müſſen, daß ſich die 
Zentrumspartei nicht im geringſten um dieſe Ko— 
alitionsbindungen kümmert. Aber bei der Sozial— 
demokratiſchen Partei haben wir in allen dieſen 
Fragen immer ein feiges Zurückweichen geſehen. 

Die Sozialdemokratiſche Partei hat niemals 
verſucht, ehrlich und offen irgendwie zu ihren an: 
geblichen Grundſätzen zu ſtehen. In den übrigen 
Parlamenten, ganz beſonders in Preußen und im 
Reich nehmen die Sozialdemokraten, weil dort die 
Situation für fie viel ſchwieriger ift und das Ber- 
lieren ihrer Machtpoſition eine andere Rolle ſpielt 
als hier in Danzig, hin und wieder von der Par— 
lamentstribüne herab noch für ihre Grundſätze 
Stellung, um allerdings nur mit dem Munde da— 
für einzutreten. Aber hier in Danzig denkt die 
Sozialdemokratiſche Partei nicht im geringſten da— 
ran, ſolche Sachen durchzuführen. Sie verlaſſen 
ſich zu ſehr auf ihre Stärke, aber wir wiſſen, daß 
dieſe Stärke nicht mehr vorhanden iſt, daß die So— 
zialdemokratiſche Partei in Danzig ſchon ſehr 
morſch ift und ſehr wackelt. Bei den letzten Wah- 
len in Mecklenburg haben die Sozialdemokraten 
eine beträchtliche Anzahl Stimmen verloren, die 


(D) 


(A) 


Volkstag Danzig — 101. Sitzung. Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Kommuniſten dagegen gewonnen. Wir Kommu⸗ 
niſten wiſſen, daß hier in Danzig bei der nächſten 
Wahl prozentual die Sozialdemokratiſche Partei 
noch bedeutend mehr Stimmen verlieren wird als 
in Mecklenburg. Wir werden alles daran ſetzen, 
um dieſe Stimmen aufzufangen. Die Sozialdemo⸗ 


kratiſche Partei weicht alfo vor allen Forderungen 


(B) 


der Zentrumspartei zurück. Die Sozialdemokraten 
wagen es nicht mehr im geringſten, überhaupt noch 
ihre Stellungnahme zu irgend welchen grundſätz⸗ 
lichen Fragen hier zu vertreten. Der Abg. Brill 
hat in bezug auf den Schuletat und in bezug auf 
die Kulturpolitik in ſeinen Ausführungen nicht 
das geringſte geſagt, natürlich nur deshalb, um 
ſich nicht zu blamieren. Wir wiſſen, daß ſich der 
gute Mann bereits im vergangenen Jahre bla⸗ 
miert hat, als er damals gleichfalls hier die Er⸗ 
klärung ſeiner Partei zum Etat abgab und er⸗ 
klärte, man müſſe für ein Senken der Klaſſenfre— 
quenz eintreten. Es iſt jedoch nichts geſchehen. 
die Klaſſenfrequenz iſt die gleiche geblieben. Durch 
die Einſtellung einiger neuer Hilfskräfte hat man 
ſich krampfhaft bemüht, dieſe Klaſſenfrequenz auch 
in dieſem Jahre aufrechtzuerhalten. Wenn 
Herr Abg. Brill ſich zur Schul- und Kulturpolitik 
äußerte, wenn die Sozialdemokratiſche Partei 
ihren Standpunkt zur Kultur- und Schulpolitik 
und zu Erziehungsfragen erklären müßte, würde 
ſich deſto klarer und kraſſer der Widerſpruch zwi⸗ 
ſchen der proklamierten Theorie der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Redner und der praktiſchen Politik der 
ſozialdemokratiſchen Leute offenbaren. Wir 
wiſſen ja, daß das beſte Beiſpiel zwiſchen dieſen 
proklamierten Theorien der Sozialdemokratiſchen 
Partei auf dem Gebiete des Schul- und Erzie⸗ 
hungsweſens und ihrer praktiſchen Politik das 
Konkordat in Preußen iſt. 

Hier in Danzig hat ja eigentlich das Zentrum 
in bezug auf Schule, Kultur- und Erziehungspo⸗ 
litik alles, was es eben haben will. Die S. P. D. 
hat die Simultanſchule preisgegeben. Die Ohraer 
Schule preiszugeben bedeutet nichts anderes als 
die Preisgabe der geſamten Simultanſchule. Jede 
Simultanſchule, die neu erbaut wird, wird einfach 
konfeſſionaliſiert. Nachdem man die Verfaſſung 
im Fall der Ohraer Simultanſchule ſo ausgelegt 
hat, wird man ſie auch bei anderen neu erbauten 
Schulen in derſelben Weiſe auszulegen verſuchen. 
Man gibt Subventionen an die privaten konfeſſio— 
nellen Schulen. Wir wiſſen, daß gerade unter der 
Regierung der Koalitionsparteien eine ſtändige 
Steigerung der geiſtlichen Ausgaben eintritt. Man 
läßt die Geiſtlichen im Schulvorſtand ſitzen. Man 
denkt nicht im geringſten daran, den Anträgen der 
Kommuniſtiſchen Partei auf Schaffung von El⸗ 
ternräten und Umgeſtaltung des Schulvorſtandes 
zuzuſtimmen. Es iſt wirklich eine feſte Ehe, die 
die Sozialdemokratiſche Partei mit der Zentrums⸗ 
partei eingegangen iſt. Das Zentrum iſt natürlich 
trotz aller Geſchenktne und Zuwendungen immer 
noch unerſättlich und doch könnte gerade in bezug 
auf die Kulturpolitik die Sozialdemokratiſche Par- 
tei mit Gretchen im Fauſt ſprechen „Weiß nicht, 
was mich nach deinem Willen treibt, ich habe 
ſchon ſo viel für dich getan, daß mir zu tun faſt 
nichts mehr übrig bleibt.“ 
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| In dieſem Zuſammenhang der feſten dauern- 
den Ehe der Sozialdemokratiſchen Partei und des 
Zentrums muß man gleichfalls die Frage des 
feſten Bündniſſes zwiſchen Kirche und Staat ſtrei⸗ 
fen und ganz beſonders zwiſchen Kirche und Schule. 
Jawohl, die Bourgeoiſie, die hat ſich Muckermanns 
Worte ganz beſonders zu Herzen genommen: 
Sorgt für die Konfeſſionaliſierung, ſorgt für einen 
verſtärkten Einfluß des Chriſtentums auf die 
Schule, das iſt Euren Geſchäften am dienlichſten. 
Wir wiſſen, daß ſich dieſe Tendenz auch in immer 
ſchärferer Weiſe in den Lern- und Lehrbüchern 
ausprägt und beſonders der Volksſchulen. Hier- 
bei kann man noch die Feſtſtellung machen, daß die 
religiös durchtränkten Leſeſtücke beſonders in den 
Büchern der Volksſchule zu finden ſind. Das iſt an 
und für ſich auch verſtändlich, denn die höheren 
Schulen ſind ja faſt durchweg gewonnen als 
Avantgarde, als Garde für das Gottesgnadentum 
für den Kapitalismus, ſo daß es hier einfach ge— 
nügt, dieſe Geſinnung nun auch in entſprechender 
politiſcher Weiſe zu beeinflußen. Wenn man alſo 
bei der Volksſchule dieſen chauviniſtiſch-reaktionä⸗ 
ren Geiſt nicht ganz ſo brutal herauskehrt, ſo tut 
man es doppelt und dreifach in bezug auf die 
Durchtränkung mit religiöſen Leſeſtücken, Gedich— 
ten und Abhandlungen und damit fängt man pe- 
reits ganz ausgiebig im erſten Schuljahr an. Es 
iſt ja gerade bei den Volksſchulen erforderlich, daß 
hier die Verdummung der Kinder in ſtärkerem 
Maße erfolgt, deshalb findet man bereits in der 
Fibel eine Menge kleinerer Gedichte, die eine reli— 
giöſe Durchtränkung der Schulkinder zur Aufgabe 


haben. Wir finden da all die bekannten Gedichte 
und Gebetchen: „Was ſchaut herein durch Fenſter— 
lein“, dann all die kleinen Liedchen, die beſonders 
zur Weihnachtszeit geſungen werden, das Lied 
vom „Vater im Himmel“ uſw. Dieſes Verfahren 
wird im zweiten Schuljahr noch gründlicher be— 
trieben, da heißt es: „Abends, wenn ich ſchlafen 
geh, ſieben Englein bei mir ſtehn.“ und „Du lie— 
ber, heil'ger frommer Chriſt“, „Das Jeſulein bin 
ich genannt“, dann der Kinderſpruch: „Lieber 
Gott, ich bitte Dich“. Wir ſehen, daß diefe Tendenz 
im dritten und vierten Schuljahr weiter fortgeſetzt 
wird, wo man es ganz beſonders auf all die ſchö— 
nen Sinnſprüche abgeſehen hat, wie „Mit Gott 
fang an, mit Gott hör auf“ und ſo geht das fort, 
die ganze Schulzeit hindurch. Ja, die Schulver— 
waltung verſucht ſogar, diſſidentiſche Lehrer zu 
zwingen, dieſe Gebetchen vor- oder mitzubeten; 
dasſelbe, was man von den diſſidentiſchen Lehrern 
fordert, das verlangt man auch von den diſſiden— 
tiſchen Kindern. Das Zentrum benutzt alſo die 
Schule immer ſtärker als Propagandamittel für 
ſeine reinen Parteiziele. Das Proletariat hat die 
Kirche ſtets jenſeits der Barrikade beim Kapital 
gefunden und die Kirche als Eigentümerin von 
Grund und Boden kann gar nicht gegen das Ka- 
pital ſein, ſie muß kapitaliſtiſch eingeſtellt ſein. 
Von allen Parteien des Hauſes hat eigentlich 
nur die Kommuniſtiſche Partei zum Schuletat 
grundſätzliche Anträge geſtellt. Wo bleibt in be— 
zug auf den Schuletat, in bezug auf die Schulpo— 
litik die Verſprechungen der Sozialdemokratiſchen 
Partei vor der Wahl? Wenn wir z. B. feſtſtellen, 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 


daß in der „Roten Wahlpoſt Nr. 4“ die Sozialde⸗ 


mokratie erklärt hat, je ſtärker die Sozialdemokra⸗ 
tie wird, deſto ſchneller der Aufbau und der Auf⸗ 
ſtieg, da mußte man annehmen, daß gerade in der 
Schulpolitik möglichſt ſchnell dieſer „Aufſtieg und 
Aufbau“ vorgenommen werden würde. Wir wiſ⸗ 
ſen, daß die Sozialdemokratiſche Partei ſehr ſtark 
zugenommen hat, daß ſie ſehr ſtark in den Volks⸗ 
tag eingezogen iſt und dieſe Stärke war gleich⸗ 
zeitig ihre Schwäche. Jetzt beweiſt gerade dieſe 
Stärke um ſo deutlicher die Lügenhaftigkeit der 
Wahlverſprechungen der Sozialdemokratie. 

Wenn wir uns in dieſem Zuſammenhang einmal 
das Programm der „Gewerkſchaft Deutſcher Bolts- 
ſchullehrer“ anſehen, die von Sozialdemokraten 
geleitet wird, ſo finden wir gerade hierbei ſo kraß 
den Unterſchied zwiſchen den Forderungen der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei und ihrer wirklichen 
Tätigkeit. Was fordern die Sozialdemokraten 


innerhalb der Gewerkſchaft Deutſcher Volksſchul⸗ 


lehrer in bezug auf den Schuletat? Was haben ſie 
gefordert hinſichtlich zeitlicher Forderungen, ſ. d. 
Forderungen, die bei jedem Schuletat neu aufzu⸗ 
ſtellen find? Ablehnung der Etatsmittel für die 
Mittelſchule, d. h. Beſeitigung der Mittelſchule, 
Verringerung der Klaſſenfrequenz, gleiches Recht 
für alle Lehrenden, ohne Unterſchied nach Ge- 
ſchlecht, Alter und Schule, gleiche Beſoldung für 
alle Lehrenden, Trennung des Kirchen- und Schul⸗ 
amtes. Das ſind die zeitlichen Forderungen. Wir 
wiſſen, daß ſeit einiger Zeit eine Menge jozialde: 
mokratiſcher Lehrer, die hier Abgeordnete ſind, 
der Gewerkſchaft deutſcher Volksſchullehrer ange- 
hören und daß dieſe Abgeordneten innerhalb der 
Gewerkſchaft Deutſcher Volksſchullehrer angeblich 
für dieſe Forderungen eintreten; aber wenn ſie 
hier in der Oeffentlichkeit Farbe bekennen ſollen, 
dann drücken ſie ſich nicht nur davor, ſondern ſie 
drängen ſich gleichfalls dazu, um dieſe Forderun⸗ 
gen abzuwürgen. Wir Kommuniſten haben zu dem 
Schuletat einzig und allein die Forderungen auf⸗ 
geſtellt, die ſich mit dieſen Fragen befaſſen und wir 
erklären ſchon jetzt, daß wir zu all den Fragen, die 
von beſonderer Wichtigkeit ſind, auch namentliche 
Abſtimmung beantragen, damit die einzelnen ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Abgeordneten, die gleichzeitig 
Lehrer ſind und dabei Mitglieder der Gewerkſchaft 
Deutſcher Volksſchullehrer, und innerhalb dieſer 
Gewerkſchaft auch für dieſe Forderungen eintreten, 
hier bei der Abſtimmung beweiſen können, wie ſie 
in Wahrheit für dieſe Forderungen eintreten und 
wie ſie ſich bei der Abſtimmung dazu verhalten 
werden. Nun hat der Herr Senator angegeben, 
daß gerade beim Schuletat bedeutende Mehraus— 
gaben eingeſetzt ſeien. Sie wiſſen ja, daß dieſe 
Mehrausgaben zum größten Teil einmal durch die 
Erhöhung der Beſoldung durch den Wegfall des 
Notopfers notwendig geworden ſind und infolge 
der inzwiſchen erfolgten Anſtellung von vierzig 
Lehrkräften, die aber nicht etwa eingeſtellt wor- 
den ſind, um eine Verbeſſerung der beſtehenden 
Verhältniſſe, ganz beſonders die Senkung der 


Klaſſenfrequenz herbeizuführen, ſondern nur um 


den Ausgleich zu ſchaffen, um den ſtatus quo bei 
der Klaſſenfrequenz zu erhalten. Von einer Verbeſ— 
ſerung kann alſo nicht im geringſten die Rede ſein. 


Wenn nun gerade der Abg. Blavier — ſchade, (C) 


daß er nicht im Saal anweſend iſt, aber ich hätte 
mich gerade von dieſer Stelle aus einmal mit ihm 
auseinandergeſetzt — behauptet, daß die Lehrer— 
ſchaft ſo ungeheuer hohe Gehälter bezieht gegen⸗ 
über den früheren Zeiten, dann hat er unrecht. 
Recht hat er nur, inſofern dadurch zum Ausdruck 
bringen will, daß die Gehälter der Lehrerſchaft 
heute höher ſind als in früheren Jahrzehnten. 
Das ſteht ohne weiteres feſt. Aber er hat wirklich 
keine Urſache, wenn er hier immer wieder ſein 
Sparſamkeitsprinzip vorbringt, gerade auf die 
Lehrerſchaft jo einzuhauen. Das ift ja fo eigen- 
artig, daß ausgerechnet ein kommuniſtiſcher Abge— 
ordneter ſich hierherſtellen muß, um die Lehrer zu 
verteidigen und daß all die übrigen Parteien gar 
nicht einmal daran denken, die Lehrer in Schutz zu 
nehmen gegenüber dieſen unberechtigten Angrif⸗ 
fen des Herrn Dr. Blavier. Aber wir wiſſen, wenn 
in dieſem Jahr in dem Schuletat bedeutend höhere 
Summen für die Lehrerbeſoldung eingeſetzt wor- 
den find, daß das durchaus nicht wie bei den Geijt- 
lichen eine Heraufſetzung ihrer Bezüge bedeutet; 
denn wir wiſſen, daß man gerade bei der Lehrer: 
ſchaft in ganz unerhörter Art und Weiſe die Be— 
züge gekürzt hat, daß gerade die Lehrer zu der 
Gruppe der Beamten gehörten, der man das Fell 
ganz tüchtig über die Ohren gezogen hat, und daß 
das gerade von Parteien geſchehen iſt, die angeben, 
lehrerfreundlich zu fein, der Zentrums-Partei und 
der Sozialdemokratiſchen Partei. Wenn der Herr 
Abg. Blavier erklärte, man könnte es verſtehen, 
daß man beſondere Aufwendungen für die Lehrer— 
ſchaft macht, denn jede Partei fage fih, wer die eh- 
rerſchaft habe, habe die Zukunft, ſo ſtimmt das 
nicht ſo ganz. Es ſteht feſt, daß die Lehrer im End⸗ 
gehalt um zirka 130 Gulden gekürzt worden ſind, 
d. h. alſo, daß man der Lehrerſchaft das Gehalt in 
einem Umfang gekürzt hat, wie man es bei feiner 
höheren Beamtengruppe getan hat, trotzdem es 
da angebrachter geweſen wäre. Ich erinnere be— 
ſonders an die Gruppe der Geiſtlichen, wo es an— 
gebracht geweſen wäre, den Herren das Gehalt um 
50 Prozent zu kürzen. (Abg. Dr. Blavier: Seit 
wann ſind die Lehrer höhere Beamte?) Ich er— 
kläre, daß man bei den höheren Beamten hätte 
ſparen müſſen, und daß man z. B. die Gruppe der 
Amtsräte jetzt wieder aufgebeſſert hat. Dieſe 
Gruppe hätte man ſich ausſuchen ſollen, um Kritik 
zu üben, aber nicht die armen Schulmeiſter, denen 
man das Fell über die Ohren gezogen hat. Des— 
halb waren ihre Ausführungen nicht angebracht. 
Sie hätten fih eine andere Gruppe ausſuchen fol- 
len. Wenn Sie Kritik üben wollten, hätten Sie 
an etwas anderm Kritik üben ſollen. Sie hätten 
die Beſoldungsordnung auch in bezug auf die 
Lehrer und ganz beſonders auch den Stellenplan 
kritiſieren ſollen. Ich glaube, es ift wohl fo ver- 
einbart worden, daß man gleich bei der Beratung 
der Etats den Stellenplan mitberückſichtigt. Ich 
weiß es nicht, aber wenn das nicht geſchieht, werde 
ich es in bezug auf die Lehrerſchaft bei dem 
Haupthaushaltsplan nachholen. Ich weiß nicht, 
ob es geſtattet iſt. 

Präſident: Ich bitte, auf das Beſoldungsgeſetz 
nicht mehr zurückzukommen. 
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Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.); Durchaus 
nicht, ſondern nur in bezug auf den Stellenplan 
der Lehrer. Wir ſehen, daß der Stellenplan etwas 
tatſächlich eigenartiges bringt, nämlich eine noch 
größere Zerſplitterung innerhalb der Lehrerſchaft. 
Wenn der Herr Abg. Friedrich z. B. im Ausſchuß 
zuverſichtlich zum Ausdruck brachte, er glaube auch 
innerhalb der jetzigen Geſellſchaftsordnung an eine 
Fortentwicklung der Schule, dann beweiſt der 
Stellenplan, die neue Beſoldung, das Entgegenge— 
ſetzte, daß man ſich nicht auf dem Wege der Ver: 
beſſerung in bezug auf Schulfragen befindet, jon- 
dern eine Verſchlechterung feſtſtellen muß. 

Die Zerſplitterung, das ſtärkere Hervortreten 
von Gruppierungen innerhalb der Volksſchulleh⸗ 
rerſchaft bedeutet nicht eine Verbeſſerung des jetzt 
beſtehenden Zuſtandes, ſondern eine Verſchlechte⸗ 
rung. So ſehen wir, daß auf dem Gebiete des 
Volksſchulweſens in bezug auf die an der Volks⸗ 
ſchule tätigen Lehrer folgende Gruppierungen be- 
ſtehen: Rektoren an Hilfsſchulen, Konrektoren an 
Hilfsſchulen, Hauptlehrer an Hilfsſchulen, Kon- 
rektoren an Volksſchulen, Erſte Lehrer an Volfs- 
ſchulen, Lehrer an Volksſchulen uſw. und dann 
noch die Gruppierungen, die geſchaffen werden 
durch die verſchiedenartigen Zulagen, ſodaß wir 
allein bei den Lehrern ſieben verſchiedene Zulagen 
in Höhe von 1225 Gulden bis herab zu 21 Gulden 
haben. 

Das beweiſt entſchieden keine Verbeſſerung auf 
dem Gebiete des Volksſchulweſens, ſondern eine 
bedeutende Verſchlechterung. Gerade dieſe Tatſache 
iſt ein Beweis dafür, daß man ſich auch beim Er⸗ 
ziehungsweſen auf dem abſteigenden Wege befin⸗ 
det; denn was ſich in bezug auf die Volksſchule ab⸗ 
ſpielt, ſpiegelt die Zuſtände wieder, die in bezug 
auf die Erziehung ſelbſt beſtehen. Wir haben, 
um hier wirkſam entgegenzuarbeiten und unſere 
Stellungnahme klarzulegen, Entſchließungen ein- 
gebracht, ſo die Entſchließung: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 
Der Senat wird erſucht, auf die Umwandlung der 


im Etat für 1928 geſchaffenen 85 Hilfslehrerſtellen in. 


ordentliche Lehrerſtellen bei entſprechender Erhöhung 

der Etatspoſition hinzuwirken. 
Außerdem die Entſchließungen: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 5 

Der Senat wird erſucht, bei der allgemeinen not⸗ 
wendigen Abänderung des unſozialen Beſoldungsge⸗ 
ſetzes die Lehrerbeſoldung nach den folgenden beiden 
grundlegenden Geſichtspunkten neu zu regeln: ; 
1. Die Beſeitigung der Beſoldungsabſtufungen zwi⸗ 

ſchen den verſchiedenen im Volksſchulweſen tätigen 
Lehrkräften, einſchl. Schulleiter. 

2. Gleichſtellung der Beſoldung der Volksſchullehrer 

mit den Lehrkräften an mittleren und höheren Lehr— 

anſtalten. i 

N Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Gleichſtellung der weiblichen mit den männs 
lichen Lehrkräften hinſichtlich ihrer Bezüge und Be- 
amtenrechte allgemein durchgeführt wird. - 

Mir jehen, die einzige Partei, die in bezug 
auf Schulfragen grundſätzlich Stellung nimmt und 
Forderungen auffſtellt, iſt die Kommuniſtiſche 
Partei. Keine andere Partei verſucht derartig für 
Schule und Schulpolitik einzutreten. Alle ſind ſich 
darin einig, dieſe Forderungen abzuwürgen, jo- 
gar die ſogenannten Beamtenvertreter denken 
nicht im geringſten daran, zu dieſem an und für 
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ſich wichtigen Fragen Stellung zu nehmen und 
Forderungen zu ſtellen. Gerade in bezug auf die 
Lehrerbeſoldung können wir feſtſtellen, weil die 
Lehrerbeſoldung ſo furchtbar unſozial iſt und ei⸗ 
gentlich den ganzen unſozialen Charakter des Be- 
ſoldungsgeſetzes widerſpiegelt, Kräfte am Werk 
ind, um in Preußen eine Neuregelung hervorzu— 
rufen. Sie willen, daß die Neuregelung im Land- 
tag zur Verhandlung ſteht, und daß die Parteien 
ſich nicht einig ſind. 

Gerade die Ereigniſſe beweiſen. daß es not- 
wendig ift, eine Neuregelung der Beſoldung der 
Lehrerſchaft auch in Danzig herbeizuführen. Wir 
Kommuniſten haben bei der Beratung des Beſol— 
dungsgeſetzes darauf hingewieſen, wie unſozial ge— 
rade die Beſoldung der Lehrerſchaft iſt. Wir haben 
deshalb in unſeren Entſchließungen unſere arund- 
ſätzlichen Forderungen zum Ausdruck gebracht. 
Weg mit den Hilfslehrerkräften. Feſte Beſoldung 
und ſofortige Anſtellung, höchſtens nach einem 
Probejahr, aller Lehrkräfte. Weiter die vollitän- 
dige Gleichſtellung der weiblichen mit den männ⸗ 
lichen Lehrkräften. Wir wiſſen, daß die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei ja gerade dieſe Forderung der 
Gleichſtellung von Mann und Frau bei ihren 
Wahlverſprechungen auch aufgeſtellt hat und an⸗ 
gab, daß ſie tatſächlich zu ihren Grundſätzen ge— 
höre. Aber hier, wo die Möglichkeit beſteht, dieſe 
grundſätzliche Stellungnahme auch in die Tat um- 
zuſetzen, denken die Sozialdemokraten nicht im ge— 
ringſten daran, etwas derartiges durchzuführen. 
Wir verlangen, daß die weiblichen Lehrkräfte in 
jeder Beziehung, nicht nur in bezug auf die Be— 
züge, ſondern auch in bezug auf Beamtenrechte 
und ſonſtige rechtliche Stellung mit den männ⸗ 
lichen Lehrkräften gleichgeſtellt werden. 

Wir fordern grundſätzlich die Beſeitigung der 
jetzt vorhandenen unſozialen Beſoldungsabſtufun⸗ 
gen und verlangen die grundſätzliche Gleichſtel⸗ 
lung der Beſoldung für alle im Volksſchulleben 
tätigen Lehrkräfte einſchließlich Schulleiter und 
auch Gleichſtellung der Beſoldung der Volksſchul— 
lehrer mit den Lehrkräften an den mittleren und 
höheren Lehranſtalten. Im Zuſammenhang mit 
dem Schuletat muß man die Frage der Kinderar— 
beit aufrollen. Wir wiſſen, daß die Sozialdemo— 
kratiſche Partei in der „Roten Wahlpoſt“ Nr. 2 
an alle Wählerinnen in Stadt und Land operiert 
hat mit der Forderung „Geht uns das Schulweſen 
nichts an, wollen wir Mütter nicht den Kampf 
aufnehmen gegen die Ausbeutung unſerer Kin- 
der?“ Die Jentrumspartei hat die gleichen For- 
mulierungen gemacht, indem ſie in einem Flug⸗ 
blat betitelt „Schutz dem Kinde“ erklärt hat: 
„Kinderſchutzgeſetze finden die Unterſtützung der 
Zentrumspartei.“ Ein Antrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei auf Schaffung eines Kinderſchutzge— 
ſetzes liegt ſeit Jahr und Tag im Ausſchuß, ohne 
daß man daran denkt, das Problem zu behandeln. 
Sie gucken mich erſtaunt an, es ſtimmt aber. Der 
Antrag der Kommuniſtiſchen Partei auf Shaf- 
fung eines Kinderſchutzgeſetzes liegt dem Ausſchuß 
ſchon ſeit Jahr und Tag vor. Wir haben immer 
wieder ſeine Behandlung verlangt. Fragen Sie 
den Herrn Abg. Moritz. Es wird erklärt, man 
müſſe warten, bis die Regierung irgendwie dazu 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 

Stellung nimmt, die Regierung wolle nämlich 
auch ein Kinderſchutzgeſetz einbringen. Wenn Sie 
mit dem Kopf nicken, — 1½ Jahre haben wir die 
Koalitionsregierung und immer ijt das Kinder- 
ſchutzgeſetz dem Volkstag noch nicht vorgelegt. 

Wenn wir hier zu der Frage des Kinderſchutzes 
Stellung nehmen, haben wir auch dementſpre— 
chende Forderungen in bezug auf den Schuletat 
eingebracht. Wir verlangen vor allen Dingen, und 
das iſt mit eine Frage der Kinderſchutzgeſetz— 
gebung, daß die Lernmittel allen Volksſchulkin⸗ 
dern unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden. 
Warum ſchicken denn die Eltern ihre Kinder zum 
Unternehmer. Sie ſollen arbeiten und Geld ver- 
dienen. Die Eltern haben nicht die Möglichkeit, 
ihre Kinder zu ernähren und zu unterhalten. Sie 
müſſen Hunger leiden, deshalb müſſen die Kinder 
helfen, verdienen. Die Zentrumspartei ift mit die- 
ſem Standpunkt ganz einverſtanden. Sie ſchütteln 
mit dem Kopf. In demſelben Flugblatt ſchreiben 
Sie an einer andern Stelle: „Zur Arbeit dürfen 
die Kinder wohl herangezogen, aber nicht miß— 
braucht werden.“ Wenn man Schulkinder zur Ar⸗ 
beit heranzieht, mißbraucht man ſie auch. Wenn die 
Eltern wirtſchaftlich gut geſtellt wären, würde 
man die Kinder nicht zur Arbeit ſchicken. Ja, ja, 
Sie bewegen ſich als Lehrer auch in einem Kreis 
von Widerſprüchen. Auf der einen Seite ſteht 
vielleicht Ihre vorhandene ſoziale Einſtellung, 
auf der andern Seite ſteht die Stellungnahme der 
Zentrumspartei zu allen dieſen grundſätzlichen 
Fragen überhaupt. Die Zentrumspartei bejaht ja 
dieſen Staat, dieje Wirtſchaft und dies Profit- 
ſyſtem. Da die Kirche aus ganz beſtimmten Grün⸗ 
den kapitaliſtiſch eingeſtellt ift und fein muß, wer- 
den Sie alles mitmachen, was die Zentrumspartei 
in bezug darauf durchführt. Gibt man den Eltern 
Erleichterungen wirtſchaftlicher Art, gibt man 
ihnen höhere Löhne, beſondere Beihilfen für kin⸗ 
derreiche Familien, gibt man der Elternſchaft die 
Möglichkeit freier Lernmittel für ihre Kinder, 
dann wird für die Elternſchaft eine Entlaſtung 
eintreten, dann werden die Eltern nicht mehr ge— 
zwungen ſein, ihre Kinder der Ausbeutung der 
Unternehmer preiszugeben. 

Gerade in bezug darauf fordern wir: Her mit 
den freien Lernmitteln für alle Volksſchulkinder. 
Wir wiſſen, daß wir dieſe Forderung in der Ver— 
faſſung verankert haben, daß die Verfaſſung er- 
klärt, die Lernmittel in der Volksſchule ſind frei. 
Seit Schaffung der Verfaſſung der Freien Stadt 
ſind jetzt faſt 10 Jahre vergangen. Wenn 10 Jahre 
vorbei find. werden wir in den Schulen aller 
Mahrſcheinlichkeit nach Verfaſſungsfeiern durch⸗ 
führen. Man wird den Kindern dann aber nicht 
erklären. daß bereits feit 10 Jahren in der Ver— 
faſſung die Beſtimmung vorhanden iit: Lieferung 
von Lernmitteln. In dieſen 10 Jahren hat man 
noch nicht daran gedacht. das auch in die Tat um⸗ 
zuſetzen. Mit bezug auf die freien Lehr- und Lern⸗ 
mittel haben wir keine Entſchließung eingebracht. 
ſondern einen Abänderungsantrag geſtellt. Darin 
verlangen wir, daß die Summe für die Lernmittel 
ſo erhöht wird, daß den Volksſchülern tatſächlich 
die Lernmittel unentgeltlich zur Verfügung ge- 
ſtellt werden. In bezug auf die Ausbeutung der 


Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


Kinder verlangen wir die Vorlage eines Kinder— 
ſchutzgeſetzes. Bei der Druckſache Nr. 800 handelt es 
ſich zunächſt um die Forderung „hinweg mit der 
Prügelſtrafe“. Wir Kommuniſten erklären offen, 
daß wir alle Fälle dieſer Art brandmarken wer— 
den. Wir erklären, daß wir den Jung⸗Spartakus⸗ 
bund unterſtützen und ihn in der Freien Stadt 
Danzig organiſieren werden, damit er den Kampf 
zur Aufrüttung der Schülermaſſen und den Kampf 
gegen die Schulreaktion führen kann. Deshalb 
die Entſchließung, der Volkstag wolle beſchließen, 
zu veranlaſſen, daß die körperliche Züchtigung in 
den Schulen unterſagt wird. Auf dem gleichen Ge— 
biet der Kinderſchutzgeſetzgebung liegt auch unſere 
Entſchließung Nr. 4 der Druckſache Nr. 800: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

An allen Volks- mittleren und höheren Schulen wird 

ein hygieniſcher Unterricht als ordentliches Lehrfach 

eingeführt, der bereits in der Anfangsklaſſe beginnt 
und auch regelmäßig die ſexuelle Belehrung umfaßt. 

Im Zuſammenhang mit unſeren Entſchließun— 
gen möchte ich die Frage der ſogenannten Ausleſe 
der Begabten erörtern. Die Frage der Ausleſe der 
Begabten auf dem Gebiete der Erziehung iſt nichts 
anderes als eine typiſche kapitaliſtiſche Erſchei— 
nung der Ausbeutungspolitik dieſer Geſellſchaft. 
Die Wege der Begabtenförderung ſind eben nur 
Wege zur Heranbildung einer Arbeiterariſtokra— 
tiſchen Clique außerhalb der höheren Schulen. Man 
will dieſe Schicht nicht an der Ausbildung durch 
die höheren Lehranſtalten teilnehmen laſſen. Dar— 
um ſchafft man dieſe Zwiſchenorganiſation. Aber 
gerade durch die Schaffung dieſer Zwiſchenorgani— 
ſation ſteigert fih auch für die Zukunft die Kom- 
pliziertheit des Schulaufbaues, ſteigert ſich die 
Zerklüftung der Schule, genau wie ich ſie ſchilderte, 
in bezug auf die Einheitlichkeit innerhalb der 
Lehrerſchaft. Der Kapitalismus wird eben mit 
dieſen Widerſprüchen nicht fertig. 

Nun ſpricht man dauernd von einer Ausleſe 
der Begabten. Man ſpricht davon, ohne auch ir— 
gendwie grundlegende Mittel für dieſe „Begabten“ 
zur Verfügung zu ſtellen. Das Ergebnis iſt dann, 
daß z. B. an den höheren Schulen 3, 4 bis höch⸗ 
ſtens 5 Prozent wirkliche Proletarierkinder vor- 
handen ſind. An den Techniſchen Hochſchulen und 
an den übrigen Hochſchulen ſtudieren 1, 2 höchſtens 
3 Prozent Proletarierkinder. Um nun wirklich den 
Begabten den Aufſtieg zu ermöglichen, haben wir 
in Druckſache Nr. 815 beſondere Wirtſchaftsbeihil⸗ 
fen für Studenten verlangt, und zwar in einem 
Ausmaß. daß allen minderbemittelten Studenten 
eine Jahresſumme von 1800 Gulden Einkommen 
geſichert iſt. Ebenſo unſer Abänderungsantrag in 
der Druckſache Nr. 812. der verlangt. daß die Vo- 
ſition des Etats E 1, Stelle 19 von 2000 Gulden 
auf 50 000 Gulden erhöht werden foll. Dazu ac- 
hört auch unſere Entſchließung in Druckſache Nr. 
800, Nr. 5 und Nr. 12. die da lauten: 

Der Volkstag wolle beſchließen, der Senat wird 
erſucht: Prüfungs⸗ und Aufnohmegebühren werden 
im geſamten Umfange der Unterrichtsverwaltung 
nur von ſolchen Prüflingen erhoben, deren elterliches 
Einkommen jährlich 6000 Gulden überſteigt. Hat der 
Prüfling eigenes Einkommen oder Vermögen, ſo darf 
nur dann eine Prüfungsgebühr erhoben werden, 
wenn der Prüfling über Monatsbezüge von 250 Gul⸗ 
den verfügt. 

Ebenſo die Entſchließung: 
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erſucht: 

in den 

hebung eines nach dem Einkommen der Eltern und 

der Kinderzahl geſtaffelten Schulgeldes nach folgen— 

den Grundſätzen durchzuführen: 3 

a) von Eltern, deren Einkommen jährlich weniger 
559 5000 Gulden beträgt, wird lein Schulgeld er⸗ 
oben 


— 


b 


©“ 


überſteigt, zahlen das volle Schulgeld, das erred- 
net wird durch Teilung der Geſamtkoſten des in 
Anſpruch genommenen Schulſpſtems durch die Zahl 
der Schüler, z 
das Schulgeld beträgt das Doppelte des unter Zif⸗ 
fer 2 feſtgeſetzten Satzes, wenn die Eltern ein 
Einkommen von mehr als 25 000 Gulden haben, 
Eltern mit einem jährlichen Einkommen von min⸗ 
deſtens 5000 Gulden und weniger als 10 000 Gul- 
den zahlen die Hälfte des Schulgeldſatzes nach 
Ziffer 2. . : 5 
Beſuchen zwei Kinder zugleich die höhere 
Schule, ſo beträgt das Schulgeld für jedes Kind 
% des Schulgeldes nach Ziffer 2, bei drei und 
iſt 


— 


c 


d 


— 


mehr Kindern für jedes Kind 4 


die Aufnahme in die höheren Lehranſtalten 


— 


e 


lediglich von der Leiſtungsfähigkeit des Kindes in 


der Grundſchule abhängig zu machen. 

4) Auf Antrag der Eltern find den nach Ziffer 1 
ſchulgeldbefreiten Schülern die Lehrmittel koſten⸗ 
los durch die Schule zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Gemeinden zu verpflichten, die Erhebung des 
Schulgeldes an ihren höheren Lehranſtalten nach 
denſelben Grundſätzen durchzuführen.“ 
(Abg. Hallmann: Und die Gelder, wo kommen 
die her?) Wenn Sie zugehört hätten, dann wüß⸗ 
ten Sie ſchon, wo die Gelder herkommen, Herr 
Abg. Hallmann. Leſen Sie ſich nur einmal unſere 
Anträge und Entſchließungen durch, dann werden 
Sie finden, daß dort ſchon geſagt worden iſt, wo 
die Gelder herzuholen ſind. Wenn die Deutſchna⸗ 
tionalen es mit ihrer Forderung nach der Staffe— 
lung des Schulgeldes ehrlich meinten, hier haben 
Sie Gelegenheit, Ihre Forderungen in die Tat 
umzuſetzen. Die Forderungen der Deutſchnationa— 
len ſind nicht ſozial, ſondern aſozial. (Abg. Mül⸗ 
ler: Das war ja bereits im vorigen Jahr!) Gut, 
hoffentlich werden Sie dann aber in dieſem Jahr 
unſerer Entſchließung die Zuſtimmung geben. 
Ich könnte im Zuſammenhang hiermit auch die 
Frage des Berechtigungsweſens anſchneiden, 
werde aber wahrſcheinlich noch an anderer Stelle 
gründliche Ausführungen dazu machen. Wir wif- 
ſen, daß die Beſeitigung des Berechtigungsweſens, 
des ſogenannten, Berechtigungsfimmels“ durch die 
Schaffung einheitlicher Grundſchulen und die Be⸗ 
ſeitigung des geſamten Unterbaues der höheren 
Schulen möglich iſt, daß dieſe Frage aber nicht im 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem ſondern nur in 
der ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung zu löſen iſt. 
Hierbei möchte ich noch kurz die Frage der Auf⸗ 
bauſchule ſtreifen. Wir wijfen, daß auch diefe Gin- 
richtung an und für ſich in unſerem Schuletat neu 
iſt, daß dieſe Aufbauſchule, wie ſie hier von den 
Koalitionsparteien geſchaffen worden iſt, nur be⸗ 
deutet das Schaffen eines neuen kleinen Anbaues 
an die heute noch immer groß daſtehende höhere 
Schule, d. h. daß die Proletarierkinder die nicht 
rechtzeitig nach vier Grundſchuljahren infolge 
eines ſchwächeren Geldbeutels der Eltern den An⸗ 
ſchluß an die höhere Schulbildung erreichen, die 
Möglichkeit dazu doch noch erhalten. Dadurch 
bleibt aber das Bildungsprivileg der Begüterten 


de 


höheren Lehranſtalten des Staates die Er⸗ 


Eltern, deren Einkommen 10000 Gulden jährlich 
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Der Volkstag wolle beſchließen, der Senat wird nach wie vor beſtehen. Im Zuſammenhang mit 


dieſer Frage haben wir gleichfalls eine Entſchlie⸗ 
kung eingebracht: 

Der Volkstag wolle beſchließen, der Senat wird 
erſucht: Die beſtehenden Mittelſchulen ſind abzubauen. 
Neuaufnahmen finden nicht mehr ſtatt. Neue Schu- 
len in Form von Mittelſchulen werden nicht mehr 
eingerichtet.“ 

und weiter, 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen: Schlußprüfungen finden im Geſamtbereich des 
öffentlichen Schul- und Unterrichtsweſens nicht mehr 
ſtatt, weder beim Uebergang von einer Schulgattung 
zur andern, noch als Abſchlußprüfung. An ihre 
Stelle tritt die Beurteilung auf Grund der bisherigen 
Leiſtungen, gegebenenfalls die probeweiſe Aufnahme 
für mindeſtens % Jahr. 


Ganz beſonders wichtig iſt noch die Frage der 
Zweckmäßigkeit der Schularbeit an höheren Schu⸗ 
len. Die Schule, insbeſondere die höhere Schule, 
ſteht nicht im geſunden Zuſammenhang mit der 
Berufsarbeit, es beſteht keine Verbindung zwiſchen 
Schularbeit und praktiſcher Berufsarbeit, keine 
wirkliche Verbindung zwiſchen dem Produktions- 
prozeß und der Schule. Dieſer Zuſammenhang iſt 
auch bei der heutigen Geſellſchaftsordnung gar 
nicht möglich und deshalb herrſcht dann am Ende 
der Schulzeit für den betreffenden Schüler keine 
Klarheit über ſeine wirkliche Berufseignung und 
ſo ſteht dann der Schüler wie gewiſſe Tiere vor 
dem Scheunentor und weiß tatſächlich nicht: für 
welchen Beruf eigneſt du dich denn nun eigentlich. 
Im Zuſammenhang damit ſteht auch unſere For— 
derung nach der Produktionsſchule. Ich erinnere 
dabei an das humaniſtiſche Gymnaſium, das heute 
auch keine Berechtigung mehr hat, das heute nur 
vorhanden ift, um beſtimmten reaktionären Grup- 
ven beſtimmte Bildungsgrade zu verſchaffen, die 
dieſe Kreiſe noch immer gebrauchen. Der Unter— 
richt gerade an den höheren Schulen bedeutet eine 


tarfe Ueberlaſtung der Kräfte in bezug auf die 
Stoffmenge aber auch auf die Zerſplitterung des 
Stoffes. Wenn Sie einmal offen und ehrlich ei— 
nem höheren Schüler die Frage vorlegen, ob er 
pünktlich und gewiſſenhaft für jeden Tag die 
Schularbeiten mache, dann werden Sie zu hören 
bekommen: „Wenn ich einmal an einem Tag 
meine Schularbeiten alle erledige, bin ich befrie— 
digt.“ So iſt die Situation. Alle diejenigen. die die 
Kinder auf die hohe Schule ſchicken, werden das 
zugeben müſſen. Mas bedeutet aber dieſe Frage? 
Bei Ueberlaſtung der Schüler mit einer Unmenge 
von Stoff gerade in der Tertia, der Unter- und 
Oberſekunda. Eine Ueberlaſtung der Kinder ge— 
rade in dieſen Klaſſen bedeutet aber daß es zu 
Tragödien kommt. Gerade in dieſer Zeit macht ſich 
der Trieb nach körperlicher Entfaltung immer 
ſtärker bemerkbar. Das führt dann zu Tragödien, 
die wir gerade heute in bezug auf die höheren 
Schüler ſo oft erleben. 

Ich möchte dann noch auf etwas hinweiſen. 
Wir willen, daß es im Hauptausſchuß zu einem 
Zuſammenſtoß zwiſchen Herrn Pfarrer Weiſſe und 
meiner Perſon kam. Herr Weiſſe konnte ſich nicht 
erklären, warum ich „Revolutionär“ geworden 
ſei. Das iſt auch eine Frage der Schule und der 
Behandlung der Kinder in dieſer Schule. Nehmen 
wir einen Proletarierjungen auf einer höheren 
Schule. Er leidet in unerträglichem Maße unter 
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den ſozialen Verhältniſſen; denn dieſer Staat und 
dieje Geſellſchaft bieten ja dieſen Proletarierkin— 
dern nicht im geringſten eine wirkliche Hilfe. Der 
Proletarierjunge iſt gezwungen, ſich unter Mühe, 
Not und Elend durchzuſchlagen. Gerade er ſieht 
aber den Widerſpruch zwiſchen dem, was man ihm 
als Kultur vorſtellt und der Dürftigkeit und Enge 
ſeines Proletarierlebens und des proletariſchen Le— 
bens ſeiner Eltern. Die notwendige Folge iſt, daß 
er entweder ſcheitert, d. h., daß er ſich einfach vom 
Kapital und der Bourgeoiſie kaufen läßt für die 
Zwecke des kapitaliſtiſchen Profits, oder daß er 
ſich zum Revolutionär entwickelt, den Sie wieder 
aus ſtaatserhaltenden Gründen bekämpfen müſ— 
ſen. Das iſt die Frage der revolutionären Entwick— 
lung mancher Perſonen, die auch eine höhere 
Schulbildung genoſſen haben. Das iſt nicht etwa 
auf die ſogenannte „Halbbildung“ zurückzufüh⸗ 
ren, wie Herr Abg. Weiſſe es im Hauptausſchchuß 
darzuſtellen beliebte. Daher erheben wir unſere 
Forderung: Gebt den Schülern der höheren Lehr— 
anſtalten und auch der Hochſchule mehr Selbſtbe— 
ſtimmungsrecht! Laßt ſie teilnehmen an allen Fra— 
gen. Wir fordern deshalb nicht nur Schülerräte in 
bezug auf die Volksſchulen, ſondern auch für die 
höheren Schulen. So haben wir eine Entſchließung 
eingebracht: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

1. Der Senat wird erſucht, ein Studentenrecht auf der 
Grundlage der Selbſtverwaltung zu ſchaffen und 
mit tunlichſter Beſchleunigung einen entſprechenden 
Geſetzesvorſchlag dem Volkstag vorzulegen; 

bis zu einer geſetzlichen Regelung dieſer Verhält⸗ 
nijfe an der Hochſchule wird der Senat erſucht. durch 
eine unverzüglich zu erlaſſende Verordnung für alle 
Fürſorgeeinrichtungen, die an der Hochſchule be- 
ſtehen, den Studierenden die Mitwirkung an der 


Verwaltung durch eine von ihnen gewählte Ver— 
tretung zu ermöglichen. 


Wenn das durchgeführt wird, wird es nicht mehr 
zu den Verhältniſſen kommen, die auch von Ber- 
tretern der Polniſchen Partei bei der Hochſchule kri— 
tiſiert worden ſind. 

Im Zuſammenhang damit noch kurz die Stel— 
lung des Proletariats zur höheren Schule, zur 
Hochſchule überhaupt. Wir wiſſen, daß dieſer Etat 
auch in dieſem Jahr beweiſt, daß man für jeden 
höheren Schüler ungefähr das Vierfache der 
Summe einſetzt wie für einen Volksſchüler, und 
für jeden Hochſchüler das Zehnfache, mindeſtens 
aber das Sieben- bis Achtfache der Summe. Ge— 
rade dieſe Tatſache und ebenſo die andere, daß man 
innerhalb der heutigen Geſellſchaftsordnung nur 
zu Stellungen gelangen kann, wenn man die 
höhere Schule beſucht hat, außerdem die Tatſache 
der Tendenz, die wenigen Proletarier, die den Weg 
der höheren Schulbildung gehen, fürs Kapital und 
für dieſe Geſellſchaftsordnung zu kaufen, alle dieſe 
Tatſachen führen dazu, daß das Proletariat dem 
höheren Schulweſen feindlich und ablehnend ge— 
genüber ſteht. Das wird das Proletariat veran- 
laſſen, nach der Machtergreifung ſofort einen völ— 
ligen Umbau des geſamten Schulweſens vorzuneh— 
men entſprechend dem Bedürfnis des Proletariats. 

Ganz kurz noch die Fragen der Nebeneinnah— 
men. Wir haben zum Haushaltsplan eine Ent- 
ſchließung eingebracht, daß die Nebeneinnahmen 
der Beamten, ſofern ſie ein höheres Gehalt als 
nach Gruppe 4a haben, auf das Gehalt anzurech— 
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nen ſind. Wir ſehen auch hier beim Schuletat ſolche 
Nebeneinnahmen, ich erinnere nur an die Neben— 
einnahmen, die der Rektor der Techniſchen 
Hochſchule erhält. Wir ſehen, daß gerade hohe Be- 
amte noch Nebeneinnahmen haben, ganz beſonders 
die Profeſſoren an der Techniſchen Hochſchule, die 
ſich zu ihren Rieſengehältern noch rieſige Neben— 
einnahmen verſchaffen. Ich denke nur an den Vro- 
feſſor, der den Plan zum Kaſinobau ausgearbei— 
tet hat. Dieſe Nebeneinnahmen fließen doch aus 
kommunalen Geldern, aus Staatsgeldern. Dieſe 
Tatſache beweiſt, daß Geld vorhanden iſt, das man 
für andere Zwecke verwenden könnte, z. B. für die 
Schaffung von Kindergärten. Dieſe Frage hat eine 
intereſſante Diskuſſion im Hauptausſchuß entfacht, 
aber grundlegend in dieſer Frage etwas zu än— 
dern, daran denkt keine Partei. Wir haben in be— 
zug auf die Schaffung eines Kindergartengeſetzes 
folgende Entſchließung eingebracht: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, dem Volkstage den Ent⸗ 
wurf eines Kindergartenpflichtgeſetzes nach folgenden 
Richtlinien zu unterbreiten: 

1. Die Kindergartenpflicht in Danzig beſteht für alle 
ſtaatsangehörigen Kinder ſowie für Kinder von 
Ausländern, die fih länger als 3 Monate in Dans 
zig aufhalten. 

2. Die Schulpflicht beginnt mit dem 1. April für alle 
Kinder, die bis zum 30. Juni desſelben Jahres das 
vierte Lebensjahr vollendet haben. Sie endet mit 
der Aufnahme in die Grundſchule. 

3. Für blinde, taubſtummblinde, taub- oder hör⸗ 
ſtumme, ſchwerhörige, ſchwachſichtige, ſprachleidende, 
ſchwachſinnige, pſychopathiſche (aſoziale) körperlich 
kranke oder ſchwächliche und Krüppelkinder iſt vom 
Senat ein beſonderes Schulpflichtgeſetz (Heilkinder— 
gartengeſetz) zu erlaſſen. 

Man ſoll nicht erklären, man habe kein Geld. 
Ich habe ſchon die Frage von den Nebenbezügen 
gewiſſer Beamter geſtreift. Gelder ſind da, wenn 
man grundlegend etwas ändern will. Das wird 
man nicht tun, wenn es nicht irgendwie notwen⸗ 
dig iſt, um die bürgerliche Geſellſchaftsordnung zu 
ſtützen. 

Dann die Frage der Privatſchulen. Wir lehnen 
die Mittel für jede private Schule grundſätzlich 
ab. Wir ſehen, daß die Sozialdemokraten heute 
nicht im geringſten zu ihrer früheren Einſtellung 
ſtehen, ſondern daß prominente Führer der So— 
zialdemokratie ſich im Reichstag für die private 
Schule ausgeſprochen haben. 

Nun die Frage der Klaſſenfrequenz. Der Re— 
gierungsvertreter hat erklärt, daß ſich die Klaſſen— 
frequenz um ein weniges geſenkt hat, was ich be— 
zweifle. Wenn man eine genaue Prüfung darüber 
durchführt, wird man feſtſtellen müſſen, daß min- 
deſtens der status quo vorhanden iſt. Aber 
demgegenüber ſtehen wir grundſätzlich auf dem 
Standpunkt, daß im Intereſſe der Schüler und 
Lehrer eine bedeutende Herabſetzung dieſer Klaſ— 
ſenfrequenz eintreten muß. So haben wir die Eni- 
ſchließung eingebracht: 

Der Volkstag wolle beſchließen: . 

Zur Ermöglichung der Durchführung arbeits⸗ 
unterrichtlicher Methoden und einer engeren Verbin⸗ 
dung des Unterrichts und der Erziehung mit dem 
Leben außerhalb der Schule und der Berückſichtigung 
des geſundheitlichen Zuſtandes der Schüler und Leh⸗ 
rer, namentlich des Raubbaues an der Nervenkraft 
der Lehrer und Schüler ift die Herabſetzung der 
Klaſſenfrequenz eine dringende Notwendigkeit. 


C) 


— 


(D) 


(A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig — 101. Sitzung. Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Der Senat wird erſucht: Die Beſetzung der Klai- 
ſen ſämtlicher Schulgattungen darf folgende Ziffern 
nicht überſteigen: 30 Schüler der Grundſchulklaſſe, 
24 Schüler der Mittel- und Oberſtufe. 

Außer dieſen von mir begründeten Anträgen und 
Entſchließungen haben wir noch einige andere ein⸗ 
gebracht, die ich nur ganz kurz ſtreifen möchte. Wir 
verlangen die Oeffentlichkeit des Schulweſens. 
Dann haben wir einen Abänderungsantrag ge— 
ſtellt, der tatſächlich beweiſt wie man Geld aus: 
gibt, wenn es ſich um höhere Schulen handelt. 
Den Hochſchulen ſtellt man ſehr viele Gelder zur 
Verfügung, die Schulen auf dem Lande und in 
der Stadt läßt man aber verkommen. Wenn man 
in dieſem Jahre einige 10000 Gulden mehr ein- 
geſetzt hat, ſo war das notwendig, weil in den 
letzten Jahren gar nichts getan worden iſt, weil 
es ſich als notwendig erwies, neue Schulen zu 
bauen, weil die alten Schulen einfach vor dem 
Zuſammenbruch ſtehen. Man denkt aber nicht 
daran, neue Schulen zu errichten, wo ſie notwendig 
find. In Ohra an der Mottlau müſſen die Kin- 
der im Winter ſtundenlang durch Schnee und 
Waſſer waten, ſo daß die Eltern im vergangenen 
Jahre bereits mit Schulſtreik drohten, wenn man 
nicht in Ohra an der Mottlau eine neue Schule 
einrichte. In Lauental werden die Kinder in 
Baraken unterrichtet, die im Winter mit Ruß und 
Staub vollgequalmt ſind. Man hat alſo nicht im 
geringſten ausreichende Mittel für Schulunter⸗ 
haltungszwecke zur Verfügung geſtellt. 

Dann haben wir in unſerer Entſchließung die 
Beſeitigung der Aufwendungen für den Religions- 
unterricht angeſchnitten. Es werden z. B. an einer 
einzigen höheren Schule acht Religionsſtunden 
wöchentlich für 40 Kinder erteilt; dieſe Stunden 
werden ſehr tüchtig bezahlt. Dann weiter die 
Frage der Lehrerbildung. Wir Kommuniſten 
führen einen ſcharfen Kampf um die Heraufſetzung 
der Mittel für die Schüler, die ſich den Lehrerberuf 
erwählt haben. Wenn man die Summe von 10 
auf 20 000 Gulden erhöht hat, jo reicht das auch 
nicht. Wir halten unſern Antrag auf Erhöhung 
auf 25 000 Gulden aufrecht. Ungenügende Mit- 
tel hat man ebenfalls für die Pflege des Sportes 
eingeſetzt und für Schaffung von Sportplätzen. 
Wir verlangen außerdem, daß beſondere Mittel 
für die Freidenkerorganiſation ausgeſetzt werden. 
Wenn man hier im Etat erklärt, daß man Volks— 
wohlfahrtsmittel zur Verfügung ſtellen will, dann 
muß man beſondere Mittel für die Freidenkeror— 
ganiſation zur Verfügung ſtellen, weil gerade 
dieſe Organiſation eine Organiſation iſt, die der 
wirklichen Volksbildungspflege dient. 

Die Ereigniſſe ſowohl politiſcher als auch wirt⸗ 
ſchaftlicher Art zeigen, daß wir uns mit Rieſen⸗ 
ſchritten einer neuen Periode nähern, bei der mit 
allen übrigen auch die Grundlagen des Schul- und 
Erziehungsweſens ins Wanken kommen. Wir 
werden alles daran ſetzen, um den Kampf ſo 


ſcharf zu führen, daß dieſe Periode bald erreicht 
wird, daß bald durch die proletariſche Revolution 
dieſer Klaſſenſtaat beſeitigt, daß die Herrſchaft des 
Kapitals geſtürzt und durch die Diktatur des Pro- 
letariats der Weg zum Sozialismus beſchritten 
wird. Nun beankragen wir, daß in Anbetracht 
der Wichtigkeit der hier von uns eingebrachten 
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Entſchließungen über die einzelnen Entſchließun⸗ 
gen geſondert abgeſtimmt wird. Man könnte ſonſt 
erklären, wir hätten die Entſchließungen gemein- 
ſam eingebracht, ſie ſtänden auf einer Druckſache, 
deshalb müſſe man über ſie zuſammen abſtimmen. 
Nach der Geſchäftsordnung iſt es aber ohne wei- 
teres möglich, einmal geſtellte Anträge und Ent⸗ 
ſchließungen zurückzunehmen und ſie aufs neue zu 
ſtellen, ferner Entſchließungen und Abänderungs- 
anträge zu ſtellen, bevor die Beſprechung beendet 
iſt. Deshalb bringe ich die Entſchließungen alle auf 
einmal geſondert ein, auch geſondert unterſchrie— 
ben, weil wir wollen, daß über jede Entſchließung 
einzeln abgeſtimmt wird. Ebenſo werden wir 
bei einigen dieſer Entſchließungen namentliche 
Abſtimmung beantragen. 

Wenn ich nun mit meinen Ausführungen 
Schluß mache, jo werden Sie nicht erklären fön- 
nen, daß ich unſachlich geſprochen habe. Ich habe 
tatſächlich nur zu den Fragen der Schule geredet 
und habe mich im letzten Teil ſogar ſehr kurz ge— 
halten. Wenn ich etwas länger ſprach, ſo lag das 
daran, daß man uns nicht geſtattete, bei der zwei— 


ten Leſung zum Schuletat Ausführungen zu ma- 


chen und daß gerade ich auch im Ausſchuß abge— 
würgt wurde, als ich noch einmal das Wort zur 
allgemeinen Ausſprache verlangte. Es ſtimmt 
alſo nicht, wenn die Sozialdemokraten erklärten, 
im Hauptausſchuß habe jeder Gelegenheit gehabt, 
ſich vollſtändig auszuſprechen. Gerade beim Schul- 
etat beantragten die Sozialdemokraten Schluß der 
Debatte. Wenn wir geſehen haben, daß ich beim 
ſozialen Etat in beiden Leſungen etwas über eine 
Stunde ſprach, ſo wäre das beim Schuletat auch ſo 
geweſen. Ich hätte bei der zweiten Leſung eine 
Stunde kurz zu den einzelnen Abänderungsanträ— 
gen und zu den Entſchließungen geſprochen und 
hätte jetzt grundſätzlich zur Schulpolitik Stellung 
genommen. Dann wäre ich vielleicht auch in einer 
Stunde fertig geworden, jo daß mir nicht im ge- 
ringſten vorgeworfen werden kann, ich hätte Ob— 
ſtruktionsreden gehalten oder längere unſachliche 
Ausführungen gemacht. Wenn das geſchehen wäre, 
ſo wiſſen wir, daß es gerade auf die Taktik der 
Sozialdemokraten zurückzuführen ift, weil die Go- 
zialdemokraten von Jahr zu Jahr immer offener 
ihr faſchiſtiſches Geſicht enthüllen. 

Den Sozialdemokraten möchte ich noch einmal 
ganz beſonders ſagen: Seien Sie doch endlich ein— 
mal ehrlich, machen Sie endlich Schluß mit Ihrem 
Lippenbekenntnis zum Marxismus und zu den 
alten Führern der Sozialdemokratiſchen Partei; 
damit auch die Rechte Ihre Angriffe gegen den 
Marxismus nicht immer an die falſche Adreſſe 
richtet. Die Sozialdemokraten haben mit dem 
Marxismus heute nichts mehr zu tun. Aber es 
geht mit der Kommuniſtiſchen Partei vorwärts 
und es wird auch vorwärts gehen mit dem revo- 
lutionären Klaſſenkampf in den Danziger Schulen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Müller. 

Müller, Bernhard, Abgeordneter (D. V. P.): 
M. D. u. H.! Bevor ich auf mein Thema, die 
Lage der Danziger Künſtler, eingehe, möchte ich 
einen Zwiſchenruf erklären, den mein Fraktions⸗ 


(O) 


(D) 


Sr 
E 


(A 


(B 


— 


— 


1898 


Volkstag Danzig — 101. Sitzung. 
(Müller, Bernhard, Abgeordneter) 
kollege Walter Müller geſtern bei den Ausfüh- 


rungen des Herrn Abg. Plenikowſki zum Etat 
machte. Herr Müller ſagte: „Sie ſind doch ganz 
froh, denn die Kapitaliſten brauchen Sie auch“ 
oder ſo ähnlich. Herr Plenikowſki erwiderte ihm, 
das wäre falſch; denn von den Kapitaliſten be⸗ 
ziehe er nicht ſein Gehalt. Das hat Herr Müller 
auch gar nicht ſo gemeint, er wollte ſagen: „vom 
Kapital“. Hier möchte ich anknüpfen und etwas 
von der Kapitalnot Danzigs ſagen, die mit der 
dürftigen Lage, der ſehr ſchlechten wirtſchaftlichen 
Lage der Danziger Künſtler im Zuſammenhang 
ſteht. Das iſt für Danzig ein ſehr ernſter Punkt; 
denn die wirtſchaftliche Lage der Künſtler muß ſich 
auch auf Danzigs Kunſt auswirken. Sämtliche 
Redner zum Etat haben bei der allgemeinen Be⸗ 
ſprechung immer die Kulturverbundenheit mit 
Deutſchland betont, und immer wieder an unſere 
deutſche Mutter erinnert, der wir doch alles dan⸗ 
ken und der wir treu auf ewig bleiben müſſen. 
Das iſt für uns ſelbſtverſtändlich; aber meine 
Damen und Herren, zu einer Kulturverbunden— 
heit gehört auch eine Kulturhöhe. Deutſchlands 
Kultur, Deutſchlands Kunſt ſteht auf einer ſehr 
großen Höhe. Wenn wir die Danziger Kunſt be- 
trachten, ſo glaube ich nicht, daß wir behaupten 
können, wir haben mit der deutſchen Schritt ge⸗ 
halten. (Abg. Plenikowſki: Auch in Deutſchland 
geht es abwärts!) Gewiß, aber Danzig beſitzt nicht 
viel an Künſtlern, um mit Deutſchland Schritt 
halten zu können. (Abg. Dr. Blavier: In Nuf- 
land ift Kultur! — Abg. Plenikowſki: Jawohl, 
dort iſt Kultur!) ; 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
1½ Stunde geſprochen, nun laſſen Sie doch auch 
dieſen Herrn Redner ſprechen. 

Müller, Bernhard, Abgeordneter (D. V. P.): 
Ich möchte ſagen, Danzig hat allen Grund, ſeine 
Kulturhöhe durch Pflege der Kunſt und durch 
Aufrechterhaltung der engſten Beziehungen mit 
unſerem deutſchen Vaterlande zu bewahren, denn 


tut dieſes Danzig nicht, ſo kann plötzlich der Moz | 


ment eintreten, wo Danzig feine innerliche Be- 
rechtigung aufgibt, ein Kulturſtaat zu ſein. Sehen 
wir uns einmal die Lage der Danziger Künſtler 
an, ſo finden wir, daß ſie unſagbar dürftig iſt. 
Gewiß, es iſt dies auf den Mangel an Kapital 
zurückzuführen, aber doch nicht nur allein darauf, 
das iſt beſtimmt nicht der eigentliche Grund. Iſt 
es denn notwendig, wenn in der neu erbauten 
Peſtalozziſchule eine Wand dekoriert werden ſoll, 
daß man dazu einen Stettiner Künſtler heran— 
zieht. Das iſt durchaus nicht notwendig und die 
Danziger Künſtler empfinden das ſehr bitter. Es 
wird auch dem Herrn Senatspräſidenten verdacht, 
daß er ſein Bild im Ausland malen läßt. Es bleibt 
ihm dies ja unbenommen, aber zuerſt hätte er 
doch zu einem Danziger Künſtler gehen können. 
Wir müſſen doch immer ſagen, wir ſtehen hier 
im Oſten und Danzig hat die Verpflichtung, ſeine 
Kunſt ſo zu pflegen, wie es eben einem Kultur— 
lande entſpricht, namentlich, wenn wir unſere 
Kulturverbundenheit mit Deutſchland immer 
wieder betonen. 

Es iſt z. B. auch traurig zu hören, daß man den 
Danziger Künſtlern, die ausgezeichnetes leiſten, 


nen, dieſe alte Technik hier zu 
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keine Aufträge gibt, ſondern ſie an fremde Künſt⸗ 
ler erteilt. Wir haben hier ſehr ernſte Hervor- 
ragende Kräfte, ſowohl auf muſikaliſchen Gebiet, 
als auch in der Malerei, wir haben auch tüchtige 
Bildhauer. Es iſt unwürdig wenn man z. B. un⸗ 
jere Kunſtmaler mit dem Ausmalen von Klaſſen— 
zimmern beauftragt. Es iſt allgemein bekannt, 
daß ſehr viele hervorragende Muſiker ihren Unter— 
halt nur durch das Kino finden. Es wäre nie— 
mals in Danzig ſoweit gekommen, wenn die Be— 
hörden ſich der einheimiſchen Künſtler angenom— 
men hätten. Wir haben ja jetzt einen neuen Bau— 
ſenator, alſo einen Senator für öffentliche Arbei— 
beiten, vielleicht tritt jetzt etwas Beſſerung in 
dieſer Beziehung ein. Wir müſſen es ja bereits 
erleben, daß einzelne Kunſtgattungen allmählich 
hier in Danzig ganz eingehen, daß z. B. die Bild- 
hauerei völlig eingeht. Ich ſelbſt bin Bildhauer. 
Ich bin 55 Jahre alt, dann find noch einige Bild- 
hauer in Danzig, bis 60 Jahre alt. Mit dieſen 
ſtirbt hier etwas aus, was Danzig vielleicht in 
zehn bis zwanzig Jahren vergeblich ſuchen wird, 
die Antragetechnik, die man dann vielleicht müh— 
ſam aus alten Kirchen und Klöſter hervorholen 
wird. Unter großer Mühe und mit Aufwand von 
erheblichem Kapital wird man dann neu begin- 
pflegen. Dahin 
darf man es aber gar nicht erſt kommen laſſen. Ich 
möchte daber von dieſer Stelle aus an den Herrn 
Senator die Bitte richten, für dieſe Zwecke größere 
Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Das kann ge: 
ſchehen., indem der Senator für Kunſt und 
Wiſſenſchaft mit den entſprechenden Künſtlerkrei⸗ 
ſen in Verbindung tritt und Abhilfsmaßnahmen 
berät. Der Herr Senator für öffentliche Arbeiten 
hat ſo etwas auch bereits in Ausſicht geſtellt und 
das hat auch einen ſehr günſtigen Eindruck ge— 
macht. Die ſo ſehr betonte Kulturverbundenheit 
mit dem Deutſchen Reiche mutet auch ſonderbar 
an, wenn man dann erfährt, daß die Konzerte 
eines Pfitzners und eines Furtwänglers in Dan- 
zig von offiziellen Vertretern nicht beſucht waren. 
(Widerſpruch rechts und Mitte.) Jawohl, mir iſt 
das auch von dem Furtwänglerkonzert berichtet 
worden. (Da waren ja überhaupt keine Karten 
mehr zu haben! rechts.) Vielleicht für eine Vor— 
ſtellung, aber nicht für alle. (Das ſtimmt nicht! 
rechts.) Jedenfalls, bei dem Konzert von Hanns 
Pfitzner muß das aber der Fall geweſen ſein, 
es iſt mir ſo berichtet worden. Kürzlich haben 
Danziger Muſiker in Königsberg ein Konzert ge- 
geben, das von offiziellen Vertretern beſucht wor- 
den iſt. Die Königsberger waren ſehr erſtaunt 
über die Kunſt, die ihnen die Danziger vermit⸗ 
telten und es wurde geſagt: „Ja, was iit denn 
nur mit Eurem Rundfunkſender in Danzig los? 
Man hört ja nie Qualitätsmuſik im Danziger 
Rundfunk. Wenn wir hier merken. daß Danziger 
Programm geſendet wird, dann ift es allgemein 
üblich den Hörer wegzulegen. 

Wir haben doch alle Urſache mit unſerem 
Mutterlande in Fühlung zu bleiben und dazu iſt 
auch erforderlich. daß wir die großen Künſtler, 
die aus Deutſchland zu uns herkommen. ehren. 
Es ſoll der Deutſche Heimatbund, Zentrale Ber— 
lin beim hieſigen Senat angefragt haben wegen 
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(Müller, Bernhard, Abgeordneter) 
Namhaftmachung Danziger Künſtler für 
Weichſelprogramm, das Berlin ſenden wollte. Der 
Senat hat keine Auskunft gegeben, man hat ſich 
dann nach Königsberg gewandt. Das iſt auch 
durchaus falſch und kann für uns Danziger nur 
ſchädlich ſein. Wir können unſere Kulturverbun⸗ 
denheit mit Deutſchland nur dadurch beweiſen, 
wenn wir auf dieſem Wege nicht weiter fortſchrei— 
ten, ſondern hier in Danzig für die wirtſchaftliche 
Lage unſerer Künſtler mehr tun, als das bisher 
geſchehen iſt. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſfki. - 

Plenikowffi, Abgeordneter (K. P.): Ich bean— 
trage, daß über unſere Entſchließungen einzeln ab— 
geſtimmt wird. 

Präſident: Ich werde dem Antrag entſprechen. 
Wir kommen zur Abſtimmung, und zwar zuerſt 
über die Abänderungsanträge, enthalten in den 
Druckſachen Nr. 811 und 815. Wir ſtimmen zunächſt 
über den Abänderungsantrag der Deutſchnationa— 
len Fraktion in Druckſache Nr. 811 ab: 

Zu E I, 16, Ausgabe: = 

Für Kindergärten, Kinderhorte u. a. jtatt „1400“ 

1 000° zu ſetzen. 

Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abände— 
rungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. ab, ent- 
halten in Druckſache Nr. 815: 

Ausgabe. 

Abſchnitt A I, Stelle 4: 

Es find die Worte zu ſtreichen: „und Funktionszu⸗ 
lage für den Rektor“. Der Betrag von 475 048 G. 
ift auf 471.448 G. herabzuſetzen. Unter Erläuterun⸗ 
gen ift die Poſition A J, 4f zu ſtreichen. 

Abſchnitt A J, Stelle 5: 

Hinter „Stipendien“ iſt neu hinzuzufügen: „und 
Wirtſchaftshilfen für Studenten“. Der Betrag iſt 
von 76 870 G. auf 150 000 G. zu erhöhen. Unter Er- 
läuterungen A I, 5 b ift hinzuzufügen: „in einem 
ſolchen Ausmaße, daß allen minderb mittelten Stu⸗ 
denten eine Jahresſumme von 1800 G. geſichert ift“. 
Der Betrag unter Erläuterungen A J, 5b ift von 
9 560 G. auf 82 690 G. zu erhöhen. 
Abſchnitt A II, Stelle 6: $ 

Der Betrag ift von 26 000 G. auf 18 000 ©. herab: 
zuſetzen. Unter Erläuterungen ift die Poſition 
A II, 6 a zu Streichen. 

Abſchnitt A III, Stelle 1: 

Der Betrag von 60 800 G. ift auf 20 800 G. herab: 
zuſetzen. 

Abſchnitt D I, Stelle 2: 

Der Betrag von 6593 G. ift auf 4305 G. berab- 
zuſetzen. Unter Erläuterungen find zu ſtreichen die 
Aufwendungen für den kath. Chorgeſang, jüdiſchen 
Religionsunterricht und Kaſſenführung. 

Abſchnitt D II, Stelle 1: > 

Die Bezeichnung „Kronprinz-Wilhelm⸗Nealgym⸗ 
naſium“ ift zu ſtreichen und zu erſetzen durch „Real: 
gymnaſium. 
Abschnitt D il, Stelle 2 
Der Betrag von 4328 G. iſt auf 500 ©. herabzu⸗ 
ſetzen. Unter Erläuterungen ſind die Vergütungen 
für kath. Chorgeſang, kath. und jüdiſchen Religi⸗ 
onsunterricht und für Kaſſenführung zu ſtreichen. 
Abſchnilt D III, Stelle 32 ? 
Der Betrag von 4348 ©. ift auf 2260 G. herabzu⸗ 
ſetzen. Unter Erläuterungen find die Vergütungen 
für kath. Chorgeſang, kath. Religionsunterricht und 
Kaſſenführung zu ſtreichen. 

Abſchnitt D IV, Stelle 4: 8 RE 
Die Worte „und würdige“ find zu ſtreichen. 


ein 


Abſchnitt D V, Stelle 6: 

Der Betrag ijt von 20000 G. auf 25 000 G. herauf⸗ 

zuſetzen. Unter Erläuterungen ijt hinzuzufügen: 

Wirtſchaftsbilfen find in ſolchem Ausmaße zu ge: 

währen, daß allen minderbemittelten Studierenden 

eine Jahresſumme von 1800 G. geſichert iſt. 

Abſchnitt E J, Stelle 4: 

Die Poſition wird geſtrichen. 

Abſchnitt E I, Stelle 9: 

Der Betrag iſt von 2000 G. auf 50 000 G. zu er⸗ 

höhen. 

Abſchnitt E I, Stelle 12: 5 
Der Wortlaut der Stelle iſt zu ſtreichen und ſtatt 
deſſen zu ſetzen: „Für unentgeltliche Hergabe von 
Lernmitteln an alle Schüler und Schülerinnen der 
Mittel- und Volksſchulen.“ Der Betrag ift von 
4000 G. auf 400 000 G. zu erhöhen. 

Abſchnitt E J. Stelle 13: 

Die Poſition wird geſtrichen. 

Abſchnitt FI, Stelle 5: 

Der Betrag von 9 400 G. wird auf 25 000 G. erhöbt. 

Abſchnitt G J. Stelle 1: 

Der Betrag von 4500 G. wird auf 10 000 G. erhöbt. 

Abſchnitt G I, Stelle 2: 

Der Betrag von 11 100 G. wird auf 25 000 G. erhöht. 

Abſchnitt G II, Stelle 2 (neu): 

Für die Freidenkerorganiſationen 5 000 G. 

Ich bitte diejenigen, die dieſen Abänderungsan- 
trag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das ijt 
die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über den Etat für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt 
angenommen. Wir ſtimmen nun über die Ent- 
ſchließungen ab, und zwar zunächſt über die Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 737: 

Der Senat wird erſucht, Jahresberichte über die 

Entwicklung des Danziger Schulweſens herauszegeben. 
Ich bitte diejenigen, die dieſe Entſchließung an— 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Das ift doch Ihre Entſchlie— 
zung, die im Ausſchuß angenommen ift! Sie paf- 
ſen nicht auf!) Wir ſtimmen jetzt über die Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 800 ab: 

1. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, dem Volkstage den Eni- 
wurf eines Kindergartenpflichtgeſetzes nach folgenden 
Richtlinien zu unterbreiten: 

1. Die Kindergartenpflicht in Danzig beſteht für alle 
ſtaatsangehörigen Kinder ſowie für Kinder von 
Ausländern, die ſich länger als 3 Monate in Dan⸗ 
zig aufhalten. 

2. Die Schulpflicht beginnt mit dem 1. April für alle 
Kinder, die bis zum 30. Juni desſelben Jahres 
das vierte Lebensjahr vollendet haben. Sie entbin⸗ 
det mit der Aufnahme in die Grundſchule. 

Für blinde, taubſtummblinde, taub⸗ oder hör⸗ 
tumme, ſchwerhörige, ſchwachſichtige, ſprachleidende, 
ſchwachſinnige, pſpchopathiſche (aſoziale) körperlich 
kranke oder ſchwächliche und Krüppelkinder iſt vom 
Senat ein beionderes Schulpflichtgeſetz (Heilkinder— 
gartengeſetz) zu erlaſſen. 

2. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, durch die Herſtellung der 
Oeffentlichkeit des geſamten Schulweſens in Danzig 
den Eltern die jederzeitige Teilnahme am Anter⸗ 
richt und an allen Veranſtaltungen der Schule, ſowie 
die Teilnahme ihrer Vertreter an den amtlichen 
Lehrerkonferenzen unter Gewährung des Mitbeſtim⸗ 
mungsrechtes zu ermöglichen. 

3. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Zur Ermöglichung der Durchführung arbeitsun⸗ 
terrichtlicher Methoden und einer engeren Verbindung 
des Unterrichts und der Erziehung mit dem Leben 
außerhalb der Schule und der Berückſichtigung des ge- 
ſundheitlichen Zuſtandes der Schüler und Lehrer, naz 
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(Präfident) 

mentlich des Raubbaues an der Nervenkraft der Leh- 
rer und Schüler iſt die Herabſetzung der Klaſſenfre⸗ 
quenzen eine dringende Notwendigkeit. 

Der Senat wird erſucht: Die Beſetzung der Klai- 
ſen ſämtlicher Schulgattungen darf folgende Ziffern 
nicht überſteigen: 30 Schüler der Grundſchulklaſſe, 
24 Schüler der Mittel- und Oberſtufe. 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

An allen Volks-, mittleren und höheren Schulen 
wird ein hygieniſcher Unterricht als ordentliches Lehr- 
fach eingeführt, der bereits in der Anfangsklaſſe be— 
ginnt und auch regelmäßig die ſexuelle Belehrung 
umfaßt. 

. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht: Prüfungs- und Auf⸗ 
nahmegebühren werden im geſamten Umfange der 
Unterrichtsverwaltung nur von ſolchen Prüflingen er- 
hoben, deren elterliches Einkommen jährlich 6 000 ©. 
überſteigt. Hat der Prüfling eigenes Einkommen oder 
Vermögen, ſo darf nur dann eine Prüfungsgebühr 
erhoben werden, wenn der Prüfling über Monats- 
bezüge von 250 G. verfügt. 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht zu veranlaſſen, daß kör⸗ 
perliche Züchtigung in den Schulen unterſagt wird. 
„Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, auf die Umwandlung 
der im Etat für 1928 geſchaffenen 85 Hilfslehrerſtel⸗ 
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len in ordentliche Lehrerſtellen bei entſprechender Er— 


höhung der Etatspoſition hinzuwirken. 
8. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht: die beſtehenden Mittel— 
ſchulen ſind abzubauen. Neuaufnahmen finden nicht 
mehr ſtatt. Neue Schulen in Form von Mittelſchulen 
werden nicht mehr eingerichtet. 

9. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, bei der allgemeinen not- 
wendigen Abänderung des unſozialen Beſoldungs⸗ 
geſetzes die Lehrerbeſoldung nach folgenden beiden 
grundlegenden Geſichtspunkten neu zu regeln: 
1. Beſeitigung der Beſoldungsabſtufungen 

den verſchiedenen im Volksſchulweſen 

Lehrkräften, einſchl. Schulleiter. 

2. Gleichſtellung der Beſoldung der Volksſchullehrer 
mit den Lehrkräften an mittleren und höheren 
Lehranſtalten. 

10. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Gleichſtellung der weiblichen mit den männ⸗ 
lichen Lehrkräften hinſichtlich ihrer Bezüge und Be— 
amtenrechte allgemein durchgeführt wird. 

11. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird beauftragt, bis ſpäteſtens 1. OÉ 
tober 1929 einen Geſetzentwurf vorzulegen, wonach 
die perſönlichen und ſächlichen Volksſchullaſten von 
den Schulverbänden und Gemeinden reſtlos auf den 
Staat übernommen werden, wobei jedoch ausdrücklich 
ein Geſetz feſtzulegen ift, daß dadurch die Selbſtver— 
waltungsrechte der Gemeinden, insbeſondere das 
Recht der Wahl der Lehrperſonen und der freien 
Verfügung über die Schulräume, nicht berührt wer⸗ 
den und die Gemeinden die überwieſenen Schulgelder 
etatsmäßig bewirtſchaften. 

12. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht: 

1. in den höheren Lehranſtalten des Staates die Er- 
hebung eines nach dem Einkommen der Eltern und 
deren Kinderzahl geſtaffelten Schulgeldes nach fol- 
genden Grundſätzen durchzuführen: 

a) won Eltern, deren Einkommen jährlich weniger 
als 5000 G. bträgt, wird kein Schulgeld erhoben, 

b) Eltern, deren Einkommen 10 000 G. jährlich 
überſteigt, zahlen das volle Schulgeld, das errech— 
net wird durch Teilung der Geſamtkoſten des in 
Anſpruch genommenen Schulſyſtemes durch die 
Zahl der Schüler, 

c) das Schulgeld beträgt das doppelte des unter 
Ziffer 2 feſtgeſetzten Satzes, wenn die Eltern ein 
Einkommen von mehr als 25 000 G. haben, 

d) Eltern mit einem jährlichen Einkommen von 
mindeſtens 5000 G. und weniger urs 10000 G. 
zahlen die Hälfte des Schulgeldſatzes nach Ziff. 2. 

Beſuchen 2 Kinder zugleich die höhere Schule, 
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ſo beträgt das Schuldeld für jedes Kind ein 
Drittel des Schulgeldes nach Ziffer 2, bei 3 und 
mehr Kindern für jedes Kind ein Viertel, 

e) Die Aufnahme in die höheren Lehranſtalten iſt 
lediglich von der Leiſtungsfähigkeit der Kindes 
in der Grundſchule abhängig zu machen. 

f) Auf Antrag der Eltern find den nach Ziffer 1 
ſchulgeldbefreiten Schülern die Lernmittel koſten⸗ 
los durch die Schule zur Verfügung zu ſtellen. 

2. Die Gemeinden zu verpflichten, die Erhebung des 
Schulgeldes an ihren höheren Lehranſtalten nach 
denſelben Grundſätzen durchzuführen. 

13. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht: Schlußprüfungen finden 

im Geſamtbereich des öffentlichen Schul- und Unter- 

richtsweſens nicht mehr ſtatt, weder beim Uebergang 

von einer Schulgattung zur andern noch als Abgangs⸗ 
prüfung. An ihre Stelle tritt die Beurteilung auf 

Grund der bisherigen Leiſtungen, gegebenenfalls die 

probeweiſe Aufnahme für mändeſtens % Jahr. 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

1. Der Senat wird erſucht, ein Sludentenrecht auf der 
Grundlage der Selbſtverwaltung zu ſchaffen und 
mit tunlichſter Beſchleunigung einen entſprechenden 
Geſetzesvorſchlag dem Volkstag vorzulegen; 

2. bis zu einer geſetzlichen Regelung dieſer Verhält⸗ 
niſſe an der Hochſchule wird der Senat erſucht, 
durch eine unverzüglich zu erlaſſende Verordnung 
für alle Fürſorgeeinrichtungen, die an einer Hom- 
ſchule bejtehen, den Studierenden die Mitwirkung 
an der Verwaltung durch eine won ihnen gewählte 
Vertretung zu ermöglichen. 

Plenikowſfki 
u. d. übrig. Mitglieder d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Es iſt Einzelabſtimmung verlangt worden. 
Wer dieſe erſte Entſchließung annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Sie iſt abgelehnt. (Abg. 
Plenikowſki: Die Gegenprobe!) Wer die folgende 
Entſchließung annehmen will, bitte ich, ſich zu er— 
heben. — Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Wir ſtimmen 
über die nächſte Entſchließung zu dieſem Etat ab. 
Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Sie iſt abgelehnt. Wir ſtimmen wieder ab über 
eine Entſchließung zum Etat — abgelehnt! Die 
nächſte Entſchließung zu dieſem Etat — abgelehnt! 
Noch eine Entſchließung — abgelehnt! Wieder eine 
Entſchließung zum Etat — abgelehnt! Die fol— 
gende Entſchließung — abgelehnt! Noch eine Ent— 
ſchließung zum Etat — abgelehnt! Wieder eine 
Entſchließung zum Etat — abgelehnt! Wieder eine 
Entſchließung zum Etat — abgelehnt! Die nächſte 
Entſchließung — abgelehnt! Noch eine Entſchlie— 
kung zum Etat — abgelehnt! Dann die letzte Ent: 
ſchließung zu dieſem Etat, — ebenfalls abgelehnt! 
57 Etat iſt damit erledigt. Ich rufe Anlage 6 
auf: 


— 
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Haushaltsplan fiir die Verwaltung des 
Innern. 

Druckſache Nr. 738. (Abg. Plenikowſki: Zur 
Geſchäftsordnung!) Ich eröffne die Beſprechung. 
(Abg. Plenikowſki: Haben Sie nicht gehört, daß 
ich mich zur Geſchäftsordnung gemeldet habe?) 
Nein, das habe ich nicht gehört. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Fahren Sie nur mit dieſen Methoden wei— 

ter fort!) Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 
Brill. Abgeordneter (S. P. D.): Dieſer Etat ift 
im Ausſchuß eingehend durchberaten, und emp— 
fehle ich deshalb die Annahme dieſes Haushalts- 
plans. Ich habe mich außerdem zum Wort ge— 
meldet, um bekanntzugeben, daß nun leider wie 
bei der zweiten Leſung auch bei der dritten Beraz 
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(Brill, Abgeordneter) 
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tung verfahren werden muß. (Hört, hört! bei den ſprechen. M. D. u. H., wozu bekommen Sie denn 


Kommuniſten.) Es iſt nicht Schuld der Mehrheit 
dieſes Hauſes, (Abg. Plenikowſki: Nein, nein, Sie 
ſind die reinen Engel!) wenn dieſe Methode an— 
gewandt werden muß. Wir haben geſtern die 


Kommuniſten wiſſen laſſen, daß wir wünſchen, daß 


am Donnerstagabend die geſamte Tagesordnung, 
wie ſie vorliegt, erledigt ſein ſoll. Wir haben die 
Kommuniſten weiter wiſſen laſſen, daß wir nicht 
wünſchen, daß die Beratungen abgewürgt werden 
ſollen, ſondern daß das geſagt werden ſoll, was un— 
bedingt zu den einzelnen Haushaltsplänen geſagt 
werden muß. (Abg. Plenikowſki: Wir tun, was 
wir wollen!) Wir haben weiter den Kommuniſten 
Entgegenkommen dadurch bewieſen, daß wir ihren 
Antrag betr. Aenderung des Geſetzes über Er— 
werbsloſenfürſorge als zweiten Punkt auf die 
Tagesordnung ſetzten. Wir haben heute feſtſtellen 
müſſen, daß zu den erſten vier Haushaltsplänen, 
die bisher beſprochen wurden, weniger hätte ge— 
ſprochen zu werden brauchen. (Abg. Plenikowſfki: 
Spricht er zur Sache!) Wir nahmen an, daß die 
Kommuniſten zu den übrigen Haushaltsplänen, zu 
denen ſie bei der zweiten Beratung nicht Gelegen— 
heit hatten, zu ſprechen, das Notwendige ſagen 
würden. Sie taten es nicht. Damit haben Sie 
den Beweis erbracht, daß es ihnen tatſächlich nicht 
um eine ſachliche Beratung ging. Darum müſſen 
wir leider gegen unſere Idee (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) eine Methode befolgen, die nicht 
durch uns, ſondern durch die Kommuniſten veran— 
laßt worden iſt, und dieſe Maßnahme herausfor— 
dert. (Zwiſchenrufe bei den Komuniſten.) 


Präſident: Herr Abg. Brill, das war aber nicht 
zum Etat, ſondern Sie haben zur Geſchäftsord— 
nung geſprochen. — Es liegt ein Antrag auf 
Schluß der Debatte vor. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn bei 
dem Etat für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbil— 
dung von uns längere Ausführungen gemacht 
worden ſind, ſo liegt das an der Materie. Dieſer 
Etat iſt beſonders wichtig und von der Regierung 
ſehr vernachläſſigt worden. Daher kommt es, daß 
ein Sachverſtändiger auf dieſem Gebiet etwas län— 
gere Ausführungen macht als derjenige, der auf 
dieſem Gebiet vielleicht Laie iſt. Die Kommuniſti— 
ſche Fraktion hat vor, ſich bei den anderen Etatsbe— 
ſprechungen kürzer zu faſſen, weil die Materie nicht 
ſo ausreichend iſt. Wir ſehen auch, daß der Etat 
für Kunſt und Volksbildung größer ift als die an⸗ 
dern. Die Komuniſtiſche Fraktion hatte beſonders 
vor, zum Etat des Innern Stellung zu nehmen. 
Wir wollten uns mit dem ſozialdemokratiſchen 
Miniſter auseinanderſetzen. (Abg. Plenikowfki: 
Das wollen Sie nur nicht!) Wir führen Ihre 
Methode darauf zurück, daß Sie Angſt haben, daß 
die Kommuniſtiſche Fraktion zum Etat des Innern 
ausreichend Stellung nimmt. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Im Ausſchuß iſt Ihnen der Etat 
des Innern unangenehm geweſen. Sie haben 
Ausführungen gemacht, die nicht im Sinne der 
Werktätigen liegen. Daher iſt es Ihnen unange— 
nehm, daß die Kommuniſten derartige Sachen vor— 


bringen. Wir haben aber nicht vor ſehr lange zu 


vom Volk 150 Gulden monatlich? (Sie auch! 
links.) Ich bin gewillt, im Intereſſe der Werktäti⸗ 
gen ſoweit meine Kraft reicht, zu arbeiten. Sie 
machen Feierabend und gehen Skat ſpielen in den 
Gaſthäuſern und Kneipen. Das iſt Ihre Arbeit 
für die 150 Gulden. 

Es iſt nicht die Aufgabe eines Volkstagsabge— 
ordneten, um 7 Uhr Schluß zu machen, ſondern 
ſeine Aufgabe iſt es, eingehend zu den einzelnen 
Etats Stellung zu nehmen. Aber Sie machen ſich 
das Leben bequem, würgen hier die Debatte mit 
faſchiſtiſchen Methoden ab und gehen dann in den 
Kneipen Skat ſpielen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Ich habe es geſtern wieder geſehen, wie Sie nach 
Feierabend Ihre Wolluſt geſtillt haben. (Große 
Heiterkeit.) Weil Sie eben Trinker ſind, weil Sie 
Säufer ſind, deshalb machen Sie das. — Sie 
lachen. — 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie haben 
Abgeordnete als Säufer bezeichnet. Das iſt nicht 
parlamentariſch, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
ganz beſonders darauf hinweiſen, daß wir zum 
Etat der Juſtizverwaltung Stellung nehmen müſ— 
ſen, weil wir wiſſen, daß die Juſtiz eine Klaſſen— 
juſtiz iſt. Alles das iſt Ihnen unangenehm und 
deshalb würgen Sie ab. Was würde es bedeuten, 
wenn Sie heute hier bis 10 Uhr ſäßen. Das würde 
bedeuten, daß man ſeine Arbeitskraft dem Volke 
15 Verfügung ſtellt. Das wollen Sie natürlich 
nicht. i 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, Ihre 5 Mi- 
nuten Redezeit ſind abgelaufen. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Das fehe 
ich. ( Heiterkeit.) Sie lachen, weil Sie die Macht 
haben und glauben mit ſolchen Methoden arbeiten 
zu müſſen. Aber Sie können anwenden, was Sie 
wollen, die Auswirkung wird ſich zeigen. Denn 
das, was Sie durchführen, ſind wahrhaftig keine 
parlamentariſchen Mittel, das iſt Gewaltanwen— 


dung mit parlamentariſchen Mitteln. (Abg. Gehl: 


Nach der Geſchäftsordnung alles zuläſſig.) Richtig, 
Sie können natürlich machen, was Sie wollen. 

Präſident: Herr Aba. Liſchnewſki, Sie ſind 
meinem Hinweis, daß Ihre Redezeit abgelaufen 
iſt, nicht gefolgt. Ich entziehe Ihnen das Wort. 
— Es liegt ein Antrag auf Schluß der Geſchäfts— 
ordnungsdebatte vor. Ich bitte die D. u. H., die 
für Schluß der Geſchäftsordnungsdebatte ſind, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Die Ge— 
ſchäftsordnungsdebatte iſt geſchloſſen. Wir ſtim— 
men über den Antrag auf Schluß der Debatte ab. 
Ich bitte die D. u. H., die für Schluß der Debatte 
zum Etat ſind, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, die Debatte iſt geſchloſſen. Wir ſchreiten 
jetzt zur Abſtimmung und ſtimmen über die ge⸗ 
ſtellten Abänderungsanträge zum Etat des Innern 
ab, enthalten in den Druckſachen Nr. 811 und 813. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag der Abg. Karkutſch, Philipſen, Dyck, 
in Druckſache Nr. 811: 


Zum Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern. 


1. Zu Einnahme D IN, 4. Aus dem Anterbringungs⸗ 


wejen: ſtatt 145 715 ©. zu ſetzen 120 715 G. 
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Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen vor. Wir ſtimmen über die Entſchließung des (C) 


will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab 
über den Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki 
u. Fr. in Druückſache Nr. 813: 

1. Einnahme Abſchnitt B: 
„Oberverwaltungsgericht und Bezirksausſchuß“ iſt 
zu ſtreichen. 
„Einnahme Abſchnitt E: 
„Techniſche Nothilfe“ ift zu ſtreſchen. 
Ausgabe Abſchnitt A, I, Stelle 1: 
Beſoldungen. Es ſind zu ſtreichen: 
1 Oberregierungsrat, 1 Negierungsamtsrat. 
Ausgabe Abſchnitt B: 
„Oberverwaltungsgericht und Verwaltungsgericht“ 
iſt zu ſtreichen. 
a) Ausgabe C Abſchnitt I erhält die Ueberſchrift: 
„Landratsamt Danzig“. 
b) Ausgabe C Abſchnitt I find die Stellen 4, 5 u. 6 
Reiſekoſten, Dienſtaufwandsentſchädigung, Fahr⸗ 
koſtenentſchädigung) zu ſtreichen. 
Ausgabe C Abſchnitt II: 
„Landratsamt Niederung“ iſt zu ſtreichen. 
„Ausgabe C Abſchnitt III: 
„Landratsamt Großes Werder“, Es find die Stellen 
3, 4, 5 (Reiſekoſten. Dienſtaufwandsentſchädigung 
und Fahrkoſtenentſchädigung) zu ſtreichen. 
Ausgabe Abſchnitt D I Polizei, Beſoldungen: 
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Es find zu ſtreichen: 1 Staatsrat, 2 Polizeiamts⸗ 


räte, 2 Polizeſoberinſpektoren, ferner in Zeile 2 die 
Worte „in gehobener Stellung“. 

„Abſchnitt D I, Stelle 1 
d) Außendienſt ift zu ſtreichen, dafür ift einzuſetzen: 
d) Außendienſt durch eine freigewerkſchaftlich orga- 
niſierte Wachmannſchaft. 

10. Abſchnitt (D) (J) Stelle (1): 
Polizeiſchule iſt zu ſtreichen. 

11. Abſchnitt D I, Stelle 8: 

Rofſekoſten pp. ift zu Streichen. 

12. Abſchnitt D III, Stelle 2: 
„Polizeigefangene“ der eingeſtellte 
7000 G ift auf 10 000 G zu erhöhen.“ 

13. Abſchnitt D IV, Stelle 5: 
Dienſtkleidungszuſchuß für Offiziere iſt zu ſtreichen. 

14. Abſchnitt D VI, Stelle 1—4: 
iſt zu ſtreichen. 

15. Abſchnitt D IX, Stelle 4: 

Unterhaltung und Ergänzung der Munition und 
des Geräts für den Schießdienſt“ iſt zu ſtreichen. 

16. Abſchnitt D X „Kraftfahrzeuge und Motorboote“. 
Es ſind herabzuſetzen: 

Stelle 1 Unterhaltung und Ergänzung der Kraft⸗ 
fahrzugee von 69 000 G. auf 34500 G. 

Stelle 2 Unterhaltung und Ergänzung der Motor- 
boote von 62 000 G. auf 18 000 G. 

Stelle 3 Betriebsſtoff von 38 000 G. auf 14000 G. 

Stelle 4 Kraftfahrzeugſteuer von 7500 G. auf 


3 750 G. 

17. Abſchnitt D XI, Stelle 5: 

Unterhaltung und Ergänzung der Sonderkleidung 
für die Leibesübungen, iſt zu ſtreichen. 

18. Abſchnitt D XI, Stelle 6: 
„Leibesübungswettkämpfe, Ehrenpreiſe, Beteili- 
gung an öffentlichen Wettbewerben“ iſt zu ſtreichen. 

19. Abſchnitt D XIII: 

„Unterhaltung der Muſikkapelle der Schutzpolizei“ 
iſt zu ſtreichen. 

20. Ausgabe Abſchnitte E: 

„Techniſche Nothilfe“ ift zu ſtreichen. 
= Liſchnewfki 

u. d. übrig. Mitglieder d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
den Etat des Innern mit ſeinen Ueberſchriften ab. 
Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben — Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Es liegen zum Etat die Entſchließun— 


> 


Betrag von 


gen in Druckſache Nr. 804 und Druckſache Nr. 805 


Abg. Liſchnewſki u. Fr. in Druckſache Nr. 804 ab: 
Sümtliche Beamte und Angeſtellte der Schutzpoli⸗ 
zei find, ſoweit fie nicht verheiratet find und eigene 
Wohnung haben, in Einzelquartiere außerhalb des 
Kaſernements unterzubringen. Der Dienſt der Be- 
amten darf nur inſoweit in geſchloſſenen Formationen 
ſtattfinden, als es zur Sicherheit des Publikums (Un⸗ 

terrich:) erforderlich ift. = 3 

Im übrigen darf der Dienjt den Nabmen einer 
Polizeimannſchaft entſprechend nicht überſchreiten. 

Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, ſie iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen über die Entſchließung 
in Druckſache Nr. 805 ab: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird beauftragt, dem Volkstag bis 
zum 1. Januar 1930 einen Geſetzentwurf betr. Zuſam⸗ 
menlegung der Landkreiſe zwecks Schaffung eines 
Groß⸗Danzias vorzulegen. 

Ich bitte die D. u. H., die ſie annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit; ſie iſt 
abgelehnt. Somit iſt der Haushaltsplan der Ver— 
Verwaltung des Innern erledigt. Ich rufe jetzt 
Anlage 7 auf: 

Haushaltsplan der Handels: und Gewer⸗ 

beverwaltung. 

Druckſache Nr. 739. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte an 
das Haus die Bitte richten, im Intereſſe einer ſach— 
lichen Arbeit den Haushaltsplan ſo zu verabſchie— 
den, wie er aus dem Ausſchuß gekommen iſt. Die 
eingehende Beratung, die dort ſtattgefunden hat, 
erübrigt nach meiner Auffaſſung eine weitere 
Ausſprache (Abg. Plenikowſki: Gut geſagt, nach 
Ihrer Auffaſſung!) hier im Hauſe. Ich bitte, den 
Etat ſo zu verabſchieden, wie er vorliegt. 

Präſident: Es liegt ein Antrag auf Schluß der 
Beſprechung vor. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Die Wus- 
führungen des Abg. Brill haben den Anſchein er— 
weckt, als wenn die Kommuniſtiſche Fraktion hier 
mit Wiſſen und Willen Obſtruktion getrieben hat. 
Es ſtimmt, daß die Sozialdemokratiſche Partei, 
vertreten durch den Abg. Brill, mit mir perſönlich 
geſtern eine Unterredung gehabt hat. Wir haben 
klipp und klar zum Ausdruck gebracht, daß unſere 
Einteilung ſo iſt, daß wir bei einer geregelten 
Diskuſſion am Freitag mit allen Arbeiten am 
Ende ſind. Es wurde uns mitgeteilt, daß das hohe 
Haus beſchloſſen habe, daß die Arbeiten bis ſpäte— 
ſtens Donnerstag erledigt ſein ſollten. Ich habe 
gleich geſagt, daß es dann nach unſerer Dispoſition 
unmöglich ſei, auch nur das Notwendigſte zum 
Etat überhaupt zu ſagen. Alſo man ſoll ſich jetzt 
nicht hier herſtellen und behaupten, daß wir ſyſte— 
matiſch die Arbeiten verzögert hätten. Das ſtimmt 
nicht. Daß die einzelnen Etats längere Zeit in 
Anſpruch nehmen, iſt ſelbſtverſtändlich. Wenn wir 
Obſtruktion hätten treiben wollen, ſo hätten wir 
beim vorherigen Punkt uns vier, fünf oder ſechs 
Stunden aufhalten können, ohne daß Sie die Mög: 
lichkeit gehabt hätten, die Debatte abzuwürgen. 


Man ſoll nicht ſagen: „Das widerſpricht unſerer 
grundſätzlichen Einſtellung.“ Auf der Gegenſeite 
gibt man aber nicht die geringſte Möglichkeit, alles 
das zu ſagen, was zu den einzelnen Etats unbe— 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

dingt geſagt werden muß. Dies muß feſtgeſtellt 
werden. Alles andere ift Unſinn. Wenn man die 
dritte Leſung des Haushaltsplanes in zwei Tagen 
erledigen will, fo ift das ebenfalls Unſinn. Dafür 
müſſen nach meiner Auffaſſung wenigſtens vier 
Tage reſerviert werden. Das iſt in der Vergangen⸗ 
heit ſo geweſen. Wenn es heute nicht durchgeführt 
wird, ſo zeigt das, daß die einzelnen Parteien kein 
Intereſſe dafür haben, unſere Auffaſſung von dies 
fer Stelle anzuhören, (Abg. Plenikowſfi: Sehr 
wahr!) weil die Etatsgeſtaltung ſich rückſichtslos 
und brutal gegen die Arbeiterſchaft auswirkt und 
noch mehr auswirken muß. (Abg. Plenikowſki: 
Sehr richtig!) 

Präſident: Wir ſtimmen über den Antrag auf 
Schluß der Debatte ab. Ich bitte die D. u. H., die 
ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, die Debatte iſt geſchloſſen. Wir ſtim— 
men über die Abänderungsanträge ab, und zwar 
zuerſt über die Abänderungsanträge der Deutſch— 
nationalen Fraktion in Druckſache Nr. 811: 

1. Zu Ausgabe B I, 2. Zur Förderung von Handel, Yn- 
duſtrie und Gewerbe: zu ſetzen 10.000 G. 
„Zu Ausgabe Abſchnitt B II, Stelle 2: 
ſtatt 17 200 G. zu ſetzen 12 000 G. 
Zu Ausgabe Abſchnitt C I, Stelle 3: 
ſtatt 12 500 G. zu ſetzen 9500 G. 
Zu Ausgabe Abſchnitt C I, Stelle 4: 
ſtatt 6 400 G. zu ſetzen 4500 G. 
Zu Ausgabe Abſchnitt C I, Stelle 6: 
ſtatt 5 000 G. zu ſetzen 4200 G. 

6. Zu Einnahme Abſchnitt B II, Stelle 1: 

ſtatt 90 000 G. zu ſetzen 45 000 G. 

7. Zu Einnahme Abſchnitt C I, Stelle 1: 

ſtatt 74000 G. zu ſetzen 38 060 G. 

Ich bitte die D. u. H., die dieſe Abänderungs— 
anträge annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, ſie ſind abgelehnt. Wir ſtim— 
men jetzt über die Abänderungsanträge der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 822 ab: 

Wir beantragen unter Ausgabe: 

Abſchnitt A I, Stelle 1: 2 Regierungsräte als Re- 
ferenten ſind zu ſtreichen. 

Abſchnitt B II, Stelle 2: Für beſondere Dienſtlei⸗ 
ſtungen, ift zu ſtreichen. 

Abſchnitt D V, Stelle 2: Zuſchuß für die Seemaſchi⸗ 
niſtenſchule Möller, iſt zu ſtreichen. 8 

Ich bitte die D. u. H., die dieſe Abänderungs— 
anträge annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit; abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über den Etat der Handels- und Gewerbeverwal⸗ 
tung mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. Ich bitte 
die D. u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu er- 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt ange⸗ 
nommen. Wir ſtimmen jetzt ab über die Eut- 
ſchließung der Kommuniſtiſchen Fraktion in Drut- 
ſache Nr. 782: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
der Senat wird beauftragt: 
Die private Seemaſchiniſtenſchule Möller in eine 

ſtaatliche umzuwandeln. 5 A: 

Ich bitte die D. u. H., die für die Annahme 
dieſer Entſchließung find, fiH zu erheben. Das if 
die Minderheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. 
Damit iſt Anlage 7 der heutigen Tagesordnung 
erledigt. Ich rufe Anlage 8 auf: 

Haushaltsplan für Arbeit. 

Druckſache Nr. 740. Ich eröffne die Beſpre— 
chung, das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M D. u. H., 
auch in dieſem Falle möchte ich an das Haus die 
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Bitte richten, den Etat in der vom Ausſchuß vor- 
gelegten Form zu verabſchieden. Dieſer Etat führt 
die Bezeichnung: „Haushaltsplan für Arbeit“. Ich 
glaube, daß auch der Volkstag die Verpflichtung 
hat, dieſen Namen nicht zu ſchänden und hier 
praktiſche Arbeit zu leiſten. Ich bitte Sie daher 
aus dieſem Grunde, den Etat zu verabſchieden. 


Präſident: Es liegt (Abg. Plenikowſki: Zur 
Geſchäftsordnung!) ein Antrag auf Schluß der 
Rednerliſte vor. Zur Geſchäftsordnung hat zus 
nächſt das Wort der Abg. Plenikowſki. 

Plenikowfſki, Abgeordneter (K. P.): Es ijt fenn- 
zeichnend, wenn hier der Abg. Loops, einer der 
„Linken“ der Sozialdemokratiſchen Partei von 
einer ſogenannten „beſſeren Arbeit“ ſpricht. Wir 
ſehen dieſe beſſere Arbeit, die Sie hier leiſten, nicht 
für die werktätige Bevölkerung ſondern für die 
Kreiſe des Herrn Senator Jewelowſki. Mögen 
Sie noch ſo lachen, Sie werden für Ihre faſchiſti— 
ſchen Methoden noch ihre Quittung bekommen. 
Wenn der Abg. Loops es gleichfalls hier ſo hin— 
zuſtellen verſucht, als hätten wir durch irgend 
Auseinander- 
ſetzungen in die Länge gezogen, ſo erklären wir, 
daß das nicht ſtimmt! Wäre der Abg. Loops die 
ganze Zeit hindurch hier im Saal anweſend ge— 
weſen, dann hätte auch er feſtſtellen müſſen, daß 
ich bei weitem nicht all das erwähnt habe, was ich 
zum Schuletat eigentlich hätte vorbringen müſſen. 
Wir ſehen aber, daß die Sozialdemokratiſche Par— 
tei in bezug auf den Schuletat hier nichts mehr 
fordert und nichts mehr durchführt. Sie benützen 
nur wieder Ihre Abwürgungsmethoden. Wir 
wiſſen, daß früher bei der Etatsberatung unter 
der deutſchnationalen Regierung auch bei der drit- 
ten Leſung des Etats Abänderungsanträge ge— 
ſtellt und begründet wurden, daß auch bei der 
dritten Leſung eine allgemeine Ausſprache jtatt- 
fand, in der die Wünſche und Anträge eingehend 
vorgebracht werden konnten. Das wird von Ihnen 
heute nicht mehr geduldet. Wir können im Augen- 
blick nichts anders als gegen die heute hier ange— 
wandten Methoden auf das ſchärfſte zu proteftie- 
ren und das tun wir hiermit! Trotz Ihrer faſchi— 
ſtiſchen Methoden wird die Kommuniſtiſche Partei 
und die Kommuniſtiſche Internationale wachſen 
und in dieſem Sinne rufen wir: Hoch die Kommu- 
niſtiſche Internationale! Hoch! Hoch! (Lebhafter 
Beifall, Händeklatſchen bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni- 
kowſki, ich rufe Sie zur Ordnung. (Die Kommmu⸗ 
niſten verlaſſen den Saal). Es liegt ein Antrag 
auf Schluß der Geſchäftsordnungsdebatte vor. 
Wer für die Annahme dieſes Antrages iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; ange— 
nommen. Es liegt ferner ein Antrag auf Schluß 
der Debatte vor. Wer dieſen Antrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Ma⸗ 
jorität; angenommen. Zu dieſem Etat liegt ein 


Abänderungsantrag der Deutſchnationalen Frak— 
tion in der Druckſache Nr. 811 IV vor: 
1. Zu Ausgabe A I, 6: 
zu ſtreichen 35000 G. und dafür zu ſetzen 5 000 G. 
2. Zu Ausgabe A I, 1-8: zu ſtreichen. 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 


bitte ich ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit; 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
abgelehnt. Es liegt ferner ein Abänderungsantrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion in der Druckſache 
Nr. 824 vor: 

Wir beantragen: 

Ausgabe: Stelle 1: „1 Regierungsamtsrat in geho⸗ 

bener Stellung“ ift zu ſtreichen. 

Abſchnitt 11, Stelle 2: zu ſetzen ſtatt „9 990“ „18 360“ 

0000 5) 1, Stelle 3: zu ſetzen ſtatt „6 000“ 
Wer für die Annahme dieſes Abänderungsantra— 
ges ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über den Haushaltsplan für Arbeit Drud- 
ſache Nr. 740 mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. 
Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; er iſt 
angenommen. Ich rufe auf Anlage 9: 


Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 741. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.) Ich bitte um 
Annahme des vorliegenden Etats. 


Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Debatte iſt geſchloſ— 
ſen. Wir ſtimmen zuerſt ab über den 
rungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion in der 


Druckſache Nr. 812: 

Unter Ausgabe Abſchnitt A I, Stelle 1: 
ſind zu ſtreichen: 1 Gerichtspräſident, 2 Senats⸗ 
präſidenten beim Obergericht, 1 Oberſtaatsanwalt, 
5 Obergerichtsräte, 4 Landgerichtsdirektoren, 
1 Erſter Statsanwalt, 20 Gerichtsräte, 3 Staats⸗ 
anwaltſchaftsräte, 1 Qand- und Amtsrichter, 1 An⸗ 
waltſchaftsrat, 1 Amtsanwalt, 1 Juſtizamtsrat, 
1 Rechnungsreviſor, 5 Juſtizoberinſpektoren. 

Unter Abſchnitt B I, Stelle 1: 
iſt zu ſtreichen: 1 Strafanſtaltsdirektor. 

Abſchnitt B J, Stelle 8: 
iſt zu ſetzen ſtatt: 265 000 G. 300 000 G. 

Abſchnitt B J. Stelle 11: 
erhält folgende Faſſung: Bewilligung an die Ge⸗ 
fangenen und deren Angehörigen aus dem Ar⸗ 
beitsverdienſt. Der eingeſetzte Betrag von 15 000 G. 
iſt auf 200 000 G. zu erhöhen. (Tariflöhne). 

Abſchnitt B I, Stelle 12: 

Entſchädigung der Gefangenen und deren Ange- 
hörigen im Falle der Verletzung oder Tötung der 
Gefangenen durch einen bei der Beſchäftigung er⸗ 
littenen Unfall iſt der eingeſetzte Betrag von 
1000 G. auf 2000 G. zu erhöhen. 

Abſchnitt B I, Stelle 13: 5 
Förderung der Fürſorge für die aus der Strafhaft 
Entlaſſenen ift der eingeſetzte Betrag von 15 000 G. 
auf 50 000 G. zu erhöhen. 

Abſchnitt B J, Stelle 18: 
wird die Summe won 13 075 G. auf 30 000 G. er- 
höht. 

Wer für die Annahme dieſes Abänderungsan⸗ 
trages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit; abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
den Etat mit ſämtlichen Ueberſchriften ab. Wer 
für die Annahme des Etats mit ſämtlichen Weber- 
ſchriften iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; der Etat der Juſtizverwaltung iſt 
angenommen. Wir ſtimmen über die Entſchließung 
der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 
772 ab: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, ein Geſetz über ein neues Strafrecht dem 
Volkstage vorzulegen. 


Wer dieſe Entſchließung anehmen will, bitte ich, 
a gu erheben. — Das ift die Minderheit; abge- 
ehnt. 


Abände⸗ 


Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


ee Fraktion in Druckſache Nr. 
ab: 


773 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, das Geſetz über den Strafvollzug, das die 
Kommuniſtiſche Fraktion durch die Druckſache Nr. 
463 am 17. Oktober 1928 beantragt hatte, und das 
unerledigt im Rechtsausſchuß liegt, nunmehr um⸗ 
gehend vorzulegen. 
Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das ift die Minderheit; abge- 
lehnt. Damit ift der Etat der Juſtizverwaltung in 
der dritten Leſung angenommen und erledigt. Ich 
rufe Anlage 10 auf: 


Haushaltsplan für öffentliche Arbeiten. 
Druckſache Nr. 742. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. (Abg. Loops: 
Ich verzichte. Wir ziehen in dieſem Fall unſeren 
Antrag auf Schluß der Debatte zurück!) Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. VV. P.): M. D. 
u. H., wir halten es für unbedingt notwendig, im 
gegenwärtigen Augenbilck hier im Volkstag eine 
Angelegenheit aufzurollen, die ja zunächſt einmal 
die Stadtbürgerſchaft angeht. Bei den engen Be- 
ziehungen, die zwiſchen der Stadt Danzig und dem 
Freiſtaat gerade bei dem Etat für Oeffentliche Ar— 
beiten beſtehen, iſt es unbedingt erforderlich, daß 
wir auf dieſe geradezu eminente Gefahr, welche 
der geſamten Wirtſchaft in Danzig durch eine 
Maßnahme der Stadtbürgerſchaft droht, aufmerk— 
ſam machen. Es handelt ſich hierbei um die ge— 
plante Gründung einer Danziger Siedlungs-Ak⸗ 
tiengeſellſchaft, welche auf den Etat der Deffent- 
lichen Arbeiten des Freiſtaates den größten Ein— 
fluß haben wird. Die Stadt Danzig plant die 
Gründung einer Aktiengeſellſchaft, welche den Bau 
von Kleinwohnungen übernehmen ſoll. Die Be— 
gründung dieſer Aktiengeſellſchaft wird dadurch 
gegeben, daß man erklärt, bisher ſeien die Ge— 
noſſenſchaften nicht in der Lage geweſen, billige 
Wohnungen herzuſtellen. Da aber gerade für 
Ein⸗ und Zweizimmerwohnungen eine große 
Nachfrage vorhanden iſt, mußte man dieſe Aktien— 
geſellſchaft gründen, da die Aktiengeſellſchaft den 
Bau dieſer billigen Kleinwohnungen übernehmen 
könnte. Wir ſtehen ſelbſtverſtändlich auf dem 
Standpunkt, daß es richtig iſt, was die Aktienge— 
ſellſchaft bezweckt: Cin- und Zweizimmerwohnun⸗ 
gen zu bauen. Ganz falſch dagegen, verfehlt nach 
jeder Richtung hin, iſt aber der Weg einer neuen 
Organiſation. Wenn bisher die Siedlungsgenoſ⸗ 
ſenſchaften und die Privatunternehmer keine Ein- 
und Zweizimmerwohnungen gebaut haben, die ſie 
für 25 G. Monatsmiete vermieten konnten, ſo 
liegt das nicht an der Form der Genoſſenſchaften, 
ſondern daran, daß ſie eben nach kaufmänniſchen 
Geſichtspunkten bauen mijjen. Die Aktiengeſell—⸗ 
ſchaft wird das große Geheimnis der Wurzel aus 
minus 1, aus nichts, beim Bauen auch nicht löſen 
können, und wenn hier ſteht, daß die Herrſchaften, 
die dieſe Aktiengeſellſchaft leiten werden, das 
ehrenamtlich tun werden. fo tragen wir die aller- 
ſchwerſten Bedenken dagegen. In der heutigen 
Zeit kann niemand ſeine Arbeitskraft ehrenamt⸗ 
lich zur Verfügung ſtellen. Wenn er das offiziell 


Wir ſtimmen über die Entſchließung der betont, dann bekommt er inoffiziell, indem er an 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
der Futterkrippe ein wenig herumnaſcht, ſchon 
ſeine Bezüge. 

Daher befürchten wir, daß diefe Aftiengejell: 
ſchaft eine eminente Gefahr und eine Quelle der 
allergrößten Korruption werden wird, da ja vom 
Senat dieſer Aktiengeſellſchaft die Möglichkeit ge⸗ 
geben iſt, ſich überhaupt der ſtaatlichen Aufſicht 
ganz zu entziehen. Ganz beſonders intereſſant iſt 
hier ein Satz — ich muß ja hier vorläufig auf 
Veröffentlichungen der Danziger Preſſe zurück⸗ 
greifen: — „Die Beſchaffung ausländiſchen Kapi⸗ 
tals iſt für die Aktiengeſellſchaft weſentlich ein⸗ 
facher, als für die Kommunalverwaltungen, weil 
ſie zur Aufnahme der Hypotheken der Genehmi⸗ 
gung der Aufſichtsſtellen nicht bedürfen.“ Da ſehen 
Sie ſchon, worauf die Geſchichte hinausläuft. Dieſe 
zehn Herren, die im Auſſichtsrat der zukünftigen 
Aktiengeſellſchaft regieren werden, ſind unabhän⸗ 
gig von der Beaufſichtigung, alſo auch unabhän⸗ 
gig von der Beaufſichtigung durch die Stadtbürger⸗ 
ſchaft und hier durch das Parlament. Die zu⸗ 
künftigen Generaldirektoren und Aufſichtsräte 
werden alſo das Geld ganz nach ihrem Belieben 
verpulvern. Darüber ſind wir uns doch alle klar, 
dieſe Aktiengeſellſchaft wird es doch auf keinen 
Fall beſſer machen als die Genoſſenſchaften. Des⸗ 
halb beſtehen gerade von unſerer Seite die Be⸗ 
denken. Es wird den Genoſſenſchaften der Vor⸗ 
wurf gemacht, die bisherige Art und Weiſe ihrer 
Bautätigkeit ſchaffe keine Wohnungen. Das iſt 
ein großer Vorwurf für die Genoſſenſchaften. Die 
Aktiengeſellſchaft wird aber den Baugenoſſen⸗ 


(B) ſchaften vorgezogen, indem der Entwurf vorſieht, 


daß die Stadt geneigt ift, den geſamten Neubau- 
beſitz an die Siedlungs-⸗A. G. zu übertragen. 
Wenn das die Stadt tun will und jetzt den Ge— 
noſſenſchaften überträgt oder denen, die privat 
bauen, dann können die auch billig bauen, dazu 
brauchen wir nicht erft eine große Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zu gründen. 

Die Geſellſchaft plant nicht nur, Grundſtücke 
zu erwerben, Wohnungen herzuſtellen, Land in 


Erbbaupacht zu übernehmen, ſondern ſie plant 


auch, Bauſtoffe, Bauzubehör und Wohnungsein⸗ 
richtungsgegenſtände herzuſtellen. Sie will alſo 
die Zweizimmerwohnungen zu einem Preis von 
25 Gulden bauen, wie hier zu leſen ſteht. Dann 
ſoll die A. G. auch gleichzeitig die Möbelfabrika⸗ 
tion übernehmen, damit das Danziger Gewerbe 
völlig erledigt iſt. Dann fehlt bloß noch, daß die 
A. G. den Mietern zu Mittag Spargel mit Kote- 
lett hinſtellt. (Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Ich 
glaube, wenn dieſe phantaſtiſchen Ideen wirklich 
durchgeſetzt werden, dann bleiben ſehr viele auf 
der Strecke liegen und nicht zuletzt der Staat, Herr 
Vizepräſident; denn was heißt es, Zweizimmer⸗ 
Wohnungen für 25 Gulden bauen! Herr Abg. 
Mroczkowſti und die andern Herren, die gebaut 
haben, wiſſen, daß das eine Unmöglichkeit iſt, 
wenn nicht die Mittel verſchenkt werden. Gewiß 
kann man eine Zweizimmer-Wohnung für 25 
Gulden vermieten, wenn irgend ein anderer die 
fehlenden 15 oder 20 Gulden zulegt. Sie ſchaf— 
fen eine Schmutzkonkurrenz. Wir werden folgen⸗ 
des erleben. Zunächſt iſt der Leidtragende der 
kleine Hausbeſitz, der zum Teil in proletariſchen 
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Händen iſt. Die Arbeiter wohnen meiſtens bei 
Hausbeſitzern, die wieder Arbeiter ſind, wie in 
Lauental, Schidlitz uſw. Wenn der Staat eine 
Schmutzkonkurrenz ſchafft und für 25 Gulden Zwei⸗ 
zimmer⸗Wohnungen vermieten will, dann werden 
die alten Wohnungen leerſtehen. Es werden 
keine Mieter dafür da fein und der Hausbeſitz iſt 
ruiniert. Das wird viele weniger intereſſieren 
als die Tatſache, daß dann auch diejenigen, die in 
Genoſſenſchaften gebaut haben, hereingefallen 
ſind. Meinen Sie, Sie werden dann noch Mieter 
für die Wohnungen finden, die für zwei Zimmer 
35 bis 50 Gulden zahlen Die Folge iſt eine Pleite 
der Genoſſenſchaften. Rollt die ganze Geſchichte 
erſt, dann ſind nicht nur die Genoſſenſchaften 
pleite, ſondern der Staat verliert die 25 Millio- 
nen, die er in Siedlungsbauten inveſtiert hat. 
Wir halten die Angelegenheit für derart fa- 
taſtrophal, daß wir fie hier aufrollen müſſen, of- 
fenbar ſieht niemand, was die Stadtbürgerſchaft 
da machen will. Dieſer Plan muß mit aller Ener- 
gie verhindert werden. Wir haben Veranlaſſung, 
daß wir gegen derart phantaſtiſche Ideen, wie ſie 
in der Stadtbürgerſchaft entſtanden find, entſchie⸗ 
den proteſtieren. Es iſt höchſte Zeit. Ich glaube, 
die Stadtbürgerſchaft hat am Freitag die ent- 
ſcheidende Sitzung. Die Herren im Siedlungsaus⸗ 
ſchuß ſind ſich wohl gar nicht bewußt, was ſie an⸗ 
richten wollen. Das Geheimnis, Villenwohnun⸗ 
gen zu ſchaffen, wird die Aktiengeſellſchaft nie— 
mals löſen; denn es iſt unmöglich, daß durch die 
Form der Aktiengeſellſchaft nun etwa Villenwoh⸗ 
nungen hervorgezaubert werden. Aber die Aktien⸗ 
geſellſchaft wird mit ſtaatlichen Mitteln, wie ge- 
jagt, den kleinen Hausbeſitz ruinieren, die Genoſ⸗ 
ſenſchaften ebenfalls und außerdem den Staat um 
die 25 Millionen zweitſtellige Hypotheken bringen. 
Vizepräſident Gaikowſki: Wortmeldungen lie— 
gen nicht mehr vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abän⸗ 
derungsantrag der Deutſchnationalen Fraktion in 
Druckſache Nr. 811: í 
Ausgabe II, 20—27 zu ſtreichen. 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über die Abänderungsanträge der Kommu- 
niſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 823: 
Wir beantragen: 
Ausgabe: 
Abſchnitt I, Stelle 1: 
zu ſetzen ſtatt „2 Regierungsamtsräte“ „1 Regie⸗ 
zungsamtsrat“. 
Abſchnitt (II), Stelle 10: 
zu ſetzen ſtatt „3 500“ „1500“. 
Abſchnitt (III), Stelle 6: 
zu ſetzen ſtatt „30 000“ „400 000“, 
Abſchnitt (IV), Stelle 8: 
ift zu ſtreichen, Stelle 9 ift zu ſtreichen, Stelle 10 
iſt zu ſteichen. Stelle 11 iſt zu ſtreichen, Stelle 12 
iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt VII: 
Stelle 3 iſt zu ſtreichen, Stelle 5 iſt zu ſtreichen. 
Wer dieſe Anträge annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, Die An⸗ 
träge ſind abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Etat für Oeffentliche Arbeiten mit 
ſämtlichen Ueberſchriften. Wer ihn annehmen 


will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
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Volkstag Danzig — 101. Sitzung. 


Mittwoch, den 26. Juni 1929, 


(Vizepräfident Gaikowfki) 

die Mehrheit, der Etat iſt in dritter Leſung ange— 
nommen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Entſchließung der Kommuniſtiſchen Fraktion ent- 
halten in Druckſache Nr. 781: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, den Straßenerweiterungsbau Danzig —Ohra 
umgehend vorzunehmen. 

Wer für die Annahme dieſer Entſchließung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit, fie ift abgelehnt. Damit ift der Haushalts- 
plan für Oeffentliche Arbeiten in dritter Leſung 
angenommen. Ich rufe die Anlage 11 auf: 

Haushaltsplan der Grundbeſitzverwaltung. 

Druckſache Nr. 743. Hierzu liegt kein Abände— 
rungsantrag vor. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. (Abg. Loops: 
Ich verzichte!) Das Wort hat der Herr Abg. Bern- 
hard Müller. 

Müller, Bernhard, Abgeordneter (D. V. P.): 
M. D. u. H.! Der neue Bauſenator hat den Dan- 
ziger Boden ſehr vorſichtig betreten. In ſeiner 
Rede in der Hochſchule hat er einerſeits Hoffnun⸗ 
gen hervorgerufen, andererſeits enttäuſcht. Wir 
Hausbeſitzer und Gewerbetreibenden ſehen ſeinem 
Wirken mit Intereſſe entgegen. Es iſt, glaube 
ich, ein günſtiger Moment, auf alte Schäden hin- 
zuweiſen, wenn ein neuer Herr einzieht, den man 
für dieſe Dinge gar nicht verantwortlich machen 
kann und auch nicht verantwortlich macht. Man 
kann ihm aber einen Fingerzeig geben und ſagen, 
ſo ſollte es nicht mehr gemacht werden. 

Ich will auf die Zuſtände eingehen, die ſehr 
reformbedürftig ſind, und zwar iſt da zuerſt die 
Erledigung der Baugeſuche bei der Baupolizei zu 
erwähnen. Ich will auch darauf eingehen, wie die 
andern Aemter, wie Bauausſchuß, Stadterweite— 
rungsamt uſw. arbeiten. Ich habe hier die Zu- 
ſchrift eines Bauherrn, der ein Baugeſuch bei der 
Baupolizei eingereicht hat. Ich darf es wohl ver— 
leſen. 

i Die Erledigung von Baugeſuchen läuft von der 
Polizei bis zum Bauherrn ſoviele Stationen durch, 
daß ſelbſt bei ganz ungehindertem Geſchäftsgang ſich 
ein geringerer Zeitaufwand als 14 Tage bis 3 Wo⸗ 
chen kaum erzielen läßt. Wie iſt es in Wirklichkeit? 
Die Akten bleiben bei jeder Dienſtſtelle acht bis vier- 
zehn Tage oder noch länger liegen. So habe ich ein 
Baugeſuch am 18. 3. eingereicht, am 20. 4. iſt es erſt 
zur Tiefbauverwaltung abgegangen, und am 14. 5. 
wurde mir Auskunft erteilt, daß die Angelegenheit 
erſt am nächſten Tage zum Stadterweiterungsamt zu⸗ 
rückgehen könne. 

Ich bin der Meinung und halte es für unumgäng⸗ 
lich notwendig, daß ſämtliche Dienſtſtellen, die an 
der Erledigung von Baugeſuchen beteiligt find, ge- 
meinſame Sitzungen abhalten. (Senator Dr. 
Althoff: Das machen ſie ſchon!) Das wußte ich 
nicht. Da werden die Anſichten ſofort ausge— 
tauſcht. Die Sitzungen müßten mindeſtens alle 
zwei Tage ſtattfinden; denn ſo findet ein unge— 
heuerer Leerlauf innerhalb der Behörden ſtatt, 
und die Bauherrn ſind zum Schluß ſo mürbe, nach— 
dem drei Projekte oder auch ſieben oder zehn ge— 
macht worden ſind, daß ſie gegen ihre eigene 
Ueberzeugung zuſtimmen. Der Herr Bauſenator 
hat geſagt, daß das ſchon geſchieht. Das iſt erfreu— 


lich. Es müßte doch eine Dienſtſtelle geben, die 


zum Schluß den einheitlichen Willen aller Körper— 
ſchaften und all dieſer Stellen zum Ausdruck bringt. 


Dadurch würde viel Zeit geſpart werden. 
jetzt war es unleidlich. Nun möchte ich noch auf 
einen Ausſpruch des Herrn Bauſenators in ſeiner 
Rede eingehen, die er, glaube ich auch in der Hoch— 
ſchule gehalten hat. Er ſagte da von der Kunſt, 
die Kunſt hänge mit der Wirtſchaft ſo zuſammen, 
daß die Wirtſchaft es erſt ermögliche, daß die 
Kunſt etwas leiſten könne. Das werden ihm die 
Danziger Künſtler, und zwar die Architekten und 
Bildhauer ſehr hoch anrechnen. Dabei erhoffen 
die Danziger Künſtler, namentlich die Architekten, 
daß ſie endlich von der Konkurrenz ihrer beamte— 
ten Kollegen befreit werden. Ich will feine Na- 
men nennen, obwohl ich ſie alle kenne; denn ich 
ſagte ſchon vorhin, der neue Bauſenator ſei für 
die Zuſtände, die noch aus der Glanzzeit der 
Deutſchnationalen ſtammen, nicht verantwortlich. 
Das iſt nur ein Teil deſſen, was hier faul im 
Staate Danzig iſt. 

Ich habe vorhin von der Kapitalnot geſpro— 
chen, die in Danzig herrſcht. Das traurige Er— 
gebnis der Anleihe in Deutſchland zeigt doch, wo- 
hin es führt, wenn man eine geknebelte Wirtſchaft 
mit immer neuen Laſten belegt. Die wirtjchaft- 
lichen Zuſtände, die heute beſtehen, werden wohl 
am beſten mit den Worten „ſinkende Konjunktur“, 
„ſteigende Preiſe“, „Wucherzinſen“ bezeichnet. 
Namentlich unter den Wucherzinſen leidet das 
Handwerk ganz koloſſal, der Hausbeſitz natürlich 
auch, hauptſächlich die Kreiſe, die auf Kredite an— 
gewieſen ſind. Namentlich die Kleinen bekom— 
men keine Kredite. Noch vor Jahren holten die 
Banken ihren ganzen Gewinn aus dem Effekten— 
geſchäft. Heute bleibt ihnen nur die Ausnutzung 
dieſer Kreditnot, und die wird in einer bedenkli— 
chen Weiſe ausgenutzt. Der Staat iſt natürlich 
auch nicht von dieſer Schuld freizuſprechen. Der 
Staat und die ihm angeſchloſſenen öffentlichen 
Banken und Inſtitute gehen mit ſchlechtem Bei- 
ſpiel voran. Es iſt doch wirklich ein Irrſinn, wenn 
3. B. die Finanzämter bei fälliger Vorauszahlung 
von Steuern 10 Prozent Zinſen erheben. Das 
Schlimmſte aber iſt, daß ſtaatliche Organe oft mit 
politiſchen Machtſtellungen verknüpft find. Da- 
durch wird der Ausbau der ſogenannten Wirt- 
ſchaft, der öffentlichen Hand, immer weiter geför⸗ 
dert. Das ift für den Mittelſtand ſehr verderblich. 
Hier ſollte man endlich einmal Halt machen, wenn 
man den Mittelſtand erhalten will. Wenn Sie 
ihn untergehen laſſen, dann wird das die Danzi⸗ 
ger Bevölkerung ſehr teuer büßen müſſen. 

Nach einem andern Ausſpruch des neuen 
Herrn Bauſenators läßt ſich die nationale Bau— 
weiſe nicht beibehalten. Ich bin nicht kompetent, 
darüber zu ſtreiten. Aber wozu ich mich berufen 
fühle, iſt, auszuſprechen, daß wir die heimiſche 
Kunſt, die heimiſchen Künſtler und das heimiſche 
Handwerk halten müſſen. Ich denke das mir ſo, 
wie es der Danziger Heimatbund auch macht: 
Kauft bei Danziger Kaufleuten, laßt bei Dangi- 
ger Handwerkern arbeiten, laßt alle Arbeit von 
Danziger Arbeitern ausführen, gebt die Aufträge 
Danziger Gewerbetreibenden. Dagegen iſt ſehr 
häufig verſtoßen worden. Das üble Kapitel der 
beamteten Konkurrenz für die Architekten möchte 
ich durch ein Beiſpiel belegen. Zu einem mir be- 
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freundeten Architekten kommt ein Techniker und 
bittet um eine Anſtellung. Er fordert 600 Gulden 
monatliches Gehalt. Auf den Einwand des Archi— 
teften, daß er bei der Behörde doch nur 400 G pe- 
zogen habe, jagt er, er könne doch jetzt keine Neben- 
arbeiten mehr machen. Das iſt ein Beweis dafür, 
daß vom Baurat bis zum Techniker herab Neben— 
arbeiten gemacht wurden. In einer Beſprechung 
der Vertreter der Danziger Innungen hat der 
Herr Bauſenator, der auch anweſend war, das 
Verſprechen abgegeben, daß er dieſe Dinge nicht 
mehr in ſeinem Reſſort dulden werde. Das iſt 
ſehr verſtändig, denn dadurch würde ein Teil der 
Bitterkeit, die die Danziger Architekten und die 
Danziger Wirtſchaft überhaupt hegt und gegen die 
ſtaatliche Bürokratie hat, beſeitigt werden ſoweit 
ſie ſeinem Reſſort unterſtellt ſind. Das wäre dann 
ein Verdienſt des neuen Bauſenators. 

Ich komme auf die Bauplanungen zu ſprechen, 
die jedes Jahr im Frühjahr vergeben werden. 
Dieſe Bauplanungen kommen zu ſtoßweiſe. Es 
iſt damit häufig ein Mangel an Material und 
eine vorübergehende Teuerung des Materials ver- 
bunden. Der Herr Abg. Brill hat fiH ja auch dar- 
über beklagt, daß die Maurer und Zimmerer 
nach einer kurzen Hochkonjunktur von einigen 
Monaten keine Arbeit mehr haben. Einmal wird 
mit Hochdruck gearbeitet, Ueberſtunden werden ge- 
macht, da bei den Planungen alle Maurer, Zim- 
merer und ſonſtige Handwerker beſchäftigt wer- 
den. Wenn andere Private etwas zu machen ha— 
ben, wird das erſt durch viele Ueberſtunden fertig. 
Das koſtet immer ſehr viel Geld. Es wäre ſehr 
zu wünſchen, daß dieje Bauten hintereinander er- 
ledigt werden, damit das ganze Jahr über, zum 
mindeſten aber in der beſſeren Jahreszeit, eine 
gleichmäßige Beſchäftigung vorhanden iſt. Die 
Straßenbau- und Anliegerkoſten werden immer 
noch nach dem veralteten Syſtem erhoben. Da⸗ 
durch werden großzügig ſtädtebauliche Planungen 
unmöglich gemacht. Eckgrundſtücke werden häufig 
über Gebühr belaſtet. Die Straßen kommen doch 
nicht allein dem Anlieger zugut. Es iſt daher 
richtig, nicht alles vom Anlieger zu erheben, weil 
er nicht den alleinigen Nutzen hat. Alle dieſe 
Dinge ergeben ein großes, fruchtbares Arbeits— 
feld für den neuen Bauſenator. Wenn er es ſo 
macht, wie er es in Ausſicht ſtellt, daß er aus 
der Architektenſchaft, dem Baugewerbe und der 
Arbeiterſchaft Sachverſtändige heranholt und mit 
ihnen berät, dann kann wohl etwas Nützliches und 
Erſprießliches für Danzig zum allgemeinen 
Nutzen geleiſtet werden. Ich komme noch auf die 
Anlegung der Straßen zu ſprechen. Gleich nach 
Beginn der Arbeit geht ſchon der Krieg los zwi— 
ſchen dem Architekten, dem Bauherrn und dem 
Polier einerſeits, der Polizei, dem Staatsanwalt 
und dem Tierſchutzverein andererſeits wegen der 
Tierquälerei die dadurch hervorgerufen wird, weil 
keine vernünftigen Anfahrſtraßen zur Verfügung 
ſtehen. Vielleicht könnte der Herr Bauſenator 
auch dort eingreifen, daß, wo es nur irgend an- 
gängig iſt, die Straßen ſchon vorher ausgebaut 
werden. Auch wirtſchaftlich ift das ein feines- 
wegs zu unterſchätzendes Moment; denn dadurch, 
daß infolge der ſchlechten Straßen immer wieder 
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die Anfuhr erſchwert wird, koſtet der Bau ja nur (C) 


unnötig mehr. Ich habe noch einige Programm- 
punkte aufgeſchrieben, die ich mit Genehmigung 
des Herrn Präſidenten hier verleſen möchte: Es 
iſt zu fordern: 

Es iſt zu fordern: 4 

1. Neuregelung des Vergebungsweſens nach Vorſchlä⸗ 
gen des Bauſenators unter Hinzuziehung von Sach⸗ 
ie des Baugewerbes und der Privatarchi⸗ 
tekten, 

2. Verbot der Nebenarbeiten für Private vom Ober⸗ 
baurat bis zum jüngſten behördlichen Techniker. 

3. Vereinfachung der Erledigung von Baugeſuchen wer 
gen der großen Schädigungen durch Zeitverſäumniſſe 
für das geſamte Bauweſen. 

4. Eine andere Regelung der Straßenbaukoſten. 

5. Eine andere auf das ganze Baujahr beſſer werteilte 
Vergebung der Bauplanungen zur Vermeidung der 
ſtoßartigen Beſchäftigung der Gewerbezweige ſowie 
der Preisſteigerungen für Baumaterialien. 

6. Vergebung der Bauplanungen in kleineren Poſten, 
alſo nicht nur an Großunternehmer. 

Bevor Sie alſo an die Verteilung der kommen— 
den Bauplanungen gehen, müßte dieſes unter 
Hinzuziehung von Sachverſtändigen aus dem Bau— 
gewerbe und der Privatarchitekten beraten wer— 
den. Das wären die Dinge, die ich heute hier dem 
Herrn Bauſenator zu dieſem Punkt ſagen wollte. 
Ich beſchränke mich auf dieſen kleinen Ausſchnitt, 
da es zu weit führen würde, in dieſer vorgerückten 
Stunde alle meine Wünſche hier vorzubringen. 
Dieſe von mir angeführten Mängel müßten bald 
behoben werden, da die Schäden, die hieraus für 
das Baugewerbe entſtehen, unerträglich ſind. 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor; die Beſprechung ift ge- 
ſchloſſen. Abänderungsanträge liegen zu dieſem 
Etat nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Haushaltsplan der Grundbeſitzverwal— 
tung mit allen Ueberſchriften. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Majo⸗ 

rität; angenommen. Ich rufe auf Anlage 12: 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung einſchl. Fiſcherei und Domä⸗ 

nen verwaltung. 


Druckſache Nr. 744. Ich eröffne die Ausſprache. 


Das Wort hat Herr Abg. Loops. (Abg. Loops: 
Ich verzichte!) Der Herr Abg. Loops verzichtet auf 
das Wort. Das Wort hat der Herr Abg. Walter 
Müller. 

Müller, Walter, Abgeordneter (D. V. P.): M. 
D. u. H., die Zeit iſt bereits etwas vorgeſchritten 
und ich will daher nur ganz kurze Ausführungen 
zu dieſem Etat machen. Wir gehen mit den Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Schilke konform, der 
auch von dieſer Stelle aus die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft gekennzeichnet hat. Nur ſind wir nicht da— 
mit einverſtanden, daß der Etat nur ſo beſchränkte 
Mittel zur Verfügung ſtellt. Herr Schilke hat ja 
auch betont, daß man dieſe Mittel bewilligt und 
keine Abſtriche bei dieſem Etat gemacht habe. Ja, 
was wollten Sie denn hier noch abſtreichen? 

Ich möchte die Regierung bitten, in Zukunft 
bei der Siedlungsfrage doch etwas anders zu ver- 
fahren. Ich kenne da einen Fall, ich habe das ge- 
ſamte Material hier, ich will es aber heute nicht 
mehr eingehend darlegen. Es iſt da z. B. von dem 
Uhlkauer Siedlungsland an einem Hilfsbeamten 
aus Danzig, Land verkauft worden und zwar 92 
Morgen für 7800 Gulden. Ich möchte im Zuſam⸗ 
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menhang hier nur auf folgenden Widerſpruch hin⸗ 
weiſen. Es ſchreibt hier nämlich der Senat, unter⸗ 
zeichnet von dem Herrn Senatspräſidenten Sahm, 
daß von dieſen 180 preußiſchen Morgen die Hälfte 
der Gemeinde Uhlkau fortgenommen und an einen 
Hilfsbeamten verkauft worden iſt. Der Senat 
ſchreibt dazu: „Dieſes Land ift von dem Unter- 
pächter kaum ausgenutzt worden, das Land iſt nie 
ordentlich bewirtſchaftet worden und befindet ſich 
in höchſt herabgekommenem Zuſtand.“ Das ent⸗ 
ſpricht aber durchaus nicht den Tatſachen. Ein 
Teil, das iſt ganz zweifellos zutreffend, nämlich 
8 oder 9 Morgen, iſt zufällig bei der Verpachtung 
in die Hände eines ſchlechten Landwirts gekom— 
men und daraus hat dann der Senat für das 
ganze Land ſeine Schlüſſe gezogen. Ich muß Ihnen 
aber jetzt ſagen, daß der jetzige Beſitzer dieſes Lan— 
des, der Danziger Hilfsbeamte Robert Riek in 
Danzig Beamter iſt und ſeine Frau von der Land— 
wirtſchaft überhaupt keine Ahnung hat. Die 
führt jetzt mit einem fremden Menſchen und ein 
paar krüppeligen Pferden, die nicht ordentlich ſte— 
hen können, die landwirtſchaftlichen Arbeiten aus, 
weil das der Senat jo haben will. Die Frau ver= ~ 
ſteht nichts von der Landwirtſchaft, die kann nicht 
einmal ein Kalb von einer Kuh unterſcheiden. 
(Heiterkeit.) Das iſt mir von ihrem eigenen 
Schwager berichtet worden, es ift Tatſache. (Hei: 
terkeit, Zurufe links.) Sie war ſeinerzeit bei dem 
Schwager auf dem Lande zu Beſuch und ſollte mel— 
ken, ſie ſollte ſich in der Landwirtſchaft für ihren 
zukünftigen Beruf als Landfrau anlernen. Da 
ging dieſe Frau mit dem Eimer zu einem Kalb 
und wollte es melken. (Heiterkeit,) Es darf nicht 
vorkommen, daß ſolche Leute ſo vorgezogen werden. 
Ich will nur beweiſen, wie der Senat in dieſem 
Falle vorgegangen iſt. Solche Vorfälle müßten 
durchaus vermieden werden, denn ſie ſind nur 
dazu geeignet, noch größere Verärgerung in der 
Landwirtſchaft hervorzurufen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Abänderungsanträge der Deutſchnationalen ) 
Fraktion in Druckſache Nr. 811 VI: 


Zu Ausgabe B I, Stelle 1 ſtatt 11000 G. 15 000 G., 
Stelle 2 ſtatt 11000 G. 15000 G., Stelle 3 ſtatt 
3000 G. 15000 G., Stelle 4 ſtatt 3000 G. 5 000 G., 
Stelle 6 ſtatt 2000 G. 5 000 G., Stelle 11 ſtatt 
6 beten 10 000 G., Stelle 12 ſtatt 3 000 G. 10 000 G. 
zu ſetzen. 

Zu Ausgabe Abſchnitt B II, Stelle 1 ſtatt 80 000 G. 
160 000 G. 

Zu Ausgabe Abſchnitt B II, Stelle 1a neu einzuſetzen: 

Zur Förderung des Abſatzes landwirtſchaftlicher 
Erzeugniſſe 100 000 G. 

Zu Ausgabe Abſchnitt C II. 5 (neu): 

Beihilfe zur Neubeſchaffung von Fiſchereigeräten 

für unverſchuldet in Not geratene Fiſcher 15000 G. 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 
bitte ich, fih zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 821: 
Wir beantragen, in dem Haushaltsplan der 

Landwirtſchaftlichen Verwaltung einſchl. Fiſcherei u. 

Domänenverwaltung bei Einnahmetitel Abſchnitt 

C I zu ſetzen ſtatt 19 800 G. 9 000 G. 

Anter Erläuterung iſt zu ſetzen: Die Darlehen 
die im Einzelfalle an Berufsfiſcher, d. h. an ſolche 


Fiſcher, die keine andere Arbeitskräfte beſchäftigen, 
bis zum Betrage von 5000 G. ausgegeben worden 
find, ſind niederzuſchlagen und höhere Darlehen um 
dieſen Betrag zu kürzen. 

Bei Ausgabe 

1. Abſchnitt A I, Stelle 1: 1 Regierungsrat als Re- 
ferent zu ſtreichen. 

zu ſetzen ſtatt: 2 Regierungsoberinſpektoren, 1Re⸗ 
gierungsoberinſpektor. 

„Abſchnitt B J, Stelle 12 zu ſetzeen: ſtatt 3000 G. 
10 000 G. 

ift einzuſetzen 13a: Beihilfe für Kleinbauern bis 
zu einer Ackernahrung 100 000 G. 

Unter Erläuterung iſt zu ſetzen: Die unter Aus⸗ 
gabe J, Stelle 1 Pferdezucht, Stelle 2 Rinderzucht, 
Stelle 4 Schweinezucht, Stelle 5 Kleintierzucht, 
Stelle 6 Obſt⸗ und Gemüſebau, Stelle 12 Einrich⸗ 
tung von Bullenſtationen eingeſetzten Beträge 
werden nur an Kleinbauern bis zu einer Ager- 
nahrung verausgabt. 

Abſchnitt B II, Stelle 1 zu ſetzen ſtatt 80 000 G. 
150 000 G. 

„Unter Erläuterung ift zu ſetzen: „der eingeſetzte 
Betrag wird nur an Kleinbauern bis zu einer 
Ackernahrung verausgabt.“ 

„Abſchnitt B II, Stelle 2: zu ſetzen ſtatt 50 000 G. 
150 000 G. 
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9. Abſchnitt C II, Stelle 4: zu ſetzen ſtatt 300 G. 
1000 G. 
10. Abſchnitt C II ift einzuſetzen 44: Beihilfe für 


Fiſcher 50 000 ©. 
dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 
ich, fiH zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit; abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Etat ſelbſt. Wer den Etat mit allen 
Ueberſchriften annehmen will, bitte ich, ſich zu er— 
heben. Das iſt die Mehrheit, iſt angenommen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über die Entſchlie— 
kung des Hauptausſchuſſes in Druckſache Nr. 744: 
Der Senat wird erſucht, die Frage der Amwand⸗ 
lung der weiten Moorflächen vor den Toren Danzigs 
in fruchtbares Land erneut im Zuſammenhang mit 
den Deichverbänden und den Waſſergenoſſenſchaften 
zu prüfen und die etwa erforderlichen geſetzlichen 
Vorbedingungen zu ſchaffen. 
Wer für die Annahme dieſer Entſchließung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Damit iſt der 
Etat und die Entſchließung in der Druckſache Nr. 
744 in der dritten Leſung angenommen. Ich rufe 
Anlage Nr. 13 auf: 

Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 
Druckſache Nr. 745. Das Wort hat der Herr Abg. 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bitte um 
unveränderte Annahme des Etats. 
Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Frak— 
tion in Druckſache Nr. 810: 
Unter Ausgabe Abſchnitt I, Stelle 1: 
1 Oberregierungs- und Forſtrat iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt II, Stelle 8: 
Iſt die Summe von 500 G. auf 1000 G. zu erhöhen 
Abſchnitt III, Stelle 2: 
Unterſtützung für Waldarbeiter, Waldarbeiterinnen 
und ihre Hinterbliebenen iſt die Summe von 


Wer 
bitte 


450 G. auf 4500 G. zu erhöhen. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Haus⸗ 
haltsplan der Forſtverwaltung 
Ueberſchriften. 


mit ſämtlichen 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
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(Vizepräſident Gaikowſki) ; 
ſich zu erheben. — Danke, das ijt die Mehrheit, der 
Etat iſt angenommen. Ich rufe Anlage 14 auf: 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegrap⸗ 
henverwaltung. $ , 
Drudjahe Nr. 746. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bitte um 
Annahme des Etats. - 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, mithin iſt die Beſprechung 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 819: 

Alu Abschnitt 1, Stelle 1 
ſchnitt J. e 1: 
Ss fin 1 15 ſtreichen; 3 Oberpoſträte, 3 Poſtſchaffner, 
2 Amtsgehilfen. Für 9 Oberpoſtſchaffner find zu 
ſetzen: 14 Oberpoſtſchaffner. 

Zu Abſchnitt II, Stelle 1: 5 

Es ſind zu ſtreichen: 4 Oberpoſtdirektoren, 2 Poft- 
direktoren, 1 Telegraphendirektor. 

Zu Abſchnitt II, Stelle 5: 

Es find zu ſetzen ſtatt 21000 G., 40 000 G. 
Zu Abſchnitt VI, Stelle 1: 
Es ſind zu ſetzen ſtatt 130 000 6., 200 000 G. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über den Etat der Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phenverwaltung ſelbſt mit ſämtlichen Ueberſchrif⸗ 
ten ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt in 
dritter Leſung angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über die Entſchließung der Abg. 
Jahr, Friedrich, Hennke in Druckſache Nr. 795: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, die Verordnung betreffend die Entſchädi⸗ 
gung der im Telegraphenbaudienſt und im Stö⸗ 
rungsbeſeitigungsdienſt beſchäftigten Beamten vom 

13. Mai 1929 hinſichtlich ihrer Auswirkung gegen⸗ 

über dem früheren Zuſtande einer baldigen Nach⸗ 

prüfung zu unterziehen und etwaige Benachteiligun⸗ 

gen der Beamten zu beſeitigen. > x 
Wer für die Annahme dieſer Entſchließung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit; ſie iſt abgelehnt. Der Etat iſt damit in drit⸗ 
ter Leſung angenommen. Ich rufe Anlage Nr. 15 
auf: = 

Haushaltsplan der Finanzverwaltung. 
Druckſache Nr. 747. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 


Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Angeſichts des 
allgemeinen Willens zur Sparſamkeit, glaube ich, 
daß bei dieſem Etat in der Kürze die Würze liegt. 
Ich bitte um Annahme des Etats. 


Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Ausſprache iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 816: 

Einnahme. . : 

Abſchnitt B I, Stelle 1: wird die Zahl 10%tige Lohn⸗ 

abzug geſtrichen. 3 

Abſchnitt B I, Stelle 2: Die Zahl 1840 000 G. wird 

geſtrichen und die Zahl 3 Millionen eingeſetzt. 

Abſchnitt B I, Stelle 3: Die Zahl 1540000 G. wird 

geſtrichen und die Zahl 4 Millionen eingeſetzt. 

Abſchnitt B J, Stelle 5: wird die Zahl 5 000 000 G. 


geſtrichen. 

Abſchnitt B I, Stelle 6: Die Zahl 30 000 G. wird 
geſtrichen. 

Einnahme Zollverwaltung. Zölle. 

Abſchnitt C II, Stelle 1: Die Zahl 2 800 000 G. wird 
geſtrichen. 
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Abſchnitt C II, Stelle 2: Die Zahl 500 000 G. wird 
geſtrichen. 

Abſchnitt C II, Stelle 5: Die Zahl 85 000 G. wird 
geſtrichen. 

Abſchnitt C II. Stelle 9: Die Zahl 35 000 G. wird 
geſtrichen. 

Ausgabe. 

Abſchnitt A J, Stelle 1: 1 Oberregierungsrat wird 

geſtrichen, 1 Finanzdirektor wird geſtrichen. 

Abſchnitt A II, Stelle 1: 1 Direktor wird geſtrichen. 

Abſchnitt C II, Stelle 1: 1 Staatsrat, 1 Oberregie⸗ 
rungsrat, 1 Regierungsrat, 2 Steueramtsräte und 
5 Oberinſpektoren. 

Abſchnitt B Ile: Vermiſchte Ausgaben Stelle 1 wird 
die Zahl 5 000 G. geſtrichen. 

Abſchnitt C la: Zentralverwaltung Stelle 1 wird ge- 
ſtrichen 1 Staatsrat, 1 Regierungsrat in gehobe— 
ner Stellung, 1 Regierungsrat, 1 Zollrat, 1 Zoll⸗ 
amtsrat, 1 Oberzollinſpektor, 2 Oberzollinſpek⸗ 
toren. 
b. Zölle. 

Abſchitt C I, Stelle 1: wird geſtrichen 1 Oberregie⸗ 
rungsrat in gehobener Stellung, 1 Regierungs⸗ 
und Chemierat, 1 Zolldirektor, 1 Oberzollkom⸗ 
miſſar, 2 Zollräte, 2 Zollamtsräte. 

Abſchnitt C le: Verbrauchsabgaben und Verkehrs⸗ 
ſteuern werden geſtrichen 2 Oberregierungsräte, 
1 Regierungsrat in gehobener Stellung, 1 Regie⸗ 
rungsrat, 1 Zollrat. 

Abſchnitt C II, Stelle 1: Die Zahl 72 000 G. wird 
geſtrichen und die Zahl 40 000 G. eingeſetzt. 


Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Weitere Abänderungsanträge liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Etat ſelbſt. Wer den Etat der Finanzver— 
waltung mit ſämtlichen Ueberſchriften annehmen 
will, bitte ich, fih zu erheben. — Das ift die Mehr- 
heit, er iſt angenommen. Es liegt nun noch die 
Entſchließung der Deutſchnationalen Fraktion in 
Druckſache Nr. 770 vor: 
Der Senat wird erſucht, mit der Regierung der 
Republik Polen erneut in Verhandlungen über den 
Zollverteilungsſchlüſſel einzutreten, da die bisherige 


Regelung ſich als eine ſchwere Schädigung der Danz 
ziger Finanzen auswirkt. 


Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Sie iſt abgelehnt. Damit iſt 
dieſer Etat ebenfalls erledigt. Ich rufe Anlage 
16 auf: 

Haupthaushaltsplan. 
Druckſache Nr. 807 zu Nr. 748. Ich eröffne die Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 
(Abg. Loops: Ich verzichte!) Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Da ich vorhin bei dem Polizeietat eine ſehr 
wichtige Sache nicht vorbringen konnte, hole ich 
das hier beim Haupthaushaltsplan nach. Es 
handelt ſich um eine Angelegenheit, die ſich all⸗ 
mählich zu einem Krebsſchaden in der Freien 
Stadt auswächſt, und zwar iſt das die Baupolizei. 
Dieſe verſchickt zahlloſe, das geht ſchon in die 
hunderte, Schreiben baupolizeilicher Natur, an 
die Hausbeſitzer. Ich ſtelle feſt, daß diejenigen, 
die dieſes Schreiben verſchicken, keine Ahnung vom 
Polizeirecht haben. Ich habe mich ſchon bemüht, 
mich mit den Leuten auseinanderzuſetzen, aber 
ohne Erfolg und muß leider bei dieſem Etat die— 
ſen Betreffenden auf die Hühneraugen treten, ſo 
leid es mir tut. Die Polizei hat, das ſage ich 


‚öffentlich, lediglich die Aufgabe, die dem Publi- 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

kum drohenden Gefahren abzuwenden. 
aber nicht die Aufgabe, ihrerſeits eine Wohl⸗ 
fahrtspolitik zu treiben und ſich darum zu küm⸗ 
mern, wie die einzelnen Wohnungen und Häuſer 
ausſehen. Sie kann z. B. einſchreiten, wenn ein 
Balkon ſo ſchadhaft iſt, daß die Eiſenträger durch⸗ 
roſten und der Balkon dem Publikum auf die 
Köpfe fällt. Die Polizei kann aber im ganzen Qe- 
ben nicht, ſeitdem der alte Fritz gelebt hat, beſtim— 
men, daß der Balkon ſelbſt in Ordnung gebracht 
wird. Die Polizei hat nur negativ zu wirken und 
nicht poſitiv. Das lernt jeder Referendar. Aber 
hier in Danzig hat offenbar die Polizei von dieſen 
einfachen Dingen keine Ahnung. 

Ich habe hier z. B. ein Schreiben, das nach 
Fiſchmarkt Nr. 9 geflattert iſt, darin heißt es: 
„Die Fenſter ſind ſchadhaft. Die Schäden der Fen— 
ſter ſind ſachgemäß zu beſeitigen.“ Das iſt eine 
reine zivilrechtliche Angelegenheit, die vor das 
Mietseinigungsamt gehört. Nehmen wir an, das 
Fenſter iſt geplatzt, da kann der Betreffende, wenn 
er will, von der Miete etwas einbehalten, er 
kann den Hausbeſitzer wegen Renovierung der 
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Fenſter verklagen. Aber in der ganzen Welt iſt es 


nicht möglich, daß die Polizei feſtſtellt, daß die 
Fenſter ſchadhaft ſind. Iſt die Polizei Mädchen 
für alles? Wir kommen in Zuſtände hinein, die 
jeder Beſchreibung ſpotten. Damit muß Schluß 
gemacht werden. Selbſtverſtändlich könnte man 
immer den Weg der Klage beſchreiten. Dann 
hätten wir aber 500 Klagen zu erledigen. Der 
Senator für Inneres iſt leider nicht hier. Es iſt 
an der Zeit, daß endlich mit dieſem Blödſinn der 
polizeilichen Eingriffe gebrochen wird. Es wird 
eine Unmenge von Verfügungen erlaſſen, die nicht 
ſo kraß ſind, aber eine Unzahl dieſer Verfügungen 
lautet folgendermaßen: „Der ſtraßenſeitige Putz 
Ihres Hauſes iſt in einem ſchadhaften Juſtand. 
Wir verlangen, da dies innerhalb von acht Ta- 
gen beſeitigt wird. Widrigenfalls iſt ein Koſten⸗ 
vorſchuß von 100 bis 150 Gulden zu zahlen.“ Es 
handelt ſich da immer um Leute, die keinen Pfen⸗ 
nig Miete bekommen. 

Es iſt ganz unglaublich, daß der Staat in die— 
ſer Weiſe vorgeht. Damit ruiniert er die Betref- 
fenden. Was ſoll ſo ein Hauseigentümer machen? 
Auf der einen Seite vergewaltigt ihn der Staat, 
auf der andern Seite kommt die Polizei und zieht 
300 Gulden als Vorſchuß ein, was ſie auf Grund 
des Polizeirechts nicht tun darf. Mit dem Unfug, 
der unter den Deutſchnationalen eingeriſſen iſt, 
muß endlich Schluß gemacht werden. 


Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abjtim- 
mung über den Abänderungsantrag des Abg. 
Jahr, Hennke, Friedrich in Druckſache Nr. 809: 

Die zwei letzten Abſätze der Erläuterungen er⸗ 
halten folgende Faſſung: 

Die in den Einzelhaushaltsplänen enthaltenen 
Amtsbezeichnungen und Beſoldungsgruppen grün⸗ 
den ſich auf das nicht mehr in Kraft befindliche Be⸗ 
amten-Dienſteinkommensgeſetz vom 23. Dezember 
1921 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
14. März 1924 und des Geſetzes vom 21. November 
1924 (G. Bl. für 1924 S. 68 und 515); ſie haben nur 
nachrichtlichen Charakter. Die Einweiſung der Be- 


Sie hat! 
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ebenden Bezüge und Amtsbezeichnungen 
vom Senat im Verwaltungswege nach Maßgabe 
des dem Etat beigegebenen Stellenbeſetzungsplanes. 

Gleiches gilt ſinngemäß für die Angeſtellten. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Er iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Etat ſelbſt. Wer den Etat 
mit ſämtlichen Ueberſchriften annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
der Etat iſt angenommen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über die drei Entſchließungen des Abg. 
Plenikowſti u. Fr., die in Druckſache Nr. 801 ent- 
halten ſind: 
1. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſücht, Bezüge aus Nebenäm⸗ 
tern werden bei allen Beamten, deren Bezüge das 
Gehalt einſchließlich Wohnungsgeld der Beſoldungs⸗ 
gruppe IVa überſchreiten, auf das Gehalt in Anrech⸗ 
nung gebracht. 

2. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird beauftragt, den Zuſchlag von 
6% zu den Beamtenbeſoldungen zu ſtreichen. 

Den unteren und mittleren Beamten bis zur 
Beſoldungsgruppe IVa iſt ein einheitlicher Zuſchuß 
von monatlich 25 G. zu gewähren. 

3. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird beauftragt, für die ſtrengſte 
Durchführung des achtſtündigen Arbeitstages für 
alle Beamten und Angeſtellten in allen Verwal- 
tungszweigen Sorge tragen zu wollen. 


Wünſchen die D. u. H., daß über die Entſchließun⸗ 
gen einzeln abgeſtimmt wird? (Nein!) Das iſt 
nicht der Fall, wir ſtimmen über die geſamten 
Entſchließungen ab. Ich bitte diejenigen, die fie 
annehmen wollen, fih zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, ſie ſind abgelehnt. Damit iſt der 
Haupthaushaltsplan in allen drei Leſungen ans 
genommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung 
über den Geſetzentwurf über die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1929. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, 
da keine Vortmeldungen vorliegen. Ich rufe $ 1 
auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer 8 1 anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. Danke, das iſt 
die Mehrheit; angenommen. Ich rufe 8 2 auf und 
eröffne die Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer § 2 annehmen 
will, bitte ich, fih gu erheben. — Danke, 8 2 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und er⸗ 
öffne und ſchließe die Beſprechung, da Wortmel— 
dungen nicht vorliegen. Wer die Ueberſchrift an- 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Wer dies Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, damit ſind die Etats auch in der 
Schlußabſtimmung angenommen und erledigt. 
Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. 

Druckſache Nr. 785 zu Nr. 628. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Ple- 
nikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
heute ſchon einen Ausſpruch des Sozialdemokraten 


amtenſtellen in die aus dem Danziger Beſoldungs⸗ 
geſetz vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) ſich er⸗ 
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Rudolf Breitſcheidt angeführt, der in bezug auf 
die Sozialpolitik der Sozialdemokratiſchen Par- 
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tei auf dem letzten Parteitag der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei am 19. Mai 1929 folgendes erklärte: 
„Auf jeden Fall hat die Oppoſition das große 
Plus, daß wir im großen und ganzen die auf Ab— 
bau gerichteten Pläne der Sozial-Reaktionäre zum 
Scheitern bringen konnten.“ Wir wollen ſehen, 


wie weit der Selbſtentlarvungsausſpruch Breit- 


ſcheidts in bezug auf die Stellungnahme der Go- 
zialdemokratie zum Erwerbsloſenproblem inner⸗ 
halb und außerhalb der Koalition zutrifft. Die 
S. P. D. war vom 19. Auguſt 1925 bis zum 22. 
Oktober 1926 in der Regierung. Außerhalb der 
Regierung hat die Sozialdemokratiſche Partei 
folgende Anträge geſtellt: Am 26. September 1924 
beantragte fie eine 50-prozentige Erhöhung. Er⸗ 
langt wurde eine 20prozentige Erhöhung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. Am 19. Februar 1925 for⸗ 
derte ſie eine Erhöhung um 25 Prozent für die 
Hauptunterſtützungsempfänger und um 50 Pro⸗ 
zent für die Familienzuſchläge. Dieſer Antrag 
der Sozialdemokraten wurde abgelehnt. Ange⸗ 
nommen wurde ein Antrag auf Ausgleich zwi— 
ſchen den Unterſtützungsſätzen der männlichen und 
weiblichen Arbeitsloſen. Am 30. März 1925 
ſtellten die Sozialdemokraten gleichfalls Anträge 
und es wurde die Anrechnung der Einnahmen im 
gemeinſamen Haushalt eines Erwerbsloſen nur 
zur Hälfte erreicht. Außerdem die Höchſtſumme 
der Unterſtützungen im gemeinſamen Haushalt 
eines Erwerbsloſen vom dreifachen des Unter- 
ſtützungsſatzes des Hauptunterſtützungsempfängers 
auf das Vierfache erhöht. Außerdem wurde die 
Winterbeihilfe auch für die Bruchteile eines Mo— 
nats gewährt. Am 14. Mai 1925 erfolgte dann 
die Erhöhung des Höchſtunterſtützungsſatzes in der 
Erwerbsloſenfürſorge. 

Was können wir feſtſtellen? Wenn die Sozial— 
demokraten in der Oppoſition ſtanden, haben ſie 
Anträge geſtellt. Wir können feſtſtellen, daß ein— 
zelne dieſer Anträge angenommen wurden, wenn 
auch manchmal nur in beſcheidenem Umfange. 
Seitdem die Sozialdemokratie aber in der Koali- 
tion ſitzt, iſt nicht die geringſte Erhöhung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung erfolgt, im Gegenteil, 
eine ungeheure Verſchlechterung. In bezug dar- 
auf hat der Sozialdemokrat Breitſcheidt recht, 
wenn er erklärt: „Außerhalb der Koalition, in 
der Oppoſition haben wir reaktionäre Beſtrebun— 
gen in bezug auf die ſoziale Fürſorge noch zum 
Scheitern bringen können.“ Sobald Sie in der 
Regierung ſitzen, werden dieſe reaktionären Be— 
ſtrebungen durchgeführt und zwar mit Hilfe der— 
ſelben Sozialdemokratiſchen Partei, die früher 
Anträge für die Erwerbsloſen ſtellte. Die letzte 
Steigerung der Erwerbsloſenunterſtützung er— 
folgte vor genau drei Jahren. Seitdem iſt die 
Erwerbsloſenunterſtützung nicht um einen ein- 
zigen Pfennig erhöht worden. Wir haben unter— 
deſſen noch in der letzten Zeit eineinhalb Jahre 
Koalitionsregierung. Was ift in bezug auf den 
Lebenshaushalt der Erwerbsloſen laut Inder: 
ziffer eingetreten? Die Indexziffer betrug im 
Monat März 1926 131¾ und ſtieg auf 144 im 
Monat März 1929. Nehmen wir die Ziffer für 
ein Vierteljahr, dann betrug die Indexziffer im 
erſten Vierteljahr 1926 132⅜ und im erſten Bier- 
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teljahr 1929 143 ¼8, aljo ein gewaltiges Anſtei— 
gen der Inderziffer in den letzten Jahren. Und 
doch iſt die Erwerbsloſenunterſtützung ſeit drei 
Jahren nicht um einen Pfennig erhöht worden. 
Die Erwerbsloſenfürſorge ſelbſt wurde ſtark abge- 
baut. Nicht direkt, indem man die Unterſtützungs⸗ 
ſätze herabſetzte, ſondern indirekt, indem man die 
Summen für die Erwerbsloſenfürſorge von Jahr 
zu Jahr ſchmälerte, trotzdem die Erwerbslojen- 
ziffer ſelbſt ſtieg. Sie ſtieg z. B. vom Jahre 1928 
im erſten Vierteljahr von 15 748 monatlich auf 
17 423 im erſten Vierteljahr 1929. Alſo eine ge— 
waltige Steigerung der Zahl der Erwerbsloſen. 
Auf der andern Seite ein ganz radikaler Abbau 
der Summe, die für die Erwerbsloſen in den Etat 
eingeſetzt wird. Im Jahre 1926 war für die ge— 
ſamte Erwerbsloſenfürſorge die Summe von 
11 021 758 Gulden eingeſetzt und im Jahre 1929 
hat man die Summe von 7675 000 Gulden einge— 
ſetzt. Alſo trotz ſteigender Indexziffer für den Le- 
bensunterhalt, trotzdem auch im letzten Jahre die 
Erwerbsloſenziffer wieder geſtiegen iſt, hat man 
die Unterſtützungsſätze ſeit drei Jahren nicht um 
einen Pfennig erhöht, aber die geſamte Unter- 
ſtützungsſumme für die Erwerbsloſen in dieſen 
drei Jahren um ca. 31% Millionen abgebaut. Das 
beweiſt die „praktiſche Arbeit“ dieſer Regierung, 
wie ſich der Abgeordnete Loops der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei hier im Volkstag vor kurzem 
ausdrückte. Ja, Herr Abg. Loops, ſo ſieht Ihre 
„praktiſche Arbeit“ aus. In drei Jahren haben 
Sie die Erwerbsloſenunterſtützung um 3½ Milli⸗ 
onen abgebaut. Es iſt gar nicht nötig, daß wir 
hier eine Erhöhung der Erwerbsloſenfürſorge noch 
beſonders begründen. Die jetzigen Unterſtützungs— 
ſätze reichen nicht im geringſten an das Exiſtenz⸗ 
minimum heran. Deshalb iſt dieſe Erhöhung eine 
abfolute Notwendigkeit und die Erwerbsloſen wer: 
den den ſchärfſten Kampf führen, um ſie herbei— 
zuführen. Welche Methoden verſucht denn der Se— 
nat gerade in der letzten Zeit anzuwenden, um mit 
den im Etat zur Verfügung geſtellten Mitteln für 
die Erwerbsloſenfürſorge auskommen zu können? 
Herr Senator Wiercinſki hat hier ſelbſt zugegeben, 
daß die Erwerbsloſenziffer in dieſem Jahre bedeu- 
tend angeſtiegen iſt, trotzdem iſt in dieſem Jahre 
der Betrag für die Erwerbsloſenfürſorge wieder— 
um 4, Millionen Gulden gegenüber dem Etats⸗ 
jahr 1928/29 gekürzt worden. Wie hilft man ſich 
nun aber aus dieſem Dilemma? Einfach dadurch, 
daß man die Danziger Erwerbsloſen nach Deutſch— 
land vermittelt; man zwingt die Erwerbsloſen, 
in Deutſchland Arbeit anzunehmen. Wer ſich 
weigert, das zu tun, den ſtreicht man ganz einfach 
aus der Liſte der Erwerbsloſen in ganz brutaler 
Art und Weiſe. Nun, wir haben unſere Abände— 
rungsanträge geſtellt. Die Sozialdemokraten ha— 
ben bereits vor einiger Zeit in bezug auf dieſe 
Abänderungsanträge erklärt, daß dieſe Abände- 


rungsanträge nur beweiſen, daß die Kommuniſten 
nicht im geringſten daran denken, wirkliche Ver- 
beſſerungen herbeizuführen, ſonſt würden ſie nicht 
jo törichte Anträge ſtellen. Was ift unſere Forde- 
rung? Die Erhöhung der Unterſtützungsſätze um 
rund 20 Prozent nur für die Hauptunterſtützungs⸗ 
kempfänger. Dieſe Forderung reicht nicht im ent: 
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fernteſten an die Forderung der Sozialdemokraten 
heran, die die Sozialdemokraten 1925 aufgeſtellt 
haben. Die Sätze, die heute an Erwerbsloſen— 
unterſtützung gezahlt werden ſind noch genau die 
gleichen wie im Jahre 1925, die Differenz beträgt 
nur 10 P bei dem Hauptunterſtützungsempfänger. 
1925 forderten aber die Sozialdemokraten eine 
25⸗prozentige Erhöhung der Hauptunterſtützungs— 
ſätze und eine 50-prozentige Erhöhung der Fami— 
lenzulagen. 

Wenn wir heute eine Erhöhung der Haupt- 
unterſtützungsſätze um nur 20 Prozent beantragen, 
jo iſt dabei noch zu berückſichtigen, daß die Index⸗ 
ziffer ganz gewaltig geſtiegen iſt. Sie werden alſo 
ſelbſt zugeben müſſen, daß unſere heutige Forde— 
rung im Vergleich mit Ihrem Antrag im Jahre 
1925 ſehr beſcheiden genannt werden muß. Aber 
wenn Sie nicht einmal dieſe beſcheidene Forderung 
hier annehmen wollen, dann beweiſt das nur um 
ſo ſtärker Ihr reaktionäres Geſicht, beweiſt das 
nur um ſo ſtärker, daß Sie Ihre Stellung inner— 
halb der Koalition nur dazu benutzen, um die 
ſtändigen und geſteigerten Angriffe der Reaktion 
gegen die Arbeiterſchaft nicht nur zu unterſtützen, 
ſondern auch in der brutalſten Form ſelbſt durch— 
zu führen. Lehnen Sie unſere Anträge ab! Wir 
werden den Kampf um dieſe Anträge weiterfüh— 
ren. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre— 
chung. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich rufe 
Artikel 1 auf. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer Artikel 1 annehmen will, bitte ich, ſich zu er— 
heben. — (Abg. Plenikowſki: Wo iſt die Beſchluß— 
fähigkeit, das iſt ein Hohn auf den Parlamenta— 
rismus!) Ich rufe Artikel 2 auf. Ich eröffne die 
Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab- 
ſtimung. Wer Artikel 2 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit; abge— 
lehnt. Ich rufe Artikel 3 auf. 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Diejenigen, die den Artikel 3 an- 
nehmen wollen, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich rufe 
Artikel 4 auf. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich bitte die D. u. H., die Artikel 4 annehmen 
wollen, fih zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: So- 
gar die Sätze, die Sie ſelbſt beantragt haben, leh— 
nen Sie jetzt ab!) Ich rufe Artikel 5 auf. Ich er— 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmel— 
dungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtim— 
mung. Ich bitte die D. u. H., die den Artikel 5 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit; Artikel 5 iſt abgelehnt. Ich rufe 
Artikel 6 auf. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Die D. u. H., die den 
Artikel 6 annehmen wollen, bitte ich, fih zu er- 
heben. — Das iſt die Minderheit; Artikel 6 iſt 
abgelehnt. Ich rufe Artikel 7 auf. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. 


Ich eröffne die 
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len, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit; 
Artikel 7 iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir fom- 


men zur Abſtimmung. Wer die Ueberſchrift an— 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 


die Minderheit; abgelehnt. Damit iſt der Ur— 
antrag in Druckſache Nr. 628 in zweiter Beratung 
abgelehnt und damit erledigt. (Abg. Plenikowſki: 
Man immer ſo weiter!) Ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über die Vornahme einer 
Volkszählung in der Freien Stadt Danzig 
im Jahre 1929. 

Druckſache Nr. 783 zu Nr. 724. Ich eröffne 
die Ausſprache. Das Wort hat Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Kom- 
muniſtiſche Partei iſt mit einer Volkszählung 
vollkommen einverſtanden. (Na, dann iſt es ja 
gut! beim Zentrum.) Wir nehmen aber zu dieſem 


Geſetz deshalb hier noch einmal das Wort, um zu 


verſuchen, daß die Beſtimmungen des $ 5 abge- 
ändert werden, der folgendermaßen lautet: 

Soweit durch das von den Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbänden benötigte Perſonal Koſten verur⸗ 
ſacht werden, trägt dieſe die betreffende Gemeinde 
bezw. der Gemeindeverband. Im übrigen entſtehende 
Koſten werden vom Staat zu vier Fünftel und von 
den Gemeinden zu ein Fünftel getragen. Für die 
Verteilung des auf die Gemeinden entfallenden 
Fünftels iſt die neu feſtgeſtellte Bevölkerungszahl 
maßgebend. 

Wir nehmen gegen dieſen Paragraphen Stel— 
lung, weil das ohne weiteres eine ſchwere Bela— 
ſtung für die betreffenden Gemeinden iſt. Wenn 
der Staat ein Intereſſe an der Volkszählung hat, 
dann müßte er auch die Finanzierung tragen. Sie 
haben es als Abgeordnete ſehr leicht, hier zu be— 
ſchließen, daß der Staat berechtigt iſt, dieſe Koſten 
auf die Gemeinden abzuwälzen. Das verſtößt 
aber gegen jede Grundſätze, der Staat iſt nun ein— 
mal verpflichtet, die Koſten ſelbſt zu tragen. Bei 
dem raſenden Tempo der Durchpeitſchung dieſer 
Geſetze und des Etats iſt es uns unmöglich ge— 
macht, hier noch einen entſprechenden Abände— 
rungsantrag einzubrinegn. Wir hatten beab— 
ſichtigt, folgenden Antrag einzubringen: Dem § 5 
ift folgender Abſatz hinzuzufügen: „§ 5 ift zu ſtrei— 
chen und dafür zu ſetzen: Sämtliche die Volkszäh— 
lung betreffenden Unkoſten trägt allein der Staat.“ 
Es iſt uns nicht möglich geweſen, dieſen Antrag 
hier zu ſtellen. Ich möchte daher ganz beſonders 
an Sie die Aufforderung richten, und auf die 
große Notlage der Gemeinden hinweiſen und Sie 
erſuchen, dieſe Koſten allein auf den Staat zu iiber- 
nehmen. (Abg. Kurowſki Das koſtet nicht viel!) 
Insgeſamt wird es ſchon ein paar tauſend Gulden 
koſten und die Gemeinden müſſen mit hundert 
Gulden rechnen. Selbſt wenn die Volkszählung 
nur 100 Gulden für die einzelnen Gemeinedn 
koſten ſollten. Wenn es zugegebenermaßen nicht 
viel koſtet, Herr Abg. Kurowſki, dann verſtehe ich 
wirklich nicht, warum der Staat dann dieſe Aus⸗ 


Wir kommen zur Abſtimmung. gaben nicht ſelbſt trägt, da er ja weiß, daß die Ge- 
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meinden nicht ſo leiſtungsfähig ſind. Ich bitte Sie 

daher, das Geſetz in dieſem Sinne abzuändern. 
Vizepräſident Gaikowfki: Ich ſchließe die Be- 

ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 

liegen. Abänderungsanträge find nicht eingegan⸗ 

gen. (Abg. Liſchnewſki: Laſſen Sie uns doch fünf 


Minuten Zeit dazu!) Ich rufe auf: § 1. Ich er- 


öffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wer den $ 1 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 8 1 ift 
angenommen. Ich rufe auf: § 2. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer den 82 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
§ 2 ift angenommen. Zu 8 3 liegen keine Wort⸗ 
meldungen vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wer § 3 annehmen will, bitte ich, fih zu erheben. 
— angenommen. Ich rufe auf: § 4. Ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe fie, da Wortmeldun— 
gen nicht vorliegen. Wer 8 4 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
§ 4 ift angenommen. Ich rufe auf: § 5. Ich etr- 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmel— 
dungen nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß 8 5 
mit gleicher Mehrheit angenommen iſt. (Abg. 
Plenikowſki: Ich bitte bei § 5 um die Gegen- 
probe!) Wer gegen den § 5 in der vorliegenden 
Faſſung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minorität. $ 5 ift in der vorliegenden Faſſung 
angenommen. Ich eröffne die Ausſprache zu § 6. 
Ich ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wer 8 6 annehmen will, bitte ich, fih zu er- 
heben. — Das ift die Mehrheit; er ift angenom⸗ 
men. Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer die Ueberſchrift annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, ſie iſt angenommen. Damit iſt das Geſetz 
in zweiter Leſung angenommen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſkti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wir haben noch vor, einen Abänderungs⸗ 
antrag zur dritten Beratung zu ſtellen. Ich möchte 
Sie daher erſuchen, heute von der dritten Bera- 
tung abzuſehen und ſie morgen vorzunehmen. 
Nur aus dieſem Grunde widerſprechen wir der 
dritten Beratung. Ich weiß, daß die Tagesord— 
nung ſo feſtgeſetzt iſt. Aber da morgen ſowieſo 
getagt wird, möchte ich Sie nochmals erſuchen, die 
dritte Beratung morgen vorzunehmen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die dritte Beratung 
ſteht ſchon auf der Tagesordnung. (Abg. Pleni- 
kowſki: Wir beantragen Vertagung der Sitzung!) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich wollte die 
Vertagung der heutigen Sitzung auf morgen be— 
antragen. Nun dreht es ſich hier noch um die 
Frage der dritten Leſung. Was ſie zu begründen 
hatten, iſt doch jetzt geſagt worden. (Geben Sie 
uns Gelegenheit, einen Antrag zu ſtellen! Sie 
wollten doch bis Freitag tagen! bei den Kommu— 
niſten.) Das iſt doch im Ausſchuß beraten. Ich 
glaube nicht, daß eine Aenderung heute oder mor⸗ 
gen möglich iſt. Ich möchte deshalb bitten, daß die 
Tagesordnung ſo bleibt, wie ſie feſtgeſetzt iſt. Sie 
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lift fo aufgeſtellt worden, und niemand hat Mider- 


ſpruch erhoben. 
Pizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 


wollen, daß Sie das Geſetz heute zu Ende beraten, 


dann bitte ich, mir 5 Minuten Pauſe zu geſtatten, 
daß ich dieſen Abänderungsantrag aufſetze. Ich 
beantrage 5 Minuten Vertagung. 

Vizepräsident Gaikowſki: Das Wort zur Ge- 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Loops. 
Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Das ijt vorhin 
in der Geſchäftsordnungsrede nicht bekannt gege- 
ben. Hätte Herr Liſchnewſki das vorhin gejagt, 
daß er einen Antrag einreichen wollte, dann wäre 
das natürlich berückſichtigt worden. Im übrigen 
muß es die Aufgabe jeder Partei ſein, die Anträge 
rechtzeitig zu ſtellen. (Abg. Plenikowſki: So wie 
Sie die Sachen durchpeitſchen!) Es hat doch auf 
der Tagesordnung die zweite und dritte Beratung 
geſtanden, und jede Fraktion muß ſich darauf ein— 
richten. 


Vizepräſident Gaikowſki: Es ift Vertagung be- 
antragt. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit; er iſt abge— 
lehnt. Wir kommen zur dritten Beratung des 
Geſetzes über die Vornahme einer Volkszählung. 
Ich eröffne die Ausſprache, ich ſchließe fie, da Wort- 
meldungen nicht vorliegen. Ich rufe § 1 auf. Wer 
§ 1 annehmen will, bitte ich, fih zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
rufe § 2 auf, eröffne die Ausſprache und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle 
feft, daß 8 2 angenommen ift. Ich rufe § 3 auf, 
eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort— 
meldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle fejt, daß 8 3 
mit gleicher Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe 
§ 4 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, 
daß 8 4 angenommen ift. Ich rufe $ 5 auf, ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 


meldungen nicht vorliegen. Wer für die Annahme 


des 8 5 ift, bitte ich, fih zu erheben. Das ift die 
Mehrheit; er ift angenommen. (Abg. Plenikowfki: 
Die Gegenprobe, die meiſten ſaßen doch!) Ich habe 
die Mehrheit geſehen. Ich rufe § 6 auf, eröffne 
und ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer § 6 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — 8 6 ift angenommen. Ich rufe die Weber- 
ſchrift auf, eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer die 
Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das ift die Mehrheit; fie ift angenom⸗ 
men. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer 
das Geſetz im ganzen annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt an⸗ 
genommen. (Abg. Plenikowſki: Ich zweifle die 
Beſchlußfähigkeit des Hauſes an!) Damit iſt Punkt 
3 erledigt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 


nunmehr Vertagung. 
Vizepräſident Gaikowſti: Zur Geſchäftsord⸗ 


(nung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſti. 


(C) 


(D) 


(A) 


1914 Volkstag Danzig — 101. Sitzung. 


Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D u. 
H.! Ich ſtelle feft, daß Sie, trotzdem die Kommu- 
niſtiſche Fraktion mitgearbeitet hat, nur aus Nie- 
derträchtigkeit gegen jeden Geſchäftsordnungsan⸗ 
trag ſtimmen. 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ſolche Ausdrücke find wir im Haufe nicht 
gewöhnt. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Aus reiner 
Unſachlichkeit ſtimmen Sie jeden Antrag der Kom- 
muniſten nieder, nur um ihnen eins zu verſetzen, 
um ihnen jede Arbeit unmöglich zu machen. Wenn 
Sie jetzt vertagen wollen, haben wir abſolut nichts 
dagegen. Im übrigen habe ich die Methoden ge- 
kennzeichnet, die Sie benutzen, und wir wenden 
uns mit Entſchiedenheit dagegen. 

Vizepräſident Gaikowfki: Es ift Vertagung bez- 
antragt worden. Widerſpruch iſt nicht erhoben. 


Auch Herr Abg. Liſchnewſki hat keinen Wider- 
ſpruch erhoben. 
einverſtanden iſt. 


Er hat geſagt, daß er damit 
Ich ſchlage vor, die nächſte 


Mittwoch, den 26. Juni 1929. 


Sitzung am Donnerstag, den 27. Juni, 
mittags 3,30 Uhr mit folgender Tagesordnung ab⸗ 
zuhalten: a 

1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Erklärung 
des 28. Juni 1929 zum Volkstrauertag. Urantrag des 
Abg. Hohnfeldt und Gen. — (Druckſache Nr. 778.) 

2. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armenſachen. (Drudiahe Nr. 784 zu Nr. 721.) 
(Abg. Berger: Wir widerſprechen der dritten 

Beratung!) 

3. Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes über Ent⸗ 
laſtung der Jahresrechnung 1926. (Drucks. Nr. 768.) 

4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Vermögensſteuergeſetzes. — Urantrag des Abg. 
Raſchke u. Fr. — (Drucksache Nr. 756.) 

5. Eingaben. 

Gegen die dritte Leſung des Geſetzentwurfs 
betr. Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armenſachen iſt Widerſpruch erhoben worden. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Die dritte Leſung kann nicht ſtatt⸗ 
finden. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 8 Uhr 45 Minuten.) 


nach⸗ G) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 102. Sitzung. Donnerstag, den 27. Juni 1929. 


102. Sitzung. 


Donnerstag, den 27. Juni 1929. 


Seite 
Eintritt des Abg. Sturm (Nat. Lib.) in den Volks⸗ 
r „ „1915 B 
Erklä⸗ 
rung des 28. Juni 1929 zum Volkstrauertag. 
— Urantrag des Abg. Hohnfeldt u. Gen. — 


(Druckſache Nr. 778.) — Zurückgezogen . . . 1915 B 
Weiß (8 Erklärung ß . 1915 B 
Unterbrechung der Sitzung 1916A 
Wiedereröffnung der Sitzung. . 1916 A 


Antrag des Abg. Schwegmann, Regier, Blavier u. 
Gen. auf Zurückziehung der Druckſache Nr. 778 1916A 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 
Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armenſachen. (Druckſache Nr. 784 zu Nr. 721) 1916 B 
Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes über die 
Entlaſtung der allgemeinen Rechnung über 
den Staatshaushalt des Rechnungsjahres 1926 
(Druckſache Nr. 768 zu Nr. 393) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Vermögensſteuergeſetzes. — Uran⸗ 


trag des Abg. Raſchke u. Fr. (Druckſache 
Nr ee r AA S LIE 
Di GP) AE Ee E 1916 C 

Eingaben laut Druckſache Nr. 808, 826, 827, 825 
e a. ee 1917 A 
Baan 2 m. 9. a ER 1917 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Landgerichtsrat Dr. Bode. 


Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne die 102. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich zunächſt mitzu⸗ 
teilen, daß Herr Sturm, Zoppot, die Wahl zum 
Abgeordneten angenommen hat. Er iſt Nachfol⸗ 
ger des Herrn Dr. Heinemann. Iſt Herr Sturm 
anweſend? (Abg. Sturm: Hier!) Ich begrüße Sie 
als neues Mitglied und hoffe, daß Sie, wie in frü— 


heren Jahren, auch jetzt mitarbeiten werden. 
Seien Sie uns willkommen! — Ich rufe Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. Erklärung des 28. Juni 1929 zum 
Volkstrauertag. — Urantrag des Abg. 
Hohnfeldt u. Gen. — 

Druckſache Nr. 778. Ich eröffne die Beſpre— 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Weiß, der 
eine Erklärung abgeben wird. Die Erklärung iſt 
mir vorgelegt worden. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! (Das 
Haus erhebt ſich.) Im Namen und Auftrag der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion, der Deutſchnatio— 
nalen Fraktion, der Zentrumsfraktion, der Gruppe 
der Deutſch-Danziger Volkspartei, der Gruppe der 
Nationalliberalen Bürgerpartei, der Gruppe der 
Deutſchliberalen Partei, der Gruppe der Bürger— 
lichen Arbeitsgemeinſchaft, ſowie der Abgeordne— 
ten der Mieter: und Rentnerpartei, der Deutſch— 


ſozialen Partei, der National-Sozialiſtiſchen Ar- 
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beiterpartei habe ich folgende Erklärung abzu— 


geben: 

Am 28. Juni 1929 ſind zehn Jahre vergangen 
ſeit dem Tage, an welchem in Verſailles der Frie— 
densvertrag unterzeichnet wurde. An dieſem 
ernſten Gedenktage gehen unſere Gedanken zuerſt 
trauernd zu den Gräbern der Millionen Gefalle— 
IE die Opfer des furchtbaren Weltkrieges wur— 

en. 


Der Friedensvertrag löſte die faſt rein deutſche 
Bevölkerung der Freien Stadt gegen ihren aus⸗ 
geſprochenen Willen vom Deutſchen Reich. Schwere 
ſeeliſche und wirtſchaftliche Belaſtungen ſind für 
uns alle dadurch eingetreten. Aber die Freie Stadt 
Danzig hat in den vergangenen zehn Jahren die 
ihr durch den Vertrag auferlegten Pflichten loyal 
erfüllt. 

Am heutigen Gedenktage ſenden wir dem 
deutſchen Volk unſere brüderlichen Grüße, wobei 
wir mit aller Beſtimmtheit und Ueberzeugung 
feſtſtellen, daß die nunmehr zehnjährige Trennung 
die innere und kulturelle Verbundenheit der Dan— 
ziger Bevölkerung mit dem deutſchen Volk in fei- 
ner Weiſe hat beeinträchtigen können. 


Die Erklärung iſt unterzeichnet: Danzig, den 
27. Juni 1929. 


Arthur Brill 
und die übrigen Mitglieder 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
Schwegmann 
und die übrigen Mitglieder 
der Deutſchnationalen Fraktion. 


eiß 
und die übrigen Mitglieder 
der Zentrumsfraktion. 
Dr. Blavier 
und die übrigen Mitglieder 
der Gruppe der Deutſch-Danziger Volkspartei. 
Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder 
der Gruppe der Nationalliberalen Bürgerpartei. 
Jewelowſfki 
und die übrigen Mitglieder 
der Gruppe der Deutſchliberalen Partei. 
Jahr 
und die übrigen Mitglieder 
der Gruppe der Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 
W. Lemke 
von der Mieter- und Rentnerpartei. 
Adolf Zarske 
von der Deutſchſozialen Partei. 
Hohnfeldt 
von der National-Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei. 
Vizepräſident Gaikowſki: Es ift folgender Mn- 
trag eingegangen. 
Wir beantragen, die Sitzung zu vertagen und die 
nächſte Sitzung 4 Stunde ſpäter mit der gleichen 
Tagesordnung einzuberufen. 
Arthur Brill 

und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokr. Fraktion. 
Schwegmann 

und die übrig. Mitgl. der Deutehnationalen Fraktion. 


ei 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Dr. Blavier 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Deutſch-Danziger Volkspartei. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Vizepräſident Gaikowſfki) 
Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Nationalliberalen Bürgerpartei. 
Jewelowfki 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Deutſchliberalen Partei. 


Volkstag Danzig — 102. Sitzung. 


Jahr 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 
Mroczkowfki 
von der Mieter- und Rentnerpartei. 
Zarske 
von der Deutſch-Sozialen Partei. 
Hohnſeldt 
von der National-Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei. 


Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſ— 
ſen. Wir vertagen die Sitzung bis 4,05 Uhr. 
(Unterbrechung der Sitzung (3 Uhr 50 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 10 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 
Vizepräſident Gaikowſti: Ich eröffne die un- 
terbrochene Sitzung. Es liegt folgender Antrag 
zu Druckſache Nr. 728 vor: 
Wir ziehen den Geſetzentwurf betr. Erklärung 
des 28. Juni zum Volkstrauertag hiermit zurück. 
Schwegmann 5 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 


Regier 5 
und die übrig. Mitgl. der Nationallib. Bürgerpartei. 
Dr. Blavier. W. Lemke. Jahr. Hohnfeldt. 

Zarske. 


(Abg. Plenikowſki: Die haben Angſt vor der 
eigenen Courage!) Wir kommen zu Punkt 2 der 
Tagesordnung. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Erſtattung von Rechtsanwaltsge⸗ 
bühren in Armenſachen. i 3 

Druckſache Nr. 784 zu Nr. 721. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich rufe Artikel I auf, eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer Artikel I annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
er iſt angenommen. Ich rufe Artikel II auf, er⸗ 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Mortmel- 
dungen nicht vorliegen. Wer Artikel II anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; Artikel II ift angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. Da- 
mit iſt der Geſetzentwurf in zweiter Leſung ange- 
nommen. (Abg. Schilke: Ich beantrage dritte Le⸗ 
ſung! — Wir widerſprechen! rechts.) Es iſt 
Widerſpruch erhoben, die dritte Leſung kann nicht 
ſtattfinden. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 


auf: 

Bericht des Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes über die Entlastung der allgemeinen 
Rechnung über den Staatshaushalt des 
Rechnungsjahres 1926. 

Druckſache Nr. 768 zu Nr. 393. Ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer den Ausſchußantrag anneh: 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Der Bericht iſt angenommen. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 


ſollen. 


Donnerstag, den 27. Juni 1929. 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 

Abänderung des Vermögensſteuergeſetzes. 

— Arantrag des Abg. Raſchke u. Fr. — 
Druckſache Nr. 756. Ich eröffne die Ausſprache. 

Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (KP.): M. D. u. H.! Wir 
haben dem Hauſe einen Geſetzentwurf vorgelegt, 
enthalten in Druckſache Nr. 756. Bevor ich dieſen 
Geſetzentwurf begründe, möchte ich ſagen, daß der 
Kommuniſtiſchen Partei ſeitens der Regierungs- 
parteien keine Möglichkeit gegeben wurde, zu dem 
ſo wichtigen Etat über die Finanzverwaltung zu 
ſprechen. Mit Brutalität wurde jede Ausſprache 
auch über den außerordentlich wichtigen Etat ab⸗ 
gewürgt, weil man fürchtete, daß durch eine der⸗ 
artige Ausſprache die Oeffentlichkeit draußen 
etwas hören konnte, wie arbeiterfeindlich gerade 
dieſer Etat ſich für die geſamte Arbeiterſchaft aus— 
wirkt. In unſerm Geſetzentwurf wünſchen wir zu— 
erſt einmal in § 16 ſtatt der Ziffer „10 000“ die 
Ziffer „30 000“ zu ſetzen. Hiermit wollen wir 
ſagen, daß Vermögen bis zu der Höhe von 30 000 
Gulden von der Vermögensſteuer befreit ſein 
; Das alte Geſetz, wie es heute noch in 
Kraft iſt, ſchließt ſchon die Beſteuerung von 20 000 
Gulden ein. Des weiteren ſagt unſer Antrag, daß 
der § 17 folgende Faſſung erhalten foll: 

Die Steuer beträgt jährlich bei einem Vermö⸗ 
gen von 30 000 bis 100000 Gulden 1 Prozent vom 
Hundert. 

Das Vermögensſteuergeſetz, das heute noch 
Gültigkeit hat, verlangt nicht 1 vom Hundert, fon- 
dern 1 vom Tauſend. Es erfaßt die Vermögen bis 
zu 250 000 Gulden mit 5 vom Tauſend. Wir da⸗ 
gegen ſagen in unſerem Abänderungsantrag, daß 
bei Vermögen von 500 000 Gulden bis 1 Million 
5 vom Hundert abgezogen werden ſollen. 

Wir haben, falls dieſer Antrag abgelehnt wer— 
den ſollte, einen Eventualantrag eingereicht, der 
verlangt, daß im $ 17, Abſatz 1, anſtatt 1 Prozent 
5 Prozent erhoben werden ſollen und in ſeiner 
Endzahl anſtatt 5 Prozent 40 Prozent. Der Senat 


hat die lächerliche Summe von 1 540 000 Gulden 


in den Etat eingeſetzt, der Einkommenſteuer von 
20 860 000 gegenüber eine vollkommen geringe 
und lächerliche Zahl. Von dieſen 20 860 000 Gul⸗ 
den Einkommenſteuer werden allein 11 Millionen 
im Lohnabzugsverfahren erhoben, alſo hieraus 
erſehen wir ihon, welch ein ungeheurer Unter: 
ſchied hier beſteht. Bezeichnend iſt, daß der Fi— 
nanzſenator, bekanntlich jetzt Herr Dr. Kamnitzer, 
entnommen aus der Sozialdemokratiſchen Partei, 
vor kurzer Zeit dem Hauſe einen Geſetzentwurf 
vorlegte, nach welchem die Einkommen und in 
erſter Linie auch wieder die kleineren Einkommen 
höher belaſtet werden follen, und zwar mit 3 Pro- 
zent Zuſchlag zur Lohnſummenſteuer. Wir zeig⸗ 
ten hier den Weg, der beſchritten werden muß, da⸗ 
mit die Laſten auf die tragfähigen Schultern ge- 
legt werden. Auch der Finanzſenator wird nicht 
beſtreiten können, daß hier im Freiſtaat große 
Vermögen vorhanden ſind, die ohne weiteres dieſe 
Belaſtung, die wir mit unſerem Antrag bezwecken, 
tragen können. á 

Wir zeigen dem Finanzſenator, wie er den 


nach feiner Meinung verfahrenen Finanzkarren 


(©) 


(D) 


| p” 


(A) 


Volkstag Danzig — 102. Sitzung. Donnerstag, den 27. Juni 1929. 


(Opitz, Abgeordneter) 
in dieſem kapitaliſtiſchen Staat wieder flott be— 
kommen und dabei die arbeitenden Bevölkerungs— 
ſchichten des Staates entlaſten kann. Wir bean- 
tragen, daß unſer Geſetzentwurf dem Steueraus— 
ſchuß überwieſen wird. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich ſchließe die Be- 


ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor- 


liegen. Es iſt der Antrag geſtellt, dieſen Geſetz— 
entwurf dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 808. 

Ich werde zunächſt über die Eingaben abſtim— 
men laſſen, zu denen keine Abänderungsanträge 
geſtellt ſind. Ich rufe auf die Eingaben in der 
Druckſache Nr. 808. Ich ſtelle die Annahme feſt. 
Ich rufe auf die Eingaben in Druckſache Nr. 826 
und ſtelle die Annahme feft. Druckſache 827; an- 
genommen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Entſchließung des Ausſchuſſes für Soziale Wn- 
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gelegenheiten zur Druckſache Nr. 825. 
Annahme dieſer Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
M. D. u. H., damit iſt unſere Tagesordnung erle— 
digt. Wir haben gemäß des Beſchluſſes im Aelte— 
ſtenausſchuß vereinbart, daß die nächſte Sitzung 
vorausſichtlich am Mittwoch, den 15. Auguſt ſtatt⸗ 
finden foll. Sollte es unbedingt notwendig fein, 
daß früher eine Sitzung ſtattfindet, ſo wird dem— 
entſprechend eingeladen werden. Während dieſer 
Ferienperiode tagen die Ausſchüſſe nicht, nur der 
Hauptausſchuß hat ſich zur Verfügung zu halten. 
M. D. u H., wir haben gute Arbeit und fleißige 
Arbeit geleiſtet, alle haben tatkräftig mitgearbei⸗ 
tet, wofür Ihnen der Dank ausgeſprochen werden 
ſoll. Sie haben zweifellos nunmehr auch Erho— 


lung nötig. Ich wünſche Ihnen alle gute Erholung 
und, ſoweit Sie verreiſen, ein glückliches Jurid- 
kommen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 25 Minuten.) 


Wer für G) 


(A) 


(B) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſti eröffnet. 


Am Negierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Landgerichtsrat Dr. Bode. 


Vizepräſident Gaikowſti: Ich eröffne die 102. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich zunächſt mitzu⸗ 
teilen, daß Herr Sturm, Zoppot, die Wahl zum 
Abgeordneten angenommen hat. Er iſt Nachfol⸗ 
ger des Herrn Dr. Heinemann. Iſt Herr Sturm 
anweſend? (Abg. Sturm: Hier!) Ich begrüße Sie 
als neues Mitglied und hoffe, daß Sie, wie in frü— 
heren Jahren, auch jetzt mitarbeiten werden. 
Seien Sie uns willkommen! — Ich rufe Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Erklärung des 28. Juni 1929 zum 
Volkstrauertag. — Urantrag des Abg. 
Hohnfeldt u. Gen. — 

Druckſache Nr. 778. Ich eröffne die Beſpre— 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Weiß, der 
eine Erklärung abgeben wird. Die Erklärung iſt 
mir vorgelegt worden. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! (Das 
Haus erhebt ſich.) Im Namen und Auftrag der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion, der Deutſchnatio— 
nalen Fraktion, der Zentrumsfraktion, der Gruppe 
der Deutſch-Danziger Volkspartei, der Gruppe der 
Nationalliberalen Bürgerpartei, der Gruppe der 
Deutſchliberalen Partei, der Gruppe der Bürger: 
lichen Arbeitsgemeinſchaft, ſowie der Abgeordne— 
ten der Mieter- und Rentnerpartei, der Deutſch— 


ſozialen Partei, der National-Sozialiſtiſchen Ar- 
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beiterpartei habe ich folgende Erklärung abzu— 


geben: 

Am 28. Juni 1929 ſind zehn Jahre vergangen 
feit dem Tage, an welchem in Verſailles der Frie- 
densvertrag unterzeichnet wurde. An dieſem 
ernſten Gedenktage gehen unſere Gedanken zuerſt 
trauernd zu den Gräbern der Millionen Gefalle— 
wen die Opfer des furchtbaren Weltkrieges wur- 

en. 


Der Friedensvertrag löſte die faſt rein deutſche 
Bevölkerung der Freien Stadt gegen ihren aus⸗ 
geſprochenen Willen vom Deutſchen Reich. Schwere 
ſeeliſche und wirtſchaftliche Belaſtungen ſind für 
uns alle dadurch eingetreten. Aber die Freie Stadt 
Danzig hat in den vergangenen zehn Jahren die 
ihr durch den Vertrag auferlegten Pflichten loyal 
erfüllt. 

Am heutigen Gedenktage ſenden wir dem 
deutſchen Volk unſere brüderlichen Grüße, wobei 
wir mit aller Beſtimmtheit und Ueberzeugung 
feſtſtellen, daß die nunmehr zehnjährige Trennung 
die innere und kulturelle Verbundenheit der Dan- 
ziger Bevölkerung mit dem deutſchen Volk in kei— 
ner Weiſe hat beeinträchtigen können. 

Die Erklärung iſt unterzeichnet: Danzig, den 
27. Juni 1929. 


Arthur Brill 
und die übrigen Mitglieder 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
Schwegmann 
und die übrigen Mitglieder 
der Deutſchnationalen Fraktion. 


ei 
und die übrigen Mitglieder 
der Zentrumsfraktion. 

Dr. Blavier 

und die übrigen Mitglieder 

der Gruppe der Deutſch-Danziger Volkspartei. 

Dr. Unger 

und die übrigen Mitglieder 

der Gruppe der Nationalliberalen Bürgerpartei. 

Jewelowſfki 

und die übrigen Mitglieder 

der Gruppe der Deutſchliberalen Partei. 
Ja 


Jahr 
und die übrigen Mitglieder 
der Gruppe der Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 
W. Lemke 
von der Mieter- und Rentnerpartei. 
Adolf Zarske 
von der Deutſchſozialen Partei. 
Hohnfeldt 
von der National⸗Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei. 
Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt folgender An- 
trag eingegangen. 

Wir beantragen, die Sitzung zu vertagen und die 
nächſte Sitzung Stunde ſpäter mit der gleichen 
Tagesordnung einzuberufen. 

Arthur Brill 

und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokr. Fraktion. 
. Schwegmann 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 


ei 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Dr. Blavier 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei. 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Nationalliberalen Bürgerpartei. 
Jewelowſfki 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Deutſchliberalen Partei. 
Jahr 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 
Mroczkowfki 
von der Mieter- und Rentnerpartei. 
arste 
von der Deutſch-Sozialen Partei. 
Hohnfeldt 
von der National-Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſ— 
ſen. Wir vertagen die Sitzung bis 4,05 Uhr. 
(Unterbrechung der Sitzung (3 Uhr 50 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 10 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 
Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne die un- 
terbrochene Sitzung. Es liegt folgender Antrag 
zu Druckſache Nr. 728 vor: 
Wir ziehen den Geſetzentwurf betr. Erklärung 


des 28. Juni zum Volkstrauertag hiermit zurück. 
Schwegmann 3 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 
Regier $ 
und die übrig. Mitgl. der Nationallib. Bürgerpartei. 
Dr. Blavier. W. Lemke. Jahr. Hohnfeldt. 
Zarske. 


(Abg. Plenikowſki: Die haben Angſt vor der 
eigenen Courage!) Wir kommen zu Punkt 2 der 
Tagesordnung. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Erſtattung von Rechtsanwaltsge⸗ 
bühren in Armenſachen. ! 

Druckſache Nr. 784 zu Nr. 721. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich rufe Artikel I auf, eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer Artikel I annehmen will, 
bitte ich, fih gu erheben. — Das ift die Mehrheit; 
er iſt angenommen. Ich rufe Artikel II auf, er⸗ 
öffne die Ausſprache und ſchließe fie, da Wortmel— 
dungen nicht vorliegen. Wer Artikel II anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; Artikel II ift angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. Da⸗ 
mit ift der Geſetzentwurf in zweiter Leſung ange- 
nommen. (Abg. Schilke: Ich beantrage dritte Le⸗ 
ſung! — Wir widerſprechen! rechts.) Es iſt 
Widerſpruch erhoben, die dritte Leſung kann nicht 
ſtattfinden. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 


auf: 

Bericht des Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes über die Entlaſtung der allgemeinen 
Rechnung über den Staatshaushalt des 
Rechnungsjahres 1926. 

Druckſache Nr. 768 zu Nr. 393. Ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer den Ausſchußantrag anneh— 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Der Bericht iſt angenommen. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 

Abänderung des Vermögensſteuergeſetzes. 

— Urantrag des Abg. Rafte u. Fr. — 
Druckſache Nr. 756. Ich eröffne die Ausſprache. 

Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (KP.): M. D. u. H.! Wir 
haben dem Hauſe einen Geſetzentwurf vorgelegt, 
enthalten in Druckſache Nr. 756. Bevor ich dieſen 
Geſetzentwurf begründe, möchte ich ſagen, daß der 
Kommuniſtiſchen Partei ſeitens der Regierungs- 
parteien keine Möglichkeit gegeben wurde, zu dem 
ſo wichtigen Etat über die Finanzverwaltung zu 
ſprechen. Mit Brutalität wurde jede Ausſprache 
auch über den außerordentlich wichtigen Etat ab— 
gewürgt, weil man fürchtete, daß durch eine der— 
artige Ausſprache die Oeffentlichkeit draußen 
etwas hören konnte, wie arbeiterfeindlich gerade 
dieſer Etat ſich für die geſamte Arbeiterſchaft aus⸗ 
wirkt. In unſerm Geſetzentwurf wünſchen wir zu— 
erſt einmal in § 16 ſtatt der Ziffer „10 000“ die 
Ziffer „30 000“ zu ſetzen. Hiermit wollen wir 
ſagen, daß Vermögen bis zu der Höhe von 30 000 
Gulden von der Vermögensſteuer befreit ſein 
ſollen. Das alte Geſetz, wie es heute noch in 
Kraft ijt, ſchließt ſchon die Beſteuerung von 20 000 
Gulden ein. Des weiteren ſagt unſer Antrag, daß 
der § 17 folgende Faſſung erhalten foll: 

Die Steuer beträgt jährlich bei einem Vermö— 
gen von 30 000 bis 100 000 Gulden 1 Prozent vom 
Hundert. 

Das Vermögensſteuergeſetz, das heute noch 
Gültigkeit hat, verlangt nicht 1 vom Hundert, fon: 
dern 1 vom Tauſend. Es erfaßt die Vermögen bis 
zu 250 000 Gulden mit 5 vom Tauſend. Wir da- 
gegen ſagen in unſerem Abänderungsantrag, daß 
bei Vermögen von 500 000 Gulden bis 1 Million 
5 vom Hundert abgezogen werden ſollen. 

Wir haben, falls dieſer Antrag abgelehnt wer- 
den ſollte, einen Eventualantrag eingereicht, der 
verlangt, daß im § 17, Abſatz 1, anſtatt 1 Prozent 
5 Prozent erhoben werden ſollen und in ſeiner 
Endzahl anſtatt 5 Prozent 40 Prozent. Der Senat 
hat die lächerliche Summe von 1540 000 Gulden 
in den Etat eingeſetzt, der Einkommenſteuer von 
20 860 000 gegenüber eine vollkommen geringe 
und lächerliche Zahl. Von dieſen 20 860 000 Gul⸗ 
den Einkommenſteuer werden allein 11 Millionen 
im Lohnabzugsverfahren erhoben, alſo hieraus 
erſehen wir ihon, welch ein ungeheurer Unter: 
ſchied hier beſteht. Bezeichnend ift, daß der Fi- 
nanzſenator, bekanntlich jetzt Herr Dr. Kamnitzer, 
entnommen aus der Sozialdemokratiſchen Partei, 
vor kurzer Zeit dem Hauſe einen Geſetzentwurf 
vorlegte, nach welchem die Einkommen und in 
erſter Linie auch wieder die kleineren Einkommen 
höher belaſtet werden follen, und zwar mit 3 Pro- 
zent Zuſchlag zur Lohnſummenſteuer. Wir zeig⸗ 
ten hier den Weg, der beſchritten werden muß, da⸗ 
mit die Laſten auf die tragfähigen Schultern ge- 
legt werden. Auch der Finanzſenator wird nicht 
beſtreiten können, daß hier im Freiſtaat große 
Vermögen vorhanden ſind, die ohne weiteres dieſe 
Belaſtung, die wir mit unſerem Antrag bezwecken, 
tragen können. , 

Wir zeigen dem Finanzſenator, wie er den 


nach feiner Meinung verfahrenen Finanzkarren 


(C) 


(D) 


(A) 
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(Opitz, Abgeordneter) 

in dieſem kapitaliſtiſchen Staat wieder flott be- 
kommen und dabei die arbeitenden Bevölkerungs— 
ſchichten des Staates entlaſten kann. Wir bean— 
tragen, daß unfer Geſetzentwurf dem Steueraus— 
ſchuß überwieſen wird. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich ſchließe die Be- 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor- 
liegen. Es iſt der Antrag geſtellt, dieſen Geſetz— 
entwurf dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 808. 

Ich werde zunächſt über die Eingaben abſtim— 
men laſſen, zu denen keine Abänderungsanträge 
geſtellt ſind. Ich rufe auf die Eingaben in der 
Druckſache Nr. 808. Ich ſtelle die Annahme feft. 
Ich rufe auf die Eingaben in Druckſache Nr. 826 
und ſtelle die Annahme feft. Druckſache 827; an- 
genommen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Entſchließung des Ausſchuſſes für Soziale An⸗ 
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gelegenheiten zur Druckſache Nr. 825. 
Annahme dieſer Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
M. D. u. H., damit ift unſere Tagesordnung erle- 
digt. Wir haben gemäß des Beſchluſſes im Melte- 
ſtenausſchuß vereinbart, daß die nächſte Sitzung 
vorausſichtlich am Mittwoch, den 15. Auguſt ſtatt⸗ 
finden ſoll. Sollte es unbedingt notwendig ſein, 
daß früher eine Sitzung ſtattfindet, ſo wird dem— 
entſprechend eingeladen werden. Während dieſer 
Ferienperiode tagen die Ausſchüſſe nicht, nur der 
Hauptausſchuß hat ſich zur Verfügung zu halten. 
M. D. u H., wir haben gute Arbeit und fleißige 
Arbeit geleiſtet, alle haben tatkräftig mitgearbei: 
tet, wofür Ihnen der Dank ausgeſprochen werden 
ſoll. Sie haben zweifellos nunmehr auch Erho— 
lung nötig. Ich wünſche Ihnen alle gute Erholung 
und, ſoweit Sie verreiſen, ein glückliches Zurück⸗ 
kommen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 25 Minuten.) 


Wer für (B 


(A) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senator Arczynſki, Ne- 
gierungsräte Dr Sandheim, Dr. Krender. 
k Präſident: M. D. u. H.! Ich eröfne die 103. 
Vollſitzung. Der Herr Abg. Vizepräſident Dr. 
Bogdan hat für die Zeit vom 19. Auguſt bis 12. 
September um Urlaub nachgeſucht. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle feſt, daß das Haus den 
Urlaub bewilligt hat. Im Einvernehmen mit dem 


Melteſtenausſchuß ſchlage ich vor, Punkt 1 der 


heutigen Tagesordnung, dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs betr. die Erſtattung von Rechts— 
anwaltsgebühren in Armenſachen, abzuſetzen. Ich 
höre keinen Widerſpruch und ſtelle das Einver— 
ſtändnis des Hauſes feſt. Ich rufe den jetzigen 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Beſchäftigung ausländiſcher Sai⸗ 
ſonarbeiter in der Landwirtſchaft. 

Druckſache Nr. 844 zu Nr. 727. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Sieben— 


freund. 
Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.) : Im 
Namen der Koalitionsparteien beantrage ich, 


dieſen Punkt von der heutigen Tagesordnung ab— 
zuſetzen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Kom- 
muniſtiſche Fraktion beantragt, daß dieſer Punkt 
auf der Tagesordnung bleibt; denn die Kom— 
muniſtiſche Fraktion hat alle Urſache zu verlangen, 
daß dies Geſetz der Oeffentlichkeit ſo ſchnell wie 
möglich unterbreitet wird. 


Wir wiſſen, daß es 
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nicht das bringt, was es bringen foll. Die Poli- 
zeiverordnung über die Saiſonarbeiter wird da- 
durch nicht aufgehoben. Mit aller Deutlichkeit 
zeigt das Geſetz aber, wie wir im Rechtsausſchuß 
geſehen haben, die reaktionäre Stellungnahme 
des Senats. Senator Arczynſki hat das Zentrum 
und die Deutſchliberalen bewogen, dieſen Tages— 
ordnungspunkt zurückzuziehen, damit er inzwiſchen 
interfraktionelle Beſprechungen und Maßnahmen 
durchführen kann. Dagegen erheben wir Wider— 
ſpruch und wünſchen, daß heute die Angelegenheit 
behandelt wird. 

Präſident: Ueber die Abſetzung eines Punktes 
von der Tagesordnung entſcheidet die Mehrheit 
des Hauſes. Ich bitte diejenigen, die für Ab— 
ſetzung dieſes Punktes ſind, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, er iſt von der Tagesord— 
nung abgeſetzt. Ich rufe Punkt 2 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über das Schlichtungsweſen. 

Druckſache Nr. 817. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Senator Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Der Ihnen 
vorgelegte Entwurf eines Geſetzes über das 
Schlichtungsweſen iſt eine weitere Erfüllung des 
Programms, das fih die Regierung auf arbeits- 
rechtlichem Gebiete geſtellt hat. (Abg. Pleni- 
kowſki: Sie ſind daran, es zu erfüllen!) Es iſt 
aber auch ein Erfordernis, unſern gegenwärtigen 
Rechtszuſtand auf dieſem Gebiete den im Deut— 
ſchen Reiche herrſchenden Rechtsgrundſätzen anzu— 
paſſen. Wir haben aus der deutſchen Kriegs: 
und Revolutionszeit eine Verordnung über La- 
rifverträge, Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe 
und über Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten, 
die in den Kreiſen der Intereſſierten kurz als die 
Verordnung vom 28. Dezember 1918 bezeichnet 
wird. Der letzte Teil dieſer von mir genannten 
Verordnung regelte bisher das Schlichtungsweſen 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Das deutſche 
Reich hat dieſe Verordnung bereits 1923 durch 
eine weitere Verordnung ergänzt, während bei 
uns der Zuſtand des Jahres 1918 unverändert 
geblieben iſt. Es hat ſich im Laufe der letzten 
zehn Jahre herausgeſtellt, daß eine Neuordnung 
notwendig ijt. (Zurufe des Abg. Plenikowſki.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſti, Sie haben 
nicht das Wort, Sie können ſich nachher zum Wort 
melden. (Abg. Plenikowſki: Das überlaſſen Sie 
uns!) 

Arczynſki, Senator: Im vorliegenden Geſetz— 
entwurf iſt verſucht worden, die Erfahrungen, die 
bei dem großen Tarif- und Schlichtungsſtreit im 
Jahre 1928 im Weſten des Deutſchen Reiches ge— 
ſammelt wurden, praktiſch auszuwerten. (Abg. 
Plenikowſki: Siehe Ruhrſtreik!) Ich darf daran 
erinnern, daß die Auseinanderſetzungen im ſoge⸗ 
nannten Ruhrkampf hauptſächlich auch deswegen 
einen größeren Umfang und längere Dauer anz 
genommen hatten, weil es ſtrittig war, ob der 
Vorſitzende eines Schlichtungsausſchuſſes berechtigt 
ift, allein einen Spruch abzugeben, wenn die Bei- 
ſitzer ihm die Gefolgſchaft verſagen. Die deutſche 
Verordnung vom Jahre 1923 enthält in dieſem 
Falle eine Lücke, die in der Praxis dadurch aus- 
gefüllt worden iſt, daß jahrelang die Vorſitzenden 
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der Schlichtungsausſchüſſe im Reiche 
Schiedsſprüche abgegeben haben. Nachdem nun 
durch Urteil des Reichsarbeitsgerichts dieſe Praxis 
als mit der Verordnung vom Jahre 1923 in 
Widerſpruch ſtehend erklärt worden iſt, haben wir 
in Danzig in unſerem Entwurf, und zwar in Ab⸗ 
ſatz 5 des § 20, klar und deutlich feſtgelegt, daß 
der Vorſitzende dann, wenn ein Teil der Beiſitzer 
ihm die Gefolgſchaft verſagt, von ſich aus berech— 
tigt iſt, einen Spruch abzugeben, damit überhaupt 
ein Schiedsſpruch ermöglicht wird. 

Wie alle anderen ſozialen und arbeitsrecht— 
lichen Geſetze, ſoll auch dies Geſetz einen Schutz des 
wirtſchaftlich Schwachen bedeuten. Darüber Hin- 
aus aber ſoll dies Geſetz ein Hilfsmittel ſein, deſſen 
ſich diejenigen Kreiſe bedienen ſollen, die im wirt— 
ſchaftlichen Leben Streitigkeiten und Differenzen 
haben. Durch dies Geſetz ſoll keine Diktatur über 
die Wirtſchaft oder einzelne Kreiſe errichtet wer— 
den. Es ſoll vielmehr beiden Teilen, der Arbeit— 
nehmerſchaft und der Arbeitgeberſchaft, die Mög— 
lichkeit gegeben werden, ſich dieſer Einrichtung zu 
bedienen. (Abg. Liſchnewſki: Typiſcher Reformiſt!) 
Durch dies Geſetz wollen wir aber auch eine gewiſſe 
Verwaltungsvereinfachung erzielen. Beim Stu— 
dium des Entwurfs werden Sie feſtgeſtellt haben, 
daß das Amt des Demobilmachungskommiſſars 
nach Erlaß des Geſetzes aufgehoben werden ſoll. 
Soweit deſſen Tätigkeit dann noch erforderlich ſein 
ſollte, ſoll ſie zum Teil auf den Senat, zum Teil 
auf das Gewerbeaufſichtsamt übergehen. 

Bei dieſem Reformwerk haben alle beteiligten 
Unternehmer- und Arbeiter-Verbände 
die öffentlichen Körperſchaften tatkräftig mitgear— 
beitet. Es ſei mir geſtattet, an dieſer Stelle allen 
dieſen Kreiſen für ihre fleißige Mitarbeit den Dank 
auszuſprechen. Aber auch die Preſſe hat ſich natur— 
gemäß dieſer Materie angenommen, und insbeſon— 
dere die Fachpreſſe hat ſich ſehr lebhaft mit dieſem 
Entwurf beſchäftigt, ſo daß ich annehme, daß die 
Materie in den direkt intereſſierten Kreiſen be— 
kannt iſt und ich mir weitere Ausführungen ver— 


jagen kann. Ich behalte mir vor, noch im Ausſchuß' 


im einzelnen auf das Geſetz einzugehen. 
Ich möchte Sie bitten, dieſem Geſetzentwurf eine 
möglichſt beſchleunigte Beratung und Verabſchie— 


dung zuteil werden zu laſſen. Es handelt ſich auch 


hier wiederum um ein Hilfsmittel zur Erhaltung 
und Förderung unſerer Wirtſchaft. (Zurufe des 
Abg. Langnau.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wenn jemand in dieſem Hauſe vielleicht noch 
geglaubt hat, daß die Sozialdemokratie beim Re— 
formismus ſtehen geblieben iſt, ſo hat er durch die 
Ausführungen des Herrn Senators Arczynſki klar 
erfahren, daß dieſe Ausführungen der Höhepunkt 
des ſozialen Faſchismus geweſen ſind. (Sehr wahr! 
bei den Kommuniſten.) Alſo, ſoziale Phraſen und 
zum Schluß die Konſequenz: Faſchismus in Rein⸗ 
kultur. Das waren die Phraſen, die der Herr Se— 
nator Arczynſki hier zum Ausdruck brachte 

Präſident: Herr Abg. Kreft, die Abgeordneten 
ebenſo wie die Senatoren ſagen nie Phraſen. 
(Abg. Plenikowſki: Nanu, da muß man ſich nur 
Ihre Reden anhören!) 


allein 
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ein Exempel ſtatuiert und alle Herren namhaft 
machen wollte, die Phraſen dreſchen, ſo würde ein 
ziemlich umfangreiches Buch entſtehen. — Das 
Schlichtungsweſen, wie es heute auf der Tages⸗ 
ordnung ſteht, iſt nach Auffaſſung der Sozialdemo⸗ 
kratie ein Blümlein, das im Bukett der ſogenann⸗ 
ten ſozialen Einrichtungen noch geſchaffen werden 
ſoll. In dieſem Bukett fehlen noch verſchiedene 
andere Blümchen. Ich erinnere nur an das Ar- 
beitsloſenverſicherungsgeſetz. Es werden auch ſonſt 
noch verſchiedene Blümlein im Laufe der Zeit in 
dieſem Hauſe beraten und beſchloſſen werden. Wir 
haben ſchon anläßlich des Arbeitnehmerausſchuß— 
Geſetzes immer wieder zum Ausdruck gebracht, daß 
man von prominenten Arbeiter-Vertretern verlan> 
gen muß, daß ſie wenigſtens die Erfahrungen, die 


tungsweſen geſammelt haben, innerhalb dieſer Ge— 
ſetzgebung ausmerzen Aber Herr Senator Arce- 
zynſki hat klipp und klar zum Ausdruck gebracht, 
daß gerade die Erfahrungen beim letzten Streik 
ihm perſönlich und ſeinen Freunden einen beſon— 
deren Anreiz gegeben haben, dies Geſetz ſo ſchnell 
wie möglich zu verabſchieden und nicht bloß zu ver- 
abſchieden, ſondern es noch ſchlechter zu geſtalten. 
Das iſt der Sinn der ganzen Geſchichte. 

Wir Kommuniſten haben immer wieder zum 
Ausdruck gebracht, und in der Vergangenheit ha— 
ben es auch die Sozialdemokraten und beſonders 
die Gewerkſchaftsführer getan, daß man nur in 
einem Kampf dem Unternehmertum die berechtig— 
ten Forderungen abtrotzen kann. Das iſt eine 
alte Lehre und in jahrzehntelangen Kämpfen 
hat die Arbeiterſchaft bewieſen, daß dieſe Lehre 
heute noch zutrifft und richtig iſt. M. D. u. H.! 
Vor dem Kriege hatte das geſamte Unternehmer— 
tum kein ſo großes Intereſſe an einer Schlichtung. 
Trotzdem wurden in der Vorkriegszeit ſchon Stim- 
men laut, die da ſagten, um eine geordnete kapi— 
taliſtiſche Wirtſchaft durchführen zu können, wäre 
es notwendig, nicht durch viele Streiks die Ruhe 
nnd den ordnungsmäßigen Verlauf der Wirtſchaft 
zu ſtören. Aber in der Vorkriegszeit war es dem 
geſamten Unternehmertum noch möglich, weil es 
noch Ausdehnungsmöglichkeiten hatte. Bis zu 
einem beſtimmten Grade haben die Streikkämpfe 
der Arbeiterſchaft dazu beigetragen, eine ſchnellere 
Entwicklung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft durch⸗ 
zuführen. Es war immerhin möglich, der Arbei⸗ 
terſchaft kleine Zugeſtändniſſe zu machen. Auf der 
anderen Seite hatte der Unternehmer zu verzeich- 
nen, daß ſeine Profitrate nicht weſentlich geſchmä— 
lert wurde. 

Wir müſſen aber feſtſtellen, daß ſich nach dem 
Krieg ganz gewaltige Veränderungen auf dem 
Wirtſchaftsmarkt abgeſpielt haben. Wir haben 
immer wieder betont, daß beſonders die Zuſam⸗ 
menballung der großen Betriebe ein großes Heer 
von Arbeitern an einer Stelle zuſammengefaßt 
hat, und daß ſelbſtverſtändlich, wenn große Kräfte 
in einen Kampf eintreten, dieſer nicht mehr ein 
wirtſchaftlicher iſt, ſondern von Anfang ſofort ein 
politiſcher. Dies haben wir immer wieder zum 


Ausdruck gebracht. Wenn die Angelegenheit ſo iſt, 
ijt es ſelbſtverſtändlich, daß die ganzen Unterneh: 
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ſie in Deutſchland auch auf dem Gebiet des Schlich- 
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mer mit allen Mitteln danach trachten, ſo ſchnell 
wie möglich Maßnahmen durchzuführen, um zu 
verhindern, daß der Arbeiter von vornherein klar 
erkennt, daß hinter jedem wirtſchaftlichen Kampf 
die Hydra der Revolution lauert, was ſchon vor 
Jahren ein deutſchnationaler Polizeipräſident feſt⸗ 


geſtellt hat. 


Alſo dieſe Zuſammenballung der Arbeiter in 
den großen Wirtſchaftsbetrieben hat im Wirt⸗ 
ſchaftsleben einen ganz anderen Zuſtand hervor- 
gerufen. Der Druck der Arbeiterſchaft iſt durch die 
Rationaliſierung und Techniſierung bedeutend 
größer geworden. Aus dieſen Motiven heraus iſt 
das Schlichtungsweſen in Deutſchland zuſtande ge— 
kommen, und es foll auch in Danzig geſchaffen wer» 
den. Wenn man ſich auf die Verordnungen beruft, 
ſo ſtimmt es ohne weiteres. Aber wir glauben, 
daß die Arbeiterſchaft in nicht zu ferner Zukunft 
von dem Recht des Streiks in größerem Maße Ge— 
brauch machen wird als in der Vergangenheit. 

Es ſteht einwandfrei fejt, daß das Schlichtungs⸗ 
weſen einer der Eckpfeiler der ſozialdemokratiſchen 
reformiſtiſchen Politik iſt. Dieſer Eckpfeiler mün⸗ 
det in die Illuſion von der ſogenannten Wirt— 
ſchaftsdemokratie. Das iſt auch ſo ein Blümlein, 
das mit herangetragen wird, um die Wirtichafts- 
demokratie, die man den Arbeitern immer als ein 
wunderbares Ding hinzuſtellen verſucht, durchzu— 
führen. 

Aber nicht wir allein haben in Deutſchland 
Erfahrungen geſammelt, ſondern der Herr Präſi⸗ 
dent wird geſtatten, daß ich Ihnen eine kurze Notiz 
aus dem Jahrbuch des Allgemeinen Deutſchen Ge— 
werkſchaftsbundes für 1924 vorleſe. Der Allge- 
meine Deutſche Gewerkſchaftsbund teilt ſeinen 
Freunden folgende intereſſante Tatſache mit: 

Viele Arbeiterſchichte 
Grund der ee en, zu 
können, aber der Inhalt der Zwangstarife ſei gerade 
für ſie wenig befriedigend; denn oft werden die Ver⸗ 
bindlichkeiten gerade ſchwachen Arbeitergruppen ver⸗ 
ſagt, und für ſtarke Arbeitergruppen, die ſich ſelbſt 
helfen können, ſei die Verbindlichkeitserklärung eher 
eine Hemmung als ein Fortſchritt. 
Das haben wir nicht feſtgeſtellt, ſondern das hat 
der Allgemeine Deutſche Gewrkſchaftsbund getan. 
Alſo die Gewerkſchaften haben feſtgeſtellt, daß wir 
eine Zwangsſchlichtung, eine Verbindlichkeits⸗ 
erklärung, abſolut nicht brauchen. 

Nun werden Sie ſagen, was machen wir mit 
den ſchwächeren Gewerkſchaften? Da haben wir 
immer wieder erklärt, daß es ſelbſtverſtändlich in 
der heutigen Phaſe ein Unſinn iſt, eine Zerſplitte⸗ 
rung in der Gewerkſchaftsbewegung herbeizufüh- 
ren. Unſere alte Forderung, die wir propagieren, 
iſt die Schaffung von Induſtrieverbänden. Herr 
Werner, Sie gucken ſo her, die Schaffung von In⸗ 
duſtrieverbänden iſt nicht dasſelbe, was Sie wol⸗ 
len. Wenn Sie es ernſt meinten, könnten Sie nur 
ein Kampfbündnis mit den Staats- und Gemein- 
dearbeitern abſchließen und verſuchen, durch Streik 
beſſere Löhne herbeizuführen. Die kleineren Ge⸗ 
werkſchaften werden ſelbſtverſtändlich an Hand 
dieſer Schlichtungsordnung abſolut nichts für ſich 
herausholen können. M. D. u. H.! Wir haben in 
der vorigen Woche einen praktiſchen Beweis dafür 
gehabt. Als die Kranführer bei Alldag zum 
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Schlichter hinliefen, ſagte dieſer, es habe keinen 
Zweck einen Spruch zu fällen. Es handelte ſich um 
ſechs bis ſieben Mann, und mit dieſen wird der 
Arbeitgeber ohne weiteres in einer ganz kurzen 
Zeit fertig werden. Die Gewerkſchaften haben ſich 
nicht darum gekümmert. Als aber hinter den 
ſechs Mann 100 Hafenarbeiter aufſtanden, und 
eine Gefahr beſtand, da die Hafenarbeiter gemein⸗ 
ſam mit den Kranführern eine Schlichtung ab— 
lehnten, war Herr Senator Arczynſki gleich zur 
Stelle, ebenſo auch Herr Fiſcher. Es wurde ver⸗ 
ſucht, und es iſt auch gelungen, den Streik ſofort 
abzuwürgen. Das letzte Lohnabkommen für die 
Hafenarbeiter iſt ſchmählich abgeſchloſſen worden, 
da es für eine viel zu lange Zeit abgeſchloſſen 
wurde. Herr Cierocki, Sie mögen lachen, der Zeit— 
punkt iſt nicht mehr fern, wo Sie nicht mehr dieſe 
Techtelmechtelchen machen können, wie Sie es in 
der vorigen Woche mit den Ziegeleiarbeitern in 
Zoppot getan haben. Da haben Sie über die 
Köpfe der Ziegeleiarbeiter hinweg eine Notiz an 
die Zeitung gegeben, daß die Ziegeleiarbeiter zu 
dieſen Forderungen bereit wären, die Arbeit auf⸗ 
zunehmen. Sie haben ſich alſo für einen Lohnab⸗ 
bau eingeſetzt. Wir nehmen das zur Kenntnis 
und werden danach handeln. Der Tag iſt nicht 
mehr fern, wo die Gewerkſchaftsführer von Ihrem 
Schlage und vom Schlage eines Herrn Werner 
und Herrn Fiſcher ſo ſchnell wie möglich von den 
Arbeitern beiſeite geſchoben werden. (Abg. Cierocki: 
Ihnen tut das nötiger!) 

Ich habe zum Ausdruck gebracht, daß dieſer Ge- 
ſetzentwurf in der Linie der reformiſtiſchen, der 
ſozial⸗faſchiſtiſchen Politik liegt, deſſen Eckpfeiler 
die ſogenannte Wirtſchaftsdemokratie iſt. Sie 
glauben ja noch immer den Arbeitern einzureden, 
daß es viel beſſer ſei, durch eine Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft und ein Hand-in⸗Hand⸗arbeiten vom Unter⸗ 
nehmer etwas herauszuholen. Sie ſind heute und 
ſeit längerer Zeit ſo weit, daß Sie verſuchen, den 
Arbeitern einzureden, dieſer Staat ſei unſer 
Staat, und wenn es unſer Staat iſt, können wir 
nicht dies Wirtſchaftsleben ſtören. Ich erinnere 
an den Margarineſtreik. Da hat ein Teil der 
Arbeiter praktiſch erfahren, was für ein Staat es 
ijt, indem er in der erſten Phaſe mit den Staats- 
organen bekannt wurde, die auch von einem ſozial— 
demokratiſchen Arbeitsminiſter, dem Herrn Sena⸗ 
tor Arczynſki, ohne weiteres auf die betreffenden 
Arbeiter gehetzt wurden. Dieſe Stellungnahme 
kennen Sie genau. Sie verſuchen ja auch, mit 
allen Mitteln zu verhindern, daß der Arbeiter 
infolge von Kampfhandlungen mit dieſem wun⸗ 
derbaren Staat in Berührung kommt. weil ihm 
dann am allerſchnellſten die Augen geöffnet wür— 
den. Wir Kommuniſten wijfen, daß Sie mit diez 
ſen Methoden, die Sie heute in Anwendung brin— 
gen, nicht mehr lange werden arbeiten können, 
weil in der heutigen Situation, die in Zukunft 
noch bedeutend ſchärfer werden wird, die Arbeiter 
gezwungen find, zu kämpfen. Die Arbeiter wer- 
den alle die Elemente, die ſich dieſen Kämpfen ent⸗ 
gegenſetzen, zur Seite ſchieben und letzten Endes 
noch anders behandeln. 

Wir Kommuniſten haben immer wieder betont, 
daß nur durch den Zuſammenſchluß auf breiter 
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Grundlage und geſchloſſenem Kampf die Lage der 
Arbeiterſchaft verbeſſert werden kann, ohne Schlich⸗ 
tungsgeſetz, ohne Allgemeinverbindlichkeitserklä⸗ 
rung, ohne alle dieſe Maßnahmen, die man dem 
Arbeiter einreden will. Wenn der Herr Werner, 
der jetzt ganz intenſiv in der Zeitung lieſt, für die 
Hafenarbeiter ein beſonderes Intereſſe hätte, ſo 
hätte er auf dieſem Gebie nicht eine Verſchmel— 
zungsaktion durchgeführt, ſondern ein Abkommen 
mit verwandten Berufen, den Eiſenbahnern und 
andern Arbeitern, und geſagt, nun werden wir 
durch Kampfhandlungen die Grundlage der Ein- 
heit ſchaffen, die darin beſteht, die Arbeits- und 
Lohnbedingungen der Hafenarbeiter und anderer 
Arbeiter zu regeln. 

Eine ſolche Grundlage würde mit dazu dienen, 
daß in ganz kurzer Zeit ein Zuſammenſchluß der 
Arbeiterſchaft auch gegen den Willen der einzelnen 
Gewerkſchaftsführer durchgeführt werden würde. 
Herr Abg. Cierocki, ſchütteln Sie nicht mit dem 
Kopf. Die Zoppoter Sache hat klipp und klar be⸗ 
wieſen, daß Sie auch in dieſer Angelegenheit Ihr 
eigenes Parteiſüpplein kochen wollten und es auch 
bis zu einem beſtimmten Grunde geſchafft haben. 
Aber jetzt ſetzt die Reaktion ein, die Erkenntnis, 
was für ein ſauberer Gewerkſchaftsführer der Abg. 
Cierocki iſt. Alles geht eine beſtimmte Zeit, und 
dann iſt Schluß damit. Daß heute der Prozeß 


etwas ſchneller geht, iſt ſelbſtverſtändlich. An uns 


dieſen Prozeß zu beſchleunigen. 
Für uns gibt es in dieſer Angelegenheit der 
Schlichtungsordnung kein Verhandeln, für uns 
heißt es ſchärfſter Kampf der Arbeiterſchaft, 
ſchärfſte Sabotage gegen die geſamte Schlichtungs— 
ordnung, Organiſierung von Maſſenkämpfen auch 
über die Köpfe eines Cierocki und Werner hinaus. 
Dadurch wird die beſte Gewähr geboten, daß die 
Arbeiterſchaft in ganz kurzer Zeit mit dieſem Ge- 
ſetz, wie es hier beſchloſſen wird, Schluß macht und 
ſich mit Hilfe von Streikkämpfen das Recht auf 
Leben, auf Arbeit und beſſere Lohn- und Arbeits- 
bedingungen ſelbſt ſchafft. (Bravo! bei den Kom- 
muniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Im Ein- 
vernehmen mit dem Aelteſtenausſchuß ſchlage ich 
vor, dies Geſetz zur Beratung dem Rechtsausſchuß 
zu überweiſen. Ich ſtelle die Zuſtimmung des 
Hauſes feſt. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 


wird es liegen, 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die mit der Republik Polen geſchloſſenen 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe⸗ 
ſteuerung. 

Druckſache Nr 843. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie— 
gen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen 
Entwurf dem Steuerausſchuß zur Beratung zu 
überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch und 
ſtelle den Beſchluß des Hauſes feſt. Ich rufe 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Vermögensſteuergeſetzes. — 
Urantrag des Abg. Brenner u. Gen. — 

Druckſache Nr. 677. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg Brenner. 
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Brenner, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Nachdem Sie unſeren erſten Antrag auf Wb- 
änderung des Vermögensſteuergeſetzes im Februar 
d. Is. abgelehnt haben, haben wir uns veranlaßt 
geſehen, dieſen Antrag auf Schonung des ſchwer be— 
laſteten kleinen Hausbeſitzes hier erneut einzu— 
bringen, allerdings mit einem Zuſatz, der den 
erſten Antrag weſentlich abändert. Dieſer Zuſatz 
lautet: 

„Wenn das geſamte ſteuerbare Einkommen des 

Steuerpflichtigen Dz. G. 7 000,— nicht überſteigt.“ 
Es deckt ji dies mit einem Vorgang in Deutſch— 
land. Dort iſt ein gleicher Antrag eingebracht wor: 
den, die Steuerfreiheit aber auch bis zu einem 
Einkommen von 6000 Mark begrenzt worden. 
Das würde alſo ungefähr der Einkommengrenze 
von 7 000 Gulden entſprechen. 

M. D. u. H., ich brauche mich heute wohl nicht 
lang und breit darüber auszulaſſen, da ich im 
Februar den Antrag bereits eingehend begründet 
habe. Es dürfte Ihnen dieſes vielleicht noch im 
Gedächtnis ſein. Aber eins möchte ich erwähnen, 
nämlich, daß der kleine Hausbeſitz unmöglich im— 
merwährend neue Laſten auf ſich nehmen kann. 
Bei der vorigen Beratung iſt mir entgegengehal— 
ten worden, daß in den drei Jahren, von 1925 bis 
1928, eine Mietserhöhung von 50 auf 70 Prozent 
ſtattgefunden hat. Das ift wohl richtig, aber Hier- 
bei darf auch nicht überſehen werden, daß die 
Löhne und Reparaturkoſten ganz weſentlich in die 
Höhe geſchraubt ſind, ſo daß dieſe 20 Prozent mehr 
Miete noch lange nicht die Ausgaben für Repa⸗ 
raturen decken, die ganz beſonders der kleine 
Hausbeſitz, mit deſſen Häuſern Raubbau getrieben 
worden iſt, zu tragen hat. 

Dann, m. D. u. H., verfolgen wir mit dieſer 
Vorlage auch noch den Zweck, daß endlich einmal 
feſtgeſtellt wird, ob die Regierung berechtigt iſt, 
Grundſtückswerte, die erſt ein halbes Jahr ſpäter 
ermittelt worden ſind, für den zurückliegenden 
Stichtag für die Veranlagung zur Vermögens⸗ 
ſteuer anzuſetzen. Der Stichtag für die Ver⸗ 
'anlagung zur Vermögensſteuer war der 31. 
Dezember 1927. Erſt ein halbes Jahr ſpäter 
iſt die Höherbewertung der Häuſer für die 
Veranlagung zur Grundwertſteuer vorgenommen 
worden. Der Herr Finanzſenator hat in ſeiner 
Entgegnung voriges Mal ausdrücklich darauf hin- 
gewieſen, daß der Wert am jeweiligen Bewer— 
tungsſtichtag in Anrechnung gebracht wird. Am 
Stichtag zur Veranlagung der Vermögenſteuer, 
am 31. Dezember 1927, hatte das Grundſtück aber 
nur den Wert, der im Jahre 1925 aus Anlaß der 
Veranlagung zur Grundwertſteuer ermittelt war. 

M. D. u. H., wir nehmen den Standpunkt ein, 
daß die Vorlage voriges Mal zu Unrecht ſozuſagen 
abgewürgt worden iſt und nicht dem Steueraus— 
ſchuß überwieſen wurde, wie unſer Antrag lautete. 
Der Antrag dürfte unter den § 34 der Geſchäfts⸗ 
ordnung fallen, wonach er erſt in einem Ausſchuß 
beraten werden muß, ehe eine Ablehnung erfolgen 
kann. Ich beantrage daher, daß die jetzige Vor— 
lage dem Steuerausſchuß überwieſen wird. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Es iſt 
(der Antrag geſtellt, dieje Vorlage dem Steueraus- 
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ſchuß zur Beratung zu überweiſen. Ich bitte die— 
jenigen, die dem Antrag zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. — Ich danke und bitte um die 
Gegenprobe. — Das Letztere war die Mehrheit, 
die Ueberweiſung an den Ausſchuß iſt abgelehnt. 


Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 


Große Anfrage Nr. 40 des Abg. Opitz u. 
Fr. betr. Arbeitsvermittelung nach Deutſch⸗ 
land. 

Druckſache Nr. 791. Zur Begründung hat das 
Wort der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Kommuniſtiſche Fraktion hat Mitte Juni dieſes 
Jahres eine Große Anfrage eingebracht, die ſich 
damit beſchäftigt, wie ſich der Senat dazu ſtellt, 
daß das Arbeitsamt in Danzig ebenſo auch das 
in Langfuhr dazu übergehen, Danziger Erwerbs— 
loſe nach Deutſchland in Arbeit zu vermitteln. Die 
Große Anfrage ift in der Druckſache Nr. 791 ent- 
halten, muß alfo den Abgeordneten ſchon lange 
Zeit vorliegen, ſo daß ſie ſehr gut darüber infor— 
miert find, was wir mit dieſer Anfrage bezwecken. 

M. D. u. H.! Es iſt intereſſant, hier einzelne 
Beiſpiele anzuführen, wie die Arbeitsämter in 
Danzig und Langfuhr es verſtehen, einen großen 
Teil der Danziger Erwerbsloſen und in der 
Hauptſache ſolche, die nicht verheiratet, aber trotz— 
dem der Ernährer der Familie ſind, nach Deutſch— 
land zu vermitteln. Im Juni war es das Arbeits- 
amt in Langfuhr, das aus meinem Ort einen 
jugendlichen Arbeiter von 15 Jahren, einen ge— 
wiſſen Schaper, in Arbeit nach Deutſchland, und 
zwar nach Deutſch-Eylau vermittelte. Am ſelben 
Tage hat man auch noch einen anderen Arbeiter 
mit Namen Jaguſch dorthin vermittelt. Es war 
ſelbſtverſtändlich, daß dieſe jugendlichen Arbeiter 
es ablehnten, nach Deutſchland in Arbeit zu gehen, 
weil ihnen als Entlohnung wöchentlich 5 Gulden 
geboten wurden, und weil andererſeits dieſe Be⸗ 
treffenden dort hätten bleiben müſſen. Sie hatten 
keine Gelegenheit, etwa am Wochenſchluß zu ihren 
Familien zurückzukehren. Dasſelbe geſchah mit 
einem anderen Arbeiter namens Bieſchke, wohn- 
haft Langfuhr. Ihm wurde ebenfalls von dem 
Arbeitsamt Langfuhr nach Deutſch-Eylau Arbeit 
vermittelt. Er hat keinen Vater, wohl aber eine 
Mutter, die noch drei unmündige Kinder hat. Er 
war nur drei Wochen erwerbslos, hatte ſolange 
gearbeitet, ſo daß es ihm bis dahin möglich war, 
ſeine Mutter und die drei Geſchwiſter, ſoweit ihm 
die Verdienſtmöglichkeit geboten wurde, zu unter: 
ſtützen. Als er ſich erlaubte, einen Antrag auf 
Erwerbsloſenunterſtützung zu ſtellen, hatte das 
Arbeitsamt nicht anderes zu tun, als ihn nach 
Deutſch-Eylau zur Arbeit zu überweiſen. Er hat 
es der geringen Entlohnung wegen abgelehnt, und 
weil er durch das Getrenntſein von ſeinen Ge— 
ſchwiſtern und der Mutter nicht in der Lage war, 
ſie zu unterſtützen. Die Folge war, daß man ihm 
die Erwerbsloſenunterſtützung ſperrte. Auf ein 
Geſuch, welches für ihn beim Erwerbsloſenfür— 


ſorge-Ausſchuß eingereicht wurde, erhielt er den 
Beſcheid, daß ihm die Unterſtützung vom 1. Sep— 
tember wieder bewilligt werden ſollte. Intereſſant 
iſt, daß nachdem der 1. September kurz vor der 
Tür ſteht, es ſich der Inſpektor Ziegert vom Ar- 
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beitsamt erlaubt, dem Mann zu ſchreiben, er ſolle 
ſich zwecks Wiederantritts der Arbeit in Deutjch- 
Eylau melden. Alſo jetzt, wo er in den Genuß der 
Erwerbsloſenunterſtützung kommen ſoll und es ihm 
auch nicht gelungen ift, eine Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung zu erhalten oder irgendwo Arbeit zu fin- 
den, erlaubt ſich der Inſpektor Ziegert vom Ar— 
beitsamt in Danzig, dieſen Mann erneut nach 
Deutſch-Eylau zu vermitteln. Er mußte doch 
wiſſen, daß ihm ſchon einmal die Erwerbsloſen— 
Unterſtützung geſperrt wurde, und daß er es auch 
zum zweiten Mal ablehnen würde, dorthin zu 
fahren. Das ſind Methoden, die man anwendet, 
um die Erwerbsloſen los zu werden. 

Noch einen anderen Fall möchte ich anführen, 
der ſich nicht auf dem Arbeitsamt abgeſpielt hat, 
ſondern auf dem Wohlfahrtsamt. Ein Wohlfahrts- 
renten-Empfänger, der 10 Gulden wöchentlich 
Rente erhält, wird von dem Armenvorſteher 
Mahlau in Hochſtrieß im Garten beſchäftigt. Er 
mußte im Mai an vier bis fünf Tagen je neun 
Stunden arbeiten, und dafür bekam er nichts mehr 
als das karge Eſſen. Als der Betreffende ſeinen 


Lohn für die fünf Tage verlangte, wurde ihm von 


Mahlau erklärt, daß er nichts verdient habe. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Betreffende in ſeiner 
Not verſuchen mußte, etwas von irgendeiner Seite 
zu bekommen, und er bat den Mahlau, daß er ihm 
einen Aufnahmeſchein ausſtellen möchte, damit 
er wenigſtens in den Genuß der 10 Gulden kom— 
men könne. Mahlau erklärte darauf, daß er dies 
nicht tun könne, ſondern erſt dann, wenn er die 
Gartenarbeiten für ihn weiter fortgeführt hätte. 
Von dieſer Entlohnung wollte Mahlau aber nichts 
wiſſen. Wir haben dieſe Vorgänge dem Wohl— 
fahrtsamt mitgeteilt. Bis heute iſt aber nichts 
unternommen worden. Ich habe auch perſönlich 
ein Schreiben an den Senat gerichtet, bis heute iſt 
aber eine Antwort ſeitens des Senats nicht ein— 
gegangen. 

Ein anderer Fall hat ſich kürzlich abgeſpielt, 
und er zeigt auch wieder, wie man die Arbeits: 
loſen aus Danzig loszuwerden verſucht. Es han⸗ 
delt ſich um einen Mann namens Nikolaus. Hier 
hat auch wieder das Arbeitsamt verſucht, dieſem 
Arbeitsloſen Arbeit in Deutſch-Eylau zu vermit⸗ 
teln unter denſelben Bedingungen, wie ich ſie be— 
reits angeführt habe. Dieſer Nikolaus hat ein 
ärztliches Atteſt, daß er ſchwere Arbeiten nicht 
leiſten kann, da er mit einem doppelten Leijten- 
bruch behaftet iſt. Außerdem hat er aus dem Krieg 
ein ſehr verkürztes Bein, ſo daß er wirklich nicht 
in der Lage iſt, ſchwere Arbeit auf dem Lande zu 
verrichten. Er legt ſeine Beſcheinigung dem be— 
treffenden Vermittlungsbeamten vor. Dieſer hat 
nur ein höhniſches Lachen für ihn übrig, ſperrt 
ihm die Unterſtützung und nimmt ihm die Stem- 
pelkarte fort. Für den betreffenden Beamten iſt 
damit aller Wahrſcheinlichkeit nach die Angelegen— 
heit erledigt. Fe 

Wir ſind natürlich geſpannt, zu hören, was der 
Senat für eine Begründung für dieſe Maßnahmen 
geben wird. Wir ſind auch neugierig, zu hören, 
wie ſich der Senat im großen und ganzen zu all 
dieſen Maßnahmen des betr. Arbeitsamtes ſtellt, 
und ob er entſprechende Anweiſungen an das Ar: 
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beitsamt hat ergehen laſſen. Wir zweifeln ſelbſt⸗ 
verſtändlich jetzt ſchon daran, daß der Senat ent⸗ 
ſprechende Verfügungen hat ergehen laſſen; denn 
wiederholt haben von dieſer Stelle Angehörige 
meiner Partei darauf hingewieſen, daß auch die 
jetzige Regierung Sparmaßnahmen durchführen 
will. Dieſe kann ſie nur auf Koſten der Erwerbs⸗ 
loſen und der Armen durchführen. Ich beantrage, 
daß unſere Anfrage dem Sozialen Ausſchuß über⸗ 
wieſen wird. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt, die Große 
Anfrage dem Sozialen Ausſchuß zur Erledigung 


Mittwoch, den 21. Auguſt 1929. 


zu überweiſen. Ich bitte die D. u. H., die dem An- (B) 


trag zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 
Wir find ſomit am Schluß unſerer heutigen Tages- 
ordnung angelangt. Ich ſehe mich aber heute 
außerſtande, den Tag der nächſten Sitzung und die 
Tagesordnung vorzuſchlagen. Ich bitte daher um 
die Ermächtigung, Zeit und Tagesordnung der 
nächſten Sitzung beſtimmen zu dürfen. Ich höre 


keinen Widerſpruch, das Haus hat ſo beſchloſſen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Arczynſki, Dr. Wiercinſki; 
Oberregierungsräte Dr. Ferber, Dr. Grengen- 
berg; Obergerichtsrat Kettlitz; Regierungsrat Dr. 
Sandheim. j; i 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 104. 
Vollſitzung. M. D. u. H.! (Das Haus erhebt ſich 
mit Ausnahme der Kommuniſten) Obwohl durch 
einen Machtſpruch räumlich von Deutſchland ge- 
trennt, dürfen wir doch zweifellos feſtſtellen, daß 
die deutſchen Danziger in voller Kulturverbun— 
denheit mit Deutſchland geblieben ſind, und nicht 
nur, daß wir kulturell mit Deutſchland verbunden 
ſind, ſondern daß auch ſtarke wirtſchaftliche Bin⸗ 
dungen zwiſchen Deutſchland und Danzig beſtehen. 
Darum war es ſelbſtverſtändlich, daß wir in voller 
Aufmerkſamkeit und mit geſpannteſtem Intereſſe 
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das Ringen Deutſchlands in den letzten Jahren 
verfolgt haben, das Ringen um ſeine Weltgeltung 
und Anerkennung. Darum können wir auch nicht 
ſtillſchweigend an dem Ereignis, das Deutſchland 
jetzt betroffen hat, vorbeigehen, ſondern wir 
müſſen des Toten gedenken, der ſeine volle Kraft 
in den Dienſt Deutſchlands für feinen Aufſtieg 
eingeſtellt hat. Wir wiſſen wohl, daß das Wirken 
und die Arbeit eines Politikers immer verſchieden 
beurteilt werden wird, verſchieden je nach der 
Weltanſchauung und Parteieinſtellung des ein- 
zelnen. Aber ich glaube, es gibt nicht einen einzigen 
Deutſchen, der Gustav Streſemann als Menſch 
ſeine volle Anerkennung verſagen wird. Ich be— 
trachte es nicht als meine Aufgabe, hier das Wir- 
ken und die Arbeit dieſes großen Deutſchen zu 
ſchildern, ich glaube aber, wir Danziger ſind es 
uns ſelbſt ſchuldig, auch nach außen hin feſtzuſtel⸗ 
len, daß das Leid der Deutſchen unſer Leid iſt, 
wie wir bisher auch an der Freude teilgenommen 
haben, als wir ſahen, daß Deutſchland begann, die 
ſteile Bahn nach oben mühſam zu erklettern. 

M. D. u. H.! Sie haben ſich von Ihren Plätzen 
erhoben und dadurch zum Ausdruck gebracht, daß 
Sie mit mir übereinſtimmen und auch vielleicht 
den Wunſch mit mir teilen, daß es unſern deur⸗ 
ſchen Brüdern gelingen möge, bald die große 
Lücke, die der Tod geriſſen hat, wieder ausfüllen 
zu können. Ich danke Ihnen, m. D. u. H.! 

Geſchäftlich habe ich mitzuteilen, daß die Frau 
Abg. Kreft von der Kommuniſtiſchen Fraktion ihr 
Mandat mit dem 31. Auguſt niedergelegt hat. 
Liſtengemäß it Herr Otto Schulze als Nachfolger 
in den Volkstag eingetreten. Iſt Herr Otto 
Schulze anweſend? (Abg. Schulze: Jawohl!) Ich 
danke, heiße Sie in unſerer Mitte willkommen 
und hoffe, daß Sie Ihre Kräfte unſerer Mitarbeit 
zur Verfügung ſtellen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- 
trage, daß die Sitzung um eine halbe Stunde ver— 
tagt wird. Es ſind hier im Hauſe Vertreter der 
Hafenarbeiter und Vertreter der Erwerbsloſen 
erſchienen. Dieſe Vertreter der Hafenarbeiter und 
der Erwerbsloſen haben die Abſicht, mit den Füh⸗ 
rern der Fraktionen über die Forderungen der Er⸗ 
werbsloſen und der Hafenarbeiter Rückſprache zu 
nehmen. Um ihnen dazu Gelegenheit zu geben, 
beantage ich, daß die Sitzung um eine halbe 
Stunde vertagt wird. 

Präſident: Es iſt der geſchäftsordnungsmäßige 
Antrag geſtellt. die Sitzung auf eine halbe Stunde 
zu vertagen. Darüber entſcheidet die Mehrheit. 
Ich bitte diejenigen, die für den Antrag ſind, ſich 
zu erheben. — Das ift die Minderheit, er ift ab- 
gelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Plenikowſki das Wort. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, die Tagesordnung umzuſtellen, und zwar 
ſo, daß der jetzige Punkt 9, unſer Geſetzentwurf 
betr. Abänderung des Geſetzes über Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge, als Punkt 1a behandelt wird. Außerdem 
beantrage ich, mit dieſem Geſetzentwurf einen an⸗ 
deren zu verknüpfen, den ich geſtern bereits beim 
Volkstag einreichte, der aber bis heute noch nicht 
dem Präſidenten zur Unterſchrift vorgelegen hat. 
Es handelt ſich um einen Urantrag betr. Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung mit einem einzigen Ar⸗ 
{IN 
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tikel, in dem es heißt: „Es iſt neu zu ſchaffen der 
§ 5a. Die Fürſorge wird ferner gewährt den 


Hafen- und Kaiarbeitern. Dieſen iſt der Unter⸗ 
ſtützungsſatz für jeden Arbeitstag zu gewähren, an 
dem fie keine Arbeit erhalten haben.“ Ich bean- 
trage alſo, den jetzigen Punkt 9 als Punkt 1a zu 
behandeln und gleichzeitig dieſen neuen Urantrag 
mit dem einzigen Paragraphen mitzubehandeln. 
Ich bemerke, daß ich dieſen Urantrag geſtern ein- 
gereicht habe, und daß es nicht an uns liegt, wenn 
ihn der Präſident heute noch nicht erhalten hat. 
Gleichzeitig erheben wir Einſpruch gegen die erſte, 
zweite und dritte Beratung des Geſetzentwurfs 
unter Punkt 2. 

Präſident: Soweit der Antrag eine Verſchie— 
bung eines Tagesordnungspunktes wünſcht, kann 
ihm ſtattgegeben werden, wenn nicht ſieben Abge— 
ordnete widerſprechen. Nicht ſtattgegeben werden 
kann aber dem Antrag, daß hier etwas verhandelt 
werden ſoll, was niemand kennt. Das Geſetz muß 
natürlich erſt gedruckt dem Volkstag vorliegen. 
Die Herren von links hätten ſich etwas mehr be— 
eilen müſſen. Der Volkstag hat lange Zeit nicht 
getagt, und es wäre Zeit dazu geweſen. Ich ſtelle 
nun feſt, daß ſich Widerſpruch gegen den Antrag, 
Punkt 9 als Punkt 1a zu behandeln, nicht erhoben 
hat. Dem Antrag iſt ſomit ſtattgegeben. (Abg. 
Plenikowſki: Und dann foll unſer Antrag auf die 


Tagesordnung geſetzt werden!) Das muß ich ab⸗ 
lehnen. (Abg. Plenikowſki: Dazu find Sie nicht 


befugt!) Wir kommen zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung 
Antrag auf Strafverfolgung gegen Ab⸗ 
geordnete. 


Druckſache Nr. 854. Der Aelteſten-Ausſchuß ſchlägt 
wie üblich vor, dieſen Antrag dem Rechtsausſchuß 
zur Beratung zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle das Einverſtändnis des 
Hauſes fejt. Ich rufe jetzt Punkt la der Tages- 
ordnung auf: 

Erſte Beratung 
betr. Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. Urantrag des Abg. 
Raſchke u. Fr. — 

Druckſache Nr. 871. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Im Mittel- 
punkt der ſozialpolitiſchen Kämpfe der Gegenwart 
ſteht die Fürſorge für die Erwerbsloſen und ihre 
Familien. Es iſt die Kommuniſtiſche Partei ge⸗ 
weſen, die ſeit Jahren ſtändig den Kampf für die 
Erhöhung der Erwerbsloſenfürſorge und für die 
Verbeſſerung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
geführt hat. Alle Parteien von den Deutſchnatio⸗ 
nalen bis zu den Sozialdemokraten haben auch die 


eines Geſetzentwurfs 


geringſten Forderungen der Erwerbsloſen, die hier 
Partei ver- | 


im Volkstag von der Kommuniſtiſchen 


treten wurden, abgelehnt. Gerade in 


ſo wie 


Deutſchland ſind ſich alle Parteien einig geweſen, 
daß man die Erwerbsloſenfürſorge abbauen muß. 
Großinduſtrielle 


In Deutſchland war es der 


morſchten Staat 


kapitaliſtiſchen Staat ihre 


wir, daß Sie unſere 


nalen bis zu den Sozialdemokraten 


Mittwoch, den 9. Oktober 1929. 


Rechte, aber keine Pflichten habe, an die im Frieden 

immer noch die allgemeine Wehrpflicht und die in ihr 

wirkſame Erziehung erinnert hatte. 
Sein Freund Borſig erklärte ein Jahr ſpäter, daß 
man alles in Angriff nehmen müſſe, wenn da auch 
50 000 Menſchen zu Grunde gingen. Dasjelbe iſt 
hier in Danzig. Nur daß es hier nich Silberberg 
und Borjig ſind, ſondern die Vertreter der Schwer⸗ 
induſtrie, Jewelowſki, Klawitter. Das Schlimmſte 
dabei iſt, daß ſich die Sozialdemokratie von der 
Schwerinduſtrie kommandieren läßt, die als ge⸗ 
horſamer Diener des Schwerkapitals alles erfüllt 
und gemeinſam mit den Bürgerlichen dieſen ver⸗ 
weiter aufrechterhalten will 
und dieſe Wirtſchaftsordnung noch länger am 
Leben erhält. 

Die Kommuniſtiſche Partei hat ſich, trotzdem 
unſere Anträge immer abgelehnt wurden, davon 
nicht beirren laſſen. Als organiſierende und füh⸗ 


rende Kraft der Arbeiterſchaft hat ſie immer er⸗ 


neut an dieſen Staat die Forderungen gerichtet, 
die im Intereſſe der Arbeiterichaft notwendig find. 
Trotzdem ift es die Sozialdemokratie, die uns 
Kommuniſten ſo oft vorwirft, daß wir wohl For⸗ 
derungen ſtellen, aber nicht die Mittel bewilligen 
wollen. Uns Kommuniſten iſt es gleich, wo die 
Mittel herkommen. Solange der kapitaliſtiſche 
Staat beſteht, wird die Arbeiterſchaft an dieſen 
Forderungen ſtellen 


und auch für ihre Forderungen kämpfen. 


Aus dieſem Grunde haben wir dem Volkstag 
in der Druckſache Nr. 871 am 23. September d. J. 
einen Urantrag eingereicht. Alle Fraktionen 
haben aus dieſem Grunde Zeit gehabt, ſich zu 


überlegen, welche Stellung ſie heute einnehmen. 


Aber wir ſahen ja ſchon dieſe Stellungnahme, als 


wir verlangten, daß ſich der Volkstag eine halbe 


Stunde vertagen ſolle, um mit den Delegationen 
Rückſprache zu nehmen. Da war wiederum die 
Einheitsfront von den Deutſchnationalen bis zu 
den Sozialdemokraten hergeſtellt. Daher wiſſen 
Anträge erneut ablehnen, 
und daß ſich alle Parteien von den Deutſchnatio⸗ 
dahin ent⸗ 
ſcheiden werden, daß die Erwerbsloſen noch länger 
mit dieſer Hungerunterſtützung leben ſollen und 
ſomit langſam dem Tode entgegen gehen. Wir 
jehen, daß man ſeit Jahr und Tag anſtatt aufzu⸗ 
bauen, abgebaut hat. Man hat wohl alle möglichen 
Etats erhöht, aber die Poſition für Erwerbsloſen— 
fürſorge hat man abgebaut. Ich will kurz einige 
Beiſpiele bringen. Im Jahre 192627 betrugen 
die Ausgaben 11023 758 Gulden, im Jahre 
1927 28 9071 150 Gulden, aljo jhon 2 Millionen 
weniger als im Jahre 1926/27. Im Jahre 1928 29 
waren es 8 145 600 Gulden und in dieſem Jahre 
ijt man bis auf 7 675 000 Gulden herunter gegan⸗ 
gen. Das iſt eine Senkung der Ausgaben von 1926 
bis jetzt um 3½ Millionen. 


Miio 3½ Millionen ſpart man an den Er⸗ 


Silberberg, der ſchon im Jahre 1926 folgendes 


erklärte: 


Wir find heute im Begriff, in den Fürforgeſtaar 
hinein zu ſchliddern. Die qualitative Ueberſpannung 
iozialer Fürſorge tötet die Selbſtverantwortung, Das 
heute geltende Syſtem muß in der breiten Maſſe zu 
der Auffaſſung führen, daß fie ae dem Stau: 
ſoziale 


und der Allgemeinheit nur und politiſche 


ſtiſche Staat keine Arbeit gibt, weil er nicht mehr 
imſtande iſt, dieſes Staatsſyſtem aufrechtzuer⸗ 
halten. Dem gegenüber ſind aber die Ziffern der 
Erwerbsloſen geſtiegen. Und zwar waren in 
erſten Vierteljahr i 
Erwerbsloſe, im erſten Vierteljahr 1929 17 423. 
Trotzdem mehr Arbeitsloſe vorhanden ſind, ſind 


werbsloſen, an den Arbeitern, denen der kapitali⸗ 


1928 durchſchnittlich 15 748 


(C) 


D) 
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(Langnau. Abgeordneter) 
die Ausgaben weniger geworden. Das zeigt fid) 
insbeſondere dadurch, daß in der Koalitionsregie— 


rung genau dieſelben Schikanen gegenüber den 
Erwerbsloſen vollführt werden, wie unter der 
deutſchnationalen Regierung. Mit Hilfe der 


S. P. D. ift es alfo möglich, die Erwerbslojenunter- 


ſtützung zu kürzen. Dann find es die Sozialdemo— 


kraten, die noch verſuchen, der Arbeiterſchaft weiß: | 


zumachen, daß ſie es ſind, die die ſozialen Er— 
rungenſchaften aufrechterhalten. Aber jedes 
Kind hat heute jhon erkannt, daß nicht die ſoziale 
Fürſorge erweitert worden iſt, ſondern abgebaut 
wurde, weniger Ausgaben, mehr Erwerbsloſe. 
Dazu find noch die Lebenshaltungskoſten ge- 
ſtiegen. Im März 1926 betrug die Indexziffer 


131,2 und im März 1929 144,4. Dieſe Zahlen 
geben klar zu erkennen, daß die Lage der Er— 


werbsloſen immer ſchlechter wird, und daß die 
Erwerbsloſen von Tag zu Tag mehr hungern 
müſſen. Aber weil man bei den ſozialen Ausgaben 
ſpart, iſt es unſere Aufgabe als Kommuniſten, der 
Arbeiterſchaft zu zeigen, daß man nur dort ſpart, 
wo es gegen die Intereſſen der Arbeiterſchaft 
geht. Man ſpart aber nicht bei den Ausgaben, die 


1927 


Arbeiterſchaft zu bewilligen; denn wenn man für 
Polizei, Juſtiz und Kirche Millionen übrig hat und 
für die Arbeiterſchaft nichts, dann zeigt das, wie 
die Früchte der zweijährigen Koalitionsregierung 
aussehen, daß man fie überſchreiben kann: „Zwei 
Jahre Koalitionsregierung, zwei Jahre Arbeiter— 
verrat!“ 

Die Erwerbsloſen haben ſchon ſeit Jahren ge— 
wartet, daß die Erwerbsloſenunterſtützung erhöht 
werden ſoll. Aber feit 313 Jahren hat es keine 
Regierung für nötig befunden, die Erwerbsloſen— 
unterſtützung auch nur um einen Pfennig zu er- 
höhen, trotzdem alle Preiſe geſtiegen ſind, trotz⸗ 
dem an der Spitze der Koalitionsregierung dre 
Sozialdemokratie ſteht, die während des Wahl- 
kampfes der Arbeiterſchaft nicht genug Ber- 
ſprechungen machen konnte. Sie haben jetzt nichts 
übrig, und die Arbeiterſchaft wartet und wartet, 
aber das Wunder der Sozialdemokratie kommt 
nicht. Wir ſehen auch, daß man überall verſucht, 
überhaupt keine Erwerbsloſenunterſtützung zu 
zahlen, indem die Groß-Grundbeſitzer und die 
Unternehmer den Arbeitern keine vorichrifts: 
mäßigen Entlaſſungsbeſcheinigungen ausſtellen. 


für das kapitaliſtiſche Syſtem und die Aufrecht⸗ Hier zeigt es ſich, daß die Unternehmer, ob ſie 
erhaltung des kapitaliſtiſchen Staates find. Nur nus deutſchnational oder deutſchliberal find, ge- 
ein paar Beiſpiele!l Der Etat des Innern hatte meinſam mit der Regierung zuſammenarbeiten 


im Jahre 1927 eine Geſamtausgabe von 8 572 200 
Gulden, im Jahre 1928 8 850 400 Gulden, alfo 
278 200 Gulden mehr. Aber im Jahre 1929, wo 
der Etat vom Herrn Senator Arczynſki, feines 
Zeichens Sozialdemokrat, unterſchrieben ijt, De- 
trägt die Geſamtausgabe für den Etat des Innern 
9 593 070 Gulden, aljo 742 670 Gulden mehr als 
im Jahre 1928. Unter der Koalitionsregierung, 
bei der die Sozialdemokratie den Ausſchlag gibt, 
it der Etat des Innern um 1020 870 Gulden er- 
höht worden. Hier ſehen wir, daß die Sozialdemo— 
kratie für dieſen kapitaliſtiſchen Machtapparat, für 
dieſen bürgerlichen Staat, Geld übrig hat, für 
den Auguſt Bebel nicht einen Pfennig oder einen 
Groſchen übrig hatte. Hier ſehen wir, wie tief die 
Sozialdemokratie geſunken iſt. Wenn 
Bebel heute noch lebte, würde er 
nehmen und die Sozialdemokratie aus dem Tem— 
pel jagen. 

Dies war bei dem Etat des Innern. Betrachten 
wir uns den Etat der Juſtizverwaltung, ſo ſehen 
wir, daß man feit dem Vorjahr dort auch die 
Ausgaben um 777 380 Gulden erhöht hat. Das- 
ſelbe iſt auch bei allen anderen Poſitionen der 
Fall. Nur für die Erwerbsloſen hat man keinen 


Pfennig Erhöhung übrig. Auf der anderen Seite 


ſehen wir wiederum, daß man gewillt iſt, der 
Kirche Millionen in den Rachen zu werfen. So 
erhalten 150 Erwerbsloſe mit ihren Familien im 
Monat durchſchnittlich 7500 Gulden, und 142 
Geiſtliche erhalten durch die Unterſtützung aus 
Staatsmitteln monatlich 150 000 Gulden. Wenn 
die Arbeiterſchaft dies wüßte, wenn es uns Kom- 
muniſten möglich wäre, überall zu den Arbeitern 
zu ſprechen, dann würde die Sozialdemokratie 


die längſte Zeit eine ſolche Stärke aufweiſen, wie 
es bei der letzten Volkstagswahl der Fall war. 
Aber der größte Teil der Arbeiterſchaft hat ſchon 
erkannt, daß die Sozialdemokratie gewillt iſt, für 
den kapitaliſtiſchen Staat die Gelder wegzuwer⸗ 
ten, daß fie aber nicht bereit ift, Mittel 


für die 


Auguſt 
den Knüppel 


und dafür ſorgen, daß die Regierung nur nicht 
zuviel Erwerbsloſenunterſtützung auszahlt. Ins⸗ 
beſondere wird in der letzten Zeit verſucht, die Er- 
werbsloſen mit einer Teilunterſtützung abzufin⸗ 
den. Wenn ein Arbeiter ein kleines Zimmer hat, 
wird ihm ſo und ſoviel abgezogen. Wenn ein Ar- 
beiter ein paar Ruten Land hat, werden ihm 50 
bis 60 Pfennig pro Tag abgezogen, manchmal auch 
1 Gulden. Man ſagt, mit dieſer Teilunterſtützung 
ſei die Bedürftigkeit behoben. 

Was verlangen wir Kommuniſten in unſerem 
Urantrag Druckſache Nr. 871? Wir wollen das 
haben, was die Erwerbsloſen ſchon ſeit Jahren 
gefordert haben, wofür ſie ſchon ſeit Jahren kämp⸗ 
fen. Wir verlangen in erſter Linie, daß die 
Wartezeit abgeſchafft wird, und daß die Erwerbs— 
loſenunterſtützung vom erſten Tage der Erwerbs— 
loſigkeit an gezahlt wird. Der Lohn des Arbeiters 
iſt nicht ſo hoch, daß er imſtande iſt, noch Gelder 
auf die ſogenannte hohe Kante zu legen. Der 
Lohn des Arbeiters reicht nur von einem Tag zum 
andern. Noch ſchlechter ſieht es bei den Landar⸗ 
beitern aus, die den Tag 4 Gulden oder 4,50 
Gulden erhalten. Wenn ſie erwerbslos werden 
und noch 14 Tage ohne Geld leben ſollen, wird 
wohl jeder Abgeordnete, der ſeine Phantaſie nur 
ein wenig anſtrengt, zugeben müſſen, daß das 
ganz unmöglich iſt. Wir Kommuniſten wiſſen, daß 
ein Arbeiter nicht ſolange auf die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung warten kann. Aber Sie wollen das 
nicht glauben, weil Sie ſich nicht um heute oder 
morgen bekümmern müſſen. Der Arbeiter, der er⸗ 
werbslos wird, muß noch 14 Tage hungern oder 
Schulden machen, wenn ſich noch jemand findet, 
der ihm etwas borgt. 

Wir fordern deshalb, daß S 11 folgende 
Faſſung erhält: „Die Unterſtützung wird vom 
erſten Tage der Erwerbsloſigkeit für jeden 
Wochentag gewährt.“ Dann verlangen wir wet- 
ter, daß die Erwerbsloſenunterſtützung erhöht 
wird. Ich glaube, daß jeder denkende Menſch zu— 


(C) 


(D) 


{A 


(B) 


— 
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(Langnau. Abgeordneter) 
geben muß, daß es keinem Menſchen möglich 
mit dieſen Hungerpfennigen auszukommen. 
Preiſe für alle Waren und Kleidungsſtücke ſind 
unmenſchlich geſtiegen. Aus dieſem Grunde hat 
man ſchon die Invalidenrenten und die Klein- 
rentnerbeihilfen erhöht. Verſchiedene Arbeiter- 
berufe haben ſogar ein paar Pfennige Lohnzulage 
erhalten. Aber an die Erwerbsloſen hat man nicht 
gedacht. Sie erhalten dieſelbe Unterſtützung wie 
vor 3½ Jahren. Sie find nicht imſtande, als Re- 
gierung, als kapitaliſtiſcher Staat den Erwerbs— 
loſen Arbeit zu geben, aber Sie wollen ihnen auch 
nicht eine angemeſſene Unterſtützung zahlen. Dies 
zeigt wiederum, wie faul und morſch dies fapita- 
liſtiſche Syſtem iſt. Wenn wir betrachten, daß die 
jugendlichen Erwerbsloſen pro Tag 1,25 Gulden 
Unterſtützung bekommen, ſo iſt es doch klar, daß es 
ihnen nicht möglich ift, fih mit 1,25 Gulden zu De- 
köſtigen. Sie müſſen ſich aber auch Kleider kaufen. 
Aber es iſt ihnen die Möglichkeit hierzu nicht ge— 
geben. Wenn dann aber die jugendlichen Arbeiter 
zum Stehlen greifen müſſen, werden ſie von die— 
ſem kapitaliſtiſchen Staat verurteilt. Wir als 
Kommuniſten ſagen: Schuld daran ſind nicht die 
jugendlichen Arbeiter, die zum Dieb werden, fon- 
dern ſchuld iſt dieſer Staat, der ſie zum Stehlen 
verführt. Wenn aber ein Jugendlicher nicht zu 
dieſem Handwerk greift, dann müſſen ihn die 
Eltern ernähren, dann muß dieſer Jugendliche 
ſeinen kleinen Geſchwiſtern das Stückchen Brot 
noch wegnehmen; denn das Stückchen Brot, das 
der jugendliche Arbeiter erhält, bekommen die 
anderen Kinder zu wenig. Aber ſie ſiechen dann 
alle langſam dahin. Und diefje Jugend ſoll nad: 
her arbeiten? Dazu iſt ſie nicht imſtande, weil 
ſie ſchon in der Jugend von dieſer kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaftsordnung zu Grunde gerichtet wird. 
Wir werden der Arbeiterſchaft zurufen, dies nicht 
zuzulaſſen. Die Kommuniſtiſche Partei wird die 
Jungarbeiter ſammeln. Es iſt ja unſere Jugend, 
die durch dies kapitaliſtiſche Syſtem zu Grunde 
gerichtet werden ſoll. Wir verlangen deshalb, daß 
S 14 folgendermaßen lautet: 

Im $ 14 ift zu ſetzen: „Für 2.05 G — 2,50 G, fur 

1,70 G — 2,00 6, für 1,25 6 — 1,50 G.“ 

Wir wiſſen als Kommuniſten, daß dieſe Erhöhung 


iſt, 
Die 


| 
I 


nur ein Tropfen auf den heißen Stein ift, und daß 


die Erwerbsloſen mit dieſen Unterſtützungen noch 
nicht Herrenleben führen können, daß ſie noch nicht 
imſtande ſein werden, ſich das notwendige Eſſen 
und die notwendige Kleidung zu beſchaffen. Wir 
werden ſehen, daß die Parteien, auch die Sozial- 
demokratie, den Antrag dem Ausſchuß überweiſen 
werden, ihn aber dann ablehnen werden, wie ſie 
es ſeit Jahren getan haben. 

Eine andere Frage iſt die Weiterverſicherung 
der Erwerbsloſen in der Invaliden- und Ange— 
ſtelltenverſicherung. Der Erwerbsloſe ift nicht im- 
ſtande, von den paar Pfennigen noch die Invali— 
denmarken zu kleben. Man ſagt, der Erwerbsloſe 
dürfe innerhalb von 2 Jahren nur 20 Beitrags- 
marken kleben. Wenn er die nicht hat, müſſe die 
Wohlfahrtsfürſorge für ihn eintreten. Aber ge— 
rade dadurch, daß der Erwerbsloſe innerhalb von 
zwei Jahren nur 20 Marken klebt, hat er nachher 
einen Schaden, und zwar einen doppelten SHa- 
den. Jetzt, wo er jung iſt, iſt er nicht imſtande zu 


Tribünen leer ſind und die 
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arbeiten und fih etwas zu verdienen, wenn er alt (O) 


iſt, bekommt er weniger Invalidenrente, weil er 
nicht ſoviel Invalidenmarken geklebt hat und die 
Rente ja nach der Zahl der Marken berechnet 
wird. Hier wäre es auch Aufgabe des Staates, die 
Koſten zu tragen. Dasſelbe iſt bei den Kranken⸗ 
kaſſen der Fall. 

Der Erwerbsloſe wird zum größten Teil in der 
unterſten Stufe der Krankenkaſſe verſichert. Yus- 
beſondere auf dem Lande verſucht man, alle Ar- 
beitsloſen in der Landkrankenkaſſe zu verſichern. 
Wenn ein Erwerbslojer krank oder arbeitsunfähig 
iſt, erhält er keine Erwerbsloſenunterſtützung, 
ſondern ein Krankengeld von 1,80 G pro Tag. Da- 
von ſoll er leben, auch wenn er vier, ſechs und 
ſieben Kinder hat. Er iſt dazu nicht imſtande, 
wenn er geſund iſt, geſchweige denn, wenn er 
krank iſt und ſelber der Pflege bedarf. Wenn aber 
Gemeinden den Erwerbsloſen noch eine beſondere 
Beihilfe geben wollen, dann iſt es der Senat, der 
dies verbietet, indem er ſagt, Ihr als Gemeinden 
habt kein Recht, den Erwerbsloſen eine Beihilfe 
zu geben. Die Erwerbsloſen ſollen verrecken, 
gerade ſo wie Borſig erklärt, daß 50 000 Menſchen 
zu Grunde gehen können. So ſollen auch hier in 
Danzig die Erwerbsloſen zu Grunde gehen. Es 
zeigt ſich, daß alle Parteien von den Deutjchna- 
tionalen bis zu den Sozialdemokraten mit einem 


Lächeln über die Leichen der Arbeiterſchaft ſchrei— 


ten. Wir verlangen aber, daß § 22 einen neuen 
Abſatz 2 mit folgender Faſſung erhält: 

Während der Erwerbslosigkeit find die laufen: 
den Verſicherungsbeiträge der Invaliden⸗ und Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung durch die Fürſorge nach der letzten 
Lohn⸗ bezw. Gehaltsklaſſe zu zahlen. 

Die Ueberſchrift des § 22 erhält folgenden Wort 


laut: „Kranken- Invaliden- und Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung“. 
(Abg. Plenikowſti: Es ift ein Skandal, daß die 


ribür Erwerbsloſen nicht 
hinauf gelaſſen werden, draußen vor der Tür wer— 
den ſie feſtgehalten, hier oben iſt alles leer!) Wie 
man gegen die Erwerbsloſen vorgeht, will ich 
noch ausführen. (Abg. Plenikowſki: Nicht einmal 
den Abgeordneten wird geſtattet, die Erwerbs— 
loſen herein zu holen!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich bitte, 
nicht die Verhandlungen zu ſtören. Ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): An den 
Hafenarbeitern will man einen neuen Surten- 
ſtreich verüben. Hand in Hand mit der Regierung 
gehen die Gewerkſchaften, ſowohl die chriſtlichen, 
wie die freien Gewerkſchaften vor. Sie wollen die 
Hafenarbeiter, die die Erwerbsloſenunterſtützung 
erhalten ſollen, aus dem Hafen bringen. Sie for- 
len erneut eine Reſervearmee für das kapitali— 
ſtiſche Syſtem bilden. Aber die Hafenarbeiter 
haben dieſen neuen Verrat erkannt. Die Hafen- 
arbeiter beſitzen den Kampfesmut, auch gegen die— 
ſen Schandſtreich zu kämpfen. Den Beweis dafür 
erbringt die Verſammlung der Hafenarbeiter, in 
der folgende Reſolution angenommen wurde: 

Die heutige Mitgliederverſammlung weiſt mir 

Entrüſtung den beabſichtigten Anſchlag auf die Le⸗ 

bensintereſſen der Hafenarbeiter zurück. Mit Dem 

Verſprechen der Einbeziehung der Hafenarbeiter in die 

Erwerbsloſenfürſorge und mit der gleichzeitigen Ein⸗ 

führung des Kartenſyſtems beabſichtigt der Senat 
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mit Anterſtützung der Gewerkſchaftsbürokratie über 

die Hälfte der Hafenarbeiter ſtändig aus dem Hafen 

zu entfernen. Die Einreihung der Hafenarbeiter in 
die Erwerbsloſenfürſorge nach den Vorſchlägen des 

Senats bedeutet für die Hafenarbeiter nicht nur die 

vollſtändige Entfernung von der Hafenarbeit, fonder 

auch den Anterſtützungsentzug im Falle der Ableh⸗ 
mung ungeeigneter Arbeit. Durch dieſe Maßnahmen 
will man die erwerbsloſen Hafenarbeiter zwingen, 
jede angebotene Arbeit zu jeder Bedingung anzu⸗ 
nehmen. Man verſpricht den unſtändig Beſchäftigten 
die Gewährung der Unterſtützung, verſchweigt jedoch, 
daß nach dem Bedürftigkeitsparagraphen gerade 
die unſtändig Beſchäftigten keine Anterſtützung erbal⸗ 
ten werden. Angeſichts der fih verſchärfenden Wirt- 
ſchaftskriſe, des wachſenden Druckes der Unternehmer 
und des Senats, der zunehmenden Arbeitsloſigkeit 
müſſen die Hafenarbeiter den Kampf für folgende 

Forderungen aufnehmen: es 

1. Gewährung der Unterſtützung für jeden beſchäfti⸗ 
gungsloſen Tag für alle Hafenarbeiter. 

2. Einreihung aller Hafenarbeiter in den Produk⸗ 
tionsprozeß. Garantie eines Fünftagelohnes pro 
Woche. Siebenſtundentag, für Schwerſtarbeiter 
Fünfſtundentag bei vollem Lohnausgleich. 

Alſo hier ſehen wir, daß, wenn wir als Kommu⸗ 
niſten bei Beginn der Sitzung beantragten, unſe— 
ren Antrag auf die Tagesordnung zu ſetzen, wir 
die Forderungen der Hafenarbeiter vertreten. Die 
Hafenarbeiter verlangen, daß ſie, wenn ſie er— 
werbslos find, die Erwerbsloſenunterſtützung er- 
halten. Die Hafenarbeiter ſind auch gewillt, unter 
Führung der Kommuniſtiſchen Partei für dieſe 
Forderungen zu kämpfen. Die Kommuniſtiſche 
Partei ruft den Erwerbsloſen, auch den Hafen- 
arbeitern von dieſer Stelle zu: Ihr habt Heure 
wieder erneut erfahren daß auch dieſe Regierung, 
daß die Parteien von den Deutſchnationalen bis 
zu den Sozialdemokraten nicht für Euch eintreten 
wollen, daß ſie Euch wie ein Stück Vieh behan⸗ 
deln, daß die Abgeordneten nicht einmal den Mut 
beſitzen, mit den Arbeitern zu ſprechen, mit denen, 
die ſie an dieſe Stelle berufen haben. Das zeigt, 
daß die Abgeordneten von den Deutſchnationalen 
bis zu den Sozialdemokraten zu Lumpen gewo: 
den ſind, die jederzeit die Arbeiterſchaft verraten. 
Die Kommuniſtiſche Partei wird mehr denn je die 
Arbeiterſchaft aufrufen und wird ihr ſagen: In 
dieſem Hauſe werdet ihr eure Forderungen nicht 
erfüllt erhalten, ſondern die Forderungen der Er- 
werbsloſen, der geſamten Arbeiterſchaft und der 
werktätigen Bauern können nur im revolutionä⸗ 
ren Klaſſenkampf erfüllt werden. Anſere Aufgabe 
wird es ſein, dieſes durchzuführen, dieſen kapita⸗ 
liſtiſchen Staat zu zerſchlagen und auf den Trüm⸗ 
mern dieſes Staates die kommuniſtiſche Gejel- 
ſchaftsordnung zu errichten. (Bravo! bei den Kom⸗ 


muniſten.) 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat ſich mit dem 
Urantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion bejchäf- 
tigt. Ich habe im Auftrage der Fraktion folgende 
Erklärung abzugeben: 

Mit großer Sorge verfolgt die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion die ſteigende Erwerbsloſigkeit und 
die damit verbundene Verſchärfung der Notlage 
der arbeitenden Bevölkerung. Die Lage der Er⸗ 
werbsloſen iſt aber nicht ausſchließlich durch die 
Fürſorgegeſetzgebung bedingt, (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki) ſondern größtenteils durch die 
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vorgerufen. (Andauernde Zwiſchenrufe des Abg. 
Plenikowſfki). . h 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki ich rufe Sie 
zum zweiten Mal zur Ordnung. (Zuruf des Abg. 
Langnau.) Herr Abg. Langnau, ich rufe Sie 
ebenfalls zur Ordnung. 3 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Die Fraktion 
richtet daher ihr Hauptaugenmerk darauf, dieſer 
Ueberfremdung energiſch zu ſteuern. Wenn ſie da⸗ 
bei auf Widerſtände geſtoßen iſt, die die Er- 
reichung dieſes Zieles bisher vereitelten, ſo mutz 
fie ſelbſtverſtändlich eine Verantwortung für den 
Umfang dieſer Erwerbsloſigkeit ablehnen. Soweit 
die Auslegung des Fürſorgegeſetzes zu Zweifeln 
Anlaß geben kann, iſt die Fraktion mit Erfolg 
bemüht, eine dem Geiſt des Geſetzes entſprechende 
ſoziale Auslegung zu erreichen. So iſt z. B. jetzt 
feſtgelegt worden, daß im Fall einer ungerecht— 
fertigten Entziehung oder Ablehnung der Er- 
werbsloſenunterſtützung bei nachträglicher Bewil- 
ligung die Nachzahlung grundſätzlich vom Tage 
des Antrages an zu erfolgen hat. (Das iſt ja 
Schwindel! bei den Kommuniſten). Der von der 
Kommuniſtiſchen Fraktion eingereichte uns durch⸗ 
aus ſympathiſche Antrag würde im Fall der An⸗ 
nahme eine Mehrbelaſtung von ſchätzungsweiſe 2 
Millionen bedeuten. Da aber der diesjährige Etat 
mit einem Fehlbetrag von ca. 3 Millionen ab⸗ 
ſchließt, kann die Fraktion für weitere Be- 
laſtungen nicht eintreten, ſolange nicht Deckung 
für den bereits entſtandenen Fehlbetrag beſchafft 
iſt. Die Fraktion wird nach wie vor für eine 
gerechte Anwendung der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen eintreten, behält ſich aber eigene notwen⸗ 
dige Verbeſſerungsvorſchläge vor. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schulze. 

Schulze, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz in der Verord— 
nung vom 13. März 1925 legte die jetzigen Sätze 
feſt, die den einzelnen Erwerbsloſen gezahlt wer⸗ 
den. Sie wiſſen natürlich vor allen Dingen, daß 
die Teuerung in dieſem Jahr gewaltig geſtiegen 
iſt. Das beweiſen die einzelnen Lohnkämpfe, die 
von ſeiten der Arbeiterklaſſe zur Erreichung beſſe⸗ 
rer Lebensbedingungen geführt worden ſind. Hier 
waren es vor allen Dingen Vertreter der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, Gewerkſchaftsführer, die 
gerade bei dieſen Verſammlungen riefen: „Kol⸗ 
legen erſcheint in Maſſen!“ Heute ſtellt es ſich 
heraus, daß Sie (nach links) mit dieſen Maſſen 
ja gar nichts zu tun haben wollen, ſondern, daß 
Sie mit dieſen Maſſen erſt wieder zu tun haben 
wollen, wenn die jetzige Wahlperiode ziemlich am 
Ende iſt. Dann werden Sie wieder zu den Maſſen 
ſprechen wollen, dann werden ſie aber nicht 
kommen. 

M. D. u. H.! Der Geſetzentwurf der Kommu- 
niſtiſchen Partei zeigt Ihnen klar und deutlich, 
daß das, was wir verlangen, nicht im geringſten 
ausreichend ift, um den Lebensunterhalt des Er- 
werbsloſen mit ſeiner Familie zu friſten. Warum 
hat überhaupt in dieſen Jahren das Unterneh⸗ 
mertum bei den Lohnkämpfen Zugeſtändniſſe ge⸗ 
macht? Nicht etwa, weil ſie dem ſympathiſch gegen⸗ 
überſtanden, ſondern weil hier der Druck der Ar⸗ 
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beiter ſo ſcharf iſt, daß man ſich dazu bequemen 
mußte. Sogar durch Schlichtungsſprüche hat man 
die Löhne erhöht. Im Laufe dieſer Jahre ſind 
durch Schlichtungs- reſp. Tarifſprüche die Löhne 
der Metallarbeiter, der Werft- und Bauarbeiter 
erhöht worden. Eine tarifliche Regelung der 
Landarbeiter iſt vorgeſehen, und eine Erhöhung 
der Löhne der Gemeinde- und Staatsarbeiter iſt 
ebenfalls erfolgt. 

Die Arbeiterklaſſe, die ſich in dieſem Fall eine 
Lohnerhöhung erzwungen hat, hat auf der anderen 
Seite die Macht, dieſe Lohnforderungen zu er— 
kämpfen. Ich werfe hier die Frage auf, ob den 
hungernden Erwerbsloſen mit ihren Familien die 
Möglichkeit gegeben iſt, etwas zu erkämpfen. Wir 
Kommuniſten ſagen: Geht auf die Straße und ſagt 
es dieſen Geſellen, die heute nicht in der Lage 
ſind, die nicht den Mut aufbringen, wenn ein 
Vertreter der Kommuniſtiſchen Partei zu der Er- 
werbsloſenfrage ſpricht, hier zu figen, fonder 
draußen ihren Kaffee ſaufen müſſen. (Sehr gut! 
bei den Kommuniſten.) Herr Abg. Moritz, wenn 
die Erwerbsloſen hier geweſen wären, hätten Sie 
nicht dieſe Töne angeſchlagen, wie Sie es eben ge— 
tan haben. Da Sie aber wiſſen, daß die Tauſende 
von Erwerbsloſen draußen es nicht hören können, 
bringen Sie den Mut auf, hier ſolche Töne anzu— 
ſchlagen. 

Es ſteht weiter feſt, daß in manchen Gemein— 
devertretungen einzelne Ihrer Leute vor Mitleid 
bald aufplatzen, wenn die Frage der Erwerbs- 
loſenunterſtützung angeſchnitten wird. Sie tun es, 
weil fie wiſſen, wenn evtl. etwas geſchaffen würde, 
daß der Senat es dann ablehnen würde. Wir 
haben hierfür genug Beweiſe. Typiſch ift, daß die 
Sozialdemokratie in ihrer geſtrigen „Volksſtimme“ 
von dem Elend der Erwerbsloſen ſpricht, indem 
ſie den Leſern der „Volksſtimme“ ein Bild von 
einem Pavillon zeigt, in dem ein Erwerbsloſer 
hauſt. Da ſchreibt man: „Das blaſſe Geſicht des 
24-jährigen Mannes ſpricht von Not, Elend und 
zerſtörten Hoffnungen.“ Weiter unten ſchreiben 
Sie: „Ja, wir ſehen ja, was gibt es da zu er— 
klären? Ein ſauberes Bett ſteht da, ein ſelbſtge— 
zimmerter Tiſch, ein Schrank, ein paar Kartons, 
einige Kiſten, der Haushalt eines erwerbsloſen 
verheirateten Arbeiters, der mit 15 Gulden Er— 
werbsloſenunterſtützung die Woche vegetieren 
ſoll.“ Wollen Sie damit ſagen, daß die Tauſende 
Erwerbsloſe vegetieren ſollen, oder wollen Sie 
ſagen, daß die Erwerbsloſen als Menſchen leben 
ſollen? Wenn Sie wollen, daß dieſe Menſchen 
einigermaßen leben können, dann müſſen Sie end— 
lich Ihre Wahlverſprechungen zur Wahrheit 
machen. In der „Roten Wahlpoſt“ haben Sie 
immer geſchrieben: „Wir wollen die Not und das 
Elend der Erwerbsloſen bejeitigen.“ Beim Uran- 
trag der Kommuniſtiſchen Partei haben vor allen 
Dingen die Vertreter der Koalitionsparteien Ge— 
legenheit, dieſen Ausſpruch wahr zu machen. Wir 
wiſſen aber, daß Sie dieſe Worte nicht verwirt— 
lichen werden. Wir wiſſen auf der anderen Seite, 
daß Sie verſuchen werden, dieſen Antrag abzu— 
würgen, wenn er an den Sozialen Ausſchuß über- 
wieſen wird. Wir Kommuniſten werden die Er— 
werbsloſen und die geſamte Arbeiterklaſſe aufrüt⸗ 
teln und fie über Ihr verräteriſches Treiben auj- 


klären, welches Sie in der erſten Sitzung im Bolts- 
tag zeigten, der ich beigewohnt habe. Wir werden 
dokumentieren, was für ein großer Verrat an der 
geſamten Arbeiterklaſſe geübt wird. 

Daß die Not der Erwerbsloſen ganz gewaltig 
geſtiegen iſt, geht ganz draſtiſch aus einigen Er- 
hebungen bezw. einigen Anträgen hervor, die man 
ſeinerzeit im Senat reſp. in einzelnen Gemeinden 
ſtellte, um bei der damaligen Ausſchüttung des 
200 000 Gulden-Fonds berückſichtigt zu werden. 
Es würde zu weit gehen, wenn ich Ihnen alle 
Schreiben vorlegte, die die Not und das Elend 
ausführlich ſchildern. Wenn Sie ſelbſt in der 
„Volksſtimme“ ſchreiben, daß Not und Elend vor— 
handen ſei, ſo verlangen wir auch, daß Sie dieſem 
Antrag zuſtimmen. Das Geſetz in der Faſſung von 
13. März 1925 legte die einzelnen Sätze feſt. Am 
26. Jan. 1926 haben Sie einen Zuſchlag von 10 
Pfennig pro Tag für die Erwerbsloſen bewilligt. 
Das geſchah nicht, weil Sie damals erkannten, 
daß die Lebensmittelpreiſe geſtiegen waren und 
der Lebensmittelunterhalt der Erwerbsloſen da— 
durch weiter erſchwert wurde. Sie mußten ſich 
vielmehr auf den Druck der arbeitenden Bepöl— 
kerung infolge der Mieterhöhung dazu bequemen. 
Durch dieſe 10 Pfennige, das wurde ſeinerzeit an 
dieſer Stelle ausgeführt, ſollte die Mieterhöhung 
ausgeglichen werden. Somit können wir feititel- 
len, daß die Unterſtützung der Erwerbsloſen von 
Jahre 1925 bis heute um keinen Pfennig erhöht 
worden iſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ift not- 
wendig, ſich noch einmal ein wenig mit den Par⸗ 
teien auseinander zu ſetzen. Ich weiß natürlich, 
warum der Abg. Moritz es heute fertig brachte, 
bier eine Erklärung im Namen der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei abzugeben. Dieſe Erklärung iſt 
nur ein Beweis dafür, wie ſtark es in der Sozial— 
demokratiſchen Partei kviſelt, wie ſcharf die Mus- 
einanderſetzungen in der Sozialdemokratiſchen 
Partei ſind, und zwar hervorgerufen durch die 
Früchte der zweijährigen ſozialdemokratiſchen 
Koalitionsregierung. Wenn wir uns das vor 
Augen halten, dann werden wir auch wiſſen, was 
wir von der Erklärung des Abg. Moritz zu halten 
haben. Es ift nichts anderes, als ein Verſuch, den 
Kampf und die Empörung der Erwerbsloſen gegen 
ihr Elend, gegen ihre Not abzuwürgen, nicht, um 
hier zum Ausdruck zu bringen, daß Sie als Partei 
jetzt Schulter an Schulter mit den Erwerbsloſen 
für deren Forderungen kämpfen werden, ſondern, 
um dieſem Kampf einen Riegel vorzuſchieben 
durch neue Verſprechungen, durch neue Phraſen. 

Aber heute fällt die Arbeiterſchaft nicht mehr 
auf dieſe Verſprechungen und dieſe Phraſen her— 
ein. Die Ereigniſſe in Deutſchland, Frankreich und 
England, die Tätigkeit der engliſchen, der deut— 
ſchen Arbeiterregierung, die zweijährige Tätig- 
keit des Koalitions-Senats hat auch der Danziger 
Arbeiterſchaft die Augen geöffnet über den Kurs 
der Sozialdemokratiſchen Partei. Auf derartige 
Erklärungen, auf derartige Phraſen wie ſie der 
Abg. Moritz abgegeben hat, wird ſie pfeifen. In⸗ 
folge des Druckes der Erwerbsloſen, weil ſich die 
Empörung der Erwerbsloſen von Tag zu Tag 
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ſteigert, find auch die übrigen bürgerlichen Par 


teien gezwungen, in irgendeiner Form Stellung zu 
nehmen. Sie empfangen die Vertreter der Er- 
werbsloſen. Sie werden die Vertreter der Er— 
werbsloſen dort draußen bei den Verhandlungen 
genau mit denſelben Worten abſpeiſen, mit denen 


der Abg. Moritz im Namen der Sozialdemokrati— 


ſchen Partei die Forderungen der Erwerbsloſen 
hier abſpeiſte. Sie werden alle jetzt ihr Herz eni- 
decken, Sie werden alle erklären, daß der Antrag 
der Kommuniſten Ihnen ſympathiſch ſei, aber Sie 
werden nichts tun, um tatſächlich dieſe Forde— 
rungen der Kommuniſtiſchen Partei in die Wirk⸗ 
lichkeit umzuſetzen. Wir haben das heute gleich zu 
Beginn geſehen. Gleich zu Beginn der heutigen 
Volkstagsſitzung zeigte ſich das alte Bild, die Ein— 
heitsfront aller bürgerlichen Parteien mit der So— 
zial-Faſchiſtiſchen Partei gegen die Forderungen, 
gegen die Anträge der Kommuniſtiſchen Partei. 
Die Tribünen waren leer. Trotzdem wurde nicht 
die Erlaubnis erteilt, die Vertreter der Hafenar- 
beiter, der Erwerbsloſen auf die Tribünen zu 
laſſen. Ja, der Präſident dieſes Volkstages wagte 
es, den Dienern die Anweiſung zu geben, über— 
haupt niemand, auch nicht in Begleitung eines 
Abgeordneten, herein zu laſſen. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſfki, ich verbitte 
mir jede Kritik meiner Geſchäftsführung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Selbſtver⸗ 
ſtändlich empfangen Sie die Unterſtützung der 
bürgerlichen Parteien, die wahrſcheinlich darauf 
warten, daß Sie mit noch brutaleren Mitteln 
gegen die Abgeordneten der Kommuniſtiſchen 
Partei vorgehen. Wir werden aber trotzdem Kri— 
tik üben. Wir werden darüber hinaus alles das 
tun, was notwendig ijt, um für die Arbeiterſchaft 
den Kampf zu führen. (Zuruf von der Zuhörer⸗ 
tribüne.) 

Präſident: Ich 
entfernen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P).: Hoffentlich 
wird bald mit dem ganzen Volkstag aufgeräumt. 
Die Zeit wird kommen, wo die Arbeiter, die auf 
der Tribüne fiken, dieje Leute hier aus dem Saat 
hinauswerfen werden. Dann werden die Ver— 
treter der Arbeiter auf dieſen Bänken Platz ney— 
men, um über die Fragen der Arbeiterklaſſe zu 
entſcheiden. (Zuruf des Abg. Dinklage.) Sie 
fliegen zuerſt hinaus. Mal gehen Sie mit den 
Deutſchnationalen, mal mit den Sozialdemokra— 
ten. Einmal machen Sie eine Verfaſſungsände— 
rung mit den Sozialdemokraten und das andere 
Mal mit den Deutſchnationalen. Hanswürſte ſind 
Sie! (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
einen unparlamentariſchen Ausdruck gebraucht, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Jetzt zeigt 
ſich das wahre Geſicht der Sozialdemokratiſchen 
Partei und der bürgerlichen Parteien. (Zwiſchen⸗ 
rufe von der Zuhörertribüne.) 

Präſident: M. D. u. H.! Ich 


bitte, den Zwiſchenrufer zu 


vertage die 


Sitzung um zehn Minuten. um die Zuhörertri⸗ 


büne räumen zu laſſen. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) 


(Unterbrechung der Sitzung 4 Uhr 45 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 4 Uhr 55 Minuten durch den 
Präſidenten Spill wieder eröffnet. ; = 

Präſident: Ich erkläre die Sitzung wieder für 
eröffnet. Das Wort hat wieder Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſti. (Abg. Liſchnewſki: Unter Ausſchluß der 
Oeffentlichkeit! Was iſt denn jetzt los? Jetzt tagen 
wir ſchon geheim!) 5 EE 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Arbei- 
ter werden es ſchon zu hören bekommen, was hier 
vorgeht. Ich will zuerſt einmal die Zentrumspar⸗ 
tei an ihr eigenes Flugblatt erinnern. Der Ver⸗ 
treter der Zentrumspartei, der Abg. Cierocki, ver⸗ 
handelt augenblicklich auch mit den Erwerbsloſen. 
Er wird wahrſcheinlich auch ſein Herz für die Not 
und das Elend der Erwerbsloſen entdecken, Der- 
ſelbe Abg. Cierocki, der das Ueberfallkommando 
in Zoppot alarmierte, um die Ziegeleiarbeiter 
aus der Ziegelei heraustreiben zu laſſen. Herr 
Abg. Hoppe war es, der ſeligen Andenkens im 
Volkstag einmal eine Rede hielt, und zwar da- 
mals, als der Bürgerblock genau wie heute die 
Koalitionsregierung zu einem verſchärften Raub⸗ 
zug gegen die Erwerbsloſen rüſtete. Er offenbarte 
klar und offen das Programm der Zentrumspar— 
tei, das darin gipfelte: Abbau der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge. Er führte damals aus: - 

Die bei vielen Erwerbsloſen — beſonders lin den 
kinderreichen Familien — herrſchende Not verkennt 
gewiß keine Partei. Die Unterſtützung, die den 
Leuten gegeben werden kann, ijt nur ein Linderungs⸗ 
mittel. Und wohl jeder hat den einen Wunmi, tə 
könnte in allen wirklichen Notfällen ausreichend gez 
holfen werden: wohl ift jeder bereit geweſen und 
heute bereit, arbeitswilligen und bedürftigen Er- 
werbsloſen das zu geben, was zur Steuerung der 
Not und der Erhaltung der Arbeitskraft erforderlich 
ift. Man muß natürlich hierbei auf die allgemeine 
Wirtſchaftslage Rückſicht nehmen, und man muß auf 
die heute ohnehin ſchon beeinträchtigte Leiſtungs⸗ 
fähigkeit unſerer Danziger Wirtſchaft Rückſicht neh⸗ 
men. Wir als Regierungspartei haben die Pflicht, 
auch auf die Staatsfinanzen Rückſicht zu nehmen, für 

= die wir mit verantwortlich find. 

Jawohl, Herr Abg. Hoppe, das haben Sie damals 
erklärt. Heute werden Sie ſagen, daß die Wirt— 
ſchaftslage noch ſchlechter geworden iſt, und daß 
man deshalb noch mehr abbauen muß. Jahr für 
Jahr dieſelben Erklärungen, Jahr für Jahr jtel- 
len Sie feſt, daß die Wirtſchaftslage und daß die 
Staatsfinanzen noch ſchlechter geworden ſind. Er 
ſagte damals weiter 

Um die nackte Wirklichkeit kommt man micht Her- 
um. Der Staat kann keine höheren Laſten auf ſich 
nehmen, er kann die ſchaffenden Kreiſe nicht noch mehr 
belaſten. z 

Dieſes Flugblatt paßt jetzt genau fo wie 1927. 
Nur ſitzen Sie heute nicht mit den Deutſchnatio— 
nalen zuſammen und bauen die Erwerbsloſenfür— 
ſorge ab, ſondern heute tun Sie das zuſammen 
mit den Sozialdemokraten, mit den Leuten, die 
1927 nicht in der Regierung waren und ein Flug⸗ 
blatt über den Abbau der Erwerbsloſenfürſorge 
herausgaben. Groß und deutlich heißt es da: 
„Verrat an den Arbeitsloſen“. Damals ſaß der 
Bürgerblock im Sattel. „Der Bürgerblock beſchließt 
den Abbau der Erwerbsloſenfürſorge.“ Dann geht 
es weiter: 

Faft im ganzen Freiſtaat wurde den ledigen Mr- 
beitsloſen ein Teil der Bezüge geraubt. Auch einem 
Teil der übrigen Erwerbsloſen wurde durch falſche 
Auslegung der Bedürftigkeitsparagraphen ein Teil 
der Unterſtützung entzogen. Die wurden einfach der 
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Wohlfahrtspflege der Gemeinden überwieſen. Alle 
dieſe Maßnahmen hat der Bürgerblockſenat getroffen, 
trotzdem das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz noch in Kraft 
iſt. Um rund eine Million ſind die Erwerbsloſenbe⸗ 
züge auf diefe Weiſe gekürzt worden. Alle Hinweise 
der ſozialdemokratiſchen Vertreter im Volkstag, daß 
dieſe Maßnahmen ungeſetzlich ſeien, wurden von den 
bürgerlichen Parteien nicht beachtet. Die Deutſch⸗ 
nationalen, Liberalen und Zentrümler waren es, die 
im Verein mit der Beamtengruppe dieſe Schandtat 
deckten. 
Wer deckt heute die Schandtaten? Die Sozialde⸗ 
mokraten im Verein mit den Bürgerlichen. Dies 
Flugblatt haben Sie vor der Wahl herausge— 
geben. Sie haben die Erwerbsloſenfürſorge nicht 
nur um eine Million, ſondern um Millionen von 
Gulden abgebaut, Sie haben nicht allein die 
Schandtaten des Bürgerblocks durchgeführt, ſon⸗ 
dern Sie haben dieſe Schandtaten noch um ein Be- 
deutendes geſteigert. So ſieht die Wirklichkeit aus. 
Wenn Herr Abg. Moritz ſich hier hinſtellt und von 
der großen Sorge ſpricht, dann ſagt er dieſelben 
Worte, die ein Wirtſchaftsführer vielleicht von 
Schlage eines Jewelowſki brauchen würde. Mit 
großer Sorge betrachte er den Arbeitsmarkt, mit 
großer Sorge, weil durch die Erwerbsloſenunter— 
ſtützung ſo und ſoviele Millionen an die minder⸗ 
bemittelte Bevölkerung gegeben werden, und dieſe 
Millionen könnte die Wirtſchaft an Subventionen 
viel beſſer brauchen. Wir haben es doch erlebt. 
Heute liegt auch ein Geſetz vor, in dem klipp 
und klar darauf hingewieſen wird, daß 6—7 Mil⸗ 
lionen bereits an die Tabaksfabrikanten gegeben 
worden find. Da geben Sie Millionen zur Suv- 
ventierung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Die 
Finanzlage ſieht in der Freien Stadt Danzig fedr 
ſchlecht aus, ſo erklären Sie. Sie haben aber doch 
ſelbſt in Ihrer „Volksſtimme“ geſchrieben, daß noch 
7—8 Millionen Steuerrückſtände ausſtehen. Sie 


denken nicht daran, dieſe Steuerrückſtände einzu⸗ 


treiben, weil es ſich um Rückſtände von Großkapi⸗ 
taliſten handelt. Aber die kleinen Bauern, die 
kleinen Gewerbetreibenden plündern Sie bis aufs 
Hemde aus. Wie ſich die Großkapitaliſten vor der 
Steuer drücken, dafür haben wir unzählige Bei⸗ 
ſpiele im Ausſchuß des Volkstages gehört. Man 
belaſtet die Grundſtücke mit Hypotheken und eı= 
klärt dann, die Einnahmen ſind nicht vorhanden, 
oder wo die im Betrieb angeſtellten Söhne und 
Töchter der Eigentümer Zehntauſende von Gulden 
an Einnahmen erhalten, die aber dann von den 
Reineinnahmen des Betriebes abgehen. So er- 
klärt man denn, Einnahmen hatte der Betrieb 
nicht, Steuern können wir nicht zahlen, oder es 
fliegen wieder Hunderte von Arbeitern auf die 
Straße. Dann heißt es demagogiſch: „das Wohl 
der Arbeiter geht uns über alles.“ Man ſchenkt 
die Steuern, und die Arbeiter können wieder arz 
beiten. Das iſt das Geſicht des kapitaliſtiſchen 
Staates. Ihre Sorge gilt nicht den Erwerbsloſen, 
den Arbeitern, ſondern dem kapitaliſtiſchen 
Syſtem und dem kapitaliſtiſchen Staat. Durch die 
ſteigende Zahl der Erwerbsloſen wird dies Syſtem 
bedroht, wird dieſer Staat bedroht. Ihre Sorge 
iſt es, daran zu denken, wie Sie dieſer Bedrohung 
wirkſam entgegenarbeiten können. 

Wenn Sie hier erklären, daß die ungeheure 
Steigerung der Zahl der Erwerbsloſen und ihre 
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Not durch die Ueberfremdung des Arbeitsmarktes 
durch Ausländer bedingt ſei, dann zeigen Sie, wie 
bürgerlich Sie heute denken. Dann iſt es wohl auch 
die Schuld der Ueberfremdung des Arbeitsmark⸗ 
tes durch Ausländer in Deutſchland, daß dort Mil- 
lionen von Arbeitsloſen vorhanden ſind, daß in 
allen kapitaliſtiſchen Ländern Millionen von Ar⸗ 
beitsloſen hungern. Das liegt eben nicht daran, 
daß die Urſache eine Ueberfremdung des Arbeits— 
marktes durch ausländiſche Kräfte iſt. Wenn Sie 
hier erklären, in Danzig wirke fih das aber jpe- 
ziell aus, jo beweiſt das Saiſonarbeitergeſetz, das 
heute gleichfalls auf der Tagesordnung ſteht, daß 
Sie auch abſolut nichts ändern wollen. Sie wiſſen 
genau, daß man daran nur etwas ändern kann, 
wenn man erklärt: Für gleiche Arbeit gleicher 
Lohn. Gebt den Saiſonarbeitern den gleichen 
Lohn wie den einheimiſchen Arbeitskräften! Sie 
haben aber ganz andere Beſtimmungen getroffen. 
Wir werden heute noch auf das famoſe Saiſon⸗ 
arbeitergeſetz zu ſprechen kommen. Feſt ſteht nur, 
daß die Beſtimmungen des Saiſonarbeitergeſetzes 
die beſtehenden Beſtimmungen noch verſchlechtern. 
Das beweiſt, daß Ihr Hinweis darauf, daß die 
Not der Erwerbsloſen in Danzig zum größten Teil 
durch die Ueberfremdung des Arbeitsmarktes mit 
ausländiſchen Arbeitskräften verſchuldet ſei, De⸗ 
magogie iſt. Die ausländiſchen Arbeitskräfte ſol⸗ 
len gegen die heimiſchen ausgeſpielt werden. Sie 
wollen auch hier nach dem Grundſatz handeln: 
Teile und herrſche! Wenn Sie nun erklären, daß 
der kommuniſtiſche Antrag zwei Millionen Mehr: 
ausgaben erfordert, dann möchte ich darauf hin⸗ 
weiſen, daß Sie da auch ſchwindeln, und daß das 
nicht ſtimmt. Wir haben diesmal wirklich einen 
ſehr beſcheidenen Antrag geſtellt. Es handelt ſich 
tatſächlich nur um eine Steigerung der Erwerbs- 
loſenfürſorgeſätze um zirka 20 Prozent, um ein 
Fünftel. Sie haben in den Etat ungefähr ſieben 
Millionen eingeſetzt. Demnach kommt alſo etwas 
mehr als eine Million in Frage. Sie machen na⸗ 
türlich mit Abſicht zwei Millionen daraus. 

Im Zuſammenhang damit möchte ich Sie auf 
eine andere Tatſache hinweiſen: 3,5 Millionen 
Defizit im Staatshaushalt. Ich will anführen, 
daß gerade wir Kommuniſten bei Aufſtel⸗ 
lung des Etats bei der Erwerbsloſenfürſorge dar⸗ 
auf hingewieſen haben, daß die Mittel zu gering 
ſeien. Schon damals brachte ich Unterlagen und 
wies darauf hin, daß die Mittel zu gering ſeien, 
daß die Erwerbsloſenziffer in dieſem Jahr in je⸗ 
dem Monat die Erwerbsloſenziffer des vergange⸗ 
nen Jahres um ein Beträchtliches überſteigt. Ich 
erklärte, daß dieſe Verhältniſſe in der Freien 
Stadt Danzig ſich noch verſchlechtern würden; denn 
damals wußte man bereits, wie es mit Schichau 
werden und wie fih der Edinger Hafen auf den 
Danziger Hafen auswirken würde. Das wußte 
jeder Wirtſchaftler, das wußte jeder Politiker, 


nur der Senator Dr. Wiercinſki wußte es nicht. 
Er erklärte damals: „Wir wollen das Beſte Hoj- 
fen, Gott wird uns ſchon helfen.“ Er wird die 
Erwerbsloſen vielleicht in ſein Nachtgebet einge⸗ 
ſchloſſen und geglaubt haben, daß die Erwerbs- 
loſen durch dies Nachtgebet tatſächlich von der 
großen Not und dem Elend befreit werden. 
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und werden auch in dieſem Jahr auskommen.“ 
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Damals war es der Herr Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki, der erklärte, wir würden mit der eingeſetzten 
Summe auskommen. Leſen Sie das Stenogrami 
der Verhandlungen durch. Er ſagte: „Wir ſind 
noch in jedem Jahr mit der Summe ausgekom⸗ 
men, die wir für die Erwerbsloſen eingeſetzt haben 


Sie kommen auch aus. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Nein!) Die Sozialdemokratiſche Partei erklärt in 
ihrer Preſſe, daß man drei Millionen mehr für 
die Erwerbsloſen ausgeben müſſe. (Senator Dr. 
Wiercinſki: Das ſtimmt nicht!) Fit Ihnen be- 
kannt, daß Erwerbsloſe mit drei und vier Kindern 
der Wohlfahrtspflege überwieſen werden? Haben 
Sie die Herren in die Gemeinden geſchickt, damit 
eine Kontrolle vorgenommen wird? Sie haben 
ſehr oft verſucht, das, was ich vorbrachte, mit einer 
Handbewegung abzutun. Nachher haben Sie aber 
zugeben müſſen, daß das wahr iſt, was wir er⸗ 
klärten. (Senator Dr. Wiercinſki: Nein!) Fit es 
nicht wahr, daß die Erwerbsloſenziffer ganz er⸗ 
heblich geſtiegen iſt und Sie mit den Geldern nicht 
auskommen? Das geben Sie ſelbſt zu. Alſo müſſen 
Sie erklären, daß wir recht hatten, als wir ſag⸗ 
ten, wir kämen mit den Geldern nicht aus. It 
Ihnen bekannt, Herr Senator Dr. Wiercinſki, daß 
in letzter Zeit Dutzenden von Erwerbsloſen ohne 
jede Begründung die Erwerbsloſenfürſorge ge- 
ſperrt worden iſt? Ich will einen ganz draſtiſchen 
Fall anführen. Einem Erwerbsloſen wurde die 
Unterſtützung geſperrt. Ich ſelbſt ging zu Herrn 
Schneider und fragte, was vorläge. Er ließ ſich 
das Material geben, machte ein bekümmertes, tra⸗ 
giſches Geſicht und erklärte: „Trunkenheit“. Ich 
fragte, wo und wann der Mann betrunken ge- 
weſen ſei. „Vor zwei Jahren iſt er einmal wegen 
Trunkenheit in Haft geweſen“. Nachdem hat der 
Mann aber ſchon mehrere Male wieder gearbei- 
tet und iſt wegen Arbeitsmangel entlaſſen worden. 
Als ich Herrn Schnenider erklärte, es ſei unerhört, 
dann dem Mann die Unterſtützung zu ſperren, er⸗ 
klärte er, der Betreffende trinke noch. Als ich 
fragte, wo das Material her wäre. erwiderte er, 
das hätten die Nachbarn geſagt. Auf die Frage, 
wer das feſtgeſtellt habe. wurde mir geantwortet, 
daß das Beamte feſtgeſtellt hätten. Dieſer Senat, 
den die Sozialdemokraten decken, zieht ein ganzes 
Spitzelſyſtem auf. um die Erwerbsloſen zu be- 
ſpitzeln. um die Hausbewohner über jeden Er— 
werbsloſen auszufragen. Wir willen, wie jubiel- 
tiv dieje Auslagen find. wie man die Gelegenheit 
benutzt, einem mißliebigen Mitbewohner eins 
auszuwiſchen. Sie decken das alles. 

So ſpart man die Millionen. Sie werden dann 
mit den Mitteln. die Sie eingeſetzt haben. aus⸗ 
kommen wenn die Erwerbsloſen fih das gefallen 
laſſen. Aber heute laſſen fih die Erwerbsloſen 
das nicht mehr gefallen. Das war der Auftakt, der 
gezeigt hat. daß die Erwerbsſoſen Hunger und 
Elend nicht mehr ruhia hinnehmen, wie bisher. 
ſondern den Kampf wirklich aufnehmen werden, 
damit endlich einmal etwas anderes herbeige— 
führt wird. Die Sozialdemokraten haben hier eine 
ſehr ſchöne Erklärung abgegeben. Nachdem ich 
mich fo liebevoll des Zentrums und des Zen: 
trumsſenators Dr. Wiercinſki angenommen habe. 
möchte ich noch ein paar Fragen an die Sozial⸗ 
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demokratiſche Partei richten. Iſt es der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei bekannt, daß der Kreisaus⸗ 
ſchuß des Kreiſes Großes Werder zweimal mit 
zwei Drittel Mehrheit, das letzte Mal ſogar ein⸗ 
ſtimmig, beſchloſſen hat, eine beſtimmte Summe 
für die Erwerbsloſen und die Kleinrentner des 
Kreiſes Großes Werder zur Verfügung zu ſtel⸗ 
len? Iſt es den Sozialdemokraten auch bekannt, 
daß ihr Senat dieſen Beſchluß des Kreistages fa- 
botiert hat und ihn nicht ausführen läßt? Iſt es 
den Sozialdemokraten bekannt, daß gerade ſie vor 
den Gemeindewahlen im vergangenen Jahre und 
auch jetzt vor den Gemeindewahlen damit Vro- 
paganda treiben. daß die Gemeinden eine Ver: 
beſſerung der ſozialen Lage der minderbemittelten 
Bevölkerung, insbeſondere auch der Erwerbsloſen 
herbeiführen könnten? Iſt den Sozialdemokraten 
bekannt. daß ihr Senat eine Randverfügung her- 
ausgegeben hat, die es den Gemeinden verbietet, 
den Erwerbsloſen eine beſondere Unterſtützung zu 
geben? Fragen Sie einmal den Herrn Senator 
Dr. Wiercinſki, ob er nicht diefe Verfügung her- 
ausgegeben hat. (Senator Dr. Wiercinſki: Eine 
beſondere Unterſtützung widerſpricht dem Geſetzl) 
Mir wiſſen aber, daß Ohra bereits dieſe beſondere 
Anterſtützung gezahlt hat. Wir willen. daß andere 
Gemeinden auch zahlen werden und ſich den Dreck 
um die Anordnungen kümmern werden, die der 
Senat herausgibt. Sie werden beſchließen, daß 
den Erwerbsloſen doch eine beſondere Unter: 
ſtützung gezahlt wird. Hier erklärt der Senator 
Dr. Wiercinſki. auch Sie haben das in aller Form 
erklärt, es dürfe keine beſondere Unterſtützung au 
die Erwerbsloſen von den Gemeinden, von den 
Kommunen gezahlt werden. Schon hat man den 
Wohlfahrtsſatz von 7.— auf 5.— Gulden und auch 
die Milchanteile herabgeſetzt. In Danzig fangen 
Sie mit dieſen Maßnahmen an. Sie (zu den So⸗ 
zialdemokraten) haben erklärt, daß Sie deshalb 
gerade in der Kommune, in der Gemeinde kämp⸗ 
fen. um für das Selbſtverwaltungsrecht der Ge- 
meinden einzutreten, um den bürokratiſchen Maß⸗ 
nahmen dieſes kapitaliſtiſchen Staates und ſeiner 
Staatsorgane entgegentreten zu können. Nun 
werden ſolche Beſchlüſſe gefaßt. In einer ganzen 
Reihe von Gemeinden haben die Arbeiter bereits 
etwas mehr Unterſtützung erhalten. Es wurden 
im vergangenen Jahre Beſchlüſſe gefaßt. beſondere 
Beihilfen an die Erwerbsloſen zu zahlen. Sie 
find auch gezahlt worden. Nun muß man ſparen. 
Jetzt ſetzt der Kampf von oben ein. Jetzt tritt das 
ein. was wir erklärten, als wir uns zu den Ge- 
meindewahlen rüſteten, daß das Selbſtverwal— 
tungsrecht der Gemeinden eine Farce iſt und nur 
dann gilt, wenn die deutſchnationalen Großagra— 
rier in den Gemeinden das Heft in der Hand ha— 
ben. Wenn aber die Arbeiter die Mehrheit im 
Gemeindeparlament beſitzen, gibt es für ſie kein 
Selbſtverwaltungsrecht. 

Das iſt das Geſicht dieſes Koalitionsſenats. 
Die Arbeiter werden ſehr gut aufpaſſen. Sie wer⸗ 
den ſchärfer als bisher auf alles achten, was vor- 
geht. Die Arbeiterſchaft iſt durch den verſchärften 
Druck der Bourgeoiſie hellhörig geworden, des⸗ 
halb wird fie diefe Schandtaten auch viel eher He- 
greifen und viel eher einſehen, wie notwendig es 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
iſt, gegen dies korrupte Syſtem, gegen dieſen Staat 
den Kampf zu führen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Geisler. 

Geisler, Abgeordneter (b. k. Fr.): Meine Bor- 
redner haben ſchon zu dieſem Problem genügend 
geſprochen und es ſachlich begründet. Es iſt nur 
bedauerlich, daß ein freigewerkſchaftlicher Führer 
wenn er zufällig als Präſident im Amt ift, fih da- 
zu herabläßt, als Hausknecht der Kapitaliſten ... 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich kann es nicht 
zulaſſen, wenn hier an dem Verhalten des Präſi— 
denten Kritik geübt wird. 

Geisler, Abgeordneter (b.k. Fr.): wenn er hier 
freigewerkſchaftliche Arbeiter von der Tribüne 
weiſt bezw. die Oeffentlichkeit ausſchließt. Das 
war wohl zu Wilhelms Zeiten jo, und die Sozial- 
demokratiſche Partei hat damals ſehr dagegen ge- 
kämpft. Aber heute geben fih Arbeitervertreter 
dazu her, 

Pizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Geisler, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 

Geisler, Abgeordneter (b.k. Fr.): ſolche Taten 
auszuführen. Aus dieſem Grunde kann man ſa⸗ 
gen, daß er kein Arbeitervertreter mehr iſt, ſondern 
ſchon mehr die Arbeiterſchaft verrät. Sachlich iſt 
zu ſagen, daß die Löhne und Gehälter in letzter 
Zeit teilweiſe erhöht worden ſind, ſelbſt durch 
Schiedsſpruch iſt feſtgelegt worden, auch durch die 
amtliche Ziffer, die vom Statiſtiſchen Amt her⸗ 
ausgegeben wird, die ſogenannte Goldindex— 
ziffer, daß die Teuerung im September geſtie— 
gen iſt. Der Arbeiterſchaft iſt durch Schiedsſpruch 
ihr Gehalt erhöht worden. Jeder Arbeiterführer, 
der es ehrlich meint, muß ſagen, daß das Erwerbs⸗ 
loſenproblem nicht ein Problem der Erwerbsloſen, 
ſondern ein Problem der Arbeiter in den Betrie— 
hen iſt. Ich will das den Herren. die hier noch als 
Gewerkſchaftsführer gelten wollen, ans Herz le— 
gen, wenn fie nicht alles Vertrauen bei der Arber: 
terſchaft verlieren wollen. Wenn jetzt beſchloſſen 
wird, das Geſetz dem Sozialen Ausſchuß zu über— 
weiſen, ſo wird man feſtſtellen müſſen, daß dabei 
nicht viel herauskommt. Wenn Sie das Vertrau— 
en der Arbeiter haben wollen, müſſen Sie darauf 
dringen, daß die Bezüge der Erwerbsloſen erhöht 
werden. Man ſieht es ja hier ſchon, die Deffent- 


lichkeit wird ausgeſchloſſen, wenn die Arbeiterver⸗ ſetzgebung, beſonders die Wahlvorſchriften 
treter große Reden e Es 1900 11918 die Beſtimmungen, 5 ar 
helfen. Sie müſſen zu den Arbeitern gehen und jtimmungsrecht ganz gewaltig beſchneid 

eine Aenderung des heutigen Syſtems herbeifüh- ſtehen grundſäglich 5 nn 
ren; denn daran liegt es, daß die Lage der Er- innerhalb 


werbsloſen heute ſo traurig iſt. 


Vizepräſident Dr. Vogdan: Weitere 


ſprechung. Entſprechend dem Vorſchlage 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 


Wort- abſolut nichts 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be- tute Sache der Arbeiterſchaft find. 
des weiter auf dem Standpunkt, und die Erfahrungen 


der Geſchäftsordnung iſt das geſtattet. Es heißt 
im 8 51: 

Eine Erörterung über Recht und Zweckmäßigkei 
ſeiner Anordnungen kann er entweder ſofort zulaſſen 
oder auf die nächſte Sitzung verſchieben. 

Da es unerhört iſt, daß die Oeffentlichkeit aus: 
geſchloſſen wird, beſonders bei den jetzt noch vot- 
liegenden ſo wichtigen Tagesordnungspunkten 
wie Kellogg-Pakt uſw. beantrage ich, daß über 
die Maßnahme des Präſidenten, die Oeffentlich— 
keit auszuſchließen, jetzt in eine Erörterung ein— 
getreten wird. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich möchte be— 
merken, daß ich die Maßnahme des Herrn Prä— 
ſidenten ſo verſtanden habe, daß die Tribüne nur 
während der Beratung des einen Gegenſtandes 
geräumt worden iſt. Ich habe ſchon dahin gewirkt, 
daß dieſe Maßnahme jetzt aufgehoben wird. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſki. ; 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir 

den Antrag laut Geſchäftsordnung ſtellen, kann 
der Präſident eine Erörterung zulaſſen. Wenn 
Sie jetzt Präſident ſind, können Sie es tun. 
7 : r. Ich habe Ihre 
Bemerkungen ſo aufgefaßt, daß die Räumung der 
Tribüne nicht nur für dieſen einen Punkt der 
Tagesordnung erfolgen ſollte. Die Tribüne iſt 
jetzt wieder geöffnet worden. Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Erſte, zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs über die Verlängerung 
der Wahlzeit nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung und dem Angeſtelltenverſiche⸗ 

rungsgeſetz. ; 
Druckſache Nr. 860. Gegen die dritte Beratung 
iſt ſeitens eines Abgeordneten Widerſpruch erho⸗ 
ben worden. Das iſt zuläſſig. Infolgedeſſen muß 
die dritte Beratung wegfallen. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr 
Abg. Kreft. 


Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der Senat, Abeilung Soziales, hat dem Volkstag 
wieder ein Geſetz unterbreitet, das nach außen 
jo ausſieht. als ob dadurch eine Verbeſſerung auf 
einem beſtimmten Gebiet eingeführt werden ſoll. 
Wir ſind uns ſchon lange darüber klar, daß kein 
Gebiet jo reformbedürftig iſt wie die ſoziale Ge- 
und 
die das ſogenannte Selbſtbe⸗ 
Wir 
auf dem Standpunkt, daß 
1 der Einrichtungen, ſeien es Kranken— 
kaſſenausſchüſſe, Vorſtände uſw. die Arbeitgeber 
zu ſuchen haben, weil diefe Inſti— 
Wir ſtehen 


Aelteſtenausſchuſſes ſchlage ich vor, den Urantragf der letzten Zeit haben es bewieſen, daß alle Mağ- 


dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich höre nahmen, die von den Arbeitgebern 
keinen Widerſpruch, es iſt demgemäß beſchloſſen. Gebiet durchgeführt worden find, ſich zum Schaden. 
eſchäftsordnung hat das Wort der Herr der Arbeiterſchaft auswirken. 


Zur 
Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- die ſozialen Einrichtungen die Faulheit der Ar- 


auf dieſem 


Der größte Teil 
der Arbeitgeber ſteht auf dem Standpunkt, daß 


trage, daß über die getroffenen Maßnahmen des beiter ſtärken und daß man dieſe ſozialen Ein⸗ 


Präſidenten in eine Erörterung eingetreten wird, richtungen nicht ausbauen, 
um dieje Maßnahmen aufzuheben. Nach 8§ 51 abbauen ſoll. 


ſondern ſyſtematiſch 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

Was will dieſer Geſetzentwurf? Er fußt auf 
den Beſtimmungen, die im Jahre 1927 in Deutſch⸗ 
land durchgeführt worden ſind. In Deutſchland 
wurde 1927 das ſogenannte ſoziale Wahljahr 
eingeführt. Das Wichtigſte dabei war, daß die 
Wahldauer von vier auf fünf Jahre heraufgeſetzt 
Wir alle wiſſen, daß eine Dauer von 
vier Jahren zu lang iſt. Wir ſtreben danach, daß 
die betreffenden Arbeiter und andere Kreiſe der 
Wahlorgane nicht verknöchern. Dieſem kann man 
nur dadurch abhelfen, daß man die Wahlperiode 
ſo kurz wie möglich feſtſetzt. Eine Wahlzeit von 
einem Jahr genügt völlig. Es ift alfo nicht un- 
bedingt notwendig, daß die Wahlzeit auf fünf 
Jahre verlängert wird. Wir werden den ſchärf— 
ſten Kampf dagegen führen. 

Wie wir aus der Begründung weiter ſehen, 
ſteht der Senat auf dem Standpunkt, daß Spar⸗ 
maßnahmen durchgeführt werden können. Wir 
wiſſen, daß gerade die Reichsverſicherungsordnung 
ein Gebiet iſt, worüber die wenigſten Leute auch 
nur einigermaßen unterrichtet ſind. Gerade in der 
Reichsverſicherungsordnung gibt es viele Beſtim— 
mungen und Maßnahmen, die die ganze Arbeit 
gewaltig erſchweren. Wenn man dieſe Materie 
bearbeiten will, kann man nicht nur zur Frage 
der Wahl, ſondern muß grundſätzlich zur Frage 
der Reichsverſicherungsordnung Stellung nehmen 
und die Frage der Wahl ſo hineinarbeiten, daß 
ſie ohne große Koſten durchgeführt werden kann. 
Was iſt das Weſentliche? In der Begründung 
wird ausgeführt, daß es unbedingt notwendig iſt, 
die Wahlzeit zu verlängern. Den meiſten iſt be— 
kannt, daß die Wahlperiode in Danzig abgelaufen 
iſt, ebenſo in Zoppot; in Zoppot wurde, wie allen 
bekannt, durch ein beſonderes Geſetz die Wahlzeit 
nur auf ein Jahr feſtgelegt. Soweit ich unter- 
richtet bin, ijt im Kreiſe Großes Werder die Wahl- 
periode gleichfalls abgelaufen, ſomit alſo bei den 
meiſten Krankenkaſſen im Freiſtaatgebiet. Auf 
Grund der Erfahrungen, die wir im Volkstag in 
der Vergangenheit geſammelt haben, wiſſen wir 
doch, daß es ſich der Senator oder die betreffenden 
Stellen immer ſehr leicht machen. Sie nehmen den 
deutſchen Geſetzentwurf zur Hand und bringen 
für Danzig, weil es beſondere Verhältniſſe hat, 
noch einige Verſchlechterungen hinein. Die Ar: 
beit wird abgeſchrieben, und dann iſt die Sache 
erledigt. Der ganze deutſche Geſetzentwurf um— 
faßt zwei Seiten. Ich nehme ſelbſtverſtändlich 
nicht an, daß der Senat im Intereſſe der Verjicher- 
ten aller Verſicherungszweige die Reichsverſiche— 
rungsordnung umgeſtalten will. Er ſchreibt in der 
Begründung, daß er ſich an die deutſchen Geſetzes— 
beſtimmungen anlehnen wolle. 

Demnach müßte es dem Senat bis zum heu⸗ 
tigen Tage möglich geweſen ſein, dem Hauſe den 
vollſtändigen Geſetzentwurf vorzulegen. Wir ſehen 
in dieſer Maßnahme die Gefahr, daß letzten Endes 
der Geſetzentwurf auch bis zum nächſten Jahr 
nicht angenommen wird, und daß vielleicht da— 
durch genau dieſelbe Situation eintritt, wie in 
Deutſchland, daß bei ſehr vielen Krankenkaſſen 
eine Wahlpauſe von ſieben Jahren eintritt. (Sehr 
wahr! bei den Kommuniſten.) Wir haben feſt⸗ 
geſtellt, daß in den Uebergangsbeſtimmungen im 


1935 


Deutſchen Reiche eine beſtimmte Klauſel ange- 
führt iſt, die beſagt, daß diejenigen Krankenkaſſen, 
die im Jahre 1926 die Wahl durchgeführt haben, 
im Jahre 1927 nicht fehlen dürfen. Die Wahl⸗ 
periode dauert bis 1932. Alſo ſieben Jahre hat 
man die Wahl beſtehen laſſen. Genau dieſelbe 
Gefahr kann auch in Danzig eintreten. 

Aus dieſem Grunde glauben wir, daß es un⸗ 
bedingt notwendig iſt, daß in allen Verſicherungs— 
organen die Wahl in dieſem Jahre durchgeführt 
wird. Wenn ſich der Senat mit der Frage be— 
ſchäftigt, wird es ihm ſehr leicht möglich ſein, in 
den nächſten Wochen, und, wenn er ein grund— 
legendes Werk ſchaffen will, in den nächſten Mo: 
naten dem Hauſe einen diesbezüglichen Geſetzent— 
wurf vorzulegen. Er kann dann ſagen, daß bei 
den Krankenkaſſen, die gewählt haben, die Wahl 
gültig bleibt, jo daß dort keine Neuwahl zu erfol- 
gen braucht. Bei dieſer Frage intereſſiert mich 
beſonders, daß der Senat angibt, es ſollten be— 
ſtimmte Ausgaben vermieden werden. Wie ein 
roter Faden zieht ſich in den letzten Jahren durch 
die Politik des Freiſtaates immer der Gedanken— 
gang: „Wir müſſen unter allen Umſtänden ſparen, 
trotzdem wir immer wieder behauptet und nach— 
gewieſen haben, daß man meiſt dort mit der Spar- 
ſamkeit anfängt, wo abſolut nichts zu ſparen iſt. 
Jeder denkende Menſch wird es als Unſinn emp⸗ 
finden, daß wir innerhalb des Freiſtadtgebietes 
fünf Verſicherungsämter haben. Die Entſcheidun⸗ 
gen der Verſicherungsämter ſind manchmal haar⸗ 
ſträubend. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
man auf dieſem Gebiete unbedingt etwas leiſten 
und ein Verſicherungsamt für das ganze Frei- 
ſtadtgebiet ſchaffen muß. Mit dem Unſinn der 
Zerſplitterung fol Schluß gemacht werden. Das- 
ſelbe gilt für die Betriebskrankenkaſſen, weil dort 
das Element ſitzt, das die Ortskrankenkaſſen 
braucht, das geſunde Arbeiterelement. Mit die— 
ſen Beiträgen wird den Orts- und Landkranken⸗ 
kaſſen die Möglichkeit der Finanzierung gegeben. 
Das iſt der Sinn der ſozialen Verſicherung, daß 
den Leiſtungsſchwächeren geholfen wird. Wir 
ſehen aber auf allen Gebieten eine vollſtändige 
Zerſplitterung. Wir haben z. B. auf dem Lande 
in einem Bezirk eine Ortskrankenkaſſe und eine 
Landkrankenkaſſe. Der Vorſitzende der Ortskran— 
kenkaſſe ift bei der Landkrankenkaſſe und der Bor- 
ſitzende der Landkrankenkaſſe bei der Ortskranken⸗ 
kaſſe. Dieſe Cliquenwirtſchaft liegt nicht im Ynter- 
eſſe der Verſicherten und Verſicherungsträger. 
Wenn man etwas ſchaffen will, ſoll man etwas 
Grundſätzliches ſchaffen. In dieſem kleinen Land 
läßt ſich das unbedingt durchführen. 

Was fehlt uns noch in Danzig? Wenn ſich der 
Danziger Senat mit dieſer Frage beſchäftigt, 
müßte er es auch mit anderen Fragen tun. Die 
Verſicherungsämter ſind die Aufſichtsorgane der 
Verſicherungsträger. Der Senat hat in beſtimm— 
ten Fällen die Entſcheidungsmöglichkeit. In 
Deutſchland gibt es über dieſen Organen noch eine 
Inſtanz, die endgültig entſcheidet. Wir wiſſen, 
daß in der Frage der Zoppoter Krankenkaſſe der 
junge Mann vom Oberverſicherungsamt rückſichts⸗ 
los die Intereſſen der Berufsvereinigung der 
Aerzte vertreten hat. Die Früchte machen ſich 
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jetzt ſchon zum Schaden der Verſicherten bemerk— 
bar. Die Krankenkaſſen kranken daran, daß ſich 
die Aerzteſchaft auf Koſten der notleidenden Be— 
völkerung, auf Koſten der Verſicherten ein ſorgen— 
freies Leben ſchaffen kann. In dieſem Kampf 
haben nicht die Organe des Staates, nicht die be— 
rufenen Vertreter der Verſicherungsämter die 
Intereſſen der Verſicherten vertreten, ſondern ſie 
haben die Klaſſenintereſſen ihrer Klaſſengenoſſen 
vertreten. Das muß feſtgeſtellt werden, dann 
wird man verſtehen, von welchen Geſichtspunkten 
aus die Entſcheidungen der Verſicherungsämter 
gefällt werden. Wir ſehen die Möglichkeit, daß 
ſofort in allen Verſicherungsorganen die Wahlen 
bis zum Januar durchgeführt werden können. 


Weiter verlangen wir, daß der Staat ſo ſchnell 
wie möglich zu der Frage der Zuſammenlegung 
der Verſicherungsämter Stellung nimmt und dem 
Hauſe einen Geſetzentwurf vorlegt. Er ſoll jetzt 
nicht jagen, wenn die Verſicherungsämter aufge: 
löſt werden, müſſen wir auch die Koſten tragen. 
Das iſt eine Politik, die Schuljungen treiben, aber 
von einem Staatsmann muß man verlangen, daß 
er ſich ernſthaft mit der Frage beſchäftigt. Ob 
letzten Endes die höchſte Inſtanz, der Senat, die 
Koſten aufbringt, oder ein Landratsamt, das iſt 
vollſtändig gleich. Man ſoll mit dieſen Argumen— 
ten nicht kommen und ſagen, man habe das Pro— 
blem jahrelang erwogen, weil aber die Schwierig— 
keiten der Koſtenbeſtreitung fih als unüberwind- 
lich erwieſen hätten, könnte man nicht zu dem Pro- 
blem Stellung nehmen. In dieſer Frage muß 
eben etwas Endgültiges geleiſtet werden. Dann 
werden wir mit dem Unfug der Zerſplitterung 
des Krankenverſicherungsweſens aufräumen kön— 
nen. Dem Senat wollen wir Mittel und Wege 
weiſen, wie er etwas leiſten kann. Wir werden 
feſtſtellen, ob er den Verſuch unternehmen wird. 
Immer wieder bringt er ſein ſozial empfindendes 
Herz zum Ausdruck. Herr Senator Dr. Wier— 
cinſki iſt der Mann mit dem kindlichen Gemüt, 
der vor Liebe und Intereſſe überſchwillt. Ihm 
unterſteht ja die Abteilung Soziales. Ich fordere 
Herrn Senator Dr. Wiercinſki auf, auf dieſem 
Gebiete ſo ſchnell als möglich etwas zu leiſten. 
Die Arbeiterſchaft verlangt Taten. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be— 
ſprechung. Damit iſt die erſte Beratung des Ge— 
ſetzes erledigt. Wir kommen zur zweiten Bera- 
tung. Ich rufe § 1 auf und eröffne die Beſpre— 
chung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
§ 1 der Vorlage annehmen will, bitte ich, fih zu 
erheben. — Das ift die Mehrheit, 8 1 ift ange- 
nommen. Ich rufe § 2 auf, eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Ich kann wohl feſtſtellen, daß auch 8 2 ange- 
nommen iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne 
und ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel— 
dungen vorliegen. Ich kann wohl feſtſtellen, daß 
die Ueberſchrift ebenfalls angenommen iſt. Da⸗ 
mit iſt die zweite Beratung erledigt. Wir kommen 
zu Punkt 3 der Tagesordnung: 


Weitere Wort⸗ | 


Mittwoch, den 9. Oktober 1929. 


dem Vertrage über die Aechtung des Krie⸗ 
ges. (Rellogg⸗Pakt.) 

Druckſache Nr. 852. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Mein 
Fraktionskollege Kreft ruft mir eben zu, „Jetzt 
wird der Krieg geächtet!“ Wie wichtig die Frage 
für die Danziger Bourgeoiſie iſt, beweiſen uns die 
leeren Stühle der Vertreter dieſer Bourgeoiſie. 
Sie wiſſen nämlich ganz genau, daß die ganze 
Frage der Aechtung des Krieges, die ganze Frage 
des Kellogg-Paktes, Schaumſchlägerei iſt. (Abg. 
Loops: Litwinoff hat ihn angenommen!) Beruhi⸗ 
gen Sie fih! Sie wollten früher einmal marri- 
ſtiſcher Dialektiker ſein. Wären Sie es heute 
noch, jo würden Sie wiſſen, daß in der Stellung: 
nahme der Sowjetregierung zum Kellogg-Pakt 
und unſerer Stellungnahme kein Widerſpruch 
liegt. 

Ich ſagte ſchon, daß der Kelloggpakt nichts 
weiter iſt als ein großer Betrug, als ein Manöver, 
um die Kriegsrüſtungen der Imperialiſten, ins- 
-bejondere die Kriegspläne gegen die Sowjetunion, 
zu verſchleiern. Der Kelloggpakt iſt nichts weiter 
als eine raffinierte Kuliſſe für die imperialiſtiſche 
Kriegspolitik. Wenn alle Parteien von den So: 
zialdemokraten bis zu den Deutſchnationalen — 
im deutſchen Reichstag war es ein Vertreter der 
Deutſchnationalen, der als erſter nach vorn ſtürzte 
und erklärte, es müßte ſofort ratifiziert werden — 
in dieſer Frage einig ſind, ſo beweiſt es, was die 
Arbeiterſchaft davon zu halten hat. Sie, Herr 
Loops, ſind es doch, der die Deutſchnationalen 
immer als Kriegshetzer hinſtellt, und jetzt wollen 
Sie Arm in Arm mit ihnen den Krieg ächten. 
Glauben Sie an die Aufrichtigkeit dieſer Herren, 
Herr Loops? Sie werden erklären: „Ich glaube 
nicht an die Aufrichtigkeit der Deutſchnationalen, 
ſondern nur an die Aufrichtigkeit meiner politi- 
ſchen Freunde.“ Wir erklären, wir glauben nicht 
an die Aufrichtigkeit der Deutſchnationalen und 
rauch nicht an die der Sozialdemokraten, Herr 
Loops. 

Man ſpricht hier von der Aechtung des Krie— 
ges, um noch fieberhafter für den Krieg zu rüſten. 
Ihr Imperialismus kann ſeine Gegenſätze nicht 
anders überwinden als durch den Krieg. Er wird 
mit den Widerſprüchen nicht fertig, kann keine 
andere Löſung dafür finden als eben nur durch 
den Krieg. Ich weiß nicht, ob Herr Abg. Loops 
noch ein Linker“ ift oder ob er ſich ideologiſch zu 
einem „Rechten“ in der Sozialdemokratiſchen 
Partei durchgemauſert hat. Aber wenn er noch 
ein Linker iſt, wird er wie ſeine Freunde in 
Deutſchland wahrſcheinlich auch erklären, ſolange 
es den Imperialismus gibt, das imperialiſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem, ſolange wird es auch Kriege 
geben, und alle Kriegsächtungs-Pakte ſind nur 


Fetzen Papier. Ich weiß nicht, ob Herr Loops ſich 
hier hinſtellen und ſeine Meinung kundtun wird. 
Aber auch er wird den Krieg durch den Kellogg— 
pakt „ächten“. 

Wir ſehen von Jahr zu Jahr den Kampf der 
imperialiſtiſchen Mächte um die Rohſtoffmärkte 
immer klarer in Erſcheinung treten. Gerade durch 
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die Neuverteilung, 
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das Vorhandenſein des proletariſchen Staates, 


dadurch, daß ein Sechſtel der Erde der imperia⸗ 
liſtiſchen Ausbeutung entriſſen iſt, wird auch die 
Baſis des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems immer 
ſchmäler. Die Verteilung der Erde iſt längſt be⸗ 
endet, aber um ſo brutaler tobt der Kampf um 
um die Abſatzmärkte, der 
Kampf um die Rohſtoffe. Wer die Augen gegen⸗ 
über dieſer Tatſache verſchließt, will mit Abſicht 
die Maſſen über den imperialiſtiſchen Krieg zu 
täuſchen verſuchen. Der Kampf tobt um Baum⸗ 
wolle, Oel, Kohlen, Kali, Kupfer. Wir willen, 
daß in dieſem Kampf gerade im letzten Jahr zwei 
Giganten hervorgetreten ſind, die Vereinigten 
Staaten auf der einen und England auf der an- 
deren Seite. Wer fih ein wenig mit den poli- 
tiſchen und wirtſchaftlichen Fragen befaßt, wird 
zugeben müſſen, daß dieſer Kampf erbitterter 
tobt als je, daß der Kampf der Vorkriegszeit zwi⸗ 
ſchen England und Deutſchland, zwiſchen dem 
engliſchen Gruppenkreis und dem deutſchen, hinter 
dem gigantiſchen Kampf zurückſteht, der jetzt zwi⸗ 
jhen Amerika und England tobt. Wir wiſſen, 
daß Amerika den Kupfermarkt der Welt beherrſcht. 
Wir wiſſen, daß Amerika auf dem Oel- und 
Gummimarkt Sieger geblieben iſt. Wir wiſſen, 
daß Amerika England in Südamerika bereits vom 
Kohlenmarkt verdrängt hat. Wir wiſſen, daß 
jetzt zwiſchen Amerika und England der Kampf 
um den Baumwollmarkt tobt. Wir wiſſen, daß 
ſich Amerika ein wenig zu ſpät entwickelt hat, daß 
es ein wenig zu ſpät aufgewacht iſt. Gerade als 
Amerika ſich in den Jahren des Krieges und der 
Nachkriegszeit zum Giganten entwickelte, war die 
Erde verteilt. Sie war unter den europäiſchen 
Mächten aufgeteilt, insbeſondere aber unter 
Frankreich und England, ſpeziell England. Nun 
ſetzte der Kampf Amerikas um Abſatzmärkte ein, 
das Eindringen Amerikas in die engliſche Einfluß: 
Sphäre. Sie wiſſen, daß Amerika bereits den 
engliſchen Markt überflügelt hat, auch in den eng⸗ 
liſchen Kolonien. Die Einfuhrzahlen Amerikas 
haben die Einfuhrzahlen Englands bei weitem 
überflügelt. Hier tobt der Kampf um die Abſatz— 
märkte, um die Rohſtoffe, ganz beſonders zwiſchen 
Amerika und England. Bei allen Konflikten der 
letzten Zeit offenbarte ſich dieſer Gegenſatz, nehmen 
wir den Poung⸗Plan, nehmen wir die Ereigniſſe 
jetzt in China. Alle diefe Ereigniſſe beweiſen 
dieſen zentralen Gegenſatz im imperialiſtiſchen 
Lager zwiſchen Amerika und England. Natürlich 
faſeln ſowohl Amerika wie England vom Frieden. 
Natürlich ſind ſie beide für die Abrüſtung, für die 
Aechtung des Krieges. Sie faſeln vom Frieden 
und wollen den Krieg ächten. Jedem, auch dem 
Laien, iſt es bekannt, daß ſie unterdeſſen für den 
Krieg rüſten, daß ſie jeder unterdeſſen Genoſſen 
ſuchen, um Bündniſſe gegeneinander zu ſchließen, 
nicht etwa, um den Frieden herbeizuführen, nein, 
um für den Krieg vorbereitet zu ſein. 

Gerade jetzt in den letzten Jahren ſehen wir 
auf der weltpolitiſchen Arena ſich das entwickeln, 
was wir in den Jahren vor dem Weltkriege ſich 
entwickeln ſahen, das Herausſchälen von zentralen 
Gegenſätzen, das Gruppieren der einzelnen klei⸗ 
neren Trabanten um die großen gigantiſchen 
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Mächte. Damals in der Vorkriegszeit das Grup⸗ 
pieren um England einerſeits, Deutſchland ande⸗ 
rerſeits und heute innerhalb des imperialiſtiſchen 
Lagers um Amerika auf der einen Seite und um 
England auf der anderen Seite. Wie wunderbar 
gerade Amerika, von dem doch die Aechtung des 
Krieges durch den Kelloggpakt ausgegangen iſt, 
für den Frieden iſt, beweiſt uns doch der letzte 
Skandal in der Rüſtungsinduſtrie, der Shearer⸗ 
Skandal. Wir wiſſen, wie die amerikaniſche 
Rüſtungsinduſtrie Agenten auf die Abrüſtungs⸗ 
kongreſſe ſchickte, um dort die Dollars ſpringen zu 
laſſen, damit nicht abgerüſtet, ſondern aufgerüſtet 
wird. So ſieht das Friedensgeſicht der amerika⸗ 
niſchen Union, des amerikaniſchen Staates aus. 
Gerade dieſer Skandal Shearer leuchtet in den 
Rüſtungsſumpf der Imperialiſten hinein. Hier 
beim Shearer-Shandal wurden einmal blitzartig 
die Fäden ſichtbar, die ſich zwiſchen der Rüſtungs⸗ 
induſtrie, der Regierung und dem hohen Militär 
ſpinnen, die Fäden, die zwiſchen dieſen drei Kom⸗ 
plexen hin und her laufen. Wir wiſſen, wie ſie 
auch in Danzig laufen. Wir kennen die enge Ver⸗ 
bundenheit der polniſchen Regierung, des Dan⸗ 
ziger Senats mit den Werften, die auch nichts an⸗ 
deres ſind, als eine Rüſtungsinduſtrie für den 
kommenden Krieg. Denken wir nur an die Dan- 
ziger Werft mit ihrem ungeheuer mannigfaltigen 
Produktionsapparat. In wenigen Stunden iſt die 
Umſtellung auf Kriegsbedarf möglich. Die Ver⸗ 
bindungen dieſer Rüſtungsinduſtrie der Werften 
mit den hohen franzöſiſchen und polniſchen Mili- 
tärs beweiſen es. 

Hier ſehen wir gleichfalls, wie ſich die Fäden 
ſpinnen, und wie alles nur dem einen Zweck 
dient, der Vorbereitung des imperialiſtiſchen 
Krieges. Die europäiſchen Mächte faſeln natür⸗ 
lich genau ſo, wie die amerikaniſchen Staaten vom 
Frieden und von der Aechtung des Krieges und 
rüſten unterdeſſen genau fo fieberhaft, wie Ame- 
rika für den Krieg. Sie ächten den Krieg und 
ſchließen einen geheimen Militärvertrag nach dem 
anderen. Ich will heute nicht alle dieſe geheimen 
Militärverträge aufzählen und nicht den Inhalt 
noch einmal darſtellen, denn dieſe geheimen Mi— 
litärverträge find ja Gemeingut der breiten Def- 
fentlichkeit. Nur eins ſteht feſt, daß dieſe gehei— 
men Militärbündniſſe beſtehen, daß fie weiter ge- 
ſponnen werden, verſchärft durchgeführt werden 
gerade nach der Aechtung des Krieges durch den 
Kollegg⸗Pakt. Alle diefe Vorbereitungen für 
den Krieg — die wahnſinnigen Rüſtungen, denken 
wir nur an die Zahl der Kriegsinduſtrien, der 
ſtehenden Heere, der Luftfahrzeuge, der Schiffe im 
Vergleich zu den Zahlen der Vorkriegszeit, dann 
können wir feſtſtellen, daß ſich dieſe Ziffern um 
ein Bedeutendes geſteigert haben, daß heute dop- 
pelt bis dreimal ſoviel Soldaten in einem neuen 
imperialiſtiſchen Krieg hineingehetzt werden tön- 
nen — zeigen den Friedenswillen der Imperia- 
liſten. Aber alle dieſe fieberhaften Kriegsrü— 
ſtungen, dieſe Militärbündniſſe, von denen eins 
das andere jagt, ſollen verſchleiert, ſollen durch 
den Deckmantel der Aechtung des Krieges verdeckt 
werden. Wir kennen auch das letzte raffinierte 
Manöver dieſer Art, um die Kriegsrüſtungen zu 
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verdecken. Das iſt das Briand'ſche Manöver des 
paneuropäiſchen Planes. Wir wiſſen, wie die ſo— 
zialdemokratiſche Preſſe in Danzig dies Paneu— 
ropa begrüßt hat als erſten Schritt zur Verſtän⸗ 
digung der europäiſchen Völker. Nun Herr Loops, 
Sie wiſſen ganz genau, daß das Schwindel und 
Maſſenbetrug iſt, wenn man im Zuſammenhang 
mit dem Briand'ſchen Paneuropa vom Verſtän— 
digungswillen der europäiſchen Völker faſelt. Sie 
wiſſen, daß es Schwindel ift, von dem Verſtändi— 
gungswillen eines Pilſudſki, eines Muſſolini und 
wie alle dieſe faſchiſtiſchen Banditen heißen mö— 
gen, zu ſprechen. Bewußt führen Sie dieſen Maſ— 
jenbetug mit durch: Aber wie ſieht die Wahrheit 
aus? 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki, ich kann es nicht zulaſſen, daß Sie in 
dieſer Weiſe über führende Staatsmänner an— 
derer Staaten ſprechen. Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): (Abg. 
Liſchnewſki: Sahm muß ihn darauf aufmerkſam 
machen, daß fein Freund Pilſudſki beleidigt wor- 
den iſt!) Eine Hand wäſcht die andere. Wenn 


im polniſchen Parlament Herr Sahm beleidigt! 


wird, dann werden die Abgeordneten dort gleich— 
falls zur Ordnung gerufen. (Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt). O doch, Herr Hohnfeldt. Man ſucht 
den Maſſen den friedlichen Verſtändigungswillen 
Europas vorzugaukeln. Einige Ausführungen 
der bürgerlichen Preſſe zum paneuropäiſchen Plan 
enthüllen uns die wirklichen Ziele dieſes Planes. 
So äußert ſich der Redakteur des „Journal de 
Geneve“, Herr Martin, am 14. September über 
dieſen Briand'ſchen Plan wie folgt: 
Briands Motive find bekannt. Die beiden wich⸗ 
tigſten ſind folgende. Zunächſt iſt es die Furcht vor 
der amerikaniſchen Konkurrenz. Es iſt feſtgeſtellt, 
daß die Haltung der Vereinigten Staaten in der 
Frage der Kriegsſchulden und die bedrohliche Er⸗ 
höhung des amerikaniſchen Zolltarifes in den Wirt- 
ſchaftskreiſen Europas eine große Unzufriedenheit 
hervorgerufen haben. Die Vereinigten Staaten ver⸗ 
fügen faſt über den geſamten Goldvorrat der Welt. 
Sie fordern, daß man ihnen in Gold zahlt und geben 
gleichzeitig den europäiſchen Nationen keine Möglich⸗ 
keit, amerikaniſches Gold gegen Waren einzutauſchen. 
Dieſe Politik weiſt den europäiſchen Völkern die 
Notwendigkeit, ſich unter dem Druck von außen zu 
vereinigen. 


Es ift daher verſtändlich, daß Europa fih, wenn | 


es ſeine Induſtrie vor der wachſenden Arbeit von den 
Vereinigten Staaten ſchützen will, zu einer wirtſchaft— 
lichen Einheit zuſammenfügt, die der Wirtſchaftsmacht 
Amerikas widerſtehen kann. 


Das iſt die Urſache des Briand'ſchen Planes, eines 
Paneuropas, eines Zuſammenſchluſſes der euro— 
päiſchen Völker, nicht etwa im Intereſſe des Frie— 
dens, nicht etwa im Intereſſe der Verſtändigungs— 
politik, ſondern der Abwehr des allmächtigen 
Amerikas. 

Hier ſehen wir bereits, daß ſich die europäiſchen 
Staaten um den zentralen Punkt Englands fa- 
ren, daß England hier auf dem Kontinent ver- 
ſucht, die Völker, die Trabanten zum Kampf ge- 
gen den anderen Giganten auf dem anderen Erd— 
teil gegen Amerika zu ſammeln. Das iſt die Ur- 
ſache des paneuropäiſchen Planes. Dieſer pan- 
europäiſche Plan wird natürlich nicht Wirklichkeit 
werden; denn dazu ſind die Gegenſätze innerhalb 
der imperialiſtiſchen Staaten Europas zu groß, zu 
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tief und zu ſcharf. Wir ſehen alfo, wie überall Ge- (C) 


genſätze im imperialiſtiſchen Lager vorhanden 
ſind. Wir kennen alle dieſe Gegenſätze auch in 
Europa, z. B. den Gegenſatz England-Frankreich, 
Frankreich-Italien, Deutſchland-Polen. Aber alle 
werden überragt von dem Gegenſatz Amerika— 
England. Darum der Pan-Europaplan, darum 
die Forderung an die Völker, um zunächſt einmal 
die größeren Gegenſätze auszutragen. Noch wird 
der Gegenſatz zwiſchen Amerika und England mit 
der Politik der Verträge ausgetragen, der Ver— 
handlungen, der Schlichtungen, der Beſuche uſw., 
ſolange, bis dieſe Politik ihre Fortſetzung durch 
die Politik der Waffen, durch den imperialiſtiſchen 
Krieg finden wird. 

Herr Loops iſt hinausgelaufen, ſonſt möchte 
ich wieder einmal an ihn die Frage richten, ob 
er daran glaubt, daß die Deutſchnationalen auf 
die Revanche mit Polen verzichten, ob ſie wirklich 
ehrlich für die Aechtung des Krieges ſtimmen, oder 
ob ſie nicht mit Begeiſterung zu den Waffen grei— 
fen werden, wenn es gilt, den deutſchen Imperia— 
lismus in einem Krieg mit Polen zu vergrößern. 
Aber dieſe paneuropäiſchen Pläne haben noch 
einen anderen Hintergrund. Ich decke hier den Ge- 
genſatz innerhalb des imperialiſtiſchen Lagers auf. 
Aber dieſer Gegenſatz wird noch von einem an— 
deren überragt. Das iſt der zwiſchen den imperi— 
aliſtiſchen Staaten einerſeits und der Sowjet— 
Union andererſeits. Das iſt der zentralſte Gegen— 
ſatz in der Weltpolitik. Wenn wir z. B. heute in 
der „Danziger Volksſtimme“ Tefen: „Ein Mb- 
kommen nicht mehr zu verhindern. Die Einigung 
zwiſchen Amerika und England über Seeabrü— 
ſtungsmaßnahmen“, ſo können wir feſtſtellen, daß 
das erneut ein Beweis dafür iſt, daß der Gegen— 
ſatz zwiſchen den imperialiſtiſchen Staaten und der 
Sowjetunion immer ſtärker in den Vordergrund 
tritt. Natürlich verſucht es die „Volksſtimme“ ſo 
hinzuſtellen, als ob England und Amerika ſich 
verſtändigen wollen, als ob ſie den Willen zur 
Abrüſtung haben. Die Tatſache der Vorbereitung 
des imperialiſtiſchen Krieges benutzt die Sozial— 
demokratie, um die Arbeiterſchaft zu betrügen, 
um zu erklären, eine neue Aera kommt, die eng— 
liſche Arbeiterregierung unternimmt die erſten 
Schritte, um ſich zu verſtändigen, in Wirklichkeit 
aber nur, um den Block gegen die Sowjet-Union 
feſter zu ſchmieden. 

Daß tatſächlich der reale Hintergrund des Pan- 
europäiſchen Plans außer der Vorbereitung der 
Sammlung der Kräfte gegen Amerika noch ein 
anderer iſt, beweiſen gleichfalls die Ausführungen 
des bereits erwähnten Redakteurs Martin, denn 
dieſer ſchreibt weiter, daß Briands Hauptmotiv 
ſeine Furcht vor dem Bolſchewismus iſt: 

Wenn Europa nicht imſtande ſein ſollte, ſich vor 
der amerikaniſchen Konkurrenz zu ſchützen, ſo wird es 
nicht die Erwerbsloſigkeit, den niedrigen Stand der 
Löhne beſeitigen können, die der kommuniſtiſchen 
Propaganda Vorſpanndienſte leiſten. 

Die blaſſe Furcht vor der proletariſchen Revolu- 
tion ift es, die Briand veranlaßt, alle Kräfte zu- 
ſammenzuſaſſen, um die proletariſche Revolution 
niederzuſchlagen, die die ſtärkſte Stütze der Prole⸗ 
tarier ift, nämlich die Sowjet-Union. Verhinde⸗ 
rung der proletariſchen Revolution, das iſt das 
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Ziel der paneuropäiſchen Aktion. 
Englands mit Frankreich, das Bündnis Frank⸗ 
reichs mit anderen europäiſchen Staaten richtete 
ſich mit ſeiner Spitze gegen den amerikaniſchen 
Staat, die Verhandlungsverſuche Englands mit 


dem amerikaniſchen Staat ſind der Weg der di⸗ 
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rekten Vorbereitung des imperialiſtiſchen Krieges 
gegen die Sowjet-Union. Das kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem windet ſich in Zuckungen. Der 
bürgerliche Redakteur Martin erklärt ſelbſt, daß 
Europa tatſächlich nicht imſtande iſt, die Erwerbs⸗ 
loſigkeit einzudämmen, die Unzufriedenheit der 
Maſſen zu beſeitigen, und er fürchtet, daß das 
alles dazu diene, den Kommuniſten Vorſpann⸗ 
dienſte zu leiſten. Er, wie die übrigen bürgerli⸗ 
chen Politiker und Wirtſchaftler tun ſo, als ob es 
innerhalb des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 
tatſächlich möglich iſt, die Lage der Arbeiterklaſſe 
zu verbeſſern. Das ift Lüge, das ift Schwindel. 

Die allgemeine Kriſe des kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems hat bereits eingeſetzt. Von Jahr zu 
Jahr verſchärfen ſich die Gegenſätze zwiſchen Ar⸗ 
beit und Kapital, zwiſchen Bourgeoiſie und Pro: 
letariat. Nehmen wir nur die Ereigniſſe der 
letzten Jahre, die ungeheueren Streiks in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern, nehmen wir nur den ver- 
ſchärften Kampf der Bourgeoiſie in allen Ländern 
gegen die immer empörter werdende Arbeiter: 
klaſſe, nehmen wir den Mord der Berliner Arbei⸗ 
terſchaft am 1. Mai durch den ſozialfaſchiſtiſchen 
Zörgiebel. Herr Streſemann ift tot. Der Volks⸗ 
tag erhob ſich, um ſein „Andenken“ zu „ehren“. 
Als die Danziger Arbeiterſchaft die 32 Proletarier 
ehren wollte, hat Herr Senator Arczynſki den Be— 
fehl gegeben, die Danziger Arbeiterſchaft mit dem 
Gummiknüppel auseinander zu jagen. 

Das iſt das Geſicht des kapitaliſtiſchen Staates, 
das ijt das Geſicht des Sozial-Faſchismus. Den- 
ken wir an die neuen Morde in Amerika, denken 
wir an die verſchärften Angriffe der Unternehmer 
auf die Löhne der engliſchen Arbeiterſchaft mit 
Hilfe der Regierung. 500 000 Arbeitern werden 
die Löhne in England um 15/ Prozent mit Unter: 
ſtützung der dortigen Arbeiterregierung gekürzt. 
Denken wir an die ungeheueren Streiks in den 
Kolonien. Denken wir daran, daß es gerade die 
engliſche Arbeiterregierung iſt, die noch ſchärfer 
als die frühere bürgerliche Regierung, die frühere 
konſervative Regierung, die Empörung der Kolo- 
nialvölfer blutig niederſchlägt. So ſehen wir, daß 
die zentralen Gegenſätze immer ſchärfer werden, 
daß immer kraſſer das Verfaulte, das Haltloſe, 
das Schwankende dieſes imperialiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems in Erſcheinung tritt. Immer ſtärker 
treten deshalb die faſchiſtiſchen Tendenzen hervor. 
Es iſt klar, daß dieſer verſchärfte Druck der Bour⸗ 
geoifie, die um ihre Profite kämpft, um die Muf- 
rechterhaltung des Syſtems, das ihnen die Pro- 
fite ſichert, durch die verſchärfte Empörung der 
Arbeiterklaſſe gegen jede weitere Verelendung, 


gegen jeden weiteren Verſuch, Not und Elend der 
Arbeiterklaſſe zu ſteigern, beantwortet wird. 
Wir ſehen, daß die Empörung der Maſſen mit 
den Mätzchen der bürgerlichen Demokratie und 
des bürgerlichen Parlamentarismus nicht mehr 
geſtillt werden kann. Drum zieht man jetzt andere 
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Seiten auf. Jetzt läßt man die Maske der bürger⸗ 
lichen Demokratie fallen und greift offen zu fa⸗ 
ſchiſtiſchen Tendenzen. Der 1. Mai in Berlin war 
der Auftakt für den Faſchismus in Deutſchland. 
Wir ſehen, wie mit Hilfe der ſozialdemokratiſchen 
Führer in Oeſterreich der Faſchismus bereits eine 
offene faſchiſtiſche Regierung gebildet hat. Wir 
wiſſen, wie dieſe faſchiſtiſchen Tendenzen auch hier 
in Danzig in Erſcheinung treten, wie bereits 
Kundgebungen verboten werden, wie hier die 
Danziger Klaſſenjuſtiz Klaſſenurteile gegen die 
Führer des revolutionären Proletariats fällt. 
Wir willen, wie die Bourgeoiſie jetzt ihre Ketten- 
hunde, die faſchiſtiſchen Organiſationen, auf die 
Arbeiterſchaft losläßt. Wir wiſſen, wie die fa- 
ſchiſtiſchen Organiſationen, insbeſondere aber die 
Nationalſozialiſtiſche Partei, in Deutſchland mit 
dem wüſteſten Terror gegen die Arbeiterſchaft vor— 
gehen. Sie werden geſtützt und geſchützt von der 
dortigen ſozialdemokratiſchen Müller-Regierung. 
Wenn die Herren Nationalſozialiſten erklären, den 
Kampf gegen die ſogenannte Juden-Republik zu 
führen, ſo wiſſen ſie ganz genau, daß ſie von dieſer 
Juden-Republik, von der Müller-Regierung den 
beiten Schutz erhalten. (Zurufe des Abg. Hohn- 
feldt.) Trotzdem die ſozialdemokratiſche Redaktion 
auch hier in Danzig tagtäglich das wüſte Treiben 
den wüſten Terror der Nationalſozialiſten und 
faſchiſtiſchen Verbände in Deutſchland anprangert, 
tut ihre Müller-Regierung nichts, um dieſen 
Mordbanditen dort das Handwerk zu legen. Der 
Note Frontkämpferbund aber, die Wehrorgani— 
ſation des Proletariats, wird verboten. Kampf 
gegen rechts und links, ſo erklären die Herren 
Müller und Severing. Gegen links wird der 
Kampf geführt, und die rechten Mordbanditen 
werden geſchützt. Es iſt klar, daß, je ſchärfer die 
Gegenſätze werden, je ſtärker die Empörung der 
Arbeiterſchaft wird, die Bourgeoiſie mit den ge- 
wöhnlichen demokratiſchen Mitteln mit der Ar⸗ 
beiterſchaft nicht mehr fertig wird. Darum der 
Ausbau, die Stärkung der faſchiſtiſchen Organi- 


ſationen, um mit Hilfe dieſer faſchiſtiſchen Orga⸗ 


niſationen die Arbeiterſchaft knebeln zu können. 
Das muß die Arbeiterſchaft erkennen. Wenn es 
ihr nicht gelingt, dieſe faſchiſtiſchen Organiſationen 
zu zerſchmettern, dies Syſtem, dieſen kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat zu zerſchlagen, wird ſie durch die Bour— 
geoiſie, durch den Faſchismus auf Jahre und 
Jahrzehnte hinaus geknebelt. 

Während wir auf der einen Seite ſehen, wie 
dies kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem immer fau- 
ler, immer ſchwankender wird, ſehen wir auf der 
anderen Seite, wie in der Sowjet-Union der So⸗ 
zialismus aufgebaut wird und tatſächlich mit 
Rieſenſchritten vorwärts ſchreitet. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Da gehen Sie mit Dr. Sahm konform!) 
Wenn Dr. Sahm erklärt Hat, daß ſich dort der 
Aufbau des Sozialismus vollzieht, dann ſpricht 
er die Wahrheit, bloß, daß er jetzt den Imperi— 
aliſten den Dolch gegen die Sowjet-Union ſchärft. 
Das iſt mit Herrn Dr. Sahm genau ſo, wie mit 
all den anderen imperialiſtiſchen Staatsmännern, 
die hier den Krieg ächten und zu gleicher Zeit die 
Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjet-Union 
treffen. Wenn Herr Sahm erklärte, der Aufbau 


der Sowjet⸗Anion ſchreite vorwärts — er ift ja 
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dageweſen und hat ſich davon überzeugen müſſen 
— dann geſchieht das, um ein paar Schiffsauf⸗ 
träge zu bekommen, zu gleicher Zeit fährt er nach 
Polen, um mit den polniſchen Imperialiſten die 
Frage der Kriegsvorbereitung in Danzig gegen 
die Sowjet-Union zu beſprechen. Das ift die dop- 
pelte Rolle der imperialiſtiſchen Staatsmänner. 
(Zuruf rechts.) Wenn Sie erklären, Herr Abge— 
ordneter der Hausbeſitzer-Partei, deren Kampf 
nur darauf abzielt, die Lage der Arbeiterklaſſe in 
Danzig durch eine neue Ausplünderung der Mie- 
ter zu verſchlechtern, daß das nicht ſtimme, werden 
Sie von mir einige Tatſachen hören, die das be— 
weiſen. Der Aufbau des Sozialismus vollzieht 
ſich in Sowjet-Rußland mit Rieſenſchritten. Aber 
gerade dieſer Gegenſatz: auf der einen Seite der 
Aufbau des ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems, das 
Vorwärtsſchreiten der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft in 
der Sowjet-Union, auf der andern Seite das fa- 
pitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem, das immer fauler, 
immer ſchwankender, immer korrumpierter, immer 
haltloſer wird, verſchärft den Gegenſatz zwiſchen 
den Imperialiſten und der Sowjet-Union. Dieſe 
Tatſachen verſchärfen dieſen zentralen Gegenſatz 
der beiden Mächte. Es iſt ein Kampf zweier 
Syſteme, aber es iſt heute ſchon erwieſen, daß die 
ſozialiſtiſche Wirtſchaft der Sowjet-Union den 
Sieg davon tragen wird, während die Imperi— 
aliſten und Sozialfaſchiſten vom Zuſammenbruch 
der Sowjet-Union faſeln, ſprechen Kenner der 
Verhältniſſe bereits offen aus, welche Perſpek— 
tive für die kapitaliſtiſche Welt und welche Per— 
ſpektiven für die ſozialiſtiſche Welt heute bereits 
gegeben ſind. Allen iſt uns ja bekant, wie die 
bürgerliche Preſſe vereint mit der ſozialiſtiſchen 
Preſſe Jahr für Jahr über die Sowjet-Union Her- 
gezogen iit. Wiederholt hat Herr Abg. Loops er- 
klärt: „Von meiner Zeitung können Sie doch nicht 
ſagen, daß wir gegen die Sowjet-Union hetzen.“ 
Vor einigen Tagen brachte die „Volksſtimme“ 
einen Artikel über die hungernden Kinder in der 
Türkei. Darin war ein Seitenhieb auf die Hun- 
aernden Kinder in der Sowjet-Union enthalten. 
Ich könnte Dutzende von Artikeln der „Volks⸗ 
ſtimme“ anführen, die klar erkennen laſſen, wie 
die ſozialdemokratiſche Zeitung den Kampf gegen 
die Sowjet-Union durch eine ſchmutzige Lügen- 
kampagne ideologiſch vorbereitet. Wie oft hat 
man nicht gefaſelt, noch drei Wochen, dann breche 
dort eine Hungersnot aus, noch 14 Tage, dann 
müſſe Moskau verhungern; denn dort iſt kein 
Brot mehr. Wie oft haben die Imperialiſten, ins- 
beſondere die Sozialfaſchiſten, von dem Zuſam— 
menbruch des Sowjetſtaates, der ſozialiſtiſchen 
Wirtſchaft gefaſelt. 

Was müſſen nun wirkliche Kenner Rußlands 
erklären? Herr Abg. Hohnfeldt wies bereits auf 
Herrn Präſidenten Dr. Sahm hin. Es wäre ſehr 
intereſſant. wenn Herr Dr. Sahm hier tatſächlich 
einen objektiven Bericht über die Verhältniſſe in 
Sowjet⸗Rußland gäbe. Er wird nur feſtſtellen 
können, daß dort die Vertreter des Arbeiterſtaates 
nicht ein Defizit von dreieinhalb Millionen, fon- 
dern tatſächlich 100 Millionen Mehreinnahmen 
in dieſem Jahr erzielt haben. Ein paar andere 
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Tatſachen will ich ebenfalls noch anführen. Herr 
Abg. Loops lächelt. Ihm ſind dieſe Tatſachen auch 
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ja einen Pump aufnehmen!) Sie wiſſen ja ſchon, 
daß ein paar Schiffe in Auftrag gegeben ſind. 
(Abg. Hohnfeldt: Werden Sie die auch bezah- 
len?) Wir haben kein Intereſſe, den imperiali- 
ſtiſchen Staaten gegenüber ſehr zuvorkommend zu 
ſein. Wenn wir Schiffe und Arbeit in Auftrag ge- 
ben, jo kann das nur im Intereſſe des proleta- 
riſchen Staates geſchehen. (Wie Herr Sklarek! 
rechts.) Sie meinen wohl die Nationalſozialiſten, 
die ſich auch Anzüge haben geben laſſen? Die 
Kommuniſtiſche Partei hat in dieſen Sumpf Hin- 
eingeleuchtet und mit allen Elementen, die mit 
dieſen Schmutzfinken in Berührung ſtanden, reinen 
Tiſch geſchaffen. (Zurufe des Abg. Hohnfeldt.) 
Wir dulden nicht ſolche Elemente, wie ſie in Ihrer 
Nationalſozialiſtiſchen Partei vorhanden ſind, die 
ſich von den bürgerlichen Großinduſtriellen die 
Gelder in die Taſche ſtecken laſſen, damit fie Ket- 
tenhunde der Bourgeoiſie gegen das Proletarlat 
ind. Wir werden Tatſachenmaterial über die Na- 
tionalſozialiſtiſche Partei auch in Danzig beibrin— 
gen. (Abg. Hohnfeldt: Das tun Sie nur, ich 
brauche Geld!) Wir wiſſen doch, daß Sie ſich nur 
an Herrn Jewelowſki zu wenden brauchen, dann 
werden Ihnen die Taſchen gefüllt. Es ſei hier an 
dieſer Stelle nur zitiert, nicht etwa was Herr 
Sahm über Rußland auszuplaudern denkt, ſon⸗ 
dern was ein bürgerlichen Berichterſtatter, Paul 
Seffer, über die Sowjet-Union und die fozi- 
aliſtiſche Wirtſchaft ſagt. Er erklärt folgendes: 

Es handelt ſich um ein großes Wecken aller ma⸗ 
teriellen Kräfte, die faſt ſagenumwoben in dieſem 
Erdſechſtel ſchlummern, und dieſe Auferſtehung ſoll 
in einem enormen Tempo geſchehen. Andere, Deutſch⸗ 
land, England, Amerika haben Jahrzehnte gebraucht, 
um in den vollen Genuß der ihnen innewohnenden 
Kräfte zu gelangen. Dasſelbe will die Sowjetunion 
in fünf Jahren, wenigſtens zur beſſeren Hälfte, lei⸗ 
ſten. Neben die Dorfhütte unmittelbar der Wolken⸗ 
kratzer! 

Weiter jagt er über die Sozialiſierung der Qand- 
wirtſchaft: 

Man wird auch in der Landwirtſchaft koloſſale 
Mittel hineintragen, aber um ſie gründlichſt auszu⸗ 
bauen, ſie durch Herſtellung von Großbetrieben zu 
mechaniſieren und zu ſozialiſieren und den Bauer als 
wirtſchaftliches Einzelgeſchöpf aufzuheben. Proleta⸗ 
rier überall! Die neugegründeten Kolchoſe ſcheinen 
überraſchend gute Reſultate zu zeitigen. 

Weiter erklärt er: 

Das größte und in vieler Beziehung modernſte 
wirtſchaftspolitiſche Experiment aller Zeiten! Origi- 
nal, nicht nur originell! Armes altes Europa! Wenn 
das Experiment auch nur zu drei Vierteln glückt, iſt 
nicht an den endgültigen Sieg zu zweifeln. 

Jawohl, armes altes Europa! Das Experiment 
wird nicht nur zu drei Vierteln glücken, ſondern 
das erſte Jahr hat bereits den Beweis erbracht, 
daß über 100 Proz. des Experiments glücken wer⸗ 
den, und daß das bereits im erſten Jahr geglückt 
ift. Dafür ein paar Tatſachen. Solange die Gow- 
jet⸗Union zu kämpfen hatte, um die Kriegsſchäden 
zu beſeitigen, konnte man auf das Tatſachenmate— 
rial hinweiſen: „Seht die Hungersnot, ſeht die 
Arbeitsloſigkeit in der Sowjet⸗Anion!“ Herr 
Kloſſowſki war es, der vor einem Jahr noch Be⸗ 
richte aus dem Jahre 1923 über das Elend, das 
dort herrſchte, brachte. Mögen die Herren doch 
jetzt Material bringen! Das Experiment wird 
glücken, und nicht in fünf Jahren wird das er⸗ 


bekannt. (Abg. Hohnfeldt: Dann können wir dort (O) 
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(A) reiht werden, was im Plan vorgeſehen ijt, ſondern ter Hungerlöhne beziehen, daß fie tatſächlich unter (O) 


(B) 


‚eine Steigerung der 


ſchon in vier Jahren. 

Dafür einige Beweiſe. Die Sowjet-Union rech⸗ 
net das Wirtſchaftsjahr vom 1. Oktober bis zum 
1. Oktober. Für das Wirtſchaftsjahr Oktober 1929 
bis Oktober 1930 war nach dem Fünfjahresplan 
Induſtrieproduktionn um 
10,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr vorgeſehen. 
Als das erſte Jahr des Fünfjahresplanes lief, als 
ſich die Erfolge einſtellten, als tatſächlich feſtge— 
ſtellt wurde, daß das geſteckte Ziel für das erſte 
Jahr bereits überholt wurde, da änderte man die 
Kontrollziffer ſchon für das Wirtſchaftsjahr 
1929/30 und erhöhte die Ziffer von 10,6/10 Pro⸗ 
zent auf 20,3/10 Prozent. Als das erſte Jahr vor 
bei war, ſetzte man die endgültige Ziffer für die 
Steigerung der Induſtrieproduktion ſogar auf 
31,2/10 Prozent feſt. 

Weiter! Die Schwerinduſtrie wird allein im 
nächſten Jahr eine Steigerung ihrer Produktion 
um 42,1/10 Prozent erfahren. Im Jahresplan 
hatte man 23,510 Prozent vorgeſehen. So find 
die Zahlen in allen Induſtrien, nicht nur in der 
Schwer- ſondern auch in der Leichtinduſtrie. Das 
beweiſt tatſächlich an Hand von Zahlenmaterial 
den ungeheuren Aufbau der ſozialiſtiſchen Wirt- 
ſchaft in der Sowjet-Union. Das find Zahlen, die 
Tatſachen ſind, nach einem Jahr Arbeit nach dem 
Fünfjahresplan. Ich ſtreifte ſchon die Frage des 
Staatsbudgets. Wir wiſſen, daß unſere Senatoren 
ſich mit den 3½ Millionen Defizit zu plagen 
haben, daß ſie vor Gram und Sorge nicht wiſſen, 
wo ſie bleiben ſollen und ſchlafloſe Nächte haben, 
weil fie nicht wiſſen, wie fie dieſes Defizit beſeiti⸗ 
gen können. In Wirklichkeit weiß die Arbeiter- 
ſchaft natürlich, daß ſich dieſe Leute keine grauen 
Haare werden wachſen laſſen, ſondern daß es eben 
für die Bourgeoiſie und ihre Beauftragten nur 
eine Loſung gibt, nämlich verſchärfte Ausplünde⸗ 
rung der Maſſen. Man ijt ſchon dabei: Mietser⸗ 
»öhung, Einſchränkung der Erwerbsloſenfürſorge, 
Einführung des Erwerbsloſenverſicherungsge— 
ſetzes. Im Sowjetſtaat dagegen ſind die Einnah— 
men gegenüber dem Entwurf um 100 Millionen 
überholt. Weiter, das aktiye Saldo der Außenhan— 
delsbilanz beträgt 24,7/10 Millionen Rubel. Es 
bat eine Zunahme des Warenumlaufs um 21 
Prozent ſich ergeben. Den Sozialfaſchiſten zum 
Troſt, die immer wieder darauf hinweiſen. daß 
dort aber der Kapitalismus wächſt. möchte ich eine 
Zahl nennen. Die Abnahme des Anteils des Vri- 
vathandels beträgt allein im vergangenen Jahr 
50 Prozent. 

Genau ſo wie in der Induſtrie ſchreitet aber 
auch der Aufbau in der Landwirtſchaft vorwärts. 
Nach dem Fünfjahresplan ſollte die Anbaufläche 
der Sowjetgüter ſich um 14 Prozent ſteigern. Sie 
hat ſich aber nicht um 14 Prozent geſteigert, ſon⸗ 
dern um 21 Prozent. In den Kollektivwirtſchaften 
rechnete man nach dem Fünfjahresplan mit einer 
Steigerung von 50 Prozent. In Wirklichkeit iſt 
eine Steigerung um 195 Prozent eingetreten. Wir 
ſehen das ungeheure Wachstum auch in der Land- 
wirtſchaft. 2 

Wie iſt es auf dem ſozialen Gebiet? Man er⸗ 
klärt doch immer wieder, daß die ruſſiſchen Arbei⸗ 


genau denſelben ſchlechten Arbeitsbedingungen 
leben, wie in den kapitaliſtiſchen Staaten. Nun, 
am 1. März 1929 war bereits in 324 Betrieben 
mit einer Arbeiterbelegſchaft von 415 000 Arbei⸗ 
tern der Siebenſtundentag eingeführt. Das war 
im erſten Jahr. Jetzt iſt bereits für 20 Prozent 
aller Induſtriearbeiter, aller ſtaatlichen Arbeiter, 
der Siebenſtundentag eingeführt. Im Laufe der 
Verwirklichung des Fünfjahresplanes wird für 
alle Arbeiter der Siebenſtundentag eingeführt 
werden. 

Wie ſieht es in den kapitaliſtiſchen Staaten 
aus? Vor einigen Tagen erſchien hier eine Notiz: 
„Die Schichauarbeiter müſſen ſechs Stunden ar— 
beiten.“ Wir wiſſen, daß nicht genug Arbeit vor— 
handen iſt, und daß die Arbeiter ſechs Stunden ar— 
beiten müſſen, aber nicht zu dem alten Lohn, fon- 
dern zu gekürztem, daß aber in den andern Abtei- 
lungen die Schichau-Arbeiter 72 und 76 Stunden 
die Woche arbeiten müſſen. Wir wiſſen, daß die 
Ratifizierung des Waſhingtoner Achtſtundenab— 
kommens durch die imperialiſtiſchen Mächte gleich— 
falls nichts anderes als Theater iſt, daß dieſer 
Vertrag gleichfalls nur ein Fetzen Papier iſt, daß 
noch kein imperialiſtiſcher Staat dazu übergegan— 
gen iſt, wirklich den Achtſtundentag durchzuführen, 
geſchweige denn an den Siebenſtundentag Heran- 
zugehen. In der Sowjet-Union ift der Gieben- 
ſtundentag für ein Fünftel der ſtaatlich beſchäftig— 
ten Arbeiter heute ſchon Wirklichkeit. Nach dem 
Fünfjahresplan wird aber auch die Zahl der Er— 
werbsloſen von eineinhalb Millionen auf 400 000 
abnehmen. 

Was ſehen wir in dieſer Beziehung in kapita⸗ 
liſtiſchen Staaten? Nicht das geringſte Abnehmen 
der Erwerbsloſigkeit, ſondern ein ſtändiges Stei⸗ 
gern der Armee der Erwerbsloſen. Ein ſtändiges 
weiteres Verelenden der Arbeitsloſen. In Sow⸗ 
jetrußland wird die Zahl der Arbeitsloſen von 
Jahr zu Jahr in immer ſtärkerem Umfange in den 
Produktionsprozeß eingereiht. Dort wird die Kor 
derung der Arbeiterklaſſe, Arbeit und Brot für die 
Arbeiterſchaft, wirklich in die Tat umgeſetzt. Auch 
bezüglich der Löhne bringe ich Tatſachenmaterial. 
Im vergangenen Jahrfünft iſt der jetzt beſtehende 
Arbeitslohn um 126 Prozent geſtiegen. Im kom⸗ 
menden Jahrfünft ſoll der jetzt beſtehende Arbeits⸗ 
lohn um weitere 56 bis 70 Prozent geſteigert wer- 
den. In den zehn Jahren von 1923 bis 1933 wird 
dann der Lohn das dreifache Niveau erreicht Ha- 
ben. Wie ſieht es in den kapitaliſtiſchen Staaten 
aus? Nicht eine Steigerung des Lohnes, ſondern 
ein Abbau der Löhne. Das ift in den kapitaliſti⸗ 
ſchen Ländern Tatſache. Hand in Hand mit der 
Steigerung des Lohnes geht die Herabſetzung des 
Preiſes. In imperialiſtiſchen Staaten ſehen wir 
durch die Truſt⸗ und Monopoliſierung ein gewal⸗ 
tiges Steigen aller Preiſe des täglichen Bedarfs. 
Weiter ſind allein im Jahre 1927/28 2,5/10 Mil⸗ 
liarden für ſoziale und kulturelle Zwecke ausge: 
geben worden. Dieſe Ausgaben ſollen bis auf 5 
und 6 Milliarden im Wirtſchaftsjahr 1932/33 ge⸗ 
ſteigert werden. Nach dem Fünfjahresplan ſollen 
in dieſen fünf Jahren für ſoziale Fürſorge 20 bis 
22 Milliarden ausgegeben werden. Wir ſehen dort 
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(A) ein ungeheures Steigen der für die kulturelle und ſchiſten gegen den Bolſchewismus und gegen die 


(B) 


ſoziale Fürſorge eingeſetzten Mittel. Und in den 
kapitaliſtiſchen Staaten? Wir dürfen nur unjeru 
Etat hier in Danzig unter die Lupe nehmen, um 
feſtzuſtellen, wie es hier ausſieht. Das find Jay- 
len. Nun könnte man antworten, ja, das ſind die 
Zahlen, die aber nicht ſtichhaltig ſein können. 
Dieſe Zahlen ſind aber zu genau zu überprüfen, 
als das man hier etwa mit Schwindelzahlen ope— 
rieren könnte. 

Aber, um jetzt noch klarer und deutlicher zu 
zeigen, daß das ſozialiſtiſche Wirtſchaftsſyſten 
wachſt und das kapttaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem 
zerrüttet, molſch und faul ift, ein paar Zahlen, die 
der Völkerbund gegeben hat. Der Völkerbund iſt 
eine Inſtitution, die gewiß nicht im Geruch der 
Freundſchaft mit der Sowjet-Union ſteht. Nach 
den Zahlen, die der Völkerbund gibt, können wir 
folgendes in bezug auf die Entwicklung der 
Weltproduktion nach dem Produktionsindex der 
wichtigſten Induſtrieſtoffe und Nahrungsmittel 
feſtſtellen. Im Jahre 1924 betrug der Produk- 
tionsindex der wichtigſten Rohſtoffe und Lebens— 
mittel für Europa im Vergleich mit der als 100 
angenommenen der Vorkriegszeit ohne die Sow— 
jetunion 95, mit der Sowjetunion 89. Die Sow⸗ 
jetunion drückte alſo das europäiſche Niveau 
herab, was aljo die Rückſtändigkeit der Somjer- 
union in der damaligen Zeit bewies. Im Jahre 
1925 zeigt Europa ohne die Sowjetunion bereits 
einen Index von 101, mit der Sowjetunion 102. 
Alſo die Sowjetunion holte bereits das übrige 
Europa ein. Im Jahre 1926 zeigt Europa ohne 
die Sowjetunion 92, mit der Sowjetunion 98. 
Und jetzt die kürzlich veröffentlichten Angaben des 
Völkerbundes für das Jahr 1927. Wir müſſen 
noch bedenken, daß im Oktober 1928 der Fünf⸗ 
jahresplan erſt zu laufen begann und wir heute 
natürlich dieſe Zahlen bei weitem überholt haben. 
Die Kohlengewinnung ohne die Sowjetunion be— 
trägt im Jahre 192627 in Prozenten der Welt- 
ausbeutung 43¾ Prozent, einſchließlich der Sow- 
jetunion 46¼ Prozent. Im Jahre 1927/28 find 
die entſprechenden Ziffern 47½ und 50°. Die 
Stahlgewinnung ſtellt ſich folgendermaßen dar: 
1926/27 ſind es 46 Prozent ohne die Sowjet- 
union und 50¾, Prozent mit der Sowjetunion. 
So gehen die Zahlen weiter. 

Wenn wir uns das vor Augen halten, dann 
werden wir den Ausruf des bürgerlichen Redak— 
teurs „Armes, altes Europa“ verſtehen. Wenn 
wir uns dieſe Zahlen, dies Tatſachenmaterial des 
verfloſſenen Wirtſchaftsjahres in der Sowjet— 
Union vor Augen halten, dann wiſſen wir, daß 
der Plan nicht zu dreiviertel. ſondern bereits in 
vier Jahren zu 100 Prozent erfüllt wird. Es iſt 
ein Kampf zweier Syſteme. Es iſt klar, daß dies 
ungeheure ſtürmiſche Wachſen der ſozialiſtiſchen 
Wirtſchaft in der Sowjetunion umſo ſtärker die 
Mobiliſierung der imperialiſtiſchen Kräfte, die 
Vorbereitung des imperialiſtiſchen Krieges her— 
vorruft, um dies Syſtem, das ihre Exiſtenz be— 
droht, zu zerſchlagen. Darum der wütende Haß 


der Imperialiſten, darum der wütende Haß der 
Bourgeoiſie der geſamten imperialiſtiſchen Staa— 
ten, darum der wütende Haß auch der Sozialfa⸗ 


Sowjetunion. Wir kennen die Erfolge der So- 
zialfaſchiſten. Nehmen wir nur die Reſultate der 
Arbeiterregierung in England, der ſozialdemokra— 
tiſchen Müllerregierung in Deutſchland. Das ſind 
Ihre Früchte, das iſt Ihr Weg. Mit dem Wachſen 
der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft in der Sowjetunion 
zeigt ſich umſo klarer der Verrat der Sozialfaſchi— 
ſten ebenſo wie es der Verrat der Sozialfaſchiſten 
1918 war, als Sie Schulter an Schulter mit der 
Bourgeoiſie das deutſche Proletariat niederge— 
rungen haben. Wenn das deutſche Proletariat 
damals, 1918, die Macht errungen hätte, dann 
wäre Deutſchland heute, nach 10 Jahren der pro- 
letariſchen Diktatur, ſogar 10 mal weiter, als es 
heute die Sowjetunion iſt. 

Während nun alle Parteien tatſächlich ſo tun, 
als ob auch fie der Anſicht find, daß es den Ber- 
faſſern des Kellogg-Paktes tatſächlich um die Aech— 
tung des Krieges ernſt wäre, kennen Sie genau 
alle die Kriegs vorbereitungen, die unterdeſſen ges 
gen die Sowjetunion getroffen werden. Es ilt 
klar, daß hier der Kampf auf Leben und Tod zwi— 
ſchen dieſen beiden Syſtemen, zwiſchen dem Im— 
perialismus und der ſozialiſtiſchen Sowjetunion 
tobt, und daß der Imperialismus alle Anjtren- 
gungen macht, um die Sowjetunion zu zerſchlagen. 
Dieſer Aufbau der Sowjetunion iſt eben eine 
Triebkraft, um den revolutionären Willen 
der Arbeiter in den imperialiſtiſchen Staaten zu 
ſtärken, damit die Arbeiter erkennen, daß mit dem 
imperialiſtiſchen Syſtem Schluß gemacht werden 
muß. Darum die verſchärften Kriegsvorbereitun— 
gen gegen die Sowjetunion. Man tut ſo, als ob 
man die Aechtung des Krieges glaubt. Dabei ſind 
allen die Vorbereitungen bekannt, die für den 
Krieg getroffen werden. Sie wiſſen alle, daß die 
Freie Stadt ein beſonders wichtiger Punkt in dem 
Krieg gegen die Sowjetunion iſt. Ich will nur 
etwas herausgreifen. Ich erinnere an das fran— 
zöſiſch-rumäniſche Militärbündnis, das Ihnen al- 
len bekannt ift und das fih gegen die Sowjet— 
Union richtet. Allen iſt bekannt, wie die franzö— 
ſiſchen Generale, allen voran der franzöſiſche Ge— 
neral Le Rond hier herumreiſten, um den Krieg 
gegen die Sowjetunion vorzubereiten. Allen iſt 
die Groener-Denkſchrift bekannt, alle wiſſen, wie 
dort gerade kraß zum Ausdruck kommt, daß der 
deutſche Imperialismus beim engliſchen Hilfe 
ſuchen muß. Der engliſche Imperialismus hat 
darauf hingewieſen, daß England Panzerkreuzer 
bauen muß, um ein Gegengewicht gegen die 
ruſſiſche Schlachtſlotte zu ſchaffen. Wir wiſſen, 
was die Preſſe über die Zuſammenarbeit deutſcher 
Wirtſchaftler, Militärs und Politiker mit fran- 
zöſiſchen gebracht hat, nur daß einer dem andern 
die „Schuld“ dafür in die Schuhe ſchieben wollte. 
Die Sozialdemokraten warfen den deutſchnatio⸗ 
nalen Führern vor, ſie hätten mit Frankreich 
Verhandlungen gepflogen, um den Krieg gegen 
die Sowjetunion vorzubereiten, und die deutſche 
reaktionäre rechte Preſſe erklärte: „Eure ſozialde— 
mokratiſche Regierung weiß von dieſen Verhand⸗ 
lungen und billigt ſie.“ Alle dieſe Tatſachen, die 
ſich in den letzten Monaten, im letzten Jahr er⸗ 
eignet haben, ſind Ihnen bekannt, nachdem man 
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bereits in Paris durch den Kellogg-Pakt den 
Krieg geächtet hat. In Paris ächtete man den 
Krieg und trieb unterdeſſen die Vorbereitung des 
Krieges gerade gegen die Sowjetunion luſtig 
weiter. Aus der ganzen Fülle des Tatſachenmate— 
rials hier auch nur eine einzige Stelle. Ein Be— 


richterſtatter des „Berliner Tageblatts“ ſchreibt 


in einem Aufſatz aus Bukareſt: „Vor einer neuen 
Koalition gegen e Darin heißt es: 
Frankreichs Pläne laufen deshalb auch heute 
noch darauf hinaus, aus jenem Teile, der ſogenann⸗ 
ten Ukraine, eine ſelbſtändige Ukraine zu ſchaffen, die 
sjeiti Und das 
mit militäriſchen Mitteln. 
Weiter heißt es: 

. . . bei einem kriegeriſchen Unternehmen gegen 

Sowjetrußland den Sowjets die weiß⸗ruſſiſchen und 

ukrainiſchen Gebietsteile zwiſchen Dnjeſtr und Dnjepr, 

zu denen aljo die Städte Minit, Kiew und Odeſſa ge: 
hören, abzunehmen und ſie Polen anzugliedern. Aus 
der übrigen Ukraine aber foll mit der Hauptſtadt 

Charkow dann ein ſelbſtändiger ukrainiſcher Staat 

geſchaffen werden, und das natürlich unter dem Pro- 

teftorat Frankreichs. Durch dieſe Maßnahmen will 

Frankreich erreichen, erſtens zwiſchen Deutſchland 

und Rußland einen ſtarken Staat Polen zu legen, 

zweitens Rußland wirkungsvoll zu ſchwächen und 
drittens durch die Ausſchaltung des reichen Donez- 
gebietes, das bekanntlich viel Eiſen und namentlich 

Anthrazitkohle enthält, die franzöſiſchen 20 Milliarden 

0 Vorkriegsanleihe an Rußland herauszuholen. 
Hier zeigt es ſich, gegen wen die Front der impe— 
rialiſtiſchen Staaten geſchaffen wird, gegen die 
Sowjetunion. Und in Paris ächtete man den 
Krieg. 

Genau ſo wie in Frankreich trifft England 
Vorbereitungen. England trifft die Vorberer— 
tungen noch ſchärfer, weil das engliſche Weltreich 
gerade durch die proletariſche Revolution noch 
ſtärker bedroht ift als der franzöſiſche Imperialis⸗ 
mus. England ſetzt alle Hebel an, um die Sowjet⸗ 
union einzukreiſen. Wir willen, wie England 
ſeine Söldlinge nach China ſchickte, nach Afghani⸗ 
ſtan, um ſo von Oſten und Süden tatſächlich eine 
Baſis zum Krieg gegen die Sowjetunion zu 
ſchaffen. Mit welch verlogener Heuchelei aber 
gerade England dieſe Vorbereitungen trifft, zei— 


gen die Tatſachen der letzten Zeit. In Englano 


iſt eine Arbeiterregierung. Führt ſie etwa eine 
Verſtändigungspolitik ein? Nein, in England iſt 
eine Arbeiterregierung, um durch ein neues Be— 
trugsmanöver beſſer den Krieg gegen die Sowjet— 
union vorzubereiten, als es eine konſervative 
Regierung hätte tun können. Ich erinnere an die 
Ausführungen, die der Kriegshetzer, der Petro— 
leumkönig Henry Deterding in der Zeitung 
„De Telegraaf“ in Amſterdam veröffentlicht hat. 
Er ſpricht zunächſt von Europas „ſchlappen Re— 
gierungen“ und ſchreibt dann: 


Die Sowjets erkennen übrigens ſelbſt an, daß 
ihr Syſtem und ihre Propaganda allein Erfolg haben 
können, wenn die Gemeinſchaftsbande und die Ge— 
fühle der Vaterlandsliebe und Gottesfurcht ausge— 
rottet werden. In jedem anderen Falle werden 
dieſe Tugenden als Grundlage unſerer Geſellſchaft 
betrachtet und gepflegt. Warum wird denn eine 
Ausnahme gemacht, wo es um die bolſchewiſtiſche 
Agitation geht? Warum läßt man dieſen giftigen 
Bazillus der Sowjetpropaganda weiter wuchern? 
Man braucht nur die Sowjetberichte über verlajjene 
Frauen und umherſchwärmende kranke Kinder durch— 
zublättern, um ſich einen Begriff davon zu machen, 
wie ſehr gerade dieſe Schwächſten in der Geſellſchaft 
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darunter zu leiden haben. Und ſind die Regierungen 

nicht verpflichtet, in erſter Linie dieſe in Schutz zu 

nehmen? 
Dieſer Petroleumkönig ſpielt ſich zum Verteidiger 
der armen Frauen und Kinder in der Sowjet⸗ 
union auf. Er ſchreibt weiter: 

Schreit es nicht zum Himmel, daß, während der 
Sowjetprofeſſor Woskreſchenſki erklärt, daß 70 Pro⸗ 
zent der bolſchewiſtiſchen Staatsmänner wahnſinnig 
ſind, die Nationen in Europa nichts unternehmen, 
um die 150 Millionen Ruſſen vom Joch einer Bande 
Wahnſinniger zu befreien? 

Er fährt fort: 

Warum geſchieht das nicht? Meines Erachtens 
allein aus Mangel an Mut. 

Ja, wenn man dieſen Petroleumkönig hier reden 
hört, dann könnte man wirklich denken, was hat 
er für ein Herz für die armen ruſſiſchen Arbei— 
ter und die Kinder. Was iſt aber die Urſache die— 
jer moraliſchen Anwandlungen dieſes Kriegs: 
hetzers? Dies nach Petroleum riechende Kriegs— 
herz möchte gern den Krieg gegen die Sowjet⸗ 
union anfeuern, um die Baku-Quellen zu be— 
kommen. Wir kennen den Kampf, den England 
gerade auf dem Gebiete des Petroleummarktes 
führt, nicht um die armen Kinder und Frauen in 
der Sowjetunion zu ernähren, ſondern um die 
Oel- und Petroleumquellen in der Krim. 

So rüſtet man, ſo propagiert man, ſo bereitet 
man den Krieg gegen die Sowjetunion vor. 
Während man rüſtet, und während man Bünd⸗ 
niſſe ſchließt, während man die öffentliche Mei— 
nung gegen die Sowjetunion aufhetzt, organiſiert 
man Abrüſtungskonferenzen, da arbeitet mau 
Friedenspakte aus. Warum? Hat man doch ſo ein 
bißchen den Willen, dieſe Kriege zu verhindern? 
Nein, ſondern dieſe Abrüſtungskonferenzen, dieſe 
Friedenspakte dienen nur dazu, um die Maſſen 
zu betrügen, um ſie zu verwirren, um die wirk— 
lichen imperialiſtiſchen Kriegsvorbereitungen zu 
verſchleiern, um der Arbeiterſchaft die Gefahr 
nicht klar erkennen zu laſſen. Das iſt auch mit dem 
Kellogg⸗Pakt der Fall. Er ift nicht ein Mittel 
zur Aechtung des Krieges, ſondern ein Mittel 
zur Vorbereitung des Krieges. 

Wir wiſſen, daß der Kellogg⸗Pakt eine ſehr 
verwickelte Vorgeſchichte hat. Wir wiſſen, daß die 
Anregung zu dieſem Kellogg-Pakt von Briand, 
der ja immer Vorſchläge macht, einen ſeiner 
wunderbaren Vorſchläge erwähnte ich ſchon, den 
baneuropäiſchen Plan, ausgegangen ift. Herr 
Briand wandte ſich nämlich im Juni 1927 mit 
einem Vorſchlag an die Vereinigten Staaten, un 
über gewiſſe Fragen, ganz beſonders über Frie— 
densfragen zu verhandeln. Amerika, Kellogg, 
antwortete, und zwar dadurch, daß er ſich jetzt 
nicht nur ſpeziell an Frankreich, ſondern ſofort an 
fünf Großmächte mit dem Erſuchen wandte, tar- 
ſächlich einen Kriegsächtungspackt zu ſchaffen. 
Warum dies Vorgehen Amerikas? Nun, wir 
ſahen hier einen Vorſtoß des franzöſiſchen Impe— 
rialismus, und auf dieſen Vorſtoß des franzöſi⸗ 
ſchen Imperialismus antwortete der Dollar: 
imperialismus mit einem Gegenvorſtoß, mit 
einem diplomatiſchen Schachzug. Dieſer Schachzug 
Amerikas richtet ſich nur gegen die Munitions- 
und Bündnisſyſteme der anderen Mächte, insbes 
ſondere gegen das Bündnisſyſtem des Völker— 
bundes und damit gegen das Bündnisſyſtem 
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ſeines größten Rivalen England. Briand antwor⸗ 
tete mit allen möglichen Vorbehalten. Das Ber: 
teidigungsrecht müßte gewahrt bleiben. Es müſſe 
die Möglichkeit gewahrt bleiben, die beſtehenden 
Verträge zu verteidigen, auch mit der Waffe in 
der Hand, mit dem Krieg. Waſhington antwor⸗ 
tete, und zwar über den Kopf der franzöſiſchen 
Regierung direkt an alle kapitaliſtiſchen Groß: 
mächte und forderte ſie auf, an die Schaffung 
eines derartigen Vertrages heranzugehen. Ame- 
rifa, die Vereinigten Staaten verſuchen, durch 
dieſen diplomatiſchen Schachzug die Gegenſätze der 
europäiſchen Staaten auszuſpielen. Wir kennen 
die Verhandlungen, die gepflogen wurden. Wir 
willen, wie Frankreich, ganz beſonders auch Eng- 
land, mit allen möglichen Vorbehalten antwor— 
tete. Sie konnten ſich nicht ſo kraß entlarven und 
erklärten nicht, ſie machten die Aechtung des Krie— 
ges nicht mit. Sie wollten alle mitmachen, aber 
mit Vorbehalten. Frankreich wollte die beſtehen— 
den Verträge gewahrt wiſſen, auch mit der Waffe 
in der Hand. England wollte das Recht gewahrt 
wiſſen, in ſeinem Territorium ſchalten und walten 
zu können, wie es wollte, alſo in Vorderaſien, 
China, Afrika uſw. 

Was bedeuten alle dieſe Vorbehalte? Dieſe 
Vorbehalte bedeuten, daß trotz des Kriegsäch— 
tungspaktes jeder Krieg erlaubt iſt. Sogar der 
famoſe Kellogg⸗Pakt iſt derartig abgefaßt, daß 
jeder Krieg möglich iſt. Haben wir ſchon einmal 
irgend ein Land geſehen, das erklärt hätte, es 
hätte einen Krieg anders als nur zu Verteidi⸗ 
gungszwecken geführt? Alle Länder behaupten 
von ſich, ſie führten nur Verteidigungskriege, nicht 
Angriffskriege. So geſtattet tatſächlich dieſer 
Kriegsächtungspakt allen Staaten, Kriege zu 
führen. Aber, was war das Wichtigſte bei dieſen 
Verhandlungen, die zum Kellogg-Pakt führten? 
Die wichtigſte Tatſache war, daß man die Sow— 
jetunion ausſchaltete, daß niemand, weder 
Waſhington noch ſonſt irgend ein anderes impe— 
rialiſtiſches Land ſich an die Sowjetunion wandte 
und ſie aufforderte, doch an den Beratungen die— 
ſes Kelloggpaktes mit teilzunehmen. Die Sowjet— 
union wurde von vornherein ausgeſchaltet. So 
bemerkte damals im Laufe der Verhandlungen 
ſogar eine engliſche bürgerliche Zeitung, der 
„Mancheſter Guardian“, folgendes: 

Chamberlain regt an, daß alle Völkerbundsmit⸗ 
glieder zur Unterzeichnung des Paktes eingeladen 
werden. Komentatoren in Paris bemerken dazu, daß 
durch dieſe Anregung die Univerſalität des Paktes 
fallen gelaſſen wurde. Denn dieſe Anregung bedeu⸗ 
tet, daß in die Zone der erlaubten Kriegsaktionen 
nicht nur Aegyten und die anderen Monroe-Gebiete, 
ſondern auch Rußland einbezogen wurde. 

Das heißt alſo, wir beabſichtigen in Frankreich 
durch dieſen Kellogg-Pakt vollſtändige Ausſchal⸗ 
tung der Sowjetunion und ſelbſtverſtändlich keine 
Aechtung eines Krieges gegen die Sowjetunion. 
In einer Erklärung vor Preſſevertretern Anfang 
Auguſt brandmarkte deshalb der Genoſſe Tihit- 
ſcherin das demagogiſche Ziel der Imperialiſten. 
Er wies darauf hin, daß aus dieſem Pakt nichts 
anderes werden ſollte als eine Waffe zur Iſolie⸗ 
rung und zum Kampf gegen die Sowjetunion, 


daß der Pakt ſelbſt nicht einmal die geringſte Ein⸗ 
ſchränkung der Kriegsführung bedeute, 


daß die 
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Verhandlungen klar erkennen ließen, die Sowjet⸗ 
union ſolle iſoliert werden. Es iſt ein Pakt der 
Imperialiſten gegen das proletariſche Land. 

Was es tatſächlich mit der Aechtung des Krie- 
ges auf ſich hat, beweiſt uns die Antwort, die 
Amerika den engliſchen und franzöſiſchen Vorbe— 
halten gab. Amerika erklärte, daß jede Nation in 
jedem Augenblick ohne Rückſicht auf die Zeit: 
ſetzungen in den Verträgen das Recht hat, zu ent- 
ſcheiden, ob die Umſtände von ihr fordern, zum 
Krieg als zur geſetzlichen Verteidigung Zuflucht 
zu nehmen und daß die ganze Welt Beifall zollen 
wird, wenn die betreffende Nation für die gute 
Sache kämpft. Amerika ſelbſt hat erklärt, der 
Kriegsächtungspakt ſei eine ſehr ſchöne Sache, 
aber trotzdem könne jedes Land ſelbſtverſtändlich 
zur Wahrung ſeiner berechtigten Intereſſen den 
Krieg führen. Und wenn die Nation es tut, dann 
wird ſie den Beifall aller andern Länder noch 
dafür erhalten. Das beweiſt, daß dieſer Kellogg— 
pakt tatſächlich nichts mit einer Aechtung des 
Krieges zu tun hat, nichts mit einer Verhinde— 
rung des Krieges. 

Ich habe ſchon einmal darauf hingewieſen, 
daß der Pakt dadurch entwertet wird, daß er von 
keiner Verpflichtung in der Abrüſtungsfrage be- 
gleitet ift. Es ift intereſſant, um die Frage ganz 
kurz zu ſtreifen, was im Zuſammenhang damit 
gleichfalls die ſchon genannte engliſche bürgerliche 
Zeitung ſchreibt: 

Wenn ein Menſch, der ſich eben erſt von einem 
Krampfanfall erholte, ſchwört, nie wieder zu trinken, 
während ſein Keller noch voll von Whiskyvorräten 
iſt, kann man mit Recht an ſeiner Aufrichtigkeit zwei⸗ 
feln. Alle Regierungen bewahren noch ihre Arſenale 
und militäriſchen Vorräte. 


Mijo dieje Trinker werden nicht zu trinken auf- 
hören, trotzdem ſie es abſchwören. Sie denken nicht 
daran, auf den Trunk zu verzichten, d. h. ſie wer⸗ 
den nach wie vor den Krieg als Waffe zur Durch— 
führung ihrer Politik benutzen. Als die Sowjet⸗ 
union auf den Abrüſtungskonferenzen als einzige 
Macht — ich möchte bemerken, daß man auch bei 
den Abrüſtungskonferenzen alles darangeſetzt hat, 
die Sowjetunion auszuſchließen — ſagte, hier iſt 
unſer Plan, da hat man ſich gewundert und hat 
alle Vorſchläge der Sowjetunion abgelehnt. 

i Der Kellogg⸗Pakt hat, wie ich klar und deut⸗ 
lich gezeigt habe, nichts mit dem Frieden zu tun. 
Im Gegenteil, der Kriegsächtungspakt zeigt nur, 
daß die Gegenſätze zwiſchen den imperialiſtiſchen 
Staaten ſtärker vorhanden ſind als bisher, und 
daß gerade der Kriegsächtungspakt dieſe tiefen 
Gegenſätze zwiſchen den imperialiſtiſchen Staaten 
noch mehr aufgeriſſen hat. Dieſer Kriegsächtungs⸗ 
pakt iſt nicht ein Mittel zur Abſchwächung der 
Gegenſätze, ſondern zur Vertiefung. Gerade weil 
die Sowjetunion das erkannt hat, hat ſie dieſe 
Tatſache benutzt, um vorzuſtoßen und die hinter⸗ 
hältige Politik der Imperialiſten zu brandmar⸗ 
ken, zu entlarven und dieſer hinterhältigen Poli- 
tik der imperialiſtiſchen Heuchler und Demagogen 
ihre wahre Friedenspolitik entgegenzuſetzen. Man 
wollte die Sowjetunion auf den Abrüſtungskon⸗ 
ferenzen ausſchalten. Die Sowjetunion hat vor⸗ 
geſtoßen und hat erklärt, wir ſind bereit, daran 
teilzunehmen. Sie hat das getan, trotzdem ſie 
offen und ohne Illuſionen gleichzeitig die Erklä⸗ 
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rung abgegeben hat, daß durch Kriegsächtungs— 
pakt nicht das geringſte getan wird, um einen 
Krieg zu verhindern. Aber durch den Vorſtoß der 
Sowjetunion, durch die Unterjchrift der Sowjet⸗ 
union unter den Kellogg-Pakt hat ſie das Netz 
der imperialiſtiſchen Intrigue zerriſſen. Man 
wollte die Sowjetunion als die Macht hinſtellen, 
die nicht den Frieden will, die ſich nicht an Ab⸗ 
rüſtungskonferenzen beteiligt. Man hat ſie ein⸗ 
geladen, um nachher ſagen zu können, daß die 
Sowjetunion nicht mitmachen will. Aber Ruk- 
land hat gerade deshalb an den Verhandlungen 
teilgenommen und den Kellogg-Pakt unterzeich⸗ 
net. Es hat es getan, nicht weil es der Anſicht iſt, 
daß dadurch wirklich ein Krieg verhindert werden 
ſoll, ſondern nur, um die Manöver der Imperia— 
liſten zu entlarven, um vor der ganzen Welt zu 
demonſtrieren: Wir ſind zum Frieden bereit, wir 
werden nicht die geringſte Gelegenheit vorüber— 
gehen laſſen, um an der Frage des Friedens mit— 
zuarbeiten. 


Was bedeutet die Unterzeichnung des Kellogg— 
Pakts durch die Sowjetunion? Sie iſt die einzige 
Macht, die ehrlich ihre Unterſchrift unter den 
Pakt gegeben hat, die ehrlich für den Frieden 
kämpft. Was bedeuten aber die Unterjchriften der 
imperialiſtiſchen Staaten? Sie bedeuten nichts 
anderes als eine Irreführung der arbeitenden 
Maſſen, Verſchleierungsmanöver der imperialiſti— 
ſchen Kriegsrüſtungen, Verſchleierung des Krie— 
ges gegen die Sowjetunion. Dieſer Pakt iſt für die 
Imperialiſten nichts anderes als ein Fetzen 


Œ) Papier. Deshalb ſtimmen wir Kommuniſten in 


allen imperialiſtiſchen Ländern gegen den Kel— 
logg⸗Pakt. Das iſt kein Widerſpruch zu der Stel- 
lungnahme der Sowjetregierung, ſondern eine 
Uebereinſtimmung. Beide Handlungsweiſen gel- 
ten dem einen Ziel, dem Kampf gegen den impe- 
rialiſtiſchen Krieg. Unſer Auftreten ſagt den Ar⸗ 


beitern, daß ſie der Unterſchrift der Imperialiſten teien,“ 
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ſondern durch den Sturz der Bourgeoiſie und 
durch die Errichtung der proletariſchen Klaſſen— 
herrſchaft. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Viele von Ihnen ſind wirklich nach Hauſe 
gegangen, nachdem es mit den Ausführungen des 
Abg. Plenikowſki ſo lang gedauert hat. Ich will 
Sie nicht all zu lange aufhalten. (Abg. Langnau: 
Das iſt auch nicht nötig!) Darauf legen Sie keinen 
Wert, ich weiß es. Ich habe an fih nur die Ab- 
ſicht, den Kellogg-Pakt ganz kurz durchzuſprechen 
und nicht auf das Verhältnis von Sowjet-Ruß⸗ 
land zu den imperialiſtiſchen Staaten einzugehen, 
ſondern höchſtens von dem Verhältnis Danzigs 
zu dieſem Kellogg-Pakt zu ſprechen. Ich glaube, 
der Herr Abg. Plenikowſki hat dem Vertrag zuviel 
Ehre angetan. Die Nationalſozialiſten halten 
den Kellogg-Pakt für eins der verlogenſten Ver- 
tragsinſtrumente, die überhaupt gemacht worden 
ſind. Die Abſicht der Vertragsſchließenden braucht 
man nicht zu beſprechen. Es handelt ſich nur dar— 
um: Was iſt die Folge dieſes Vertrages geweſen 
und welche Folgen haben wir, wenn wir dieſem 
Vertrag zuſtimmen oder nicht, zu tragen? Der 
Vertrag wird laut Geſetzesvorlage Nr. 852 als 
„Vertrag über die Aechtung des Krieges“ bezeich— 
net. Der Glaube an die Aechtung des Krieges 
wird ſchließlich nur uns Deutſchen und Danzigern 
zugemutet. Im allgemeinen hat man über dieſen 
Vertrag draußen in der Welt ſehr gelacht. Es iſt 
ein allgemeines Weltlachen über dieſen Vertrag, 
der angeblich eine Aechtung des Krieges bezweckt 
und in dem von einer Aechtung des Krieges über— 
haupt nichts geſagt wird. Das Wort Aechtung 
des Krieges oder etwas ähnliches iſt im ganzen 
Vertrage nicht enthalten. Im Artikel II ift nur 
geſagt, daß „die Hohen Vertragſchließenden Par— 
zu denen der Danziger Senat und der 


und ihrer Trabanten nicht trauen dürfen. Wenn Präſident des Senats nicht gehört, ſondern nur 


wär hier die Zuſtimmung zum 
geben würden, dann würden wir damit 
drücken, daß wir den Herren im Senat, der pol— 
niſchen Regierung und allen anderen Imperiali— 
ſten Glauben ſchenken, als ob es ihnen wirklich 
um eine Aechtung des Krieges zu tun fei. Würden 
wir unſere Zuſtimmung geben, dann würden wir 
damit alle Maßnahmen billigen, die der Danzi— 
ger Koalitionsſenat Schulter an Schulter mit den 
polniſchen Imperialiſten und dem franzöſiſchen 
Militär hier in Danzig zur Vorbereitung des 
Krieges gegen die Sowjetunion trifft. Gerade 
weil wir dieſe Schandtaten nicht decken, weil wir 
die Arbeiterſchaft auffordern, gegen dieſe Schand— 
taten zu kämpfen, ſtimmen wir gegen den Kellogg— 
Pakt. Wir ſagen der Arbeiterſchaft: Glaubt nicht 
den Phraſen, den Friedensbeteuerungen aller 
dieſer Kriegsverbrecher, ſondern ſchützt die Sow— 
jetunion, ſchützt den ſozialiſtiſchen Aufbau dadurch, 
daß ihr dieſe Intriguen, dieſes Netz der Imperi— 
aliſten und Sozialfaſchiſten zerreißt. Der imperi— 
aliſtiſche Krieg iſt nur zu verhindern, indem man 
alle Kräfte gegen den imperialiſtiſchen Krieg 


organiſiert. Nur das Proletariat kann den Krieg 
ächten. Das kann nicht durch Verträge geſchehen, 


Kellogg⸗Pakt diejenigen, die damals den Vertrag unterſchrieben 
aus: haben, 


vereinbaren, daß die Regelung und Entſcheidung 

aller Streitigkeiten oder Konflikte, die zwiſchen ihnen 

entſtehen könnten, welcher Art oder welchen Urſprungs 
lie auch fein mögen, niemals anders als durch fried- 
liche Mittel angeſtrebt werden ſoll. 

Mit anderen Worten, den Staatsmännern 
wird durch den Vertrag vorgeſchrieben, ſie ſollen 
„ſtreben“. „Strebſam“ ſind ſie ja. Sie werden 
eine Zeitlang danach „ſtreben“, Streitigkeiten mit 
friedlichen Mitteln zu beſeitigen. Wenn ſich dieſe 
friedlichen Verhältniſſe nicht mehr einhalten 
laſſen, wird man auf das Moment der Verteidi— 
gung kommen, das der Abg. Plenikowſki anführte 
und das das Intereſſe Frankreichs an dem Ver— 
trage war. Man wird jagen, weil wir uns ver: 
teidigen müſſen, iſt unſer „Streben“ jetzt leider 
zu Ende. Wir haben „geſtrebt“, die Verhältniſſe 
friedlich zu regeln und wollten einen Krieg ver— 
hindern. Anſer „Streben“ ift umſonſt geweſen, 
nun kommt der Krieg. Artikel I bedeutet nicht 
eine Kriegsächtung, ſondern ift nur ein Ber- 
ſprechen, daß man beſtrebt ſein ſoll, den Krieg zu 
verhindern. 


(C) 


(D) 


(A) 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

Kann man den Leuten, die ein ſolches Ver— 
ſprechen geben, glauben? Man hätte dieſen 
Glauben aufbringen müſſen, wenn in Verfolg 
dieſes Vertrages irgendwelche Abrüſtungsmaß— 
nahmen getroffen wären. Ich könnte Ihnen hier 
die ganzen Zahlen über die Entwaffnung Deutſch— 
lands im Gegenſatz zu der Politik der Staaten 
anführen, die rund um Deutſchland liegen und 
aufgerüſtet haben. Ich kann Ihnen z. B. die 
Kriegsſtärke der deutſchen Republik vorführen, 
100 000 Mann einſchl. Offizieren und Mannſchaf— 
ten; Reſerven ſind verboten. Als Gegenſtück da— 
zu: die Franzoſen mit 655 700 Mann im Frieden 
und 4½ Millionen Kriegsſtärke, Polen mit 
297 436 Mann im Frieden und einer Kriegsſtärke 
von 2 Millionen, die Tſchechoſlowakei mit einer 
Kriegsſtärke von 1½ Millionen uſw. Das find 
einige der Zahlen. Man könnte auch die beider— 
ſeitigen Geſchützzahlen vorführen. Deutſchland 
iſt es verboten, Kriegsflugzeuge und Tanks zu 
halten, im Gegenſatz zu den anderen Ländern. 
Deutſchland iſt aber das einzige Land, das durch 
ſeine ſogenannte Volksvertretung glaubt, daß die— 
ſer Vertrag nun den Frieden auf Erden bringe. 
(Irren iſt menſchlich! rechts.) Irren iſt menſchlich, 
es kann aber auch in dieſem Falle ein Verbrechen 
ſein, wenn es von 
männern ſo dargeſtellt wird, als 
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ob man den 


Krieg ächten und den Frieden herbeiführen wolle. | 


Das Ganze ift eine Philoſophie des „Als-Ob“. 
Da möchte ich Sie von der linken Seite an den 
berühmten Aufruf von 1918 erinnern. Da wurde 
geſagt, die Geheimdiplomatie ſei abgeſchafft. In 
Zukunft würden ſich die Völker ſelbſt in aller 
Offenheit regieren. Obwohl die Geheimdiplo— 
matie abgeſchafft ſein ſoll, findet man doch, daß 
alle dieſe Verträge im großen ganzen das Ergeb— 
nis geheimer Verhandlungen ſind. Sie ſind aus 
Beſprechungen hervorgegangen, die hinter ver— 
ſchloſſenen Türen gepflogen wurden. 

Ich ſprach davon, daß der Vertrag ein großes 
Weltgelächter hervorgerufen habe. Um 


es auch ins Protokoll kommt, einen Teil dieſer 


den betreffenden Staats- 


dieſes 
Gelächter wenigſtens zu einem kleinen Teil oder 
den Grund hierzu zu beweiſen, möchte ich, damit 


Druckſache vorleſen und zwar die Präambel in der 


Ueberſetzung, wie ſie vorgelegt worden iſt. Darin 
ſteht: 


Der Deutſche Reichspräſident, der Präſident der 
Vereinigten Staaten von Amerika, ſeine Majeſtät 


der König der Belgier, der Präſident der Franzöſiſchen 


Republik uſw. 


Das iſt ein ziemlich langer Abſatz, Sie kennen 


ihn hoffentlich ja, — 

tief durchdrungen von ihrer erhabenen Pflicht, die 

Wohlfahrt der Menſchheit zu fördern, .... 

wir Nationalſozialiſten pfeifen auf die Menſch— 
heit. Wir kennen ein deutſches Volk, für das man 
als Regierung einzutreten hat, wenn man dazu 
berufen iſt. — 


in der Ueberzeugung, daß die Zeit gekommen iſt, 


einen offenen Verzicht auf den Krieg als Werkzeug 


nationaler Politik auszuſprechen, um die jetzt awi- 
ſchen ihren Völkern beſtehenden friedlichen 
en Beziehungen dauernd aufrechtzu— 
erhaltenn 


und 
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gen, die uns dieſen Vertrag zur Annahme vor- 
legen, müſſen es glauben, ſonſt ſind ſie entweder 
dumm oder Verbrecher, wenn ſie es uns nur glau— 
ben machen wollen. Jedenfalls ſteht hier, „es 
beſtehen friedliche und freundſchaftliche Beziehun— 
gen zwiſchen den Völkern“. (Zuruf des Abg. Ple- 
nikowſki.) Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben vor- 
her Herrn Loops zitiert, Sie haben ſchon darauf 
hingewieſen, wie dieſe freundſchaftlichen und fried— 
lichen Beziehungen zwiſchen den Völkern aus— 
ſehen. Sie haben die Gegenſätze Frankreich-Eng— 
land, England-Amerika, Petroleum hier, Kohle 
dort, aufgezeigt, das imperialiſtiſche Syſtem be: 
leuchtet und die dementſprechende Wirtſchafts— 
ordnung richtig geſchildert. Das waren genug 
Belege für die friedlichen und freundſchaftlichen 
Beziehungen, die „dauernd aufrechterhalten wer— 
den“ ſollen. 

Nun treten wir Danziger dieſem Vertrage bei. 
Der Senat als Vertreter der Bevölkerung wird 
„beſtrebt“ ſein, nur friedliche Mittel zu gebrauchen 
und „den Krieg als Mittel zur Löſung internatio- 
naler Streitfälle zu verurteilen“. Der Senat und 
die Freie Stadt Danzig wiſſen gar nicht, wie es 
beim nächſten Kriege, der gegen Polen oder Sow— 
jet-Rußland geführt wird, um Danzig ausſehen 
wird. In unſerer Verfaſſung ſteht, daß Danzig 
keine Kriegs- oder Marinebaſis bilden dürfe. Die 
Verfaſſung iſt vom Völkerbund garantiert, der ge— 
wiſſermaßen Schutzherr dieſes Vertrages iſt. Wir 
Danziger können bei dieſen „beſtehenden fried— 
lichen und freundſchaftlichen Beziehungen“ ſogar 
in Friedenszeiten nichts dagegen tun, daß man 
einen Munitionshafen nach Danzig bringt. Man 
verſchweigt das ſchon und mag nicht daran rühren. 
Wenn eine Regierung es mit ſolchen Verträgen 
ernſt meinte, müßte ſie ſagen, es ſei für die Freie 
Stadt Danzig unmöglich, einen ſolchen Vertrag 
zur Aechtung des Krieges anzunehmen, wenn uns 
als neutralem Staat jenes Kriegsinſtrument in 
die Grenzen hineingepflanzt ift. Die Tonne Pul- 
ver ſteht bei uns, und der Senat wird „beſtrebt“ 
ſein, daß dieſe Tonne Pulver nicht in die Luft 
geht. Dazu kann er aber nichts tun, wenn nicht 
die andern Mächte dieſen Zuſtand beſeitigen. Das 
iſt alſo der Vertrag, den man in der Bevölkerung 
ernſt nehmen ſoll. Der Satz geht weiter: 

in der Ueberzeugung, daß jede Veränderung in ihren 

gegenſeitigen Beziehungen nur durch friedliche Mittel 

angeſtrebt werden und nur das Ergebnis eines fried⸗ 
lichen und geordneten Verfahrens ſein ſollte, und daß 
jede Signaturmacht, die in Zukunft danach ſtrebt, 
ihre nationalen Intereſſen dadurch zu fördern, daß 
ſie zum Krieg ſchreitet, dadurch der Vorteile, die 


an Vertrag gewährt, verluſtig erklärt werden 
lollte. ..... 


Ich möchte die Regierung fragen, wo die Vor— 


teile ſtehen. Der Senatspräſident, der Senat und 


die Regierungsparteien, die dieſen Vertrag unter- 


ſtützen, ſind nicht in der Lage, zu ſagen, welche 


Vorteile aus dieſem Vertrag erwachſen. Damit 
nicht geſagt wird, das ſei Unſinn, will ich den 
Vertrag ſelbſt vorleſen. Artikel I beginnt: „Die 
Hohen Vertragſchließenden Parteien erklären 
feierlich im Namen ihrer Völker, —“ Ich weiß 


Eigentlich müßte man ſagen, wer lacht da! nicht, ob wir eine Regierung haben, die im Namen 
(Glauben Sie daran? rechts.) Ich nicht. Diejeni- „ihres Volkes“ beſtimmen kann. Ich rechne 


(O) 


(D) | 


| 
| 


(A) 


(B 


— 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

Herrn Senator Dr. Kamnitzer nicht dazu und 
glaube nicht, daß er etwas im Namen feines Bol- 
kes hier erklären kann. Ich hoffe, daß er infolge 
ſeiner jüdiſchen, religiöfen und raſſenmäßigen 
Einſtellung es ablehnt, bei einem ſolchen Vertrag 
für das deutſche Volk einzutreten. Ich nehme an, 
daß Herr Dr. Kamnitzer ſo als ehrlicher Mann 
handeln wird. Artikel 1: 


Die Hohen Vertragſchließenden Parteien erklären 


feierlich im Namen ihrer Völker, daß ſie den Krieg 


als Mittel für die Löſung internationaler Streitfälle 

verurteilen und auf ihn als Werkzeug nationaler 

Politik in ihren gegenſeitigen Beziehungen ver— 

zichten. ; 

Im großen ganzen könnte der Danziger Senat 
den Artikel unterſchreiben. Er wird den Frieden 


nicht gefährden, auch wenn Polen jagt, wir trie- 


ben eine Politik, die polenfeindlich ſei, wir hätten 
1000 Mann Schupo, faſchiſtiſche Organiſationen, 
wie Herr Plenikowſki ſagte, den Roten Front- 
kämpferbund allerdings auch und das Reichs— 
banner Schwarz-Rot-Gold. Es ift alfo eine ge- 
wilje „Gefährdung“ für den kleinen Nachbarn 
Polen vorhanden. Wenn wir das aber unter— 
ſchreiben, machen wir uns lächerlich und die Re— 
gierung macht fih lächerlich. Aber der Artikel I 
ſteht nicht allein da. Nach Artikel I 

vereinbaren die Hohen Vertragſchließenden Parteien, 

daß die Regelung und Entſcheidung aller Streitig— 

keiten oder Konflikte, die zwiſchen ihnen entſtehen 
könnten, welcher Art oder welchen Urſprungs fie auch 
ſein mögen, niemals anders als durch friedliche 

Mittel angeſtrebt werden ſoll. 

Bei uns wären dieſe Konflikte durch die Be— 
rufung auf den Völkerbund zu regeln. 
aber z. B. einem polniſchen Diplomaten in der 
Bahn eine Aktentaſche geſtohlen wird, oder es 
wird, wie |. X 
rot-goldene Fahne, oder irgendwo eine polniſche 
Fahne heruntergeholt, ſo kann dadurch von Polen 
ein Kriegsfall konſtruiert werden. Danzig wird 
aber „beſtrebt“ ſein müſſen, daß daraus 
Krieg entſteht. Der Artikel III beſagt dann: 


Dieſer Vertrag ſoll durch die in der Präambel 


genannten Hohen Vertragſchließenden Parteien gez 
mäß den Vorſchriften ihrer Verfaſſungen ratifiziert 
werden und ſoll zwiſchen ihnen in Kraft treten, ſobald 
alle Ratifikationsurkunden in Waſhington hinter— 
legt worden ſind. 


rung der Vereinigten Staaten verpflichtet iſt 
jeder in der Präambel genannten und jeder ſpäter 
dieſem Vertrag beitretenden Regierung eine be— 
glaubigte Abſchrift des Vertrages und eine beglau— 
bigte Abſchrift der Ratifikationsurkunden oder 
Beitrittserklärungen zu übermitteln. Unſere 
Kinder und Kindeskinder werden ſich alſo noch 
darüber freuen, welch einen gewaltigen Vertrag 
wir hier in Danzig einmal angenommen haben. 
Der Senat hat aber auch eine Freude dabei, denn 
es heißt: 

Die Regierung der Vereinigten Staaten iſt ferner 
verpflichtet, dieſe Regierungen ſofort telegraphiſch 
von der bei ihr erfolgten Hinterlegung jeder Rati- 
fikationsurkunde oder Beitrittserklärung in Kenntnis 
zu ſetzen. 


Dieſen „hochwichtigen“ Satz haben die Volts- 
vertreter der Freien Stadt anzunehmen. Unter- 
ſchreiben darf die Vertragsannahme der Präſi⸗ 


dent des Senats als „Vertreter feines Volkes“, wir jagen, das hat er nie geglaubt. 


Wenn 


kein 


| e 1 Sieger geweſen wären. 
3t. vom Schützenhaus eine Schwarz- 
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und er hat die Ehre, unter einem Vertrag mit- 
verzeichnet zu ſtehen, bei dem an der Spitze Guſtav 
Streſemann ſteht und unten Dr. Benes. Dann 
kommen die anderen Staaten, und dann kommt 
der Präſident des kleinſten Staates, der dem Völ⸗ 
kerbund unterſteht, Herr Präſident Dr. Sahm. 
Er hat die Befriedigung, daß er mit dieſen Herren 
zuſammenſteht. 

Nun will ich die Sache von dem lächerlichen 
auf das ernſte Gebiet führen. Das Sachliche die— 
ſes Vertrages haben Sie von den Regierungs— 
parteien zu begründen. Das werden Sie vielleicht 
tun, nachdem man Sie angepflaumt hat. Sie 
werden ſagen, daß durch die Vertragsannahme 
die Souveränität der Freien Stadt wieder einmal 
dokumentiert wird. Aber die Souveränität muß 
tatſächlich vorhanden ſein und wird nicht durch das 
Papier dokumentiert. Hinter der Souveränität 
muß eine Macht ſtehen. Aber Sie freuen ſich, als 
ſouveräner Staat durch den Kellogg-Pakt aner— 
kannt zu ſein. 

Nun noch etwas zu den Ausführungen des 
Herrn Abg. Plenikowſki. Er führte an, daß der 
Verteidigungskrieg als ſolcher nicht geächtet wer— 
den ſoll. Das iſt richtig. Beachtenswert dabei 
iſt, daß der Kriegsgrund immer erſt nach dem 
Krieg feſtgeſtellt wird. Dann handelt es ſich bei 
der Feſtſtellung des Kriegsgrundes immer darum, 
wer Sieger iſt und wer nicht. Wer die Macht hat, 
hat dann bewieſen, daß er einen Verteidigungs— 
krieg geführt hat und gerechter Sieger geblieben 
iſt. Die Kriegsſchuld würde nach dem Weltkriege 
nicht gegen Deutſchland in die Welt geſetzt ſein, 
ſondern vielleicht gegen Frankreich, wenn wir die 
Wenn Sowjet-Rußland 
einmal einige Kloppe bekommt, werden Sie, 
(nach links) beſtimmt ſagen, daß Sie die unſchul— 
digen Kinder geweſen ſeien. Es iſt alſo, daß der 
Verlierer immer der Kriegsſchuldige iſt. Wenn 
Länder und Staaten, die wirkliche Macht haben, 
ſolch einen Vertrag zu unterſchreiben, dann können 
ſie nicht an dieſen Vertrag glauben und an ſeine 
Wirklichkeit. Dann müſſen ſie bewußt ein falſches 
Spiel treiben. (Zweifeln Sie daran? bei den 


Kommuniſten.) Ich ſage nur, daß andere Leute 


5 TAA daran glauben. (Zurufe bei de iſte 
Das Intereſſanteſte ift dabei, daß die Regie- 1 (Jurufe bei den Kommunisten) 


Dieſer Schwindel wird jedenfalls von einem Volk 
geglaubt, und zwar von dem ſogenannten objek— 
tiven deutſchen Volk. (Das iſt ja Unſinn! bei den 
Kommuniſten.) Ja, es wird geglaubt; denn ſonſt 
hätte man nicht fünf Jahre lang eine Politik 
Guſtav Streſemanns zugelaſſen. Er hat hier be- 
ſonderen Anklang in Danzig durch freundſchaft— 
liche Verbindungen. Seinerzeit hat er, als die— 
ſer Pakt zur Verhandlung kam, an den Amerikaner 
geſchrieben: 

Mit dieſer Erklärung verbindet jedoch die deutſche 
Regierung die beſtimmte Erwartung, daß das Zu— 
ſtandekommen eines Paktes von ſolcher Tragweite 
nicht verfehlen wird, alsbald ſeinen Einfluß auf die 
Geſtaltung der internationalen Beziehungen geltend 
zu machen. So müßte dieſe neue Garantie für die 
Erhaltung des Friedens den Bemühungen um die 
Durchführung der allgemeinen Abrüſtung einen wirt- 
ſamen Impuls geben. 

Das hat der Mann geglaubt, ſagen die einen; 
(Abg. Sturm: 


(D) 


en ser ea nn 


(A) 
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Sie kennen ihn nicht!) Ob Sie ihn kennen, weiß 
ich nicht, vielleicht haben Sie ſchon ein Glas Bier 
mit ihm getrunken. Meine Auffaſſung iſt die, 
daß er daran nicht geglaubt haben kann; denn 
an die Abrüſtung glaubt zwar nur ein einziges 
Volk und das iſt Deutſchland, und es blamiert ſich 
damit vor der Welt. Da wir Nationalſozialiſten 
uns das Blamieren durch derartige Regierungen 
nicht gefallen laſſen, ſo werden wir zu dieſem Ver— 
trag niemals die Zuſtimmung geben. Wir ſagen: 
Bla mieren Sie von der Regierung fih gefälligſt 
allein, wir Nationalſozialiſten lehnen einen ſol— 
chen Pakt ab. 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Damit iſt die erſte Be— 
ratung des Geſetzes Druckſache Nr. 852 beendet. 
Ich ſchlage dem hohen Haus vor, diefe Druckſache 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. M. D. u. 
H.! Alter Sitte gemäß möchte ich vorſchlagen, jetzt 
Schluß zu machen. Ich bin aber auch bereit, wei— 
ter zu tagen, wenn es gewünſcht wird. Ich ſchlage 
vor, die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 16. Ok⸗ 
tober, nachmittags 3,30 Uhr, mit folgender Tages- 
ordnung abzuhalten: 

1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Ber- 


längerung der Wahlzeit nach der Reichsverſicherungs— 
ordnung und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 
Druckſache Nr. 860. 

2. Reſt von heute. 


. Erjte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände— 


ust 


rung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungs- 
not. (Wohnungswirtſchaftsgeſetz.) — Urantrag des 


Mittwoch, den 9. Oktober 1929. 


Abg. Brenner u. Fr. — Druckſache Nr. 851. 

4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung 
des Erwerbsloſenfürſorggeſetzes vom 28. März 1922. 
— Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — Drug- 
ſache Nr. 891. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Grin- 
dung eines Welthilfsverbandes. Druckſache Nr. 887. 

. Große Anfrage Nr. 42 des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
betr. Anordnung des Landrats Gr. Werder wegen 
Nichtzahlen von Sonderbeihilfen an Erwerbsloſe. 


Druckſache Nr. 873. 
7. Große Anfrage Nr. 43 des Abg. Plenikowſki betr. 
Druckſache 


Sperren der Erwerbsloſenunterſtützung. 
Nr. 874. 


Zugleich bitte ich um die Ermächtigung für 
den Herrn Präſidenten, wenn es notwendig iſt, 
noch weitere Punkte auf die Tagesordnung zu 
ſetzen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be: 
antrage, daß die Punkte über Erwerbsloſenfragen 
als erſte Punkte auf die Tagesordnung kommen. 

Vizepräſident Gaikowfki: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bitte, es 
bei dem Vorſchlag des Herrn Präſidenten zu be— 
laſſen. 

Vizepräſident Gaikowſkti: Wird der Vorſchlag 
des Herrn Abg. Hohnfeldt unterſtützt? Die Unter- 
ſtützung reicht nicht aus. Es bleibt bei der Tages⸗ 
ordnung, wie ich ſie verkündigt habe. Ich ſchließe 
die Sitzung. (Zwiſchenrufe auf der Zuhörer— 
tribüne.) 

(Schluß der Sitzung 7,25 Uhr.) 
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(A) 


105. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Oktober 1929. 


Raſchle (K. P.) zur Geſchäftsordnung 


Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1949 C 


Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung . 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ver⸗ 
längerung der Wahlzeit nach der Reichsver⸗ 
ſicherungsorbnung und dem Angeſſtelltenper⸗ 


ſicherungsgeſetz (Druckſache Nr. 860) 


. 1950A 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aende⸗ 
rung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 


28. März 192. — Urantrag des Abg. Pleni- 


kowſki u. Fr. (Drucksache Nr. 891) 
Plenikowſki (K. P.) 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 


kommen mit der 


Nr. 858 zu Nr. 848) . 


Republik Polen zur Ver⸗ 
meidung der Doppelbeſteuerung. (Druckſache 


1955 A 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über Be⸗ 


schäftigung ausländiſcher 


727). EL 
Schwartz (D. Nat.) 
Bühne , AE 
Wierſchowſki (S. P. D. 
Liſchnewſki (K., P.) 


Saiſonarbeiter in 
der Landwirtſchaft. (Druckſache Nr. 844 zu Nr. 


1955 B 
. 1955 D 


1956 
1957 5 


Abänderungsantrag der Abg. Brill, Mathieu und 


Siebenfreund zu Drudiahe Nr. 844 
ſache Nr. 886) 


(Druck⸗ 


1959A 


Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſti u. Fr. 5 
zu Druckſache Nr. 844. (Druckſache Nr. 847) . 1959D 
(B) Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Auf⸗ 


Nr. 859) „ 
Bertling (D. Nat.) A 
Brenner (5. P.) 
Dr. Blavier (D. V. P.) 


hebung der Rayonbeſchränkungen (Druckſache 


1961 
1961 A 
1961 C 


1962 K |-ORdarum 
Sie würden das Haus befragen, ob der Punkt 9 


Erite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Auf⸗ 


hebung des 
amtes (Druckſache Nr. 870) 
Eingaben laut Druckſache Nr. 885 und 894 . 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


Tabaklmonopol⸗Entſchädigungs⸗ 


1962 C 
. 1962 C 


über die 


Gründung eines Welthilfsverbandes (Druck⸗ 


ſache Nr. 887) 


1962D 


Große Anfrage Nr. 42 des Abg. Plenikowfki u. Fr. 
betr. Anordnung des Landrats Gr. Werder 
wegen Nichtzahlen von Sonderbeihilfen an 


Erwerbslose (Druckſache Nr. 873) 
Langnau (KP) 
Köppen, Regierungsrat . . . . 
Raſchke (K. P.) zur Geihäitsordnung . 

Plenikowſki (K. P. 

Klingenberg (S. P. D.) 

| Plenikowſki (K. P.) 


(Drucksache Nr. 874) 
Schulze (K. P))ʒ 2. 2 
Gehl (S. P. D.) zur Geihäftsordnung . 
Köppen, RegierungsraTe 
Plenikowſki (K. P.) 

; ee 
Raſchke (K. P.) 

Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 

Plenikowſki (K. P)) ) 
Raſchke (K. P.) zur Geihäftsordnung . 
Schilke (8.) zur Geſchäftsordnung 


nung o ee 9 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 
Naſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 
Schilke (3.) zur Geihäftsordnung . 


Fooken (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung ; 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 


1962 D 
1962 D 
. 1963 A 
. 1963 B 
1963 B 
1965 A 
1965 C 


Große Anfrage Nr. 43 des Abg. Plenikowſti u. Fr. 
betr. Sperren der Erwerbsloſenunterſtützung 


1967 D 
1968 K 
1969 A 
1669 A 
1969 C 
1971 
14972 C 

1972 C 


1973 


1974 C 
1974 D 
1974 D 


1974 D 
1975 
1975 B 
1975 C 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 


den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Arczynſki, Behrend, Oberregierungs⸗ und Finanz⸗ 
rat Rodenacker; Oberregierungsräte Dr. Grentzen⸗ 
berg, Mundt; Regierungsräte Köppen, Dr. 
Sandheim. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 105. 
Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Im Aelteſten⸗ 
ausſchuß iſt vereinbart worden, den Punkt 9 als 
Punkt la zu behandeln. Das müßte doch der Prä⸗ 
ſident bekannt geben und den Beſchluß des Hauſes 
beſonders zu dieſer Sache herbeiführen. 

Präſident: Stellen Sie jetzt den Antrag? 
(Abg. Raſchke: Punkt 9 als Punkt 1a zu behan- 
deln, das hat der Aelteſtenausſchuß beſchloſſen, 
wir verlangen, daß demgemäß verfahren wird. 
— Abg. Plenikowſki: Sehr richtig, unerhört!) 
Vor allen Dingen möchte ich bekannt geben, we⸗ 
nigſtens für die Abgeordneten, die neu ſind, daß 
im Aelteſtenausſchuß keine Beſchlüſſe gefaßt wer⸗ 


1955 B den. Ich habe dort erklärt, da keine Einſtimmig⸗ 


keit im Ausſchuß zu erzielen iſt, erwarte ich die 
Anträge im Plenum. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
feſtſtellen, daß das nicht ſtimmt. Alle Abgeordne⸗ 
ten, die im Aelteſtenausſchuß anweſend waren, 
werden folgendes beſtätigen können. Es wurde 
der Antrag geſtellt, den Punkt 9 als Punkt 1a 
zu behandeln. Darauf hat der Präſident ſelbſt er⸗ 
klärt, er werde dieſen Vorſchlag dem Hauſe un- 
terbreiten. Jetzt verſucht er darüber zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. Sie ſelbſt haben erklärt, 


als Punkt fa behandelt werden foll. Jetzt verju- 


chen Sie, es zu ſabotieren. 

Präſident: Das ijt wieder falſch. Ich habe die 
Worte gebraucht: „Unter der Vorausſetzung, daß 
auch der eine Punkt der Tagesordnung abgeſetzt 
werden könnte.“ Da keine Einſtimmigkeit zu er⸗ 
zielen war, habe ich erklärt, ich erwarte die An- 
träge im Plenum. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill. Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
1 8 von der heutigen Tagesordnung abzu⸗ 
etzen. 

Präſident: Wir entſcheiden zuerſt über den 
Antrag des Herrn Abg. Raſchke, Punkt 9 der Ta⸗ 
gesordnung als Punkt ja zu behandeln. Ich bitte 
die D. u. H., die dem Antrag ſtattgeben wollen, 
ſich zu erheben. — Ich danke und bitte um die 
Gegenprobe. Das erſtere iſt die Mehrheit, der 
Antrag iſt angenommen. Wir ſtimmen jetzt über 
den Geſchäftsordnungsantrag ab, den Punkt 8 
von der Tagesordnung abzuſetzen. Ich bitte die D. 
u. H., die dieſen Antrag annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag 
iſt angenommen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Herr Prä⸗ 
ſident hat es für nötig befunden, eine Verfügung 
zu erlaſſen, nach der es den Abgeordneten un- 
möglich gemacht wird, Gäſte in das Haus einzu⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
führen. (Abg. Langnau: Aber bloß den kommu⸗ 


niſtiſchen Abgeordneten!) Beſonders werden da- 


von die kommuniſtiſchen Abgeordneten betroffen; 
denn die andern Parteien haben heute noch im— 
mer das Recht, Gäſte in dies Haus einzuführen. 
Wir erheben den ſchärfſten Proteſt gegen dieſe 
Maßnahme des Präſidenten und verlangen, daß 
ſie ſofort hier zur Beratung geſtellt wird. 

Präſident: Ich rufe den Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung auf. (Abg. Raſchke: Wollen Sie ſich nicht 
über meinen Antrag erklären?) Nein, ich denke 
gar nicht daran. (Heiterkeit.): 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Verlängerung der Wahlzeit nach der 
Reichsverſicherungsordnung und dem Anz: 
geſtelltenverſicherungsgeſetz. 

Drucksache Nr. 860. (Abg. Raſchke: Gegen Ihre 
Maßnahmen iſt Faſchismus noch gar nichts!) Ich 
eröffne die allgemeine Ausſprache. Wortmeldun— 
gen liegen nicht vor. Die allgemeine Ausſprache 
ijt geſchloſſen. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. 
Ich rufe § 1 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 


Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Ich bitte die D. 


u. H., die $ 1 annehmen wollen, fih zu erheben. 
— Das ijt die Mehrheit, $ 1 ift angenommen. Ich 
ſtelle die Annahme des § 2 felt. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf und ſtelle ebenfalls feſt, daß ſie 
angenommen iſt. Wir ſchreiten zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Ich bitte die D. u. H., die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich zu er- 
heben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt da— 
mit in dritter Leſung erledigt. Ich rufe Punkt 1a 
auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetzes vom 28. März 1922. — Uran- 
trag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 891. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Mah- 
nahmen des Präſidenten zeigen bereits, welches 
Schickſal auch dieſer Antrag der Kommuniſtiſchen 


Partei erleiden ſoll. Man ſpielt jetzt noch eine 


Komödie. Man läßt die Beratungen der von uns 
geſtellten Anträge für die Erwerbsloſen und für 
die Hafenarbeiter zu, ja man geht dazu über, die 
Anträge an den Ausſchuß zu überweiſen, was man 
früher nicht einmal getan hat. Das iſt nun durch⸗ 
aus kein Zeichen dafür, daß die Sozialdemokra— 
tiſche Partei, die Zentrumspartei und die übrigen 
bürgerlichen Parteien etwa den Erwerbsloſen 
gegenüber eine andere Stellung einnehmen. Man 
läßt dieſe Anträge nur an den Ausſchuß gelangen, 
um ſie entweder dort zu begraben oder Zeit zu ge— 
winnen. Sie glauben, allmählich werde ſich die 
Empörung der Erwerbsloſen und der Hafenar— 
beiter wieder legen. Sie glauben, es werde Ihnen 
dadurch gelingen, den Sturm wieder abzuwür— 
gen. Sie werden ſich diesmal täuſchen. Wir ſagen 
den Hafenarbeitern und Erwerbsloſen ſchon jetzt, 
daß die Ausſchußüberweiſung durchaus noch nichts 
bedeutet, daß die Parteien für die Erwerbsloſen 
und Hafenarbeiter nichts zu tun gewillt ſind. Wir 
werden deshalb während dieſer Zeit die Hafenar— 
beiter und Erwerbsloſen noch ſtärker gegen dieſen 
Hungervolkstag und gegen dieſen Hungerſenat mo— 
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biliſieren. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Ja, Herr 
Kloſſowſki, Sie find ganz beſonders gut angeſchrie— 
ben. (Abg. Kloſſowſki: Ich werde eben wieder ver- 
langt!) Alſo vielleicht gehen Sie hinaus und for- 
gen dafür, daß die Hafenarbeiter hineinkönnen, 
damit die Maßnahme des Präſidenten wieder gut 
gemacht wird. (Abg. Kloſſowſki: Das iſt auch Ihr 
Präſident, merken Sie ſich das!) Wir pfeifen auf 
dieſen Präſidenten. Die ganze Sache ſcheint Ihnen 
ſehr unangenehm zu fein, Herr Kloſſowſbi. (Abg. 
Kloſſowſki: Mir nicht, aber Ihnen!) Sie toben 
herum, wie ein aufgeregter Hampelmann. Wenn 
wir uns ſolche Zwiſchenrufe erlaubt hätten, hät— 
ten wir ſchon drei, vier Ordnungsrufe weg. (Abg. 
Kloſſowſbi: Gucken Sie mal in den Spiegel!) Aber 
eine Hand wäſcht die andere. 

Wir können nicht nur eine Verſchärfung der 
Wirtſchaftskriſe in Deutſchland feſtſtellen, ſondern 
ganz beſonders ſtark auch in Polen. Leſen wir 
nur die Wirtſchaftsberichte der letzten Zeit, dann 
finden wir das Tatſachenmaterial für die Be— 
hauptung. Wenn die deutſchnationale Preſſe ver— 
ſuchte, durch einen Artikel, der fiH mit dem Fünf- 
jahresplan beſchäftigte, den Nachweis zu erbrin— 
gen, als ob die Durchführung des Fünfjahres— 
plans eine Utopie ſei, als ob es ausgeſchloſſen ſei, 
dieſen Fünfjahresplan tatſächlich in die Wirklich- 
keit umzuſetzen, dann iſt es um ſo eigenartiger, daß 
ſich diefe Herren nicht im geringſten mit der fata- 
ſtrophalen Wirtſchaftslage in Polen beſchäftigen. 
Ich möchte doch einmal auch von dieſer Stelle an 
Ihre Partei die Frage rrichten, ob vielleicht Ihr 
Preſſeorgan auch finanziell von Polen abhängig 
iſt, wie gewiſſe andere bürgerliche Zeitungen. Sie 
haben ein reges Intereſſe für die ruſſiſchen Vorgän— 
ge, aber nicht für die polniſchen. Sie ſind ja auch 
Anhänger der faſchiſtiſchen Diktatur. 

Die Danziger Bevölkerung ſieht, wie ſich die 
faſchiſtiſche Diktatur auswirkt, weil ſie ein gutes 
Beiſpiel an Polen hat. Ihr Kampf (zu den 
Deutſchnationalen) gegen Polen iſt alſo nur ein 
Scheinkampf, nur ein Scheinmanöver. Sie kennen 
ſelbſt am beſten die kataſtrophale Wirtſchaftslage 
in Polen. Wir wiſſen, daß ſie ſich beſonders ſtark 
in Danzig ausgewirkt hat, weil Danzig wirt- 
ſchaftlich von Polen abhängig iſt. Wir wiſſen, daß 
zu dieſer Tatſache noch die verſchärfte Konkurrenz 
des Gdinger Hafens hinzukommt. Die Verſchär— 
fung der Wirtſchaftskriſe in Polen bedingt jelbit- 
verſtändlich den verſchärften Angriff der Unter— 
nehmer und der Bourgeoiſie auf die Lage des 
Proletariats. Wir willen, daß die Wirtſchafts⸗ 
kriſe eine Steigerung des Elends der Maſſen zur 
Folge hat, eine Steigerung der Erwerbsloſigkeit. 
Wir wiſſen, daß die Wirtſchaftskriſe ſtets im Ge⸗ 
folge einen verſchärften Druck gerade der Unter- 
nehmer auf die Löhne hat. So geht gerade in 
letzter Zeit die polniſche Bourgeoiſie und Unter- 
nehmerſchaft dazu über, nicht nur die Lebenslage 
der Arbeiter in Polen durch Lohnſenkung unge— 
heuer zu verſchlechtern, ſondern auch die Arbeiter 


politiſch noch ſtärker zu knebeln. Das wirkt ſich 


auch auf Danzig aus. Man führt auch hier in 
Danzig den Schlag gegen das Proletariat. Kämpfe 
der polniſchen Bourgeoiſie gegen die polniſche Ar— 
beiterſchaft bedeuten gleichzeitig auch Kämpfe 
der polniſchen Bourgeoiſie gegen die Danziger 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 
Arbeiterſchaft. Die polniſche Bourgeoiſie und die 
polniſche Unternehmerſchaft werden in dieſem 
Kampf aufs tatkräftigſte durch die Danziger 
Bourgeoiſie, auch durch die Schichten, die der 
Deutſchnationalen Partei nahe ſtehen, unterſtützt. 
Hier in Danzig will man zunächſt den Haupt- 
ſchlag gegen die Erwerbsloſen führen, ganz be: 


‚Jonders gegen die Hafenarbeiter. Schon im ver- 


gangenen Jahr hatten wir hier in Danzig eine 
beſonders ſchwierige Situation. Schon im vorigen 
Jahr hatte man beabſichtigt, dieſen Schlag 
gegen die Erwerbsloſen und gegen die Hafenar⸗ 
beiter zu führen. Das „Wunder“ des Herrn Dr. 
Kamnitzer gab der Danziger Bourgeoiſie noch 
eine Galgenfriſt für dieſen Kampf. Die wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung Danzigs, die ſich gerade in letz⸗ 
ter Zeit ungeheuer verſchlechtert hat, die Auswir⸗ 
kungen der Verſchlechterung, die ſich bereits im 
vergangenen Jahr bemerkbar machten, zwangen 
die Danziger Unternehmer zu verſchärften Maß⸗ 
nahmen gegen die Arbeiterſchaft. Aber die Ver⸗ 
ſchlechterung der Wirtſchaftslage erzeugte den 
Gegendruck der Arbeiter gegen jede weitere Ver⸗ 
elendung. Die Empörung der Arbeiter und ihr 


Kampfeswille ſtiegen. Wir wiſſen, daß durch die 


wachſende Empörung gerade der Hafenarbeiter, 
durch den Druck der Hafenarbeiter 
ihren Willen zum Kampf gegen ihr Elend der 
Senat gezwungen war, an die Hafenarbeiter be— 
ſondere Beihilfen zu zahlen. Dieſe beſonderen 
Beihilfen wurden aus dem Fonds für die Er⸗ 
werbslojenfürjorge gezahlt. Man wußte ganz ge- 
nau, daß ſich in dieſem Jahr der Druck der Er⸗ 
werbsloſen, die Empörung der Hafenarbeiter, tei- 
gern würden, weil ſich die Wirtſchaftslage in Dies 
ſem Jahr noch verſchlechtert hat. Man wußte 
ganz genau, daß man in dieſem Jahr noch vor 
ſchlimmeren Kämpfen ſtand. Deshalb mußte man 
perjuchen, dieſe Kämpfe von vornherein zu unter: 
binden, deshalb mußte man Maßnahmen treffen, 
um die Kampfesfront der Arbeiter zu zerſtören, 
ihren Kämpfen von vornherein die Grundlage zu 
entziehen. 

Welche Maßnahmen traf man? Das Elend der 
Hafenarbeiter iſt von Jahr zu Jahr geſtiegen. 
Mit der Verringerung der Umſchlagmöglichkeiten, 


mit der Techniſierung der Hafenanlagen ſind von 
Jahr zu Jahr die Ausſichten des einzelnen Hafen— 


arbeiters, eine Arbeitsſtelle zu erhalten und da— 
mit Lohn und Brot, immer geringer geworden. 


Wenn vor Jahren für einen Hafenarbeiter noch 


die Möglichkeit beſtand, zwei bis dreimal in der 
Woche eine Arbeitsſchicht zu erhalten, ſo iſt in 
dieſem Jahr für den einzelnen Hafenarbeiter nicht 
einmal die Ausſicht vorhanden, ein einziges Mal 
in der Woche eine Arbeitsſchicht zu bekommen. 
Hinzu kommen noch die eigenartigen Arbeitsver— 
hältniſſe der Arbeiter im Hafen. Der Hafenarbei- 
ter muß Tag für Tag um die Arbeit direkt Det- 
teln. Tag für Tag wendet er ſich an die Meiſter, 
an den betreffenden Unternehmer, um Arbeit 
zu erhalten. Tag für Tag wird ihm die Arbeit ver⸗ 
weigert, und es iſt wirklich nur ein Glücksfall, 
wenn er Arbeit bekommt. Die Arbeitsverhältniſſe, 
wie fie dort beſtehen, die Ungewißheit, werde ich 
in dieſer Woche ein paar Pfennige bekommen, um 
für meine Familie Brot kaufen zu können, wirken 
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demoraliſierend auf die Arbeiterſchaft ein. Aber (C) 


das will dies kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem, das 
wollen die Unternehmer. Sie wollen die Arbeits- 
verhältniſſe ſo geſtalten, daß ſie demoraliſierend 
auf die Arbeiter wirken. 

So hat fih das Elend der Hafenarbeiter ge- 
rade in dieſem Jahr bis zur Unerträglichkeit ge— 
ſteigert. Darum hat ſich aber auch die Empörung 
der Hafenarbeiter gegen die Arbeitsverhältniſſe 
dort, gegen ihr Elend und ihre Not gleichfalls ge- 
ſteigert. Und nun verſuchen die Gewerkſchaftsfüh— 
rer, dieſen Kampf der Arbeiter nicht etwa zu un- 
terſtützen; man verſucht nicht etwa den Hafenar— 
beitern einen Ausweg zu zeigen aus ihrer Not und 
ihrem Elend, ſondern man trifft Maßnahmen, um 
dieſes Elend und die Not noch zu ſteigern. Man 
ſucht Manöver durchzuführen, um den Kampf der 
Hafenarbeiter gegen die weitere Verelendung von 
vornherein zu zerſtören und zu ſabotieren. 

Was fordern die Hafenarbeiter? Sie fordern 
Brot, ſie fordern Arbeit, ſie fordern Einreihung 
in den Produktionsprozeß. Wenn die Kapitaliſten 
nicht imſtande ſind, die Arbeiter zu beſchäftigten, 
dann ſollen ſie ihnen einen Garantielohn ſichern. 
Wir willen ja, daß die Kapitaliſten nicht im ge- 
ringſten daran denken, weil ſie nur an der Auf⸗ 
rechterhaltung ihrer Profite intereſſiert ſind und 
ſich den Teufel darum ſcheren, wie die Verhältniſſe 
des einzelnen Hafenarbeiters ſind. Aber deſto 
ſtürmiſcher wird die Forderung der erwerbsloſen 
Hafenarbeiter nach Brot, nach Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. Sie ſagen, weshalb will man uns das 
vorenthalten, was jeder andere Erwerbsloſe be— 
kommt? Warum zahlt man uns keine Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung? Warum werden wir mit den 
paar Pfennigen Wohlfahrtsunterſtützung abge⸗ 
ſpeiſt? Warum wird uns die Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung auch noch in der Form gewährt, daß uns 
tatſächlich jedes Mal, wenn wir um die Unter- 
ſtützung einkommen, die Galle hochkommt, wenn 
wir verjuchen ein Wohlfahrtsunterſtützung zu er- 
halten? 

Man hat für alle dieſe Forderungen der Ha— 
fenarbeiter nichts übrig. Nachdem man aber ein⸗ 
geſehen hat, daß etwas geſchehen muß, um dieſen 
Kampf der Hafenarbeiter abzuwürgen, weil er 
ſonſt zur Gefahr wird, verſucht man, die Hafen- 
arbeiter durch neue Manöver einzufangen. Die 
Hafenarbeiter forderten Erwerbsloſenunter— 
ſtützung. Man hat erklärt, man würde ſie in die 
Erwerbsloſenfürſorge einreihen. Das war elender 
Schwindel. Man dachte nicht im geringſten daran, 
die erwerbsloſen Hafenarbeiter in die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge einzureihen. Man verſuchte nur, die 
Zahl der im Hafen beſchäftigten Hafenarbeiter 
ganz bedeutend zu verringern. Alle diejenigen Ar— 
beiter, die fernerhin auf die Arbeit im Hafen ver- 
zichten wollten, ſollten tatſächlich in die Erwerbs— 
loſenfürſorge eingereicht werden. Das bedeutete 
aber für ſie Verzicht auf die Arbeit im Hafen. 
Wir wiſſen, daß die nächſte Maßnahme dieſes Ko- 
alitionsſenats die Einführung der Erwerbsloſen— 
verſicherung ift. Die Einführung der Erwerbslo— 
ſenunterſtützung für alle Hafenarbeiter, die in die 
Erwerbsloſenfürſorge eingereiht würden, würde 
auch einen Hinauswurf aus der Erwerbsloſen— 
fürſorge bedeuten. Sie würden aljo weder die Mög- 
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lichkeit haben, weiter im Hafen zu arbeiten, noch! 


irgendwie tatſächlich Erwerbsloſenunterſtützung 
zu erhalten. Diejenigen, die die Abſicht hatten, 
weiter im Hafen zu arbeiten, ſollten einen Schein, 
eine Karte bekommen. Man ſuchte die Hafenar— 
beiter für dieſes Syſtem einzufangen, indem man 
erklärte, dadurch werde der Kreis der Hafenar— 
beiter geringer, der Einzelne hätte mehr Mög- 
lichkeit, Arbeit zu bekommen als ſonſt. Außerdem 
würden alle unzuverläſſigen Elemente von der 
Arbeit im Hafen ausgeſchaltet. 

Was will man aber durch dies Kartenſyſtem 
erzielen? Welche unzuverläſſigen Elemente 
will man aus dem Hafen entfernen? Alle revo— 
lutionären Arbeiter ſollen verſchwinden. Die 
Hafenarbeiter ſollen ihrer Führer beraubt werden 
und nicht imſtande ſein, den Kampf zu führen. 
Von vornherein will man den Kampf der Arbei⸗ 
ter im Hafen dadurch unterbinden, daß man die 
revolutionärſten Arbeiter durch das Kartenſyſtem 
aus dem Hafen hinauswirft. Das ſind die Ab— 
ſichten dieſes Senats, und der Volkstag wird die— 
jen Maßnahmen des Hungerſenats feine Zujtim- 
mung geben. Die Hafenarbeiter haben dies 


Schwindelſyſtem des Senats erkannt und fih da- 


gegen ausgeſprochen. Es haben Gewerfidhafts- 
verſammlungen, einberufen von der chriſtlichen 
und von der freien Gewerkſchaft ſtattgefunden. 
Was wußten die bürgerlichen Zeitungen im An— 
ſchluß an die Hafenarbeiterverſammlung der 
chriſtlichen Gewerkſchaft zu berichten? Daß die 
Ausführungen des Herrn Cierocki von den Hafen- 
arbeitern mit Beifall aufgenommen wurden. Das 
iſt gleichfalls elender Schwindel. Die chriſtlichen 
Hafenarbeiter haben dem Herrn Cierocki ihre 
ſchärfſte Empörung über die beabſichtigten Maß— 
nahmen des Senats ausgeſprochen. Die chriſtlichen 
Hafenarbeiter haben erklärt, daß ſie mit dieſen 
Maßnahmen nicht einverſtanden ſind. Es iſt dem 
Herrn Abg. Cierocki nicht gelungen. die chriſt— 
lichen Hafenarbeiter für die Schandmaßnahmen 
dieſes Hungerſenats einzufangen, ſondern die Ha— 
fenarbeiterverſammlung ging auseinander, ohne 
daß irgendwie ein Beſchluß gefaßt wurde, weil 
Herr Cierocki machen mußte, daß er wegkam. Das 
iſt die Wahrheit über die Hafenarbeiterverſamm— 
lung der chriſtlichen Gewerkſchaft. 

Wie war es mit der Hafenarbeiterverſamm— 
lung der freien Gewerkſchaft? Selbſtverſtändlich 
verſuchten auch die reformiſtiſchen Führer die 
Hafenarbeiter für dieſe Maßnahmen des Senats 
einzufangen, genau ſo, wie es Herr Cierocki ver— 
ſucht hatte. Aber auch die reformiſtiſchen Führer 
bekamen von den Hafenarbeitern die verdiente 
Quittung. Die Hafenarbeiter haben auch in dieſer 
Verſammlung nicht etwa die Maßnahmen des 
Senats gebilligt, ſondern ſich in ſchärfſter Weiſe 
gegen die Maßnahmen ausgeſprochen. In dieſer 
Verſammlung der freien Gewerkſchaft nahmen 
die Hafenarbeiter mit überwältigender Mehrheit 
folgende Reſolution an: 

Die heutige Mitgliederverſammlung weiſt mit 
Entrüſtung den beabſichtigten Anſchlag auf die Les 
bensintereſſen der Hafenarbeiter zurück. 
Verſprechen der Einbeziehung der Hafenarbeiter in 
die Erwerbsloſenfürſorge und mit der gleichzeitigen 
Einführung des Kartenſyſtems beabſichtigt der Senat 
mit Unterſtützung der Gewerkſchaftbürokratie über die 


Mit dem Hafenarbeiter zu 


Hälfte der Hafenarbeiter ſtändig aus dem Hafen zu 
entfernen. Die Einreihung der Hafenarbeiter in die 
Erwerbsloſenfürſorge nach den Vorſchlägen des Se⸗ 
nats bedeutet für die Hafenarbeiter nicht nur voll- 
ſtändige Entfernung von der Hafenarbeit, ſondern 
auch den Unterſtützungsentzug im Falle der Ableh— 
nung ungeeigneter Arbeit. Durch dieſe Maßnahme 
will man die erwerbsloſen Hafenarbeiter zwingen, 
jede angebotene Arbeit zu jeder Bedingung anzu⸗ 
nehmen. Man verſpricht den ſtändig Beſchäftigten 
die Gewährung der Anterſtützung, verſchweigt jedoch, 
daß nach dem Bedürftigkeitsparagraphen gerade die 
unſtändig Beſchäftigten keine Unterſtützung erhalten 
werden. Angeſichts der ſich verſchärfenden Wirte 
ſchaftskriſe, des wachſenden Drucks der Unternehmer 
und des Senats, der zunehmenden Arbeitsloſigkeit 
müſſen die Hafenarbeiter den Kampf für folgende 

Forderungen aufnehmen: 

Erſtens Gewährung der Erxwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung für jeden beſchäftigungsloſen Tag für alle 
Hafenarbeiter. 

Zweitens Einreihung aller Hafenarbeiter in den 
Produktionsprozeß. Garantie eines Fünftagelohns 
pro Woche. ; 5 i 

Drittens Sieben-Stundentag, für Schwerſtarbei— 
ter Fünf⸗Stundentag bei vollem Lohnausgleich. 
Die Führung des Kampfes erfordert eine ge⸗ 
ſchloſſene Kampffront der Arbeiter. Die kann nur 
organiſiert werden im ſchärfſten Kampf gegen die 
verräteriſche und ſtreikbrecheriſche chriſtliche und re⸗ 
formiſtiſche Gewerkſchaftsbürokratie. Zur Durchfüh⸗ 
rung des Kampfes iſt die ſofortige Bildung einer 
Kampfleitung erforderlich, die ſich auf alle Hafen: 
arbeiter ſtützt und den gemeinſamen Kampf organi⸗ 
ſiert. Gleichzeitig müſſen ſich die Hafenarbeiter einen 
revolutionären Vertrauensmännerapparat ſchaffen, 
der die Grundlage für die Organiſierung einer ein⸗ 
heitlichen Kampffront bildet. 

Dieſe Reſolution wurde mit überwältigender 
Stimmenmehrheit von den Hafenarbeitern ange— 
nommen. Was taten die reformiſtiſchen Führer? 
Sie haben auf dieſe Reſolution gepfiffen. Sie 
haben nicht im entfernteſten daran gedacht, ſofort 
an die Organiſierung eines Vertrauensmänner⸗ 
apparats, an die Schaffung einer Kampfleitung 
heranzugehen. Wir wiſſen ganz genau, daß ſie in 
demagogiſcher Art und Weiſe wieder jagen wer- 
den, wir fielen den Gewerkſchaften in den Nit- 
ken. Die Herren Unternehmer wiſſen ganz genau, 
was für treue Lakaien, was für Knechte ſie in den 
chriſtlichen und reformiſtiſchen Gewerkſchaftsfüh— 
rern haben. Sie wiſſen ganz genau, daß dieſe Ge- 
werkſchaftsführer nichts anderes ſind, als Leute, 
die das ausführen, was die Unternehmerſchaft be- 
fiehlt. Deshalb werden fie auch mit dieſen dema- 
gogiſchen Machenſchaften jetzt bei der Arbeiter— 
ſchaft kein Glück mehr haben. Die Reformiſten ha⸗ 
ben es abgelehnt, die Kampfmaßnahmen zu tref- 
fen. Darum geht die Hafenarbeiterſchaft jetzt ſelbſt 
dazu über, den Kampf zu organiſieren gegen die— 
ſen Hungerſenat, gegen die Maßnahmen dieſes 
Hungervolkstages. 

Natürlich verſuchen die Unternehmer und die 
von den Unternehmern beauftragten chriſtlichen, 
polniſchen und freigewerkſchaftlichen Führer, die 
Arbeiterſchaft durch alle möglichen Manöver zu 
zerſplittern. Die religiböſen und nationalen Ge- 
genſätze ſollen ausgeſpielt werden. Durch das 
Ausſpielen diejer Gegenfäße verſucht man von 
vornherein die einheitliche Kampfesfront aller 
zerſplittern. Die Hafenarbeiter 


haben bereits gezeigt, daß ſie dieſe Manöver 
durchſchaut haben. Sie werden ſich über dieſe Ge— 


genſätze hinweg, die man in ſie hineinzutragen 
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verſucht, die Hand zu einer einheitlichen geſchloſſe— 
nen Kampfesfront reichen. 

Was verlangen die Hafenarbeiter? Das be— 
ſagt dieſe Reſolution. Jetzt ſtehen hier die Forde— 
rungen der Hafenarbeiter auf Gewährung der Er- 
werbsloſenunterſtützung zur Beratung. Sie for- 
dern Erwerbsloſenunterſtützung für jeden beſchäf— 
tigungsloſen Arbeitstag. Sie verlangen nur das, 
was allen übrigen Erwerbsloſen auch gewährt 
wird. Die Hafenarbeiter haben bereits in ſtark 
beſuchten Verſammlungen zu erkennen gegeben, 
daß ſie ſich nicht etwa durch die Verſprechungen 
ihrer Gewerkſchaftsführer einfangen laſſen, daß ſie 
ſich nicht durch die Maßnahmen des Senats ein- 
fangen laſſen, ſondern daß ſie ihre Forderungen, 
die ſie in der eben vorgeleſenen Reſolution aufge— 
ſtellt haben, mit allem Nachdruck erkämpfen wer- 
den. Die ſozialdemokratiſchen Führer haben be- 
reits bei unſerem Antrag betr. Erwerbsloſenfür— 
ſorge verſucht, ſich aus der Situation mit der Be⸗ 
gründung zu retten, die Not der Erwerbsloſen, — 
und ſie werden jetzt hinzufügen, auch der Hafen— 
arbeiter, — ſei größtenteils durch die Ueberfrem— 
dung des Arbeitsmarktes durch ausländiſche Ar— 
beitskräfte herbeigeführt. 
Vorwand gerade der Sozialdemokratie iſt die 
größte Demagogie, die man ſich in dieſer Be— 
ziehung überhaupt denken kann. Man ſpricht von 
einer Ueberfremdung des Danziger Arbeitsmark— 
tes zu derſelben Zeit, zu der man ein Geſetz wie 
das Saiſonarbeitergeſetz verabſchiedet. Was legen 
Sie jetzt durch das Saiſonarbeitergeſetz geſetzlich 
feſt? Daß Polen das Recht hat, Arbeiter nach 
Danzig zu ſchicken, und zwar als Lohndrücker. 
Denn im Saiſonarbeitergeſetz haben Sie es zu 
verankern abgelehnt, daß auch die ausländiſchen 
Arbeitskräfte für ihre Arbeit denſelben Lohn er- 
halten und dieſelben Arbeitsbedingungen zu De- 
anſpruchen haben wie die hieſigen. Sie haben im 
Gegenteil geſetzlich feſtgelegt, daß die Unterneh— 
mer das Recht haben, mit den ausländiſchen Ar⸗ 
beitern beſondere Tarife abzuſchließen. Damit 
dokumentieren Sie von vornherein, daß Sie die 
polniſchen Arbeiter nur hereinrufen, damit ſie als 
Lohndrücker gebraucht werden. Sie ſind es alſo, 
die nach außenhin verſuchen, den deutſchen gegen 
den polniſchen Arbeiter auszuſpielen, aber ande— 
rerſeits Maßnahmen treffen, die dieſe Gegenſätze 
überhaupt erſt ſchaffen. Wir haben nach wie vor 
die Forderung erhoben, auch jetzt bei dem Saiſon— 
arbeitergeſetz, daß für die gleiche Arbeit auch den 
ausländiſchen Arbeitern der gleiche Lohn und die 
gleichen Arbeitsbedingungen gewährt werden 
müſſen. So ſehen alſo Ihre Angaben aus, daß die 
Not der Erwerbsloſen durch die Ueberfremdung 
des Arbeitsmarktes hier in Danzig durch auslän- 
diſche Arbeiter herbeigeführt worden ſei. 

Aber noch etwas anderes iſt weſentlich. Ich 
habe gleich zu Beginn meiner Ausführungen dar- 
auf hingewieſen, daß fih in Polen die Wirtſchafts— 
kriſe gerade in der letzten Zeit ungeheuer zuge— 
ſpitzt hat. Polen iſt das europäiſche Land, das am 
meiſten unter der Arbeitsloſigkeit zu leiden hat. 
Polen iſt alſo am meiſten daran intereſſiert, daß 
ſeine Arbeiter wo anders Arbeit finden. Deshalb 
beugt der Senat ſich auch hierbei dem polniſchen 
Diktat. Auch hierbei ſind Sie nur die Voll— 


Dieſe Angabe, dieſer 
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ſtreckungsorgane der polniſchen Imperialiſten. 
Dann haben Sie weiter angegeben, daß kein 
Geld vorhanden ſei. Sie werden jetzt bei der 
Frage der Gewährung der Erxwerbsloſenunter— 
ſtützung an die Hafenarbeiter auch wieder die 
Frage der Finanzierung dieſes Antrags aufrol- 
len. Schon bei dem Antrag für die Erwerbsloſen 
haben Sie erklärt, dazu wären zwei Millionen 
notwendig, und die zwei Millionen hätten Sie 
nicht zur Verfügung. Sie werden auch jetzt bei dem 
Antrag für die Hafenarbeiter erklären, dazu ſeien 
vielleicht weitere zwei Millionen notwendig und 
die Summe habe man nicht. Demgegenüber wer- 
den wir aber erneut darauf hinweiſen, für welche 
Zwecke Sie Geld übrig haben. Wir werden wieder 
daran erinnern, daß allein ſieben bis acht Milli— 
onen Steuerrückſtände vorhanden ſind, und zwar 
von Betrieben, die durchaus leiſtungsfähig ſind, 
denen es möglich iſt, ihre Steuern zu bezahlen. 
Weiter werden wir erneut darauf hinweiſen, daß 
Sie allein in dieſen zwei Jahren, ſeitdem Sie mit 
den Bürgerlichen in der Regierung fiken, 2½ Mil- 
lionen direkte Mehrausgaben für Juſtiz, Kirche 
und Polizeiapparat geleiſtet haben. Allein für 
dieſe Staatsapparate 2½ Millionen Mehraus— 
gaben in dieſen beiden Jahren! Dann kommen Sie 
und erklären, es ſei kein Geld vorhanden, um die 
Not der Erwerbsloſen und der Hafenarbeiter zu 
lindern. Ich will nur darauf hinweiſen, daß wir 
in der Allgemeinen Verwaltung 54 hohe Beamte 
ſitzen haben, die zuſammen ein Gehalt von 134 
Millionen erhalten. Alſo jeder von dieſen 54 Be- 
amten erhält ein durchſchnittliches Gehalt von 
1400 Gulden monatlich. (Abg. Raſchke: Hört, 
hört! Und die Hafenarbeiter haben nicht einmal 
ſoviel Pfennige im Monat!) Aber weiter! Waren 
Sie (zu den Sozialdemokraten) es nicht, die 
immer wieder darauf hinwieſen, daß wir be— 
ſonders bei dem Polizeiapparat ſparen müßten? 
Waren Sie es nicht, die noch vor den Wahlen in 
Ihrem rühmlichſt bekannten Wahlhandbuch fol- 
gendes ſchrieben: 
Der Vorgeſetztenüberfluß bei der Schupo. 
Welche Ueberorganiſation bei der Danziger 

Schupo beſtand, zeigte ſich bei dem Etat für 1924. Da 
ſtand an der Spitze der Truppe ein Oberſt als Kom⸗ 
mandeur. Es gab ferner zwei Majore, einen Ober⸗ 
ſtabsarzt, zehn Hauptleute einen Oberſtabszahlmei⸗ 
ſter, einen Stabszahlmeiſter, zehn Oberleutnants, 
acht Leutnants, einen Unterzahlmeiſter, ſieben Haupt: 
wachtmeiſter, 47 Zugwachtmeiſter. Die Organilation 
der Schupo war alio jo aufgebaut, daß fait die Hälfte 
der Beamten Vorgeſetzte waren. 

Das war im Etat für das Jahr 1924, als der 
Bürgerblockſenat noch am Ruder war. Den Etat 
für 1929 hat nicht der Bürgerblockſenat aufgeſtellt, 
ſondern der Koalitionsſenat, haben hauptamt— 
liche Senatoren aufgeſtellt, die Sozialdemokraten 
ſind, wie Herr Senator Arczynſki, damals noch 
Gewerkſchaftsſekretär. Wie ſieht der Etat für 
1929 in bezug auf die Schupo aus? Wir haben 
jetzt nicht zwei, ſondern drei Majore. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, die Etats- 
beratungen kommen ſpäter an die Reihe. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es muß 
feſtgeſtellt werden, wo das Geld bleibt. Es wurde 
die Frage aufgeworfen, es ſei kein Geld da. Es 
iſt immer ſo geweſen, wenn man einen Antrag 
einreichte, der Geld erforderte, wurde darauf Hin- 
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gewieſen, wie das Geld beſchafft werden kann. 
Wir zeigen die Wege und Möglichkeiten, Geld zu 
holen. Dazu ſind wir berechtigt. Es iſt bei einer 
allgemeinen Ausſprache niemals der Fall ge— 
weſen, daß man mit derartig faſchiſtiſchen Metho⸗ 
den verſucht, die Ausführungen zu unterbinden. 


Man hat alſo heute drei Majore, nicht zwei, nicht 


zehn Haupleute, ſondern dreizehn, fünfzehn Ober- 
leutnants und nicht zehn. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſfki, 
meiner Mahnung nicht folgen, rufe ich Sie 
Sache. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das war 
vorauszuſehen. Wenn die Sozialdemokratiſche 
Partei nicht wagt, ihr wahres Geſicht zu zeigen, 
dann muß der direkte Beauftragte der Bourgeoiſie 
hier im Volkstage eingreifen. Das zeigt aber auch 
die Demagogie der Deutſchnationalen. Sie, die 
immer wieder ſchimpfen, die Polizeiſchule wird 
abgebaut, die Einwohnerwehr wird abgebaut, 
ſehen hier, wie der Apparat der Polizei ausgebaut 
wird. Was Sie (zu den Deutſchnationalen) nicht 
wagten auszubauen, das baut ihr lieber Freund 


da Sie 
zur 


Arczynſki aus. Aber Ihr Scheinkampf ſoll die 
Aufmerkſamkeit der Werktätigen nur von den 
wahren Verhältniſſen ablenken. Warum dieſer 


ungeheure Polizeiapparat? Man weiß ganz ge- 
nau, daß ſich die Klaſſengegenſätze zuſpitzen. Man 
weiß ganz genau, daß man die Vorbereitungen 
treffen muß, um den Kampf der Arbeiter abzu— 
würgen, um die Arbeiterſchaft noch feſter zu kne— 
beln. Da braucht man natürlich einen verſtärkt 
ausgebauten Staatsapparat. Deshalb baut man 
bei der Erwerbsloſenfürſorge ab, bei der ſozialen 
Fürſorge. Deshalb gewährt man den Erwerbs- 
loſen, den Hafenarbeitern keinen Pfennig mehr. 
Aber Millionen werden jedes Jahr mehr ausge— 
geben, um dieſen Staatsapparat auszubauen, um 
die Schutzpolizei aufzubauen. Man kennt ja die 
Methoden, die jetzt angewandt werden, um ſich 
zuverläſſige Elemente zu ſchaffen. Ein Beweis da— 
für iſt ja die Beförderung des Herrn Oberleut— 
nants Sturm. Man weiß, daß die Sozialdemokra⸗ 
ten früher erklärt haben, es ſei unerhört, ſie wür— 
den dagegen kämpfen, wenn man es zuließe, daß 
in einem Zeitraum von vier Jahren ſo ein kleiner 
mittlerer Beamter bis in die höchſten Beamten— 
ſtellen hineinklettere. Sie werden es jetzt ſoweit 
bringen, daß än einem Zeitraum von einem Jahr 
ein ſimpler Leutnant Major oder Oberſt wird. 
Sie müſſen das machen. Sie brauchen eine treue 
Truppe für die Bourgeoiſie, um die immer em— 
pörter werdende Arbeiterſchaft niederzuhalten, 
um die Arbeiter zu knebeln. Sie ſchaffen ſich durch 
die Schutzpolizei eine Kadertruppe. Heute iſt nicht 
mehr die Hälfte der Schupo Vorgeſetzter, ſondern 
alle ſind Vorgeſetzte. Es fehlt nur noch der ſtär— 
kere Ausbau der faſchiſtiſchen Organiſationen, 
dann hat man den feſten Apparat, um gegen die 
Arbeiter losſchlagen zu können. 

Die Arbeiterſchaft kennt dieſen Weg ganz ge- 
nau. Sie erkennt ſchneller und klarer als in frü- 
heren Jahren dieſe Maßnahmen und Manöver 
der Reformiſten. Sie wird dementſprechend auch 
ihre Kampfmaßnahmen treffen. Sie weiß ganz 
genau, daß ſie ſich nicht auf die chriſtlichen, die 
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kreformiſtiſchen oder polniſchen Gewerkſchaftsfüh⸗ 
rer verlaſſen kann. Ueber den Kopf dieſer Führer 
hinweg werden ſich die Arbeiter die Hände reichen, 
um die Kampfesfront zu ſchmieden. Herr Abg. 
Cierocki war hinausgelaufen, als ich von ſeiner 
Verſammlung ſprach. Er hat auch in den bürger— 
lichen Zeitungen geleſen, daß nach deren Angaben 
die chriſtlichen Hafenarbeiter mit ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen einverſtanden geweſen ſein ſollen. Herr 
Cierocki hat es aber ſelbſt erlebt, wie die Hafen— 
arbeiter gegen dieſe Maßnahmen empört waren. 

Er mußte ſogar ſeine Sachen zuſammenpacken und 
verſchwinden, weil die Empörung der chriſtlichen 
Hafenarbeiter zu ſtark war. 

Die Arbeiter werden den Kampf 
führen. Sie werden ſich durch Manöver nicht 
täuſchen laſſen, ſondern den Druck verſchärfen. 
Durch dieſen Druck haben die Sozialdemokraten 
und die Zentrumsleute ſchon andere Wege ein— 
ſchlagen müſſen. Als heute die Abſtimmung da⸗ 
rüber erfolgte, ob der Antrag der Hafenarbeiter 
als erſter behandelt werden ſollte oder nicht, er- 
hoben ſich zögernd die Herren Sazialdemokraten, 
desavouierten aljo ihren Präſidenten. Zögernd 
erhoben ſich auch die Zentrumsleute. O ja, die 
Zentrumsleute haben ſich ſehr zögernd erhoben, 
noch zögernder als die Sozialdemokraten. Das De- 
weiſt, daß ſie bereits den Druck merken, den die 
Arbeiterſchaft auf ſie ausübt. Wir werden den 
Hafenarbeitern jagen, daß die bisherigen Wir- 
kungen dieſes Druckes durchaus nicht bedeuten, 
daß ſie Vertrauen zu den Maßnahmen dieſes 
Volkstages und dieſes Senats haben dürfen, 
ſondern daß ſie dieſen Druck ſteigern müſſen. Nicht 
nur die Hafenarbeiter und die Erwerbsloſen, jon- 
dern auch die Arbeiterſchaft in den Betrieben, auf 
den Dienſtſtellen, in den Büros muß zum Kampf 
gegen dies Parlament und gegen dieſen Senat 
mobiliſiert werden. Die Arbeitsloſenarmee muß 
mobiliſiert werden zur Demonſtration. Wir wij- 
jen, daß heute ſchon Anordnungen herausgegeben 
worden find, um den hohen Volkstag zu ſchützen. 
Wir wiſſen, daß hier im Volkstag Beamte der 
TA verjtedt find, um eingreifen zu können. Ihr 
Präſident iſt es, der ſozialdemokratiſche Präſident, 
der dieſe Polizeiſpitzel hier ins Haus holt, der die 
Maßnahmen trifft, um dies Haus zu bewachen. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſti, ich rufe 
Sie zum zweiten Male zur Sache und mache 
z auf die Folgen eines dritten Rufes aufmerk— 
ſam. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir jagen 
dieſem Herrn Präſidenten, der Bourgeoifie, dem 
Senat, daß ſich die Hafenarbeiterſchaft, daß ſich die 
geſamte Arbeiterſchaft den Dreck um ſolche Mağ- 
nahmen kümmern wird, daß ſie trotz ſolcher Mak- 
nahmen den Kampf mit aller Schärfe weiterfüh⸗ 
ren wird, bis endlich einmal dies ganze Parla— 
ment und der Senat zum Teufel gejagt wird. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. (Abg. 
Raſchke: Was ſagen die Vertreter der Hafenarbei⸗ 
ter dazu?) Der Aelteſten-Ausſchuß ſchlägt vor, die 
Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 


weiter ſo 


Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle den Ber 
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(Präſident) 


(A) ſchluß des Hauſes feſt. Ich rufe nun Punkt 2 der 


(B) 


Tagesordnung auf N 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abkommen mit der Republik Polen 
zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung. 
Druckſache Nr. 858 zu Nr. 843. Ich rufe § 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. (Zwiſchenrufe von 
der Zuhörertribüne.) Ich bitte, den Zwiſchenrufer 
zu entfernen. (Fortdauernde Zwiſchenrufe.) Ich 
vertage die Sitzung um 10 Minuten, um die 
Tribüne räumen zu laſſen. ; 
(Unterbrechung der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten Spill wieder eröffnet. i 

Präſident: Ich erkläre die Sitzung wieder für 
eröffnet. Ich rufe $ 1 des Geſetzentwurfs auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 8 1 annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. § 1 ift angenommen. Ich rufe 8 2 auf, 
eröffne und ſchließe die Beſprechung, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle die Annahme 


des § 2 feſt. Iſt rufe die Ueberſchrift auf, ich er⸗ 


öffne und ſchließe die Beſprechung, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich ſtelle die Annahme der 
Ueberſchrift feſt. Ich ſchlage entſprechend dem Vor⸗ 
ſchlag des Aelteſtenausſchuſſes vor, zur dritten 
Beratung zu ſchreiten. (Es wird widerſprochen! 
links.) Es lift Widerſpruch erhoben worden. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Beſchäftigung ausländiſcher Saiſon⸗ 
arbeiter in der Landwirtſchaft. 

Druckſache Nr. 844 zu Nr. 727. Im Aelteſtenaus— 
ihuk ift der Wunſch geäußert worden, daß zu die- 
fem Punkt der Tagesordnung jetzt noch eine allge- 
meine Ausſprache ſtattfinden ſoll. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Das 
Wort hat der Herr Abg. Schwartz. 

Schwartz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Landwirtſchaft und meine Fraktion betrach- 
ten die Beſtimmungen des Wanderarbeitergeſetzes 
als ein Ausnahmegeſetz gegen die Landwirtſchaft. 
Ein ſolches Ausnahmegeſetz gegen irgend einen 
Stand oder Beruf findet nicht unſere Zuſtimmung. 
Daß dies Geſetz ein Ausnahmegeſetz iſt, ſehen Sie 
daraus, daß der § 10 Strafen feſtſetzt, die ſonſt für 
Uebertretungen nicht üblich find. (Abg. Plent- 
kowſki: Sie glauben doch an die Strafen ſelbſt 
nicht!) Der S 14 dieles Geſetzes lautet wörtlich: 

Mit Geldſtrafe bis zu 1500 Gulden oder mit Ge⸗ 
fängnis bis zu 4 Monaten wird beſtraft, wer als 

Arbeitgeber oder Unternehmer den Beſtimmungen 

Wande vorſätzlich oder fahrläſſig zuwider⸗ 

handelt. 

M. D. u. H.! Solche Strafen kann die notleidende 
Landwirtſchaft und ein Mann, der aus Unkennt⸗ 
nis oder Fahrläſſigkeit einmal eine Uebertretung 
begeht, nicht zahlen. (Zwiſchenrufe links.) 

Daß dies Geſetz ein Ausnahmegeſetz iſt, ſehen 
Sie weiter daraus, daß es keinen anderen Stand 
oder Beruf trifft. Wir zweifeln daran, daß dies 
Geſetz die Erwartungen erfüllt, die die Regie— 
rungsparteien erhoffen. Nach unſern Feſtſtel⸗ 
lungen iſt nach Aufhebung der Polizeiverordnung 
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die Erwerbsloſenziffer auf dem Lande nicht gro- 
ßer, ſondern kleiner geworden. 

Auch ſonſt enthält das Geſetz noch eine Anzahl 
von Beſtimmungen, gegen die wir ſcharfe Beden⸗ 
ken haben. Ich möchte noch einige Beiſpiele her— 
ausgreifen. Es können auch Gebühren erhoben 
werden; (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 
denn der 8 5 foll jetzt lauten: : 

Zur Deckung der Koſten des Verwaltungsver⸗ 
fahrens können vom Arbeitgeber Gebühren erhoben 
werden. Der Arbeitgeber darf die Erſtattung der 
Gebühren von dem landwirtſchaftlichen Wandera: 
beiter nicht verlangen. Bel Zuwiderhandlungen 
kann die Genehmigung zurückgezogen werden. 

Wir vermiſſen in dieſer Beſtimmung die Begren- 
zung der Höhe dieſer Gebühren, weil wir wiſſen, 
daß bei der fiskaliſchen Einſtellung vieler Behör— 
den und bei dem notoriſchen Geldmangel des 
Staates dieſe Beſtimmung zu einer ſtarken Be— 
laſtung eines beſtimmten Wirtſchaftskreiſes aus- 
genutzt werden kann. (Sehr richtig! rechts.) 

Ebenſo erſcheint uns die Beſtimmung des 8 6 
Abſatz 2, wonach die zugelaſſenen Wanderarbeiter 
grundſätzlich nur in den Betrieben beſchäftigt wer- 
den dürfen, für welche fie zugelaſſen werden, un- 
praktiſch. Auch für den $ 8 wünſchen wir eine an- 
dere Faſſung, die den auf dem Lande tatſächlich 
herrſchenden Verhältniſſen entſpricht. Vor allen 
Dingen aber erheben wir dagegen ſchärfſten Pro— 
teſt, daß uns in kürzeſter Zeit und in größter Eile 
ein Geſetz in die Hand gedrückt wird, von dem wir 
micht die Ausführungsbeſtimmungen kennen. Nach 
unſerer Anſicht wäre es ſehr leicht möglich gewe— 
ſen, dieſe Ausführungsbeſtimmungen ſchon früher 
in das Geſetz hineinzuarbeiten. (Abg. Langnau: 
Die Ausführungsbeſtimmungen ſind in Ihrem 
Intereſſe!) Aus dieſem Grunde lehnen wir das 
Geſetz in dieſer Faſſung ab. (Abg. Langnau: Sie 
Heuchler! — Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Höhn. 

Höhn, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Ihnen heute hier vorliegenden Abänderungsan⸗ 
träge zu dem Geſetz über die Beſchäftigung aus- 
ländiſcher Saiſonarbeiter ſind ſo weſentlicher Na⸗ 
tur, daß es notwendig iſt, einiges zur Begründung 
dieſer Abänderungsanträge zu ſagen. Den Beſchäf⸗ 
tigungstermin der ausländiſchen Saiſonarbeiter, 
oder wie es in dem jetzigen Geſetzentwurf heißt, 
der ausländiſchen Wanderarbeiter, haben wir 
ziemlich weit geſpannt, um einerſeits den riben- 
bauenden Landwirten die Möglichkeit zu geben, 
während der Saiſon genügend Kräfte zur Bear⸗ 
beitung zur Verfügung zu haben, dann aber auch 
um andererſeits unſern einheimiſchen Landarbei— 
tern eine möglichſt lange Beſchäftigungszeit zu 
ſichern. Gegenüber der früheren Polizeiverordnung 
und dem erſten Entwurf iſt jetzt inſofern eine Ver⸗ 
beſſerung für die einheimiſchen Arbeitnehmer in 
das Geſetz hineingearbeitet, daß nun die bisheri⸗ 
ge unklare Beſtimmung, wonach die Arbeitgeber 
nur allgemein verpflichtet waren, neben den aus⸗ 
ländiſchen Wanderarbeitern auch noch die ihnen 
zugewieſenen einheimiſchen Arbeiter einzuſtellen, 
in Fortfall kommt. Man hat hierfür eine andere 
Beſtimmung in das Geſetz hineingenommen. 


Dieſe ſehr weſentliche Beſtimmung beſagt, daß der 
Arbeitgeber während der ganzen Zeit, wo er Gai- 


auch 


ſonarbeiter in ſeinem Betrieb beſchäftigt, 
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(Söhn, Abgeordneter) 

ebenfalls die ihm zugewieſenen n 
Landarbeiter beſchäftigen muß. Dadurch ijt die 
Beſchäftigungsmöglichkeit unſerer einheimiſchen 
Landarbeiter geſetzlich geſchützt. Dieſe Regelung iſt 
auch hauptſächlich aus dem Grunde getroffen wor⸗ 
den, um die Erwerbsloſigkeit auf dem Lande zu 
beſchränken. Bei dieſem Punkt ſtehe ich aber durch⸗ 
aus nicht an, hier zu erklären, daß man in meiner 
Fraktion zu der Anſicht neigt, daß uns das durch 
dieſe Beſtimmung auch nur zu einem ganz kleinen 
Teil möglich ſein wird; denn bei genauer Prüfung 
der Sache muß man doch zu der Ueberzeugung 
kommen, daß die Erwerbsloſigkeit auf dem Lande 
doch nicht jo eng mit der Saiſonarbeiterfrage ver- 
knüpft iſt, wie in manchen Kreiſen angenommen 
wird. (Sehr richtig! rechts.) Nach der Statiſtit 
waren im Kreis Großes Werder während der 
letzten Saiſon zirka 800 Arbeitsloſe bei einer Be- 
ſchäftigung von beinahe 10000 ausländiſchen 
Wanderarbeitern und im Kreis Danziger Höhe 
zirka 700 ländliche Erwerbsloſe bei einer Beſchäf— 
tigung von nur 1500 ausländiſchen Wanderar— 
beitern. Ich glaube, aus dieſen Zahlen geht ganz 
deutlich hervor, daß die Befürchtung gewiſſer 
Kreiſe, die die ausländiſchen Wanderarbeiter als 
die alleinige Urſache der Erwerbsloſigkeit auf dem 
Lande anſehen, zum mindeſten überſchätzt iſt. 

Immerhin hoffen auch wir eine gewiſſe Ein⸗ 
ſchränkung der Erwerbsloſigkeit, aber, wie lich De- 
reits anführte, nur in einem beſcheidenen Maße. 
(Abg. Plenikowſki: Hoffen und Harren!) Die 
Befürchtung der Landwirtſchaft, daß ihr durch 
die geſetzliche Regelung größere Unkoſten entſtehen 
würden, glauben wir durch die jetzige Faſſung des 
betreffenden Paragraphen behoben zu haben, wo— 
rin es heißt, daß nur die tatſächlichen Verwal- 
tungskoſten erhoben werden, während die Gebühr 
für die Genehmigung fortfällt. (Abg. Plenikowſbt: 
Herr Schwartz, das iſt auch ein Landwirt, der 
pfeift anders!) Auch die bisherige Form der An- 
werbung iſt gewährleiſtet. Im erſten Entwurf war 
vorgeſehen, daß nur vom Senat zugelaſſene Un— 
ternehmer die Anwerbung bezw. Vermittlung be- 
ſorgen dürften, während jetzt die Anwerbung 
oder Vermittlung eigentlich unbeſchränkt iſt, ſo 
daß genau ſo wie früher zum Teil üblich die An— 
werbung und Vermittlung auch von den Land— 
wirten ausgeführt werden kann. 

Wir glauben, durch die jetzige Faſſung der 
Landwirtſchaft die Möglichkeit dafür gegeben zu 
haben, genau wie früher wieder die ſchon in ihrem 
Betrieb beſchäftigten Leute erneut anzuwerben 
und dadurch ſich ihren Stamm eingearbeiteter 
Fachleute zu erhalten. (Abg. Liſchnewſki: Dann 
wird die Erwerbsloſigkeit nicht eingedämmt!) 
Auch dürfte die jetzige Faſſung nach meiner An— 
ſicht die beſte Gewähr dafür liefern, daß die Wan⸗ 
derarbeiter wie früher immer pünktlich auf der 
Arbeitsſtelle eintreffen. Neu aufgenommen iſt die 
Beſtimmung, daß die Arbeitsnachweiſe vorher eine 
Begutachtung der betreffenden Amtsvorſteher ein⸗ 
zuholen haben. (Zuruf des Abg. Langnau.) Wir 
halten dieſe Beſtimmung aus dem Grunde für 
notwendig, erſtens einmal, um unnütze Rückfragen 
zu vermeiden und um das ganze Verfahren zu be— 
ſchleunigen. Zweitens hat es ſich aber auch er⸗ 
wieſen, daß der Fachausſchuß, der bisher allein 


einheimiſchen 
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entſchied, manchmal mit den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen nicht vertraut war, und daß bei der Zuwei⸗ 
ſung hin und wieder unbillige Härten vorkamen. 
Wir hoffen, daß ſich durch dieſe Beſtimmung das 
ganze Verfahren reibungsloſer als bisher ab— 
wickeln wird. 

Was die Strafbeſtimmungen anlangt, ſo ſind 
dieſelben in dieſem Entwurf nicht, wie im erſten, 
einſeitig, d. h. allein gegen den Arbeitgeber ge— 
richtet, ſondern ſie ſind allgemein gehalten, indem 
die betreffenden Beſtimmungen auf alle Perſonen 
ausgedehnt ſind, welche gegen die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes verſtoßen. Statt der Gefängnis- 
ſtrafe ift nur Geldſtrafe feſtgeſetzt. (Abg. Liſch—⸗ 
newſki: Sieg auf der ganzen Linie!) 

Aus den heutigen Aenderungen dürfte nach 
meiner Anſicht auch den Gegnern dieſes Geſetzes 
klar werden, daß dieſer Entwurf innerhalb der 
Koalitionsparteien eine Behandlung erfahren hat, 
wie es der Wichtigkeit und Tragweite dieſer Bor- 
lage entſpricht. Insbeſondere iſt nach meiner An— 
ſicht klar erſichtlich, daß die Regierungsparteien 
ſich in ehrlicher Arbeit bemüht haben, dieſem Ge- 
ſetz eine Faſſung zu geben, das zum Wohl der All— 
gemeinheit insbeſondere zum Wohle der länd— 
lichen Arbeitnehmer und auch zum Wohle der 
Landwirtſchaft ausfällt. Ich glaube, daß nunmehr 
auch die Oppoſition ihren Vorwurf, daß es ein 
Ausnahmegeſetz gegen die Landwirtſchaft iſt, in 
keinem Umfange mehr aufrechterhalten kann. 
Meine Fraktion wird dieſem veränderten Geſetz⸗ 
entwurf ihre Zuſtimmung geben. (Bravo! beim 


Zentrum. — Abg. Dyck II: Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Wierſchowſki. 


Wierſchowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Nachdem die Polizeiverfügung durch die 
Entſcheidung des Gerichts gefallen iſt, war der 
Boden für Schaffung dieſes Geſetzes etwas mehr 
vorbereitet. Wäre dieſe Verfügung nicht gefallen, 
dann würden ſich die Kämpfe um dies Geſetz noch 
viel ſchärfer entwickeln. Dadurch, daß jetzt dieje 
Vorlage Geſetz werden foll, wird für die Arbeiter: 
ſchaft auf dem Lande eine Sicherheit mehr ge— 
ſchaffen, daß der augenblicklich beſtehende Zuſtand 
beſeitigt wird. (Abg. Plenikowſki: Ihr Demago⸗ 
gen!) Wer die Verhältniſſe auf dem Lande kennt, 
weiß, mit welchen Maßnahmen die Arbeitgeber 
jetzt arbeiten. Es ſtimmt aber nicht, was der 
Sprecher der Deutſchnationalen ſagte, daß, nach⸗ 
dem die Verfügung gefallen iſt, die Erwerbsloſig⸗ 
keit auf dem Lande nachgelaſſen hat. (Bei den 
Landarbeitern! rechts.) Bei den Landarbeitern? 
Das ſtimmt nicht. Die Zahl der erwerbsloſen 
Landarbeiter hat, nachdem die Verfügung gefal⸗ 
len iſt, nicht nachgelaſſen, weil Sie, m. H. von 
rechts, das Deutſchtum immer ſo koloſſal in den 
Vordergrund ſchieben. Auf der andern Seite ſcheut 
man fih nicht, weibliche Saiſonarbeiter mit den 
ſchwerſten Erdarbeiten zu beſchäftigen. Ich habe 
mit eigenen Augen gejehen, wie polniſche Saiſon— 
arbeiterinnen in Gräben beſchäftigt wurden, alſo 
Grabenarbeiten verrichten mußten. (Abg. Pleni⸗ 


kowſki: Sie decken das!) Ich kann Ihnen die Na- 
men der Beſitzer nennen, bei denen dies geſchehen 
iſt. (Na, na! rechts.) 


Sogar die Erde von der 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 


die Oeffentlichkeit, 


Volkstag Danzig — 105. Sitzung. 


(Wierſchowſti, Abgeordneter) 
Chauſſee wurde von polniſchen Saiſonarbeiterin⸗ 
nen abgefahren. Die einheimiſchen Arbeiter wa- 
ren erwerbslos, wurden aber nicht beſchäftigt, ſon⸗ 
dern die Beſitzer ließen dieſe ſchweren Arbeiten 
durch die Arbeiterinnen verrichten. Dann hat der 
Sprecher der Deutſchnationalen gegen den $ 6 
polemiſiert, indem er ſagte, dort ſei feſtgelegt, daß 
die Saiſonarbeiter grundſätzlich in den Betrieben 
beſchäftigt werden ſollen, für die ſie zugelaſſen 
ſind. 5 55 
Auch dies ijt unbedingt erforderlich und nötig; 
denn gerade in dieſem Jahr konnten wir feſtſtel⸗ 
len, daß die Beſitzer, denen nicht ſoviel Saiſonar⸗ 
beiter zugebilligt wurden, wie ſie beantragten, 
und jogar Beſitzer, die keine Saiſonarbeiter bean- 
tragt haben, fih nachher Saiſonarbeiter aus- 
liehen. Es kommen nicht nur kleine, ſondern ſogar 
große Betriebe in Frage, die eine große Zahl von 
Saiſonarbeitern beantragten, ſie aber dann nicht 
alle reſtlos beſchäftigten, ſondern ſie ausliehen. 
Wir können nachweiſen, daß Beſitzer z. B. aus 
Gichwalde, das ich herausgreifen will, ihre Sai- 
ſonarbeiter nach Marienau und Brodſack ver⸗ 
liehen haben. Marienau iſt eine Gemeinde, in oe 


z. Zt. der Ernte noch über 50 einheimiſche erwerbs- 
loſe Landarbeiter vorhanden waren. Da iſt es 
ſchofel, daß die Arbeitgeber aus Eichwalde ihre 
Saiſonarbeiter nach Marienau zum Rapsſchneiden 
ſchickten. Gerade die Arbeiter aus Marienau ſind 
darauf angewieſen, etwas zu verdienen um 
Brennmaterial für den Winter anzuſchaffen. Dieje 
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unter dem Druck der Arbeiter gemacht, weil fie (C) 


ſich die Schmutzkonkurrenz der ausländiſchen Ar⸗ 
beiter nicht mehr länger gefallen laſſen wollten. 
Man hat ihnen verſprochen, das dadurch zu unter⸗ 
binden, daß man ein Saiſonarbeitergeſetz ſchaffen 
würde, das die Gewähr bieten ſollte, dieſe Schmutz⸗ 
konkurrenz zu verhindern. Wie könnte man even- 
tuell dieſe Schmutzkonkurrenz beſeitigen? Wir 
ſtehen als internationale Arbeiter auf dem Stand⸗ 
punkt, daß man der Arbeiterſchaft die Freizügig⸗ 
keit nicht unterbinden darf. Wir find der Mei- 
nung, daß die Arbeiter in allen Ländern Arbeit 
ſuchen ſollen, wo ſie welche finden, und daß ſie 
nach Tariflöhnen entlohnt werden. Daher ſtehen 
wir auf dem Standpunkt, daß auch den polniſchen 
Arbeitern die Gewähr geboten wird, ebenſo wie 
dem deutſchen, z. B. in Amerika Arbeit zu ſuchen. 
Wir haben auch das Sperrgeſetz in Amerika be— 
kämpft. Ebenſo muß auch dem Danziger Arbeiter 
die Gewähr geboten werden, in Deutſchland Arbeit 
zu finden. 

Daher verlangen wir aber auch mit aller Ent- 
ſchiedenheit, daß die polniſchen Saiſonarbeiter ſo 
entlohnt werden, wie unſere einheimiſchen Brüder; 
denn in dem Moment, wo die polniſchen Arbeiter 
denſelben Lohn erhalten, hört die Saiſonarbeiter— 
frage auf. Gerade die Deutſchnationalen haben 
ein Intereſſe daran, die Saiſonarbeiter arbeiten 
zu laſſen, um jo billige Arbeitskräfte zu befom- 
men. Das wollen wir unterbinden. Daher ver: 
langen wir in unſerem Abänderungsantrag zu 


Möglichkeit wird nun aber durch die Maßnahmen 85 


der Beſitzer den Arbeitern genommen. Der letzte 
Verdienſt, der ihnen winkt, wird ihnen durch die 
polniſchen Saiſonarbeiter geraubt. Aus dem 
Grunde ijt es richtig, daß die Saiſonarbeiter nur 
in den Betrieben beſchäftigt werden dürfen, für 
die ſie angefordert ſind. 

M. D. u. H.! Dies Geſetz ift ja ein Kompromiß⸗ 
Geſetz, (Heiterkeit bei den Kommuniſten.) und es 
hat nicht alles gebracht, was wir uns gewünſcht 
haben. (Abg. Plenikowſki: Ein Schandgeſetzl) 
Auch die Strafbeſtimmungen waren anders. Das 
Geſetz hätte eine Verbeſſerung erhalten, wenn wir 
daran ſo hätten mitarbeiten können, wie wir woll⸗ 
ten. Aber zweifellos bringt es für die Arbeiter 
auf dem Lande einen Vorteil. Aber auch dies Ge— 


Ausländiſche Saiſonarbeiter dürfen nur auf 
Grund des vom Deutſchen Landarbeiterverband mit 
den Arbeitgebern abgeſchloſſenen Tarifvertrages be— 
ſchäftigt werden. Wo ein Tarifvertrag nicht be⸗ 
ſteht, darf die Entlohnung nicht ſchlechter ſein als 
die der Danziger Landarbeiterſchaft. Andere Ar- 
beitsverträge mit ausländiſchen Saiſonarbeitern ſind 
ſind wirkſam, wenn ſie für den Arbeiter günſtiger 
ind. 

Das will unſer Abänderungsantrag. Wenn Sie 
ihn annehmen, iſt die Gewähr geboten, daß die 
Freizügigkeit der internationalen Arbeiterſchaft 
nicht unterbunden wird. Sie wehren ſich doch 
auch dagegen, daß den Danziger Arbeitern die 
Freizügigkeit nach Deutſchland unterbunden wird. 
Zweitens haben wir dann die Gewähr, daß die 


ſetz wird feine Wirkung verfehlen, wenn wir uns Schmutzkonkurrenz aufhört. Das wollen Sie nicht. 


nicht befleißigen werden, ein allgemeines Arbeits— 


vermittlungsgeſetz in kürzeſter Zeit zu ſchaffen; 
denn nur dadurch wird die Arbeitsloſigkeit nicht 
nur auf dem Lande, ſondern auch in der Stadt be— 
hoben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſch— 
newifi. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Da dies 
Geſetz ein Schandgeſetz und von demagagiſchen 
Tendenzen durchtränkt iſt, ſagen wir ihm den 
ſchärfſten Kampf an und werden alles tun, um 
vor allem die Landarbeiter 
darauf aufmerkſam zu machen, welch demago— 
giſches Spiel hier mit ihnen getrieben wird. Man 
hat ihnen doch verſprochen, daß man ſie vor Ar— 
beitsloſigkeit und vor einer Herabſetzung ihres 
Reallohnes, ihres Tariflohnes, ſchützen würde. 


Es iſt intereſſant, Herr Wierſchowſki, hier feſt— 
zuſtellen, daß Sie ſolch ein Schandgeſetz mitma— 
chen. Ihr Senator hat bei der Auseinander- 
ſetzung erklärt, daß die Freizügigkeit des Arbei— 
ters aber nicht unterbunden werden darf. Stimmt 
es oder nicht? Hier wollen Sie die Freizügigkeit 
des internationalen Arbeiters aber unterbinden. 
Sie ſagen wohl allerhand mit dem Mund, aber 
in Wirklichkeit find Sie dafür, daß die ausländi- 
ſchen Arbeiter eine Schmutzkonkurrenz treiben. Ge- 
rade die Auseinanderſetzungen zwiſchen der Sozial- 
demokratiſchen Fraktion und dem ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Senator im Ausſchuß haben uns mit Deutlich⸗ 
keit bewieſen, daß der Senator den Auftrag nicht 
ausgeführt, ſondern Ihnen (nach links) einen Dau- 
men aufs Auge geſetzt hat, um den deutſchnatio— 
nalen Groß-Agrariern beizuſtehen, damit dies 


Warum wurde dies Geſetz geſchaffen? Es wurde 


Geſetz geſchaffen würde. Der Zentrums-Senator 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 
ſagte ebenfalls, daß dies Geſetz keine 
biete, daß die Saiſonarbeiter nicht ebenſo 
Land kommen wie früher. 

Ber Vertreter der Deutſchnationalen Fraktion, 
der hier geſprochen hat, entrüſtete ſich ſcheinbar 
gegen dies Geſetz und die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Dabei haben Sie (nach rechts) alle Ur⸗ 
ſache dankbar zu ſein. Gerade Ihr intenſiver 
Kampf im Ausſchuß und im Plenum hinter den 
Kuliſſen hat bewirkt, daß dies Geſetz keine Ge— 
währ bietet, daß nicht ausländiſche Arbeiter als 
Schmutzkonkurrenz unter Tariflöhnen der hieſigen 
Arbeiter arbeiten. Es ändert ſich nichts in dieſer 
Beziehung. Wir werden im nächſten Sommer 
feſtſtellen, daß noch mehr Saiſonarbeiter hier 
ſein werden, und daß die Entlohnung noch nied— 
riger fein wird als heute; denn Sie haben aus- 
drücklich die Beſtimmung herausgenommen, wo- 
nach dem Landarbeiter der Lohn nach Tarifbe— 
ſtimmungen gegeben wird. Sie haben ausdrück— 
lich geſchrieben, daß fie den Tariflohn haben fol- 
len, den ſie ſich machen und wenn nicht, ſoll die 
ortsübliche Entlohnung ſtattfinden. Im Kreis 
Danziger Höhe beträgt der Tageslohn 3.— G und- 
im Winter 2.50 G. Nun ſagen Sie einmal, wel— 
cher Arbeiter iſt imſtande, bei der jetzigen Teue— 
rung für 3. — G oder 2.50 G pro Tag zu arbeiten. 
Das bietet eine Deutſchnationale Fraktion, das 
bietet die Sozialdemokratiſche Fraktion durch dies 
Geſetz den ausländiſchen Arbeitern an. Sie fol- 
len für 3.— G und 2.50 G den Tag arbeiten 
(Abg. Wierſchowſki: Leſen Sie doch den $ 9!) Sie 
ſagen, die Entlohnung erfolgt nach den ortsübli— 
chen Löhnen (Abg. Wierſchowſki: Leſen Sie den 
§ 9 durch!) Ich habe ihn durchgeleſen. Wir haben 
im Ausſchuß über dieſe Frage verhandelt, und das 
wurde feſtgelegt. Das iſt doch die Tatſache, die in 
dem Geſetz vorhanden iſt. 

So ſieht das Geſetz in Wirklichkeit aus. Sie 
unterbinden nicht, daß noch mehr ausländiſche 
Saiſonarbeiter hereinkommen, ſondern Sie ſorgen 
dafür, daß die Saiſonarbeiter eine Schmutzkon— 
kurrenz für die hieſigen Arbeiter bedeuten. Es iſt 
keine Gewähr dafür vorhanden, daß nicht alles ſo 
bleibt wie früher. Sie haben das Geſetz nur ge⸗ 
ſchaffen, weil die Verordnung vom 21. Dezember 
hinfällig geworden ift, weil Sie ein Geſetz ſchaf— 
fen müſſen. Es iſt aber darin keine Garantie 
vorhanden, daß die inländiſchen Arbeiter vor der 
Schmutzkonkurrenz der ausländiſchen geſchützt 
werden (Widerſpruch des Abg. Wierſchowſfki). 
Der Vertreter der Zentrumsfraktion hat ſelbſt er- 
klärt, daß alles beim alten bleibt. Die deutſch— 
nationalen Agrarier haben keine Urſache, hier 
böſe zu ſein. Sie haben keine Urſache, dem Geſetz 
den Kampf anzuſagen; denn es bleibt alles beim 
alten. Warum nehmen Sie nicht unſere Abände— 
rungsanträge an, wonach die ausländiſchen Sai— 
ſonarbeiter nicht unter dem Tarif der inländiſchen 
Arbeiter entlohnt werden ſollen? Nennen Sie den 
Grund und erklären Sie, warum die ausländi— 
ſchen Saiſonarbeiter nicht ebenſo bezahlt werden 
wie die hieſigen. (Abg. Wierſchowſki: Der Grund: 
gedanke ſteht im § 91) Das mögen Sie aus dem 
Paragraphen herausleſen, aber der Arbeitgeber 
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lieſt etwas anderes. Nach § 10 kann der Senat 
Beſtimmungen treffen, wonach Härten vermieden 
werden jollen. Unjer Senat wird den deutſch⸗ 
nationalen Agrariern ihre Wirtſchaftsweiſe nicht 
beſchneiden. Der Senator Arczynſki iſt der bejte 
Vertreter für die deutſchnationalen Arbeitgeber. 
(Lachen rechts). Er wird dafür ſorgen, daß den 
Arbeitgebern kein Leid geſchieht. Wir ſahen, wie 
er durch ſeine Polizei die Arbeitgeber geſchützt 
hat, als ſie ſich bei der Margarinefabrik im Streit 
befanden. Er ſorgte dafür, daß Streikbrecher 
unter polizeilichem Schutz herangeſchafft wurden. 
Das iſt unter dem ſozialdemokratiſchen Arbeits⸗ 
miniſter Arczynſki geſchehen. So, wie man das 
Induſtriekapital nicht ſtört, ſondern im Gegenteil 
Streikbrecher heranſchafft, wird man dem Unter— 
nehmertum auch keine Steine in den Weg legen. 
Man wird es fördern. Er hat erklärt, die Frei⸗ 
zügigkeit des Arbeiters dürfe nicht unterbunden 
werden. Da waren Sie doch dabei. Dann ſollten 
Sie unſerm Abänderungsantrag zuſtimmen, der 


es ehrlich mit den heimiſchen Arbeitnehmern 
meint. 
Die Ausführungen der Deutſchnationalen 


Fraktion ſind ein rein demagogiſches Manöver. 
Im Grunde genommen iſt ſie mit dieſem Geſetz 
zufrieden. Aber die Arbeiter, die ein Intereſſe 
daran haben müßten, daß unſere hieſigen Arbeiter 
geſchützt werden, dürfen nicht für dies Geſetz ſtim⸗ 
men. Sie tun es aber aus Bindungen heraus. 
Sie erklären, weil Koalitionsbindungen vorhan- 
den ſind, ginge es nicht anders. Nein, weil Sie 
die Nutznießer des Kapitals ſind, weil Sie in die— 
ſem kapitaliſtiſchen Syſtem Herrentage verleben! 
Herr Senator Rehberg ift heute Senator mit aus- 
reichendem Gehalt. Herr Wierſchowſti ift in ge⸗ 
ſicherter Stellung. So ſieht die Sache aus. Sie 


ſind die Nutznießer des kapitaliſtiſchen Syſtems. 


Wenn Sie es ehrlich mit den Intereſſen der Mr- 
beiterſchaft meinten, bekämen Sie von der Bour- 
geoijie einen Fußtritt, dann wären Sie erledigt. 
Um Ihr perſönliches Wohlleben alſo fortführen 
zu können, nehmen Sie nicht für, ſondern gegen 
die Arbeiterſchaft Stellung. Wenn Sie unſern 
Abänderungsantrag annehmen, iſt die Gewähr 
vorhanden, daß die Schmutzkonkurrenz aufhört 
und der Arbeitgeber gezwungen iſt, Tariflohn 
zu zahlen. Dadurch wird die Gewähr geboten, 
daß die Erwerbsloſigkeit unterbunden wird und 
die landwirtſchaftlichen Erwerbsloſen in den Pro- 
duktionsprozeß eingereiht werden. Dann hört die 
Schmutzkonkurrenz auf, und man wird kein In⸗ 
tereſſe mehr daran haben, die ausländiſchen 
Landarbeiter heranzuziehen. Wir wünſchen, daß 
Sie unſeren Abänderungsantrag annehmen. Nach 
unſern bisherigen Erfahrungen arbeiten Sie nur 
im Intereſſe des Kapitals und führen dement⸗ 
ſprechend Verſchlechterungen im Sinne der Ar— 
beiterſchaft herbei. Ihre Abänderungsanträge 
geben uns den beſten Beweis, daß Sie Schritt für 
Schritt den Arbeitgebern, der Reaktion, gewichen 
ſind. Nicht Sie haben durch die 42 Abgeordneten 
im Volkstag den anderen in der Koalition den 
Daumen aufs Auge gedrückt, ſondern die kleine 
Zahl hat Ihnen vorgeſchrieben, was Sie zu tun 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

und zu laffen haben, weil Sie ein Intereſſe daran, 
haben, in der Koalition zu bleiben und auch ſelber 
Nutznießer des Kapitals zu ſein. 

Das bezeichnen wir als abſcheulich, als abſurd 
und ſagen Ihnen auch den allerſchwerſten Kampf 
in dieſer Beziehung an. Unjere Aufgabe wird es 
ſein, der Landarbeiterſchaft zu zeigen, daß bei der 
Sozialdemokratiſchen Partei überhaupt keine 
Hilfe liegt. Die Landarbeiterſchaft muß ſich 
geſchloſſen gegen die Reformiſtenführer gegen Se— 
nator Rehberg, gegen den Landarbeitervertreter 
Wierſchowſki wenden und eine Kampforganiſation 
bilden. Sie muß den Kampf gegen die reformi- 
ſtiſche Gewerkſchaftsdemokratie und das deutſch⸗ 
nationale Agrariertum aufnehmen, um ſich im 
internationalen Maßſtab mit dem polniſchen Mr- 
beiter höhere Löhne zu erkämpfen. Nur ſo iſt die 
Gewähr geboten, daß dies Syſtem verſchwindet. 
Es iſt unſere Aufgabe, das den Landarbeitern zu 
fagen und wir werden unſere Aufgabe jo gut er- 
füllen, wie wir können. (Bravo! bei den Kom- 
muniſten!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Die allgemeine 
Ausſprache iſt beendet. Es liegen zwei Abände— 
rungsanträge vor, der erſte in Druckſache Nr. 886: 

1. In der Ueberſchrift und überall im Geſetzestext iſt 

an Stelle des Wortes „Saiſonarbeiter“ Mander- 
arbeiter“ zu ſetzen. 

2. 1. Abſchnitt. 

Einſtellung, Beſchäftigung und Entlaſſung. 
Die SS 1 und 2 werden zuſammengefaßt und erhal- 
ten folgende Faſſung als 


81. 

Arbeiter, die in landwirtſchaftlichen Ackerbaube— 
trieben für Arbeiten vorübergehender Art und 
Dauer eingeſtellt werden ſollen und die weder 
einen Danziger Wohnſitz haben noch Danziger 
Staatsangehörige ſind (landwirtſchaftliche Wan⸗ 
derarbeiter), dürfen nur mit Genehmigung des Se- 
nats oder der von ihm beauftragten Behörde be⸗ 
ſchäftigt werden. 

3. Der bisherige § 3 erhält folgende Faſſung als 


Die Genehmigung darf nur für Ackerbauarbeiten 
und nur für einen Zeitraum zwiſchen dem 15. April 
und dem 15. November jeden Jahres erteilt 
werden. BE 

Werden dem Arbeitgeber vom zuſtändigen Ar⸗ 
beitsamt bei Erteilung der Erlaubnis einheimiſche 
männliche oder weibliche Landarbeiter zugewieſen, 
ſo gilt die Genehmigung zur Beſchäftigung der 
männlichen oder weiblichen landwirtſchaftlichen 
Wanderarbeiter nur, wenn der Arbeitgeber gleich— 
zeitig die zugewieſenen einheimiſchen Landarbeiter 
desſelben Geſchlechts während desſelben Zeitraums 
zu tariflichen, oder, beim Fehlen eines Tarifs, du 
ortsüblichen Löhnen beſchäftigt. 

Auf Antrag iſt die Genehmigung zu verlängern, 
jedoch nicht über den 30. November hinaus, wenn 
der Antragſteller gleichzeitig die ihm zur Einſtel⸗ 
lung am 16. November zugewieſenen einheimiſchen 
Landarbeiter während desſelben Zeitraumes pe- 
ſchäftigt. 

Zugewieſen werden dürfen nur ſolche einhei— 
miſchen Landarbeiter, die am Beihäftigungsor: 
oder in ſolcher Nähe desſelben wohnen, daß ihnen 
billigerweiſe der tägliche Weg von dem Wohnort! 
zur Arbeitsſtelle zugemutet werden kann. 

4. Der bisherige § 4 erhält folgende Faſſung als 
i 3 


Wanderarbeiter dürfen nur eingejtellt werden, 
wenn fie die zum Grenzübertritt berechtigenden Paz 
piere beſitzen. 

Wanderarbeiter dürfen 


ſtelle nur eingeſtellt werden, wenn fie die im § 4 
Beſcheinigung des 


vorgeſehene letzten Arbett⸗ 


in eine neue Arbeits⸗ DOT 


gebers oder des öffentlichen Arbeitsnachweiſes be- 
ſitzen. 

5. Der bisherige § 5 fällt fort. 5 

6. Der bisherige § 6 erhält Da Faſſung als 


Die Beendigung oder vorzeitige Auflöſung des 
Arbeitsverhältniſſes ift vom Arbeitgeber zu Dez, 
ſcheinigen. Bei Verweigerung der Entlaſſungsbe⸗ 
ſcheinigung erteilt der Arbeitsnachweis die Be- 
ſcheinigung. 

Andere Vermerke in der Beſcheinigung, als über 
die Beendigung oder Auflöſung des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes, ſind unzuläſſig. 

Der bisherige § 7 erhält folgende Faſſung als 


N 


§ 5. 

Zur Deckung der Koſten des Verwaltungsverfah⸗ 
rens können beim Arbeitgeber Gebühren erhoben 
werden. Der Arbeitgeber darf die Erſtattung der 
Gebühren von dem landwirtſchaftlichen Wander: 
arbeiter nicht verlangen. Bei Zuwiderhandlungen 
kann die Genehmigung zurückgezogen werden. 

8. Der bisherige $ 8 erhält folgende Faſſung als 
6 


Der Senat kann Perſonen, die ſich bei der Anz 
werbung, Vermittlung und Arbeitsverpflichtung, 
ſowie bei der Leitung der Ein- und Rückreiſe aus⸗ 
ländiſcher Wanderarbeiter als unzuverläſſig erwie⸗ 
ſen haben, die Tätigkeit unterſagen. 

Die zugelaſſenen Wanderarbeiter dürfen grund⸗ 
ſätzlich nur in den Betrieben beſchäftigt werden, 
für welche ſie zugelaſſen worden find. Ausnahmen 
hiervon bedürfen der Zuſtimmung des Arbeits⸗ 
nachweiſes. 

9. 2. Abſchnitt. 
Prüfungsverfahren. 
Der bisherige § 11 bleibt unverändert als § 7. 
10. Der bisherige § 12 eroan folgende Faſſung als 


Abſatz 1 unverändert 

Abſatz 2 unverändert 

Abſatz 3 

Die Arbeitsnachweiſe haben vor den nach Abi. 1 
erforderlichen Prüfungen eine Beſcheinigung der 
Amtsvorſteher anzufordern, in der unter Beachtung 
der im § 2 aufgeſtellten Grundſätze die Anzahl der 
ausländiſchen Wanderarbeiter als angemeſſen für 
den Betrieb des Antragſtellers beſtätigt wird. 

Abſatz 4 

Die Anträge werden ſodann gemäß § 1 dem Ge- 
nat oder der von ihm beauftragten Behörde zur 
Genehmigung vorgelegt. . 


11. 3. Abſchnitt. 
DEN Ausnahmen. 
Der bisherige § 13 bleibt unverändert als § 9. 
12. Abſchnitt 


4. > 
Straf- und Schlußbeſtimmungen. 
Der bisherige § 14 N Faſſung als 
1 


; ; $ 10. 

Mit Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden, im erjten 
Wiederholungsfalle nicht unter 50 Gulden, in je⸗ 
dem weiteren Wiederholungsfalle micht unter 
100 Gulden, wird beſtraft, wer den Bejtimmungen 
dieſes Geſetzes worſätzlich oder fahrläſſig zuwider⸗ 
handelt. 

13. Der bisherige $ 9 bleibt unverändert in der Faş 
jung des Wirtſchaftsausſchuſſes als § 11. 
14. Der bisherige $ 10 bleibt unverändert als § 12. 
15. Der bisherige § 15 bleibt unverändert als § 13. 
16. Der bisherige § 16 erhält 3 Faſſung als 
1 


§ 14. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
RE Arthur Brill 

u. die übr. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
„ nen „„ Mathieu 8 

und die übrigen Mitglieder der Zentrums-Fraktion. 

Siebenfreund 
und die übr. Mitglieder d. Deutſchliberalen Gruppe. 


Der zweite Antrag liegt in Druckſache Nr. 847 


8 2 erhält folgende Faſſung: i E 
Die Beſchäftigung von Saiſonarbeitern geſchieht 


(©) 


(D) 


a — 


(A) 


(8) 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 
nur durch Vermittlung des zuſtändigen ſtaatlichen 
Arbeitsnachweiſes. 
§ 5 erhält folgende Faſſung: a 
Ausländiſche Saiſonarbeiter dürfen nur auf 
Grund des vom Deutſchen Landarbeiter⸗Verband 
mit den Arbeitgebern abgeſchloſſenen Tarifver⸗ 
trages beſchäftigt werden. Wo ein Tarifvertrag 
micht beſteht, darf die Entlohnung nicht ſchlechter 
ſein als die der Danziger Landarbeiterſchaft. 
Andere Arbeitsverträge mit ausländiſchen Sai⸗ 
jonarbeitern find nur wirkſam, wenn fie für den 
Arbeiter günſtiger ſind. 
§ 13 wird geſtrichen. 
Qiii Hn ewi ti 
amd die übr. Mitglieder d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Ich rufe § 1 auf, eröffne und ſchließe die Beſpre— 
chung, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag zu $ 1 aus Druckſache Nr. 886. Wer für 
dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das ift die Mehrheit, damit ift § 1 in 
der veränderten Faſſung angenommen. Es liegt 
nunmehr aus Druckſache Nr. 847 für einen 8 2 ein 
Abänderungsantrag vor. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, dieſer 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe nunmehr $ 3 auf 


und eröffne die Beſprechung. Die Beſprechung ift] 


geſchloſſen. (Abg. Raſchke: Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung über § 3). Es kommt jetzt ein 
Abänderungsantrag zu 8 3 zur Abſtimmung. 
(Abg. Raſchke: Zum Abänderungsantrag nicht, 
ſondern zum § 31) Wer für den Abänderungsan⸗ 
trag aus Druckſache Nr. 886 iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, dieſer Abände— 
rungsantrag iſt angenommen. Damit iſt der bis⸗ 
herige 8 3 als $ 2 angenommen. Es iſt ein ganz 
neuer Paragraph. Ueber den § 3 ſelbſt kann nicht 
mehr abgeſtimmt werden, da er nun gegenſtands⸗ 
los iſt. (Abg. Raſchke: Dann werden wir es beim 
nächſten machen. Heiterkeit). Ich rufe § 4 auf 
und ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel— 
dungen vorliegen. (Abg. Raſchke: Ich beantrage 
jetzt zu § 4 namentliche Abſtimmung!) Es ijt na- 
mentliche Abſtimmung zu dieſem Paragraphen 
beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? — Die 
Unterſtützung reicht nicht aus, es wird daher ein— 
fach abgeſtimmt. (Abg. Raſchke: Das wollten wir 
nur feſtſtellen! — Abg. Plenikowſki: Dieſe Dema— 
gogen dort drüben!) Wir kommen zur Abſtim— 
mung über den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 886 zu § 4. Wer dafiir ift, bitte ih, fih zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen und damit S 4 erledigt. Zu § 5 
der Ausſchußvorlage liegen zwei Abänderungsan— 
träge vor. Der Antrag in Druckſache Nr. 886 ijt 
aber negativ, jo daß über § 5 der Ausſchußvorlage 
abzuſtimmen wäre. Dagegen iſt der Antrag in 
Druckſache Nr. 847 ein poſitiver, über den zuerſt 
abgeſtimmt werden muß. Ich eröffne die Beſpre— 
chung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 847. 
Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, 
li zu erheben. Das ift die Minderheit, der An- 
trag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über $ 5 
der Ausſchußvorlage ab. Wer dafür iſt, bitte ich, 
fiH zu erheben, das ift die Mehrheit, der § 5 ift 
angenommen. Ich rufe § 6 auf, eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
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vorliegen. Dazu liegt der 
in Druckſache Nr. 886 vor. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle 
fejt, daß 8 6 in dieſer Faſſung damit angenommen 
iſt. Ich rufe $ 7 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es 
liegt ein Abänderungsantrag zu § 7 in Druck⸗ 
ſache Nr. 886 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angnommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 8 7 
der Vorlage mit dieſer Aenderung ebenfalls an⸗ 
genommen ift. Ich rufe § 8 auf, eröffne und 
ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag, der in Druckſache Nr. 
886 vorliegt. Ich kann wohl feſtſtellen, daß er an- 
genommen ift. Ich rufe § 9 auf, eröffne und 
ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Dazu liegt der Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 886 vor. Wir ſtimmen über den 
§ 9 mit der Maßgabe ab, daß er jetzt S 11 wer- 
den ſoll. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle 
feft, daß § 9 mit dieſer Maßgabe angenommen ift. 
Ich rufe nunmehr § 10 auf. Ich eröffne und 
ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Dazu liegt der gleiche Abänderungsan⸗ 
trag nur mit der Aenderung der Ziffer in Druck— 
ſache Nr. 886 vor. Wer § 10 mit dieſer Maßgabe 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
ijt die Mehrheit, S 10 ift angenommen. Ich rufe 
§ 11 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Dazu liegt der 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 9 vor, wo- 
nach dieſer als § 7 bezeichnet werden fol. Wir 
ſtimmen darüber ab. Ich bitte diejenigen, die 
für dieſen Antrag ſind, ſich zu erheben. Das iſt 
die Mehrheit. Er iſt angenommen. Ich ſtelle feſt, 
daß § 11 der Vorlage angenommen ift. Ich rufe 
§ 12 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung. 
Dazu liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 886, Nr. 10 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. 
Der Abänderungsantrag iſt angenommen und da— 
mit der $ 12 in dieſer Faſſung als § 8. Ich rufe 
§ 13 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Der Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 847 zu § 13 iſt 
negativ, ſodaß eine Abſtimmung darüber nicht in 
Frage kommt. Dazu liegt weiter der Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 886, Nr. 11 vor. 
Wer für dieſen Antrag ift, bitte ich, fih zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle feſt, daß 
der $ 11 in dieſer Faſſung angenommen iſt. Ich 
rufe nunmehr $ 14 auf, eröffne und ſchließe die 
Beſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Es liegt der Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 886 Nr. 12 vor. Ich kann wohl feſtſtellen, daß 
auch dieſer Paragraph in der Umbenennung an- 
genommen ijt. Ich rufe § 15 auf, eröffne und 
ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Dazu liegt der Abänderungsantrag 
Nr. 15 aus der Druckſache Nr. 886 vor. Ich kann 
wohl feſtſtellen, daß dieſer Antrag angenommen 
iſt und damit auch der $ 15 mit der Amnume⸗ 
rierung. Ich rufe § 16 auf, eröffne die Beſpre⸗ 


Abänderungsantrag (C) 


D 
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~ (Bisepräfident Dr. Bogdan) 


{A) 


(B) 


chung und ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Dazu liegt gleichfalls ein Antrag auf 
Umnumerierung in der Druckſache Nr. 886 Nr. 
16 vor. Ich kann wohl feſtſtellen, daß auch dieſer 
Paragraph mit dieſer Aenderung angenommen 
worden ijt. Ich rufe jetzt die Ueberſchrift auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Zur Ueberſchrift liegt 
der allgemeine Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 886 Ziffer 1 vor. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich ſtelle feft, daß die Ueber⸗ 
ſchrift mit dieſer Aenderung angenommen worden 
iſt. Damit iſt die zweite Beratung erledigt. Ich 
rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Aufhebung der RNayonbeſchrän⸗ 
kungen. 

Druckſache Nr. 859. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Gegen die Aufhebung der Rayonbeſchrän⸗ 
kungen hat die Deutſchnationale Fraktion nichts 
einzuwenden, im Gegenteil, wir bezeichnen das 
als durchaus erwünſcht, ja, als eigentlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Wir ſind nur darüber erſtaunt, daß 
dieſe Aufhebung erſt jetzt nach zehn Jahren kommt 
(Große Heiterkeit links.) denn praktiſch iſt ſie nach 
dem Krieg nicht mehr in Erſcheinung getreten. 
(Herr Dr. Ziehm wollte eine neue Feſtung bauen! 
links). Daß ſie jetzt erſt kommt, gibt uns zu der 
Annahme Veranlaſſung, daß Sie damit eine neue 
Einnahmequelle erſchließen wollen. Praktiſch iſt 
ſie, wie geſagt, nicht mehr in die Erſcheinung ge— 
treten. Ganz beſonders bezieht ſich das auf Schid— 
litz, wo die Gebäude nur in Fachwerk ausgeführt 
werden durften und nur in Höhe von zwei Eta— 
gen. Die betreffenden Hausbeſitzer haben kein 
Intereſſe an der Aufhebung der Rayonbeſchrän— 
kungen. Sie können in Jahrzehnten nicht die Ge— 
bäude abbrechen, denn es fehlen ihnen die Mittel, 
um neue ausführen zu können. 
nichts von dieſem Geſetz. Es ſtellt alſo nur eine 
Belaſtung dar. 

Verſchiedener Meinung kann man über die 
Erhöhung für unbebaute Grundſtücke fein. Ge- 
rade dieſe Rayonbezirke werden von den gemein⸗ 
nützigen Siedlungsgenoſſenſchaften, die ſich ganz 
beſonders aus Arbeiter-, Angeſtellten- und kleinen 
Beamtenkreiſen zuſammenſetzen, bevorzugt und 
gewünſcht. Nun befaſſen ſich die Kommunen ſehr 
oft mit dem Gedanken, ſogar die Anliegerkoſten 
am Baugelände zu erlaſſen, um dadurch eine Ber: 
billigung des Baugeländes herbeiführen zu fön- 
nen und entſprechende Mietsverringerungen zu 
erreichen. Hier wird gerade das Gegenteil er— 
reicht. Wenn man bedenkt, daß in Schidlitz auf 
den Quadratmeter 3 bis 5.— Gulden kommen fol 
len, ſo iſt das eine bedeutende Verteuerung des 
ganzen Bauunternehmens und damit verbunden 
eine Erhöhung der Mieten. Damit können wir 
uns nicht einverſtanden erklären. 

In der dritten Klaſſe ſoll die Wertſteigerung 
1.— Gulden pro Quadratmeter ausmachen. Die 


dritte Klaſſe befindet ſich in der Hauptſache in 
Weichſelmünde, in Kalkreuth und in Altdorf, alſo 
auf dem flachen Lande. 


Dort iſt der Quadrat— 


Somit haben ſie 
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meter kaum mehr wert als 1— Gulden. Nun 
nimmt man ohne weiteres eine Wertſteigerung 
von 100 Prozent an. Dieſe Einnahmen werden 
niemals zuſtande kommen, oder Sie werden ver⸗ 
hindern, daß Leute ſich dort anbauen. Sie ſetzen 
ſich weiter der Gefahr aus, daß ihre Bauten noch 
viel teurer werden, ich will nicht ſagen durch 
Diebſtahl, aber bei ſo weit abgelegenen Bauten 
verſchwindet oft viel Material, ſo daß man das 
den Leuten ſchon aus dieſem Grunde erlaſſen 
ſollte. An ein Aufkommen von einer halben Mil- 
lion können wir nicht glauben. Wir halten dies 


ſtimmung vielleicht zu einem weſentlich niedrige- 
rem Satz geben, etwa der Hälfte. Dieſer Geſetz⸗ 
entwurf kann unſere Zuſtimmung aber nicht fin⸗ 
den. (Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Brenner. (Sie müſſen unterbieten, 
Herr Brenner! links. Abg. Brenner: Nein, 
nein, ich habe nicht die Abſicht!) 

Brenner, Abgeordneter (H.P.): M. D. u. H.! 
Die jetzige Geſetzvorlage ſoll wiederum eine Neu- 
belaſtung für einen Teil des Hausbeſitzes bringen. 
Das ift unverſtändlich. Man ſollte eigentlich meiz 
nen, daß endlich die Einſicht kommt, daß 
ſtatt weiterer Belaſtung eine Entlaſtung ge— 
ſchaffen werden muß. Aber dieſe Einſicht kommt 
bei der Regierung nicht. Man ſucht aus einem Teil 
des Hausbeſitzes neue 50000 Gulden herauszu⸗ 
holen, angeblich, weil eine Wertſteigerung der 
Grundſtücke, die im Rayon liegen, Platz greifen 
wird, und bemißt dieſe Wertſteigerung mit 5, 3 
bezw. 1 Gulden pro Quadratmeter. Mir iſt es un⸗ 
verſtändlich, daß unter der Zwangswirtſchaft, die 
heute herrſcht, und von welcher man hört, daß ſie 
noch auf 10 Jahre weiter ausgebaut werden ſoll, 
eine Wertſteigerung, namentlich bei bereits be— 
ſtehenden Gebäuden im Rayon, Platz greifen 
kann. Es wird weiter in der Begründung ausge- 
führt, daß dieje 500 000 Gulden für den Grün- 
gürtel Verwendung finden ſollen und daß dadurch 
der Hausbeſitz indirekt wieder feinen Vorteil hat 
und entſchädigt wird. Auch das ijt mir unverſtänd— 
lich. Wie kann der Hausbeſitz durch den Grüngür⸗ 
rel eine Entſchädigung erhalten? Dieſer ift doch 
ein Allgemeingut, der von der ganzen Allgemein- 
heit benutzt wird. 

Mein Vorredner hat ſehr treffend ausgeführt, 
daß eine Wertſteigerung bereits beſtehender Ge— 
bäude, die infolge der bisherigen Beſtimungen in 
Fachwerk ausgeführt werden mußten, nicht Platz 
greifen kann. Von Jahr zu Jahr haben dieje Ge- 
bäude koloſſale Aufwendungen infolge des fne- 
leren Verfalls erfordert. Der Hausbeſitz bekommt 
immer neue Laſten. Ich habe bereits des öfteren 
ausgeführt, daß beſonders der kleine Hausbeſitz 
getroffen wird. Das find die Leute in Schidliy 
und Heubude. Ich habe ausgeführt, daß die Haus⸗ 
beſitzer in Heubude neu belaſtet werden ſollen, 
zwangsweiſe durch die Straßenregulierung, durch 
die Einführung der Kanaliſation, durch Gastohr- 
legung uſw. Wenn die Hausbeſitzer in dieſen Vor⸗ 
orten es auch nicht wollen, ſollen und müſſen ſie 
doch die Laſten auf ſich nehmen und die Koſten 
tragen. 


entſchieden für zu hoch und würden unſere Zus - 


~ 
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D) 
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(Brenner, Abgeordneter) 

Nun kommt wieder dieſe neue Belaſtung. Wer 
find denn nun die Hausbeſitzer im Rayonbezirk? 
Das ſind, wie erwähnt, ganz kleine Leute, die 
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nun noch mehr belaſtet werden ſollen. Wenn nun 


— 


auch eine Stundung bis 1955 geſtattet iſt, ſo ſoll 
ſie doch nur unter dem Vorbehalt der Eintragung 
ins Grundbuchamt eintreten. Das ift doch wieder- 
um eine weitere ſehr harte Belaſtung. (So fou 
es auch fein! links.) Das weiß ich, daß Sie es wol- 
len, aber wir wollen es nicht haben. Sie kommen 
mit der Sozialiſierung nicht vorwärts, daher be— 
laſten Sie fortgeſetzt den Grundbeſitz. Sie werden 
es noch ſo weit treiben, bis der Grundbeſitz erle— 
digt iſt, und dann ſind Sie mit Danzig fertig. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtig!) Die grundbuch⸗ 
amtliche Belaſtung bei einer Stundung bis 1955 
wirkt wiederum ſchädigend auf den Realkredit, ſo 
daß die Leute keine entſprechenden Hypotheken 
aufnehmen können. Die Rayonbeſchränkungen 
beſtehen ja, wie mein Vorredner ſagte, praktiſch 
bereits ſeit Jahren nicht mehr; ohne daß eine 
Wertſteigerung erfolgt iſt. Wenn bei Baugelände 
eine Wertſteigerung Platz greifen ſollte, würden 


wir eventuell mit uns über eine Abgabe ſprechen 


laſſen. Weitere ausführliche Ausführungen behal⸗ 
ten wir uns für die Ausſchußſitzung vor. (Bravo!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. (Zuruf des Abg. Pleni- 
kowſki.) 
Dr. Blavier, Abgeordneter 


(D. V. P.): Wir 


möchten in dieſer Angelegenheit nur noch die tech- 


niſche Seite etwas mehr beleuchten. Ob die nicht 
bebauten Grundſtücke beſteuert werden ſollen oder 
nicht, die vielleicht in der Hand von Bodenſpeku— 
lanten ſind, gegen die die Sozialdemokratie ſo 
ſcharf auffährt, iſt uns unerheblich. Eine ſchrei— 
ende Ungerechtigkeit bedeutet es aber gegenüber 
en Grundſtücken, die bereits bebaut ſind, und 
zwar aus folgendem Grunde. Es ſind nur 
die kleinen und kleinſten Hausbeſitzer, die dort ge— 
baut haben. Das war natürlich. Der große Spe— 
kulant und wohlhabende Hausbeſitzer baute nicht 
im Rayon, ſondern ſelbſtverſtändlich da, wo es 
hohe Mieten gab. Hier baute nur der kleine 
Hausbeſitz, der Arbeiter, und durfte gemäß den 
Beſtimmungen nicht maſſiv bauen. (Zuruf links). 
Hören Sie zu, Herr Abg. Kloſſowſki, Sie find ja 
vom Fach, es durfte nur in Fachwerk gebaut wer- 
den. Als Bauſachverſtändiger werden Sie wiſſen, 
daß das eine ſchwere Schädigung bedeutete; denn 
ein maſſiver Bau hält doppelt oder dreimal fo 
lange, wie der Fachwerkbau. Beim Fachwerkbau 
wird Holz verwandt, und das wird bekanntlich 
leicht angefreſſen. Sehen Sie ſich einmal die 
Weinbergſtraße in Schidlitz an. Da werden Sie 
merken, daß die ganzen Häuſer ein bißchen ſchief 
ſtehen. Das kommt daher, daß die Balken wegge— 
freſſen ſind, weil die kaputte Regenrinne das 
Waſſer auf das Holz leitete. Von drei Häuſern 
habe ich eingehendes Material, daß ſie auf das 
ſchwerſte geſchädigt ſind. Der eine Hauseigentü⸗ 
mer, der ſowieſo kaum die Mieten einbefommt, 
hat das Haus abputzen und in Ordnung bringen 
laſſen, um eine Sicherungshypothek von 5 000 
Gulden eintragen zu können. Kaum hatte er das 
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Haus abgeputzt, da fiel der ganze Putz auch ſchon 
wieder herunter. i 

Jetzt kommen Sie damit, daß derjenige, der im 
Rayon gebaut hat, der jahrzehntelang vergewal⸗ 
tigt wurde, glücklich, wenn die Rayonbeſtimmun⸗ 
mungen de facto beſeitigt ſind, eine Extraſteuer 
bezahlen ſoll. Dann erreichen Sie folgendes, daß 
innerhalb des Rayons die paar Häuſer noch mehr 
zerfallen, wie es mit den Häuſern des kleinen 
Hausbeſitzes ſowieſo geſchieht. Ich warne Sie, das 
zu machen. Wenn dieſe Häuſer infolge einer 
Extraſteuer vollkommen zuſammenbrechen, dann 
können Sie ſehen, wie Sie nachher Ihre Arbeiter 
unterbringen werden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, Ich ſchlage vor, die Vor— 
lage dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt demgemäß beſchloſſen. 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aufhebung des Tabakmonopolent⸗ 
ſchädigungsamts. 

Druckſache Nr. 870. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie— 
gen. Ich ſchlage vor, die Vorlage dem Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Es erfolgt kein Wider⸗ 
ſpruch; es ift demgemäß beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 7 auf: Eingaben laut Druckſachen Nr. 885 
und Nr. 894. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich ſtelle feſt, daß die beiden Druckſachen gemäß 
den Vorſchlägen der Ausſchüſſe angenommen ſind. 
Punkt 8 iſt abgeſetzt, Punkt 9 iſt erledigt. Ich rufe 
Punkt 10 auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Gründung eines Welthilfsver⸗ 
bandes. 


Druckſache Nr. 887. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Ich ſchlage vor, die Vorlage dem Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Mider- 
bucht es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe Punkt 
1 auf: 

Große Anfrage Nr. 42 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. betr. Anordnung des Qand- 
rats Gr. Werder wegen Nichtzahlung von 
Sonderbeihilfen an Erwerbsloſe. 


Druckſache Nr. 873. Das Wort zur Begründung 


hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Schweren 
Sorgen gehen die Erwerbsloſen in dieſem Winter 
entgegen. Es wäre deshalb Aufgabe der Gemein- 
den, die Not der Erwerbsloſen zu lindern. Ber- 
ſchiedene Gemeinden haben aus dieſem Grunde 
auch im Voranſchlag Mittel bereitgeſtellt. Aber 
der Landrat des Kreiſes Gr. Werder hat den Ge— 
meinden die Bewilligung von Beihilfen an Er— 
werbsloſe verboten. Wenn die Gemeinden jetzt 
trotzdem bereit find, den Erwerbsloſen die Bei- 
hilfen zu bewilligen, dann foll der Gemeindevor— 
ſteher nach der Verfügung dieſen Beſchluß nicht 
durchführen. Wir fragen deshalb: Wo bleibt das 
Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden, von dem 
insbeſondere die Sozialdemokraten ſeit Jahren, 
ſchon vor dem Krieg, geſprochen haben? Die So- 
zialdemokraten waren es, die noch im vergange— 


(©) 


(D) 


i 


| 
l 


{A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 105. Sitzung. Mittwoch, den 16. Oktober 1929. 


(Langnau, Abgeordneter) 


nen Jahr bei den Gemeindewahlen den Arbeitern; 


immer zuriefen: „Wählt ſozialdemokratiſch! Wenn 
es Euch möglich ift, in den Gemeinden eine Ar- 
beitermehrheit zu errichten, dann könnt Ihr alles 
beſchließen, dann könnt Ihr die Leiden der Ar- 
beiter lindern!“ Wir Kommuniſten haben damals 
ſchon gejagt, trotzdem eine Arbeitermehrheit zu- 
ſtandekommt, wird es den Arbeitern innerhalb 
des kapitaliſtiſchen Staates nicht möglich ſein, 
grundſätzlich etwas daran zu ändern. ; 
Die Kommuniſtiſche Fraktion hat deshalb eine 
Große Anfrage eingereicht; denn wir können es 
nicht zulaſſen, daß die Arbeiter in den Gemeinden 
ſelbſt zuſehen, wie die Erwerbsloſen verrecken. 
Wir fragen deshalb den Senat, ob er eine der⸗ 
artige Verfügung, die das Recht der Selbſtver— 


waltung der Gemeinden aufs gröblichſte mißachtet, 


erlaſſen hat? Wenn ja, fragen wir zweitens: Iſt 
der Senat bereit, diefe Verfügung ſofort aufzu⸗ 
heben? 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Vertreter des Senats. 

Köppen, Regierungsrat: M. D. u. H.! Namens 


des Senats habe ich die Große Anfrage Nr. 42! 


wie folgt zu beantworten: 


Der Senat hat Verfügungen, die eine Abände⸗ 


rung der Grundſätze, die die Sonderbeihilfen für 
Erwerbsloſe betreffen, nicht erlaſſen. Es gelten 
vielmehr die folgenden Feit Jahren geübten 
Grundſätze: 

Das Recht zur Feſtſetzung von Erwerbsloſen— 
Unterſtützungsſätzen, die über die gewöhnlichen im 
Geſetz vorgeſehenen hinausgehen, hat gemäß § 16 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes allein der Senat. 
Die Gemeinden ſind berechtigt, im Einzelfall 
außerhalb der Erwerbsloſenfürſorge zur Linde— 
rung von Not bedürftiger, insbeſonderer kinder— 
reicher Perſonen über den Rahmen der Erwerbs— 


loſenfürſorge hinaus Beihilfen im Wege der 
Wohlfahrtsunterſtützungen zu gewähren. Das 


Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden, das nur 
im Rahmen des Geſetzes gilt, wird hierdurch nicht 
mißachtet. Der Senat kann daher auch nicht von der 
ihm durch das Geſetz vorgeſchriebenen Praxis ab- 
weichen. 


Bizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge- 


ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Beſprechung unterſtützt? Die Unterjtügung 
reicht aus. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni- 
fowifi. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ift auch 
hier wieder ein Beweis dafür geliefert worden, 
daß dieſer Koalitionsſenat noch brutaler gegen die 
minderbemittelte Bevölkerung, insbeſondere gegen 
die Erwerbsloſen vorgeht, als es der frühere Bür— 
gerblod-Senat getan hat. Das bedeutet durchaus 
nicht, daß, wenn wir heute einen Bürgerblock-Se— 
nat hätten, die Deutſchnationalen dieſen verſchärf— 
ten Kurs etwa nicht durchführen würden. Die 
Deutſchnationalen würden dieſen verſchärften 
Kurs genau in derſelben Weiſe durchzuführen ver— 
ſuchen. Es wäre gleich, ob ein Gehl oder ob ein 
Ziehm die Regierung leitet. Wir wiſſen genau, 
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daß das auf allen Gebieten ſo iſt, z. B. auf dem 
Gebiet der ſogenannten Verſtändigungspolitik mit 
Polen, mit dem Kurs der verſchärften Verelen⸗ 
dung der Maſſen der Danziger Bevölkerung. Das 
iſt das Gleiche geblieben, nur daß heute unter der 
äußerſt ſcharfen Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze 
eine rein bürgerliche Regierung nicht imſtande 
wäre, ſo reibungslos derartige Schandmaßnahmen 
gegen die minderbemittelte Bevölkerung durchzu- 
führen. Aber gerade weil die Bourgeoiſie erkannt 
hat, daß fie bei der Durchführung aller dieſer Mak- 
nahmen auf den ſtärkſten Widerſtand der wert- 
tätigen Bevölkerung ſtoßen würde, gerade deshalb 
hat man die Lakaien in die Regierung hineinge— 
nommen. Gerade deshalb hat man ſich die Mit- 
hilfe der Sozialdemokratiſchen Partei geſichert, und 
die Führer, die in den Gewerkſchaften fiken, be- 
kommen von der Bourgeoijie demertinrechend auch 
den klingenden Lohn in Form von hohen Gehäl— 
tern. 

Es ſteht feſt, daß tatſächlich der Kurs gegen die 
minderbemittelte Bevölkerung verſchärft worden 
iſt. Womit begründet gerade die Sozialdemokra— 
tiſche Partei ihren Eintritt in die Regierung? Da- 
mit, daß ſie jetzt mindeſtens dafür ſorgen könne, 
daß nicht mehr die Verwaltungsmaßnahmen ja 
reaktionär durchgeführt würden, wie früher, daß 
gerade den Gemeinden jetzt mehr Möglichkeiten 
zur Selbjtverwaltung gegeben würden. Was tön- 
nen wir feſtſtellen? Etwa daß die Gemeinden jetzt 
mehr Rechte haben, Maßnahmen für die minderbe- 
mittelte Bevölkerung durchzuführen? Nein, im 
Gegenteil, daß die wenigen Rechte, die die Ge— 
meinden noch haben, ſchärfer beſchnitten werden. 
Es iſt ja auch kennzeichnend dafür, daß nicht etwa 
ein Senator die Regierangserklärung abgab, joii- 
dern, daß er ſeine jungen Leute herſchickt, die das 
vorleſen müſſen, was der Senat formuliert. Das 
kennzeichnet, daß der Senat nicht wagt, durch einen 
Senator die Erklärung hier ſelbſt geben zu laſſen. 

In dieſer Erklärung wird behauptet, die Ge- 
meinden hätten nicht das Recht, derartige beſon— 


dere Unterjtügungen zu gewähren. Herr Vizepräſi⸗ 


dent Gehl, iſt Ihnen vielleicht bekannt, daß Ihr 
Freund Ramminger und die Mehrheit in der 
Ohraer Gemeindevertretung, die aus Sozialdemo⸗ 
kraten beſteht, durch den Druck der Ohraer Arbei— 


ter ſeit Jahren immer beſondere Unterſtützungen 


beſchloſſen haben? Iſt Ihnen bekannt, daß der frii- 
here Bürgerblock-Senat nichts getan hat, um das 


zu unterbinden? Iſt Ihnen bekannt, daß auch in 


andern Gemeinden Beſchlüſſe gefaßt und nicht nur 
gefaßt, ſondern zur Durchführung gebracht worden 
ind? Jawohl! Aber was tritt neu in Erſcheinung? 
Seit den letzten Gemeindewahlen iſt die Anzahl 
der Gemeinden, die beſondere Unterſtützungen für 
die Erwerbslojen beſchloſſen haben, geſteigert wor— 
den, und gerade weil wir jetzt ſehen, daß nicht eine, 
nicht zwei Gemeinden dieje beſonderen Unter- 
ſtützungen gewähren, daß es jetzt ein Dutzend Ge— 
meinden jind, die dieje beſonderen Unterſtützungen 
geben, gerade deshalb greift jetzt die Verwaltung 
ein und unterbindet dieſe Maßnahmen der Ge— 
meinden. 

Wir wollen nun die „rechtliche“ Seite anſchnet— 
den und einmal unterſuchen, ob die Gemeinden 
nicht das Recht haben, derartige Sonderunter— 
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ſtützungen zu gewähren. Feſt ſteht, daß die Unter- j 


ſtützung eine Hungerunterſtützung iſt und nicht 
im entfernteſten ausreicht, den Lebensunterhalt 
eines Erwerbsloſen ſicherzuſtellen. Wir wiſſen, daß 
deshalb jogar das Danziger Wohlfahrtsamt be- 
ſondere Unterſtützungen gewährt, um es dem Er⸗ 
werbsloſen zu ermöglichen, einmal Stiefel oder 
Schuhe für ſich und ſeine Kinder zu kaufen. 

Alſo es werden bereits über die geſetzlich jeft- 
geſetzten Unterſtützungsſätze beſondere Wohlfahrts- 
unterſtützungsmaßnahmen getroffen. Das ſteht ſeit 
Jahr und Tag feſt. In den Gemeinden war es 
bisher jo üblich, daß man es bei Eintritt der fal- 
ten Jahreszeit den Erwerbsloſen möglich machte, 
ſich Brennung oder vielleicht ein paar Zentner 
Kartoffeln zu beſchaffen. Entweder gewährte man 
Brennung oder Kartoffeln direkt, oder man gab 
Geldunterſtützungen, um die Erwerbslojen in den 
Stand zu ſetzen, ſich Brennmaterial und Kartof— 
feln zu kaufen; denn von den als laufende Unter- 
ſtützung gewährten Hungerpfennigen konnten die 
Erwerbsloſen nicht derartige Anſchaffungen 
machen. Das iſt bisher in vielen Gemeinden gang 
und gäbe geweſen. Ich ſagte ſchon, ſeit den letzten 
Gemeindewahlen hat ji) die Zahl dieſer Gemein- 
den vergrößert. Jetzt beſchließt man im Senat, daß 
ſolche Unterſtützungen nicht ſtatthaft ſind. Was ſoll 
denn nicht ſtatthaft ſein? Daß beim Vorhanden⸗ 
ſein einer beſonderen Notlage die Gemeinden 
keine Wohlfahrtsunterſtützung auszahlen dürfen? 
Daß bei beſonderer Notlage die Gemeinden ein⸗ 
greifen können, um dieſe Notlage der Bevölkerung 
zu mildern? Das war bisher geſtattet, und es iſt 
auch in ſehr vielen Gemeinden tatſöchlich 
geſchehen. Sit das vielleicht nicht in Ohra ge- 
ſchehen? (Abg. Klingenberg: An Minderbemit⸗ 
telte!) Sie aber wollen jetzt das Eintrelen ver— 
ſchiedener Gemeinden für die minderbemittelte 
Bevölkerung durch dieſe Maßnahmen unterbinden. 
(Abg. Liſchnewſki: Bürgerwieſen!) 

Eigenartig iſt die Behauptung, die jetzt der ſo⸗ 
zialdemokratiſche Abgeordnete Klingenberg 
ſtellt. Er rechnet die Erwerbsloſen nicht zu der 
minderbemittelten Bevölkerung. (Abg. Klingen- 
berg: Das habe ich nicht behauptet!) Ich werde 
den Nachweis führen. Ich erklärte, Sie wollten es 
den Gemeinden tatſächlich verbieten, eine beſon— 
dere Fürſorge für die Erwerbsloſen durchzuführen. 
Da ſagten Sie, das ſei nicht der Fall. Als ich den 
Fall Ohra nannte, erklärten Sie, nein, dort ſei es 
für die minderbemittelte Bevölkerung durchge— 
führt. Damit erklären Sie, daß ein Gegenſatz 
zwiſchen dem Erwerbsloſen und der minderbemit⸗ 
telten Bevölkerung beſteht. (Abg. Gehl: Nein!) 
Wenn Sie erklären. daß auch die Erwerbsloſen 
zur minderbemittelten Bevölkerung gehören, 
dann ift der Beſchluß., den Sie im Senat gefaßt 
haben, um ſo eigenartiger. Aber durch Ihren Zuruf 
dokumentieren Sie etwas ſehr Wichtiges, daß auch 
Sie als Sozialdemokraten hinter dieſem Beſchluß 
des Senats Itehen; denn ſehr oft ſuchen Sie fih 
dadurch aus der Klemme zu ziehen, daß Sie erklä— 
ren. Sie hätten im Senat nicht die Mehrheit. die 
Mehrheit ſei einer bürgerliche, 13 bürgerlichen 
Senatoren ſtänden 11 ſozialdemokratiſche gegen⸗ 
iiber. Aber Ihre Zwiſchenrufe beweiſen, daß hier 
die Einheitsfront im Senat beſtand (Widerſpruch 
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links), daß auch Sie einverſtanden waren, daß es 
den Gemeinden nicht mehr geſtattet iſt, beſondere 
Unterſtützungen zu zahlen. Wir werden auch ans 
dere Beſchlüſſe faſſen. Wir werden in den Gemein⸗ 
den für die minderbemittelte Bevölkerung einen 
um ſo ſchärferen Kampf führen. (Abg. Gehl: Sie 
können beſchließen, was Sie wollen, wenn Sie bloß 
die Mittel aufbringen!) Sie wollen damit doku⸗ 
mentieren, daß Mittel nicht vorhanden feien. 
Wiſſen Sie aber, daß gerade in vielen Landge— 
meinden ſolche Mittel vorhanden ſind, weil die 
Großagrarier nur 75 bis 100 Prozent Zuſchläge 
zur Grundſteuer zahlen. Iſt Ihnen das bekannt? 
Sit Ihnen bekannt, daß diefe Leute gar nicht. 
damit getroffen werden, wenn die prozentuale 
Steuer erhöht wird, weil ſelbſt nach Ihren Anga- 
ben in der „Volksſtimme“ 61 Prozent der Grok- 
bauern überhaupt keine Einkommenſteuer zahlen? 

Man iſt alſo wohl dazu imſtande, die Mittel 
aufzubringen. Haben Sie nicht vor den Gemeinde— 
wahlen immer wieder propagiert: Eroberung der 
Mehrheit im Gemeindeparlament ſchafft die Mög⸗ 
lichkeit, gerade die Kreiſe, die ſich vor Steuern 
drückten, durch Kommunalſteuern ſtärker zu erfaſ— 


jien? Haben Sie nicht erklärt, daß man durch die 


ſchärfere Erfaſſung dieſer Kreiſe eine beſondere 
Wohlfahrtsfürſorge einrichten könne? (Abg. Gehl: 
Kommt alles nicht in Frage!) Ich werde auch die 
Flugblätter, die Sie vor den Wahlen herausgege— 
ben haben, als Beweismaterial beibringen, daß 
Sie vor den Gemeindewahlen erklärten: „Nicht 
nur eine beſondere Wohlfahrtsfürſorge für die 
minderbemittelte Bevölkerung“, ſondern, daß Sie 
auch erklärt haben: „Eine beſondere Fürſorge 
durch die Gemeinden für die Erwerbsloſen.“ Das 
haben Sie gleichfalls in Ihren Flugblättern ge- 
ſagt. Jetzt nehmen Sie einen andern Standpunkt 
ein. Aber fejt ſteht, daß diefe Maßnahme des Se- 
nats fih tatſächlich gegen das Selbſtverwaltungs— 
recht der Gemeinden richtet. Sie haben ſelbſt er— 
klärt, es darf den Gemeinden, wenn ſie dazu im⸗ 
ſtande ſind, die Mittel aufzubringen, nicht ver⸗ 
wehrt werden, eine beſondere Wohlfahrtsfürſorge 
für die minderbemittelte Bevölkerung einzurichten. 
Sie haben ſelbſt erklärt, daß Ihrer Anſicht 
nach zu der minderbemittelten Bevölkerung auch 
die Erwerbsloſen zu rechnen ſind. Das haben Sie 
doch in aller Offenheit mit aller Deutlichkeit er- 
klärt. Damit haben Sie aljo erklärt, daß die Ge- 
meinden berechtigt ſind (Abg. Gehl: Darum han— 
delt es ſich gar nicht!), tatſächlich eine beſondere 
Fürſorge auch für die Erwerbsloſen einzurichten, 
da ſie auch zur minderbemittelten Bevölkerung 
gehören. 

5 Nachdem nun einige Gemeinden dieſen Be— 
ſchluß gefaßt haben, zeigt es fih, daß Sie im Ge- 
nat nicht mehr der ſozialdemokratiſche Agitator, 


ſondern der direkte Lakai der Bourgeoiſie find. 


(Abg. Gehl: Haben Sie eine Ahnung!) So machen 
Sie dort eine andere Politik und unterbinden 
die Maßnahmen, die in der Gemeinde für Min- 
derbemittelte getroffen werden. Wir werden 
alles tun, um diefe Ihre Demagogie, diefe Ihre 
zwieſpältige Stellungnahme zum Problem der 


beſonderen Wohlfahrtsunterſtützung an die min- 
derbemittelte Bevölkerung auch tatſächlich 
breiten Maſſen, 


den 
der Oeffentlichkeit bekannt zu 
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geben. Wir werden uns mit dieſer Maßnahme 
nicht zufrieden geben, ſondern werden die Arbeiter 
in den Gemeinden mobiliſieren, damit Sie es mit 
der Beſeitigung der letzten Reſte der Selbſtver— 
waltung in den Gemeinden nicht ſo leicht haben 
werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Klingenberg. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Ich will verſuchen, im Gegenſatz zu den 
Ausführungen des Herrn Plenikowſki den ſach⸗ 
lichen Kern in dieſer Angelegenheit herauszuſchä— 
len. Ich habe zu der Großen Anfrage Nr. 873 im 
Auftrage meiner Fraktion folgendes zu erklären. 

Wenn man den ſachlichen Kern dieſer Ange— 
legenheit klar erkennen will, muß man fih folgen- 
des vor Augen führen. Erſtens einen allgemeinen 
Geſichtspunkt, nämlich, das Selbſtverwaltungs⸗ 
recht der Gemeinden wird im Rahmen der befte- | 
henden Geſetzgebung ausgeübt. Eine bejondere Pi⸗ 
fanterie liegt in der Tatſache, daß dieſer Grund- 
jag von Herrn Abg. Plenikowſki vor drei Jahren 
vor einer Gemeindevertreterkonferenz von ihm 
ausdrücklich hervorgehoben worden ijt. Im Rah⸗ 
men dieſer Geſetzgebung iſt die Sozialdemokratie 
ſtets dafür eingetreten, daß das Selbſtverwal⸗ 


tungsrecht der Gemeinden in keiner Weiſe be— 
ſchnitten wird. 
Zweitens gilt im beſondern für die vorlie— 


gende Angelegenheit der $ 16 des Erwerbsloſen— 


fürſorgegeſetzes, wonach lediglich der Senat er— 
mächtigt iſt, im Verordnungswege andere Bes 
zugsſätze für die Erwerbsloſen feſtzulegen. Das 


ſteht im Geſetz, und das iſt um ſo mehr einleuch⸗ 
tend, als ja der Staat mindeſtens fünf Sechſtel 
aller Bezüge trägt, in leiſtungsſchwachen Gemein— 
den noch weit mehr. Beſchlüſſe von Gemeinde- 
vertretungen, die eine Aenderung dieſer im Geſetz 
feſtgelegten Bezüge und damit auch des $ 16 vor- 
ſehen, find alfo geſetzlich unzuläſſig. In S 16 liegt 
nach meinem Dafürhalten ein außerordentlich 
wichtiger Schutz für die Erwerbsloſen. Das über⸗ 
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nikowſki, dieſen Weg kennt. Wenn er ihn aber 
nicht vorſchlug, bleibt nur der bedauerliche Schluß 
übrig, daß die Große Anfrage nicht ſo ſehr be— 
zweckte, den Erwerbsloſen zu helfen, als vielmehr 
die Dinge bewußt zu komplizieren (Sehr richtig! 
links) und der jetzigen Regierung und beſonders 
der Sozialdemokratie Knüppel zwiſchen die Beine 
zu werfen. (Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſki) 
Wenn irgend eine Partei den Anſpruch darauf er⸗ 
heben darf, alle geſetzlichen Möglichkeiten ausge- 
nutzt zu haben, um der Not der Erwerbsloſen zu 
ſteuern, fo ijt es wohl die Sozialdemokratie. (Hei: 
terkeit bei den Kommuniſten). Dafür liegen un⸗ 
zählige Beweiſe vor, die von den Erwerbsloſen 
ſelbſt erbracht werden. Wir werden weiter wie 
bisher ehrlich bemüht ſein, der Sache der Er— 
werbsloſen zu dienen, nicht mit großem Geſchrei 
und leeren Beſchlüſſen, nicht mit undurchführbaren 
Agitationsmethoden und irreführenden Großen 
Anfragen, ſondern mit der Tat. (Lebhaftes 


Bravo! links). 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki: Abgeordneter (K. P.): Die Taten 
ſind uns zur Genüge bekannt, ſiehe nur Abbau der 
für die Erwerbsloſenfürſorge eingeſetzten Mittel 
in den letzten zwei Jahren um 2½ Millionen. 
Das iſt Ihre Tat. Wollen Sie noch andere hö— 
ren? Eine Tat habe ich bereits gekennzeichnet, das 
ijt der ungeheuer ſtarke Aufbau des Schutzpolizei— 
apparates gegenüber 1924. Das ſind Ihre Taten! 
Aber Sie werden auch noch ein paar andere hö- 
ren. (Zwiſchenrufe und Anruhe! links). Sie er⸗ 
klären immer wieder, daß Sie kein großes Geſchrei 
machen wollen. Damit wollen Sie immer wieder 
ſagen, daß ſich die Arbeiter nicht außerhalb des 
Parlaments zum Kampf gegen dieſe Geſellſchaft 
die hier ſitzt, ſammeln ſollen, um einen Druck auf 
ſie auszuüben, ſondern Sie ſagen, verlaßt euch nur 
hübſch brav und artig auf uns, eure Vertreter. 
Wir werden durch unſere Taten im Koalitions- 
ſenat dafür ſorgen, daß euch geholfen wird. Tat⸗ 


ſehen die Herren von der Kommuniſtiſchen Partei, ſache ift dabei nur, daß die Erwerbsloſen immer 


denn wenn es im Belieben der Selbſtverwal— 
tungskörperſchaften ſtände, die Sätze generell zu 
ändern, ſo würde in reaktionären Gemeinden 
ganz ſicherlich eine Herabminderung der Erwerbs- 
loſenbezüge zu befürchten ſein. (Abg. Gehl: Sehr 
richtig!) Dieſe Konſequenzen muß man ſich vor 
Augen halten, wenn man nicht will, daß das 
ganze Gefüge des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
zum Schaden der geſamten Erwerbsloſen gelockert 
wird. (Sehr gut! links). 

Nun die Frage: Beſteht die Möglichkeit über: 
haupt für die Gemeinden, eine Linderung der 
Not der Erwerbsloſen vorzunehmen? Dieſe Frage 
muß bejaht werden. Es kann keiner Gemeinde 
verwehrt werden, an beſonders bedürftige Er— 
werbsloſe Sonderbeihilfen zu geben, und zwar auf 


dem Wege der Wohlfahrtspflege. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten) Dieſer Weg iſt überall dort 
geſetzlich zuläſſig beſchritten worden, wo die Go- 
zialdemokraten ihren Einfluß in den Gemeinden 
geltend machen konnten. (Abg. Plenikowſki: Das 
werde ich zeigen!) Es iſt ſehr wohl anzunehmen, 
daß der Unterzeichner der Anfrage, der Abg. Ple- 


mehr hungern. Daß Sie aber auch andere dema— 
gogiſche Manöver brauchen, je nach der Situation, 
das beweiſen uns z. B. einige Ausführungen in 
der Metallarbeiterzeitung vom 31. Auguſt, wo es 
heißt: „Wenn irgend etwas, ſo kann nur der Druck 
von außen den Anſchlag des Unternehmertums 
auf die Sozialverſicherung und auf die Taſche der 
Arbeiterſchaft vereiteln.“ Sie können alſo auch 
anders. Den Druck des Unternehmertums kann 
man nur durch den Druck von außen beantworten 
und nicht dadurch, daß Sie ſich hier hinſtellen und 
erklären: „Wir werden durch die Tat zeigen, daß 
wir helfen.“ 

Weiter ſagen Sie: „Wenn wir geſtatten würden, 
daß die Gemeinden ſelbſtändig eine Verbeſſerung 
der Erwerbsloſenfürſorge durchführen, dann müß⸗ 
ten wir auch geſtatten, daß in andern Gemeinden 
einfach die Sätze heruntergeſetzt werden.“ Nun, 
dieſes Manöver der Sozialdemokraten iſt zu be- 
kannt, als daß die Arbeiterſchaft noch darauf hin⸗ 
einfällt. Wir wiſſen, daß Sie alle Ihre Mak- 
nahmen, z. B. das Saiſonarbeitergeſetz, dem Sie 
heute noch Ihre Zuſtimmung geben werden, da- 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

mit begründen, daß Sie alles nur tun, um Schlim⸗ 
meres zu verhüten. Alles, was Sie der Bour- 
geoiſie zu Liebe tun, machen Sie, um „Schlim— 
meres“ zu verhüten. Deshalb verbieten Sie alſo 
auch den Gemeinden, eine beſſere Fürſorge ein— 
zuführen, um Schlimmeres zu verhüten; damit 
die Erwerbsloſenfürſorge nicht abgebaut wird. 
Das iſt Demagogie erſten Ranges. 

Sie erklären weiter, durch den Antrag ver— 
ſuchen wir nur der Sozialdemokratie Knüppel 
zwiſchen die Beine zu werfen. Wir ſagen, wir 
werden jede Gelegenheit benutzen, um der Sozial- 
demokratie Knüppel zwiſchen die Beine zu wer- 
fen, damit dieſer ganze Koalitionsſenat zum Teu- 
fel gejagt wird. (Zwiſchenrufe und Unruhe links) 
Wir werden alles daran ſetzen, damit dieſer Koa— 
litionsſenat jo ſchnell wie möglich von der Bevöl— 
kerung zum Teufel gejagt wird. (Sehr gut! bei 
den Kommuniſten — Zwiſchenrufe links). Glau- 
ben Sie ja nicht, daß wir vielleicht Angſt haben, 
daß Sie mit Ihren demagogiſchen Manövern noch 
die Arbeiterſchaft einfangen. Die Arbeiter wiſſen 
heute nur zu gut, wer ihre Intereſſen vertritt, die 
Sozialfaſchiſten oder wir. (Unruhe und Zwiſchen— 
rufe). Sie wiſſen doch, daß ſie dieſe 42 Mandate 
nicht behalten werden. Sie wiſſen doch, daß Ihr 
Scheinkampf mit den Deutſchnationalen auch nur 
dazu dient, die Arbeiter bei Ihrer Partei zu hal— 
ten. Dieſe Herren da drüben erleichtern ja der 
S. P. D. die demagogiſchen Manöver. Wir haben 
diefe Leutchen ja auch heute wieder entlarvt. Sie 
ſagten, das Saiſonarbeitergeſetz wäre ein Ausnah- 
megeſetz; Sie wollten dieſes Geſetz nicht. Sie wuk- 
ten aber auch, daß heute nicht 60 Abgeordnete der 
Koalition da ſind; Sie konnten alſo heute den 
Volkstag hoch gehen laſſen. Sie dachten nicht da- 
ran, fogar nicht bei ſolchen Geſetzen, die Sie als 
Ausnahmegeſetz bezeichnen. Sie (zu den Deutjch- 
nationalen) haben ja in Ihrer Zeitung geſagt, Sie 
hätten bei den Etatsberatungen auch den Senat, 
die Regierung hoch gehen laſſen können. Sie 
denken ja aber nicht daran, Sie treiben die aller- 
ſchönſte Verſtändigungspolitik mit dieſen Leuten. 
Ihr „Kampf“ iſt in Wirklichkeit ein Zuſammen— 
arbeiten, um die Arbeiterſchaft einzufangen. Nur 
daß die Arbeiterſchaft ſich nicht mehr einfangen 
läßt. Sie erkennt die Manöver beider Parteien. 


Nun eine andere Tatſache. Sie erklären, Hle- j 


nikowſki weiß nur zu gut, daß man die Selbſtver— 
waltung in den Gemeinden nur im Rahmen der 
beſtehenden Geſetze handhaben kann. Er hat vor 
drei Jahren ſelbſt in einer Kommunal- Vertreter— 
konferenz dieſelbe Erklärung abgegeben. Oh ja, 
das ſtimmt. (Na alfo! links). Beruhigen Sie ſich 
m. H. Es ſtimmt daß ich das damals geſagt habe, 
aber wir ſind es ja, die der Arbeiterſchaft immer 
wieder ſagen: Die Mehrheit in der Gemeindever— 
tretung bedeutet nicht, daß ihr euch irgendwie 
von Not und Elend in der Gemeinde befreien 
könnt. Wenn ihr die Mehrheit habt, werdet ihr 
erſt recht erkennen, daß die Geſetze dieſes kapita— 
liſtiſchen Staates euch nicht im geringſten geſtat⸗ 
ten, tatſächlich eine Verbeſſerung eurer Lage durch— 
zuführen.“ (Zurufe links). Dieſe Ausführungen 
ſcheinen Euch (zu den Sozialdemokraten) ſehr un- 
angenehm zu ſein. Wenn aber tatſächlich noch 


irgendwie, wenn auch nur beſcheidene Möglichkei⸗ 
ten beſtehen, etwas für die minderbemittelte Be— 
völkerung zu tun, dann wird man auch die letzten 
Reſte dieſer Möglichkeiten beſeitigen. 

Das iſt es, was wir hier zeigen, daß tatſächlich 
ausgerechnet der Koalitionsſenat dazu übergeht, 
dieſe letzten beſcheidenen Möglichkeiten, nur ein 


wenig die Lage der minderbemittelten Bevölke— 


rung in den Gemeinden zu verbeſſern, jetzt auch 
zu zerſtören. Wir haben den Arbeitern tatſächlich 
den Beweis geliefert, daß es ſo iſt, daß ſie ſich nicht 
zufrieden geben müſſen, in der Gemeindevertre— 
tung die Mehrheit zu erringen, ſondern daß ſie 
darüber hinaus den Kampf gegen dieſes ganze 
verfaulte, korrumpierte Syſtem führen müſſen. 
Und das erkennen die Arbeiter in den Gemeinden 
von Monat zu Monat immer mehr. Sie wiſſen, 
wenn Sie (zu den Sozialdemokraten) es auch im— 
mer wieder geleugnet haben, daß gerade auf dem 
Lande die Arbeiter fluchtartig die Sozialdemokra— 
tiſche Partei verlaſſen. (Lachen links). Sie haben 
in den letzten Jahren immer wieder von einer 
„Zerſtörung“ der Kommuniſtiſchen Partei gefaſelt, 
immer wieder von „Fraktionskämpfen“ in der 
Kommuniſtiſchen Partei. Der Beweis iſt geliefert, 
daß die Fraktionskämpfe in Ihrer Partei ſchärfer 
als je entbrannt ſind. Fragen Sie einmal Herrn 
Joſeph, fragen Sie Ihren rechten Flügel, wie 
ſcharf dieſe den Kampf führen. Nicht, weil dieſe 
ſogenannten „Linken“ wirklich etwas für die Ar- 
beiterſchaft tun wollen, ſondern um die rebellie— 
renden Mitglieder zu beruhigen. Denken Sie nur 
an die Auseinanderſetzungen bezügl. des Mieter- 
geſetzes. Denken Sie nur an die Auseinander- 
ſetzung im vergangenen Jahr bezüglich der Ein- 
führung des Erwerbsloſenverſicherungsgeſetzes. 
Sie kennen diefe Fraktionskämpfe nur allzu ge- 
nau. Aber Sie wollen durch Ihre Lügen nur die 
Aufmerkſamkeit von der tiefen Kriſe innerhalb 
der Sozialdemokratiſchen Partei ablenken. (Freut 
Euch doch! links). Aber gewiß! Sie (zum Abg. 
Selow) ſind ja anſcheinend auch nicht einer von 
denen, die darüber weinen. 


Wir werden den Kampf noch ſchärfer führen. 
Wir weiſen darauf hin, daß dieſe „Kämpfe“ in⸗ 
nerhalb Ihrer Partei nur Manöver ſind. Sie ha- 
ben in den letzten Jahren noch nicht einmal den 
Beweis liefern können, daß auch nur eine Orts- 
gruppe der Kommuniſtiſchen Partei zu den So- 
zialdemokraten übergetreten iſt. Sie haben hin 
und wieder darauf hinweiſen können, daß ein 
paar Renegaten den Weg zu Ihrer Partei gefun- 
den haben, weil fie hoffen, genau wie der Ober- 
leutnant Sturm, einen Poſten zu erhalten. Aber 
wir haben gerade in den letzt zwei Jahren immer 
wieder gezeigt, daß ganze Ortsgruppen Ihrer 
Partei zu uns übergetreten ſind. (Oliva! links). 
In Oliva iſt die ſozialdemokratiſche Ortsgruppe 
noch nicht ganz zu uns übergetreten, aber ſie wird 
in der nächſten Zeit zu uns übertreten, verlaßt 
Euch darauf. (Zuruf des Abg. Moritz). Ihr macht 
die Zwiſchenrufe gewiß im Intereſſe der Erwerbs- 
loſen! Die Erwerbsloſen haben es ja immer ge— 
ſehen, wo die ſozialdemokratiſchen Führer waren, 
als die Erwerbsloſenfragen behandelt wurden. 
Draußen an der Theke haben ſie ſich beſoffen. (Sie 
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(Pleuikowſki, Abgeordneter) 

ſind doch heute auch nicht nüchtern, nicht wahr! 
links). Ich möchte nicht unterſuchen, wer heute noch 
von Ihrer Fraktion nüchtern ift. Herr Klingen- 
berg, machen Sie es nur wie gewöhnlich, die Theke 
iſt zu verlockend. 

Es wurde nun erklärt, ich müßte doch am 
beſten wiſſen, daß die Gemeinden über die Geſetz— 
gebung, wie ſie beſteht, nicht hinauskönnen. Es 
wurde ja aber erklärt, den Gemeinden fei gejtat- 
tet, eine beſondere Wohlfahrtsfürſorge zu treiben. 
Darum handelt es ſich. Geſtattet die beſtehende 
Geſetzgebung den Gemeinden eine beſondere 
Wohlfahrtsfürſorge für die Erwerbsloſen? 
Jawohl, ſie zählen zur minderbemittelten Be— 
völkerung. Alſo, warum foll dann die beſon— 
dere Fürſorge der Gemeinden für die Erwerbs— 
loſen mit einem Male nicht geſtattet ſein? Ich 
will ſagen, warum. Auch dieſe Maßnahme iſt 
nichts anderes als eine Vorbereitung zur Gin- 
führung des Erwerbsloſenverſicherungsgeſetzes. 
Alle Maßnahmen, die Sie jetzt in der letzten Zeit 
trafen, der beabſichtigte Hinauswurf Hunderter 
von Hafenarbeitern aus dem Hafen, das immer 
ſchärfere brutalere Vorgehen gegen die Erwerbs— 
loſen, beweiſt das. In letzter Zeit ſind Dutzende 
von Erwerbsloſen einfach um ihre Unterſtützung 
geprellt worden. Ihnen wurde die Unterſtützung 
entzogen. weil ſie „unwürdig“ ſind. Was bedeu— 
tet unwürdig? Wir werden zeigen, was Sie dar- 
unter werjtehen. Alle dieje Maßnahmen dienen 
nur dazu, um Ihnen nachher die Baſis zu geben, 
zu erklären: „Wenn die Erwerbsloſen einmal in 
der Erwerbsloſenverſicherung ſind, kann ihnen 
niemand die Unterſtützung ſperren und ſie nie— 
mand darum bringen. dann haben ſie Marken 
geklebt und einen geſetzlichen Anſpruch auf die 
Unterſtützung“. Man will deshalb mit aller Ge- 
walt die Zahl der Erwerbsloſen, die keine Unter— 
ſtützung bekommen, verſtärken. Man will das 
Elend und die Not der übrigen, die heute noch 
Unterſtützung beziehen, ſteigern, indem man be— 
ſondere Aufwendungen nicht geſtattet. 

Das will man durchführen, das iſt die Vorbe⸗ 
reitung zur Einführung des Erwerbsloſenverſiche— 
rungsgeſetzes. Wenn Sie andererſeits erklären, 
Verbeſſerung der Sätze der Erwerbsloſen ſei Sache 
der Regierung, des Senats, dann fragen wir: 
Haben Sie vielleicht durch die Tat gezeigt, daß 
Sie gewillt ſind, die Unterſtützungsſätze für die 
Erwerbsloſen zu erhöhen? Wir haben hier ſo oft 
angeprangert, daß in den letzten drei Jahren die 
Indexziffer für den Lebensunterhalt um 10 bis 
15 Punkte geſtiegen iſt. (Mehr! im Zentrum.) 
Alſo hier wird ſogar von bürgerlicher Seite be— 
hauptet, daß es mehr ſei. Das ſtimmt. Ich habe 
nur die Zahlen genannt, die uns das Statiſtiſche 
Amt gibt. Aber wir wiſſen, wie es die Zahlen er- 
rechnet. Feſt ſteht, daß demgegenüber die Unter- 
ſtützung der Erwerbsloſen ſeit vier Jahren nicht 
um einen Pfennig erhöht worden iſt. Das bewei⸗ 
fen auch wiederum die Taten, die Sie für die Er- 
werbsloſen vollbringen. 

Nun ſagen Sie, man ſolle beſondere Wohi- 
fahrtsunterſtützungen beſchließen. Auch da möchte 
ich Ihnen etwas ſagen. Wir haben tatſächlich in 
einigen Gemeinden ſolche beſonderen Wohlfahrts⸗ 
unterſtützungen beſchloſſen. Wir haben auch die 
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Mittel eingeſetzt und, um die Mittel aufzubrin⸗ 
gen, die Großagrarier ſtärker belaſtet und die 
ſchwächeren Kreiſe entlaſtet, zu dem Zwecke, beſon— 
dere Wohlfahrtsunterſtützungen gewähren zu 
können. Da haben die Verwaltungsorgane dieſes 
Hungerſenats, die Landratsämter, auch dieſe 
Maßnahme unterbunden. Sie haben erklärt, die 
Gemeinden dürften Aufwendungen für beſondere 
Wohlfahrtsfürſorge in dieſer Höhe einfach nicht 
machen. So ſehen Ihre Taten aus. Wir haben 
auch in dieſer Beziehung eine Große Anfrage ein— 
gereicht und werden dazu beſonders ſprechen. 
Aber wenn Sie erklären, die Vertreter der Sozial- 
demokraten haben in den Gemeinden gezeigt, daß 
ſie für die Wohlfahrtsfürſorge ſind und Mittel für 
eine beſondere Wohlfahrtsfürſorge bewilligt 
haben, dann ſtimmt das nicht. Wir haben ſo oft in 
unſerer Zeitung das Verhalten ſozialdemokra— 
tiſcher Gemeindevorſteher gebrandmarkt. Wo Sie 
die Mehrheit haben, denken Sie nicht daran, 
beſondere Wohlfahrtsfürſorge zu treiben. Ich 
erinnere daran, daß die ſozialdemokratiſchen 
Kreistagsabgeordneten dagegen waren, daß den 
(Kleinrentnern im Kreis Großes Werder eine be— 
ſondere Unterſtützung gewährt wurde. Da haben 
Sie ſich genau ſo herausgeſchwindelt und haben 
erklärt, wir können keine beſondere Fürſorge trei- 
ben, weder für die Kleinrentner noch für die Er- 
werbsloſen, das verbietet die Geſetzgebung. Das 
iſt Ihr Kampf! Herr Klingenberg hat ſich verzo— 
gen. Er hat wahrſcheinlich doch gemerkt, daß ſeine 
Manöver hier ein wenig zu klar entlarvt worden 
ſind. Das iſt ihm unangenehm. 

Die Gegenſätze zwiſchen Arbeit und Kapital, 
zwiſchen Proletariat und Bourgeoiſie verſchärfen 
ſich. Das geſchieht, weil dieſes kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem von Jahr zu Jahr immer ſtärker in 
Widerſpruch mit den Prroduktionskräften gerät, 
weil fih deshalb das Elend und die Not der Mr- 
beiterſchaft ſteigern. Sie wiſſen ganz genau, daß 
die Arbeiterſchaft gerade in der letzten Zeit immer 
mehr erkennt, wie richtig der Weg iſt, den die 
ruſſiſchen Arbeiter gegangen ſind. Sie wiſſen, wie 
verräteriſch der Weg ift. den Noske, Ebert und 
Scheidemann gegangen ſind. Es iſt begreiflich, 
daß die Sozialfaſchiſten mit aller Wut gegen Sow- 
jetrußland, gegen das Land der Arbeiter, kämpfen. 
Das iſt kein Zufall, ſondern iſt nötig, um Ihren 
Verrat zu decken; deshalb organiſieren Sie noch 
ſchärfer als die Bourgeoiſie den Kampf gegen 
Sowjetrußland. Aber die Arbeiterſchaft erkennt 
das, und deshalb Ihre Bauchſchmerzen. Deshalb 
verſuchen Sie, die verſchärften Maßnahmen Ihres 
Hungerſenats durch neue Manöver zu verſchleiern. 
Aber Ihr ſozialer Deckmantel zeigt von Jahr zu 
Jahr größere Löcher. Heute iſt in dieſen Deckman⸗ 
tel der Sozialfaſchiſten ein neues großes Loch ge— 
riſſen worden. Wir werden alles daran ſetzen, daß 
Diae Mantel endlich einmal in Fetzen am Boden 
iegt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Wortmeldungen lic- 
gen nicht mehr vor. Die Beſprechung iit geſchloſ— 
ſen. Die Große Anfrage iſt damit erledigt. Ich 
rufe Punkt 12 auf: 

Große Anfrage Nr. 43 des Aba. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. betr. Sperren der Erwerbs- 
loſenunterſtützung. 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
Druckſache Nr. 874. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Schulze. 

Schulze, Abgeordneter (K. P.): Wenn in der 
Sitzung am vorigen Mittwoch Herr Senator Dr. 
Wiercinſki erklärte, es fehlten bis jetzt im Haus- 
halt 3½ Millionen, und mein Fraktionskollege 
Plenikowſti jagte: „Sie werden ſchon wiſſen, wo 
Sie diefe 3½ Millionen hernehmen follen“, fo 
werde ich Ihnen an Hand von Tatſachen beweiſen, 
daß man auf dem beſten Wege ift, diefe 3½ Mil- 
lionen zu beſchaffen, und zwar von den Aermſten 
der Armen, von den Erwerbsloſen. Die Sperrung 
der Erwerbsloſenunterſtützung nimmt ganz kraſſe 
Formen an. Wir ſehen vor allen Dingen, daß die 
Sperrungen bei den Angeſtellten um ſich greifen. 
Die Angeſtellten haben zu dieſer Frage Stellung 
genommen, und die Intereſſengemeinſchaft der 
Angeſtellten hat folgende Reſolution angenom- 
men: 


— 


Die Intereſſengemeinſchaft nimmt mit dieſer Re⸗ 
ſolution ganz entſchieden Stellung gegen die Mağ- 
nahmen des Arbeitsamts und der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge in Danzig. Sie bittet den Danziger Volkstag, 
zum Schutz der Rechte erwerbsloſer Angeſtellter Maß⸗ 
nahmen ergreifen zu wollen, die einen wirkſamen 
Schutz der erwerbsloſen Angeſtellten gegen die An⸗ 
griffe einzelner Behörden gewähren. 

Einer ganzen Anzahl unſerer Kollegen wurde die 
Erwerbsloſenunterſtützung geſperrt. Die Fürſorgebe⸗ 
hörde hat dieſe Sperrungen damit begründet, daß 
dieſelben auf Veranlaſſung des Danziger Arbeits⸗ 
amtes erfolgen müſſen, da das Arbeitsamt erklärt 
hat, daß es nicht in der Lage wäre, die Angeſtellten 
unterzubringen. Das Arbeitsamt hat ferner aller⸗ 
hand Gründe angegeben, die deutlich den Stempel 
der „Mache“ tragen. Dieſes Vorgehen des Arbeits- 
amtes ſteht in kraſſem Widerſpruch mit dem Ver⸗ 
mittlungs⸗ und Erwerbsloſenfürſorgegeſetz. Die er⸗ 
werbsloſen Kollegen ſprechen in ihrer Geſamtheit ihr 
ſchärfſtes Mißtrauen gegen den Leiter des Danziger 
Arbeitsamtes, Herrn Regierungsinſpektor Ziegert 
aus, unter deſſen Leitung das Arbeitsamt noch keine 
ſachgemäße Vermittlungsarbeit getätigt bat, ſoweit 
wir das feſtſtellen können. Lediglich die Unfähigkeit 
des Arbeitsamtes, ältere, tüchtige Kräfte unterzu⸗ 
bringen, und ferner die ſchlechte Lage auf dem Ar- 
beitsamt ſind ſchuldig daran, daß eine ganze Anzahl 


tüchtiger Kräfte ſeit Jahren ſtempeln gehen müſſen. 


Wenn Herr Ziegert erklärt, daß die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt gut wäre, jo jagt er bewußt die Unz 
wahrheit; denn er weiß, daß 100 bis 250 Angeſtellte 
ſeit Jahren bei ihm erfolglos ſtempeln. Anſere Vor⸗ 
ſtandsmitglieder ſind ſämtlich ſeit drei Jahren er⸗ 
werbslos, ohne daß das Arbeitsamt ihnen helfen 
konnte. Wir, die erwerbsloſen Angeſtellten, wollen 
aber nicht die Prügelknaben einzelner Behörden ſein, 
ſondern wir fordern unſere wohlerworbenen Remte. 
Wenn das Arbeitsamt einen erwerbsloſen Ange⸗ 
ſtellten nicht unterbringen kann, dann mögen Ein⸗ 
richtungen getroffen werden, die denjenigen vor dem 
äußerſten Elend ſchützen. 

Wir bitten den Volkstag, Maßnahmen zu erwä⸗ 
gen, die den davon Betroffenen in ſolchen Fällen 
ſchützen. Das bisherige Erwerbsloſenfürſorgegeſetz 
ſteht in Widerſpruch mit den Maßnahmen des Ar⸗ 
beitsamtes. Die Erwerbsloſenfürſorgebehörde hat 
mit hörbarem Aufatmen die Gelegenheit ergriffen, 
um eine Anzahl älterer Angeſtellter ſozuſagen abzu⸗ 
würgen. Die Angeſtellten wurden mit der Maßgabe, 
daß ſie nicht mehr unterzubringen wären, oder daß 
ihre Erwerbsloſigkeit veranlaßt wäre durch die eigene 
Perion, an das Wohlfahrtsamt verwieſen. 

Wir ſtellen feſt, daß das Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetz in der heutigen Faſſung weder ſolche Maßnah⸗ 
men kennt, noch daß eine Befriſtung der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge vorgeſehen iſt. Die Erwerbsloſenfürſorge 
ijt ein Geſetz, das in der Danziger Staatsverfaſſung 
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verankert iſt. Erwerbsloſenunterſtützung iſt ein wohl⸗ 

erworbenes Recht, erworben durch Arbeit, bedingt 

durch die Erwerbsloſigkeit. Herr Volkswirtſchaftsrat 

Dr. Schneider hat dem Geſuch des Arbeitsamtes 

Folge gegeben, und die oben erwähnten geſetzlich nicht 

zuläſſigen Sperren verhängt. 

Wir bitten den Volkstag im Namen unſerer 
Kollegen dringend, veranlaſſen zu wollen, daß unſere 
Volkswirtſchaft durch humanere Mittel, als ſie Herr 
Dr. Schneider anwendet, gehoben wird. Wir bean⸗ 
tragen, der Volkstag wolle beſchließen, die verhängten 
Sperren für unzuläſſig zu erklären und deren ſofortige 
Aufhebung zu fordern. 

Soweit die Reſolution der Angeſtellten. Wenn 
die Angeſtellten von dieſem Volkstag, von dieſer 
Regierung humanere Mittel fordern, ſogar bitten, 
wie es in dem Schreiben heißt, ſo ſagen wir von 
dieſer Stelle den Angeſtellten, den Arbeitsloſen 
und allen Arbeitern: Euer Geſchick, euer Elend 
wird erſt dann beſeitigt werden, wenn ihr dieſen 
Senat und dieſen Volkstag zum Teufel gejagt und 
1 und Bauernregierung aufgerichtet 
abt. 

Ich komme zu den Sperren in den einzelnen 
Gemeinden, damit Sie nicht etwa ſagen können, 
meine Angaben ſeien nicht wahr. Ich hebe die 
Gemeinde Buſchkau im Kreiſe Danziger Höhe her— 
vor, wo man es für nötig befunden hat, für die 
Sommermonate einen ortsüblichen Tagelohn von 
3,50 Gulden feſtzuſetzen und den ortsüblichen 
Tagelohn für die Wintermonate auf 2,50 Gulden 
herabzuſetzen. Wenn dort die Erwerbsloſen über 
den 1. Oktober hinaus ſtempeln, ſo bekommen ſie 
anſtatt 2,80 Gulden, das iſt der Höchſtſatz, für die 
ſechs Monate 2,10 Gulden. Wir ſehen, daß den 
Erwerbsloſen dadurch 70 Pfennige von ihrer kärg⸗ 
lichen Erwerbsloſenunterſtützung abgebaut wor- 
den ſind. Weiter hebe ich den Fall eines Arbei— 
ters Alfred Neumann aus Prauſt hervor, der 
fünf Jahre ununterbrochen bei einem Gutsbeſitzer 
für einen hundsmiſerablen Lohn gearbeitet hat 
und durch Umſchau in die Lage verſetzt war, eine 
andere Arbeitsſtelle anzutreten, wo er ein paar 
Pfennige Lohn mehr bekam. Der Arbeitgeber, 
bei dem er vorher in Stellung war, ging zum 
nächſten Gutsbeſitzer, zur Saatzuchtgeſellſchaft in 
Prauſt und verlangte, daß der Betreffende wegen 
Arbeitsmangels entlaſſen würde. Das trat in 
einem Zeitraum von 14 Tagen auch ein. Auf 
Grund des Geſetzes meldet ſich der Mann bei der 
Erwerbsloſenfürſorge. Das Landratsamt des 
Kreiſes Danziger Höhe, wo der erſte Arbeitgeber 
ſtellvertretender Landrat und Mitglied des Kreis- 
ausſchuſſes ijt, ſorgte von Kreis wegen dafür, daß 
dem Arbeiter nicht die Unterjtügung gewährt 
wurde. Das ſind einige kleine Beweiſe, wie man 
dazu übergeht, dieſe 3½ Millionen zu beſchaffen. 

Ein anderer Fall aus Danzig, Arbeiter Albert 
Lange. Das iſt ein Fall, von dem mein Frak⸗ 
tionskollege bereits ſagte, daß er zu den nicht 
„würdigen“ zähle. Dem Manne wird die Stem 
pelkarte entzogen, weil er nicht „würdig“ iſt. Ich 
frage den Senat, die Koalitionsparteien, ob fie 
es billigen, daß dem Arbeiter geſagt wird, er fet 
nicht würdig, obwohl feſtſteht, daß er kein Trinker 
iſt, daß er ſeine Familie recht und ſchlecht ernährt, 
wie es in ſeinen Kräften ſteht. Ich glaube, daß 
in dieſen Fällen ein Teil der Wahlverſprechungen 
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(Schulze, Abgeordneter) 
der Koalitionsparteien vor den Wahlen verwirk⸗ 
licht werden könnte, indem ſie helfend eingreifen. 
Sie denken aber gar nicht daran, dieſe Maßnahmen 
zu treffen. Sie müſſen dafür ſorgen, daß dieſer 
Fehlbetrag von 3½ Millionen Gulden auf Koſten 
der Aermſten der Armen in den Staatsjädel fließt. 
Wir ſagen allen Erwerbsloſen: eure Anträge 
im. Volkstag, eure Reſolutionen, die ihr an— 
nehmt, werden verpuffen, wenn ihr nicht ſelber 
dazu übergeht, dieſen Volkstag zu beſeitigen, wenn 
ihr nicht ſelber dazu übergeht, dieſen Senat zu 
beſeitigen, der nicht in der Lage iſt, auf Grund 
ſeiner privatkapitaliſtiſchen Einſtellung der ge— 
ſamten Arbeiterklaſſe etwas zu helfen und vor 
allen Dingen für die Arbeiter zu ſorgen. Wir ſagen 
der Arbeiterſchaft, helft der Kommuniſtiſchen Par- 
tei, den Sturz dieſer geſamten Geſellſchaft herbei- 
zuführen und eine Arbeiter- und Bauernregierung 
herbeizuführen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizrpräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. (Abg. Plenikowſki: Wo 
bleibt die Regierungserklärung?) Es lag keine 
Wortmeldung vor, ſo daß die Beſprechung geſchloſ— 
fen ift. (Abg. Plenikowſki: Unerhört!) Zur Ge- 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Gehl. 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Die Behandlung 
von Großen Anfragen im Volkstag iſt durch die 
Geſchäftsordnung genau vorgeſchrieben. Die Hand— 
habung iſt immer ſo, daß ein Regierungsvertreter 
nach der Begründung des Anfragers die Antwort 
der Regierung verlieſt. Er kann jederzeit das 
Wort verlangen. Wenn der Regierungsvertreter 
geſprochen hat, kann ein Antrag auf Beſprechung 
eingebracht werden. Das iſt der kritiſche Augen— 
blick, wo entſchieden wird, ob die Beſprechung be— 
ſchloſſen wird oder nicht. (Abg. Raſchke: Das 
müſſen Sie dem ſagen, der da hinten ſitzt, mir 
brauchen Sie das nicht zu erzählen!) Das tue ich 
auch. Ich bitte, ſo zu verfahren, wie es die Ge— 
ſchäftsordnung vorſchreibt. 
Vizepräſident Gaikowfti: Als Herr Abg. 


Schulze feine Rede beendet hatte, lag keine Wort- 


meldung vor. Sonſt hat die Regierung immer ihre 
Wortmeldung vorher eingereicht. In dieſem Falle 
iſt das nicht geſchehen. Es iſt mir bekannt, daß 
auch früher Große Anfragen nach der Begründung 
erledigt waren. Das läßt unſere Geſchäftsord— 
nung ebenfalls zu. Inzwiſchen iſt eine Wortmel— 
dung des Regierungsvertreters eingegangen. Ich 
erteile Herrn Regierungsrat Köppen das Wort. 
Köppen, Regierungsrat: Namens des Senats 
habe ich die Große Anfrage Nr. 43 wie folgt zu 
beantworten: Der Senat hat ſtets, wenn nach 
ſeiner Anſicht ohne genügende ſtichhaltige Be— 
gründung die Erwerbsloſenunterſtützung geſperrt 
worden war, diefe Entſcheidungen der Fürſorge— 
ausſchüſſe aufgehoben und darüber hinaus durch 
Verfügung vom 19. 8. 1929 angeordnet, daß den 
Betroffenen die Unterſtützung vom Tage des erſten 
Antrages an gezahlt wird. (Abg. Raſchke: Ich be⸗ 
antrage Beſprechung der Großen Anfrage!) 
Vizepräſident Gaikowſki: Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Das 
Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Weshalb 


ſind Sie jetzt für die Beſprechung? (Abg. Gehl: 


1969 


Weil wir Ihnen etwas zu ſagen haben!) Hoffent⸗ 
lich! Deshalb werde ich mich ſehr kurz faſſen, um 
zu hören, was für neue demagogiſche Manöver 
Sie durchführen wollen. (Zurufe links.) Ob ſo 
oder ſo, alles was Sie machen, ſind nur Manöver. 
Das hängt nicht von Ihrer Einſtellung ab. Sie 
müſſen ſich danach richten, wie ſtark die Klaſſen⸗ 
kräfte ſind. Dementſprechend richten Sie Ihre 
Maßnahmen ein. Ich will nur auf die letzte Er⸗ 
klärung der Regierung hinweiſen, die ausdrücken 
wollte, ſeht einmal, wie ſozial wir ſind, wir haben 
eine ungeheure Verbeſſerung dadurch eingeführt, 
daß die Unterſtützung, wenn der Senat die Rih- 
tigkeit einer Beſchwerde anerkennt, tatſächlich vom 
erſten Tage nach Einhaltung der Karenzzeit nah- 
zuzahlen ſei. Wirklich, ſehr ſozial, bloß daß Sie 
auch hier wieder vorbeihauen, weil das Geſetz das 
ja ſchon verlangt. Das Geſetz beſagt, daß, wenn 
die und die Beſtimmungen erfüllt ſind, jemand 
nach der Karenzzeit die Erwerbsloſenunterſtützung 
erhält. Es kommt ſehr häufig vor, daß dem An⸗ 
trag auf Gewährung von Grwerbslojenunter- 
ſtützung nicht ſtattgegeben wird, daß alfo Erwerbs- 
loſe nicht die Unterſtützung erhalten. Es läuft 
nun ein langwieriger Beſchwerdeprozeß. Wenn 
ſich in irgend einer Inſtanz herausſtellt, daß der 
betreffende Erwerbsloſe geſetzlichen Anſpruch auf 
die Unterſtützung hat, dann iſt es eine Selbſtver— 
ſtändlichkeit, daß er die Unterſtützung vom erſten 
Tage an nachgezahlt erhält, an dem er ſie nach 
dem Geſetz zu beanſpruchen hat. Und zwar hat 
der Erwerbsloſe ſogar einen klagbaren Anſpruch 
darauf. Das iſt Tatſache. 


Wie hat man bisher die Sache gehandhabt, 
und zwar gerade in der letzten Zeit? In der 
erſten Inſtanz hat man den Antrag des Betreffen— 
den abgelehnt. Alle reaktionären Gemeindevor— 
ſteher haben von vornherein immer erklärt, Un— 
terſtützung gibt es nicht. Nun ſetzten die Beſchwer— 
den ein. Es dauerte manchmal zwei bis drei Mo- 
nate, bis tatſächlich die Genehmigung erfolgte. 
Dann hieß es, der Mann hat ein Recht auf Un- 
terſtützung, ſie muß ihm gewährt werden. Sie 
ſehen, ſelbſt ein Vertreter der Liberalen nickt mit 
dem Kopf. Er dokumentiert damit, daß das, was 
ich ausgeführt habe, richtig iſt. Er wird in ſeiner 
Tätigkeit ja ſolche Fälle kennen gelernt haben. 
Man zahlt aber die Unterſtützung nicht von dem 
Tag ab, von dem er nach dem Geſetz Anſpruch 
darauf hat, ſondern erſt von dem Tage an, an 
dem z. B. der Senat tatſächlich den Beſchluß ge— 
faßt hat. Das war eine direkte Umgehung der 
geſetzlichen Beſtimmungen. Die Arbeiterſchaft hat 
deshalb ſeit Jahren gegen dieſe Schandmaßnah— 
men des Senats den allerſchärfſten Kampf geführt. 
Wir haben gerade im letzten Winter die Arbei— 
terſchaft gegen dieſe harten Beſtimmungen mobi⸗ 
liſiert. Wir haben gerade in den letzten Jahren 
darauf hingewieſen, daß die Sozialdemokraten 
doch erklärt haben, ſie ſeien in den Senat hinein⸗ 
gegangen, um wenigſtens die Erwerbslojenfür- 
ſorgebeſtimmungen humaner zu handhaben. Das 
beweiſen dieſe Vorgänge, wonach Erwerbsloſe 
trotz ihres Anſpruches erſt nach drei bis vier Mo- 
naten eine Erwerbsloſenunterſtützung erhalten. 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 


1970 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Ich will einen ganz kraſſen Fall anführen, und 
ſolche Fälle haben wir zu Dutzenden. Ein Arbei⸗ 
ter wird wegen Arbeitsmangels entlaſſen. Er 
ſtand nicht gut angeſchrieben bei ſeinem Beſitzer. 
Der Beſitzer weigert ſich, ihm einen Entlaſſungs⸗ 
ſchein wegen Arbeitsmangels auszuſtellen. Er 
erklärt einfach, der Arbeiter Soundſo iſt entlaſſen. 
Der Arbeiter geht dann zum Gemeindevorſteher. 
Der Gemeindevorſteher iſt ſehr oft der Beſitzer 
ſelbſt, der den Arbeiter entlaſſen hat, bezw. ein 
Freund des Beſitzers. Der erklärt dann, das iſt 
keine Entlaſſungsbeſcheinigung, die Anſpruch auf 
Unterſtützung gewährleiſtet. Jetzt fängt der Be⸗ 
ſchwerdeweg an. Der Betreffende geht zum 
Landratsamt. Wenn der Erwerbsloſe zufällig 
einen Abgeordneten zur Unterſtützung hat, dann 
beſteht die Möglichkeit, daß ihm bereits auf dem 
Landratsamt die Unterſtützung gewährt wird. 
Hat dieſer Bedauernswerte aber keinen Abgeord- 
neten zur Hand, verſucht er das ſelbſt durchzu⸗ 
kämpfen, dann wird er rückſichtslos auf dem Land⸗ 
ratsamt zurückgewieſen. Jetzt geht es weiter zum 
Senat, ja manchmal bis zum Volkstag. Wir ha⸗ 
ben oft ſolche Fälle zu behandeln gehabt. Ich 
erinnere an einen beſonders kraſſen Fall, wo als 
Berichterſtatter der Abg. Wahl von der Liberalen 
Fraktion fungierte. Da wurde tatſächlich erſt im 
Volkstag, nachdem alle andern Beſchwerdeinſtan⸗ 
zen durchlaufen waren, ungefähr eindreiviertel 
Jahr ſpäter tatſächlich geſagt: „Der Mann hatte 
vom erſten Tage an geſetzlichen Anſpruch auf die 
Anterſtützung.“ Fragen Sie den Abg. Wahl, er 
wird es beſtätigen. In dieſem Fall hat der Mann 
die Nachzahlung bekommen. Manchmal wird nach 
Monaten, manchmal nach einem halben Jahr in 
einer höheren Inſtanz entſchieden, daß der Mann 
Anſpruch auf die Unterftügung hatte, daß fie ihm 
gewährt werden müſſe. Aber das Entſcheidende 
iſt ja, daß die von den reaktionären Gemeinde⸗ 
vorſtehern getroffenen Maßnahmen von dieſem 
Senat gebilligt werden. Je mehr Exwerbsloſe 
von vornherein abgeſchüttelt werden, deſto mehr 
wird ja geſpart. 


Volkstag Danzig — 105. Sitzung. 


Wie kann man dieſem Unweſen ſteuern, etwa 
durch eine ſo lendenlahme Verfügung, wie ſie vom 
Senat herausgegeben iſt? Nein, ſondern indem 
man die Beſitzer und Gemeindevorſteher, die die 
Unterſtützung nicht gewähren, zur Verantwortung 
zieht. Wir haben ſehr oft Material beigebracht, 
wir haben ſehr oft den Antrag geſtellt, gegen dieſe 


Leute vorzugehen. Da wurde von Herrn Senator. 


Dr. Wiercinſti erklärt, das fei nicht feine Sache, 
ſondern die der Abteilung des Innern. Dieſer 
Senator müßte die Sache verfolgen. Das wurde 
wörtlich von Herrn Senator Dr. Wiercinſki er- 
klärt, trotzdem ich ihm ſagte: „Sie haben ſelbſt die 
verdammte Pflicht und Schuldigkeit, in allen die— 
ſen Angelegenheiten ſofort das Material dem Se— 
nator des Innern zu übermitteln, damit er vor⸗ 
gehen kann.“ Das geſchieht aber nicht, weil man 
ſparen will. Aber gerade diefe Maßnahmen ſtei— 
gerten die Empörung der Erwerbsloſen. Jetzt 
kommt man und gibt dieſen Erwerbsloſen zur Be⸗ 
ruhigung eine neue Verfügung dieſes Hunger: 


ſenats bekannt, die ihn zu nichts verpflichtet. Leſen 
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Sie ſich einmal den ganzen Wortlaut durch. Es 
iſt mit dieſer Verfügung genau ſo wie mit dem 
famoſen Kellogg-Pakt. Der Krieg foll geächtet 
werden, und in Wirklichkeit kann jeder Krieg ge- 
führt werden. Nach dieſer Verfügung ſoll angeb⸗ 
lich allen dieſen Erwerbsloſen die Unterſtützung 
nachgezahlt werden, aber andererſeits ſind auch 
Beſtimmungen darin enthalten, daß das nicht 
durchgeführt werden darf. (Zuruf links.) Bringen 
Sie mir wörtlich die Erklärung und fahren Sie 
nicht ſo auf, ich werde den Nachweis führen. Wir 
werden die Beſtimmungen vielleicht noch bei einer 
andern Gelegenheit zitieren. (Zuruf des Abg. 
Klingenberg.) Die Beſtimmung ift derart formu- 
liert, daß ſie nichts beſagt. (Abg. Klingenberg: 
Wenn Sie Verantwortungsgefühl haben, müſſen 
Sie das ſelbſt mitbringen!) Was wiſſen Sie von 
Verantwortungsgefühl? Sie haben von der Par- 
tei Ihren Poſten erhalten und kümmern ſich den 
Teufel weiter um etwas. (Abg. Klingenberg: Sie 
ſind Ihr eigener Clown!) Sie faſeln von Verant⸗ 
wortungsgefühl, das Sie nicht im geringſten 
Maße beſitzen. Zeigen Sie mir, daß das, was ich 


von der Verfügung behaupte, nicht ſtimmt. Dieſe 


Verfügung ift derart lendenlahm, läßt einen der- 
artig weiten Spielraum, daß an den wirklich be— 
ſtehenden Tatſachen nichts geändert wird. Sie 
werden ſelbſt zugeben müſſen, daß nach den Be- 
ſtimmungen des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes die— 
jer Senat und die Verwaltungsbehörden nicht be- 
rechtigt waren, die Erwerbsloſen monatelang 
hungern zu laſſen, daß ſie nachzahlen mußten, 
wenn das Recht der Betreffenden dazu feſtſtand. 
Wenn Sie jetzt eine Verfügung herauslaſſen, die 
das unterſtreicht, ſo beweiſt das, daß das nur ein 
Manöver iſt, um eine Handhabe zu haben, zu 
ſagen, wie wohl Sie den Erwerbsloſen gegenüber 
geſonnen ſind. Sie geben den Erwerbsloſen nichts, 
aber mit ſo billigen Verfügungen und Erklärun⸗ 
gen verſuchen Sie, den Kampf der Erwerbsloſen 
gegen ſolche Schandmaßnahmen abzuwürgen, zu 
ſabotieren. Das wird Ihnen nicht mehr gelingen. 
Es ift aljo Tatſache, daß hier die zitierte Verfü⸗ 
gung des Senats durchaus nichts an den beſtehen⸗ 
den Tatſachen ändert. Auch nach dieſer Verfügung 
des Senats iſt es geſtattet, die Nachzahlung nicht 
zu leiſten. Das iſt ſehr wertvoll. Auch nach der 
neueſten Verfügung des Senats iſt ein Spiel⸗ 
raum gelaſſen, daß für gewiſſe Fälle die Unter: 
ſtützung nicht nachzuzahlen iſt. 


Zu den Sperrmaßnahmen hat ſich der Ver⸗ 
treter des Senats ſo gut wie gar nicht geäußert. 
Er glaubt über die gerade in letzter Zeit immer 
ſchärfer werdenden Sperrmaßnahmen bei der Er- 
werbsloſenfürſorge mit einem Satz hinweggehen 
zu können. Er ſoll ſich aber auch darin irren. 
Mein Fraktionskollege Schulze hat hier Tatſachen⸗ 
material beigebracht. Darauf hat man nichts ge⸗ 
antwortet. Iſt dem Senat nicht bekannt, daß auch 
die Angeſtellten derartige Klagen äußern? Hat 
der Senat nicht etwa dieſen hier von den Ange— 
ſtellten verleſenen Antrag zugeſtellt bekommen, 


alſo auch Material von den Angeſtellten? Was 
hat der Senat hierzu zu erklären gewußt? Mit 
einem Satz, mit einer Handbewegung geht er 
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über die Not und das Elend der erwerbsloſen 
Angeſtellten und Arbeiter einfach hinweg. Nichts 
wird widerlegt. Das bedeutet, daß diefe Behaup⸗ 
tungen Wahrheit ſind, und daß das ſtimmt, was 
wir erklären. Ich habe bereits an einer anderen 
Stelle einen Fall zitiert, den ich wiederholen 
möchte. Einem erwerbsloſen Arbeiter mit vier 
Kindern wird die Unterſtützung geſperrt. War— 
um? Den ominöſen Schein werden vielleicht 
manche Abgeordneten kennen, weil ſich ſo mancher 
Erwerbsloſe an Abgeordnete gewandt hat. Es 
ſteht dort: „Die Erwerbsloſenunterſtützung iſt 
wegen Unwürdigkeit geſperrt.“ Geht der De- 
treffende Erwerbsloſe zur betreffenden Fürſorge— 
ſtelle und fragt, worin ſeine Unwürdigkeit beſteht, 
dann wird er entweder hinausgeworfen oder mit 
nichtsſagenden Worten abgeſpeiſt. Das iſt Tat⸗ 
ſache. Bemühen Sie ſich einmal, m. H. Vertreter 
des Volkes, gehen Sie zur Wiebenkaſerne und 
ſtellen Sie ſich dort Tag für Tag hin. Dann wer— 
den Sie Szenen erleben, an die Sie ſelbſt bisher 
nicht geglaubt haben. Wenn man der „Unwür⸗ 
digkeit“ auf den Grund geht, dann ſieht man, daß 
die Tatſachen, die die Unwürdigkeit beweiſen 
ſollen, an den Haaren herbeigezogen ſind. Ich 
ſelbſt bin wegen dieſes Erwerbsloſen zu Herrn 
Schneider hingegangen, der erklärte, er wiſſe nicht, 
was vorliegt, wolle ſich aber die Akten holen 
laſſen. Die wurden durchgeblättert und es wurde 
ein ſehr ſorgenſchweres Geſicht gemacht. Das ſollte 
wahrſcheinlich dokumentieren, daß Herr Schneider 
viel für die Erwerbsloſen übrig habe. Die Sozial⸗ 
demokraten ſtützen die Verwaltungsbeamten, in⸗ 
dem ſie ſagen, Geſetz bleibe Geſetz, trotzdem die 
Herren genau wiſſen, daß dieſe Geſetze nur Betrug 
ſind, daß alle Geſetze einen Spielraum laſſen, da- 
mit man das Gegenteil davon durchführen kann, 
was das Geſetz jagt. Dann erklärte Herr Schnei⸗ 
der mit ſorgenumwölkter Stirn: „Der Mann iſt 
Säufer, Trinker!“ Wenn dieſer Hungerſenat 
allen höheren Beamten das Gehalt ſperren würde, 
die Trinker ſind, dann würde ein ganz ſchönes 
Stückchen Geld zuſammenkommen, das für die Er— 
werbsloſen verwandt werden könnte. Dasſelbe 
wäre der Fall, wenn er den höheren Beamten 
nicht Tauſende von Gulden zu Vergnügungsreiſen 
nach Italien geben würde, bei denen von vorn— 
herein auf die Rückzahlung dieſer beſonderen 
Unterſtützung verzichtet wird. Wir werden dieſer⸗ 
halb noch beſondere Anfragen einreichen. Wir 
werden an den Skandal erinnern, der in der Ju— 
ſtizhauptkaſſe vor ſich geht. Dort wird Geld zum 
Fenſter hinausgeworfen. Wir werden auch hier— 
für das Tatſachenmaterial beibringen. Aber 
einem Erwerbsloſen, der jahrelang ſtempelt und 
vier Kinder hat, wird die Unterſtützung geſperrt, 
weil er „Trinker“ ſein ſoll. Als ich nach dem po— 
ſitiven Material fragte, ſagte mir Herr Schneider, 
der Mann ſei 1927 einmal wegen Trunkſucht in 
Schutzhaft geweſen. Und deshalb wird ihm heute 
die Erwerbsloſenunterſtützung geſperrt. Der Mann 
hat nachdem bereits zwei- bis dreimal längere 
Zeit hindurch, einmal ſechs bis ſieben Wochen, in 
Arbeit geſtanden. Aber die Unterſtützung wird 


geſperrt. Als ich dies unerhörte Vorgehen Herrn 
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Schneider gegenüber mit ſcharfen Worten brand⸗ 
markte, erklärte er, der Mann ſei noch Trinker. 
Ich fragte nach den Beweiſen. Herr Schneider 
ſagte, die könne er nicht geben. Man wollte wohl 
mit den Beweiſen nicht herausrücken. Ein Volks⸗ 
tagsabgeordneter verſucht feſtzuſtellen, warum 
die Unterſtützung geſperrt wird, und man verwei— 
gert ihm die Auskunft oder macht nichtsſagende 
Worte. Als ich dringender wurde, wurde erklärt: 
„Wir haben erfahren, daß er auch noch in der letz— 
ten Zeit trinkt.“ Weiter erklärte er auf meine 
Aeußerung, daß man auch poſitives Material Ha- 
ben müſſe, das hätte man auch. Auf meine Frage 
von wem, wurde geantwortet: „Von den Nach— 
barn.“ gelt ſteht alfo, daß dieſer Koalitions— 
ſenat ein ganzes Spitzelſyſtem unterhält, um die 
Erwerbsloſen zu beſpitzeln. Dieſe Spitzel können 
nicht einmal Tatſachenmaterial beibringen, daß 
der Erwerbsloſe wirklich betrunken iſt. Deshalb 
gehen ſie die Nachbaren ausſpionieren. Wenn ſich 
einmal einer findet, der irgend welche Differen— 
zen mit einem Erwerbsloſen hat und aus Bosheit 
falſche Erklärungen abgibt, ſo wird das ausge— 
wertet. Wir wiſſen aus den Gerichtsverhandlun— 
gen zur Genüge, wie manchmal aus irgend wel— 
chem Anlaß gegenſeitig verfeindete Parteien Mein⸗ 
eid auf Meineid leiſteten. Auf die bloße Ausſage 
eines Mitbewohners alſo wird einem Erwerbs— 
loſen deshalb, weil er vor zwei Jahren in Schutz⸗ 
haft ſaß, jetzt die Unterſtützung geſperrt, und die 
Familie, die vier Kinder, können hungern. Was 
haben Sie auf dies Tatſachenmaterial zu ant⸗ 
worten? 

Der Senat kümmert ſich den Dreck um dies 
Tatſachenmaterial. Wir werden jetzt den Antrag 
ſtellen, daß Senator Dr. Wiercinſki herbeigerufen 
wird, er foll auf die von uns angeführten Tat- 
ſachen Antwort geben, nicht daß er ſeinen jungen 
Mann herſchickt, der eine billige, nichtsſagende 
Erklärung abgibt. Das iſt Tatſachenmaterial, 
und dann kommen die Sozialdemokraten und 
reden hier von ihren „Taten“ für die Erwerbs— 
loſen. Die Erwerbsloſen haben dieſe Taten 
erkannt, und weil die Erwerbsloſen dieſe Taten 
des Hungerſenats, der Sozialfaſchiſten, immer 
mehr durchſchauen, deshalb ſagen auch die Er— 
werbsloſen den Taten dieſes Koalitionsſenats und 
der Sozialfaſchiſten den ſchärfſten Kampf an. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Klingenberg. (Als Regierungsvertre— 
ter? bei den Kommuniſten.) 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Meine 
H. von ganz links, ich will Ihnen das Vergnügen 
nicht machen, ich ſpreche als Abgeordneter. 
M. D. u. H.] Zu der Großen Anfrage Nr. 
874 der Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich 
namens der Sozialdemokratiſchen Fraktion folgen- 
des zu erklären. (Abg. Plenikowfki: Drückt Euch 
der Schuh?) Wenn die Große Anfrage behauptet, 
daß ſich in letzter Zeit die Fälle mehren, wonach 
den Erwerbsloſen ohne ſtichhaltige Gründe die 
Erwerbsloſenunterſtützung geſperrt wird, ſo kön⸗ 
nen wir auf Grund unſerer Erfahrungen feſtſtel— 
len, daß die Zahl der Beſchwerdefälle gegen früher 
abgenommen hat. (Abg. Plenikowſki: Kommt doch 
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mal in die Erwerbsloſenverſammlungen, Ihr 


ſeid zu feige dazu!) Die Erwerbsloſen auf dem 
Lande werden das beſtätigen. (Unerhört! bei den 
Kommuniſten.) Während früher die Kollegen 
unſerer Fraktion zahlreiche Beſchwerden durchzu— 
fechten hatten, hat ſich heute ihre Zahl vermindert, 
beſonders auf dem flachen Lande. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Auf Grund der Stärke unſerer Dr- 
ganiſation, gegen die die Ihrige doch nur ein 
Zwerg ift, müſſen wir das wohl wiſſen. (Zwijchen- 
rufe und Unruhe bei den Kommuniſten.) 


Worauf iſt das Sinken dieſer Zahl zurückzufüh⸗ 
ren? Einmal auf die erfolgreiche Arbeit unſerer 
Partei in der Erledigung ſolcher Beſchwerden. 
(Unerhört! bei den Kommuniſten.) Zum andern 
darauf, daß im Anſchluß an Einzelfälle eine wich— 
tige grundſätzliche Senatsverfügung erlaſſen wurde. 
Dieſe wichtige Verfügung hat der Abg. Plenikowſki 
hier ſelbſt erwähnt und gegen ſie polemiſiert, ohne 
daß er ihren Inhalt kannte. Das nennt man ver⸗ 
antwortliches Arbeiten für die Erwerbsloſen. Dieſe 
grundſätzliche Verfügung beſagt, daß den Erwerbs— 
loſen die Bezüge vom Tage des Antrags zu bewil⸗ 
ligen und nachzuzahlen ſind, wenn ſie unrechtmäßig 
verweigert wurden. Früher erhielt der Erwerbs- 
loſe die Bezüge vom Tage der Entſcheidung der 
Beſchwerdeinſtanz, was oft lange Wochen gedauert 
hat. Was dieſe Neuerung für die Erwerbsloſen 
bedeutet, braucht wohl keinem wirklichen Arbeiter- 
vertreter erſt tiar gemacht zu werden. (Sehr rid- 
tig! links.) Ich erkläre ausdrücklich im Auftrage 
unſerer Fraktion, daß dieſe wichtige, grundſätzliche 
Verfügung auf die Initiative der Sozialdemokra— 
tiſchen Partei zurückzuführen iſt. Das war eine 
ſozialiſtiſche Tat, m. H. von links. Solche Taten 
haben Sie allerdings nicht aufzuweiſen. Es liegt 
ferner auf der Hand, daß durch dieſe Verfügung 
den Schikanegelüſten arbeiterfeindlicher Gemeinde— 
vorſteher ein wirkſamer Riegel vorgeſchoben wird. 
Wenn er ſchließlich doch zahlen und erwarten muß, 
daß die Behörde ihn zur Verantwortung zieht, 
wird er nicht lange warten, ſondern lieber gleich 
zahlen. Wer als wirklicher Arbeitervertreter die 
Wichtigkeit dieſe Verfügung beſtreitet, ſtellt ſich 
bewußt taub und blind und ſchädigt die Arbeits- 
loſen. 

Nun wird am Schluß der Großen Anfrage die 
Frage aufgeworfen, ob der Senat bereit ſei, die in 
der Großen Anfrage erwähnten Mißſtände zu be— 
ſeitigen. Der Senat hat bereits vor einiger Zeit 
erklärt, daß man ihm ſolche Fälle anzeigen ſoll, 
damit er eingreift. Die Herren von der Kommuni— 
ſtiſchen Fraktion haben nicht erklärt, ob ſie dieſer 
ſelbſtverſtändlichen Pflicht nachgekommen ſind. 
Das hat allerdings hier gefehlt. (Abg. Plenikow— 
ſki: Wir haben maſſenhaft Material!) Wir 
Sozialdemokraten wiſſen ſehr wohl, daß auch in 
Zukunft Beſchwerden einlaufen werden. Wir er— 
klären aber dazu, daß wir wirklich allen Einzel- 
fällen nachgehen werden, die man uns namhaft 
macht und überall dort, wo gegen Geiſt und Wort- 
laut des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes verſtoßen 
wird, zur Beſeitigung ſolcher Mißſtände tatkräftig 
eingreifen werden. (Bravo! links. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Alles ijt in Butter, bloß die Erwerbsloſen 
leiden immer mehr Hunger!) 


} 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn man die 
Erklärungen, die zu unſern Großen Anfragen von 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion heute abgege— 
ben ſind, hört, könnte die Oeffentlichkeit bald zu 
der Annahme kommen, daß die übrigen bürger— 
lichen Parteien, Zentrum und Liberale, im Senat 
überhaupt nichts mehr zu beſtimmen haben; denn 
Herr Klingenberg erklärte hier: „Wir Sozialde— 
mokraten erlaſſen Verfügungen und wehe dem 
Senat, der die nicht durchführt“. (Heiterkeit bei den 
Kommuniſten.) Ich werde gleich darauf zurück— 
kommen, was da getan wird. In Wirklichkeit iſt es 
ſo, daß die Gemeindewahlen in den einzelnen Ge— 
meinden vor der Tür ſtehen und daß ſich die So— 
zialdemokraten aus ſolchen Anläſſen heraus immer 
erlauben, große Töne zu ſchwingen. Hätten wir 
nicht die Gemeindevertreterwahlen, (Genau wie 
bei Jasmatzi! — Abg. Plenikowſki: Ihr Schmutz⸗ 
finken! — Unruhe.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Plenikow⸗ 
ſki, ich nehme an, daß Sie mit dem Ausdruck 
„Ihr Schmutzfinken“ keine Mitglieder des hohen 
Hauſes gemeint haben. (Abg. Plenikowſki: Na⸗ 
türlich!) Dann rufe ich Sie zur Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Das ift, wie ge- 
ſagt, der Sinn der ganzen Sache. Die Sozialdemo— 
kratie glaubt jetzt noch etwas herausholen zu 
können, wenn ſie hier im Plenum durch Reden für 
die Intereſſen der Erwerbsloſen eintritt. In Wirk 
lichkeit ſieht die Sache anders aus. Ihnen m. H. 
von der Sozialdemokratie und Ihren Freunden, 
die mit Ihnen in der Regierung ſitzen, möchte ich 
ſagen, wenn man alle die Beſchwerden, die über 
die Handhabung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
einlaufen, hier vortragen würde, dann könnte man 
ungefähr ſechs oder acht Stunden darüber ſprechen. 
Es hat keinen Zweck, alle diefe Fragen hier auf: 
zurollen, weil der Oeffentlichkeit genau bekannt 
iſt, daß gerade unter dieſem Regieme die Erwerbs— 
loſenfürſorge immer mehr und mehr abgebaut 
wird. Am beſten merken die Erwerbsloſen das ſelbſt. 
Wenn Herr Klingenberg hier erklärt, die Beſchwer— 
den ſind zurückgegangen, zu uns kommen ſie nicht 
mehr, dann ift das ſelbſtverſtändlich. Aber wes- 
halb kommen die Arbeiter nicht mehr zu den 
Sozialdemokraten, um ſich zu beſchweren und ſich 
Geſuche machen zu laſſen? Weil ſie wiſſen, daß die 
Sozialdemokraten das ſehr widerwillig tun und 
zum zweiten, weil ſie überhaupt nicht verſuchen, 
den Erwerbsloſen zu ihrem Recht zu verhelfen. 
Wir haben auch auf dieſem Gebiet Beweiſe genug. 
Es ift niemand anders als Herr Kloſſowſki, der 
den Arbeitern immer wieder einzureden verſucht: 
„Na, Du wirſt wohl die Dummheit gemacht 
Raben, und nach dem Geſetz hat es gar keinen 
Zweck. eine Beſchwerde oder ein Geſuch für Dich 
abzufaſſen.“ Daß das nicht bei dem davon Be— 
troffenen ſitzenbleibt, ſondern daß er es weiter: 
gibt, iſt ſelbſtverſtändlich. Deshalb wagen es die 
Erwerbsloſen und die Minderbemittelten, die 


heute noch auf den Senat und die Wohlfahrtsein— 
richtungen angewieſen ſind, gar nicht mehr, zu 
den Sozialdemokraten und ihrem Vertreter, der 
die Auskünfte erteilt, hinzugehen. Um ſo mehr hat 
ſich die Arbeit der Kommuniſten auf dieſem Gebiet 
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gehäuft. Wir können bald nicht alle Beſchwerden 
bearbeiten, die bei uns täglich einlaufen. Wenn 
Sie genaue Auskunft haben wollen, wäre es ange- 
bracht, ſich einmal bei den übergeordneten Behör— 
den danach zu erkundigen. Fragen Sie die Land— 
ratsämter, die Gemeindevorſteher und den Senat, 
ob tatſächlich die Beſchwerden zurückgegangen ſind. 
Es wird Ihnen beſtätigt werden, daß ſie nicht zu— 
rückgegangen ſind, ſondern erheblich zugenommen 
haben. Auf der andern Seite haben wir das Be— 
ſtreben des Senats zu verzeichnen, alle dieſe Be— 
ſchwerden abzuweiſen, ſie dem Papierkorb zu über— 
antworten, oder, wenn es hoch kommt, dem be— 
treffenden Antragſteller mit ein paar Zeilen die 
Mitteilung zukommen zu laſſen, daß ſein Geſuch 
abgelehnt worden iſt. Er ſoll ſich dann ſchließlich an 
die Wohlfahrtsämter wenden, um nicht vollſtändig 
dem Hunger zu verfallen. 

Wer im öffentlichen Leben ſteht, m. H. Sozial: 
demokraten, der empfindet immer mehr, daß Sie 
gar nicht anders handeln können, weil dieſer kapi— 
taliſtiſche Staat Ihnen ja ſo ans Herz gewachſen 
iſt, daß Sie ſich abſolut nicht mehr von ihm trennen 
können. Wenn das der Fall iſt, und das trifft ja 


tatſächlich zu, dann ift es ja Ihre Aufgabe, diejen | 


kapitaliſtiſchen Staat zu ſtützen, ihm die Möglich— 
keit zu geben, weiter zu exiſtieren. Das kann doch 
nur auf Koſten der Aermſten der Armen geſchehen 
und nur durchgeführt werden, wenn die Erwerbs— 
loſenunterſtützung abgebaut wird, wenn die zu 
zahlenden Wohlfahrtsunterſtützungen nach Mög⸗ 
lichkeit beſeitigt werden. Es hat alſo keinen Zweck, 
wenn Sie ſich hier herſtellen und durch Ihren 
Vertreter erklären laſſen: „Wir ſind diejenigen, 
die für die Arbeiterſchaft eintreten.“ Das können 
Sie wohl hier im Hauſe ſagen, aber in der Oef— 
fentlichkeit, in den öffentlichen Erwerbsloſenver— 
ſammlungen haben Sie nicht den Mut, hervorzu— 
treten und den Erwerbsloſen zu ſagen, daß Sie 
diejenigen ſind, die für ſie eintreten. Würden Sie 
es wagen, nun ich glaube beſtimmt, daß Sie dann 
mit blauem Buckel nach Hauſe finden. Heute ſind 
die Erwerbsloſen nicht mehr ſo naiv. Ihren 
Phraſen zu glauben, ſondern ſie haben erkannt, 
auf Grund der Tatſachen, daß ſie von Ihnen keine 
Hilfe zu erwarten haben. Wenn Herr Abg. Klin— 
genberg ſagte, daß der Senat und die Landrats— 
ämter bei Verfehlungen der einzelnen Gemeinde— 
vorſteher eingreifen, ſo ſtimmt das wohl. Es fragt 
fich aber wiederum, wie eingegriffen wird. Wollen 
Sie behaupten, daß die Landräte und deren Ein— 
richtungen einen deutſchnational eingeſtellten Ge— 
meindevorſteher fallen laſſen, daß ſie dem unrecht 
geben? Oder wollen Sie behaupten, daß Ihre 
Senatsabteilung Soziales dem Landrat weniger 
Glauben ſchenkt als dem Erwerbsloſen? Nur den 
ngaben des Gemeindevorſtehers, nur den An— 
gaben der Schutzpolizei, nur den Angaben der Be— 
hörden, die den Staat ſtützen, wird Glauben ge— 
ſchenkt. Der Erwerbsloſe kann noch ſo ſcharf dage— 
gen ankämpfen, er wird nicht gehört. Ihm wird 
kein Recht gegeben. Wenn hier geſagt wird, daß 
er Senat eingreift, ſo trifft das zu, aber min— 
deſtens in 99 Fällen von 100 im Intereſſe des 
Staates und nicht im Intereſſe der Erwerbsloſen. 
Das ſind die Tatſachen, auf die ſich die Sozial— 
demokraten berufen können und mit denen fie tat- 
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ſächlich zum Ausdruck bringen können, wie ſie die 
Intereſſen der Erwerbsloſen und der Aermſten der 
Armen vertreten. Wieweit die Schikanen gegen— 
über den Erwerbsloſen gehen, dafür nur einen 
Fall. Ein Mann kommt zum Arbeitsamt, um zu 
ſtempeln. Vorher hat er in feiner Küche den Fuk- 
boden mit Karbolineum angeſtrichen. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der Geruch davon auch in die 
Kleider zieht. Beim Arbeitsamt ſtellt der Be- 
amte feſt, daß der Mann betrunken ſei, da er nach 
Alkohol rieche. Dieſem Mann wurde nicht nur die 
Erwerbsloſenunterſtützung entzogen, ſondern ſo— 
gar die Wohlfahrtsunterſtützung verſagt. Sind 
das keine Schikanen? Sind Ihnen derartige Fälle 
nicht bekannt, m. H. von den Sozialdemokraten? 
Sie wiſſen ganz genau, daß der Senat und ſeine 
Einrichtungen heute noch genau ſo reaktionär 
ſind, wie vor 20 oder 30 Jahren. Sie haben ja 
auch ſchließlich kein Intereſſe, dieſe reaktionären 
Maßnahmen zu beſeitigen. Wenn es geſchieht, was 
kommt dabei heraus? Auch die ſozialdemokra⸗ 
tiichen Gemeindevorſteher in den einzelnen Be- 
zirken verſuchen, die Gemeinden dadurch zu 
ſchützen, daß fie die angeblich zu Unrecht bezogene 
Erwerbsloſenunterſtützung oder die zu Unrecht be— 
zogene Wohlfahrtsunterſtützung abbauen. Wir 
beſitzen Material genug aus den einzelnen Ge— 
meinden, wo Ihre Gemeindevorſteher tonange— 
bend ſind und dazu übergehen, die Erwerbsloſen— 
unterſtützung aus den geringſten Anläſſen zu ſper⸗ 
ren. Iſt es kein Sparen, wenn man die Aermſten 
der Armen in einzelnen Dorfgemeinden monatlich 
mit 15 Gulden abſpeiſt und wenn Anträge der 
Kommuniſten vorliegen, die Erhöhung auf 30 
Gulden wünſchen, wenn dann die ſozialdemokra— 
tiſchen Gemeindevorſteher dieſen Antrag ganz 
konſequent ablehnen? Das iſt Ihnen auch bekannt. 

Es iſt eine Phraſe, wenn Ihre Vertreter 
jagen, daß fie im Intereſſe der Erwerbsloſen, der 
Minderbemittelten etwas getan hätten. Getan 
haben ſie weit mehr als die deutſchnationale Re— 
gierung, d. h. abgebaut bei den Erwerbslojen, 
bei den Wohlfahrtsempfängern und Nentenemp- 
fängern. Deshalb iſt es für die Arbeiterſchaft, nicht 
nur für die Erwerbsloſen, ſondern die geſamten 
Arbeiter unbedingte Aufgabe, ſchnellſtens mit 
dieſem Syſtem zu brechen und der reaktionären 
ſozialdemokratiſchen Regierung den Kampf anzu— 
jagen. 

Pizeprälivent Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich will 
ganz kurz auf zwei Tatſachen aufmerkſam machen. 
Es wurde hier behauptet, wir Kommuniſten täten 
nichts, um tatſächlich die Beſchwerden der Er— 
werbsloſen zur Durchführung zu bringen. Ich 
möchte zwei Tatſachen anführen, die durch 
Mitglieder dieſes Hauſes beſtätigt wer— 
den können. Im erſten Fall erhielt ein Erwerbs— 
loſer nicht ſeine Unterſtützung. Ich verfolgte die 
Durchführung der Beſchwerde beim Landratsamt, 
Senat und ſchließlich auch beim Volkstag. Es war 
und iſt auch jetzt noch üblich, daß Abgeordnete das 
Recht haben, derartige Beſchwerden auch mit 
ihrem Namen zu unterzeichnen und dem Volks— 
tag einzureichen. Bisher hat niemand etwas 
daran auszuſetzen gehabt. Wie war es nun vor 
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einigen Monaten. Da erklärte einer der ſozialde— 


mokratiſchen Abgeordneten, einer der größten 
Schreier, (Abg. Hohnfeldt: Selow!) Herr Selow, 
Gewerkſchaftsſekretär, er bitte, diefe Beſchwerde 
von der Tagesordnung abzuſetzen, da nicht der 
Erwerbsloſe ſelbſt unterzeichnet habe, ſondern der 
Abg. Plenikowſti. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) 
Nun, m. H., das ſind Tatſachen. Um ſich aus der 
Affäre zu ziehen, erklärte er, er hätte von dem 
Landratsamt gehört, daß eine Vernehmung ſtatt⸗ 
gefunden habe. In dieſer Vernehmung ſei zum 
Ausdruck gekommen, daß der betreffende Erwerbs— 
loſe nichts mit der Sache zu tun haben wolle. In 
der nächſten Sitzung habe ich dann eine ſchriftliche 
Erklärung dieſes Erwerbsloſen beigebracht, mit 
ſeiner Unterſchrift, daß er mir tatſächlich den Auf— 
trag gegeben hatte, ſeiner Beſchwerde nachzu— 
gehen. Aber angenommen, es wäre nicht ſo. Als 
Abgeordnete ſind wir verpflichtet, wenn wir ent- 
decken, daß derartige Maßnahmen gegen Erwerbs— 
lofe durchgeführt werden, die Rechte der Erwerbs- 
lojen zu vertreten. Wie oft wagen es viele Er- 
werbsloſe nicht, ihr Recht durchzukämpfen, weil 
ſie dann noch größeren Schikanen ausgeſetzt ſind. 
(Zuruf links.) Sie verſuchen immer beſſer der 
werktätigen Bevölkerung zu zeigen, wie Sie den 
„Kampf“ für die minderbemittelte Bevölkerung 
führen. (Zurufe des Abg. Selow.) Herr Selow, 
was iſt denn mit Bürgermeiſter Reek und mit 
dem Steinſetzmeiſter Zielinſki los? Wollen Sie 
Tatſachenmaterial? Wie ſteht es mit Martſchinſki 
in Ladekopp? Ich kann Ihnen eine ganze Liſte 
anführen, Herr Selow. (Abg. Selow: Nur immer 
heraus!) Die „Rote Fahne“ hat auch erklärt: 
„Nur nicht drängeln, ſie kommen alle heran.“ Das 
war doch eine bittere Pille für die Sozialdemo⸗ 
kraten. 

Hier liegt tatſächlich ein Fall vor, wo Sie 
gegenüber der Not der Erwerbsloſen vorgehen 
können. Sie haben aber dafür nur ein Lachen 
übrig. Eine andere Tatſache wird mir durch den 
Präſidenten Gaikowſki beſtätigt werden können. 
Es lag im Sozialen Ausſchuß der Antrag eines 


Erwerbsloſen vor, ihm die Unterſtützung von 
2,05 Gulden auf 2,65 Gulden zu erhöhen. Es 


handelte ſich um einen Fall aus Oeſtlich-Neufähr. 
Der betreffende Erwerbsloſe war verheiratet, war 
wegen Arbeitsmangels entlaſſen, hatte 2,65 Gul⸗ 
den zu beanſpruchen, erhielt aber nur 2,05 Gul- 
den. Herr Gaikowſki war Berichterſtatter. Er hat 
mitgeteilt, daß ein Sohn vorhanden iſt, der in der 
Woche 3—4 Tage im Holzfeld arbeitete und nur 
24 Gulden wöchentlich verdiente. Ein erwachſener 
19-jähriger Sohn verdient 24 Gulden, und weil 
das der Fall iſt, kann er doch ſeine erwerbsloſen 
Eltern unterſtützen. So denkt der Senat. Deshalb 
bekam der Erwerbsloſe nicht 2,65 Gulden, ſondern 
nur 2,05 Gulden. Da keine geſetzliche Handhabe 
vorhanden war, um die Erxwerbsloſenunter— 
ſtützung zu kürzen, haben wir beantragt, ihm die 
volle Unterſtützung zu gewähren. Trotzdem er— 
klärte Herr Abg. Gaikowſki, er könne nicht Be- 
rückſichtigung beantragen. Er ſtehe auf dem Stand— 
punkt, wenn ein Sohn ſei, der 24 Gulden ver⸗ 
diene, ſei nicht die volle Unterſtützung zu gewäh⸗ 
ren. Und die ſozialdemokratiſchen Vertreter haben 
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Gaikowſtis auch zugeſtimmt. So ſehen Ihre Taten (0) 


aus. 

Was ſollten diefe beiden Beiſpiele zeigen? 
Sie ſollten beweiſen, daß das, was Herr Klin— 
genberg hier wieder aufzutiſchen verſuchte, nur 
Demagogie und Schwindel iſt, daß es nicht wahr 
iſt, wenn er erklärte, Ihr Kommuniſten bemüht 
Euch nicht, Ihr geht nicht bis an die betreffenden 
Stellen, um für die Erwerbsloſen etwas durchzu⸗ 
drücken. Wenn das aber geſchieht, erklären die 
Sozialdemokraten, die Volkstagsabgeordneten 
haben kein Recht, Anträge für die Erwerbsloſen 
zu ſtellen. Wenn es zur Abſtimmung kommt, ſind 
ſie es, die nicht etwa das Erwerbsloſenfürſorgege— 
ſetz human auslegen, ſondern noch reaktionärer, 
als es bisher ausgelegt wurde. 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage, 
die Große Anfrage dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, die Große Anfrage dem Sozialen 
Ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider- 
ſpruch. (Abſtimmen! rechts.) Wir kommen zur 
Abſtimmung. Wer dieſem Antrag zuſtimmt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe, es iſt abgelehnt. Damit iſt die Große 
Anfrage erledigt. Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage 
1997 5 der Sitzung auf Mittwoch, den 23. Ok⸗ 
ober. 

Vizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte 
Sie bitten, die heutige Tagesordnung noch zu er⸗ 
ledigen. Soviel ich weiß, liegt auch für die nächſte 
Woche kein ausreichendes Material vor, ſo daß 
wir dann gleich die ganze Geſchichte von der Ta— 


gesordnung herunterbekommen und erledigen 
können. 
Vizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsord⸗ 


nung hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann— 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Ich 
bitte dem Vertagungsantrag zuzuſtimmen. Für 
meine Fraktion kommt noch beſonders hinzu, daß 
der Hauptredner, der zu dieſem Punkt ſprechen 
ſollte, erkrankt iſt. Wir haben außerdem noch einen 
andern Grund für die Vertagung zu ſtimmen. Es 
liegt noch eine weitere Anfrage von uns vor, die 
auch Polizeiangelegenheiten betrifft, nämlich die 
Polizeiſchule. Ich würde es für zweckmäßig halten, 
wenn dieſe beiden Anfragen zuſammen behandelt 
würden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es liegen zwei An⸗ 
träge vor, einer auf Vertagung und einer, der 
will, daß wir weiter tagen. Das Haus muß ent- 
ſcheiden. Wer für den Antrag des Herrn Abg. 
Fooken iſt, daß wir jetzt weiter tagen, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, bitte um die Gegenprobe. 
— Das Büro iſt ſich nicht einig,. wir kommen zur 
Auszählung. (Abg. Dr. Ziehm: Ich bitte feſtzuſtel⸗ 
len, worüber jetzt abgeſtimmt wird!) Es liegt ein 


gemeinſam mit den Bürgerlichen dieſem Antrag Antrag auf Vertagung vor und einer auf Weiter⸗ 
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beratung. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Antrag des Herrn Abg. Fooken auf Weitertagung. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, durch die Ya- 
Tür hineinzukommen, wer dagegen iſt, durch die 
Nein-Tür und wer ſich enthalten will, durch die 
Mitteltür. Ich bitte, den Saal zu verlaſſen. Die 
Abſtimmung beginnt. — Die Abſtimmung iſt ge- 
ſchloſſen. Es haben ſich daran 75 Damen und Her⸗ 
ren beteiligt, davon 31 mit Ja und 44 mit Nein. 
Der Antrag des Herrn Abg. Fooken iſt abgelehnt. 
Mithin iſt die Sitzung heute vertagt. Wir kommen 
nunmehr zur Verkündung der Tagesordnung für 
die nächſte Sitzung am Mittwoch, dem 23. Okto⸗ 
ber 1929, nachmittags 3 Uhr 30. 

1. Rejt von heute. ; 

2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Pflichten 
der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpa— 
„piere. Druckſache Nr. S97. 

3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Be- 
ſchäftigung ausländiſcher Saiſonarbeiter. 

4. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Abg. Lemke u. Gen. über 

a) Aenderungen der Ausführungsbeſtimmungen des 
Kleinrentnergeſetzes, 

b) Große Anfrage der 
Kleinrentner, 

c) Antrag des Abg. Lemke u. Gen. betr. Kleinrent⸗ 
nerverſorgungsgeſetz 

Druckſache Nr. 902 
Außerdem bitte ich um die Ermächtigung für den 
Präſidenten, weitere Punkte auf die Tagesord⸗ 
nung ſetzen zu dürfen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Hier muß un⸗ 
bedingt ein Lautſprecher angelegt werden. Die 
Herren oben hören ſchlecht. Bald wären wir wie— 
der abgewürgt. Wenn dem Präſidenten ſchon eine 
Ermächtigung erteilt werden ſoll, ſo beantragen 


Frau Abg. Kalähne über 
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wir, daß jie dahin geht, die Erwerbsloſenangele- (O) 


genheit ebenfalls für die nächſte Tagesordnung 
vorzuſehen. Weiter beantragen wir, daß ſich die 
nächſte Sitzung zuerſt mit den Rechtmäßigkeiten 
der Anordnungen des Präſidenten dieſes Hauſes 
befaßt. Ich habe ſchon eingangs der heutigen 
Sitzung darauf hingewieſen, daß man hier mit 
zweierlei Maß mißt und Anordnungen trifft, die 
jeder Rechtsgrundlage entbehren. Der Präſident hat 
darauf keine Antwort gegeben. Er hat es nicht für 
nötig befunden, das Haus zu befragen oder von 
ſich aus zu erklären, daß er die Beſprechung nicht 
zuläßt. Am zu unſerem Recht zu kommen, halten 
wir es für notwendig, einen derartigen Antrag 
einzubringen. Er lautet: 

Wir beantragen für die nächſte Sitzung einen 

Punkt feſtzuſetzen, der fih mit den Rechtmäßigkeiten 

der Anordnung des Präſidenten des Hauſes befaßt. 
Es wird angebracht ſein, noch zu beſchließen, daß 
dieſer Punkt als erſter Punkt auf die nächſte 
Tagesordnung geſetzt wird. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat zur 
Geſchäftsordnung der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage, es 
beim Vorſchlage des Herrn Präſidenten zu laſſen. 
Der Aelteſtenausſchuß hat es in der Hand, die 
Tagesordnung am nächſten Dienstag umzuſtellen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es liegen zwei An⸗ 
träge vor. Ich werde das Haus befragen. Wer für 
den Antrag des Abg. Raſchke iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — (Abg. Raſchke: Das muß geſchehen!) 
Der Antrag iſt abgelehnt. Es bleibt ſomit bei der 
verleſenen Tagesordnung. — Das muß nicht ge— 
ſchehen. — Ich ſchließe die Sitzung. (Abg. Raſchke: 
Sehen Sie fih den $ 51 der Geſchäftsordnung an!) 


Schluß der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten. 
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106. Sitzung. 


Mittwoch, den 23. Oktober 1929. 


Große Anfrage Nr. 44 des Abg. Schwegmann u. 

Fr. betr. die Verſetzung des Oberl. Sturm 
zum 1. Pol.⸗Revier (Druckſache Nr. 879) .. 1977C 
Maßthei Daf! ee 1977 C 


1979 C 

Dr. Bogdan 
ordnung 1980 A 
Dyck Il Dat, 8 1980 A 
Ordnungsruf für den Abg. Kloſſowſki (S. P. D.) . 1980 C 
Ahh! ( 1981 A 


222 ran Alec 1981 B 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) . 1981 C 


1 IAE EN T ‚ 1981 C 


1981 C 

Schnidt d Sp??? 8 1982 K 
Ordnungsruf für den Abg. Hohnfeldt (Nat. Soz.) 1985 A 
Raschke ß; 8 „1988 C 
Ordnungsruf für den Abg. Naſchke (K. P.) . . 1987D 
Arczynſki, Senator 19875 


Friedrich (B. A. G)) 1988 A 
HObittelDi ratssss 1988 D 
Gehl, Stellv. Präſident des Senat 1990 D 


Kurowſki (3.) 
Siebenfreund (D. Lib.) 1991 


Schmidt Ed. (S. P. D.) 1992 D 
Kreft (K. P.)) 1993 B 
Küröcfeft s 8 1994 B 


Dr. Blavier (D. V. P.) 

Jahr GG ee . 1995 A 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Pflich⸗ 
ten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Wertpapiere. (Druckſache Nr. 8977777 . 
Dritte Beratung eines Geſetzes über Beſchäfti⸗ 


gung ausländiſcher Saiſonarbeiter (Druck⸗ 
ſache Nr go, u nr a e 1995 C 
Liſchnewſki (K. P.) 1995 C 


Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 907 (Druckſache Nr. 912) . 1995D 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 1996 C 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenhei⸗ 
ten über 
a) Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. über 
Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen 
des Kleinrentnergeſetzes. 
b) Große Anfrage der Fr. Abg. Kalähne über 
Kleinrentner. 
c) Antrag des Abg. Lemke u. Gen. betr. Klein⸗ 
rentnerverſorgungsgeſetz S 


(Druckſache Nr. 902 zu Nr. 683, 667, 684) . . 1996 C 
Lemke W. (M. u. G.) ; . 1996D 

Moritz (SPD) .... 2000 A 
Kalähne Frau (D. Nat. ))) 2001 A 

Hoppe 33 en Tn OERE 2003C 
RTEA E E . + 2004 B 
Richten Frau (DLib h 2005 C 
Eingaben. (Druckſache Nr. 908) . 2006 B 
Togün gs Beer ee „2006 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. Ez 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Behrend, Dr. Evert, Kunze, Ramminger, Sawatz⸗ 
ki, Dr. Wiercinſli; Oberregierungsrat Mundt; 
Regierungsrat Dr. Sandheim. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 106. 
Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: í i 
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Große Anfrage Nr. 44 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. die Verſetzung des Ober⸗ 
leutnants Sturm zum 1. Polizeirevier. 

Druckſache Nr. 879. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Klagen gegen Senator Arczynſki bezüglich 
ſeiner einſeitigen ſozialdemokratiſchen Einſtellung 
und ſeiner Handlungen in dieſer Beziehung meh— 
ren ſich. Es hat ſich deshalb die hellſte Empörung 
in der Bevölkerung gezeigt, (Wo? links.) und 
zwar um jo mehr, als Herr Arczynſki jetzt ſchon da- 
zu übergeht, die Schutzpolizei in ſeinem Sinne zu 
ſozialiſieren. (Zwiſchenrufe und Heiterkeit links.) 
Wie wir aus der Preſſe erfahren haben, iſt der 
Oberleutnant Sturm, der ein Parteigenoſſe des 
Herrn Arczynſki ijt, durch eine eigenmächtige Ver: 
fügung des Letzteren von Oliva verſetzt, und zwar 
nach dem erſten Polizeirevier mit der gleichzeiti— 
gen Beförderung zum Hauptmann. (Abg. Kloſ⸗ 


ſowſki: Das iſt furchtbar!) Natürlich hatte der Herr 


Senator nichts Eiligeres zu tun, um dieſen Poſten 
für ſeinen Genoſſen frei zu machen, den bisherigen 
Stelleninhaber, Herrn Hauptmann Bethke, von fei- 
nem Poſten zu entfernen. Ein triftiger Grund für 
die Verſetzung des Oberleutnants Sturm lag 
wahrlich nicht vor; denn wie wir mit Beſtimmt⸗ 
heit annehmen, iſt die Verſetzung und Beför— 
derung des Oberleutnants Sturm nur aus rein 
parteipolitiſchen Gründen erfolgt, weil eben der 
jetzige Hauptmann Sturm ein Parteigenoſſe des 
Herrn Arczynſki iſt. 

Es lohnt ſich auf die Perſon des Herrn Sturm 
etwas näher einzugehen. (Erzählen Sie doch ein⸗ 
mal von Ihrer Cliquenwirtſchaft! links.) Der 
Oberleutnant Sturm, der ſeinerzeit in dem Natio- 
nalverband Deutſcher Offiziere auch recht große 
Töne anſchlug, verſuchte auch dort recht viele per- 
ſönliche Vorteile zu erreichen. Da ihm dieſes aber 
nicht gelang, hielt er es für richtig, ſich zunächſt 
einmal bei den Demokraten ſehen zu laſſen, um 
vielleicht dort zum Ziele zu kommen. Die Demo- 
kratiſche Partei hat es natürlich auch abgelehnt 
ſich dafür einzuſetzen, daß Herr Sturm zum Haupt⸗ 
mann der Schutzpolizei befördert wurde. Bedauer⸗ 
licherweiſe hat ſich aber die Sozialdemokratiſche 
Partei dazu bereit gefunden, natürlich unter Be- 
rückſichtigung ſeiner Tätigkeit, die er bei der 
Schupo ausübt, ich möchte ausdrücklich betonen, 
eine für den Staat ſehr ſchädliche Tätigkeit; denn 
gerade unſere Schutzpolizei kann am aller- 
wenigſten vertragen, daß die ſozialiſtiſchen Kreiſe 
um Herrn Arczynſki dazu übergehen, (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) die Schutzpolizei parteipolitiſch zu 
organiſieren bezw. ſie ſozialiſtiſch aufzubauen. 
Widerſpruch links. — Heiterkeit.) 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir die Beförde⸗ 
rung des Hauptmanns Sturm durch den Senator 
Arczynſki, der ſich dabei eine Eigenmächtigkeit an⸗ 
gemaßt hat, aufs ſchärfſte verurteilen müſſen. 
(Moher wiſſen Sie denn das? links. — Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) Bei dem Zuſammenhang des 
Oberleutnants Sturm und des Senators Arczynſki 
bezüglich des ſozialiſtiſch-republikaniſchen Automo⸗ 
bilklubs glaube ich, daß vielleicht nun auch Herr 
Sturm dafür ſorgen wird, daß Herr Arczynſki auf 


Koſten anderer recht bald in feiner neuen Limou— 
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fine die Arbeiterviertel abfahren wird, um dort zu tigen wird. Ferner müſſen wir an den Senat die (C) 


dokumentieren wie weit es die Arbeiter ſchon ge— 
bracht haben. (Zwiſchenrufe und große Unruhe 
links. — Unverſchämter Lümmel! links.) Es iſt 
doch recht eigenartig, und es iſt auch von keiner 
Seite beſtritten worden, daß der Oberleutnant 
Sturm ſich verſchiedentlich dahin geäußert hat, 
wenn ſeine nächſthöheren Vorgeſetzten ihn nicht 
zum Hauptmann machen, dann geht er zum Se⸗ 
nator Arczynſki, der werde es ſchon tun. (Große 
Unruhe links.) Nun frage ich Sie, wo die Autori- 
tät der einzelnen Verwaltungen bleibt, wenn Herr 
Senator Arczynſki ſich anmaßt, ohne Einverſtänd⸗ 
nis des Senats derartige ſozialiſtiſche Experimente 
durchzuführen. Wie aus unſerer Großen Anfrage 
auch erſichtlich iſt, fragen wir den Senat, ob die 


des Senats ergangen iſt. Wir zweifeln daran, und 
wie aus Preſſenachrichten hervorgeht, iſt das auch 
nicht der Fall, ſondern Herr Arczynſki hat ſich 
ganz eigenmächtig erlaubt, den Oberleutnant 
Sturm zum Hauptmann zu befördern. 

M. D. u. H.! Sie können ſonſt nicht genug 
ſchreien, daß nach Ihrer Anſicht noch mehr Beamte 
abgebaut werden können und in der Hauptſache 
die Stellen der oberen Beamten. Was haben Sie 
nun aber getan? Es war doch vorgeſehen, daß aus 
Sparſamkeitsrückſichten nur eine neue Haupt⸗ 
mannsſtelle bei der Schutzpolizei geſchaffen werden 
ſollte. Und was geſchah? Weil der Oberleutnant 
Sturm dem anderen dienſtälteſten Offizier, dem 
Oberleutnant Volkholz, vorgezogen wurde, blieb 
nichts anderes übrig, als die im Stellenplan vor- 
geſehene zweite Hauptmannsſtelle auch zu be— 
ſetzen. (Zuruf des Abg. Klingenberg.) Ich kenne 
den Stellenplan ſehr genau, Herr Klingenberg. 
Es wäre zweckmäßig, wenn Sie ihn ſich einmal 
anſehen würden. 

Ganz beſonders verurteilen wir es auch, daß 
nach Preſſenachrichten die ſachlichen Einwände der 
vorgeſetzten Behörde im Falle Sturm von ſeiten 
des Herrn Arczynſki überhaupt nicht berückſichtigt 
worden ſind. Er ſetzt ſich eben über alles hinweg 
und glaubt, der kleine Herrgott im Senat zu ſein. 
Er befördert einfach die Beamten nach rein fozi- 
aldemokratiſchen Geſichtspunkten. (Das haben Sie 
ja auch gemacht! links. — Große Unruhe.) Wir 
müſſen deshalb unfer ſchärfſtes Mißtrauen gegen- 
über einer derartigen Handlungsweiſe des Genus 
tors des Innern ausſprechen. (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) 


Präſident: Ich bitte doch die Ruhe zu be— 
wahren. 
Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): Ferner 


müſſen wir fragen, ob der Senat den Senator 
Arczynſki überhaupt für berechtigt hält, derartige 
Anordnungen über wichtige Perſonalveränderun⸗ 
gen ohne Zuſtimmung des Geſamtſenats zu treffen. 
Es iſt doch allgemein üblich und ſelbſtverſtändlich, 
daß bei derartig wichtigen Angelegenheiten der 
Geſamtſenat zu hören iſt. Es wird deshalb Auf- 
gabe der anderen Senatoren ſein, ſich für die Zu— 
kunft die Eigenmächtigkeit des Senators Arczynſkt 
ganz energiſch zu verbitten. 

Es dürfte auch intereſſant ſein zu hören, wie 
der Senat die grundloſe Amtsentfernung des 
Hauptmanns Bethke aus ſeiner Stellung rechtfer— 


Frage richten, wie Hauptmann Bethke in Zukunft 
beſchäftigt werden foll. Es mag ja fein, daß er vor 
übergehend, weil ſich der Sturm der Entrüſtung 
in der Bevölkerung koloſſal erhoben hat, auf feiner 
Stelle belaſſen wird. Aber was geſchieht dann 
ſpäter? (Major wird er werden! links.) Wer Ma⸗ 
jor werden wird, fragt man am beſten Herrn 
Arczynſki! Wenn die andern Regierungsparteien 
nicht aufpaſſen, wird es wohl der Hauptmann 
Sturm werden. Ihm wird ja ſicher von dem Sena- 
tor Arczynſki verſprochen ſein, daß ihm die höch— 
ſten Stellen offen ſind. Wir müſſen verhindern, 
daß in Zukunft für die Beförderung nicht die Ge— 
ſinnung des Beamten ausſchlaggebend ſein darf 
wie in dieſem Fall. (Andauernde Zwiſchenrufe 
und große Unruhe.) Ich richte die Frage an Sie 
(nach links) glauben Sie, daß Herr Arczynſki den 
Oberleutnant Sturm auch befördert hätte, wenn 
er nicht Mitglied Ihrer Partei geweſen wäre? 
Wir ſagen: Nie und nimmer! Einzig und allein, 
weil er im Beſitz des ſozialdemokratiſchen Partei- 
buches war, iſt er ohne Rückſicht auf ſeine Kennt⸗ 
niſſe und Fähigkeiten zum Hauptmann befördert 
worden. Daß Ihnen, meine Herren von links, die 
Sache unangenehm iſt, ergibt ſich aus Ihren dau— 
ernden Zwiſchenrufen. Nun kommen wir zu dem 
1 ET Punkt der ganzen Anfrage (Zurufe 
inks.). 

Präſident: M. D. u. H.! Ich bitte aber mehr 
Ruhe zu halten, die Regierung wird doch ant- 
worten. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): Und zwar 
fragen wir, ob man den Senator Arczynſki nach die— 
ſen ganz unerhörten ſozialiſtiſchen Experimenten 
(Lebhaftes Oh! links.) noch immer für geeignet 
hält, dieſen Poſten weiter zu behalten. Wir haben 
ſchon immer die Befürchtung gehabt, und wir 
ſehen ein, wie recht wir ſeinerzeit hatten, als wir 
in aller Oeffentlichkeit erklärten, daß wir an der 
Objektivität des Herrn Senators Arczynſki (An 
Ihrer haben wir ſchon lange gezweifelt! links.) 
ſtets große Bedenken hatten. Wir ſehen jetzt, daß 
Herr Arczynſki ſeinen Senatorpoſten dazu benutzt, 
den ſozialdemokratiſchen parteipolitiſchen Grund— 
ſätzen Rechnung zu tragen und ihm genehme Per- 
ſonen in die Stellungen hineinzuſchieben, wo ſie 
wirklich nicht geeignet ſind, ſondern dazu beitragen, 
das Wohl des Staates mit Füßen zu treten. Das 
iſt die Aufgabe Ihrer Partei und Ihres Senators 
Arczynſki; denn m. D. u. H.! ſeien wir uns doch 
darüber klar; Sie bauen ja nur auf Trümmern 
auf, Ihre Aufgabe ift es, den Klaſſenkampf zu pre- 
digen, (lebhafte Zwiſchenrufe, links) die einzelnen 
Klaſſen gegeneinander aufzuhetzen und dadurch 
Ihre koſtbaren Pfründe ſicherzuſtellen. (Abg. Ple- 
nikowſki: Wozu die künſtliche Aufregung?) 

Nun möchte ich mich zuſammenfaſſen und dem 
Senat die in unſerer Großen Anfrage enthaltenen 
Fragen noch einmal vortragen. Wir ſind geſpannt 
auf die Antwort, die uns der Senat über die eigen- 
mächtigen Anordnungen von ſeiten des Herrn 
Arczynfki geben wird. Unſere Fragen lauten fol⸗ 
gendermaßen: ee 

1. Sit die Aordnung des Senators Arczynſki auf 

Beſchluß des Senats ergangen, oder hat der 

Senat, wie in der Preſſe zum Ausdruck ge- 
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kommen iſt, von der Verfügung keine Kennt⸗ 
nis erhalten? ER 

2. Iſt die Anordnung des Senators Arczynſki, 
mie in der Preſſe behauptet wird, trotz der 
ſachlichen Einwände der vorgeſetzten Behörde 
des Oberleutnants Sturm ergangen? 3 

3. Hält der Senat den Senator Arczynſki über- 
haupt für berechtigt, ſolche Anordnungen über 

wichtige Perſonalveränderungen ohne Zuſtim⸗ 

mung des Senats zu erlaſſen? 

4. Wie rechtfertigt der Senat die grundloſe 
Amtsenthebung des Hauptmanns Bethke 
aus ſeiner Stellung, welche ſowohl von den 
Beamten der Schutzpolizei wie von Haupt⸗ 
mann Bethke ſelbſt als eine durch nichts ge- 
rechtfertigte Beeinträchtigung ſeiner dienſt⸗ 
lichen Stellung angeſehen werden muß? 

5. Wie gedenkt der Senat Hauptmann Bethke 
in Zukunft zu beſchäftigen? (Er geht ftem- 
peln! links.) 8 
. Sit dem Senat klar, daß die Umſtände, unter 
denen Senator Arczynſki die ſachlich unbe— 
gründete Verſetzung ſeines Parteigenoſſen 
durchgeſetzt hat, geeignet ſind, das Gefüge der 
Schutzpolizei zu zerſtören und dadurch 
Staat ſchweren Schaden zuzufügen? 
links.). 

7. Hält der Senat den Senator Arczynſki nach 
dieſer unſachlichen und parteipolitiſchen 
Amtsführung immer noch für geeignet, das 
Amt des Senators des Innern zu führen? 

Welche Vorkehrungen hat der Senat getrof— 
fen, damit ſolche, das Anſehen der Danziger 
Regierung ebenſo wie das der Danziger Be— 
hörden ſchwer ſchädigenden Maßnahmen in 
Zukunft unterbleiben? 

M. D. u. H.! Der Schritt des Senators 
Arczynſki kann dazu führen, daß wie von der So— 
zialdemokratiſchen Partei bei jeder Gelegen— 
heit betont und gewünſcht wird, das Berufsbeam— 
tentum beſeitigt wird. Sie haben die feſte Abſicht, 
das können Sie nicht abſtreiten. Ich bin in der 
Lage, das Beweismaterial dafür beizubringen. 
Herr Abg. Selow, Sie wollen ſich berufen fühlen, 
die Beamten zu vertreten. Was dabei herauskom— 
men wird, können ſich die Beamten jetzt ſchon aus— 
malen. Die Zeit wird kommen, wo ſich die Beam— 
tenſchaft von dieſen ſozialdemokratiſchen Experi— 
menten abwenden wird. Sie wird einſehen, was 
für ein Schindluder die Sozialdemokratie mit dem 


E 


(Oh! 


Berufsbeamtentum treibt. Iſt es doch Ihr Füh— 


rer des ſozialiſtiſchen Allgemeinen Deutſchen Be— 
amtenbundes geweſen, der geſagt hat, daß es ein 
törichtes Verlangen wäre, daß ausgerechnet das 
Berufsbeamtentum erhalten bliebe. Das zeigt mit 
aller Deutlichkeit, welche Gefahren dem Berufsbe— 
amtentum drohen (Abg. Brill: Wo hat er das ge— 
ſagt, Sie Laps!) Das hat er in Hannover bei einer 
Tagung zum Thema: „Die deutſche Beamtenſchaft 
im gewerkſchaftlichen Lichte“ geſagt. Nun ſehen 
wir alſo, wohin der Weg mit der Beamtenſchaft 
führen ſoll. Wir richten an die Regierungsparteien 
die dringende Bitte, ſich die Maßnahmen der ſo— 
zialdemokratiſchen Senatoren und Sozialdemokra— 
tiſchen Partei ganz genau anzuſehen; denn es iſt 
das Schlimmſte zu befürchten. Durch derartige 
Maßnahmen ſteht das Berufsbeamtentum auf 


dem 
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dem Spiel. Die Sozialdemokratie wird alles dar— 
an ſetzen, das hat ſie bewieſen, das Berufsbeam⸗ 
tentum zu zerſtören. Wir haben deshalb allen 
Grund, gegen den Senator Arczynſki unfer bered)- 
tigtes Mißtrauen auszuſprechen, der dazu iber- 
geht, die Worte ſeiner Genoſſen im Reiche zu ver⸗ 
Pen (War das Ihr Beweismaterial? 
links.). 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Arczynſki. (Abg. Hohnfeldt: In eigener Sache! — 
Abg. Liſchnewſki: Der Danziger Severing!) 

Arczynſki, Senator: M. ſehr geehrten D. u. H.! 
Die Große Anfrage Nr. 44 der Deutſchnationalen 
Fraktion beantworte ich namens des Senats wie 
folgt: Oberleutnant Sturm, der ſchon früher als 
Polizeikommiſſar ein Polizeirevier ſelbſtändig ge— 


leitet hat, hat wiederholt den verſtändlichen 
Wunſch geäußert, wieder in eine ſelbſtändige 


Dienſtſtelle verſetzt zu werden. Auf Grund von Be- 
ſprechungen, die über dieſen Wunſch des Oberleut— 
nants Sturm zwiſchen dem Senator des Innern 
und dem Polizeipräſidenten, ſowie zwiſchen dieſem 
und dem Oberleutnant Sturm ſtattgefunden Ha- 
ben, hat der Senator des Innern am 14. Septem⸗ 
ber dieſes Jahres verfügt, (Zuruf rechts) daß 
Oberleutnant Sturm zum erſten Polizeirevier 
zu verſetzen jei. (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) 
Der Inhaber der leitenden Dienſtſtelle des 1. Po- 
lizeireviers ſollte nach dem Willen des Senators 
in eine gleichwertige Stelle zur Polizeiſchule ver— 
ſetzt werden, (Abg. Plenikowſki: Wie iſt es mit der 
Auflöſung?) die durch Penſionierung zum 1. Ok⸗ 
tober 1929 frei wurde. Eine Beeinträchtigung des 
Beamten konnte und kann in einer Verſetzung in 
eine andere gleichwertige Stelle, (Abg. Pleni- 
kowſki: Beſſere!) die aus dienſtlichen Gründen er- 
folgen ſollte, nicht geſehen werden. (Sehr richtig! 
links. — Abg. Dyck II: Was tut er jetzt?) Der Se- 
nator des Innern war nach der ſonſt geübten 
Praxis zu dieſer Verfügung berechtigt. Nachdem 
aber der Senat am 23. September d. Is. beſchloſ— 
ſen hatte, in Langfuhr ein ſchon längſt geplantes 
neues Polizeirevier mit Wirkung zum 1. Oktober 
d. Is. zu errichten, (Abg. Plenikowſti: Die Schupo 
wird ausgebaut!) hat der Senator des Innern 
ſeine Verfügung über die Verſetzung des Ober— 
leutnants Sturm dahin geändert, (Abg. Pleni- 
kowſki: Der zweite Rückzieher!) daß die Verſetzung 
nicht zum 1., ſondern zum neuen 8. Polizeirevier 
zu erfolgen habe. Die Beförderung des Oberleut— 
nants Sturm zum Hauptmann iſt gemäß dem 
Stellenplan und nach dem Dienſtalter erfolgt. 
Unabhängig von dieſer einzelnen Frage ſieht 
ſich die Regierung noch zu folgender grundſätzlichen 
Erklärung veranlaßt. (Abg. Kloſſowſki: Paßt nur 
auf!) Der Senat und jeder einzelne Senator ijt 
ſich deſſen bewußt, daß gemäß Artikel 93 der Ver⸗ 
faſſung die Beamten Diener der Geſamtheit, nicht 
einer Partei ſind, daß ihnen Freiheit ihrer poli- 
tiſchen Geſinnung und Vereinigungsfreiheit zuſteht. 
(Heiterkeit rechts.) und daß ſie hierin nicht beein⸗ 
trächtigt werden dürfen. (Abg. Plenikowſki: Wer 
lacht?) Dem Senat kann aber gleichwohl bei der 
Prüfung ſachlicher Eignung für einen Poſten die 
Art der Staatsgeſinnung nicht gleichgültig ſein, 
(Abg. Kloſſowſki: Sehr gut! — Hoch deutſchnatio⸗ 
nal!) weil die Heranbildung eines ſtaatsfreudi⸗ 
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gen, die Republik bejahenden (Lebhaftes Bravo 
links. — Zwiſchenrufe.) ich wiederhole: die Re⸗ 
publik bejahenden, dem Ziele der Regierung willig 
folgenden Beamtenkörpers zu den Aufgaben einer 
jeden Regierung gehört. (Bravo und Hände— 
klatſchen links.). 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): Ich be- 
antrage Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Beſpre— 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Dyck II. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Kloſſowſti.). 

Dyck II, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Was wir ſoeben hier aus dem Munde des Regie— 
rungsvertreters gehört haben, war keine Beant— 
wortung unſerer Großen Anfrage. (Was denn? 
links. — Unruhe.) Auch die Tatſache, daß der Se— 
nator des Innern Arczynſki gezwungen worden 
iſt, die von ihm eigenmächtig vorgenommene 
Amtsenthebung des Hauptmann Bethke rückgän⸗ 
gig zu machen und die Beförderung des Oberleut— 
nants Volkholz vorzunehmen, nachdem er bereits 


ſeinen Parteifreund, den dienſtjüngeren Oberleut⸗ 


nant Sturm, nach unſerer Auffaſſung widerredt- 
lich beförderte, hat unſer Urteil über die Art und 
Weiſe, wie der derzeitige Innenſenator ſein Amt 
zu führen beliebt, in keiner Weiſe geändert. (Sehr 
gut! rechts.) Wenn wir es auch begrüßen, daß die 
bürgerlichen Koalitionsparteien dem eigenmächti⸗ 
gen, jedem Recht und jeder korrekten Dienjtaui- 
faſſung zuwiderlaufenden Verhalten des Herrn 
Arczynſki gewiſſe Schranken auferlegt haben, ſo iſt 
das, was Herr Arczynſki ſich hier als Innenſenu⸗ 
tor geleiſtet hat, ſo ungeheuerlich und für den 
Staat möglicherweiſe von ſo großer Gefahr, daß 
hier das letzte Wort noch nicht geſprochen ſein darf. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Zwar war, wie Herr Senator Arczynſki hier 
ausführte, im Stellenplan vorgeſehen, daß zwei 
Oberleutnants zu Hauptleuten bei der Schutzpoli⸗ 
zei befördert werden ſollten. Die finanzielle Lage 
des Staates mit ſeinem Defizit von jetzt ſchon mehr 
als 3 Millionen Gulden fordert aber gebieteriſch 
Sparſamkeit, wo es nur angeht. Aus dieſem Ge— 
ſichtspunkt heraus ſollte auch die eine Hauptmana- 
ſtelle eingeſpart und nur ein Oberleutnant zum 
Hauptmann befördert werden. Der dienſtälteſte 
Offizier hierfür war Herr Volkholz. Was tat nun 
der Innenſenator Arczynſki? Ohne fih im gering- 
ſten um die Sparabſichten des Senats zu beküm— 
mern, befördert er unter Umgehung des Polizet— 
präſidenten, des direkten Vorgeſetzten der Polizei— 
beamten, (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) den 
dienſtjüngeren Oberleutnant Sturm zum Haupt— 
mann. Daß nunmehr auch die Beförderung des 
dienſtälteren Oberleutnants Volkholz zum Haupt— 
mann nachgeholt werden mußte, war eine Selbſt— 
verſtändlichkeit. Herr Arczynſki hatte mit einem 
Male ſeine Vorliebe für die obere Beamtenſchaft 
entdeckt, während bis dahin gerade die oberen Be— 
amten von den Sozialdemokraten bei jeder ſich bie— 
tenden Gelegenheit in der unerhörteſten Weiſe be- 
ſchimpft wurden. (Abg. Plenikowſki: Herr Dyck, 
freuen Sie ſich doch darüber!) Mit beſonderer Vor⸗ 
liebe hatte man ſich ſtets dabei gerade der Beanz 


ten der Schutzpolizei angenommen und Ausdrücke (O) 


wie Bluthunde und Mörderbande waren keine 
Seltenheit. Aber hier handelt es ſich um einen 
Parteifreund des Herrn Arczynſki, um den Sozial⸗ 
demokraten Herrn Sturm, was gilt da Recht, was 
Autorität, was Diſziplin, wenn es ſich um den 
roten Partei-Götzen handelt? (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe links.) Da müſſen ältere Beamte 
weichen, um einen Platz für einen Parteifreund 
frei zu machen. Direkte Vorgeſetzte werden einfach 
übergangen. Aeltere Kameraden werden rüdjichts- 
los beiſeite geſchoben! Immer nur ran an die 
Futterkrippe! Das braucht das Parteibonzentum 
eben. Das ift die Auffaſſung, welche die Oeffent— 
lichkeit über dieſen Fall hat. (Fortgeſetzte große 
Unruhe.) M. D. u. H.! Die politiſche Einſtellung 
eines Beamten darf für ſeine dienſtliche Beurtei- 
lung keine Rolle ſpielen, (Abg. Kloſſowſki: Sehr 
richtig!) wenngleich die politiſche Wandlungs— 
fähigkeit dieſes Herrn Sturm vom Mitglied des 
Nationalverbandes deutſcher Offiziere zur Libe— 
ralen Pareti und dann zur Sozialdemokratie nicht 
zu den alltäglichen Dingen gehört und wir auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß ein Anhänger des 
Klaſſenkampfes .. .. (Andauernde Zwiſchenrufe 
des Abg. Kloſſowſki. — Große Unruhe.) 

Präſident: Herr Abg. Kloſſowſki, ich rufe Sie 
wegen fortgeſetzter Störung zur Ordnung. (Na 
endlich! rechts.) 

Dyck II, Abgeordneter (D. Nat.): . . .. daß ein 
Anhänger des Klaſſenkampfes niemals unparteiiſch 
ſein kann, daß er ſich zum Hüter des Rechts und 
der Ordnung eignet. In dieſer Auffaſſung ſind 
wir beſtärkt worden, ſeitdem Herr Arczynſki das 
Amt des Innenſenators bekleidet. Wenn es vor- 
kommt, daß gewiſſe Beamte heute jhon der Mu- 
faſſung ſind: „Wenn der Polizeipräſident nicht 
will, gehen wir zum Genoſſen Arczynſki, der beför— 
dert uns, der macht das“, ſo beweiſt das, wie ſehr 
unſer Mißtrauen begründet war. (Sehr gut! 
rechts.) Das Amt des Innenſenators iſt vielleicht 
das bedeutungsvollſte Amt, das wir hier in Dan- 
zig haben. Der erſte Inhaber dieſes Amtes war 
ein Zentrumsmann, ſeines Zeichens Gewerkſchafts—⸗ 
ſekretär. Der zweite Inhaber dieſes Amtes gehörte 
ebenfalls nicht zu uns. Beide Herren hatten aber 
unſer vollſtes Vertrauen und haben es nach jeder 
Richtung gerechtfertigt. Der jetzige Inhaber dieſes 
Amtes beſaß von Anfang an unſer Mißtrauen 
und hat es gerechtfertigt. (Abg. Mau: Auf Ihr 
Vertrauen legen wir keinen Wert!) Die ſchwierige 
Lage in Danzig erforderte in beſonderem Maße, 
daß an die Qualitäten des Innenſenators die höch— 
ſten Anforderungen geſtellt werden müſſen. Herr 
Arczynſki hat in der Beförderungsangelegenheit 
Sturm ſeine Autorität in die Wagſchale geworfen, 
um einen Parteimann zu befördern. Die Zeitun— 
gen berichten von ihm, daß er durch feine Partei- 
freunde in der Schutzpolizei ein Spitzelſyſtem u 
terhält, das geeignet iſt, in ganz kurzer Zeit das 
feſte Gefüge der Schutzpolizei zu zerſtören. (Hört, 
hört! rechts. — Unruhe links.) Schon heute 
herrſcht in der Schutzpolizei die Auffaſſung, daß 
man nur vorwärts kommen kann, wenn man das 
rote Parteibuch in der Taſche hat. Unter ſolchen 
Umſtänden ift es kein Wunder, wenn Fälle vor: 
kommen wie kürzlich der des Wachtmeiſters Janz. 
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Herrn Arczynſki ſind bereits mehrere Male in 
ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender verſchiedener 
Ausſchüſſe Mißtrauensvoten ausgeſprochen wor⸗ 
den. Er iſt erſt recht nicht im Stande, das Amt eines 
Innenſenators unparteiiſch zu führen. (Abg. 
Brill: Es ehrt ihn, wenn Sie das ſagen!) Er hat 
jeine Unfähigkeit und ſeine Ungeeignetheit für die- 
ſes Amt nach jeder Richtung hin bewieſen (Zurufe 


links.) und muß jo ſchnell wie möglich von feinen ; 


Poſten verſchwinden. Zur weiteren Behandlung be⸗ 
antragen wir, unſere Große Anfrage dem Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. (Lebhafte Zwiſchenrufe links.). 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Ich habe im 
Auftrage meiner Gruppe folgende Erklärung ab- 
zugeben: „Wenn auch die Verfügung, nach der ein 
bewährter Beamter ohne Grund ſeiner Stellung 
enthoben und durch einen Parteifreund des zu- 
ſtändigen Senators erſetzt werden ſollte, durch den 
Senat wieder aufgehoben wurde, ſo beweiſt dieſer 
Vorgang doch mit unzweideutiger Klarheit, daß 


Kräfte am Werk find, Weſen und Aufbau des Be- 


rufsbeamtentums in parteipolitiſchem Sinne zu 
beeinfluſſen. Daß dieſes Beſtreben vorliegt, geht 
deutlich aus der Erledigung dieſer Angelegenheit 
hervor. (Abg. Brill: Der Kaſper kommt jetzt! — 
Abg. Hohnfeldt: Sie haben genug, Sie können 
einen ganzen Zirkus aufmachen! — Abg. Moritz. 
Und Sie ſind der größte Affe!) Nachdem das Hin⸗ 


einſchieben des Herrn Sturm in eine Hauptmanns 


telle des Abg. 
Kloſſowſfki.) 

Präſident: Herr Abg. Kloſſowſti, ich rufe Sie 
wegen fortgeſetzter Störung zum zweiten Male zur 
Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
eventuellen dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 
(Abg. Kloſſowſki: Bitte den Senator in Schutz zu 
nehmen, Schiebung wurde geſagt!) ; 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Damit meine 
Worte richtig verſtanden werden, möchte ich ſie 
wiederholen. Ich habe geſagt: Nachdem nämlich 
das Hineinſchieben des Herrn Sturm in eine 
Hauptmannsſtelle durch die Perſonalkommiſſion 
bezw. den Senat inhibiert worden war, — (Abg. 
Kloſſowſki: Sie haben von Schiebung geſprochen!) 
ich leſe deshalb eine Erklärung ab, um mir nicht 
Worte in den Mund legen zu laſſen, die ich nicht 
gebraucht habe. (Zwiſchenrufe. — Das ijt das- 
ſelbe! links. — Abg. Mau: Ruhe bewahren!) Wir 
laſſen uns nicht aus der Ruhe bringen, das könnte 
Ihnen ſo paſſen!, — wurde plötzlich der einmal 


(Lebhafte Zwiſchenrufe 


gefaßte Beſchluß bei der Schutzpolizei nur einen 


Hauptmann zu befördern, umgeſtoßen und eine 
zweite Hauptmannsſtelle geſchaffen, lediglich aus 
dem Grunde, um für einen Parteigänger eine Be- 
förderungsſtelle zu ſchaffen. 

Gegen ein ſolches Verfahren müſſen wir und 
mit uns wohl die geſamte Beamtenſchaft die al— 
lerſchwerſten Bedenken zum Ausdruck bringen; 
denn es verſtößt gegen die elementarſten Begriffe 
über die rechtlichen Verhältniſſe des Beamten, 
wenn dieſer unter Umgehung des Behördenleiters 
ohne ſachliche Gründe durch einen Willkürakt fur- 
zerhand ſeiner Stellung enthoben werden kann. Es 
verſtößt in gleicher Weiſe gegen die bisher üblichen 
Gepflogenheiten bei der Vornahme von Beförde— 
rungen, Barteigängern zuliebe Stellen zu ſchaffen, 


1 


1981 


die urſprünglich gar nicht vorgeſehen waren. (Abg. 
Kloſſowſti: Wie find Sie zu Ihrem Amt gekom⸗ 
men?) Ich war von jeher Diener des Staates und 
habe als ich zur Polizei ging, keiner Partei ange- 
hört. Ich bin zur Danziger Polizei gegangen aus 
dem Wunſche heraus, dazu beizutragen, daß Dan⸗ 
zig deutſch bleibt. (Lebhafte Unruhe und Zwiſchen⸗ 
rufe links.) 

Präſident: M. D. u. H.! Wenn jetzt nicht Ruhe 
eintritt, ſehe ich mich veranlaßt, das Haus zu ver⸗ 
tagen. So kann nicht verhandelt werden. (Abg. 
Plenikowſki: Wenn oben ein Arbeiter etwas ge- 
ſagt hätte, dann hätten Sie ſchon lange vertagt!) 
Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Plenikowſki: Das war vorauszuſehen! — 
Abg. Raſchke: Hätte ein kommuniſtiſcher Abgeord- 
neter ſo einen Krach gemacht, dann hätten Sie ihn 
hinausgeſchmiſſen!) Herr Abg. Plenikowſfki ich rufe 
Sie zum zweiten Male zur Ordnung und mache 
Sie auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes 
aufmerkſam. (Abg. Raſchke: Er hat ja gar nichts 
gejagt! — Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) Herr Abg. 
Liſchnewſki, ich rufe Sie wegen Störung zur Drd- 
nung. (Zuruf des Abg. Langnau.) 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): — und die Be- 
förderungen in dieje Stellen jo beſchleunigt vor 
zunehmen, daß ſie wochenlang vor den anderen Be— 
förderungen veröffentlicht werden, die zu gleicher 
Zeit fällig ſind, deren Anwärter aber nicht die 
Unterſtützung einer Partei genießen. Wo foll da 
der Beamte, der feiner Stellung nicht mehr ſicher 
iſt, den im Intereſſe des Staates erforderlichen 
Pflichteifer und die ebenſo erforderliche Dienſt— 
freudigkeit hernehmen? Wo ſoll der Beamte das 
Vertrauen zur Regierung hernehmen, wenn er 
fürchten muß, daß nicht er und ſein Können maß⸗ 
gebend find für feine Bewertung und fein Fort- 
kommen, ſondern ſeine Parteieinſtellung bezw. die 
Parteirichtung feines Senators? Es braucht wohl 
nicht beſonders betont zu werden, welch ungeheure 
Gefahren derartige Zuſtände für das ganze inner 
Gefüge und für den Geiſt unſeres Beamtenkörpers 
in fih bergen, an deffen Erhaltung alle ſtaatser— 
haltenden Parteien das größte Intereſſe haben 
ſollten, beſonders aber dann, wenn es ſich um einen 
Beamtenkörper handelt wie die Schutzpolizei, dei: 
ſen Struktur deratige Belaſtungen am allerwenig⸗ 
ſten vertragen kann. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.). 

Indem wir nochmals gegen derartige Maßnah— 
men ſchärfſte Verwahrung einlegen, richten wir 
zugleich an alle Parteien, vor allem aber an die 
in der Regierung ſitzenden, die dringende Bitte, 
ſich mit ſtärkſtem Nachdruck dafür einzuſetzen, daß 
jede einſeitige parteipolitiſche Behandlung von Be— 
amtenfragen in Zukunft unterbleibt. Wir bitten 
insbeſondere, daß alles geſchieht, um das Hinein— 
tragen parteipolitiſcher Einflüſſe in die Schutzpo⸗ 
lizei zu unterbinden, um dadurch zu verhindern, 
daß die Diſziplin und der Geiſt dieſer Beamten: 
ſchaft zum Schaden des Staates zermürbt werden.“ 

Dieſe Erklärung habe ich im Auftrage meiner 
Gruppe abzugeben. Ich möchte im Amſchluß hier— 
an nur kurz auf eine Redewendung des Herrn Se— 
nators Arczynſki eingehen. Er führte den Artikel 
93 der Verfaſſung an und gab an, daß es das Recht 
der Regierung fei, bei der Behandlung von Beam- 
tenfragen auch die Art der Staatsgeſinnung zu be- 
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Staatsgeſinnung des un B 
angezweifelt wird. Wenn dies der Fall ſein ſollte, 


möchte ich hier für meinen Kameraden, der ſich 


gegen eine derartige Unterſtellung nicht wehren 
kann, erklären, daß die Staatsgeſinnung dieſes 
Mannes wie auch der übrigen Schutzpolizeioffiziere 
bis auf einen Fall bei allen dieſelbe iſt: Sich unter 
möglichſter Fernhaltung von parteipolitiſcher Be— 
tätigung mit ganzer Kraft und ganzer Arbeit 
ſelbſtlos in den Dienſt des Staates zu ſtellen! 
(Bravo! rechts. — Abg. Brill: Das haben Sie am 
beſten bewieſen!) 

Präſident: Das Wort hat der Abg. 
Schmidt. 

Schmidt, Ed., Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Wie verkehrt die Auffaſſung über dieſe Frage 
ſelbſt in politiſch intereſſierten Kreiſen ſind, hat 
am beſten die Rede des Hauptmanns Jahr bewie— 
ſen, beſonders der Schluß ſeiner Ausführungen. Er 
hat als Hauptmann der Schutzpolizei erklärt, daß 


Herr 


ſich die Schutzpolizeioffiziere fern von jeder partei- |. 


politiſchen Einſtellung halten. Dabei iſt Herr Abg. 
Jahr ſelbſt Mitglied des Volkstages. Das iſt 
wahrſcheinlich keine politiſche Tätigkeit. Darin be— 
ſteht der große Fehler und das iſt vor allen Din— 
gen wohl die Urſache, warum im allgemeinen in 
der Schutzpolizei und nicht nur dort, ſondern auch 
in anderen Verwaltungen, die Auffaſſung beſteht, 
eine politiſche Betätigung in rechtsgerichteter Be— 
ziehung ſei keine politiſche Betätigung. Dieſe ſei 
durchaus ſtaatserhaltend und ſtaatsbejahend. Aber 
eine irgendwie nach der Mitte oder ſogar nach 
links gerichtete Tendenz ſei eine ſtaatsgefährliche 
Geſinnung. 

Die Deutſchnationalen haben hier einen kleinen 
Zollbeamten als Redner in dieſer Frage vorge— 
ſchickt. Ich bedauere dieſen Mann. Er ſollte ſich da- 
zu nicht mißbrauchen laſſen, ſondern hätte die an— 
deren Herren von der Deutſchnationalen Fraktion 
die Kaſtanien aus dem Feuer holen laſſen ſollen. 
Herr Abg. Manthei, mehr als Sie konnte ſich nie— 
mand blamieren! Es waren ja auch nicht Ihre 
Gedanken, die Sie zum Ausdruck brachten, ſondern 
die Gedanken des Herrn Dr. Ziehm u. Gen., die 
allen Abgeordneten des Volkstages und den polt- 
tiſch intereſſierten Kreiſen zur Genüge bekannt ſind. 
Sie ſprachen hier von der Gefährdung des Berufs- 
beamtentums, von einer Sozialiſierung der Shug- 
polizei. Ich möchte zu Ihrer Entſchuldigung au- 
nehmen, daß Sie von allen dieſen Dingen keine 
Ahnung haben, ſonſt könnten Sie einen ſolchen 
Unſinn hier nicht ausgeſprochen haben, auch nicht 
Herr Dyck, ſeines Zeichens Landwirt, im Kriege 
Heimkrieger in Simonsdorf. Das war die weiteſte 
Strecke, die er damals im Dienſte des Vaterlandes 
zurückgelegt hat. Er ijt jetzt auch noch Mennoniten- 
prediger und glaubte wahrſcheinlich, vor feiner 
Mennonitengemeinde zu ſtehen. Sonſt hätte er die 
Beiſpiele von „roten Götzen“ uſw. nicht gebraucht. 
Blamieren Sie ſich doch nicht ſo ſehr, m. H. Deutſch⸗ 
nationalen, ſchicken Sie doch Ihre alten Kämpfer 
vor, Herrn Ziehm und Genoſſen! Aber ich glaube, 
in der Annahme nicht fehlzugehen, daß die Herren 
ſich nicht bloßſtellen wollen. Deshalb ſchickt man die 
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kleinen Leute vor. Wenn der Staat tatſächlich in (C) 


ſolcher Gefahr iſt, wie Sie ſie ſchilderten, müßten 
Ihre prominenteſten Leute zu dieſer Frage 
ſprechen. 

Die Antwort, die die Regierung auf die An- 
frage der Deutſchnationalen erteilt hat, iſt ver— 
lejen worden. Sie haben fie zur Kenntnis genom- 
men, und eigentlich könnten wir ja die Affäre 
Sturm als erledigt anſehen. Uns als Sozialdemo— 
kratiſche Partei ijt das aber eine willkommene Ge- 
legenheit, um einmal grundſätzlich zu dieſen ra- 
gen Stellung zu nehmen. Ich muß da allerdings 
etwas weiter ausholen, um Ihnen zu beweiſen, 
daß das, was Sie heute hier vorgebracht und was 
Sie in Ihren Zeitungen geſchrieben haben, im 
Grunde genommen nichts anderes als eine elende 
Heuchelei iſt. 

Als im November 1919 auf Anordnung des 
Miniſteriums auch in Danzig eine Sicherheitspo⸗ 
lizei eingerichtet wurde, da fanden ſich naturgemäß 
ſehr viele Bewerber um eine Schutzpolizeibeamten— 
ſtelle. Aber die Auswahl dieſer Bewerber ging 
ſchon bei den Mannſchaften und erſt recht bei den 
Offizieren nach ganz beſtimmten Grundſätzen vor 
ſich. Es wurden den betreffenden Bewerbern Fra— 
gebogen vorgelegt, die ſie wahrheitsgemäß beant— 
worten mußten. In dieſen Fragebogen war auch 
die Frage nach der Parteizugehörigkeit enthalten. 
Alle Bewerber, die wahrheitsgemäß angaben, daß 
ſie ſozialdemokratiſch, unabhängig oder mehrheits— 
ſozialdemokratiſch organiſiert waren, wurden 
nicht berückſichtigt. Haben einige Bewerber, trog- 
dem ſie in der Sozialdemokratiſchen Partei politiſch 
organiſiert waren, dies zu verſchweigen verſucht, ſo 
hat man fie nachträglich an ihre Unterlajjungs- 
ſünde erinnert, und wenn es ihnen geglückt war, 
auf Grund dieſes Verſchweigens eine Beamten— 
ſtelle in der Schutzpolizei zu erhalten, hat man ſie 
ſpäter auf Grund des nicht richtig ausgefüllten 
Fragebogens, wegen nicht wahrheitsgemäßer An— 
gaben wieder entlaſſen. (Abg. Dr. Ziehm: 
Damals war Früngel Polizeipräſident!) Das war 
die berühmte Bereinigung des deutſchnationalen 
Beamtenkörpers. (Zwiſchenrufe rechts.) Wenn Sie 
anführen, daß ein Sozialdemokrat damals Poli- 
zeipräſident in Danzig war, ſo wiſſen Sie ganz 
gut, — ſie haben es ja durch die Tat bewieſen — 
daß es für ihn ganz unmöglich geweſen wäre, dieſe 
Dinge zu verhindern. Denn Ihre Bereinigung des 
Beamtenkörpers hat ja bei ihm angefangen. Da— 
mit beweiſen Sie, daß das, was ich anführe, voll- 


kommen auf Wahrheit beruht. Aber das iſt ja ge⸗ 


rade das, was Sie jetzt einer ſozialdemokratiſch 
beeinflußten Regierung vorwerfen. Fe 
Der ganze Apparat wurde natürlich militärisch 
aufgezogen. Nach dem alten Grundſatz, das Offi⸗ 
zierkorps beſtimmt den Geiſt der Truppe, wurde 
bei der Auswahl der Offiziere verfahren. Da hat 
man natürlich nur ſtramm deutſchnationale Par⸗ 
teianhänger als Offiziere der Schutzpolizei ange: 
nommen. Soll ich Ihnen eine Liſte derjenigen 
Herren vorleſen, die nach 1920 aus Deutſchland 
als frühere Armeeoffiziere nach Danzig geholt 
worden find, trotzdem wir in Danzig genügend ge- 
eignete Kräfte hatten? Nur dieſe ſollten geeignet 
ſein, eine führende Beamtenſtelle in der Sugpo- 
lizei zu bekleiden, weil es ſichere deutſchnationale 
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Parteianhänger waren. Man hat den Oberleut— 
nant Schröder aus Oſterode geholt, den Haupı- 
mann Machholz aus Stettin, der während des 
Krieges Adjudant bei Ludendorff war, (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) den Oberleutnant Harguth, der gegen 
das Geſetz zum Schutz der Republik verſtoßen hat 
und ſich deſſen rühmte. Dieſer Herr iſt vor zwei 
Jahren, ohne daß er dran war, zum Hauptmann 
befördert worden. Offizierſtellvertreter Stark war 
zuerſt Zugwachtmeiſter, wurde dann Leutnant und 
Oberleutnant. Heute ift er Zollkontrolleur. Weiter 
wurde Ihr Parteifreund, der Hauptman Burandt, 
auch hierher geholt. Er ift wohl auch nicht deutſch⸗ 
national? Der Major Schlieckriede folle Oberſt— 
leutnant werden. Dieſe Stelle war ihm zugedacht. 
Es ging aber aus beſtimmten Gründen nicht. Die 
Geſchichte iſt irgendwie vermaſſelt worden. Dieſer 
Herr war ſeinerzeit blauer Kommiſſar und hatte 
bei der blauen Schutzmannſchaft eine „Berühmt 
heit“ erlangt, da es bald keinen blauen Schutz⸗ 
mann in Danzig gab, den dieſer Herr nicht mit 
einer Arreſtſtrafe bedacht hatte. Es ift kein Ge- 
heimnis bei der Schutzpolizei, daß er ſelbſt nicht 
fähig war, irgendwelche geiſtige Arbeit zu leiſten, 
ſondern ſein Revierſchreiber hat für ihn die ganze 
Arbeit des Kommiſſars geleiſtet, ſo daß er nur zu 
unterſchreiben brauchte. 

So Sieht nach Ihrer Anſicht (nach rechts) die 
Befähigung aus, die für die Beförderung der Po— 
lizeioffiziere maßgebend iſt. Der Hauptmann 
Griep, vielleicht kennen Sie ihn auch — ich muß 
vorweg bemerken, mir und meiner Partei iſt es 
nicht angenehm, daß wir gezwungen werden, in die 
Fähigkeiten und in die Art und Weiſe, wie Beför— 
derungen vorgenommen wurden, hineinzuleuchten, 
die Herren mögen ſich bei Ihnen bedanken, wenn 
wir dieſe Dinge ſagen müſſen — der Hauptmann 
Griep iſt offenſichtlich deshalb vom blauen Kom— 
miſſar zu ſeinem jetzigen Dienſtgrad befördert 
worden, weil er beſonders gute Beziehungen zu 
den Sittenmädchen unterhielt. (Unerhört! rechts. 
— Es kommt noch Unerhörteres! links. — Zwi- 
ſchenrufe des Abg. Plenikowſki. Große Un⸗ 
ruhe.) Regen Sie ſich doch nicht darüber auf, m. H.! 
(Abg. Plenikowſtki: Und diefe Kadetten laßt Ihr 
auf das Proletariat los!) M. H., regen Sie ſich 
nicht darüber auf, der Hauptmann Griep hatte 
doch nur dienſtliche Beziehungen zu den Sitten— 
mädchen. Dieſe ſuchten ihn während der Dienſt— 
ſtunden in ſeinem Revier auf und brachten Blu— 
menſpenden dahin. Es war damals im 1. Polizei⸗ 
revier in der Wiebenkaſerne. Herr Griep beſuchte 
auch ſeinerſeits die Sittenmädchen — natürlich 
nur dienſtlich. — Beſonders große Freude bereitere 
er ihnen, wenn er ſie in ſeiner ſchönen blauen Uni⸗ 
form beſuchte. Ich habe Zeugen dafür, ſogar die 
Damen ſelbſt. Aber ich werde die Namen hier 
nicht verleſen, weil ich ſonſt fürchte, daß noch andere 
Herren denſelben Verſuch machen wie der Haupt— 
mann Griep. 

Hauptmann Jahr, — unſer alter „Freund“, — 
hat hier heute von der Pflichttreue uſw. der 


Schutzpolizeibeamten geſprochen. Herr Hauptmann 
Jahr, wenn man ſich ſo aufs hohe Pferd ſetzt, darf 
man ſich nicht wundern, wenn man auch herunter- 
gezerrt wird. (Abg. Jahr: Bitte ſchön!) Es war im 
Jahre 1924, als die wirtſchaftliche Vereinigung 
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eine Verſammlung abhielt oder eine ähnliche Ge- 
legenheit, bei der viel getrunken wurde. Im 
Dienſte ſoll man nicht trinken. Ich werde niemand 
verurteilen, der einmal trinkt, aber Dienſt ik 
Dienſt und Schnaps iſt Schnaps. (Heiterkeit). Das 
halte ich auch für die Schutzpolizei für richtig. 
Jeder Schutzpolizeiwachtmeiſter und Unterwacht— 
meiſter, der im Dienſt betrunken angetroffen wird, 
fliegt. Die Offiziere bleiben aber. Der Herr Se— 
nator kann die von mir angeführten Fälle ja im 
Stenogramm nachleſen und nachprüfen, ob ſie auf 
Wahrheit beruhen. Hauptmann Jahr hatte ſich 
im Jahre 1924 in den Räumen der wirtſchaftlichen 
Vereinigung, obwohl er Dienſt hatte, ſtark betrun- 
ken. Im betrunkenen Zuſtand iſt er dann in ſeinem 
Dienſtzimmer geweſen und hat es, ebenſo ſeine 
Kleider in einer unbeſchreiblichen Weiſe verunrei— 
nigt. Die Hoſe hat ſpäter am Türdrücker gehangen! 
Die ganze Strafe, die Hauptmann Jahr für dieje 
Ungehörigkeit, — um kein hartes Wort zu gebrau— 
chen, — erlitten hat, war, daß er der Reinmache— 
frau lumpige 5,— Gulden geben mußte, um die 
Unreinlichkeiten wieder zu beſeitigen. M. D. u. H.! 
Wenn Ihnen dieſe Dinge nicht bekannt waren, 
dann haben Sie jetzt davon Kenntnis genommen. 
Ich will wieder ein Beiſpiel dafür anführen, 
wie man mit den Offizieren der Schutzpolizei ver— 
fährt und welche Unterſchiede zwiſchen den Herren 
Schutzpolizeioffizieren und ſonſtigen Privatper⸗ 
ſonen oder anderen Beamten macht. Mit Genehmi— 
gung des Herrn Präſidenten verleſe ich hier eine 
Notiz aus der „Danziger Volksſtimme“ vom 
11. Juli 1929, Ueberſchrift: „Mit Vollgas gegen 
einen Maſt“, vor: 
Geſtern abend gegen 1 Uhr ereignete ſich in 
Oliva an der Ecke Danziger Straße-Salzmannſtraße 
ein Verkehrsunfall. Ein angetrunkener Motorradfah⸗ 
rer fuhr mit ſeinem Motorrad DZ. 3810 in der Rich⸗ 
tung Zoppot Danzig. Eingangs Oliva hatte er be- 
reits einen in derſelben Richtung fahrenden Omnibus 
durch ſcharfes Schneiden beim Ueberholen und plötz⸗ 
liches Bremſen gefährdet. Ein anderer nach Zoppot 
fahrender Omnibus geriet durch den von dem Motor- 
radfahrer eingeſchlagenen Zickzack⸗Kurs ebenfalls in 
Gefahr, mit ihm zuſammenzuſtoßen, was aber durch 
den Autobusführer vermieden wurde. An der Ecke 
Salzmannſtraße aber ſtieß das Motorad gegen ein 
dort ſtehendes Kilometerſchild, brach den ca. 10 Zenti⸗ 
meter ſtarken Pfahl glatt ab und blieb zwiſchen einem 
Straßenbahnmaſt beſchädigt liegen. Der Führer ijt mit 
geringfügigen Verletzungen davon gekommen. 
Herr Hauptmann Jahr, wiſſen Sie, wer das war? 
(Oberleutnant Sturm! rechts.) Das war Herr 
Hauptmann Burandt. Herr Oberleutnant Sturm 
iſt an der Sache auch beteiligt, inſofern, als er dem 
Reviervorſteher Bethke die dienſtliche Meldung 
über dieſen Fall erſtattet hat. Reviervorſteher 
Hauptmann Bethke hat den Fall nicht weiter ge- 
meldet. Es iſt auch keine polizeiliche Verfolgung 
eingetreten. Man hat dem Hauptmann Burandr 
nicht den Führerſchein abgenommen. (Hört, hört! 
links.) Mit welchem Recht kann jetzt die Polizei 
überhaupt noch einem betrunkenen Motorradfah⸗ 
rer oder Autoführer den Führerſchein entziehen, 
wenn man es mit den Beamten der Schutzpolizei 
nicht ſelbſt macht? (Abg. Liſchnewſki: Und jo etwas 
bewilligt Ihr Gehälter, alſo mitſchuldig! — Hei— 
terkeit.) Das ſind einige wenige Beiſpiele, denen 
ich nach Belieben viele hinzufügen könnte, wie die 
Herren deutſchnationalen Offiziere der Schutzpoli— 
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zei in dienſtlicher und ſonſtiger Beziehung einge⸗ 
ſtellt ſind. (Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) 

Die Deutſchnationalen entrüſten ſich jetzt, daß 
der Danziger Senat es wagt, den Oberleutnant 
Sturm zum Hauptmann zu befördern. (Senator 
Arczynſki hat das gemacht! rechts.) Nein, der Ge- 
nat. Erinnern Sie ſich nur daran, wieviele deutſch— 
nationale Parteigänger ſeinerzeit in ſehr gune 
Poſitionen befördert wurden. Es iſt ſchon aus die⸗ 
ſem Grunde nicht recht von Ihnen, daß Sie alles 
jo vergeſſen haben und es iſt notwendig, daß ich 
Ihnen das in die Erinnerung zurückrufe. Ihnen 
geht es nicht um den Fall des Oberleutnants 
Sturm als Perſon, ſondern darum, daß Sie ver— 
hindern wollen, daß irgendwie der Verſuch gemacht 
wird, auch einmal nicht ſtramm deutſchnationale 
Offiziere oder Beamte in eine höhere Stelle zu 
bringen. Dies Privileg haben Sie bisher nur den 
deutſchnationalen Parteigängern vorbehalten. 
Daß damit gebrochen wird, iſt für Sie anſcheinend 
bedenklich. Bei den Deutſchnationalen iſt es nicht 
verwunderlich, dafür aber beim Zentrum, daß es 
ſich ebenfalls an dieſe Hetze gegen einen Miniſter 
des Innern beteiligt hat. (Miniſter? rechts.) Mi⸗ 
niſter oder Senator des Innern iſt an und für ſich 
ganz gleich. (Abg. Plenikowſki: Was das Gehalt 
anbetrifft ja!) Wenn Sie nicht mehr Geiſt auf— 
bringen, als ſolch einen Witz zu reißen, tun Ste 
mir leid. 

Das Zentrum hat wahrhaftig keine Urſache, 
in dieſem Fall in dasſelbe Horn zu ſtoßen, wie die 
Deutſchnationale Fraktion. Ich will zunächſt be— 
merken, — das hat das Zentrum ſelbſt gewünſchr, 
in Ihrer Zeitung habe ich eine ähnliche Bemer— 
kung geleſen, daß Zentrumspreſſe und Zen— 
trumsfraktion zwei grundverſchiedene Dinge ſind. 
(Hört, hört! rechts.) Wir können auf dieſem Wege 
allerdings nicht folgen und müſſen aus dieſem 
Grunde das, was wir dem Zentrumsorgan ſagen 
wollen, der geſamten Partei ſagen. Ich möchte an 
das Zentrum eine kleine Anfrage richten. Iſt es 
dem Zentrum bekannt, daß Oberleutnant Volkßolz, 
der hier ſo ſehr in Schutz genommen wurde, der 
angeblich gegenüber dem Oberleutnant Sturm zu— 
rückgeſetzt ſein fol, 1921 entlaſſen werden ſollte, 
weil er in animiertem Zuſtande gelegentlich eines 
Bierabends des Offizierkorps den damaligen Ben- 


trumsſenator des Innern Schümmer in ungezie⸗ 


mender Weiſe angepöbelt hat? Der Schwieger— 
vater des Herrn Volkholz, der Oberſt a. D. von 
Hohendorff, hat dieſe Angelegenheit wieder einge— 
renkt, ſo daß Volkholz bleiben durfte. Iſt Ihnen 
ferner bekannt, daß Oberleutnant Volkholz ſich im 
Jahre 1927 im Freihafen mit polniſchen Expedi— 
enten ſo ſtark betrunken hat, daß er die Wachtſtube 
und ſelbſt die Kleider der Beamten beſudelte? 
(Zurufe.) Abgeordneter Dyck warf gewiſſermaßen 
eine kleine Kußhand zum Zentrum hinüber und 
ſagte: Den ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftlern 
trauen wir alle Gemeinheiten zu, aber zu Ihnen 
haben wir mehr Vertrauen.“ Herrn Dyck fei erwi- 
dert. ein Vertrauen, das er und feine Fraktion ei- 
nem ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsführer oder 
einem ſozialdemokratiſchen Senator ſchenkt, die- 
ſem nur ſchaden könnte. (Sehr richtig! links.) Man 
würde daraus ſicher erſehen, daß der Betreffende, 
ſeine Grundſätze verleugnet. Ihr Vertrauen be— 


Soll ich Ihnen ein Beiſpiel ſagen? 
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ſitzen und dabei Sozialdemokrat ſein, läßt ſich nicht (O 


in Einklang bringen. Herr Dyck wirbt hier um das 
Zentrum ud ſagt, zu Euch hätten wir Vertrauen. 
Das Zentrum ſollte daran denken, als der deutſch⸗ 
nationale Oberleutnant Volkholz den Senator 
Schümmer ſchwer beleidigt hatte, hat das Zentrum 
ein Loch zurückſtecken müſſen, weil ſich die Herren 
von Hohendorff uſw., die bei den Deutſchnatioalen 
Einfluß hatten, für Volkholz bemühten, und Herr 
Schümmer hat den kürzeren gezogen. So ſahen die 
guten Beziehungen und das Vertrauen früher aus. 

Herr Hauptmann Bethke, von dem hier jo viel 
geſprochen wurde, iſt ſeinerzeit mehrere Monate 
in Berlin geweſen, um an einem Kurſus für Ver⸗ 
kehrsweſen teilzunehmen. Da wäre es doch richtig 
geweſen, wenn man ſeine Fähigkeiten auf dem Ge- 
biet des Verkehrsweſens in Danzig ausgenutzt 
hätte. Nein, das tut man nicht, ſondern man ſteckt 
dieſen Herrn weiter in ein Polizeirevier. Das hal⸗ 
ten wir nicht für richtig. Wenn man jemand zu 
einem Kurſus kommandiert, ſoll man die Fähigkei— 
ten, die er dort erworben hat, auch nutzbar machen. 

Sie haben jetzt eine Preſſehetze entfacht, die 
einfach unerhört ift. Warum das Zentrum gerade 
in dieſer Frage mitgegangen iſt, iſt uns unklar, 
weil es alle Urſache hätte, recht vorſichtig zu fein. 
(Abg. Cierocki: Wir werden Ihnen die Antwort 
geben!) Die Perſonalpolitik des Zentrums iſt zu 
bekannt, als daß das Zentrum es wagen ſollte, in 
dieſem Ton mit der Sozialdemokratie zu ſprechen. 
Wenn Sie 
immer das Staatsintereſſe des Zentrums vorſchie— 
ben, werde ich einen Beweis bringen, daß Sie nicht 
fragen wo die Mittel herkommen, wenn es gilt 
Ihre perſönlichen Bedürfniſſe zu befriedigen. Bei 
der Wahl der hauptamtlichen Senatoren wurde der 
Stadtbaurat Dr. Althoff ſeitens der Zentrums- 
partei als Senator nach Danzig empfohlen. Es 
wurde auch bei den Koalitionsverhandlungen be— 
kanntgegeben, daß Herr Dr. Althoff ein ſehr tih- 
tiger Mann wäre und in Breslau ein um 50 Pro⸗ 
zent höheres Gehalt bekommen hätte als in Dan- 
zig die hauptamtlichen Senatoren. Aus dieſem 
Grunde mußte von vornherein ſichergeſtellt wer— 
den, daß Herr Stadtbaurat Dr. Althoff, wenn er 
als Senator nach Danzig käme, ein um 50 Prozent 
höheres Gehalt bekommen ſollte. Ich habe mich 
feſtzuſtellen bemüht, ob Breslau wirklich ſo reich 
iſt, um ſolche Gehälter aufzubringen. Ich habe 
amtliches Material, aus welchem hervorgeht, wie 
hoch das Gehalt des Herrn Dr. Althoff in Breslau 
geweſen iſt. Das eine Schreiben lautet: 

Sehr geehrter Herr! 

Mit Bezug auf unſere fernmündliche Unterredung 
überſende ich Ihnen eine Beſcheinigung über die Be⸗ 
züge, die Herr Dr. Althoff erhalten hat. Sie halten 
ſich in den durch die Beſoldungsordnung vorgeſehenen 
Grenzen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung ergebenſt 

| gez. Unterſchrift. 


(Abg. Hohnfeldt: Wer iſt die Dienſtſtelle?) Als 
Anlage liegt vom Hauptbüro-Bejoldungen folgen⸗ 
des bei: 3 
Herr Stadtbaurat Dr. Althoff hat bis zu feinem 
Ausſcheiden am 31. März 1929 ein Gehalt nach 
Gruppe 6 der Einzelgehälter der Preußiſchen Beſol⸗ 
dungsordnung bezogen. In der gleichen Gruppe ſin 
alle diejenigen Magiſtratsmitglieder eingereiht, die 


D) 


* 


(A) 


) 


Volkstag Danzig — 106. Sitzung. Mittwoch, den 23. Oktober 1929. 


(Schmidt, E., Abgeordneter) 


ein Beſoldungsdienſtalter von mehr als 13 Jahre 


baben. Sein Gehalt betrug: 
Grundgehalt 
Wohnungsgeldsuſchuß 
Kinderbeihilfe für 3 Kinder 


17 000 RM. jährlich 
1728 RM. jährlich 
780 RM. jährlich 

19 508 RM. jährlich. 
(Abg. Hohnfeldt: So halten Sie die Dienſtgeheim⸗ 
niſſe aufrecht!) Die Beſoldungen der Magijtrats- 
mitglieder und der anderen ſtädtiſchen Beamten 
ſind kein Dienſtgeheimnis. (Abg. Hohnfeldt: 
Wunderbare Korruption!) Ja, eine Korruption 
iſt neuerdings auch in Breslau aufgedeckt. Die 
ganze Bauabteilung in Breslau iſt ſtark verdäch⸗ 
tigt worden. (Andauernde Zwiſchenrufe des Abg. 
Hohnfeldt.) 5 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Schmidt, Eduard, Abgeordneter (S. P. D.): Es 
ergibt ſich aus dieſem Schreiben die intereſſante 
Tatſache, daß Herr Senator Dr. Althoff in Bres- 
lau ein Grundgehalt und einen Wohnungsgeldzu— 
ſchuß von zuſammen 18 728 Mark jährlich bekom⸗ 
men hat. Zum Kurſe von 1,23 Gulden umgerech⸗ 
net, ergibt das 23 035 Gulden. Das Normalgehalt 
eines hauptamtlichen Senators beträgt an Grund: 
gehalt, Ausgleichszuſchlag und Wohnungsgeld 
monatlich 2040 Gulden oder 24480 Gulden im 
Jahr. Das ſind alſo 1445 Gulden jährlich mehr, 
als Herr Dr. Althoff früher bezogen hat. Herr Dr. 
Althoff hat, wie aus dem Schreiben hervorgeht, 
ſein Gehalt in Breslau bis zum 31. März 1929 be⸗ 
zogen. Mindeſtens einen Teil ſeines neuen Ge— 
halts hat er aber auch, während er noch in Bres— 
lau war, hier bekommen. (Unruhe.) Ich ſtelle feſt, 
daß das Zentrum auch in dieſem Fall keine UWr- 
ſache hat, anderen Parteien Futterkrippenpolitik 
oder ähnliches vorzuwerfen. Wenn man hier 
unter Vorſpiegelung falſcher Tatſachen, und das iſt 
in dieſem Fall geſchehen, einen Beamten nach 
Danzig holt und ihm wiederum unter Vorſpiege— 
lung falſcher Tatſachen ein um 50 Prozent 
höheres Gehalt ſichert, ſo iſt das auch nicht im 
Staatsintereſſe gelegen. Laſſen wir dahingeſtellt, 
an weſſen Einfluß hin dieſe Manöver geſchehen 
ind. 

M. D. u. H.! Es handelt ſich für uns nicht um 
einen Fall Sturm. Die reaktionären Kräfte in 
der Verwaltung ſind eifrig bemüht, den neuen 
republikaniſchen Geiſt, der ſich in Preußen unter 
dem Einfluß der Sozialdemokratiſchen Partei und 
auch durch die Mitarbeit des Zentrums durchge— 
ſetzt hat, mit den gemeinſten Mitteln zu bekämp⸗ 
fen. In den letzten Jahren iſt in einem verhält— 
nismäßig großen Teil der unteren und mittleren 
Beamten und auch in den Köpfen einzelner höhe— 
rer Beamter eine Umſtellung erfolgt. Die freige— 
werkſchaftliche Beamtenbewegung marſchiert auch 
in Danzig. Geſtützt auf eine ſtarke Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei gewinnt der Allgemeine Danziger 
Beamtenbund an Mitgliedern und Einfluß. In 
dieſer Tatſache dürfte mit der Grund dafür zu 
ſuchen jein, warum die an und für ſich ganz unbe— 
deutende Tatſache der Beförderung eines Ober— 
leutnants der Schutzpolizei zum Hauptmann zu 
einer Staatsaktion gemacht worden ijt. Die Go- 
zialdemokratie hat trotz der Ausführungen der 


baßerfüllten Gegner an Anſehen nicht verloren. 
Im Gegenteil, wir wünſchen den Deutſchnationa— 
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noch öfter ſolche Blamage, weil ſie bei dieſer Ge— 
legenheit ihr wahres Geſicht zeigen. Die Sozialde— 
mokratiſche Partei wird in Zukunft mehr als bis— 
her darauf dringen, ihren Einfluß nicht nur in 
der Regierung, ſondern auch in der Verwaltung 
des Staates und der Kommunen zu verſtärken, um 
den reaktionären monarchiſtiſchen Geiſt durch 
einen freiheitlichen, republikaniſchen zu erſetzen. 
(Lebhaftes Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Den monar- 
chiſtiſchen Geiſt durch einen republikaniſchen 
erſetzen heißt die Arbeiterſchaft mit dem Gummi— 
knüppel ſoviel wie möglich bearbeiten. Die Er— 
fahrung lehrt das, und Sie werden es nicht abſtrei— 
ten können. Wenn aber das hohe Haus heute ſo 
aufgeregt iſt, und der Herr Sturm hier einen 
Sturm entfeſſelt, ſo hat das gleichzeitig gezeigt, 
was die Arbeiterſchaft von dieſer Regierung zu 
erwarten hat. Es wurde, vielleicht unbewußt, 
von einem ſozialdemokratiſchen Abgeordneten der 
Zwiſchenruf gemacht, als der deutſchnationale 
Abgeordnete die Anfrage begründete: „Erzählt 
doch einmal etwas aus eurer Cliquenwirtſchaft!“ 
Damit wollte der ſozialdemokratiſche Abgeordnete 
ſagen, wir haben auch eine Cliquenwirtſchaft, aber 
ſehr intereſſant, wenn Ihr mal von Eurer etwas 
hören läßt. Schließlich heißt das, daß eine Cli- 
quenwirtſchaft von beiden Seiten durchgeführt 
wird. Die Deutſchnationalen ſind heute empört, 
daß ſie nicht an der Futterkrippe ſitzen und ihre 
Futterkrippenwirtſchaft durchführen können. Die 
Sozialdemokraten ſind darüber empört, daß man 
ſie in ihrer Futterkrippenwirtſchaft ſtören will. 
(Abg. Bock: Wie war es mit Jasmatzi!) Wenn 
Sie was von Jasmatzi haben wollen, dann fom- 
men Sie doch herauf und erzählen etwas davon. 
Aber zum größten Teil erwähnen Sie das Wort 
„Jasmatzi“ nur, wenn Sie beſoffen ſind. Wenn 
Sie nüchtern ſind, tun Sie es nicht. Ich möchte 
Sie einmal fragen, was Sie mit Ihrem Freunde 
Gerick gemacht haben, der einem kleinen Jungen 
in der Kneipe Zeitungen geſtohlen hat. Kümmern 
Sie ſich alſo um Ihre eigenen Angelegenheiten! 
(Abg. Plenikowſki: Alſo Herr Bock, ſchießen Sie 
keine Böcke! — Gerick kann ſich nicht verteidigen, 
der iſt nicht hier! links.) Meinetwegen können Sie 
auch mit Jasmatzi kommen. 

Dieſe Ausſprache hat gleichzeitig ſehr inter— 
eſſante Momente zutage gefördert. Die Senatoren 
Dr. Kamnitzer und Dr. Zint waren ganz empört 
über die Rede ihres Parteifreundes Schmidt, weil 
er den Kommuniſten in bezug auf das Verhalten 
der Schutzpolizeioffiziere ſo ein wunderbares Ma— 
terial in die Hände gegeben hat. Wir werden da— 
von reichlich Gebrauch machen, können aber heute 
ſchon in aller Oeffentlichkeit erklären, daß das, 
was die Schußpolizeioffiziere hier in Danzig an- 
richten, von der jetzigen Regierung gutgeheißen 
und unterſtützt wird. (Abg. Plenikowſki: Sehr 
richtig!) Solche Elemente kann diefe Regierung 
nur gebrauchen, um ſie auf die Arbeiterſchaft los— 
zulaſſen. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 
Herr Arczynſki iſt ja heute noch ſtolz darauf, daß 
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dieje Halunken, diefe Söfflinge, daß dieje korrum— 
pierte Geſellſchaft die Arbeiterſchaft mit dem 
Gummiknüppel blutig geſchlagen hat. Darauf iſt 
Herr Arczynſki heute noch ſtolz. Er erklärt jedem, 
der es hören will: „Jawohl, dieſe Offiziere nehme 
ich in Schutz, ſie unterſtehen meinem Kommando. 
Sie gehen mir noch nicht ſchneidig genug gegen 
die Arbeiterſchaft vor.“ (Abg. Opitz: Er braucht 
dieſe Stütze!) 

Wenn aber bei den Ausführungen des deutſch— 
nationalen Redners ein Sturm der Entrüſtung 
ausbrach, beſonders bei den Sozialdemokraten, ſo 
ijt das bezeichnend für die Politik der Sozialdemo⸗ 
kraten; denn m. H. von den Sozialdemokraten, iſt 
es Ihnen ſchon einmal eingefallen, wenn Arbeits— 
loſenfragen, wenn Hafenarbeiterfragen hier auf 
der Tagesordnung ſtehen und ein deutſchnatio⸗ 
naler Abgeordneter es wagt, die Arbeiter zu pro- 
vozieren, ihm die Antwort zu geben, die Sie ihm 
heute gegeben haben? Dann ſitzen Sie wie die 
Lämmer da, ja, Sie unterſtützen noch die Ausfüh⸗ 
rungen der Deutſchnationalen, die gegen die Er⸗ 
werbsloſen, gegen die Hafenarbeiter gerichtet ſind. 
Es iſt ſchließlich nur ein Theaterdonner, der hier 
aufgeführt wird, um der Oeffentlichkeit Sand in 
die Augen zu ſtreuen. Den Deutſchnationalen iſt 
mit ihrer jetzigen Politik bekannt, daß ſie das 
Geſchäft der Sozialdemokraten beſorgen. Sie 
ſagen: „Nanu.“ Den Beweis dafür anzutreten, iſt 
gar nicht ſchwer. Wenn Sie ſolch einen Sturm 
gegen die Beförderung des Herrn Sturm laufen 
— heute gebraucht man immer das Wort Sturm 
— ſo ſchlachten das ſelbſtverſtändlich die Sozial- 
demokraten aus. Außerhalb dieſes Hauſes wer— 
den Sie ſich hinſtellen und der Arbeiterſchaft klar 
machen wollen, wie Sie von den Deutſchnationalen 
angefeindet werden. Sie benutzen dieſe Gelegen— 
heit, um die Arbeiterſchaft zu verwirren und das 
iſt Ihr Wunſch. Die Deutſchnationalen wollen 
nur, daß die Arbeiterſchaft durch die Sozialdemo— 
kraten verwirrt wird, die damit die Geſchäfte des 
Ausbeutertums, beſorgen; denn ſchließlich ſind Sie 
ſich ja heute klar darüber, daß Ihre Politik nicht 
mehr ſo durchgeführt werden kann. Die Arbeiter 
rücken von Ihnen ab. Die Deutſchnationalen 
haben in den Sozialdemokraten eine gute Stütze 
gefunden und freuen ſich, wenn ſie hier in den 
Volkstag noch viel ſtärker einziehen; denn ſie 
wiſſen, gerade bei der Sozialdemokratie iſt der 
kapitaliſtiſche Staat am beſten geſchützt, am beſten 
verankert. Die Sozialdemokraten ſind diejenigen, 
die all das durchführen, was Sie (nach rechts) nur 
als Wunſch zum Ausdruck bringen. Jedem Wunſch 
wird Rechnung getragen. Es iſt bezeichnend für 
die Sozialdemokratie, daß ſie alle Errungenſchaf— 
ten des kapitaliſtiſchen Staates und der deutſch— 
nationalen Regierung unangetaſtet läßt. Sie 
erklärt ſich mit der jetzigen Schutzpolizei, mit dem 


Schutzpolizeioffizieren, die von den Deutſchnatio⸗ 


nalen eingeſetzt ſind, einverſtanden. Wenn Herr 
Abg. Schmidt daran ein bißchen herummeckert, ſo 
iſt das für die Oeffentlichkeit beſtimmt. Aber mor⸗ 
gen, das weiß ich genau, werden Sie ſich mit den 
Sozialdemokraten wieder freundſchaftlich die 
Hand drücken, ihnen wieder neuen Lebensmut 
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einflößen, damit die kapitaliſtiſche Politik reſtlos O 


durchgeführt werden kann. 

Es iſt auch bezeichnend dafür, daß die jetzige 
Regierung abſolut nicht an einen Abbau dieſer 
Einrichtung denkt. Im Gegenteil, Herr Senator 
Arczynſki hat hier zum Ausdruck gebracht, daß 
neue Stellen, beſonders Offizierſtellen, geſchaffen, 
daß neue Reviere eingeteilt werden müſſen. Aber 
auf der andern Seite, das iſt doch auch in Ihrem 
Intereſſe, m. H. von den Deutſchnationalen, wird 
für die Aermſten der Armen nichts bewilligt. Die 
Erwerbsloſen gehen leer aus. Bei den unteren 
Beamten wird ganz erheblich abgebaut. Bei der 
Poſt werden beiſpielsweiſe die Poſthelfer ent- 
laſſen. Die unteren Poſtbeamten, die die Briefe 
beſtellen, bekommen noch eine Taſche umgehängt, 
müſſen noch mehr laufen und noch mehr Brief- 
ſachen beſtellen. Bei der Telegraphenabteilung 
werden Arbeiter entlaſſen, weil kein Geld vor- 
handen iſt. Weshalb iſt kein Geld vorhanden? 
Weil auf der andern Seite bei der Schutzpolizei, 
1 bei den Offizieren, aufgebaut werden 
muß. 

Es iſt aber auch intereſſant, hier feſtzuſtellen, 
daß Herr Jahr einen ziemlich radikalen Ton an- 
ſchlug, um gegen die Regierung Stellung zu neh— 
men. (Abg. Jahr: Der war doch ſehr mäßig!) 
Das iſt deshalb intereſſant, weil Herr Jahr noch 
vor einigen Monaten mit dieſer Regierung durch 
dick und dünn gegangen ift. (Abg. Plenikowſfki: 
Sehr wahr!) Sie erinnern ſich der Etatsbera— 
tungen, als Sie mit der jetzigen Regierung einen 
Schacher trieben, indem Sie dem Etat zuſtimmen 
wollten, wenn der Stellenplan in Ihrem Sinne 
berückſichtigt würde. Das iſt nicht geſchehen, und 
heute glauben Sie nun auf dieſer Regierung Her- 
umhacken zu müſſen. (Abg. Jahr: O nein, das tun 
wir nicht, wir ſind durchaus regierungsfreund— 
lich!) Aber die Regierung kennt ihre Pappenhei— 
mer und weiß, wenn Sie heute auch großen Krach 
ſchlagen, morgen ſind Sie doch die Lämmer, die 
alles über ſich ergehen laſſen. 

Den Deutſchnationalen möchte ich noch etwas 
beſonderes ſagen. M. D. u. H. von den Deutſchna⸗ 
tionalen! Wenn Sie glauben, daß dieſe Regierung 
gegen die Intereſſen Ihres Staates verjtößt, 
warum haben Sie dann dieſer Regierung nicht 
ſchon lange das Genick gebrochen? Warum dulden 
Sie dieſe Regierung? Warum dulden Sie, daß 
dieſer Volkstag gegen die Intereſſen der Bevölke— 
rung Ihrer Schichten verſtößt? Sie haben die 
Macht, Sie können doch der Regierung bei der 
Verabſchiedung der Geſetze die größten Schwierig- 
keiten machen. In allen Fragen, die die große 
Politik angehen, haben Sie es in der Hand, der 
Regierung Schwierigkeiten zu bereiten. Weshalb 
tun Sie es nicht? Weil Sie bei dieſer Regierung 
viel viel beſſer fahren, als bei Ihren eigenen. 
Wenn Sie glauben, darüber lachen zu ſollen, dann 
können Sie mir leid tun. Jeder Politiker weiß, 
wenn die Sozialdemokratie in der Regierung iſt, 
wird der Sturm der Arbeiter gegen das Kapital, 
gegen Ihre Cliquenwirtſchaft abgehalten. Da⸗ 


durch, daß die Sozialdemokraten in der Regierung 
ſind, wird die Arbeiterſchaft niedergehalten, wird 
der Kampf um beſſere Löhne und Arbeitsbedin⸗ 
gungen verhindert. Das iſt Ihr Wunſch, das iſt 
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in der Inflation eingebüßt haben, geht es ſchlech— 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Ihr Wille. Das führt die jetzige ſozialdemokrati⸗ 
ſche Regierung durch. (Abg. Hohnfeldt: Sie haben 
ſeinerzeit dieſe Regierung gewählt! — Wider⸗ 
ſpruch bei den Kommuniſten.) Herr Hohnfeldt, Sie 
irren ſich! Das iſt ein reines Rechenexempel. Wir 
haben uns an dieſer Wahl beteiligt. Aber Ihnen 
iſt doch bekannt, daß die Regierung 64 Stimmen 
auf ſich vereinigte. Daneben wurden 7 Stimmen 
für die Kommuniſten abgegeben. (Abg. Hohnfeldt: 
Ja eben, und das ift eine Unterſtützung der Regie- 
rung!) Nein! Mehr als 61 Stimmen werden in 
dieſem Hauſe zur Beſchlußfähigkeit nicht gebraucht. 
Die Regierung hat 64 Stimmen auf ſich vereinigt, 
mit den 7 kommuniſtiſchen ſind das 71 Stimmen. 
(Abg. Hohnfeldt: Es war gehörig unter 60, Ihre 
Stimmen haben den Ausſchlag gegeben! — Abg. 
Plenikowſki: Ach nein! Aber Jungchen!) Sehen 
Sie nur die Stenogramme durch, dann werden 
Sie Ihren Irrtum leicht erkennen können. 

Es iſt auch bezeichnend für dieſe Regierung, 
daß ſie alle dieſe Elemente, wie ſie der Abg. 
Schmidt hier gekennzeichnet hat, in dieſem Staat 
noch duldet und darüber hinaus noch Elemente, 
die die Danziger Staatsangehörigkeit nicht be— 
ſitzen, aber ſehr ſtark deutſchnational eingeſtellt 
find. Ebenſo werden Weißgardiſten, die die Sow- 
jetunion offen bekämpfen, in Schutz genommen. 
Auf der anderen Seite iſt dieſe Regierung aber 
ſchnell bei der Hand, wenn es heißt Arbeiter aus- 
zuweiſen, die es einmal gewagt haben, gegen den 
Stachel der Regierung zu löcken. Ich erinnere Sie 
daran Herr Arczynſki, wenn Sie es nicht wiſſen 
ſollten, daß in letzter Zeit, vor ungefähr 14 Tagen, 
ein Landjäger einen deutſchen Arbeiter in Ließau 
zu jiġ geladen,, ihm den Paß aus der Hand ge- 
riſſen und ihm erklärt hat: „Sie werden ſofort 
ausgewieſen.“ Daß der Mann ausgewieſen wird, 
iſt für uns ſelbſtverſtändlich. Es liegt nicht allein 
dieſer Fall vor, ſondern es ließen ſich auf Grund 
dieſer Maßnahmen viele Fälle anführen, wo re— 
volutionäre Arbeiter, die für ihre Brüder und 
Schweſtern eintreten, wenn ſie nicht die Danziger 
Staatsangehörigkeit beſitzen, ausgewieſen werden. 
Das ijt auch ein Zeichen der jetzigen Regierungs- 
politik, die darauf hinausläuft, alles zu vermei— 
den, was dieſen Staat erſchüttern könnte, was an- 
getan wäre, den kapitaliſtiſchen Staat in ſeinen 
Fugen wankend zu machen. Man tut das nicht gu- 
letzt auf Grund des Ausſpruchs, den Herr Arczynfki 
hier gebraucht hat, der ſich auf die Verfaſſung be— 
rief und erklärte: „Jawohl, Geſinnungsfreiheit 
für jeden Beamten, aber es darf nicht gegen den 
kapitaliſtiſchen Staat gehen.“ Die Sozialdemokra⸗ 
ten waren vor dem Krieg in dieſer Beziehung 
anders geſonnen und erklärten, wir kennen kein 
Vaterland und haben keine Urſache, dies Water- 
land zu ſchützen. Mit dem Weltkrieg hat ſich die 
Sache geändert, und heute wird alles getan, um 
dieſen Staat zu erhalten, um ihn neu aufzubauen. 
(Abg. Hohnfeldt: Das ſieht nur ſo aus!) Nein, 
es ſieht nicht nur ſo aus! Es iſt Tatſache. Wollen 
Sie behaupten, daß es den Schichten der beſitzen⸗ 
den Klaſſe heute ſchlechter geht als früher? Den 
Schichten, die ihr Vermögen nach dem Krieg und 


ter, jawohl, aber diejenigen, die gerafft haben, 


leben heute herrlich und in Freuden, werden be-!“ 
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ſchützt und unterſtützt. Sie können die Arbeiter 
ſchlimmer als vor dem Krieg ausbeuten. Und 


wenn der Arbeiter ſich nicht ausbeuten läßt, iſt 
Herr Arczynſki mit ſeiner Gummiknüppelgarde 
da und haut dazwiſchen. Der Arbeiter muß kuſchen, 
ob er will oder nicht. 

Intereſſant iſt auch, das möchte ich zum Schluß 
erwähnen, der Kampf der Sozialdemokraten ge- 
gen das Zentrum. Wenn man heute Herrn 
Schmidt auf das Podium zitiert hat, ſo ſieht es 
ſo aus, als ob wir in allernächſter Zeit mit einer 
Regierungskriſe zu rechnen haben. Die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Schmidt waren dazu angetan. 
Aber auch hier behaupten wir ſchon heute, daß das 
nur ein Manöver iſt. (Abg. Liſchnewſki: Sehr 
wahr!) Man hat ſich bei der Sozialdemokratiſchen 
Partei nämlich auf die Wahlen eingeſtellt, muß 
wieder einmal im Volkstag einen radikalen Ton 
anſchlagen. Deshalb hat man einen linken Sozial- 
demokraten vorgeſchickt, um der Arbeiterſchaft den 
Beweis zu erbringen, daß man für ſie noch etwas 
übrig hat, daß man bei der nächſten Wahl wieder 
Sozialdemokraten wählen muß. (Abg. Liſchnewſki: 
Sehr wahr!) Es ſteht fejt, daß morgen die Sozial- 
demokraten mit dem Zentrum und den Liberalen 
wieder Hand in Hand gehen, um die Arbeiter— 
ſchaft, die ſie immer angeben hier zu vertreten, 
blutig niederzuſchlagen, ihnen das Leben ſchwer zu 
machen und nicht zuzulaſſen, daß fie ihre Lebens⸗ 
lage verbeſſern. 

Aber wir ſagen auch gleichzeitig der Oeffent— 
lichkeit und insbeſondere der Arbeiterſchaft, wenn 
hier Wandel geſchaffen werden ſoll, dann nicht 
von einer Sozialdemokratiſchen Partei, dann 
nicht vom Zentrum, von der Liberalen Partei 
oder den Deutſchnationalen. Das müſſen die Ar- 
beiter allein tun. Erſt wenn die Arbeiter ſelbſt 
ihre Geſchicke in die Hand nehmen, wird dieſe 
Cliquenwirtſchaft aufhören. Dann werden tat- 
ſächlich ein Sturm, ein Bethke, ein Jahr ſtempeln 
gehen müſſen oder die Straßen reinigen, wie es 
die Herren Beamten, beſonders die oberen Be— 
amten, in Rußland ſchon jahrelang machen müſſen. 
Da wird es nach Eignung gehen, da werden die 
Arbeiter regieren, die im Intereſſe der Arbeiter— 
ſchaft ihren Dienſt verſehen und nicht auf die Ar- 
beiterſchaft losſchlagen. Wenn die Zuſtände hier 
anders werden ſollen, muß die Arbeiterſchaft ein— 
greifen und ſie wird es mit Hilfe der Kommuni— 
ſtiſchen Partei tun, um dieſen Sauſtall endlich 
einmal auszumiſten. (Bravo! bei den Kommu- 
niſten.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Haben Sie mit die- 
ſem Ausdruck das hohe Haus gemeint, Herr Abg. 
Raſchke? (Abg. Raſchke: Wenn es ſo hoch iſt, 
natürlich!) Dann rufe ich Sie zur Ordnung. Das 
Wort hat Herr Senator Arczynſki. 

Arczynſti, Senator: M. D. u. H.! Von den 
einzelnen Rednern iſt hier wiederholt die Beam— 
tenſchaft angegriffen worden, darunter auch die 
Offiziere der Polizei. Es ſind auch einzelne Fälle 
angeführt worden, die mir natürlich nicht bekannt 
waren. Solange ſie mir aber nicht bekannt ſind, 
exiſtieren ſie auch nicht für mich. Ich möchte die 
allgemeine Bitte an Sie richten, wenn Sie die 
Beamtenſchaft angreifen, dann greifen Sie lieber 
die Regierung an. Ich bin dazu hier, alles zu ver- 
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antworten, was mit der Polizei im Zuſammen- ſo ijt das bedauerlich und es iſt um jo mehr zu be- 


hang ſteht. Ich glaube aber das Verhältnis, auf 
das auch Sie beſtimmt ein großes Gewicht legen, 
nämlich daß ein gutes Verhältnis zwiſchen Polizei 
und Bürgerſchaft beſteht, wird beſtimmt nicht 
durch ſolche Angriffe, insbeſondere wenn 


ſich in keine geiſtigen Ankoſten zu ſtürzen. Es bleibt 
bei der von mir vorgeleſenen Erklärung der Re- 


gierung. Die Sorge um die Polizei und das gute 
Verhältnis der Polizei zur Regierung und zum 


Senator des Innern überlaſſen Sie bitte dem 


Senat. Ich bin überzeugt, daß das Verhältnis ein 


ſolches iſt, und, wenn es noch nicht ſein ſollte, ein 
ſolches werden wird, welches den Staatsintereſſen 
dient. (Lebhaftes wiederholtes Bravo! links. — 
Zurufe bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Abg. Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. ſehr 
verehrten D. u. H.! Es war zunächſt nicht unſere 
Abſicht, noch einmal zu dieſer Angelegenheit zu 
ſprechen, aber die Ausführungen des Herrn Sena- 
tor Arczynſki in ſeiner Erklärung zwingen uns, 
an ihn zunächſt einmal die ganze beſtimmte Frage 
zu richten, was darunter zu verſtehen iſt, wenn er 
ſagt, die Art der Staatsgeſinnung eines Beamten 
müßte in Zukunft bei Verſetzungen, Beförderungen 
und ſonſtigen den Beamten angehende Angelegen— 
heiten entſcheidend ſein. Wenn man im Deutſchen 
Reich einen Unterſchied zwiſchen Republik und der 
anderen Staatsform macht, jo dürfte dieſer Unter: 
ſchied für Danzig als Begründung Ihrer Auf: 
faſſung wohl nicht zutreffen. (Warum nicht? links) 
Hier in Danzig iſt doch wohl einſtweilen mit der 
Einführung einer Monarchie nicht zu rechnen, 
oder tragen Sie ſich mit der Abſicht? Wir ſind 
hier nicht in Deutſchland, ſondern in Danzig und 
in Danzig iſt der Volksſtaat eine gegebene Sache. 
Ich verlange auch nur Aufklärung, was Herr Se— 
nator Arczynſki unter Staatsgeſinnung verſteht. 
Seinen Ausführungen mußte man entnehmen, 
daß er auch hier den Unterſchied zwiſchen Repu- 
blik und der anderen Staatsform macht. (Zuruf 
des Abg. Liſchnewſfki.) 

Was nun die Ausführungen des Herrn Abg. 
Schmidt anbetrifft, ſo ſind wir bei Situationen, 
wie wir ſie heute gehabt haben, daran gewöhnt, 
daß die ſtärkſte Regierungspartei, in dieſem Fall 
die Sozialdemokratiſche Partei und deren Redner, 
die Stütze des Senators ſind, der hier ſeine Er— 
klärungen abgibt. Wenn die Ausführungen des 
Herrn Abg. Schmidt eine Stütze für Herrn Sena- 
tor Arczynſki ſein ſollten und für den Senat, den 
er vertritt, dann kann mir Herr Arczynſki und der 
ganze Senat leid tun. (Bravo! rechts.) Ein Senat, 
der eine derartige Stütze braucht, muß doch ſehr 
wacklig daſtehen. Wenn Herr Abg. Schmidt hier 
Sachen anführte, die rein perſönlichen Charakter 
haben, die auf ihre Stichhaltigkeit gar nicht nam- 
geprüft find, bei denen fih überhaupt nicht feſtſtel— 
len läßt, wie weit ſie im Dienſt geſchehen ſind, 
wenn fie überhaupt geſchehen find, jo ift das De- 
dauerlich. Wenn Herr Abg. Schmidt feine Be- 
ziehungen zu Straßenmädchen dazu benutzt (Hei— 
terkeit rechts), um hier Erklärungen abzugeben, 


man 
einzelne der Herren namentlich nennt, gefördert. 
Im übrigen aber, m. D. u. H., möchte ich bitten, 


dauern, wenn derartige Beziehungen als Stütze 
für den Senat benutzt werden. 

Eine andere Sache iſt noch viel ernſter. Wie 
kommt der Abg. Schmidt zu dieſem Material? 
Entweder iſt es ihm möglich geweſen, Perſonal— 
akten oder ſonſtige Akten einzuſehen oder es 
herrſcht bei der Polizei ein Spitzeltum, das für 
den Staat eine Gefahr bedeutet. Ich als Beamter 
wende mich ganz entſchieden dagegen, daß Abge— 
ordnete in dieſer Weiſe in den Perſonalakten der 
einzelnen Beamten herumwühlen und Kleinig- 
keiten, die mit dem Dienſt überhaupt nichts zu tun 
haben, herausſuchen und an die Oeffentlichkeit 
zerren. M. H. von der Sozialdemokratiſchen Par- 
tei, wenn Sie ein derartiges Vorgehen noch zu 
ſchützen verſuchen, werden Sie doch bei ruhiger 
Ueberlegung zugeben müſſen, daß Sie damit einen 
großen Fehler machen. Ich habe die feſte Ueber— 
zeugung, daß allen vernünftig denkenden Kreiſen 
der Sozialdemokratiſchen Partei das Vorgehen des 
Abg. Schmidt durchaus nicht angenehm geweſen 
iſt und daß es eigentlich keine Unterſtützung ver— 
dient und er ſie im entſcheidenden Augenblick auch 
kaum haben wird. Ich möchte nicht Zuhörer in 
einer der nächſten Fraktionsſitzungen ſein, wo die 
Abrechnung über das heutige Vorgehen des Abg. 
Schmidt erfolgt und ich möchte nicht Zuhörer in 
der gemeinſchaftlichen Sitzung der Koalitionspar⸗ 
teien ſein, wo die Abrechnung mit dem Abg. 
Schmidt vorgenommen wird. M. H. von der So- 
zialdemokratie, Sie haben allen Grund, in dieſem 
Punkte ſehr ruhig zu fein und ein derartiges Bor- 
gehen nicht zu unterſtützen. Was hier gemacht 
wurde, war nicht nur ein Beſchmutzen der Beam— 
tenſchaft, ſondern ein Beſchmutzen des Volkstages. 
Wenn derartige Töne angeſchlagen werden und 
wenn Abgeordnete es für gut halten, hier in die— 
ſem Hauſe mit einem Material zu arbeiten, wie 
es heute geſchah, dann machen ſie ſich ſelbſt und 
uns alle auf die Dauer unmöglich. Wenn die Be— 
völkerung einmal über uns und derartige Sachen 
hinwegſchreiten wird, tragen ſolche Elemente, wie 
Herr Abg. Schmidt, die Schuld daran. Sie ſtellen 
ſich hier als Schützer der Republik und der Demo— 
kratie hin. Sie ſind nicht Schützer der Republik 
und der Demokratie, ſondern untergraben mit 
einem derartigen Vorgehen die Demokratie. Leute, 
die auf dem Boden der Republik ſtehen, müſſen 
mittlerweile die Achtung vor der Republik ver— 
lieren, wenn ſolche Elemente, wie Sie, ſich zum 
Schützer der Republik aufwerfen. Wenn das die 
republikaniſche Freiheit iſt, die Sie zu verteidigen 
haben, tun Sie mir ſamt Ihrer republikaniſchen 
Freiheit leid. Wer ein ehrlicher Republikaner iſt, 
wie ich, dem ſchaudert davor, mit ſolchen Genoſſen 


in einer Republik zuſammen zu ſitzen. (Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 


u. H.] Meinen Ausführungen möchte ich einige 
Bemerkungen vorausſchicken. Ich nehme es der 
jetzigen Regierung und den Regierungsparteien 
an ſich nicht übel, daß ſie ſo verfahren, wie ſie 
verfahren haben, weil ich das bei dem jetzigen 


(Staat und der jetzigen parlamentariſchen Regie: 
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rungsform für ganz ſelbſtverſtändlich halte, daß 
dieſer parlamentariſche Staat mit feinen parla⸗ 
mentariſchen Parteien Futterkrippenwirtſchaft 
treibt. Was ich übel nehme, iſt, daß dieſe Leute, 
die heute nach dem Verfahren der Demokratie 
und des Parlamentarismus arbeiten, vorher an⸗ 
ders geſprochen und über die Parteien herzogen, 
die vorher an der Futterkrippe ſaßen und ähnlich 
handelten. l 

Bemerkenswert find heute zwei Reden, die 
des Herrn Senators Arczynſki und ſeines Genoſſen 
Schmidt. Wenn wir ſchon die Kritik des Abg. 
Friedrich an der Rede des Abg. Schmidt hörten, 
ſo wollen wir eine Tatſache hinzufügen, die Herr 
Abg. Friedrich als Vermutung ausgeſprochen hat. 
Es iſt Tatſache, daß dieſe Rede des Abg. Schmidt 
ſchon Gegenſtand einer Fraktionsſitzung der So⸗ 
zialdemokraten war, und daß man ſich in dieſer 
ſozialdemokratiſchen Parteiſitzung am Montag 
nicht über die Stellung der Sozialdemokraten in 
dieſem Punkte einigen konte. Der linke Flügel, 
zu dem der Abg. Schmidt gehört, wurde über⸗ 
ſtimmt. (Heiterkeit links.) Laſſen Sie mich doch 
auch einmal Geſchichten erzählen. Ich kann es ver— 
ſtehen, daß Herr Abg. Schmidt, der ja immer ein 
gewiſſer Eigenbrödler ſeiner Fraktion war, nun 
ſagte, jetzt macht der linke Flügel erſt recht, was 
er will, und mit dieſer Rede kam. Als Herr Dr. 
Zint vor einer Weile hier mit ſeinem Stock an— 
kam, war er über die Darbietung der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei empört. Sein Proteſt wurde ſchon 
früher von Herrn Dr. Kamnitzer unterſtützt. Sie 
ſcheinen ſich in Ihrer Fraktion über die Art und 
Weiſe, wie man ſolche Regierungsſachen erledigt, 
nicht ganz einig zu ſein. 

Anders Herr Arczynſki. Er behauptet, daß 
ſeine Maßnahmen eine Stützung durch den Be— 
ſchluß des Senats gefunden hätten. Es hätte da 
in allen Punkten Einigkeit geherrſcht. Ich wun- 
dere mich dann aber, daß unſere berühmte Preſſe— 
ſtelle des Senats nach der erſten Notiz in den 
Zeitungen nicht in der Lage war, 
ſtellung zu geben. Da ich gerade bei der Preſſeſtelle 
bin — es ging ja durch die Zeitungen die Nach— 
richt, daß die Stelle des Leiters mit Herrn Loops 
beſetzt werden ſollte, daß man aber wieder anders 
entſchieden hat, — will ich dazu zwei Sätze ſagen. 
Als ſeinerzeit die Preſſeſtelle eingerichtet wurde, 
wurde ſie als Sprachrohr der Regierung geſchaffen, 
und der liberale Abgeordnete Dr. Wagner auf 
dieſen Poſten des Leiters berufen. Entgegen den 
angekündigten Sparmaßnahmen des Senats wurde 
dieſe Stelle als Beamtenſtelle eingerichtet, bezw. 
es wird den Inhabern des Poſtens ein Ruhege— 
halt gewährt. Es iſt verſtändlich, daß die ſtärkſte 
Regierungspartei jetzt verſucht, dieſen einen Fut— 
terkrippenpoſten für ſich zu gewinnen. Dieſe 
Stelle arbeitet, wie geſagt, ſo gut, daß ſie nicht in 
der Lage war, dem Herrn Senator Arczynſki ſofort 
zu beſtätigen, daß ſeine damalige erſte Maßnahme 
vom Geſamtſenat gebilligt würde. Statt deſſen 
laſen wir in der Zeitung, daß der Senat den 
Herrn Arczynſki „bewogen“ hätte, auch den Ober— 
leutnant Volkholz zu befördern. 

Ich will dieſe Angelegenheit nicht beſprechen, 
wie Herr Schmidt, auch nicht im Anti-Zentrums⸗ 
ſinne, wie Herr Schmidt es getan hat. 


eine Richtig⸗ 
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wir aber einmal den Fall Griep und deſſen an⸗ 
gebliche Beziehungen zu den Straßenmädchen. 
(Verzichten Sie! links.) Ich will nicht verzichten, 
weil es intereſſant iſt. Wer hat den Mann ſeiner⸗ 
zeit zum Hundertſchaftsführer gemacht? Es ijt 
Tatſache, daß dieſer Mann von der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei zum Hundertſchaftsführer ge⸗ 
macht wurde. Nun heulen Sie doch! Dieſer Mann 
wurde von Ihrem ſozialdemokratiſchen Senat 
ſeinerzeit zum Hundertſchaftsführer gemacht. 
Oder Sie kommen mit der Trunkenheitsliſte. Ich 
jagte ja ſchon, kommen Sie doch mit der Säufer- 
liſte von der linken Seite! Ich will nicht mit 
einem ſolchen Katalog kommen, ſonſt fangen wir 
oben bei Ihnen an und endigen unten. Wir haben 
heute zu verzeichnen, Herr Schmidt, daß Sie 
Abſtinenzler ſind, ich weiß aber nicht, ob Sie es 
ſchon immer waren! 

Dann kommt die Geſchichte mit der Muto- 
raſerei. Im Preußiſchen Landtag wurde jüngſtens 
angefragt, was die Polizei bezw. die Regierung 
getan habe gegen alle die Verfehlungen betr. 
Autoraſerei bei dem preußiſchen Innenminiſter 
Grzeſinſki, bei Herrn Zörgiebel und bei dem 
Herrn Vizepolizeipräſidenten Dr. Weiß, von uns 
fälſchlicherweiſe Iſidor genannt, der aber richtig 
Bernhard heißen ſoll; alle drei ſollen im Tempo 
von 90 Kilometer dahergeraſt ſein und einer von 
ihnen ſoll ſogar zwei Menſchen überfahren haben. 
Da kommen Sie mit einer angeblich ähnlichen 
Geſchichte, die einen einfachen Hauptmann der 
Schutzpolizei betrifft. 

Nochmals zurück zu der Geſchichte mit den 
Straßenmädchen. Entſinnen Sie ſich, daß einer 
Ihrer Abgeordneten, ich will den Namen nicht 
nennen, wegen Beläſtigung von Mädchen auf der 
Straße feſtgenommen wurde? Es ſtand vor einem 
halben Jahr in allen Zeitungen. Er wurde frei- 
gegeben, trieb ſich weiter auf der Straße herum 
und fiel weiter Mädchen an, bis er endlich in Po- 
lizeigewahrſam kam, nachdem er noch Polizeibe— 
amten beleidigt hatte. Da war es der von Ihnen 
ſopiel angegriffene Polizeipräſident Froböß, der den 
betr. Abgeordneten losließ. Es genügte dann eine 
einfache Entſchuldigung vor der Schutzpolizei und 
kein Strafverfahren wurde eingeleitet! Es iſt 
einer Ihrer prominenteſten Vertreter hier im 
Volkstag. Wir wollen dieſe Sachen hier nicht 
weiter anrühren, es kommt zuviel heraus dabei 
bei Ihnen. 

Dann weiter. Es ſind im Falle der Anfrage 
zwei Beförderungen ausgeſprochen worden, die 
eine freiwillig und auf eigenen Antrieb des Se— 
nators Arczynſki, die andere zwangsweiſe durch 
den Senat. Von Ihrer Regierung wurde aber 
vorher geſagt, es ſollte nur eine Stelle mit einem 
Hauptmann beſetzt werden. Schön und gut! Das 
wäre das erſte Vergehen gegen Ihre Wahlver— 
ſprechungen, die den Abbau bei der Polizei uſw. 
betrafen, vor allem den Abbau der oberen Be- 
amten. Nun richten Sie ein neues Polizeirevier 
ein. Damit kehren Sie innerlich zu dem Stand⸗ 
punkt zurück, den Sie ſeinerzeit ſo häßlich be— 
kämpft haben. Sie wollten ſeinerzeit die blaue und 
die grüne Polizei zuſammenlegen, um eine 
gleichmäßige Gewalt auf die Polizei anzuwenden. 


Nehmen Nebenbei bemerkt war das damals der ganz be— 
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ſondere Wunſch der Liberalen. Und der Erfolg? 
Heute wird dieſe Anordnung betr. Neugeſtaltung 
der Polizei einfach durchbrochen und ein neues 
Revier geſchaffen. Wir wiſſen, wie weit Sie von 
Ihren Wahlverſprechungen bei der Demagogie, 
die Sie anwenden, abgewichen ſind. Das iſt das 
Thema „blaue Polizei, grüne Polizei.“ 

Warum wurde nun ausgerechnet Herr Sturm 
zum Vorſteher des erſten Reviers von Herrn 
Arczynſki beſtimmt? Warum zum Vorſteher des 
erſten Polizeireviers? Ja, wir haben ſo das Ge— 
fühl, als ob das erſte Revier eine ganz beſondere 
Vorzugsſtellung innerhalb der anderen Reviere 
hat. Das trifft auch zu. Im erſten Revier liegt 
nämlich die Bannmeile. Wenn man hört, daß Herr 
Sturm einer der erſten Leute im Reichsbanner 
ijt, dann muß man eine Ideenverbindung bezüg- 
lich des Wachtdienſtes dieſer Schutztruppe Ihres 
Senats haben. Ich ſtelle mir vor, daß, wenn der 
Vorſteher des Reviers, das in der Bannmeile 
liegt, ſeine Reichsbannertruppen als Hilfstruppen 
benutzen will, das dieſem Senat angenehm iſt. 
Ich frage den Senator Arczynſki, ob alle die 
Reichsbannerleute, die die Ueberfälle z. B. in 
Meiſterswalde begangen haben, den üblichen 
Polizeiknüppel offen am Koppel tragen dürfen? 
Wenn das der Fall iſt, ſind wir von den Verhält⸗ 
niſſen in Preußen nicht weit entfernt. Was dort 
der Miniſter Grzeſinſki macht, will Herr Arczynſki 
für Danzig nachmachen. Zwei Genoſſen gleicher 
Art mit gleichen Kappen! 

Ich komme damit auch auf die von Senator 
Arczynſki betonte gleiche „Art der Staatsgejin- 
nung“. Sie meinen vielleicht, daß Staatsgeſin⸗ 
nung darin liegt, daß man durch Schmuſerei zu 
einer Beförderung kommen kann. Aber das iſt kein 
gutes Zeichen für Ihren Staat und die Geſinnung, 
die Sie verfolgen. Die Liberalen als Regierungs- 
partei haben ſeinerzeit Herrn Sturm abgelehnt. 
Das können Sie nicht beſtreiten. Herr Abg. Dyck 
ſtellte feſt, daß er ſogar vorher beim Nationalver— 
band deutſcher Offiziere war, alſo ein Kreislauf 
von rechts nach links. Er wird wieder nach rechts 
rollen wollen. Ausgeſchloſſen!? Von Ihnen ausge: 
ſchloſſen, aber von ihm nicht. Er kann durchaus 
den Weg gehen wollen. Sie, meine Herren So: 
zialdemokraten, haben einen Mann befördert, der 
eine ganz beſondere „Art Staatsgeſinnung“ ge⸗ 
zeigt hat, der ſich als Schmuſer von einer Partei 
zur andern fortbewegt. Das Beiſpiel in der umge- 
kehrten Reihenfolge kennen wir leider auch. Es 
iſt doch aber ſehr nett, wenn die erſte Beförderung, 
die der ſelbſtändige ſozialdemokratiſche Senator 
des Innern ausſpricht, ausgerechnet einen Mann 
betrifft, der nicht als Sozialdemokrat in Reinkul— 
tur bezeichnet werden darf, der ein Sozialdemo— 
krat „auch“ iſt. Sie begehen damit einen Verſtoß 
gegen Ihre Wahlverſprechungen, nach denen Sie 
mit der jetzigen Beſetzung von Staatsſtellen und 
oberen Beamtenſtellen aufräumen wollten. 

Herr Arczynſki, nun kommt das, was mich bei 
der Beantwortung am meiſten wundert. Sie 


geben hier eine Erklärung namens des Senats ab 
und, wie ich Ihnen bereits zurief „in eigener 
Sache“. Halten Sie es nicht mindeſtens für eigen- 
artig, daß die Regierung, der Senat in einer 
Frage, die Sie perſönlich angeht, Sie als Beant- 
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worter herſendet. Ich glaube, es iſt eine ſehr eigen- (O) 


artige Einſtellung des Senats, gerade den Ver⸗ 
treter, der angegriffen wird, in einer Weiſe ſpre⸗ 
chen zu laſſen, die eine Provokation der Oppoſi⸗ 
tionsparteien war. Vergeſſen Sie nicht Ihre 
zweite Erklärung, daß wir von der Oppoſition 
uns nicht „in geiſtige Unkoſten ſtürzen“ ſollten. 
Dies war eine Flegelei! Als Regierungsmann hat 
der Senator das Recht, jederzeit zu reden, ſo daß 
die nachfolgenden Redner jene Bemerkung als 
Flegelei auffaſſen müſſen! Auf die Große Anfrage 
hätte der verantwortliche Chef der Regierung 
ſprechen müſſen. Er wird genau wie Sie und die 
andern Mitglieder des Senats betroffen. Es iſt 
unſtreitig eine Angelegenheit, die auch von andern 
Regierungsparteien beſprochen werden muß. Als 
Abgeordnete des Hauſes haben wir das Recht zu 
verlangen, daß man uns den verantwortlichen 
Chef der Regierung ſendet. Sie, Herr Senator 
Arczynſki, find bereits öfter durch die Zeitungen 
gezogen worden. Man kann ja verſtehen, daß Sie 
als Innenſenator eine ſehr angegriffene Perſön— 
lichkeit ſind. Wenn ich die Perſon des Herrn Sturm 
und Ihre eigene zuſammenkoppele, ſo finde ich 
mehrere Verbindungen. Herr Sturm ging erſt zu 
Ihrer linken Gewerkſchaft und trat dann bei der 
Sozialdemokratiſchen Partei ein. Er wurde dann 
Führer des Reichsbanners und Ihr Sekretär beim 
Allgemeinen Automobilclub. Es ſind Beſchwerden 
über Maßnahmen der Polizeibeamten vorgebracht 
worden. Halten Sie es da für richtig, daß man das 
Dienſtauto des Senats Dz.1 für Umzüge des All⸗ 
gemeinen Automobilclubs gebraucht? Dazu ſind 
Steuergelder nicht da. (Zuruf des Abg. Arczynfki.) 
Auf dem photographiſchen Bilde Ihrer eigenen 
Zeitung iſt die Nummer Dz. 1 ſehr genau zu erken⸗ 
nen. Wir werden das nächſte Mal die Zeitung auf 
den Tiſch legen. Die Nummer iſt darin ſo gut ab⸗ 
gebildet wie der Tiſch, an dem Ihre Genoſſen ge- 
ſeſſen haben, als dieſe Verſammlung der Liga für 
Völkerbund tagte. Photographien ſind immer 
wertvoll in ſolchen Angelegenheiten, damit Sie 
auch feſtgenagelt werden. 

Nun fragt es ſich aber, ob der geſamte Senat 
eine Erklärung des Senators Arczynſki billigt, in 
der geſagt wird, daß man den republikaniſchen 
Geiſt mit allen Mitteln erziehen will. „Republi- 
kaniſcher Geiſt“ ijt ſehr ſchön und nett. Es ijt 
richtig, daß man von einer Demokratie in Danzig 
ſprechen könnte. Ich glaube nicht, daß die gegen- 
wärtige Form geändert werden kann, weil ſie vom 
Völkerbund abhängig iſt. Es iſt alſo ein Mätzchen, 
wenn man von republikaniſcher Geſinnung ſpricht. 
Deckt der geſamte Senat die Erklärung? Ich bin der 
feſten Ueberzeugung, daß eine Klärung durch den 
Vizepräſidenten des Senats erfolgen muß. Ent- 
ſcheidend iſt dabei, ob man die Oppoſition weiter 
anflegeln oder anſtändig behandeln will. Man 
behandelt ſie anſtändig, wenn man nicht ſolche Er⸗ 
klärungen abgibt, wie Sie, Herr Arczynſki, fie 
zweimal abgegeben haben. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellv. Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Ich hatte mich bereits zum Wort gemeldet, 
ehe Herr Abg. Hohnfeldt das Verlangen ſtellte, 
daß ich hier reden ſollte. Das möchte ich meinen 
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Ausführungen vorausſchicken. Ich bedauere außer⸗ 


ordentlich, daß die Verſetzung und Beförderung 


eines Beamten hier zum Gegenſtand einer großen 
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doch Bahnfahrten gemacht und mußte, ſoweit er 
hier arbeitete, auch einen doppelten Haushalt 
führen. (Abg. Liſchnewſki: Die Erwerbsloſen 


Interpellation gemacht worden iſt. Wo ſoll es hin- hungern!) 


führen, wenn bei Verſetzungen und Beförderungen 
von Beamten hier im Parlament, im Volkstag, 
ſolche große Debatten geführt werden, wie es 
heute der Fall war? Ich bin der Meinung, daß 
der Volkstag dem Senat ruhig die Verantwortung 
für die Verſetzungen und Beförderungen von Be⸗ 
amten überlaſſen ſoll, und daß er wichtigere Dinge 
zu beſprechen und zu beſchließen hat, als ausge⸗ 
rechnet ſolche Perſonalfragen. (Sehr richtig! links.) 
Aber ich kann es nicht verhindern. Es läßt ſich 
auch bei der Erörterung der Haushaltspläne, wo 
die einzelnen Stellen angegeben ſind, ſo manches 
dazu ſagen. Dieſe Erörterung haben Sie leider 
nicht abgewartet und nun haben wir dieſe Debatte 
erlebt. (Abg. W. Lemke: Scheußlich!) Und wir 
müſſen wohl alle jagen, daß ſie beſſer unterblie- 
ben wäre. (Zurufe rechts.) 

Ich weiß ſehr wohl, wie ein großer Teil der 
Abgeordneten im Hauſe über dieſe Debatte denkt. 
Es ſind hier Mitteilungen aus dem Privatleben 
einiger Beamten gemacht worden. (Abg. Liſch⸗ 
newjti: Wir werden Ihnen mit dem Material 
um die Ohren hauen, daß Ihnen Hören und 
Sehen vergeht!) Ich bedaure das außerordentlich. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Ich bin der 
Meinung, daß das, was hier geſchehen iſt, weit 
über das Maß hinausgeht, was in einem Parla⸗ 
ment erörtert werden kann. (Abg. Schilke: Je er⸗ 
örtert worden ijt! — Abg. Liſchnewſki: Jewelowſki 
nickt mit dem Kopf, ihm gefällt das! — Heiter- 
keit.) Soweit hier dienſtliche Verfehlungen ange- 
führt worden ſind, die ich nicht kenne, werden ſie 
ſelbſtverſtändlich nachgeprüft werden. Aber ich 
bitte doch auf Perſonen Rückſicht zu nehmen, die 
ſich hier nicht ſelbſt verteidigen können. (Lebhaftes 
Sehr richtig!) Es iſt eine ſehr böſe Sache und 
kann auch manchmal das Familienleben ſtören, 
wenn ſolche Dinge mitgeteilt werden. (Sehr rich— 
tig! — Abg. Raſchke: Was ſagſt Du nun, Eduard?) 

Es iſt auch hier geſagt worden, daß Herrn Se— 
nator Dr. Althoff zu der Zeit als er das Gehalt 
von ſeiner früheren Dienſtſtelle in Breslau bezog, 
(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) — Stören Sie doch 
nicht fortgeſetzt! — (Abg. Plenikowſki: Als früher 
Ihre Genoſſen ſtörten, hat Ihr Präſident nicht 
eingegriffen!) zu gleicher Zeit in Danzig Gehalt 
bezogen hätte. Das trifft nicht zu. Ich kann auf 
das beſtimmteſte erklären, daß Herr Senator Dr. 
Althoff in Danzig vom 1. April 1929 ab Gehalt 
bezogen hat. Das habe ich meinem Kollegen 
Schmidt geſagt. Er war bereit, dieſen Irrtum von 
dieſer Stelle aus richtig zu ſtellen. Aber weil ich 
jetzt hier zu einigen allgemeinen Ausführungen 
Stellung nehme, habe ich mir erlaubt, das hier 
gleich richtig zu ſtellen; denn ich muß es doch 

-wiſſen. (Abg. Raſchke: Eduard irrt fih doch fel- 
ten!) Ich weiß nicht genau, wann Herr Senator 
Dr. Althoff gewählt wurde und ob ſeine Wahl 
mit den übrigen Senatoren zuſammen erfolgte. 
(Ja! beim Zentrum.) Er iſt von da an ſehr häufig 


in Danzig geweſen und hat hier Dienſtgeſchäfte 


erledigt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß man ihm 
dafür eine Entſchädigung zahlen mußte. Er hat 


Es wurde dann von dem letzten Redner gefragt, 
ob der Senat die Erklärung des Senators Mr- 
czynſki billigt. Ich habe dazu zu erklären, daß der 
Senat in zwei Sitzungen insbeſondere zu dem 
grundſätzlichen Teil dieſer Erklärung Stellung ge- 
nommen hat, das letzte Mal noch in ſeiner geſtri⸗ 
gen Sitzung. Er hat einmütig dieſe grundſätzliche 
Erklärung beſchloſſen. Daraus iſt zu erſehen, m. 
D. u. H., daß wir Wert darauf legen, daß ſich die 
Beamten der neuen Zeit entſprechend im Dienſte 
unſeres Staates betätigen. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kurowſki. (Herr Kurowjfi hat auch 
nicht zu wenig verdient bei manchen Geſchäften! 
bei den Kommuniſten.) 


Kurowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Ich habe eine kurze Erklärung abzugeben. Meine 
Fraktion hatte nicht die Abſicht, zu dem erſten 
Punkt der Tagesordnung das Wort zu nehmen. 
Die Ausführungen des Fraktionsredners der So— 
zialdemokratiſchen Partei zwingen uns aber dazu, 
daß wir dieſe unqualifizierbaren Anwürfe gegen 
die Beamten mit aller Schärfe zurückweiſen müſſen. 
Wir bedauern, daß ein Mitglied der Regierungs- 
koalition hier derartige Ausführungen gemacht 
hat. Was die Angriffe anbetrifft, die gegen das 
Zentrum gerichtet waren, jo müſſen die Mitglie- 
der der Sozialdemokratiſchen Fraktion wiſſen, daß 
die Behauptungen des Abg. Schmidt vollkommen 
den Tatſachen widerſprechen und unwahr waren. 
Herr Präſident Gehl hat inzwiiten die Liebens⸗ 
würdigkeit gehabt, das zu beſtätigen. Ich wollte 
es nur noch einmal unterſtreichen. 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Siebenfreund. 


Siebenfreund, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. 
u. H.! Wir hatten nicht die Abſicht zu dieſem Punkt 
zu ſprechen. Aber die Art der Behandlung die— 
ſer Frage ſeitens des Fraktionsredners der So— 
zialdemokratie (Der allein? rechts. — Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) veranlaſſen uns, 
einige Bemerkungen dazu zu machen. Wir müſ— 
ſen ſagen, daß die Antwort, die der Senat auf die 
Große Anfrage erteilt hat, in mancher Beziehung 
unſern Wünſchen nicht entſpricht. (Abg. Pleni- 
fowjfi: Ich denke, es war einſtimmig beſchloſſen!) 
Ich gehöre, wie Sie wiſſen, dem Senat nicht an, 
ſondern ich ſpreche für die Deutſchliberale Gruppe 
des Volkstags. (Abg. Plenikowſki: Sie haben 
doch aber Senatoren drin ſitzen, ſogar Senatoren, 
die Abgeordnete ſind!) Das ändert an dieſer Tat- 
ſache nichts. Es iſt heute wiederholt darauf hin— 
gewieſen worden, daß der Oberleutnant Sturm 
von den Liberalen zur S. P. D. übergegangen iſt. 
Daraus erklärt fih wohl ausreichend das bejon- 
dere Intereſſe, das wir dem Fall Sturm zuwen- 
den müſſen. Denn Herr Sturm war tatſächlich 
bei uns, fand für ſeine Ideen aber nicht den 


Boden, den er ſich wünſchte. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten). Wir haben offenbar ſeine Fähig⸗ 
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(Siebenfreund, Abgeordneter) 
keiten unterſchätzt. (Heiterkeit rechts.) Sie find 
jetzt erſt entdeckt worden. 

Im Zuſammenhang mit dieſen Dingen hat 
nun der Herr Abg. Schmidt heftige Anwürfe ge- 
gen eine Anzahl von Schutzpolizeioffizieren aus⸗ 
geſprochen, in denen das Privatleben dieſer Her- 
ren einer kritiſchen Betrachtung unterzogen wor⸗ 
den iſt. Der Herr Vizepräſident des Senats hat 
ſchon darauf hingewieſen, daß ein derartiges Ver: 
fahren tadelnswert iſt. Wir möchten folgendes 
dazu jagen. (Abg. Liſchnewſki: Billigen Sie die 
Schmutzereien der Herren?) Ich bin gerade im 
Begriff, mich dazu zu äußern. Jeder Offizier, 
der nicht eingeſchriebenes Mitglied der S. P. D. 
iſt, wird, ſo klang es aus den Worten des Herrn 
Schmidt heraus, ohne weiteres als ein Mann be— 
trachtet, der der Regierung und unſerem Staat 
verneinend gegenüberſteht. Unter den Namen, 
die heute hier als Mitglieder der Oppoſition als 
deutſchnationale Parteigänger genannt wurden, 
ſind ſolche geweſen, die uns naheſtehen. (Hört, 
hört! rechts.) Deren tadelfreie Führung, deren 
einwandfreie Staatsgeſinnung und deren pflicht⸗ 
getreues Verhalten in ihren Aemtern iſt uns voll— 
kommen bekannt, und für ſie können wir voll 
eintreten. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) In- 
folgedeſſen mißbilligen wir ein derartiges Ver- 
fahren der Verallgemeinerungen, bei dem nur 
die Stimmung zwiſchen den Parteien, die eigent- 
lich in der Regierung vertrauensvoll zuſammen— 
arbeiten müßten, erſchwert wird. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Wir werden infolgedeſſen 
für den Antrag auf Ueberweiſung an den Haupt⸗ 
ausſchuß ſtimmen. (Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Eduard Schmidt. 

Schmidt, Eduard, Abgeordneter (S. P. D.): 
M. D. u. H.! Ich kann begreifen, daß bei der Un- 
ruhe, die teilweiſe bei meinen Ausführungen 
herrſchte, einige meiner Ausführungen falſch 
verſtanden worden ſind. (Große Heiterkeit rechts.) 
Sonſt könnte es nicht möglich ſein, daß hier die 
Meinung aufkommt, ich hätte das Privatleben 
einzelner Beamter hier in Betracht gezogen (Hei— 
terkeit rechts.) M. D. u. H.! Ich verwahre mich 
ganz entſchieden dagegen. Ich würde der letzte 
ſein, der das Privatleben irgend eines Beamten 
oder eines anderen Menſchen in die Debatte zie— 
hen würde. Ich habe ausdrücklich betont, daß alle 
die Vorkommniſſe, die ich zitiert habe, dienſtlich 
geſchehen ſind. Das iſt ein weſentlicher Unter— 
ſchied, Herr Senatsvizepräſident Gehl, ob ein 
Beamter ſich dienſtlich ſolcher Vergehen ſchuldig 
macht oder als Privatmann. Ich würde mich 
niemals dazu hergeben und würde es ablehnen, 
private Sachen dienſtlich auszunutzen. 

Ich bin gerne bereit, zu erklären, daß ich mich 
geirrt habe, wenn ich der Meinung war, daß Herr 
Senator Dr. Althoff ab 1. Januar d. Is. auch in 
Danzig einen Teil ſeines Gehaltes bezogen hat. 
Aber aus den Erklärungen des Herrn Senats— 
vizepräſidenten ging hervor, daß Herr Senator 
Dr. Althoff dienſtlich während dieſer Zeit in 
Danzig tätig geweſen und auch entſchädigt worden 
iſt. Es iſt vorläufig ein Staatsgeheimnis und 
dafür bin ich nicht kompetent, zu definieren, was 
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eine Entſchädigung und was ein Gehalt iſt. Das 
ſoll jeder mit ſich abmachen. Aber die Tatſache, 
daß Sie dem Senator Dr. Althoff unter Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher Tatſachen eine 50prozentige 
Gehaltserhöhung von vornherein geſichert haben, 
iſt etwas, was nicht beſtritten werden kann. 
(Pfui⸗Rufe beim Zentrum.) Ja, m. D. u. H., der 
Freiſtaat ſchwimmt nicht im Gelde, und es iſt 
keine Kleinigkeit, wenn man ohne weiteres zu 
den 2000 Gulden 1000 Gulden mehr im Monat 
gibt. Denſelben Anſpruch könnten ſchließlich alle 
hauptamtlichen Senatoren erheben. (Abg. Hohn: 
feldt: Das kommt noch!) Letzten Endes würden 
wir dahin kommen. Ich glaube, daß die Gehälter 
der hauptamtlichen Senatoren ſo bemeſſen ſind, 
daß ſich damit leben läßt. Das Zentrum hätte 
es nicht nötig gehabt, ſich durch Vorſpiegelung 
dieſer falſchen Tatſachen einen Vorteil zu ſichern. 

Nun ſagte Herr Abg. Friedrich, es ſei nicht 
richtig geweſen, daß der Redner der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei, der eine Stütze der Regierung 
ſein ſoll, dieſe Angriffe geführt hat. Er meinte, 
ob das Material, das ich vorgetragen habe, etwa 
aus Einſichtnahme in dienſtliche Akten ſtammt. 

D. u. H., das Material, das ich hier vorge— 
tragen habe, dem ich noch eine ganze Reihe hin⸗ 
zufügen könnte — die ſchlimmſten Fälle habe ich 
nicht vorgetragen — iſt kein Staatsgeheimnis 
und braucht auch nicht in den Akten nachgeſehen 
zu werden, ſondern das iſt allgemeiner Ge— 
ſprächsſtoff in der Schutzpolizei-Beamtenſchaft. 
Sie tun nun gerade ſo, als ob hier das ganze Of— 
fizierkorps der Schutzpolizei und das ganze Be— 
rufsbeamtentum in den Dreck gezogen iſt, und als 
ob dadurch die ganze Staatsautorität erſchüttert 
werden könnte. Als Abgeordneter und Mitglied 
dieſes Hauſes verlange ich, daß jeder Beamte ſei— 
nen Dienſt tut, um ſo mehr, wenn er die Stelle 
eines Vorgeſetzten hat. Bei den untergeordneten 
Beamten werden Verfehlungen ſchwer beſtraft. 
Wenn aber die höchſten Beamten im Staate und 
führende Beamten der Schutzpolizei ſich derartige 
dienſtliche Verfehlungen, das iſt das weſentliche, 
zuſchulden kommen laſſen, ſo iſt es mein Recht als 
Abgeordneter, das zur Sprache zu bringen. (Wie 
war es mit Herrn Spill! — Lärm links.) Ich 
verurteile jede Verfehlung (Abg. Hohnfeldt: 
Dann gehen Sie zu Ihrem Genoſſen Spill! — 
Lebhafte Unruhe links.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte, nicht 
die Verhandlungen zu ſtören. 
Schmidt, Ed. Abgeordneter (S. P. D.): Da 


mag es ſein, wer es will, ich wundere mich über 
die Aufregung, die entſteht. Es ſcheint als ob es 
ſelbſtverſtändlich ift, daß fih ein höherer Polizei- 
beamter im Dienſt betrinkt und Unheil anrichtet, 
Menſchenleben in Gefahr bringt und letzten En- 
des nicht einmal etwas darüber geſagt werden 
darf. Soweit ſind wir nicht, daß die Willkür der 
Beamtenbürokratie über allem ſteht und ſo heilig 
iſt, daß jeder, der es wagt, einmal davon zu ſpre— 
chen, als Beſchmutzer der geſamten Beamten— 
ſchaft gilt. Ich lehne das entſchieden ab und be— 


tone ausdrücklich, daß die geſamte Beamtenſchaft 
von dieſen Elementen weit abrückt und mit Der- 
artigen dienſtlichen Verfehlungen nichts zu tun 
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(Schmidt, E., Abgeordneter) 
haben will. (Abg. Plenikowſki: Ihr bewilligt das 
Geld für dieſe Lumpen!) 

Was die Stellungnahme der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion anbetrifft, ſo brauchen Sie ſich 
darüber nicht den Kopf zu zerbrechen. Ich betone 
ausdrücklich, daß ich als Fraktionsredner geſpro⸗ 
chen habe, daß es auch die Meinung der iiber- 
großen Mehrheit der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei iſt. (Zurufe). Wir haben es ſatt, uns dauernd 
in der Art und Weiſe anpöbeln zu laſſen, wie es 
auch heute wiederum in dieſer Frage von den an⸗ 
deren Parteien geſchehen iſt. Die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei kann ſich auf die Dauer dies rein 
perſönliche Beſchmutzen einzelner ihrer Mitglie⸗ 
der nicht gefallen laſſen. Gehäſſiger als in dieſem 
Fall Arczynſki⸗Sturm ift in der Preſſe noch nicht 
geſchrieben worden. Deshalb war es unſere 
Pflicht und Aufgabe, Ihnen einmal, die Sie ſich 
als Beſchüßer dieſer Clique hinſtellen, die Wahr⸗ 
heit zu ſagen. Daß es Ihnen unangenehm iſt, 
kann man verſtehen, das wird uns aber nicht ab⸗ 
halten, auch in Zukunft derartige Mißſtände bloß⸗ 
zulegen, wenn ſie einmal beſtehen; denn es kann 
nicht angehen, daß ein Staat über eine Beamten⸗ 
ſchaft verfügt, beſonders im Sicherheitsdienſt, die 
nicht dienſtlich auf der Höhe iſt. Dieſe Verfeh⸗ 
lungen haben wir gerügt und kritiſiert und er- 
warten vom Senat, daß er den im Stenogramm 
nachzuleſenden Tatſachen nachgeht. Das iſt kein 
Angriff gegen die jetzige Regierung. Es find Ver: 
fehlungen, die unter der vorigen Regierung ge: 
ſchehen ſind. Deshalb konnte ich, das muß ich 
Herrn Senator Arczynſki erwidern, nicht die Re— 
gierung angreifen, ſondern auf die Nennung ein— 
zelner Namen nicht verzichten. Mögen ſie ſich bei 
den Deutſchnationalen bedanken, wenn wir ge: 
zwungen waren, dieſes Material vorzubringen. 
Wenn nötig, werde ich mich nicht damit begnügen, 
ſondern den zuſtändigen Behörden auch noch an— 
deres Material unterbreiten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. N 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
will erſt eine Feſtſtellung treffen. Wenn die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion ſich vielleicht in der Vergan⸗ 
genheit ſo benommen hätte, wie heute ein großer 
Teil der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, ſo 
hätten alle Mitglieder ſoviel Ordnungsrufe erhal— 
ten, daß kein kommuniſtiſcher Abgeordneter mehr 
im Saal vorhanden geweſen wäre. (Sehr wahr! 
bei den Kommuniſten.) Das will ich feſtſtellen, um 
auf Grund dieſer Feſtſtellung das parteipolitiſche 
Geſchäftsgebaren des jeweiligen Präſidenten zu 
kennzeichnen. Wir haben auch in der Vergangen— 
heit immer wieder geſehen, daß man den Ausdruck 
gebrauchte, wir müßten unter allen Umſtänden 
die Würde des Hauſes, des Parlaments, auf einer 


beſtimmten Stufe halten. Die heutige Regierung 


hat uns das beſte Beiſpiel dafür gegeben, daß das, 
was wir früher zum Ausdruck brachten, daß der 
größte Teil der Nutznießer dieſes Staates voll⸗ 
ſtändig verſumpft und korrumpiert ſind, zutrifft. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Das haben 
wir in der Vergangenheit erklärt und die heutigen 
Auseinanderſetzungen beweiſen die Richtigkeit un⸗ 
ſerer ſeinerzeitigen Behauptungen. Die Deutjch- 
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nationalen führen dieſen Kampf zuerſt aus agi⸗ (O) 


tatoriſchen Motiven, aber auch aus der Einſtellung 
heraus, die Futterkrippen dieſes kapitaliſtiſchen 
Staates für ſich mit Beſchlag zu belegen. Das ſind 
die Hauptmotive. Die Wirtſchaftskapitäne in 
Danzig können ſich mit dieſen Gedankengängen 
nicht mehr einverſtanden erklären. Aus dieſem 
Grunde machen ſie dieſe nationale Politik bis zu 
einem beſtimmten Grade mit, d. h., ſoweit es der 
Stimmenfang bei den Wahlen erfordert. Die Go- 
zialdemokratiſche Partei verſucht ſelbſtverſtändlich, 
jetzt mit denſelben Mitteln beſtimmte Freunde in 
dieſelben Staatspoſitionen hineinzubringen. Das 
ſind die beiden Pole, um die ſich die ganze Kampf 
drinnen und draußen konzentriert. 

Was haben wir als Kommuniſten zu dieſem 
Kampf zu jagen. Uns und der geſamten Arbeiter⸗ 
ſchaft iſt es vollkommen gleich, ob ein Sturm den 
Poſten bekommt oder ein anderer. Die Arbeiter— 
ſchaft hat aber feſtgeſtellt, daß die Leute, die von 
der Sozialdemokratiſchen Partei, die von der Zen— 
trumspartei in dieje Poſitionen hineingeſetzt wor- 
den ſind, ihren Auftraggebern beweiſen mußten, 
daß ſie noch viel tüchtiger, noch viel beſſer, noch 
viel zuverläſſiger ſind. Die letzten Ereigniſſe in 
Deutſchland haben uns das bewieſen. Hier in 
Danzig will der kleine Metallarbeiter Senator 
Arczynſki es feinem großen Bruder in Deutſchland 
nachmachen. Wir ſtellen feſt, daß der Zug der reaf- 
tionären Politik, der Zug gegen die Arbeiterſchaft 
zur Niederknüttelung der Arbeiterſchaft unter 
einer ſozialdemokratiſchen Koalition bedeutend 
ſchärfer, rückſichtsloſer, brutaler geworden iſt. Das 
iſt das Weſentliche. 

Das Thema, das Herr Abg. Schmidt hier an⸗ 
führte, verdient eine beſondere Beleuchtung. (Sehr 
gut! bei den Kommuiſten.) Wir wiſſen, daß wir 
innerhalb der Arbeiterſchaft eine ganz gewaltige 
Linksentwicklung haben, die von uns ſehr ſtark 
gefördert wird. Genau dieſelben Methoden, die in 
Deutſchland durchgeführt werden, ſollen auch in 
Danzig durchgeführt werden. Alſo noch ein größe: 
res, noch ein gemeineres Betrugsmanöver an der 
Arbeiterklaſſe, indem man auch die Linksentwick— 
lung innerhalb der Sozialdemokratie fördert und 
letzten Endes das Parlament dazu benutzt, um in— 
nerhalb der Abeiterſchaft die Illuſionen wach zu 
halten, innerhalb der Sozialdemokratiſchen Partei 
gäbe es noch einen großen Teil ehrliche Elemente, 
man müſſe ſie unterſtützen, damit endlich einmal 
die ſogenannte Rechte innerhalb der Sozialdemo— 
tratie, die allein die hundsgemeine Politik durch— 
führt, beſeitigt wird. Das ſind die Motive, die 
heute ganz klar zum Ausdruck gekommen ſind. Daß 
die Beamtenſchaft, ſpeziell die höheren Offiziere, 
zum größten Teil vollkommen verſumpfte Ele— 
mente ſind iſt kein Geheimnis. (Widerſpruch des 
Abg. Gehl.) Nehmen wir bloß die letzten Ereig- 
niſſe, ein prominenter Vertreter hat ſich ſo beſof— 
fen, daß er fih die Hoſen vollgemacht hat. Ich er- 
innere weiter an Herzog in Zoppot, der in beſoffe— 
nem Zuſtand alles verhaften wollte und an den 
letzten Fall, wo einer ein beſonderes Vergnügen 
daran hatte, eine Tänzerin zu einem Abendſpa— 
ziergang über den Hagelsberg einzuladen. Die 
Volksſtimme hat das ja gebracht. Dieſe Liſte ließe 


ſich noch gewaltig verlängern. Gerade dieje Ele- 
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mente ſind ja die beſten Stützen. Auch Sie, Herr 
Gehl, brauchen dieſe Elemente, die ſagen, wenn 
wir nicht beweiſen, daß wir gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft rückſichtslos vorgehen, werden wir nicht be⸗ 
fördert. Aus dieſem Grunde werden dieſe Leute 
hochgepäppelt. 

Dies Problem, das heute behandelt wird, zeigt 
uns Kommuniſten und der ganzen Arbeiterſchaft, 
daß Sie als Sozialdemokraten nicht den ehrlichen 
Willen haben, auch gar nicht daran denken, inner- 
halb dieſes Staates etwas zu ändern. Sie denken 
nicht daran, ſondern Sie führen dies Theater auf, 
um die Möglichkeit zu haben, der Arbeiterſchaft zu 
erklären, jetzt werden wir in dieſem verfluchten 
Stall aufräumen, jetzt muß es anders werden. Es 
war auch intereſſant, daß gerade Herr Kloſſowſki 
ſich ziemlich radikal gebärdete, aber in ſeinen 
Zwiſchenrufen doch zum Ausdruck kam, wir können 
die Leute doch nicht wegjagen, ſonſt müſſen wir 
ihnen Penſion zahlen. Wenn Sie das Wegjagen 
mit einer Penſion verbinden wollen, dann gut 
Wir Kommuniſten ſtellen uns das allerdings an⸗ 
ders vor. Es muß Schluß gemacht werden mit all 
dieſen korrumpierten Elementen. Das werden Sie 
nicht können, das wird die Arbeiterſchaft machen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß es an Ihnen 
liegt. Im Ausſchuß werden Sie beweiſen müſſen, 
ob Sie wirklich hinter Ihren Reden ſtehen. Da 
haben Sie die Möglichkeit, zu erklären: „Wir 
jagen beide zum Teufel und dann iſt die Geſchichte 
aus der Welt geſchafft.“ Daran denken Sie nicht, 
Sie brauchen dieſe Elemente zu Ihrem eigenen 
perſönlichen Schutz, weil der Druck der Arbeiter 
gegen Sie von Tag zu Tag ſchärfer wird und Sie 
auf dieſe Elemente angewieſen ſein werden. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rurowifi. 

Kurowſti, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Die Ausführungen des Herrn Abg. Schmidt zwin⸗ 
gen mich leider, noch mit ein paar kurzen Worten 
in die Debatte einzugreifen und Sie etwas auf- 
zuhalten. Es find hier vom Abg. Schmidt außer: 
ordentlich ſcharfe Angriffe gegen Beamte erhoben 
worden, insbeſondere gegen Herrn Senator Dr. 
Althoff. Ich habe dieſe Angriffe zurückgewieſen 
und erkläre, daß wir Herrn Senatsvizepräſidenten 
Gehl außerordentlich dankbar ſind, daß er von 
dieſer Stelle aus dieſe Angriffe zurückgewieſen 
hat. Er hat aber weiter erklärt, daß Herr Abg. 
Schmidt eingeſehen hat, daß das, was er geſagt 
hat, unrichtig iſt und daß er es an dieſer Stelle 
widerrufen wird. Was hat nun Herr Herr Abg. 


Schmidt geſagt? Er meinte, er verſtehe nicht den 


Unterſchied zwiſchen Gehalt und Entſchädigung. 
Herr Schmidt, ſo töricht ſind Sie nicht! Sie ſagten 
weiter, ich ſollte derjenige geweſen ſein, der fal— 
ſche Tatſachen vorgeſpiegelt hat, die dazu geführt 
haben, daß Herr Dr. Althoff mit einem größeren 
Gehalt als die andern Senatoren nach Danzig 
gekommen iſt. Die Tatſache iſt folgende: Herr Se— 
nator Dr. Althoff iſt von uns erſucht worden, die— 
jen Poſten zu übernehmen. Er hat feine Bedin- 
gungen geſtellt, wie ſie jeder ſtellen kann, und Sie 
haben zugeſtimmt. Herr Schmidt, Sie haben dieſe 
Forderung angenommen und Ihre Fraktion und 
Sie ſelbſt, Herr Schmidt, haben den Etatspoſten 


was hier 


bewilligt. Jetzt haben Sie den Mut, das, was Sie 
getan haben, zu leugnen und mir zu ſagen, daß ich 
etwas Unwahres gejagt habe. Mir einen derarti- 
gen Vorwurf der Unwahrhaftigkeit zu machen, 
das ? unerhört. (Zwiſchenrufe und große Un- 
ruhe. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Wenn 
wir hier in die Debatte eingreifen und wenn wir 
tatſächlich diejenigen wären, für die wir ſonſt im- 
mer gehalten und lächerlich gemacht werden, miik- 
te es uns eine Freude ſein, bei dieſer Debatte, die 
die Würde des Hauſes entehrte, allen Teilen klar 
zu machen, wie die Dinge in Danzig liegen. Es 
kann eigentlich für uns als Partei kein beſſerer 
Beweis für die Rechtfertigung unſerer Anſicht ge- 
liefert werden, als es die heutige Debatte getan 
hat. (Zwiſchenrufe links.) Gewiß, wenn wir das 


parteipolitiſch ausnutzen wollten, wäre es ein 
leichtes, etwa nach den ſchönen Worten, daß 
innerhalb und außerhalb geſündigt wird, hier 


nachzuweiſen: Sie m. H. Deutſchnationalen haben 
genau dasſelbe gemacht, was Sie jetzt den 
andern vorwerfen! Ich könnte aus den Sünden— 
regiſtern die Verleumdungen ausgraben, die einſt 
von rechts kamen. Ich könnte ſagen, wie früher 
Stellen beſetzt wurden. Ich tue es nicht, weil ich 
glaube, daß es dem Staat nichts nützt. (Abg. 
Plenikowſki: Auspacken!) Damit Sie Ihr kleines 
Parteiſüppchen kochen! Tun Sie das ſelbſt! Aber 
eins ift ſonnenklar. Wenn auch die Deutſchnatio— 
nale Partei als ſolche wenig Anrecht hat, andern 
Parteien vorzuwerfen, daß fie nach parteipoliti- 
ſchen Geſichtspunkten Beamte einſetzen, ſo müſſen 
wir dennoch feſtſtellen, daß der wahre Kern ſchon 
getroffen iſt. 

Die Deutſchnationalen ſtellen etwas feſt, was 
die Bevölkerung in den verfloſſenen zwei Jahren 
feſtſtellen mußte, daß ſich nämlich an dem Syſtem, 
wie es früher gehandhabt wurde, leider recht wenig 
geändert hat. Mag ein Teil deſſen nicht ſtimmen, 
von dem Abg. Schmidt vorgetragen 
wurde, eins iſt klar, ſchön ſieht es bei uns in Dan- 
zig unter keinen Umjtänden aus. Wenn der Herr 


Senatsvizepräſident Gehl ſagte, es ſei eigentlich 


unerwünſcht, daß fih das Parlament mit derarti— 
gen Dingen wie perſönlichen Angelegenheiten, 
Trunkenheitsgeſchichten uſw. beſchäftigte, ſo muß 
ich feſtſtellen, daß hinter dem Ergebnis der An- 
frage ein ganz anderer Kern ſteckt. Herr Senats— 
vizepräſident Gehl ſagte, wir hätten uns mit wich: 
tigeren Dingen zu beſchäftigen. Gewiß! Aber 
wenn eine vierſtündige Debatte gelegentlich der 
Beförderung irgendeines beliebigen Oberleut— 
nants zum Hauptmann beinahe Regierungskriſen 
herbeiführt, ſo zeigt das, daß etwas ganz anderes 
dahinterſteckt, daß die Koalition offenbar ſelbſt im 
Gefühl eines Unrechts gegenüber der Bevölkerung 
ſtark nervös wird. Denn parlamentariſch, das 
wollen wir objektiv feſtſtellen, ſind derartige Situ— 
ationen eine Unmöglichkeit. In einem anderen 
Parlament wären ſie ſelbſtverſtändlich auch un⸗ 
möglich. (Sehr richtig! links.) Aber das bezieht 
ſich nicht nur auf das Parlament, das bezieht ſich 
auch auf die Regierung. Entweder haben wir eine 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
Regierung, und dann weiß ſie was ſie will, oder 
ſie zerflattert, ſie zerfleiſcht ſich ſelbſt. 

Nicht die Beförderung eines Oberleutnants iſt 
das weſentliche, ſondern die Dinge, die dahinter 
ſtehen, nämlich, daß jemand befördert wird, ob— 
wohl ſich der Staat vor dem Untergang befindet. 
Wenn die Polizeiſchule aufgelöſt wird und ein 
Major, ein Hauptmann und ein Oberleutnant frei 
werden, weshalb wartet man nicht, wenn man 
neue Reviere beſetzen will, bis dieſe Herren von der 
Polizeiſchule frei werden. Das iſt unverſtändlich. 
Dieſe eine Beförderung des Oberleutnants zum 
Hauptmann beweiſt, daß man tatſächlich nicht den 
Willen hat, in Danzig etwas zu ändern. Daß iſt 
das, was die Bevölkerung ſo ſchwer empfindet, und 
was uns veranlaßt, das Wort zu ergreifen. 

Wenn die Koalition nicht endlich Werte ſchafft 
und aktiv tätig wird, dann muß ſie abtreten. Dies 
Schauſpiel, die Lächerlichkeit einer Regierung, die 
keine iſt, darf ſich niemand in Danzig länger ge— 
fallen laſſen. (Zuruf des Abg. Liſchnewſfki.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Die Worte des 
Herrn Abg. Schmidt veranlaſſen mich zu meinem 
Bedauern, noch einmal das Wort zu ergreifen. 
Wenn der Herr Abg. Schmidt hier von der Tri- 
büne des Hauſes herunter behauptet, daß die Offi— 
ziere und, wie er ſagte die höheren Offiziere der 
Schutzpolizei im Dienſte betrunken geweſen ſind, 
ſo iſt das eine Behauptung, die dazu angetan iſt, 


das Anſehen des Offizierkorps der Schutzpolizei 


und damit das Anſehen der geſamten Schutzpolizei 
auf das ſchwerſte zu gefährden. Ich muß derartige 
Anterſtellungen auf das ſchärfſte zurückweiſen. Ich 
ſtehe auf dem Standpunkt, daß ein Polizeibeamter, 
der ſich im Dienſt betrinkt, kein Polizeibeamter 
iſt und hinausgetan werden müßte. Ich verlange, 
daß dieſer Maßſtab nicht nur bei den Beamten, 
ſondern auch bei den Offizieren angewandt wird. 
Jeder Offizier der Schutzpolizei, der ſich im Dienſt 
betrinkt, iſt nicht geeignet, Polizeioffizier zu ſein 
und gehört hinausgetan. (Das ſagen Sie Herrn 
Herzog! links.) Das iſt meine perſönliche Anſicht, 
wenn die Anſicht der Behörde eine andere iſt, kann 
ich das nicht ändern. Wenn Sie, Herr Abg. 
Schmidt, nichts weiter gegen mich vorbringen 
können, als daß ich mich vor fünf Jahren alſo im 
Jahre 1924 bei einer Sitzung der Vereinigung der 
Schutzpolizei betrunken hätte, fo ift das eine der- 
artig vage Behauptung, daß kein Menſch in der 
Lage iſt, ſie zu widerlegen. Wie Sie dazu kommen, 
eine Sitzung der Vereinigung der Schutzpolizeibe— 
amten als Dienſthandlung hinzuſtellen, iſt mir 
unergründlich. Wenn mir einer nachweiſt, ich 
hätte mich im Dienſt betrunken, ſo werde ich dar— 
aus die Konſequenzen ziehen und verlangen, wie 
bei jedem anderen Offizier, daß die vorgeſetzte Be— 
hörde mit der nötigen Schärfe vorgeht, genau wie 
gegen jeden anderen Beamten auch. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre— 
chung. Es iſt der Antrag geſtellt, die Große An⸗ 
frage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt 


die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Pflichten der Kaufleute bei Aufbe⸗ 
wahrung fremder Wertpapiere. 

Druckſache Nr. 897. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie— 
gen. Ich ſchlage vor, die Vorlage dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 

Beſchäftigung ausländiſcher Saiſonarbeiter. 
Druckſache Nr. 907 zu Nr. 727. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Im Namen der Kommuniſtiſchen Partei und 
Fraktion habe ich folgende Erklärung abzugeben: 
Der Geſetzentwurf über die Beſchäftigung aus— 
ländiſcher Saiſonarbeiter iſt eine Vorlage, die 
weder den einheimiſchen Arbeitern noch den Sai— 
ſonarbeitern etwas bringt. Die Kommuniſtiſche 
Partei ſteht auf dem Standpunkt, daß alles beim 
alten bleibt und dieſer Geſetzentwurf daher nur 
als Bluff zu bezeichnen ift, um die hieſigen Nr- 
beiter zu beruhigen, ihnen etwas vorzumachen, 
daß etwas im Sinne ihrer Angelegenheiten ge— 
ſchehen iſt. Wir ſtellen ausdrücklich feſt, daß das 
Geſetz nur das Gegenteil bedeutet, nämlich einen 
vergrößerten Schutz für den Arbeitgeber. Das 
Agrariertum kann um ſo unbeſchränkter die Aus⸗ 
beutung der inländiſchen und ausländiſchen Ar⸗ 
beiter vornehmen. Infolgedeſſen können wir dies 
ſem Geſetz nicht unſere Stimme geben und wer— 
den unſere Zuſtimmung dazu verſagen. Wir 
werden insbeſondere die Landarbeiterſchaft dar— 
auf aufmerkſam machen, daß ſie vor allen Dingen 
von dieſer Koalitionsregierung belogen und be- 
trogen wird. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die all— 
gemeine Beſprechung. Ich eröffne die Einzelbe— 
ſprechung und rufe § 1 auf. Dazu liegt der Mb- 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 912 vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung, gu- 
nächſt über $ 1 den Abänderungsantrag in Drud- 
ſache Nr. 912: 

§ 1 erhält der Schluß folgende Faſſung: 
dürfen nur mit Genehmigung des zuſtän⸗ 
ſtaatlichen Arbeitsnachweiſes beſchäftigt 


digen 
werden. 
§ 3a erhält folgende Faſſung: 
Ausländiſche Wanderarbeiter dürfen nur auf 
Grund des vom Deutſchen Landarbeiter-Verband 
mit den Arbeitgebern abgeſchloſſenen Tarifver⸗ 
trages beſchäftigt werden. Wo ein Tarifvertrag 
nicht beſteht, darf die Entlohnung nicht ſchlechter 
ſein als die der Danziger Landarbeiterſchaft. 
Andere Arbeitsverträge mit ausländiſchen 
Wanderarbeitern ſind nur wirkſam, wenn ſie 
für den Arbeiter günſtiger ſind. 
$ 9 wird geſtrichen. 
Liſchnewfki ; 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Wer dieſen Antrag zu § 1 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. (Abg. 
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Raſchke: Ich beantrage namentliche Abſtimmung 
zu § 11) Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über § 1 ſelbſt. Wer den Antrag auf nament- 
liche Abſtimmung unterſtützt, bitte ich, ſich zu er- 
heben. — Die Unterſtützung reicht nicht aus. Wir 
kommen zur Abſtimmung über § 1 der Vorlage. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, 8 1 ift angenommen. Ich rufe 8 2 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kom— 
men zur Abſtimmung. Wer für § 2 iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ange— 
nommen. Ich rufe § 3 auf. Ich eröffne die Be— 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun— 
gen vorliegen. Wer $ 3 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das ift die Mehrheit, $ 3 ift 
angenommen. Ich rufe § 3a auf. Dazu liegt der 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 912 vor. 
Es handelt ſich um den Paragraphen, der in der 
zweiten Beratung, wie mir nachher zugerufen 
wurde, verſehentlich angenommen iſt. Wer dieſen 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 912 anneh- 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. (Heiter⸗ 
keit.) Wir kommen zu $ 3a der Vorlage. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der $ 3a ift abgelehnt. Ich rufe 
nunmehr § 4 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung und ſtelle die An— 
nahme des § 4 feft. Ich eröffne die Beſprechung 
zu § 5 und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich ſtelle die Annahme des § 5 feſt. 
Ich eröffne die Beſprechung zu § 6 und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle 
feft, daß § 6 angenommen ift. Ich eröffne und 
ſchließe die Beſprechung zu § 7, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen und ſtelle die Annahme des 87 
feſt. Ich rufe § 8 auf, eröffne und ſchließe die Be— 
ſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen 
und kann wohl auch hier feſtſtellen, daß $ 8 ange- 
nommen ift. Ich rufe § 9 auf, eröffne die Be- 
ſprechung und ſchließe fie, da keine Wortmeldun— 
gen vorliegen. Dazu liegt der Abänderungsan⸗ 
trag der Kommuniſtiſchen Fraktion auf Streichung 
dieſes Paragraphen vor. Wir ſtimmen daher 
über den Paragraphen ſelbſt ab. Wer $ 9 der 
Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das ift die Mehrheit, $ 9 ift angenommen. Ich 
rufe § 10 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich kann 
wohl feſtſtellen, daß $ 10 angenommen ift. IH rufe 
§ 11 auf. Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich kann wohl 
feſtſtellen, daß $ 11 angenommen iſt. Ich rufe § 12 
auf. Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich kann wohl 
feſtſtellen, daß 8 12 angenommen ift. Ich rufe $ 13 
auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da Wort— 
meldungen nicht vorliegen. Ich kann wohl feſt— 
ſtellen, daß 8 13 ebenfalls angenommen ift. Ich 
rufe § 14 auf. Ich ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, 
daß § 14 angenommen ift. Ich rufe die Weber- 
ſchrift auf. Ich eröffne und ſchließe die Befpre- 
chung, da keine Wortmeldungen vorliegen und 
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kann wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift ange- (C) 


nommen ift. Damit ift das Geſetz in der Einzel- 
beratung bis auf $ 3a angenommen. Zur Ge- 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Auf Grund des 
§ 81 zweifle ich die Beſchlußfähigkeit des Hauſes 
an. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Büro iſt ſich 
darüber einig, daß das Haus beſchlußfähig iſt. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung über das Ge⸗ 


ſetz. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt in der 
Schlußabſtimmung angenommen. Damit iſt 


Punkt 3 erledigt. Ich rufe Punkt 4 auf: 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Ange⸗ 
legenheiten über den 
a) Antrag des Abg. W. Lemke u. Gen. 
über Aenderung der Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen des Kleinrentnergeſetzes. 
b) Große Anfrage der Frau Abg. Kalähne 
über Kleinrentner. 
c) Antrag des Abg. Lemke u. Gen. betr. 
Kleinrentnerverſorgungsgeſetz. 
Druckſache Nr. 902 zu Nr. 683, 667, 684. Hierzu 
Abänderungsantrag Druckſache Nr. 909, Ent⸗ 
ſchließungen Druckſache Nr. 903 und 904. Ich 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat Frau 
Abg. Kalähne. (Abg. W. Lemke: Ich habe die 
Genehmigung vom Präſidenten, daß ich zuerſt 
ſpreche!) Mir iſt das nicht bekannt. (Frau Abg. 
Kalähne: Ich trete zurück!) Die Vereinbarungen 
waren mir unbekannt. Das Wort hat der Herr 
Abg. Lemke. 


Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. Gl.): 
M. D. u. H.! Ich habe eine gewiſſe Befriedigung, 
daß es mir möglich ift, heute noch einmal die Be- 
lange der Kleinrentner und die damit zuſammen— 
hängenden Sachen zu beſprechen. Die Ausfüh— 
rungsbeſtimmungen reſultieren aus dem Klein- 
rentnergeſetz. Das Kleinrentnergeſetz reſultiert 
aus den Aufwertungsgeſetzen und dieſe wiederum 
aus der Inflation. So, wie ein Baumeiſter nicht' 
zuerſt das Dach eines Hauſes macht, ſondern das 
Fundament, werde ich zuerſt auf die Grundlage 
der Kleinrentnerbelange kommen. Ueber die Jn- 
flation habe ich wenig weiteres zu ſagen; denn ich 
habe ſchon jo viel darüber geſprochen und aus- 
giebig meine Beweiſe dafür gegeben. Ich möchte 
Ihnen aber folgendes bekanntgeben. Der ver- 
ſtorbene Reichskanzler Streſemann — ich wieder: 
hole das alles wörtlich — hat einmal folgendes 
geſagt: 


Die größten Verbrecher am deutſchen Volk find 


die Staatsmänner, welche abſichtlich den Währungs- 
verfall herbeigeführt haben. 
Dann hat der Reichskanzler a. D., jetzige Bant- 
direktor Luther, folgendes geſagt: ; 
Als wir zum erſten Male durch die Inflation ein 
künſtliches Geld gemacht haben, war Deutſchland im 


Vergleich zu heute noch reich. Es waren alſo Werte 


vorhanden, die auf dem Wege der künſtlichen Geld⸗ 
beſchaffung abgebaut werden konnten. Das iſt das 


Schickſal der Hypotheken, der Obligationen und öffent- 


lichen Anleihen. 


Weiter ſagte er von den beraubten Kapital- 


rentnern folgendes: 


DN 
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Dieſe Opfer müſſen fallen. Für dieſe iſt kein andern Nationen verachtet und als ein in der 


Geld da. In 10 Jahren lebt keins dieſer Opfer 


mehr, dann iſt Deutſchland ſchuldenfrei. f 

(Abg. Kloſſowſki: Das war nicht unfer Partei- 
genoſſe!) Richtig! — Bis zum 1. Auguſt 1929, das 
iſt feſtgeſtellt, haben ſich 82 000 Kleinrentner das 
Leben genommen und ca. 40000 find in das 
Irrenhaus gebracht. (Abg. Kloſſowſki: Sprechen 
Sie doch nach der anderen Seite, die ſind ſchuld 
daran!) Die ganzen Belange haben ein inter⸗ 
nationales Geſicht bekommen. Da hat auch eine 
Beſprechung in Paris ſtattgefunden, wo auch die 
deutſchen Aufwertungsgeſetze und die Gerichtsent— 
ſcheidungen verhandelt wurden. Da hat der 
franzöſiſche Miniſter Lefaivre folgendes geſagt: 
„Les juges de Berlin ne sont plus les m&mes que 
ceux, qui assuraient en face de Grand Frederic, 
le Meunier de Sans-Souci.“ Das jagt der Fran— 
zofe. Dann hat jetzt während der Poung-Plan⸗ 
Verhandlung auch eine Unterhaltung zwiſchen 
belgiſchen, franzöſiſchen und engliſchen Diplomaten 
ſtattgefunden. Da hat der Franzoſe geſagt: „Qui 
a escroqué une fois ses créanciers reste toujours 
un escroque. Ne l'oubliez jamais.“ Das heißt 
nämlich, wenn man einmal gegaunert hat, bleibt 
man immer ein Gauner. Darauf hat der Eng- 
länder geſagt: „Wenn wir Deutſchland Geld und 
Anleihen geben, dann iſt Deutſchland niemals in 
der Lage, unſer Geld zu annullieren; denn wir 
haben die Macht. Wir können es zwingen, und 
wenn wir ihm das letzte Haus, den letzten Gro— 
ſchen wegnehmen. Das iſt verbürgt, ich habe das 
aus Paris mitgeteilt erhalten. Ein amerikani— 
ſcher Lehrer des Rechts von der Aniverſität und 
bekannter Politiker hat folgendes geſagt: „Das 
deutſche Volk hat ſich durch feine Regierung und 
ſeine Volksvertretung, durch die betrügeriſche Jn- 
flation und die auf dem größten moraliſchen Tief— 
ſtand aufgebauten Aufwertungsgeſetze derart er- 
niedrigt, daß niemand mehr Achtung vor einem 
Volk haben kann, das ſich ſolch einen Betrug ge: 
fallen läßt.“ Er ſagt weiter: „Die Freude und An— 
erkennung der Welt über die gelungenen Flug- 
leiſtungen gelten allein dem deutſchen Fleiß, der 
deutſchen Energie und dem deutſchen Genie. Doch 
kann dieſe Anerkennung niemals die Achtung des 
deutſchen Volkes im Auslande wieder herſtellen, 
ſolange es nicht das Recht und die Gerechtigkeit 
wieder hergeſtellt hat.“ Sie werden mir zugeben, 
daß das bedeutungsvolle Worte find. Ein an- 
derer Amerikaner Dr. Mö. . .. jagt: Der ameri- 
kaniſche Staatsmann iſt kein Schwätzer, aber er 
verachtet eine Nation, die kein Nationalgefühl be— 
ligt und fih von — (das Wort laffe ich aus) regie- 
ren läßt. Man verachtet eine Nation, welche 
glaubt, eine Ausraubung ihres Mittelſtandes 
ließe ſich rechtfertigen vor dem Zugeſtändnis in der 
Macht befindlicher Räuber. Er verachtet eine 
Nation, welche es nicht verhindert, daß man die 
Beſitzenden beſitzlos macht auf Koſten einiger 
Weniger. Die Achtung, welche durch deutſche 
Waffentaten ſelbſt den verbiſſenſten Gegnern ab— 
gerungen war, wurde von geldhungrigen Schmutz— 
finken in den Kot getrampelt, während ein harat- 
terfeſtes, wenn auch bezwungenes Deutſchland 


alles hätte haben können. Es iſt nun von allen 


Auflöſung und im Antergang befindliches Volk 
zu betrachten. — Das ſind furchtbar ſchwere Worte, 
wie das Ausland über uns urteilt. Es iſt kaum 
zu ertragen, aber es muß doch allmählich eine 
Dämmerung kommen, auch bei uns. Ich hoffe, 
daß ſich durch das, was ich noch ſagen werde, die 
verkruſtete Panzerung Ihres Herzens löſt, damit 
Sie die Belange dieſer arm gemachten Menſchen 
doch mehr beachten und ihren Wünſchen Rechnung 
tragen. Ich ſehe, daß der größte Teil der Sozial— 
demokraten verſchwunden iſt, ich ſehe, daß der 
größte Teil der Zentrumspartei verſchwunden iſt 
und von der dritten Regierungsgruppe ſitzt ein 
einzelner Herr da. (Zuruf des Abg. Siebenfreund.) 
Aber da muß man doch nun ſehen, welches koloſ— 
ſale Intereſſe die Regierungsparteien an dieſer 
Sache haben. Sie haben eben nicht den Willen, 
und weil ſie nicht den Willen haben, finden ſie 
nicht den Weg, wie es gemacht werden ſoll. (Abg. 
Kloſſowſki: Den Kleinrentnern alles, den andern 
Armen nichts!) 

Vor einigen Wochen brachten ſämtliche Zeitun⸗ 
gen ſenſationell aufgemacht eine Rede des frühe— 
ren engliſchen Premierminiſters Lloyd George. 
Alle Zeitungen haben darüber berichtet, ich habe 
aber bei keiner gefunden, daß ſie den Wortlaut 
richtig gebracht hat. Ich muß doch annehmen, daß 
einigen Zeitungen in Deutſchland und vielleicht 
auch hier der Originaltext vorgelegen hat. Alle 
Zeitungen haben, wie es ja bei dieſen Belangen, 
die die Inflationsgeſchädigten betreffen, üblich iſt, 
geſchwiegen und nichts geſagt. Das Wichtigſte 
aus den Ausführungen Lloyd Georges werde 
ich vorleſen: 

Niemals wird die Arbeitsloſigkeit — das gilt 
auch für die Herren Kommuniſten — verſchwinden. 

Es werden immer noch große Heere Arbeitsloſer 

übrigbleiben, ja müſſen bleiben, wenn nicht die 

Staaten, die die exorbitante Inflation inſzeniert 

haben, und die Enteignungsgeſetze geſchaffen haben, 

zum Recht zurückkehren und dieſe Geſetze aufheben und 
den Schaden wieder gutmachen; denn die Folgen wir- 
ken ſich auch auf andere Staaten aus. Wenn man die 

Kapitalrentner vernichtet, muß auch der Arbeiter zu⸗ 

grunde gehen. 

Das haben die Zeitungen unterſchlagen. Keine 
einzige Zeitung hat darüber etwas gebracht. Jetzt 
war ein Prozeß beim Reichsgericht, bei dem eine 
Anzahl Richter des Reichsgerichts und andere 
Richter als Zeugen mitwirken. Sie haben ſich alle 
gegen die Beurteilung der Gerichte eingeſtellt. 
Leider. Ich kann das nur damit entſchuldigen, 
daß man in bezug auf den Richter ſagt, er habe 
nach dem vorliegenden Geſetz geurteilt. Alſo ein 
direkter, perſönlicher Vorwurf für die Richter iſt 
es nicht, wenn ich das anführe. Ich will aber 
etwas aus der Gerichtsverhandlung mitteilen. 
Der Reichsgerichtsrat Dr. Höffner hat in ſeinem 
Verhör reſp. in ſeiner Zeugenausſage geſagt: „Es 
hat mich überraſcht, was man alles unternahm, 
um mich mundtot zu machen.“ Nun habe ich Ihnen 
das letzte Mal mitgeteilt, wie die Aufwertungs⸗ 
ſache von den Höchſtgerichten der einzelnen Länder 
beurteilt wird. Ich habe Ihnen authentiſche Ur- 
teile vorgeleſen. Unterdeſſen ſind noch ſo und ſo 
viele andere höchſte Gerichtshöfe anderer Staaten 
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dazu getreten. Nun ſchwebte im Juni eine ſcharfe 
Kontroverſe, indem die Regierungen nicht die 
Arteile ihrer höchſten Gerichte annehmen wollten. 
Da haben ſich die Regierungen geeinigt, das Ma⸗ 
terial dem Internationalen Schiedsgerichtshof im 
Haag zu unterbreiten. Am 12. Juli d. Is. hat 
das internationale Schiedsgericht entſchieden. 
Zehn Tage darauf habe ich das Urteil aus dem 
Haag bekommen. Wer es geſchickt hat, iſt neben- 
ſächlich. Das Urteil vom 12. Juli 1929 lautet: 
Die Anſprüche von Vorkriegsgläubigern, im vor⸗ 
liegenden Fall von ſerbiſchen und braſilianiſchen, wer⸗ 
den nach allen Richtungen hin anerkannt. Die Schuld⸗ 

nerſtaaten ſind verpflichtet, allen Gläubigern im 

vollen Wert des Goldfrancs laut der urſprünglichen 

Verpflichtung zu bezahlen, gleichgültig, ob die Paz 

piere eine Goldklauſel haben oder nicht und trotz des 

franzöſiſchen Geſetzes vom 8. Juni 1929, mit welchem 
der franzöſiſche Franc auf ein Fünftel ſeines Vor⸗ 
kriegswertes ſtabiliſiert wurde. 

M. D. u. H.! Hier haben Sie das Urteil vom 
höchſten internationalen Gerichtshof. Hier ſehen 
Sie, daß die ganze Aufwertungsgeſetzgebung, ich 
will nicht jagen betrügeriſch, aber unendlich un- 
recht iſt, zum mindeſten aber ſchwerſter Irrtum. 
Niemals darf derartiges alſo durchgehen. Ich 
werde dann ſchon tot ſein, aber kommen muß es, 
daß die Gerechtigkeit und das Recht ſich durch— 
preſſen und zur Geltung gelangen. 

Sie fragen jetzt immer, ja, was hat der Klein- 
rentner denn für Anſprüche, wenn wir einen 
Rechtsſpruch haben wollen. Herr Abg. Moritz, das 
habe ich angehört, jagte: „Jawohl, einen Rechts⸗ 
anſpruch habt ihr, aber nur gegen die Kerle, die 
euch das Geld in der Inflation genommen haben 
und diejenigen, die im Kriege Kriegsgewinnler 
waren. An die müßt ihr euch halten.“ Das iſt 
leicht geſagt, aber der Staat, die Regierung, das 
iſt erwieſen, war der größte Betrüger. (Zuruf bei 
den Kommuniſten.) In Oeſterreich iſt nun ein 
Kleinrentnergeſetz geſchaffen, das den Rechtsan⸗ 
ſpruch anerkannt hat. In dieſem Geſetz werden 
auch die Renten geſtaffelt. Selbſtredend iſt es kein 
großes Werk, keine Befriedigung, aber es iſt der 
Anfang. Von den Herren Sozialdemokraten ſitzen 
nur, wie ich ſehen kann, acht von den 42 Abgeord— 
neten da. Aber Sie werden es auch hören oder 
es wird im Stenogramm zu leſen ſein, was ich 


jetzt fage. In Oeſterreich hat fih einer der führen- ſſprechen wird. 


den Männer der Sozialdemokratie, und hinter ihm 
die ganze Sozialdemokratie, für dieſes Geſetz ein— 
geſetzt. Dadurch wurde es geſchaffen. Hier hört 
man nichts davon. In Oeſterreich hat ein promi— 
nenter Sozialdemokrat geſagt: „Hört endlich da— 
mit auf, zu ſagen, daß dies Proletariat gleich mit 
dem anderen Proletariat iſt.“ Nein, dieſes Pro- 
letariat hat der Staat mit Abſicht und Willen ge— 
ſchaffen. Er hat ihm das Vermögen genommen 
und hat es zu exiſtenzloſen Kreaturen gemacht. 
Das ift ein großer Unterſchied, m. H. von der Go- 
zialdemokratie. Hören Sie das! Das Gegenteil 
von dem, was die Oeſterreicher getan haben, hat 
der deutſche Reichstags- und Landtagsabgeordnete 
Ulrich geſagt, und zwar im Württembergiſchen 
Landtag. Nachdem viel über die Kleinrentner— 


frage geſprochen worden war, ſagte er: „Es iſt nun 
einmal Proletariat, ſie müſſen ſich daran gewöh— 
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nen.“ Ich wünſchte, daß Herr Ulrich zehn Jahre 
in dieſem Proletariat jo gedarbt und ſolche Seelen- 
qualen durchgemacht hätte, wie wir ſie durchge— 
macht haben. Wenn die Herrſchaften von der So- 
zialdemokratie das nicht verſtehen wollen, muß 
ich es außerordentlich bedauern. (Abg. Fiſcher: 
Reden Sie doch zu den Schuldigen!) 

Das, was wir erſtreben, iſt ſo außerordentlich 
beſcheiden, ſo koloſſal winzig, daß darüber kein 
Wort zu verlieren wäre. Herr Kollege Gehl hat, 
nachdem ich im Juni zu der Sache geſprochen hatte, 
zu mir gejagt: „Herr Lemke, Sie follen einen Er- 
folg haben. Ich werde dafür eintreten.“ Ich 
glaube es; denn ich habe nicht den Gegenbeweis. 
Ich glaube, daß ſich der Abg. Gehl voll und ganz 
dafür eingeſetzt hat. Er hat dann ſelbſt zu mir 
geſagt: „Es war mir nicht möglich, mehr zu 
erreichen.“ Ich glaube ihm, bis jetzt habe ich 
wenigſtens nicht das Gegenteil davon zur Kennt- 
nis bekommen. M. D. u. H., es iſt tieftraurig, 
wenn ſolch eine Feilſcherei zwiſchen 7000 und 
10 000 Gulden ſtattfindet. Mich trifft es nicht; 
denn Sie haben mich jo enteignet, daß ich blut- 
arm bin. (Abg. Kloſſowſki: Wir? Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat Sie enteignet?) Das habe ich nicht ge— 
jagt. Sie können ſich ja nachher zum Wort mel- 
den. (Abg. Kloſſowſki: Unerhört ſo etwas! — 
Abg. Fiſcher: Reden Sie doch nach drüben!) Ich 
habe nicht gejagt: die Sozialdemokratie, fon- 
dern auch die anderen Parteien gemeint. Ich 
ſagte nur, Sie haben nicht das Verſtändnis dafür, 
daß Sie die Sache mit dem Herzen auffaſſen. (Abg. 
Kloſſowſki: Die Herrſchaften von der rechten Seite 
haben das gemacht, Hugenberg uſw. — Hilferding! 
rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
immer noch Herr Abg. Lemke. 


Lemke, W., Abgeordneter (M. u. Gl.): M. D. 
u. H., ich glaube, daß der Herr Kollege Gehl alles 
getan hat, was in ſeinen Kräften ſtand. Er ſagte: 
„Ich bin doch auch nur Einer.“ Das ſind genau 
dieſelben Worte, die mir Herr Senator Dr. Wier- 
cinſki gejagt hat: „Ich kann nicht alles, wenn ich 
auch wollte, ich bin nur Einer.“ Ich glaube auch 
ihm. Was bedeutet das? Ich hoffe, daß meine 
Kollegin Frau Abg. Kalähne dazu noch ausgiebig 
N Ich will es deswegen nur ganz 
kurz berühren. Dieſe ganze ſognannte Verbeſſe⸗ 
rung iſt in Wahrheit eine Verſchlechterung. (Abg. 
Kloſſowſki: Dann müſſen wir Sie ablehnen!) Ich 
habe ſeinerzeit beantragt, daß man dieſe 7000 
reſp. 10 000 Gulden vom Barvermögen rechnen 
müßte. Das haben Sie in ganz unverſtändlicher 
Art und Weiſe abgelehnt. (Abg. Kloſſowſti: Das 
wäre auch unverantwortlich!) Herr Senator Dr. 
Wiercinſki hat im Sozialen Ausſchuß feine Zur 
ſtimmung erklärt, daß das Wort „Barvermögen“ 
hineinkommen ſollte. Das wurde mit ſieben gegen 
ſieben Stimmen abgelehnt. Es war meines 
Wiſſens nur der Herr Abg. Hoppe, der fih aus⸗ 
drücklich dafür einſetzte. Es wurde abgelehnt. Es 
iſt ja auch ganz klar; denn von dem, was von der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion oder in der inter⸗ 
fraktionellen Sitzung beſchloſſen iſt, gehen Sie nicht 
ab. Das iſt ausgeſchloſſen. Ich kann nichts ande⸗ 


Das Wort hat 
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res annehmen, als daß Sie nicht den Weg gehen 
wollen, den die Vernunft und das Gewiſſen vor- 
ſchreiben. Bei der Abſtimmung über das, was 
die Frau Abg. Kalähne noch einmal als Entſchlie⸗ 
kung eingebracht hat, wird fih zeigen, wer über: 
haupt noch ein Stück Herz hat. 

Wenn die Sozialdemokraten, die ſich doch als 
ausgeſprochene Arbeitervertreter bezeichnen, die 
rechte Seite angreifen oder auch das Zentrum oder 
andere Parteien und Gruppen, ſo möchte ich ſie 
darauf aufmerkſam machen, daß ſie dann faſt im⸗ 
mer den eiſernen Kanzler Bismarck angreifen. 
(Widerſpruch des Abg. Kloſſowſki.) Ich werde 
Ihnen vorleſen, was er 1886 im Reichstag geſagt 
pae Hat der Arbeiter weniger Recht zu leben als ich? 

Iſt der Arbeiter nicht eben ſolch ein Menſch wie ein 

Fürſt? Es muß dafür Sorge getragen werden, daß 

der Arbeiter zu erkennen vermag, daß der Staat ihn 

als gleichberechtigten Bürger achtet und ihn und ſeine 

Familie möglichſt vor Not ſchützt. 


gern ſoll jeder Deutſche geſchützt werden. Nach dem 
Landrecht ſoll wenigſtens niemand verhungern. Ob 


es nicht doch geſchieht, weiß ich nicht. Das genügt 
aber nicht, um den Mann mit Zufriedenheit auf ſein 
Alter und ſeine Zukunft blicken zu laſſen. Es liegt 
in dem Geſetz auch die Tendenz, das Gefühl menſch⸗ 
liſcher Würde, welches auch der ärmſte Deutſche ſeinem 
Gefühl nach behalten ſoll und wacherhalten, daß er 
nicht rechtlos als ein Almoſenempfänger daſteht, 
ſondern daß er ſein peculium, das heißt ſein Vermö⸗ 
gen an ſich trägt, über das niemand verfügen kann. 
Es iſt fürchterlich, daß ein Menſch, in dem Hauſe, in 
dem er früher wohnte, in ſeinem Vermögen ſo her⸗ 
unterkommen kann, daß der Hund ſeines Nachfolgers 
es nicht ſchlimmer hat. Die Pflicht des Staates, die 
Wirtſchaft des Schwachen nach Macht zu ſchützen und 
ihnen das Vermögen zu erhalten und nicht zu nehmen, 
das iſt die ethiſche Folgerung dieſer Stunde. 

Das ſagte der Menſch, den Sie (nach links) ſo 

oft herabdrücken und als Bluthund und anders 

bezeichnen. 


Daß wir ſo wenig erreichen, darüber hat uns 


einer der letzten Reichsjuſtizminiſter aufgeklärt. 
Ich werde es wörtlich verleſen: 
Den Kleinrentnerſtand, die Gläubiger- und 


Sparergemeinſchaft, überhaupt der ganze Mittelſtand, 
wird nicht nur durch das Verhalten der Regierung 
und der Volksvertretung, ſondern hauptſächlich durch 
Mangel an Zuſammenſchluß und durch eigene Feig⸗ 
heit vernichtet. 
Da ſehen Sie, was die Zerſplitterung, die im deut— 
ſchen Volke ſo ungeheuer an allem frißt, und auch 
hier beſteht, bewirkt. Wie iſt es nun mit den Kom— 
petenzen die das Reich und Danzig gewährt. Ich 
werde mitteilen, was jetzt in Berlin gezahlt wird. 
In Berlin wird für den einzelnen Mann oder die 
einzelne Frau 54 Mark gezahlt, für Mann und 
Frau 81 Mark — amtlich, amtlich, amtlich — für 
ein Kind 18 Mark. Das ſind 123,75 Gulden gegen 
85 hier in Danzig, alſo 50 Prozent mehr. Am 1. 
Oktober trat die Verordnung über das preußiſche 
Strafvollzungsrecht in Kraft. Dazu teile ich fol— 
gendes mit. Außer der Zentralheizung, Biblio— 
thek, Radio, Kinovorführungen und zuweilen Ka— 
barett hat der Strafgefangene folgenden Wochen— 
ſpeiſezettel: Alles amtlich, meine Herrſchaften! 
Sonntag: Gulyas mit Kartoffeln. Montag: Grüne 
Erbſen mit Fleiſch. Dienstag: Friſches Gemüſe mit 


Vor dem Verhun⸗ 


Fleiſch und Kartoffeln. Mittwoch: Gebratener Fiſch, 
Tunke und Kartoffeln. Donnerstag: Sauer und ſüße 
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deln. Sonnabend: Hammelfleiſch, Friſches Gemüſe 
und Kartoffeln. SE 

Ferner bei guter Führung erhalten diejenigen, 


die bis zu einem Jahr Strafe haben, eine Woche 
länger Urlaub. Die längere Freiheitsſtrafe haben, 
14 Tage. In dieſer Zeit können ſie ſich einen Ar— 
beitsverdienſt ſuchen und man iſt ihnen dabei be— 
hilflich. Im Etat für 1930 find für jeden Straf: 
gefangenen 1330 Mark per Jahr vorgeſehen. Das 
Exiſtenzminimum iſt zur Zeit im Deutſchen Reich 
auf 1380 Mark berechnet. Vergleichen Sie das 
mal mit den Zahlen und Summen, die die Klein— 
rentner bekommen. Dann werden Sie erkennen, 
wie miſerabel wir behandelt werden. (Abg. Kloſ— 
ſowſki: Nicht nur die Kleinrentner, andere Volks— 
ſchichten auch!) 

Im Etat ijt das Futtergeld für einen Polizei- 
hund mit 60 Mark pro Monat angeſetzt. Der Vo- 
lizeihund bekommt alſo ſage und ſchreibe in Gul— 
den gerechnet 75 Gulden monatlich. Das ſind 20 
Gulden mehr im Monat als hier ein Mann oder 
eine Frau erhalten, die Kleinrentner ſind. Was 
ſagen Sie dazu, meine Herrſchaften, iſt das gar 
nichts Beachtenswertes? Weiteres wird hoffent— 
lich Frau Abg. Kalähne und Frau Abg. Richter, 
die zur Zeit nicht anweſend iſt, anführen. Ich will 
nicht alles weggraſen, möchte aber zum Schluß 
noch etwas vorbringen. Auf eine Eingabe des 
Kleinrentnerbundes von Mai 1927, den Artikel 9 
aufzuheben, hat das der Senat in einer Art und 
Weiſe abgelehnt, die, ich will nicht ſagen lächerlich, 
aber verwunderlich iſt. (Abg. Kloſſowſki: Das iſt 
der deutſchnationale Senat geweſen!) In dieſer 
Antwort wird betont, daß der Kleinrentner, der 
unter die Erde kommt, mit ſeinem Nachlaß und 
ſeinem Barvermögen für das haftet, was ihm der 
Staat gewährt hat. Dies Unterſtützungsgeld wird 
aljo nicht als Recht betrachtet, ſondern als Für- 
ſorge, als Vorſchuß. Das ſind Almoſen! Der, der 
die Kleinrentner beraubt und beſtohlen hat, ſpielt 
ſich hier alſo noch als Wohltäter auf. Das weiſen 
wir zurück und erklären den Herrn von den Regie— 
rungsparteien: Wenn Sie ſich nicht darauf ein- 
ſtellen, was wir in der beſcheidenſten Weiſe ver- 
langen, ſo werden Ihnen die Tauſende dieſer 
Leute, die Ihnen die letzten Wahlen zugeführt 
haben, wieder den Rücken kehren. Wir werden die 
größte Agitation gegen die Regierungsparteien 
treiben, die ſich heute nicht entblöden, uns im 
Dreck ſitzen zu laſſen. Ich hoffe es, daß alle dieje— 
nigen, die durch die Inflation betrogen ſind, und 
durch die Aufwertungsgeſetze, dieſe verwerflichen 
Geſetze, die hier geſchaffen wurden, endlich auf— 
wachen!! Ich habe es vermieden, das Urteil, das 
ich über die Danziger Regierung und das Oberge— 
richt habe, vorzutragen, weil ich nicht die Regie— 
rung verletzen wollte und es mir vielleicht einen 
Vorwurf einbringen könnte. Solche Sachen mache 
ich nicht. Ich liebe keine Verhetzung. Ich erkläre 
auch an dieſer Stelle, daß ich, obgleich ich Diffe— 
renzen mit der Frau Abg. Richter in bezug auf 
ſoziale Sachen habe, ich doch gern mit ihr, mit 
Frau Abg. Kalähne und andern beſtrebt bin, zu— 
ſammen zu gehen, die ehrlich handeln, ehrlich das 
Recht fordern und Gerechtigkeit üben wollen. M. 


Linſen und Kartoffeln. Freitag: Rindfleiſch mit Nu- D. u. H.! Sie lachen darüber. Hier ift keiner im 
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Volkstag, der das durchmacht, was ich durchmache. 
Ich ſpreche aus Erfahrung. Was ich Ihnen geſagt 
habe iſt Wahrheit. Ich ſpreche hier keine Lippen— 
worte, ſondern ich rede das, was mir auf dem 
Herzen liegt. Für alles, was ich ſage, habe ich 
meine Beweiſe. Ich habe Ihnen geſagt, daß ich 
für die meiſten Angaben meinen Gewährsmann 
habe. Zuletzt will ich Ihnen jagen, daß der Dele- 
gierte beim Völkerbund, der Profeſſor der Rechte 
an der Univerſität Paris, Profeſſor Caſſin, er- 
klärt hat, daß er ſich für die Kleinrentner und Be— 
trogenen beim Völkerbund einſetzen werde. Das 
tut ein Franzoſe, von einem Deutſchen habe ich es 
noch nicht gehört. 

Ich warne Sie, m. D. u. H. von den Regie— 
rungsparteien, ſich etwa verführen zu laſſen, beim 
Beſchluß und der Entſchließung des Sozialen Wus- 
ſchuſſes ſtehen zu bleiben. Sie werden die Folgen 
ſpüren. Da gebe ich Ihnen meine Verſicherung. 
Alſo handeln Sie danach. Damit bin ich am 
Schluß meiner Ausführungen (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Lage der Kleinrentner ijt uns viel zu ernſt 
um damit eine Parteiagitation zu treiben. (Abg. 


` 


Kloſſowſki: Bravo!) Wir müſſen aber leider feft- | 


ſtellen, daß einige Parteien die Lage der Klein- 
rentner mißbräuchlich als Aushängeſchild für eine 
ſkrupelloſe Parteiagitation benutzen. (Sehr gut! 
links.) Wenn man die Lage der Kleinrentner be— 
urteilt, muß man doch in Betracht ziehen, wie dieſe 
Lage entſtanden iſt, wer ſie zu verantworten hat 
und wie ſie verbeſſert werden kann. Da ſtoßen 
wir leider auf Meinungsverſchiedenheiten. 

Der Herr Abg. Lemke hat ſich während ſeiner 
Ausführungen konſequent nach links gedreht und 
wollte wohl durch dieſe Geſte zu erkennen geben, 
daß er beſonders den linken Parteien die Schuld 
daran gibt, daß fih die Kleinrentner heute in die- 
ſer miſerablen Lage befinden. Das iſt eben der 
grundlegende Irrtum zwiſchen Ihrer und unſerer 
Anſicht. Bei der letzten Beſprechung der Klein— 
rentnervorlage hat auch die Frau Abg. Kalähne 
geſagt: „Es gab eine Zeit, wo wir glaubten, daß 
die Frage der Kleinrentner keine Frage der Welt— 
anſchauung ſei.“ Für uns gab es dieſe Zeit nicht. 
Wir haben von jeher vermutet, und die Entwid- 
lung hat uns recht gegeben, daß es doch eine Frage 
der Weltanſchauung iſt und daß ſie vor allem zu 
Parteiagitationszwecken ausgenutzt wird. Meine 
Fraktion kann mit gutem Gewiſſen behaupten, daß 
ſie das nie getan hat. Sie hat weder in dieſer Rich— 
tung Wahlverſprechen gemacht, noch undurchführ— 
bare Anträge eingebracht, noch ſonſt irgendwie 
falſche Hoffnungen bei den Kleinrentnern erweckt. 
Es trifft auch keineswegs zu, was die Frau Abg. 
Kalähne in der vorigen Sitzung bemerkte, näm- 
lich daß die Kleinrentner nur darauf bedacht ſein 
müßten, in dieſem Haus andere Mehrheitsver— 
hältniſſe zu ſchaffen. Dieſe deutlich ſein ſollende 
Bemerkung iſt durchaus zweideutig; denn wenn 
ſich die Mehrheitsverhältniſſe dergeſtalt ändern, 
daß die Deutſchnationalen wieder in die Regie— 


rung kommen, dann iſt dieſe Behauptung unwahr; 


denn gerade Sie von Rechts haben die Geſetze und (O) 


Verordnungen geſchaffen, die Sie heute ſo wütend 
bekämpfen und als unzulänglich bezeichnen. (Frau 
Abg. Kalähne: Sie wollten ſie doch ändern!) Ge⸗ 
rade Sie haben, wie Frau Abg. Richter in der vo- 
rigen Sitzung bemerkte und wie Herr Lemke heute 
beſtätigt, in der Frage des Rückgriffsrechts den 
Kleinrentnern Widerſtand entgegengeſetzt. Der 
Herr Abg. Lemke hat aber auch die Ablehnung der 
Entſchließung durch den Senat, der deutſchnational 
war, erwähnt, nach welcher der 8 9 aufgehoben 
werden ſollte. Als zu Ihrer Regierungszeit einmal 
die Lage der Kleinrentner beleuchtet wurde, Hal- 
fen Sie ſich dadurch, daß Sie an den Senat das 
Erſuchen richteten, die Gemeinden zu veranlajjen, 
unverzüglich einzugreifen, obwohl Sie wußten, daß 
dieſe kein Geld hätten. Ich muß daher den den 
Koalitionsparteien vorgeworfenen Mangel der 
Bereitwilligkeit zur Hilfe ganz energiſch zurück— 
weiſen. (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) Dieſe Ko— 
alition und mit ihr die Sozialdemokratiſche Partei 
hat ihr Verſtändnis für die Kleinrentner dadurch 
bewieſen, daß ſie vor Jahresfriſt ihre Bezüge um 
10 bis 12 Prozent erhöhte. Wenn Sie alle dieſe 
Dinge außerhalb des Hauſes einmal den Klein- 
rentnern erzählten, würden Sie vielleicht nicht 
Ihrer Partei, wohl aber der Wahrheit einen gro— 
ßen Dienſt erweiſen. 

Ich möchte auf die Vorlage zurückkommen. 
Herr Lemke ſprach von dem Rechtsanſpruch der 
Kleinrentner. Wir ſtehen grundſätzlich auf dem 
Standpunkt, daß der Wunſch der Kleinrentner nach 
einer geſetzlichen Regelung der Fürſorge durchaus 
berechtigt iſt, können aber nicht die Anſicht teilen, 
daß der Staat zur Entſchädigung verpflichtet wäre, 
ſondern daß die Anſprüche an diejenigen zu rich— 
ten ſind, die den Nutzen aus dem Vermögen der 
Kleinrentner gezogen haben. Als das Danziger 
Aufwertungsgeſetz beraten wurde, wurde gerade 
von unſerer Fraktion eine Inflationsgewinnſteuer 
gefordert, die den Zweck haben ſollte, den Unter: 
haltsanſpruch der Kleinrentner geſetzlich zu ſichern. 
Da war es gleich in einer der erſten Sitzungen— 
des Ausſchuſſes Herr Finanzſenator Dr. Volk— 
mann, der himmelhoch bat, mit dieſem Geſetz ja 
kein Steuergeſetz zu verbinden. Mit der Nieder— 
ſtimmung unſerer Anträge wurde damals auch 
der geſetzliche Anſpruch der Kleinrentner begraben. 
Es würde ſehr wenig Kleinrentner geben, wenn 
man die reich gewordenen Schuldner zu dem Maß 
der ſelbſtverſtändlichen moraliſchen Verpflichtung 
zur Aufwertung herangezogen hätte. (Abg. W. 
Lemke: Tun Sie es jetzt!) Ich komme darauf 
noch zurück. Die aber damals jenes Geſetz ge— 
ſchaffen haben, haben damit die ſelbſtverſtändliche 
Verpflichtung übernommen, auch für die Infla— 
tionsopfer zu ſorgen, an deren Adreſſe ſind auch 
alle die Wünſche und die Vorwürfe, die heute laut 
geworden ſind, zu richten. Wir ſind auch heute 
noch bereit, eine Korrektur jener Geſetzgebung vor- 
zunehmen. Aber auf meine Ausführungen im 
Ausſchuß hin hat kein einziger der Beteiligten zu 
erkennen gegeben, daß er bereit iſt, dieſen Weg mit 
uns zu gehen. Wir ſind uns darüber klar, daß das 
keine Kleinigkeit ſein wird, aber wir halten eine 
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Korrektur der Aufwertung durchaus nicht für un⸗ 
möglich, wenn dabei eine Verwirrung der neuge⸗ 
ſchaffenen Rechtsbegriffe vermieden wird. Er: 
klären Sie Ihre Mitarbeit! (Abg. W. Lemke: Ich 
erkläre meine Mitarbeit!) Wir verſchaffen damit 
den Kleinrentnern einen rechtlichen Anſpruch auf 
Verſorgung. 

Ich bitte Sie, im übrigen die Druckſache Nr. 
902 gemäß den Ausſchußbeſchlüſſen anzunehmen 
und die weitergehenden Anträge abzulehnen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Heute ſtehen wieder einmal Kleinrentner⸗ 
fragen zur Beſprechung, und zwar find es diejel- 
ben Anträge, die wir vor den Ferien hier behan⸗ 
delt haben. Damals wurden ſie von den Regie— 
rungsparteien, vor allem von der Sozialdemokra— 
tie, heftig bekämpft und im Ausſchuß abgelehnt. 
Wir haben dann durch unſere Ausführungen hier 
im Plenum doch erreicht, daß zwei Regierungspar⸗ 
teien mit uns dafür ſtimmten, es waren das Zen— 
trum und die Demokraten, daß dieſe Anträge noch 
einmal an den Ausſchuß zurückverwieſen wurden. 
Sie ſtehen heute zum zweiten Male zur Behand— 
lung. Wir konnten die Zurückweiſung an den 
Ausſchuß ſeitens zweier Regierungsparteien nur ſo 
auffaſſen, daß ſie uns mithelfen wollten, die be— 
rechtigten Anſprüche der Kleinrentner durchzuſetzen 
und ihnen wenigſtens einigermaßen zu ihrem Recht 
zu verhelfen. Die Ablehnung unſerer und der 
Anträge des Herrn Lemke, es waren im ganzen 
drei, erſchien unverſtändlich; denn die Forderun— 
gen, die wir ſtellten, bedeuteten für den Staat fei- 
nerlei nennenswerte finanzielle Belaſtung. (Abg. 
Lemke: Ganz minimale!) Wir hatten das Gefühl, 
und haben es auch heute noch, daß vor allen Din⸗ 
gen bei der Sozialdemokratie der gute Wille fehlte. 
Es waren folgende Punkte, um die es ſich Han- 
delte. Einmal wollte man den Kleinrentnern 
Erleichterungen ſchaffen bei den Beſtimmungen 
über die Verpfändung des nachgelaſſenen Barver— 
mögens und ſonſtigen Beſitzes. 

Nun ſagte der Herr Abg. Moritz, es wäre ja 
unſer Geſetz geweſen, was wir Deutſchnationale 
damals mitgemacht hätten, wir hätten alſo dieſe 
Beſtimmungen gut geheißen, die wir heute be— 
kämpften. Wir find ebenſo wie die Sozialdemokra— 
tie niemals allein in der Regierung geweſen, ob— 


wohl wir die größte Partei darin waren, ſondern 
Zen⸗ 
* 


wir haben das Geſetz gemeinſam mit dem 
trum und den Liberalen oder Demokraten, wie ſie 
ſich damals nannten, gemacht. (Abg. Moritz: Der 
Widerſtand war bei Ihnen!) Herr Abg. Moritz, Sie 
waren damals noch nicht Volkstagsabgeordneter 
und wiſſen daher von den damaligen Vorgängen 
nichts. (Zuruf links.) Frau Richter hat es behaup— 


tet? Das glaube ich nicht, das würde ja im Ste- 


nogram nachzuleſen ſein. (Abg. Moritz: Ich habe 
auch nicht geſchwindelt!) 

Die Sache hat ſich geſchichtlich folgendermaßen 
zugetragen. Wir haben im Volkstag im Jahre 


1923, mitten in der Inflationszeit, ein Geſetz zur 
Fürſorge für Kleinrentner gemacht. Das war zu 
einer Zeit, in der man noch nicht überſehen konnte, 
ob man überhaupt aus den Wirren der Inflation 


2001 


in die feſte Währung hinüberkam. Wenn die In⸗ 
flation und damit das furchtbare Unglück für die 
Kleinrentnerkreiſe gekommen iſt, ſo iſt niemand an 
der Inflation jo unſchuldig, wie die Deutſchnatio— 
nalen in Danzig. Wenn aber aus dieſer Inflation 
heraus nachher wieder ein feſter, geſicherter Zu— 
ſtand kam, ſind wir daran allerdings mit unſerem 
leider zu früh verſtorbenen Helfferich ſehr ſchuldig 
geweſen und geben das ſtets zu. Man fol ge- 
ſchichtliche Tatſachen nicht verdrehen. Als das Ge— 
ſetz gemacht wurde, wurde es vom Volkstag ge— 
macht. Die Ausführungsbeſtimmungen dazu erließ 
der Senat. Frau Abg. Richter, die ſich damals mit 
dieſen Fragen ebenfalls beſchäftigte und wer ſonſt 
noch an die Zeit zurückdenkt, wird wiſſen, daß im 
Mai 1923, als dies Geſetz erlaſſen wurde, die 
Wohlfahrtsämter auf einmal mit ſogenannten Re⸗ 
verfen hervortraten, in denen fie von den Klein- 
rentnern Verpfändungserklärungen verlangten 
von dem bißchen Hab und Gut, was ſie noch hat⸗ 
ten. Damals haben wir Deutſchnationale, der 
Abg. Philipſen und ich, bei uns im Parteibüro 
nicht weniger als 4 bis 500 Kleinrentner emp⸗ 
fangen. Wir haben in den Zeitungen einen Wuj- 
ruf erlaſſen — ich habe die Belege noch da — wer 
in Ungewißheit ſei, der möge bei uns Rat und 
Auskunft einholen, ob er fein Hab und Gut ver- 
pfänden müſſe, um die Rente zu erhalten. Gleich— 
zeitig erſchien in der geſamten Danziger Preſſe auf 
unſere Vorſtellung hin ein Artikel des Senats, daß 
der Revers des Wohlfahrtsamtes in der Bevölke⸗ 
rung irrtümlich verſtanden worden ſei, daß feiner- 
lei Anlaß zu Befürchtungen vorläge und man bäte, 
daß ſich die Kleinrentner beruhigten. Das ge— 
ſchah auch. Später, ſeit die Linksregierung am 
Ruder iſt, iſt eine Verſchärfung der Handhabung 
der Beſtimmungen eingetreten. Da ift man fo ri- 
goros vorgegangen, daß dauernd Klagen aus 
Kleinrentnerkreiſen kamen. Wären wirklich früher 
ſchon Mißſtände geweſen, jo hätten ſich die Klein- 
rentnervereine wohl ſchon damals beſchwerdefüh— 
rend an den Volkstag gewandt, um in der Frage 
des Nachlaſſes eine Aenderung zu erreichen. Sei— 
nerzeit war eben die Handhabung ſo, daß Unge— 
rechtigkeiten kaum vorkamen. Heute kommen ſie 
dauernd vor. Und es ift nötig, dieſen Baragra- 
phen zu ändern, der, wie ich am Anfang ſagte, dem 
Staat keine finanziellen Einnahmen bringt. Herr 
Senator Dr. Wiercinſti hat uns in der letzten Aus— 
ſchußſitzung am Donnerstag erklärt, daß dieſe Ein- 
nahmen für den Staat ſo geringfügig ſeien, daß ſie 
als Einahmequellen nicht in Betracht kämen. Alſo 
iſt es nur Sache des guten Willens, daß man dieſe 
Härte für die Kleinrentner beſeitigt. Wir hoff— 
ten nun, daß dies auch mit Hilfe der Regierungs— 
parteien geſchehen werde. Als wir aber am vori- 
gen Donnerstag in der Ausſchußſitzung waren, 
fanden wir auf unſern Plätzen einen Antrag (Abg. 
W. Lemke: Ein Ueberfall!) von den Regierungs- 
parteien, daß die Grenze des Nachlaſſes von 5 000 
auf 7000 Gulden feſtgeſetzt werden ſolle. Wir und 
Abg. Lemke hatten 10000 G beantragt. Als wir 
den Regierungsantrag ſahen, dachten wir im erſten 
Augenblick, nun werde doch etwas guter Wille ge— 
zeigt, und die Regierungsparteien ſähen ein, daß 
ſie Hilfe leiſten könnten, ohne dem Staat Schaden 
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zuzufügen. Als ich mir die Sache genauer beſah, ' 
merkte ich, daß, wenn da das Wort „Nachlaß“ ſtatt 
„Barvermögen“ ſtehen bleibt, es eher eine Ver⸗ 
ſchlechterung als eine Verbeſſerung bedeute. Bis 
jetzt hat es „4 bis 5000“ Gulden Barvermögen ge— 
heißen. Das habe ich ſchwarz auf weiß mit einer 
Unterſchrift des Senats. (Wo ſteht das? links.) 
Ich ſage es Ihnen ja. Ich habe es ſchwarz auf 
weiß mit der Unterſchrift eines Senators, daß das 
die Verordnung wäre, die an die Wohlfahrts⸗ 
ämter ergangen ſei. Im Ausſchuß ſagte ich. der 
Antrag könne nicht ſo bleiben, wir müßten ſtatt 
das Wort „Nachlaß“ das Wort „Barvermögen“ 
einſetzen. Dann ſei die Sache klar. Ich fragte 
daraufhin Herrn Senator Dr. Wiercinſki, der per- 
ſönlich im Ausſchuß anweſend war, wie er die 
Sache anſehe, und er gab mir zur Antwort, daß das 
auch ſeine Meinung ſei. Ich bedauere, daß Herr 
Senator Dr. Wiercinſti nicht mehr hier iſt. (Abg. 
W. Lemke: Er ijt weggegangen!) Er würde das 
nur beſtätigen. Er ſagte, das wäre auch die Mei: 
nung der Regierung geweſen, als die Entſchließung 
eingebracht wurde, da müßte Barvermögen ſtehen. 
Er ſähe keinerlei Bedenken, wenn man ſtatt Nach⸗ 
laß das Wort Barvermögen ſetzte. Wir haben dar- 
aufhin den entſprechenden Antrag eingebracht, und 
es ergab ſich das eigentümliche Bild: mit Ja 
ſtimmten die bürgerlichen Vertreter: die Vertreter 
der Deutſchnationalen und des Zentrums, die De— 
mokraten hatten keine Vertreter im Ausſchuß. Die 
Sozialdemokraten ſtimmten aber den Antrag nie⸗ 
der, ſo daß er mit 7 gegen 7 Stimmen abgelehnt 
wurde. (Da fehlten ein paar Deutſchnationale! 
links.) Es fehlte einer unſerer Herren, es fehlten 
aber auch andere von den bürgerlichen Parteien, 
das kann immer einmal vorkommen. Und daran 
ijt die Sache nicht geſcheitert, fie würde erſt ſchei⸗ 
tern, wenn ſie im Plenum nicht die Mehrheit 
fände. Da aber die bürgerlichen Parteien einge— 
ſehen haben, daß die Kleinrentner berechtigt ſind, 
dieſe Forderungen zu erheben, da es weiter Ihr 
Wille war, als Sie den Antrag einbrachten, geben 
wir die Hoffnung nicht auf, daß bei der endgülti— 
gen Abſtimmung, die erfolgen muß, wir eine 
Mehrheit für dieſen Antrag bekommen, und daß 
man jtatt „Nachlaß“ das Wort „Barvermögen“ 
einſetzt. 

Eigentümlich war auch folgendes. Als wir 
beantragten, man möchte dieſem Antrag hinzu— 
fügen, daß nach dieſen neuen Beſtimmungen zu 
weit gehende Verpfändungen der Vergangenheit 
von noch lebenden Rentnern rückgängig zu machen 
ſeien, was eine Selbſtverſtändlichkeit ſein ſollte, 
fanden wir auch hierfür keine Mehrheit. Dieſer 
1 wurde mit der gleichen Mehrheit abge— 
ehnt. 

Wir haben dann noch einmal den Antrag ein- 
gebracht, ſich dahin zu einigen, daß die Verpfän⸗ 
dungsgrenze auf 10000 Gulden Barvermögen 
eingeſetzt wird. Ich muß ehrlich geſtehen, daß ich 
ſelbſt nicht glaube, daß der Antrag eine Mehr— 
heit findet. Immerhin hoffe ich, daß bei der Ab- 
ſtimmung der gute Wille des Volkstages, von dem 
Herr Abg. Moritz geſprochen hat, zum Ausdruck 
kommt und man die Abänderungsanträge für die 
Entſchließung der Regierungsparteien annimmt. 


Mittwoch, den 23. Oktober 1929. 


Das zweite, was in der Sitzung des Ausſchuſ⸗ 
ſes behandelt wurde, iſt unſere Große Anfrage, die 
dahin ging, dem Kleinrentnergeſetz eine Faſſung 
zu geben, die durchführbar iſt oder ein neues 
Kleinrentnergeſetz zu ſchaffen. Eine ähnliche For- 
derung erhob der Abg. W. Lemke. Die Forderung 
iſt ſchon häufig beſprochen worden, und man hat 
uns oft die Antwort gegeben, man müſſe in Dan- 
zig warten, bis es im Reiche ſoweit ſei. Dieſe 
Antwort genügt uns nicht mehr. Wenn wir die 
Hoffnung haben könnten, daß im Reiche bald eine 
Löſung zuſtande käme, wäre es anders. Im Reiche 
beſteht die gleiche Koalitionsmehrheit wie hier, 
eine Regierung, in der die Sozialdemokraten die 
ſtärkſte Partei ſind. In der Regierungserklärung 
wurde zwar erklärt, daß ſie ein Kleinrentnergeſetz 
mit Rechtsanſpruch ſchaffen würden. Das iſt bis⸗ 
her nicht geſchehen. Unſere Freunde im Reich 
haben vor 14 Tagen erneut eine Anfrage geſtellt, 
wann man dieſes Verſprechen einzulöſen gedenke. 
Auch darauf iſt bisher keine Antwort erfolgt. Wir 
fragen uns nun, ſollen unſere Kleinrentner in 
Danzig bis auf den letzten Mann wegſterben, 
bis eine andere Regelung erfolgt als die, die 
heute einfach nicht mehr durchführbar iſt, weil ſie 
geſchichtlich überholt iſt. 

Ich ſagte am Anfang: unſer Kleinrentnergeſetz 
beſteht jeit 1923. Es rechnet noch mit Inflations⸗ 
zuſtänden. Es benötigt dringend einer Abände⸗ 
rung. Es iſt heute gar nicht mehr durchführbar. 
Wenn hier geſagt wurde, daß im Mai 1927 eine 
Entſchließung angenommen ſei, man möge den 
Kleinrentnern die Höchſtſätze für Sozialrentner 
bewilligen, ſo wurde zwar dieſe Entſchließung da— 
mals einſtimmig angenommen, aber von der Re- 
gierung erfolgte nichts; das hätte zuerſt eine 
Aenderung des Kleinrentnergeſetzes bedingt, das 
noch immer die unmögliche Beſtimmung enthält, 
die Kleinrentner dürfen nicht weniger als die Go- 
zialrentner und nicht mehr als die Erwerbsloſen 
haben. Das ſind zwei ganz verſchiedene Gruppen 
von Bedürftigen und dieſe Beſtimmung abzuän⸗ 
dern, ſtößt ſtets auf den Widerſtand der Sozialde⸗ 
mokratie, obgleich das auch nur eine Sache des 
guten Willens iſt und kaum eine finanzielle Aus— 
wirkung hat. Wir ſind lange genug in der Regie— 
rung, um zu wiſſen, daß man als Staat nicht im⸗ 


mer kann, was man möchte, weil man auf die 


Staatsfinanzen Rückſicht nehmen muß. Was aber 
Sache des guten Willens iſt, kann man ſchon än⸗ 
dern. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Bringen Sie 
mir eine Liſte von denen, die 10 000 Gulden Bar: 
vermögen haben! 


Nun hat ſich inzwiſchen folgendes ereignet. Das 
arme Oeſterreich hat es fertig gebracht, ein Klein- 
rentnergeſetz zu ſchaffen, und zwar ein Geſetz, das 
den Rentnern einen Rechtsanſpruch auf Verſor⸗ 
gung zubilligt. Das Geſetz wurde am 26. Juni 
d. Is. beſchloſſen, und die Ausführungsbeitim- 
mungen ſind inzwiſchen erlaſſen worden. Das Ge— 
je erfüllt zwar nicht alle Wünſche der Kleinrent— 
ner, die ſie in bezug auf ſolch ein Geſetz hatten, 
aber es ſchafft doch eine große Verbeſſerung da— 
durch, daß die Betreffenden aus der Fürſorge Her- 
auskommen. Es können bei der geſetzlichen Rege— 
lung nicht mehr die unwürdigen Zuſtände vor— 
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tommen, wie wir fie hier jo oft Haben. So ift 3. B. 
für einen Rentner die Prüfung der Tatſache, ob 
er Rentner im Sinne des Geſetzes ift, ſchon eine 
qualvolle. Bis der Entſcheid kommt, dauert es oft 
Wochen, ja Monate. Dann billigt man ihm die 
Rente zu; und nach einem Jahr kommt eine neue 
Prüfung, und es wird ihm geſagt, daß er doch 
wohl nicht Rentner ſei, und man entzieht ihm die 
Unterſtützung. Dann kommt der Kreisausſchuß 
uſw., und es wird erneut nachgeprüft. Dann wird 
den Leuten geſagt, ſie ſeien doch Rentner, und ſie 
beziehen die Rente wieder. Ich habe Dutzende ſol⸗ 
cher Eingaben bekommen. Man hat Lauferei und 
Schererei, und während der ganzen Zeit leben die 
armen Leute in Ungewißheit. (Abg. W. Lemke: 
Und in Not und Sorge!) Ich halte das für ein 
grauſames Spiel mit der Not dieſer Kreiſe. Wenn 
fie einen Rechtsanſpruch hätten, würde das an⸗ 
ders ſein. Außerdem brauchten ſie nicht das un⸗ 
würdige Gefühl zu haben, daß ſie e 
fänger ſind. Das öſterreichiſche Geſetz hat . 
gel. Es hat vor allem den Mangel, daß es keine 
Hilfe für Krankheit gewährt. Wie ich aus dem 
öſterreichiſchen Parlament gehört habe, arbeitet 
man aber an einer diesbezüglichen Aenderung, 
und man hofft, daß in kurzer Zeit ein Zuſatz ge— 
ſchaffen wird. : 
x 800 möchte an den Senat die Bitte richten, 
daß er ſich allen Ernſtes das öſterreichiſche Ge⸗ 
ſetz anſieht. Was das arme Oeſterreich kann, kön⸗ 
nen wir, glaube ich, in Danzig auch. Für uns 
Deutſchnationale bleibt die Frage, für die Klein⸗ 
rentner zu ſorgen, eine Selbſtverſtändlichkeit, die, 
Herr Abg. Moritz ſagte, ich hätte das ſchon früher 
geſagt, aber ich will es wiederholen, für uns in 
der Weltanſchauung begründet liegt. Für uns iſt 
es Chriſten- und Deutſchtumspflicht, für dieſe 
Armen zu ſorgen. Aber es gibt nicht nur die 
Pflicht, die aus dieſem Gefühl erwächſt, es gibt 
auch eine Pflicht und Ehre eines Staates. Unſer 
Staat hat in ſeiner Verfaſſung feſtgelegt, daß das 
Eigentum gewährleiſtet iſt und eine Enteignung 
nur unter a RE darf. (Abg. W. 
Lemke: Verfaſſungsbruch! ; ; 
11 1115 ein Staat, der feine Klein: 
rentner nicht achtet, hat auch nicht Achtung vor der 
Arbeit; denn die Rentner ſind ein Stand, in dem 
wir die vergangene Arbeit achten müſſen und 
darum die ehrenwerte Perſönlichkeit. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Nicht immer!) Es mag unter den Rent- 
nern, wie in jedem Stand unſeres Volkes, Leute 
geben, die dieſe Achtung nicht verdienen. (Abg. 
Bergund: Können Sie uns nicht ſagen, wer die 
Kleinrentner enteignet hat?) Ich gab auf dieſe 
Frage ſchon einmal Antwort. Ihr Minijter Hil- 
ferding! Sie ſind durch die Inflation enteignet, 
die Hilferding und Ihre Kollegen veranlaßt ha⸗ 
ben. Wenn nun auch unſere Kleinrentner keine 
unentbehrlichen Glieder des Volkes mehr ſind, ſo 
ſind ſie es doch geweſen. Einer nach dem andern 
ſtirbt dahin. Es wird nicht mehr lange dauern, 
dann wird der Tag kommen, wo der Staat der 
Hilfeleiſtung auch für den letzten dieſer Rentner 
enthoben iſt. Man kann nachrechnen, wie lange es 
noch dauern wird. Wenn dann das Rentnerelend 
einmal Geſchichte ſein wird, wird das Urteil über 
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den Staat und die Regierung geſprochen werden, 
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die ihrer Ehrenſchuld gegen dieſe Kreiſe nicht 
nachgekommen ſind. ; 

Ich möchte bitten, daß wir die Abſtimmung 
über unſere Abänderungsanträge heute nicht mehr 
vornehmen, und zwar aus folgenden Gründen. 
Uns erſcheinen die Anträge ſo wichtig, daß wir 
doch ein vollbeſetztes Haus darüber abſtimmen 
laſſen möchten. Wir möchten namentliche Abſtim⸗ 
mung darüber beantragen, und es würde ſich 
heute, da ſich die Bänke beträchtlich geleert haben, 
Beſchlußunfähigkeit ergeben. Daher bitte ich, die 
Abſtimmung bis zur nächſten Sitzung zu ver— 
ſchieben. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Hoppe. 

Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Uns 
iſt ja der weiteſtgehende Anſpruch der Kleinrent— 
ner bekannt. Er iſt der, den ſie auf Schaffung 
eines Kleinrentnergeſetzes ſtellen. Der Senat 
glaubt, dieſem Begehren noch nicht nachkommen 
zu können. Er verfolgt, wie uns im ſozialen Aus⸗ 
ſchuß vom Senatsvertreter gejagt wurde, die Ent- 
wicklung der Dinge im Reiche mit großer Auf- 
merkſamkeit. Im Reiche iſt ein Verſorgungsgeſetz 
noch nicht geſchaffen worden, und nach der Erklä⸗ 
rung des Senats iſt die Freie Stadt nicht in der 
Lage, in dieſem Punkt Deutſchland mit geſetzlichen 
Maßnahmen voranzugehen. 

Ein weiterer Anſpruch wendet ſich gegen die 
Verpfändung des Vermögens. Die Verpfändungs⸗ 
grenze, bisher 4 bis 5 000 Gulden, fol nach dem 
Abänderungsantrag der Regierungsparteien 
auf 7000 Gulden erhöht werden. Hier die Grenze 
zu ziehen iſt ſchwer. Auch meine Partei hätte 
gern geſehen, wenn dieſe Grenze noch etwas wei- 
ter gezogen werden könnte. Der Antrag bedeutet 
jedoch eine Verbeſſerung. Ein erheblicher Teil der 
Kleinrentner bleibt von der Verpfändungserklä⸗ 
rung, die Sie (nach rechts) ſo mißbilligen, auf 
dieſe Art und Weiſe verſchont. (Widerſpruch rechts.) 
Im Ausſchuß wurde die Anſicht laut, daß es wenig 
oder gar nicht bedeutet, daß es die teilweiſe Er- 
füllung eines Wunſches der Kleinrentner darſtelle, 
daß es die Ausführung von lange geplanten 
Maßnahmen der Abteilung Soziales bedeute. Ich 
bin aber der Meinung, daß man es wohl würdi⸗ 
gen müßte, wenn die gegenwärtige Regierung den 
Münſchen der Kleinrentner in dieſer Weiſe ent⸗ 
gegenkommt. 

Die weitere Forderung und Klage der Klein— 
rentner bezieht ſich auf den Nachlaß, daß wenn der 
Kleinrentner ſtirbt, der Nachlaß nicht deſſen Er— 
ben, ſondern dem Staat zuerkannt werden ſoll. 
Nach Anſicht des Senats ergibt ſich hierbei die 
Frage, ob das Geld, das dem Kleinrentner gege- 
ben wird, eine Unterſtützung oder eine Aufwertung 
iſt. Der bisherige Standpunkt des Senats iſt der, 
daß eine Unterſtützung gegeben wird. Bei der Ge— 


währung dieſer Anterſtützung jollen Härten ver- 


mieden werden. Nach dem Antrag der Regie— 
rungsparteien, der dem Artikel 9 Abſatz 2 der 
einen anderen Wort— 


laut geben will, ſollen etwaige, bisher noch vorge— 
kommene Härten auch weiterhin vermieden wer— 
den. Die Faſſung dieſer Abänderung iſt doch ſo, 
daß den dem Senat untergeordneten Organen ge— 
nau gezeigt wird, wie die Frage des Nachlaſſes zu 
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behandeln iſt, ſo daß heute nach jeder Richtung der Kleinrentner behandelte. 
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hin unſerer Anſicht nach Härten beſeitigt werden 
können. (Zuruf des Abg. W. Lemke.) Vie Klein⸗ 
rentner mögen in dieſem Punkte aber nicht gang 
befriedigt ſein. Die Regierungsparteien ſind aber 
entgegen gekommen und haben ſich dieſen Wün⸗ 
ſchen weſentlich genähert. Wir wußten, das gebe 
ich zu, daß die Auswirkung in finanzieller Hin⸗ 
ſicht keine allzu große ſein wird. Ich darf wohl 
ſagen, daß wir, ſoweit es in unſern Kräften ſtand, 
und ſoweit es die finanzielle Kräfte des Staates 
erlaubten, bei allen Anträgen und Geſetzesvorla— 
gen, auch bei den jetzt vorliegenden, die die Not 
der Kleinrentner mildern ſollten, mitgearbeitet 
haben. Das werden wir auch weiter tun, wie wir 
ſtets bereit geweſen ſind, durch alle irgend mög⸗ 
lichen Hilfsmaßnahmen die Verelendung derjeni— 
gen aufzuhalten, die durch die Geldentwertung 
um die Erſparniſſe ihrer Lebensarbeit gebracht 
wurden. Den berechtigten Wünſchen der Klein- 
rentner ſind wir ſtets entgegengekommen. Den 
D. u. H. von der Oppoſition möchte ich ſagen, und 
jie wiſſen das nur zu gut, daß alles Koalitionspo⸗ 
litik iſt und Koalitionspolitik iſt Kompromißpoli⸗ 
tik, die keinen befriedigt. 

D. u. H.! Wie wir ſtets gefordert haben, 
verlangen wir auch heute, daß vor allem jede Für— 
jorge, auch für die Kleinrentner frei von jeder bii- 
rokratiſchen Kleinlichkeit ſein ſoll. Das iſt ſie 
heute zu einem Teil noch nicht. Beweiſe dafür 
ſind die Eingaben, die uns fortgeſetzt im ſozialen 
Ausſchuß beſchäftigen. Wir werden ſtets das tun, 
was im Geſamtintereſſe liegt und notwendig er- 
ſcheint. Das Zentrum läuft nicht den Stimmen 
der Maſſe nach, und das Erreichte, das Tatſächliche 
iſt dem Rentner wertvoller als das, was durch 
übertriebene Forderungen nicht erreicht werden 
kann. (Zuſtimmung beim Zentum.) 

Vizepäſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Das vorliegende Geſetz hat das hohe Haus ſchon 
ſehr oft beſchäftigt. Auf einige Fragen will ich be- 
ſonders eingehen, um vom Standpunkt des Ar- 
beiters zu dieſem Geſetz Stellung zu nehmen. Alle 
in dieſem Hauſe müſſen ſich erſt einmal darüber 
klar ſein, daß die Entwertung nicht von dem oder 
dem gemacht worden iſt, ſondern eine Folge des 
verloren gegangenen Krieges und eine Folge der 
Machinationen des Bank- und Finanzkapitals 
mit Unterſtützung des Staates geweſen iſt. Es 
ſteht feſt, daß die Inflation nicht eingetreten wäre, 
wenn der Staat fie hätte hemmen wollen. Ehen- 
jo hätte er die Macht gehabt, die Inflationsge— 
winne, dies enteignete Vermögen der Kleinrent— 
ner, reſtlos wieder wegzunehmen. Die Möglichkeit 
hat er gehabt. Die Enteignung iſt mit Willen 
und Wiſſen, ja unter eifriger Befürwortung des 
Staates durchgeführt. Es iſt für uns ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die Kleinrentner jetzt auf dem 
Standpunkt ſtehen, ſie hätten unbedingt einen 
Rechtsanſpruch an den Staat und müßten unbe— 
dingt in den Genuß des Vermögens kommen, das 
lie vor der Inflation gehabt haben. Eine Infla⸗ 
tion iſt ja meiſt immer die Folge eines verloren 
gegangenen Krieges. Man kann dies Problem 
nicht ſo behandeln, wie es ſpeziell der Vertreter 
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Wenn heute die 
Kleinrentner wieder zu ihrem Vermögen kommen 
wollten, könnte dies nur auf Koſten der Arbeiter- 
ſchaft geſchehen. Das iſt das Weſentliche. Wenn 
Sie alſo in dieſer Frage in Zukunft verhindern 
wollen, daß genau derſelbe Raubzug durchge⸗ 
führt wird, und im Falle eines Zukunftskrieges 
wird genau dasſelbe entſtehen, müſſen Sie endlich 
einmal den Standpunkt vom Rechtsanſpruch fal⸗ 
len laſſen. Sie mögen dieſem hohen Haus Gutach— 
ten aus Genf, dem Haag, aus Paris, aus Ame- 
rika vorlegen. Das ſind Gutachten, die Sie überall 
bekommen können. Die größten Betrüger werden 
Ihnen die beſten Gutachten ausſtellen. Aber mit 
dieſem Gutachten werden Sie nicht in die Lage 
der Kleinrentner beſſern können. (Abg. W. Lemke: 
Geben Sie doch den Weg an!) Darauf komme ich 
noch. (Abg. W. Lemke: Das wird mich ſehr 
freuen!) 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Mr- 
beiter ein Recht auf Arbeit hat. Wenn man ihm 
dies Recht nicht geben kann, ſoll er ſoviel bekom— 
men, daß er als Menſch eine menſchenwürdige 
Exiſtenz hat. Genau dasſelbe verlangen wir für 
die Kleinrentner. Wir wollen nicht die Schichtung, 
daß man einzelne Gruppen gegen die anderen aus— 
ſpielt, wie in dieſem Falle die Kleinrentner, mit 
Wiſſen und Willen verſchiedener Kreiſe, die auf 
der Seite (nach rechts) ſitzen und von denen Sie 
ſich auch, Herr Abg. Lemke, mißbrauchen laſſen. 
Ich erinnere daran, daß Sie gerade dieſe Regie— 
rung, auf die ſie heute ſo geſchimpft haben, in 
mehreren Fällen ganz poſitiv unterſtützt haben. 
Gerade auf Grund dieſer Stellungnahme wurde 
dieſer Geſetzentwurf dem Ausſchuß noch einmal 
überwieſen. Sie ſehen nun das Ergebnis. Die 
Kleinrentnerfrage muß alfo mit all den Fürſorge— 
beſtimmungen, mit all den Geſetzen verbunden 
werden, die für die Arbeiterſchaft gelten. Anders 
geht es nicht. Man kann nicht eine Schicht auf 
Koſten der anderen vorziehen. (Abg. W. Lemke: 
Aber Sie haben fie auf Koſten der anderen Herun- 
tergewirtſchaftet!) Dann müſſen Sie ſich ſchon an 
andere Leute als uns wenden. Das ift eine prinzi- 
pielle Stellungnahme, die wir als Kommuniſten 
haben. Sie haben in Kürze Gelegenheit, zum 
Problem der Erhöhung der Unterjtügung der 
Kleinrentner Stellung zu nehmen. (Abg. W. 
Lemke: Werden Sie uns unterſtützen?) Jawohl. — 
Wir haben einen Gejegentwurf vorgeſehen, der 
eine 25⸗prozentige Erhöhung der Bezüge der Er: 
werbsloſen vorſieht. Mit Durchführung dieſes Ge— 
ſetzentwurfs haben Sie eine Möglichkeit. Wir wer⸗ 
den ſofort zuſtimmen, daß auch die Bezüge der 
Kleinrentner entſprechend erhöht werden. (Abg. 
W. Lemke: Sollen wir von der Gnade der Er⸗ 
werbsloſen die beſſere Fürſorge bekommen?) Sie 
ſollen fordern. (Abg. W. Lemke: Wir werden auch 
fordern!) Sie ſollen für die Kleinrentner ſoviel 
Geld fordern, daß ſie leben können und nicht eine 
Forderung auf Koſten der Arbeiterſchaft ſtellen. 

Befremdend wirkt beſonders der Zank um den 
Nachlaß, um die 7000 Gulden. Herr Abg. Lemke 
und andere Herren, vielleicht ſind Sie nicht im 
Bilde, was gerade die Arbeiterſchaft auf dieſem 
Gebiete zu leiſten hat. (Abg. Kloſſowſki: Sehr 
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gut!) Auf dieſem Gebiete verfolgt man den Mr- 
beiter ſyſtematiſch Tag für Tag und wehe, wenn 
er mehr als 30 oder 40 Gulden verdient. Dann 
zieht man dieſem Arbeiter rückſichtslos 3, 4, 5 Gul⸗ 
den die Woche ab und fragt nicht danach, ob er 
davon leben kann, ſondern zieht das Geld rüd- 
ſichtslos ab. Beim Arbeiter wird im Fürſorgeaus⸗ 
ſchuß immer gefragt, ob nicht Familienangehörige 
da ſind, die etwas mehr verdienen, um dann be⸗ 
ſtimmte Maßnahmen zu ergreifen. Der Staat, die 
Kommune ergreifen keine Maßnahmen, ſondern 
man ſagt großmütig, wenn beſonders kraſſe Fälle 
vorliegen, wenn beſtimmte Vermögenswerte vor- 
handen ſind, der Betreffende bekomme nichts, ſo⸗ 
lange die Sachen nicht verbraucht ſind. Bei den 
Kleinrentnern muß die Frage ſo lauten, ob man 
ihnen ſoviel gibt, daß ſie leben können. Man kann 
den Nachlaß nicht für die Verwandten aufbewah— 
ren, die nichts für die Kleinrentner getan haben. 
(Zuruf des Abg. W. Lemke.) Herr Lemke, Sie 
werden uns doch nicht erzählen, daß die Leute 
nicht beſſer daſtehen, als die Erwerbsloſen. Ge— 
rage im Ausſchuß wurde ausgeführt, daß es viele 
Familien gibt, die alten Familienſchmuck haben, 
der doch einen beſtimmten Wert repräſentiert. Es 


iſt Familienſchmuck, der ſchon durch Generationen 


gegangen iſt und von dem man ſich nicht trennen 
kann. Die Arbeiterſchaft hat ſelten etwas, aber 
man fragt dann auch nicht danach, ſondern die 
Wohlfahrtsämter und die Armenvorſteher kom— 
men und ſagen zum Arbeiter: „Du haſt noch einen 
guten Schrank oder eine Möbelausſtattung, es 
macht noch nicht den Eindruck als ob du wirtſchaft— 
lich ſchlecht daſtehſt.“ Man ſoll alſo nicht bloß 
die Kleinrentner mit beſtimmten Phraſen ab— 
ſpeiſen. Sie werden auch von den Brillanten ſatt 
werden; denn wenn ſie Hunger haben, werden ſie 
das Brillantengeſchmeide oder eine Jagdausſtat— 
tung wie Frau Abg. Kalähne ſagte, verkaufen, 
um leben zu können. 


Wir Kommuniſten verlangen deshalb die 
Vereinheitlichung des geſamten Unterſtützungs— 
weſens und Feſtſetzung der Unterſtützung, ſo daß 
jeder Arbeiter und auch ein Kleinrentner davon 
leben kann. Man darf dieſer Unterſtützung nicht 
den Charakter geben, daß der betreffende Arbei— 
ter oder Kleinrentner betteln muß, ſondern man 
muß ihr den Charakter geben, daß der Kleinrent— 
ner wie jeder andere Menſch ein Recht auf das 
Leben hat. Es iſt auch eine Fürſorgeunterſtützung, 
und ſie muß nach beſtimmten Richtlinien durchge— 
führt werden. Man fragt auch nicht bei dem Er— 
werbsloſen bei der Durchführung, ob er in ſeiner 
Ehre beleidigt wird, ſondern man ſchikaniert ihn. 


Aus dieſem Grunde können wir uns mit der 
Frage des Nachlaſſes nicht einverſtanden erklären. 
Für uns handelt es ſich um die Frage der Erhö— 
hung der Unterſtützung zu Lebzeiten des Klein— 
rentners, des Wohlfahrtsrentenempfängers und 
des Erwerbsloſen. Sie müſſen zu Lebzeiten leben 
können. Dementſprechend werden wir uns an der 
Abſtimmung beteiligen. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat Fr. 
g. Richter. 


Ab 


Richter, Frau Abgeordnetee (D. Lib.): M. H. 
u. D.] Die Frau Abg. Kalähne hat vorhin ange: 
führt, daß ſeinerzeit auf ihre Anregung hin zwei 
Koalitionsparteien die Anträge noch einmal an 
den Ausſchuß verwieſen hätten. Ich möchte der 
Wahrheit die Ehre geben und feſtſtellen, daß alle 
drei Koalitionsparteien mit meinem Vorſchlag, 
die Anträge an den Ausſchuß zurückzuverweiſen, 
einverſtanden geweſen ſind. 

Ich glaube, im ganzen Hauſe iſt wohl niemand, 
der nicht den Wunſch hätte, das Kleinrentner— 
problem einmal endgültig und reſtlos zu löſen. 
Freilich ſind die Anſichten darüber verſchieden. 
Sie ſind deshalb verſchieden, weil hier bei uns in 
Danzig gerade jetzt die Not in ihrer vielſeitigen 
Geſtalt an uns herantritt. Es iſt Tatſache, daß 
gerade zur Zeit alle Unterſtützungsempfänger in 
ihren Bezügen und Forderungen, die ſie an den 
Staat zu ſtellen berechtigt ſind, gedrückt werden 
müſſen, weil der Staat nicht mehr in der Lage iſt, 
alle Anſprüche zu befriedigen, die in bezug auf 
ſoziale Verpflichtungen von ihm geleiſtet werden 
müſſen. Wir wiſſen, daß die heutige Zeit eine 
Zeit wirtſchaftlichen Tiefſtands iſt. In einer Zeit 
des wirtſchaftlichen Tiefſtands kann ſich kein 
Staat leiſten, in ſozialer Beziehung fortſchritt— 
liche Maßnahmen zu ergreifen. 

Wenn wir im Senat und dann auch im Aus— 
ſchuß zugeſtimmt haben, die Pfändungsgrenze von 
4000 auf 7000 Gulden feſtzuſetzen, ſo haben wir 
das nicht etwa getan, um die Kleinrentner ſchlech— 
ter zu ſtellen als bisher, ſondern um tatſächlich 
eine Beſſerung herbeizuführen. Die Beſſerung 
ſollte darin liegen, daß die Kleinrentner nicht 
mehr die Vermögen reſp. die Hypotheken bis 4000 
reſp. 5000 Gulden verpfänden ſollten, ſondern daß 
wir die Grenze auf 7000 Gulden feſtſetzen. Wir 
wiſſen ganz genau, daß die Bezüge, die die Klein- 
rentner erhalten, nicht zum Leben ausreichen, daß 
ſie entweder noch etwas hinzu verdienen müſſen 
oder zu irgendwelchen anderen Hilfsmitteln grei— 
fen, ſei es daß unterhaltspflichtige oder unter— 


haltswillige Angehörige eingreifen oder ſonſt wie 


geholfen wird. Wir wijfen auch, daß die Klein- 
rentner von ihren Einnahmen nicht leben können. 
Es iſt aber dem Staat nicht möglich, dieſe Bezüge 
im Augenblick aufzubeſſern. Wir wollten deshalb 
mit der Heraufſetzung der Verpfändungsgrenze 
mehr Kleinrentnern die Möglichkeit geben, die 
aufgewerteten Hypotheken im Fall der Not und 
Krankheit verwerten zu können, um nicht dem 
Wohlfahrtsamt zur Laſt zu fallen. 

M. H. u. D.] Es iſt doch in Wirklichkeit ſo, daß die 
Wohlfahrtsämter nicht einfach dieſe verpfändeten 
Werte kaſſieren, ſondern daß ſie nur dann davon 
Gebrauch machen, wenn beim Tode des betreffenden 
Rentners nachbleibende Angehörge dadurch nicht 
geſchädigt werden. Es werden doch in jedem Fall 
die Verhältniſſe der Hinterbliebenen berückſichtigt, 
und es werden auch Härten, die ſich eventuell er— 
geben, ausgeglichen. Es ijt ja auch von der Mit- 
antragſtellerin, Frau Kalähne, anerkannt worden, 
daß wir den guten Willen zur Hilfe gezeigt haben. 
Sie glaubt nur annehmen zu müſſen, daß durch 
das Weglaſſen des Wortes „Barvermögen“ die 
ganze Angelegenheit in ein anderes Fahrwaſſer 


(C) 


D) 


(A) 
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(Richter, Frau Abgeordnete) 
geleitet werden könnte als Sie es wünſchen zu 
ſollen glaubt. 

Ich möchte feſtſtellen, daß bei den Regierungs- 
Parteien der Wunſch beſteht, den bisher beſtehen⸗ 
den Zuſtand durch das Heraufſetzen der Grenze 
auf 7000 Gulden zu verbeſſern. (Abg. W. Lemke: 
Dann ijt der Text unbrauchbar!) Ich bitte über⸗ 
zeugt zu ſein, daß jeder im Hauſe gern und willig 
bereit iſt, mitzuhelfen, aber nur ſoweit es der 
Staat auch wirklich zu tragen in der Lage iſt; 
denn es kann kein Staat mehr ausgeben als er 
einnimmt, und es kann niemand größere Ver- 
pflichtungen übernehmen, als er zu erfüllen in 
der Lage iſt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu dieſem Punkt liegen nicht vor. Ich 


faſſe die Ausführungen der Frau Abg. Kalähne 
ſo auf, daß ſämtliche Abſtimmungen zu 


dieſem 
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Punkt der Tagesordnung heute abgeſetzt werden (B) 


jollen. Ich kann erklären, daß das Haus damit 
einverſtanden iſt. Ich rufe den nächſten Punkt auf: 

Eingaben. 
Druckſache Nr. 908. Ich verweiſe darauf hin, daß zu 
Nr. 7 eine Berichtigung erſchienen iſt. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Ich kann wohl feſtſtellen, daß 
die Eingaben gemäß Druckſache Nr. 908 ange⸗ 
nommen ſind. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt 
ſo beſchloſſen. Wir ſind ſomit am Schluß der 
Tagesordnung. Ich ſchlage vor, den Herrn Prä- 
ſidenten zu ermächtigen, die nächſte Sitzung anzu⸗ 
beraumen und auch die Tagesordnung feſtzuſetzen. 
Auch dagegen höre ich keinen Widerſpruch. Ich 
ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 8 Uhr.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch DER 
Präſidenten Spill eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Dr. Wiercinſti; Obergerichtsrat Kettlitz; Ober⸗ 
regierungsräte Brieſewitz, Dr. Hemmen; Gerichts— 
aſſeſſor Leitreiter. 

Präfident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 107. 
Vollſitzung. Ich habe mitzuteilen, daß bei mir ſo⸗ 
eben ein Schreiben des Senats zur Großen An⸗ 
frage Nr. 48 mit folgendem Inhalt eingelaufen 
iſt: 

Der Senat hat ſich in ſeinem Schreiben vom 
22. Oktober d. Is. zur Beantwortung der Großen 
Anfrage bereit erklärt. 

Da über dieſe Angelegenheit noch Verhandlungen 
ſchweben, wird gebeten, die Frage von der heutigen 
Tagesordnung abzuſetzen. 

Der Senat wird ſo bald wie möglich Mitteilung 
machen, wenn er zur Beantwortung bereit iſt. 


Ich ſchlage auf Grund dieſes Schreibens vor, die— 
ſen Punkt von der Tagesordnung abzuſetzen. 
(Abg. Schwegmann: Bitte Abſtimmung!) Da 
Widerſpruch erfolgt iſt, hat das Haus zu entſchei⸗ 
den. Ich bitte die D. u. H., die für Abſetzung ſind, 
fih zu erheben. — Das ift die Mehrheit, dem An- 
trag iſt entſprochen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Nachdem 
die Anträge betreffs Erhöhung der Unterſtützung 
für die Erwerbsloſen und Gewährung der Un- 
terſtützung an Hafenarbeiter vom Sozialen Aus⸗ 
ſchuß abgelehnt ſind, haben die Erwerbsloſen und 
die Hafenarbeiter den Beſchluß gefaßt, für ihre 
Forderungen zu demonſtrieren und damit der 
breiteſten Oeffentlichkeit kund zu tun, daß ſie ge⸗ 
willt ſind, nach wie vor für dieſe Forderungen zu 
kämpfen. Nun hat der Herr Polizeipräſident am 
29. Oktober an den Zentral-Erwerbsloſenausſchuß 
5 Schreiben gerichtet: 

Die durch Schreiben vom 29. Oktober d. Is. für 
Mittwoch, den 30. Oktober nachm. angemeldeten Um: 
züge und Demonſtrationen verbiete ich wegen unmit⸗ 
telbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Die An⸗ 
meldung iſt augenſcheinlich abſichtlich ſo ſpät erfolgt, 
daß die nötigen Vorkehrungen der Behörde bei den 


gewählten Umzugswegen und Verſammlungsplätzen⸗ 


nicht getroffen werden können. 
Das iſt eine Provokation der Erwerbsloſen und 
Hafenarbeiter, wenn hier erklärt wird, daß die 
„öffentliche Sicherheit“ gefährdet wird. Ich 
möchte darauf hinweiſen, daß es der Polizeipräſi⸗ 
dent ſehr gut verſtanden hat, heute bereits nach 
Langfuhr, Ohra, nicht nur Polizei in Laſtautos, 
ſondern ſogar zu Pferde hinzudirigieren. Es war 
alſo ſehr gut möglich, die nötigen Vorkehrungen 
zu treffen. 

Wir beantragen daher, ſofort über folgenden 
Dringlichkeitsantrag abſtimmen zu laſſen: 


Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
das vom Polizeipräſidenten am 29. Oktober 1929 er⸗ 
laſſene Verbot von Umzügen und Demonſtrationen 
für die Erwerbsloſen wird mit ſofortiger Wirkung 
aufgehoben. 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 


Es ijt notwendig ſofort darüber abſtimmen zu! 


laſſen, da nach dem Schreiben des Polizeipräſiden⸗ 
ten nicht zu erkennen iſt, ob die Kundgebung auf 
dem Hakelwerk verboten iſt. Es ſteht hier lediglich, 
Umzüge und Demonſtrationen ſeien zu verbieten. 
Es ſteht aber nichts von der Kundgebung in dem 
Schreiben. Wir haben aufgerufen, zur Kundge⸗ 
bung zu erſcheinen. Daraufhin hat man heute 
morgen die Erwerbsloſen, ſowie Hafenarbeiter, 
die dieſe Flugblätter verteilten, verhaftet und 
mißhandelt. Da die Hafenarbeiter, die Erwerbs⸗ 
loſen zum Hakelwerk hingehen werden, um zu de⸗ 
monſtrieren, beantragen wir, nachdem gewiſſe 
Achtgroſchenjungen in ihrer Zeitung erklärt ha⸗ 
ben, es ſei auch die Kundgebung auf dem Hakelwerk 
verboten, daß ſofort das Verbot aufgehoben wird. 

Präſident: Dringlichkeitsanträge haben wir 
nach der Geſchäftsordnung nicht, ſie finden demge⸗ 
mäß auch keine Behandlung. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
von der heutigen Tagesordnung Punkt 7a abzu⸗ 
ſetzen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (H. P.): Gegen den ein- 
gebrachten Antrag wende ich mich im Namen 
meiner Fraktion ganz entſchieden. Es iſt heute das 
zweite Mal, daß unſer Antrag, den wir bereits 
am 24. Auguſt eingereicht haben, wiederum von 


der Tagesordnung abgeſetzt werden ſoll. M. D. 
u. 9.!, Sie, die Regierungsparteien, haben uns, 


die Oppoſition, zur ſachlichen Mitarbeit aufgefor⸗ 
dert. Wir wollten dieſe ſachliche Mitarbeit leiſten, 
indem wir dieſen Urantrag eingebracht haben, da⸗ 
mit endlich einmal das von ſämtlichen Parteien 
gewünſchte und lang erwartete neue Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz dem Volkstag vorgelegt und end- 
lich mal zur Beratung geſtellt wird. Unſer Antrag 
bezweckt, daß die Angelegenheit in Gang kommt, 
und wir erheben, wie geſagt, ſchärfſten Proteſt da⸗ 
gegen, daß von den Regierungsparteien unſer 
Antrag wieder abgewürgt werden ſoll. Ich bean⸗ 
trage, daß die Tagesordnung wie ſie war, be⸗ 
ſtehen bleibt und Punkt 7a nicht abgeſetzt wird. 
Ich beantrage ferner namentliche Abſtimmung 
darüber. 
Bröfident: Das Wort 
hat Herr Abg. Plenikowſti. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ift un- 
erhört, daß der Präſident, wie gewöhnlich, es ver⸗ 
ſucht, die Anträge, die von unſerer Seite einge⸗ 
bracht werden, abzuwürgen. Ich möchte darauf 


zur Geſchäftsordnung 


hinweiſen, daß es der Präſident Spill war, der ba 


ſich im Mai 1925 ſehr ſcharf gegen die Maßnah⸗ 
men des damaligen Präſidenten Treichel wandte 
und ſie als ungeſetzliche Gewaltakte bezeichnete. 
Ich möchte darauf hinweiſen, daß es der Präſident 


Spill noch beſſer verſteht, ſolche Gewaltakte zur Wi 


Durchführung zu bringen. Ich beantrage, daß 
über unſern Antrag abgeſtimmt wird. 
Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Schwegmann. . 
ann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 
muß namens meiner Fraktion dagegen Verwah⸗ 
rung einlegen, daß Punkt 7a von der Tagesord⸗ 
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nung abgeſetzt wird. Die Vorlage liegt dem Hauſe ( 


bereits mehrere Monate vor. Es iſt eine Heraus⸗ 
forderung der Antragſteller, daß dieſe Vorlage 
immer wieder von der Tagesordnung abgeſetzt 
wird. So können Sie unmöglich auf die Dauer 
Politik treiben. MEN 
Präſident: Da dem Antrage auf Abſetzung des 
Punktes 7a von der Tagesordnung widerſprochen 
iſt, hat das Haus zu entſcheiden. Ich bitte die D. 
u. H., die dafür ſtimmen, daß Punkt 7a abgeſetzt 
wird, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Da 
ein Beiſitzer daran zweifelt, bitte ich um die Ge- 
genprobe. — Das erſtere war unzweifelhaft die 
Mehrheit und die Tagesordnung iſt ſomit feſtge⸗ 
ſetzt. (Abg. Dr. Bogdan: Ich beantrage bei der 
Abſtimmung über die Druckſachen Nr. 904 und 909 
namentliche Abſtimmung!) Ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 
Abstimmung über den Bericht des Ausſchuſſes für 
ſoziale Angelegenheiten über: 

a) den Antrag des Abg. Lemke u. Gen. auf Aen⸗ 
derung der Ausführungsbeſtimmungen des 
Kleinrentnergeſetzes, 

b) Große Anfrage der Frau Abg. Kalähne u. Fr. 
über Kleinrentner, 

c) Antrag des Abg. Lemke u. Gen. betr. Klein- 
rentnerverſorgungsgeſetz. 


Druckſache Nr. 902 zu Nr. 683, 667, 684. Entſchlie⸗ 
ßungen Druckſache Nr. 903, 904. Außerdem ein 


Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 909. — Wir 

ſchreiten zur Abſtimmung. Wir ſtimmen zuerſt 

über die Entſchließung in Druckſache Nr. 904 ab: 
Wir beantragen: 

der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 

1. die Grenze für Barvermögen, das der Verpfän⸗ 


dung unterliegt, iſt auf 10000 © ulden feſtzuſetzen. (D) 


2. die nach der bisherigen Grenze geſchehenen Ver⸗ 
vfändungen an Barvermögen bei noch lebenden 
Kleinrentnern ſind ſoweit rückgängig zu machen, 
als ſie die neue Grenze überſchreiten. 

Frau Kalähne u. die übrigen Mitgl. der D.⸗Nat. Fr. 
Wird der Antrag auf namentliche Abſtimmung 
unterſtützt? Die Unterjtükung reicht aus. Die MWp- 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Das Ergebnis * 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
Stimmen 88, davon mit Ja 37, mit Nein 49, ungültig 1 
Stimme, 1 Stimmenthaltung. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, 
Dinklage, Doerkſen. Dyck II, Falkenberg, Sturm, Hennke, 
Dr. Hoppenrath. Jahr, Jantzen, Frau Kalähne, Karkutſch, 
Klawitter, Lemke Wilh., Manthei, Mayen, Frau Meyer, 
Mroczkowfki, Müller Bernh., Müller Paul, Müller Mal: 
ter, Papke, Regier, Schwartz, Schwegmann, Senftleben, 
Dr. Unger, Vollerthun, Weiſſe, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergund, Beſſer. 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Bohner, Brennert, Brill, Cierocti. 
Eiſerloh, iiher, Fooken, Gaikowfki, Gehl, Grodnick, Hack⸗ 
rdt, Hallmann Rob., Höhn. Hoog, Hoppe, Kaiſer, Rar- 
ſchewſki. Klingenberg, Knauft, Kruppke, Lemke B., 
Mathieu, Mizewifi, Moritz. Fr. Müller, Plett⸗ 
ner, Prillwitz, Raap, Rebberg. Rogozinſti, Rhode, Schilte, 
Schmidt Ed. Schmidt Fr. Selow, Fr. Dr. Semrau, Sie⸗ 
benfreund. Spill. Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß. Werner, 


ierſchowſki. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Der Stimme enthalten hat fih: Frau Abg. Zuper. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dumont, Fr. Falt, 
Friedrich, Geisler, Gerick, Hallmann Rud. Hohnfeldt, Je⸗ 


welowſfki 


Neubauer Opitz, 
bn, Raſchke, Fr. 
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(Präſident) 
iſt folgendes: Abgegeben ſind 88 Stimmkarten, 
davon 37 mit Ja, 50 mit Nein, ein Abgeordneter 
hat ſich der Stimme enthalten. Die Druckſache Nr. 
904 iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 909 ab: 
Wir beantragen, die Entſchließung folgender⸗ 
maßen zu ändern: 
1. zu a) Hinter der Zahl 7000 wird das Wort „Bar⸗ 
vermögen“ eingefügt. = 
2. zu b) Statt „Nachlaß“ zu ſetzen „das nachgelaſſene 
Barvermögen“. f 
3. Als Abſatz c wird hinzugefügt: 
Die nach der bisherigen Grenze beſtehenden 
Verpfändungen an Barvermögen bei noch le⸗ 
benden Kleinrentnern ſind ſoweit rückgängig 
zu machen, als ſie die neue Grenze über⸗ 
ſchreiten. ~ 8 
Frau Kalähne u. die übrigen Mitgl. der D.⸗Nat. Fr. 


Da iſt ebenfalls namentliche Abſtimmung bean⸗ 


tragt. Die Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 


der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Das Ergeb⸗ 


nis ** iſt folgendes: Abgegeben find 89 Stimmen, 
davon 37 mit Ja, 52 mit Nein, die Druckſache 
Nr. 909 iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 
Ausſchußantrag ab. Ich bitte diejenigen, die den 
Antrag des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen. Wir haben nun noch über die Ent- 
schließung der Frau Abg. Kalähne u. der Deutſch— 
nationalen Fraktion in Druckſache Nr. 903 abzu⸗ 
ſtimmen: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
den Senat zu erſuchen: 
das Geſetz über Fürſorge für Kleinrentner den 
heutigen Verhältniſſen entſprechend abzuändern. 


Ich bitte diejenigen, die die Entſchließung anneh— 
men wollen, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Minderheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Punkt 
1 der Tagesordnung ift damit erledigt. Zur Ge- 


ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Preni- 
kowſki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Das, was 
dieſe Mörderbanditen ſich vorgenommen haben, iſt 
eingetreten. In provozierender Art und Weiſe hat 
der Polizeipräſident extra betont, daß nur die Um⸗ 


7 l 
en) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 


Stimmen 89, davon mit Ja 37, mit Nein 51, ungültig 1 
Stimme. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, 


Dinklage, Doerkſen. Dyck II, Falkenberg, Sturm, Hennke, 


Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, Frau Kalähne, Karkutſch, 
Klawitter, Lemke Wilh., Manthei, Mayen, Frau Meyer, 
Mroczkowſki, Müller Bernh., Müller Paul, Müller Wal- 
ter, Papke, Regier, Schwartz. Schwegmann, Senftleben, 
Dr. Unger, Vollerthun, Weiſſe. Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergund, Beſſer, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Bohner, Brennert, Brill, Cierocki, 
Eiſerloh, Fiſcher. Fooken, Gailowſki, Gehl. Grodnick, Had- 
bardt, Hallmann Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Kaiſer, Kar⸗ 
ſchewſti, Klingenberg, Knauſt. Kruppke, Lemke B. 
Mathieu, Miſzewſki, Moritz, Fr. Müller, Fr. Pauls, Plett- 
ner, Prillwitz, Raap, Rehberg, Rogozinſki. Rhode, Schilke, 

chmidt Ed., Schmidt Fr., Selow, Fr. Dr. Semrau, Sie- 
benfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß, Werner, 
Wierſchowſki, Frau Zuper. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dumont, Fr. Falk, 
Friedrich, Geisler, Gerick, Hallmann Rud. Hohnfeldt, Je⸗ 
welowſti, Zojerh, Klein, Kloſſowſki, Schulz. Kreft, Ku⸗ 
rowſki, Langnau, Lendzion, Leu, Liſchnewſki, Loops, Fr. 
Malikowſti, Mau, Dr. Moſzynſki, Neubauer Opik, 
Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Fr. 
Richter, Rogalewſki, Schütz. Zarske. ! 


bürgerlichen Abgeordneten 
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züge verboten ſind. (Glocke des Präſidenten) 
Draußen laſſen ſie ſchießen und hier klingeln 
Sie! Unerhört! Zum Teufel mit Euch Mörder⸗ 
bande! (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten. — 
Große Unruhe.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki; Wegen 
grober Verletzung der Ordnung ſchließe ich Sie 
von der heutigen Sitzung aus. (Zwiſchenrufe von 
der Zuhörertribüne. — Große Unruhe) Ich ver- 
tage die Sitzung auf 15 Minuten. 
(Unterbrechung der Sitzung 4 Uhr 5 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Spill wieder eröffnet. 

Präſident: Ich eröffne die Sitzung wieder. Auf 
Grund ſeines Verhaltens habe ich beim Herrn 
Abg. Plenikowſki eine grobe Verletzung der Oro— 
nung feſtſtellen müſſen. Ich habe den Herrn Abge— 
ordneten aufgefordert, den Saal zu verlaſſen, weil 
er für die heutige Sitzung ausgeſchloſſen iſt. (Abg. 
Plenikowſki: Das ſtimmt nicht!) Um ihm das 
leichter zu machen, habe ich gleichzeitig die Sitzung 
unterbrochen. Ich ſtelle aber feſt, daß Herr Abg. 
Plenikowfki jetzt noch im Saale ift und fih daher 
auf weitere acht Sitzungstage ausgeſchloſſen hat. 
(Abg. Plenikowſki: Ich habe das nicht gehört, un- 
erhört, ich habe mich ausdrücklich an bürgerliche 
Abgeordnete gewandt, die haben mir nicht ge— 
ſagt, daß ich ausgeſchloſſen bin!) Ich verbiete 
Herrn Abg. Plenikowſki auf Grund der Geſchäfts⸗ 
ordnung das Weiterbleiben in dieſem Hauſe und 
während dieſer Zeit auch das Betreien des Hauz 
ſes. (Unerhört! bei den Kommuniſten.) Da Herr 
Abg. Plenikowſki noch im Saale iſt, vertage ich 
die Sitzung um 10 Minuten. Ich bitte die Herren 
Abgeordneten, den Saal zu verlaſſen, ebenſo ſind 
die Tribünen zu räumen, um den Herrn Abg. 
Plenikowſki aus dem Saal entfernen laffen zu 
können. (Zurufe bei den Kommuniſten.). 
(Unterbrechung der Sitzung 4 Uhr 22 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 32 Minuten durch den 
Präſidenten Spill wieder eröffnet. 

Präſident: Ich erkläre die Sitzung wieder für 
eröffnet. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Auf der Heu- 
tigen Tagesordnung ſteht als Punkt 5 und 6 der 
Antrag betr. Aenderung des Erwerbslojenfür- 
ſorgegeſetzes. Wie aus den Druckſachen Nr. 920 
und 921 zu erſehen ift, hat der Herr Abg. Pleni- 
lowſki an den Ausſchußſitzungen teilgenommen 
und ijt auch Berichterſtatter. Der Abg. Plenikowſki 
ijt im Beſitz des geſamten Materials. Wir bean- 
tragen deshalb, daß der Abg. Plenikowſki wieder 


zu den Sitzungen zugelaſſen wird. Sie können ihn. 


unſertwegen die anderen acht Tage ausſchließen. 
Aber weil er dieſe Sache bearbeitet hat, erachten 
wir es als notwendig, daß er jetzt an der Sitzung 
teilnimmt. Ferner hat der Abg. Plenikowſki mit 
2 n’ betreffs des Aus- 
ſchluſſes Rückſprache gehabt, und Herr Abg. Wahl 
hat u. a. erklärt, daß ihm nicht bekannt ſei, daß er 
ausgeſchloſſen ſei. Es iſt alſo nicht der Fall, daß 
der Abg. Plenikowſti hier provoziert hat. Er war 
in dem guten Glauben, daß er nicht ausgeſchloſſen 
ei. Aus dieſem Grunde kam er wieder in den Saal 
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herein. Daher beantragen wir, daß der Abg. Ple⸗ 
nikowſki wieder zur Sitzung zugelaſſen wird. 

Präſident: Der Herr Abg. Plenikowſki hat ſich 
ſelbſt auf Grund der Geſchäftsordnung für weitere 
acht Tage ausgeſchloſſen, weil er den Saal nicht 
verlaſſen hat. Darüber, ob er jetzt wieder an der 
Sitzung teilnehmen kann, kann das Haus nicht 
entſcheiden, ſonſt müßte die Geſchäftsordnung ge⸗ 
ändert werden. Ich rufe Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
eoi auf Strafverfolgung geren Abgeord⸗ 
nete. 

Druckſache Nr. 910 zu Nr. 854. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der 
Rechtsausſchuß ſchlägt Ablehnung des Antrages 
vor. Wir ſtimmen über den Antrag ſelbſt ab. Ich 
bitte die D. u. H., die den Antrag auf Aufhebung 


Mittwoch, den 30. Oktober 1929. 


bühren im Jahre 1928 um etwa 80 000 Gulden 


geſtiegen ſeien. Das trifft nicht zu. Wenn man die 
Etats der letzten Jahre durchſieht, ſo hat der 
Staat bereits 1926 für Armenanwaltsgebühren 
28 000 Gulden aufgewandt, die 1927 auf 160 000 
Gulden geſtiegen ſind. 1928 iſt ein kleiner Rück⸗ 
gang zu verzeichnen, er betrug 4000 Gulden, ſo 
daß die Ausgaben für Anwaltsgebühren 156 000 
Gulden ausgemacht haben. Da bleibt es aller⸗ 
dings unerklärlich, wie es möglich war, daß man 
bei einer derartigen Entwicklung eines Etats⸗ 
poſtens und angeſichts der zunehmenden Verar⸗ 


mung der Bevölkerung 1928 für dieſen Poſten nur 


75 000 Gulden einſetzen konnte. 

In der Begründung der Vorlage vermiſſen 
wir leider Angaben darüber, ob und um wieviel 
ſich die Zahl der Armenrechtsprozeſſe tatſächlich 
vermehrt hat, und bei welcher Art von Prozeſſen 
das Armenrecht am meiſten gefordert wird. Aus 


der Immunität annehmen wollen, fiH zu erheben. 7ſolchen Angaben hätte man fih eher ein Bild 


— Das ijt die Minderheit, der Antrag iſt abge- 
lehnt. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Erſtattung von Rechtsanwaltsge⸗ 
bühren in Armenſachen. 
Druckſache Nr. 784 zu Nr. 721. Ich eröffne die Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Berger. 
Berger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. H.! 
Die diesjährigen Etatsberatungen haben der Dan 
ziger Bevölkerung zwei neue Geſetze beſchert, mit 
deren Hilfe die zu knappe Etatsdecke ſo gereckt und 
geſtreckt werden ſollte, daß fie zureicht. Inzwiſchen 
wiſſen wir, daß bekannt geworden iſt, daß die 
die Etatsdecke trotzdem nicht reicht. Es werden 
alſo neue Maßnahmen ergriffen werden müſſen, 
um den Etat zu balancieren. | 


Bei beiden Geſetzen, die kurz nach der Etatsbe⸗ 


ratung dem hohen Hauſe vorgelegt worden ſind, 
hat der Senat keine glückliche Hand gehabt. Das 
erſte Geſetz, das eine Erhöhung der Einkommen⸗ 
ſteuer brachte, belaſtete die Danziger Wirtſchaft 
mit neuen Abgaben. Das andere Geſetz liegt uns 
heute zum dritten Male in der Druckſache Nr. 721 


darüber machen können, wie ſich der Poſten in Zu⸗ 
kunft entwickeln wird, ob man mit einem Rück⸗ 
gang oder wenigſtens mit einem Stillſtand rech⸗ 
nen könnte, worauf der geringe Rückgang 1928 
ſchließen laſſen könnte. Ich habe dieſe nach meiner 
Anſicht mangelhaft Begründung im Ausſchuß ge⸗ 
rügt, allerdings keine Erklärung der Regierung 
erhalten. Nunmehr will die Regierung die Aus- 
gaben für die Armenanwälte gewaltſam herab⸗ 
ſetzen, indem ſie die Gebühren für die Rechtsan⸗ 
wälte in Armenſachen herabmindert. Dieſer Weg 


ſcheint uns verfehlt, ganz abgeſehen davon, daß 


es unſittlich iſt, daß der Staat eine ihm zufallende 
Laſt auf einen einzigen Berufsſtand abwälzt. 

Es iſt draußen nicht genügend bekannt, wie 
ſtark die Anwaltſchaft durch Armenprozeſſe in 
Anſpruch genommen wird, und welche Aufwen⸗ 
dungen an Zeit und Geld für die Durchführung 
der Armenprozeſſe erforderlich ſind. Schon die 
heute geltenden Gebührenſätze decken knapp die 
Unkoſten. Von einer Honorierung der Anwalts⸗ 
tätigkeit kann in keinem Fall geſprochen werden. 
Bei den, wie allgemein bekannt, ſehr umfangrei⸗ 


vor und hat die Herabſetzung der Rechtsanwalts- chen Eheſcheidungsprozeſſen ijt das nicht der Fall. 


gebühren in Armenſachen zum Ziel. In ſeiner un⸗ 
mittelbaren Auswirkung bedeutet es eine ſchwere 
Ungerechtigkeit gegenüber einem einzelnen Be— 
rufsſtand und kommt einer Enteignung gleich, in- 
dem die Anwaltſchaft in Zukunft gezwungen wer- 
den ſoll, nicht nur erhebliche Arbeit umſonſt zu 
leiſten, ſondern auch noch die bei der Führung von 
Armenſachen entſtehendenUnkoſten ſelbſt zu tra- 
gen, d. h. alſo zuzuſetzen. In ſeiner unmittelbaren 
Auswirkung wird es die rechtſuchende unbemittelte 
Bevölkerung treffen, die den Schaden zu tragen 
hat. Denn eine derartig ſtarke Herabſetzung der 
Rechtsanwaltsgebühren wird unbedingt zu einer 
Verſchlechterung der Rechtspflege in Armenſachen 
führen müſſen. 

In der Begründung der Vorlage iſt nun geſagt 
worden, daß die ſtaatlichen Aufwendungen geſtie— 


gen ſind. Die tatſächlichen Ausgaben des Staates 
für Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen ha— 
ben im Jahre 1928 rund 156 000 Gulden betra⸗ 
gen gegen einen Etatsanſatz von nur 75 000 Gul⸗ 
den. Hierdurch mußte der Eindruck erweckt werden, 
als ob die ſtaatlichen Ausgaben für Anwaltsge⸗ 


Da kommen oft dicke Aktenbündel zuſtande. Die 
Prozeſſe ziehen ſich jahrelang hin, und die Gebühr 
iſt ſo minimal, daß ſie nicht ausreicht, um die 
eigenen Unkoſten der Rechtsanwälte zu decken. 
Ueber die wirtſchaftliche Lage der Anwälte macht 
ich das Publikum im allgemeinen nicht das rich: 
tige Bild. Ich will zugeben, daß einzelne Anwälte 
in Ausnahmefällen mitunter ſehr viel verdienen. 
Aber es find Ausnahmen, die man nicht verallge- 
meinern darf. Tatſächlich hat auch der Anwalts⸗ 
ſtand wirtſchaftlich zu kämpfen, beſonders dann, 
ſolange es den Anwälten nicht gelungen iſt, ſich 
eine umfang- und einnahmenreiche Praxis zu 
gründen. 

Wir ſind unbedingt der Anſicht, daß die Her- 
abſetzung der Armen-Anwaltsgebühren in dem 
vorgeſehenen Maße zu einer Verſchlechterung der 
Rechtspflege führen muß. Wir ſind ſehr wohl da⸗ 


von überzeugt, daß es die Anwaltſchaft auch mit 
der Führung von Armenprozeſſen ſehr genau 
nimmt, und daß ſie ihre Pflichten auch in Zu⸗ 
kunft voll erfüllen wird. Es wird hier aber wicht 
gelingen, das nötige Mehr zu leiſten, weil die 
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(Berger, Abgeordneter) 
Anwälte auch daran denken müſſen, durch andere 
Prozeſſe ihren Unterhalt ſicherzuſtellen. Wenn im 
Ausſchuß geſagt worden iſt, ich glaube, es war ein 
Vertreter des Zentrums, daß die Armenprozeſſe 
in der Hauptſache von jungen Anwälten geführt 
werden, die ſich dadurch erſt eine Praxis ſchaffen 
wollen, ſo iſt es doch ſo, daß auch die älteren An⸗ 
wälte ſehr ſtark mit Armen-Prozeſſen belaſtet find. 
Es liegt darin auch die große Gefahr, daß den jun⸗ 
gen Anwälten kein Untergrund gegeben wird, um 
ſich eine Praxis zu erarbeiten; denn die Anwälte 
fangen auch mit ſehr geringen Mitteln an. Es 
wird dann ihre Exiſtenz gefährdet, denn vom Zu⸗ 
ſetzen, das die Armenprozeſſe mit ſich bringen, kann 
kein Rechtsanwalt leben. 12705 

Die Einführung des Armenrechts iſt eine ſo⸗ 
ziale Fürſorgeeinrichtung für die Minderbemittel⸗ 
ten. Es liegt durchaus im Intereſſe der Bepölke⸗ 
rung, die Anwälte für ihre Tätigkeit ausreichend 
zu honorieren. In Deutſchland hat man ſich dieſer 
Erkenntnis auch nicht verſchloſſen. Durch Geſetz 
vom 25. Dezember 1928 hat man die Armenan⸗ 
walts⸗Gebühren im Gegenſatz zu Danzig erhöht. 
Im Ausſchuß find bereits Ausführungen darüber 
gemacht worden, welche Sätze jetzt in Deutſchland 
gezahlt werden. Im Plenum iſt noch nichts dar⸗ 
über geſprochen worden, und ich möchte nicht ver⸗ 
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Schaden repariert worden. Es bleibt aber erſtaun⸗ 
lich, daß ein derartig fehlerhafter Geſetzentwurf 
dem Hauſe vorgelegt werden konnte. Wir glauben 
nicht, daß der Weg, den der Senat ſich zu gehen 
anſchickt, zum Ziele führen wird. Die zunehmende 
Verarmung in Danzig wird die Bevölkerung 
zwingen, das Armenrecht in verſtärktem Maße in 
Anſpruch zu nehmen, und die Ausgaben für die 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen werden 
ſteigen müſſen. Der Weg, den der Senat gewählt 
hat, erſcheint uns keine wirkſame Abhilfe. Der 
Senat hat verſäumt, die Quelle des Uebels zu er⸗ 
‚fallen, die zweifellos in einer zu weit gehenden 
Gewährung des Armenrechts liegt. 

Will man wirklich hier Sparſamkeit üben, ſo 
wird man die Maßnahmen dafür treffen müſſen, 
Das Armenrecht bewilligt der Prozeßrichter, wenn 
ein Armutszeugnis vorliegt, daß aber nicht der 
Prozeßrichter auszuſtellen hat, ſondern von der 
Wohlfahrtsbehörde vorgelegt wird. Wenn die 
Rechtslage des Prozeſſes keine Mutwilligkeit oder 
Ausſichtsloſigteit ergibt, darf er dem Antragſteller 
das Armenrecht nicht verſagen. Im Ausſchuß iſt 
uns bereits erklärt worden, daß die Danziger 
Richterſchaft bei der Gewährung von Armenrech⸗ 
| tem ſehr ſozial verfährt. Mir ift dieje Tatſache per- 
ſönlich auch bekannt. Ich kann als ſozial denken⸗ 


fehlen, die Unterſchiede zwiſchen den Sätzen die in | der Menſch der Richterſchaft daraus keinen Vor⸗ 
Deutſchland gezahlt werden und die hier in Dan- wurf machen; denn es ijt ja heute die Aufgabe des 
zig vorgeſehen ſind, zu erwähnen. In Deutſchland Richters, das alte geſchriebene Recht durch An⸗ 
wird nach dem jetzt geltenden Geſetz bei einem paſſung an die veränderten ſozialen und wirt⸗ 


Prozeß mit einem Streitwert von 800 Mark eine ſchaftlichen Verhältniſſe zu ergänzen. Aber eine 


Gebühr von 25 Mark gewährt, in Danzig bisher ſorgfältigere Prüfung und maßvolle Zurückhaltung 
für einen Prozeß mit dem gleichen Streitwert bei der Ausſtellung von Armutszeugniſſen er⸗ 
25 Gulden, in Zukunft 12 Gulden, bei einem Pro- ſcheint uns doch geboten. Der Herr Regierungs- 
zeß mit einem Streitwert von 2000 Mark in vertreter hat im Ausſchuß ſelbſt zugegeben, daß 
Deutſchland 50 Mark, bei einem gleichen Streit- bei der Ausſtellung von Armutszeugniſſen mit- 
wert in Danzig bisher 40 Gulden, und nunmehr unter zu großzügig vorgegangen wird. Gerade 
jollei die Anwälte dafür ganze 16 Gulden erhal: bei Landgemeinden fol das beſonders der Fall 
ten. Das iſt ungefähr ein Viertel von dem, was ſein. Ich habe darauf geſagt, daß der Senat erwä⸗ 


die Anwälte im Deutſchen Reich zu beanſpruchen 
haben. Der höchſte Satz für Prozeſſe mit einem 
Streitwert über 2000 Mark wird in Deutſchland 
mit 60 Mark honoriert und in Danzig mit 20 Gul⸗ 
den. Das iſt der höchſte Satz, den die Anwaltſchaft 


in Zukunft zu beanſpruchen hat. Außerdem hat 


man in Deutſchland noch vernünftigere Vor⸗ 
ſchriften getroffen. Es ift dies der § 6. Im Deui- 
ſchen Geſetz iſt der Streitwert in Armenprozeſſen 
in Eheſcheidungsſachen. die beſonderen Aufwand 


erfordern, durchweg auf 2000 Mark feſtgeſetzt. In 
Danzig haben die Rechtsanwälte dieſen Anſpruch 
nicht. Es iſt ſonderbar, daß, während Danzig in 


der Regel die deutſchen Geſetze übernimmt, es 
diesmal nicht der Fall ſein ſoll. Warum man hier 
von der guten Gewohnheit abgewichen iit, bleibt 
uns unerklärlich. Auch in der Begründung iſt 
nichts darüber geſagt worden. Das Danziger Ge: 
ſetz ſoll lediglich bei der Uebergangsvorſchrift im § 2 
dem deutſchen angeglichen werden. Dabei hat der 
Geſetzgeber aber überſehen, daß wegen der Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der Geſetze eine Angleichung 
nicht in Frage kommt. Während in Deutſchland 
eine Erhöhung erfolgt iſt, haben wir eine Herab⸗ 
ſetzung der Gebühren zu verzeichnen. Inzwiſchen 
iſt durch die Annahme eines entſprechenden Ab⸗ 


änderungsantrages im Ausſchuß zwar der drohende 


gen müſſe, ob es nicht ratſam ſei, in Zukunft die 
Gemeinden mit den Gebühren für die Armen⸗ 
ſachen zu belaſten. Wenn die Gemeinden eine der- 
artige Großzügigkeit am Geldbeutel ſpüren, wer- 
den ſie gewiß etwas vorſichtiger ſein und nicht das 
Armutszeugnis in leichtfertiger Weiſe geben. Es 
würde damit den Gemeinden durchaus nicht zu⸗ 
viel zugemutet werden, ſondern nur dem Mißſtand 
vorgebeugt werden, der zum Mißbrauch des Ar— 
menrechts führt. 

Ich möchte noch auf eine weitere Unzulänglich⸗ 
keit hinweiſen, die nicht ſelten zu einem Miß⸗ 
brauch des Armenrechts führt. Wie allgemein be— 
tannt iſt, werden eine ganze Anzahl von Prozeſſen 
geführt, die wohl in der Rechtslage nicht beanſtan⸗ 
det werden können, die aber wirtſchaftlich zu fei- 
nem Erfolg führen, weil vom Schuldner abjolut 
nichts zu holen ift. Gelingt es wirklich einmal, in 
einer ſolchen Sache einen Schuldtitel zu erreichen, 
oder aber eine Pfändung durchzubringen, ſo iſt 
es in der Praxis ſo, daß ſich eine dritte Perſon 
meldet, die die Pfandſtücke als ihr Eigentum er- 
klärt, jo daß der Enderfolg der ijt, daß die Pfand- 
ſtücke freigegeben werden müſſen und der Gläubi⸗ 
ger tatſächlich nichts bekommt. Es ſind dann zwei 
Prozeſſe geführt und der Gläubiger hat nichts er- 
halten, aber der Senat muß die Koſten für beide 
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(Berger, Abgeordneter) | 
Prozeſſe tragen. Wer einen ſolchen Prozeß, deſſen 
wirtſchaftliche Ausſichtsloſigkeit von vornherein 
erkennbar iſt, im Armenrecht führt, mißbraucht 
die ſtaatliche Fürſorge. Dieſem Mißbrauch muß zu 
Leibe gegangen werden. Man muß den Prozeß⸗ 
richter ermächtigen, das Armenrecht dann zu ver⸗ 
ſagen, wenn die Rechtslage zwar nicht zu bean⸗ 
ſtanden, die wirtſchaftliche Ausſichtsloſigkeit aber 
erkennbar iſt. Benachteiligt wird dadurch nach 
unſerer Auffaſſung niemand. Wenn einer die 
Koſten für einen ſolchen ausſichtsloſen Prozeß 
ſelbſt tragen müßte, würde es ihm niemals ein⸗ 
fallen, einen derartigen Prozeß anhängig zu ma⸗ 
chen. Im Armenrecht wird jeder Prozeß geführt. 
Bezahlen darf ihn ja der Staat. G 

Wir find der Anſicht, daß es im Intereſſe der⸗ 
jenigen, die durch wirtſchaftliche Not gezwungen 
werden, im Armenrecht zu klagen, notwendig iſt, 
eine Beſchränkung im zufüh 
Die Gager Anwaltſchaft hätte an ſich einen 
Anſpruch darauf, die gleichen Armenanwaltgebüh⸗ 
ren zu verlangen, wie ſie im Deutſchen Reiche ge⸗ 
zahlt werden. Wenn ſie unter Berückſichtigung der 
Danziger Finanzlage dieſen Anſpruch bisher nicht 
geltend gemacht hat, ſo hat ſie dem Staat ein Dp- 
fer gebracht, das anerkannt werden ſollte. Wir 
ſehen in dem vorliegenden Geſetzentwurf auch 
dann, wenn wir i Abände 
rungsantrag der Negierungsparteien berückſichti⸗ 
gen, ein Ausnahmegeſetz gegen den Anwaltsſtand 


und werden dieſe Vorlage ablehnen. (Bravo!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schilke. 


Schilte, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Ich 
möchte lediglich als Berichterſtatter darauf auf 
merkſam machen, daß die Vorlage bereits ſeit Juni 
aus dem Rechtsausſchuß heraus iſt. Es iſt deshalb 
im Artikel 2 ein Fehler vorhanden, der berichtigt 
werden muß. Artikel 2 enthält noch den Vermerk, 
daß dies Geſetz am 15. Juni in Kraft treten ſoll 
Wir müſſen daher das Datum in den 15. Novem- 
ber abändern. Ich ſtelle hiermit den Antrag. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir ſchreiten zur Einzelberatung. Ich rufe den 
Artikel J auf, $ 1. Zu Artikel I, § 1 liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag vor. 8 C 
Hung, da teine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung und ſtimmen zunächſt 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
924 ab: 


Wir beantragen: 


Der Artikel 1, § 1 Abſatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 


er vollen Gebühr (§ 9 der Geb.⸗Ord. 
treten bei einem Werte des 
Streitgegenſtandes: 


von mehr als 200 bis 800 © einihl. 12 Gulden 

von mehr als 800 bis 2000 G einſchl. 16 Gulden 

von mehr als 2000 20 Gulden 
Schilke 

und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 


An die Stelle d 
für Rechtsanwälte) 


or itz 
u. d. übr. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
Siebenfreumnd 
u. d. übr. Mitglieder der Deutſchliberalen Gruppe. 


Ich bitte die D. u. H., die dieſen Abänderungsan⸗ 


Armenrecht durchzuführen.! 


den neu eingebrachten Abände⸗ 


Ich ſchließe die Beſpre-⸗ 
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ſtimmen über den jo veränderten Artitel I, $ 1 ab. 
Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das ijt die Mehrheit, Artikel I, 
§ 1 ijt angenommen. Ich rufe § 2 auf und ſtelle 
die Annahme mit derſelben Mehrheit feſt. 8 3; 
angenommen. $ 4; angenommen. § 5; angenom⸗ 
men. Zu Artikel II liegt ein Abänderungsantrag 
vor, den Herr Abg. Schilke begründet hat. Ich 
bitte die D. u. H., die dieſen Abänderungsantrag 
zu Artikel I annehmen wollen, fih zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; angenommen. Ich bitte die 
D. u. H., die den jo veränderten Artikel II anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Artikel II ift angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf und ſtelle die Annahme feſt. Da 
weſentliche Veränderunoen nicht vorgenommen 
ſind, können wir die Schlußabſtimmung vorneh⸗ 
men. Ich bitte die D. u. H., die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich zu er- 
heben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt ſo⸗ 
mit angenommen und erledigt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u, 
H.! Der Abg. Kreft iſt auf dem Wege von der 
Badeanſtalt Hakelwerk nach dem Volkstag von der 
wütenden Polizei verhaftet worden. (Abg. 
Raſchke: Hört, hört!) Herr Abg. Kreft, unſer Ge- 
noſſe, war beauftragt, die Anträge betr. Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge hier im Volkstag mit dem Gen. Ple⸗ 
nikowſki zu begründen. Daher erlaube ich mir, 
folgenden Antrag einzureichen: s 

Wir beantragen, der Volkstag beſchließt, den Abg. 

Kreft ſofort aus der Haft zu entlaſſen. 
| Danzig, den 30. Oktober 1929. 
| Läiſchnewſti 


i u. d. übr. Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich bitte, über meinen Antrag namentlich abjtim= 
men zu laſſen. 5 
Präſident: Auch das iſt nicht zuläſſig. Wir 
haben kein Recht, in die Befugniſſe der Polizei 
einzugreifen. Wenn ein Abgeordneter auf friſcher 
Tat verhaftet wird, können wir dagegen nichts 
tun. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Raſchke. à 
Rajte, Abgeordneter (K. P.): Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß der geſtellte Antrag, wenn darüber 
abgeſtimmt werden ſoll, eine Ausſprache mit ſich 
bringt. In dieſer Ausſprache wird die Frage ge— 
klärt werden, ob der Abgeordnete auf friſcher Tat 
verhaftet worden iſt oder nicht. Wir können ſchon 
jetzt erklären, daß er nicht auf friſcher Tat, ſondern 
wahllos verhaftet wurde. Es handelt ſich alſo 
darum, daß der Antrag beraten wird. Die Abſtim⸗ 
mung kann ſehr wohl ſtattfinden. Wir laſſen uns 
dieſe faſchiſtiſchen Methoden eines Präſidenten 
nicht mehr gefallen. (Abg. Liſchnewſki: Sehr gut!) 


Präſident: Wenn Sie glauben, daß das faſchi⸗ 
ſtiſche Methoden ſind, dann können wir feſtſtellen, 
ob das Haus meine Anſicht billigt. Ich bitte die 
D. u. H., die dem Antrag Raſchke ſtattgeben wol- 
len, daß die Sache behandelt wird, ſich zu erheben. 
— (Abg. Raſchke: Alles Ihre Freunde!) Das war 
die Minderheit. Das Haus tritt meiner Auffaſ⸗ 
ſung bei, alſo iſt der Vorwurf unberechtigt. 
(Jammerlappen ſind Sie, nicht Abgeordnete! bei 


trag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt den Kommuniſten.) Ich rufe Punkt 4 der Tages⸗ 
die Mehrheit, der Antrag ijt angenommen. Wir bordnung auf: 
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(Präſident) 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über die Aenderung der 
Schiedmannsordnung. Sini 
Druckſache Nr. 911 zu Nr. 869. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Heute werden die Anträge der Erwerbsloſen 
und der Hafenarbeiter hier behandelt. Zu dieſem 
Zweck ſind die Hafenarbeiter mit einer Delegation 
im Volkstag erſchienen. Ebenſo ift eine Delega | 
tion der Erwerbsloſen hierher gekommen, um noch 
einmal mit den Fraktionen wegen der Not, in der 
ſie ſich befinden, Rückſprache zu nehmen. Der Prä⸗ 
ſident hat verfügt, daß zwar die Delegation der 
Hafenarbeiter hier erſcheinen darf, aber nicht die 
Delegation der Erwerbsloſen. Dieſen iſt das Be⸗ 
treten des Hauſes nicht geſtattet. Ich beantrage 
daher, daß die Delegation der Erwerbsloſen eben⸗ 
ſo wie die der Hafenarbeiter Zutritt zum Volks⸗ 
tag erhält, um den Präſidenten zu erziehen, daß er 
nicht derartige Maßnahmen ergreift. Ich glaube 
wohl ſagen zu müſſen, daß der Präſident provo⸗ 
ziert. Er will ein Exempel ſtatuieren. Ich möchte 
Sie erſuchen, unſerem Antrag ſtattzugeben, damit 
die Delegierten hier vorſprechen können, um mit 
den Fraktionen noch einmal zu reden, ehe die end- 
gültige Beſchlußfaſſung erfolgt. Ich bitte, darüber 
abſtimmen zu laſſen. 

Präſident: Wenn irgend ein Danziger Staats⸗ 
bürger einen Abgeordneten zu ſprechen wünſcht, 
hat er das Recht, einen Zettel abzugeben. (Abg. 
Liſchnewſki: Das haben Sie verboten, Herr Prä- 
ſident!) Ich habe nur die Anordnung getroffen, 
daß vorne, damit das Haus nicht geſtürmt wird, 
nicht mehr als ſieben Perſonen auf einmal Herein- 


nicht mehr vorliegen. 
mung. Ich bitte diejenigen, die den einzigen Ar⸗ 


kommen. Die Anordnung kann ich nicht zurück 
nehmen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Liſchnewſki. | 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Was der 
Präſident behauptet, entſpricht nicht den Tat⸗ 
ſachen. Ich habe verſucht, die Arbeiter unter 
meiner Begleitung in das Haus hinein zu brin⸗ 
gen. Den Beamten, die hier die Bedienung und 
Bewachung des Hauſes vornehmen, iſt geſagt wor⸗ 
den, daß Arbeiter in Begleitung eines Abgeordne— 
ten, vor allem eines kommuniſtiſchen, das Haus 
nicht betreten dürfen. Dagegen wenden wir uns. 
Sie ſprechen von Demokratie, in Wirklichkeit ijt 
das nicht Demokratie, ſondern eine Maßnahme 
gegen die Kommuniſtiſche Partei, um die Hafen- 
arbeiter und die Erwerbsloſen in ihrem Elend 
verkommen zu laſſen. Das iſt die Methode des 
Präſidenten. Gegen dieſe Methode wehren wir 
uns. Wir verlangen, daß dieſe Delegierten Zu— 
tritt zum Volkstag haben. Es iſt noch niemals 
ſolche Handhabung der Geſchäfte durch den Präſi⸗ 


denten hier zu verzeichnen geweſen, als in der 
letzten Zeit. Solche dauernden Schikanen und dai- 
ernden Provozierungen laſſen wir uns auf die 


Dauer nicht gefallen, und wenn wir alle dabei 
aufgefreſſen werden. Wir pfeifen auf Ihre Demo⸗ 
kratie und Ihren Parlamentarismus! (Zwiſchen— 
rufe und Unruhe!) > 2 8 eug 

Präſident Ich kann einen Beſchluß darüber, ob 
der Volkstag eine Delegation empfängt oder nicht, 
nicht zur Abſtimmung bringen. 


Ich betone nom- 
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mals, wenn die Delegation einzelne Abgeordnete 
ſprechen will, kann ſie die Betreffenden zu ſprechen 
verlangen. (Abg. Raſchke: Wir werden gleich den 
Beweis liefern! — Abg. Liſchnewſki: Die Folgen, 
die eintreten, gehen auf Ihre Kappe!) Ich bitte 
jetzt nicht weiter zu ſtören. (Abg. Liſchnewſki: Das 
überlaſſen Sie mir!) Nein, das habe ich zu beſtim⸗ 
men. (Abg. Liſchnewſki: Ob ich rede oder nicht 
überlaſſen Sie mir!) Ich ſchließe die Beſprechung 
über die Druckſache Nr. 869, da Wortmeldungen 
Wir kommen zur Abſtim⸗ 


tikel der Druckſache Nr. 869 annehmen wollen, ſich 


zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, er iſt 


angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf, er- 


öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort— 


meldungen nicht vorliegen. Ich kann wohl fejt- 
ſtellen, daß die Ueberſchrift angenommen ift. Das 


Geſetz ijt ſomit in der zweiten Beratung angenom⸗ 


men. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Ausſprache, ich ſchließe fic, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die D. u. H., die den einzigen Artikel der 
Druckſache Nr. 869 annehmen wollen, fiH zu er- 
heben. — Das ift die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 


men. Ich ſtelle weiter die Annahme der Ueber— 


ſchrift feſt. Wir ſchreiten zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die die Druckſache Nr. 869 


in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Sie iſt an⸗ 


genommen. Punkt 4 iſt damit erledigt. Ich rufe 
Punkt 5 auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. — Urantrag des Abg. 
Naſchke u. Fr. — 
Druckſache Nr. 920 zu Nr. 871. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Zu den Er- 
werbsloſenfragen iſt vom Sozialen Ausſchuß der 
Abg. Plenikowſki als Berichterſtatter ernannt 
worden. Der Präſident des Hauſes hat es für 
nötig befunden, den Abg. Plenikowſki für 8 
Sitzungen auszuſchließen. Dieſer Ausſchluß iſt 
willkürlich vor ſich gegangen. Daß er willkürlich 
vorgenommen iſt, geht daraus hervor, daß große 
Teile der Abgeordneten nicht gewußt haben, daß 
der Abg. Plenikowſki von der Sitzung ausgeſchloſ⸗ 
ſen war. Grinſen Sie da hinten nicht immer ſo! 
Kneifen Sie Ihre Zähne zuſammen, ſonſt kann 
einem die Galle hochkommen! 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich verbitte mir 
die Kritik meiner Geſchäftsführung und verweiſe 
Sie auf unſere Geſchäftsordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich will nur 
darauf hinweiſen, daß einzelnen Abgeordneten 
nicht bekannt geworden iſt, daß der Abg. Pleni⸗ 
fowjfi bereits ausgeſchloſſen war. (Abg. Liſchnew⸗ 
jti; Grinſen Sie nicht jo, ſonſt ſchließe ich Ihnen 
das große Maul! — Wir hauen Ihnen die Jacke 
voll! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie haben 
Abgeordnete bedroht, ich rufe Sie deshalb zur 
Ordnung. un 
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Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Um feſtzuſtel⸗ 
len, ob der Abg. Plenikowſki zu recht ausgeſchloſſen 
iſt, beantrage ich, daß der Aelteſten⸗Ausſchuß ſo⸗ 
fort zuſammentritt, um dieſe Frage zu klären. Es 
ſteht feſt, daß der Präſident die Sitzung aufgeho⸗ 
ben hat, weil ruheſtörender Lärm vor der Tribüne 
einſetzte. Der Abg. Plenikowſki hat die Redner- 
tribüne verlaſſen, und kein Präſident hat geſagt, 
daß er von der Sitzung ausgeſchloſſen ſei. Draußen 
hat er ſich eingehend bei einigen Abgeordneten 
erkundigt, ob dieſem oder jenem etwas von dem 
Ausſchluß bekannt war. Alle haben ſie es verneint. 
Darauf ift der Abg. Plenikowſki wieder hineinge⸗ 
kommen, und dann hat der Präſident Spill den 
Ausſchluß auf acht Sitzungen ausgedehnt. Das 
geht nicht an. Wir proteſtieren ganz entſchieden 
dagegen, und wir ſagen dem Präſidenten: Auch 
Ihre Tyrannenmacht hat ein Ende, (Sehr gut! 
bei den Kommuniſten.) und es wäre gut Herr 
Präſident, wenn Sie... 

Präſident: Ich rufe Sie zur Ordnung Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): wenn Sie ſich 
etwas mehr zähmen wollten; denn die Kommuni⸗ 
ſten laſſen eine gewiſſe Zeit mit ſich ſpaßen, Aber 
auch ſie haben eine Galle, und das könnte Ihnen 
bitter zu ſtehen kommen. F 

Präſident: Ich rufe Artikel I auf und eröffne 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. (Abg. Raſchke: Erbärmlicher Schuft! 
Ihr Bürſchchen werdet noch bitten!) Es wird mir 
eben gemeldet, Herr Abg. Raſchke, daß Sie „er: 
bärmlicher Schuft“ gerufen haben. Haben Sie 
damit ein Mitglied des Hauſes gemeint? Wenn 
Sie nicht den Mut haben, ſich dazu zu bekennen, 
werde ich von einem Ordnungsrufe abſehen. 
(Abg. Raſchke: Von einem Faſchiſten laſſe ich 
mich nicht mehr zur Ordnung rufen! Abg. Liſch⸗ 
newſki: Ihre Ordnungsrufe prallen an uns ab! 
— Abg. Raſchke: Sie möchten die ganze Fraktion 
hinauswerfen, den Gefallen werden wir Ihnen 
nicht tun!) , : 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die Dangi- 
ger Arbeiterſchaft hat heute erneut die Früchte 
der Demokratie an ihrem eigenen Leib geſpürt. 
(Zwiſchenrufe der Kommuniſten. — Abg. Raſchke: 
Ich verſtehe die Geſchäftsordnung beſſer zu hand⸗ 
haben als Sie, ehemaliger Tiſchlergeſelle!l) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, da Sie fort- 
während ſtören, rufe ich Sie zum zweiten Male 
zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Aus welchem 
Grunde demonſtrieren heute die Erwerbsloſen 
und die Hafenarbeiter? Weil ſie den Anträgen 
der Kommuniſtiſchen Fraktion Nachdruck verlei- 
hen wollen. Was verlangen wir Kommuniſten 
und mit uns die Erwerbsloſen in unſern Anträ⸗ 
gen? Wir verlangen in Artikel I: „S 11 erhält 
folgende Faſſung: Die Unterſtützung wird vom 
erſten Tage der Erwerbsloſigkeit für jeden Wochen⸗ 
tag gewährt.“ Wir ſehen hier, was für eine Not 
bei den Erwerbsloſen herrſchen muß, wenn ſie 
ſchon wegen dieſer kleinen Forderung auf die 
Straße gehen, wenn ſie dem Ruf der Kommuniſti⸗ 
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ſchen Partei folgen. Weil fie das verlangen, was (0) 


jedem Menſchen zuſteht, kommt die Schupo, ge⸗ 
führt von einem Senator, der ſich zur Sozialde⸗ 
mokratie bekennt und läßt Arbeiter mißhandeln, 
läßt Abgeordnete verhaften. Wir Kommuniſten 
haben die Forderung auf Erhöhung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung nicht allein geſtellt, ſondern ſie 
hat den Volkstag ſchon mehr als einmal beſchäf⸗ 
tigt. Es zeigt ſich, daß es damals auch die Sozial⸗ 
demokraten waren, die die Forderungen der Er: 
werbsloſen vertraten. Daß es damals aber nur 
Heuchelei geweſen iſt, beweiſen die heutigen Tat⸗ 
ſachen. In der vergangenen Sitzung ſtellte ſich 
der Abg. Schmidt hierher und ſchlug radikale 
Töne an. Das iſt eine elende Heuchelei, genau 
ſo, wie die Ausführungen des Abg. Moritz bei der 
erſten Beratung, wo er erklärte, die Sozialdemo⸗ 
kratie ſtände dem Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion betreffs Erhöhung der Erwerbslofen: 
unterſtützung ſympathiſch gegenüber. Mit Wor⸗ 
ten iſt den Erwerbsloſen, mit Worten iſt auch den 
Hafenarbeitern nicht geholfen. Sie wollen Taten 
ſehen, und es wird unſere Aufgabe fein, den Go- 
zialdemokraten noch einmal in die Ohren zu 
ſchreien, was der Abg. Schmidt im Volkstag in 
der 87. Sitzung am 12. Februar 1925 von dieſer 
Stelle erklärt hat. Die Lage der Erwerbsloſen 
hat ſich ſeitdem nicht gebeſſert, ſondern verſchlech⸗ 
tert. Der Abg. Schmidt erklärte in der genannten 
Volkstagsſitzung folgendes: 
Was tut man nun, um auf dem Lande die 
Grenze niedrig zu halten? Man greift auf Löhne 
zurück, von denen es eine Schande iſt, daß ſie über⸗ 
haupt gezahlt werden, z. B. im Kreiſe Großes Wer⸗ 
der auf den Tarif, den eine Arbeitgebergruppe vom 
Landbund, die nur in der Phantaſie einiger Men⸗ 
ſchen exiſtiert, in Wirklichkeit aber nicht vorhanden 
iſt, abgeſchloſſen hat. (Abg. Doerkſen: Das ſcheint 
Ihnen unangenehm zu ſein!) Uns iſt ſie nicht unan⸗ 
genehm, vielleicht wird ſie Ihnen noch einmal unan⸗ 
genehm werden. Die Organiſation hat einen Tarif 
abgeſchloſſen mit 2,94 Gulden pro Tag plus 4 Pfund 
Roggen und 1 Liter Milch. Ein anſtändiges Geld, 
Herr Gaikowſti? (Abg. Gaikowſti: Ich habe es nicht 
abgeſchloſſen?) Das glaube ich auch, wohl aber die 
Organiſation. der Herr Doerkſen angehört. (Wider: 
ſpruch des Abg. Doerkſen.) Dieſe Organiſation dient 
dazu, um die Lebenshaltung der Arbeiterſchaft zu 
drücken. Es haben ſich einige Dumme gefunden, die 
auf den Leim gekrochen ſind. Vielleicht hat man ſie 
durch Fuſel gefügig gemacht. Ein denkender Menſch 
kann jo etwas nicht machen. Der Kreisfürſorgeaus⸗ 
ſchuß für den Kreis Großes Werder hat nicht das 
Recht auf die fingierten Zahlen hin, die von betrun⸗ 
tenen Leuten und von einigen Beſitzern des Kreiſes 
Großes Werder unterſchrieben find, Unterſtützungsſätze 
zu zahlen, Sie glauben doch nicht, daß ein Familien⸗ 
vater ſeine Familie als Vollarbeiter unterhalten 
kann, wenn er 3,90 Gulden Arbeitslohn erhält. Da 
kann die höchſte Unterſtützung nur 3,10 Gulden be⸗ 
tragen, auch wenn der Mann 10 Kinder hat. Das 
jind 80 Prozent von dem berühmten Lohn der gelben 
Organiſation, der ſogenannten Arbeitgebergruppe des 
Landbundes. (Zwiſchenruf des Abg. Gaikowſki.) Herr 
Gaikowſti, da müſſen Sie Ihrem Parteigenoſſen auf 
die Sprünge helfen. Wir wollen dieſen armen Leu⸗ 
ten helfen. Wir ſehen, wie eng die Behörde, trok- 
dem die Deutſchnationalen nicht allein Regierungs: 
partei find, mit dieſen Leuten zuſammenarbeitet. 
Das beweiſt, daß da ganz gehörig aufgeräumt werden 
muß. So geht die Geſchichte nicht weiter. Dieſe 
deutſchnationalen Agrarier auf dem Lande ſollen 
nicht das Glück haben, die Arbeiterſchaft mit Füßen 
zu treten. Wenn die Arbeiterſchaft leider ſo rück⸗ 
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ſtändig geweſen iſt und nicht durch Wahlen ſelbſt da⸗ 
für geſorgt hat, daß dies Räubergeſindel verſchwun⸗ 
den iſt, werden wir dafür im Großen Werder ein⸗ 
treten müſſen, daß es anders wird. Von allen ge⸗ 
rechtdenkenden Menſchen muß man das verlangen. 
Ich frage: Was hat ſich ſeitdem geändert? Die 
Wahlen haben eine andere Mehrheit gebracht, 
und es ſind jetzt im Volkstag 42 ſozialdemokra⸗ 
tiſche Abgeordnete vertreten. Die Maßnahmen 
aber, die die Deutſchnationalen damals durchge⸗ 
führt haben, führen jetzt die Sozialdemokraten 


in verſchärftem Maße durch. Wenn hier der Abg. 
Schmidt davon ſpricht, daß diejenigen, die den Ta: | 


tif abgeſchloſſen haben, mit Fuſel beſoffen gemacht 
porba find, fo weiſe ich darauf hin, daß der Abg. 
Rehberg, ſeines Zeichens Sozialdemokrat, denſel⸗ 
ben Tarif auch anerkannt hat. Alſo he 
wir, daß ein Sozialdemokrat dem andern vorwirft, 
daß er ſich von den Unternehmern beſoffen machen 


läßt. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Gewerkſchaftsführer gemeinſam 


mit den Unternehmern arbeiten, daß ſie nicht die 
Arbeiter für beſſere Lebensbedingungen in den 
Kampf führen, ſondern den Arbeitern in den Rük⸗ 


ten fallen. Das iſt erneut dadurch bewieſen, daß 
der Herr Abg. Werner, als heute die Hafenarbei⸗ 
ter in den Streik traten, dafür ſich einſetzte, daß 


die berittene Schutzpolizei nach Lauental, nach dem 
geſamten Hafengebiet geſandt wurde. Nur durch 
das Hinwirken des Abg. Werner find die bexritte⸗ 
nen Schutzpoliziſten zum Hafen gekommen. (Zeb: 
hafter Widerſpruch des Abg. Werner.) Wenn ich 
verrückt bin, ſind Sie ſchon längſt verrückt, Sie 
dickes Schwein! Wir ſehen hier das Zuſammen— 
arbeiten der Sozialdemokraten mit den Unter- 
nehmern gegen die Arbeiterſchaft. Wenn der Abg. 
Schmidt in der damaligen Volkstagsſitzung davon 
geſprochen hat, wie ein Familienvater mit 3,10 
Gulden täglich leben ſoll, ſo fragen wir heute 
auch, warum geben Sie den Erwerbsloſen nicht 
mehr? Wir als Kommuniſten verlangen ja heute 


nicht einmal ſo viel, als Sie vor Jahren verlangt 


haben, trotzdem heute die Lebenshaltungskoſten 
bedeutend höher ſind als je zuvor. Es war am 


28. November 1924, als auch wiederum der Abg. 


Schmidt im Volkstag erklärte: 


Ich möchte noch darauf hinweiſen, daß die Er⸗ 


werbsloſenunterſtützung ſeit Februar dieſes Jahres 
dieſelbe geblieben iſt. 


Lebenshaltungskoſten erfolgt. Ich weiß mit Beſtimmt⸗ 
heit, daß die meiſten Abgeordneten, ſelbſt die, die bei 
der Behandlung der Frage im Saal anweſend find, 
trotzdem die meiſten es vorgezogen haben, draußen 


ihren Kaffee zu trinken, nicht wiſſen, wie hoch die 


Erwerbsloſenunterſtützung ift. 


Gerade ſo wie damals ſitzen die Abgeordneten der 


Sozialdemokratie heute draußen und trinken ihren 
Kaffee, ohne ſich hier um die Geſchicke der Erwerbs⸗ 
loſen zu bekümmern. Der Abg. Schmidt erklärte 
dann weiter: 1 
Diele Sätze wollen wir mit 50 Prozent aufbeſſern. 
Dabei würden folgende Sätze herauskommen: 2,35 
Gulden für den Erwerbsloſen ſelbſt, 70 Pfennig für 
die Ehefrau und 60 Pfennig für jedes Kind. F 
Alſo ſchon am 28. November 1924 haben die Go- 
zialdemokraten 2,35 Gulden für den Anter⸗ 
ſtützungsempfänger gefordert. Heute nach fünf 
Jahren lehnten es die Sozialdemokraten ab, trog- 


hier ſehen 


Seit dieſer Zeit iſt doch aber 
ganz unzweifelhaft eine bedeutende Steigerung der 


2015 


dem die Lebenshaltungskoſten 
mehr geſtiegen ſind. Wenn die Erwerbsloſen es 
wagen, zu beweiſen, daß ſie Hunger haben und die 
Forderungen nicht etwa aus Luſt und Liebe ſtel⸗ 
len, dann ſind es ſozialdemokratiſche Senatoren 
und ſozialdemokratiſche Schupooffiziere, die gegen 
die Arbeiterſchaft, die gegen die Erwerbsloſen los⸗ 
gelaſſen werden, um ſie niederzuſchlagen. Aber 
die Arbeiterſchaft, die Erwerbsloſen werden er: 
kennen, welchen Weg ſie gehen müſſen. Sehen Sie 
nicht nur nach Danzig, ſondern ſehen Sie, wie in 
der ganzen Welt die revolutionäre Bewegung 
wächſt. Es wird aber bald der Tag kommen, wo 
die Arbeiterſchaft Sie zum Teufel jagt, daß Sie 
dann genau dasſelbe mit Ihnen machen wird, wie 
es die ruſſiſchen Arbeiter und Bauern mit den 
Menſchewiki und den Kapitaliſten vor 12 Jahren 
gemacht haben. 

Im Jahre 1925 waren es ſogar die Deutſch⸗ 
nationalen, die ein warmes Herz für die Erwerbs⸗ 
loſen hatten, indem ſie auch eine Entſchließung 
einreichten, unterzeichnet von Mayen, Schütz, dann 
vom Zentrum und den Liberalen, Gaikowſki, 
Mohn, Ediger. Die Entſchließung verlangte da— 
mals auch eine Verbeſſerung der Lage der Er— 
werbsloſen. Heute ſehen wir, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten ſo wie die Deutſchnationalen Hand in 
Hand über alle Forderungen der Erwerbsloſen 
| Binmeggehen. Dann fagte der Abg. Schmidt im 
Jahre 1924, nachdem er den Deutſchnationalen 
allerhand Schandtaten vorgeworfen hat, wie ſie 
die Erwerbsloſen behandeln, folgendes: 

Die Macht der Deutſchnationalen geht ſo weit, 
| daß fie dem immerhin noch bis zu einem gewiſſen 
| Grade ſozial eingeſtellten Zentrum auch in der Frage 
| der ſozialen Fürſorge klar und deutlich ihren Willen 
diktieren. 

Heute ſehen wir, daß das Zentrum nicht ſozialer 
iſt als die Deutſchnationalen und daß die Sozial⸗ 
demofraten auch nicht ſozialer find als die Deutſch— 
nationalen und das Zentrum. Dann ſagte er 
weiter: 

Wir können mit Stolz fagen, — m. D. u. H. !, 
darauf ſind wir ſtols — daß es uns gelungen iſt, trotz 
des Anſturms der geſamten Gegnerſchaft, trotzdem 
wir in der Regierung waren, mit dem Zentrum zus 

| ſammen die Anſchläge gegen die Erwerbsloſen zurück⸗ 
zuſchlagen. Dem Senator Dr. Wiercinſki möchte ich 
perſönlich ſagen: Es iſt Ihre Pflicht und Schuldigkeit, 
dafür zu ſorgen, daß in Ihrem Reſſort Ordnung 
herrſcht. Laſſen Sie dem neben Ihnen ſitzenden jun⸗ 
gen Mann nicht zuviel Willen. Er hat die Erwerbs- 
| loſenfürſorge zu einem großen Teil beeinflußt. Zu 
einer anderen Zeit wäre Dr. Hemmen, dieſer junge 
Mann, Sekretär, oder verrichtete untergeordnete 
Dienſte. Jetzt hat er es ſo weit gebracht, daß er die 
rechte Hand eines Miniſters in Danzig iſt. Dieſer 
junge Mann iſt der eigentlich Verantwortliche für die 
ſozialen Schweinereien, die in Danzig vorkommen. 


Wir ſehen, daß er damals die Handlungen des 
Herrn Dr. Hemmen und des Senators Dr. Wier— 
cinſki kritiſiert hat. Heute figen diefe Herren ge- 
rade ſo wie damals zuſammen, um gemeinſam mit 
den Parteien von der S. P. D. bis zu den Deutſch⸗ 
nationalen die Erwerbsloſenfürſorge abzubauen. 
Wenn wir Kommuniſten verlangen, daß die Ge⸗ 
noſſen, die dieſe Frage im Ausſchuß behandelt ha⸗ 
ben, auch hier im Plenum für die Intereſſen der 
Erwerbsloſen eintreten ſollen, dann werden ſie 


i 


von einem ſozialdemokratiſchen Präſidenten aus- 


noch bedeutend (© 


(D) 


(A 


— 


2016 Volkstag Danzig — 107. Sitzung. 


(Langnau, Abgeordneter) 

geſchloſſen, ohne daß er überhaupt hört, was dieſe 
Abgeordneten erklären wollen. Die Sozialdemo⸗ 
kraten fahren heute in demſelben Fahrwaſſer wie 
damals die Deutſchnationalen. Es iſt zutreffend, 
daß ſie heute in allen Fragen dasſelbe machen, was 
damals die Deutſchnationalen gemacht haben, auch 
ſoweit es ſich um den Präſidenten handelt. Im 
Jahre 1925 war es der Abg. Spill, der gegen die 
Gewaltmaßnahmen des damaligen deutſchnatio⸗ 
nalen Präſidenten Dr. Treichel Sturm lief. Heute 
ſehen wir, daß er in dasſelbe Fahrwaſſer hinein⸗ 
gegangen ift, wie die deutſchnationalen Präfiden- 
ten. 


Wir Kommuniſten ſagen aber: Wenn Sie auch 
die Demonſtration der Erwerbsloſen verbieten, ſo 
werden Sie den revolutionären Geiſt der Arbei— 
terſchaft, den revolutionären Geiſt der Erwerbs: 
loſen nicht mehr aufhalten, und wenn die Lügen⸗ 
ſtimme, das Schmutzblatt der Sozialdemokraten ... 


Präſident: Herr Abg. Langnau, ich habe Sie 
bis jetzt nicht unterbrochen, muß Sie aber jetzt doch 
darauf aufmerkſam machen, daß wir bei der zwei- 
ten Beratung find, und der Artikel I zur Ber- 
handlung ſteht. (Abg. Liſchnewſki: Wenn es gegen 
die „Volksſtimme“ geht, greift der unparteiiſche 
Präſident ein!) 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Da die Er- 
werbsloſen heute für den Artikel I demonſtriert 
haben, den wir beantragt haben, iſt es notwendig, 
daß man darauf eingeht, wie die „Volksſtimme“ 
über die Erwerbsloſen denkt. Dort ſteht heute, daß 


(B) die Polizei den Kommuniſten eine Blamage da- 


durch abgenommen hat, daß ſie die Kundgebung 
verboten hat. Wenn der Polizeipräſident gewußt 
hätte, daß nur wenig Arbeiter aufmarſchieren 
würden, hätte er die Demonſtration nicht verbo- 
ten. In Wirklichkeit wußte er, daß heute Maſſen 
aufmarſchieren würden, deshalb wurde die De— 
monſtration verboten. Die „Volksſtimme“, das 
Organ der Sozialdemokraten ſagt, es iſt richtig, 
daß man es verboten hat, weil die Demonſtran⸗ 
ten ſonſt in die Bannmeile gekommen wären. Alſo 
die Abgeordneten von den Deutſchnationalen bis 
zu den Sozialdemokraten haben Angſt, daß die 
Erwerbsloſen hier aufmarſchieren. Es könnte auch 
ſoweit kommen, daß die Erwerbsloſen Sie am 
Kragen bekommen hätten und Sie dann mit 
Ihren Köpfen, weil Sie die Erwerbsloſen immer 
verraten, auf das Pflaſter ſtoßen würden. Man 
hat ſich im Ausſchuß nicht um unſere Forderungen 
bekümmert. Man hat auch im Ausſchuß nicht zu⸗ 
gelaſſen, daß die Erwerbsloſendelegation daran 
teilnahm. (Abg. Moritz: Es war ja keine da!) Es 
iſt eine Delegation da geweſen. (Abg. Moritz: Sie 
iſt auf Einladung nicht gekommen!) Wir wollten, 
daß die Erwerbsloſen ihre Forderungen ſelbſt be— 
gründen ſollten, weil die Sozialdemokraten zu 
uns Kommuniſten immer jagen: „Eure Forde- 
rungen ſind nur Agitationsforderungen, die Er⸗ 
werbsloſen ſtehen nicht dahinter. Als aber jetzt 
die Delegation mit beraten und mit darüber ent- 
ſcheiden wollte, waren es die Sozialdemokraten 
und die andern Abgeordneten bis zu den Deutſch⸗ 


Mittwoch, den 30. Oktober 1929. 


Ich frage: Iſt es möglich, daß ein Erwerbs⸗ 
loſer, der doch nur einen geringen Lohn gehabt 
hat, wenn er entlaſſen wird, noch zwölf Tage 
warten ſoll, bis er die Unterſtützung erhält? Es 
ſind nicht nur acht Tage, ſondern zwölf. Wenn 
ein Arbeiter von Schichau oder einer von den 
Landarbeitern entlaſſen wird, hat er vorher 4 
Gulden pro Tag verdient, vier Gulden, die für 
ihn und ſeine Familie mit vielleicht fünf oder 
ſieben Kindern reichen follen, aber nicht im ge: 
ringſten ausreichen. Dann wird er entlaſſen, 
meldet ſich erwerbslos und muß dann noch eine 
Karenzzeit von ſechs Tagen durchmachen. Zwölf 
Tage muß er dann warten, bis er das erſte Geld 
bekommt. Aber wir ſehen, daß das die Abgeord⸗ 
neten ganz ruhig läßt. Sie können ſich nicht mehr 
in die Leiden der Arbeiter hineindenken, weil ſie 
innerhalb des kapitaliſtiſchen Staates gut be⸗ 
zahlte Poſten haben. Sie bekümmern ſich über⸗ 
haupt nicht mehr um das Los der geſamten Ar⸗ 
beiterſchaft. Die Arbeiter und die Erwerbsloſen 
werden aber dazu Stellung nehmen. Glauben Sie 
nicht, daß der Kampf der Erwerbsloſen und der 
Arbeiter ſchon abgeſchloſſen iſt. Der Kampf wird 
in verſtärkter Form weitergehen. Dann wird die 
Arbeiterſchaft immer mehr begreifen, daß nicht 
in dieſer Quaſſelbude die Geſchicke der Arbeiter- 
ſchaft erledigt werden, daß die Arbeiterſchaft nicht 
durch dieſen Volkstag befreit wird, ſondern nur 
durch den Sturz der kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ordnung; denn der kapitaliſtiſche Staat iſt nicht in 
der Lage, das Los der Erwerbsloſen zu beſſern. 
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Dieſer kapitaliſtiſche Staat iſt nur imſtande, die (py 


Arbeiter und Erwerbsloſen mit dem Gummi: 
knüppel zu verhauen und ihnen blaue Bohnen zu 
geben. Zu etwas anderem iſt dies vermorſchte 
Syſtem nicht imſtande. (Abg. Gehl: Wer gibt 
Ihnen das Recht, im Namen der Arbeiterſchaft zu 
ſprechen?) Das Recht, im Namen der Arbeiter- 
ſchaft zu ſprechen, hat nur die Kommuniſtiſche 
Partei. (Abg. Gehl: Das ſagt Ihr!) Das beweiſen 
die Tatſachen. Das wird dadurch bewieſen, daß Sie 
als Sozialdemokraten heute die Erwerbsloſen 
mit dem Gummiknüppel traktieren ließen. Auf 
Ihr Konto wird der heutige Tag geſchrieben, 
weil Sie daran ſchuldig ſind. Wenn der Senator 
Arczynſki gejagt hätte, das Verbot des Polizei- 
präſidenten iſt aufzuheben, dann wäre das ge⸗ 
ſchehen und der Polizeipräſident hätte keine 
Widerrede gemacht. Aber Senator Arczynſki will 
es dem Bluthund Zörgiebel nachmachen. i 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Lang- 
nau, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Warum, aus 
welchem Grunde? (Gib ihm mal ein Schluckchen. 
Waſſer! bei den Kommuniſten.) Dann wird er 
noch immer dümmer. Zörgiebel iſt Polizeipräſi⸗ 
dent von Berlin. Wir ſagen, er iſt ein Bluthund, 
weil er am 1. Mai die Berliner Arbeiterſchaft 
niedermeucheln ließ. Wenn man einen ſolchen 
Mann nicht mit ſeinem Namen nennen darf, tut 
es mir leid. Ein altes Sprichwort heißt: „Ein 
Lump iſt und bleibt ein Lump!“ Wenn man 
einen Menſchen, der Arbeiter niedergemeuchelt 


nationalen, die es ablehnten, daß die Delegation hat, als Bluthund bezeichnet, ſo iſt nicht zu ver⸗ 
ſtehen, daß man dafür einen Ordnungsruf . bes 


daran teilnehmen ſollte. 
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kommt. Aber ob dort oben ein ſozialdemokratiſcher 
oder ein deutſchnationaler Präſident ſitzt .... 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte die Kri⸗ 


tit der Geſchäftsführung zu unterlaſſen und zur 
Sache zu kommen. (Abg. Opitz: Er ſpricht ja zur 
Sache!) 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wir müſſen 


fejtitellen, daß nur allein die Kommuniſtiſche 
Partei das Recht hat, ob es die erwerbsloſen 
oder die noch im Betriebe ſtehenden Arbeiter ſind, 
zu vertreten. Vor dem Kriege mißbilligte die Go- 
zialdemokratie alle Maßnahmen der gelben Ge⸗ 
werlſchaften und erklärte: „Ihr habt nicht das 
Recht, die Arbeiterſchaft zu vertreten.“ Noch 
ſchlimmer, als es vor dem Kriege die gelben Ge⸗ 
werkſchaftler machten, machen es heute die Sozial⸗ 
demokraten und die Gewerkſchaften. 5 
Aus dieſem Grunde wird es unſere Aufgabe 
als Kommuniſten ſein, den Erwerbsloſen in allen 
unſeren Verſammlungen zu ſagen, welch Geiſtes 


ſam mit den Deutſchnationalen durch dick und 
dünn gehen, daß fie gemeinſam mit den Deutſch⸗ 
nationalen dies verruchte Syſtem weiter aufrecht— 
erhalten wollen. Die Arbeiterſchaft wird Abrech— 
nung halten. Wenn Sie heute die Erwerbsloſen 
mit dem Gummiknüppel traktiert haben, wird es 
Ihnen die Arbeiterſchaft niemals vergeſſen. Wir 
erklären, die Arbeiterſchaft hat zu lange geliebt, 
fie wird jetzt einmal haſſen lernen, auch Sie (zu 
den Sozialdemokraten) wird ſie lernen zu haſſen, 
die, die Sie einſt angaben, Führer der Arbeiter: 
ſchaft zu ſein, jetzt aber alle Forderungen der Ar— 
beiterſchaft und Erwerbsloſen mit Füßen treten. 
Deshalb wird die Abrechnung mit allen bürger- 
lichen Parteien, einſchl. der Sozialdemokratiſchen 
Partei eine grauſame fein; denn die Arbeiter- 
ſchaft erwacht und wird weiter kämpfen bis zum 
1670 dieſes Syſtems. (Bravo bei den Kommuni— 
ſten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Sympathien, die die Sozialdemokratie angeb— 
lich für die Erwerbsloſen aufbringt, machen ſich 
darin bemerkbar, daß ſie es heute nicht mehr für 
nötig hält, zu dieſen Fragen in aller Oeffentlich— 
keit Stellung zu nehmen. (Abg. Langnau: Sehr 
wahr!) Wenn die erſte Leſung noch den Abg. Mo⸗ 
tif herausgelockt hat, dann deshalb, um der Ar- 
beiterſchaft. beſonders den Erwerbsloſen, wieder 
mit den üblichen ſozialdemokratiſchen demagogi⸗ 
ſchen Mitteln dienen zu können. Das zeigte ſich ja 
auch gleich im Ausſchuß, wie die Sympathien der 
Sozialdemokraten für die Arbeiter, für die Er⸗ 
werbsloſen ausſahen, indem ſie unſere Geſetzesvor⸗ 
lagen mit der Begründung ablehnten, es ſei kein 
Geld vorhanden. 

Ich will mich deshalb kurz mit der Frage be— 
ſchäftigen, ob Geld für dieje Zwecke vorhanden ijt 
oder nicht. Wenn man erklärt, ein Intereſſe an 
der Erhaltung dieſes kapitaliſtiſchen Staates zu 
haben, werden allerdings die Mittel ſehr ſpärlich 
ſein. Wenn man aber als Sozialdemokrat erklärt, 
daß man auch für die Arbeiterſchaft etwas übrig 
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für die Intereſſen der Beſitzenden, für die Inter⸗ 
eſſen der Ausbeuter, eintreten kann. Wenn Herr 
Vizepräſident Gehl der Meinung zu ſein glaubt, 
daß wir nicht das Recht haben, für die Erwerbs- 
loſen zu ſprechen, ſo will ich dazu ſagen, daß wir 
das Recht gern an ihn abtreten, wenn er den Be- 
weis liefert, daß er gewillt iſt, etwas für die Er⸗ 
werbsloſen zu tun. Aber dieſen Beweis hat er 
nicht erbracht und wird ihn nicht erbringen. Was 
er uns beweiſen könnte, wäre, daß er wie ich vor- 
hin ſchon ſagte, tatſächlich für die beſitzenden Kreiſe 
für diejenigen eintritt, die von Not und Elend 
keine Ahnung haben. Wenn er es auch nicht mit 
Worten ſagt, daß er dieſe Intereſſen wahrnimmt, 
ſo beweiſen doch die Taten hundertfältig, daß es 
ſo iſt. 

Man braucht ſich nur an einige Vorkommniſſe 
zu erinnern, um den Beweis zu liefern. Ich erin- 
nere daran, daß es dieſe Regierung, in der die So— 
zialdemofratie tonangebend ift, in der Hand hat, 
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iſt, die ganz erhebliche Mittel für die 
Räume der Senatoren ausgab. Bis in die Hun⸗ 
derttauſende geht das bekanntlich. Aber dabei 
blieb die Sozialdemokratie noch nicht ſtehen. Je— 
der der Senatoren und beſonders die ſozialdemo— 
kratiſchen Senatoren mußten ein Auto haben. 
Die Herren Senatoren haben es heute auf Grund 
ihres Gehalts nicht einmal nötig, ſich einen eige— 
nen Chauffeur zu halten, auch noch der Chauffeur 
muß von der Staatskaſſe unterhalten werden. Herr 
Arczynſki, Herr Gehl, Herr Dr. Zint, wie ſie alle 
heißen, laſſen ſich in der Stadt herumfahren. 
Chauffeur muß ein Schupomann ſpielen. Ob die 
Herren ſo feige ſind, daß ſie einen Schupomann als 
Schutz gebrauchen, entzieht ſich meiner Kenntnis. 
Anzunehmen iſt es ſchon, daß fie für alle Fälle ge- 
wappnet ſein wollen, beſonders deshalb, weil die 
revolutionäre Stimmung in der Arbeiterſchaft 
immer größere Formen annimmt. (Zuruf des 
Abg. Liſchnewſki.) Wir haben ja in der letzten 
Sitzung von der Sozialdemokratie ſelbſt erfahren 
müſſen, was neben dieſen Ausgaben noch alles an 
Ausgaben im Intereſſe des kapitaliſtiſchen Staates, 
im Intereſſe der Ausbeutung und Unterdrückung 
ausgegeben wird. Um mit dem „ehrlichen Pro- 
leten“ Eduard Schmidt zu ſprechen, möchte ich be- 
merken, daß er es war, der hier eine ganze Liſte 
anführte und zum Ausdruck brachte, daß die von 
ihm gekennzeichneten Schupooffiziere nicht berech— 
tigt wären, derartige Gehälter zu beziehen. Das 
iſt beiſpielsweiſe zwar nicht direkt, aber indirekt 
geſagt worden. 

Ich bemerke. daß das unſer Standpunkt ift und 
erkläre frei und offen, für ſolche Schupooffiziere, 
die beſoffen in den Ecken herumliegen, die ſich die 
Hoſen vollmachen, die fih im Dienſt mit Sitten- 
mädchen abgeben, die in beſoffenem Zuſtand mit 
ihren Autos Menſchen gefährden oder totfahren, 
ſollte der Staat kein Geld übrig haben. Was tut 
aber dieſer Staat, was tun die jozialdemofra- 
tiſchen Senatoren? Sie heißen das Verhalten der 
Schutzpolizeioffiziere gut, bewilligen ihnen weiter 
das Gehalt und ſtellen darüber hinaus noch neue 
Schutzpolizeioffiziere an, die dann auf die Arbei- 
terſchaft losgelaſſen werden. Wir bedauern unend- 


hat, dann verſtehen wir es nicht, wie man allein lich, daß jih die unteren Schutzpolizeibeamten noch 


m~ 


(©) 


D} 


— a N 


(A) 


(B) 


2018 


(Naſchke, Abgeordneter) 
immer von dieſen Leuten mißbrauchen 


Volkstag Danzig — 107. Sitzung. 


Mittwoch, den 30. Oktober 1929. 


(Abg. Liſchnewſki: Sehr wahr!) Dieſe Leute haben Jahren den Erwerbsloſen keine Erhöhung zuge- 
mit dem Proletariat abſolut keine Gemeinſchaft, billigt worden iſt, daß ihnen ſeit zwei Jahren keine 


ja ich behaupte, ſie haben ſich den Wind noch gar außergewöhnlichen Beihilfen gewährt 


nicht um die Ohren ſauſen laſſen. (Sehr wahr! 


worden 
find. Alles unter der ſozialdemokratiſchen Regie- 


bei den Kommuniſten.) Will man etwa hier be- rung. Wenn wir heute verlangen, daß dieje mini- 


haupten, daß der Oberleutnant jetzige Hauptmann 
Sturm ſchon einmal im Schützengraben zur Zeit 
des Weltkrieges geweſen iſt? 

Vizepräsident Dr. Bogdan: Herr Abg. Raſchke, 
die Schutzpolizei ſteht hier aber nicht zur Debatte. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich will damit 
nur den Nachweis führen, wo die Gelder bleiben, 
die eigentlich für die Erwerbsloſen angewandt 
werden könnten, da doch die Sozialdemokratie im⸗ 
mer angibt, es wäre kein Geld vorhanden. Ich 
ſage alſo, wenn man auf der einen Seite neue 
höhere Beamtenſtellen ſchafft, für die ein Gehalt 
von monatlich 1000 und noch mehr Gulden bezahlt 


wird, wenn fih der Staat das leiſten kann, dann f zwei oder drei Jahre nicht 


beweiſt das, daß man mit den Erwerbsloſen nichts 
zu tun haben will, daß man fie auszuhungern ge- 
denkt. 

M. D. u. H. von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei, wie ſteht es denn mit Senator Dr. Althoff? 
Hat man ihm nicht ſoundſoviel Gulden mehr Ge⸗ 
halt zugebogen? Hat man ihm nicht ein ganzes 
Vierteljahr, wenn auch nicht Gehalt, ſo doch eine 
Entſchädigung in Höhe des Gehalts gezahlt? Auch 
hier werden ein paar tauſend Gulden herauskom⸗ 
men, die ſehr gut für die Erwerbsloſen verwandt 
werden könnten. Und ſchließlich, wie ſteht es mit 
den Steuern? Haben Sie ſchon einmal den Ver⸗ 
ſuch gemacht, das durchzuführen, was in Ihrem 
Programm ſeinerzeit geſtanden hat? Haben Sie 
ſchon einmal verſucht, eine progeſſiv ſteigende Ein⸗ 
kommenſteuer durchzuführen? Sie haben nichts 
Derartiges unternommen, ſondern Sie haben frei 
und offen erklärt, heute iſt die Situation anders, 
heute gilt es, zu zeigen, daß man Lakai des Un⸗ 
ternehmers, daß man Kapitalknecht geworden iſt 
und es weiter bleiben will. 

Was von den Sozialdemokraten gilt, gilt auch 
vom Zentrum. Auch Sie geben immer an, eine Ar⸗ 
beiterpartei zu ſein. Auch Sie verſuchen noch im— 
mer, die Arbeiter zu verwirren. Sie glauben noch 
immer, mit Ihren hohlen Phraſen, mit Ihrer 
göttlichen Allmacht bei der Arbeiterſchaft Eindruck 
ſchinden zu können. Aber das Verhalten der bür⸗ 
gerlichen Parteien einſchließlich der Sozialdemo— 
kratie zeigt der Arbeiterſchaft immer mehr, wel- 
chen Weg ſie zu gehen hat, wenn ihre Intereſſen 
wirklich wahrgenommen werden ſollen. Die Er⸗ 
werbsloſen und nicht nur dieſe, ſondern ſämtliche 
Arbeiter erkennen, daß es heute die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei iſt, die alles vermeidet, um der 
Arbeiterſchaft zu ihrem Recht zu verhelfen, daß 
ſich die Sozialdemokratiſche Partei mit Haut und 
Haaren dem Kapitalismus verſchworen und ver- 
ſchrieben hat. Die Arbeiterſchaft wird daraus ihre 
Konſequenzen zu ziehen wiſſen. 

Wenn ich jetzt noch kurz zu unſerer Vorlage tom- 
me, ſo tue ich es, um auch hier der Sozialdemokra⸗ 
tie zu jagen, daß es ihre Pflicht wäre, unſerm Ge- 
ſetzentwurf ſchon deshalb zuzuſtimmen, weil ſich 
die wirtſchaftliche Lage der werktätigen Bevölke⸗ 
rung ganz erheblich verſchlechtert hat. Es iſt der 


male Erwerbsloſenunterſtützung, die zum Leben 
zu wenig und zum Sterben zu viel iſt, erhöht wer⸗ 
den muß, ſo haben wir die Erwerbsloſen reſtlos 
hinter uns. Die heutige Demonſtration hat bewie⸗ 
ſen, daß die Erwerbsloſen gewillt ſind, für ihre 
Forderungen zu kämpfen. 5 

Aber m. D. u. H., es handelt ſich nicht allein 
um die Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung. 
Ich möchte noch einmal die Sozialdemokraten fra⸗ 
gen, wie ſie ſich das Leben der alten Invaliden 
denken, denen durch die Erwerbsloſigkeit ein Teil 
ihres Anſpruchs auf Invalidenrente verloren geht. 
Wir haben beiſpielsweiſe Erwerbsloſe, die ſchon 
arbeiten und auf 
Grund dieſer Erwerbsloſigkeit nur die Anwart⸗ 
ſchaft auf die Invalidenverſicherung aufrechter— 
halten können. Wenn dieſer Mann, der vier Jahre 
aus dem Produktionsprozeß ausgeſchieden iſt, in 
den Genuß der Invalidenrente kommen ſoll, macht 
ſich das erheblich bemerkbar. Die hundsmiſerable 
Invalidenrente, die wir jetzt haben, wird noch um 
fünf bis zehn Gulden im Monat gekürzt, weil der 
Mann nicht in der Lage war, ſeine Karten vollzu⸗ 
kleben, weil es ihm nicht möglich war, ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen. Alſo nicht allein, daß 
Sie heute die Erwerbsloſen verhungern laſſen, 
nehmen Sie es auch auf ſich, den alten Invaliden 
die Rente bewußt zu kürzen. 

Wenn Sie auch das ablehnen, dann beweiſt es 
immer mehr, daß Sie mit der Arbeiterſchaft nichts 
mehr gemein haben, daß Sie von der Arbeiter- 
ſchaft abſolut nichts wiſſen wollen. Schließlich hat 
die Arbeiterſchaft heute bereits erkannt, daß die 
Politik, die Sie treiben, die Arbeiterſchaft nicht 
zum Ziel führen wird. Sehen wir uns nur kurz 
die Lohnbewegungen an, die immer wieder ab- 
gebremſt werden und dahin gebracht werden, daß 
es nicht zu Streiks und Lohnbewegungen kommt. 
Schon allein auf Grund dieſer Tatſache wird es 
den Arbeitern immer mehr und mehr klar, daß ſie 
von den reformiſtiſchen Gewerkſchaftsbürokraten 
verraten werden. Was ſollen die Arbeiter dazu ſa⸗ 
gen, wenn ſich die ſozialdemokratiſche Gewerkſchafts⸗ 
führung heute nicht mehr auf dieſe Methoden be— 
ſchränkt, ſondern ganz offen dazu übergeht, Streiks 
der Arbeiterſchaft mit Hilfe der Arczynſki'ſchen 
Gummiknüppel niederzuſchlagen. Es iſt ein Be⸗ 
weis mehr für die ſozialdemokratiſchen Arbeiter, 
wenn heute im Hafen die Schupo gegen die Strei— 
kenden von ſeiten eines Gewerkſchaftsführers, näm⸗ 
lich des Gewerkſchaftsführers Werner, alarmiert 
wurde. (Abg. Werner: Das iſt doch nicht wahr!) 
Man will Arbeitswillige ſchützen. Alle dieſe Vor⸗ 
gänge führen der Arbeiterſchaft vor Augen, daß 
ſie von der Sozialdemokratie nichts mehr zu er⸗ 
warten hat, daß ſie ſich anders orientieren muß, 
daß ſie den Kampf verſchärft durchzuführen hat, 
wenn ſie zu ihrem Recht kommen will. 

Wenn Sie heute unſere Vorlage ablehnen, ſo 
wird das, wir ſprechen es offen aus, uns ein Agi⸗ 
tationsmittel mehr gegen Ihre korrupte Einſtel⸗ 
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lung in die Hand geben. Wie werden die Situ⸗ 
ation ausnutzen. Wir werden der Arbeiterſchaft 
zeigen, welchen Weg ſie zu gehen hat und werden 
ihr klar machen, daß ſie endlich mit Tiſchlergeſel⸗ 
len Schluß machen muß, die ſich ganz gemeine 
provokatoriſche Maßnahmen in dieſem Hauſe er⸗ 
laubt haben. 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Herr Abg. Raſchke, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Zuruf des Abg. Opitz.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich hoffe bez- 
ſtimmt, daß unſer Appell von dieſer Tribüne aus 
an die Oeffentlichkeit und insbeſondere an die Ar⸗ 
beitsloſen, an die Hafenarbeiter, nicht umſonſt 
geweſen iſt. Sie werden, genau wie in Deutſchland, 
erkennen, daß die Stunde des Kampfes geſchlagen 
hat, daß ſie kämpfen müſſen, wenn ſie dies kor⸗ 
rupte Syſtem beſeitigen wollen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen zu Artikel I nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. Wer Artikel I annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, Artikel I ift abgelehnt. (Abg. Raſchke: Alle 
ſitzen fie beim Mokka!) Ich rufe Artikel I auf und 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Wer als 
objektiver Zuſchauer im Volkstag an den Ver⸗ 
handlungen teilnimmt, muß den Eindruck bekom⸗ 
men, daß die Behandlung der Erwerbsloſenfrage 
für die geſamten bürgerlichen, einſchl. der ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten eine Nebenſächlich⸗ 
keit iſt, da ſie draußen im Erfriſchungsraum ſitzen. 
Gerade das Verhalten der Fraktionen bezüglich 
einer Ausſprache zeigt uns mit aller Deutlichkeit, 
daß die Sozialdemokratie vor allen Dingen gewillt 
iſt, bis zu den Neuwahlen alles auf Koſten der 
Arbeiterſchaft zu ſchlucken, um nur ihre Senato⸗ 
rengehälter zu erhalten, um das Wohlleben, das 
ſie jetzt führen, auch weiter führen zu können. 
Denn eine andere Argumentation des Verhaltens 
der Volkstagsabgeordneten iſt nicht möglich. Die 
Deutſchnationalen, die ſonſt immer ziemlich rege 
ſind, wenn es ihre Kreiſe betrifft, die Kleinrent⸗ 
ner uſw., die glauben, bei den alten Großmüttern 
auf Fiſchfang gehen zu können, haben nichts für 
die Erwerbsloſen übrig. Auf Koſten der Arbei⸗ 
terſchaft ſteigt ja der Profit der Deutſchnationalen 
ſowie der geſamten Bürgerlichen durch die große 
Erwerbsloſigkeit. Daher haben die Deutſchnatio⸗ 
nalen ein Intereſſe daran, das Erwerbsloſenpro⸗ 
blem zur Seite zu ſchieben. Sie wollen, daß die 
Erwerbsloſen alle noch weiter verelenden und zum 
Lumpenproletariat herabgedrückt werden. Das iſt 
kennzeichnend. 2 

Die Liberale Partei hat auch ein außerordent⸗ 
lich großes Intereſſe daran, daß die Erwerbsloſen 
nicht eine Erhöhung der Bezüge erfahren. Das 
iſt dieſelbe Linie wie bei den Deutſchnationalen, 
da die Liberalen eine ausgeſprochen kapitaliſtiſche 
Partei ſind. Sie haben an einem großen Erwerbs⸗ 
loſenheer und an der Verelendung der Arbeiter⸗ 
ſchaft genau dasſelbe Intereſſe, wie die Deutſch⸗ 
nationalen. Das Zentrum, das angeblich eine 
ſoziale Partei iſt, bringt hier im Volkstag nicht 
den Mut auf, zu dieſem Problem ſeine Stellung⸗ 
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nahme kund zu tun. Das Zentrum nennt ſich 
eine ſoziale Partei, iſt aber eine kapitaliſtiſche 
Partei und hat dasſelbe Intereſſe wie die anderen 
bürgerlichen Parteien. 

Nun ein paar Worte zu dem Verhalten der 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter in der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion. Wenn man angibt, Sozialiſt 
zu ſein und ſchon in Jugendjahren für die Rechte 
der Arbeiterſchaft gekämpft zu haben, ſo iſt das 
Verhalten der Arbeiter die in der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion im Volkstag anweſend ſind, 
nicht zu entſchuldigen. Im Gegenteil, es iſt ebenſo 
nichtswürdig, wie die Einſtellung jener, die das 
Heft in den Händen haben. Ich meine damit die 
Intellektuellen, die hauptamtlichen und nebenamt⸗ 
lichen Senatoren, die ſich von dieſen Intellektuellen 
den Daumen aufs Auge ſetzen laffen und gehor⸗ 
chen, um anſcheinend ſelbſt Profite aus dieſer 
Cliquenwirtſchaft herauszuziehen. Niemand aus 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion meldet ſich zum 
Wort. Auch der Abg. Moritz hielt es im Sozialen 
Ausſchuß nicht für nötig, von ſeinem Standpunkt 
aus das Arbeitsloſenproblem zu berühren und zu 
jagen, was er darüber denke. Ich frage die Re- 
gierung, ob ſie glaubt, mit ihrer Macht, mit den 
Schupobeamten, die ihr zur Verfügung ſtehen, 
auch mit dem ſozialiſtiſchen Hauptmann Sturm, 
der bodenloſen Verelendung ſtandhalten zu können 
und ſo ſtark zu ſein, daß ſie den Unwillen der Ar⸗ 
beiterſchaft mit ihrer faſchiſtiſchen und ſozialfaſchi⸗ 
ſtiſchen Macht zurückhalten kann? Reiche ſind ent⸗ 
ſtanden und vergangen. Machtverhältniſſe kamen 
und verſchwanden. So wird auch Ihre Macht ver⸗ 
ſchwinden, und Sie werden vom Strom der revo⸗ 
lutionären Arbeiterſchaft zu geeigneter Zeit von 
der Bildfläche hinweggeſchwemmt werden. 


Wir Kommuniſten haben nicht die Aufgabe, 
nur Agitation zu treiben, ſondern den Verelen⸗ 
dungsprozeß der Erwerbsloſen aufzuhalten. Wir 
Kommuniſten ſind uns bewußt, daß ſich der Klaſ⸗ 
ee nicht mit einem verelendeten Proletariat, 
einem Lumpenproletariat, führen läßt. Daher 
ſtreben wir für Erhaltung der Arbeiterſchaft auch 
im kapitaliſtiſchen Staat. Wir wollen ein klaſſen⸗ 
bewußtes Proletariat, das im Sinne des Sozialis⸗ 
mus Aufbauarbeit leiſtet. Sie, m. H. Sozialdemo⸗ 
kraten, die angeben Sozialiſten zu ſein, kennen 
dieſe Theorie und Praxis genau und haben an⸗ 
ſcheinend ein Intereſſe daran, eine Verelendung 
des Proletariats eintreten zu laſſen, weil Sie 
einfach nicht an den Sozialismus glauben. Wir 
verdenken es Ihnen nicht, daß Sie ſich ſagen: Nach 
uns die Sintflut, wir ſind Senatoren mit 2 000 G 
Monatsgehalt und nebenamtliche Senatoren mit 
350 G, Abgeordnete mit 200 G Gehältern und 
außerdem noch Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher 
uſw. Ueberall fällt für Sie etwas ab. Sie jagen: 
„Nach uns die Sintflut.“ Oder iſt es anders zu 
verſtehen? In mancher Beziehung kann ich Sie 
verſtehen, daß Sie ſagen, jawohl, wir bleiben zwei 
Jahre in der Regierung. Es iſt kein Geheimnis, 
m. H. Sozialdemokraten, daß der Abg. Schmidt 
eins auf den Deckel bekommen hat, daß er zur 
Ruhe gewieſen wurde, und daß Sie beabſichtigen, 
ein halbes Jahr, bevor die Wahlen ſtattfinden, 
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aus der Regierung auszutreten. Ihr Verhalten, 
Herr Abg. Schmidt, iſt um ſo nichtswürdiger, als 
Sie die große Koalition gepredigt haben. Sie 
wollten, daß die Deutſchnationalen mit Ihnen eine 
Koalitionsregierung bilden ſollten. Dann wäre 
eine Oppoſition im Volkstag nur von den Kom⸗ 
muniſten möglich geweſen. Daher brauchen Sie 
radikale Phraſen. Sie müſſen ſich für die Er⸗ 
werbsloſen einſetzen und nicht für einen Haupt⸗ 
mann Sturm, der mit dem Proletariat nichts zu 
tun hat. Lohnt es ſich, für einen Hauptmann 
Sturm zu kämpfen, der ein halbes Jahr Sozial⸗ 
demokrat ift? Wir wollen die politiſche Macht er- 
greifen, um dem Proletariat aus dem Elend Her- 
auszuhelfen. Was haben Sie alles vor, z. B. das 
Spritmonopol! Herr Schmidt, werden Sie ſich da 
freuen? Auch Sie ſchlucken das Spritmonopol mit 
einem 100⸗-prozentigen Aufſchlag. Sie find damit 
einverſtanden, Sie haben ſchon die Funktionäre 
einberufen. Sie kommen mit dem Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz, das die Erwerbsloſen außeror- 
dentlich belaſten wird. Dazu haben Sie Stellung 
genommen. Warum? Jetzt find Sie ruhig ge- 
worden, weil für Sie in der Regierung etwas ab⸗ 
fällt. Allerdings haben Sie es vermaſſelt, daß Sie 
nicht Senator geworden ſind. Eigentlich dumm 
von Ihnen! Jetzt müſſen die Radikalinſkis, die 
Oppoſition machen wollten, ſich ruhig verhalten, 
ſonſt bekommen ſie eins auf den Deckel. Solche 
Demagogen ſitzen in der Sozialdemokratie. 

Ihre Stellungnahme zu den Erwerbsloſen und 
zu den Arbeitern im Gemeinde- und Staatsarbei⸗ 
terverband iſt weiter nichts als Demagogie, um 
Ihrem Herrn Dr. Kamnitzer als Senator keine 
Schwierigkeiten zu machen. Sie kalkulieren fol⸗ 
gendermaßen: Kamnitzer iſt Finanzſenator, und 
wir haben dafür zu ſorgen, daß die Einnahmen 
und Ausgaben balancieren. Wegen dieſer kapi⸗ 
taliſtiſchen Einnahmen und Ausgaben ſchlucken 
Sie alles mögliche und machen fogar die Verelen⸗ 


dungstheorie der Sozialdemokratiſchen Partei mit. 
Den Intel⸗ 


Das iſt das Verabſcheuungswürdige. 
lektuellen, den Senatoren kann man es nicht ver⸗ 
denken. Sie haben ſich von der Arbeiterſchaft los- 
gelöſt. Aber Sie machen den Arbeitern etwas 
vor. Sie ſpielen den Radikalinſki, aber wenn es 
darauf ankommt, kuſchen Sie vor der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei, weil Sie glauben, daß bei dieſer 
Koalitionsregierung auch für Sie etwas abfällt. 
Dagegen wenden wir uns. Und wir ſagen Ihnen, 
wenn Sie glauben, daß es immer ſo bleibt, daß 
Sie kategoriſch erklären können, es gibt keine Er⸗ 


höhung der Erwerbsloſenunterſtützung, keine Wirt⸗ 


ſchaftsbeihilfe, weil Sie Ihrem Senator Dr. Kam⸗ 
nitzer keine Schwierigkeiten bereiten wollen, dann 
irren Sie ſich. 

Sind Sie wirklich der Ueberzeugung, daß es ſo 
bleiben kann? Sehen Sie ſich die Invaliden an. 
Alle Invaliden werden jetzt vom Senator Dr. 
Wiercinſki ausgeſchaltet. Das iſt die eine Frage. 
Im anderen Fall werden die Arbeitsloſen aufs 
gröbſte ſchikaniert, da iſt Ihnen alles recht, um ſie 


überhaupt aus der Erwerbsloſenfürſorge auszu⸗ 


ſchließen. Ich führe einen Fall an, der beſonders 
zeigt, wie die Erwerbsloſen ſchikaniert werden. 


Bei einem Kreisdeputierten arbeitet ſieben Jahre 
lang ein Arbeiter. Der Arbeiter glaubt ſich ver⸗ 
beſſern zu können und nimmt eine andere Arbeits⸗ 


ſtelle an. Der betreffende Arbeitgeber, der Depu— 


tierte des Kreiſes Danziger Höhe, bringt es fertig, 


daß der Mann aus feiner jetzigen Arbeitsſtelle 


entlaſſen wird. Er bringt es weiter fertig, daß der 
Kreis Danziger Höhe ihn von der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge ausſchließt. So iſt der Mann wochenlang 
herumgelaufen, bis er den Weg zur Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei fand. Jetzt endlich iſt es gelungen, 
zu erreichen, daß der Mann nach mehrwöchiger 
Ausſchließung in den Genuß der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung kommt. So wird unter Ihrer Mehr⸗ 
heitsregierung gearbeitet. Sagen Sie nicht, daß 
Sie nicht ausſchlaggebend in der Regierung ſind. 
Der Abg. Moritz ſagte, daß die Sozialdemokraten 
in der Regierung nicht ausſchlaggebend ſeien. 
Schämen Sie ſich nicht, ſo etwas zu ſagen, wo Sie 
hier 42 Abgeordnete haben und auch im Senat 
verhältnismäßig die Mehrheit haben. Es wäre 
alſo eine wuchtige Oppoſition. Und Sie geben an, 
daß Sie in der Regierung nichts zu ſagen haben. 
Das glauben wir Ihnen allerdings gerne. Sie 
haben nur das zu tun, was die Großkapitaliſten, 
und das Zentrum, die Jeſuiten, wollen. Sie 
ſitzen in der Regierung, um dem Kapitalismus 
als Steigbügelhalter zu dienen. Das können Sie 
mit Ihrem Gewiſſen als Sozialiſten vereinbaren. 
Wenn wir uns die Radikalinſkis in Ihrer Partei 
anſehen, Schmidt, Karſchewſki, Joſeph uſw., dann 
muß man einfach einen Abſcheu als Arbeiter be= 
kommen, weil ſie alles das, was ſie früher in ſich 
aufgenommen haben, vergeſſen haben, um ihr per⸗ 
ſönliches Intereſſe zu wahren. Daher können wir 
für Sie abſolut nichts übrig haben. Im Gegen⸗ 
teil, der Dümmſte verſteht, wie ſcharf wir gerade 
die Sozialdemokraten in dieſer Frage angreifen, 
weil die Sozialdemokratie die gefährlichſte Partei 
iſt, da ſie den Arbeiter von ſeinem Kampf abhält. 
Früher war es nicht möglich, daß der Kapitalis⸗ 
mus ſolche Maßnahmen treffen konnte, wie heute, 
Gerade durch Ihre ſozialfaſchiſtiſchen Methoden 
iſt es Ihnen möglich, daß die Arbeiterſchaft auf 
einen Standpunkt herabgedrückt iſt, der gerade an 
das Lumpenproletariat heranreicht. Dagegen 
wehren wir uns und deswegen unſere ſcharfe Stel— 
lungnahme gegen die Sozialdemokratiſche Partei. 
Wir werden die Sozialdemokraten genau ſo wie 
die Deutſchnationalen behandeln, ſie ſind ſogar noch 
gefährlicher, weil ſie die Arbeiterſchaft in einem 
Glauben, in einem Wahn, in eine Ideologie ein⸗ 
ſpinnen, ohne daß die Sozialdemokratiſche Partei 
imſtande wäre, ihr zu helfen. Die Arbeiterſchaft 
hat es ſich zur Aufgabe gmacht, wir Kommuniſten 
haben es uns zur Aufgabe gemacht, die Arbeiter- 
ſchaft zu überzeugen. Die Erwerbsloſenaus⸗ 
ſchüſſe werden gegen den Willen der Gewerk— 
ſchaftsbürokratie gebildet, und jo werden wir den 
Kampf gegen die Gewerkſchaften führen. Es iſt 
zum Teil gelungen, daß die Hafenarbeiter heute 
die Arbeit als Proteſt gegen die Maßnahmen im 
Hafen niedergelegt haben. Wir werden nicht auf⸗ 
hören, den Arbeitern klar zu machen, was die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei in einer Koalitionsre⸗ 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

gierung bedeutet, und was die ſozialdemokratiſchen 
Gewerkſchaften in der Koalitionsregierung zu be- 
deuten haben. Sie bedeuten weiter nichts, als ein 
Herabſinken der Arbeiterſchaft zum Lumpenpro⸗ 
letariat. Dagegen wehren wir uns mit aller 
Entſchiedenheit. 

Darüber hinaus werden wir den Kampf zur 
Beſeitigung dieſes kapitaliſtiſchen Syſtems ein- 
ſchließlich der Sozialdemokratie führen. Wir wer⸗ 
den die Sozialdemokraten wie die geſamten Bür⸗ 
gerlichen bekämpfen; denn ohne die Sozialdemo— 
kratie zu beſeitigen, iſt eine politiſche Machter⸗ 
greifung unmöglich. Daher muß dieſer Damm, 
der ſich der Arbeiterſchaft entgegengeſetzt hat, weg- 
geräumt werden. Aufgabe der Kommuniſtiſchen 
Partei, Aufgabe der revolutionären Arbeiter- 
ſchaft im internationalen Maßſtabe wird es ſein, 
im Freiſtaat Danzig die kapitaliſtiſche Regie- 
rung, die deutſche Regierung mit dem kapitaliſti⸗ 
ſchen Syſtem und auch die polniſche Regierung mit 
ihrem kapitaliſtiſchen Syſtem zu beſeitigen und 
die Revolution zu ſchaffen. 

Glauben Sie nicht, daß wir über etwas reden, 
was unmöglich iſt. Die wirtſchaftliche Kriſe und 


der Druck der Unternehmerſchaft auf die Arbeiter 


iſt ſo ſtark, daß er nicht zu ertragen iſt. Es muß 
zu Streiks kommen, und zwar über die wirtſchaft⸗ 
lichen Streiks hinaus zu politiſchen Streiks. So 
muß allmählich an die Machtergreifung des Pro- 
letariats herangegangen werden; es ift nicht 
möglich, durch Lohnerhöhung allein oder durch 
Erhöhung der Unterſtützungsſätze endgültig das 
Niveau der Arbeiter zu heben. Kleine Hilfsmit⸗ 
tel können nur zeitweiſe Linderung verſchaffen, 
aber endgültig kann dem Proletariat doch nur 
durch die politiſche Machtergreifung geholfen 
werden. 

Mir haben feſtgeſtellt, im Ausſchuß ſowohl wie 


im Plenum, daß ſich keine Partei bereit erklärt, 


auch nur das geringſte im Intereſſe der Arbeiter— 
ſchaft zu leiſten. Mit dieſen faſchiſtiſchen und fo- 
zialfaſchiſtiſchen Methoden, die Sie an den Tag 
legen, rufen Sie nur den Unmut der Arbeiter her— 
vor. Wer bei Hakelwerk geweſen iſt, wer die 
Straßen paſſierte, hat geſehen, wie die Soldateska 
unter Führung der Schupooffiziere die Arbeiter: 
ſchaft behandelt hat. 
die Arbeiter halbtot abtransportiert. Man weiß 
alſo, zu welchen Maßnahmen Sie greifen müſſen, 
um Ihrem Kameraden, dem ſozialen Senator, 
keine Schwierigkeiten zu bereiten. Dazu geben 
Sie ſich in der Regierung her. Für ſolche Maß— 
nahmen haben wir nichts übrig, und Sie dürfen 
ſich nicht wundern, daß wir den Kampf derartig 
gegen Sie aufnehmen. 

Zu dem Urantrag hätte ich noch zu jagen, daß 
die von uns geforderten Sätze wirklich nicht eine 


Erhöhung bedeuten, die untragbar wäre. Wa⸗ 
rum führen Sie nicht eine Steuer, z. B. eine 
Erhöhung der Erbſchaftsſteuer, eine Erhöhung 


der Vermögensſteuer ein? Wir wiſſen, daß Dan- 
zig trotz der vielen Klagen der Kapitaliſten ſich 
in einer gewiſſen Blüte befindet. Trotzdem die 
Großagrarier, das Finanzkapital, die Banken, die 
Fabriken klagen, machen ſie jetzt ungeheure Ge— 


Wie ein Stück Vieh wurden 
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ſchäfte mit dem Ausland, vor allen Dingen mit 
Polen. Es beſteht eine gewiſſe Konjunktur. Durch 
die Rationaliſierungsmethoden ijt der Arbeiter 
allerdings aus dem Produktionsprozeß entfernt 
worden. Das ſchließt nicht aus, daß ſich die Dan⸗ 
ziger Kapitaliſten in einer gewiſſen Konjunktur 
befinden, ausgenommen die kleinen Gewerbetrei— 
benden, die Puttchenkrämer, die infolge des fteu- 
erlichen Druckes nicht leben und ſterben können. 
Die großen Geſchäfte und Fabriken, wie z. B. 
Scheffler, verdienen eine Stange Gold durch das 
Ausland, vor allen Dingen in Polen. Aus dieſem 
Kapitel ließen ſich im Intereſſe der Erwerbsloſen 
und der andern Unterſtützungsempfänger Zinſen 
ſchlagen. Aber das Blümlein heißt Rührmichnicht⸗ 
an. Sie ſtellen die Arbeiter kalt und haben nichts 
für fie übrig. Die Arbeiterſchaft wird das mittler- 
weile einſehen. Gegen dieje Maßnahmen haben 
wir verſucht, im Ausſchuß zu demonſtrieren. Wir 
haben die Arbe! erſchaft zur Demonſtration aufge- 
rufen. Was teilt uns der Polizeipräſident mit? 
Die durch Schreiben vom 29. Oktober d. Is. für 
Mittwoch, den 30. Oktober, nachmittags angemeld⸗ 
ten Umzüge und Demonſtrationen der Erwerbsloſen 
verbiete ich wegen unmittelbarer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit. 

Die Anmeldung iſt augenſcheinlich Aden ſo 
ſpät erfolgt, daß die nötigen Vorkehrungen der Bes 
hörde bei den gewählten Umgugswegen und Ber- 
ſammlungsplätzen nicht getroffen werden können. 

Sie werden zugeben, daß es eine Ausrede iſt. Sie 
fürchten die Erwerbsloſen. Sie ſollen ſie fürchten: 
Die Kommuniſtiſche Partei wird ſich an die Spitze 
der Bewegung ſtellen. Wenn auch die Spitze der 
Kommuniſtiſchen Partei zu Grunde gehen ſollte, 
ſo ſollen Sie doch vor der Macht der Arbeiterſchaft 
zittern. Die Kommuniſtiſche Partei wird alles 
tun, um den Erwerbsloſen und Arbeitern za 
ihrem Recht im Produktionsprozeß, in der Er— 
werbsloſenfürſorge, in der Mohlfahrtsunter- 
ſtützung und darüber hinaus zu ihrem Recht zus 
Erreichung der politiſchen Macht zu verhelfen. Es 
brodelt ungeheuer. Wir wiſſen genau, daß uns 
ungeheure Schwierigkeiten bevorſtehen. Die biir- 
gerlichen Mittelſchichten und große Arbeitermaſſen 
ſind noch zu erobern und zu befreien, die in der 
Sozialdemokratiſchen Partei und in den ſozialde⸗ 
mokratiſchen Gewerkſchaften organiſiert find. Ja- 
wohl, es ind ſozialdemokratiſche Gewerkſchaften, 
die wir heute haben. Sie werden von jozialdemu- 
kratiſchen Führern dirigiert und im Intereſſe der 
Koalition, im Intereſſe des bürgerlichen Staates 
werden die Gewerkſchaftsangehörigen in ihren 
Streiks niedergehalten. Wir werden alles tun, um 
dieſe Arbeiterſchaft zu überzeugen, daß es nur 
durch ſcharfen Kampf unter Einſetzung ihres Le— 
bens, ihres Ichs, möglich ſein wird, dieſe korrupte 
Wirtſchaft der ſozialdemokratiſchen Führerſchaft 
und dieſen kapitaliſtiſchen Stat zu beſeitigen. Nur 
mit Einſetzung des eigenen Ichs wird es der Ar- 
beiterſchaft möglich ſein, ſich vom Druck der Steu⸗ 
ern zu befreien und ſo zu einem beſſeren Daſein 
im Intereſſe der Arbeiterſchaft, im Intereſſe des 
kommenden Lebens, im Intereſſe der goldenen 
Zukunft, die vor unſern Augen ſchwebt, zu gelan⸗ 
gen. Wir werden ſolange kämpfen, bis wir die po⸗ 
litiſche Macht erobert haben, damit den Erwerbs⸗ 
lojen endgültig geholfen werden kann. 
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Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Es iſt an ſich nicht üblich, daß die Verhandlun⸗ 
den des Ausſchuſſes im Plenum beſprochen wer⸗ 
den. Das iſt ſo eine „Gepflogenheit“ dieſes hohen 
Hauſes. (Abg. Raſchke: Deshalb hat man Pleni- 
kowſki auch hinausgeworfen!) Ich glaube aber, 
daß es nicht ehrlich gegenüber der Bevölkerung iſt, 
wenn man ihr das vorenthält, was im Ausſchuß 
vor jiġ gegangen ift. Die Sozialdemokratiſche Par- 
tei hat die Hauptſitze im Sozialen Ausſchuß. Wenn 
ſolch ein Antrag von den Kommuniſten einge- 
bracht wird, dann ergeben ſich aus folgenden zwei 
Gründen Widerſprüche. Die Sozialdemokraten 
ſagen, es koſtet erſtens einmal mehr Geld, und der 
Staat hat kein Geld. Zweitens wird eine Mende- 
rung der Verhältniſſe durch eine Erhöhung der 
Unterſtützungsſätze der Erwerbsloſenunterſtützung 
nicht herbeigeführt. Es ijt alfo nur ein Pfläſter⸗ 

en. 

Zu dem erſten Punkt, daß der Staat kein Geld 
hat, kann man ſagen, das ſtimmt. Es iſt heute 
ſchon genug Kritik geübt worden, daß man mit dem 
Geld dieſes Staates, der ſich angeblich in finan⸗ 
zieller Not befindet, in eigenartiger Art und Weiſe 
arbeitet und es herumwirft. Ich habe in der letzten 
Volkstagsſitzung den Senator Arczynſki mit ſeinem 
republikaniſchen Automobilklub erwähnt und habe 
darauf hingewieſen, daß er Staatswagen zu Pri— 
vatzwecken mißbraucht. Der Senator Arczynſki hat 


das beſtritten. Ich ſagte ihm ſchon, daß das im ( 


Bilde feſtgehalten iſt. Für diejenigen, die das 
Bild nicht kennen und meine Behauptung abſtrei⸗ 
ten, ift das Bild hier. Es ift der Wagen D3. 1, 
und daneben ſteht der Senator Arczynſki mit einer 
Dame. Dabei möchte ich bemerken, daß der Wa- 
gen aus Steuergeldern angeſchafft iſt und zu 
Staatszwecken dienen ſoll. Nach dieſem Bild zu 
urteilen, befindet man ſich in der Höhe von Gold- 
krug — jedenfalls ſieht die Gegend ſo aus. Ich 
bin der Meinung, daß es nicht zu den Aufgaben 


eines Staatsminiſters gehört, daß er im Dienſt⸗ 


auto ſpazieren fährt. Herr Abg. Raſchke hat eine 
Reihe von ähnlichen Fällen angeführt. Ich 
weiſe darauf hin, daß man Motorboote zur Jagd 
benutzt und Automobile, um mit den Familien 
ſpazieren zu fahren. Dann darf man ſeitens der 
Sozialdemokratiſchen Partei aber nicht mit dem 
Argument kommen, man könne eine Aenderung 
der Sätze der Erwerbsloſenunterſtützung nicht vor- 
nehmen, weil kein Geld da ſei. Man hat ja auch 
an dem einen Automobil DZ. 1 nicht genug, ſon⸗ 
dern kauft noch ein neues Auto. 

Die Sätze der Erwerbsloſenunterſtützung ſollen 
im Anfang auf 2,50 Gulden erhöht werden. Da 
kam Herr Karſchewſti und ſagte im Ausſchuß: 
„Das bleibt dasſelbe, das iſt nur ein Pfläſterchen. 
Das Richtigſte wäre, daß man die Erwerbsloſen 
wieder in Arbeit und Brot bringt.“ Das war et⸗ 
was ganz Neues. — Dann kam der zweite „neue“ 
Gedanke, daß man dieſe Erwerbsloſen an Arbeits⸗ 
ſtellen unterbringen könnte, wenn man die mit 
Polen und Reichsdeutſchen beſetzte Stellen für 
Danziger Erwerbsloſe freimachen könne. Das war 
ebenfalls ein völlig neuer Gedanke. Er war im 


Mittwoch, den 30. Oktober 1929. 


Ausſchuß ebenſo „neu“ wie hier im Plenum. — (O 


Dann kam Herr Karſchewſki mit dem dritten 
„neuen“ Gedanken, ein Geſetz einzubringen, das 
ein Arbeitsnachweisgeſetz ſein ſoll. Jede freie 
Stelle ſoll regiſtriert werden, ſie ſoll dann nur 
durch den Arbeitsnachweis beſetzt werden. Das 
iſt eine Frage, die auch nicht neu iſt. Zuſammen⸗ 
gefaßt: Der Abg. Karſchewſki als Vertreter der 
größten Partei dieſes Hauſes und der größten Re- 
gierungspartei kam mit der Darſtellung von Ge- 
ſetzen, die man einführen müßte, damit es beſſer 
wird. Er erzählt mit dem Bruſtton der Ueberzeu— 
gung, daß es ſo gemacht werden müßte. Da iſt es 
klar, daß die Oppoſition kommt und ſagt: „War⸗ 
um erzählt Ihr das nur und macht das nicht?“ 
Dann kommt die Antwort: „Wir möchten gern, 
aber die andern wollen es nicht.“ 

Nun möchte ich mich mit den andern Frakti⸗ 
onen beſchäftigen. Der Vertreter des Zentrums 
war der Meinung, daß eine Erhöhung keine Beffe- 
rung der Verhältniſſe bringt. (Zuruf des Abg. 
Hoppe.) Sie haben eine Erklärung abgegeben, 
daß, wenn ſolche Sachen zur Beſprechung kommen, 
man jie exit im interfraktionellen Ausſchuß be- 
handeln müßte. (Abg. Hoppe: Das war eine ganz 
andere Sache!) Da muß ich ſchlechte Ohren haben 
und ich habe immer gedacht, ich könnte ſehr gut 
hören. Der Herr Abg. Hoppe hat doch eine Erffa- 
rung abgegeben, daß es unrecht wäre, wenn eine 
Regierungspartei wie die Sozialdemokraten mit 
ſolchen Erklärungen käme, und man müßte dann 
erſt eine interfraktionelle Beſprechung abhalten. 
Abg. Hoppe: Ja, aber eine andere Sache!) Sie 
haben damit dem ſozialdemokratiſchen Vertreter 
den Vorwurf gemacht, daß er Aeußerungen und 
Beſchwerden über die Haltung der Regierung an⸗ 
geſtellt habe, ohne ſich vorher mit den anderen Re⸗ 
gierungsparteien über die Haltung der Regierung 
auseinanderzuſetzen, und daß dieſe Sache betreffs 
der Ausführungen Karſchewſkis erſt geklärt wer- 
den folle. Das ift dasſelbe. Herr Karſchewſki er- 
klärte: „Wir Sozialdemokraten würden gern eine 
geſetzliche Aenderung der ganzen Verhältniſſe her⸗ 
beiführen. Von den Sätzen wurde noch gar nicht 
geſprochen, ſondern nur von dem Arbeitsnachweis⸗ 
Geſetz im Ausſchuß. Da haben Sie (zum Zentrum) 
fih darüber empört, weil Karſchewſki das den an- 
deren Regierungsparteien vorher nicht mitgeteilt 
habe. Das beweiſt, daß Sie Angſt haben, daß eine 
Regierungspartei von ſich aus eine Initiative 
verwirklichen könnte. Da hat Ihnen der ſozialde⸗ 
mokratiſche Abgeordnete ganz richtig entgegenge⸗ 
halten: „Sie vom Zentrum haben doch auch manch⸗ 
mal Seitenſprünge gemacht.“ Das können Sie 
nicht beſtreiten. Aber man deckt ſich gern durch das 
Mäntelchen der interfraktionellen Beſprechung. 
Ich kann die Sozialdemokraten verſtehen, wenn ſie 
ſagen, wir können nicht, die anderen ſind etwas 
„klebrig“. Ihre Feſtſtellung dagegen, die Sie daz 
mit als Zentrum und Liberale verzapften, iſt nicht 
greifbar. In Wirklichkeit ſind Sie mit den Sozial⸗ 
demokraten in dieſem Punkt vollkommen einig. 
Sie würden ein Arbeitsnachweis⸗Geſetz heute viel⸗ 
leicht ganz gern annehmen. Aber den Sozialdemo⸗ 
traten fehlt ja auf der andern Seite der Mut zur 
Initiative. Dann dürfen Sie ſich nicht beſchweren, 
wenn die Oppoſition dagegen vorgeht. Daß die So⸗ 
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zialdemokratie ſich auf ihre Hemmungen beruft, 
kann ich verſtehen, aber ich beſtreite, daß die Leute 
den Mut zur Initiative haben. 

Die geldliche Auswirkung kommt hinzu. In 
der Ausſchußſitzung fragte der Vertreter der Koni- 
muniſten, wie hoch die geldliche Auswirkung wäre. 
Da ſagte der Regierungsvertreter, daß er nicht in 
der Lage ſei, das zu beantworten. Ich möchte den 
Senat dringend erſuchen, den Regierungsrat Köp⸗ 
pen nicht noch einmal in den Sozialen Ausſchuß 
hineinzuſchicken. Etwas ſo Komiſches wie den Re⸗ 
gierungsrat Köppen kann man ſich überhaupt nicht 
vorſtellen. Dieſer Mann müßte als Zeichnung in 
die Zeitung hineinkommen. Da jagt dieſer gure 
Mann, der der verantwortliche Vertreter des Se⸗ 
nats iſt, daß er nicht Auskunft geben könne. Ein 
Beiſpiel: Der Antrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion läuft nun ſchon einen kleinen Monat, uno 
die Regierung muß dazu Stellung nehmen. Der 
Regierungsrat Köppen jagt, er könne das nicht 
machen, er könne keine Zahlen nennen auch keine 
Eventualzahlen. Er ſei dazu nicht in der Lage. — 
Dann bei den Eingaben. Es liegt eine Eingabe 
ſozialer Art vor, da ſtottert ſich der Mann das 
zurecht. Er weiß gar nicht, was vorliegt. Arbeitet 
er denn ſeine Akten nicht durch? Iſt das keine ſo 
wichtige Angelegenheit, daß er ſich das nicht ein⸗ 
mal durchlieſt? Das iſt die Arbeit eines Regie- 
rungsvertreters. (Abg. Raſchke: Für das Innere 
war er zu dumm, da iſt er zur Abteilung Soziales 
gekommen!) Wir wiſſen allerdings von Herrn 
Oberregierungsrat Dr. Hemmen, wie hoch die 
Auswirkung iſt. Sehr ſchön und nett, nur mußte 
aber geſagt werden, wie es ſich mit der Deckung 
verhält. Es iſt nicht Aufgabe der Oppoſition, für 
Deckung zu ſorgen, ſondern das iſt Aufgabe der 
Regierung, die dieſen Antrag in irgendeiner 
Form werten muß, damit ſie ſich darüber klar 
wird, wenn man fragt, wie hoch die finanzielle 
Auswirkung ſei. Es wäre die Verpflichtung des 
Senats, daß er dann einen Vertreter aus der Yi- 
nanzabteilung hinſchickt. Ich weiß nicht, ob Ihnen 
das einmal klar gemacht worden iſt: Wenn ein 
Geſetzesantrag kommt, der irgendeine finanzielle 
Auswirkung hat und er betrifft die Erwerbsloſen— 
unterſtützung, ſo geht er an den ſozialen Ausſchuß; 
gehört er zum Gebiet der Rechtspflege, ſo wird er 
an den Rechtsausſchuß verwieſen; Eingaben ge- 
langen an den Eingabenausſchuß. So ſind die 
Sachen ſchematiſch verteilt. Wenn aber nun ges 
fragt wird, wie hoch die finanzielle Auswirkung 
iſt, ſo kann der betreffende Vertreter der Abteilung 
Soziales oder Recht darüber keine Auskunft ge— 
ben. Der betreffende Beamte iſt gar nicht dazu in 
der Lage und auch nicht berechtigt, über finanzielle 
Auswirkung Auskunft zu erteilen. Leſen Sie die 
Berichte über die Kommiſſionsſitzungen in Deutſch⸗ 
land durch. Da werden Sie finden, daß immer ein 
Vertreter des Finanzminiſteriums in den Aus⸗ 
ſchüſſen anweſend iſt. In Danzig kennt man dieſe 
Selbſtverſtändlichkeit nicht. Wie wäre die Gitu- 
ation, wenn der Senatsvertreter ſagte, der Ans 
trag der Kommuniſten mache nicht viel aus, die 
Koſten feien etwa 100 000 Gulden, die tragbar ci- 
ſcheinen. Nachher fragt der Finanzſenator Dr. 
Kamnitzer, wie der betreffende Vertreter dazu 
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kommt, dieſe Mitteilung zu machen. Da hat er 
recht. Er mit ſeiner Abteilung hat gerade dafür 
zu ſtehen. Deshalb mache ich den dringenden Vor- 
ſchlag, daß bei Anträgen mit finanzieller Auswir⸗ 
kung ein Vertreter der Finanzabteilung in den 
Ausſchuß entſandt wird. Dazu gehört die Kenntnis 
der Finanzlage. Ich bezweifle, daß irgend jemand 
im Hauſe, ſofern er nicht gerade einer Regierungs- 
partei angehört oder mit einem Senator befreun⸗ 
det iſt, angeben kann, wie hoch die Schulden des 
Staates find, ob fie 3½ oder 4 Millionen Detra- 
gen oder wenn man die Stadtgemeinde hinzu— 
nimmt, 7 Millionen. Dieſe Kenntniſſe ſind not⸗ 
wendig, um ehrlich zu beurteilen, ob ſich ſolch ein 
Antrag durchführen läßt oder nicht. 

Nun kommt der dritte Punkt. Wenn geſagt 
wird, die Erhöhung der Sätze ſei nur ein Pfläſter⸗ 
chen, ſo gebe ich zu, daß dieſe Behauptung ſtimmt. 
Aber wenn Sie ſolche wunderſchönen Meinungen 
wie der Herr Abg. Karſchewſki haben, mit denen 
Sie jahrelang ſchwanger gehen, ſchon zu einer 
Zeit, als Sie noch nicht in der Regierung ſaßen, 
iſt es verwunderlich, daß Sie es bis heute noch 
nicht fertig gebracht haben, diefe Anſichten zu Vor- 
lagen zu geſtalten. Es bleibt Ihnen dann nichts 
anderes übrig, als zu einem Pfläſterchen zu grei— 
fen. Es iſt in der Ausſprache darauf hingewieſen 
worden, daß die Oppoſition manch einen Punkt 
nicht annehme, insbeſondere die Kommuniſten, 
weil er als Pfläſterchen nicht ausreicht. Eins ſteht 
feſt, mit den jetzigen Sätzen, die ſeit zwei Jahren 
nicht erhöht worden find, kann die große Maffe der 
Erwerbsloſen nicht leben. Entweder Sie ſchaffen 
Arbeit und Brot, dazu find Sie nach der Verfaſ— 
ſung verpflichtet, oder, wenn Sie das nicht wollen, 
müſſen Sie Pfläſterchen geben, um die Leute am 
Leben zu erhalten. Das iſt Ihre Pflicht als Ge⸗ 
ſetzgeber. 

Nun zu einem andern Punkt, zur Auskunft des 
Senats. Wenn in einem Ausſchuß, z. B. im Sozi⸗ 
alen Ausſchuß, eine Auskunft des Senats verlangt 
wird, und dieſer Antrag kommt von der Oppofi⸗ 
tion, ganz gleichgültig wer ihr angehört, ſo wäre 
es zum mindeſten Anſtandspflicht der Regierungs- 
parteien, zu dieſem Antrag den betreffenden Se— 
nator zu holen, damit er Auskunft erteilt, oder 


‚auch den betreffenden Regierungsrat. Wenn nun 


im Sozialen Ausſchuß die Regierungsparteien die 
Mehrheit haben, und die Oppoſition beſteht nur 
aus vier Abgeordneten, ſo wird deren Frage, wie 
hoch die finanzielle Auswirkung iſt, nicht beant⸗ 
wortet. Wird gefordert, den Senator oder den 
Oberregierungsrat herbeizurufen, ſo wird dieſer 
Antrag unter den Tiſch geſtimmt. Das iſt eine Un⸗ 
anſtändigkeit gegenüber der Oppoſition. Wenn 
man beantragt, die Angelegenheit zu vertagen, 
damit der Regierungsvertreter einmal die Mög⸗ 
lichkeit hat, die Akten endlich einmal durchzuleſen, 
dann wird das auch niedergeſtimmt. Der Senats⸗ 
vizepräſident Gehl hat mehrfach an die Mitarbeit 
der Oppoſitionsparteien appelliert. Wie können 
Sie eine ſolche Mitarbeit von einer Oppoſition 
verlangen, wenn Sie ſie derartig vor den Kopf 
ſtoßen? Ich mache mir über jeden Antrag im So: 
zialen Ausſchuß meine Kopfſchmerzen. Wenn ich 
aber nicht klar ſehe und man mir nicht die Mög⸗ 
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lichkeit gibt, die erforderliche Klarheit durch die gen nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. (0) 


Auskunft eines Senators zu erhalten, ſo iſt es 
meine verdammte Pflicht und Schuldigkeit, hin⸗ 
auszugehen. Wundern Sie ſich nicht, wenn Sie die 
Oppoſition allein läßt und Sie Ihren Dreck allein 
machen ſollen. Auf dieſe Art und Weiſe erreichen 
Sie nicht die poſitive Mitarbeit der Oppoſition, 
die Ihnen angenehm iſt oder nicht — Sie ſind mir 
ja auch nicht angenehm. (Heiterkeit) Wenn Sie 
die Oppoſition vor den Kopf ſtoßen, weil Sie es ſo 
wollen, jo trägt leider der Erwerbsloſe den Sa- 
den. Ich bitte Sie dringend, Ihren Standpunkt zu 
ändern. Es kann vorkommen, daß Sie größere 
Parteien als mich, der ich nur ein einzelner Ver— 
treter bin, dringend zur Mitarbeit brauchen. Dann 
werden Sie dankbar ſein, wenn Sie dieſe Unter— 
ſtützung bekommen. Aber Sie werden ſie nicht er— 
halten, wenn Sie ſo mit den Oppoſitionsparteien 
verfahren. (Reden Sie im Intereſſe der Deutſch— 


erfolgen, ſolange keine Deckung vorhanden 


Wer Artikel II annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, Artikel II iſt 
abgelehnt. Ich rufe Artikel IH auf und eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
geben uns ſelbſtverſtändlich keinen Illuſionen hin, 
ſondern ſind uns darüber klar, daß zu den von uns 
geſtellten Anträgen weder die einzelnen Frakti— 
onen des Hauſes noch der Senat im geringſten 
Stellung nimmt. Die Ausführungen des Abg. 
Hohnfeldt treffen zu. Der betreffende Senatsver— 
treter konnte keine Auskunft über die wichtigſten 
Fragen geben. Die Entſchuldigungsgründe des 
Herrn Senators Dr. Wiercinſki ſind nicht ſtich⸗ 
haltig. Er muß genau wiſſen, daß das Finanz⸗ 
problem immer in den Vordergrund geſtellt wird, 
weil es immer heißt, die Bewilligung kann nicht 
iſt. 


nationalen? links.) Ich rede nur in meinem Na- 
men. Die Deutſchnationalen ſind wahrſcheinlich in 
der Lage, das ſelbſt zu tun. — Ich muß aber in ge- 


Alſo muß man die Frage der Deckung in den Vor— 
dergrund ſtellen und muß im Ausſchuß und im 
Plenum dem Hauſe die Mitteilung machen, wie- 
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wiſſenhafter Weiſe an den Vorlagen mitarbeiten. 
Das bin ich nicht nur meiner Perſon ſchuldig, ſon- 
dern auch denjenigen Leuten, in deren Intereſſe 
die Geſetze vorgelegt werden. Es liegt auch in 
Ihrem Intereſſe als Kommuniſten, daß Sie dieſe 
Beſchwerde unterſtützen. Ich verlange, daß der Se⸗ 
nat über die finanzielle Auswirkung eines jeden 
Antrages Auskunft gibt, und daß jede Auskunft 
gewährt wird, um einen Antrag ſachlich durchzu- 
beraten. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Senator Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiereinſti, Senator: M. D. u. H.! Der 
Herr Abg. Hohnfeldt hat in wenig ſchönen Worten 
an der Geſchäftsführung des Herrn Regierungs- 
rats Köppen Kritik geübt. Ich möchte die erhobe- 
nen Vorwürfe zurückweiſen und Herrn Regie— 
rungsrat Köppen in Schutz nehmen. Er iſt ſeit kur⸗ 
zem in der Abteilung tätig, und es iſt ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß ein Herr, der ſich erſt einarbeitet, 
nicht die Sicherheit haben kann, wie diejenigen 


Herren, die die Angelegenheiten ſchon ſeit Jahr A 


und Tag bearbeiten. (Zuruf.) Es war leider nie— 
mand anders da, da andere Sitzungen ſtattfanden. 
Weiter iſt Kritik geübt worden, daß bei Be- 
ſprechung von Vorlagen mit finanzieller Auswir⸗ 
kung im Ausſchuß nur ein Vertreter der betreffen— 
den Senatsabteilung und nicht auch ein Vertreter 
der Finanzabteilung anweſend iſt. Ich glaube, 
dieſe Forderung ijt nur teilweiſe berechtigt. Näm⸗ 
lich auszurechnen, wie hoch die Auswirkungen 
ſind, iſt zweifellos lediglich Angelegenheit der 
Sachbearbeiter, der Referenten. Erſt dann, wenn 
darüber diskutiert werden ſoll, ob die errechnete 
Summe für die Finanzen tragbar iſt, muß die Fi- 
nanzabteilung herangezogen werden. Aber, Herr 
Abg. Hohnfeldt, das iſt auch geſchehen. Es iſt doch 
nicht notwendig, daß bei Abgabe der Erklärung 
im Ausſchuß der Vertreter der Finanzabteilung 
dabei ift. Die Vorlage ift ja vorher im Senat be- 
handelt worden, wo die Finanzabteilung ſelbſt⸗ 
verſtändlich mitgewirkt hat. 


Vizepräſident Gaikowſti: Die Beſprechung zu 
Artikel II ijt geſchloſſen, da weitere Wortmeldun⸗ 


viel Mehraufwendungen notwendig find. Das ift 
nicht geſchehen. Aber alle Fraktionen, ſpeziell die 
Regierungsparteien, waren ſich darüber einig, daß 
das nicht tragbar ſei. Deshalb nahmen ſie zu die⸗ 
ſen Fragen keine Stellung. Die einzelnen Redner 
ſind ſchon auf das Problem eingegangen, in wel- 
chen Fragen tragbare Situationen für die 
Regierungsparteien und tragbare Situationen für 
den Senat geweſen ſind. 

M. D. u. H., ich komme nun ſpeziell auf den 
Artikel III zu ſprechen. Die Sozialdemokratiſche 
Fraktion hat durch ihren Abg. Moritz zum Aus⸗ 
druck gebracht, die „Volksſtimme“ bringt das⸗ 
ſelbe, daß ſie ſelbſtverſtändlich die Intereſſen der 
Erwerbsloſen weiter vertreten werden. Wir wif- 
ſen, daß ein großer Teil der Erwerbsloſen, der 
längere Zeit aus dem Produktionsprozeß ausge— 
ſchaltet iſt, ſich nicht genügend Nahrung leiſten 
kann und leichter von Krankheiten heimgeſucht 
wird. Um die Krankheit zu beheben, ift eine beſſere 
Verpflegung nötig und eine höhere Unterſtützung. 
n Hand unjerer Erfahrungen müſſen wir feft- 
ſtellen, daß die meiſten Arbeitsämter ſyſtematiſch 
dazu übergehen, die Erwerbsloſen nicht in der 
Lohnklaſſe weiter zu verſichern, in der ſie während: 
ihrer Beſchäftigung waren, ſondern daß ſie ſie in 
eine niedrigere Lohnklaſſe quetſchen. Die Sozial⸗ 
demokraten müßten ohne weiteres die Beſtimmun⸗ 
gen durchführen, die wir im Artikel III fordern, 
ſchon um die Leiſtungsfähigkeit der Krankenkaſſen 
zu ſteigern. Wir haben doch jetzt den Skandal in 
Neuteich. Wir willen, daß die Krankenkaſſen als 
Ausbeutungsobjekt von der Berufsvereinigung der 
Aerzte und von der Vereinigung der Apotheken 
angeſehen werden. Wir wiſſen doch, daß die Apo— 
theken von der Geſundheitsverwaltung unterſtützt 
werden. Wir wiſſen aber auch, daß dieje Geſchäfts— 
gebaren nicht neu ſind, und daß der Kampf gegen 
die Sozialverſicherung von beiden Seiten aufge— 
rollt wird. Jetzt geht man dazu über. indirekt die 
Krankenkaſſen zu ſchädigen. Dieſe Kreiſe haben 
früher immer zum Ausdruck gebracht: Seht die 
Luxusbauten bei der Sozialverſicherung, ſeht die 
Verſchwendung! Hier müſſen wir feſtſtellen, daß 
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die Leute dazu übergehen, für ſich beſondere Vor⸗ 


teile zu ſchaffen. i | 

Das zweite Problem iſt die Frage der Inva⸗ 
lidenverſicherung. Wir haben uns mit dieſer Frage 
beſchäftigt und haben feſtgeſtellt, daß durch die In⸗ 
flation gerade den älteren Rentnern die Renten 
koloſſal beſchnitten find. Wir haben weiter zum 
Ausdruck gebracht, daß der ältere Stamm der Ar⸗ 
beiter nicht mehr die Möglichkeit hat, jo zu arbei- 
ten, wie er möchte. Er iſt daher nicht in der Lage, 
die neuen Beiträge zu zahlen. Da die Steigerungs⸗ 
ſätze durchgeführt werden, wird der ältere Arbeiter 
benachteiligt. Das zeigt fih auch bei den Erwerbs- 
lojen. Wenn er einen beſonderen Antrag ſtellt, da- 
mit er ſeine Anwartſchaft aufrechterhalten kann, 
gibt man ihm nicht die Möglichkeit dazu. Sie wird 
durch Kleben der niedrigſten Marken aufrechter— 
halten. Das wirkt fih natürlich auch auf den Be- 


zug der Unterſtützung aus. Die einzelnen Redner 


haben ſchon erklärt, daß man jetzt den kalten Ab: 
bau durchführt. Man bringt dieſe Leute aus der 
Erwerbsloſenfürſorge heraus und in die Invali⸗ 


denverſicherung hinein. Auf Grund dieſes Geba: | 


rens werden die älteren Arbeiter, von denen 
manche jahrzehntelang ihre Beiträge gezahlt Ha- 
ben, dazu verurteilt, eine ganz ſpärliche Unter- 
ſtützung in Empfang zu nehmen. Hier müßte es jo 
fein, daß man die Arbeiter in derſelben Lohnſtufe 
weiter verſichert, wie im letzten Beſchäftigungsver⸗ 
hältnis. Genau ſo iſt es bei den Angeſtellten. 
Dieſe Anträge, die ſo wichtig ſind, hat man im 
Ausſchuß abgelehnt. Man hat nicht dazu Stellung 
genommen. Genau das gleiche Schauſpiel werden 
wir hier erleben. Das zeigt am kraſſeſten das ſo⸗ 
ziale Geſicht der Zentrumspartei und der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei. 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel- 
dungen zu Artikel III liegen nicht vor. 
ſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Wer Artikel I der Drucksache Nr. 871 zu- 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minorität, er iſt abgelehnt. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf, eröffne die Ausſprache 
ſchließe fie. Wer für die Annahme der Ueberjchrift 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Damit iſt die Druck⸗ 
ſache Nr. 871 in der zweiten Beratung abgelehnt 
und damit erledigt. (Abg. Langnau: Aber die Not 
der Erwerbsloſen iſt damit nicht erledigt!) Die 
Entſchließung des Abg. Raſchke u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 922 kann nicht zur Abſtimmung kommen, 
da es eine Finanzvorlage iſt, die den Hauptaus⸗ 
ſchuß noch nicht paſſiert hat. Sie iſt damit erledigt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich habe zu 
beiden Entſchließungen zu erklären, daß wir ſie 
zurückziehen. Wir werden aber dem Hauſe in der 
allernächſten Zeit im Sinne der Entſchließungen 
Anträge vorlegen, und Herr Gehl. vielleicht ſind 
Sie ſo freundlich, ſich für die Annahme dieſer An— 
träge einzuſetzen. j 

Vizepräſident Gaifowjfi: Ich rufe Punkt 6 der 
Tagesordnung auf: . 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 


Die Bes || 


und: 


| 


‚gejagt, die Ausgaben werden zu gering fein, daß 


werbsloſenfürſorge. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 921 zu Nr. 891. Ich eröffne die Mus- 
ſprache zu Artikel J. Das Wort hat der Herr Abg. 
Kreft. , , 
Kreft, Abgeordeter (K. P.): M. D. u. H.! Das 
Problem des Hafens iſt ja eins der brennendſten 
Probleme, die die Freie Stadt in Zukunft zu be⸗ 
wältigen haben wird. Dementſprechend ift es auch 
für die Arbeiterſchaft eins der wichtigſten Pro⸗ 
bleme, beſonders für die Arbeiter, die im Hafen be: 
ſchäftigt ſind. Vom Abg. Moritz wurde vor kurzer 
Zeit der Zwiſchenruf gemacht, die Hafendelegation 
wäre nicht hier. Ich würde empfehlen, da ein gro- 
ßer Teil von Hafenarbeiter-Delegierten hier er- 
ſchienen iſt, ſie hereinzuholen, damit ſie ſelbſt ihre 
Notlage zum Ausdruck bringen können. Greifen 
Sie doch zu! Sie haben natürlich das größte Inter⸗ 
eſſe daran, die Delegation nicht zu hören. 

Uns Kommuniſten iſt es klar, daß die Erwerbs- 
loſenfürſorge nicht im Intereſſe der Arbeiterſchaft 
vor einigen Jahren angenommen wurde, ſondern 
die Erwerbsloſenfürſorge, die wir in Danzig ha⸗ 
ben, ift nur angenommen, um der Arbeiterſchaft 
Sand in die Augen zu ſtreuen, um darüber hinaus 
Zeit zu gewinnen, um die Organiſation im Inter⸗ 
eſſe des Staates ſoweit vorwärts zu führen, um 
allmählich die Unterſtützung abzubauen. 

Was wir vor Jahren geſagt haben, hat ſich 
ganz klipp und klar in Deutſchland gezeigt. Sie 
ſelbſt finden nicht den Mut, das durchzuführen. 
Sie würden es tun, fürchten aber den Druck der 
Arbeiterklaſſe. Genau ſo, wie Sie auf dem Wege 
des kalten Abbaues einen großen Teil der Arbeiter 
aus der Unterſtützung entfernen, verſuchen Sie, die 
Unterſtützungen abzubauen, indem Sie nicht den 
Ausgleich ſchaffen. Wir müſſen uns darüber klar 
ein, daß die Hafenarbeiter anders zu bewerten 
ſind als der größte Teil der ſonſtigen Arbeiter. 
Der Hafenarbeiter muß ſeine Arbeitsbereitſchaft 
täglich zum Ausdruck bringen. Jeden Tag muß er 
den Weg zum Hafen antreten. Er muß ſich täglich 
mit einem Quantum Nahrungsmittel verſehen 
xsd fih darauf einrichten, jeden Tag eine längere 
Zeit im Hafen zu verweilen, meiſtens den ganzen 
Tag, um überhaupt in den Genuß einer Schicht 
oder halben Schicht zu kommen. Der Hafenarbeiter 
iſt alſo auf Grund der beſonderen Beſchäftigung 
im Hafen angewieſen, ob er Arbeit hat oder nicht, 
für jeden Tag Aufwendungen zu machen, genau ſo, 
als wenn er ſich in dauernder Beſchäftigung be— 
fände. Wenn ein Arbeiter im Hafen arbeitet, ſo 
ſind ſelbſtverſtändlich die Möglichkeiten, beſondere 
Ausgaben zu machen, größer als bei einem Arbei- 
ter, der in dauernder Beſchäftigung ſteht. 

Wir haben aber feſtgeſtellt, daß durch die Poli: 
tik der polniſchen Regierung, durch die Zuſchuß⸗ 
politik des Gdinger Hafens, das eingetreten iſt, 
(Abg. Gehl: Das berückſichtigt nur immer bei 
Eurer Agitation!) was wir vor längerer Zeit ge- 
ſagt haben. Ich kann mich ſehr gut erinnern, daß 
fih die Herren von rechts auf das hohe Pferd ge- 
ſetzt und geglaubt haben, der Gdinger Hafen könne 
der Danziger Wirtſchaft niemals gefährlich wer⸗ 
den. Sie haben ſich auf das hohe Pſerd geſetzt und 
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ſich die Ziele nicht verwirklichen laſſen. Wenn es Sie Luſt gehabt hätten. Ich habe auch im Ausſchuß (O) 


ſich aber um imperialiſtiſche Ziele handelt, kanu 
ihre Durchführung der betreffenden Regierung 
auch Millionen koſten. Die Regierung wird ihre 
imperialiſtiſchen Ziele doch verfolgen und dadurch 
auch einen beſtimmten Druck ausüben, in dieſem 
Falle auf die Freie Stadt Danzig. Das iſt das 
Töpferlatein, worüber ſich jeder Arbeiter klar iſt. 
Ihre Politik, Herr Gehl, iſt eine Politik der wirt⸗ 


ſchaftlichen Verſtändigung mit Polen, die ſelbſtver⸗ | 


ſtändlich in der Linie läuft, die Danziger Löhne 
durch die wirtſchaftliche Verſtändigung den pol⸗ 
niſchen Löhnen anzugleichen. (Abg. Gehl: Das iſt 
ja Anſinn!) Vielleicht find Sie noch jo geiſtig be- 


ſchränkt, daß Sie nicht glauben, daß dies eintreten 1 05 rn im 
beſondere Beihilfen gewährt hat. Die Feſtſtellung 
über dieſe Beſchränktheit hinweggehen. Ihre Poli⸗ | 
tik wird von der Entwicklung getrieben, ob Sie 


wird. Aber die ehernen Wirtſchaftsgeſetze werden 


wollen oder nicht. Durch Ihre Politik wird die 
Arbeitsmöglichkeit geringer. Die Hafenarbeiter 
mußten, um das nackte Leben zu friſten, dasſelbe 


für ſich in Anſpruch nehmen, wie der größte Teil ink k ; nd 
Hafenarbeitern, die nachweiſen, daß fie nichts ha⸗ 


der Arbeiter. 


Die Politik des Senats läuft darauf hinaus, 
dem erwerbsloſen Hafenarbeiter keine Unter: 
ſtützung zu geben. Ein großer Teil der Hafenarbei— 
ter hat bereits den Schein erhalten, worin ſteht: 
„Sie haben in den letzten Monaten nicht Ihren 


Lebensunterhalt gegen Lohn und Gehalt verdient, 


alſo ſind Sie der Erwerbsloſenunterſtützung nicht 
bedürftig.“ Der Hafenarbeiter hat in der Vergan⸗ 
genheit nicht die Möglichkeit gehabt, im Hafen zu 
arbeiten und hat gehungert. Obendrein dreht man 
jetzt den Spieß um und jagt: „Mein lieber Freund, 
Du haſt einen reichen Onkel, eine reiche Tante 
oder etwas ähnliches. Sieh zu, wie Du dich weiter 
ernährſt, für die Erwerbsloſenunterſtützung 
lommſt Du nicht in Frage.“ Was wir zum Aus⸗ 
druck gebracht haben, iſt jetzt Wirklichkeit gewor⸗ 
den. Man will ſich eine Spanne Zeit ſichern, um 
neue Betrugsmanöver durchzuführen. Die Anzei⸗ 
chen dafür ſind ſchon vorhanden. Das iſt die Be⸗ 
reinigung des Arbeitsmarktes, Herr Karſchewfki, 
das ſind die Betrugsmanöver, die fon heute am 
fernen Horizont aufleuchten. Sie mögen denken, 
was Sie wollen, jedenfalls wiſſen wir, daß Sie 
bei den Betrugsmanövern zur Durchführung der 
Täuſchung der Arbeiterſchaft ſolche Mittelche 
wenden müſſen. 

Ich ſtellte im Sozialen Ausſchuß die Frage, 
was aus den Arbeitern wird, die draußen ſind. 
Da hieß es, die müßten draußen bleiben. Glauben 
Sie, daß Deutſchland uns im laufenden Jahre 
Millionen geben wird, glauben Sie, daß drüben 
ein guter Freund Ihnen ſoviel Mittel zur Verfü⸗ 
gung ſtellen wird, um die Danziger Wirtſchaft zu 
beleben? (Abg. Gehl: Was reden Sie bloß hier 
zuſammen!) Wer das glaubt, kann zu dieſen Fra⸗ 
gen nicht Stellung nehmen. Ich ſetze voraus, daß 
auch die Führer der Sozialdemokratiſchen Partei 
dies ganz genau wiſſen. Aber Sie brauchen dieſe 
Manöverchen, um der Arbeiterſchaft zu ſagen: 
„Jetzt werden wir die gründliche Bereinigung des 
Arbeitsmarktes durchführen und alle hinausjagen. 
Dann, Danziger Arbeiter, haſt Du Arbeit.“ Sie 
hätten dies ſchon lange durchführen können, wenn 


| 


zum Ausdruck gebracht, daß man vielleicht Kleinig⸗ 


leiten beſſern wird, aber die Entwicklung läuft 
dahin hinaus, daß die Rationaliſierung in Danzig 
verſchärft durchgeführt wird. Mit der verſchärften 
Rationaliſierung wird ſelbſtverſtändlich auch die 
Steigerung der Erwerbsloſigkeit eintreten. Aber 
Sie werden die Zahl der Erwerbsloſen, die heute 
beſteht, nicht reduzieren können, ſondern ſie wird 
immer größer werden. Das iſt keine nationale Er⸗ 
ſcheinung in Danzig, ſondern eine internationale. 

Jetzt kommen wir auf ein beſonderes Problem. 
Man hat ja die Not der Erwerbsloſen, ſpeziell der 
Hafenarbeiter ſchon in vergangenen Jahren aner— 
kannt, indem man den Hafenarbeitern im Winter 


der Ausgaben im Winter haben wir auch nicht be- 
kommen. An Hand der Ausgaben wird man genau 
feſtſtellen können, was den Hafenarbeitern ſchon 
gezahlt worden iſt und welche Belaſtung entiteht, 
wenn man die Hafenarbeiter in die Unterſtützung 
einbezieht. Man glaubt im ſchlimmſten Fall, den 


ben, eine kleine Unterjtügung geben zu müſſen. 
Man will die Hafenarbeiter, die ſchlechter ſtehen 
als alle übrigen Arbeiter, nicht in die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge hineinbringen. Ich perſönlich und die 
Kommuniſtiſche Fraktion appellieren nicht an Ihr 
Menſchheitsgefühl. Sie können nicht anders han⸗ 
deln. Auf der einen Seite können Sie, wenn Sie 
dieſe Politik durchführen, und das wollen Sie, den 
Druck nur auf die Arbeiterſchaft konzentrieren. 
Die Korruptionserſcheinungen, die heute ſchon ver⸗ 


ſteckt zum Ausdruck kommen, werden immer mehr 


hervortreten. Sie werden dieſe Korruptionser⸗ 
ſcheinungen dulden müſſen, weil Sie die korrupten 
Elemente brauchen. Heute treten Sie noch mit 
Phraſen auf und jagen, daß Sie die Not der Er: 
werbsloſen anerkennen. Es ſind weiter nichts als 
Phraſen, beſonders, wenn Sie die Hafenarbeiter 
für kürzere Zeit beruhigen. Wir wünſchen Ihnen 
viel Glück dazu. Wie die Anzeichen beweiſen, wird 
dieſer Prozeß der Beruhigung nicht von langer 
Dauer ſein. Für eine beſtimmte Zeit können Sie 
der Arbeiterſchaft Verſprechungen machen. Sie 
ſchaffen damit aber keine Arbeit und keine 
Exiſtenzmöglichkeit. Die Entwicklung hat gezeigt, 
daß die Arbeiterſchaft über Sie zur Tagesordnung 


n an- übergehen muß, und fie wird es tun. 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Senator Wiercinſki. 

Dr. Wiercinjti, Senator: Meine ſehr verehr⸗ 
ten D. u. H.! Dem Senat find die Zuſtände im 
Hafen bekannt. Seit längerer Zeit iſt uns mit⸗ 
geteilt worden, daß ſich dort die Verhältniſſe durch 
die verſchiedenſten Gründe, auf die ich hier wohl 
nicht einzugehen brauche, immer mehr zuſpitzen. 
Es ift nun aber nicht möglich, die dadurch hervor⸗ 
gerufene Erwerbsloſigkeit durch Uebernahme der 
Hafenarbeiter in die Erwerbsloſenfürſorge zu be- 
ſeitigen. Jeder, der mit den Arbeitsverhältniſſen 
vertraut iſt, wird beſtätigen müſſen, daß das fak⸗ 
tiſch unmöglich iſt. Selbſt wenn man es wollte. 
Denn es können tatſächlich die Vorausſetzungen 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes bei den Hafen- 
arbeitern infolge der unregelmäßigen Arbeitszeit 
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und des Mehrſchichtſyſtems, auch infolge des Um- 
ſtandes, daß doch Tag und Nacht gearbeitet wird, 
nicht erfüllt werden. 

Der Senat war aber willens, die Erwerbs- 
loſigkeit in irgend einer Form zu bekämpfen und 
hat beſchloſſen, daß diejenigen, die abſolut nicht 
Arbeit finden können, in die Erwerbsloſenfürſorge 
überführt werden ſollen. Wir haben alſo den 
Weg zur Erwerbsloſenfürſorge geöffnet und dabei 
große Erleichterungen gewährt. (Abg. Hohnfeldt: 
Wie ſieht er aus?) Die betreffenden Leute müſſen 
ſich bei der Erwerbsloſenfürſorge melden, müſſen 
den Nachweis bringen, daß ſie wirklich Hafenar⸗ 
beiter geweſen ſind und werden dann in die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge aufgenommen. Das iſt beſon⸗ 
ders dann der Fall, wenn ſie Berufen angehören, 
die verhältnismäßig leicht anderweit verſorgt wer⸗ 
den können und, wenn ſie erſt in der letzten Zeit 
zur Hafenarbeit übergegangen ſind, was z. B. bei 
vielen Arbeitern, die bei Schichau tätig waren, 
der Fall iſt. Dieſer Weg iſt im Einvernehmen mit 
den Hafenarbeitern feſtgelegt worden, und meh⸗ 
rere hundert haben ſchon davon Gebrauch ge— 
macht. Ich bitte, den Antrag, der hier vorliegt, 
abzulehnen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Ich möchte den Antrag der Kommuniſten 
nicht allgemein beſprechen, ich möchte nur auf eini⸗ 
ges hinweiſen, was man bei den Hafenarbeitern 
beobachtet, wenn man wie ich unter ihnen wohnt 
und dadurch vielleicht etwas mehr Kenntniſſe von 
der Frage der Hafenarbeiter hat. 

Herr Senator Dr. Wiercinſki hat eine Erklä⸗ 
rung abgegeben, die mir nicht ganz verſtändlich 
ijt, beſonders in bezug auf den Weg, den die Er- 
werbsloſen im Hafen einſchlagen ſollen. Man 
ſtelle ſich vor, es ſind dort 3000 Hafenarbeiter, 
von denen rund 2 000 ohne Arbeit find, und zwar 
nicht etwa einmal in der Woche, oder zweimal, 
ſondern Monate lang. Dann find diefe 2000 
Erwerbsloſen nach dem Vorſchlag des Senators 
angeblich in der Lage, ſich zur Unterſtützung zu 
melden und die Erwerbsloſenunterſtützung in 
Empfang zu nehmen. Mit andern Worten, es 
könnte ja jeder, der heute im Hafen erwerbslos 
iſt, dieſen Weg beſchreiten. (Zuruf des Senators 
Dr. Wiercinſki.) Das ſind Anregungen, aber ſie 
ſind leider nicht greifbar. Sie werden doch un⸗ 
ſtreitbar die Mitarbeit der Gewerkſchaften nötig 
haben. Ich möchte dabei darauf hinweiſen, daß 
ſich nirgends die Gewerkſchaften ſo blamiert haben, 
wie gerade in der Frage der Hafenarbeiter. Man 
ſtelle ſich vor: Die einzelnen Facharbeiter, ſei es 
nun ein Tiſchler, der keine Arbeit in der Stadt 
findet, oder ein Landarbeiter, hören, daß die Ha⸗ 
fenarbeiter einen ziemlich hohen Lohn bekommen. 
Da ſie erwerbslos ſind, wandern dieſe Arbeiter 
nach Neufahrwaſſer und bieten den andern eine 
ſcharfe Konkurrenz. Wenn Sie als Gewerkſchafts⸗ 
ſekretäre dieſe Leute nicht davon zurückhalten 
können, wozu iſt dann Ihre ganze Tätigkeit? 

Sie wiſſen weiter, daß der Stauermeiſter ſich 
jeden Morgen ſeine Leute zuſammenſucht. Wenn 
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man dort wohnt, ſieht man, wieviele Leute gar 
nicht in der Lage ſind, auch nur einen einzigen 
Tag Arbeit zu bekommen, daß aber Leute, die mit 
ſolch einem Stauermeiſter befreundet ſind, mit 
ihm eins hinter die Binde gießen, dauernd Arbeit 
haben. Da frage ich: Wozu ſind Sie als Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretäre da, wenn Sie dieſem Syſtem nicht 
ſteuern können? Im Hafen herrſcht ein großes 
Schmierſyſtem, ſo nenne ich es, man kann ſagen 
ein Syſtem, das an den Strafgeſetzen nahe vorbei⸗ 
geht. Sie als Gewerkſchaftsſekretäre müſſen da⸗ 
für ſorgen, daß die Hafenarbeiter Arbeit finden. 
Morgens kommt der Stauer, da ſteht die ganze 
Straße voll Menſchen. Da fragt er nicht: „Haſt 
Du eine Woche Erwerbsloſigkeit hinter Dir oder 
haſt Du eben Arbeit gehabt?“ Nein, er nimmt 
ſein Notizbuch und lieſt die Namen der Leute vor, 
die er beſchäftigen will, und es ſind immer die⸗ 
ſelben. 

Dann etwas anderes. Sie ſagen, die Arbeit 
ſoll nicht länger als ſieben Stunden dauern. Wenn 
aber doch jemand länger arbeitet, werden Sie ihn 
aus der Gewerkſchaft nicht hinauswerfen. Ich 
erwähne dabei auch noch etwas anderes, nämlich 
Völkau, wo die Leute fogar 52 Stunden gearbeitet 
haben, und das waren eingeſchriebene Gewerk- 
ſchaftsmitglieder. (Abg. Raſchke: Wie iſt es, wenn 
Hakenkreuzler Streikbrecherdienſte machen? — 
Zwiſchenruf links). Sie (zu den Sozialdemokra⸗ 
ten) ſind dankbar, daß Sie eine Abwehr in den 
Kommuniſten haben. Ich will auf deren Zuruf 
gleich die Antwort geben: Wer als eingejchriebe: 
nes Mitglied der Nationalſozialiſtiſchen Partei 
Streikbrecherdienſte leiſtet, fliegt aus der Partei 
hinaus. Das ſteht in den Anweiſungen der Reichs⸗ 
leitung. Ich bin gern bereit, dieſe hier bekannt 
zu geben. Ebenſo hat auch unſere akademiſche 
Ortsgruppe Anweiſung bekommen, bei den Not⸗ 
ſtandsarbeiten nicht ohne weiteres mitzuhelfen. 

Sie haben als Gewerkſchaftsſekretäre dieſes 
Syſtem im Hafen eingerichtet. Sie nehmen aber 
die Intereſſen der Arbeiterſchaft nicht genügend 
wahr. Sie laſſen den Stauermeiſter täglich ſeine 
Leute ſammeln. Sie, die Sie auf Grund der Be⸗ 
zahlung, die Sie bekommen, für die Leute ſorgen 
müßten, tun es nicht. Sie handeln um 5 Pfennig 
für die Stunde. Das wollte ich Ihnen als Ge- 
werkſchaftsſekretäre ſagen. Es wäre ein Ding 
für Sie, Herr Cierocki, wenn Sie zu der Polonia 
hinausgingen und ſich anſähen, wie dort getrimmt 
wird. Vielleicht bekommen Sie dabei Prügel. 
(Seit wann ſind Sie Arbeitervertreter? beim 
Zentrum — Zwiſchenrufe links. — Zurufe der 
Abg. Werner und Cierocki). Sie haben als Ge- 
werkſchaftsſekretäre zu arbeiten verlernt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Zwei Gtit- 
: des Kapitalismus haben fih in der Wolle. 


Wenn Sie glauben, ſich noch länger unterhalten 
zu müſſen, warte ich noch ein Weilchen. Gerade 
die Ausführungen des Herrn Senators Dr. Wier⸗ 
cinſki geben der Kommuniſtiſchen Fraktion Ver⸗ 
anlaſſung, noch einmal das Wort zu nehmen. 
Der Senator erklärte, daß es nicht möglich ſei, 
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eine Kontrolle betreffs der Hafenarbeiter, die er⸗ 
werbslos ſind, durchzuführen. Das iſt leerer 
Schwindel. Wie iſt es im Hafen in Wirklichkeit? 
Die Arbeiter werden am Morgen zur Arbeit ver⸗ 
mittelt, und zwar ſo, wie Herr Abg. Hohnfeldt es 
geſchildert hat, daß die Arbeiter infolge der Not 
gezwungen ſind, ſich anzubiedern. Es ſteigt jedem 
Arbeiter der Rogen hoch, wenn er ſolch abſcheu⸗ 
liche Handlungsweiſe ſeiner Kollegen ſehen muß. 
Wir verurteilen dies aufs ſchärfſte. Aber die Not 
der Hafenarbeiter iſt infolge der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe, die im Freiſtaat beſtehen, ſo groß, 
Herr Senator Dr. Wiercinſki ließ ſich über die 
Schwierigkeiten im Hafen nicht näher aus. Wir 
tennen fie, wir wiſſen, daß der Senat und andere 
Inſtanzen drauf und dran ſind, die Löhne der 
Hafenarbeiter denen der polniſchen anzupaſſen. 
(Abg. Gehl: Das iſt großer Schwindel!) Das 
iſt Ihre Tendenz! (Senator Dr. Wiercinſki: Kein 
Wort iſt wahr!) In England ſtehen 150 000 
Textilarbeiter kurz vor dem Streik. Der Streik 
wird geführt, weil die Unternehmer nicht ihren 
Profit ſchmälern laſſen wollen. Die Ware wird in 
Indien ſelbſt hergeſtellt und die engliſche Baum⸗ 
wolle in England nicht ſo verarbeitet, wie es frü⸗ 
her der Fall war, und weil auf dem engliſchen 
Markt Abſatzſchwierigkeiten beſtehen. Der Kapi⸗ 
taliſt als ſolcher braucht einen beſtimmten Profit. 


Auch der Umſatz und Umſchlag in Danzig will 
einen beſtimmten Nutzen haben. Den will man 
ſich nicht nehmen laſſen. Deshalb werden die 
Löhne der Arbeiterſchaft, die in der Profitrate 
eine Rolle ſpielen, herabgeſenkt, genau, wie die 
engliſchen Kapitaliſten verſuchen, die Löhne der 
Textilarbeiter herabzuſetzen. (Abg. Gehl: Sie 
vertreten doch die Arbeiter, ſorgen Sie dafür, daß 
das nicht geſchieht! — Abg. Raſchke: Das macht 
Macdonald in England! — Abg. Gehl: Wir wif- 
ſen, was wir tun!) Ihr Genoſſe heißt die Ten⸗ 
denzen in England gut. Sie, Herr Gehl, als Vi⸗ 
zepräſident billigen die Tendenz, die Arbeiter aus 
dem Produktionsprozeß, aus dem Hafen heraus⸗ 
zudrängen. Die Arbeiterſchaft im Hafen De- 
ſteht zum Teil aus Polen, die nicht organiſiert 
ſind, leider, und einem großen Teil Hafenarbeiter, 
die feſtorganiſiert find. Die feſtorganiſierten Ha- 
fenarbeiter unterſtehen einer Führung, die revo— 
lutionär eingeſtellt iſt, und die Arbeiter, die die 
Maßnahmen des Senats durchſchauen, ſollen aus 
dem Hafen durch die Erwerbsloſenfürſorge her⸗ 
ausgedrängt werden. Die Mucker, die dauernd 
im Hafen bleiben, ſollen dadurch ihre alten Löhne 
weiter erhalten. Iſt Ihnen nicht klar, daß unſere 
hieſigen Arbeiter auf Grund der geſteigerten Le- 
bensverhältniſſe um Lohnerhöhung einkommen 
müſſen? Ihnen wird bekannt ſein, daß unſere 
Zuckerarbeiter im Hafen eine 10prozentige tarif⸗ 
liche Mehrentlohnung erhalten. Sie wiſſen, daß 
dieſe Zuckerarbeiter im Hafen vor Lohnforderun⸗ 
gen ſtehen, weil fih die Lebenshaltung jo verteu- 
ert hat, daß ſich der Arbeiter aus ſeiner Verdienſt⸗ 
rate den Aufbau ſeines Körpers für ſtarke Arbeit 
nicht mehr leiſten kann. Deshalb iſt der Arbeiter 
gezwungen, auf Grund der verteuerten Lebenshal— 
tung Lohnforderungen zu ſtellen. Das können 
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die kapitaliſtiſchen Kreiſe auf Grund der Edinger 
Konkurrenz nicht vertragen. Daher verſuchen ſie 
die oppoſitionellen Hafenarbeiter, die in der Füh⸗ 
rung der Gewerkſchaften auf dem linken Flügel 
ſtehen, aus dem Produktionsprozeß herauszu⸗ 
drängen. Sie wiſſen, daß dieſe Arbeiter am we⸗ 
nigſten Arbeit bekommen. Reden Sie nicht von 
gelernten Arbeitern. Dieſe Arbeiter ſind Ihnen 
ein Dorn im Auge. Die Tendenz geht dahin, daß 
Sie mit den übrigen Arbeitern fertig werden wol- 
len. Das wird Ihnen leicht ſein, wenn Sie die 
Führung aus dem Produktionsprozeß Heraus- 
bringen. Das wollen weder wir, noch die Hafen⸗ 
arbeiter. Die Hafenarbeiter erklären ſich folida- 
riſch. Sie haben jahrelang Schlechtes und Gutes 
durchgemacht, find eingearbeitet und Spezialar— 
beiter und laſſen ſich durch die Maßnahmen des 
Senats nicht aus dem Produktionsprozeß her: 
ausbringen. Sie verlangen, daß fie in die Er: 
werbsloſenfürſorge kommen, aber dabei auch die 
Karte als Hafenarbeiter erhalten, ob ſie in Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ſind oder nicht. Das iſt der 
Unterſchied zwiſchen den Hafenarbeitern und der 
Regierung, die Grundverſchiedenes will. Hier 
glaubt der Herr Senator ſagen zu müſſen, man 
könne keine Karten ausgeben, weil man nicht 
kontrollieren könne. Alſo die Arbeiter müſſen 
aus dem Produktionsprozeß herausgedrängt wer⸗ 
den, damit man ſie richtig kontrollieren kann. 


Wir Kommuniſten und die Hafenarbeiter ſte⸗ 
hen auf dem Standpunkt, daß der Hafenarbeiter, 
wenn er nicht Arbeit erhält, mit Namen und 
Nummer zur Stempelſtelle gehen kann. In Neu⸗ 
fahrwaſſer kann eine Stempelſtelle für Hafenar⸗ 
beiter errichtet werden. Wenn ein Hafenarbeiter 
um 9 oder 10 Uhr ſtempelt, und nachmittags Ar⸗ 
beit bekommt, ſo erfahren Sie das. Sie haben 
Ihre Spitzel, das wiſſen wir. Leider iſt es ſo, daß 
ein Arbeiter den andern denunziert. Wenn Sie 
das wiſſen, drängen Sie den Arbeiter ohne weite⸗ 
res aus der Erwerbsloſenfürſorge heraus. Wir 
wiſſen, wie die Erwerbsloſen heute beobachtet 
werden. Wehe dem Erwerbsloſen, der es wagt, 
neben ſeiner Erwerbsloſenfürſorge ſeine Schuhe 
zu beſohlen. Stimmt das, Herr Senator Dr. Wier⸗ 
cinſti? (Widerſpruch des Senators Dr. Wier- 
cinſki). Sie haben bei einer Eingabe die Erwerbs: 
loſenunterſtützung verweigert, weil Sie ſagten, es 
ſei ein Schuhmacher, obwohl es keiner war. Nur 
weil er ſich und ſeinen Verwandten, die zu Hauſe 
waren, die Schuhe beſohlte, haben Sie ihm Ver⸗ 
dienſt nachgewieſen und geſagt, er hätte beim Ver⸗ 
ſohlen einen großen Verdienſt, trotzdem der Be— 
treffende kein Schuhmacher iſt. Sie können alle 
die Arbeiter ruhig ſtempeln laſſen, wenn Sie Ihre 
Spitzel haben. Ich meine Herr Senator, wenn 
man ſpricht und etwas begründet, ſollte man zum 
mindeſten der Wahrheit die Ehre geben. (Senator 
Dr. Wiercinſki: Sehr richtig!) Sagen Sie doch 
lieber, daß man einen Teil der Hafenarbeiter aus 
dem Produktionsprozeß herausnehmen will, weil 
man mit Edingen nicht konkurrieren kann. Aber 
kommen Sie nicht mit ſolchen Winkelzügen, die 
der Wahrheit nicht entſprechen. e e 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

Ich behaupte von dieſer Stelle, daß jede Kon⸗ 
trolle über die Erwerbsloſen, wenn ſie keine Ar⸗ 
beit haben, möglich iſt. Ein Spitzelſyſtem iſt ſchon 
vorhanden. Die Ausrede betreffs der Kontrolle iſt 
ein Unſinn, das ſind Ausreden. Den wahren Sinn 
habe ich bereits geſchildert. Man ſträubt fih ge- 
gen eine Lohnerhöhung, weil man die hieſigen 
Kapitaliſten hier behalten will und mit dieſer 
Schmutzkonkurrenz von Edingen konkurrieren 
möchte. Man trägt den hieſigen Kapitaliſten 
Rechnung, um von den Arbeitern die Steuer zu 
bekommen und damit die Kapitaliſten nicht ihr 
Büro nach Edingen verlegen. Dagegen wehren 
wir uns. Nun ſprachen Sie von den Arbeiterver⸗ 
tretern in den Gewerkſchaften, die ſind mit dieſen 
Methoden einverſtanden. Wir glauben Ihnen, 
Herr Senator Dr. Wiercinſti, daß Sie nicht an⸗ 
ders können. Wie das Zentrum Sie in der Re⸗ 
gierung hat, Herr Senator Dr. Wiercinſki, jo 
kann Herr Werner auch nicht anders. Im Innern 
iſt er davon überzeugt, aber er ſagt: Nach uns die 
Sintflut. Weil er Mitglied des Hafenausſchuſſes 
iſt, weil er die Gefahr der Konkurrenz für Gdin⸗ 
gen ſieht und nicht gern möchte, daß unſere kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft durch die hohen Löhne zu- 
grunde gerichtet wird, muß er notgedrungen verſu⸗ 
chen, die Löhne zu ſenken. Das denken Sie im In⸗ 
nern des Herzens. Wenn Sie das zum Ausdruck 
brächten, wären Sie ein Mann. (Abg. Gehl: Ich 
ſorge für die Arbeiter, wenn ich einen großen 
Teil Erwerbsloſe wegnehme, haben Sie das nicht 
begriffen?) Nein, der kapitaliſtiſche Staat iſt ver⸗ 
pflichtet, mir die Erwerbsloſenunterſtützung zu 
geben, wenn ich einen Tag erwerbslos bin. Das 
iſt kein Unterbieten der Arbeitskraft, wenn ich 
Stempelgeld bekomme, Hafenarbeiter bin und 
weiß, daß ich für den Tag Unterſtützung erhalte, 
dann dränge ich mich nicht zur Arbeit. Da De- 
komme ich meinen Verdienſt, verdiene den Tag 10 
Gulden, habe drei Schichten gemacht und bekomme 
für jeden Tag ohne Arbeit Unterſtützung. Sie wol⸗ 
len das ſparen. Sie wollen einen Teil der Ar⸗ 
beiter aus dem Produktionsprozeß herausdrän⸗ 
gen, trotzdem der Umlageverkehr ebenſo groß wie 
früher iſt. Durch dieſe Maßnahmen ſparen Sie 
auch. Das heißen wir nicht gut. Mit den Hafen⸗ 
arbeitern werden Sie, Herr Vizepräſident Gehl, 
eine harte Nuß zu knacken haben. Der Inſtinkt 
des einfachen Arbeiters iſt zu feinfühlig, als daß 
die Regierung verſuchen kann, ſie mit ihren Me⸗ 
thoden kirre zu machen. (Abg. Gehl: Ihr ſündigt 
an den Hafenarbeitern!) 


Auf Koſten der Hafenarbeiter werden die an⸗ 
dern Arbeiter aus dem Produktionsprozeß her⸗ 
ausgedrängt. Herr Gehl, können Sie garantie⸗ 
ren, daß die Arbeiter, die dort im Hafen heraus⸗ 
gedrängt werden, andere Arbeit bekommen? (Abg. 
Gehl: Ich kann gar nichts garantieren!) Die Ar⸗ 
beiter bekommen keine Arbeit. Wenn heute ein 


Hafenarbeiter als Hafenarbeiter erledigt iſt, wird 
er aus dem Produktionsprozeß herausgedrängt. 
Er iſt im Verkehrsbund organiſiert geweſen. Er 
will nun bei einem Bau anfangen. Der Bauge⸗ 
werksbund hat eine Sperre verhängt, keine neuen 
Gewerkſchaftsmitglieder aufzunehmen, alſo darf 
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er nicht zu den Bauarbeitern gehen. Was ſoll er 
machen? Es wird eine Zeitlang gehen, und wenn 
dieſer Arbeiter dann 11% Jahre aus dem Pro- 
duktionsprozeß herausgedrängt war und vielleicht 
wieder ſechs Wochen Arbeit hat, dann wird er ein 
Flebbchen zugeſchickt bekommen, wie ich es jetzt 
verleſen will: 

An Herrn Cuno Lange, hier — das iſt ein Ha⸗ 
fenarbeiter! — Der Antrag auf Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung vom 22. Oktober 1929 wird abgelehnt, weil 
Sie bisher Ihren Lebensunterhalt in der Hauptſache 
durch Arbeit gegen Lohn und Gehalt nicht erworben 
haben. Wir ſtellen Ihnen anheim, ſich im Falle der 
Not an das Wohlfahrtsamt zu wenden. 

gez. Dr. Hemmen. 

Hier ſehen Sie das, was Sie mit den Erwerbs- 
loſen vorhaben. Sie werden als Hafenarbeiter 
herausgedrängt. Sie ſind dann ein bis zwei 
Jahre erwerbslos, bekommen dann vielleicht ſechs 
Wochen Arbeit auf der Danziger Werft. Wenn 
Sie dann erwerbslos werden, bekommen ſie ſolch 
ein Schreiben zugeſchickt. Die Regierung will dieſe 
Arbeiter ſyſtematiſch von der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ausſchalten. Das iſt der Sinn der ganzen 
Geſchichte. Man macht hier Politik auf Koſten der 
Arbeiterſchaft und auf weite Sicht. Dagegen wen⸗ 
den ſich aber die Arbeiter, daß ſie dieſe Flebbchen 
zugeſchickt bekommen; denn das Recht auf Arbeit 
ift von der Arbeiterſchaft im 18. Jahrhundert er- 
kämpft worden. Wenn der Arbeiter keine Arbeit 
hat, iſt er bis an ſein Lebensende von dem kapita⸗ 
liſtiſchen Staat zu unterſtützen. Das hat ſich die 
Arbeiterſchaft in jahrhundertelanger Arbeit er⸗ 
kämpft. 

Wenn es nach uns ginge, ſetzten wir Ihnen 
heute ſchon den Daumen aufs Auge. Wir wiſſen 
ja, daß durch die wirtſchaftliche Depreſſion der 
Kreis international geſchloſſen iſt, aus dem Sie, 
da Sie Kapitaliſten ſind, nicht mehr herauskom⸗ 
men. Es iſt ein Prozeß, der die Arbeiterſchaft 
langſam aber ſicher dem Untergang zuführt. Dar⸗ 
über täuſcht auch Ihre ſogenannte beſſere Lebens⸗ 
lage nicht hinweg. Wenn Sie ſich auch aus der 
Schar der Arbeiter eine kleine Körperſchaft ge⸗ 
ſchaffen haben, ſo iſt doch keine Gewähr dafür ge⸗ 
boten. Wo bleibt die Maſſe, wo bleiben die hun⸗ 
derttauſend Arbeiter? Weil Ihr kapitaliſtiſcher 
Kreis geſchloſſen iſt, geſchieht alles nur auf Koſten 
der Arbeiterſchaft, die langſam aber ſicher dem Un: 
tergang geweiht ijt, wenn es weiter geht. Daher 
ſagen wir, wir müſſen den Ring ſprengen, in dem 
wir uns befinden und müſſen dieſes Syſtem beſei— 
tigen. Mit einem Schlage muß Luft geſchaffen 
werden, und die Welt muß zu neuen Mitteln, zu 
neuen Methoden ſchreiten, um einer neuen Zus 
kunft entgegenzuſehen. Daher können Sie unſere 
politiſche Auffaſſung verſtehen, warum wir an der 
Spitze der Arbeiterſchaft gegen die Kapitaliſten 
kämpfen. Wir tun es, weil wir wiſſen, daß Sie 
mit Ihrem Regime langſam aber ſicher dem Hun- 
gertode entgegengehen. Das zeigt ſich bei allen 
Arbeiterſchichten, nicht nur bei den Hafenarbei⸗ 
tern. (Zwiſchenruf links.) Sehen Sie, Herr Wer⸗ 
ner, endlich habe ich Sie aus Ihrem Bau heraus⸗ 
gelockt. Ich hoffe, daß von Ihrem Fett noch etwas 
übrig bleibt, und daß Sie von der Arbeiterſchaft 
gelegentlich einen Aderlaß erhalten. Sie arbeiten 
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(Liihnewiti, Abgeordneter) 


nicht im Sinne der Arbeiterſchaft, ſondern 
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Sinne des Kapitalismus, um ihm immer weiter gingen früher über Stettin. Langſam und ſicher 


ſeine Profite zuzuſchanzen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Werner. (Er wird jetzt die Hafenar⸗ 
beiter einſeifen, aber mit dem richtigen Raſier⸗ 
pinſel! bei den Kommuniſten.) 

Werner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Als nach Beendigung des Krieges große Arbeiter⸗ 
maſſen nach dem Hajen herunterſtrömten, erkann⸗ 
ten die zuſtändigen Organiſationen bereits die Ge, 
fahr, die darin erblickt werden mußte, weil eben 
dieſer Arbeitsplatz für jedermann offen war. Schon 
im Jahre 1920 haben wir mit dem Hafenbetriebs⸗ 
verein die Sache eingehend beſprochen. Der Hafen⸗ 
betriebsverein hat nach langem Zögern damals 
erklärt, daß er unſeren Standpunkt billige. Das 
Kartenſyſtem war fertig. Die Arbeitgeber ver- 
pflichtigten ſich, nur ſolche Arbeiter in Beſchäfti⸗ 
gung zu nehmen, die fih durch eine beſondere Ar- 
beitskarte legitimierten. Als wir dann in der enı= 
ſcheidenden Verſammlung zu dieſer Frage Stel- 
lung nahmen, waren es Ihre kommuniſtiſchen 
Freunde, die damals erklärten, ach was, die Ar⸗ 


beiterſchaft iſt international, und ein Anrecht auf 


Arbeit hat ſowohl der Arbeiter der Kaiſerlichen 
Werft, wie der von Schichau, als auch von den da- 
mals ſehr zahlreich noch vorhandenen zur Auflöſung 
beſtimmten früheren Militärbetrieben. Sie müſſen 
alle nach dem Hafen kommen können. Eine Zeit⸗ 
lang ging es auch, in der Zeit, als die Lebensmit⸗ 
telverſorgung Polens große Stückgutſchiffe hierher 
brachte. Auch nachher iſt es noch notdürftig gegan⸗ 
gen, zumal die ſtark zugenommenen Holzverladun— 


gen eine Maſſe Arbeitskräfte erforderten. Aber die 


Wirtſchaftslage hat ſich bekanntlich immer weiter 
verſchlechtert, und infolgedeſſen ergoſſen ſich immer 
neue Ströme von Arbeitskräften nach dem Hafen. 
Wir haben zu verzeichnen gehabt, daß zunächſt 
2000 Leute am Hafen waren, dann waren es ſchon 
2400 und im vergangenen Winter, als der Hafen 
zugefroren war, regiſtrierten wir bereits mehr als 
3000 Hafenarbeiter. 

Auf der anderen Seite darf nicht verkannt wer⸗ 
den, daß auch die maſchinellen Einrichtungen, wie 
die Kipperanlagen, die Kräne, einen Teil der Ar- 
beiter überflüſſig machten. Es ift ſehr oft in Ber- 
ſammlungen über dieſe Frage geſprochen worden, 
und man fragte ſich, warum baut man überhaupt 
dieſe Einrichtungen? Wer die Entwicklung der Welt: 
wirtſchaft kennt, weiß, daß ein Hafen dem an⸗ 
dern Konkurrenz zu machen verſucht. Man bemüht 
ſich, den andern Häfen die Transporte durch Er— 
mäßigung der Hafengebühren, durch Druck auf die 
Arbeiterlöhne und vor allen Dingen durch Schaf: 
fung günſtigerer Eiſenbahntarife abzujagen. Um 
die Konturrenzfähigkeit Danzigs zu heben, um 
nach Möglichkeit mehr Transporte heranzuziehen, 
mußten diefe Umſchlagsanlagen auch im Danziger 
Hafen geſchaffen werden. Sonſt wäre dieſe Arbeit 
überhaupt nicht nach Danzig heranzuziehen gewe— 
ſen. Haben Sie früher z. B. einmal geſehen, daß 
in Danzig ein einziger Dampfer Schrott löſchte? 
Das kannte man früher gar nicht. Das iſt eine 
Folge der günſtig geſtellten Eiſenbahntarife, daß 
dieſe Transporte von Stettin abgezogen wurden. 


hat man dieſe Transporte vom Stettiner Hafen 
nach dem Danziger Hafen gezogen, um damit neue 
Umſchlagsmöglichkeiten zu ſchaffen, weil ganz na⸗ 
türlich ein Staat oder eine Stadt von der Struk⸗ 
tur Danzigs auf ſeinen Hafen angewieſen iſt. Mit 
dem Hafen fällt Danzigs Selbſtändigkeit, darüber 
müſſen wir uns vollkommen klar ſein. 

Wie ich bereits ausführte, ſind eine Unmenge 
Arbeitskräfte zum Hafen herangezogen worden. 
Als Schichau 1500 Mann abbaute, fielen nur 800 
Mann der Erwerbsloſenfürſorge anheim. Die an⸗ 
dern 700 haben verſucht, im Hafen Arbeit zu be⸗ 
kommen. Ein Schwager, Bruder oder ſonſt jemand 


ſchob ſie hinein und ſo haben ſie den andern die 


Arbeit fortgenommen. Wenn ein Betrieb wie die 


Danziger Werft keine Arbeitskräfte mehr aufneh⸗ 


men kann, können 1000 Leute vor den Toren ſtehen, 
ohne daß einer Arbeit bekommt. Aber im Hafen 
iſt es anders. Er iſt nicht abgeſchloſſen. Jemand, 
der neu hinkommt, ſtellt ſich zu den andern und be⸗ 
kommt vielleicht heute eine Schicht und morgen 
eine. Der Anfang iſt gemacht, und ſchon iſt der Be⸗ 
treffende im Betrieb. Die Arbeitsmöglichkeit im 
Hafen verteilt ſich auf eine zu große Anzahl von 
Schultern. Dieſer Zuſtand iſt zu bekämpfen, weil 
durch das große Arbeiterangebot im Hafen der 


Weizen der Unternehmer blüht. Die Vorarbeiter 
können die Ausbeutungsmethoden in einem viet 


größeren Maßſtab anwenden, als wenn der ein⸗ 
zelne Mann wirklich zur Arbeit gebraucht wird. 
(Sehr richtig!) 

Wir haben es in der Vergangenheit ſo oft 
wahrnehmen müſſen, daß die Kollegen nicht in der 
Lage waren, ihre tariflichen Errungenschaften 
zu halten, einen krummen Buckel machten und ſich 
ſagten: „Wir wollen uns von der Arbeit nicht 
wegjagen laſſen, wir wollen länger im Hafen blei⸗ 
ben. (Abg. Liſchnewſki: Geben Sie ihnen Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung, dann wird es nicht geſchehen!) 
Der Wunſch, in die Erwerbsloſenfürſorge einge⸗ 


reiht zu werden, iſt wiederholt von uns den Se⸗ 


natsvertretern gegenüber vertreten worden. (Aber 
wie! bei den Kommuniſten.) Jedenfalls nicht mit 
den Methoden, die Sie jetzt anwenden und die be⸗ 
ſtimmt auch nicht zum Ziel führen werden. Wir 
haben auch ohne weiteres Verſtändnis für die Not, 
die in den Kreiſen der Hafenarbeiter beſteht. (Zu⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) Laſſen Sie Ihre 
dreckigen, ſchnoddrigen Redensarten, das 
würde der Sache viel mehr dienen. (Abg. 
Langnau: Ein Lump ſind Sie!) Mit Ihren zent⸗ 
nerſchweren Worten können Sie auch nichts errer 
chen. (Abg. Kreft: Sie beſtimmt nicht!) Jedenfalls 
iſt es Tatſache, daß viel zuviel Leute im Hafen 
vorhanden ſind. Uns iſt nicht damit gedient, nun 
etwa 3000 Hafenarbeiter organiſiert zu haben, die 
nicht alle jatt werden, unſer Ziel war immer tonje- 
quent, lieber eine geringere Anzahl zu haben, die 
auch ihre Exiſtenz im Hafen findet und finden 
muß. (Abg. Liſchnewſki: Was machen die andern, 
ſollen ſie verkommen?) Die andern, von denen Sie 
reden, haben ſich langſam und ſicher im Hafen ein⸗ 
gefunden und haben den ſtändigen Hafenarbeitern, 
die ſeit Jahr und Tag ihre Arbeit im Hafen hat⸗ 
ten, die Arbeit fortgenommen, ſo daß erſt dadurch 
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(Werner, Abgeordneter) 
dieſer Zuſtand im Hafen hervorgerufen werden 
konnte. (Abg. Kreft: Sie ſind von andern Betrie⸗ 
ben hinausgeworfen worden!) j d 
Das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz ſieht vor, daß 
der einzelne Mann, wenn er Anſpruch auf Er⸗ 
werbsloſenfürſorge erhebt, eine Beſcheinigung Vo: 
legt: „Wegen Mangel an Arbeit entlaſſen.“ Er 
muß nachweiſen, daß ſeine Arbeitsloſigkeit durch 
die allgemeine ſchlechte wirtſchaftliche Lage Hervor- 
gerufen iſt. Das kann der Hafenarbeiter naturge⸗ 
mäß nicht, weil das Unternehmertum hier nicht 
in der Form als Arbeitgeber zuſammengeſchloſſen 
iſt, wie es etwa in Hamburg und Bremen der Fall 
iſt. Seit 1920 teilen ſich verſchiedene Firmen, z. T. 
auch polniſche, in die Arbeit. Hervorheben möchte 
ich, daß wir ſeit dem Frühjahr vorigen Jahres 
energiſch am Kartenſyſtem arbeiten. Als eine Stu⸗ 
dienkommiſſion die Häfen Bremen, Hamburg, 
Bremerhafen, Stettin uſw. beſucht hat, hieß es: 
„Weg mit dem Kartenſyſtem, wir brauchen kein 
Kartenſyſtem!“ Die Nummer der „Arbeiterzei⸗ 
tung“, in der Sie das ſo ausführlich geſchildert ha⸗ 
ben, will ich Ihnen gern zur Verfügung ſtellen. 
Als wir dann an die Unternehmer herantraten 
und ſagten, m. H., wir wollen jetzt verhandeln, hier 
iſt das Expoſé, das wir vorſchlagen, ſagten die Uns 
ternehmer: „M. H., Ihre Leute wollen ja gar kein 
Kartenſyſtem; Sie wollen bloß ein Kartenſyſtem, 
weil Sie damit glauben, Ihre Organiſation ftra- 
fer zuſammenfaſſen zu können.“ Das war die Ant⸗ 
wort der Unternehmer auf den ſehr dummen Ar⸗ 
tikel, den die „Arbeiterzeitung“ damals gebracht 
hat. Dann zerfiel die Sache, und erſt in neuerer 
Zeit haben wir dann den Unternehmern geſagt, ſie 
müßten nun endlich das Kartenſyſtem mit uns 
gemeinſam durchführen. Die Unternehmer ſind im⸗ 
mer ausgewichen. Auch dem Senat haben die Un: 
ternehmer immer erklärt, daß ihnen der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand außerordentlich gut gefiele und 
ſie keine Aenderung der Verhältniſſe wollten; denn 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen findet man 
ſogar nachts um 10 Uhr Hunderte von Arbeitswil⸗ 
ligen im Freibezirk. j ; 
Wir find der Anſicht, daß das Kartenſyſtem 
wenn auch nur langſam, aber auch ſicher eine Aen⸗ 
derung und eine Beſſerung der Lage der Hafen⸗ 
arbeiter bringen wird, ohne irgend jemand mit 
Gewalt aus dem Hafen herauszubringen. Es 
ſoll auch jetzt niemand mit Gewalt hinausgeſcho⸗ 
ben werden, ſondern derjenige, der glaubt, daß er 
ſeinen Lebensunterhalt nicht mehr im Hafen fin⸗ 
det, ſoll das Anrecht auf Erwerbsloſenunterſtützung 
erhalten. Er meldet ſich eben freiwillig, und ich 
kann Ihnen verraten, daß von dieſer freiwilligen 
Meldung ſchon genügend Gebrauch gemacht worden 
iſt. Der Senat hat beſchloſſen, zunächſt eine Zahl 
von 500 ſpäter 1000 in die Erwerbsloſenfürſorge 
zu übernehmen. (Abg. Liſchnewſki: Dieſer Mann 
hat auch Gebrauch davon gemacht!) Das war Vo: 
her. (Abg. Liſchnewſti: Am 22. Oktober!) Das 
kann gar nicht möglich fein. (Abg. Liſchnewſki: Dr. 
Hemmen hat unterſchrieben! — Senator Dr. Wier⸗ 
einſti: Aus ganz andern Gründen!) Der Betref⸗ 
fende muß ſeinen Antrag wiederholen. Ich have 
jetzt von einem Fall aus Brentau gehört, das iſt 
vielleicht dieſelbe Sache, wo der Mann abgelehnt 
wurde. Bei Wiederholung des Antrages wurde 


dieſem anſtandslos ſtattgegeben. Wenn wirklich 
500 oder 1000 Leute aus dem Hafen herausgezogen 
werden, denen dann die Erwerbsloſenunterſtützung 
gewährt wird, jo ift das eine weſentliche Ent⸗ 
laſtung des Arbeitsmarktes. Aber dieſe Entlaſtung 
hat nur einen Wert, wenn wir den weiteren Zu⸗ 
zug von Arbeitskräften abwehren können. Sonſt 
iſt dieſe Maßnahme ein Schlag ins Waſſer; wenn 
wir 500 Mann aus dem Hafen herausziehen und 
600 wieder neu hineinſtrömen. f 

Deswegen hat das Arbeitsamt, und zwar mit 
Zuſtimmung der beteiligten Gewerkſchaften, Ar: 
beitskarten herausgegeben, die als Vorläufer für 
die zukünftigen mit dem Hafenbetriebsverein zu 
vereinbarenden Karten gelten ſollen. Das iſt der 
Weg, der erreichbar war. Es iſt vorläufig nicht 
möglich, das zu erreichen, was Sie wünſchen, daß 
auf jedem Schiff eine Stempelſtelle aufgemacht 
wird. Das ſteht zwar nicht in Ihrem Antrag, aber 
in Ihrem Flugblatt war das zu leſen. 

Dann wollen Sie einen Garantielohn von 
fünf Tagen haben. Wer ſoll den gewähren? Etwa 
der Senat? (Zuruf des Abg. Kreft.) Das ſteht in 
Ihrem Flugblatt. Wenn der Senat das machte, 
würde ſich jeder hüten, ſich überhaupt noch um 
Arbeit zu bemühen. Er weiß ja, daß der Senat 
genötigt iſt, dieſen fünftägigen Garantielohn zu 
geben. Oder ſoll der Unternehmer das zahlen? 
Manche Unternehmer haben nur ein Schiff und 
ſehr oft überhaupt keine Arbeit, auch nicht einmal 
für ihre Vorarbeiter. Die Möglichkeit, den Ga⸗ 
rantielohn von Unternehmerjeite zu erhalten, iſt 
alſo auch nicht gegeben. 

Die Sache, die von den Gewerkſchaften vorbe⸗ 
reitet iſt, befriedigt uns nicht in vollem Umfang. 
Aber es war das, was zu erreichen war. Fejt ſteht, 
daß dadurch einmal diejenigen, die während des 
Winters keine Beſchäftigung am Hafen finden 
oder nicht genügend, jetzt die Möglichkeit haben, 
ſtempeln zu gehen. Auf der anderen Seite bedeutet 
das für die andern eine weſentliche Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes, d. h. eine Mehrbeſchaffung 
von Arbeit. Auch die andern Hafenarbeiter, die 
Arbeitskarten bekommen, ſind nicht generell von 
der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſſen. Im 
Gegenteil iſt im Protokoll feſtgelegt, daß zu ein⸗ 
zelnen Zeiten, wenn z. B. Froſt eintritt, dieſe Kar⸗ 
ten die Grundlage bilden ſollen, um für die Be⸗ 
treffenden eine Sonderunterſtützung zu ſchaffen. 

Alles in allem genommen betrachte ich die An⸗ 
gelegenheit, wie ſie ſich jetzt entwickelt hat, als 
eine reine Agitationsmache der Kommuniſtiſchen 
Partei. Sie iſt entſprungen aus den Verhältniſſen 
des deutſchen Exwerbsloſenverſicherungsgeſetzes. 
Man hat auch dort ſolange Krach und Stunk ge⸗ 
macht, bis das Geſetz unter Dach und Fach war. 
Nachher verſtummten alle Verleumdungen, die 
nach dieſer Richtung gemacht wurden. Jedenfalls 
kann ich Ihnen ſagen, daß eine große Empörung 
bei den Hafenarbeitern beſteht, und daß es nicht 
ſo iſt, wie Sie es ſich mit Ihren 150 Mann, die 
Ihnen nachlaufen, einbilden. Glauben Sie nicht, 
daß Alle ſo denken, im Gegenteil, die Leute, die 
von den Schiffen mit Gewalt heruntergeholt wur⸗ 
den, haben ſich bitter im Büro über den Terror 
beſchwert, der ausgeübt worden iſt, Sie (zur 


K. P. D.) können wohl einen Teil der ohne Zweifel 
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notleidenden Hafenarbeiter eine Zeitlang verrückt 
machen, auf die Dauer gelingt Ihnen dieſes Ko⸗ 
mödienſpiel nicht. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Cierocki. 

Cierocki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Auf 
die Entwicklung des Hafens brauche ich nicht ein⸗ 
zugehen; denn mein Vorredner hat die Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie augenblicklich dort ſind, eingehend 
geſchildert. Daß die Arbeitsverhältniſſe nicht nur 
zur Zeit, ſondern ganz beſonders in den letzten 
Jahren nicht ſo ſind, wie wir es alle wünſchen und 
ganz beſonders die Hafenarbeiter, davon ſind wir, 
glaube ich, alle überzeugt. Selbſtverſtändlich iſt 
beſonders das Beſtreben der zuſtändigen Gewerk— 
chaften, danach zu trachten, daß die wirtſchaftlichen 

zerhältniſſe, die mit den Nöten der Hafenarbeiter 
zuſammenhängen, bald gebeſſert werden. Wir ſind 
auf dem beſten Wege. Durch Einführung des 
Kartenſyſtems ſoll den Arbeitern geholfen werden, 
die ein Recht auf Hafenarbeit haben. Der Zu⸗ 
ſtrom von anderen Arbeitern zum Hafen ſoll da⸗ 
durch beſeitigt werden. In den letzten Jahren 
haben die zuſtändigen Gewerkſchaften nicht einmal, 
ſondern öfter mit dem Senat verhandelt. Der 
Senat hat Entgegenkommen gezeigt und iſt, wenn 
es erforderlich war, für die Nöte der Hafenarbei⸗ 
ter eingetreten. So wird es auch in Zukunft ſein. 
Wir werden als Gewerkſchaft den Weg gehen, den 
wir für nötig halten, ohne daß die politiſchen Par- 
teien eingreifen. Durch den Eingriff der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei ift den Danziger Hafenarbei⸗ 
tern ein großer Schaden zugefügt worden, und 
zwar durch den Terror, der neulich und auch heute 
ausgeübt worden iſt. Heute iſt eine Anzahl 
Schiffe, die hier erledigt werden konnten, nach 
Edingen abgefahren, weil die Wirtſchaftler ſagen, 
bei den unſicheren Verhältniſſen, wie ſie augen⸗ 
blicklich in Danzig durch die Kommuniſten hervor⸗ 
gerufen ſind, gehen wir mit den Schiffen lieber 
dorthin, wo die Arbeit in Ruhe erledigt werden 
kann. Durch Eure Taktik habt Ihr dem Hafen 
einen großen Schaden zugefügt. Die Hafenarbei- 
ter werden ſich das merken. ! 

Wir werden den Weg gehen, den wir ſonſt ge- 
gangen ſind und unſere Hafenarbeiter mit allen 
Mitteln unterſtützen, und wir erwarten von der 
Regierung, daß ſie die Hafenarbeiteranträge in 
dem Sinne behandeln wird wie bisher. Wir ha- 
ben zur Regierung das vollſte Vertrauen. Wenn 
wir jetzt auch nicht alle Forderungen, die die Ha- 
fenarbeiter geſtellt haben, mit einem Mal erreich— 
ten, jo haben wir doch ſchon einige Erfolge zu ver- 
zeichnen. In anderen Häfen Europas find die Ber- 
hältniſſe auch nicht mit einem Mal geändert wor- 
den, ſondern nur allmählich. So wird es auch in 
Danzig ſein. Die zuſtändigen Gewerkſchaften 
werden ſich, wie ich ſchon ſagte, von niemand be— 
einfluſſen laſſen, ſondern ihren Weg, den ſie ſich 
gebahnt haben, zum Wohle der Hafenarbeiter 
weiter gehen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Naſchke. f 

Rajte, Abgeordneter (K. P.): Die Ausfüh⸗ 
rungen des Abg. Werner zwingen mich, zu den 
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men, weil der Abg. Werner als Gewerkſchaftsver⸗ 
treter hier einen Standpunkt eingenommen hat, 
wie wir es eigentlich nicht anders erwartet haben. 
(Abg. Werner: Na aljo!) Als reformiſtiſcher Ge- 
werkſchaftsführer muß man dieſen Standpunkt 
konſequent einnehmen. Die Konſequenz liegt 
darin, daß Herr Werner ebenſo wie die andern 
Gewerkſchaften für ihre Organiſation eine gewiſſe 
Abkapſelung erſtreben. Bei den Bauarbeitern 
ſoll keiner arbeiten, der nicht im Baugewerksbund 
organiſiert iſt. Bei den Tiſchlern ſoll keiner arbei— 
ten, der nicht im Holzarbeiter-Verband iſt uſw. 
uſw. So kapſeln ſich alle die einzelnen Verbände 
ab, und es bleibt nur die Frage offen, wo der Reſt 
der Arbeiter bleibt. Schließlich werden wir in 
allernächſter Zeit erfahren müſſen, daß noch eine 
Gewerkſchaft der Arbeiter gegründet wird, in der 
die Arbeiter zuſammengefaßt werden, die iber- 
haupt keinen Anſpruch auf Arbeit haben; denn 
unter dieſen Verhältniſſen wird immer ein ge- 
wiſſer Prozentſatz von Arbeitern übrig bleiben. 
Uns hätte hier viel mehr die Frage intereſſiert, 
wie ſich Herr Werner denkt, den im Hafen vorhan⸗ 
denen Ueberſchuß an Arbeitskräften auf anderm 
Wege zu beſeitigen, und zwar auf dem Wege, daß 
Arbeit beſchafft wird; denn es iſt doch ſo, daß es we⸗ 
niger auf das Kartenſyſtem ankommt, als darauf, 
daß in anderen Berufen genügend Arbeit vorhan⸗ 
den iſt. Wenn alſo die Danziger Werft genügend 
Aufträge hat, wenn Schichau genügend Aufträge 
hat, wenn die einzelnen Privatbetriebe genug 
Aufträge haben, dann wird dort die Arbeitskraft 
gebraucht, und die Arbeiter, die heute im Hafen 
erwerbslos ſind, werden dann zu dieſen Berufen 
e und ihre Arbeitskraft zur Verfügung 
tellen. 


Das iſt das Grundſätzliche bei uns. Wir legen 
nicht Wert darauf, daß hier ein Kartenſyſtem ein⸗ 
geführt wird und eine gewiſſe Arbeiterkategorie 
abgekapſelt wird, ſondern wir legen Wert darauf, 
daß jeder Arbeiter in den Produktionsprozeß hin⸗ 
einkommt. Wenn das nicht möglich iſt, muß er von 
ſeiten des Staates unterſtützt werden. Wenn 
heute Hafenarbeiter in übermäßiger Zahl vorhan: 
den ſind, wenn ſie nicht alle beſchäftigt werden 

ſkönnen, muß man eben den beſchäftigungsloſen 
Arbeitern die Unterſtützung gewähren und ihnen 
die Möglichkeit zum Leben geben. Wenn dann 
auf der andern Seite genügend Beſchäftigung vor- 
handen iſt, dann braucht man ſich um ein Karten⸗ 
ſyſtem den Kopf nicht zu zerbrechen, dann werden 
die Arbeiter, die im Hafen keine Arbeit finden, 
ſehr bald abwandern; denn ich kann mir nicht den- 
ken, daß ſich ein Arbeiter arbeitslos im Hafen Jer- 
umdrückt, wenn auf anderen Stellen Arbeit vor: 
handen iſt. Herr Cierocki, Sie müſſen ſchon, wenn 
Sie konſequent ſein wollen, zugeben, daß es auf 
den Arbeitsmarkt im allgemeinen zurückzuführen 
iſt. Der Lohn im Hafen iſt nicht allzu hoch, jeden⸗ 
falls nicht jo hoch, daß fih alle Arbeiter nach Ha- 
fenarbeit reißen. Wenn ſie für die Schicht 10,20 


Gulden bekommen, dann wiſſen die Arbeiter, daß 
ſie ſchwer dafür arbeiten müſſen, daß ſie ihre ganze 
Kraft hergeben müſſen. 


Wenn der Markt dort 


einzelnen Fragen noch einmal Stellung zu neh- (O) 


(D) 
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überſchwemmt iſt, ſo iſt das nur auf die überaus 
große Erwerbsloſigkeit zurückzuführen. (Abg. 
Liſchnewſki: Wir haben die Mehrheit bei der Ab⸗ 
ſtimmung!) Das iſt man ja gewohnt, daß ſich die 
Herren von den einzelnen Parteien draußen 
erquicken, wenn ein kommuniſtiſcher Abgeordneter 
hier das Wort ergreift. Es iſt auch eine wunder⸗ 
bare Einſtellung des Abg. Werner, wenn er ſagt, 
daß dieſe Hetze, die die Kommuniſten jetzt gegen 
den Hafenarbeiterverband, gegen den Verkehrs⸗ 
bund führen, nur auf die Verabſchiedung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorgebeſtimmungen im Deutſchen 
Reich zurückzuführen iſt. Nun, Herr Werner, wenn 
es nur das wäre, dann ſtände die Frage aller⸗ 
dings anders. Aber Sie wiſſen, daß, ſchon bevor 
die Erwerbsloſenbewegung in Deutſchland eine 
Rolle ſpielte, die Frage des Kartenſyſtems hier im 
Hafen eine Rolle geſpielt hat. Es wird Ihnen 
nicht unbekannt ſein, ich bitte das zu verfolgen, 
daß dieſe Bewegung auch in nächſter Zeit nicht ab⸗ 
flauen wird. Die Hafenarbeiter ſtehen nach wie 
vor auf dem Standpunkt, daß ihnen die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung gezahlt werden muß, wenn ſie 
nicht im Hafen beſchäftigt werden können. 


Herr Abg. Werner ſagte, es wäre ein Unſinn, 
fünf Tage Garantielohn zu verlangen. Nun, 
Herr Werner, Sie werden es doch nicht als Un- 
ſinn bezeichnen, daß Sie von Ihrer Gewerkſchaft 
ein monatliches Garantiegehalt fordern. (Abg. 
Werner: Sie doch auch!) Bezeichnen Sie das auch 
als Unſinn? Ich bin leider nicht in der Lage, eine 
Gewerkſchaft oder meine Partei dazu zu befom- 
men, weil meine Arbeit ehrenamtlich iſt, die ich 
leiſte. Genau wie Sie den Anſpruch als Ange⸗ 


ſtellter ſtellen, daß man Ihnen einen Monatslohn | 


garantiert und darüber 


er hinaus ein Vierteljahres- 
gehalt, wenn man Sie 


plötzlich hinauswürfe, ge- 
nau ſo haben die Hafenarbeiter das Recht, dieſen 
Fünftagelohn zu verlangen. (Von wem? links.) 
Von wem? Nun, die Rationaliſierung hat ja 
ſchon einen Teil der kleinen Unternehmer über 
den Haufen geworfen und wird weiter dahin ftre- 
ben, noch die jetzt vorhandenen zu beſeitigen. Dann 
werden wir die größeren Betriebe haben, die ſehr 
gut in der Lage ſind, dieſen Fünftagelohn zu ga⸗ 
rantieren. Aber abgeſehen davon, Herr Werner, 
wenn Sie nicht ſo ſchlau ſein ſollten, will ich Ihnen 
einen kleinen Tip geben. Sie können doch von 
dieſen Unternehmern ſehr gut eine Abgabe ver- 
langen und aus dieſer Summe den Zuſchuß zum 
Fünftagelohn begleichen. Das läßt ſich ſehr gut 
machen. Sie haben auch die Möglichkeit, die Un- 
ternehmer zu zwingen, eine Abgabe zu zahlen. 
Genau ſo, wie es im Bauarbeiterverband in bezug 
auf die Ferienzeit iſt. Da werden die Unterneh: 
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winnen, mit unſeren 150 Mitgliedern würden wir 
nicht viel anfangen können. Wenn dann Herr 
Abg. Cierocki über unſere Agitation ein Klage⸗ 
lied anſtimmt und erklärt, daß der Hafen durch 
unſere Agitation Schaden erlitten habe, ſo be⸗ 
weiſt das, daß die Handbewegung, die Herr 
Werner gebrauchte, nichts beſagt. Herr Abg. 
Cierodi behauptet hier, daß unſere Agitation 
ſchon Früchte getragen hat. Wir freuen uns, das 
vom Zentrum beſtätigt zu erhalten. Unbeſchadet 
deſſen, ob der Hafen Schaden erleidet oder nicht, 
werden wir dieſe Agitation weiter treiben und 
werden den Hafenarbeitern ſagen, daß ſie den 
Kampf weiter führen müſſen, bis ihnen der Fünf⸗ 
tagelohn garantiert wird und bis ſie die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung zugebilligt erhalten. Was nun 
die Erwerbsloſenunterſtützung der Hafenarbeiter 
anlangt, jo ift ja hier ſchon gejagt worden, daß man 
die Hafenarbeiter durch dieſe Machinationen aus 
der Erwerbsloſenfürſorge herausdrängen will. 
Es wird ſehr wohl möglich ſein, dem Arbeitsamt 
wird es ſicher gelingen, einen Hafenarbeiter für 
einige Wochen zu vermitteln. Wenn er dann 


‚erneut den Antrag auf Erwerbsloſenunterſtützung 
ſtellt, dann kommen die Beſtimmungen in Frage 


und es heißt, der Betreffende habe in den letzten 
zwei Jahren nicht ein halbes Jahr lang gegen 
Lohn und Gehalt gearbeitet, er habe ſeinen Unter⸗ 
halt nicht davon beſtritten, diesmal ſei er ausge⸗ 
ſchieden, hinweg mit ihm. 

Schließlich möchte ich noch bemerken, daß das 
Kartenſyſtem, wenn es ſo eingeführt wird, wie es 
ſich Herr Abg. Werner denkt, auch in Zukunft dazu 
beitragen ſoll, den kapitaliſtiſchen Staat zu ſtützen, 
ihm Gelegenheit zu geben, die Gelder, die ſolange 
in Form einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an 
die Hafenarbeiter gezahlt wurden, einzuſparen. 
Herr Werner, wenn Sie infolge des Kartenſyſtems 
eine beſtimmte Anzahl Hafenarbeiter im Hafen 
haben und wenn Sie die Zahl ziemlich niedrig 
halten, ſo werden ſämtliche Hafenarbeiter, ſo kann 
man wohl ſagen, niemals erwerbslos werden. Sie 
werden dauernd Beſchäftigung finden. (Das tut 
Ihnen wohl leid? links.) Nein, mir tun nicht die 
Hafenarbeiter leid, die dort beſchäftigt werden, 
ſondern nur die Leute, die aus dem Hafen hinaus⸗ 
gedrängt werden und dem Hungertode entgegen⸗ 
gehen. Der Staat wird dadurch entlaſtet. Ein⸗ 
malige Wirtſchaftsbeihilfen kommen nicht in 
Frage, weil die Hafenarbeiter voll und ganz be- 
ſchäftigt ſind. Wir haben nichts dagegen, wenn 


(C) 


(D) 


Sie die Hafenarbeit jo regulieren, daß die Arbei- 


ter dort Beſchäftigung finden. Aber wir müſſen 
gleichzeitig verlangen, daß auch die übrigen Mr- 
beiter in den Produktionsprozeß hineinkommen, 
daß die Arbeiter, die durch dieſes Syſtem aus dem 


mer doch gezwungen, die Ferienmarken zu kleben, Hafen hinausgeworfen werden ſollen, ſo ſchnell 


damit der Bauarbeiter im Jahr ſeine gewiſſen 
Ferientage erhält. Beachten Sie dieſen Tip, Herr 
Werner. 


Daß Herr Werner wegen unſerer Maßnahmen 
und infolge unſerer Agitation im Herzen eine ge⸗ 
wiſſe Wut hat, wollen wir ihm nicht verübeln. 
Aber es iſt ziemlich demagogiſch, wenn er gleich⸗ 
zeitig ſagt, wir würden keinen Blumentopf ge⸗ 


wie möglich in andere Arbeit hineinkommen. M. 
D. u. H.! Es wird Ihnen klar ſein, wenn nicht 
heute, dann in allernächſter Zeit, daß ſich die 
Wirtſchaft, ſelbſt wenn Sie das Kartenſyſtem ein⸗ 
führen, nicht beſſern kann. Was Sie aus dem Ha⸗ 
fen an Arbeitskräften hinauswerfen, behalten Sie 
auf der anderen Seite übrig. Erwerbsloſe werden 
immer da ſein, und ihre Zahl wird ſich noch ſtei⸗ 
gern. Wir werden zuſammen mit den Erwerbs⸗ 


(A) 
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loſen, mit den Hafenarbeitern und mit denen, die 
noch in den Betrieben ſtehen, dies Syſtem ſo ſchnell 
wie möglich beſeitigen. 


Vizepräſident Gaitowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Artikel 1 liegen nicht vor. Wir kommen 
demnach zur Abſtimmung über Artikel 1 der 
Druckſache Nr. 891. Wer für die Annahme des 
Artikels 1 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe 
Artikel 2 auf, eröffne die Ausſprache und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Wer Artikel 2 der Druck⸗ 
ſache Nr. 891 annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne die Be- 


ſprechung unde ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. 


Wer die Ueberſchrift annehmen will, 


Mittwoch, den 30. Oktober 1929. 


bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
ſie iſt abgelehnt. Damit iſt die Druckſache Nr. 891 
in zweiter Leſung abgelehnt und damit erledigt. 
Wir kommen zum nächſten Punkt, auf Grund der 
vorliegenden Tagesordnung war es Punkt 8, es 
iſt jetzt Punkt 7: Eingaben laut Druckſache Nr. 918. 
Da weitere Anträge zu dieſen Eingaben nicht ge⸗ 
ſtellt ſind, gelten ſie gemäß den Ausſchußanträgen 
als angenommen. Damit ſind wir am Schluß der 
heutigen Tagesordnung und auch am Schluß der 
Sitzung angekommen. Ich bitte um die Ermäch⸗ 
tigung für den Herrn Präſidenten, Tag und Ta⸗ 
gesordnung der nächſten Sitzung zu beſtimmen. 
Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 
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Bekanntgabe der Amtsniederlegung des Senators 
LOODS (GIREDI EEEE EEA A 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Einſpruch des Abg. Plenikowſki gegen feinen Aus: 
ſchluß. § 58 Ziff. 1 der G. O. (Druckſache 
i a E E E 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zu dem 
Vertrag über die Aechtung des Krieges. 
(Druckſache Nr. 933 zu Nr. 85277 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Gründung eines Welthilfsverbandes. (Druck⸗ 
ſache Nr. 929 zu Nr. 88777 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über Auf: 
hebung der Verordnung betr. das Entſchädi⸗ 
gungsverfahren bei der Einführung des Ta- 
bakmonopols. (Druckſache 937 zu Nr. 870) 
inaa eee ee 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Geſetzes betr. Pflichten der Kauſ⸗ 
leute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere. 
(Druckſache Nr. 931 zu Nr. 8977 ... 
Imweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Aufhebung der Rayonbeſchränkungen. (Druck⸗ 

ſache Nr. 930 zu Nr. 859) en. HIG, 
0 Dr: Blädier DP) ðͤ ER: 
Bericht des Hauptausſchuſſes zur Großen Anfrage 
Nr. 31 des Abg. Dr. Ziehm u. Fr. betr. ge⸗ 
heime polniihe Denlſchrift. (Druckſache Nr. 925 
a MEIR LOE BE NEON, BETT, 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenhei⸗ 
ten zur Großen Anfrage Nr. 40 des Abg. Opit 
u. Fr. betr. Arbeitsvermittlung nach Deutſch⸗ 

land. (Druckſache Nr. 919 zu Nr. 791) 
Kreft! (K. PY) re annum ER en unn, 
Entſchließung des Abg. P. Kreft u. Fr. zu Drud- 

ſache Nr. 791 (Druckſache Nr. 9427779 
Eingaben laut Druckſache Nr. 99 
Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. einmalige 
Unterſtützung an erwerbsloſe Hafenarbeiter. 
(Druckſache Nr. 928.) 
Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe, Wohl: 
e Rentenempfänger. (Druckſache 

* 927 2% $ 0 


Schulze (PDD !:. 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag des 
Abg. Liſchnewſki u. Fr. auf Vorlage eines Ges 
ſetzentwurfs betr. den Strafvollzug. (Druck⸗ 
ſache Nr. 952 zu Nr. 463) AEA 
Liſchnewſki (K. P.)) 
Ordnungsruf für den Abg. Liſchnewſki (K. P.) 
Entſchließung des Rechtsausſchuſſes zur Druckſache 
Nr. 463 (Druckſache Nr. 9322722 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zu dem 
Vertrag über die Aechtung des Krieges. 
(Druckſache Nr. 933 zu Nr. 852ʒ0) a.. 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Gründung eines Welthilfsverbandes (Druck⸗ 
cher d e El ren 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über Auf⸗ 
hebung der Verordnung betr. Entſchädigungs⸗ 
verfahren bei der Einführung des Tabat- 


* 


~ 


monopols. (Druckſache Nr. 937 zu Nr. 870) . 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aen- 
derung des Geſetzes betr. die Pflichten der 
Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wert⸗ 
papiere, (Druckſache Nr. 931 zu Nr. 897) . 


2 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Aufhebung der Ravonbeſchränkungen. (Druck⸗ 
| ſache Nr. 930 zu Nr. 859) 5 2049 C 
Vertagung ire 0 

Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 5 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Arczynſti Obergerichtsrat Kettlitz; Oberregie— 
rungsrat Dr. Ferber; Regierungs- und Finanzrat 
Rodenacker. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 108. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem hohen Haufe 


Seite 


. 2035 C | mitzuteilen, daß mir durch Schreiben vom 9. No- 
2035 C vember 1929 vom Senat die Mitteilung zugegan⸗ 


gen iſt, daß der Herr Senator Ernſt Loops ſein 
2036 p| Amt niedergelegt hat, und zwar mit dem 5. No- 

vember d. Is. (Abg. Liſchnewſki: Niederlegen 

mußte!) Zu der Tagesordnung habe ich folgendes 
2036 B zu bemerken: Nach Rückſprache mit dem Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlage ich vor, die Punkte 9 und 10 von 
der heutigen Tagesordnung abzuſetzen. Ferner 
ſchlage ich vor, daß nach Erledigung der Tages⸗ 
ordnung, wie ſie dann noch beſtehen bleibt, bei 
den Punkten 2 bis 6 auch die dritte Beratung cr- 
folgen ſoll. Ich höre keinen Widerſpruch und ſtelle 
feft, daß das hohe Haus meinen Vorſchlägen bei- 
getreten iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
al der Herr Abg. Naſchle. 
20370 RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Zu den Mağ- 
nahmen, die in dieſem Haufe gegen die Kommuni- 
ſtiſche Fraktion durchgeführt werden, iſt eine neue 
getreten, und zwar hat man der Fraktion die 
Tribünenkarten ſeitens des Herrn Präſidenten 
vorenthalten. Angeblich foll diefe Maßnahme 
darauf zurückzuführen ſein, daß ſich Beſucher der 
Tribüne in die Verhandlungen des Volkstages 
eingemiſcht haben. Das wird von uns nicht be- 
ſtritten. Aber wir ſtellen fejt, daß das nicht nur 
Tribünenbeſucher geweſen ſind, die der Kommu— 
niſtiſchen Fraktion angehören, ſondern auch Ange— 


2036 C 
| 


2037D 


2038 A 


2038 B 


- 2038D hörige der Sozialdemokratiſchen und der Zen⸗ 


238D trumsfraktion. Bekanntlich ſtehen uns nur zwei 


Karten zur Verfügung, und zwei Tribünenbe- 
ſucher können unter keinen Umſtänden den Krach 
verurſachen, wie er ji hier in der letzten Sitzung 
abgeſpielt hat. (Heiterkeit.) Es waren alſo ſelbſt 
ſozialdemokratiſche und Zentrumsarbeiter über 
die Maßnahmen in dieſem Haufe empört und ha- 
ben ihrer Empörung auf der Tribüne Luft ge— 
macht. Dafür wird nun aber nur der Kommu- 
niſtiſchen Fraktion die Tribüne entzogen. Wir 
proteſtieren auf das entſchiedenſte dagegen und 
verlangen, daß diefe Maßnahme rückgängig ge- 
macht wird. 

Weiter läßt der Präſident nicht zu, daß hier 
von uns eine Erklärung abgegeben wird, wie es 
früher immer üblich war. Ich betone, daß es uns 
weniger darauf ankommt, die Erklärung hier ab⸗ 
zugeben. Wir werden aber das, was hier geſchrie— 
ben ſteht, in Tauſenden von Exemplaren in die 
Oeffentlichkeit hineinwerfen, um zu zeigen, mit 
welchen gemeinen Mitteln gegen die Kommu— 
niſtiſche Fraktion vorgegangen wird. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 


Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich ſpreche Ihnen 
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2049 B | meinen verbindlichſten Dank dafür aus, daß Sie 
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mir eine Arbeit abgenommen haben; denn dieſe 
Maßnahme, die ich zu ergreifen für notwendig 
hielt, hätte ich dem hohen Hauſe ſelbſt bekannt 


gegeben. Da Sie es getan haben, brauche ich es 
nicht mehr zu tun. Ich erkläre an dieſer Stelle, 
daß ich verſchiedene Male in den Sitzungen des 
Aelteſtenausſchuſſes geſagt habe, daß es ſo nicht 
weiter gehen darf und daß die Tribüne unter kei⸗ 
nen Umſtänden berechtigt iſt, in die Verhandlun⸗ 
gen einzugreifen. (Zurufe bei den Kommuniſten.) 
Ich habe weiter darauf hingewieſen, daß meine 
Anſchauung dahin geht, daß jeder Menſch und 
jede Partei, die für ſich Rechte in Anſpruch nehme, 
auch die Pflichten, die mit dieſen Rechten verbun⸗ 
den ſind, erfüllen müſſe, und daß diejenige Par⸗ 


tei oder Perſon, die es ablehnt, die Pflichten zu 


erfüllen, auch keinen Anſpruch auf Rechte hat. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Als erſte 
Maßnahme, um hier Ruhe und Ordnung zu ſchaf⸗ 
fen, habe ich der Kommuniſtiſchen Partei die Tri⸗ 
bünenkarten entzogen. Ich erkläre weiter, daß ich, 
wenn ſich das Schauſpiel noch weiter ſo abſpielen 
ſollte, nicht davor zurückſchrecken werde, ſchließlich 
allen Parteien die Karten zu entziehen. Bis jetzt 
glaube ich, genügt es, wenn ich es erſt einmal mit 
ganz links verſucht habe. Wir werden ſehen, wie 
weit wir nach rechts gehen. (Abg. Raſchke: Die 
Arbeiter haben alle gemeinſam Krach gemacht!) 
Ich habe die Verleſung der beantragten Er⸗ 
klärung ablehnen müſſen, weil ſie nicht in parla⸗ 
mentariſcher Form gehalten war. Ich bin an die 
Geſchäftsordnung gebunden und werde jede Er⸗ 
klärung ablehnen müſſen, die nicht in parlamen⸗ 
tariſchen Formen gehalten iſt, ganz gleich, von 
welcher Partei ſie kommt. Wir treten jetzt in die 
Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 1 auf: 
Einſpruch des Abg. Plenikowſti gegen 
ſeinen Ausſchluß. ($ 58, Ziffer 1 der G. O.) 


Mittwoch, den 13. November 1929. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Gründung eines Welthilfsver⸗ 
bandes. 

Druckſache Nr. 929 zu Nr. 887. Ich ruje Artikel 1 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte dieje- 
nigen, die Artikel 1 annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt ange⸗ 
nommen. Ich darf wohl die Annahme des 
Artikels 2 ebenfalls feſtſtellen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen und ſtelle die 
Annahme der Ueberſchrift feft. Punkt 3 ift ſomit 
in der zweiten Beratung erledigt. Ich rufe Punkt 
4 auf; i 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 

über Aufhebung der Verordnung betr. das 
| Entſchädigungsverfahren bei der Einfüh⸗ 
rung des Tabalmonopols. 
Druckſache Nr. 937 zu Nr. 870. Ich rufe E 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn die Entſchädigungen, die bis jetzt gezahlt 
worden ſind, mit dieſem Geſetz als erledigt zu be⸗ 
trachten ſein ſollen, ſo gibt uns das Gelegenheit, 
einmal der Oeffentlichkeit zu zeigen, wie im In⸗ 
tereſſe einer Klaſſe und beſonders einer geringen 
Klaſſe mit Staatsgeldern herumgeworfen wird. 
Immer wieder wird behauptet, es ſei kein Geld 
da, um den notleidenden Schichten eine höhere 
Unterſtützung zu gewähren. Die Regierungspar⸗ 
teien haben im Volkstag bei finanziellen Fragen 
immer erklärt, ſie möchten zwar gern, könnten 
aber nicht, da kein Geld vorhanden ſei. Bei dieſem 
Geſetz zeigt ſich aber, daß Geld in Hülle und Fülle 
vorhanden iſt. Wenn man die Millionen, die man 
den zu Entſchädigenden in den Hals geworfen hat, 


(0) 


— 
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Druckſache Nr. 934. Ich gebe bekannt, daß der für die Zwecke der Aermſten der Armen angewandt 
Herr Abg. Plenikowſki rechtzeitig feinen Einſpruch hätte, dann hätten wir vielleicht einen gewiſſen 
geltend gemacht hat. Nach unſerer Geſchäftsord-Notſtand dieſer Schichten beheben können. Aber | 
nung hat das Haus zu entſcheiden, ob dem Ein- der Senat bringt mit dieſem Geſetz in feiner 
ſpruch Folge gegeben werden ſoll oder nicht. Ich Mehrheit auch wiederum zum Ausdruck, daß er 
laſſe darum über den eingelegten Einſpruch ab- nicht daran denkt. die Not zu lindern, ſondern 
ſtimmen und bitte die D. u. H., die dem Einſpruch vielmehr daran, denen noch mehr zu geben, die 
beitreten wollen, ſich zu erheben. — (Abg. Raſchke: ſchon haben und die ſchließlich immer mehr haben 
Eine Komödie mehr! Die Einheitsfront von Gehl wollen. 
bis Schwegmann!) Das iſt die Minderheit, der Der Herr Finanzſenator hat im Hauptausſchuß 
Einſpruch ift abgelehnt. Ich rufe Punkt 2 der Ta- Zahlen genannt, die, wenn fie die werktätige Ve- 
gesordnung auf: völkerung erfährt, einen Sturm der Entrüſtung 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurſs auslöſen müſſen und auslöſen werden. Wir wer- 
zu dem Vertrag über die Aechtung des den Gelegenheit nehmen, die werktätigen Schichten 
Krieges. darüber aufzuklären, wie hier mit Staatsgeldern 
Druckſache Nr. 933 zu Nr. 852. Ich rufe Artikel 1| herumgeworfen wird. Auf Grund der Angaben im 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da Hauptausſchuß tt feſtzuſtellen. daß die Einführung 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die- des Tabakmonopols und die damit zuſammen⸗ | 
jenigen, die Artikel 1 annehmen wollen, ſich zu hängende Entſchädigung an die Tabakfabrikanten 
erheben. — Das ift die Mehrheit. Artikel 1 ift an- nicht weniger als 615 Millionen gekoſtet hat. Alſo | 
genommen. (Abg. Raſchke: Gegenprobe!) Ich bitte 614, Millionen find dieſen Herren in den Rachen 
um die Gegenprobe. — Vorhin ſtand unzweifel- geworfen worden. Aber das iſt noch nicht das 
haft die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Tragiſche dabei. Das Tragiſche iſt. daß der Teil, | 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß auch Artikel 2 ange- der tatſächlich Anſpruch auf Entſchädigung hätte, 
nommen ijt. JH rufe die Ueberſchrift auf und darf wenig oder gar nichts bekommen hat, während der 
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wohl die Annahme ſeſtſtellen. Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung ift ſomit in der zweiten Beratung er- 
ledigt. Ich rufe Punkt 3 auf: 


Teil. der gut finanziert daſteht, der in der Lage ift, 
ſich ſehr weiterhelfen zu können, den Löwenanteil 
der 6½ Millionen in die Taſche geſteckt hat. Ich 
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(Raſchke, Abgeordneter) 


möchte mir erlauben, daraufhin einige Zahlen zu! 


nennen. An 34 Fabrikanten ſind nicht weniger als 
5 532 672,75 Gulden gezahlt worden. Alſo 54 Fa⸗ 
brikanten haben die kleine Summe von 515 Milli- 
onen Entſchädigung bekommen. Demgegenüber 
ſind 147 Arbeiter mit 228 321,56 Gulden entſchä⸗ 
digt worden. (Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) So 
hat man hier ganz offenſichtlich den Kreiſen die 
Staatsgelder zugewendet, die abſolut keinen An⸗ 
ſpruch darauf haben, die ſehr wohl in der Lage 
wären, auf Grund ihres ſchon zuſammengeſcharrten 
ermögens, das fie aus den Knochen der Tabat- 
arbeiter herausgeholt haben, ſich eine neue 
Exiſtenz zu gründen. Will etwa eine Regierungs- 
partei behaupten, daß es einem Borg unmöglich 
war, von ſeinem Vermögen, das er bisher hatte, 
ſehr gut zu leben? Aber was tut die Regierung? 
Annähernd 4 Millionen oder noch mehr, die ge⸗ 
nauen Zahlen liegen mir nicht vor, ſind dieſem 
Manne in den Hals geworfen worden. Er iſt der⸗ 
jenige, der den Löwenanteil in die Taſche geſteckt 
hat. Die Zahlen fehlen noch, aber vielleicht be— 
komme ich ſie noch. Feſt ſteht, daß der Zigaretten⸗ 
fabrikant Borg ſeine Fabrik behalten hat, und daß 
ihm für dieſe Fabrik ungefähr 300 000 Gulden 
angerechnet worden ſind, die von der Entſchädi⸗ 
gung abgingen, welche er bekommen ſollte. Dieſe 
wunderbare Fabrik vermietet Herr Borg jetzt an 
die Staatlichen Bernſteinwerke Königsberg und 
bezieht pro Jahr ungefähr eine Viertelmillion 
Miete. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Solche Geſchäfte können dieſe Herren machen, 
und der Staat wirft ihnen noch 4½ Millionen 
Mark nach, damit ſie vollſtändig befriedigt ſind, 
und einen guten Tag leben können. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Korruption!) Wenn diefe 4½ Millionen 
für die Notleidenden angewandt worden wären, 
hätte die Regierung eine wohltätige Tat voll⸗ 
bracht. Aber erſt kommen die Beſitzenden, dann die 
Erwerbsloſen, die Rentenempfänger und Wohl⸗ 
fahrtsempfänger. Wenn das Geſetz ſo ausſieht, 
dann iſt es die höchſte Zeit, daß es verſchwindet. 
Wenn Sie noch ein bißchen Ehrgefühl im Leibe 


haben. dann müſſen Sie jetzt auf Grund dieſer 


Entſchädigungen ein Geſetz vorlegen, wonach die 
Entſchädigungsſumme von denen, die ſie nicht 


nötig haben, reſtlos wieder einkaſſiert wird. Gibt 


man dies Geld den Armen, fo wäre das eine So: 
zialpolitik. Aber die Politik, die Sie jetzt treiben, 
kann man nur als eine der reaktionärſten bezeich⸗ 
nen. Wir verſtehen es, wenn Sie dieſe reaktionäre 
Politik treiben wollen; denn Sie brauchen Ruhe. 
Deshalb muß man die Arbeiter mit dem Gummi⸗ 
knüppel blutig niederſchlagen, deshalb muß man 
die Führung der revolutionären Arbeiter ins Ge— 
fängnis ſtecken. Wir wundern uns gar nicht, wenn 
die Sozialfaſchiſten beſonders dieſe Methode an⸗ 
wenden, und wenn fic es find, die mit dem Gun- 
miknüppel auf die Arbeiter losgehen und dafür 
ſorgen, daß die Friedhofsruhe im Staat einzieht. 
Aber dieſe Zahlen werden der Arbeiterſchaft noch 
mehr als bisher die Augen öffnen. Wir werden 
ihr zeigen, wie die Gelder verſchleudert werden, 
nur im Intereſſe der beſitzenden Klaſſe, nur im 
Intereſſe derer, von denen Sie (nach links) Ihr 


gewiſſes Gutes haben; denn wenn ein Borg derar— 


tige Summen erhält, dann verſteckt ſich dahinter 


2037 


ſicher eine Korruption. Diejenigen, die das abge— 
ſchloſſen haben, haben ſicher ein Milliönchen in 
die Taſche geſteckt. Sie ſagen, jetzt laß kommen, 
was will, wir haben unfer Geld weg. Dieſe Kor- 
ruption, dies Verſchleudern von Staatsgeldern 
wird Ihnen bitter zu ſtehen kommen. (Bravo! ber 
den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 8 1, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die $ 1 annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, $ 1 iſt angenom⸗ 
men. Ich darf wohl auch die Annahme des & 2 
feſtſtellen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und ſtelle 
ebenfalls die Annahme feſt. Die Vorlage iſt ſomit 
in zweiter Beratung erledigt. Ich rufe Punkt ə 
der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes betr. Pflich⸗ 
ten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere. 

Druckſache Nr. 931 zu Nr. 897. Ich rufe Artikel 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da leine Wortmeldungen vorliegen. Wir ſchreiten 
zur Abſtimmung. Ich bitte die D. u. H., die Ar⸗ 
tikel 1 annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Artikel 2; 
angenommen, Artikel 3; angenommen, Artikel 4; 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und 
itelle die Annahme feit. Der Geſetzentwurf ift fo- 
mi in zweiter Beratung erledigt. Ich rufe Punkt 
auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Aufhebung der Rayonbeſchrän⸗ 
kungen. 

Druckſache Nr. 930 zu Nr. 859. Ich rufe $ 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Wir 
möchten den Antrag ſtellen, die Vorlage noch ein- 
mal an den Ausſchuß zurück zu verweiſen. Es hat 
keinen Sinn, hier über eine neue Beſteuerung des 


Hausbeſitzes zu verhandeln, bevor wir nicht wiſſen, 


wie das Wohnungswirtſchaftsgeſetz ausſieht. So 
gehen die Dinge auf keinen Fall. Seit zwei Jah: 
ren warten wir auf das neue Geſetz. Seitdem der 
Bauſenator die Sache glücklich in die Hand ge: 
nommen Hat, find auch ſchon dreiviertel Jahr ver 
gangen. Vor ein paar Wochen hieß es bei dem 
Geſetzentwurf des Abg. Brenner: „In zwei 
Wochen ſind wir bereit.“ Die ſind nun auch ver⸗ 
gangen. Offenbar intereſſiert man ſich für die 
Vorlage überhaupt nicht, beeilt ſich aber, hier Ge— 
ſetzentwürfe durchzupeitſchen, die den Hausbeſitz 
auf das ſchwerſte belaſten. Wir möchten daher be— 
antragen, den Geſetzentwurf noch einmal an den 
Ausſchuß zurück zu verweiſen, um einen Druck auf 
die Regierung auszuüben, daß fie ein neues Gc- 
ſetz vorlegt. Es iſt nicht möglich, neue Laſten zu 
beſchließen, ohne zu wiſſen, ob der Hausbeſitz die 
neuen Laſten tragen kann. 

Präfident: Es ift der Antrag geſtellt, dies Ge- 
ſetz zur nochmaligen Beratung an den Ausſchuß 
zu überweiſen. Das iſt zuläſſig; denn jedes Geſetz 
kann in jedem Stadium der Beratungen noch ein- 
mal an den Ausſchuß zurückverwieſen werden. 


Darüber entſcheidet das Haus. Ich bitte diejeni— 


(© 
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gen, die für Zurückverweiſung des Geſetzentwurfs 
an den Ausſchuß ſind, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag auf Zurückverweiſung 
iſt abgelehnt. Ich ſchließe die Beſprechung über 
$ 1, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die $ 1 annehmen wollen, fih zu erheben. — 
Das ijt die Mehrheit, § 1 iſt angenommen. Ich 
darf wohl auch die Annahme des 8 2 feſtſtellen. 
Ich rufe $ 3 auf; angenommen. § 4; angenom- 
men. $ 5; angenommen. § 6; angenommen. S 7: 
angenommen. $ 8; angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift einſchließlich der Anlagen auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da Wort- 
meldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle die An⸗ 
nahme der Ueberſchrift und der Anlagen Feit. Das 
Geſetz iſt damit in der zweiten Beratung erledigt. 
Ich rufe Punkt 7 auf: 
Bericht des Hauptausſchuſſes zur Großen 

Anfrage Nr. 31 des Abg. Dr. Ziehm u. Fr. 

betr. geheime polniſche Denkſchrift. 
Druckſache Nr. 925 zu Nr. 646. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Anträge ſind ebenfalls nicht ge— 
ſtellt. Somit iſt Punkt 7 der Tagesordnung er⸗ 
ledigt. Ich rufe Punkt 8 auf: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Ange⸗ 

legenheiten zur Großen Anfrage Nr. 40 des 

Abg. Opitz u. Fr. betr. Arbeitsvermittlung 

nach Deutſchland. ; 


Volkstag Danzig — 108. Sitzung. 


Druckſache Nr. 919 zu Nr. 791. Ich eröffne die Be⸗ ß 


ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Den meiſten iſt ja bekannt, daß die Arbeitsloſig⸗ 
keit in dieſem Jahr bedeutend größere Formen 
angenommen hat als in den verfloſſenen. Den 
meiſten iſt ja auch bekannt, daß trotzdem in dieſem 


Jahr die Summe, die zur Zahlung der Erwerbs: 


loſenunterſtützung bereitgeſtellt iſt, ziemlich ſtark 
reduziert ijt. Um das Defizit 
müſſen verſchiedene Methoden eingeſchlagen wer— 
den, um einen beſtimmten Kreis von Erwerbs— 
loſen aus dem Bezug der Erwerbsloſenunter— 
ſtützung auszuſchalten. Mit einer ſolchen Methode 
beſchäftigt ſich unſere Große Anfrage. 5 


Es ſind im letzten Jahr, wie ſchon in den ver⸗ 


gangenen Jahren verſchiedene Arbeitsämter dazu 
übergegangen, Erwerbsloſe nach Deutſchland in 
Arbeit zu vermitteln, oder ſie haben wenigſtens 
verſucht, das zu tun. Verſchiedene Arbeitsloſe 
haben ſich geweigert, Arbeit im Ausland anzu— 
nehmen, weil ſie ſich geſagt haben, ſolange noch 
im Freiſtaat eine rieſige Anzahl von Saiſonarbei— 
tern und anderen Arbeitern beſchäfigt iſt, iſt das 
ein Unding und eine ſehr unbillige Härte. Wenn 
man uns verſucht nach auswärts zu vermitteln, 
ſo wird dadurch unſere wirtſchaftliche Lage nicht 
gebeſſert, ſondern meiſtens verſchlechtert. Wir 
haben einen Teil Fälle geſammelt, wobei feſtge— 
ſtellt wurde, daß viele Arbeiter verheiratet und 
auch andere größtenteils die Ernährer ihrer Fa— 
milien waren. Dieſe Arbeiter hat man nach 


Deutſchland zu vermitteln verſucht. Den Arbei- 


tern, die es abgelehnt haben. nach Deutſchland zu 


gehen, hat man ſofort die Unterſtützung geſperrt. 


Man hat dieſe Methode angewandt, weil man 


genau wußte, daß ein großer Teil der Erwerbs⸗ 


wettzumachen, 


Mittwoch, den 13. November 1929. 


loſen nicht die Möglichteit hatte, nach Deutſchland (C 


zu fahren, weil ſie mit dieſer Arbeitsvermittlung 
keine finanziellen Vorteile erreichen. Trotzdem har 
man dieſen Leuten die Erwerbsloſenunterſtützung 
geſperrt. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
man das nicht machen darf. 
kunft Arbeiter, die abſolut nicht Landarbeiter 
ſind, vielleicht andere Arbeit in der Vergangen⸗ 
heit verrichtet haben, weiter ſolche, die hier einen 
Haushalt führen, nicht nach dem Ausland ver- 
mitteln. Man ſoll dieſe Methode, die in der Ver⸗ 
gangenheit angewandt wurde, nicht mehr durch⸗ 
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führen. 918 
Des weiteren muß man dieſen Erwerbsloſen, 
denen man ungerechter Weiſe die Unterſtützung 
geſperrt hat, diefe nachzahlen. Wir haben eine ent 
ſprechende Entſchließung eingebracht. Der Aus⸗ 
ihuk war ſich nach den Angaben des Regierungs- 
vertreters darüber klar, daß dieſe Fälle vorge— 
kommen find, und daß in Zukunft ſolche Maßnay⸗ 
men, die eine unbillige Härte darſtellen, nicht an- 
gewandt werden ſollen. Selbſtverſtändlich jtehr 
es jedem frei, wenn er feine Kenntniſſe erwei⸗ 
tern will, ſich ins Ausland zu begeben und Erfah⸗ 
rungen zu ſammeln. Ich möchte aber beſonders 
dabei bemerken, daß man dieſen Arbeitern in dent 
Moment, wo ſie zurückkommen, keine Schwierig⸗ 
keiten in bezug auf die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung machen darf. Im Intereſſe der Erwerbs: 
loſen erſuche ich um Annahme dieſer Entſchlie⸗ 


ung. i i 
Präſident: Wie der Herr Vorredner eben 
ſagte, iſt heute im Laufe des Vormittags mit der 
Großen Anfrage eine Entſchließung eingegangen, 
die den D. u. H. in Druckſache Nr. 942 vorliegt. 
Deer Senat wird erſucht: n JER) 
1. Die Zwangsarbeitsvermittlung nach dem Auslande 
ſofort einzuſtellen. : 
Die Erwerbsloſenunterſtützung nachzuzahlen an dies 
jenigen Perſonen, die jih geweigert haben, im Aus: 
land Arbeit anzunehmen und denen aus dieſem 


2 


| Grunde die Erwerbsloſenunterſtützung entzogen 

| wurde. ; 

3. Die Nachzahlung hat vom Tage der Sperrung ab zu 
erfolgen. 8 8 


TEE, P. Kreft ni i 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Wir ſtimmen jetzt über dieſe Entſchließung ab. 
Ich bitte die D. u. H., die ſie annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, die 
Entſchließung iſt abgelehnt. Damit iſt Punkt 8 der 
Tagesordnung erledigt. Ich rufe Punkt. 11 auf: 
| Eingaben laut Druckſache Nr, 938. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Anträge zu den 
Eingaben ſind nicht geſtellt. Ich darf darum feſt⸗ 
ſtellen, daß das hohe Haus den Anträgen der be⸗ 
treffenden Ausſchüſſe beigetreten iſt. Auf Grund 
der Beſprechung im Aelteſtenausſchuß rufe ich die 
Punkte 12 und 13 der Tagesordnung auf, bei 
denen die Ausſprache gemeinſam ſtattfinden ſoll. 
Die Abſtimmung erfolgt nachher über jeden Punkt 
einzeln. ; 

| Antrag des Abg. Raſchte u. Fr. betr. 
einmalige Unterſtützung an erwerbsloje 
Hafenarbeiter. Druckſache Nr. 928. Damit 
verbunden: ; 

Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbs⸗ 


Man kann in Zu⸗ 


— 


D} 
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(Bräfident) 


loſe, Wohlfahrts⸗ und Rentenempfänger. 

Druckſache Nr. 927. 
800 protine 2 1 
Herr Abg. Schulze. 

Schule, Abgeordneter (RB): M. D. u. H.! 
Auf Grund der kapitaliſtiſchen Rationaliſierung, 
die vor allen Dingen im Hafen aktiv iſt, auf 
Grund der Politik, die Polen bewußt mit Unter⸗ 
ſtützung des Koalitionsſenats treibt, iſt es in 
Danzig ſoweit gekommen, daß unſere Hafenarbei⸗ 
ter faſt Jahre hindurch erwerbslos auf der Straße 
liegen. Viel härter iſt ihr Schickſal noch in den 


Wintermonaten. Dann iſt es ihnen gar nicht mög⸗ 


lich, wenn unſer Hafen zugefroren iſt, überhaupt 
irgendwie die Möglichkeit zu haben, Beſchäftigung 
zu erhalten. Darum muß die Regierung erkennen, 
wie ſchwierig die wirtſchaftliche Lage der Hafen- 


Das Wort hat der 
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‚auf dem Leib hatten, abends das Bett aufſuchen 
mußten. 

Hier wäre es Pflicht des Staates, Pflicht der 
Regierung, helfend einzugreifen. Wenn Sie ſagen, 
dafür ſei kein Geld vorhanden, dann erwidern wir 
Ihnen: Danzig ift ſehr wohl in der Lage, die Mik- 
ſtände in der Erwerbsloſenfürſorge zu beheben, 
wenn der Volkstag und die Regierung es nur wol- 
len. Es bedarf dazu einer Geſetzgebung, die im 
Intereſſe der werktätigen Maſſe, im Intereſſe der 
Erwerbsloſen und überhaupt im Intereſſe der 
Rentenempfänger liegt. Bei ſparſamer Wirtſchaft 
auf den Gebieten, wo geſpart werden kann, z. B. 
Polizeietat, Juſtizetat und vor allen Dingen durch 
Abbau der oberen Beamtengehälter würde es mög— 
lich ſein, die hierfür notwendigen Mittel zu be- 
ſchaffen. Wir werden auf die Erklärung geſpannt 


arbeiter iſt. Sie haben ja im 1 0 Sa e Regierung in dieſer Beziehung abge: 
auf Grund des Einfrierens unſeres Hafens — d. j Ha ] 
und 5 1 5 05 an, 15 der Erkenntnis, daß die M. D. u. H.“ Wenn Sie durch die Mandate, 
Hafenarbeiter tatſächlich vor dem wirtſchaftlichen welche das Volk Ihnen übertragen hat, tatſächlich 
Ruin ſtanden, — dazu übergehen müſſen, eine auf das Land hinaus gegangen wären, und auch 
Summe zur Entſchädigung der zum Teil ausge- in der Stadt ſich die ſozialen Zustände in den 
fallenen Einnahmequelle der Hafenarbeiter aus- Familien der Erwerbsloſen und bei den verſchie⸗ 
zuwerfen. denen Rentenempfängern bis zu den Kleinrent⸗ 
In der Druckſache Nr. 928 haben wir jetzt die- nern angeſehen hätten, jo müßten Sie feſtgeſtellt 
ſem Hauje einen Antrag vorgelegt, welcher beſagt: haben, daß hier tatſächlich helfend eingegriffen 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen. werden muß. Es iſt unbedingt notwendig, die Er⸗ 


an die 155592905 pafenarpener y ſeleun kein | werbslojen vor dem Hungertode zu retten. Aber 
1. Dezember 1929 eine einmalige Unterſtützun wir ſagen auf der a ee . 
Höhe von 300 000 Gulden zur Auszahlung zu bringen. lag f der andern Seite dem Erwerbs 


u ir bis nate- loſen, den Arbeitern, den Kleinrentnern und den 
In Druckſache Nr. 927 beantragen wir, bis ſpäte- Sonnen 5 EER . 0 
itens 1. Dezember 1929 an ſämtliche Erwerbsloſen, Sodialrontnern, e e eee e 


Wohlfahrts⸗ und Rentenempfänger eine einma⸗ 
lige Wirtſchaftsbeihilfe nach folgenden 
linien zu zahlen: An Verheiratete mit eigenem 
Haushalt 50 Gulden, für den Ehegatten 10 Gul⸗ 
den, für jedes unterhaltsberechtigte Kind 5 Gul— 
den, für Anverheiratete, Witwen und Waiſen 
40 Gulden. 

Als Begleiterſcheinung des kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems ſteigt die Ausbeutung der ge— 
ſamten Arbeiterklaſſe und die Not der Wohl⸗ 
ſahrtsrentenempfänger ſowie der Erwerbsloſen.“ 
Als Folge der Rationaliſierung iſt die jetzige noch 
immer ſteigende Exwerbsloſigkeit als Dauerzu⸗ 
ſtand eingetreten. Ich glaube feſtſtellen zu müſſen, 
daß die Erwerbsloſigkeit infolge der kapitaliſti— 
ſchen Rationaliſierung rapide Steigerungen an— 
nimmt, Formen, die man von dieſer Stelle noch 
gar nicht einmal überſehen kann. Aber wir fonn- 
ten feſtſtellen, daß die Kommuniſten alljährlich 
in dieſem Hauſe den Beweis antraten, daß die 
Zahl der Erwerbsloſen von Jahr zu Jahr geſtie— 
gen iſt. Das iſt ſelbſtverſtändlich eine Folge der 
kapitaliſtiſchen Rationaliſierung. Ein großer Teil 
der Erwerbsloſen iſt bereits jahrelang erwerbslos, 
und der Staat ijt auf Grund ſeiner privatkapita— 
liſtiſchen Einſtellung nicht in der Lage, diefe Er- 
werbsloſen im Produktionsprozeß unterzubringen. 
Er iſt nicht in der Lage, ihnen Arbeit zu beſchaf⸗ 
fen. Auf der anderen Seite hat der Erwerbsloſe 
nicht die Möglichkeit, durch eigene Umſchau iber- 
haupt Arbeit zu bekommen. Die Folge davon ift, 
daß die häusliche Wirtſchaft des Erwerbsloſen 
mehr und mehr zu Grunde geht. Ich perſönlich 
habe im vorigen Winter feſtſtellen müſſen, daß 
Kinder Erwerbsloſer mit dem, was ſie am Tage 


in der Lage iſt, überhaupt durch die kapitaliſtiſche 


Richt- Geſetzgebung hier helfend einzugreifen. Das wird 


erſt geſchehen, wenn wir dieſe Geſetzgebung und 
dieſen Senat beſeitigt haben und an ſeine Stelle 
Vertreter des revolutionären Proletariats ſetzen. 


Darüber iſt ſich die Arbeiterſchaft im klaren. Aber 


Sie, vor allem das Zentrum, verſtehen es, die Ar⸗ 
beiterſchaft von dieſen Auffaſſungen durch die 
Machenſchaften Ihrer Religion abzulenken. Das 
verſtehen Sie vor allen Dingen auf dem Lande 
ausgezeichnet. Nur durch die Frage der Religion 
halten Sie die Arbeiterſchaft vom Klaſſenkampf 
ab. (Abg. Cierocki: Die Arbeiterſchaft hat zu uns 
Vertrauen!) An uns wird es liegen, dieſe Illu⸗ 
ſion, die Sie durch Ihre Machenſchaften in die 
Hirne der Arbeiterſchaft hineinſetzen, zu zerſtören 
und der Arbeiterſchaft den wahren Gedanken 
Ihrer Politik klarzumachen, (Abg. Cierocki: Das 
werden Sie nicht fertig bekommen!) M. H. Ver⸗ 
treter des Zentrums, Sie haben ja heute beim 
Antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion Gelegen— 
heit, Ihr ſoziales Herz auszuſchütten. Sie haben 
Gelegenheit, einen Teil Ihrer Wahlverſpre— 
chungen wahr zu machen. (Abg. Cierocki: Haben 
wir ſchon gemacht!) Aber Sie denken gar nicht 
daran! Wenn Sie jagen, Sie haben es ſchon ge- 
macht, ſteht für uns feſt, daß Sie nicht daran 
denken, dieſen Anträgen zuzuſtimmen. Aus dieſem 
Grunde haben wir ein Recht, der Arbeiterſchaft 
von vornherein zu ſagen, daß Sie als Regierungs⸗ 
partei gar nicht gewillt ſind, dieſe Anträge in Er⸗ 
wägung zu ziehen, ihnen überhaupt zuzuſtimmen. 
Sie werden im Namen der Regierung wieder die 
Erklärung abgeben, daß kein Geld vorhanden iſt. 
Auf der anderen Seite werden Sie uns Kommu— 


(O) 


(D) 
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niſten fragen, woher das Geld genommen werden 
ſoll. M. D. u. H.! Es wird Aufgabe der jeweiligen 


Macht ſein, zu erklären, wo ſie die erforderlichen 
Mittel hernehmen ſoll. Da Sie die Macht im 
Staat durch Ihren Polizeiapparat haben, müſſen 
Sie auch willen, wo Sie die Gelder für die Not- 
leidenden hernehmen. (Bravo! bei den Kom— 
muniſten.) 

Präftdent: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. (Abg. 
Raſchke: Ich beantrage Ueberweiſung an den ſo⸗ 
zialen Ausſchuß!) Es iſt der Antrag geſtellt, beide 
Anträge dem ſozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich 
glaube, in Ihrem Sinne zu handeln, i 
über jeden Punkt einzeln abſtimmen. (Abg. 
Raſchke: Wenn kein Widerſpruch erhoben wird, 
werden die Anträge überwieſen!) Ich mache dar— 


Volkstag Danzig — 108. Sitzung. Mittwoch, den 13. November 1929. 


wurde, dem Volkstag ein Geſetz zu unterbreiten, 
das eine Reform des Strafvollzugs in Danzig 
enthalten ſollte. Damals überwies man dieſen 
Antrag dem Rechtsausſchuß, und erft in dieſem 
Jahr hat der Rechtsausſchuß zu dieſen Fragen 
Stellung genommen. 

Bevor ich aber auf den Antrag der Kommuni— 


ſtiſchen Fraktion eingehe, bin ich gezwungen, ein 


wenn wir 


auf aufmerkſam, daß dieje Anträge Finanzvorla- 


gen darſtellen und in dem Augenblick erledigt ſind, 
wenn der Beratung im Ausſchuß nicht zugeſtimmt 
wird. Darum ſtimmen wir ab, und zwar über jeden 


Punkt einzeln. Wir ſtimmen jetzt über Punkt 12 


der Tagesordnung, Druckſache Nr. 928, ab. 
bitte diejenigen, die für Ueberweiſung dieſes 
Punktes der Tagesordnung an den ſozialen Aus- 
ihuk find, fiH zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit, es iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
Punkt 13 der Tagesordnung, Druckſache Nr. 927, 
ab. Ich bitte diejenigen, die für Ueberweiſung an 
den ſozialen Ausſchuß ſtimmen wollen, ſich zu er- 
heben. — Das iſt die Minderheit; es iſt abgelehnt. 
Damit ſind die Punkte 12 und 13 der Tagesord— 
nung erledigt. Ich rufe Punkt 13 auf: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. auf 
Vorlage eines Geſetzentwurfs betr. den 
Strafvollzug. 


Ich 


Druckſache Nr. 952 zu Nr. 463. Ich eröffne die Be- 


ſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Sämtliche 
Parteien mit Ausnahme der Kommuniſten haben 
ſich zu den Geſetzentwürfen, die heute vorlagen, 


überhaupt nicht geäußert. Das kennzeichnet 
das kapitaliſtiſche Syſtem, wonach die unte— 
ren Schichten der Verelendung preisgegeben 
werden ſollen, und die oberen Schichten in 
Wolluſt und Freude ihr Leben weiterführen. 
Wir wiſſen, daß alle Geſetzesvorlagen und 
alle Anträge, die dem Volkstag vorliegen, 


abſichtlich überhört und zu den Akten gewor— 
fen werden. Aber gemach, wir werden nicht auf— 
hören, Ihnen in die Ohren zu ſchreien, was im 
Intereſſe des Proletariats notwendig iſt. Wir 
werden nicht aufhören, durch die Tribüne des 
Volkstages der Oeffentlichkeit zu unterbreiten, 
wie wir uns die Lebenslage des Proletariats den— 
ken. Wir werden ſagen, welche Geſetze zur Er— 
leichterung des Proletariats und der politiſchen 
Lage auch im kapitaliſtiſchen Staat geſchaffen 
werden müſſen. Wenn Sie uns nicht hören, wird 
uns das Proletariat hören, bis es uns gelungen 
iſt, daß das Proletariat die Macht erobert hat und 
dann die Geſetze geſchaffen werden, welche in 
ſeinem Intereſſe erforderlich ſind. 

Im vorigen Jahr, und zwar am 17. Oktober 


paar allgemeine Ausführungen über den Sinn der 
̃eform des Strafvollzugs überhaupt zu machen. 
In der Nachkriegszeit ging ein Schrei durch die 
ganze Welt über die Reform des Strafvollzugs, 
weil der damalige und auch jetzt noch beſtehende 
Strafvollzug ein barbariſcher war. Die Strafge- 
fangenen, die durch die Juſtiz dem Strafvollzug 
überliefert wurden, wurden Vergeltungsmaßnah— 
men ausgeſetzt. Das war das erſte Prinzip des ka— 
pitaliſtiſchen Staates. Das heißt mit anderen 


Worten, man vergalt die Straftat des Betreffen— 


den, der mit dem Geſetz in Konflikt kam, in der 
Form, daß man ihn auf jede Art und Weiſe ſchika— 
nierte. Der Strafvollzug war ſo, daß der Menſch, 
der jahrelange Haft erdulden mußte, ſowieſo dem 
Tode überliefert war. 

In der Nachkriegszeit machten ſich Strömungen 
innerhalb und außerhalb des Strafvollzugs be— 
merkbar, daß dieſer Strafvollzug nicht mehr auf— 
rechtzuerhalten war. Der kapitaliſtiſche Staat 
wäre niemals an dieſe Frage herangegangen, 
wenn nicht im Strafvollzug ſelbſt Revolten ent⸗ 
ſtanden wären, Hungerſtreiks uſw., wodurch die 
Oeffentlichkeit aufmerkſam wurde. Aber auch 
außerhalb der Gefängniſſe machten ſich Stimmen 
bemerkbar, und zwar Stimmen von Leuten, die 
in wirtſchaftlicher wie in politiſcher Beziehung 
maßgebend waren, und die früher mit dem Straf— 
geſetz in Konflikt geraten waren. Menſchen, die 
mit ihrer Geijtesveranlagung imſtande waren, 
das Gewiſſen der andern zu ſchärfen, machten es 


ihnen begreiflich, daß dieſer barbariſche Strafvoll— 
zug nicht mehr aufrechterhalten 


werden konnte. 


Die revolutionäre Bewegung, vor allen Dingen 


die Rote Hilfe Deutſchlands, wie auch die inter— 


nationale Rote Hilfe machten es ſich zur Aufgabe, 
den Strafvollzug in den kapitaliſtiſchen Staaten 
durch Einbringung von Geſetzesvorlagen in den 
einzelnen Parlamenten zu reformieren, ſowie 
auch die Oeffentlichkeit zu Verſammlungen und 
Demonſtrationen zu veranlaſſen, um gegen dieſen 
barbariſchen Strafvollzug anzukämpfen. Es zeig⸗ 
ten fih aljo zwei Tendenzen, wonach die kapitaliſti— 
ſche Regierung gezwungen war, mehr als bisher 
ihr aufmerkſames Ohr dem Strafvollzug zu wid— 
men. Innen- und außenpolitiſch begann der Kampf 
für die Strafvollzugsreform. Die bürgerlichen 
Parteien, wie auch die Sozialdemokratiſche Par— 
tei mußten dem Druck folgen, als die Kommuni- 
ſtiſche Partei, die internationale Rote Hilfe und 
die Rote Hilfe Deutſchlands den Kampf für die 
Reform des Strafvollzugs aufnahmen. Wie ich 
ſchon eingangs ſagte, wird das durch die Revolten 
und Hungerſtreiks in den Strafgefängniſſen her⸗ 
vorgerufen. 

Vor allen Dingen kam der Gedankengang des 
modernen Strafvollzugs in der Oeffentlichkeit 


1928, ſtellte die Kommuniſtiſche Fraktion des mehr zur Geltung, als die politiſchen Gefangenen 
Volkstages einen Antrag, worin der Senat erſucht von 1923, die infolge des Kampfes der Kommuni⸗ 
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ſtiſchen Partei gegen die Bourgeoſie hinter Ge⸗ 
fſangnis- und Zuchthausmauern ſchmachteten, die 
Oeffentlichteit veranlaßten, ihr aufmertſames 
Ohr einer neuen Reform des Strafvollzuges zu 
leihen. Damals ſtellten die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion des Deutſchen Reichstags und die Fraktionen 
in den Landtagen ſolche Anträge, um die Straf⸗ 
vollzugsreform durchzuführen. Wir ſehen, daß 
man in Deutſchland in der Reform des Strafvoll⸗ 


zuges abſolut nicht vom Fleck kommt, weil der ka- 


pitaliſtiſche Staat dieſen barbariſchen Strafvollzug, 
in Anbetracht der wirtſchaftlichen und politischen 
Kriſen braucht, in denen ſich der kapitaliſtiſche 
Staat überhaupt befindet. Daher wird der Straf⸗ 
vollzug in der alten Form noch immer weiter 
durchgeführt. Deshalb kommt auch die Bearbeitung 
der Strafvollzugsreform in Deutſchland und in 
Preußen nicht weiter, und es bleibt alles beim 
alten. Im großen ganzen kann man ſagen, daß ſich 
am Strafvollzug in der Nachkriegszeit bis jetzt 
nichts geändert hat. Der Strafvollzug wird noch 
nach den Richtlinien der Vorkriegszeit gehandhabt. 


Das Gefängnis- und Zuchthausweſen befindet ſich 


unter demſelben Regime, wie in der Vorkriegszeit. 
Die Vorſchriften find in der Dienſt- und Vollzugs⸗ 
ordnung für die Strafanſtalten der Juſtizverwal⸗ 


tung in Preußen und Deutſchland enthalten, die 
auch für die Freie Stadt Danzig gilt. Nach dieſer 
alten Dienſt- und Vollzugsordnung der Vorkriegs- e w 
ſchon gute Erfahrungen 


zeit wird der Strafvollzug noch im großen und 


ganzen ausgeführt. Wenn von der Regierung im 


Rechtsausſchuß geſagt wurde, daß ſich in dieſer 


oder jener Frage etwas geändert habe, ſo habe ich 


mich mit eigenen Augen überzeugen müſſen, daß Jefungenen ge e 

0 B ge 1955 mehr Selbſtändigkeit und Freiheit in ihren Hand- 
lungen gewährt worden ift. Dadurch find fie wie- 
Außerparlamentariſch iſt ein Vorſtoß dagegen 


der Strafvollzug noch ſo gehandhabt wird wie 


früher, vor allen Dingen in Danzig. 


durch die Rote Hilfe, die Kommuniſtiſche Partei, 
durch Plakate und Reden mehrmals gemacht 
worden. Die Kommuniſtiſche Partei ſieht ſich ver- 
anlaßt, nun auch parlamentariſch vorzugehen 
und dem Volkstag einen Antrag zu unterbreiten, 


wohl wiſſend, daß ſolange der kapitaliſtiſche Staat! 


beſteht, eine wirkliche Strafvollzugsreform nicht 
durchgeführt wird, weil der kapitaliſtiſche Staat 
ein Intereſſe daran hat, den Strafgefangenen 
nach der alten Dienſt- und Vollzugsordnung zu 
behandeln. Unſere Aufgabe als Kommuniſten im 
Parlament iſt es, das Parlament und die Oeffent— 
lichkeit von Danzig darauf aufmerkſam zu machen, 
wie hier der Strafvollzug durchgeführt wird. Wir 
haben ſchon im vorigen Jahr einen derartigen 
Antrag eingereicht. 

Ich komme jetzt zur Behandlung unſerer Bor- 
lage ſelbſt. Wir haben unſeren Antrag in zwei 
Teile geteilt. Der erſte behandelt den Strafvoll— 
zug als ſolchen, der zweite die Behandlung kranker 
Gefangener im Strafvollzug. Wir fordern erſtens, 
daß den Gefangenen ein weitgehendes Selbſtver— 
waltungsrecht unter Bildung von Gefangenen- 
räten zu gewähren iſt. Warum dieſe Forderung? 
Wir wiſſen, daß ein großer Teil der Strafgefan⸗ 
genen durch das lapitaliſtiſche Syſtem mit dem 
Strafgeſetzbuch in Konflikt geraten iſt. An ſich ſind 
es aufrechte Menſchen, die noch gebeſſert werden 
können. Sie können ſpäter noch der allgemeinen 
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geführt werden. Das wiſſen wir, und daher iſt es 
unſere Aufgabe, dieſen Gefangenen das Selbſtver— 
waltungsrecht zu gewähren. In dieſer Hinſicht be— 
ſtehen bereits Anfange. In der Schule fängt man 
mit dem Selbſtverwaltungsrecht bei den Schülern 
an. In den proletariſchen Organiſationen übt 
man es ſogar bei den Kindern. Dabei hat man 
außerordentlich viele Erfahrungen gemacht. 
Manche Menſchen, die ſonſt mit der beſtehenden 
Geſellſchaftsordnung in Konflikt geraten wären, 
werden, wenn ſie unter ſich ſind und von einem 
Proletarier oder Menſchen, mit denen ſie groß ge— 
worden ſind, zur Rechenſchaft gezogen werden, wie 
umgewandelt und fügen ſich den Geſetzen, die ſie 
ſich ſelbſt geſchaffen haben. In den illuſtrierten 
Zeitſchriften, jogar in bürgerlichen Blättern, fin- 
det man Schilderungen ſolcher erſten Anfänge. Wir 
wiſſen, daß das Selbſtverwaltungsrecht nur durch 
die proletariſche Bewegung, durch die proletariſche 
Revolution, entſtehen kann. Aber immerhin be— 
ginnen ſich auch jetzt ſchon Anzeichen breit zu 
machen. Daher verlangen wir auch das Selbſtver— 
waltungsrecht der Strafgefangenen. Sie ſollen 
über die Verteilung der Arbeit entſcheiden. Sie 
ſollen über die Herſtellung des Eſſens entſcheiden, 
über die Verhängung von Arreſtſtrafen im Straf⸗ 
vollzug uſw. Ihnen ſoll alſo ein beſtimmtes Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht gewährt werden. Wir fordern 
es deshalb, weil mit dieſer Selbſtverwaltung 
gemacht wurden. Wir 
haben auch in Sowjetrußland kriminelle Ver— 
brecher, und gerade durch das Selbſtverwaltungs⸗ 
recht der betr. Gefangenen hat ſich gezeigt, daß die 
Strafgefangenen gebeſſert wurden, weil ihnen 


der zu ſelbſtändigen Menſchen erzogen worden. 


Zweitens iſt den Gefangenen mindeſtens alle 
acht Tage ein Brief und uneingeſchränkte Korre— 
ſpondenz mit Behörden und Abgeordneten zu ge— 
ſtatten. Wer mit Gefangenen geſprochen hat, weiß, 
daß die Strafgefangenen unter einer gewiſſen 
ſeeliſchen Depreſſion leiden und das Bedürfnis 
haben, mit der Außenwelt, wenn auch nur brief— 
lich, in Verbindung zu treten, der Gatte mit der 
Gattin, die Braut mit dem Bräutigam, der 
Freund mit dem Freund. Wenn das geſchieht, 
haben die betr. Strafgefangenen wenigſtens das 
Gefühl, daß ſie noch nicht vollſtändig von der 
Außenwelt abgeſchnitten und abgeſondert ſind. 
Sie haben das Gefühl, mit der Außenwelt und 
ihren Freunden in Verbindung zu ſtehen. Dem 
wird nicht in genügender Weiſe Rechnung getra— 
gen, ſondern nur alle vier Wochen, in verſchärfter 
Form alle ſechs Wochen, ja ſogar alle drei Monate 
wird den Strafgefangenen ein Briefwechſel ge- 
ſtattet. Das iſt hart, ungeheuer hart. Wer will 
heute behaupten, daß der Gefangene durch die Ent— 
ziehung des Briefwechſels gebeſſert wird? Das 


wird niemand behaupten. Daher verlangen wir, 


daß den Strafgefangeen, damit ſie nicht unter 
ſeeliſcher Depreſſion leiden, die Gewähr geboten 
wird, mit der Außenwelt in Verbindung zu treten. 
Wir fordern, daß dem Strafgefangenen mindeſtens 
alle acht Tage der Briefwechſel in der von ihm 


Wirtſchaft, natürlich im proletariſchen Sinne, gu- gewünſchen Form geſtattet wird. 
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Drittens fordern wir in unſerm Antrag: 
In jeder Anſtalt muß eine Beſuchszeit von täg⸗ 


lich mindeſtens vier Stunden eingeführt werden. 


Jeder Gefangene iſt berechtigt, mindeſtens einmal in 
der Woche Beſuch zu empfangen. Verheirateten Ehe⸗ 
gatten iſt in beſtimmten Zwiſchenräumen der Beſuch 
der Ehegattin in Abweſenheit von Aufſichtsbeamten 
zu geſtatten. F ' 
Ich jehe, daß Sie bei einem derartigen Antrag in 
der Zeit, in der wir heute jtehen, nicht zu lachen 


wagen. Es war tatſächlich jo, daß, als der Abg. 


Menzel einen derartigen Antrag im Preußiſchen 
Landtag begründete, ſich verſchiedene Abgeordnete 
bemüßigt fühlten, über einen ſolchen Antrag zu 
lachen. Es iſt eine tief ernſte Frage, die hier auf— 
gerollt wird, und wir wünſchen, daß ſie auch ent— 
ſprechend behandelt wird. 

Wir fordern, daß in jeder Anſtalt eine Be— 
ſuchszeit von mindeſtens vier Stunden täglich ein— 
gerichtet wird. Heute iſt es ſo, daß in unſerer 
Strafanſtalt ein Tag in der Woche für Beſuche 
feſtgeſetzt iſt. Ich will mich nicht genau auf den 
Tag oder die Zeit fejtlegen, aber es wird jetzt höch— 
ſtens eine Beſuchszeit von 5 bis 10 Minuten ge- 
währt. Es ſoll nicht ſo verſtanden werden, daß 
jeder Gefangene täglich vier Stunden Beſuchszeit 
hat, ſondern in dieſen vier Stunden ſollen alle 
Beſuche der Reihe nach ſtattfinden. Die Gefange— 
nen ſollen Gelegenheit haben, mit ihren Ange— 
hörigen in Fühlung zu treten. Weiter fordern wir, 
daß der Gefangene einmal in der Woche Beſuch 
empfangen darf. Verheirateten Ehegatten 
beſtimmten Zwiſchenräumen der Beſuch der Ehe— 
gatten in Abweſenheit von Aufſichtsbeamten zu 
geſtatten. Wie liegt der Fall heute? Es laufen 
Filme, es wird viel in der Preſſe über dieſe Frage 
geſchrieben, aber getan wird abſolut nichts. Die 
Filme haben doch ſogar die Filmzenſur paſſiert. 
Die hat ſich dem auch nicht verſchließen können, 
dieſe Filme laufen zu laſſen. Sie entſprechen der 
Wahrheit. Deshalb verlangen wir die Abſtellung 
dieſer furchtbaren Zuſtände, die ſich abſpielen 
müſſen, weil die Eheleute eben jahrelang vonein- 
ander getrennt ſind. Wir verlangen, daß alle Ge— 
fangenen, die verheiratet ſind, eine Braut oder 
einen Freund haben, ſich mit ihren Angehörigen 
einmal ausſprechen können. Die katholiſche Kirche 
ſpricht davon, daß ſich jeder Menſch einmal aus— 
ſprechen muß. Wir wiſſen, warum ſie die Beichte 
eingerichtet hat. Damit ſich die Menſchen einmal 
ausſprechen können und damit die Kirche mehr 
Anhänger hat. Das iſt ein Syſtem, das ſich die 
katholiſche Kirche geſchaffen hat. Wenn wir uns 
als denkende Menſchen in die Lage der Gefangenen 
verſetzen, müſſen wir feſtſtellen, daß jeder Menſch 
einmal das Bedürfnis hat, ſich mit ſeinen Ange— 
hörigen oder ihm naheſtehenden Perſonen auszu⸗ 
ſprechen. Hier im Gefängnis iſt aber nichts davon 
zu ſpüren. Ein Aufſeher ſteht daneben, wenn in 
Ausnahmefällen überhaupt ein Beſuch geſtattet 
wird. Das iſt eine ſkandalöſe Behandlung der 
Strafgefangenen. Deshalb fordern wir: Fort mit 
dieſem barbariſchen Strafvollzug, mehr Freiheit, 
mehr Menſchlichkeit bei der Behandlung der Straf- 
gefangenen! 


Weiter verlangen wir: f 

Die Gefangenen haben das uneingeſchränkte Recht 
zum Bezug und zum Lefen volitiiher Zeitungen, 
Zeitſchriften, Bücher und Broſchüren jeder Richtung. 


iſt in K 


Mittwoch, den 13. November 1929. 


Das iſt eine Forderung, die ziemlich alt iſt, aber (C) 


trotzdem iſt in dieſer Frage nichts geſchehen. Als 
der Rechtsausſchuß im vorigen Jahr einen Beſuch 
der Strafanſtalt vornahm, mußten wir feſtſtellen, 
daß tatſächlich ein kleiner Teil der Strafgefange— 
nen, der ſich gut geführt haben ſollte, Zutritt zu 
einem beſtimmten Leſeraum hatte. Aber dort lagen 
nur Zeitungen aus wie „Kreuz und Krone, die 
„Danziger Allgemeine Zeitung“, auch die „Neue— 
ſten Nachrichten“, die „Landeszeitung“, und ich 
habe auch eine „Volksſtimme“ gefunden. Früher 
in der Vorkriegszeit war die „Volksſtimme“ im 
Strafgefängnis auch verpönt, aber da die Sozial— 
demokratie jetzt Regierungspartei geworden iſt, da 
fih die Sozialdemokraten gemauſert haben, Salon- 
ſozialiſten geworden ſind, geſtattet man mit vor— 
nehmer Geſte die „Volksſtimme“. Sie liegt dort 
aus, iſt letzten Endes ja auch Regierungsblatt. 
Weil fie die Intereſſen der Klaſſenjuſtiz wahr- 
nimmt, geſtattet man, daß auch die „Volksſtimme“ 
im Gefängnis geleſen wird. Aber eine andere 
Richtung paßt dieſer Klaſſenjuſtiz beim Strafvoll- 
zug nicht. Es gibt dort keine „Danziger Arbeiter 
zeitung“ oder die Zeitſchrift „Die Rote Hilfe“. 
Dieſe Zeitungen kommuniſtiſcher Organiſationen 
werden nicht geduldet. Man enthält den Strafge⸗ 
fangenen die Wahrheit vor. Dagegen wenden wir 
uns. Es iſt von einem proletariſchen klaſſenbewuß— 
ten Arbeiter nicht zu verlangen, daß er die „Dan— 
ziger Allgemeine Zeitung“ lieſt oder „Kreuz und 
rone“. Es iſt auch nicht zu verlangen, um ganz 
objektiv zu ſein, daß ein Deutſchnationaler oder 
ein religiös veranlagter Menſch die Arbeiter- 
zeitung“ lieft. So, wie Sie es ablehnen, die „Ar⸗ 
beiterzeitung“ zu leſen, ſo lehnen es die klaſſenbe— 
wußten Arbeiter ab, „Kreuz und Krone“, die 
„Danziger Allgemeine Zeitung“ oder die „Landes— 
zeitung“ zu leſen. Wir verlangen, daß die Straf— 
geſangenen die „Arbeiterzeitung“ leſen und die 
Blätter, die ſie im Intereſſe des kapitaliſtiſchen 
Staates für notwendig halten. Das iſt ein bar⸗ 
bariſcher Strafvollzug. Wir verlangen, daß den 
Gefangenen Gelegenheit gegeben wird, die Zei— 
tungen zu leſen, die ihnen angenehm ſind. 
Fünftens heißt es in unſerm Antrag: „Aus den 
Gefängnisbibliotheken iſt alle Traktätchen-Litera⸗ 
tur zu beſeitigen. Dafür ſind literariſch und 
wiſſenſchaftlich wertvolle Bücher einzuſtellen.“ 
In der Denlſchrift, die der Senat dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß des Volkstages unterbreitet hat, iſt auch ein 
Verzeichnis der Bücher, die neu angeſchafft ſind, 
und wer ein einigermaßen denkender Menſch iſt 
und eine freie Auffaſſung hat, der wird einen 
großen Teil der Bücher ablehnen, die den Ge— 
fängnisinſaſſen aufgezwungen werden. Dieſe 
Traktätchen von der Heilsarmee und den Seel— 
ſorgern werden den Gefangenen direkt aufgedrun- 
gen. Dies Aufoktroyieren von Geſinnungstraktät⸗ 
chen lehnen wir Kommuniſten und die klaſſenbe⸗ 
wußte Arbeiterſchaft ab. Daher verlangen wir, 
daß diefe zur Verdummung der Maſſen hergeitell- 
ten Traktätchen und dieſe Literatur nicht den Ge— 
fangenen zugängig gemacht wird. Wenn den Ge- 
fangenen ſchon Bücher zugeſtellt werden, verlan- 
gen wir, daß der Gefangene einen Begriff be⸗ 
kommt, wie die Welt entſtanden iſt und wie ſie 
vergehen muß, um daraus zu erkennen, daß er ein 
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nützliches Mitglied der kommenden Welt iſt. Daher 
verlangen wir, daß ſich der Menſch nicht mit dem 
ewigen Himmelreich und der Verdummungslitera⸗ 
tur befaßt, ſondern wir fordern, daß ihm ſolche 
Literatur zur Verfügung geſtellt wird, die ihm für 
das ſpätere Leben Wegweiſer und Richtlinie ſein 
kann. Die ganze Traktätchenliteratur im Straf- 
vollzug dient nur dazu, um den Strafgefangenen 


weiter in der Dummheit zu erhalten und ihn dem 


kapitaliſtiſchen Syſtem dienſtbar zu machen. 

Unter Ziffer 6 verlangen wir, daß auf je 100 
Anſtaltsinſaſſen mindeſtens eine hauptamtliche 
Lehrkraft anzuſtellen iſt. Im Danziger Strafge— 
fängnis fiken ungefähr 500, 600 bis 700 Strafge⸗ 
fangene. Ihnen ift für die Weiterbildung ein ein- 
ziger Lehrer zugeteilt. Es iſt klar, daß dann der 
Wiſſensdurſt nur ungenügend geſtillt werden kann. 
Die proletariſchen Klaſſen, die in die Volksſchule 
gehen, z. B. auf dem Lande, können nur ungenü— 
gend leſen, ſchreiben und rechnen und wiſſen in der 
Weltliteratur ſehr ſchlecht Beſcheid. Hier wäre 
ſehr viel nachzuhelfen, und der Strafgefangene 
hätte bejte Gelegenheit, feine Bildungslücken aus- | 
zufüllen, damit er ein nützliches Mitglied der fom- 
menden Welt wird. Wenn ſich aber der einzige 
Lehrer noch ſo große Mühe gibt, wird er nicht 
imſtande ſein, das Bildungsniveau der Strafge— 
fangenen ſo zu heben, daß ſie etwas fürs ſpätere 
Leben haben, weil ein Lehrer für 5 bis 600 Straf— 
gefangene völlig unzureichend iſt. 

Unter Ziffer 7 unſeres Antrages fordern wir, 
daß Kleidung und Wäſche in ausreichendem Maße 
zu beſchaffen ſind. Wir kommen deswegen zu die— 
ſer Forderung, weil wir genau wiſſen, daß die Re— 
gierung an allen Ecken, vor allen Dingen bei den 
proletariſchen Maſſen, Sparmaßnahmen durch⸗ 
führt. Auf der einen Seite werden Gelder aus- 
geworfen, und auf der anderen wird ungeheuer 
geſpart. So ſpart man auch bei den Strafgefange⸗ 
nen. Als wir im vorigen Jahr die Strafanſtalt 
beſucht haben, habe ich feſtſtellen müſſen, daß die 
Räume zwar durch die Arbeit der Strafgefange— 
nen reinlich waren, die Wäſche war jedoch ziem— 
lich mangelhaft beſchaffen. Das bemängeln wir aus 
dem Grunde, weil die Strafgefangenen, wenn ſie 
jahrelang in der Haft ſchmutzige Wäſche tragen, 
eher der Tuberkuloſe anheimfallen müſſen, der ſie 
ſowieſo anheimfallen, weil ſie ſich jahrelang in 
Haft befinden. Größte Sauberkeit iſt erforderlich, 
um die Strafanſtaltsinſaſſen vor der Anſteckung 
durch Tuberkuloſe zu bewahren. Daher verlangen 
wir, daß genügend Kleider und Wäſche bereitge— 
ſtellt werden. 

Nach Ziffer 8 unſeres Antrages ſoll Einzelhaft 
nicht mehr ſtrafweiſe verhängt werden. Wer ſich 
die Einzelhaft in unſerem hieſigen Strafgefängnis 
angeſehen hat, wendet ſich mit Schaudern ab, wie 
es möglich ift. daß dieje Klaſſenjuſtiz derartige 
Folterungsmittel anwendet. Es ſind Zellen mit 
einem Gitter davor und einer Steinnritihe. Die 
Gefangenen bekommen dann noch eine Decke mit. 
Der Gang in der Zelle reicht nur drei Schritte. 
Es ift alſo ein ſchmaler Streifen von 30 Zentime- 
ter Breite und drei Schritte Länge, wo fih der 
Strafgefangene bewegen kann. Der Aufſeher hat 
von außen Gelegenheit, den Strafgefangenen dau— 
ernd zu beobachten. Es werden bis 14 Tage Einzel- 
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haft verhängt. Daher kommt auch der Haaraus⸗ 
fall und das nervöſe Leiden der Strafgefangenen. 
Vor allen Dingen wird die Arreſtzelle dunkel 
gehalten. Wenn fih der Gefangene, ob es ein Pro- 
letarier iſt oder nicht, ſpielt keine Rolle, 14 Tage 
in dieſer barbariſchen Einzelhaft befindet, iſt es 
kein Wunder, daß die Menſchen ſeeliſch zuſammen⸗ 


brechen, daß Revolten entſtehen und ſie eher in den 


Tod gehen als länger dieſen barbariſchen Straj- 
vollzug zu dulden. Haarausfall und nervöſe Leiden 
ſind die Folgen dieſer Einzelhaft bis zu 14 Tagen. 
Daher verlangen wir, daß die Einzelhaft nicht 
ſtrafweiſe verhängt wird. 
In unſerm Antrag fordern wir unter Affen 9: 
Der Waffengebrauch bei Transport und Ueber⸗ 
wachung der Gefangenen ift unterſagt. Politiſche Ge- 
fangene dürfen nicht gefeſſelt werden. 
Im vorigen Jahr iſt ein Strafgefangener, der die 
goldene Freiheit erreichen wollte, durch den Waf— 
fengebrauch ins Jenſeits gefördert worden, ein 
junges Menſchenleben wurde auf der Flucht er— 
ſchoſſen. Wenn auch eine Flucht vorkommt, ſo iſt 
das immer noch nicht ſo ſchlimm, als wenn ein 
junges Menſchenleben durch die Waffe ins Jen— 
feits befördert wird. Wir ſtehen auf dem Stand— 
punkt, daß ein Menſch nicht das Recht hat, einen 
andern zu erſchießen, wenn er ſich auf der Flucht 
befindet. Wir verlangen, daß bei Transporten 
von Gefangenen keine Waffen getragen werden 
und daß politiſche Gefangene nicht gefeſſelt wer- 
den. Soviel ich weiß, haben wir gegenwärtig 
keine politiſchen Gefangenen. Aber die wirtſchaft— 
lichen und politiſchen Verhältniſſen zwiſchen 
Bourgeoiſie und Proletariat ſpitzen ſich auf 
Grund der wirtſchaftlichen und politiſchen Kriſen 
dauernd zu. Die Bourgeoiſie verſucht, das Prole- 
tariat in ſeinem Niveau herabzudrücken. Das Pro⸗ 
letariat verſucht mit der Kommuniſtiſchen Partei 
an der Spitze ſich gegen dieſe Unterdrückung zu 
wehren. Kämpfe, ſowohl in wirtſchaftlicher wie in 
politiſcher Beziehung ſind unvermeidlich, und nie— 
mand wird mir wohl widerſprechen, wenn ich ſage, 
daß in nächſter Zeit eine ſolche politiſche Situa— 
tion eintreten kann. So werden auch politiſche Ge— 
fangene hinter die Mauern kommen und dieſe 
müſſen unſeres Erachtens anders behandelt wer— 
den als kriminelle Gefangene. Wir machen einen 
großen Unterſchied zwiſchen kriminellen und ande— 
ren Gefangenen. Deshalb verlangen wir, daß die 
politiſchen Gefangenen nicht gefeſſelt werden, weil 
fie für ihre Ueberzeugung gekämpft haben, für ein 
freies Daſein und die kommende Geſellſchaftsord— 
nung. Deshalb dürfen dieſe Leute nicht mit 
Feſſeln in Berührung kommen. 
Wir verlangen weiter in unſerem Antrag: 
Das Anſtalts- und Aufſichtsperſonal der Straf⸗ 
anſtalten muß eine der Eigenart des Berufs ent⸗ 
ſprechende Ausbildung erhalten. Das Hilfsbeamten⸗ 
weſen muß aufhören. 
Wir verlangen nichts Ungeheures, ſondern etwas, 
was im Rahmen des modernen Strafvollzuges 
liegen muß. Sie haben eine Polizeiſchule, die mit 
ungeheuren Mitteln des Staates aufrechterhalten 


wird, um die Arbeiterſchaft mit dem Gummi- 


knüppel zu bearbeiten. Sie ſagen, daß ſie dazu 
dient, um den Straßenverkehr und den Verkehr 
mit dem Publikum den betreffenden Schupobeam- 
ten beizubringen. Wir ſtehen allerdings auf einem 
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andern Standpunkt. Sie erachten hier eine Schule 
für notwendig, aber nicht eine ſolche für Anſtalts— 
beamte. Altgediente Schupos werden meiſtens 
zu Anſtaltsbeamten befördert. Sie werden ohne 
jede Vorbildung auf die Strafgefangenen losge⸗ 
laſſen. Wer ſich einmal eingehend mit dem Straf- 
vollzug beſchäftigt hat, wird zugeben, daß die krimi⸗ 
nellen Strafgefangenen faſt immer kranke Men- 
ſchen ſind, krank an Körper und Seele, hervorge— 
rufen durch das kapitaliſtiſche Syſtem. Dieſe ſee— 
liſch und körperlich kranken Menſchen müſſen un- 
feres Erachtens genau jo wie die Kranken im 
Krankenhaus vom Arzt individuell behandelt 
werden. Daß dabei eine Vorbildung notwendig 
iſt, wird jedem klar ſein, der ſich eingehend mit 
dem Strafvollzug beſchäftigt. Mittlere Anitalts- 
beamte haben mir beſtätigen müſſen, daß nie eine 
Beſſerung bei den Gefangenen eintreten wird, 
wenn man ſie nicht individuell behandelt. Sie 
werden ſich immer als ausgeſtoßene Mitglieder der 
menſchlichen Geſellſchaft fühlen. Um fie wieder 
aufzurichten, ift es notwendig, daß die Anſtaltsbe⸗ 
amten eine richtige menſchlich humane Vorbildung 
erhalten, um den modernen Strafvollzug durch— 
zuführen. 

Wir verlangen, daß das Hilfsbeamtenweſen 
aufhören muß. Hilfsbeamte werden nur genom— 
men, um Erſparniſſe bei den unteren Beamten 
vornehmen zu können. Man ſtellt nicht Menſchen 
mit einer gewiſſen Erfahrung dort an, ſondern 
junge Leute, die auf dieſe ſeeliſch und körperlich 
kranken Menſchen losgelaſſen werden. Wir wiin- 


gewiſſe Vorbildung erhalten haben, zu den Strat- 
gefangenen zugelaſſen werden. 
Es heißt weiter in unſerm Antrag: 

Die Zahl der auf einen Aufſichtsbeamten ent- 
fallenden zu überwachenden Gefangenen darf höchſtens 
20 betragen. 

Gerade aus dem Grunde, weil wir fordern, daß 
jeder Gefangene individuell behandelt wird, ver- 
langen wir dieſe Anzahl der Anſtaltsbeamten. 
Bei der ungeheueren Arbeitslaſt iſt es den Beam— 
ten in der Strafanſtalt beim beſten Willen nicht 
möglich, ihre Aufgaben zu erfüllen. Nebenbei be- 
merkt wiſſen wir, daß es auch in Danzig Beamte 
gibt, die der Situation gewachſen ſind. Allerdings 
vermiſſen wir es bei vielen. Sie erklären, daß es 
ihnen bei Aufbürdung der großen Arbeitslaſt nicht 
möglich iſt, ſich den Strafgefangenen individuell zu 
widmen. Es iſt ſo, wenn ſie überlaſtet ſind, ent— 
laden ſie ihren Unwillen auf ihre Umgebung oder 
auf diejenigen, die ihnen untergeben ſind. Das iſt 
menſchlich verſtändlich. Deshalb wollen wir, daß 
nur eine beſtimmte Zahl von Strafgefangenen 
einem einzelnen Beamten zugewieſen wird. 
Unter Nr. 12 verlangen wir: 

Bei dem Eintritt in die Strafanſtalt und bei der 
Entlaſſung iſt der Grad der Erwerbsfähigkeit jedes 
Gefangenen feſtzuſtellen und zu beſcheinigen. Für 
Erhaltung der vollen Erwerbsfähigkeit iſt unbedingt 
Sorge zu tragen, während der Strafzeit eingetretene 
Minderung iſt vom Staat voll zu entſchädigen. 


Niemand wird mir widerſprechen, vor allem nicht 
die Regierung, wenn ich hier behaupte, daß zum 
mindeſten ein Drittel der Gefangenen aus dem 
Strafvollzug krank und arbeitsminderwertig in⸗ 


brecher das Staatsgefängnis 


folge des barbariſchen Strafvollzuges, der in Dan— 
zig durchgeführt wird, entlaſſen wird. Sie leiden 
an Tuberkuloſe uſw. Mindeſtens ein Drittel der 
Gefangenen kommt minderwertiger aus dem Ge— 
fängnis heraus, als er hineingegangen iſt. Daher 
verlangen wir, daß der Gefangene unterſucht wird, 
wenn er in das Gefängnis hineinkommt, und daß 
ihm beſcheinigt wird, welchen Grad der Arbeits— 
fähigkeit er hat. Bei der Entlaſſung muß ihm auch 
beſcheinigt werden, welchen Grad den Arbeitsfähig— 
keit er beſitzt. Stellt ſich eine Verminderung her— 
aus, ſo muß ihm dieſe erſtattet werden, damit er 
ſein Leben friſten kann und nicht erneut mit den 


Strafgeſetzen in Konflikt kommt. Wir fordern 
weiter unter Nr. 13 unſeres Antrages: „Die Wr- 


beitszeit darf 48 Stunden in der Woche nicht iiber- 
ſchreiten. Ein Tag wöchentlich muß dienſtfrei 
ſein.“ Ich will mich nicht darüber äußern, wieweit 
das durchgeführt wird. Wir erſuchen dringend um 
die Feſtlegung einer beſtimmten Norm der Ar: 
beitszeit, die nicht überſchritten wird. 

14. Alle Gefangenen find nach Wunſch und Fähig- 
keit unter Ausſchaltung aller unproduktiven Tätig- 
keit zu beſchäftigen. 

Hier iſt ein Kapitel, das eingehend behandelt wer— 
den muß. Es ſind reaktionäre Strömungen am 
Werk, den Strafgefangenen keine Arbeit zu geben, 
z. B. in deutſchnationalen, auch in Zentrumskrei— 
ſen. Man will nicht, daß den Gefangenen eine ge— 
regelte Arbeit zuteil wird. Man verlangt das aus 
Konkurrenzneid, weil man angibt, daß die Gefan— 
genen eine Schmutzkonkurrenz machen. Die betref— 
fenden kleinen Gewerbetreibenden und Fabrik— 
herren können nichts verdienen, wenn die Gefäng⸗ 
niſſe dieſe Arbeiten ausführen. Ich habe den Straf— 
vollzug praktiſch an mir vorübergehen laſſen. Ich 
habe ſchon im Rechtsausſchuß erklärt, das Schickſal 
möge mich davor bewahren, eventuell als Wer- 
zu betreten. Ich 
würde es mir zur hohen Ehre anrechnen, wenn ich 
im Intereſſe der proletariſchen Klaſſe als politi— 
ſcher Gefangener dieſe Strafanſtalt beſuchen müßte. 
Ich kann mir nicht denken, daß ich es im Gefängnis 
ohne Arbeit aushielte. Jeder Menſch, der geiſtig 
und körperlich geſund iſt, hat den Drang nach Be— 
tätigung. Das iſt ein Urtrieb des Menſchen. Den 
Gefangenen ohne Arbeit zu laſſen, wäre eine bar- 
bariſchere Strafe als ſie ohnehin ſchon iſt. Das 
Zentrum hat bei der Beratung der Haushalts- 
pläne im Volkstag mehrere Male verlangt, daß 
den Gefangenen keine hochentwickelten Setzmaſchi⸗ 
nen übergeben würden. Für uns genügen dieſe 
Maſchinen noch nicht, damit die Strafgefangenen 
lie benutzen und ſpäter im Intereſſe des proletari- 
ſchen Staates ihre Kenntniſſe verwenden. Wir 
verlangen, daß die Arbeit der Strafgefangenen 
durch maſchinelle Einrichtungen erleichtert wird, 
um ihr Intereſſe an der Arbeit zu erwecken. Sie 
ſollen mehr Arbeitsbetätigung haben als bisher, 
damit ſie ſchneller über die Zeit hinwegkommen 
und ſich nicht bewußt werden, wie hart das Los 
ſie getroffen hat. 

Unter Ziffer 15 fordern wir, daß jede Belchäf- 
tigung mit Rückſicht auf ſpätere Tätigkeit auszu⸗ 
geſtalten iſt. Das habe ich bereits ausgeführt. 
Jeder Gefangene ijt nach feinen Fähigkeiten anzu: 
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lernen, damit er ſpäterhin einen Beruf ausüben können fih die Verwandten ſehr oft danach erkun- (O) 


kann. Ziffer 16 unſeres Antrages lautet: 

Löhne und Arbeitsbedingungen ſind nach den 
örtlichen Berufstarifen feſtzuſetzen. Die Arbeitszeit 
darf 8 Stunden für Erwachſene und 6 Stunden für 
Jugendliche nicht überſchreiten. Die Arbeitsräume 
müſſen hygieniſch und techniſch einwandfrei fein. Zus 
mindeſt müſſen ſie den gewerbepolizeilichen Vorſchrif⸗ 
ten genügen. Den örtlichen Gewerkſchaftskartellen 
ſteht das unbeſchränkte Kontrollrecht zu. 4 
Ueber dies Kontrollrecht möchte ich noch einige 

Ausführungen machen. Die Regierung hat ein 
Kontrollrecht und geſtattet hin und wieder, daß der 
Rechtsausſchuß den Strafvollzug kontrolliert. Das 
iſt aber auch alles. Wenn die Abgeordneten in die 
Strafanſtalt kommen, ſo iſt ihr Beſuch vorher an— 
gemeldet und ſie finden alles in ſchönſter Ordnung. 
Eine ſolche Kontrolle genügt uns nicht. Wir wün⸗ 
ſchen ein Kontrollrecht der örtlichen Gewerkſchafts⸗ 
kartelle, die das Recht haben jollen, die Gefäng⸗ 
niſſe nach ihrem Gutdünken zu kontrollieren, um 
die Mißſtände feſtzuſtellen, die in den Strafgefäng⸗ 
niſſen enthalten ſind. In Zifſer 17 fordern wir 
folgendes: 

Gefangenen, die während ihrer Strafzeit in eine 
Irrenanſtalt überführt werden müſſen, iſt die dort 
zugebrachte Zeit auf die Strafe anzurechnen. 
Minderwertige dürfen mit geiſtig geſunden Gefan— 
genen nicht zuſammengelegt werden. 

Das geſchieht bisher noch in großem Maße. Geiſtig 
Minderwertige und geiſtig Geſunde werden zuſam— 
men dem Strafvollzug unterworfen. Es iſt ein 
ungeheuerlicher Zuſtand, wenn ſich geiſtig Geſunde 


und geiſtig Rückſtändige unterhalten oder zuſam⸗ 


men ſein müſſen. Man hat doch das Bedürfnis, 
mit ſeinen Arbeitskollegen zu ſprechen, natürlich 
nicht dummes Zeug, die wen fördern und geiſtig 
unterhalten. In Ziffer 18 wünſchen wir, daß 
Schwangere weder in Straf- noch in Unter: 
ſuchungshaft genommen oder gehalten werden dür— 
fen. Eine Inhaftnahme oder Inhafthaltung iſt 
auch für die Dauer der Stillperiode auszuſchließen. 
Da wir keine Gelegenheit zur Nachprüfung haben, 
wiſſen wir nicht, ob ſich ſtillende Mütter im Ge— 
fängnis befinden. Aber, daß 


Ja, in Deutſchland und Preußen haben wir erlebt, 
daß Schwangere Kinder im Strafgefängnis gebo— 
ren haben und daß die Kinder von der Gefängnis— 
inſaſſin gepflegt und geſtillt wurden. Das iſt ein 
ungeheurer Zuſtand, der heute längſt beſeitigt ſein 
müßte. Aber leider iſt es bis jetzt nicht der Fall. 
In Ziffer 19 fordern wir: 

Alle Geſetze, Geſetzesänderungen und Verordnun⸗ 
gen, die hinſichtlich des Strafvollzuges oder des Straf: 
makes für die Straf-, Schutzhaft- und Anterſuchungs⸗ 
gefangenen oder in bezug auf die Lage ihrer Fami- 
lienangehörigen Aenderungen bringen, find den Ge- 
fangenen ſofort nach Inkrafttreten mitzuteilen. 

Es iſt vorgekommen, daß nicht einmal die An- 
gehörigen gewußt haben, wenn ein Strafgejange: 
ner geſtorben it. Man hat ihn fang- und klanglos 
verſchartrt. Wenn ein Strafgefangener von An⸗ 
ſtaltsbeamten zerſchlagen worden iſt oder ſich ver— 
letzt hat, ihm ein Finger abgequetſcht iſt uſw., muß 
es den Angehörigen mitgeteilt werden. Es iſt ein 
unheimlicher Zuſtand, wenn ſie durch Dritte oder 
Vierte erfahren, daß der und der krank liegt und 
ihm das und das fehlt. In den Krankenhäuſern 


Geiſtig 


Schwangere im 
Strafgefängnis ſind oder waren, iſt uns bekannt. 


digen und tun es auch, ob es dem Kranken beſſer 
geht. Die Regierung hat die Macht, es auch im 
Gefängnis zuzulaſſen. Unter Ziffer 20 fordern 
wir fold 11 87 R 

er Staat iſt zur Fürſorge für die entlaſſenen 

Gefangenen verpflichtet. Dem Entlaſſenen iſt Arbeit 

nachzuweiſen; bis zum Nachweis von Arbeit und 

Wohnung iſt für Unterkunft und Anterſtützung des 

Entlaſſenen zu ſorgen. Die Anterſtützung muß min⸗ 

deſtens in Höhe des durchſchnittlichen Arbeitsver⸗ 

Ddienſtes erfolgen. É 

Die Fürſorge in dieſer Hinſicht läßt zu wün⸗ 
ſchen übrig. Strafgefangene, die nach jahrelanger 
Haft entlaſſen wurden, ziehen es daher häufig vor, 
lieber neue Straftaten zu begehen, als elend auf 
der Straße zu krepieren. Es ſind mir unzählige 
Fälle bekannt, daß Strafgefangene rückfällig wur⸗ 
den, weil ſie nicht die Möglichkeit hatten, ſich und 
ihre Familie zu ernähren und dem Hungertod 
preisgegeben waren. Unter B verlangen wir fol- 
gendes: 

Die Behandlung kranker Gefangener iſt nach fol— 
genden Grundſätzen zu geſtalten: 
1. betr. die Aerzte: 

a) In jeder Anſtalt iſt mindeſtens ein Arzt für je 
250 Gefangene hauptamtlich zu beſchäftigen; 

b) der Gefangene, welcher nach amtsärztlichem Gut- 
achten haftunfähig erſcheint, iſt aus der Haft zu 
entlaſſen; 

c) die allgemeinen Verfügungen des Kultusmini— 
ſteriums vom 3. Februar 1853 und 30. Dezember 
1890 werden aufgehoben. 

Jetzt ſehen wir, daß auf 5 bis 600 Strafgefan⸗ 
gene nur ein einziger Arzt vorhanden ijt. Un- 
zählige Beſchwerden find fon bei der Kommu- 
niſtiſchen Fraktion eingelaufen, daß die Behand— 
lung kranker Strafgefangener unzulänglich und 
robuſt ijt. Wir verlangen Abſtellung dieſer Ber- 
hältniſſe und fordern, daß mehr Aerzte angeſtellt 
werden, um auch die Krankenfürſorge ſo zu geſtal⸗ 
ten, wie ſie ſich nach menſchlichem Ermeſſen als 
notwendig erweiſt. Unter 2 betr. das Pflegeper— 
ſonal verlangen wir unter 

a) In jeder Anſtalt iſt mindeſtens ein Pfleger auf 10 
krank gemeldete Gefangene zu beſchäftigen. 

b) Pfleger ſind erſt nach beendeter Ausbildung und 
beſonderer Prüfung zu beſchäftigen. 

c) Die Pfleger dürfen nur im Rahmen der erfolgten 
Ausbildung beſchäftigt und zu weiteren ärztlichen 
Tätigkeiten nicht herangezogen werden. 

Das iſt unſer Antrag, den wir dem Volkstag 
vorgelegt haben. Dieſer Antrag iſt, wie ich ſchon 
eingangs meiner Rede ſagte, erſt in dieſem Jahr 
im Rechtsausſchuß beraten worden, trotzdem er 
ſchon am 17. Oktober 1928 eingereicht wurde. Er 
iſt alſo nach ungefähr einem Jahr behandelt wor— 
den. Die Parteien haben zu dieſem Antrag Stel— 
lung genommen und haben in verbrämter Form 
zu verſtehen gegeben, daß ihnen daran liegt, eine 
Strafvollzugsreform durchzuführen. Sie haben zu 
dieſem Zweck eine Entſchließung eingebracht, die 
ſolgenden Wortlaut hat: 

Für die Mitglieder des Rechtsausſchuſſes. 
aan Entſchließung 

zum Geſetz über den Strafvollzug, Druckſache Nr. 463. 
Der Volkstag möge beſchließen, den Senat zu er⸗ 

ſuchen, die in dem Urantrag Nr. 463 enthaltenen For- 

derungen als Material zu beachten für eine künftige 

Regelung des Strafvollzugs, die die Ausgeſtaltung 

und die Erfahrungen des zur Zeit in Deutſchland vor: 
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e Geſetzes über den Strafvollzug verwerten 

ſoll. 5 | 

Dieſe Entſchließung ijt im Rechtsausſchuß an⸗ 
genommen worden. D. h. mit anderen Worten, 
es ſoll nach dem Inkrafttreten des Strafvollzugs⸗ 
geſetzes in Deutſchland dieſes auf Danzig über⸗ 
nommen werden. Wir ſtehen nicht an, ſchon jetzt 
zu ſagen, daß bei Uebernahme des Strafvollzuges, 
wie er in Deutſchland in Vorbereitung iſt, und wie 
er ſchon im Rechtsausſchuß des Reichstages behan: 
delt worden ift, von einer wirklichen Strafvoll— 
zugsreform nicht zu ſprechen iſt. Die Verhältniſſe 


werden dieſelben bleiben. Es ſtreiten ſich dort die 


Reaktion und die fortſchreitende Entwicklung. 
Wenn das lapitaliſtiſche Syſtem Sieger bleibt, tön- 
nen wir ſchon heute feſtſtellen, daß auch der alte 
Strafvollzug mit ganz unweſentlichen Abänderun⸗ 
gen weiter beſtehen bleiben wird. 

Bei dieſer Gelegenheit der Durchführung des 


Strafvollzugs noch ein paar kleine Erläuterungen. 


Die Gefangenen wenden ſich betreffs der Behand— 
lung in der Strafanſtalt mit ihren Eingaben an 
den Volkstag. Dieſe Eingaben werden im Rets- 
ausſchuß des Volkstages behandelt. Immer wie— 
der hören wir Klagen über den Direktor wie über 
einzelne Anſtaltsbeamte, auch über die Behand⸗ 
lung der Strafanſtaltsinſaſſen. Nichts wird in 
dieſer Beziehung geändert werden. Eine Abſtel—⸗ 
lung von Mißſtänden wird nicht eintreten. Wir 
haben z. B. mehrmals verlangt, daß der Direktor 
der hieſigen Strafanſtalt beſeitigt wird, weil wir 
der Auffaſſung find, daß dieſer Direktor nicht im- 
ſtande iſt, den modernen Strafvollzug durchzufüh— 
ren, daß er nicht wie ein Vater zu ſeinen Kindern 
iſt. Das iſt ein alter abgedienter preußiſcher Offi— 
zier und der Kaſernenton iſt im Strafgefängnis 
Geſetz. Ich habe mich davon mit eigenen Augen 
überzeugt, daß die Gefangenen beim Betreten des 
Gefängniſſes ihre Kopfbedeckung abreißen und vor 
dem Direktor ſtramm ſtehen mußten. Sie mußten 
ihm „Guten Morgen“ ſagen, alſo ganz wie beim 
preußiſchen Kommiß. Das iſt der Kadavergehor— 
fam, den wir bei der preußiſchen Regierung hatten; 
und der heute noch im Danziger Freiſtat vorherr— 
ſchend ift. Dieſer Kadavergehorſam muß beſeitigt 
werden. Da ein Anſtaltsdirektor die ungeheure 
Aufgabe hat, gefallene Menſchen zu beſſern, daher 
muß für dieſe Aufgabe auch ein Menſch ausgewählt 
werden, der ihr gewachſen ift. Wir find der Weber- 
zeugung, daß der Direktor dazu nicht in der Lage 
iſt. Wir verlangen, daß überhaupt bei der ganzen 
Beſetzung der Stellen in der Strafanſtalt eine an— 
dere Luft wehen muß, um ſolche Exzeſſe, wie ſie 
vorgekommen ſind, im Strafgefängnis in Zukunft 
zu vermeiden. Ich habe mich mit eigenen Augen 
überzeugen müſſen, daß Feſſelwerkzeuge wie Spiel- 
zeug verbogen waren. Vier bis ſechs Zentimeter 
dickes Vierkant⸗ und Rundeiſen waren verbogen 
und zerbrochen, wobei die Strafgefangenen ihre 
Knochen zerſchunden haben. Es ift leicht verſtänd⸗ 
lich, daß die Knochen dabei kaputt gehen. Es iſt 
vorgekommen, daß die Strafgefangenen ganze 
Kohlenkäſten in zerkleinertem Zuſtand verſchluckt 
haben. Lachen Sie nicht Herr Hohnfeldt! (Abg. 


Hohnfeldt: Dafür kann kein Anſtaltsdirektor!) Das 
geſchieht auf Grund der barbariſchen Behandlung 
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der Gefangenen, die den Tod vorziehen. (Zuruf 
des Abg. Hohnfeldt.) Das iſt Ihre Meinung! Wir 
wiſſen, daß z. B. Strafgefangene an Bauchfellent⸗ 
zündung geſtorben ſind. Glauben Sie, daß die 
Strafgefangenen nicht wiſſen, daß ſie mit dem Tode 
ſpielen. (Abg. Hohnfeldt: Natürlich, aber trotz⸗ 
dem tun ſie es!) Das iſt der Sinn der ganzen Ge— 
ſchichte. Der betreffende Mann z. B., der zu flüch⸗ 
ten verſuchte, um der ſchikanöſen Behandlung zu 
entgehen, wußte, daß er es auf die Gefahr hin tat, 
totgeſchoſſen zu werden. Er hat den Tod vorge— 
zogen, um dem barbariſchen Strafvollzug zu ent- 
gehen. (Abg. Hohnfeldt: Geben Sie Beweiſe, 
Beiſpiele! Bisher haben Sie keine Tatſachen ge— 
nannt! Nennen Sie ein Beiſpiel, damit eingegrif— 
fen werden kann!) Wir haben im Volkstag genug 
Eingaben gemacht. Ich habe heute den Abg. Plett- 
ner gebeten, mir die Eingabe eines Bäckers zur 
Einſicht zu geben. Ich habe, ſagen wir ruhig, durch 
Kaſſiber erfahren, daß eine Eingabe eines Straf- 
gefangenen Bäckers hier im Volkstag vorliegt. Ich 
habe den Abg. Plettner heute gebeten, mir dieſe 
Eingabe zur Einſicht zu geben. Er hat es verwei— 
gert. Er hat geſagt, er habe ſie nicht hier, ſondern 
zu Hauſe. Ich will es annehmen, es mag ſo ſein. 
Im Volkstag haben wir verſchiedene Eingaben ge— 
habt, in denen ſich die Gefangenen über die Be— 
handlung beſchwert haben, wo geſchoſſen worden 
ift uſw. In der Volksſtimme haben wir Zeitungs- 
artikel geleſen, daß ſogar Sanitäter die Strafge— 
fangenen geſchlagen haben. (Abg. Hohnfeldt: Das 
iſt doch nicht bewieſen!) Reden Sie nicht von Be— 
weiſen! Wenn Beſtrafungen erfolgen, kräht kein 
Hahn danach. Das wird vertuſcht. Ich weiß aber 
aus Erfahrung, daß infolge der ſchikanöſen Be— 
handlung Menſchen geſtorben ſind. Da reden Sie 
nicht von Beweiſen. Wenn die Sanitäter ſchon 


Gefangene ſchlagen, wie ſieht es dann erſt bei den 


andern aus. (Abg. Hohnfeldt: In den kommuniſti⸗ 


ſchen Gefängniſſen ijt es noch viel toller! Was ja- 


gen Sie dazu!) Wenn die Strafanſtaltsleitung 
ein Intereſſe daran hat, daß alles ſo ſchön ausſieht, 
warum duldet ſie dann nicht den Beſuch von Ab— 
geordneten, warum darf ein Abgeordneter dann 
nicht das Gefängnis betreten. (Abg. Hohnfeldt: 
Das ſteht auf einem anderen Blatt!) Wenn die 
Regierung glaubt, daß alles in ſchönſter Ordnung 
iſt, alles ſo wie es fein muß, und daß die Deffent: 
lichkeit kein Recht hat, zu kritiſieren, warum gez 
ſtattet ſie dann nicht den Beſuch von Abgeordneten. 
(Abg. Hohnfeldt: Weil dann noch mehr Kaſſiber 
durchgehen würden, wie Sie vorhin ſagten!) Sie 
zeigen bei Behandlung dieſer Frage Ihr offenes 
faſchiſtiſches Geſicht: Unterſtützung des kapitaliſti⸗ 
jhen Staates, Unterſtützung der Deutſchnationa— 
len, Unterſtützung der Sozialdemokraten. (Zuruf 
des Abg. Hohnfeldt.) Das ſind Sie und das iſt das, 
was die Nationalſozialiſtiſche Partei auf ihre 
Fahne geſchrieben hat, radikale Phraſen, aber Wn- 
terſtützung des kapitaliſtiſchen Staates. Sie wol⸗ 
len die Arbeiter mit dem Hakenkreuz beſoffen 
machen. (Zwiſchenruf des Abg. Hohnfeldt.) Reden 
wir nicht von Beſoffenen. Ich glaube, betreffs 
Alkohol ſind Sie einer von den größten Sündern. 
(Abg. Hohnfeldt: Das müſſen Sie mir erſt nach⸗ 
weiſen, dann werden Sie wiſſen, daß ich ſeit Jah— 
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der mit dem Revolver auf andere Leute 
gangen iſt!) Ihre blaue Nafe zeugt nicht von 
Enthaltſamkeit vom Alkohol! (Heiterkeit. — Abg. 
Hohnfeldt: Ich habe nicht gewußt, daß meine Naje 
blau ift!) Ihre Rüpel in der Partei ſcheinen von 
24 Stunden 23 beſoffen zu ſein. Ihre Anhänger 
können nur in beſoffenem Zuſtand in der Organi⸗ 
ſation ſein. 11 nai 8 
Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Liſch⸗ 
newjfi, ich rufe Sie zur Sache. (Abg. Liſchnewfki: 
Sie müſſen den Rüpel zur Sache rufen, damit er 
mich in meinen Ausführungen nicht unterbricht. 
Ich ſehe die Behandlung des Präſidenten in dieſer 
Frage als einſeitige an und proteſtiere dagegen!) 
Haben Sie mit dem Ausdruck Rüpel einen Abge⸗ 
ordneten des Hauſes gemeint? (Abg. Liſchnewſki: 
Was denken Sie, mit wem rede iH!) Dann rufe 
ich Sie zur Ordnung, Herr Abg. Liſchnewſki. 
Liſchnewfki, Abgeordneterl K. P.); Ich will nur 
anführen, in welcher Art und Weiſe die Abgeord⸗ 
neten ſchikaniert werden und daß vor allen Din⸗ 
gen den kommuniſtiſchen Abgeordneten verboten 
wird, mit den Strafgefangenen in Berührung zu 
kommen. Vor vier oder fünf Wochen wandte ſich 
ein Strafgefangener Heinrichs an die Staatsan⸗ 
waltſchaft wegen eines Wiederaufnahmeverfah⸗ 
rens. Er wünſcht jetzt den Beſuch eines Abgeord⸗ 
neten und hat ſich an meine Perſon gewandt. Ich 
glaube, es iſt der fünfte Brief, den ich erhalte. Er 
ſchreibt: i Sg EE . 
An Herrn Abg. Liſchnewſti. 1 a 
Ich ſchrieb bereits vor drei Wochen an Sie und 
bat um Ihren werten Beſuch. Sie haben mir ja auch 
dieſen zugeſagt, 5 
Ich habe natürlich geſchrieben, daß ich ihn be⸗ 
ſuchen würde. : : ar 
um meine Sache perſönlich zu beſprechen. Ihr wertes 
Schreiben vom 4. Oktober habe ich erhalten. Hieraus 
erſehe ich, daß meine Eingabe von der Mehrheit des 
Rechtsausſchuſſes mit dem Hinweis als erledigt He- 
trachtet wurde, daß mein Wiederaufnahmeverfahren 
von der Staatsanwaltſchaft genehmigt ſei Wie ich 
aber jetzt erfahren habe, iſt mein Wiederaufnahme⸗ 
verfahren als ausſichtslos von der Staatsanwaltſchaft 
abgelehnt worden. Wie iſt dies bloß möglich. Erft 
wird es genehmigt, ſpäter als ausſichtslos abgelehnt. 
Werter Herr Liſchnewſti, wenn Sie auch von meiner 
Unſchuld überzeugt ſind, weshalb helfen Sie mir ar⸗ 
men proletariſchen Strafgefangenen nicht. Ich habe er⸗ 
fahren, daß dies in Ihrer Macht ſteht. Als Volks⸗ 
vertreter können Sie beim Senat meine ganze Sache 
vorbringen. Ja, es koſtet etwas Arbeit und Mühe, 
aber was heißt dieſes, wenn ein Gefangener hier un⸗ 
ſchuldig ſitzt und nicht mehr ein noch aus weiß! Von 
ſeiten der Behörde wird es auch beſtritten, daß die 
Staatsanwaltſchaft zuerſt mein Wiederaufnahmever⸗ 
fahren genehmigt hat. as ſoll nunmehr ſein, da ich 
nicht mehr weiß, wohin ich mich wenden ſoll, um mein 
Recht geltend zu machen. So bitte ich Sie doch, meiner 
ſich anzunehmen. Ich habe auch einen Brief an die 
Liga für Menſchenrechte heute geſchrieben. In der 
Hoffnung Ihres werten Beſuches zeichnet mit prole- 


tariſchem Gruß 
ariſch Walter Heinrichs. 


Dies Schreiben habe ich heute erhalten. Unge- 
fähr vor 14 Tagen bis drei Wochen habe ich ihm 
ein Schreiben mit dem Hinweis geſandt, daß ich 
dieſen betreffenden Gefangenen beſuchen würde, 
um mit ihm perſönlich Rückſprache zu nehmen. Am 


| 
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ren nicht getrunken habe, aber Ihr Genoſſe Opitz, 28: Oktober 1929 bekam ich einen Beſcheid folgen- 
losge⸗ den Inhalts: FEIEN W 


Ihrer Herrn Amts- und Landgerichtsrat Dr. 
Moebes telephoniſch ausgeſprochenen Bitte, den Straf⸗ 
gefangenen Walter Heinrichs in der Strafanſtalt be⸗ 
ſuchen zu dürfen, kann ich zu meinem Bedauern nicht 
entſprechen, da die geſetzlichen Vorausſetzungen für 
einen Beſuch des Heinrichs für Sie nach § 112 der 
Dienſt⸗ und Vollzugsordnung nicht vorliegen. 


Anterſchrift. 


Nun habe ich mir die Mühe gegeben, die Dienſt⸗ 


und Vollzugsordnung durchzuleſen. Da finde ich 


den Paſſus, wonach ſich der Senat für berechtigt 


hält, mir den Zutritt zu dieſem Strafgefangenen 


nicht zu geſtatten. Es heißt im Paragraphen 112: 
Bei Strafgefangenen darf Angehörigen die Ge⸗ 
nehmigung zum Beſuch nur verſagt werden, wenn 
eine Störung der Ordnung oder Sicherheit oder ein 
5 A ber Einfluß auf die Gefangenen zu befürchten 


Das iſt der Paſſus, auf Grund deſſen man 
Volkstagsabgeordneten verbietet, mit den Straf⸗ 
gefangenen in Berührung zu kommen. Von mir 
befürchtet man, daß ich ſchädlich auf die Strafge⸗ 


fangenen einwirken werde. (Abg. Hohnfeldt: Sie 


haben böſe Erfahrungen mit Ihnen gemacht!) Ich 
bin ſtolz darauf, wenn die Regierung mit mir 
nach Ihrer Anſicht böſe Erfahrungen gemacht Ha- 
ben ſollte. Es ijt mir, weil ich Eingabenberichter— 
ſtatter war, drei- oder viermal gejtattet worden, 
mit Strafgefangenen zu ſprechen. 
meine Aufgabe ſo aufgefaßt, wie ein Menſch bei 
einem anderen ſeine Miſſion erledigt. Es war 
ſtets meine Aufgabe, ſie zu tröſten. Leider unter⸗ 
ſchiebt man hier den kommuniſtiſchen Abgeordne— 
ten einen Kaſus, daß eine Störung der Ordnung 
oder ein ſchädlicher Einfluß auf die Gefangenen zu 
befürchten ſei. Wenn Sie uns Kommuniſten mit 
Schmutz und Dreck bewerfen, ſind wir darauf ſtolz 
und werden trotz dieſer Dreckanwürfe und Verfol⸗ 
gung unſere Pflichten als politiſche Klaſſenkämp⸗ 
fer für die proletariſche Revolution erfüllen. Wir 
ſagen offen und ehrlich, wir werden Ihre Ordnung 
ſtürzen und vernichten. Aber das kann man nicht 


mit proletariſchen Gefangenen, die noch hinter Ge: 


fängnis⸗ und Zuchthausmauern ſchmachten. Die 
draußen in Freiheit lebenden Klaſſenkämpfer 
müſſen die proletariſche Ordnung aufrechterhal⸗ 
ten. Dieſe Menſchen muß man ſchützen, damit ſie 
wieder zu der menſchlichen Geſellſchaft zurückge⸗ 
führt werden. Wir haben für eine ſolche Regie- 
rung, die ſelbſt in Schmutz und Dreck watet, nur 
ein „Pfui“ übrig. ) ; 5 

Ich komme zum Schluß meiner Ausführungen. 
Die Regierung hat hier eine Denkſchrift Heraus- 
gegeben, und zwar, als noch der Regierungsrat 
Dr. Bode beim Senat als Gnadenrichter amtierte. 
Wir haben die Denkſchrift und die Ergänzung da- 
zu zur Kenntnis genommen. Wir ſtellen auch auf 
Grund dieſer Denkſchrift fei daß am Strafvollzug 
grundſätzlich nichts geändert wird, und zwar aus 
dem Grunde nicht, weil die grundſätzliche Mende- 


rung des Strafvollzugs mit Koſten verknüpft iſt. 


Sie wollen Ihren Staat ſchützen und die Fapita- 
liſtiſche Klaſſe fördern. Sie wollen alles, was 
gegen dieſe Klaſſe gerichtet iſt, vernichten. Weil 
das Ihre Aufgabe ift, ändern Sie nichts am Straf- 


vollzug und werden auch nicht die Mittel auswer- 


Dann habe ich, 


{C} 


— 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 1 5 4 
(A) fen, die für eine Aenderung notwendig find. Ohne! feine Leiche geht, daß er ſtirbt. Wir wollen diefe: (© 

Geldmittel iſt aber eine neue Strafvollzugsreform Menſchen nicht zugrunde gehen laſſen. Wir ha⸗ 
unmöglich. Wer ſich unſere Gefängniſſe anſieht, ben vielleicht mehr menſchliches Gefühl als Sie, 
diefe hohen Kaſernen, die engen Höfe, die zum daher ſetzen wir uns für den modernen Strafvoll⸗ 
Teil noch mit Unrat, Schutt und Schmutz belegt zug ein. Wir wiſſen ſchon, daß man nach außen 
find, auf denen die Gefangenen täglich eine halbe hin fo tun wird, als ob man etwas macht, aber. 
Stunde ſpazieren geführt werden, der wird wiſſen, es wird alles beim alten bleiben. Der neue mo⸗ 
daß die Gefangenen elend zu Grunde gehen müſſen. derne Strafvollzug wird nur dann kommen, wenn 
Wenn eine neue Strafvollzugsreform durchgeführt die proletariſchen Maſſen, ganz gleich, in welchem 

wird, müſſen drei Richtlinien dabei beachtet wer: Lager fie ſtehen, es verſtehen werden, die Ein: 

den. Erſtens muß man an die Schaffung moderner heitsfront zu ſchmieden und den kapitaliſtiſchen 
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(B) 


Strafanſtalten gehen. Hinweg mit dieſen Kaſer- Staat zu beſeitigen. Sie werden ſich den Arbeiter: | 


nen, hinweg mit dieſen Höfen! In freier Luft und 
Sonne müſſen die Gefangenen leben. Licht muß 
überall hineinkommen, und Sportplätze müſſen 
angelegt werden, damit Geiſt und Körper ge— 
ſtählt werden. Das iſt notwendig. Aber das 
machen Sie hier nicht, ſondern Sie haben im Ge- 
genteil den Sportplatz, der den Gefangenen noch 
zur Verfügung ſtand, geſchloſſen. So ſind ſie zur 
Tuberkuloſe und zu Elend und Tod verurteilt. 
Um Neues nach modernen Grundſätzen zu ſchaf⸗ 
fen, wie es in der Sowjetunion geſchehen iſt, iſt 
es nötig, daß neue Strafanſtalten geſchaffen wer⸗ 
den. Weg mit den engen Löchern! 

Zweitens iſt eine Verbeſſerung der Zuſtände 
in den Strafanſtalten notwendig. Es iſt uns zur 
Kenntnis gekommen, daß Sie mit den Spülklo⸗ 
ſetts angefangen haben, aber das iſt noch nicht be⸗ 
endet. Die Fenſter, die mit Farbe angeſtrichen 
ſind, müſſen weg. Luft und Sonne müſſen hin⸗ 
ein. Das wollen Sie nicht. 
Die Anſchaffung von Wäſche koſtet ebenfalls Geld. 
In dritter Linie fordern wir eine Verbeſſerung 
der Krankenfürſorge. Es geht nicht an, daß man 
die Strafgefangenen mit Zitronen geſund machen 
will. Es ſind mehrere Kiſten voll Zitronen an⸗ 
geſchafft worden. Dieſe werden von den nicht zu⸗ 


land geſchaffen hat. Der Berichterſtatter einer 
Berliner Zeitung hat geſagt, wenn er einmal mit 
den Strafgeſetzen in Konflikt käme, würde er in 


figen wollen. Er hat Rußland bereiſt und feines 


vorbildliche Arbeit geleiſtet, und zwar nicht nach 
dem Vergeltungsprinzip, ſondern nach dem Prin⸗ 


lung der Menſchheit. 
Vizepräſident Gaikowſti: 


Antrag Druckſache Nr. 463. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über die Entſchließung in Druckſache 


Dazu gehört Geld. Nr 932 


Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, die in dem Urantrag Nr. 463 enthaltenen For⸗ 
derungen als Material zu beachten für eine künftige 
Regelung des Strafvollzuges, die die Ausgeſtaltung 

| und die Erfahrungen des zur Zeit in Deutſchland vorz 
bereiteten Geſetzes über den Strafvollzug verwerten 


verläſſigen Anſtaltsbeamten zum Teil für ſich ſoll. 
verwandt werden. Vorbeugen gegen Krankheit Ich bitte die D. u. H., die dieſe Entſchließung an⸗ 
iſt die erſte Pflicht der Regierung gegenüber den nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 


Strafgefangenen. Wir verlangen eine geordnete 
und beſſere Beſchäftigung der Gefangenen. Wenn 
Sie eine beſſere Beſchäftigung der Gefangenen 
vornehmen wollen, müſſen Sie andere Arbeits- 
räume ſchaffen. Dieſe ſind unzulänglich. Die 
Gewerbeinſpektion müßte gegen die engen Löcher 
ſowohl in der Druckerei wie beim Hanfpflücken 
in der Stellmacherei vorgehen. 
unzulänglich ſind die Räume in der Druckerei. 
Aber ſolche Aenderungen ſind mit Geldausgaben 
verknüpft, und dafür ſind Sie nicht zu haben. 
Warum ſetzt ſich die Kommuniſtiſche Fraktion 
gerade für die Strafgefangenen ein? Weil dieſe 
Menſchen von niemand Hilfe erhalten, weder von 
der Regierung noch von ſonſt wo, und weil den 
Strafgefangenen die Hände gebunden ſind und ſie 
ſich nicht wehren können. Der freie Arbeiter kann 
es tun, ihm ijt es möglich, fih durch die Organi- 
ſation beſſere Lohn- und Arbeitsbedingungen zu 
ſchaffen. Dem freien Arbeiter iſt es möglich ſich 
politiſche Macht zu erobern, wenn der Wille dazu 
vorhanden iſt. Aber der Strafgefangene wird in 
ſolch eine Zwickmühle geſteckt, daß es ihm nicht 
möglich iſt, ſich zu retten, es ſei denn, daß es über 


Ganz beſonders 


Mehrheit: fie ijt angenommen. Punkt 14 ift damit 
erledigt. Ich rufe Punkt 15 auf: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zu dem Vertrag über die Aechtung des 
Krieges. 


Druckſache Nr. 933 zu Nr. 852. Ich rufe Artikel 1 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. (Abg. Raſchke: 
Bei der dritten Leſung gibt es eine allgemeine 
Ausſprache, das müſſen Sie auch lernen als Prä⸗ 
ſident!) — Die allgemeine Ausſprache iſt ge⸗ 
ſchloſſen, da keine Wortmeldungen vorliegen. — 
Wer Artikel 1 annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe Artikel 2 auf, eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich bitte diejenigen, die Artikel 2 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf, eröffne die Ausſprache und 


ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ſie iſt ange⸗ 


und Bauernſtaat ſchaffen, den ſich Sowjet⸗Ruß⸗ 


erſter Linie ſeine Strafe in Sowjet⸗Rußland ab⸗ 
Erachtens hat die Somwjet-Union im Strafvollzug 


zip der Beſſerung eines Menſchen zu Nutz und 
Frommen der geſamten revolutionären Entwid- 


j ki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
| Hung. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
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nommen. Wir kommen nunmehr zur Schlußab⸗ 
ſtimmung. Wer das Geſetz in der Schlußabſtim⸗ 
mung annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; es iſt angenommen. Damit 
iſt die Druckſache Nr. 852 in dritter Leſung ange⸗ 
nommen und damit erledigt. Ich rufe Punkt 16 
der Tagesordnung auf: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Gründung eines Welthilfsver⸗ 
bandes. . 


Druckſache Nr. 929 zu Nr. 887. Ich eröffne die all- 
gemeine Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zu Ar⸗ 
tikel 1. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Be: 
ſprechung iſt geſchloſſen. Wer Artikel 1 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Mehrheit; angenommen. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu Artikel 2 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, 
daß Artikel 2 mit gleicher Mehrheit angenommen 
iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne und 
ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die Ueberſchrift mit 
der gleichen Mehrheit angenommen iſt. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Wer die Vor⸗ 
lage in der Schlußabſtimmung annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit, damit iſt das Geſetz in dritter Leſung 
angenommen und endgültig verabſchiedet. Ich 
rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Aufhebung der Verordnung betr. 
Entſchädigungsverfahren bei der Einfüh⸗ 
rung des Tabakmonopols. 


Druckſache Nr. 937 zu Nr. 870. Dazu liegt eine 
Druckfehlerberichtigung vor, die den Herren Ab— 
geordneten bereits zugegangen iſt. Ich eröffne die 
Beſprechung zur dritten Beratung. Wortmel— 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre— 
chung. Ich rufe § 1 auf und eröffne die Mus- 
ſprache. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer $ 1 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; angenom- 
men. Zu § 2 liegen keine Wortmeldungen vor, 
ich ſchließe die Beſprechung und darf wohl an⸗ 
nehmen, daß § 2 mit der gleichen Mehrheit an- 
genommen iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf und 
eröffne die Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl an— 
nehmen, daß auch die Ueberſchrift mit der gleichen 
Mehrheit angenommen iſt. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Wer die Vorlage in der 
Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, damit iſt auch 
die Druckſache Nr. 870 in dritter Leſung ange- 
nommen und das Geſetz verabſchiedet. Ich rufe 
Punkt 18 der Tagesordnung auf: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes betr. die Pflich⸗ 
ten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere. 


Druckſache Nr. 931 zu Nr. 897. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Ich rufe Artikel 1 auf, eröffne und 
ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer Artikel 1 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit: an⸗ 
genommen. — Ich rufe Artikel 2 auf. Ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich darf wohl annehmen, daß 
Artikel 2 mit der gleichen Stimmenmehrheit an⸗ 
genommen iſt. Ich rufe Artikel 3 auf. Ich eröffne 
und ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmel— 
dungen vorliegen. Artikel 3 ift mit gleicher Mehr- 
heit angenommen. Ich rufe Artikel 4 auf. Ich 
eröffne und ſchließe die Ausſprache, da leine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl an- 
nehmen, daß Artikel 4 mit der gleichen Mehrheit 
angenommen ift. Wortmeldungen zur Weber: 
ſchrift liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Ich ſtelle die Annahme der Ueberſchrift 
feſt. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer 
die Vorlage, Druckſache Nr. 897, in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu er- 
heben. — Danke, das ift die Mehrheit; angenom- 
men. Damit iſt das Geſetz erledigt. Ich rufe 
Punkt 19 der Tagesordnung auf: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Aufhebung der Rayonbeſchrän⸗ 
kungen. 


Druckſache Nr. 930 zu Nr. 859. Ich eröffne die all- 


gemeine Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Zu § 1 liegen eben⸗ 
falls keine Wortmeldungen vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Wer § 1 annehmen will, bitte ich, 


ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit; 


angenommen. Ich eröffne die Beſprechung zu 
§ 2 und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor- 
liegen. Ich darf wohl annehmen, daß $ 2 mit der 
gleichen Stimmenmehrheit angenommen iſt. Ich 
eröffne die Ausſprache zu § 3 und ſchließe fie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, 
daß S 3 mit der gleichen Mehrheit angenommen 
iſt. Ich eröffne die Beſprechung zu § 4 und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich ſtelle feſt, daß § 4 mit der gleichen Mehrheit 
angenommen iſt. Ich eröffne die Ausſprache zu 
8 5 und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vor- 
liegen. § 5 iſt ebenfalls angenommen. Ich er— 
öffne die Ausſprache zu § 6 und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. § 6; angenom- 
men. $ 7; ebenfalls angenommen. $ 8; angenom- 
men. Ich eröffne die Ausſprache zu den Anlagen 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie— 
gen; Die Anlagen ſind angenommen. Ich eröffne 
die Ausſprache zur Ueberſchrift und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen; angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer die 
Vorlage in der Schlußabſtimmung annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; angenommen. Damit iſt das Geſetz 


in dritter Leſung verabſchiedet und angenommen. 


M. D. u. H.! Die Tagesordnung iſt erledigt. 
Ich bitte um die Ermächtigung für den Herrn 
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(A) Präſidenten, Zeit und Tagesordnung der nächſten] Ich ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſtenaus⸗ (B) 
Sitzung feſtſetzen zu dürfen. Ich höre keinen Wi⸗ ſchuß ſchlägt vor, die Vorlage dem Steueraus⸗ | 
S es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider⸗ | 

Sitzung. ſpruch; es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe 
(Schluß der Sitzung 6 Uhr 10 Minuten.) Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
iska i Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Abänderung der Schiedsmanns⸗ 
Berichtigung zur 105. Sitzung. ordnung. 
Auf Seite 1962 (C) iſt in der 16. Seile hinter Druckſache 869. Ich eröffne die Beſprechung und 
dem Wort e, zu ſetzen: ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
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109. Sitzung. 


Mittwoch, den 11. Dezember 1929. 


Geſchäftliches 8 
Wahl eines Senators im Nebenamt 
Erſte und zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes zur einheitlichen 
Durchführung des 6⸗-Uhr⸗Ladenſchluſſes vom 
16. 7. 1923 G. Bl. ©. 776. e Nr. 95 52 
Meyer, Frau (D. Nat.) x 
Kreft, Paul (K. P.) 
Dumont (Nat. Lib.) 
Arczynſki, Senator 


ſache Nr 953) 
Böcker (D. Nat.) ; 
Siebenfreund (D. Lib.) 
Raſchke (RP) 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. des 
Schlichtungsweſen (Druckſache ai 955 zu Nr. 
817) 2 9 
Bertling (D. Nat.) 4 f 
Bericht Des Rechnungsprüfungsausſchuſſes über 
die Entlaſtung der Jahresrechnung für das 
Rechnungsjahr 1927 (Druckſache Nr. 946) 
Antrag des Senats auf Nachbewilligung der 
Etatsüberſchreitungen im . 
1928 (Druckſache Nr. 950) 8 
Dr. Hoppenrath (D. Nat.) 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aus⸗ 


(B) gabebeſchränlung und Wirtſchaftsunterneh⸗ 
mungen der kommunalen Selbſtverwaltung. 
— Urantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
(Druckſache Nr. 943) . a 
Dr. Hoppenrath (D. Nat.) 
Arczynſki. Senator 
Schulze (K. P.) 

Große Anfrage Nr. 46 des Abg. Langnau il. Fr. 
betr. Erhebung der Zuſchläge ‚zur Grund- und 
Gebäudeſteuer in Heel Form N 
Nr. 890) 5 4 

Langnau (. P.) 
Arczynſkli. Senator 8 
Kreft, Paul (K. P.) AAN 

Große Anfrage Nr. 47 des Abg. Dr. Moczynſki 
u. Gen, betr. Nichtbeſtätigung von Gemeinde⸗ 
vorſtehern (Druckſache Nr. 896) 

Dr Mocszynſki (P.) 

Arczynſki. Senator 

Dr. Moczynſki 00 zur Geschäftsordnung 

Dr. Moczynſki (P.). 

Mau (S. P. D.) ; 

Höhn (3.) 

Dr Mocayniki (P.) 

Papke (D. Nat.) 

Dr. En (B) zur Geschäftsordnung 

Mau (S. P. D 

Raſchke AR) 5 8 

Mett Senat!!! 
Große Anfrage Nr. 51 des Abg. W. Lemke u. 


3 


Gen. betr. Erhöhung der Kleinrentnerrenten iy 


(Druckſache Nr. 926) 
Lemke. Wilhelm (M. u. G. P.) 
Dr. Wiercinſti, Senator 
Kalähne, Frau (D. Nat.) 
Lemke, Wilhelm (M. u. G. P.) 
Dr. Ziehm (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Ordnungsruf für den Abg. Raſchke (K. P.) 
Lemke, Wilhelm (Mu. G. P.) persönliche 
Erklärung 
ent und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 8 
Dr. Ziehm (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den (C) 


Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Negierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Arczynſki, Dr. Evert, Dr. 
Kamnitzer, Dr. Wiercinſki; Oberregierungsrat 
Kunſt; Regierungsrat Dr. Krentz. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 109. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich mitzuteilen, daß 
nachträglich der Geſetzentwurf über die einheit— 
liche Durchführung des Sechsuhrladenſchluſſes ein— 
gegangen iſt. Ich habe ihn daher als Punkt 1a zur 
erſten, zweiten und dritten Beratung auf die Ta— 
gesordnung geſetzt. (Abg. Raſchke: Gegen die 
dritte Beratung erheben wir Einſpruch! — Zus 
ruf des Abg. Leu.) Wir treten nun in die Tages- 
ordnung ein. Ich rufe den erſten Punkt der Ta— 
gesordnung auf: 

Wahl eines Senators im Nebenamt. 

Die Wahl erfolgt mit verdeckten Stimmzetteln 
mittels Namensaufruf. Ich bitte den Herrn 
Schriftführer, mit dem Namensaufruf zu begin— 
nen. (Geſchieht.) Das Ergebnis des eben ſtattge— 
ſfundenen Wahlganges ift folgendes: Abgegeben 
ſind 62 Stimmen. davon lauten 61 auf den Na⸗ 
men des Abg. Moritz. Außerdem iſt ein weißer 
Zettel abgegeben worden. Herr Abg. Moritz ift 
ſomit zum Senator gewählt. Herr Abg. Moritz, 
nehmen Sie die Wahl an? (Abg. Moritz: Ja!) 
Och rufe Punit 1a der Tagesordnung auf: 

Erſte und zweite Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Aenderung des Geſetzes 
zur einheitlichen Durchführung des Sechs⸗ 
S e vom 16. 7. 1923. G. Bl. 


Druckſache Nr. 959. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Meyer. 

Meyer, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. D. 
u. H! Dieſe Geſetzesvorlage foll einen langgeheg— 
ten Wunſch der Handelsangeſtellten erfüllen, die 
im Gegenſatz zu andern Büroangeſtellten immer 
noch an den an e e der drei Hauptfeſte des 
Jahres erſt um 6 Uhr ihre Brotſtelle verlaſſen 
konnten. Weite Kreiſe der Konſumenten ſtehen 
dieſen Wünſchen der Handelsangeſtellten durch- 
aus ſympathiſch gegenüber. Es iſt mir eine be— 
ſondere Freude, hier im Namen meiner rat- 
tion erklären zu können, daß wir dieſem Geſetz zu— 
ſtimmen werden. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! Das 
vorliegende Geſetz liegt in einer Linie mit einigen 
andern Geſetzen, die in den letzten Monaten dem 
hohen Haus vorgelegen haben. Ich will die einzel- 
nen Geſetze nicht anführen, aber alle Geſetze, die 
in den letzten Monaten hier beſchloſſen worden 
ſind, haben faktiſch für die Arbeiterſchaft nichts 
gebracht, und ſo wird es auch mit dieſem Geſetz 
ſein. Aber wir nehmen aus ganz beſonderen Grün- 
den zu dieſem Geſetz Stellung. Erſtens einmal iſt 
es den einzelnen Geſchäftsinhabern ja möglich, 
die Arbeitszeit doch nicht zu verkürzen, da ſie nach 
dem Geſetz in der Lage find, die Geſchäftszeit ent- 
ſprechend früher zu legen. In der Vergangenheit 
haben wir geſehen, daß es Praxis war, die Ge— 
ſchäftszeit von 8 Uhr an durchzuführen. Nach dem 
vorliegenden Geſetz, das genau dieſelbe Faſſung 
behält, wird es den einzelnen Geſchäftsinhabern 


(D) 


(A 


(B 


— 


— 


2052 


(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

möglich fein, ihre Geſchäfte ſchon um 7 Uhr auf- 
zumachen. Die Angeſtellten würden alfo keine Ber- 
kürzung der Arbeitszeit haben, ſondern genau die 
gleiche, wie in der Vergangenheit. 

Was iſt aber das Weſentliche an dem Geſetz? 
Gerade Sie, m. D. u. H. von der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei, die Sie, als wir der dritten Leſung 
Leſung widerſprachen, ein ziemliches Geheul an— 
ſtimmten, wiſſen doch ganz genau, daß die Kirche 
niemals kulturfördernd geweſen iſt, ſondern im— 
mer kulturhemmend. Gerade zu den drei Feier— 
tagen, mit denen die Arbeiterſchaft nichts zu tun 
hat, jedenfalls nicht die klaſſenbewußte Arbeiter: 
ſchaft, ſoll den Angeſtellten die Möglichkeit gegeben 
werden, früher nach Hauſe zu gehen. Trotzdem 
wird in der Begründung noch ſo wundervoll ge— 
ſagt, daß die Angeſtellten trotzdem mit Aufräu⸗ 
mungsarbeiten eine längere Zeit beſchäftigt wer- 
den können, alſo meiſtens ſpäter nach Hauſe gehen 


werden. Alſo auch bei dem Fünfuührladenſchluß 
werden die Aufräumungsarbeiten durchgeführt 


werden, die Angeſtellten werden nicht früher nach 
Hauſe gehen. 

So ſieht das Geſetz in Wirklichkeit aus, und 
Sie glauben der Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft 
einreden zu können, daß dies Geſetz dreimal im 
Jahr eine Vergünſtigung der Arbeitszeit vorſieht. 
Es ſteht aber feft, daß die Angeſtellten genau das- 
ſelbe Penſum leiſten werden müſſen. Genau ſo 
wie in der Vergangenheit werden keine Hilfskräfte 
eingeſtellt werden. Wir lehnen deshalb das Geſetz 
ab. Wir werden zur dritten Beratung einen Ab— 
änderungsantrag einbringen. Wenn in der Be— 
gründung ſo wunderbar geſchrieben wurde, daß ſich 
prominente Wirtſchaftler mit dieſen Fragen be— 
ſchäftigt haben, ſo haben prominente Wirtſchaftler 
in der Vergangenheit zum Ausdruck gebracht, daß 
es nützlich und dienlich iſt, das Wochenende einzu— 
führen. Bitte, Sie haben die Möglichkeit, an Hand 
unſeres Abänderungsantrages die 45-ſtündige Ar: 
beitswoche einzuführen, mit der Maßgabe, den 
Sonnabend als Wochenende einzuführen, nicht nur 
dreimal im Jahr, ſondern in jeder Woche. Dann 
hat die Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft den Vor⸗ 
teil, daß ſie in jeder Woche einen früheren Laden— 
ſchluß hat. Wir hoffen, daß an Hand dieſer Mak- 
nahme vielleicht einige Kräfte im Handelsgewerbe 
neu eingeſtellt werden. Das ift eine kleine Mak- 
nahme, die mit dazu beitragen wird. Weil heute 
die Ausbeutung und Auspowerung der Angeſtell— 
ten bedeutend größer iſt, muß man wenigſtens den 
Angeſtellten als der erſten Arbeitergruppe das 
Wochenende geben. Dementſprechend werden wir 
einen Abänderungsantrag einbringen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.] Meine Freunde werden der Verabſchiedung 
des Geſetzentwurfs keinerlei Schwierigkeiten be- 
reiten. Wir vermiſſen aber in der Begründung zu 
dem Geſetzentwurf eine Erwähnung der Tatſache, 
daß die Handelskammer und die wirtſchaftlichen 
Verbände des Einzelhandels über ihre Stellung- 
nahme zu dem Geſetzentwurf und dem früheren 
Ladenſchluß an den Tagen vor den drei großen 
Feſten befragt worden ſind. Wir halten es für 


ſelbſtverſtändlich, daß in einer ſolchen Frage auch 
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die berufenen Intereſſen vertretungen der Ge- 
ſchäftsinhaber gehört werden. Grundſätzlich haben 
wir gegen den Vorſchlag der Regierung, den frühe— 
ren Ladenſchluß an den Tagen vor den großen 
eften einzuführen, nichts einzuwenden. Ich er- 
warte daher, daß uns der Vertreter der Regierung 
über die Frage Aufklärung geben wird, ob die 
Handelskammer und die wirtſchaftlichen Verbände 
des Einzelhandels zu dieſem Geſetzentwurf über— 
haupt gehört worden ſind. 

Präſident: Das Wort 
Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Die freund- 
liche Aufnahme dieſer Vorlage, insbeſondere bei 
der äußerſten Rechten, hat mir Veranlaſſung ge— 
geben, meine Wortmeldung zurückzuziehen. Ich 
hätte ſonſt einige Ausführungen dazu gemacht. 
Nach den Reden der Herren Abg. Kreft und Du— 
mont halte ich mich aber für verpflichtet, noch 
einiges zu der Vorlage zu ſagen. Es iſt richtig, daß 
nach Geſchäftsſchluß die Angeſtellten durchſchnittlich 
20 Minuten bis eine halbe Stunde bleiben müſ— 
ſen, um die notwendigen Aufräumungsarbeiten zu 
erledigen. Das wird wahrſcheinlich auch dann ſo 
ſein, wenn vor den hohen Feſttagen der Fünfuhr⸗ 
ladenſchluß eingeführt wird. Das bringen die Ber- 
hältniſſe mit ſich. Herrn Abg. Kreft möchte ich 
jagen, daß unabhängig von der religiöſen oder 
weltanſchaulichen Einſtellung die Arbeiterſchaft 
den früheren Arbeitsſchluß vor den hohen Feier— 
tagen immer gefordert hat. Wenn wir unſere Ta— 
rifgebiete durchſehen, fo können wir feſtſtellen, daß 
faſt überall vor den hohen Feſttagen die Arbeit 
um 12, 1 oder 2 Uhr in den Fabriken beendet 
wird. 

Die Angeſtelltenſchaft, der jüngere Zweig der 
Gewerkſchaftsbewegung, war bisher nicht in der 
Lage, durch eigene Kraft, das zu erreichen, was ſich 
die Arbeiterſchaft in jahrelangen Kämpfen erobert 
hat. Sie muß alſo den Weg der Geſetzgebung be— 
schreiten. 

Die Forderung iſt nicht neu, ſondern ſehr alt. 
Die Angeſtellten haben in den letzten Jahren im- 
mer wieder den Fünfuhrladenſchluß verlangt, und 
es haben auch, Herr Abg. Dumont, alle Jahre vor 
Weihnachten und den anderen hohen Feſten beſon⸗ 
dere Verhandlungen mit den Spitzenverbänden 
der Arbeitgeber und auch der Handelskammer 
ſtattgefunden, die ſich immer hartnäckig dagegen 
geſtellt haben, den Fünfuhrladenſchluß einzufüy- 
ren. Ich betone, daß aus Anlaß der Freigabe der 
verlängerten Verkaufszeit in dieſem Jahr ſchrift— 
liche Verhandlungen mit den Spitzverbänden ge— 
führt worden ſind. Die Handelskammer iſt aller⸗ 
dings zu dem jetzt vorliegenden Geſetzentwurf nicht 
gehört worden, weil dieſe Frage ſchon durch die 
jahrelange Praxis ſo geklärt iſt, daß irgendeine 
Vereinbarung zwiſchen dieſen Parteien gänzlich 
ausgeſchloſſen erſchien. Wenn eine ſolche Verein— 
barung für dieſes Jahr noch erfolgt wäre, ſo wäre 
der Geſetzentwurf vielleicht noch nicht dem Volks⸗ 
tag zugeleitet worden. Die Uneinigkeit der Par— 
teien in dieſer Frage hat es mit ſich gebracht, daß 
weitere Verhandlungen nicht geführt wurden. In— 
folgedeſſen ift diefe Geſetzesvorlage entſprechend 
dem reichsdeutſchen Vorbild hier eingebracht wor⸗ 
den. ; . i 
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(Arczynſki, Senator) 

Ich möchte betonen, daß im Deutſchen Reiche 
der § 40 des Arbeitsſchutzgeſetzes, welcher diefe 
Frage behandelt, zunächſt den frühen Schluß zu 
Weihnachten vorſieht. Die anderen Tage ſind nicht 
geregelt. Wir eilen alſo dem deutſchen Vorbild in 
bezug auf Oſtern und Pfingſten voraus. Ich glaube 
aber, daß wir uns deshalb nicht zu ſchämen brau— 
chen. In der Sozialpolitik lehnen wir uns im all⸗ 
gemeinen an das Deutſche Reich an. Wenn wir in 
einigen wenigen Fragen fortſchrittlicher ſind, ſo 
entſpricht das der hieſigen fortſchrittlichen Einſtel— 
lung der Arbeitnehmerſchaft. Ich bitte daher, den 
Geſetzentwurf anzunehmen. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Die erſte Beratung iſt ſomit erledigt. Wir ſchrei⸗ 
ten zur zweiten Beratung. Ich rufe 8 1 auf und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur Wp- 
ſtimmung. Ich bitte die D. u. H., die § 1 anneh⸗ 


men wollen, ſich zu erheben. — Das ift die Mehr- 


heit, 8 1 ift angenommen. Ich darf daher wohl 
auch die Annahme des $ 2 feſtſtellen; es ift jo De- 
ſchloſſen. Ich ruſe die Ueberſchrift auf und ſtelle die 
Annahme feft. Die Vorlage ift jomit in der zwei- 
ten Beratung erledigt. Gegen die dritte Beratung 
ift Widerſpruch erhoben, fie kann daher nicht ſtatr— 
finden. Ich rufe den Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

5 Erſte Beratung eines Weinſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 953. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der vorliegende Geſetzentwurf bringt die Einlö— 
ſung eines Verſprechens, das die Regierung bei der 
Etatsberatung im Hauptausſchuß gab und die Er- 
füllung von Wünſchen, die ſeit Jahren immer wie- 
dergekehrt ſind, und zwar aus allen Kreiſen, die 
an der Weinſteuer intereſſiert find. Es foll beſon⸗ 
ders betont werden, daß es ſich nicht etwa um eine 
Senkung der Weinſteuer handelt, ſondern daß dies 


Geſetz nur die Form ändern will. Da über diefe 


Aenderung der Form der Erhebung der Wein— 
handen war, haben fie doch im Ausſchuß alle einer 
diesbezüglichen Reſolution zugeſtimmt, ſo glaube 
ich, daß die Beratungen im Ausſchuß außerordent⸗ 
lich ſchnell vonſtatten gehen werden. 

Ich möchte deshalb darum erſuchen, dieſe An— 
gelegenheit im Ausſchuß ſo zu fördern, daß dies 
Geſetz am 1. Januar nächſten Jahres in Kraft tre- 
ten kann, damit die Beunruhigung, die in allen 
davon betroffenen Kreiſen feit Monaten Platz ge- 
griffen hat, endlich vorüber iſt und wieder der 
ordnungsgemäße Handel einſetzen kann. Denn es iſt 
ja naturgemäß, daß, wenn ſolche einſchneidenden 
Aenderungen bevorſtehen, dann mit Käufen zu— 
rückgehalten wird. Es iſt in dieſem Falle ſchon 
durchaus einleuchtend, daß diejenigen, die jetzt das 
Weinſteuerbuch verlieren, mit weiteren Ein— 
deckungen, mit der Vergrößerung ihres Lagers zu— 
rückgehalten haben, um bei der Ueberführung in 
die neue Form nun nicht die fällige Steuer auf 
einmal nachzahlen zu müſſen. Das ift durchaus er- 
klärlich. Der Weinhandel hat dieſe Zurückhaltung 
ſeitens der Wiederverkäuferkreiſe außerordentlich 
ſtark gemerkt. Ich bitte deshalb, daß wir dieſem 


ſteuer bei allen Parteien die gleiche Anſicht vor 
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Zuſtand dadurch ein Ende machen, daß wir das 
Geſetz jo ſchnell wie irgend möglich zur Durchfüh— 
rung bringen. Meine Fraktion wird der Vorlage 
geſchloſſen zuſtimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Sie— 
benfreund. g 

Siebenfreund, Abgeordneter (D.Lib.) M. D. 
u. H.! Dieſe Vorlage ift dem Volkstag zugegangen, 
bevor innerhalb der Koalition reſtloſe Einigkeit 
über die Form herbeigeführt worden war. Es war 
insbeſondere ein Punkt, über den die Meinungen 
verſchieden waren und über den auch jetzt noch 
eine Meinungsverſchiedenheit beſteht. Es handelt 
ſich darum, ob man in dem neuen Geſetz, das ja 
ganz zweifellos gegen den bisherigen Zuſtand eine 
weſentliche Vereinfachung bringt, die Staffelung 
beibehält, wie ſie in der Geſetzesvorlage enthalten 
iſt. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man das 
Ziel einer Vereinfachung der Kontrolle nicht reſt⸗ 
los erreicht, wenn man überhaupt eine Staffelung 
einführt. 

Nun wird zwar geſagt, daß man eine ſolche 
Kontrolle mit einer gewiſſen Großzügigkeit aus⸗ 
führen kann, jo daß keine großen Koſten dabei ent- 
ſtehen. Aber einmal ſind wir der Anſicht, daß der 
Staat beſtehende Vorſchriften auch durchführen 
muß und durchführen ſoll, und zwar durchaus ge— 
mäß dem Wortlaut; denn wenn man das nicht tun 
kann oder nicht tun will, ſchädigt man die Staats⸗ 
autorität. Außerdem haben die Steuerpflichtigen, 
die ſich genau nach der Vorſchrift richten, das Recht 
zu verlangen, daß die Vorſchriften auch den auz 
deren Steuerpflichtigen gegenüber ebenſo genau 
durchgeführt werden. Ich glaube, es beſteht kein 
Zweifel darüber, daß die Einführung von zwei 
Staffeln, von 60 Pfennigen und 1 Gulden, irgend 
eine Erhöhung des Aufkommens nicht bringen 
kann; denn bis zum Preis von 3 Gulden Werr 
ſind mindeſtens 90 Prozent ſämtlicher in Danzig 
gehandelten Weine. Die übrigen 10 Prozent mit 
einer höheren Staffel zu erfaſſen, bedeutet natür- 
lich eine Komplizierung des Verfahrens, die wahr- 
ſcheinlich erheblich mehr koſten wird als das Mehr: 
aufkommen an Steuern ausmacht. Nun ift mar 
der Anſicht, daß eine höhere Staffel deshalb not⸗ 
wendig ſei, weil ja auch der Branntwein hoch ver⸗ 
ſteuert wird. Man darf aber dabei nicht vergeſſen, 
daß beim Branntwein nur der reine Alkohol ver⸗ 
ſteuert wird, und daß in einem durchſchnittlichen 
Wein, ſo wie es die weißen und roten Weine in 
der großen Menge ſind, durchſchnittlich nicht mehr 
als 10 Prozent Alkohol enthalten ſind. 

Es ergibt ſich dann ein Satz von 6,— Gulden 
für den Liter reinen Alkohol, der unſeres Erach⸗ 
tens vollkommen ausreichend ift, um einen Mius- 
gleich und ein Gleichgewicht mit der Branntwein- 
beſteuerung herbeizuführen. 
ſchiedenen Seiten an. Die Finanzverwaltung wird 

Die Verwaltung ſieht das natürlich von ve: 
eine entgegenkommende Behandlung der Kontrolle 
in Ausſicht nehmen, und die Zollverwaltung wird, 
wenn es nötig iſt oder wenn es von Intereſſenten 
verlangt wird, dieſe Kontrolle verſchärfen und 
nach dem Buchſtaben des Geſetzes ſorgfältig durch⸗ 
führen, was ihr gutes Recht, ja ſogar ihre Pflicht 
ift. Wir find der Ueberzeugung, daß eine ſolche 


(Schlußfolgerung über kurz oder lang eintreten 
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muß; denn auch jetzt werden gerade beim Wein- 


handel außerordentlich ſcharfe Kontrollen vorge— 
nommen, um möglichſt noch die Weine zu erfaſſen, 
die irgendwie zu der alten Steuer erfaßt 
werden könnten. Auch ſonſt übt die Zollverwal— 
tung eine höchſt intenſive bis in die ſubſtilſten 
Einzelheiten getriebene Tätigkeit aus, vielleicht 
um den Fehlbetrag etwas abzudecken, wie von den 
Zollbeamten immer als Grund für die verſchärf— 
ten Kontrollen angeführt wird. So haben wir 
wirklich allen Grund anzunehmen, daß dieſe Staf— 
felung nicht nur auf dem Papier ſtehen bleibt, fon- 
dern die Urſache dafür ſein wird, daß der Handel 
wieder erhebliche Unbequemlichkeiten erleiden, 
und daß der Staat durch die verſchärften Kontrol— 
len erneut mit Koſten belaſtet wird, die überflüſ— 
ſig ſind. Für den Staat bedeutet es praktiſch nichts, 
vielleicht ſogar ein Minus, wenn die Staffel 
bleibt. Deshalb ſind wir der Anſicht, daß es ge— 
nügen müßte, eine einheitliche Staffel von 60 
Pfennig für den Liter Wein in dem Geſetz vorzu— 
ſehen. 
Das 


Präſident: 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn man von 
dem kleinen Einwand, den Herr Siebenfreund 
gegen dies Geſetz erhoben hat, abſieht, dann muß 
man feſtſtellen, daß heute ein Tag iſt, an dem ſich 
die Parteien von den Deutſchnationalen bis zu den 
Sozialdemokraten einig ſind. (Abg. Dr. Blavier: 
Es iſt Weihnachtsſtimmung!) Nein, nein, das iſt 
die Stimmung, die dahin geht, den Arbeitern ge— 
meinſam das Fell über die Ohren zu ziehen. Da 
iſt man ſich von den Sozialdemokraten bis zu den 
Deutſchnationalen einig. Das iſt die Stimmung, 
Herr Dr. Blavier, wobei Sie ſehr gern mitmachen. 
Bei dem erſten Geſetz wurde von den Deutſchna— 
tionalen zum Ausdruck gebracht, daß das Geſetz in 
ihrem Sinne gehalten ſei. Sie werden dem Geſetz 


Wort hat der Herr Abg. 


zuſtimmen, ſie freuen ſich darüber. Jetzt bei dem! 


Weinſteuergeſetz ift es genau das Gleiche. Man. 


will es jo ſchnell wie möglich verabſchieden, es iſt 


ein vernünftiges Geſetz, das die Sozialdemokraten 
gemacht haben. M. D. u. H., beſſer kann man die 
Regierungsweiſe der Sozialdemokraten nicht kenn— 
zeichnen. Ich möchte beſonders betonen, daß es bis 
jetzt immer hieß, daß die Kommuniſten mit den 
Deutſchnationalen eine Einheitsfront gegen die 
Regierung bildeten. Hoffentlich lernen Sie heute 
daraus, daß wir nicht die Einheitsfrontler ſind, 
ſondern daß die Deutſchnationalen mit den Sozial- 
demokraten die Einheitsfront verkörpern und im- 
mer mehr durchführen. 

Ich will weniger die ſachliche Seite berühren, 
weil ich nicht den Weinverſtand habe, wie Herr 
Böcker und Herr Siebenfreund. Ich bin kein Spe— 
zialfachmann, weiß auch nicht, wie die Preiſe ſind. 
Ich kann Ihnen höchſtens ſagen, was ein Glas Bier 
koſtet, aber was eine Pulle Wein koſtet, entzieht 
ſich meiner Kenntnis. Aber ſoviel weiß ich, daß der 
Wein heute ſchon dem Arbeiter zugänglich gemacht 
werden muß, (Zwiſchenrufe) und deshalb ſagen 
wir, Herr Siebenfreund hat mich aufgeklärt, nur 
10 Prozent. Das iſt wenig. Wenn Sie einen neh- 
men, muß er mindeſtens 50 Prozent haben. (Hei- 
terkeit.) Das iſt ſchließlich dem einzelnen über- 
laſſen, der ihn trinken will. Aber das werden Ste 


nicht abſtreiten können, daß dem Arbeiter, wenn er (O) 


ſchon trinkt, ein Glas Wein dienlicher iſt als Fuſel 
oder ein Glas Bier. Deshalb haben wir alle Ur— 
ſache, den Preis des Weins recht tief zu halten, 
beſonders für die billigen Weine. Wenn hier von 
weißen und roten Weinen geſprochen wurde, ſo 
wenden wir uns entſchieden dagegen, daß dieſe 
Weine noch beſteuert werden. 

Wenn Sie aber die Finanzkraft des Staates 
ſtärken wollen, dann müſſen Sie die Schaumweine 
mit einer ganz erheblichen Steuer belaſten. Dieſe 
Weine werden nur von den Herrn getrunken, die 
das Geld dazu haben. Wenn wir ſo hören Sektge— 
lage, Herr Böcker, (Abg. Böcker: Kommt nicht 
mehr vor!) ich weiß Beſcheid, ( Heiterkeit.) wie es 
in deutſchnationalen Kreiſen zugeht. Das hat ſich 
auch ſchon auf die Mittelparteien verpflanzt und 
ſchlägt immer größere Wellen ſelbſt bis zu den So- 
zialdemokraten. Sie ſind alle heute beſtrebt zu zei— 
gen, was ſie auf dem Gebiet des Sekttrinkens lei— 
ſten können. Gerade jetzt beim Weihnachtsfeſt und 
beim Silveſterſchmaus fließt doch in Ihren Krei— 
ſen der Sekt in Strömen. Wenn man dieſen Luxus 
beſteuert, dann wird das, was bei den billigen 
Weinen verloren geht, wieder eingeholt werden. 
Wir ſagen alſo, hinweg mit der Steuer für die 
billigen Weine, die für den Arbeiter- und Mittel- 
ſtand in Frage kommen. Die Weine, die nur von 
den Beſitzenden, von den Agrariern, den Junkern 
und Induſtriellen getrunken werden, können nicht 
hoch genug beſteuert werden. Der Herr aus Zop- 
pot iſt ja auch kein Koſtverächter. Ich kann es ver— 
ſtehen, wenn Sie ſich dagegen wenden, wenn be— 
jonders Ihr Nationalgefühl beſteuert werden ſoll. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Für uns iſt die Frage aber 
ſo zu ſtellen: Wie kann man den Arbeiter vor dem 
Fuſeltrinken zurückhalten? Wenn er ſchon einen 
Genuß haben muß, muß man ihm das Beſte zu- 
kommen laſſen, und das iſt billiger Wein. Deshalb 
wenden wir uns gegen die Verteuerung des billi— 
gen Weins, verlangen aber, daß die Schaumweine, 
die Luxusweine, die Weine der Beſitzenden ganz 
erheblich verſteuert werden. In dem Sinne werden 
wir im Ausſchuß unſere Anträge vorlegen. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen weiter vorliegen. Auf 
Grund der Verabredung im Aelteſtenausſchuß 
ſchlage ich vor, dies Geſetz zur Beratung dem 
Steuerausſchuß zu überweiſen. Da Widerſpruch 
nicht laut wird, darf ich die Zuſtimmung des hohen 
Hauſes feſtſtellen. Ich rufe nun Punkt 3 der Tages- 
ordnung auf: À 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. das Schlichtungsweſen. 
Druckſache Nr. 955 zu Nr. 817. Ich rufe § 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hält dieſes Geſetz für eine Ueber⸗ 
ſpannung. Ganz beſonders find wir der Anſicht, 
daß der § 22, der die Verbindlichkeit vorſieht, auch 
wenn ſich die Parteien nicht verſtändigt haben, 
nicht geeignet ift, die Wirtſchaft zu beruhigen, fon- 
dern vielmehr ſie zu ſchwächen und dadurch weitere 
Arbeitsloſigkeit hervorzurufen. Wir haben uns be- 
müht, im Ausſchuß darauf zu dringen, daß unſere 
gutgemeinten Abänderungsanträge angenommen 
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werden. Wir haben ſie begründet und glaubten, 


mithelfen zu köönen, dies Geſetz zu verbeſſern. Sie 
find aber abgelehnt worden. Damit können wir 
uns nicht ohne weiteres zufrieden geben. Wir Ha- 
ben aber nicht die Abſicht, heute weitere Ausfüh⸗ 
rungen zu machen, ſondern werden bei der dritten 
Leſung des Geſetzes darauf zurück kommen. i 

Vräjivent: Ich ſchließe die Beſprechung, da wei- 
tere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir ſchreiten 
zur Abſtimmung. Ich bitte die D. u. H., die den 
§ 1 annehmen wollen, fih zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit (Widerſpruch.) Das Büro ijt fih ei- 
nig, daß die Mehrheit ſtand. Ich rufe den § 2 auf. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die D. 
u. H., die den $ 2 annehmen wollen, ſich zu erhe— 
ben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erſte 
war unzweifelhaft die Mehrheit, S 2 ift angenom⸗ 
men. Ich rufe $ 3 auf und darf wohl ebenfalls die 
Annahme feſtſtellen; es ift jo beſchloſſen. § 4; au- 
genommen, § 5; angenommen, § 6; angenommen, 
§ 7; angenommen. Abſchnittsüberſchrift angenom⸗ 
men, $ 8; angenommen, § 9; angenommen, $ 10; 
angenommen, § 11; angenommen, § 12 angenom- 
men, § 13; angenommen, § 14; angenommen, 
8 15; angenommen, § 16; angenommen, 8 17; an- 
genommen, § 18 angenommen, § 19; angenom- 
men, § 20; angenommen, § 21; angenommen. Wb- 
ſchnittsüberſchrift; angenommen, § 22; angenom⸗ 
men, § 23; angenommen, § 24; angenommen, 
§ 25; angenommen, § 26; angenommen, $ 27 an- 
genommen, $ 28; angenommen, § 29; angenom- 
men, $ 30; angenommen, § 31; angenommen, 
§ 32; angenommen, § 33; angenommen. Ich rufe 
die Hauptüberſchrift auf und eröffne die Beſpre— 
chung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich bitte die D. u. H., die auch die 
Hauptüberſchrift annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt ſomit in 
zweiter Beratung angenommen. Ich rufe Punkt 4 
der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſ⸗ 
ſes über die Entlaſtung der Jahresrechnung 
für das Rechnungsjahr 1927. 
Druckſache Nr. 946. Ich eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie— 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung, und zwar ftim- 
men wir über den Ausſchußantrag ab. Ich bitte 
diejenigen, die den Ausſchußantrag annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Antrag ift angenommen. Ich rufe Punkt ə 
der Tagesordnung auf: 
Antrag des Senats auf Nachbewilligung 
der Etatsüberſchreitungen im Rechnungs: 
jahr 1928. 
Druckſache Nr. 950. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Herr Abg. Dr. Hoppenrath. 

Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Der Artikel 54 der Verfaſſung macht die 
nachträgliche Genehmigung des Volkstages bei 
Etatsüberſchreitungen notwendig. Dieſe Genehmi— 
gung ſoll nur erteilt werden im Falle eines un⸗ 
vorhergeſehenen oder unabweisbaren Bedürfniſſes. 
Es iſt natürlich ſehr ſchwer, jetzt nach Jahren feſt— 
zuſtellen, ob ein unabweisbares oder unvorherge— 
ſehenes Bedürfnis bei den einzelnen Etatsüber⸗ 
ſchreitungen vorgelegen hat. Es iſt auch hier nicht 
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der Platz, ſich mit Einzelheiten der Ueberſchreitun— 
gen zu befaſſen. Der Ausſchuß hat ja ſchon dazu 
Stellung genommen und erfreulicher Weiſe ein 
ſcharfes Mißfallen über diefe Ueberſchreitungen, 
die ja wohl ſcheinbar zu einer parlamentariſchen 
Gewohnheit werden ſollen, zu erkennen gegeben. 

Wenn auch der größte Teil der Ueberſchreitun— 
gen auf geſetzliche Beſtimmungen zurückzuführen 
iſt, gegen die, weil ſie nun einmal Geſetz geworden 
ſind, auf dieſem Wege nichts veranlaßt werden 
kann, die ſozuſagen zwangsläufig ſind, ſo kann 
man ſich doch nicht des Eindrucks erwehren, daß 
bei einzelnen Behörden und Dienſtſtellen die 
Frage der Aufſtellung und Beurteilung der Etats 
etwas leichtfertig gehandhabt wird. (Abg. Beyer: 
Aber es iſt alte Gewohnheit!) Es iſt ein alte Ge— 
wohnheit, deshalb braucht ſie aber nicht weiter 
einzureißen. Daher iſt es beſonders notwendig, daß 
man ſie kritiſiert und endlich einmal auf dieſe Tat⸗ 
ſachen hinweiſt. (Abg. Beyer: Krebskrankheit iſt 
ſchwer zu heilen! Zuruf des Abg. Dr. 
Moczynſki.) Wenn man ſich das Verhalten der ein— 
zelnen Dienſtſtellen in dieſer Angelegenheit vor 
Augen führt, dann findet man, daß die Etatsvor⸗ 
ſchläge ein oder zweimal den Dienſtſtellen zurück— 
gegeben werden, weil ſie den Anſprüchen, die man 
an fie ſtellt, nicht genügen. Diejenigen Dienſtſtel— 
len, die bei der Aufſtellung der Etats ſehr groß— 
zügig lind und die auf die finanziellen Bedürf⸗ 
niſſe des Staates keine Rückſicht nehmen, fahren 
dabei beſſer, als diejenigen Dienſtſtellen, die der 
Wahrheit die Ehre geben und diefe Etats im Rah- 
men der Finanzkraft des Staates aufſtellen. (Das 
fol wohl ein Muſterbeiſpiel fein? links.) Was 
intereſſiert Sie, die Sie ſich doch immer auf den 
Standpunkt der Negation ſtellen, dies Muſterbei⸗ 
ſpiel. (Abg. Selow: Sie geben jetzt den Ton an, 
wie man es machen muß!) 

Wenn man dieſe Etats aufſtellt, dann findet 
man, daß auch die Aufſichtsbehörden nicht immer 
die Rückſicht auf die Verhältniſſe nehmen, und man 
ſieht ſehr oft, daß die ſuggeſtive Tätigkeit, die der 
Herr Bauſenator in einer Sitzung beleuchtete, in 
ſehr ſtarkem Umfange geübt wird. Man findet, 
daß bei dieſem Etat insbeſondere über Angelegen— 
heiten der Bauabteilungen eine gewiſſe Unord- 
nung herrſcht. Da iſt auch kein Wunder, weil man 
ſich offenbar hier und dort noch nicht darüber klar 
iſt, wer denn eigentlich für derartige Ueberſchrei— 
tungen kompetent ijt. Wir wiſſen ja, daß die Ar- 
beitsfähigkeit und die Arbeitsfreudigkeit des preu- 
Bilden Beamten ſehr groß find, aber wir ſehen 
auch, daß ſie teilweiſe geradezu ungeheure Dimen— 
ſionen annimmt, wenn es fih darum handelt, im 
Gegenſatz zu andern Dienſtſtellen ſich über die Zu— 
ſtändigkeit oder über die Nichtzuſtändigkeit zu un: 
terhalten. 

„Ich möchte hier auf Einzelheiten nicht eingehen, 
möchte mich auch namentlich mit den einzelnen 
Dienſtſtellen nicht befaſſen. Den Beamten wird die 
Luſt zur Arbeit und die Verantwortung genom⸗ 
men, wenn unter dem Schutz der Immunität, un- 
ter dem Geſichtspunkt der Parteipolitik (Den Höhe- 
ren Beamten? links.) die Volkstagsabgeordneten 
ſich mit Angelegenheiten beſchäftigen, die Sache der 
Aufſichtsbehörden und nicht Angelegenheiten des 
Volkstages ſind, der immer noch eine gewiſſe geſetz— 


(O) 
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— 


Volkstag Danzig — 109. Sitzung. 


(Dr. Hoppenrath, Abgeordneter) 
gebende Körperſchaft ift. (Sit das bei Ihnen auch kamen hier ſchon Zwiſchenrufe, die fih mit den an- (O) 
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der Fall, Herr Senatsrat? links.) Bei den Nach⸗ 
bewilligungen ift offenbar auch die Finanzabtei⸗ 
lung etwas ſehr entgegenkommend geweſen. Wir 
wiſſen ja, daß der Herr Finanzſenator ein Freund 
des Herrn Dr. Hilferding iſt. Wir kennen ſeine 
guten Beziehungen. Dieſe engen Verbindungen 
ſcheinen ſich auch auf die Tätigkeit des Finanz⸗ 
ſenators in dieſen Fragen etwas auszuwirken. Wir 
ſehen überall dasſelbe, und wir ſehen denſelben 
Dalles. 


wir ſehen dieſelbe Nachgiebigkeit dem parlamen⸗ 
tariſchen Regierungsſyſtem und Parteiwünſchen 
gegenüber. (Abg. Selow: Wie bei Ihnen!) Wir 
ſehen dasſelbe Treibenlaſſen, (Abg. Selow: Wie 
bei Ihnen!) und wir ſehen dasſelbe Schweigen. 
(Abg. Selow: Wie bei Ihnen!) 

Präſident: Herr Abg. Selow, ich habe nichts 
dagegen, daß Zwiſchenrufe gemacht werden. Aber 
das können Sie nicht fortgeſetzt tun. Dann müſſen 
Sie ſich zum Wort melden. (Das verſteht er nicht! 
rechts.) 


Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): Der 


Abg. Bernhard, der der Sozialdemokratie in Jet- 
ner Eigenſchaft als Chefredakteur der Voſſiſchen 
Zeitung nicht ſehr ferne ſteht, hat einmal geſagt: 
„Wenn Schweigen Gold iſt, iſt die Goldreſerve, die 
hinter Herrn Hilferding ſteht, außerordentlich 
groß.“ Aber die Bevölkerung wünſcht nicht das 
Gold des Schweigens, ſondern das Silber der 
Rede. Wir möchten wünſchen, daß der Herr Fi— 
nanzſenator den Wünſchen der einzelnen Dienjt- 
ſtellen gegenüber möglichſt ſtarkes Rückgrat hat. 
Wir möchten wünſchen, daß er denſelben Stand— 
punkt einnimmt, wie ihn der engliſche Reichsſchatz—⸗ 
miniſter eingenommen hat, der nach Zeitungsbe— 
richten, als die engliſche Arbeiterpartei erhebliche 
Erhöhungen im Etat beantragte, ſagte, er mache 
das nicht mit, dann möchten ſie gefälligſt die Ar- 
beit allein machen. Wenn der Herr Finanzſenator 
im ſtillen Kämmerlein mit ſich allein iſt, dann 
wird er wahrſcheinlich zu demſelben Ergebnis kom— 
men, wie ich es hier zum Ausdruck gebracht habe. 
Aber die Sozialdemokraten verlangen nun einmal 
von ihren Senatoren, daß ſie in erſter Linie Die— 
ner ihrer Partei ſind und dann erſt (Diener des 
Staates! links.) Diener des Staates ſein ſollen. 
Wenn zunächſt die Wünſche, die mit irgendwelchen 
parlamentariſchen Rückſichten begründet werden, 
Berückſichtigung finden müſſen, dann ift es auch 
für einen klugen und erfahrenen Menſchen nicht 
möglich, immer einen Etat ſo aufzuſtellen, wie er 
im Intereſſe des Staates liegt. 

Wir ſehen in dem Etat, daß beſonders beſtimmte 
Poſitionen überſchritten ſind. (Beamtengehälter! 
links.) Wir erklären, daß wir es durchaus ver— 
ſtehen, daß die Entwicklung der Verhältniſſe in 
vielen Fällen einen Widerſtand nicht möglich 
macht. Wir wollen aber doch darauf hinweiſen, 
daß unter der Laſt des immer wachſenden Etats 
die Wirtſchaft derart bedrückt wird, daß ſchließlich 
nichts mehr da ſein wird, was zur Deckung des 
Etats ausreichen kann. (Dann ſind die Arbeiter 
lange verhungert! links.) Wir ſehen, daß ſtädtiſche 
und ſtaatliche Finanzen in gleicher Weiſe zerrüt⸗ 
tet ſind. Wir haben es ja hier ſchon gehört. Es 


(Wie im Großen Werder unter Ihrer 
Tätigkeit! links.) Wir ſehen denſelben Fehlbetrag, 


Mittwoch, den 11. Dezember 1929. 


geblichen Sünden der Deutſchnationalen auf dem 
Gebiet der Finanzpolitik beſchäftigten. (Beſonders 
mit Ihnen, Herr Hoppenrath!) Sie waren doch 
derjenige, der es gemacht hat! Wiſſen Sie noch in 
Zoppot! links. — Abg. Cierocki: Das wollen Sie 
nicht hören, Sie alter Freund, Sie ſind erkannt!) 
Es iſt nötig, daß wir uns Zahlen vor Augen hal- 
ten. (Abg. Cierocki: Mit der Piſtole vor der 
Bruſt!) 
Präſident: Ich bitte doch, ſich zum Wort zu 
melden. Ich habe keine Wortmeldung hier weiter. 
Ich bitte immer von dieſem Platz aus zu ſprechen 
(Abg. Dr. Moczynſki: Es iſt doch ſchon doller zuge— 
gangen! — Abg. Raſchke: Immer energiſcher!) 
Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): Man 
muß ſich die Zahlen einmal vor Augen halten. 
Sie finden bei der Rechnung von 1923, als wir eine 
bürgerliche Regierung hatten, (Abg. Cierocki: Das 
war Ihre Erntezeit!) einen Ueberſchuß von 750 000 
Gulden, und 1924 finden Sie einen Ueberſchuß 
von 2374000 Gulden. (Heiterkeit links.) Im 
Jahre 1925 ſehen Sie einen Ueberſchuß von 
1058 000 Gulden. (Zwiſchenrufe links.) Im Jahre 
1926, als wir keine bürgerliche Regierung hatten, 
ſehen Sie ein Defizit von 1292 000 Gulden. Im 
Jahre 1927, als wir eine bürgerliche Regierung 
hatten, ſehen wir einen Ueberſchuß von 362 000 
Gulden. Im Jahre 1928 war ebenfalls ein Weber- 
ſchuß. Da wirkte ſich nämlich das Finanzwunder des 
Herrn Dr. Kamnitzer, das Wunder aus den Zöl⸗ 
len, noch aus und im Jahre 1929 ſehen wir ein 
rieſiges Defizit. Als im Jahre 1928 unſere Kaſſen 
noch gefüllt waren, ſprach der Vizepräſident des 
Senats von einem Staatsbankerott. In den Jah— 
ren 1929/30, vor allem im Jahre 1929, hörte man 
von einem Defizit ſehr wenig. Man hört das 
Wort, aber der Senat hat bisher zu dieſer Frage 
noch nicht Stellung genommen. Es wird ſogar noch 
von einzelnen Parteien offenbar geſucht, denn ein— 
zelne Parteien haben ſich noch nicht davon über— 
zeugen können, daß ein Defizit vorhanden iſt. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß eine gv- 
ordnete Finanzwirtſchaft es unbedingt erforderlich 
macht, daß wir in kürzeſter Zeit über die Lage un— 
ſerer Finanzen reſtloſe Klarheit erhalten, und daß 
man mit dem Verſteckſpielen im Intereſſe einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft, im Intereſſe der Ab- 
ſtellung der Beunruhigung der Bevölkerung 
Schluß machen müßte. Auch die Sozialdemokratie 
ſcheint denſelben Standpunkt zu haben. In Nr. 288 
der Danziger Volksſtimme vom 10. Dezember 1929 
beſchäftigt ſich ein Verfaſſer mit dem Steuerabbau 
und der Ausgabendroſſelung im Reiche. Er nimmt 
zu den dort aufgeworfenen Problemen Stellung 
und äußert ſich wie folgt. Ich bitte dieſe Aeußerung 
verleſen zu dürfen. 
Die Sünden der leichtfertigen Finanzpolitik 
früherer Jahre. die abſichtlich unvollſtändige Bilan⸗ 
zierung des Haushaltes von 1929 verlangten jetzt 
ihr Opfer. 
Der Herr Verfaſſer ſpricht vom Reich, aber ich 
glaube, dieſe Worte kann man wörtlich auf unſere 
Verhältniſſe anwenden. Er ſagt weiter: 

Hinzu kommt, daß das Milliardendefisit 
bei uns ſetzen wir anſtatt der Milliarden Millio— 
nen, dann ſtimmt das auch, 
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(Dr. Hoppenrath, Abgeordneter) 
des außerordentlichen Haushalts, die Aufzehrung des 
Betriebsmittelfonds, der einmaligen Gewinne aus 
der Miünsprägung uſw., immer wieder zu Kaſſen⸗ 
ſchwierigkeiten führen, die das Reich vor die bange 
Frage ſtellen, ob es ſeinen geſetzlichen Verpflich⸗ 
tungen noch zu entſprechen vermag. Mag fein, daß 
die bürgerlichen Parteien dieſe Gefahren entweder 
nicht in vollem Umfange ſehen oder nicht ſehen 
wollen. Die Sozialdemokratie ſieht ſie und ſie fühlt 
deshalb die ungeheure Verantwortung, die gerade 
jetzt auf ihr ruht. Daher muß dem Volke zunächſt 
einmal völlige Klarheit über den wirklichen Stand 
der Reichsfinanzen gegeben werden. Das iſt die 
dringende Aufgabe. 
M. D. u. H.! Dieſe Worte der Volksſtimme, über— 
tragen auf die Verhältniſſe in Danzig, kann und 
muß man mit jedem Wort unterſchreiben. Auch 
hier beſteht die dringende Notwendigkeit, daß wir 
über die Finanzlage aufgeklärt werden. Auch hier 
können wir uns nicht hinter irgend welche Ver— 
mutungen oder Beſtreitungen von dieſer oder 
jener Seite verſtecken. Auch hier hat die Bevölke— 
rung den Wunſch, daß ſie endlich einmal weiß, wie 
es mit unſeren Finanzen ſteht. (Bravo! rechts.) 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Der Wer- 
teſtenausſchuß hält es für richtig, daß dieſer An- 
trag zur Prüfung an den Rechnungsprüfungs⸗ 
ausſchuß überwieſen wird. Ich höre keinen Wider- 
ſpruch und ſtelle die Zuſtimmung des Hauſes feſt. 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. Ausgabebeſchränkung und Wirt- 
ſchaftsunternehmungen der kommunalen 
Selbſtverwaltung. Urantrag des Abg. 


Schwegmann u. Fr. 

Druckſache Nr. 943. Das Wort hat der Herr. Abg. 
Dr. Hoppenrath. (Abg. Cierocki: Erzählen Sie 
mal was von der Vergangenheit!) 

Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Etwas muß Sie intereſſieren. (Zuruf.) 
Auch dieſem Wunſche werde ich nachkommen. Ich 
möchte nur feſtſtellen, daß es eine Anzahl von 
Herren in dieſem Hauſe gibt, die einem Men— 
ſchen, der wegen Meineides zu Zuchthaus verur— 
teilt wurde (Abg. Dr. Moczynſki: Wer? Herr 
Krauſe?), der wegen Beleidigung verſchiedentlich 
beſtraft iſt, der ausgewieſen wurde, einem Men— 
ſchen, der eine große Anzahl von Strafanzeigen 
ſowohl gegen mich als auch gegen die Beamten 
meines Amtes und andere Perſonen, die in Aus— 
führung ihrer Pflicht gegen ihn vorgehen mußten, 
erſtattet hat, einen ſolchen Menſchen mehr glauben 
als den Dienſtſtellen, die ſich mit dieſer Frage ſeit 
Jahren beſchäftigen, als den Gerichten, die ſich 
mit dieſer Frage beſchäftigt haben, und den Ver— 
waltungsbehörden, die dieſen Menſchen ausgewie— 
ſen haben, ſowie den Gerichten, die jetzt wiederum 
die Klage dieſes Menſchen abgewieſen haben. 
(Abg. Cierocki: Nein, es handelt ſich um Danzi— 
ger Staatsbürger, Sie wiſſen es ganz genau, Sie 
und Klemanowſki!) Ich ſtehe den D. u. 9. ſehr 
gern zur Auskunft zur Verfügung. Ich möchte aber 
jetzt zu Sachen übergehen, die nicht nur einzelne 
Herren intereſſieren, Herr Cierocki, ſondern die 
Allgemeinheit, und zwar handelt es ſich um das 
Geſetz über die Beſchränkung der Ausgaben, den 
Antrag der Deutſchnationalen Fraktion. 
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Die Gemeinden find nach der Revolution in- 
folge der Verhältniſſe (Abg. Raſchke: Nach welcher 
Revolution?) zu Koſtgängern des Staates gewor— 
den. Früher waren die Gemeinden auf die Steuer: 
kraft ihrer Einwohner angewieſen, jetzt haben ſie 
nur noch die Hoffnung auf den Vater Staat. 
Ueberall ſieht man Ausgabeſünden. Ueberall it 
die Frage der Deckung dieſer Beträge die wichtig— 
ſte Frage des Tages. Wenn man die Finanzpolitik 
der Gemeinden von dieſem Geſichtspunkt aus De- 
trachtet, ſo findet man, daß hier teilweiſe in hohem 
Maße geſündigt worden iſt. Man findet, daß unter 
dieſer Wirtſchaftspolitik die Gemeinden dem Zu— 
ſammenbruche nahe ſind. Das iſt einmal darauf 
zurückzuführen, daß im Laufe des Krieges( Daß die 
deutſchnationalen Agrarier keine Steuern zahlen! 
links) eine Anzahl von Aufgaben in den Gemein- 
den nicht erfüllt werden konnte, und daß die 
Macht der Verhältniſſe ſich jo entwickelte, daß die 
Gemeinden vor Aufgaben ſtanden, die ſie nicht 
ohne weiteres und auch nicht ohne Hilfe des 
Staates erfüllen könnten. (Wie Sie geſtern im 
Spielklub! links.) Ich möchte feſtſtellen, daß ich ſeit 


etwa drei Jahren nicht mehr im Spielklub ge— 


weſen bin. (Heiterkeit) Ich möchte ferner feſt— 
ſtellen, daß ich in meinem Leben noch niemals im 
Spielklub eine Karte oder irgendetwas angerührt 
habe. Wenn Sie ſo neugierig ſind, werde ich Ihnen 
auch dieſe Fragen beantworten. 

Was nun m. D. u. H. die ungünſtige Finanz- 
lage der Gemeinden anbelangt, ſo wiſſen wir ja, 
daß gerade von dieſer Stelle aus wiederholt auf 
die ungünſtige wirtſchaftliche Lage 
Danzig hingewieſen worden iſt. Wir wiſſen auch, 
daß die finanzielle Lage anderer Gemeinden in 
unſerm Staat nicht ſehr erfreulich iſt. Es beſteht 
eine gewiſſe Ausgebefreudigkeit. die gewöhnlich 
von denjenigen angefacht wird, (Zwiſchenrufe des 
Abg. Langnau) die am allerwenigſten zu den 
Ausgaben der Gemeinden beitragen, (Sehr rich— 
tig! rechts) die die wenigſten Steuern zahlen. So 
m. D. u. H. iſt es gekommen, daß ſich die Wirtſchaft 
und die Oeffentlichkeit mit dieſen Fragen beſchäf— 
tigen mußten, und ſo iſt es gekommen, daß dieſe 
Mißſtände nach einer geſetzlichen Regelung ver— 
langen. Wenn Sie die heutigen Zeitungen durch— 
fejen. werden Sie finden, daß bei der Reform der 
Reichsfinanzen auch ein Punkt erörtert wird, wo- 
nach die Aufnahme von Anleihen der Genehmi— 
gung des Staates unterliegen foll. 

Das Geſetz. das wir eingebracht haben, wird 
von der Sozialdemokratie beſonders mit dem Hin- 


weis darauf bekämpft, daß dadurch das Selbſtver— 


waltungsrecht der Gemeinden zerſtört oder behin— 


dert wird. Dieſelbe Partei ſteht aber nicht an, und 


nach meiner Anſicht auch mit Recht, zu verlangen, 


daß die Gemeinden einer gewiſſen Kontrolle un- 


terworfen werden. Ich bin deswegen der Anſicht, 
daß dieſer Geſetzentwurf, auf den ich noch des nähe- 
ren eingehen werde, nicht von dem Geſichtspunkt 
irgendeiner Parteipolitik aus betrachtet werden 
kann, ſondern daß er ſachlich beraten werden muß, 
und wenn Aenderungen notwendig erſcheinen, 
muß man ſich über dieſe Aenderungen ohne jede 
Parteibrille und ohne Rückſicht auf alle möglichen 
anderen Sachen ſachgemäß unterhalten.— 
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gabenbeſchlüſſen der Gemeinden, der Selbſtver— 
waltungskörperſchaften, das ſind hier die Städte, 
die Gemeinden und die Kreiſe, notwendig ſein ſoll. 
Dieſe Zweidrittelmehrheit iſt nicht nur bei be— 
ſtimmten Geſetzesvorſchriften notwendig, (Zwi— 
ſchenrufe des Abg. Langnau.) ſondern ſie iſt auch 
erforderlich, wenn fih die Gemeinden mit Wirt- 
ſchaftsunternehmungen befaſſen, wenn ſie das Be— 


ſtreben haben ſollten, der öffentlichen Hand, man 


kann hier ſchon ſagen, nicht den kleinen Finger, 
ſondern die ganze Hand zu reichen, und wenn die 
Abſicht vorliegt, die Gemeindewirtſchaft ſozuſagen 
auf das Gebiet der öffentlichen Wirtſchaft zu über- 


führen. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Bei 
einer Anzahl von Einrichtungen der Gemeinden, 


Licht-, Kraft: und Waſſerwerken, Verkehrsanſtal— 
ten, bei Schlachthäuſern, bei der Kanaliſation, bei 
kommunalen Sparkaſſen, bei landwirtſchaftlichen 
Betrieben und Gärtnereibetrieben, die mit Kran— 
kenhäuſern, Heil- und Pflegeanſtalten, 
häuſern oder anderen kommunalen Anſtalten ver— 
bunden ſind und ausdrücklich für deren Zwecke 
benutzt werden, ſoll die bisherige einfache Mehr— 


heit genügen. Dieſes Geſetz bekennt ſich mit aller 


Offenheit zu dem Standpunkt der Privatwirt— 
ſchaft. Es lehnt die Wirtſchaft der öffentlichen 
Hand ab und ſtellt ſich bewußt auf den Standpunkt, 
daß die Gemeinden nur dann von ihren Gemein— 
demitgliedern Steuern, Abgaben und Laſten ver— 
langen können, wenn dieſe Gemeinden ihren Mit— 
gliedern auf ihrem eigenſten Gebiet, nämlich in 
ihrer Erwerbstätigkeit keinerlei Konkurrenz ma— 
chen wollen. Gerade auf dieſem Gebiet iſt ganz be— 
ſonders geſündigt worden, und Sie brauchen Ihre 
Augen ja nur auf beſtimmte Städte zu richten, 


wo Sie ſehen, daß gerade durch die Tätigkeit der 


öffentlichen Hand das Vordringen der Gemeinden 
auf Wirtſchaftsgebiete, die ihnen fremd bleiben 
müßten, ich denke an Bekleidungsgeſellſchaften 
und ähnliche Sachen, ſich die allergrößten Mißſtän⸗ 


de herausgeſtellt haben. Dieſen Mißſtänden wollen 
wir dadurch abhelfen, daß wir bei der Beſchluß⸗ 
faſſung darüber eine gewiſſe qualifizierte Mehr- 


heit wünſchen. Wir wiſſen, daß dieſe qualifizierte 
Mehrheit vor übereilten Augenblicksbeſchlüſſen 
haltmachen wird. Wir fordern das, weil wir der 
Ueberzeugung ſind, daß auf dieſe Weiſe nur die— 
jenigen Betriebe den Gemeinden zur Bewirtſchaf— 
tung und Verwaltung zugeführt werden können 
und zugeführt werden ſollen, die tatſächlich zu dem 
Aufgabenkreis der Gemeinden gehören. 

Ich habe ſchon vorhin darauf hingewieſen, daß 
die Sozialdemokratie aus ihrem Standpunkt der 
Zuführung möglichſt vieler Betriebe in das Ge— 
biet der öffentlichen Hand, dieſem Geſetz naturge⸗ 
mäß ſchon aus prinzipieller Einſtellung Wider⸗ 
ſtand leiſten wird. Dieſer Widerſtand wird unter 
anderm damit begründet, daß das Selbjtverwal- 
tungsrecht der Gemeinden durch dieſen Antrag be— 
nachteiligt werden ſollte. Ich habe ſchon vorhin 
geſagt, daß das Selbſtverwaltungsrecht nach dem 


Volkstag Danzig — 109. Sitzung. 
(Dr. Hoppenrath, Abgeordneter) 

Wenn ich nun auf dies Geſetz näher eingehe, 
möchte ich zunächſt darauf hinweiſen, daß eine 
Zweidrittelmehrheit bei einer Anzahl von Aus- 
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Körperſchaften, die innerhalb der Gemeinden 
ſtehen, ſondern durch Körperſchaften außerhalb der 
Gemeinden, nämlich durch den Staat. Es bedeutet 
nach unſerer Anſicht keine Einſchränkung des 
Selbſtverwaltungsrechtes, wenn in dieſem Fall 
durch Beſchlüſſe, ſelbſt durch qualifizierte Mehr- 
heiten, beſtimmte Schutzvorſchriften in das Geſetz 
eingebaut werden. Auch bei der Verfaſſung haben 
wir ja dieſe Vorſchrift, und keiner wird in der 
qualifizierten Mehrheit der Verfaſſung eine Be— 
ſchränkung des Selbſtverwaltungsrechtes oder des 
Staatsbürgerrechts finden. 

Neben kleineren Beſtimmungen, auf die noch 
im Ausſchuß zurückzukommen ſein wird, verlangt 
das Geſetz, daß die öffentlichen Betriebe wie die 
privaten der Beſteuerung unterliegen. Es ver— 
langt ferner, daß Erſparniſſe, die gemacht werden, 
nicht von einer etwas bewilligungsfreudigen Zu— 
fallsmehrheit, wie es oft vorkommt, verpulvert 
werden, ſondern daß die Erſparniſſe zur Ab- 
deckung der Laſten der Gemeinden dienen. Wir 
haben durch die Einbringung dieſes Geſetzes den 
Wunſch zu erkennen gegeben, trotzdem wir uns in 
der Oppoſition befinden, an der Geſundung der 
Finanzen mitzuarbeiten. Wir ſind uns darüber 
klar, daß dies Geſetz noch viele Wünſche nach dieſer 
Richtung hin unerfüllt läßt. Wir ſind uns darüber 
klar, daß die Finanzen nicht allein infolge dieſes 
Geſetzes geſunden können, ſondern dadurch, daß 
man auch der Bewilligungsfreudigkeit der Staats- 
körperſchaften gewiſſe Grenzen auferlegt. Wir be— 
finden uns ja erſt im Anfang einer Entwicklung, 
die nach dieſer Richtung hin allmählich bahn— 
brechend ſein wird. Man kann aber ſchon jetzt ſa— 
gen, daß überall in allen Ländern, und zwar ohne 
Rückſicht auf politiſche Parteien, ohne Rückſicht auf 
perſönliche Einſtellungen der Wunſch vorhanden 
iſt, die Finanzen des Staates nicht mehr von 
irgendwelchen Zufallsmehrheiten abhängig zu ma— 
chen, nicht von den Wünſchen irgendwelcher zu— 
fälligen Parteikonſtellation, ſondern allein von 
dem Wohl des Staates. Dieſen Wunſch hatten wir, 
als wir dieſes Geſetz einbrachten. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Arczynſki. 

Arczynſti, Senator: Meine ſehr verehrten D. 
u. H.! Der vorliegende Geſetzentwurf bezweckt eine 
grundſätzliche Aenderung des bisherigen geſetz⸗ 
lichen Zuſtandes der Selbſtverwaltung. Die Vor⸗ 
lage will die politiſche Macht der Mehrheit auf 
die Minderheit übertragen und damit in den Ge— 
meinden und Gemeindeverbände eine Art unver- 
antwortlicher Diktatur ſchaffen. Soweit die Ge— 
meinden und Gemeindeverbände der Staatsauf⸗ 
ſicht der Abteilung des Innern unterſtehen, muß 
ich hier mit Nachdruck betonen, daß ihre Finanz— 
gebarung nicht eine derartige iſt, daß eine Geſetzes⸗ 
änderung wie die vorliegende notwendig erſcheint. 
Für die Stadt Danzig gilt bekanntlich das beſon⸗ 
dere Geſetz vom 9. Oktober 1923. Aber nicht nur 
das Danziger Geſetz hat Schutzmaßnahmen gegen 
eine unzweckmäßige und leichtfertige Finanzge⸗ 
barung geſchaffen. Ich möchte vielmehr darauf Hin- 
weiſen, daß die SS 119, 124, 127 Abſ. 4 und 176 


Wunſche der Regierung im Reiche, in der doch die der Kreisordnung und die 88 88 und 114 der 
Sozialdemokratie den maßgebenden Einfluß hat, Landgemeindeordnung hier ausdrücklich noch den 
auch beſchränkt werden ſoll, und zwar nicht durch notwendigen Schutz, ſoweit er erforderlich ift, vot- 
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(Arczynſki, Senator) 

jepen. Durch Verbote und qualifizierte Mehrhei— 
ten wird in einſchneidendſter Weiſe, ohne daß es 
nötig ift, in das Selbſtverwaltungsrecht der Kom- 
munen eingegriffen und dies zum Teil fogar ver- 
nichtet. Es werden Fragen aufgerollt, die das 
ganze Sein der Städteverfaſſung berühren. Alle 
Macht und Gewalt, welche die politiſchen oder auch 
wirtſchaftlichen Parteien auf Grund der Wahl— 
geſetze in Durchführung des Wahlkampfes zur Er— 
langung einer einfachen Mehrheit errungen haben, 
ſoll ihnen im Weſentlichen durch die Vorlage ge— 
nommen werden und einer Minorität von einem 
Drittel der Stimmen zugewendet werden. An die 
Stelle der Verantwortung der einfachen Majoritat 
der Kommunen, deren Beſchlußfaſſung nach dem 
Geſetz die Willensbildung der Kommunen Dar- 
ſtellt, ſoll die Verantwortung nach den geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht an eine Minori⸗ 
tät von einem Drittel treten. Das wäre ein Zu— 
ſtand, den herbeizuführen der Senat nicht verant⸗ 
worten kann. Man kann dann überhaupt von ei- 
ner Selbſtverwaltung der Kommunen in einem 
ſolchen Fall nicht mehr ſprechen, ſondern eine Mix 
norität von einem Drittel Stimmen würde in u— 
nötiger und oft auch gänzlich unbegründeter und 
kleinlicher Weiſe die einfache Majorität knebeln 
und bevormunden. Bei den beſtehenden Gegen— 
ätzen wäre es außerordentlich ſchwer, für unbe- 
dingt notwendige und vernunftgemäße Beſchlüſſe 
eine Zweidrittelmajorität zuſtande zu bringen. 
Darauf weiſen insbeſondere die Magiſtrate von 
Neuteich und Zoppot und auch der Bürgermeiſter 
von Tiegenhof hin, die ſich ausdrücklich gegen dieſe 
Vorlage mit Nachdruck wenden. 

Nach Anſicht des Senats wird im weſentlichen 
die Freiheit des Selbſtverwaltungsrechtes der 
Kommunen aufgehoben, wenn von dem Borhan- 
denſein einer Zweidrittelmajorität das Zuſtande— 
kommen einzelner Beſchlüſſe abhängig gemacht 
wird, die in umſtrittenem Zuſammenhang mit der 
Etatsgebarung der Ausgabe- und Einnahmewirt⸗ 
ſchaft ſtehen. Es muß doch aber anerkannt werden, 
daß die Kommunen in der Vergangenheit auf 
Grund der ihnen gewährten Freiheit das ſoziale 
geſundheitliche und kulturelle Bedürfnis der Be— 
völkerung z. B. durch Herſtellung von Sportein— 
richtungen, durch Anlage von Krankenhäuſern, Er— 
richtung höherer Schulen uſw. in hervorragender 
Weiſe befriedigt haben. Wenn der Herr Abg. Dr. 
Hoppenrath vorhin ſagte, daß die Kommunen Kox- 
gänger des Staates geworden ſind, ſo darf ich 
darauf hinweiſen, daß ihnen auch die Steuerhoheit 
zum größten Teil beſchnitten worden iſt. Es kann 
an dem Urantrag ferner auch bemängelt werden, 
daß er durch Einſchränkung der Willensfreiheit 
der Kommunen die Hauptgrundzüge ihres Finanz⸗ 
gebarens verkennt. Diejenigen Dienſtſtellen der 
Kommunen, welche Zahlungen zu leiſten haben, z. 
B., an Erwerbsloſe, Arme, für Krankenpflege, Ge— 
hälter an Beamte, müſſen ſtets zahlungsfähig ge- 
halten werden, ganz gleich, ob die Steuern, die da⸗ 
zu notwendig ſind, vielfach erſt nachträglich ein— 
gehen. Ueberhaupt tritt bei jedem Voranſchlag et- 
ner Landgemeinde bei einem jeden Haushalts- 
plan einer politiſchen Kommune Jahr um Jahr 
in der gleichen Weiſe immer die Erſcheinung auf, 
daß zuerſt der Geſamtbetrag der Ausgabeſeite feſt⸗ 
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geſtellt und danach darüber Beſchluß gefaßt wer- 
den muß, in welcher Höhe die Steuern eingezogen 
werden und wie ſie zu ſtaffeln ſind. 

Bei den Kommunen können ſich, anders als 
bei der Privatwirtſchaft, nicht die Ausgaben nach 
den Einnahmen richten. Hierbei dann Unterſchei— 
dungen in einer jeden Landgemeinde oder einer 
ſtädtiſchen Körperſchaft anzuſtellen, ob es ſich um 
geſetzliche Pflichtausgaben handelt oder nicht, die— 
ſen Grundſatz für die Praxis aufſtellen zu wollen, 
erſcheint allein ſchon wegen der Schwierigkeit der 
Unterſcheidungen gänzlich verfehlt. Die Gültigken 
der zuſtandegekommenen Beſchlüſſe würde dann 
jedesmal davon abhängen, ob in richtiger Weiſe 
verfahren worden iſt, ob eine einfache Mehrheit 
oder eine Zweidrittelmehrheit erforderlich gewe— 
ſen wäre. Eine gänzliche Verwirrung würde in der 
Praxis der Gemeinden eintreten, und endlich wird 
man den Kommunen nicht das Recht ſtreitig ma- 
chen können, bei ihren Maßnahmen auch die Zu— 
kunft mit zu berückſichtigen und zu dieſem Zwecke 
Anleihen aufzunehmen, da Verwaltungsgebäude, 
Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerke, Kranten- 
häuſer uſw. Anlagen find, die lange ſtehen. Uno 


jes ijt wohl richtig, daß man nicht nur die Gegen- 


wart, ſondern auch die Zukunft bei derartigen Pro- 
jekten belaſtet. (Zuruf des Abg. Schwegmann. 
Ausdrücklich im Geſetz ausgenommen!) 

Im einzelnen ift noch zu jagen, daß der 8 3 des 
geltenden Kommunalabgabengeſetzes bereits in 
ſeinem Abſatz 1 folgendes beſtimmt: 

. Gewerbliche Unternehmungen der Gemeinden 
ſind grundſätzlich ſo zu verwalten, daß durch die 
Einnahmen mindeſtens die geſamten durch die 
Unternehmungen der Gemeinden erwachſenden 
Ausgaben einſchließlich der Verzinſung und Til⸗ 
gung des Anlagekapitals aufgebracht werden. 
Die Herren Deutſchnationalen haben ſcheinbar 
ihren Antrag einem Antrag ihrer Kollegen nachge— 
bildet, der im preußiſchen Landtag vorliegt, ohne 
daß ſie den Danziger Verhältniſſen hierbei Rech⸗ 
nung getragen haben. 

Zu dem Paragraphen, der die Sparkaſſen be- 
trifft, würde wohl zu ſagen ſein, daß es ſich nur 
um ſolche Anſtalten handeln kann, die ihre Ge— 
ſchäftspraxis nicht nur auf das reine Spargeſchäft, 
ſondern auch auf das Bankgeſchäft einſtellen. 
Was den 8 7 des Urantrages anlangt, gleiche Be— 
ſteuerung der wirtſchaftlichen Unternehmungen 
der Kommunen mit den privaten Unternehmun- 
gen, ſo iſt hierzu zu ſagen, daß ja eigentlich dann 
die Gemeinden ſelbſt Steuererheber ſein würden. 
Es würde alſo von einer Kaſſe in die andere flie⸗ 
ßen. (Zwiſchenrufe rechts.) 

Alles in allem möchte ich zu dieſem Geſetzent⸗ 
wurf ſagen, daß der Senat nicht in der Lage iſt, ihn 
zu befürworten. Ich bitte Sie daher, den Entwurf 
in ſeiner Geſamtheit abzulehnen. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schulze. 

Schulze, Abgeordneter (K. P.): Wenn der Herr 
Abg. Dr. Hoppenrath von Revolution ſpricht, ſo 
ſagen wir ihm, wenn das eine Revolution gewe— 
ſen ware, würde er ſeine Gelder aus dem Staats- 
weſen nicht erhalten, wie er ſie heute bekommt. 
Denn Herr Abg. Hoppenrath, das war keine Re- 
volution, und ich glaube auch nicht, daß Sie die 


proletariſche Revolution herbeiwünſchen. 
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Was den Geſetzentwurf der Deutſchnationalen 
anbetrifft, in dem fie für Beſchlüſſe in den Ge- 
meindevertretungen eine Zweidrittelmehrheit ver- 
langen, ſo iſt uns Kommuniſten ganz klar, daß Sie 
immer mehr erkennen, daß Ihr Einfluß in den 
Gemeindevertretungen ſchwindet. Sie erkennen 
klar und deutlich, daß der Einfluß der revolutio— 
nären Arbeiterklaſſe an Boden gewinnt. Sie 
müſſen in irgendeiner Form jetzt verſuchen, Ihre 
früheren brutalen reaktionären Maßnahmen 
durchzuführen. Wenn Sie eine Zweidrittelmehr— 
heit bei einigen Beſchlüſſen in den Gemeindever— 
tretungen verlangen, ſo wollen wir in Wirklichkeit 
nur eine Zweidrittelmehrheit haben, wenn die Be: | 
ſchlüſſe im Intereſſe der Arbeiterſchaft liegen. Ich 
werde an Hand von Tatſachen beweiſen, daß es Jo 
iſt. Ich erinnere an die Worte des Herrn Senators 
Dr. Wiercinſki, der hier erklärte, daß er Beſchlüſſe, 
die im Intereſſe der Erwerbsloſen lagen, ausgeſetzt 
hat. Auch diefe Beſchlüſſe waren ſchon mit Zwei- 
drittelmehrheit gefaßt. Nun kommen Sie her und 
wollen das durch ein Geſetz abändern. M. 9. von 
den Deutſchnationalen, Sie haben alſo gar nichts 
zu befürchten. Dieſe Leute werden Sie ſchon durch 
die Maßnahmen ſchützen, die jetzt gegen die Ar— 
beiterklaſſe getroffen werden. Sie haben nichts zu 
befürchten. 

Es ſteht feſt, daß alle Beſchlüſſe der einzelnen 
Gemeindevertretungen der Zuſtimmung der Auf— 
ſichtsbehörde unterliegen, und die Aufſichtsbehörde 
wird jedes Mal, wenn die Beſchlüſſe im Intereſſe 
der Erwerbsloſen, der Arbeiterklaſſe gefaßt ſind, 
dieſe Beſchlüſſe ausſetzen. Alſo auch hier m. D. u. 
9. von den Deutſchnationalen beſteht keine Be- 
fürchtung. Wenn die Beſchlüſſe im Intereſſe Ihrer 
Klaſſe, im Intereſſe des Staates liegen, dann wer 
den ſie durchgeführt, auch wenn ſie nicht mit einer 
Zweidrittelmehrheit gefaßt ſind. Faſſen Sie nach 
dieſem Geſetz, wenn es Geſetz wird, Beſchlüſſe, die 
gegen das Staatsintereſſe find, dann wird man 
dieſe Beſchlüſſe auch ausſetzen, trotzdem ſie eine 
Zweidrittelmehrheit gefaßt hat. Wir Kommu— 
niſten jagen Ihnen, daß wir dieſem Geſetzentwurf 
55 ſchärfſten revolutionären Kampf entgegen- 
etzen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt vor, den Geſetzentwurf dem Gemeindeaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch 
und ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 46 des Abg. Lang⸗ 
nau und Fr. betr. Erhebung der Zuſchläge 
zur Grund- und Gebäudeſteuer in geſtaffel⸗ 
Form. 

Druckſache Nr. 890. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die Deutſch⸗ 
nationalen haben ihren Urantrag dem Volkstag 
aus dem Grunde vorgelegt, weil, wie wir in den 
vergangenen Jahren geſehen haben, die Arbeiter 
eine Mehrheit erhalten haben. Aber trotzdem haz 
ben wir als Kommuniſten den Arbeitern niemals 
die Illuſion gemacht, daß es der Arbeiterſchaft 
möglich wäre, auch wenn ſie die Mehrheit hätte, 
etwas Grundſätzliches innerhalb der Gemeinden 
zu ändern. Wir haben erklärt, daß dieſer Staat 
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das Inſtrument der herrſchenden Klaſſe iſt und 
daß, ſolange der kapitaliſtiſche Staat beſteht, ſich 
die Regierung niemals um die Demokratie inner— 
halb der Gemeinden kümmern wird. Die Zeit hat 
es uns bewieſen. In mehreren Gemeinden hatten 
die Kommuniſten die Mehrheit, und aus diejene 
Grunde war es auch die Aufgabe der kommuniſti— 
ſchen Gemeindevertreter, den Voranſchlag im In: 
tereſſe der Arbeiterſchaft aufzubauen. Man hat 
in den Voranſchlag keine revolutionären Forde- 
rungen hineingenommen jondern nur ganz mini- 
male. Man hat z. B. den Wohlfahrtsempfängern 
einſchließlich der Rente den Monat 40.— Gulden 
bewilligt. Aber es iſt Tatſache, daß von den 
deutſchnationalen Gemeindevertretern und Vor— 
ſtehern den Wohlfahrtsempfängern ſage und 
ſchreibe pro Monat 5,.— 7,— und 10,— Gulden 
gegeben wurden. Davon ſollten dieſe alten Leute 
leben. Als die proletariſchen Gemeindevertreter 
dies änderten, ſchrieen die Großagrarier Zeter 
und Mordio. Sie wußten nicht, was ſie machen 
ſollten. Sie rechneten uns vor, was ein alter Ar— 
beiter wohl mit 40,— Gulden anfangen ſollte. 
Sie haben weiter zu erreichen verſucht, daß die Er— 
werbsloſen, wenn ſie krank und arbeitsunfähig 
wurden, den Tag 1,80 Gulden Krankenunter— 
ſtützung erhalten ſollten, auch wenn ſie vier oder 
fünf Kinder hatten. 

Es war doch ſelbſtverſtändlich, daß man dieſen 
Erwerbsloſen aus den Mitteln der Gemeinde eine 
Anterſtützung zukommen laffen mußte. Wir als 
kommuniſtiſche Gemeindevertreter konnten auch 
nicht damit einverſtanden ſein, daß dieſe erhöhten 
Ausgaben auf die Schultern der Eigentümer und 
der werktätigen Bauern abgewälzt wurden. Die 
werktätige Klaſſe iſt nicht ſchuld daran, daß es ſo 
viele Erwerbsloſe gibt, daß der alte Arbeiter nicht 
mehr arbeiten kann. Daran iſt die kapitaliſtiſche 
Klaſſe ſchuld, die dem Arbeiter den letzten Bluts— 
tropfen, die letzte Kraft auspreßt. Es war daher 
unſere Aufgabe, dieſe Koſten auf die Schultern 
der Großagrarier abzuwälzen. Ich will noch ein 
paar Beiſpiele nennen. So hat die Gemeinde Bru— 
nau in der Gemeindevertretung mit 12 gegen 2 
Stimmen beſchloſſen, eine Staffelung der Zuſchläge 
zur Grund- und Gebäudeſteuer einzuführen, und 
zwar nach folgenden Erwägungen. Diejenigen, die 
zu einer Grundſteuer bis zu 20 Gulden veranlagt 
ſind, ſollten 100 Prozent Zuſchlag zur Grund- und 
Gebäudeſteuer zahlen, die bis zu 60 Gulden 300 
Prozent Zuſchlag und über 60 Gulden 1800 Pro⸗ 
zent. Wir wollten hierdurch die Kleinbauern, Ei— 
gentümer und Mittelbauern entlaſten, weil ſie 


nicht in der Lage find, dieje Zuſchläge zu zahlen, 


insbeſondere nicht in ſolchen Gemeinden, wo ſehr 
viele Arbeitsloſe ſind und es ſehr viele Wohl⸗ 
fahrtsrentenempfänger gibt. 

Demgegenüber ſind die Großagrarier wohl im⸗ 
ſtande, dieſe Zuſchläge zu entrichten. Wir haben 
viele Beiſpiele, daß die Großagrarier, obwohl ſie 
über ihre Not klagen, immer mehr Land zukaufen. 
So hat in Brunau ein Großagrarier das Haus und 
Land zweier Kleinbauern und auch noch eines 
Mittelbauern abgekauft. Dann will man behaup- 
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ten, daß die große Landwirtſchaft darniederliege. 


Immer mehr wird zugekauft. Aus dieſem Grunde 
war 65 eine Notwendigkeit, daß auch die Groß— 
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bauern dieſe Ausgaben trugen. Die Eigentümer, 
die werktätigen Bauern begrüßen dieſen Beſchluß, 
aber nicht die Großagrarier. Die Großagrarier 
find es doch immer, die angeben, für die kleinen 
und Mittelbauern einzutreten. Als die Kommu- 
wijten jetzt aber für die kleinen und Mittelbauern 
eintraten, waren es die Großagrarier, die nichts 
weiter zu tun hatten, als gegen dieſen Beſchluß 
Sturm zu laufen. Es zeigt ſich hier wieder, daß es 
eine Phraſe iſt, wenn die Deutſchnationalen ange- 
ben, daß ſie die Vertreter der Bauernſchaft ſind. 
Sie ſind nur die Vertreter der Großagrarier. Den 
Großagrariern wurde von ſeiten des Kreisaus— 
ſchuſſes auch Hilfe gebacht. Es war der Kreisaus— 
ſchuß Großes Werder. Dort ſitzen zwei Deutſchna— 
tionale, ein Zentrumsmann und drei Sozialdemo— 
kraten. Dieſe Herren fanden es richtig, den Be- 
ſchluß der Gemeindevertretung, der mit mehr als 
Zweidrittelmehrheit gefaßt war, nicht zu geneh— 
migen, ſondern ihn zu annullieren. Sie ſagten, 
was beſchloſſen worden ift, fei geſetzlich nicht zu- 
läſſig. Trotzdem iſt es aber ſchon in mehreren Ge 
meinden durchgeführt worden. Aber hier wollte 
man es nicht zulaſſen. Man will hierdurch die! 
werktätige Bauernſchaft von der Scholle vertrei— 
ben, ſie ſoll arbeitslos gemacht werden. Wenn 
wir Kommuniſten für die Bauern eintreten, ſind 
die Deutſchnationalen bis zu den Sozialdemokra- 
ten dagegen. Sie haben kein Intereſſe an der 
Danziger Bauernſchaft. Aber die Deutſchnationa— 
len bis zu den Sozialdemokraten haben ein Inter— 
eſſe an den Kolacken, die von Rußland kommen, 
weil ſie dort nicht mehr Arbeiter ausbeuten kön— 
nen. Für dieſe Kolacken treten Sie ein. Aber für 
die eigenen Bauern, die hier Not leiden, finden 
Sie kein Wort. Treten Sie für die Danziger Bau— 
ern ein! (Abg. Hohnfeldt: Sie treten für die roten 
Juden ein!) Sie wiſſen überhaupt nicht, was Sie 
ſprechen. Wir treten hier für die Danziger Bauern 
ein. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt. Guck mal in 
den Spiegel! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte, die Ver⸗ 
handlungen nicht durch Zwiſchenrufe zu ſtören. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In Rußland 
zahlt der Bauer überhaupt keine Steuern. (Zuruf 
des Abg. Hohnfeldt.) Sie müſſen es mir iber- 
laſſen, daß ich es beſſer weiß als Sie. Der Bauer 
zahlt in Rußland keine Steuern, ſondern nur der! 
Kolacke. Wenn es heißt, es handele ſich um Bauern, 
dann leſen Sie nur, was das „B. T.“ über die Ko- 
laden ſchreibt. Da ſchreibt man ganz etwas ande— 
res, als daß ſie Not leiden. 

Unſere Aufgabe als Kommuniſten iſt es, den 
Arbeitern und werktätigen Bauern zu ſagen, daß 
es für fie keine Demokratie innerhalb des kapita— 
liſtiſchen Staates gibt. Es gibt nur eine Demokra— 
tie für die Reichen, aber eine Diktatur gegen die 
Arbeiterſchaft. In Rußland gibt es eine Demokra— 
tie für die Arbeiter und eine Diktatur gegen die, 
die einſt die Arbeiterſchaft unterdrückt haben. 
Wenn man von dem Selbſtverwaltungsrecht der 
Gemeinden ſpricht, ſo beweiſt es doch wieder, daß 
die Gemeinden kein Selbſtverwaltungsrecht haben, 
wenn die gefaßten Beſchlüſſe nicht anerkannt wer— 
den. Trotzdem wir die Große Anfrage an den Se- 
nat gerichtet haben, haben wir kein Vertrauen zu 

er Regierung. Wir willen, daß Sie im Kreisaus: | 
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ſchuß das Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden 
immer mehr erledigen wollen. Aber, um den Maſ⸗ 
jen zu beweiſen, daß es keine Demokratie gibt, fra- 
gen wir den Senat, ob er das ungeſetzliche Vor- 
gehen des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Großes 
Werder billigt. Iſt der Senat bereit, dieſen das 
Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden grobver— 
legenden Beſchluß des Kreisausſchuſſes aufzuhe— 
ben? Möge die Antwort ausfallen wie ſie wil. 
Sie wird gegen das Selbſtverwaltungsrecht der 
Gemeinden ausfallen. Wir werden aber den Maſ— 
ſen die Binde von den Augen nehmen und ihnen 
erklären, daß ſie, wenn ſie eine Demokratie haben 
wollen, den kapitaliſtiſchen Staat und das kapi— 
taliſtiſche Syſtem ſtürzen müßten, um die Arbei— 
ter- und Bauernregierung aufzurichten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſki. 

Arcaynili, Senator: M. D. u. H.! Ich habe die 
Große Anfrage Nr. 46 wie folgt zu beantworten: 

Nach S 77 Abſatz 3 des Kommunal-Abgaben⸗ 
Geſetzes vom 14. Juli 1893 in der Faſſung des Ge— 
ſetzes vom 31. März 1922 bedürfen Gemeindebe— 
ſchlüſſe, welche Zuſchläge zu den direkten Staats- 
ſteuern über 500 Prozent des Staatsſteuerſatzes 
hinaus erheben, der Genehmigung des Kreisaus— 
ſchuſſes. Solche Fälle liegen auch in den Gemein— 
den Brunau und Stubbendorf vor, auf welche ſich 
die Große Anfrage bezieht. Dieſe Beſchlüſſe unter— 
lagen alſo der Genehmigung des Kreisausſchuſſes, 
und dieſer war demgemäß auch geſetzlich dazu be— 
rechtigt, die Genehmigung zu verſagen. Der die 
Genehmigung verſagende Beſchluß ijt den beiden 
Gemeinden durch Verfügung vom 5. September 
1929 am 7. September 1929 zugeſtellt. Ihnen 
ſtand gemäß § 77 Abſatz 2 des Kommunal-Abga⸗ 
ben-Gejeges und § 121 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an 
das Verwaltungsgericht offen. Und gegen deſſen 
Entſcheidung hätte der Vorſitzende gegebenenfalls 


aus Gründen des öffentlichen Intereſſes weitere 


Beſchwerde an den Senat erheben können. Die Ge— 


meinden haben aber keine Beſchwerde eingelegt, jo 


daß aljo die Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes rechts— 
kräftig geworden ſind. Der Senat ſieht ſich alſo 
nicht in die Lage verſetzt, irgendetwas an dieſer 
Tatſache zu ändern. (Zuruf des Abg. Langnau. — 
Abg. Raſchke: Ich beantrage Beſprechung der 
Großen Anfrage!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt Beſprechung 
beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? — Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Beſpre— 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Wir haben heute 
in dieſem hohen Hauſe allerhand Beteuerungen 
über Selbſtverwaltungsrechte der Gemeinden, 
Gebefreudigkeit der Gemeinden und noch ſo ein 
paar wunderbare Ausdrücke gehört. Eins ſteht fejt, 
daß in der jetzigen Situation die Gebefreudigkeit 
der Gemeinden von dem Staatsorgane, in dieſem 
Fall den betreffenden Inſtanzen, unterbunden 


wird. Wir haben an Hand dieſer Großen Anfrage 
klipp und klar geſehen, daß in den Gemeinden, in 
denen Arbeitnehmermehrheiten ſind, und dieſe nur 
ſchüchterne Verſuche unternehmen, einen ſozialen 
Steuerausgleich zu ſchaffen, dieſe Verſuche ſofort 
unterbunden werden. Es ſtimmt nicht, was Herr 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

Senator Arczynſki hier zum Ausdruck brachte. Das 
wurde beſonders wegen der Staffelung unterbun⸗ 
den, nicht wegen anderer Beſtimmungen. Man 
wollte nicht, daß einzelne Gemeinden dieſen Weg 
beſchreiten, um den Kleinbauern entgegenzukom⸗ 
men, weil dadurch die Gefahr beſteht, daß dies ſo 
ſchnell wie möglich Schule macht und andere Ge- 
meinden folgen können. Man will dies beſonders 
nicht zulaſſen, weil Gemeindevertretungen mit 
kommuniſtiſchen Mehrheiten das durchführen. Um 
hier eine endgültige Klarſtellung herbeizuführen, 
beantrage ich, daß die Große Anfrage dem Ge— 
meindeausſchuß überwieſen wird. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt, die Große An⸗ 
frage dem Gemeindeausſchuß zu überweiſen. Wer 
dafür ijt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das ift die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Damit iſt 
Punkt 7 exlebigt. Ich rufe Punkt 8 auf: 

Große Anfrage Nr. 47 des Abg. Dr. 

Moczynſki u. Gen. betr. Nichtbeſtätigung 

von Gemeindevorſtehern. N 

Druckſache Nr. 896. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.! Als Punkt 8 der heutigen Tagesordnung ha- 
ben wir die Große Anfrage wegen Nichtbeſtätigung 
von Gemeindevorſtehern geſtellt. Dieſe Bezeich— 
nung iſt eigentlich nicht richtig, und darum er⸗ 
laube ich mir, die Große Anfrage im Wortlaut zu 
verleſen. Dieſelbe lautet: 

Bei Beſprechung einer Großen Anfrage betr. 
Nichtbeſtätigung von Gemeindevorſtehern ſind von 
dem Abg. Dr. Moczynſki lebhafte Beſchwerden betr. 
einer Gemeindeverſammlung in Poſtelau geführt wor⸗ 
den, namentlich über das Verhalten des dort fom- 
miſſariſch eingeſetzten Gemeindevorſtehers. Dieſe Be— 
ſchwerden wurden vom Senator Arczynſki als den 
Tatſachen widerſprechend hingeſtellt, worauf Abg. 
Moczynſkti anſagte, daß er gerichtliche Klärung dieler 
Angelegenheit herbeiführen werde. 

Dieſe gerichtliche Klärung iſt nunmehr in der 
Berufungsinſtanz am 28. September cr. in einer fünf⸗ 
ſtündigen Gerichtsverhandlung unter eidlicher Ver- 
nehmung von 16 Zeugen erfolgt und übertrifft fo- 
gar das vom Abg. Moczynſki Vorgebrachte. 

Iſt der Senat nunmehr bereit, gegen den Land— 
rat des Kreiſes Danziger Höhe und den kommiſſari— 
ſchen Gemeindevorſteher, Lehrer Krauſe, aus Poſte— 
lau diſziplinariſch vorzugehen? 

Iſt gegen den Lehrer Krauſe auf Grund des ſich 
ergebenden Beweismaterials von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf Grund des § 107 und $ 340 Str. G. B. Uns 
klage erhoben worden? 


Es wirft ſich naturgemäß die Frage auf, warum 
die Große Anfrage in dieſer Form eingebracht wor— 
den iſt. Ich bin mir darüber klar, daß von der 
rechten Seite ſofort morgen in der Preſſe die Sache 
ausgeſchlachtet werden wird. Es wird wieder der 
Vorwurf erhoben werden, die Polen und der Abg. 
Dr. Moczynſki in erſter Reihe wollen wieder ein- 
mal böſes Blut ſchaffen. (Zwiſchenrufe links.) Es 
iſt umgekehrt. Es ſoll bewieſen werden, wie ſchwer 
es uns gemacht wird, überhaupt in dieſem Hauſe 
ſachlich mitzuarbeiten, wenn nichtsſagende Mo- 
mente oder Unwahrheiten unſern Behauptungen 
entgegengeſetzt werden. Zur ſachlichen Mitarbeit 
iſt es aber durchaus notwendig, daß die Abſtellung 
von Mißſtänden, von reizenden Momenten von je- 
nen Inſtanzen vorgenommen wird, denen die Mb- 
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ſtellung obliegt, in erſter Linie vom Senat. In die- 
ſer Beziehung hat ſich tatſächlich nichts geändert, 
ſeitdem die neue Koalition ans Ruder gekommen 
iſt. Die Methoden ſind dieſelben geblieben. Jede 
Beſchwerde wird kurzerhand abgelehnt. Man 
fühlt ſich vollkommen rechtlos wie zu guten alten 
Zeiten. (Zuruf des Senators Arczynſki.) Ich habe 
mich an dieſer Stelle beſchwert. Ich komme darauf 
zurück, wir werden uns über dieſe Beſchwerden ge— 
rade jetzt unterhalten. Mit Mitteln des Staates 
wird ſogar verſucht, jeden ſolchen Fall in das Ge— 
genteil der Wirklichkeit zu verdrehen und die öf- 
fentliche Meinung zu beeinfluſſen. Es wird da⸗ 
durch ein Zuſtand der Animoſität geſchaffen, wel— 
cher abſolut nicht dazu geeignet iſt, eine ſachliche 
Mitarbeit irgendwie zu fördern. 

Derartige Methoden ſind in der letzten Zeit 
von dem Koalitionsjenat verſchiedentlich ange- 
wandt worden. Ich erinnere an einen Artikel, der 
ſolange auf meinem Schreibpult gelegen hat, mir 
der Ueberſchrift „Gefährliche Methoden“. Es Haus 
delt ſich um einen von der Preſſeſtelle des Senats 
lancierten Artikel, welcher meine Kleine Anfrage 
wegen der Trauerfeier auf dem Hauptbahnhof in 
Danzig beſpricht, die zehn Minuten gedauert hat. 
Es war gelegentlich der Ueberführung der Leiche 
des bei dem Amerika-Flug verunglückten polni- 
ſchen Fliegerleutnants. Ich habe mich darüber be— 
ſchwert, daß dieſe Trauerfeier durch Zwiſchenruſe 
und durch Johlen einer auf der Promenade ver— 
ſammelten Menſchenmenge geſtört worden iſt. Es 
wurde mir geantwortet, davon wäre nichts wahr. 
Ich ſtelle dem Senat ein Beweismaterial von 500 
Zeugen entgegen. Es iſt widerſinnig, wenn das in 
einem Zeitungsartikel von der Preſſeſtelle des Se— 
nats derartig ausgedeutet wird, wie das durch 
den Artikel „Gefährliche Methoden“ geſchehen iſt. 
Ich führe das als Muſterbeiſpiel an und komme 
zu der Begründung des heutigen Spezialfalles. 

Wir ſehen hier das gleiche Syſtem. Es wird 
hier die Richtigkeit in das Gegenteil umgekehrt. 
Ich habe damals bei einer Großen Anfrage der 
Kommuniſten über Nichtbeſtätigung von Gemein— 
devorſtehern das Wort ergriffen und habe die Zu— 
ſtände geſchildert, die in einer Gemeindeverſamm— 
lung in Poſtelau vorgekommen ſind. Mir wurde 
zur Antwort: Nichts von alledem iſt wahr. Kaum 
glaublich, ſagte Herr Lemke, welcher doch ſonſt als 
ein Ehrenmann in dieſem Hauſe betrachtet werden 
kann, und der abſolut nicht glauben wollte, daß 
ſolche Zuſtände vorkommen könnten. Sogar Here 
Abg. Schilke, welcher doch auch als ein wirklicher 
Ehrenmann in ſeiner Partei gilt, ſchüttelte mit dem 
Kopf und ſagte: „Sie werden ſich irren, das iſt 
nicht möglich.“ Darauf beſtieg Herr Senator 
Arczynſki die Rednertribüne und ſagte das geflü— 
gelte Wort, welches ſobald nicht vergeſſen wird: 
„Der polniſchen Minderheit in Danzig geht es ſo 
gut wie keiner andern Minderheit in der ganzen 


Welt.“ Nachdem ich nochmals das Wort ergriffen 


hatte, verſtieg ſich auch Herr Sahm von dieſem 
Platz aus zu derſelben Behauptung. Da mir die 
Geſchichte doch zu bunt wurde, habe ich angeſagt, 


daß ich eine gerichtliche Klärung dieſerrganzen Mn- 


gelegenheit herbeiführen würde. 


Dieſe gerichtliche Klärung iſt in einer fünfſtün⸗ 
digen Gerichtsverhandlung nunmehr erfolgt. Na- 
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() türlich mußte der Prozeß jo geführt werden, daß feinem Male erklärte, er hätte das Protokollbuch, (O 
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ihm die politiſche Spitze genommen werden konnte. 
Wir haben ja alle Hochachtung vor dem Richter— 
ſtand, jedoch politiſche Prozeſſe ſind eine heikle 
Sache, und wir haben nicht nur in Danzig, ſondern 
auch wo anders ſchon manches in dieſer Beziehung 
erlebt. Die ganze Sache wurde alſo auf ein Gleis 
geſchoben, daß es eine Beleidigungsklage zwiſchen 
dem einen polniſchen Schöffen und dem Gaſtwirt 
wurde, bei dem die 
ſtattfanden. 


Wie war der ganze Sachverhalt? Die Sache 


ſpielt ſich in der Gemeinde Poſtelau ab. Man muß 
bedenken, daß die Aufregung in dieſer Gemeinde 
zu jener Zeit beſonders groß war, weil der ge— 
wählte Gemeindevorſteher Tießler damals nicht 
beſtätigt wurde, da er mit 300,— Gulden Geld- 
ſtrafe vorbeſtraft worden war. Seine Frau, welche 


nachträglich ebenfalls gewählt wurde, erhielt die 


Beſtätigung aus dem Grunde nicht, weil ſie die 


Frau eines mit 300,— Gulden vorbeſtraften Man- 


nes iſt und die eheliche Gemeinſchaft könnte derart 
ſchlecht auf ſie einwirken, daß ſie ebenfalls zu dem 
Amt eines Gemeindevorſtehers nicht fähig jer. 
Das iſt eine Entſcheidung des Danziger Verwal— 
tungsgerichts. Ich gebe das nur nebenbei zur gefl. 


Kenntnisnahme, damit Sie es evtl. bei anderer 


Gelegenheit verwerten können. 


Als kommiſſariſcher Gemeindevorſteher wurde 
der dortige Lehrer, ein gewiſſer Krauſe, eingeſetzt. 


Neuwahlen fanden in Poſtelau das ganze Jahr 
hindurch ſtatt, da jede Wahl für ungültig erklärt 
wurde. Es wurden wieder mal Neuwahlen ausge— 
ſchrieben, es war damals im Winter. Sie entſinnen 
ſich, m. D. u. H., daß ich damals vorbrachte, daß 
diefe Gemeindewahl trotz der Anordnung des Se- 
nats, daß Gemeindeverſammlungen nur in der 
Schule ſtattfinden ſollten, in das Gaſthaus einbe- 
rufen wurden. Es wurde mir damals von Herrn 
Senator Arczynſki entgegengehalten, daß die 
Schule geſchloſſen und ungeheizt war. Ich antwor⸗ 
tete darauf, daß doch der Lehrer Krauſe, der fom: | 
miſſariſche Gemeindevorſteher, den Schlüſſel in der 


Taſche hätte. Das iſt tatſächlich ſo. Trotzdem der 
Gemeindevorſteher 
war, berief er die Gemeindeverſammlung in das 
Gaſthaus. (Senator Arczynſki: Weil die Schule 


Lehrer ſelbſt kommiſſariſcher 


nicht geheizt war!) Um Poſtelau herum iſt ſoviel 
Wald. (Heiterkeit.) Wenn es ſich darum gehandelt 
hätte, dürfte überhaupt kein Schulunterricht in der 
Schule ſtattfinden, weil es gerade Ferien waren. 
(Kälteferien!) Die Gemeindeverſammlung fand 
im Gaſthaus ſtatt. Nun habe ich damals behauptet, 
daß der kommiſſariſche Gemeindevorſteher, Herr 
Krauſe, im Dorf die Parole ausgegeben hat, die 
Jugend ſollte mit Knüppeln und Schlagringen zu 


der Gemeindeverſammlung erſcheinen. Dies wurde 


beſtritten. Dieſe Behauptungen ſind aber in dem 
Prozeß von vier reſp. fünf Zeugen beſchworen wor 
den, nicht von Zeugen, die mit 300, — Gulden 
Geldſtrafe vorbeſtraft ſind, ſondern von vollkom— 
men makelloſen Zeugen. (Hört, hört!) 

In dieſer Gemeindeverſammlung wurde eine 
künſtliche Pauſe dadurch herbeigeführt, daß der 
kommiſſariſche Gemeindevorſteher, Herr Kraufe, 
nachdem die Verſammlung verhandelt hatte, mit 


Gemeindevertreterſitzungen 


p 


das Papier, Schreibfeder und Tinte vergeſſen und 

| wiirde mal einen Augenblick nach Haufe gehen, die 
Sachen zu holen, damit das Protokoll aufgeſetzt 
werden könnte. Nun ging natürlich der Standar 
los. Das geſchah in der Weiſe, daß der Gaſtwirt 
Brandt mit einem Male ſagte, — das ſind auch be— 
ſchworene Ausſagen, — und zwar zu Tießler und 
Elmanowſki: „Von euch Schweinigeln foll keiner 
Gemeindevorſteher werden!“ Jetzt ging die 
Schlägerei los. Trotzdem die Gemeindeverſamm— 
lung noch nicht beendet war, weil doch noch das 
Protokoll aufgeſetzt werden ſollte, ging eine Schlä— 
gerei los. Von Leuten, die nicht zu der Gemeinde— 
verſammlung gehörten, wird der polniſche Schöffe 
Elmanowſki niedergeſchlagen und vom Gaſtwirt 
aus dem Lokal gewieſen. Auf ſolche Weiſe kann 
eine Gemeindeverſammlung natürlich nicht zu 
Ende geführt werden. Es handelt ſich jetzt um die 
beiden Paragraphen des Strafgeſetzbuches, die ich 
angeführt habe. Der § 107 beſagt: 

Wer jemand durch Gewalt oder durch Bedrohung 
mit einer ſtrafbaren Handlung verhindert, in Aus— 
übung ſeiner ſtaatsbürgerlichen Rechte zu wählen oder 
zu ſtimmen, wird mit Gefängnis nicht unter ſechs 


Monaten oder mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren 
beſtraft. 


weiſen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſki. 
| Arczynſti, Senator: Meine ſehr verehrten D. 
u. H.] Die Große Anfrage Nr. 47 beantworte ich 
namens des Senats wie folgt: (Abg. Raſchke: Alle 
Tage ſo, dann werden Sie Ihr Geld verdienen!) 
Das tue ich. Hören Sie nur zu. Sie arbeiten be— 
ſtimmt nicht 12 Stunden am Tage. 
| Der Senat hat bereits die Kleine Anfrage Nr. 
126 unter dem 20. April 1929 beantwortet, daß es 
in der Gemeindevertreterſitzung zu Poſtelau vom 
16. Februar 1929 zu keinerlei Tätlichkeiten gegen 


D 
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(Arczynſki, Senator) ; 
polniſche Gemeindevertreter gekommen ijt. Das in 
der Berufungsinſtanz ergangene Urteil der zwei⸗ 
ten Strafkammer des hieſigen Landgerichts aus 
der Sitzung vom 28. September 1929 in der Pri⸗ 
vatklageſache des Eigentümers Franz Elmanowſki 
gegen den Gaſtwirt Auguſt Brandt wegen Belei⸗ 
digung, auf welches ſich die Große Anfrage ſtützt, 
beſtätigt ausdrücklich, daß ſich der in der Anfrage 
gerügte Vorfall erſt abgeſpielt hat, nachdem der 
Zeuge Krauſe, das iſt der damalige kommiſſariſche 
Gemeindevorſteher, die Sitzung aufgehoben hatte. 
Die damalige Antwort des Senats m. D. u. H., 
iſt alſo durch die gerichtlichen Feſtſtellungen be⸗ 
ſtätigt worden. Aus dem Arteil ergibt ſich, daß 
es nach der Gemeindevertreterſitzung in dem Lokal 
zwiſchen dem Gaſtwirt Brandt und dem Eigen— 
tümer Elmanowſfki zu perſönlichen Streitigkeiten 
gekommen iſt, in deren Verlauf der Gaſtwirt den 
Elmanowjfi aus dem Lokal gewieſen hat. Elma- 
nowſki hat deshalb gegen Brandt wegen Beleidi— 
gung Klage erhoben, Brandt gegen ihn Wider— 
klage wegen Hausfriedensbruch, Beleidigung und 
Körperverletzung. In erſter Inſtanz ſind beide zu 
einer Geldſtrafe verurteilt worden, in der zweiten 
Inſtanz wurde Elmanowſki von der Anklage frei— 
geſprochen und Brandt zu 50 Gulden Geldſtrafe 
verurteilt. Gegen das Urteil iſt von Brandt Re— 
viſion eingelegt worden. Die Urteile beider bis— 
heriger Inſtanzen ergeben nicht den geringſten 
Anhalt für eine dienſtliche Verfehlung des dama— 
ligen kommiſſariſchen Gemeindevorſtehers, noch 
viel weniger des Landrats oder für die unrichtige 
Erklärung des Senats im Volkstag. Die gegen 
den Senat und die Beamten erhobenen Vorwürfe 
werden auf das entſchiedenſte zurückgewieſen. 

Im übrigen ſteht der Senat auf dem Stand— 
punkt, daß gemäß § 104, Abſatz 4 der Landge— 
meindeordnung Gemeindevertreterſitzungen in der 
Regel nicht im Gaſthaus abgehalten werden ſol⸗ 
len. In dem vorliegenden Fall mußte leider eine 
Ausnahme gemacht werden, weil das Schulhaus 
in Poſtelau, wo ſonſt die Gemeindevertreterſitzung 
hätte ſtattfinden müſſen, aus Mangel an Seiz- 
ſtoffen geſchloſſen war. 

M. D. u. H., ich möchte perſönlich noch etwas 
hinzufügen, daß durch Kleine und Große Anfra⸗ 
gen nach außen hin immer wieder der Eindruck 
zu erwecken verſucht wird, als würde die polniſche 
Minderheit, d. h. die Danziger Staatsangehörigen 
polniſcher Nationalität irgendwie bedrückt. Ich 
ſtehe zu meiner damaligen Erklärung und füge 
hinzu: Es gibt tatſächlich kein Land in der Welt, 
das ſolche Freiheiten für Minderheiten und Aus- 
länder hat. Dieſe Freiheiten gehen ſo weit, daß 
Danziger Staatsangehörige hungern müſſen. M. 
D. u. H., der Senat hat durch die Volkszählung 
nachgewieſen, wieviel Tauſend, ja Zehntauſende 
von ausländiſchen Staatsangehörigen hier im Ge- 
biet der Freien Stadt Arbeit und Brot finden. 
Man kann nicht ſagen, daß jemand unterdrückt 
wird, wenn er im Auslande Brot und Auskommen 
findet. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ich ſtelle nur 
Tatſachen feſt, während zu gleicher Zeit Zehntau⸗ 
ſende eigener Staatsangehöriger ſeit Jahr und 
Tag keine Arbeit haben und mit ihren Familien 
hungern müſſen. M. D. u. H., ich wünſche von 
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Herzen allen Minderheiten dieſe Freiheit. Wir 
haben keine Urſache, uns etwa gegenſeitig zu ver— 
hetzen. 

Herrn Abg. Dr. Moczynſki möchte ich noch fol⸗ 
gendes ſagen: Wenn Herr Tießler nicht beſtätigt 
worden iſt, fo ſagte Herr Dr. Moczynſki ganz rih- 
tig, daß das geſchehen iſt, weil er beſtraft war. 
(Senatoren ſind mit Gefängnis beſtraft!) Er 
wurde mit Gefängnis beſtraft, reſpektive mit einer 
Geldſtrafe. Jeder Danziger Staatsangehörige im 
gleichen Falle, würde genau wie Herr Tießler, 
nicht beſtätigt worden ſein. (Abg. Dr. Moczynſki: 
Wo ſteht das? — Abg. Karkutſch: Das iſt in je— 
dem anſtändigen Staat ſo!) Daß Frau Tießler 
nicht beſtätigt worden iſt, iſt auf Grund des Ur— 
teils des Verwaltungsgerichts geſchehen, wie Sie 
ſelbſt gejagt haben. Das Urteil iſt auch begründet 
und nach meiner Ueberzeugung richtig begründet— 
M. D. u. H.! Warum wurde ausgerechnet Frau 
Tießler an Stelle des Herrn Tießler vorgeſchlagen? 
Damit Tießler den notwendigen Einfluß, den er 
ſonſt nicht erlangen kann, in der Gemeinde be— 
kommt. (Abg. Dr. Moczynſki: Das ſollte ein So— 
zialdemokrat nicht jagen!) 

Dann noch eins. Herr Abg. Dr. Moczynſki hat 
zum zweiten Male das angebliche Vorkommnis aus 
Anlaß der Ueberführung des verunglückten polni- 
ſchen Majors angeführt. Nicht nur Schutzpolizei— 
beamte, ſondern Zeugen, die zufällig auf der Pro- 
menade waren, die ſich ſelbſt angeboten haben und 
die vernommen worden ſind, haben erklärt, daß 
keine Beläſtigungen erfolgt ſind. Es iſt auch nicht 
richtig, daß dort Hunderte von Menſchen waren. 
Fünfzehn bis zwanzig Perſonen haben ſich zufäl— 
lig auf der Promenade eingefunden. Wenn Sie 
die Promenade in den Abendſtunden beobachten, 
ſo werden Sie feſtſtellen, daß faſt ſtündlich fünf- 
zehn bis zwanzig Perſonen auf der Promenade zu— 
ſammenkommen. Alſo auch das zieht nicht. Wenn 
Sie wirklich andere Beſchwerden nicht haben, ſo 
bitte ich Sie herzlich und dringend, unterlaſſen 
Sie ſolche Anfragen. Sie fördern das gute Ber- 
hältnis zwiſchen der polniſchen Minderheit und 
der Danziger Bevölkerung nicht. Ich hoffe und 
wünſche, daß dieſe Ihre Beſchwerde die letzte ihrer 
Art ſein möge. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge- 


ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Dr. Moczynſti. 
Dr. Moczynjti, Abgeordneter (Pol.): Ich be- 
antrage Beſprechung. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: 
auf Beſprechung unterſtützt? — Die Unterſtützung 
c 111 Das Wort hat Herr Abg. Dr. Mo⸗ 
czynſki. 


Dr. Moczyniti, Abgeordneter (P.): M. D. 
u. H.! Es handelt ſich um eine Gemeindeſitzung. 


Wird der Antrag 


Wer irgendwie im öffentlichen Leben tätig iſt, 


weiß, daß zu jeder Sitzung das Protokoll gehört, 


und daß erſt nach Abfaſſung des Protokolls die 
Wenn Herr Se- 
nator Arczynſki behauptet, daß die Sitzung been⸗ 
det war, als die Schlägerei ausbrach, ſo halte ich 


Sitzung beendet werden kann. 


dem entgegen, daß noch kein Protokoll aufgeſetzt 
war. Eidlich vernommene Zeugen haben bekundet, 
der kommiſſariſche Gemeindevorſteher, 


Kraufe, hätte ſich in die Wohnung begeben, um; 
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das Protokollbuch zu holen und das Protokoll auf⸗ 
ſetzen zu laſſen. Dies wird dadurch beſtätigt, daß 
er 10—15 Minuten ſpäter mit dem Buch erſchie⸗ 
nen iſt, um das Protokoll aufzuſetzen. Der ver- 
prügelte polnische Schöffe Elmanowſki iſt der 
zweite Schöffe, und es gehört zum Protokoll einer 
Gemeindeſitzung, daß es von dem Gemeindevor⸗ 
ſteher und zwei Schöffen unterſchrieben wird. El⸗ 
manowſki war alſo durchaus notwendig zu der 
Unterſchreibung des Protokolls. ; : 

Nun werde ich mir erlauben, einen Teil des 
Originalurteils, Herr Senator Arczunſki, „im Na- 
men der Freien Stadt Danzig“ vorzuleſen, das 
dem widerſpricht, was Herr Senator Arczynſki jo: 
eben ausgeführt hat. Es heißt dort: 

Während der Gemeindevorſteher Krauſe bekun⸗ 
det hat, er habe ſogleich die Sitzung für beendet er⸗ 
klärt und geſagt, das Protokoll würde er zu Haufe 
anfertigen, ſagen die Zeugen (folgen 4 Namen) aus, 
ſie hätten Krauſe dahin verſtanden, daß er nur von 
zu Hauſe Papier oder etwas anderes habe holen 
wollen, dann wiederkommen wollte, um das Proto⸗ 
foll im Lokal fertig zu ſtellen. Bei dieſem Wider— 
ſpruch kann dem Privatkläger nicht widerlegt werden, 
daß auch er der Auffaſſung geweſen iſt, daß die Sitzung 
noch nicht beendet war, zumal es, als Krauſe ſich zu- 
erſt erhob und die Worte ſprach, ſehr laut in dem 
Gaſtzimmer zugegangen iſt. 

Es ſind vier beeidete Zeugenausſagen dafür da, 
daß die Sitzung damals noch nicht beendet war, 
und das Gericht iſt in ſeiner Entſcheidung dieſen 
vier Zeugenausſagen gefolgt. 

Wenn Herr Senator Arczynſki weiter behaup⸗ 
tet, daß Reviſion gegen das Urteil beantragt wor⸗ 
den iſt, ſo möchte ich dem entgegenhalten, daß eine 
derartige Reviſion nur auf eine Geſetzesverletzung 
geſtützt werden kann. Zeugen werden in der Ne- 
viſionsinſtanz nicht mehr vernommen, alſo das 
Material, das in der Berufungsinſtanz vorliegt, 
bleibt auch für die Reviſionsinſtanz bindend. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (SP. D.): M. D. u. H.! 
Wir haben bereits bei der erſten Behandlung der 
Großen Anfrage in derſelben Angelegenheit durch 
einen Redner zu dieſer Frage Stellung genommen 
und haben dem damals Geſagten nichts hinzuzu— 
fügen. Aber ich möchte doch betonen, daß es für 
die arbeitenden Bevölkerungsſchichten der dortigen 
Gemeinde nicht gleichgültig ift, wer Gemeindevor— 
ſteher ijt und wes Geiſtes Kind der Gemeindevor— 
ſteher in dieſer ſtrittigen Gemeinde iſt. Die Ar⸗ 
beiterſchaft hat geglaubt, daß, wenn an Stelle des 
früheren deutſchnationalen ein polniſcher Gemein⸗ 
devorſteher kommt, dann ihre wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſen durch den polniſchen Gemeindevorſteher 
wahrgenommen werden würden. Die Arbeiter— 
ſchaft hat ſich geirrt. Wir haben feſtſtellen müſſen, 
daß es ganz gleich iſt, ob die Nationaliſten von 
lenſeits oder diesſeits der Grenze find, wenn es 
ſich darum handelt, die Arbeiterſchaft zu unter 
drücken, verbünden ſich auch dieſe Geiſter, die ſich 
hier im Volkstag bei Behandlung dieſer Frage 
ſo oft bekämpft haben. Leider haben wir das bei 
der Gemeindevertreterwahl, die am letzten Sonn⸗ 
tag ſtattfand, wieder recht deutlich erfahren müſ⸗ 
jen. Der Streit, der hier im Volkstag fo oft ge- 
tobt hat, bei dem ein ſcheinbarer Gegenſatz zwi- 
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ſchen den Deutſchnationalen und den polniſchen 
Nationaliſten hervortrat, iſt in der Gemeinde 
Poſtelau ſchon längſt begraben. Die ſtreitenden 
Brüder haben ſich geeinigt, um in gemeinſamer 
Front gegen die werktätige Bevölkerung zu kämp⸗ 
fen. (Hört, hört! links.) 

Was iſt geſchehen? Am letzten Sonntag haben 
die Polen in der Gemeinde Poſtelau wiederum die 
Mehrheit erlangt. (Zuruf bei den Polen.) Wa⸗ 
rum haben ſie die Mehrheit erlangt? Weil die 
Deutſchnationalen mit den Polen Liſtenverbin⸗ 
dung gemacht haben. (Lebhaftes Hört, hört! 
links.) Durch diefe Liſtenverbindung wurde den 
Polen das fünfte Mandat zugeſchoben, das ſomit 
zur Mehrheit der Polen führte. Ich habe am 
Sonntag vor der Wahl in einer Verſammlung in 
Poſtelau geſprochen und in dieſer Verſammlung 
auf dieſe Waffenbrüderſchaft der deutſchnationalen 
und der polniſchen Nationalliſten hingewieſen und 
die Arbeiterſchaft darauf aufmerkſam gemacht, daß 
es darauf ankommt, die Nationaliſten beider 
Lager aus der Gemeindeverſammlung überhaupt 
auszuſchalten. Leider iſt das nicht erreicht wor- 
den, weil die Deutſchnationalen mit den Polen 
Liſtenverbindung gemacht haben. Aber auch in 
der Praxis haben die Arbeiter leider erfahren 
müſſen, daß es gehauen wie geſtochen iſt, ob ein 
polniſcher oder deutſchnationaler Gemeindevor— 
ſteher vorhanden iſt. Der jetzige polniſche Ge- 
meindevorſteher hat es fertig gebracht, folgendes 
anzuſtellen. Die Landarbeiter, auch Frauen, 
wurden zur Kartoffelernte zum deutſchnationalen 
Rittergutsbeſitzer in Pagelau vermittelt. Sie 
konnten die Arbeit nicht aufnehmen, weil der arme 
Rittergutsbeſitzer Zeiſing kein Arbeitsgerät hatte. 
Dieſe Erwerbsloſen haben fich dann ſelbſt bei klei⸗ 
neren Beſitzern Arbeit beſorgt, die ihnen das Mr- 
beitsgerät lieferten. Nachdem die Arbeiter nach 
der Kartoffelernte wieder erwerbslos wurden, hat 
Herr Zeiſing nun gefordert, daß ihnen die Unter- 
ſtützung geſperrt würde, weil fie bei ihm die Mr- 
beit verweigerten. Was hat der getreue Fridolin 
der deutſchnationalen Gutsbeſitzer, der polniſche 
Gemeindevorſteher von Poſtelau gemacht? Er hat 
die Unterſtützung für alle dieſe Erwerbsloſen ge- 
ſperrt. (Abg. Dr. Moczynſki: Es iſt ja kein polni⸗ 
ſcher Gemeindevorſteher, es war der kommiſſari— 
ſche Gemeindevorſteher Krauſe!) Nicht Krauſe, 
ſondern Amatowſki, der Pole iſt. (Widerſpruch 
bei den Polen). Herr Krauſe iſt ſchon längſt nicht 
mehr Gemeindevorſteher. Der jetzige Gemeinde— 
vorſteher ging fogar noch weiter. Um den deutſch⸗ 
nationalen Beſitzern billige Arbeitskräfte ohne 
Arbeitsgerät zuzuführen, veranlaßte er beim 
Kreisausſchuß einen Zuſchuß zur Beſchaffung von 
Arbeitsgerät durch die Gemeinde, damit die Ar⸗ 
beitsloſen bei den Gutsbeſitzern in Arbeit gebracht 
werden. Tatſächlich wurde der Gemeinde ein 
Zuſchuß ‚von 150, — G zur Beſchaffung von Ar- 
beitsgerät für die Kartoffelernte in der Gemeinde 
Poſtelau gewährt. Das ganze Arbeitsgerät liegt 
nun im Gemeindeamt und iſt überhaupt nicht be⸗ 
nutzt worden, weil ſich die Erwerbsloſen mittler- 
weile bei andern Bauern Arbeit beſorgt haben, 
die das Arbeitsgerät ſelbſt lieferten. Alſo wir 
ſehen an dieſem Beiſpiel, wie hier mit öffentlichen 
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Mitteln gewirtſchaftet wird, um den deutſchnatio⸗ 
nalen Rittergutsbeſitzern billige Arbeitskräfte mit 
Arbeitsgerät auf Staatskoſten unter Sekundanz 
des polniſchen Gemeindevorſtehers von Poſtelau 
zuzuführen. > 

Denſelben Fall haben wir jetzt auch in der 
Gmeinde Roſenberg erlebt. Weil jetzt durch die 
Liſtenverbindung die Deutſchnationalen in Poſte— 
lau den Polen die Mehrheit verſchafft haben, muß— 
ten natürlich die Polen auch den Deutſchnatio— 
nalen irgendeinen Liebesdienſt an anderer Stelle 
erweiſen und das geſchah in Roſenberg. Am lek- 
ten Sonntag fand in Roſenberg die Gemeindever— 
treterwahl ſtatt. Dort war ebenfalls Liſtenver— 
bindung zwiſchen der deutſchnationalen und der 
polniſchen Liſte eingegangen. Bei Durchſicht der 
Wahlreſultate iſt feſtzuſtellen, daß dort der 
Deutſchnationale mit den Stimmen der Polen ge: 
wählt und die Polen dadurch ausfielen. Alſo es 
ſcheint ſo, daß dieſe nationalen Geſichtspunkte, von 
denen Sie ſich hier im Volkstag leiten laſſen, nur 
Mittel zum Zweck für Sie ſind. Die polniſchen 
Nationaliſten unterſcheiden ſich in der Beziehung 
von den Deutſchnationalen abſolut nicht. 

Dieſer ganze Nationalismus iſt nur Mittel 
zum Zweck, um die verſchiedenen Volksſchichten 
gegen einander zu verhetzen. Aber dieſelben Na— 
tionaliſten befinden fih ſofort in Waffenbrüder⸗ 
ſchaft, wenn es ſich darum handelt, die werktätige 
Bevölkerung zu unterdrücken. Das feſtzunageln, 
hielten wir für notwendig, um an Hand der Praxis 
zu zeigen, daß hinter dieſen ganzen Anfragen kein 
ſachlicher Kern ſteckt, ſondern daß lediglich eine 
nationale Hetze entfacht werden ſoll, die wirklich 
U der Gemeindepolitik zu tun hat; (Bravo 
inks. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Höhn. 

Höhn, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Es iſt 
eigentlich unverſtändlich, wie Herr Abg. Dr. Mo⸗ 
czynſki noch eine derartige erneute Anfrage im 
Volkstag ſtellen kann. Soweit ich informiert bin 


und ich glaube es als Mitglied des Kreisausjchuf-- 


jes zu ſein, weil ich mir auch das Urteil angeſehen 
habe, hat das Urteil die Antwort des Senats in 
vollem Umfange beſtätigt. Das Arteil hat erge— 
ben, daß die Sitzung bereits geſchloſſen war. Ich 
weiß nicht, wie Herr Dr. Moczynſki überhaupt den 
Gemeindevorſteher dafür verantwortlich machen 
will. Wenn die Sitzung geſchloſſen iſt und der 
Gemeindevorſtehr nicht dabei iſt, kann er nicht 
dafür verantwortlich gemacht werden, wenn ſi 
Perſonen nachher anrüpeln. 

Ferner hat das Urteil beſtätigt, daß an der 
Behauptung, daß der betr. kommiſſariſche Ge— 
meindevorſteher, Lehrer Krauſe, dazu aufgefor⸗ 
dert habe, Knüppel und Schlagringe mitzubrin⸗ 
gen, nichts Wahres iſt. Ich glaube, Herr Abg. 
Dr. Moczynſki, daß Sie ſich in dieſer Beziehung 
wohl etwas verlaufen haben. Vielleicht haben Sie 
ſich inſofern geirrt, daß Sie den polniſchen Sejm 
mit der Gemeindevertretung in Poſtelau verwech— 
ſelten. 

Ferner möchte ich Sie fragen, da Sie die Nicht— 
beſtätigung des Gemeindevorſtehers Tießler er— 
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kannt iſt, weswegen Herr Tießler beſtraft iſt. Ich 
will Sie einmal fragen, beſtätigt man Leute in 
Polen, die ſich ſolcher Vergehen ſchuldig gemacht 
haben? Beſtätigt man Leute in Polen, die den Ge— 
fangenen Tabak und anderes zugeſteckt und ſich da— 
für Schnürſchuhe haben geben laſſen. Ich glaube, 
auch in Polen wird man ſolche Leute nicht beſtäti— 
gen. Wenn man das auch in Danzig nicht tut, ſo iſt 
das nur eine Pflicht der Reinlichkeit, die wir dem 
Staat gegenüber haben. Ich glaube, Herr Dr. Mo— 
czynſki, Sie erweiſen hier, wie auch Herr Senator 
Arczynſki anführte, Ihrer Minderheit durchaus kei— 
nen Gefallen, wenn Sie ſolche Sachen anführen. 
Wenn Ihre Leute wirklich bedrückt werden, können 
Sie überzeugt ſein, daß überall, ſei es im Kreis— 
tag oder im Kreisausſchuß, Leute da ſein werden, 
die dagegen auftreten. Aber ich möchte Sie bitten, 
nicht Sachen, die nicht auf Wahrheit beruhen, hier 
im Volkstag zu zitieren. 

Vizepräſident Gankowſki: Das Wort hat Herr 
Abg. Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): Ich muß 
leider noch einmal das Wort ergreifen, nicht um 
dem Abg. Höhn zu antworten, daß ich gewohnt bin, 
mich nur mit ernſten Leuten und mit ernſten Zwi- 
ſchenrufen auseinanderzuſetzen. (Heiterkeit im 
Zentrum.) Ich komme lediglich zurück, um einige 
Ausſagen des Herrn Abg. Mau richtig zu ſtellen. 
Herr Mau, Sie wiſſen ganz genau, daß ich kein 
polniſcher Nationaliſt bin, ebenſo wie ich weiß, daß 
Sie kein deutſcher Nationaliſt ſind. Weil ich weiß, 
daß das, was Sie geſagt haben, gut gemeint iſt, 
habe ich noch einmal das Wort ergriffen, um das 
richtig zu ſtellen. Es find zwei Sachen zu berich⸗ 
tigen. Nämlich, Herr Abg. Mau, es hat keine 
Liſtenverbindung mit den Deutſchnationalen in 
Poſtelau ſtattgefunden. Sie müſſen falſch infor⸗ 
miert ſein. Herr Lendzion war noch am Sonntag 
dort und hat das feſtgeſtellt, und Sie waren am 
Sonnabend da. Ich habe alſo einen Zeugen, der 
noch ſpäter dort geweſen iſt. Von Roſenberg ſtimmt 
es. Ich ſchäme mich, das zugeſtehen zu müſſen; 
denn ich ſelbſt habe ein gewiſſes Reinlichteitsge- 
fühl. (Was jagen Sie dazu? Herr Schwegmann? 
links.) Das iſt auf Folgendes zurückzuführen. Sie 
werden in Ihren Reihen wahrſcheinlich ebenſo un⸗ 
botmäßige Leute haben wie wir. Es iſt der Groh- 
grundbeſitzer Wojnowſki geweſen, welcher wider 
unſere Direktive in Roſenberg das gemacht hat, 
was wir ihm immer verboten haben. Die Kon— 
ſequenzen wird er tragen müſſen. (Abg. Beyer: 
Dann wird er deutſchnational! Heiterkeit. — Was 
machen Sie mit Ihren Leuten? links.) Was Sie, 
Herr Abg. Mau, von dem polniſchen Gemeinde— 
vorſteher in Poſtelau erzählt haben, ſtimmt abjo- 
lut nicht, denn in Poſtelau iſt bis zum heutigen 
Tage niemals ein polniſcher Gemeindevorſteher 
geweſen. Der Lehrer Krauſe hat das Amt des 
kommiſſariſchen Gemeindevorſtehers bis zu den 
Wahlen inne gehabt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Papke. 

Papke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich will hier nur feſtſtellen, daß fih die Deutjch- 
nationalen überhaupt nicht beteiligt haben. Aus 


wähnten, ob Ihnen, Herr Dr. Moczynſki, auch be- den Gemeinden heraus haben ſich Leute ſelbſt 
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deutſchnational genannt. (Große Heiterkeit links.) 
Ich möchte noch feſtſtellen, daß in Poſtelau keine 
polniſche Mehrheit iſt, ſondern nur eine deutſche. 
Es ſind in Poſtelau gewählt ein Deutſchnationaler, 
(Zwiſchenrufe des Abg. Eduard Schmidt.) zwei 
Zentrumsleute, zwei Sozialdemokraten und drei 
Polen. Alſo die Polen haben nur drei Mandate 
und nicht fünf. Es beſteht in Poſtelau alſo keine 
polniſche Mehrheit, ſondern eine deutſche. (Es iſt 
ja noch eine Liſte! Herr Schwegmann hat falſch 
vorgeſagt! links. — Große Heiterkeit.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Dr. Moczynſki das Wort. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter: Ich bitte die 
Große Anfrage dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte dem 
Herrn Abg. Dr. Moczynſki antworten, daß es nicht 
zutrifft, was er berichtet hat. Es iſt wohl richtig, 
daß bis zum 1. Oktober Herr Krauſe der kommiſſa— 
riſche Gemeindevorſteher war, aber ſeit dem 1. Ok— 
tober iſt dort ein polniſcher Gemeindevorſteher 
und gegen dieſen richtet ſich meine Beſchwerde, die 
ich für ſieben Arbeiter beim Kreisausſchuß des 
Kreiſes Danziger Höhe gegen ihn eingereicht habe. 
Seit dem 1. Oktober ift dort ein polniſcher tom- 
miſſariſcher Gemeindevorſteher eingeſetzt. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. Ich bitte aber, die Wortmel— 
dungen etwas früher einzureichen. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich wollte mich 
eigentlich nicht zum Wort melden, und Sie müſſen 
daher entſchuldigen, Herr Präſident, wenn die 
Wortmeldung ſo ſpät kam. Weil aber die ganze 
Sache in ein Theater ausartet, deshalb hielt ich 
es für nötig, auch noch ein paar Worte dazu zu 
ſagen. Leider läßt unſere Geſchäftsordnung nur 
zu, daß Abgeordnete aus dem Hauſe hinausge— 
worfen werden, ſie läßt aber nicht zu, daß ſolche 
Theateraufführungen unterbunden werden. Ich 
könnte dem Herrn Präſidenten nur empfehlen, 
ſich einmal mit dieſer Frage zu beſchäftigen und 
die Geſchäftsordnung dahin abzuändern, daß ſolche 
Theateraufführungen wenn Sie noch Wert darauf 
legen, ernſt genommen zu werden, in der Oeffent⸗ 
lichkeit unterbunden werden. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) Es iſt wunderbar, daß man trotz dieſer 
Theateraufführung hier feſtſtellen kann, daß heute 
die Sozialdemokraten verſuchen, ſich an den Polen 
und Deutſchnationalen zu reiben und morgen mit 
ihnen die dickſte Freundſchaft haben. (Abg. Foo⸗ 
ken: Da biſt Du zu kurz gekommen!) 

Vom politiſchen Standpunkt aus betrachtet, iſt 
das, was die Sozialdemokratie hier arfiihrt, eins 
der üblichen Manöver, um die Maſſe der Werk— 
tätigen zu verwirren. Wenn man Herrn Maus 
Rede hier gehört hat, in der er erklärte, daß die 
Polen genau ſolche Ausbeuter und Unterdrücker 
ſind wie die Deutſchnationalen, dann vergißt der 
gute Mann nur, dabei zu ſagen, daß das auch die 
Tätigkeit feiner Partei ift und die S. P. D. das 
Proletariat genau jo unterdrückt, knebelt, ausbeu— 
tet und mit dem Gummiknüppel niederſchlägt. 


Das hat Herr Mau vergeſſen, hier zu erwähnen. 


Wir ſtehen natürlich auf dem Standpunkt, daß 
die Herren Polen hier in Danzig mit den Deutſch⸗ 
nationalen gemeinſame Sache machen. Das iſt 
für uns ganz ſelbſtverſtändlich. (Widerſpruch bei 
den Polen.) Die Deutſchnationalen ſchauen nach 
Polen und freuen ſich darüber, wenn Pilſudſki die 
Diktatur errichten würde. Dann hätten lie Gele- 
genheit, dem Mann die Hand zu küſſen. Aber das, 
was die Deutſchnationalen wünſchen und erſtre⸗ 
ben, wollen die Sozialdemokraten auch. Für die 
gilt jetzt genau dasſelbe. Herr Spill, Sie haben 
gar keine Urſache zu lachen und mit dem Kopf zu 
ſchaukeln. Sie ſind auf dieſem Gebiet der Vor— 
ausgänger, (Abg. Dr. Moczynſki: Der Schritt— 
macher ſagen Sie mal!) Sie ſind derjenige, der 
alles daran fegt, um den Faſchismus durchzufüh⸗ 
ren. Bei Ihren Freunden gelten Sie als der— 
jenige, der mit ſeinem dicken oſtpreußiſchen Schä— 


nieren äußerlich dagegen — innerlich freuen ſie 
ſich, daß Sie ſo mit den Minderheiten verfahren 
und Ihren Diktaturgelüſten hier freien Lauf 
laſſen. — 

Nas die Frage der Beſtätigung des Gemeinde- 
vorſtehers anlangt, ſo haben auch wir ſchon da— 
mals, als die Sache im Parlament zum erſten Male 
behandelt wurde, erklärt, daß wir in dieſen Maß— 
nahmen eine Ausnahme ſehen. Wir können ja 
auch mit Tatſachen dienen, denn dies Verfahren iſt 
auch gegen kommuniſtiſche Gemeindevorſteher, 
Schöffen und Gemeindevertreter angewandt wor— 
den. Aber wir können jetzt auch verſtehen, wes⸗ 
halb das der Fall iſt. Die Rede des Abg. Mau 
brachte indirekt zum Ausdruck, daß dem polniſchen 
Gemeindevorſteher von Poſtelau, vom politiſchen 
Standpunkt betrachtet, recht geſchehen ſei. Herr 
Mau ſagte, das Geſetz ſei ihm Nebenſache, hier 
ſpräche nur die Politik, und vom politiſchen Stand⸗ 
punkt aus ſei die Nichtbeſtätigung des Gemeinde— 
vorſtehers für ihn als Perſon ſehr angenehm. Herr 
Mau, der ja ein linker Sozialdemokrat iſt, pfeift 
genau jo auf die Demokratie gegen die Minder- 
heiten und iſt ein Freund der Diktatur im In⸗ 
tereſſe des kapitaliſtiſchen Staates. Das wollen wir 
in dieſem Zuſammenhange nur feſtnageln. 

i Zuſammenfaſſend kann ich erklären, daß auch 
dieſe Regierung ſich allein von politiſchen Geſichts⸗ 
punkten leiten läßt und alles daran fegt, um den- 
jenigen, die ihr nicht genehm find, die Aemter zu 
verſagen. Wenn man das aber ſchließlich auch 
zum Teil vertreten kann, ſo erklären wir ganz frei 
und offen: Wenn Deutſchnationale, wenn die bür— 
gerliche Mitte von dieſen Maßnahmen betroffen 
wird, weinen wir ihnen keine Tränen nach und 
verurteilen ſie nicht. Aber wir verurteilen aufs 
ſchärfſte, wenn Arbeiter nicht beſtätigt werden, des- 
halb nicht beſtätigt werden, weil eine ſozialdemo— 
kratiſche Regierung der Meinung iſt, daß der Ar— 
beiter, wenn er Gemeindevorſteher iſt, die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiter wahrnehmen könnte. Deshalb 
wenden wir uns gegen dieſe politiſche Einſtellung 
und ſagen: Sie benutzen dieſen Fall nur, um der 
Arbeiterſchaft auch hier wieder Sand in die Augen 
zu ſtreuen, um der Arbeiterſchaft klar machen zu 
wollen, daß man auch polniſche Gmeindevorſteher 
nicht beſtätige, nachdem man ein halbes Dutzend 
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kommuniſtiſche Gmeindevorſteher und 8 Schöffen 
nicht beſtätigt hat. In Wirklichkeit beſtätigt man 
die proletariſchen, die kommuniſtiſchen Gemeinde— 
vorſteher deshalb nicht, weil man ſich in dieſer 
Frage nur vom politiſchen Standpunkt aus leiten 
läßt. Das verurteilen wir auf das ſchärfſte und 
erklären, daß erſt die Arbeiter- und Bauernregie— 
rung die deutſchnationalen Gemeindevorſteher zum 
Teufel jagen und dafür Arbeitervertreter in den 
Gemeinden mit allen möglichen Mitteln unter— 
ſtützen wird. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Ich muß ge: 
gen die letzten Ausführungen des Herrn Abg. 
Raſchke mit Nachdruck Proteſt einlegen. Seine Be- 
hauptungen ſind durch nichts bewieſen. Im Ge— 
genteil, der Senat hat verfügt, daß die Liſten für 
die Amtsvorſteher ergänzt werden und daß ins- 
beſondere auch Kleinrentner, Arbeiter, Handwer— 
ker und Kleinbauern mit in die Vorſchlagsliſten 
aufgenommen werden, damit auch dieſe Kreiſe zur 
politiſchen Tätigkeit in den Gemeinden herange— 
zogen werden. Ich wi das hier jagen, weil ſonſt. 
nach außen hin der Eindruck erweckt wird, als 
wenn der Senat nur einſeitig varteipolitiſch ſeine 
Entſcheidung treffe. Das iſt nicht wahr (Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Herr Abg. Dr. Moczynſki hat beantragt, 
dieſe Große Anfrage Nr. 47, Druckſache Nr. 896 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wer dafür iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Damit iſt die 
Große Anfrage Nr. 47 erledigt. Ich rufe Punkt 9 
der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 51 des Abg. W. 
Lemke u. Gen. betr. Erhöhung der Klein⸗ 
ryntnerrenten. 
Drudir. de Nr. 926. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Abg. W. Lemke. 

Zemie, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
Zur Großen Anfrage Nr. 51 in Druckſache Nr. 926, 
zurch die beantragt wird, die Unterſtützungsrenten 
für die Kleinrentner zu erhöhen, möchte ich folgen: | 
des zur Begründung ſagen. Sie wiſſen Alle zur 
Genüge, wie die Not der Kleinrentner entſtanden 
iſt. Die Brutalität der Inflation, die eine erwie- 
ſenermaßen beabſichtigte Handlung war, ferner die 
Rohheit der Wirkung der Aufwertungsgeſetze, die 
überhaupt nicht übertroffen werden kann, ſind die 
Grundlagen für den Notſtand der um ihr Ber- 
mögen beraubten Gläubiger und Sparer, die man 
kurzweg Kleinrentner nennt. 

Dieſe ungeheuerlichen Geſchehniſſe wurden 
unter dem Wortſchwall der Behauptung gemacht: 
Alles für das Allgemeinwohl, für das Staats- 
wohl, für das Volkswohl. Das iſt eine erwieſene 
Unwahrheit. Dieſe Schande und Schmach, die die 
Parlamente und die Regierungen durch die Auf⸗ 
wertungsgeſetze geſchaffen haben, wird niemals 
abzuwaſchen ſein, ſondern ſie wird ewig beſtehen. 
Sehen Sie ſich um, dann finden Sie hier die große 
Gruppe der um ihr Vermögen beraubten Klein- 
rentner, dort die große Schar der Erwerbsloſen, 
der ſchuldlos arbeitsloſen, von denen ich annehme, 
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daß ein großer Teil gern arbeiten würde, wenn (C) 


ihm Arbeit zugewieſen würde. Und dann, was ich 
beſonders hervorheben will, das graue Zukunfts⸗ 
geſpenſt, das ſind die Gewerbetreibenden, die 
Handwerker, die Handelstätigen, die unter der 
Laſt und unter den ſchweren Steuern uſw. ſeufzen 
und ſtöhnen. Es ſind auch Inflationsgeſchädigte, 
abgeſehen davon, daß ſie vielleicht auch Vermögen 
und Erſparniſſe verloren haben, hat man ihnen die 
Kundſchaft genommen und dadurch ſind ſie in ihrer 
Exiſtenz bedroht. So ſieht das Volkswohl aus! 

M. D. u. H.! Ich faſſe mein Amt als Abge— 
ordneter viel weiter auf, als Sie es vielleicht an— 
nehmen. Ich bin durchaus nicht ein Spezialver— 
treter der Sparer, Gläubiger und Kleinrentner, 
ſondern ich fühle die Pflicht in mir, daß ich auch 
der andern Bedrohten und Geſchädigten gedenke. 
Ich werde auch von dieſer Stelle für alle dieje— 
nigen Gruppen, die ich genannt habe, ſoweit es mir 
möglich iſt, eintreten. 

M. D. u. H.! Als vor einigen Wochen hier die 
Kleinrentnerſache beſprochen wurde, habe ich ge— 
glaubt, daß durch meine Ausführungen doch ein 
wenig Nachdenken bei Ihnen kommen würde. und 
daß dasjenige, was im Sozialen Ausſchuß befchlof- 
ſen worden iſt, einer Aenderung unterzogen würde. 
Ich habe mich getäuſcht, es iſt nicht geſchehen. Ich 
habe mich beſonders, was moniert worden iſt, an 
die Sozialdemokratiſche Partei gewandt, und zwar 
mit Abſicht, weil ſie die ſtärkſte Partei der Regie— 
rungskoalition iſt. Ich ſehe ja, heute ſind noch 
weniger Abgeordnete der Sozialdemokratie im 


Saal anweſend, fie find alle weg. Ich habe feitge: (D) 


ſtellt, daß faſt alle Parteien durch ihre Redner bil— 
lige Worte für die Kleinrentnernot gefunden ha— 
ben. Der Abg. Moritz hat wohlgemeinte Worte 
geſagt, aber er hat ſich auf ſeine Anſicht feſtgelegt, 
daß ein Rechtsanſpruch nur an die, wie er ſie 


nennt, Schieber und Inflationsgewinnler vorliegt 


aber nicht an den Staat. Nun, das mag Anſichts⸗ 
ſache ſein, aber jedenfalls verwechſelt der Herr 
Abg. Moritz Urſache und Wirkung und es iſt des— 
halb unrichtig. Es iſt poſitiv erwieſen, und da 
wird auch Herr Moritz mir beipflichten, und an- 
dere, daß die Geſchehniſſe auf Veranlaſſung des 
Staates, alſo der Regierungen, mit Beihilfe der 
Machtparlamente getätigt worden ſind. Ich habe 
ſchon hervorgehoben, daß nach 8 826 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches der Veranlaſſer für die Maß⸗ 
nahmen, die er trifft, verantwortlich und haftbar 
iſt. Ich will mich darüber nicht weiter ausbreiten. 
Ich kann Ihnen nur jagen, daß mir außerordent⸗ 
lich viele Kommentare von Juriſten zugegangen 
ſind. Es würde aber zu weit führen, wenn ich das 
jetzt alles anführen wollte. Ich wurde ja auch da- 
mals reichlich mit Zwiſchenrufen bedacht, und be— 
ſonders hat fih der Kollege Kloſſowſki dabei her- 
vorgetan. Wir wiſſen ja alle, daß er damit ſehr 
ſplendid iſt. Er entgleiſt ja auch ab und zu, aber 
gewundert habe ich mich doch, daß Herr Kloſſowſki 
mir zugerufen hat: „Alles für die Kleinrentner, 
nichts für die anderen Armen.“ Da habe ich mir ge- 
jagt, daß Herr Kloſſowſti viele Zwiſchenrufe doch 
ohne jedes Nachdenken macht. Die Zentrumspartei, 
es ſind ja jetzt auch nur ſehr wenig Abgeordnete 
hier, hat im Sozialen Ausſchuß für die Anträge ge— 
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ſtimmt. Wie ich annehme, war das ihre Gewiſſens⸗ 
meinung. Bei der Abſtimmung hier im Plenum 
unterlagen die Zentrumsabgeordneten aber dem 
Koalitionszwang und ſtimmten dagegen. Ich kon⸗ 
ſtatiere alſo, daß die Mitglieder des Zentrums 
ihre Ueberzeugung geopfert haben. Das iſt eine 
unentſchuldbare Einſtellung. M. H. vom Zen⸗ 
trum, Damen ſind ja nicht da, Sie haben ja unter 
Ihren Kollegen einen kirchlichen Würdenträger, 
da möchte ich Sie auf etwas aufmerkſam machen. 
und dieſer Herr wird Ihnen das, was ich jetzt fage, 
ſicher auszulegen bereit ſein. Ich werde Ihnen 
drei Enzykliken anführen, die von den verſchiede⸗ 
nen Päpſten in den letzten Jahren erlaſſen worden 
ſind. Ich erwähne zunächſt die Enzyklika Leo XI: 
rerum novarum, 2, eine der letzten Enzykliken des 
Papites Pius X. über den Betrug, den Diebſtahl 
und das Begehren fremden Gutes und 3. die erſte 
Enzyklika des jetzigen Papſtes Pius XI. über die 
Heiligkeit und Unantaſtbarkeit des Eigentums. 
M. D. u. H.! Es geht nicht, daß Sie darüber hin⸗ 
wegrauſchen, das iſt ausgeſchloſſen. Jetzt vor 
kurzer Zeit hat ein Erzbiſchof feine untergeord⸗ 


neten Conkratres zuſammengerufen und hat ſie 


gerade in dieſer Beziehung ermahnt. Zum Schluß 
ſagte er: „Das iſt kein guter Katholik, der nicht 
hinter ſeinem Biſchof ſteht.“ Ich hoffe, daß Sie 
hiervon Notiz nehmen werden. 

Für die dritte Regierungspartei, die Senato⸗ 
rengruppe, ſprach die Frau Abg. Richter. Sie fand 
zunächſt einige gefällige Worte für die Kleinrent⸗ 
ner aber nachher ging ſie in das Senatsfahrwaſſer 
über. Natürlich konnte ſie ſich nicht auf den Klein— 
rentnerſtuhl ſetzen, auch nicht auf den Senatoren⸗ 
ſeſſel, ſondern ſie mußte ſich zwiſchen beide Seſſel 
legen. Als aber die Abſtimmung kam, da hat ſie 
der Tapferkeit beſſeren Teil erwähnt und blieb 
fern. Ich will daran weiter keinen Kommentar 
knüpfen. Das kommt davon, wenn man die Senats⸗ 
kantillen trägt. Daß ſich die rechtsſtehenden Par- 
teien und Gruppen für die Anträge einſetzten, war 
ſelbſtverſtändlich; denn ſie waren mit Antragſtel⸗ 
ler. Jede Sache muß politiſch betrachtet werden, 
aber nicht nur parteipolitiſch. Ich habe den Ein— 
druck, daß hier alles parteipolitiih behandelt wird, 
daß nur diejenigen Dinge zur Geltung kommen 


können, welche von den augenblicklich in der Macht 


ſtehenden Regierungsgruppen genehmigt worden 
ſind. Das geht nicht. Wir wiſſen, daß ein ge— 
wiſſer Fraktions- oder Koalitionszwang bei den 
einzelnen Fraktionen oder Gruppen exiſtiert. Er 
iſt vielleicht auch in mancher Beziehung notwendig. 
Vielfach wird ja auch die Einſtellung der einzelnen 
Parteimitglieder dazu führen, daß die Fraktion 
einſtimmig ſein wird. Für dieſe ſoziale Sache 
aber muß man fordern, daß auf keinen Fall Frak⸗ 
tionszwang oder Koalitionszwang geübt wird. 
Da muß der Zwang ausſcheiden und das freie 
Urteil nach dem eigenen Gewiſſensgefühl gelten, 
wie es verfaſſungsmäßig berechtigt und gewähr⸗ 
leiſtet iſt. Das iſt eine Forderung der Sittlichkeit, 
Und ich hoffe, daß Sie darüber nachdenken werden. 
Damit werden Sie nicht etwa Ihre Fraktion oder 
Koalition ſprengen. Aber Sie erheben fih we- 
nigſtens aus der Unmoralität und meiner Ueber— 


gehen zu 


nicht den Weg. Ich hoffe, daß noch 
chung jtattfinden wird. 
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zeugung nach aus einer verfaſſungswidrigen Ein- (C) 


ſtellung. 

Als ich hier bei den Kleinrentnerbezügen an⸗ 
führte, daß ein deutſcher Polizeihund in ſeinem 
Unterhalt mit 60 Mark bewertet wird, das ſind 
etwa 75 Gulden, hat man mir nachher geſagt, das 
ſeien deutſche Verhältniſſe, hier in Danzig wäre 
das unmöglich. Wir hielten hier ausnahmslos 
den Menſchen für mehr wert als ein Tier. Das 
ſeien Grotesken, die hier gar nicht vorkommen 
könnten. Heute gebe ich Ihnen die Antwort. Was 
für einen Polizeihund gegeben wird, iſt mir nicht 
genau bekannt, es wurde mir darüber verſchiede⸗ 
nes mitgeteilt. (Abg. Raſchke: Mehr als für einen 
Kleinrentner und Arbeitsloſen!) Deshalb kann 
ich es nicht anführen. Aber das weiß ich und führe 
es an, daß für ein Pferd monatlich 100 Gulden 
Anterhaltskoſten gewährt werden. Bitte, das zu 
beachten. Das iſt ungefähr das Doppelte als der 


B 


Betrag, den die Kleinrentner bekommen. 


M. D. u. H., die Bezüge der Kleinrentner, wie 
ſie heute gezahlt werden, beſtehen ſeit dem 1. De- 
zember 1928. Die vorherige Feſtſtellung war am 
1. Januar 1928. Das Material habe ich übrigens 
bei mir, ich kann es alſo gleich beweiſen. Ich habe 
mir die Mühe gemacht, mir das Material für alle 
Städte über 100 000 Einwohner im Deutſchen 
Reich zu verſchaffen, wieviel und was an Bezügen 
heute gewährt wird. Es iſt keine einzige unter 
Danziger Bezügen. An der Spitze ſteht eine rhei— 
niſche Stadt, die 75 Mark per Einzelperſon ge- 
währt. Wenn man es auf Gulden für Frau und 
ein Kind in einem Haushalt zuſammenrechnet, ſo 
ſind es 160 Gulden gegen hier 83. Alſo doppelt 
joviel! Das, was ich Ihnen ſage, habe ich als 
Beweis bei mir, mit Ausnahme einer einzigen 
Stadt, an die ich mich auch gewandt habe. Die 
Bezüge habe ich aber auch. Alle Magiſtrate und 
Wohlfahrtsämter, an die ich mich gewandt habe, 
haben mir die Belege geſandt. Alſo, ich ſpreche 
nicht etwas aus, was nicht der Prüfung ſtand 
hält. Es iſt eine Unmöglichkeit, das muß jeder 
verſtändige Menſch einſehen, daß eine Familie, 
Mann und Frau, mit ſage und ſchreibe 73 Gulden 
alles beſtreiten kann. Ich ſpreche nicht für mich 
ſondern für alle. Meine perſönlichen Verhältniſſe 
ſcheiden alſo aus, ſie ſind daher nur nebenſächlich. 
Da iſt es doch die Pflicht aller derjenigen, die dar— 
über zu beraten und zu beſtimmen haben, daß ſie 
ſich dafür einſetzen, daß eine weſentliche Erhöhung 
tattfindet, wenn ſie nicht die Abſicht haben, dieſe 
Leute, die man um ihr Vermögen und um ihre 
Altersverſorgung gebracht hat, elend zugrunde 

laſſen. 

Ich hoffe, daß Sie darüber zu einem Beſchluß 
kommen werden, der zuſtimmend iſt. Ich will noch 
etwas ſagen. Ich bedauere außerordentlich, daß 
ich ein wichtiges Material drei oder vier Tage zu 
ſpät bekam. Sonſt hätte ich Ihnen in den letzten 
beiden Sitzungen Beweiſe geliefert, die Sie un⸗ 
möglich hätten ach acta legen können. Ich ſage mir 
nur, alles mag ſein wie es will, wenn man nicht 
den Willen hat zu helfen, dann findet man auch 


eine Beſpre— 


(D) 


(A) 


(B) 
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Volkstag Danzig — 109. Sitzung. 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Senator Dr. Wiercinfki. 

Dr. Wiercinſki, Senator: M. D. u. H.! Na⸗ 
mens des Senats beantworte ich die Große An— 
frage Nr. 51 wie folgt: 

Der Senat hat erft unlängſt in Uebereinſtim— 


mung mit der Entſchließung des Volkstages vom 


30. Oktober 1929 Maßnahmen getroffen, durch die 
die Notlage der Kleinrentner gelindert werden 
oll. 
Een monatlich für die Einzelperſon auf 
80 Gulden, für ein Ehepaar, in einem Hausſtand 
lebend, auf 120 Gulden und die Kinderzulage auf 
20 Gulden erhöht find, ſieht fih der Senat in Wn- 
betracht der bekannten finanziell angeſpannten 
Lage des Freiſtaates zu ſeinem Bedauern nicht in 
der Lage. Im übrigen würden auch die in der 
Großen Anfrage genannten Sätze bei weitem über 
das hinausgehen, was in den größeren Danzig be— 
nachbarten Städten Deutſchlands an Kleinrent— 
nerunterſtützung gezahlt wird. 

Vizepräſident Gaikowſti: Wird die Beſprechung 
der Großen Anfrage verlangt? (Abg. W. Lemke: 
Ich beantrage Beſprechung!) Beſprechung ift be- 
antragt. Wird dieſer Antrag unterſtützt. — Die 
Unterſtützung reicht aus. Die Beſprechung iſt er- 
öffnet. Das Wort hat Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Wenn immer wieder dieſelben Fragen hier 
im Volkstag zur Debatte ſtehen und dieſe Fragen 
nicht zur Ruhe kommen wollen, dann iſt das ein 
Zeichen dafür, daß in dieſem Punkt irgend etwas 
änderungsbedürftig iſt, und daß Abhilfe geſchaffen 
werden muß. So ift es mit den Kleinrentner— 
fragen in den letzten Monaten, ja man kann ſagen, 
in den letzten zwei Jahren geweſen. Immer wieder 
hat die rechte Seite Vorlagen eingebracht, und 
dieſe Frage kommt nicht zur Ruhe, wenn nicht der 
Staat dazu übergeht, ſeine Ehrenſchuld, die er 
dieſen Kreiſen gegenüber hat, einzulöſen. Im 
Reiche iſt es ähnlich. Auch dort drängen unſere 
Freunde darauf, daß ein auch von der jetzigen 
Regierung zugeſagtes Kleinrentner-Geſetz, das den 
Leuten einen Rechtsanſpruch auf Rente zubilligt, 
eingebracht und verabſchiedet wird. Auch dort 
warten die Rentner bis heute vergeblich auf eine 
reichsgeſetzliche Regelung dieſer Frage. 

Was verlangt nun die Anfrage des Herrn 
Lemke, die wir zwecks Einbringung unterſtützt ha— 
ben? Sie verlangt eine ziemlich beträchtliche Er— 
höhung der jetzt beſtehenden Geſetze der Klein— 
rentnerunterſtützung. Die Antwort, die uns ſo⸗ 
eben Herr Senator Dr. Miercinjti gegeben hat, 
ſahen wir voraus. Die Antwort lautet: „Es iſt 
kein Geld da, um den Kleinrentnern etwas zu 
geben.“ Wir wiſſen ſehr wohl, daß der Staat in 
großen finanziellen Schwierigkeiten iſt. Wir hö⸗ 
ren das ja aus Preſſenachrichten, wir hören es, 
wenn wir im Rechnungsprüfungsausſchuß mitar— 
beiten und bei jeder anderen Gelegenheit, daß ein 
Defizit von mehreren Millionen im Staate vor— 
handen iſt. 

Es muß aber doch allmählich auffallen, daß 
dieſes große Minus im Staatshaushalt immer 
dann in Erſcheinung tritt, wenn eine Linksregie— 
rung am Ruder ift, und daß ſonſt im großen gan- 


Ein Geſetz vorzulegen, nachdem die Klein- 


Freiſtaat herrſchten. 
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Finanzverhältniſſe in unſerem 
Ich möchte daran erinnern, 
daß wir dieſelbe Erſcheinung 192526 gehabt Ha- 
ben, als wir ein Jahr Linksregierung hatten. 
Dann wurden die Finanzen wieder von der Rechts⸗ 
regierung in Ordnung gebracht. Jetzt haben wir 
wieder zwei Jahre Linksregierung, und jetzt heißt 
es wieder, für die wichtigſten Fragen iſt kein Geld 
da. Sollte da nicht eine falſche Haushaltsfüh- 
rung ſchuld ſein, wenn man für die notwendig— 
ften Ausgaben kein Geld hat? Zumal die Bevöl- 
kerung ſieht, daß Geld für alle möglichen anderen 
Zwecke flüſſig gemacht wird. Ich möchte es nicht 
im einzelnen aufführen, aber ich möchte doch er— 
wähnen, daß für die Luxusausgaben von der Re— 
gierung eine ganze Menge Geld verwandt worden 
iſt. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr wahr!) Ich möchte 
betonen, daß beiſpielsweiſe große Ueberſchreitun— 
gen bei den Ausgaben für Reifen von Senatsmit- 
gliedern vorgekommen ſind. Es ſind weite Rei— 
ſen nach Brüſſel, London, Paris gemacht worden 
und wer weiß, wohin unſere Vertreter ſonſt noch 
alles gefahren find. Dafür find Ueberſchreitun— 
gen von mehreren 10000 Gulden verzeichnet. 
Auch für die luxuriöſen Schulneubauten find Mil- 
lionen ausgegeben worden. (Sehr richtig! rechts.) 
Ich halte es zweifellos für richtig, daß wir unſere 
Kulturaufgaben nicht vernachläſſigen, und daß 
die nötigen Schulräume für unſere Kinder ge— 
ſchaffen werden. Aber wenn ein Volk arm iſt, 
braucht man in dieſer Beziehung nicht ſolchen 
Luxus zu treiben. Man kann auch derartige Ge— 
bäude einfacher ausführen. (Sehr richtig! rechts). 
Ich möchte fragen, ob es nicht möglich ift, daß das 
Geld beſchafft wird, um dieſe Ehrenſchuld einzu- 
löſen. Ich behaupte, es iſt eben bei dieſer Regie— 
rung nicht der gute Wille vorhanden, den Rent— 
nern, denen vor den Wahlen Verſprechungen ge⸗ 
macht wurden, zu helfen. (Nur von Ihnen! links). 
Das Bürgertum zerſplitterte ſich, woran leider die 
Rentner ſelbſt mitſchuldig waren, und dadurch 
kommt ein einheitlicher Wille zur Hilfe nicht mehr 
zuſtande. Es iſt beachtenswert, daß die erſte Tat 
der neuen Regierung in Mecklenburg, die ſtark 
mit Deutſchnationalen durchſetzt iſt, die war, eine 
große Summe, es handelt ſich wohl um 300 000 
Mark, zur Hilfe für die Kleinrentner auszuſetzen. 
Wenn dieſe Kreiſe Zeit hätten, zu warten, bis eine 
andere Regierung hier am Ruder iſt, würde man 
ihnen ſichere Hilfe verſprechen können (Zwiſchen⸗ 
rufe links), aber die haben nicht Zeit zu warten, 
weil ſie alt ſind und vor der Zeit hinſterben. Ich 
möchte ein Beiſpiel von vielen anführen, das er— 
ſchütternd iſt. Wir haben hier eine 93jährige alte 
Dame. Es iſt die Mutter eines unſerer verdien— 
teſten Aerzte in Danzig, der ſein ganzes Leben 
lang ſelbſtlos für die Danziger und ſeine Bürger 
eingetreten iſt. Er ſelbſt lebt nicht mehr. Seiner 
Mutter hat man die Kleinrentnerunterſtützung, 
die ſie bekam, entzogen und hat ihr einige Pfennige 
Armengeld gegeben. Solch eine Tatſache iſt eine 
Schande für den Staat. Glauben Sie, das Qe- 
reicht dem Danziger Staatsweſen nicht zur Ach⸗ 
tung nach außen, wenn derartige Fälle bekannt 
werden. Das iſt eine Ehrenſchuld, die ein Staat 
abtragen muß. 


zen geordnete 


(O) 


D) 


(A) - 


(B) 
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(Kalähne, Frau, Abgeordnete) 

Was die heutige Anfrage betrifft ſo treten wir 
dafür ein, daß ſie dem Sozialen Ausſchuß über⸗ 
wieſen wird. Wir werden verſuchen, dort Hilfe 
für dieſe Kreiſe zu beſchaffen. Sollte im Sozialen 
Ausſchuß ein greifbares Ergebnis nicht erzielt 
werden, ſo wäre es allerdings bedauerlich, daß 
dieſe Anfrage eingebracht iſt, denn man ſoll nicht 
Hoffnungen erwarten, die von dieſer Regierung 
nicht verwirklicht werden. Die Leute denken, 
vielleicht wird uns doch geholfen und immer wie- 
der kommt die Enttäuſchung. Wir beantragen, dieſe 
Große Anfrage dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Anſere Stellung dazu ift bekannt, daß 
wir dafür eintreten, daß eine Erhöhung erfolgt, 
iſt ſelbſtverſtändlich. (Bravo! rechts). 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Lemke. 2 
Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (Miu. G. P.): 
M. D. u. H.! Ich muß noch einige Worte der Er— 
widerung auf das, was der Herr Senatsvertreter 
hier geſagt hat, machen. Der Herr Senatsver— 
treter hat geſagt, der Senat wiſſe, wenn ich es 
richtig verſtanden habe, daß in Deutſchland die 
Bezüge der Kleinrentner nicht höher ſind als bei 
uns. (Senator Dr. Wiercinſki: Daß die in der An— 
frage genannten Sätze bei weitem über das, was 
in Deutſchland gezahlt wird, hinausgehen!) Das 
gebe ich zu. Aber in keiner einzigen Stadt, die 
über 100 000 Einwohner hat, wird ſo wenig gege— 
ben, wie hier. Herr Senator, hier ſind die Ori— 
ginalbriefe der Magiſtrate, der Wohlfahrtsämter 
uſw. Ich nehme an, daß dieſe Herren nicht etwas 
Unjinniges mitgeteilt haben. So find die Be- 
züge vom Jahre 1928 zum großen Teil erhöht wor- 
den. Aber auch in der ganzen Fürſorge iſt in 
Deutſchland eine größere Spanne. Ich gebe ja zu, 
daß die Verhältniſſe, die hier im Freiſtaat herr: 
ſchen, ſchwieriger ſind. Ich will auch zugeben, daß 
nicht nur durch die gemeine Inflation und durch 
die gemeinen und verwerflichen Aufwertungsge— 
ſetze die Situation geſchaffen ift, ſondern auch durch 
die Verkupplung mit Polen und die Abtrennung 
vom deutſchen Mutterlande. Dadurch ſind die 
Verhältniſſe ſehr viel ſchwieriger geworden. Ich 
werde, wenn das Wohnungswirtſchaftsgeſetz 
kommt, ausgiebiges Material unterbreiten. Wenn 
der Senat und die Regierungskoalition nicht in 
der Lage ſein ſollten, die in der Vorlage erbetenen 
Bezüge zu bewilligen, ſo ſteht doch feſt, daß ein 
ganz erheblicher Mehrbezug bewilligt werden 
muß. Ich weiß, daß der Herr Vertreter dieſes 
1 Herr Senator Dr. Wiercinſti, darüber 

ahlwollend denkt. Er kann es ja auch nicht aus 
don ihleigenen Taje bezahlen. Aber ich hoffe 
902 1 daß er auch im Senat ein wohlwollen- 
bare ß ſich gi ee einlegen wird. Ich 
Senator Fehlbitte an Sie richte, Herr 
5 en lien Gaitowfki: 
dungen liegen nicht vor, die Be rechung ijt ge- 
ſchloſſen. Es liegt der Antrag e 
Kalähne vor, die Große Anfrage Nr. 51, Drud: 
ſache Nr. 926 dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erſte war 
die Minorität, der Antrag iſt abgelehnt. Damit 


Weitere Wortmel— 


nicht — glaubte ich aus 
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iſt die Große Anfrage Nr. 51 erledigt. Ich rufe 
Punkt 10 der Tagesordnung auf: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß es jetzt ſieben Uhr und die all— 
gemeine Vereinbarung beſteht, um 7 Uhr Schluß 
zu machen, beantrage ich jetzt Vertagung. l 

Vizepräſident Gaitowjti: Es ift Vertagung be- 
antragt. Ich höre keinen Widerſpruch; es ift 
demnach ſo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung har 
das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich wollte mir 
die Frage erlauben, ob der Herr Präſident des 
Hauſes gnädigſt geruht, uns weiter die Tribünen- 
karten zu entziehen. Ich habe vorhin ſchon die 
faſchiſtiſche Manier gekennzeichnet, habe mir aber 
vorgenommen, dieſe Frage jetzt in „anſtändiger“ 
Form zu ſtellen, um nicht in Kalamitäten zu ge⸗ 
raten. Ich weiß, wenn ich die Anfrage in der 
Sprache ſtelle, wie ich es gewohnt bin, würde ich 
natürlich wieder ein paar Ordnungsrufe bekom— 
men. Ich erkläre aber noch einmal, daß wir den 
ſchärſſten Proteſt gegen diefe Maßnahmen erhe— 
ben und es uns nicht weiter gefallen laſſen, daß 
die revolutionäre Oeffentlichkeit in dieſem Hauſe 
ausgeſchloſſen wird. Wir verlangen ganz ener- 
giſch, daß die faſchiſtiſchen Methoden aus dieſem 
Hauſe verſchwinden. Es iſt Zeit, daß hier andere 
Maßnahmen ergriffen werden. Feſt ſteht, daß der 
Präſident des Hauſes noch ein ſchlimmerer Fa— 
ſchiſt als Pilſudſki und die ſonſtige Korona iſt. 

Vizepräſident Gaikowfki: Herr Abg. Raſchke, 
ich rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. 
(Abg. Raſchke: Iſt Faſchiſt eine Beleidigung?) 
Zur perſönlichen Erklärung hat das Wort Herr 
Abg. Wilhelm Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
Ich habe folgende Erklärung bekanntzugeben: Als 
in der letzten Sitzung des Hauſes über den Aus: 
ſchluß des Abg. Plenikowfki abgeſtimmt wurde, 
habe ich gegen den Ausſchluß geſtimmt. Nachdem 
der Abg. Plenikowſti erklärt hat, daß er die Ber- 
fügung des Herrn Präſidenten, er ſolle den Saal 
verlaſſen, nicht gehört habe und eine größere Anz 
zahl Abgeordneter gleichfalls die Verfügung des 
Herrn Präſidenten nicht gehört habe, — ich auch 
Rechtlichkeitsgründen 
den Ausſchluß ablehnen zu müſſen. Im übrigen 
erkläre ich, daß mich Welten von der kommuniſti— 
ſchen Anſchauung trennen und ich ebenſo wie die 
anderen Abgeordneten des hohen Hauſes das un— 
würdige Verhalten des Abg. Plenikowſki verur- 
teile und die Strafe, auf acht Sitzungstage aus- 
geſchloſſen zu werden, als gerecht anerkenne. (Un: 
ruhe). 

Vizepräſident Gaikowſti: 
Zeit und Tagesordnung der nächſten Sitzung zu 
verkünden. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung 
morgen, Donnerstag, den 12. Dezember 1929, nach⸗ 
mittags 3,30 Uhr, mit folgender Tagesordnung 
abzuhalten: 

1. Einführung eines Senators im Nebenamt. 

2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung 
des Geſetzes über den Sechsuhrladenſchluß (Druck— 
ſache Nr. 959). Dazu die eingereichten Abänderungs— 
anträge. 


Ich habe nur noch 


(C) 


(D) 


(A) 
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(Vizepräſident Gaikowſki) 


3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurks über das Vizepräſident Gaikowſti: Gegen die Behand⸗ (B) 


Schlichtungsweſen. Druckſache Nr. 955 zu Nr. 817. lung der dritten Beratung eines Gejegentwurfs 
4. Reſt von heute. über das Schlichtungsweſen iſt Einſpruch einge⸗ 
Zur Geſchäftsführung hat das Wort der Herr legt. Da die Friſtenkürzung nun nicht eintreten 


; kann, müſſen wir den Punkt 3 von der Tagesord- 
A DES nung abjegen. Gegen die übrigen Punkte wird 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Gegen kein Widerſpruch erhoben; es ift jo beſchloſſen. Ich 
Punkt 3 erhebe ich Widerſpruch, da die Friſten ſſchließe die Sitzung. 
nicht gewahrt ſind. (Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 


(A) 


G 


Volkstag Danzig — 110. Sitzung. Donnerstag, den 12. Dezember 1929. 


110. Sitzung. 


Donnerstag, den 12. Dezember 1929. 


Einführung eines Senators im Nebenamt 2073 
Dr. Sahm, Präſident des Senats . . 2073 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Wenz 
derung des Geſetzes zur einheitlichen Durch⸗ 
führung des 6⸗Uhr⸗Ladenſchluſſes vom 16. 7. 
1923, G. Bl. ©. 776. (Druckſache Nr. 959) .. 2073 C 
SHUREH ß 98 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u Fr. zu 
$ 1 der Druckſache Nr. 959 (Druckſache Nr. 962) 2074A 
Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große An⸗ 
frage Nr. 44 des Abg. Schwegmann u. Fr. betr. 
Verſetzung des Oberltn. Sturm nach dem 
1. Polizeirevier. (Druckſache Nr. 954 zu Nr. 879) 
Dr Bogdan (DNat ))) 
Jahr (B. A. G.) F 


2074 B 
2074 B 
. 2076 A 


Raſchke (K. P.)) 2 8122 2076 
Br SMD 207855 
Ordnungsruf für den Abg. Brill (S. P. D.). . 2082 B 
Gehl, Stellv. Präſident des Senats . 2082 B 


Ar DnE Senator. r 

Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu Druckſache Nr. 
870 (Druckſgche Nr. 9) nee 
Entſchließung des Abg. Dr. Bogdan u. Fr. zu 


2082D 
2083 B 


Druckſache Nr. 954 (Druckſache Nr. 960) . . . 2083 B 
Namentliche Abſtimmung über Drudiahe Nr. 960 2083C | 
Eingaben laut Druckſache Nr. 9500. 20850 
Dertägundgdgd E e as 272085 GH 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; ſtellv. Präſident des Senats Gehl; 
Senatoren Arczynſki, Behrend, Jewelowſki, Dr. 
Kamnitzer, Kunze, Moritz, Ramminger. 

Vizepräſident Gaikowſki: M. D. u. H.! Ich er: 
öffne die 110. Vollſitzung. Ich rufe Punkt 1 der Ta- 
gesordnung auf: 

Einführung eines Senators im Neben⸗ 
amt. 
Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: Nachdem 
Sie in der vergangenen Sitzung des Volkstages 
zum Senator im Nebenamt gewählt ſind, habe ich 
die Aufgabe, Sie gemäß Artikel 28 der Verfaſſung 
in Ihr Amt einzuführen. Ich bitte mir folgendes 
durch Handſchlag zu geloben: 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob- 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge: 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be— 
obachten, verſchwiegen fein in allem, was geheim⸗ 


zuhalten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 


Moritz, Senator: Ich gelobe es! 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Senator, Sie 
haben ſoeben durch die Vereidigung und durch das 
Gelöbnis Ihre Wahl als Senator angenommen 
und ſind damit in das hohe Amt und in die 
Würde eines Senators eingeführt worden. Ich 
habe die hohe Ehre, Ihnen im Auftrage der Mit⸗ 
glieder dieſes hohen Hauſes die herzlichſten Glück⸗ 
wünſche auszuſprechen. Ich verbinde damit gleich⸗ 
zeitig auch meine eigenen Glückwünſche. Sie ſind 
ja kein Neuling, Sie haben als Mitglied des 


hohen Hauſes ſtets für das Wohl der Freien Stadt 


| 
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gearbeitet und es bei allen Ihren Entſchlüſſen 
an die Spitze Ihrer Erwägungen geſtellt. Ich 
darf wohl annehmen, daß Sie nun als Mitglied 
des Senats in gleicher Weiſe für das Wohl der 
Freien Stadt arbeiten werden. Nochmals herz— 
lichen Glückwunſch! Damit iſt Punkt 1 erledigt. 
Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes zur einheit⸗ 
lichen Durchführung des Sechsuhrladen⸗ 
ſchluſſes vom 16. 7. 1923 (G. Bl. S. 776). 

Druckſache Nr. 959. Hierzu Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 962. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schulze. 

Schulze, Abgeordneter (K. P.): Wenn in dieſem 
Geſetzentwurf über den Ladenſchluß vor den großen 
Feiertagen gefordert wird, daß die Läden um 
5 Uhr geſchloſſen werden ſollen, ſo ſagt uns das, 
daß in Wirklichkeit keine Arbeitsverkürzung ein- 
treten wird, ſondern daß den Geſchäftsinhabern 
immer noch die Möglichkeit gegeben iſt, dieſen 
Ausfall an Arbeitszeit auf andere Werktage um— 
zulegen. Das Geſetz beſagt: Die regelmäßige täg- 
liche Arbeitszeit ausſchließlich der Pauſen darf 
die Dauer von 8 Stunden nicht überſchreiten.“ 
Wenn in Abweichung hiervon durch Vereinbarung 
eine Verkürzung der Arbeitszeit an den Vor⸗ 
abenden vor den Sonn- und Feſttagen herbeige— 
führt wird, kann der Ausfall an dieſen Tagen auf 
die übrigen Tage verteilt werden. Wir ſehen alſo, 
daß den Arbeitgebern die Möglichkeit gegeben 
wird, dieſe im Geſetzentwurf vorgeſehenne Ar— 
beitszeit auf die andern ſechs Tage umzulegen. 

Wir Kommuniſten ſtehen dieſer Frage anders 
gegenüber, und der Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Partei zeigt Ihnen, daß wir klar 
erkennen, daß wir uns damit nicht zufrieden geben, 
wenn in dieſem Hauſe nur für die drei Tage vor 
den großen Feſten die Arbeitszeit um eine Stunde 
verkürzt wird. Herr Senator Arczynſki ſagte 
geſtern, daß ein roter Faden durch den Antrag 
geht. Dieſer rote Faden muß etwas erweitert wer— 
den, er muß fih ſoweit ſpinnen, daß die 45-ſtün⸗ 


dige Arbeitswoche eingeführt wird. Das iſt der 


Wunſch der geſamten Angeſtellten und der Arbei— 
ter. Wenn wir die 45⸗ſtündige Arbeitswoche for- 
dern, jo tun wir es nur, um ſpäter die jiebenjtün- 
dige tägliche Arbeitszeit einzuführen. Darüber 
ſollen ſich die Parteien klar werden, daß es bei dem 
heutigen kapitaliſtiſchen Rationaliſierungsſyſtem 
natürlich nicht möglich ift, durch dieſen Geſetzent— 
wurf, der eine Stunde Arbeitsausfall vorſieht, 
dieſe Rationaliſierung zu verhindern. Wir wiſſen 
daß wir, wenn wir die 45⸗ſtündige Arbeitswoche 
fordern, Ihre kapitaliſtiſche Rationaliſierung nicht 
beſeitigen, ſondern wir wijfen auf der andern 
Seite, daß die Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft ſeit 
Jahren um dieſe Poſition ringt. Vor allen Dingen 
haben die Vertreter der Gewerkſchaftsrichtungen 
Gelegenheit, bei dem Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Partei zu dieſer Frage Stellung 
zu nehmen und den Angeſtellten und Arbeitern zu 
beweiſen, daß ſie in dieſem Parlament deren In⸗ 
tereſſen wahrnehmen wollen. Es iſt Ihnen jetzt die 
Möglichkeit gegeben, zu dem Abänderungsantrag 
der Kommuniſtiſchen Partei Stellung zu nehmen. 
Wir wiſſen, daß der Geſetzentwurf plötzlich gekom⸗ 


(©) 


(D) 


{A 


(B 


) 
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men iſt. Wir willen auch, warum Sie geſtern alle daß die Regierung ſelbſt an der Klärung der Frage (C); 


drei Leſungen haben wollten. Es iſt typiſch, daß wenig Intereſſe hatte, ja, daß man zeitweiſe fogar 
mp b baten als u 8 in h cr EHE | einer ee e 51515 al 
ren, Einſpruch en die dritte gegenſetzte. Jedenfalls wollte man die Sache als 
R Was beſagt amfer Abänderungs⸗ etwas Belangloſes abtun, wofür die Zeit des 
a e Wenn Sie gewillt ind, Au Volkstages zu oroe jei, obwohl doch feſtſtand, daß 
trag Geltung zu verſchaffen, wenn Sie gewillt ſind, die Angelegenheit in der Oeffentlichkeit und ins- 
in dieſer Form die Arbeitszeit zu verkürzen, die beſondere in der Beamtenſchaft ungeheuere Er- 
45⸗ſtündige Arbeitswoche als Uebergang zum Sie- regung hervorgerufen hatte. Wenn die Sache 
benſtundentag zu betrachten, dann haben Sie Ge- wirklich jo belanglos geweſen wäre, ſo weiß ich 
a 8 5 ai ale an nicht warum der Senat nach dem Bekanntwerden 
Vizepräſident Gaitowſti: eitere Wor mel⸗ der Maßnahmen des Herrn Innenſenators, ein- 
dungen liegen nicht vor, die allgemeine Ausſprache gegriffen und ſpäter Anlaß genommen hat, hier 


ijt geſchloſſen. Ich rufe § 1 auf, eröffne die Mus- und 
ſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Druckſache 
962, unterſchrieben Raſchke und Fraktion. 
$ 1 erhält folgende Faſſung: 
Artikel 1 Abſatz 2 erhält folgende Faſſuns: 
Offene Verkaufsſtellen und Bürobetriebe, mit 
Ausnahme der Avotheken, müſſen für den geſchäft⸗ 
lichen Verkehr die Fünſundvierzig-Stundenwoche ein- 
führen. Am Sonnabend und am Tage vor den ge⸗ 
ſetzlichen Feiertagen müſſen die Verkaufsſtellen bezw. 
Büros um 1 Uhr mittags geſchloſſen werden. 


Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich danke, das iſt die 


Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer den § 1 der 


Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 


— Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich 
rufe § 2 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf 
wohl annehmen, daß S 2 mit der gleichen Mehr: 
heit angenommen ift. Ich rufe die Ueberſchrift auf, 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer die Ueberſchrift 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 


iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Wir kommen 


nunmehr zur Schlußabſtimmung. Wer das Geſetz 
in ſeiner Geſamtheit annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Damit iſt 
das Geſetz in allen drei Leſungen angenommen 
und ſomit verabſchiedet. Ich rufe Punkt 3 der Ta- 
gesordnung auf: 
Bericht des Hauptausſchuſſes über 
Große Anfrage Nr. 44 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. Verſetzung des Dber- 
leutnants Sturm nach dem 1. Polizeirevier. 
Druckſache Nr. 954 zu Nr. 879. Hierzu liegt eine 
Entſchließung in Druckſache Nr. 960 vor und ein 
Antrag in Druckſache Nr. 961. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Bog- 
dan. 
Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Der Fall Sturm iſt im Hauptausſchuß nach 
zwei Richtungen erörtert worden. Einmal ſind die 


tatſächlichen Vorgänge bei der Verſetzung und Bez 


förderung des Oberleutnants Sturm unter die 
Lupe genommen, und ſodann ſind die grundſätz⸗ 
lichen Erklärungen der Regierung bezüglich der 
Art der Staatsgeſinnung der Beamten beſprochen 
worden. Wenn wir jetzt das Ergebnis überblicken, 
ſo muß feſtgeſtellt werden, daß die Darlegungen 
der Regierung in keiner Weiſe befriedigen konn⸗ 
ten, ein Eindruck, der, nach der Preſſe zu urteilen, 
bis in Kreiſe der Regierungsparteien hineinreicht. 


Man hat vielmehr aus beiden Sitzungen des 


Hauptausſchuſſes das Gefühl mitnehmen müſſen, 


Nr. | 


Die) 


bei der Beſprechung eine hochbedeutſame 
grundſätzliche Erklärung über feine Beamten- 
politik abzugeben. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr wahr!) 
Auch das Verhalten der bürgerlichen Regierungs⸗ 
parteien, wie es in der Preſſe, dann bei der Be⸗ 
ratung hier im Haufe und ſchließlich bei den 
Abſtimmungen im Ausſchuß zutage getreten iſt, 
beweiſt jedenfalls, daß mit dem Fall Sturm eine 
Angelegenheit ans Licht gezogen war, die einer 
eingehenden Beſprechung im Volkstag zu unter⸗ 
ziehen einfach Pflicht der Oppoſition war. (Sehr 
richtig! rechts.) 

Nach der Ausſprache im Ausſchuß und den 
Antworten oder, beſſer geſagt, den Nichtantworten 
der Regierung, hat ſich ein Bild ergeben, das mit 
Recht Anlaß gab, von einer eigenartigen Verwal⸗ 
tungspraxis im Bereich der Senatsabteilung des 
Innern zu ſprechen. Ein Beamter, der wieder eine 
ſelbſtändigere Stelle zu erhalten wünſchte, äußert 
dieſen Wunſch, und zwar unmittelbar gegenüber 
den ihm parteipolitiſch naheſtehenden Innenſena— 
tor. Der Senator erwähnt die Angelegenheit Dei- 
läufig gegenüber dem Polizeipräſidenten, der mit 
dem Beamten Rückſprache nehmen will. Statt 
nun wie es der Ueblichteit aller Behörden ent- 
ſpricht, das Ergebnis dieſer Beſprechung, den Be— 
richt und die Vorſchläge des Behördenleiters zu— 
nächſt abzuwarten, verfügt der Senator ſofort 
ſelbſt eigenmächtig die Verſetzung des Beamten 
auf die noch gar nicht freie Stelle und enthebt 
damit deren Inhaber, ohne daß ein ſachlicher 
Grund vorlag, des Amtes. Er findet auch gleich⸗ 
zeitig keine Verwendung für den abgehalfterten 
Inhaber. Es genügte alfo bei dem Senator Mr- 
czynſki der Wunſch eines ihm naheſtehenden Be— 
amten, in eine noch beſetzte Stelle einzurücken, um 
ſie zu erhalten, obwohl es eine ganze Anzahl Be— 
amte gab, die mit Rückſicht auf ihre vergangene 
Dienſtlaufbahn ähnliche oder gleiche Wünſche nach 
ſelbſtändigen Stellungen hätten ausſprechen tön- 
nen. Die ſachliche Aeußerung des Polizeipräſiden⸗ 
ten, die ſich ſpäter dagegen wandte, wurde nicht 
abgewartet. Ebenſo wenig war ſachlich geprüft, 
Stellenin⸗ 


| 


haber abzuberufen. : 
Die Erklärung des Herrn Senators, daß er 
den nach ſeiner eigenen Darſtellung allerdings 
nicht zum Ausdruck gekommenen Willen gehabt 
habe, den kaltgeſtellten Beamten durch Verſetzung 
an die Polizeiſchule auszuzeichnen, begegnet ge⸗ 
wiſſen Zweifeln. Es war einmal in der Verfü⸗ 
gung ſelbſt davon keine Rede. Dann war die durch 
die Penſionierung bei der Polizeiſchule et 
eſetzt. 


je dienſtliche Gründe vorlagen, den 
H 


frei gewordene Stelle proviſoriſch ſchon 


~ 


D) 


A) 


gerade beim Herrn Innenſenator, 
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(Dr. Bogdan, Abgeordneter.) | 
Endgültig follte fie überhaupt nicht mehr beſetzt 
werden, und ſchließlich beſtand doch die Abſicht 
die Polizei⸗ 
ſchule überhaupt aufzulöſen. (Hört, hört! rechts.) 
Dabei möchte ich noch bemerken, daß der Herr 
Senator zum Ausdruck brachte, den Hauptmann 
Bethke, um den es ſich hier handelt, gar nicht zu 
kennen. Das hinderte ihn aber nicht, ihn von ſich 
aus für die Stelle eines Lehrers an der Polizei— 
ſchule für beſonders geeignet zu halten. Nimmt 
man ſchließlich noch hinzu, — (Senator Arczynſki: 


Erzählen Sie keine Märchen!) ich erzähle keine 


(B) 


Märchen, ſondern treffe Feſtſtellungen. (Unruhe.) 
Sie haben geſagt, daß Sie den Hauptmann Bethke 
an die Polizeiſchule berufen wollten. Ich nehme 
an, daß der Senator nur jemand an die Polizei- 
ſchule beruft, den er für geeignet hält. Ich muß 
zurückweiſen, daß ich hier Märchen erzähle. 
Nimmt man ſchließlich noch hinzu, daß die 
beiden Herren Präſidenten des Senats bereits 
anfangs September Abgeordneten der Bürger— 
lichen Arbeitsgemeinſchaft gegenüber geäußert 
hatten, daß nur eine Hauptmannsſtelle beſetzt 
werden könnte, ſo muß man zu dem Ergebnis 
kommen, daß der Senator des Innern den Verſuch 
gemacht hat, dieſe Stelle ſeinem Parteifreunde 
unter Uebergehung des dienſtälteren und auch 
durchaus geeigneten Beamten zu verſchaffen. 
(Sehr richtig! rechts.) Daß wir darin eine un⸗ 
fachliche Amtsführung ſehen und das Verhalten 
des Senators aufs ſchärfſte mißbilligen, brauche 
ich wohl nicht mehr zu betonen. Wir bedauern, 
daß der Senat als Ganzes nicht in der richtigen 
Weiſe korrigierend eingegriffen hat, ſondern die 
Umſtoßung feines Beſchluſſes, nur einen Haupt- 
mann zu ernennen, nur deshalb vorgenommen 
hat, um die Sturm vom Senator des Innern ver— 
ſprochene Beförderung doch erfolgen zu laſſen. 
Nimmt man dazu die anderen im Ausſchuß er— 
wähnten Fälle und andere, die neuerdings von 
ſich reden machen, auf die ich aber heute nicht 
weiter eingehen will, ſo erweiſen ſich alle Beden— 
ken, die gegen die Eignung der Perſon des Innen— 


ſenators nicht nur von der Oppoſition, ſondern 


auch von Regierungsparteien erhoben worden 
ſind, als gerechtfertigt. 

Wir jedenfalls halten es für eine Gefährdung 
des Staates, wenn das Polizeidezernat nicht in 
richtigen Händen liegt und wenn durch unſachliche 
Praktiken das feſte Gefüge der Schutzpolizei zes- 
ſtört wird. Wir betrachten die Entwicklung in der 
Schutzpolizei mit der größten Sorge. (Zurufe.) 

Offengeblieben ſind im Ausſchuß ferner alle 
Fragen danach, was die Regierung mit ihrer un⸗ 
verſtändlicherweiſe an den Fall Sturm geknüpften 
grundſätzlichen Erklärung bezüglich der Art der 
Staatsgeſinnung eigentlich gemeint und gewollt 
hat und hier, bei dieſer ſtaatspolitiſchen Frage 
von grundſätzlicher Bedeutung wäre gerade Klar- 
heit dringend am Platze geweſen. Aber der Hert 
Senator des Innern ſah es 


als ſeine wichtigſte Aufgabe an, jeder Auskunft 


aus dem Wege zu gehen, ſo daß es erſt der Herbet⸗ 


rufung des Herrn Vizepräſidenten des Senats 
bedurfte, um die Debatte in Gang kommen zu 


~ laffen. (Hört, hört! rechts.) 


merkwürdigerweiſe 
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Wir hatten erwartet, daß man von der mik- 
glückten Faſſung abgerückt wäre und ſich zu den 
klaren Vorſchriften der Verfaſſung zurückgefunden 
hätte, auf denen man doch früher bei der program⸗ 
matiſchen Erklärung bei Uebernahme der Regie⸗ 
rung gefußt hatte. Da das nicht geſchehen iſt, 
müſſen wir die Erklärung ſo auffaſſen, und die 
Regierung kann uns das nicht übel nehmen, wie 
ſie im Zuſammenhang mit dem Fall Sturm allein 
aufgefaßt werden kann, nämlich dahin, daß die 
Regierung für ſich das Recht in Anſpruch nehmen 
will, Beamte nach der Art der Staatsgeſinnung, 
wie ſie ſie gerade auffaßt, anzuſtellen und zu be— 
fördern. Das kann darauf hinauskommen, daß 
parteipolitiſche Geſinnung auf dem Boden der je— 
weiligen Regierungsmehrheit von den Beamten 
gefordert wird. Damit würden die Beamten der 
Rechtsparteien unter Ausnahmerecht geſtellt. 
(Unruhe und Zwiſchenrufe links.) 

Es iſt überhaupt abwegig, im Danziger 
Staatsweſen von Staatsgeſinnung verſchiedener 
Art im Hinblick auf Monarchie oder Republik zu 
reden, da dieſer Unterſchied hier weder in der 
Beamtenſchaft noch in der ſonſtigen Bevölkerung 
eine politiſche Rolle ſpielt, ſondern ſich die ganze 
deutſche Bevölkerung zu den traditionellen 
Grundſätzen der Verfaſſung der Freien deutſchen 
Stadt bekennt. Es geht daher nicht an, einen repu- 
blikbejahenden Teil der Beamtenſchaft und einen 
anderen gegenüberzuſtellen, ebenſo wie es meiner 
Anſicht nach niemals Aufgabe der Regierung iſt, 
den Beamtenkörper im Sinne der parteipolitiſchen 
Zuſammenſetzung der jeweiligen Regierung zu 
beeinfluſſen. Nein, die Erklärungen des Senats 
können gegenüber den Beſtimmungen der Ver— 
faſſung nicht beſtehen, und die Durchführung die- 
ſer Grundſätze würden wir als glatten Verſtoß 
gegen die Verfaſſung bezeichnen müſſen. Sie wiir- 
den Geſinnungszwang an Stelle von Geſinnungs⸗ 
freiheit ſetzen und die Gefahr der Geſinnungs— 
ſchnüffelei auf der einen Seite und der Geſin— 
nungsheuchelei auf der andern Seite hervor— 
bringen. 
| Zuſammenfaſſend haben wir unjere Stellung- 
nahme in dem zweiten Teil unſerer Entſchließung 
feſtgelegt, daß die am 23. Oktober 1929 anläßlich 
des Falles Sturm abgegebene grundſätzliche Er— 
klärung der Regierung zu ſchweren Bedenken Ans 
laß gibt, die auch durch die Erläuterungen des 
Senatsvizepräſidenten im Hauptausſchuß nicht be— 
ſeitigt worden ſind. Dieſe Erklärung läßt, im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Fall Sturm abgegeben, nur 
die Auffaſſung zu, daß eine der jeweiligen Regie— 
rungsmehrheit entſprechende parteipolitiſche Ge- 
ſinnung für Anſtellungen entſcheidend ſein ſoll. 
Eine derartige Berückſichtigung derartiger Staats— 
geſinnung bei der Prüfung der ſachlichen Eignung 
für Aemter widerſpricht den klaren Beſtimmungen 
der Verfaſſung,. wonach den Beamten die Freiheit 
der politiſchen Geſinnung nicht beeinträchtigt wer- 
den darf und die Zulaſſung zu den Aemtern nur 
r Fähigkeiten und Leiſtungen abhängig fein 
5 3 


L 


Ich bitte die Entſchließung anzunehmen. Der 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion vorgelegte Wn- 
trag ſtellt einen ſachlich nicht gangbaren Weg dar. 


(Bravo! rechts.) 


(C) 


(D) 


(A) 
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Vizepräſident Gaikowſki: 
Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Ich habe im 
Namen meiner Gruppe folgende Erklärung abzu— 
geben: Die Verhandlungen im Hauptausſchuß ha⸗ 
ben ergeben, daß ohne Anhörung der Behördenlei⸗ 
ter und der Perſonalkommiſſion des Senats ein 
Parteigänger des zuſtändigen Senators in die von 
einem älteren Beamten ſeit Jahren inne gehab— 
te Stelle hineinverſetzt und unter unbegründeter 
Ueberſpringung eines dienſtälteren Kameraden 


befördert werden ſollte. Es iſt im Hauptausſchuß 
nicht widerlegt worden, daß, nachdem der Geſamt⸗ 
ſenat dieſe Abſicht des betreffenden Senators in- 


hibiert hatte, — demſelben Parteigänger zuliebe 


eine urſprünglich nicht vorgeſehene Beförderungs- 
eingeſetzt 


ſtelle in den Stellenplan beſonders 
wurde. Wir müſſen im Intereſſe der Erhaltung 
der Dienſt- und Pflichtfreude der Beamtenſchaft 
gegen ein ſolches Verfahren den ſchärfſten Ein- 
ſpruch erheben, da hierdurch nicht dienſtliche Eig— 
nung und berufliches Können beſtimmend werden 
für das Weiterkommen eines Beamten, ſondern 
lediglich deſſen Parteizugehörigkeit. Eine neuer⸗ 
lich ausgeſprochene Beförderung eines andern 
Parteigängers entgegen dem Vorſchlage des 
Behördenleiters — beſtätigt dieſe Annahme. 


Die Ausſprache über die „grundſätzliche Er- 


klärung“ des Senats in dieſer Sache hat diefe Auf: 


faſſung ebenfalls nur erhärtet. Wir lehnen jeden 


Beamten ab, der ſich aktiv gegen die Belange des 
Staates betätigt. Wir billigen der Regierung 
jederzeit das Recht zu, gegen ſolche Beamte einzu— 
ſchreiten. Die Belange des Staates ſind aber nicht 
dasſelbe wie die Belange der jeweils regierenden 
Partei. Dieſe ſind vielmehr lediglich durch die Be— 
ſtimmungen der Verfaſſung feſtgelegt, auf die der 
Beamte vereidigt iſt. Die von ihm verlangte 
Staatsgeſinnung kann alſo nur die ſein, die Be— 
ſtimmungen dieſer Verfaſſung zu achten und zu be— 


achten. Dafür hat er den Anſpruch, daß ihm die in 


derſelben Verfaſſung gewährleiſteten Rechte ge— 
währt werden. Dazu gehört das Recht der Geſin— 
nungsfreiheit. 


Es iſt im Hauptausſchuß nicht geklärt worden, 


was der Senat unter der verlangten „Art der 
Staatsgeſinnung“ verſteht, und die Auffaſſung, 


daß die Art der parteipolitiſchen Einſtellung ge- 


meint iſt, wurde nicht widerlegt. Die Folgerung 
hieraus iſt, daß die Geſinnung des Beamten, der 
in ſeinem Beruf vorankommen will, ſich der je— 
weils regierenden Partei anzupaſſen hat. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Hierdurch wird eine Geſinnungs— 
und Ueberzeugungsloſigkeit großgezogen, die den 
inneren Wert einer Beamtenſchaft tötet und an 
die Stelle aufrechter überzeugungstreuer Männer 
geſinnungsloſe Kriecher und Stellenjäger ſetzt. Im 
Intereſſe der Erhaltung eines innerlich geſunden 
und aufrechten Beamtentums erheben wir aus 
dieſem Grunde gegen dieſe Erklärung ſchärfſten 
Einſpruch und werden der Entſchließung der 
Deutſchnationalen Partei zuſtimmen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 


Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Bevor ich zu 


der eigentlichen Materie übergehe, möchte ich auf 
Grund des ſchriftlichen Berichts des Hauptaus⸗ 


Das Wort hat der 
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wieder etwas geleiſtet hat, wofür man eigentlich 
erſtatter vermeidet beiſpielsweiſe in ſeinem Be⸗ 


merkwürdigerweiſe nur die Namen der Hauptleute 
bezw. Majore. Soweit aber untere Beamte ge- 
nannt werden, findet man ganz frei und offen den 
Namen ausgeſchrieben. Das iſt nebenbei bemerkt 
ein Zeichen dafür, wie die Deutſchnationalen mit 
der Schupo eng verbunden ſind. Gerade dieſer Be— 
richt beweiſt, daß man den Herren Offizieren nichts 
antun will. 

Zur Sache ſelbſt haben wir ſchon bei der erſten 
Leſung dieſer Großen Anfrage zum Ausdruck ge— 
bracht, daß dieſes Spiel zwiſchen Deutſchnationu— 
len und Sozialdemokraten auch nur angetan iſt, 
ſich hier im Hauſe ein bißchen gegenſeitig in die 
Haare zu fahren, um ſich dann außerhalb des Hau— 
ſes wieder vereint in die Arme ſinken zu können. 
Auch die heutige Ausſprache hat bis jetzt nicht be- 
wieſen, daß daran etwas geändert worden iſt. Wir 
ſtehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daß die 
Deutſchnationalen in ihrer Beamtenpolitik um 
kein Haar breit von der Politik der jetzigen Re— 
gierung abweichen. Wenn ſie am Ruder ſind, jtel- 
len ſie ihre Beamten an oder die Beamten, die 
ihrer Geſinnung anhängen, die ihnen treu ergeben 
ſind. Jetzt, ſeitdem die Sozialdemokraten in der 
Regierung ſind, wird dasſelbe Spiel getrieben. Es 
iſt auch gar kein Grund für die Deutſchnationalen 
vorhanden, ſich gegen die Erklärung des Senators 
des Innern zu wenden; denn dieſe Erklärung ſagt 
nicht allein, daß der Beamte eine gewiſſe Staats- 
geſinnung haben ſoll, ſondern die Erklärung ſagt 
weiter, daß der Beamte jeder Regierung treu er- 
geben ſein ſoll, d. h. alſo, wenn es jemand nicht ver— 
ſtehen ſollte, daß ein ſozialdemokratiſcher Beamter 
der deutſchnationalen Regierung treu ergeben ſein 
ſoll. Die Sozialdemokraten werden ſich natürlich 
nicht dagegen wehren. Warum ſollen ſie auch? 
(Abg. Liſchnewſti: Geſchäft!) Und die deutſchna⸗ 
tionalen Beamten? Herr Dr. Bogdan, Sie ſind 
doch ein Beamter unter ſozialdemokratiſcher Re— 
gierung. Iſt Ihnen ſchon einmal eine Schwierig— 
keit von der jetzigen Regierung bereitet worden? 
(Abg. Dr. Bogdan: Ich habe auch niemals gegen 
die Verfaſſung verſtoßen, dann kann man mir doch 
keine Schwierigkeiten machen!) Wie wollen Sie 
das feſtſtellen, ob die Beamten, die von der Re— 
gierung angeſtellt ſind, ob ſie nun deutſchnational, 
Zentrum oder Sozialdemokraten ſind, gegen die 
Verfaſſung verſtoßen? Es gibt doch keinen Stahl- 
helmmann, der gegen die Verfaſſung verſtößt. Der 
Sinn der Sache iſt doch der, man will nur Beamte 
haben, die den kapitaliſtiſchen Staat ſtützen und 
unterſtützen. Die können Sie greifen von den 
Deutſchnationalen bis zu den Sozialdemokraten, 
oder, wenn Sie noch eine extremere Gruppe haben 
wollen, bis zu den Stahlhelmleuten. Sie find alle 
dieſem Staat ergeben, unterſtützen und erhalten 
ihn, und die Regierung, gleich welche, hat keine 
Urſache, gegen diefe Beamten vorzugehen. 

Es handelt ſich um einen Kampf um die Fut⸗ 


— — — WEBER 


der Spitze marſchieren, fühlen ſich gekränkt, daß 
einmal ein ſozialdemokratiſcher Beamter angeſtellt 


keine Worte findet. Der Abg. Müller als Vericht⸗ 


richt, die Namen voll und ganz auszuſchreiben und 


terkrippe. Die Deutſchnationalen, die jetzt nicht an. 


— 


ſchuſſes feſtſtellen, daß der Berichterſtatter fih hier (© 


Di 


TA 


(B 


— 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
wird. Seinerzeit beim Fall eines Regierungsbe— 
amten, der auch heute noch genannt wurde, i 
kamme nicht auf ſeinen Namen (Tobien! links), 
ja Tobien, waren es die Sozialdemokraten, die 
den größten Sturm liefen, weil er deutſchnational 
war. (Abg. Beyer: Weil er ein Duſſel war!) Ich 
glaube, Herr Sturm iſt kein kleineres Duſſel, das 
ſollten Sie auch wiſſen. Von einem Mann, der ſo 
oft ſeine Geſinnung wechſelt, kann man gar nichts 
erwarten. Wer nur darauf ausgeht, eine Anſtel— 
lung zu bekommen, iſt nach unſerem Dafürhalten 
auch ein ziemlich großes Duſſel, mindeſtens ſo groß, 
wie Tobien. Hier geht der Kampf darum, wer die 
Macht hat, wer anſtellen kann. Ob die Anſtellung 
berechtigt iſt und nach Eignung wird abſolut nicht 
gefragt. Das ſteht auch feſt. Es iſt ſchon ſo, wie Dr. 
Bogdan geſagt hat. Im Hauptausſchuß kam zum 
Ausdruck, daß Beamte befördert werden, trotzdem 
man ſich über ihre Eignung abſolut nicht infor- 
miert hat. Man hat den Herrn Hauptmann Bethke 
für die Polizeiſchule vorgeſehen, trotzdem man ihn 
gar nicht kennt. Aber auf der anderen Seite nimmt 
Herr Senator Arczynſki das Recht für ſich in An⸗ 
ſpruch, zu befördern und zu verſetzen. Wir ſind der 
Meinung, wenn man dies Recht für fiH in An- 
ſpruch nimmt, muß man auch die Pflicht fühlen, 
nur dann zu befördern und verſetzen, wenn man 
die Tätigkeit des Betreffenden kennt. Wenn man 
dann aber erklärt: „Ich kenne den Mann nicht und 
habe ihn trotzdem in eine beſſere Stellung verſetzt; 
dann iſt das ein Zeichen, daß man nicht nach Fä— 
higkeiten fragt, ſondern daß man ſich nur allein 
vom Parteiſtandpunkt leiten läßt. So wird es von 
jeder Regierung gehandhabt, ob ſie deutſchnatio— 
nal oder ſozialdemokratiſch ift. 

Was nun aber die Staatsgeſinnung anbetrifft, 
ſo habe ich ſchon erklärt, daß die Herren Deutſch— 


nationalen keine Urſache haben, fih über die Er 
aufzu⸗ 


klärung des Herrn Senators Arcgzynſki 
regen; denn wie die Erklärung ſagt, ſoll der Be— 
amte jeder Regierung treu ergeben ſein, d. h. den 


kapitaliſtiſchen Staat und feine Belange vor et- 
waigen Gefahren ſchützen. Wenn trotzdem Staats- 
geſinnung verlangt und berückſichtigt wird und fie | 


nicht in dem Sinne vorhanden iſt, wie es ſich die 
bürgerlichen Parteien einſchließlich der Sozialde— 
mokratie denken, dann kann es ſich nur gegen die 
Parteien richten, die dieſen Staat bekämpfen. So 
nur ift die Erklärung des Senators zu verſtehen. Es 
gibt nur eine Partei, die dieſen Staat bekämpft 
und ihn beſeitigen will. Das iſt die Kommuniſti— 
ſche Partei. Gegen dieſe Partei richtet ſich die Er— 
klärung, und die Vergangenheit hat bewieſen, daß 
dieſer Erklärung der größte Nachdruck verliehen 
wird. Wenn aus dem jetzigen Beamtentum hier 
und dort ein Beamter zur Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei geſtoßen iſt und er vielleicht noch nicht aus dem 
Staatsapparat beſeitigt ift, jo deshalb, weil man 
noch nicht den Mut hat, offen gegen dieſen Beam— 
ten vorzugehen. Aber eine Anſtellung eines Kom⸗ 
muniſten als Beamter kommt nach dieſer Erklä— 
rung abſolut nicht in Frage. Dagegen wehren wir 
uns mit aller Macht. Ich glaube beſtimmt, Herr 


Arczynſki wird nicht den Mut aufbringen können, 


mir dies zu widerlegen, wie er geſtern in. bezug 
nuf die Gemeindevorſteher und Schöffen die An⸗ 
gaben widerlegen zu können glaubte. Die Erflä- 
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rung richtet ſich alſo lediglich gegen die Kommu- 
ch niſtiſche Partei, die ganz frei und offen erklärt, 


wir bekämpfen dieſen Staat, wir arbeiten daran, 
daß dieſer Staat ſo ſchnell als möglich verſchwindet. 

Der Streit um die Beförderung hat natürlich 
erhebliche Wogen geſchlagen. Wir fühlen uns des- 
halb veranlaßt, dem Haufe einen Antrag vorzu⸗ 
legen, dieſe Beförderungen rückgängig zu machen. 
Herr Abg. Dr. Bogdan iſt der Meinung, daß das 
rechtlich nicht zuläſſig ſei. Nun, wir wiſſen, daß 
dies Haus ſouverän iſt und daß ſeine Beſchlüſſe 
von jeder Behörde zu reſpektieren ſind. Wenn alſo 
einmal eine Beförderung vorgenommen iſt und 
das Haus beſchließt, ſie rückgängig zu machen, dann 
ſteht dem nach unſerm Dafürhalten nichts im 
Wege. Es iſt nicht allein des Streites, ſondern 
auch der finanziellen Auswirkungen wegen not— 
wendig. Jeder, der noch etwas Empfinden für die 
Kreiſe der Bevölkerung hat, die heute am Hunger— 
tuhe nagen, müßte ſchon aus dieſen Geſichtspunk⸗ 
ten unſerm Antrag zuſtimmen. Die Beförderung 
iſt nicht mit der gegenwärtigen Finanzkalamität 


notwendig ſind, um die Unterſtützung etwas zu 
erhöhen. Sie haben ja geſtern von Herrn Abg. 
Lemke gehört, wie groß die Not der Kleinrentner 
iſt. Wir können nur ſagen, daß die Not der Klein— 
rentner noch viel größer iſt. Sie wollen damit 
vielleicht ſagen, Frau Abg. Kalähne, daß die paar 
Pfennige für die Kleinrentner nicht in Frage kom— 
men. (Zuruf rechts.) Ihre Bemerkung glaube ich 
richtig verſtanden zu haben. Aber wir haben Ihnen 
ja nicht nur bei dieſer Gelegenheit Wege gezeigt, 
wie man Gelder flüſſig machen kann, ſondern auch 
bei anderer Gelegenheit. In nächſter Zukunft wer- 
den wir noch öfter Gelegenheit nehmen, anzugeben, 
wie Gelder für dieſe Kreiſe flüſſig gemacht werden 
können. 

Wenn Sie heute unſern Antrag ablehnen, 
bringen Sie damit zum Ausdruck, daß Sie abſolut 
kein Intereſſe daran haben, an den jetzigen Aus— 
gaben zu ſparen um ſie denen zuzuführen, die ſie 
nötiger gebrauchen. Wenn Herr Abg. Dr. Bogdan 
zum Ausdruck bringt, daß die Politik, die die 
jetzige Regierung treibt, eine Gefahr für die 
Schutzpolizei ſei und dadurch, wie Herr Abg. Dr. 
Bogdan ſagt, Sorgen bei den Deutſchnationalen 
entſtehen, daß die Schlagfähigkeit nicht mehr er— 
halten bleibt — das war doch Ihre Meinung, daß 
die Schlagfähigkeit der Schutzpolizei unterbunden 
werden könnte — dann glaube ich, daß dieſe Sorge 
der Deutſchnationalen keine Grundlage hat. Im 
Gegenteil, Sie ſollen doch endlich einmal ehrlich 
ſein und erkennen, daß die ſozialdemokratiſche Re— 
gierung einen viel beſſeren Zug in der Schupo hat 
als es bei der deutſchnationalen Regierung der 
Fall war. Ich muß ganz offen erklären, daß die 
Schutzpolizeimannſchaften, beſonders die Offiziere, 
heute 100 Prozent beſſer auf die Arbeiterſchaft ge⸗ 
drillt ſind als unter deutſchnationaler Regie. 
Heute wird viel ſchlimmer hineingehauen. Wenn 
nur zwei oder drei Mann zuſammenſtehen, ſauſt 
ſchon der Gummiknüppel dazwiſchen. Gleich, wenn 
das Kommando „Auseinandergehen“ kommt, 
wird hineingehauen, auch wenn nur einer daſteht. 
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Alſo Ihre Sorge iſt vollſtändig unbegründet. Sie 
können ſich deswegen die nötige Nachtruhe ſehr gut 


gönnen und brauchen ſie ſich nicht rauben zu laſſen. 
Denn es ſteht feft, daß die Schutzpolizei, beſonder⸗ 


die Offiziere, heute auf dieſem Gebiet mehr leiſten getreue 
und noch mehr leiſten werden als es bisher der * 
Fall geweſen iſt. | 


Schauen Sie ſich doch das Beiſpiel in Deutſch—⸗ 
land an. Bei einer Demonſtration, wie ſie die Ar⸗ 
beiterſchaft ſeit 60 Jahren durchführt, wurden auf 
Befehl eines ſozialdemokratiſchen Polizeipräſiden⸗ 
ten 32 Arbeiter heruntergeſchoſſen. Wollen Sie 
noch mehr? Wenn Sie hundert erſchießen wollen, 
dann ſteht allerdings die Sache fo, daß Sie Ur: 


ſache haben, ſich wieder an die Futterkrippe heran⸗ 
zudrängen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß Sie es 


noch beſſer machen können, als die Sozialdemokra⸗ 
ten. Aber im gegenwärtigen Moment haben die 
Sozialdemokraten den erſten Platz erobert, ganz 
beſonders was das Dreinſchlagen auf die Arbeiter: 
ſchaft betrifft. Das ſtreiten wir nicht ab, und Sie 
können es auch nicht tun, wenn Sie ehrlich ſind. 
Wir ſehen, daß hier lediglich ein Streit wegen 
der Anſtellung entbrannt iſt, der ſchließlich für die 


bürgerlichen Parteien abjolut keine politiſche Be- 


deutung hat. Die hat er nur für die Kommuniſtiſche 
Partei. Wir freuen uns, daß Herr Arczynſki in 
feiner Erklärung frei und offen zum Ausdruck ge⸗ 
bracht hat, Kommuniſten dürfen auf eine Anſtel⸗ 
lung im Staat nicht rechnen. Indirekt hat er ge- 
ſagt, daß man mit den jetzt vorhandenen kommu— 
niſtiſchen Beamten ſo ſchnell wie möglich aufräu— 
men werde. Nun Herr Arczynſki, Sie haben dau- 
ernd das Wort Märchen im Munde. Es gibt doch 
noch gar kein Weihnachtsmärchen im Stadttheater. 
Sonſt wollte ich ſagen, Sie haben es ſich ſchon an⸗ 
geſehen. Aber das Wort Märchen klingt aus 
Ihrem Munde ſonderbar, weil Sie nach meinem 
Dafürhalten der Märchenerzähler ſind. | 
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den Zielen der Regierung willig folgenden Beamten- 
; körper zu den Aufgaben einer jeden Regierung gehört. 


Nun Herr Arczynſti, Sie wollen uns doch nicht un- 
terſchieben, daß wir ſtaatserhaltend ſind und eine 
Staatsgefinnung haben. (Senator 
Arczynſti: Das kommt darauf an!) Dann ſage ich, 
das ijt böswillig von Ihnen. (Heiterkeit links.) 
Siewiſſen, daß wir dieſen Staat zerſchlagen wol⸗ 
len. Und warum hetzen Sie uns die Schupo auf 
den Hals, wenn wir jtaatserhaltend jind? Warum 


tun Sie es dann nicht bei den Sozialdemokraten, 
wenn Sie meinen, daß wir nur ein bißchen Oppo⸗ 
ſition mimen, wie Ihre Freunde. Für uns ſteht 
leſt, daß ſich Ihre Erklärung und die Erklärung 


des Geſamtſenats in erſter Linie gegen die Kom— 
muniſtiſche Partei richtet. 

Die Ausſprache über die Große Anfrage und 
die Entſchließung der Deutſchnationalen im Haupt- 
ausſchuß wird an der ganzen Frage, die hier zur 
Debatte geſtanden hat, abſolut nichts ändern. Es 
wird beim alten bleiben. Wenn die Deutſchnatio⸗ 


nalen am Ruder ſind, werden ſie ihre Kreiſe in 


erſter Linie befördern, und die Sozialdemokraten 
werden ihre Leute befördern, wenn fie in der Re: 
gierung ſind. Alle ſind ſie ſich aber darin einig, daß 
der Staat erhalten bleiben muß. Nur allein die 
Kommuniſtiſche Partei will dieſen Staat ſtürzen, 
und ſie hat nicht nur die Abſicht ihn zu ſtürzen, 
ſondern wird ihre ganze Macht daran ſetzen, dies 
ſo ſchnell wie möglich zu tun, weil erſt dann, wenn 
dieſer Staat geſtürzt iſt, die Futterkrippenpolitik 
und die Korruptionserſcheinungen aufhören. Wir 
werden die Lehre aus dieſer Ausſprache ziehen und 
der Arbeiterſchaft und den Werktätigen klar 
machen, daß ſie ſo ſchnell wie möglich den Staat 
beſeitigen müſſen, wenn das korrupte Syſtem, das 
nicht nur von den Deutſchnationalen ſondern auch 
von den Sozialdemokraten durchgeführt wird, be— 
ſeitigt werden ſoll. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Raſchke, 
ein Senator iſt kein Märchenerzähler. (Heiterkeit.) 

Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Geſtatten Sie 
einmal, Herr Präſident, ich behaupte, daß Herr 
Arczynſki feinen Kindern des öfteren Märchen er- 
zählt, wenn er welche hat. (Zuruf des Senators 
Arczynſki.) | 

Vizepräſident Gaikowfki: Hier in dieſem Hauſe 
tritt er nicht als Märchenerzähler auf. 


Í 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich hätte gewünſcht, daß wir uns hier im Volkstag 
nach den Erörterungen, die im Hauptausſchuß über 
dieſe Angelegenheit ſtattgefunden haben, und nach 
der eingehenden Beratung dort, nicht weiter mit 
der Sache beſchäftigt hätten. Nachdem nun aber 
einmal über diefe Angelegenheit geſprochen wor 


Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Ich werde den den ijt, will ich dazu auch etwas ſagen. Der Fall 


Beweis erbringen, daß er auch in dieſem Hauſe, 
heute hat er allerdings nicht geſprochen, aber im 
fue e Märchen erzählt hat. 
Arczynſti ſagte, es wäre ein Märchen. wenn wir 
behaupteten, ſeine Erklärung richte ſich gegen die 
Kommuniſten. Er hat in ſeiner Erklärung geſagt, 
ich will das den Herren vorleſen: 


Unabhängig von dieſer Einzelfrage ſieht ſich die 


Regierung doch zu folgender grundſätzlichen Erklä⸗ 
rung veranlaßt. Der Senat und jeder einzelne Se⸗ 
nator iſt ſich deſſen bewußt, daß gemäß Artikel 93 der 
Verfaſſung die Beamten Diener der Geſamtheit, nicht 
einer Partei find, daß ihnen Freiheit ihrer politi- 
ſchen Geſinnung und Vereinigungsfreiheit zuſteht, 
und daß ſie hierin nicht beeinträchtigt werden dürfen. 
Dem Senat kann aber gleichwohl bei der Prüfung 
der ſachlichen Eignung für einen Poſten die Art der 
Staatsgeſinnung nicht gleichgültig ſein, weil die 


Heranbildung eines ſtaatsfreudigen, die Republik be- 
jahenden, ich wiederhole, die Republik beiahenden, 


2 


Sturm richtet ſich ja in Wirklichkeit gar nicht gegen 
die Perſon Sturms, ſondern der Fall ſollte doch 


Herr nur zu einem Sturm gegen die Sozialdemokratie 


benutzt werden. Sie ſehen, wohin Sie damit ge- 
kommen ſind. 

Eine Zeitung, ich glaube es war die „Qandey: 
zeitung“ ſchrieb nach den Beratungen im Haupt⸗ 
ausſchuß: „Die ganze Angelegenheit iſt wie das 
Hornberger Schießen verlaufen.“ Hat denn von 
vorneherein jemand etwas anderes geglaubt? 
Eine Anfrage, die jo von Unwahrhaftigteit durch⸗ 
ſetzt war, konnte doch nicht erwarten, daß ſie an⸗ 
ders verlaufen würde, als ſie verlaufen iſt. Wenn 
hier Herr Abg. Dr. Bogdan ſagte, daß im Haupi⸗ 
ausſchuß nicht nur die Oppoſitionsparteien, ſon⸗ 
dern auch Regierungsparteien bei den Abſtimmun⸗ 
gen ihre Zuſtimmung gaben, ſo enttäuſcht das 
nicht. Im Kampf gegen die Sozialdemokratie fin⸗ 


(c) 
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det ſich alles zuſammen. Im Kampf gegen die So⸗ zugewieſen. Der Innenſenator hat die diesbezüg⸗ 


€B) 


zialdemokratie ift kein Mittel ſchlecht genug, um liche Verfügung zurückgenommen. In Langfuhr 
gegen die Sozialdemokratie verwandt zu werden. war ſchon lange geplant, ein neues Polizeirevier 
Jahrzehntelang haben wir unter Bedrückung und zu ſchaffen. Dies Polizeirevier wurde errichtet. 


Entrechtung leiden müſſen. Lügen und Verleum⸗ 
dungen, alles mögliche, iſt gegen die Sozialdemo⸗ 
kratie angewandt worden. Aber zu Ihrem 
Schrecken müſſen Sie wahrnehmen, daß die Go- 
zialdemokratie nicht kleiner ſondern größer und 
immer größer geworden iſt. Es iſt Ihnen niemals 
gelungen, fie niederzureiten. Sie werden die So⸗ 
zialdemokratie auch niemals niederreiten, denn ſie 
iſt nicht eine künſtlich aufgezogene Partei. Sie 
liegt in der Entwicklung, im Fortſchritt, und läßt 


Der Oberleutnant Sturm, gegen deſſen Eignung 
nichts einzuwenden war, wurde, wozu er von ſei⸗ 
ner vorgeſetzten Behörde laut Stellenplan vorge⸗ 
ſchlagen war, zum Hauptmann befördert und ihm 
dies Revier zugewieſen. Das iſt ein Vorgang in⸗ 
nerhalb der Verwaltung, der die Oeffentlichkeit 
an und für ſich nicht aufgeregt hätte. Der Innen. 
ſenator hat das getan, was in jedem Betrieb der 
Betriebsleiter tut. Er kann den Arbeiter auf eine 
andere Stelle verſetzen. Er kann entlaſſen, er kann 


ſich nicht verdrängen. Wir willen, daß, wenn die einſtellen. Der Polizeipräſident oder jeder andere 
Arbeiterſchaft durch das allgemeine Wahlrecht Reſſortchef verſetzt in ſeinem Reſſort die Beamten 
einmal die Macht erhalten ſollte, die Parteien, die und Angeſtellten, wohin er will. Der Chef dieſer 
heute für die Demokratie ſind, die Demokratie be⸗ Reſſorts ſoll nicht die Möglichkeit haben, einen Be⸗ 
ſtimmt im Stich laſſen, den Parlamentarismus amten an eine andere Dienſtſtelle zu verſetzen. 
aufgeben und faſchiſtiſche Banden gegen die Demo: Würden Sie an dieſer Stelle ſein und jo gehandelt 
kratie anſetzen werden. Das iſt für uns ganz klar. haben und darüber befragt werden, ſo würden Sie 
Wir ſehen das tagtäglich, wir erleben es in andern dieſe Handlung als eine Anverſchämtheit bezeich⸗ 


Ländern. Wir ſahen es zuletzt in Oeſterreich. Es 
iſt deshalb gar nicht trügeriſch, anzunehmen, daß 
dies auch hier angewandt werden könnte. 

Die Sozialdemotratie ijt die einzige Partei des 


arbeitenden und ſchaffenden Volkes. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Siehe Brolat! — Abg. Raſchke: Die Groß⸗ 


kapitaliſten!) Sie müſſen das ſchon hinnehmen. 
Trotz Ihrer ganzen Machtmittel, die Sie im Laufe 
der Jahrzehnte angewandt haben, haben Sie die 
Sozialdemokratie in ihrem Lauf nicht aufhalten 
können. Die letzte Volkstagswahl in Danzig iſt der 


Beweis, daß das Vertrauen der Bevölkerung zur 
Sozialdemokratie gewachſen iſt; ſie ging aus dem 
Kampf als ſtärkſte Partei hervor. Das iſt es, was 


Sie ärgert, weswegen Sie jedes Mittel anwenden, 
um hier oder dort der Sozialdemokratie eins aus- 


zuwiſchen. Wir find jahrelang Oppoſitionspartei 
geweſen, wie waren nach Ihrer Meinung, m. H. 


nen. Sie ſtellten die Anfrage nur, weil der Mann, 
um den es ſich handelt, Sozialdemokrat ijt. Würde 
Sturm einer andern Partei angehören, dann 
würde ſich um ſeine Verſetzung in eine andere 
Dienſtſtelle und um ſeine Beförderung niemand 
gekümmert haben. Ich kann es verſtehen, daß der 
Beamtenbund, der hinter dieſer Anfrage ſteht, und 
ſieht, daß ihm die Beamten nicht mehr wie der 
treue Fridolin folgen, Angſt um den Verluſt der 
Mitglieder bekommt. Die Beamten wollen nicht 
mehr die Hände an die Hoſennaht nehmen, fon- 
dern wollen auch denkende Menſchen fein und fiw 
nicht einfach von der Deutſchnationalen Parter 
kommandieren laſſen, die hinter dem Beamten— 


bund ſteht. Der Beamtenbund ſieht, daß ihm ſeine 


Mitglieder verloren gehen und ſofort wird alles 
Mögliche in Bewegung geſetzt. Sie glauben aus 
einem andern Grunde in dem Falle Sturm richtig 


von rechts, die Partei des Pöbels, weiſen Sie nach, zu handeln. Die Sozialdemokratie war 192551926 
wo wir eine ſolche beſchämende Oppoſition getrie- in der Regierung. Die Sozialdemolratie iſt jetzt 
ben haben wie Sie, die Sie heute in Oppoſition bereits wieder zwei Jahre in der Regierung. Sie 
ſtehen. Sie, die ja die Herrſchaften der Bildung war ſo beſcheiden, keinen Anſpruch auf irgendeine 
ſein wollen, Sie werden nicht finden, daß wir in Beamtenſtelle zu erheben. Jetzt verſucht Sie zum 
der Oppoſition Anfragen ſtellten, wie Sie, von erſten Mal, einen ihrer Leute zum Beamten zu 
denen man mitunter ſagen kann: Ein Narr kann machen, ſofort lärmen Sie, (nach rechts) ſofort 
mehr fragen als zehn Weiſe beantworten können. machen Sie Sturm mit der beſtimmten Abſicht, da- 
(Sehr richtig! links.) In Ihrer Verbiſſenheit gegen durch zu verhindern, daß andere Sozialdemokra— 
die Sozialdemokratie fragen Sie nicht danach, ov ten folgen. (Sehr gut! links.) Sie jagen fih, unter 
Sie bei Ihren Anfragen dem Staate ſchaden oder keinen Umſtänden darf es eintreten, daß Sozialde— 
nicht. Es kommt Ihnen nur darauf an, diefe Re- mokraten in beamtete Stellen kommen. Sie wollen, 
gierung, in der die Sozialdemokratie vertreten iſt, wie im früheren Obrigkeitsſtaat, verhindern, daß 
herabzuwürdigen, auch wenn das Danziger Volt Sozialdemokraten in Beamtenſtellen kommen. Sie 
dadurch Schaden haben ſollte, ja ſelbſt, wenn der wollen, daß auch der Volksſtaat in feinen Beam- 
Danziger Staat in feiner Exiſtenz erſchüttert wen tenſtellen keine Sozialdemokraten hat. Fragen Sie 
den ſollte. Man muß ſich unwillkürlich fragen: Ha- fih doch einmal, ob es auf die Dauer möglich ijt, 
ben Sie ſoweit jhon den Kredit verloren, daß Sie daß eine Regierung regieren und die Geſchäfte er- 
zu dieſer elenden Demagogie greifen müſſen? Es ledigen foll, ohne einen Einfluß auf die Verwar⸗ 
ſcheint ſo, als wenn es der Fall iſt. tung zu haben. Sie wiſſen doch aus eigener Erfah- 


Was iſt nun mit dem Fall Sturm? Iſt denn 
wirklich ſo etwas Unerhörtes geſchehen, daß dieſer 


große Lärm angezettelt worden iſt? Dazu muß ich 
folgendes ſagen: Der Senator des Innern hat den 


Oberleutnant Sturm zu einer andern Dienſtſtelle 
verſetzt. Den bisherigen Stelleninhaber hat er ge⸗ 
mäß ſeiner Ausbildung einer andern Dienſtſtelle 


rung, daß die Geſetzgebung die ſchönſten und beſten 
Geſetze ſchaffen kann und dadurch dem Volke noch 
nicht geholfen zu werden braucht. Es kommt doch 
darauf an, wie die Geſetze ausgelegt und durchge⸗ 
führt werden. Die vom fortſchrittlich gearteten 
Volkstag fortſchrittlich gemachten Geſetze ſollen 
von den alten reaktionären Bürokraten, von den 


(©) 


(D) 
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bat deshalb hier eine Anfrage eingereicht, nic- 
mand hat gefragt, warum das geſchehe; denn man 
ſagte ſich, die Regierung muß verſuchen, ihre Ver- 


dafür zu ſorgen, daß dieſer Senator Studiendiret— 
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Zopfchineſen, durchgeführt werden, iſt das mög⸗ 
lich? Wieſo werden die gutgewollten Geſetze ganz 
anders ausgelegt? Es iſt doch natürlich, daß die 
Regierung, die für die Verwaltung und das ganze 
Staatsweſen die Verantwortung trägt, auch da⸗ 
nach trachten muß, nicht Herr Raſchke, an die Fur⸗ 
terkrippe heranzukommen, ſondern Einfluß auf die 
Verwaltung zu erhalten. Es ift heute das Eigen- 
artige, daß wir zwar in der Regierung Sozialde— 
mokraten haben, daß aber der ganze Verwaltungs 
körper von oben bis unten von reaktionären Be— 
amten durchſetzt iſt, die nicht auf Grund ihrer Eig— 
nung, ſondern auf Grund der Protektion, manches 
Mal durch Schiebung zu dieſen Aemtern gekommen 
ſind. (Unruhe.) Mit dieſen Leuten muß ſich nun 
die jetzige Regierung quälen. Bei Ihnen m. H. 
von rechts, iſt die Befürchtung vorhanden, und die 
iſt ganz natürlich, daß, wenn die Sozialdemokraten 
nun einige ihrer Leute hineinbringen, ſie damit 
zeigen, daß ſie nicht nur regieren, ſondern auch ver— 
walten können. Dadurch verlieren Sie den letzten 
Reſt des Kredits. Daher der Sturm, daher die 
ganze Aktion. Die Bevölkerung wird von Ihnen 
in Aufregung gehalten, in Wirklichkeit um nichts. 
M. D. u. H., Sie haben ſich ſo des früheren 
Oberleutnants Volkholz angenommen, war wirt- 
lich Grund vorhanden, ſich für Volkholz ſo ins 
Zeug zu legen? Es war früher ſchon einmal dazu 
Gelegenheit. Vor zwei Jahren wurden dem Ober- 
leutnant Volkholz vier aus dem Deutſchen Reich 
geholte Offiziere vorgezogen. (Hört, hört! links.) 
Herr Volkholz beſchwerte ſich oder verſuchte ſich 
beim Kommandeur der Schupo zu beſchweren. Der 
Kommandeur fragte ihn, was ihn die ganze An— 
gelegenheit anginge. (Heiterkeit.) Er ſagte ihm, 
wenn ihm das nicht gefalle, dann ſolle er doch die 
Konſequenzen ziehen. (Zwiſchenrufe links.) Haben 
Sie damals, als er in dieſer Weiſe behandelt 
wurde, eine Anfrage geſtellt und den Mut gehabt, 
hierher zu kommen und ſich zu beſchweren? Sie 
haben das nicht getan, denn Sie hielten die Hand— 
lung für richtig. Es war ja damals auch noch nicht 
ein Sozialdemokrat, ſondern Ihr deutſchnationaler 
Kommandeur der Schutzpolizei, der den Oberleur— 
nant Volkholz in dieſer Weiſe behandelte. Sie 
ſelbſt haben dazu beigetragen, daß dieſe vier Offi— 
ziere aus dem Reich kamen. Daher war es für Sie 
eine glatte Selbſtverſtändlichkeit, daß die aus dem 
Reich hergezogenen Offiziere vorgezogen wurden. 
Sie beklagen ſich darüber, daß hier parteipo— 
litiſche Momente eine Rolle ſpielen. Sie ſprechen 
aus Erfahrung. Der frühere Vorſitzende des Be— 
amtenbundes, Oberſtudienrat Jentzſch, wurde Se- 
nator, Die erſte Handlung des Senats war damals 


tor wurde. War es hier vielleicht Eignung, oder 
war es, weil der Beamtenbund der Deutſchnatio— 
nalen Partei zu der Regierung verhalf? Der 
Dank dafür: Jentzſch wurde Studiendirektor, und 
ſorgte für ſeine Zukunft. Wurde vielleicht Herr 
Regierungsrat Dr. Draeger auf Grund feiner Gig- 
nung Amtsgerichtsdirektor? Sind nicht dienſtäl⸗ 
tere Beamte da geweſen, die dieſen Poſten hätten 
annehmen können? Das taten Sie, und niemand 


waltung aufzuziehen und einrichten wie ſie eo (O) 


wolle, denn pe ijt fih ſelbſt und der Allgemeinheit 
verantwortlich. 

M. D. u. H., haben Sie vielleicht den Balten 
Tobien aus bloßer Eignung zum Regierungsrat 
gemacht? (Heiterkeit links.) Sie machten Tobien 
zum Regierungsrat drei Wochen bevor die 
neue Regierung ihr Amt übernahm. (Sehr gut: 
links.) Sie haben ihn nicht aus Eignung zum Re- 
gierungsrat gemacht, ſondern Sie ſagten ſich, wir 
müſſen nun noch dieſen treuen Freund im letzten 
Augenblick an die Futterkrippe bringen; denn 
wenn wir ihn jetzt zum Beamten machen, kann er 
niemals mehr verſchwinden. Wurde vielleicht der 
Balte v. Siebers, der Oberſekretär im Polizeiprä— 
ſidium ift, auf Grund feiner Eignung zum Ober- 
ſekretär gemacht, oder geſchah das nicht vielmehr 
aus Protektion, weil er ſich zur deutſchnationalen 
Partei bekannte? Aus reinen parteipolitiſchen 
Gründen wurde doch dieſer Mann zum Beamten 
gemacht. 

Wurde vielleicht Herr Poll auf Grund ſeiner 
Eignung und ſeiner Fähigkeiten zum Landrat ge— 
macht? (Heiterkeit links.) Sie haben ihn im Jahre 
1925, nachdem er die Sparkaſſe und Volksbank 
des Kreiſes Danziger Höhe in Grund und Boden 
gewirtſchaftet hatte, und als Sie an und für ſich 
kein Recht mehr dazu hatten, Poll dafür, daß er 
im Kreis Danziger Höhe 2 Millionen verpulvern 
ließ, zum Landrat befördert. Hatten Sie im De— 
zember 1927 noch das Recht, einen Herrn, den Sie 
1½ Jahre als kommiſſariſchen Landrat hielten, 
alſo 14 Tage bevor die neue Regierung ihr Amt 
antrat, zum Landrat zu machen? Warum haben 
Sie den kommiſſariſchen Landrat Hinz 14 Tage 
bevor die neue Regierung ihr Amt antrat, noch 
zum Landrat gemacht? Sprachen da Eignung 
und Fähigkeiten mit? Spielten da nicht rein par⸗ 
teipolitiſche Gründe die Hauptrolle? 

M. D. u. H., wenn Sie eine Liſte aufgezählt 
haben wollen, bin ich gern bereit, mich mit Ihnen 
darüber noch weiter zu unterhalten. Ich werde 
Ihnen nachweiſen, daß nicht die Sozialdemokraten, 
ſondern vielmehr Sie ſehr ſehr ſchlecht dabei ab— 
ſchneiden. Das beſte und praktiſchſte Bei- 
ſpiel iſt doch unſer Kollege Hennke. Sehen Sie ihn 
ſich an! Herr Hennke iſt im Lauf von 10 Jahren 


vom Gemeindeſchreiber zum Amtsrat im Polizei- 


präſidium aufgerückt. Er ſoll ja, wie er ſelbſt im 
Hauptausſchuß angab, an ſeiner Beförderung un— 
ſchuldig ſein. Das iſt eine Angelegenheit, die nicht 
ich, ſondern andere zu prüfen haben. (Zwiſchenrufe 
links.) Aber wenn ſoviel von Charakter geſprochen 
wird, ſehen Sie ſich Herrn Hennkes politiſche Lauf- 
bahn an. Herr Hennke war immer bereit, ſich zu 
drehen, wie der Wind wehte, ſich einer Richtung 
anzuſchließen, wo perſönlich etwas für ihn zu 
ernten war. Dort machte er mit. So hat er es 
fertig gebracht, in wenigen Jahren von einem 
ſimplen Angeſtellten zu dem höchſten Poſten der 
mittleren Beamten aufzurücken. Wenn Herr 
Hennke weiter ſo verfährt, haben wir noch viel zu 
erwarten. Jetzt hat er ſich einer Richtung ange— 


ſchloſſen, bei der nicht viel zu hoffen iſt. Da tobt 


er mit und denkt, vielleicht fällt nächſtens doch 
wieder etwas für dich ab und du wirſt auf Grund 
deiner Eignung zum Regierungsrat gemacht. 
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Ein anderer Fall, der offenes Geheimnis in 
Zoppot iſt. Dort war der Direktor des Gymnaſi⸗ 
ums geſtorben. Die Stelle ſollte neu beſetzt wer⸗ 
den. Ordnungsmäßig mußte eine ſolche Stelle 
ausgeſchrieben werden. Was iſt aber geſchehen? 
Der Amtsgerichtsrat Lierau, damaliger Stadtver- 


ordnetenvorſteher und Mitglied der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei, ging von einem Stadtverordneten 
dadurch, daß die 


zum andern, und verhinderte 
Stelle ausgeſchrieben wurde. Er verhalf ſeinem 
Parteifreund Dr. Dannenberg zum Amt des 
Direktors des dortigen Gymnaſiums. 

ſchwieg, kein Menſch kümmerte ſich darum. 
Unglück wollte es, 
Oſtern 1928 bei der Prüfung durchfiel. 
beſchwerte ſich beim Senat über den Direktor Dan— 
nenberg, wurde aber abgewieſen. Das Ende vom 
Liede war, daß Lierau in Zoppot ſagte: „Ich habe 
ihn zum Direktor gemacht und er läßt meinen 
Sohn durchfallen.“ (Große Heiterkeit.) Als Dank 
für dieſe Handlung hat dann wieder Dr. Dan— 
nenberg dafür geſorgt, daß Lierau bei den Ge— 
meindewahlen nicht mehr auf die Stadtverord— 


Das 


netenliſte kam. Durch dieſen perſönlichen Streit iſt 


dann die ganze Schiebung, wie ſie in Zoppot ge— 
macht worden war, herausgekommen. Darüber 
regt ſich in Zoppot niemand, weder das Stadt— 


Alles 


daß der Sohn des Lierau 
Lierau 
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nur aus reiner Demagogie. Was will die grund⸗ 
ſätzliche Erklärung des Senats? Mit Erlaubnis 
des Herrn Präſidenten werde ich den letzten Ab⸗ 
ſatz der Erklärung noch einmal verleſen. 

| Unabhängig von dieſer einzelnen Frage ſieht ſich 
die Regierung noch zu folgender grundſätzlichen Er⸗ 
klärung veranlaßt: Der Senat und jeder einzelne 
Senator iſt fih deſſen bewußt, daß gemäß Artikel 93 
der Verfaſſung die Beamten Diener der Geſamtheit, 
nicht einer Partei ſind, daß ihnen Freiheit ihrer 
politiſchen Geſinnung und Vereinigungsfreiheit zu⸗ 
ſteht und ſie hierin nicht beeinflußt werden dürfen. 
Dem Senat fann aber gleihwohl bei der Prüfung 
ſachlicher Eignung für einen Poſten die Art der 
Staatsgeſinnung nicht gleichgültig ſein, weil die 
Heranbildung eines ſtaatsfreudigen, die Republit be- 
jahenden, dem Ziel der Regierung willig folgenden 
Beamtenkörpers zu den Aufgaben einer jeden Regie⸗ 
rung gehört. d 

Das iſt das, was die Regierung ſagte. Iſt durch 
dieſe Erklärung wirklich etwas jo Unerhörtes aus- 
geſprochen worden? Ich jage nein. Wie war es vor 
dem November 1918 in Preußen? Der Herr Abg. 
Jahr war es, der im Hauptausſchuß die Stellung 
des Beamtentums unter den früheren preußiſchen 
Königen lobte. Herr Jahr ſcheint die Verhältniſſe 
ſchlecht zu kennen. Würde er ſie kennen, wie ſie vor 
1918 waren, dann hätte er das ſicherlich nicht aus— 
ſprochen. Herrn Jahr mußte bekannt ſein, daß 
die Regierung keine andere politiſche Geſinnung 


verordnetenparlament noch hier jemand auf. Das duldete, als die, die ihr genehm war. Kein Sozial— 
iſt eine Handlung, die Sie dauernd begehen. Wenn demokrat konnte Nachtwächter werden. Schon 
aber ein Sozialdemokrat befördert wird, dann dieſer ganz gewöhnliche Poſten war unerreichbar. 
regen Sie ſich auf und bringen die Bevölkerung in Sozialdemokraten im Schulausſchuß wurden nicht 
Bewegung. beſtätigt. Eine Geſinnungsſchnüffelei fand ſtatt 
Sie hätten ſich doch von vornherein ſagen die bis zur Bewußtloſigkeit ging. Kein Beamter 
müſſen, daß hier Zurückhaltung geboten war. Sie durfte es wagen, ſelbſt nicht einmal gedanklich 
hatten doch von uns gelernt, daß ſo Oppoſition gegen die Regierung Stellung zu nehmen. Tat er 
nicht gemacht wird und müßten aus Erfahrung es, ſo wurde er weggejagt. Ich erinnere an einen 
wiſſen, daß wir uns und den Volkstag für zu ſchade Lehrer aus Hamburg, der ſich erlaubt hatte, den 
hielten, ſich mit ſolchen nebenſächlichen Dingen zu Krieg in einer Schrift unter dem Namen Men— 
beſchäftigen. Aber Sie greifen zu allen möglichen ſchenſchlacht zu erläutern. Die preußiſche Regierung 
und unmöglichen Mitteln und ſagen, klappern wirkte auf den Hamburgiſchen Senat immer und 
gehört zum Handwerk. Wir überlaſſen Ihnen das immer wieder ein, dieſen Lehrer ſeines Amtes 
Klappern, Sie find ja diejenigen von Bildung und zu entheben. Was der Mann 1912 in ſeiner Bro- 
Beſitz. Sie müſſen ja wiſſen, was in einer guten ſchüre ſchrieb, wurde durch den Krieg weit iiber- 
Geſellſchaft am Platz iſt. Aber eins, m. H., will ich troffen. Der Krieg war weit viel ſchrecklicher als 
Ihnen doch noch ſagen. Wenn Sie ſolche Dinge er ihn in ſeiner Broſchüre geſchildert hatte. 
anzetteln und im Volkstag zu behandeln wünſchen, Jetzt kann jeder Beamte das jagen, was er 
dann haben Sie doch ſelbſt den Mut, die Ange- denkt. Wie war es früher bei der Beförderung? 
legenheit alleine vorzubringen. Warum ſuchen Fragen Sie die Herren vom Zentrum, ob es 
Sie jih jo einen abhängigen Unterbeamten, wie möglich war, daß ein Katholik in eine höhere Be- 
den Abg. Manthei aus, der die Pflicht hat, hier amtenſtellung kommen konnte. Katholik war ſchon 
vorzutreten und ſich dann als Schächer abzu- anrüchig. Wenn ſchon die Religion beim früheren 
quälen, um zu tun, was ihm von deutſchnationaler preußiſchen Königstum eine Rolle ſpielte, dann 
Führerſeite zu tun aufgegeben worden iſt. Das iſt können Sie ſich denken, was die politiſche Geſinnung 
von Ihnen wirklich Mutloſigkeit. (Heiterkeit.) damals bedeutete. Ein Liberaler konnte nur ſehr 
Wollen Sie etwas von uns, dann kommen Sie ſchwer Beamter werden. Wer nicht ſtreng konſer— 
ſelbſt hierher und kämpfen mit uns. Nehmen Sie vativ war, wurde nicht Beamter. War er Beam- 


ſich aber nicht eine ſolche Kreatur, die handeln 
muß, wie es ihr geboten wird. 

Früher waren bei Beförderungen doch einzig 
und allein politiſche Gründe maßgebend. Heute 
wehren ſich dieſelben Leute dagegen, daß bei Be— 
förderung von Beamten nicht nur auf die Eignung 
geſehen, ſondern auch politiſche Geſichtspunkte in 
Betracht gezogen werden. Iſt das nicht reine und 
wahre Demagogie? Das werden Sie doch in kei— 
nem Falle abſtreiten können. Die ganze Aktion, 


die Sie in die Wege geleitet haben, geſchah doch! 


ter, und ſtellte ſich heraus, daß er nicht mehr kon⸗ 
ſervativ war, ſo wurde er nicht weiter befördert. 
Man ſuchte allerhand Mittel und Wege, um ihn 
ſo ſchnell wie möglich loszuwerden. Dies alles 
wird immer und immer wieder vergeſſen und da- 
her kommen Sie zu manchen Ausführungen und zu 
manchen Schlüſſen, die wirklich nicht am Platz ſind. 


Erſt die Republik war es, die den Beamten die 


freie Ausübung des Vereinsrechtes gab. (Sehr 
richtig! links.) Erſt die Republik war es, die den 
Beamten die politiſchen Rechte gab. Republik und 
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Demokratie haben ſich längſt zum Berufsbeamten⸗ 
tum bekannt. Kein Berufsbeamter braucht zu 
fürchten, daß er ſeines Amtes enthoben wird. Das 
iſt einwandfrei feſtgeſtellt. (Zuruf rechts.) Ich 
werde Ihnen gleich auch darauf eine Anwort 
geben. Sie ſcheinen fih dafür ſehr zu intereſſieren, 
Frau Abg. Kalähne. (Sie hat gar nichts geſagt! 
rechts.) Dadurch, daß die Republik den Beamten 
die politiſchen Rechte gab, war es erſt möglich, daß 
ſich der Beamte wirtſchaftlich und politiſch betäti— 
gen konnte. Bis 1918 war ihm dieſe Möglichkeit 
genommen. Das Volk war es, das die Republik 
ſchuf. Darum hat das Volk zu verlangen, daß ſich 
die Beamten innerhalb und außerhalb des Dien— 
ſtes einer bejahenden Staatsgeſinnung befleißigen. 
(Sehr richtig! links.) Die Beamten ſind für das 
Volk da, das ſollten ſich unſere Beamten geſagt 
ſein laſſen. (Sehr wahr! links.) So, wie ich es hier 
geſagt habe, faſſe ich die grundſätzliche Erklärung 
des Senats auf. Gegen dieſe Selbſtverſtändlichkeit 
laufen Sie nun Sturm und wollen etwas heraus— 
leſen, was in der Erklärung gar nicht enthalten 
ijt. Sie ſpekulieren hier auf die Denkfaulheit der 
Menſchen und glauben damit Einfluß zu erlangen. 

Eins will ich Ihnen aber ſagen, es geht auf 
keinen Fall, daß Beamte Mitglieder der Regie— 
rung beſchimpfen. Es geht auf keinen Fall, daß 
Beamte Mitglieder der Regierung eines befreun— 
deten Staates, wie es das Deutſche Reich iſt, in der 
unerhörteſten, niederträchtigſten und gemeinſten 
Weiſe beſchimpfen. Das muß ſich natürlich eine 
Regierung verbitten. Es geht auch nicht an, das 
ſage ich der Regierung, daß Herr Hohnfeldt und 
Herr Kalähne einen Ausſchuß für das deutſche 
Volksbegehren bilden. Soweit kann natürlich die 
Geſchichte nicht gehen. Es geht auch nicht, daß Herr 
Dr. Ziehm hier in Danzig deutſche deutſchnatio— 
nale Politik betreibt. Ein demokratiſcher Staat 
muß ſich aufgeben, wenn er es ſich gefallen laſſen 
würde, daß die Beamten gegen ihn anrennen. 
Das muß jeder vernünftige Menſch bei ruhiger 
Ueberlegung für ſelbſtverſtändlich halten. Die Re— 
gierung in Danzig wird wie jede andere Republit 
von ihren Beamten verlangen können, daß ſie ſich 
in die neuen Verhältniſſe einſtellen. Ich glaube, 
das hat die Regierung nur mit ihrer grundſätz— 
lichen Erklärung getan. 

Wir werden, was ganz ſelbſtverſtändlich 
gegen den Antrag der Deutſchnationalen ſtimmen. 
(Lebhaftes Bravo! links.) 

Vizepräſident Gailowſti: Herr Abg. Brill, 
im Laufe Ihrer Rede haben Sie einen Abgeord— 
neten Kreatur genannt. Wollten Sie den Abge— 
ordneten damit beleidigen? (Heiterkeit. — Abg. 
Brill: Dann hätte ich dieſes Wort ja nicht ge— 
braucht!) Ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Raid; 
ke: Ihr ſeid nicht befangen, Ihr Präſidenten, ſehr 
vorſichtig ſeid Ihr!) Das Wort hat der Herr 
Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellv. Präſident des Senats: M. D. u. 
H.] In der Entſchließung des Abg. Herrn Dr. 
Bogdan heißt es: „Dieſe Erklärung — gemeint iſt 


die Regierungserklärung — läßt, im Zuſammen— 


hang mit. dem Fall Sturm abgegeben, nur die 
Auffaſſung zu, daß eine der jeweiligen Regie⸗ 


iſt, 


ſiunung für Anſtellungen entſcheidend ſein ſoll.“ 
Es iſt auch ſonſt davon die Rede geweſen, daß die 
Regierung von den Beamten eine beſtimmte Ge- 
finnung fordere. Ich habe mir bereits im Haupt- 
ausſchuß des Volkstages erlaubt, gegen dieſe, ſagen 
wir einmal Unterſtellung, Stellung zu nehmen, 
ſie zurückzuweiſen und die Erklärung der Regie⸗ 
rung zu präziſieren. Eii 

Die Entſchließung des Herrn Dr. Bogdan 
nimmt wohl zu der Erläuterung im Hauptaus⸗ 
ſchuß Stellung, aber ſie will das, was dort von 
mir geſagt worden iſt, nicht gelten laſſen. Nachdem 
hier heute wiederum eine große Debatte über die— 
ſen Punkt ſtattgefunden hat, fühle ich mich doch 
verpflichtet, ganz klar und präziſe die Stellung der 
Regierung zu dieſer Frage bekannt zu geben. Die 
Geſinnung des Beamten iſt völlig frei, und die Re— 
gierung will und kann keine Geſinnung fordern, 
ſie hat dies in ihrer Erklärung auch nicht getan, 
und wenn aus der Regierungserklärung etwas an— 
deres herausgeleſen wird, ſo muß ich das auf das 
allerentſchiedenſte zurückweiſen. 

Ebenſowenig aber kann die Regierung daran 
gehindert werden, bei Stellenbeſetzungen für die 
Frage der Eignung die Staatsgeſinnung mit in 
Erwägung zu ziehen. (Aha! rechts.) Dies und 
nichts anderes m. D. u. H. von rechts, was von 
jeher jede Regierung getan hat, wurde in der 
Regierungserklärung ausgeſprochen. Deshalb hat 
der Senat auch keine Veraulaſſung, ſeine Erklä— 
rung irgendwie zu ändern oder ſie gar aufzuheben. 

Vizepräſident Gaikowſkti: Das Wort hat Herr 
Senator Arczynſki. 


(©) 


Arczynſki, Senator: Wenn ich abſchließend G) 


noch einmal das Wort nehme, ſo nur deswegen, um 
gegen die in dem erſten Teil der vorliegenden Ent— 
ſchließung enthaltenen Unrichtigkeiten nachdrück⸗ 
lichſt Proteſt einzulegen. Der Senator des Innern 
hat bereitwilligſt über den ſogenannten Fall 
Sturm im Hauptausſchuß jede gewünſchte Auskunft 
gegeben. Ich beſtreite es ganz entſchieden, Herr 
Abg. Dr. Bogdan, und bedauere ſehr, daß Sie 
mir ein feiges Verhalten unterſchieben. Ich hätte 
das von Ihnen als einem hohen Staatsbeamten 
nicht erwartet. 

Ich möchte noch einmal erklären, daß ich den 
Oberleutnant Sturm nicht befördert habe. Ich 
habe ihn lediglich von einer Dienſtſtelle zur an- 
dern verſetzt und dazu habe ich das Recht genau 
jo, wie jeder andere Behördenleiter es hat. Die Be- 


förderung des Oberleutnants Sturm zum Haupt⸗ 


mann erfolgte auf Vorſchlag des Polizeipräſiden⸗ 
ten wie üblich nach dem Stellenplan durch den 
Geſamtſenat. Die unrichtige Behauptung, daß es 
anders war, muß ich an dieſer Stelle noch einmal 
richtigſtellen. (Zuruf des Abg. Dr. Bogdan.) 
Weiter möchte ich darauf hinweiſen, daß ich in 
meiner Verfügung keinen Hauptmann ſeines 
Amtes enthoben habe, auch nicht den Hauptmann 
Bethke. Ich habe ihn nicht mit einem Wort er⸗ 
wähnt. (Zwiſchenrufe.) Ich habe nur den Dber- 
leutnant Sturm von einer Dienſtſtelle zur andern 
verſetzt. Die Dienſtſtelle bei der Polizeiſchule war 
nicht beſetzt; ſie war vielmehr durch Krankheit 
desjenigen, der am 1. Oktober formell in Penſion 
ging, frei. Das iſt der bofte Beweis dafür, wie 
lächerlich Sie ſich mit derartigen Kloinigkeiten 
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machen. (Wir verbitten uns die Schulmeiſterei! 
rechts.) Die Stelle, die bei der Polizeiſchule durch 
Erkrankung frei wurde, iſt durch Verfügung des 
Polizeipräſidenten vorläufig im Dienſtintereſſe 
beſetzt worden. Nun proteſtieren Sie auch dagegen! 
Wenn ich im Hauptausſchuß geſagt habe, daß ich 
die einzelnen Herren Offiziere perſönlich nicht 
kenne, ſo iſt damit nicht geſagt, daß mir die Fähig⸗ 
keiten der einzelnen Beamten unbekannt ſind. Ich 
weiß nicht, Herr Abg. Dr. Ziehm, ob Sie als Bize- 
präſident des Senats früher alle Beamten per- 
ſönlich gekannt haben. (Zurufe rechts.) Ich habe 
lediglich auf eine Bemerkung des Abg. Jahr, 
daß ich die Herren Offiziere nicht kenne, 
und daß es ſehr gut wäre, wenn ich mich ebenſo 
wie mein Amtsvorgänger Grünhagen auch einmal 
im Offizierskorps blicken ließe, — ſo ähnlich war 
es — erklärt, daß ich bisher infolge dienſtlicher 
Inanſpruchnahme dazu keine Gelegenheit gehabt 
habe. In dieſem Zuſammenhange habe ich geſagt, 
daß ich den Hauptmann Bethke nicht kenne. Ich 
werde ihn aber nach dieſem Fall einmal zu mir 
kommen laſſen, damit ich ſeine Bekanntſchaft mache 
und ihm ſagen, welchen Unſinn Sie (nach rechts) 
über ſeine Perſon erzählen. Ich werde mir über⸗ 
legen, ob ich künftig auf derartige Anfragen wie 
die im Hauptausſchuß geſtellten überhaupt eine 
Antwort gebe. (Dazu werden wir Sie zwingen! — 
Zwiſchenrufe. rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Zuerſt ſtimmen 
wir über den Antrag in Druckſache Nr. 961 ab, 
dann über die Entſchließung in derſelben Druck— 
ſache. (Abg. Dr. Bogdan: Ich beantrage nameni- 
liche Abſtimmung über die Entſchließung!) Wird 
dieſer Antrag unterſtützt — Die Unterſtützung ge— 
nügt. (Zuruf.) Laut § 77 der Geſchäftsordnung ijt 
namentliche Abſtimmung über eine Entſchließung 


zuläſſig. Wir ſtimmen vor der namentlichen Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag des Herrn Abg. Raſchke 


ab. Dagegen erhebt ſich kein Widerſpruch. 
Wir beantragen, der Volkstag beſchließt: 
Die Beförderung der Oberltn. Sturm und Volk⸗ 
holz zu Hauptleuten ift mit ſofortiger Wirkung rück⸗ 
gängig zu machen. > 2 
Wer für die Annahme des Antrages des Herrn 
Abg. Raſchke in Druckſache Nr. 961 iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Minorität, 
der Antrag iſt abgelehnt. Es wird nunmehr über 
die Entſchließung in Druckſache Nr. 960 abge— 
ſtimmt. 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
1. Die Verhandlungen über den Fall Sturm haben 
ergeben, daß der Senator des Innern den Verſuch 
gemacht hat, einem Parteifreunde unter Uebergehung 
eines dienſtälteren und durchaus geeigneten Beam⸗ 
ten eine Beförderungsſtelle zu verſchaffen und dadurch 
einen anderen Beamten ohne gleichzeitige Uebertra— 
gung einer anderen Tätigkeit grundlos ſeines Amtes 
zu entheben. Ber 
2. Die am 23. Oktober 1929 anläßlich des Falles Sturm 
abgegebene grundſätzliche Erklärung der Regierung 
gibt zu ſchweren Bedenken Anlaß, die auch durch die 
Erläuterungen des Senatsvizepräſidenten im Haupt⸗ 
ausſchuß nicht beſeitigt worden ſind. Dieſe Erklärung 


läßt, im Zuſammenhang mit dem Fall Sturm abge- (C) 


geben, nur die Auffaſſung zu, daß eine der jeweiligen 
Regierungsmehrheit entſprechende parteipolitiſche 
Geſinnung für Anſtellungen entſcheidend ſein ſoll. 
Eine derartige Berückſichtigung „der Art der Staats⸗ 
geſinnung bei der Prüfung der ſachlichen Eignung“ 
für Aemter widerſpricht den klaren Beſtimmungen 
der Verfaſſung, wonach den Beamten die Freiheit der 
politiſchen Geſinnung nicht beeinträchtigt werden darf 
und die Zulaſſung zu den Aemtern lediglich von Be- 
fähigung und Leiſtungen abhängig ſein ſoll. 
Dazu war namentliche Abſtimmung beantragt. Ich 
bitte die D. u. H., die dieſe Entſchließung anneh— 
men wollen, einen Stimmzettel mit „Ja“, die ſie 
ablehnen einen Stimmzettel mit „Nein“ und die 
ſich der Stimme enthalten, einen Stimmzettel mit 
„Enthalte mich“ abzugeben. Die Abſtimmung 
beginnt. — Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung 
iſt geſchloſſen. Beteiligt haben ſich 67 Damen und 
Herren, davon 28 mit Ja, 28 mit Nein, 11 Stimm⸗ 
enthaltungen.“) Die Entſchließung ift mit Stimmen— 
gleichheit abgelehnt. (Heiterkeit.) Ich rufe Punkt 4 
der Tagesordnung auf: Eingaben laut Druckſache 
Nr. 956. Da Anträge dazu nicht eingegangen ſind, 
hat das Haus im Sinne der Ausſchußberatung 
entſchieden; es ijt jo beſchloſſen. Damit find wir am 
Schluß unſerer heutigen Tagesordnung. Ich ſchlage 
dem hohen Hauſe vor, die nächſte Sitzung am Mitt- 
woch, den 15. Januar, nachmittags 3,30 Uhr, abzu— 
halten. Zu gleicher Zeit bitte ich für den Herrn 
Präſidenten um die Ermächtigung, die Tagesord— 
nung feſtſetzen zu dürfen. Ehe wir auseinander- 
gehen habe ich noch die Ehre, allen D. u. H. des 
hohen Hauſes ein frohes Weihnachtsfeſt und ein 
frohes, glückliches, geſegnetes neues Jahr zu wün— 
ſchen. (Danke, gleichfalls!) Die Sitzung ijt ge- 
ſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 6 Uhr 25 Minuten.) 


„) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
Stimmen 67, davon mit Ja 28, mit Nein 28, Enthalte 
mich 11. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bertling, Böcker, Dr. 
Bogdan, Doerkſen, Dumont, Falkenberg, Hennie, Hohn- 
feldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, Frau Kalähne, 
Karkutſch, Klawitter, Lemke Wilhelm, Manthei, Mayen, 
Frau Meyer, Müller Paul, Papke, Philipſen, Schütz, 
Schwartz, Schwegmann, Senftleben, Dr. Unger, Voller— 
thun, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergund, Beſſer, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Frau Falk, Fooken, 
Gehl, Grodnick, Hackbardt, Jewelowſki, Jofeph, Kar- 
ſchewſki, Klingenberg, Knauſt, Kruppke, Frau Malikowitt, 
Moritz, Plettner, Fr. Prillwitz, Raap, Schmidt Friedrich, 
Selow, Stukowſki, Weber, Wierſchowſki. 

Der Stimme enthielten fih: Abg. Bobner, 
Dinklage, Eiſerloh, Gaikowſki, Hoppe, Nogalewiti, Rogo- 
initi, Schilke, Dr. Semrau, Weiß, Frau Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Dr. Bla: 
vier, Böhm, Brenner, Burandt, Cierocki, Dyck. Fiſcher, 
Friedrich, Geisler, Gerick, Hallmann Robert, Hallmann 
Rudolf, Sturm, Höhn, Hoog, Kaiſer, Klein, Kloſſowſfki, 
Schulze, Kreft, Kurowſki, Langnau, Lemke Bruno, Lend- 
sion, Leu. Liſchnewſki, Loops. Mathieu, Mau, Miſzewfki, 
Dr. Moczynſki, Mroczkowſki, Müller Bernhard, Fray 
Müller, Müller Walter, Neubauer, Opitz, Frau Pauls, 
Plenikowſki, Rahn, Raſchke. Regier, Rehberg, Frau Rich⸗ 
tet, Rohde, Schmidt, Ed. Siebenfreund, Spill, Wahl, 
Weiße, Werner, Zarske. 


(D) 


(A) 


G 


Volkstag Danzig — 111./112. Sitzung. Mittwoch, den 22. Januar 1930. 


111. Sitzung. 


Mittwoch, den 22. Januar 1930. 


Seite 
Mitteilung von der Mandatsniederlegung des 

Abd Loosd ee, 2085 B 
Eintritt des Abg. Artus in den Bolfstag . 2085 B 
beinantliheaie ne ner „5% „2085 C 
Wahl des Vorſtandes des Volkstages (SS 7 u. 8 38850 

der ; A E TEI ELTA eu 
Schilke (3.) zur Geihäftsorbnung . . . 2085C 


Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
nung 8 ĩ ee 20 
Raſchke (K. P.) zur dee 5 8 
Wahl der Vertreter der drei Präſidenten für den 
Richterwahlausſchuß (§ 92 Abi. 3 der G. O.) 2086 C 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 

Baupolizei in den Landkreiſen (Druckſache 
e e EI ae ee teen, 2087 A 
Schwaz DN at); 2087 A 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das 


Schlichtungsweſen (Druckſache Nr. 955 zu 

A S/ ET 2087 D 
aide N!!! 8 2087 D 
unde dat Lib). 2091 A 
Schnee 8 2091 B 
Arczynſki, Senato e 2091 D 


Dumont (Nat.Lib.) zur Geſchäftsordnung 2095A 
Raſchke (K. P.) £ 2093 
Dumont (Nat.Qib.) zur Geſchäftsordnung 2094 B 

Abänderungsantrag des Abg. Dr. Unger u. Fr. 

zu Druckſache Nr. 955 (Druckſache Nr. 970) . 2094 B 

Abänderungsantrag der Abg. Jantzen, Karkutſch 

u. Gen. zu Druckſache Nr. 955 (Druckſache 1517 


LO RL ER 


Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit und Feſt⸗ 
ſetzung der neuen Sitzn g 2095 C 


112. Sitzung. 


Mittwoch, den 22. Januar 1930. 


Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Strafverfol: 

gung gegen einen Abgeordneten (Druckſache 

Nr. 9% 8 2096 A 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das 

Schlichtungsweſen — Fortſetzung. (Druckſache 

Nr. 955 zu Nr. 817) 0 
anne Abſtinnmung über $ 2 der Druckſache 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 


den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen; Oberbaurat Chariſius; Regierungs- u. 
Baurat Dr. Hooft; Regierungsräte Dr. Kreng, 
Dr. Sandheim. X 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 111. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem hohen 
Hauſe mitzuteilen, daß der Herr Abg. Loops mit 
dem 31. Dezember 1929 ſein Mandat niedergelegt 
hat. Als ſein Nachfolger iſt liſtenmäßig Herr 


Artur Artus in den Volkstag eingetreten. Herr 


Artus iſt anweſend. Herr Kollege ich heiße Sie 
im Auftrage des Hauſes herzlich willkommen und 
hoffe, daß auch Ihre Tätigkeit in dieſem Hauſe 
dem Allgemeinwohl zum Nutzen gereichen möge. 
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Zur Tagesordnung ſchlage ich im Auftrage des 
Aelteſten-Ausſchuſſes vor, erſtens die Punkte 6, 
7 und 8 auf Wunſch der Antragſteller von der Ta⸗ 
gesordnung abzuſetzen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch und ſtelle ſomit das Einverſtändnis des 
Hauſes feſt. Weiter ſchlage ich vor, Punkt 11 der 
Tagesordnung als Punkt 5 a zu behandeln. Ich 
höre auch hier keinen Widerſpruch und ſtelle die 
Genehmigung des Hauſes feft. Wir kommen jomit 
zur Tagesordnung. Ich rufe den erſten Punkt auf: 
Wahl des Vorſtandes. (SS 7 u. 8 der 
Geſchäftsordnung). 
Es erfolgt zuerſt die Wahl des Präſidenten, dann 
die Wahl der Vorſtandsmitglieder, die ſich ja in 
der Weiſe vollzieht, daß ich hier die Vorſchläge 
der Parteien zum Vorſtand bekannt gebe und 
damit die Wahl vollzogen ift. Die Wahl des Prä- 
ſidenten kann, wenn nicht Widerſpruch erfolgt, 
durch Zuruf erfolgen. Sie muß mit verdeckten 
Stimmzetteln vorgenommen werden, wenn Wi- 
derſpruch gegen die Wahl durch Zuruf erfolgt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Schilke. 
Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Ich 


B ſchlage vor, als Präſidenten des Volkstages Herrn 


Spill zu wählen und als erſten Vizepräſidenten 
Herrn Abg. Dr. Bogdan. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (DNat.): M. D. 
u. H.! Ich ſchlage vor, zum zweiten Vizepräſiden⸗ 
ten den Herrn Abg. Gaikowſki zu wählen. 

Präſident: Das Wort 
hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Zu der Wahl 
des Präſidiums habe ich im Namen der Kommu- 
niſtiſchen Fraktion folgende Erklärung abzugeben. 

Präſident: Wenn Sie Erklärungen vorleſen 
wollen, Herr Abg. Raſchke, fo müſſen ſie dem 
Präſidenten erſt zur Einſicht vorgelegt werden. 
Mir iſt keine Erklärung zur Einſicht übergeben 
worden. Ich kann daher auch nicht das Wort zu 
einer Erklärung erteilen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Mir iſt nur 
bekannt, daß man Erklärungen vorleſen kann, 
auch wenn ſie dem Präſidenten vorher nicht vor- 
gelegt worden ſind. 

Präſident: Das ift ein Irrtum, leſen Sie bitte 
die Geſchäftsordnung durch. Ich verbiete Ihnen 
jetzt, eine Erklärung zu verleſen, weil ſie mir 
nicht vorgelegen hat. (Abg. Raſchke: Dann werde 
ich keine Erklärung vorleſen, ſondern ſie aus dem 
Stegreif abgeben, genügt Ihnen das Herr Prä- 
ſident?) Ich will erſt hören, was Sie erklären 
wollen. (Heiterkeit). 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Sehr liebens⸗ 
würdig! — Nachdem mir die Möglichkeit genom⸗ 
men iſt, eine Erklärung vorzuleſen, habe ich trotz⸗ 
dem zu erklären, daß wir der Wahl des Präſi⸗ 
denten auf Grund ſeiner Tätigkeit hier im Hauſe, 
des Herauswurfes der kommuniſtiſchen Abgeord⸗ 
neten, der Entziehung des Wortes, das ſchärfſte 
Mißtrauen entgegen bringen. 

Präſident: Ich bedauere es unendlich, Herr 
Abg. Raſchke, aber ich kann Ihnen auch hier nicht 
entgegenkommen. Ich verbiete jede Kritik der 
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(Bräfident) 5 
Amtsführung des Präſidenten. Ich verweiſe Sie 
auf den geſchäftsordnungsmäßigen Weg. Sie 
können einen Antrag ſtellen, und wenn das Haus 
dementſprechend beſchließt, kann am nächſtfolgen⸗ 
den Sitzungstag eine Kritik der Amtsführung des 
Präſidenten ſtattfinden. Jetzt verbiete ich aber, 
eine Kritik an dem Präſidenten zu üben. Ich 
füge gleich hinzu, wenn Sie trotzdem damit fort- 
fahren ſollten, muß ich Ihnen das Wort entziehen. 

Raſchke, Abgeordneter (K P.): Ich möchte nur 
noch bemerken, daß heute bei der Wahl der Prä— 
ſidenten der jetzt amtierende Präſident eigentlich 
keine Rechte mehr beſitzt. Er ſoll erſt wieder neu 
gewählt werden. In dieſem Moment iſt er nur 
ein Stellvertreter. Ich erhebe den ſchärfſten 
Proteſt gegen dieſe faſchiſtiſchen Maßnahmen des 
Präſidenten. Es iſt unerhört, daß man bei jeder 
Gelegenheit von dieſem faſchiſtiſchen Lümmel 
zurückgehalten wird. (Zwiſchenrufe links). 

Präsident: Ich entziehe Ihnen das Wort, 
Herr Abg. Raſchke. Sie haben die Rednertribüne 
ja ſchon verlaſſen. (Abg. Raſchke: Wir erheben 
Einſpruch gegen die Wahl durch Zuruf, damit 
Sie das wiſſen!) Was ich in der geſtrigen Sitzung 
des Aelteſtenausſchuſſes vorausſah, iſt eingetrof⸗ 
fen. Das iſt eine Selbſtverſtändlichkeit; denn es 
kann ja niemand aus ſeiner Haut heraus. Es iſt 
Widerſpruch gegen die Wahl der Präſidenten 
durch Zuruf erfolgt. 
ordnung müſſen wir darum die Wahl der Prä- 
ſidenten mit verdeckten Stimmzetteln unter Na⸗ 
mensaufruf vornehmen. 


Volkstag Danzig — 111. Sitzung. 


Wir ſchreiten zuerſt zur Wahl des Präſiden⸗ 


ten. Ich bitte den Schriftführer zu meiner Reh- 
ten, mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Ge⸗ 
ſchieht). Wünſcht von den Damen und Herren 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Ich 
ſtelle feſt, daß das nicht der Fall iſt und ſchließe 
ſomit den erſten Wahlgang. Er hat folgendes 
Ergebnis gehabt: Es ſind 88 Stimmen abgegeben 
worden, von dieſen 88 Stimmen entfallen auf den 
Abg. Spill 80, den Abg. Plenikowſfki fünf, auf den 
Abg. Gaikowſti eine, außerdem find zwei weiße 
Zettel abgegeben. M. D. u. H.! Ich bin ſomit zum 
Präſidenten des Hauſes gewählt. Ich kann hier 
nur wie bisher verſprechen, daß ich beſtrebt ſein 
werde, ſo unparteiiſch, wie es einem Menſchen 
möglich, iſt, die Geſchäfte zu führen, (Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten) aber auch mit allem 
Nachdruck dafür zu ſorgen, daß die Verhandlungs⸗ 
möglichkeit des Hauſes in jedem Augenblick gege- 
ben ift. (Bravo!) Ich danke Ihnen m. D. u. H.! 
Wir ſchreiten zur Wahl eines Vizepräſidenten. 
Die Vorſchläge ſind Ihnen ja bekannt, ſo daß ich 
ſie nicht zu wiederholen brauche. Die Wahl er⸗ 
folgt ebenfalls mittels verdeckter Stimmzettel. 
Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand von den D. u. 

eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Ich ſchließe ſomit den zweiten Wahlgang. 
Ich habe folgendes Ergebnis abzugeben. Abgege⸗ 
ben ſind 85 Stimmen, davon entfallen 77 Stim⸗ 
men auf den Herrn Abg. Dr. Bogdan, zwei Stim⸗ 
men ſind für Herrn Abg. Klein abgegeben, eine 
für Herrn Abg. Hohnfeldt, eine für Herrn Abg. 
Gaikowfki, 


Gemäß unſerer Geſchäfts⸗ 


Mittwoch, den 22. Januar 1930. 


für Herrn Abg. Raſchke. Außerdem ſind zwei 
weiße Zettel abgegeben worden. Herr Abg. Dr. 
Bogdan iſt ſomit zum Vizepräſidenten gewählt. 
Herr Dr. Bogdan nehmen Sie die Wahl an? 
(Abg. Dr. Bogdan: Ich nehme die Wahl an!) 

Wir ſchreiten nun zum Wahlgang des anderen 
Vizepräſidenten und zwar in derſelben Form. 
Vorſchläge ſind bereits gemacht. Ich bitte, mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht). 
Wünſcht von den Damen und Herren noch jemand 
einen Stimmzettel abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Dann ift auch der dritte Wahlgang geſchloſ— 
ſen. Er hat folgendes Ergebnis gehabt: Abge⸗ 
geben find 83 Stimmen. Davon entfallen auf 
den Herrn Abg. Gaikowſki 78, auf Herrn Abg. 
Langnau eine. Außerdem ſind vier weiße Zettel 
abgegeben worden. Herr Abg. Gaikowſfki ift fo- 
mit zum Vizepräſidenten gewählt. Nehmen Sie 
die Wahl an, Herr Abg. Gaikowſtki? (Abg. Gaiz 
kowſki: Ich nehme die Wahl an.!) 

Wir ſchreiten nun zur Wahl der Beiſitzer. Ge⸗ 
mäß § 8 Ziffer 2 der Geſchäftsordnung ſind mir 
durch die Fraktionen folgende Abgeordnete als 
Beiſitzer schriftlich genannt worden: Abgeordnete 
Beyer, Fr. Malikowſi, Plettner, Manthei, 
Schwarz, Frau Zuper, Opitz und Regier. Die 
eben verleſenen Abgeordneten gelten durch die 
Bekanntgabe als gewählt. Somit iſt Punkt. 1 
der Tagesordnung erledigt. Ich rufe Punkt 2 auf: 

Wahl der Vertreter der drei Präſidenten 

für den RNichterwahlausſchuß. (§ 92 Abſ. 

3 der Geſchäftsordnung.) ; ; 

Es find vorgeſchlagen die Herren Abg. Plettner, 
Schwegmann und Kurowski. Die Wahl dieſer 
Stellvertreter kann durch Zuruf erfolgen, wenn 
kein Widerſpruch erfolgt. (Abg. Raſchke: Wir er⸗ 
heben Widerſpruch!) Es iſt Widerſpruch erhoben. 
Es muß ſomit auch die Wahl der drei Stellver⸗ 
treter Der Präſidenten zum Richterwahlausſchuß 
mit verdeckten Stimmzetteln in drei verſchiedenen 
Wahlgängen erfolgen. Wir beginnen mit dem 
erſten Wahlgang. Ich bitte den Herrn Schrift⸗ 
führer zu meiner Rechten, mit dem Namensauf⸗ 
ruf zu beginnen. (Geſchieht.) Hat jemand von 
den D. u. H. noch eine Stimmkarte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe den erſten 
Wahlgang. Es ſind 78 Stimmkarten abgegeben. 
Davon entfallen 73 auf den Abg. Plettner, eine 
auf den Abg. Zarske und vier find weiße Zettel. 
Der Abg. Plettner iſt ſomit gewählt. Herr Abg. 
Plettner, Sie ſind mit 73 Stimmen als Stellver⸗ 
treter im Richterwahlausſchuß gewählt. Nehmen 
Sie die Wahl an? (Abg. Plettner: Ja!) ’ 
y Wir ſchreiten zum zweiten Wahlgang. Die 
Vorſchläge ſind Ihnen bekannt, ſo daß ich ſie nicht 
zu wiederholen brauche. (Der Namensaufruf er- 
folgt.) Der zweite Wahlgang hat folgendes Gr- 
gebnis. Abgegeben ſind 77 Stimmen, davon für 
Herrn Abg. Schwegmann 73, für Herrn Abg. 
Raſchke eine und drei weiße Zettel. Herr Abg. 
Schwegmann iſt ſomit als Stellvertreter im Rich⸗ 
terwahlausſchuß gewählt. Herr Abg. Schweg⸗ 
mann nehmen Sie die Wahl an? (Abg. Schweg⸗ 
mann; Ich nehme die Wahl an! )) 

Wir kommen dann zum dritten Wahlgang. 


eine für Herrn Abg. Langnau, eine Wünſcht von den D. u. H. noch jemand, einen 
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(Präſident) 


Stimmzettel abzugeben? Da ſich niemand meldet, 


ſchließe ich auch dieſen Wahlgang. Es ſind 67 
Stimmen abgegeben worden. Davon entfallen 
66 auf Herrn Abg. Kurowſki, eine auf Herrn Abg. 
Kreft. Herr Abg. Kurowſti iſt ſomit zum Stell⸗ 
vertreter im Richterwahlausſchuß gewählt. Neh⸗ 
men Sie die Wahl an, Herr Abg. Kurowſki? 
(Abg. Kurowſki: Jawohl!). Somit ift Punkt 2 
der Tagesordnung erledigt. Ich rufe Punkt 3 auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. die Baupolizei in den Landkreiſen. 
Druckſache Nr. 971. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Schwartz. 

Schwartz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Den § 1 des Geſetzentwurfs lehnt meine Frak— 
tion und ich ab, weil er vorſieht, daß die Bau⸗ 
polizei auf dem platten Lande dem Landrat über⸗ 
tragen werden ſoll. Dieſe Notwendigkeit können 
wir nicht anerkennen. 
es: „Zur einwandfreien Durchführung der Bau⸗ 
polizei fehlten den Amtsvorſtehern unter Berüd: 
ſichtigung der Schwierigkeiten, welche ſich für je- 
den Laien durch den hohen Stand der Technik 
ergeben, die notwendigen fachlichen Kenntniſſe.“ 
M. D. u. H.! Dies iſt eine völlige Verkennung 
der Sachlage auf dem platten Lande. Wir Land: 
bewohner können es uns wahrlich nicht leiſten, 
Luxusbauten auszuführen. Sollte tatſächlich 
ausnahmsweiſe einmal ſolch ein Bau errichtet 
werden, wobei die fachlichen und praktiſchen 
Kenntniſſe eines Amtsvorſtehers nicht ausreichen, 
ſo ſteht dem Amtsvorſteher der Weg offen, daß 
er zum ſtaatlichen Polizeiamt geht und dieſe 
Sache der ſtaatlichen Polizei unterbreitet. Ich 
will gern zugeben, daß den Amtsvorſtehern auch 
Fehler unterlaufen können, aber das paſſiert nicht 
nur einer Polizeibehörde, gewiſſermaßen einer 
Baupolizei auf dem Lande, ſondern es kann auch 
einem Techniker paſſieren, daß er Fehler macht. 
Außerdem hat die Sache noch einen ſehr ſchwer⸗ 
wiegenden Hintergrund. Die Amtsvorſteher be- 
kleiden ihr Amt ehrenamtlich. Sie bekommen al: 
lerdings eine kleine Entſchädigung. Auch dieſe 
baupolizeiliche Arbeit beſorgen die Amtsvorſteher 
ehrenamtlich. Es wird ihnen in ihre kleine Ent- 
ſchädigung eingerechnet. Wenn jetzt die Baupo- 
lizei dem Landrat übertragen werden ſoll, muß 
der Landrat ſich ein neues Büro ſchaffen. Der 
jetzige Kreisbaumeiſter würde das ohne Zweifel 
nicht mehr leiſten können. Es müßte alſo ein 
neues Büro geſchaffen werden, und ſelbſtverſtänd⸗ 
lich müſſen wir das bezahlen. 

Wie liegt die Sache nun in Wirklichkeit auf 
dem platten Lande? 90 Prozent der ausgeführ⸗ 
ten Bauten ſind kleine Wohnhäuſer und Vieh— 
ſtälle, Schweine-, Rindvieh-, Pferdeſtälle. Das 
ſind die hauptſächlichſten Bauten auf dem Lande. 
Was ſoll dabei ein Techniker machen? Das weiß 
jeder verſtändige Bauherr, und das kann auch der 
Amtsvorſteher beurteilen, wie ſolch ein Haus ge— 
baut werden muß. Es liegt alſo abſolut kein 
Grund vor, daß den Amtsvorſtehern die Baupo— 
lizei auf dem Lande genommen werden ſoll. 

Es wurde weiter geſagt, die Bauten. die auf 
dem Lande ausgeführt worden find, verunzier⸗ 
ten und verunſtalteten das allgemeine Bild. Ja, 


In der Begründung heißt 
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m. D. u. H., daran haben die Amtsvorſteher aber (C) 


keine Schuld. Ich möchte hier ganz offen erklä⸗ 
ren, falls ſolch ein Bau zuſtande gekommen iſt, 
hat nicht der Amtsvorſteher daran Schuld, ſon⸗ 
dern dann hat die Technik dabei mitgearbeitet. 
Das ſind dann größere Bauten, die nicht ein Pri⸗ 
vatmann ſondern größere Verbände oder der 
Staat dort errichtet haben. Die haben dann ge⸗ 
wiſſermaßen das Landſchaftsbild verunſchönt. 
(Hört, hört! rechts). Wenn man folh koloſſalen 
Wert darauf legt, daß auf dem Lande nichts ver— 
unſchönt wird, und ich ſtimme dem zu, daß das 
nicht geſchehen ſoll, ſo muß man dieſe Tätigkeit 
dem Amtsvorſtehern weiter überlaſſen, denn wir 
Amtsvorſteher (Ach Sie ſind auch Amtsvorſteher! 
links), die wir alteingeſeſſene Perſönlichkeiten 
ſind, ſind mit der Bevölkerung verwachſen, die 
ihre Scholle lieb hat. Wir wiſſen doch ganz genau, 
daß wir dafür zu ſorgen haben, daß unfer Dörf⸗ 
lein, unfer Bezirk, den wir haben, nicht verun— 
ſchönt wird. (Zuruf des Abg. Langnau). Sie 
haben keine Ahnung davon! (Abg. Langnau: 
Vielleicht mehr als Sie!) Wenn die Befürchtung 
beſteht, daß auf dem Lande ſehr vieles verun⸗ 
ſchönt würde, jo möchte ich den hohen Senat bit- 
ten, ſich einmal in der Stadt Danzig umzuſehen. 
Was iſt da in der letzten Zeit geſchehen? Wenn 
man die Bauten betrachtet, die wie Pilze aus der 
Erde geſchoſſen ſind, ſo muß man fragen: Iſt das 
noch eine einheitliche Bauweiſe in der alten 
ſchönen Stadt Danzig? Da kann man doch wohl 
ſagen: „Nein, niemals!“ Gerade in der Stadt 
Danzig ſind ſehr viele unſchöne Häuſer gebaut 
worden, die das Gebilde der alten ſchönen Stadt 
Danzig zerreißen und gewiſſermaßen verſchan⸗ 
deln. (Sehr gut! rechts). Ich bitte Sie, richten Sie 
Ihr Augenmerk auf die große Stadt Danzig und 
belaſſen Sie auf dem Lande als Baupolizei die 
Amtsvorſteher, die ganz genau wiſſen, was ſie zu 
tun haben und das Land vor dem Verſchandeln 
bewahren werden. (Bravo! rechts). 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be- 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor- 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dies 
Geſetz zur Vorberatung dem Gemeindeausſchuß 
zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch und 
ſtelle das Einverſtändnis des Hauſes feſt. Ich 
rufe jetzt Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. das Schlichtungsweſen. 
Druckſache Nr. 955 zu Nr. 817. Hierzu Abände- 
rungsanträge in den Druckſachen Nr. 970 und 978. 
Ich eröffne die allgemeine Beſprechung, das Wort 
hat der Herr Abg. Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Dieſes Geſetz iſt von dem Herrn Arbeitsſenator 
in der Reihe ſeiner größeren Geſetze als drittes 
vorgelegt worden. Er ſcheint es für das wichtigſte 
und bedeutendſte ſeiner Geſetze, die er hier ein— 
gebracht hat, zu halten; denn er hat fih die Be- 
arbeitung dieſes Geſetzes perſönlich vorbehalten. 
Es iſt alſo ſein Geiſt, der aus den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ſpricht. Er hat es zwar wörtlich 
von dem deutſchen Geſetz abgeſchrieben, aber doch 
da verändert, wo die Kritik des Reichsarbeits⸗ 
gerichts eingeſetzt hat. Aber nicht nur dieſe iſt zu 
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verzeichnen, denn in Deutſchland iſt dies Geſetz 
ſchon überholt und in vieler Beziehung als re- 
formbedürftig bezeichnet worden und, was das 
Weſentlichſte iſt, nicht nur von Arbeitgeberſeite, 
ſondern von der Sozialdemokratie naheſtehenden 
Miniſtern und ſelbſt von den Gewerkſchaften ſo 
ziemlich aller Richtungen. Unſer Arbeitsſenator 
kann aber nicht warten, und da kommt es ja auch 
nicht darauf an, ob nun ein weiteres unzweck— 
mäßiges Geſetz hier durchgebracht werden ſoll, das 
in gleicher Weiſe Arbeitgeber wie Arbeitnehmer 
in ſchwerſter Weiſe ſchädigen wird, alſo die ge— 
ſamte Wirtſchaft, wenn nur für den Herrn Ar— 
beitsſenator die Glorie bleibt. (Sehr gut! rechts). 

Namens meiner Fraktion habe ich nun prin— 
zipiell zu erklären, daß wir nicht den Schlichtungs— 
gedanken als ſolchen verwerfen. Wir ſtehen 
wohl zu ihm, nur find wir mit ſehr ſtarker Mehr- 
heit darüber einig, daß dies Geſetz keine Ruhe in 
die Betriebe, ſondern eine Verewigung und Ver— 
ſchärfung der augenblicklichen ſchwierigen Zu— 
ſtände mit ſich bringen wird und eine gefährliche 
Ueberſpannung, ja ich möchte fagen, eine Verfäl— 
ſchung des Schlichtungsgedankens ſchlechthin dar— 
ſtellt. 

Bevor ich aber näher auf das Geſetz und ſeine 
Beſtimmungen eingehe, möchte ich mich einmal 
der Begründung zuwenden. Auf zwei Seiten kann 
man allerlei leſen, die Ueberſchrift lautet 


Be- | 


gründung. Wenn man aber nach der Begründung 


ſucht, dann findet man ſie nicht. Man ſieht zwar, 
es ſind verſchiedene Paragraphen erläutert wor— 
den, aber unter Begründung verſtehe ich doch et— 
was anderes. Das einzige, was vielleicht nach 
Begründung ausſehen könnte, iſt die Behauptung, 
daß der Senat und unſer Herr Arbeitsſenator auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß wir auch in dieſer 
Beziehung eine Angleichung der Danziger Ge— 
ſetze an das Deutſche Reich haben müßten. Ich 
habe ſchon vorher auf das Unzulängliche dieſer 
Anſicht kurz hingewieſen, möchte aber doch nicht 
unterlaſſen, hier zu erklären, daß wir nach meiner 
Anſicht nicht jedes Geſetz zu übernehmen brauchen, 
das in Deutſchland exiſtiert, am allerwenigſten 
die, welche ſchon von hohen deutſchen Stellen als 
unzweckmäßig hingeſtellt worden ſind. 

Die Begründung, die der Herr Arbeitsjena- 
tor dem Geſetz mitgegeben hat, iſt alſo keine ſach— 
liche Begründung. Mithin iſt uns das Geſetz ein— 
fach ohne Begründung auf den Tiſch geflattert. 
Nun hat der Herr Arbeitsſenator dem Geſetz 
ſeinerzeit bei der erſten Beratung in ſeiner Rede 
vom 21. Auguſt vergangenen Jahres einige 
Worte mitgegeben. Dieſe Bemerkungen und ſeine 
Begründung fordern aber unſeren Widerſpruch 
heraus, da ſie unſerer Anſicht nach geeignet ſind, 
ganz irrige Vorſtellungen hervorzurufen. Er ſagt, 
das Geſetz ſolle, wie alle andern ſozial- und ar⸗ 
beitsrechtlichen Geſetze, dem Schutze des wirt— 


ſchaftlich Schwachen dienen. (Das ſind Sie auf 
Grund des ſchlechten Winters! links). Hier ent- 
ſteht wohl vorerſt die Frage: Wer iſt denn heut⸗ 
zutage der wirtſchaftlich Schwache? Hat der Herr 
Arbeitsſenator noch nicht von Zuſammenbrüchen 
gehört, bei denen viele Arbeitnehmer brotlos ge- 
worden ſind? Ich glaube, wir brauchen gar nicht 


weiter geſagt: 
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joweit zu denken und können das ziemlich in un- (O 


jerer Nähe feſtſtellen. Aber darüber hinaus ent- 
ſteht noch eine weitere Frage. Dient ein ſolches 
Geſetz, wie es hier eingebracht iſt, überhaupt dem 
Schutz des Arbeitnehmers? Iſt eine ungeſtüme 
Lohnpolitik immer durchführbar? Wir wollen 
einmal hierbei an das engliſche Vorgehen denken. 

Der Herr Arbeitsſenator ſagte in ſeiner Rede 
aber noch weiter: „Durch dieſes Geſetz ſoll keine 
Diktatur über die Wirtſchaft oder einzelne Kreiſe 
errichtet werden. Es fol vielmehr beiden Tei- 
len der Arbeitnehmerſchaft und der Arbeitgeber— 
ſchaft die Möglichkeit gegeben werden, ſich dieſer 
Einrichtung zu bedienen.“ Ich glaube behaupten 
zu dürfen, daß die Anrufung des Schlichtungs— 
ausſchuſſes wohl faſt ausſchließlich von Arbeit- 
nehmerſeite erfolgt iſt. Wie die Sprüche, nament— 
lich ſeitdem die Sozialdemokratie in der Regie— 
rung iſt, ausgefallen ſind, wiſſen wir auch. Ich 
glaube daher behaupten zu dürfen, daß man ſich 
dieſer Einrichtung des Schlichtungsausſchuſſes 
wohl bedienen kann, um eine Diktatur auszu— 
üben. Dies iſt ja wohl auch der ausſchließliche 
Zweck; denn wenn man dieſe Diktatur nicht aus- 
üben wollte, dann hätte man ja doch ſchließlich 
bloß unſere Anträge, die darauf hinauslaufen, 
dieſe Diktatur zu beſeitigen, annehmen können. 
Das wurde aber ſchroff abgelehnt, und mußte 
auch wohl abgelehnt werden, denn man wollte 
eben die Diktatur. 

Unſer Herr Arbeitsſenator hat dann aber 
„Bei dieſem Reformwerk haben 
alle beteiligten Unternehmer- und Arbeiterver— 
bände tatkräftig mitgearbeitet.“ Er ſprach dieſen 
Stellen ſogar ſeinen arbeitsſenatorlichen Dank 
aus. Das hört ſich faſt nach einem Kompromiß 
an. Herr Senator, iſt es ein ſolcher? (Senator 
Arczynſki: Das müſſen Sie ja wiſſen!) Der Herr 
Senator drückt ſich vorſichtig aus. Ich glaube 
beinahe, behaupten zu dürfen, daß das ein 
Nein ſein ſollte. Und ich möchte daher ſagen, 
daß er ein verunſtaltetes deutſches dort für 
unzweckmäßig gegoltenes Geſetz hier eingebracht 
hat. Die Arbeitgeberverbände, denen er auch 
ſeinen Dank ausgeſprochen hat, haben ſich darauf 
beſchränken müſſen, dieſes Geſetz kräftigſt zu be- 
kämpfen und ihm zu widerſprechen. Ein früherer 
Gewerkſchaftsſekretär wie unfer Herr Arbeitsſe⸗ 
nator wird aber nicht gleich mit der Uebernahme 
des Amtes auch ein über den Parteien ſtehender 
Senator. Man erklärte deshalb ja auch vorſich⸗ 
tigerweiſe von vornherein bei der Uebernahme 
des Amtes, man bleibe der Alte. 

Der Herr Arbeitsſenator ſagte dann weiter, 
daß die Erfahrungen, die bei dem großen Tarif⸗ 
und Schlichtungsſtreit im Jahre 1928 im Weſten 
des Deutſchen Reiches geſammelt wurden, in die— 
ſem Geſetz praktiſch verwertet worden ſind. Ich 
jagte bereits vorher, daß dieſer vorliegende Ent- 
wurf von dem in Deutſchland für unzweckmäßig 
gehaltenen Geſetz faſt Wort für Wort abgeſchrie⸗ 
ben iſt und nur eine Beſtimmung davon abweicht. 
Bei dem Ruhrſtreik hat die Frage eine Rolle ge— 
ſpielt, ob der Vorſitzende des Schlichtungsaus⸗ 
ſchuſſes von ſich aus einen Beſchluß, einen Schieds⸗ 
ſpruch fällen dürfe. Das Reichsarbeitsgericht als 
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deutſche Höchſtinſtanz hat ſich mit dieſer Frage 
ſehr eingehend beſchäftigt und dieſe Anſicht für 
vollkommen falſch erklärt. Alſo in Deutſchland 
darf ein Vorſitzender eines Schlichtungsaus⸗ 
ſchuſſes von ſich aus allein keinen Schiedsſpruch 
fällen, ſondern muß die beiden Parteien anhören 
und ſich unter Umſtänden einer der beiden Mei— 
nungen anſchließen. 

Das einzig Neue im vorliegenden Geſetzent— 
wurf unſeres Herrn Arbeitsſenators iſt die Be— 
ſtimmung, daß der Vorſitzende des hieſigen 
Schlichtungsausſchuſſes von ſich aus laut § 20, 
ohne die Anſichten der beiden Parteien irgend— 
wie als richtunggebend anſehen zu müſſen, einen 
Schiedsſpruch fällen kann. Dieſe Verſchärfung 
des deutſchen Geſetzes liegt unſerm Herrn Mr- 
beitsſenator natürlicherweiſe ſehr, weil er das 
marxiſtiſche deutſche Geſetz hier in derſelben 
marxiſtiſchen, möglichſt noch ſchärferen Form er— 
halten ſehen will. Wie er unter dieſen Umjtänden 
davon ſprechen kann, daß hier keine Diktatur auf— 
gerichtet werden ſoll, iſt mir nicht klar. Die Lage 
iſt doch ſo, der Vorſitzende des Schlichtungsaus— 
ſchuſſes iſt ſein Untergebener, alſo die Direktiven 
des Herrn Arbeitsſenators ſind doch ganz ohne 
Frage für den Vorſitzenden des Schlichtungsaus— 
ſchuſſes als maßgebend zu betrachten. (Senator 
Arczynſki: Er iſt unabhängig!) Man ſoll uns 
nicht einreden und glauben machen Herr Arbeits- 
ſenator, daß der Vorſitzende des Schlichtungsaus— 
ſchuſſes unabhängig ift. Sie haben das aller- 
dings ja auch im Ausſchuß erklärt, und wir haben 
Ihnen ja darauf die Antwort gegeben. Meine 
Partei will aber einen wirklich unabhängigen 
Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes, der ſich 
nicht danach zu richten braucht, was für eine Par- 
tei oder Richtung augenblicklich in der Regierung 
iſt. Er ſoll vollkommen unabhängig ſein, ſoll 
richterliche Unabhängigkeit haben und damit in 
gewiſſer Hinſicht auch unabſetzbar ſein. Wenn 
dieſe Vorausſetzungen zutreffen, dann ift er wirt- 
lich unabhängig und wird wahrſcheinlich auch in 
ſeinen Ueberlegungen das wirklich wahre und 
richtige Lohnniveau bei den einzelnen Lohn— 
kämpfen finden können oder wenigſtens zu finden 
verſuchen. 

Wir haben darum zu § 1 Abſ. 2 den Antrag ge- 
ſtellt, daß der Vorſitzende des Schlichtungsaus— 
ſchuſſes mit richterlicher Unabhängigkeit ausge— 
ſtattet werden ſoll. Der Herr Arbeitsſenator 
denkt ſich allerdings die Stellung des Schlich— 
tungsausſchuß-Vorſitzenden etwas anders. Das 
geht ja mit ziemlicher Deutlichkeit aus dem Ge— 
ſetz, das er hier eingebracht hat, hervor. Nach 
ſeiner Ueberzeugung und feinen Wünſchen ſoll der 
Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes in dem 
Fall des § 20 von fih aus ganz allein eine Ent- 
ſcheidung fällen. Alſo einem einzelnen Mann 
wird die Verantwortung für Unternehmungen 
auferlegt, für ihren Beſtand oder Untergang, für 
das Wohl und Wehe einer großen Menge von 
Arbeitnehmern und ihrer Familien. Wenn z. B. 
der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes eine 
Lohnerhöhung angeordnet hat, ſo kann man es 
wohl nennen, und das Unternehmen kann es nichr 
tragen, geht ein und muß die Pforte zumachen,! 
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ſo werden die Arbeitnehmer brotlos und fallen 
der Erwerbsloſenfürſorge anheim. Wir wünſchen 
dem Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes 
keine ſolche Verantwortung aufzuerlegen und 
haben daher für die in dem Paragraphen behan— 
delten Fälle den Antrag eingebracht, daß dann 
feſtzuſtellen iſt, daß ein Schiedsſpruch nicht zu— 
ſtande gekommen iſt. Der Herr Arbeitsſenator 
meint allerdings in ſeinem durch nichts begrün— 
deten Optimismus, daß dieſes Geſetz, wie er ſich 
ſo hübſch ausdrückt, wiederum ein Hilfsmittel zur 
Erhaltung und Förderung unſerer Wirtſchaft iſt. 
Einer ſolchen Behauptung gegenüber kann man 
nur darauf hinweiſen, daß dieſes Hilfsmittel nun 
ſchon ſeit 10 Jahren beſteht, und daß in dieſen 
10 Jahren die Wirtſchaft doch wohl kaum als ge— 
fördert zu betrachten iſt. Die Sozialdemokratie 
ſteht zum zweiten Male an der Spitze der Regie— 
rung. Das erſte Mal hat ſie ſich Regierung zur 
Rettung der Wirtſchaft genannt, und diesmal hat 
ſie in ihrer Regierungserklärung zum Ausdruck 
bringen laſſen, daß ſie die Wirtſchaft fördern will, 
wo ſie irgend kann. Wenn die Sozialdemokratie 
das erklärt, muß doch alſo in der Wirtſchaft etwas 
zu fördern notwendig ſein. (Sehr richtig! rechts) 
Wie aber der Herr Arbeitsſenator dies Geſetz da— 
mit begründen kann, daß es die Wirtſchaft fördern 
ſoll, verſtehe ich nicht. Der ganze Gedankengang, 
der ſich durch das Geſetz zieht, und das iſt auch 
ſein hauptſächlichlicher Zweck, ift doch der ſtaat— 
liche Lohnzwang. Unſere Anträge und Ausfüh— 
rungen, daß gerade die Verbindlichkeitser— 
klärungen von Schlichtungsſprüchen in Deutſchland 
nach dem herrſchenden Geſetz für unzweckmäßig 
gehalten werden, auch nach Anſicht der Gewerk— 
ſchaften und nur auf lebenswichtige Betriebe be— 
ſchränkt werden, und daß den Verhandlungen 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern mehr 
Naum gegeben werden ſollte, wünſchte der Herr 
Arbeitsſenator nicht. Man lehnte deshalb unſere 
diesbezüglichen Anträge auch ab. Wir haben 
dieſe Anträge auf Einſchränkung der Verbindlich⸗ 
keitserklärungen zu § 22 hier wiederum einge- 
bracht, weil wir unſeren Gedanken auch für die 
Arbeitnehmer für den beſſeren halten. Wir 
wünſchen die Verbindlichkeitserklärung nur für 
ſolche Betriebe, in denen das Geſamtintereſſe der 
Bevölkerung und ihre Lebenshaltung in gefahr⸗ 
vollſter Weiſe beeinträchtigt und in Mitleiden— 
ſchaft gezogen werden kann. Unſer Antrag beſagt 
ja das Nähere. Wenn man alſo unſeren Antrag 
hier wiederum ablehnt, will man doch die Lohn— 
diktatur von Staats wegen. (Sehr richtig! rechts.) 
Das ijt aber gleichbedeutend mit einer Verſchlech— 
terung der Kaufkraft. So wird zwar auf dieſe 
Weiſe der Nominallohn erhöht aber nicht er 
Reallohn. Die Lohnerhöhung kommt unſerer An- 
ſicht nach immer nur einem immer kleiner wer 
denden Kreis der Arbeiterſchaft zuout, weil ein 
immer größerer Kreis der Erwerbsloſigkeit an⸗ 
heim fallen muß. (Hört, hört! rechts.) Höhere 
Löhne bringen höhere Preiſe, und dieſe ſchnüren 
den Konſum ein. Man vergißt hierbei, daß es 
nicht nur Lohnempfänger gibt, ſondern auch Nicht⸗ 
lohnempfänger, die mit dem Einkommen, das ſie 
haben, auskommen müſſen. Wenn höhere Preiſe 
auf Grund höherer Löhne gefordert werden mü)- 
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jen, jo kommt das Budget dieſer Lohnempfänger 
zum mindeſten ins Wanken. Die Kaufkraft dieſer 
Leute wird alſo geſchwächt. Einſchnürung des 
Konſums bringt Einſchränkung der Produktion, 
Einſchränkung der Produktion bringt Arbeits- 
loſigkeit. Haben Sie, Herr Arbeitsſenator das 
alles bei Einbringung dieſes Geſetzes bedacht? Ich 
glaube ſicherlich nicht. Ich glaube auch nicht, daß 
den Herrn Arbeitsſenator das Bild der Beträge 
ſchreckt, welche wir in bezug auf unſere Erwerbs⸗ 
loſigkeit ausgeben müſſen. Ich glaube auch nicht, 
daß ihn das ſchreckt, was ſich in Deutſchland zeigt, 
wo heutzutage die Erwerbsloſenverſicherung mit 


faſt einer Milliarde Goldmark an das Reich 
verſchuldet iſt. 
Bei dieſem Geſetz ſpielt Parteipolitik iber- 


haupt keine Rolle, ſondern nur volkswirtſchaft⸗ 
liche Ueberlegung, und das, glaube ich, hat der 
Herr Arbeitsſenator jedenfalls mindeſtens nicht 
genügend bewertet. Ich bin nun der feſten Ueber— 
zeugung, daß der Herr Arbeitsſenator ſagen wird: 
„Jantzen kann hier viel reden, (Das ſtimmt! 
links. Heiterkeit) ich, der Arbeitsſenator weiß das 


beſſer.“ Es gibt nämlich Leute, die wieles und 


Gutes wiſſen, aber auch Leute, die alles immer 
beſſer wiſſen wollen. Aber ich habe für unſere Auf— 
faſſung einen unverfänglichen Zeugen, und zwar 
iſt das ein linksradikaler früherer demokratiſcher 
Miniſter, Herr Gothein. Er hat vor kurzer Zeit 
ein Buch geſchrieben und herausgebracht, das be⸗ 
titelt iſt: „Der große Irrtum der deutſchen Kohn 
politik“. Er hat in dieſem Buche viel Interefjan- 
tes geſchrieben und ſagt am Schluß: 

Die großen Irrkümer der deutſchen Lohnpolitik 

find die Ueberſchätzung des Nominallohnes, der Irr⸗ 

glaube, durch Lohnſteigerungen werde der Konſum 
belebt, während fie doch die Produktions- und Ver- 
teilungskoſten, aljo auch die Preiſe verteuern, das 
völlige Verkennen der Bedeutung der Nichtlohn— 
empfänger für den Konſum wie für die Produktion, 
das Anverſtändnis für die Notwendigkeit, Kapital 
zu bilden, das Fehlen der Einſicht dafür, daß Kapi⸗ 
tal im Weſentlichen nur aus Produktionsüberſchüſſen 
gebildet werden kann, die Verſtändnisloſigkeit dafür, 
daß die Lohnhöhe vom Gedeihen der Wirtſchaft ab⸗ 
hängt, daß die dieſer auferlegten Steuer und Sozial⸗ 
laſten letzten Endes auf Löhne oder Preiſe abge⸗ 
wälzt werden müſſen und daß, wo das nicht möglich 
iſt, das Produzieren, damit aber auch die Arbeits⸗ 
möglichkeit aufhört. 
Das ſind bittere Worte, die dieſer Linkspolitiker 
geſagt und geſchrieben hat. Dieſer Herr Gothein 
iſt aber einer von denen geweſen, die jahrelang 
das verfochten haben, was wir hier die ganze 
Zeit über erlebten. 

Ein anderer in unſerem Kreis, der vor kurzer 
Zeit in die Ewigkeit abgerufen wurde, der frühere 
Gewerkſchaftsſekretär und ſpätere Senator Schüm⸗ 
mer, hat einmal in ſeiner wohl allen bekannten 
langen Rede am Anfang des Volkstages ziemlich 
am Schluß ſeiner Ausführungen geſagt: „Die 
Wirtſchaft geht ihre eigenen Wege“, alſo trotz 
Lohnpolitik, trotz allem. Wäre alſo früher nach 
den Worten dieſes Mannes verfahren worden, 
wäre die Einſicht des Herrn Gothein vielleicht 
auch etwas früher gekommen, und hätten andere 
dieſen Anſichten folgen können oder wollen, viel- 
leicht wäre manches beſſer geworden. Aber von 


ſolchen Wahrheiten, die ich Ihnen hier vorge⸗ 
tragen habe, nimmt die Tagespreſſe, ganz beſon⸗ 
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beinahe ſagen, überhaupt nicht Notiz. (Wider⸗ 
ſpruch links.) Denn, wenn ſolche Wahrheiten ihren 
eigenen Leſern vor Augen und in den Geiſt kom⸗ 
men ſollten, würde man wahrſcheinlich mit den 
Führern, die ſolche Anſichten predigen, wohl er- 
was ſcharf umſpringen. Es ſei aber nur ganz 
kurz geſagt, daß wahrſcheinlich in der Hauptſache 
infolge des ungeſtümen Lohntempos im erſten 
Vierteljahr des abgelaufenen Jahres in Deutſch— 
land weit über 1000 Betriebe in einem Viertel—⸗ 
jahr eingeſtellt werden mußten. (Hört, hört! 
rechts.) Für Danzig brauche ich Ihnen ja wohl 
die Beiſpiele nicht zu nennen. Man kennt ſie ja 
ſelbſt. 

Ich habe aber für unſere Anſicht noch einen 
weiteren Zeugen, auch einen Sozialiſten, der 
allerdings nicht in Europa wohnt. (Zuruf links.) 
Er iſt nicht geſtorben. Er hat aber als Sozialiſt 
das Schlichtungsweſen in ſeinem Lande bereits 
ſeit 1915 eingeführt. Dieſer Premierminiſter 
wurde von ſeiner Bundesregierung aufgefordert, 
in einer öffentlichen Verſammlung eine Erklä— 
rung abzugeben, die ich nachher mit Erlaubnis 
des Herrn Präſidenten verleſen werde. Dort war 
man ſoweit, daß man den Zuſammenbruch der 
ganzen Wirtſchaft zu befürchten hatte, wenn das 
Schlichtunasweſen nicht beſeitigt wurde. Der 
Herr Premierminiſter hat folgendes 
müſſen: 

Ich erkläre ohne Zögern, daß, wenn nicht eine 
Aenderung des gegenwärtigen Syſtems eintritt, das 
unwürdige Schauſpiel eines unnüben Schlichtungs⸗ 
weſens alle ruinieren muß. Wenn das Syſtem nicht 
geändert wird, ſo werden wir es erleben, daß wir 
noch einmal ganz von vorn anfangen müſſen. Aber 
nach einem Zuſammenbruch, der alles andere in den 
Schatten ſtellen wird, was Auſtralien bisher durch⸗ 
gemacht hat, muß ein Ende mit dieſer Art von 
Schlichlung gemacht werden. Die ſüdauſtraliſche Ne- 
gierung hat in der Tat den Antrag geſtellt. das 
Schlichtungsweſen zu beſeit'gen, und der Vorſitzende 
dieſes Schlichtungshofes ſelbſt hat erklärt, die Zeit 
ſei gekommen, wo es aufhören müſſe, die Bedin⸗ 
gungen zwiſchen Unternehmern und Arbeitnehmern 
von Amtswegen zu regeln. Das indujtrielle Schlich⸗ 
tungsſyſtem ſei in Gefahr, völlig zuſammenzubrechen. 

Wir Deutſchnationalen ſehen auch dieſe Gefahren, 
ich habe ſie Ihnen hier genügend vorgeführt. 
Am es noch einmal zu betonen, wir wünſchen 
Sprüche nur dann, wenn wirklich lebenswichtige 
Betriebe und die Geſamtintereſſen der Danziger 
Bevölkerung in Frage kommen. Wir werden ieden- 
falls bei dieſer Art weiterkommen, als es bisher 
geweſen iſt. Derſelbe Premierminiſter hat dann 
noch mit bemerkenswerter Offenheit erklärt, daß 
ſein Land ohne die ſeit 1920 ſtändig erfolgten 
Lohnſteigerungen heute in der Lage ſein würde, 
eine Million Menſchen mehr bei auskömmlichen 
Löhnen für alle zu ernähren. Auch bei unſeren 
Arbeitnehmern iſt ſchon die Anſicht, die ich Ihnen 
vorgetragen habe, weiter verbreitet als Sie 
glauben. 


erklären, 


(D) 


So erſcheint Theorie und Praxis. Ihre Sozial- - 


politik, m. H. Sozialdemokraten, iſt in Wirklich⸗ 
keit nicht ſozial, ſie dient nicht ſozialen, ſondern 
Ihren ſozialiſtiſchen Zwecken. (Sehr richtig! 
rechts.) Ihre Sozialpolitik ſchafft letzten Endes 
Arbeitsloſigkeit und damit Unzufriedenheit. (Un⸗ 
ſinn! links.) Ihre Sozialpolitik ſchlägt Wunden, 


(A) 
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(Jantzen, Abgeordneter) 
die auch der geſchickteſte Finanzſenator ſelbſt in 
Ihren Reihen nicht ſchnell wird heilen können. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wir haben Ihnen unſere Anſicht geſagt und 
auch unſere Anträge eingebracht, die wir für ſo 
weſentlich halten, daß wir bei ihrer Ablehnung 
Ihrem Geſetz unſere Zuſtimmung verſagen wer⸗ 
den. (Wiederholtes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowfti: Das Wort hat der 
Herr Dr. Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. O, 
u. H.] Das Schickſal, das die Anträge meiner 
Fraktion in der Ausſchußſitzung erlitten haben, 
beweiſt uns, daß es gar keinen Zweck mehr hat, 
zur dritten Leſung irgend etwas vorzutragen. Es 
wäre auch richtiger geweſen, dieſe Anträge zur 
dritten Leſung nicht zu bringen und ſie in der 
Verſenkung verſchwinden zu laſſen. Meine Parten 
hat ſich aber auf den Standpunkt geſtellt, daß es 
notwendig iſt, der Oeffentlichkeit auch von dieſer 
Stelle aus ihre Meinung zu jagen, und der Mi- 
gemeinheit darzulegen, das uns das Geſetz in der 
vorliegenden Form nicht als paſſend erſcheint. 

Zu den ſachlichen Ausführungen meines Bor- 


redners habe ich nichts hinzuzufügen. Auch wir 


ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Regelung 
von Lohnſtreitigkeiten nicht auf geſetzlichem Wege 
erfolgen kann und darf, und daß dieſe Regelung 
letzten Endes zu einer Gefährdung der allgemet— 
nen Wirtſchaftslage führt. Die Beweiſe Tino 
Ihnen ja gegeben worden. Faſt alle Länder Eu— 
ropas haben dieſe trüben Erfahrungen machen 
müſſen, und auch unſer Nachbarſtaat Deutſchland 


® hat fih zur Erkenntnis durchringen müſſen, daß 


ein Schlichtungsweſen in der vorliegenden Form 
nicht geeignet iſt, die Kluft zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu ſchließen. M. D. u. H. 
Das muß eine abſolut freiwillige Löſung finden, 
ſonſt bleiben die Schärfen beſtehen, und eine der 
Parteien wird immer im Nachteil ſein. Es muß 
eine Löſung gefunden werden, auf dem Stand- 
punkt ſtehen wir, aber dieſe Löſung muß in einer 
freiwilligen Vereinbarung zuſtande kommen und 
nicht durch eine Diktatur. Auch wenn die Diktatur 
nicht direkt zum Ausdruck kommt, fo ift die dahin⸗ 
ter ſtehende Verbindlichkeitserklärung immer eine 
Diktatur. Dies ſollte aus dem Geſetzentwurf be— 


ſeitigt werden. Das iſt der Grundgedanke unſeres 


Antrags. Ich füge unſeren Anträgen nichts Hin- 
zu, da ſie für ſich ſelbſt ſprechen. Ich möchte nur die 
dringende Warnung an das hohe Haus richten, 
das Geſetz, wie es die Koalitionsparteien beihloj- 
ſen haben, nicht zuſtande zu bringen, ſondern viel— 
leicht noch einmal unter Berückſichtigung der Mn- 
träge eine Durcharbeitung vorzunehmen, damit 
wir ein Geſetz bekommen, das der Danziger Mirt- 
ſchaft zuträglich iſt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schulze. 

Schulze, Abgeordneter (K. P.): Das Schlich⸗ 
tungsweſen iſt in dieſem kapitaliſtiſchen Staat 
doch nur eingeführt, um den ſcheinbaren Wirt⸗ 
ſchaftsfrieden nicht zu ſtören. Darüber ſind Sie, 
m. D. u. H. von ganz rechts, ſich doch auch im 
klaren, daß das Schlichtungsweſen innerhalb von 
10 Jahren nicht dazu beigetragen hat, die Be⸗ 
triebe zu ſchließen, die zahlenmäßig von dem Herrn 
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Abg. Jantzen eben genannt worden find. Ein Teil 
dieſer Betriebe iſt doch geſchloſſen worden, weil 
die Abſatzmärkte auf dem Weltmarkt verſperrt 
waren. Deshalb mußten ſie dazu übergehen, ihre 
Betriebe zu ſchließen. Die Schließung erfolgte nicht 
auf Grund von höheren Löhnen, auf Grund eines 
Schiedsſpruchs, ſondern die Betriebe mußten ge- 
ſchloſſen werden, weil ſie eine gewaltige Konkur⸗ 
renz auf dem Weltmarkt hatten. Im Prinzip er⸗ 
klären Sie ſich mit dem Schlichtungsweſen einver⸗ 
ſtanden. Das beweiſt uns zur Genüge, daß Sie 
für ein Schlichtungsweſen ſind und daß Ihre In— 
tereſſen dadurch nicht geſtört werden. Darum wol⸗ 
len Sie ein Schlichtungsweſen überhaupt. 

Sie bringen einige Abänderungsanträge ein, 
die im weſentlichen keine gewaltigen Aenderun⸗ 
gen des Schlichtungsweſens bringen. Für uns 
iſt die Frage ſtichhaltig, die der Abg. Jantzen 
an den Arbeitsſenator richtete, ob der jeweilig 
ernannte Schlichter die Direktiven des Arbeits- 
miniſters auszuführen hat. Ich werfe die Frage 
auf: Hat der Amtsgerichtsrat Hempel im Bau- 
gewerbe auch nach Ihren Direktiven gehandelt, 
als er eine Lohnforderung im Baugewerbe ab- 
lehnte? Ging man nicht nach der Ablehnung fei- 
tens des Hempel dazu über, den gefällten Schieds⸗ 
ſpruch zur Annahme zu empfehlen? Alſo Sie 
ſehen, daß wirklich keine Gefahr für Sie beſteht, 
und aus dieſem Grunde erklären Sie ſich im Prin⸗ 
zip mit einem Schlichtungsweſen überhaupt ein⸗ 
verſtanden. Wir werden innerhalb der gewert- 
ſchaftlich organiſierten Arbeiterklaſſe dazu über⸗ 
gehen, den gewerkſchaftlich organiſierten Kollegen 
das Traumbild, das leider noch in manchen Hir⸗ 
nen der langjährig organiſierten Arbeiter beſteht, 
auszutreiben, indem wir ihnen klar ſagen, daß 
das Schlichtungsweſen nur dazu angetan iſt, die 
Lohnkämpfe der Arbeiter abzuwürgen. Nur des⸗ 
halb iſt das Schlichtungsweſen eingeführt. 

Wenn geſagt wurde, daß das Schlichtungs⸗ 
weſen ſchon ſeit 10 Jahren beſteht, ſo können wir 
feſtſtellen, daß Sie, meine Herren Vertreter der 
Induſtrie und Landwirtſchaft ſich ganz wohl da— 
bei fühlen und das Schlichtungsweſen für die 
Ewigkeit wünſchen, weil Sie keine Gefahr dabei 
laufen. Sonſt würden Sie ja einen prinzipiellen 
Kampf gegen das Schlichtungsweſen in dieſem ſo⸗ 
genannten hohen Hauſe führen. Wir erklären 
aber, daß wir dem geſamten Schlichtungsſchwin⸗ 
del den ſchärfſten Kampf entgegenſetzen werden 
bis zur Beſeitigung des heutigen Schlichtungs⸗ 
ſyſtems, überhaupt bis zur Beſeitigung Ihres fa- 
pitaliſtiſchen Staatsweſens. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 


Senator Arczynſki. 


Arczynſki, Senator: M. ſehr geehrten D. u. H.! 
Der Herr Abg. Jantzen hat dieſen Geſetzentwurf 
ſo behandelt, als ſei er dazu geſchaffen oder Toll 
dazu geſchaffen werden, damit die Danziger Ar⸗ 
beitnehmerſchaft Lohnbewegungen führen kann. 


Der Abg. Jantzen ſollte als Mitglied des Schlich⸗ 
tungsausſchuſſes wiſſen, daß Lohnbewegungen 
nicht von Amts wegen eingeleitet werden können, 
ſondern daß die Lohnbewegungen bekanntlich 
aus Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Ar⸗ 
beitnehmern oder ihren Organiſationen entſtehen. 
Die Schlichtungsſtelle iſt lediglich dazu da, damit 


(©) 


(D} 


(A) 


(B) 


auf Erſuchen von der Regierung beſtellt 
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(Arczynſki, Senator) 

fih die ſtreitenden Parteien dieſer Schlichtungs⸗ 
ſtelle bedienen können oder, wenn das allgemeine 
wirtſchaftliche und Staatsintereſſe es erfordert, 
auch unter Umſtänden von Amts wegen ein Streit 
vor die Schlichtungsſtelle gebracht werden kann. 
(Abg. Jantzen: Ich habe von einer Entſcheidung 
durch die ſtaatlichen Inſtanzen geſprochen!) Sie 
haben eine Begründung für das Geſetz vermißt. 

M. D. u. H.! Wer von Anbeginn der Selb— 
ſtändigkeit der Freien Stadt in Danzig lebt und 
mit offenen Augen alles beobachtet hat, der muß 
allmählich zu der Ueberzeugung kommen, daß ſolch 
ein kleines Staatsweſen, wie es die Freie Stadt 
Danzig iſt, ſich nicht geſtatten kann, daß Arbeit: 
geber und Arbeitnehmer oder große Gruppen da— 
von ſich gegenſeitig ſolange bekämpfen, bis einer 
am Boden beſiegt liegt. Wer auf dem Standpunkt 
des Kampfes bis zum Erliegen ſteht, fördert nicht 
die Wirtſchaft, fördert auch nicht die Staatsinter⸗ 
eſſen. Ich habe bereits bei der Einführung dieſes 
Geſetzes geſagt, wenn in England, im Deutſchen 
Reich oder in der Republik Polen unter Umſtän⸗ 
den Streiks und Ausſperrungsbewegungen mo— 
natelang andauern können, ohne daß das Staats⸗ 
weſen in den Grundfeſten erſchüttert wird, ſo kön⸗ 
nen wir auch nur verhältnismäßig ähnliche Be- 
wegungen in der Freien Stadt nicht ertragen. 

Ich glaube, daß das die äußerſte Rechte und 
die äußerſte Linke auch anerkennen müſſen. Im 
übrigen glaube ich, daß die Regierung auf dem 
beſten Wege iſt, wenn ſie von rechts wie von links, 
wie es heute geſchehen iſt, bekämpft wird. Ich bin 
überzeugt, daß dies Geſetz nicht nur eine wirt— 
ſchaftliche und ſoziale, ſondern auch eine Staats- 
notwendigkeit iſt. 

Herr Abg. Jantzen hat dann Ausführungen 
gemacht, gegen die ich ſchärfſten Einſpruch erheben 
muß. Er erklärte wörtlich, ich habe es mir gleich 
notiert: „Wie die Schiedsſprüche ausſehen, ſeit⸗ 
dem die Sozialdemokratie in der Regierung iſt, 
iſt bekannt.“ Wenn Worte einen Sinn haben, ſo 
heißt das in richtigem Deutſch. daß die Regierung 
auf den jeweiligen Leiter der Schlichtungsſtelle 
einen Druck ausübt, ihn mit Weiſungen verſieht, 
wie im Einzelfall ein Spruch abzugeben iſt. 

Ich möchte dieje Anterſtellung ganz entſchieden 
zurückweiſen. Er hat auch in der Folge von einer 
Lohn- und Schlichtungsdiktatur geſprochen. M. D. 
u. H.! Die Beamten der Schlichtungsſtelle ſind 
unabhängig. Die Schlichtungsſtelle wird von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern angerufen und 
der Beamte waltet ſeines Amtes ohne jede Wei— 
ſung ſeitens des einzelnen Senators oder der Re— 
gierung. Das gleiche trifft auch, Herr Abg. 
Schulze für das Baugewerbe zu, wo es ſich um 
den Vorſitzenden eines Tarifamts handelt, der 
wird 
und keinerlei Weiſungen hat, als das Material 
der Parteien entgegenzunehmen und fih ſelbſt 
eine Meinung zu bilden, um dann mit den Bei— 
gern, die ihm zur Verfügung ſtehen, einen 
Schiedsſpruch zu fällen. Ich bitte Sie, die Tätig⸗ 
keit der Schlichtungsſtelle in den letzten Jahren 
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Menſchen überhaupt gerecht ſein können, unpar⸗ 
teiiſch die Schiedsſprüche jo zu ſuchen und zu fäl- 
len, wie es die jeweilige Lage des Streitfalles 
erlaubte und es nach Recht und beſtem Gewiſſen 
möglich war. Das trifft ſowohl für den amtlichen 
Schlichter als auch die beſonderen Schlichter zu, 
die von Fall zu Fall beſtellt werden. Ich kann. 
dieſen Herren nur meine wolle Anerkennung für 
ihre Tätigkeit ausſprechen. (Zurufe rechts.) Sie 
ſind vielleicht nicht ſo unabhängig, es zu tun. Ich 
bin es aber und fühle mich verpflichtet, den Her— 
ren für ihre Tätigkeit an dieſer Stelle Anerken⸗ 
nung auszuſprechen. 

Herr Abg. Unger ſprach von einer Diktatur 
bei der Verbindlichkeitserklärung von Sieds- 
ſprüchen. Ja, m. D. u. H., es gibt auch Fälle, wo 
eine Partei unter keinen Umſtänden zu einer Ei— 
nigung zu bringen iſt und allgemeine wirtſchaft— 
liche und ſoziale Intereſſen es erfordern, daß die 
fehlende Zuſtimmung der einen Partei durch die 
Verbindlichkeitserklärung erſetzt wird. Das iſt ja 
der Sinn des ganzen Schlichtungsweſens. Es iſt 
ja nichts Neues und ſoll auch hier weiter beibe— 
halten werden. 

Der Herr Abg. Jantzen hat dann noch auf 
den 8 20 des Geſetzes hingewieſen und geſagt, durch 
dies Geſetz werde dem Vorſitzenden eine diktato— 
riſche Stellung eingeräumt. Ich möchte mir er 
lauben, mit Zuſtimmung des Herrn Präſidenten 
den betreffenden Satz des § 20 zu verleſen, damit 
Sie erkennen, ſofern Sie den Wortlaut augen— 
blicklich nicht vor fih liegen haben, daß das durch— 
aus nicht der Fall iſt. Denn der betreffende Abſatz 
ſagt, für das Zuſtandekommen des Schiedsſpruches 
genügt einfache Stimmenmehrheit. Kein Mit- 
glied der Kammer darf ſich der Stimme enthalten, 
oder die Abſtimmung über eine Frage deshalb 
verweigern, weil ſie bei der Abſtimmung über 
eine andere Frage in der Minderheit geblieben 
it. Bilden ſich bei der Abſtimmung mehr als zwer 
Meinungen, von denen keine mehr als die Hälfte 
der Stimmen auf ſich vereinigt, ſo iſt zu verſuchen, 
die Mehrheit der Stimmen auf eine Meinung zu 
vereinigen. Gelingt dies nicht, alſo nachdem alle 
Verſuche unternommen worden find, eine Mehr- 
heit im Schiedsgericht zu bekommen, nachdem al⸗ 
les geſcheitert iſt, dann ſoll der Vorſitzende auch 
allein das Recht haben, einen Spruch abzugeben. 
(Abg. Jantzen: Es ſtimmt alſo doch!) Aber nicht 
ganz ſo, wie Sie es dargeſtellt haben, Herr Abg. 
Jantzen. Alſo die diktatoriſche Stellung iſt nur 
im äußerſten Falle gegeben, wenn es abſolut nicht 
möglich iſt, eine Mehrheit zu bekommen. Aber 
dieſer Fall, der ja im Ruhrgebiet praktiſch war, 
den können wir doch eigentlich bei uns in der 
Praxis kaum ertragen. Darf ich vielleicht ein 
Beiſpiel wählen. Nehmen Sie einmal an, irgend 
eine größere Danziger Induſtrie, für einen ein- 
zelnen Betrieb würde das ja eine kleine Sache 
ſein, habe augenblicklich eine Streitfrage. Wir 
wiſſen, daß das wirtſchaftliche Leben der Freien 
Stadt Danzig von dieſer einen Induſtrie ab- 
hängt. Weil nun die ſtreitenden Parteien nach 


aufmerkſam zu verfolgen. Wenn Sie (zum Abg. Ihrer Auffaſſung, Herr Jantzen, unter keinen Um- 
Jantzen) fih noch einen Schimmer Objektivität ſtänden zuſammenzubringen find, daswegen darf 
bewahrt haben, werden Sie zugeben müſſen, daß auch der Vorſitzende keinen Spruch abgeben, ſon⸗ 
die Beamten ſich immer bemüht haben, ſoweit dern der Krieg ſoll fröhlich und luſtig losgehen, 
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(D) 


(B) 


(Arczynſki, Senator) 


(A) bis alles zerſchlagen iſt. Nein, m. D. u. H., ich bin 


ehrlich genug und ſpreche es offen aus, daß die Ge- 
ſamtintereſſen der Freien Stadt Danzig einen fol- 
chen Kampf nicht ertragen können. (Bravo! links. 
— Abg. Dr. Unger: Ich beantrage, daß der Ge— 
ſetzentwurf noch einmal zur Ausſchußberatung zu- 
rückgewieſen wird!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Es ift der Antrag 
geſtellt worden, dieſen Geſetzentwurf noch einmal 
dem Ausſchuß zu überweiſen. Darüber muß zuerſt 
abgeſtimmt werden. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich danke und bitte um die Gegen— 
probe. — Das Letztere ijt die Majorität, der An- 
trag des Herrn Abg. Dr. Unger iſt abgelehnt. 
(Widerſpruch rechts.) Links ſtand die größere 
Mehrheit. (Abg. Raſchke: Darüber entſcheidet das 
Büro, nicht Sie allein!) Meine perſönliche Mei— 
nung iſt, daß die Mehrheit ſtand. Das habe ich 
bereits verkündet. Der Antrag ift ſomit abge- 
lehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Ich wie- 
derhole den Antrag und bitte noch einmal um 
Abſtimmung, da das Ergebnis zweifelhaft war. 


Vizepräſident Gaikowſti: Es ift noch einmal! 


der geſchäftsordnungsmäßige Antrag geſtellt wor— 
den, die Vorlage an den Ausſchuß zurückzuver⸗ 
weiſen. Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es 
ſtanden 34 zu 39 Abgeordnete, der Antrag iſt fo- 
mit abgelehnt. (Lebhafte Zwiſchenrufe des Abg. 
Hohnfeldt.) Das Wort hat Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H. 
Wenn heute entgegen der Zeit, als in Deutſchland 
das Schlichtungsweſen verabſchiedet wurde, die 
Deutſchnationalen und die Wirtſchaft in Danzig 
einen anderen Standpunkt einnehmen, ſo iſt das 
für uns eine Selbſtverſtändlichkeit. Bekanntlich 
haben die Deutſchnationalen in Deutſchland dem 
Geſetz ihre Zuſtimmung gegeben. Wenn das heute 
nach 10 Jahren von den Deutſchnationalen in 
Danzig nicht mehr geſchieht, ſo hat das natürlich 
ſeine Urſache, und die liegt darin, daß die Herren 
Deutſchnationalen und die Wirtſchaft wieder ein— 
mal Morgenluft wittern. Sie glauben nämlich, 
das die Arbeiterſchaft heute nicht mehr ſo ſtark iſt, 
wie im Jahre 1920. Sie haben vielleicht in dieſer 
Beziehung ſoweit es die gewerkſchaftlich organi- 
fierte Arbeiterſchaft angeht, recht. Die gewerk— 
ſchaftlich organiſierte Arbeiterſchaft unter Yih- 
rung der reformiſtiſchen Gewerkſchaftsbürokratie 
iſt heute tatſächlich ziemlich ſchwach, deshalb 
ſchwach, weil die Herren Gewerkſchaftsführer mit 
den Unorganiſierten keine Gemeinſchaft haben 
wollen. (Nie gehabt! links.) Unter dieſen Um- 
ſtänden glauben die Herren, daß ſie die Stärkeren 
ſind und daß ſie heute ein Schlichtungsweſen nicht 
mehr brauchen. Sie verlangen die Freizügigkeit 
und wollen, wenn es einmal losgeht, den Arbet- 
tern einfach den Lohn diktatoriſch zuſprechen. Sie 
glauben die Arbeitszeit verlängern und die Wus- 
beutung bis ins Ungeheure ſteigern zu können. 
Das iſt heute die Tendenz der Wirtſchaftler. Es 
kommt hinzu, daß fie von feiten des Staatsappa⸗ 
rates die beſte Hilfe haben, und dieſe Hilfe be- 
ſteht darin, daß der ſozialdemokratiſche Polizei⸗ 
apparat in Deutſchland oder in Danzig dazu be— 
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nutzt wird, um die Streikbrecher zu ſchützen, um 
die Streikenden in ihrem Streikpoſtenſtehen zu be— 
hindern. Das alles bewegt die Wirtſchaftler, ſich 
gegen das Schlichtungsweſen zu wenden. 

Wenn auf der andern Seite die ſozialdemokrati— 
ſche Regierung heute noch einen großen Wert auf 
das Schlichtungsweſen legt, dann deshalb, weil ſie 
ſpürt und es im Gefühl hat, daß ihre Politik bei 
der Arbeiterſchaft nicht mehr Anklang findet. Sie 
merkt es immer mehr, daß ſich das revolutionäre 
Proletariat, die ausgebeuteten Arbeiter gegen die 
Unterdrückung, gegen die Ausbeutung wehren. M. 
D. u. H. von der Sozialdemokratie! Wenn Sie 
angeben, den Kampf der Arbeiterſchaft nur mit 
den Organiſierten zu führen, ſo iſt das die altbe— 
kannte Demagogie. Die Politik der reformiſtiſchen 
Gewerkſchaftsführer iſt doch die, es überhaupt nicht 
zu Kämpfen kommen zu laſſen. Sie haben ja 
immer die Ausrede, wir können keine Kämpfe 
führen, weil wir nicht reſtlos organiſiert ſind. 
(Sehr wahr! links.) Sie überſehen nur, daß der 
revolutionäre Inſtinkt in den unorganiſierten 
Gruppen ebenſo groß und ſtark, wenn nicht ſtärker 
iſt, wie bei den Organiſierten. Es iſt falſch, wenn 
ich ſage, Sie überſehen das. Sie wiſſen es, aber 
Sie ſchieben die Unorganiſierten vor, um mit der 
Arbeiterſchaft nicht zu kämpfen. Dann kommt 
wiederum Ihre Regierung und ſagt, hier beſteht 
eine Gefahr, das revolutionäre Proletariat kann 
uns über den Kopf wachſen, kann gemeinſam mit 
der unorganiſierten und der organiſierten Arbei— 
terſchaft einen Angriffskampf gegen das Unter- 
nehmertum aufnehmen und die Wirtſchaft wird 
dabei der Leidtragende ſein. Was bleibt übrig? 
Es bleibt übrig ein Schlichtungsweſen zu ſchaffen, 
womit man dieſe Kämpfe abwürgen kann. 

Nun m. D. u. H. haben wir tauſendfältige 
Beiſpiele aus Deutſchland. Die Wirtſchaft in 
Deutſchland iſt es, die heute mit allen Mitteln 
dies Geſetz verteidigt und zwar deshalb, weil ſie 
dabei das befte Geſchäft macht. Mit dem Schlich⸗ 
tungsweſen werden die revolutionären Kämpfe 
wirtſchaftlicher Natur abgewürgt. Wenn der Herr 
Senator Arczynſki auf den Ruhrkampf hingewie⸗ 
ſen hat, ſo war es gerade das Schlichtungsweſen, 
das dieſen Kampf der 500 000 Braunkohlenarbei⸗ 
ter tatſächlich abgewürgt hat. Wie war die Situ— 
ation, Herr Arczynſki? Die Leute wurden hin— 
ausgeworfen, ausgeſperrt. Der Lohn ſollte herab— 
geſetzt werden. Dieſe 500 000 Arbeiter, von denen 
nur 40 000 organiſiert waren, erklärten der Wirt- 
ſchaft: „Euch Bambuſen werden wir jetzt etwas 
anderes zeigen. Ihr wollt abbauen, wir verilan- 
gen 10 Pfennig Stundenlohn Zulage.“ Die Ar- 
beiter hatten den Willen und den Mut, das durch— 
zukämpfen. Sie hätten den Wirtſchaftlern im 
Ruhrgebiet gehörig eins verſetzt. Da kam aber 
der Herr Arbeitsminiſter im Deutſchen Reich und 
jagte:,, Zehn Pfennig Stundenlohn mehr, wo 
bleiben wir mit unſerer Wirtſchaft? Das muß 
abgebogen werden.“ Da traten die Herren „un— 
parteiiſchen“ Schlichter auf und ſagten, es gibt 
keinen Lohnabbau und auch keine Lohnerhöhung. 
Da die Herren der Wirtſchaft ſahen, daß ſie die 
Schwächeren waren, biſſen ſie noch einmal in den 


ſauren Apfel. Hier zeigt es ſich, daß das revolu— 
tionäre Proletariat fih die Knebelung nicht mehr 
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gefallen läßt, daß es dazu übergeht, ſeine For⸗ 
derungen zu ſtellen und durchzukämpfen. Da haben 
in Deutſchland die Herren Wirtſchaftler alle Ur- 
ſache, dies Geſetz gut zu heißen. 


Hier in Danzig find aber die Verhältniſſe au- 
ders. Es iſt hier natürlich im Verhältnis zum 
Deutſchen Reich nur ein kleiner Kreis von Arbet- 
tern da. Aber hier in Danzig iſt die Reaktion 
und die Polizei-Soldateska unter Führung eines 
Arczynſki viel ſchlimmer als im Deutſchen Reich. 
Hier glauben die Wirtſchaftler es nicht nötig zu 
haben, ſich mit einem Schlichtungsweſen abzuge⸗ 
ben. Hier wittern ſie Morgenluft und glauben, daß 
ſie es den Arbeitern ſchon beibringen werden, 
wenn ſie rebelliſch werden. „Wir ſchmeißen ſie 
aus den Betrieben, wir bauen den Lohn ab, und 
Papa Arczynſki mit ſeiner Gummiknüppelgarde 
wird uns ſchon helfen“. (Siehe Amada! bei den 
Kommuniſten.) Beſſer hätte Herr Arczynſki ſich 
nicht anbieten können, als in der jetzt eben gehal— 
tenen Rede. Wollen Sie noch mehr von ihm, 
wenn er Ihnen ſchon erklärt: „Ein kleineres 
Staatsweſen läßt größere Kämpfe nicht zu, es ge⸗ 
ſtattet nicht, daß bis zum letzten Blutstropfen ge- 
kämpft wird.“ Damit ſagt Herr Arczynſki frei und 
offen: „Für mich gibt es keine Lohnkämpfe. Wenn 
ſich ſo etwas anbahnt, werde ich meine Schlichter 
hinſchicken und den Arbeitern zeigen, wo der Pfef— 
jer herkommt.“ Das wurde indirekt gejagt. Wenn 
die Einſtellung der Regierung ſo iſt, und die 
Deutſchnationalen dennoch dagegen Sturm laufen 
zu müſſen glauben, fo ijt das ſchließlich nur Theu- 
ter. Damit foll wieder einmal die große Malye 
des Proletariats verwirrt werden. Damit ſoll 
wieder einmal die Sozialdemokratie populariſiert 
werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Herren 
das bei der Arbeiterſchaft ausnutzen. Herr Mr- 
czynſki hat bereits erklärt: „Rechts und links find 
gegen uns, ſeht einmal Ihr Proleten, ſind wir 
nicht feine Kerle? Wenn ſolch eine Situation 
kommt, daß man uns bekämpft, ſo iſt das der 
beſte Beweis dafür, daß wir es ehrlich meinen.“ 
Ihnen und der Sozialdemokratiſchen Partei mag 
geſagt ſein, daß die Arbeiter in Danzig immer 
mehr erkennen, daß ſie mit dieſer Unterdrückung 


nicht mehr zufrieden ſein können. Es iſt auch für 


die Danziger Arbeiterſchaft die höchſte Zeit, ſich 
dieſer Knebelungsmaßnahmen zu erwehren. Sie 
wird trotz der Gewerlſchaftsbürokratie, trotz der 
Sozialfaſchiſten den größten Gebrauch davon 
machen. Sie wird mit allem aufräumen, was ſie 
in ihrem Kampf hindert und wird die Revolution 
ſiegreich vorwärts treiben. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die allge— 
meine Beſprechung. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dumont. 


Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Ich bean- 
trage namentliche Abſtimmung zu § 1. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich eröffne zu- 
nächſt die Einzelbeſprechung zu § 1, ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über die Abänderungs⸗ 
anträge in Druckſache Nr. 970. 


Wir beantragen zu: 
$ 1 Abſ. 3: neue Faſſung: 

Der Senat beſtellt einen unparteiiihen Vorſitzenden 

und ſeinen Stellvertreter mit Zuſtimmung der 

wirtihaftlihen Vereinigungen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer. Die Berufung des Vorſitzen⸗ 
den erfolgt auf Lebenszeit. Die erſte Beſtellung 
kann auf 1—3 Jahre erfolgen. Die Vorſitzenden 
und ihre Stellvertreter müſſen durch ihre Vorbil⸗ 
dung und Erfahrung für das Amt geeignet ſein. 

Die Beiſitzer werden vom Senat auf Vorſchlag 
der Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeit⸗ 

nehmer berufen. . 
$ 3 Abi. 1: Beiſitzer können nur Danziger Staats: 

angehörige ſein, die das 30. Lebensjahr wollendet 

haben. 
Abſ. 3 neuer Zuſatz: 
Oeffentliche Beamte ſind nur in Streitigkeiten bei 
öffentlich-rechtlichen Körperſchaften als Arbeit- 
geberbeiſitzer hinzuzuziehen. 
3 Abf. 3: zu ſtreichen die Worte: 
„und ſatzungsmäßige Vertreter oder bevollmäch⸗ 
Hoe Angeſtellte wirtichafllider Vereinigungen 
gleich.“ 
4 letzter Abſatz zu ſtreichen und durch folgenden 
Wortlaut zu erſetzen: 
„Der Senat kann Beiſitzer abberufen, falls die 
Vorausſetzungen für ihre Ernennung in Fortfall 
gekommen ſind oder ſie zur Ausübung ihres Amtes 
unfähig geworden ſind. Vor der Abberufung iſt der 
Beiſitzer und die worſchlagende wirtſchaftliche Ver⸗ 
einigung zu hören. Letzterer find auf ihr Verlangen 
auch die Gründe mitzuteilen.“ 
5 Ubi. 2: neue Faſſung am Schluſſe: 
Der Senat kann den Vorſitzenden ermächtigen, eine 
Beiſitzerliſte für den einzelnen Fall zu ergänzen, 
ſoweit keine Vertreter der beteiligten oder wer» 
wandten Berufsgruppen darin enthalten ſind. 
§ 5 Ubi. 3: neuer Zuſatz am Schluſſe: 

Mindeſtens ein Beiſitzer auf jeder Seite muß der 

beteiligten oder einer verwandten Berufsgruppe 

angehören. 

$ 6 hinter Abſ. 1 neuer Zuſatz: 
Ein Schlichter muß beſtellt werden, wenn beide 
Parteien es beantragen.“ 

§ 7 letzter Halbſatz zu ſtreichen, nämlich: 

„oder den Abſchluß einer Geſamtvereinbarung nicht 

herbeiführt.“ 
$ 9 Abſ. 1: neuer Zuſatz am Schluſſe: 

„Ein Beiſitzer auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmer⸗ 

ſeite muß der beteiligten Berufsgruppe angehören.“ 
$ 11 zu ſtreichen, ſtatt deſſen neue Faſſung: 
Vereinbarte Schlichtungsſtellen ſchließen die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Schlichtungsausſchuſſes und des 
Schlichters aus. 

Wird trotz Zuſtändigkeit einer wereinbarten 
Schlichtungsſtelle der Schlichtungsausſchuß angeru⸗ 
fen, jo muß er die Streitigkeit an die zuſtändige 
Schlichtungsſtelle verweiſen und die beteiligten 
Parteien davon benachrichtigen. Wird die Schlich⸗ 
tungsjtelle trotz Anrufung oder Verweiſung inner- 
halb einer vom Vorſitzenden des Schlichtungsaus⸗ 
ſchuſſes zu beſtümmenden angemeſſenen Friſt nicht 
tätig, ſo wird, falls es ſich um einen lebenswich⸗ 
tigen Betrieb oder um einen das geſamte Staats⸗ 
intereſſe gefährdenden Streitfall handelt, der an⸗ 
gerufene Schlichtungsausſchuß zuständig. 

12 Abi. 2: neue Faſſung: ! 
Von Amts wegen darf der Schlichtungsausſchuß nur 
tätig werden, wenn es ſich um einen lebenswich⸗ 
tigen Betrieb oder einen das Geſamtintereſſe des 
Staates gefährdenden Streitfall handelt. Das 
Gleiche gilt im Falle der Beſtellung eines 
Schlichters. 

$ 12 Abi. 3: zu ſtreichen find die Worte: 

„auf Antrag einer Partei eingeleitet werden, wenn 

es das öffentliche Intereſſe erfordert.“ 

und zu erſetzen durch: . 

„auf Antrag beider Parteien eingeleitet werden, 

oder wenn es das Geſamtintereſſe des Staates 

erfordert.“ 5 3 Sur 
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§ 13 Abi. 2: abzuändern: : 
„Der Vorſitzende der Schlichtungskammer, ſowie der 
Schlichter und die Beiſitzer der Schlichtungs⸗ und 
der Schlichterkammern können ſowohl aus Grün⸗ 
den, die ihren Ausſchluß rechtfertigen, als auch 
uw. 

$ 20 Abſ. 6: neuer Zuſatz: 
Der Schiedsſpruch it mit einer ſchriftlichen Ve- 
gründung zu verſehen und den Parteien zuzuſtellen. 

$ 22 Abf. 1: zu ſtreichen und zu erſetzen durch die 
neue Faſſung: 
„Wird ein Schiedsſpruch nicht von beiden Parteien 
angenommen, ſo kann er nur in folgenden Fällen 
für verbindlich erklärt werden: 
1. bei Geſamtſtreitigkeiten in lebenswichtigen Be⸗ 

trieben, 
2. bei Geſamtſtreitigkeiten, bei denen die Lebens⸗ 
möglichkeit der Geſamtbevölkerung gefährdet iſt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Auslegung 
des Begriffs „lebenswichtige Betriebe“ erläßt der 
Senat nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereini⸗ 
gungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Abſ. 2 Zuſatz hinter den Worten: 
„der Senat“ die Worte „in ſeiner Gejamtheit“. 

Abi. 3 u. 4 bleiben wie im Entwurf. 

$ 24 zu ſtreichen und durch folgende neue Faſſung zu 

erſetzen: 

Vor der Verbindlichkeitserklärung des Senats hat 

eine Zentralſchiedsſtelle ſowohl das Vorliegen der 

Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Verbino⸗ 

lichkeitserklärung des Schiedsſpruches, wie auch 

deren Notwendigkeit überhaupt zu prüfen. 

Die Zentralſchiedsſtelle beſteht aus einem vont 
Senat mit Zuſtimmung der Zentralvereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf die Dauer 
von drei Jahren ernannten unparteiiſchen Vor- 
ſitzenden, jowie aus je drei ſtändigen Beiſitzern von 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerſeite. 

Die Parteien find vor der Entſcheidung der 
Schiedsſtelle zu hören. Die Anhörung ſoll, wenn 
nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen, mündlich 
erfolgen; dabei ift die Herbeiführung einer Eini⸗ 
gung zu verſuchen. 

Erachtet die Zentralſchiedsſtelle die Verbindlich⸗ 

keitserklärung als zuläſſig und erforderlich, jo hat 

ſie dem Senat den Ausſpruch zu empfehlen. 

‚Spricht ſich die Zentralſchiedsſtelle gegen die Ver⸗ 
bindlichkeitserklänung aus, jo ift der Senat hier⸗ 
an gebunden. Die Beſchlüſſe der Schiedsſtelle ſind 
mit 24 Mehrheit der Stimmen zu faſſen. 

25 Abſ. 1: Ein Schiedsſpruch kann nur unter den in 

$$ 22 und 24 vorgeſehenen Vorausſetzungen für 

verbindlich erklärt werden. 

Abi. 2—4 bleiben unverändert. 

8 28 Abſ. 1: einzufügen hinter den Worten: 
Schlichters“ die Worte 
ſtelle“ trägt uſw . 

Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder der Nationalliberalen 
Fraktion. 


un 


! „des 
„und der Zentralſchieds⸗ 


Wer dafür iſt bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit. Der Abänderungsantrag it ab- 
gelehnt. Wir ſtimmen nun ab über die Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 978. 
Wir beantragen zu i 
§ 1 Abi. 3 hinter „unparteiiſchen Vorſitzenden“ zu 
ſetzen „mit richterlicher Unabhängigkeit“. 
§ 20 Abi. 5 zu ſetzen an Stelle „jo entſcheidet .... 
bis allein“ 
„io ijt ſeſtzuſtellen, daß kein Schiedsſpruch zuſtande 
gekommen iſt'“. 
§ 22 Abi. 1 zu ſtreichen von „wenn“ bis zum Schluß 
und dafür zu ſetzen: ; 
„bei lebenswichtigen Betrieben (Gaswerk, Elektri— 
zitätswerk, Waſſerwerk) und in ſolchen Fällen, 
welche unſere Volkswirtſchaft ſo ſtark treffen, daß 
die Lebenshaltung der Geſamtbevölkerung gefähr⸗ 


det wird. 
Jantzen. E. Karkutſch. Schwarz. 
Hermann Böcker. Schwegmann. 


Klawitter. 


Bertling. 
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Wer für dieje Anträge ift, bitte ich, fiH zu er- (O). 


heben. — Auch dieſe Abänderungsanträge ſind 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über § 1. Es iſt namentliche Abſtimmung bean- 
tragt worden. Ich ſtelle die Frage, ob der Antrag 
auf namentliche Abſtimmung unterſtützt wird. — 
Die Unterjtügung reicht aus. Es findet nament- 
liche Abſtimmung ſtatt. — Wünſcht noch jemand 
von den D. u. H. eine Stimmkarte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Ich erkläre die Abſtimmung 
für geſchloſſen. Es find 76 Stimmkarten*) abv- 
gegeben, 50 mit Ja und 25 mit Nein. $ 1 ift jo- 
mit angenommen. (Abg. Dumont: Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung über § 2. Ich rufe 
§ 2 auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wird der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung unterſtützt? — Die 
Unterſtützung reicht aus. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Es geſchieht nicht, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Das Ergebnis iſt: Ab⸗ 
gegeben ſind 50 Stimmkarten, 48 mit Ja und 
zwei Enthaltungen. Das Haus iſt alſo beſchluß— 
unfähig. Ich beraume eine neue Sitzung auf 
heute 6 Uhr 25 mit folgender Tagesordnung an: 

1. Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Strafverfolgung 

gegen einen Abgeordneten (Druckſache Nr 972). 

2. Fortſetzung der dritten Beratung eines Geſetzent⸗ 

wurfs betr. das Schlichtungsweſen. 

3. Der bisherige Punkt 11. 
Sodann die weiteren Punkte der jetzt vorliegen- 
den Tagesordnung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 25 Minuten) 


112. Sitzung. 
Mittwoch, den 22. Januar 1930. 
Die Sitzung wird 6 Uhr 30 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senator Arczuynſki; 
Oberregierungsrat Dr. Hemmen; Regierungs⸗ 
und Baurat Dr. Hooſt. 

) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 76, davon mit Ja 50, mit Nein 25 und eine 
Stimmenthaltung. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Artus, Berguno, 


Beſſer, Beyer, Bock, Bohner, Brennert, Eiſerloh, Fr. Falk, 


Fiſcher, Fooken, Grodnick, Hackbardt, Robert Hallmann, 
Höhn, Hoppe, Joſeph, Kaifer, Karſchewſki, Klein, Klin= 
genberg, Kloßowſki, Kruppke, Kurowſbi, Lendzion, Leu, 
Fr. Malikowſki. Mau, Dr. Moczynſki, Moritz, Mroczkow⸗ 
iti, Fr. Pauls, Plettner, Prillwitz, Raap, Rogalewſfki, 
Nogozinſki. Rohde, Ed. Schmidt, Friedrich Schmidt, 
Selow, Fr. Dr. Semrau, Spill. Stukowſki, Wahl, Weber, 
Weiß. Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. A 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bertling, Böhm, 
Brenner, Dumont, Falkenberg, Geisler, Rud. Hallmann, 
Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen. Karkutſch, Langnau. Fr. 
Meyer, Paul Müller, Papke, Philipſen, Raſchke, Regier, 
Schütz, Schulze, Schwartz, Schwegmann, Sturm, Dr. Unger, 
Dr. Ziehm. 

Der Stimmen enthielt ſich: Abg. W. Lemke. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Dr. Bing, 
Dr. Blavier, Böcker, Dr. Bogdan, Brill, Burandt, 
Cierocki, Dinklage, Doerkſen, Dyck II, Friedrich, Gaikowiti, 
Gehl, Gerick, Hennke, Hohnfeldt, Hoos, Jewelowſki, Fr. 
Kalähne, Klawitter, Knauſt, Paul Kreft, Bruno Lemke, 
Liſchnewſki. Manthei, Mathieu, Mayen, Miſſzewſti, 
Bernh. Müller, Fr. Müller, Walter Müller, Neubauer, 
Opitz, Plenikowſti, Rahn, Rehberg, Fr. Richter, Schilke, 
Senftleben, Siebenfreund, Vollerthun, Weiße, Zarſke. 


(D) 


(A) 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: 
112. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Antrag der Staatsanwaltſchaft auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 972. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Ich ſchlage vor, den Antrag wie üblich dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt demgemäß beſchloſſen. Wir 
kommen nun zum zweiten Punkt der Tagesord— 
nung: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. das Schlichtungsweſen. — Fortſetzung. 
Druckſache Nr. 955 zu Nr. 817. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den § 2. Es ift namentliche 


Ich eröffne die Abſtimmung beantragt worden. 


Mittwoch, den 22. Januar 1930. 


Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung. Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Die Abſtimmung hat folgendes Ergeb- 
nis gehabt. Es ſind 46 Stimmen abgegeben. Da⸗ 
von 44 mit Ja, zwei mit Nein. Das Haus iſt be⸗ 
ſchlußunfähig. Ich beraume die nächſte Sitzung 
auf Mittwoch, den 29. Januar an mit der Tages⸗ 
ordnung: Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. das Schlichtungsweſen und Reſt von heute. 
(Abg. Raſchke: Das haben Sie wieder fein ge- 
macht, und wo bleiben die Erwerbsloſen?) Wei- 
ter bitte ich um die Genehmigung für den Herrn 
Präſidenten, evtl. noch andere Punkte auf die 
Tagesordnung zu ſetzen. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellvertretender Prä- 
ſident des Senats Gehl; Senatoren Arczynſki, 
Behrend, Dr. Evert, Ramminger; Oberregie— 
rungsräte Dr. Hemmen, Kunſt; Obergerichtsrat 
Kettlitz; Regierungsräte Dr. Krentz, Dr. Sand⸗ 
heim. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 113. 
Vollſitzung. Mir obliegt heute leider die traurige 
Pflicht (Das Haus erhebt ſich), Ihnen, m. D. u. 
H., bekannt zu geben, daß hier am vorigen Mitt⸗ 
woch unſer verehrtes Mitglied Herr Abg. 
Miſzewſki erkrankt iſt. Was niemand erwartet 
hatte, und erwarten konnte, iſt eingetreten, der 
Tod hat ihn ſchon aus unſern Reihen geriſſen. 
Es iſt erſchütternd, wenn man ſich vor Augen 
hält: Vergangenen Mittwoch noch hier in treuer 
Arbeit im Intereſſe ſeiner Wähler und heute ſchon 
beerdigt. Selbſtverſtändlich fühlt ſeinen Verluſt 
am ſchwerſten ſeine Gruppe, aber auch wir alle 
werden durch den Verluſt mit betroffen; denn eins 
kann uns geſagt werden, in ruhiger Zurückhal⸗ 
tung, Klarheit und Offenheit dürfte uns wohl 
der Dahingegangene ein Vorbild geweſen ſein. 
Selbſt wenn die Wogen noch ſo hoch gingen, 
waren ſeine Gelaſſenheit und Ruhe unerſchüttert. 
Daher kann von ihm wohl mit voller Beſtimmt⸗ 
heit geſagt werden, er hatte wohl politiſche Geg— 
ner, Feinde hatte er nicht. 

M. D. u. H.! Ich ſtelle feſt, daß Sie ſich aus 
Hochachtung vor dem Verſtorbenen von Ihren 
Plätzen erhoben haben. Ich ſchlage im Einver— 
nehmen mit dem Aelteſtenausſchuß vor, zum 
Zeichen der Trauer für den Dahingegangenen die 
Sitzung auf eine Viertelſtunde zu vertagen. Ich 
höre keinen Widerspruch und ſtelle den Beſchluß 
des Hauſes feſt. Ich werde die Sitzung Punkt 
4 Uhr wieder eröffnen. Ich vertage die Sitzung. 
(Unterbrechung der Sitzung 4 Ahr 50 Minuten.) 

Die Sitzung wird 4 Uhr 5 Minuten wieder 
eröffnet. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich erkläre die 
Sitzung wieder für eröffnet. Zunächſt habe ich 
nach § 46 Ziffer 3 der Geſchäftsordnung Ihre 
Zuſtimmung zu der durch zwei Nachträge er— 
weiterten Tagesordnung einzuholen. Ich höre 
keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß das Haus 
die Tagesordnung genehmigt hat. Ferner ſchlage 
ich im Einvernehmen mit dem Aelteſtenausſchuß 
vor, die Punkte 2a und 2b der Tagesordnung vor— 
weg zu behandeln, d. h. ſie ohne Ausſprache dem 


Rechtsausſchuß zu überweiſen. Zur Geſchäftsord⸗ 


nung hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt. Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 

möchte dieſe Punkte 2a und 2b beſprochen haben. 
Präſident: Gegen die Verſchiebung der Tages⸗ 


ordnung erheben Sie keinen Widerſpruch? (Abg. 
Hohnfeldt: Nein!) Die Punkte 2a und 2b können, 


alſo vorweg behandelt werden, Sie. wünſchen nur, 


(©) 


(D) 


(A 


— 


(B) 
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(Präſident) 


eine Beſprechung? (Abg. Hohnfeldt: Ja!) Ich 


rufe die Punkte 2a und 2b auf: 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 985. 
Antrag des Senats auf Strafverfol⸗ 
gung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 986. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Der ſogenannte Fall Rahn hat in der Be— 
völkerung ja allerhand Kritik erfahren. Uns, d. h. 
dem Volkstag, iſt nichts weiter zur Kenntnis ge— 
geben als die beiden Strafanträge bezw. die ſehr 
dürftigen Akten, die ich hier vor mir habe. Aus 
dieſen Akten iſt nicht genügend zu erſehen, ob und 
inwieweit die Zollverwaltung ihre Pflicht der 
Kontrolle erfüllt hat. Wenn ich das Aktenſtück 
hier durchſehe, das ſeitens des Landeszollamts 
dem Volkstag eingereicht iſt, ſtelle ich folgendes 
feſt: Es haben bis zu Mitte des vorigen Jahres 
wöchentliche Beſtandsaufnahme bei der Firma 
Rahn ſtattgefunden. Dieſe find im Auguft vort- 
gen Jahres in monatliche Kontrollen abgeändert 
worden. Die regelmäßigen Beſichtigungen haben 
Beanſtandungen nicht ergeben. Seitens des 
Herrn Rahn ſind auch keine Beanſtandungen ge— 
kommen. Die letzte Beſtandaufnahme iſt am 
18. Dezember 1929 geweſen und hat feſtgeſtellt, 
daß 40 244 ganze und 23 171 halbe Fäſſer vor 
handen waren. Ferner wird in dem Schriftſatz 
feſtgeſtellt, daß vom 23. Dezember 1929 bis zum 
14. Januar 1930 die Firma Deklarationen über 
23 117 ganze und 12 114 halbe Fäſſer eingereicht 
hat, ohne jedoch den Zoll dafür zu entrichten. 
Dann wurde eine außerordentliche Beſtandauf— 
nahme am 14. Januar 1930 vorgenommen, und 
da fehlten auf einen Schlag 22135 ganze und 
11 291 halbe Fäſſer. Mir erſcheint es zweifelhaft, 
daß innerhalb eines ſo kurzen Zeitraumes, alſo 
vom 29. 12. bis 14. 1. auf einen Schlag 22 135 
ganze und 11291 halbe Fäſſer verſchwinden tön- 
nen. Zum mindeſten müßte hier im Volkstag eine 
Erklärung darüber abgegeben werden. Ich be— 
fürchte, daß man dieſe Sache einfach in den Aus⸗ 
ſchuß ſchickt und dann dort eine Erklärung erhält. 
Man wird beſtimmt für eine Ueberweiſung der 
Sache ſein, und Rahn wird dem Staatsanwalt 
ausgeliefert werden. 
Ich glaube aber, der Volkstag hat hier nicht 
nur zu entſcheiden, ob die Immunität aufgehoben 
wird, ſondern der Volkstag hat vor allem die 
Pflicht, feſtzuſtellen, wie das Landeszollamt ſeine 
Kontrollen durchführt und ob die Kontrollen ge- 
nügend waren. Für eine Bürgſchaft von 50 000 
Gulden ſind Zollforderungen in Höhe von 500 000 
Gulden einfach geſtundet worden. Ich möchte ein⸗ 
mal wiſſen, welch anderem Steuer- oder Zoll⸗ 
ſchuldner man derartig entgegenkommt. (Abg. 
Karkutſch: Sind Sie beim Zollamt?) Nein! Ich 
behaupte, daß das etwas ganz Außergewöhnliches 
iſt, und möchte ſehr gern wiſſen, ob auch bei an- 
dern Behörden, auch bei der Steuerverwaltung 
ein derartiges Entgegenkommen einem Steuer⸗ 
ſchuldner gegenüber bewieſen wird wie Herrn 
Rahn. Ich habe Bedenken, daß man tatſächlich 
Herrn Rahn gegenüber anders verfahren ift, und 


rat Kettlitz; 


ich zweifle an einer genügenden 
ſeitens des Landeszollamtes. Ich halte es für un- 
möglich, daß dieſer Strafantrag hier im Volks⸗ 
tag behandelt wird, ohne daß ſeitens der Regie— 
rung dazu Stellung genommen wird, wie ſie ſich 
die Kontrolle in Zukunft denkt. Ich bitte, daß der 
Senat zum mindeſten von fih aus jetzt Veran- 
laſſung nimmt, uns zu erklären, daß in den iibri- 
gen Fällen eine derartig ſchlechte Aufſicht wie im 
Falle Rahn nicht vorkommen wird. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
ſchlage nochmals vor, die Punkte 2a und 2b dem 
Nechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle ſomit den Beſchluß des 
Hauſes feſt. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Dritte Veratung eines Geſetzentwurfs 
betr. das Schlichtungsweſen. Fortſetzung. 
Druckſache Nr. 955 zu Nr. 817. Wir waren bei der 
namentlichen Abſtimmung über § 2 ſtehen geblie— 
ben und treten jomit heute wieder in die nament- 
liche Abſtimmung ein. Ich bitte die D. u. H. die 
Plätze einzunehmen, die Abſtimmung beginnt. — 
Wünſcht noch jemand feine Stimmkarte abzu- 
geben? Ich ſtelle feſt, daß das nicht der Fall iſt. 
Abgeſtimmt haben 59 Mitglieder. Das Haus iſt 
ſomit beſchlußunfähig und die Sitzung aufgehoben. 
Ich berufe die nächſte Sitzung auf 4,30 Uhr mit 
derſelben Tagesordnung ein, wie ſie Ihnen jetzt 
vorliegt. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 15 Minuten.) 


114. Sitzung. 
Mittwoch, den 29. Januar 1930. 


Die Sitzung wird 4 Uhr 35 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Behrend, Dr. Evert, Ramminger; Obergerichts— 
Oberregierungsrat Dr. Hemmen; 
Regierungsräte Dr. Sandheim, Dr. Krentz; Amts⸗ 
und Landrichter Moebes. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 114. 
910 und rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 


Dritte Beratung 

betr. das Schlichtungsweſen. 
Druckſache Nr. 955 zu Nr. 817. 
nächſt der 
970 vor: 
§ 3 Abi. 1: Beiſitzer können nur Danziger Staats⸗ 
angehörige ſein, die das 30. Lebensjahr vollendet 


aben. 

Abi, 3 neuer Zuſatz: Oeffentliche Beamte find nur in 
Streitigkeiten bei öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaf⸗ 
ten als Arbeitgeberbeiſitzer hinzuzuziehen. 

83 Abi. 3: zu ſtreichen die Worte: „und ſatzungs⸗ 
mäßige Vertreter oder bevollmächtigte Angeſtellte 
wirtſchaftlicher Vereinigungen gleich.“ 

8 4 letzter Abſatz zu ſtreichen und durch folgenden 
Wortlaut zu erſetzen: „Der Senat kann Beiſitzer 
abberufen, falls die Vorausſetzungen für ihre Er⸗ 
nennung in Fortfall gekommen ſind oder ſie zur 
Ausübung ihres Amtes unfähig geworden find. 
Vor der Abberufung iſt der Beiſitzer und die vor⸗ 
ſchlagende wirtſchaftliche Vereinigung zu hören. 
Letzterer find auf ihr Verlangen auch die Gründe 
mitzuteilen.“ I 


Fortſetzung. 
Dazu liegt zu⸗ 
Abänderungsantrag Druckſache Nr. 


eines Gesetzentwurfs 


Staatsaufſicht (C) 


(D) 


(B) 


E o 


(A) 


(Präſident) 


85 Abi. 2: neue Faſſung am Schluſſe: Der Senat 
kann den Vorſitzenden ermächtigen, eine Beiſitzer⸗ 
liſte für den einzelnen Fall zu ergänzen, ſoweit 
keine Vertreter der beteiligten oder verwandter Bez 
rufsgruppen darin enthalten ſind. 


§ 5 Abſ. 3: neuer Zuſatz am Schluſſe: Mindeſtens 
ein Beiſitzer auf jeder Seite muß der beteiligten 
oder einer verwandten Berufsgruppe angehören. 

$ 6 hinter Abſ. 1 neuer Zuſatz: Ein Schlichter muß 
beſtellt werden, wenn beide Parteien es beantragen. 

§ 7 letzter Halbſatz zu ſtreichen, nämlich: „oder den 
a, einer Geſamtvereinbarung nicht herbei— 
ührt“. 

8 9 Abſ. 1: neuer Zuſatz am Schluſſe: „Ein Beiſitzer 
auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerſeite muß der 
beteiligten Berufsgruppe angehören.“ 

8 11 zu ſtreichen, ſtatt deſſen neue Faſſung: Vereine 

barte Schlichtungsſtellen ſchließen die Zuſtändigkeit 

des Schlichtungsausſchuſſes und des Schlichters aus. 
Wird trotz Zuſtändigkeit einer vereinbarten 

Schlichtungsſtelle der Schlichtungsausſchuß ange⸗ 

rufen, ſo muß er die Streitigkeit an die zuſtändige 

Schlichtungsſtelle verweiſen und die beteiligten 

Parteien davon benachrichtigen. Wird die Schlich⸗ 

tungsſtelle trotz Anrufung oder Verweiſung inner 

halb einer vom Vorſitzenden des Schlichtungsaus— 
ſchuſſes zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt nicht 
tätig, ſo wird, falls es ſich um einen lebenswichtigen 

Betrieb oder um einen das geſamte Staatsintereſſe! 

gefährdenden Streitfall handelt, der angerufene 

Schlichtungsausſchuß zuſtändig. 

12 Abſ. 2: neue Faſſung: Von Amts wegen darf 

der Schlichtungsausſchuß nur tätig werden, wenn 

es ſich um einen lebenswichtigen Betrieb oder einen 
das Geſamtintereſſe des Staates gefährdenden 

Streitfall handelt. Das gleiche gilt im Falle der 

Beſtellung eines Schlichters. 

12 Abi. 3: zu ſtreichen find die Worte: „auf An- 

trag einer Partei eingeleitet werden, wenn es das 

öffentliche Intereſſe erfordert.“ und zu erſetzen 
durch: „auf Antrag beider Parteien eingeleitet 
werden, oder wenn es das Geſamtintereſſe des 

Staates erfordert.“ 

§ 13 Ubi. 2: abzuändern: „Der Vorſitzende der 

Schlichtungskammer, jo wie der Schlichter und die 
Beiſitzer der Schlichtungs⸗ und der Schlichterkam⸗ 
mern können ſowohl aus Gründen, die ihren Aus⸗ 
ſchluß rechtfertigen, als auch . . . uſw.“ 

§ 20 Abi. 6: neuer Zuſatz: Der Schiedsſpruch ift mit 
einer ſchriftlichen Begründung zu verſehen und den 
Parteien zuzuſtellen. 


§ 22 Abi. 1: zu ſtreichen und zu erſetzen durch die 
neue Faſſung: „Wird ein Schiedsſpruch nicht von 
beiden Parteien angenommen, ſo kann er nur in 
folgenden Fällen für verbindlich erklärt werden: 

1. bei Geſamtſtreitigkeiten in lebenswichtigen 
Betrieben, 
2. bei Geſamtſtreitigkeiten, bei denen die Le⸗ 
bensmöglichkeit der Geſamtbevölkerung ge— 
fährdet iſt. 
Die näheren Beſtimmungen über die Auslegung 
des Begriffs „lebenswichtige Betriebe“ erläßt der 
Senat nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereini⸗ 
gungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Abſ. 2 Zuſatz hinter den Worten: „der Senat“ die 
Worte „in feiner Geſamtheit“. ; 

Abſ. 3 und 4 bleiben wie im Entwurf. 


un 


Un 


` 24 zu ſtreichen und durch folgende neue Faſſung zu F 


erſetzen: Vor der Verbindlichkeitserklärung des Ge- 
nats hat eine Zentralſchiedsſtelle ſowohl das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der 
Verbindlichkeitserklärung des Schiedsſpruches, wie 
auch deren Notwendigkeit überhaupt zu prüfen. 
Die Zentralſchiedsſtelle beſteht aus einem vom 
Senat mit Zustimmung der Zentralvereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf die Dauer 
von drei Jahren ernannten unparteiiſchen, Bor- 
ſitzenden, ſowie aus je drei ſtändigen Beiſitzern von 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerſeite. 


cij 


1 


Schiedsſtelle zu hören. Die Anhörung ſoll, wenn 
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nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen, mündlich 
erfolgen; dabei iſt die Herbeiführung einer Eini⸗ 
gung zu verſuchen. s 5 TE 
Erachtet die Zentralſchiedsſtelle die Verbindlich⸗ 
keitserklärung als zuläſſig und erforderlich, ſo hat 
ſie dem Senat den Ausſpruch zu empfehlen. 
Spricht ſich die Zentralſchiedsſtelle gegen die Ver⸗ 
bindlichkeitserklärung aus, ſo iſt der Senat hieran 
gebunden. Die Beſchlüſſe der Schiedsſtelle ſind mit 
Zweidrittelmehrheit der Stimmen zu faſſen. 

§ 25 Abi. 1: Ein Schiedsſpruch kann nur unter den 
in 88 22 und 24 vorgeſehenen Vorausſetzungen für 
verbindlich erklärt werden. 

bi. 2 bis 4 bleiben unverändert. 

§ 28 Abi. 1: einzufügen hinter den Worten „des 
Schlichters“ die Worte „und der Zentralſchieds⸗ 
ſtelle“ trägt uſw. ... 


r. Unger { 
und die übr. Mitglieder der Nationalliberalen Fraktion. 


Außerdem liegt noch ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 978 vor: l 
8 20 Abſ. 5 zu ſetzen an Stelle „jo entſcheidet .... 
bis ... allein“ „io ift feſtzuſtellen, daß kein 
Schiedsſpruch zuſtande gekommen ift“. 
§ 22 Mbi. 1: zu ſtreichen von „wenn“ bis zum Schluß 
und dafür zu ſetzen: „bei lebenswichtigen Betrieben 
(Gaswerk, Elektrizitätswerk, Waſſerwerk) und in 
ſolchen Fällen, welche unſere Volkswirtſchaft ſo 
ſtark treffen, daß die Lebenshaltung der Geſamtbe— 


völkerung gefährdet wird. 
E. Karkutſch. Schwarz. 


Jantzen. 
Schwegmann. 


Hermann Böcker. 
Klawitter. Bertling. 

Wir blieben bei der namentlichen Abſtimmung 
über § 2 ſtehen und fahren in der Abſtimmung 
fort. Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. — 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge— 
ben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Abgegeben find 62 Stimmkarten'), alle 
mit Ja. § 2 ift jomit angenommen. Ich rufe 8 3 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Zu § 3 liegen 
in Druckſache Nr. 970 Abänderungsanträge vor. 
Wir ſtimmen zuerſt darüber ab. Ich bitte die D. u. 
H., die ſie annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, die Abänderungsanträge 
find abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über S 3 der 
Vorlage ab. Ich bitte die D. u. H., die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr- 
heit, § 3 ift angenommen. Ich rufe § 4 auf. Dazu 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 62, davon 61 mit Ja, 1 ungültig. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Artus, Berger, Ber⸗ 
gund, Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Bohner, Brill, 
Cierocki, Eiſerloh, Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, 


Gehl, Grodnick, Hackbardt, Robert Hallmann, Höhn, 
Hoppe, Joſeph, Kailer, Karſchefſki, Kloſſowſti, Knauſt, 
Kruppke, Kurowski. Bruno Lemke, Lendzion, Leu, 


Frau Malikowſti, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, Moritz, 
Mroczkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Prill⸗ 
witz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, Rogos 
initi, Rohde, Schilke, E. Schmidt, F. Schmidt, Selow, 
Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Stukowſki, Wahl, 
Weber, Weiß. Werner, Wierſchowſki, Zarske, Frau Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bertling, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Brennert, 
Burandt, Dinklage, Dörkſen, Dumont, Dyck II, Falken⸗ 
berg, Friedrich, Geisler, Gerick, Rudolf Hallmann, Hennke, 
Hohnfeldt, Hoog, Dr. Hoppenrath, Jahr, Janzen, Jewe⸗ 
lowſki, Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Klein, Klin⸗ 
genberg, Kreft, Langnau, W. Lemle, Liſchnewſki, Man⸗ 
thei, Mayen, Frau Meyer, Miſzewſki, Bernhard Müller, 
Paul Müller, Walter Müller, Neubauer, Opitz, Bapte, 
Philipſen. Plenikowſti, Rahn, Raſchke, Regier, Schütz 

ulse; Schwarz, Schwegmann, Senftleben, Spill, Sturm, 
Dr. Unger, Vollerthun, Weiſſe, Dr. Ziehm 


(©) 


(D) 


(A) 


) 
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(Präſident) 

liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 970 vor. Ich bitte diejenigen, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben, — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich darf dann wohl 
die Annahme des § 4 feſtſtellen. Ich rufe § 5 auf. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie. In 
Druckſache Nr. 970 liegen ebenfalls Abänderungs⸗ 
anträge vor. Ich bitte diejenigen, die fie anneh- 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Abänderungsanträge ſind abgelehnt. 
Ich ſtelle die Annahme des $ 5 feft. Ich rufe § 6 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie. 
Auch zu dieſem Paragraphen liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 970 vor. Ich bitte 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, fih zu er- 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme des § 6 feft 
und rufe den 87 auf. Auch hierzu liegt ein Ab: 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 970 vor. 
(Abg. Böcker: Ich bitte über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag namentlich abzuſtimmen!) Wird der An— 
trag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen aljo 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
970 zu § 7 namentlich ab. Die Abſtimmung be- 
ginnt. — Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte 
abzugeben? Das ift nicht der Fall, die Abſtim— 
mung iſt geſchloſſen. Sie hat folgendes Ergebnis: 
Abgegeben find 88 Stimmkarten!), davon 24 mit 
Ja und 64 mit Nein. Der Abänderungsantrag 
zu § 7 ift jomit abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
§ 7 der Vorlage ab. (Abg. Böcker: Ich bitte um 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag un⸗ 
terſtützt? — Die Unterjtügung reicht aus. Wir 
ſtimmen über § 7 der Vorlage ab. Die nament- 
liche Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch je⸗ 
mand von den D. u. H. eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung 
it geſchloſſen. Es find 62 Stimmkarten ““) abge- 
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) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 88, davon 24 mit Ja, 64 mit Nein. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Dr. Blavier, Böcker, 
Dr. Bogdan, Brenner, Dinklage, Dyck II, Falkenberg, 
Rudolf Hallmann, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, W. 
Lemke, Manthei, Frau Meyer, Frau Pauls, Papke, Re⸗ 
gier, Schwegmann, Senftleben, Sturm, Dr. Unger, 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Artus, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Bohner, Brill, Cierocki, 
Eiſerloh, Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſti, Gehl, 
Geisler, Grodnid, Hackbardt, Robert Hallmann, Höhn, 
Hoppe, Joſeph, Kaifer, Karſchefſki, Kloſſowſki, Knauſt, 
Paul Kreft, Kruppke, Kurowski, Langnau, Bruno 
Lemke, Leu, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, Moritz, 
Mrocszkowſki, Frau Müller, Opitz, Frau Pauls, Plettner, 
Pa Raap, Naſchke, Rehberg, Frau Richter, Roga⸗ 
ewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilke, E. Schmidt, F. Schmidt, 
Schulze, Selow, Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, 
Stukowſkti, Wahl, Weber, Weiſſe, Werner, Wierſchowlki, 
Frau Zuper. 

„Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berner, Bertling, 
Böhm, Brennert, Burandt, Dörkſen, Dumont, Friedrich, 
Gerick, Hennke, Hohnfeldt, Hoog, Jewelowſki, Frau Kaz 
lähne, Karkutſch, Klawitter, Klein, Klingenberg, Lendzi⸗ 
on, Liſchnewſki. Mayen, Miſzewſki, Dr. Moczynſki, Bern: 
hard Müller, Walter Müller, Neubauer, Philipſen, Ple⸗ 


Weiſſe, Zarske, Dr. Ziehm. 


nikowſti, Rahn, Schütz, Schwarz, Vollerthun. 


endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
5 62, davon 61 Stimmen mit Ja, 1 Stimme mit 

ein. ; : 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Artus, Berger, Berz 
gund, Beſſer, Beyer, j ` 


Dr. Bing, Bock, Bohner, Brill, 
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geben worden, davon 61 mit Ja, eine mit Nein, 
§ 7 iſt ſomit angenommen. Ich rufe § 8 auf. Da 
Abänderungsanträge hierzu nicht vorliegen, darf 
ich wohl die Annahme des 8 8 feſtſtellen. Ich rufe 
§ 9 auf. Hierzu liegt ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 970 vor. Wir ſtimmen über dieſen 
Antrag ab. Bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, fiH zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich 
darf wohl annehmen, daß der § 9 der Vorlage 
angenommen ift. Ich rufe $ 10 auf und ſtelle die 
Annahme feft. Ich rufe § 11 auf. Zu § 11 liegt 
ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 970 
vor. Wir ſtimmen über dieſen zuerſt ab. Ich bite 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, fiH zu er- 
heben. — Das ift die Minderheit, der Abände- 
rungsantrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle ſomit die 
Annahme des § 11 feft. Ich rufe $ 12 auf. Auch 
hierzu liegen Abänderungsanträge, enthalten in 
derſelben Druckſache, vor. Wir ſtimmen darüber 
ab. Ich bitte diejenigen, die ſie annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, die 
Abänderungsanträge ſind abgelehnt. Ich ſtelle 
die Annahme des § 12 feft. Ich rufe § 13 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Auch hier ſtim— 
men wir zuerſt über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 970 ab. Ich bitte diejenigen, die 
ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Abänderungsantrag ift ab- 
gelehnt. Ich ſtelle die Annahme des § 13 feft. 
§ 14; angenommen, § 15; angenommen, § 16; 
angenommen, § 17; angenommen, $ 18; ange- 
nommen, § 19; angenommen. Zu § 20 liegt ein 
Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 970 und 
ein weiterer in Druckſache Nr. 978 vor. Wir ſtim⸗ 
men über den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 970 ab. Ich bitte diejenigen, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Min- 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 978 ab. 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, abge- 


lehnt. Ich ſtelle die Annahme des $ 20 feft. § 21; 


angenommen. Zu § 22 liegen wieder Abände— 
rungsanträge in Druckſache Nr. 970 und Nr. 978 
vor. Wir ſtimmen über den Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 970 ab. Ich bitte diejenigen, 


Cierocki, Eiſerloh, Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, 


Gehl, Grodnick, Hackbardt, Robert Hallmann, Höhn, 
Hoppe, Joſeph, Kaiſer, Karſchefſti, Kloſſowſki, Knauſt, 
Kruppke. Kurowski, Bruno Lemke, Lendzion, Leu, 


Frau Malikowſti, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, Moritz, 
Mroczkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Prill- 
witz. Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſti, Rogoz 
zinſki, Nohde, Schilke, E. Schmidt, F. Schmidt, Selow, 
Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Stukowſki, Wahl, 
Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki, Zarske, Frau Zuper. 
Geſtimmt hat mit Nein: Abg. W. Lemke. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bertling, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Brennert, 
Burandt, Dinklage, Dörkſen, Dumont, Dyck II, Falken⸗ 
berg, Friedrich, Geisler, Gerick, Rudolf Hallmann, Hennke, 
Hohnfeldt, Hoog, Dr. Hoppenrath, Jahr, Janzen, Jewe⸗ 
lowſki, Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Klein, Klin⸗ 
genberg, Paul Kreft. Langnau, Liſchnewſti. Man- 
thei, Mayen, Frau Meyer, Miſzewſki, Bernhard Müller. 
Paul Müller, Walter Müller, Neubauer, Opitz, Papke, 
Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, er chütz, 
Schulze, Schwarz, Schwegmann, Senftleben, Spill, Sturm, 
Dr. Unger, Vollerthun, Weiſſe, Dr. Ziehm. 055 i 
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(Präſident) 

die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
978 ab. Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. Ich ſtelle ſomit die An⸗ 
nahme des § 22 feſt. § 23; angenommen. Zu 8 24 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
970 vor. Ich bite diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, fih zu erheben. — Das ift die Minder- 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle ſomit die Annahme des $ 24 feſt. Zu § 25 
liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 970 vor. Ich bitte diejenigen, die ihn au⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er ift abgelehnt. Ich ſtelle die An- 
nahme des § 25 fejt. § 26; angenommen, $ 27; m 
genommen. Zu § 28 liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 970 vor. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
ift die Minderheit, der Abänderungsantrag ift ab- 
gelehnt. Ich ſtelle die Annahme des $ 28 fejt. 
8 29; angenommen, § 30; angenommen, S 31; an- 
genommen, § 32; angenommen, $ 33; angenom- 
men. Wir ſtimmen jetzt über die Ueberſchrift und 
Einzelüberſchriften der Abſchnitte des Geſetzes ab. 
Ich bitte diejenigen, die dieſe Ueberſchriften an— 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, ſie iſt angenommen. Da Abänderungen 
nicht erfolgt ſind, ſchreiten wir zur Schlußabſtim⸗ 
mung. (Abg. Böcker: Ich bitte, die Schlußabſtim⸗ 
mung namentlich vorzunehmen. — Unruhe links.) 


Wird der Antrag auf namentliche Abſtimmung 
unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Die 
Schlußabſtimmung erfolgt aljo namentlich. Ich 


bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. — Es 
find 63 Stimmen abgegeben, alle mit Ja.“) Das 
Geſetz iſt ſomit auch in der Schlußabſtimmung 
angenommen und damit erledigt. Ich rufe Punkt 
2 der Tagesordnung auf: 
Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. auf Ge⸗ 
währung einer einmaligen Wirtſchaftsbei⸗ 


hilfe an die Erwerbsloſen und Wohlfahrts⸗ 


unterſtützungsempfänger. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 63, davon 63 mit Ja. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Artus, Berger, Ber⸗ 
gund, Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Bohner, Brill, 
Cierocki, Eiſerloh, Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſti, 
Gehl, Grodnick, Hackbardt, Robert Hallmann, Höhn, 
Hoppe, Joſeph, Kaiſer, Karſchefſti, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Knauſt, Kruppke, Kurowſti, Bruno Lemke, Lendzion, Leu, 
Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, Moritz, 
Mroczkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Prill 
witz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, Rogoz 
zinſti, Rohde, Schilke, E. Schmidt, F. Schmidt, Selow, 
Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, 
Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſti, Zarske, Frau Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bertling, Dr. 
Blapier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Brennert, 
Burandt, Dinklage, Dörkſen, Dumont, Dyck II, Falken⸗ 
berg, Friedrich, Geisler, Gerick, Rudolf Hallmann, Hennke, 
Hohnfeldt, Hoog, Dr. Hoppenratb, Jahr, Janzen, Jewe⸗ 
owſki, Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Klein, 
Paul Kreft, Langnau, W. Lemke, Liſchnewſki, Manz 
thei, Manen, Frau Mever, Miſzewſti, Bernhard. Müller, 
Paul Müller, Walter Müller, Neubauer, Opitz, Papke, 
Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Regier, Schütz 
Schulze, Amen . »Shwegmann,, Senftleben, Sturm, 
Dr, Unger, ollerthun, Weiſſe, Dr. Ziehm. A at 


2101 


Druckſache Nr. 969 und Nr. 979. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Draußen im Vor: 
raum, ſogar draußen vor dem Gebäude des Volks⸗ 
tages ſtehen die Delegationen der Erwerbsloſen, 
gleichzeitig auch eine Delegation der Hafenarbei⸗ 
ter. Es iſt angeordnet, daß die Delegation der 
Hafenarbeiter nicht vor 5 Uhr das Haus betreten 
darf. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Man 
hat dieſe Delegationen draußen eine längere Zeit 
ſtehen gelaſſen, ſo daß ſie frieren mußten, trotzdem 
hier im Hauſe Tiſche und Bänke leer waren. Die 
Delegationen verlangen, daß ſie bei Beratung 
ihres Antrages zugelaſſen werden. Sie wollen hö- 
ren, wie ſich dieſe Volksvertreter zur Not der Er⸗ 
werbsloſen einſtellen und welche Entſcheidung in 
dieſem Hauſe getroffen wird. Man verwehrt den 
Delegationen das Betreten der Tribüne. Es ſind 
dies Methoden, die in den letzten Jahren wieder- 
holt durchgeführt wurden. 

Es dürfte gut bekannt ſein, daß im Oktober 
des Jahres 1929 die Erwerbsloſen ſich bereits 
einmal an ſämtliche Fraktionen des Volkstages 
mit einem Schreiben wandten, in welchem fie ver 
langten, daß die Parteien erklären ſollten, wie ſie 
zu der Erhöhung ihrer Unterſtützungsbezüge unt 
25 Prozent ſtänden. Keine einzige Partei hat der 
Erwerbsloſendelegation auf dies Schreiben ge— 
antwortet, ſo daß die Erwerbsloſen einſahen, daß 
von den bürgerlichen Parteien und auch von der 
Sozialdemokratie nichts zu erwarten ift. Sie 
riefen die Hilfe der Kommuniſtiſchen Partei an, 


(C) 


die ihnen ohne weiteres gegeben wurde, Bereits O) 


im Oktober waren wir gezwungen, weil alle an— 
deren bürgerlichen Parteien verſagten, dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf für die Erwerbsloſen hier im Hauſe 
zu unterbreiten. Welches Geſchick dieſem Geſetz⸗ 
entwurf beſchieden war, iſt bekannt. Er wurde ab- 
gelehnt. Deſſen ungeachtet, daß die 25prozentige 
Erhöhung der Erwerbsloſenbezüge hier nicht be⸗ 
ſchloſſen wurde, verlangten die Erwerbsloſen eine 


Wirtſchaftsbeihilfe im Dezember 1929 in Höhe 
von 50 Gulden für den Hauptunterſtützungsemp⸗ 
fänger, 10 Gulden für die Ehefrau und 5 Gulden 
für jedes Kind. Es müßte hier im Hauſe noch gur 
bekannt ſein, wie die Stellungnahme der bürger⸗ 
lichen Parteien zu dieſem Antrag war. Im Auf⸗ 
trage der Sozialdemokratiſchen Partei erklärte 
der Abg. Moritz, daß ſeine Partei und Fraktion 
dieſem Geſetzentwurf ganz ſympathiſch gegenüber⸗ 
ſtänden, aber in demſelben Atemzuge ſagte er, daß 
es nicht im Rahmen der Geſetzgebung liege, eine 
Wirtſchaftsbeihilfe zu gewähren, und daß es nicht 
möglich ſei, es ſei kein Geld vorhanden. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf auf Gewährung einer Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe müſſe von der S. P. D. abgelehnt werden. 
Es iſt notwendig, daß man hier ein klein wenig 
zurückſchreitet und die Stellungnahme der Sozial- 


demokratiſchen Partei hervorhebt. Es dürfte be⸗ 


kannt ſein, und das wiſſen auch die Arbeiter 


draußen, daß in den Jahren 1926, 1927, 1928 und 


ſogar noch 1929 Wirtſchaftsbeihilfen an die Er⸗ 
werbsloſen gezahlt worden ſind. Ebenſo muß na⸗ 


türlich bekannt ſein, daß in den vergangenen Jah⸗ 
ren die Sozialdemokratiſche Partei im Jahre 
1924 lange Reden von dieſer Stelle aus vom 


(A) 


(B) 
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Stapel gelaſſen hat. Es ijt bekannt, daß die So- 
zialdemokratiſche Partei in den Jahren 1924 und 
1927 große Agitationsanträge geſtellt und gewal⸗ 
tige Reden gehalten hat, um bei der Arbeiterſchaft 
draußen den Anſchein zu erwecken, als ſei ſie die 
führende Partei der Arbeiterſchaft. Die Erwerbs— 
loſen waren in den damaligen Jahren eine feſt 
und gut organiſierte Maſſe, die mittels ihrer Ge- 
ſchloſſenheit und durch den Druck es immer wieder 
verſtanden hat, ſich aus den Klauen der deutſch— 
nationalen Regierung die Wirtſchaftsbeihilfe zu 
erzwingen. Durch die Regierung, die heute am 
Ruder iſt, iſt die feſtgeſchloſſene Organiſation der 
Erwerbsloſen zerſchlagen. Man hat an ihrer 
Stelle eine Auskunftsſtelle in der Wiebenkaſerne 
eingerichtet, die dazu da lift, jedem Erwerbsloſen, 
der dort nachfragt, zu ſagen, wo es die Treppe 
hinaufgeht zu Dr. Schneider und ähnliches. Heute, 
wo die Sozialdemokratiſche Partei in der Regie— 
rung ſitzt, wo fie gezwungen ijt, dieſen kapitaliſti— 
ſchen Geldſack zu ſchützen, hat ſie kein Herz, dieſen 
wenigen Forderungen der Erwerbsloſen nachzu— 
kommen. 

Es dürfte weiterhin bekannt ſein, daß es bei 
Beratung des damaligen Geſetzentwurfs, des An- 
trages auf Gewährung einer Wirtſchaftsbeihilfe 
an die Erwerbsloſen, wiederum Herr Moritz war, 
der im Auftrage ſeiner Partei erklärte, daß dies 
außehalb des Rahmens der Geſetzgebung liege. 
Daraufhin wurde eine Verfügung an die Ver— 
waltungskörperſchaften und die Gemeindevor— 
ſteher erlaſſen, wonach generell Unterſtützungen 
an die Erwerbsloſen ſeitens der Gemeindever— 
tretungen nicht beſchloſſen und auch nicht gezahlt 
werden dürften, ſondern die Notlage eines jeden 
Erwerbsloſen würde von Fall zu Fall geprüft 
werden, und dann würden von Fall zu Fall Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen bewilligt werden. Wir möchten im 
Namen der Erwerbsloſen, im Namen der geſam— 
ten Arbeiterſchaft von dieſer Stelle aus erklären, 
daß dieſe Verfügung nicht notwendig war, weil ja 
ſeitens der Gemeindebehörden ſowieſo keine Wirt— 
ſchaftsbeihilfen gezahlt werden. Es wird uns doch 
einleuchten, daß wir viele Gemeinden im Frei— 
ſtaat haben, die unter Kuratel ſtehen, die einen 
Zwangsetat haben und ſomit nicht in der Lage 
ſind, ihren Wohlfahrtsunterſtützungsempfängern 
oder auch ihren Erwerbsloſen eine Unterſtützung 
zuteil werden zu laſſen. Wenn ſich dieſe betroffe— 
nen Erwerbsloſen und Wohlfahrtsrentenempfän— 
ger an die Kreisfürſorge wandten, kam auch von 
dort der ablehnende Beſcheid, ſo daß die Renten— 
empfänger und ebenſo die Erwerbsloſen vor einem 
Nichts ſtanden. Sie mußten den weiteren Ver— 
elendungsgang gehen. Die Herausgabe dieſer Ber- 
fügung kennzeichnet die ungeheure Angſt der heu— 
tigen Regierung, der Zentrümler wie auch der 
Sozialdemokraten, daß der Staatsſäckel auch nur 
um einen Pfennig geſchmälert werden könnte. 

Der Delegation erklären die einzelnen Frak— 
tionsführer, daß ſie für einen derartigen Antrag 
ſeien, ſie ſagen aber gleichzeitig, daß keine Mittel 
vorhanden ſeien. Nun, wir haben der Regierung 
oft Wege gezeigt, wie die Mittel zu beſchaffen 
ſind. Wir haben nachgewieſen, daß es ſehr gut 
möglich ift, eine Wirtſchaftsbeihilfe in dem Rah- 
men, wie ſie heute von den Erwerbsloſen verlangt 
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wird, zu zahlen. Es genügt nicht, daß man immer 
wieder verſucht, bei den Erwerbsloſen und bei der 
geſamten Arbeiterſchaft auf Dummenfang auszu⸗ 
gehen. Es genügt nicht, daß man immer wieder 
in der ſozialdemokratiſchen Zeitung von einer Be— 
reinigung des Arbeitsmarktes ſchreibt und ſo die 
Illuſion bei den Erwerbsloſen erweckt, daß ſie 
nun die längſte Zeit arbeitslos geweſen, und über 
kurz oder lang Arbeit bekommen würden, und 
wieder in den Produktionsprozeß eingereiht wer— 
den könnten. Wir erklären auch hier von dieſer 
Stelle aus, daß dies nur ein Manöver iſt, und daß 
die Regierungsparteien ſelbſt an dieſe Bereini— 
gung des Arbeitsmarktes nicht glauben. Die 
heutige Schreibweiſe der „Volksſtimme“ beweiſt 
das zur Genüge; denn ſie erklärt, daß, wenn Po⸗ 
len ſich weiter ſträube, und beſtimmte Bedingun— 
gen in dieſer Beziehung ſtelle, der Haag angerufen 
werden folle. Wir erklären hier, daß die Sozial- 
demokraten ſelbſt nicht daran glauben, die Berei— 
nigung des Arbeitsmarktes vornehmen zu tön- 
nen. Das iſt nur eine Illuſion, die man bei den 
Erwerbsloſen erwecken will. Die „Volksſtimme“ 
erlaubt ſich, in der heutigen Zeitung zu ſchreiben, 
daß die Kommuniſten gegen die einheimiſchen Ar— 
beiter in Danzig ſeien. Wir erklären, daß wir ab⸗ 
ſolut nicht gegen die einheimiſchen Arbeiter in 
Danzig ſind. Wir wehren uns aber gegen die Ver— 
dummungsmethoden, mittels welcher die Sozial- 
demokratiſche Partei bei der Arbeiterſchaft An— 
klang finden und ſie ködern will, indem ſie ver— 
ſucht, meinetwegen einen Reichsdeutſchen aus 
Danzig auszuweiſen. Wir ſind uns darüber klar, 
daß dadurch ein Keil der Uneinigkeit in die Ar— 
beiterſchaft getrieben wird. Dieſe Frage kann mau 
nicht von nationalen Geſichtspunkten, ſondern nur 
von den internationalen Geſichtspunkten der Ar— 
beiterbewegung aus löſen. Die Arbeiterſchaft muß 
ſich feſt zuſammenſchließen und mit vereinten 
Kräften gegen dieſen korrupten kapitaliſtiſchen 
Staat, den Sie heute ſo wunderbar vertreten, 
zuſammenſchließen. 

Die Forderung, die ich bereits des öfteren an— 
führte, werde ich nachher verleſen, damit ſie ihnen 
noch einmal ins Gedächtnis zurückgerufen wird. 
Aber es iſt auch notwendig, daß man die Zahlen 
ſprechen läßt, die der Senatspräſident Sahm im 
Hauptausſchuß wiedergab und die mittlerweile 
durch die bürgerlichen Zeitungen gegangen ſind. 
Aus dieſen Zahlen geht hervor, daß die heutige 
Regierung es kein Atom anders oder beſſer 
macht als es in den Jahren 1924 bis 1927 eine 
deutſchnationale Regierung machte. Nach Feſtſtel⸗ 
lung des Präſidenten Sahm hatten wir im Jahre 
1926 15 552 Erwerbsloſe, davon erhielten 12 082 
die Unterſtützung, ſo daß 3 470 keine Unterſtützung 
bekamen. Kein Menſch kümmerte fih darum, wo- 
von dieſe Leute leben ſollten. Man überwies ſie 
dem Wohlfahrtsamt, deſſen Schikanen gegenüber 
den Betroffenen der Arbeiterſchaft zur Genüge 
bekannt ſind. Den Vertretern der Deutſchnatio⸗ 
nalen, wie ſie hier ſitzen und auch den andern 
Richtungen, die vor mir ſitzen, ſind dieſe Zuſtände 
nicht bekannt. Alle diejenigen, die ſich in gut be⸗ 
ſoldeten Stellen befinden, können ſich nicht in die 
Lage der Erwerbsloſen verſetzen. Im Jahre 1927 
war eine Zahl von 12 600 Erwerbsloſen vorhan⸗ 
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(A) den. Davon erhielten nur 9 165 Unterſtützung, jo 


(B) 


daß 3 435 leer ausgingen. Auch dieje Zahl ift eine 
Anklage für die damalige deutſchnationale Re- 
gierung. Im Jahre 1928 hatten wir 10 859 Er- 
werbsloſe, wovon 8 254 unterſtützt wurden, ſo daß 
2605 keine Unterjtügung bezogen. Wir wiſſen, 
welche Regierung 1928 ihres Amtes waltete. So— 
mit ergibt ſich die logiſche Schlußfolgerung, daß 
kein Unterſchied zwiſchen der deutſchnationalen 
Regierung, welche den Geldſack und den kapi— 
taliſtiſchen Staat ſchützt, und zwiſchen ſozial— 
demokratiſcher und Zentrumsregierung beſteht, 
welche auch den kapitaliſtiſchen Staat ſtützt. Im 
Jahre 1929 betrug die Erwerbsloſenziffer 12 704. 
Davon erhielten 9837 Unterſtützung, ſo daß 
2867 nicht in den Genuß der Erwerbsloſenunter— 
ſtützung kamen. 

Wer von den anweſenden Volksvertretern will 
es wagen, zu ſagen, daß ſich die Lebenslage der 
Arbeiter und Erwerbsloſen auch nur üm gez 
ringſten gebeſſert hat? Wer von dieſen Volksver— 
tretern will behaupten, daß die Wirtſchaftskriſen 
irgendwie behoben worden find? Wer will er- 


klären, daß die Lebensmittelpreiſe geſunken ſind? 


Wer will ſagen, daß ſich die Lage der Erwerbsloſen 
gebeſſert hat? Niemand iſt in der Lage, dafür von 
dieſer Stelle aus den Beweis anzutreten. Weil 


das keiner kann, darum iſt es Ihre verdammte 


Pflicht und Schuldigkeit, nicht die Verelendung 
der Erwerbsloſen, die ſeit 1925 arbeitslos ſind, 
weitergehen zu laſſen. Auch bei der Firma 
Schichau verdienen die Arbeiter nicht viel mehr 
als ein Erwerbsloſer erhält. Es iſt Ihre Pflicht, 
dieſe Leute vor der Verelendung zu ſchützen und 
das Wenige zu gewähren, was fie heute als For- 
derung erheben. 

Was verlangen die Erwerbsloſen? Sie haben 
zweimal den Verſuch gemacht, ihre Lebenslage zu 
beſſern und machen jetzt den Verſuch zum dritten— 
mal. In der „Volksſtimme“ hieß es bei Wieder— 
gabe der Tagesordnung, daß der kommuniſtiſche 
Antrag auf Gewährung einer einmaligen Wirt— 
ſchaftsbeihilfe auf der Tagesordnung ſtehe. Wir 
erklären, daß ſich die Erwerbsloſen gezwungen 
ſehen, an die Kommuniſtiſche Partei heranzutre— 
ten, damit ihr Antrag überhaupt hier zur Sprache 
kommt. Es nützt auch nichts, wenn Sie dieſen An- 
trag wiederum dem Sozialen Ausſchuß überwei— 
ſen und dann dort ſechs Stunden darüber debat— 
tieren. Es nützt nichts, wenn die Parteien im So— 
zialen Ausſchuß die Nöte der Erwerbsloſen aner— 
kennen und warme Worte dafür haben, Taten 
müſſen folgen. Wenn Sie noch menſchliches Gefühl 
im Leibe haben, müſſen Sie dieſem Antrag ſtatt— 
geben. (Zuruf bei den Kommuniſten.) Sie haben 
kein menſchliches Gefühl, das habe ich wiederholt 
betont. Wenn Sie dieſen Antrag auch heute wie— 
der ablehnen, zeigen Sie dadurch wieder am 
beſten, daß Sie bei Ihrer Wirtſchaftskriſe nicht 
in der Lage ſind, die Lebenslage der Erwerbs— 
loſen zu verbeſſern. Die Erwerbsloſen beantragen, 
der Volkstag wolle beſchließen, ſämtlichen Er- 
werbsloſen ift eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
in Höhe einer Wochenunterſtützung zu zahlen. Das 
iſt eine ganz minimale Forderung. Wenn ein Fa⸗ 
milienvater mit 4 oder 5 Kindern wöchentlich 


27 Gulden Unterſtützung bezieht, jo foll er in den 
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Genuß einer Wirtſchaftsbeihilfe von 27 Gulden 
kommen. Wenn ein anderer Erwerbsloſer mit 
weniger Kindern 18 oder 15 Gulden erhält, jo joul 
er eine Wirtſchaftsbeihilfe in gleicher Höhe De- 
ziehen. Die Forderung iſt außerordentlich mini⸗ 
mal, ſo daß dafür zu jeder Zeit die Mittel zu be— 
ſchaffen ſind. 

Gleichzeitig beantragen die Wohlfahrtsrenten— 
empfänger eine Beihilfe, weil ihre Lebenslage 
ebenfalls verzweifelt iſt. Sie ſind auf die wenigen 
Groſchen angewieſen, die ſie monatlich bekommen 
und fordern eine halbe Monatsunterſtützung als 
Wirtſchaftsbeihilfe. Es ift aljo auch eine ganz ge- 
ringe Forderung, die für den Staatsſäckel we— 
nig ausmacht. Es geht auch nicht an, daß andere 
Redner, die dieſe Stelle betreten, erklären, dies 
ſei Sache der Gemeinden. Ich habe bereits ange- 
führt, daß dieſe Verfügung erlaſſen wurde, daß 
generell Unterſtützungen an Erwerbsloſe wie auch 
an Wohlfahrtsrentenempfänger nicht zu zahlen 
ind, jo daß jeitens der Gemeinden nichts zu er- 
warten iſt und ſeitens der Kreistage und Kreis— 
ausſchüſſe erſt recht nichts. 

Wir haben dieſem Antrag einen Abänderungs⸗ 
antrag beigegeben. Es dürfte Ihnen bekannt ſein, 
daß die Hafenarbeiter im Danziger Hafen einer 
beſonders großen Notlage ausgeſetzt ſind. Durch 
die immer mehr vorwärts ſchreitende Rationalt⸗ 
ſierung, durch die ſich immer mehr entwickelnde 
Technik im Hafen werden die Hafenarbeiter aus 
dem Produktionsprozeß gedrängt. Nun bleibt hier 
übrig, zu unterſuchen, von welcher Seite der Ha— 
fenarbeiter von ſeiner Arbeitsſtätte verdrängt 
wird. Da werden Sie nicht umhin können zu ja- 
gen, daß es die Regierung und die Gewerkſchafts— 
bürokratie, die die Regierung verkörpert, iſt, die 
dieſe Hafenarbeiter aus dem Produktionsprozeß 
verdrängt, weil letzten Endes die Einrichtungen 
im Hafen vom Staat unterſtützt werden. Sie ſind 
gezwungen, die Techniſierung des Hafens wegen 
der Konkurrenzfähigkeit zu unterſtützen, und Da- 
durch werden die Hafenarbeiter aus dem Pro— 


duktionsprozeß gedrängt. Sie ſind daher auch ge— 


zwungen, dieſen Hafenarbeitern, die Sie aus der 
Arbeit verdrängt haben, die Sie um Lohn und 
Brot gebracht haben, eine entſprechende Unter— 
ſtützung zuteil werden zu laſſen. Es geht nicht an, 
daß die Gewerkſchaftsbürokratie und die Regie- 
rung herkommt und erklärt, daß den Hafenarbei- 
tern dadurch geholfen wird, daß man die Arbeits- 
karte im Hafen einführen werde. Die Hafenarbei- 
terſchaft weiß nur zu gut, was die Einführung der 
Karte für ſie bedeutet, nämlich nichts anderes als 
eine Fußangel oder eine Schlinge um den Hals. 
Es iſt den Hafenarbeitern ſehr gut bekannt, daß 
Sie gleichzeitig mit der Herausgabe bezw. der 
Einführung dieſer Arbeitskarte die notwendige 
Verfügung herausgaben, durch welche der Hafen- 
arbeiter gezwungen iſt, mit Streikbrechern zuſam— 
men zu arbeiten. Sie ſagen, falls ein Arbeiter ſich 
gegen den andern feindlich einſtellt, kann er von 
der Arbeitsſtätte entlaſſen werden. Sie haben 
Verfügungen herausgegeben, durch die Sie in der 
Lage find, den Arbeiter aus dem Produktionspro— 
zeß zu entfernen. (Widerſpruch des Abg. Cierocki.) 
Wenn Sie mit dem Kopf ſchütteln, ſo iſt das Ihre 
Pflicht, aber die Heuchelei nützt nichts, die Arbei⸗ 
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terſchaft erkennt das Heucheln. Sie wären ja 
dumm, wenn Sie ſagen würden, daß ich recht habe. 


Sie werden niemals jagen, daß die Arbeiterſchaft 


recht hat. Sie werden jedenfalls alle Methoden 
anwenden, das ſtand ja in Ihrer Landeszeitung 
im Oktober. (Abg. Cierocki: Wo ſtand das?) Lejen 
Sie Ihre Zeitung vom Oktober, und Sie werden 
dieſe Verfügung finden. 

Die Hafenarbeiter verlangen eine Wirtſchafts— 
beihilfe, wie ſie ſie alljährlich bekommen haben. 
Man kann nun nicht erklären, daß im vorigen 
Winter wegen der Vereiſung des Hafens eine 
ganz andere Notlage vorhanden war. Es muß um⸗ 
unwunden zugegeben werden, daß fih der Arbeits- 
markt im Danziger Hafen ſehr verſchlechtert hat 
und der größte Teil der Hafenarbeiter nicht im— 
ſtande iſt, die Familien zu ernähren. Es nützt auch 
nichts, daß man dieſen Leuten erklärt, daß man 
einen Teil der Hafenarbeiter in die Erwerbs— 
loſenfürſorge übernommen hat. Die Hafenarbei- 
terſchaft hat damals bei Schaffung dieſes Geſetzes 
erklärt, daß die Uebernahme der Hafenarbeiter 
in die Erwerbsloſenfürſorge wiederum eine Be— 
ruhigungspille ſein würde, und ſie haben damit 
nur zu recht behalten. Ich hatte Gelegenheit, in 
voriger Woche in zwei Verſammlungen im Dar- 
ziger Hafen teilzunehmen, wo mir die erwerbs— 
loſen Hafenarbeiter die im Beſitz der Hafenkarte 
ſind, ſagten, daß ihnen ſeitens der Vermittlungs— 
ſtelle Schmutzarbeit vermittelt wird, die die Ha— 
jenarbeiter, die für den Hafen engagiert ſind, nicht 
verrichten wollen. Es iſt ganz klar erſichtlich, wel— 
ches Spiel hier getrieben wird. Man warten 
nur darauf, daß die Hafenarbeiter, die im Beſitz 
der blauen Karte ſind, die Annahme der Arbeit 
verweigern, um ihnen dann den gewünſchten Fuß— 
tritt zu geben. 

In dieſem Zuſammenhang verlangen gleich— 
zeitig die Fiſcher und in erſter Linie die Klein— 
fiſcher, daß die Summe von 500 000 G. unter die 
Hafenarbeiter und die Kleinfiſcher aufgeteilt 
werden ſoll. Es wird niemand hier ſein, trotzdem 
vielleicht noch andere Volksvertreter die Tribüne 
beſteigen werden, der nun nicht ſagen wird, daß 
in dieſem Jahr günſtige Witterungsverhältniſſe 
ſind, und die Fiſcher in der Lage ſind, ihrem Beruf 
nachzugehen. Das dürfen Sie nicht verkennen, und 
Sie wiſſen es ebenſo wie wir, daß der Kleinfiſcher 
durch das Zuſammenarbeiten mit einem oder 
zwei andern Fiſchern nur in den Genuß des dritten 
Teils ſeiner gefangenen Beute kommt. Man darf 
auch nicht verkennen, daß die Fänge heute nicht 
ſo wie in den früheren Jahren ſind. Alſo muß 
auch dieſen Leuten unbedingt Hilfe zuteil werden. 

Weil dieſer Antrag ein ſo dringlicher iſt, 
müßte ich verlangen, daß über den Antrag ſofort 
abgeſtimmt würde, damit die Hafenarbeiter und 
die Erwerbsloſen ſehen, wie die Volksvertreter 
über ihren Antrag denken. Weil dies Ihrerſeits 
aus Schamgefühl vor der Tribüne nicht gemacht 
wird, werde ich beantragen, den Antrag dem So: 
zialen Ausſchuß zu überweiſen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter, Oberregierungsrat 
Dr. Hemmen. 
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Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: M. D. u. 
H.! Die Anträge in Druckſache Nr. 969 und 979 
würden ungefähr zuſammen 1 Million Koſten 
verurſachen. Für den erſten Antrag wäre nach 
unſerer Berechnung ein Betrag von 440 000 Gul- 
den erforderlich. Der zweite Antrag iſt dem Be— 
trage nach ja bereits von den Herrn Antragitel- 
lern ſelber begrenzt. Eine Deckung iſt für dieſe 
Summe nicht vorhanden. Der Antrag ſelbſt gibt 
auch nicht an, woraus die Deckung genommen 
werden ſoll. Eine Entnahme der Mittel aus 
anderen verfügbaren Etatsmitteln iſt auch nicht 
möglich, weil die Poſition für die Erwerbsloſen— 
unterſtützung in dieſem Rechnungsjahr wahrſchein— 
lich ſchon um rund 2 Millionen überſchritten we: 
den wird. Im vorigen Jahr iſt allerdings eine 
einmalige Unterſtützung gewährt worden. Aber 
die Verhältniſſe haben damals auch anders ge— 
legen. Damals hatten wir den außerordentlich 
kalten Winter, der vielleicht ganz beſondere Auf— 
wendungen für Heizmaterial erforderte. Infolge— 
deſſen hatte ſich damals der Senat dazu verſtan— 
den, auf eine Reſolution des Volkstages hin die 
Summe von 200 000 Gulden für eine einmalige 
Sonderbeihilfe zur Verfügung zu ſtellen. In die— 
ſem Jahre ſind bis jetzt die Verhältniſſe, man 
kann jagen Gott ſei Dank, noch nicht jo prekär ge- 
worden. Aber der Senat wird auch weiterhin 
prüfen, falls ſich die Verhältniſſe, insbeſondere 
die Witterungsverhältniſſe, beſonders ſchlecht ge— 
ſtalten ſollten, ob den notleidenden Hilfsbedürf— 
tigen eine Unterſtützung gezahlt werden kann. 
Es muß dann natürlich in erſter Linie die Dek— 
kungsfrage geprüft werden. 

Zu dem, was der Herr Vorredner ſagte, möch— 
te ich noch einiges kurz bemerken. Die Hafen— 
arbeiter hatten Gelegenheit, wie auch ſchon der 
Herr Vorredner ausführte, ſich bis zum Schluß 
vorigen Jahres in die Erwerbsloſenfürſorge auf- 
nehmen zu laſſen. Von dieſer Gelegenheit haben 
leider nur wenige Gebrauch gemacht. Das Beſtre— 
ben des Senats, die Karteneinführung zu unter— 
ſtützen, hatte andere Beweggründe, als ſie ihm 
der Herr Vorredner hier unterſchoben hat. Es 
beſtand die Abſicht, die viel zu große Zahl der 
Hafenarbeiter zu reduzieren, um dann denjenigen, 
die übrigblieben, die Möglichkeit eines dauern— 
den auskömmlichen Verdienſtes zu geben. Die 
jenigen, die von den Karten keinen Gebrauch 
machen wollten, ſollten Gelegenheit haben, die 
Erwerbsloſenunterſtützung zu beziehen, infolge- 
deſſen die Sicherheit haben, dauernd wenigſtens 
einigermaßen vor Not geſchützt zu ſein. Das iſt 
meines Erachtens ein Beſtreben der Regierung, 
das auch, glaube ich, von ſeiten der Herren Kom— 
muniſten unterſtützt werden ſollte. 

Ferner ſoll der Senat angeblich ein Verbot der 
Unterſtützung durch die Gemeinden erlaſſen haben. 
Es handelt ſich hier nur um das Verbot einer 
allgemeinen Unterſtützung an Erwerbsloſe, weil 
dieje mit dem Erwerbsloſenfürſorgegeſetz, das 


Höchſtſätze vorſieht, nicht vereinbar iſt. (Zuruf bei 
den Kommuniſten.) Aber es iſt keineswegs den 
Gemeinden unterſagt, im Einzelfall eine Prüfung 
vorzunehmen und nach dem Ausfall dieſer indi- 
viduellen Prüfung auch Unterſtützungen zu ge⸗ 
währen, natürlich immer nach Maßgabe 
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(Dr. Hemmen, Regierungsrat) 

Mittel und die ſind ja leider, das muß ich dem 
Herrn Vorredner zugeben, bei den meiſten Ge— 
meinden ſehr beſchränkt. Alſo ich bitte nochmals, 
den Antrag aus rein finanziellen Gründen zur 
Zeit abzulehnen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Ich will nicht an das Mitgefühl des hohen 
Hauſes appellieren. Ein Mitgefühl innerhalb die— 
ſes hohen Hauſes für die Erwerbsloſen, für die 
Arbeiterſchaft, für die kleineren Beamten oder 
für die Fiſcher gibt es nicht. Die Mehrheit der Ab— 
geordneten dieſes Hauſes ift dazu da, das vorhan— 
dene Wirtſchaftsſyſtem zu ſtützen und es am Leben 
zu erhalten. Wenn Sie dies tun wollen, und Sie 
können nichts anderes tun, müſſen Sie alle Laſten 
auf die Schultern der Arbeiterſchaft abwälzen. 
Ich will mich beſonders mit den Ausführungen 
des Herrn Regierungsvertreters beſchäftigen. 
Dieſe alte abgeleierte Walze, daß keine Mittel 
vorhanden ſeien, zieht nicht mehr. Sie ſind nie— 
mals hier hergekommen und haben dieſen Ein— 
wand gemacht, wenn es ſich darum handelte, die 
Beamtengehälter zu bewiligen und die Intereſſen 
der Kirche zu vertreten, der man Tauſende und 
aber Tauſende gibt. Wenn es hieß, für den Polizei— 
apparat rieſige Summen zur Verfügung zu ſtellen, 
haben Sie niemals den Mut gefunden zu erklären, 
es fei kein Geld da. Wenn es fih aber darum 
handelt, die Erwerbsloſen vom Hungertode zu 
erretten, kommen Sie mit Ihrem Mitgefühl und 
ſagen, es ſeien keine Mittel vorhanden. Es iſt 
unſere Pflicht, der Arbeiterſchaft zu ſagen, daß 
innerhalb dieſer Wirtſchaftsform die Möglichkeit 
der Mittelbeſchaffung von Tag zu Tag, von Woche 
zu Woche, von Monat zu Monat geringer wird. 

Wir ſehen es ja an der Entwicklung der 
letzten Monate in Danzig. Wir ſtellen feſt, daß die 
Erwerbsloſigkeit von Monat zu Monat ſteigt, daß 
ein verſchärfter Druck im Entzug der Unterſtützung 
auf die Arbeiterſchaft angewandt wird. Mit den 
kleinlichſten Methoden kommt man und erklärt, 
daß dieſer oder jener Arbeitsloſe nicht würdig ſei, 
die Erwerbsloſenunterſtützung weiter zu beziehen. 
Man ſucht mit allen Schikanen der Oeffentlichkeit 
zu beweiſen, daß die Erwerbsloſigkeit zurückgehe. 
Das tut eine Regierung, die ſich in der Vergan— 
genheit nicht radikal genug gebärden konnte, um 
die Erwerbsloſen bei ſich zu vereinigen. Heute be— 
ſitzt ſie die Gemeinheit, uns die wüſteſte Agitation 
mit den Erwerbsloſen vorzuwerfen. Solange Sie 
nicht in der Regierung ſitzen, ſchwingen Sie große 
Töne, aber jetzt, wo Sie ſich zwei Jahre in der 
Regierung befinden, treiben Sie noch gemeinere 
Handlungen als früher die deutſchnationale Re— 
gierung. 

Eine Million Koſten würde entſtehen. Eine 
Million für alle Erwerbsloſen, für alle Wohl- 
fahrtsrentenempfänger, für alle Hafenarbeiter. 
Für alle dieſe notleidenden Schichten wäre insge⸗ 
ſamt eine Million erforderlich. Ein ſchlechteres 
Zeugnis als die Ausführungen des Herrn Regie— 
rungsvertreters konnte ſich die Regierung nicht 
ausſtellen. Sie iſt nicht in der Lage, die elemen— 
tarſten Notbedürfniſſe zu befriedigen, weil das 


Staatsweſen nicht in der Lage iſt, eine Million 


Koſten aufzubringen. Sie ſagen dasſelbe, was 
vor Jahren ſchon immer zum Ausdruck gebracht 
wurde: Erwerbsloſe, wandert ſo ſchnell wie mög— 
lich aus, d. h. verreckt durch Hunger, wir brau⸗ 
chen euch nicht im Produktionsprozeß, ihr ſeid 
zu viel! Die Rationaliſierung und Techniſierung 
in den Betrieben macht die Arbeitskräfte über- 
flüſſig, wir können euch nicht gebrauchen. Nun 
der kalte Winter. Ich glaube, Herr Dr. Hemmen, 
Sie haben nicht in Danzig, ſondern auf dem 
Monde gelebt, da Sie nicht wiſſen, daß die Er— 
werbsmöglichkeiten im Danziger Hafen von Woche 
zu Woche geringer werden. Herr Abg. Cierockt, 
Sie ſind berufener Vertreter der Hafenarbeiter, 
Ihre Pflicht wäre es, ſich hier hinzuſtellen und 
die Intereſſen der Hafenarbeiter zu vertreten. 
Aber das fällt Ihnen nicht ein. (Zuruf des Abg. 
Cierocki.) Der Zeitpunkt iſt nicht mehr weit, wo 
die Hafenarbeiter einem Werner und einem 
Cierocli die Quittung ausſtellen werden. Wenn 
Sie ſagen, das Kartenſyſtem ſei gerade aus Mit— 
gefühl entſtanden, und Sie hätten den Hafenar— 
beitern die Möglichkeit gegeben, in die Erwerbs- 
loſenfürſorge einzutreten, jo willen wir, was ſich 
dahinter verbirgt. Die Hafenarbeiter haben prak— 
tijh bewieſen, daß fie auf die AVnterſtützung 
pfeifen, daß ſie Arbeit haben wollen. Die Hafen— 
arbeiter haben auch zum Ausdruck gebracht, daß 
ſie für jeden beſchäftigungsloſen Tag die Er— 


werbsloſenunterſtützung haben wollen. Sie 
haben es anders gemacht und zum Aus— 
druck gebracht, daß, wer die Erwerbslojen- 
unterſtützung haben will, aus dem Pro- 
duktionsprozeß ausſcheiden muß. Sie, Herr 
Cierocki und Herr Werner, der nicht da iſt, 


haben dieſe Arbeiter aus dem Produktionsprozeß 
gezogen und wollen fie gänzlich dem Elend preis- 
geben. Wo bleibt da Ihre Theorie, Herr Regie— 
rungsvertreter, daß der Arbeiter der ein bis 
zwei Jahre aus dem Produktionsprozeß gezogen 
ift, nicht zur Arbeit zu brauchen ift? Dies it 
nicht Allheilmittel, auch nicht eine vorüberge— 
hende Erleichterung für die Hafenarbeiter, fon- 
dern ein gemeiner Betrug. Sie ſagen, die Karte 
ſein keine Gefahr für die Hafenarbeiter. Die Karte 
iſt für die Hafenarbeiter eine große Gefahr. Jeder 
Hafenarbeiter weiß, das. Sie müſſen es wiſſen, 
daß die Rationaliſierungsmaßnahmen jetzt nicht 
mehr auf der Baſis der Techniſierung durchge— 
führt find, ſondern auf der Baſis der ſchärferen 
Ausnutzung der Hafenarbeiter. Wenn ſich die 
Hafenarbeiter wehren, wird man ihnen die Karte 
entziehen. Wo bleiben Ihre Gewerkſchaftsgrund— 
ſätze? Die haben Sie nicht mehr. 

Eine beſondere Frage iſt die der Fiſcher. Ich 
vermiſſe den Oberfiſcher, den Herrn Abg. Böhm 
hier, der immer Gelegenheit genommen hat, ſein 
warmes Herz für die Fiſcher zum Ausdruck zu 
bringen. Ich glaube, er hat ſchon gemerkt, daß das 
Fiſchen für ihn aufgehört hat, daß die Fiſcher er- 
kannt haben, daß fie fih mit den deutſchnationa— 
len Phraſen eines Böhm nicht mehr beſchäftigen 
können und daß ſie ganz ſtark von ihm abrücken. 
M. D. u. H.! Es muß jedem klar ſein, daß die 
Not der Kleinfiſcher, trotzdem der Winter nicht 
ſo ſtreng iſt, ſehr groß iſt. Gehen Sie hinaus und 
ſprechen Sie mit den Kleinfiſchern. Man wird 


~ 


(O) 


D) 


(A 


— 


(B 


— 


2106 


Ihnen ſagen, daß ſie überhaupt nicht aus der 
Not herauskommen, daß ſie zehn und ſogar zwan⸗ 
zig Stunden arbeiten müſſen, um mit ihren Fa⸗ 
milien leben zu können. Die Fiſcher und beſon⸗ 
ders die Kleinfiſcher an der Küſte entlang leiden 
unter den Wirtſchaftsverhältniſſen ganz beſonders 
ſchwer. Wenn einmal ein paar gute Fänge kom⸗ 
men, in dieſer Zeit ſind die Breitlingfänge, be— 
kommen ſie für den Zentner ganze 3 Gulden. Be— 
denken Sie, in der Zeit, wo der Fiſcher vielleicht 
etwas zurücklegen könnte, wo er ſein Boot und 
die Netze in Ordnung bringen könnte, da das 
Fiſchen an beſtimmte Zeiten gebunden iſt, haben 
nur die Aufkäufer und die Räuchereien den Vor: 
teil. Hier davon zu ſprechen, daß die Not nicht ſo 
groß iſt, weil der Winter nicht ſo ſtreng iſt, iſt 
ein Unfinn. Die ſogenannten Kleinfiſcher Defin- 
den ſich in einer Notlage. 

M. D. u. H.! Uns Kommuniſten iſt es klar, 
daß ſolange Sie die Staatsmacht und den Wirt— 
ſchaftsapparat beherrſchen, Sie ſelbſtverſtändlich 
Eſel wären, wenn Sie von Ihrem Profit etwas 
abgeben würden. Sie m. H. Sozialdemokraten, 
die Sie ſich heute immer an die Bruſt ſchlagen 
und jagen, wir find die 100prozentigen Marxiſten, 
wir vertreten die Lehre unſeres Altmeiſters 
Marx, Sie müſſen den Standpunkt kennen, daß 
es zwiſchen Kapital und Arbeit keine Harmonie— 
Duſelei geben kann. Da ſoll man nicht kommen 
und ſagen: „Wir werden durch das allmähliche 
Hineinwachſen in den kapitaliſtiſchen Staat den 
Sozialismus verwirklichen.“ Sie gehen noch 
weiter, indem Sie in den Truſten, die Sie enı- 
wickeln und die heute ein Rieſenausmaß haben, 
den organiſierten Kapitalismus ſehen. Sie tun 
wiſſentlich den Deutſchnationalen Handlanger— 
dienſte. Sie mit Ihrem Gewerkſchaftsapparat find 
heute ein Stück des kapitaliſtiſchen Staates, der 
alle dieſe Maßnahmen durchführt, um zu verhin— 
dern, daß in Zukunft wirtſchaftliche Streiks 
ausbrechen. Dieſes Wirtſchaftsſyſtem 
nicht mehr in der Lage, einen wirtſchaftlichen 
Kampf auszuhalten. Der zweieinhalbtägige 
Hafenarbeiterſtreik iſt das Finale geweſen, der 
ganz Danzig, beſonders die Gewerkſchaftsführer 
auf die große Gefahr aufmerkſam gemacht hat, 
die hier lauert. Dieje rieſengroße Gefahr werden 
die Herren Werner & Co. mit keinen Mittei⸗ 
lungen, keinem Schwindel und mit keinem Roll— 
kommando von 40 korrumpierten und beſtochenen 
Arbeitern beſeitigen. (Zuruf links.) Sie, lieber 
Freund, nehme ich nicht ernſt. Sie ſind ja dauernd 
beſoffen. Sie ſind ja bekannt als notoriſcher 
Säufer in der Sozialdemokratiſchen Partei. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Kreft, 
Sie haben einen Abgeordneten des Trunks be— 
ſchuldigt, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle feſt, 
daß er oft an der Theke in Kredit ſteht und mer- 
ſtens beſoffen iſt. Wenn der Präſident ihn in 


iſt 


Schutz nimmt, iſt das ſeine Angelegenheit. Ich 
nehme nicht an, daß er dasſelbe tut. 
Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Kreft, ich 
bitte Sie, jetzt zur Sache zu ſprechen. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): Das Zentrum, 
das immer zwiſchen den Parteien laviert, ver⸗ 
ſucht in allen Situationen ſein beſonderes Partei⸗ 


heute 
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ſüppchen zu kochen und recht heiß zu brühen und (0) 


verſucht auch weiter, an Hand der bejonderen Ein- 
ſtellung bei immer kleiner werdenden Arbeiter- 
ſchichten feinen Einfluß auch in Zukunft aufrecht⸗ 
zuerhalten. Aber auch damit iſt es vorbei. Die 
geſtrige Hafenarbeiterverſammlung, an der auch 
viele chriſtliche Arbeiter teilnahmen, hat bewie— 
ſen, daß ihre Gefolgſchaft bei der Zentrumspartei 
keine Vorteile mehr bietet. (Heil Moskau! beim 
Zentrum.) Ja, wir ſehen in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern einen ſyſtematiſchen Niedergang. Sie 
find natürlich zu dumm, um die Wirtſchaftsberichte 
zu leſen. Wir wiſſen, daß ſelbſt ein bürgerlicher 
Politiker feſtſtellen mußte, daß Rußland den Er- 
folg errungen hat, wenn es ihm gelingt den ge— 
planten Wiederaufbau auch nur zu 75 Prozent 
durchzuführen. Hier eine Faſchiſierung und drü— 
ben der allmähliche Aufſtieg! (Zwiſchenrufe.) Sie 
ſtellen ſich ſelbſt ein recht großes Armutszeugnis 
aus, und man ſollte den Volkstag und die 
Würde des Hauſes wirklich nicht ſo in den Dreck 
ziehen, daß Sie hier erklären: „Siehe drüben 
Rußland.“ Dann muß ich Ihnen ſagen, daß Sie 
von Wirtſchaftsfragen keine Ahnung haben. 
Wenn Sie vielleicht heute glauben, daß man das 
Erbe des Zarismus in zwei Monaten liquidieren 
kann, dann dokumentieren Sie, daß Sie nicht 
den Platz einnehmen, den Sie einnehmen müßten. 

Die Arbeiterſchaft ſieht ein, daß ſie in Zukunft 
zu Kampfmaßnahmen übergehen muß. Wir ſtel— 
len heute noch nicht die Frage des bewaffneten 
Aufſtands, ſondern nur die Frage des Wirt— 
ſchaftskampfes. Die Erreichung des Siebenſtunden⸗ 
tages und höherer Löhne ſind die elementarſten 
Forderungen der Arbeiterſchaft. In dieſem Kampf 
werden Sie dasſelbe tun müſſen, was die Erfah— 


rungen der letzten Woche gezeigt haben. Sie 
müſſen doch den organiſierten Kapitalismus 


ſtützen und können ſelbſtperſtändlich keinen Streik 
dulden. Dies iſt die Linie Ihrer Entwicklung. 
Die Arbeiterſchaft erkennt es und wird nicht an das 
menſchliche Gefühl apellieren. Sie weiß, daß ſie 
den härteſten Klaſſenkampf gegen alle Feinde 
des Proletariats führen muß, beſonders gegen 
dieſen Dreibund, in dem Sie ſich auch befinden. 
Sie muß den Kampf für verkürzte Arbeitszeit, 
höhere Löhne, Erxwerbsloſenunterſtützung für 
jeden Tag der Arbeitsloſigkeit führen. Sie darf 
ſich nicht von dem Phraſengeklingel der Arbeits— 
bereinigung einfangen laſſen. Im Jahre 1914 
erklärte man der Arbeiterſchaft: Wir müſſen 
unſer Vaterland verteidigen. Heute ſagt man: 
Das Hemd muß Euch näher ſein als der Rock, Ihr 
müßt erft in Danzig Arbeit beſorgen. Das fenn- 
zeichnet am beſten Ihre Vertretung der Arbeiter- 
ſchaft und wie weit Sie ſich vom Gedanken des 
Klaſſenkampfes entfernt haben. Wir appellieren 
nicht an das menſchliche Gefühl. Wir ſtellen nur 
feſt, daß dieſe Wirtſchaftsform für die Arbeits⸗ 
loſen, die Wohlfahrtsrentenempfänger und Fiſcher 
nicht die minimalſte Verbeſſerung ſchaffen kann. 
Sie wollen nicht zulaſſen, daß ein Pfennig Ihres 
Gehaltes abgebaut wird. Sie befinden ſich weiter 
auf abſteigender Kurve und können ſich nur durch 


— 


den verſchärften Druck auf die Arbeiterſchaft anı - 


Leben erhalten. Aus dieſen Gründen iſt es unſere 
Aufgabe, den Kampf zu organijieren, die Arbei⸗ 
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terſchaft mobil zu machen, um ſo ſchnell als mög⸗ 
lich das durchzuführen, was unſere ruſſiſchen Ge⸗ 
noſſen durchgeführt haben. 5 
Vizepräſident Gaikowſkti Die Beſprechung ift 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Herr Abg. Opitz hat den Antrag ge⸗ 
ſtellt, die beiden Vorlagen dem Sozialen Ausſchuß 


zu überweiſen. (Abg. Raſchke: Warum denn, es 


iſt doch kein Widerſpruch?) Ich laſſe darüber ab⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, daß die beiden Anträge 
dem Sozialen Ausſchuß überwieſen werden, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erhebens — Danke, das iſt 
die Minderheit. Die beiden Anträge ſind abge⸗ 
lehnt. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines 

Weinſteuergeſetzes. 

Drucksache Nr. 980 zu Nr. 953. Wir treten in die 
zweite Beratung ein. Ich rufe § 1 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer § 1 anneh— 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das 
ijt die Mehrheit, S 1 ift angenommen. Ich er- 
öffne die Ausſprache zu § 2 und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich nehme au, 


daß § 2 mit der gleichen Majorität angenommen 


iſt. Ich rufe 8 3 auf und eröffne die Ausſprache. 


Ich ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmel⸗ 


dungen vorliegen. S 3; angenommen. Wortmel— 
dungen zu § 4 liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung. 8 4; angenommen. Da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen, ſchließe ich die Beſprechung 
zu § 5 und darf wohl feſtſtellen, daß er angenom— 
men ijt. Wortmeldungen zu S 6 liegen nicht vor. 
Ich ſtelle die Annahme des S 6 feſt. Ich eröffne 
die Aussprache zu 8 7 und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. $ 7; angenommen. Ich 
ſchließe die Beſprechung zu § 8 und ſtelle feſt, daß 


§ 8 angenommen iſt. Ich eröffne die Ausſprache 


zu § 9 und ſchließe fie. § 9; angenommen. Ich 


eröffne die Ausſprache zu § 10 und ſchließe ſie. 


S 10; angenommen. Ich eröffne die Ausſprache zu 
§ 11 und ſchließe fie. S 11 angenommen. Ich er 
öffne die Ausſprache zu § 12 und ſchließe fie. 
§ 12; angenommen. Ich eröffne die Ausſprache zu 
§ 13. Er ſieht vor: „Am 1. März 1930.“ Wort⸗ 


meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be- 
ſprechung. $ 13; angenommen. Ich rufe die Weber- | 
ſchrift auf und eröffne die Beſprechung. Die Be⸗ 


ſprechung iſt geſchloſſen, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich ſtelle die Annahme der Weber- 
ſchrift feſt. Damit iſt die zweite Beratung erledigt. 
Wir treten in die dritte Beratung ein. (Abg. 
Böcker: Bitte die dritte Beratung en bloc vorzu⸗ 
nehmen!) Es ift en⸗bloc-Abſtimmung beantragt, 
Widerſpruch erhebt ſich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich rufe die 88 1— 13 und die Ueberſchrift auf. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Die 88 1—13 
und die Ueberſchrift find angenommen. Wir fom- 
men zur Schlußabſtimmung. Wer dem Geſetz in 
der Schlußabſtimmung zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
damit ift das Geſetz auch in dritter Beratung an- 
genommen und verabſchiedet. Ich rufe den Punkt 
4 der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Ausgabebeſchränkungen und Wirt- 
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ſchaftsunternehmungen der kommunalen 

Selbſtverwaltung. — Urantrag des Abg. 

Schwegmann u. Fr. 
Druckſache Nr. 981 zu Nr. 943. Ich rufe 8 1 auf 
und eröffne die allgemeine Ausſprache. Das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Hoppenrath. 

Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Als wir das Geſetz einbrachten, gingen 
wir von der Abſicht aus, eine Erſparnis im Haus⸗ 
halt der Gemeinden herbeizuführen und ferner 
dafür zu jorgen, daß die Belange des Mittel⸗ 
ſtandes in der Wirtſchaft mehr gewahrt werden 
als bisher. Nach der Einbringung des Geſetzes 
hörten wir aus der Wirtſchaft und auch aus den 
Kreiſen von Politikern, die nicht unſerer Fraktion 
angehören, lebhafte Zuſtimmung. Wir glauben 
eigentlich annehmen zu können, daß ein Geſetz, 
das etwas ſo Selbſtverſtändliches verlangt, im 
Ausſchuß vielleicht in etwas veränderter Form 
aber jedenfalls angenommen werden würde. Denn 
darüber ſind ſich doch alle D. u. H. in dieſem hohen 
Hauſe von links bis rechts einig, daß die Finals- 
verhältniſſe in den Gemeinden derartig ungünſtig 
liegen, daß irgend etwas geſchehen muß, um dieſe 
ungünſtigen Verhältniſſe zu beſeitigen. Die Ar— 
gumente, die von den Gegnern und von ſeiten der 
Herren Regierungsvertreter ſowohl hier im Hauſe 
als auch im Ausſchuß vorgebracht wurden, be- 
ſchränkten ſich eigentlich nur auf einen einzigen 
Punkt, nämlich darauf, daß gejagt wurde, wir wol- 
ten mit dieſem Geſetz die Rechte der Mehrheit zer- 
ſtören und eine Diktatur der Minderheit aufrich⸗ 
ten. Der Regierungsvertreter hatte fih, als ca 
dieſe Worte ſagte, wohl mit dem Inhalt des Ge— 
ſetzes noch nicht ſo genau befaßt, denn alle die 
Argumente, die er anführte, trafen nicht das, was 
wir wollen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch wir 
der Anſicht find, daß die Gemeinden ihre kultu⸗ 
rellen und ſozialen Aufgaben löſen müſſen, und 
daß man dieje Verpflichtungen nicht von irgend- 
welchen Minderheitsbeſchlüſſen abhängig machen 
kann. Wir ſind aber der Anſicht, daß zu einer 
Reihe von Punkten, die ja im Geſetz hervorge— 
hoben ſind und auf die ich nicht näher einzugehen 
brauche, Minderheitsbeſchlüſſe notwendig ſind, 
weil die Mehrheiten häufig nicht die Verantwor⸗— 
tung in ſich fühlen, den Finanzen der Gemeinden 
Rechnung zu tragen. Man kann auch nicht ſagen, 
daß die Minderheiten hier die Mehrheit terrori— 
ſieren. Denn wir wiſſen, daß bei anderen Geſetzen 
ebenfalls beſtimmte Rechte für die Minderheiten 
eingebaut ſind. Ich denke an die Verfaſſung und 
ähnliche Beſtimmungen. 

Wenn aber, wie es der Fall iſt, vielfach die 
Mehrheiten nicht in der Lage find, die Gemein— 
den ſo zu verwalten, wie es notwendig iſt, dann 
muß irgendeine Beſtimmung vorhanden ſein, die 
den Minderheiten das Recht gibt, aus eigener 
Kraft und in eigener Verantwortung das zu 
ſchaffen, worin die Mehrheiten verſagt haben. 
Der Herr Regierungsvertreter ſagte, die bis— 
herigen Beſtimmungen, die Aufſicht des Senats 
und der ſonſtigen Behörden genügten, um Fehler 
und Ungleichmäßigkeiten zu beſeitigen und eine 
geordnete Finanzgebarung herbeizuführen. Aber 
m. D. u. H. zunächſt wird das wohl kaum für 


Danzig zutreffen; denn wir haben in Danzig den 


(D) 


m nn r 


— 


(A 


w 


(B) 


2108 Volkstag Danzig — 114. Sitzung. 
(Dr. Hoppenrath, Abgeordneter) 


Senat, der doch über ſich ſelbſt nicht Aufſichtsbe⸗ 


hörde ſein kann und der ſeine eigenen Beamten 
oder feine eigene Anſicht nicht im Wege eines Auf- 
ſichtsbeſchwerdeverfahrens wieder zur Ordnung 
rufen wird. (Sehr gut! rechts.) 8 

Und dann, meine D. u. H., wenn Sie ſich um⸗ 
ſehen, woher kommen denn dieſe ungünſtigen 
finanziellen Verhältniſſe in den Gemeinden? Doch 
dadurch, daß in vielen Orten Deutſchlands — hier 
ſind wir vielleicht Gott ſei Dank noch nicht ganz 
jo weit — die Regierungs-Aufſichtsbehörden 
vollkommen verſagt haben. Das lag einmal an 
den Perſonen, andererſeits aber auch an dem 
Syſtem; denn es iſt ausgeſchloſſen, daß bei dieſen 
verzwickten und miteinander verwickelten Ange— 
legenheiten nunmehr die Aufſichtsbehörde ſofort 
ſo eingreifen kann, daß dadurch alle Finanznöte 
beſeitigt werden. Wenn Sie Ihr Augenmerk auf 
die Verhältniſſe in Berlin, Breslau, Elbing und 
viele anderen Städte und Kreiſe richten, dann 
finden Sie immer wieder dasſelbe Bild, daß die 
Aufſichtsbehörde verſagt hat und das finanzielle 
Unglück über die Gemeinden hereingebrochen iſt, 
offenbar weil in den Körperſchaften die Bewilli— 
gungsfreudigkeit der Vertreter derartig groß war, 
daß ſie vor der Macht der Tatſachen nicht halt— 
machen wollte. 

Welchen Erfolg hat die Aufrechterhaltung 
der Rechte der Mehrheit? Wir haben den Fall 
in Berlin gehabt, wo ſchließlich doch die Regie— 
rung eingreifen mußte. Wir haben da wieder das 
Beiſpiel, daß die Linksparteien, trotzdem der 
Oberpräſident ihnen durch 
Scholtz mitteilen ließ, daß der Etat, wie ihn ſich 
die Linksparteien dachten, keineswegs genehmigt 
werden würde, weil kein Geld in der Kaſſe vor— 
handen ſei, trotzdem faßte die Mehrheit im Ber— 
liner Stadtparlament den Beſchluß, Millionenbe— 
träge zu bewilligen, obgleich ſie wußte, daß kein 
Geld in der Kaſſe war. Solche Fälle, m. D. u. H., 
können nicht durch Aufſichtsbehörden endgültig be— 
ſeitigt werden. Wenn die Mehrheit nicht ſolch ein 
Verantwortungsgefühl hat, dann muß ſie dieſes 
Recht der Minderheit einräumen. Die Herren von 
links ſind ja auch in anderen Fällen der Anſicht, 
daß man den Minderheiten Rechte einräumen 
müßte. Ich denke nur an die Sprachenfrage, die 
Nationalitätenfrage, ich denke auch daran, daß 
ſchon mehrfach Anträge von der Sozialdemokratie 
im Reich eingebracht worden ſind, wonach bei den 
Wahlen von Bürgermeiſtern und Beigeordneten, 
die in der letzten Zeit der Wahlperiode der Stadt- 
verordnetenverſammlung notwendig waren, wie— 
derum bedingte qualifizierte Mehrheiten nötig 
ſein ſollen. 

Deswegen, m. D. u. H., wird man ſich überle— 
gen müſſen, ob es in denjenigen Fällen, in denen 
die Mehrheiten aus irgendwelchen Gründen nicht 
funktionieren, im Intereſſe der Gemeinden (Hei— 
terkeit links.) und damit im Intereſſe des Staa⸗ 
tes nicht notwendig wird, daß man den Minder- 
heiten beſtimmte Rechte gibt. (Sehr gut! rechts. 
— Heiterkeit links.) M. D. u. H.! Wenn Sie nun 
dieſen Paragraphen oder dieſe Beſtimmungen aus 
irgendwelchen Gründen nicht annehmen wollen, 
dann hätten Sie ſich doch zum mindeſten mit einer 
Anzahl von anderen geſetzlichen Beſtimmungen 


den Bürgermeiſter 


Mittwoch, den 29. Januar 1930. 


Abſatz 2 des § 1, wonach Ausgabenbeſchlüſſe un- 
gültig find, wenn fie außerhalb des Haushalts- 
planes gefaßt werden, ohne daß Deckung vorhan⸗ 
den oder mitbeſchloſſen ift. (Sehr richtig! rechts.) 
Dieſe Beſtimmung verſtößt doch wirklich nicht 
gegen irgendwelche Grundſätze, ſondern ſie iſt die 
Grundlage einer geordneten Finanzverwaltung. 
Wir haben es erlebt und erleben es in unſerer 
Stadt Danzig beinahe jeden Augenblick, daß Mn- 
träge angenommen werden, und daß man damit 
einverſtanden iſt, daß Ausgaben gemacht werden, 
die im Etat nicht worgeſehen find und für die auch 
keine Deckung vorhanden iſt. (Abg. Dr. Ziehm: 
Sehr richtig!) 

M. D. u. H.] Man wird nicht immer jagen 
können, daß diejenigen, die die Beſchlüſſe anneh— 
men, allein daran ſchuld ſind, ſondern man wird 
auch diejenigen, die derartige Beſchlüſſe vorlegen, 
dafür verantwortlich machen müſſen. Es geht 
nicht an, daß fortwährend Etatsüberſchreitungen 
ſtattfinden, daß bei beſtimmten Bauten, bei be— 
ſtimmten Einrichtungen beſtimmte Beträge als 
notwendig bezeichnet werden, die nachher, ich 
möchte ſagen, beinahe gewohnheitsmäßig über— 
ſchritten werden. Um dies zu verhindern, haben 
wir dieſe Beſtimmung gewünſcht, und wir hätten 
gern gehört, welchen Standpunkt die Regierung 
zu dieſer Selbſtverſtändlichkeit, die hier leider not— 
wendig iſt, einnimmt. (Das iſt ebenſo Selbſtver— 
ſtändlich, wie Sie ſelbſtverſtändlich ſind! links.) 
Das war ſehr geiſtreich! 

Wir haben dies Geſetz auch noch aus einem an— 
dern Grunde eingebracht. Wir ſind der Anſicht, 
daß es die Möglichkeit gibt, die Belange des Mit- 
telſtandes mehr zu wahren, als es bisher der Fall 
geweſen iſt. Wir wiſſen ja, daß die öffentliche 
Hand ſich im Laufe der Jahre derartig vergrößert 
hat, daß für das private Gewerbe, für die ge— 
ſchäftliche und gewerbliche Betätigung derjenigen 
Berufe, die man im allgemeinen als Mittelſtand 
bezeichnet, immer weniger übrig bleibt. (Sehr 
wahr! rechts.) Wenn man ſich auf den Stand— 
punkt ſtellen will, daß den Gemeinden derartige 
Betätigungsfelder nicht verjagt fein follen, müßte 
man verlangen, daß die Möglichkeit vorhanden 
iſt, daß Gemeinden und der Mittelſtand, d. h., das 
private Gewerbe unter denſelben Bedingungen 


ſarbeiten. (Sehr richtig! rechts.) Aber gerade dieſe 


Tatſache wird immer mehr in den Hintergrund 
gedrängt. Wir ſehen, daß aus den Mitteln der 
Allgemeinheit Betriebe, die in der öffentlichen 
Hand verſagt haben, auf Koſten derjenigen finan⸗ 
ziert werden, die noch Konkurrenten dieſer Un- 
ternehmer ſind. 

Wenn wir unſer Augenmerk auf dieſe Tat⸗ 
jahe richten, jo können wir nicht daran vorber— 
gehen, daß in dieſem Mittelſtand einer der wert- 
vollſten Teile unſeres Volkes, ich möchte ſagen, 
ſyſtematiſch zugrunde gerichtet wird. (Sehr wahr! 
rechts.) Wir müſſen auf dieje Tatſache immer hin⸗ 
weiſen, und wir müſſen das denjenigen Parteien, 
von denen wir wiſſen, daß fie auch Mittelſtands⸗ 
vertreter in ihren Reihen haben, vor Augen Hal- 
ten. Wir wollen wiſſen, daß diejenigen, die Spar- 
maßnahmen propagieren, wirklich geneigt ſind, 
die Konſequenzen zu tragen, oder ob ſie ſich nur 


einverſtanden erklären müſſen, vor allem mit dem (O) 


(D) 


{A 


(B) 


— 


Volkstag Danzig — 114. Sitzung. Mittwoch, den 29. Januar 1930. 


2109 


(Dr. Hoppenrath. Abgeordneter) 
auf dem Papier dafür einſetzen. Wenn Sie bei 
der Abſtimmung aus irgendwelchen Gründen 
gegen unſere Anträge und Wünſche ſind, dann m. 
D. u. H., bitte ich zu erwägen, daß, wenn einzelne 
Beſtimmungen aus dieſem Geſetz aus irgendwel⸗ 
chen allgemeinpolitiſchen Gründen nicht erwünſcht 
ſind, die Möglichkeit beſteht, wenigſtens die Para⸗ 
graphen herauszunehmen und ihnen Ihre Zuſtim— 
mung zu geben, die man als Allgemein-Forderun⸗ 
gen bezeichnen kann und gegen die überhaupt 
nichts mehr geſagt werden kann. (Sehr gut rechts.) 
Ich möchte noch einmal betonen, daß auch wir 
der Anſicht ſind, daß beſtimmte kommunale Betriebe 
der öffentlichen Hand vorbehalten bleiben müſſen. 
Aber es gibt eine große Anzahl von Betrieben, 
und zwar gerade in den ſogenannten Nebenbe— 
trieben, — ich denke an ein Elektrizitätswerk, das 
eine Verkaufsſtelle für elektriſche Lampen und 
Kocher einrichtet, — wo dies nicht notwendig iſt. 
Man muß bedenken, daß dies Elektrizitätswerk in 
der Lage iſt, mit ſtädtiſchen Krediten zu arbeiten, 


und daß der Verkäufer derartiger Apparate viel 


eher in der Lage iſt, Kredite zu geben, als der 
kleine Kaufmann, der kleine Handwerker, dem 
diefe Kreditmöglichkeiten nicht zur Verfügung 
ſtehen. Wenn dieſer kleine Mann nun die Kredit— 
möglichkeiten, die ihm eigentlich zur Verfügung 
ſtehen ſollten, ich meine in Danzig z. B. die 
ſtüdtiſche Sparkaſſe, angeht, dann wird ihm — 
das ſoll kein Vorwurf gegen die ſtädtiſche Spar— 
kaſſe ſein — geſagt, wir haben kein Geld, weil 
wir beſtimmte größere öffentliche Angelegen— 
heiten finanzieren müſſen. Dieſe größeren Ange— 
legenheiten ſind wieder die Konkurrenzangelegen— 
heiten, die dieſen kleinen Mann zugrunde richten. 
Deswegen m. D. u. H. müſſen wir mit allem Ernſt 
und mit allem Nachdruck den Finger auf dieſe 
Wunde legen und müſſen diejenigen, die nicht un⸗ 
ſerer Anſicht ſind, und uns hier nicht helfen wol— 
len, als diejenigen bezeichnen, die zwar die Ret— 
tung des Mittelſtandes im Munde führen, aber 
den Mut und den Entſchluß zu der Tat nicht fin- 
den. (Lebhaftes Sehr richtig! rechts.) 

Wenn wir uns nun mit den weiteren Beſtim— 
mungen des Geſetzes befaſſen, ſo ſehen wir, daß 
wir die gleiche ſteuerliche Belaſtung für die Be— 
triebe der öffentlichen Hand verlangen, wie für 
die Privatbetriebe. Es wird uns nun entgegen— 
gehalten, daß man dann nur aus einem Topf 
nehme, um es in den andern hineinzutun. Aber 
m. D. u. H., es iſt nicht ſo. Es iſt ein Unterſchied, 
ob dem Gewerbetreibenden die Steuerquittung, 
der Steuerzettel zu einer Zeit, wo er nicht zahlen 
kann, auf den Tiſch fliegt und er ſeine Maßnah⸗ 
men danach einrichten muß oder ob ein Betrieb, 
wo es aus einem großen Portemonnaie geht, 
zahlt. Wenn man wirklich in dieſem Falle von 
Steuerzahlungen dieſer Betriebe ſpricht, ſo ſind 
dieſe Betriebe aus ihren großen Mitteln mit 
Hilfe der Allgemeinheit natürlich viel eher in der 
Lage, zu zahlen, als der kleine Mann des Mittel- 
ſtandes. 


Wenn man ſich dieſe ganze Erwägungen vor 
Augen führt, muß man ſagen, es mag in dieſem 
Geſetz vielleicht dieſes und jenes geben, was aus 
irgendwelchen politiſchen grundſätzlichen Einſtel⸗ 


lungen dieſer und jener Partei nicht gefällt. Es 
gibt aber in dieſem Geſetz derartig viel Selbſtver— 
ſtändlichkeiten, daß es uns notwendig erſcheint, 
daß zum mindeſten dasjenige, was die Forderung 
aller ift und was wir hier am eigenen Leibe er- 
leben, wenigſtens durch unſeren Vorſchlag zum 
Geſetz wird, damit wir endlich den Anfang der 
finanziellen Geſundung unſerer Gemeinden 
machen. Wir dürfen uns doch nicht verhehlen, daß 
die ſchlechte Finanzlage unſeres Staates im we— 
ſentlichen von der ungünſtigen Finanzlage der 
Stadt Danzig abhängt. Die Ausführungen, die ich 
hier machte, beziehen ſich nicht ſo ſehr, wie man 
vielleicht glauben kann, auf kleine Landgemein— 
den. In denen gibt es nichts zu verwirtſchaften, 
weil nichts da iſt. Die Ausführungen beziehen ſich 
gerade auf die größeren Gemeinden, auf die Be— 
willigungsfreudigkeit derjenigen Leute, die aus 
irgendwelchen Gründen glauben, zu Vorlagen Ja 
jagen zu müſſen, auch wenn die Deckung für ſolche 
Vorlagen nicht da iſt. (Sehr gut! rechts.) 

Welchen Standpunkt haben die politiſchen 
Parteien nun eingenommen, als ein ähnlicher 
Antrag im preußiſchen Landtag beraten wurde. 
Auch dort wurden dieſelben Bedenken vorgebracht, 
wie hier der Herr Regierungsvertreter in der 
Sitzung des Ausſchuſſes ſagte, ihm ſei von einer 
Klage des Mittelſtandes gegen die öffentliche 
Hand nichts bekannt, ſo weiß ich nicht, woher der 
Herr Regierungsvertreter dieſe Weisheit hat. 
Man braucht ſich nicht deutſchnationale und auch 
nicht Blätter der Oppoſition anzuſehen. Man 
braucht nur ſeine Augen auf die Blätter der Re— 
gierungskoalition zu richten und wird dort fin— 
den, daß wir hier in Danzig einer größeren Tra— 
göde des Mittelſtandes entgegengehen. Man wird 
dort dasſelbe Elend finden, was ſich in Ausver— 
käufen, leeren Läden und ähnlichen Erſcheinungen 
zeigt, wie im Reiche. Der Herr Regierungsver— 
treter hat ſeine Anſicht offenbar der preußiſchen 
zegründung entnommen; denn der preußiſche Re— 
gierungsvertreter hat bei der Beratung des Ge— 
ſetzes beinahe wörtlich dasſelbe geſagt. Aber man 
muß doch eigentlich verlangen, daß, wenn man eine 
derartige Behauptung aufſtellt, man für die Rich— 
tigkeit dieſer Behauptung etwas mehr Berechti— 
gung ins Feld führt als die Behauptung eines Re— 
gierungsvertreters in Preußen, der auch dort ſehr 
lebhaft widerſprochen wurde. Die Parteien, viel— 
leicht mit Ausnahme der Sozialdemokratie und 
der Kommuniſten, die aus ihrer grundſätzlichen 
Einſtellung zur öffentlichen Hand und zum Mit— 
telſtand von ihrem Standpunkt aus den Geſetzent— 
wurf ablehnen, ſtimmen dem Geſetzentwurf in ge— 
wiſſer Weiſe zu. Dieſe Parteien hatten aber nicht 
den Mut, dem Geſetz tatſächlich zur Annahme zu 
verhelfen, ſondern fie äußerten ſich nur ganz all- 
gemein. Das führte dahin, daß die Vertreter ein— 
zelner Regierungsparteien für fih ſagten, fie hät— 
ten gegen dieſes Geſetz nichts einzuwenden. Zune 
Schluß wurde es abgelehnt. Ganz beſonders inter— 
eſſant iſt die Anſicht eines Vertreters des Zen— 
trums, die ich hier mit Genehmigung des Herrn 
Präſidenten verleſe. Er ſagte: 

Für die Zweidrittelmehrheit ſpricht ich für ſei 
Perſon aus, da im Augenblick die ea daß fein 
zelne kleine Gruppen irgendwelche notwendigen 
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Dinge verhinderten, nicht ſo groß ſei, wie die Gefahr, 

daß eine Mehrheit die Dinge einrichte, die nicht not⸗ 

wendig ſeien. 5 
Dieſen Standpunkt haben wir auch. Sollten viel⸗ 
leicht einmal hier und dort die Rechte der Mehr⸗ 
heit durch die Minderheit geſchädigt werden, ſo 
haben wir die Aufſichtsbehörde, die dann ſofort 
eingreifen wird und deshalb beſonders eingreifen 
wird, weil es ſich um Rechte der Mehrheit han⸗ 
delt, nämlich um Rechte derjenigen Mehrheit, die 
ihre Freunde und Anhänger auch gerade in der 
Aufſichtsbehörde hat. Auch wir ſind der Anſicht, 
daß man an dieſen Schönheitsfehlern des Geſetzes, 
wenn ſie überhaupt als ſolche angeſprochen werden 
lönnen, vorbeigehen muß, einmal aus dem 
Grunde, um endlich einen Weg zur Geſundung der 
Finanzen der Gemeinden zu finden und zum an- 
dern, um dem Mittelſtand, in dem wir, wie ich 
noch einmal betone, eine der Grundlagen unſeres 
Volksweſens ſehen, zu helfen. 
Bravo! rechts. — Muſſolini! links.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schulze. 

Schulze, Abgeordneter (K. P.): Die Erklärun⸗ 
gen des Herrn Abg. Dr. Hoppenrath, der ſich vor 
allen Dingen mit dem § 1 Abſatz b beſchäftigte, 
welcher will, daß ein Beſchluß der Gemeindever— 
tretungen nur dann Rechtskraft erhält, wen 
eine Deckung vorhanden iſt, haben wir gehört. 
Nun frage ich Sie, Herr Abg. Dr. Hoppenrath, ov 
dies in Wirklichkeit etwas anderes üt, als die Er- 
klärungen der Regierung, welche ſie z. B. in der 
Frage der Erwerbsloſen abgegeben hat. Es iſt 
Herren hier erklärt 
haben. Alſo brauchen Sie gar keine Angſt zu 
haben, es wird in Ihrem Gemeindeparlament 
nicht an Ihren Geldbeutel gehen. Dieſe Herren 
werden jhon dafür jorgen, daß Sie bei Ihren 
Geſchäften nicht zu kurz kommen. 

Nun etwas anderes. Inwieweit bei den jetzi— 
gen Zuſtänden überhaupt eine Gemeinde ein 
Selbſtbeſtimmungsrecht hat, dafür ein kleines 
Beiſpiel, welches Sie, m. H. Sozialdemokraten, 
ſich etwas hinter die Ohren ſchreiben ſollten. In 
der Gemeinde Bürgerwieſen wird der einſtimmige 
Beſchluß gefaßt, ein Haus für 22 000 Gulden zu 
kaufen. Nachdem dies geſchehen iſt, geht ein Herr 
Wiſchnewſki, Mitglied der Sozialdemokratiſchen 
Partei zu dem Gemeindevorſteher Hubrecht und 
erſucht ihn, doch dieſes Haus für 24 000 Gulden zu 
kaufen. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Dieſe 
beiden werden ſich über den Kaufpreis von 23 000 
Gulden einig, trotzdem die Gemeindevertretung 
einſtimmig beſchloſſen hat, 22 000 Gulden für dies 
Haus zu geben. Von den reſtlichen 1000 Gulden 
ſteckt Herr Rehberg 500 Gulden in die Taſche. 
Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 500 Gulden 
ſteckt Herr Wiſchnewſki ein. (Das iſt Schwindel! 
links. — Große Unruhe.) Wir verſtehen es, wenn 
Sie „Schwindel“ rufen, aber Sie machen die 


Zwiſchenrufe, damit die anderen es nicht hören. 
(Schämen Sie ſich, ſo etwas zu ſagen! Schwindel! 
links.) Es liegt eine eidesſtattliche Erklärung des 
bis dato ſozialdemokratiſch geweſenen Gemeinde- 
vorſtehers Hubrecht vor. Wenn er das tut, ſo liegt 
es an Ihnen, in die Oeffentlichkeit zu bringen, 
daß das nicht auf Wahrheit beruht. Feſt ſteht, daß 
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ein Gemeindevorſteher, der bis vor ganz kurzem (C> 


Ihrer parteipolitiſchen Richtung angehörte, und 
dem Sie ſolange ein gewaltiges Vertrauen ſchent— 
ten, dies erklärt hat. Sie ſagen jetzt, es ſei eine 
Lüge, trotzdem Ihr Gemeindevorſteher mir eine 
eidesſtattliche Erklärung abgegeben hat. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Jetzt ſagen Sie, es ſei Schwindel. 
Sie ſollen den Gegenbeweis antreten. (Schwindel! 
links.) Sie mögen ſchreien, ſoviel Sie wollen. 
Wenn die Kommuniſten an Sachen kommen, die 
Ihnen an den Kragen gehen, dann ift das Schwin- 
del. Sie müſſen in dasſelbe Horn blaſen, wie die 
Herren Vertreter der Gewerkſchaftsbürokratie, 
wenn es gegen die Arbeiterklaſſe geht. Sie ſehen, 
daß Sie nichts zu befürchten haben. Ob Sie (nach 
rechts) in der Regierung ſind oder Sie (nach links) 
ſpielt keine Rolle. Es ſteht feſt, daß Sie beide im— 
mer die Intereſſen der Geldſäcke wahrnehmen. 


(Wiederholtes Aus dem Grunde erklären wir in aller Oeffent— 


lichkeit, was Sie mit dem Geſetz bezwecken. Sie 
wollen der geſamten Arbeiterklaſſe Sand in die 
Augen ſtreuen. Wir ſagen dieſem Geſetzentwurf 
den ſchärfſten Kampf an. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre— 
chung über § 1. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer § 1 annehmen will, bitte ich, fih zu erheben. 


— Das ift die Minderheit, § 1 ift abgelehnt. Ich 


rufe § 2 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
jie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer 8 2 
annehmen will, bitte ich, fiH zu erheben. — Das 
ijt die Minderheit, § 2 ift abgelehnt. Ich rufe 
$ 3 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer § 3 an- 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe § 4 auf, 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer § 4 annehmen 
will, bitte ich, fih zu erheben. — Das ift die Min- 
derheit, er ift abgelehnt. Ich rufe § 5 auf. Wort- 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe daher die 
Beſprechung. Wer § 5 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Ich rufe § 6 auf, eröffne die Beſpre— 
chung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer $ 6 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das ijt die Minderheit, er ift ab- 
gelehnt. Ich rufe § 7 auf, eröffne die Beſprechung 
und ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorlie- 
gen. (Abg. Böcker: Ueber § 7 bitte ich namentlich 
abzuſtimmen, um einmal die mittelſtandsfreund⸗ 
lichen Abgeordneten kennenzulernen!) Wird der 
Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte die namentliche Abſtimmung vorzuneh⸗ 
men. Münſcht noch jemand eine Stimmkarte ab- 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die 
Abſtimmung. Das Ergebnis ift folgendes:“) Es- 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 
94 Stimmfarten. davon mit Ja 33, mit Nein 60, eine 
Stimmkarte ungültig. i 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, 
Dinklage, Dyck II. Falkenberg, Hennke, Hohnfeldt. Ooppen⸗ 
ratb, Jahr. Janzen, Karkutſch, W. Lemke, Manthei. Frau 
Meyer, Mroczkowſki, B. Müller, P. Müller, Papke, Schütz. 
Schwartz, Schwegmann, Senftleben, Sturm, Dr. Unger, 
Weiſſe, Zarske, Dr. Ziehm. 
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(A) haben ſich 84 Damen und Herren beteiligt, davon 


) 


ſtimmten mit Ja 33, mit Nein 51, 87 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe nunmehr die Ueberſchrift auf und 
ſchließe die Beſprechung. Ich ſtelle feſt, daß die 
Ueberſchrift abgelehnt iſt. Damit iſt das Geſetz 
in zweiter Beratung abgelehnt. 

M. D. u. H., dem hohen Haufe ift nunmehr 
der Bericht des Rechtsausſchuſſes über die beiden 
Anträge auf Genehmigung zur Strafverfolgung 
gegen einen Abgeordneten zugegangen. Ich ſchlage 
vor, dieſe beiden Berichte nachträglich als Punkt 
4a und 4b auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich 
höre keinen Widerſpruch, es iſt demgemäß beſchloſ— 
ſen. Ich rufe auf: Punkt 4a: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag auf Strafverfolgung gegen einen 
Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 987. Das ift der Antrag der Staats- 
anwaltſchaft. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer für den Antrag der Staatsanwaltſchaft auf 
Genehmigung der Strafverfolgung gegen einen 
Abgeordneten iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, es iſt jo beſchloſſen. Sch rufe nun 
Punkt 4b auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag auf Strafverfolgung gegen einen 
Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 988. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H! Ich habe nicht die Abſicht, etwa gegen die Muf- 
hebung der Immunität zu ſprechen. Das habe ich 
auch bei der erſten Beratung dieſes Antrages 
nicht getan. Ich habe die Abſicht, das wiederzu- 
geben, was im Ausſchuß vorgebracht wurde, und 
woran ich einige Bedenken knüpfen möchte. Der 
Herr Staatsrat Neumann als Vertreter der Zoll- 
behörde hat erklärt, daß der Abg. Rahn nach dem 
augenblicklichen Stand der Vernehmungen und 
Unterſuchungen drei Lager gehabt hat, von denen 
ein einziges, das offene Heringslager, revidiert 
wurde, während man eine Reviſion feines jtändi- 
gen Speditionslagers und ſeiner Kühlhalle nicht 
vornahm, weil der Abg. Rahn eine eidesſtattliche 
Erklärung abgegeben hatte, wonach der Inhalt der 
Kühlhalle ein für allemal feſtgelegt war. Herr 
Staatsrat Neumann hat weiter erklärt, daß die 
Behauptung nicht richtig ſei, wonach anderen Fir⸗ 
men irgendwie die Möglichkeit gegeben wäre, 
Waren aus dem Zoll-Lager ohne vorherige oder 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Artus, Bergund, 
Beſſer, Bever, Bock, Brennert, Brill, Eiſerloh, Frau Far, 
Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Grodnick, Hackbardt, Ruz 
dolf Hallmann, Höhn, Hoppe, Joſeph, Kailer, Karichefiti, 


Klein, Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Kreft, Kruppke, 


Kurowski, Langenau, Lendzion, Leu, Frau Malikowſki, 
Mau, Moritz, Frau Müller, Opitz, Frau Pauls, Plettner, 
Prillwitz, Raap, Raſchke, Rehberg, Frau Richter, Roga⸗ 
lewſti, Rogozinſti, Rohde. Schilke, E. Schmidt, F. Schmidt, 
Schulze, Selow. Frau Dr. Semrau. Spill, Stufowifi, 
Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki, Frau Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Dr. Bing, Bohner, Cie⸗ 
rocki, Dörkſen, Dumont, Friedrich, Geisler, Gerick, Rob. 
Hallmann, Hoog, Jewelowſki, Frau Kalähne, Klawitter, 
Bruno Lemke, Liſchnewſki, Mathieu, Maven, Miſzewſki, 
Dr. Moſsynſki, W. Müller, Neubauer, Philipſen, Pleni- 
kowſki, Rahn, Regier, Siebenfreund, Vollerthun. 


zunehmen; wodurch wiederum den Firmen, die 
Möglichkeit gegeben würde, erſt einmal die kauf⸗ 
männiſche Aktion vorzunehmen und dann den 
Zoll zu bezahlen. Herr Staatsrat Neumann De- 
ſtritt dies. 4 5 $ 

Ich möchte folgende Frage ſtellen: Wie find die 
ziemlich 600 000 Zloty Zollſchulden der Firma 
Berneaud dann entſtanden? Hier ſcheint eine 
Lücke in den Erklärungen des Herrn Staatsrars 
vorzuliegen. Wenn man nicht zuläßt, daß in 
irgendeiner Form Zollſchulden entſtehen, iſt mir 
unklar, wie die Firma Rahn eine Zollſchuld von 
600 000 Zloty von der Firma Berneaud iiber- 
nehmen konnte. Das kann ſich doch nur auf ver- 
gangene Transaktionen jener Firma beziehen. 
Dadurch iſt der Beweis erbracht, daß das Syſtem 
der Zollbehörde falſch iſt und nachgeprüft werden 
muß. Herr Staatsrat Neumann ſchien ſagen zu 
wollen, daß man über das Syſtem der Zollverwal— 
tung nicht ſprechen ſolle. Ich bin der Meinung, 
daß man bei der ganzen Angelegenheit Rahn die 
Verhältniſſe ſo klar wie möglich behandeln muß, 
damit nicht einerſeits etwa Polen gegenüber der 
Danziger Zollverwaltung jetzt ein beſonderes 
Mißtrauen bekommt, und die Geſchäftspraxis an⸗ 
derer Geſchäfte durch den Fall Rahn andererſeits 
auch nicht leidet. Ich halte es deshalb für nor— 
wendig, daß man ſo klar wie möglich das aus— 
ſpricht, was vorgekommen ijt, und verſucht, dieje 
Schäden für die Zukunft zu vermeiden. 

Man ſtelle ſich folgendes vor, und das iſt vom 
Staatsrat Neumann zugegeben worden: Wäh⸗ 
rend im offenen Heringslager wöchentliche bezw. 
monatliche Unterſuchungen vorgenommen wurden, 
bezw. Beſtandsaufnahmen, wurde das Kühlhaus 
überhaupt nicht revidiert, wenigſtens nicht nach 
dem Auguſt vorigen Jahres. Es iſt deshalb nach 
den Erklärungen des Staatsrats Neumann mög⸗ 
lich geweſen, daß der Abg. Rahn aus ſeiner Kühl⸗ 
hauslagerung Warenbeſtände in das offene He- 
ringslager bringen und es ſo auffüllen konnte. 
Zu gleicher Zeit war dann das Kühlhaus leer. 
War es nicht möglich, daß die Zollbehörde darauf 
kam und die Gültigkeit der eidesſtattlichen Er— 


klärung kontrollierte, ob das Kühlhaus nicht in- 
zwiſchen entleert war? War es nicht möglich, bei 
der Reviſion wenigſtens in das Kühlhaus hinein⸗ 
zuſehen und nachzuprüfen, ob der Beſtand vor- 
handen war? Das ift alles unterblieben. Es mö- 
gen Schwierigkeiten beſtehen, die Fäſſer nach den 
Markierungen durchzuſehen. Aber ich weiß, daß 
die Signierungen der Fäſſer am Boden vorgenom— 
men werden. Die Fäſſer können nur auf dem 
Bauch gelagert werden. Es wurde die Signierung 
der Dresdner Bank mit WR 12 und noch einer 
andern Bank mit WR 4 feſtgeſtellt. Es wäre aljo 
eine Leichtigkeit geweſen feſtzuſtellen, ob unter 
den Beſtänden des offenen Lagers ein Teil des 
Lagers der Kühlhalle vorhanden war. Ich möchte 
behaupten, daß die Zollverwaltung gegenüber der 
eidesſtattlichen Erklärung des Abg. Rahn ſehr 
gutgläubig geweſen iſt. Nun kommt etwas hinzu, 
was wir durchaus nicht verſchweigen dürfen. 


Herr Staatsrat Neumann hat es ſo hingeſtellt, als 
wenn nicht er und ſeine Behörde die Schuld an 
[der Gutgläubigkeit trägt, ſondern daß der verant⸗ 


gleichzeitige Bezahlung der Zollforderung heraus⸗ (©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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wortliche Finanzſenator zum Teil mitgearbeitet 
hat. (Hört, hört! rechts.) Jedenfalls habe ich als 
Zuhörer im Rechtsausſchuß das Empfinden ge- 
habt, als wenn bei der Uebernahme der Firma 
Berneaud durch den Abg. Rahn und der gleich⸗ 
zeitigen angeblichen freiwilligen Uebernahme, — 
die man auch noch in Zweifel ſetzen kann, — von 
600 000 Zloty Schulden der alten Firma Berne- 
aud auch ein mit dem Abgeordneten Rahn pe- 
freundeter Senator mitgearbeitet habe. Das it 
reichlich bedenklich, auch wenn der Fall ſo gelagert 
iſt, wie ihn Staatsrat Neumann darſtellt, daß 
dieſe Zollſchuld der Firma Berneaud unter Um- 
ſtänden gar nicht anders hätte eingebracht wer 
den können, und daß man deshalb froh war, einen 
freiwilligen Steuerſchuldner zu bekommen. So 
habe ich die Erklärung des Herrn Staatsrats 
Neumann aufgefaßt. Herr Abg. Schwegmann hielt 
ihm bereits entgegen, daß bei einer offenen Han- 
delsgeſellſchaft der Abg. Rahn als früherer Teil- 
haber ſowieſo haftbar geweſen ſei. Man hat ſich 
aber auf dieſe Vereinbarung eingelaſſen unter 
Mitwirkung eines befreundeten Senators. 


Wenn jetzt eine Unterſuchung durch den Senat 


eingeleitet worden ift, wiederum durch Dr. Kanı- 
niger, jo find dagegen Bedenken geltend zu mu- 
chen, ohne daß ich die objektive Stellungnahme 
des Senators Dr. Kamnitzer in Zweifel ziehen 
möchte. Das tue ich auf keinen Fall, aber ich halte 
es für reichlich bedenklich, daß derjenige Senator, 
der der Behörde dort hineingearbeitet hat, bei der 
Unterſuchung mit tätig iſt. Das auszuſprechen, 
möchte ich als Oppoſitionsvertreter nicht unterlaſ— 
ſen. Ich bin der Meinung, daß wir Herrn Staats⸗ 
rat Neumann für die Erklärungen im Rechts- 
ausſchuß dankbar ſein können. Sie geben darüber 
Klarheit, daß erſtens zum mindeſten die Nicht- 
kontrolle des Kühlhauſes auf Grund einer eides— 
ſtattlichen Erklärung eines Zollſchuldners recht 
zweifelhaft und anfechtbar iſt. Ich bin daher der 
Meinung, daß man in Zukunft derartige Dinge 
unterlaſſen ſoll. Es handelt ſich dabei doch nicht 
um Einnahmen, die nicht nur dem Staate Danzig 
ſondern auch Polen zufließen und bei deren Nit- 
einbringung für Danzig Komplikationen ent⸗ 
ſtehen können. Zum andern ift nach meiner Auf: 
faſſung die Behauptung des Staatsrats Neumann 
nicht richtig, daß man anderen Firmen ſolche Zoll- 
ſchulden nicht geſtundet habe. Anders kann ich 
Mar die Schulden der Firma Berneaud nicht er- 
klären. 

Es muß alſo möglich ſein, Waren aus der Zoll— 
lagerung herauszubringen, ohne ſofort den Zoll 
zu bezahlen, und dann nach Vornahme der Trans- 
aktionen dieſe Zollgelder an den Staat abzufüh⸗ 
ren. Das iſt beſtimmt eine recht zweifelhafte 
Handhabung des Syſtems. Ich bitte, daß man in 
Zukunft Vorwürfe, die eventuell von polniſcher 
Seite kommen könnten, zu vermeiden ſucht. Ich 
halte es drittens für richtig, daß Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer ſofort eine Unterjuhung angeregt hat, ich 
halte es aber nicht für einwandfrei, daß derjelbe 
Senator, der ſeinerzeit die Vereinbarungen mit 


der Firma Rahn getroffen hat, dieſer Verhand⸗ Jahr wu 
; diurch die wahnſinnige Inflation die Vernichtung 
des Kapitals dieſer Leute eine vollſtändige. Je⸗ 


lungsführer it, -o 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 


dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗denfalls wußte niemand mehr, ‚ob. und was er 
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chung. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Druckſache Nr. 985 bezw. den Bericht in Druck⸗ 
ſache Nr. 987. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt angenommen. Ebenſo darf ich wohl auch 
den Antrag Druckſache Nr. 986, gemäß dem Be- 
richt in Druckſache Nr. 988 als angenommen er⸗ 
klären, es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe nunmehr 
Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
Antrag des Abg. Lemke u. Gen. auf 
Vorlage eines Kleinrentnerfürſorgegeſetzes. 
Druckſache Nr. 982. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
W. Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (Miu. G. P.): 
M. D. u. H.! Zu dieſem Antrag möchte ich zunächſt 
bemerken, daß die Preſſe ihn richtig bezeichnet har, 
indem ſie ſagte „Notſchrei der Kleinrentner und 
Mahnung an Regierung und Volkstag.“ Ich 
werde mir erlauben, dieſen Antrag in Beziehung 
auf Moral und Recht zu begründen. Zunächſt muß 
ich darauf zurückkommen, daß in der Sitzung an 
11. Dezember vorigen Jahres die Regierung eine 
Senatserklärung abgab. Ich greife die Regierung 
nicht gern an; denn bei jeder Regierung, mag fie 
rechts oder links gerichtet ſein, ſetze ich voraus, 
daß fie das Beſte will. Ich muß aber mein auker- 
ordentliches Befremden erklären, daß die Regie— 
rung eine ſolche Senatserklärung hier gegeben 
hat. Hätte ich das am 11. Dezember bereits genau 
gehört, dann hätte ich ſofort dagegen Stellung ge— 
nommen. Ich mache auch nicht etwa den Herrn De— 
zernenten der ſozialen Angelegenheiten allein ver— 
antwortlich, ſondern den ganzen Senat, und es 
ſoll ihm ſchwer werden, mich zu widerlegen. (Abg. 
Opitz: Das Schimpfen nützt nichts, Herr Lemke!) 
Der Herr Senator Dr. Wiercinſki ſagte, daß er 
im Namen des Senats eine Erklärung abzugeben 
hätte. Er fuhr dann fort: „Der Senat hat erft un- 
längſt in Uebereinſtimmung mit der Entſchließung 
des Volkstags vom 30. Oktober 1929 Maßnahmen 
getroffen, durch die die Notlage der Kleinrentner 
gelindert worden iſt.“ M. D. u. H.! Gegen dieſe 
Feſtſtellung erhebe ich Proteſt. Es iſt nicht der 
Fall. Dieſe Auslaſſung iſt nicht nur irrig, ſie iſt 
auch irreführend. Dieſe Behauptung kann nur da 
Eindruck machen, wo man ſie oberflächlich, gedan⸗ 
kenlos oder gleichgültig hinnimmt. M. D. u. H.! 
Es iſt nicht der Fall geweſen, was hier ſozuſagen 
als ein Vorſpiel für die weitere Erklärung der 
Regierung gegeben worden iſt. Es wurde geſagt: 
„Die Not der Kleinrentner iſt gelindert.“ Ich for⸗ 
dere vom Senat, daß er das beweiſt. Dazu iſt er 
nicht in der Lage, niemals! 

Da das im Anſchluß an die Fürſorgebeſtim⸗ 
mungen geſagt wurde, ſo möchte ich zunächſt fol⸗ 
gendes erwähnen: Das Fürſorgegeſetz vom 
Februar 1923 iſt zu einer Zeit entſtanden, als 
noch niemand der ſpäter beraubten Kapitalrentner 
wußte, wie ſich die Geſchicke für ihn geſtalten wür⸗ 


den. Dazu waren die meiſten noch in der Anſicht 


befangen, daß der größte Teil des Kapitals ihnen 
erhalten bleiben würde. Das iſt im Laufe des 
Jahres 1923 aber anders geworden. Da wurde 


(9 
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(A) beſitze. Das Kleinrentnerfürſorgegeſetz, wie es da⸗ 


(B) 


Volkstag Danzig 114. Sitzung. Mittwoch, den 29. Januar 1930. 


2113 


(Lemke, W., Abgeordneter) 


mals geſchaffen wurde, wurde getätigt, weil man 
noch nicht wußte, wer da hineinkäme. Da prägte 
man den Ausdruck „Kleinrentner“. Da wollten die 
Sozialdemokraten, daß die Kleinrentner mit 1000 
Mark Spareinlagen auch in die Fürſorge hinein⸗ 
kämen. Das iſt natürlich nachher nicht geſchehen, 
das Geſetz wurde anders. Den Ausdruck „Klein⸗ 
rentner“ hat man beibehalten, obgleich damals, 
als man das Fürſorgegeſetz ſchuf, kein Menſch 
daran dachte, daß dieſe verhältnismäßig großen 
Kapitalbeſitzer auch einmal zum Proletariat her⸗ 
abgedrückt würden. Das hat damals kein Menſch 
geglaubt. Man hat niemals gedacht, daß man den 
Wahnſinn ſoweit treiben könnte, daß man eine 
Billion Mark gleich eine Goldmark ſetzte. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Dies Geſetz iſt alſo unter ganz 
anderen Umſtänden entſtanden, ebenſo auch unſer 
Geſetz vom 23. Februar 1923. Es wurde zu einer 
Zeit geſchaffen, wo viele der heutigen ſogenann⸗ 
ten Keinrentner noch verhältnismäßig vermö— 
gende Leute waren. 

Nun komme ich zum Rückgriff. Die Sache hat 
damit auch einen Haken. Ich kenne drei Entſchei— 
dungen, und zwar zwei des Reichsgerichts und 
eine des Kammergerichts. Die zwei Reichsgerichts— 
entſcheidungen ſtellten ſich auf den Standpunkt, 
daß die Wohlfahrtsämter berechtigt wären, den 
Rückgriff zu machen. Dann kam das Kammerge— 
richt und entſchied ſchon etwas gegen das Reichs⸗ 
gericht, indem es ſagte, das Reichsgericht habe in 
den beiden Entſcheidungen die Begründung aus 
den Geſetzen hergeleitet, das ſei kein Geſetz. Mit 
dieſer Einſchränkung hat das Kammergericht alſo 
auch zugunſten der Wohlfahrtsämter entſchieden. 
Im November vorigen Jahres iſt aber das Ge— 
genteil eingetreten. Ich habe das Urteil hier, 
kann es aljo gleich beweiſen. In der Berufungs⸗ 
inſtanz und vorher iſt entſchieden worden, daß das 
Reichsgericht in den beiden Prozeſſen, das Kam- 
mergericht in dem einen Prozeß ein Fehlurteil 
gemacht hat und eine Fehlbegründung gegeben. 
Das letzte Urteil lautet dahin, daß der Rückgriff 
verfaſſungswidrig und geſetzwidrig ſei. Darauf 
könnte man erwidern, verfaſſungswidrig, darüber 
haben ſie geſchwiegen, geſetzwidrig iſt es nicht; 
denn wir haben ein Geſetz gemacht, wonach der 
Rückgriff in den Ausführungsbeſtimmungen gez 
ſetzlich genehmigt iſt. Das wäre Recht. 
das Urteil, das nun in allen Inſtanzen ergangen 
iſt, ſagt, wenn das der Fall iſt, dann mußte auch 
der Geſetzgeber das frühere Geſetz aufheben. Das 
iſt nicht geſchehen. Infolgedeſſen gilt das Geſetz 
von früher voll und ganz, und das, was in den 
Ausführungsbeſtimmungen beſchloſſen worden iſt, 
ift nicht anzuwenden. In den Urteilen ift auch noc 
geſagt, daß ſchon die Verfaſſung die Fürſorge für 
Notleidende vorſchreibt, allerdings nicht für das, 
was über die Notlage hinausgeht. Aber man ver- 
meint das Rückgriffsrecht und jagt, es iſt verfa- 
ſungs⸗ und geſetzwidrig. 

Noch folgendes: Die Fälle ſind vorgekommen, 
daß man ſagte, wenn der Betreffende nicht einen 
Verpfändungsrevers unterſchreibe, erhalte er keine 


Aber 


in den Paragraphen der Nötigung hineinſpielt, 
daß alſo eine Handlung begangen wird, die ſtraf⸗ 
würdig iſt. Ich habe nicht die Abſicht, deswegen 
herumzuſtänkern. Ich will, wie ich betonte, der 
Regierung keinerlei Schwierigkeiten machen. Aber 
ich habe die Pflicht, daß ich das, was ich weiß, 
auch dem Gremium des Volkstages unterbreite; 
denn das iſt meine Pflicht und Schuldigkeit. (Sehr 
richtig! links.) 


Jetzt komme ich zu Betrachtungen über das 
Reichsgericht. Das Reichsgericht hat am 28. No- 
vember 1923 ein Urteil gefällt, in dem es ſagte, 
daß Mark nicht gleich Mark ſei. Dies Urteil wurde 
in der Preſſe und von denen, die nur oberflächlich 
denken, als eine res sacra oder opinio sacra De- 
trachtet und als berühmt bezeichnet. Ich nenne 
das Urteil ein berüchtigtes Urteil, trotzdem es ge— 
ſagt hat, Mark nicht gleich Mark. Das Reichsgericht 
hat dann gejagt, daß nach § 242 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches geurteilt werden ſoll, und hat den 
§ 607 des Bürgerlichen Geſetzbuches verſchwiegen. 
Hier ſind auch Juriſten anweſend, Volljuriſten, die 
genau willen, daß der § 607, wie er in unjerem 
Bürgerlichen Geſetzbuch ſteht, in den Geſetzbüchern 
aller Kulturſtaaten zu finden iſt. Sie finden ihn 
auch im römiſchen Recht. Es heißt dort, daß 
in quanto et quali zurückgegeben werden Joll und 
non ad bene placitum. Es iſt alſo ganz klar er⸗ 
wieſen, daß man nicht einfach den § 607 unter den 
Tiſch fallen laffen darf, um dann den 8 242 zur 
Geltung zu bringen. 


M. D. u. H.! Recht und Gerechtigkeit, Treu 
und Glauben, ſind ſtarre Begriffe, die man nicht 
aufwerten kann. Wenn das Reichsgericht ſagt, es 
ſei nach Treu und Glauben mit 25 Prozent oder 
einer anderen Ziffer aufzuwerten, ſo iſt das in 
meinen Augen Unſinn. Ob das Reichsgericht es 
ſagt oder jemand anders, iſt gleich, es iſt falſch 
und unrichtig. Ich möchte den Referendar ſehen, 
der beim Neferendareramen davon ſprechen 
wollte, daß Treu und Glauben aufgewertet weı- 
den könnten. Der fällt glatt durch. Leider haben 
wir um unfer Vermögen Gebrachte ja keine Breite 
in Danzig. Die kleinen Blätter, die hier exiſtieren, 
ſind nicht maßgebend. Ich will Ihnen jetzt etwas 
vorleſen; die Kenntnisgabe wird Sie ſicher in Er⸗ 
ſtaunen ſetzen: „Die im deutſchen Zeitungsver- 
legerverein verbündete deutſche Preſſe hat fih ver- 
pflichtet, jede Erwähnung der Inflation und 
Aufwertung zu unterlaſſen, um den Opfern der 
Inflation jede Hoffnung auf Wiedergutmachung 
des Unrechts zu nehmen.“ (Abg. Hohnfeldt: Hörr, 
hört!) M. D. u. H.! Was ſagen Sie dazu? Ich 
habe es nicht für möglich und wahr gehalten und 


ch habe mich ſofort an jemand gewandt, der für eine 


der größten und bedeutendſten Zeitungen Deutſch⸗ 
lands verantwortlich iſt. Ich will Ihnen ſagen, 
was er ſchreibt. „Auf die Frage, die Sie mir vor⸗ 
gelegt haben, bedaure ich eine Antwort nicht ge- 
ben zu können. Sollte ein derartiger Beſchluß 
vorliegen, würde ein anſtändiger Journaliſt ver⸗ 
ſchwiegen bleiben.“ Meine Herrſchaften, daraus 
können Sie alles entnehmen. Von der Danziger 


Rente. Ich habe mir die Mühe gemacht, verſchie⸗ Preſſe weiß ich nicht, ob fie fih auch verpflichtet 


dene Juriſten darüber zu befragen. 


Alle ohne hat. Es iſt möglich, ich will ſie damit nicht ver⸗ 


Ausnahme haben erwidert, daß dies Verfahren letzen. ht 


— 
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Dann möchte ich noch etwas ſagen, und das 
wird beſonders die linke Seite des Hauſes inter⸗ 
eſſieren. Im Dezember hat eine große Arbeiter- 
und Erwerbsloſenverſammlung in England ſtatt⸗ 
gefunden. In dieſer Verſammlung hat der füh⸗ 
rende Mann unter anderem folgendes gejagt: 
„Wie eine Regierung die eigenen Bürger durch 
Betrug zu Bettlern macht, dieſen Weg hat Deutſch— 
land der Welt gezeigt.“ Ja, das iſt charakteriſie— 
rend (Abg. Opitz: War das Macdonald?) Es 
tut mir leid, ich kann Sie nicht verſtehen. 

Zu dem Rentnerverſorgungsgeſetz muß ich fol- 
gendes ſagen: Zunächſt einmal was der Abgeord— 
nete Eſſer des Deutſchen Reichstags und Vor— 
ſitzende des ſozialpolitiſchen Ausſchuſſes geſagt 
hat: „Ich faſſe den Beſchluß des ſozialpolitiſchen 
Ausſchuſſes dahin auf, daß den Kleinrentnern der 
geſetzliche Rechtsanſpruch auf geſetzliche Verſor— 
gung zuſteht.“ So hoffe ich, daß auch hier das 


Zentrum ſich darauf einſtellt. Dann haben auch 


die kirchlichen Behörden dazu erneut Stellung ge— 
nommen, und zwar die meiſten Landesverbände. 
Der evangeliſche Kirchenausſchuß, unterzeichnet 


Präſident Dr. Kappler, hat folgendes gejagt: „Bei o che Wich 3 
(Nicht, daß in dieſem Zuſamenhang das ganze Auf— 


dieſer Sachlage hat der deutſche evangeliſche Kir— 
chenausſchuß bei ſeiner Sitzung am 28. und 29. 
November des Jahres 1929 in Wiederaufnahme 


ſeines ſchon mehrfach vor der Reichsregierung und 


der Oeffentlichkeit vertretenen Standpunktes be— 


ſchlußmäßig ausgeſprochen, daß er aus rechtlichen, 


humanen und moraliſchen Gründen für dringend 
notwendig erachte, daß durch ein Kleinrentner— 
verſorgungsgeſetz die Kleinrentnerhilfe endlich 
aus der allgemeinen Fürſorge herausgenommen 
und den Geſchädigten mindeſtens ein Rechtsan— 
ſpruch auf Entſchädigung gegeben werde.“ Ich 
habe noch ſehr viele andere Aeußerungen von 
evangeliſchen Landesverbänden, dann aber auch et- 
was für das Zentrum. Da hat der Kardinal Faul- 
haber jetzt wieder geſprochen, und zwar hat er das 
öffentlich geſagt: „Ich habe niemals ein Hehl dar— 
aus gemacht, zu erklären, wie es im kleinen Haus- 
halt ſittliches Gebot iſt, zuerſt die alten Schulden 
zu bezahlen, bevor man Neuanſchaffungen macht, 
ſo müßten nach meiner Auffaſſung im großen 
Reichshaushalt zuerſt die Schulden an diejenigen 
bezahlt werden, die in der Stunde der Not dem 
Vaterlande ihre Sparpfennige geopfert haben.“ 
Ich habe noch mehr Ausſprüche von anderen. Ich 
will Ihnen ſagen, daß der Erzbiſchof von Freiburg 
ſeiner Zeit auch an mich geſchrieben hat und ge— 
nau dasſelbe erklärt, ebenſo der Biſchof von Lim— 
burg. Dieſer jagt: „Wenn man kein Geld hat, ſoll 
man das ehrlich bekennen, daß man nicht bezahlen 
tann und ſoll zuſichern, daß man dann bezahlt 
und allmählich bezahlt, wenn es auch lange dauert, 
wenn man wieder zu Geld kommt.“ Das wäre der 
Rechtsanſpruch, der gefordert wird. 

M. D. u. H.! Sie ſehen alſo, daß ſich auch die 
Kirche, wenn auch verhältnismäßig ſpät, dafür 
einſetzt, und für die Belange, die wir erkämpfen 
wollen, auch mitkämpft. Ich ſpreche an dieſer 
Stelle noch der Frau Abg. Kalähne für die gute 
Unterſtützung, die ſie mir am 11. Dezember mit 
ihrer Rede gegeben hat, meinen Dank aus. Ich 
hätte ja ebenſo gern geſehen, wenn Frau Abg. 
Richter hier ans Pult gekommen wäre und auch 
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ein paar Worte geſprochen hätte. Das geſchah. 
leider nicht, ich habe aber nicht die Abſicht, ſie da⸗ 
durch kränken zu wollen. 

Ich bitte Sie, m. D. u. H., den Antrag, den 
wir geſtellt haben, anzunehmen. Zeigen Sie doch, 
daß Sie alle Ehre im Leib haben. Ich will mit 
den Worten ſchließen, die Schiller in feiner Yung- 
frau von Orleans ſagt: „Nichtswürdig iſt die 
Nation, die nicht ihr Alles freudig ſetzt an ihre 
Ehre.“ 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen. 

Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! 
Der Senat iſt nicht in der Lage, (Heiterkeit bei 
den Kommuniſten) von der Stellungnahme, die er 
ſchon mehrfach zum Ausdruck gebracht hat, ſowohl 
hier im Plenum wie im Sozialen Ausſchuß, abzu⸗ 
gehen. Die Stellungnahme geht dahin, daß, jo- 
lange in Deutſchland in dieſer außerordentlich 
wichtigen und prinzipiellen Frage die Materie 
nicht geregelt ift, es Danzig auch nicht möglich ijt, 
hierin Schritte zu unternehmen. Gerade die außer— 
ordentliche Wichtigkeit der Frage und die Mus- 


wertungsproblem wieder aufgerollt wird, läßt es 
durchaus notwendig erſcheinen, das Vorgehen 
Deutſchlands abzuwarten. Die beantragte Rege— 
lung würde zweifellos nicht nur in prinzipieller, 
ſondern auch in finanzieller Hinſicht außerordent— 
lich weitgehende Wirkungen haben. Ein ſolches 
Kleinrentnerverſorgungsgeſetz, das doch zweifellos 
die Schaffung eines Rechtsanſpruches je nach der 
Höhe des verlorengegangenen Kapitals zum Ge— 
genſtand hätte, würde natürlich finanziell ganz 
andere Laſten mit ſich bringen, als jetzt das reine 
Fürſorgegeſetz. Der Senat ſteht alſo auch auf dem 
Standpunkt, daß z. Zt. der Augenblick noch nicht 
gekommen iſt, ein ſolches Geſetz einzubringen. Ich 
bitte deshalb, den Antrag abzulehnen. (Abg. W. 
Lemke: Ich beantrage Beſprechung!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 


Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Der 
Herr Regierungsvertreter hat ſich, wie es auch im 
Antrag ſteht, darauf bezogen, daß vor einem drei- 
viertel Jahr ein Beſchluß des Volkstags erging, 
daß in Danzig erſt dann ein Kleinrentnerfürjorges 
geſetz geſchaffen werden ſolle, wenn eine derartige 
Regelung auch in Deutſchland vorgenommen fer. 
Mit andern Worten deckt man ſich dahinter, daß 
der Deutſche Reichstag etwas tut oder nicht tut. 
Wenn dann geſagt wird, der jetzige Zeitpunkt er⸗ 
ſcheine noch nicht opportun, eine ſolche Regelung 
in Angriff zu nehmen, ſo bitte ich zu bedenken, daß 
die Kleinrentnerkreiſe, für die man eintritt, bis 


zu dem Zeitpunkt, da die Behandlung des Klein- 
rentnerfürſorgegeſetzes dem Senat opportun ev: 
ſcheint, längſt geſtorben ſein können. (Abg. W. 
Lemke: Sehr richtig!) Infolgedeſſen müßte jeden⸗ 
falls jeder, der gerecht denkt, dem Abg. Lemke 
dankbar ſein, daß er den Antrag auf Schaffung 
des Kleinrentnerfürſorgegeſetzes erneut einge— 
bracht hat. Es geht nicht an, ſich ſo zu verhalten 
wie jener Verbrecher, der verurteilt werden follte 
und ſagte: „Ich werde verurteilt und der andere, 
der das vor einem halben Jahre gemacht hat, 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

nicht.“ Wir ſagen, es wäre ganz gut, wenn man 
in Danzig dem Deutſchen Reiche mit einem guten 
Beiſpiel zuvorkommt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort zu einer perſönlichen Erklärung 
hat der Herr Abg. Rehberg. 

Rehberg, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr 
Abg. Schulze hat mir in meiner Abweſenheit, wie 
mir geſagt wurde, 500 Gulden in die Taſche ge⸗ 
mogelt. Wie er das fertig bringt, weiß ich nicht. 
Ich habe dazu folgendes zu erklären. In der Ge— 
meinde Bürgerwieſen wurde ich lediglich als 
Sachverſtändiger von der Gemeindevertretung zu— 
gezogen, um die Gebäude, die ſie kaufen wollte, 
nach dem Werte abzuſchätzen. An den Verhandlun⸗ 
gen über den Kauf habe ich ſelbſt überhaupt nicht 
teilnehmen können und auch nicht teilgenommen, 
weil das Sache der Gemeindevertretung Bürger: 
wieſen war. Die Behauptung ift aljo ein großer 
Schwindel. Sollte fie hier wiſſentlich ausgeſpro⸗ 
chen ſein, ſo kann man für derartige Charaktere, 
die ſolchen Schwindel vorbringen, nur einen Ekel 
haben. (Abg. Hohnfeldt: Zu Punkt 5 beantrage 
ich Ueberweiſung an den Ausſchuß!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
geſtellt die Druckſache Nr. 980 dem Sozialen Mus- 
ſchuß zu überweiſen. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, fiH zu erheben. — Das ift die Prinder- 
heit, die Ausſchußüberweiſung iſt abgelehnt. (Abg. 
Hohnfeldt: Bitte um die Gegenprobe, es wäre 
Stimmenthaltung möglich!) Wer gegen die Wus- 
ſchußüberweiſung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Antrag ſelbſt in Druckſache Nr. 
982. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
glaube, es iſt verabredet worden, um 7 Uhr zu 
ſchließen. Ich bitte aber, die eine Eingabe des Ta⸗ 
gesordnungspunktes Nr. 7, die fiH unter der lau- 
fenden Nummer 6 befindet, noch einmal an den 
Ausſchuß zurückzuverweiſen, da nach der Beratung 
und dem Beſchluß des Ausſchuſſes geſtern eine er- 
neute Eingabe an den Volkstag gekommen iſt. Ich 
halte es als Berichterſtatter für recht und billig, 
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daß man die Sache noch einmal behandelt, und (O) 


bitte daher, die Eingabe herauszuziehen und ſie 
nochmals an den Ausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig iſt der Antrag erſt zuläſſig, wenn die Ein⸗ 
gaben aufgerufen ſind, Sie könnten dann den An⸗ 
trag wiederholen oder wir müßten jetzt noch die 
Eingaben erledigen. Es wäre ſehr praktiſch, daß 
wir die Eingaben, die bereits einige Male auf der 
Tagesordnung gejtanden haben, heute noch zur 
Erledigung bringen. Im übrigen wollte ich Ver: 
tagung vorſchlagen. Wenn das Haus einverſtan⸗ 
den ijt, behandeln wir noch die Eingaben. Wider- 
ſpruch erhebt fih nicht; es ift jo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Drucksache Nr. 976 und 
Nr. 984. 

Dazu liegt der geſchäftsordnungsmäßige Antrag 
vor, die Eingabe Nr. 485, Ziffer 6 der Druckſache 
Nr. 976 betr. Erwerbsloſenunterſtützung an den 
Ausſchuß zurückzuverweiſen. Wer dafür iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es 
iſt ſo beſchloſſen. Weitere Abänderungsanträge 
liegen zu den Eingaben nicht vor. Ich ſtelle feſt, 
daß ſie den Ausſchußanträgen entſprechend ange— 
nommen ſind und ſchlage nunmehr vor, die Sitzung 
auf nächſten Mittwoch, den 5. Februar, nachmit⸗ 
tags 3,30 Uhr mit der Tagesordnung Reſt von 
heute zu vertagen und den Herrn Präſidenten zu 
ermächtigen, noch weitere Punkte auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): Ich bitte, 
die Ermächtigung des Präſidenten einzuſchrän⸗ 
ken, daß er, wenn er die Tagesordnung ergänzt, 
die neu auf die Tagesordnung zu ſetzenden Punkte 
an den Schluß fegt, damit unſere Großen Anfra⸗ 
gen, die fünf oder ſechs Mal auf der Tagesord- 
nung geſtanden haben, und nicht erledigt wurden, 
endlich zur Beratung kommen. Sie ſollen alſo vor— 
weg genommen werden und der Herr Präſident ſoll 
die Ermächtigung erhalten, die weiteren Punkte 
anzufügen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich glaube, daß 
darüber Einigkeit beſteht; es iſt demgemäß be— 


ſchloſſen, ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. i 

Am Regierungstiſch: Senatoren: Dr. Althoff, 
Arczynſki, Dr. Kamnitzer; Oberregierungsrat 
Mundt. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 115. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem hohen Hauſe 
mitzuteilen, daß an Stelle des verſtorbenen Herrn 
Abg. Miſzewſki, Herr Bernard Switala neu als 
Abgeordneter in das Haus eingetreten iſt. Iſt 
Herr Switala ſchon anweſend? Das iſt nicht der 
Fall. Ich rufe nun den 1. Punkt der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Verbeſſerung der Lage der Landarbeiter. 

Druckſache Nr. 983. Das Wort zur Begrün— 
dung hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wie bekannt, 
laufen am 31. März dieſes Jahres die Tarife für 
die Landarbeiter ab. Leider haben bis heute die 
Führer des Deutſchen Landarbeiter-Verbandes 
noch nicht dazu Stellung genommen, ſondern war- 
ten, wie in jedem Jahr, auf den „guten“ Schlich— 
ter, der wiederum für die geſamten Landarbeiter 
ſolch einen Schandtarif wie in den vergangenen 
Jahren fällen ſoll. Dieſe Schlichter, die vom Se— 
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nator Arczynſki eine lobende Anerkennung erhiel— 


ten, werden ſich, wie in jedem Jahr, wieder auf 
die Seite des kapitaliſtiſchen Staates, auf die 
Seite der Großagrarier ſtellen. Anders denken 
aber die Landarbeiter über die geſamten Tarif— 
verhandlungen. Die Landarbeiter haben zu den 
Schlichtern kein Vertrauen mehr. Sie wiſſen, daß 
der Schlichter immer wieder gegen die geſamte 
Landarbeiterſchaft ift. Sie haben auch kein Ver- 
trauen mehr zu den ſogenannten Führern des 
Landarbeiterverbandes Rehberg und Wierſchowſki. 
Sie wiſſen ganz genau, daß ſie alle im Intereſſe 
der Großagrarier und des kapitaliſtiſchen Staates 
arbeiten. Gleichzeitig erkennen die Landarbeiter 
aber, daß es ihnen von Jahr zu Jahr ſchlechter 
geht, und daß ſie mit ihren Familien immer mehr 
dem Elend preisgegeben find. Für die Landar— 
beiter entſteht die Frage, daß es ſo nicht mehr 
weiter gehen kann, ihre Parole heißt entweder 
Untergang oder Freiheit. 

Aus dieſem Grunde haben die Landarbeiter 
ihr Geſchick ſelbſt in die Hand genommen und die 
Kommuniſtiſche Volkstagsfraktion in erſter Linie 
beauftragt, dem Volkstag einen Antrag vorzule— 
gen betreffs Verbeſſerung der Lage der geſamten 
Landarbeiter. Als die Landarbeiter ihren Kampf- 
aufruf veröffentlichten, war es die „Volksſtimme“, 
die in einem Artikel erklärte: 

In der „Danziger Arbeiterzeitung“ vom vergan⸗ 
genen Freitag iſt ein Aufruf erſchienen, von dem man 
nicht weiß, ob er wirklich nur von unverſtändigen 
Leuten, oder von bezahlten Agenten der Arbeitgeber 
hergeſtellt worden iſt. In dieſem Aufruf werden die 
Forderungen der ſogenannten Gewerkſchaftsoppoſition 
u. a. Achtſtundentag und Bauarbeiterlöhne für Land⸗ 
arbeiter geſtellt, außerdem eine Reihe anderer Forde— 
rungen, die nur durch die geſetzgebende Körperſchaft 
behandelt werden können, Erhöhung der Invaliden⸗ 
rente, Erhöhung des Tariflohnes, Abſchaffung der 
Landkrankenkaſſe. Als Forderung wird ſchließlich auch 


gemeinſamer Kampf mit den unorganijierten Qand- 
arbeitern erhoben. 


Wenn die „Volksſtimme“ hier ſchreibt, daß eine 
Reihe dieſer Forderungen Aufgabe der geſetzgeben— 
den Körperſchaften iſt, ſo iſt allen Abgeordneten 
bekannt, daß wir ſchon im vergangenen Jahre 
einen Antrag einreichten. Da waren es die Par⸗ 
teien von den Sozialdemokraten bis zu den 
Deutſchnationalen, die unſern Antrag ablehnten, 


der das verlangte, was die Landarbeiter jetzt er⸗ 


neut wieder fordern. Wenn weiter in dieſem Ar- 
tikel erklärt wird, daß diejenigen, die dieſen Auf⸗ 
ruf unterſchrieben haben, bezahlte Agenten der 
Großagrarier find, jo glaube ich, daß kein Qand- 
arbeiter darauf hineinfällt. Denn wenn die 
Großagrarier die Landarbeiter dafür bezahlen 
ſollten, wären ſie verrückt. Sie wiſſen ganz genau, 
daß die Landarbeiter bereit ſind, für ihre Forde— 
rungen zu kämpfen. 

Aber das ſchlimmſte für die Sozialdemokratie 
und die reformiſtiſchen Gewerkſchaftsführer iſt, daß 
ſich die Landarbeiter mit Abſcheu von ihnen wen— 
den, daß die Landarbeiter erkannt haben, daß ſie 
nicht mehr Herrn Rehberg oder Herrn Wierſchowſki 
nachlaufen können, wenn ſie ihre Lage verbeſſern 
wollen. Deshalb iſt dieſen Herren insbeſondere 
der Kampfaufruf auf die Nerven gefallen. Es 
kann vielleicht auch ſein, daß die Großagrarier den 
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(Langnau, Abgeordneter) 

Herren Rehberg und Wierſchowſki eins auf den 
Kaſten gegeben haben, weil ſie es nicht verſtehen, 
die Landarbeiter für ſich einzufangen, und die 
Landarbeiter nicht mehr ihre geduldigen Schafe 
ſind. Sie haben es verſtanden, in der „Volks⸗ 
ſtimme“ und im Mitteilungsblatt gegen die Schäd- 
linge in der Landarbeiterbewegung Stellung zu 
nehmen. Jetzt können Sie ja beweiſen, daß Sie 
für die Intereſſen der geſamten Landarbeiter ein- 
treten. Aber wir werden ja ſehen, daß Sie erneut 
unſern Antrag ablehnen werden. 

Wir verlangen in unſerm Antrag nur das, 
was der Deutſche Landarbeiter-Verband feit Jah- 
ren auf dem Papier geſchrieben hat, das, was die 
geſamten Landarbeiter ſeit Jahren verlangen. 
Wenn man erklärt, daß dies unerfahrene Leute 
ſeien, ſo ſage ich, daß dieſe unerfahrenen Leute 
zum Teil ſchon feit 1906 gewerkſchaftlich organi- 
ſiert ſind, und daß dieſe unerfahrenen Leute ſogar 
vom Landarbeiter-Verband ein Ehrendiplom er- 
halten haben, weil ſie ihre Kräfte im Intereſſe 
des Landarbeiter-Verbandes eingeſetzt haben. Das 
ſchlimme dabei iſt, daß man erklärt, die Oppoſition 
wolle mit den unorganiſierten Landarbeitern zu— 
ſammen arbeiten. Nehmen Sie doch einmal das 
Statut des Deutſchen Landarbeiter-Verbandes zur 
Hand. Dort ſteht ſchwarz auf weiß, daß man mit 
den Unorganijierten zuſammen arbeiten ſoll, man 
ſoll nicht gegen ſie ſein; denn dieſe Leute ſeien nicht 
aus Böswilligkeit oder Unerfahrenheit Nichtmit⸗ 
glieder des Landarbeiter-Verbandes. Auf der 
einen Seite erklären Sie das und auf der anderen 
Seite wieder etwas anderes. Daher wollen wir 
heute mit unſerem Antrag noch einmal der Oef— 
fentlichkeit zeigen, daß Ihre Worte unehrlich ſind, 
daß Sie nicht gewillt ſind, für die Intereſſen der 
Landarbeiter einzutreten. 

Wir verlangen in unſerm Antrag Druckſache 
Nr. 983, daß in erſter Linie für die Landarbeiter 
auch der Achtſtundentag Geſetz wird. Dies ijt 
möglich. Wir ſehen, daß auf dem Lande im Som— 
mer und Winter ſtets Arbeitsloſe da ſind, ſo daß 
es gut möglich iſt, mit den jetzigen Kräften aus⸗ 
zukommen. Die Landarbeiter haben aus dieſem 
Grunde das Recht, den Achtſtundentag zu verlan⸗ 
gen. Weiter müſſen ſie das Recht haben, einen 
freien Tag zu bekommen, wenn ſie ſechs Tage ge— 
arbeitet haben. Jetzt arbeitet der Arbeiter manch— 
mal 14 Tage, ohne daß er einen freien Tag hat. 
Hier muß Abhilfe geſchaffen werden. Ferner ſtel— 
len wir eine alte Forderung wieder auf: Abſchaf— 
fung des Deputates. Der Landarbeiter ſoll den 
Lohn erhalten, den der Bauhilfsarbeiter bekommt. 
Denn jedem wird es klar ſein, daß es dem Land— 
arbeiter nicht möglich iſt, mit den Hungerpfen— 
nigen, die er bekommt, ſein Leben zu friſten. Es iſt 
Aufgabe des Staates, endlich dafür einzutreten, 
daß in dieſer Beziehung eine Beſſerung eintritt. 
Die jungen Arbeiter, die zum Teil dieſelbe Arbeit 
leiſten wie die Erwachſenen, erhalten zum Teil 
pro Tag 50 bis 60 Pfennig. Das beweiſt, daß 
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ns jo ſchnell wie möglich eine Regelung erfolgen 
muß. 

Dann weiter der Urlaub. Im Tarif ift ent- 
halten, daß der Arbeiter Urlaub beanſpruchen 
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[kann, aber nicht um fi zu erholen, ſondern zur 
Beſorgung ſeiner eigenen Wirtſchaft. Wir verlan— 
gen, daß der Arbeiter 8 Stunden am Tage arbei— 
tet, und daß es ihm nach der 8-ſtündigen Arbeits⸗ 
zeit noch möglich fein muß, in feiner eigenen Wirt- 
ſchaft etwas zu beſorgen. Die Urlaubstage müſſen 
gänzlich zur Erholung da ſein, damit der Arbeiter 
neue Kräfte ſammeln kann. Ferner verlangen 
wir, daß bei einem Streik der Landarbeiter die 
Techniſche Nothilfe nicht eingeſetzt wird, gleich— 
zeitig auch nicht die Schutzpolizei. Bei jedem 
Streik auf dem Lande haben wir geſehen, daß die 
Schupo aufs Land kam und die Arbeiter provo— 
zierte, ja man hat ſie dann ſogar ins Zuchthaus 
geworfen. Wir ſehen ſchon, daß man im kleinen 
angefangen hat, beſonders in Stutthof. Dort hat 
man den Belagerungszuſtand verhängt. Man hat 
es den Arbeitern in Stutthof verboten zu demon— 
ſtrieren. 

Ein altes Uebel im Landarbeitertarif find die 
Wohnungen. Hier verlangen wir klipp und klar, 
daß der Senat die Werkwohnungen unter das 
Wohnungs⸗Zwangswirtſchaftsgeſetz ſtellt; denn ſo, 
wie es augenblicklich auf dem Lande gehandhabt 
wird, geht es nicht weiter. Es heißt auch im 8 3 
Abſatz 14 des Landarbeitertarifs: „Benutzung der 
Wohnungen. Der Deputant darf die ihm zuge— 
wieſene Wohnung nur für ſich und ſeine Familie 
benutzen und nicht fremden Perſonen Wohnrecht 
gewähren. Vorübergehender Beſuch kommt hier— 
bei nicht in Frage.“ Wer entſcheidet das aber? 
Das entſcheidet der Großagrarier. Dem Land— 
arbeiter iſt nicht einmal die Möglichkeit gegeben, 
vielleicht einen guten Freund, einen Genoſſen, zu 
beherbergen, weil er ſich dann des Tarifbruches 
ſchuldig macht. Die Herren Genoſſenſchaftsführer 
wiſſen das alles, aber wenn ſie Senator geworden 
ſind, erklären ſie noch: „Die Schlichter haben ihre 
Sache gutgemacht, den Schlichtern gebührt unjere 
Anerkennung.“ 

Gleichzeitig muß endlich die Kinderlohnarbeit 
auf dem Lande verboten werden. Ich erinnere 
daran, daß ſchon im Jahre 1928 die kommuniſtiſche 
Volkstagsfraktion einen Antrag eingereicht hat. 
Leider hat man es nicht verſtanden, dieſen Antrag 
zu behandeln, ſondern man hat ihn ruhig im Aus⸗ 
ſchuß ſchlafen laſſen. Wir müſſen feſtſtellen, daß 
im Sommer die Kinder ſehr oft zur Arbeit ge— 
nommen werden. Wenn die Eltern ſagen, daß ſie 
ihre Kinder nicht gehen laſſen, dann wiſſen ſie auch, 
daß man dem Arbeiter kündigt, ihn auf die Straße 
wirft. Hier muß ein Geſetz geſchaffen werden, 
welches die Kinderlohnarbeit verbietet. Wir ſe⸗ 
hen auch, daß die Landarbeiter erkannt haben, daß 
ſich das Schlichtungsweſen gegen die Arbeiterſchaft 
auswirkt; denn auf jeder Konferenz, die der 
Deutſche Landarbeiter-Verband abgehalten hat, 
haben die Landarbeiter gegen den § 12 Stellung 
genommen, der beſagt, daß Streiks und Ausſper⸗ 
rungen nicht ſtattfinden dürfen, bevor der Schlich— 
ter nicht geſprochen und eine Entſcheidung getrof— 
fen hat. Wir wiſſen, daß der Schlichter immer 
gegen die Arbeiterſchaft eingetreten iſt. Deshalb 
ſind die Landarbeiter gegen das geſamte Schlich— 
tungsweſen. 


(D) 
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(Langnau, Abgeordneter) 
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Gleichzeitig verlangen die Landarbeiter, daß Parlament hätten, ſie durchzuſetzen. (Zurufe bei 


die Erwerbsloſenunterſtützung in Höhe des Tarif⸗ 
lohns gezahlt wird. Ich glaube, wir alle wiſſen, 
daß ein Tariflohn das Mindeſte ift, was ein Ar- 
beiter zum Leben braucht. Wenn man dann dem 
Arbeiter nur 80 Prozent ſeines Lohnes gibt, ſo iſt 
es klar, daß er davon überhaupt nicht leben kann. 
Gleichzeitig ift es die Aufgabe des Senats, dafür 
zu ſorgen, daß die Landarbeiter, die von der Ber 
legſchaft als Vertrauensleute gewählt werden, 
nicht gemaßregelt werden dürfen. Wir haben 
ſchon manches Mal feſtgeſtellt, daß die Landarbei— 
ter, die für ihre Kollegen eintraten, gemaßregelt 
und entlaſſen wurden. Deshalb muß es jetzt die 
Aufgabe des Volkstages ſein, hier eine andere 
Regelung zu ſchaffen. 

Aber, wie ich ſchon vorhin erklärte, wird man 
dieſen Antrag erneut ablehnen, wird man wieder 
ſagen, das ſei nicht Sache des Volkstages, das ſei 
Sache der Landarbeiter. Auf der anderen Seite 
will man die Landarbeiter nicht in den Kampf 
treten laſſen, weil man erklärt, dann würde das 
kapitaliſtiſche Staatsſyſtem zerrüttet. Wenn im 
Mitteilungsblatt erklärt wird, daß es das Schänd⸗ 
lichſte ift, wenn die geſamten Organiſationen die 
Landarbeiter zum Streik aufrufen, ſo erklären 
wir, die Landarbeiter werden trotz des Gekläffs 
der Gewerkſchaftsführer, trotz des Geſchreis der 
Großagrarier in den Streik treten, wenn es ihnen 
paßt. Sie werden ſehen, daß in der geſamten 
Landarbeiterſchaft ein Wille zum Kampf da iſt, 
daß Sie bisher nur verabſäumt haben, den Land⸗ 
arbeitern den Weg zu zeigen. Die Kommuniſtiſche 
Partei wird alle Kräfte ſammeln. Wir werden 
von Ort zu Ort fahren und den Landarbeitern 
ſagen: Wenn Ihr Eure Lage verbeſſern wollt, dann 
müßt Ihr kämpfen, und zwar kämpfen unter Füh⸗ 
rung der Kommuniſtiſchen Partei. 

; Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Reh⸗ 
erg. 

Nehberg, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Wenn die Geſchichte nicht ſoviel Geld koſten 
würde, könnte man es eigentlich als einen Spaß 
betrachten, den ſich der Antragſteller erlaubt hat. 
Erſt Streik und hinterher Regelung der Tarife 
durch das Parlament, wie man das vereinbaren 
ſoll, können bloß die Kreiſe der Antragſteller ſagen. 
(Abg Langnau: Es iſt ja umgekehrt!) Hier liegt 
ein Antrag vor, der den Landarbeitern helfen 
will. Ich will verſuchen, Ihnen einmal klarzu⸗ 
machen, wie den Landarbeitern geholfen werden 
kann und inwieweit dieſer Antrag Unſinn iſt. Wir 
wollen auch den Landarbeitern helfen, aber ſo, wie 
es gebt. (Widerſpruch bei den Kommuniſten. 

F Wenn hier der Achtſtundentag gefordert wird 
m Verbindung mit dem Lohnvertrag, jo ift dies 
gar nicht in Einklang zu bringen, weil das eine 
geſetzliche Maßregelung ſein könnte, die Arbeitszeit 
zu beſtimmen, wozu wir unbedingt die Macht im 
Parlament, d. b. eine Mehrheit haben müßten. 
Dann könnten wir die Arbeitszeit günſtiger regeln. 
Selbſtverſtändlich wäre es wünſchenswert für die 
Landarbeiter, eine beſſere Arbeitszeit zu haben, 
eine Verkürzung, die wir auch als Organiſation 
ſtets gefordert haben, wenn wir nur die Macht im 
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den Kommuniſten.) Die Arbeiter ſollen den 
Schlichter fürchten, ſollen ihn nicht haben wollen. 
Wenn man den Schlichter auch hier im Parlament 
bekämpft, wie dies ſeitens der Antragſteller ge— 
ſchieht und dann hinterher die geſetzliche Regelung 
der Löhne fordert, ſo weiß man wirklich nicht, was 
man zu dieſen entgegengeſetzten Meinungen ſagen 
ſoll. Der Schlichter wäre das halbe Uebel, die ge⸗ 
ſetzliche Regelung aber das volle Uebel für die 
Landarbeiter. Das iſt jedem Gewerkſchaftskollegen 
klar, der nicht Führer, ſondern nur Mitglied einer 
Gewerkſchaft iſt und ein volles gewerkſchaftliches 
Mitglied darſtellt, wie es fein foll. In keinem 
Lande der Welt werden die Gewerkſchaftsmitglie⸗ 
der ſelbſt den Ruf nach geſetzlicher Regelung der 
Löhne erheben, weil das die größte Gefahr für 
die geſamte Arbeiterſchaft bedeutet. Nicht nur des⸗ 
halb, weil wir vielleicht im heutigen Stadium gar 
nicht einmal eine Mehrheit dafür finden wür⸗ 
den, wenn auch alle, die ſich Arbeiter nennen, 
hier dafür ſtimmen könnten. Aber die verſchiede⸗ 
nen Mehrheiten würden es mit ſich bringen, daß 
den Arbeitern das Fell über die Ohren gezogen 
wird. Jedes Mal, wenn es der Mehrheit des 
Parlaments paßte, würden die Tarife herunter⸗ 
geſetzt werden, und die Arbeiter hätten dadurch 
nur Katzenjammer. 

Das ſcheint den Antragſtellern nicht klar zu 
ſein. Man kann es von ihnen nicht verlangen, 
denn ihre gewerkſchaftliche Tätigkeit reicht nicht 
ſo weit, daß ſie dieſe Kenntnis haben können. 
Aber ich will im großen ganzen einmal dazu Stel⸗ 
lung nehmen, wie man den Landarbeitern helfen 
kann. Daß dieſe Forderung ein Unſinn iſt, müſſen 
ja ſelbſt die Kommuniſten anerkennen. So kann 
man den Landarbeitern nicht helfen, hauptſächlich 
dann nicht, wenn man noch mit Bauarbeiterlöh⸗ 
nen, ob hier im Hauſe oder draußen, iſt gleich, 
operiert. Das bleibt ſich egal. Das glaubt auch 
der dümmſte Landarbeiter nicht, höchſtens derje⸗ 
nige, der überhaupt noch nicht denken kann. (Zuruf 
des Abg. Langnau.) 

Ich will hier einmal die ſchädlichen Dinge ein 
klein wenig darſtellen, die der Antrag mit ſich 
bringen kann. Im Hauſe allerdings iſt überhaupt 
keine Ausſicht für die Annahme. Jeder, der vom 
Gewerkſchaftsleben eine Ahnung hat, muß es auch 
ablehnen, die Arbeiter in ſolch ein Elend und ſolch 
eine Zwickmühle zu bringen, daß das Parlament 
eventuell mit ihnen jederzeit Fangball ſpielen 
kann. Es iſt ganz klar, daß ſich die Landarbeiter 
durch ſolche Machinationen in ihrer ehrlichen Ge— 
ſinnung, in ehrlichem Denken und Vorwärtsſtreben 
ſchwächen. Die Folge kann Tarifloſigkeit ſein, was 
den Kommuniſten vielleicht erwünſcht iſt. Aber 
davon haben nur die Erwerbsloſen ſelbſt den Scha⸗ 
den, wie wir es ſeit einigen Jahren im Höhen⸗ 
kreiſe feſtſtellen mußten. Weil ſie ohne Tarif wa⸗ 
ren, wurden ſie mit 1,60 G. Höchſtunterſtützung ab- 
geſpeiſt. 1,60 und 2,— G. find die Unterſtützungen 
im Höhenkreis außer den wenigen Orten in der 
Nähe der Stadt. Wenn Sie den Landarbeitern 
ſo helfen wollen, können Sie mir wirklich leid tun. 
Das müßten Sie einſehen. (Sehr gut! links.) 


~ 
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(Rehberg, Abgeordneter) 
Wenn ſelbſt die Kommuniſten, die 
ſind, den Tariflohn nicht verlangen und nach 
einem Jahr in unſere Organiſation kommen und 
verlangen, wir ſollen ihnen den Lohn ausklagen, 
wenn ſie vom Arbeitgeber fort ſind, ſo iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſchamlos, wenn man ſich hierher ſtellt 
und über die Vertretung der Landarbeiterſchaft 
ſpricht. Selbſt beim ſogenannten Rübenakkord, der 
den Erwerbsloſen immer aufgezwungen wurde, 
gegen den die Landarbeiterorganiſation von ſich 
aus kämpfte und für eine höhere Bezahlung ein— 
trat, nämlich 70,— G., da waren es die Eltern 
des Antragſtellers, die für 50,— G. die Rüben 
bearbeiten gingen. (Heiterkeit links.) Das iſt mir 
ſelbſt von Brunauer Kollegen geſagt worden. 
Wie man ſich dann hierher ſtellen und ſolche 
Dummheit verzapfen kann, weiß ich nicht. Ich 
habe aber nicht die Abſicht, einen Menſchen, der 
mich mit Dreck bewirſt, in gleicher Weiſe zu De- 
handeln. Sonſt könnte ich manches erzählen. 
Aber wir wollen die Angelegenheit ſachlich 
handeln. 

Unſeren Landarbeitern kann geholfen werden. 


Die Vorbedingung dafür iſt die Verwirklichung 
einer Reihe von Forderungen ‚die der Deutſche de 
einen andern Standpunkt ſtellen. Wenn man den 


Landarbeiter-Verband ſtets aufgeſtellt hat, auch 
in den Parlamenten: Verbeſſerung der Woh— 
nungsverhältniſſe und der Entlohnung. Die 
Landarbeiter müſſen beſſere Verhältniſſe bekom— 
men, damit ſie auf dem Lande bodenſtändig blei— 


ben. Wie ſieht es nun mit der Verbeſſerung der 


Lohnverhältniſſe aus? Durch unſere Tarife ha— 
ben wir bereits jahrelang allmähliche Verbeſſe— 
rungen bekommen können. Aber das genügt nicht. 
Infolgedeſſen wird auch jetzt in den Parlamenten 
für die Verbeſſerung der Landarbeiterwohnungen 
geſorgt. Und zwar ſoll man möglichſt Werkwoh— 
nungen und auch Siedlerſtellen auf dem Lande für 
die Landarbeiter ſchaffen. Nun muß ich zu mei— 
nem Bedauern feſtſtellen, daß ein im preußiſchen 
Parlament geſtellter Antrag, den auch wir bereits 
im Senat verfolgen, der mit dem Siedlungsweſen 
im großen ganzen verbunden iſt, wozu dann noch 
Mittel aus der Wohnungsbauabgabe bereit ge— 
ſtellt werden ſollen, von den Kommuniſten abge— 
lehnt wurde. Zu meiner Verwunderung muß ich 
feſtſtellen, daß die Kommuniſten gegen den Antrag 
ſtimmten. Mit Genehmigung des Herrn Präfi- 
denten will ich Ihnen wörtlich vorleſen, wie der 
Sachverhalt in Preußen war: 
8 Gegen die Stimmen der Kommuniſten wurde 
nachfolgender Antrag angenommen: „Das Staatsmi⸗ 
niſterium wird erſucht, zur Beſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe der ländlichen Arbeiter ſich nicht nur auf 
die Errichtung von Eigenheimen mit Förderungsmit⸗ 
teln der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge ſowie 
mit Siedlungskrediten zu beſchränken, ſondern darauf 
hinzuwirken, daß die Mittel der wertichaffenden Ar⸗ 
beitsloſenfürſorge auch für die Erſtellung von Miet⸗ 
häuſern für Arbeiter auf dem Lande bereit geſtellt 
werden. Die für den Landarbeiter-Wohnungsbau be- 
reit zu ſtellenden Mittel der wertſchaffenden Arbeits⸗ 
loſenfürſorge ſind ſo zu erhöhen, daß neben der För⸗ 
derung von Mietwohnungen jährlich mindeſtens das 
Bauprogramm von 1928 durchgeführt iſt.“ 
Das heißt den Landarbeitern helfen, aber nicht, 
wenn die Kommuniſten dieſen Antrag ablehnen. 
Sie bekommen es aber fertig, wenn wir dasſelbe 


Landarbeiter 


be⸗ 
Wir wollen uns ja auch nicht mit Rußland ver- 
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gefordert hätten, zu ſagen: „Die Verräter haben 
einen Antrag geſtellt, den lehnen wir ab.“ Sie 
ſind alſo überhaupt nicht mehr ernſt zu nehmen. 
Vor allen Dingen muß man einmal die Frage 
prüfen, wie die Verhältniſſe jetzt ſind. Ich könnte 
Ihnen aus der ruſſiſchen Landarbeiterkorreſpon— 
denz vorleſen, wie miſerabel die Verhältniſſe für 
die dortigen Landarbeiter ſind. (Leſen Sie nur 
vor! rechts — Das glauben Sie ſelbſt nicht! bei 


den Kommuniſten.) Da wird in Nr. 276 geſchrie— 


ben, ich will nur einige Zahlen nennen, es ift näm- 
lich ein Arbeiterblatt: „Von 42 Tarifverhältniſſen 
mußten 39 außer Kraft geſetzt werden, weil ſie 
nicht mit dem Arbeiterkodex zu vereinbaren wa- 
ren.“ Das war im Kreis Odeſſa. In einem an— 
dern Bezirk in der Nähe, im Friedrich Engel'ſchen 
Bezirk, ſind 124 Protokolle abgefaßt worden, die 
ſich in 108 Fällen gegen die Großbauern richteten, 
weil bei dieſen überhaupt keine Tarife vorhanden 
waren. In dieſer Weiſe geht es weiter. Aber es 
hat keinen Zweck, noch mehr davon vorzuleſen. 


gleichen und damit begründen, daß es nicht not- 
wendig fei, hier Verbeſſerungen zu ſchaffen, fon- 
dern ungeachtet deſſen muß man ſich bei uns auf 


Landarbeitern helfen will und ſich in demſelben 


Atemzuge hinſtellt und das Geſetz der Arbeits— 


marktbereinigung bekämpft, ſo verſtehe ich nicht, 
wie man das in Einklang bringen kann. Es muß 
doch jedem Landarbeiter klar ſein, daß er, wenn 
der unnötige Ballaſt von fremden Arbeitern hier 
herauskommt, beſſere Lohn- und Arbeitsbedingun⸗ 
gen erreichen kann. (Abg. Rafte: Gegen Dumme 
heit kämpfen Götter ſelbſt vergebens!) 

M. H. von rechts, auch Sie haben alle Urſache 
dazu beizutragen, der Verelendung der Landarbei- 
ter zu ſteuern. Wenn Sie noch glauben machen 
wollen, daß Sie dazu nicht in der Lage ſind, ſo 
ſtimmt das nicht. Ich will es an einem Beiſpiel 
beweiſen. In Oſtpreußen, auch in Teilen des Frei⸗ 
ſtaates ſchreit man über die Landflucht, im Weſten 
Deutſchlands nicht ſo ſehr. Wenn man aber die 
Urſache ſucht und ſie den Arbeitgebern vor Augen 
hält, dann hören ſie nicht darauf oder wollen es 
nicht verſtehen. Die Landflucht iſt lediglich eine 
Folge der miſerablen Lohn- und Arbeitsverhält⸗ 
niſſe auf dem Lande. Man kann es keinem Ar- 
beiter zumuten, daß er hier bleibt, wenn er ander⸗ 
wärts beſſere Ausſichten hat und fih beſſere Eri- 
ſtenzmöglichkeiten ſchaffen kann. Dann werden 
von hinten immer mehr Lohndrücker hereingeholt, 
und das iſt die Haupturſache der Landflucht, weil 
die Landarbeiter ihre Löhne nicht verbeſſern kön⸗ 
nen, wenn aus aller Herren Welt Menſchen kom— 
men, die ſozuſagen, dort weggelaufen ſind und für 
das bloße Obdach arbeiten. Wenn die Antragitel- 
ler jagen, daß das Unſinn ift, dann fol einer be- 
greifen, was die für eine Vernunft haben. Nach 
der neueſten Statiſtik wandern in jedem Jahr aus 
Oſtpreußen 14 118 Landarbeiter aus. In Deutſch⸗ 
land ift es noch möglich, daß fie zur Induſtrie über- 
wandern, aber im Freiſtaat werden fie zuſammen— 
gedrängt und kommen nicht von ihrer Scholle weg, 
wie in Deutſchland. Deshalb iſt es hier viel 
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ſchlimmer, und es iſt hier ein viel ſchwererer 
Kampf zu führen als im großen Deutſchland. Wenn 
wir die Landflucht eindämmen, gewinnen wir 
auch eine viel beſſere bodenſtändige Landarbeiter⸗ 
ſchaft, die im Intereſſe der Landwirtſchaft viel 
mehr leiſten wird als es bei einem Durcheinander 
von Arbeitskräften geſchieht. 

Dann die Forderung der Induſtrielöhne für 
die Landarbeiter. Das ſind die Beſtrebungen des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes, nur mit dem 
Anterſchied, daß wir nicht von 50 Pfennig Lohn 
vermiſcht mit dem Deputat gleich Bauarbeiter⸗ 
Lohn fordern, weil dies nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen nur eine Phraſe fein kann, der die wenig- 
ften Arbeiter glauben, d. h. manch einer berauſcht 
ſich daran und verſteht nicht den Sinn. Die Mn- 
gleichung der Landarbeiterlöhne an die der Indu⸗ 
ſtriearbeiter iſt nur möglich, wenn die Amſtellung 
des Deputats in andern Lohn erfolgt. Daß viele 
Deputanten dagegen ſind, iſt den Antragſtellern 
nicht klar, wenn wir aber auf den Konferenzen 
feſtſtellen, daß nur ein allmählicher Abbau von 
den Deputanten gutgeheißen wird, dann müſſen 
wir uns dem fügen. Es wäre auch nicht im In⸗ 
tereſſe der Wirtſchaft ſelbſt, wenn fie ſich nicht durch 
eine allmähliche Umſtellung dieſem angleichen 
könnte. Aber das ſollte nicht unſere Sache ſein, 
ſondern das müſſen wir ſchon den Deputanten 
ſelbſt überlaſſen, die darüber am beſten zu urteilen 
verſtehen. 

Nun werden wir uns allerdings auch damit 
beſchäftigen müſſen, ob die Landwirtſchaft in der 
Lage iſt, unſere Arbeiterlöhne zu verbeſſern. (Ab! 
bei den Kommuniſten.) Allerdings werden wir 
nicht ſolch ein Geheul anſtimmen wie die Antrag⸗ 
ſteller, denn durch Heulen und Brüllen hat man 
noch niemals etwas gewinnen können. Dann 
möchte ich beſonders unſeren Landwirten ſagen, 
daß die Not der Landwirtſchaft eine chroniſche iſt, 
wenigſtens das Geſchrei darüber. Daß es keinem 
Wirtſchaftszweig allzu roſig geht, wird niemand 
beſtreiten, aber man ſoll nicht unnötig jammern. 
Der Landwirtſchaft geht es jetzt nicht mehr ſo 
ſchlecht wie vor zwei Jahren. Dafür haben wir die 
Beweiſe. (Rehberg weiß Beſcheid! rechts.) Daß in 
der Landwirtſchaft das Schreien eine chroniſche 
Krankheit ift, beweiſen die Ausſprüche der führen- 
den Herren des Landbundes. Ich habe einen Kate— 
chismus, der beginnt im Jahre 1889, enthält aber 
Ziemlich immer dieſelben Notſchreie. Ich will 

hnen einige zur Illuſtration mit Genehmigung 
des Herrn Präſidenten vor Augen halten. Auf 
dem Kongreß der Deutſchen Landwirte, wurde ge- 
ſagt: „Die Verſchuldung iſt der Hauptfluch, die 
Entſchuldung die einzige Rettung der Landwirt⸗ 
ſchaft.“ Das war eine vernünftige Feſtſtellung, d. 
h. wenn man ſich mit Schulden belädt, kommt man 
nicht mehr heraus. 1890 ſagte der Landesdirektor 
von Hammerſtein in Preußen: „Die Landwirt: 
ſchaft befindet ſich noch immer in einer Notlage.“ 
(Zwiſchenrufe rechts.) Jetzt geht es eine ganze 
Weile ſo fort. Ich will mich nicht damit amüſie⸗ 
ren, Ihnen alle diefe Aussprüche vorzuleſen, aber 
doch das anführen, was der Abg. Kreth im Preu⸗ 
ßiſchen Landtage ſagte: „Wer heute ſagt, der Land⸗ 
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wirtſchaft geht es gut, kennt allerdings die Dinge 
nicht. Wenn die Landwirte jetzt große Sparein⸗ 
lagen haben, iſt das kein Beweis dafür, daß es der 
Landwirtſchaft gut geht.“ (Heiterkeit links.) Es 
geht dann ſo in demſelben Ton weiter, einmal rein 
in die Kartoffeln, einmal raus aus den Kartof⸗ 
feln. Es ſind aber auch einige da, die gute Vor⸗ 
ſchläge machen, und zwar wollen ſie die Landwirte 
zur produktiven Wirtſchaft erziehen. Da ſagt der 
Führer Graf Kalkreuth auf einer Landbundver⸗ 
ſammlung in Kaſſel im Jahre 1926: „Im vergan⸗ 
genen Jahre haben wir geſagt intenſiviert ſoviel 
als möglich, heute müſſen wir ſagen, wer intenſi⸗ 
viert, betreibt Selbſtmord.“ Das war auch Ihre 
Parole, beſonders Herr Dyck hat erwähnt, wir 
müßten extenſiv wirtſchaften. Dann geht es wie- 
der hinein in die Kartoffeln, und es wird geſagt: 
„Wir müſſen jetzt intenſiv wirtſchaften.“ Es ſind 
hier auch ganz nette Sachen von dem Reichsaus⸗ 
ſchuß der deutſchen Landwirtſchaft enthalten, in 
dem Herr Edler von Braun empfohlen hat, das 
war noch in der Zeit der Zwangswirtſchaft, freie 
Wirtſchaft uſw. Auch der ermahnt die Landwirte, 
daß ſie produktive Wirtſchaft betreiben müßten, 
um im Intereſſe der Volksernährung alles Mög⸗ 
liche aus dem deutſchen Boden herauszuholen. 
Dies waren ſo einige Aeußerungen, die öffentlich 
getan wurden. Nun will ich Ihnen aber auch aus 
dem geheimen Kämmerlein etwas vor Augen füh⸗ 
ren, was wirklich nicht dazu angetan iſt, zu doku⸗ 
mentieren, daß es den Landwirten ſchlecht gegan— 
gen iſt. Das iſt auch gar nicht zu lange her. Beim 
10. Stiftungsfeſt in Oſtritz haben die Landwirte 
im Jahre 1921 extra ein Lied gedichtet. Dies Lied 
eißt: 

; 8 lebt gar herrlich auf der Welt, 

Wer hat den größten Batzen Geld, 


Wer ſtrotzt vor Lebensluſt und Kraft? 
Es iſt der Mann der Landwirtſchaft. 


Und drohen auch Geſetz und Staat, 

Der Landwirt weiß ſich immer Rat. 

Man iſt auch heut' nicht mehr ſo dumm, 

Geht's vorne nicht, geht's hintenrum. 
Das haben die Landwirte in ihrer Großmut beim 
Glaſe Bier geſungen. Sie ſehen daraus, daß die 
Landwirtſchaft auch frohe Stunden gehabt hat. In 
der Alkoholſtimmung pflegt der Menſch bekannt⸗ 
lich immer die Wahrheit zu ſagen. Ich will Ihnen 
nun noch amtliches Material vorhalten. Wenn 
im Deutſchen Reiche noch vor kurzer Zeit der Oef- 
fentlichkeit unterbreitet wurde, die Landwirtſchaft 
habe 15 Milliarden Schulden, ſo iſt jetzt endlich 
durch die Bank feſtgeſtellt, daß es nur knapp 8 Mil- 
liarden ſind, alſo gut die Hälfte. (Heiterkeit links. 
— Welche Bank? rechts). Ich kann Ihnen das auch 
ſagen. Das ſind die Banken, die direkt mit Raiff⸗ 
eiſen zu tun haben. Die Preußiſche Staatsbank 
hat dieſe Ermittlungen bei den Banken angeſtellt, 
um einmal die Verſchuldung der Landwirtſchaft 
feſtzuſtellen. (Zuruf rechts.) Das iſt feſtgeſtellt 
worden, um einmal einen Ueberblick zu haben. 
And zwar handelt es ſich um das ſtatiſtiſche Ergeb⸗ 
nis der Finanzämter des Reiches über die Höhe 
der Verſchuldung der deutſchen Landwirtſchaft. 
Die Finanzämter Preußens und Deutſchlands ha⸗ 
ben dieſe Feſtſtellungen gemacht und das Ergebnis 
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amtlich herausgegeben. Ich glaube kaum, daß Sie 


das anzweifeln können, daß eine Abnahme der 
Schulden tatſächlich feſtzuſtellen iſt. & x 
Ich bin auch in der Lage, Ihnen die Kredite 
im Deutſchen Reiche anzugeben, die im Abnehmen 
begriffen ſind. Seit 1928, ja ſeit Stabiliſierung 
der deutſchen Währung iſt die Kreditbeſchaffung 
geringer geworden. Genannt werden 3 257,2 Mil⸗ 
liarden gegenüber 3 379,9 am 30. Juni 1929. Das 
iſt eine Verringerung um 96 Millionen in der 
Zeit vom 30. September 28 bis 30. Juni 1929. 
Sie ſehen alfo, daß es ein ganz erheblicher Rück— 
gang ift. Ein anderes Zahlenbild liegt auch amt- 


lich vor, und zwar die Spareinlagen der Landwirte! 


ſchaft. Hier iſt die Steigerung folgende: Die 
Spareinlagen haben ſich vom 31. Dezember 1928 
bis 30. Juni 1929 auf 170 Millionen erhöht. Sie 
dürfen nicht denken, daß ich wegen dieſer Erhöhung 
der Spareinlagen neidiſch wäre. Ich führe es nur 
an, um Ihnen zu zeigen, daß es der Landwirt- 
ſchaft beſſer geht als vor zwei Jahren. Die Land— 
wirtſchaft befindet ſich jetzt in der Aufwärtsent⸗ 
wicklung. Das gönnen wir ihr, ſie ſoll aber nicht 
immer behaupten, daß ſie den Arbeitern nicht das 
geben könne, was ſie brauchen. (Abg. Karkutſch: 
Reden Sie von Danzig!) Der oſtpreußiſche Boden 
ſoll ſchlechter als der Danziger fein. (Abg. Kar- 
kutſch: „Einfuhrſchein!“) Ja, ich habe aber auch 
ſchon von Ausfuhrſcheinen für Weizen und Rüben 
etwas gehört. 

Wir ſehen, daß es anfängt, für die Landwirt— 
ſchaft beſſer zu werden. Ein Beweis dafür iſt, daß 
die Pachten für die Domänen im Steigen begriffen 
ſind. (Nanu! rechts.) Sie werden doch nicht höhere 
Pachten bieten, wenn Sie nicht in der Lage ſind, 
beſſer zu wirtſchaften. Das müßte dann ja ein 
Idiot ſein. Die Pachten ſind im ganzen Oſten, be— 
ſonders in Oſtpreußen um 11, 17, 18 bis 20 Mark 
für den Hektar geſtiegen. Glauben Sie, die Päch— 
ter werden für den Hektar doch ohne weiteres 20 
Mark mehr bieten, wenn ſie nicht wiſſen, daß jetzt 
eine Beſſerung eintritt und ſie es herausholen! 
Einer kann ſich verſpekulieren, aber doch nicht alle. 
Ich werde Ihnen auch gleich zeigen, daß die Do— 
mänen noch Geld herauswirtſchaften. Es handelt 
fih um Staatsdomänen in Oſtpreußen, ſelbſtbe⸗ 
wirtſchaftete Staatsdomänen. Die haben im Wirt- 
ſchaftsjahr 1928/29 folgende Reinerträge gehabt: 
Domäne Hurza, 1038 Hektar groß, erzielte einen 
Reingewinn von 38 993 Mark. Domäne Lemtin, 
783 Hektar groß, erzielte 12 225 Mark Reinge— 
winn, Alt Rageiſchen, 609 Hektar, 4520,51 Mark 
Reingewinn (Donnerwetter! rechts.) Das ift nur 
ein kleines Gut, ſo ein Gut wie Ihrs, Herr Bu⸗ 
randt, müßte den zehnfachen Reingewinn haben. 
Domäne Gramenz mit 2 892 Hektar, alſo ungefähr 
ſo groß wie Ihr Beſitz, erzielte einen Reingewinn 
von 59 369 Mark. (Hört, hört! links.) Das ſtimmt 
wohl mit Ihrem überein. (Steuerfrei! links.) 
Dieſe paar Güter haben zuſammen alſo einen 
Reingewinn von 168 906 Mark erzielt, es find nur 
einige aufgeführt. Sie ſehen alſo, daß auch die 
Domänen etwas einbringen. Man ſagt im all⸗ 
gemeinen, ſtaatliche Bewirtſchaftung ſei teurer als 
private Bewirtſchaftung. Aber es ſcheint demnach 
nicht alles zu ſtimmen. 


Warum wollen Sie verſuchen, fo zu tun, als (© 


wenn die Landwirtſchaft jetzt ſchon zu Grunde ge— 
hen müſſe, wenn die Arbeiter ein paar Pfennige 
mehr Lohn bekommen? Sie haben es gar nicht 
nötig, übermäßig zu ſchreien. Sie befinden ſich 
jetzt auf der ganzen Linie auf dem Wege zur Ge— 
ſundung. Allerdings iſt es nicht unſere Aufgabe, 
vielleicht ſchädigend zu wirken, indem wir Ihnen 
nichts gönnen. Auch die ſozialdemokratiſche Re- 
gierung hat bewieſen, daß ſie alles tut, der Land— 
wirtſchaft nach Möglichkeit zu helfen. Allerdings 
nicht mit einigen Millionen, aber doch ſo, daß ſie 
ſelbſt in der Lage iſt, ſich zu entwickeln. Das iſt 
auch die richtige Hilfe, durch die die Landwirt⸗ 
ſchaft weiterkommt. 

Ich will Sie nicht länger aufhalten, Ich habe 
verſucht, Ihnen das vor Augen zu führen, was 
ſchädlich und was gut ift und daß es ſehr gut mög- 
lich iſt, den Landarbeitern zu helfen. Wenn Sie 
in dieſem Jahr für die Arbeiter auf dem Lande 
das erforderliche Verſtändnis zeigen werden, dann 
jind wir in der Lage, auch für die Landarbeiter— 
ſchaft eine allmähliche Beſſerung zu ſchaffen. Eins 
ſteht aber feſt, die Landarbeiter, die in ſtändiger 


Arbeit ſtehen, haben augenblicklich mit zwei Fein⸗ 


den zu rechnen, mit den irreführenden Phraſen 
von links und mit den Forderungen auf Abbau 
der Löhne von rechts. (Sehr gut! links.) Alle, die 
in der Organiſation ſind, d. h. diejenigen, die 
wirklich im Beruf ſtehen und im D. L. V. organi- 
ſiert ſind, werden es trotzdem verſtehen, ſich zu 
wehren und ſich nicht verdrängen zu laſſen. 
(Bravo! links.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Landarbeiterfrage hat in der Vergangenheit die 
ganze Arbeiterſchaft beſonders ſtark intereſſiert. 
Den meiſten wird bekannt ſein, daß gerade die 
Landarbeiterſchaft in der Vorkriegs- und auch in 
der Nachkriegszeit unter Ausnahmebeſtimmungen 
zu leiden hat. Gerade in den Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen für die Landarbeiter iſt das Kompromiß 
des deutſchen Bürgertums klar zum Ausdruck ge- 
kommen. Als dann die Arbeiterſchaft zur Macht 
kam, mußte fie ein Uebereinkommen mit den Yen- 
daliſten ſchließen, d. h. ſie mußte im Staatsappa⸗ 
rat gut bezahlte Stellungen für ſie bereit ſtellen. 
Dies Kompromiſſeln iſt eine typiſche Krankheit der 
Deutſchen. Es wurde auch in der Nachkriegszeit 
nicht verhindert. Die Ausführungen des promi— 
nenten Vertreters der Landarbeiter, des Herrn 
Rehberg, haben das bewieſen. Wenn die Landar: 
beiter in der Vergangenheit ſolch einen Vertreter 
gehabt haben, darf man ſich nicht wundern, daß 
die Lage der Landarbeiter in Danzig eine jo mife- 
rable iſt. 

Erſtens einmal die Forderung des Achtſtunden⸗ 
tags. Die Landarbeiterſchaft kennt keinen Acht⸗ 
ſtundentag. Wenn wir aber mit Anträgen kom⸗ 
men, die dahin gehen, den Achtſtundentag für die 
Landarbeiter feſtzulegen, kommen Sie und fagen, 
es geht beim beſten Willen nicht oder verſuchen, 
allerhand Ausflüchte zu machen. Die Frage des 


Achtſtundentags iſt eine Frage des Kampfes der 
Landarbeiter und des Parlaments, hinter dem die 
Arbeiter ſtehen müſſen. 


Gerade die prominente— 
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ſten Vertreter der Landarbeiter bringen in allen 
Verſammlungen zum Ausdruck: „Wir möchten 
Euch den Achtſtundentag geben, aber der reaktio⸗ 
näre Senat und der Volkstag machen es nicht.“ 
Sie vergeſſen es aber, der Arbeiterſchaft zu ſagen, 
daß Sie ſelbſt im Senat und im Volkstag ſitzen. 
Die Landarbeiter ziehen dann die Schlüſſe daraus. 
Nun die Frage der Bauarbeiter- und der Jn- 
duſtriearbeiterlöhne. Die Landarbeiter werden 
genau ſo ausgebeutet wie die Induſtriearbeiter. 
Aus dieſem Grunde verlangen wir die Löhne der 
Induſtriearbeiter auch für die Landarbeiter. Das 
ganze Geſtammel des Herrn Rehberg hatte nur 
den Zweck, nach außen hin die Frage des Landar— 
beiterkampfes und die Frage der Entlohnung der 
Landarbeiter zu verſchleiern. M. D. u. H.! Wenn 
man hierher kommt und ein Zitat aus Deutſch— 
land bringt, ſoll man den Mut haben, nicht bloß 
einen einzelnen Satz vorzuleſen, ſondern das ganze 
Zitat. Die Kommuniſten haben das abgelehnt, 
weil ſie nicht auf Koſten der Großgrundbeſitzer aus 
der Wohnungsbauabgabe, aus der Hauszinsſteuer 
die Wohnungen für die Großagrarier durchführen 
wollten. Genau ſo ſteht es mit den ruſſiſchen Land— 
arbeitern. Wir Kommuniſten haben nie behaup— 
tet, daß die Sowjet-Union ein Paradies iſt. Aber 
wir behaupten, daß es drüben einen ſyſtematiſchen 
Aufbau gibt. Wenn Sie nun hier zum Ausdruck 
bringen, daß es ſoundſo viel Tarife dort gibt, ſo 
ſage ich Ihnen, daß ſoundſo viele Tarife beſeitigt 
werden mußten, weil ſie dem Kodex der Landarbei— 
ter, der für die ganze Sowjet-Union gilt, nicht ent⸗ 
ſprachen. Das lag im Intereſſe der Landarbeiter. 
Sie haben wahrſcheinlich noch nichts von dem ruſſi— 


ſchen Kodex für die Arbeiter gehört. (Zwiſchenrufe 


links.) 

Nun die Frage der Arbeitsbereinigung, dieſe 
Dollarſonne am Horizont, die wieder ihre Strah— 
len über die Arbeiterſchaft ergießen ſoll. Mit dieſer 
Frage der Arbeitsbereinigung locken Sie keinen 
Hund hervor. Das iſt eine ganz verfluchte Dema— 
gogie. Das hängt mit der Verhetzung der Arbeiter— 
ſchaft unter ſich zuſammen. Wie weit die Gehirne 
ſchon verkleiſtert ſind, hat Herr Rehberg bewieſen. 
Sie bekennen fih wohl zu den Neo⸗Malthuſianern. 
Haben Sie ſchon etwas von Malthus gehört, der 


vor 200 Jahren lebte und der da ſagte, die Lebens⸗ 


mittel ſind im Verhältnis zu den Arbeitskräften 
zu gering? Auf dieſen Gedankengang kamen Sie, 
wenn Sie zum Ausdruck brachten, man müßte alle 
überflüſſigen Arbeitskräfte wegbringen. Damit 
wollen Sie die Lebenslage der Arbeiter verbeſſern. 
Das werden Sie aber nicht tun. Sie benutzen dieſe 
Mittelchen, um gegenüber der Arbeiterſchaft eine 
Atempauſe zu beginnen und um wieder in dieſer 
Atempauſe Ihre Handlangerdienſte für die Grok- 
agrarier durchzuführen. Wenn Sie weiter mit ſol⸗ 
chen Techtelmechtelchen ankommen, wie Landflucht 
uſw., ſo wiſſen Sie doch, daß die Landarbeiter⸗ 
ſchaft noch eine der treueſten iſt. 

Nun wird geſagt, daß es der Landwirtſchaft 
ſchlecht geht. Nach Ihren Ausführungen muß es 
der Landwirtſchaft ſchlecht gehen, Herr Rehberg. 
Wenn wir aber die Zeitungen leſen, ſo müſſen wir 
feſtſtellen, daß ſich die Freudenhäuſer in Berlin 
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immer ſehr freuen, wenn dort die Landwirte ihre 
„Grüne Woche“ abhalten. Aber wir wollen in 
Danzig ſelbſt bleiben. Gehen Sie aufs Land hin⸗ 
aus und ſehen Sie, ob Sie irgendwo einen ver⸗ 
fallenen Großbauern finden. Sie werden überall 
feſtſtellen, daß die Gebäude, die Geräte, und über: 
haupt alles hübſch in Ordnung iſt. Auf der an⸗ 
dern Seite werden Sie auch ſehen, daß die Lebens— 
weiſe der betreffenden Beſitzer eine ziemlich gute 
iſt. Ich will auf ein beſonderes Beiſpiel aufmerk— 
ſam machen, weil Sie immer darauf hinzielen, 
nur im Rahmen des Möglichen die Lage der Land— 
arbeiterſchaft zu verbeſſern. Wir pfeifen auf das 
Mögliche, ſondern wir ſagen, wenn es dem Senat, 
der Regierung nicht möglich iſt, das Lebensniveau 
des Arbeiters zu heben, ſo muß er abtreten. Das 
Recht, eine Revolution durchzuführen, iſt das ein— 
zige hiſtoriſche Recht, das die Menſchheit hat. Das 
ſchlimmſte iſt, daß die Herren von rechts das nicht 
begreifen. Dann ſollen die von links es begreifen. 
Durch Ihre verfluchte Arbeitsgemeinſchaft ſind 
dieſe ſchon zu den gemeinſten Handlangern der 
Deutſchnationalen geworden. Heute machen Sie 
es dem Arbeiter klar, Du darfſt nur im Rahmen 
des Möglichen Deine Lohnforderungen ſtellen. Du 
darfſt nicht ſo unverſchämt ſein und dem guten 
Mann nicht den Hals abdrehen. Wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß die Landwirtſchaft den heu- 
tigen Anſprüchen nicht mehr gewachſen iſt, ſie kann 
durch ihre Kleinheit nicht mehr ſo viel leiſten, wie 
es unbedingt notwendig iſt. 

M. D. u. H.! Wer ſich international gerade mit 
der Landwirtſchaft beſchäftigt, muß feſtſtellen, daß 
über kurz oder lang gerade dem europäiſchen 
Markt, gerade auf dieſem Gebiete eine ſehr große 
Konkurrenz entſteht. Wenn in Deutſchland Schutz⸗ 
zollmaßnahmen beſtehen, ſo werden wir feſtſtellen 
können, daß die Schutzzollmaßnahmen in Danzig 
im Intereſſe der paar wenigen Großagrarier in 
einer kurzen Zeit noch viel größere ſein müſſen. 
Da wird man nicht fragen, ob die Landarbeiter 
12 oder 13 Stunden arbeiten müſſen. Man fragt 
nicht, ob die Landarbeiter zum Leben haben, ſon⸗ 
dern führt eine Zollpolitik durch, die ganz rück⸗ 
ſichts los im Intereſſe der wenigen Großagrarier 
liegt. Es iſt nicht ausſchlaggebend, ob in Danzig 
Getreide gebaut wird, ſondern es iſt ausſchlag⸗ 
gebend, ob der Weltmarkt die Menſchen billig 
ernähren kann. Die Wirtſchaft wird ihre Proz 
duktion in der Zukunft ſo einrichten müſſen, daß 
auf dem Gebiet, das die wenigſten Arbeitskräfte 
braucht, die Produktion geſteigert wird und dem⸗ 
entſprechend die Lebensmittel verteilt werden. 
Nicht, daß auf den Strichen, wo der Boden ſchlecht 
iſt, ſich die Arbeiterſchaft abmühen und plagen 
muß. Das können Sie aber anſcheinend nicht be- 
greifen. 

Ein wichtiges Problem ift die Frage der Kin- 
derarbeit. Haben Sie, m. H. vom Zentrum, die 
Sie immer Schützer der Familie und des chriſt⸗ 
lichen Familienlebens fein wollen, noch nicht dar- 
an gedacht, daß dies chriſtliche Ideal des Fami- 
lienlebens in Wirklichkeit gar nicht mehr exiſtiert. 
Wo ſoll das Familienleben des Landarbeiters 
vorhanden ſein, wenn die Frau als Mutter von 
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vier oder fünf Kindern verpflichtet ift, während 
eines Jahres ſoundſo viel Tage beim Großbe⸗ 
ſitzer oder Bauern zu arbeiten, wenn fogar die 
Kinder verpflichtet ſind, ſoundſo viel Tage, Mto- 
nate oder Wochen im Jahr beim Gutsbeſitzer zu 
arbeiten. Sprechen Sie da noch von Familien- 
leben und von der Heiligkeit der Familie? Da von 
hört man nichts, wenn Sie praktiſch zeigen ſollen, 
daß Sie wirklich das Familienleben feſtigen und 
für den Schutz der Kinder, für den Schutz der Mut- 
ter eintreten wollen. Die Frauen auf dem Lande 
haben heute noch nicht den Schutz, der in den Städ⸗ 
ten exiſtiert. Aber wenn es heißt, die Sowjet⸗ 
union mit Dreck zu bewerfen, dann ſind Sie dabei. 
Fegen Sie lieber vor der eigenen Tür. Da liegt 
ſo ein großer Haufen. Wenn Sie den beſeitigt 
haben, können Sie fih mit dem anderen beſchäf— 
tigen. 


Herr Rehberg ſtellte es ſo hin als ſei es un— 
möglich, den Sprung von 50 Pfennigen aufwärts 
zu machen. Das beweiſt ja am allerbeſten, daß 
das Deputat eine gewaltige Vergünſtigung für 
die Großagrarier iſt. Wenn das Deputat wirklich 
einen ſo großen Wert darſtellt und der betreffende 
Landarbeiter es nicht bekommt, kann der Sprung 
von 50 Pfennigen nach oben nicht ſo groß ſein. 
Wir müſſen heute auch für die Landarbeiter for: 
dern: Weg mit dem Deputat, fort mit der Kinder- 
arbeit und Frauenarbeit, wenn wir auf der an⸗ 
deren Seite feſtſtellen müſſen, daß Tauſende von 
Landarbeitern arbeitslos find. 


Wenn man verſucht, ſich in dieſem Parlament 
über den Antrag lächerlich zu machen, ſo haben 
wir uns über Ihre Stellungnahme abſolut keine 
Illuſionen gemacht. Wir glaubten nicht, daß die 
Koalition auf einmal ſo große Nächſtenliebe oder 
ſolches Sittlichkeitsgefühl aufbringen würde, end⸗ 
lich einmal zu ſagen, an Hand des Antrages der 
Kommuniſten müßte man verſuchen, die ſchlimm—⸗ 
ſten Giftzähne zu beſeitigen. Das haben wir nicht 
angenommen. Aber es gibt draußen viele Land— 
arbeiter, die jahrelang hinter Ihnen ſtanden und 
unter ſchweren Bedingungen mit Ihnen gemein⸗ 
ſam gekämpft haben. Sie können nicht verſtehen, 
daß Ihr Verrat ſo gemein iſt. Für dieſe haben 
wir den Antrag eingebracht. Wir wollen den 
Landarbeitern draußen ſagen, wie ſich die berufe— 
nen Vertreter der Landarbeiterſchaft zum Antrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion benommen haben. 
Sie haben wohl zum Ausdruck gebracht, daß es 
wünſchenswert wäre, den Achtſtundentag einzu⸗ 
führen. Den Landarbeitern wird damit aber nicht 
geholfen, wenn man ſagt, es ſei wünſchenswert, 
ſondern ihnen wird geholfen, wenn ſie gemeinſam 
mit den Landarbeitern den Kampf drinnen und 
draußen organiſieren. Dann würde die Lage der 
Landarbeiter um 100 Prozent gebeſſert werden. 
Dann würden Sie natürlich Ihre Miſſion, die Sie 
innerhalb des Staatsweſens zu erfüllen haben, 
nicht erfüllen können. Wenn Sie ſich über die 


Anträge lächerlich machen, über die die Land— 
arbeiter ernſthaft diskutiert haben, ſo beweiſt das 
am allerbeſten, wie weit Sie die berechtigten For⸗ 
derungen der Landarbeiter ernſt nehmen. 


Mittwoch, den 5. Februar 1930. 


Daß jetzt auf einmal zwei Feinde auftauchen, 
iſt ſehr intereſſant. Es taucht nur ein Feind auf, 


der erkennt, daß es nicht ſo weitergehen kann, daß 


rückſichtslos organiſiert und mit dem Gewerk— 
ſchaftstum gebrochen werden muß. Die Gewerk— 
ſchaften ſind verbunden mit dem Arbeitsgericht 
und der Schlichtungsordnung zu Staatsorganen 
geworden. Das iſt der Feind, der auftaucht. Die 
Herren von rechts ſpüren den Feind genau. Wenn 
Sie ſich in der Weltgeſchichte umſchauen, werden 


Sie überall feſtgeſtellt haben, daß in dem Mo⸗ 
ment, wo Parteien verboten wurden, auch dieſer 
Feind von links verboten worden iſt. Glauben Sie 
vielleicht, er wurde verboten, weil er Handlanger⸗ 
dienſte für die Herren (nach rechts) tut? Deswegen 
verbietet man keine Partei und Gewerkſchafts⸗ 
richtungen, die die größten Feinde dieſer Leute 
find. Mit ſolchen Methoden und ſolchen Lügen ſoll 
man nicht polemiſieren. Damit wird man die 
Lage der Landarbeiter nicht beſſern. Wir ſind 
uns darüber klar, daß Kämpfe entſtehen müſſen, 
wenn die Lage der Landarbeiter verbeſſert werden 
ſoll. Wir ſind uns weiter darüber klar, daß dieſe 
Kämpfe nicht von einem hundertprozentigen Er— 
folg begleitet ſein werden, weil innerhalb dieſer 
Wirtſchaftspolitik der Kapitalismus nicht mehr in 
der Lage iſt, auch die kleinſten Verbeſſerungen 
durchzuführen. Aber wir wiſſen, daß durch dieſe 
Kampfmaßnahmen das Kraftbewußtſein, das 
Klaſſenbewußtſein der Landarbeiter gewaltig ſtei⸗ 
gen wird. Die Landarbeiterſchaft hat in der Ver⸗ 
gangenheit ſchon Beweiſe ihrer Tatkroft gegeben 
und ſie wird es auch in Zukunft tun. Zu einer 
beſſeren Mobiliſierung, zu einer beſſeren Aktivi⸗ 
ſierung dient dieſer Antrag, den wir heute einge⸗ 
reicht haben. So ſtellen wir die Sache hin und 
machen keine Lügenmanöver. Trotz alledem ſtelle 
ich jetzt den Antrag, dieſen Antrag dem Sozialen 
Ausſchuß zu überweiſen. Sonſt könnten Sie auf 
die ſchlaue Idee kommen, zu jagen, die Kommu- 
niſten ſind ſolche großen Parlamentarier und ha- 
ben letzten Endes vergeſſen, daß man den Antrag, 
wenn man ihn durchbringen will, dem Sozialen 
Ausſchuß überweiſen müſſe. Um Ihnen dieſe 
Möglichkeit zu nehmen, gehen wir den parlamen- 
tariſchen Weg bis zur letzten Konſequenz. Ich be- 
antrage, den Antrag dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Burandt. (Dem geht es ſehr ſchlecht! links.) 
Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H. Der 1. April iſt in nahe Ferne gerückt, und 
die Tarife ſtehen kurz vor dem Abſchluß. Da muß 
hier das übliche kleine Theater bezüglich der Qand- 
arbeiter losgelaſſen werden, das vor unſeren 
Ohren hier eben getobt hat. Ich möchte im ein⸗ 
zelnen auf die Gegenſätze, die gerade zwiſchen den 
Parteien von links in dieſer Frage entſtanden 
ſind, nicht eingehen. Ich möchte nur ſagen, daß wir 
Landwirte das dringende Bedürfnis haben, daß 
das Schickſal unſerer Landarbeiter gebeſſert wird. 
(Hört, hört! links.) Denn das Verhängnis für die 
Landarbeiter iſt es, daß die ſtädtiſche Arbeiter⸗ 
ſchaft in ihren Bezügen Erhöhungen erfahren hat, 
während die Landarbeiter zurückgeblieben ſind, 
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daß die ſtädtiſchen Arbeiter den Achtſtundentag 
haben, die ländlichen Arbeiter zehn auch elf Stun— 
den arbeiten, und daß der Bauer heute nicht nur 
elf, ſondern auch vierzehn Stunden arbeitet. M. 
H. von links, die Kommuniſten ſtellen die An— 
träge. Warum unterſtützen Sie ſie nicht? Warum 
ſetzen Sie nicht die Landarbeiterſchaft auf das 
ſtädtiſche Niveau? Ich will Ihnen ſagen, warum 
das nicht geſchieht. Sie wollen, daß Ihre Leute, 
die in der Stadt figen, recht billiges Brot bekom— 
men. Darum liegt Ihnen in Wirklichkeit ſehr 
wenig daran, die Landarbeiterſchaft zu ſtärken und 
ihr entgegen zu kommen. Was machen die ganzen 
Organiſationen auf dem Lande? Warum werden 
die von Ihnen ſo lummerig aufgezogen? Warum 
haben Sie in der Stadt ſo ſchöne Gewerkſchaften 
und nicht auf dem Lande? Mein Gott, die armen 
Luders können keine Beiträge bezahlen, und weil 
Sie nichts von dieſen armen Ludern haben, dar: 
um ſorgen Sie ſo wenig für ſie. Wie Agitation 
getrieben wird, ſieht man heute furchtbar nett. 
Herr Rehberg, der eben auf dieſer Tribüne ge— 
ſtanden hat, unterſchrieb die Löhne per 1. April, 
die er für die Gewerkſchaft will. Da ſteht drin, 
daß die Arbeitszeit gekürzt wird, und derſelbe 
Herr Rehberg ſtellt ſich hin und ſagt, es iſt ſo, es 
ſteht da drin, aber es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß 
wir die Arbeitszeit ändern. Alles Theater, nur 
Theater! (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Wir haben wirklich das größte Intereſſe dar— 
an, daß wir eine bodenſtändige Arbeiterſchaft be— 
kommen und uns erhalten. M. D. u. H.! Was 
ſollen wir anfangen, wir Landwirte, wenn wir 
nach dem Syſtem arbeiten wollten, wie der Vor— 
redner es ſagte, es ſoll alles abgeſchafft werden, die 
Werkwohnungen, das Deputat und dann ſoll man 
ſich heute den Arbeiter nehmen und morgen den. 
Die Landwirtſchaft iſt nicht ein Inſtrument, wie 
es das Straßenkehren zum Beiſpiel ift. Die Qand- 
arbeit iſt eine Vertrauensarbeit. Denken Sie an 
die Fütterer, die uns das Vieh füttern müſſen. 
Denken Sie an die Inſtleute, die die Maſchinen 
führen, ob es nun der Dreſchkaſten oder die Mäh- 
maſchine iſt, das ſind Vertrauensſtellungen. Da 
müſſen wir Leute haben, zu denen wir Vertrauen 
haben (Abg. Mau: Trotzdem haben Sie die Inſt⸗ 
leute hinausgeworfen!) Sie müſſen ſich infor⸗ 
mieren, Herr Mau, und nicht ſolchen Unſinn reden. 


Dann die Wohnungsfrage. Das ift das ſchönſte 
Schlagwort. Es wird immer 0 55 115 
Wohnungen beſſer werden müſſen. Es iſt klar daß 
ich lieber in einem Hauſe wohne, das mit Dielen 
ausgelegt iſt, vielleicht noch mit Linoleum, Kork⸗ 
pflaſter oder Teppichen und nicht mit einem Zie⸗ 
gelfußboden. Das iſt ſelbſtverſtändlich. Aber Sie 
müſſen nicht ſolchen Unſinn zu einem Zeitpunkt 
fordern, wo das ganz unmöglich iſt. Herr Mau 
ſcheint ſich für meinen Betrieb außerordentlich zu 
intereſſieren, und ich bin auch gern bereit, ich 
ſchäme mich deſſen nicht, Auskunft zu geben. Jeder 
Fußboden aus Stein, der erledigt iſt, wird gedielt. 
Das halte ich für eine Selbſtverſtändlichkeit, aber 
es iſt doch nicht möglich, daß wir die ganzen Häu⸗ 
ſer abreißen und neue Wohnungen bauen. 
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Jetzt aber zu den Ausführungen des Herrn 
Rehberg, der ſich beſonders damit befaßte, daß es 
der Landwirtſchaft heute ſo ausgezeichnet gehe, 
und der feine Beweiſe in der Caprivi-Zeit in den 
achtziger Jahren anfing. Damals ſei geklagt wor- 
den, und es würde immer geklagt. Wir wollen 
uns nicht in der Vergangenheit herumtreiben mit 
unſern Betrachtungen, ſondern wollen in die Ge⸗ 
genwart gehen und auch nicht die deutſchen Bei— 
ſpiele anführen, die Herrn Rehberg aus dem 
Schriftenmaterial, das die Sozialdemokratiſche 
Partei herausbringt, ſehr viel geläufiger ſind, und 
die er nur abzuleſen braucht. Ich möchte mich 
etwas mit unſeren Danziger Verhältniſſen befaſ— 
ſen und vor allem die Domänenfrage ſtreifen. 

Wenn man hier etwas vorbringt, muß man es 
ſich ernſtlich überlegen und es mit einem gewiſſen 
Ernſt vorbringen. Herr Rehberg ſagte, daß der 


Staat die Domänen verwaltet und koloſſale Rein- 


erträge herauswirtſchaftet. Das iſt ein Unfug. 
Die Staatsdomänen werden an Private verpachtet 
und Private wirtſchaften. Dann möchte ich auch 
einen Irrtum aufklären. Der Reinertrag wird 
vom Finanzamt feſtgeſtellt, und er iſt doch nicht 
etwa das, was der betreffende Domänenpächter 
oder Landwirt auf die hohe Kante legt oder ver— 
frißt oder verſäuft, ſondern aus dieſem Reinertrag 
muß ſich der betreffende Domänenpächter doch das 
nehmen, was ſeinen Arbeitsverdienſt darſtellt. Er 
muß von dieſem Reinertrag doch leben und muß 
ſeine Familie ebenſo wie der Arbeiter durchbrin— 
gen. Wenn hier die lächerliche Feſtſtellung ge— 
macht wird, daß von einer Domäne von über 1000 
Morgen ein Reinertrag von 4000 Mark heraus: 
gewirtſchaftet wird, ſo ſind das Argumente, die 
nicht gebracht werden ſollten. Als Gegenſtück 
möchte ich ſagen, daß vor kurzer Zeit ein preußi— 
ſcher Miniſter feſtgeſtellt hat, daß von den ſchle— 
ſiſchen Domänen die meiſten drei Jahre lang keine 
Pacht bezahlt haben, darunter die kleinſten. (Hört, 
hört! rechts.) Der betreffende Miniſter, den Namen 


kann ich nicht ſagen, ich habe mich nicht vorberei— 


ten können, hat erklärt, daß ihm keine Machtmittel 
zur Seite ſtehen, um dieſe rückſtändigen Beträge 
einzuziehen. 

Dann das Jonglieren mit den Begriffen inten— 
jiv und extenſiv. Das ift eine Begriffsverwirrung. 
Es iſt geradezu merkwürdig, daß in dieſem Zuſam⸗ 
menhang das dauernde Sehnen und Suchen der 
Landwirtſchaft um die richtige Wirtſchaftsform 
hier dahin gedeutet wird, da ſieht man, die Qand- 
wirtſchaft wußte nicht, wie ſie am beſten das Geld 
verdient. In den Jahren ſeit der Inflation iſt die 
Landwirtſchaft und auch die Wiſſenſchaft dauernd 
dabei, Wege zu ſuchen, die der Landwirtſchaft das 
Durchkommen ermöglichen. Die Wege ſind ver— 
ſchieden. Es hat Wiſſenſchaftler gegeben, die ge— 
ſagt haben: „Im Intereſſe des deutſchen Volkes 
hat die Landwirtſchaft die verfluchte Pflicht und 
Schuldigkeit, intenſiv zu arbeiten.“ Die Landwirt⸗ 
ſchaft iſt dieſem Aufruf der Wiſſenſchaft ohne wei— 
teres gefolgt und hat fih zugrunde gerichtet. Nach— 
dem ſie bemerkt hat, daß die intenſive Wirtſchaft 
nicht auf ſich nehmen kann, haben ſich wieder Leute 
gefunden, die geſagt haben, Landwirte, wenn Ihr 
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nicht vor die Hunde gehen wollt, müßt ihr extenſiv 
wirtſchaften. Dann haben ſich wieder Leute ge— 
funden, die gejagt haben: „Die Landwirtſchafts⸗ 
kriſe iſt eine Kreditkriſe, borgt Euch Geld. Wenn 
die Landwirtſchaft Geld bekommt, wird es ihr gut 
gehen.“ Das ſind falſche Propheten geweſen, die 
aber das Beſte für die Landwirtſchaft gewollt 
haben. 

Daraus ift eine Verſchuldung der Landwirt⸗ 
ſchaft entſtanden, die tatſächlich das Wirtſchaften 
heute nicht mehr möglich macht. Gerade diefe Tat- 
jahe, die Verſchuldung der Landwirtſchaft, unter- 
bindet ihr den Lebensſaft. Daran gehen heute die 
Landwirte in größter Zahl zu Grunde. Das pfeifen 
die Spatzen vom Dach, man braucht es gar nicht 
im einzelnen auszuführen. Sehen Sie ſich die 
Karte der Verſchuldung der Landwirtſchaft im 
Reiche an. Ich ſtelle ſie Ihnen beim Landbund 
gern zur Verfügung. Die Betriebe in Oſtpreußen, 
Vorpommern, Hinterpommern und Oſtpommern 
find weit über 70 Prozent verſchuldet. Wie man 
da die Stirn haben kann, zu erklären, daß heute 
genau dasſelbe Notgeſchrei der Landwirtſchaft wie 
im vorigen Jahrzehnt beſtände, iſt unerhört. Der 
Roggen hat vor dem Kriege acht Mark gekoſtet. 
Das iſt eine Zahl, die jedem gegenwärtig ſein 
ſollte. Heute koſtet er nur 5,60 Gulden. Ich habe 
ſelbſt Hafer zum Verkauf angeboten. Ein Danziger 
Händler erklärte mir, er könne Hafer nicht auf- 
nehmen, er ſei unverkäuflich. Die beiden Mühlen 
in Suckſchin nehmen Brotgetreide überhaupt nur 
von den Landwirten, die dort das Brotgetreide 
mahlen laſſen. Was ſind das für Zuſtände, wenn 
der Landwirt produziert und ſeine Produkte nicht 
mehr los werden kann! Viele von Ihnen werden 
das vielleicht gar nicht verſtehen. Wenn ich für 
durchgeſammelte Kartoffeln, die eingeſackt ſind, 
2,20 Gulden ab Hof nehme, ſo ſind das doch Preiſe, 
bei denen eine Exiſtenz wirklich unmöglich iſt. 
Wenn Sie den Akkordlohn für das Ausnehmen 
berechnen, iſt der Verkauf gar nicht der Mühe 
wert. Sie wiſſen doch, daß im Gegenſatz zu früher 
die Ausgaben jeder Art, beſonders für Erſatzteile 
von Maſchinen uſw. durch den Zoll ganz außeror— 
dentlich verteuert ſind. Dazu kommt die enorme 
Steigerung der ſtädtiſchen Löhne. Auf der ganzen 
Linie hat alſo die Verteuerung der Bedarfsartikel 
eingeſetzt. Denken Sie daran, daß auch die Lohn— 
erhöhung der Landarbeiterſchaft gegen früher ganz 
beträchtlich iſt. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 
Herr Langnau, wenn Sie zu dumm ſind, das zu 
verſtehen, müſſen Sie nicht dazwiſchen reden. Auf 
der einen Seite niedrigere Preiſe für die Pro— 
dukte, auf der andern Seite Erhöhung ſämtlicher 
Ausgaben gegenüber dem Friedensſtand. 

Wie man dann die Stirn haben kann, von 
einer Beſſerung der Lage der Landwirtſchaft zu 
reden, verſtehe ich nicht. Statt daß Herr Rehberg, 
der fogar Senator ift, fih hier herſtellt und ſtumpf⸗ 
ſinnig Zahlen von der Verſchuldung in Deutjch- 
land ablieſt, ſollte er lieber ſtill ſein oder vorher 
zur Hypothekenbank, zu Herrn Direktor Meißner 
oder zu einer anderen Danziger Stelle gegangen 
ſein, um ſich zeigen zu laſſen, wie die Verſchuldung 
der Danziger Landwirtſchaft fortſchreitet. Wer 
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den Banken hat, die der Landwirtſchaft nahe fte- (C) | 


hen, wird das erſchütternde Ergebnis feſtſtellen 
können, daß die Kredite, die an die Landwirte 
herausgegeben werden, nie und nimmer zurück 
kommen können. Die Hergabe von Krediten ift 
vollkommen geſperrt, weil es nicht möglich iſt, die 
Kredite abzudecken. Was aber beſonders bedauer— 
lich iſt, möchte ich noch einmal feſtſtellen. Herr 
Abg. Rehberg, der in der Regierung der Freien 
Stadt Danzig ſitzt, iſt gerade der berufliche Ber- 
treter der Landarbeiterſchaft. Es iſt tief bedauer⸗ 
lich, daß ein Vertreter der Regierung ſich dazu Hin- 
reißen läßt, hier derartig ſchlecht vorbereitete und 
hingeredete Behauptungen aufzuſtellen und hier 
derartig ſchlechtes Material zu geben und das Bild 
ſo ſehr zu verwiſchen. 

Die Landarbeiterſchaft leidet ſelbſtverſtändlich 
unter dieſen Zuſtänden. Es wäre ein Sand⸗in⸗die⸗ 
Augen⸗ſtreuen, wenn man das nicht ſagte. Wir wer- 
den von den Deputaten, wie die Kommuniſten ſa⸗ 
gen, von heute auf morgen nicht wegkommen. Glau⸗ 
ben Sie, der Landarbeiter leidet nicht auch darun- 
ter, daß der Roggen 5,60 G. koſtet? Täuſchen Sie 
ſich nicht, der Landarbeiter merkt das auch. Es ſind 
viele von Ihnen verhetzt, aber eine große Anzahl 
Landarbeiter merkt ſchon, daß die Not nur dadurch 
zu lojen ift, daß der Landwirtſchaft insgeſamt ge- 
holfen wird. (Sehr richtig! rechts.) 

Die Herren Kommuniſten haben von dem rück- 
ſichtsloſen Organiſieren geſprochen. M. D. u. H.! 
Wir ſind heute auch ſo weit, daß wir und die 
Landarbeiter ebenfalls merken, wo ſie hingeführt 
werden. Durch die ſinnloſen Lohnkämpfe werden 
ſie von der Scholle fortgetrieben. Ich habe neulich 
eine Statiſtik meines eigenen Gutes geleſen. In 
den 8biger Jahren hat das Gut Gr. Trampken 160 
Menſchen ernährt, heute nur noch 110 Menſchen. 
Daß die Landarbeiterſchaft aus ihrer Tätigkeit 
durch die Lohnkämpfe herausgedrängt wird, ſieht 
ſie ſelbſt. Die Maſſe der Landarbeiterſchaft ſieht 
bereits ein, daß ihr durch Phraſen nicht geholfen 
wird, ſondern nur dadurch, daß ſie Schulter an 
Schulter mit dem Bauerntum um die Verbeſſerung 
der Lage der Landwirtſchaft kämpft. Dann wird 
es der Landarbeiterſchaft auch gut gehen. (Leb— 
haftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Es iſt beantragt, die Druckſache Nr. 983 
dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Wir fom- 
men zur Abſtimmung. Wer dieſem Antrag zu- 
ſtimmen will, bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minorität, der Antrag iſt abgelehnt. Ich laſſe 
über den Antrag ſelbſt abſtimmen. Wer ihn ans 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Minorität, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 53 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. Fehlbetrag im Staats⸗ 
haushalt. 

Druckſache Nr. 947. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat der Herr Abg. Paul Müller. 

Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Im September des Jahres 1929 ſtand in 
der „Danziger Volksſtimme“ ein Artikel, der auf 
einen Fehlbetrag im Staatshaushalt hinwies. 


(D) j 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 115. Sitzung. Mittwoch, den 5. Februar 1930. 


(Müller, Paul, Abgeordneter) 

Die Höhe des Defizits wurde auf 3 Millionen be— 
ziffert. Es ift anzunehmen, daß der Herr ginang- 
ſenator dieſem Aufſatz naheſtand. In der Preſſe 
der bürgerlichen Koalitionsparteien wurde dann 
die Frage erörtert, ob ein ſolches Defizit im 
Staatshaushaltsplan vorhanden ſei, bezw. in wel— 
cher Höhe. Abgeordnete der bürgerlichen Koa— 
lition beſchäftigten ſich mit der Frage außerhalb 
dieſes Hauſes. Im Volkstag ſelbſt wurde dieſe 
Frage nicht erörtert, da der in Ausſicht geſtellte 
Nachtragsetat nicht eingebracht worden iſt. Die 
Beunruhigung über die Lage der Staatsfinanzen 
wuchs, als durch den Staatsanzeiger die Zahlen 
über die Höhe der ſchwebenden Schulden bekannt 
wurden. Am 31. Dezember 1929 betrug nach dem 
Staatsanzeiger vom 29. Januar die ſchwebende 
Schuld des Staates 3½ Millionen, in der Stadt 
10,3 Millionen. (Hört, hört! rechts.) Die Frage iſt, 
ob die Finanzen des Staates erſchüttert ſind. Die 
Oeffentlichkeit hat ein Recht darauf, von der Re- 
gierung zu hören, welche Gründe denn für die Er— 
ſchütterung der Staatsfinanzen vorliegen. Warum 
iſt kein Nachtragsetat eingebracht worden? War— 


um verzögert ſich die Herausgabe der neuen Etats? 


Die Deutſchnationale Fraktion ſtellt daher an 
die Regierung die Anfrage: Zeigt ſich in dem 
Staatshaushalt für das laufende Jahr ein Fehl— 
betrag, und in welcher Höhe ſind die Einnahmen 
oder Ausgaben höher oder geringer als im Etat 
vorgeſehen? Unter welchen Titeln iſt eine ſolche 
Abweichung beſonders vorgekommen? Wie iſt die 
Kaſſenlage, wie hoch ſind die ſchwebenden Schulden 
in Stadt und Land? Wie ſind dieſe Schulden zu 
erklären für den Fall, daß ein Fehlbetrag beſteht? 
Welche Beſchlüſſe hat der Senat gefaßt, um wieder 
Ordnung in die Staatsfinanzen zu bringen? 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H.! Schon 
bei der Einbringung des Etats habe ich geglaubt, 
darauf hinweiſen zu müſſen, daß einzelne Poſten 
der Einnahmen optimiſtiſch eingeſtellt worden 
ſind und weſentliche Poſten der Ausgaben zu ihrer 
Erreichung eine günſtige Entwickelung des Etats- 
jahres vorausſetzten. Die Folge dieſer Anſicht der 

inanzverwaltung war, daß fie die Entwickelung 
des Etats beſonders ſorgſam beobachten mußte. 
Der Ablauf des erſten Etatshalbjahres ſchien der 
gegebene Anlaß, um eine ſorgfältige Ueberprü— 
fung des Etats vorzunehmen. Das Ergebnis die— 
fer Halbjahresprüfung ergab, daß dieſes Etatsjahr 
rechnungsmäßig vorausſichtlich mit einem Defizit 
abſchließen würde. Die Finanzabteilung hat hier⸗ 
N pflichtgemäß dem Senat und auch den 
‚egterungsparteien Mitteilung gemacht. Es war 
ſelbſtverſtändlich, daß die Einzelheiten aus dieſen 
Beſprechungen bei dem verhältnismäßig großen 
Kreis von Perſonen, die davon Kenntnis erhielt- 
ten, in die Oeffentlichkeit gedrungen ſind, und es 
bedurfte keiner Beeinfluſſung durch die Finanz⸗ 
verwaltung, daß diefe Tatſachen auch in die Preſſe 
gelangten. 

Die damaligen Angaben, die natürlich nur 
Schätzungen ſein konnten, haben in dem nunmehr 
abgelaufenen weiteren Vierteljahr hier und dort 
eine Korrektur nach oben oder unten erfahren. Im 
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Endergebnis hat ſich aber kaum etwas geändert. 

Der Senat hätte gern die Beantwortung dieſer 
Großen Anfrage mit der Einführung des neuen 
Etats verbunden. Wenn er auch hofft, den neuen 
Etat möglichſt bald dem Volkstag vorlegen zu 
können, fo will er ſich jedoch der geſchäftsordungs⸗ 
mäßigen Beantwortung der Großen Anfrage nicht 
entziehen. Da jedoch eine eingehende Erörterung 
des in der Großen Anfrage berührten Problems 
im Zuſammenhang mit der Etatsberatung erfol- 
gen muß, ſo darf ich mir geſtatten, hier nur die 
Hauptpunkte hervorzuheben, die für die Ent- 
ſtehung des vorausſichtlichen Defizits von Bedeu— 
tung ſind. 

Die Einnahmeſeite wird weſentliche Enttäu— 
ſchungen vorausſichtlich nicht bringen. Das ver— 
anſchlagte Steueraufkommen wird erreicht, ja ſo— 
gar überſchritten werden. Bei den Zolleinnahmen 
zeigt ſich ein Rückgang, den wir auf 5—600 000 
Gulden gegenüber dem Etatsanſatz ſchätzen, der 
jedoch zum weſentlichen Teile durch Mehreinnah⸗— 
men bei den Verbrauchs- und Verkehrsſteuern ein- 
geholt werden wird. 

Anders ſteht es mit der Ausgabeſeite. Hier 
hat fih insbeſondere die Zahl der Exwerbsloſen 
für dieſes Jahr als zu niedrig geſchätzt erwieſen. 
Die Erwerbsloſenzahl iſt langſamer gefallen als 
im Vorjahr und iſt bisher immer höher geblieben 
als die entſprechende Zahl des Vorjahres. Wenn 
wir, ich glaube geſtern, die Zahl von 20 000 er- 
reicht haben, jo haben wir damit eine Höhe er- 
reicht, die wir ſeit 1926 nicht hatten und das in 
einem Winter, der ſo milde iſt, wie wir ihn lange 
nicht gehabt haben. Die Abteilung Soziales ſchätzt 
die für die Erwerbsloſenfürſorge erforderlichen 
Mehraufwendungen auf etwa 2 Millionen Gulden. 

Ungünſtig wird ferner der Poſtetat abſchließen. 
Hier werden die veranſchlagten Einnahmen um 
rund 450 000 Gulden gegenüber dem Etatsan— 
ſchlag zurückbleiben. Obwohl ich im vorigen Jahr, 
wie Sie im Etat nachſehen können, bereits den 
abzuliefernden Ueberſchuß für die Poſt um 1,1 
Millionen zurückgeſetzt habe, geht er noch weiter— 
hin zurück. Auf der anderen Seite ſind Mehr— 
ausgaben durch unaufſchiebbare Arbeiten gekom— 
men. Denken Sie an die neuen Hafenbauten. Es 
ſind Ausgaben, die im Intereſſe der Wirtſchaft un— 
aufſchiebbar waren, jo daß der Poſtetat voraus- 
ſichtlich insgeſamt mit 840 000 Gulden Minus ab⸗ 
ſchließen wird. 

Weitere Abweichungen ergeben ſich insbeſon— 
dere noch bei der Juſtizverwaltung mit etwa 
200 000 Gulden durch Mindereinnahmen aus 
Koſten und Geldſtrafen und Mehrausgaben für 
Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte in 
Armenſachen, da das Geſetz, das die Ermäßigung 
dieſer Gebühren regelt, ſpäter als angenommen 
vom Volkstag verabſchiedet wurde. Die weiteren 
Abweichungen liegen in kleineren Beträgen, die 
ſich auf mehrere Verwaltungen verteilen und die 
zum Teil durch Minderausgaben bei anderen Gtel- 
len ausgeglichen werden. Die Finanzverwaltung 
rechnet mit einem Geſamtfehlbetrag für dies 
Etatsjahr von rund 3 Millionen Gulden. 

Selbſtverſtändlich empfand die Finanzverwal— 
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(Dr. Kamnitzer, Senator) 

dieſes vorausſichtlichen Defizits Vorſchläge zu ſei⸗ 
ner Deckung zu machen. Es ergab ſich aber, daß 
die Beratungen hierüber in Verbindung gebracht 
wurden mit den Beratungen über den Ausgleich 
des neuen Etats, und es wird daher auch bezüglich 
dieſes Punktes der Großen Anfrage eine Beant- 
wortung erſt bei Beratung des neuen Etats mög— 
lich ſein. 

So bedauerlich dieſer Fehlbetrag iſt, ſo wird er 
doch keine Gefahr für die Staatsfinanzen bedeu— 
ten, wenn es gelingt, den neuen Etat durch Er— 
ſchließung dauernder neuer Einnahmen und wirk— 
ſame dauernde Ausgabeſenkungen ordnungsmäßig 
zum Ausgleich zu bringen, da ſich dadurch die Aus— 
ſicht eröffnet, das ſich jetzt ergebende Defizit, wenn 
auch nicht auf einmal, abdecken zu können. 

Vizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bes 
antrage Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Gaikowſti: Es ift Beſprechung 
beantragt. Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Beſpre— 
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in der Senkung der Ausgaben fortſchreiten müſſen. 
(Abg. Kloſſowſki: Haben Sie ſchon Angſt um Ihr 
Gehalt?) 

Was haben Sie jtatt deſſen getan? Die Mus- 
gaben ſind nicht nur in keiner Weiſe herunterge— 
ſenkt, ſondern in einer ganz ungeheuren und wie 
ich im Vollbewußtſein meiner Aeußerung erkläre, 
un verantwortlichen Weiſe in die Höhe geſchraubt 
worden. Das ergibt ſich, wenn man die Etats- 
zahlen für 1928 und für 1929 vergleicht. Der 
Herr Finanzſenator hat eben erklärt, daß er be— 
reits bei der Vorlegung des Etats für 1929 dar- 
auf hingewieſen hätte, daß die Einnahmen opti- 
miſtiſch geſchätzt ſeien und die Ausgaben ebenfalls 
optimiſtiſch. Er hat aber unterlaſſen, darauf hin- 
zuweiſen, daß der Etat für 1929 gegenüber dem 
Etat für 1928 Mehrausgaben von über 10 Millio⸗ 
nen enthält. Von dieſen Mehrausgaben entfällt 
der erheblichſte Teil auf Soziallaſten und auf den 
Schuletat und das alles m. H. obwohl doch aus 
den Jahren 1927 und 1928 ſehr hohe ſtille Refer- 
ven vorhanden waren, mit denen der Herr Fi— 
nanzſenator rechnen konnte. (Alte Reſerve! links 


chung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. — Heiterkeit.) Im Etat für 1929 konnten Sie ges 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Unſere erſte Frage, ob ſich in der Rechnung des 
laufenden Staatshaushalts ein Defizit ergeben 
wird, hat der Herr Finanzſenator bejaht. Das 
Defizit wird vorausſichtlich, wie wir eben gehört 
haben, drei Millionen betragen. Die zweite 
Frage: „Was hat der Senat unternommen und 
was denkt er zu tun, um wieder Ordnung in die 
Finanzen hineinzubringen?“ wurde von dem 
Herrn Finanzſenator nicht beantwortet. Er iſt 
hier ausgewichen. M. D. u. H. Daß wir uns mit 
einer ſolchen Antwort nicht als befriedigt erklären 
können, werden Sie alle verſtehen. (Das iſt ſchwer 
zu verſtehen! links.) Sie werden es auch verſtehen, 
wenn wir eine Kritik an dieſer Finanzverwaltung 
üben. 

Es iſt an ſich doch überaſchend, daß nach der in 
dem Jahre 1927 von der damaligen Rechtsregie— 
rung durchgeführten Sanierung der Finanzen 
dieſe jetzt wieder in eine ſtarke Unordnung gera— 
ten ſind. (Heiterkeit und Zwiſchenrufe links.) Sie 
können doch nicht beſtreiten, daß es eine Unord— 
nung der Finanzen bedeutet, wenn ſich jetzt 
laufenden Rechnungsjahr ein Fehlbetrag ergibt. 
Sie können auch nicht beſtreiten, daß im Jahre 
1926 unter der Linksregierung ein völliger Zu— 
ſammenbruch der Finanzen erfolgte. Sie können 
endlich nicht beſtreiten, daß die Sozialdemokratie 
nicht in der Lage war, die Ordnung der Staats- 
finanzen wieder herzuſtellen, daß dies vielmehr 
nach Ihrer Flucht aus der Regierung von der 
Rechtsregierung erfolgen mußte. Unter der Rechts: 
regierung iſt 1927, wie auch vom Völkerbund an— 
erkannt iſt, die Grundlage für eine dauernde Sa— 
nierung der Finanzen geſchaffen worden. Die 
Ordnung wurde damals erſtens hergeſtellt durch 
eine ſtarke Senkung der Ausgaben und zweitens 
durch eine Anleihe, durch welche das damalige von 
Ihnen hinterlaſſene ſehr hohe Defizit, das ſich auf 
etwa 15 Millionen belief, abgedeckt wurde. (Das 
muß jetzt verzinſt werden! links.) Natürlich muß 
es verzinſt werden! Nun hätten Sie m. H. u. D. 


genüber 1928 Mehreinnahmen an Zöllen im Be— 
trage von 6 Millionen einſetzen. Dazu kam, daß 
aus der Vergangenheit eine Nachzahlung von Zöl— 
len ebenfalls im Betrage von 4 bis 5 Millionen 
erfolgte. Das war das, wovon der Herr Finanz⸗ 
ſenator einmal als „das Wunder“ ſprach. Weiter 
konnten im Etat für 1929 gegenüber 1928 Mehr- 
einnahmen an Steuern im Betrage von 5 Millio— 
nen eingeſetzt werden. Auch dieſe ſind, wie wir 
heute gehört haben, eingegangen. Trotz dieſer ſehr 
erheblichen Mehreinnahmen, die Ihnen zufloſſen 
wurde der Etat von 1929 zum Ausgleich nur durch 
zwei ſehr bedenkliche Maßnahmen gebracht. Ein- 
mal hat man aus dem Ausgleichsfonds, der als 
Betriebsmittelfonds notwendig war und darum 
nicht hätte angegriffen werden ſollen, mehr als 
1½ Millionen zum Ausgleich des Etats genom— 
men. Zweitens hat man die Einkommenſteuer 
um 3 Prozent erhöht. Das brachte auch rund 11% 
Millionen. Beides ſind außerordentlich bedenk— 
liche Maßnahmen. Die Erhöhung der Steuer be— 
deutet eine für die heutige Zeit ſehr bedenkliche 


im und gefährliche Belaſtung der Wirtſchaft, und die 


Schwächung des Ausgleichsfonds hat ſich, als eine 
bedenkliche Schwächung des Betriebsmittelfonds 
herausgeſtellt. 

Nun hätte man doch annehmen müſſen, daß 
bei einer jo unerwarteten Steigerung der Eins 
nahmen an Zöllen von 6 Millionen, an Steuern 
von 5—6 Millionen, zuſammen 11—12 Millionen, 
wobei die einmaligen Mehreinnahmen aus den 
Zöllen von 5 Millionen und aus dem Ausgleichs— 
fonds von 1½ Millionen gar nicht gerechnet find, 
der Ausgleich nicht allzu ſchwer ſein ſollte. Trotz— 
dem hören wir heute, daß trotz dieſer erhöhten 
Einnahmen am Schluß dieſes Rechnungsjahres 
mit einem Defizit zu rechnen ſein wird, das auf 
3 Millionen angegeben iſt. Sie haben alſo — das 
Defizit mitgerechnet — 14 Millionen Gulden mehr 
ausgegeben, als im Vorjahre. Von den Ausga⸗ 
ben entfällt ein ſehr weſentlicher Teil auf die 
Schulen, die Etats für Soziales und für Kunſt 
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und Wiſſenſchaft. (Zuruf links.) Nun ſtehen wir 
gewiß auf dem Standpunkt, man ſoll für die Lin⸗ 
derung der Not und für die Pflege der Kultur 
alles tun, ſoweit der Staat dazu imſtande iſt. 
(Abg. W. Lemke: Sehr richtig!) Wir ſtehen aber 
auf der andern Seite auf dem Standpunkt, wenn 
man das Maß des Möglichen überſchreitet und da- 
durch den Staat zugrunde richtet, man mit dem 
Staat auch Wohlfahrt und Kultur zerſchlägt. Na⸗ 
mentlich im Schuletat fehlt es an der erforderli⸗ 
chen Sparſamkeit. (Sehr gut! rechts.) Mit Schul⸗ 
bauten iſt eine Verſchwendung getrieben, die der 
heutigen Zeit nicht entſpricht. (Abg. Kloſſowſki: 
Unerhört ſo etwas!) Ihnen, Herr Kloſſowſti und 
Ihrer Partei fehlt der Sinn für Sparſamkeit 
gänzlich. (Sehr gut! rechts.) Sie können nicht auf⸗ 
bauen ſondern nur zerſtören. 

Wenn bei einem Geſamtetat von 80 Millionen 
die Ausgaben von einem Jahr zum andern um 11 
Millionen in die Höhe geſetzt werden, ſo iſt das 
eine Steigerung der Ausgaben von 15 Prozent. 
Wenn man aber damit noch nicht einmal aus⸗ 
kommt, ſondern noch ein Defizit von 3 Millionen 
macht, ſo muß das vor der Oeffentlichkeit aufs 
ſchärfſte gerügt werden. Ich nenne das eine Miß⸗ 
wirtſchaft. (Zurufe des Abg. Kloſſowſki.) Herr 
Präſident, ich bitte den Herrn Abg. Kloſſowſki zum 
Schweigen zu bringen, oder ihn hinauszuweiſen. 
(Lachen links.) M. D. u. H.! Ich habe ſchon ein⸗ 
mal im Jahre 1921 von dieſer Stelle erklärt, daß 
unſere Aufgaben im kleinen und armen Staat 
Danzig mit einem ganz andern Maßſtab gemeſſen 
werden müſſen als vor dem Kriege. (Abg. Kloſ— 
ſowſki: Sehr richtig!) Aufgaben, die man damals 
als ſelbſtverſtändlich betrachtete und betrachten 
konnte, können heute nicht mehr geleiſtet werden. 
(Abg. Kloſſowſki: Da ſehen Sie die Bildung, die 
Sie in Ihren Schulen genoſſen haben!) Wenn Sie 
aber die Ausgaben von einem Jahr zum andern 
um 14 Millionen in die Höhe treiben, ſo iſt das 
nicht mehr mit den Grundſätzen einer ſparſamen 
und ſoliden Finanzwirtſchaft vereinbar. 


Nun hat der Herr Finanzſenator ſelbſt bei der 


Einführung des Etats für 1929 erklärt: Für die 
Freie Stadt Danzig ift die Ordnung der Staats- 
finanzen von noch größerer Bedeutung als für 
andere Staaten. Herr Dr. Kamnitzer! (Abg. Kloſ— 
ſowſki: Herr Senator!) Herr Senator Dr. Kam— 
nitzer! Sie haben nach dieſen ſehr richtigen Grund— 
ſätzen aber nicht gehandelt. Sie haben damals 
gleich hinzugeſetzt: „Ich bin Parteimann und 
werde es bleiben! Die Grundſätze der Partei müſ⸗ 
ſen Richtung und Wegweiſer fein.“ In dieſem 
zweiten Satz liegt die Erklärung für Ihre Tragik, 
Herr Finanzſenator, von der Sie ſelbſt einmal in 
einem andern Zuſammenhang geſprochen haben. 
Die Grundſätze Ihrer Partei (Abg. Kloſſowſki: 
Bei Ihnen!) ſind eben nicht vereinbar mit den 
Notwendigkeiten einer Staatsfinanzwirtſchaft. 
(Sehr gut! rechts — Abg. Kloſſowſti: Er will 
Aufträge vom Staat haben, er hat keine Arbeit!) 
Die Sozialdemokratie hat theoretiſche und politi- 
ſche Grundſätze, die mit ſparſamer Wirtſchaft un⸗ 
verträglich ſind. Wenn man nach dieſen Grund⸗ 


lägen regiert, jo ijt das für den Staat außeror⸗ |f 


dentlich teuer. (Zwiſchenrufe des Abg. Kloſſowſfki). 
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M. D. u. H.! Neben dem Defizit, von dem uns 
heute Mitteilung gemacht wurde, geht eine ganz 
ungeheure Steigerung der ſchwebenden Schulden. 
Nun hat leider der Herr Finanzſenator (Senator 
Dr. Kamnitzer: Ich komme darauf, die haben Sie 
hinterlaſſen!) auf unſere Frage, wie es mit dieſen 
ſchwebenden Schulden ſteht, in keiner Weiſe ge⸗ 
antwortet. (Abg. Kloſſowſki: Das müſſen Sie doch 
wiſſen!) Der Herr Finanzſenator erklärt eben, er 
komme noch darauf zurück. Ich nehme danach an, 
daß er ſeine Ausführungen nach dieſer Richtung 
hin noch ergänzen wird. Dann möchte ich fol— 
gendes vorausſchicken, um dem Einwand zu begeg⸗ 
nen, den der Herr Finanzſenator machte: „Die ha⸗ 
ben Sie mir hinterlaſſen.“ (Abg. Kloſſowſki: Sehr 
richtig, haufenweiſe!) Richtig iſt, daß nach der von 
der Rechtsregierung 1927 durchgeführten Sanie— 
rung die ſchwebenden Schulden, die die Linksregie— 
rung gemacht hatte, vollſtändig abgedeckt waren. 
Ich lege meinen Ausführungen die vom Senat 
veröffentlichten Quaxtalsüberſichten zugrunde. 
Nach dieſen Ueberſichten waren am 30. September 
1927 keine ſchwebenden Schulden im Staat. Es 
waren auch noch am 31. Dezember 1927 und am 
31. März 1928, ja auch noch am 30. 9. 1928 keine 
ſchwebenden Schulden vorhanden. In der Stadt 
Danzig ſind ebenfalls am 31. Dezember 1927 und 
31. 3. 1928 die ſchwebenden Schulden mit 0 auf⸗ 
geführt. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Nun 
kommt plötzlich in der Stadt am 30. September 
1928 ein Betrag von 5 616 000 Gulden als ſchwe— 
bende Schuld. Dazu iſt der Vermerk gemacht, der 
an ſich ziemlich harmlos klingt „zur Verſtärkung 
der Betriebsmittel.“ Ich habe bereits darauf Hin- 
gewieſen, daß man aus dem Ausgleichsfonds, der 
doch den Betriebsmittelfonds bildet, einen Betrag 
von 1½ Millionen genommen hat, um den Etat 
auszugleichen. Gleich darauf nimmt man ſchwe⸗ 
bende Schulden auf, um den Betriebmittelfonds 
zu ſtärken. M. D. u. H.! Ich frage, was iſt das für 
eine Finanzwirtſchaft! Es heißt dann weiter in 
dem Vermerk, der Betrag ſolle im Laufe des Jah— 
res 1928 aus eigenen Einnahmen wieder zurück— 
gezahlt werden. Das iſt aber nicht geſchehen. Im 
Gegenteil! Am 31. März 1929 ſind in der Stadt 


Danzig bereits Schulden in Höhe von 6 379 000 


Gulden und am 30. September 1929 ſogar Schul⸗ 
den in Höhe von 9 879 000 Gulden aufgeführt. Der 
Staatshaushalt hat inzwiſchen per 31. März 1929 
ſchwebende Schulden in Höhe von 2,6 Millionen 
und per 30. Juni 1929 in Höhe von 5,5 Millionen 
aufgeführt. Zuſammen find das per 30. Septem⸗ 
ber 1929 in Stadt und Staat ſchwebende Schulden 
in Höhe von über 15 Millionen. 

M. D. u. H.! Schwebende Schulden müſſen doch 
abgezahlt werden. Glauben Sie, Herr Finanz— 
ſenator, daß es Ihnen möglich ſein wird, dieſe 
Schulden aus laufenden Einnahmen abzudecken? 
Ich bitte Sie, uns zu erklären, wie es möglich iſt, 
daß im Laufe von kaum 115 Jahren im Staat und 
in der Stadt Danzig die ſchwebenden Schulden 
von 0 auf 15 Millionen geſtiegen ſind. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Donnerwetter!) M. H. u. D.! Borgen macht 
Sorgen, und am Ende jeder planloſen Pumpwirt⸗ 
chaft ſteht das Schreckgeſpenſt der Pleite. (Abg. 
Kloſſowſki: Sie haben wohl Angſt!) Ich habe als 
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Sprecher der Oppoſition die Pflicht, darauf hin⸗ 


zuweiſen, daß es ſo nicht weiter geht. Wenn wir 
zu der Ueberzeugung kommen, daß die Finanzen 
nicht in Ordnung ſind, ſondern im Gegenteil ſtark 
in Unordnung geraten find, jo müſſen wir die Re- 
gierung darauf hinweiſen, daß es dringende 
Pflicht der Regierung iſt, Maßnahmen zu treffen, 
um die Gefahren, die für Staat und Stadt dar⸗ 
aus entſpringen, abzuwenden. (Sehr richtig! 
rechts.) Denn daß aus einem jo rapiden Anwach— 
ſen der Schulden, die man nicht zurückzahlen kann, 
und die nicht für produktive Zwecke, ſondern zur 
Deckung laufender Ausgaben aufgenommen ſind, 
für den Staat ungeheure Gefahren entſtehen, dar— 
über brauche ich Ihnen nichts weiter auszuführen. 


M. H. u. D.! Wir verlangen, daß vollſte Klar- 
heit darüber geſchaffen wird, wie das Defizit ab- 
gedeckt werden fol. Weiter fragen wir: Wie jal- 
len die laufenden Schulden abgedeckt werden? Die 
Verſchuldung, in die Staat und Stadt in dieſer 


kurzen Zeit geraten find, hat doch verteufelte Aehn- 


lichkeit mit den Vorgängen vor zwei Jahren. Auch 
damals ein Anſchwellen der ſchwebenden Schulden, 
die lawinenhaft von Monat zu Monat ſtiegen, 
dann die Unmöglichkeit die ſchwebenden Schulden 


abzudecken, dann der Gang nach Genf, die Kon- 


trolle durch Genf, die Demütigung in Genf, die 


Einbuße an ſtaatlichem Anſehen, die Einbuße an 


unſere Selbſtändigkeit, der Verſuch Polens, ſich 
in unſere Finanzen zu miſchen, dann das Diktat 
von Genf und ſchließlich die Flucht der Sozialde— 
mokratie aus der Regierung! M. D. u. H.! Soll 
ſich der Vorgang wieder in derſelben Weiſe ab— 
ſpielen? Wollen Sie ſich wieder nach Genf wen- 
den? Soll die Blamage von 1926 ſich wiederho— 
len? In welcher Weiſe glauben Sie die Ordnung 
vornehmen zu können? (Abg. Kloſſowſti: Sie wer- 
den Steuern zahlen, machen Sie ſich ſchon darauf 
gefaßt!) Herr Abg. Kloſſowſki! Gerade darum 
weiſe ich nachdrücklich darauf hin: Für Ihre Sün⸗ 
den müſſen die Steuerzahler büßen. Ich frage Sie, 


Herr Finanzſenator: Glauben Sie, daß, nachdem 


die Ententemächte erklärt haben, daß mit der Jah- 
lung der Danziger Reparationsſummen, die 1927 
im Zuſammenhang mit der Anleihe erfolgen mußte, 
weitere Forderungen an den Freiſtaat Danzig von 
der Reparationskommiſſion nicht geſtellt werden 
ſollten, nun der Weg frei iſt für weitere Anleihen? 
Aber dann muß ich Ihnen doch zweierlei vorhal- 
ten. Erſtens, wenn man ſchwebende Schulden in 
dauernde Anleihen umwandelt, ergibt ſich für die 
Bevölkerung eine jährliche Belaſtung. Denn 
Zinſen und Tilgungsquoten müſſen bezahlt wer⸗ 
den, ſie müſſen durch Steuern aus der erwerbtrei— 
benden Bevölkerung herausgeholt werden. Der 
Abg. Kloſſowſki hat mir ja ſoeben zugerufen: „Sie 
werden neue Steuern zahlen müſſen.“ Glaubt 
man heute, der Bevölkerung noch weitere Steuern 
zumuten zu können? Verfaſſungsmäßig muß 
auch betont werden, daß die Abdeckung ſchweben— 
der Schulden durch Umwandlung in dauernde An⸗ 
leihen unſerer Verfaſſung nicht entſpricht. Nach der 
Verfaſſung ſollen Anleihen nur für werbende 
5 aber nicht zur Deckung von Defiziten 
ienen. 


Herr Finanzſenator erklärt, daß die Regelung des 
Defizits im Zuſammenhang mit dem Etat erfolgen 
ſolle. Ich muß die Frage ſtellen, warum der Etat 
dem Volkstag nicht längſt vorgelegt iſt. Der Herr 
Finanzſenator hat im vorigen Jahre als Entſchul⸗ 
digung für die Verſpätung den perſonellen Wed- 
ſel im Finanzreſſort angeführt. Gleichzeitig hat 
er geſagt, es ſei notwendig, daß ſeine neuen Se— 
natskollegen fih in ihre neuen Reſſorts einarbei- 
ten müßten. Das wird anerkannt. In dieſem 
Jahre kann man aber dieſe Entſchuldigung doch 
unmöglich gelten laſſen. Der Herr Finanzſenator 
hat im vorigen Jahr ausdrücklich auf die Begrün⸗ 
dung verzichtet, daß bisher die Etats der Freien 
Stadt Danzig noch immer verſpätet vorgelegt 


einmal die Etats rechtzeitig zuſtande kommen. 
Nach der Inflation war die Verzögerung zu er- 
klären, da man keinen Vergleich mit der Vergan⸗ 
genheit hatte. Jetzt iſt es aber endlich Zeit, auch 
in Danzig dasſelbe Verfahren einzuführen, wie es 
längſt wieder in allen Staaten Europas beſteht, 
daß man, den Etat rechtzeitig zuſtande bringt. Zeit 
dazu iſt doch auch wahrhaftig geweſen. Sie hätten 
nach meiner Auffaſſung ſchon, als Sie erkannten, 
daß der Etat mit 3 Millionen Defizit abſchließen 
würde, einen Notetat einbringen müſſen. Es 
ſcheint ja auch urſprünglich die Abſicht geweſen zu 
ſein. Herr Dr. Hilferding, das große Vorbild un- 
ſeres Herrn Finanzſenators, iſt ſo verfahren. Er 
hat dem Reichstag einen Nachtragsetat zur Det- 
kung des Defizits vorgelegt. Hier in Danzig hielt 
die Regierung das nicht für erforderlich. Das Ver: 
fahren iſt verfaſſungswidrig. 

Ich muß mich nun an die bürgerlichen Par- 
teien in der Regierung wenden. Ich habe Ber: 
ſtändnis dafür, daß die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei nach ihren Parteigrundſätzen der Ordnung der 
Finanzen die größten Schwierigkeiten entgegen- 
ſetzt. (Abg. Kloſſowſti: Umgekehrt vielleicht!) Ich 
habe aber kein Verſtändnis dafür, wenn die bür⸗ 
gerlichen Parteien, mit denen zuſammen im Jahre 
1927 in einer Rechtsregierung die Ordnung der 
Finanzen durchgeführt worden iſt, ſich ein ſolches 
Verfahren gefallen laffen. Warum ſchweigen ie da- 
zu, meine Herren? Warum dringen Sie nicht dar⸗ 
auf, daß hier das geſchieht, was im Intereſſe der 
Geſundung der Finanzen notwendig iſt, (Sehr gut! 
rechts.) daß die Beſchlüſſe gefaßt werden, die not⸗ 
wendig find, um den Staat vor Gefahren zu be- 
wahren. 15 Millionen neue ſchwebende Schulden 
zur Deckung laufender Ausgaben im Laufe von 
eineinhalb Jahren, 3 Millionen Kaſſen-Defizit im 
laufenden Jahr muß ich als eine Kataſtrophe be— 
zeichnen. (Sehr gut! rechts.) Sie erinnert nach 
meiner Auffaſſung verzweifelt an die Kataſtrophe 
im Reich unter dem Herrn Finanzminiſter Dr. 
Hilferding, ich wiederhole, dem großen Vorbild 
unſeres Herrn Finanzſenators. Auch dort ein Mn- 
ſchwellen der Schulden, ein Defizit im laufenden 
Etat, der Verſuch, an jedem Ultimo zu pumpen, 
und als es nicht mehr weiter ging, das unrühm⸗ 
liche Ende des Herrn Dr. Hilferding. 

Nun haben wir die Frage geſtellt, wie ſich der 
Senat die Wiederherſtellung der Ordnung denkt. 


Das alles muß bedacht werden! Nun hat der (C) 


ſeien. M. D. u. H.! Es iſt höchſte Zeit, daß endlich 
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Wir haben heute nur die ungenügende Erklärung 
bekommen: „Das werden Sie ſpäter im Zuſam⸗ 
menhang mit dem Etat erfahren.“ Daraus ſehe ich, 
daß der Senat bisher gar keinen Weg gefunden 
hat. Der Finanzſenator hat erklärt, er hoffe, die 
Ausgaben herabſetzen zu können. Gut, Herr Fi⸗ 
nanzſenator, Sie werden unſere Zuſtimmung fin⸗ 
den. Er hat weiter erklärt, er hoffe, eine Steige: 
rung der Einnahmen — ſo habe ich es aufgefaßt 
— durch neue Steuern herbeiführen zu können. 
Da dürfen wir ſehr neugierig ſein, wie Sie ſich die 
Senkung der Ausgaben denken und zweitens, wie 
Sie ſich die Steigerung der Einnahmen denken. 
Eine Erhöhung der Steuern iſt bei der heutigen 
wirtſchaftlichen Lage, bei der ungeheuren Bedrük⸗ 
kung, in der die Wirtſchaft ſich befindet, die doch 
einen Kampf um Tod und Leben, um ihren Be⸗ 
trieb, führt, unmöglich. Jede weitere Schwächung 
der Wirtſchaft durch neue Belaſtung bedeutet doch 
ein weiteres Anſchwellen der Erwerbsloſenziffer. 
Sehr gut! rechts.) : = 

Nach meiner Auffaſſung ift die heutige Erklä⸗ 
rung des Herrn Finanzſenators, daß er uns einen 
beſtimmten Plan zur Ordnung der Finanzen nicht 
vorlegen könne, eine Abdankung. Die Regierung 
iſt doch dazu da, wenn ſie erkennt, daß Gefahr für 
den Staat beſteht, ſofort den Weg zu weiſen, um 
der Gefahr zu begegnen. Tut fie das nicht, jo be- 
deutet das nach meiner Auffaſſung ein Verſagen 
der Regierungstätigkeit, insbeſondere im Finanz⸗ 
reſſort. Regieren heißt leiten und, m. H., ein 
Karren, der den Leiter verliert, gerät in Gefahr, 
in den Dreck zu fahren. Davor wollen wir Sie be— 
wahren indem wir mit aller Entſchiedenheit dar- 
auf dringen, daß uns volle Aufklärung gegeben 
wird. Wenn meine Ziffern, die ich gegeben habe, 
nicht richtig ſind, jo bitte ich den Herrn ği- 
nanzſenator, ſie richtig zu ſtellen. Das Parlament 
hat einen Anſpruch darauf, in den Finanzen klar 
zu ſehen. Wir verlangen, daß der Herr Finanz⸗ 
ſenator uns in ganz anderer Weiſe über die Lage 
der Finanzen Auskunft gibt, als es in der kurzen 
und ungenügenden Erklärung von vorher der Fall 
war. (Sehr gut! rechts.) Wir beantragen ferner, 
daß unſere Große Anfrage in den Ausſchuß ge— 
geſchickt wird, wo wir von dem Herrn Finanzſena⸗ 
tor weitere eingehende Auskunft fordern werden 
und die Angabe von Mitteln zur Abwendung der 
dem Staat drohenden Gefahr erwarten. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Kamnitzer. Be 

Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H! Die 
Ausführungen des Herrn Abg. Dr. Ziehm geben 
mir die ſeit langem gewünſchte Gelegenheit, endlich 
hier einmal mit dem Märchen aufzuräumen, als 
wenn die Finanzen immer dann in Ordnung 
jind, wenn die Deutſchnationalen in der Regie 
rung ſind und immer in Unordnung kommen, 
wenn ein Sozialdemokrat auch nur von weitem 
jein Augenmerk auf die Finanzen lenkt. Herr 
Dr. Ziehm, Sie haben als geordnete Finanzen 
und als eine vorbildliche Finanzlage diejenige des 
Jahres 1927 bezeichnet. Herr Dr. Jiehm, ich darf 
Sie darauf hinweiſen, daß die Finanzgebarung 


dieſes Jahres die Grundlage für unſere heutige 
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Not bildet. Wenn man, wie Sie ſelbſt geſagt ha⸗ 
ben, ein Loch im Etat von 5,6 Millionen dadurch 
beſeitigt, daß man das Defizit aus einer Anleihe 
deckt, ſo belaſtet man alle Jahre nachher, denn man 
kann nur auf dieſe Weiſe nur einmal ein Defizit 
decken, Es iſt ein finanztechniſch ſehr großer Fehler, 
ſolche Löcher aus einer Anleihe zu decken. Man 
hätte Wege finden müſſen, um das Defizit wirklich 
auszugleichen. Das hat man nicht getan. Die Folge 
war, daß die Löcher immer wieder erſchienen ſind. 
Das iſt der erſte Fehler, den Sie gemacht haben. 
Dann haben Sie von dem vorbildlichen Etat 
1928 geſprochen. Wenn Sie dieſen Etat für vor⸗ 
bildlich halten, der mit 9,6 Millionen in der 
Rechnung vom Etat abgewichen iſt, dann haben 
Sie kein Recht, jemals wieder den Vorwurf zu 
machen, daß eine Finanzwirtſchaft nicht in Ord⸗ 
nung iſt. (Sehr gut! links.) Herr Dr. Ziehm, 
wenn Sie weiter von Sparſamkeit in der Finang⸗ 
wirtſchaft ſprechen, dann darf ich wiederholt cr- 
klären, daß der Urgrund der ganzen finanziellen 
Not des Freiſtaates noch heute und für lange Zeit 
das Verbrechen des Jahres 1924 iſt, als Sie die 
Ueberſchüſſe des Staates verwandten, um die Be⸗ 
amtengehälter ins Ungemeſſene zu erhöhen, 
woran wir heute noch immer kranken. Dann 
ſprechen Sie noch von Sparſamkeit, wenn Sie uns 
eine ſolche Erbſchaft hinterlaſſen haben und uns 
zwingen, dieſe Sünden allmählich zu reparieren. 
Das nur zu dem immer wiederholten Märchen, 
daß die Finanzen der Jahre 1927, 1928 und im⸗ 
mer, wenn die Deutſchnationalen in der Regie— 
rung waren, gut waren. (Zwiſchenrufe links.) 
Nun hat Herr Dr. Ziehm recht, wenn er ſagt, 
daß die Finanzlage mit allem Ernſt betrachtet 
werden muß. Es iſt notwendig, Wege zu finden, 
um von dieſem Defizit abzukommen, wobei Sie die 
ſchwebenden Schulden weniger ängſtigen ſollten. 
Dieſe ſchwebenden Schulden des Staates in Höhe 
von 3,5 Millionen find entſtanden aus der Auf- 
nahme von Krediten zur Abdeckung der Entſchä— 
digungen aus dem Tabakmonopol, das Sie (nach 
rechts) eingeführt haben, (Na alſo! links.) das 
Sie in einer Form eingeführt haben, (Unruhe 
rechts.) daß dem Staat Jahr für Jahr mehrere 
Millionen verloren gehen. (Hört, hört! und Sehr 
richtig! links.) Dafür zahlen wir jetzt, und dafür 
haben wir die 3,5 Millionen ſchwebenden Schul- 
den. Der Staat hat bis jetzt ſeine Betriebsmittel 
aus Eigenen gedeckt. Ob er das bis zum Schluß 
des Jahres durchführen kann, weiß ich nicht. 
Sie haben auch von der Stadt geſprochen. 
Nun möchte ich der Anſicht ſein, daß es nicht zweck— 
mäßig und nicht richtig iſt, da die Stadt eine 
Selbſtverwaltung hat, ihre Angelegenheiten hier 
zu behandeln, bevor ich nicht drüben in der Stadt- 
bürgerſchaft und im Kämmereiausſchuß, der für 
die nächſte Woche einberufen iſt, geſprochen habe. 
Ich möchte es auch nicht für taktiſch richtig halten, 
ſich hier mit der Stadt zu beſchäftigen: denn Sie 
haben es hier mit dem Staat zu tun. Mit dem 
Staat will ich mich gern ganz genau beſchäftigen, 
auch im Ausſchuß Auskunft geben, wenn der 
Volkstag bereit iſt, die Anfrage dem Ausſchuß zu 
überweiſen. 
Nun ſagen Sie viel von dem, was der Fi— 
nanzſenator hätte machen ſollen und was er nicht 


(C) 


(D) 


(A 


(B) 


— 


2132 Volkstag Danzig — 115. Sitzung. 


(Dr. Kamnitzer, Senator) 
gemacht hat. Sie haben geglaubt, Ihre Ausfüh⸗ 
rungen würzen zu können, indem Sie mir ein 
großes Vorbild hinſtellten. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann!) Herr Schwegmann, ich werde mir 
ganz beſtimmt meine Vorbilder nicht von Deutſch⸗ 
nationalen vorſchreiben laſſen, ſondern ſie da 
ſuchen, wo ich es für richtig halte. Ich möchte mich 
mit Ihnen nicht in eine Diskuſſion über die Qua⸗ 
litäten des früheren Finanzminiſters Hilferding 
einlaſſen. Ich glaube, daß ſie unfruchtbar wäre. 
Ich glaube aber, daß unſere Verhältniſſe ſo be⸗ 
ſonders liegen, daß man mit Vorbildern ſchwer 
auskommen wird, und daß vor allem der Finanz⸗ 
miniſter ſich kein Vorbild am Reichsfinanz⸗ 
miniſter nehmen kann, weil ſeine Befugniſſe ganz 
andere ſind. Ich habe nicht die Verfaſſung ge— 
ſchaffen, ſondern Sie ſind der Hauptmitarbeiter 
an der Verfaſſung geweſen. Sie haben dem Fi— 
nanzſenator nicht die Stellung gegeben, die der 
Finanzminiſter im Reiche hat, Sie haben den ği- 
nanzſenator zu einem von zweiundzwanzig Se— 
natoren gemacht. Vollkommen einverſtanden, 
aber ich habe ſchon bei der Etatsrede geſagt, ich 
lehne es ab, mehr Verantwortung zu tragen, als 
man mir Einfluß gibt. Ich habe die Pflicht, Vor⸗ 
ſchläge an den Gejamt-Senat zu machen. Ich habe 
die Pflicht, zu warnen, wenn ich es für notwendig 
halte. Ich habe die Pflicht, Aufklärung zu geben, 
wenn es von mir verlangt wird. Dieſer Pflicht 
entziehe ich mich nie. Ich habe aber nicht die Ber- 
antwortung für alles, was geſchieht oder nicht ge— 
ſchieht. 3 
Ich möchte Ihnen nach dieſer Feſtſtellung fa- 
gen, daß ich der Anſicht bin, daß das Defizit ge- 
deckt werden muß. Es iſt nun ein viel diskutiertes 
und auch ſtrittiges Problem, wann man ein De- 
fizit zu decken hat. Es gibt viele Theoretiker, die 
ſagen, daß das Defizit erſt dann zu decken iſt, wenn 
es endgültig feſtſteht, und zwar ſoll man es auf 
den übernächſten Etat übernehmen. Sie werden 
das auch im Reiche finden. Allerdings neige ich 
der Anſicht zu, daß man das Defizit in der Höhe, 
wie es bereits feſtſteht, im nächſten Etat zu decken 
verſuchen muß. Das ſind Zweckmäßigkeitsfragen. 
Ich bin der Anſicht, daß ein 3-Millionen-Defizit 
für ein Staatsweſen nicht ſchon ſo erſchütternd iſt. 
Und wenn in dieſem Zuſammenhang Herr Dr. 
Ziehm von einer Kataſtrophe ſprach, ſo halte ich 
das für außerordentlich bedenklich, (Zwiſchenrufe 
des Abg. Kloſſowſki.) um nicht ſchärfere Mus- 
drücke zu gebrauchen. (Wer ſprach vom Staats- 
bankerott? rechts. Zwiſchenrufe.) Das geſchah 
in einer anderen Situation, und es iſt ein großer 
Unterſchied zwiſchen der damaligen Situation 
und jetzt. Herr Dr. Ziehm glaubte von einer Ka- 
taſtrophe ſprechen zu können gegenüber einer ſchwe— 
benden Schuld von 3,5 Millionen Gulden und 
einem drohenden Defizit von 3 Millionen. Es 
wäre ſchlimm um einen Staat beſtellt, und das 
Deutſche Reich müßte ſchon vor dem Abgrund 


ſtehen, wenn ein Defizit im Verhältnis zu unſerm 
dort zu einer Kataſtrophe führen ſollte. Ich will 
auch aus dem Defizit heraus; denn zu meinem 
Satz, den Herr Dr. Ziehm zitiert hat, daß die 
Ordnung der Finanzen nötig iſt, ſtehe ich auch 
heute. “h habe die Ueberzeugung, daß dieſer Satz 
auch vom Staat anerkannt wird, und daß er daz 
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zu führen wird, die Regierungspartejen zu Maß⸗ 
nahmen zu veranlaſſen, die uns aus dem Defizit 
heraus und zu einem richtigen ausgeglichenen 
Etat bringen. 

Wenn wir dazu kommen, dann begegnen wir 
uns ja wieder. Ich bin überzeugt, daß auch Sie 
letzten Endes ja wohl das Beſte wollen, wenn Sie 
auch bei dieſer Gelegenheit glauben, etwas für 
die Parteiagitation herausholen zu können. Ich 
möchte meinen, daß die Staatsfinanzen doch am 
wenigſten geeignet für die Parteiagition fein foll- 
ten. Sie ſind eine Sache, die letzten Endes jede 
Partei ernſt nehmen wird und in einer Weiſe be— 
handeln muß, die dem Staat zuträglich iſt. Wenn 
Sie es mit Ihrem Angebot, den Regierungspar⸗ 
teien und dem Senat bei der Deckung des Defizits 
und den dazu erforderlichen Maßnahmen zu 
helfen, ernſt nehmen, fo bin ich der Ueberzeugung, 
daß man davon ſehr gern Gebrauch machen wird. 
Sie haben von mir ſehr viel Auskünfte verlangt, 
ſo daß ich Ihnen heute eigentlich die Etatsrede 
halten müßte. Ich könnte ſie halten, aber ich bin 
nicht damit beauftragt. Ich habe nur eine Erklä— 
rung für den Senat abzugeben. Der Senat hat 
mich nicht ermächtigt, über den Rahmen der Gro— 
ben Anfrage hinaus Erklärungen abzugeben. Sie 
können verſtehen, daß der Senat dies nicht in 
einer Situation haben möchte, in der er noch keine 
Klarheit über die letzten Schritte hat, die er unter— 
nehmen wird. Sie befinden ſich in einer angeneh— 
meren Situation. Sie können große Worte machen 
und Fragen ſtellen. Ich dagegen bin der unange— 
nehmen Situation, nicht alles ſagen zu können 
und nicht ſo ſprechen zu dürfen, wie ich perſönlich 
Ihnen gern antworten würde. Ich habe nur einen 
Auftrag und habe mich dieſes Auftrages zu ent— 
ledigen. Ich bitte Sie, laſſen Sie die Hände von 
den Finanzen weg, machen Sie damit keine Agita⸗ 
tion. Sie haben geſehen, wie leicht Sie dabei ab- 
zuführen ſind. Die Finanzlage Danzigs iſt immer 
ſchwierig geweſen. Sie wird auch vorausſichtlich 
noch weiter ſchwierig bleiben. Um dieſem Zuſtande 
zu begegnen, bedarf es in der Tat der Zuſammen— 
faſſung aller Kräfte. Und dieſe Zuſammenfaſſung 
aller Kräfte wird nicht dadurch erreicht, daß Sie 
ſich hier herſtellen, Herr Dr. Ziehm, und ſagen, 
Sie brauchten nur zu kommen, dann wäre alles in 
Ordnung. Wäre es ſo einfach, dann würde ich den 
Regierungsparteien raten, Herr Dr. Ziehm auf 
einen Monat die Sache machen zu laſſen, dann 
kommen die Finanzen in Ordnung. So einfach iſt 
die Geſchichte nicht. Sie (nach rechts) haben die 
Finanzen 1926 und 1927 nicht in Ordnung ge- 
bracht und Sie haben fie 1924 von Grund auf ver- 
dorben. Daran kranken wir noch heute. (Lebhaftes 
Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. H. u. 
D.] Es wird keiner von Ihnen den Eindruck haben, 
daß durch die Ausführungen des Herrn Dr. Kam- 
nitzer mehr Klarheit geſchaffen iſt. Ich habe meine 
Ausführungen auf beſtimmte Zahlen gegründet, 
und ſtelle feſt, daß er keine von den Zahlen, die ich 
genannt habe, irgendwie angefochten hat. Das 
konnte er auch nicht. Er hat die Diskuſſion auf das 
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Gebiet des Parteihaders abzulenken verſucht. In⸗ 
dem er dies tut, behauptet er rabuliſtiſch, wir ſoll⸗ 
ten doch nicht Parteiagitation treiben. Dem muß 
ich entgegentreten. Er erklärt, es ſei ein Märchen, 
das die Deutſchnationalen verbreiten, daß die 
Finanzen unter der Rechtsregierung 1927 in Dro- 
nung gebracht worden ſeien und daß ſie 1924 unter 
der Rechtsregierung in Ordnung geweſen wären. 
Die Finanzen ſeien, wie der Finanzſenator er⸗ 
klärte, 1924 in Grund und Boden gewirſſchaftet 
worden. Sie ſeien auch 1927 nicht in Ordnung ge— 
weſen. Demgegenüber muß ich dem Herrn Finanz⸗ 
ſenator folgende Zahlen vorhalten, die er ſelbſt ge⸗ 
geben hat. (Abg. Kloſſowſki: Sie ſtimmen nicht!) 
Wenn Gie jagen, fe ſtimmen nicht, fo ſetzen Sie 
jih mit Ihrem Finanzſenator auseinander. In 
der Tabelle zum Haushaltsplan für 1929, die von 
Ihrem Herrn Finanzſenator ſtammt, heißt es aus- 
drücklich: Abſchlußzahlen der Rechnungen 1923 bis 
1927. Da ſteht Rechnung 1923: Ueberſchuß 750 000 
Gulden. 1924: Ueberſchuß 2,3 Millionen. Rech⸗ 
nungsjahr 1925: Ueberſchuß 1.058 Millionen. Das 
lind doch die Jahre, von denen der Finanzſenator 
geſprochen hat, daß damals die Finanzen in 
Grund und Boden gewirtſchaftet ſeien. Dann kam 
1926. Ich ſtelle feſt, daß wir Deutſchnationalen 
in dieſem Jahr nicht in der Regierung waren. Da⸗ 
mals herrſchte die von der Sozialdemokratie De- 
herrſchte Linksregierung. Da iſt ein Fehlbetrag 
von 2,89, alfo rund 3 Millionen in der Abſchluß⸗ 
rechnung aufgeführt. Das Rechnungsjahr 1927 iſt 
wieder mit einem Ueberſchuß von 362 000 Gulden 
aufgeführt. 

Angeſichts dieſer Zahlen iſt es unmöglich, Herr 
Senator Dr. Kamnitzer, davon zu ſprechen, daß in 
der Zeit, in der die Deutſchnationalen in der Re- 
gierung geweſen ſind, die Finanzen in Grund und 
Boden gewirtſchaftet ſeien. Das heißt, die Zahlen 
verdrehen und die Tatſachen auf den Kopf ſtellen. 
Sie haben darauf hingewieſen, daß 1924 die Ge- 
hälter erhöht ſind. Mit dieſer Erhöhung der Ge— 
hälter wird ſoviel Unfug getrieben, ſo daß ich die 
Sache richtig ſtellen muß. Es handelte ſich bei dem 
Notopfer um einen Betrag von 2,6 Millionen im 
Staat und 600 000 Gulden in der Stadt. Gewiß 
ein ſehr hoher Betrag. Wenn Sie aber, wie Herr 
Dr. Kamnitzer, der Auffaſſung ſind, die Gehalts⸗ 
regelung 1924 fei ein Verbrechen am Staat ge- 
weſen, dann muß ich Ihnen vorhalten, daß Sie ſich 
mit zum Verbrecher gemacht haben, weil Sie bei 
der letzten Gehaltsregelung die Gehaltsregelung 
von 1924 mit übernommen haben. Sie haben 
doch das Notopfer beſeitigt und die Gehaltsſätze von 
1 8 as Gejeh aufgenommen, nachdem Sie vor⸗ 

No opfer in unverantwortlicher Weiſe und 
ungeſchickt bekämpft und die Beamtenſchaft be- 
ſchimpft hatten. Sie haben die Beamtenſchaft dazu 
gebracht, daß ſie es kündigten. (Abg. Mau: Bewuß⸗ 
ter Lügner! — Abg. Kloſſowſki: Schämen Sie fih! 
— Unruhe.) Dieſe Wahrheiten find Ihnen heute 
natürlich unbequem. Die Beamtenſchaft hatte ſich 
angeſichts der ungeheuren Not des Staates bereit 
erklärt, ein Notopfer zu bringen. Dies Notopfer 
wurde nicht nur in Danzig, ſondern auch außerhalb 
Danzigs als eine Hochtat der Beamtenſchaft aner- 
kannt. Die Sozialdemokratie hat dies Notopfer 
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hafteſten Weiſe zum Schaden des Staates be— 
kämpft. Sie hat angekündigt, ſie wollte die auf 
dem Notopfer beruhende Ermäßigung der Gehäl⸗ 
ter geſetzlich regeln. Sie hat dann verſucht, die 
Regelung auf verfaſſungswidrigem Wege herbei— 
zuführen. Das hat das Obergericht nachher feſtge— 
ſtellt. (Zuruf links.) Sie haben die Beamtenſchaft 
in den Prozeß getrieben. Die Beamten haben ſich 
nur gegen eine verfaſſungswidrige Verletzung ihrer 
Rechte gewehrt, da ſind doch Sie die Schuldigen, 
die es nicht bei dem Opfer gelaſſen hatten, zu dem 
die Beamtenſchaft freiwillig ſich bereit erklärt 
hatte. Mit den Beamtengehältern können Sie 
doch in keiner Weiſe jetzt das Defizit im Staats- 
haushalt und die ſchwebenden Schulden von 3,5 
Millionen im Staat und von 11 Millionen in der 
Stadt rechtfertigen. In der Stadt habe ich geſagt, 
beträgt das Notopfer 600 000 Gulden. Dem- 
gegenüber ſtehen jetzt Fehlbeträge von 11 Milli- 
onen. Die Quartalsrechnungen per 30. Juni 1928 
und per 30. September 1928 ſchloſſen ohne Defizit 
ab trotz der Beamtengehälter und die Jahresrech— 
nung 1928 ſchließt ebenfalls ohne Defizit ab. Ich 
habe Ihnen ferner ſchon vorgehalten, welche Be⸗ 
träge Ihnen 1928 als ſtille Reſerven in den Schoß 
gefallen ſind. Der Fehlbetrag und die ſchweben— 
den Schulden, nach dem 30. September 1928 ent- 
ſtanden, find alfo im Laufe von eineinviertel Jah- 
ren entſtanden. Wenn Sie die Verhältniſſe ſo 
darſtellen, wie ſie ſind, und das iſt Pflicht der Fi— 
nanzverwaltung und der Finanzſenatoren, dann 
können Sie unmöglich den Wegfall des Notopfers 
als die Urſache der Finanzkataſtrophe hinſtellen. 
M. D. u. H.! Der Finanzſenator hat dann erklärt, 
er lehne es ab, die Verantwortung zu tragen. Er 
hat iH hinter den Senat und die Koalition ver- 
ſteckt. Ja, Herr Dr. Kamnitzer, wenn Sie die Ver: 
antwortung nicht tragen können, ſo müſſen Sie die 
Konſequenzen tragen. Das folgt aus dem parla— 
mentariſchen Syſtem, in dem Sie die höchſte Weis- 
heit der Staatskunſt erblicken. Wenn Sie mir 
vorhalten, daß ich von einer Finanzkataſtrophe ge— 
ſprochen habe, fo habe ich erklärt, daß eine Kata- 
ſtrophe entſteht, wenn nicht eine Aenderung er— 
folgt. Das zu fagen war meine Pflicht als Ber: 
treter der Oppoſition. Ich erinnere Sie und Ihre 
Partei, daß vor einem Jahr Ihr Vizepräſident des 
Senats als Regierungsvertreter von dieſer Stelle 
aus von einem Bankerott des Staates geſprochen 
hat. Das war eine Schädigung des Staates. Der 
Regierungsvertreter mußte in demſelben Mugen- 
blick, in dem er von einer Finanzgefahr ſprach, er- 
klären, wie die Finanzen in Ordnung gebracht 
werden können. Ich habe auch jetzt das Vertrauen, 
daß die Finanzen in Danzig in Ordnung gebracht 
werden können. Ich habe ſchon einmal geſagt, die 
Finanzen ſind im Kern geſund. Ich habe auch ge— 
ſagt, daß in Danzig immer Schwierigkeiten be— 
ſtehen werden und ich habe auch darauf hingewie— 
ſen, wo die wahre Urſache unſerer Finanznot liegt 
und welches die wahre Urſache des Finanzzuſam— 
menbruchs 1926 war. Die Urſache waren nicht 
die Beamtengehälter. Das ſchwatzen Sie den Po- 
len nach, die ein Intereſſe haben, die Schuld von 
ſich abzuwälzen. Die Arſache liegt darin, daß die 
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Zolleinnahmen und der Zollverteilungsſchlüſſel] er ausgeſtoßen hat, einen Rückzug zu finden. (Abg. (C) 


nicht ſo geregelt werden, wie die Intereſſen Dan⸗ 
zigs es erfordern. 

Der Finanzſenator Dr. Kamnitzer hat ſelbſt in 
ſeiner Etatsrede vor einem Jahr erklärt, der Dan⸗ 
ziger Zollanteil bedürfe einer Neufeſtſetzung. Er 
hat weiter erklärt, das fei eine der wichtigſten Auf- 
gaben der Regierung, die Regierung verhandele 
darüber. Seitdem haben wir nie mehr etwas da- 
von gehört. Ich ſtelle die Frage an den Finanz⸗ 
ſenator: Was ift aus den Verhandlungen mit Po- 
len über den Zollverteilungsſchlüſſel geworden? 
Danzig muß erreichen, daß bei den Zolleinnahmen 
ihm ein Mindeſtbetrag zugeſichert wird. (Zwiſchen— 
rufe des Abg. Kloſſowſki.) Bei der Unſicherheit 
der Wirtſchafts- und Zollpolitik Polens können bei 
den Zolleinnahmen ſehr unangenehme Ueber— 
raſchungen für Danzig herauskommen. Um Danzig 
vor dieſen Ueberraſchungen zu ſchützen, iſt eine 
neue Regelung abſolut notwendig. Auch darauf 
muß ich als Sprecher der Oppoſition hier mit allem 
Nachdruck hinweiſen. (Andauernde Zwiſchenrufe 
des Abg. Kloſſowſfki.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Kloſſowſki, 
Sie ſtören den Redner dauernd. Wenn ich auch 
nicht nach der Geſchäftsordnung die Möglichkeit 
habe, einzugreifen, möchte ich Sie doch bitten, das 
zu unterlaſſen. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Bei dem 
Handelsvertrag zwiſchen Polen und dem Deutſchen 
Reich werden die Danziger Finanzen außerordent- 
lich beeinflußt werden. In welcher Weiſe das ge- 
ſchieht, darüber, glaube ich, beſteht noch nicht volle 
Klarheit. Es iſt Pflicht der Regierung, ſich dar- 
über ſelbſt Klarheit zu verſchaffen, denn es liegt 
durchaus im Bereich der Möglichkeit, ſogar der 
Wahrſcheinlichkeit, daß der Handelsvertrag die 
Zolleinnahmen Polens beeinflußt. Es iſt alſo 
nötig, daß Vorſorge getroffen wird, damit wir nicht 
Ueberraſchungen erleben und wir in Schwierig- 
keiten kommen, aus denen wir überhaupt nicht 
mehr herauskommen. 

M. D. u. H.! Der Herr Finanzſenator hat ge- 


jagt: „Laſſen Sie die Finger weg von den Finan- 


zen!“ Nein, Herr Finanzſenator Dr. Kamnitzer, 
das dürfen wir nicht tun und das werden wir nicht 
tun! Wir müſſen Klarheit verlangen, wie es um 
die Finanzen ſteht. Ein anderes Mittel als dieſe 
Anfrage ſteht uns nicht zur Verfügung. Wir ſind 
nicht in der Regierung, wir ſind an den Beratun— 
gen, die Sie hinter verſchloſſenen Türen führen, 
nicht beteiligt. Wenn Sie aber heute erklären, daß 
ſich die Koalition noch nicht darüber einig ſei und 
daß Sie daher noch nicht wiſſen, wie das Gleich— 
gewicht im Staatshaushalt hergeſtellt werden ſoll, 
wenn das fünf Wochen vor dem Zeitpunkt erklärt 
wird, an dem der neue Etat fertig ſein ſoll, ſo 
— nehmen Sie es mir nicht übel — liegt darin ein 
Bankerott Ihrer Finanzpolitik. (Bravo! rechts.) 
Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: Nur noch drei 
Worte; denn ich will heute noch nach Warſchau 
fahren. Ich entnehme als Weſentlichſtes aus den 
zweiten Ausfübrungen des Herrn Dr. Ziehm, daß 
er verſucht hat, von feinem Kaſſandra-Ruf, den 


a] 


Dr. Ziehm: Das iſt Rabuliſtik!) Das war ſehr 
deutlich, Herr Dr. Ziehm! Ich halte es im Inter⸗ 
eſſe des Staates für außerordentlich bedenklich, 
daß Sie von einer Kataſtrophe geſprochen haben. 
Dazu iſt kein Anlaß. Zu dem, was Sie polemiſch 
geſagt haben, möchte ich mich nicht äußern, aber 
zu einigem Tatſächlichen. Wenn ich von 1924 
ſprach, meinte ich nicht nur die einmalige Erhö— 
hung der Beamtengehälter um mindeſtens 4 Mil⸗ 
lionen, ich habe die Zahl nicht genau hier. Das 
ift ſchon ſchlimm, aber es hat nicht einmal 4 Mil- 
lionen gekoſtet, ſondern feit 1924 jedes Jahr, 
1925, 1926 ujw. Außerdem haben Sie 13—14 
Millionen auf einmal nachgezahlt. Denken Sie, 
was wir mit dem Geld hätten machen können, 
wenn wir diefe für den Staat jo bitter notwen- 
dige Reſerve gehabt hätten. Sie iſt für uns be- 
ſonders notwendig, weil wir nicht wie andere 
Staaten Herren unſerer Wirtſchaftspolitik ſind, 
ſondern weil die Zollpolitik und andere Fragen 
von andern Staaten beſtimmt werden. Daher 
brauchen wir in ſolchen Fällen ſtarke Reſerven. 
Dadurch iſt es zu der Kataſtrophe des Jahres 
1926 gekommen. Wie war es 1926? Sie ſind 
nach Genf gegangen, ſagten Sie. Das Diktat von 
Genf haben Sie angenommen! Es mußte nach 
Genf gegangen werden, weil die Zuſtände un- 
haltbar geworden waren. Es kamen Wechſelfälle, 
auf die man in Danzig immer gefaßt ſein muß. 
Die Zolleinnahmen gingen auf 9 Millionen her⸗ 
unter. Man hatte keine Reſerven mehr. Was 
hat man in Genf gemacht? Sie haben eine An⸗ 
leihe aufgenommen, von der ſo gut wie nichts 
übrig geblieben iſt. 15 Millionen haben Sie 
nach Paris geſchickt, und 6 Millionen haben Sie 
zur Deckung des Defizits verwandt. Sie haben 
eine Anleihe aufgenommen, die ſo ungünſtig war, 
wie kaum jemals eine Anleihe. Ich glaube, im 
ganzen ſind 9 Millionen für werbende Zwecke 
übrig geblieben. Das muß ich erwähnen, wenn 
Sie von der Belaſtung durch Anleihen ſprechen. 
Sie haben weiter folgendes Finanzkunſtſtück fer- 
tig gebracht: Da Sie wußten, daß Sie die Zinſen 
für die Anleihe nicht zahlen konnten, haben Sie 
ſich konzedieren laſſen, daß Sie zwei Jahre die 
Zinſen aus der Anleihe zahlen durften. Erſt in 
dieſem Jahr kommt der volle Zinſendienſt zur 
Auswirkung. 

Dieſe Anleihe iſt es, die uns jetzt auf 24 
Jahre oder 20 Jahre hinaus mit jährlich 4,8 
Millionen belaſtet. (Hört, hört! links. — Abg. 
Dr. Ziehm: Sie haben doch die Schulden ge— 
macht! — Lachen links.) Haben wir den Zloty 
ſinken laſſen? (Abg. Brill: Hat Dr. Ziehm einen 
Witz gemacht! — Iſt ſehr ſchwer von Begriff! 
links.) Herr Dr. Ziehm, die ſozialdemokratiſche 
Bewegung iſt ſehr mächtig, aber daß ſie den Zloty 
ſinken und ſteigen laſſen kann, wie ſie will — das 
war damals die Urſache — das glaube ich nicht. 
Nicht wir haben den Zloty ſinken laſſen, ſondern 
die Weltwirtſchaft. So hängen doch die Tatja- 
chen zuſammen. Haben Sie nötig, das aufzu- 
rühren? Sie zwingen mich es Ihnen zu ſagen! 


Jetzt kommen Sie mit der Rechnung. Auch 
darüber muß ich Ihnen etwas ſagen. Sie haben 
Rechnungszahlen vorgeleſen, die im Druck er— 


D) 
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ſchienen ſind. Ich habe ſie mit dem Etat über⸗ 
nommen. Sie ſind nicht falſch, nur das Syſtem 
halte ich für falſch. Es gibt im Staatshaushalts⸗ 


weſen eine Soll- und eine Iſtrechnung, zwei Rech- 


nungen, die verſchieden ſind. Die Sollrechnung 


ſtellt alle Reſte, die ſeit Olims Zeiten geweſen 
ind, immer wieder in Reſt und nennt das ein 


Soll. Sie werden immer wieder vorgetragen. 
Dieje Rechnung habe ich übernommen, fie bes 
ſtand bis jetzt im Staatshaushalt. Demnächſt 
wird dem Senat eine 
zugehen, die das ändern ſoll. ] - 
rechnung wird mit Reſten gerechnet, die z. B. in 
Erbſchaftsſteuern von Schichau über 1 Million 
und ähnlichen Sachen beſtehen. Dieſe Sollrech— 
nung bringt ſolche Ergebniſſe. (Abg. Gehl: Die 
Steuerreſte vergeſſen Sie nicht!) Sie enthielt auch 
die Steuerreſte. Die Iſtrechnung, die ich habe 
aufſtellen laſſen, konnte erſt im Laufe des Som: 
mers fertig werden. Wenn man ſie betrachtet, 
kommt man zu ganz anderen Ergebniſſen, näm⸗ 
lich zu dem Reſultat, daß Sie (nach rechts) ſich 
etwas vorgetäuſcht haben. Sie haben gar keine 
Ueberſchüſſe gehabt. Als nach der Sollrechnung 
noch 3 Millionen Ueberſchuß beim Abſchluß des 
Jahres 1927 gebucht waren, beſtand bereits ein 
Geſamtfehlbetrag von 1,7 Millionen. (Abg. Brill: 
Dr. Ziehm macht einen Ueberſchuß daraus!) Ich 
habe nicht ſämtliche Zahlen hier. (Abg. Dr. 
Ziehm: 362 000 Gulden Plus!) Das iſt nach der 
Iſtrechnung ein Fehlbetrag von 1,7 Millionen 
Gulden geweſen. (Abg. Dr. Ziehm: Sie haben ja 
die Zahlen da!) Der Fehlbetrag für 1926 beträgt 
nach der Iſtrechnung 6,17 Millionen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Das beſtätigt alles was ich ſage.) 6 Mil⸗ 
lionen Defizit nach der Iſtrechnung, die Sie aus 
der Anleihe gedeckt haben und wobei Sie nicht 
Vorſorge für die Zukunft trafen. 

Ich glaube daß für Sie bei dieſer Diskuſſion 
nichts herauszuholen iſt. Ich möchte nicht pole⸗ 
miſcher werden, als Sie zu ſein mich zwingen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Es wäre gut, wenn Sie zu 
meinen Zahlen Stellung nehmen, ich habe von 
ſchwebenden Schulden geſprochen!) Ich habe 
Ihnen die ſchwebenden Schulden erklärt und have 
geſagt, daß ich es bezüglich der Stadt nicht für 
richtig halte, darüber zu ſprechen, bevor die 
Selbſtverwaltungskörperſchaft der Stadt Danzig, 
die Stadtbürgerſchaft, darüber geſprochen hat. Ich 
kann Ihnen nur erklären, daß ſchwebende Schul⸗ 
den in der Stadt immer geweſen ſind und immer 
ſein mußten, ſofern nicht der Staat in der Lage 
war, der Stadt zeitweilig die Betriebsmittel vor 
zuſchießen, wenn es ihm ſelbſt beſſer ging, was 
man aus Zinserſparnisgründen tat. Die Stadr 


Danzig muß ſchwebende Schulden haben, weil ſie 


keinen Pfennig Betriebsmittel hat, während der 
Staat Betriebsmittel wenigſtens aus dem Münz⸗ 
gewinn bekam. (Abg. Dr. Ziehm: Das ſtimmt 
nicht! — Lachen links.) Herr Dr. Ziehm, ich er⸗ 
kläre Ihnen das ja auch. Man hat es bis jetzt, 
wenn der Staat der Stadt borgte, nicht als ſchwe— 
bende Schulden betrachtet. Es find aber ſchwe⸗ 
bende Schulden geweſen. Ich habe jetzt einge— 
führt, daß ſie auch ſehr genau gebucht werden, da⸗ 
mit nicht Staat und Stadt eine Kaſſe haben, ſon⸗ 
dern, wie es ordentlich ift, zwei Kaffen beſtehen. 


Staatshaushaltsordnung 
Nach dieſer Soll: | 


nen Gulden gehabt. 
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Die Stadt hat immer ſchwebende Schulden gehabt 
und wenn in der Aufſtellung keine ſtehen, hat ſie 
die ſchwebenden Schulden beim Staat gehabt. ; 

Das ſind alles lediglich Buchungsſachen, die 
man erſt allmählich ändern kann und die jetzt ge⸗ 
ändert ſind. Die Stadt hat immer für Grund⸗ 
ſtückskäufe eine ſchwebende Schuld von 4 Millio⸗ 
Die ſind natürlich auch im⸗ 
mer da geweſen. (Zuruf rechts.) Das iſt kürzlich 
geſagt worden. Ich habe darüber geſprochen und 
die Grundſtückskäufe bemängelt. Einer Ihrer 
Herren (nach rechts) ſagte, man hätte pflichtge— 
mäß gehandelt. Man hat aber vergeſſen, daß 
die vier Millionen Schulden jährlich 10 Prozent 
Zinſen freſſen. Das läßt die ſchwebenden Shul- 
den der Stadt ſehr anwachſen, Herr Dr. Ziehm, 
es iſt wirklich ſo, daß, wenn man hinter die Sache 
dringt, alles danach angetan ift, daß ich Sie bit- 


ten muß, nicht zuviel von mir zu verlangen. Es 
ſind tatſächlich keine Ruhmesblätter für die 
Deutſchnationale Partei. (Abg. Dr. Ziehm: 


Phraſen!) Ich glaube, daß das Wenige, was ich 
Ihnen habe ſagen können, mehr als Phraſen ſind, 


Trotzdem bleibt das Problem dasſelbe. Wir 
müſſen aus der bisherigen Finanzwirtſchaft her⸗ 
aus und im Intereſſe des Staates und der Stadt 
zu guten geordneten Finanzen kommen. Es wird 
Sache der jetzigen Regierungsparteien fein, end- 
lich einmal mit einer gefunden Finanzwirtſchaft 
zu beginnen. (Lebhaftes Bravo! links. — Abg. 
Dr. Ziehm: Das heißt mit der Mißwirtſchaft auf- 
zuhören! — Mit Ihrer! links.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Herr Abg. Schwegmann, Sie haben den 
Antrag geſtellt, die Große Anfrage an den Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Es kann nur der Hauptaus⸗ 
ſchuß in Frage kommen. Halten Sie dieſen An⸗ 
trag aufrecht? (Zuſtimmung rechts.) Es iſt der 
Antrag geſtellt worden, die Große Anfrage Nr. 
53, Druckſache Nr. 947, dem Hauptausſchuß zu 
uberweiſen. Ich laſſe darüber abſtimmen. Wer 
dieſem Antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Danke, ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das Büro iſt ſich nicht einig. Wir kommen 
zur Auszählung. Ich bitte die D. u. H. den Saal 
zu verlaſſen. Die Abſtimmung beginnt. — Ich 
ſchließe die Auszählung. Sie hat folgendes Er- 
gebnis: Es find im ganzen 90 Stimmkarten ab- 
gegeben worden, davon 48 mit Ja, 41 mit Nein. 
Die Große Anfrage iſt ſomit dem Hauptausſchuß 
überwieſen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 


auf: 

Große Anfrage Nr. 48 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. Auflöſung der Polizei⸗ 
ſchule. 

Druckſache Nr. 905. Zur Begründung hat der 
Herr Abg. Falkenberg das Wort. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Jetzt kommen die Sparmaßnahmen!) 
Falkenberg, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Nach Preſſemeldungen, denen die Regierung 
nicht widerſprochen hat, ſoll im Senat die Abſicht 
beſtehen, die Danziger Polizeiſchule aufzulöſen 
und die Danziger Polizeibeamten den preußiſchen 
Polizeiſchulen zur Ausbildung zu überweiſen. 
Wir fragen den Senat: 1.) Beſteht in der Tat die 


nämlich ſehr reale Tatſachen. 


(O) 


D} 
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vorerwähnte Abſicht und 2.) falls ja, wie recht⸗ 
5 der Senat dieſe Maßregel? (Weiter nichts? 
links. 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator Ar- 
czynſki. 

Arczynſki, Senator: M. ſehr geehrten D. u. 
H.! Auf Beſchluß des Senats habe ich die Große 
Anfrage Nr. 48 wie folgt zu beantworten: 

Nach mehrjähriger ſorgfältiger Prüfung hat der 
Senat nunmehr die Auflöſung der Polizeiſchule mit 
Wirkung zum 1. 4. 1930 beſchloſſen, und zwar im 
Rahmen einer Reihe von Sparmaßnahmen, die 
mit Rückſicht auf die ſchwierige Finanzlage des 
Staates vom Senat im Verwaltungswege durch— 
geführt werden ſollen. 

Durch die Auflöſung der Polizeiſchule wird in 
dem für fie bisher benutzten Gebäude, deſſen Neu- 
bauwert von der Hochbauverwaltung auf 990 000 
Gulden veranſchlagt iſt, die Hälfte der Räume im 
Werte von 485 000 Gulden für Schulzwecke frei. 
Hierdurch kann der Neubau einer Schule, der 
ſonſt unbedingt erforderlich wäre, erſpart werden. 
Außerdem entſteht eine laufende jährliche Erſpar— 
nis von 75 bis 100 000 Gulden, vorſichtig ge— 


ſchätzt., 


Die künftige Einſtellung von Polizeianwär⸗ 
tern, die ſich ſelbſt auf auswärtigen Fachſchulen 
haben ausbilden laſſen, gefährdet die Qualität 
des Nachwuchſes für den Polizeidienſt in keiner 
Weiſe, da nach Anſicht der Verwaltung die Mus- 
bildung auf größeren Fachſchulen beſſer iſt, als 
dies in Danzig ſelbſt bei weiterem Ausbau der 
Polizeiſchule geſchehen könnte. Soweit die Danzi⸗ 
ger Verhältniſſe noch eine beſondere Ausbildung 
erfordern, wird dieſe den eingeſtellten Polizeibe— 
amten im Rahmen der jetzt ſchon beſtehenden 
Ausbildungskurſe in ausreichender Weiſe zuteil 
werden können. (Bravo!) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Ich be- 
antrage Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Es iſt Beſprechung beantragt. Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Weiße. (Heiterkeit links. — Abg. 
Brill: Das paßt ausgezeichnet! Der Polizeigeiſt— 
liche! — Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Was die Danziger Oeffentlichkeit ſchon feit lan- 
gem ſchwer bewegt hat, was ſchon zu allerlei Be— 
denken und Erörterungen geführt hat, Jol heute 
zu einer gewiſſen Entſcheidung kommen. Wir ha- 
ben ſoeben aus den Worten des Senatsvertreters 
gehört, daß die Abſicht durchgeführt werden ſoll, 
die Polizeiſchule aufzulöſen. (Unruhe links.) Als 
Begründung ſind vor allem Sparmaßnahmen ins 
Feld geführt worden. Wer möchte ſich dagegen 
wehren? Wer möchte ſolche Motive nicht in einer 
Zeit der ſchweren wirtschaftlichen Not aufgreifen? 


das 


Sparen und immer wieder ſparen muß die Parole 


der Gegenwart ſein. (Sehr richtig! rechts. — 


Zwiſchenrufe links.) Sparen an allen Ecken und 
Kanten, wo es nur geht! (Große Heiterkeit links. 
— Unruhe.) 

Präſident: M. D. u. H.! Ich bitte jetzt um 
mehr Ruhe! Der Herr Redner hat wohl ein gutes! 


Mittwoch, den 5. Februar 1930. 


Organ, aber Sie können nicht verlangen, daß er 
ſich außerordentlich anſtrengt. * 5 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): Wie würde die 
Danziger Bevölkerung wie von einem Druck be⸗ 
freit aufatmen, wie würde ſie es als einen lichten 
Schein am dunklen Horizont der Gegenwart be⸗ 
grüßen, wenn ſie endlich einmal zu der Ueber⸗ 
zeugung gebracht werden könnte, daß die gegen- 
wärtige Regierung wirklich ernſtlich zum Sparen 
bereit iſt. . 

Aber ſparen an rechter Stelle, ſonſt ſpart man 
am Zapfen und läßt es am Spundloch auslaufen. 
(Heiterkeit und große Unruhe links). So und nicht 
anders kann man Ihre Maßnahmen nur beur⸗ 
teilen. 

Präſident: M. D. u. H.! Wenn jetzt nicht Ruhe 
eintritt, muß ich die Sitzung aufheben. (Zwiſchen— 
rufe links.) Jeder Redner muß das Recht haben, 
hier ſeine Meinung zu ſagen, auch wenn ſie nicht 
gefällt. (Abg. Mau: Es iſt ſchwer, dabei ernſt zu 
bleiben!) 8 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): Denn was foll 
man dazu ſagen, wenn auf der einen Seite das 
Geld mit vollen Händen zum Fenſter hinausge— 
worfen wird, (Abg. Kloſſowſbi: Wo denn?) wenn, 
wie vorhin ſchon feſtgeſtellt wurde, hier eine Miß— 
wirtſchaft ſchwerſter Art eingetreten iſt, die in den 
letzten Jahren zu einem Defizit geführt hat, das 
in die Millionen geht. Und auf der anderen Seite 
kommen Sie und jagen, wir müſſen ſparen! Wus- 
gerechnet an dieſer Stelle, wo Sparen zu jeder Zeit 
ein höchſt gefährliches Unternehmen ift und in 
dieſem Zuſammenhange und in dieſer Zeit gera- 
dezu zu einer Kataſtrophe führen muß. (Zuruf 
des Abg. Brill.) 

Wir find uns darin einig, daß eine Ausbil- 
dung der Polizeibeamten erfolgen muß. Das hat 
ja auch der Herr Senator beſtätigt. Unſere Po- 
lizeibeamten müſſen in jeder Hinſicht geſchult ſein, 
körperlich in der Betätigung ihrer Gewandheit 
und Kraft, ſie müſſen geiſtig geſchult ſein, in der 
Allgemeinbildung, ſie müſſen hineingeführt ſein 
in die ganze Ideenwelt ihrer Behörde. Sie 
müſſen mit den viel verzweigten Dingen ihres 
Reſſorts bekannt werden, um das ganze weite 
Material ihres Dienſtes firm zu handhaben. Daß 
fie auch entſprechende Eigenſchaften des Charat- 
ters aufzuweiſen imſtande find, ijt eine Selbſtver— 
ſtändlichkeit. Das alles iſt nicht zu wecken und zu 
fördern durch ſogenante Kurſe, wie Sie es ſich 
denken, ſondern das iſt fortwährend, laufend im— 
mer wieder von neuem ſyſtematiſch zu pflegende 
Arbeit. Und dieſe kann nur in einer Polizei⸗ 
ſchule getrieben werden. Alle Staaten Europas 
haben darum auch dieſe Inſtitute. ((Andauernde 
Unruhe und Zwiſchenrufe links.) Eine zweite 
Sache iſt die Tatſache, daß jeder Staat in Europu 
diefe Schule im eigenen Lande hat. (Abg. Kloſ— 
ſowſki: J wo!) Wie könnte es auch anders fein. 

Wer auf Staatshoheit Gewicht legt, wer Ge— 
fühl dafür hat, was Hoheitsrechte ſind und wer 
beabſichtigt, die Staatsmacht auch wirklich durch— 
zuführen, wird eben doch beſtrebt ſein, gerade die 
Beamten, die die betonteſten Vertreter der 
Staatsſouveränität ſind, die ſichtbaren Träger der 
Hoheitsrechte, die die lebendige Verkörperung der 
Staatsgewalt bedeuten, im eigenen Lande, in 
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enger Verbindung mit dem fortwährend fließen⸗ 
den Leben der eigenen Bevölkerung auszubilden 
und Berührung zu erhalten. Denn nur ſo werden 
ſie in den Geiſt eingeführt, und in die Eigenhei⸗ 
ten und Beſonderheiten ihres Landes. Es wäre 
ſonſt wirklich eine ſtaatliche Selbſtentmannung 
und Selbſtentäußerung, wenn man darauf ver⸗ 
zichten wollte und die Beamten in einen anderen 
Staat zur Ausbildung ſchickte. 

Und zum dritten! Haben Sie bedacht, Herr 
Senator, daß unſere ſtaatlichen Verhältniſſe hier 
ganz beſonders eigenartige find? Die Staatsver— 
faſſung wie die aus ihr reſultierenden Sonderbe⸗ 
ſtimmungen haben den Danziger Staat zu einem 
Gebilde gemacht, das voll von Verwicklungen und 
Komplikationen iſt und damit im Zuſammen— 
hang auch voll von allerlei Dingen, die leicht zu 
Verletzungen, Störungen oder politiſchen Weite⸗ 
rungen ſchlimmſter Art führen können. Haben Sie 
bedacht, daß in dieſem leicht empfindlichen 
Staatsweſen, wie Danzig es iſt, die Polizei eine 
ganz beſonders ſchwierige Aufgabe hat? Sie muß 
nicht nur für Ordnung und Sicherheit des Staa— 


tes an ſich ſorgen, ſondern ein großer Bezirk ihrer, 


Tätigkeit reicht in das Hafengebiet. (Hören Sie 
mit dem Schmus auf! links. — Unruhe. Abg. 
Brill: Herr Pfarrer, was hat das mit der Poli⸗ 
zeiſchule zu tun?) Hier muß der Beamte für die 
Eigenart und Empfindſamkeit unſeres Staats⸗ 
weſens ein beſonders feines Fingerſpitzengefühl 
beſitzen. Wenn ihm die Sonderheit und Eigenart 
des Danziger Hafenlebens nicht in Fleiſch und 
Blut übergegangen iſt, ſo drohen dahinter viele 
verſteckte Gefahren. Ich will in dieſem Zuſam⸗ 
menhange nicht öffentlich darüber reden; darüber 
könnten wir nur in einem Ausſchuß ſprechen. Des⸗ 
halb ſtelle ich ſchon hier den entſprechenden An— 
trag. (Zwiſchenrufe links.) 


Welches war überhaupt die Stellungnahme 
der außenpolitiſchen Abteilung des Senats? Was 
hat ſie dazu geſagt? Iſt ſie überhaupt gefragt 
worden? Hat ſich keiner gemeldet, ſind alle jv 
harmlos geweſen wie Sie, Herr Senator, zu 
glauben, daß tatſächlich unſere Polizeibeamten 
dieſe innere Aneignung für die Einſtellung auf 
die Sonderheit des Danziger Staatsweſens auker- 
halb des Landes empfangen können? Wir ſagen 
nie und nimmer, ſondern das kann nur an Ort 
und Stelle geſchehen! Infolgedeſſen iſt die Schule 
nicht bloß zu erhalten, ſondern es beſteht ſogar 
die Notwendigkeit, ſie ſtändig weiter auszubauen 
und durchzubilden. (Warum reden Sie nicht zu 
uns? links.) Und nun die zahlenmäßige Beurtei— 
lung! Das, was Sie geſagt haben, haben Sie ge⸗ 
wiß ausgerechnet, aber Sie irren! Ihre Berech— 
nung iſt falſch! Sie haben bei der Aufſtellung 
Zahlen ausgelaſſen, die unbedingt dazu gehören. 
Sie wollen die Schule auflöſen und verlegen. 
Das Schulgebäude ſoll frei werden. Ein Teil ſoll 
für eine neue Volksſchule benutzt werden, der an: 
dere Teil ſoll für die Sonderausbildung nötig 
ſein. Damit erkennen Sie doch ſelbſt die Notwen- 
digkeit einer beſonderen Ausbildung an. Sie 
müſſen alſo noch Sonderkurſe unterhalten. (Abg. 

still: Dann werden Sie Lehrer!) Der Unter- 
richt erfolgt alſo ſowohl in Preußen als auch hier! 
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Das iſt ein doppeltes Schulſyſtem und verur⸗ 
ſacht doppelte Koſten. 7 

Haben Sie überhaupt einen Vertrag mit 
Preußen? Warum legen Sie ihn nicht vor? 
Warum ſagen Sie nichts davon? Wie ſtellt ſich 
Preußen zu dem, was mit dem Recht der Beſtra⸗ 
fung zuſammenhängt, wenn irgend ein Diſzipli⸗ 
narverfahren gegen einen Beamten angeſtrengt 
wird? Haben Sie das alles durchdacht? Was 
geſchieht, wenn irgend ein Polizeibeamter ein 
Verbrechen begeht? Das find alles Probleme, jo 
daß man wirklich ſehr vorſichtig ſein ſollte. Hat 
Preußen überhaupt geſagt, wie teuer es iſt, wenn 
die Ausbildung dort erfolgt? Haben Sie nicht die 
allgemeine Erfahrung gemacht, daß die Ausbil- 
dung heimiſcher Kräfte auswärts teuerer iſt, als 
die Erhaltung beſtehender Schulen? (Sehr rich— 
tig! rechts.) Haben Sie daran gedacht, daß zu den 
Schulkoſten noch die Sonderausgaben kommen, 
Fahrgelder, Unterhaltung von Attachés, damit 
die Verbindung aufrechterhalten wird. Haben 
Sie an den wirtſchaftlichen Ausfall gedacht, den 
die Lieferanten, das Bedienungsperſonal und die 
Handwerker in der Nähe der Danziger Polizei— 
ſchule erleiden, wenn dieſe Schule fortfällt? Das 
müſſen Sie ebenfalls in Anſatz bringen. Des- 
gleichen den Ausfall an Steuern, der als indi— 
rekte Koſten hinzugerechnet werden muß! Haben 
Sie dies alles beachtet? Was hat der Finanzjenu- 
tor dazu gejagt? Was hat der Handelsſenator ge- 
ſagt? Wo iſt er? Hat er damals genau ſo wie jetzt 
auch gefehlt, oder hat er ſtill dageſeſſen, fromm 
und artig? (Andauernde Zwiſchenrufe 
Dieſe Frage der Auflöſung löſt einen ganz weiten 
Komplex von andern Fragen aus. Keine von die- 
ſen haben Sie beantwortet, keine von dieſen haben 
Sie reſtlos geklärt. Wenn Sie dennoch daran feſt⸗ 
halten, obwohl ſchwerwiegende Gründe dagegen 
vorliegen, jo muß der Grund dafür um jo bedeu- 
tender ſein. Und den zu erkennen iſt nicht ſchwer. 
Dazu gehört kein Gedankenleſer. Das iſt einfach, 
ich ſage es klipp und klar, ein parteipolitiſcher 
Grund! Sie wollen die Beamten nach Preußen 
in die Schulen bringen, die von Ihrem Genoſſen 
Severing errichtet ſind. (Große Unruhe links.) 
Da ſollen unſere Beamten von dem Geiſt erfüllt 
werden, den Sie als den ſtaatsbejahenden Geijt 
bezeichnet haben. (Großer Lärm links.) Haben 
Sie überhaupt den ſtaatsbejahenden Geiſt? Ich 
ſpreche ihn Ihnen ab. Wenn Sie wirklicher So— 
zialiſt, wirklicher Marxiſt ſind, können Sie dieſen 
Staat nicht bejahen. Aber wir tun es. (Großer 
Lärm. — Sie ſind der richtige Komödiant heute! 
— Seit wann iſt ein Pfarrer ein Clown? links.) 
Das, was Sie als Gründe für die Auflöſung hier 
vorgebracht haben, iſt ein Manöver, das iſt eine 
ſchlecht verhüllte Abſicht, verſchleierte Propagau— 
da! (Abg. Brill: Regen Sie ſich nicht ſo auf, das 
ſchadet Ihrer Geſundheit.) Und was dann auf 
dem Spiele ſteht, iſt ohne weiteres einleuchtend! 
Dann geht es, Herr Senator, nicht mehr bloß um 
dies und jenes, ſondern dann geht es um die 
Sache, die da heißt, Einheit unſerer Polizei⸗ 
truppe, Geſchloſſenheit, geſchloſſene Stoßkraft. 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit. (Große 
Heiterkeit links. — Andauernde Zwiſchenrufe.) 
Das hört auf. Dann werden in dieſer Truppe 
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(Weiße, Abgeordneter) 

Leute fein mit Klaſſeninſtinkten und Klafjenbe- 
wußtſein und Klaſſenpflicht. Es wird einfach das 
ganze Gefüge gelockert. 

Die Polizei iſt ſchon durch mancherlei Maß⸗ 
nahmen geſchwächt, vor allen Dingen dadurch, daß 
Sie die Einwohnerwehr aufgelöſt haben. Sehen 
Sie, da haben Sie die eigentliche Kraft ſchon bis 
ins Mark getroffen. (Andauernde Zwiſchenrufe 
links.) Die Gefahr, Herr Senator, ift nicht gerin- 
ger geworden, ſondern größer! Das fühlen Sie 
ſelbſt! Das liegt nicht bloß hier in der Luft, ſon⸗ 
dern überall. Wie werden Sie dieſe Gefahr be— 
ſtehen? Sie ſpielen va banque mit dem Leben 
und der Sicherheit unſeres Danziger Volkes, und 
wehe Ihnen, wenn Sie die ganze Kraft jetzt ver— 


zetteln! Darum habe ich, m. D. u. H., noch ein⸗ 


mal am Schluß das Wort zu ſagen, das immer 
in ernſten Augenblicken eine klaſſiſche Warnung 


bedeutet: „Videant consules“, und Herr Kloſſow⸗ 


ſki kann ſehr gut weiter fortfahren. (Großer 


Lärm links.) 

An die andern Herrn aber wende ich mich: 
Denken Sie daran, ſo klein dieſe Maßnahme 
ſcheinbar iſt, ſo unendlich große, ſchwere Folgen 
kann ſie haben. Dieſe ſogenannte Sparmaßnahme 
tann wirklich zu einer Kataſtrophe führen, wie 
heute ja auch ſchon geſagt wurde, daß auch in 
finanzieller Hinſicht eine Kataſtrophe eintreten 
kann. Nachdem Sie nun genug getobt haben, 
toben Sie ſich auch weiter aus! (Großer Lärm.) 
Ich beantrage, die Große Anfrage dem Ausſchuß 
zu überweiſen. (Große Unruhe links. — Abg. E. 
Schmidt: Er dachte, er wäre im Verein der 
Rheinländer und hat eine Büttenrede gehalten!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schilke. 


Schilte, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Frage der Polizei iſt eine Frage des Staates, und 
ſo müßte man annehmen, daß dieſe Frage ganz 
objektiv und ſachlich in aller Ruhe in dieſem hohen 
Hauſe behandelt werden müßte. M. D. u. H., die 
Polizeiſchule iſt ſeit der Einrichtung im Jahre 1921 
bei jeder Etatsberatung ſchärfſten Kämpfen ausge— 
ſetzt geweſen. Die Zentrumsfraktion hat ſich ſtets 
für die Aufrechterhaltung der Polizeiſchule aus— 
geſprochen. (Abg. Kloſſowſki: Bravo!) Für die Zen- 
trumsfraktion ijt die Frage der Auflöſung der Ho- 
lizeiſchule in der Hauptſache eine Zweckmäßigkeits— 
frage, (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) die jedoch, 
darüber wollen wir uns gleich am Anfang meiner 
Ausführungen klar ſein, ſehr leicht außenpolitiſche 
Folgen haben kann. (Hört, hört! rechts.) Der Po- 
lizeibeamte muß mehr als jeder andere Beamte 
mit dem Staat verwurzelt und für die Erhaltung 
der Staatsautorität erzogen ſein. Kein Staat im 
Staatenverbande unſeres Deutſchen Reiches kann 
ſich mit der Eigenart unſeres Freiſtaats verglei— 
chen. Danzig als internationale Hafenſtadt braucht 
eine für die Eigenart beſonders ausgebildete Poli- 
zei, die bereit iſt, das Leben für ihre Danziger Hei— 
mat und für die Erhaltung der Staatsautorität 
hinzugeben. (Sind Sie denn aus Danzig? links.) 
Wenn Sie nichts dagegen haben, ſtand meine 


Wiege in der Danziger Niederung. Ich weiß nicht, 
ob Sie dieſe zum Danziger Freiſtaat rechnen. 


Wenn man die Polizeiſchule in Danzig mit 
preußiſchen Polizeiſchulen vergleicht oder mit 
denen der freien Hanſeſtädte Hamburg und Bre— 
men, kommt man ſehr ſchnell zu der Ueberzeugung, 
daß die Danziger Polizei am billigſten von all die— 
jen Polizeiſchulen arbeitet. Wenn trotz der Klein- 
heit des Lehrkörpers die Ausbildung der Polizei— 
ſchüler ſo gut iſt, daß ſich Danzig in bezug auf die 
Leiſtungen der Polizei jeder Großſtadt Deutſch— 
lands an die Seite ſtellen kann, ſo beweiſt das, daß 
bereits an die Errichtung der Polizeiſchule mit 
größter Sparſamkeit, aber auch mit größter Um- 
ſicht herangegangen iſt, und daß ſich die Schule all— 
mählich zu einer Muſteranſtalt entwickelt hat. 


Bereits im Jahre 1925 erhob die Sozialdemo— 
kratie die Forderung der Auflöſung der Polizei— 
ſchule. An dem kategoriſchen „Nein“ der Zen— 
trumsfraktion ſcheiterte damals dieſer Wunſch. 
Seitdem iſt dieſe Frage nicht mehr zur Ruhe ge— 
kommen. Die bittere Not des Danziger Freiſtaats 
hat auch die frühere Regierung öfter gezwungen, 
die Frage zu prüfen, ob nicht größere Erſparniſſe 
für den Staatshaushalt bei der Auflöſung der Po- 
lizeiſchule eintreten würden. Die Prüfung hat je- 
doch ſtets ergeben, daß die Erſparniſſe nicht erheb— 
lich ſein würden und in keinem Vergleich zu den 
Schwierigkeiten ſtehen, die evtl. für den Danziger 
Freiſtaat durch die Auflöſung der Polizeiſchule ein— 
treten könnten. Als im Jahre 1928 der Danziger 
Senat bei feinen Anleiheverhandlungen in Genf 
erſucht wurde, die Frage des Abbaues von Beam— 
ten zu prüfen, iſt auch die Frage der Auflöſung der 
Polizeiſchule eingehend erörtert worden. Als Er- 
gebnis dieſer Erörterungen wurde zwar die Schuß: 
polizei erheblich verkleinert, die Polizeiſchule aber 
blieb als notwendig anerkannt beſtehen. Nun hat 
im Jahre 1929 der Senat im Rahmen von Spar- 
maßnahmen, wie der Herr Senator ſoeben ausge— 
führt hat, die Prüfung der Auflöſung der Polizei- 
ſchule von neuem angeordnet und als deren Ergeb— 
nis iſt nunmehr als Senatsbeſchluß ſoeben die Muf- 
löſung der Polizeiſchule verkündet worden. 


Welches ſind nun die Gründe, die der Senat für 
die Auflöſung der Polizeiſchule ins Feld führt? 
Die Räume der Polizeiſchule ſollen für Schulzwecke 
freigemacht werden. Abgeſehen davon, daß der 
Bau von Schulen, wenn es ſich um eine ſtädtiſche 
Schule handeln ſollte, nicht Aufgabe des Staates, 
ſondern der Stadt Danzig iſt, die Stadt Danzig 
alſo nicht Koſtgänger des Staates ſein ſollte, müßte 
man jetzt zu der Ueberzeugung kommen, daß der 
Senatsbeſchluß überholt iſt. Ich ſtelle die Behaup— 
tung auf, daß heute die Unterbringung der Poli- 
zeiſchule in den Kaſernements der Schutzpolizei in 
Langfuhr durchaus möglich iſt, wenn wirklich die 
Abſicht beſteht, dem Danziger Staat die Polizei- 
ſchule zu erhalten. Ich weiß nicht, ob der Senat 
dieſe Frage überhaupt ſchon ernſthaft geprüft hat 
und zu welchem Ergebnis er bei dieſer Prüfung 
gekommen iſt. Dabei möchte ich im Auftrage meiner 
politiſchen Freunde ſchon jetzt darauf hinweiſen, 
daß wir nicht überzeugt find und nicht jo opti- 
miſtiſch zu glauben, daß ein Gebäude, das ſeiner— 
zeit als Kaſerne gebaut wurde, ohne weiteres für 
Schulzwecke zu verwenden iſt, ohne daß es nicht 
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(Schilke, Abgeordneter) 
mit erheblichen Unkoſten zu dieſem Zwecke herge⸗ 
richtet werden müßte. (Sehr richtig! rechts.) 

Als zweiten Grund nennt der Senat die Koſten 
der Ausbildung und kommt bei ſeiner Berechnung 
zu dem Ergebnis, daß etwa im Durchſchnitt 85 000 
Gulden jährlich geſpart werden können, wenn in 
Zukunft in Danzig die Polizeiſchule eingeſtellt und 
die Anwärter, wie der Herr Senator ſich jetzt aus: 
drückt, auf auswärtigen Polizeiſchulen ausgebildet 
werden. Es kann ja für den Danziger Freiſtaat 
wohl nur ein Staat wie Preußen in Frage kom⸗ 
men, da es wohl keinem Zweifel unterliegt, daß 
wir unſere Polizei nicht ſüdlich oder öſtlich von 
uns ausbilden laſſen können. (Ausgezeichnet! 
rechts.) Der Senat verſchweigt, daß ſeine Rech— 
nung doch recht anfechtbar iſt. Wenn man den 
Etat des Innern zur Hand nimmt, kann man ſehr 
leicht die Rechnung, die ſoeben in der Senatsant⸗ 
wort aufgeſtellt worden iſt, zerpflücken und Erſpar⸗ 
niſſe herausrechnen, auch wenn die Polizeiſchule in 
Danzig bleibt. Ein Beiſpiel dafür. Der Senat er⸗ 
klärt, daß jährlich 70—100 000 Gulden geſpart 
werden. Er ſagt aber nicht, daß dieſe Erſparniſſe 
augenblicklich gar nicht eintreten können, auch 
wenn man die Polizeiſchule auflöſen würde; denn 
dieſe Erſparniſſe beſtehen ja in den Gehältern der 
Offiziere und Ausbildungsmannſchaften der Poli- 
zeiſchule. Wenn man die Polizeiſchule heraus- 
nimmt, verſchwinden ſie deshalb noch nicht aus 
dem Etat, aus dem Geſamthaushalt des Danziger 
Freiſtaates. Die Erſparniſſe ſtehen alſo nur auf 
dem Papier. 

Aber ein anderer wichtiger Grund kommt noch 
hinzu. Die Danziger Polizeiſchüler erhalten heute 
etwa 439 Gulden pro Jahr weniger als der Po- 
lizeiſchüler, der heute auf einer preußiſchen Poli⸗ 
zeiſchule ausgebildet wird. (Hört, hört! rechts.) 
Nehmen wir einmal an, wir ließen eine Durch— 
ſchnittszahl von 60 Polizeiſchülern auf einer preu- 
ßiſchen Polizeiſchule ausbilden. Dann müßten wir 
für jeden Polizeiſchüler 439 Gulden pro Jahr und 
Kopf mehr für die Ausbildung aufwenden. (Min⸗ 
deſtens! rechts.) Es kommt aber hinzu, daß die 
Polizeiſchüler, wenn ſie von der Schule zurückkom⸗ 
men, ſelbſtverſtändlich auch beanſpruchen werden, 
voll und ganz den preußiſchen Kollegen, mit denen 
ſie auf der Polizeiſchule geſeſſen haben, gehaltlich 
und in bezug auf Beförderungen gleichgeſtellt zu 
werden. Das iſt doch klar. Wenn ich mich dem Poli- 
zeidienſt widme und auf einer preußiſchen Polizei⸗ 
ſchule ausgebildet werde, verlange ich auch die— 
ſelben Rechte und dieſelbe Beförderungsmöglich⸗ 
keit im Danziger Freiſtaat. 

Wie ſteht es aber heute mit der Danziger 
Schutzpolizei? Das iſt kein Geheimnis, und ich 
brauche nicht Mitglied einer Regierungspartei zu 
fein, um feſtzuſtellen, daß unſere Danziger Polizei 
noch lange nicht der preußiſchen Polizei gleichge⸗ 
ſtellt iſt. Ich wage ſogar zu behaupten, ſelbſt auf 
die Gefahr hin, daß es dem einen oder anderen 
Polizeibeamten unangenehm ſein ſollte, daß der 
Danziger Freiſtaat nach meiner Ueberzeugung vor⸗ 
läufig nicht die Möglichteit haben wird, einen 
Polizeibeamten hier vollkommen gleich mit einem 
Polizeibeamten in Preußen zu ſtellen. Der Dan⸗ 
ziger Freiſtaat wird in den nächſten Jahren finan⸗ 
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ziell nicht ſo gut daſtehen. Stellen Sie ſich einmal 
vor, daß die Ausbildung ein ganzes Jahr lang in 
Preußen mit preußiſchen Beamten erfolgt iſt. Der 
Danziger Polizeiſchüler kommt zurück und ſieht 
hier, daß für ihn die Zukunft eine andere iſt, als 
in Preußen, wo die Beförderungsverhältniſſe we- 
ſentlich beſſer liegen. Darunter leidet die Arbeits- 
freudigkeit eines Polizeibeamten, wenn man dabei 
überhaupt noch von Arbeitsfreude und Einſatz der 
ganzen Perſon ſprechen kann. Ich glaube, wir müſ⸗ 
ſen die Frage verneinen. 

Es kommt noch ein weiterer Grund hinzu. Für 
uns als Zentrumsfraktion kommt auch ein Ruf 
der Wirtſchaft in Frage. Die Danziger Wirtſchaft 
ſtellt die durchaus berechtigte Forderung, daß mög⸗ 
lichſt jeder Danziger Gulden im Freiſtaat umge⸗ 
ſetzt und wieder dem Danziger Wirtſchaftsleben zu⸗ 
geführt wird. (Sehr richtig! rechts.) Nach Aus⸗ 
führungen des Senats follen etwa 120 000 Gulden 
pro Jahr für die Ausbildung ausgegeben werden. 
Wenn die Ausbildung außerhalb Danzigs vorge— 
nommen wird, jo werden diefe 120 000 Gulden 
jährlich der Danziger Wirtſchaft entzogen und nach 
außerhalb geleitet. Hier im Freiſtaat wurde im— 


mer wieder das Rechenexempel aufgeſtellt, und es 


iſt durchaus klar und einfach, daß man für jeden 
Erwerbsloſen pro Jahr 1000 Gulden rechnen 
könne. Theoretiſch würde fih alfo das Exempel da- 
hin ſtatuieren laſſen, daß, wenn Sie 120 000 Gul⸗ 
den aus dem Wirtſchaftsleben Danzigs heraus: 
ziehen, Sie theoretiſch ebenſo ſagen können, Sie 
werfen damit 120 Erwerbsloſe von neuem auf die 
Straße. Das iſt eine Frage, die doch überlegt wer- 
den muß. Man ſieht alſo, daß man mit dem Schlag⸗ 
wort Sparmaßnahmen ſehr leicht eine Sparmaß⸗ 
nahme ins Gegenteil verkehren kann. 

Es iſt aber noch ein anderer Grund, der uns 
in der Fraktion ſehr ſtarke Bedenken gegen den 
Senatsbeſchluß bekunden läßt. Es iſt die Frage der 
Sicherheit. Vorher wurde ſchon feſtgeſtellt, daß die 
Einwohnerwehr aufgelöſt worden iſt. Sie diente 
bisher für die Polizei als Reſerve. Die Zentrums- 
fraktion glaubt es nicht verantworten zu können, 


daß nunmehr auch die Polizeiſchule dem Freiſtaat 


genommen werden ſoll, wenn ſie auch nur eine 
kleine und noch nicht ganz ausgebildete Reſerve 
darſtellt. Der Staat kann alſo in Zukunft lediglich 
auf die Mannſchaft auf der Straße und evtl. im 
Verwaltungsdienſt im Falle der Not zurückgreifen. 
Die Zentrumsfraktion lehnt irgendwelche andere 
Kampfverbände, die angeblich zum Schutz des 
Staates und der Republik dienen, mögen ſie rechts 
oder links ſtehen, mit aller Entſchiedenheit ab. 
Hiernach komme ich zu der Ueberzeugung, daß die 
Auflöſung der Polizeiſchule nicht im Intereſſe des 
Staates liegt. 

Aber der Senat gibt in ſeiner Antwort ſelbſt 
Bedenken kund. Er weiſt darauf hin, daß, wenn die 
Polizeiſchule aufgelöſt wird, Ergänzungskurſe für 
ſolche Polizeiſchüler eingerichtet werden ſollen, 
die außerhalb Danzigs ausgebildet ſind. M. D. u. 
H., ich kenne die Einrichtung der Polizeiſchule. Ich 
darf mich rühmen, mit dem Begründer der Dan- 
ziger Polizeiſchule ſehr oft über dieſe Frage ge- 
ſprochen zu haben, und ich kann fachtechniſch 
darüber auch etwas jagen. Ich habe es nicht fo ge- 
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zeiſchule nötig oder nicht? Ich bin nach immer 
neuen Prüfungen zu der Ueberzeugung gekommen, 
daß die Auflöſung der Polizeiſchule nicht möglich 
iſt. 
Nun noch eine andere Frage, wenn der Senat 
ſelbſt die Ergänzungskurſe für notwendig hält, 
wenn er ſelbſt zugibt, daß der Polizeiſchüler, der 
außerhalb Danzigs für den Polizeidienſt reif ge— 
macht werden ſoll, in einen Ergänzungskurſus in 
Danzig geſteckt werden ſoll — die Ausbildungs— 
zeit ſteht noch nicht feſt, man ſpricht von drei oder 
ſechs Monaten — ſo braucht man für dieſe Kurſe 
jedenfalls Kräfte, die auch Geld koſten. Die Auf— 
löſung der Polizeiſchule würde alſo lediglich das 
Freiwerden eines Gebäudes in altem Stil bringen 
und die Errichtung einer Polizeiſchule in neuem 
Stil mit neuem Lehrkörper und Lehr- und Lern- 
material; denn dies muß ebenfalls vorhanden ſein. 
Dann beſteht aber die große Gefahr, daß ein Po— 
lizeibeamter auf die Straße geſetzt werden wird, 
ohne daß er die nötige Ausbildung für Danziger 
Verhältniſſe hat. Ich möchte den ſehen, der als 
Danziger jetzt Danzig als internationalen Hafen 
kennen gelernt hat, und den Mut hat, zu behaup— 
ten, daß jemand, der in dem kleinen Sensburg 
oder Lübeck oder in einer anderen Stadt ſeine 
Ausbildung als Polizeiſchüler erhalten hat, hier 
in Danzig Ruhe und Ordnung gegenüber einem 
internationalen Verbrechertum aufrechterhalten 
kann. Ich glaube, es gibt in unſerem Zeitalter 
große Anmaßung und Ueberſchwenglichkeit, aber 
ich glaube nicht, daß jemand den Mut haben wird, 
von einem Polizeibeamten zu fordern, daß er in 
der Lage ſein ſoll, dieſen Dienſt leiſten zu können. 
Wir glauben daher in dem Bewußtſein, für das 
Wohlergehen und die Sicherheit des Staates als 
Regierungspartei verantwortlich zu ſein, der Auf— 
löſung der Polizeiſchule nicht zuſtimmen zu können. 
Die Zentrumsfraktion warnt deshalb den Senat 
dringend vor dieſem Schritt, und ſie macht die Par— 
tei, die etwa die Auflöſung der Polizeiſchule be— 
treiben ſollte, für alle ſich daraus ergebenden Fol— 
gen verantwortlich. (Hört, hört! Sehr gut! 


rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
M. D. u. H.! 


Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): 

Man muß, wenn im Parlament ſolche Fragen auf— 
tauchen, Nerven haben, ja man muß den Ekel 
überwunden haben, der einem ankommt, wenn 
man in dies Parlament hineingehen ſoll. Man 
muß das überwunden haben, und zwar deshalb, 
weil auch hier wiederum feſtzuſtellen iſt, wie die 
Deutſchnationalen gegen die Sozialdemokraten 
und die Sozialdemokraten gegen die Deutſchna— 
itonalen alle ihre demagogiſchen Zügel ſpringen 
laſſen. (Abg. E. Schmidt: Das ärgert Sie!) Nein, 
das ärgert mich abſolut nicht. Wir werden Ge— 
legenheit nehmen, auch außerhalb des Parla- 
ments dieſes demagogiſche Spiel feſtzunageln und 


der Bevölkerung zu zeigen, wie fie durch dieſe Po | 


Volkstag Danzig — 115. Sitzung. Mittwoch, den 5. Februar 1930. 


(Schilke, Abgeordneter) 

macht wie andere, die ſich hier hinſtellen und eine 
Philippika halten, ohne ſich jemals von der Güte 
der Polizeiſchule zu überzeugen, ſondern ich habe 
in den ganzen Jahren, in denen ich dem Parla⸗ 
ment angehöre, die Frage geprüft: Iſt die Voli⸗ 


litik von den Tatſachen, die vor ihr ſtehen, ab⸗ 
gelenkt werden ſoll. 

Wenn hier von den Deutſchnationalen gegen 
die Auflöſung der Polizeiſchule Sturm gelaufen 
wird, ſo iſt es Ihnen völlig klar, daß die Auf⸗ 
löſung nur deshalb geſchieht, weil die Danziger 
Schutzpolizei in der techniſchen Ausbildung den 
Danziger Verhältniſſen nicht mehr gewachſen iſt. 
Weshalb iſt ſie denn nicht mehr gewachſen? Weil 
die Wirtſchaft in Danzig am Boden liegt, weil das 
werktätige Volk rebelliert, und weil ſchließlich ber 
dieſem oder jenem Schutzpolizeibeamten ein be— 
ſtimmtes Solidaritätsgefühl gegen den werktäti⸗ 
gen Bruder auftaucht. Dieſe Gefahr ſieht Herr 
Arczynſki, und um das zu verhindern, ſagt er, ich 
werde jetzt einmal dieſe Leute auf ein halbes 
Jahr nach Deutſchland ſchicken. Sie ſollen von der 
Danziger werktätigen Bevölkerung getrennt wer— 
den. Damit ſoll ihnen die Verbundenheit mit 
dem Danziger Proletariat genommen werden. 
Und nicht nur das allein. Den Herren Deutſch— 
nationalen ift ebenſo bekannt, daß die Ausbil- 
dung der Schupo in Deutſchland und Preußen. 
beſſer als in Danzig iſt, das hat Herr Arczynſki 
ja auch zugegeben. Die Mittel zur Ausbildung 
der Danziger Schupo reichen nicht mehr aus, nicht 
wahr, Herr Arczynſki, jo waren doch Ihre Mus- 
führungen? Die Sparmaßnahmen, die dabei noch 
aufgezeigt werden, dienen doch nur dazu, die Be— 
völkerung zu benebeln. 

Was iſt nun an den Ausbildungsmaßnahmen 
verbeſſerungsbedürftig, die man hier nicht ein— 
führen kann? Nur ein Beiſpiel m. D. u. H., das 
wird Herrn Arczynſki auch bekannt ſein und der 
Sozialdemokratie ganz beſonders. In Preußen 
geht man beiſpielsweiſe dazu über, die Schupo im 
Schießen auszubilden, und zwar ſchießt ſie nach 
beweglichen Zielen, die auf einer Filmleinwand 
laufen. (Abg. Bergund Das iſt doch nichts 
Neues!) Das iſt allen bekannt, aber in Danzig 
noch nicht eingeführt, werter Kollege. (Senator 
Arczynſki: Vielleicht bewilligen Sie die Mittel!) 
Sie müſſen ſich einen Dümmeren ausſuchen, den 
Sie auf den Arm nehmen wollen. (Abg. Fooken: 
Raſchke, wer ſoll noch gefunden werden?) Herr 
Arczynſki, in Ihren Reihen ſitzen ſo viel Dumme, 
Sie brauchen nur zuzugreifen. Da iſt eine ganze 
Anzahl Dumme, ſo daß Sie nicht lange zu ſuchen 
brauchen. Die Danziger Schupo ſoll auch darin 
ausgebildet werden, nach beweglichen Zielen zu 
ſchießen. Weshalb? Doch nur, um im gegebenen 
Moment auf die Arbeiter losgelaſſen zu werden. 
Wenn Herr Abg. Weiße ſagte, die Schule Seve⸗ 
ring paffe ihm nicht, Herr Weiße, als Pfaffe, der 
Sie ſein wollen, hätte ich Ihnen eigentlich nicht 
ſo viel Demagogie zugetraut. Aber ich weiß, daß 
die Pfaffen diejenigen find, die die meiſte Dema- 
gogie in ſich vereinigen. (Unverſchämtheit! rechts.) 

Es iſt alſo bekannt, daß gerade die Schule 
Severing es fertig gebracht hat und es heute noch 
fertig bringt, in die revolutionären Arbeiter hin- 
einzuſchießen. 31 Todesopfer am 1. Mai 1929, das 
iſt die Schule der Severingſchen Polizei, das iſt 
die Schule, wie Zörgiebel ſie eingeführt hat, und 
wie er ſie abſolut nicht miſſen will. Wenn dann 
dieſelben Deutſchnationalen, denen das bekannt 
iſt, gegen die Auflöſung der Schule Sturm laufen, 
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jo beweiſt das nur wieder, daß fie mit der Be- 
völkerung Schindluder treiben, daß es ihnen ab⸗ 
ſolut nicht ernſt mit dem iſt, was ſie hier vertre⸗ 
ten. Im Gegenteil, ſie begrüßen es, wenn die 
Ausbildung in Preußen ſtattfindet. In dasſelbe 
Horn hat ja auch Herr Abg. Schilke geblaſen. 
Auch er iſt der Meinung, daß man nicht die 
Schutzpolizei in Preußen ausbilden ſoll und 
kommt ſchließlich zu dem Schluß, daß verſchiedene 
Momente dagegen ſprechen. Beiſpielsweiſe wür⸗ 
den die in Preußen ausgebildeten Schutzpoliziſten 
in Danzig dieſelbe Entlohnung verlangen. Nie⸗ 
mand von uns glaubt doch, daß Herr Abg. Schilke 
ein ſo naives Kind iſt, wie er ſich hier von der 
Tribüne gibt. Auch dem Herrn Schilke und dem 
Zentrum iſt bekannt, daß die Schutzpolizei ſchließ⸗ 
lich, wenn ſie von Danzig weggeht, gut ausgebil⸗ 
det wird. Diejenigen, die für Danzig ausgebildet 
werden, müſſen zurückkommen, nur unter dieſer 
Bedingung werden ſie ausgebildet. Sie müſſen 
ſchon vorher dieſe Verpflichtung eingehen und ſich 
alle darüber klar ſein, daß ſie nicht dieſelbe Ent⸗ 
lohnung wie in Preußen verlangen dürfen. Ich 
glaube, der Sinn der Sache wird auch ſein, daß 
man nicht erſt von Danzig nach Preußen Schutz⸗ 
polizeibeamte ſchickt, ſondern von Preußen bereits 
ausgebildete Beamte hierher übernimmt. Man 
wird auch die Mittel und Wege finden, um die 
Schutzpoliziſten, die ſich dafür hergeben, zu zwin⸗ 
gen, unter den Danziger Lohnbedingungen und 
Verhältniſſen zu arbeiten. Man hat es ja heute 
in der Hand, welchen Beamten iſt es überhaupt 
noch möglich, Forderungen zu ſtellen? Das iſt nur 
den oberen Beamten überlaſſen, den Schutzpolizei— 
offizieren, Majoren uſw. Dieſe Herren können 
heute noch immer verlangen, und Herr Arczynſki 
als Vertreter dieſes Staates, mudt nicht einen 
Augenblick. Wenn Herr Jahr morgen von Herrn 
Arczynſki 100 Gulden Gehaltszulage verlangr, 
dann ſagt Herr Arczynſki: „Was nur ſo wenig? 
Kommen Sie morgen wieder und Ihre Forde— 
rung iſt bewilligt.“ (Heiterkeit.) So iſt doch das 
Verhältnis. 

Wie iſt es bei den unteren Beamten? Bei den 
Schutzpoliziſten, die den Straßendienſt verſehen? 
Denen gibt man keine Gehaltszulage, für die hat 
man nichts übrig. Alſo auch hier wird man den 
nötigen Druck auf die unteren Schutzpolizeibeam— 
ten ausüben, um dieſe Leute gefügig zu machen. 
Schließlich geht die ganze Situation darauf hin- 
aus, in die Schutzpolizei eine feſte Diſziplin, einen 
Kadavergehorſam hineinzubringen, ſie techniſch 
beffer auszubilden, damit fie im gegebenen Mto- 
ment die Waffen zielſicher gegen das Proletariat 
erhebt, damit ſie im gegebenen Moment auf Ge— 
heiß eines ſozialdemokratiſchen Innenſenators 
auf das revolutionäre Proletariat losſchlägt und 
ſchießt. Herr Schilke ſagte hier, es müſſe Ruhe 
und Ordnung gehalten und gegen die internatio- 


nalen Verbrecher vorgegangen werden. Herr 
Schilke, Sie als frommer Zentrumsmann, ſo 
ſchätze ich Sie ein, ſollten nicht mit ſolchen 


Schwindeleien kommen. (Abg. Schilke: Ich ſchwin⸗ 
dele nicht!) Sie wiſſen, daß die Schutzpolizei mit 
dieſen internationalen Verbrechern heute und in 
aller Zukunft fertig wird. Aber hinter Ihren 


Ausführungen verſteckt ſich die Sorge, genau wie 
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bei den Deutſchnationalen, wie Sie mit der Re⸗ 
volution fertig werden ſollen, die immer ſchär⸗ 
fere Formen annimmt. (Abg. Schilke: Werden 
Sie eine Revolution machen?) Jawohl, die wer⸗ 
den wir machen. (Abg. Schilke: Das glauben Sie 
ſelbſt nicht!) Laſſen Sie ſich heute noch einen Frei⸗ 
brief ausſchreiben, damit Sie nicht an einem 
Baum aufgehängt werden. 

Wir erklären ganz offen, die Revolution zu 
machen iſt unſere heilige Aufgabe, die wir trotz 
Ihrer Schutzpolizei und trotz aller Maßnahmen, 
die Sie dagegen anwenden, durchführen werden. 
Aber dieſe Revolution, die über Ihnen zuſam⸗ 
menzuſchlagen droht, zu verhindern, iſt allein 
Ihre Aufgabe. Deshalb verſuchen Sie mit allen 
dieſen Mätzchen die Bevölkerung beſoffen zu 
machen. Sie erklären, Herrgott, nun iſt der Frei⸗ 
ſtaat in Gefahr, wenn die Polizeiſchule aufgelöſt 
wird. Die Verbundenheit der Danziger Schutz⸗ 
polizeibeamten mit ihren Landsleuten, wenn man 
ſo ſagen darf, geht verloren, wenn ſie in Preußen 
ausgebildet werden. Tatſächlich fördern Sie dies 
und wollen gar nicht die Verbundenheit. Sie 
hetzen doch täglich die Schutzpolizei auf die Mr- 
beiterſchaft. Leider läßt fih die untere Beamten- 
ſchaft heute noch mißbrauchen und ſchlägt auf die 
Arbeiterſchaft nicht nur bei verbotenen, ſondern 
auch erlaubten Demonſtrationen los. Und weil 
das Verhältnis ein anderes werden könnte, die 
Anſätze ſind bereits vorhanden, deshalb Ihre 
Sorgen um die Ausbildung der Polizei. Herr 
Arczinſki ijt viel weitblickender als die Deutſch⸗ 
nationalen, das Zentrum und das Bürgertum 
überhaupt. Er ſieht, was dieſem Staat droht und 
ſieht, daß der kapitaliſtiſche Staat von der Arbei⸗ 
terſchaft überrannt wird. Er will dieſen Staat 
erhalten. Deshalb die verſchärfte Ausbildung der 
Schupo, ſie ſoll zum Tier werden. Die Schutzpoli⸗ 
zeibeamten ſollen wie Tiere auf ihre Mitmenſchen 
losſchlagen. Das iſt die Tat eines Arczynſki, des 
beſten Schülers eines Severing, eines Bluthun— 
des Zörgiebel. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben hier 
einen ausländiſchen Miniſter mit dem Schimpf⸗ 
wort „Bluthund“ belegt. Ich rufe Sie dafür zur 
Ordnung. (Abg. Naſchke: Und das mit Recht!) 
Da Sie meinem Ordnungsruf damit begegnen, 
das noch einmal zu betonen, ſtelle ich eine grobe 
Verletzung der Ordnung feſt und erſuche Sie, den 
Saal zu verlaſſen. (Abg. Raſchke: Na, Sie ſind 
ein Freund von ihm, genau jo einer wie Zör- 
giebel! — Abg. Raſchke verläßt den Saal.) Das 
Wort hat der Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Ich möchte die Frage der Auflöſung der Polizei⸗ 
ſchule vom rein ſachlichen, polizeilichen Stand— 
punkt aus betrachten und alle parteipolitiſchen 
Erwägungen zunächſt ausſchalten. Gelegentlich 
der vorjährigen Etatsberatung habe ich an der 
Hand eingehenden amtlichen Zahlenmaterials 
nachgewieſen, wie ſchwach die Danziger Schutz⸗ 
polizei iſt, ſowohl an Zahl wie auch an Aus— 
ſtattung, nicht nur im Vergleich zu Preußen und 
den deutſchen Hanſaſtädten ſondern vor allen 
Dingen auch im Hinblick auf die ungleich wichti⸗ 
geren Aufgaben, die die Danziger Schutzpolizei in 
ſtaatspolitiſcher Beziehung zu erfüllen hat. 
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Man müßte infolgedeſſen eigentlich anneh⸗ 
men, daß jede Regierung ſtändig bemüht ſein 
müßte, dies nun einmal nicht wegzuleugnende 
Manko an der Zahl und Stärke unſerer Polizei, 
d. h. alſo an der Qualität, durch eine ſtändige 
planmäßige Förderung und Hebung der Qualität 
auszugleichen. 

Das Mittel, die Qualität, d. h. den inneren 
Wert und die innere Stärke unſerer Polizei zu 
heben, iſt die Polizeiſchule. Dieſe hat nicht nur die 
Aufgabe, einen tüchtigen und ordentlichen Erſatz 
heranzuziehen, ſondern vor allem auch die, die 
bereits im Außendienſt tätigen Beamten durch 
Abhaltung dauernder Weiterbildungskurſe mit 
allen Neuerungen des polizeilichen Lebens be— 


kannt zu machen; denn die Aufgaben der Polizei 


ſind doch nun einmal nichts Feſtſtehendes, nichts 
Konſtantes, ſondern ſind wechſelnd, ſind ſtändig 
in Fluß, um mit den Erforderniſſen Schritt zu 
halten, die Technik und Verkehr in ihrer Wirkung 
auf das öffentliche Leben an die polizeilichen 
Funktionen ſtellen. Daneben muß ſpeziell die Dan— 
ziger Schutzpolizei in einem erhöhten Maße ela- 
ſtiſch und beweglich erhalten werden, um jederzeit 
zum geſchloſſenen Einſatz befähigt und in der Lage 
zu ſein, geſchloſſene Einheiten ohne Schwierigkeit 
verſchieben und an allen Orten unjeres Staats- 
gebietes verwenden zu können, als letztes Macht- 
mittel des Staates, und der Regierung zur Er- 
zwingung ihres Machtwillens. Trotz aller dieſer 
wichtigen Aufgaben, die der Polizeiſchule zufal— 
len, ſind ſonderbarer Weiſe ſchon verſchiedentlich 
Verſuche gemacht worden, wie Herr Abg. Schilke 
bereits ausführte, dieſe wichtige Einrichtung ab- 
zuſchaffen, was beſonders befremdend wirken muß 
in einer Zeit, in der doch für die Weiterbildung 
der verſchiedenſten Volkskreiſe bedeutende Mittel 
aufgewandt werden. 

Die Begründung dieſer Maßnahme mit der 
Koſtenerſparnis ift wenig überzeugend. Der Etat 
unſerer Polizeiſchule iſt mit ſeinen 240 000 Gul⸗ 
den ſo niedrig gehalten, wie nur irgend möglich, 
ſowohl im Vergleich zu preußiſchen Einrichtungen 
dieſer Art, wie vor allen Dingen auch zu andern 
ähnlichen Danziger Etatspoſitionen. Die kleinſte 
preußiſche Polizeiſchule, die etwa den Aufgaben- 
kreis der Danziger Polizeiſchule zu erfüllen hat, 
hat ein Perſonal von 15 Offizieren, 30 Wacht⸗ 
meiſtern, acht Verwaltungsbeamten und einen 
Etat von ca. 700 000 Reichsmark. Die Danziger 
Polizeiſchule mit einem Etat von vier Offizieren, 
13 Wachtmeiſtern, alſo von 17 Mann und einem 
Koſtenaufwand von 240 000 Gulden wirkt dane- 
ben geradezu kümmerlich, obwohl bei dieſem ge- 
ringen Aufwand ſowohl an Perſonal wie an Ko⸗ 
ſten der Ruf der Danziger Polizeiſchule ein 
äußerſt guter iſt. Die Tatſachen ſind erwieſen, 
daß die Danziger Schutzpolizei der preußiſchen in 
nichts nachſteht. Die für die Polizeiſchule aufge— 
wandten Mittel haben ſich doch alſo bezahlt ge— 
macht. Dagegen find im letzten Etat für Berufs, 
Fach⸗ und ähnliche Weiterbildungsſchulen an den 
verſchiedenen Stellen des Etats insgeſamt 325 000 
Gulden ſtaatlicher Mittel aufgewandt. Sie ſind 
aljo ungleich höher als die für die Aus- und Wei- 
terbildung der Schutzpolizeibeamten eingeſetzten. 
Obwohl der Staat an dieſen Anſtalten, deren 
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will, doch nur ein mittelbares Intereſſe hat, hat 
ſich noch niemand gefunden, der dieſen Einrichtun⸗ 
gen die ſtaatlichen Mittel verſagen und die An⸗ 
wärter nach Preußen ſchicken will. Ausgerechnet 
bei der Polizei, an der der Staat doch ein recht 
unmittelbares Intereſſe hat, läßt er die Leute, 
die doch letzten Endes berufen ſind, wenn der 
Staat einmal in Not und Gefahr iſt, ihn zu 
ſchützen, in einem anderen Lande ausbilden, nach 
andern Grundſätzen, nach andern Vorausſetzun⸗ 
gen. Er begibt ſich dabei, was meines Erachtens 
das ſchwerwiegendſte an der ganzen Frage iſt, 
jeden Einflußes auf die Erziehung und Ausbil⸗ 
dung ſeines Polizeikörpers. ; 

Wie ich ſchon ausführte, ijt die als Grund an- 
geführte Koſtenerſparnis nicht überzeugend. Ab⸗ 
gejehen davon, daß die Anſichten der Verwal⸗ 
tungsbeamten, die von der Sache durch jahre⸗ 
lange Arbeit doch etwas verſtehen, ſehr weit aus⸗ 
einandergehen, liegen Erfahrungen über die Ko⸗ 
ſten der Entſendung ganzer Ausbildungskurſe 
nach Preußen nicht vor. Es liegen lediglich Cr- 
fahrungen vor über die Koſten bei Entſendung 
einzelner Beamter zu Weiterbildungskurſen an 
preußiſchen Polizeiſchulen. Ich habe ſelbſt einmal 
an einem Ausbildungskurſus teilgenommen. Die 
Erfahrungen haben ergeben, daß die Koſten für 
dieſe Kurſe ſo hoch waren, daß man dieſe Kom⸗ 
mandierungen aufs äußerſte eingeſchränkt hat. 
(Hört, hört! rechts — Senator Arczynſki: Da 
kamen doch nur Offiziere in Frage!) Nein, es was 
ren auch Beamte dabei, ich ſelbſt bin ſeinerzeit 
mit drei Wachtmeiſtern zuſammen geweſen. Nach 
unſerer Rückkehr wurde geſagt, das wäre der 
letzte Kurſus geweſen, man könnte es nicht mehr 
bezahlen, und es haben tatſächlich auch keine 
Kommandierungen dieſer Art mehr ſtattgefunden. 

Wie der Herr Senator ausführte, will man 
die Weiterbildungskurſe weiter in Danzig täti⸗ 
gen und dieſe Beamten nicht nach Preußen ent⸗ 
ſenden, ſondern nur die Anwärter. Nun ſind 
aber, daß weiß jeder, der ſich mit den Etatsfra⸗ 
gen beſchäftigt, ſpeziell bei der Schutzpolizei die 
Hauptlaſten des Etats die Perſonalausgaben. 
Will man alſo die Weiterbildungskurſe nicht in 
Preußen, ſondern in Danzig abhalten, ſo ergibt 
ſich doch daraus logiſcherweiſe die Folge, daß man 
auch das Ausbildungsperſonal erhalten muß, 
wenn man nicht, was aufs äußerſte zu bedauern 
wäre, das Ausbildungsperſonal aus der Schutz 
polizei herausnehmen will und dadurch die an 
und für ſich ſchon ſchwache Zahl derſelben noch 
mehr ſchwächen will. Die Beibehaltung des Lehr— 
perſonals aber bedeutet Beibehaltung der für 
dieſes eingeſetzten Etatsmittel, die ſowieſo nicht 
abgeſetzt werden können, da es ſich faſt durchweg 
um feſtangeſtellte Beamte handelt. Dazu käme 
dann noch, wenn man die Ausbildungskurſe in 
der Schutzpolizeikaſerne abhalten will, daß man 
dort wieder neue Lehrräume ſchaffen müßte, was 
mit neuen Koſten und Ausgaben verbunden iſt. 
Eine Erſparnis läßt ſich alſo meines Erachtens 
dadurch, daß man die Weiterbildungskurſe von der 
Polizeiſchule zur Schutzpolizei herübernimmt, 
beim beſten Willen nicht erzielen. Es ſind rein 
fiktive Erſparniſſe, indem der Etat der Polizei- 
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ſchule als ſolcher wohl verſchwindet, dafür aber 
ein entſprechendes Mehr beim Etat der Schutz⸗ 
polizei erſcheint. (Abg. Dr. Ziehm: Blauer 
Dunſt!) ; 5 5 € 
Ich komme nun zu den Erſparniſſen, die bei 
der Entſendung der Anwärterkurſe nach Preußen 
entſtehen ſollen. Sie erſcheinen mir auch reichlich 
illuſoriſch. Wie Herr Abg. Schilke ſehr richtig 
erwähnte, ſind die Anwärter in Preußen Beamte 
mit allen Rechtsanſprüchen wirtſchaftlicher Art, 
die die Beamten an den Staat haben und erhal- 
ten das volle Gehalt der unterſten Gehaltsgruppe. 
Bei uns dagegen ſtehen ſie in keinem feſten An⸗ 
ſtellungsverhältnis, ſind jederzeit kündbar und 
erhalten als Entlohnung lediglich 65 Prozent der 
unterſten Gehaltsgruppe, wovon ſie die Koſten für 
Selbſtverſicherung gegen Krankheit, Unfall und 
Invalidität ſelbſt zu tragen haben. (Abg. Beyer: 
Wer trägt ſonſt die Berufsausbildungskoſten? 
Jeder doch ſelbſt!) Das ijt eine ſehr intereſſante 
Auffaſſung, ausgerechnet von einem Sozialdemo⸗ 
kraten. (Abg. Beyer: Unſere Verhältniſſe zwingen 
uns dazu!) Die Entlohnung unſerer Anwärter be⸗ 
trägt bei einem Etat von zur Zeit 64 Schülern ca. 
80 600 Gulden im Jahr. Da man die Danziger 
Anwärter doch unmöglich ſchlechter ſtellen kann 
als die preußiſchen, müßte dieſer Betrag eine Er- 
höhung von 35 Prozent alſo um ca, 40 000 Gulden 
erfahren. Selbſt wenn eine Erſparnis durch 
Nichtbenutzung der Räume uſw. tatſächlich zu er- 
zielen wäre, wird dieſe meines Erachtens wieder 
dadurch ausgeglichen, daß man den Anwärtern in 
Preußen das volle Gehalt mit einem Mehr von 35 
bis 40 000 Guld. zahlen muß. Dazu würde zwangs⸗ 
läufig die Abfindung an Preußen für die ärztliche 
Verſorgung, die Verſicherung gegen Krankheit 
und Invalidität kommen, außerdem kommen noch 
die Koſten für die Mitbenutzung der Ausbildungs— 
geräte, der Teilnahme an den Verwaltungskoſten 
ujw. und laſt not leaſt die Reiſekoſten dazu. Wenn 
man auf den eigenartigen Gedanken verfallen 
ſollte, unſere Anwärter nach Kiel zu ſchicken, wür— 


den diefe Reiſekoſten auch nicht unerheblich fein. L 


Von einer weſentlichen Koſtenerſparnis kann 
bei Betrachtung all dieſer Zahlen meines Erach⸗ 
tens beim beſten Willen nicht die Rede ſein. Soll⸗ 
ten tatſächlich einige 1000 Gulden Erſparnis her⸗ 
ausgerechnet werden, ſo wird dieſer Umſtand viel— 
fältig wieder durch die Tatſache aufgehoben, daß 
dann die Geſamtausgaben für die Polizeiſchule 
nach Preußen gehen und der Danziger Volkswirt⸗ 
ſchaft entzogen werden. Darunter haben letzten 
Endes die kleinen Gewerbetreibenden, Kaufleute, 
Handwerker uſw. zu leiden, die in der Nähe der 
Polizeiſchule wohnen und ihre Exiſtenz und ihren 
Erwerb z. T. auf der Tatſache aufgebaut haben, 
daß ſich die Polizeiſchule dort befindet. 


Noch ſchwerwiegender als die nach meiner 
Meinung nicht vorhandene Koſtenerſparnis ſind 
die rein ſachlichen Einwendungen beruflicher, po— 
lizeilicher Art, die man gegen die Maßnahmen 
machen muß. Der Staat begibt ſich — wie ich be⸗ 
reits andeutete — jedes Einfluſſes auf die Aus⸗ 
bildung ſeiner Polizeibeamten, die in Zukunft 


nicht für die Danziger Anforderungen, ſondern 
für die preußiſchen 


ausgebildet werden. Die 
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künftigen Anwärter, die Danziger Beamte wer- 
den ſollen, erhalten die erſten Eindrücke und 
Grundlagen für ihren ſpäteren Beruf in einer 
Art und Weiſe, die weſentlich von der verſchieden 
iſt, in der ſich ihnen ihr Beruf in Danzig ſpäter 
wirklich zeigen wird. Sie werden zunächſt ein⸗ 
mal den Danziger Verhältniſſen gründlichſt ent- 
fremdet, um ſich dann wahrſcheinlich nur ſehr 
ſchwer in unſeren engen Danziger Verhältniſſen 
zurechtzufinden. (Abg. Beyer: Wie ſteht es mit 
den Richtern, die von auswärts nach Danzig fom- 
men?) Ich erwähnte vorhin bereits, daß ich ſelbſt 
an einem ſolchen Ausbildungskurſus teilgenome 
men habe, der in Preußen ſtattfand. Ich weiß 
aus eigener Erfahrung, wie ich mit der Reichs⸗ 
verfaſſung und der preußiſchen Verfaſſung und 
dem Behördenaufbau in Preußen drangſaliert 
worden bin. Das haben die Wachtmeiſter, die mit 
mir waren, in genau derſelben Weiſe durchmachen 
müſſen. Als wir in Danzig waren, fingen wir 
an, das Gelernte planmäßig zu verlernen und 
uns mit der Danziger Verfaſſung und dem Dan- 
ziger Behördenaufbau zu befaſſen. Man müßte 
ſich alſo ſchon entſchließen, einen Danziger Lehrer 
zu der betreffenden Polizeiſchule zu entſenden, 
was allerdings nach meiner Anſicht die ſchon 
reichlich illuſoriſche Koſtenfrage noch illuſoriſcher 
machen würde. Tut man das nicht, ſo wird die 
Hauptgrundlage, die der Danziger Beamte und 
ſpeziell der Polizeibeamte von ſeinem Beruf ha— 
ben muß, ihm in einer Art und Weiſe vermittelt, 
die als ungenügend bezeichnet werden muß. Ich 
bin feſt überzeugt, daß der preußiſche Lehrer, der 
dazu berufen iſt, vielleicht ſchon in ganz kurzer 
Zeit die Danziger Polizeibeamten über Berfaj- 
ſungsfragen und ſtaatsrechtliche Fragen in Danzig 
zu unterrichten, von allen dieſen Dingen bis heute 
ſelbſt noch keinen blaſſen Schimmer hat. Man 
kann ſich demnach ſehr leicht vorſtellen, welcher 
Art der Unterricht ſein wird, den unſere jungen 
Anwärter in Preußen auf dieſem Gebiet erhal— 
ten. (Hört, hört! rechts.) 

Ich komme noch auf eine ſehr wichtige Frage. 
Wenn wir Praktiker bisher mit Kenntniſſen der 
uns überwieſenen Schüler auf beſtimmten Gebie— 
ten unzufrieden waren, dann war es eine Kiei- 
nigkeit, ſich direkt mit der Schule in Verbindung 
zu ſetzen und dieſer Uebelſtand wurde ohne 
Schwierigkeiten beſeitigt. Ich berühre hiermit 
den äußerſt wichtigen Punkt des ſtändigen, leben⸗ 
digen Kontaktes der theoretiſchen Ausbildung mit 
dem praktiſchen Außendienſt, der in Zukunft gänz⸗ 
lich zum Schaden des Dienſtes verloren geht. Es 
ijt zweifellos, daß die ſpeziellen polizeilichen Er- 
forderniſſe, die die beſondere Lage Danzigs an die 
Ausbildung feiner Beamten ſtellen muß, in Zu- 
kunft nicht mehr in gleichem Maße berückſichtigt 
werden kann, wie bisher, wiederum zum Schaden 
des Dienſtes. Ich denke hierbei hauptſächlich an 
den Hafenverkehr, an den ſtändigen Umgang mit 
Ausländern, an unſer Verhältnis zu Polen, an 
die eigenartige Rechtsſtellung des Hafenausſchuſ— 
jes und die fih daraus ergebenden Rechtskompe— 
tenzen, an die Paß- und Fremdenkontrolle, kurz 
und gut, an all die Dinge, die unſere Lage als 
internationaler Hafen und vor allen Dingen auch 
unſere eigenartige ſtaatsrechtliche Stellung mit 
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ſich bringt. Alle dieſe Fragen ſind Dinge, die für 
den preußiſchen Polizeibeamten gänzlich gleich⸗ 
gültig ſind und die bei der Ausbildung nicht in 
entſprechender Weiſe berückſichtigt werden können. 
Was wird die Folge ſein? Kommen die Anwär⸗ 
ter von dem preußiſchen Lehrgang nach Danzig 
zurück, ſo ſind ſie ſehr gut ausgebildete preußiſche 
Polizeibeamte und wir können daran gehen, jie 
zu Danziger Polizeibeamten umzubilden, das 
heißt, wir müſſen auch aus dieſem Grunde einen 
Teil des Lehrperſonals beibehalten, um dieſe 
Aufgabe durchführen zu können. Die Beibehaltung 
des Lehrperſonals aber bedeutet Beibehaltung 
der bisherigen Koſten, dieje wieder keine Erſpar⸗ 
nis, — das iſt alſo eine Kette ohne Ende. 

Ein weiterer Punkt darf nicht unberückſichtigt 
bleiben. Bei der chroniſchen Schwäche der Dangi- 
ger Schutzpolizei wurde die Polizeiſchule als Re— 
ſerve für beſondere Fälle und Ereigniſſe betrat- 
tet, die doch ſehr leicht un die Polizei herantreten 
können. Dieſe Reſerve würde in Zukunft weg- 
fallen. Wie groß das Bedürfnis der Danziger 
Polizei iſt, ſich an eine kleine Reſerve anzulehnen, 
ein Bedürfnis, das ſich aus unſerer tatſächlich 
vorhandenen Schwäche ergibt, lehrt ein ganz 
harmloſes kleines Beiſpiel, das zu denken gibt. 
Als im vorigen Jahr in Pommerellen die Rotz⸗ 
ſeuche ausbrach und es notwendig wurde, an der 
Grenze beſtimmte Sicherungsmaßnahmen zu tref— 
fen, die aus dem Rahmen des Alltäglichen Her- 
ausfielen, war die Schutzpolizei nicht in der Lage, 
aus ſich heraus die Kommandierungen hierzu zu 
ſtellen. (Hört, hört! rechts.) Zu dieſem an und für 
ſich harmloſen und ganz kleinen Ereignis mußten 
Teile der Schulen aufgeboten werden, um als Re- 
ſerve der Schutzpolizei Verwendung zu finden, 
weil die Schutzpolizei eben nur für den Stadtbe⸗ 
zirk ausreicht und nicht in der Lage iſt, in größe— 
rem Maße Beamte an das flache Land abzugeben. 
Nachdem im vorigen Jahr oder vor zwei Jahren 
durch die Auflöſung der Einwohnerwehr der 
Schutzpolizei ihre eigentliche Reſerve genommen 
iſt, wird ſie jetzt durch die Aufhebung der Poli⸗ 
zeiſchule auch ihrer letzten Reſerve beraubt. M. 
D. u. H.! Jeder Betriebsleiter, deſſen Betrieb 
wechſelnder Inanſpruchnahme ausgeſetzt iſt, weiß, 
daß er ſeinen Betrieb nur durchführen kann, 
wenn er auf beſtimmte Reſerven zurückgreifen 
kann, ganz gleich ob es fih um einen Reſtaura— 
tionsbetrieb handelt in bezug auf Tiſche und 
Stühle, oder ein Verkehrsunternehmen in bezug 
auf Fahrzeuge oder auch um einen Bankbetrieb 
bezüglich der Gelder. Jeder Betrieb, der auf 
wechſelnde Inanſpruchnahme angewieſen iſt, und 
ein ſolcher Betrieb iſt die Polizei, iſt verraten und 
verkauft, wenn er nicht in der Lage iſt, bei beſon⸗ 
deren Anläßen auf eine Reſerve zurückzugreifen. 
(Hört, hört! rechts). Wenn man ſich in dieſem Zu— 
ſammenhang das Beiſpiel, das ich mit der Harm- 
loſen Rotzſeuche erwähnte, vor Augen führt, kann 
man fih vorſtellen, wie es in Danzig in dieſer Be- 
ziehung ausſieht! 

3 Wir haben aljo bei den ſachlichen und ſehr 
nüchternen Beſprechungen feſtſtellen können, daß 
die Auflöſung der Polizeiſchule eine Koſtenerſpar— 
nis nicht bringt, wohl aber eine Schwächung un⸗ 
ſerer Schutzpolizei bedeutet, erſtens in qualitatt⸗ 


ver Beziehung, weil die Zahl der Polizeibeamten 
in Zeiten beſonderer Beanſpruchung geſchwächt 
wird, weil ihr die Reſerve genommen wird. 

Ich komme dann noch auf ein anderes Gebiet, 
das Herr Abg. Schilke bereits erwähnt hat, das ijt 
das Pſychologiſche. Ich habe ſchon bei den ve: 
ſchiedenſten Anläſſen auf die äußerſt ungünſtigen 
Alters- und Beförderungsverhältniſſe der Dan⸗ 
ziger Schutzpolizei hingewieſen und auch ausge- 
führt, wie verärgert unſere Beamten von jeder 
Zuſammenkunft mit preußiſchen Kameraden zu— 
rückkommen, weil ſie dort immer feſtſtellen müſſen, 
wie ungleich ſchlechter ſie ſich im Vergleich zu 
ihren preußiſchen Kollegen ſtehen. Ich habe an 
Hand einer Denkſchrift des preußiſchen Innen— 
miniſters feſtgeſtellt, daß die Dienſtgrade, die als 
Ausbildungsperſonal in Frage kommen, dort fol⸗ 
gende Alter aufweiſen: Oberwachtmeiſter 27—834 
Jahre, Hauptwachtmeiſter 30—86 Jahre. In 
Danzig, wo die Beförderung feit Jahren ſtagniert, 
laufen heute noch Wachtmeiſter von über 40 Jah⸗ 
ren herum, alfo Leute von über 40 Jahren befin- 
den ſich noch im unterſten Dienſtgrad, während in 
Preußen ſchon Oberwachtmeiſter von 26 Jahren 
vorhanden ſind. Stellen Sie ſich vor, wir würden 
unſere Weiterbildungskurſe in Preußen erledigen, 
und ein jo alter, vielleicht ſchon im Kriege ge- 
dienter Beamter wird dort von einem jungen 
Menſchen derſelben Laufbahn ausgebildet, der 
erſt nach dem Krieg eingetreten iſt. M. D. u. H.! 
Wir wollen die Einwirkung dieſer Tatſache auf 
die Pſyche unſerer Beamten nicht unterſchätzen. 
Selbſt wenn wir die Weiterbildungskurſe nicht 
nach Preußen ſchicken, ſondern nur die Anwärter, 
ſo iſt das mehr oder weniger genau dasſelbe, denn 
den Anwärtern ſind die ungünſtigen Verhältniſſe 
bei uns genau bekannt. Das ihnen ſtändig vor 
Augen ſtehende Mißverhältnis des Vorankom⸗ 
mens in Preußen gegenüber dem in Danzig iſt in 
höchſtem Maße dazu angetan, Unzufriedenheit zu 
erzeugen. Anzufriedenheit aber, das wiſſen wir, 
iſt die Grundlage von mangelndem Pflichteifer, 
mangelnder Dienſtfreudigkeit und damit auch 
mangelnder Leiſtungen. Auch iſt die Möglichkeit 
nicht von der Hand zu weiſen, daß gerade die 
Beſten unſerer Anwärter mit allem Nachdruck 
verſuchen werden, in Preußen zu bleiben. 

M. D. u. H.! Ich komme nun noch auf ein 
ſehr heikles Gebiet, das ift die Uniformfrage. 
Bisher wurde aus politiſchen Gründen peinlichſt 
vermieden, daß nach Preußen entſandte Suy- 
polizeibeamte Uniform trugen. Ich habe ſelbſt 
das für mich reichlich lächerliche Schauſpiel mit⸗ 
machen müſſen, bei einer Beſichtigung wo alles in 
Uniform daſtand, im Cut zu erſcheinen. (Zwiſchen⸗ 
rufe des Abg. Hohnfeldt.) Man wird alſo doch 
wohl nicht die Abſicht haben, unſere nach Preußen 
entſandten Anwärter etwa in Zivil ausbilden zu 
laſſen. (Senator Arczynſki: Warum übertreiben 
Sie ſolche Lächerlichkeiten?) Oder ſollte man etwu 
unſere Anwärter in preußiſche Uniformen ſtecken 
wollen? Vom pſychologiſchen Standpunkt aus ein 
ſehr eigenartiges Unternehmen. Man muß ſich 
einmal in die Seele eines jungen Menſchen vey 
ſetzen, der es ſich zum Beruf gewählt hat, Polizei⸗ 
beamter in Danzig zu werden, Hüter der öffent- 
lichen Ordnung, Träger der Waffen, Prätorianer 
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des Staates! Um das zu erreichen, muß er ſich erſt 
die Uniform eines anderen Landes anziehen mir 
der Nationale des andern Staates an der Mütze 
und den Hoheitszeichen des andern Staates am 
Tſchako. (Zwiſchenrufe links.) Ich kann mir deuz 
ken, daß bei dieſem Mann das Vertrauen zu ſei⸗ 
nem Staat, der bei einem Etat von 80 Millionen 
nicht 240 000 Gulden übrig hat, um ſeine Polizei⸗ 
beamten im eigenen Lande auszubilden, nicht De- 
ſonders groß ſein wird. ; 

In dieſelbe Kerbe haut die Waffenfrage. Es 
iſt bekannt, daß die preußiſche Schutzpolizei teil⸗ 
weiſe anders bewaffnet iſt als die Danziger. Die 
Preußen haben die Armeepiſtole, wir die Mauſer⸗ 
piſtole. Wie man da verfahren will, weiß ich 
nicht, vielleicht wird man Preußen anweiſen, fur 
unſere Leute beſondere Piſtolen anzuſchaffen. 
(Abg. Bergund: Das ſind lächerliche Fragen!) 
Das koſtet Geld und iſt durchaus nicht lächerlich: 
Es iſt aber ein Unfug, daß die Anwärter etwas 
lernen, was ſie ſpäter nicht brauchen. (Das ſagt 
ein Hauptmann! links.) Das bin ich allerdings 
nun ſchon ſeit 12 Jahren. 

Hält man ſich alle dieſe Dinge nüchtern und 
vorurteilsfrei vor Augen ſowohl vom finanziellen 
Standpunkt als auch vom ſachlichen aus, und vor 
allen Dingen auch vom politiſchen Standpunkt, ſo 
läßt ſich beim beſten Willen ein einleuchtender 
Grund für die Auflöſung der Polizeiſchule nicht 
finden. Auf die politiſchen Gefahren, die dieje 


Maßnahme außerdem in hohem Maße birgt und 
welche gefährlichen Nachwirkungen gerade auf die⸗ 


ſem Gebiete entſtehen können, möchte ich von 
dieſer Stelle aus nicht näher eingehen, ſondern er- 
warte, daß dieſe Fragen eingehend im Hauptaus⸗ 
ſchuß erörtert werden. 

In der „Volksſtimme“ wurde als Kronzeuge 
der verſtorbene Senator Grünhagen angeführt. 
Dem muß ich widerſprechen. Er hat gewiß ur⸗ 
ſprünglich auch dieſelbe Abſicht gehabt, hat aber 
nach gründlicher Beſchäftigung mit dieſer Materie 
den Plan wieder fallen laſſen und hat einige Tage, 
ich glaube drei Tage vor ſeinem Tode (Abg. Mau: 
Sie lügen, er hat uns etwas anderes geſagt!) in 
Gegenwart mehrerer Herren, die ich Ihnen 
mit Namen benennen will, bitte fragen Sie den 
Herrn Polizeipräſidenten und den Führer der Po- 
lizeiſchule, die das bezeugen können, ausdrücklich 
erklärt, daß nach ſeiner Anſicht, nachdem er die 
Wichtigkeit der Polizeiſchule erkannt habe, dieſe 
unbedingt erhalten bleiben müſſe. (Abg. Mau: 
Das trifft nicht zu! — Ihnen glaubt man ſeit 
Jahren nicht! rechts.) 

Was nun der Herr Senator bezüglich der 
Raumfrage vortrug, daß man die Räume der Po- 
lizeiſchule für Zwecke der Schulverwaltung 
braucht, ſo iſt dieſe Tatſache ja nichts Neues, ver— 
dient aber doch in aller Deutlichkeit einmal feſt⸗ 
genagelt zu werden. Bei dem Bau der Peſta— 
lozziſchule ſoll man nämlich trotz der aufgewand— 
ten Millionen auf Koſten aller möglichen Re— 
präſentationsräume und Liebhabereien zu wenig 
Klaſſenzimmer gebaut haben. (Hört, hört! rechts.) 
Um dies Manko auszugleichen, fof nun die Yoli- 
zeiſchule herhalten und die Auflöſung der Polizei— 
ſchule ſoll die Neubaukoſten für die zu klein ge— 


— 


baute Peſtalozziſchule erſparen. Es iſt wirklich 
ein tolles Stück, wenn man einen ſelbſtverſchul— 
deten Mißſtand — als ſolcher muß es bezeichnet 
werden, wenn man einen Bau aufführen läßt, der 
Millionen koſtet und bereits nach einem halben 
Jahre feſtſtellt, daß dieſer Bau für die geſtellten 
Aufgaben zu klein iſt — wenn man alſo einen be— 
ſtehenden Mißſtand durch Erzeugung eines noch 
größeren Mißſtandes beſeitigen will! (Sehr rich— 
tig!) Wir wollen und können nicht glauben, daß 
ſich die Regierung bei der Behandlung ſo wich— 
tiger ſtaatspolitiſcher Fragen von derartigen Ge— 
ſichtspunkten leiten läßt, denn die Frage der Po- 
lizei iſt eine wichtige ſtaatspolitiſche Frage, darin 
ſind wir uns mit Herrn Kollegen Schilke völlig 
einig. Wir können insbeſondere nicht glauben, 
daß die bürgerlichen Regierungsparteien ihre 
Stimme zu einer Maßnahme hergeben werden, 
die nach Anſicht ſämtlicher Fachleute im höchſten 
Maße geeignet ift, den Wert unſerer an fiH ſchwa⸗ 
chen Schutzpolizei zum Schaden des Staates herab— 
zumindern. Wir werden aus dieſem Grunde dem 
Antrage der Deutſchnationalen Volkspartei auf 
[Verweiſung an den Hauptausſchuß zuſtimmen und 
werden dort mit weiterem Zahlenmaterial dienen. 
(Wiederholtes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Wenn ich 
noch einmal das Wort nehme, ſo nicht aus dem 
Grunde, um auf alles das, was hier geſagt worden 
it, Sachliches und Unſachliches, zu antworten. 
Einmal iſt die Zeit bereits vorgeſchritten und 
zweitens muß ich mir Beſchränkungen auferlegen. 
Ich kann natürlich nicht ſo frei ſprechen, wie ein 
Parteimann, z. B. Herr Abg. Jahr oder Herr Abg. 
Weiße. (Reden Sie ruhig von der Leber weg! 
rechts.) Ich möchte mit Nachdruck erklären, daß der 
Senat nur aus Sparſamkeitsgründen dieſen Be- 
ſchluß gefaßt und die Verfügung über die Muf- 
löſung der Polizeiſchule herausgegeben hat. (Abg. 
Karkutſch: Wer ſoll das glauben!) Ich möchte auch 
die Behauptung des Herrn Abg. Jahr nachdrücklich 
zurückweiſen, daß die Schutzpolizei zu ſchwach ſei, 
um für Ruhe, Ordnung und Sicherheit, was im- 
mer auch kommt, genügend gerüſtet zu ſein. (Wer 
iſt denn Fachmann? rechts.) Auch der Hinweis 
des Herrn Abg. Jahr, daß die Polizei ſeinerzeit 
nicht bei der Rotzſeuche genügte, kann hier nichts 
beſagen; denn für die Arbeiten der Eindämmung 
der Rotzſeuche brauchte man wahrhaftig nicht un— 
ter allen Umſtänden Polizeibeamte. Auf viele an— 
dere ſolcher Erzählungen will ich aus den ſchon 
anfangs erwähnten Gründen nicht eingehen. (Abg. 
Brill: Die Herren von der Polizeiſchule ſind ja 
oben, und haben gehört, was Herr Jahr geſagt 
hat!) Ich möchte auch erklären, daß ich es nicht für 
möglich gehalten hätte, daß jemand des Glaubens 
ſein könne, daß der Miniſter eines Landes Ein— 
fluß auf die Ausbildung der Polizeianwärter 
habe, denn meines Wiſſens erteilt ein Miniſter 
keinen Polizeiunterricht. (Lebhafte Unruhe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Bener. 

Beyer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.; 
Ich bitte Sie, ſich mit mir noch wenige Minuten 
auf den Boden der tatſächlichen Verhältniſſe zu 
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reine Verwaltungsmaßnahme, ebenſo, wie ihre 
jetzige Auflöſung auch keine Angelegenheit der ge⸗ 
ſetzgebenden Körperſchaft ift, ſondern Sache der 
Verwaltung. (Abg. Dr. Ziehm: Das geht uns 
nichts an! — Haben wir keinen Etat? rechts.) 
Bei ihrer Gründung wurde der Bewilligung der 
Etatsmittel zugeſtimmt, aber ich muß betonen, 
daß es damals Inflationszeit war, und die 
Schützer der Wirtſchaft jeden Maßſtab für den 
Wert des Geldes verloren hatten. (Das ſagen 
Sie? rechts.) Ich ſtehe hier nicht auf dem Domi— 
nik, Herr Weiße, wie Sie. Als die Polizeiſchule 
eingerichtet wurde, jagte Herr Senator Schümmer: 
„Zur Zeit brauchen wir fie im Intereſſe der Aus- 
bildung des Nachwuchſes, und ſollten ſich die Ver— 
hältniſſe einmal ändern und man die Polizei: 
ſchule entbehren können, läßt ſie ſich abbauen.“ 
(Zwiſchenrufe rechts.) Nun will ich Ihnen einen 
Abſchnitt aus einer Rede des Herrn Senatspräſi⸗ 
denten vorleſen, die er am 22. Februar 1923 ge⸗ 
halten hat. Herr Präſident, Sie geſtatten, daß ich 
ſie wörtlich ableſe. — Herr Weiße, ich kann Ihnen 
auch ohne Ableſen die Wahrheit ſagen, aber ich 
bin zu alt und Sie zu jung. Ich habe mich höflich 
ausgedrückt. 
Der Aufbau des Staates im Innern kann jetzt 
im weſentlichen als vollendet angeſehen werden. Es 
war mir angenehm, wiederholt feſtſtellen zu können, 
daß auch in den Kreiſen des Rates des Völkerbundes 
wie ſeines Generalſekretariats über die feſtgefügte 
Ordnung unſeres Staatsweſens ſowie über die Art 
ſeiner Verwaltung außerordentlich anerkennende 
Worte gefallen ſind. Alle dieſe Tatſachen werden aber 
ſicherlich den beiden geſetzgebenden Faktoren unſeres 
Staatsweſens Veranlaſſung geben, auf dem beſchrit⸗ 
tenen Wege nicht ſtill zu ſtehen, ſondern auch für die 
Zukunft dem weiteren Ausbau die größte Aufmerk⸗ 
ſamkeit zuzuwenden. 
(Ausbau, nicht Abbau hat er geſagt! rechts.) 
Dies gilt insbeſondere von der Prüfung der 
Frage, ob die Behördenorganiſation des Staates 
zweckmäßig eingerichtet iſt oder populär ausgedrückt, 
ob und wie die Zahl der Beamten und Angeſtellten 
vermindert werden kann. Mögen auch Vergleiche mit 
anderen Staaten von ähnlicher Größe in dieſer Hin⸗ 
licht durchaus nicht zu Ungunſten von Danzig ausge- 
fallen ſein, mögen auch ſchon beachtliche Erfolge auf 
dieſem Gebiet durch den Senat, der dieſer Frage von 
Anfang an die größte Aufmerkſamkeit zugewendet hat, 
erzielt ſein, das ändert nichts an der Tatſache, daß 
die großen Aufwendungen, die für die Beſoldung der 
Beamten und Angeſtellten erforderlich ſind, für den 
Staatshaushalt ſchwere, auf die Dauer kaum zu erz 
tragende Laſten bedeuten. 
Ich will mit eigenen Worten einmal wiedergeben, 
was man zwiſchen den Zeilen dieſer Rede heraus- 
lejen kann. (Können Sie da etwas von der Poli- 
zeiſchule herausleſen? rechts.) Die Rede bedeutet: 
In Völkerbundskreiſen, in Kreiſen von Sachver— 
ſtändigen iſt dem Präſidenten Sahm die Frage 
vorgelegt worden, ob er des Glaubens ſei, daß 
360 000 Menſchen, die in einer Freien Stadt zu⸗ 
ſammengefaßt ſind, imſtande ſein ſollen, die Mit⸗ 
tel für eine Ueberorganiſation der Staatsverwal— 
tung aufzubringen. Jedenfalls wurde ihm dabei 
geraten, möglichſt abzubauen. M. D. u. H.! Dan- 
zig ſollte eine Freie Stadt werden. Was wurde 


es? Es wurde ein Staat, und ich glaube nicht, daß 
der Staat ſo groß iſt, daß ihn jedes Ratsmitglied 
in Genf auf feiner Karte hat. Es ijt ein Infla- 
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ſtellen. Die Einrichtung der Polizeiſchule war eine 


tionsgewächs. Sämtliche Inflationsgewächſe in 
der Stadt ſind eingegangen. Es waren ungeſunde 
Gründungen. Der Aufbau des Freiſtaats Danzig 
iſt im Inflationsfieber, wie ein Herr im Ausſchuß 
ſagte, im Größenwahnſinn vollzogen worden. (Was 
hat das mit der Polizeiſchule zu tun? rechts.) 

Sahms Rede wurde von ſeinen damaligen 
Freunden nicht beachtet. Das zeigte ſich im Jahre 
1924. (Abg. Dr. Ziehm: Seit wann iſt Herr Sahm 
Ihr Kronzeuge?) Da betrug der Etat in Cinnah- 
men und Ausgaben genau 84 Millionen, aber hö- 
here Einnahmen wurden erzielt durch die Steuer— 
ſchraube. Aus der Wirtſchaft wurden über 51 
Millionen herausgepreßt. (Halb ſo viel Steuern 
wie jetzt! rechts.) Warum haben die Wirtſchaftler 
geſchwiegen? Weil ſie das Maß für den Wert des 
Geldes verloren hatten. Und von den ausge— 
preßten 51 Millionen (Abg. Dr. Ziehm: 61!) wur⸗ 
den in demſelben Jahr 49 Millionen verſchludert. 
Die Ausgaben überſchritten den Etatsanſatz um 
genau 48 857 300 Gulden. (Abg. Karkutſch: Poli- 
zeiſchule!) Herr Karkutſch, Sie rufen „Polizei⸗ 
ſchule“, die ſteckte da drin. Die Steuern vom 
Jahre 1924 waren beſtimmend für die Voraus: 
zahlungen von 1925 und 1926, dann kam der drei⸗ 
jährige Durchſchnitt für die nächſten Steuerzahlun— 
gen. (Zwiſchenrufe und Unruhe rechts.) 

Ich ſage Ihnen, warum Sie arm geworden 
ſind. Weil das Geld Ihnen durch den Wahnſinn 
der damaligen Regierung ausgepreßt wurde. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts und links.) Die dicke Berta der 
Deutſchnationalen predigte im Neujahrsgruß: 
„Sparſamkeit, Sparſamkeit“, Herr Pfarrer Weiße 
predigte heute theatraliſch Sparſamkeit, aber wenn 
Ihnen etwas lieb ift, find Sie nicht für die Mb- 
ſchaffung. Ich weiß, wo Sie ſparen wollen, näm- 
lich bei den Erwerbsloſen, aber die üblen Infla— 
tionseinrichtungen wollen Sie beibehalten. (Abg. 
Dr. Ziehm: Das iſt ja Schwindel!) Das ſind die 
Abſchlußzahlen der Rechnung von 1924, die ſind 
im Rechnungsprüfungsausſchuß feſtgeſtellt worden. 
(Zwiſchenrufe links.) Wenn die Wirtſchaft heute, 
wo ſie am Boden liegt, die Regierung zwingt, einen 
Abbau vorzunehmen, dann iſt nicht die heutige 
Regierung daran ſchuld, ſondern das Verbrechen 
vom Jahre 1924, das die Wirtſchaft wie eine Zi— 
trone ausgepreßt hat, ausgepreßt 1924, ausge- 
preßt 1925! (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Ich 
weiß, an den Verhältniſſen von 1924 iſt heute 
nichts mehr zu ändern. Die Ausgaben ſind zu ge— 
ſetzlichen Ausgaben geworden, und die Ausgaben 
von 1924 mußten durch die Einnahmen im Jahre 
1925 gedeckt werden. (Was hat das mit der Poli- 
zeiſchule zu tun? rechts.) 

Nun ſind wir ſo weit, wie Herr Burandt ſagte, 
daß die Wirtſchaft am Boden liegt, um den Kredit 
ringt, und nun müſſen die Staatsausgaben herab— 
geſetzt werden. Da muß abgebaut werden, was ab— 
zubauen möglich iſt. Glauben Sie doch ja nicht, 
daß die Danziger allein auf die Polizeiſchule ver— 
zichten müſſen. Die Verhältniſſe in Danzig ge— 
ſtatten der Wirtſchaft nicht. Kapital zu ſammeln, 
ſie wird immer wieder durch die feſtgelegten Aus— 
gaben von 1924 erdrückt, und der Abbau wird 
weitergehen. (Abg. Weiße: Es wird dabei nichts 
geſpart!) 75000 Gulden oder 100 000 Gulden 
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jährlich ſind natürlich für Herrn Pfarrer Weiße 
nichts. (Soviel hat Herr Senator Arczynſki nicht 
geſagt! rechts.) Herr Abg. Weiße, ich wüßte, wo 
geſpart werden kann. (Abg. Weiße: Ich auch! — 
Herr Beyer iſt Finanzſenator, der weiß es! rechts.) 
So liegen die Verhältniſſe. Das ſind die finan⸗ 
ziellen Gründe, das iſt der Zuſammenbruch der 
Wirtſchaft, das ſind die ausgepreßten Wirtſchaft⸗ 
ler, aus denen die Zitronenpreſſe heute wirklich 
kaum einen Tropfen herausbringen kann. Das 
zwingt den Staat abzubauen, wo abzubauen mög⸗ 
lich iſt. Wir müſſen auch eine Erſparnis von 
100 000 Gulden in Kauf nehmen. Es wäre töricht, 
darauf verzichten zu wollen. Ich könnte Ihnen 
einen Abſchnitt aus einer Rede des Finanzſena⸗ 


tors Dr. Volkmann vorleſen, die er in dem Jahr 


gehalten hat. Da ſagt er: „Wir müſſen den Pfen⸗ 
nig wieder achten, denn wer den Pfennig nicht 
ehrt, iſt des Talers nicht wert.“ Da wurde aber 
nichts geſpart, und jetzt nicken Sie bei der Erwäh⸗ 
nung des Pfennigs mit dem Kopf. M. H., es bleibt 
dabei, aus Sparſamkeitsgründen muß in Danzig 
abgebaut, muß zuſammengelegt werden. Glauben 
Sie denn, daß wir ſtändig die drei Landratsämter 
halten können? Der Senat garantiert auch nach 
dem Abbau der Polizeiſchule eine beſſere Ausbil- 
dung. Der Polizeipräſident hat anerkannt, daß 
die Ausbildung noch beſſer fein wird. Und da foll 
der Senat ſich ſcheuen, abzubauen? Ich muß mich 
darüber wundern, daß Wirtſchaftler, die ſonſt 
Sparſamkeit fordern und ihre Not klagen, hier 
einer Erſparnis widerſprechen. Ich kann darin 
höchſtens einen anderen Grund finden, daß es ſich 
um ein Liebesobjekt handelt und Sie Ihren 
Freunden die Stellungen, die ſie für Lebensſtel— 
lungen halten und als gut empfunden haben, er- 
halten wollen. Sie fürchten alſo den Abbau beſſerer 
Beamtenſtellen. (Abg. Senftleben: Sie haben 1924 
auch nicht gegen Ihr erhöhtes Gehalt proteſtiert!) 
Die Beamtenſchaft weiß, daß ich der Erſte war, der 
einen Plan über den Abbau der Beamtengehälter 
vorlegte; denn ich habe abgebaut. Mir kam es 
nicht darauf an, monatlich 50 oder 100 Gulden 
mehr zu erhalten. Mir kam es und kommt es 
heute darauf an, daß die, die nach mir kommen, 
Lebensmöglichkeit haben. Ich habe nur noch ein 


paar Jahre zu leben und will, daß es meinen Kin- 


dern gut gehen ſoll. Herr Karkutſch, was mir da— 
mals nicht abgezogen wurde, muß ich freiwillig in 
die Wirtſchaft geben, um meinen Kindern die Le— 
bens- und Arbeitsmöglichkeit zu erhalten. Mjo 
einen Gewinn habe ich von meiner Beſoldungs— 
bezw. Penſionserhöhung nicht. Die geht ſo wie ſo 
flöten und es wäre mir lieber geweſen, der Be— 
trag wäre in die allgemeine Kaſſe gefloſſen, als 
daß ich ihn als Notzuſchuß meinen Kindern geben 
muß. So geht es anderen Beamten auch. 

Der Senat hat recht getan, wenn er fih ent- 
ſchloſſen hat, alle Objekte, die ſich abbauen laſſen, 
aus finanziellen Gründen abzubauen. Dabei muß 
er über das Einzelintereſſe weniger Beamten und 
über die Intereſſen der Deutſchnationalen, die die 
beſten Stellen für ihre guten Freunde haben wol— 
len, hinwegſchreiten. Bedauerlich iſt heute ledig— 
lich bei dieſer Ausſprache, daß die Deutſchnationa— 
len durch ihre Große Anfrage Erörterungen er— 


Mittwoch, den 5. Februar 1930. 2147 


zwungen haben, die beſſer unterblieben wären. 
(Zurufe rechts.) Die Deutſchnationalen haben da⸗ 
mit ſicherlich nicht der Wirtſchaft gedient, auch 
nicht dem Staatsintereſſe, ſondern ſie haben Maul⸗ 
wurfsarbeit an der Selbſtändigkeit der Freien 
Stadt Danzig geleiſtet. (Lebhaftes Bravo! links.) 
5 Das Wort hat der Herr Abg. Hohn⸗ 
t 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
.! In einem Jahr haben wir Neuwahlen und 
m. D. u. H. von rechts, wenn Sie einen Bedarf an 
Rednern für den Privatkapitalismus haben, fo 
ſteht Herr Abg. Beyer zu Ihrer Verfügung. Ich 
bin dankbar, daß die Diskuſſion heute einen Sozi⸗ 
aldemokraten auf die Tribüne gebracht hat, der 
ſich mehr als Kapitaliſt gebärdet als die Oppo⸗ 
ſition. Herr Abg. Beyer, ich bin der Meinung, 
daß Sie von Ihren Schülern in der Schule verlan— 
gen können, daß ſie alles das glauben, was Sie 
ihnen vorreden. Aber Sie können von der Oppo⸗ 
ſition hier, die auch rechnen kann, nicht erwarten, 
daß fie Ihren heutigen Unjinn glaubt. Wenn 
Ihnen von Fachleuten, denen gegenüber die fach: 
männiſche Tätigkeit des Senators Arczynſki in 
Zweifel geſtellt werden kann, nachgewieſen wird, 
daß die Ausbildung der Polizeiſchüler in Deutſch— 
land teurer iſt als in Danzig, ſo können Sie uns 
nicht vorrechnen, daß Erſparniſſe erzielt würden, 
wenn die Polizeiſchule aufgehoben wird. Man 
muß aljo nur dort Erſparniſſe zu erzielen verju- 
chen, wo ſie tatſächlich auch möglich ſind. Um die 
Zahlen, die Ihnen Herr Schilke und Herr Jahr 
gegeben haben, drücken Sie ſich herum, genau ſo 
wie Herr Senator Arczynſki, nur mit dem Unter: 
ſchied, daß Herr Senator Arczynſki dann noch den 
Mut aufbringt, nach vorn zu kommen und zu fa- 
gen, er müſſe es durchaus ableugnen, daß unſere 
Schutzpolizei zu klein iſt. Bildet er ſich ein, daß er 
mehr von der Polizei verſteht, als ein Mann, der 
jahrelang im Beruf ſteht? Was würden Sie als 
Lehrer ſagen, wenn Ihre dummen Jungens ſich 
für klüger halten würden als derjenige, der ihnen 
etwas beibringen ſoll? So ähnlich kommt mir die 
Stellungnahme des Herrn Senators Arczynſki vor. 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, Sie haben 
indirekt, nicht direkt, klar und deutlich den Herrn 
Senator mit einem dummen Jungen verglichen, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Hohnfeldt: Ich 
bin mir deſſen nicht bewußt, möchte aber bemerken, 
daß mir von links das Wort „Lügner“ zugerufen 
wurde. Das hören Sie nicht, Herr Präſident! Es 
iſt nicht meine Aufgabe, für Ordnungsrufe zu ſor— 
gen!) Ich verbitte es mir, mir unterſtellen zu wol— 
len, daß ich etwas abſichtlich überhöre. Bei die— 
ſem Lärm iſt mir der Zwiſchenruf entgangen. (Abg. 
Hohnfeldt: Von wem ging er aus? Von Ihrer 
Seite!) Ich bedaure ſehr, daß mich die Herren Bei— 
fiker in dieſer Beziehung nicht unterſtützt haben. 
(Abg. Brill: Seit wann bekommt man für die 
Wahrheit einen Ordnungsruf, wenn Lügner ge⸗ 
jagt wurde, jo iſt das doch die Wahrheit!) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es war 
intereſſant, daß von dem Regierungsparteiler 
Beyer geſagt wurde, der Senat habe den Entſchluß 
gefaßt, die Polizeiſchule zu beſeitigen, und wir 
hier feſtſtellen müſſen, daß das Zentrum, das 
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ſchließlich auch etwas in der Koalition zu ſagen 
hat, ſich aus ſachlichen Gründen gegen die Auf- 
löſung wendet. Ich weiß nicht, aus welchen Grün⸗ 
den die Liberale Partei für die Auflöſung iſt; es 
iſt möglich, daß bei ihr die privatkapitaliſtiſchen 
Gründe des Herrn Beyer ausſchlaggebend waren: 
„Es iſt billiger, die Polizeiſchüler nach Berlin zu 
ſchicken, wir löſen die Schule auf und zahlen dann 
ein paar Pfennige mehr.“ Es iſt aber kaum mög⸗ 
lich, daß dieſe Gründe bei der Sozialdemokratie 
vorherrſchend waren, die auf etwas anderes aus- 
geht, was aber heute abend noch nicht ausge- 
ſprochen worden iſt. 


Herr Abg. Jahr behauptete, daß im Ausſchuß 
die Möglichkeit beſtände, auf die politiſchen Mus- 
wirkungen einzugehen. Ich habe keine Urſache, 
dieſe politiſchen Auswirkungen der Auflöſung der 
Polizeiſchule im Plenum zu verſchweigen. Ich 
jage mir parteipolitiſch folgendes: Senator Arc- 
zynſki ſcheint in Danzig die Reform ſeines Ge— 
noſſen und Kollegen Grzeſinſki nicht zu glücken. 
Dieſer hat eine durchaus geſinnungstüchtige Schutz 
polizei, die ja bei den letzten Wahlen zu einem 
Viertel kommuniſtiſch wählte; der übrige Teil war 
ſchwarz-rot⸗gold mit Ausnahme der zentrümlichen 
Offiziere. Was kann alſo Herrn Arczynſki bewe— 
gen, die Polizeiſchule in Danzig aufzulöſen und 
ſeine Leute nach Deutſchland zu ſchicken? Nichts 
anderes als daß das glücklich durchgeführt wird, 
was ihm in Danzig bisher nicht möglich geweſen 
iſt. Der Einfluß des freien Polizeibeamtenbundes 
iſt ihm noch nicht genügend. Herr Hauptmann 
Jahr wird ſich noch freuen, wenn fih diefe Mus- 
wirkungen des Reichsbanners ſchwarz⸗rot⸗gold 
ſpäter in Danzig mehr bemerkbar machen werden. 
Ferner ijt Herrn Arczynſki die Tendenz nicht genii- 
gend geſinnungstüchtig, die er in der Polizeiſchule 
diktatoriſch einpflanzen möchte. Ich bedaure, daß 
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man einen tüchtigen Major wegen Ueberalterung 
hat gehen laſſen müſſen. Er gehörte zu denjenigen, 
die ihre Tätigkeit ruhig und ſachlich ausgeübt Ha- 
ben und ſich nicht darum kümmerten, ob es Herrn 
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Arczynſki paßte oder nicht. 
für Herrn Arczynſki, die Leute nach Berlin als 
nach Kiel zu ſchicken. Dort lernen ſie, wie man 
mit politiſchen Gegnern umgeht. Freuen Sie ſich, 
daß die Kommuniſten nicht im Saale anweſend 
waren, die hätten Ihnen vielleicht etwas von den 
ſchwarz⸗rot⸗goldenen Gummiknüppeln und vom 
Miniſter Grzezinſki erzählt. Was haben wir in 
Preußen und Deutſchland erlebt, abgeſehen vom 
1. Mai! Wollen Sie dies Syſtem, daß friedliche 
Staatsbürger mit dem Gummiknüppel bekommen, 
und zwar nur deshalb, weil ſie politiſche Gegner 
find, auch nach Danzig bringen? Ich bin der Mei- 
nung, daß Ihnen die Zuverläſſigkeit der Danziger 
Polizei ein Dorn im Auge iſt. Die möchten Sie 
etwas angebohrt haben. Wenn Sie ſich ein Bei— 
ſpiel nehmen wollen an der Grzezinſki'ſchen Ro: 
lizei, dann gönnen wir Ihnen als Sozialdemo— 
kratie Ihre Schutzpolizei. Aber jeder Senat iſt 
ſoviel wert, wie er in die Schutzpolizei hineinſteckt. 
Die Autorität des Staates auf der Straße iſt fo- 
viel wert, wie da hineingeſteckt wird. Oder an- 
ders: Wenn der Senat und ſeine Autorität nichts 
taugt, taugt ſeine Schutzpolizei auch nichts. (Abg. 
Brill: Ich will feſtſtellen, daß nur Beamte ge— 
ſprochen haben!) 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, es ift Ueberweiſung der Großen Anfrage 
an den Hauptausſchuß beantragt. Ich bitte die 
D. u. H., die den Antrag annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Das ift die Mehrheit, die Große An- 
frage iſt ſomit dem Hauptausſchuß überwieſen. M. 
D. u. H., ich ſchlage vor, die heutige Sitzung zu 
vertagen. Ich bin allerdings nicht in der Lage, 
Ihnen heute ſchon für die nächſte Sitzung und die 
Tagesordnung Angaben machen zu können. Ich 
bitte daher um die Ermächtigung, Tag und Tages- 
ordnung beſtimmen zu dürfen. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 40 Minuten.) 


Noch beſſer wäre es (C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, Dr. 
Wiercinſki-Keiſer; Oberregierungsräte Mundt, 
Kunſt; Oberbaurat Chariſius; Regierungs- und 
Baurat Dr. Hooſt. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 112. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem hohen Hauſe 
mitzuteilen, daß der Herr Abg. Dr. Bogdan einen 
Urlaub von drei Wochen nachgeſucht hat. Ich 
ſtelle feſt, daß Widerſpruch nicht erhoben wird. 
Der Urlaub ijt ſomit bewilligt. Im Einverneh— 
men mit dem Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor 


Punkt 8 der heutigen Tagesordnung, Große An- 


2149 


[frage Nr. 45 des Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. 


das Verhalten eines Landjägers, von der Tages⸗ 
ordnung abzuſetzen. Ich höre auch hiergegen keinen 
Widerſpruch und ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Neu eingegangen iſt ein Geſetzentwurf über 
Wahlen nach der Reichsverſicherungsordnung und 
dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. Druck und 
Verteilung habe ich veranlaßt. 
Wir treten nun in die Tagesordnung ein. Ich 
rufe Punkt 1 auf: 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 995. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vo 
liegen. Ich ſchlage vor, Punkt 1 der Tagesordnung 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich ſtelle den 
Beſchluß des Hauſes feſt. Ich rufe Punkt 2 auf: 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Drucksache Nr. 1002. Ich ſchlage auch hier vor, 
dieſen Punkt dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Widerſpruch wird nicht laut, ich ſtelle den Be— 
ſchluß des Hauſes feſt. Ich rufe Punkt 3 auf: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Straf⸗ 
verfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 1003 zu Nr. 972. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir ſchreiten zur Abſtimmung, 
und zwar ſtimmen wir über den Antrag des 
Oberſtaatsanwalts ab. Ich bitte die D. u. H., die 
dieſem Antrag Folge geben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 4 auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
bezüglich der mit der Republik Polen be⸗ 
ſchloſſenen Vereinbarungen betr. einige 
Fragen des Danzig⸗polniſchen Abkommen 
vom 24. Oktober 1921. 
Druckſache Nr. 992. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie— 
gen. Ich ſchlage vor, Punkt 4 der Tagesordnung 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich ſtelle die 
Zuſtimmung des Hauſes feſt. Ich rufe Punkt 5 
auf: 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über die Baupolizei in den 
Landkreiſen. 


Druckſache Nr. 999 zu Nr. 971. Ich eröffne die 


Beſprechung zu $ 1 und ſchließe fie, da Wortmel⸗ 


dungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 8 1 annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
§ 1 iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf und ſtelle 
die Annahme fejt. $ 3 angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf und bitte diejenigen, die fie an- 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, fte iſt angenommen. Damit ift das Ge- 
jeg in der zweiten Beratung erledigt. Wir ſchrei⸗ 
ten zur driten Beratung. Ich eröffne die allge— 
meine Beſprechung und ſchließe fie, da Wortmel⸗ 


dungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzel⸗ 


beratung. Ich rufe § 1 auf, eröffne und ſchließe 


die Beſprechung, da keine Wortmeldungen vor⸗ 


liegen. Ich bitte diejenigen, die S 1 annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
S 1 ift angenommen. Ich rufe § 2 auf und ſtelle 


(©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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(Präſident) 

die Annahme fejt. § 3; angenommen. Ueberſchrift; ner bereits zirka ſieben Monate vorliegt 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ diverſe Male auf der Tagesordnung geſtanden 


mung. Ich bitte diejenigen, die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich zu er- 
heben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt ſo— 
mit in zweiter und dritter Beratung angenom- 
men. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
die Punkte 6 und 7 von der heutigen Tagesord— 
nung abzuſetzen, weil der zuſtändige Senator 
eines Todesfalls wegen an der Sitzung nicht teil- 
nehmen kann. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (H. P.): M. D. u. H.! 
Es it eigentümlich, daß die Regierungsparteten 
einen Antrag, den wir bereits am 24. Auguſt 
vorigen Jahres (Hört, hört! rechts.) eingebracht 
haben, heute erneut von der Tagesordnung ab- 
ſetzen wollen. Dies Beginnen grenzt faſt ans 
Poſſenhafte. Ich verſtehe etwas Derartiges nicht. 
M. D. u. H.! Sie ſind ſich doch bereits über die 
Herausgabe eines neuen Wohnungswirtſchaftsge— 
ſetzes einig geworden. Dann kann doch nichts dem 
entgegenſtehen, daß der Punkt 6 heute beraten 
wird. (Der Senator fehlt! links.) Der Senator hat 
ſchon einmal gefehlt und gewünſcht, daß aus die- 
jem Grunde der Punkt von der Tagesordnung ab 
geſetzt werden ſollte. Darauf ſind wir damals auch 
entgegenkommend eingegangen. Wir haben aber 
jetzt das lebhafteſte Intereſſe, da Sie das neue 
Geſetz herausbringen wollen, vorher zu begrün— 
den, daß wir gegen eine weitere Belaſtung des 
Hausbeſitzes und einen weiteren Ausbau der 
Zwangswirtſchaft ſind. (Das wiſſen wir ſchon! 
links.) Ich beantrage daher, daß Punkt 6 nicht 
geſtrichen, ſondern behandelt wird und beantrage 
hierfür namentliche Abſtimmung, um zu erſehen, 

Präſident: Zur Geſchäftsordnug hat das Wort 
der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Ich 
muß namens der Deutſchnationalen Fraktion Da- 
gegen Widerſpruch erheben, daß die Große An— 
frage Nr. 54 von der Tagesordnung abgeſetzt wird. 
Ich erſtrecke den Widerſpruch zugleich auch auf 
Punkt 6. Ich möchte fagen, daß die ganze Behand: 
lung dieſer Angelegenheit nicht der Bedeutung der 
Frage und der Würde des Hauſes entſpricht. Seit 
Monaten find dieſe Vorlagen auf der Tagesord- 
nung und immer wieder abgeſetzt worden. Nad- 
dem Sie ſich über die Grundſätze eines neuen 
Wohnungswirtſchaftsgeſetzes einig geworden find, 
müßten Sie doch Stellung nehmen können. Wir 
verſtehen es nicht, daß dieſe wichtige Frage immer 
wieder hinausgeſchoben wird. Auch breiteſte Kreiſe 
der Oeffentlichkeit haben das größte Intereſſe 
daran, daß dieſe Angelegenheit endlich einmal 
erörtert wird. Nachdem einiges über Ihre Ab— 
ſichten in den Zeitungen bekannt geworden iſt, 
will die Oeffentlichkeit mehr davon wiſſen. Ich 
beantrage, dieſe beiden Punkte jetzt zu behandeln. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
W. Lemke. 


Lemke, W., Abgeordneter, (M.u. Gl.): M. D. 
u. H.! Nachdem der Antrag des Herrn Abg. Bren— 


hat, finde ich es doch ganz eigentümlich, daß man 
heute wiederum den Antrag ſtellt, dieſen Punkt 
von der Tagesordnung abzuſetzen. (Was 
Sie für ein Intereſſe daran? links.) Ich bin nicht 
Fürſprecher für den Antrag Brenner (Was wollen 
Sie dann? links), ſondern ich ſpreche nur da— 
gegen, daß man in dieſer Art und Weiſe die Min— 
derheit des Volkstages vergewaltigt. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. H.! 
Ich kann durchaus verſtehen, wenn die Antrag— 
ſteller und Anfrager ſich dagegen wehren, daß der 
Geſetzentwurf und die Große Anfrage von der 
Tagesordnung abgeſetzt werden. Aber Sie werden 
es auch verſtehen, daß wir den Wunſch haben, 
heute über dieſe Angelegenheit nicht zu ſprechen. 
(Warum nicht? Aha! rechts.) Ich will es ſofort 
ſagen. Aus dem einfachen Grunde nicht, weil wir 
beſtimmt annehmen können, daß in der aller— 
nächſten Zeit eine Vorlage der Regierung dem 
Hauſe zugehen wird. Wenn das richtig iſt, was ich 
ſage, und ich glaube, daß es richtig iſt, wäre es 
doch Zeitverſchwendung, heute über eine Materie 
ſtundenlange Debatten im Hauſe zu führen 
und vielleicht in 14 Tagen dieſe Debatte 
zu wiederholen. Aus dieſem Grunde möchte 
ich Sie bitten, damit einverſtanden zu ſein, 
daß dieſe Punkte heute zum letztenmal vertagt 
werden, und zwar ſolange, bis die Regierungs— 
vorlage vorliegt. Ich habe ſchon geſagt, daß ſie in 
nächſter Zeit zu erwarten iſt. Wenn Sie das nicht 
wünſchen, ſo gibt es noch einen anderen Weg, den 
Sie beſchreiten könnten. Ich möchte Ihnen ſehr 
gern entgegenkommen. Ueberweiſen Sie dieſe bei— 
den Punkte der Tagesordnung dem Siedlungsaus— 
ſchuß und verzichten Sie heute auf eine Mus- 
ſprache darüber. Sie können dann Dei Der allge- 
meinen Ausſyrache über die Regierungsvorlage 
ſowohl auf den Geſetzentwurf wie auf die Große 
Anfrage zurückkommen. Das ſteht Ihnen frei. 
Aber die Beſprechung in kurzer Zeit zweimal zu 
wiederholen und heute eine Debatte zu führen, 
ohne daß die Regierungsvorlage vorliegt, davon 
bitte ich Sie Abſtand zu nehmen. 

Außerdem trifft es zu, was der Herr Abg. 
Brill gejagt hat, daß Herr Bauſenator Dr. Mlt- 
hoff heute nicht hier ſein kann, weil er verreiſen 
mußte. Er iſt nicht etwa ausgewichen, weil er die 
Debatte fürchtet. Das nehme ich nicht an, und das 
kann auch nicht der Fall ſein. Warum er verreiſen 
mußte, iſt geſagt worden, und ich wüßte nicht, was 
die Debatte für einen Zweck haben, ſollte, wenn 
der Bauſenator nicht anweſend iſt. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Ich glaube, wenn wir heute tatſächlich, ohne 
zu verhandeln die Dinge an den Ausſchuß verwei— 
ſen oder wenn wir überhaupt die Sache von der 
Tagesordnung abſetzen, dann ſteht viel mehr auf 
dem Spiel als lediglich die Frage des Wohnungs- 
wirtſchaftsgeſetzes. Nach meiner Meinung ſteht die 
Tatſache zur Diskuſſion, ob wir noch ein Parla- 
ment ſind oder nicht. Seit mindeſtens zwei Jahren 


haben: 


und (C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
wird die Frage der Wohnungswirtſchaft venti⸗ 
liert. Es war bei Bildung der Koalition eine der 
grundſätzlichſten Fragen. Inzwiſchen ſind dauernd 
irgend welche anderen Sachen dazwiſchengekom⸗ 
men. Zuerſt war es die mangelnde Anweſenheit 
eines Sengtors. Dann hieß es, wir müßten ſolange 
warten, bis der neue Senator eintrifft. Als der 
Senator da war, hieß es, man müſſe drei Monate 
warten, bis er ſich eingearbeitet habe. Dann mußte 
der Senator auf Urlaub gehen. Als er zurück⸗ 
kam, fingen die Koalitionsparteien an, ſich dar⸗ 
über zu unterhalten, wie das Geſetz ausſehen 
ſollte. Immer wieder hieß es, daß es in der nächſten 
Woche kommen ſolle. Dann kam es wieder nicht. 
Jetzt liegt die Sache glücklich zum ſechſten Mal 
vor. Sie ſoll wieder vertagt werden, weil der Se⸗ 
nator aus perſönlichen Gründen abweſend iſt. 
(Zuruf links.) Wenn Ihnen, Herr Abg. Brill 
das paſſieren ſollte, gerade Ihnen vom parlamen- 
tariſchen Standpunkt aus, dann würden Sie ein 
Theater aufführen, mit Stinkbomben werfen, 
daß wir alle aufplatzten. Es iſt merkwürdig, daß 
Sie den Parlamentarismus in dieſer Weiſe ent- 
zweiſchlagen. Die Dinge laufen einmal in Danzig 
ſo, daß Sie (nach links) regieren. Sie werden da⸗ 
für die Verantwortung übernehmen müſſen, wenn 
Sie uns ſo behandeln. (Abg. Gehl: Gern!) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Bertling. ; 

Berthing, Abgeordneter (D.Nat.): Meine 
Fraktion ſchließt ſich den Ausführungen des Herri 
Abg. Dr. Blavier an. Auch wir ſind der Anſicht, 
daß es ſo nicht weitergehen kann. In weiten Be— 
völkerungskreiſen iſt man der Meinung, daß der 
Senat überhaupt nicht die Kraft findet, ein Woh— 
nungswirtſchaftsgeſetz im Entwurf vorzulegen. Es 
iſt bedauerlich, daß der Herr Senator verreiſt iſt. 
Wir ſind der Anſicht, daß dieſe Angelegenheit 
aber nicht Sache eines einzelnen Senators, ſon— 
dern des Geſamtſenats iſt. Wir wollen uns 
hiermit aber heute nicht weiter beſchäftigen, fon- 
dern proteſtieren gegen dieſe andauernde Ver⸗ 
ſchleppung. Es iſt nicht wegzuleugnen, daß der 
Herr Präſident des Senats Ende vorigen Jahres 
ſagte, ſpäteſtens Ende Januar komme beſtimmt 
ein Entwurf des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes. 
Dann hatte ich Gelegenheit, mit einer Deputation 
dem Herrn Vizepräſidenten des Senats die Auf⸗ 
wartung zu machen. Der ſagte allerdings, es 
werde vielleicht bis April dauern. Wir werden bis 
April warten, dann werden wir unſere Maß— 
nahmen ergreifen. 

Präſident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung 
über den Antrag, die Punkte 6 und 7 von der 
Tagesordnung abzuſetzen. Ich bitte die D. u. H., 
die dieſem Antrag ſtattgeben wollen, ih zu er 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an— 
genommen. Die Punkte 6 und 7 ſind von der 
Tagesordnung abgeſetzt. Punkt 8 war von vorn- 
herein abgeſetzt. Ich rufe daher jetzt Punkt 9 der 
Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 55 des Abg. Raſchke 
u. Fr. über die Vorenthaltung der Arbeits⸗ 
karte eines Hafenarbeiters. 


Druckſache Nr. 973. Das Wort zur Begründung 


hat der Herr Abg. Schulze. 
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Schulze, Abgeordneter (K. P.): In Druckſache 
Nr. 973 fragen wir den Senat, warum dem Hafen— 
arbeiter Auguſt Klaffke die Arbeitskarte für Ha— 
fenarbeiter nicht gegeben worden ift. Klaffke iſt 
bereits ſeit 10 Jahren im Hafen beſchäftigt und 
faßt die Hafenarbeit als ſeinen Beruf auf. Da 
man ihm auf Grund der Maßnahmen des Senats 
nicht die Arbeitskarte ausgehändigt hat, hat man 
ihm ſomit die Möglichkeit genommen, ſeinem Be— 
ruf nachzugehen. Man verweigert ihm die Karte 
und überweiſt ihn zwangsweiſe der Erwerbsloſen— 
fürſorge. Klaffke iſt noch heute gewillt, ſeiner 
Arbeit nachzugehen. Geben Sie ihm die Möglich— 
keit, ihr nachzukommen. 

Durch die Ueberweiſung des Arbeiters Klaffke 
an die Erwerbsloſenfürſorge iſt er Spielball des 
Herrn Ziegert geworden. Herr Ziegert vom Ar- 
beitsamt hat es jetzt in der Hand, den Arbeiter 
Klaffke ſobald als möglich in eine Arbeit einzu— 
weiſen und ihn dadurch, wenn er die ihm zuge— 
wieſene Arbeit nicht annimmt, aus der Erwerbs- 
loſenfürſorge auszuſperren. Das find die Auswir— 
kungen der damaligen Beſchlüſſe des Senats be— 
treffs der Arbeitskarte der Hafenarbeiter. So ſieht 
die fruchtbringende Arbeit der Koalition aus. So 
ſehen die Früchte aus, die den Hafenarbeitern in 
ihren Verſammlungen von der Gewerkſchaftsbüro— 
kratie verſprochen worden ſind. Vor drei Jahren 
fuhren die Gewerkſchaftsführer aus Danzig nach 
dem Hamburger Hafen, um ſich dort die Verhält— 
niſſe und Arbeitsweiſen anzuſehen. Man wollte 
lernen, in wieweit auch in Danzig die Arbeits— 
weiſe der Hamburger Hafenarbeiter übernommen 
werden kann. Sind das etwa die Ergebniſſe, die 
damals die Herren der Gewerkſchaftsführung von 
Hamburg mitbrachten? 

Wir ſtellen feſt, daß der Arbeiter Klaffke einen 
revolutionären Standpunkt einnimmt. (Zuruf 
links.) Donnerwetter das tut er. Darum müſſen 
Sie mit Hilfe Ihres Koalitionsſenats dieſen Mr- 
beiter Klaffke aus ſeinem Arbeitsprozeß drängen. 
(Abg. Kloſſowſki: Unſinn!) Sie mögen zwanzig- 
mal ſagen, es ſei Unſinn. Es iſt eben kein Unſinn. 
Sie ſagen auch oft, der Rubel rollt, er rollt eben 
nicht. (Abg. Kloſſowſki: Bei Ihnen rollt er!) 

Wenn feſtſteht, daß der Senat durch die Ueber— 
weiſung des Arbeiters Klaffke an die Erwerbs— 
loſenfürſorge die Möglichkeit hat, ihn auf dieſe 
Weiſe aus der Fürſorge herauszudrängen, ſo glau— 


ben Sie nicht, daß Sie derartige revolutionäre 
Elemente dadurch demoraliſieren. Dieſe Leute 


werden unter den Hafenarbeitern weiter tätig 
ſein, um alle zu überzeugen, daß das was Sie in 
bezug auf die Arbeitskarten beſchloſſen haben, nur 
eitel Lug und Trug iſt. (Abg. Kloſſowſki: J wol) 
Ob Sie „J wo“ fagen oder nicht. An uns wird 
es liegen, dieſen Leuten klar zu machen, daß ſie 
ſich dies nicht gefallen laſſen dürfen, ſondern den 
ſchärfſten Kampf gegen dieſe Maßnahmen führen 
müſſen. 
Präſident: Ich rufe Punkt 10 der Tagesord⸗ 
nung auf: 
Große Anfrage Nr. 56 des Abg. Raſchke 


u. Fr. betr. Sperrung von Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützungen. 


(©) 


(D) 


(A 


(B 


zuſtehende geſetzliche Unterſtützung. 


— 


— 
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(Präſident) 

Druckſache Nr. 990. Das Wort 
dung hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wie zur Zeit 
der deutſchnationalen Regierung muß man auch 
unter der jetzigen Regierung immer wieder feſt— 
ſtellen, daß die Exwerbsloſen ſowohl aus der Stadt 
wie vom Lande tagtäglich zu uns kommen und Be— 
ſchwerde darüber führen, daß ihnen die Erwerbs— 
loſenunterſtützung entzogen oder gekürzt wird. 
Insbeſondere ſind es die ſozialdemokratiſchen Ge— 
meindevorſteher, die es meiſterhaft verſtehen, die 
Geſetze, die ſich ſchon ſowieſo immer gegen die Ar— 
beiterſchaft auswirken, zu umgehen, um den Er— 
werbsloſen die Erwerbsloſenunterſtützung nicht zu 
geben. Ich will insbeſondere einen Fall anführen, 
der da zeigt, daß man jetzt immer mehr verſucht, 
den Erwerbsloſen die ihnen zuſtehende Induſtrie⸗ 
arbeiterunterſtützung nicht zu bewilligen. Nur ein 
Fall aus Groſchkenkampe. Da ſchreibt der Ge— 
meindevorſteher: „Dem Arbeiter Paul Worrak 
wird auf ſeinen Antrag auf Unterſtützung als In: 
duſtriearbeiter eröffnet, daß aus den hier vorlie- 
genden Beſcheinigungen ein Nachweis über die 
Beſchäftigung in den letzten fünf Jahren nicht zu; 
erſehen ift. Aus dieſem Grunde iſt eine Beurtei- 
lung, ob Worrak wirklich einen Berufswechſel vor 
genommen hat, unmöglich. Eine Erhöhung der 
Unterſtützung können wir daher nicht gewähren. 
Der Erwerbsloſenausſchuß, Eſau, Gemeindevor⸗ 
ſteher.“ Trotzdem der Erwerbsloſe die Arbeits- 
beſcheinigung an den Kreisausſchuß geſandt hat, 
geben ihm der Kreisausſchuß und der Gemeinde— 
vorſteher nicht die Unterſtützung der Induſtrie⸗ 
arbeiter. Die Beſcheinigungen, die er als In— 
duſtriearbeiter erhalten hat, ſind angeblich ver— 
loren gegangen. Infolge dieſes angeblichen Ver— 
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zur Begrün⸗ 


| 
| 


werden beweiſen, daß ſie ſich dieſes Elend 


lorengehens erhält der Erwerbsloſe nicht die ihm 
Als die So- 
zialdemokraten das erſte Mal in die Regierung 
gingen, da waren es die deutſchnationalen Ge: | 
meindevorſteher, die erklärten, jetzt dürfen wir 
nicht ſparen, jetzt werden wir den Erwerbsloſen 
die Anterſtützung geben, damit dieſe Regierung 
bald kaputt geht, damit ſie nicht mehr imſtande 
iſt, den Erwerbsloſen die Unterſtützung zu zahlen. 
Heute ſehen wir, daß die Deutſchnationalen auch 
ſparen, weil ſie erkannt haben, daß diefe Regie- 
rung es noch beſſer verjteht, den Erwerbsloſen die 
Unterftügung zu rauben, als die Herren Ziehm 
und Genoſſen. Wenn die Erwerbsloſen gegen 
dieſe Maßnahmen des Senats und der deutſch⸗ 
nationalen Gemeindevorſteher demonſtrieren, 
muß man feſtſtellen, daß der Senat dann in den 
Gemeindevorſtehern die beſte Stütze hat. | 

Eine ſolche Kreatur ijt der Gemeindevorſteher 
Schneider aus Stutthof. Da die Arbeiter in 
Stutthof unter Führung der Kommuniſtiſchen 
Partei gegen dieſen Hungerſenat für eine höhere 
Unterſtützung demonſtrierten, ſchließt der Ge- 
meindevorſteher aus Stutthof die Erwerbsloſen 
auf 2 oder 6 Wochen von der Unterſtützung aus. 
Dieſe Vorfälle haben unſere Große Anfrage Nr. 
56 veranlaßt. Die Erwerbsloſen haben demon— 
ſtriert, und dies gefällt dem Gemeindevorſteher 
nicht. Er erklärt einfach: „Ihr bekommt keine 


Anterſtützung mehr.“ Warum macht das der Ge- 
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meindevorſteher? Macht er es aus ſich allein her— 
aus? Nein, ſondern nur weil er ganz genau weiß, 
daß der Senat hinter ihm ſteht und alles billigt. 
Ich war ſelbſt mit den Erwerbsloſen beim Kreis— 
ausſchuß Danziger Niederung bei dem Kreisaus— 
ſchußſekretär Schulz und dieſer erklärte: „Warum 
demonſtrieren die Leute? Mögen ſie doch zu 
Hauſe bleiben, dann wird man ihnen die Unter: 
ſtützung nicht entziehen.“ Dies beweiſt klipp und 
klar, daß alle dieſe Maßnahmen durch den Senat 
gedeckt werden. Aber die Stutthöfer Arbeiter 
laſſen fih durch diefe Schikanen nicht einſchüchtern. 
Sie demonſtrieren trotzdem weiter, und es iſt ihnen 
auch gelungen, wieder die Anterſtützung zu erhal- 
ten. Unter dem Druck der Erwerbsloſen von Stutt⸗ 
hof, die unter Führung der Kommuniſtiſchen Par— 
tei kämpften, mußte der Gemeindevorſteher ihnen 
die Unterſtützung nachzahlen. Wir ſehen, daß 
man die Arbeiter durch alle dieſe Schikanen nicht 
mundtot machen kann, daß ſich die Stutthöfer Ar— 
beiter nicht haben einſchüchtern laſſen, und daß ſich 
auch die Erwerbsloſen des geſamten Freiſtaats 
Danzig nicht einſchüchtern laſſen werden, trotzdem 
man die Demonſtration der Erwerbsloſen morgen 
verboten hat. Man kann wohl die Demonſtration 
verbieten, aber nicht den Hunger der 21000 Er: 
werbsloſen. Man kann auch nicht den Hunger der 
Schichauarbeiter verbieten. Und weil die Er— 
werbsloſen und die Arbeiter hungern, werden ſie 
morgen trotz des Verbots demonſtrieren. = 
nicht 
länger gefallen laſſen. Aber dieſes Verbot zeigt 
die erbärmliche Handlungsweiſe dieſer Regierung. 

Präfident: Herr Abg. Langnau, ich rufe Sie 
wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wenn man 
angibt, daß die Demonſtration wegen Gefährdung 
der Sicherheit verboten iſt, ſo möchte ich fragen, 
welche Sicherheit gefährdet iſt, die Sicherheit der 
Erwerbsloſen oder die der Schichauarbeiter? Die 
haben nichts zu verlieren, ſondern nur zu gewin— 
nen. Es kann nur die Sicherheit der Reichen und 
Satten und die der Senatoren und der Gewerk— 
ſchaſtsbonzen gefährdet fein. (Zwiſchenrufe der 
Abg. Kloſſowſki und Selow. Heiterkeit und 
Unruhe links.) Die Erwerbsloſen und die Arbei— 
ter werden morgen trotz des Verbots demonſtrie— 
ren, weil ſie dieſer Regierung beweiſen wollen, 
daß ſie Hunger haben. Wir ſehen, daß die Regie- 
rung Geld hat, z. B. für die Schutzpolizei, für die 
Juſtiz, für die hohen Beamtengehälter, aber für 
die Erwerbsloſen und ihre Familien hat ſie kein 
Geld. 

Trotzdem wir wiſſen, daß die Antwort des Se— 
nats auch hier zu ungunſten der Arbeiter aus— 
fallen wird, fragen wir: „Iſt der Senat bereit, 
den Gemeindevorſteher ſofort feines Amtes zu ent- 
heben und ihn der Beſtrafung wegen Nötigung 
zuzuführen? Was gedenkt der Senat zu tun, um 
derartige Uebergriffe der Gemeindevorſteher zu 
unterbinden? Die Antwort des Senats iſt uns 
ja nicht maßgebend, (Abg. Kloſſowſki: Nein?) 
weil ſie nicht im Intereſſe der Arbeiterſchaft und 
der Arbeitsloſen iſt. Für uns wird die Antwort 
maßgebend ſein, die die Erwerbsloſen morgen dem 
Senat und den ſozialfaſchiſtiſchen Führern geben 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 
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werden, die unter Führung der Kommuniſtiſchen unternehmen wird. Es iſt aber bezeichnend, daß 
Partei trotz Verbots demonſtrieren werden. der Senat die Frage, ob er bereit ſei, ſofort das 

Präſident: Ich rufe Punkt 11 der Tagesord- Demonſtrationsverbot aufzuheben, dadurch pez 
nung auf: antwortet hat, daß er vorübergehend in Stutthof 


Große Anfrage Nr. 57 des Abg. Rajte das Demonſtrationsverbot aufhob. Am gleichen 
u. Fr. betr. Verbot von öffentlichen Kund⸗ Tage, und zwar geſtern, ift jedoch das Demon- 


gebungen in Stutthof. fſtrations⸗ und Kundgebungsverbot unter offenem 
Druckſache Nr. 991. Das Wort zur Begrün- Himmel im allgemeinen für den ganzen Bezirk 
dung hat der Herr Abg. Opitz. Danzig ausgeſprochen worden. Der Senat mar: 


Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die ſchiert alſo voll und ganz in der Richtung des 
Vorgänge, die ſich im Januar d. Is. in Stutthof Amtsvorſtehers in Stutthof. Der Senat hat klipp 
abſpielten, geben der Kommuniſtiſchen Fraktion und klar zum Ausdruck gebracht, daß er die Mei⸗ 
Veranlaſſung, den Senat zu fragen, wie es Mog- | nung des Amtsvorſtehers in Stutthof teilt, indem 
lich iſt, daß ſich ein Amtsvorſteher in der Gemeinde er der Anſicht ift, daß es nicht notwendig fei, daß 
Stutthof erlauben kann, dort den Belagerungs- die hungernden Arbeitermaſſen, die Erwerbsloſen, 
zuſtand mit Genehmigung und Zuſtimmung des Ortsarmen und Invalidenrentenempfänger ihre 
Yandrates des Kreiſes Danziger Niederung zu ver- Not öffentlich auf der Straße zeigen. Der Senat 
hängen. Es iſt natürlich notwendig, daß man ein- ſcheut. alſo den Ruf der Erwerbsloſen. Das iſt 
mal kurz unterſucht, was ſich eigentlich Ende Ja- beſchämend von den Regierungsparteien, wenn 
nuar in der dortigen Gemeinde abgeſpielt hat. ſie ſolch ein Verbot ausſprechen. Im Namen der 

Es handelt jih um folgendes: Die Arbeiter- Erwerbsloſen, aller Unterdrüdten und des ge- 
ſchaft und die Kapelle des Rotfrontkämpferbundes ſamten Proletariats erklären wir, daß derartige 
in Stutthof haben geübt. Es war natürlich nicht Verbote nichts ſind, daß es ihnen heute noch ge— 
die Stieberitz-Kapelle, die die Sozialdemokraten lingt, derartige Demonſtrationsverbote auszu⸗ 
und der Amtsvorſteher ſo gern hören, ſondern eine ſprechen, daß aber über kurz oder lang die Zeit 
Schalmeien⸗Kapelle. Der Amtsvorſteher erblickte kommt, wo fih die geſamte Arbeiterſchaft unter 
darin ruheſtörenden Lärm und ging ſogar noch Führung der Kommuniſtiſchen Partei ſolche Ver⸗ 
weiter, indem er erklärte, daß das unter Ume bote nicht gefallen laſſen wird, wo die Arbeiter: 
ſtänden Landfriedensbruch ſei. Er verbot alſo ſchaft mit bewaffneter Fauſt gegen Ihre Staats- 
das Ueben dieſer Kapelle. Das genügte ihm aber macht vorgehen wird, um Ihr korrumpiertes fa- 
noch nicht, ſondern er griff einzelne der Spieler pitaliſtiſches Wirtſchaftsſyſtem zu ſtürzen. Trotz 
tätlich an, worauf er natürlich aus Proteſt und des Verbots eines Arczynſki, welcher blutrünſtig 
auch aus Notwehr eine Proletarierfauſt auf ſeiner iſt, erklären wir, daß die Arbeiterſchaft unter 
Backe zu ſpüren bekam, d. h. daß er eine gekleiſtert Führung der Kommuniſtiſchen Partei am 
kriegte. Der Amtsvorſteher hat dieſerhalb Straf- 6. März aufmarſchieren wird. 

ind 1 8 oi afto 10 S | 
anzeige beim Amtsgericht geiene Die Sawe Prüäſtdent Herr Abg. Opi, ich rufe Sie we⸗ 
wird morgen aljo ein gerichtliches Nachſpiel haben. , N I - 2 N 
Es wäre intereſſant, vom Senat zu erfahren, wer gen der letzteren Bezeichnung eines amtierenden 
dem Amtsvorſteher die Befugnis gibt, den Belag Senator gur Ordnung. — Das Wort hat Herr 
gerungszuſtand über eine einzelne Gemeinde zu unter Ihpuſkf 
verhängen. Wer gibt dem Amtsvorſteher das Arczynſki, Senator: Die Große Anfrage Nr. 
Recht, die betroffenen vier Arbeiter für vier 57 iſt durch keinerlei Tatſachen begründet, da bis- 
Wochen aus der Erwerbsloſenunterſtützung aus- her ſämtliche angemeldeten öffentlichen Kund— 
zuſchließen? Wir ſind natürlich geſpannt, was gebungen und Umzüge ſowohl der Kommuniſtiſchen 
der Senat auf dieſe Frage antwortet. Partei als auch des Rotfrontkämpferbundes ge— 

Wenn mittlerweile die Sperrung des Bezuges nehmigt worden waren. Im übrigen bemerke ich, 
der Erwerbsloſenunterſtützung aufgehoben worden daß das Verbot von Verſammlungen keinen Be⸗ 
ijt, jo beweiſt das, mit welchem Unrecht der Amts: ſlagerungszuſtand darſtellt, denn einen Belage- 
vorſteher in Stutthof das Verbot jeder Kund- rungszuſtand, das ſollten Sie auch wiſſen (zu den 
gebung und Demonſtration unter freiem Himmel Kommuniſten), ſieht unſere Verfaſſung befannt- 
ausgeſprochen hat. Wenn die betreffenden Arbei- lich nicht vor. (Bravo! links.) 
ter wieder im Genuß der Erwerbslofenunter: Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
ſtützung ſind, ſo wird dadurch bewieſen, daß ſie ſich nicht vor, damit iſt die Große Anfrage erledigt. 
keine ſtrafbare Handlung haben zuſchulden kom⸗ Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 


men laffen. Die Anfrage ift in Druckſache Nr. 991 | Bericht des Hauptausſchuſſes über die 
enthalten. Wir fragen, ob der Senat bereit iſt, Große Anfrage Nr. 53 des Abg. Schweg⸗ 
gegen den betreffenden Amtsvorſteher und gegen mann u. Fr. betr. Fehlbetrag im Staats⸗ 
den Landrat Danziger Niederung diſziplinariſch haushalt. 


vorzugehen. Es ift uns klar, daß die Antwort des Druckſache Nr. 1006 zu Nr. 947. Wortmel⸗ 
Senats lauten wird, eine Veranlaſſung liege nicht dungen liegen nicht vor, Anträge ſind nicht geſtellt. 
vor, weil der Amtsvorſteher eine geſetzlich ge- Somit iſt Punkt 12 der Tagesordnung erledigt. 
ſchützte Perſon fei. Somit kann er vor jedem Ge- Ich rufe Punkt 13 auf: 


richt einen Eid leiſten, wogegen die anderen vier Bericht des Hauptausſchuſſes über die 
Arbeiter acht Eide leiſten können und trotzdem Große Anfrage Nr. 48 des Abg. Schweg⸗ 
immer wieder beſtraft werden. Wir find uns deffen | mann u. Fr. betr. Auflöſung der Polizei⸗ 


bewußt, daß der Senat in der Beziehung nichts ſchule. 


— 


D) 


(A) 
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(Präfident) f 
Druckſache Nr. 1009 zu. Nr. 905. Wortmel⸗ am Schluß unſerer Tagesordnung angelangt. DaB) 
dungen liegen nicht vor, Anträge find nicht ge- die Geſchäftslage ſo liegt, daß heute mit Be- 
ſtellt. Damit ift auch dieſer Punkt der Tages- ſtimmtheit weder der Tag noch die Tagesordnung 
ordnung erledigt. Ich rufe Punkt 14 auf: = en EB DEE bitte 
Eingaben laut Druckſache Nr. 1008. tg 8 Au age ee ? e agea 
Zu den Eingaben liegen Abänderungsanträge bis geit a EIS 57 ME neenlan: 
oder Wortmeldungen nicht vor. Ich ſtelle darum mSHE] . StHung: 
feft, daß das Haus den Entſcheidungen der. ein 5 5 
zelnen Ausſchüſſe beigetreten iſt. Somit ſind wir Schluß der Sitzung 4 Uhr 25 Minuten.) 
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